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Vorwort 

zur  zweiteu  Auflage. 


Der  zweite  Band  meiner  Finanzwissenschaft  hat  seit  einiger  Zeit 
T  Buchhandel  gefehlt.  Zur  Bearbeitung  der  zweiten  Auflage  konnte 
h.  indessen  erst  nach  der  Beendigung  des  dritten  Bandes  die  er- 
•rderllche  Zeit  finden. 

'  Die  neue  Auflage  ist  oiuo  „Tieliach  veräuderto  und  vermohrte, 
teilweise  umgearbeitete". 

*  Im  Grossen  und  Ganzen  ist  die  formelle  Eintheilung  des  Stoi& 
«eaelbe  wie  in  der  ersten  Auflage  geblieben.  loh  habe  nur  den 
Bschluss  an  die  inzwischen  (An&ng  1884)  erschienene  dritte  Anf- 
)ge  des  ersten  Bandes  anch  in  formeller  Hinsieht  herbeigeführt 


Im  Inhalt  ist  ebenfiiUs  gegen  die  erste  Auflage  keuie  allgemei- 

•?re  Veränderung  eingetreten.  Der  zweite  Band  behandelt  dcn- 
^ben  Stoff  wie  früher,  die  „Gebührenlehre"  und  die  „allgemeine 
ieuerlehre". 

Wohl  aber  ha^fn  erhebliche  Erweitern ngen  und  im  einzelnen 
^cherlei,  auch  eiugreilendere  Veränderungen  stattgefunden. 
'  Der  Umfang  dieser  neuen  Auflage  ist  lü5  (813  gegen  708)  Seiten 
iarker  als  derjenige  der  ersten,  eigentlich  aber  noch  erhebUch  mehr, 
« ich  jetzt  auch  hier  in  ähnliohcr  Weise  wie  in  der  dritten  Auflage  des 
fsten  Bands  und  wie  im  dritten  Bande  der  Finanzwissenschaft  nicht 
joss  für  ooncretes  Detail,  Literatur,  sondern  auch  für  die  spedel- 
)ren  Ausführungen,  Beweisführungen,  Belege  u.  s.  w.,  den  kleineren 
Voten-)  Druck  angewandt  habe,  —  nach  den  Gesiohtspnncten,  über 
^Iche  sich  das  Vorwort  zur  dritten  Auflage  des  ersten  Bands 
5.  Vllj  ausspricht. 

Die  biblitjgraphisch- literarische  Einleitung,  weichte  in  der  ersten 
•Auflage  am  Heginn  der  allgemeinen  Steuerlehre  stand,  ist  nunmehr 
au  die  Spitze  dieses  ganzen  Bands  gestellt  worden.  Zugleich  ward 
sie  erheblich  erweitert,  besonders  durch  eingehendere  Berücksiohti* 
gung  der  neuesten  allgemeinen  Fachliteratur.  Sr>  sind  aus  den 
12  Seiten  der  ersten  30  Seiten  in  dieser  neuen  Auflage  geworden. 

Auch  die  Gebührenlehre  hat  erhebliche  Erweiterungen  und  Ver^ 
ToUständigungen,  in  einigen  Partieen  aber  auch  eme  völlige  Um- 
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arheitiiiig  erfahren.    Ks  gilt  dies  besonders  von  der  prineipiellen 
Erörterung  in  der  „allgemeinoii"  Gobiihrotilehro  (§.  15 — 18  an  Stelle 
▼on  §.  277,  278  der  ersten  Auflage),  dann  TOm  System  der  Ver- 
waltungsgebühren, wo  die  frühere  formelle  und  sachliche  Behaod-  I 
lang  (%.  290)  mir  niobt  mehr  gODilgto  (§.  32—38).  Die  Arbetten  1 
Neamann's  und  Schall'«  habe  ioh  hierin  einigen  Poncten  genu  1 
auf  mich  einwirken  lassen.   Wo  ich  auch  jetet  noch  yon  dies»  * 
Autoren  abweiche,  geschieht  es  um  so  mehr  mit  ToUem  Bedacht, 
nach  sorgfältiger  Prüfting  der  Grande.    In  der  DarsteUnng  der 
einzelnen  (iebülireiizweige  haben  zahlrcicliü  kleinere  Veränderungen 
und  Vervollständigungen  stattgefunden,  aber  meine  principielle  Auf- 
fassung und  Behandlung  blieb  hier,  wie  übrigens  duch  im  Wesent-  ■ 
liehen  in  der  ganzen  (  n  hührenlehre,  die  frühere.     Dem  „social-  ^ 
politischen"  Gesichtspuuct  ist  nur  auch  hier  noch  eine  vermehrte  ■ 
Rücksichtnahme  zu  Theil  geworden.   Die  „Gebübrenlehre"  hat  sich  I 
so  um  30  Seiten  Termehrt  (166  gegen  136).  \ 

Der  Sdiwerpnnct  dieses  Bandes  liegt  nach  wie  Yor  darcham  > 
in  der  „allgemeinen  Steaerlehre*S  Kur  Dank  der  stärkeren  An- 
wendung dos  kleinen  Drucks  ist  es  mir  gelangen,  den  ohnehin  schon 
grossen  Umfang  dieser  Lehre  wenigstens  nicht  gar  zu  selür  anwachseD 
zu  lassen  (um  57  Seiten,  von  558  auf  615).  Die  formelle  Ein- 
theilung  des  Stoffs  ist  auch  hier  im  Ganzen  nicht  viel,  erheblicliLT 
nur  im  ersten  Kapitel  — •  die  „Kapitel"  entsprechen  dun  „Haupt- 
abschnitten" der  ersten  Auflage  —  verändert  worden,  die  Reihen- 
folge der  Gegenstände,  mit  einer  kl<»inen  Ausnahme  ni  Betrefl'  der 
Priucipien  der  Steuerverwaltung,  ist  dieselbe  geblieben.  In  formeller 
und  sachlicher  Beziehung  haben  aber  einige  wichtigere  Partieeo 
eingreifendere  Aenderungen  erfahren,  wenngleieli  auch  hier  meine 
pnncipielle  Auf&ssnng  und  Behandlung  in  lülen  Uauptpuncten  fest- 
gehalten wurde. 

Im  ersten  Kapitel  wird  jetst  eine  in  der  ersten  Auflage  (§.  329, 
339,  340)  zu  dürftige,  zum  Theil  ganz  fehlende  prindpielle  Erörter- 
ung über  Begriff  und  Ghnnd  der  Besteuerung  gegeben  (§.  81 — 87). 
Daran  reiht  sich  nunmehr  der  Abschnitt  über  „Terminologie",  in 
welchem  in  der  neuen  Auflage  auf  die  Controverse  über  „direete" 
und  „indirecte"  Steuern  genauer  eingegangen  wurde  (§.  97—100). 
Auch  hier  sind  es  neuere  Arbeiten  von  Schaf fle,  Sax,  Robert 
Meyer,  G.  Cohn,  Vocke,  Helferich  n.  A.  m,,  l)e.sunders  wieder 
?on  Neum'ann,  welche  die  Anregung  zu  erneuter  Prüfung  dieser 
Puncto  und  zu  Auseinandersetzungen  gegeben  haben.  Au  einem 
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sweiton  Steaerzweck  und  Steuerbegriff,  dem  „socialpolitiscbeii^*  aeben 
Am  „ma  finanziellen^^  (fiscalisohen),  habe  ich  hier  festgehalten,  meine 
Anriebt  aber  gogeii  die  mancherlei  Angriffe  darauf,  in  diesem  Kapitel 
nod  in  dem  späteren  Abschnitt  von  den  „Gerechtigkeitsgrundsätsen**, 

noch  genauer  zu  begründen  gesucht  (§.  82,  87,  156  ff.).  In  der 
jrpnannten  termuiolugischen  Controversc;  war  Ix^soiulers  mit  Neu- 
iiiuiiji  eine  Auseinandersetzung  geboten,  leh  bin  dabei,  in  Ab- 
ujiderunt,'  meiner  früheren  Aulia-ssnufr^  aber  ohne  diese  aufzugeben, 
zur  Statuiruug  eines  Doppolbegriffs  „diicüter"  und  „indirecter" 
Steaem  gekommen,  womit  mir  die  Streitfrage  allein  richtig  gelöst 
Huden  zu  können  scheint  (§.  97—100,  1.  Auflage,     338,  388). 

Weiter  haben  von  den  Abschnitten  über  die  Steuerpnnoipien 
diejenigen  Ton  der  Wahl  der  Steuerarten,  der  Ueberwälzungslehre 
ond  von  den  Gerechtigkeitsprincipien  grossere  Umänderungen  und 
besonders  die  Ueberwälzungslehre  Erweiterungen  erfahren.  Letztere 
(S.  332—372,  nunmehr  40  Seiten,  gegen  frühere  28,  Znsatz  von 
§.151—155  und  in  den  Vorbemerkungen  der  §§.  138,  139),  lial)o 
ich  mit  besonderem  Interesse  revidirt,  auch  mit  Rücksicht  auf  die 
neaere  Literatur  (v.  Falek,  Kaizl,  Schanz)  und  auf  die  Streit- 
fragen in  der  practischen  Politik.  Dabei  habe  icli  ziigleicli  die  be- 
kaonte  methodologische  Controverse  berührt  und  un  Ergebniss  wieder 
eine  Bestätigung  meiner  methodologischen  Aufüassung  und  SteUung- 
Bihme  gefunden. 

In  den  Erörterungen  über  Gerechtigkeit  galt  es,  meinen  „social- 
politischen*^  Standpunct  nodi  scharfer,  —  „noch  principieller*^  — 
«Den  Gegnern  gegenüber  zu  prädsiren  und  sni  begründen  (s.  be- 
«mders  §.  156,  157).   Sachliche  Goncessionen  habe  ich  dabei  nicht 

[gemacht,  a))er,  wie  ich  hofi'e,  Manches  besser  gefasst  und  begründet. 
In  den  Abschnitten  über  Allgemeinheit  und  üleichmässigkeit  der 
Besteuerung  ist  Vieles  formell  nmgearbeitet  und  weiter  ausgeführt 
Wurden  ())esondürs  §.  168 — 173,  an  Stelle  der  früheren  §.  40(>  — 414 
aad  §.  183-187  an  StoUe  der  §.  425—428).  —  Die'  kurze  Be- 
sprechung der  Steuerverwaltungsprincipien,  welche  in  der  vorigen 
Auflage  an  der  Spitze  des  Abschnitts  von  der  Steuerverwaltung 
sind,  bildet  nun  den  Schluss  des  Kapitels  von  den  Steuerprincipien 
(g.  189-192). 

Die  Kapitel  vom  Steuersystem  und  der  Steuerverwaltung  haben 
in  Emzelnen  vielerlei  Zurötse  und  VMandemngen  in  der  Fassung 

(80  z.  B.  ^.  304  ff.  im  Abschnitt  von  der  Veranlagung),  sachlich 
aber  nur  kleinere,  im  Gauzcu  keiue  durchgrcifeuden  Umgestaltungen 
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erfaliiLü.  Auch  nach  Ausarbeitung  des  der  speciellen  Steuorlehre 
und  dem  historischen,  statistischen,  legislativen  und  steuertechmsciieu 
Detail  gewidmeten  dritten  Bandes  der  Finanzwissenschaft  erwiesen 
sich  mir  irgend  wesentliche  sachliche  Veränderungen  in  den  genannten 
beiden  Kapiteln  der  allgemeinen  Steuerlehre  nicht  erforderlich.  Aach 
nicht  in  dem  geschichtlichen  Abrias  über  die  Entwicklung  der  Steuer- 
arten (§.  202^210).  Ich  konnte  schon  im  dritten  Bande  am  Schhus 
des  steuergeschichtlichen  Kaptels  (§.  90  ff.,  besonders  S.  199)  wai 
die  Uebereinstimmnng  jenes  Abrisses  in  der  allgemeinen  Stenerlehre 
mit  den  Ergebnissen  dieses  stenergeschichUichen  Kapitels  hinweisen. 
Ich  wiederhole  dies  als  einen  beachtenswerthen  Puuct  auch  für  die 
meth«Klologis('h('  Controverse  und  gegenüber  einer  neuerlichen  Behaupt- 
ung eines  „historischen"  Naliunalökononu  ii ,  der  dabei  wohl  einmal 
etwas  ohne  „inductive'' Specialforschung  m  meinem  Werke  vorgegangen 
ist,  wenn  er  meint,  „es  gerathe  bei  mir  gleichsam  der  historische  und 
ünauzielie  Monograph  und  der  Theoretiker  in  steeten  Confiict",  .  .  . . 
„der  erstere  lasse  dem  zweiten  stets  den  Vortritt"  (G.  Sohmollor, 
Jahrbuch  1890,  S.  710).  Wo  denn  in  Confiict?  Ich  gewärtige 
erst  den  Beweis  dafür.  Vielmehr  liefert  meines  Eracbtens  meine 
„allgemeine**  Steuerlehre  im  zweiten  Bande  und  meine  „qtecielle** 
im  dritten  Bande  den  Beweis,  dass  auch  hier  eben  Tcrschiedene 
nFmohungsmethoden'*  zulässig  sind.  Die  Ergebnisse  derselben 
,^tehen  nicht  in  Confiict  mit  einander^,  sondern  bestätigen  sidi 
gegenseitig.  — 

Erweitert  und  im  Einzelnen  in  der  Fassnng,  nicht  in  der  prin- 
cipiellen  Behandlung  verändert  wurde  besonders  die  Kritik  der 
directeu  Besteuerung  (§.  220—222  an  Stelle  der  §.  463—465  der 
1.  Auflage);  erweitert  und  bis  auf  die  Gegenwart  vervolktändigt 
hier,  wie  in  dem  ganzen  Bande,  die  orientireoden  Vorbemerkungen 
und  literarischen  Nachweisungen  zu  dn\  f  inzelnen  Abschnitten  (be- 
sonden  §.  224^  232, 2dd  [hier  über  die  Erbschaftssteuer],  250, 251). 

Im  Kapitel  y<»n  Steuersystem  ist  jetzt  bei  jeder  der  grossen 
Steueigruppen  eine  kurze  Uebersicht  über  die  Steuergesetzgebung 
der  wichtigsten  Länder  im  11).  Jahrhundert  eingefügt  worden.  Ein 
Eingehen  auf  Einzelnes  wurde  dabei  aber  absichtlich  Termieden,  da 
das  steuertechnische  Detail  nach  der  Systematik  dieses  Werks  in 
die  specielle  Steuerlehre  gehört  (§.  2VJ  über  directc,  230  über  Ver- 
kehrs-, 243  über  Erbschafts-,  258,  259  über  ludirecte  Verbrauchs- 
steuern). 

Zahlreiche  kleinere  Zusätze,  Yeränderungeu  der  Jbassuug  sind 


Digitized  by  Goo',;! 


Yorwoit 


IX 


fast  überall  erfolgt,  so  dam  nur  wenige  Paragraphen  ganz  nnTer- 
ändert  blieben.  Mit  dadurch  hat  sidi  der  Umfang  des  Bands  trotz 
des  compresseren  Drucks  yermehrt,  ist  aber  das  Werk  auch  reich- 
haltiger geworden. 

Die  Reihenfolge  der  ParagTcaphen  ist  grösstentheils  die  alte 

geblieben,  doch  habe  ich  jcUt  aui^h  in  diesem  Bande  die  Keihe  ueu 
mit  Nr.  1  begonnen.  Auch  sind  die  „Vorbemerkungen"  mit  para- 
graphirt  worden  und  eine  Anzahl  Taragraphen  ist  neu  hinzugekuminen. 
Um  für  Verweisungen  nach  der  Paragraphcnzahl  die  erste  Aufhigo 
leichter  mit  der  zweiten  vergleichen  zu  können,  ist  in  der  „Inhalts- 
übcrsicht"  die  Zahl  der  Paragraphen  der  ersten  Auflage  in  Klammern 
hinter  der  laufeuden  Zahl  der  neuen  Auflage  hinzugefügt  worden. 

Ich  habe  für  den  ganzen  Band  nunmehr  auch  den  seinem  Inhalt 
angemeesenen  Haupttitel  „Theorie  der  Besteuerung"  gewählt 
(s.  schon  Vorwort  zur  ersten  Auflage,  unten  S.  XV).  Damit  ist  dieser 
Band  auch  als  Gegenstück  gegen  die  „Praxis  der  Besteuerung",  die 

„speciolle  Steuerlehre"  (Band  3  iX)  bezeichnet.  Es  war  dabei  mein 
voUbewusstes  Bestreben,  in  dieser  neuen- Autlage  den  Cliaracter  der 
priu cipiellun  Erörterung  womöglich  noch  schärfer  als  in  der 
ersten  Auflage  hervortreten  zu  lassen.  Aus  dem  Einzelnen  das 
Allgemeine,  aus  dem  (Joncreteu  das  Principielie,  aus  dem  Indivi- 
daellen  das  Generelle,  aus  dem  Fliessendon  und  Veränderlichen  das 
Tvpische,  aus  dem  historisch  und  örtlich  mehr  oder  weniger  Zu- 
fälligen und  Nebensächlichen  das  Wesentliche  und  Hauptsächliche 
durch  Vergleichung  zeitlich  und  örtlich  yerschiedener  Besteuerung»- 
veihältnisse  herauszuschälen,  das  entspricht  eben  einmal  meiner 
Aoffiusung  der  Angabe  der  Finanzwissenschaft  wie  der  gesammten 
Politischen  Oekonomie.  Ich  befinde  mich  damit  —  übrigens  in  recht 
guter  und  recht  zahlreicher  Gesellschaft  älterer  wie  jüngerer  i'aeh- 
u'onossen  in  Deutschland  wie  im  Auskinde  —  in  ausgesprochenem 
und  absichtlichem  liegeusatz  nicht  gegen  die  „historische  Schule 
der  Nationah'ikouomie",  welcher  ich  in  manchen  (irundanschauungen 
selbst  anhänge,  wohl  a})er  gegen  jene  jüngere  Richtung  in  der  deut- 
schen „historischen"  Nationalökonomie,  welche  concretc  Wirthschafts-, 
Finanz-,  St^^nfrgcselnchtö,  blosse  „Description",  nicht  bloss  als  Ma- 
terial für  Nationalökonomik  und  Finanzwisseuschaft«  sondern  förm- 
lich als  Nationalökonomik  und  Finanzwissenschaft  ansieht  und  auch 
in  letzterer  Disdplin  in  viel  zu  starker  Reaction  die  Methode  der 
nSpecn]ati?en  Deduotion'*  vemachlässigt  oder  gering  schätzt,  jeden« 
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falls  sie  nicht  handiiaboii  will  oder  mcht  zu  handhaben  vei*stt'ht. 
Das  ein  wenig  gar  zu  solbstbewusste  Auftreten  dieser  iiistorischeQ  , 
Richtung,  im  Unterschied  zu  den  Knies  und  Roscher,  dem  grössten  • 
„historischen  Methodologen"  und  dem  cigentlicheu  Bahnbrecher  eiucr 
berechtigten  „historischen^  Nationalökonomie,  hat  mich  von  der 
Irribttmliohkeit  meiner  An^ahestellnng,  Methode,  Richtung,  6e- 
handlungs-,  Arbeitsweise  nicht  überzeugt.  In  meiner  „Theorie  der  Be- 
steuerung" habe  ich  zu  zeigen  gesucht,  dass  es  doch  widitige,  schwierige,  | 
nothwendigc  Aufgaben  in  unserer  Wissenschaft  auch  ausserhalb  der  ' 
lediglich  descriptivcu  Behaudluugswoise  der  Finanz-  und  Stcuerge- 
schichte  eines  einzelnen  Landes  gicbt.  Die  Benutzung  des  legislativen,  i 
historischen,  statistischen  Stoffs,  aber  in  vergleichender  Weise,  j 
halte  ich  wahrlich  üljonso  wie  irgend  ein  „inductiver"  Koi)l  für  ge- 
boten, und  glaube  das  überall  bewiesen  zu  haben.    Aber  ohne  i 
„Deduction"  —  ohne  „Deducistik",  wie  die  jüngeren  Herren  der 
„Historistik^'  spötteln  —  geht  es  eben  einmal  in  unserer,  psycho- 
logischer Raisonnements  nothwendig  sich  bedienenden  Wissenschaft 
nicht  ab.   Die  Besteuerung  erlangt  grossentheüs  ihre  Einrichtung  : 
nadi  Gesichtspuncten,  in  denen  es  sich  um  den  Kampf  des  Fiscus  | 
g^n  den  wirthsobafttichen  Eigennutz  handelt.  Daraus  erklart  sich 
die  grosse  Uebereinstimmung  in  der  Entwidclung  und  Aus- 
gestaltung, des  Steuersystems,  der  Steuerarten,  der  Einzelheiten  der 
steuertechnischen  Einriohtunc^  u.  s.  w.  mit.     Danach  rechtfertigt  I 
sich  dann  aber  auch  die  Auwendung  der  Methode  der  speculativeu 
Deduction.  , 

Die  „Theorie  der  IJ(?steueruag'*  wird  in  meiner  Behandlungs-  ! 
weise  ein  in  gewisser  Art  selbständiger  Uaupttheil  der  Finanzwissen- 
Bohaft,  noch  mehr  und  noch  etwas  anders  als  bei  anderen  neueren 
Autoren.    Auch  sonst  weiche  ich  von  diesen,  auch  tou  Stein,  j 
Roscher  manch&ch  ab.  Ich  stelle  meine  Behandlungsweise  damit  . 
nicht  als  die  allein  berechtigte,  auch  nicht  als  die  durchaus  rieh-  ! 
tigere,  aber  als  eine  auch  berechtigte  hin.   Wenigstens  die 
Aufgabe  richtig  gestellt  zu  haben,  mag  die  Lösung  auch 
hinter  meinem  Wollen  noch  so  viel  zurückgeblieben  sein,  hege  ich 
die  Ueberzeugung. 

Diese  meine  Theorie  der  Besteuerung"  ist  möglichst  folgerichtig 
auf  meiner  volkswirthschaftlichen  „Grundlegung"  aufgebaut  wuitlon. 
Das  müsste  m.  E.  die  Kritik  mehr  berücksichtigen,  als  sie  es,  rait 
Ausnahme  G.  Cohn 's,  gethan  hat.  Die  Verbindungsfiiden  zwischen 
den  genannten  beiden  Theilen  meines  Gesammtwerks  sind  zahllos, 
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gdien  beständig  hinüber  und  herüber.  Ich  mochte  daher  beide 
Thefle  dnrchftns  als  Glieder  Eines  wissensohafUichen  Systems  anf- 

j^efasst  haben.   Die  leitenden  Gesichtspuncte,  so  meiner  „socialen** 

Finanz-  und  Steuerpolitik,  finden  in  der  „Grundlegung"  ihre  tiefere 
IV'gründnnjr.  Vieles  All^iremeinerc  wie  Besondere  in  der  Fin.anzlohro, 
üameutlich  in  dictum  JUndc,  ist  nur  die  Consequenz  der  iu  der 
^Grundlegung''  entwickelten  Lehren  ,  uyd  steht  und  fäUt  damit. 

Es  hat  unter  meinen  Kritikern,  auch  unter  den  sonst  dnrchans 
wohlwollenden,  nicht  an  Bedenken  hinsichtlich  der  grossen  und 
immer  grosseren  Ausdehnung  meines  Finanzwerks  gefehlt.  Ich  muss 
mir  das  ja  in  einer  Hinsicht  ab  begreiflich  gefiftllen  lassen,  möchte 
mir  aber  doch  einen  Einwand  erlaaben.  Ein  „Gompendium**,  ein 
„Lehrbach"  des  gewöhnlichen  bisherigen  Umfangs  und  Inhalts  habe 
ich  ^n  nicht  geben  wollen.  Freilich  ist  mir  das  Buch  mit  dem 
Stoff  unter  den  Händen  gewachsen,  aber  doch  aueh  mit  vollem  Be- 
wusstseiii  dann  in  Anlage  und  Ausrühiung  viel  ausgedehnter  fjo- 
»orden.  Stein  ist  es  in  den  verschiedenen  Autlagen  seiner  B'in  tu/- 
Wissenschaft  ähnlich  gegangen,  Meister  wie  W.  Roscher  und 
G.  Cohn  haben  auch  neuerdings  noch  gezeigt,  wie  man  den  Stoti* 
oonoentriren,  ein  solches  Buch  condensiren  kann,  Ist  aber  nicht 
nocb  neben  solchen  knapper  gehaltenen  Werken  und  neben  den  ja 
vielleicht  noch  stoffireidieren,  ab»  n^eniger  einheitlichen  Sanunel«* 
and  Nachschlagewerken  einer  Anzahl  Autoren  (Schonberg,  das  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissenschaften),  sowie  auch  neben  den  Mono- 
giaphieen  und  Specialschriften  ein  umfangUcher  angelegtes,  den 
Stoff  möglichst  einheitlidi  verarbeitendes  Werk  wie  meine  „Finanz- 
wisscüscliaft"  berechtigt  ?  Ich  sollte  meinen,  wenigstens  gegenwärtig 
doch.  „Gewährung  einer  Uebersicht  des  Stoti's"  ist  jrewiss  eine  Auf- 
gabe, w'elche  ein  Werk  imsüres  Fachs  sich  stellen  kann  und  neben- 
bei eine  schwierigen'  Autgabe,  als  der  seliistzufriodene  historische 
wie  sonstige  Specialist  meistens  meint.  Aber  es  ist  doch  nicht  die 
einzige  Au%kbe.  Diejenige,  welche  ich  mir  gestellt  habe,  ist  eine 
andere,  —  gewissermaassen  eine  Verbindung  von  Monographie  und 
System.  Dergleichen  ist  in  „älteren*'  Wissenschaften  auch  üblich. 
Warum  es  bei  der  heutigen  Entwicklung  unseres  Fachs  als  Auf- 
gabe ablehnen? 

Und  in  Verbindung  mit  der  vorausgehenden  oratio  pro  domo 
sei  mir  einmal  ein  offenes  Wort  in  einer  yerwandten  Sache  erlaubt. 
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Warum  überhaupt  diese  Neignug  manoher  Fachgeuofiseo, 
immer  nur  Eine  bestimmte  Arbeits-,  Bobandlungsweise,  die  gerade 
der  eigenen  geisÜgen  Individualität,  Neigong,  Richtung,  dem  eigenen 
Büdnngsgang  des  Einzelnen,  mitunter  sogar  seinem  zufälligen  Arbeits- 
gebiet entspriöht«  gelten  zu  lassen,  an  diesem,  lediglieh  sulrjeotifeii 
Haassstabe  nioht  bloss  jede  andere  Leistung,  selbst  jede  andere 
Aufgabe -Stellung  zu  beurt^eilen  und  die  Anderen  danach  —  m 
schulmeistern?  „Es  sind  mancherlei  Gaben,  aber  es  ist  Ein  Geist." 
Es  giebt  eben  in  der  Wissenschaft,  zumal  der  nnsrigen,  vorschiedeiio 
Aufgaben.  Es  ist  auch  nach  Anlage,  iMklungsgang,  Ncigiini»'  eine 
mancherlei  verschiedene  Arbcitsweiso  berechtigt  und  im  wi.s>*'ii>(  haft- 
liehen,  im  Arlioitstheilungsinteressc  nothwcndig  und  erwünscht. 
Warum  ao  viel  —  man  kann  es  doch  nicht  anders  nennen  —  hoch- 
müthiges  und.  —  beschränktes  Kritisiren  und  Ablehnen  anderer 
Au%abestellangcn,  Arbeitsweisen,  Methoden,  Bichtungen  als  der  — 
werÜien  eigenen  1  Von  den  „inductiven  ForBcbem*\  den  „Historikern'* 
der  jüngeren  deutschen  Schale  ist  darin,  ähnlich  wie  ehemals  in  um* 
gekehrter  Richtung  von  den  Faucher  und  Genossen,  gegen  die  „de- 
dnotiven  Köpfe"*  und  ,J)educi8ten^  wohl  am  Meisten  gesündigt,  aber 
letztere  haben  die  Vorwürfe  auch  öfters* allzuscharf  zurückgegeben. 
Und  ahnlich  —  nicht  kntisiren,  soiideru  bekritteln  sich  gegenseitig 
Specialisten,  Monographen  und  öystematiker,  öfters  schon  die  Verfasser 
der  „kleinen"  und  die  der  „grossen"  Bücher,  die  Autoren  der  „Aul- 
sätze" und  die  der  „Bücher"!  Warum  jene  verletzenden  Vorwürfe  de5 
„Ricbtungs"-  und  „Methoden-Papstthums",  gar  von  auf  ihrem  Gebiet 
sicher  hochverdienten  Männern,  welche  bei  ihrer  eigenen  äussersten 
„Richtungsorthodoxio"  mit  einem  solchen  Vorwurf  doch  sofort  als  arge 
Splitterrichter  erscheinen?  Und  wie  die  Alten  sungen,  so  zwitschern 
dann  die  Jungen.  Immer  wieder  „die  Neusten  am  Meisten  sich 
erdreusten".  Vide  so  manche  Reoensirleistung  in  der  Fachpresse, 
sobald  es  sich  um  Bücher  der  gegnerischen  „Richtung*^  oder  „Schule** 
(oder  —  Secte)  handelt  Wahrlich  keine  erfreuliche  Erscheinung, 
vollends  in  der  Schule  der  „ethisclieu '  Nationalökonomie,  —  ja  eino 
wahre  Persiflage  auf  diese  letztere. 

Icli  werde  mich  durch  diese  Stimmen  nach  wie  vor  nicht  irre 
machen  lassen,  mich  freilich  auch  meiner  Haut  wehren  gegen  den 
Dünkel,  wo  er  mir  begegnet,  aber  dms  Gute,  wo  ich  es  auch  in 
Arbeiten,  welche  von  meiner  Richtung  abweichen,  finde,  gern  und 
objectiv  anerkennen,  wie  ich  das  in  den  eingehenden  Literaturüber- 
sichten und  Kritiken  in  meinen  Büchern  gezeigt  zu  haben  glaube. 
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Ich  werde  mir  nur  auch,  selbst  das  Recht  nicht  verschränken  lassen, 
Aufgaben  so  zu  stellen,  wie  ich  es  für  richtig  halte  und  sie  nadi 
meinen  besten  Kräften,  so  anzureichend  di^  sein  mögen,  zu  lesen. 
In  dieser  Weise  werde  ich  auch  dies  Werk  fort  nnd  zu  Ende  zu 
fuhren  suchen. 

Wie,  darüber  spricht  sich  das  Vorwort  zum  3.  Bande  ans.  Die 
AoMurhdtnng  der  systematischen  speciellen  Steuerlehre  wird 

hiernach  mein  uächbtes  Ziel  sein. 


Seit  langen  Jahren  stand  auf  dem  orston  Titelblatt  der  ein- 
zeliieii  Biind*'  dioK«";  „Lchi'buchs  der  Politischen  Oekonomie''  mein 
Terehrter  Freund  und  hochgeschätzter  i'achgenosse,  Herr  Professor 
Erwin  l^asse  in  Bouu,  als  mein  Mitarbeiter.  Er  ist  bekanntlich 
leider  am  Beginn  dieses  Jahres  noch  im  kräftigsten  Mannesalter 
einer  tückischen  acuten  Krankheit  zum  Opfer  gefallen.  Allerdings 
wue  es,  auch  wenn  er  lebend  geblieben  wäre,  firaglich  gewesen,  oh 
er  die  Ton  ihm  übernommenen  Abiheilungen  dieses  Werks,  die 
ignr-,  Gewerbe-  und  Handelspolitik,  wirklich  ausgearbeitet  haben 
würde.  Er  zögerte  selbst  mit  dieser  Arbeit,  weil  er  erst  das  weitere 
Erscheinen  der  von  mir  übernommenen  Abtheilungen,  besonders  der 
„theoretischen  Nationalökonomie",  abwarten  wollte,  um  dann  auch 
zu  mir  und  meiuem  Werke  die  iluu  geboten  erscheinende  Stellung 
zu  nehmen.  Im  Laufe  der  Zeit  waren  unsere  wirthschafts-  und 
üocialpolitischen  Grundanscliauungen  weiter  auseinandergegangen,  , 
als  es  Nasse  für  eine  gemeinsame  Arbeit  zulässig  erschien.  Nun, 
es  ist  jetzt  leider  nicht  mehr  nothwendig,  sich  hierüber  näher  aus- 
zdsnen.  Ich  meinerseits  bedauere  im  hohen  Maasse  den  Verlust 
disses  ausgezeichneten,  billig  denkenden  Mannes  und  Arheitsgenossen« 
Er  besass  auch  für  Richtungen,  Arbeitsweisen  und  wissenschaiUicfae 
Indifidualitaten,  welche  von  der  seinen  abwichen,  die  Fähigkeit  der 
Anerkennung,  die,  wie  gesagt,  in  unserem  Fache  so  oft  zu  Ter- 
missen  ist.  — 

Druckfähige  Vorarboiten  Nas«e's  für  die  von  ibm  ül)ernomm(!nen 
Iheile  unseres  gemeinsamen  Werks  öclieinen  nicht  vorhanden  zu  sein. 

Ich  selbst  habe  nach  der  Erfalirung  langer  Jahre  erkannt, 
das8,  auch  bei  angestrengtem  Fleiss  und  möglichster  Concontration 
der  ganzen  Terfügbaren  Arbeitszeit  auf  ein  solcHes  in  grossem  Um- 
fang angel^tes  Werk  wie  das  gegenwärtige,  meine  Kraft  und  Zeit 
allein  zur  Lösung  der  Au%abe  nicht  ausreicfaen.  Ich  plane  daher, 
an  Kassels  Stelle  andere  Mitarbeiter  zu  gewinnen  und  habe  auch 
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bereits  mit  einiger  Aussicht  auf  Erfoli?  YorhandluTifjon  darüber  ein- 
geleitet. Mitthciluugcti  über  das  Krgebuiss  luuss  ich  mir  einstweilen 
noch  vorbehalten.  Ich  bemerke  für  jetzt  nur,  d&ss  ich  ausser  den 
von  Nasse  seinerzeit  übernommenen  Abtheilungen  yieileicht  noch 
andere  Pariieen  Anderen  zur  Bearbeitung  überlassen  werde,  Fv- 
sonlicfa  erstrebe  ioh  vor  Allem  die  Vollendung  der  Finanzwissenacbsft 
in  dem  Rahmen,  den  idi  mir  daför  nach  dem  im  Vorwort  mm 
3.  Bande  angegebenen ,  etwas  abgdinderten  und  eingeschränkten, 
aber  immer  nodi  sehr  weiten  Plane  gesteckt  habe;  sodann,  weuk 
Leben  und  Arbeitskraft  verbleiben,  eine  neue  Auflage  der  „Grund- 
legung" und  deren  Fortführung. 

Berlin,  28.  April  im. 

Dr.  Adolph  Wagner. 


Aus  dem  Vorwort 

zur  ersten  Auflage  des  zweiten  Theils  der  Kiuanzwissenscliaft. 

 Je  lim ^a  r  je  mehr  ergab  sich  mir  die  NothwendigkeH 

oincr  im  Wesentlichen  vollständigen  Neugestaltung  des  ursprüng- 
lichen Rau'sehen  Werks,  nach  i'lan,  Methode,  Form  und  Inhalt,  m 
Ganzen  wie  in  den  Einzelheiton. 

Der  Abschnitt  von  den  Gebühren  ist  von  Grund  aus  neu  be- 
arbeitet worden.  Er  gehört  m.  E.  insofern  zu  den  formell  schwie- 
rigeren Partieen,  weil  die  Gebührenzweige  eben  Verwaltungszweige 
sind  und  der  finanzielle  Gesichtspunct  dabei  in  zweiter  Linie  steht 
Vieles  muas  daher  in  der  Volkswirthschaftspolitik,  der  Inneren  Ver- 
waltnngsldire  u.  s.  w.  seine  tiefere  Begründung  imden  

Mit  der  Fortfühning  der  Finanzwissenschaft  hfinften  sich  die 
Schwierigkeiten  in  der  Bewältigung  and  methodischen  Verarbeitnog 
des  Stoffs  immer  mehr.  Ich  habe  nnn  auch  hier  in  der  (allgemeines) 
Steuerlehre,  gegen  meinen  Wunsch,  aber  von  meiner  innersten  üehor- 
zougung  getrieben,  eine  völlige  Neuarlieit  von  Grund  aus 
vorgenommen  und  mich  dadurc^h  gerade  in  diesem  zweiten  Theüt 
der  Finaiizw issi  Dschaft  jetzt  ebenfalls  von  Hau  ganz  emancipirt 
Zur  Motiviruh^":  dalür  b(.'ziohe  ich  mich  auf  das  Werk  selbst,  be- 
sonders auch  auf  manche  der  Vorbemerkungen  zu  den  Abschnitten, 
80  wie  auf  die  Vorreden  zur  ersten  und  zweiten  Auflage  der  „Grund* 
legong*'. 
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Die  „allgemeine  Steuerlehre"  ist  bei  Kau  und  den 

firaheren  Finanzschriftstellern,  mit  Ausnahme  Stein's,  noch  fast 
unentwickelt  gelassen.  Das  durfte  nicht  so  bleiben.  Wie  das 
SjBtem  der  politisdien  Oekonomie  einer  nmfiissenden  ,,GrandlegnDg** 
bedarf,  80  in  der  FinanzwiBsenschaft  die  Stenerlohre  eines  eigenen 
frandlegenden  Theils,  der  allen  Erörterungen  über  die  ein- 
zelnen Stenern  vorangehen  muss.  Einen  solchen  grund- 
legenden Theil  habe  ich  in  diesem  Bande  in  der  ,,aH- 
gemeinen  Stcuerlehre"  zu  geben  gesucht.  Aehnlich  ist 
Stein  in  seinem  grossaitigen  Werk  über  Finanzwissenschaft  - 
(lejöen  knhe  Bedeutung  ich  bei  aller  Kritik,  die  ich  mir  erlaube, 
ToUauf  anerkenne  (s.  S.  142  der  1.  Auflage,  S.  9  ü.  der  2.  AuH.  dieses 
fiiads)  —  Tor9,ngegangen :  eine  höchst  wertliYoUc  Vorarbeit  für  mich, 
TDn  welcher  sich  aber  meine  eigene  Arbeit  nach  Anlage  und  Ausfuhr- 
HDg  doch  in  wesentlichen  Puncten  unterscheidet  lieber  die  Abweioh- 
ufai  von  diesem  bedeutendsten  Systematiker  und  Theoretiker  der 
fiDuswissenscIiaft  verbreiten  sich  die  Vorbemerkungen  der  Abschnitte 
and  die  Koten  vielfeu^. 

Eine  solche  „allgemeine  Stenerlehre"  lässt  sich  auch  als 
eii\"  „Theorie  d  e  r  B  e  s  t  e  u  e  r  u  n  g  "  bezeichnen ,  wogegen  die 
,.sp'?cielle  Steuerlehre"  dann  überwiegend  die  „Praxis  der 
Ii''>^t(  u  e  ru  n  g"  ist  und  in  die  Finanzgesetzkunde  mit  ubergelit. 
\S  euu  ich  von  der  Nothwendigkeit  und  Zweckmässigkeit  eines  solchen 
theoretischen  Theils  der  Steuerlehre  nicht  ohnehin  durch  meine 
Studien  und  durch  die  Erfahrungen  früherer  Zeit  und  anderer 
ijänder  übenseagt  worden  wäre,  so  hätten  mich  die  Wahrnehmungen 
in  unserem  deutschen  Vaterlande  in  der  jüngsten  Zeit  (Ende  der 
70«r  Jahre)  darüber  zur  Genüge  belehrt.  Jener  Verachtung  der 
Theorie  von  Seiten  praotischer  Staatsmänner  stelle  ich  das  Wort 
Royer-Collard's  entgegen,  das  ein  so  ausgezeichneter,  freilich 
ein  wissenschal  llichor  i  iuanzprae  ti  kcr^  wie  Baron  v.  Hock, 
iils  Motto  seiner  Schrift  „ötfcuUicho  Abgaben  und  bchuiden"  ge- 
wählt hat: 

Die  Theorie  als  übertiüssig  erklären,  heisst  den  Hochmuth 
haben,  man  brauche  nicht  zu  wissen,  was  mau  sagt,  wenn 
man  spricht,  und  was  man  timt,  wenn  man  handelt. 
Es  hat  freilich  auch  bei  den  „Practikern"  seme  guten 
mi  dem  Auskommen  „ohne  Theorie^    Die  „Theorie**  fehlt  auch 
hnim  nicht,  nur  dass  es  vollends  eine  ganz  einseitige  imd  schiefe 
Theorie  zu  sein  pflegt,  auf  die  sich  solche  Fjraotiker  stützen.  In 
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oiüer  der  wichtic^stoü  practischeii  Streitfragen  der  Besteuerung, 
dorjeiiigoii  über  Krtnigs-,  Einkommen-  und  dergl.  Steuern  einer-, 
Verbrauchssteuern  anderseits  oder  über  sogenannte  ,,directe"  und 
^indirecte"  Steuern,  darf  die  Notbwendigkeit  und  Berechtigung 
der  Verbrauchssteoeni  durchaus  nicht  so  yerkannt  werden,  irie  « 
eine  Zeitlang  üblich  war.  Aber  die  gegenwärtige  Strömung  in 
gewissen  Kreisen  unserer  „Practiker**,  möglichst  (nur)  d  lese  Stenern 
auszudehnen,  ist  eine  handgreifliche  Einseitigkeit  nach  der  anderen 
Richtung.  Leider  zugleich  eine  TerhängnissYolle,  yor  Allem  in 
socialpolitiscber  Hinsicht  in  Bezug  auf  die  richtige  und  gerechte 
Verthcilung  der  Steuerlast  im  Volke. 

Wahmehmungen  dieser  Art  waren  es  auch,  die  mir  zeigten, 
dass  eine  blosse  Behandlung  der  speciellen  Steucrlelire,  wie  im 
Ganzen  hei  Bau  und  den  Früheron,  den  an  die  Wissenschaft 
als  neutrale  Instanz  für  die  Beurtheilung  der  Praxis  zu  stelleih 
den  Anforderungen-  nicht  entspreche.  Kur  die  scheinbar  so  ganz 
„theoretische"  allgemeine  Steuerlehre  arbeitet  hier  auch  für  die 
Praxis  so  vor,  wie  es  sich  für  eine  einem  practischen  Gegenstand 
gewidmete  Wissenschaft  geziemt. 

In  der  folgenden  „allgememen  Steuerlehre*'  smd  nun  möglichst 
consequent  alle  hauptsächlichen  Principienfragen  der 
Besteuerung  im  systematischen  Zusammenhang  be» 
handelt  worden  (s.S.  167  der  1.  Auflage).  Die  specielle  Stcuer- 
lehre  hat  dann  vornemlich  nur  die  steuortechnischen  Seiten 
der  e i n z eine n  Sti'uern  zu  erfirtern. 

Die  eingesehlagcne  Behandlung  hat  eine  erlie])liche  Er- 
weiterung des  Werks  nothwendig  gemacht.  Die  allgemeine  Steuer- 
lehre erreichte  mit  der  Gebührenlehre  den  Umfang  eines  Bandes» 
weshalb  der  zweite  Theil  der  Finanzwissenscbaft  mit  ihr  abge- 
schlossen wurde  Vieles,  was  Rau  und  die  fVüheren«  theil- 

weise  auch  noch  Stein  in  der  speciellen  Lehre  behandeln,  ist  aber 
TOn  mir  in  die  allgemeine  Lehre  herüber  genommen  und  hier  unter 
einheitlich  zusammen&ssendem  Gesichtspuncte  erörtert  worden,  so 
u.  A.  besonders  im  4.  Hauptabschnitt  von  der  Steuerrerwaltung 
(S.  5G6  Ii',  der  1.  Auflage)  

Charlotten  bürg  bei  Berlin,  25.  März  1880. 

Dr.  Adolph  Wagner. 
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Viertes  und  fhnftes  Buch. 

Die  Besteuerung  im  Allgemeinen, 

oder 

die  Theorie  der  Besteuerung. 

OebUireiilehre  und  allgemeine  Steiierlelire. 

In  dieser  zweiten  Auflage  des  zweiten  Bandes  der  Finanzwisseauchaft  erfolgt 
jettt  dtf  Anschloss  au  >\i<:  Eintheitun^  des  Stoffes  in  der  dritten  Aoflsge  dtt 
ersten  Bandes  in  der  Wi  i^v^.  wl--  «lios  Reginii  des  in/wÜM-hen  erschienenen 
dritten  Bandes  (S.  1)  bereits  angegeben  worden  ist.  Abweichend  von  der  ersten 
Aofhg«  dies«8  zvdten  Bandes  wird  der  darin  behandelte  StofT  datier  jetzt  in  svei 
.Bttcher'%  das  vierte,  die  „GebühronlehrL-"  imrl  das  fünft-',  die  „allgemeine 
St'-riorlehrc'*  ein2:etheilt ,  nachdem  im  ersten  Hände  der  rinttrii  Atifl.ipc  die  drei 
„Uuclier  "  vou  der  „UrUuung  der  Finanzwirthschait",  dem  „l*  inauzbcdäif" 
and  den  „ordentlichen  Einnahmen  der  Finanswirthschaft  im  Allge» 
meinen,  insbesondere  dem  Privaterwerb"  v<^nin{^pganß:en  sind.  Im  dritten 
tmd  den  folgenden  Banden  ächliesst  äick  dann  als  i>echi>tes  und  weitere  „Bucher"  die 
^apecielle  Steuerlehre'*  und  die  Lehre  ron  „^öffentlichen  Credit**  an. 
S.  K  10«  2  and  Vorwort  dazu. 

DU'  ,.Bucher"  werden  in  „Kapitel",  „Hauptabschnitte"  und  „Ab- 
schnitte" und  schlietiBlich  in  l'aragraphen  cingotheilt  Letztere  beginnen  in  jedem 
Bande  hesoaden. 

Die  Verweisungen  beziehen  sich  regelmässig  auf  die  dritte  Auflige  des  ersten 
Bandes;  ctwaij^e  die  zweite  Auflage  dieses  Bandes  und  die  erste  (,.Kau-Wag: ner" 
FiD.  1)  betreffende  werden  besonders  angegeben.  Von  der  „Grundlegung"  (Band! 
•ics  'f.atiLU  Lehrbuches  der  PoUlisehcn  Oekonomic)  wird  die  zweite  Anfinge  ebenfalla 
|«*öhiili<  Ii  allein  m  Vcrwei«iingen  fiiit/t. 

Bei  der  nunmehr  auch  im  ersten  ßaudc  der  Finanzwisseuä<:tLaii  erfolgten  ?öiligeu 
LosUtaang  dieses  WoiIb  ron  dem  Raa 'sehen,  ans  dessen  geplanter  Neobearbaitiuig 
•ii  bcrroi^egangen  ist,  erschien  eine  beständige  Auseinandersetzung  ttbor  Abweichongen 
in  der  Elntheilong  nnd  dergleichen  ron  ßau  nicht  mehr  geboten. 

1.  Eiuleitiini^-. 

§.  1.  Die  ordentUcheD  EiDnabmen  der  Finanzwirtbscbafl 
zerfallen  in  finanzwissenschaftlicber  Hinsicht  nach  den 
ErOrteningen  im  ersten  Bande  dieses  Werks  (§.  198  ff.)  in  awei 
coordittirte  Hanptarten,  nemlich:  die  priyatwirthschaftliohen 
oder  DomaDialeianahmen  oder  den  Pri Taterwerb  (die  neuer- 
dings  mitunter  sogenannten  ^^Erwerbseinktlnfte'')  einer-  nnd 
die  staatswirthscbaftlichen  Einnahmeu  oder  Auflagen, 
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oder  (im  weitesten  Sinne)  die  Abgaben  oder  Stenern  radier- 
seits.  Der  Priraterwerb  ist  im  ersten  Bande  vollständig  abgehandelt 
worden.  Dieser  zweite  Band  hat  es  mit  den  Anflagen  ta  thUr 
welohe  tbatsttehlich  im  modernen  Staats-  und  Gommnnalbamhilt 
aneh  meistens  das  Uebergewicht  haben. 

Die  Auflagen  theilen  Bich  in  finanzwissenschaftlicher  Beziehung 
wiederum  in  der  liauptsache  in  zwei  priiicipiell  verschie- 
dene Arten,  in  die  Gebühren  und  in  die  eigentlicheD 
Steuern  —  oder  in  die  gpeciellen  und  in  die  allgenieineü 
Steuern  (Fin.  I,  i?.  2()i).  Diese  Unterscheidung  ist  schon  im  eitlen 
Bande  begründet  und  durchgeführt,  und  ebendaselbst  ist  bereits 
eine  Begriffsbeatimmnng  und  allgemeine  Characteristik  beider  Arten 
der  Aaflagen  gegeben  worden  (Fin.  §.  204  ff,,  209  ff.).  An  diese 
firOrtemngen  ist  jetzt  anzniLnUpfen. 

Die  Lehre  Ton  den  Gebühren  wird  im  folgenden  yierten 
Bache  naeh  ihrer  finanzwissenscbaftlichen  Seite  erledigt,  soweit  eine 
Lostrennung  dieses  Abgabesweigs  von  den  eigentliehen  Steoern 
und  Steuerelementen,  insbesondere  von  den  sogenannten  „Verkehrs- 
sLcuciii' ,  mit  denen  er  öfters  in  gewissen  Kategorien  von  Fälicu 
zusammenhängt;  theoretisch  möglich  und  zulässig  ist. 

Die  Lehre  von  den  eigentlichen  allgemeinen  Steuern 
wird  nach  I5  'ileutung  und  Umfang  dci?  Gegenstands,  den  sie  be- 
handelt, und  nach  der  Verschiedenheit  der  wissenschaftlichen  Aui- 
gaben,  welche  zu  lösen  sind,  in  eine  allgemeine  und  eine 
specielle  Lehre  eingetheilt,  die  erstere  wesentlich  die  „Theorie" 
der  Besteuerung,  die  letztere  die  „Praxis"  der  Besteuerung  ent- 
haltend (Fin.  HI,  §.  1  ff.).  Hit  der  „allgemeinen  Steuerlebre"  be- 
schilftigt  sieh  das  fttnfte  Buch  dieses  zweiten  Bandes,  mit  der 
speeiellen  das  sechste  bis  achte  Bnch  in  Band  III  ff.  dieses 
Finanzwerks. 

Die  zunächst  folgenden  ,,Vorbcmerkongen  zur  Sf<'(i«Tlehre*',  welche  den  Litt^^ar!1^ 
nachweisen  beiget'U^  werden,  gehören  voruemlich  zur  aUgemdioon  Slenerlehre,  ab«: 
tiie  beCrefTen  doch  aoch  die  GebttlireDlehre  nad  dfe  specielfe  Stenerlehre  mit»  wailiilb 
^ie  jct/.t  liier  eingestellt  werden,  abweichend  ron  der  1.  Auflage,  VC  aie  anf  Sl  139  S. 
an  der  Spitze  der  alltrcmcinen  Steiir-rlehre  standen. 

Wie  sich  aus  dcoi  Texte  orgi<  bt,  halte  ich  tlie  im  ersten  Bande  gegebene  oad 
dort  bereite  nühcr  begründete  Haupt  ein  tbeilttag  der  ordentlichen  Einnahmea  eiid 
•lie  dort  pr  lnaiii  hten  technischen  Benennungen  hier  fest.  Beides  hat  seif  f-^m 
mehrfach  Bemängelungen  gefunden,  besonders  in  den  Arbeiten  Fr.  J.  ^'oamann'», 
namendich  in  seiner  „Steuer^  B.  I  (Leipzig  1SS7).  Eine  nlbere  Aoseinandeiaetzdiif 
mit  ilim  und  Anderen  unterlasse  ich  wenigstens  ftir  den  Kempunct,  die  iUnäieilong 
in  Privaterwerb  und  Auflagen,  absichtlich  an  dieser  Stelle,  ?ie  einer  ritwaitren  viert<L 
Auflage  des  ersten  Baniiec^  vurbchaltcnU.  Damit  soll  die  Kichtigkeit  mancher  Km- 
rendongen,  ErQrtorangen  ond  eigener  Begriffabeatimmongea  und  Glaeeificatioott 
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N  <^>  o  fliaaa's  nicht  rerkannt  verdeii.  Alwr  einmal  sind  die  Verschiedenheiten  unserer 

AüfTÄÄsangen  doch  nicht  sehr  wo^nntUch .  ssodnnn  ist  aoch  die  Classificati<in>fraifü, 
wenig  ich  deren  Bedeutung  uater^cbäue  und  so  gern  ich  Neu  mann 's  Verdiensto 
)B  Minen  bexQirUeben  ErOrteroDKen  anerkenne,  meiner  Hdnung  nach  nicht  7on  solcher 
entscheiden. kr  W  i<  htijiflteit.  um  in  meinem  Werke  erhebliche  Aenderungen  in  syste- 
nutischer  Hinsirht  mir  nnthie:  orr-  heinen  zn  lassen.  Endlich  glaube  ich  zunächst  im 
larercÄe  der  t^wiheHlichkeit  diesem  Werl»  mich  in  diesem  Rande  an  die  im  ersten 
ßande  ^«gebene  «randlegende  Eintheiiung  ballen  an  aoUen.  In  BetiefF  Itleinemr  Ab- 
wei'  hnn«r»'n  von  Nmmnnn  z.  H.  der  Re-rali-Mi.  Strafen,  Beiträge)  gilt  dtMelbe. 
EmzdUies  daron  wird  im  Folgenden  mit  berührt  werden. 

2.  Literaturnachweisuugen  und  orientirende 

Vorbenierkuugen. 

§.  2.  Die  BeflteaerQog  igt  der  wichtigste  und  achwierigste 
Theil  des  neneren  Finanzwesens  geworden.  Dem  entspricht  ihre 
StellQDg  in  der  Finanzwfssenschaft  nnd  in  deren  Literatur.  Da  sie 
sieb  mit  den  versehiedensten  VerhHItnissen  des  Volks-  und  Staats- 
lebens bertlbrt,  so  bietet  sie  auch  die  verHchicdcnstcii  Seiten  der 
BetracbtiUig.  Die  Literatur  Uber  sie  int  daher  nicbt  nur  eiue  ausser- 
ordentlich grosse,  sondern  ancli  eine  selir  verschiedenartige,  iu  eine 
Rcilie  von  Wisseuseliafteu  hinübergreiiende  oder  aus  diesen  her- 
rührende. Zur  finanz wisbcuöchaftlichen,  beziehungsweise 
na tionalökonomischen  tritt  die  rechtsphilosophische 
nnd  theoretisch-politische  Literatur  Uber  Hesteuernng.  Daran 
reibt  sich  die  geschichtliche,  statistische,  finanzreeht- 
liebe  in  Benag  anf  das  Stenerwesen  einzelner  Zeitränme  nnd 
Länder.  Die  allgemeine  Literatur  ttber  die  gesammte  fiestene- 
rung  als  Theil  des  Finanzwesens  wird  dnrch  die  monographische 
ergänzt.  Die  Special iiteratnr  aber  einzelne  Stenern  tritt  hinzu, 
in  welcher  bei  dem  engen  Zusammenhang  der  Dinge  ein  Eingehen 
;iuf  die  allgemeineren  und  priucipielien  Fragen  selten  ganz  zu  ver- 
meiden ist.  Reichstes  Material  enthalten  die  neueren  Kegierungs- 
vorlagen  Uber  Steuern,  mit  ihren  Motiven,  die  Couiiuissions- 
berichte  und  die  Verhandlungen  der  parlamentarischen  Körper, 
im  Ganzen:  eine  uotlberwältigbare,  kaum  überschaubare  Literatur, 
die  nar  eigene  umfassende  Bi  biiograpbieen  ei nigemiassen  voll- 
standiger  zusammenstellen  können.  Diese  fehlen  aber  bisher. 

Auch  nur  als  solche  bibliographische  Hilfsmittel  empfehlen  sich  die  in 
W^irn  r,  Fin.  I,  S.  51  genannten  Werke.  S.  besonders  ticn  Katalog  der  Bibliothek 
di'^  K.  Statistischen  Bureaus  zu  Heilin.  Abth.  I,  Rellin  IM  l.  S.  H'U  tl.  'A\n  (f.  i:nd  die 
Abth  IL,  Berlin  1879,  „nach  Siaa'en  geordnet",  wo  bei  den  eiuzelncn  Staaten  unter 
der  Rabrik  ..PinanziriKseiiflcbnft'*  die  botreflende  Finanz-  and  Steaeriitumtur  anfafsbrt 
ist,  kus  der  neuesten  Zeit  wohl  ziemlich  vulLtändig.  Ein  braucMxire!,  Hibliographisches 
^tri  ist  auch  für  die  gesani mtc  Str uerliferTitur  KUtkc,  Literatur  über  das  Finanz- 
Wesen  des  preussischen  St^at:»,  3.  A.,  Üeiliu  lS7ü.    Sonst  ist  fur  die  Bibliogmpbte 
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der  Besteuerung  auf  die  meisten  T.^  lir-  und  Handbücher  der  Finanzen  und  Steuere 
ält^er  wie  neuerer  Zeit,  zu  verweisen,  welche  gewöhnlich  die  Uauptschrifteu,  dann 
«tw«8  Tolbtindlger  ihn  zeitgentaaische  Litentar  »isunDeiistelleD. 

Darauf  musa  sich  nothw  endig  au<  Ii  dieses  Werk  beschrflnken,  wobei  au  dieser 
Stelle  für  ein<'a  'Toss.  n  Thcil  der  Liti-ratiir  auf  die  ..Bibliographie  der  Finaaz- 
wissen  Schui  r  im  ciiien  Bande  verwiesen  werden  kann,  3.  Aufl.,  S.  51 — 59  (bis 
1$$3),  dazu  die  NachMgc  (bis  18S6)  in  B.  III.  S.  2^  und  die  Spccialliteratur  über 
Steuergoschichte ,  britische  und  französis«  Lc  Hr-tfuerunir  nn  rerschiedencn  Stollen 
dieses  B.  III.  Im  Folgcndon  werden  dicäu  Litcratuiuachwuiäc  ergiust  bis  auf  die 
Gegenwart  (1889)  und  speciell  filr  die  Besteueruugslitentiir.  Fftr  die  neuest« 
Zeit,  seit  1S84,  bietet  jeder  Jahrgang  des  von  ü.  Schanz  herausgcgebcDeo  Fittanz« 
archivs  eine  vortrofllicho.  hAch=t  reichbaltifre,  wohl  nahuzu  vollständige,  systematisch 
georditete  Bibliographie  der  neu  erschienenen  Bacher  und  Aufsätze  Uber  Finanzen. 

Die  folgenden  Darlegungen  gellen,  neben  der  Gew&Iirung  ron  litemtarnachwdMi 
Uber  Bcsteuerunij,  eine  kurze  Oricntirung  über  die  Bedeutung:  einzelner  Schrifien 
sradc  für  die  Stcucrklire  Rcben,  mit  Hinblicken  anf  die  Frage  der  Behandlungsweise 
dieser  Lchr^i.  Die  Daritcllung  schliesst  sich  aa  die  uach  dem  bibliographischcu 
Hnnptzweck  dieser  YorbemerkoDgen  gebildeten  Literatargruppen  an.  Zor  Ergiazmg 
itit  auf  die  Bibliographie  der  Finanzwissens«  haft  im  ersten  Bande  BeZDg  ZU  nelUBeo, 
najnentUcii  fui  im  Folgenden  übergangene  Schriften. 

§.  3.  —  I.  Die  iSteuerlehre  in  den  allgemeinen 
Werken  Uber  Politische  Oekonomie  überhaupt. 

S.  Kau.  5.  Aufl.,  I,  21.  Wagner  I,  52  und  uberhaupt  §.  21  fl.  (J.  Cohe. 
Finanzwissonsrhatt  fl*i*^tr  §.  \  ff.,  S  it.  Passim  Neumanii,  Stencr  nach  der  Stener- 
fähigkeit,  Conrad 's  Jdlirbucher  Hb  u.  30  (N.  i\  1  u.  2),  dgl.  Kubert  Muyer,  Principieu 
der  ferecbtea  Beetenening  (1884),  1.  Abaebnitt 

Bei  dem  bis  in  die  Gegenwart  hinein  vorhandenen  Maugel 
einer  selbständigen  Ausbildung  und  literarischen  Behandlung  der 
FiDanzwissenschaft  in  der  fremden  Literatur  ist  natürlich  auch 
die  Steaerlehre  za  knrz  gekommeD.  Der  einseitig  individua* 
listisehe,  wenig  staatsfrenndliehe  Standpnnet  der  phjsio- 
kratiseh-Smiih 'sehen  KationalOkonomie  binderte  vielfacli  die 
volle  nnd  richtige  principielle  Wttrdigung  der  Besteuemng.  Doch 
mnd  die  volkswirthsehaftlichen  Wirkungen  der  Stenern, 
die  Fragen  betiefl's  Wahl  der  bteuenjuelle,  Ueberwälzung  mehrfach 
und  theilweise  gut  behandelt  worden  (Phy  sink  raten,  Quesnay, 
TurfTot,  Miral)caii,  dann  Kicardo)  und  die  AulhtelluDg  soge- 
nannter oberster  Stcuerprincipien  bei  A.  f-^itiiih.  —  obwohl  eigent- 
lich nur  theils  theoretisch  selbstverständliche,  bloss  practisch 
schwierig  zu  verwirklichende  Klagheitsregeln  in  Bezng  auf  die 
Steuer  Verwaltung,  theils  Gerechtigkeitspostalate,  welche  Ton 
Theorie  und  Praxis  gdegentlich  seit  lange  schon  vertreten  worden, 
nnnmebr  aber  nach  den  Anschannngen  nnd  dem  sieh  bildenden 
Stenerreeht  der  „staatsbllrgerlichen"  Periode  zn  allgemeinerer  An- 
erkennung kamen  —  hat  einen  nachhaltigen  Einflnss  aof  die 
Steaerlehre  ausgeübt. 
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So  ist  doch  aacb  hier  an  Smith  (wealth  of  nations,  hesondors  B.  V,  K  i» 
AbtL  2,  Asher's  Debersötziuig  II«  346  £)  and  au  Kicardo  (principles,  c.  ib, 
2$)  tunkiKlpf«!!. 

DarO^cr  ist  aber  die  Iremdc  und,  wenigstens  bis  aut  die 
jtingste  Zeit,  ciu  grosser  Theil  auch  der  deutschen  national- 
ökoDomischen  und  tinanzwisseDScbaftlichen  Literatur  (im  Weseot- 
lieben  bis  aal  Kau,  diesen  noch  dogesohlossen)  nicht  hinans- 
gekommen.  Den  <,^crad6  hier,  wie  Uberall,  wo  er  den  Zosammenbaog 
roft  Staat  und  Voikswirthscbait  berflhrt,  viel  zu  eDgen  Geaiehts- 
poneten  nnd  tffkers  falschen  Gnindansebanangen  von  Smith  ist  die 
englische  nnd  französische  Literstar  sogar  fast  solavisch, 
fldhBt  in  Betreff  der  formellen  Behandlung,  gefolgt.  So  genflgt  die 
Steserlehre  des  Auslands  nod  der  Ulteren  deutschen  Theoretiker 
besonders  in  den  allgc in ciücii  Prin c ipienpuncten  (in  der 
„allgemeinen  Steuerlehre")  nicht. 

BemeHcen^wcith  l^t.  bcM  iKlerä  für  di«  Ueberwilnngstbeorio:  Caaftid,  phncipes 
d'ecoAoaüd  poiiüquo  (Paris  18ul). 

Ao9  der  älteren  allfenieiDeii  nationalokonomischen  Literatur  isl  auch  fttr  gt' 

Visse  Poncte  der  Steuerlchre  HcriDuno  durch  seine  Lehre  vcin  Eiukommen 
u  TT.,  die  dann  specicU  in  voriüüglicher  Weis/  f';r  die  Sfeiicrthtürie  von  Schmoller 
V'.ärr  ausgebildet  wurde,  wichtig.  Uermann,  dUabwirtbächaitliche  Unterüuchangcu, 
2.  Aq4.,  besonders  S.  5S2  ff*.;  SchmoUcr,  Lehre  rom  Einkommen  in  ihrem  Zü- 
sammenhang  mit  den  Grondprim-ipicn  der  Steucrlcbn-.  Tal».  Zt-chr.  18i'i3,  XIX,  1, 
hier  anch  DogmengeachichtUchcä.  £r  knüpft  zugleicb  an  eioo  vortrefTliche  Arbeit 
TOB  Sehiffle  in  der  Dentsehen  TlerfeUnfirschria  1861,  Heft  4  an:  „Mensch  und 
Gat  in  der  Volkswirthscbaft",  worin  ebenfalls  die  Grandprincipien  der  Bc6teuenuig 
reridirt  werden.  S.  darüber  Schäfflo 's  Note  in  SchmolWa  Aafutz«  &  6i«  Wafner, 
tiraadlegung,  §.  S2  ff.;  K.  Meyer,  Priucipien,  S.  126  ff. 

Die  mangelhafte  Behandlung  der  i^esteuernng  bei  den  früheren 
natioDalökonomischen  Theoretikern,  noch  Ran  nnd  seine  meisten 
(aoeh  jüngeren)  Zeitgenossen  eingeschlossen,  war  die  nothwendige 
Folge  der  inseitig  privatwirthschaltHchen  Anffassnng  der  Volks- 
wutfaechaft:  im  Omnde  genommen  eine  Identificirong  der  Volks- 
wirthsehaft  mit  dem  privatwirthschaftlichen  System.  Erst  dnreb 
die  neuere  Staats-  und  Gesellschafts-  und  durch  die  Verwaltnngs- 
lebre,  daher  beboiulerb  dun  h  I..  Stein,  ist  hier  auch  in  die  Steiicr- 
lehre  eine  andere  tiefere  und  richtigere  Betrachtung  eingedrungen. 
Aber  erst  durch  die  Lehre  von  der  Organisation  der  Volks- 
wirthsehaft,  von  den  Gem ei  n  bc d  ii  r  t'n  i  sse  n  und  von  der 
Gerne  in  wirthsühatt,  namentlich  der  Z  wangsgemeinwiithächatt, 
wie  sie  von  Scbäffle  und  mehrfach  im  AnschinsB  an  ihn  von  mir  in 
der  „Grundlegung^'  entwickelt  wurde,  erhält  m.  E.  mit  der  ganzen 
Fmanzlehre  auch  die  Stenerlehre  ihre  feste  Basis.  Da- 
dmeh  wird  der  Ausgangspnnct  für  die  Ableitung  der  Steuerprinoipien 
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uud  fttr  die  Autstellun};  des  Sfenersystems  und  der  Schlüssel  tiir 
das  tiefere  VerstäDdoiäs  der  bteaergescbicbte  gewoonen. 

In  der  „allgemeinen  Stetierlehre''  sind  daher  viclfarh  ancli  nur  CoiiS'j*|ueMeii 
aus  den  bezüglichen  principiclien  Krörterangen  in  der  „Grundlegung"  zu  ziehen,  auf 
welche  ich  mich  für  die  ganze  Behandlung  der  Stenerlehre  «aidittcklich  berufe. 

5.  meine  (ii iimllegung  1.  Aufl.  Kap.  3  u.  4,  besonders  i;  11»^.  150.  154  If.,  15s. 
2.  Aufl.  Abth.  I.  Kap.  3  u.  4,  speciel!  dieselben  S.  li.iftl^.  ge<if»l!schaftUchc» 
Sybtoffi  2.  Auä.  §  liti  Um  IKS  lt.,  274  lt.;  a.  Autl.  ^im,  namentlich  11,  5il7,  403  £: 
pawim  auch  im  SocüJaa  Korper,  so  IT,  224  ff.  Duo  jeUl  fortbildend,  aber  in 

za  einseitiger  Betonung  des  wirthschaftlirhm  M^uianfs.  Six.  in  der  ODten  m  ^€ 
ood  1!  besprochenen  „Grundkpunnr  der  theoretischen  Btaatsvirthschaft**. 

Ger.'nlc  liie  lUschäftigung  mit  der  Steuerlehre  hatte  mich,  wie  ich  im  V  orwort 
ZQr  1.  Aiifia^e  uioiner  Grundlegung  schiui  Hiiä::r<"«proi'l)(  n  hübe  (8.  VI),  ZU  der  Ceber- 
zengun^r  ^<?iulirt.  dass  sich  diese  T.eliir  ..ohne  tiefei>-s  Kiii-ji-hen  auf  die  allgrc  m  «m  nen 
Frlncipien  der  Politischen  Ockonomie"  nicht  genügend  behandeln  litsae.  lu 
dieser  üebeneeagung  bin  Ich  seitdem  nnd  besonders  wlhrcod  der  ÄnsaibdtaDg  dec 
Steaerlehro  nur  auf  Schritt  und  Tritt  best&rkt  worden.  Die  „Grundlegung**  wurde 
von  mir  mit  nm  der  Steufrlehre  Willen  voranfroschickt.  In  ihr  liegt  daher  auch  dit 
Begründung  tur  die  pnncipieilen  Puncto  und  Auffassungen  im  Folgenden,  besonder» 
in  der  sogenannten  allgemeinen  Stenerlehre. 

Nur  in  diesem  ZasammeDhang  der  Steuerlehre  mit  der 
Politischen  Oekonomie  ist  es  m.  E.  möglich,  zur  Kiaifaeit  auch  in 
den  priüc'ij»iellen  Controversen  der  Besteuerung  zu  gelaugen  und 
dieselben  zu  schiithteii.  Aljer  es  ist  vor  Allem  die  Gemeinwirth 
8 ch a ftslehre,  nicht  die  Lehre  vom  privatwirthschaftlichen  System, 
an  welche  man  anknüpfen  muss.  Jene  fehlte  der  Smith'selien 
Nationalökonomie,  deshalb  nützte  es  ihr  auch  nicht  sovieli  als  sonst 
zu  erwarten  gewesen  wUre,  dass  sie  die  Stenerfragen  zugleich  als 
natiooaltfkonomisehe  Fragen  bebandelte. 

Auf  demselben  Standpunctd  £.  Sax  in  dem  genannten  Werke,  freilich  in  nndoRt 
AnsfÜhrang  und  mit  anderen  Conseriuenzen,  was  ie]|  nicht  für  richtijr  halte.  Achnlich 

6.  Cohn,  FinanzwiaseiisGbafU  b^nders  Einleitung  nnd  1.  Buch,  mit  Abweichonfea, 
die  mich  nicht  stOren.  Sachlich  stehen  wir  wenig  verschieden. 

§.  4.  11.  Die  bteuerlehre  in  den  selbständigen 
deutschen  Werken  über  Fiuao z w i ssenschaft  bis  aal 
Stein,    insbesondere  Rau  und  Stein. 

Solche  Werke  sind  bis  auf  einige  neuerdings  erst  sich  mehrende 
Ansnabmen  bisher  vomemlieb  nnrin  der  dent sehen  Faehliteratnr 
vorhanden. 

S.  Wagner,  FSn.  I,  (2  und  nberhanpt  §.  23  ff. 

Besonders  hervorzuheben  sind  ans  der  eamerallstisehen  Literator* 
Periode  des  vorigen  Jahrhunderts  v.  Jnsti  und  v.  Sonnenfels. 

8.  Wagner,  Fto.  I.  .16.  r.  Jnsti  verdient  auch  in  der  Steaerlehre  dio  Au- 

etkennang,  die  ihm  als  Finanztheoretiker  Neuere  (Stein)  mit  Recht  überbanpt  ein- 
rätimen.  v.  Sonnen  fei?»  hat  in  dem  1.  Kapitel  seines  Werks  from  Finauzsystem). 
S.  42  Ü  der  G.  AuÜ.,  mancherlei  noch  heute  Beachtenswerthes  über  Puocte  dor  all- 
gemeinen Steuerichte  und  Ober  die  €ontn>Torsen  am  Beginn  der  staatsbürgerlichen 
Periode;  Kap.  V,  8.  260  ff.,  dann  ttber  die  einzelnen  Stensm. 
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Aus  der  deutschen  fiDanzwiBsenschaftiichen  Lttmtor  dw  neaeren 
Zeit,  Tor  Ran,  sind  die  beiden  wichtigsten  Werke  aneb  (Itr  die 
Stenerlebre  t.  Jacob's  nnd  t.  Malebns'  Finanzwiasenscbaft,  sowie 
J.  Schign 's  Grundsätze  der  Finanz. 

Der  enteie  bevftfart  sich  auch  hier  als  tüchtiger  Systematikcr,  nach  dem  wissen- 
schaftlichen Standpunct  seiner  Zeit.  Seine  alltremeino  Steuerleliro  idt  aber  diesem 
Standnnnrt  cremSs*?  dfJrftitr  und  veraltet;  IT,  305  IT".  (1.  Aufl.).  v.  Malchus  ist  hier 
vie  immer  der  vorzügliche,  wissenschal'tiich  darchgebildete  Fracüker,  dessen  St&rke 
aber  melir  in  der  epecfellcB  als  in  der  tUgemeinen  Steueilehre  liegt  Besonders 
I.  US  ff.  Schön  (1832)  vi flient  gerade  auch  für  die  ]  riucijtielle  Auffassung  der 
Besteaerung  und  cinzrinor  T'robK  m<  Tieachtung  und  erinnert  an  neueste  EntwicUnngen 
dieser  AufTassuiiL'      K'.  Mcy<  t.  i'nucipien  S.  02  II.). 

Einen  erbebUcben  Fortschritt  gegen  alle  seine  Vorgänger  nnd 
Zeitgenossen  bezeichnet  auch  in  der  Steuerlehre  Ran,  in  Bezug 
auf  Systematik,  in  der  Betrachtung  der  Steuern  im  Znsammenhang 
der  Tolkswirthschaftlichen  Verhältnisse  nnd  an  Reicbthnm  des 
Materials  tibertriflt  sein  Werk  alle  weit. 

Die  eigenthOmlichen  Vorzüge  Ran 's  treten  tkberbaopt  vehl  in  seiner  Finanz^ 

viüenschaft  riur  l\  mehr  wie  in  den  anderen  Theilen  seines  gros^'-n  T.ehrbuchs  hervor 
und  die  Steucrlchrc  macht  davon  keine  Ausnahme.  Die  alte  caiiicralwissenschafdichc 
Tradition  wirkt  auch  hier  nach,  iu  dcu  speciellen  Lehreu  niclit  /uui  Schaden  des 
Werts,  üebcrall  klare  Disposition,  einfache  Eintheiluugeu  der  Steuern,  welche  bei 
aller  Ku»  ksi.  ht  auf  dii.'  Prnxis  und  deren  Tt'nniiioloijic  doch  mit  Recht  an  dii;  ti-  fercn 
latcr&chiede  anknüpfen  —  so  in  der  Uaupttiintheilnog  aller  Steuern  in  ,,Schatzuugen'' 
Qod  „Anfwandetenem**,  statt  in  „directe**  und  „indirecte'*;  ttberaU  nüchtern 
retBtäadige  Aurrnssuric.  In  formeller  Hinsicht  ist  die  Rausche  Steuerlehre  hier 
noch  heute  ein  ilii^t«  r  und  im  spccieUen  Theil  bietet  sie  ancli  in  sachlicher  Hinsicht 
Boch  immer  viol  Werth  volles.  G.  Goho  läsiSt  Hau  m.  E.  viel  weniger  Anerkennung 
widerfahren,  als  der  Finanzlheoretiker  Rao  wirltlteb  noch  heute  beanspruchen  kann 
•'obii.  Finttnzwis?*'Mi>chi\ft  S.  17  und  passitn).  YAn  \\'cik,  das  ein  so  scharfsinniger 
belehrter  wie  N  <>  u  m  a  n  n  noch  jetzt  ein  HMeisterwerk"  nennt,  möchte  Anbruch  auf 
klHiere  Wflrdigung  haben. 

Aber  die  Miln^el  Rau  s  koimeu  doch  anderseits  jetzt  nicht 
mehr  verkauiit  werden.  Es  sind  dieselben  wie  in  Ran 's  ganzem 
Lehrbuch  und  wie  in  der  Nationalökonomie  seiner  BlUthezeit,  in 
den  lÖ20er  bis  50  er  Jahren,  überhaupt 

Die  bistoriaeb-relative  Betrachtungsweise,  die  Einsiclit,  dass  auch  die 
Bcsteneninf^  etwas  geschichtlich  Iledingtes  ist.  dass  man  sie  nicht  überall  und 
aUoeit  nach  demselben  Massetab  beurtheiluu  und  eiorichtcu  kann  und  dar£,  fehlt  bei 
Bat  ttoeb  fast  ganz.  Diese  Betrachtangsweise  Ist  aber  aacb  hier  geboten,  sie  darf 

Dar  nicht  dazu  führen,  Stouergeschichte  und  tinanzwlssenschaftliche  Steuerlehre 
verwechseln,  eine  ii!<  }it  nothwcndige,  wenn  nneli  vorgekommene  Unklarheit  einzelner 
Jüstomcher'^  Natioiialukunomeu.  Jene  BetruciituitgtiWL-ise  steht  auch  nicht  in  Widui- 
«proeb  mit  der  Forderung  an  die  Theorie,  ein  eigenes  Steuersystem  anfzasteUen, 
m  muss  der  histori'?rh-  und  örtlich  relative  rharact-  r  demselben  anerkannt  werden. 
Obgleich  nun  die  unhistorische,  rein  rationalistische  Behandlung  des  Stoffs  Kau  und 
sadve  Fachgeoosaen  seiner  Zeit  gerade  zur  Aufstellung  eines  eigenen  Steuersystems 
Tolj^erichtig  hätte  fuhren  müssen,  fehlt  doch  im  Grunde  ein  bolches.  Es  ging  hier  in 
^l'^rTheorie  wie  in  der  Praxis:  von  einem  wirklichen  „System"  ist  nicht  die  Rede. 

dessen  bringt  auch  die  Theorie  nur  eine  Kritik  der  bestchendcu,  eupheuiislisch 
•^fMeai**  genaiuiteD  Besteoernng,  mit  einzdneo  Verbessemngsrofscbllgen.  Die  Er^ 
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Jcläruiig  hierfür  hegt  vor  Ailtiin  in  der  uoguitUgeuüeii  „allgcmeioen'*  Steaerlehre, 
der  Mangel  der  letzteren  folgt  aber  wieder  aus  dem  Fehlen  einer  GemeinbedQrfhiss- 
and  Gemeiowirthschaftslebro  und  der  cin^itig  privatwirthscbaftUchen  Auffassung  aller 
ökonomischen  Vt'rhalinisse.  Die  eigentlichen  principicllen  Streitfrai^cn  über  diii  rich- 
tige Steaerquelie,  über  diü  Allgemeinheit  und  Glcichmäitöigkeit  der  Besteuerung.  Uber 
den  Steaeirass  a.  dgL  Verden  fiel  m  nebenBSchllch  behandelt«  etwa  nur  bei  Gelegen* 
heit  einer  einzelnen  gerade  besprocheDen  Sreuer,  wo  ein  einzelnes  Problem  spedell 
auftaucht,  nicht  allgemein.  Wenn  auch  die  Nothwendigkeit  empfanden  wird,  errado 
in  einer  wis:>cuschafilichen  Lehre  von  der  Besteuerung  den  Zusammen han^  der 
Stenern,  das  VerhUtnit»  gegenseitiger  Ergftnznng  und  des  Entatzes  so  beachten,  eo 
werden  daraus  doch  keine  woseniüclicn  pntctischen  Folgerungen  in  Bezug  auf  das 
Stencrs}^tem,  die  Wahl  und  Einrichtung  der  einzelnen  Steuern  gezogen.  liier  bleibt 
vielmehr  alles  kritische  Paraphrase  der  Praxis,  deren  Mängel  wohl  erkannt,  aber 
wieder  nicht  gentigend  aus  den  massgebenden  Verblütnissen  erUirt  werden.  Die  all* 
gemeine  Stenorlehre,  welche  in  ihrer  zu  knappen  BeschrSnknns:  auf  die  Ilinstellung 
tbeilfl  trivialer,  theils  strittiger  äiitzc,  mit  Umgebung  manchnr  oigontiicbcu  Streiipancte, 
auch  iofserUch  in  einem  gewissen  Missverbäitni»  m  der  speddlen  Lehre  stehen 
möchte  (in  der  5.  Aufl.  I.  383—440,  letztere  II,  1—316),  genügt  daher  wohl  in  keiner 
Weise  mehr.  Ich  habe  daraas  fast  nichts  für  m^in  VVerk  übernommen  und  meiner 
Ueberzeugong  nach  nicht  anders  verfahren  können.  Auch  in  der  speciclien  Steaer- 
lehre sind  es  nicht  die  principicllen  Erörteningen.  sondern  die  stenertecb- 
nisclicM  Einzelheiten  und  d.i>  fiolNvig  und  sorgsam  gesammelte  Material,  in 
denen  m.  £.  gegenwärtig  noch  der  Hauptwerth  des  Kau  sehen  Werks  Uegt. 

Unter  den  übrigen  deutscben  allgemeinen  finanzwiBsenscliail' 
lieben  Werken  der  506r  und  60er  Jahre  sind  neben  Ran  noch 
Umpfenbach  und  y.  Hock  hervorznheben  und  Berging  und 
Pfeiffer  zu  nennen. 

L'inpidnbach's  Lehrbuch  (1.  Aull.  1859)  war  anch  in  den  Abschnitten  von 

der  Besteuerung  fttr  seine  Zeit  ein  braachbares,  klar  geschriebenes  Compcndinm,  das 
zwar  im  Ganzen  in  den  (jrundanschauun<;^en  mit  Kau  tibcrcinstimmt,  dessen  stofflichen 
Keichtbum  gar  nicht  erstrebt,  in  einigen  Puncten  aber  doch  schon  zu  mehr  prin- 
dpieller  Behandlung  fertznschi^iten  sncht,  namentttch  in  dem  Abschnitt  I,  103 — Hl, 
von  den  „allfrcmein.  n  Grundsruzcn*',  freilich  dabei  öfters  recht  einseiligen  doctrin&ren 
Ansichten  huJdigend  und  uh('rhau])t  d^'r  Doctrin  einen  Ubermässiiren  Werth  vor  der 
Praxis  beilegend,  in  der  wenig  veränderten  2.  Auflage  (1887)  sind  die  formellen 
Vorztkge  geblieben,  das  übertriebene  Selbstbewnsstsein  des  DoctrinSirs  ist  aber  noch 
frcsties-cn.  Es  zo.igt  sich  auch  darin,  dass  Alles,  was  i*  einem  M(^nschenalter  im 
hnanzwissenscbaftlichea  Gebiete  erschienen  ist,  keinerlei  Kinduss  auf  den  Autor  aus- 
geübt, meist  anch  kein  Yerstindniss  bei  ihm  gefunden  hat;  er  lehnt  es  Alles  in  recht 
selbstzufriedener  Weise,  ohne  genügende  PrOfong.  Öfters  sehr  von  oben  herab  ab. 
So  ist  das  Buch  doch  veraltet,  es  steht  ausserhalb  der  wissenschaftlichen  Beweenng. 
Die  Ausdrucksweisc  ist  immer  manieriner  geworden  („Tragwe^e''  fon  Finanzcinkttuftcn 
n.  8.  w.).  (S,  die  Becension  ren  Friedberg  in  Gonrad's  Jahrbachem  51,  S.  552.) 

V.  Hock's  „öffentliche  Abgaben  und  Schulden"  sind  mehr  als  eine  Monogcaphio 
der  allprnmeinen  Steuerlebre,  sie  bringen  die  Besteuerung,  wie  die  finanzwis'ienschaft- 
lichen  \\  erke,  ia  Zusammenhang  mit  dorn  ganzen  Eiuuahmewesen.  Ucberail  verräth 
sich  der  grosse,  wissenschaftlich  durchgebildete  und  deshalb  die  Theorie  achtende 
Practiker.  Auch  wenn  man  Hock's  Stcuer^y^tem  nicht  fiir  richtig  hält,  kann  man 
nicht  leugnen,  dass  hier  wenigstens  ein  beachtenswcrthcr  Versuch  zur  Aufstellung 
eines  eigenen  theoretischen  Steuersystems  vorliegt,  der  vor  Stein  eigentlich  bei  allen 
Finanzlheoretikern  fehlt.  Viel  Vorzrtgliches  bieten  die  ErÖrtemngen  über  die  Stener- 
principien,  dann  besonders  über  Veih.iitnisse  der  Steuer  Verwaltung.  Ifi  lt»r?fercT 
Hinsicht  verdanke  ich  ihm  manche  Belehrung  and  kenne  kein  vorzüglicheres  wissen« 
schafUiches  Flnanzwerlt  Ober  solche  Pnncte. 

In  Berg  ins'  Finanzwlgseoschaft  ist,  wie  Oberhaupt,  so  anch  in  der  Stouorlehre 
von  einem  ..System"  keine  Rede.  Die  allgemftinen  Erörterungen  im  Anschluss  an 
Smith  und  iMiil  (2.  Aud.  S.  404)  sind  höchst  dürftig,  die  einzelnen  Steuern  gehen 
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'>e/iebig  durolioinauder,  der  Staiidj  iiüct  ist  der  des  exfremen  nörireludeii  Maiu  hester- 
thoffls.  Aber  die  UioeiuÜccliiuiig  der  Kritik  pieuaaiäcber  Stouurvctlialtiii6i»e,  mit 
m&Dcheii  richtigen  Bemerkungen  neben  fiel  Einseitigkeit  des  Unheils,  giebt  dem  Buch 
docii  einen  ^^c\ri^seu  Werth. 

Pfeii'l'tir'ü  .^SUatäeiniuJtiDeu"  buhaudelo  im  B.  2  iu  derselben  plaopopuläreu 
Wtise  nach  dem  Standpanct  des  Monomlsclien  und  peUtischen  Libcmlismns  vulgaris 
lie  Be&teoeroDg,  vie  im  1.  Baude  die  nndoreu  Einnahmen.  Im  Einzelnen  manches 
Hntachbirf .  auch  im  Mntennl,  im  Ganzen  aber  ohne  eigentliche  wissenschaftliche 

Der  bedeutendste  wissenscbattliche  Fortschritt  der  ganzen 
Finanz  Wissenschaft  und  specieil  der  Steaerlcbre  Uber  Rau  hinaus 
knllpft  sich  au  L.  v.  Stein  an,  dessen  ,,Lehrbuch  der  Finanz- 
wiBfienscbaiV'  seit  bald  einer  Generation  (1.  Auflage  in  1  Bande  1860^ 
5.  Aaflage  in  4  Bänden  1885—86}  wie  kein  anderes  Finanzwerk  an- 
legend gewirkt  und,  als  Ganzes  betrachtet,  in  jeder  nenen  Anf- 
läge  formell  and  materiell  vielfach  verändert,  trotz  sehr  erheblicher 
Mingel  doch  eines,  vielleicht  schlechtweg  das  hervorragendste 
Fachwerk  der  Wehlitcratui  aiil  dickem  Gebiete  *;cnjinnt  werden 
darf.  Ich  kann  nicht  irnihiu,  in  sehr  vielen  einzelnen  und  manchen 
Bauptpuücteu  von  Stein  abznwcichen  und  gegen  viele  seiner  vvill- 
ktlrlicben  Constrnctionen ,  Dehnitionen,  Eintheilungen  u.  s.  w.  zu 
polemisiren ,  in  der  Steuerlehre  wie  in  den  vorausgehenden  Ab- 
schnitten der  Finanzwissenschatt.  Um  so  mehr  möchte  ich  hier 
ausdrücklich  diese  Anerkennung  aussprechen. 

Stein  hat  die  Finanzwissenschaft  in  demselben  Maasse  and  in 
Folge  derselben  Methode  and  Aaffassong  Uber  Rau  hinaus  ge- 
biaehty  wie  die  Innere  Verwaltnngslehre  Uber  R.  y.  Mohl.  Sein 
Lebrbueh  der  Finanzvnssenschaft  reiht  sich  würdig  seinem  bedeu- 
tendsten Werke,  der  Verwaltnngslehre,  an. 

In  beiden  tritt  nicht  in  gleichem  Uradc  wie  in  audorea  dogmatischen  Werken 
iiteins  die  Hegel'scbe  Dialectik  sfftrend  henror.  In  die  Steneriehre  bat  Stein  richtig 
'ie  historische  Betrachtung  eingeführt,  wenngleich  er  hier,  wie  sonst  so  viel- 

••ich,  im  Finzelücn  willkürlich  consfniirf  iirul  über  ';ejne  ..staatbbtirgerlifhc'*  Periode 
luBaas  ikeiueu  rcchteu  Fortschritt  sieht,  so  dass  »eine  ganz  richtigen  Bemerliungcu 
ihet  das  nolltaadieiide  ^juMe**  Mement  in  der  Bestenernng  zu  keinem  Abschlnss 
ummen.  Er  macht  nicht  bloss  den  Versn«  Ii ,  sondern  ihm  gelingt  es  auch  zur  rst, 
tut  FoUständiges,  aus  dem  Wirthschaftsicbcn  abgeleitetes  Stcucrsystom  aufzustellen« 
das  er  geistvoll  nach  allen  Seiten  begrflndet.  Dies  System  enth&lt  «rohl  irescntliehe 
Imbomer  und,  wie  so  oft  bei  StciD,  viele  subjcctire  WillltttlÜchiteiten.  Es  beruht  auf 
»einer,  durchgreifender  Beri<  lifi^iini:  bedilrftiiron  Anffassunff  d«»r  Volkswirthsrhnft. 
^leia'»  schiefe  Lehre  ?om  Kinioinuien  und  den  1  ucturen  seiner  Bildung,  besonders 
Tsm  Kapital  fahrt  hier  zu  unhaltbuen  Folgerungen.  Aber  das  Steneraystem  Steinas 
;!t  aus  einem  Gosse  und  als  Ganzes  betrachtet  trotz  ili<'üer  Fehler  höchst  bedeutsam. 
tinztJüe  Pniictc.  vri»'  die  —  neuerdings  Ircilirl!  \->n\  iliui  selbst,  aber  mit  Unrecht 
■ieder  grosseuthcils  aulge-ebeae  —  Vcrkchr3»lcucrtheor:e,  die  von  Stein  willkürlich 
.Jndireete"  bezeichnete  Besteuerung  der  Arbeit,  sind  glänzende  wissenschaftliche 
Ldstnngen,  so  s^^hr  an<  h  bier  die  An^fnbinn^'cn  wii^dcr  der  iH'tifliti'jnnT.  Ergänzung-, 
Atfädehanng  bedUrlco.  Bei  Steiu  erst  iät  in  Folge  der  ganzen  Aulla^uug  die  „all- 
(emeiB«**  Steoerldin  zo  ihfen  it«chte  gekommen  und  der  Scbweiponct  ans  der 
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specielleD  Lehre  daUitiein  verlegt  wordeo.  Die  specielle  Richtuug  bteiu's  bnckte  » 
dann  mit  sich,  dass  er  das  Finanz-  and  Stcuerrecht  als  Theil  des  Verftttvon« 
und  YerwaltitDgSTeolits  viel  mehr  in  den  VordengniBd  ichiebt  M.  £.  fahrt  diö 
leicht  zu  ein^T  rn  irrossf-n  "S'fnlränpaniEr  der  f i nanzwissenschaftlichon  and 
politisch-ökonomiächcn  Behandlang  der  Probleme.  Aber  in  hohem  Maa&äc 
«lankeoswertb  sind  anch  diese  Pntieen.  EndUefe  bat  Stein,  minal  in  der  vierten  Anf' 
läge,  das  Finanz-  and  Stoiu  r»os(  n  der  Selbstverwallung  mehr  unl  mehr  za 
einem  infca'rirfnd.  n  niivd  der  Kiiianzwis^'ensrhaft  nehcn  don  Staatsfinanzen  m  uacbea 
vträtaudca,  waä  ebeufails  wieder  einen  wiiacutlicheu  l  orbchriu  gegen  die  £rüheK 
Behandlung  beielcbnet,  desMO  prindiiieUe  Beiechtignnp  nncli  mir  nnsveifelliift  ift 
(Fin.  I,  §.  28). 

Lauter  hoch  bedeutende  \  erdienste,  uubeu  denen  die  zahlreichen  Uelnen  Fehkr 
im  Detail,  die  der  Specialist  so  gern  ond  se  scIbstmJHeden  tn  Stein  rOgt  deeli  nkkt 

so  schwer  ins  Gewicht  fallen.  Und  selbst  ili<^  ;jrrösscren  und  tieferen  F.  hlor  d 
Werks,  die  gewagten  Construrtioncn  auf  oft  völlig  untren üirond<^r  Gnindlairc,  die  üb>  > 
eilten  Uencralisationon,  —  Beides  die  Folge  eines  oft  ganz  tluchtigeu,  mituntor  u 
kanm  begreiflicher  Weise  feblenden  Studiums  der  Tbatsacben.  der  Uterator.  ciQ<:f 
bisweilen  verblüffenden  ünwisaonlieit.  ein-  s  Man^.  an  gründlichem  Durch  I  n l  -n  )?r 
behandelten  Gegenstände  und  eines  viel  zu  eiligen  Uinwerfeus  der  üetlauken  - 
darfen  m.  £.  nicht  hindern,  den  Werth  der  Stoin'schen  Gcsanmtleistiing  ao- 
nerkennen. 

Meine  eigenen  vielfältigsten  Abwei r liungon  von  Stein  werden  oft  genuf 
im  weitereu  Verlauf  hervortreten.  Die  Weiterfuhrang  der  Finaozwissenschaft  auch  Qbe: 
Stein  Unans,  Erglnanngen  und  Boriebtigungen  sdner  Aoflkasnng  sind  In  mehr  als  einer 

Hinsicht  nothwendig.  Stein  selbst  /eis;!  «lurcli  -eine  vielfachm  Acnderungen  in  n  ':sn 
Auflai;on,  dass  s<Mn>>  <  igene  Systematik  nicht  als  end<^iltige  erklärt  werden  kann. 
Seine  hautige  PoIcujik  liegen  mich  (besonders  in  der  4.  Auflage)  kann  ich  mit  bc^ica 
Willen  selten  zntreflend  finden.  Stein  zeigt  in  diesem  wie  in  anderen  Werken  gering« 
Fähigkeit,  —  oder  lic£»t  es  an  der  Neigung  und  Aufmerk!«;imkf'tt?  —  sich  in  dei 
Gedankeugaog  Anderer  hinein  zu  versetzen.  „Unklar*'  ist  sein  beliebtstes  Stichvon 
wider  Andersneinende  nnd  die  eigene  Meinung  bezeiebnet  er  mit  Yerliebe  als  JUar. 
während  gerade  vielen  seiner  Erörterungen  dies  Epitheton  von  Anderen  gern  u . ! 
nicht  selten  mit  Keclit  :d)t;-<isproch(  n  wird.  Aber  auch  solche  Eiirenthtiinlirlik- it' 
dürfen  eiuciu  Maunc  wie  Stein  wohl  zu  Gute  gehalten  werücu.  £i  ist  auch  clira<  ii 
genug,  seine  früheren  so  oft  rieb  wandelnden  Ansichten  einer  wieder  einmal  neues 
Ansicht  zti  Liebe  dann  st  lbst  immer  als  „unklar"  zu  bcvcichuen,  nicht  selten  insofenj 
mit  Unrecht,  als  die  frühere  Olters  die  richtigere  und  „klarere"  war.  Auch  von  Auf- 
lage zu  Auflage  liegt  durchans  kein  reiner  Pertsebritt  m,  die  neuest«  ftlnfte  ist  in 
der  Systematisirnrig  und  Schematisirung  in  mancher  Hinsicht  uttgOnstigcr  als  dk; 
früheren  zu  beurthcilen  und  lässt  in  der  Solidität  der  Arbeit  hie  und  da  noch  mehr 
als  eine  der  älteren  zu  wünschen  Übrig.  Und  dennoch  kann  mich  weuig»teii&  daä 
Alles  niebt  abbalten,  Sfeln's  bebe  Verdienste  um  die  eigentliebe  „Verwissrnsebaft* 
lichtin^'"  der  IM^ciplin  offen  anznerkeniK-n.  Stein  fordert  sehr  oft  zur  Kritik  heran^. 
aber  er  regt  auch  uberall  zum  Nachdenken  an.  Er  neigt  leicht  dazu,  alles  Wirklick 
fttr  reroUnftig  zu  halten,  aber  er  verfällt  nicht  in  den  Fehler  unserer  bistoriscb«s 
NationalOfcoiiomen.  Er  lägt  nur  den  radicalen  Doctrinären,  dass  das  Wirkliche  meää 
einen  vernünftigen  Kern  und  jed*^n£sUs  historiscb  erUlrlicbe  Gründe  bat,  mit  deaflS 
allein  oft  es  sich  verändern  kann. 

S.  meine  Ani^ltze  „FinanzwisaensobafI  nnd  StaatssoeiaUsmus**,  mit  einer  Bs- 
leitung  (Iber  Steins  und  Rosrher's  Finanzwissenschaft,  Tüb.  Ztschr.  18S7:  io 
zweiten  besonders  eine  Aiisainandersetzuncr  mit  Stein  libcr  seine  Ani^riöe  pejen  «ieii 
„StaatssocialisfflUä".  Ueber  die  Vorzilfre  und  Maogel  des  i>tciu'ä.chcn  Work?  mit 
meinem  Urtbeil  wesentlich  uberein stinuuend  G.  Cohn,  Finanzwissenschaft  $  11 
8.  ausserdem  ilb.  r  Stein  überhaupt  Schmoll  er  in  seinem  an?  1*^(10  liLTrührcBdeH 
Aufsatz  in  dem  Buche  ,.Zur  Literaturgeschichte  der  Staats-  und  Socialwisseoacbaften' 
(Leipzig  ISSS)  8.  114  If.  und  Vocke  Im  Finanzarvbir  V,  1888,  S.  451,  im  Gsniea 
doch  ähnlich  artheilend,  wenn  auch  Vocke  zu  einseitig  panegyrisch  die  Mängel  Stein  t 
verschweigt  oder  nicht  bca(  )ii.  t  Wesentlich  verschieden  urtheilt  Uber  Stein  Fr.  J 
Neu  mann,  der  ob  der  Mangel  Steins,  welche  er  freiUch  vortrettlich  und  mit  des 
ibm  eigenen  spilxuoden  SchaininB  aufdeckt,  so  Stdns  FlQchligkaiten ,  Oaklaibeitos, 
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l  ii»i^senheit,  (ioch  m.  E.  Steiu.  »io  ain  h  S(  häffle,  zu  wcnifj  n.iifcht  wird.  Siehe 
Neumauii'b  Aufisitze  in  Conrad 'ä  Jahrbüchern  „die  Steuer  nach  der  8teuerfäbigkeir% 
besonders  Art,  II  in  Band  3G  (N.  F.  II)  S.  475  H" .  mit  dein  Vorwurf  auch  gegen 
mich  (S.  493),  ich  ..über6chSt/.te  Stein  weit".  Ich  kann  jedoch  Neomwili  in  dem 
Tidel  h-nstimmen,  aber  dennoch  glauben,  da-^s  die  im  Vl>^all^i^l•llell(I.•n  ansgesprochene 
Aiteiienuung  Steiu  ü  ihre  Berechtigung  behält,  ich  halte  bie  so^ar  autrccht.  obwohl 
ich  HUB  Tbei!  dnteli  eigenes  weiteres  Stadium,  lam  Tlieil  gerade  mit  durch  Nevmann*« 
Arbeiten  gegenwärtig  noch  weit  uielir.  ab  da  ich  die  urslo  Au t  läge  diut>cs  Bandes 
ausarbeitctf,  kritisch  ni  Stein  sfehc  und  seine  Mängel  erkenne,  z.  B.  riurli  in  seiner, 
sogar  von  „histun»clier '  Seite  bewunderten,  vielfach  völlig  [iiiaiita^tiachcu  und  unbalt- 
haren  Lehre  vom  dfl'entlichen  Credit  (5.  Auflage  B.  4).  Auch  unsere  Verschiedenheit 
der  Standpum  tr  in  T?etrefr  der  Ufformirunu  der  Finanzwi>^'  n-rliaft,  von  wo  nos  Stein 
mehr  in  die  Bahn  der  aligemeiuen  Staats  Wissenschaft,  ich  mehr  in  die  der  Wirth- 
«dtaftstlieerie  etnlenlte,  femer  in  Betreff  des  Verli&itnbses  der  SocialpoUtUc  xa  den 
FiBaoz-  ond  Stcuerproblemen  kann  mich  nicht  z«  wier  Verkenonog  von  Stein's  Be* 
deotun?  nnd  Verdiensten  als  Finan7thftorctiker  bringfen. 

Aut  die  ueaeste  deutsche  Steuerliter&tur  in  den  aligemeiueii.  linan/wissenschuft- 
licben  Weilieii  «iid  vnten  in  §.  6  IT.  In  Zasammeabang  mit  der  neueren  dentsdien 
LiterMnrbevegang  auf  dem  Finnn^biete  eiogegtngeo. 

§.  5.  —  III.  Aeltere  dentselie  monographische  fioaDz- 

wisseuschaftli  cb  c  Literatur  Uber  die  Besteuerung  im 
Ganzen,  über  die  all^remeine  öteuerlehre  und  über 
principielle  Hauptpuiicte  derbelben. 

Mancherlei  theoretisch-itrincipicllc  Erörtorunffen  enthnlt  auch  schon  die  frühere 
Spccialliteratur  über  das  Finanzwesen  einzelner  Luudcr,  besuiuler»  über  die  soge- 
naaDten  Steaerrcformfragen  in  denselben.  S.  Literaturnachweise  bei  Bau  5.  A.  Flo.  1, 
Tl  Ü.  und,  meist  danach,  in  der  1.  Aufl.  diese-»  B.  II  S.  1  U.  Kür  ILiupfpuncte  der 
iiiendscben  Beltandliuig  ist  wieder  B.  Meyer,  Phncipien  1.  Abschnitt  und  ^'cumaun, 
ijtener  nach  der  SteaeifUdglMit  in  Conrad*»  Jahrb.  B.  55  v.  96  irichtig.  Die  Bibliographie 
in  diesem  ^.  ö  ist  hier  gegen  die  1.  Auflage  gekürzt  worden,  die  Angatien  lie- 
achränken  sich  auf  einige  noch  gegenwärtig  beachtenswenhere  Werke. 

A.  Aeltere  Literatur  bis  auf  Kau.  Ueber  maachu  der  älteren  Autoren 
orieotirt  in  aller  Ktlne  trefflich  Bescher  in  seiner  Geschichte  der  Nationalökonomie. 
M  hfaoh  vollst rmdijiore  Angaben  in  älteren  finanzwissenschaftlichen  Werken.  Ver- 
gleiche besonders  über  die  ältere  Literatur  des  Steuerwesens  Pf  effinger,  Vitriarü 
inatitot  jur.  p.  illustr.  III.  3S8.  —  Zinke,  CameraUstenbibliotbek  S.  838—868.  — 
Sergius.  Camereralistenbibliothek  S.  öG4  (1762).  —  Harl,  Handbuch  I.  4G4. 

C  Klock,  tractatus  de  contribntionibus,  Francof  1  (555.  Fol.  Vfl.  Fin.  1  ^  !S, 
Kv6cber,  Geschichte  S.  210  ti.,  und  Steiu,  im  Finanzarchiv  io  dem  Aufenau  ..zur 
<veichiehte  der  deotsehen  Finaazwissenschafit'*,  I,  1884  8.  1  ff,  besonders  S.  29ff'., 
eine  jener  aaf  ganz  unzulänglichem  Material  aufgeführten  gewagten  Constructionen 
Stein wobei  Klock  durchaus  Uberschätzt  und  falsch  pewiirdipt  wird;  s.  auch  die 
JJöte  S.  12  in  Cohn  »  Fiuanzwissenschaft.  —  J.  W.  v.  d.  Lith.  politische  Betrach- 
tugea  über  die  venchiedenen  Arten  der  Steuern,  Berlin  1751;  dess.  neue  Abhand- 
lung von  den  Stenern,  Ulm  1766.  —  K.  KrJ^nckc,  das  Stcuerwesen  nach  meiner 
Xator  üod  seiaen  Wirkongen,  Darnutadt  1804;  ders.  Ausfahrlicho  Anleitungen  zur 
Bfegsiiniag  der  Steaem,  Giesaen  1610,  II;  ders.  Uber  die  Gmndsltze  einer  gerechten 
BestcQcning,  Heidelberg  1819.  Kröncko  gehört  noch  heute  zu  den  bcachtens- 
wenberen  der  ilreren  Steuertheoretiker,  s.  ober  ihn  Roscher,  Geschichte  S.  662.  — 
I^  C.  H.  Escheaui.iier,  Vorschtae  zu  uinem  einfachen  Steuersystem,  Heidelberg 
iHOS.  —  Soeger,  Versuch  über  das  vorzUglicliste  Abgabesystem,  Heidelberg  1810. 
1  A.  1S11.  —  J.  P.  Harl,  Handbm  h  1  r  St.Mierre^nlinm-.  ErbiiL^in  l^tJ,  islti,  II, 
^i.  Aofl.  Heidelberg  1827 — '?).  —  A.  kruhl,  das  Steuersystem  nach  den  Uruudsat£cu 
dts  Staatireehts  und  der  Staatswlrthxchaft,  Erlani?eu  1816.  —  A.  S.  ir.  Kremer, 
OaiKdlun^  de->  Steuerwesens,  Wien  1S21,  II,  2  unverämlerte  Aufl.  1S25. 

B.  I.i*-ratur  der  neneren  Zeit,  vrährenil  Raas  hauptsSchliclic  r 
Wirkn^mkcit.    k.  Murhard,  Theorie  und  i:'oiitik  der  fiesteuemng,  (iöttingen  1834. 
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„£iu  Uaudbucli  iur  Slaatsgddirte,  Yoiksveitreter  und  GebchäftsmÄnaer"'  Cs^cbter 
Smithiauismus,  über  ihn  treffend  Roscher,  Geschichte  S.  S46).  —  Uebor  feiMIlliI»- 
tnrtssigc  Bcsicuerung.  oder  wie  jeder  Staatsangehörige  nach  der  Grösse  seiner  finan- 
ziell' n  Kraft  zu  den  Allgemcinlasten  bt;itra^en  würde.  Lcip/ii;  —  F  K.  v.  Fulda. 
Uber  die  Wirkung  dor  foischiedenea  Arten  der  Steuern  auf  die  Moralität.  (ien  Fietss  und 
die  lodusfrie  des  Volks.  Stuttgart  18S7.  —  3.  0.  Hoffmann,  die  Lehre  von  den  Steaern, 
.ils  Anleitung  zu  gründlichen  Urtln  il.  ii  über  das  Steuerwesen,  mit  besonderer  Bczif  hutif; 
.inf  den  pron?^ischcn  Staat,  Berlui  1S40.  Der  ansfrezoichnote  preussische  Praciikcr  tritt 
III  dcu  Kiiuulhuilcu  dieser  Schrift  auch  hier  hcrvur,  aber  die  vvi^ssonschaftlicbe  Bü> 
deutung  derselben  ist  doch  beeebrlnkt,  die  Schrift  Mch  in  ihrer  groeaen  Formlosigkeit 
weil  cnifernt  von  einem  System,  wns  hei  Tlolfinann  selbst  Bnd  bei  seinen  Aiihantrcro 
vielioicbt  als  Vorzug  gilt,  aber  mit  Unrecht  So  ist  da«  Buch  doch  eigentlich  nur 
eine  theoretische  Glosse  zur  preosdeebeii  Praxis,  oder,  wie  Bosoher  treffhed  nrtheilt: 
«„Heffmaan's  Finanztheorie  ist  im  Gutem  wie  im  ßdsen  fast  nur  ein  Abbild  der  gleich« 
zeitifT'^n  prcüssischcn  Staatspraxi«'*  (Geschieht?  S.  710'.  Die  cigcnthtlmliche  Aof- 
taüsuiig  der  directeu  und  iodirectou  Steuern  ak  Steuern  auf  dem  Besitz  und 
anf  Hand  langen  (S.  69)  bat  zwar  nenerdings  wieder  mehr  Anhinget  gefiudea,  ob 
nnd  wie  weit  mit  Recht,  wird  später  zu  erörtern  sein.  ^lit  der  Abneigung  getren 
die  Einkommenstcaer  und  der  Vorliebe  für  eine  nach  socialen  u.  a.  v  Momenten 
aufgelegte  Classenstcacr  (S.  1 40  ff.)  verkennt  Hoffmann  die  BedOrfoi<^  seines  eigenen 
Zeitalters.  Die  Vcrarthcilung  der  Grundsteuer  enthält  etwas  nichtiges,  ist  Aber  sn 
pessimistisch  und  üln^rsieht  wesentliche  Puncte  (S.  Ol  ff.).  Ich  kann  mich  nur  dem 
Unheil  Roscher  s  über  HoHmanu  a.  a.  Ü.  auschliessen.  Doch  sei  bemerkt,  da&s 
Hofflnann  aaeb  gegenwärtig  noch  Ton  Anderen  gtknsHger  benrtbeilt  wird,  •»  von 
Naumann  (s.  z.  B.  in  Conrads  Jahrbüchern  B.  3t;  S.  löj  fr.\  auch,  wie  es  scheint, 
von  l'.  Cohn  uml  von  „realistischen"  Theoretikern  und  manchen  l'raotikorn  — 
M.  T.  Triltwitz,  Theorie  der  Steuern  und  Zolle,  mit  besonderer  Bcziihun?  .njf 
Prensaen  und  den  Deutschen  Zollverein.  Stuttgart  i842.  —  H.  L.  Biersnck,  über 
Bcstcnoning.  ihre  Grundsätze  nnd  AnsfUhrun«:,  Frankfiirt  a.  M.  1850.  —  J£.  Arnd. 
die  naturgomSsso  Steuer,  Frankfurt  a.  M,  1*^51. 

§.6.  —  IV.  Den  tsch  e  Fac  Ii  i  iteratu  r  der  neueren  nnd 
nenesten  Zeit,  besonders  seit  der  beginnenden  scbiiri'eren  kri- 
tischen »Stellung  der  deutschen  uationalökunomischen  Wisseo- 
scbait  gegen  denSmitbianismus,  dem  Hervortreten  socialer 
Gesicbtspniicte,  der  historischen  Betrachtungsweise  auch  der  Fi- 
nanzeDi  nameutUch  der  Besteaeningy  und  der  erhöhten  Bedentang  der 
G  0  m  m  n  D  a  1  besteneruDg. 

Die  fortgesetzte  wissenschafUicbe  Arbeit  im  Gebiet  der  National- 
Ökonomie  bat  in  Dentschland  in  Verbindung  mit  den  Ereignissen 
von  1848  nnd  den  nenen  Strömungen  des  öffentlichen  Lebens  aneb 
in  Betreff  der  Besteuerung  zu  einer  schärferen  .Vuflassung  nnd 
Formiilirnng  der  p  rincipiellen  Fragen  geführt.  Diese  Fragen, 
zwar  sclion  bisher  erörtert,  sind  dadurch  mit  Recht  mehr  in  den 
Vordergrund  getreten  und  werden,  im  Znsnmmenhang  behandelt, 
Gegenstand  einer  all  gern  e  i  neu iSteuerlehre.  8ie  beziehen  sich 
namentlich  au t  den  leitenden  Gesicbtspunct,  nach  weichem 
die  Besteuerung  eingerichtet  werden  soll:  schärfere  Scheidung  von 
,,Gebtlb  ren^'  nnd  „eigentlichen  Steuern'',  hei  ersteren Unter* 
snchung  ihres  Wesens,  ihrer  Berechtigung,  ihrer  Grenzen,  bei  letz* 
teren  Unteisuchnng  der  leitenden  Principien  für  ihre  Einrichtung, 
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insbesondere  für  die  £nt8cbeidaDg  der  Frage  nach  der  „gerech- 
te n'*  fiesteneniQg.  Demnach  eingehende  Erörterungen  Uber  Be- 
Btenernng  nach  dem  „Princip  von  Leistnng  und  Gegen- 
leiatnng''  oder,  wie  man  ea  neuerdiogs  wohl  genannt  hat,  nach 
dem  „Interesse";  anderseits  Bestenerung  nach  der  j^wirtb- 
sch  aftlic'h  en  Lei  s  tunkst"  iihi^^  keif'.  Das  erste  Triucip  hat, 
gretreu  ihrer  ükououüschcn  (irundanschauung,  namentlieb  die 
6oiith'sche  Schule  der  Doctriu  der  freien  Concurreiiz, 
in  Deutschland  zum  Theil  die  nogcuannte  deutsche  Frei- 
handeisächulc,  mit  mehr  oder  weniger  Ausschliesslichkeit  in 
der  Staats-  und  vollends  in  der  Commuual bestenerung  ver- 
treten. Das  zweite  fand  bei  einem  Theil  der  Gegner  dieser 
Schule,  bei  NationaK^lconomen  der  neuerdings  so  genannten  social- 
politischen  Richtung  (Nenmann  - Tttbingen  u.  A.  m.)  Billigung, 
wenn  es  auch  nicht  zur  alleinigcD  Richtschnur,  namentlich  nicht  in 
der  Communalbesteuemng ;  gemacht  wurde*  Dazwischen  stehen 
dann  die  yermittelnden  Ansichten  (A.  Held,  Nasse).  Die  be- 
züglichen L'nterbiicbun^a^n  führten  zu  weiteren  Uber  die  Begrün- 
dung, den  liecbtögrund,  Uber  Begriff  und  Wesen  der 
Stenern  und  Gebühren  und  der^l.  m.  \on  besotidcrer  Bedeutung 
feimi  hier  die  Arbeilen  Fr.  J.  >iciiniann's  geworden,  die  in 
spröder  Form  doch  Vortreffliches  enthalten  und  auch  methodologisch, 
gegenüber  der  auch  hier  grassirenden  Ueberscbätzung  des  Historis- 
mus, von  hohem  Werthe  sind. 

Weitere  solche  neuerdiogs  erst  tiefer  erfasste  mit  den  eben 
genannten  in  Zusammenhang  stehende  Principieufragen  betreffen 
die  Auslegung  der  „Gerechtigkeitsprincipien'S  d.h.  der 
Omndsitze  der  Allgemeinheit  und  der  Gleich mftssigkeit 
in  der  Besteuerung,  im  Einzelnen  daher  die  Fragen  der  „Frei- 
heit des  Existenzminimums^',  des  proportionalen, 
gleichquotigen  oder  des  ])rugre8  8iven  Jsteuerfusses,  des 
verschiedenen  iSteiierfusses  für  das  Arbeits-  und  das  Besitz- 
einkniniiicH,  der  reellen  Vermögenssteuern,  der  Erbschaf tb-, 
üoaj  unetu  rcnge  winnssteuern  und  Aehniiehes  mehr. 

Alle  solche  Fragen  hängen  mit  Grundfragen  der  Volks- 
wirthsebaftslehre  und  der  wirthschaftlichen  Rechts- 
ordnung zusammen.  Die  Entscheidung,  welche  sie  erfahren,  kann 
nicht  nur  nach  finanzwissenscbafUicben  Gesichtspuncten  er- 
folgen, sondern  muss  die  richtige  Consequcnz  aus  allge* 
meinen   yolkswirthschaftlichen   und  socialtfkonomi- 
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Rehen  Principien  sein.  Wegen  der  VerkenDODg  dieser  That- 
Sache  sind  die  gegnerischen  Ansichten  meistens  gar  niobt  aiiBXO- 
gleichen  gewesen,  da  die  Streitenden  sich  auf  einem  ganz  yerscbie- 
denen  Boden  bewegen.  Ein  gegenseitiges  Verstehen  ist  erst  mOg- 
lieh,  wenn  eben  die  Möglichkeit  zweier  Tersehiedener 
prineipieller  Standpnncte,  desjenigen  des  Systems  der  freien 
Conenrrenz  nnd  des  eutgegcngesetzten  einer  Regelung  der  freien 
Ooncurrenz  nach  Gemeinschaft  sinteressen,  zugegeben,  die 
Gründe  lür  und  wider  diese  beiden  Standpuncte  vergliciieii  und 
alsdann  untersncht  wird,  welche  Consequenzen  auf  dem  finanziellen 
(Tt  iiiete  aus  beiden  abzuleiten  sind.  Danach  wird  die  Eutscheidnng 
über  die  genannten  principiellen  Streitfragen  aber  zum  Theil  ans 
der  Finanzwissenscbalt  hinaus  in  den  gmndlegenden  Theil  der  All- 
gemeinen Volkswirthschaftslehre  zu  verlegen  sein.  Die  Fragen 
selbst  werden  znrUckgeflIbrt  auf  den  Gegensatz  des  in  divido  a> 
listischen  und  des  socialen  oder  Oemeinschaftsprincipe 
in  der  VolkswirtbscbafL 

Auch  die  Steucrtheoretikor  der  ucucren  socialpolitischen  Kiclituofr,  wie  Neu- 
manB,  Held  lialM>n  das  in.  £.  nicht  richtig  erfasst.  Ich  beziehe  mich  ausser  auf 
die  unten  foI>;endi!  „allt^enunne  Sfcuerlehrc".  besonders  dio  AbsoJinifte  Uber  die  volks- 
wiithacbaftlicben  und  die  (ierecbtigkcitsprincipien  der  Besteuerung,  namentlich  wieder 
anf  dio  ErOrt«ning«ii  In  der  „OmndleffaDv'N  spedell  Uber  di«  OifulHttloB  der  Votk»- 
wirthschaft,  den  Staat  und  das  wirtbschaftliche  Verkehrsrecht.  Auch  der  Polemik 
oder  den  abtreichenden  Meinungen  G.  Cohn'».  Kobert  Meycr's  gegeallber  gJaabe 
ich  jene  Unterdcheidung  der  beiden  Standpuncte  festhalten  zu  darfen. 

Mehr  und  mehr  sind  in  neuester  Zeit,  wenn  sich  auch  An> 
klänge  bereits  bei  manchen  älteren  Theoretikern  finden,  in  der 
Bestenerungy  ihren  Arten,  ihrer  Höhe  wie  anderseits  in  der 
Ver  wen  dang  der  Stenererträge  fttr  Öffentliche»  theils  der 
Allgemeinheit,  theils  namentlich  bestimmten  Volksclassen  zu  Gate 
kommende  Leistangcn,  Momente  der  BerOhrnng  mit  den  Problemen 
der  sogenannten  .^socialen  Frage gefunden  worden.  Mehr 
oder  weniger  tritt  dies  in  den  meisten  neueren  steuertheoretischen 
Schriften,  mehrfach  auch  bereits  in  den  Motiven  von  Gesetzent- 
wttrfen  Uber  Steuern,  über  Arbeitervcrsicberung  u.  A.  m.  hervor. 
Die  Frage  spitzt  si»  Ii  dann  wobl  zu  der  von  mir  seboT!  lUngcr  be- 
llttrworteten  Formulirung zu:  ob,  wie,  wie  weit  die  Besteuerung 
als  solche  in  die  gegebene  Einkoromen-  und  Ver- 
m «gcnsvertheilnng  eingreifen  solle  oder  dürfe  (Fin.  I, 
§.27):  das  Problem  der  p^socialen  Stenerpoliti  k'*,  meist  noch 
von  Theorie  and  Praxis  negirend  beantwortet,  im  Unterschied  vom 
Verfasser  dieses  Werks,  aber  immerbin  doch  discntirt.  Bei 
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C.  Frantz,  v.  Scheel,  Neumann,  Held  und  G.  Cohn,  bei 
Sebftffie,  Stein  und  Roseher,  bei  Kobert  Meyer,  Voeke 
Q.  ft.  m.  refleetirt  Bich  diese  Bewegoog  in  sehr  vemchiedeiier  Weise, 
aber  doeh  —  Uberal]. 

Femer  hat  aaeh  tut  die  Besteneningslehre  die  historische 
Betraehtnogsweise  Fortschritte  gemacht  Danach  wird  aach  in  der 
Besteuerung  ein  geschichtlicher  Entvvickluugsproccss 
erkannt,  der  von  den  versehiedenäten  Factoren,  der  wirtbscbafllichen 
Technik,  der  Arbeits-,  Besitz-  und  Erwerbstheilung,  der  politischen 
Verfassung,  dem  Ständewesen,  dem  CultnrznstaiKl  des  Volks  u.  8.  w. 
n.  K.  w.  mit  beeintiusst,  freilich  aber  durch  die  Entwicklung  des 
bteuerbedarfs,  daher  der  extensiven  und  intensiven  Entwick- 
lung der  öfTentlicben  Tbätigkeiten ,  der  Gestaltung  der  Staats-  und 
Seibstverwaltong,  nnd  ihrem  Ineinandergreifen,  dem  Vorhandeasein 
anderer  Einoahmeqaelleii,  dem  Uebeigaog  za  voller  Geldwirthsehaft 
▼omemlich  beherrscht  wird.  Es  ist  Rodbertas'  Verdienst,  in 
seinen  schOnen  Arbeiten  Uber  die  römischen  Tribntsteneni  in 
Hüdebrand's  Jahrbflchem  (B  IV,  V,  VIII)  namenaieh  den  Einflnss 
der  wirthschaftlich-technischen  Momente  auf  die  Gestaltung 
der  Besteuerung  nachgewiesen  zu  haben.  Sonst  sind  es  Vertreter 
der  historischen  Richtung  der  Ivalionalökonomie ,  wie  Roscher, 
Schmoll  er,  Schön  berg,  Kechtshistoriker  wie  Gierke,  Practiker 
von  theoretiscbem  Vermögen  wie  V'ocke,  deren  Arbeiten  auch  lUr 
die  Besteuerungstbeorie  n&cb  der  genannten  Seite  fruchtbringend 
worden.  Der  „Absolatismus  der  Lösungen"  ist  durch  diese  neuere 
historische  Betrachtungsweise  auch  auf  diesem  Gebiete  gebrochen, 
nicht  minder  das  Sachen  nach  einem  „yoUkommenen^'  oder  naoh 
einem  „ganz  emfachen''  Steaerwesen,  hier  einer  „einzigen  Stener", 
als  vergeblich  erkannt  worden.  Eine  Erkenntniss,  welche  Itlr  die 
theoretische  ond  practische  Frage  des  St  euer  Systems  wie  fttr 
die  concreten  Anfgaben  der  Steuerreformen  wichtig  ist 

Endlich  ist,  zum  Thcil  duich  die  Eütwickluüg  der  practischen 
iicdürinisse  und  durch  die  neuerlichen  Vorgänge  im  Staalsleben, 
nemlicb  durch  die  Bestrebungen  nach  Decentralisatiou  der  Staats- 
verwaltung nnd  Organisation  der  Selbstverwaltung,  dual»  die 
Scbafl'uDg  von  Conimuualverbänden  oder  Selhstverwaltungskörpern 
höherer  Ordnung  bedingt,  in  den  letzten  beiden  Jahrzehnten  auch 
fbr  die  Theorie  das  Commanaisteaerwesen  im  engeren  und 
ün  weiteren  Sinne  wichtiger  geworden.  Ein  eigener  Zweig  der 
Bestenernngsliteratar  hat  steh  damit  besebAftigt  und  werthrolle  An- 
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regungen  iUr  die  gemmmte  Besteuerungslebre  vnd  speoieU  fttr 
einige  Hauptfragen  derselben  sind  von  diesen  Untersnebangen  Über 
Gommnnalbestenening  ausgegangen.  Von  Thebietikem  baben  sich 
bierNenmann,  Nasse,  R.  Friedberg,  v.  Bilinski,  y.Reitzen- 
stein  besonders  betbäti^t. 

Alle  diese  Einflüsse  kommen  in  der  nenesten  dentseben  sn- 
sammonfasseuden  Finanzliteratur,  in  den  j^rösseren  Werken  Uber 
l  iuaiizwissenschaft,  über  Besteueraug  im  Oaiizeu,  zur  Geltung, 
der  eine  Einfluss  mehr,  der  andere  weniger.  Auch  der  Verfasser 
dieses  Werks  hat  dieselben  niöi^Iirhst  auf  sich  einwirken 
lassen,  schon  in  der  zweiten  und  dritten  Auilagc  des  ersten  Bandes 
nnd  der  ersten  Auflage  des  zweiten  Bandes ,  mehr  noch  in  der 
gegenwärtigen  /weiten  Auflage  des  letzteren  nnd  in  dem  dritten 
Bande.  Die  Arbeiten  Neamann's,  Sohäffle's  btenerpolitiky 
die  Abbandlnngen  im  ScbOnberg'seben  Handbneb  (Band  III) 
ttber  die  einzelnen  Steaergmppen ,  von  Schall,  Riecke, 
Reitz  enstein  nnd  mir,  R.  Meyer 's  „Principien  der  gerechten 
Bestenemng",  zablretche  Aufsätze  in  den  FaebzeitsebrifEen  der 
neuesten  Zeit  sind  weitere  Belege,  wie  jene  Einflüsse  anregend  aul 
die  Fortbililtiii^  der  Finanzwissensebalt  im  Allgemeinen,  der  Be- 
stenerungslehre  speciell  eingewirkt  haben.  Wie  in  eiueiu  Brenn- 
.spiegel  concentriren  sie  sich  sänmitlich  in  dem  neuesten  grösse- 
ren Werke ,  G  u  s  t  a  v  C <•  b n '  s  schöner  Finanzwissenschaft ,  dem 
zweiten  Theiie  seines  „Systems  der  Nationalökonomie'^  (1889). 
Wie  in  keinem  anderen  bisherigen  Werke  eine,  auch  formvollendete. 
Zasammenfassnng  der  Ergebnisse  der  neueren  Arbeiten,  besonders 
der  dentseben»  anf  diesem  Gebiete,  mit  selbständiger  Stelinngnahme 
nnd  Kritik. 

Weniger  zeigen  sieb  diese  Einflüsse  in  dem  nnnmebr  rorliogen- 
den  Werke  des  Altmeisters  der  bistoriscben  Nationalökonomie, 

Wilhelm  Roscher 's,  seiner  Finanzwissenschaft,  dem  vierten 
Biuule  bcincs  grossen  Systems  (10^57).  Ein  Werk,  dessen  hohe  Ver- 
dienste trotzdem  nicht  verkannt  werden  sollen.  Sie  liegen  u.  E. 
allerdings  nieht  im  System,  nicht  in  der  Behandlung  der  Principien- 
tragen,  der  Begriffe,  der  administrativ-teclinischen  Seite  der  Steuer- 
fragen ,  wohl  aber  in  der  historiseheu  Betrachtnngs-  und  Behaud- 
lungsweise  des  Gegenstands  und  der  feinftlbligen  Verbindung  der 
Finanz-  und  Stenerfragen  mit  den  Angelegenheiten  des  gcsammten 
Volks-,  Staats-,  Wirtbsebalts-  nnd  Cultnrlebens.  Aebnliche  Vorztlge, 
ahniiebe  Mängel  trSgt  W.  Vock  e's  eine  „allgemeine  Stonerlebre'* 
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mit  Atislftnfern  in  die  speeielle  darstellendes  Werk  „die  Abgaben^ 
Aaflngon  und  die  Steuer,  vom  Standpimete  der  Geschichte  und 
der  Mülicbkeit"  (1887),  ein  Werk  eines  hervorragenden,  historisch 
nnd  theoretisch  gebildeten  Verwaltungsinaiins,  das  auch  die  admi- 
I  i-trativ -tctlinischen  Seiten  gut  bebandelt,  daneben  aber  tieilich 
einen  sjuciclleu  Fehler  hat.  Dieser  besteht  in  der  ebenso  uuge- 
schiehtlit-hen,  wie  logisch,  systematisch,  theoretisch  und  practiscb 
unhaltbaren  Ausscheidnng  der  indirecten  Verbrauchssteuern  ans 
dem  Begriff  der  Steuer  und  in  der  einseitigen  BegUnstiguog  der 
Brtmgsstenem  anter  der  direeten  Besteoernng. 

Einen  umfassenden  Versncb  znr  wahrhaften  staatswirth- 
8chaftltehett  Qrandlegnng  der  Bestenernng,  theilireise 
im  Anschlnss  an  Schäffle  nnd  den  Verfasser  dieses  Bnehs,  aber 
mit  scharfer  kritischer  Stellungnahme  und  vielfacher,  mich  selten 
tiberzeugender  Polemik  gegen  uns  und  jregcn  undeic  Neuere,  bat 
Emil  8a X  ii)  seiner  ,,Grundlegun«;  der  llieoietisehen  Staatswirth- 
schaff'  (1887)  f^cniacbt.  Ein  scbarliiiiiiii^^es  und  als  Vcröucb  einer 
Lehre  vom  Coilcetivisnms  im  Wirthsi-haltsleben  beaeütenswerthes, 
aber  m.  £.  gleichwol  in  Methode  und  Ziel  zu  beanstandendes,  in 
Ergebnissen  vielfach  abzulehnendes  Werk.  In  schwerst  verstHnd- 
licher,  übermässig  abstracter  Form  gesehrieben ,  will  es  in  der 
„Staatswirtbisehaft"  nnr  die  Einrichtung  zur  Befriedigung  von  Ge- 
meiübedQrfnissen  sehen ,  sie  nur  wirthschaftlich  erklären  und 
auch  in  Steuern  und  Gebühren  nur  collectivistisehe  Werthungsformen 
anerkennen,  womit  man,  selbst  wenn  man  diese  AufTastiung  billigt, 
nur  noch  zu  keinerlei  Lösung  des  Stenerproblems  gelangt. 

Auch  in  der  Gegenwart  fehlt  es  indestscu  nicht  au  „conserva- 
tiven"  Finanz-  und  Steuertheoretikern ,  welche  die  genannten  Ein- 
flüsse der  neueren  Theorie  und  der  Praxis,  der  Stein  n.  a.  m. 
wenig  oder  c:nr  nicht  anf  sich  haben  einwirlten  lassen,  sondern  in 
den  Geleisen  der  Autoren  der  30er  und  40er  Jahre,  der  Her- 
mann, Rau  u.  8.  w.  noch  heute  fahren.  Das  zeigt  ausser  der 
«ehon  erwähnten  zweiten  Auflage  Umpfenbach's  auch  die  nicht 
QQsebarfe  aber  dürftige  und  unzulüngliche  y^aUgemeine  Steuerlehre*' 
Helferich 's  im  SchÖnberg'schen  Handbocbe. 

Die  grosse  neuere  wissen8chafdiche  Bewegung  anf  diesem  wie 
auf  anderen  Gebieten  der  Politischen  Oekononiie  hat  sich  bisher 
ooeb  weniger  in  der  Finanzwissenscbaft  als  selbst  in  der  sonstigen 
Kationalöktiiioniic  liei  der  a  u  sUi  n  d  ise  b  e  n  Literatur  von  Eiuüuss 
gezeigt,   nanicntlich  in  der  englischen  und  französischen 
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niobt;  etwM  mehr  bereits  in  der  italieniBeben  und  nordame- 
rtiLani Beben,  deren  Vertreter  mebrfiich  von  der  denlscber  Wissen- 
Bcbftft  aaeb  bier  berttbrt  worden  sind. 

§.7.—  V.  Zur  Bibliograpbie  der  neuesten  dentseben 

Besteuerungsliteratar. 

In  Krgänzimg  der  Dantdlnng^  des  ? oiigeo  §.  6  wwdeo  hier  dne  Anialil  fwi 

Schriften  und  Aufsitzen  Kruppttiwoi»-  zasammengestellt  und  oiuigc  davon  noch  mit 
einigen  Bemerkongrcn  bcgiciut.  Iu>  Alljrr'moiiH'n  ist  auf  die  Aufsät;:e  der  Fachzeit- 
schrifteu,  der  Tabiiiger  Zeitschrift  für  die  ge&ammte  ätaAtswüise&sch&fL, 
HiIdebraiid-CoDr»d's  JahrbQcbet  fUr  Nationalokononie  und  Statistik,  der 
Berliner  Vierteljalirsi  hrift  für  Volkswirthscliaft .  Hirth's  Aunaleo  de? 
Norddeutschen  Bunde»  und  des  Deutschen  Kcichs.  des  seit  ISSO  von 
Schmoller,  vordeni  von  v.  Holtzendorff  und  Brentano  herausgegcbeoeu 
Jahrbuchä  für  (iesctzgöbang.  Verwaltang^  und  Volkswirthschaft  des 
Deutschen  KcirhH.  jetzt  auch  di  s  FinaTi  zarr  Iii  vs  von  fl.  Sclianz  (seit  I^SIV 
und  zwar  iuiibcsoudcro  auf  die  Jahrgänge  der  genannten  Zeitschriften  aus  den  leLstcn 
15^20  Jahren  zo  venroisen.  Sie  enthalten  aHe  theoretische,  historische,  statistische, 
tioanzpolitischc  Aufsätze,  manclierlei  Materialien  über  Bt  ^ti  tierung,  \'iclc  Besprechungen 
von  Steuersrhrift^'n.  auch  früher  di*^  Tuhin'JT'T  Zeitsohrilt.  jt  t/t  Conrad'^  Jahibarher 
und  bej>oudcrä  iiaa  1  inanzarchtv  Bibliographiccu.  Ks  wurde  zuwcit  fuhieu  und  i^t  bei 
der  leichten  Zagtnglichlcelt  dieser  Zeitschriften  nicht  ((eboteo,  die  einselnen  Au&icze 
U.  s.  w.  hier  bcsoiiilcrs  zusammen7.nbt<'l!fn.  Nur  einige  von  allccminncn'ir  Ri  dt-atung 
fUr  die  Bcbteucrungslchrc  werden  im  Folgenden  mit  genannt.  Manche  anderen  werden 
später  in  den  hetreffenden  Absehnitlen  dieses  Bandes  und  in  der  speciellen  Stener- 
lelire  citirt.  Mehr&ch  liommen  auch  die  Ueferatc  und  Verhandlnngcn  volks- 
irirths.  haftlicher  Versammlungen  (Volkswirthschaftlicher  Congr«^ss.  Verein  für  Social* 
Politik),  dann  die  Schriften  des  Ict^torcn  Vereins  („üutacbten"}  in  Bctr&cbt 

1.  Liberal -indlridnalistische  Richtung.  S.  dio  Aufsätze  ober  Be- 
steuerung und  ciiii'.  lne  Sf.  iiern  in  Ki'iifzsch,  HandwArtorb'irh  der  Volkswirthschanr- 
lehrc,  meiät  von  Emminghaus  Am  Schärfsten  und  Characteristischsten  J.  Fan  eher. 
Staats-  und  Communalbudgets  in  seiner  Volkswirthaftlichen  Viertcljahrschrift  lbt>3, 
II,  1S4;  —  AI.  Meyer,  ttbOT  Stempelsteoem,  eb  lSfi4,  III,  51  ff.;  —  K.  Braan. 
Staats-  und  Gemeindesteuern  im  Zosammenhang  mit  Staats-,  Hccrc^-.  Commnoal-  and 
Agrarverfaäsung,  eb.  IbQQ,  II,  ] ;  —  Verbandlnngon  don  volkbwirthschaftlicboa  Con- 
gresses  zu  Hamhoi|r  ttber  die  Gommnnabtenerfirage,  1887,  in  der  genannten  Zeitschrift 
1867,  III.    Zur  Kritik  alles  dessen  hcsotulitrs  auch  Neumann 's  Schrifiin. 

2.  SocialppÜtisrhe  und  vcrw.'indtc  Kichtn  n  i^cn.  Die  bciik'n  wi- h- 
Ügsten  grösseren  Scbnfcen,  welche  im  Beginn  der  'Oer  Jahre  aiiregcad  auf  die 
wissenschaftliche  Bewegunfr  wirkten,  sind  A.  Held,  die  Einkommensteuer .  finaaz- 
wissenschafiliche  Studien  ztir  Kcform  ilor  «liriM  ton  S*  •:  - rn  in  DL-ntsoliland.  Bonn  1S72, 
und  Fr.  J.  Ken  mann  (Tübingen),  die  progressive  Kinkommcnsteaer  im  Staats-  und 
Oemeindehanshalt,  Leipzig  1S74  (zugleich  Bd.  VIII  der  Schriften  des  VersiDs  tur 
Socialpolitik). 

Die  H  '  Id'srbe  Srlirift  fricbt  wesentlich  mehr  als  d.  r  Titel  besagt.  Sie  enthält 
eine  werthvollu  uuiia3:»cndc  kritische  Kevisiou  der  allgeou-inen  Steuerlebre,  mit  grosseren 
iiterarisch-ltritischen  Ausfuhroogen.  Auf  letztere  sei  hier  besonders  tat  die  Special« 
litcrattir,  namonttii  Ii  du-  aUrre,  mit  rerwlc>cn.  Der  Verfasser  hat  n.  A.  das  VL•rdi^Il^t. 
im  Anscbiuüs  an  die  neuere  organische  Staats-  und  Hechtslehre  die  Auffassung  der 
Steuer  ds  MTansch**  des  Einzelnen,  dann  folgerichtig  das  Princip  von  „Leistung 
und  Gegenleistung"  mit  Erfolg  zu  bekämpfen.  Er  fosst  auch  ganz  richtig  jedes  Einzel- 
einkommen  als  Antheii  an  »loin  diireli  fr  e«*c|  Is  rh  a  f  1 1  i  r  b  e  Cooperation  ent- 
stehenden Uesammteinkommcn  auf  und  tragt  sociaipoiitischcn  Bucksichten  in  Bezug  auf 
die  Besteuerung  der  Aenneren  Rechnung  Aber  er  geht  m.  E.  nicht  immer  scharf 
genag  auf  die  Pn'ncipien fragen  ein  und  neigt  zu  sehr  zu  Compromissen  nach  Rechts 
und  Links,  was  mindestens  in  der  Theorie  unterbleiben  sollte.  Mit  ^cine^  Resul- 
taten nimmt  Held  eine  Art  vermittelnder  Stellung  ein,  womit  man  i'üi  die  Praxi» 
sich  riel&eh  «inrentanden  eihliien  kann.  Die  pri  not pi eile  Nothweadigfcelt  fon 
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Ertragssteaern  neben  Einkommensteuern  wird  aber  wohl  zu  wenig  beachtut  und  da» 
Streben  naoli  einem  „rationellen  Steuersystem"  mit  Uoreeht  renronea  (s.  auch  Held« 
S,.( iaH-smus,  Leipzig  IST*^,  S.  127).  Von  Held  ist  noch  zu  nennen:  zur  Lelire  von 
der  üeberwälzong  der  Steuem,  Tab.  Ztschr.  lb(>;4  421  und  kleinere  Beferate  u.  dgl. 
io  HOdebfwd's  niid  Goniad's  Jahrbadieiii  Uta  NationalOkotioiiiie,  so  1878,  n,  23B 
mr  n«*ncren  Literatur  Ober  die  Commiinabteiieifrage«  in  B.  20  llber  die  neaeo 
pretssischen  Stt^ucnrcsetze. 

Neu  in  au  Ii 's  auch  an  lügiälaüvem  uud  autlätlächew  Material  bcsondciä  reiche 
Schrift  ist  eine  der  bedeutendsten  Leistungen,  Sie  strebt  wohl  mit  Recht  noch  mehr 
als  Held  na  h  prin  Mpi  -ll  r  Rehandlnn^.  Sie  leistet  Erhebliches  ftlr  die  Klar- 
stdlong  des  (jcgeusatzes  der  beiden  Principien  der  Besteuerung  „nach  dem  Intexesae** 
nod  nach  der  „Leistungsfähigkeit"*  and  ftr  die  FeatsteÜiuig  der  Fälle,  In  denen  dnee 
ron  beiden  angemestsen  ist.  Sie  hat  m.  E.  in  den  AusAlhrungen  gegen  Held  u.  A. 
meistens  Recht.  In  ihrer  Befürwortung  der  Progressivbesteuerung  stimme  ich  ilir  bei. 
Aber  es  mnss  doch  wohl  auch  hier  noch  wuiter  auf  die  Rechtsprincipicu  in 
der  Yolkswirthschnft  Uberhnapt  /mflckgogangen  werden,  am  eine  fette 
B-LTüri  tiinsr  für  die  ProgressiTbestcneruug  zu  erlangen ;  femer  müssen  noch  weitere 
Coosequenzen  hinsichtlich  der  Behandlung  der  Ikssteuerung  als  eines  berechtigten 
Mittels  zur  Beeinflo^uog  der  Einkommenrertheilung  gezogen  werden,  was  Neumann 
S.  99)  abweiflL  V«n  ihn  llt  aus  etwa  derselben  Zeit  noch  zu  nennen:  das  kritische 
Keferat  über  die  unten  genannt-n  (jutarliten  ttbcr  die  Communalsteuorfrage  in 
r.  Hoitzendortf-Brentano's  Jahrbuch  des  Dentchen  Reichs  IST",  H.  3,  S.  132  £; 
dann  .JErtragesteneTn  oder  penSnlicbe  Stenen  ren  länkenmen  und  YennOgen?**  (mit 
beionderer  Beziehung  auf  Radon).  Freiburg  i.  Br.  187G. 

Seitdem  hat  Ncumr\nn  seine  Studien  über  Steuerprincipien  fortgesetzt  und 
Ulf  die  Fragen  der  Terminologie,  Bugrills  bcbti  mmung  und  Classification 
der  Öffentlichen  Einnahmen,  besonders  der  Steuern,  (iebuhren,  Beiträge  ausgedeiint, 
Arbeiten,  in  denen  »ich  Manches  wiederholt,  aber  wobei  die  eigenen  Gedanken  immer 
ron  Neuem  revidirt  und  corrigirt  weiden;  Manches  ist  nur  begonnen,  zum  Abschluss 
gebradit  bidier  nur  Einiges.  Die  Form  dieser  Arbdten  ist  spröde,  mitunter  vertiert 
Äch  der  Verfasser  wohl  etwas  in  Mikrologic  und  Spintisining.  Aber  sein  spurender 
'  Ir^rf-inu  tritt  Überall  hervor  und  sein  Ziel,  seine  Methode,  seine  Ergebnisse,  seine 
aniu  Anderer  (z.  B.  geistreicher  Schnell-,  aber  Flüchtigdenker  wie  Stein  s)  bind 
bedentend.  Ich  gestehe  gern.  Vieles  von  ihm  gelernt  zu  liaben  und  seiner  Kritik, 
auch  wo  sie  mich  selbst  betriltt,  öfter-  K  rlit  ■ol)en  zu  mllssen.  An  Literaturkenntiiiss, 
aa  Kenntnise  manches  kieiaereu  Einzelnen  au:»  der  Verwaltung  des  Steuerweseos  ist 
Bnnann  reich,  seine  Arbeiten  strotzen  von  bezuglichen  Detalb,  ans  denen  Vieles  zn 
lernen  ist.  In  dem  Allen  st^t  Neumann  einen  in  seiner  Weise  berechtigten  Gegen' 
"Titz  mit  sdncr  oft  bekrittelten  „Mikrologie"  gegen  die  „grossen  Wurfe"  von  „Makro- 
iogen'-  wie  Stein,  Schäffle  und  mit  seinen  scharfen  BegriUi»besUmmungou  und 
Hiner  dnrcbdacbten  Terminologie  gegen  diese  nnd  gegen  die  meisten  SehriftsteUer 
'i':T  ,.Iii:>forisrhen*'  Kiehtung  dar  Sein  klares,  srh,'iTfes.  folgericlifijres  Denken  steht 
mit  seinem,  freilich  in  schwerer,  mitunter  wenig  gcniessbarer  1  orui  gebotenen  Ergeb- 
BijseD  doch  reclit  beachtensworth  neben  den  blossen  „historischen  Descriptioneu", 
leren  Verfasser,  auf  BegritT  Hohes  herabsehend,  gleichwohl  anf  Schritt  und  Tritt  mit 
Kaiegorieen  wie  ..Steuer",  „Abgabe",  „üebtthr",  ,, Leistung"  n.  «.  w.  arbeite«  mUssen, 
ahne  je  etwas  Klares,  Präcises,  Uebereinstimmcndcs  darunter  zu  verstehen.  Wie  sehr 
Utte  t.  B.  ein  Werk  wie  das  Waitz*sche  gewonnen,  woin  es  in  seinen  Darsteliongen 
^cr  Finanzverhältnisse  etwas  von  Neumann'scher  Prüciäion  der  Ausdrucke  und  Begriile 
be^ässe  (vgl.  z  B.  die  Citatc  in  meiner  Fin.  III.  44),  und  wie  irälte  das  vollends  von 
<itu  fleiisigcii  Archivexccrptcn  hi&turiscli-uationaIÖkouomischor  „l\i^cher\  die  gegca- 
v^ärtig  als  „finanzwlssMSchaftliche"  nnd  „nationalflkcmomische"  Arbeiten  ausgegeben 
»erden  I  Es  verdient  crcrnde  Anerkennung,  dass  Neinnann  in  einer  Zeit,  die  der  Rich- 
tang  seines  Geistes,  seiner  Arbeiten  nicht  hold  ist,  aui  diesem  sprOden,  aber  schwierigen 
Fdde  behnrrlicb  fortarbeitet.  Etwas,,  das  auch  vom  Standpnnote  wlssenschafdicber 
.UltdtstheiluDg  Billigung  verdiente. 

Auf  der  andern  Seite  ist  wohl  zuzugeben,  dass  Neumann  für  die  «  hh  ssluh 
d<^L  massgebende  Bedeutung  der  „grossen  Gesichtspuncte",  des  „üesamuitwurls'* 
Anderer,  z.  B.  eines  Stein,  Scbiffle  mehr  Anerkennung  haben  kannte  und  m,  C 
habtt  snUte;  daei  er  Mcb  in  der  Polemik  Öfter»  xa  aobnn  und  einseitig  ist,  indem 
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er  die  M(^1iebkeis  und  weniiesteDS  bsdingto  Bereclitlgang  veraehiedener  Sund- 

puncte.  z.  B  bei  den  B»*griil»b«>iimaiuii»reii,  Cla^biti«  •riun,  n,  i'twa  in  der  Frage  d>;r 
Utlter^c))l.■idun|r  diructcr  und  indirectcr  Stuucrii.  GubUhicu  uud  bteueru  («ucii  mir 
geKciiuber)  nicht  genügend  in  Eiwä^unir  /luht  vUilvad  er  doch  Belbac  bei  DeBiiiiiunen 
daä  .,Ua)(«fihre**  de«  Zxurcücu^  ab  allein  erruicbbar.  aber  auch  ausreichend 
be/oiclinen  mmn  ^3.  seine  ..Steuer*"  S.  40).  Sciuü  ciii)ce.schal(eten  An>^Iflllls:^z^  ichcn 
stellen  dem  Anticreu  oft  ein  gar  zu  grusr^e^,  aber  uuFcrdjentejt  Armuthszeuguiiiä  m 
Betreff  der  DenLftbfgkidt  ans.  Auch  rerfdhrt  ihn  o.  B.  »eine  Keiiroiifr  ond  Flhigiteit 
zu  ßcliairt  ii  rtitiTs( iiciduntren,  z.  B.  in  der  Frage  der  Cla»»ificaiioD  der  öffentlichen 
Einnahmen.  (K  r  Sti  ii.  rii  daiu,  objtleich  er  das  Flie^äende  dieser  Oiitge  in  den  Fällen 
der  Praxi:«,  z.  B  bei  ^e wiesen  Abitabearten,  selb;«!  zugeben  mu:iä.  biAWeileu  auf  die 
rielleicbt  an  »ich  richiigcii.  aber  dtich  nicht  iiervorragend  wichtigen  Ergebnisse  sdoer 
Untersuchungen  r\i  viol  Worth  /.u  U  aeii.  Irh  iönnte  z.  B  -  'ir;  S<  heii.a  der  Ein- 
nahmearten  iu  seiner  Schrift  „Die  Steuer"  ganz  zu^itimmen  —  wa^  ich  Übrigens  nicht 
▼dlafiMdiif  thoe  ,  und  dennoch  eine  Onntteilunfr  der  Einnahmen  und  s|^ell  der 
Gebuhren  und  Steuern  in  einem  Werlte  wie  dem  vorliegenden  Kenau  nach  d^e^em 
Schema  für  ungeeignet  halten.  Tielmehr  meinen,  diss  hier  eine  Ztisammenlaiksung  zn 
grosseren  (iruppcn.  unter  Hinweg&etzung  Uber  die  subtilen  Laterschciduogcn  de:} 
Ken  mann  sehen  Schemas«  da»  Richtigere  sei.  Das  ist  auch  meine  Ansicht,  nnd«  m 
anderen  Gründen,  wie  j-io  ohen  S.  2  srhon  .iriir«'di-utct  wurden,  abg-cj-ehen ,  tiivh.  der 
sachliche  Uroud,  warum  ich  im  Wescntlichou  an  der  Cla^siÜcation,  die  ich  im  1.  Bande 
gab,  und  an  meiner  Tcrminolog^ie  und  Begriih^bestimmDttg  festhalte.  Ich  m&chte 
das  Neumann  gegenüber,  grade  weil  ich  seinen  Arbeiten  fielen  Dank  schulde,  amdi 
mit  ihiilicheii  El  »ritriinjr.-n  motiviren.  wio  sie  ihn  in  seiner  ..Stcticr**  (S.  10  II'.),  wie 
schon  bemerkt,  zn  Gunsten  eiucs  „u.  s.  w."  oder  ,.u.  dgl.  m  "  sogar  —  und  m.  £.  mit 
Keeht  —  bei  Definitionen  bestimmen.  Auch  meine  AofTasRnnf  der  Gebfthren,  der 
Beiträfre,  der  directen  und  indirecten  Stenern,  mancher  Fra^-n  Jnr  Steuerprincipien 
und  des  Steuer»«ystems  habe  ich  überall  an  Neumann'sohen  EinwendunKcn  geprüft, 
ihm  öfter  Recht  <r(>rr<'!ben  und  doch  in  der  formellen  und  materiellen  Behandlung  nur 
wenige  Aenderii  I  u  vorgenommen,  gewi>s  weniirer  als  i  s  Neumann  fUr  geboten  hält 
Dn/n  hnh-.Mi  mwh  (laiiii  .ilier  n-t  i.  rc.  in.  E.  ;i))«  r  auch  in  Betracht  konnji<.'n>lo  (iruntie 
bestimmt  oder  wiederum  die  Ansieht,  dass  in  einem  Werke  wie  diesem  eine  Zusammen- 
fassvn^  von  Dingen,  die  nnr  kleine  Unterschiede  oder  fliessende  zeigen,  mindestens 
staltliaft  und  üfters  das  Zweckmä-ssigere  ist.  Neumann  sollte  in  solchen  Fällen  ni<  ht 
iuiuK^r  gifich  denken,  dass  „Ancfero"  nicht  anrli  nher  solche  Frairen  der  ^h^^llJ(•afi«.u. 
Deiiniiion,  Terminologie  nachgedacht  haben,  wenn  sie  vuu  ilim  abweichen.  Zur 
logischen  Schulnng  möchte  ich  indessen  nichts  mehr,  als  das  Studium  der  Nen- 
mann*scben  Arbcit'^n  pinpfehlon. 

Die  hiobergebOrigcu  Arbeiten  Ncumann's  sind  rorncmlich  die  folgenden:  „die 
Stener  nach  der  &eiierfthi)(keit.  Beitrag  zur  Kritik  und  Geschichte  der  Lehren  von 
der  Besteuerung**,  2  Aufsätze  in  Conrad 's  Jahrbüchern  B.  35  u.  36  (N.  F.  1  u.  2, 
t*»SO — Hl,  übrigens  unvüU.'nilot).  reichen  literar-  und  dogmengeschichfHclien  Inhalts 
(u.  A.  mit  Eingeben  auf  Begnti  und  Wesen  der  ..(iercchtigkeif'  bis  zurück  zu  den 
griechhiehen  Philosophen).  —  ..Schwebende  Pinanzfragen,  Ontemcheldong  direoter  und 
indirectcr  Steuern  und  zur  Kcfurm  der  directen  Stenern  in  Dcutsrhland".  2  Artil»el  in 
ScbmoUer's  Jahrbuch  1882,  II  (VI.  Ucft.  3  n.  4).  anknüpfend  an  Schäiiles  Steucr- 
poHtik.  die  scharf,  aber  mit  viel  zu  einseitiger  Herrorhebnng  der  Mängel,  kriti^irt 
wird.  —  ..Das  Öffentliche  Inicresse,  mit  Bezug  auf  das  Gebühren-  und  St  u .  i  wesco, 
die  Expropriation  und  die  Scheidung  von  Privat-  und  r.in  nflichrin  Recht",  in  Hirth's 
Annalen  ISSC.  —  Die  selbständige  Schrift :  „Die  Steuer,  1.  Band,  die  Steuer  und  das 
Offeotliehe  Interesse,  eine  Uneenrarbong  Uber  das  Wesen  der  Steuer  und  die  Glied«» 
ninj:  der  Staats-  und  Gemein  !' <  innahmßn"  (Leipzig  eine  Schrift,  worin  der 

Gegenstand  des  vor>;dnaniiten  Auf>a!zes  aufgenommen  und  fortgeführt  wird.  Darin 
ein  umfassendes,  genauer  begründetes  Schema  der  öffeutlichen  oder  Staats-  bezw. 
Gemeindecinnahmen  i.  e.  S.  8.  552  ff  Vgl.  Friedberg's  Besprecbong  dieser  Schrift 
in  Ct.nrad's  Jahrbüchern  Band  .=»1  N  F  tT'i  S  'il^  If".  —  Zur  ErefinzunET  ausserdem 
der  Aufsatz  Uber  die  Wehr»teucr  im  Fioauzarchir  Band  IV  (l$b7)  ^unvollendet)  und 
der  (ebenfalls  vnrollendete)  Anfnatz  „der  Preis  unter  dem  Einfluss  des  Eiieennttze»". 
Tubinger  Zeitschrift  B.  :n)  und  die  Abhandlung  über  Prds  im  SchOnbeig'scIien 

Handbuch,  besonden  in  der  2.  Auflage  (I,  27»). 
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Zum  Thcil  aucii  mit  Fraiiea  der  Arlcnbci>tiuiuiunjer  der  Einnahmen  beschäftigt 
dcb  K.  Kill« s  In  «iner  RiM^torroile  ..Finao/polirtvche  ErOrterungeii**  (Heidelbor^  1871). 

Achiilicfit'  Ziele  wie  Neuinann.  aber  zmn  Tlici!  mif  Anderem  W«.'(rc.  vt  rf<<li;t  die 
äei»^ige  und  lUchtijrc  Sclmft  von  Kobert  Meyer  (Wien),  „die  Principien  der  ge- 
reclttcn  Besteuerung  in  der  neueren  Fman/wi^scDüchatt"  (Uerlb  1SS4\  mit  umfasseoder 
DognoBcngeiichichla  uod  ei^eiM-u  Ergebnissen,  denen  ich  nicht  überall  beistimme;  Ab- 
lehüiin«'  utfifMT  ..<ocialt'n  AhL'^hIm"  <]<•?  H.'StfMifrim^  nud  meiner  Scheidung  de:i  rein 
äoauxiclleQ  and  de^  sociaipolitiärhen  binndpuncts  in  der  Frugo  der  Ci  c  recht  ig  lioit  (etvas 
uoLinr,  mehr  formell  tds  matfriell  ron  mir  verschieden).  Dtza  die  Selbelanteige 
des  Verfassers  in  Sclimoller">  J:ilirl»ucli .  Vill  (iSS4).  Dbl.  Von  demselben  Aator*. 
„das  Woen  dos  Einkumuienv  (Berlin  18SI>.  ebenfalls  eine  dojrmeuifoschichtliche  und 
tbeoretiscL-kriiische  Arbeit  von  NW  rth  auch  für  die  Steuerlehre.  —  Vcrwandler  Rieh- 
long  eiiid  netiere  Aibeiten  zur  Lehre  von  der  Sicueruberwälzong.  zugleich  ron 
allgemeinerer  Bedeutunir  fUf  die  Str  ucii -Iir  '.  besonders  die  al 1 1: «;  tu e i n  c.  sowie  für 
Fnifrott  dc!»  Steuersystems  und  der  Steucrartuu:  v.  Falck  (Dorpat),  ..kritische  Rück- 
blicke ftttf  die  Lehre  ton  der  MenerUbervftUnnir  «elt  A.  Smith**  (Uorpat  ISS'i); 
Kaizl.  die  Lehre  von  der  L'eberwäi/.uiiir  der  Steuern  (Leipzig  1882);  Klcinwächter, 
zwei  sff iifnfiet.retisclie  Frasri'u  (AbwiUznnir.  \'i'r!  iiltiiisM^  der  Stenern  zu  einander), 
Fiuau/archiv  111  (1886).  AI»  Uegenstuck  Uie  be>uniiers  auch  methodoloicisch  werth- 
rolien  „iiiductiruii"  UntersuchiNiireu  in  Beireli'  des  Sttjnerflberv&lzungxprublcms  von 
(i.  Seil  an/.  ,./ur  Fr-a'e  der  Ueb<  i «•.M/iinir  indirvi  t<T  Verbiauchs-teinTii  anf  (irnud 
de»  baicriächeu  Mal^auf^cbiaKS".  in  Schinniier  ä  Jahrbuch  VI  ^18s2),  mit  einer  späteren 
Fomet/unir  in  der  ..Allgemeinen  Zeirun^*',  nud  ron  E.  La>peyrei»,  Aber  die  Ein* 
Wirkung  der  Aufhebung  der  prensM^chcn  Mahl-  und  S<  lii  trhuteuer  ftuf  die  Preiee 
in  der  OeMorreich'Seh.  M    tatisiiM-hen  Monatsschrift  1877  (ill), 

8.  Weitere  neuere  Arbeiten,  «eiche  auch  tur  die  allgemeine  Steueriehre  und 
fitr  wirbtiiro  Principienfrairen  bcachtei»>wt!nb  bind.  Hud.  «iinlenim  iwcbltch  frnippirt. 
dio  T  Il'- .  Vielfach  von  allpemeinerei  ^teucrtlleoreIi^<  h^  r  nedL'DtuMjr  di.j 
Speci  a  II  I  terato  r  Uber  Personal-,  Ei  n  kom  m  en  stetiern  u.  dgrl.  So:  (iutacbtcu 
Uber  Persoiial besteuerun jr  (S.  hriften  des  Vereins  für  Snciaip«>lit{k.  III.  IW'JI); 
kervor^ubeben  dasjenige  run  E.  Na»sr^,  mit  der  richri::en  Zuntckdröntrunu  der  Fiage 
gerechter  Stenerv»  rili(  i!?infr  aii<  h  in  <!,  r  Tlicorie  hinter  tliejenico  der  Deeknnj^  dos 
Bedarfs,  Im  Au^liluss  daran:  Verliandlunguit  Uber  Eiukummeusteuer.  in  der  3  Ver- 
emmnlmiff  dvs  Vereins  fttr  Sociaipolmk  in  Ei»enach,  18  5,  mit  den  Rcferalen  ron 
Ciensel  und  Held,  Schriften  Hand  XI.  —  v.  Scheel.  prog:re-.>ive  Bt'>ti  "leniiikr, 
Tübin>»^er  Zeit-chiift  31  (1875).  principicll  bcharf.  —  Glattstem,  hteuer  vom  Eiu- 
k4>utmcii.  Leip/ig  l^ia  (Disseitation).  —  U.  Schmidt,  Steuerfreiheit  des  Exiatcnz- 
ninioium«,  Leipxiir  IS' 7  (l>i:i!>ertation).  «—  0.  Peuckcr.  Uber  die  Befreiunir  einer 
2etri?'''n  Classe  von  Sfaaf>^iir<r<Tn  vofi  dor  p'T-nMÜrlii-u  RestcnertHti:!:.  (»rtttinuen  1877 
(Dissertation).  —  J.  Lehr,  kntuichc  Betrachtung  der  lirunde  für  und  wider  den  pro- 
gres^^iren  Stenerfuf'S.  Hildebr»nd*e  JahrbQcber,  B.  Derselbe,  Oapitait^imuf{e- 
Steuer,  Ziii-^r.  hfensfeoer  nod  Doppelbesteucrnnp .  Tübinper  Zeitschrift  1S7T.  — 
(i.  Cohn,  die  Einkommensteuer  im  Kanton  Zurich,  aus  Aufsätzen  im  .'^4.,  .TO. 
Baude  der  Connid  scheu  Jahrbucher  und  im  'M.  Baude  der  Tubinger  Zeitschrift  zu- 
sammenfassend in  den  „Volkewirthsehaftllehen  AufiMItzerS  Staitgnrt  1882:  dazu:  die 
l^v "fji-rreform  im  Kanton  Znnrh  ti.  s.  w.  im  Finanzarchiv,  B.  l  (1884)  und  in  den 
..National^konomüicheo  S'udien"  (Stuttgart  1880).  wi(  hti»;e  und  preist  rolle  Arbeiten  von 
albcemcioer  »teuertheorctischer  Natnr.  —  K«^ni(r.  die  Meldarj^abe.  im  PinnnzareMy  II 
(1885),  deegU  C.  Burkart  eb.  IlL  —  v.  Bilinski,  Luxus^^teucr  als  Conectiv  der 
Cnkommensfener.  Leipzig  1875.  —  Speiser.  Verbot  der  Doppelbeetenemng  (Zeit- 
Khiift  für  sch woizerischcü  Uecht*  B.  VL  IbSü). 

Im  Allgemeinen  darf  ich  mich  hier  auf  meine  nrnfaesende  Abhandlung  Uber 
..directc  Steuern"  (Spericüc  St, m  rlehre.  I.  Theil:  Ertrags-,  Personal-.  Einkonimcn-, 
V- nnf^ercnsstcuem)  im  Schon  berg'schen  Handbuch  (besonders  2.  Aull,  im  B.  III) 
beziehen,  wo  die  wichtigeren  Piincipienfragcn  mit  behandelt  sind.  Zugleich  einst- 
veilen  cio  Ersatz  für  meine  in  diesem  Finanzverk  noch  mangelnde  sylttmniiache 
(|Mciei!e  Sfrunlebrc  (für  Band  IV  in  Aussicht  genoinni  n) 

Für  die  aliguiueine  Steuerlebre  und  zum  Theil  auch  für  die  (icbuhrcolebro  kommt 
teuer  in  Betncht  die  Specinlliterator  über  Gebühren,  Verkehrsiteuera, 
BSrseDsteiierii  u.  dgl.,  so:  die  Tortreiflichen  Abhnndlaogen  von  Schall  ttber 
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4.  Q.  ft.  Buch.  BestoQttniif.  §.  S^tO. 


GebQbmi  und  Verkebrssfoaern  im  Scbönberg*scheo  Handbach  (2.  Aufl.,  III).  — 
R.  Friedberff,  die  Böreensteopr.  Berlin  1876.  Derselbe,  zur  Tbeorie  dor  Steinpe!- 
steuero,  Ilildcbrand  ä  Jahrbücher  B.  38.  —  ii.  Cohn,  über  die  fioanziello  Behaadiuiig 
4vt  Verkebrsanstalten,  iu  SchmoUdr't  Jahrbuch  X  (1686). 

Sodann  die  für  Principienfragen  und  allgemeine  theoretische  Fragen  besonders 
vichtige  Erbschaftssteuer -Literatur,  so:  v.  Scheel,  Erbschafteiiteaem  und  £rb- 
leehtsraform ,  2.  A.,  Jena  1§75,  b«8ond«rs  kl«r  nnd  scharf.  —  J.  Baron,  xar 
Erbschaftssteuer,  Hildebrand's  Jahrbücher  B.  2iy  —  GeffckL-n,  Erbrecht  und  Erb* 
schaftsstencr,  in  Schmoller's  Jahrbach  V  (1881).  —  U.  Bacher,  die  deatschen  Erb- 
scb&fu^  und  Schenkungssteaern ,  Leipzig  1886.  —  Krüger,  die  Erbücha^isteaer, 
Tabing«»  1889  (DlflseitatibnV 

Weif  er  in  Betreff  der  Besteuerang  von  Co  n  j  u  n  c  t  u  r  e  n  ge  wi  nn  en  ("Bau- 
stellen): Gutachten  ii.  Hansscn's  betr.  die  Bremiitchen  (irundsteuerrcrbäitnisse, 
Bremen  1877,  und  dazu  „gutachtliche  Aeussorungcn"  Uber  dies  Gutachten,  ?on  Ver- 
schiedenen, worin  (o.  A.  in  meiner  AensseronK)  die  pcincipielle  Seite  der  Fnge 
beitlhrt  wird. 

Endlich  Uber  sociale  Steuerpolitik  im  Allgemeinen  die  zu  wonig  be- 
achtete  Schrift  von  Constantin  Pranti,  „die  sociale  Stenerreform,  als  die  conditio 

sine  qua  non,  wenn  der  socialen  Revolution  vorgebeugt  werden  soll".  Mainz 
Vgl.  auch  meine  kleine  Schrift:  „über  die  Verstaatlichung  der  Eisenbalinen  und 
über  sociale  Stouerreiurm",  zwei  Landtagsreden,  Berlin  1883.  —  Dana  in  eine  zwei 
Anfs&tze  Uber  „FinansniMaischnft  nnd  StnntBsocIslisnms**  in  der  TQbinger  Zeit* 
«chrif^,  ISS7. 

Wichtig  für  allgemeinere  Principienfragen  über  Besteuerung  ist  ausserdem  auch 
die  Litentnr  über  Wehrstener.  S.  darüber  den  Anhuig  zu  meiner  Abhandlung 

„directe  Steuern",  im  Schönberg'schen  Handbuch,  2.  Aufl.  S.  318.  eb.  eine  Uober- 
sicht  der  Literatur.  Besonders  hervoraoheben  die  Arbeiten  G.  Colm's.  Tübinger 
Zeitschrift  B.  35,  Conrad's  Jahrbücher  B.  uud  iu  Cuhu's  Voik:>wiiiiisciiafüichen 
AnfiflUen  8.  177  ff.;  jcut  anch  die  oben  8.  30  schon  genannte  Abbandlong  ?«n 
Nenmann  im  Finanzarchiv. 

§.  9.  —  3.  Von  besonderer  Bedeutung  für  wichtige  allgemeine  theoretische  uud 
principielle  Fragen  ist  die  neuere  Literatur  Uber  GommunalbesteueruDg,  indem 
darin  die  grundsätzlichen  Verschiedenheiten  zwischen  dieser  Bestenemng 
und  der  Staat^besteuerung  untersucht,  Consc<{oenzen  für  die  Wahl  der  Stcuerartcn 
gezogen  uud  auf  die  verschiedenen  Steucrarten  selbst  wieder  Licht  geworfen  wird. 
Besonden  berrorzuheben :  die  unter  dem  Titel  „die  Gommunalsteneifir^pe**  in  &  XU 
der  Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik  ver-'(!'rntlichten  zehn  Gutachten  (19771. 
worunter  die  ron  Ernst  Meier,  v.  iieitzcnstcin ,  Nasse  hervorzuheben  find. 
Letzterer  führt  den  Nachweis,  dass  in  der  Communalbcstcucrung  auch  Ertrags- 
steuern geboten  seien,  wodurch  das  Problem  über  eine  der  älteren  Arbeiten  Neu* 
mann's  hinaus  gefordert  wurde.  An  jene  Gutachten  knüpften  sich  die  Verhandlungen 
auf  der  Versammlung  in  Berlin  ^1877)  &n,  mit  den  Keferaten  von  mir  und  Wcgncr 
(Scbriften  B.  XJV).  Hein  Referat  überarbeitet  und  weiter  ansgefUbrt,  adbstindig 
unter  dem  Titel  ..die  Cuininnnalsteuerfrage".  Lcipziu:  187S.  —  Zu  verdeichen,  zum  Gegen- 
satz, die  oben  S.  IH  unter  Nr.  1  schon  erwähnten  Vcrhandiungeu  des  wolkswirthscbaft- 
lichen  Congresses.  —  I?.  Fried  berjr.  die  Besteuerung  der  Gemeinden,  Berlin  1878, 
scharf  uimI  Itlnr,  in  den  Ergebnissen  beachtenswerth.  —  v.  Bilinski,  die  Gemeinde- 
best<^uerung  und  deren  Keform,  reichhaltig,  aber  in  di  r  Vertretung  des  Grundsatzes 
dor  Benteuentng  nach  der  Leistungsfähigkeit  iu  der  Gemeinde  zu  weit  gebend,  ebenso 
In  der  EmpfeMuDg  der  Mietbsteuer  ab  Gemeindesteuer.  —  K.  Gneist,  zur  Scener- 
reform  in  Preussen .  Berlin  IS'^  (Landtagsre<le).  Derselbe,  die  deutsche  Finanz- 
reforni  durch  Ke£nilirunpr  der  Gemeindesteuern,  Berlin  ISisl.  zu  einseitig  vom  ufTentlich- 
rechtlichcii  Siaudpunctu  tinter  ZarUckscbiebung  des  volkswirthschaftlichcn .  auch  im 
Versuch  unbaltbar,  ein  complicirtes  Problem  mittelst  einer  kurzen  Formel  zu  Ideen 
(Zt>lle  nnd  Verbrauch>-stn -ni  für  da.s  Roicb,  Einkommensteuern  für  den  Staat.  Frtrrrir^ 
bez.  Healsteueru  für  die  demciude)  uud  britische,  schon  dort  nicht  mehr  richtige 
Verhlltnisse  zu  einer  allgemeinen  Theorie  zu  erbeben  (vgl.  meine  Pin.  m,  MG).  — 
Vgl.  dazu  Schmollcr.  Theorie  und  Pra.«s  der  deutschen  Steuerreform,  Jahrbuch  V, 
18S1,  besonders  S.  425  fr.  —  Am  Wichtigsten,  reichhaltig  an  Mnt<Ti:»l .  V.cdcutsam 
nach  der  piiucipiellcn  Auffassung  und  nach  der  verwaltungsrcchtlichcu  belle  eine 
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Reihe  vortrefilichcr  Arbeiten  roa  v.  Koitzenstein  (früher  Bezirkspräsident  in  Metz): 
.nCOOiiDUiialeä  Finanzwesen"  in  der  2.  Auflage  de^i  SohöDberg'schen  Handbuchs ;  ..über 
indirerte  Verhraaclisahgahen  dor  Gemeinden.  Beitrag  zur  Reform  J>r  fiemeinde- 
titeoern'%  in  Conrad's  Jahrbüchern  18^4,  ß.  42  (N.  F.  S),  43  (9),  IbäU  Bd.  52  (Ib), 
b«60Ddm  disgehe&d  Uber  Frtnlneich  (vgl.  Fin.  III,  885).  Bellten,  Hollsncl;  .«ttbor 
tinanzielle  Concurrenz  von  Gemeinden.  Commonalrerbänden  und  Staat",  5  Artikel  in 
l?rhrijo!It  r"s  Jahrbarh  XI  u.  XII,  ISS'  u.  ISSS.  —  Violfach  wird  das  principielle 
Prubieiu  der  CommuDaläteaerfrage  auch  in  den  Arbeiten  Neumanu  h  berührt.  Zum 
Theil  Uerher  gehörig  «iicli  die  wdter  eosgreifende  omfassende  Abhandlung  Ton 
llischler.  „die  Subjccte  der  Finanzwirthnrhaft".  im  Finarizanliiv  IV  {1**^T\ 

4.  Von  anderer  oeaercr  deutscher  Literatur  über  Besteuerung  im  Allgemeinen 
sind  etva  noch  zu  nennen;  E.  Lftspeyrcs.  Abb.  ,.Staatsw{rth8chftfr%  in  Blnntschli'd 
Su»t8Wörterbuch  B.  X  (ans  1866),  allgemein  wichii^ri'.  beachtenswerthe  Arbeit.  — 
Constantin  Bös.sler,  Gesichtspunctc  der  Str-ner|Kilitik.  Berlin  186S.  —  Eisenhart. 
Kunst  der  Besteoeroog,  Berlin  i86S.  —  K.  Walcker,  die  SeibstFciwaltung  des  Steuer- 
v«M08  und  die  nflsische  Steo«Trefonn,  Berlin  1869.  —  H.  Hanros,  moderne  Be- 
steuerung und  Besteuerurl usn.'furm  vom  Standpunctc  des  gcinoini  n  Kr  chts.  Hcidrlhf^rsr, 
1870  (viel  Originelles,  aber  mit  raili(  alem  Doctrinarismus  und  willkürlicher  Construction 
eines  „gemeinen  Rechts"  verbündt: u).  —  H.  Schoffler.  „die  Regelung  der  Steuer-, 
Einkommen-  und  Geldverhältnisse  und  das  natürliche  Wahlrecht**,  Berlin  1S87,  Ikennt- 
nissreicher,  viel>eiti).'-er  SrlinftsfclltT.  aber  Diletranf  auf  diesem  (i<"biete).  -  -  Wohlt- 
manu,  die  Grundsteuer  und  das  Programm  der  directen  Besteuerung,  Leipzig  1885. 
—  Aoeh  die  Abhandinng  tod  Heise!  tther  „Dnrecht  und  Zwang  im  Finanzveeen'% 
Finauzarchir  V.  1*»S^,  welche  sich  speciell  auf  Fragen  des  Finanz-  und  Steuerstraf- 
recbts  bezieht,  ist  fiir  die  allgemeine  Stenerlehre  und  für  gewisse  Grundfragen  der- 
selben bemerkcüb  Werth. 

§.  10.  —  5.  Literatur  der  Stevorreformfragen,  Tonemlich  dentscho. 
Manche  Schriften  und  Aufsätze  der  vorausgehenden  Literaturgrupprn  b'ischäftigcn 
sich  auch  hiermit,  so  besonder»  die  Gutachten»  Beferate,  Verhaudlungcu  des  Vereins 
for  Socialfwlitilt.  die  Schriften  Neu  mann 's,  die  CommonalstetiorUtentar.  Baaditens- 
werthcs  auch  über  allgemeinere  stcucrtheorctische  Piim  tc  findet  sich  aber  auch  in 
(i .  I'  ^^enheiits-  und  ähnUchen  Schriften,  welche  jchwebende  Stenf>rfra<rf'n  einz^dner 
Länder  de  lege  ferenda  behandeln  oder  neue  Steuergesotzo,  mit  Rucksicht  auf  die 
darOber  gefQhiten  parlamentarischen  Verhandtangen,  kririsch  beleuchten.  Die  he> 
treüende  Literatur  gehört  indessen  mehr  zur  speciellen  Steuerlclirc.  wo  sie  eventuell 
näher  anzugeben  ist  (vgl.  Band  S  u.  ff.  dieses  Werks).  Besonders  stotireich  hier 
Births  Annalen  und  jetzt  namentlich  Schanz'  Finaozarchir,  welches  Uber  neoere 
Steuerreformen  einzelner  Länder,  namentlich  kleinerer  deutscher,  aber  auch  anderer, 
so  Italiens  (von  Hieea-Salerno),  fiosslands  (ron  t.  K&ussler)  tietfliche  und  am» 
iafeeade  Arbeiten  gebracht  hat 

For  die  allgemeine  Steneriehre  ist  ans  dieser  Liteimtar  di^enige«  welche 
Fragen  der  directen  Steuern,  besonders  der  Einkommensteuern  behandelt,  die 
wicbtig^>te  Aber  aurli  die  Reformfragen  auf  d*»m  Gebiete  der  Verkehrsbesteucrung 
(Sicnipcl-,  Bür&cnsteuer),  der  inneren  indirecten  Verbrauchsbestouerung 
(Tabaksteuer,  besonders  Monopol,  Branntweinsteuer.  Z u (  k«- r Steuer  u.  a.  m.) 
habeii  doch  regelmüssii^  mehr  oder  weniger  auf  alltrcuicinere  Steuerfiatieu  liiutiefahrt. 
iklcht  in  demsdben  Maasse  gilt  dies  von  den  Zollrcforuf ragen,  wo  vornemhch 
Dor  die  Kimpfe  ttbeff  Freihandd  und  Schntzzoll  sich  erneoert  haben.  Jedoch  hat  die 
ROcLkehr  zum  airrariscben  Schatzzoll  (Deutschland,  Frankreich,  s.  Fin.  III,  §.322, 
0.  a.  auch  wieder  zu  wie],(i.r,.o  steue^hef.rcti^rhen  Er?irternuc-en ,  in  Betreff  der 
Uebcrwädzungsfrage.  der  Ewjwukunir  des  Zolles  auf  den  Preis,  und  in  Betreff  der 
Bettenenuig  nothwendiger  Lebemtroittel  (ähnlich  wie  bei  Tabak,  Zncker,  Petroloam) 
Anlass  getrebcn. 

An  dieser  Stelle  werden  nur  einige  bezügliche  Arbeiten  vornemlich  über  directe 
Besteuerung  hervorgehoben. 

lieber  deutsche  Steuerreformen  im  Allgemeinen:  Geffcken,  Reform  der 
deutschen  Keichs'^tctifrn .  Heilbronn  1879,  derselbe,  die  Steuerreform  in  ihrer 
aeuesien  Gestalt,  in  Conrad  s  Jahrbüchern  B  39  (N  F.  5),  1882.  —  A.  Wagner,  über 
die  sciiwebenden  deotschen  Finanzfragen,  Tübinger  Zeibchrift,  IhTtf  —  (in eist  ond 
Schmoller  in  den  oben  8»  23  schon  genannten  AnfsItMö.      Eilera,  Beitrag  znr 
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G^cbichte  der  Steoerreform  Im  Reiche  und  in  Pxeassen  (halbtmdieli),  Bcrtio  ISSI. 

—  G.  SchaiiX»  der  preussiüchc  Staatshaushalt  u.  s.  w.  und  die  Mittel  zu  seiner 
Sanirung,  Finanzarchir  IV  (l^i'nT).  —  (lanz  im  Allgemeinen  Sehn  ff  K' 's  Grttnd^'itze 
der  Steucrpohtili  u.)  und  Neumauns  gcoauutcr  Aufsatz  in  Schuiullcr  ^  Jahrbuch 
6.  VI  (1682). 

Spi  (ioll  über  die  Keform  der  dirccten  Steoern,  besonders  der  Ei  nkom  meu- 
steuerii  im  Allgemeinen,  namentlich  im  Deutsehen  Keich  und  den  Einzebtaaten,  ver- 
schiedene stoffreichc  Aufsätze  und  Materialiensammluni^eu  in  Hirth's  Annaleo,  nameot- 
lieh  TOD  Bnrliftrt,  Jehrgai.p  1876.  187«,  1877.  1S79,  ISSO  u.  a.  ro. 

üeber  Preussen:  E.  Nasse,  Bemerkungen  über  das  preuijsische  Steo<T«\>tf^Tn, 
Bonn  1^61.  —  Kries,  YorscLlkge  zurBögeluug  der  Orund>tcucr  in  i'rcubsen,  Berhu 
1855.  Derselbe,  Uber  Ergebnisse  der  preiutiischeB  Elnkommensteaer  «od  Vor* 
Schläge  zu  deren  Verbesseruntr,  Tübinger  ZeitHchrifi  XI  {IShh")  u.  XII.  —  Bossart, 
Reform  des  Systems  der  dirccten  Steuern  in  Preu-^srn  nnd  D.'iitsfhlnnd.  Berlin  IST'J. 

—  f.  Czuduociiowttki,  Steuerreforni  u.  s.  v.  iu  PrcUascu,  Bcriiu  IbTo  (gut  gemeint, 
ftber  ga&i  onklu). 

üeber  Baiern:  Helferi«  h.  l^eform  der  direct'Mi  Steuern  iu  Baiern,  Tübinger 
Zeitschrift,  1873,  2  Artikel.  —  Vocke.  rerschiedeuo  Artikel  Uber  die  baieridchen 
direeten  Steuern  in  der  Tttbinfer  Zeitschrift,  tbttl.  65,  88.  78,  74.  75. 

Ueber  Königreich  Sachten  und  «eine  neue  prineipiell  ind  pracrisch  wichtiire 
Reform  der  direeten  Stetior:  Aufsätze  von  Gonsel,  in  Hirrh's»  Annalen  1874.  75,  T6. 
kritische  Besprechungen  von  Conrad  in  den  JahrbUrhurti  B.  16.  21.  32.  (je d sei 
eb.  in  B.  44  (N.  K.  10),  ttber  prsctische  Anvendon^  der  EioltemDensteaer  (mach  für 
die  Theorie  iJer  Fratrc  beachten>wertli). 

Ueber  WurtemberK>  Hack,  Gemeindeätcuorrcform.  Tübinger  Zeitschrift,  1S72. 

—  ?.  Riecke,  die  direeten  S'«aera  vom  Ertrag  und  vom  Einkommen  in  Waitenberg, 
Stutt^an  1883.  —  Haber,  der  Abecbluss  der  wdrtembergi»cbea  Üteuerrefurm,  Simi* 
gait  1887. 

Ueber  Baden:  der  ältere,  noch  heute  allscemcin  und  für  die  Steuertheorie  be« 
tchtenswerthe  Aufsatz  tob  H  eifert  eh,  „ober  die  Einfilhronir  eiui^r  Kapitalstener  in 

I^adcn".  Tubinjter  Zeitsetirift  1S4G.  R.  3.  Ueber  die  neuere  Reform  der  direeten 
Steuern  in  den  70er  und  8üer  Jahren:  Hecht,  die  bndi'Chc  Steuerreform  u.  s,  w.. 
Mannheim  l'^'i,  derselbe  in  Conrad'»  Jahrbüchern,  B.  27,  der^clbe  in  Htith's 
Annalen  18'6  (mit  Material.  Denkschriften  u.  s.  w.).  —  Badens  directe  Sieaem  in 
Sclianz'  Kinanzarchiv.  III  ilS86). 

Ueber  (irus»htirzoxthum  Hebseu:  Steuerrath  Bau,  Vortrag  Uber  die  Bi'form 
der  direeten  Steneni,  D»rm»tsdt  1877.  —  Puid,  hessische  EinUnmen«  und  Capital' 
rentensiouer,  Conrad  s  Jsbrbacber,  B.  46  (K.  F.  XU).  ~  Hessische  directe  tStenern, 
Fittsu/archiv  11  (lvv5\ 

üeber  kleinere  deutsciie  Staaten,  mit  mehrfach  beacliteusweithen  Eitiricbtungen 
der  direeten  Sieaem,  bedondeni  der  Eiukomoensteaern ,  so  Aiihslls.  Oldeuburi^s, 
Sachsen- Weimars,  Hamburirs.  Rreinens,  im  rinnnzarchiv  zum  Thol  Aus- 
führliches, auch  EiOicelMes  iu  Hirth's  Aunalm  (s.  in  bt:idcu  Zeiischriftea  die  jedem 
Jshresbaud  sehr  passend  fttr  die  ganze  Seihe  der  üftude  mitgegebenen  Begister); 
ferner  iu  Conrad'^  Jahrbachern  ((ieneralregiater  fOr  die  ersten  50  Binde,  Mr.  1—34 
und  Neue  Folge  1  —  16.  l^SS  crschieneti) 

Von  der  ausserdeutscheu  direeten  Besteuerung  ist  zunächst  die  Öster- 
reichische mit  ihren  neueren  Bcformrerpacben  (Grandsteuer.  Pliiie  der  alliremi*iiien 
Eiiikummen-tcncr'i  aN  ;uu  Ii  allgemein  theoretisch  bcHehlenswerth  hervorzuheben  Siehe 
Uöfkeu,  die  Befurm  der  direeten  Besteuerung  in  Oesterreich,  Wien  1860  (darüber 
eine  eingebende  Besprechung  von  mir  in  den  Qöttinger  (ielehrten  Anzeiceu,  1>60, 
S.  200^1—2040):  derselbe  zur  Steuerreform  in  Oöi»terreicli,  Wien  1S64;  derselbe, 
Principien  der  Steuerreform.  HtlVr.it  {Schtiften  der  Gesellschaft  öM<  t'  t  In --lier  Volks- 
wirthe,  Wien  I87ö),  Debatten  darüber  auf  dem  1.  Congress  dieser  \  ulkawtrihe,  1875« 
Verkiandlangen  S.  5.  —  M.  Talir,  Ober  die  Beferm  der  direeten  Steuern  n.  t.  v., 
Prag  IS74.  Derselbe,  einiire 'icdankon  über  die  provisorische  lu'^'eliing  der  direeten 
Besteuerung  in  Oesterreich,  Wien  J977.  —  Max  Meng* er,  über  directe  Stenern  in 
Oesterreich  und  die  Versuche,  sie  zu  refuimiren,  Wien  1S81.  —  Materialien  im 
Finanzarchiv,  in  Conrad's  Jahrbüchern. 

Nicht  ohne  Werth  gerade  nach  fOr  steoeitheoretitfche  und  Prindpienfingen  ali< 
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gemeiner  Art  ist  die  Kcntniss  der  Verhältnisse  der  directeu  Steuern  in  der  ScIi  wei^, 
in  deo  dortigen  Cantonen,  Städten.  Die  Verbindung  von  Einkommen-  und  V'erifii>u''  tis- 
stttvem,  die  :>€h&rftro  Einschitzon;.  das  Declar&tions-  und  Contrulw'csen.  (ii  n.>tiin- 
miingcn  ii^kt  D  'i.j),  Ibcbtctiorung:  ziehen  in  tlif?«cr  Hinsicht  die  Aufmerksamkeit  auf 
hieb.  Daruber  Einzelnes  boüouder»  iu  Neumaun's  Arbcitea,  iaG.  Cohns  Luhrbuch 
der  FfBMKvissenaebaft  in  dessen  oben  S.  21  genannten  AofitlUen  Uber  die  Zllrieher 
Einkommeii'-fLii.  r.  Ferner  v.  Sch<  1  Einkommensteuer  in  Bern.  Hild«rbrand*s  Jahr- 
b  1 -iKr  B.  '.VI.  Spi  iser.  in  der  oben  S.  21  genannten  Arb«if.  K.  Bücher,  Barels 
Slaat^clnnai^uicn  und  Stcuervertbeilun<^  (1879 — ST)  tabellarisch  dirgestellt.  Basel  1S8S 
(eisfreheade  rortreffÜche  D«rieg:ao;  von  Werth  für  mancherlei  AUtrcmein-Tbeorctiscbes). 
P:)l.rrare,  progrcs  irc  uuoüon,  as  luvied  in  Svitzeriaud,  Joornal  of  the  alatistical 
Mcicty  foL  LU  läbS. 

Unter  den  britischen  modernen  directen  Stenern  sind  die  Einhommen* 
stener  nnd  die  nach  Mns.sgabe  der  Armensteuer  (poor  rate)  anfKebracbten  Local- 
stctierri  vielfach  auch  Gnindhpo  aIlgrem»'inor  '-tctrnrtln  orcfis  licr  Fr^\iternnp:»'n  pevrescn 
Qod  wichtig  für  solche.  S.  darüber  und  in  Bi  tred  der  Literatur  jetzt  Baud  III  dieses 
WerLs,  8.  226,  238,  S45,  besonders  die  dort  genannten  Werke  nnd  Anätze  ?on 
Gneist.  V.uke,  As.  hrott.  Krios,  Nas^^«. 

Iii  Krankreich  knupft  sich  eine  auch  theoretisch  und  allgemein  be:ichtens- 
werthc  Literatur  an  die  Frage  der  möjrlichsten  Ersctzunir  der  Steuern  de» 
ancien  rcuimo  durch  dtrecte  Steuern  in  der  Zeit  der  erste**  Rerolntion  nnd  an 
Fr.iirv  'i'-r  K  i  n  f  a  fi  r  nii  «r  von  Einkommen-  ndcr  Vcrm  ■T'^'cii  ^st  imi  r>rn  in 
daü  by!>tem  der  directen  BuätcucrunK  nach  1S70.  Auch  darüber  jetzt  Band  Iii  dieses 
Wcrfcs;  Literatur  bcbondors  S.  867  ff.«  namentlich  Stonrm,  Amagnt,  Hatthiea- 
Bodet,  ljuyot,  Chailloy.  auch  Martine*,  les  diffärent<'S  f<irm«s  de  l'impAt  8ur 
I«  retenn.  P.*ns  1SS8.    Vgl.  Fand  III,  §   165  fr..  17^11".   lTr>.  210. 

In  iiatien  InI  die  R<form  der  Grundsteuer,  die  Aual>ildi>ng  der  £in> 
hon  men  stell  er  vom  beweir  liehen  Vermtticen  n.  A.  aech  Meuertlieontisch  von 
alIjem«Mn<;m  Interesse  S  diu  Darstellung  in  S;\rli^,  Ifniie  (Paris  l'^^^f)),  AI  es  sie, 
s)>rcma  tributano  in  Italia.  vul.  I  ff..  Torino  l>b3  ti..  v.  Kaufmann.  Finauzarchiv  III 
ilSSeu  besonder»  Bicca-Salerno,  Finan/archir  II.  Carl  Bnrkart.  6beiidaseib»t  VI, 

Ans  Busala ud  i»t  die  miieste  Keforui  auf  dein  <iebie'e  der  directen  RfSteoe- 
niri<r  «ilücmcin  b.merkenswerth :  A  bschaffunfr  der  Ki»|ifsf'^'ier,  Einhchtun»:  der 
Grund-,  Guwerbö-.  Kapitalrentenateucr  u.  d>;l.  m.  Darüber  vcr>ciMedene  Auf- 
sltite  und  Matenatlen  im  l'lnanxarchir.  besonders  ron  v.  Rftussler,  Band  1.  IL  IIL 
IV,  V.  rtuch  in  Cunrad's  Jahrbhchem  fon  Rablttltow,  ober  AbscIiAHang  der  Kopf» 
Steuer.  B.  40  N  F.  MV 

Em  äihiiiii  lje>  aliiieineineres  thcoretisrhes  Interesne,  wie  das  erwähnto  schwei- 
zeni^he.  bietet  auch  das  directe  nordamerikanische  SfeuerttiM  U  der  Staaten 
nnd  Städte.  Veiein/clf  ^  in  rl  r.  I'ai  liA-it-chriftcn  (so  Krie.-,  Tilbintf<*r  Z'-itsrhtift 
1855,  über  VenDO|teo:>-<tcucr  in  >^  vyi>rk);  Fat  ton  Finauzweaeu  der  Staaten  und  Mädlo 
der  Union,  Boan  1878:  )eUt  besonders:  K.  flly.  tazatlon  in  American  «tates  and 
cltieH.  Heiryork  IS'^S;  derselbe,  üb' r  die  Finanz-  und  Stcueracs' hiclite  rLimsyl- 
Tsni»*»?.  in  df»n  Publicafions  of  the  Ameri'an  Economic  a-^soriafion.  II  (I8B8)'.  Schwab, 
Eiitwicklnng  der  Vermögenssteuer  im  Staate  Nuvyork ,  Jena  1890  (init  umfassender 
Uebendcht  von  Literatur  nnd  QoellenV 

11.  —  R  Ni'Tie<t<-  dfUtscho  urnss^re  systemnti^i  1h-  Werke  nbcr 
Finanzen  nnd  insbesondere  über  Besteuerung.  Es  sind  dies  die  oben  in 
ti.  6  bereits  besonders  hervorgehobenen  und  in  Kttrze  eharacterisirten  vier:  Albert 
Schäffle's  ..Grund>ätze  der  Steuerpolitik  und  schwebende  Finanzfrairen  Deutschlands 
'irid  Oe^terreichs",  Tübingen  1^*^0,  Willirhn  IvuM-hfr's  Sy>tem  d.T  Finfinzwissen- 
scbatt,  1.  u.  2.  Auflage,  Stuttgart  IbSti  (.Band  IV.  Abiheilung  1  von  Koscher  »  System 
der  Volksvirthschaft).  W.  Voclre's  ,.dle  Abgaben,  Auflagen  nnd  die  Steuer  vom 
Starilp'jiicte  der  Geschichto  und  der  Sittlichkeit",  Stuttgart  1887,  Gustav  Cuhn's 
Finaozwisienschaft .  Sttitftr.u  t  IbSO  (Rand  II  von  Cohn's  System  der  Nationalökonomie). 
Darau  reiht  sich  Euiil  bia.v  s  Grundlegung  der  theoretischen  Staaiswirthschaft ,  Wien 
18^7,  zugleich  eine  allgemein»te  Grundlegung  der  Besteuerung.  Von  Roscher  ist 
aas>er  der  Finanzwissenschaft  hier  aucli  scnner  s^fif^in u.  reichhaltigen,  auf  historischem 
BöUen  stehenden  Abhaudtoog:  Versuch  einer  Theorie  der  Finanzrcgalien  (Abband- 
Inngen  der  Sichsisehea  Oeselbchaft  der  Wisaonschaften),  Leipzig  1S84,  zn  gedenken. 
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Ith.  fentge  m  mir*  »n  diMer  Stelle  »nf  eine  veilere  kritiicbe  BeapteGhmf 

Jicser  grossen  henurrngcndcn  Werke  einzugehen,  dio  atich  zuweit  führen  wnrdt'.  au 
sie  cini^ermaasäen  erschöpfend  sein  sollte.  Jedenfailä  zeigen  diese  fünf  Werke  die 
nngemeine  wissenschaftliche  Thätigkoit  und  Vielseitigkeit,  welche  gegenwärtig  in 
Dentiehlaiid  auf  dem  (iet)iote  der  Finanz-  nnd  Steuertheorie  hervortritt.  Die  An- 
rcjJTTingen,  welche  ich  selbst  diesen  Werken  verdanke,  ineino  Stelluiii;  zu  der  Behand- 
lung eiuzelner  Gegenstände  der  Stcuerlchre  Seiten»  dieser  Autoren  werden  sich  gerade 
in  dieser  srdtMi  Anflafre  dieses  Budes,  nnf  dessen  eiste  Anfinge  diese  Werke  viel- 
fach Bezug  nehmen,  theüs  kritisch-polemisch,  theiU  beistimmend,  an  den  hetreHenden 
Stellen  ergeben.  Zur  weiteren  Orientirnn«?  sei  aber  auf  einiire  Bespre(  hung:en  dieser  Werlte 
verwiesen  (über  Cohns  (»rst  im  Octobcr  16S'.>  erschienenes  W  er!i  liej^t  mir  noch  keine 
Besprechnng  vor  : 

Uel».  r  Schaffle  von  Nenmnnn  in  Srhrnollcr's  .TahrLmii,  H.  VI  (1S82)  S.  945  ff. 
in  der  genannten  Abhandlung,  wo  a)>€r  das  Hedeutende.  Originelle,  Uedankenreiche 
neben  den  gerügten  Mängeln  zn  wenig  aneriunnt  wird;  ich  bnbe  renncbt,  dem 
Werke  in  einer  Besprechung  in  der  „AUgeoieinen  ZeitODf**  (188i,  BeiInge  TCin  IS. 
und  14.  Januar)  gerecht  /n  werden. 

Ceber  Roscher  s.  Vocke's  Anzeige  im  linanzarchiv  V  (1888)  S.  451 — 468, 
SQgleicb  eine  Beepreebong  des  Stein'sehen  nnd  meines  eigenen  Pinnnsweri»,  dae 
Ker«^nsion .  die  mir  im  Positiren  und  Negativen  zu  wenip:  nn?)cfangen  erscheint  nnd 
über  alle  drei  Werke  in  der  Kritik  vielfach  dauebon  treffen  mOdite.  die  grossen 
Schwächen  Steinas  und  die  Mängel  der  Ito«cber*schen  tbeoreüscben  Pnitieen  weiden 
ZQ  wenig  erkannt  und  aufgedeckt,  wibfend  Vocke  mir  vielleicht  doch  etwas  zu  wenig 
gerecht  wird  und  nieht  einmal  immer  richtiges  Versländaiss  entgegenbringt;  ferner 
U.  Cohn  in  Conrad  s  Jahrbüchern,  B.  48  (N.  F.  14)  S.  484  und  in  seinem  Lelirbucb 
§.  1&,  wo  des  Roseber sebe  Werk  riel  xn  wenig  nncb  seioen  YoizOgen  gewordigt 
wird;  anderseits  0.  Schmoller  in  seinem  .Talirhuch,  wo  umgekehrt  der  richiungs- 
verwandtc  Autor  vielleicht  etwas  zu  günstig  in  Betrcif  gerade  dieses  Theils  seines 
grossen  „Systems  der  Volkswirthschaft"  beurtheilt,  die  Mängel  im  Systcmatiscben, 
Principielleu  und  Administrativ-Technischen  —  lauter  Seiten  des  (iegcnstands,  die  der 
einseitige  Historismus  eben  nicht  würdic-t  —  zu  wentir  eniplunden  oder  wenigstens 
hervorgehoben  werden  (Jahrbuch  Xii,  l!»^8,  S.  1041^1045;  s.  aber  auch  SchmoUtir's 
Benericnng  Uber  Boecher's  Finanzwisseoscbnft  in  seinem  Bncbe  „tnr  Litemtar- 
geschichte  der  Staats- und  Socialwisscnscbaftcn",  Leipzig  1888,  S.  I  ö7,  die  zutretlender 
als  einige  Sätze  auf  S.  1045  in  R  XII  de^  .Tahrhuchs  sein  niöchtel  Ich  selbst 
habe  in  einer  Besprechung  in  ucimui  Autaat^  ,.l  in<uizwissenscbafi  und  Sliiatssociaiis> 
mos'',  Tubinger  Zeitschrifl.  1887.  S.  49  IT.  danach  gestrebt,  das  Beecber'scbe  Wort 
objectiv  nach  Vorzügen  und  Mantreln  Tin  hrnrthcilen. 

üober  Vocke  verbreitet  sich  eingehend,  aber  meines  Bedenkens  viel  za  pane- 
gyriscb  nnd  des  Werk  Qberbnnpt  viel  zn  hecb  stellend  0.  Scbnnsim  Flnansnrcbir  tV. 
500  ff.  Dass  das  nicht  nur  meine  Meinung  ist,  die  vielleicht  in  diesem  Falle  nicht 
unparteiisch  genug  erscheinen  kannte,  beweisen  anch  ändert?  Stimmen,  darunter  billig 
das  (iute  anerkennende,  wie  die  ii.  Friedberg  s  in  Conrads  Jahrbüchern.  B.  51  (N.  F. 
B.  17  S  548  fr.  Eine  grössere  Besprechung  des  Werks  habe  ich  in  der  Tobinger 
Zeitschrift.  1^^7.  B.  43  S.  .".">.")  gegeben,  die  das  (Jute  anrh  nicht  verkennt,  aber 
crhoblicbe  Mängel  nachzuweisen  sucht.  Wie  hoch  ich  anderseits  Vockos  Geschichte 
der  britisclMB  &eiieni  stelle,  bnbe  U^h  ttftun  nasgesprochen.  Das  ist  aber  eine  Ant- 
•;alx .  die  dem  Misgezeichneten  Fruliker  niber  nls  diejenige  in  dem  Uitoretiacheii 
Werke  hfa.    Vgl.  unten  §.  81. 

Das  uijcraiis  schwer,  in  absichtlich  abstractester  i  orm  geschriebene  Uerk  von 
Snx  entbftit  ja  gewto  riel  tttcbtige  Gedankennrbeit.  Ein  Snz  so  wenig  congeninler 
Hichtnngst^epner  wie  SchmoIIer  wird  ihm  schwerlich  pet'-ld.  und  kann  das  nach 
seiner  geistigen  Individualität  nnd  wissenschaftlichen  Neigung  wohl  auch  nicht.  Aber 
dennocb  mnss  ich  sagen,  da^^  mir  manche  Bedenken  von  SchmoUcr  in  seiner  Be- 
sprechung des  Sax'schen  Werks,  in  <einem  Jahrbncb  188^,  XU,  329 — ^8*53,  bei  mnem 
einirelienden  nnd  mit  bester  Absicht,  mich  belehren  und  berichtigen  zu  lassen,  unter- 
nommenen Studium,  ebenfalls  gekommen  sind.  Sie  entstammen  bei  mir  wenigstens 
nicht  der  Ricbtongsdifferenz  und  der  Abneigung  gegen  die  dinleetiscbe  Methode  roo 
Sai.  und  wie  ich  wenigstens  hofFe,  anch  nicht  der  völligen  Unfähigkeit,  ihm  zn  folgen 
und  die  „Ergebnisse*'  für  die  Grundlegung  einer  „theoretischen  Stnntswirthscbnfr*  und 


Digitized  by  Google 


Bibliographie  der  neuesten  dentsohen  BuBteuerongsliteratiir.  27 


der  Bcsteaernng  richtig  rürdif^en  zu  können.  Aber  ich  kann  diese  Kigebiüsse,  soweit 
äie  richÜflT  sind,  nicht  im  wer  für  neu,  noch  veniger  für  so  bedeoiend  ansehen  and 
im  HAuptpnncte  nufh  nirlit  fur  rirhtijr  halten.  Die  crreichfo  KlÄrtuiir  nnd  (iewinnang 
fon  Erklär u II  L^ascbJthiseiu  für  bisher  vei^chlosseoe  (icbictc,  z,  B.  auch  lur  die  leitenden 
Fliianzprinrijtien,  filr  die  Grundlegung  der  BeetoneningsdieoTie,  —  lauter  Erfolge, 
welche  er&tSax  seiner  wiederholten  Versicherung  nach  zu  erzielen  beschieden  waren 
(z.  B.  S.  414  Ü.),  —  sie  benihon  m.  A.  n.  anf  Ilttisionon.  Seine  S'i'hlüsse  scheinen 
mir  gezwungen.  Seine  Auffa-^suug  der  Ollcialichen  Ab^tabcu  ab  coUectivistische 
Werth« upformen,  der  SUtatswirthschaft  und  ibrer  Vorgänge  als  Bofricdi>;;ung  ron 
fit-meinbedurfnissen  könnte  ich  als  eine  neue,  wenngleich  geschraubte  und  kaum 
selir  zweckmässige  Formulirujig  gewisser  Yerb&itoisäe  aimehmco,  aber  welches 
Problem  x.  B.  der  Besteneningsdieorie  wird  mit  diesen  nicht  gerade  nenen  Be- 
griffen, sondern  nur  neuen  Worten  getOst?!  Wird  dadurch,  dass  man  Motirirungen 
einer  bestimmten  Gestaltung  der  Besteuerung  statt  mit  Gcrechtipkeitspcsttilatcn  mit 
wichen  der  Wirthschafdichkcit  vornimmt,  etwas  klarer  und  überzeugender V  in  einem 
Pnncte  kann  ieb  Sax  gegenüber  mit  Vocke  übereinstinimen,  der  das  Werk  woblwollend, 
wenn  auch  in  Ilaupijiuncten  nicht  bei^^timmend  und  nach  meiner  Meinung  nicht  ttberall 
mit  richtigem  Verständjiiss  besprochen  hat  (Kinanzarchir  V,  i»SS,  S.  475 — 479):  er  meint, 
daas  die  Sax*sche  Lehre  auf  eine  andere  Begründung  der  „Opfertheoric"  hinauslaufe; 
ja,  aber  nicht  einmal  auf  ein  .  chärfere  Formulirung",  wie  Vocke  behauptet!  Eine 
im  Ganzen  ^ehr  jrUnstige  IVsjireohung  hat  v.  Böhin-Bawerk  gegeben,  ein  beson- 
ders competenter  Kritiker,  Tubinger  Zeitschrift,  B.  44,  1889.  S.  Iö7 — 164,  aber  auch 
er  maebc  doch  seine  Beserriranproi,  s.  B.  in  der  Abweisung  der  Suc'achen  Anfiusnng, 
dass  dieser  „Allgemeinheit"  und  „Gleichmässigkeif'  der  Besteuerung  ausschliess- 
lich als  Postulatc  der  Wirthsebaftlirhkeit,  par  nicht  melir  als  solche  der  Gerechtig- 
keit anerkenne,  wai  sie  auch  für  Böhm  ebenfalls  sind.  Nebenbei  steht  und  f&llt 
m.  £.  weder  die  „Menger'sche  Richtung'',  noch  die  neue  (?)  Theorie  rom  „sabjecliren 
Werth"  mit  Sax"  GrandlcRunir  der  „theoretischen  Staatswirthsc!i:tft". 

leber  G.  Cohn 's  neues  finauzwissenschaftlicbes  Werk  glaube  ich  ein  ähnlich 
günstiges  (Jrthell  flUen  tn  dflrfen,  wie  ich  es  Ober  den  ersten  ftuid  seines  Systems, 
die  theoretische  Nationalökonomie,  in  meinem  Aufsatze  „systematische  Nationalöko- 
nomie" in  Connurs  Jahrbüchern  B.  46  (N.  F.  12)  t>.  l'.»T  (im  Inhaltsverzoichniss  nicht 
angegeben,  der  Band  fadschlich  als  45ster,  statt  46stcr  der  Reihe  bezeichnet)  früher 
gMban  habe,  dn  Urtheil,  das  ich,  anderen  fachraftnnischen  Siimmen  gegenüber,  die 
es  für  zxi  günstig  hielten,  aufrecht  erhalte.  Die  g:elnnjrene  Verbindung  des  Systema- 
tiacheQ  and  Principicllea  mit  dem  Historischen,  des  Oekonomischen  mit  dem  Ethischen 
nad  mit  allgemeinen  cnltarpolitischen  Momenten ,  das  Maasshalton  im  Systematisiren, 
rerglichan  mit  Stein,  and  in  prineipiellen  nnd  begrifflichen  ErOrterongen  und  Schema- 
ti«ininren.  rerfirlichcn  nii»  NfTimann.  aber  anderseits  die  Resch.ifriiruntr  auch  mit  die»«*» 
vichtigen  Seiten  de^  Unanz-  und  steuerwissenschaftlichen  Problems,  sowie  das  Boban- 
dein  des  Historischen  nnd  Statistischen  als  Banmaterial  für  die  Theorie,  nicht  als 
..Theorie''  selbst  schon,  verglichen  mit  den  historischen  Finanzflieoretikerii.  sind  sach- 
liche, die  recht  geschmackrolle  Verbindung  des  Theoretischen  mit  dem  aufgenommenen 
positiren  Stoff  sind  formelle  Vorzüge  eigener  Art.  Ein  ürtheil,  wie  dasjenige  von 
Schanz  Ober  Voekc's  Werk  (Finaniarehiv  lY.  SOO),  dass  es  „eine  Art  Abschlnss. 
eine  Verki.'irnn-r  nnd  rauteninir  de^cn  sei,  was  ....  (Andere)  ....  geschaffen", 
möchte  vielmehr  ron  dem  Ck)bn'schen  Werke  gelten,  wie  ich  wenigstens  auch  in  Be- 
ug auf  mein  Werk  gern  einitome.  Cohn  zeigt  anch  hier  vieder,  dass  historische 
und  systematisch- principielle  Behandlung  sich  nicht  ausschliessen .  sondern  ergänzen 
und  ^-efruchten.  Natürlich  bleiben  im  Einzelnen  Differenzpuncie  zwischen  uns,  aber 
sie  sind  kleiner  und  meine  sachliche  ücbcreinstimuiung  mit  Cohn  ist  grösser,  als 
«egenttber  einem  der  anderen  oeneren  Finanztheoretiker.  Das  Buch  giebt  und  er- 
strebt nicht  die  StufffuUc  eines  umfasscmli  reii  finanzwissenschaftlifhen  Werks,  alter  es 
conccfttrirt  auf  einem  nicht  tlbermässigcn  Kaum  (804  nicht  eng  gedruckte  Seiten)  eine 
FflHe  auch  von  Stoff,  wie  ?on  Gedanken  und  erledigt  fH»  eine  Antrabe,  zn  der  Ajidere 
statt  Eines  eine  ganze  lieihe  von  Bänden  branchen.  —  wenn  sie  überhaupt  damit 
fertig  werden.  Lauter  Vorzüge,  die  ich  pers')'jlicli  (Jnind  genug  habe,  offen  mzu- 
erkeoncn.  Kommt  es  dabei  auch,  wie  im  1.  Band  des  Oohu'schen  Systems,  mit  der 
LAonng  eines  Problems  nicht  soweit,  als  es  wohl  möglich  wire,  behftlt  das  Werk  mit  den 
weit  aberwiegenden  YoRUgea  anch  gewisso  Ulngä  einer  —  im  besten  Worblnn  ge- 
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mpint  —  „e.>>»aiar»isen'*  BehAUfiliinif  des  licjrcnstRiidcs,  so  ermüdet  es  doch  auch  uicht, 
sondoni  liiWi  ttb«n]l  lehhaffo  Anrücnnceu  zum  v«dtflreu  Dtirehdeiikfii  der  Probien« 

für  doiikcuJe  Leser,  die  vurauäsvtzt  iitid  allciii  bcfri<ditrcii  wird,  zurück;  täuscht 
der  peistvollc  Vcrfn^^i^r  auch  sich  bclbbi  uii'l  Au  Icro  iiidit  «laruber,  da-«»  roinfdicir- 
testü  Prubleuic,  wie  das  BfsltUeriiug>piubloui  lUi  it&uicn  uud  in  seinen  Eiiizdheiton, 
nicht  durch  ir^^end  eine  ,Furioer%  wie  z.  B.  die  nenetiCe  SHx'!>rhe.  ^o<ö«r*  vcrdeo 
knntien,  da  rielmehr  eine  bolche  Formel  eben  dn»  ganie  Problem  noch  nngelOst  in 
sich  eulbält. 

Von  neneren  grnndrissnrti^en  systematischen  dentschon  Weiien  Ut  nneli 

fttr  die  Steuerltdire  ausser  dorn  schon  oben  etwähnten  Gossa- Ehebenr'srhcfi 
„Grniidri^!^  der  Finan/.wisscnscliaft".  der  in  der  2.  A"f!isr"  (Erlanifon  ISSS)  »irli  in  d  r 
dcutbcheu  bcarbcituutc  dum  it&iiuuisrbuu  üngiual  uefrenabcr  mehr  vcn>e'b-taii  iiKt  hat. 
mich  K.  Wnlcker'e  „FinanzwtüMiMchitft.  mit  beüonderer  BerOck»ichti«nioir  der  d<  ut^ehen 
I?L'ic]is-.  Staat--  und  (icmeindestoucifra^en*"  (2.  Aufl.,  Leipzig  t*^*»^' .  der  4.  Band  dt»s 
Waicker  schon  „Handbuchs  der  Natiünaluki>noniie**  zu  nennen.  Ein  Buch,  das  uu  den  be- 
kannti'o  grossen  saciilichen  und  fuiinellen  Manüelu  des  leider  in  fluchtiger  Viclüchn^betd 
Ofttergeht  uden  ,  aber  keunlnissreichen  und  ursprttuulich  nit  ht  Ui«btii»bten  Verfas^enr 
noch  hier  noch  einige  beJ>^e^o  Ot  iten  bL-wührt.  in  einzehien  (•uteri  1?'  mcilennjcn.  KAr- 
neru  utitor  einer  S)jreu  fou  Nichthiugehöriücm.  und  immurhui  vieleri«.)  literan>ches 
Materini  in  Citaten  verrohrt.  —  Eine  Art  finan/*  vnd  hteuerwtäaetisrhaftlii'her  («nind- 
riss  ist  auch  die  Schrift  von  Hu  ber- W  eissenbach,  ,.d:it*  Sfaatsbedatfsdcclul^^r^- 
weüco  (Stonffwcscn)  in  seinen  re  li-n  ninndhjr<-n  wfsSiTisrhaftlich  ontwi.  k'-lt .  mit 
beaouderer  Ivuck^iclit  auf  d<  utsclie  \'cihaiinissij  und  deutsche  l'iuaiureform'*, 
Hänchen  t8S*> 

7.  Die  d'  Ut>.  he  (wie  die  fn  iiiJ  i  Literafur  tiber  Geschichte  und  Stati>tik 
der  Besteuerung  wud  erst  in  der  speciellon  bicucrlehre  (Band  III  Ii.)  zur  biblio- 
graphischen Uebereicht  (rebracht.  S.  darüber  jetzt  B.  III,  über  Alt<<Ttham,  Mittelalter 
und  Neuzeit  bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts  S  13,  l*^,  21,  85  If.  und  in  den  einzel- 
nen Abschnitten  bei  di  n  dort  behand- Iten  Ländern,  ferner  Uber  En::land  und  Fn^s  k- 
reich  ebendaselbst.  Einige  Nachweise  auch  iu  Fin.  l  S.  54  und  m  der  1.  Auflage 
dioMW  B.  II  8.  149, 

^.  Ebenso  wird  di-'  Fe"  crii' lit  über  die  Literatur  des  pejr'-nwfirti  ron  Stctir^r- 
wescQS  der  Cultu^^taaten  auf  die  specielle  Steuerlekru  verscbuben.  Leber  die  bri- 
tiaebe  »iid  fr»nzO»i«cbe  giebt  Band  III  an  betreffender  Steile  viele  Uterarische 
NnchfreuODgeu.  8.  sonst  die  reicho  Bibliographie  im  Finanmchiv« 

§.  12.  —  VI.  Zur  Bibliographie  der  fremden  theo- 
retischen Literatur.  Sie  steht  bisher  schon  an  Umfang  und 
doih  wohl  auch  an  Werth  hinter  der  deutschen  /niliek.  Nener- 
(iitiL'S  nimmt  aber  auch  sie  einen  Aufschwung,  zum  Theü  deutlich 
unter  deutschen  EiutiUsfien,  so  namentlich  in  Italien. 

S.  die  Biblinirmidiio  in  Cossa's  elementi  und  im  Eheberg 'schon  Gnudrin. 
Auch  Fio.  I,  8.  53.    Kur  die  neueste  Zeit  das  Finan/arcUiv. 

Italienische  Literatur:  C.  A.  Broiriria,  trattato  di  tributi,  Napoh  1748  (Clas- 
sic! italiani,  parte  antica  IV).  —  Aiigcmciuore  finaozwissenschafiliche 
Werke  (zum  Theil  nach  Gossa,  finanzt\  4.  ed  p.  177).  —  De  Luca,  scienza  delle 
fiuau^e,  Napoli  185S.  —  Marcscotti,  Ic  liuaaze,  Bologna  lSt>7.  —  Zeppa,  la 
scienza  flnanziaria,  Firenzo  1870.  Qiovanelli,  delln  sdeozn  fioanztarin  roL  I, 
Koma  1*<T7.  —  Morpnrgo,  I;i  finanz«,  Firenze  1877.  —  Boccardo,  i  principii 
deila  scienza  e  dell  arte  d»dla  fiaaoiEe«  Torino  l^«*!.  —  Marziano,  rompendio  di 
scienza  delle  ßnanze,  Huuia  l«>Sü.  —  L.  Gossa,  seiend  dcllc  üiianzc.  4  ed.  Milauo 
1887  (voL  III  der  primi  elementi  di  economia  politica).  Deutsche  Bearbdtonff  in  den 
genannton  (»rundriss  von  Eheh.  ri:,  knapp,  scharf  '  >^fer  Grundriss.  —  Ruf. eil i, 
cor»o  elementare  di  scienza  finanziaria,  p.  I.  Parma  lbi57.  —  G.  Uicca-balerno, 
scienza  delle  finanze,  (manneli  Rarböra  II),  Firenze  18<i8.  —  ügo  Mnzzola,  i  dati 
scieutifici  della  finanza  publica,  Boma  1*590  (vielfach  Auschloss  an  Sax).  —  SpecieU 
tiber  Besteuerung  (im  Allgemeinen)  (nach  Gossa  fin.  p.  187):  Cridis,  dei  tribati. 
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Torioo  —  Borsaiii,  il  si^icma  dei  triboti,  Torino  1850.  —  Dufour,  dellc 

ifflpo^tc.  Gi'iiuva  l'^lil.  —  Pal  laviciiio,  tooria  siillc  iiiipo?<te,  Torino  ISüö  (Kivi^ta 
cubivuaputauca  vwL  XL).  —  l'cscatoi'c,  1»  logica  deüe  impostc,  Torino  19  >T.  — 
Beofvuuti.  le  impttste,  teoria  e  prarica,  Milaiio  Ih69.  —  Zeui,  Ic  impo^tc,  Perrara 
196i*.  —  Baer,  avcro  e  riinposra,  Torino  1S71.  —  Fraiiconi,  sulle  ]^r;ttjuali  ri- 
fonnc  d.  i  sistemi  i  tributarii ,  Napoli  1S75.  —  Alessio,  saggio  sul  siatcon  tn'nita- 
riu  lu  ItaJia,  Toniio  Ibb.H  Ji.  —  Audcru  italieiiiaclie  Stcuen»chriftun  Uber  Eih/lIucs 
9.  bei  Gossa. 

F^au^ösische  Literatur.  S.  fUr  die  Bibliomphic  die  Artil^  I  im  Say  scli  'u 
dicliouuaire  do  ümücee.  Von  den  französischen  tLeorcii^clicn  NatioiinlOkouoiaeu  Jat 
aiUHor  dein  schon  erwShuton  Ganard  (priucipe:$  d'econoiote  poiitiquo,  Parin  IbOl) 
bcäondcn  Sisinoudi  zu  nennen,  dur  ?un  meinen  zeir^eiiOSBiücheii  lAtidslcuten  ^bez. 

;n  liir»T>n-^iMi)  immer  der  bedeutendste  bleibt.    S.  seine  noiiveauT  pnitcipe«*  d'tSco- 
botnie  puijtiriae  (2.  üd.  Pari;«  lb2'}  vol.  Ii  livro  Ö  du  i'impot.  byätematiaclie  umfaMtco- 
dero  Werie  Uber  Pinaazen  und  Besteuerong  treten  erat  in  neoerer  Zeit  mebr  aaf.  — 
(1  e  Montbion.  qrK  !Ic  iafluence  ont  Ics  diverses  esptkcs  d'impüts  sur  la  iiiöralii«'-, 
l'activi'c   et  ^ludu^tric  des  pcuples?   Paris  1808.     Deutsch   von  Zimmermann, 
Gie^scn  IblA  —  Christian,  des  impositions  et  do  leur  influcncc  sur  l'industrie  etc. 
Paris  1814.  —  Neuere  alljremeine  finanzwissenschaftlicho  Werke:  J.  Garnier,  traite 
de  rtnnn'C'^  4.  eil.  Paris  1SS2.  —  (in u d  i  1 1 « t .  iirincipes  de  la  scienco  «1.  finrin  es. 
Pari:«  lb74.  —  Jetziges  Uauptverk;  P.  Lcroy-Boaulieu,  traitc  de  la  scicucc  des 
financee,  2  stailie  B&ude,  Paris  1877.  3.  ^d.  18S3.  Zugleich  eine  Art  kritischer  Com- 
meijtar  des  französischen  Finanzwesens,  mit  KxcQtbcn  in  handelspolitische  Fragen. 
W  icbtip  für  die  allgi  rncine  Sleuerlehro  Ufid  die  noch  herrschende  Ansicht  der  fnn- 
zftsibcheii  Theoretiker  über  Besteuerung.    Allgümcine  principielle  Erörterungen  über 
Steuern  geben  roran  und  leiten  die  einzelnen  Abtfcboitte  ein.   Sio  enthalten  viel 
TrcUendes ,  erhebt  ri  '«ich  aber  doch  im  Ganzen  wenig  ul»er  das  Niveau  der  'iltcrcn 
ibbüchen  Betrachtungen  ron  Smith,  Say  und  deren  Schule.   Von  der  ««socialen'' 
AnÜhitoung  der  Bestenerang  itit  keine  Rede  (z.  B.  bei  der  Erbschafbsteiier).  Dto 
Beweiefübrung^  in  den  nationalökonouiischen  Puncten  bewegt  Hich  ganz  im  Gleise  der 
engen  privat« üthsrhafth'  !i.  n  R.  tr.i:litung  der  Volk'^wirtlischaft.    Hier  und  sonst  zeigt 
sieb  doch  deutlich  der  Mangel  einer  prin cipiellcn  Erörterung  und  ciuoi»  umfassen- 
den syateniatisohen  Aufbans,  wonach  die  neaere  deutsche  Wissenschaft  strebt 
Die  reichhaltigsten  Materialiensammliuir-  n  und  Specialuntersuchungen  vcrii  r-  a  ohne 
die*'C  Grundlage  einen  grossen  Thcil  ihres  Werths,  Vieles  schwebt  dann  ganz  in  der 
Luft.  —  Im  Allgemeinen  ist  ferner  auf  das  allerdings  tiberwiegend  der  speciellcn 
Steuerlehre  angehOrige  groseartige  dictionnatr  -  <1'  finances  za  Terwcisen,  das  unter 
L.  Say's  Pirertinn  von  Foyot  und  Lanjalli  y  herausgegeben  wird  und  das  reich- 
haltigste, wie  sicher  eines  der  besten  bezüglichen  Werke  zu  werden  verspricht  Bis- 
her (Utffbst  J8S9)  ist  aber  erst  der  erste  Band  fertig  (nur  A — D  nmfassend).  —  Aus 
der  allgemeinen  Bcstouerungsliteratur:  E.  de  (iirardin,  de  limp^t.  i\.  öd. 
Pirts  1S52.  —  Proudhon,  theorio  de  Timpöt,  Brnxelles  1801.  2  M.  — 
N^alras,  theorie  crititiuo  de  l'imput  Paris  18G1.  —  Cleroentine  Koyer,  thro- 
ne  de   Fimptit  etc.   Paris  1863.  —  BedODdors  hervorza heben:   SsqniroQ  de 
Parica.  miiie  des  impofs,  rorisidötte  sous  le  rapport  historiqoc,  econominuc  et  poli- 
tu^ue  cn  France  et  ^  l'etranger.  4  roL  2.  cd.  Paris  1S66— 07.   Dazu  auch;  Dur- 
selbe, htätoire  d^  impüis  göneranx  svr  la  propiiet6  et  Ic  rerena,  Paris  1856. 
Kelche,  sorgfältige,  durchdachte  Werke,  die  Neu  mann  (Conrads  JahrbUrlitr  Bd.  35 
S.  57:*)  mit  Rocht  rahmt:  gleichwohl  nach  dem  Ge'.ammfst.iinliMiiiet  doi^h  noch  mehr 
kis  Leruv-Beaulieu  zu  bemäugelu.   Der  Autor  kennt  auch  deutsche  Literatur  und 
Yerhiltn^e.  —  In  dem,  ron  mir  im  3.  Bande  bei  der  Dantellung  der  firanzt^sischen 
B  Steuerung  oft  angeführten  Werke  von  Vignes,  traitc  des  iinp'ts  en  France,  4.  t'd. 
Ptrid  1S8Ü.  behandelt  Band  II  auch  die  Theorie  der  Besteuerung  mit. —  J.  Bonnet, 
'jac^tion  des  impots,  Paris  1S7S.  —  Ausserdem  namentlich  die  französische  (und  bcl- 
Si^cbe)  Lileratnr  über  EinkomiDen-teuer.  diher  die  oben  S.  25  und  in  Band  III 
S.  36S  genannten  Schriften;  auch  Heusehlini:  (l'ol-iseher  Slati-^tiker)  l'iinjh't  snr  le 
rerenu,  Paris  et  ßruxelles  1S~3,  Denis,  Fimput  sur  lo  rcveuu  (Bericht  u.  s.  w.  au 
den  Bmeseler  Gem^derath),  Brazelles  188  t. 

Die  englische  Literatur  (iber  Finanzthcoric  und  Steacrlehre  ist  weder  sehr 
nmCusend,  noch  sachlich  herrorrmend.  Im  Anschluss  an  A.  Smith,  Bicardo 
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werden  gewöhnlich  in  den  sy^feuiatisf  lion  Werken  Obor  Politisclif  (Ökonomie  einige 
Atf'»f  ihrurifon  «b«r  Finanzen  oud  insl»eson'l»'r"  i;ber  BesteutTunp,  volkswirthschaftlichc 
\Viiiüiig«iu  (Lcb«rwäkang!ifragc),  Arten,  Pnueipien  der  Steuern  u.  s.  w,  gegebeo, 
meist  sehr  allgemein  und  abstraot  gduüteD,  nadi  der  herrschenden  Methode  oer  ipe- 
culaUrcn  Dedortion.  l'cb.T  Mill  prinriples'*  ist  m^n  in  dieser  Hinsicht  kanm  mehr 
bioaasgekommen;  gewisse  sociale  üea>ichtspuocte  (z.  B.  beim  Erbrocht)  sind  bei  ibm 
benerkensverth.  Speciene  Werke  Uber  Pintusen  md  IlubesMdef«  ftber  Besteoening: 
Mac -Ca  Hoch,  t  trcatist;  on  thc  principles  and  pnctlcftl  inflneoce  of  tazation  a&d 
thc  fiindinjt  System,  London  1S45,  8.  cd.  1S68.  —  Bochanan,an  inquiry  into  the 
taxatton,  Edinburgh  lb44.  —  Cliffe  Leslie,  on  financial  reform,  in  den  Cobdea 
Qab  Ebmtb  t67t>-72  (o.  A.  gnte  kridsche  Bemeiltiiiigeii  Uber  die  wiHhediaftlicbeB 
Störungen  durch  "Jio  Verbrauchssteuern),  dootsch  ron  BrOmel,  Berlin  lS7i.  —  (Das 
Werk  von  R.  (iiffen.  essays  in  huance,  London  18S0  und  2.  Serie  London  1^S6, 
handelt,  in  einem  anderen  als  dem  auf  dem  Contioentc  noch  allein  üblichen  Sinne 
.JFiniiis**,  ÜMt  nur  ron  anderen  nntionalAkonomischen  Fragen,  des  Handels,  des  Hflns-, 
Bankwesens,  der  Arbeiterlage  ti.  9.  w.;  nur  im  1.  Bande  ein  Aa&atz  tlber  taxcs  on 
laod,  mit  Uotersochoog  der  concreten  englischen  Verhältnisse).  —  Viel  umfi^endex 
und  bedeutender  ist  die  englische  hieteriecheLlteritiiriind  diejenige  ttber  Steuer« 
reformen  und  practische  Gcsialtung  der  Bcstcn^-rnn?.  S.  »laniber  die  Angaben 
im  Bande  III  dieses  Werks,  im  Abschnitt  von  dor  brifiNchen  Besteueruntr.  Aach  in 
den  englischen  Reviews  werden  vielfach  und  oft  vor/ujclich  Steucrfragwi  bobandolt, 
vobei  Auf  theoretische  und  principieUe  Pancte  eingegangen  wird. 

Grössere  Thatigkoit  zoi^-t  sirb  ncnrrdinfrs  wieder  in  der  bnüündischcn  Fach- 
literatur, wo  Pierson,  Carl  van  der  Linden  u.  m.  a.  zu  nennen  sind.  S.  beson- 
ders des  letztersB  leerboek  der  Finmcifin,  de  theoiie  der  beliatliiMii,  's  Onrenlnge 
1687.  Besprechungen  heUlndiseher  Scbriften  inehxinch  in  Gonindj  JalirbfteheEn  von 
T»n  der  Bor*rht. 

Für  dieäc  und  für  die  Literatur  in  anderen  Sprachen  (spanisch,  portugiesisch, 
rassisch,  polnisch,  ungarisch,  fcriechisch  n.  s.  w.)  s.  die  UbtiographtochM  linch- 
weiMingcn  in  Cos.a's  S  lirift  S.  176,  188  ond  netteste  EiBcheinungon  seit  1684  in  4er 

Bibliographie  im  Finanzarcbir. 

^.  13.  —  YJL  RechtspbiloBOphische,  theoretisch- 
politische  und  staatsreehtliche  Literatur  ftber  Be* 
steuernog. 

Was  die  Rechtsphilosophieen  fttr  die  BegrUndnag 
der  BesteaeruDg,  bez.  der  Steuerpflicht  des  EinzelDen  geltend  maehen, 
folgt  aoB  ihrer  AnfTassiiDg  des  Wesens  des  Staats  und  seines  Ver 
hUltnisses  zur  Beyölkeruii^.  Die  neuere  organische  Staatslehre, 

im  Unterschied  von  der  Theorie  des  ehemaligen  NaturrechU  über 
den  Staatsvertrjig  u.  d^\. .  hat  hier  das  Richtige  gefunden.  Die 
Ausfuhrungen  der  Rechtsphilosophen  «her  die  Besteuerung  und  be- 
sonders über  die  StenervertheilunG:  sind  nher  sehr  dtlrftig  und  ent- 
behren, wie  so  oft,  der  scliiirtercn  uationalOkonomisclien  Begründung. 

Vgl,  z.  B.  AliTcns,  Naturro- lit  fl.  A.  II,  4(i(i  (Princip  der  Besteuerung:  alle 
Büi^r  nacb  dem  Verhültiaii^  ihre»  Liiikoiiiuious;  ui^aig  progressive  Beiatüucrung  ge- 
rechtfertigt, da  die  Steacrfäbigkeit  sUriter  als  das  Einkommen  v&cbst).  —  Tren- 
del en  Nu  rg,  Natnrrrrht  2.  A.  fResfciicninp.  Aufgabe  der  diätributiren  (ierechtigkeit. 
Maass:  luent  die  Lcistungsfähig:keit  der  Kinzducn,  mit  oiuigeu  woiteroa  sebr  allge- 
mein gebaltenen  Ansfübraugcn).  ~  Stabl,  Rechtsphilosophie  2.  A.  II,  2.  S.  419  ff. 
(noch  am  Besten:  Uechtsgrund  der  Steuern,  schlechthin  die  Unterthancnscb&ft;  dop-- 
peltes  Princip  der  Besteuerung :  sie  sei  bestimmt  durch  das  Verhältnis^  der  vcnnöeen- 
erzeageodeii  Societät  als  eines  organischen  Ganzen  und  durch  das  Verhältniss  des  £in- 
lelaen  als  berecbtigter  PenOnlichkeft,  die  ilbenll  selbst  Zweck  sei;  öttoDonisdi  Üb- 
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klai«§  ober  den  Maassstab  der  Boateoeniiig.  S.  422;  Polemik  gegen  die  ton  der 
„ntionali  n  -  heil  Staatslehre"  als  die  femunftgemässr  aufgestellte  Vermögens-  und 
reino  Einkommensteuer,  S.  425).  Vgl.  auch  die  sporadischen,  aber  geistvollen  nnrl 
DL  E.  lichtigen  Bemerkungen  über  Besteuerung  nach  socialen  Gesichtspimctca  in 
r.  Ibering,  Zweck  in  Recht,  I,  520.  Einzelnes  aus  den  Anpassungen  neuerer 
Philosophen  in  MemDnnn's  AofiMtt  in  Gonnd'a  Jfthrbttchem  Bd.  S5  (N.  F.  1) 
S,  357  ff. 

Auch  die  Schritten  über  Theorie  der  Tolitik.  allge- 
meines Staatsrecht  und  dergl.  beschäftigen  sieb  mit  der  Be- 
grflndmig  der  Besteuerung  und  mit  Aufstellung  allgemeiner  Grund- 
satze dafür,  bleiben  aber  gewöbnlicb  ebenfalls  zu  sehr  bei  einigen 
aUgemeinen,  wenig  sagenden,  rersebiedenster  Anslegnng  fähigen 
Sitzen  stehen. 

S.  z.  B.  Bluntschli,  allgemeines  Staatsrecht  5.  A.  S.  518  ff*  (Anerkennung 
dos  Gruiulbat/es  der  Ofi'untlich  rechtlichen  StouorpfHclit ;  Uber  Allgomcinlu-it,  Gleirli- 
mässigkeit,  progreäai?e  Besteuerung  nicht  unbedingt  abgciehnt,  wenn  mau  rem  Kcchte 
des  &ntes  aufehe,  S.  52T).  In  den  „practiselien**  Politiken  wird  melir  ?om 
Steucrbcwilligungdrecht  gehandelt,  so  z.  B.  ron  Escher,  II,  241,  womit  dann  der 
Cebergang  zur  folgenden  Kategorie  Ton  Schriften  gebildet  wird. 

Der  Mangel  einer  Lehre  vom  Staat  u.  s.  w.  als  eines  Haupt- 
o^ns  gern  ein  wir  thscbaftlicher  Fnnettonen  macht  sich  ro.  £. 
in  allen  bisherigen  Schriften  der  Politiker,  Rechtsphilosophen  n.  s.  w. 
dentUeh  ftlhlbar. 

Das  Staatsrecht  kommt  für  die  Finanzwissensehaft  romem- 
lieh  in  zweierlei  Beziehungen  in  Betracht:  einmal  weil  das  posi- 
tive Steuer  recht  ein  Bcstaiidtheil  des  öffentlichen 
Rechts  eines  l.andes  ist;  sodann  weil  die  concrete  Gestiiltung  der 
Besteuerung  mit  der  politischen  Landesverfassung,  dem 
Stän  de  we«cii ,  dem  Steuerbe  willigun^sreclit  des  Volkes 
oder  seiner  Vertreter  eng  zusammenhängt.  Auch  in  allen  steuer- 
politischen Erörterungen  de  lege  ferenda  muss  die  Finanzwissen 
Schaft  regelmässig  an  das  bestehende  Stenerrecht  anknüpfen.  Fttr 
ans  handelt  es  sich  Tomemlich  nm  das  deutsche  Staatsrecht, 
fllr  welches  anf  die  betreffenden  neneren  Lehrbttcher  und  Systeme 
ZQ  verweisen  ist. 

Vgl  Bend  III,  S.  Ich  nenne  hier  nnr  die  bekannten  Werke,  welelie  ron  mir 
Öfters  benutzt  werden:  H.  A.  Zachari&'s  deutsches  Staats-  und  Bundesrecbl, 
r.  Rönne's  und  Laband's  Werke  über  deutsches  Rcidisrecbt ,  Schulze's  und 
(iooTK  Hey  er 's  Uber  deutsches,  v.  ÜOnnc's  und  Schulzens  Uber  prcussisches, 
Püil'e  vnd  SeydcTs  ober  baierisches,  Gneist's  ttber  engliBClies,  Ulbrioli*8 
üTjcr  östcrreii  lii^ches  Staatsrorht  und  iui  Allgemeinen  das  grosso  in  Vcrhindiinir  mit 
vielen  Fachmänaeni  von  Mar<{uardson  hcraubgegebene  Uaudbuch  de^i  öUontlichcu 
Ktichts,  auch  für  die  ausserdcntschen  Werke,  vo  Uberall  in  KOrzo  auch  das  ötientlichc 
FuuulX-  und  Steuern  i  lit  Ijohand'  lt  wird.  Vgl.  auch  Fricker,  die  Natur  der  Stcuer- 
terwilligang-,  Tuljiiij.^.,1  Z»  itsclirift  ]^f}[.  —  üebersichten  über  die  Entwicklung  und 
gegenwärtige  üestaitung  der  bestcucning  einzelner  L&nder,  mit  aiUieror  Bezugnahme 
auf  dae  ^(ende  bteoerrecbt  geben  regelntarig  nnch  die  Werke  Uber  den  Stents- 
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biittslialt  >  im  s  betreffenden  Ijuidcs.  S.  darüber  die  bibliographischen  Angaben  io 
Fin.  I,  55    .'>7.  die  Ergänzungen  dazu  in  Band  III.  H  und  4.    Seitdem  a.  A.  hinzo- 

f;ekomiucn:  Löbe,  Staabbaibbalt  dus  Köuigruichs  Sachsen,  Leipzig  ISbO. —  r.  Phi- 
ippovfeh,  der  badbch«  Staatshaushalt« 1868^89).  Freibarg  1889-  —  de  Glerqu, 

les  finances  do  reuij  iro  de  Russie,  Amsterdam  1S**I'.  —  \\  t  it.  Darsfellurig;<:n  de* 
Fioaiizen,  Steuern  oder  Steuergruppen  einzelner  Litndor  mohrfacb  im  binanzarchiv. 

Die  roraustrehenden  Literaturnachwei»uugen  betrctfcn,  wie  schon  oben  S.  2  be- 
merkt,  die  Gebuiirenlebre.  thcilveiäe  auch  die  specielle  Sionerlcbre  mit  Sie  finden 
in  <l<  II  (Heso  beiden  Lebren  bebandoliidon  ..Bili  Ik  th  "  dii\ses  Werks  aber  noch  msnf^hc 
ErguuzuDgon  im  Einzelnen.  I>ie  gegebenen  ailgomeinerea  Charactcristikcn  roo 
Literacnrricbtangen  vbd  BenrtlieUaogen  einiotner  Autoren  und  Bacher  werden  io 
Folgenden  naturlich  nicht  wi>  ij,  rholt,  sind  vielmehr  Oftors  zum  Vcrständniss  dessen, 
w.ns  weiter  Uber  einzelno  lit'Tarischo  Bei4'*^crtinircn  und  Erscheinungen  gesapt  werden 
wird,  alä  bekannt  vuraua/ubetz«  n.  Su  nauiciitlicb  zuhdcbst  im  folgenden  ?ieiteu  Buche 
vott  den  Gebuhrea,  ein  Gegenstand,  dessen  littfarisclie  Behandlung  nach  mit  deijenlgen 
der  aiJf  eniciuen  Steoerlehre  rittlfacb  nahe  rasammenhSngt. 
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Gebühreiilehre. 

§.  14.  LitorarUehe  NAchweisangoD.    Fttr  die  principiell«  Aofiksaimg 

und  Scheidung  dir  Gebuhren  einer-,  der  Übrigen  ordentlichen  Einnahmen  andrerseib 
ist  der  1.  Band  vorileichcn,  wo  aoch  bereits  die  Auseinandersetzung  mit  den  tbeil- 
weise  tlbereinauuiuiL-Hden.  tlieiUeis»e  abwciclieudcn  Auffassungen  uud  Ülassificationeu 
äiider.r  Autoren,  wie  l'mpfenbach's,  v.  Hock's,  Besobrasoff*««  besonders 
L.  r.  St  ein 's:  Fin.  I.  3.  Bach,  1.  Kapitel  (in  der  3.  Auflage).  Daselbst  specieli  Uber 
Uebohrea  im  AUgemeinefi  mit  weiteren  Literaturaunbeu  §.  2Ul,  204 — 20^. 

Ton  Fr  Hb  er  en:  r.  Sonaenfols,  Fin.  AbscbD.  IV«  „von  tafiüligen  Ein« 
Lunftcn'^  §-111  ff.  (besonden  auch  Uber  Abgaben  bei  Becht^eschiften,  Eigenthuma- 
wech'-el  u.  s.  w.,  —  also  Steuern,  mit  manchen  richtigen  Bemerkongcn).  —  v.  Justi, 
bUAtawirthächaft,  2.  Auti.,  unter!»cheidet  bereite  dootlich  das,  was  wir  jebct  GebOhreu 
oeaneo,  ab  Elnkfinfle,  die  znfUUf  bei  der  Austtbiing  der  Rechte  der  obenten  Gewalt 
abfallen,  seine  vierte  Classc  der  ordentlichen  Staatseinkünfte,  wobei  <  r  die  Regalien 
als  zweite  Ciasse  besonders  stellt,  s.  II,  §.  "0,  71,  3U3  H".  —  v.  Jacob,  lia.,  handelt 
über  das  Gobührenwescn  noch  nicht  in  systcmatischeui  Zusammenhang,  bertihit  es 
i)>er  an  rerschiedeoen  Stellen  seines  Works.  Ihm  wie  Andern  präjadicirto  der  alte 
llrg:i]h>-gn([.  Vgl.  I.  §.  321—323  über  die  Benutzung  der  Justiz  nnd  VuWm 
t<man2quelle;  besonders  §.  ö87  if.,  wo  ein  Tbcii  der  sogonanutcu  Uebühren  uud  mit 
ihnen  etwa  verbundenen  Verkehrssteaem  ab  eine  ,,zweite  Glasseron  Gonsumtionfl- 
Auflagen"  behandelt  wird,  mit  klarer  Hervorhebung  des  0«  bührenbegriHs  und  des 
l'ebergangs  der  G'^b  ihr  in  die  Steuer  in  §.  fiSS.  S.  auch  die  Erläuterung  zu  §.  6S9  II'., 
S.  572  fl.  (Danach  ist  Stein,  Fin.  3.  A. ,  S.  26l>  zu  berichtigen.)  l3en  Stempel 
als  eine  E  rhohnngsform  erwähnt  Jacob  richtig,  aber  nur  ganz  kurz  in  II.  §.  1209 
125-1.  in  dem  Buche  von  der  Finanzverwaltuiig.  —  Fulda.  Fin.  1''2  fF.  i/.ttfülligc 
iuukonfte).  —  SclidQ,  i'iu.  S.  bi«  Stempel  als  eine  der  drei  Uauptformcu  der 
indirecten  Steuer.  —  r.  Malchns,  Fin.  Fin.  I,  §.  31  bei  den  sog.  fiscirechtcn). 
besonders  ab&t  §.  62  ff.,  wo  wieder,  wie  von  ?.  Jacob,  das,  was  wir  huutc  ,.üc- 
);ühren"  nennen,  als  eine  erste  Art  der  indirecten  Steuern  bezei«  Im«  t  wird:  „solche, 
die  für  «iie  Benutzung  und  den  Genuss  allgemeiner  oder  besondrer  Öffentlicher 
Anstalten  oder  ans  Anlass  von  beiden  entrichtet  werden*'  (S.  299).  mit  richtiger 
Specialisininir  in  §.  63,  S.  rJOl,  dann  §,  G4,  nur  ohne  genllgendc  Schciduni:  von 
Gebühr  und  Steuer.  Gleichwohl  i>t  ungesichts  dieser  Ausführungen  die  Bemerkung 
Ton  Stein  a.  a.  0.:  „in  den  frulicren  Werken  von  Jacob,  Malchus,  Lötz  u.  A. 
kommt  kaum  das  Wort  (Gebühr),  geschweige  die  Sache  vor"  ganz  unrichtig 
wiederln  lt  von  Stein  noch  in  der  5.  Aufl.,  II,  I.  S.  253!).  —  .1.  G.  II  offmann, 
Lehre  von  den  Steuern  S.  22;  besonders  S.  417  11'.  Uber  „Stempelsteuoru*'  (V^orkohrs- 
steoem  und  6ebtlhrea>. 

Kau,  Fin.  I,  §.  227—246.  „Einkünfte  von  Gebühren",  als  3.  Abschnitt  nach 
dem  Privaterworb  '1.  A.\  den  'Einkunftea  aus  Hohli'^'f^reclitcn  (2.        nnd  vor  den 
Steuern  ^,4.  A.)  des  2.  Buchs  „StaHisctnkanftc''.    Ii  au  hat  hier  zwar  da»  Wesen  dor 
(lehohien  und  ihren  Untenchiad  von  den  Steuern  richtig  ericannt.       fehlt  ihm  aber 
A.  Wafa«r,  P{aaBiwl«MiUM)bBft.  tl.  i.  Aull.  3 
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die  scharfe  principiellc  Scheiduntr  /«-rsclipn  Ctebtlhr  und  Steuer  (Verkehrssicuer),  der 
Stempel  wird  nicht  deatUcb  geuuK  bloss  aU  Erbebaogsform  von  Abgaben  aaf« 
Ketet,  in  der  DarstellnD^  worden  Geblührea  ond  Stenern  Temenftt  das  Syitem  der 

Gebühren  ist  inanirclhaft  ?ind  unvollständii;.  Die  einzelnen  Abg^ab^^n  wor<len  mclirfirh 
falsch  beurtheilt,  so  das  Heg^ister-Abgabcnwesen  (Enrt^criütrement,  §.  236).  die  Erb- 
schafts.,p:ebühr*.  §.  237.  Die  von  Kao  anter  den  Ke-jalien  in  seinem  2.  Abscbnitt 
be^prochcnen  Einrichtungen  der  Post,  Telc^raphic,  Munze  sind,  soweit  sie  Qbeiinopi 
in  die  Finnnzviasenscbaft  gehören,  in  die  Gebahrenlchre  einzub<';iehcn. 

Von  Nf'ti^r^ii:  rmpfcnbach,  Fin.  I,  §  22 — 14  der  1.  Au0.,  „die  GebQhren- 
erbebang'\  in  richtig  zusaminenCa&^ender  ßehandlong  und  mit  richtiger  Einstelianf 
sogen.  Begslien,  wie  Münze,  Post.  Telegraph,  in  die  Gebttbrenzweige;  tiber  meine 
etwas  abweichende  Behandlung;;  iler  Eisenbahnen  s.  meinen  1.  Band  unJ  die  Bc- 
merkangen  unten;  in  der  2.  Anfl  behandelt  ümpfenbach  den  fip?enstand  in  §.  42  IT.. 
einseitige  Betonung  des  Mouieub  der  .,Kostenersetzani^'*  im  Begrili  der  Gebühr  ^S.  9S> 
^  E.  Pfeiffer,  Staatseinnabmen  I.  Theil  Y,  S.  294—351.  sacbllcb  foUsHiidiger 
nis  dif  TTiei'^ti'n.  ab  ;  ohne  gentlgendo^  System  und  in  der  Gosammtauffa-snnEr  ein- 
seitig, MUoze,  i'ost,  Telegraph,  auch  Eisoubahoeu  im  voraosgebenden  4.  Theil  onter 
den  ..Monopolen**  (!).  IMe  iMrstellung  verdient  niebt  das jgrosso  Lob,  das  ibr  Stein 
selbst  noch  in  d-  r  5.  A.  II.  I,  S.  253)  spendet,  —  r.  Hock,  öffendiche  Abgaben 
4,  §.  .SS,  34  „Entgelte  für  bc<!onfb-re  Dienst."  (.«ine  von  Hock 's  3  „ürsteaem"). 
unterschieden  von  den  hauptsucblichen  Verkehrssteuem,  die  er  als  „Erworbsgebohrca** 
(§.  31,  32)  behandelt.  —  Laspeyres.  ArtÜtel  Staatswirtbflcbaft  in  Blnntschlt's 
Staatswörterbuch  X.  95.  —  Bergius,  Fin.  2.  A.  §  49  (Sportein  und  Stemj  !i,  ??.  39 
(Steuern  verschiedener  Art),  Post,  Münze  u,  s.  w.  unter  Hegalien,  —  keine  Spur  eines 
wissenschaftlichen  Systems.  —  Eisenhart,  Kunst  der  Besteuerung  (Berlin  1S6S> 
S.  9  fr.  (ticblir  nnd  gut).  A.  Held.  Einkommensteuer,  Bonn  1872,  S.  5  ff.  — 
Maurus,  irMM?.^^.!  Bostouemn^:.  lli'i<b>lberic  r">70,  .'».  Kap.  „Besteuerung:  anf  Grund 
der  Benutzung  von  allgemeinen  Staatsanstaltcn"  S.  125  ff.  (Gebabrea  und  äteaem, 
ancb  Erbstener  nisammen).  —  M.  Wirth,  liational*Oelononie  II,  (3.  A.).  &I0  ff., 
über  Regale  514.  --  Vgl.  ancb  K.  Walcker,  Selbstverwaltung  des  Steuerwesens, 
Berlin  1S69,  S.  5  und  §.  2.  —  AI.  Meyer,  Uber  Stempelsteuern .  in  F.iuchcr'-? 
volkswirthscbaftlicher  Vierteljahrschrift  1864,  HI  (VII),  51 — 80,  allgemeine  priocipielle 
Reebtfertigung  der  Stempelstcaern  als  ir* fcht,  weil  der  Staat  fbr  eine  LelstuDf  elfte 
Gegenleistung  gt^wnhn  .  also  Betonung  des  Gebührenrharncters  dieser  Steuern,  aber 
mit  einseitiger  l  .  l)ertreibi)nir ;  <  hnrartfristisrh^  Auffassung  der  Freihandflsscbule. 

Eine  Förderung  und  Klärung  der  UcbUhronlehro  and  der  Lehre  von  den  Vcr- 
kebisstenem  ist  L.  r.  Stein  zu  verdanken,  besonders  die  scbarfe  Trennong  dos 

Gebühren-  und  Steuerprincips,  die  Ausscheidung  der  „Verkchrssleuern"  aus  dcu 
Gebühren,  flic  Anffri^sung  des  Stcini>p1s  bloss  als  Erhebungsform.  Willkürlich 
bleibt  nur  äeiue  neue  K egalic n lehre  und  uie  Trennung  dieser  sogenannten  üegalieu 
von  den  Gebühren.  (S.  dagegen  \V.i<rn  er,  Fin.  I,  §.  149,  204  IT.):  ein  Hauptdifferenz- 
pnnct  unserer  finanzwissenschaftlirlK  n  Systematik  Die  RemerkiHiüen  von  Sax.  Vor- 
kchrsmittel,  Wien  187S,  I,  S5  Note,  gegen  mich  uml  für  Stein  erkenne  ich  zum  Theil 
ab  licbtlg  an,  nur  folgt  nicht,  wieSax  selbst  zugiebt,  dass  man  Steins  Auffassung 
sieb  anschliessen  müsse;  die  „rcgalisirten''  Thltti^koiten  sind  Kategorieen  des  posi- 
tiven Rechts,  nbpf  die  Einnahmen  darniis  keine  !=!clb«;tändige  f inanzw i en - 
schaftliche  Kategorie  mehr.  Meistens  gehören  sie,  wie  ich  im  1.  Bande  schou 
begrQndete,  zu  den  GebOhren.  sonst  zu  den,  in  besondrer  Form  erhobenen, 
Steuern.  Durchaus  stimme  icli  Stein  bei  in  der  Scheidung  der  Gebühren  und  (Ver- 
kchnä-)Steuern,  theilw«  isc  auch  in  seiner  Theorie  der  Verkehrsstouern,  wie  er  si-^ 
wenigstens  fnlhcr  vuicht  m-  lir  in  den  neucbiea  Auflagen)  vertrat.  Aber  diese  Theorie  ist 
2n  einseitig  jib-^uiut  nniVestcUt  und  bedarf  auch  in  ihrem  an  sich  richtigen  Keni  einer 
Correrlnr.  sowie  .  iucr  weiteren  Ergänzung.  S  darüber  unten  die  Stenerlehre.  Für  die 
Gebühren  sind  die  3  Abschnitte  Steiu's  zu  vergleichen:  .A.  Regalien  S.  229—264, 
Gebttbren  265—296,  VerkebrBsteuer  519^533,  6.  A.  II,  1,  S.  248  ff*.,  80T  ff*.,  II,  2, 
S.  210  fr.  Es  characterisirt  übrigens  Stein *s  oben  erwähnte  ÜQcbtige  Manier,  wenn 
er  z,  IV  aiirh  noch  in  der  5.  Auflage  (II,  1.  254)  meine  kurze  Berührung  der  Ge- 
bühren IUI  1.  Hände  meines  Werks  erwähnt,  sogar  rühmt,  die  eingehende  Darstellung- 
des  GebQbrenwesens  im  2»  Rande  aber  otfenbar  gar  nicbt  kennt. 
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Besonderes  Verdienst  am  die  HennsgestaltaDg  des  OebtthienlMgriffs,  sowie  Mdh 
am  die  Cntersrbeidang  yon  Ge1jiihr(>n  und  Beitr.'itr  n  hat  sich  neaerdhi^  Neu  mann 
enrorb«D,  so  schon  in  seiner  Schrift  aber  die  proj^reäsife  Einkommeustcaer,  d&on  in 
sdoon  ^Uwe»  oben  8.  20  cemnoteii  Arbeiten ,  die  rlelfaeh  dleeen  Fnnet  bevQlmD. 
S.  jatit  iMMentUch  Neumann  s  „Steuer**  Kap.  4  and  5.  auch  6  und  7,  die  verschiedenen 
Definitionen  im  9.  FCapitel  'Abs.  hliiss  S.  JiOl  ff.V  T>aranf  l(ommf  ich  zartlcic.  Im 
Wesentlichen  stimmen  vir  doch  uiiorein,  auch  in  Betreil  der  „Beiträge"  lege  ich  eben 
nur  melir  Gewicht  Mif  des  dieten  mit  den  Gebühren  Oiconomiscfa  Gemeinsame, 
Neumann  auf  <-lns  <\c  Icchnisrh  Trennen  de.  Auch  in  Betreff  des  ümfanira 
des  GebQhrenvesens  trennen  uns  mehr  formeiic,  als  sachliche  Momente.  —  S.  ferner 
Schall,  GebQhren  im  SchOnberg'schen  Handbuch  B.III  (rorzUglich,  aber  mit  m.  £. 
unrichtigem  Aosschlnss  der  „Gebühren"  von  Verliehrsanstalten  u.  s.  w.i.  —  Roscher, 
Fin.  5-  22  fF.  (mit  gleichem  Ausschluss,  aber  ohne  genügende  Schürfe).  —  Vocke, 
Al^bcu  Q.  s.  besonders  S.  223,  565  (sachlich  nicht  sehr  abweichend  von  Kcumann 
vBd  mir.  doch  ueh  die  GebOhren  von  yerkehTBanstalten  mit  DBndtofrlicben  Orflnden, 
S.  572  ausscliliessond :  auch  systematisch  unrich'iL:  lie  Gebühren  Uberhaupt  nntor  die 
..Verkehrsabgaben"  ;;'^r«;iht).  —  Sa.x.  Grundlegung,  S.  444  IT.,  472  fT.  (dif  (ieljühren 
eine  »einer  Gruppen  der  Goliectivwerthungsvorgänge"  [Finanzprincipienj.  mit  richtigelt, 
feifeea,  aber  nicht  oenen  Bemerkungen  speciell  Ober  Gebuhren  und  Festheltong  d^ 
ubcrtrribenden  Bot  Jiiung  einer  Unterscheidung  von  „öffentlicher  Unternehmung"  nnd 
„Ottentlicher  Anstalt",  irie  schon  in  Sax'  „Yeiiehrsmitteln").  —  Passim  auch  Knies, 
lA  den  „FlDuspolitiflchen  ErArterongen**.  —  Cohn,  Fin.  panim,  besonden  1.  Bncb, 
Kapitel  3. 

Abweichender,  selbst  in  der  jetzt  soint  /ienilich  allEreraein  angenommenen 
Terminologie,  steht  Schäfflc,  Stenerpoiitik.  vS  154  II.,  der  ui.  E.  mit  Unrecht 
die  Verkehnsteoem  wieder  so  den  Gebühren  stellt. 

Ans  der  frenKlrn  TJt  rntür  A.  Smith,  wi'altli  of  nations,  5.  Bach,  1.  Kap., 
2.  Q.  3.  Abtb.  passini  und  2.  Kap.  l.Abth.  passim.  —  Mi  11,  Politische  Oekonomie, 
Bach  5,  Kap.  5.  —  Parie«,  tfaii6  des  Impots,  III,  165.  —  Leroy-Beanlien, 
tiait^  de  la  sdence  des  ünaoces,  Paris  1877,  I,  besonders  cb.  11,  Enreg^trement, 
Stempel  u.  s.  w.  (über  Post  n.  s.  w.  ch.  12).  —  Garnier,  finances  ch.  10  (Enregistre- 
ment  und  Stempel).  Scharfe  Trennung  von  (iebühr  und  Verkehrssteucr  und  richtige 
AvfGusniif  der  erste»  bei  den  Franzosen  noch  nicht  erreieht.  —  L.  Cosea,  elementi 
'Ii  scicnza  d.  U.;  fininze.  4.  ••d.,  S.  42  ff.  („fasse").  —  Eine  umfassendi-  wcrthvoll.^ 
Monographie,  mit  eingehender  Behandlung  der  Finanzstatistik,  Geselzgebuni^  und 
Literatur  ist  W.  B6sobrasoff,  imputs  sor  Ips  arfes,  in  den  Mimoires  de  I  Acad. 
de  St.  P6tcrsb..  besonders  N.  1.  1866;  N.  2.  speciell  Uber  die  russischen  ein- 

schlagenden Steuern.  Kiclitig'-  Betonung,  diiSa  die  Kntwi<  IcluDg  dieser  Abgalten  mit 
dem  Formalismus  des  Hechts  Uand  in  Hand  geht. 

Die  Geaetsgebung  betrifft  vielfach  nach  der  gemeinsamen  oder  ^eichartigen 
Erhebangsform  (Stempel  u.  s.  w.)  Gebühren  und  Verk-  lwsstt  iierii  u.  dgl.  m.  zusammen, 
was  auch  das  wissenschaftliche  Vf*rst!\ndniss  sehr  >  rschwtMt  h.it.  Einzelnes  aus  den 
Gesetzen  wird  unten  mit  augegeben.  Kür  Kiigland  und  Frankreich  n.  im  Bande  III 
die  Abaebnilte  ttb^  Veritehnlenem,  Stempel,  EnregiBtrement 


Erstes  Kapitel. 
Allgemeine  Oebfllireiilelire. 

1.  Abschnitt 
Begitfl;  Wcten       Priadp  4«r  Mikiei. 

15.  —  I.  Begriff  nnd  Wesen,  ileb Uhren  sind  nach 
nnserer  Auffassung,  in  wesentlicher  Festbaltung  unserer  irlilicicn 
Begriffsbestimmang,  Abgaben,  welche  von  Einzelneu  oder  Gruppen 
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von  Einzelnen  als  ein  speciellerEnt^eit  eines  iiiiieii  von  einem 
öl'lentliclieu  Körper,  dem  btaatc,  der  Gemcmde  oder  einem 
sonstigen  Selbstverwaltungskörper  —  oder  allgemein:  von  einer 
,,Zwang8gemeiiiwirth8cbatV'  —  geleisteten  D  iensts,  oder  —  e?eQ- 
tnell:  und— >  einer  durch  sie  yemrsftebten  Aii8gabe(Ko8ten> 
proyocation)  bei  der  Ansttbang  einer  im  Offentlieben 
intereflse  erfolgenden  Öffentlichen")  ThlUigkeit  in  einer 
Yon  der  Öffentlichen^  insbesondere  der  Staatsgewalt  einseitig  be* 
stimmten  Welse  und  normirten  Hohe  erhoben  werden. 

V?I.  Fin.  r.  §.  204,  auch  §.  201  untri  2  und  §.  209  (S.  500  über  das 
UuterächeiduogämerLioal  zwücken  (iobohreo  und  ciguntiichcn  Steueru).  Ich  habe  hier 
jetzt  die  Worte  „im  Oflbnilicheii  bterease  erfolgende'*  mit  in  die  BegriSiibeatiiiimimf 

gezogen,  da^u  mit  durch  Neu  m  an  n  bewogen.  Im  Wesentlicbcn  hatx.'  k1k  a^*^r  schon 
früher  dies  Momoiit  ehonso  auf^fefasst,  vgl.  i'in.  I,  S.  4S0  unter  2  (auch  bohou 
2.  Aufl.  S.  iJUd  und  1.  Aull.  S.  253).  Den  scharfen  und  klaren  Erörtorungea  Ncu- 
manii'ti  (in  dem  Aufsatz  in  Hirtlis  Annalen,  wie  in  der  „Steuer")  in  Botntf  dieses 
Moments  des  „rifTciitlicliL-n  Interesses  '  kann  i' h  im  (lanzcu  beisiiminf ii .  nur  in  do« 
Folgerungen  daraus  lur  dtiU  Umfang  des  UebOhrenwescuü  uud  fUr  die  ClJk«>6Üi' 
eation  der  Offentlichon  fünnahmen  weiche  icb  etwas  ab.  In  der  Haaptsaeke  «lad  wir 
wohl  einig,  besteht  aber  doch  uberhai)j)t  /.wischen  der  hier  vertretenen  und  der  Auf- 
fassuni;'  Itei  audf*reii  Neuern  kaum  niohr  «■in  eicrentlich  principieller  Unt??rs>chied. 
boudtiiii  wcj»uutlichc  Ueberciuütimmung.  bcsuudurs,  was  ich  für  da»  W  iL'lltig^^tft  halle, 
in  der  demgemibsen  Scheidung  von  (iebiihren  und  Stenern.  Y^L  die  Detinuionoii  uud 
sich  anschliessend,  n  Kn'Vrtcninircn  i  in  §.  11  genannten  Antoreu.  Z.  B.  I\au. 
t'iu.  I.  §.  227:  „Gebuhrcu  werden  bei  solchen  Oelegeiihoiteu  gefordert,  wo  der  ciu- 
zelne  BOrg^er  mit  einer  StaatsbebOrde  oder  einer  wesentlichen  Staatsanatalt  (im 
GegensatE  zu  einem  bloaseD  Staats ge wc  rbe)  in  eine  gewisse  besondre  Bertthrang 
kommt.  Sir  kennen  cin'^  besondre  Vergütung  für  den  Aufwand  angesehen  worden, 
welchen  die  Staatsgewalt  bei  irgend  einer  Verauätailujig  2U  macheu  hat,  und  haben 
inaofeni  mit  der  Beiahlang  filr  geleistete  Privatdienste  Aehnlichkoit."  Stein  3.  A. 
S.  2G6  (wo  sirh  deich  bei  der  Begriffsbestimmung  dor  GcViiihr  dio  Un1ialtliark"it  und 
Wülkür  der  Ausscheidung  der  Kegalien  crgiebt),  ähnlich  5.  A.  II,  1,  Iii  lt.:  der 
individuelle  wi rthschaftiiche  Krsatz,  den  der  Staat  vom  Einzeln«!  Hr  die 
anaachliosslich  in  seinem  Interesse  benutzte  Gesammtleistung  fordert.  —  wesentlich 
verschieden  von  der  Steuer,  welche  Kapital  und  Arbeitskraft  für  das  Ganze  wirtli- 
üchaftlich  herstelle,  —  sei  die  „Gebuhr'  im  weitesten  Sinne  de«  Wortes,  die  dauu, 
nnhaltl»ar,  in  eigentliche  nnd  in  Kegaliengebtthr  zerlegt  wird.  —  Nenmann 
gelangt  nach  umständlichster  Prüfung  di  r  "MÖKlichkeiten ,  der  Zulassigkcit  und  der 
Zweckmässigkeit  einer  Definition  schliesslich  /.u  folgender,  zusammengezogener  Begritts- 
bestimmung  (Steuer,  S.  31)2):  „(iebiihren  sind  diu  zur  Gewinnung  von  Staats-  und 
GemeindeeinnabmeD  (im  eigentlichen  Sinne)  nach  Maassgabe  von  Vorgängen  augeord- 
netcr  Zahlungen,  somit  sie  Entgehe  Tür  >iict  it  llc  Gegenleistungen  des  Staats  und  der 
Gemeinde  von  oäeutlichom  Interesse  sind.''  Allgemeiner  wäre  wohl,  statt  fou  Staat 
und  Gemeinde,  von  „Öffentlichem  Körper**  zn  sprechen,  um  andere  Selbstverwaltongs* 
körpcr,  ausser  der  Gemeinde,  mit  ei nzu begreifen.  Hie  Worte:  „nach  Maassgabe  von 
Vorgangen  angeordnet"  hängen  mit  Neumann's  Scheidung  von  ..(leluihr"  und  „Bei- 
trag" zusammen  (s.  u.  §.  17  N.  .1).  —  Schall  (in  Schönberg's  liaudbuch  III,  105) 
sieht  in  den  Gebühren  „Abgaben,  w«dt  he  von  den  mit  der  öireDtUchen  Gewalt  in  Be* 
rü!iriii<r  komineiidin  Pi^rbon.'ii  In-i  (ji  K  i:.  nlK-it  iMsondcn  r  Amtshandlungen,  zu  welchen 
sie  Veranlassung  geben,  erhoben  werden,  und  hndet  das  characteristische  Moment  der 
Gebohr  darin,  daas  sie  sich  an  Amtshandlungen  zur  VcrwirfcKchnng  wesentlicher 
Staatszwecke,  au  wesentliche  Thätigkeiton  dlentUcfaer  Organe  zur  Ausführanf^  des 
Rechts-  und  Mar  htz\\'ecks  anknüpfe  und  dass  si"  dit^  von  den  Gebuhrenpfliclitig<_'n  zu 
entrichtende  Abgabe  wesentlich  mit  KUcksicht  auf  diese  Gegenleistungen  olientlicher 
Behörden  bemesse'*.  Damit  verengt  sich  aber  der  Qebtthrenbegiiff  und  folgewelse  der 
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r'mfang  des  Ge^iihr'^nw('5<'ni;  in  «phr.  Ks  nach  Schall  s  "Mcinnnr  so  der  Gehuhren- 
begrilf  mosschliesslich  an  die  ..Qualität  des  betruäenden  Staatsacts"  ang^uknupft 
Verden.  Sclisll  bemängelt,  dasa  durch  meino  Fassuni?  des  (Jebiihrenbogrifls  das 
Moment  der  nemes«>aiig  der  Gebuhr  nach  den  Kosten  in  die  Definition  gezogen 
Werde.  Das  möchte  nbcr  palend  sein,  auch  wird  so  zugleicli  die  Kostendeckun»r  als 
Zvcclc  der  GebuJir  bezeichnet  and  dnrch  die  Fassung  keineswegs  die  BerUcksichti- 
ping  uiderar  Momente  bei  der  MeesaDg  der  Geböhr  anifescbloaeeo,  rielmehr  damaf 
durch  die  Einbezi' liin^  (^^'^  Momente  dos  ..spL-ciellen  Entgelt»  für  eine  DiemtleiatUllg^* 
hiDgeiriesen  '«5.  -■(■hr\a  Fin.  I  S.  J88  und  unten  S  IT  N.  1  und  2V 

In  der  Wissenschatt  und  mehr  und  mehr  anch  in  der  dontschen 

Verwaltangs-  und  Finanzpraxis  ist  der  Ausdrack  ,)Gel»Uhr'^  und 

wenigstens  im  Ganzen  in  dem  dargelegten  Sinne,  neuerdings  als 

tec  Ii  Iiis  eher  angenommen  worden  und  in  fester  Einbllrgerung 

begriffen.  Das  ist  ein  Gewinn  fttr  die  KUümng  theoretischer  nnd 

practiseh«  Streitfragen ,  weshalb  nene  Abweiebongen  von  dieser 

Terminologie,  wie  z.  B.  diejenige  Sch&ffle's,  vermieden  werden 

sollten.  Vielerlei  einzelne  hieher  gehörige  Abgaben  nnd  einige 

Gattungen  derselben  führten  nnd  führen  mitunter  noch  andere 

Namen  in  der  Praxis  oder  wurden  und  werden,  olnic  IJntcrschei- 

duDg  von  den  ebenso  bezeielineten  Steuern,  uiit  Sauinieluamen,  wie 

Sport  ein,  Taxen,   Stempel,   Regristcr-,   Ei  n  tra  gnn  - 

abgaben,  ebedem  als  „zofUllige^'  EiukUuUe,  auch  als  „GeUile'' 

u,  dgl.  m.  bezeichnet. 

§.  16.  Die  Gebühren  sind,  der  obigen  Begriffsbestimmung  ge- 
wMm,  za  den  Stenern  im  weiteren  Sinne  zn  reobnen,  zn  denen 
sie  wie  die  eigentlichen  allgemeinen  Stenern  gehören. 

Beiden  ist  g-eneinsam«  dtas  Ble  auf  Grund  von  Normen  des  nffentlichcn  Rechte, 

zvangsveise.  sobald  d(^r  vors^csehene  Fall  eintritt,  Lei-'iiiniren  (Beifrärrc'.  iii-i!M  >un'K^rc 
Uebtsrtragungcn  ^Zablungen)  &m  den  Gütern  (KinküiniDcn«  VörmOgon)  dex  Fdicbtigen  au 
doD  {^ntlichea  Korper  dentellen.  regelmässig  zo  dem  Zirocir,  um  diesen  dadorch  in 
deft  Stand  za  setzen,  seinerseits  „öBentliche  Leistungen"  vornehmen  zu  kOnneo. 

Beide.  Gebühren  w\e  (•iirentiiche  St»Miern,  nntcr-'  hMdon  sii  h  aui  h  gemeinsam 
fon  den  privat  v  i  rth  scha  ttlicbcn  Krwer  bseiukunften,  indem  letztere  unter 
doa  aU^emefnen  recbtliGben  Bedinfoogen  des  priratwirthscliafllicben  Systems,  iosbe- 
»^nd'jrc  auf  dor  Grundlage  der  aUfemeinea  Normen  tut  die  Goncnnrenz,  gewonnen 
weid.-n  (Fin   T   6.  •>n2'. 

Die  Gehühren  u  n  t  e  r  ^  <  h  e  i  d  e  n  sich  von  den  ci^'cntli«  heu 
Steuern,  im  engern  Sinne,  dMdurch,  dass  sie,  wie  öchon  IrUher 
ausgeführt  wurde  (Fin.  I,  §.  209,  auch  204  und  201)  und  hier  fest- 
gehalten wird,  einen  speeiellen  Entgelt  des  Ptiichtigen  für  eine 
ihm  besonders  zn  Gute  kommende  oder  doch  durch  ihn  be- 
sonders veranlasste  (bez.  verschnldete)  öffentliche  Tbfttigkeit  nnd 
für  die  dadorch  bedingte  Kostenvemrsachung,  demnach  eine 
mehr  oder  minder  vollständige  —  Kostendeckung  dieser  beson- 
deren ThStigkeit  nnd  besonderen  Kostenpro vocatton  bilden 
ftoUen  und  bilden.   Die  GebUhrcnpflichtigkeit  tritt  daher  in  diesen 
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b  es  und  ereil  Fülle  ii  iiherhaupt  nur  ein;  und  der  Char  acter  einer 
Abgabe  aU  Geb  ü  h  r  wird  durch  das  wirkliebe  V  o  r  b a  d  d  e u sc i  n 
eines  solcheo  besonderen  Falles,  ferner  folgeweise  die 
GroDse,  bie  zn  welcher  eine  „Abgabe^'  ,,Gebttbr^'  ist,  durch 
das  pangemeseene^'  VerhältDiss  der  Abgabe  sq  dem  Werth  des 
OffentlicheD  Oienates  fttr  den  Pflichtigen  und  za  dem  KosteD- 
betrag,  welehen  die  Leistnog  dieses  Dienstes  dem  Offenttiefaen  Kör- 
per venirsaeht,  bestimmt. 

Giebt  demgemta  eine  dffentUche  Einriohtnug,  an  welehe  sieb 
Gebilhreneinnahnieu  IcnUpfen,  einen  üebcrscbuss  über  den,  nach 
richtigen  wirthschaftlicben  Grundsätzen  berechneten,  Küstenaulwaud 
hinaus,  so  fällt  dieser  Uebersebiuss  unter  die  Kategorie  der  eigent- 
lichen Besteuerung,  die  betretVendc  öfTeiitliche  Einrichtung 
wird  in  diesem  Maasse  zugleich  eine  Einrichtung  zur 
^Steuererhebung. 

Dadnrcli  ändert  sie  und  ändert  anch  die  einzelne  (Jcbtthr,  welche  zu  diesem 
Ergeboiss  beiträgt,  ihren  fijianzvrirtbscbaftlichoa  (jbaracler  entsprechend  etvaä,  ohne 
dass  darans  etva  nothireodig  —  wie  t,  B.  bei  manchen  „Justizgebühren*^  tta  Acte 
der  freiwillig«!  Gerichtsbarkeit,  bei  Postportis,  welche  zu  Postuberschüsaeii  lUhMa  — 
ein  Verdict  gegen  die  betreffende  AbjL,^Hbe.  auch  nach  ihrer  Art,  Höhe  «.  ?.  w.  ab- 
zoleiten  w&ro  (oa^eo  §.  29).  Es  treten  dajm  nur,  uacb  dem  uiodilicirten  Chamctür, 
Erw&gangen  des  Steiienresens  zo  denen  des  Oebfltirenwosen  hiazn. 

Der  erzielte  Ueberschuss  dient,  wie  der  Keinertrn-:  der  eigent- 
lichen Steuer,  dann  auch  zur  Kosten  deck  udi;  auilcrer,  allge- 
meiner sonstiger  öffentlichen  Einricbtuiij^en  und  Thätigkciten. 
in  diesem  Moment  aber  liefet  im  Wesentlichen  der  tiuanzwirthschaft- 
iicbe  Character  der  eigentlichen  8tencr  als  solcher,  nach 
der  einen  Seite  betrachtet.  Nach  der  anderen  Seite  ist  die  eigent- 
iiche  Steuer  aber  auch  als  genereller  Entgelt,  den  der  eioaeine 
Stenerpfliehtige  und  den  die  Gesammtbeit  der  Steuerpflichtigen  aar 
Kostendecknng  der  allgemeinen  öffentlieben  Einrichtungen  nnd 
Thätigkeiten  entrichten,  anfznfassen.  Und  in  diesem  Moment  des 
„generellen'*  und  des  ,»speeiellen*^  Entgelts  bei  Steuer  nnd 
Gebühr  ist  wieder  das  Unterscheidungsmerkmal  von  beiden  an 
linden. 

Die  gleiche  Auffassung  liegt  bereite  meinen  AusfUlirungcii  im  1 .  Bande  a.  &.  O., 
und  der  GebQb  reu  lehre  in  der  1.  ABfbge  dieses  *J.  Bands  zu  Grunde.  Ich  balte  sie 
nach  g^enaiior  Pnlluii;^^  dti  Kiowcndnngen  und  Bedenken  und  der  eigenen  Aus- 
fOhruQgcn  ^ioumaun's  (besonden  ia  dei*  nSteuer"*  I,  295  IL,  Ka^.  6,  S.  3U1  iL, 
403  ff.),  —  dem  unzweifelhaft  Scblifrtea  nnd  Ilingehendslen  in  der  Literstnr  aber 
diese  und  vetwindt«  Puncto  —  doch  fest  Vgl.  Mch  8ehntl,  Gebttbren  im  Hand- 
buch §.  1. 

Namentlich  die  ,.ijeborächus3wirthächaft"  bei  ölfüntlicben  Einrichtungen  und 
Anitallen  mit  GcbohreneriiebiBig,  z.  B.  bei  der  Poöt,  tritt  doch  m.  £.  auch  nach 

uothwcniiii;i  r  Folgerung  aas  Neuinanii's  cJhiikm  Auffassung  der  ..Gebühr"  unter  eine 
andere  tinanzwirtb&chaftlichc  Kategorie  als  die  der  Gebühr,  und  znar  unter  die  der 
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bieiMT.  Man  k&aote  eoust  nur  duu  Vcigltücb  mit  dem  „ücbuniclius>i>  (über  Betriobä-, 
Ziiiäea-  und  Aeorflsnifonskoaten)  bei  doer  priTatwirthschaftlichca  Erttcrb^i- 
clDrichtoug  eines  ftfleaüichon  Körpers  machen  und  creutuell  diese  beiden  UcberschUsse 
^leichstelleu ,  was  bei  Post,  städtischen  Anstalten  (üas,  Wasser)  gewiss  nahe  läge. 
Aber  der  Unterschied  liegt  hier  iü  der  mouopolistischou  Stellung  der  „Oebubren- 
einrichtnng'V  neM  schon  der  rochtUclifln  (wie  l>ei  dem  Hnoptziireig  der  Post*  bei 
ilcr  Telegraphie,  Gasanstalt,  Wass» rlcifarif;),  Tri:  Irj.toas  der  factischcn.  Wo  aus- 
uahmsweise  eine  solche  Stcllting  nicht  die  drundlagc  des  Uebcrschusses  sein  sollte, 
—  etwa  denkbarer,  aber  nicht  thatsächlicher  Weise  bei  einem  Postzweif^c  wie  dci 
heuti^eu  Personen-  and  Packetpost  —  wuriio  der  Uebcrschuss  allerdings  nicht  mehr 
.Ütcuer*\  soikIciu  ..Unt'  rii'  hiiii  riri.'wimi  -  im  freien  'Ei  u  ci  Ip.-IchiMi  klarstellen.  Hei  dicicr 
miüiier  Auffassung  des  l ubeischu^iscs  der  Ücbührenanstait  als  „Steuer*  gehe  ich  aach 
nicbt,  wie  Nemnuin  •nnlmmt  (n.  a.  0.  S.  306),  ron  der  Yerpleichnng  mit  einem 
..irerechten"  Preise  aus,  dessen  üeberschreitung-,  z.  B.  in  Porto,  in  der  JastilgebUhr, 
oben  den  Uibcrs-hTiss  mit  .rsriobt,  >^ondorn  von  der  Vcrgleichung  mit  einem  an  ge- 
rn ustsenen,  d.  h.  liuf  diu  Oauer  durch  die  Kusteu  bestimmten  Preise,  wie  er  üich 
Tomossetzunfiiretse  im  freien  Erwerbsleben  stellen  wflrdc,  Ibniicb  wie  dasNenmaun 
au  andorcn  Orten  auch,  und  mit  K -  '  lit.  fluit  Anrh  ziehe  ich  aus  meiner  Auffas-sung 
nicht  olme  Weitere«  dou  Schluss,  dass  die  üebuhreuanstalt  keine  Ueberschusse 
geben  darf«,  MDden  nur  den,  dass  dar  aber  ond  folgcweise  aber  die  Normirun«; 
der  An  ond  Htthe  dex  Oehtthrcn  (Gerichtskosten,  Portis  u.  8.  w.,  Ötspreise)  nach 
BesteaernnpsorwägungcD  entschieden  werioii  milsse,  welche  dann  vielleicht 
dafiir,  vielleicht  auch  dagegen  sprechen  werden.  (Vgl.  unten      42,  Ol, 

In  dem  gew9hn)lcben  Falle,  wo  die  Gebflhren  nur  die  Koston  eben  decken  oder 
meist  nur  einen  Beitrag  dazu  leisten,  ist  die  ..Gebühr'"  ein  Steuer  im  weiteren 
Sinne  des  Worts.  Dass  sie  nur  in  gewissen  Fällen  eintritt,  wenn  Jemand  freiwiilij; 
oder  gezwungen  (z.  B.  bei  Acten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit)  eine  öllentlichc 
Dienstlei^ang  erhält,  das  bedingt  so  wsnif  den  An^^^chluss  der  Gebuhr  aus  dem 
weiteren  Steucrbe^rrif!'.  wie  in  ticm  analogen  Fall  den  Aoaschlutfü  der  indirecten 
Steuer  atis  dem  engeren  Steucrbegrilt. 

§•  17.  Voo  weiteren  Abweichungen  in  der  Anffassnng 
des  Begriffs  nnd  Wesens  der  Gebtthr,  mögen  hier  insbe- 
sondere noch  folgende  erw&hnt  werden: 

1)  emmal,  ub  l)ei  der  ßej;ritTsbesiimiiiiin^"  tlcr  Gebühr  nur  das 
Moment  derDeekuug  sj>eeiell  ve  r  ursuelite  r  Ivuüteu  oder 
anoh  das  Moment  eines  in  der  üfi'enüicben  Leihtuug  spcciell 
empfangenen  Dienstes,  daher  einer  betreffenden  Werth- 
ttbertragungy  welche  in  der  Gehtthr  ihre  specielle  Gegen- 
leifltong  findet,  m  bertteluichttgen  sei; 

2)  sodauu,  üb  von  „Gebühren"  nur  bei  speciellcn  Entgeltea, 
bez.  Kostendeckungen,  welche  sich  an  bestimmte  Arten  ,,i)tVent- 
licher**  Thalii:keiten,  z.  B.  von  Anitshandlungcii  utlcullicber  Organe 
zur  Verwirklichung  „wesentlicher"  Staatszwecke,  auknllpfen,  zn 
reden,  denigemäss  der  GebUbrenbegrid  entsprechend  enger  zu 
lassen  und  Abgaben  bei  anderen  „öffentlichen  l'bätigkeiten" 
anter  andre  finanzwirthschaftliche  Kategorien  ^  z.  B.  als  Taxpreise 
bei  slaatlteben  Verkehrsanstalten  mit  unter  die  privatwirthsehaft- 
liehen  Einkttnite,  zn  stellen  seien,  was  dann  eventuell  auch  andere 
Graiidsfttse  nnd  practisohe  Regeln  lllr  die  Normirung  mit  sich 
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briniren  könnte:  hicrnacl]  muss  sich  der  Umfang  den  GebUhren- 
wcseos  und  dcmgemUss  die  systematische  Daiäteliung  der  Gebühren* 
lehre  verschieden  gestalten; 

3)  endlich,  ob  schon  begrittlich  die  neuerdings  sogenannten 
„Beiträge"  (Neu mann)  als  eine  besondere,  den  Stenern  und 
Gebühren  coordinirte  selbständige  Einoahaieart  öffentlicher  Kör- 
per ans  der  Gebtthr  anssiischeideii}  demiiaoh  der  Oeblihrenbegriff 
entsprechend  enger  zn  fassen  oder  es  richtiger)  nelleicht  geboten, 
mindestens  znltaig  sei,  die  t^Beitrlge''  mit  tu  den  „Gebflbren''  — 
eventneU  zu  ,,Gebtthren  im  weiteren  Sinne''  im  Unterschied  von 
den  übrigen  als  ,,eigent1ieben^  Gebtihren  —  zu  rechnen  und  den 
GebtihrcnbegriÖ' dann,  wie  üben  geschehen,  hierilii  an^eiuessea  weit 
genug  zu  fassen. 

Den  ersten  Punct  anlangend,  so  möchte  es  am  Passendsten 
sein,  beide  Momente,  das  Kostenersatzmoment  und  das  specielle 
Entgeltlichkeitsmoment,  welchem  letzteren  eine  erfolgte  Wertb- 
Ubertragnng  an  den  Abgabepflichtigen  entspricht,  in  die  Begriffis- 
bestimmnng,  wie  oben  geschehen,  aufzunehmen.  Beide  Momente 
hilngen  zusammen,  insbesondere  ist  ein,  freilieh  schwer  ansscheid- 
harer  nnd  ermittelbarer,  Kostenbetrag  regelmässig  dorch  die  dem 
Einzelnen  zn  Gnte  kommende  oder  von  ihm  veranlasste  „tfffentiiche 
Tbätigkeit"  als  remrsacht  anzanehmen.  Aber  es  empfiehlt  sieh 
doch,  beide  Momente  zn  nntersehefden  nnd  sie  in  die  Begriffsbe- 
stimmung einzuziehen,  weil  beide,  aber  jedes  in  besonderer  Weise, 
den  eigentlichen  inneren  Rechtlertigungsgruu  d  der 
Geliübreuerhebung-  und  zugleich  Maassstäbe  bilden,  die,  theils 
jeder  lUr  sich,  theils  miteinander  combinirt,  theils  noch  mit  andern 
Momenten  verbunden,  für  die  Bemessung  der  Höhe  der  Gebühr 
mit  zur  Anwendung  zu  kommen  haben. 

V|?l.  Schall,  Handbuch  U,  Gehtihren  §.  1,  besonders  Note  2.  Ncamann, 
Stener,  S.  304  Ü.,  392.  Er  uiuunt  nur  das  Moment  „Entgelt  für  spcdelle  (i^oo- 
Ioifltong«ii"  in  die  Begii&bestiiiUMitiir  auf,  Umpfenbach  (2.  A.  S.  98)  war  das 

Moment:  , specielle  Gegenleistungen  fiir  den  Kostenaufwand''.  M.mcheiki  kleinere 
Abweichungen  in  diesem  Puncto,  aber  auch  Uudeutlichkeiten  und  CuUarbeitoo  bei 
anderen,  so  Stein,  Schäffle,  Roscher,  Vocke  a.  a.  0. 

In  Betreff  des  zweiten  Punctes  findet  sich  auch  gegen  wältig 
die  Ansicht  noch  vielfach  vertreten,  dnR'?  von  Gebühren"  nur  bei 
Abgaben,  welche  sich  an  obrigkeitliche  Functionen  (Roscher),  an 
die  AnsUbnng  „wesentlicher"  Staatszwecke  (Schall)  —  und  wie 
die  Ausdracksweise,  Immer  im  ähnlichen  Sinne ,  sonst  lautet  — 
anschliessen,  zu  sprechen  sei.  Indessen  ist  dagegen  eintuwenden, 
dass  zwischen  den  verschiedenen  ^^Öffentlichen  Thätigkeiten**  keine 
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aokbe  feste  Grenze  gezogen  werden  kann ;  dasB  ferner  immeDÜich 
hier  wieder  die  UDgeschichtlicbe  Annahme  eines  sozusagen  ^^nattir- 
üchen'^y  ^laUgemein  nothwendigen'^  fieieichs  der  Staats-  und  sonstigeii 
Offeotlichen  Tbätigkeit  nDterlftnft|  während  man  es  mit  zeitlich  nnd 
VrtKch  weehsebden  Ansichten  nnd  Verhältnissen  sn  thnn  hat. 
Spricht  man  von  Gebflbren,  unserer  nod  anderen  neuen  ßegriffs- 
beetimmnogen  gemäss ^  nur  bei  Abgaben^  welche  sich  au  ThUtig- 
keiten  des  Stnats  u,  8.  w.  mit  deui  Merkmal  des  „üffcntlichen 
Interesses"  aiiki  üpteu  also  unter  Ausschluss  der  Thätigkeiten 
zu  reinen  oder  vorwiegenden  Erwerbszwrcken  —  so  sind  Abgaben 
ttei  Unterrichtsanstalten,  bei  sämnitlitlien  Vcrkehrsanstalteu ,  bei 
communalen  Anstalten  wie  tilrGas,  Wasser,  Marktwesen  u.  dgl.  m. 
ebenso  gut  wie  bei  ,,obrigkeitlichen^'  Functionen,  bei  „Amtsband- 
iungen^'  der  Gerichte  und  der  Behörden  der  eigentlichen  Verwal- 
tung als  „Gebühren*'  anznerkennen.  Die  ökonomische  Be- 
gründung —  Deckung  specieller  Kosten  und  Vergütung  specieller 
IMenste  — ,  die  finanztechnische  Einrichtung  stimmen  im 
Wesentlichen  Hberein.  Die  geschichtliche  Entwicklung,  welche  bei 
CnHnrrOlkem  immer  mehr  ThJItigkeitsgebiete  der  privatwirthschaft- 
licbtju  S[)hare  entzieht  uiid  auf  den  Staat  und  die  Selbstverwal- 
tungskürper  üljerträgt,  fuhrt  eben  aueb  auf  dem  Gebiete  des  „Cul- 
tur-  und  Woblfabrtszwecks"  in  den  Tarifen  und  Taxpreisen  öffent- 
licher P^inrichtuiigen  und  Anstalten  zu  etwas  Aehnlichcm,  wie 
langer  schon  auf  demjenigen  des  Hechts-  und  Machtszweeks:  zur 
Ersetzung  der  ,yPreise''  des  privatwirthschaftlichen  Erwerbslebens 
durch  „Gebühren".  Ich  halte  daher  an  dem  weiteren  Gebtihren- 
begrilf  und  Gebtthrenumfang  fest  und  betrachte  die  Abgaben  bei 
Staats-^  Communal-  und  derartigen  Thfttigkeiten  zur  Verwirklichung 
des  „Cnltur-  nnd  Wohlfahrtszwecks''  mit  als  „Gebühren''. 

LißerliaJb  des  gauzeii  (i»!biets  der  letzteren  sind  natürlich  Oruppen  aud  üntor 
arten  zu  ontcn>chcidcii  und  i.  B.  die  Oebiilircn  bei  öllcnthchen  AtiäUltun  und  Unter- 
Mhaumgcn  eines  öffentlichen  Interessts ,  wie  bei  den  Verkehrsauittalteii  und  dun 
geftaoDten  Commnoalanstaltcn.  bilden  eine  l)r-^ondeiv  (inippe.  Aber  gerade  die  Mndifi- 
cadMiea  der  Folferungeu  aus  rein  ökoDuuii^cheu  and  rciu  haauüellea  üöaicUt&puuctun 
bei  solchen  Eiiiriclitttngen  doreh  Enrät^ungen  «nderer  Art«  eben  des  Offenttichen 
htaresses,  bedingen  grunds&tzliche  Abweichungen  in  der  Tarif-  Dnd  Taxpreisgcstahung 
r>a  den  Preisen  im  freien  Veiiehr.  Bei  der  Norm  im  nsr  tr  reifen,  weil  ein  "»llentliche«; 
LLUereäi»e  vorli^  und  den  eigcntJiclieu  (irund  der  t'cl*urnalimu  der  TLüligituit  aul  den 
ütjentHcben  Körper  Uldet.  Uinlicbe  Erwtgaugeii  wie  bei  alien  anderoo  (lebtthren  Plate, 
l-^ar  G'  büliren  im  Un  t  e  rri ch t-. w c ^ r  n  .  Schulgelder  u.  di;l  m  waiib-  ilmi  in 
anderen  ICiuDabmezweigen  auch  gar  .licine  Unterkunft  linden,  wenn  mau  äic  aus  den 
^GebOhreo'*  ausscheidet,  vie  ««>  jener  engeren  Begriffsbestimmung  gemäss  geschehen 
atMle  and  auch  geschieht.  (Besehet  i>t  hier  incenBcqoent.)  Bei  den  Abgaben  roii 
V^rtehr>nnstalten  lioirt  die  Sache  andei^,  da  man  dieie  bei  dem  Aossckloss  iroii 
•kr  „Uebuiir'  zu  den  „EnrerbteiukOiiften"  steüeu  kann. 
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UegQU  den  weituruu  üebuUraiibegntt  uud  lJiui4Ui(s  u.  A.  beooDden»  Schall. 
S.  t,  Vocke  S.  572  ff.  (mit  Mch  im  Einzeliioii  schfefeu  Antfdliroogcn) ,  Roscher, 

Pill.  Ii.  22  (mit  der  unhaltbaren  Behauptung',  wer  die  Bezahlung  der  Postdietiätc  vi 
den  Gebühren  rechne,  tlürf;  keinen  Gowinn.  nicht  rinmal  volle  Ko^tendeclunj^  ver- 
langen, eine  Folgerung,  die  er.  Koscher,  vcrwcri'ci  allein  C6  ist  diese  i  olgorung  aucii 
nicht  geboten,  nur  eben,  wie  oben  S.  SS  bemerlt  windo«  in  bokliein  Falle  eine  aadere 
Motivirunu^,  als  aus  dem  GebUhrcn-Standpuncte  anzuwenden).  Im  dan/on  auch 
Schaf i'lc,  btcuerpolitük,  S.  51  fll»  4dö  ü.,  4%  ff.,  der  aber  den  (JebahrcnbesnÜ  nach 
ihdereu  Seiten,  besonders  auf  Verkehrssteaeni,  Erbschaft  ansdehni  Anderseits  wesent- 
lich wie  im  Text  Stein,  5.  A.  II,  2,  2 IS  ff.,  275  ff,  nur  mit  wilMrlicher  Sondcr- 
^tellung  seiner  RegiUion  (Post.  T-!e*rai»h.  Münze,  Papiergeld,  Communicationämittel 
und  iVjiätaltuii,  Lotterie  doch  jct/t  mit  dem  Zugcätilndniss.  da&>  hier  mehrfach  eine 
besondere  Art  Gebobreo,  „Ref^aliengebOhf**  ronief^  (S.  234,  S19).  Umpfonbnch. 
2.  A.  >?.  riO  ff.  Auch  Knies  in  den  Finanzpolitischen  KrOrfcrnnpcn,  llbcrhaniit  wohl 
dio  meisten  Neueren.  Zum  Theil  hängt  in  Theorie  und  Praxis  die  Heschränl^ung  des 
UebQhrenbe^^riffs  mit  der  Verbindung  vieler  Ambgebuhren  mit  dem  Stempcluresen 
zusamutert.  —  Kau,  1,  §,280  11.  reiht  bereits  gewisse  Abgaben  der  Volkswirthächafts- 
l'llege,  Straaseiigeld  u.  a.,  auch  Schulgelder  richtig  zu  den  (iebühren,  andere  schliesst 
er  nur  iu  Folge  äeiner  Festhaltung  der  iCategoriu  von  „Einkommen  aus  Uohoitsrechtda" 
{Itegtlien>  hier  ms.  —  Neamnnu,  doch  nach  attem  in  der  Sache  fllr  den  veiteren 
(jebuhrenbegriff,  wenn  auch  dann  wif<l  r  als  ..öffentliche  Fuf  ruelinnuiiiseinkuüfte**, 
Post-,  Strassen-,  Gasan'^taltseinnalinuii  n.  s.  w.  von  <len  „eigentlichen  üebuhren'"  („Amts- 
gebUhren**),  wo2u  aUr  i.  Ii.  auch  Sthul;^ckl,  tieniicnd;  vgl.  „Steuer"  S.  2S4  ff.,  515, 
553,  auch  Cnp.  0.  —  In  eigenartiger  Behandlung,  ohne  abscliliesscnde  Fonnulimng, 
aber  doch  im  Sinu''  des  weiteren  Gebührenbesrriffs  (i.  Colin.  Ru.  §,  107  ff. 

In  der  CoQücqueuz  der  hier  vertretenen  Aullassung  liegt  eä,  auch  die  tarü- 
mtoigen  Ctnoabmen  der  Stnatseisen bahnen  principieU  als  „GebQhrcn**  aofini' 
fassen,  lieber  die  zum  Theil  practischon,  specifiscben  concreteu  Finanzrerhältnissen 
bei  diesen  Bahnen  entspringenden  Grtlnde,  derentwegen  ich  in  diesem  Werke  frb?ich- 
wohl  die  Staatsbahnen  unter  dem  „Privaterwerb"  mit  eingereiht  habe  und  mir 
die  practiache  Anwendung  des  „GebQhrenprincips"  anf  die  Bahnen  rerfruhl  enollflilit, 
ia(  im  1.  Baado  das  Nibero  ausgeführt  worden,  §.  268  (3.  A.  S.  569). 

Endlich  hinsiobtUch  d«  dritten  Pnncts,  vertritt  namentUcb 
Neamann,  wie  immer  in  sebarfrinniger  BegrOndong^  dteÄnaicbt, 
dass  ),Beitrttge''  nicbt  ab  eine  Art  der  Gebilbren,  sondern  ab 
eine  dritte  selbständige  Hauptart  von  Einnahmen  neben  Ge- 

bübreii  und  (eigcutlicheiij  btcueru  auzuscheii  jseien.  Indessen 
möchte  doch  mit  mindestens  ebenso  viel  Grund,  der  „Beitrag"  nur 
als  eine  besondere  Art  der  „Gebühr"  betrachtet  werden  dürfen. 

Neiunann  macht  für  f^eiiie  Aiinieht  die  Verschiedenheit  in  f  i  ii an /.  t e c Ii  n i s c h er 
lic^iehuug  /.wi:>ciien  „Ciebuhr"  und  „Beitrag",  waa  Einrichtung,  Erhebung.  Achnlich- 
keit  jener  mit  indlrecleo,  dieser  mit  directen  Steoam  anlangt,  geltend,  aber  atftttt 
seine  Scheidung  ausserdem  auch  anf  andere  Erwägungen  mehr  piincipieller  Art.  dass 
oemlich  bei  beiden  verschiedene  Preis-  und  EntgoltÜchkeilapiincipiw  zur  An- 
wendung kämen,  bei  den  Beiträgen,  die  for  einen  geschliMseiieD,  bei  den  QebOhren. 
die  nicht  fiü  einen  geschlossenen  Kreis  anzuwendenden  («^Steuer"  Kap.  7,  besonder> 
S.  ^*.'t'.)  iL,  auch  274         In  seine  Definition  zieht  Neomann  allerdings  dann  docli 
nur  fob  von  seinem  Stauduuct  aas  ganz  folgerichtig V)  das fnauztecbniächc  Diffcrcnz- 
moment  zwischen  OebQhren  nnd  Beltrftgen  hinaia:  eiMete  sind  ihm  ....  „nach  , 
Maassgabe  von  Vo  r^'Ti ii  ^  e  n",  letztere  ....  „nach  Maas^abo  zust.indlich   r  ^*  :  \ 
hallnisse"  angeordnete  ZaiiliiiiL-en ,  nnd  /.war  in  beiden  Fällen,  soweit  sie  „Ent-  . 
gelte  fUr  »pecielle  Gegculeisiungcn"  ....  sind  (Steuer  S.  392). 

NOthigt  diese  Verschiedenheit,  —  sie  einmal  als  richtig  dargelegt  und  begründet 
zugegeben,  was  ich  im  Ganzen  einrrinmen  m«5chte,  —  da/n.  die  Gebühren  nnd  Bei- 
träge ah  zwei  coordiuirte  Uauptarten  aufzufassen,  neben  der  „Steuer*'  und  uif 
einen  allgemeinen  Gebubrenbogrijr  sn  roRichten,  wdcher  sich  nur  auf  dio  hddoa, 
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deu  dbrigeu  GebUlircu  ond  den  „ßeiträgcii*'  ;;umeitisamou  Mcrkmalu  buäcliriijjki? 
Ich  glaabe  nicht,  clx  risowLiiiij  als  die  von  Ncumaiiii  zwischen  „dircctoii"  und  .40- 
directcn"  Steuern  gau^  ahulich  wie  zwischen  „Bciträgeu"  und  „GubUhrcu"  vor- 
pmmmUM  begnfimlflnge  Soheldoog  (z.  B.  ,.Steaei**  8.  446,  (58)  ihn  hindert,  doch 
auch  einen  allQ:cmeincn  BegTiir„Sle«rr"  iuif/ustelleu.  Das  Moment  der  „spccicUen 
Eotgeltlicbkeit",  des  besondoreu  kosteiicrsatzes  „spccicll  verursachter  Kosteu'' 
ist  den  Qbrigcu  Gebühren  und  den  Beitr&gen  gemeinsam,  unterscheidet  beide  TOn 
deu  eigentlichen  Stenern,  bezeichnet  ihren  ökonomischou  uud  finanzwirth- 
schaftlirlirn  Cbaracter  vor  Alkrii.  Diu  technisrht^i  uixl  MMisfigen  üiiterachiodc 
zwischen  beiden  treteu  daneben  doch  iu  der  Bedeutung  zum«  k.  Dies  uieiu  Grund 
tut  die  FesdultaDir  des  GobtthrenbegrUTe .  ond  fftr  die  Cinreiheng  der  Beitfi^e  unter 
die  GcbQbren,  viellcii  lif  tia  Urund,  der  Xcumann  uud  Andere  iii<  Iii  »iberzeugt,  aber 
ihm  doch  W(>ni2:>teiis  b-rwoisun  wird,  dass  auch  ich  Iivt  nicht  willkmlirb  oder  ge- 
(iaiikculus  güh4aidelt  habe.  —  Schall,  Gcbtthn-a,  Handbuch  III,  111,  Note,  weist 
ebenfalls  die  Auffassong  der  HcitrSfe  ab  Uebtthren  nb.  Kincr  seiner  (irundc,  dass 
n'whi  ..<ioi::rtiIi  isfiinf^cn  filr  Auitsvorrichtungeii  zur  Ivcalisiruir^'  d-'s  Ifo  bts-  uud 
Machtzwecks"  siud,  beweist  mir,  hei  ioeiuor  abweichcndeii  Ansicht  iu  ietztereui  Puucte. 
mmtkli  nichts,  sondern  eradieint  mir  als  pctitio  principiL  Eber  lumn  ich  Schalt 
darin  beistimmen,  dass  meine  Eiustellung  der  Lehre  von  deu  Gebuhren  in  den  Ab- 
j^cbnitt  von  den  Erb obungsformen  d  r  ficliührcn  ..vom  Standpnnct  der  Systematik" 
zu  botuäugeifl  söi  (i'iu.  II,  1.  Aufl.  §.  Alöu  üideMcn  ist  das  doch  mehr  uur  ein  for- 
aellea  Bedenken,  indem  ich  die  „BeitrSge**  melur  bloss  anhangsweise  an  Schluss 
der  fiebührenlebre  bcliandelte.  Da  es  sich  bei  (k-u  ..I'oifräi^en'*  übrigens  in  'ler  Tliat 
um  Erhebung  von  Gebuhren  in  anderer  Korui  (gewissermaasscn  kapitalisirt  uud 
baaschalirt)  bandelt,  ist  die  Stellung  in  jenem  Abschnitt  doch  auch  wieder  haltbar.. 

§«  18.  Die  priucipiellc  Berechtigung  von  Gebühren 
li^gt  im  Wesen  ond  in  den  Wirkungen  vieler  öffentlicher 
ThStigkelten  auf  die  Einzelnen^  insbesondere  anf  ihre  Wirthschafl. 
Das  tbatsäcbliche  Vorkommen  von  Gebühren,  die  gc> 
schicbtlicbe  Entwicklung  derselben  und  die  Einrichtung 
des  GebUbrenwesens  hängen  eng  znsamraen,  einmal ,  gewisser- 
maasscn nach  der  tcchn  ise  Ii  uii  Seite,  mit  den  Ein  riebt uugen 
der  öffentlichen  Verwaltung,  sodann  aber  auch,  man  könnte 
sagen  nach  der  pri n cipielien  Seite,  in  BetretT  des  ob,  Wann, 
Wie  viel  „Gebtlhren",  mit  den  jeweilig  herrschenden  Au- 
sehanungen  über  Kecbt,  Staat,  Gesellschaft  und  Volks- 
wirthscbaft,  mit  den  Zuständen  in  denselben  und  mit  den 
Ansichten  ttber  die  richtige  Entgeltlichkeit  öffentlicher  Tbätig- 
keiten.  Sie  wechseln  daher  mit  diesen  Anschauungen,  Zuständen 
und  Ansichten.  Insofern  sind  die  Grundsätze  und  Regeln,  welche 
m  der  Lehre  von  den  Gebllbren  aufzustellen  sind,  auch  nicht 
absolute,  sondern  zeitlich  und  örtlich,  historisch  re- 
lative. 

Wie  bereits  im  ersten  Baude  (ji.  20^)  bemerkt  wurde,  ist  weixen 
dieses  Zusammenhangs  und  dieser  Abhängigkeit  des  Gebiihren- 
wesens  von  den  genannten  Factoren  die  liChre  von  deu  Ge- 
bühren, daher  auch  die  Geschichte  derso!l)cii  nur  in  neben- 
sächlicher Hinsicht  ein  Gegeostand  der  i^'iuuD^wissenscbaft. 
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GebU hrenlebrc  und  Gebührengeschichte  knüpfen  vielmehr 
anfs  Engste  an  die  Lehre  und  Gesctiichte  derjenigen  tfffentliehen 
Eüiriehtnngen,  Anstalten  nnd  Tbätigketten  des  Staats ,  der  Ge- 
meinde n.  8.  w.  an,  welche  zur  Erhebung  von  Gebühren  die  Mdg- 
Hcbkeit,  den  Anlass  und  die  jeweilig  angenommene  principielle  Be- 
reehtigung  und  Nothwendigiceit  gewähren. 

Inshesendere  ist  daher  die  gentoere  Geeehichte  des  GebttlireoweMiu  ein 

Thcil  der  Geschichte  dos  Gerichtswesens,  des  Coamtenthums  und  der  gesammten 
Staats-  and  CommunalveriiraUang.  a,  A.  namentlich  im  Gebiete  der  Polizei,  des  önter- 
lichtswcsens,  des  Vcrkchreweseiis  und  der  Volks wirthschaft  Uberhau^a.  Der  Zu!»aaiuieii> 
hang  zwischen  dem  Gebuhrenwescn  Qnd  der  Eiurichtunir  der  Verwaltoof  ist  dabei  80 
eng,  da>is  sich  die  Geschichte  des  ersteren  zu  einer  Geachichte  des  letzter  r«T^«-oitem 
UQSS,  damit  aber  aus  dem  RaLmeu  eines  rinan/werks  hiDauAfallt  muss  daher 
hier  an  eiaer  DanteUuiig  in  wenigen  GmndzQgen  gentigen. 

Aneh  die  eigentliehen  Principienfragen  des  Geb1lhren> 

Wesens,  ob  Uberhaupt,  wann,  wie,  welcherArt  und  welcher 
Hobe  Gebühren  erhobeu  weiden  sollen,  sind  nur  zu  einem  kleinen 
Theil  in  der  Finanzwissensehaft  zu  behandeln.  Sie  gehören  viel- 
mehr in  die  Politik  nnd  in  die  Ver waltuugslehre.  Deiui 
nach  den  Grundsiitzcn,  welche  in  der  Justiz  und  Verwaltung  herr- 
schen und  herrschen  sollen,  ist  zu  entscheiden,  ob,  wann  und 
welche  Gebühren  erhoben  werden  sollen.  Nach  der  Aufgabe  nnd 
der  Systematik  dieses  Werks  mnss  sich  daher  die  ErOrterang  an 
dieser  Stelle  auf  die  gana  allgemeine  Frage  nach  der  prineipleilen 
Berechtigung  von  GebUhren  besohrttnken. 

Die  Lehre  von  den  auch  huanziell  besonders  wichtigen  Uechtstj^ch Uhren, 
welche  freilich  geschichtlich  und  tha'i^.ichUch  in  der  Praxis  und  his  auf  die  neueste 
Zeit  auch  in  der  Theorie  mit  gewissen  Ycrkehrsüteucrn  rermcngt  sind,  gehört 
in  die  Jnstisverwaltnagslehre;  die  Lohra  von  den  VervaltvngsgebahMn, 
welche,  oft  in  der  Form  von  Stempeln,  bei  gewissen  Thätigkeiten  Offonilichcr  Be- 
hörden für  Einzflnf  Rrhob*»»  w^Td^ii,  in  die  Allsremfinc  Vcrwaltung-slL'lir--, 
die  Lehre  von  dtn  C'uliur-  und  Wohifahitsgcbuhreii  in  die  Inuere  und  iu 
die  W  i rthschaftlichc  Yerwaltangslehrc.  In  letzterer  sind  namentlich  die 
Gebühren  des  Verkehrswesens  in  principieller  Besiehang  nfther  n 
behandeln. 

II.  —  §.  19.  Die  priii(  i|)ielle  Berechtigung  der  Ge- 
bt! Ii  ren.  Alle  Tbntigkeitcu  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungs- 
körper sind  nur  gerechtfertigt,  wenn  und  soweit  sie  ein  „Offent- 
liches'^  Interesse  bilden.  Wenn  auch  im  historischen  Staat  gegen 
'I lesen  Grundsatz  vielfach  Verstössen  worden  ist,  so  geht  doch  die 
Tendenz  bei  unseren  modernen  CulturTdlkem  darauf  hinaus,  die 
,,öffentliohen  Thätigkeiten"  auf  die  FiUle  eines  ,,öflGentliehen  Inter- 
esses" zu  beschränken,  freilich  auch  sie  anderseits  immer  mehr  auf 
solche  auszudehnen,  d.  h.  immer  mehr  das  Mitspielen  eines 
öffentlichen  Interesses  auch  bei  bisherigen  Thätigkeiten  der  Privat- 
wiilhschaften    auzucrkeuucu.     Gerade    deshalb    werden  äuiche 
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TbätigkeiteD  mit  ant  den  Öffentlichen  Körper,  bisweilen  unter  Aus- 
schluss der  Privatwirthschaften,  überoommeD. 

Viele  solche  Thfttigkeiten  berühren  aber  zugleichKinsel-, 
bez.  Privatinteressen,  kommen  Einzelnen  in  besonderem 
Maasse  zn  Gate  oder  werden  von  diesen  speoiell  remrsacht. 
Insofern  and  in  diesem  Umfang  sind  Gebtlhren  als  Ent- 
gelte principiell  gerechtfertigt  nnd  nach  den  Forderungen  der 
vertheilenden  Gerechtig:keit  zu  verlangen  Demgemäss  waltet 
dabei  hier  der  privat  wiiilischaftliclic  Gniijd»atz,  duss  der  „Leistung" 
eine  speeielle  ,,Gegen le istiin jr"  entsprechen  soll,  statt  des  ge- 
meinwirtbschal'tliclicu  Ent^eltliebkeitsprincipB  oh  (Gnindle-^ung 
S  116),  mir  dass  Uber  die  Art  und  Hohe  der  speciellen  Gegen- 
leistung einseitig  die  (in'cntliche  Gewalt  entscheidet. 

Die  richtige  Gestaltung  und  Entwicklung  der  ^Ge- 
bühren muss  mithin  von  dem  Grundsatz  beherrscht  werden:  je  mehr 
die  betreffenden  „Öffentlichen"  Thätigkeiten  sich  in  ihren  Wirk- 
ungen als  differentiale  Vortheile  von  ökonomischem  Werth 
nachweisbar  zn  Gunsten  Einzelner  niederschlagen  oder  je  mehr  die 
Koeten  dieser  Thätigkeiten  durch  eine  fttr  den  Einzelnen  bestimmte 
Maassregel  nachweisbar  gesteigert  werden,  desto  allgemeiner,  desto 
mehr  und  desto  höhere  (le[)lihreii  mtisscu  sich  an  diese  Thätig- 
keiten aiikijüpfen  uud  von  diesen  Einzelnen  entrichtet  werden; 
nnd  iniigekehrt,  je  mehr  das  Moment  des  ^^fTentlichen  Interesses 
v  'raü.steht  und  die  Ditkrentiniug  der  Vortheile  (luul  eventuell:  der 
kosten provocationen)  verschwindet,  desto  seltener ,  desto  weniger 
und  desto  niedrigere  Gebühren. 

Im  ersten  Falle  daher  t* ebergang  des  Gebührenpriiicips  in  tlas  privat- 
»  irrhs.  Iiaftlirhe  oder  Gew.  rl»si>rincip,  soweit  davim  liier  gesprochen  werden  darf, 
nchügcr  daher,  nach  der  früherem  B^ioerkung  über  die  Natur  der  „UebiirächUssd"  bei 
GebabvsneiiuricbtDDgen  iS.  3S)  erentoell  in  das  reine  Rcgalitftts-  oder  Be« 
steoerungsprincip:  im  zweiten  Fall  Uebergan^^  in  das  Princip  der  reioen 
Ausgabe  oder  wenigstens  Annäherung  an  dasselbe  i,Fin.  1,  ^.  201  \  Anderseits 
kber  aacb  umgekehrt  ücbcrgang  des  Gcwerbüprincips  und  des  Suaerpriucips  in 
•las  Gebdbrenprindp,  veon  und  »oweit  ab  eine  TblUgkeit  im  ofiotiUicben  Interesse 
Jen  Priv  atwirtbscbaften  eotzogen  und  an  den  Staat,  die  tiemoind«  n.  s.  w.  ttber- 
iragen  wird. 

Im  fortschreitenden  Volke,  dessen  Volkswirthschaft  ro>>yImässi^  itnuur  i^euein» 
virthächnftlicber  oder  ««eonkniQ  n istischcr"  wird  (.Urundlegung  §.  171  fl*.), 
muss  sich  daher  das  (iebtthrenwesen  in  Staat  und  in  Gemeiii<it  ausdehnen, 
did  (ie  bU  brentaxe  und  der  Gebahren  tarif  tritt  ao  diu  Stelle  des  Con- 
cnrreBxprelaes,  indem  aneb  in  der  materieU-wirthsobaftlicben  Spbftre  gemeinwirth- 
^:hafdiche  *!it  Stelle  der  privatwirdischaftlichen  Thätigkeit  einnimmt,  z.  B.  im 
Verk'hr^-,  Verbicheruogs -.  Iknkweseu,  in  Aübtaiteii  für  localo  Gemciu)»edUrfaissti 
mateii'-ll.  r  Art.    (Vgl.  u.  i?.  .Vi  H".) 

Zuirli-ich  ub<-r  winl  mit  di  iii  itiiin<-r  .stärker  geucinwirthschafUiGben  Gbafacter 
kr  Volkswirthschaft  die  Vertli  I  i  m  ir  <iri  Vortliril.-  .K  r  Stiit:?-  und  Cummunal- 
tbätigkeiten  immer  gleicbmiiaaij^er  für  Alle  uud  bei  den  Einzelnen  unmeäubarer. 
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vcshalb  das  (lebiilireDvescn  tbeiis  incbr  auf  bestimmte  Kategorieen  tod 
Thltlgtkeiten  bescbrAnkt  und  in  eeinen  Sfttzen  erm&ABigC  wiid,  theUs  gaax 
fortfällt.  Das  Gebuhronprincip  musa  also  dem  Prim  ip  tlcr  reinen  Ausg^a1>e  wichen 
und  die  Finanzwirthscliaft  insofern  eben  deshalh  immfr  mclir  reine  Steuerwirth- 
ücUaft  werden:  eine  finanzwirtbschaftlicho  Entwicklung,  welche  dio  begleitende 
Folge  der  mehr  ^emcinwirfhschAftliohcn  mit  der  rein  privttwirthschafclichen 
Organisation  der  Volkswirthsclinff  i^t  nnJ  si^  li  diircli  (]^<.  Zurücktreten  des  Gnad* 
Satzes  von  ..spcciellcr  Leistung  iinti  (ieueniciituiig '  itu  S{»MJcrresen  otienbart. 

Mit  dieseo  principiellcn  Postulaten  für  die  richtige  Entwickloog 
des  GebUbrenwescns  stimmt  die  tbatsächliche  Eotwieklun^sgcschicbte 
des  letzteren  aoch  ttberein :  d.  h.  bei  aller  VerBcbiedenbeit  der  ein- 
wirkenden  Umstände  —  nicbt  am  Wenigsten  auch  der  jeweiligeo 
Finanzinge  — ,  welebe  in  einer  conereten  Zeit  und  bei  einem  be- 
stimmten Volke  mit  entscbeiden,  dringt  scbliesslich  docb  bei  den 
Culturvölkern  eine  Gestaltung  der  Finanzwirthscbaft  und  speciell 
des  GcbülirenwcsenK  durch,  welche  mit  obigen  Postulaten  in  Vau 
klang  steht.  Es  ist  dies  eine  Folge  der  modernen  Staatsidee 
und  Auffassung  der  Staatsautgabe,  sowie  nenerdiogs  der 
organischen  Staats-  und  Wirthschaftslehre  im  Unter- 
schied von  mittelalterlichen  und  antiken  Anschaaungen 
und  Ton  Lebren  der  re|in  individualistischen  Rechts-  und 
Staatspbilosopbie  und  der  Smith'scben  Nationalökonomie. 

Vgl.  wieder  namentlicb  Neu  mann  in  den  Aufsätzen  über  die  Steuer  nach  d«r 
Stcuerfalii^L  it  in  Conrads  Jahrbüchern  H  .'!.")  und  '{(> .  in  dem  Aufsatz  die  Steuer 
nud  das  öllentlicbe  Interesse  in  Hirth 's  Annale»  lSb6  und  in  der  Schrift  „die  Steuer", 
passim  rielfach.  —  §.  19  ittt  aos  der  1.  Auflage  fast  unrer&ndert  herübergeDommea 
(damaU  §.  27"^)  und  zeigt,  dass  ich  die  Auffassung  des  Moments  <ies  „Öffentliches 
Interesses"  tinfl  die  l'.il^.'ninpcn  darans  schon  damals  vertrat.  —  S.  ferner  in  Colin's 
Fin.  das  Kap.  des  1.  Buchs  „die  Arten  des  ütleotUchea  Entgelts",  S.  104 — 135,  mit 
vortrofFlichen  ttUgemoineren,  weiter  —  «her  durchaas  nicht  xa  weit  —  ausgreifeaden 
Erörterungen  über  die  im  Text  behandelten  Puncto.  Es  fehlt  nur  eine  Zusammen- 
fassung und  Formnlirunsr  der  finanzwirthschaftlichcn  Ergebnisse  und  Postalate  diese« 
au  richtigen,  feinen  und  bedcutsamuQ  Gedanken  besonders  reichen  Abschnitts  de» 
Coh&*S€hen  Verlts. 

2.  Abschnitt 
EatwIeUanff  des  Ge^ttreBwewiM* 

L  —  §.  20.  Das  tbatsäcbliche  Vorkommen  und  die 
Entwicklungsgescbichte  des  Gebttbrenwesens  im  All- 
gemeinen. 

In  der  antiicen  und  der  mittelalterlieben  Anscbaunng 

fehlt  jene  enge  organische  Verbindung  zwischen  dem  Staat  nnd  den 

Individuen,  iu  welcher  der  Staat  als  nothwendige  Existenz-  und 
Gedeihensbedingung  der  in  ihm  vereinigten  bürgerlichen  Gesell- 
schaft und  jedes  EinKclnen,  als  Glied  dieses  Ganzen ,  crschciut, 
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daher  anob  für  diese  GeMlIsehaft  und  die  Einzelnen  Etwas  leisten 
solt  nnd  wirklich  leistet. 

In  der  alten  Welt  wird  der  Staat  zum  iSclI^suwcck  cmporjreschraulit ,  das  Ge- 
deilken  d«r  lodividnen  i«C  for  ihn  imtergcofdnet  und  vird  die  Privatsache  eben  der 

Individuen.  Im  Mittelalh^r  ^dit  umgelehrt  der  Staatsbesrrifr  ^ollist  v<^rlnrt^n ,  Alles 
lirtt  sich  in  Einzelhezitdiuni^on  und  besiimint  nnier  sich  ond  mit  der  Sphäre  des  Staals- 
obcrhaupu  abjfegrenzt'>  T?c  .lit->phären  von  Stünden,  Corporationon  und  Gliedern  letzterer 
sof.  Wo  ntxTliauj  t  ..Staat",  da  ist  ZWBX  ftuch,  wenn  aach  noch  so  nnaasgebildct. 
in  Reclits-  und  Mnrhtzweck  desselben  zu  constatiren.  Aber  im  antiken  tind  mittcl- 
alterlicbca  Staat  leitet  mau  daraus  noch  nicht  unmittelbar  einen  Anspruch  der  indi- 
Tidncn  auf  Scbnfat  irod  Slcberbeit,  wclcber  dann  eine  entsprechende  StutsthSUgiteU 
/n  Gonsten  dor  Individuen  im  einzelnen  Fall  ohne  Weiteres  mit  sich  V<rärlite,  ab. 
Selbst  oiii  Cultur-  und  \\'olilfAbrls/.weck  wird  in  rrowi<s^n  Thütigkciten  auch  des 
uacntwickeltstcn  Staats  erkennbar  sein.  Aber  noch  weniger  als  b^i  dem  Rechtszweck 
1^  Mer  im  YolksbewuMlsdB  ein  Aospru«  Ii  d. >s  Individuums  auf  Unterstützan^fr  und 
»^ine  be^n^Ürlie  Pfiirht  zu  einer  Ei  n  zc  1  tliiitiizkoif  dos  Staats  dem  riidividuum  {reqren- 
«ibcr  gefolgert,  wenngleich  in  Griechenland  und  Rom  einzelne  „Mllentlicbe  Thätig- 
kciten",  wie  Schauspiele  nnd  AohnJiches,  vorkommen ,  die  zwar  ftkr  das  Volks-  nnd 
Staatsganie  bestimmt,  doch  den  Atomen  dieses  Ganzen,  den  Individuen  Gentlsse  bioton 
(Grundle^un!^  §.  11).  Wo  im  antiken  und  mittelalti^rli'hfn  Starvt  f^inc  öfTentliche 
Thätigkcit  ein  Individualinteres^  berührt,  <ia  iat  das  mehr  eine  zufällige  hegleitende 
Folge,  niclit  der  eigentliebe  Zweck  der  Th&tigkeit.  Wenn  diese  Tlifttifkelt  dann  aber 
>peciell  vom  Einzelnen  boanspnicht  tind  fwr  ihn  geleistet  oder.  wi(  b'i  Veii^chon. 
durch  sein  Verhalten  nothwendig  gemacht  wird,  dann  erscheint  auch  eine  üpeciellc 
Gegenleistung:  dos  ludividooms  selbstverstSndHch  und  wird  regelmässig  verlangt. 

Erst  das  moderne  Bewusstscin  hat  sich  nach  und  nach  zu 
der  principielien  Forderung  von  „öffentlichen"  Thätigkeiten  ver- 
schiedenster Art  aneh  im  Oesellsehafts-  nnd  damit  mit  im 
Individnalinteresse  erhoben;  ThMtigkeiten,  welche  dann  ohne 
speeielle  Vergütung  des  Einzelnen  ron  Diesem  frei  genossen  nnd 
ans  den  allgemeinen  Einnahmen  bestritten  werden. 

Diese  Versohiedcnheit  der  An^clianiTnfrcn  spieg:('It  sich  in  den 
Zn  ständen  des  antiken  nnd  mittelalterlichen  Stnats  einer-  und 
des  modernen  Staats  andrerseits  ab:  jenen  Staaten  fehlt  factisch 
ein  grosser  Theil  der  modernen  Staatstbätigiieit 

Entweder  «^ünzlich,  indem  die  bezüglichen  Bediirfnisse  —  namentlich  ..Gemein' 
bedürfoisse"  (Grundlegunii  i?.  n^Mf.)  -  -  na<ii  dem  Sfandr  der  Cnitiir  und  der  Technik 
uoch  gar  nicht  rorbauden  waren;  oder  die  BedUrliiisse  werden  noch  ganz  durch 
oriratife,  GenossenschaftS",  Corponttooi-  (Kirchen-)  Tl)ätic:koit  wie  anderseits  durch 
den  priv^aten  Herrschaftsverband  (Sdaferei-,  Leibeigenen-,  Frohnwirthschaft,  Grund- 
herrschaft) befriedigt.  Nur  hat  der  engste  räumlif"li''  (i*  rnfin^.  hatVkr -  i-  Freier,  die 
(>rts^emcinde,  mitunter  statt  des  heutigen  Staats  intervenirt,  oder,  v,\:iiu  sie  an  W  esont- 
lieta  Biit  den  „Staate**  xasammenSel,  wie  im  Altertbnm  and  Mittelatter  so  viel&eh 
iii  der  St.Tdt,  so  Mldeto  si'  h  Im  i  ilir  die  bczügli^  Ii  '  niH utliche  Thiltigkeit  zuerst  als 
i'oumuna  Isacho  aus,  wodurrh  dann  die  Ann&hcrung  an  moderne  Gestaltungen,  z.B. 
im  Gebiete  des  Schutz-,  Wegf^  -.  Markt-,  Schul-,  Sanitiitswesens.  erfolgte.  Vgl.  in 
Band  III  die  Ausführung  Uber  die  niitt<  lalterliclien  Städte  §.  24 — 26.  üeber  das 
ille  Athen:  Böckh,  Staatshaushalt,  Buch  3,  §  9—12  und  Uberh 
Ueber  die  antike  Staatsidee  und  die  Auffassung  der  Gerecliti;?keit  bei  den  griechischen 
PUIo^oplien,  mit  Rttcksicht  auf  finanzielle  nnd  Besteneningsfragen,  mnoche  Annihmen 
beriri '  iid,  IVenmann  in  dem  genannten  AnfiMlz  in  Gonrad'a  Jnfarbllcliem«  B.  S5. 
s.  52t>  ü. 
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In  rill  aiizieller  HhiRiclit  erklärt  diese  Veracbiedeiiiieit  der 
antiken  und  mittelalterliclieu  von  den  modernen  Ansehauimgeii  and 
Zuständen  zweierlei: 

Einmal  den  viel  geringeren  Umfang  der  frftheron 

Finanzwirthschaft,  sowohl  des  Staats  als  aller  anderen  ähnlichen 
Körper,  besonders  der  Gemein  d  c.  Da  gleichzeitig  die  privat- 
vv  irth geh  Ji  j  t  liehen  Einnahmequellen  noch  relativ  bedentender 
waren,  so  konnte  vollends  alles  Steiierwesen  wenig  entwickelt 
und  die  eigentli  (  h  Steuer,  zumal  die  directe,  ftlr  Aus- 
nahmefälle, wie  Krieg,  vorbehalten  bleiben  (Fiu.  III,  §.  6,  8, 
14,  17,  19,  26,  29,  52,  65,  70  ff.>  Der  nataralwirthschaftlichc 
Character,  die  mancherlei  persönlichen  Dienstpflichten, 
aacb  für  ),()ffentliche^^  Zweeke,  wie  Wehr-,  Waeh-,  WegeweBeD|  er- 
klären diese  VerhältoiBse  und  ihre  Andauer  noch  in  anderer  Be- 
ziehung. 

8 0 d  a nn  ei giebt  sich  für  alles  f r fUi  e re  8 1  eu e  r  w e se  n  ,  — 
soweit  dasselbe  die  vollberechtigten  BUrger  und  freie  Fremde  be- 
traf|  also  nicht  einfach  auf  dem  Princip  der  Gewalt  Uber  und  der 
ohne  Oegenleistong  bleibenden  Ausbeutung  von  unterworfenen 
Landesbewohnem  n.  dgl.  m.,  ,,Provinoialen^S  „Bundesgenossen'' 
beruhte  —  im  Ganzen  ein  gebtthrenartiger  Character  und 
zwar  in  doppelter  Weise:  auch  die  eigentlichen  Steaern 
vermischen  sich  mit  gebflhrenartigen  Elementen^  oder  m.  a.  W. 
die  Auflegung  der  Steuer  wird  mit  nach  dem  Gesichtspuncte  des 
GebUhrenprincips  motivirt,  ein  Characterzug,  der  noch  heute  in 
dem  sogen.  Zweck  Steuersystem,  besonders  von  Gemeinden 
und  Commnualvorbänden,  sich  einiirermanssen  erhalten  hat:  ferner 
ein  eigentliches  n  cb  (Ihren  w  es  eu  hWdvt  sich  aus,  eiit  artet 
aber  vielfach  zu  eigentlichen  und  dann  oft  recht  unpassen- 
den Steuern,  theils  in  Form  übermässig  hoher,  zahlreicher  und 
drückender  Abgaben  bei  der  Ausübung  von  Hoheitsrechten 
zu  Gunsten  Einzelner,  besonders  der  Gerichts-,  PoUzeihoheit, 
wobei  dann  auch  Geldstrafen,  Confiscationen  nicht  fehlen, 
theils  in  Form  eigentlicher  Finanzregalien  oder  der  Entartung 
von  Hoheitsrechten  und  anderer  von  der  Staatsgewalt  an  sich  ge- 
zogenen Rechten  zu  solchen  Kegalien  (Mdnze,  Be^wesen,  Post 
und  dergl.  mehr). 

§.  2i.  Die  Entwicklung  des  Geblihrenwesens  ist  nun 
auch  in  doppelter  Weise  vor  sich  gegangen: 
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Einmal  wird  frühzeitig  und  gern,  so  bereitB  im  früheren  Mittel- 
jüter,  sobald  überhaupt  gewisse  Faoctionen  zn  ^^Öffentlichen'' 
werden,  so  im  Gebiete  des  Scbutzes  und  Geleites,  des  Markt-, 
Wege-,  BrückcDweseus,  städtischer  gemeinnlltzigcr  Verkehrseinricb- 
mngen,  ein  Abgabewesen  von  Gcbltb  reiu- bar  acter  —  ein 
öolcbes  wenigstens  dem  Princip  nach  —  eiiigcrii  hrct.  Dor  Ertrag  liefert 
z.  I )  bei  Wegen,  Brücken,  Märkten,  bei  der  Gewiibruug  von  Geleit 
zum  Schutz,  die  Mittel  zur  Herstellung,  Ansftthrang  und  Erhaltang 
der  bezüglichen  Einriebtungen.  Privatbezug  dieser  Gebühren  mit 
dnrch  die  Organe  der  Gemeinsehafty  die  „Beamten"^  ist  dabei  öfters 
zu  finden.  Die  allmälig  sich  vermehrende  öffentliche  Thätigkeit 
des  Staats,  der  Gemeinde  n.  s.  w.  bringt  dann  in  der  neueren 
Zeit  ein  nenes  Gebtlhrenwesen  mit  sieh,  welches  wiedemm 
zum  Theil  durect  nnd  indireet  erst  die  Mittel  bieten  mnss, 
diese  vermehrten  Thätigkeiten  ökonomisch  und  finan- 
ziell zu  ermöglichen. 

Es  ist  voracuilich  die  Ucbcrgangs/eit  aus  dem  Mutclaltcr  zui  Nuuzeit,  liauu 
die  F'orioJe  des  „Pol i zeiätaats'',  wo  solches  neue  (jcbuhrcuwesuii  sich  Bahn  bricht« 
7Tim  Tlieil  auch  nocli  wie  in  der  früheron  P.'riüti.'  dif  Forin  von  P  ri  v;it  Im  zfigen 
der  Beamten  bewahrt  oder  erhält.  Auch  hier  aber  erfolg^t  dann  mauchi'ach  eine  m- 
richtige  Aotrendonf  lud  Aasdohnmig  des  GebQlironprincips,  wiedenm  eine  EntartaDg 
-von  ^iebuhrcii  zu  eigentlichen  Steuern  und  damit  eine  Vcrmeuguug  der  rerscbic- 
dencn  Zwecke  des  UebQhren-  and  des  cig-«Mitlichcn  Stcuerwcscns. 

In  der  neueren  nnd  neuesten  Zeit  and  vielfach  noch  in  unserer 
Gegenwart  wird  non  dies  Gebtlhrenwesen  reforniirt,  d.h.  rieh- 
tig  begründet  und  begrenzt  (Fin.  I,  §.  208). 

Nameallich  wird  ci>  von,  d'-r  Erhebun gsforin  nach  verwandten,  aber  dem 
Wesen  nach  v^rschietlenen  Abgaben  reinen  Stenercharacters.  wie  bcs^ondors  den 
•ogeoannten  Verkehrs steaern,  abgeschieden,  indem  der  im  17.  Jahrhundert  vou 
HoUaod  ans  rasch  sich  verbreiteDde  sofenannle  Stempel  richtig  als  eine  blosse 
Erhebe:  j  rom  TOn  Gebohien  und  Steneni,  nicht  als  eine  besondere  Art  beider 
erkannt  wird. 

Das  Oebflbrenwesen  wird  ferner  auf  mauclie  neue  Gebiete  aus- 
gedehnt, aber  anderseits  auch  in  seinen  Sät/eu  (Taxen)  er- 
m&ssigt  oder  selbst  jede  Gebühr  aufgehoben:  d.  h.  das 
Gebflhrenprineip  weicht  theil  weise  oder  ganz  dem  Princip  der  reinen 
Ausgabe.  Der  innere  Bechtfertignngsgrund  hierfür  liegt  in  der 
Eikenntaiss  (oder  wenigstens  in  der  modernen  Annahme),  dass 
das  Moment  des  öffentl leben  Interesses  bei  der  betreffenden 
Thätigkeit  dasjenige  des  Individualinteresses  Überwiegt  und  dass 
die  Differentirung  der  Vortheile  und  der  Kostenprovocatronen, 
welclie  die  Thätigkeit  lui  die  iCinzelucn  mit  sich  biiiii^l,  siih  zu 
sehr  verringert,  um  wegen  ihrer  noeh  Gebiihrcii  zu  erbeben  oder 
nach  ilir  zu  bemessen. 

W      ner ,  Fioancwi^f^inschaft.   II.   2.  Anfl.  4 
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Eine  Annahme,  in  welcher  mr\n  indessen  mitanter  wohl  zu  weit,  in  doctrinärer 
oder  selbst  in  classcnegoistischcr  Verallgürnuiuerung  der  vermeintlichen  „Ausgleichuiig" 
der  Yortheile  und  Kc^tenprorecatieiieii  unter  Cla^n  and  Indiridaen  gegangen  llt, 
•/..  B.  in  der  Frage  der  Postportos  und  ihrer  Erm^L^si^'^un^,  der  Telegraph^ntaxen, 
des  Wegegeldes.  Dartiber  trelTende  Bemerkungen  von  (i.  Gohu,  Fiu.  S.  60ä  and  in 
seinem  Anfisatz  in  Scbmoller's  Jabrbach  1$$6,  X,  ttbei  die  finawlelle  Bebandliiiig  der 
VeikebiwostalteD, 

Anderseits  entwickelte  sich  das  alte  gebtthren artige 
Stenerwesen  theils  sa  reinem  Steaerwesen,  theik  scheidet  sich 
ans  ihm  das  eigentliche  Qebtfhrenwesen  scliärfer  ab.  Dort 
'  fiUlt  also  der  mitspielende  Gesichtspnnct  des  Oebflbrenprineips  fort, 

iias  leiuc  »Steuerwesen  aber  bürgert  sich  als  regelmässige  Ein- 
nahmequelle ein,  je  mehr  sich  der  moderne  Staat  mit  seinen  nni- 
fassenden  und  kostspieli^ren  Einricbtun«ren  und  Thätigkeiten  und,  mit 
dieser  Gestaltung  in  \Veeliselwirkung,  die  nioderno  8taatsidee  ent- 
wickelt und  Aehnlichcs  bei  der  Gemeinde  eintritt.  Das  verbleibende 
besondere  Gcbtthrenwesen  der  iUteren  Zeit  verbindet  sich  mit  dem 
neuen  Gebiihrenwesen.  Es  wird  von  seinen  Missbildungen  ge- 
reinigt. £s  hört  anch  mehr  und  mehr  auf,  direct  eine  Einnahme 
des  Beamten  za  sein:  sein  Ertrag  fliesst  in  die  Staats resp. 
Gemeindecasse,  der  Beamte  wird  ansschliesslich  anf  festen  Oehalt 
gesetst  Schliesslich  bildet  das  GebQhrenwesen  sich  dann  ge- 
schichtlich in  ähnlicher  Weise  ans  nnd  nm,  wie  diese  Gebtthren 
bei  neuen  ütVentlichen  Thätigkeiteu. 

Dies  ist  in  irrossen  Zügen  der  allgemeine  Entwicklungs- 
gang aut  dieseui  Gebiete. 

IL  —  §.  22.  Znr  Geschichte  des  Gebtihrenwesens 
im  Einzelnen. 

Wagner,  Fin.  I,  §.  213  II'.  Uber  den  Character  des  &lteren  Finauzw^im,  vo 
'S.  r)12'i  s«  hon  auf  A\v  ..oi^cnthUmlirlic  (Jcsfahnnjr  und  ?erhSltnissmässig  grosse  Aus- 
dehnung des  Gebühren  Wesens  im  mittelalterlichen  Staate"  hingewiesen  and  der  ge> 
babreDartige  Gharacter  vieler  Uteren  Abgeben  berreifebobeii  worden  ist  Ueber 
dit;  fScliiiliren  in  der  Rechlsform  tlcs  „Kcfrr^ls"  und  die  geschichtliclic  Entwicklung 
der  Kegalien:  Wrvtrner,  Fin.  I,  201,  207,  210.  Auf  diese  Finan/.rcgalieu 
wird  im  Folgeiidcii  jotzt  nidit  uiclu  nfthcr  eingegangen.  Ueber  Gebühren  und  gc- 
buhrenartige  Abgaben  im  Altcrthuni  und  Mittelalter  Einzelnes  mit  in  der  Darstellung 
der  Steuergeschichte  im  Bande  III  p.isslin.  —  Stein,  Fin.  3.  A.  S.  2(59  IH .  "  \. 
II,  1,  255  U'.,  mit  einer  Constructiou  ron  „drei  Epochen''  (UerichtiigebUhren,  Slom|>cl- 
weaen,  einheitUche  Gebttbren-Gesetzgcbung^,  die  den  Dingen  wiMer  zu  rid  Gewalt 
anthut,  zu  schablonenhaft  ist,  nur  fUr  die  Amtsgebühren  ((ierichts-  und  Verwaltungs- 
gebühren) noch  einigerma&ssen  pasbt,  nicht  auf  die  Übrigen  Gebühren,  die  Stein 
übrigens  nicht  übersieht,  und  endlich  auch  durch  die  den  „Stein'schen  Regalien" 

Segebene  Sonderstellong  schief  wird.  —  Yocke,  Abgaben  u.  s.  w.  passim,  so 
.  161  IF.,  223  IT.,  505  tf.  —  Tlisforisclic  IJofizon  in  Not»Hi  bei  Koscher,  Fin.  §.  22  fl". 
Eine  zusammenfassende  Geschichte  des  Gebührenwesens  überhaupt  oder  auch 
nur  eiiMa  einzelnen  Landes  fehlt,  was  sich  an«  der  engen  Verbindung  dieses  Zweigs 
der  Einnubmen  mit  der  ganzen  Verwaltung  .  aij>  der  Neuheit  der  Wissi^uäcliafi  de^ 
Verwaltungsnv  lits  und  aus  der  grossen  Ausiii  hnun^  di  r  fjebnhrenerliebung  über  fast 
alle,  oft  so  verschiedenen  Gebiete  der  Verwaltung  zur  Genüge  erklärt.   Zu  beacht«j» 
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iil  nur,  daüs  die  ücschichU  ?od  Kegalic»,  wie  dem  Post-  uud  MUozregal, 
eiiieii  Thefl  der  Geschichte  des  uebtthre&wesens  bildet  Stein  hitte 
uiaDches  Willkürliche  in  seineu  Gonstmctioneii  rermieden,  wtm  er  Uet  Zuimiiieii- 

febdrendcs  nicht  getronnt  lifittc. 

1.  Alt-Griechenland,  besonders  Athea. 

&  Bftckh,  Staitshanshalt  der  Athener,  2.  A.  S.  407  ff.,  paasiiD,  besonders  461  ff. 
IBaiffi  viclitig'^r  •  runrto  daraus  sollen  hier  Platz  finden.    S.  auch  Fi».  III,  §.  6,  7. 

BöckJi  untencheidct  vier  Uauptarten  der  ordentlichen  athenischen  Staatseiu- 
ktlsfte,  antCT  denen  eine  iresentlich  aus  Gebühren  nnd  Aehnlichem  besteht:  die 
Strafgelder  nebst  Gcrichtsgeldern  (und  Einktlnftcn  von  eingezogenen  Gatem). 
Dieselbe  Art  Einnahmen  Icarn  aurli  in  den  andern  hellenischen  Staaten  vor.  Aach 
uAier  den  anderen  Einnahmen  huden  sich  aber  solche  gcbuhreuartigen  Charactexs; 
30<UsSehQtzgeld,  welches  nach  kurzer  Anwesenheit  jeder  Fremde  als  SchotZ' 
venrandter  oiJer  Ansässig^-r  in  Atlien  zahlen  musste'),  —  der  Idee  nach  in  der  That 
r-iöe  Gchuhr,  g<;rade  nacli  antiker  Auß'assung,  die  sonst  auch  bei  den  Hellenen  die 
ptrsönli<  In  n  StLUura  „vom  Körper"  so  perhorrescirtc")  Die  ücrichts-  und  Straf- 
gelder sind  finanzldl  bedentend  gewesen,  in  Athen  besonders  durch  die  Yerpflich- 
iQü^  der  Bundesgeoosi^en ,  dort  Ke«  !it  zu  nehmen.  Zu  diesen  Geldern  {j^diorten  dii; 
Prytaneieo,  die  jede  Partei  vor  Anfang  des  Kecbtsstreita  bei  dem  Gerichtshof  zu 
hiotetlefen  hatte.  Die  rerlierende  mnsst«  sie  der  anderen  Partei  erstatten.^  Yer* 
vandtvardic  Parastasis  (wie  es  scheint  bei  ödcntlichen  Klagen  zu  zahlen).  Beide 
dienen  nl?  Lohn  der  Kiclitcr,  aber  «^olan^en  nicht  dircct  an  sie,  son'l'ni  rui  den 
Staat,  der  daraus  besoldet.*)  Andere  Abgaben  und  Leistungen  (I'araiLauboie, 
Epobelie)  scheinen  »eist  nicht  dem  Staat  zogefulen  zu  sein.  Dagegen  bezog  dieser 
'ieldbnssen  (Tiniemata)  oder  Antheile  daran.'"')  In  rrivatjacben  erhält  der 
Kläger,  in  Öffentlichen  Kechtsstreitigkeiten  der  Staat  die'  Busse  des  Beklagten. 
Aach  an  Tempelcassen  fallen  Strafen.^)  Sehr  hohe  Geldbnssen  kamen  z.  B.  bei 
KlBgen  über  Gesetzwidrigkeit  m.  ,J)ie  Unrechtlichkeit  der  Staatsmänner,  Partei- 
hass  nnd  T.ust  am  Klagen  mnsste  diese  Strafgelder  zu  einem  einträglichen  Zweige 
der  DttcDtlichen  Einkünfte  machen."')  Wer  die  dem  Staato  reriallone  Geldbusse  nicht 
beahlte»  worde  „öffentlicher  Scholdnei**  nnd  unterlag  nach  gewissen  Fristen  anderen 
Strafen  und  Erhöhung  der  Busse.^)  Endlich  werden  die  eingezogenen  und 
r<ffentli<'h  verkauften  (iiitnr,  in  Fnlg:e  i1<t  Strafe  der  GUtereinziehung,  eino 
wichügo  Eiünalime<iUclle.'')  Audi  lu  den  Tributen  der  Bundesgenossen  u.  s.  w., 
.,bei  Weitem  der  bedeutendsten  Einnahme  des  athenischen  Staats",  ist  wenigstens,  was 
'iie  Entstcliang:  anlangt,  der  mitspielende  Gebührencharacter  nicht  zu  verkennen*"): 
«fflin  fahrte  foi  die  Bondesgenossen  Krieg  und  sicherte  sie  gegen  die  Barbaren"^'), 
—  daAbr  der  Tribnt 

2.  Rom. 

S.  die  Werke  über  römische  Rcchtsgeschichto,  Proccss,  die  einzelnes  Hierhcr- 
fehörige  enthalten,  so  über  Gorichtsgebtlhren,  Strafen.  Jetzt  besonders  Marquardt, 
ionische  Staatsrerwaltnng  (besenden  Pfnanzrerwaltnng),  2.  B.  (Leipzig  1876)  S.  76  ff. 
und  Mommsen,  röniiichci  Staatsrecht,  B.  1  u.  2,  1.  Abth.,  Leipzig  1871  u.  74  (ich 
küDtzte  die  1.  Aufl.\  mit  manchen  Einzelheiten  aus  dem  Finanzwesen,  die  mit  Ge* 
bühreu  zusammenhängen.  Auch  II,  '2.  Abth.  passim.  Ich  beschränke  mich  auf  die 
Henorh'-lMing  einiger  characteristischer  Puncto  wesentlich  nach  diesen  Werken.  Zn 
vtrglMien  I  in.  iv.xu>]  III,  §.  ü — U  aber  die  rOmische  fiesteneroDg;  ebendaselbst 
S.  21  weitere  Literatur. 

Lntender  Grondsatz  war  lan>,^  Unentgeltliehkeit  der  Stidtischen  Aemter, 
Besoldung  nar  ftlr  den  Subalternen.  Der  Beamte  erhielt  aber  Ersatz  der  Kosten 
N-iner  Ausbsr»^M,  zum  Theil  in  Form  von  Rausrhsiinimen.  Sp;iter  entwickelt  sich 
allgemeines  üdialbwesen.^^)  Aber  gesetzliche  Sportuln  sind  dem  alteren  Recht 
vOQig  fremd  nnd  den  höheren  Beamten  Oberhaupt  niemals  gezahlt  worden.  Erst  in 
der  zweiten  HiUte  des  &.  Jahrfannderts  scheinen  die  gesetzlichen  Gerichts- 


')  Böckh  S.  4J5.         «)  Eb.  S.  407.  Eb.  S.  402,  auch  über  die  Höhe 

Jer  Abgabe.  ♦)  £b.  S.  476.  *)  £b.  S.  ibS.  «)  Eb.  S,  494  If.  Beispiele. 
'(  Eb.  S.  503.  ^  Eb.  S.  üOf,  fl'.  »j  Eb.  S.  51«i  It  »•)  Eb.  S.  Ö20  tf. 
")  Eb.  S.  524.  Mar«iuardt  S.  98  ff.  Mommsen  I,  2d8*'249. 
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gebühren  zn  Gunsten  der  Untcrbeamteu  aufgeknmmen  zn  sein,  dio  dann  rascU 
«ioc  bedeutende  Höhe  crreickteu  und  den  ICechtSQcbendcn  eine  schwere  Last  «rurden.') 

EiD  formliebes  Gebttbrenvesen  findet  sieh  ii«n«attich  beim  Gvltvs«  der 
in  Rom  Staatsiiisti(ulioii  war.*)  Die  Gebühren  l»ildcii  liier  neben  dem  Einkommen  an3 
dem  Ofittcrfrat  und  den  Zaliluugeii  ;ius  dem  Aerar  der  (icmeinde  (dies  z.  B.  für  die 
Gehalte  der  Priester)  eine  dritte  regelmässige  Eiohahuic  zur  Deckunfr  der  Ko?teii  de* 
Goltus.  Die  GeblÜiren  scheinen  in  die  besonderen  Gassen  der  eiu/A-lncu  Tempel 
geflossen  za  sein,  so  das  Antrittsgeld  der  Priester  und  Abgaben  für  den  Eintritt  in 
die  Tempel,  Zaihtt  zur  Opferat&tte.  Darbringuag  des  Opfen.  Dio  Area,  pontificam« 
^e  Alt  centrale  Saendcaaee,  bcoog  insbesondere  rencbiedene  Bassen,  namentlicb 
die  Processbussen  (sacramcnta),  die  seit  Uralters  bei  der  Eröffnung  eines 
Cirilprocesscs  nach  dem  Werth  des  Streitgegenstands  als  Stnfg-eld  von  beiden 
Parteien  zu  erlegen  varun.  Der  siegende  Theil  erhielt  seine  Einlage  zurück.  Später 
wird  die  verfUlttie  Samme  nach  Erledigung  des  Proeesses  eingezogen.  Sie  dient  fttr 
die  ufTcntÜrhen  Opfer;  später  floss  sie  Fielleicht  in  die  Hauptstaatsca 

In  umfassendem  Maasse  bestanden  auch  in  Rom  noch  sonst  Strafgelder 
(Bussen,  maltae),  deren  Mar<|uardt  sechs  Arten,  mit  den  genannten  Processbussen, 
unterscheidet*):  als  Coercitiutismittol,  um  Ungehorsam  and  Widersetzlichkeit  gegen  die 
Obriglceit  zu  strafen;  als  Criminalstrafe  (Ertrag  rerw'cndet  zu  Spielen,  Bau  und  Aus- 
stattung von  Tempeln;  nicht  ins  Aerar  ilicssend);  als  angedrohte  Geldstrafe  bei  Ueber- 
scbreitongen:  ab  dem  Erben  bei  Nichterfttlloaf  der  testamentarischen  Bedingungen 
angedrohte  Geldstrafe;  als  Sepnicralmulte,  d.  h.  als  Strafe,  welche  für  Verletzuxig- 
cinc«?  Grabes  in  der  Inschrift  angedroht  ist.  —  'Aosserdem:  £inziehan§  des  Yer- 
luuguiis  (bona  dauiuaturuut)  bei  Cupitalstrafe.*^). 

Auch  an  Gebuhren  und  gebuhrcnartigen  Leistaagen  in  der  rolksirirthschaft- 
liehen  Sphäre  fehlt  es  nicht.  Bei  den  Landstrassen,  dio  zw.ir  auf  nffontliche 
Kosten  (des  Acrars,  der  Prorinzialcasscn)  hergestellt  werden,  wird  die  Unterhaltung 
aaf  die  Anlieger  abgeschoben.^)  Aiich  (Chaussee-)  Wegegeld  soll  vorgekommen 
sein.  In  den  Städten  (Rom)  ist  die  InstandiialtDn>r  und  Umpflastcriin;r  des  Pflasters 
und  der  Trotfnirs  ui  h  Sache  der  Anlieger.  Bei  8äumigkeit  Üess  si>ater  der  Aedil 
die  Arbeit  aul  Kcchuung  des  Ptiichtigeu  durch  Unternehmer  in  Accord  aasfubrcn.'j 
Das  Wasser  der  ftSentlichen  Wasserleitungen  dient  znn&chst  rar  Speisnog  der  OSeDt- 
Hohen  nniiiin  n.  Seine  Benutzung  ist  hier  unentirelllit  h.  Daneben  scheint  aber  eine 
Bezalilung  für  die  Benutzung  des  die  Bassins  übe i. strömenden  ^\'assc^s  /u  n.'idem 
und  GeWerbezwecken  (Walkereien)  stattgefunden  zu  haben ;  also  für  spccieliere  Privat- 
zwecke.')  Auch  (-in  iv  tp;u  ht.  tt's)  Standgeld  von  Bndeninhabern  wird  erwfthnt.*) 

Ausserordentlicli  hlrkenluift  ist  anch  trotz  der  nencsten  Forschnnf^en .  der  Bi-- 
nutzuug  des  Inscbriltcn-Materials  u.  s.  w.  die  Einzelkenntniss  der  griechischen  und 
römischen  Flnanzrcrhlltniase  und  wohl  des  Gebuhrenweiens  ganz  besonders.  Denn 
hier  hat  die  finanzielle  Seite  keine  selbständige  Bodentnng  und  zog  die  Aufaierk- 
fiamkeit  wenig  auf  sich.  (Jcwohnheitsrecht,  Verordnungen  untergeordneter  Orpinc 
sind  oft  die  Grundlagen,  die  selbst  schon  wieder  weniger  allgemein  bekannt  und  nicht 
regelmässig  anfgezdcbnet  werden.  Es  sind  daher  Oftns  nar  rein  zofUBg  Einzelheitea 
auf  uns  gi-koinmen.  Wenn  in  den  antiken  Staaten  aber  so  Manches  unentgeltlich 
oder  fast  unentgeltlich  geliefert  wurde,  Spiele,  Bäder,  Wasser,  Strassenbau,  so  liecl 
auch  dafür  der  letzte  Erklärungs^rund  in  der  Basis  der  antiken  Volks-  und 
Staatswirths(  haft:  in  der  Unfrei hcit  der  Massen,  neben  einer  kleinen  Schicht 
Freier,  tmd  in  dt-r  Ausbeutno!^  drr  Fremden  dOTCb  Raub,  Krieg,  Tribut,  PfO- 
vinzial -Verwaltung,  „Buudesgeiiossenschafi"  u.  s.  w. 

§.  23.  —  B,  Germanisch-romanisches  Hittelalter. 

S.  dir  \\\rke  über  deut^sche  Kcchtsgeschichte,  von  denen  auch  die  Lehrbüclier, 
wenngleich  zum  Theil  nur  sehr  kurz,  auf  die  Finanzen,  früher  des  Deutschon  Keichs, 
später  auch  der  Territorien  eingehen.  Kuhcre  Literalurangaben  in  Fin.  III,  S.  33  ff. 
nnd  passim.  Die  ilteren  Schriften  von  Hall  mann,  Deutsche  Flnanq^eschichte  des 


»)  Mommsea  l,  249.  *)  Eb.  U,  1  ,  S.  15  ff.    Marquardt  S.  TS  ff. 

^)  Marquardt  S.  2S2  Note  2.        *)  Eb.  S.  279  ff  Eb.  S.  278.        «)  Eb. 

S.         Mommsen  II,  1,  42^.  Monimsen  II.  1,  475.  ")  £b.  &  416, 

4TS,  auch  II,  2,  (2.  A.)  S.  100b,  1007.    ♦*)  Marquardt  S.  270, 


Digitized  by  Googl 


(ieschichte  d«  Gebttlirwiveseiu.  Mittelalter. 


53 


Mifffla!('  r> .  R.  ilin  l^i».'».  mit  dorn  Nachtrag  dazu  :  Geschichte  des  rrsiirunp  der 
Regalien  m  Dou(?chlaii<J.  Fiunkt'urt  isOO,  Lang,  historisrho  Entwicklung  der  teutschen 
StcnerverfassuDg  seit  den  ('aroliiitrera  bis  auf  uuserc  Zeit,  Berlin  und  Stettin  1793, 
5iod  formell  and  materiell  zw  ar  riclfach  veraltet  und  entsprechen  dem  heutigen  Sttnd 
der  bistorisoheii  Wii-sensoliaft  u:i  !  i<  r  ^Uiellcnkunde  nirht  itichr.    Aber  sie  sind  doch 
in  Ermangelung  neuerer  zusammeulaääeüder  Arbeiten,  an  die  freilich  jetzt  ganz  andere 
Anspraelie  gemacht  werden,  noch  Immer  unentbehrlich.     Ilse 's  Geschichte  des 
Deatsdben  Steucrwesens  (1.  Abth..  Gie^seii  1^11)  ist  in  der  carolingischen  Zelt  stecken 
»ebücbeu.    Keichhaltiges  Material  ist  kritisch  verarbeitet  in  G.  Waitz'  Deutscher 
Verfa&sDDg^eschichte,  mit  vielou  Angaben  über  gebuhreuartigc  Einnalimoa  in 
der  I.  Hilfte  des  Mittelalters,  daher  Nr  diesen  ÄbschniK  besoodeis  beachtenswerth. 
S.  B.  I.  2.  A.  (Kiel  !S65\  254  (f.,  300,  309  für  die  älteste  Periode;  B.  II,  2.  A. 
(1^70)  für  die  meroringische  Zeit  des  fränkischen  Reichs,  S.  137,  bfisonders  Kap.  7. 
S.  553—645  „Leistungen  des  Volks  und  Einkünfte  dos  Königs";  B.  IV      A.  1S61), 
Kap.  6  „Verwaltung,  besonders  Finanzen**  in  der  carolingischen  Zeit,  B.  VIII,  21 6  IT. 
.Auch  in  einzelnen  anderen  Abschnitten  Ilierhergehöriges,  nlier  Russen,  Geric  litsgefiüle 
u.  s.  w.  -—  (Jeher  Zölle  s.  besonders  Falke,  Geschichte  des  Deutschen  ZoUweseoi», 
Leipzig  1S64,  mit  dem  genaueren  Nachweis  des  gebubrenartigen  Wesens  der 
älteren  Zölle  (Wegezölle  u.  s.  w.).    Y^M.  meine  Fin.  III,  §.  14  ff.,  17  ff.,  29  ff.  ^ 
F—  n.lers  lehrreich  ist  sonst  die  altere  e  n  <rlisc he  Finanzgeschichte  mit  ihren  vielen 
gcuaiirenartigcn  Einnahmen  und  gro^iieo  Alissbräuchen  dabei.  S.  namentlich  Gncist, 
englisches  Verwalhuigsrecbt,  B.  1  (2.  A.)  passim  und  Vocke,  Geschichte  der  britischen 
Steuern,  besonders  „Gebühren  mit  Ausscli'n  -  les  Steini>.-ls'\  Gerichtssporteln  u.  s.  w., 
S.  194  ff.,  meine  Fin.  III,  §.  68,  70  ff.  Im  Uebrigen  besteht  bis  iu  die  zweite  Hälfte  des 
Mittelalters  in  den  bicrhergehörigen  Abgaben  viele  Verwandtschaft  iu  den  gcrmauL^ch- 
romanischen  Lindern,  auch  in  Frankreich,  entsprechend  der  Feadalrerfassung. 
S  liber  Frankr.  ieb  die  älteren  Schriften  von  de  Monthion,  Bresson,  Bailly, 
dann  namentlich  Glamageran,  für  die  frühere  und  die  mittlere  Periode  des  Mittel- 
alten: Tnitry,  6tndes  snr  le  regime  financier  de  1a  France  arant  la  r^&rdation,  Paris 
I^TS.  besonders  I,  p.  31  ff.  (Steuern  unter  den  Meroirinirern)  und  2.  Studie,  5.  Kap., 
Emiunfte  des  Königs  im  11.  bis  13.  Jahrhundert,  besonders  p  310.  109  ff.  Meine 
Fin.  III,  §.  50,  52  tf,  —  Iiier  kaiiu  nur  Einzelnes  von  besonders  characteristischer 
Bedeutung  hervorgehoben  werden,  namentlich  nach  Waitz. 

G'i-bührenartii^es  Einkommen  des  Königs  ist  schon  far  die  erst  >  ^listorisch 
bekannte  Zeit  der  Germanen  bezeichnend.  Dom  König  als  oberstem  iüchter  und 
Fiiedensbewahrer  flUt  ein  Thell  der  Bussen  zd.*)  Im  frinkisehen  Beich  der 
Meroringer  bedeht  er  Schutzgelder,  Fricdensgeld»  andere  Bussen,  besondMS  Su 
Uebertretnn?:  königlicher  Befehle  und  in  ähnlichen  Fidlen,  so  bei  unterlassener  Heer- 
folge (,3cerbann"  als  Namo  der  Strafe)  (Fin.  III,  S.  42).  Dann  sind  die  Üonfis- 
eationen,  so  des  Guts  der  Friedigen  nnd  gewisser  Yerbrecher  (Landesrerrath, 
t>itreoe)  ßine  wichtige  Einkommenquelle,  die  in  dieser  Periode  vielfach  «reniissbraucht 
wird.'')  In  Zöllen,  Wegegeldern,  Hafen-.  Markt-  u.  dgl.  Geldern  ist  ebenfalls  (lolxilu 
enthalten:  mit  dem  Gesichtspunct  einer  Vergeltung  von  Leistungen.')  Im  caro- 
lingischen Reiche  bleiben  diese  Verhältnisse.  Die  Gericbtsgef&lle  u.  dgl.  sind  nur 
zum  Theil  schon  in  andere  Hände,  wie  des  Grafen  Ubergeganeen.*>  Confiscationeu 
brachten  oeoee  Land,  was  freilich  vielfach  bald  wieder  vergeben  wurde.^)  Die  Wege-, 
Brocken-,  Hafen-,  Marirtgeider  behielten  gesetzlich  den  alten  Gebtütrencharacter,  in 
der  Praxis  immer  weniger.  Sic  gingen  auch  vielfach  an  Andere  Ubcr.^)  Für  die 
ji:anzc  Periode  des  früheren  Min.'Ialters  und  der  voraustrelienden  Zeit  ist  der  ('haracter 
des  Stral'rechts  auch  fiaauzicll  wichtig;  Die  Süafeu  sind  Überwiegend  üeld- 
Iwen  od«r  mit  solchen  verbnndea.  In  den  sonst  vorkommenden,  formoll  und  materiell 
mehr  steuerartigon  Abgal»en,  z.  B.  der  Kirche,  wie  den  jährlichen  „Geschenken", 
die  den  Character  der  Freiwilligkeit  im  carolingischen  Beich  bereits  verloren  haben, 
hegt  der  Geeichtspnnct  einer  Gegenleistung  nr  bedarfteil  ttnd  genossenen  Schatz 


Waitz  I,  306  ,  309.  ")  Lang  S.  21.    Hulimann,  Finanzgeschichte 

8.  1S2.    Waitz  II,  588^506.  *|  Lang  S.  25.  Falke,  ZAlIe  S.  12,  15. 

Wait/.  IT.  601  IL  *)  Wait«  lY,  8.  7,  144,  878.  •)  £b.  S.  117«! 
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deutlich  ausgeprägt,  also  wieder  zugleich  etwas  GebOhrenartiges.*)  Aehulichos  ^'\h 
TOn  den  Schutz^eldem  der  Juden. 

W.  5 entlieh  gleichartig  war  die  GesUltung  und  Eutwicklung;  in  England  in  der 
augeläächaischen  Periode.  Hier  sind  nur  die  gcbulircuartigen  Einkuofte  des 
Königs  »8  der  Krieg«-,  Oericbtf-  und  PoliteiherrlleUieit  bei  Yerringenuig  des  lOmg- 
li^en  Lands  früh  b^eutend  und  missbr&uchlicli  ausgede  hnt.  Aber  au»  h  hier  ist  da?OD, 
besonders  von  den  Ocrichtsg'efällen ,  viel  nn  die  (iriindherr'M!  n!>  Inhaber  der  Privaf- 
gerichto  übergegangen.  Im  t  rcuidcuschutzrecUt,  iu  der  Liuruumuug  de«»  l  riedciis 
an  Htfen-  und  Hnifctoite  und  dem  Besag  ron  Abgaben  daflSr  ist  abenll  der  Ge- 
btthren-fiesichlspunct  unverkennbar.*! 

In  der  Periode  des  Lchcusstaats  tritt  der  (jcbtLhrouchaiacter  der  (jeraiie  und  Ab- 

gaben,  zwar  in  ungleichem  Maasse  in  den  einzelnen  Staaten  nach  der  Machtstdlong  dea 
iOnigs,  aber  im  Ganzen  doch  überall  gleichartig  herror.  Besonders  scharf  ist  diese  Eatvick- 
Inng  im  normannischen  Staate  Ens:lands.  „Es  steht  in  bester  (JcbereiostimmuDg 
mit  dem  wesentlich  priratrcchtlichen  Character  des  Lehon&ttaats,  dass  sieb 
die  alten  Ktoige  fto  Alles,  was  sie  einem  Unterthan  gewibrten  nnd  erlaubten, 
bezahlen  liesson.  Das  do  ut  des  und  facio  ut  des  ist  liierauf  vollkommen  anwendbar 
und  CS  giebt  keinen  anderen  (icsichtspanct  und  ke  inen  anderen  Grundsatz  für  die 
Erklärung  der  Gebühren.'"  Dis|>eusaüünen  von  (ie-  und  Verboten,  Ertheiluug  foü 
SrlanbnisBen,  Gnaden,  GefUUgkeiten  u.  dgl.  m..  Alles  mu^^s  bezahlt  werden.*)  Der 
Fi nanzgesichtspunrt  drängt  sich  so  in  i  n  N'urdergruud,  z.  B.  bei  der  Rechts- 
pflege, dass  darin  nur  eine  äusserst  schlimme  Entartung  des  an  sich  berech- 
tigten Gebtihrenwesens  erkannt  werden  kann.*)  „Die  Stdiang  des  Könige  ergab  eine 
lange  Reihe  arbiträrer  Gewalten,  Verhältnisse,  in  denen  er  Mwilligen  oder  renagen 
konnte.  Dabei  erscheint  als  unverinderlichc  Maxime,  dass  nichts,  was  versagt 
worden  kann,  ohno  Geldgeb  Uhr  gewährt  wird/'*)  üncist  unterscheidet  fincs 
(Gebühren)  ftr  Liberties  und  Francblses;  in  PvDeesssacben,  „seit  Heinrich  IL  nnttber- 
sehbar^';  für  Gnadenbcwilligungen  von  Aeuitcrn,  Gilden,  DispoiisatioiK  n,  für  Lchens- 
emcnerung  und  VerSusscrungen.  (irosser  Umfang  der  Verwirkuni:  von  Land  und 
Vermögcu  durch  Felonie ;  Conlist  ationcn.  —  Achulich  in  Frankreich  ui  dieser 
Periode  (11.  bUi  13.  Jahrhundert),  nur  dass  hier  der  Besag  der  Gerichts-  und  ahn- 
lichen (i  fitl!  •  mehr  vom  KOnig  an  den  Grundlu  rrn  tibergegangen  ist.^i  In  !v  utsch- 
land  i.^t  1  [  Missbrauch  dieses  GebUhrenwcscns  bei  dem  iiicdergung  der  kuuigUchcii 
ICiacht  gc;  luger,  wibiend  die  Territorialberren  doeb  nur  allmllig  die  Ifacbt  znr  Aus- 
dehnung dieser  Abgaben  erringen  konnten.  Die  Schirm-  und  Schutzrochla  fbhiten 
aber  auch  iu  Deutschland  zu  halb  Steuer-,  halb  ffibtlhrcnarfigen  Abgaben  an  den 
Kaiser,  die  Landubhurreu,  die  Gcriehtä-  und  Gruadhcrien  u.  s.  w.  für  Fremde,  Kauf- 
leute.  Beisende,  Juden,  Kirche,  geistliche  Stifter  n.  s.  w.  An  die  Wegegelder 
schliossen  sich  die  Geleitsgeldcr.  \*  Eine  besonders  charactcristisehe  Abgabe  ist 
in  Deutschland  wie  iu  Fraukieicb  und  England  das  „Judcngcfälle",  Juden^^iSchat^* 
geld  u.  dgL  (kaiserliche  „Kammerknechte").") 

Zur  Erklärung  und  Entschuldigung  der  damaligen  fioanzidlen  Missbräuche  bei 
gebührenartigen  Abgaben  und  bei  den  ihnen  zu  Grande  Hegenden  Tli&tigkeiteu  der 
StaMtsgewalt  dient  vornemlich  die  Xhatsacho  dos  Mangels  anderwciter  ordentliober 
Einkflnilte,  bei  doeb  TieUacli  steigendem  kftniglichera,  fttistlicbem  und  OfTentlicbem 
Bedarf.  Das  eigentlich  domaniale  Einkonunen  verringerte  sich  mit  der  Vergebung 
de«  Domänenbesitzes  (Fin.  I,  213  £).  Ein  unif:)«5seiidcs  cinträgliehes  eigentliches 
Steuerwesen  fehlte  noch.    Diu  Steueru  dieser  Art  wurden  von  den  Pflichtigen,  bez. 


Waitz  IV,  92.  Gneis t,  englisches  Yorwaltuugsrocht  l,  28  fl.,  29  if. 

Veeke,  britische  Stenern  S.  197.  *)  Vocke  S.  194.  *)  Eb.  S.  197  ff., 
besonders  über  Geriditssporteln  und  Strafen.—  Vgl.  Fin.  III,  §.  72,  73.  —  Gneist, 
I   ls-2  lt.,  l'il  ir.  »)  Gneist  I,  1S5.  Vnitry  1,  810  ff.  ^  Hüll- 

maiixi,  l  inanzgeschichtc  lb2  11'.,  Regalien  S.  42  ff.  Wailz'  Vi,  45ü  lt.,  40U,  4öti,  496, 
Vn,  192,  253,  S78,  S83,  Falke,  ZeUwesen  S.  58  ff.,  63.  Einzelnes  andi  bei 
Zeumer,  deutsches  Städt'jw.^en  im  12.  und  13.  Jahrhundert,  Leipzig  187S. 
*)  S.  HuUmann,  Regalien  S.  52,  Waitz  VI,  4öO  ii.  a.  St..  Vocke  S.  161  ff. 
(Juden  „eine  Axt  Domäne")«  Vuitry  I,  815  Ii.  (Julis  et  Lombards  und  tiscaUscho 
Maassr^gebi  gegen  nie). 
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.!  a  H»'  WilIi-:Lii(!tn  Ständen  möglichst  an  einer  Steigerung  über  die  herkömmliche 
liöiic  und  au  einer  Aasdehnung  Uber  die  herköinnilirhcri  oder  festgesetzten  Zw  jcke 
and  Zeiten  hinaus  verhindert  Bei  neuen  Steuern  für  au»»erordentliche  Zwecke  u.  h.  w. 
wvde  der  Standpiuict:  LeistiiDg  ond  Gegealeistttng  mOgUchst  bewahrt. 

§.  24.   In  der  zweiten  Hulftc  des  Mittelalters  und  in  der  sogenannten 

NMiz»«it  dem  Ui.  Jahrhundert  wurden  diese  älteren  gebührenartigen  Abgaben 
aUmalig  ?on  den  schlimmsten  Auswüchsen  und  Missbrauchcn  goreinigt  und  wo  sie  au 
Onindherren  q.  «.  w.  gekommen ,  möglichst  wieder  an  den  Staat  ab  solchen  und  an 
^t•iuen  I.'eprasentanteii.  ih-n  König,  Landesheirii,  zurückgenommen.  Keste  selbst  der 
ältcötcn,  der  Straf-  und  (ierichtsgcMer.  der  Zölle  und  Helc  its;;rel'ler,  der  Schnt/;^(  lder 
sind  aber  bis  auf  unsere  Zeit  gelangt  und  bilden  mit  den  nutzbaren  Kegalicii  nach 
allgemeinem  dentschen  Staatsrecht  einen  Bestandtheil  dos  sogenannten  Kammerguts. 
Die  finanzwisäenschaftlirhe  Aufgabe  diesen  Abgaben  gegenüber  ist  im  1.  Bande 
^.  20S)  schon  darj;'  K-;t  word'.'n. 

Vgl.  auch  flir  Uicae  öpätere  Pofiode  die  genannten  Schrifien  von  Ii  Uli  mann 
«nd  Lang  mit  einzelnen  Notizen«  Gnoist.  YocKe.  Yen  einxdn«i  finanzhistori- 
jch' !i  ArVtcifcn:  Talke,  Zollwesen.  S.  129  11".  (Weg-czöllo  u.  ö.  w.  Kiit:;elt 
für  Leistungen  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  Mittelalters;  (ieleitsgold ,  für  den 
I^odesherren  den  zollfreien  Städten  gegenüber  ein  Mittel,  diese  in  anderer  Form 
>lixh  zu  trellen,  S.  130  11.).  (Mjt  ilritii' r.  Fin.  Nieder -Oesterreiths  Im  ll>.  Jahr- 
hmid.-it.  Wi.ri  !vn3.  passim  (a  A.  S.  41  ein  nrilckcfiinaiitlitarif).  llnffmann, 
l  ioanzwc^en  von  W  Urtemberg  im  16.  Jahrhundert  (Tubingen  lb40,  S.  4U  U.  i^Uegalieu}, 
$3  (Gebtthrenartige  Kinnahmen).  FOr  Prensson:  Schmoller,  Epochen  der 
pieassisch«  II  Mnanz])olitik  (Jahrbücher  für  (iesetzgebunv:  u.  s.  w.  im  Deutschen  Keicht 
1S77.  8.  ■'-.I  II.),  S.  .15.  titJ.  Isa.iksohn.  fieschichte  des  pren«f';isrh'  n  Reaint-^nthums, 
1  (IST  Ij.  jä,  bl,  lüS,  löl,  r.ib  i^Aütheüc  de»  Stadtrichters  an  den  Bussen,  den  üe- 
bOhr<Mi  für  eizelne  (ierichtsacte,  durch  Sporteloidnnngen  geregelt«  so  unter  Joachim  I, 
s.  auch  S.  207,  208).  am  Ii  II  (1878)  passim,  9(5  (Statistik).  117  u.  n.  m.  Riedel . 
bfandeuburgiticb-preussisclicr  Staatsbau^ibalt  pat»iin,  S.  (>.  1,  die  Tabellen  der  Boili^en 
I  a,  n  Q.  ff.,  mit  einzelnen  gebOhrenartigen  Einnahmen  ans  der  ersten  Hälfte  des 
17.  Jahrhunderts  und  an  der  Zait  des  Groaaea  Kurfürsten.  Dio  rersdiiedenen  Straf- 
gelder im  Verhültniss  znm  Gcsammteinkommcn  noch  bedeutend.  Vgl.  in  Fin.  III 
passim  die  Angaben  Uber  Stempel  und  Aehnlichcs  (Oestorroich  44  N.  8, 
Prenssen  §.  49  JH.  4,  Frankreich  §.  65,  England  §.  S7).  Auch  Fin.  I,  §.  206 
über  die  EiiLst.  hung  und  Vcibr.  ittiii;;  des  Stempelwesens  von  Holland  (1024)  aus. 
l'^hcT  die  Einbürgerung  der  Steuerwinhschaft  fin.  ill,  25,  ÜÜ,  32,  54,  74  (in 
Ucutsohiand,  Frankreich,  England). 

Je  mehr  in  der  Noateit,  besonders  seit  dem  16.  Jahrhundert  and  dann  nach 

dt-ui  30jährigen  Kriege,  die  Naturalwirthschaft  durch  die  Ueldwirthschiift  vollends 
rerdrängt  wird,  stehende  Heere  aufkommen,  der  öffentliche  Redarf  wächst,  um  so 
weniger  reichen  die  alten  £iunabme([uellen,  Domänen,  iieualien.  (jebühren  mehr  aus 
oad  besonders  indirecte,  dann  auch  directe  Stenern  werden  vermehrt  und  erhöht. 
.Vbsolut  and  roL-iti^'  verliert  dadiin  Ii  das  ältere  (iefüll-  und  (irljülircnw-rM  ii  m  ijir 
Bedeutung.  Aber  neuere  Arten  Gebühren  kommen  jetzt  in  V  orbindung  mit  bteuorn 
{V'erkehrsstcucm),  mit  dem  Stempclwesen,  mit  verbessertem  Wegewesen,  mit  audoni 
roOksvirthachafttichen  Eiaiichtungen,  wie  z,  B.  der  Poet,  auf. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  war  die  im  17.  Jahrhundert  rasch  und  allgcinoin 
erfolgende  Ausbreitung  des  Stompelwesens,  das  dann  im  18.  Jahrhundert  weiter 
tutwickelt,  ausgedehnt  und  systcmatisirt  wurde.  Dem  Stempel  wurden  vcRichiedonerlei 
feriehtliche  und  VerwaltungsactenstQcke,  dann  aber  auch  Pri?aturkunden 
über  Verträge*  und  andere  Rechtsgeschäfte  miterworfen.  (jebfihrcn-  und  Steiior- 
elemente  waren  in  der  Stempelabgabe  vielfach  verbunden,  bei  den  ölicntlichen  Actcn- 
stttcken  waltete  das  Gcbührcnelement,  bei  den  stempelpäichtigcn  PriratUfkunden  das 
Stcaerclcment  (Verkehrssteuer)  meist  vor.  Die  Gerichtskosten  wurden  inSportoI- 
nnd  Geb  ührentarifoii  rcgolirt,  der  Privatbczu«^  der  betreffenden  Abgri'^-ti  Seif  ms 
iet  Richter  und  Beamten  zu  Gunsten  der  Staatskasse  beseitigt  oder  beschrankt,  das 
System  fester  Besoldungen  statt  des  Sportelbezugs  ausrebildet,  das  Uerichtokoeton-  und 
Stempelwesen  verbanden.  „Gebühr*  und  „SteueF'  blieb  aber  auch  in  diesen  Gerichts* 
kosten*  und  ähnlichen  Amtstarifen  venniscbu 
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So  bildet  sich  allmiUig  das  grosse  Gebiet  des  noderaen  Gebfthrenwesens 
mos«  in  welchem  aber  niAnchc  malte  Zweige,  wie  die  Gerichts-,  Straf-,  Wegc§;eldcr 
ti.  d^l.  m.,  noc!i  iiiimor  zu  findet)  und  nur  rntionüll  nach  doli  neiMren  ttechtsapadutt* 
UDgcit  Qüd  wirtbschatüichen  lutercsseii  umgebildet  siud. 

Iiii  (Htwsen  nnd  Guueen  iritt  frdlieb  das  einr^ntliche  Stenerwesen  irie 
gegen  die  Domänenwirthschaft .  so  aoob  gogtn  Ii  'I  ■I)ülucnwirthschafl  in  allen 
Culturstaatcu  in  d-ni  Vorder jrrn  n il  der  pri\ ;itwirths(  haftli-  he  (Jruudsatz 
„Leistung  und  (icgculeisiung",  di-r  deui  altcroii  l  luan^wcacn  so  cliarac- 
terislisch  ist,  weic  ht  den  gemeinwirthschaftUcbcu  Grundsätzen  „Be- 
stPUiTung  nach  der  Leistnngsf.'lliiirkr'it"  und  .,  Ausfulirun  ^  der  iTff.nt- 
lichcn  Gesammtzwecke  mit  den  durch  allgemeine  Steuern  beschafften 
Oesammtmittolo.*'  (Vgl  Gntndlegoog  §.  158.) 

III.  —  §.  25.  Die  Uehertragung  von  gebUh  ren- 
artigen Einkommenzwcigeu  an  den  Staat  und  die 
Selbstverwaltuugskiirpcr.  Wie  bei  den  privatwirthacbaÜr 
liehen  Einkommenzweigen  (Fin.  1,  %,  218)  liandelt  es  sich  auch 
bei  den  gebtthrenartigen  immer  am  zwei  allgemeioere  Fragen: 

EiDmal,  ob  solebe  Zweige,  bes.  ob  die  ihnen  zn  Omnde  liegen- 
den Einricbtnngen,  Anstalten  and  Thfttigkeiten  Überhaupt  in  den 
Händen  des  Staats,  der  Gemeinde  n.  s.  w.  sich  befinden  sollen, 
also  erentnell  ob  sie  beiznbebalten,  nea  einznfflhren, 
aufzugeben  sind; 

sodann  wie  sie,  im  Lalle  der 8taa(8übernahme  u. s.w.  ve r  waltet 
und  finanziell  behandelt  werden  nollen.  Ist  hier  einmal  das 
(acbiilireupriucip  statt  des  gewei  tiürhen  und  des  Bestenci  ungbpiin- 
cips  angenommen  worden,  worüber  wieder  mehr  allgemeine  poli- 
tische, volkswirthschaftiiche  und  ähnliche  Rücksichten  als  finanzielle 
entscheiden  müssen  (§.  18),  so  handelt  es  sich  um  das  Maass 
der  Anwendung  des  Gebtthrenprincips  oder  am  die  Bestimmnng 
der  Höhe  der  Gebtthren.  Davon  wird  nnten  In  §§.  67—69  ge- 
handelt werden. 

Die  erste  Fiage,  nach  dem  „Ob"  des  öflentlichen  Besitsea, 
ist  die  eigentlich  principielle.  Sie  ist  wieder  in  erster  Linie  und  in 
eminentem  Sinne  eine  Frage  der  A  Ii  g  e  m  e  i  n  e  n  Staatslehre, 
der  Verwaltungs-,  »Social-  und  Volkswirthse  haftspoli- 
tik,  und  zwar  in  noch  höherem  Maasse  als  die  analoge  Frage 
hei  den  Zweigen  des  Privaterwerbs.  Der  finanzielle  Gesiehts- 
punet  muss  daher  hier  sehr  zurücktreten.  Deswegen  ist  auch 
diese  Frage  wieder  nicht  in  der  Finanzwissenschaft  prin- 
cipieii  an  entscheiden. 

Diese  hat  vornemlich  nur  von  der  Eatscheidung ,  welche  die  Oescliichte,  die 

g<^enwärtige  Praxis  und  nndcre  Wissenschaften  od.-r  andere  Theile  der  Politischen 
Oekouomie  (die  WirthschÄftliche  Verwaltungsichre)  gegeben  haben,  Act  zu  m  hm  n. 
Alsdaoo  hst  sie  tta  die  Lehre  vom  Fiuanzbedarf  und,  wenn  die  bezUglichea  iuin- 
rirhtQosen  aus  inneren  sachlichen  GrOnden  als  GebObreuweige  —  statt  als  Steusr- 
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oder  als  Priraterwerbü-Zwcigo  —  behaudelt  Verden  äolleu,  für  die  Lvhte  von  den 
Eifloabmcn  daraas  die  finanziellen  Folgerungen  zu  ziehen. 

Damit  ist  die  Grenze  der  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft  zu- 
nächst l'lir  das  ganze  Gebülirenwesen  ])ezcichnet. 

Indessen  i^t  das  letztere  alsdann  doch  auch  in  ßetreÜ'  der 
erateu  Frage  mit  Rücksicht  auf  die  regelmässige  geschichtliche  Eni- 
wickluDg  unseres  Staats-  und  CommuDallebens,  in  die  beiden  grossen 
Abtbeilnngen  der  Rechts-  und  Verwaitangsgebttbren  und 
der  Oaltar-  nnd  Wofalfabrtsgebttbren  zu  trennen.  Wie  in 
der  Praxis  der  finanzielle,  so  bat  in  der  Theorie  der  finanzwissen- 
schaftliebe  Gesiobtspnnct  bei  der  Frage  der  Uebemabme  Ton  Ein- 
riehtongen  des  Oaltnr-  nnd  Woblfahrtsinteresses  anf  den  Staat  nnd 
die  Gemeinde  u.  6.  w.  mit  Kecbt  eine  grössere  Mitberücksichligung 
zu  verlangen. 

Flu.  I,  ^.  205.  Eine  sulohc,  iu  Uea  Grcuzgebictcu  freilich  fliessende,  Trennun<^ 
iat  ein  BedUrfniss  der  Theorie  and  Praxis  des  Gebabreaweseiis.  worin  mich  Stein's 
abweichend«'  nehandlKn:;-  :nir  bcbtärkt  hat  Auch  U rn ]t fo ti ba c h 's  puloinisclii'  !?>'- 
neiiofig^eD,  l^in.  2.  A.  S.  1U2  Note,  konnten  mich  nicht  Fcraniasäen,  an  meiner  fiUbercn 
Anflasrang  und  an  der  Darbteilung  in  der  }.  Aaflagc  etwas  za  rcrändcm. 

Die  Frage,  ob  und  welche  gebührenartige  Einkommenzweige, 
mithin  diesen  /n  Grunde  liegende  öffentliche  P'inrichtungcn  der 
Staat,  die  Gemeinde  oder  eine  andere  „räumliche  Zwangsgemein- 
wirtbschaft'^  (Selbstverwaltungskörper)  Uberhaupt  besitzen  soll| 
fiUlt  ^-ielfach  zusammen  mit  der  Frage  naeb  den  Zwecken  und 
nacb  dem  Berel eb  der  Staats-  nnd  Commnnaltbätigkeit  (Omnd- 
legang,  Abtbeilnng  I,  Kapitel  4,  znm  Tbeil  3).  Diese  Frage  ist, 
besonders  was  die  Feststellung  dieses  Bereichs  im  Einzelnen 
anlangt ,  immer  mehr  oder  weniger  eine  historisch-  und  ört- 
lieh-relatiye.  Sie  ist  aber  in  Betreff  des  Rechts-  nnd  Macht- 
zwecks  und  der  zu  seiner  Verwirklichung  dienenden  Einrichtungen 
in  Folge  der  geschichtlichen  Entwicklung^  der  modernen  Cultur- 
volker  für  uns  jeizt  dahin  entschieden,  dass  der  Staat  und  even- 
taell  nur  von  ihm  in  bestimmten  Füllen  delegirt  ein  Verwaltungs- 
kürper,  wie  die  Gemeinde,  diesen  Zweck  und  was  zu  ihm  gehört 
allein  darcbi'abrt  (Grundlegung  g.  167). 

Es  liegt  iiiclit  in  der  Aufgabe  d«  r  FinanzwiHsenschaft,  diuäc  Entächeidun;^  zu 
«drtern.  bic  muss  sie  hinnclimen  und  daher  einfach  in  der  Lehre  vom  Finanzbodarf 
4ie  Consequenz  ziehen,  d&aa  die  Deckuüg?niittel  l'ilr  die  Ucaiisiruug  des  liechts-  und 
Machtzweckea  bcächaß't  werden  miinen  (Fin.  I,  §.  ßO);  und  in  der  Lehre  von  den 
Gebühren  die  weitere  Consr-rinenz,  dass  alle  solclio  (icbuhrcn,  welche  si-  h  an  Ein- 
öchtOBgen  and  Einzelthätigiiciteu  dieses  Zwecks  kuUpfeji,  ausschliesslich  dciu 
Staate  odef  der  delegiiten  Coimnime  oder  anderen  anadtaeUieh  fem  Staate  tnm  Besag 
ermächtigten  Organen  sotliessen  müssen.  Es  handelt  sieb  Uer  eben  dur  iiw.^  um 
Einrichtangen  and  Th&tigkeiteu ,  welche  ein  Ausfluss  „wesentlicher  Hoheits- 
lechto"  oder  „Kegalien"  (in  diesem  äinno,  —  wenn  man  diesen  Ausdruck 
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,«KegalioQ"  noch  gebraucbcu  darf  —  slod,  d.  h.  derjenigea  Hechto  uuU  üereditiianiet 
die  In  «ineni  b^Siiiiiteo  ZeMalter,  insbesoDdefs  in  niuerea  g«geiLVirtigen  auHlenMii 
cntwidielton  (^tiltursUiteii,  ak  „vcsentlidie  Heheitsredito*^  aomeheD  sind  oder  doch 
aUgemeia  als  solche  angesehen  werden. 

§.  26.  Anders  liegt  die  Sache  jedoch  auf  dem  Gebiete  der 
Einrichtangen  zur  Verwirklichang  desCnltur-  nnd  Wohlfahrts- 
zweeks.  Eine  so  aUgemeine  Entscheidang  wie  aaf  dem  Gebiete 
der  Einrichtangen  des  Reehts-  und  Machtzweclis  za  Gunsten  prin- 
cipiell  anssehliessHcher  Staats-  und  Oommnnalthättgkeit  ist  bisher 
noch  nirgends  das  Ergebniss  der  gCBchichtlicben  Entwicklung  der 
Praxis  gewesen  und  kann  auch  in  der  Theorie  hier  niciit  aU  Postu- 
lat aufgestellt  werden. 

Dies  Postulat  Hesse  sich  in  der  juristi^cheu  Tcrininologio  nur  als  eine  lUjrc- 
uiuiiic  Kcgaiisirung  der  privatvirthschafUicheu  Tbätigkeitcu  uud  iu  der  ökouo- 
misc  hen  Terminologie  nur  «ts  evsschliesslicb  gemoinwlrtbschaftliche  Organi- 
sation der  VoUnrhrthsrliaft  bezeichnen.  Als  eine  Frage  der  Organisation  der 
Volkswirthschaft  muss  das  Postulat  in  der  .,?oIkswirthschaftIichcn  (irund- 
iäguiig'*  erörtert  werden.  Aus  dic&eu  Tbeil  der  rolitischea  Ockouomio  ist  hier  uur 
in  Ueber^nstliDinanf  mit  der  Gescbicbte  und  gq^wirtigea  Praxis  oaserer  Coltttr- 
völker  die  Tliafsaohe  zu  entnehmen,  dass  die  ücbortrai^ang  von  Cnltiir-  und  W'ohl- 
fahrtscinrirlitiiii;;(Mi.  einschliesslicli  der  Zweige  materieller  Froduction,  auf  den 
Staat  oder  auf  einen  Sclbstverwaltungsköq^cr  i,auf  eine  ,/wangsgcmeiuwirth5chaft"i 
ab  offene  Frage  behandelt  worden  moss,  welche  wesentlich  nach  l{Qck^iehte|| 
socialer,  culturlicher,  ökonomischer  und  technischer  Zweckmässi;,^lkeit  zu  erit^-cheidcn 
ist  (Gruudlegang,  1.  Abtb.,  3.  Kap.,  von  der  Organisation  der  Volkswirthschaft).  Da 
gerade  sotcbe  RQcteicliteii  zeitlich  und  örtlich  rerscbieden  sind,  lassen  sich 
keine  nllfremeinen  absolut  giltigen  Begelii  .tuist<H<  h  Principiell  kann  jede  hioher- 
j^ehörige  Einrichtung  „öffentliche'*  Angelegenheit  des  Staats,  der  Gemeinde  werden, 
kaun  aber  auch  jede,  uuter  Umstiuiden,  Privatangelegenheit  bleiben. 

Auch  darObsf ,  ob  der  Staat  oder  roa  ihm  ermichtigt  ein  Selbstrerwahnngs- 
körper  eine  solche  Einrichtunj?  ausschliesslich  an  sich  ziehen  sie.  wieder  in 
diesem  Sinne  des  Worts,  „regalisiren")  oder  sie  uur  etwa  neben  den  Privat- 
wirthschaften  Übernehmen  soU,  ist  nach  wechselnden  Zweckmüssigkeitsrucksichteu  der 
angedenteton  Art  zu  entsclidden,  daher  doch  wieder  Jteino  allgemeine  Beg«l 
tn  geben. 

Die  Herauühebuug  bestiuuuter  eiuzelncr  Einrichtungen  dcü  Wohlfahrtsgebiet:», 
welche  in  unserer  Zeit  und  in  unseren  YoUBwirthschaften  passend  dem  Staate 

ausschliesslich  übertra;j:en  werden,  als  „moderne  h'egalien",  wie  nach  ^c^ 
neueren  Lohre  T..  Steins  von  de»  ,.lu't;alieii  des  rommunications-  und  des  UmUafd- 
weseus",  erscheint  demnach  auch  wiUlvurlich  und  gezwungen. 

S.  Stein,  Fin.,  3.  A.,  S.  229  fl'.;  5.  A.  II.  1,  250  ff.,  307  AT.  Im  Einzelnen  zur 
ersten  Kategorie  Post,  Eisenhahnen  (jetzt  auch  Wege,  ranäle.  Brücken,  5.  A.  S.  344\ 
Telegraph,  zur  zweiten  Münze,  Papiergeld,  Lotterie.  S.  darüber  and  dagegen  Fin.  I, 
S.  470  und  §.  204.  Vom  Standpuncte  der  neueren  Gemeinvirthscfaafkslenre  ans,  wie 
sie  Schäffle  in  seinem  System  und  ich  (in  meiner  Gründling),  jetzt  auch  Sax 
in  umfassenderer,  aber  ni.  E.  vielfach  unhaltbarer  Ausftthnins::  in  seiner  Grtindlegung 
zu  vertreten  suchen,  leidet  die  Stein 'tiche  Kegaliculehrc  auch  au  einem  principiellea 
Fehler:  sie  will  endgiltig  nur  gewisse  Einrichtungen  als  Bedingungen  des  socialen 
und  wirthschaftlichen  Zusammenlebens  dem  Staate  Qh-  rtraf^en.  In  anderen  Abschnitten 
seines  Werks,  so  schon  in  der  Gebuhrenlehre.  beim  Beri,'l)au  kumnit  Stein  denn  auch 
mit  seiner  Kegalienlohre  in  bestandii^e  Widersprüche.  S  l e  i  u 's»  Inconsequenz  in  seiner 
Schflidnng  von  GelMdiron  und  Kegalfen  rttgt  auch  Roscher  (Fin.  §.  22,  Note  2).  der 
sonst  mit  ^  jincm  en<;eren  (iebUbrenbegriff  anders  steht.  Steinas  jetzige  Unterscheidung 
von  ,,eigentiichon"  und  „EegaliengebUhren**  ist  übrigens  immerhiu  ein  Zagestandaiss 
an  die  hier  vertretene  andere  AufTa^ong.   Vgl.  Sax,  Grandiegang  8.  4$eC 


y  i^L-o  i.y  Google 


Debartngaog  ^ebahrauirtigor  Eiokommeazweige  m  den  SUat  u.  s.  w.  59 

Im  AUgemeineii  lässt  sich  nur  nachweisen,  dass  bei  den 
modernen  Gnltarrölkeru  immer  mehr  Einrichtungen  dieses 
Gebiets  Ökonomisch  nnd  technisch  fttr  die  gemein- 
wirtbsc haftliche  Gestaltung  fähig  werden  nnd  ans  den 
vencfaiedensten  nnd  wichtigsten  Zweckmässigkeitsgründen,  n.  A. 
socialpolitischer,  aber  anch  finanzpolitischer  Art,  dann  anch  dem 
Staate  und  der  Commune  vielfach  Ubertragen  werden.  Auch  ist 
ciu  solches  Vor^^clien  in  der  Regel  principieli  uiitl  practisch  /.u 
billigen.  Mchrlach  erlblgt  eine  solche  Uebertrag^ung  wuhl,  und  aus 
guten  GriindcD,  selbst  ausschliesslich,  so  dass  dann  mich  dcui 
puöitiven  Rechte  eines  Landes  diese  Einiichtiiugen  wieder 
Regalien''  genannt  werden  könnten^  ohne  aligemein  in  der 
Politischen  Oekonomie  als  solche  gelten  zn  mttsaen. 

Xane&Uiclt  auf  dem  Gebiete  des  Vcrkelmweseos  i.  v.  8.,  im  MUuz-«  llieilweitie 

im  Bank-,  Versiehe ruugs-,  iio  Coniiuuiiicatiooti-  tmd  Trausportwesca  ist  dies  die  Sach- 
l.i^ü  bei  uiw.  Schou  iui  ersten  Bande  ist  'ic/eiiit  wordct! ,  d  iss  eine  <iebttbrt'ii-Eiii- 
hchtong  durch  solche  „Keg^uli^iirung",  sobald  letztere  nur  doii  Zweck  lud,  die  Ilinrich- 
tottg  besAcr  ausführen  zu  hdfcu  und  nicht  &U  MiUel  zur  Erhebung  einer  eij^^ontliclicu 
>ttafr  dient,  nicht  aufhört.  /.Min  Gebührenwfscti  zti  zahhii  un«l  das»  daher  eine  be- 
»äudere  Einuahmeait  lic^aHsü"  dic:ier  liegali^i r un g  wogcu  iu  der 

Fiuanzvieseuschaft  nicht  ta  Btainiren  ist  (Fin.  I,  §.  '207,  210). 

Die  Entscheidung^  darüber,  ob  eine  Einrichtung  von  Staut, 
(icmeinde  o,  s.  w.  Uberhaupt  nnd  ob  sie  ausschliesslich 
abemommen  werden  soll,  mnss  dann  für  jede  einzelne  Gattung 
von  Einrichtungen  nach  den  eigenthttmlichen  Verhältnissen  derselben 
Dod  im  concreten  Fall  nach  Erwägang  aller  mit  in  Betracht  kom> 
menden  Gesichtspnncte  des  wirklichen  Lebens  erfolgen. 

I Mt  a  1  i  t  m  c  i  11  c  re  n  theurclt:^chca  uud  i)riucii)iellen  Krwaguugcn  für  jede  (iatlung 
Tu  I  1  ilieu  hAt  daher  namentUch  wieder  die  Innere  and  die  Wicthschaftlicbe  Ver- 
»iltungbkhre  zu  erörtern  und  nach  ihren  ncsi.  htspnnctcn  dann  /.ti  entscheiden,  z.  B. 
ub  and  vclchu  Schulen,  We^c,  Verkohrsaustalten,  Banken  u.  a.  w.  der  Staat  oder  ein 
SdlMtrenraltan^kOrpor  zu  ubciuehmeu  hat,  ob  autuchlicüslich  oder  ob  neben  den 
Päfitea  u.  9.  w. 

§.  27.  Allgemein  ist  dabei  abor  aucli  für  die  Theorie  aii- 
zQcrkennen,  dass  bei  jeder  solchen  Eiuzellrage  auch  das  Tin  an- 
zielte Moment  als  eine  der  zu  beachtenden  Zweckniässigkeits- 
rtteksicbten  mit  zu  sprechen  hat,  wie  denn  dieses  Moment  im  con- 
creten Fall  der  Praxis  nothwendig  stets  mit  entscheiden  wird, 
iosofera  ist  daher  anch  das  Gebiet  der  CnUnr*  nnd  Wohlfahrts- 
sebflhreD  nnd  der  bezQglichen  Einrichtungen  mehr  als  dasjenige 
der  Rechts-  nnd  Verwaltnngsgebtthren  ungleich  mit  ein  Gegen* 
stand  der  finanzwissensehaftlichen  Betraehtnn^, 
wenn  die  letztere  auch  nicht  die  endgilti^c  Eutsciicaluii^  iieitrii 
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kann  und  in  der  Praxis  nur  jeweilig  dea  Ausschlag  geben  darf, 
nicht  cm  itir  allemal  ihn  geben  sollte. 

Die  Sachlage  auf  den  beiden  Hauptgebieteii  des  Gebithrenwesens  ist  t-ben  ans 
zwei  (jrUoden  eine  wesciitlicli  verschiedene:  einmal  gelten  die  Kiniiehtung:eu  zur 
VenrirUichliog  des  Hechts-  und  Machtzveck^  nach  den  bei  uns  herrschrndeii  Äa> 
schaaang'en  an  sicli  —  abgesehen  von  der  (ii  >f  tltnng:.  dir  der  einzelnen  Kinrichtung 
gegeben  wird  —  lur  absolute  Existenz-  und  üedeihenübed Ingaugeu  däi 
geseUschalÜicheii  Zveammoiilebeiis  und  der  wirthflcbafttleheii  Th&tigkcit  im  Staate,  sie 
müssen  daher  mit  absoluter  Gewissheit  geschaflen  werden,  was  kaum  won  einer 
Einrichtung  auf  dem  Cnltur-  und  Wohlfabrtsgebiet  in  ähnlicher  Weise  zu  sagen  i^t 
Stein  2.  B.  3.  A.,  S.  233  sagt  AcLoliches  von  seinen  Kegaiieu,  —  offenbar  ent- 
weder abertreibend  oder  ganz  rerwiadte  FlUe  g leidier  Bedeatong  oder  selbet  frOaBerer 
(Wegewes.'n  ,  das  er  erst  nenerdinfrs  mit  den  Eisenbahnen  in  dieser  Hinsicht  gleich- 
stellt) willkürlich  ausschliesscnd.  Daher  der  Widei^ruch  iu  deo  ähnlichea  Bemer- 
kungen tlber  den  Bergbau  (S.  218  der  3.  A.)- 

So<lann  müssen  jene  ersterun  Einrichtungen  nach  unseren  Anschanongeo  und  in 
d<;r  That  auch  ]irincii>iell,  weil  Hif>  eben  erwähnte  Bedeutung  haben,  vom  Sta:%te 
oder  von  ciuum  durch  diesen  beauftragten  Körper  hergestellt  md  erhalten,  also  (in 
dieeem  Sinne)  „regalisirt**  werden:  eine  Wahl  zwischen  dem  Staate  n.  s.  w.  einer 
und  einer  Privatwirtlis<  haft  anderseits  ist  grundsätzlich  ausgeschlossen.  Gerade 
diese  Wahl  lie::t  aber  stets  bei  den  EinrichtTinpen  des  zweiten  Gebiets  vor.  Wegen 
der  absoluten  Bedeutung  und  der  Noihwuiidigkeit,  die  Einnciiluiigen  dos  erstea 
QebielB  dnrch  den  Staat  za  Bchaffen,  moas  also  hier  die  finansielle  Erwägung 
nodiwendig.  1^  t  vollständi-j-,  zurticktroten.  W<tren  ii.-r  nnr  relativen  Bedeut- 
ung der  Eiiaichtungen  des  zweiten  Gebiets  für  das  gesellschaftliche  Zusammenlebeu 
und  wegeu  der  Möglichkeit  der  Wahl  zwischen  „ölTenÜicher^  und  Privatthätigkeit, 
gewinnt  Iiier  die  finanxieUe  Erwignng  eine  Belbstindigere  Berechtig« Hg. 

Für  die  fiDanzielle  Seite  der  Frage  kommt  nttn  dreierlei 
in  Betracht:  einmal  die  Or Oese  dea  Gapitala,  welches  die  Ein- 
richtnng  beansprucht  bes.  desjeDigeD^  welches,  wegen  nnvoUatSn- 

diger  Amortisation ,  oder  weil  die  BescbafTang  des  Capitals  durch 
verzinsliche,  noch  niclit  getilgte  Schulden  erfolgt  ist,  die  Einrich- 
lang  finanziell  noch  belastet;  ferner  dieVertheilnng  des  Capitalä 
anf  stehendes  und  u  m  1  a  n  f  c  n  d  e  s ;  endlich  die  Aussicht,  dnrch 
wie  immer  princi|)iell  geregelte  Einnahmen  der  Einricbtnng  — 
nach  den  drei  möglichen  Principien:  dem  gewerblichen,  dem 
Gebahren-  und  dem  Stenerprincip  — ,  soweit  dies  nach  den 
Wirkungen  der  Einrichtung  geboten  oder  zulässig  erscheint ,  die 
laufenden  Betriebskosten  ganz  oder  theilweise  gedeekt  zu  sdien 
und  für  das  in  der  Einrichtung  steckende  Capital,  insbesondere 
auch  fttr  das  stehende  Capital,  die  fibliehe  Verzinsung  und  eventnell 
eine  Amortisattonsquote  zu  erhalten. 

Sebr  wiUltttTttcbe  «JBegeln**  Ober  das  ICaatt«  in  welchem  Oebflhrai  oderSteneni 
die  Kosten  decken  sollen,  stellt  Stein  S.  A.  S.  268  auf,  auch  noch  5.  A.  II,  1,  273  ff. 

ä.  unten      KT  f!. 

Gerade  diese  Aussicht  ist  bei  der  Natur  und  der  nur  rela- 
tiven Bedeutung  der  einzelnen  Einrichtungen  des  Cultur-  und 
Wohlfahrtsgebiets  und  bei  der  gewöhnlieh  vorhandenen  Differen- 
lirung  der  Vortheile  ihr  die  verschiedenen  Individuen  und  Glassen 
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des  Volks  und  flir  die  Yerscbiedenen  Landestheile  nicht  unbeachtet 
zu  lassen. 

Die  Anwendung  des  Principe  der  reinen  Ausgabe  verlangt  liier  vollends 
immer  eine  hc.->oiiiJ<'re  Beariuxiun^  in  jcdeui  einzelnen  Füll,  wclelio  nicht  so  leicht  zu 
itAbmeo  ist,  wie  das  in  der  Praxb  und  mitunter  selbst  in  der  Theorie  (z.  B.  in  BetrefT 
der  Beseitigung  tob  Wegegeld)  gesclüeht  Aber  ancli  lo  der  bloss  partiellen 
Uebernahme  eines  Theils  der  Verzinsungs-  und  der  laufenden  Betriebskosten,  wie  bei 
ei'.' r  --o  massigen  Ausotznnf^  der  (jebnliren,  d.iss  diese  Kosten  eben  durch  den  Oe- 
sa:Lmlcrirag  der  Gebuhren  theiU  eise  ungedeckt  bleiben,  ist  man  in  Praxis  und  Theorie 
'jh  zu  TillfähTjg  ZU  Gunsten  von  Specialintercssen  unter  Treisgabe  des  Finanz-  und 
•iimit  des  Ges.immtinferesses  (i.  B.  bei  Zweigen  der  Post,  bei  der  Telcgraphie).  Je 
höher  da;^  in  der  Emrichtuog  steckende  Capital  und  ein  je  grösserer  Tlieil  davon  ab 
stebesdes  Gapitel  fizirt  ist«  desto  nothwendiger  kann  es  sein,  die  volle  Deckung  der 
B'^tricbskosten  und  eine  gcnOgcndc  Verzinsung  des  Capitsts,  sowie  eine  ausreichende 
Amortisation  drs  siebendeu  C;»{iitals  ^•(»sichfrt  zu  haben,  nain''ntlich  wenn  das  Capital 
Jarch  Schulden  aufgebracht  wurde.  Sonst  drohen  ünanzielle  (iui'ahren  und  ein  hier  un- 
richtiger „Commiuisffliis**  reisst  ein,  indem  die  ganxe  Berftlkernng  ans  den  aUgcmeinen 
Smtseinnahmcn.  bez.  den  Steuern  Einrichtungen  bezahlen  muss,  welche  Uberwiegend 
üor  Interessen  von  Theilen  des  Volks,  besonders  der  w o Ii I h a b e n d e r e n  C 1  a s s e n , 
befriedigen.  Mnanzielle  Grunde  können  es  dann  auch  iuunerhin  räihlich  marlieu, 
geviäsc  Einrichtungen  nicht  auf  den  Stnnt  oder  die  Commun.  zu  ftbertragen,  selbst  auf 
die  Möglirli'-  i  :f  hin,  dass  diese  dann  c-anz  oder  tniiidestens  für  jetzt  unausgefuhrt  bleibi  ii. 
Ulier  es  uiuao  wenigstens  eiue  Beihilfe  der  nächsten  Interessenten  und  die 
Freiheit  in  der  Wahl  des  leitenden  Finanzprindps,  z.  B.  die  Hftglichlceit  vom 
'iobühreu-  zum  gewerblichen  Princip  überzugehen,  gesichert  sein.  Namentlich  bei 
so  ftQsscrordentÜch  kostspieligen  Einrichtungen  mit  doch  immer  erheblicher  DiÖe- 
re.iiirung  der  Voriheilc,  wie  z.  B.  bei  modernen  Vcrkehrsanstalten  (Eisen- 
bahnen!), znmal  wenn  dafür  vozinaliche  Schulden  den  Haushalt  belasten«  sind  solche 
üsaozieile  Buchsichten  recht  wohl  an  Platze. 

Dennoch  sollen  und  braaehen  anch  hier  finanzielle  Erwägungen 
Dicht  immer  den  Ausschlag  zu  geben.  Besondere  Interessen  der 
Oemeinsehafk,  z.  B.  politische,  milillirischey  soeialpolitiscbe,  kOnnen 
neben  den  Interessen  einzelner  privatwirthschaftlicber  Yerkehrskreise 
die  finanziellen  Bedenken  fiberwiegen.  Zu  Terlangen  ist  nur,  dass 
alle  diese  verschiedenen  Seiten  einer  Frage  und  darunter  auch 
die  liiianzielle  Seite  unparteiisch  erwogen  werden  und  dass  man 
sich  der  etw^aigen  absichtlicbcn  Zurtlckstellnng  letzterer  Seite  und 
der  finanziellen  wie  gonsti-m  Folgen  daraus  klar  bewnsst  ist. 

Die  zusammen faHsende  wissenschaftliche  Betrach- 
tUDg  der  Einrichtungen  des  y^Cultur-  und  Wohllahrts-GebUhren- 
weseos*'  wird  nach  den  auf  die  Dauer  als  maassgebend  anzuneh- 
menden yySachlichen"  —  im  Gegensatz  zu  finanziellen  —  Gesichts- 
pQQCten  am  Richtigsten  In  der  Inneren  und  in  der  Wirth- 
lehaftlichen  Verwaltungslehre  geschehen.  Auch  dabei 
baon  und  soll  eine  Hitberfieksichtigung  des  finanziellen  Moments 
erfolgen, 

Demfemftss  werden  aoch  diejenigen  iänrichtungcn  des  GebShreowesens,  welche 
^Whaapt  nach  unserem  Plane  im  System  derPoUttachen  Üekonomie  behandelt  werden 
nirht  hier  in  der  Finanzwissenschaff,  sondern  eventuell  in  uiidi  ren  Abthei!nii!rcn 
des  Werlis  (so  beim  Verkehrswegen),  beapruchen.  Hier  wird  jetzt  nur  über  die  l'inan- 
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zielU  Stit»;  .'in/einer  wichtigerer  dieser  Einrichtungen  refriirt  werden,  im  Wesent- 
lichen unter  einlacher  Bezagiuüimo  anf  ihr  thatsächliches  Yurkommea  im  modt^nea 
Staat,  «her  ohne  nihcres  Eingehen  anf  die  principietle  Frage,  oh  die  betreffenden 
Einrichtungen  überhaupt  dem  Staate,  der  Gemeinde  a.  s.  w.,  ausschliesslich  oder  neben 
den  Pritntwirthschaftcn,  zu  Ubertragen  sind,  z.  B.  was  die  Post,  das  Xelegraphea» 
Wesen,  das  Wegewescu,  die  Munzo  u.  a.  m.  aiJaogt 

Es  liegt  in  dieser  Beliandlnng  tbeilweise  eine  Abweicbnof  m  vielen  anderen 
finanzwisscnschaftlirlu  a  Autoren,  nameutli-h  .nirh  von  Kau,  welcher  einzelne  dieser 
(iegenstiinde,  besonders  die  Post,  auch  in  die  Finanzwissenschaft  hineinzog.  Kau 's 
wie  Anderer  Systematik  brachte  dadurch  nothwendig  Wiederholungen ,  bcsondcn> 
zwischen  der  Finanzwissensch  ift  und  der  Volkswirthschaftspolitik  mit  tich.  Diese 
sind  nirlit  wohl  ganz  zu  rernu-idcii .  nljcr  sie  lass-  n  sich  vci  fiii'i'iern .  wenn  man  die 
ünauziüUe  Seite  in  der  Volkswirthschaftspolitik  aud  die  FolkswirüischaftspoUtische  in 
der  Flnanzwlssenachaft  mehr  znrflcktreten  lisst  Vgl.  besonders  die  eingehenden  Ab- 
schnitte  über  Münze  i§.  196—202)  und  roUends  über  Post  (§.  205—210)  in  der 
Finanzwissenschaft  Kau 's  I  und  damit  meine  DaisteUnng  anten  §.  dl  (Monxe)  nnd 
CO— ti3  (Pobi). 

Znm  Thoil  findet  so  anch  eine  Abweichung  ron  der  Behandlong  der  priTat« 

wirthschafilicben  Einn.ihmczweige.  besondors  des  Commnnications-  und  Transport- 
wesens, im  ersten  Bande  meiner  Finanzwissenschaft  statt  (Fin.  I,  Buch  3,  1.  bis  5. 
Hauptabschnitt).  Die  Einwendungen  von  Stein  u.  A.  gegen  meine  Systematik  im 
1.  Bande  habe  ich  dort  mehrfacli  besprochen.  Sie  (refleu  nar  die  iltcre  Behandlnnf 
di  r  DoMi.im  n-,  Forstlehre  u.  s.  w.  Rau's  und  der  meisten,  namentlich  deutsch*»?! 
Autoren  in  gleichem  Maasse  und  sind,  wenn  auch  principiell  richtig,  doch  Gegen- 
gründen angesetzt.  S.  z.  B.  Pin.  I,  §.  7-,  auch  das  Vorwort  zur  S.  Auflag«.  Aacb 
(j.  Cohn  (Fin.  S.  88)  gebe  ich  daher  seine  Bemerkungen  gegen  meine  Behandlung 
der  Domänenlehre  u,  s.  w.  in  der  Fiuanzwissenschaft  als  berechtigt  /u.  Was  er  hier 
sagt,  habe  ich  selbst  schon  früher  a.  a.  0-  gesagt.  Practische  Kücksichteu,  namt^nt- 
lich  auf  die  Bedeutung  dieser  Zweige  im  heutigen  deutschen  Finanzwesen  mfichten 
anderseits  auch  mcin(^  und  die  ältere  Behandlung  zulässig  machen.  Ein  Mangel  Idrjl.t 
es  nach  dieser  Seite,  wenn  z.  B.  ein  Werk  wie  das  Cohn 'sehe  diese  Partieen  ganz 
weglässt.  —  Wenn  ich  hier  in  der  GebOhrenlebre  wieder  anders  und  mehr  nach  der 
von  Stein,  Cohn  n.  a.  m.  getuidort'Mi  Weise  verfahre,  so  ist  das  systomMisch  richtig 
und  verhütet,  wenn  mi-h  niidit  vullstandii^*,  was  nicht  mo^j^lich  ist,  so  doch  tlnniÜ'-hst 
Wi<Mierholungen  oder  Dujipelbearbeitungeu  desselben  Ucgenstandes.  Bei  den  iui  ersten 
Bande  behandelten  privatirirthschaAlichen  Zwdgen  ist  die  finanzielle  Seite  der  Frage 
(Domänen,  Forsten,  Eisenbahnen!)  übrijrens  auch  im  Ganzen  noch  von  grösserer  B'  - 
deutun^  als  im  (leliührenwesrn,  wonach  die  dorti|;e  eingehende  Erörtcninfr,  ob  über- 
haupt der  Staat  die  betrcUcadcu  Zweige  zu  ubernehmen  habe^  weuigsleus  theUwciac 
auch  in  der  Finanzwiasenschaft  sich  wohl  rechtfertigen  lAsst. 

IV.  —  §.  28.  Der  Uebergaug  von  Gebühren  in 
Steuern  (vgl.  oben      K)  17). 

Vgl.  besonders  Stein  a.  a.  ü.  über  Gebüluen  nnd  Verkehia*teuern.  —  Sätze, 
wie  z.  B.  dir  in  A.  S.  267  Uber  die  Hohe  der  (ie))ülir  und  Uber  den  Character 
der  Gebühr  als  Verkeil rssteucr  sind  freilich  in  dieser  i  nrmulirung  unrichtig  und  iti 
Widerspruch  mit  deu  andern  Ausführungen  ebendaselbst  und  a»  auderen  Stollen.  — 
(legen  Sau  lyeseichnet  Stein  aber  hier  doch  einen  wichtigen  Fortschiitl.  Bau  mengt 
(lobQhr  und  Steuer  noch  zu  sehr  unter  einander. 

Eine  Gebttbr  ist  eine  specielle  Gegenleistung  fttr  einen  Dienst 
lies  Staats  n.  s.  w.  und  —  bez.  oder  —  für  eine  Kostenvcrar- 

siichiiDg,  sl\bo  /ü^lcicli  ein  Ki^at^  von  Kosten.  Wo  diese  Merkmale 
bei  einer  Abgabe  gaux  ielileu  oder  wo  die  Hohe  der  Abgabe  au^eii- 
seheinlich  in  einem  nngtlnstigen  Missverhilltniss  zu  der  Bedeutung 
des  Diensts  (dem  Werth"  desselben  für  den  „Emptauger"  nnd 
GebUhrenpflicbtigeu)  und  der  Hübe  der  im  speciellen  gebUhreu- 
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pflicbtigen  Falle  Teiursachten  Kosten  steht,  da  bOit  diese  Abgabe 
im  ersten  Falle  ganz  auf,  eine  Gebühr  zu  sein,  nnd  ist  sie  im 
«weiten  Falle  nur  fUr  einen  Thetl  ihres  Betrags  eine  Gebtihr,  nem- 

lieh  nur  liir  denjenigen  Theil,  welcher  zu  jenem  Werth  oder  jener 
Kostenvenirsachnng  als  Preis",  bez.  als  Kostenersatz  in  „aii^^c 
messeuem"  Verhältui>.s  steht.  Der  Maassstab  wird  in  letzterer  Hin- 
sicht den  Gestaltnngeu  itder,  wo  ein  solcher  Vergleich  nieht  un- 
mittelbar statthaft  ist,  den  Gesichtspuneten  des  privatwirthschalt- 
licben  Verkehrs  (namentlich  in  Betreff  der  Preishöhe)  zn  entnehmen 
sein.  Die  betreffende  (Gesammt-)Abgal)e,  welche  als  sogenannte 
„Gebühr''  erhoben  wird,  wird  im  einen  Falle  gans,  im  anderen  für 
den  Qbrigen  Theil  ihres  Betrags  eine  eigentliche  Steuer. 

Die  Geschichte  nnd  die  gegenwärtige  Praxis  der  Finanzwirth- 
sehaft  der  Cnltorstaaten  zeigen  nun,  wie  schon  mehrfach  erwähnt, 
Tielc  Abgaben,  welche  Uberhaupt  fälschlich  oder  doch  nur  theil- 
weise  mit  Recht  als  „Geblihi  en"  gelten ,  während  sie  ganz  oder 
grüsstentheils  Steuern  sind,  im  letzteren  Falle  also  einen  ge- 
mischten Character  haben. 

Unbcwuäst  and  mit  Absicht,  so  z.  B.  bei  alteren  GcbUliron/.weigen  in  der  Konii 
roa  FioADZTcgalien  (Münze,  Post),  bei  den  neueren  sogenannten  KegiütergebUkreu,  bei 
Tiden  Gerlcbtsgebolireii,  so  im  Gebiet  der  frdwilligeii  GericbtsbaÄeit,  sind  solcbe  Ver^ 

li  iltaissc  <'ntsfantleii  Der  Fiscalismus  (kr  fruliLirii  Zeit,  Finanznftthcn  der  Gegenwart 
lubrten  immer  l  'u  \d  •la/u  und  hemmten  jUeformea  (franzi^schcs  iunregistrement: 
lin.  III,  §.  21  t.  2i:>—12o). 

Für  die  Pinanzwissenschaft  und  fUr  die  rationelle  Finanzpraxis 
i&t  es  nun  die  wichtige,  in  manchen  Fällen  nicht  so  leichte  Äut- 
gabcj  bei  jeder  Art  hierhergehöriger  „Abgaben"  festzustellen,  ob 
nnd  wie  weit  diese  Gebühren  oder  eigentliche  Stenern  sind. 

Der  Character  ?on  Abgaben«  welcbe  nar  das  eine  oder  das  andere  sind,  iA 

«rewöhnlich  nicht  «rh-wrr  zn  Ijcstimmen ,  w<-nn  es  ^urh  nn  rinorn  einfachen  ganz, 
objectiven  Kriturion  incistons  fehlt.  «Stein  imiia,  mit  Bezug  auf  die  hiiutigc  Ue- 
b>ihren-  nnd  Steaerorbeboog  in  Form  des  Stc mjiels,  .jeder  Stempel  sei  einGebührcn- 
itcmp'  l.  wenn  er  obn<:  B<  zichaog  auf  den  Wcrtb.  drii  d  is  «rcstempcite  Docttment  für 
Icn  Betlieiligten  bat.  fordert  werde  und  daher  filr  alle  betretl'endcn  Documcnfe  -Iri.  h 
M  l.  Jeder  Stempel  sei  ein  Stetterstem|iel,  wenn  er  nach  dem  Werthe  des  Documenus 
äieigt  oder  (lllt  Diese  Ontencheidnng  sei  sehr  einfach  und  theoretisch  sehr  leicht 
durchzuführen",  {ß.  A.  S.  520  ähnlich  5.  A.  II,  2,  214.)  Sie  irilli  in  der  That  oft 
?u,  aber  ni<  ht  immer.  Man  kann  den  Stempel  Iii  r  nicht  von  der  direoten  Einziolniii!^ 
n.  71  ii'.)  trenucu.  £iue  nach  dem  Werth  abgestufte  Abgabe,  z.  B.  bei  gniiid- 
bicheriielien  Eintragungen,  verliert  den  OebQhTeocharacter  nicht  durch  die  Abstofang 
an  sifli.  Denn  diese  letztere  kann  mich  ein  nothwendipes  Mittel  Pein,  <1i(i  Derknnir 
ier  (ieiiammtiiOiiteu  der  Einrichtung  zu  sichern  und  beaeer  auf  die  Interessenten  zu 
F'.rtheilen. 

Schwieriger  ist  es  bei  den  Abgaben  gemischten  Cli.(nirt>rs  /u  rnuitteln, 
»♦richer  Tbcil  von  <Jehiihr,  welcher  Steuer  ist.  D.i  die  ricliti^e  .Maximalhöhe  einer 
^Gebühr"  immer  etwaü  ?on  bubjectivem  Ermessen  abbringen  wird,  jedenfalls  eine  feste 
ZaUeni^ie  fddt,  z.  B.  für  me  Hohe,  ron  wo  an  dio  tiebuhr  in  die  Steuer  flber- 
geht.  so  miiss  man  sich  natttrlicb  in  Theorie  nnd  Praxis  mit  einer  annfthoTungs- 
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wf^iscn  FcstsfpÜunp  der  briilen  hoterogoncn  R'»«!taiidth>:'ilo  <li^r  Abiralic  b  '^Ti'isren, 
was  aber  auch  auüroicht.  YcrgleichougOD  der  Abgabes&t/.o  mit  (Joncurrenz-Preben 
dfls  Verleim  ▼eidoa  Anhaltspaiicte  bieten,  wie  auch  NeonaBii  heirofhebt  {,^temeft^ 
S.  »n:>i    das  Plus  der  Abgaben  Uber  dsn  Batiag  solcheii  Praisea  vin  «bim 

Noch  schwieriger  ist  jedoch  sodano  die  weitere  fioanswissen- 
schafUiche  Aafgabe,  über  eine  solche  Abgabe  ein  principielles 
Urtheil,  hinsichtlich  ihrer  Berechtignng,  zn  ftUen.  Denn  eine 
Abgabe ,  welche  nachweisbar  überhaupt  nicht  oder  doch  nur  theil- 
weiseGebtlhr  ist,  ist  deshalb  als  Steuer  noch  nicht  ohne  Weiteres 
verwerflich,  sondern  mitunter  sogar  gcrechUtitigt,  zweckmässig 
uüd  .Hclböt  geboten. 

Darüber  wird  iu  der  allgcioeinen  Stcucrlehre,  insbesondere  im  Abschnitt  vod  der 
Vcriehnstener,  weiter  zo  handeln  sein. 

An  dieser  Stelle  soll  nnn  znm  VerstSndniss  des  Geblibrenweaens 
knns  erörtert  werden,  in  welchen  Fällen  Gebühren  in  Stenern 

übergehen  oder  letztere  fülschlich  als  Gebühren  gelten 

und  zu  welcher  Hauptart  von  »Steuern  diese  Abgaben  als- 
dann gehören. 

Ocftcrs  ist  es  die  gleichartige  oder  aholichc  Erbebuiigsform,  bcäoudcn» 
die  £rhebaog  mittelst  des  Mfenannteit  Stempeln«  trelcbe  den  G3iarael«r  einer  Abgalw 

als  Gebühr  und  als  Steuer  ver«"isrlit  D.ts  ist  sclion  frülirtr  iiäh.  r  dargelej^  worden. 
(Fin.  I,  §.  206.)  Durch  die  Erhebung^turm  darf  mau  sich  also  uicbt  täuschen  lassen. 
Die  ältere  Finanztheorie,  tbcilvcisc  selbst  noch  Raa,  that  dies  Öfters  und  gelangt«.^ 
deshalb  weder  /n  einer  rallstftndig  klaren  Erltanntniss  der  GebQbren,  noch  der  nii 
dieaen  verbundenen  Stenern. 

§.  29.  Die  Öffentlichen  Einrichtungen,  an  welche  sieh  Ge- 
bühren knüpfen,  sind  in  der  Praxis  namentlich  in  zwei  Reiben 
von  Füllen  dazn  benutzt  worden,  nm  gleichseitig  statt  oder  neben 
der  Gebühr  eine  Steuer  zu  erheben. 

Einmal  wurde  und  wird  öfters  noch  die  Benutzung  einer 
Staatsein  riebt  11  befohlen  und  zwar  in  Fällen,  wo  ein  sach- 
lich er  Grund  dazu  nicht  vorliegt,  sondern  wo  nur  im  Fin  an  z- 
iuteressc  die  Oelegenbeit  wahrgenommen  wird,  auf  diese  Art 
eine  Abgabe  zu  erheben.  Hier  wird  mithin  eine  „Leistung"  des 
Staats  „zu  Gunsten^'  des  Abgabepflichtigen  fiugirt  oder  unnöthig 
aufgezwungen  und  dadurch  der  Abgabe  nur  der  äussere 
Schein  der  Gebühr  verliehen :  „scheinbare  Gebühren^'. 

Frill.'  dieser  Art  liegen  im  System  >lf'r  öffentlichen  Btlcher  und  in  ilem 
damit  verbundenen  Uegit^terwesen  mitunter  ror  42,  Id.  Das  practisch  wich- 
tigste Beispiel  bietet  die  französiche  Gesetzgebung  Uber  das  Enrogistremen t. 
welche  im  3.  Bande  dieses  Werks  eingehend  dargestellt  nnd  kritisirt  wird  (Fin.  III, 
^.  21.S — 225).  Einzelne  Bcispicfc  findi  ii  sich  auch  sonst  mitanter  bei  Abgaben  f  r 
Acte  der  freiwilligen  (ierichtsbarkeit  und  im  aUgemeiuen  Stempel wcsen.  Allgemein 
gehSrt  «nch  die  Vorschrift,  dnss  Drknnden  oder  gewiise  Arten  dnron,  geldwertho 
Papiere  u.  s.  w.  eine  Abgabe  in  Form  eines  Stempels  zahlen  müssen,  hierher,  wenn 
sie  in  der  nicht  allgemein  zatreffenden  Weise  gocechtfertigt  wird,  dnas  der 
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Staat  dnrch  den  Schutz,  evenfnell  durch  die  ererirhtliche  Erzwingbarkeit ,  welche  er 
Jeu  bctreücjiden  Vertrag&»chltes>9ujigca  in  Aut»bicht  stellt,  liiur  stets  eluoii  :ipecielleu 
Dieittt  leiste,  dem  jeLe  Abg&bo  «Is  Gebtthr  entspreche.  Dies  der  Standpanet  gewisser 
';itrem-?r  Richtungen  der  nach-smilhischen  National-Oekonomie.  z.  B.  einzeluer  deutscher 
rr-ihaiidler»  wie  AI.  Meyer'»  io  dem  Aufsatz  Stempelsteuern  in  Faucher's  Viertel- 
jabräclirift  1864.  Meistens  kann  diese  Abgabe,  wenn  überhaupt,  so  nur  als  Steuer 
fsreehtfeitigi  werden. 

In  einer  zweiten  Reihe  von  Fällen  wird  zwar  eine  wirk- 
liche J.Gebühr"  erhoben,  aber  die  betreffende  „Ab gäbe"  wird 
absieht Iteh  6o  hoch  uormirt,  da^ö  sie  sich  in  eine  ,,8 teuer'* 
verwandelt. 

Dieser  Fall  bt  in  der  Finanzpraxis  sehr  häufig  vorgekommen ;  leicht  begreiflich, 
-eil  die  Maassr^el  technisch  einfach  durchzuführen  ist  und  der  Fiscalismas  lUer  einer 
tfwken  Versuchung  ausgesetzt  wird.  Die  älteren  Finanzregalien,  die  RegitfCoijgebQlireii, 
-laclie  Abgraben  für  Acte  der  frei  willigen  Gerichtsbarkeit,  manche  sogenannte  Stempel- 

abgabeu  sind  die  wichtigsten  Beisjnele. 

Ob  nun  iu  diesen  und  in  den  ersten  Heiben  von  Fällen  die 
Steaer  gerechtfertigt  ist,  das  mnss  offenbar  nach  den  Grnnd- 
sätzen  der  Bestenerung  entschieden  werden.  Es  kommt 
hierbei  zunächst  namentlich  darauf  an,  wie  die  Abgabe  als 
Steuer  wirkt  ond  unter  welche  Kategorie  von  Steaern  sie 
daher  nach  dieser  ihrer  Wirkung  zu  stellen  ist»  Alsdann  ist  der 
allgemeine  steuerpolitische  und  steuersystematische  Werth  dieser 
^^anzen  Stenerk ategorie,  sowie  auch  der  Umstand  zu  be- 
achten, ob  diese  letztere  durch  liiuxutiitt  der  betreiTeudeu  Al)^^al)e 
nicht  selbst  eine  andere  Bedeutung  gewinnt.  Endlich  frajrt  es  sich 
im  concreten  Fall,  bei  einer  Abgabe  in  einem  b  es  ii  m  m  t  e n 
Lande  mit  dem  und  dem  besteh  enden  Steuersystem,  ob 
Dach  der  Beschaffenheit  dieses  letzteren  die  Abgabe  als  Steuer  zu 
billigen  ist.  Die  Erörterung  wird  also  immer  mit  einem  relativen 
Urtfaeil  abschliessen  mttssen. 

Beschränken  wir  uns  hier  jetzt  auf  die  allgemeinste  Betrach- 
tung der  Steuerwirkungen  einer  solchen  Abgabe ,  so  kann  die 
letztere  darnach  zu  den  Verbrauchssteuern  und  zu  den  Er- 
werbssteuern, spcciell  zu  derjenigen  Unterart  derselben,  welcher 
man  neuerdings  den  Kamen  y^Verkehrssteueru"  gegeben  hat, 
gehören. 

Ich  schliessc  unch  Ittzteier  Terminologie  L.  v.  Stein 's  an,  trou  der  ^uh  später 
-jgebenden,  etwas  abweichenden  Begründung  und  Begrenzung  dieser  Art  von  Abgaben. 
S.  Stein.  Ein..  3.  A.,  »S.  .jl9.  Der  Ausdruck  in  ein.  in  d.m  Steinschen  ungefähr 
(ieichen  oder  dodi  ähnlichen  Sinn  hat  »ich  auch  iu  der  neueren  Theorie  und  selbst 
ii  ActenstOcfcen  der  Practiker,  z.  B.  in  den  deatschen  bandesrAthlichen  Gonmissicns- 
hetichten  ttber  Stempel  u.  s.  w.  eingebürgert.  Zu  den  Erwerbsstcucrn  im  weiteren 
Sinne  rechne  icli  diese  „VorkehiBSteaern*'  Übrigen»  doch.  S.  unten  in  Buch  5  das 
R&pitel  vom  „Steuersystem". 

4.  Wagner,  FioaiuwiaHBtdiart.  Ii.  &  AuA.  5 
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Die  Verbrauchsateaern  scbiiessen  sieb  an  die  A(tc  ao, 
in  welcben  das  Einkommen  zum  Beliut  der  Befriedigang  der  per- 
BOolicbeo  BedUrlniBBey  also  regelmässig  bei  der  Veraasgabang, 
zam  Vorschein  kommt. 

Mancherlei  Gebühren  k>>iii> n  bei  einer  beatimmten  Hfthe  ZffgleiGh  Vit  alä  aolche 
Verbrauchssteuern  fiinjrircn.  /  B.  das  We>(e}feM  (bei  Vertrnngoiigsfahrteu'i.  dai  Brief- 
porto, die  Teiegraj»heiigebulu  {hei  der  Corrc£>poudcit2  fur  rein  püi>öDliche  Zwecke,  — 
1d  Ontencliied  ton  ErireHMzveekdii  Abgaben  fflr  Leptitioütioitspapiere  im  Reise- 
verkehr (für  Pässe)  Q.  a.  lu.,  möglicher  Weihe  Mlbst  Schulgeld. 

Ueber  die  einzelnen  Fälle  ist  nach  den  Geaiebtitpnncten  der 
Verbraocbsbesteaerung  zu  nrtheilen.  Allgemein  braucht  nach  diesen 

das  Steoerelement  von  solchen  Gebttbren  nicht  ausgeschlossen  zo 

werden. 

Die  Erwerbs  steuern  sclilieBsen  sieb  zunäehst  an  die 
grossen  berufsm&ssigen  Erwerbszweige  und  deren  Er- 
trag, sodann  an  die  einzelnen  Aete^  durch  welche  Ertrüge, 

bez.  Eiukomnieu  erworben  oder  Gewinne  realisirt  werden,  an.  Im 
letzteren  Fall  kauu  mau  sie  Verkc  Ii  rs  steuern'*  nennen.  So- 
wobl  die  oben  genannten  scheinbaren  „Gcbfibren'*  als  auch 
wirkliche  Gebühren  ciuen  höheren  Ausmaasses  sind  vieltacb 
als  solche  Steuern  zu  characterisircn. 

Viele  Stempel-  uud  ähnÜf  bo  At)j:ibcMi.  die  meist  jn  Kegi8ter.,gebührea"  ia  dem 
UbUchcu  huheu  BetraKO»  die  Abgaben  vum  Ueberg.uig  von  Eiguuthuu  uud  ForderuogCQ 
anter  Lebenden.  f^ehOreu  debin.   Aber  auch  b  Obere  Abgaben  für  VerkehfMuiatalien, 

fiir  Post.  Tclegraplii- .  Strasi '  ii  Idniicn  i.u  Erwerb>-  bez.  Verkehr;j>teULin  worden,  in- 
dem dif  einzelnen  Falle,  in  welchen  sie  zu  entrichten  sind,  gewisäcrmaassen  als  Be- 
dingung der  (iewinnung  des  Ertrags  und  /.u^^leich  als  Merkmale  gelten.  au:> 
denen  auf  die  Höhe  des  Ertrags  vUuisat/es  u.  s.  w.)  mit  geschlossen  werden 
darf.  Damit  i-t  .i'n  r  lit  wieder,  wie  Stein  e:i  tlmt  f"!.  A.  S.  2071  in  jed.  r  (»tbuhr 
als  solcher  der  Üharucter  der  Verkehraiatcuer  zu  liudeu,  —  üu  Wldeibpiuch  mit  btelu  s 
Konbtiger  Auffaittttn;. 

Ueber  das  Einzelne  ist  nncb  den  Gesichtspuncten  des  Erwerb»- 

slciierweseus,  speciell  der  V erkehrsstciu-rn  zu  uilhcilcii.    Die  dem 
giMniiss  anzustellende  I  nlersncbung  ergiebt,  wie  sich  später  zeigen 
wird,  (lass  ii:  manchen  Fällen  die  Erhebung  einer  bezüglichen  Ah 
gäbe  an  sich  als  „Steuer"  oder  in  einer  Höhe,  welche  ausser 
einer  Gebühr  ein  Steuerelement  in  sich  scbliesst,  zulässig,  öfters 
berechtigt  und  mehrfach  selbst  geboten  ist. 

Noth wendig  bleibt  nur  immer  die  Scheidung  des  Gebttbren- 
und  des  Steucrgesichtspuncts  bei  der  Beurth eilung  der  Abgabe 
llberbanpty  wie  bei  derjenigen  ihrer  etwaigen  beiden  Elemente  und 
ihrer  Utfhe. 


Digitized  by  Google 


67 


Zweites  Kapitel. 
Specielle  C^ebülirenlehre« 

Erster  Eanptabscbnitt. 
Das  System  der  Gebühren. 

1.  Abschnitt. 

Die  KeeiiUi*  und  YerwaltungsfelilUureiu 

Literarische  Kadiweisttngen  und  Gesetzgeboog 

nebst  o rientirenden  Vorbemerkungen. 

§.  30.  Die  älteren  Schriftsteller  haben  regclinäsäig  nur  Ansätze,  vie  zu  einem  Ge- 
bttlirensyätum  überhaupt.  auch  zu  einum  Bolchen  der  hierher^ehöri^^eti  entea  Haupt- 
?"(ppe  fl..r  fjcbuhreii.  (fi.'Wöhiili.ii  heben  sie  nur  eine  An/alil  von  Gebilhron^'reii.M  ii  ber- 
aum. 10  zR-miic-h  vUJkabrlicher  Zuü-aiDuicnfaääuuiK:  und  Beihenlulge  und  ohno  auch  nur  nach 
daer  gewissen  VoUstlndigkeil  su  streben,  indem  slo  etw«  die  Efnrichtuu^en  eines 
einzelnen  Landes  zum  AuäK;augspunct  nehmen. 

Kau,  Fin.  I.  t*.  280  11.  hat  ein  Sy:^tcm  der  Gebühren  aufgestellt,  das  zwar 
nicht  formal  uuncLtig  i.^t,  aber  niateiiLÜ  an  der  Vermengun^  von  Gebühr  und 
Stener»  an  der  ungenügenden  Auffassung  des  Stempels  und  in  der  Durchführung  auch 
an  grosser  UiivuIIstrirnli'rktit  leidet,  auch  abeesfjbe»  von  t\nr  iimirlitiu-en  Ausscheidung 
r«gaUsirtor  Gebuhrenzweige.  Er  unterscheidet:  A)  iu  ailcu  Zweigen  der  Staats- 
Tcnralning  roritommende  Gebtüiren:  Stempclgerälle ,  Taxen  ron  Amts-  und  Wurden- 
ertheilungen ;  B)  einzelnen  Zweigen  der  Regit  luiiL'  -cschäfte  angehörende:  1)  aus  der 
Rechtspflege,  2)  aus  der  Schnt/poIizei ,  8'  m»  der  Sfaatsvortheidignng  (Gebühren  bei 
de;  EutUitsung  aus  dem  Watieudienste; ,  1;  aus  der  Vulkswirthschaftspätigc  (Stra^iseu- 
gdd,  WaseenoU,  Abgaben  roD  Geverbsreil<^hnngoB«  von  ErfindungspAtenteD,  Beftcste« 
niDgskosten,  Consulatsgebühren),  S\  aus  der  Ydltsbildangssoi^fe  (IdrchUclie  DJspenaatioii»- 
Acte,  Schulgelder  u.  s.  w.j. 

Stein  trilft  der  Yonrurf  wegen  der  Regalien  auch.  Im  Wesentlichen  bat  er 
dem  Gebabrensystem  das  Systi^m  der  Verwaltung  zu  Grande  gelegt  und  sich  dabei 
»a  sein  ^riS-^^-r'^'^  Werk  (iV)cr  Verwa1tnni,^^l'  lir.'  anj:r<ch!osscn ,  auf  d«s  auch  irh  mich 
btsondcrs  für  di«-  Innert'  Verwaltung  zumeist  bi/ih'  S.  den  Abriss  iu  Stein 's 
Haadboch  der  Yvnraltang&lehTe.  Er  trennt  5  Haupt>,<ibiete  der  Yenraltanf^  nnd  des 
Gcbührenwescus:  Aousscros,  Heeresverwaltung,  ['inanzen .  Reclitspflege ,  Inneres,  bei 
küteror  wieder  ViTwaUnnj  ih  >  physischen,  geistigen.  wirJhschafrlirhcii  und  gcsell- 
schafilichen  Leben»,  hi- r  im  Kinzelncn  ^lauchcs  sehr  bubjectiv  und  willkürlich. 
Im.  5.  A.  II.  1,  270  Ii  Rei  Stein  wie  bisher  gewöhnlich  fehlt  die  Einthcilung 
der  Gebühren  in  iVu-  lioiden  Hauptclassen :  Rechts-  nii'l  \'ci waltnnus-  ti<_'l>Ht  Cultur- 
ftad  Wohlfahrts-tiebühren  iViu.  I,  §.  205).  Durch  diudc  Emthuiluug  erlangt  mau  in.  JC 
ent  die  richtige  Stellung  zum  Gebtthrenireien  nnd  zu  der  rerscbiedenen  finanziellen 
B^baudlung  desselben,  wie  oben  (§.  25  ff.)  gezeigt  wurde.  Der  Gedanke,  den  Stein 
^f.i  seinen  „Regalien"  verfolgt,  gilt  ei niger na n  für  meine  ganze  "r-N  flnsse 
Ucbohren,  aber  triiil  gerade  bei  den  Gegenständen  der  Stein  sehen  Regalien  nicht  uder 
veoiger  n.  Ein  grosserer  Mangel  Stein  s  scheint  mir  zu  sein,  dass  er  in  derGebtthren- 
lehrc  nicht  Weiter  innerhalb  der  Venvaltiiii^^sirruppen  auf  die  Art  der  Leistungen,  bez. 
der  ödentlichen  Thätigkciten  cing<<ht.  Dadurch  gewinne  ich  den  eigentlich  likono- 
■ischen  Gesichtspunct  für  die  finanzielle  Regelung  der  Gebuhren  und  ihrer  Höhe. 

VgL  sonst  Pfeiffer,  Staatseinnahmen  I.  201  11.,  dessen  .,System''  ich  nicht  so 
in  loben  v<^rmag,  wie  Stein  es  thut.  —  v.  Hock  Öffentliche  Abgaben.       31 — 34 

rite  practischc  Bemerkunguu,  aber  uuyollständigeü  System).  —  UmpfoubacU  l. 
2i-^4.  2.  A.  §.  50—69.  —  M.  Block  in  Fauchers  YolkswirthschafUicher  Yiertel- 
j*br»chrift  1878,  L  —  AI.  Meyer  ebendastit-t  isni.  Hl,  S.  51  ff.  —  Besonders 
ßcäohr.^ soff  a.  a  0.  —  Schüffle.  Steueq  ulitik  S.  4UG — 550  (einschlies««Hch  der  mit 
»Js  „(iebühren"'  behandelten  Vcrkehrssteuorn  u,  dgl.  m.).  —  Roscher,  l  in.,  §.  23  (all- 

5* 
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gemeine  Gebtthren,  Vcrwaltaugsgebttbrea  —  woruutor  «uch  die  voa  BildaQ^csanstalteb, 
ebiÜKdder,  „nw  Art  Gebtün**,  doeb  sehr  gezwungen  Uer  dngeacliftltet,  wasdieUobtH- 

barkeit  des  Roscherschen  engeren  Gebühren bej^riifs  auch  zeigen  kann  — ,  Justiz- 
pobilhren).  —  Schall,  im  Schöiibcrg^cliea  Hatnibtich,  2.  A.  III.  lüO  ff.,  eine  rorztisr- 
licheund  in  knappem  JbUhmcn  rcichhalti;£cDar;>tciluu^,  uutuilich,  nacbSch  all  \  crwaliater 
AaffasMiDg,  mit  AoflüCblass  der  zweiten  Gebuhrenclasse  (auf  Galtnr-  und  Wohlfafartäffebiet). 
—  Neumann  in  scint-r  Schrift  .,dic  Stfuer*'  l,  499  ff,  auch  sonst  passim.  S.  5  iS.  5331.  nur 
ein  Schema,  das  ?om  Standpuucte  der  Untersuchung  licbt^er  Cla&>iüc&üou  der  ödcni- 
Ücben  Einnahmen  naher  begruodct  wird  i,S.  553),  ohne  soosdge  Ansftlbrang:  Unief' 
Scheidung  fou  „eigentlichen"  Gcbuhrun  oder  AmUiftcbahren  (Gerichte.  JustizrernraJtang, 
aber  auch  (jcbviliren  der  Polizei,  ihr  Fvircfien-,  Schul-,  Sanitäts-.  Consiilats-,  Finanz-, 
Militärverwaltung,  denen  dann  als  „öliuniiicbe  Unternehmniigäernkunttc'*  die  aas  Ver- 
kehiwiuitalten ,  Gbnlleo,  Wegen,  HIfen,  Gas-.  Wasserleitungen  o.  s.  w.  und  nie  ein 
Rest  auch  „RegalLinkünfre''  [Flöss-,  Flussgold-.  \Va>scr-,  Rt-rnäteinragnl  B.  s.  V.)  ffSgen- 
Uber  gestellt  werden.    S,  aurh  Korn,  Finan/aichiv  1.  1"!  If. 

31.  Die  üc:>ct^^cbuüg  über  (icbukrcu  iit  natürlich  eiuu  u ug cm e i n  aus- 
l^edchnte.  Ueber  Stempel«  Registergobuhren  und  Verwandtes  bestehen 
gewöhnlic  h  b e  so  n  d  e r  e  G  es  et z e ,  Oftons  ein  oder  wenisre  H  a  u  pt  gesetzo  mit  spiteVSA 
Kor  eile  a  und  zahlreichen  VolUugsinstrnctionen.  antbeutischen  Inturpretationea  a.  w, 
Pies  Recht^bieC  wird  dadorch  in  elnxelnen  Staaten  ftst  nnttbersehbar.  die  gesetzlichen 
Bestiniinanfea  sind  eine  rudis  indigestaque  molsi»  wie  nur  je  eine  in  der  Geset/gebang 
vorgekommen,  so  besoti  lers  in  Frankreich,  wo  man  schon  vor  einiger  Zeit  berechnete, 
dasa  das  sogenannte  Enregistremont  auf  210  legislatiren  VerfUgonKen  beruhe  und  seit 
1790  an  2500  Instfnctionen  der  Verwaltung  an  ihre  Agenten  darüber  ergangen  sden 
(Leroy-Beaulieu,  I,  48T.    Meine  Fin.  III,  505  ff.) 

Diese  ßeschati'enhcit  einer  solchen  Gesetzgebung  ist  auch  ftlr  die  tiuanzwissen- 
schaftlicbe  Theorie  zu  beachten,  weil  sich  darin  eine  sehr  bedenkliche  Seite  dieser 
Abgaben  zeigt:  c-t  fehlt  an  Einfachheit,  Sicherheit  und  Bestimmtheit  der 
Besteuerung.  Auf  dem  Gebiete  des  Stempels  und  der  Rejfistergebühren  hat  man  es 
?orncmlicb  mit  (V crkchrä-)Steuoru  zu  tbun,  aber  eigentliche  Gebuhren 
lanfen  Öfters«  theib  in  ein  nnd  derselben  (Gesanmt-)  Abgabe*  theüs  in  einzelnen 
speciellen  Abgaben  des  Tarifes  mit  unter.  Dies  erschwert  die  Darstellung  und  das 
Ver->tändni>i  wiederum.  Die  betreffenden  Abgaben  knüpfen  sich  an  die  rcrschiedensten 
priviticu  Kcchtsgeschäftc  an.  Daher  werden  oft  die  schwierigsten  und  feinstcu 
Fragen  des  Privatrecbts  dabei  bertthrt«  ~  was  dieser  Materie  z.  B.  in  Franlnefch  die 
Zuneipung^  der  .Tunsten  zufezojren  hat,  wührend  es  bei  uns  noch  an  eins-ehcnder 
juristischer  Behandlung  fehlt.  Schon  Rau  citirte  eine  oft  in  Frankreich  angeführte 
Bemerkong  ron  Troplong  iDictionnaire  de  l'administration  franQ»ise  von  Block, 
p.  760)  in  §.  280a:  ,«La  loi  sur  1  ctirei;ibtrement  ^t  pout  mnib  untres  I6gistes  la  plas 
noble,  on  pour  mieux  dire,  la  seule  noble  entre  tontcs  le^  luis  fiscales.  Qaand  le  fisc 
reut  pcrcevoir  nn  droit  d'enregistremcut  .  .  .  il  faut  presqu  il  se  fas<>e  docteur  lois, 
afin  de  ptat'trer  dans  rinfinie  rariötö  des  actes  de  la  vie  civile.**  Aeholiches  ersieht 
man  aus  dem  unten  genannten  Bericht  der  bundesräthlichen  Stempelsteuercomuiission 
¥on  1877.  Frntrcn  des  Stempelwesens  und  der  Ivedsters'ebithren  werden  so  leielu  zu 
verwickeUca  rrivaircchtsfragen  und  dadurch  auch  für  Uic  linanzpra-vis  und  l  inau/- 
wiuenscbaft  noch  schwieriger;  gewiss  kein  Vorzug  dieser  Abgaben,  wie  auch  Raa 
betonte,  und  wieder  ein  Umstand,  d.  r  zu  r  V.ir>icht  bei  der  Ausdehnung  des  Ssstems 
rfttb«  wie  man  sich  aus  den  Berathungen  der  deutächeu  buudeär&thlicben  Gommissioneu 
von  1873  und  1877  ttberzengen  kann. 

Das  althistorische  Vi  e  ri  ch  tskoste  n  wesen  ist  neuerdings  gewöhnlich  neugestaltet, 
wobei  auf  dem  bezüiilieh -n  lu  <;li(-irebiet  eine  Godification  stattjtefunden  hat  Ist 
es  dadurch  auch  leichter  zu  übersehen  und  verständlicher,  so  bereitet  es  durch  seine 
nahe  Beziebong  zum  Proee»  n.  s.  w.  doch  wieder  fOr  die  practisehe  Anwondong  nnd 
für  die  wissenbchaftliche  R  -urtheilunj?  vii  le  Schwierigkeiten  Mehrfach  •  besteht  auch 
wieder  eine  Verbinduug  mit  dem  Stempel-  und  1»  i' ^  i s  t e r w e se  n  ,  welehe  die 
Klarheit  stört.  Man  hat  es  nur  bei  tlen  (Jerichtskosiea  im  Alltremeineu  mehr  mit 
Gebuhren,  als  mit  Steuern  zu  thun.  Eine  Ausnalimo  hiervon  bildet  zum  Theil  die 
freiwillige  (jeiichtspflege,  besonders  du^  mit  ilir  widil  verbundeiie  Ke^istorwesou . 
wo  in  der  Abgabe  der  Steuurcharacter  ror  dem  Gebubreucbaracter  stark  zu  Über- 
wiegen pflegt  oder  nuch  allein  vorhanden  ist. 
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Die  in  StempelforiD  eriiobcnen  Abgaben,  die  RechtsrebtthreD  and  di« 

Verkehrssteuern,  sind  rornemlich  mit  der  s  r  Ii ri  f tl i  dien  Bcarku  nrluDg  ron 
BedbtügescbäftQQ  verbunden  und  kommen  bei  lebhaftem  üescbäfisf erkehr ,  b&ußgcm 
speealattYon  Eifenthonsirecbt«!,  entirlekelttta  Creditrerkebr  n.  s.  am  Meisten  vor. 
Sie  sind  dnlior  begreiflicher  Wui^e  in  hocb  entwickelten  Volkswirthncbaflen  ron 
irro-ser  VolLsdichtigkoit ,  intensivem  Verkebr,  aasgedchntester  Arbeitsfheilunir.  stark 
ans^ebildctcm  Städtewe&eu,  gewaltiger  Induütrie  und  gro«isem  in-  wie  aasländiscbeo 
Hendel  besMwden  stark  entirickeU:  im  Wösten  Eoropas  am  Meisten,  in  der  Mitte 
«eniior,  im  Oston  am  WenifDiten«  in  Holland  waren  sie  am  FniliL-stcn ,  darauf  in 
£nriaud,  und  hier  länger  am  Bedeutendsten  outwickclt.  Im  Ein/.iintni  freilich  mit 
rielcD  Unterschieden,  welche  sich  aas  der  ganzen  gcschichtlichtu  Gestaltung 
des  Rnanzwesens,  der  verschiedenen  Höhe  der  Ausg^abun  (absoluter  und  relativer 
Gröü«!«  d'»a  Aufwands  f  ir  die  ufrontlicho  Schnid,  für  das  MiliCir).  dom  Vorhandensein 
oder  Feiilen  ron  Privaterwerb,  der  Ausbildung  der  übrigen  i>teuera,  der  mehr  oder 
veniirer  fiscalischen  Tendenz  der  Yenrnliung,  endlich  —  nicht  das  Dnwiehtigstet  — 
äQs  dem  „Formalismus"  des  Privatrechts  erklären,  d.  h.  aus  den  formellen 
Vorschriften  Ober  die  Form  nnd  Giltigkeit  der  Vertraije  odor  über  ge- 
visäe  Rechtsvortheile,  welche  mit  einer  bestimmten  Furm  uud  öffentlichen 
Benrtondang  Terbnnden  sind  (Schriftlichkeit,  öffentliche  Registrirang,  besonders  in 
französischen  Recht  u.  dirl.;  vgl.  Fin.  III,  §.  21  ß  tr.\  l)if>.n  TJmst&ndcn  nitlchte 
es  zuzuschreiben  sein,  dass  die  genannten  gebühren-  und  steuerartigen  Abgaben  jetzt 
finanziell  wichtiger  in  Frankreich  als  in  Grossbritannien,  in  Oesterreich  als 
vielfach  in  Deutschland  sind,  während  man  nach  der  volkswirthschaftlichen  Ent- 
wicklnnjr  allein  d.ns  Umgekehrte  erwarlfn  sollte.  Im  ITmfanir  und  in  d^r  Gostalt- 
nng  der  bezüglichen  Gesetzgebung  nnd  schliesslich  in  der  Uesammteinnahme 
mss  diesen  Abfnlien  spiegeln  sich  diese  Einflösse  vieder. 

Die  Gebühren  der  einzelnen  Zweig:^  der  Verwaltung,  besonders  der 
I  n  n  c  r  Ml  .  der  Unterrichts-,  der  volkswirthschaftlichen  Venraltuni^  sind 
nur  ausnahmsweise  in  besonderen  Gesetzen  fcfctgcstuUt.  Gewöhnlich  bc^jtiuiuiüu  die 
becOgÜcbeii  allgemeinen  Vervaitu ngsgesctze  und  eventuell  auch  nur  Ver* 
ordnnn^cn  das  N.lhere  Uber  Art,  Erliobung,  HoIk-  di-r  Itetrelfenden  (lobtihrcn 
zufkich  mit  der  Kcgclung  der  Sache  selbst.  Auch  aus  diesem  Grunde  kann  hier  in 
der  Piaannrisaenschnft  nicht  in  des  legislatiTe  Detail  eingegangen  werden.  Im  Ganzen 
ist  dafär  «nf  die  Werke  tiber  Verwaltungslchn^  i\\  verweisen.  Einzeloes  über  die 
Gebühren  5]>*^iell  wird  vnten  bei  drr  Ui  h-  rsicht  der  Gebühronzweig-'^  crwi^lmt.  ihcx 
auch  mehr  nur  als  BeispieL  Beachtenswertb ,  auch  in  finanzieller  Beziehung,  ist. 
dun  in  den  modenien  sogenannten  Ver&ssongsstaaten  die  Mitwirkung  der  Volks - 
vertrctriiig  immer  mehr  auch  auf  die  Reprlnni;-  d<_s  G.dMilironwesens  der  einzelnen 
genauiiton  Verwaltungszweige  ausgedehnt  wird,  z.  B.  im  Tarifwesf^n  der  Verkehrs - 
anstalton  Post,  Telegraph")  u.  s.  w.  In  den  einzelnen  Staaten  und  in  demselben  Staate 
anf  dtMi  verschiedenen  Verwaltungsgebieten  ist  dies  Princip  aber  noch  ungleich  durch- 
grcftihrt.  Sa  wcr<len  im  Deutschen  Koirhi'  die  Posttarife  dnrch  Gesotz,  die  Tele- 
graph entajien  durch  Verordnoiig  i'cstgcstellu 

Bei  dem  engen  Zusammenhang  ron  Rechts-  nndVeriraltungsxebtthren 
■it  Verkebrsstenern  in  der  Praxis  und  bei  der  für  beide  vielfach  gcmein- 
süinen  Erh  t  Iniii  «rsf  orm  im  Stempel  ist  die  bezügliche  Einnahme  daraus  ehon«o 
vie  die  Gesetzgebung  darüber  nicht  wohl  zu  trennen.  Die  Gesetze  betreffen  meist 
beide  Abgabearten  in  bnnter  Yermengnng. 

Den  Versuch  einer  zusam  m  e  n  f as  s e ii  d  e n  Beh  a n d  1  ti  n  und  V  e  rirl  e  i  c  Ii  ung 
der  bezüglichen  Gesetzgebung  der  wichtigeren  Culturstaaten  hat  Beso- 
brasoff  a.  a.  0.,  besonders  in  der  ersten  Abhandloni?  Uber  die  imputs  snr  les  actes 
feaacht  Die  zweite  enthUt  eine  Monographie  der  betreffenden  russischen  Al>« 
nVn.  üeber  die  G csetzerebu  ng  der  einzelnen  Staaten,  mit  mt  i^t  durftiirfr 
bar^eliung  der  geschichtlichen  Entwicklung  (die  gewöhnlich  ilirer  wissenscbafliichen 
Eebandloog,  in  Verbindung  mit  der  allgemeinen  Verwaltnngsgeschichte  des  einzdnen 
Staats  noch  harrt),  s.  die  Werke  Uber  das  Finanzwuscu  und  die  Besteuerung  der 
einzHnen  Länder  (W  ag:n  e  r.  Fin.  I,  S.  55  fT  V,  mitunter  auch  diejenigen  Uber  das 
Verw  altungs recht  oder  überhaupt  über  das  uffentliche  Recht.  Einen  wcrthvoUcn 
Heitng  zw  reri^iidienden  Fioanzgeaetzkando  aber  eine  Hanptart  ron  Abgaben  lieferte 
^.  CsOrnig  (jonior)  in  mDIo  Abgaben  ron  den  OebertrsgaDgen  nnbewegliohen  Eigen- 
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tbums",  Trieit  ISüt».  (Otistcmäch.  Frankroi'h.  PiTn*>spn,  EtniiaDcl,  Ra?>land.  Raiern, 
scbwcuer  Cantooe«.  £iuu  ^ut»  kurze  üeborsicht  Uber  die  (ica>et2^ebuQg  bctrcüt»  der 
Gebobren  und  der  Yeiiehnstonern .  BuientUcli  in,  den  gtOiierea  dealachea  Stutao, 
gicbt  Scball  im  SchOnber^Vcbon  Uaiidbuch«  2»  A.«  III,  §.  17  452  HL,  woiwf 
ich  iör  Er^änzuntr  »Ics  Fnljic'tuleii  verweise. 

Auä  dur  <ic90tzgubuiig  über  Kcchtä-  und  Verwaltuui^agcbubrcn,  ubui 
die  damit  insatDtnenh&nfeDdGii  Verkehrsstenern,  ober  das  gesuainte  Stempel- 
wescn  11.  s.  vr.  i>t  ili--  tr^nzösische,  dann  die  englische,  österreichische, 
italieuische  lu  Jinauzwi«»&cUitöbarüicher,  wie  iu  practütcber  llin»icUt  vichtiger  aU 
die  nach  dem  Gesagten  am  Wenigsten  aasgebildete  preiiBfliach^deiitscbe.  Da 
indessen  die  in  den  be/.Ug!ichen  (iesetzen  geregeltan  Abgaben  meistens  weit  tlbef^ 
wicg^fud  Steuern  (insbesondere  V  e r  l;  »«h  rs s  f  m f  r n )  m\d  .  wei  len  hier  jetzt  nur 
(abweichend  rou  der  1.  Auflage  S.  33  H.)  cinii^c  allgemeinere  Hauptgeuetzc  an- 
gegeben and  veitere  Daten  der  speciellen  Stenerlebre  (Band  I[[  £)  voibebalteo.  Die 
üebersichfini  von  Stein  enthalten  auch  in  der  neuesten  Auflaffe  (II.  1.  213  ff.. 
II,  2,  221  Ii  )  noch  manche  Uitricbtiitkeilen.  Auch  über  andere  Staaten  alä  Frankreich 
manches  le?i>lative  Material  iu  den  vom  französischen  Finanzuiniaterium  heran»- 
gegebenoti  Bulletin  de  statistiqne  et  de  l6gialation  compaite  1877)  nnd  im  Staata- 
arcbif  iseit  1SS4>. 

Frankreich.  Da»  UieihcrgehOrigc,  ungemein  ausgedehnte,  superhscaliscbe 
aber  aoch  f&r  die  Theorie  besonders  interessante  betreffende  Abgabevesen  ist,  im 

Anscblnss  an  das  früher  bestehende,  in  der  Zeit  der  ersten  Kevolution  neu  begründet 
worden.  Für  das  En  ro  sfistrcment  bildet  die  (ir(ind!;\irf  bis  h«'U(o  das  wichtige, 
technisch  vorzügliche  Hauptgoüctz  vom  22.  Friniaire  Vil  Dec^imbcr  179b), 

an  das  sich  eine  amfassende  Specialgesetxgebnng  ange>chlosB4^n  hat  In  dem  Abgaben- 
System  des  Enrctrij^trenrnit  i-f  atirh  die  Krbschafts-  und  Sehenkun  L's?tcürr  mit 
enthalten.  Daa  Stempelwesen  beruht  nuf  dem  ebcui'atis  bis  jetzt  die  Grundlage 
gebliebenen  HauptK'csetz  rom  13.  Bramaire  VII  (4  November  179S.  nicht 
13.  November,  wonach  das  in  Band  III  8.  504  angegebene  Datum  zu  berichtigen  ist). 
Aueh  an  dies-  (Jesetz  schliessen  sich  viele  weitere  an.  F«r  die  <J rieh  tssr  lir e  i  b o  r  e  i - 
gebu  hrcn  (droits  de  grolle)  ist  in  BetreH  der  Civil-  und  Handelsgerichte  das  Hau pt- 
gesetz  das  vom  21.  Ventdse  VII  (18.  Mira  1799),  fOr  die  Hypothekengebahren 
dasselbe.  Sogen  in nt.  S i  o fjc e  1  ge  b  ü  h  r e n  für  Adelsverlcihungeu  u.  a.  m  bernlii^n 
auf  einer  Ordonnanz  von  1S14.  S.  jetzt  die  weiteren  einzelnen  Gesetze  in  Fin.  UI, 
503  ü  ;  Literatur  darüber  ah.  S.  505,  Darstelluiiir  •■h.  S.  502 — 571.  Danach  ist 
Manches  in  den  Fiuanzwerken  ^von  Ran.  Stein  u.  a.  m.)  zu  bericbtiären.  Pur  die 
Darstellun<r  def<  franztWischen  Syst»*ms  s.  sonst:  v.  Il.iek.  Fin.  Fr:inkri  u  Iis .  Kap.  5, 
r.  Kaufmann  dsgl.  S.  277  fi'.,  Luroy-Boaolien,  Fto.  I,  47U  tl.,  de  i'arieu,  im- 
pdts,  III,  lirre  6.  Vgl.  aacb:  Jacob,  die  Gesetze  fiber  Enregistrement  a.  a.  v.  in  Elsas»- 
Lothringen.  Strassburg  1H78.  Üeber  den  Stand  der  Uesetzgebnng  im  Einzelnen, 
bis  zum  Kriege,  unterrirhtet  man  sieh  irtit  in  Elsa  ss- Lot h  ri n ff e  n  .  vgl.  dafür  die 
tabellarische  Zuj^auiuietisteHnug  der  Bestimmungen  der  deutschen  Gesetze  in  dem 
bnndesrfttblichen  Gommissions-Beriehte  von  1877,  S.  S7  C 

(Tfossbritannittn.  (ieltendes  Hauptsesetz  über  Stempel  (stamp  duties)  die 
ConÄolidatiöüsacte  ron  IblÜ  (33  und  34  Victoria  c.  <»7,  Neueste  Aenderung  durch 
Gesetz  ron  1889  (s.  BnlL  18s«i.  n.  72).  Für  die  Erbschaftssteuer  besondere 
Gesetze.  S.  jetzt  die  Angaben  über  (icsetze  und  LiteratOT  in  Baad  III  dieses  Werks, 
S.  2t"<>  (W:  daselbst  di^i  Dnr-tellnn^^  S.  2''in— 'jTiä.  Eingehender  namentlieli  nb'-r  die 
geschichtliche  Entwicklung,  Dowell.  history  of  taxation  iu  England,  besonders  IU, 
9S4  ff.,  anch  Vocke.  britische  Steoern,  2.  Theil,  3.  ond  4.  Abschnitt,  Gebohren 
(besonders  Gerichtssportoln  und  Strafen),  dann  Stempel,  S.  199—256.  Ferner  Gneis t, 
englisches  Vcrwaltunirsrocht  passim.  besonders  II  r2.  \  \  S12  Uber  Stempel,  1225  Uber 
Gerichtsgcbnhren,  eb.,  1216,  1263  über  Sportelü.  1;>.j2  über  Gehalte  der  Civilbcamtcn, 
3.  A.  II,  630  il.  o.  Ilubner,  Berichte  des  statistischen  Central» Archivs.  Nr.  2, 
Leip/.iir  1S5S.  S  21  If,  Xuhl.'.  .iiieen^  faxes.  London  1S70.  p.  tl .  111  ff. 
Tennant,  peoplc s  bluc  book,  4.  ed.,  London  lb72,  p.  209  Ü.  (Kritik).  In  den  Be- 
richten der  Commissionen  of  Inland  Rerenne  neben  der  Statistik  anch  Angabe  dar 
erfolgten  gesetzlichen  Veränderungen.  Ueljersicht  der  wichtigsten  Sitze  z.  B.  im 
Cabinet  l.ivrver.  21  ed..  London  1*^77.  \<  ."»55  ff.  ..Das  frühere  System  der  Remune- 
ration tlci  lieanjicn  durch  Sportclu  ist  mit  geringen  Ausuaiimen  im  Staatsdienst  be- 
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»eitiirt."    GneUt  II,  1363.  Deteili,  raob  ub  der  Stetistlk,  nich  and  ronttgUdi 

bd  Vocke. 

Oesterreich.  Ailgemeines  Stempel-  und  TaxgufieU  fur  die  auä&eruugarüicboa 
Uode  vom  37.  Jurasr  S8I0.  An  d^en  StoUe  tntt  iJs  Boeh  geltendes  Haupt-  und 

Gründyeset?  das  technisch  tOrhliirf  Cfv^eU.  vom  0  Februar  1850  Ub<'r  (Jobrthren 
ron  Rechtsgeschäften.  Urkunden.  Schritten,  und  Amtshandlungen  (auf  die  ungarischen 
Länder  ?oai  2.  Angost  1850  damals  mit  auscredehnt).  Unterscheidung  von  Stempel 
und  ..unmittelbaren"  (d.  i.  direct  zu  entrichtenden)  GebQhrcn.  Spfif.  r.-  Erhöhung  rtm 
Tarifsit/en.  Verschiedene  N<.v.>Il.ni  ,<o  lsf;2.  1^64,  1S73,  187K,  (\\\'rh>el].  orfolv^loscr 
Venocb  1SS4>.  Deber  „Gebühren**  von  Kalendern,  Zeitungen,  Spielkarten,  Grundgesetz 
fm  6.  September  1850,  speciell  ttber  SpiellnTtenstempel  Gesetz  rem  15.  Avgost  1S81. 
Für  „Taxen"  (bei  (Juiiden-,  Dien-strerleihungen .  Privilegien  u.  a.  m.)  gilt  noch  der 
^'trpffcnflo  Abscfiiiitt  im  (resetz  vom  27.  Januar  1840.  ..  M  i  Ii  t f» r f  a  x c"  (Wohnreld) 
ui.:li  ü.mu  vom  13.  Juui  ISSU.  Seit  ISOS  steht  Ungarn  auth  auf  diesem  Gebiete 
vied  r  v  Ibstindig  da.  Vgl.  Stein,  Fin.  h.  A.  I[,  1.  269  and  II,  2,  223.  0.  Hobner, 
T^  n  ht  ^  des  statistischen  Central- Archivs  Leipzig  18H0,  Nr.  R.  S.  73  H".;  v.  Cz^rniff 
Uesterreicb's  Neugestaltung  (Stattgart  1858),  S.  143  ft'.;  derselbe,  das  öster- 
racUidM  Badget  II,  173-181;  Dessary,  Asterrefcbiscbe  Finanzgcsetzkundo  (1855). 
S  55  and  panin;  Cysar,  Handbuch  des  o^^tt  treichischen  Gcbahrenvesens  (1855). 
End  er  von  Mallen  au.  Asterreichischer  Weclis<lsfpmp,-l .  Wi.  n  l^^TH.  Wintcrs- 
ferger,  NachschIa|obach  Uber  den  Stempel-  und  (iebahrentarif  (bis  Ende  Mai  1876), 
Wien  1876.  L.  Geller,  flsterreiebiacbe  GebQbren-  und  Stenergesetze.  B.  I,  Wien  1882. 
Blonslii,  Finan/i^esetzkunde  Oesterreirli^ .  Wien  l^^O,  II.  l'l  ff.  Korn,  öster- 
reichisch»- (jobihrciiiresot/novelle.  im  Kinan^iivhiv  l  (1884\  471  tf.  Eb.  II,  1880. 
f.  Biliuski.  Widmcr,  SybJem  der  österreichisrluin  Gebührengesetze,  Wien  18S9. 
Italien.    Uniflcirendes  Hauptu^-s et/   übet    <)i<-   ..tasse  sngli  afiari**  Tom 

II.  April  l*s<;2.  Soitdom  rerschicd«  iic  F-rhflhiin^ron  der  TarifsAf/e  und  Abftiiderongen 
durch  spätere  Gesetze  Uber  Enregistremcnt,  Stempel,  Erbschaftssteuer  u.  a.  w.  S.  Sachs, 
Italie  (Paiis  1885),  p.  360  ff.;  t.  Kaufmann,  Finanzarcbir  KI.  132;  besondei« 
AIcs^io,  sistema  tribntario  in  Itnlia,  vol.  II,  Torino  18S7,  p.  70  fl.:  Ober  Gebuhren 
Itasse  diritti'^  eb.  p.  674;  auch  IVberbli^k  der  früheren  Gesetzgebung  in  den  Einzel- 
fttialeo.  Reichhaltige  Finanzstatistik  im  Annuario  del  ministuro  delle  fiuan/o;  auch  in 
der  SlatUtIca  finaoziaria  (Roma  1877,  p.  26  ff.). 

Belgien.  Die  fnUn  n-  frHii/.'.siM  In-  Gesetzgebung  mit  Abamb  runjren  durch 
B^erc  Gesetze.  (Actien-  und  Obligationen-,  Policeastempel  1883).  Erbächaftüsteuer 
ibveichcnd. 

Biederlande.  Stempelgesetz  rem  8.  October  Isj:;.  verschieden."  A.'iide- 
ruDgen  !^^2.  1885\    En  r l  l- ist rc m e  n  t  beruht  auf  der  französischen  G'  s-  t?- 

«cbauf  mit  Aenderungen  (1824.  1832,  1882,  1886).  Erbschaftssteuer,  Gesetz  vom 
13,  Hai  1859,  Aenderangon  1869.  1878,  1885.  Vgl.  Sickenga,  gesoMedenia  der 
IMeriandsche  belastinvo  n  <?tc  ,  Utrecht  1883;  darttber  im  Finauznrobif  I,  379 
ran  der  Borght;  d-  r^eibo  eb.  III.  289. 

Hossiand.  Hauptgesetz  Uber  Stempel  vom  17.  Fubruar  1874;  AuuJerunsjcu 
dlrin  1882.  Einfebrnng  der  Erbach aftsstea er  durch  Gesetz  vom  27.  (15.)  Juni  1882. 
Vjtl.  B^sobrasoff's  zweite  Abhandlung  a  a.D.  Walrkcr.  Srlbstrerwatiung  S.  290. 
Statistik  in  den  Annuaircs  dos  Ünances  russcs,  mehrfach  im  Finaiuarchiv  (II,  177, 

III.  654\    üeber  das  Passsystem,  v.  F.ilck  im  Finanzarchtf  V,  412. 

Vereiniift*?  Staat,  n  von  Nordamerika.  S.  t.  Hock.  Fin.  der  Vereinigten 
Stiaten  S.  27f>  It.  Zeil  der  Bürge rkriegi«y  Di--  damaligen  Bundesabgalien  meist  wieder 
(»«MitigL  Manches  (aacb  Erbschaftssteuern)  iu  dun  £inzei>taatco.  Die  jfthrlichea 
Bepofts  of  the  Seeretary-  of  the  treaanry,  mit  Statistik.  —  Eigenthflmlicbe  Ansdebnong 
4»  Stempelsystems  auf  die  Besteuerung  der  Geträrtke  iiii  J  des  Tabaks. 

Deutsches  Reich.  Wiederholte  Anläufe  zur  Einluhrung  eine.s  umfassenderen 
SystcniÄ  TOD  Reichsgebuhren  und  Verkehrssteuern  in  Stempelform  zu 
fivurten  der  Keicbscassc  sind  nur  altmilig  und  nicbt  vollstindig  gelungen.  Vgl.  die 
t»ondcstäthlichen  Coramissionsberathnncr^n  und  Vorsrhlfitr'^  von  1^7::  in  den  Atdagcn 
der  4.  Session  des  Reichstag»  1873.  IV,  605  »l.,  au3zugswei.se  in  A.  Wagner,  Reichs- 
fiaaszwescn  im  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  des  Dontscben  Reichs,  3.  Jahrgang  1873, 
S.  209.  Dann  Injsonders  der  Bericht  der  Commission  zur  Erörtening  der  Eiiifuhtung 
«äa«r  Reichastempel-  ond  Erbscbafnisteaer.  Bofldescatbftpapiere  Kr.  9b  Se«»ion  1877/78 
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(^r.  4",  424  S.).  mit  rcich}ialtii;^lem  Material  über  die  (icsetzg:('buiig:  und  Jie  finanziellen 
Ertrag«  in  den  Eiuzelstaateu.  weshalb  far  diu  letzteren  hier  darauf  ganz  aiigeiu«iiu  an 
TerveisM  ist.   Die  zanlchat  feringeo  EfgebnisM  der  dftnaHfen  Benthungen  zeigen 
die  Schwi<^^iii;keitfn  der  Finanzordiiung  im  Deutschen  Reich.   Eiti  Theil  der  Mat-  rialien 
in  den  lv\  ii  h>tiii?^acten.  Beilatrcii.  Ses'^ion  1S7S.  Anszüge  in  dem  Aufsätze  vod  v.  bcheei 
im  Jahrbuch  des  Ueutscbcu  Kcichi?  l^Ts.  I  über  Ersatz  der  Matricnlar-Beiträgc.  Im 
Folfendea  wird  dieser  Bericht  aL>  bunde-^rätblicher  Commissions -Bericht  ron  1ST7 
t  itirt.    Der  onmittelhnre  Erf");?  bei«  hriinktu  >\v)x  auf  die  Einfubruug  des  Keichsspiel- 
kartenstempelä.  —  Erat  im  Jahre  IH^l  gelaug  ein  EeiclugeseU«  das  verschiedene 
Beichästempelabgaben  von  Wertbpapierea  (B5neneflecton)  ei&nihrte.  Duell  ein  aene« 
Geäet/  von  \bbb  kam  man  alsdann  zu  einer  eigentlichen  Börsenamsatzsteuer 
(„Börsensteuer").    ^    darüber  die  Drucksachen  (besond.  r»  1^*^0  N.  96.  1>81  N.  h^. 
N.  162.  lbS2  ^  Ö14,  lbb4/85  N.  2b6)  nad  die  Yerhaudluugen  des  Beicbsugs 
<die  Hateiiidien  zam  Theil  ueh  in  Hirtb's  Annaleo,  1877.  1879,  1881,  1885,  1886, 
in  Conrad's  Jahrbüchern  N.  F.  III  u.  XI.  von  Friedberg,  im  Finanzarchiv  vom 
Berichterstatter  des  letzten  Gesetze«  im  Reichstage,  Grimm,  V).  —  Die  mehrfach  er- 
folgte Einfahrung  ron  Verwaltungs-  uud  sonstigen  Gebühren  oder  Regelung  eolcber 
durch  Rcichsgesetzc  batrilft  nur  i^clo^eittiich  und  nebenbei  die  Reichlfiutfkzen, 
überwietrt-iid  die  Landesfinan/on .   weil  die  betrelFende  Einrichtmif?  Landes-,  nicht 
Keichssacbc  ist  und  die  Ertrüge  dann  regelmässig  iu  die  Einzclstaatscasse  fliessea. 
Am  Wicfaiigsteik  war  in  dieser  Hinsicht  das  Beicbsgcsets  Ober  die  Gerioktskostoo. 
Eine  Uebersicht  der  reichsgesetzlich  geregelten  Oebttkren  in  Bcknirs  AofiMts  Im 
Schön  bor;? 'sehen  Handbnch,  2.  A.  III,  117. 

Eigcutlicho  Reichsabgabcii  (uiei;>t  und  mehrfach  ausschliesslich  Steuern, 
vomemlich  VeritehrMtenem ,  äckt  Gebuhren)  sind:  Der  Wechselstempel«  Gesetz 
vom  10.  Juni  ISfül  ( Abündcninp:  durch  (üesctz  vom  1.  Juni  1S79).  —  Die  (einmalige) 
Stempelabgabe  ?on  fremden  Pr&mieu-t.Loos- Jpapieien  durch  Gesetz  vom 
8.  Juni  iS7i  (hier  „Gebühr**  genannt).  —  Der  Spielkartenstempel,  Gesetz  vom 
3.  Juli  1878.  ^  Die  Stempelabgabo  ron  Actien,  Renten,  Sckvldver' 
Schreibungen,  Lo  tteri*» !  oone  n ,  Schiussnoten  und  Rechnungen,  Gesetz 
vom  1.  Juli  18S1,  abgeändert  durch  Gesetz  vom  29.  Mai  lSä5  Uber  Stempelabgaben 
ron  Kanf-  nnd  senstigen  Ansckaffungsgesekftf ten,  wekke  Abgaben  an  Stdlle 
der  früheren  für  SchlusMiut.  ii  und  Rechnungen  traten  (,J?örbensteuergesetz").  —  T>h 
..statistische  Gebühr"  für  den  NVaaren verkehr  mit  dem  Auslände  (Abgaben  für 
handelsstatistische  Zwecke),  Gesetz  vom  20.  Juli  Ih'O).  —  Die  Patentabg&ben 
(Gebühren  mit  Steuerelementen),  nach  dem  Patentgc^etz  vom  25.  Mai  1877.  —  Von 
den  durch  Reichsgesetze  p<»rf LTlferi  ..Hechts-  und  Verwaltungsgebühren"  kommrn 
ausserdem  für  die  KeicLscasse  in  Betracht  die  Cousulatsgebuhreu,  Gesetz  rom 
10.  Inli  1872,  die  Geldstrafen  in  der  Gonsalatgerichtsbarkeit,  Gesetz  rom  10.  JoU  ISIU 
§.  46,  die  Gerichts  kosten  oder  Gebühren  beim  Reichsgericht  nach  dem  Gericht 
Kostengesetz  vom  1?».  Juni  1"^"^.  mit  Novelle  vom  20.  Juni  1*^*^1.  An  nndercn  reichs- 
gesetzlich geregelten  Gebühren  hat  die  Keichscasse  mitunter  auch  Aotheil.  ucmlicb 
wo  Beiebsbebdrden  (z.  B.  die  NormaleickongBcommission)  in  der  betreirenden  Tkitigkeit 
fungircn  ffhats.^chlich  nnr  aanz  kleine  Einnnhincn)  L'ntL-r  Jon  Cummentaren  der 
Keicbshtempelgesotze  ist  ^.  Ii.  der  von  Gaupp,  krökel,  EOinghaus  zu  nennen. 

Preassen.  Hier,  wie  in  den  anderen  deutschen  Eintelstaaten,  hat  die  Particnlar- 
gesetzgebong  über  Stempel  und  dgl..  über  Gerichtskosten  uud  einzelne  Gebühreozvelge 
der  Verwaltnn^»^  diU'  Ii  'iu-  erwähnten  Keic!i>;:fSof/.  die  entsprechenden  Ahändcninsren 
erfahren.  Geltendes  Uauptgesctz  über  die  sogenannte  .^Stempelsteuer*  ist  immer 
nock  das  vom  7.  Hirz  1S22.  Gesetz  vom  2.  September  1862  über  Gebvndk  ron 
Stempelmarken.  Mehrfache  Veränderungen  im  Tarif  schon  vor  1S4S  durch  königliche 
Cabinetsordres.  Die  Erbschaftssteuer  ist  vom  Stempclwesen  getrennt  und  als  selH- 
ständige  Steuer  besonders  geregelt  durch  Gesetz  vom  30.  Mai  1873.  —  in  den  neuen 
1S66  erworbeneu  Landestkeilen  ist  die  Stempelgesetzgebung  durch  Verordnnngeii  vom 
Ii).  Juli  1867  für  Haimovor,  rimilirsäcit ,  Nassau,  uud  audLr<-  Verordnungen.  (<r.  rem 
7.  AugmH  18b7  für  Schleswig -Holstein),  dann  durch  Gesetz  vom  5.  März  L^üb  und 
24.  Februar  1869  mOglicbst  mit  der  altpreossischen  in  Uebereinstimmuiig  gebsacht: 
eine  Art  Codification  des  bctretlenden  Rechts,  wie  letzteres  durch  die  erfolgton 
mancherlei  Abänderungen  des  (iesetzes  von  1^22  g:eworden  war.  Der  Stand  des  Stempel- 
tanis  um  lbü7   ergiebt  sich  daher  aus  dem  der  Verordnung  roju  19.  Juli  iSt>7 
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bdfcfogten  Tarif.  Für  Frankfurt  a.  M.  i^lt  auch  ein  besonderes  prcubäisches  QeaaU 
T'>ra  27.  Juni  IMö,  für  Hobeazollcrn  das  Gesetz  rora  22.  Juni  1875.  In  der  g-ilnstiiren 
Fiüdii£ia{^e  nach  dem  frauzösisckon  Kriege  sind  einige  Stempelabgaben  aufgehoben 
vofden,  so  fOf  Gedndebtlcber  (GeMIt  rom  31.  Februar  1872),  Hr  eine  Anzahl  rer« 

schiedencr  Fälle  durch  Gesetz  vom  26.  März  1873  (ti.  A.  für  Fä!l.^  wie  Gesuche,  Be- 
!«heide,  Gebnrts-,  Tauf-,  Aufgebots-,  Ehe-,  Trau-,  Todteu-,  Beerdigungsscheine,  wo 
der  Stempel  den  Cbaracter  einer  GebUbr  gehabt  hatte).  Neacs  (iesetz  Uber  btempel- 
steuer  für  Kauf-  und  LirtVrun^'}>?ertrÄ(fe  u.  s.  w.  vom  6.  Juni  1SS4,  für  Pacbt-  und 
^Ti.-thveriiäire  i)ii<l  <-iiizoliitjs  Amltire  vom  19.  Mai  1SS9.  Die  Bcsiiiiiiniingon  Uber 
die  anzaterügenden  und  zu  verkaufenden  Stempolsortea  ubcrlä&st  daä  Gesetz  vom 
IS.  Pebraar  1677  dem  Fiaanzmiiiister  so  treH'en.  —  Die  Neugestaltung  wich i ig«. r 
PrivHtiv.  htsverbSltnisse  hat  in  neuerer  Zeit  auch  zu  Umänderungen  im  Stempel-  und 
Gebiihro:. Wesen  auf  den  b<:'trcff"enden  Specialgebietcn  cefilljrt.  S.  licsonders  den  Kosren- 
tarif fui  G  r  u  a d  b  u  c h  sa c  hell ,  die  der  Gruadbuchuiduung  vuin  5.  Mai  lb72  boi- 
feftgt  ist,  nebst  dem  Gc^'tz  vom  5.  Hai  1872  betreti'end  die  Stempelabgaben  von 
fewi*>3en  beim  Griimlbuchaint  anzubring-enden  Anträj^cn.  Ferner  das  Gesetz  betreffend 
Stempel  und  GcbUbicu  in  Vormuudächaftäsacben  vom  21.  Juli  Iblb.  — 
Das  ßerlchtslosteniresen  berahte  sonst  Us  txir  Beichsgcsetzgebung  für  den 
ffr<".3>t.  ri  Tbeil  des  Staats  (ezd*  Holu  ii/oll<  rn  und  Cölner  Appellations-Gerichts- Bezirk) 
a  jl  (J.  m  allgem(»incn  C  -etz  rom  10.  Mai  1S51  (nebst  Tarif)  und  Jen  dies  (Josetz 
abändernden  Gereuen  vom  3.  Mai  1853  und  vom  9.  Mai  1851.  Ausfuhrungsigcsetz 
for  das  Reichsgesetz  Ober  GeiicbttJtosten  ?em  10.  Hin  1879  (auch  (k»etz  fom 
31.  März  1S82,  IS.  Juli  1883,  letzteres  betreffend  Gerichtskosten  bei  Zwangsver- 
steigeroneren).  S.  im  Allgemeinen  v.  Honne's  preussischcf  Staatsrecbt,  die  Schriften 
über  neueres  prenssiscbes  Vcrwaltiingsrccbt  i^Urotefend  u.  a.  ui.).  Ein  umlassüiidcr 
Cdmaentar,  bis  auf  die  Gegenvart.  ist  Hoyer-Gaupp,  die  preussischc  Stempei- 
re i?etz;rebunu:  in  den  alten  und  nciien  Landestlieilen.  t.  Aufl..  E^trlin  und  Leipziii;  IS^T. 
kurzer  Labui^«  4.  Auä.  1889,  Slempelgeietz.  Bibliographie  der  Literatur  belKlotkc 
a.  a.  O.,  3.  A.  S.  299  ff. 

Für  die  Gesetzgebung  der  übrigen  Staaten  des  Deutschen  Keichs  s.  besonders 
den  bundesrätblichen  CommissionsbenVht  von  1S77,  mit  der  tabellarischen  Uebersicht 
der  geltenden  Bestimmungen  über  Stempel  u.  s.  w.    Auch  Hirth'ä  Annalen  J879. 

Bniern.  Bis  1879  bestand  eine  rerscbiedene,  auf  einer  Reibe  Ulerer  Bestim- 
üjungeu  beruhende  Gesetzsrebnng  im  rechtsrheinischen  T^aiern  und  in  der  Pfalz,  in 
letzterer  wesentlich  noch  die  französische  Gesetzgebung  über  Stempel  und  Registrirunfj. 
In  Aniass  und  zum  Thcil  in  Anschluss  an  das  Ueichsgcsctz  Uber  (ierichtskosten  wurde 
die  baieriscbe  Gesetzgebung  dann  codilicirt  und  umgeändert  durch  das  llauptgesetz 
u'.r-r  Gebühren  vom  18.  August  1879,  in  dem  eige)H]i,  In-  Gdcilir.  n .  ';<•,! Iclits- 
kosten«  Verkehmteuem,  Taxen  zuaaniuieogefasst  :iiud  und  die  Erhebung  thcik  in 
Stcoipelfonn,  tbeils  direct  baar  nacb  Verrecbnnng  erfolgt  Ais  Form  der  Gebfibren- 
erbeboog  besteht  der  Stempel  hiernach  nicht  mehr.  Einige  Abänderungen  des  neuen 
Gesetzes  durch  dasjenige  vom  21.  Mai  ISSfi.  S.  die  U  'licrsirhr  der  älteren  und  die 
"ingehende  Darstellung  der  geltenden  Gesetzgebung  in  J.  Hock,  Handbuch  der  gc- 
«ammten  Finanzrerwaltung  Baiems  (als  3.  Aufl.  des  Werks  ron  Stockar  von  Neufom), 
II.  322  Narhträge  IV,  171.  Commentar  Uber  das  Ges.  fz  von  1ST4  (in  Vcil  indnn»? 
mit  dem  Keichsgesetz  über  Gerichtäkoüteu)  von  v.  Stengel,  auch  von  Pfaff  (iacl. 
Novelle  von  1881).  —  Für  die  Erbschaftsstenern  gih  jetzt  das  neue  besondere 
Gesetz  vom  18.  August  1879  (Hock  II,  300). 

Sachsen  hat  durch  zwei  Gesetze  vom  13.  N'oveinber  1876  den  Urkunden* 
»tempel  und  die  Erbschaftssteuer  neu  geregelt. 

Wurctemberg  hat  ein  neues  allgemeines  Sj  it.  lgesetz  vom  24.  Hirz  18bl 
an  Stelle  eines  älteren  von  1828),  ein  neues  besonderes  Gesetz  über  Erbscbafts- 
jI  Schenkungssteuer  von  demselben  Datum,  ausserdem  aber  noch  unter  dem 
.Uuieii  Liegenschaft»- Accise  eine  Abgabe  von  Veränsserungeu  von  Immobilien  u.  dgl. 
aacb  Gesetz  rom  18.  Juli  1824.  S.  Kiecke,  Verfassung  u.  s.  w.  Württembergs,  S.  202, 
204.  mit  hi  r  hera  Rückblick.  Commentar  Uber  das  Sportelgesetz  von  Zeyer  und 
5chicker, 

Baden.  Gesetz  Uber  die  Gebühren  fUi  die  GescbSfte  der  Rechtsiiolizeitrerwal- 
tuug  vom  20.  Augnst  1864  und  21.  Juni  1874,  Gesetz  Uber  Stempel.  Sportcln,  Taxen 
in  Cifüstaatsfonralinags-  und  Polizeisaolien  rom  29.  JoU  16^64  und  21.  Juni  1874. 
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Gesetz  vom  22.  Februar  fSTO  u*)  r  Kinfiihrung  des  Reich8(roricht8kostcng:eM>t7<>s.  Eine 
be^oudtire  „Erbscbafis-  und  ^ciicukuogsaccisu"  und  eioa  „Liegeascbaftsuxisc"  beruht 
im  tiMaen  nocli  »af  der  Accisordnungr  vom  4.  Jasiiar  1813,  mit  AblDderangeu  Vgl. 
V.  PhiIIipo?ich.  baJi^rlior  Staabliatishalt  (1889),  S.  U,  26,  98,  135,  nod  dM  Badi 
„die  Sporicl^eScUgeJitnif;  Had-Mis",  Karlsruhe  1881. 

Uessoo.  EinfUbmngsgeseU  vom  30.  August  lS7d  zum  Keichagesetz  ttber  Ge- 
liefalskosien,  Stonp«!-  und  TftxordDODf  vom  27.  Aagast  1822  and  GmoIz  tob  17.  Min 
1880.  —  ErbHcbaftssteucr.  Gesetz  vom  .'{0.  Augast  1884.  Kflchler,  Ycnriltoog»- 
Ipttsetzgebang  Hessens.  D.irmstadt  l*tS5.  II.  ^Sl  ff. 

Aucb  in  den  kleiacreit  deutschen  Staaten  regelmässig  eigene  Stempel-  u.  dgi. 
<]«0etxe.  PAr  Hambarg  u.  A.  Stemp^resets  vom  5.  Mai  1 676.  Vgl.  da^r  die  Ueber- 
sicJlten  in  dem  bundesr-ltliÜrhcn  B<'ru  bt  von  1*«77  :  in  Hir'l.^  Annalen  1879,  S.  %2. 

Die  Yersch  icden  b  cit  der  bc/.ugiichcn  deutücben  Gusetzo  and  Abgabentarife 
ist  auch  jetzt,  narb  Einftthrong  des  Beich^gcricbtsko«tfl»KM«ttes,  aaf  den  Gebieten, 
wo  die  Reichsgesetzgebung  nicht  regelnd  fiugegriflon  hat,  recht  gross,  der  „Ein- 
heit des  VcrLeht^irebicfs"  tiicht  entsprcrhend.  So  im  allgemeinen,  fiibüTiren  wie 
aoch  Steuern  enthaltenden  Stcmpclwesen,  in  den  Abgaben  der  freimliigen  Ge- 
Tfehtttbarkeit.  Iwi  den  Beaitzwecbselabgaben  n.  s.  w.  Das  Reichsfraelz  fon  1818  be- 
trifn  nur  die  Kosten  für  solche  Kechtssachen  Aer  oidLiitli«  hen  Gerichte,  auf  welcli-^ 
sich  die  Civil|)ro''CH''f)rdnung.  die  Strafpro(  cssordnung  und  die  Concursordnung  bezieht. 
Eine  Cbaracteriöiiuiig  der  Verschiedenheiten  der  deutschen  Gcbübrengesetze  ist 
schwierig.  Einen  immerhin  beachtcnswerthen  Versuch  dazu  in  aller  Kurze  uiacbt 
Schall,  im  II<niibuch  III.  doch  bleiben  Bedenken  dageg«»n  bestellen.    In  ^  - 

fiscaÜschen  AasbUdong  —  and  freilich  auch  in  der  Belätitigung  —  ist  auf  dieaeiu 
Gebiete  das  Aosland,  besonder«  Frankreicb,  ancb  Italien.  Oestenetcb  lange  nicbt 
erreicht. 

Im  Folgenden  sollen  die  aDpefnhrfcn  Daten  nur  Beispiele  liefern.  Sie  sind 
überwiegend  aus  der  deutf>cbcu,  besonders  der  preossiscben  Gesetzgcbaog  gewählt 
worden.  Vgl.  dazu  die  Daten  bei  Scball.  Für  eiazetne  lltere  Notizen  die  Noten 
in  Ran's  Abschnitt  über  (Jebühren,  besonders  §  231  i-t;  Alles,  was  von  Abgaben 
in  Stempelform  und  so);enannten  Rechtsgebuhren  überwiegend  oder  ausschliesslich 
den  Cliaracter  eigentlicher  Steuer  (Vcrkchrssteuer)  hat,  gehört  erst  in  die 
speciclle  Steaerlehre.  ein  Getdcbtsponct,  der  ancli  tut  die  Angabe  ron  Daten  im 
Folgenden  der  leitende  war. 

Finanz'itatistisch  lassen  sich  im  Stempel  und  in  verwandten  Abgaben 
(ßegisterwesen)  die  Gebühren  von  den  Steuern  nur  in  einigen  Fällen,  nicht  allgcmeia 
scheiden.  TbeÜs  deswegen,  tbeils  weil  das  Steuerelement  wichtiger      das  GobQhrea» 

element  in  diesen  Abgaben  j->t,  werden  statistische  Daten  in  die  specielle  Steuerlebre 
verschoben.  S.  über  England  Fin.  lU,  2tiu  ti.,  über  Frankreich  eb.  §.  221  und 
%.  2S4.  Ueber  Deutschland  werthvollcs  Material  im  bondesräthlichen  Cktmmis&ioos- 
bericht  von  1^77;  daraus  Daten  in  der  I.  Aufl.  S.  33.  Daselbst  S.  31—32  aach 
einige  statistische  Ver^leichungen  Whf^v  St(  rri|iel.  Gericlitskosteu.  Rcgi&terabgaben  o.  s.  w. 
in  verschiedenen  btaateu,  weiche  iudcsseu  auch  richtiger  in  die  Sieuerlehro  und  zwar 
in  die  specielle  gehören. 

§.  32.  Einleitung.  Das  System  der  (iel^tilireii ,  iniiliin 
die  genauere  Classification  der  beiden  llauptaiteu  der 
Gebuhren,  der  Rechts-  aud  Verwaltangs-  uod  der  Cultar- 
und  Wohlfahrtägebttbren,  wird  gerade  vom  finanzwis- 
Beii8cbaft lieben  Stnndpancte  aus  ratioDeller  Weise  xueftehst 
dareb  die  Art  der  gebUhrenpflicbtigen  LeistaDgeo»  bez. 
die  Art  der  Tbätigkeiten  der  Verwaltung  bestimmt  Denn 
diese  Art  der  Leistung,  welebe  der  Einzelne  in  Annprueb  nimmt 
oder  nOtbig  macbt,  bedingt  die  principielle  Rechtfertigung  der  Ge- 
buhr und  zugleich  mit  den  MansBstab  tür  die  ungefähre  LLdhe  der 
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letsteren.  HaD  «rbält  so  ein  aaehliches  (materielles)  Sjstein 
der  GebühreiL 

Von  demselben  kann  man  in  doppelter  Weise  ein  formales 

unterscheiden:  eiiiuial  nath  dem  Syst*' tu  der  Verwaltung, 
unter  Zngruiidelegung  der  in  dt'ii  modcruen  Staaten  docb  in  der 
Hauptsache  übereinstiiniiieiKien  N'erwaltungsorganisation;  sodann 
nach  der  ErbebungeiOrni  iler  Oebtihren.  Letzteres  vTird  unten 
in  Hanptabschnitt  2,  Abschnitt  2  (§.  70—73)  darp:estcllt  werden. 
Das  sachliche  System  kann  mit  dem  formalen  nach  dem  8ystem 
der  Verwaltung  einigermaasscn  conibinirt  werden,  wie  es  in  Fol- 
g^dem  gesehieht.  In  der  Finanzwissensebat't  knUpft  sich  aber, 
anders  als  in  der  Verwaitnngslebre  und  als  in  der  Darstellung  des 
Gebflhrenwesens  eines  einzelnen  Landes,  das  Hauptinteresse  an  die 
Unterscheidung  nach  der  Art  der  Leistung,  daher  an  das  sacbliebe 
Gebtlbrensystem,  weil  dies  mehr  in  das  innere  Wesen  der  Gebühren 
uud  in  ihre  IJegründuii^  Einblick  gewährt. 

Neben  dein  CicbUhrenwescn  des  Staatj^  ist  anch  dasjenige 
der  S  e  1 1>  s  t  V  e  r  \v  a  !  t  u  n  ^  8  k  o  r  p  e  r ,  daher  besonders  der  G e  - 
mein  den.  zu  unterscheiden. 

Das  CiebübrenwtiSCD  des  Staats  ist  gewöhnlich  viel  ausgedehnter  und  Rechts-  und 
V«nra]tun^K<''btthren  kommen  in  moderner  Zett  meistens  nur  bei  ihm  oder  nur  im 
dt.i  ::!rten  W'ilkung^k^eise  bei  eiiiem  dieser  Körper  w.  Cnltur-  und  ^ohlfahrts- 
•jr-  biiliron  für  I'i oviti/i:W-  Krois-  und  (^i-  iiicindceinrichtunfren  sind  (liicrrireri  zahlreich 
und  ebentaib  liuanzieU  wichtig.  Sie  verlatigeu  jedoch  nur  au^inahmsweise  eine  be- 
sondere Betracliiimg,  da  diese  EinricbtonircQ  ond  Gebttlifoii  mit  den  gfleiehen  oder 
Ähnlichen  de»  Staats  oft  j^anz  ubereinsiiinincn  Eiri<-  Aufnahme  bilden  z.  B.  eini^^c 
Anstalten  für  locale  Gemeinbedurfnisse  materieller  Art  i«^.  tio).  In  der  fulirenden 
Dar»tclluug  des  üubuhrensyätems  wird  auf  die  liebuhreu  jener  Verbände  und  der 
GoBeiBden  pur  soweit  oSlhif  mit  R&ciwicht  gent^iomeD. 

Die  sogenannten  ,| Beiträge'*  werden  unten  anhangsweise 
mit  beaproehen  werden  (§.  74).  Ihre  prineipielle  Zugehöiigkeit  zn 
den  „Gebühren**  wnrde  oben  begründet  (§.  17  Nr.  3).  Sie  kommen 

hesonder.s  im  Gemeinde-  und  iu  anderen  IJaubhalten  von  Selbstver- 
waltungskorpern  vor. 

Die  folgemle  Darstellung  Ijoeliränkt  sich  absiehtlieli,  nach  dem 
dargelej^ten  Charaeter  des  Ge^a^nstands,  hier  in  der  l^'inauzwissen- 
>chaft  im  Ganzen  auf  eine  l:ehersi(  ht  der  Kategorieen,  wo- 
bei bloss  einige  finanxwissenschat'tliche  Bemerkungen  und  einzelne 
Daten  als  Beispiele  eingeschaltet  werden,  ^ar  einige  Gebühren  der 
volkswirthsehai't lieben  Verwaltnng  werden  etwas  näher  be- 
handelt, weil  der  Gegenstand  diesem  Werke  auch  sonst  angehört. 

Vfl.  beaoadets  Stein  6.  A.  II.  2.  270,  275  fl;  Schall,  Htndbncb  III.  120  IT.. 

r."»  n..  Umpfenbach  §.  50(1'.,  jeder  mit  •  fwas  versrjiicdener  Systemisirunir,  Schall. 
ikAÜch  wie  ich  iu  der  1.  Auflage,  soweit  »eine  Aiuschiieasang  der  virtbscbaftlichen 
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Q.  8.  w.  GobUbrco  dies  gesUUet  S«iae  Bemerkaog  121  Note,  dass  ich  Wieder- 
bolanfen  in  mefDein  Gobohreiittyslem  (so  1.  AulL  8.  40  und  110,  41  und  107)  nicht 

vermiede,  ist  richti«:.  Aber  sie  waren  —  und  sind  jetzt  noch  —  bcdinfct  durch  incin-: 
Classification  der  (icbuhrcn  wnd  durch  die  beiden  ?er^rhicdenen  Standponcte  der  fie- 
tracbtutig.  In  dieser  2.  Auflage  liabc  ich  in  der  Sysifmisirung  und  Hciiienfolge 
Aftüdeningen  ro^eBonnen,  sam  Theil  in  Folge  der  Anrcfan^ii  durch  Schall,  dat 
ich  mich  «her  doch  nicht  Tolbtiodig  «nschllewe. 

§.  38.  Eintheilnng  der  Recbto-  und  Verwaltnngs- 
gebllhren.  Die  Haapteintheilang  nach  der  Art  der  Leiatnng  nod 
zugleich  naeh  dem,  wenigstens  im  modemeD  Staate  erreichten,  der 
Trennung  von  Justiz  nnd  Verwaltung  entsprechenden  System  der 

V^ervvaltuug,  ist  diejeuige  in : 

I.  Verwaltun  gsgebU  hreu"  im  eigentlichen  oiiei 
engeren  binne  und 

IT.  in  j.GcbtIhren  der  Kcchts pflege"  oder,  allgemein 
genannt,  inGericht8gebUhreQ(Ju8tizgebUbren,  Uericbts- 
koBten,  allenfalls  auch  „Eechtsgebtthren"  im  eigentlichen 
oder  engeren  Sinne). 

Wie  Gerichte  und  Bechtspflege  in  einem  weiteren  Sinne  doch  auch  2iir 

.,Verwaltung"  gehilren.  so  die  Gerichtsgebülircii  anch  zti  (l«-n  „Ivcchls-  nnd  Yer- 
waltuugsgebUhrcü  im  Allgemeinen''.  Bei  der,  sowohl  als  „Gebühr'  wie  als  „Steuer' 
besooden  wichtigen  Abgabengruppo  der  „Gebühren**  der  fMvilligen  Gerichtoharlelt 
bei  Registeraliiralii'ii  u.  dgl.  m.  handelt  es  sich  principiell  und  öftersi  auch  factisch 
übrig:cns  t:ar  uiclit  um  Tliatiirkeiten  der  eigentlicluMi  Itechtspflego  und  der  ordeutlicli«  n 
Gerichte,  sondern  um  \' c  r  wal  tu  ngsac  tc  von  Behörden,  welche  bich  guwisiieii 
Becht-gesch&fren  (a.  B.  der  Verpfandung  von  Grundstücken,  dem  Verkauf  von  solchen) 
anbcliliesscn ;  Arto.  wrKIie  dalitT  auch  nicht  ncithwcndig  geradr;  „(ifrichtcn"  tlber- 
tragen  werden  müssen  und  auch  uicht  immer  diesen  Ubertragen  werden  ^franzteiscb« 
Beifetrirongslnitflr).  Die  becQglicben  Abgaben  oder  GebQhren  werdm  indeseen  Idet 
mit  ZQ  den  Gerichtsgebühicn  gestellt.  Man  siiht  aus  dem  Beispiel  nur,  dass  man  ee 
aucli  liier  mit  fliessL  ndLMi  üntt  r>chirden,  mit  „historischeu"  Begriflen  und  Ein- 
theiiungou  zu  tbon  hat,  welche  sich  an  die  Auffassung  der  Ftuicüon  und  der  Scheidung 
von  Justiz  und  Venraltnn^  anknüpfen  nnd  damit  sich  indem.  Vor  leCzteier  Scheidnnf, 
also  vielfach  in  TiUerer  Zeit.  wUrd*'  selbst  die  hier  vorgenommene  Hauptrintheilung 
gegcntlber  den  Verhältnissen  der  Organisation  und  Function  der  Aemter  und  Bebördr^n 
nur  bedingt  zulässig  sein.  Jetzt  ist  sie  im  Ganzen  modernen  Einrichtungen  wie  An- 
Bchanimgen  angemessen. 

I.  Die  Verwaltungsgebühren  im  engem  Sinne  kann  man 

A.  nach  der  Art  der  Leistung  der  Behörde  oder  des  Bc 
amten,  als  der  Orgaue  des  (iffeutlichen  Körpers,  daher  nach  einem 
sachlichen  Princip;  ferucr 

H.  nach  der  Eintheilung  der  grossen  Dien8tzwei<rc, 
711  welciieni  das  betreffende  Verwaltungsorgan  gehoit  („resbortirt^'), 
daher  nach  einem  tor malen  Gesicbtspnncte  eintheilen. 

A.  In  ersterer  Hinsicht  lassen  sich  etwa  sechs  Classen  von 
„gebührenpflichtigen  Fällen*^  passend  unterscheiden.  Im  Einzelnen 
kann  die  Rnbricimng  eines  Falles  dabei  indessen  zweifelhaft,  anch 
wobl.gleiebzeitig  unter  mehrere  Rubriken  statthaft  sein. 
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1.  Allgemeine  Thfttigkeit  oder  Mitwirkung  einer 

eigentlichen  Verwaltnngsbehörde  in  solchen  zu  ihrer 
Crunpeteuz  gehörenden  beliebigen  allgeaieinen  oder  bestimmtere  ein- 
zelnen Angelegenheiten,  welche  einen  Einzelnen  betreffen  (§.  34). 

So  namentlich,  weou  k'tzferer  dic-c  TliätitiUit  selbst  ii!  Anspruch  tiitDint,  wie 
bei  Eingaben  in  Privau»acheD  an  Betiönicn  und  bei  BoKchcidcii  an  ilin.  Weiter 
(ceböFen  bierber  aoch  rembiedene  Katq^riccn  vod  PftUen  der  Gebttbreo  im  Gebiet« 

ier  Finnnz-.  be^önders  der  StcuervciwaltUDg  tiiul  der  unter  N.  3  genannten  (ie- 
bübrcn,  welche  sich  iudebscn  als  besondere  Gruppe  auffassen  lassen,  wie  man  auch 
umgekehrt  Gebuhren  dieser  ersten  mit  in  die  dritte  Classc  einreihen  kann. 

2.  Mitwirkung  einer  Behörde  in  Angelegenheiten  dea 
pi^rsünlichen  Lebens  des  Einzelnen  (§.  35). 

3.  Function  von  Behörden  in  Begianbignngsangelegen- 
heiten  (§.  36). 

4.  Behi^rdlicbe  Gewährung  von  besonderen  Reebten 
an  Einzelne  oder  yon  Exemtionen  in  Bezug  auf  allgemeine 
ReebtBS&tse  und  auf  daraoB  hervorgehende  Verpflichtungen 
zu  Gunsten  Eiozelner.    Eine  Kategorie  gebührenpflichtiger  Fälle 

vomemlich,  doch  nicht  allein,  in  Angelegenheiten  des  wirth- 

öch  at't  1  i  c  lä  e n  oder  Ei  vv  er  bsl  c  i)  e  u  s  des  Einzelnen  (§.  37). 

5.  ErthciluDg  von  Ehren  luid  Wurden  {§.  38). 

6.  Verwahrung  von  Sträflingen  (Ersatzleistungen  letz- 
terer, „8trätiing8gebHhren")  (§.  38). 

B.  Nach  den  DieuBtz  weigen  der  Verwaltung  kann  man 
gemäss  der  im  modernen  Staate  ttblicben  und,  von  kleineren  Ver- 
schiedenheiten der  Ressortbegrenzung  abgesehen,  im  Ganzen  doch 
hl  ODseren  Ländern  tibereinstimmenden  Verwaltungsorganisation 

Dnterscheiden :  Gebühren  der  eigentlichen  inneren  Verwal- 
tung fcinschliesslich  der  Polizei;,  der  Verwaltung  des  AcusbC- 
ren,  des  K  riegöwes en.s  (Heerwesens),  der  Finiuizen,  sowie 
etwai^^e  eic^entliche  Vervvaltui!2:s«^-ebühren  (im  Unterschied  von  wirk- 
lichen Gerichts-  oder  KechtspÜegegebUhren)  der  Justiz. 

Die  Gebührcnarttjii  des  ersten.  sachHcheu  Systouiä  kehren  in  dem  zweiten,  lor- 
iijiilen  System  wieder.  Die  meisten  gebahrenpflirlttigcii  t^iillo  des  Schenia-i  unter  I 
ffchören  („ressortiren")  zur  Inneren  VerwaltUüg,  aber  oin2eIne  kommen  auch  bei 
d<:n  anderen  Dienstzweigen  vor.  Wie  schon  bemerkt  wurde,  erscheint  das  sachliche 
'i-ibtthrensystem  in  der  Finan/.wissi  ns'^hrtft  wichtiger  als  das  formale  Daooit  soll 
ladeatö^B  letitefes  auch  hier  nicht  als  unrichtig  be;ceiühuet  werden.  Die  Autorou  he- 
handeln  den  Oegensfand  rencbieden.  Stein  legt  seiner  Daistellong  da»  formale« 
Schall,  wie  ich,  das  sachliche  System  zu  Grunde.  Begründen  lässt  sich  Beides. 
Kuiijrermaassen  hängt  die  Wahl  des  Vorgehens?  anrh  mit  der  allgemeinen  Auffassung 
Fuiau^wissenschaft  zusammen.  Betrachtet  man  letztere  zunächst  als  Thcil  der 
PoUtiscbeii  OekoQomie,  so  mOcbte,  vollends  vom  Standpuncte  der  neueren  <iemeiD-  und 
Stiat->wirl?i'5chaft5lehre  aus,  das  sachlicli.'  ficltilhrensystriii  eine  Consequenz  dieser 
AoiXaatöaog  »ein.   Anden,  venu  man,  wie  bteiu,  aboxhaupt  die  Fiuanswiasenicban 
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überall  jrern  zuerst  als  Staatswissonscbaft  im  entreren  Sinne  behandelt.  Bei  Steiu 
hat  das  troilicli  zur  Fulgc,  dass  diu  sachliche,  die  Art  der  gebtthreupflichiiijcii 
Luistarij^  /u  Grunde  leceode  Classification  und  die  demgemässe  finanzviflieo- 
sclKifilii  lie  Hiiiirthoiluiig-  ilcr  eiii/elri.-ii  KutcirDii»;- n  der  Fälle,  was  die  Bereclitifcng 
der  UubUhr  Uberhaupt  und  dur  Höhe  der  (icbiihr  btitrilit,  vie  vicifacb  in  seiner  Finaaz- 
wissejutclwft  IQ  »ehr  hinter  dem  Formallsraas  der  Rtteforieea  der  YerwiltuDg  zu  rück- 
tritt.  Mit  der  blichen,  aU  der  voraoznstcUcnden  tlaat  sich  übriKadi  Auch  die 
ClabsiMra'ion  nach  üicn^t^wt•i^rer)  der  Verwaltung  combiniren.  Die  letztere  tr^nz  all^'in. 
wie  bei  Stein,  reicht  auch  nicht  aus,  weil  guwi:>so  (iebuhrcn,  z.  B.  die  Verwaitoogs- 
•tempel  bei  Eingaben  ond  Bescheiden,  allen  Dieastzwdfra  gemeinsun  sind. 

£s  i:»t  eine  Conse^ueuz  der  hier  ans  den  oben  §.  25  ff.  dargelegten  GrUodes 
festtrehaltetic'n  Schciduntr  <lrs  (it  buhrßtiwesens  in  die  beiden  ILmpt*  la^sx.'ü  der 
fJKecbtü-  und  Verwaltungsgebühren"  und  der  „UebOhren  auf  dem  Gebiete  des  „Gultar- 
nnd  Woblfafartszvecka",  dass  in  dem  Schema  nnter  I,  daher  dann  anch  bei  dea 
..Gebühren  der  inneren  Verwaltung"  die  letztere  Classe  und  darunter  die  wichtigen 
riebtlhren  des  Unterrichts-  und  RiklnnGTswesens  nnd  des  Verkehrswesens  an?cr**^<"h!os*-cn 
worden.  Schall  behandelt  siu  gem<i>ä  »einem  engeren  Gebubrenbegriß  überhaupt 
nicht.  Stein  zieht  sie  theils  hier,  und  zwar  bei  den  Gebühren  der  laueren  Ver- 
waltung, theila  bei  seinen  Regalien  hinein,  foljjorichtig  mch  seinem  SiainlpTincte.  Bei 
Zugruudeleguiig  duji  Venraltungssystems  iiönnte  man  nur  noch  genauer  nach  der  heute 
ftWich^  Organiaattoa  der  Difnstzweige  (Uinisterien)  die  ..Cultur-  und  Wohlfbhft»' 
gebUhran**  In  diejenigen  der  inneren,  der  roUBwirthschaftlichcn  und  der  Bildnngs^ 
rerwaltuDf  trennen,  die  rellawirthschafilichea  emtnell  noch  veiter  nach  Mioisienal- 
ressorts. 

Schall  a.  a.  0.  bildet  nnter  den  ..Venraltnngefeblibren'*  snniehst  drei  Glaasen: 

..allgemeine",  fUr  die  Mitwirbinp  von  Behunl<?n  in  Aiiitelet:en!ieiien  des  indiridiiellen 
Lebens  Einzelner,  ferner  Gebuhren  für  die  Ertheilung,  Eiuräomung,  Verwilligung  be- 
benderer Rechte,  schliesslich  Gebuhren  fUr  die  Exemtion  von  allgemeinen  Verpflich- 
tongen.  Letztere  beiden  Classcn  fasi»e  ich  unter  A.  4  zusammen.  Seine  erste  Cla^jte 
zerlegt  Schall  in  Gebulin.-n  in  An^rele^nclieifen  des  persönlichen  und  des  Erwerbs- 
lebens. Die  crstereu  entsprechen  meiner  Glaste  A.  2;  die  letzteren  theilt  Schall  weiter 
in  sechs  Unterarten:  GebQhren  für  Beetellnng  nnd  BesOtigung,  flir  Bef&higungsatteste. 
für  Conces^ionen.  lür  Erlaubnisse.  Legitimationen.  Cognitionen,  für  Aufsicht  und  Be- 
glaiihi«riin<r,  endlich  für  sonstige  Vctwalttmgshandlunifen.  Ich  dachte  anfnn>;s,  mi  li 
in  Abweichung  von  der  er^en  Auflage,  einfach  dieser  Schall'schen  Cia»sihcAiiuti 
anzuschlieasen ,  bin  aber  dann  doch  nur  zu  obigem  Schema  gelang^.  Bei  der  Durch- 
führung ergeben  sich  aueh  ftir  S'^hnll  S.  liwii-ri;:kriton .  so  bei  der  >ech?ten  Untci^rt, 
den  GebOhren  ,«fur  souütige  Amtshandlungen",  beine  Unterarten  reihe  ich  in  meinem 
Schema  unter  A.  t,  8  und  4  ein.  Unter  die  ..Gebühren  für  Ertheilung  blonderer 
Rechte"  stellen  wir  beide  Verschiedenes;  Schall  z.  B.  dahin  auch  die  Taxen  für 
Ehnni  und  Wurden.  —  Natürlich,  dass  sich  die  Vers<  hiedenhcit  der  Classification 
vollends  der  weitereu  Untereintiieilung  einer  Classe  eben  nach  verschiedeneu  Uc:>ichts- 
pnncton  ond  AalTaasongen  b^rOnden  Itoir.  Salgectire  Anflehten  sind  dab^ri  Bi<£ht 
wohl  ganz  aasnuchUeasen.  Die  Sache  ist  auch  znm  TheU  eine  blosse  Zveckmiatig» 
iteitsfrage. 

S.  sonst  auch  Neumanu.  „Steuer*"  pissim,  u.  a.  S.  54b  iL  und  in  Schmoller's 
Jahrbuch  \sb2.  S.  965  Ii.  Er  scheidet  die  ,,Amtsgcbuhren"  in  drei  Kategorieen. 
Entgelte  für  die  besondere  Rejins-pnichung  von  (Consulaf-,-.  (ieri.  lifs-.  Polizei-  u.  s.  w  ) 
Behörden«  von  dtienUichcn  Anstalten  (z.  B.  für  Besuch  von  Museen)  und  Go- 
bQhren  anderer  Art,  besondm  von  Dispensationen  ron  Vonehriften  od«r  ftr 
Bewilligung  besonderer  Uechte.  Er  zieht  aber  schliesslich  eine  andere  Gliederung, 
nach  dem  Character  der  bezüglichen  Hoheilsrcchte  vor  („Steuer"  S.  549—551),  vobei 
er  zuui  Tticil  auf  ein  formales  System  nach  Dienstzweigen  hinaaskommt. 

II.  DieGelilihren  der  Rechtspflege  oder  die  Gerichts* 
(bez.  Justiz-)  Gebühren  (,,Recbt8gebabren'*). 

Bei  ihnen  empfiehlt  Bich  die  sachliche  Scheidung  in  die  drei 
oder  vier  Kategorieen 
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A.  Gebflhren  der  streitigen  Givil-Gerichtsbarkeit, 

B.  der  Strafgeriehtsbarkeiti 

C.  der  sogenannten  ,| freiwilligen*'  Recbtspfiege.  Zn  letz- 
teren kitnnen  wobl  aueh  die  Registergebttbren ,  natuentlieh  soweit 
sie  wirklich  „Gebüliren''-Cbaracter  haben,  gestellt  werden.  Doch 

läjist  es  äsiih  auch  rcchttiTtigen,  be^unders»  nach  dem  Chaincter 
von  Geset/gebupgen,  welche  die  Register-„GebUhren"  voruemiich 
qU  ,, Steuern'*  ausgebildet  haben,  wie  in  Frankreich: 

D.  dieRegistergebttbrenals  vierte  Haapteiasse  der  Recbts- 
gebtthren  aorznCassen, 

Gescbiebtlieb  und  ▼erwaltaDgsrecbtlich  schliessen  sieb  an  die 
Gebühren  der  Rechtspflege  Strafen  (VermOgensstrafeo,  Confis- 
cationen,  Geldstrafen)  an.  Unter  den  Gebtthrenbegriff  fallen  die- 
selben indessen  wobl  eigentlich  gar  nicht,  jedenfalls  nur  in  be- 
sebränktem  Maasse,  wie  man  jenen  Begriff  und  anderseits  den 
finany.iellen  Cliaracter  der  Strnicu  auch  aullasseu  mag.  Sie  beruhen 
iin  Ganzen  doch  auf  einem  anderen  BeiiriiiHliniL'^s|»rincip  nis  die 
rieblihren.  Hier  werden  sie,  ohne  dass  damit  ihrer  iSonderstciluug 
als  einer  eigenen  Kinnahmeart  neben  den  Gebühren  präjudicirt 
werden  soll,  an  dieser  Stelle  anhangsweise  nach  den  Gerichts- 
gebtthren  eingereiht. 

Schall  tbcUt  die  Gebtthren  der  BeobtBpfleg«  in  di«  zwei  Haaptclassen ,  für 
«treitige  «nd  nicht-streitige,  erstere  dann  weiter  in  die  der  Cidl-  and  der  Criminal- 
eehclttabarkeit .  diejenigen  der  nicht- btreitigen  in  die  ?ier  üuterarteu«  liubuhren  in 
YormiiiMbcbaftssachen,  ia  HftchlftssrognliniDfreD,  Kegbtaiilfebtllmii  uod  Oebahr«n  ron 

Rechtsgeschäften  ein,  al>i)  in  der  Haupteintlieilnng  wie  ich.  —  Stein  untersi  In  idet 
iK'i  der  Kecllt^pt^egü  drei  (iebietc  von  Gebühren,  die  eigentlichen  GericUtsgobuhrcn. 
deren  äy^tem  da^jeni^e  des  Proceäsieä  selbst  »ein  sollte,  die  Taxen  (der  Anwälte, 
Zaigea,  Sachven»tiodigeD),  UDd  das  (ji  bu  t  r  „Legalisirangsgebabr',  woza  er  Ein- 
"■ng-nTT2"-irf^iihren  rechnet,  aticli  Notari;it>t;il>ahren .  eventuell  die  Einrichtung  dos 
Lurcgutrcinent.  deren  Steuercharacter  ur  aber  betont  (5.  A.  U,  2,  2b l).  Hier 
werden,  allenfolb  rem  Studpanete  des  forauden  VenreltaogssystooiB  aus  folgeriohtiir, 
Anwalts-,  NotargebQhren  einbezogen,  die  aber  keine  öffentliche  Finanzeinnahme 
sind,  und  Zeujfen-,  Sachreratändiironrrobühren,  die  cventoell  zu  den  Ausgaben  gehören. 
Für  die  Gebubrcii  der  freiwilligen  Kechtspflegc  in  ihrer  (joüammtheit  ;abiresehen  von 
ISatragongs--  und  Befister^ebOhrsn)  bleibt  kdo  recliter  Pitts.  Auch  ein  Beweis,  da» 
in  df'T  FinanzwisseiiÄchaft  mit  dem  bloss  formalen  System  in  der  Gebuhrciilehro  nicht 
recht  aQäzuiomnien  ist  —  Neumann  untcrscheidcf  «'iiM^rKeitsi  Civil-  aad  Grimioal- 
)i:crichti*sporteln,  anderseits  solche  der  niobt-streitigcu  Kcchbpüege  und  der  Justiz* 
venraltoog  (««Steuer"  S.  55U.  553).  —  Sch&fflo  weicht  in  (irundauffassuugon  hier 
mehr  ab,  woraus  sich  zum  Theil  aoch  Abroicbungen  in  der  Classification  eigebeo, 
Stetu>rpoUtik,  besonders  S.  603  if. 

0ie  Ei&Dahiiieii  ans  Geld-  und  VermOirensstrafen  werden  ron  den  Sysle- 
matikern  verschieden  auf^efasät  und  danach  verschieden  eingereiht.  Raa,  Fin.  I. 
^  237  erwähnt  die  GrIiiMrafen  hei  den  (i'-biihren,  gleich  nach  '1er  ..Krbschafb- 
«,üuhr'.  £bt!U5u  V.  liuck  bei  den  Ocbubren,  Otfcntlicho  Abgaben  S.  250,  uu<l 
B6sobrnsoff  a.  a.  0.  S.  23.  Stein  rechnet  die  Geldstrafen  nnd  Bussen  za  seiner 
Kategorie  der  „(jefall'*".  die  er  mit  Anfallsrechten  wieder  Tinter  das  „Stant^putor- 
vseen"  r^t;  mindestens  leUtere  Einstellung  der  Ütrafen  doch  inissUcli.   Die  ::>iraien 
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seien  ^au&serordeDÜicha  Gefälle'*  (5.  A.  II,  1,  213,  282,  266).  —  Laspeyres,  Artikel 
Stsatsvirthscbtft  im  Staatsvdrterbuch  X.  104  stellt  Strftfen  den  Steaera  i,^egenttber  als 
die  beiden  Arten  der  zwangsweise  orhoboncn  Staatäcinnahmen.  —  Ken  mann  veist 
die  Eiitfügong  der  Strafen  uitter  die  (Kijühri  ri  ab  und  stellt  sie  als  besondere  Haup*;ir? 
öticnUicber  Eiukonfte,  coordiuirt  den  Oebuhreu,  auf  (.^toDor"'  S.  101,  äöH).  —  In  der 
1.  Auflage  S.  48  halte  ich  die  Dnterbringantr  der  Stnfea  unter  den  GeblÜirenbefifff 
fQr  zulusäig  erklärt,  mit  Anerkennung  vou  EigcnthUmlichkeiten.  Meine  jct/igre  Anf- 
fassuiig  ist  aber  die  bcssoro.  Dii^  Verwaniltschaft  von  Gebühren  und  Strafen  tritt 
übrigens  öficrs  hervor,  i.  Ii.  im  üubietc  der  SteuerverRaltung  (Biahngebuhren).  In 
der  Praxis  werden  diu  EioDahueu  aus  Strafen  nicht  immer  besonders  zossinnicn- 
gefasst.  sondLrii  '»ei  tlon  fin7.<Mneu  Dieii»tzwei^^3ii ,  in  denen  sie  roreckommen  sin  ! 
(besonders  bei  der  Polizei,  bei  den  venichiedenen  Steuerrerwaltoagcn),  nachgewiesen, 
apart  oder  onter  den  „Temiscbten**  oder  „Tenokledeneii  SinkOnlken''  jeden  Zvdf», 
«nd  zwar  die  Einnahmen  ans  eigentlichen  wie  ans  OrdnnngBsUafen. 


1.  Die  V erwaitungsgebahreu. 

§.  84.  —  1.  Gebtihren  fttr  die  Mitwirkung  einer  Ver- 
waltungsbehörde in  beliebigen  allgemeinen  oder  be- 
atimmten  einzelnen  Angelegenheiten  Einzelner. 

Unter  der  Voraussetzung,  duss  hier  im  nothwendigen  allge- 
meinen und  zugleich  im  speciellen  Interesse  oder  auf  Anlass  (bez. 
auf  Verschulden)  eines  Einzelnen  eine  solche  Mitwirkung  eiuer 
Verwaltungsbehörde,  welche  eine  Dienstleistung  und  (bez.  oder^ 
eine  Kostenprovocation  darstellt,  stattiindeti  ist  eine  Cl^bUbr  gerecht- 
fertigt, unter  Umständen  selbst  geboten. 

Freilich  nur  eine  Cehühr.  welche  sich  in  uiässiij^en  Grenzen  hrdt,  im  Alliremein-^n 
bo,  dass  der  üesammtcrtrag  nur  einen  Beitrag  zu  den  Kosten  liefert.  Sonst  wird 
die  Abjeabe  „Steuer^.  Abstofangen,  welche  sieh  den  ungefähren  KosCeoder  iadi- 
riduellen  Maliewaltung  und  dem  ungefähren  Werth  der  individuellen  Dicn^tleistuiu'^ 
anpassteil,  wiiren  im  Piincij)  liier  richtis?.  Aber  sie  werden  sich  bei  der  ünmesbbar- 
kcit  beider  Momunte  nicht  ^chr  häuü^  rationell  anbringen  lassen.  Auch  können  noch 
andere  (ie^ichtspuncte  fur  die  Bemessung  der  Hohe  der  Gebuhr  mitaatef  cweckmftaeig 
mit  Berucksichti^nng-  erlu'i.sctien,  /.  B.  Erschwerung  oder  Erleichtenug  piirnter  Be- 
anspruchungen der  behördlichen  Mitwirkungen. 

Die  typischen  Beispiele  solcher  Oebtthren  ans  der  nilgemeinen  Ver- 
waltun de^  Staats  (erentuell  attch  anderer  öü'ciitlicher  KOrper  wie  der  Gemeindan) 
liefern  Gesetzgebungen,  welclie  —  wenigbteus  als  Kegul.  wenn  auch  mit  Ausnahmen 
—  den  Gebrauch  fou  Stempelpapier  für  allen  schriftlichen  Verkehr  zwischen 
Behörden  nnd  Pnbliknm,  insbesondere  anch  fOr  alle  Acten  der  VerwtItnigobehOrden, 
wie  der  Gerichte  über  Priratangelegcnheitcn  Torsclirciben.  Kin  ein/.clne»  Beispiel  ist 
der  französische  Dimcnsionsstempel.  der  aber  in  Steuer  ubergeht  und  theil- 
weise  nur  Steuer  ist  (Fin.  III,  §.  228  ll.j.  Ein  weiteres  typisches  Beispiel  ist  der 
alli^e meine  Stempel  für  Eingaben,  Ge^urhe  u.  il>:l.  an  Behörden  (wie  oncb 
dem  Gesetz  von  1822  i-t  Pr-Misscn  5  Si:r.i  und  far  He.i>  h eid e.  Ausfertign n jercti 
der  Behörden  ^in  Preuäaeij  lö,  ausnahmsweise  ö  Sgr.):  in  beiden  Fällen  eine  gerade 
als  missijfo  „Gebtthi^*  wohl  gerochtfertigte  Abgabe,  deren  allgemeine  Anf  hebung  (wie 
nach  dem  Gesetz  von  1S73  in  Preussen  —  fttr  Eingaben  und  Bescheide*)  kaum  noth- 
wendig  erscheint.  Nach  dem  Zweck  oder  Inhalt  der  Eingabe,  des  Bescheids  kennen 
Abätutuuguu  der  Gebühr  ^dus  Stempels)  gemacht  werden,  deren  einzelne  Gesetz- 
gebungen, z.  B.  die  Osterreichische,  mancherlei  haben.  Dann  fhllen  die  Abgaben 
indessen  öfters  unter  i'inc  andere  Kategorie  unseres  obigen  Schemas.  —  Weitere 
Beispiele  sind  allgemeine  Gebühren  (meist  in  Stempelfonn)  fUr  amtliche  Proto- 
kolle, Vorladnngen,  Bescheinigungen,  Quittungen  der  öffentlichen  Cassen: 


Digitized  by  Google 


VcnraltungsgebQhroD.  Erste  and  zveite  CIttse. 


81 


3DJtIi- he  Schrei  birehiih  ren  in  Privatan2:clcc-enh(»iten ;  anch  GebOhren  für  amtliche 
Aula  ahmen  über  private  lUchisgcschäfti!,  Tc^tauientc,  wobei  die  Verbiii- 
dasg  von  Gebühr  uod  Verkehrssteuer  gewOluiUcli  Platz  greifen  wird.  Die  einzeloM 
<if>ot/L'<'l'Uiig.jii  über  Stempel  bieten  mauch-3  Ät^itirc  besondere  Beispiele.  Die 
uuAOZwissenäcbaftliche  Durchforscbong  und  Vcrgieicbuiig  dieses  legisiUliren  Gebiet» 
Cddt  bisher,  kann  Mch  nur  ia  Specialarbelten  effolgcn.  Uancbes  ia  dea  Noten  der 
SckAll'scben  Abhandlung  .,GebUhrcn  \  wo  die  in  §.  26  aagefaliiteii  F&lle  im  AUf^ 
adaen  —  doch  mit  AusiKihmen  —  lüerhcr  gehören. 

Aodi  iu  einzelnen  Dieustzweigoa  der  Verwaltung  kouiuieu  specielle 
FiUe  demtiger  GebOhren  rer.  Beispiele  sind  Gebttbien  fOr  Depositen,  welcbe 
l>oi  Behörden  hinterlegt  werden;  manche  rle  i  (icbilhren  für  AnUsliandlungen  gerade  im 
(iebietf^  der  Finanz-,  d^r  SteucrriTwaltuiii:,  besoii'lerä  bei  Zöllen  und  in- 
üirecicu  Steuern,  üvciituell  iu  l'orui  von  Sti  uipclubgabcu  l'ur  die  hier  ausgefertigten 
Scheine  (Zettel),  z.  B.  Wuge',  GontroUebuhr«  it,  allgemeine  Stenervorächreibangsscheine 
aach  bei  directen  Steuern,  franzusiscln  Altgahe  für  „erste  Anmeldung*',  Fin.  III. 
S.  415;,  MalingebuUrou  für  roätircndc  bteucreiuzahluftgen,  welcbe,  wie  bemerkt,  iu 
Strafen  Ubexgohen,  nm  so  mehr,  wenn  sie  sich  bei  erneuerter  Malurang  steigern. 

Je  nnck  der  Classification  der  Gebuhren  werden  noch  andere  GebUhrenfälle, 
'  .  ndfrs  au9  dem  Gebiete  des  Stenriixls,  <  ntwoder  hierher  oder,  wie  i«"h  es  thae.  in 
-tDc  der  folgenden  Clasäcn  eingestellt  werden,  z.  B.  die  Gebühren  für  Zeugnisse,  für 
Reglnnbignng  der  Echtheit  ron  Urltandcn,  ron  üntenchriften.  Schall  enr&hnt  in 
seiner  Classe  ß  („Gebühren  für  sonstigi!  Verwaltungshandlnniren'*)  einige  dieser  Fälle. 

Die  betreffenden  Gebühren  werden  in  der  Praxis  meist  in  Stempel  form 
«»rhoben,  in  der  Regel  —  und  im  Allgemeinen  mit  Kecht  —  iu  festem  oder  classcu« 
veise  abgcätuttcm  Betrage  (Fix-  und  Classcn Stempel  §.  72).  Der  Dirnen« 
sionsstempel  bei  ActcnstUcken  entspricht  in  freilich  nur  roher  Weise  doch  etwas 
d«m  Moment  der  Mühewaltung.  rroportionalstempel,  nach  dem  ia  eineat 
Actensfüclt,  einer  Oiltnndc,  z.  B.  einer  iMhOrdlichm  Qnittnng  7ori[eaunenden  Werth* 
i'ctrage,  findet  äich  auch  (preossischer  'Aa 'Vo  Quittungsstempel),  ist  aber  selten  nnd 
•acht  die  Abgabe  roUends  ans  einer  Gebühr  leicht  grOsstentbeils  za  einer  Stener. 

I  §.  35.  ^  2.  GebtthreD  fUr  die  Mitwirkung:  einer  Be- 
hörde in  Angelegenheiten  des  persönliehen  Lebens 
des  Einzelnen. 

Von  dieser  Mitwirkung  ist  entweder  die  RechtsgUltigkeit 
von  gewissen  Thatsacben  und  Handlungen  im  persönlichen  Leben  der 
Betheiligten  bedingt,  oder  es  werden  dadurch  Thatsacben  dieses 
l.tiuns  rechtlich  constatirt  nnd  amtlich  beglaubiget.  In 
beiden  Fällen  fungirt  die  Behörde  des  Stnats  oder  in  dessen  Auf- 
trag der  Gemeinde  u.  s.  w.,  fUr  den  btaat  aU  oberstes  Organ  der 
Kecbtsordnnng. 

Soweit  CS  sich  um  Bcglan bigungsacte  handelt,  könnten  die  betrefiendcn  Ge- 
buhren auch  zu  der  folg:cnden  Classe  3  gestellt  worden.  Doch  rechtfertitrt  die  allge- 
laeiuc  Verbreitong  und  Bedeutung  der  hier  in  Betracht  kommcaden  Fälle  auch  deren 
Heranshebonf  mit  in  diese  3.  Classe.   V|?L  Schall,  Gebttbren  §.  18. 

Das  Merkmal  der  „Gebilbr"  trifft  bei  den  irn  Folgenden  genannten  Katep-oricen 
ron  Fäll':n  nach  der  örtentÜehea  ii  n  d  {irivaten  (individuellen)  Bedentung  der  bezug- 
achen  beb  "i(Llichcn  Mitwiikujig&acte  durchweg  zu.  Bei  höherem  Betrag  der  Abgabe 
aan  der  U«  heru:ang  in  Steuer  vorliegen,  der  sieb  jedeo&Us  nur  aus  besonderen 

j  'iründf-n  und  nach  Lai^o  drr  einzelnen  Kategoricon  vnn  Fällen  r'-ohtfertigen  lässt. 

j  Fortfall  oder  Ermässigung  der  Gebolu  für  bestimmte  Kategoricen  von  Persooeu, 

!  tR.  Jlrmeier*.  kann  bei  Angelegenheiten  des  nntorUchen  Lebens,  selbst  allgemeine 
'icbührenfreiheit  -  also  Uebergang  in  das  Prindp  der  „reinen  Ausirabc",  Fin.  1, 
i^.  2iJl  —  aas  volkswirthschaftlicheu,  socialpolitischen,  politi^ehen  (iründcn  (/.  \).  in 

,  Consequenz  des  Grundsatzes  der  FreiziigigktMt  beim  «Jrts-  und  Dowicilwcchsel,  b.  i 
k.  WAgner,  Finaiuwitmttsrhaft.   II.   2.  Anfl.  d 
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P&sseu)  wolil  ia  Erwftguog  komman  und  besteht  öftere.  Bc&teuerQDgüg:csicht&- 
puucte,  Witt  dioBadnidit  anf  die  „LeUtangBfihigkeit'',  sind  daher  gerad«  b« 
dtoscf  OttbQlirenGlMse  niclit  immt  auanBcUiesaeD. 

Die  wiebtigstcD  hierher  geb($rigeD  GebtthrcB  sind: 

a)  Gebühren  ftir  die  rechtsgültige  EheschHessiiiig 

vor  staatlichen  oder  als  solche  gleichzeitig  mit  fuDgiicndeu 
sonstigen,  auch  kirchlichen  Organen;  ferner  Gebühren  lür  die 
Gewährung  des  Rechts  der  Ehescheidung. 

Bezügliche  rM'btihrcn  für  die  Eheschliessu n ?  bilden  oder  bildeten  rcpel- 
Illässig  ciueii  licstandtbeil  der  kircblicben  soguiiaDnteu  Stolgebuhreu.  Die  velt- 
liehen  CivibUmdslmter  hiben  in  Deutsch  Und  die  Register  nnd  die  damtf  bertg- 
lichen Verhandlungeu  kosten-  und  stcmpelfrci  zu  fuhren.  Reichsgesetz  rom 
6.  Februnr  1875  Uber  Beurkundung  des  Penonenstands  n.  s.  w.  16,  preassiscbes 
Gesetz  vom  0.  März  1<74,  §.  12. 

b)  Gebiibreu  bei  Civilstaudsänitern  oder  den  al>  sulche 
dienenden  kirchlichen  Organen:  eventuell  schon  lÜr  die  vorge- 
scbriebenen  Eintragungen  über  Geburt,  EbeschliessuDg ,  £be> 
Scheidung  nnd  Tod  in  die  Standesregister;  oder  wenigstens  für  die 
£rtheilDng  von  amtliehen  Auszügen  (^ySeheinen")  aus  dieses 
Registern  nnd  (tlr  Gewährung  der  Einsiebtuahme. 

Diese  Auszttge  dienen  dann  als  rechtsgültige  Beglaubigungen  der  betrefenddi 

Tbatiache.  —  Nach  dem  (iebührentarif  des  gcnannteu  Beichsgesetzes  von  sibd 
für  Vorl^'^uii^  der  Kegister  1 — P/a  M.,  für  Auszüge  Vg  M.,  cneiit.  his  2  M.  /u  eihebeii. 
Oububrcutreiheit  lur  Uuvenuögeudü.  Kacb  dem  preuösiscbcn  Gesetz  von  IS/  l  Hic&soii 
diese  (iebohren  in  die  Gerne indecssse.  Die  bnndesrttlüiche  Gommissien  ?on  1877 
schlurr  für  Auszüg:e  aus  den  Standesregistern  einen  ßeicbssleuipcl  (also  für  die« 
Beicliscassc)  von  50  Pf.  vor.  —  In  Ensrland  1  Pcnny  Stempel  für  Copieeu 
und  Auszüge  aus  Staadcsrcgistciu,  in  Oesterreich  Ii.  iui  deu  Bogen.  —  Auch 
Gebühren  Air  Namen sfcndernnren  können  hierher  gesteUt  werden.  (Schall  S.  129. 
Note  34.) 

c)  Gebühren  für  die  Mitwirkung  ?on Behörden  bei  der  Aenderun«]: 
der  Beehtsverhältnisse,  welche  den  Erwerb  und  Verlust  der 
Staats-  und  der  GemeindeangehOrigkeit  betreffen  oder 
sieh  an  den  Wechsel  des  Wohnsitzes  (Domieils)  undAufent- 
balts  knüpfen. 

Gcblihreu  sind  die  belrelieuduu  Abgaben,  wenn  sie  für  die  beauaprucbte  Thätig- 
keit  der  Behörden  eintreten,  nnd.  etwa  in  Stempelfonn,  die  Urkunden  treffend,  welche 
Uber  die  be/iiglichen  That&achen  ausgestellt  werden,  in  m&ssig-cn  festen  oder  nach 
der  ungefähren  Mühewaltung  der  Behörden  abgestuften  Sätzen  erbobeu 
werden.  Wird  die  Abgabe  als  Entschädigung  für  die  Vortheile  erhoben,  welche 
der  Betreifende  durch  den  Erwerb  eines  Hechts  erlangt,  z.  B.  bei  der  Aufnahme  in 
den  Staats-  und  namentlich  in  den  Gemeindererband,  so  trefien  di^-  Merkuide  der 
Gebuhr  insoweit  auch  noch  zu,  als  es  sich  ja  gerade  hier  dann  um  einen  ^pecielien 
Entgelt**  handelt  Doch  wird  eine  solche  Abgabe,  besonders  bei  einer  gewissen  Höhe 
des  Satzes,  öfters  zur  Steuer.  Ein  solche  Staatsabgabe  kann  diejenige  fUr  Ertheilung 
der  Nritur.ilisation  sein.  Coromunnlc  Abgaben  dieser  Art  sind  die  Bürgerrechfi-, 
üie  i^iiizugs-,  die  Heimatbsgelder  u.  dgl  u.  Wieder  modiücirt  sieb  der  Cbaractur 
der  AbgMo,  wenn  dieselbe  etwa  ftir  die  Znlassnng  tur  Theilnahne  an 
Nutzungen,  z.  B.  des  Gemeineiti;enfhinns  der  Comtniini  ,  rlu)ben  wird-  Hier  kfinutc 
man  in  der  Abgabe  aocb  eine  Art  Taxe  oder  Preis,  wie  im  gewöhnlichen  Krwerbs- 
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l' btjii  .  sclu-ri.  Ah^abe  wcscutlich  nur  dafUr  erhoben,  ihiss  ilcr  Staat  das 

b«zagüche  Kecbt,  z.  B.  der  luiü-  uud  Aiuvaaderung,  überhaupt  gewahrt,  so  bat 
äe  ivtt  wohl  mehr  einen  reinen  Stenercharacter.  Hast  sich  iiidcsücn  auch  wia 
ftin^  Art  Ablösuügüzabluof;  und  insofern  doch  auch  wieder  etwa^  wie  eine  Gebühr 
Aufiai^en,  so  das  alte  Abzngsgeld  bei  der  Mitnahme  des  Vermögens  des  Aas- 
waoidererä. 

Die  Oehdhren  unter  c,  —  ob  und  welche  ond  zu  wessen  Gunsten  Oebtthren  er- 

hcbrii  werden,  —  hängen  eben  mit  der  Gestaltung  der  Rechtsordnung  für  Ein-  und 
Auswanderung,  Fremdenrcrkehr,  Heiinathweseu  und  Zticjrerlit  zrisammen.  Daher  neu- 
zeitlich oft  Fortfall  oder  Ermässigung  von  (iebulirca.  Vj^l.  bc:>undcrti  Stein,  Ver- 
«  lJt^lrl-^lLhr.  (wo  übrigens  die  üuauziellc  Seite  kauoi  berührt  wird).  II,  und  Handbuch 
Icf  Verwaltungslehre,  2.  A.,  S.  131  ff.  Dann  Wagner,  Grundlfigung,  4.  Kap.,  Ab- 
»clinitt  l) — —  Beispiele:  Uataralisationen.  S.  Commissions- Bericht  18T7 
S.  400.  Grosse  Verschiedenheft  in  den  einzelnen  deutschen  StaiUen  damals:  Preassen 
nur  der  allgemeine  Stempel  für  Ausfertigung  ron  1'/*  M.;  Sachsen  Gebühr  von 
•i  M.  nebst  Gebühr  ron  S— 10  M.  für  die  vorausgehende  Verhandlung;  Hessen 
:i4  M.  öO  Pt.;  Württemberg  20  M.  für  1  Man«,  10  U,  für  1  Frau,  G  M.  für 
1  Kind  unter  14  Jahr;  Baiern  6  M.  Stempel  und  307  M.  80  PH  Taxen  (t);  Baden 
!«■>  M,  50  Pf.  Stempel  und  Sportein,  luo  M.  Taxe  für  jede  Person  (die  in  väterlicher 
Ufivalt  stehenden  Kinder  in  der  Familie  frei);  Hamburg  Taxe  und  Gebühr«  ii  1)0  M., 
ausserdem  fur  den  städtischen  Bur^erbrief  80  M.  Die  Gommission  schlug  eiue  Kciciia- 
^ebühr  Ton  100  M.  für  <lt^'  Urkunde  vor.  Doch  zn  hochl  Seitdem  durch  die  neuesten 
Gesetze  in  ■  iniirrii  di-ut.^c  h«;n  Ländern  Acndcnin^on  und  Eniiäs-:;;unpni  (R;ii';rn. 
Wurteinberg  20  M.).  —  Uebcr  üinzugsgeider  u.  s.  w.  ».  z.  B.  die  preussische 
Stldteordnnng  tta  die  Ostlichen  Prorinzen  rem  SO.  Mai  185S,  §.  52:  Znllssigkeit  von 
Hinzogsgcldern  Air  Erlaubniss  der  Niederlassung,  desgleichen  von  Eintritts-  und  Hans^ 
*  i)i  Js;reldem  von  Neuanziehenden  und  tiemeind*  angehörigen  b-  i  Begründung  eines 
Haoäätaods  und  zur  Theiloahmc  am  Bürgerrecht;  desgleichen  von  EinLaufägeld  ^odur 
jihilicher  Aligabe)  zur  Theilnahme  an  den  Gemeindenntsimgeo.  Hiheifle  aber  das 
itädtische  Einzugs-,  Bürgerro»  las-  und  Einkaufsgeld  im  Gesetz  vom  14.  Mai  lS(/i> 
Maximum  des  Einzugsgeldä  in  Stadtgemeinden  nach  der  Ortsgrösso  3 — 20  Thlr. 
Aufhebung  dieser  Abgabe  für  Niederlassung  (ui<  bt  iur  Bürgerrecht  und  für 
Theilnahme  an  den  Gemeindenutzungen)  dui  h  (i<  >i  tz  vom  2.  März  18G7.  Das  nord- 
deutsche  Gesetz  über  Freizügigkeit  vom  1.  Nuvriiil)or  1867  §,  8  verbietet  allge- 
mein die  ErhebQog  von  (lemeinücabgabea  der  neu  Aoziobenden.  Einfluss  dieser 
Gesetzgebung  Mf  die  finanzielle  Lage  der  Gemeinden.  Grosse  Bedentang  dieser  und 
ähnlicher  Angaben  früher  in  Sfiddeulschtand.  —  Die  Erthcilung  der  Aufnahme- 
urknnde  an  die  Angehörigen  eines  dentsclion  ISiindesstaats  in  einem  anderen  Bundes- 
ituit  kostenfrei  nach  Beichsgeäetz  vom  I.Juni  1S70,  g.  24.  —  lieber  Abzugsgeld 
GmadlegiiDg  §.  245. 

d)  Geböbren  f meistens  der  Polizeibehörden,  dann  der  Ver- 
waltung des  AuswiirtigcD ,  der  Consulate;  iVii  die  Ausstellung 
von  LegitimatioDspapieren  aUer  Art  (Pässe,  WanderbUcbcr^ 
Heimatbscheine). 

Gebuhren  sind  di«sc  Abgaben  unter  der  Voraussetzung,  dass  der  Private  das 
Recht  bat,  die  Thatsaf  li-  .  p  nfw.  c-  ii  •  r  das  Papior  wunscht,  /.  B.  die  Heise,  den 
ÜMtaicil Wechsel,  frei  vuizunchuteü  uiid  keineta  Zwang  unterliegt,  ein  solches  Papier 
IQ  nehmen.    Anderenfalls,  also  z.  B.  wenn  jenes  Recht  selbst  erst  durch  die  Ab- 

eriToibeji  w.  iden  mns^.  wird  die  letztere  »;iue  Steuer,  die,  ?.  ü.  fiir  lie  Keiscn 
"ü5  Ausland  nicht  so  unliedingt  verworfen  wurden  kann,  als  es  meist  gesclueht  (u.  A. 
uefert  sie  etwas  Ersatz  für  entgehende  indirecto  Verbrauchssteuern^. 

Andl  hier  •  n^^er  Zusammenhang  mit  der (jostaltung  des  Zug-.  Ueise-,  Fremden- 
rechts  u.  s.  w.  lldlic  Pus8^t*'tierri.  im  Zusammoiihnn^  mit  dem  Zugrecht,  der  com- 
aiBnaien  Steuerhait  fUr  die  koptiteuer  da»  Staats  besondere  in  Kusslaiid.  Siehe 
Welcher .  Selbstrenraltnng  des  Steuenresens,  S.  2Tb  ff.  BC'sobrasoff,  impAls  snr 
las  actes  I.  21  und  Tabelle  am  Schluss.  Ann.  d.  tin.  russ.  par  A.  Vesselovky, 
i.  Jahr,  Fctenbonxg  lb7t>,  p.  b.  Schanz,  Fioanzarchir  III,  2ül.  Uesanunt-Ein- 
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n«bin<^  »US  I^•iss^'n.  m>  \st  den  sogenannten  Bauerupässca ,  jetzt  3',^,  in  den  7Ucr 
Jahren  2.0—2.7  MilL  R.,  in  den  20 er  Jahfttn  über  4  Hill.  R.!  TUi^proben  hei 
Waicker.  Anäluidspass  5  B.  und  fUr  )e  '/s  J^br  weitere  Abwesenheit  ä  R.,  jetat 
i\&s  Dopp  lt^^.  Plnrafpris«;«^  der  Bauern  lur  '/^  Jahr  S5  Kop..  1  Jahr  1  R.  45  Koj. 
Project  cijkcr  Erhöhung  der  Abgabe  für  Aubhutdapü^  Ib^l  (3  Mouat  3ü,  jtnici 
weitere  Motiat  15  im  ersten  Jahr«,  1  Bnhel  Gold  far  d«i  Tftg  im  tweltea  Jahre)  Mea 
gebissen.  S.  ?.  Faick,  Finanzarcbir  V,  722.  —  In  Deutschland  Maiimam  für 
1  Pass  an  Ausfertigung  und  Stempelgebühren  narh  Kct(  hsiresetz  roin  12.  Uctobcr  lb67 
3  M.,  factisch  meist  weniger.  VorsclUag  eines  Koicli-sstLiiipels  von  1  M.  filr  dea 
Paaa,  50  Pf.  fikr  Fasskarten  im  Bericht  dor  Cominiä:Niou  ?ou  1877.  Ermüiwignitg  der 
Paetabgftbe  in  Frankreich  too  2  und  10  Fr.  auf  Va  Fr.  im  Jahre  188b. 

30,  _  3.  Gebtthren  fttr  die  Fnnetion  von  Behörden 

in  BeglanbigangBangelegcnheiteD. 

hl  /.ahlrcichcD ,  unter  sieb  nach  Gebiet  nnd  Art  sehr  verschie« 
denen  Fällen  ttbt  der  Staat  als  Vertreter  der  Kechuurdüiaig  uiul 
oberste  anerkannte  Autorität  durch  bciiic  eigenen  Organe  (Behörden) 
oder  im  übertrajrenen  Wirkungskreise  durch  Comiuuüalorgrane  eine 
wichtige  Function  aus,  welche  hei  aller  äusseren  Verschiedenheit 
im  £iiizeloen  and  nach  den  Fällen,  auf  die  sich  bezieht,  doch  ein 
gemeinsames  inneres  Merlimal  hat  und  einen  gleichen  Zweck  ver- 
folgt: die  Fanction  einer  ^^öffentlichen  Constatimng;  und  Be- 
glanbignng'^  von  Tbatsacben,  deren  sichere  Constatirong  ein 
OffentUcbes  nnd  zugleich  ein  Individnal-,  bez.  Pri?atinteres8e  be- 
treffender Betbeiltgten  in  sich  schliesst  Die  Erhebung  einer  Abgabe 
als  „Gebühr*'  fttr  die  Ansflbnng  dieser  Fanction  im  einzelnen 
Falle  rechtfertigt  sich  nach  Begriff  und  Wesen  der  Gebühr,  als 
eines  Beitrags  zur  Kostendeckung  und  als  eines  speciellen  Entgelts 
fflr  eine  Dienstleistung,  |a  iiu  ipicll  durchaus  und  practiscb  häuii>. 
Doch  kann  der  üebergang  der  Ueblthr,  nach  Einrichtung  und  lliihe 
der  Abgabe,  iu  eine  Steuer  und  umgekehrt  der  Verzicht  auf  jede 
Gebtihr  oder  die  Erhebnog  eines  mehr  nur  noch  nominellen  Abgabe- 
Satzes,  also  der  Uebergang  mehr  oder  weniger  zum  Princip  der 
reinen  Ausgabe  (Fin.  1,  §.  201)  gerade  hier  mitunter  —  in  einzelnen 
Fällen  nnd  in  ganzen  Kategorieen  von  Fällen  —  zulässig  oder 
selbst  rathsam  sein  nnd  kommt  Beides  auch  in  der  Praxis  vor. 
Die  bezügliche  Entscheidung  wird  nach  der  concreten  Sachlage  der 
Fälle,  aber  auch  mit  nach  finanziellen  Erwägungen,  zu  treffen  sein. 

Die  Zu&ammeufaüsiuig  aller  hierher  gehörigeu  Fälle  mOchte  sich  gerade  in  der 
Finanxwisseosebaft  und  Psat  ein  nach  sachlichen  GeiiehtspiinGten.  d.  h.  naeli  der 

Art  der  Leistung  iirehildctos  Gebuhrensystem  empfehlen.  AUeffdings  kaon  man 
dann  auch,  wi«i  schon  bemerkt,  viele  Uebuhivn  unserer  obigen  zweiten  Classe,  aus 
Angelegenheiten  des  persönlichen  Lebens  (Cifiistandsactc,  I^gitimationspapiere)  mit 
hier  unter  Nr.  3  einreihen.    Ihre  Sondentellnnir  Utet  eich  indessen  wieder  nach 

;in<T  T  Mi  fi'r  ^ichtspuncten  reciUfertigi'U.  Kinr-  ..nctrlMuliigungsfunction"  crfolirt  aber  in 
der  That  dabei  und  der  innere  Uecbtfertiguucsgnind  der  Gebahrenerhebung  liegt 
gerade  darin. 
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Schall  reiht  die  ntoisten  „Beghiulii^' iih>,^ä^ububrcn''  im  fenehiedenc  Grup|)eii 
seiner  „'^eV»  ihren  des  Erwerbslebens'*  ein.  \  icl-3  dieser  I?t'L'l;iuln<^unir8gebühren  hängen 
io  d«r  That  viedet  mit  Erworbsrerhältoisscu  and  weiter  mit  voU^wirtb^hafiiichcn. 
Bit  BildmgsreAlItBiBseo  nili«?  nwunmeii  and  kehren  dtber  in  unserer  Glassiiication 
bei  den  „folbwirthschafdichen''  (to  Mttaz-,  Eichgebühren),  auch  bei  den  «^Gebllllinn 
des  Bildnnirs Wesens"  (so  Priitonsrs-  und  Zcnj^nissircbuliren)  wieder 

)Vichügere  Kategorieen  ron  Fällen,  von  denen  einige  unten  bei  den  „Cultur- 
nnd  WoUik&tagebflhren**  etwas  niber  besprocben  werden«  sind:  Beg^IaabigunKs- 
rebahrcn  im  engsten  Sinne,  far  Beglaubisrung,  Legalisirung  u.  dgl.  von  ürkandea« 
Abschriften,  Unterschriften,  Gebühren  für  I.cb^nsatteste,  Atteste  übt  r  V.'rwittwetscin. 
Ledigscin  u.  dgl.  m.  und  Atteste  über  uanchurlei  andere  Thatsacheu  des  mdividucliuu 
Li^beoe;  Gebühren  für  YoruahuM  von  PrOfüngen  (auf  Kenntnisse  o.  s.  w.)  und  für 
Z«  jjrniss»".  Diplome  über  Pn)rui»i;-spre;ebtiisse ,  Kenntnisse,  bon  ti-o  Qualificationen 
GebtLhren  lur  Ap)«robatioAeu  auf  (irund  bestimmter  liacbweisuugca ;  GebuJireu  für 
boosiigePrttfongen,  Re?isionen,Centrolen,  Visitationen,  Bescbwea.Aiu'siciitsltbungen  tlber 
Sachen.  Einrichtongcu,  Anstalten.  Zustände  durch  öä'entliche  Organe;  Mtlnz-  und  Eicb- 
;rebühren  fnr  Prüfung:  von  MUnzon  nnd  Gewichten;  Punzirungj^crebühr^^n  für  Prüfung 
döi  Feingehalts  von  Gold-  und  SUberwaareu  und  manch  andere  ähnliche  Fälle  älterer 
nnd  nenerer  Art,  besonders  anf  folkswirtbschafUichem  Gebiete,  osebr  i^.  66y 

Mehrfach  k<}nnen  hier  Gebührten  für  das  behördliche  V«  !  fahren  zur  oH'cnt- 
licheu  oder  amtlichen  Constatirung  der  Thatsachen.  welche  beglaubigt  weixlen 
-ollen,  und  Gebühren  für  die  Ausstellung  vom  öffentlichen  Urkunden,  über 
•las  ErgcbniSS  dieses  Constatirungsvi  rtahreiis,  für  die  Anbringung  öffentlicher 
Bcglaubisrnngszeichcn  (/..  B.  In  i  Maassen,  Gcwi^htm,  Edelmetaliwaaren)  unter- 
•»diieden  werden,  z.  B.  Prüfungsgebühren  und  Gebühren  für  Prüfungsiceug- 
nisse.  Die  lettteren  nnd  überhaupt  die  Gebttbren  fftr  die  Urhnnden  n.  s.  w.  werden 
in  der  Praxis  gern  wieder  in  Stempelform  erhoben.  Die  Grundsätze  nnd  Gesichts- 
jiunctc  für  die  Einrichtung  und  Höhe  Ijeidcr  Arten  (it^bührt^n  werden  sich  nothwendig 
verscliieden  gelten,  die  erste  Art  Gebühren  auch  baulig  —  doch  nicht  immer  — 
bfiher  sein.  Bei  dem  engen  Zusammenliang  der  Sache  lassen  sich  beide  Arten  Ge- 
bühren inde-^cn  unter  dem  Beirriff  der  Reirlaiibiüron'j^ji^ebührcn  vereinitr«'!!.  Die  Er- 
h'ibnng  der  zweiten  Art  wird  nur  regelmässig  bloss  im  Kalle  eines  günstigen 
t^onsutirungsergebnisses  (bei  Prüfungen  anf  Kenntnisse,  bei  Eichung  nnd  Pauzirung) 
■  intreten.  Die  „Urkundengcbühr**  gehört  im  Uebrigen  spedell  in  die  Kategorie  der 
lii  r  behandelten  „VerwaltungsgebUhrLMi",  die  „Constatiningsgebtihr"  zugleich  in  die 
Kategorie  der  „Cuitar-  und  WoblfahrtsgebUhren'%  insbesondere  der  volkswirthschaft- 
fichen.  der  BUdongsgebObren. 

Uebrig'eri>  fallen  nicht  alle  'uissernoh  frl<?i<  lie  Abgaben  unter  diesr  RoglaubipinifTb- 
gebahreij.  /.  Ii.  allgemein.  Stempel  tür  jtxiwede  Art  Zeugnisse,  aoch  für  Priratzeug- 
üisso,  ::iad  mehr,  lu  letzterem  l'all  überhaui  t  nur  Steuern. 

§.  37.  —  4.  GebUhrea  für  die  Ertheiluug  besonderer 
Hechte,  wodurch  zn  Gunsten  des  Einzelnen  eine  Aus- 
nahme vom  allgemeinen  Keebt  gestattet  vnrd.  Aacb  diese 
Abgaben  sind  freilich  nnr  theilweise  Gebtthren,  anderen  Theils 
eigentliehe  Stenern:  Ersteres,  soweit  sie  eine  Kostenvergtttnng  für 
die  beanspruchte  Thfttigkeit  von  Behörden  darstellen.  Darüber 
hioans  tritt  in  der  Hegel  der  Stenerohaiacter  hervor.  Hierher  ge- 
11. »reo  zwei  Fälle: 

a)  Gebühren  l'lir  die  Ertheilnni,^  bcsondurcr  Kecbtc,  etwas 
Yurzustellen,  zu  tbuu,  was  das  gemeine  Keebt  nicht  von  selbst 
gestattet  oder  woran  es  die  Mitwirkung  von  Behörden  knttpi't,  oder 
was  es  im  Allgemeinen  verbietet  oder  wofUr  es  besondere  Be* 
ding  an  gen,  z.  B.  der  Anfsteht,  anfslellt. 
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Im  Ein/.elnon  (lalur-  noMlhr-m  für  Privil.  ci.'n.  Certificate,  crcvcrblirbc 
ond  andere  Concessiona-,  ErUnbiiis»-,  AulsiciitsgebUhfea,  Palen tgcbuhrca 
und  manche  andere  mehr.  Die  nefflton  dieser  OebObren  febttres  nach  den  MUmo- 
inischon  Wirkangen  der  Th&tigkeiten ,  an  welche  sie  «ich  knüpfen,  zu  Jeu  \  olks- 
wirthschaftli-  h  .-n  Gebnhren  i§.  40  ff.)  oder  p.  hen  in  diese  mit  über,  und  könneu, 
hei.  mOssen  daher  aach.  nach  uascrer  Classification,  dort  mit  eingestellt  werdtiü.  — 
S.  besonden  Scball.  Gebttbran,  wo  die  FUte,  die  ich  hier  unter  N.  4  Anreihe.  tbeOs 
bei  den  Hibahren  für  die  Krflieilunir  besonderer  IxVchto  (so  Urheber-,  Patent-, 
jaristische  J'.  r  ^nlichkcifs-,  M.irktperecbtigkeits-,  Apotheken-,  Bergwerks- Rechte,  aod» 
Taxen  für  \V  ürdcu,  Ehruii),  iLeils  mit  anderen,  bei  den  (iebohren  in  Angelegenheitee 
dei  persönlichen  Lebens,  unter  AnfUbniDg  von  Beispiele»  der  OebObieneiHe«  nibridl! 
werdrii.  ;il<u  iK  ^1  Verwaiid((  s  nnter  verschiedenen  Glassen  steht. 

Kür  die  Kegeluug  der  Abgabesätze,  ob  sie  ala  blosse  Gebühr  oder  auch  alu 
Steuer  einzurichten  sind,  wird  es  dniDal  Mf  den  Gbnrteter  des  ganzen  Gewerbe- 
rechts  (so  in  der  Frage  der  „Conce8sioMg:ebühren") ,  sodann  auf  die  ökonomische 
Seite  des  einzelnen  Falls  ankommen,  z.  B.  oei  Patent-,  Apotbekenooiiccesiotts- 
gebuhren.   S.  darüber  unten  §.  66. 

b)  GebtlhrcTi  fllr  die  Exemtion  von  bestimmten  allge 
mei  neu  llcchtssiitzen  und  daraus  hervorgehenden  Verpflicb- 
tUDgcii   des  Einzelnen,  dabei-  etwa  für  die  ErlanbnisF,  etwa.s 
unterlassen  zu  dUrteiii  etwas  nicht  erfUiieD  müssen,  was  die 
allgemeine  Becbtoordnimg  vorscbreibt. 

Dahin  können  Dispcnsationssachen  verschiedener  Art  mit  etwaigen  Ucbüliren 
dafür  (so  in  Minderjährigkcits-,  Ehemilndipkeits-,  Ehcschliessonjcr!?-.  Verwandtschafts- 
verh&ltnisseu)  gerechnet  werden,  wenn  man  diese  F&lle  nicht  etwa  zu  Claaisc  2,  des 
Gebtkbren  In  Angelefenbeiten  des  personlichen  I^bens,  stellt,  was  aneh  ang&ngig 
crs>  lieint  i^vgl.  auch  Schall,  (iebührcn,  27).  —  l^erncr  lÄsst  sich  au^h  eine  besondi^rp 
Abgabe  für  Erlangung  der  Berechtigung  zum  kürzeren  als  dem  sonst  wehrrerfas- 
snngsmä&sig  allgemein  vorgeschriebenen  Militirdicnst,  wie  in  der  Einrichtung  des 
sogenannten  Einjährig- Fri  iwilligcn-Dicnstcs,  allenfalls  mit  als  eine  Gebuhr 
dicker  Classe  auffassen.  Amier-  liept  die  Sache  bei  Abg-aben  iltTjeiiipcn  Militär- 
ptiichtigcn,  die  in  Uem&ssheit  der  gesetzlichen  Befreiaugsgründe  nach  individueUer 
Untersnebnng  des  Falls  ron  der  activen  Dfenstpfliebt  befreit  werden,  dem  sogenannten 
Wehrgeld  oder  der  Wchrsteuer.  Eine  niri^siz«  feste  Abgabe,  als  Kostenersat/ 
oder  Kostenbeitrae:  fdr  die  besond'To  Muhcwalmn^  <lrr  AnsheHunes-  und  son^tiier 
llehürden,  in  lic^uy  uuf  Feststellung  der  die  Jkliuiung  im  iiidiviJueUeü  Vsdl  be- 
dingenden That$.'ich«:n ,  Hesse  sich  wobl  als  „(icbahr  '  ansehen  (so  fthnlicb  Scbnll. 
!i.  It.  0.\     'Eine  l:i"lujro.  |irriürlisch  m  zalilemlc.  Einkommen-.  Ver- 

mögens? erh&ltnissun  düä  Bcireitcu  bemessene  Abgabe  behält  dagegen  doch  nur 
ein  Ideines  gebObrensTtiges  Element,  fn  der  ^mptssdie  nimmt  sie  einen  nnderen 
Character  an.  Ob  den  oinur  üi!;:ont1iohon  Steaer  oder  einer  besonderen,  siemlich  fllr 
sich  stehenden  Ab^abfart.  il.  rni  Ihii.  Iifi  brung  nur.  nicht  auch  deren  principiellL 
Begrtlnduug  in  die  Fioanzwl^>se^9chalt  gehört.  i>t  streitig.  Unter  vorläufiger  Ver- 
weisung auf  meine  Bebtndlnng  der  „Wehrstener**  in  der  Abhandlung  „directe  Stenern" 
im  Schönlttip'schen  Handbuch.  2  A..  III.  .SIS — H2b,  auf  Neumann 's  oben  genannte 
Arbeit  im  Finanzarchiv,  IV,  und  auf  Si  häfflc'ö  Steuerpolitik  S.  4!<0  ff.  rehc  irh  aal 
die  Wehrsteuerfrage  an  di<'ser  Stclli,  nicht  weiter  ciu,  indem  ich  den  «icgcuaUnd  in 
die  Steuerbdiro  verlege.  Die  bundesrfttUiehe  Commisbion  von  1877  schlag  fUr  Sobouie 
über  d\f  Rcfreiunc:  'Mtliffirj'tflichfir^r  von  fliT  nc!i\en  Dienstpflicht  f AassohIie,ss^ne^-. 
Ausmusterungs-,  Ersatzrescrve-,  üeewelirscheiiie,  von  denen  im  Dorchschaitt  von  1S74 
bte  1876  tnsammen  21&,000  Stflek  jAhrlicb  ausgestellt  wurden)  eine  ReicbsstempeN 
jibgiibe  von  20  M.  vor;  <  Immiso  für  lkiv<^htigTanff88chcinc  zum  fr<^iwilli{^en  Dienst  20  11. 
In  Baiern  b«"stand  siit  l^'i*'  f'tlr  ^liMtäriMitlassunps-  und  Frcisrlicin<">  ein  S't*^mpel  von 
I»  II.,  seit  IHiiS  von  lo  li.  (Kitrag  isTI  und  12  lui  Durchschnitt  15ä,000  fl.);  iu 
Würtember|r  seit  1>GS  eine  Abgabe  von  22  1t.  für  nicht  aasgehobene  Kriegsdienst- 
päii'htige.  Mit  der  Einfülirung  d.-r  Kcich.smilitärgesctzc  w^ude  dies  bociticrt  In 
Franl[reich  zahlten  bisher  die  Eiigabrig-Freiwiliigen  lüUO  Fr^  wogegen  sie  aber 
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Uhunng,  Kleidanf,  Veq»flegDiif  und  Wohnuni^  wie  jeder  anden  Soldat  erfaielten. 
Em  für  iS77  fietns  fbr  Eiiix»Uuig«D  16,  1888  5  MiU.  Fr. 

§,  38.  —  5.  Geblihrea  ftlr  die  Ertheilnng  von  Ehren 
und  Würden  (Titel-,  Ordens-i  StandeserhObongs-,  Adels-^  Wappen- 

verleihuDgstaxen  u.  dgl ). 

Betreffende  Ab^'abeu  müchten  sieb  an  sich  als  Gebühren  und 
selbst  als  Steuern  niitunter  rechtfertigen  lassen.  Doch  wird  zu 
uulerscheidcn  sein,  wie  es  die  Praxis  auch  vielfach  mit  gutem 
Grunde  tliut.  Danach  euiptiehit  sich  doch  eine  E insobrän kung 
oder  selbst  der  Fortfall  Bolcber  Taxen,  wenigstens  eigentlicher 
VerieihangBiazen,  vom  Standpanote  des  GebtthrenwesenB  ans. 

Ciomai  wird  die  Abgabe  fllr  die  Yerleihnog  eiaer  Wflide  o.  s.  w.  ab  solche 

foo  derjeniguo  fur  die  unterlaofendc  Mohewaltung  und  Kostenprorocation  unterschiedeo 
werden  m'l>scn.  Die  er»tore  steht  dodi  wohl  mit  der  implicite  anzniiehmcnden  Ab- 
sicht eiucr  Auszeichnung,  einer  (jüuden-  oder  AnerLeüüuugaertheiluDg  in 
WiderBproch  and  wäre  als  „Gebflhr"  —  und  docfa  aoch  als  Steuer  —  kamn  passood. 
Gebührcnartipe  A^^ahi'n  dagegen  als  Kostenbcitragr  ftlr  dif^  Mühewalttiiti^en,  daher 
z.  B.  für  die  Ausstellung  der  Urkunden,  Diplome.,  Adel^bricfe,  WappouentwUrfe  sind 
aicbt  nnangemetaeD.  Da  sich  aber  solche  ErtheiluDgen  von  Ehren  und  Würden  anders 
deoD  all  Anszeiclinaog  u.  s.  w.  überhaupt  nicht  rechtfertigen  lassen,  so  entfiele  damit 
lii'}  Erhebung  einer  eijrentlichen  V.  rl-jiliiittgstaxe.  Derartiirc  Taxon  als»  „Kau f  pri  iso** 
fallen  auter  einen  andfireu  Ge»ichtApunct,  sind  aber  auä  koiuum  haltbar,  weil  der 
„Vertanf**  zu  rerwerfen  Iftt  Will  man  niciit  allgemein  principiell  aof  eigentliche 
Tairu  vt  r/iiiten.  so  sollte  weiiiu^eiis  die  , .taxfreie"  Veilcilumt  gesetzlich  oder  als 
Kr<  rL'^ercc  htsame  zolAasig  sein,  wie  es  auch  mei&tder  Fall  (z.  B.  ia  Oesterreich,  Baiera 
^.      L.  uj.). 

Ferner  wird  zwischen  solchen  Ehren-  nnd  WOrdenvcrleihongea  au  die  eigenen 

Staats*!  i  ♦•n  rr  nnd  an  sonsticrc  Personen  /tMintcrsrheitlen  sein.  Bei  den  ersteren 
steht  dergleichen  im  moderucu  Civil-  wie  roUcnds  Militärdienst  iu  engem  Zusautmen- 
hange  mit  der  ganzen  ElnTlchtnng  der  Diensthierarchie.  Eigentliche  Taxen,  vollends 
i\T  Titel,  sind  demnach  bei  ihnen  noch  weniger  zu  rechtfertigen,  als  bat  anderen 
P  fronen.  Titel,  welche  dem  bekleideten  Amte  des  Staatadieners  aahftngeD,  dtirften 
am  AiJerwcuig&ten  einer  VerleUiongbtaxe  unterliegeu. 

Etnigemaassen  zeigt  rieh  in  der  nanertichen  gesetzliehen  Begelang  dieses  Ge- 
biets das  allmäligo  Durchdriii::i  n  ^^olcher  Gmndsltze,  wShrend  frtther  ftfteis  zu  ein- 
«eitige  fiscalische  Tendenzen  uljwalteten. 

Beispiele;  Baiero,  ücbülirengesetz  rou  1S7U  (Kuck.  Handbuch  11,  494)  für 
Adebdiplome  in  5  Sitzen  1500—20,000  M.,  far  Eintragung  in  die  Adelsmatrikel  (als 
..Gebühr^  woÜ  ZQ  rechtfertigen)  dsgl.  30 — HOO  M.,  daneben  Erhebung  der  Kosten 
ftlr  die  Au*»fertigung  der  Diplome;  für  Bewülisrnn«-  li-  r  Aiin.nhrno  fremdherrlicbcr 
Orden.  Xitel,  Ehreuzeichcu,  Würden  00  M.  Lrneunung  ^um  königlichen  Kämmerer 
60.  Kanneijonker  20  H-,  Verleihong  der  Wttrde  eines  erblichen  Beichsraths  hOO. 
.rtj  '^  !f>K'ri?I.lngUchen  wie  auch  dc>  Titels  cin  '.^  'i  h  iti  l  y  tli  Geheimen  llufraths, 
Hofmhs  100  M.,  eines  Hoftitels  an  Industrielle  und  Kaul'ieute  75  M.  Ausserdem 
Erhebung  der  Kosten  der  Ausfertigung  der  Diplome.  Venchiedene  andere  PftUe  bei 
Uock  S.  496.  Taxfreie  Verlcihunicen  ausdrücklich  vorbehalten.  —  In  Oestcrreioli 
Patent  von  1810.  I^.  l.'i.^  tr..  /.  R  für  Stan-i-M-rhöhungon  in  5  SSt;rcn  1000  -12.000  fl. 
GL  U.,  (ieheimerathsworde  6000,  Kämmererwurde  lOOU  fl  C.  M.,  für  Titel  des  Hof- 
ctfhs  600.  des  Kegienuutsraths  300,  sonstiger  Rathstitel  100  H  G.  M .  —  Aasgedehn- 
ttrres  System  solcher  Taxen  in  England,  Hussland.  Die  ruHsischc  Haiig- 
'Tschi n ^ffuer)  der  Staritsdicner  enthält  eine  (Jphtihr.  abgestuft  nach  dctn  Tschin. 
<:ioeA  Stempel  dsgl.  und  den  Betrag  einer  Monatsrate  des  Gehalts:  iusolern  mit  eine 
Besoldung  SS  teaer,  da  die  Bangrerieihangen  tienlich  rogelmlasig  mit  Amt  und 
DiesMaHer  verbiudeii  sind.  Jalzt  AandenuigeB  imd  EnalssigangeD. 
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Das  s?aii/c  Taxwej>en  für  ^^''l^^lcn  u.  s.  w.  erklärt  si'  Ii  liistorisch  aus  (Jcii  lieh  ifs- 
reclifei)  nn»!  fJercchtsauicn  des  FUrstcntliuins  und  entsprach  der  äileren  Auffassaog  solcher 
\'crli'ibuiigeh  vüü  „Gnaden"  ge;;eii  Zahlungen  an  die  Krone,  wie  S)>cciell  England  zei^ 
Der  Doderneti  pHncipiellen  AulTasäuni;  widerspricht  es  doch  im  (ianzen.  —  Ab  Be* 
äteuerungsiuaassregel  ist  es  auch  iiulir  in  Eiriklaiij;>:  mit  iIl-ii  ithoren  Standesstcucro  *h 
mit  den  neueren  auf  ökonomische  Diilereiizutomente  rucksichtenden  Stenern.  Auch  die 
Bestevennig  der  „VerdieiiBte**  ron  BftTsenspecalanten  nittobt  Mioher  Türen  bei  «,Bn- 
rouisinuigeii '  u  ilgl.  für  die  „Vi  nlieiistc"  die  ser  Personen,  woran  man  zur  Recht- 
fertii^nnjr  tlftiikuu  könnte,  erweist  sich  doch  viel  unzulänglicher  als  eine  ofl  iitliche 
directe  Besteuerung  diet»er  „Verdienste"«  —  eine  Besteuerung«  mit  der  man  solche 
„Verdieoste**  —  iii  jeden  Sinne  des  Wortes  —  besser  belobnea  wQrde,  nis  mit  tax- 
freien oder  taxtheoeren  Siren  und  Wiirdcn. 

Wesentlich  anders  als  Abgaben  der  besprochenen  Art  sind 
solche  fUr  Anstel  Inngen  der  Beamten,  namentlich  der  S  taats- 
beamten  selbst,  aufzufassen.  Sie  sind  nnr  bedingt  zn  billigen, 
in  der  Hauptsache  nicht. 

Kleine  feste  oder  abgestufte  Sätze«  etw%  in  Stempelform  tAt  die  Be- 

stallungsurknndcn.  „Patent."  und  dergleichen,  rhenso  etwa  für  Dienst- 
entlassu n «ron,  Urlauhsertheil ungon,  lassen  sich  wohl  als  (ifbahren  ansehen 
und  aileulaiis  rechtfertigen,  etwa  nach  den  (icsicLt^puucteu,  welche  bei  Cla&se  1  (t^.  34) 
herroifehoben  wurden.  Grössere  Sätze,  etva  in  Form  erheblicherer  Gebaltsabzu^v 
von  der  ersten  Besoldung  bei  der  Anstellung  und  von  jeder  GcliahbtTliöhnnir.  wie  sie 
frtüier  vielfach  vorkamen  -  etwa  wie  in  Preussen  ehedem  und  sonst  öi'ter>  zur 
Beschtfibiig  von  Pensionimngsfonds  (Fln.  H,  S.  376)  —  und  noch  heute  nicht  selten 
sind,  kOnntti  ni«  ht  wülil  als  „Gebühren"  gelten,  sondern  sind  unperiodische  Bcsolduogs- 
steuern,  wenn  der  Ertrag  cinfarh  in  die  Staatscasse  fliesst,  oder  uuperiodische  „Bt  - 
träge'%  wenn  der  Abzug  zu  Gunsten  vou  Pen&ious-  und  derartigcu  Fouds  oder  Casseti 
stittfindet  Im  erstoren  FUl  stehen  sie  doch  mit  dem  Besoldnngsiweek  nad  mit  den 
(trundsätzen  einer  richtigen  Besoldungsbesteuening  in  Widerspruch.  Im  zweiten  Falli 
lassen  sif,  sich  wohl  i>rincipi*^ll  und  practisch,  weil  sie  in  einem  Zeitininctc  bcfrinnen- 
der  oder  cihühter  Lciatungijl'ahigk'jit  eintreten,  eher  rechtfertigen,  werden  aber  auch 
hier  bei  einer  rationellen  Gestaltung  des  gesammten  Pensionswesens  besser  fortfidlen 
oder  wcni^^tons  einer  hinderen  Einricbtopg  rott  Beitragszablangen  and  erentodl  Ge> 
baltsabzUgen  Platz  machen. 

FOr  Beispiele  vgl.  Fin.  I,  ^.  164,  mit  legialatiTen  Daten,  besonders  aber  Ab* 
Züge  far  Pcnsionscassen.  In  Proasson  diese  im  Jaht«;  1S67  aufgehoben,  ebenso 
IST,"}  (litj  S(fni|i<'l  für  Dicii>ti'ntlasswng<m  und  Urlaube.  Für  Anstellnnz^patent-»  nur 
der  aligemeine  Au&fciüguugsstempel  vou  l'/t  ^*  —  bi  Oesterreich  uach  Gesetz 
fon  1840  (§.  179)  'Z,  (!)  der  Dienstoezflge  des  ersten  Jahres  und  jeder  GehaltserhShnng 
als  „Diciistt  ixc".  Die  Taxen  fm  die  Besitzung  geistlicher  Beneticien  sind  in  ISB'2 
aufgehoben  wonicn  —  In  Baiern  anrh  noch  nach  Gesetz  von  1871»  ron  allem  öflcnt- 
liehen  (Hof-,  Staats-,  .Miiuar-,  Gemeinde-  und  sonstigen  öffentlichen)  Dienste 
eine  1  %  GebOhr  vom  ersten  Jahresgehalt  und  fon  der  Enifthiuis;  anch  für  kirchliche 
Pfriinden.  Wo  andere  Angestellte,  als  ?ulche,  welche  aus  Staat^cassen  besoldet  werden, 
diesen  Taxen  unterliegen,  erscheint  die  Abgabe  ganz  al«  Steuer  und  wird  in  dieser 
Gehaltsabzugsform  eher  noch  bedenklicher. 

6.  Gebühren  für  den  Aufenthalt  und  die  Verpflej^uu^; 
der  Sträflinge  und  Gefangenen  in  den  Strafanstalten  und 
Gefänguisbeu.  Im  Princip  gewiss  j.^e  recht  fertigt,  aber  natUrlieb  mi 
die  Erbcbnnir  von  den  Vernii')gensiiiiiständeu  der  Kinzelneo  ab- 
häugigt  daher  doeb  nur  selten  au8t'übrbar. 

Die  Verwerthung  der  Arbeit  di-r  Sträflinge  für  die  Staatscasse  hat  einen 
andcreu  tiuanzwirthschaftlichcn  Charactcr,  aber  einen  gleichen  imanzioUcn  Effect. 

Bei  allou  diesoB  Gebtthieu  der  Terviltang  handelt  es  sich  tun  Tbitigkeiten, 
welche  mit  dem  Bechts*  und  Hachtnreck  xmanmeohSsf en.  Das  tchÜsart  ab«  nicht 
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.Tj.v  wie  wir  sahen,  dass  mchrüro  dieser  Th&tigkciteii  auch  Gebiete  des  ("uUur-  und 
Wohlfahrtszwcrks  in»d  bpccicU  privatwiitlischaftlirlic  IntiTessen  der  (i'  VnilirciizahliT 
bcrtUiren.  Besonders  ^'ilt  dies  von  uiauchen  Gebühren  der  ersten  und  drittuu  obiger 
ClMteB.  Bei  der  Würdigung  dieser  Gebtthren  und  bei  der  Bemessung  ihrer  Hohe  ist 
das  zu  beachten.  Je  nachdem  bei  der  Classification  der  GebQhren  das  Moment  der 
AosuboDg  allgemeiner,  dem  Staate  speciKsch  cjiriieiuli^r  V't'rwaltongstliatigkcitcn  od^  r 
das  Momeot  der  Förderong  auch  indifid u elicr  Dultnr-  und  Wirthschaitälnteresseu 
nehr  betont  wird,  wiid  man  einadne  Gebflhren  mehr  zn  der  eieten  oder  ta  der 
zweiten  Haupfcla.->s.  rählen.  Hier  ist  das  erste  Moment  vorangestellt  Vörden.  Auf 
das  anreite  wird  im  2.  Absohiiitt  mehrfach  mit  eifigegaugea  werden. 

2.  Die  Gebühren  der  Rechtspflege. 

§.  39.  —  I.  Allgemeine  Entwicklang  und  GestaUuug. 

Auf  diesem  Gebiete  ist  das  GebUhrenwesen  seit  Alters  vorzugs- 
weise eingebtlrgert  (oben  §.  22^24),  bat  aber  bis  in  die  Neuzeit 
Yielfacbe  formelle  und  materielle  gescbichtliehe  Wandlungen  er- 
fahren. Missbräachlielie  Ausdehnung  der  Gebühren  zu  unpaBsenden 
Stenm  war  hier  ?on  jeher  öfters  zu  rttgen  und  fehlt  auch  gegen- 
wärtig noch  nicht.  In  früherer  Zeit,  besonders  im  Mittelalter  in 
einzelnen  Ländern,  niffi^eiid.s  mehr  als  in  England  (§.  2."J),  hat  die 
Kechtijpflege  auf  diese  Weiisc  last  mehr  den  Cliaracter  eines  i  iuuuz- 
regals  als  eines  wesentlichen  Hoheitsreehts  s:ehaht. 

Die  „Gebuhren"  sind  ferner  nicht  immer  oder  nur  theilweisc 
iu  die  Gasse  des  Gerichtsherrn,  sondern  mit  in  diejenige  der 
Kicbter  und  der  Verwaltnngsbeamten  bei  dem  Gerichte 
geflossen  (Sportein). 

Diese  Personen  bezogen  in  diesen  Abgaben  die  üe*;;enlcistung  fiir  ihre  von 
tirizeliioti  Priviiteri  in  Ansproeh  genommene  und  dann  kraft  ihres  Amtes  atis^^.ullito 
i-  anctioD.  Die  Einnahme  diente  ihnen  an  Steile  oder  zur  Ergänzung  das  Guhaltü  oder 
der  UnterfaaltSBBittel ,  wdche  sie  direot  vom  Geriehtsherra  bezogen.  Diese  Abgaben 
▼arcii  auch  wc^en  dieses  Privatbezugs  manchen  Missbrauchen  ausgesetzt,  wonngleich 
itifelmässig  nach  Herkomme  oder  spfttnr  nach  Gesetz  als  feste  Taxen  nonnirt. 

Erst  in  der  neueren  Zeit,  wo  auch  die  Gerichte  immer  aus- 
sehliessUcber  landeafflrstliche  werden,  also  namentlich  die 
Patrimonialjustiz  beseitigt  wird,  bürgert  sich  immer  mehr  der  Grund- 
satz ein,  die  Gerichtsgebttbren  aller  Art  ausschliesslich  der 
Caase  des  Geriehtsherrn  znzufllhren  und  nur  in  einzefaien 
FSllen  den  Gerichtsbeamten  noch  einen  kleinen  Antheil  daran  zu 
belassen  oder  neu  ein/m ruimen:  eine  Entwicklung,  welche  aher 
noch  nicht  überall  voUblandig  und  in  den  einzelnen  Ländern  zn 
veiachiedener  Zeit  und  auch  in  verschiedenem  Umfange  zur  Geltung 
gekommen  ist,  mehrfach  erst  in  der  Mitte  dieses  Jahrhundert». 
Umfassende  Tarife  für  die  der  Staatöcasse  zufliessenden  „Gerichts- 
kosten'' wurden  dann  aufgestellt. 
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Vgl.  prr.nssisc  lies  (iosetz  uhcr  Htiruhtskosten  vom  10.  Mai  1*^51,  §.  IS:  Di'" 
autt8Ghlio8»iiche  oder  aucli  onr  thciiveise  Anweüuug  eiMeliier  BeamUm  auf  selbst 
f«rdiente  GebflhreD  stett  BeBoldan;  findet  mit  Aasnahme  der  Galoiüatorea  nicht  BMltf 

•lllL  Im  BadKet  für  1 876  standen  an  ,.Einnahmen.  dio  ab  Emolomente  der  Beamten 
znr  Verwendung  kommen"  z.  B.  1.91  Mill.  M.  beim  Jn^tizminii-forium  (rheinisrh'^r 
GehcbUtöprengel).  —  Aach  nach  dem  Gerichts vorfasäungsgi^eu  Uca  Deutschen  Reiche 
TOm  27.  Januar  18'1  ^baziah«!  dl«  Richter  in  ihrer  richturiicheo  Eigeni»cliaft  ein 
festes  Gelialt  mit  Ausschluss  ron  Gebühren"  (§.").  Dir  (i  c  ri  c  Ii  tsv  ol  1/ i  t:li  <•  r  «lie^c;; 
Gesetzes  155)  crlialten  dagegen  Gebuhren  nach  der  Gebührenordnung  rom 
24.  Juni  1S78.  Im  prenssischen  Etat  war  in  1SK6/8T  die  Einnahme  des  Jotitis- 
mini»terillnl^  an  Emolumantail  der  Beamten  4>65,(iOU  M.  (meist  Gebühren  der  Geiicbt»- 
vull/iclier  für  Ausfuhrung  ?on  ParteiauftrSiren'.  —  In  Frankreich  siiul  die  soge- 
nannten Greffiers  neben  dem  Gehalt  auf  Gebuhren  in  der  Form  ron  Anth eilen 
an  den  droits  de  irreffe,  den  Gerichtsgebuhren,  n.  A.  ntmisntUch  an  den  Ein- 
tragung« gebiihivu  für  die  Eintragung  der  Proc«>sc  u.  s.  w.  in  die  Gorii  hrsrollen)« 
den  Gebühren  für  Abfassung  gewisser  UfVniidon  und  an  den  Aus-fe  rti  ;ru  n  sr« - 
gebühren  angewiesen:  Autheile  von  10%  beiden  erbtercn,  SOGnt,  bez.  20  Cent, 
fbr  das  Stock  an  letzteren.  Diese  Anthcile  werden  rom  Greffier  (i^eich  einbehaJten. 
der  aber  rommis  und  rnii/lciperaonal  untt-rhalten  und  10  "/o  Betrars  (so  wcnifr^tcTis 
frtkher)  an  den  Staat  abfuhren  maus.  S.  Hock,  Fin.  Frankreichs,  S.  201  ff.  und  meine 
Fin.  III,  §.  236.  —  Nirgends  wo  war  das  Sportelvesen  zu  Gonsten  der  Beamten  bei 
den  Öffentlichen  Behörden  und  inbbcMmdcre  auch  bei  den  Geridhtea  so  ausgedehnt, 
so  mit  Missbr.uirhrn  und  überliMhrii  Sätzen  verbunden  und  ist  5o  spät  eine  immer 
noch  nicht  ganz  volbt&udige  Uctorm  eingetreten  wie  in  England.  Vgl.  Uber  diu 
sehr  renriekehen  Yerbihnbso  nach  dem  Stande  nm  1665  Gneist«  englisebes  Vcr- 
waltungsrecht,  2.  Aufl  ,  II,  1216,  1221  .  1353,  Vocko.  britir^dic  Steuern  S  205  ff., 
l'O«»  ff  Meist  jefit  Besoldunir  "n  fixirt,  auch  beson  Icn  für  das  Bn  rein  personal  (clercsi; 
Zahlung  der^lbeu  aus  Gebühren.  Die  Ucberschüsse  der  Gebühren  au  die  Staatscasse. 
—  S.  auch  Ran,  Fin.  I,  §.  236  anter  N.  4. 

Die  £iiibttrgeniDg  des  Stern pelweseos  seit  Mitte  de«  17.  Jahr* 
hnnderts  hat  den  Anlass  gegeben,  manche  geriehttiehe  Thfttigkeiten 
in  der  Fonn  von  Stempelabgaben  bezahlen  zn  lassen,  indem 

für  die  Eingaben  imd  Scliriftstiicke  und  lür  die  Eikeuntuisse  der 
Gebrauch  wn  Steiiipeli»ai)ier  vorgeächiieben  wurde. 

Auch  an  diese  Einrichtung  knUpfcn  sich  aber  wieder  Ofteis  Missbr&uche:  Die 
bezQgUchen  Abgaben  worden  ans  Gebflhren  Air  bestimmte  Hahewaltnnien  tn  nn- 

pnsv.ridcn  Steti-ni  in  St.Dipelform.  In  anderen  Frillen  dagegen,  besonders  b  i  t 
freiwilligen  denchtibarkcit,  nahmen  solche  Ab^nlicn  tlieüweise  gleichzeitig  den  Charactvr 
Ton  Verkehrssteuorn  an,  welche  an  sich  nicht  immer  unrichtig,  wenn  auch  oft  zu  buch 
und  nicht  passend  geregelt  waren.  Noch  jetzt  ist  in  der  Praxis  der  Gebührencharactcr 
und  tier  ^' -M  Tcharacter  atif  i]i.'<.'m  Gebiete  (1,  r  (iTichts-  und  Steiri>>'labi'a1ien  öfters 
?ermcrgt,  wüs  lür  die  wi:>äcnschaftliche  Ikurthcilung  und  für  die  formeile  Darstellung 
Scbwierigkeiten  macbt 

Neuerdings  haben  einige  Gresetzgebnngen  das  Stempelwesen, 

bez.  die  Form  der  Erhebung  der  Geriehtskosten  mittelst  fstempeb, 
auf  diesem  (iehictf,  licsondcrs  bei  den  Processkostcn ,  wieder  be- 
seitigt, so  dass  bloss  die  „directe"  Verrechnung  und  Erhebnn*^  der 
betreti'enden  Gebühren  erfolgt.  Im  Ganzen  techuiseli  zweckmägsig. 

S.  u.  §.  70  ff.  in  rr'^u«5«en.  «Irsetz  über  (leri  htskosten  vom  10.  Mai  iHhl  §.  16: 
Deutsches  Reich,  Gesetz  über  (ierichtskoeteu  rom  IS.  Juni  §.  2  (.«eine  Er- 
hebung ron  Stempeln  und  anderen  Abgaben  neben  den  Gobthren  findet  nicht  sts«^). 

In  neuerer  Zeit  sind  die  Gerichte  (hier  und  da  auch  besondere 

Verwaltungsbehörden),  zum  Theil  in  AnknUpiung  au  und  in  Fort* 
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bilding  TOD  emxetoen  llteren  äbnlicben  EiDricbtongen  der  so- 
genanoten  irelwiUigeii  Cteriohtsbarkeit,  Oflte»  mit  der  Fflbrang 
0ffeDtlieber  Btteber  oder  Register  beauftragt  worden,  in 
welehe  gewisse  Rechtsgeschäfte  nnd  Rechtsverhältnisse  regelmässig 

eingetragen  werden  müssen  oder  können. 

Entweder  hängt  die  G'Jltigkeit  dieser  Recl)ts<reschäfle  und  Vurhältnisi>e  hiorvoD 
ih  oder  gewisse  Rcchtsrortheile  koiqiti  n  sich  an  ibc  Eintran^iing  an.  Die  Eiurichtnng 
dient  daher  hier  zur  Sichernntr  ond  U-.'^^laiibicnuir.  Sie  entspricht  all|fcmcint->n  Inter- 
«s»eo  der  Gesamiatheit,  indem  sie  die  Ertuliung  gewii»scr  Anforderungen  an  die 
Beebtssiebdrh«lt  und  an  die  formelle  Richtigkeit  der  Gesebifte  n.  9»  ir.  Terbftrgt«  vad 
flflicbzeitig  speciellcn  Interessen  der  einzelnen  Personen*  um  deren  Becbtarerhlltniese 
Qnd  Geschäfte  es  sich  im  concretcn  Fall  handelt. 

An  diese  Einrichtuogen  knüpft  sich  daher  mit  Kecht  ein  um- 
fassendes  Gebührenwesen ,  daluenige  der  sogenannten  Begister- 
oder  EintragnngsgebttbreD. 

A^ich  wenn  die  Eiiifraf^unfr  iinabhatigig  vom  Willen  des  oder  der  Betheilicfen 
auf  (irund  eines  alJgeineinen  gesetzlichen  Gebots  erfolgen  muss,  verliert  die  Abgabe 
deshalb  den  Chancter  der  Gebuhr  noch  nicht,  falls  noth  wendige  sachliche,  nicht 
lediglich  finanzielle  Gesicht^puiictc  jenes  Gebot  leelitfertigcn  und  falls  die  Abgabe 
nach  ihrer  Art  und  Höhe  im  richtigen  Verhähuiss  den  Ku-.teii  der  Einrirhtung 
und  zom  Nutzen  dcä  betheiligten  PrivatcJi  steht  Das  System  der  OÜentlichen  bUcher 
und  der  Begisterabgaben  stimmt  IndeaBen  mit  diesen  Voraassefznngen  Öfters  niebt 
Qberein.  Insoweit  sind  die  betreffenden  Abgaben  nur  thcilweise  Gebühren,  in  manchen 
Fällcu  reine  StcTiern  aus  der  Gattnnp:  der  Verkehrsstenern.  fHanpffall:  Das  En- 
registrement  1  runkreichs).  üb  und  wie  weit  »iu  als  solche  Siuueru  zu 
r^tfertigen  nnd  selbst  za.  f erlangen  sind,  ist  in  der  Stenerlehie  xn  eiOrtem,  mehr- 
£ich  tibilgeni  n  bejahen. 

IL  —  §.  40.  Die  einseinen  Glassen  der  Gebühren 
der  Reehtspflege. 

Diese  Oebllbren  worden  bereits  oben  (§.  33)  in  drei  bez. 
vier  Classen  eingetheilt:  Gebühren  der  streitigen  Civil- 

geric-btsbarkcit;  der  C  r  i  m  i  n  a  i  g  e  ri  c  Ii  t  s  b  ark  eit ;  der  frei- 
willigen („nicbt  streitigen")  Gerichtsbarkeit  nebst  Rc- 
gistergebUhren;  dazu  tretend  dann  Geldstrafen. 

Vgl.  Kau,  Fin.  1  (5.  A.),  §.  234  ,  235,  Schall,  Gebühren  §.  10  Ii.  —  Dies*c 
EiatheUnng  tcUieset  sieh  an  das  prevssfseh-dentscbe  System  der  Geilcbtskosten  an, 
iat  aller  auch  sachlich  begründet,  indi  m  sich  an  die  Art  der  richterlichen  ThiUiir- 
keit  und  demnach  an  dio  Arf  der  L.jiaiuugon  in  Privatanirele-.  idi'  ii,  n  behufs  der 
Unterscheidung  hält  Die  Durchfuiirung  gestaltet  sich  natürlich  nach  dein  im  einzelnen 
Lande  geltenden  Becht,  besonders  aach  nach  dem  Processiecht,  manchfach  ?ersctiieden. 
Das  Detail  i?t  «rrnst*.  Im  Folgenden  werden  nur  Einzelheiten  aii<  1  in  fnihercn 
prenssischen  und  aus  dem  neuen  deutschen  Gebulircnffcsetz  (das  ubrigwns,  wie 
schon  erwähnt  nur  für  Rechtssachen  im  Gebiete  der  Civil-,  Strafprocess-  und  Concurs- 
oidnnng  gilt)  als  Beispiele  angefahrt  Oeber  die  anderen  LAnder  s.  die  oben  §.  31 
angegebenen  (je5etze  und  Literatur.  Bei  Kau  altere  Ani::t1ii>n  ulter  Baden.  Ktd 
Schall  auch  über  die  deutschen  Mittelstaaten  und  Oesterreich  Jieuere  Daten,  behalt  s 
itüäppe  nnd  doch  inhaltreiche  Beluuidlong  (j^.  10—16)  ist  rorzOgnch.  Ich  bin  ihm 
mebrfaeli  gefolgt  und  habe  denigeuiäss  iEiniges  in  der  1.  Auflage,  (i^.  292  fl".)  ab- 
jr-Tind-  rt.  Wo  ich  in  |>rinciincH<  r  \nff,i^'?iiiig,  z.  B.  in  Betreff  der  Einrichtung  und 
Hohe  der  Gebuhrua,  und  in  der  turuiellen  Anordnung  abweiche,  geschah  es  nach 
genauerer  Prüfung  der  Schallschen  Behandlung.  S.  tlbrlgens  anch  unten  §.  67  IT. 
nber  die  Omndaltze  fbr  die  Htthe  von  Gebohren. 
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1)  Gebühren  der  streitigoii  Civilgeric htsharkeit 
Hierhin  gehöreo  die  in  der  Regel  vom  anterliegeoden  Theile  oder 
nach  der  nüheren  Befitimmang  des  Ricbterü  von  beiden  Parteieo 
in  bestimmtem  Verfaftltniss  zu  besahlenden  Gertcbtskosten 
(Sporteln,  Taxen,  tbeilweise  aneh  in  dnzelnen  Liadenoi  in 
Stempel  form  erhobene  Abgaben).  Sie  stnfen  sieb  regelmässig 
und  passend  nach  dem  ungefähren  Umlauf  dci  i'iocesssacbc, 
der  Schwierigkeit  der  richterlichen  Thütigkeit,  daher 
nach  den  Arten  der  Processe,  nach  v  ciscbicdenen  pro- 
rcssnali sehen  Momenten,  lerner  nach  dem  Rang  der  Ge- 
richte (Instanzen),  aber  mit  Kecbt  doch  im  Ganzen  vornem- 
lich  nach  dem  Werthe  des  Streitgegenstands  ab. 

Aach  im  Ict/tcrcii  Fall  sind  <liese  Abebben  Ocbnliren,  wennj^leich  sie  liier  ge- 
schichtlich öfters  zu  cigentlirlion  Steacrii  diircli  ihre  Höhe  aasarten.  Die  Abstufunf: 
der  üebuhr  nach  der  Höhe  das  Werths  des  Siruitffegcnstands  ist  zwar  gewöbnUch 
nicht  der  Mühewaltang  destierichls  proportional,  wolil  aber  ctuigermaascn  dem  NutfHi 
der  gerichtlichen  L»  istnnt:  ftlr  di.  I'iO(  «  ssirenden:  der  Höhe  ihres  bctbeiligten 
,4nteresseö''  und  am  tMdc  doch  auch  etvas  eioem  Moineiito,  das  zwar  tresentUch  nur 
flir  die  Bemessnnf  einer  oiirentHchen  „Steuer"  mit  entscheidend  ist,  aber  doch  auch 
bei  diesen  Gebuhren  eine  iuMlint^tc  Berücksichtigung  finden  darf:  der  „Lniftungü>- 
fiihigkcit''  der  Interessenten.  Die  Depression  der  Ucbiihr  (als  Qootc  vom  Wenli  i 
mit  stcigoudom  Werth  orschcint  mir  nicht  unbedingt  gcbotou  (§.  12),  woriu  ich  von 
Scball  (8.  122>  abweiche:  sie  lioonnt  doch  den  Keicheren  in  nnberechtifrleni  Mause 
zu  Gute  und  nöthigt  dann,  um  <  ine  gewisse  Einnahme  zu  er/.i''l<ii .  «lic  Konten  füi 
Processe  um  kleinere  Werthbetrage  zu  liorh  anzusetzen.  Von  diesen  wie  rou  anderen 
Gerichtskosten  werden  unter  gewissen  Umständen  notorisch  Unvermögende  befreit 
Vgl.  prcussischcs  Gesetz  von  l^^rtl  ^.  5.  deutsche  Civilproco8S(wdnnn;  ron 
§  lOü  fr  .  rrciichtskostengcsetz  §.  47,  N.  2.  (Uewihning  des  sogenannten  „Armen- 
rcchts'  j. 

Erwünscht  ist  ireradc  auch  vom  fin  an /wissenschaft- 
lichen Stand })U!icte  der  „"Hcst  im  nitbeit^'  der  Steuern  au;*,  dass 
eiue  auuäherudc  Vorausberecbnung  des  Gcsammtbe- 
trag 8  der  Kosten  des  Processes  nicht  zu  schwierig  sei,  nnd  dafür 
ist  allerdings  ein  System  von  BauschgcbUh  ren"  einem  detail- 
lirten  „Einzelgebtlbren-System^'  vorzaziehen  (Seball).  Doch 
bat  ein  blosseg  Banscbsystem  wieder  andere  Bedenken  ^  in  Betreff 
des  riebtigen  Verbältnissea  der  GebObrensnnune  in  den  einzelnen 
Processen  verglichen  mit  der  Verscbiedenheit  der  Mtlbewaltong  in 
verschiedenen  Fällen. 

Schall,  8. 129:  „liMUchgebflhnm.  welche  das  ganze  Verfahren  rcn  der  Klage- 

erhebnng  bis  zur  ITrthcilsverkUndliruiig  umfassen,  mit  bej^ondercn  Abstufungen  für 
iliejenigen  Fälle,  wo  ein  Proccss  nicht  sämmtliche  Stadien  des  Verfahrens  durchläuft 
oder  einem  abgekürzten  Verfahren  unterliegt"  Er  citirt  als  Beispiel  dieser  Art  dcu 
früheren  wQrtemb ergischen  Tarif. 

Die  Bezahlung  von  Gerichtskostcn  überhaupt  durch  die  l'ru- 
ccssirenden  wird  auch  practisch  noth wendig,  um  der  Processsucht 
vorzobcugeu.    Die  volle  Deckung  der  Kosten  dieser  Gerichts- 
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barkeit  diin  h  die  Oebflhren  ist  aber  nicht  geboteo  nod  nieht  ein- 
mal anbedingt  gerechtfertigt,  weil  die  Institution  als  solebe 
der  gesammten  BeT(>lkernng  xn  Gnte  kommt,  ihr  Vorhandensein 
schon  das  Unterbleiben  vieler  Reehtsstreite  veranlasst  nnd  so  einem 
„OesammtinteresBe'*  aneh  ein  Äntheil  der  Gesammtheit  an  den 
Kosten  entspricht.  Steuer  artige  Höbe  der  Geriehtskosten  wider- 
spricht dem  Zweck  der  Gerichtsinstitution. 

Roisj  i.:  !e.  Pren^scii,  Gesetz  v»<ii  l*»5l  \uu\  \bö4,  nebät  dazu  gcbürigem 
Tarif.  Im  Allgcmeiucu  Bcmcsäiin^  dci  (jebiihicii  nach  dcui  Kapital v e rtb  des 
Objeota,  bei  GegeostAnden,  die  Iscioer  Schätzung:  nach  Geld  ftbif ,  in  der  Kegel  wie 
bei  Gegenständen  von  -100  TLIr.  NVenh ,  bei  wichtigeren  von  ItJOO — 5000,  bei  uji- 
bedeutenderen  von  60 — 100  Tblr.  Worth.  Daun  Untencheidung  nach  den  oinzeloeu 
Momeitt<2a  im  Proccsä .  nach  dem  Terfiahren  ODd  den  Processarten ,  zum  Theil  nach 
den  Instaiuceii.  Z.  B.  1)  für  zurückgewiesene  Klai^'cu,  Kechtsmittol,  Be- 
schwerden u.  8.  r.  his  zu  100  Thlr.  von  je  10  Thlr.  2'/^  Sgr. ,  aber  nicht  unter 
9  S|^r. ;  vom  Mehrbeträge  bis  200  XUr.  von  je  10  Thlr.  1'/$  ^gr.;  vom  Hehr- 
betn^  TOD  je  50  Thlr.  2*/,  Sgr.,  bis  zum  Maiimiuii  von  4  Thlr.  —  2)  Im  Handats- 
verfahr«  ti:  vom  Betrage  bis  iiicl.  20  Thlr.  vom  Thaler  1  Sgr.  [H^/^  "fj);  im  üanzeu 
ii!>Iit  unter  5  Strr. :  vom  Mehrbetragt  hh  lOü  Thlr.  von  je  10  Thlr.  5  Sgr.  (IV3  7o)' 
Vom  Mehrbeuagö  bis  zu  200  Thlr.  vua  jo  iu  Ihli.  2'/,  Sgr.  C*/«"/©);  vom  Mehr- 
betrage bia  zü  500  Thlr.  von  je  50  Thlr.  VL  Sgr.  Vo^'  Mehrbeträge  bis  zu 
1000  Tblr.  von  je  100  Thlr.  10  Sgr.  (Va  7„);  vom  Mein  lief  rcipre  von  je  100  Thlr. 
2'/.  Sgr.  (Vh  7o)-  —  ^)  ProcoMo  mit  Ausöchluas  gewisser  besonderer  Procesäartou ; 
z.  n.  bei  Beendigung  doreh  Conto mazinlbescheid,  A gnitionsresolnt,  Ver- 
gleicb,  vom  Betrage  Ms  50  Thlr.  incl.  von  je  1  Thlr.  1*/^  Sgr.  (5%),  nicht  unter 
5  Sgr  ;  vom  Mohrbeiraje  bis  150  Thlr.  von  je  10  Thlr.  10  St^r.  '.H'/,  7,,):  vom  Melir- 
betrage  bis  500  Thir.  von  je  50  Thlr.  1  Thlr.  (2  "/J;  vom  Mehrbeträge  bis  1000  Tliir. 
von  je  ISO  Tblr.  1  Tblr.  (1  "/o):  Torstehende  Sätze  fttr  jede  Iintanz.  Vom  Mehr- 
l».  rra-e  bi^  zn  20.000  Thlr.  in  1.  Instanz  von  je  200,  iu  höherer  Instanz  von  je 
500  Thlr.  1  Thlr.  C/j.  bez.  */b^/„):  vom  Mehrbetrage  in  1.  Instanz  von  je  1000  Thlr., 
in  höherer  von  je  2000  Thlr.  1  Thh.  iViu  '/20  "/o  -  ^I't  vielen  weiteren  Ab- 
änderungen bei  son&tigeo  proceflsnaliscben  Vorgingen  (s.  Gesetz  von  1S54,  Art  7—')).  — 
4)  In  S  u  bli .1  s  ta t  i 0  ns  p  ro r  es Sf^n  für  das  ganze  Verfahren  <yi  n s c  h  1  i  es>l i  e  h  t]er 
b«i  dem  Uypolhekcubuch  zu  Tcraulasseudeu  Eiutraguugeu  und  Ausieriiguugen,  bis  zur 
Abfaarang  der  AcUndicatnria,  diese  ans  geschlossen:  vom  Betrage  des  Werths  des 
Gmndätucks  bis  100  Thlr.  incl.  von  je  1  Thlr.  l'/s  Sgr.  ^5  %)\  vom  Mehrbeträge  bis 
500  Thlr.  von  10  Thlr.  7'/.,  S«rr.  (2",  "  J;  vom  Mehrhefruj^c  bis  2000  Tblr.  von  je 
50  Thlr.  15  Spr.  (1  */J;  vom  Mchrbeüajje  bis  20,000  Tblr.  von  je  lOO  Thir.  10  Sgr. 
«'  s  7o);  vom  Mahrbotrage  von  je  100  Thlr.  5  Sgr.  (Ve  VJ-  die  Adjudicatoria 

un-J  .Ulo  auf  fJrund  dersclhiu  zu  erlassenden  V'erf  li^nngen,  auss*  hlicsslich  der  zur  Kauf- 
geiderbelegung  gehörigen:  vom  Betrage  bis  200  Thlr.  von  je  1  Thlr.  1  Sj;r.  (.'iVa  7o^; 
vom  Mehrbetrage  bis  1000  Thlr.  von  je  10  Thlr.  5  Sgr.  (1%  Vo)*.  *om  Meiirbetrage 
bis  20,000  Thlr  von  ]o  100  TUr.  1*/«  Tblr.  oder  IVeV«;  Mehrbeträge  von  je 
100  Thlr.  l  Thlr.  oder  1 

Die  I>etrrcf55ion  dieser  S&tze  und  dadurch  die  relative  Bcjrunstigung  des  Gross- 
besitzes und  Grosskapilals  gegenüber  dem  Kleiubesitz  war  erheblich.  Z.  B.  stellen 
äcb  bei  Snbhastationsproceflfien  ind.  Adjndicatorien  die  Gebtlhren  nach  diesem  Tarif: 


6  Thlr.  —  Sgr. 

3     ..  10 


500 


1.07 

2.0  in 

1.6416 
1.4611 


2,000 
20,000 
50,000 


5b 
328 

m 


Dies<ilbc  Kegel  der  Depression,  nur  mit  viel  stärkeren  Sätzcr»  ülxirhaupt.  zeij^t  sich 
in  Folge  der  ungeheareu  Kosten  in  Frankreich.   Mach  einem  amtlichen  Bericht 
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^Lcruy-Beaulieu,  l'iti.  I,  öll)  uuU  u&cli  baUetin  do  tit&t.  vol.  22,  j).  läU  stelkei) 
sich  bei  gerichtlichen  Ycrk&afeD  fon  Immobflion: 

im  Jahre  1873  im  Darchschnitt  1S91— 85 


Clftsse  nacl) 

Mittlerer  Betrag  in  Fr. 

f}er 

Mittlerer  Retrng  in  Fr. 

WVith 

deä  Zu:>clUag- 

der 

Koateu  vom 

doü  Zuschlag- 

der 

kosten  roiQ 

preises 

Kosten 

Preise 

prefses 

Koalen 

preise 

Bis  5üO  Kr. 

2S0 

353 

123.29 

26S 

3*^5 

143.S0 

iüO—  l.ÜÜO  „ 

7t>4 

3bb 

50.70 

742 

418 

5C.44 

1001—  2,000  „ 

1,480 

417 

2S.15 

1,48» 

461 

30.95 

2001—  5  000  „ 

3,390 

477 

14  OS 

3.380 

523 

1549 

0001  —  10,000  .. 

7,112 

501 

7.92 

7.157 

622 

S.69 

Uebor  10.000  „ 

4U,702 

y79 

2.24 

51,176 

1021 

2.00 

Dnrchttcbnitt 

14.457 

009 

4.21 

17,477 
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SJO 

Ein  Gesetz 

vom  23.  Ortol 

b'  T  1**H4  hat  für  Verkaufe  Ms  zi 

a  2000 

Fr.  Kobteu- 

rostitution  seitens  des  Stnats  und  Simittigung  der  Emoittioeatc  der  fieunten  ror- 
goschrieben.    (Bull.  IG,  p.  489). 

Im  deutüchen  Gericlit^kosteng-esctz  nrcrden  in  bflrgerlichea  Kecht^iätreiüg» 
keilen  die  Gebuhren  narli  i-^m  Werth  des  St reitgegenstands  wie  folgt  erhoben : 
bis  20  M.  Werth  1  M.  UcbObr;  20—50  M.  W.  2.4  M.  G.  ;  60—120  M.  W.  4.0  M.  G.; 
120—200  M.  W.  7.5  M.  G.;  200— SOO  M.  W.  11  M.  G.  ;  300—450  M.  W.  15  M.  6.; 
450-630  M.  W.  20  M.  G  ;  650—900  M.  W.  26  M.  G.;  900—1200  M.  W.  32  M.  G. 
nnd  so  weiter,  9200—10.000  M.  W.  90  M.  G.;  dann  fUr  je  2000  M.  W.  10  M.  Gebühr 
mehr  (7«  7«)*  Bei  nicht- vermt^eosrochtUchen  Aospruchoa  wird  der  Werth  des 
Streitgegenstands  mit  2000  M.,  ausnahmsweifle  niedriger  oder  höher,  aber  nicht  unter 
200  lind  nicht  über  SO.noO  M.  angenommen.  Die  volle  Grrirhtsg^cliühr  wird  erhoHco 
tur  die  contradictorische  mundliche  Verhandlnng  (Vorhandiungsgebtlhr),  für  die  An^ 
Ordnung  einer  Beweisaufnahme  (Bewcisgebuhr),  für  eine  :indere  Entscheidung  (Ent- 
scheidungsgebuhr). In  verschiedenen  anderen  Fällen  kommen  verscbicdene  Quoten  (J, 
.'!,  ."»,  f»  Zehntel)  zur  An rci  Ii  11 11  Iii:.  In  iler  Berufungsiiisruiz  itIiüIicu  sirU  die  Gebtlhiea- 
äätze  um  V«.  in  der  Keviäionäiustauz  um  Vs«  Auch  die  Gebühren  imConcnrsrer- 
fahren  ricnten  sich  nach  den  Wetthdassen  nnd  SStien  hei  bürgerlichen  Bechtastreitea 
^ierichtskoBtengeaetz  50 — 58). —  Klagen  Uber  zu  grosse  Höhe  der  neuen  Gcrichta- 
kosten  wnr>^n  eine  zeitlantr  sehr  verbreitet,  aber  bei  den  sinkenden  GesammtcinnahniMi 
nicht  gut  2u  befriedigen.   Abündcruugen  im  Gesetz  rom  20.  Juni  ISSl. 

Statistische  Daten  nber  die  firOhere  Einnahme  bei  den  einseinen  Arten  der 
f 'ivilpriM  i  ~st'  in  Preussen  s.  in  den  Bcil:>L;on  dc-r  Keichstapsaotcn.  Sei^sion  von  1878, 
a.  617  tl.  im  Geltungsbereich  d*r  Verordnung  vom  2.  Januar  lö49  war  die  SoU- 
einnahme  für  das  2.  Semester  1S75  7,15S,b02  M.  In  Baiern  rechts  des  Rheins  tS76 
in  Cirilproccssen  239,467  M.  Stempeltaxen  nnd  564,551  M.  Taxen.  Äu:t»8erdem  ein 
nicht  genau  zu  bezilferiulcr  Betrag  von  "Einnalimon  au?  Stempclpapier  (nnd  Marken). 
In  Sachsen  Solleinnahme  an  allen  Uenchtsgebilhren  3.64  Mill.  M.  in  1875,  woron 
nach  Maasegabe  dea  Dresdener  Sprengela  41.4  '/»  buigerlichen  Bechtsatreitlff* 
keiten,  4.2  von  Concursen,  8,5  von  Strafsachen,  45.9  7o  Geschäften  der  freiwilKgen 
Gerichtsbarkeit.  Wurtembergische  Geri«'bt««porte!n  von  Cirilproccssen  und  Concor?- 
procest>en  203,887  M.  Baden  dsgl.  c.  600,000  M.  und  ca.  100,000  M.  Stempel. 
Hamburg  ans  Girilprocessen  und  Goncnnen  1676  an  Gerichtsgebtkhren,  Sportein, 
Taxen ,  Stempel  u.  s.  w.  277.000  M.  Ucber  die  gegenwlitigeii  Einnahmen  und  G*- 
bUhren  der  Kechtspflege  Uberhaupt  s.  u.  §  15. 

Andere  Gebubrengebietc  (Zwangsveisteigerung,  s.  o.  das  preussische  Gesetz 
rem  is.  Juni  1583,  u.  a.  m.),  dann  dieGebiUiren  fiir  das  VerviJtnngs-StreitrM&hren 
▼erden  Ähnlich  normirt. 

8«  41.  2)  Gebühren  der  Sirafgerichtsbarkeit.  Im 
Falle  der  Vernrtheilnng  bat  der  Venirtbeilte  mit  Reebt  regelmfissig 
aQcb  Abgaben  eines  gebtihrenartigen  Charaeters  zar  Deckung  der 
Kosten  des  Untersnehnngs-  nnd  OeriebtSTerfahrens,  das  er  ver- 
schuldete, zu  zahlen.  Die  Hohe  dieser  Abgaben  richtet  sieh  nacb 
der  An  der  Verbrechen  und  Vergehen,  daher  nach  der  Höhe  der 
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erkannten  Strafen,  anch  mitunter  nach  der  Gattung  der  Gerichte 
und  nach  den  Instanzen,  vor  denen  darüber  verhandelt  wurde. 
Prineipiell  ist  die  Erzielung  voller  Kostendeckung  der  Straf- 
gericbtsbarkeit  durch  die  Gebühren  statthaft,  practisch  aber  wegen 
der  Ammth  der  meiBten  Venurtbeilten  niebt  zu  erreichen. 

Beispiel:  Preussen.  Im  Gesetz  von  ISäl  warcu  UDterschieden:  die  gericht- 
hcbeu  l'niersucliUD^en  vor  Eiuzeiricbtcrn ,  mit  GebOhren  oach  dem  StrafioDiaass  von  2, 
5  und  JO  Tbir.,  vor  Drei- lÜchter-Oollo^ien  in  1.  Instanz  25Tblr  ,  vor  Schwurgericbten 
nach  Stn£iDaas:s  von  5U,  lüU,  200  TiUr.,  in  den  2  böbereu  luätauzon  dio  Hälfte  dieüei- 
Sstze.  Nach  dem  Gesetz  roa  18&3  wurde  ziHscheD  den  Gerichtelt  bei  der  Feststellmif 
der  Gebühren  nicht  unterschieden.  Die  Siitzo  vuriirten  in  12  Stufen  nach  dem  Straf- 
mass von  I— lüO  Thlr.  --  Naili  ilern  diMitsrhen  GerirhtskobtenBcsef^p  ,.hi!det  diu 
rccbtskrititii;  eikauute  Stmie  duii  Muiu>s»ta)j  lur  «iiu  Hube  der  Gericbtagei^uhr  »Her  lu- 
stmozen".  In  1.  IiwUukS  raiiiren  die  GebOlireii  in  11  Stufen  zvl^cben  5  nnd  SOO  M. 
In  der  Berufung»-  und  der  Bevibionsinstanz  im  Allgoineincn  diosclb-  u  S.itze.  eventuell 
Quoten  «,5  und  4  Zebntbcile).  Ycrscbicdcnc  Sätze  in  nuber  iingcgebcueu  beüouderäu 
Fillen  (m>  bei  Privatklagen),  Gesetz  von  lb78  5ü— 78.  Alle  diese  GebObrefi  kommen 
zur  Anwendung  im  Gebiete  der  Strafprocessordnung.  Andere,  meist  geringere  nach 
Tarifen  .Lt  Particnlargesetze  im  Vcrfabren  Itcfrcffend  ForbiiVevel,  Polizeistrafen,  in 
Steuerbachen.  Beispiel:  Prcusbiächeä  GeaeU  vom  3,  Alai  lbö3  ^an  Stelle  der 
nffebobencD  Bestlmmuttgen  du  Gesetz  Ton  1851  getretee):  bei  einfachee  Hete< 
diebstabls-  und  diesen  gleicbgestclhen  Sacben,  wenn  die  Strafe  in  contumaciam  uder 
aaf  sofortitreb*  EinpestSndniss  erfoli^t,  nach  dem  Straftnaasse  eine  Gebühr  von  Y^,  ',3, 
%,  i,  l'/si  TbIr.;  wenn  die  AuacbulUigung  bcsHit(cü  worden:  das  Doppelte  dicker 
Sätze.  —  Preussen  18T4  au^evendete  Imre  Auslagen  an  Griminalkobtcn  4.75  Mill.  M., 
an  Gerichtsivuston  vereinnabmt  84S.747  M.  inrl.  der  eingebracbten  baareu  Auslagen 
(c  107»  <i«if  Ko^enV).  —  Buieru  aut>  Stial]proccsduu  1670  eiogeuommeu  (i01,000  U. 
nnd  aniserdem  Stapel  —  In  Wttrtemberg  bestanden  Spoiteln  in  Stra&achen  früher 
nicht  —  In  Baden  1876  Einnahmen  dafür  c.  130,000. 

§.  42.  3)  GcbUliren  der  freiwilligen  Gerichtsbar- 
keit, liebst  4)  Registergcbii hren. 

Die  gescbiebtlicb  nnd  noch  nacb  dem  gegenwärtigen  Hecbt 
der  meisten  Staaten  enge  Verbindung  dieser  Gebühren  mit 
Verkehrsatenern  erschwert  die  Darstellung  nnd  Beurtbeiiung 
aneh  in  der  Theorie  sehr.  Das  Merkmal  der  „Gebühr"  liegt 
Tor  —  unter  der  allgemeinen,  hier  besonders  wichtigen  Voraus- 
setzung luässiger,  der  Mühewaltung  des  Gerichts  und  dem  unter- 
laufenden iiidividual -Interesse  des  Betheiligten  entsprechender 
H«)he  ,  wenn  entweder  die  Thätigkcit  des  Gerichts  g^anz  frei- 
willig beansprucht  wird  oder  wenn  es  sich  uui  l'ri vatrech ts- 
fcrhältnisse  handelt,  deren  amtliche  Cognition  und  for- 
male Regelung  im  allgemeinen  „öffentlichen'^  und  in  einem 
von  der  Staatsgewalt  mit  wahrzunehmenden  Interesse  der  Be- 
theiligten,  daher  doch  im  Interesse  der  Sache,  d.  b.  wegen 
der  Sicherheit  nnd  Ordnung  der  bezüglichen  Verhttltnisse  an 
sich  oder  um  der  nichstbetroffenen  Interessenten  (2.  B.  Minder- 
j&fariger)  Willen  vorgeschrieben  ist.   Hier  hängt  nun  sehr  Vieles 
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voiu  Formalismus  de»  geltenden  Privat-  und  Process- 
Hechts  ab. 

Die  einzelnen  liticbtüsystcwe ,  i.  B.  in  üer  Gegenwart  das  geoieioe  (ruuii^ichö) 
Kccbt,  dfe  rencbfodeneti  eodificirten  Koebte,  das  Osterreicblscli«.  pranssisclie,  fnui- 

z(kÜ8che  vertreten  bicr  binsichtlich  der  niatericlten  Nonnen  fiir  heztiglicbe  Itecht^ 
ins^titntp  nnd  dor  formellen  Anfordernng^eii  fnr  c:e wisse  Recbtsrerhältnisse  nnd  Kecht»- 
gesciiiiite  versciücdcue  (irundsützc  namcnüicb  in  Betrett  der  Giltigkeit,  Klagbarkeit, 
Kichtif  koit,  der  Art  des  Beweises  in  StMitfalle,  s.  B.  in  Betvg  auf  Schrift- 
lichkeit  oder  Mündlichkeit  der  Vertra^rsschliessung;,  Eintragun^r  der  Verträge  in  '»fTciit- 
lirhe  Eücht^r.  amtliche  Authcnticironir  b<  stimmtcr  einzelner  Thatsacben  im  sachlichen 
lutcre^ssc,  L  ebertragung:sform  des  KigLüthuuijj,  besonders  des  (irandeigeiithumä,  l  orm 
der  hy|K>thekariscbüU  Belastung  und  der  Beschr&okong  des  letsteren  durch  andere 
dinglicht:  Ti.  chtr.  Vrrw.iltiiiiir  Jes  Mtlndeignfs,  yormutid:5chaft>«'csen,  Gestaltung  di» 
ebeUchen  Guicrrechtü,  de^  Erbrocbts,  Begeluug  des  I^achiassvesens ,  u.  s.  w.  Sehr 
lehireieb  ist  in  dieser  Beziebwig  der  Beriebt  der  bnndesrUhUcbeii  Gommission  von  1S77. 
VgL  z.  B.  die  Darlegung  der  Verschiedenheiten  im  Kecht  S.  1 2  dieses  Berichts  (aucb 
bH  V.  Scheel,  Jahrbuch  des  Deutschen  Boichs  1878,  S.  71),  woraus  sich  die  Scbvieiig- 
keilen  der  gcmeinsainen  Gesetz>?ebnna:  über  Urkondenstempel  im  Reich  erireben. 

Je  nach  tler  vcrscbiedencii  Ik'bandluug  aller  dieser  Verbältuisse 
im  positiven  Uecbt  ist  eine  Mitwirlvung  von  Gerichtsbe- 
hörden bald  geboten,  bald  frei  gestellt,  bald,  wenn  sie  im  ersteren 
Fall  unterbleibt,  mit  Recbtsnachtheilen,  bald,  wobd  sie  im  lelsteren 
Fall  erfolgt,  mit  Rechtsvortbeilen  yerbunden. 

Z.  B.  bei  den  Refislrirangeii  gewisser  Urkunden  und  Recbt8g«scbifte  im  fran- 
zösischen Recht,  Code  civil  Art.  132B.  Rcrhtsurkunden  erhalten  hier  Dritten  c:c2:*^nTib*-r 
durch  Anmerkung  derselben  in  gewissen  oHentlichen  Büchern  ein  sicheres  Datum. 
Damit  verbindet  sich  ein  Einregii>trirungszwan?  mit  clnlrechtlichen  nnd  Strafnacb- 
theilcn  tOX  die  Unterlassung:  wesentlich  eine  Maassregel  fiscalischer  Politik,  in  An- 
kiMipfung  au  das  Civilrccht.  S.  (1<  n  bundesräthlichen  Commissionsbcricht  TOn  1877. 
S.  41:  V.  TI.w  k.  ..flV'ntliche  Ah^caben,  S.  24S.  moino  Fin.  III.  §.  21«  H". 

Statt  der  (reriebte  selbst  können  allenfalls  auch  Notare  and 
ähnliche  Persouen,  temer  in  einzelnen  Fällen,  z.  B.  bei  der  Führung 
der  Qrandbücber,  aneh  andere  Staats*  oder  Gemeindebebörden  mit- 
wirken. 

Das  Gebtthreosystem  der  freiwilligen  Gericbtsbarkelt  und  spe- 
ciell  das  Registorgebtlbrensystem  eines  Landes  ISsst  sieb  daher 
genauer  nur  in  Verbindung  mit  dem  Privat-  nnd  Proceaa- 

rechtssystem  dieses  Landes  darstellen  nnd  beartlieilen.  Hier 

in  der  FiiianzwisHenschali  ranss  es  {^eiiüj^cii,  lUr  iiiiscie  gegen- 
wärtigen Cultui. Staaten  .i>ew  isse  gemeinsame  liechtsverhiilt- 
nisse  hervorzuheben,  bei  welchen  naeb  der  wenigstens  im  Ganzen 
gemeinsamen  Keehtsanscliauuiig  in  Hctreti  materieller  Kecbtsnormen 
und  nach  dem  fUr  z  w  ee  k  mii  .s  s  i  g  geltenden  Formalismus  des  heutigen 
Keehts  eine  gerichtliche  Mitwirkung,  bez.  eine  besondere 
Eintragung  in  öffentliche  Bttcher  nothwendig  oder 
wenigstens  sebr  passend  ersebeint,  daher  ancb  in  verscbiedenem 
Umfang  ttblicb  ist  Danach  ricbtet  sich  dann  auch  das  Urtfaeil 
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über  die  bexUglichen  Abgabeiii  welche  sich  als  Gebühren  — 
ob,  wie,  wann,  wie  Loch  —  an  die  geriebtlichen  Tbätigkeiten 
kolfpfen  dttrfen  oder  selbst  knttpfeQ  sollen. 

Vffh  Ban»  Flu.  I,  §.  234  —  237,  der  dcD  Steuercliarteier  der  meisten  söfe- 

uaijür'_'?i  Eintrajfs-  oder  BegistergL-bijli reu  wohl  crk<^nnt,  aber,  da  er  mir  vom  Standpnncto 
ikr  Gebühr  aus  urth&ilt*  dio^e  Abgabe  m  aiigemcia  mwirfu  Die  sachliche 
VordiguQg ,  vle  sie  im  Text  rersncht  wird  (z.  B.  In  Betreff  der  Gnradbftcher)  fehlt 
bei  Kau.  Umgekehrt  voa  Kau  Stein,  der  von  seinem  an  sich  richtigeieii  Staodpuucte 
auä  doch  die  Abgabe  früher  zu  weit  billigte,  —  Übrigens  das  Gebuhrenmomont  nicht 
geuQgend  rcrfolgt  (2.  B.  5.  A.  II,  1,  2S(i  und  II,  2,  214).  Die  be«to  Behandlung 
uch  hier  ron  Sch«ll,  Gebühren,  §.  12  if.  Wir  stUDmeo  wobl  aaclilfch  &8t  ganz 
überciii.  Auch  seine  formelle  Darst-  lluni^  hat  den  Vorzug  der  Uebersi«  litlichkcit 
(Gebühren  in  Vormundschaft^isachon,  in  Nächlassregulirangen,  Registcrgebuhren,  ..Gc- 
bohren  von  Redit:>geschäften" ,  in  welcher  letzteren  Classe  frdlich  ziemlich  \'er- 
schiedeaas  vorliemmt).  Da  ich  auch  hier  nacb  der  priuclpieUen  AufTaasniif  fUr  die  l^inanz> 
wi^^f^ri^rhr^ft  in  erster  Linie  strebe,  glaubte  ich  indobseii  an  der  Form  meiner  früheren 
Behandlung,  1.  Aufl.  ^.  293,  die  mit  KUckäicht  auf  diesem  Ziel  gewühlt  war,  festhalten 
ZV  eollea.  Da  in  der  Praxis  die  betretfenden  Abgaben  nach  Art  nod  Höhe  vlelfilch 
überwiegend  Steuern,  wenn  auch  etwa  mit  gebUhrenartigen  Elementen  verbunden, 
*in  l,  -io  pehi5rt  ihre  genauere  Darstellung  und  Beurtheihing  erst  in  die  Steuerlehre. 
Im  Folgenden  nur  uiuigu  Beispiele  von  Abgaben  reinen  oder  uboi wiegenden  Ge* 
balmnchafaetttra. 

§.  43.  Eine  gerichtliche  Mitwirkung  und  demgeniHss 
eine  Gebührenerhebung  fUr  dieselbe  erscheint  nach  dem  Ge 
sagten  im  Allgemeinen  d?i  angezeigt,  wo  sich  an  die  ^ehflrige 
formale  Oiduuog  und  Sicherheit  eines  Privatrechtaverhältnisses  eia 
grosseres  allgemeines  Interesse  oder  Tom  Staate  mit  wahrzunehmen- 
des Einzelinterf  BSC  anschliesst,  welches  erheiseht,  dass  die  fie* 
theiliglen  in  ihren  Rechten  möglichst  gesichert  werden ,  dass  aber 
aneb  Uber  den  genauen  Umfang  nnd  Inhalt  der  Beohte  möglichst 
jeder  Zweifel  von  vornherein  ansgeschlossen  werde.  Demgemäss 
werden  im  Besonderen  einmal  Öffentliche  Bacher  (Re- 
gister) fOr  Eintragung  gewisser  Reehtsverhllltnisse  nod  Rechts- 
geschiUie  behufs  deren  zuvcrliissigei  Lonstatirung  und  Beglaubigung, 
ferner  amtliche  Mitwirkungen  für  die  Oriiiiung  und  Oontrole 
einio^er  bestiiiunter  Gattuiii^en  von  üec  h  t  s  ve  r  h  ii  1 1  n  i  s  hc  n 
geboten  sein,  in  beiden  Fiilleu  mit  augeme8^3euer  Gebühreuerhcbung. 

a)  Demnach  sind  Bücher  zu  fuhren,  vor  allen  für  das  Grundeigenthum  und  für 
alle  darin  vorgebenden  Eigenth  ums  Wechsel  (GrondstUcke ,  Gebäude,  —  Gruod- 
baeber):  für  Se  Gonstitnimag  dinclieher  Bechte,  wie  Beallastea,  Serrl* 
taten,  am  Orundeigeothuin  undfUrdieYarpfftadQaf  d6ai6lben(Hypothociraog, 

—  H  y  ?» o  t  h  e k e n  b  u  c  h  e  r ). 

iJic  Eintragungen  in  die  Grund-  und  Hypothekenbücher  geschehen  auch  in 
Deatseblaad  regelmisj^ig  gegen  Gebuhren.  Z.  B.  Freusse n.  Hypothekensaebea 
((j>3Sotz  von  1S51):  für  die  Berichiigiinp:  des  Besitztitels.  de-^Nen  Eintrapuncr 
uad  aUe  dabei  vorkommendeo  Nebengeächufte  vom  Betrage  bis  zu  200  Thir.  von  je 

Thlr.:  10  Sgr.  (IV3  V»  ;  vom  Mehrbeträge  bis  za  1000  Tbb.  von  je  100  TUr.: 
10  Sgr.  (V,  7»);  vom  Mehrbeträge  von  je  500  Thlr.:  16  Sgr.  (V,o  7o);  f'»r  jede 
.'•ifinitive  Eintrastunp  und  alle  dabei  vorkommenden  Nebenge-?!  liRfte  bis  zu  200 
uiid  reitp.  lÜÜÜ  Thir.  Werthbetrag  ^4        ebengeuauuteu  Siitze  (aido  1       und  Y«  '^/g); 

4.  Wag D«r ,  FiaaaiwliMaadiafL  IL  S.  Aas.  7 
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7om  Mebrbdtraga  äber  1000  Thlr.  deradlbe  SaU  vie  forhin.  Für  jede  LOschoa^, 
einschliesslich  der  Retradition  des  Documenta  und  aller  dabei  sou»t  rorkoAmeadoD 
Nebengescb&fte,  die  Hälfte  der  Sitze  fUr  dit;  üintragunfi:.  Jeut  gilt  d.:f  Tarif  der 
preti  ssiseben  Grundhtii^horduMn!::  vom  r>,  Mai  lsT2.    Proben  des  Ii't/teren !  nach 

8.  1  fttr  die  Eotgefteunabmu  der  AutUsisungserklärung  ond  tur  die  auf  Gruod 
enelbeii  beirlrkte  Eintragung  det  Eiffentliamers  v.  s.  w.t  tom  Betrage  b!t 
200  Thlr.  Ton  je  25  Thlr.:  7V»  Sgr.  1  ?om  Mehrbeträge  bis  1000  Tblr.  von  je 
100  Thlr.:  7»/,  Sgr.  »/o)-  ^^m  Mohrbetragi-  von  je  500  Thlr.:  7»/,  S^^r.  (V*«  "ü: 
nach  §.  2  des  Tarifs  für  jede  uudgiiiige  Eintragung  in  der  2.  oder  ä.  Ab- 
theiloDg  n.  s.  w.  fkur  die  ebengeiiaoDten  3  Stufen  bez.  4,  6  und  7V,  Sgr.  oder  7i5< 
V«  ul»d  VtoVg-  '^^^^  Stark  degressi?e  Scala.  —  üeber  Fmnkreich  s.  Hock,  Flu. 
Frankreichs.  S.  204  fl.,  meine  Fiu,  III,  §.  219.  Die  normale  Staatsgebühr  far  Ein- 
tragung hypothekarischer  Forderungen  ist  1  l:^omille,  dazu  neuerdings  Zuschläge  (25  Vo^- 
Ein  gleicbmlBaiger  ProportionaUatz,  «tatt  des  dcgresaiven  in  Preus^en,  nähert 
die  A^iLrabe  zwar  etwas  mehr  der  Steuer,  verthLÜt  aber  die  Kosten  dfs  (inindbuch- 
wesens  doch  wohl  gerechter  mit  auf  die  Schultern  der  reicheren  Cia&i>en.  Bei  der 
fewOhoHdiett  Tragung  oder  ITebenrilning  der  Hypothekeugebabien  auf  den  Scbnldner 
und  der  dadurch  erfolgenden  Greditvertheuerung  sind  mässige  Sätze  geboten.  —  Bd 
den  Vcrpfandnngen  beweglich  »»r  S-irfien.  ferner  bei  Mieth-  und  Pachtver- 
trägen ist  die  Eintragung  in  öUcutiichc  Bucher  im  AUgcmoiucn  kaum  sachlich  noth- 
vendig.  Daher  nehmen  Abgaben  fttr  etwaig«  solche  Eintngangen  mebr  den  Chnracter 
der  reinen  Steuer  au  (frauzösiscbes  Enregi.strement:  Steuipelvon  solchen  Vertligeo, 
z  B.  ron  Lombarddarlehen).  Dasselbe  gilt  von  ähnlichen  Eintragungen  von  und  Ab- 
gaben für  andere  Verträge,  ferner  auch  von  allgemeinen  Abgaben  (meist  in  Stempel- 
form^  für  bezügliche  Urkunden.  Die  Forderung  der  Schriftlichkeit  von  Vonrägcn, 
alli  r  (  ?  r  solcher  tiher  gewisse  Werthbeträge  hinaus,  Beschränkung  der  Klagbarkeit 
anderutails  sind  Bostimmaogen  eventuell  auch  civilrechllicher.  aber  auch  fiscalischer 
Natur«  qd  zur  AbgabetabliiDg  (Stempd)  «nneifem.  Die  iMtrsflenden  Abgaben  sind  aber 
liicht  mehr  Gebühren,  sondern  Steuern.  — Den  Grundbucliern  ähnlich  sind  die  Schiffs» 
ze^istur  (Deutsches  HalK^^•!■<^!•«^efzboch  Art.  432  tt.),  mit  etwaigen  Gebtihron. 

Fernere  Register  uu  paä:>ender  (iebQhrenerhebuag  sind  diejenigen,  weiche  für  die 
Stdlnng  einer  Unternehmung  (Geschäfts)  anter  besondere  Rechtssysteme  fefltbrt 
werden  müssen,  wie  unter  I  i-  Handelsrecht  (Handelsregister),  unter  das  CJenossao- 
schaftsrecht  (G  e  n  ossenschaf  tsrepis  ter)  u.  dgl.  in  :  weiter  für  die  Erwerbung 
der  Rechte  eines  einzelnen  besonderen  Rechtsinstitu t»,  wie  des  Urheber- 
rechts ond  seiner  drei  Kategorieen,  des  litorufsehen  Antorreehts,  des  Pttootrschts, 
des  Musterschut/Tiv  hts  (Register  dafür)  u.  s,  w. 

Beispiele  sulcher  Registergebühren  in  Deutschland  sind  folgende;  Die 
erstmaligen  Eintragungen  eines  Wnarenzefehens  sind  nach  dea  Beichsgesetz 
vom  30.  Nuvömber  1874  mit  einer  Gebühr  von  50  M.  ftir  die  LuidescaBse  be- 
legt. Die  Bundesraths- Commission  von  1877  schlag  ausserdem  einen  Reichs- 
stempel von  10  M.  dafür  vor.  Für  gewisse  Eintragungen  Uber  das  Urheberrecht 
an  Schriflworken  bat  der  Stadtrath  in  Leipdg  eine  Belle  sa  ftthren  (ReichKiresoti 
vom  II.  Juni  1870y  Für  jede  Eintragung,  Eintrag^schein  nn  I  Auszug  bezieht  er 
eine  Gebühr  von  15  Sgr.  Aehnlich  nach  Gesetz  vom  0.  Januar  1876  über  das 
Urheberrecht  an  Werken  der  bildenden  Kunst.  Die  genannte  Commissiou 
schlug  für  jede  Eintragung  in  die  Leipziger  Rolle  eine  Keichsgebtthr  von  50  M.  vor 
Einen  Gobührcntarif  (mit  Sätzen,  die  von  1  auf  2  und  S  M.  steigen)  für  die  Eiü- 
tragungen  u.  s.  w.  in  dem  ron  den  Gerichten  zu  fahrenden  Masterregister  hat 
das  Beichsgesetz  vom  11.  Jtonar  1879,  betrolfond  das  Orhebenocht  an  Mmeni  «nd 
Modellen.  Jene  Commission  beantragte  weitere  Reichs  gebühren  von  2  und  5  H. 
Die  Eintragungen  in  die  Gcnossonschaftsregister  (nach  Reichsgesetz  vom 
4.  Juli  1868  kMtonfrei)  sollten  nach  gleichem  Vorschlage  mit  GebOhren  für  das 
Reich«  von  5  nnd  1  M«,  diejenigen  in  das  Handalsregister  desgleiehen  mit 
Rcichsgebohren  von  10  (Actlen-  und  Cornrnan  lit  Actiengescüschaften)  und  5  M.  (andere 
Firmen),  andere  auf  Antrag  erfolgende  Eintragungen  mit  1  M.  belegt  werden;  Aus- 
7.ttge  aus  der  Leipziger  RoUe,  den  Handels-,  Genossenschafts-,  Musterregistern  mit  je 
1  M.:  das  wären  lauter  Abgaben  von  wenlgstans  fliellwciser  Gebührennatur  gewesen. 
Mehrere  dieser  Hegister  betrelicn  Vorgänge,  welche  mit  volkswirthschaftlichen  Ver- 
hältniiaen  zusammenhängen.  Die  bezüglichen  Gebühren  bo^oen  uns  oaten  (§.  66) 
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vieder.  t.  B.  die  Patentgebahren.  —  Einige  rofi  Schall  §.  15  feuBlito  FlO«  mOcbtan 
aicht  zu  diesen  Kegisterge^jSihrpn  zu  re<'hn»^n  '^''in. 

Der  obligatorische  Character  dieser  Eintragungen  in  solche 
Register  bedingt  aach  hier  niebt,  dasa  Abgaben  für  Eintragungen 
und  mr  amtliche  Aasztige  daraus  das  Merkmal  der  „Gebühr'^ 
Terlieren,  wenn  sie  nur  nach  Art  nnd  Höbe  richtig  normirt  Bind. 
Es  empfehlen  sieb  theils  feste  Sätze,  welche  wesentlich  als  ein 
Beitrag  snr  Kostendeckung  der  Einriehtangen  erscheinen;  theils 
Sitze,  welche  sich  nach  dem  Werth  betrag  als  Proporti  onal- 
abgabe  richten,  —  so  bei  Eintragungen  Über  Weehsel  des  Grond- 
eigentbnms,  Verpfändung  desselben,  anderweite  dingliche  Be- 
lastung — ,  sich  durch  die  Küd^sicht  auf  den  Nutzen  des  Privaten 
rechtfertigen  und  eine  bessere  Verth  eilung  der  Kosten  aut  die  an 
der  Einri«^htnne:  Interesöirten  herbeiführen. 

b)  BeäUmmte  Qattaogeii  von  KeclitätreiliäiUiisäeü «  iu  ileueu  im  düentlicheo  und 
in  lateraee  der  Vichst-BeCli^gteii  eine  UitviTkaiif  <l«r  Gerichte  (Mssend ,  In  der 

B<^d  nothwendig  erscheint,  liiid  allgemein  Nachlassregulirungen,  einschliesslich 
der  irerichtlichen  Eröffnung:,  e?cntueU  auch  Aufbewabru ni?  (kaum  unbedingt 
der  Errichtung)  von  Testamenten;  Vormundüchaftsaachen;  ferner  Einzelnes 
wie  EinkindBclialteii,  Adoptionoi,  Legi iiai«HoA«i ,  Errichtimir  von  PldeieommniBeen« 
M  or ti  fi  ci  ra  ng  von  Schuldurkunden,  insbesondere  von  (auf  Namen  oder  auf  Inhahör 
lautenden)  Äctien  und  Obiigationen  u.  a.  m.  Eigentliche  (iobahren  sind  hier  wohl 
fast  immer  berechtigt,  selbst  geboten. 

Schall,  Gebuhren  §.  13,  14,  16,  ▼eitern  Pille.  Die  Eegelang  der  bü- 
treficndeu  (iebiihren  richtet  sich  natürlich  wieder  vielfach  nach  dem  Formalisuius  des 
gekeudeu  Bechu».  —  Beispiel:  Prentiaiaches  (ieaetz  von  18dl,  bez.  1S54.  Kach* 
iMsreiriillrungen  (§.  34  des  GeMtieB  fon  ISftI  und  Art  18  dee  Qmtt»  tob 
1854,  ohne  Erbtheilunji) :  von  Vermögen  bis  100  Tbir.  von  jedem  Thlr.  1*/,  Sgr.  (5  %\ 
nicht  unter  15  S?r.;  vom  Mehrbetrage  bis  200  Tlilr.  von  )e  10  Thlr.  10  Ssr.  ('.l'/a  7„); 
vüiu  Mehrbelraue  bis  lOOO  Thlr.  ron  je  üO  Thlr.  20  Sgr.  (iVt  7o)'«  ^'^^  Melirbetrage 
bis  5000  Thlr.  von  je  100  Thlr.  20  Sgr.  (»/,  •/„)  ;  vom  Mehrbeträge  von  je  500  TI&. 
20  Si^r.  (^/j5  Vo)»  fericbtlirhiT  Erbtheilung  diese  SiitZ'^  tun  die  Hälftn  rhOht  — 
FAX  daa  Yorinundacbaftsveäeo  gilt  jets^t  im  Aligemeineu  das  preu^itische 
BmtüM  rom  21.  JvU  1S75,  betreffiaiicl  Resten,  Stempel  ond  GebikbieD  in  Vonnnnd- 
•c^aftMachen  '(Novelle  zum  Gesetz  von  1851).  Danach  z.  B.  „bei  den  zur  Wahr- 
nehmung einzelner  Geschüfte  ein&^eleiteten  Pflegschaften  und  im  Falle  der  Bestellung 
eines  Gegea?onnnnds  neben  dem  gesetzlichen  Vormund"  immer  %  M.  von  je  öO  M. 
bis  n  900  M.  (1  */«),  von  je  l&O  M.  f6n  Mehrbeträge  bis  tn  600  M.  (V,  ^/o)> 
je  300  M.  vom  Mehrbeträge  bis  m  1500  M.  (V,  von  je  500  M.  vom  Mehrbeträge 
bis  zu  3000  M.  (Vw  V«).  Ton  je  1000  M.  vom  Mohrbetrage  bis  zu  15.000  M.  O/jo  7«); 
dann  je  3  M.  vom  Mehrbetrage  bis  zu  30,000  und  bis  zu  60.000  M.  und  6  MT  vom 
UehzOBtlBge.  Andere  Sätze  bei  anderen  Pfleg-  und  Vormundschaften.  Ausserdem 
von  den  Rerenocn  desjenigen  Vermögens,  tlbor  dessen  Verwaltung  dem  Gericht 
Bachnong  gelegt  werden  muse:  20  Pi.  von  je  20  M.  {\  Vo)  ^'^'^ 
SO  H.  des  Mehrbetrafrs  bis  so  600  H.  (Va  7u)<  von  je  60  M.  des  Mehrbetrags  bis 
zo  1500  M  (Vg  Vo)  und  von  je  120  M.  des  Mehrbetrags  (Vo  7J-  üebcrall  V  1  -itend 
ireringere  Sätze  det?  grösseren  Vcrm«lprens:  eine  Proportional-  statt  der  L)cg:rossiv- 
scaia  warde  auch  bei  solchen  „Gebilhren"  berecbtigt  sein,  um  die  Koatcn  der  Reli^rden 
besser  zu  rertheilen.    Abgaben  als  „Steuern"'  entspräche  sie  vollends. 

In  diesen  und  in  äbnlicben  Fällen  geben  die  (ie.babren  in  der  Pnwis  oft  nach 
der  Hobe  der  S&tze  und  nach  der  Art  der  Berechnung  in  Verkehrssteuern  über.  In 
zahlreichen  anderen  PlUen,  z,  B.  bei  Stempel-  nnd  ibnlichon  Abgaben  für  ütkonden, 
nunentiich  Schuldurkunden  Überhaupt,  für  Wechsel,  Actien,  andere  Inhaberpapiere, 
tu  Luabscddarieben,  fUr  Uofminntsche  Bacher,  fftr  i^aittangen  n.  dgl.  u.,  bei  der 
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schon  erwähnten  fiscalischen  Erwa^rnn^ren  mit  cntaprungeuen  Vorschrift  der  SclirifUich- 
keit  der  Vertiügc,  um  dann  die  ..üikuuUu "  dem  Stempel  leichter  uutertretfeu  m  köuoea, 
liofft  dtgofreii  keine  (^bfthrenartige  Abgabe«  sondern  eine  reine  Steuer  m,  die  *U 
solche  zu  beurtht'ilcti  ist. 

Auch  wo  Urkunden,  deren  Aucistelluiig  ohne  Mitwirkung  der  Gerichte  sachlich 
betrachtet  recht  wühl  ^ul&>sig  i^t  und  nach  dem  gciteudeu  Uccht  auch  zugelassen 
wild,  nicht  an  bich  i>teuer>,  hci.  btempetpflichtig  sind,  kann  die  Bestiuimuiig  (jica'elicn, 
dass  die  Urkuiidi;  bei  Pri  du  irunr  rorfiericht,  aUo  uamcntlicli  al^  Bosrcismittel, 
eventaell  nachträglich  zu  stempeln  ittt.  Eine  Abgabe  dieiier  Art  ialU  dann  wieder 
etwas  mit  unter  die  Kategorie  der  Geiicbtskomeii  und  insofern  anter  die  Uebolirtia« 
wenn  vielleicht  ihre  Höhe  und  Bemeasangsart  ihr  auch  so  den  Charactur  der  Stener 
grOs&tenthcilü  erhält  Vgi.  die  französischen  Ebrichtiuigen  beim  £nrqsi»Uemcnt 
Flu.  III.  §  216.  22  t. 

Eine  Reihe  fon  Yenraltnngs-  und  gerichiUchen  Functionen  ist  bei  den  Ooa> 
sulaten  vereinigt.  Fttr  die  mauchfachen  Thuii^LcitcD  der  Ict/.tcreu,  *oIclie  tiric 
griK>tie  Anzahl  der  ciuzchicii  obeu  aufgeführten  taiic  der  inneren  Verwaltung;"  und 
der  ..  R<H  htsptlege"  betreH'en,  bestehen  wohl  allgcuioiuo  Ge  buhrc n  ta  rifc.  So 
für  ih>  Deutsche  Reich  jei/t  der  dem  Gesetz  rom  1.  Juli  1872  angehängte  Tarif, 
in  einzelnen  Fällen,  vn  Ii  r  Tarif  keine  Bestimmung  hat,  f  ir  die  mit  Gerichtsbarkeit 
versehenen  Conisuln  der  p^eu^>bi^chc  Tarif  vom  21.  Octüber  lb65. 

§.  44,  5)  Geldbt  ralc^n,  eiiiscliliesslich  sogenanjiter  Ord- 
nungsstrafen bei  Verstössen  gegen  geseizliche  Vorschriften,  z  B. 
im  Zoll-  und  Stenerwesen,  werden  tbeilß  direet  als  solche,  tbeiU 
neben  andern  Strafen  (Freiheitsstrafen  n.  s.  w.),  theils  statt  letzterer 
(nach  der  Wahl  der  Veranheilten)  von  Gerichten  nnd  eventaell 
auch  von  andern  Behörden  erhoben. 

Heutzutage  in  den  Cultarbtaaten  unwichtiger  ah>  in  früheren  Zeiten,  wo  auch  hier 
eine  fi^tcalischo  Ausnutziin^r  der  Justizhoheit  und  Straf;:e»'alt  tiblich  war,  sind  die  be- 
treffenden Einnahmen  doch  auch  jetzt  nicht  ganz  unerheblich  und  iu  V  erbindung  mit 
neueren  Yerwalinngs-  (Polizei»)  mid  Stetiergeset^en  wieder  ftfters  in  Zunahme  lie^tfen. 
—  Bussen,  Geldstrafen ,  Veiuiri^-^ensconfiscatioiien  bildeten  im  Alterthum  und  besonder^ 
im  Mittelalter  und  noch  später  eine  wichtige  Einnahmequelle  des  Fürsten  u.  s.  w.  auch 
wegen  des  im  älteren  Strafrecht  vielfach  zulässigen  Ersatzes  von  Leibes-  und  Lebens- 
strafen  durch  Vermögen  strafen.  Im  neueren  Strafrecht  Verwandlung  von  Qeld^rafen 
in  Freiheitsstrafen  im  Falle  der  riivermnfendheit  des  Verurtheilten  zur  Znhlunp;^.  Iki 
nodomeu  Steuerge^etzen  bringt  es  deren  tcohuischc  Gestaltung,  »o  beüondeis 
hei  ZMlen,  inneren  Yerbinnchtttenem  (O^iiBle!  Zocker,  Tabak),  Monopolen.  Yei^ 
kehrs«>tcuem  (Stempel  1  Ku^risterwesea!  Fxankr^ht)  seltener  bei  directen  Steuern  (ins- 
besondere bei  Dc«;laratiuii^iiflichten)  dann  mit  sich,  dass  Geldstrafen  u.  dgL  einen 
breiten  Baum  einnehmen.  Die  französische  Gesetzgebung  liefert  bi'sonders  wichtige 
Bebpiele.  —  Einnahme  ans  Geldstrafen  im  proussischon  Jnstiietat  1877/78  1,875,000 
Mark.  Strafgelder  der  Steucnerwaltung  jetzt  8—400,000  M.  jihtlidl.  Fttr  die  iltere 
Zeit  vgl.  Bosch  er,  Finanzregalien      13$  ff. 

III.  —  §.  45.  Der  G  c  8  a  m  m  t  e  r  t  i-  a  g  der  Gebtlhren  der  Rechts- 
pflege mQ88  dareh  die  Hohe  der  bezttglicben  Staatsan^aben ,  also 
besonders  des  Jnstizwesens,  begrenzt  sein.  Geht  er  darDber 
hinaus,  so  nehmen  die  Gerichtsgebttbren  insoweit  den  Steneicba- 
raeter  an  (§.  17).  Richtiger  bleibt  der  Ertrag  wegen  der  allge- 
meinen Bedeutung  des  Gerichtswesens  hinter  den  Kosten  des  letx- 
teren  zurück.  Bei  der  llegelun^  der  verschiedenen  Gattungen  und 
der  einzelnen  Siltzc  der  Gerichti^gcbliliren  wird  dann  aber  doch 
Mauclies  mit  iiiieksicbt  aut  das  Ziel,  einen  gewissen  Gesammtertrag 
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20  erlEDgen,  einzoriebteii  sein:  m.  a.  W.  die  etii seine  Gtebtthr 
ifll  ein  Glied  in  einem  System  und  mnss  daher  mitanter  etwas 
anders  normirt  werden,  als  wenn  sie  rein  fltr  sieb  allein  su  regeln 
wäre  (§.  69). 

Eine  1  iDaiizstatistische  Ycrgleicliung  zwiäcbco  den  Kosteu  der  Gerichte 
«ttd  den  Einnehnen  «es  den  OebQhren  der  Rechtspflege  ist  nicht  eiiraiel  miUiefnd 

genau  dorclizufiihron,  weil  sich  jene  Kosfon  nicht  sicher  auf  »He  y)estimmtf>n  Lcistnngrr:n 
der  Gerichte,  an  welche  sich  Gebuhren  knUpfen,  zorückfQhrcn  lassen  und  weil  die 
Oeiiditssbgaben  der  Praxis  gewöhnlich  mit  Yerkehrssteaem  und  fielfach  mit  in 
Stempelform  erhobenen  reinen  Stenern  unonterscheidlMr  rerbnndfln  ilBd. 

S.  Rin  ,  Fin.  I.  §.  234,  mit  einigen  alteren,  aber  ans  den  angegebenen  Grtlndcn  zum 
V'erf  ieich  unzareichcodeo  statistischen  Daten  Uber  Einnahme  tmd  Kosten  der  Justiz.  — 
Heber  dfe  letzteren  We  f  n  er,  Fin.  I,  §.  1 79.  —  Efnselne  fnteressftnto  Dftten  in  den  statleti- 
f  'hen  Tabellen  des  Berichts  der  Stempclsfeiiercommission  von  I'iTT.  So  z.  Tl.  in  Baiern 
r  (  ht^  des  Rheins  Stempel  und  Taxen,  die  uherwrieL'^end  Steuern,  iti  einzelnen 
Titciu  aber  zugleich  Gebührcu  fur  obrigkeitliche  Kuucüüuen  sind,  iu  lü"ü;  in  der 
itfeitigen  Rechtspflege  1.30,  in  der  nichtstreitigen  9.4S,  in  der  Yorwaltong  1.18,  zu- 
sammen !1.ST  Mill.  M..  neben  „Erlös  für  verkaufte  Stempelmnterialien"  von  1.45 
ilüL  M.  In  der  baierischen  Pfalz:  SlenipelgcbUhrea  0.259,  liUnrcgistrinmgs- 
febftfaren  1.91  Hill.  M..  Inscriptionsgebtihren  für  Hypothekenimter  18,0S1  M.,  Gerichts" 
ichreibcreijfebQhren  32.795  M.,  wovon  9368  M.  als  Anthcile  der  G«rlcbt«8chreiber 
abgehen.  Der  Etat  des  baierischen  Jostizministcrii  (ohne  Strafanstalten)  war  1S77 
10.13  Mill.  M.  —  In  Wartcmberg  war  der  Ertrag  der  „Sporteln'  1876:  1.081 
MiP.  M.,  veren  auf  solche,  welche  theils  als  Steuer,  thdls  äs  Gebflhr  anzusetzen 
(für  Ja^rdkarten,  Tan/erlaubniss,  Verkaufsgenehmi^ir  l:  u.  s.  w.)  06.391,  für  reine  fJc- 
buhren  der  Rest,  nemlich  Gerichtssporteln  212,ÜÜÜ,  Sporteln  in  Ehesachen  1)5.295, 
Kotariatsaportcln  607,000,  Verwaltungssportcin  148.000  M.  Etat  des  Justizdcparte- 
menin  1877/78  8.44  Mill.  M.  —  Baden.  Ertrag-  1S76  an  Gerichtssporteln  6»i4,000, 
Terwaltongssporteln  422.000,  fie.büliren  für  die  Rechtspolizeiverwaltong  1.592,000  M  , 
zuiammeo  2,tiiS,000  M.  Kosten  der  Gerichte  (ausser  da»  Ministeriom  selbst)  im  Etat 
Ton  1877  3.35  Mill.  H.  In  WQrtemberir  wie  in  Baden  deneben  noch  „Liegenschafts' 
acdse**  (Grondbesiizwechselsteuer),  Erbschafts-  und  Schenkungs- Steuer.  —  Weitere 
Daten  in  der  Beilage  zum  Kntwurf  des  Deutschen  Oerichtakoetengesetzes  1878.  Acten- 
stocke  des  Reichstags,  Session  1878.  S.  636  ff.  — 

Nnch  ESnfUminfr  des  Reiche-Gerichtakoetentnrlfi  wurde,  wie  schon  oben  boneifct, 
rom  Publicum  rielfach  nber  zu  hohe  gebühren,  zu  starke  Vertheucninir  der  Rcrhts- 
hilfe.  besonders  in  der  streitigen  Civilgerichlsbarkeit,  was  eine  nicht  sac  blich  gerecht- 
fertigte Abnahme  der  Proccsse  bedinge,  ron  der  Finanzverwaltuug  aber  über  Vor- 
mindernng  der  Einnahmen  aus  diesen  Abgaben  geklagt,  besonden  in  Preusscn. 
Hier  war  die  Einnahme  MS  Oericbtskoslen  (ind*  SträfroUstFeckongsbisten  und  Geld- 
jitrafea)  in  Mill.  M. 

1875  42,41  •     1880/81  50.G9  ibSö/86  40.40 

1876  41.24  1881/89  40.78  1886A»7  43.30 

1877/78  48.67  1SS2/S3  42.71  1887/88  41.00 

1878/79  47.91  •      1>5).4/S4  43.19  1888/89  41.95 

1879/80  46.05  1^81/85  39.78 

Bis  1886/87  Ist-,  «iaim  S^dl-Einiiabuie.  Eine  Zeitlang  war  in  dieser  Periode 
die  Eiiudehnng  der  Gerichtskoston  der  Verwaltung  der  Indirecten  Steuern  mit  über- 
tragen gewesen  (1879— 85\  im  Jahr-^  ]^^ft  wurden  aber  aus  sachlichen  Gründen,  da 
min  sich  mit  der  Neuerung  überwiegend  unzufrieden  zeigte,  die  Gerichtscasscn  wieder 
eingerichtet  nnd  ihnen  die  Erbebung  wieder  obertragen  (Prenssteches  Statistische!) 
Jahrbuch  V,  76*,  bO*,  Statistisches  Hnndbuch  I,  505.  522)  Auch  in  Baiern  sind 
*  it  1^80  die  Einnahmen  aus  „Gebühren  in  bürgerüelien  Rechtsstreiligkeiten  und  im 
Coocursprocess"  foitdauemd  gefallen:  ISbO  2.380,  1886  1.460  MilL  M.  (Finanzarchir 
V,  771).  Eine  elnirrdfende  Ver&ndemnir  der  Gebtihren  nnd  ihrer  S&tze,  Uber  die  in 
den  Parlamenten  wohl  discutirt  wurde,  hat  man  indessen  bisher  nicht  beliebt.  Nr  iicr- 
diegi  wieder  etwas  steigende  Einnahmen.   Die  Bewegung  deuelben  hangt  übrigens 
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auch  wohl  mit  dem  Gang  des-  wirtbscbaftlicheD  Lebens  2usammeu.  Aas  Vcrbo6üer> 
UDgen  hier  luag  bich  die  Abnahme  des  Ertrags  in  den  iSbOer  Jahren  mit  erklären.  — 

Die  Yertheilnnf  dar  betreuenden  Abgaben  (Oobtthnii  und  Steaem)  auf  die 
Haoptkatcgorieen  ist  gut  ans  dem  baierischen  Etat  zu  entnehmen  (Finanzarchiv 
a.  a.  0.)>  Hier  z.  B.  der  Ertrag  an  ««Uebahren  and  Stempelabcabea"  in  ISäü 
19.197  MiU.  11.,  dftfOB  in  „bQrgeriiclien  Beditastnitigkelten  und  im  GoiicnivproeeMe** 
1.466,  in  der  „nicht  streitigen  Rechtspflege  and  Jostizrerwaitang**  12.702,  in  der 
„gerichtlicheu  Strafrechtspflege"  0  469,  in  der  ^.inneren  Polizei-  und  Finanzverwaltang:, 
auch  Yenraltuügsrechtttpflege,  dann  fUr  Anstellungen  und  besondere  Yorlcihangen" 
9.99S,  tm  ««tbi^en  GebOlifeB**  0.649,  «JBrlOt  «ii  dem  Yeifcaaf  ?od  GebOhreBwakw 
und  Stempelmaterial"  0.706,  Antheil  an  den  Reichsstcmpelabgabcn  2.304,  Anthcil  an 
der  Reichs -Wechselstempelsteucr  0.012  MiU.  M.  Die  Einnahme  aas  „Strafen"  war 
601,000  M  ,  wovon  in  bürgerlichen  Rechtsbtrüitigkeiten  und  im  GoDCorqirocess  1717  iL, 
in  der  nicht  streitigen  Hechtspflege  und  iu  der  Justizverwaltung  673,  in  der  gedfilil^ 
liehen  Sirafrechtspflcge  577.000,  in  der  inneren  Polizei-  und  Kinanzverwaltung  and 
Yervaltungsrechtspflege  22.000  M.  Man  sieht,  dass  der  Uaupttheü  der  Eiunahmea 
ftW  der  nicht  streitigen  Beobtspflege  xu  b.  v.  herrflhrt  und  hier,  wie  noch  der  AntheO 
n&  den  Reichsstempelabgaben  aberwiegend  Steuer-,  nicht  gebuhrcuartiger  Katar  ist. 

In  Preussen  fehlt  leider  eine  solche  auch  finanzwis>enschaft]ioh  lehrreiche 
Specialisirung  der  Erträge  aus  üerichU:kostcu  im  Ktau  Mau  muss  daselbst  dann  auch 
den  Ertng  der  „Stempeutener**  hintorechnen.  Anschlag  Ar  diese  im  Etat  1898/89 
19,  daher  mit  den  „Gerichtskosten"  im  Justizministerium  (41.95)  rund  60  Mill.  M. 

Das  wäre  über  zwei  Drittel  des  Ausgabeetats  des  preussiscben  Justizmini- 
steriums (86.1  MilL  M.,  woTon  4.01  itlr  die  Obeiiandes-,  ii3.51  fftr  die  Land*  und 
Amtsgerichte),  wobei  jedoch  ein  TheU  der  Stempeleinnahmen  auf  andere  Verwaltungen, 
anderseits  Reich^stempeleinnahmen  mit  anzurechnen  wären,  und  ebenso  die  Aasgabeo 
nicht  bloss  des  Justizministeriums  in  Betracht  k&men  (Reichsgericht;  das  preussiscbe 
Oberrenraltonmgerieht  steht  im  Ministeriom  des  Innern).  Eine  gentae  Vergleichbar- 
keit  der  Einnahmen  und  Ausgaben  fehlt  eben,  und  d«is  starke  Verkehrssteuerelemcnt 
in  ,.(jcrirhtt!kosten"  und  Stempeln,  das  sich  nicht  vom  Gcbühreneiemeot  ziffenn&SSig 
abtrennen  lässt,  hemmt  die  statistische  Yergleichbarkeit  noch  weiter.  I 

In  Baiern  ist  der  Justizetat  (allgemdner,  nebst  Kosten  für  Aosabonir  der  Ge-  i 
richtsbarkeit)  in  1886  14,644,000  M.  gegen  15,216.000  M.  Einnahmen  aus  bürger- 
licher, nicht  streitiger  and  gerichtlicher  btrairecbtspfluge  nebst  betreflieiiden  Geldstrafen,  , 
also  die  Etnnihme  hoher.  Das  beweist  nber  im  Yergleieh  mit  Premisen  aieht  eine  < 
„bedenkliche  Vertheuerung  und  fiscalische  Ausnutzung  der  Jostiz**,  sondern  nur  eine 
bessere  Ausbildang  der  mit  iBbdgrifiiBnen  Yerkehissteaem  in  der  sichiatveltigen 
Rechtspflege. 

Deher  die  iMfemeineB  Bumbi  ftr  die  Hohe  der  GeiidilMMbahrai  t.  intsa  '■■ 
§w  91-99. 


2.  Abschnitt. 

Dm  ByitOM  ior  Odt«v^  «ad  Wohlfahrtsgebtthreii,  ImomUn  te  Gebiiiw 

4«r  TolkiwIrthMluiftlielMB  Yerwaltniw 

Rau,  Fin.  1  (5.  A.),  §.  280,  238—246  in  der  (jcbuiirealchrc,  wo  nur  EinMlnes 
erwihnt  wird,  etwas  idigehender  nur  das  Strassengeld;  dann  im  Absdinitt  fon  den 

Begalieri  Uber  Miinze.  Post.  Stein,  bei  Gebühren  und  bei  seinen  Regalien. 
Roscher  ui<-ist  bei  „Handels-  und  Industriegeschäften"  («Untensive"  Transportunter- 
oehmuügcu",  hier  sogar  MQnzregal!).  Richtig  Dmpfenbach  bei  den  üebühreo 
(§.  51—64).  Im  Schön  borg 'sehen  Handbuch  meist  bei  den  „ErweibseinklUlflHl** 
(r.  Scheel).  YgL  nach  v.  Uoclt,  Pfeiffer,  Yocke. 

§.  4e.  Einleitung.  Die  Caltar-  und  Wohlfahrt9- 
gcbflhren  kommen  anf  den  Gebieten  der  Innern  Verwaltnog 
(Einze1ne9  aaeh  bei  der  Auswärtigen),  der  Verwaltung  des  Unter* 
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ricbts-  und  B ildungsweseDS  nod  der  (materiell-)  volks- 
wirthsohaftliehen  Verwaltung  (i.  e.  8)  vor  und  gliedern 
sieb  hier  wieder  formal  naeb  den  einseinen  Abtbeilnngen  der  Ver- 
waltongatbätigkeit  auf  diesen  Gebieten,  saeblich  naeb  der  Art  der 
Leistnog.  Manebe  dieser  Gfibtlbren  geboren  hierher  nnr,  weil  sie 
Yorneoilich  aucb  individuelle  Cultnr-  und  Wirthscbaftsinteressen 
fördern,  in  anderer  Hinsicht  gehöreü  nie  zu  den  oben  schon  be- 
handelten Verwaitung^sgebühren  (§.  34  flF.).  Einige  feind  auch  zu  den 
Rechtspflege-  und  Registergebllhreu  zu  reohiieii  oder  stehen  mit 
diesen  in  näherer  Verbiudongy  wie  z.  B.  die  Pateatgebübren. 

Bei  wiehttgen  Einzelarten  aller  drei  genannten  Verwaltangs- 
gebiete  hat  man  es  gerade  hier  Öfters  mit  Einrichtangen  der  G  e- 
me Inden  nnd  mitunter  der  anderen  Selbstverwaltnngskörper  zn 

thun.  daher  auch  mit  GebühreUj  welche  den  Caasen  dieäcr  Koiper 
zutlie-ssea. 

Ob,  wann  and  welche  Gebflhren  sich  an  die  einzelnen  beztlg- 
liehen  öffentltcben  Einriehtnngen  überhaupt  linttpfen  sollen ,  ist  zu- 
nftehst  und  prineipiell  nach  den  sachliehenVerbÜltnissen  dieser  Etn- 
liehtangen  zu  benrtfaeilen,  worauf  hier  nach  dem  früher  Bemerkten 
sieht  näher  eingegangen  wird  (§.  18,  27).  Finanzielle  Gesichts- 
puQcte  hinsichtlich  der  richtigen  Aufbringung  der  Kosten  und 
richtigen  Belastung  der  indi\ iduellen  Nutzniesser,  inholern  auch 
wieder  j>rin(  ipielle  Gesichtspuncte  in  Betreflf  der  richtigen  Wahl 
des  EnfueltliibkeitspriiK  i|is  und  der  Art  wie  des  Maasses  Beincr 
Durchlührang,  sind  indessen  doch  auch  hier  bei  der  allgemeinen 
theoretischen  Betraebtang  und  nicht  minder  im  concreten  Fall  der 
Praxis  —  wo  ausserdem  die  jeweilige  Finanzlage  ttir  die  Cnt- 
scheidaog  mit  in  Betracht  kommen  wird,  moss  und  darf  —  mit 
zu  berücksichtigen.  Daher  werden  im  Folgenden,  namentlieh  bei 
einigen  gesehichtlieh  und  noeh  gegenwärtig  ÜDaoziell  wiehtigeren 
oder  Btrittigeren  volkswirthsohaftlichen  Einrichtungen,  auch  einige 
princ ipielle  Erörterungen  angestellt 

Kur  da*  'i  innere  ist  aber  sonst  aof  die  IniiL-ro  Yerwaltnngslolire  und,  was  die 
(ffiateheU-)volkiwirtü8cbafüicheD  Einrichtangen  anlangt,  auf  die  Wirtbschafüiche  Yer- 
vibnofslelure  („practJaelie**  oder  „speci«Ue"  NatlouftlOkononie,  „Voltovlithsolttlls- 
pditik*')  zu  verweisen.  Im  Debrigen  handelt  es  sich  hier  jct/t  mehr  nur  um  eine 
larze  Uebersicht  der  hertz^-liftriiron  Gebiete  aiit  Hcrvorhebiuip  characteristfsrher, 
tfpi&cber  Fälle  ab  Bui^pitilu,  uicbt  um  eine  Yullstäniligkeit  des  Kinzeluen,  das  üben 
lioMMiclMils  Hiebt  bUmt  ia  die  FiouizvjaNiucbaft  f  ebOit 

Vgl.  far  die  principielle  und  alb^emäne  fiaantviSReoMhaftliche  Seit<  ui  h  diesM 
(j«biet»  besonders  die  schi'inca  Ausfiihningen  von  G.  Cohn,  Fin.,  1  B\idi,  'S.  Kap. 
„Axtoa  dm  öfietttUche  Entgelts",  ^nst  im  AUgemeiaea  Stein 's  Veriraitungt»iehre 
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I.  —      47.    G  e  1)  U  h  r  e  n  der  Innern  Verwaltung. 

S.  in  dor  Lehre  von  dan  Ausgaben:  Wagner  I,  Ji.  103.  Stein.  Fin.,  5.  A., 
II,  1,  204  ff.  Er  stellt  das  GcbUhreowesen  dos  Bildungswesens  uad  der  Volksvirth- 
adiaftspflege  —  mll  Hiebt  folgeriditifer  Dorcbf&hninir  —  *\»  2  and  3.  Theil  neben 
den  ersten,  das  rji  buhrenwesen  der  Vorwaltonp  des  pbysiacben  Lebens,  als  die  drei 
Tbeila  des  tiebübrcngebiets  der  Innern  Verwaltung  oder  der  eigentlichou  Vcnraltungs- 
gebübren  hin.  Tin  I.  Thcilc  unterscheidet  er  dann  wieder  dreifach:  BerSlkenings-, 
Gesundheitswesen.  Polizei.  Die  Einzelarteii.  «He  vi-  liier  einreiht,  habe  ich  schon  oben 
meist  unter  den  V.-i walnuiirs^-ehiihren  (hcsniiiler-?  di-r  (^'lassc  2  und  8,  §.  85.  HG)  einge- 
stellt, namentlicii  soweit  sich  um  Abgaben  in  Anknüpfung  an  ürlcunden  („Scheine**. 
«3Mcheinignngen")  bnndelt.  Ueber  di«  BmatznngsgebOhren  nvf  diMem  Gebi«to  ionen 
sich  Stein  theils  irai  nicht,  tlieils  tinrichtig  und  unklar  (z.  B.  dass  die  Gebühren  bei 
sanitären  Anstalten  .^atürlicb  nicht  dem  Staate  geborten,  sondern  ein  Analogon  des 
üehalts**  aeien). 

Hierbin  gehören: 

1)  etwaige  GebUbreu  im  Oebiete  der  amtlichen  Statistik. 

So  die  kleine  Declarationsgebuhr  im  auswärtigen  Handel,  nach  Gesetz  vom 
22.  Januar  1S72  Art  ?5  in  Krankreich:  „droit  de  stati^tiqac'*.  nin  die  Kosten  der 
Handel?statistü(  zu  decken,  10  Cent,  per  Kollo,  oder  per  iOOO  KU.  oder  per  Stück 
Vi«h  Q.  s.  w.,  bei  Ein-  und  Atugaoir.  Eftng  jetzt  e->7  Mitl.  Fr.  S.  Fln.  III,  S.  §35. 
—  Jetzt  auch  im  Deutschen  Keicli  die  in  Stempelform  orliubiiie  ,.>fatj-n-  he  Ge- 
bübr"  nach  Gesetz  vom  20.  Juli  lb7U  betr.  die  Statistik  des  Waarcuverkehrs  §.11  ff.: 
Satze  ron  5  Pfennig  fUr  je  500  Kil.  verjjackte.  für  jo  1000  Kil.  unverpackte  Waaren, 
10  Pf.  für  je  10,000  Kil.  pewis^cr  Kobatoffe,  5  Pf.  für  je  5  Stück  Vieh.  Ertnij 
5—600,000  M.  jährlich.   „Gebubren-Cbanctaf  *  dar  Abgabe  anfechtbar. 

2)  Die  Gtebtthren  dee  Gesund  hei  tsweeens^  weiche  Ton  den 
Interementen  einmal  bei  derlnansprnohnahmeTon  EinrichtiiDgen 
des  Staats,  der  Gemeinde  n.  s.  w.  %n  entrichten  sind. 

Z.  B.  fttr  Inpfong,  Desiuficirung,  Untersuchung  Pxostituirter,  Uerision  ?on  Apo* 
theken,  Todtenboicbaii  o.  dgL  m. 

Sodann  GebQhren  für  die  Benutzung  Öffentlicher  An- 
stalten dieses  Gebiet«,  Kranken-,  Gebär-,  Irren-,  Alters- 

versorgungs-,  B  1  i  n (ie  n ai» « t a  1  ten  ,  (weltliche)  Begräbniös- 
plätze  u.  8.  w.,  daher  oft  im  Conun  u  n  alfinanzwesen. 

Das  Merkmal  der  „Gebühr*  liegt  bei  Abgraben  dieser  -\rt  repcluiiissig  vor. 
Doch  erfolgt  auch  allgemein  —  z.  B.  bei  der  Impfung,  »ie  nacli  der  Keichsgesetz- 
gebung  in  Deutschland,  —  oder  theilweise  —  bei  nachgewiesener  .Vrniuth  —  unent- 
gcltliehe  Leistung:  also  Ersetzung  des  (iebuhrenprincips  durch  das  Prinrij'  der  reinen 
Ausgabe ;  öfters  mit  Bccbt  Statt  solcher  und  neben  solchen  Gebühren  komiaen  noch 
Gebahren  Itlr  die  mit  der  Ansltbong  der  betreffenden  Lefstvngen  betnratm  Porsonen 
in  der  Form  von  Ta.Yen,  deren  Höhe  die  Verwaltung  festsetzt,  vor.  — 

tati  stischc  Daten  namentlich  in  den  IIau^^a^trechnungen  der  (Jemcinden. 
besouduis  dur  städtischen.  Fur  Preasseu  die  im  nächsten  48  gcuaunteu  aiut- 
liehen  YerOffeaÜicbnngen  ttber  GonmnDal6oaD>statifltlk.  Einzelnes  woU  in  den  Elals 
der  Arnien?enraltiiog  (bei  HoapiOleni,  Waiaenbinseni). 

3)  Gebühren  im  Gebiete  des  Wohlthätigkeits-,  Armen- 
wesens. 

Auch  hier  kemmen  wobl  Verpffegangskosten-Gebuhren,  Ersatzleistungen  ftir  ge* 

wahrt'  '  !;t' rstdtzuntren  iu  Armen-,  Waisenhäusern  ti.  d^I.  m.  d<  r  'J;  ineindeu  u.  s.  *. 
vor,  I.nih.ihuien,  welche  nioht  immer  reine  Gebtihren  sind,  aber  doch  im  Ganzen  mit 
hiedier  gchOiw. 


Digitized  by  Google 


Gebühren  der  Inneren  Yenreltang«  des  Onterrichtnresens.  105 

4)  Gebflliren  im  Gebiete  des  Arbeiter-Verstehernngs- 
Wesens. 

Bei  Öffentlichen,  namoDtlidi  ftof  dem  Zwang*  bernbenden  Einrichtangen  dieser 
Alt  hat  nnn  es  wohl  bisher  regelmissfg  mit  eigenen,  vom  Staats-  and  Qemeindcliscns 

unnhhSTTpiEren,  otne  besondere  juristische  Person  darstellenden  Anst<ilt»»n  thnn.  Bei 
äolcben  erscheinen  die  Beiträge  der  Nutzniesseaden  (also  der  „Arbeiter")  als  eine  Art 
OebtAren  an  diese  Anstalten.  Denkt  man  steh,  was  nfeht  nnmOglieh  erseheint,  die 
Weiter»  ntwicklung  würde  hier  zu  einer  ähnlichen  Stelluntr  dieses  (icl)iets  inncrlialh 
des  Staats  and  der  Gomcindc,  vrir  sie  das  nffentliehe  l'ntorrichtswesen,  namentlich  die 
Volksschule,  erreicht  hat,  fuhren  und  to  die  „Finanzen  des  Arbcitcrversichcrungs- 
vescns"  in  EHnnnlime  nnd  Ausmalte  ein  Integrircnder  Bestandtheil  der  Staats-  nnd 
<iemeindefinanzen  -worden,  wi^  >  s  !ie  Finanzen  des  ünterrichtswesens"  peworden  sind, 
HO  wurden  Beiträge  der  Arbeiter  (wie  auch  der  Arbeitgeber)  in  förmliche  Offen t- 
lieli-recbtliehe  Staats-  nnd  Genie1nde-.,0ebttliren**  Übersehen. 

H.  —  §.  48.  Oebtibren  in  der  Verwaltung  des  Unter- 
richts- nnd  Bil du  11  gs Wesens  (eventuell  einschliesslich  des 
öffentliehen  Cahus). 

Wagner  I,  §.  195,  Ul>er  die  Ausgaben  auf  diesem  Gebiete.  Vgl.  die  Werke 
fj  r  Innere  Verwaltungsilehre.  besonders  Stein,  aach  die  Specialwerkc  über  Unter- 
iicbu»wc3en  cinzcloer  Länder,  welche  häofig  auch  die  finanzielle  Seite  mit  behan- 
deln, s.  B.  Beer  nnd  Hoehegger,  Fortsehritte  de« Unterricbtswesens  in  denCultnr- 
-traten  Europas,  1.  B.,  Wien  l'^JiT  (Frankreich,  Oesterreich"),  2.  R.,  186S  (Rosslaud, 
Belgien)    Wiese,  da»  höhere  Schulwesen  in  Preusscn,  [  (Berlin  S  59911"., 

609  (Schulgeld),  II  (1869),  12,  627  IT.,  646  (Schulgeld),  III  (1874),  23  ff.,  120  ff. 

Die  wichtige  nnd  schwierige,  auch  nach  Arten  der  Schulen  mit  zu  spccialisirande 
priit  M  T'ielle  Fraf^c  vom  Scliul<reld  —  ob,  wie,  wie  hoch?  —  kann  hier  nur  pf»- 
streili  werden.  Vgl.  auch  dazu  und  für  Statistisches  die  neueren  vorzüglichen  amt- 
lichen YerSffendtdinngen  Prenssens  Aber  die  Gommiinallinanzen  nnd  Schnlen,  besonders 
Tolksschalen :  Ergänzungshefto  des  Preufisischen  Statistischen  Boreaas,  N.  6,  7,  8,  9, 
to.  13,  J6,  ferner  N.  101  der  „Preussischen  Statistik"  von  Herrfurth,  Studt, 
V.  Txschoppo,  V.  d.  Brinckeo»  Schneider,  Petersilie.  Letzterer  auch  tiber 
J5cbnls«Id''  in  der  PrensBisohen  Statistischen  Zeitschrift  1b86,  S.  192  ff. 

Hierhin  gehören: 

1)  Die  Schul-  uud  Unterric b tsgelder  an  öffentlichen 
Schnlen  jeder  Art  des  Staats,  der  (lenieinde  ii.  s.  w. ,  inbeprrifFen 
die  etwaigen  Einscbreihe-,  Eintritts-  und  Abf;an^>u('l)iihren  beim 
Eintritt  und  Austritt  aus  der  bchule  und  sonstige  Nebenabgaben. 

Das  ^cbolgeldy  welches  an  öffentlicheD  Anstalten  kaam  je 
in  einer  stenerartigen  oder  gewerbsgewinnartigen  Höhe  vorkommen 
wirdy  hat  dnrehans  die  characteiisttscben  Merkmale  der  Gebttbr. 
Es  ist  im  Princip  bei  allen  Scbnlen,  ancb  bei  den  Volks- 
scbnlen  nnd  hier  aneb  im  System  der  allgemeinen  Schnl- 
pf liebt,  gerechtfertigt  nnd  zu  verlangen  von  allen  Personen, 
denen  es  nicht  ansdrHcklieb)  nm  sie  kq  begünstigen,  im  Fall  nsch- 
weiöbarcn  geringen  Kinkoninicns  erlassen  wird.  Nur  wird  wegen 
des  allgemeinen  Interesses,  das  sieb  nel)en  dem  Speeialinteresse 
an  die  Schub«  kmipft,  das  JSeliulgeld  bloss  su  huclj  anzusetzen  sein, 
dass  es  einen  Beitrag  zu  den  Uesammtkosten  lieierU 
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Die  ..Schulffeld frage"  ist  hinsichtlich  des  Princips  —  ,.oh  flberhaopt"  — 
besonders  bei  der  öffentlichen  VuJküscbulc  und  hier  Dftmentlicb  bei  dem  System 
il«r  allgemeinen  Schalpflicht  (Scholzwanit).  hinsichtlich  der  Höhe  —  absolnt  vnd 
relativ,  in  Vcrhiltnissen  den  Kosten  der  bcttofTtMiden  Schul«  und  Schul^attunir  — 
auch  bei  den  ubiigreo,  den  „mittleren'*  und  ..hnhercn'\  dcu  Burufäscbuleu  contra- 
Ten.  Aus  beirreif  liehen  GrDndeo,  bei  der  modernen  Wordigunir  aoch  der  VoUnadrale 
und  deren  culturbistofiiicher  MtMion  fbr  VoR,  Gesellschaft,  Staat  Ist  in  der  ,.öfieitt- 
lichen  Meinung"  der  neneren  und  nen6>ten  Zeit  die  Hinneigung  zur  Ford.irun«;  der 
Oneotgeitlichkcit  der  Volksäcbale,  also  der  grundsätzlichen  Beseitigung  jeder  Schul-' 
fdderbebonf .  nnrerleniihar.  Doröh  den  Hioweis  anf  die  aUfmDeine  Sohnipflicbt  wird 
das  dann  wohl  noch  uichr  zu  begrilndeu  jrcöucbt,  Cnentfreltlichkcit  wobl  als  Co n Se- 
quenz der  Schuipdicbt  liinjrt'Stellt.  Ich  kann  mich  weder  mit  der  Forderung  noch 
mit  dieser  Motirirung  gajiz  befrcuiidcii  und  meine,  es  genüge,  auch  bei  Schukwaug, 
UnentKoltlichkeit  bei  nachgeriesener  Dürftigkeit  zu  gewähren.  Das  gegenwärtig  in 
der  öffentlichen  Meinung,  in  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  begünstigte  Printip 
der  Unentrelilicbkcit  ist  in  seiner  ökonomischen  Wirkung  zu  „coramanistisch".  Seine 
BefUnrortung  ist  aber  ein  guter  Beleg,  wie  je  nach  OfTeDtUehen  StrOmsDgeii  dieeelbaii 
Parteien  und  Personen  im  einen  Falle  etwas  einseitig  billigen,  was  sie  im  anderen 
Fall  ebenso  einseitig  verwerfen  (Uebernahme  von  Kostenthcilen  der  Arbeitcrrcrsicherung 
auf  den  Staat!).  Die  elterliche  Verpflichtung  zur  Untorrichtung  der  Kinder  iat  ebenso 
verständticb  wie  diejenige  m  ibrer  Yerpflegung.  Ein  „OffiBoUicbes  laterease**  spielt 
bei  letzterer  sogut  als  bei  ersterer  mit  Die  neuere  deutsche  und  auch  <ons{  (^>ank- 
reich)  deutliche  Tendenz,  die  leistungsunfäbigen  Gemeinde  durch  Uebernahme  ron 
Kosten  d^  Volksschulwesens  auf  den  Staat  zu  entlasten,  tim  eo  aoch  das  Schulgeld 
aafheben  m  können,  fnhrt  in  die  ..communistit'che"  Richtung  immer  weiter  hinein. 
—  Preussen,  vgl.  Gesetz  rom  14.  Mai  1S84.  „Lex  Ililne".  Gesetze  vom  6.  Juli  1^^-, 
14.  Juni  1888.  31.  März  lbS9«  ..zur  Erleichterung  der  Lasten  der  Volksschule'*,  wo 
erbebliehe  Lejetanves  des  Staate  an  Stenerilberweisaiigeii  ftr  die  Gemeindeii  und  aa 
Uebernahme  von  Zuschüssen  zu  VolksschuUehrergcbalten  und  Pensionen  speciell  auch 
zur  Beseitigung-  des  Schulgelds  in  der  Volksschule  zwingen  sollen.  —  Practiscb 
mag  das  Vorgohen  auch  hier  im  Ganzen  zu  billigen  sein,  abtar  zum  unbedingten 
Princip,  wie  beim  Schulgeld  der  Tolkflsdiiile,  sollte  man  die  Sache  nicht  machen. 
Die  ..leistungsfähigen"  Elfern  könnten  recht  wohl  Schulgeld  entricht-^n.    \<A.  die 

Ste  Erörterung  von  Petersilie,  Preussiscbe  Statistische  Zeitschrift,  18bb,  S.  143 
icb  gegen  Stein). 

Bei  den  Bernfsebolen.  Gymnasleii  u.  s.  w.  ist  die  Beeeltlfnng  des  Sebnl- 

gelds  practiscb  nicht  ernstlich  in  Frage.  Aber  eine  zu  grosse  Ermässigung 
desselben  —  oder  Vermeidung  richtitrer  Erliöhung  —  ist  priucipiell  ebenso  abzu- 
weisen wie  die  Unenfgeltlichkeit  der  Volksschule,  l'ractisch  sogar  noch  mehr,  da  aie 
zu  einer  besonderen  Begünstigung,  d.  b.  Kosteaerieicbtenuif  der  wohlhabeaderstt 
Cla.ssen  anf  Kosten  des  allgemeinen  Steuersäckcls  von  Sttiai  und  Stadt  fUhren  mms. 
Auch  hier  machen  sich  in  manchen  Forderangen  doch  nur  —  Claaseninteressen  and 
zwar  der  besser  «ttnirten  CSissen.  geltend,  ibnliob  wie  in  den  TaiÜfiigen  der  Vw^ 
lehrsanstaltcn.  Gobn*s  licbtige  Bemerkangen  (Fin.  S.  608  ff.)  Aber  letztere  treffen 
aach  hier  7X1. 

Die  unter  dem  Einfiuss  der  neueren  iinanziellen  Bestrebungen  auf  diesem  Gebiete 
eingetretenen  Entwicklungen,  welche  nach  dem  hier  eingenommenen  Standpuncte  wohl 
in  der  angedeuteten  Richtung  schon  zu  ifeit  gehen,  seitdem  (188(0  aber  noch  mehr 
in  dieser  Richtnnir  ft»rt  presch  ritten  sind,  waren  in  Preussen  folgende  (Statistisches 
Handbuch  l,  188»,  423;  auch  Petersilie  in  der  Preussischen  Statistischen  Zeitschrilt 

1886,  s.  my. 

Im  Staate  vor  66er  Umfange  filr  öffentlicbe  VeUnscbnlen  verwandt,  bes.  gedeiht: 

darob 

IStil        1886  186 1  1886 

Hilllenen  Mark  Procent 

Schulgeld  6.97        8.31  2S.86  8.81 

Leistungen  der  Verpflichteten  .    .    21.52       74.51  72.17  79.98 

Vom  Staate  1.3.^       11.46  4.47  12.16 

Summa    2».S2       V4.29      1007oa  100.9U 
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Im  g»BMii  StMte  (ind.  owe  PforiszeD): 

1871        1886  1871  1886 

MUlioneo  Mark  Frocent 

Scholgcld                              .   10.60      10.08  18.87  0.37 

Lei9tunf(eD  der  Verpmchtoten  .   .   42.25      91.67  75.89  78.61 

Ana  Staaiüfoods  S.tlO      14.02  5.i0  12.02 


Samma  65.66     1  6.62     lOO.UU  100.00 
LeisCanfea  der  Vefplfehteteii:  d.  h.  der  Gemefnden,  Scbntaoeietlten  v.  8.  w.  Di« 

^»ärkere  Mitbelastunp  des  Staab  ist  zum  Tbcil  Folfrc  der  dem  Schulflreld  ^reffnerisclie» 
Richtung:,  zum  Tbcil  Folpc  einer  Uebi-rrrthm'  bi^hfriir-T  Lasten  der  Gemeinden  ii.  s.  w. 
auf  die  m&chtigerea  Schultern  des  uiii  delinbaiciea  Finanz-,  auch  Stenereinknnftou 
an-^febtatteten  Staats.  Auch  in  Fraukreich  seit  der  1681  «inifefuhrfen  IJnentpelt- 
lichkeit  der  Primarschulen  ähnlich:  IS70  zahlte  der  Staat  ron  74.5  Mill.  Fr.  Kosten 
12.5,  1S82  roD  102  Mül.  74.5  (Petersilie  a.  a.  0.   S.  auch  Fio.  III,  §.  336  if.). 

IKe  fireaisisctien  ^JiSbemn  Letininstaltai**  aller  Art  (Gymnasden  o.  a.  v.)  hattea 
ISST /SS  eine  Einnahme  und  Au^-rabo  tod  27.19  Mill.  M.  Davon  kamea  aaf  «.eifeaen 
Krwerb"  (Schulreld  o.  d^l.)  12.S1.  also  noch  nicht  ganz  die  HAlfto.  aas  Bedürfniss- 
z^uscbu^Q  des  Staats  4.34,  aus  städtischen  Fonds  6.57,  zusammen  10.91  MilL  M., 
der  Beet  aas  eigeaea  VemOfea,  Stiftnan^foBds  q.  a.  m.,  d.  h.  ?oa  diesem  Beat  sellMt 
abgesehen ,  musstcn  znr  Kostendeckung^  dieser  doch  iSberwiegend  von  den  wohl- 
habenderen Classen  benutzten  Schulen  zum  Schulgeld  noch  ca.  bb  desselben  aus 
..Steaero'"  der  Gesammtheit  zugeschossen  werden  L»t  dieser  Zuscbuss  nicht  bereits  zu 
htttkm  w  berechtigt  wegen  des  Mitspieleas  eiaes  öffentlichen  Interesses  und  wegea 
nothwendiger  Rücksicht  auf  den  weniger  Term&glichen  Theil  der  gebildeten  Cl^sse. 
aocli  wegen  des  Interesses  des  Staats,  die  Aasbildung  seiner  Staatsdiener  nicht  zu  kost- 
spielig filr  die  Aq»iraatea  zn  machea,  eia  gewliHwr  Zasebnn  hl  — ? 

Wie  bei  der  Volksschule  Freiheit  von  Schulgeld  richtiger  nur  nach  den  £in- 
kommen-  und  Vermß^ensterbälfnisscn  der  Eltern,  könnte  bei  den  mittleren  und  hiMieren 
Scholen  wohl  Abstufung  des  Schulgelds  mit  nach  solchen  Verhältnissen,  bez.  nach 
der  EinlHkanaenntaaemtafe  (PreoMea,  lad.  CHamenstener)  als  etwas  nicht  Unpasseades 
zur  Erwigung  gelangen.  In  Preussen  gicbt  es  dafür  Reispiole.  die  besondere  Beach- 
taüg  verdienen.  S.  Erg&nzungsheft  N.  6  zur  Prcussischen  Statistischen  Zeitschrift, 
S.211 :  A  bstufung  der  Schulgeldsätzc  nach  der  Steaerfähigkeit  der  Eltera: 
Freilich  ein  Uebcr.i!aii>;  zu  Grundsätzen  des  Steuenresens,  der  aber  hier  Maacbes  flir 
sirh  hat  und  am  Wenigsten  von  Denjenigen  abgewiesen  werden  kann,  welche  die 
Beseitigung  des  Volksschulgelds  aU  einer  druckenden  M^teaerartigen*'  Last  mit 
st eoerpolit lieben  Qeslcbtspanctea  begrondea  vad  enrtiebea. 

Da8  Schulgeld  stnft  sich  paosend  nach  den  GattnDgen  der 

Schulen  ab  und  gteigt  mit  dem  Rang  und  mit  dem  Zweck, 
welchen  die  Schule  lür  das  practische  Erweibsleheii  verfolgt.  Auch 
bei  dem  Bernt's  Schulwesen  ist  für  die  Ddritigen  Unentpeltlirhkeit 
zu  gewähren,  aher  nur  (im  Unterschied  von  der  Vdlkssuhule)  bei 
gleichzeitig  nachgewiesener  WUrdigkeiti  besonders  dem  Fleisse 
des  Besuchers. 

Ob  auch  Abstufung  in  der  Schule  nach  der  Clasbc  z.  R.  höheres  Schulgeld  in 
dea  oberen  als  in  den  unteren  Classen  des  Gymnasiums),  paj>äend  sei,  wird  nicht 
allfeaeia  zo  beantworten  sda.  la  Devtschland,  wie  es  scheint  erst  aeuerdings, 
Ii  ehr  Tendenz  zu  g-l  eichen  Sätzen  für  alle  Classen,  worauf  vielleicht  die  Ueber- 
toilaDg  der  unteren  und  mittleren  Classen  wegen  der  Erlangung  des  Hechts  zum 
EliDjähjrig-FreiwUlt<;;en-Militftrdienst  mit  von  Einlas  war.  Beispiele  bei  Gymnasien, 
Uiesc  r  (Hl.  Schulgeldsätze  der  höheren  Lehranstaltea  ia  Prensaea,  Statistisobes 
Handbuch  1  (ISSS),  S.  448.    Er^anzunf^sheft  VI,  210. 

Das  Schulgeld  bildet  jedenfalls  eine  Einnahme  des  Staats  oder  desjenigen 
SclbaCrervaltnngskörpers,  welcber  die  ffostea  der  Scbale  fiaaaBieU  zu  tmgm  bat. 
Auch  wenn,  wie  namentlich  frtlher  üblich,  dasselbe  als  Specialeinnahme  der 
Scbale,  aebea  degenigea  ans  dem  Sdialrena<»gea,  aas  OfieatUcber  Dotation  n.  s.  w.. 
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behandelt  mu\  sofort  *  :r  dii-  Kost-  ii  der  S.  lnilo  mit  rerausgabt  rird,  sollf  '  ^  srood- 
8&tzlicb  als  KiuDahma  und  Ausgabe  mit  durch  die  KecbJiangen  des  StaaU  und  der 
Oeoieinde  laufen,  was  aber  nicht  allgemein  der  Fall  ist. 

Das  Ultcre,  ehemals  bei  vielen  Behörden,  besonders  bei  den 
Gerichten  gleitende  Prinriji,  dass  die  Gebühren  ganz  oder  theil- 
weisc  von  den  Beamten  für  ihre  Mühewaltung  statt  oder 
neben  dem  Gehalte  belogen  werden,  bat  Bich  in  Uinsicht  der 
Lehrer  auf  dem  Gebiete  des  Unterrichtowesens  länger  und  aus- 
gedehnter und  vielfach  bis  in  die  Gegenwart  hinein,  tbeils  all* 
gemeiner^  theils  bei  gewissen  Lehranstalten  (Universitäten)  erhalten. 
Geschiehtlieb  leicht  erklärlich,  wie  bei  den  Scbnlen  corporativen 
Charaeters  (Universitäten,  Collegieugeld,  Honorar)  und  ander- 
seits bei  den  Volkssehalen,  wo  die  Aufbringung  der  Lehrerbesol- 
duugcu  oft  besonders  schwierig  war,  ist  die  Fortdauer  dieses  Ver- 
hältnisses nach  der  Eijrentbümlichkeit  des  SehulwcRens  auch  wenig- 
stens nicht  so  allgemein  und  nicht  so  unbcdiii;j;t  principiell  abzu- 
lehnen, als  der  Gebührenbezug  der  Richter  und  der  meisten  andern 
Beamten.  Aber,  wenigstens  in  der  Gegenwart  und  für  untere  and 
mittlere  Schulen  überwiegen  die  Bedenken  des  Privatbezugs  des 
Schulgelds  Seitens  der  Lehrer  doch  durchaus  und  selbst  bei  Hoch- 
schulen (Universitäten)  verdienen  sie  mehr  Beachtung»  als  ihnen 
bisher  gewöhnlich  geschenkt  worden  ist;  practisch  hier  auch  des- 
wegen, weil  die  individuelle  Vertheilnng  des  Qebnhren-  oder 
Honorarbezugs,  wie  sie  üblicher  Weise  stattfindet,  gerade  der  in- 
dividuellen Leistung  wenig  entspricht. 

Diu  gcwöhnliclic  Hcg^rUndung;  des  Privatbezugis  von  Schulgeld,  Uouorar  Seitens 
der  Lehrer  ist  diu  folgende:  Wenngleich,  ähnlich  wie  bei  Gerichten  Q&d  Venraltungä- 
bcdiOidttD,  der  piaetiscbe  (irund,  den  Beamten  eine  genügende  Snstentatiun  im  Schol- 
jr^Idbezug  zn  traben,  am  h  bei  den  Lclirbeamten  mit  Kecht  wegen  jetzt  möglicher 
Uewäiirung  genügenden  Uelialts  immer  mehr  fortfalle,  eo  sei  doch  die  specifiäche 
Lehrleistong  im  höheren  Orade  als  fast  jede  andere  Lebtong  eines  8taatsdieneri 
eine  iudividoale,  nm  so  mehr,  je  höher  die  Gattung  und  der  Kang  der  Schule  sei. 
Dies  kann  nun  allerdings  wohl  den  privaten  Schulgeldbezug  rechtfertigen,  aber 
durchaus  nothweudig  erbcbeiut  dcrsolbti  doch  auch  hiernach  nicht,  zumal  nicht  bei 
den  unteren  ond  mittleren  Schulen,  we  er  nvch  immer  mehr  beschränkt  oder  abge- 
schaflt  worden  ist.  Der  aus?»  hli.  ssliche  Bezug  des  Honorars  Seitens  der  ünirersiiSts- 
lehrcr  und  zwar  eines  j'  den  iur  die  bei  ihm  belegten  Vorlesungen,  hat  gemäss  jener 
Begründung  noch  mehr  für  sich,  erhfilt  sich  aber  gegenwärtig  doch  auch  wohl  mehr 
nur  durch  die  Tradition  als  dass  er  sich,  namentlich  in  seiner  heutiir«  ii  Gestaltung, 
rationell  genilcrind  li'-friluden  lä^st.  Das  practische  Bedenken.  d:ii  duch  .«lohr  wichtig 
iät,  habe  ich  schon  Fin.  1,  §.  iö5  näher  bezeichnet.  Jedenfalls  thäten  eingreifende 
Beformen,  die  nor  rem  Staate  nnsgehen  kSnnen,  nodi,  deren  nihere  Darlegung  und 
Motirimng  hier  nber  nicht  erfolKen  liann. 

riibediriL't  wru-'  m  vi  r!aii<:fn .  cl;ls^  aucJi  fl;i'^  vnui  T.ohreT  persönlich  bezogen^' 
ächnigeid,  Honurar  u.  s.  w.  als  Einnahme  und  Aui>gabe  durch  die  Rechnungen  des 
Staats,  der  (lemeinde  läuft,  wie  es  auch  bei  den  im  Gerichtswesen  noch  vorkommenden 
Eniolumenten  für  Beamte  (oben  31))  wohl  geschieht  Denn  immer  i.st  z.  B.  auch 
der  BeKug  des  GoUegiengelds  des  UniversititslehreiB  auf  Grund  einer  öffentlichen 
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Aiotäthitigkeit  erfolgt  Dieoer  FordoffOBg  winl,  soheint  os,  noch  nirgoiida  nach- 

Alle  mit  den  Schulen,  besonders  den  Universitäten  und  ähnlichen  Anätaiten  ver- 
baiideueu  all i^re meinen  Ein-  und  Auätrittagebuhrcu  u.  dgl.  m.  (m  fUr  Im-  und 
Ennatri'Milation  bei  Universitäten)  lassen  sich  vüllL'iiiJs.  soft  cit  üliciliaupt ,  so  nur  als 
Olftiutliciie  Einnahme,  höciibtons  mit  einem  mässigcu  hxen  Antheil  des  bei  den 
bemlTenden  Gevcbftfton  be«chlftiftea  OotorricbtAbeanileii,  nicht  als  aU^^emeincr  Privat- 
bi'/UiT  <  t'A'a  der  Ehr«  iib. miten  (ßector,  Decane)  rechtfertigen.  An  den  deutschen 
UniV'jrM'ätii)  bo-tehi-n  hi-  r.  wie  auch  in  dem  Puncto  imtor  N.  2  noch  uianrhe  tre- 
schicbtliLb  ubcikijuiuiciie  Verhalinisdo,  welche  bei  andcruii  üllentliohca  Austiltod  mit 
Beeht  läufst  als  Misibtittd«  betieicigt  sind. 

Im  Piiiici])  kunnon  ubri<r<  ns  derartige  und  andere  Nobengebiihren  (fUr  Schul- 
ttieoäiüea ;  Audiiorlca^elder,  Austaltägebuhren  bei  Universitäten)  gebilligt  werden.  In 
Tichtiger  Weise  ond  Höhe  normin  (wohl  passend  als  feste  oder  Battüchg^ebuhrea 
m:4Miger  Höhe  -  liMi  n  sie  einon  |{citra<r  der  Niit^iiio>^<  r  zu  den  meist  starl;  steigenden 
Kosten  des  Untcrncht'.wociis.  Einführung  einer  Bau»i  h^ebühr  für  ,. Audiforicuireid"  an 
den  preu&äbchea  Universuätcn,  5  M.  im  Semester  für  jeden  Besucher,  an  Stelle  von  Eiuzul- 
gebahrea  far  jedes  belegte  Colleir  (25  md  50  Pf ,  bez.  1  M.)  im  Herbst  188».  So 
erfolgt  u.  A.  auch  eine  nur  zu  bllllgendo  Uitbehkituog  ron  Ausllnden. 

2)  Prttfangstaxen  aller  Art,  besonders  an  Lebranstalteo. 
VieHach  llblich^  sind  aaeb  sie  principiell  in  angemessenen 
Sätzen  als  GebQbreu  gerechtfertigt. 

Der  hier  noch  After  als  beim  Schulgeld  bestobeode  Privatbezug  ist  wie  dort  zu 

bcarthcilen,  bd  bacli^cmäsäcr  Ordnung  wohl  allgemeiner  zu  billigen,  weil  eine  Special- 
leisto!!^  rer.'Utet  wird.    Die  Verrechnung  in  den  üiaatsrechoungen  i»t  auch  hier  zu 

verlaJUgcu,  auch  mehrfach  üblich.  — 

Die  Zeugnisse,  Diplome  u.  s.  w. ,  welche  auf  Gniiul  der 
Prüfungen  Uber  Fäbigkeits-  und  Kenutuissnachweis  aus<,^e8teilt 
werden,  unterliegen  häutig  noch  daneben  einer  besonderen  Abgabe, 
z.  B.  in  Form  des  Stempels,  was  sich  bei  richtiger  ßegelnug  allen- 
falls billigen  läset 

Die  Abgabe  ifit  Gebuhr.  soweit  hier  eine  neue  Mühewaltung  einer  Behörde 
oder  eines  Beamten  vorliegt.  Sic  ir»  l.ört  übrigens  wie  die  Prüfungstaxe  selbst  ja  Jii^ 
Kategorie  der  allgemeinen  Verwaltungsgebühren  für  Buglaubigungs-  und  dgi. 
Thitigfceiten  (§.  3^.  Nimmt  sie  einen  Steuerchaiaraeter  an«  so  ist  die  Znlisüi^eit 
hiervon  nach  den  besonderen  Verhältnissen  des  einzelnen  Fall:«  zu  entscheiden.  In 
Preussen  der  allgemeine  Stempel  für  amtliche  Atteste  von  15  Sgr. 

3)  Gebühren  (Eintritts-,  Benntzungsgelder)  für  den  Besuch 
and  die  Benntznng  Offentlieber  Kunst-  nnd  wissenschaftiieber 
Sammlungen,  Museen,  Bibliotheken  n.  s.  w.  Häu6g  Ut  hier  der 
unentgeltliche  Besueh  zva  Regel  geworden,  was  nicht  allgemein  ge- 
boten nnd  nicht  einmal  immer  xweekmässig  erscheint  Ein  gutes 
Gebnbrensystem  wäre  richtiger. 

So  hat  ein  ganz  berechtigtes  italienisches  Gesetz  von  18T5  Uber  die  Ein- 
trittspreise in  Oli'entlichcn  Sammlungen  u.  s.  w.  (mit  einzelnen  unentgeltlichen  Tagen 
lüd  freiem  Besuch  für  Sachkenner^  viel  Anfechtung  ?on  R'Msenden  erfahren.  Das 
jcvcist  aber  nur  die  Neigung  des  wohlhabenden  Reiscpublicums  iur  einen  ihm  zu 
Gule  keaunenden  „CSommunhimuS**. 

4)  Wenn  .Staat  oder  Gemeinde  als  solche  die  Kircbe  und 
ihre  Diener  uuterhalteu,  sind  die  verscbiedenen  „Kirciieü^u 
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btthren"  für  die  BeDUtzaug  kirchlicher  Anstalten  und  Eiuriehtangen 
(Kirchen,  anch  Kirchhöfe)  und  fUr  die  (eTentuell  selbst  gebotene) 
Bean^prncliang  kirchlicher  AmtshandluDgen  (Taufen ,  Trairan^D| 
Beerdignngeni  Confirmatton,  Belebte,  Abendmablreiehnng  a.  a.  w.) 
hier  mit  unter  den  Offentiiohen  Gebtthren  zo  erwAlmeo. 

Aoob  bei  dem  üblichen  directen  Besag  Seiteot»  der  einzelnen  kirchlichen  Organe 
(GelstHclie)  sind       via  in  den  obigen  FUl  dw  Schulgeld,  ab  Offenttidier  Kosten* 

bcitrag  zum  Kirchen vesen  zo  betrachten.  Bei  voller  Selbständigkeit  der  Kirche  und 
tinaiizielkr  üiinbhänisi^igkeit  derselben  von  Staat  ond  Gemeinde  fallen  jene  Gebühren 
unter  «iaen  anderen  (jes>icbt»punct.  Sie  Verden  zu  frei  geregelten  Einnahmon  (Bei- 
tclgeii,  GobilliTen)  des  Yeninsirsseiis. 

III.  ~  Gebühren  der  voik  s  wi  r  t  hg  ch  aftlichen  Ver- 
waltung i.  e.  S.,  d.  h.  in  der  materiellen  Wirthacbafts- 
Sphäre. 

Fttr  dieses  geschichtlich  und  noch  geg«ivlrtig.  Ja  snm  Thdl  gerade  erst  geg»« 
würtifr  besonders  wichtige  Gebiet  des  Gebuhronvesens  gelten  vornemlich  die  Erörter- 
ungen in  der  allgeueioen  Gebtthrenlehre  oben,  §.  15  IT.,  26,  27.  In  tinanzgeschicht- 
Ueher  Beziehapg  ist  horfotsnlifllMii,  daas  dor  Uebergang  der  lo  Omnde  liegmdoB 

Einrichtungen  in  Fi ii an zregalien  und  demnach  der  G^^btihren  in  Steuern  besondere 
hier  rorgekommen  ist.  Die  grossen  Kategoriccn  der  alteren  ftnanzregaiieo  und  die 
meisten  einzelnen  der  letzteren  gehören  hierher,  wofür  auf  die  Darlegung  im  1.  Bande 
renriescn  wird  (Fin.  I,  §.  207,  210,  211).  Die  principieUe  ErOiterang  und  die  ge- 
nauere Darstellung  des  Gegenstands,  welcher  im  Folg  rifi'^n  behandelt  wird,  pchört  in 
den  grundlegenden  Tbeil  der  allgemeineu  Nationalökonomie  (Band  I  meines  gaozen 
Werks,  „Qrondlegung'^)  and  In  die  practisehe  NatfonalOlonoiiie.  In  Betieff  letzterer 
ist  ausser  auf  Raa  und  Mohl  (Polizeiwissenschaft),  die  aber  in  diesen  Puncten  beide 
nicht  mehr  {r«?ntlgen,  auf  Stoin's  Verwaltungslehre,  Roscher's  NationaK^konomi. 
Baad  II  und  III,  Schönberg's  Handbuch  der  Politischen  Uckunomie.  2.  uati  a. 
Aufl.,  Thcil  I  (darin  die  Abhnndlnngcn  ron  Jelly  über  Maass  und  (ie«ichtt  von 
Nasse  über  Geld  und  Munzwcsen,  von  Wagner  über  Credit  und  Rnnliwescn,  Tcn 
Sax  Uber  Communications-  ond  Transportwesen)  und  Theii  U,  ausserdem  aoch  auf 
H.  Bftsler's  dentscbss  Vervaltungsrecht  (besonders  L  Bocil  2  und  IL  Boch  4)  zu 
fOrweiscn.  Werthpoll  für  die  allgemeinen  Lehren  auch  Sax,  Tefkehtsmittel.  beson- 
ders 1.  62  Ii. ,  77  fr.  Aus  dor  allgemeinen  Finan/literatrir  s.  namentlich  Bau,  I, 
196—202  (Manzwesen),  ^.  205— 219g  ^Fostregal»  Staatseisen bahnen),  §.  2d9  IL 
(Sinsseofeld),  §.  245.  Stein,  5.  A.  U,  1,  S.  266— SOS  nnd  eb.  der  Abschuitt  ron 
den  Regalien,  S.  307— :^44  (Post  u.  s.  w.).  Cmpfenbach,  2  A  §  '•2—64  {Ge- 
buhren der  Volkswirthscbaftspliege).  v.  Scheel  im  Schonbcrg'schcu  Uaadbuch  bei 
den  Erwerbscinkunftcn"  (Transportonternehmungen ,  Post,  Telegraphie,  Eisenbahnen). 
Bescher,  §.  28,  29.  Cohn,  8.  STe     601  ff.«  615  ff.  (Pest,  Telegnphie,  Bahnen). 

§.  49.  A 11  ecni eines.  Die  Hauptfragen  allen  Gehfüneü- 
Wesens  (§.  25),  aemlich  einmal,  ob  der  Staat  oder  ein  Selbst- 
verwaltungakörper,  insbesondere  die  Gemeinde,  die  bezüglichen 
Thätigkeiten  überhaupt  UbernehmeDy  und  zweitens,  im 
Bejahungsfälle,  ob  er  sie  selbst  ausüben,  und  endlich  drittens, 
welches  Finanzprineip  in  der  Verwaltnng  snr  Anwendung 
kommen  soll,  sind  hier  besoodeis  wichtig  nnd  strittig.  Die  mte 
Frage  speeialisirt  sich  dann  noch  weiter  in  die  beiden  Unterfhigen, 
ob  die  „öffentliche"  Uebemahme  aasschliesslieh  (insofern  als 
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ein  ^Regal"  des  geltenden  Rechte)  oder  in  ConcnrrenE  neben 
den  Privatwirtbsehaflen  erfolgen  soll.  In  beiden  Fällen  wieder:  ob  die 
Verwaltung  der  Vffentlieben  Einriehtnog  alsdann  von  dem  betreffen- 
den Öffentlichen  Körper  (Staat,  Gemeinde)  selbst  zu  führen  C,eigene 
Regie'',  „Selbstbetrieb")  oder  einer  Pri  vatw  irth  8c  b  at't  pacht- 
weise oder  iu  einer  anderen  Recbtsform  zu  Ubertrag:en  sei 
f,,d  e  1  e  g  i  rt  c  r"  Betrieb).  Die  Entjscbeidung  dieser  säuimtiicben 
Fragen  hiingt  aber  mit  derjenigen  der  dritten  als  einer  Vorfraj^e 
wieder  zuBammen  and  zum  Theil  davon  mit  ab:  weiches  Finan%- 
princlp  an  wählen  sei.  Die  eine  EntscbeidiiDg  pr^jadicirt  mehr 
oder  weniger  der  andern. 

Alle  diese  Fnigen  babea  mit  den  uialogea  auf  den  Gebiet  der  prirttiriTtliflchaft- 

lieben  Erwerbj'/.'rcigc  fies  Fir!.'\nzw'"5ens  viele  Aelmlichkeit  und  innere  Verwandtschaft. 
In  mancben  Kälten,  wenn  das  Kinan2|>riucip  in  der  Verwaltung  strittig  iät  nnd  das 
priFatwirtbschaftliche  oder  gewerbliche  principiell  oder  thatsächlich  mit  in  Frage  steht, 
wie  z.  B.  bei  den  VerkehrsanstaltcD.  kann  die  einzelne  Einrichtung  in  der  Lohre  von 
ivat.Twerb  so  gut  als  in  der  Gohülircnlehrc  ihren  Platz  erhalten.  Im  Folgenden 
wird  an  die  frahere  Scbcidoug  der  (iegenst&odo  aogeknUpft  ^Fin.  I,  §.  2U3).  (Ba- 
nerkanawerthe  Debatte  im  französischen  Parlament,  November  1889,  Uber  das 
■lonige  Zündhölzchen- Monopol,  deüsen  Fortdauer  und  etwaig-  ti  S.  Ibstbofri 
durch  den  Staat:  zu  (iun>t<'n  des  Selbstbctriebs  erledigt.  Tgl.  Fin.  III,  §.  3ÜI,  wo  di« 
Entscheid u II g  in  dk-scr  iaLhuiii?  empfuhlcn  wurde.) 

Die  genauere  sachliche  Erledigung  dieser  Fragen  der  Prac- 
tiacbeD  Nationalökonomie  oder  Wirthscbaftlichen  Yerwaltungslehre 
vorbehaltend,  mnss  es  hier  genügen,  nur  anf  einige  allgemeine 
Sei  ten  der  bezüglichen  Einriohtnngen  hinanweisen,  welche 
Air  die  Entsebeidnng  jener  Fragen  nnd  fttr  die  finanzielle  Be- 
bandlnng  der  fiinriebtnngen  wiehüg  sind. 

Sowohl  bei  einaelnen  gescbiehUieb  anter  den  Ottltnr?t)lkem 
ttberkommenen  „ Öffentlichen Anstalten  dieser  Art  (StraBsen, 
Post,  Münze),  als  auch  bei  ^anz  modernen  Zweigen  (Telegraphie, 
Telephonie,  Eisenbaluicii,  —  gewisse  städtische  Anstalten,  wie  Gühs-, 
Wasserwerke)  sind  es  recht  eigentlich  Grllnde  der  mögliehst 
zweckmässigen  Organisation  der  Volks  wirt  lischaft, 
daher  auch  der  Technik,  der  Kosten  e  rsparun^'  (Oekonomik 
in  diesem  Sinne),  der  lietriebsconcentration,  der  Ver- 
meidang  oder  Beschränkung,  wenigstens  fac tische r,  Privat- 
Monopole,  der  Socialpolitik  und  derartige  allgemeine  Gesichts- 
puBcte  mehr,  welche  diese  Eioriobtangen  anssehliessiioh  oder  neben* 
bei  dem  Staate»  der  Gemeinde  ttbertragen  Hessen. 

Einmal  bew&hrt  sich  das  privatwiithschaftlichc  System  in  der  Uuiätellung  der 
Letrefletiden  Leistongeo  hier  nicht  oder  fungirt  spontan  gar  nicht;  die  pri?atwirth- 
schaftlw  he  CönciüT'Miz  ist  niangolhaft,  factischc  Moiiojjolf  drohen  o(]<t  Cellist  RlmIiIs- 
moopoie  sind  tiicht  ;£U  rcrineldeu  u.  dgl.  m.   Audersoits  erprobt  sich  gerade  das 
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durch  (iuu  Staat,  die  ütiiutiitide  Vertreteue  gemciowirtüschaftliche  Syatetii.  Der  erlordui- 
lichc  grosse  Kapitalaufwand  ii>t  dadurch  besser  als  durch  Ertverbsf^e^ielbchafteii  zu 
beschaffen,  die  Gewinnchaucc  fällt  dem  ööeotlicheu  Körper  zu,  das  Kisico  ist  mässig. 
In  ökuüuuiiäCh-techDischer  Uezichun^  ijtcht  die  (jcineioirirthschaft  hinter  der  Privat- 
winbäciiait,  zuiiuU  der  hier  mei^t  allein  möj^iichen  Actieoge^Mllschaft ,  uicht  zorucii. 
Geimde  die  modemo  Tecbnik  und  die  Gfossbetriebateodenz  bnchten  des  in 
Wege  (VtnfcehnveseD,  stftdtiBcbe  ÄnsuUleD). 

Die  Beibehaltung  alter  oder  die  Uebertragung  neuer  privat- 
wirtbschaftlicher  Zweite  und  TbUtigiieitsgebiete ,  an  welche  sich 
Einnahmen  aukuüpleu  kuunten,  an  den  Staat  nnd  die  Gemeinde 
erlol^^t  dann  mit  RUci^sicbt  auf  diese  Yerhältaisse  ioi  öffent- 
lichen Interesse. 

Für  alle  diese  Puncte  und  für  die  hier  rcrtrcteoc  Grundanschauuug  Ober  die 
richtif '  r^ri^aiiiäation  der  VoikswirUuicliaft  mu:is  ich  mich  auf  meine  „(irundlet^uriir'' 
beziehca,  besonders  1.  Abtheiluug,  Kap.  Ii  uud  4.  Eine  maassigebcudti  Bcdcutuü|^ 
gewinnt  die  OmgeeUltnug  der  Technik  vnd  die  Aosbildung  von  Indindnal^  ii 
GemeinbedOrfniaMn  aacli  in  der  meterieU^wirtbachaftUchen  Spbire. 

Darch  das  zur  Uebernabme  auf  den  Staat  n.  8.  w.  treibende 
Moment  des  ttfl^ntlieben  Interesiee  let  aiieb  das  Ziel  fttr  die 

finanzielle  Verwaltung  gesteckt:  das  Sie u erprineij)  ist  im 
Allgemeiuen  uud  als  Regel  —  mögliche,  berechtigte,  aber  dann 
speciell  zu  begründende  Ausnahmen  ab^^erechnet  —  ^^1nz.  das 
gewerbliche  grösstentlieüs  ausgeöclilosscu ,  jcdculalls  letz- 
teres nur  soweit,  als  noch  ein  grosses  Capital  der  Einrichtung  zu 
Terzinsen  und  zu  amoriisiien  ist,  und  daher  doch  meist  nur  etwas 
modificirt,  zuzulassen,  wie  bis  jetzt  bei  den  Eisenbahnen 
(Fin.  I>  9.  867,  268)*  im  Uebrigen  mnss  das  Gebttbrenpriocip 
leitende  Richtscbnnr  sein:  denn  nur  dabei  ist  das  „Oifont- 
liebe  Interesse''  zu  befriedigen  und  in  der  Mögliobkeit  der 
WabI  dieses  Finanzprineips  liegt  einer  der  treibendsten  Grilode, 
die  Einrichtung  Uberhaupt  zu  einer  „öffentlichen"  zu  machen.  Ge- 
schieht dies,  SD  kann  unter  Umständen  selbst  das  Princip  der  reinen 
Ausgabe  da  und  dort  einmal  zur  Erwägung  kommen. 

In  Bczu-  auf  die  Normirung  uud  Höhe  der  Gebühren  st(  llf 
das  öffentliche  lutcrcsse  weitere,  nach  den  einzelnen  Gattungen 
der  Anstalten  Terscbiedeue  Anforderungen.  Immer  ist  dabei,  sowohl 
fttr  die  Finanzwissenschaft  als  fttr  die  rationelle  Finanzprazis  zu  be- 
achten, dass  die  Verwaltung  nach  dem  Gebührenprincip  hier  darch 
den  inneren  Grand  der  Öffentlichen  Uebernabme  der  bezttg^ 
lieben  Einrichtungen  als  Regel  bedingt  ist  nnd  dass  Abweich- 
ungen Ton  diesem  Princip  deswegen  mehr  nach  unten  zn  (reine 
Ausgabe)  als  nach  oben  zu  (gewerbliches  oder  Steuer- 
princip)  Statthai t  erscheinen. 
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§.  50.  8yätem  der  volkswirthschaftlicben  Gebühren. 
Unter  AmcblQss  der  bereits  im  ersten  Bande  beim  Privaterwerb  be- 
baadeHen  und  eTentneU  aach  mit  nnter  die  Gebtthrensweige  zu 
reiheDdcD  £iDfiebtnogen  (daber  besonders  der  Eisenbahnen)  lüsst 
sieh  für  die  Goltnrvölker  unserer  Zeit  folgende  Uebersicbt  der 
wichtigeren  einzelnen  voUuwirthBchaftliehen  Gebttbrenanstalten  and 
Einrichtungen  des  Staats  nnd  der  Seibstverwaltüngskörper,  besonders 
der  Gememde,  aufstellen. 

In  diese  Uebersicht  siod  auch  eiaige  oben  schon  bei  den  Reclits-  und  Yo 
valtunfrsgebuhreD  genannte  Zweige  mit  aui'genommen ,  weil  dieselbeu  nach  ihren  öko- 
nomisch'Mi  Wirkungen  zu^'Ieicli  in  die  »weite  (jcbührenclasse  gehören  (§.  82  (f.). 
Vollständigkeit  im  Detail  würde  hier  zu  weit  fuhren  und  ist  auch  fiir  die  Zwecke  der 
Kinanzwisseuäcbaft  nicht  geboten.  Nur  bei  einigen  Zweigen  werden  hier  wegen  dexen 
grdsMfer  fioaiizieller  Bedentoog  einige  weitere  ErOrtenuigen  principieller  Art  ein- 
gefügt.  Im  Oebrigen  ist  auch  fdr  die  Frage  der  Nurmirung  der  Gebühren  ebenso 
vie  far  dii-iiniisre  der  Ucbcrnahme  darck  dea  öfientUchen  KAiper  W  die  Wirtlucbaft- 
liche  Verwaitungikhre  zu  vora'eiäen. 

Die  volkswirthschaftiicben  Gebühren  theilen  sich  in  zwei 
üaaptclassen,  die  erste  wieder  in  zwei  grossere  Unter- 
olassen,  nemiich: 

A)  Gebühren  fttr  die  private  Benntsnng  „öffentlicher" 
Einrichtungen  nnd  Anstalten, 

1)  solcher^  welche  an  sschliessl  ich  (als  „Regal'' des  geltenden 
Rechts)  dem  Staate,  einem  Selbstrerwaltung^körper  oder  dorch  Ver- 
leibtiDg,  Vertrag  einer  von  diesen  delegirten  Privatwirtbscbaft  zn* 
ätebeu ; 

2)  solcher,  welche  neben  den  gleichen  Einriebtungen  und  An- 
stalten des  privatvvirtbscbaii liehen  Systems  existiren,  wenn  auch 
vielleicht  tbafcsHchlich  das  Gebiet  !jeliL'iTSchen<i  (§.  51—65). 

B)  Gebühren  iüi  die  Mitwirkung  des  btaat»  oder  eines 
SelbstverwaltUDgskürpers  in  den  wirtbscbaftlicben  Ange- 
legenheiten von  Privaten,  besonders  in  den  Verhältnissen 
ihres  privatwirthschaftlioben  Prodactionsbetriebs  (§.  66). 

Die  erste  Kategorie  dieser  Gebühren  (A)  kann  nach  dem 
grossen  Gebiete,  anf  welchem  sie  vornemlich  vorkommt,  als  Ge- 
btihrett  des  Verkehrswesens  (im  weiteren  Sinne  des  Worts), 
die  zweite  (B)  als  Gebühren  der  sogenannten  Volkswirth- 
öchal  tb  Pflege  bezeichnet  werden. 

Doch  paßst  der  erste  Name  ffcnau  nach  dem  Sprachbraaoh  nur  für  die  Haupt- 
arten dieser  Gebühren  und  wird  hier  nur  danach  (a  potiori)  und  mit  BUcküicht  auf 
die  SOne  des  AaadraeltB  pwihlt  Das  Gebiet  der  besOgtteben  KitiriclilUDgea  erweitert 

iich  aus  technischen  und  socialpolitischen  Gründen  gerade  neuerdings  immer  mehr, 
besonders  in  der  Gemeinde  05).  Der  zweite  Name  ist  im  Anscbloss  an  die  gc- 
bf  ttuchlichti.  Übrigens  auch  nicht  durchaus  correcte  Terminologie  gew&blt  worden  (§.  60). 

A.  W»t«*r«  UMSiwlMesöhaft.  n.  8.  Aafl.  8 
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Zu  den  hierbergehörig:cii  a  u  »  s  c  h  1  i  e  s  s  1  i  c  h  v  o  r  b  e  h  a  1 1  e  n  e  n 
Einrichtunprcn  und  Anstalten  (Regalien  des  Kcchts)  in  der  Kate»;orie 
des  Verkeil rnweaeuB  (A,  l)  zäbiteu  nacb  dem  gelteuden  Kecbt  der 
früheren  Zeit  unserer  Caitarvölker  die  bezaglicben  älteren  Finanz- 
regalien,  soweit  diese  nach  dem  Qebührcnprincipi  nicht  wie 
freilich  meistens,  nach  dem  Bestenemngsprincip  verwaltet  wnrden. 
In  der  Gegenwart  giebt  es  eine  Reihe  von  fiinrichtungen,  welche 
sich  der  Staat,  vornemlicb  ans  Ökonomisch-techniBchen, 
eventuell  aber  anch  ans  anderen  mitspielenden  Grttnden,  im 
ön'entlichen  Interesse  au s s  e h  1  i  e  s h  1  i  e  b  vorbeb  alten 
hat  und  welcbe  er  gewöhnlich  aucb  selbst  verwaltet,  —  wo  also 
V e  r  I)  i  n  (1  u  n  g  von  , ,  r»  ffe  n  1 1  i  e  b  e  m  ^'  E  i  g  e  n  t h  u  ni  mit  ö  f  l'e  nt - 
liebem  Selbst  betrieb  stattfindet,  in  der  Geraein  de  und  bei 
den  anderen  SelbstverwaltungskOrpern  ist  ein  Kechtsprineip  aus- 
schliesslichen Vorbehalts  gewisser  wirtbscbaftlicher  Einriebt 
nngen  bis  jetzt  nur  ausnahmsweise  durchgedrungen,  aber  die 
thatsächliche  Entwicklung  ftthrt  aof  einzelnen  Gebieten  snr 
factisch  ganz  oder  fast  ganz  ausschliesslichen  Communalthätigkeit 

Im  Einzelnen  sind  als  GebUbrenzwcige  des  Verkehrswesens  (A) 
zu  nennen:  das  Mttnzwesen,  das  Banknoten*  nnd  eventuell 
das  Bankwesen  überhaupt,  das  Ver  (>i  cb  e  r  u  n  w  c  s  c  ii,  duuu 
das  grosse  Gebiet  des  eiirentlicb  en  Verkehrswesens  (im 
engeren  Sinne  des  Worts),  wohin  einmal  die  <)  t"fe  u  tl  iebe  n 
Wege  aller  Art  (einschliesslich  Brücken,  natürliche  Wasser- 
strassen) nebst  den  mit  diesen  Wegen  und  ihrer  Benutzung  in  Ver- 
bindung stehenden  Einrichtungen  (Schifffabrtszeichen ,  Leuchtfeuer. 
Häfen,  Quais,  Krahne  u.  dgl.  m.)  und  den  verwandten  Bio- 
richtungen  ttlr  Handel ,  Markt-,  Messverkehr  (Verkaufsplfttze, 
Läden y  Buden,  Niederlagen,  Waagen  u.  s.  w.),  sodann  aucb  die 
eigentlichen  öffentlichen  Verkebrsanstalten  (locale, 
wie  kleine  Dampfbahneu ,  Pferdebahnen,  Omnibuswesen,  nament- 
lich aber  Post  und  Telegrapliic  liebst  Telepbouie)  gehürcu. 
Grösstentheils  handelt  es  sieb  bei  diesen  Gebührenzweigen  um  Ein- 
richtungen \i>u  a  1 1  u  e  ni  e  i  n  e  le  r  I)  r  d  e  u  t  u  u  g  für  die  gesammte 
Volkswirt  Ii  schalt,  um  „allgc  meine  Angelegenheiten" 
der  letzteren,  nicht  bloss  um  Angelegenheiten  und  Interessen 
einzelner  Productions-  und  Bcruf'szweige  und  einzelner  Personen. 
Auch  dies  kano  in  der  finanziellen  Behandlung  der  Einrichtangen 
im  Gebflhrenwesen  einige  Berticksicbtigung  findeui  weil  und  soweit 
nis  sieb  die  Vortheile  der  Einrichtungen  ftlr  die  Nutzniesser  weniger 
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differenziren  oder  der  individuelle  Vortbeil  gegentlber  dem  Ge8anlm^ 
DOtzen  fUr  die  ganze  Bevölkenmg  weniger  in  Betracht  kommt  und 
daher  bei  der  NormiruDg  der  Gebühren  weniger  beachtet  zn  werden 
braneht 

Die  Gebühren  der  V  ol k sw  i  r t h  sc  h  a  t't s p  1 1  c  ( Ii )  hissen 
sich  genauer  als  Gebühren  fUr  die  fördernde  Fliege  bezeichnen, 
welche  einzelnen  AngelegenLeiten  interessirter  Privatwirtbschaften 
beiteiiö  des  Staats  oder  eines  öffentlichen  Körpers  zu  Theil  wird. 
Dahin  gehören,  nach  den  ökonomischen  Wirkungen  der  he* 
zOglichen  Hinrichtungen  betrachtet,  auch  wieder  manche  Gebühren- 
zweige y  welche  nach  der  Art  der  öffentlichen  Leistung  unter  die 
Kategorieen  der  Rechts-  und  Verwaltnngagebtthren  fallen  und  daher 
dort  schon  mit  zu  erwilhnen  waren.  Hier  tritt  die  individnelle 
Differenzimng  der  Vortheile  mehr  und  stärker  vor  dem  GcBammt- 
voTtheil  her?or,  was  wieder  fttr  die  finanzielle  Regelung  des  6e- 
bttlirenwesens  Consequenzen  bat. 

Das  System  dieser  Gebühren  der  VolUswirthschaltspflege 
kann  man  nach  der  Art  der  geleisteten  Dienste  der  Ver- 
waltung und  nach  den  Zweigen  der  Productioii  bilden, 
denen  diese  Dienste  zu  Gute  kommen.  Die  erstere  Eintbeilung  ist 
auch  hier,  in  der  Finanz wisseoschal't  und  iUr  die  GebUbrenlehre, 
Torzaziehen,  die  andere  aber  eventnell  in  einigen  Pancten  mit  ihr 
za  combiniren.  Unter  Weglassnng  kleinerer  und  unwichtigerer 
Falle  erhalt  man  dann  folgende  fUnf  Classen:  Beglaub  i g u  n  gs  ge- 
bflhren  (BicbgebOhren  iHr  Maasse  und  Gewichte,  Prüfungsgebühren 
für  Gold-  und  Silberwaaren,  Gebühren  für  sonstige  Qualitäts- 
beglaubigungen  von  Producten,  für  ßcscimücn ) ;  Aulsichts- 
gebühren  hei  verschiedenen  obrigkeitlichen  (  uiitroien  von  Wirtb- 
schatt^bctrieben  und  Einrichtnnf^cn  der  letzteren;  Erlau  1)  nis.s- 
und  OoneessionsgebUhren  aut  versebiedeueu  wirthschattlieben 
Gebieten  und  bei  ^  erscbiedenen  wirthsebaftlicben  Berufen  und  Untere 
nehmnngen ;  Gebühren  für  die  M  i  t  w  i  r  k  h  n  g  v  o  n  B e  b  ö  r  d  c  n  oder 
Beamten  bei  Tcrschiedenen  wirthschatKlichen  Schutz-  und  Nutzmaass- 
regeln;  Gebtthren  fttr  die  Benutzung  Öffentlicher  Anstalten  and 
Einrichtnogen  im  Interesse  einzelner  privatwirthschaftlicher  Pro- 
duetionszweige  und  Unternehmungen. 

Kur  auf  einige  der  genannten  Gebühreazwcigo  wird  hier  etwas  näher  and  auch 
QQter  Berückhichtigoiig  dor  Prindpienfra^en  eingegangen,  nemlicb  auf  solche,  welche 
prinripiel!  oder  prncfisch  auch  srcrrnlo  na  h  der  finanziellen  S c i t e  wi.  htiger  sind: 
ilüazwescn,  Wege,  Post,  Toiegrapbie.  In  Betreff  der  anderen  begnügen  wir 
niH  mit  wenigen  Benwkungeii  zur  Ortentimos  und  Gbaricteristlk. 

S* 
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Der  leiteude  Gtxiiclitäpunct  iur  die  folgende  DarstelluDg  ist,  dieselbe  so  viel  ab 
möglich  auf  die  rein  finanzielle  Seite  der  besprochesdn  GebflbTeMvdge  zn  be- 
schränken ,  da  alles  Andere  nicht  in  die  Finauzwissenschaft  gehört.  Bei  dem  -nccn 
Zuäaminenluug  aller  Seiten  der  Sache  l&sst  üich  dies  freilich  uicht  absolut  genau 
darchfuhreo.  Auch  auf  die  Geschichte,  die  Specialliteratur  und  Ge»et2gubuug, 
wird  hier  jetzt  nicht  nlher  eiDgegufeii. 

A.  Geb  Uhren  des  Verkehriiresent  (i.  e.  8.}. 
1.  Mflnzwesen. 

Yfl.  Kau,  Fin.  l  (5.  A.)i  5.  Hauptstück  der  „Einkaufte  aus  Hobeitsrechten", 
das  Ullnifegal«  §.  196—200,  wo  gleidmUe  nur  nntereocht  wird.  ,,in  wldSstn  das 

MüDZweseu  als  eiue  Quelle  von  StaatseiiikanftfH  bcnut/,t  wcr.ion  kunno".  Dann  Rau, 
Volkswirthschaftspolitik  5.  A.  1,  §.  232 — 240  i  Literatur  Anfanr  der  60  r  Jahre 
dabülbat  §.  232  Note  b);  über  Schlagöchatz  daselbit,  §,  241.  —  Ütein,  hm.  ö.  A. 
II,  1,  S.  831  IL  Handbuch  d.  r  Yerwaltungslehre  2.  A.  S.  437  C  H.  Sftsler,  Vei^ 
waltungsrecht  II,  325  fT.  Pfeiffer  Stiatdeinnahmen  I.  223  „Mtlnzmonopol".  — 
Mein  Art.  Muuzwesen  in  Blonu»chÜä  Staatswörterbuch  YII.  —  Nasse  im 
SchOnberg'schen  Handbuch,  Abb.  Geld  und  Mttnzwesen,  §.  11,  12.  —  Manche  Daten 
Uber  Prägekosten  u.  s.  w.  in  Sötbeer*s  zalilreichen  edelmetallstatistischen  Arbeiten. 
Z.  B.  in  den  Beitr&^en  und  Materialien  zu  Geld-  und  Rankfragen,  Hamburg  1855, 
Materialien  zu  den  Edelmetallverhältoissen  2.  A.  Berlin  lbs6,  Anhang;  in  den  Muni% 
Haan-  vnd  Gewichtobttchem  ron  Noback,  Melkenbrecher.  Beaonoen  intoresBanta* 
Material  über  die  Kosten  einer  grossen  Münzreform  sowie  Uber  die  Gewinne  dabei 
iu  den  amtlichen  Druckschriften  über  die  deutsche  Munzreform  in  den  Beilagen 
zu  den  KeicUstagävurhaudlungen.  Nähere:»  über  unsere  Munzrefonn  gehört  uicht 
hierher.  IHe  deutschen  Hauptgesetze  4er  neueren  Zeit  sind:  Wiener  Httns- 
vertrag  vom  24.  Januar  1857,  danach  preussisches  Milnzgesetz  vom  4.  Mai  1^57  , 
Keichsgesetze  vom  4.  Dcccmber  1871  und  9.  Juli  1873.  Dazu  Commeutar  u.  s.  w. 
v.  Sötbeer,  Erkngen  1874/76:  u.  d.  T.  „Deutsche  Munzrerfassung"  (aus  der 
„Gesetzsebnng  des  Deutschen  Reichs'*,  herausgegeben  ron  v.  Bezold). 

§.  51.  Seit  Altera  ond  auch  jetzt  Doeh  mit  Reebt  ist  das  Mttnz- 

wesen  regelmässig  in  allen  Culturstaaten  S ta  a  ts a  ii  s  t  alt  und  zwar 
Regal  (Mtinzrcp:a  1).  Der  Staat  bat  danach  ausschliesslich 
das  Recht,  Münzen  zu  prägen.  Die  früher  vielfach  voro:ekommene 
und  zu  Missbriiut'heu  führende  V e  r  1  e  i  h  n  n  g  der  A  u  s  (i  b  u  n  g  dieses 
Regals  an  Dritte  ist  jetzt  allgemeiu  abgestellt.  Gewöhnlich  hat  der 
Staat  auch  den  FabrikatioDsprocess  der  MtlDzen  ausschliess- 
lich in  die  Haod  genoiDmeii. 

Das  Gegentlieil  verbot  der  Wiener  Mtinzrertng  der  deutschen  Staaten.  Separat- 
Art.  lY  N.  1.   1   !  i  Hnkreich  erst  seit  Kurzem  rein  staatliche  Fabrikiticn.  &  Bau, 

Fin.  I,  §.  202,  besundt  n»  Kote  d. 

Die  Koheiu nähme  aus  dem  Müuzwesen  oder  aus  dem  so- 
genannten 8chlagschat2|  d.  h.  ,,dem  Unterschied,  um  welchen 
das  in  ehier  gewissen  MQnzmenge  enthaltene  Metall  wohlfeiler 
erlangt  wird"  (Ran),  nnd  vollends  der  Reinertrag  kann  beiden 
jetzt  allgemein  befolgten  nnd  in  den  Mttnzgesetaen  (MUnsordnungen) 
festgestellten  rationellen  Grundsätsen  der  Mttnzpolitik  nnr  klein 
sein.  Auf  die  Höbe  dieses  Ertrags  vermag  der  Staat  auch  nnr  in 
geringem  Maasse  selbst  einzuwirken. 
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Es  folgt  dies  ans  drei  leitenden  Grandsfttzen  der 
modernen  Mflnzpolitik: 

Erstens,  der  Staat  prägt  möglichst  vo  11  wichtige  Münzen, 
insbesondere  die  unbedingt  als  Währung  oder  gesetzliches  Zahl- 
mittel geltenden  Münzen  vollwichtig,  soweit  dies  irgend  technisch 
mf^glich  ist,  also  abgesehen  von  dem  sogenannten  Remedium 
oder  der  gesetzlich  vorbebalteaen  Fehlergrenze,  welche  aber  nnr 
das  Product  des  Zufalls  sein,  d.  h.  nicht  absichtlich  zn 
Gonsten  des  Staats  herbeigeftlhrt  werden  darf,  sieh  daher  in  der 
Masse  der  Fälle  (wegen  der  kleinen  Abweichungen  nach  oben  und 
naten)  ansgleicben  soll. 

In  Folge  dlefl«s  Onindntzes  geben  vonwfchtige  MttnsBtOcke  mSglieteC  weit  henb, 

sof^enannto  ScbcidctnQnze  möglichst  wenig  weit  hinauf:  eine  Bogel  bei  allen  Metall- 
TShrnnsrcn.  nur  vei>chieden  bei  den  einzelnen  W'Ährung'cn  durchgeführt  und  durchfQhrbar. 
Nach  dem  Wieaer  Munztrertrag  kleinstes  vollwichtiges  Silberbtuck  („Gouraut")  V«  Tidr.  und 
V«  Fl.  (bterr..  grOsstes  8iIb«nelieidoai1Ui2»taek  gleich  Vt  klefuten  CovTaiitstaekt, 
Vja  Tblr.  ond  Vio  P^^terr.  Nach  der  neuen  deutschen  Münzgeset/pohnn^^  noch 
güldene  5  M.-Stüclie«  aber  auch  silberne  5  M.-StUcke  als  Scheidemünze  i^u  hochl). 
bilberschddemfUise  Üs  herab  auf  V»  Ortastes  Kick^istuck  anfangs  lU,  jetzt  20, 
grosätes  Kupfantflck  2  Pf.  So  wird  die  Sanme  dtx  mit  Gewinn  gepitgten  ächeide- 
nflaze  im  (ianzen  rclatir  perinff. 

Beispiele  ron  Komedium:  Wiener  Mtiozvertrag  Art  10  Remedium  im 
Feingehalt  hOchBlens  S  Tansendslel,  im  Gewfebt  bei  Tblr.  4«  Boppelthlrn.  3  <>7^ 
Nach  den  deutschen  MunzgcsctzeD  von  IS71  und  1S73  bei  den  GoldmUn/.en  Kemedium 
höchstens  27^ '^''ioo  ('^''i  5  M.-Stiu-kcn  4  ^/^^)  im  (Jewicht.  im  Feingohalt,  bei 

den  Silbermunzcn  im  Feingehalt  höchateus  3,  im  (lewicht  (excl.  der  20 -Pf. -Stücke) 
bis  10  ^/oo*  Auch  bei  den  Silbermtinzen  mnn  in  der  Mmmc  KonMlgewicht  und 
Noimlgelialt  innegehalten  werden  (Qeaett  ron  ISiS,  §.  l)b 

Zweitens:  die  nnterhaltige  sogenannte  Se beide mtlnze, 
welche  gesetalieh  an  einem  geringeren  als  dem  dem  Mttnafass 
entsprechenden  Peingehalt  geprägt  wird,  daher  dem  Staate  einen 
€^winn  Im  Betrage  dieser  Differena  giebt,  wird  nur  in  fest- 

bej^renztcr  miissiger,  d.  h.  dem  Verkehrsbedürfiiiss  möglichst 
genau  enti>piechendcr  Menge  ausgegeben  und  die  T  n te  rwerthigkeit 
der  Seheidemtlnze  darf  einen  miissigen  l>*  trag  nicht  Ubcrstcigren, 
wobei  ausserdem  die  gnis.sercn  PrHgekosfcen  der  8oheideniUuze  den 
erlaubten  Gewinn  noch  einschränken. 

Wiener  MUnzrertrag  Sepnrat-Art.  bestimmte  für  die  Under  der  Thaler-  und 
der  östurrc ichischen  Gulden- Währung  an  Scbeidemünzo  höchstoiia  7«  Thir.  oder  1 V«  1*1- 
per  Kopf  zur  Prignng.  Deutsches  Hanzgesefz  Ton  1S73  Art.  4  und  5  im  Maximum 
an  Silberscheidemtinze  neben  der  GoldmUnze  10  M.  per  Kopf  der  Keichsbevöllieningr, 
27t  dügl.  an  Nickel-  und  Kupfermünze.  Letzteres  Hcheint  zu  viel  reranschlagt 
gewesen  zn  sein.  I>ettn  nachdem  bis  1877  far  35.16  MUl.  Nickel-  and  tXkr  9.60  Mlll. 
■npfermunze  frepr^t  gewesen,  zusammen  ftkr  44.60  Mlll.  M.  oder  wenig  ttbcr  I  M. 
f^T  Kopf,  -v.vi  diese  PrÄeungen  fur  Iiiii(;<'r  finpestelK  worden,  da  man  den  Hedarf 
für  gedeckt  hielt.  Erst  seit  lSb5  hat  wieder  eine  Vermehrung  der  Nickel-  und 
Kn|»ferpräguDgen  stattgefunden,  bis  Ende  ISS8  e.  S.5  Hill.  M.  Die  PrSgnng  von 
SilberscheidemUnze  war  ))U  1877  nahe  bei  dem  gesetzlichen  Maximum  angekommen. 
VW  annihemd,  aber  knapp,  goreicht  zn  haben  scheint.  NeQpri||:angen  davon  erfolgten 
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seitdem  nur  sp.irlirh,  nor  eine  grös&ere  üroprS^ng  von  20-rf.-Stilcken  (,für  12  Mill  M.\ 
die  sich  nicht  recht  eingebürgert  hatten,  in  1-M. -Stucke  hat  stattgefonden.  In  deü 
Uuideni  des  lateinischen  Münzvertrags  Fon  1S65  per  Kopf  6  Fr.  SUbefScheidleiDlIiite 
(2  Fr.  bis  Fr.  —  die  silbomen  I^Fr.-StOdte  noch  roUwichtif?).  Ua  diese  Scheide- 
münze  nnr  in  bejjfrenztcm  Rctrap-c  gesetzliches  Zahlmittel  (J.  i.  ..Wahrtirijj")  ist.  in 
iinxland  bis  40  Sh.,  Franlcrcich  u.  s,  w.  bis  5Ü  Fr.,  Deutscblaiid  bis  20  M.,  Kupfer 
und  Nicitel  Ms  1  M.)  und  da  der  Staat  sie  auf  Verlangen  ge^en  roUwicbtiges  Qeld 
einlösen  mii^s  (Wiener  Munzvertrag  Art.  15  sub  c.  Deutsches  (icsol/.  von  IST.'t  Art,  9. 
lateinischer  Münzvertrag  Art.  8)  so  sind  weitere  r-^'if'  I -n  irei^i-n  Zuvitlaiisgabe,  damit 
aber  auch  weitere  Schranken  doä  Gewinns  aus  der  1  lagung  der  Scheidemünze  gegeben. 

Der  Wiener  Hontrertra^^  erlaubte  bei  SilberscheidemOnze  höchstens  eine  Er- 
leiclitcnm-  d.s  Münzfu^ses  um  15  "/„  M.  h  S4V,  Thlr.  statt  30  Thir.).  bei  Kupfer 
die  Prägung  /u  112  ThJr.  per  Centner  ^ Werth  e.  40  Thlr.);  das  deotscbe  Gesetz  tob 
1S73  bestimmt  eine  Ausprägung  der  SilbermOnze  (anf  Grond  des  Werthrerhiltnisses 
von  Gold  zu  Silber  wie  1 :  15.5  reiflichen)  statt  za  bloss  90  M.  ZQ  100  M.  per  Pfand 
für  Silber  (§.  1),  was  wegen  des  inzwischen  gesunkenen  Silberwerths  viel  zn  hoch  ist. 

Drittens:  die  Prägung  für  Rechnung  Pri?ater  wird 
im  InteroBBe  der  Volkswirthscbaft  und  des  Geldamlaofs  ragelaasen, 
aber,  wenn  sie  stattfinden  soll,  erträgt  sie  nnr  sehr  m&asige 
MdDzgebtthreD,  nnd  um  sie  za  begünstigen,  mnss  sie  selbst 
noeh  geringerer  Gebühren,  als  sieb  rechtfertigen  und  dorehfllbren 
Hessen,  zu  Theil  werden,  ja  mitnnter  ganz  oder  so  gnt  wie  ganz 
uucutgeltlicli  gescliclien.  Der  Betrag  der  wirklichen  Prägekosten 
wird  daher  durch  die  Mlin7.^el)ühren  wenig  oder  gar  nicht  Über- 
schritten, thatsUchlich  wühl  nicht  einmal  immer  gedeckt. 

Die  Frage,  ob  Münzgobuhren  erhoben  werden  sollen,  ist  iu  der  Yolkswirth- 
schaftspolitÜt  ZQ  erledigten.   Im  Deutschen  Miiuzgcsctz  ron  1871  war  ebie  Prigung 

auf  Rechnung  Priratcr  nicht  vomcsr  hen,  in  dem  von  IS73  Art  12  ist  dagegen  Prirat- 
per-on»»!!  das  Recht  orthuilt,  anf  Münutäiten.  welche  sich  zur  Prägung  auf  Reichs- 
rcchnung  bereit  erklart,  2Ü-M,-btucke  fUr  ihre  Rechnung  sich  priigeu  zu  lasseu,  soweit 
diese  MQnzst&tten  nieht  für  das  Reich  beschäftigt  sind,  —  gegen  eine  rem  Relehe 
fcstznstellcndo  (iehühr  von  höchstens  7  M.  per  Pfund  fein  (ioM  (fast  ^/[,  "',1  Zu  horhl). 
Die  Dillerenz  zwischen  dicker  Gebühr  nnd  der  Vergütung,  weiche  die  Münzanstalt  für 
die  Ausprägung  in  Anspruch  nimmt,  lliesst  in  die  Rcichscasse.  Darüber  eine  Ver- 
•  >r<liiung  des  Beichskanzlers  vom  8.  Jutii  IST5.  wonach  fiir  2  Proben  3  M.  zu  zahlen 
>-iiiii.  I>n  ntin  das  ßankgcsetz  von  Is?')  Art.  14  die  K<  ii  lisbank  verpflichtet,  für 
Barrengold  1392  M.  iu  lioton  zu  geben,  so  ist  that^ächlich  die  Diifereuz  dieser  Zahl 
von  1305,  oder  von  der  Zahl,  welche  nach  dem  Munzgesetz  ans  1  Pfond  fein  Geld 
zu  prägen  ist.  der  Prägekostenbetrag  für  Private:  also  3  M.  per  Pfand  fein  Gold  oder 
c.  2.15'*/^.  Für  die  Frage,  ob  von  Privaten  überhaupt  Prägekosten  zu  crheb*»n  fj-  t/t 
bei  uns  thatiiächlich  nur  von  der  Reichsbauk),  ist  aucli  mit  zo  beachten,  ob  der  btaat 
oder  die  Privaten  den  Vorltist  an  den  abgenutzten  Münzen  trafen.  In  Denischlaod 
thut  difs  da.s  Reich.  V}^l.  für  dies  Allt*?^  S'WhtM  r,  Deutsche  Mfiii?v»  rra>suiiir  S.  ff., 
432  ir.  —  Das  Reich  vergütet  nach  cint-rn  dir  trüberen  Bestimmunei-n  etwas  ab- 
ändernden Bcschluss  des  Bnndesraths  vom  22.  Mai  1875  den  prägenden  Münzstätten 
der  Einz'  lstaaten  für  1  Pfnnd  Gold  in  20 -M.-Stflcken  2.75  >I.  (früher  4\  In  10-M.« 
St t  rLii  I  T.')  M  (fnllun-  ♦»),  in  5-M. -Stucken  6.'ö  M.;  dann  für  Silber  vom  Nenn- 
werth in  5-M.-Siuckeu  V«  7o'  2-M.-i>iucken  IV«  7o,  in  l-M.-Stuckett  l'A  7,.  in 
VfM.-Stttcken  2'/,  7„.  in  Vr- M.-Stttcken  4  7„.  Für  Nickel  in  lO.Pf.^tieben  3  7o. 
in  5-Pf.^tacken  6  7^  vom  Nennwerth,  fiir  Kupfer  in  2-Pf.-8l0cken  15  ond  in  1-Pf.- 
Slücken  30  7o.  Dsgl.  Snthof  r.  eh.  S.  131.  —  In  Grossbrit.^nnien  besteht 
nominell  keine  Prägegebuhr  lur  Pnvate,  aber  diese  tragen  den  kleinen  Zin«veriust 
vihrend  der  PrAgung.  Factisch  stellt  sich  auch  hier  derPri^esatz  Air  sie  anf  die 
Differenz  zwischen  „Slünzprcis"  und  „Bankpreis":  djf  nüiik  von  England  nlu^-  fur  dio 
Unze  Standard  Gold  ("/^g  leio)  3  Pf.  11  Sh.  0  P.  in  Noten  (also  in  Munze)  geben. 
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w-ährcnd  die  Münzanstalt  daraus  H  Pf.  17  Sh  lOVa  P-  pr'isrf,  •  iiu«  Differenz  von  l.(J  ^/^, 
In  Frankreich  ist  die  Miin/rchnhr  jetzt  fnr  (ioU  fiir  Trivat^'  (i  Fr.  70  C<ntt.  per 
Kilogramm  feiucü  Goldes,  woraus  3100  Fr.  geprägt  werden,  alau  c.  2.l<i  ^7oo'«  ^^^^ 
die  J«tzt  si^tirte  Prif^un^  von  Silber  */i  V«.-  ^'^^^^  PrAge&ätzo  für  Gold  mOditen,  xnmtl 
d  T  cneli-'  Ii  .  knapp,  letzterer  liauo»  zur  Dockung  der  wirklichen  Präi^ekoston  rcirlif^n. 
uSasäc  im  Scbönbcrg'schea  Handbuch.  2.  A.  I,  352).  Gegen  die  Qoentgeltlicho 
Prägang  für  PriTeto  war  Rau,  Fiit.  I,  §.  197. 

Während  diese  Verhältnisse  schon  die  Roh  einnähme  der  MUnz- 
verwaltun^^  sehr  beschränken,  wird  der  Reinertrag  noch  durch 
andere  Uiu>tiinde  hcrab^edrttckt.  In  technischer  Hinsieht  müssen 
die  Manzen  immer  besser,  .sorgfältiger  und  mit  geringnt  möglichem 
Remedium  geprägt  werden.  Auch  Ersteres  ist  ohne  Kostensteigerung 
meist  nicht  za  erreichen.  In  Conseqaenz  richtiger  mttnzpolitischer 
GrnndBätze  mnss  ferner  die  Münze  nicht  nnr  möglichst  richtig  ans- 
gegeben,  sondern  aneh  so  im  Umlauf  erhalten  werden.  Daher 
hat  der  Staat  bezügliche  Gontrolen  anszutiben  nnd  soll,  mit  Recht 
anf  seine  Rechnung,  die  über  ein  geringes  Maass  hinaus  ab- 
e II  u t z t e n  Münzen  wieder  einziehen,  was  natürlich  neue 
Kosten  macht. 

Wi<jftcr  MüDZrcilraK  Art,  13,  20.  lö  (iiir  alle  Sorten  MuUiic).  Reich&goäct/. 
roo  1871  §.  9:  for  Goldmflnzen,  unter  Foststolinng  eines  Maximalverlustü :  d.  h.  wenn 
die  Münzen  mehr  nln  5  "^^/q^  vorn  ^^osof/Jicheu  Norniiilgcwirht  v  -i Inr.'ii  linbcn,  And  >ie 
auf  Keic hsrccb Quog  einzuziehen.  Diese  Abnutzungsverluste  dem  zufailis(en  ietztou 
B^itzer  der  Münze  zuzowälzcn,  bei  dem  sie  als  unter  das  sogenannte  Passirgcwieht 
(£oläsi>i>;cr  Maximalrerlost)  gesunken  bei  der  Controlc  ror^efaeden  werden,  wie  bisher 
in  Grossbritaiviiicn .  erscheint  unbillitr.  uii'l  fnr  dio  Erli.iltnnp  tles  Munzuiülaufs  in 
gutem  Zustande  unzwcckmäsig,  denn  die  abgenutzten  Münzen  bleiben  dann  meist 
im  Verkehr.  De  die  neuere  rfttionelle  Monsgosetzgcbung;  aasdrOekiicb  eine  Herab' 
s^etZQn^  de-  X«  imwerihs  behufs  der  Eiuzi-  liimg.  daher  besonders  bei  Scheidemünze, 
verbietet  Art.  13.  15  fb»s  Wiener  Münzvertrags),  so  ist  auch  d<»r  früher  oft  bedeutende 
Gewiuii  aus  solchen  uitd  ähnlichen  Operationen  i^V'crrufung,  Devahatiuiu  au^gej>chiosäcn. 
üeber  solche  Maassregeln  und  Uber  geheime  MUnzrerschlechterungen,  mit  Beispielen 
aas  der  französischen  uiirl  deutschen  Mri!i/,Li«.><  liirlife  K  :i  ti .  Fin.  I,  §.190,  2iiO  Doch 
bedarf  das  nicht  mehr  erst  einer  Widerlegung.  Im  Uebrigen  gehört  die  Sache  in  dia 
Volksviithächaftspolitilt. 

Anf  die  Dauer  kann  m  der  Reine rtrae:  trotz  des  Gevvinns 
an  der  Frägnuu:  der  Scheidemünze  last  vcrsch  wi  n  den,  Ja  selbst 
ein  Dericit  eintreten:  d.  h.  dns  Münzwesen  wird  •.\u<  »iner  Ein- 
nahmequelle eine  einer  wichtigen  ötaatsautgabe  dienende,  den  Staat 
finanziell  belastende  Einrichtung.  Das  Princip  der  reinen 
Ansgabe  kommt  zur  Geltang:  eine  Entwicklung,  zn  welcher  das 
Mtlnzwesen  der  modernen  Staaten  hinneigt,  im  grossen  Unterschied 
ron  den  Verhältnissen  früherer  Zeit,  wo  das  Münzwesen  durch  die 
dabei  befolgte  Politik  nnd  durch  mancherlei  bedenkliche  Practiken 
eine  Qnelle  (öfters  nicht  unerheblicher  Reinertrüge  war.  Berück- 
sichtigt man  noch,  dass  in  der  Gegenwart  der  Gewinn  bei  der 
6cheidemüijz.piä^uu^,  daher  aller  Gewinn  auö  Silberprägung  bei 
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derGoldwttbniDg,  kein  definitiver  ist,  da  er  bei  der  Wiedereinziehun^ 
dieser  Mttnse  211m  Nennwerth  wieder  Yenchwindet,  so  erweist  »ieh 
das  moderne  Mttnaweaen  ToUends  nur  noeh  in  nnbedentendem 
Maasse  oder  gar  nicht  als  eine  Einriebtnng  finanzieller  „Ueb«r- 
schnsBwirtliseliaft". 

Die  firttheien  Gewinne  taf  dem  Mflnsiraaen  eritllrao  sidi  dftrMw,  du»  die  dw- 


gelogtcn  mQuzpolitischen  Grundsätze  nicht  befolg^t  ^«  ardcn.  Man  pr&gte  mit  starkem 
Schlagschatz  ond  grosse  M'>'!?.'n  Scheidemünze,  änderte  geheim  und  offen  den  MOnzfass, 
uamentUch  erleichterte  man  ihn  und  gab  doch  die  leichteren  Manzen  zum  biühengeii 
Nennwefth  tm,  man  zog  periodisch  die  Manzen  und  maclite  dnbei  und  bei  der 
Netipräfiriinp  neue  Gewinne,  man  nahm  den  Lentcn ,  namentlich  den  Kaufleufen,  mit- 
gebrachte fremde  Münze  ab  und  gab  ihnen  nicht  den  vollen  (iegenverth  in  heimischer 
MUnze.  Man  /og  die  alte  Münze,  besonderä  die  Scheidemünze  oder  die  ausgegebene 
JUsptmUnze  leichteren  Münzfosses  zu  einem  herabgesetzten  Weithe  ein  q.  dgL  n. 
Ltmer  Practiken,  die  erst  im  1*1.  Jahrhundert  in  den  Cultarstanten  panz  rcrsch wanden. 

Mit  der  modernen  rationellen  Munzpolitik  sind  solche  Tractiiieu  und  mithin 
Beleihe  Gewinne  nnrereinbnr.  Je  nicli  den  Un&ng  der  nenen  Prägungen,  der  Ter* 
thoilong  derselben  auf  roDwichtige  und  Scheidemünze,  den  Operationen  der  Einziehung 
alter  Münzen  u.  s.  w.  schwanken  die  Roh-  nnd  Reinertri&ge  und  etwaigen  Deficite  def 
MUnzvervaltong  jetzt  jährlich  in  neuerer  Zeit  oft  recht  bedeutend.  Ein  Dnter- 
sehied  beeteht  meh  zwischea  Ubid<>m  der  Oold-  und  der  Silberw&hninf.  b 
letzteren  giebt  es  nur  l»l»«ino  Beträge  Scheidomiinzo:  in  crsteren,  weil  die  sämmtlichcn 
Theilmünzcn  unter  der  Goldmünze  aus  Silber  u.  s.  w.  minderhaltig  geprägt  werden, 
ist  ein  beträchtlicher  Thcil  des  Geldumlaufs  Scheidemünze,  also  mit  Gewinn  zu  prägen. 
Dies  ist  auch  ßnanzieli  wichtig  für  die  seit  1872  in  Durchfühning  begrilfene,  nodi 
unvollendete  deutsche  Münzreform.  Die  bis  1877  gepriltrten  124  Mill.  M.  neuer 
deutscher  SilbennUnzo  enthielten  z.  B.  nach  dorn  jetzigen  ScheidemUazfoM  nor 
4.24  MUl.  Pftind  Silber,  während  sie  nach  dem  frQberen  MttnzAm  4.71  Hill  Pfiuid. 
also  470,000  Pfund  fein  Silber  mehr  erfordert  hätten.  Letzterer  Betrag  ist  also  t.ab- 
züglich  der  PrSprekosten)  hei  der  Umprägung  der  alten  in  die  nene  SilHenntloze  ge- 
wonnen, oder,  tiai$  Pfund  damals  zu  SO  M.  Gold  gerechnet,  ein  Betrag  von  37.6  Mill.  M. 
6old.  um  welchen  eich  die  Verloste  ans  der  Abnutzanfr  de»  allen,  nach  seinem  Nenn- 
werth rin^ezo^enen  Gelds  und  aus  dem  ^'erkauf  des  peiren  Gold  stark  geminkeB« 
Silbers  vermindern.   Freilich  kein  dchuitiver  Gewinn,  wie  gesa^^t. 

Die  Daten  ftr  eine  BeTechnnng  der  Kosten  nnserer  HitnzrefonB,  so  weh 
letztere  dorchgefilhrt  ist,  enthalten  die  jäh t liehen  amtUohen  , .Denkschriften  über  die 
Ausfuhrung  der  Münzgesetzgebung*'  in  den  Keichstagsacten.  Die  (ioldbeschaffung  ist 
in  den  ersten  Jahren  bei  gtxnstigen  Wechseicursen  —  unter  dem  Einfluss  der  fran- 
zösischen Contribntion  —  wohlfeiler  gewesen.  Dagegen  hat  die  Einziebnnf  der  altoi 
SilbermUn/e  wcfrcn  deren  Abnutzung,  namentlich  aber  der  Verkauf  des  Silbers  wegen 
des  besonders  seit  J>>74  erfolgten  starken  Sinkens  des  Silbers  gegen  Gold  bedeutende 
Kosten  gemacht.  Diese  wurden  einstweilen  durch  die  anderweiten  Gewinne,  besonders 
aus  der  Prägung  der  Silber-  und  sonstigen  ScheideuDtize  theilwcise  wctt  gemacht. 
Sie  würden  aber  bt!d.  nfcnd  ^o^fi.•;I.'n  s-in,  wenn  man  nicht  im  Weseiitliciien  seit 
1878,  rollstäodig  seit  1  bbO  weitere  Einziehungen  der  alten  Mttnze  (Tbalor)  und  Süber- 
reritinfe  eingestellt  hitte. 

Das  Ergebniss  der  deutf^chen  X«- u prägu ngen  für  die  ganze  Periode  der 
Mtin/.reform  fDeccmbcr  \^']^  Ins  :>] .  Marz  1S77,  bis  wo  die  Prüffoneren  in  der 
Hauptsache  durchgeführt  waren  (N.  1),  dann  l»is  'M.  .Miiri  l^SS  i^N.  II)  war  in  Müi.  M. 


(l) 


Werthbetrag  Auschaifangs- 


(Nennwsith)  worth 

1264.123  1256.015 
408.829  369.005 


Demnach 

Bmtto- 


Goldmünzen  . 

Silbermünzen  . 

Nirkelmitnzen 
Kupfermünzen 


mOozgewinn. 


35.160  15.277 


9.5;>b  5.190 


8.10T 

.'{9.825 

4.105 


Summa 


1717.707  1645.7b7 


71.920 
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HD 

GoldiiittuMi 

SilbermOJisra . 

NirkfilmüDzen 
kuplermOnzeD 


Bei  deo  Goldmünzen  excl.  Präguog  aaf  Phratrecbnung.  Letzter«  (für  die  Eeichs- 
bul)  fimd  BeverdingB  hat  alldn  noch  ttilt  (im  Gänsen  aa  BeicbtgoldmllDise  bis 

lade  1S88  geprägt  2.22S.410.000  M.,  wovon  907.377.550  M.  aaf  Privatrechnnngf). 
Der  Bruttogcwnnu  ist  hi  r  mit  dem  Nennwerth  berechnet,  deckt  sich  also  nur 
bei  Gold  mit  dem  Meialiwurth.  Bei  Silber  ibt  er  in  Guld  amgerechaet  schon 
BD  10  7«  kleiner,  weil  Silber  e.  10  %  leichter  geprägt  wird«  aler  thsMchUeli 
noch  viel  kleinrr,  weil  Silber  weit  unter  der  alten  Nonn  ?ou  15.5  :  1  gegen 
Gold  veri^ao^  werden  mosate.  lloch  grösser  ist  die  Ditt'erenz  bei  Kickel  and 
Knpfei;  Tob  dem  Gewinn  geben  dann  die  Piigokotton  ab,  wdoho  das  Reich  den 
MMttMUtm  der  Einzelst&aten  rergQtet,  femer  die  Verloste  an  wieder  einge> 
lo^ener  (zu  stark  abgenntzter)  Reichsraünze.  Von  (iollmtlnzen  waren  bis  Ende 
ISäS  J,a27,000  M..  von  SilbermOuzcn  13,024.700  M.  wieder  eingezogen  (darunter 
gitateatbeib  —  IS  MiD.  M.  —  die  absiebtlich  wegen  Unzweckmlnigkeit  fiBr  den 
Gebrauch  in  ^nlsseren  Posten  wieder  eingezogenen  20 -Pf, -Stocke.  Ge^ainrntprifoog 
an  Silbcruiiinze  bis  Ende  1S88  464.519,600  M.);  von  Nickelmünze  waren  800  M. 
((iesaninitprägung  bis  Ende  1888  40.462,100  H.,  Zunahme  in  1887  und  1888  wegen 
der  Prägung  ron  20-Pf.-Stücken  in  ISickel),  ron  KnpfermOnze  48  M.  (Oesammtprlgong 
10,M4,500  M.)  wieder  eingezogen. 

Die  t^ilbermonzprägoog  Üroasbritannleas  betrug  1879-88  7,200.824  Pf.  St., 
woftir  das  Metall  nnr  S.944.288  Pf.  8t  kostelo;  bei  Amuettftnze  Wren  diese  Zahlen 
b<;zw.  412.474  und  72,2:^0  Pf.  St.  Für  in  dieser  2eit  eiu^^  l  <<  SilbcrmUnze  ron 
a.105.403  Pf.  st  ergab  sich  ein  AbnatmngsToriiist  von  d7M86  Pf.  St.  (BailetiA 
XXV.  640). 

Die  Einzlebnngen,  Affinirnngen  und  Einsebmelsnngen  o.  s.  w.  der 

nltereii  Landes  Sil  her  münzen  lieferten  bis  Ende  1877  folgendes  Erjrebniss:  zur  Ver- 
arbeitung ?erwandt  ö4it.83ti  MilJ.  M.  oder  zu  90  M.  per  Pfund  fein  Silber  gerechnet 
6.043  Mill.  Pfund  fein  Silber,  mit  einem  Scbmelzergebniss  von  bloss  5.824  Mill. 
Pfand  fein  Sill)er.  Daher  VerlnsC  an  fein  Silber  218,486  Pfund  (»  6.55  Mill.  Tbir. 
Silbcrgeld  des  früheren  Fasses).  Dagegen  wnrde  eine  Vergütung  für  '^is  in  den 
älteren  SUbermanzen  enthaltene,  jetzt  bei  der  Aftinirung  gewonnene  Gold  iui  Betrage 
ron  1.674.288  M.  ei^t,  dn  Gewinn,  der  sieh  nach  Abzug  ron  Affioir-  und  Scbmeu- 
kosten  auf  1,215.165  M.  rcducirte. 

Für  das  bis  Ende  1877  nach  dem  Nennwerthe  eingozo^efic  Silbergcld  stellte  sich 
Selbstkostenpreis  per  Pfund  fein  Silber  auf  93.37G250o2  M.  (über  90  M.  wegen 
der  AbDBttsng,  Sebmehkoeten  nnd  der  Minderhaltigkeit  der  alten  ScheidemQnso 
TJ.  8.  w.)  und  for  das  bis  dahin  verkaufte  Silber  der  Erlös  per  Pfund  fein  Silber  aof 
SO  91  M.  Auf  5,104.452  Pfund  verkauftes  Silber  war  ein  Verlust  von  63.51  Mill.  H. 
erhtten,  wovon  auf  die  Abnutzung,  bez.  nicht  vollwcrtliigc  Prägong  17.23.  auf  die 
Entwerthung  des  Silbers  45.21  Mill.  M,  /u  rechnen  ist  —  Die  letzte  eigentliche  Denk- 
§rhrif\  (Iber  die  Aosfnhnjng  der  Münzreform  ist  die  13te  für  1884  (Drucksachen  des 
BeicbstAgs.  6.  Legislaturperiodo,  1.  Session  1884/85  N.  214).  Seitdem  nur  Daten 
fhr  jedes  Jabr  Im  ADsenlnss  an  die  Oebertichlen  der  Einnahmen  und  Ausgaben. 
Elheblirbe  Veränderungen  des  einstweiligen  finanziellen  Endergebnisses  sind  seit  Ende 
^?r  lS70er  Jahre  weiren  der  Einstelinng  der  Einziehungen  nnd  Verk?infe  älterer  Landes- 
äilbermOnze  nnd  der  geringen  Neuprägungen  von  Silber-,  Nickt:!-  und  Kiipt'ermüu/.e  nicht 
sr&lft.  Nndi  einer  mir  gtltipt  rem  reichsstatlstiscben  Amt  mitgetheilten,  nicht  voröftent- 
Kcbtfn  Zusammenstellung  der  den  Keichstag>act''n  entnommeneu  Daten  stclltf  ^-irli  das  Er- 
gebnisa bis  1.  April  1887  auf  117.i>3  Mill.  M.  Ausgaben  nebst  Verlusten  bei  der 
Ihtrchfohmng  der  Münzreform  (unter  den  „cinmaJigon  Ausgaben"  gebucht);  dant 
traten  bis  dahin  4.24  MiU.  M.  an  Zinsen  auf  Scfaatzinweisnngen  zur  Bcschaifong  eines 
Betriebsfonds  der  Mttnzrerwaltnng  (Anweisnngen  m  diesem  Zweck  sind  nnr  bis 


Werthbetrag  Anschaffung«-  ^omnnoh 

(Nennwertb)  werth  „anzgewinn. 

.   .   .     1321.518  1818.291  8.227 

.    .    .       452.992  408.865  43.527 

.    .    ,         86.938  15.370  21.5RS 

...         10.354  5.830  4.ö24_ 

'Summa      1S2L202'  1743.356  77.846 
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1879/80  a««£rescbcn  worden,  in  Ganzen  für  5*^7.21  Mill.  M  ).  Ucv  (fe$ammtaafvan(i 
für  die  Mun/.rcform  icinschliesslich  dieser  Zinsea)  war  daher  bis  zum  geaanntefl 
Termin  121.27  Hill.  M.,  velcbom  Betrair  bis  dahin  ein  „Gewinn**  «ne  der  AosprJI|tiinf 
und  aus  sonstij^^  n  Finnnhiricn  ron  74.88  Mill.  M.  geptmilbersiaii(1.  I><;r  sich  hiernach 
erg^cbcnde  Koi'tenbctrag:  war  mithin  40.39  Mill.  M.  Seitdem ,  bis  I8b9.  bat  sich 
diese  Summe  wieder  etwas  vermindert  durch  die  neue  Nickel-  and  Kupferprägnng. 
nicht  durch  die  Silh.  ri  raguug,  da  letztere  nur  eine  Umprägun?  von  einer  Sorte 
Rcichssilbcrmnnzc  in  eine  andere  betrifft  (20- Pf.- Stücke  in  Mark-Sttlcke).  —  An«?<cr- 
dem  veisen  die  Munzetats  der  £iazeU>taateu  einige  GewiDoe,  besonders  in  den  Jabrea 
«tnrker  PrigunK.  1872—78.  anf. 

Die  Sistininif  d»>r  Einzichuni?  der  Silberthaler  uml  der  Silbenrerkiufe  seit 
IS'9— 80  hat  somit  (instweilen  watcre  Verluste  und  damit  Kosten  der  Münzrefonn 
verhütet,  aber  letztere  auch  unvollendet  g^'Iassen,  wenn  man  bei  der  „reinen"  üold- 
währnnf  rerbleiben  will.  Woide  man,  dem  Prineip  der  Goldwlbranir  gemta,  <iie 
Thalcr  noch  volUtändii?  einziehen  und  das  Silber  daraus  weiiiir>T<Mi'?  irrösstenthoi!- 
(etwa  Vio  davon?)  veikaufen  so  ergäbe  bich  auf  c.  400  Mill.  M.  Thaier  wenigstens 
noch  ein  Verlust  von  120  Mill.  M.  (beim  Silberpreis  ron  1889)  und  die  gerade  im 
System  der  Goldwährung^^  erforderiiche  Erhöhuni^  des  Silbcr^ehalts  der  Iteichssilber- 
mQnzc  (mindestens  der  Sterke  von  1  M.  nn  anfw-rirts)  auf  die  ursprünplich  beah-ich- 
tigten  90  7»  Goldwerth,  alao  die  ent:>prechcnde  ümprAyrung  dieser  Münze  wurde  wohl 
wieder  nn  100  Mill.  M.  kosten,  vonach  die  Reiehs^MQnaeebnnng  doch  mit  einem 
starben  Deficit  abschlösse:  c  260—270  Milt.  M. 

Die  jetzt  noch  beim  Mtfuzweaen  TorkommendeD  EinöabmeQ  sied 
in  finaDzwissenecliaftlieher  Hioaicht  vereobiedeneB  Charaeters: 

1)  bei  der  PrügtiDg  aaf  Staat Brechniing  ist  der  Oewinn 
wesentUcb  eine  priyatwirthsebaftlicbe  Einnahmey  so 

a)  wenn  der  Staat  das  robe  Metall  (oder  die  fremden  Münzen) 
auf  tlciu  Miukt  oder  durch  Liclci  uiigsverträge  mit  Berg-  und  üüttcii- 
werkei),  Edulmetallhäiidlcrn  etwas  billiger  kauft,  alg  er  es  nach 
dem  Mün/lu88  der  vollwichtigen  Münzen  prägt  und  ausgiebt. 

Acltcre  Daten  hn  Ran,  Kii>  1.  §.  198  Note  b.  Narh  <\cm  Betriebsplan  der 
preussischen  Münze  für  1S71  /.  Ii.  Ik'ichaüuiig  des  Munzsilbcrs  durch  Lieferanten 
zu  29  Thir.  25'/,  Sgr.  nnd  29  Thlr.  23  Sgr.  für  4ta  Pfand  fein  Silber.   Jetzt  bei 

(l,  r  (]oIiU  :ilininp  hängt  der  (icwiiin  der  Miinze  weseiiflieh  Vwtn  Stnndi-'  d>'r  We-  hsel- 
curse  und  daher  von  dem  Bezugspreise  dea  (ioldc^  aus  dem  Auslande  ab.  Iq  den 
ersten  Jahren  der  deutschen  Münzreform  deshalb  ctVas  erheblicherer  Gewinn. 

b)  Der  Gewinn  aus  minder  haltigen,  aber  zn  einem  den 
Metalhvcrth  tlbersteip^endcn  Ncniiwcrth  ausgegebenen  und  nm- 
laiiu^üden  Scheidciiitinzen  ist  weder  Gebiflir  noch  eificutlicbc 
iSteuer.  Niemand  bezahlt  diesen  (Icuinn  aus  seinem  Kinkommen. 
Er  kann  zur  privatwirthsehafllicheu  Eiuuahme  gerechnet  werden, 
weil  er  wesenUicb  aus  dem  nnTerzinsliehen  Credite  berrtthrt, 
welcher  gewissermaasBen  dem  ausgebenden  btaate  vom  gesammten 
Verkebr  in  der  Annabme  der  Scbeidemttnze  znm  vollen  Nennwertb 
gewährt  wird. 

2)  Der  Gewinn,  welcher  bei  der  früher  mehrfach  vorgekommenen 
Zwangsabliefernng  von  Gold  nnd  Silber  ans  Privatwerken 

zn  einem  billigeren  Preise  an  den  Staat  gemacht  wnrde,  hatte  die 

Matur  ciucr  Ikrgwerk Steuer  besonderer  Art.    Eine  solche  Ein- 


Digitized  by  Google 


MiLiinreMii.  Braltgosehlfttt. 


123 


riebtQDg  widerspricht  aber  Deaeren  Rechts-  tind  Bestenenmgsgnisd- 
sStien  und  wäre  in  Europa,  znroal  fttr  Gold,  auch  ohne  wesentliche 
prsctische  Bedentung. 

8.  dtrttbeT  Bau,  Fin.  t,  §.  ISS  (Im  AbscbniK  rom  Berftweritsregal).  Sogtiiuumfes 

Vorkaufsrecht  der  Rofiemnir  bei  den  Priva(bcr?w-cr!»cn,  anch  mitunter  für  unedle 
JÜeteile  iHarz).  In  Sachsca  noch  in  neacrer  Zeit  bei  den  Gold-  und  Silberbcr^wcrkcu. 

3)  Nur  die  Abgabe,  welche  der  Private  dem  Staat  ftir  die 
PrägQDg  des  überreichten  Metalls  als  ,,Prägeko8ten"  („Münz- 
kosten'',  y^Prilgegeld'',  „Mttnzgebttbr",  ,,Schlagschatz")  n.  s.  w.  zahlte 
hat  die  Natnr  der  Geb  ü  br.  Diese  gehört  in  einer  Hinsicht  zn  den 
«»genannten  Beglanbignogs^^ebtihren  (S*  36). 

4)  Aasnahmswetse  kann  etwa  noch  ein,  dann  aber  meist  anch 
nur  kleiner  Gewinn  vorkommen,  wenn  die  Münzanstalt  eines  Staats 
vertraiTSweise  für  eiueu  anderen  Staat  Münzen  prUgt  (wie  jüngst 
in  rrcuö.^eii  lür  Aegypten):  eine  Eiunahmei  welche  dann  mehr  den 
Cbaracter  einer  gewerblichen  hat. 

§.  52.    2.  Banknotenwesen.  Bankgeschäfte. 

Wo  die  Banknotenaasgabe,  wie  mehrfach,  ausdrücklich  durch 
Gesetz  dem  Staate  ansscbliesslich  Torbebalten  ist,  kann  man  wohl 
?on  einem  Notenregal  sprechen.  Dasselbe  Iftsst  sich  vom  Staate 
selbst  milteist  einer  eigentlichen  (reinen)  Staatsbank  ansahen  oder 
znr  Ansnutznng  Dritten,  namentlich  Erwerbsgesellsehaften,  über- 
tragen, einer  einzigen  („private  Honopolbank oder  mehreren. 
Die  Einnahme  ans  einer  Staats- Zettelhank  bat  überwiegend  den 
Character  einer  p  r  i  va t  \v i  r  t  Ii  sc  h  ai  1 1  i  c  Ii  e  n  Eiua.üiHiL'. 

Der  Cicwinn  der  Bank  aus  den  sogonanaten  ActirgnscUäficn  oder  Anlagea,  in 
der  Form  tob  Zineen  (IKscoDt)  v.  dgl.,  wird  ooter  der  Coiicurrcns  anderer  Blinken 
aad  pxivAtw  Creditgeber  (Discontirer)  erltogt  nnd  hingt  in  Miner  Hohe  dnron  ab. 

Die  finanzielle  Gegenleistung  von  Privatbanken,  welchen  die 
Aosnotznog  des  Notenregals  Übertragen  ist,  hat  dagegen  den 

Cbaracter  einer  Gebühr,  wenngleich  nicht  rein,  sondern  mit 
privatwirthschaftlichen  Elementen  verbunden,  wie  es  schon  die  vcr- 
tragfcwcise  Festsetzung  der  Gegenleistung  mit  sich  bringt. 

Die  ganze  Frage  des  Bankgeschäfts  in  finanzieller  Bcziebun^f  ist  bereits  im 
I.  Bande  behandelt  worden,  Fin,  I,  §.  25i< — 262.  Diu  dort  erwähnte  deutsche  „Nolon- 
iteaer*  (ilir  die  Uebencbrettong  des  gestatteten  „nogedecfcten'*  Notenbetrags)  ist  bisher 
rinr  in  einzelnen  wenigen  FftUen  ZU  zahl' ii  gewesen.  nhrig:cns  mitunter  auch  von  der 
ß«.ichs»bank,  sie  bat  im  Jahre  den  Erlrag  von  einigen  10.000  M.  nicht  Ubcrschnueii. 

Die  Aasgabe  von  einlOsbarem  Staatspapicrgcld  ist  der  Banknotenausgabe 
iahe  r erwandt.  Sie  ist,  ebenso  wie  die  Aufgabe  ron  nncinlö» barem  rapicrgcld 
hne  Z wan  r e u rs  und  von  snlehrm  m  i  t  Z  wan gsc ii  rs  („eigentliches"  Papicr- 
jcid,  ^apierwabruag")  bei  den  Staatsschulden  zu  behandeln.  Ohne  ausdrückliches 
6e*«t2  steht  dem  Staat  nnr  die  Ansgabo  des  eigentlichen,  nicht  der  beiden 
■^i  r  n  Kiti  ^^nne -n  von  Papiergeld  ausschliesslich,  also  als  Regal  zu.  (A.  Wagner, 
i^euclbankpolitik,  2.  A.  S.  1  ff.)   Die  (verhallte)  £innabmo  (bez.  ersparte  Ausgabe), 
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welche  ans  dem  Zinsgewinn  de»  nirht  hnar  gedeckten  ThoiU  des  Papiergelds  hervor- 
geht, hat  bei  dem  oiiilösbareo  oder  zwaogscurslosen  Papiei|^el(i  den  Cbaracter  einer 
privatvirtbecbaftlicben  Eionabine  ms  Creditf  escbifton.  Bei  dem  eigent- 
lichen Papiergelde  ist  theils  dieser  Cbaracter,  theils  derjenige  einer  Art  indirectcr 
Besteacrong:  rnrhanden.  letzteres  namentlich,  soweit  die  Entwerthung  and  Werth' 
Fcrminderong  dieses  Papiergelds  den  Privaten  ökonomische  Opfer  auferlegt. 

Ohne  ausBchlie ssende  Vorrechte  wurden  und  werden 
von  Staaten,  Gemeinden,  Comrannalverbänden  u.  s.  w.  mehrfach 
Bankgeschäfte  yerscbiedener  Art  betrieben  (z.  B.  Preaasiscbe 
Beebandlong,  Breslauer  Stadtbank  ^  mit  Notenreoht,  Commoiial' 
st&ndiscbe  Bank  der  prenBsiBchen  Oberlansitz).  Unternebmongen 
dieser  Art  fiillen  iinansiell  meistenB  allein  oder  IlberwiegeDd  unter 
den  Gesichtspnnct  der  prlvatwirtbeehaftlicben  Erwerbsanstalt. 
Doch  kommen  dabei  wyhl  einzelne  Geschiifte  ^  c  b  ü  h  r  e  n  a  r  t  i  g  e  n 
Characters  vor,  z.  B.  die  Annahme  offener  uiui  verschlossener  Depots 
(nieist  Werthpapiere)  gegen  feste  Gebühren  (Deutst  he  Reirhshaiik). 
In  banktecliniseher  Hinsicht  nteht  einer  Ausdehnung  besoutlers  des 
conimunaleu  Bankwesens  i  Hypotheken-,  Lonibard-,  Wecbf»ei-|  Depo- 
siten-, Pl'andbriefgescbaft)  nichts  Wesentliches  entgegen.  In  social- 
politiscber  Hinsiebt  spricht  Vieles  dafUr.  Dann  wOrde  der  »»Ge- 
btthrencharacter"  der  Zahlungen  ftlr  manche  Dienste  noch  mehr 
hervortreten. 

Der  Gevinnanthcil  von  Gemeinden  n.  s.  w.  an  öffentlichen  Sparcassea  bat 
mehr  pn?atwirthschaftlichc  Natur.  Er  ist  eine  Art  Vergütung  für  die  Uebaramliaie 
der  Garantie.  Richtiger  wird  dii  ^er  Gewinn  wohl  direct  und  indirect  den  Interessenten 
der  Sparcasse  za  Gute  gebracht  —  AehDÜck  Gewinno  aus  Öffentlichen  Leih- 
imtero.  Vgl.  über  dies  AUeü  G.  Bruch«  in  den  Gatnebten  zor  ComiDiiDnkteQer* 
frage,  Leipzig  1877,  S.  27 — 29.  —  üeber  Bankwesen  tlborbaupt,  mit  Kttdraidit  auf 
die  Frajrr  der  Ucbcrnalime  Seitens  des  Staats  und  ßflentlichcr  Körper,  s.  meine  At»- 
handluiig  Oredit-  und  Baiil^wcbcn  im  Schöubei^'schen  Handbuch  der  politischen 
Oelconomie,  I,  S.  A. 

^.  53.    3.  Versicherungswesen. 

In  einzehicn  Zweigen  ist  es  geschichtlich  dem  Staate  oder 
einem  Selbstverwaitungsk^rper  (Provinz,  Landschaft,  Gemeinde) 
aosscbliesslicb  vorbebalten  gewesen,  Einriebtangen  oder  An- 
stalten des  Versicbeniogswesens,  besonders  fttr  Fenerversicheniii^ 
nnd  hier  wieder  fllr  Immo biliar versichenmg,  zu  schaffen.  Hier 
nnd  da  Ist  dies,  namentlich  fttr  letztere,  noch  so  geblieben.  Häufiger 
ist  aber  die  Concnrrenz  von  privaten  Gegenseitigkeits-  and 
specnlativen  Versiebernngsanstalten  (besonders  Aotiengesellscbaften) 
neben  den  etwa  noch  hestehenden  „  Öffentlichen zugelassen 
worden.  Mitunter  sind  auch  letztere  ganz  anfgegeben  worden. 
Umgekehrt  liat  aber  auch  der  Staat  etwa  neben  den  schon  be- 
stehenden oder  neu  zugelassenen  Privatversicberungsaostaiteu  eigen  e 
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neu  begrBndet,  2.  B.  anf  dem  Oebiete  der  Lebens-  und  Renten- 
veiBicliernng,  oder  selbst  mit  Anssehlnss  prirater  Anstalten, 
wenigstens  fbr  bestimmte  Zwecke,  wie  jetzt  bei  den  neuen  deatschen 
Einrichtangen  der  Arbeiter versicherong,  wo  Öffentlich-rechtliche 
Verbinde  Air  diese  Oebi^  geschaffen  worden  sind. 

Gewöhnlich  sind  die  „öffeutlicben"  Yersicherangsanstalten  selb- 
ständige, vom  Btaatsfigcos  oder  CommuDalärar  rechtlich  ge- 
trennte eigene  juristische  Personen,  derogemäss  mit  eigrenen 
Einnahmen  und  Ausgaben,  wenn  auch  eventuell  mit  Garautieen, 
Dotationen,  Zuschüssen  zur  Deckung  vou  Aasfällen  Seitens  des 
Staats,  der  Gemeiude.  Die  Versicherungsprämien  d^Brandsteuer'' 
des  ötfentlichen  Immobiliar-Feuerversicherangswesens,  gewisse  Bei- 
träge bei  der  Arbeiterrersichernng)  haben  auch  hier  wie  bei  directer 
Aosftthning  der  Sache  anf  Rechnung  des  Staats,  der  Gemeinde  regel- 
mässig den  Cbaracter  von  Gebtthreui  snr  Deckung  der  Kosten  der 
vorgekommenen  Schäden,  der  zu  leistenden  Renten,  der  aUgemeinen 
Verwaltnngskosfen  und  eventuell  zur  Ausstattung  von  Reservefonds. 

Das  Versicherungswesen  eignet  sich  wenigstens  in  manchen 
Zweigen  (Feuer-,  Hagel-  und  Viehversicherung,  Lelnns-,  Iknten- 
versicberung,  ArbeiteiTersicheruug)  öko nomisch- technisch  im 
Allgemeinen  recht  wohl  zur  directcn  Uehernahinc  auf  den  »Staat 
aod  die  Comniunalverbände  oder  wenigstens  zur  Betreibuug  durch 
selbständige,  öffentliche  Anstalten.  Das  speculative  Versieber- 
uogswesen  hat  in  eiozelnen  Zweigen  (Lebensversicherung,  Feuer- 
yeraicherung)  viele  ttble  Seiten  offenbart.  £in  grossartiges  Öffent- 
liches Gebtthrenwesen  würde  sich  bei  „Verstaatlichung „Ver- 
eommunalisimng''  dann  hier  ausbilden.  Die  etwaigen  Ueberschttsse 
dabei  zn  Gunsten  des  Staats  uud  der  Gommnnen  lassen  sich  in  einer 
Hinsicht  wieder,  wie  bei  Banken,  als  eine  privatwirthschaftlicbe 
Kinuabme  auffassen,  so  im  Fall  einer  (iarantie,  ttlr  welche  sie 
ine  Entschädigung  bilden.  Sie  haben  aber  auch  etwas  von  der 
Natur  einer  Steuer  an  sich,  waren  jcdrx-h  auch  in  diesem  Falle 
ebenso  zu  rechtfcrtigcu,  wie  der  jetzige  grosse  Gewinn  der  Krwerbs- 
VersicberuDgsanstaiten. 

Die  Frage  ist  in  der  Volli8wirths<  haftspolitik  zu  erledigen.  Die  «inseitige  Be- 
^iUtötigiing  des  ,^puculaUveJi"  Vcrsicherungsvoiicns  iu  der  ucuercn  Theorie  (Siuith'scho 
Selnile)  und  in  der  Praxis  hat  gerade  in  Dentscbland  in  neuerer  Zeit  wieder  dDer 

ncbtiirercn  Wür^Iigmiß:  Jcs  ,,5frontlichen"  VersicborungswesenH  Pl.'itz  u;einaclit.  Weiteres 
Vi  meioer  (auch  apart  orschioiieiien)  Abhnndliinir  ..fJcr  Staat  unü  das  Vf.r>irhcrungs- 
wmea"  (Tübinger  Zeitschrift  IbSl  B.  37)  und  bcsoadori  in  meiner  Abhandluug  Vei- 
ddMrangsweien  im  Schöoberg'tclien  Handbuch,  wo  die  berührte  Frage  eingehend 
-T"rten  iirt'l  Literatur  darüber  ariL'-''i"-ben  ist.  Der  iricbr  •^c^ncrisclu'  Staiid|iiinrt  ?ut 
oel  Makowixka,  Abhandlung  Vef»iciiQraagiwe«eo  in  Bluntschii's  ätaatawOrtor- 
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back  XL  Auidffuog  der  Idee,  das  Feuerrcraicbeniugsveaaii  auf  das  Uaich  zu  Hbtt- 
t»gcu,  durch  den  SficitldeiDoltntea  Bittingbantan. 

4.  Das  Verkehrswesen  i.  e.  8.  d.  h.  das  Communi- 
cations- lind  TruDspo rtweseu;  öffentliche  Wege  aller 
Art  and  VerkehrBanstatten. 

5.  die  Literatur  iu  Band  I  A.  besonders  S.  640  ff.).  Ein  vorzügliches 
Werk  Uber  die  ganze  Materie  ist  E.  ü&x,  die  Verkehrsmittel,  2  Bäude,  Wien  l'>7b 
nud  1ST9.  Iii  allen  Hauptpanctcn  (mit  theilwreiser  Ausnahme  der  ..delegirten  öäeot- 
licben  Unteruehuiung'')  betinde  ich  mich  in  Uebereinstitnmunsr  mit  «liebem  Weii^a,  wit 
sii  Ii  au:i  Band  1  der  !'iii.ui/.\vi>MTi->rliart  crgiebt.  Für  dio  priijrijacll.  ii  Erörterunjr'-n. 
Welche  iu  d«r  Volkswirthschaftspolmk  anzustelle»  itiiid,  beziehe  irh  mich  hier  »af 
Sax.  Auch  in  den  finanziellen  Fragen  (tl'abt  der  Pinanzpriu«  ipion.  Tarifveeea 
bei  der  Post,  Telegraphie)  stimmen  wir  vielfach  überein.  S.  ferner  die  treiriichen 
neueren  AasfUhrungen  <».  Cohn 's  (so  in  Sohraoller's  Jahrbuch  X.  64n  und  in  «Hn«^r 
Fio.j,  mit  Anüichtcn,  diu  ich  übrigens  schon  iu  dur  1.  Auflage  doch  luchiiach  khu- 
Uch  rertreten  habe.  Ich  thue  es  jetzt  noch  etwas  sch&rfer  and  nShere  mich  damit 
Go!)n  nach  mehr.  Anssf^rJ.-m  die  oh^n  S.  110  i^rninnten  Ausführungen  der  Finanz- 
tbcoretiker.  ron  Kau  auch  die  Voikswirthschaft^politik  (5.  A.  §.  255— 272a,  Hor- 
stellang  der  Strassen  und  Mittel  zur  Benutzung),  Mohl  Polizeiwissenschaft,  Steik, 
Vervaltangelehre,  ROsler,  Verwaltunfrärecht. 

Diejit's  grosse,  auch  finan/iel!  wirhtiire  Gebiet  ist  bereits  iin  1.  Bande  rnsammcn- 
bäogend  be^iprochou  worden,  hinüichüich  der  beiden  eutscheideudeu  Puncte,  der 
(erentaelt  aoMchliestilichen)  Uebernahne  anf  den  Staat  nnd  die  Sdb^trenraltonirs' 
körpcr  und  der  leitenden  Finanzprincipien  der  Verwaltung.  (Fin.  I,  §.  265  fT.) 
I)(>rt  ^ind  au<i]  die  Gründe  daritelegt  wordfii.  warum  riii  Thiil  der  Wejre  und  Vcr- 
kohrsaiJÄtallcn ,  uamentlich  die  Eisenbahnen,  mit  alt»  privatwirthschaftlichc  Er*crbs- 
zweige,  daher  in  der  im  1.  Band  enthaltenen  Lehre  rem  Privaterwerb,  ein  anderer 
Tli'  il  da;ri'?en  als  nchiilin  ii  -  Eimiclitungen ,  daher  jetzt  an  dir>.T  Stell  ■  Ix-haiitli  lt 
werden.  Es  sind  uamoutlich  liUcksichten  auf  die  Höbe  des  iu  den  vcrschtedcucQ 
Wegen  und  Anstalten  atedtendeii  Kapitals  und  auf  die  Nothwendigkeit,  die 
Verzinsung  und  crentnell  dio  Amortisation  dieses  Kapitals  sicher  zu  stellen, 
welche  j»*n«»  Scheidung  veranln-sf  haben,  (■fit'^r  Verweisung  auf  die  Ausfahrungen 
im  1.  Bande,  beiw>aders  auf  diejcuigeu  iu  dem  Abschaitt  ttber  „das  Vorkehisweäea 
und  »eine  staatliche  und  finaii/icUe  Behandlong  im  AUgemeinen**  §.  265  ff.,  wo  den 
bezUfilichen  (Jt  lniliren  -  Einrichtungen  schon  ihre  principiell  richtige  Stdlunir  mit  - 
gebt:n  und  die  allgomeinfti  Grundsätze  für  deren  finanzielle  Verwaltung  mit  aut- 
gestcUt  worden  sind,  ist  hier  jetzt  nur  noch  eine  nähere  Behandlung  dieser  finau- 
ziellen  Seite  oder  der  Einrichtung  dor  Gebflhren  des  Verkchrswesow  L  e.  S. 
erforderlich.  Der  gan/.o  (n^irrnstand  des  \  riki  hr^wcscn?,  spcciell  des  Wegewesens,  ist 
in  seinoi  gt&chichtlicheu  Entwicklung  und  iu  seinem  bestehenden  Zustande  in  erster 
Linie  eine  rerwaltongsrechlliche  Matetie.  Die  finanzielle  Seite  ist  doch  auch  hier  das 
Secundftre,  die  administrative  und  voikswirthschaftliche  das  Wichtigere.  Deshalb  ist 
hier  wieder  m<-]n-  luf  di<j  S.  lirift' n  tUior  Verwaltungsrecht,  Verwaltungslehre  und 
practische  Natioiiaiukuuumie  ( Volks wirthschaftspolitik)  &\a  auf  finanzwisseuschaftlicbc 
Werke  tn  renreisen. 

§.  54.  in  den  hierlicrgehörigen,  oben  (S.  114)  schon  genannten 
Zweigen  erlolgt  vielfach  Staats-,  rrovinzial-  und  Kreis-  und  Ge- 
n»eindethUti;zkeit  neben  einander.  Daiier  ^nebt  es  hier  Staats- 
und C 0 mm uual gebühren.  Eine  wiebtige  und  schwierige  Aufgabe 
der  Versvaltungs-  und  der  Finanzpolitik  ist  es  hier  öfters,  so  nament- 
lich bei  den  Wegen,  ßrttcken,  Flüssen,  den  damit  in  Verbindiuig 
stehenden  nnd  den  weiteren  Einrichtungen  des  Handels-,  Mesfh  nnd 
MarktFcrkehrs,  die  BetheUigung  der  einzelnen  Eategorieen  der 
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Sclbstverwaltangsköq^er  nnd  des  Staats  bei  der  Uebernahme  und 
AiififtibrnDg  dieser  Tbätigkeiten  vmd  die  Vertheilang  der  be- 
treffenden finanziellenLasten  angemessen  zu  regeln.  Hier- 
bei tauchten  einzeln  frtther  schon,  namentlich  aber  in  der  Gegen- 
wart, wo  die  Anforderungen  an  die  Leistungen  viel  grosser  ge- 
worden und  das  Interesse  des  Staats  und  höheren  Körpers  als  an  den 
Einricbtangeii  des  kleineren  Körpers  mitbetheiligt  angesehen  wird, 
ähnliche  Fragen  auf,  wie  auf  dem  Gebiete  des  Armen  -  und  des 
^chul^veseIls ,  ilonigeiiinss  auch  Fragen  der  Deeeutralisation  der 
Staatsverwaltung  und  der  Organisation  der  Selbstverwaltung  sowie 
«1er  „ÜDanzielleQ  CoQcarrenz'*  vou  IStaat,  höherem  Coainianairerbaud 
uad  Gemeinde. 

DftisBf  ist  iadessen  nicht  niher  hier,  soodorn,  soweit  tkberha^t  in  der  FSnnoz- 
vUsenschaft,  Mi  anderer  Stelle,  in  Band  l  (Flnanzw'.  3.  Auflage  §.  45  ff..  49}  ein- 
iQgeheo. 

Ein  Unterschied  von  den  sonst  verwandten  Angelegenheiten 

des  Armen  und  Sehuhvesens  besteht  im  Verkehrswesen  in  der  im 
Allgemeinen  wenigstens  deutlicheren  ökonomischen  Diffe- 
renzirung  der  Vorthellc  des  Verkehrsweöcus  unter  den  Benutzen- 
den, überhaupt  in  der  Zugehörigkeit  des  Verkehrswesens  /u  den 
volkswirthschaftlichen  Angelegenheiten,  wo  eventuell  auch 
privatwirthsehaftliche  Leistung  mit  ihren  Preisbestimmungen  Flatz 
«greift,  und  in  der  Höhe  des  Kostenaufwands,  besonders  auch 
für  die  Anlagen  selbst^  nicht  bloss  (Hr  den  Betrieb. 

Die.-^e  Umstände  reehtferligen  im  Ganzen  an  sieh  sehon  mehr 
die  Wahrnehmung  des  Finanz intcresses  des  betheiligten  ötl^nt- 
lichen  Körpers,  daher  ein  entsprechendes  Gebühren wesen.  Die 
Einrichtungen  des  Verkehrswesens  sind  ferner  so  beschaffen,  dass 
die  Erhebung  von  CtebUhren  technisch  Jeichter  und  in  rationellerer 
Weise  erfolgen  kann,  als  auf  anderen  Gebieten,  indem  sich  der 
Umfang  der  Benutzung  oder  auch  des  Nutzens  besser  feststellen 
und  ganz  gut  zum  Maassstab  der  Gebahrenbemessung  machen 
lässt.  Auch  die  Umwandlung  von  Einzelgebübren  in  Bausch- 
gebtihren  oder  g.mz  in  sogenannte  „IjcitrUge''  i  i?.  17,  73,  74) 
:>t  hier  mehrfach  zulässig  und  zweckmässig  und  in  der  Praxis 
üblich. 

In  der  Regelung  der  Gebtthren  und  namentlich  in  der  Fest- 
setzung ihrer  HOhe  bietet  sich  im  Verkehrswesen  aber  auch  die 
bequeme  Gelegenheit ,  die  Gebtthr  in  eine  (Verkehrs-)  Steuer 
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hintiberzut Uhren.  Geschiclitli(  h  öiters  vorgekommen  (so  bei  der 
Post)  kann  ein  solches  Vorgehen  auch  jetzt  nicht  immer  ohne 
Weiteres  von  der  üand  gewiesen  werden,  gerade  nach  der  öko- 
nomiachen  Natur  und  Wirkang,  namentlich  der  differcniielien 
Wirkang  der  Einrichtungen  nnd  Leistongen  auf  die  Benutzer.  Nor 
niii88  Uber  du  ,,0b,  Wie,  Wann,  Wie  weit?'*  wieder  nach  Be- 
steoemngsgrandsfttxen  entaehieden  werden.  Die  letsteren 
rechtfertigen  aber  mitanter  den  Uebergang  der  Abgabe  in  eine 
Steuer.  Hier  in  der  Geblihrenlehre  iet  das  jedodi  auch  bei  den 
einzelnen  Zweigen  des  Verkehrswesens  wieder  nur  anzndeateD^ 
nicht  des  Nähercü  auszuführen  uuii  zu  begründen. 
S.  besonders  antea  Uber  die  Post  §.  60 — 62. 

a.  Die  Wefre* 

§.  55.    1.  Principieile  B er echtigung  des  Wegegeldes. 

Seit  Alters  sind  die  fttr  die  allgemeine  Bennttung  bestimiDten 
Wege  regelmässig  (öffentliche,  d.  h.  vom  Staat  oder  einem 
aatonomen  LocalkOrper  hergestellte  nnd  verwaltete.  Es  handelte 
sieh  dabei  von  jeher  nm  eine  mit  bedenteoden  finansiellen  Lasten 
verbundene  Aufgabe,  deren  Darehftthrong  von  der  sweckmässigen 
Aul'bringung  dieser  Lasten  mit  abhängig  war.  Eine  filih  vor- 
komnieude  Form  hiertUr  war  die  Erhebung  einer  besonderen 
AI) gäbe  von  den  Benutzern,  des  Wegegelds.  Die  Gelegeri- 
licit,  letzteres  zu  erheben,  das  Recht  da/u,  das  au  eine  bestimmte 
Steile  geknüpft  war,  führten  dabei  gern  and  leicht  zu  Missbräuchen, 
so  zum  Zwang y  die  Strasse  zu  benutzen,  die  Stelle  zu  passiren, 
auch  wenn  ein  anderer  Weg  möglich  war,  später ,  in  der  Zeit  der 
Finanzregalien,  selbst  zur  Anfstellnng  eines  fiscalischen  „Strassen- 
regals^S  wobei  die  „Gebttbr**  in  Steuer  ttberging.  Aber  fttr  die 
Hohe  jener  Abgabe  war  doch  gewObnIicb  durch  das  Verkebrsbe* 
dflrfniss  eine  Grenze  gezogen,  welche  nicht  leicht  ttberschritten 
werden  konnte,  wenn  der  Weg  nicht  veröden  sollte.  Nur  ausnahms- 
weise haben  duhei  die  EiuLahuicn  aus  dem  Wegegeld  u.  dgl., 
wenigstens  in  neuerer  Zeit,  einen  wirkliclien  Ucberschuss  über  die 
Kosten  ergeben  und  damit  dem  Wege^^o!  i  den  Character  einer 
Wege  st  euer  verliehen.  In  der  Regel  lielerte  das  Wegegeld  nur 
einen  Beitrag  zur  Kostendeckung,  oft  nur  zu  den  Kosten  der 
Erhaltung  des  Weges  und  bat  damit  die  Natur  der  Gebtthr 
behalten. 
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Die  zolle  ( WcgezOUe,  Pa^sirzölle)  im  früheren  Mittelalter  sind  ubenrieg«ud 

srehohrenart  i  -  ■  Ab^alxMi  fur  die  Benützung  and  Abnntznntr  der  Wo;,'!'  n.  s  w. 
gewesca.'  Sic  wareu  daher  aL>  U  iedererstattung  eia^  gemachten  Ko^tteuaufwaad»,  als 
Bwililttay  einer  erlragteD  Fönlening  gedacht  So  im  frinkischen  Reiche.  (Vgl. 
Filkc.  ( Iiischichte  des  deutschen  Zollirescns,  S.  15,  21.)  Früh  aber  fand  eine  Ent- 
sftnriir  /u  Qnricbtij^en  eigentlichiüi  Steuern  statt  theils  durcli  Erliöhnng-  der  Sätze, 
tiieiia  Ucaüüden»  durch  Ycruichruug  der  Züllaiuttcn,  Zwau^  zur  Ikuui^uug  von  Strassen, 
Bittcken ,  theils  durch  Erhebung  von  Abgaben ,  denen  gar  keine  (iegenleistang  mehr 
'^'ntsprach.  wie  b«i  vielen  Flossi/.ölleii.  ^*ergebL'Ils  kiiuipft  die  kaiserliche  Macht  da- 
gegen, sie  hält  ab€r  an  dem  üebühreuprincip  im  Wegewesen  u.  s.  w.  noch  spät  fest, 
z.  a  QDler  Si^ismand.  Friedrich  III.  im  15.  Jahrhundert  (Falke,  S.  53,  56  If. 
YgL  Fin.  III,  §.  14.  15) 

S.  Uber  die  Ausgaben  fur  Woge  u.  s.  w.  Wagner  I,  §.  P.M.  Die  Einnahme 
aas  den  Chausseegeldem  des  Staats  war  in  Preussea  in  den  letzten  Jalireu  vor  der 
Avfhelmn|r  (1875)  c  1.6  MOL  Thir.  IMe  Untarhaltnng  der  StaatBchauseon  (ohne 
grossere  Umbauten,  die  mit  Ncubaoten  znsammenh&ngen)  kostete  c.  4.5  Miil.  Thlr., 
al»o  das  Dreifache.  Ackere  Daten  bei  Kau,  Fin.  I,  §.  2SD  Note.  Ohne  genaue 
Unterscheidung  der  Arten  der  Kosten  (Neubau,  grösserer  Umbau  —  Beides  guwiibn- 
lich  iu  einzelnen  Jahren  st&rkcr  wechsebd  —  gawOhnlichc  Unterhaltungskosten)  sind 
Vergleiche  zwisrhi-n  Kinnahmc  und  Kosten  misslich.  In  West-(^estcrrei<:h  k  .  t 
der  Str^^senbau  auf  dem  Etat  dos  Staats  in  den  ISSUcr  Jahren  gegen  5,  der  Walser- 
haa  gL  gcu  2.6  IfUL  fl.  jährlich,  die  Manthgehtthren  ergab«n  bdimhe  2.61111111. 

Das  Wegegeld we sc u  aLs  GehUhrenzweig  steht  daher  auch  ge- 
schichtlich und  im  heutigen  Verwalluugsrecht  in  enger  Verbindung 
mit  der  g e s e t z Ii c h e n  K e g e  1  u n  g  d e r  W e g e  1  a s t  e n  ,  d.  b.  der 
Aüfbriugung  der  Mittel  für  den  Bau  und  dicKrhaltting 
der  Wege  überhaupt  und  ist  uur  eine  der  Fornieu  aeben  anderen 
SQ  diesem  Zwecke. 

Von  l)cj.oiii]er>:r  Hedeutun,!^  wird  die  Art  dieser  Regelung  wegeu  der  Kostenhohe 
nameuüich  bei  der  ersten  Herstellung  neuer  Wese,  bei  technisch  wogen  der 
BodenrcrhUtniHC  schirierifen  Wege  strecken  und  neuerdings  besenders  bei  den 

technisch  vollkommeneren  Wegen,  also  bei  den  eigentlichen  K  u  n  s  t  Strassen 
(ChHUSscen)  w-lrho  einen  viel  grössereir  Hi  rstellunj^-undErhaltungsaufwand  machen 

Der  unbedingte  Wegfall  jedes  Wegegelds  der  Be- 
nutzer stets  und  ttberall  und  damit  die  volle  VerBcbiebung  der  be- 
treffenden Kosten  des  Wegewesens  anf  Andere,  sei  es  sonstige 
lotercssenten,  sei  es  die  Gassen  der  öffentlichen  Körper,  ist  nun 
jedenfalls  nicht  allgemein  grnndslttzlieh  berechtigt,  wie 
die  neuere  Theorie  nnd  Praxis  es  ansosehen  geneigt  waren.  Viel- 
mehr erscheint  nmgeliehrt  gerade  als  Gebühr  ein  Wegegeld 
principiell  berechtigt  und  practisch  nicht  unpassend. 

Dies  veist  mit  liecht  auch  Sax.  i.  131  nach.  Denn  wenn  auch  das  Wcgewosen 
■od  speciell  ein  Knnstitrassenuetz  im  ellgemeinMi  Öffentlichen  Interesse  liegt  und 
liegen  des  letzteren  mit  Recht  zu  einer  Ötrentlichcn  Angelegenheit  in  den  Händen  dci 
Staats  oder  eines  SelbstvcrvaltungskOrpers  gemacht  wird,  so  kuUpfuu  sich  an  die  Wege 
Bad  Kanststrassen  doch  auch  nachweisbare  nnd  selbst  einigermaesson  messbare  Oko- 
uomiscbc  Sonderinteressen  einzelner  (Jruppen  oder  Individuen  der  Bevölkerung, 
eben  der  W  Ljrebeiintzer  an.  Für  nie  liegt  hier  eine  besondere  Leistung  des  Wi'<!fe- 
wescnä  vor.  wclcbe  anderea  Personen  gar  nicht  oder  nicht  in  demselben  Maaa;>u  und 
Mir  rielbch  indlrect  zu  Gnte  kommt  Dies  eher  rechtfertigt  principiell  eine 
speciclle  Gegenleibtuug  iu  solchem  Falle  der  Benutzung  und  eine  Form 
di  .  r  ri.  w^.  hl.MxttiMir  auch  das  Wegegeld.    Diese  Auffassung  wird  nicht  dadurch 

^  W«fB*r,  FioauiwiiwnMhift.  II.  ^  Asfl.  9 
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widerlogt,  dass  man  mit  H  ui  <i.is  WoircgcM  in  Ansehnnsr  seiner  Folkswirth^i  ]iaftlidu*n 
WirkungcD  als  einen  Thcil  der  Frachtkosten  ansieht,  irelcho  in  der  lieget  rom  Käufer 
in  den  WMrenpreiaen  vergütet  wQrde».   Dadd  wmn  auch  zazagoben  ist,  da»  mifer 

freit?r  Concurrcnz  eine  beziifrlichc  Tendenz  vorliegt  nnd  lieim  Wegfall  des  Wegegeld«; 
alle  Bewüliner  des  Landes  durch  den  niedriirpron  Preis  vieler  (jüter  Notzen  haben 
künncn,  so  besteht  hier  doch  ein  langsamer  uinl  schwieriger  Leberwälzungsprocess 
und  jener  Nutzen  ist  unsicher  und  ungleicInniLssig.  (Rau,  Kin.  I,  §.  240,  auch  in 
p.iv.iii:  ;tiif  (\\r  l'Tvz''  der  Zweckmässiifkcit  der  A\ifli«ljnnir  ohne  festes  Princip.  Sax 
brinirt  dic:>e  Frage  mit  Kccbt  in  Verbindung  mit  dem  Intcnsiritätegrad  dea  Wegenetzes. 
S.  unten  §.  58.> 

Die  Frage  kann  daher  nur  sein,  einmal,  welche  Stclhniir  Hcni 
Wegegeld  unter  den  Formen  der  Kostendecknng  des  Wi mw  i  M  ii> 
einzuräumen  ist,  ferner,  ob  etwa  aus  anderweiten  Gründen  und  wann 
etwa  doch  besser  auf  Wegcgelderhebung  verzichtet  werden  soll  und 
dari.  Beides  lässt  ^ich  nur  im  Zusammenliang  mit  der  Frage  der 
Regel  QDg  der  Wege  lasten  tiberbaapt  entscheiden  nnd  nnr  in 
diesem  Znsammenhang  begrttnden,  ebendeshalb  nieht  vollständig 
nnd  nicht  ansreichend  an  dieser  Stelle.  Hier  können  nnr  einige 
orientirende  Bemerkungen  ttber  diese  Frage  aas  dem  Qeaicbtspnncte 
des  Gebtihrenwesens  gegeben  werden. 

§.  5^^. —  2.         l'et^eluii;;  der  W egelasten. 

Es  kommt  auch  tiir  die  Frage  von  Wegegeld  auf  die  bestimmte 
LOsnng  mit  an,  welebe  folgende  Tancte  des  hier  vorliegenden 
allgemeinen  I^roblems  ßnden: 

a)  Einmal,  welcher  Körper,  Staat,  Provinz,  Kreis,  —  oder 
wie  immer  die  Commnnalverbände.  heissen  —  Gemeinde  n.  s.  w. 
den  betreffenden  Weg  Übernehmen,  und  eventuell  daHir  die  Kosten 
tragen  oder  welches  gemeinsame  Znsammenwirken  von  zwei  oder 
mehreren  dieser  Körper  dabei  eintreten  soll; 

b)  sodann,  ob  ganz  oder  für  welchen  Antbeil  die  Cnj^se 
Bolcher  Körper  die  Kosten  zu  tragen  habe,  daher  ob  und  wie 
weit  da*)  Princip  der  reinen  Ausgabe  oder  das  Princip  von 
„Leistung  und  Gegeuleiatang",  m.  a.  W.  das  GebUhreu- 
princip  anzuwenden  sei; 

e)  weiter,  wenn  letzteres  bejaht  wird,  wie  dies  Princip  zu 
verwirk  liehen  sei,  daher  auch,  ob  und  wie  weit  sieb  die 
Erhebung  von  Wegegeld  dafür  empfehle,  statt  oder  neben 
anderen  Formen,  mittelst  deren  man  das  Princip  von  „Leistung 
und  Gegenleistung''  oder  die  Uebersebiebung  von  Rostenpartialen 
auf  irgend  welche  specielle  sonstige  Interessenten,  d.  h.  andere, 
als  die  unmittelbaren  W'egcbemitzer,  durchführen  könnte; 

d)  endlich,  wie  das  Wegegeld,  wenn  es  beliebt  wird,  zu 
Qormircn  sei«  * 
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Di  1..  iil.  n  ersten  Aufgaben  bctreüen  allgemeine  Principionfrnir.^ii  ilt^r  W  o^e- 
orduung^  weiche  hier  in  der  Finan/.wiss6Uäcliaft  nur  soweit  zu  behandeln  i»ind,  als  von 
ihrer  Eälsciieidaiip  die  Erledigung  der  beiden  anderen,  namentlich  der  dritten  vosent- 
Heb  finanddleu  Aufgabe  abhängt 

Die  erate  Frage  ist  nur  historiseh  and  örtlich  relativ, 
daher  je  nach  UroBtäoden  verschieden  zn  beantworten. 

Di'  Giob^o  des  Staat->.  >]w  Entvicklimg  des  gcsamintcn  Strasscnwesens,  nament- 
li'  h  einschliesslich  der  Eisenbahnen,  di--  Fiditilf.  welch'-  d^r  Shiat  in  Betreff  der 
Idzteren  rcrfolgt,  —  daher  ob  Staats-,  ob  PriFatbahosystem  — ,  die  grössere  oder 
reriiig«re  allgemeine  Bedentang  bestimmter  StrassenzQge  nnd  bestimmter  technischer 
Strassenarten  fur  die  Bevölkerung  des  ganzen  Staatsgebiets  oder  gewisser  Abthei- 
lungen desselben,  auch  für  das  eicrene  Staatsintercssc  selbst,  B.  für  das  mili  tärischf^ 
Iriter«:sse,  der  WohLtand,  daher  die  ökonomiscbo  und  hnanzielle  Leistungsfähigkeit  der 
T*  rschiedenen  Gebietstheile  0.  a.  dgl.  m.  sind  wohl  die  fbr  die  Entscheidnng  maass- 
gebendsten  F.irtoron. 

In  Mittel-  und  Kleinstaaten  wird  man  daher  etwa  Staals-, 
Kreis-  nnd  Gemeindestrassen  unterscheiden,  in  Grossstaaten  kann 
an  die  Stelle  des  Staats  die  Provinz  treten.  Wttnscbenswertb  ist 
aber,  hinsichtlich  der  Tragnng  der  Kosten,  die  Herstellung  eines 
Zasammenwirkens  —  einer  sogenannten  ^^finanziellen 
Concnrrenz"  —  der  verschiedenen  Körper,  etwa  so,  dass  der 
j^rösscre  Körper  subsidiär  eintritt,  wenn  die  Lasten  fUr  die  nächst 
kleinereu  in  einem  s^ewissen  Zeitraum  einen  bestimmten  alisoliiten 
oder  relativen  Betra^^  übersteigen  oder  so,  dass  g^cwissc  teeliiiischc 
Leistungen  von  denj  einen,  andere  von  den»  anderen  übernommen, 
z.  ß.  die  Lasten  der  ersten  ilerstellung,  Hauptreparatur  uud  laufen- 
den Erhaltung  verschieden  verlbeilt  werden. 

Vgl.  z.B.  das  badi^clie  Strassengesetz  vom  U.Januar  1868  (darüber  W.i  ii  c  r, 
Pin.  I,  §.  47),  jttt2t  das  ueuc  Oesetz  vom  14.  Juui  ]bb4,  mit  Abäuderungen  des  rorigcii. 
Das  prenssische  Gesetz  rom  6.  Joll  187$,  wodurch  a.  A.  den  Provinsialrerbinden 

ü.  s.  w.  Dotationen  aus  Staatsmitteln  fiir  den  Neubau  von  cbaassiften  Wegen  aod 
far  Unterstützung  des  Gemeinde-  und  Kreiswegebaus  (§.  4  des  (iesetzes)  gewalirt  und 
durch  §.18  if.  die  Verwaltung  uud  Unterhaltung  der  Staatschausseeen  unter  weiterer 
Dotinmg  mit  10  Hill  M.  aus  Staatsmitteln  Übertragen  wurde.   (S.  Pin.  I,  §.  194, 

i^.  50.)  YAnv  all  ? m  0 i  II c  W.-tj, »Ordnung  ist  in  Prcnp=rn  noch  nicht  zu  Stand'-  üf- 
kummen.  Für  die  allgemeine  Frage  der  „finanziellen  Concurrenz"  verschiedener  öllcnt- 
licher  Körper  auf  diesem  wie  auf  anderen  Gebieten  sind  die  Arbeiten  v.  Reitzen- 
stein's  (ScbmoUer's  Jahrbuch  1S87  und  18&S)  von  besonderer  P>  "]<  utimg.  I)asell>st 
■lucli  KT*»in|>liflration('n  rnit  dem  Wcgcwcsen  und  der  Regelung  der  Wegelasten,  z»  B. 
XI,         (Frcuasoii),  XII,  III  (Baden).  Allircmpinps  XII.  '»5!. 

Die  zweite  Frage  ist  dahin  zu  beantworten,  dass  im  All- 
gemeinen die  Yermutbung  gegen  vollständige  Uebemahme  der 
Kosten  des  Wegewesens  auf  den  öfientlicben  Körper,  also  gegen 
Wegfall  jeder  Gegenleistung  der  IntereBsenten  spricbt,  weil  die  Nutz- 
leistnogen  der  Wege  sieb  im  Okonomiseben  Effect  unter  veracbie^ 
denen  Peraonen-  und  Besittkategorieen  docb  meistens  erheblieb 
differensiren.  Im  eoncreten  Fall  muss  der  Gegenbeweis  erst  ge- 
führt werden.    Er  ist  aber  unter  Umst&nden  allerdings  wohl  xu 
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ttlhrcn  und  zwar  unter  iiertUknichtiguug  der  bei  BeastwortUDg  der 
ersten  Frage  vorher  aDgegcbcnen  Momeute. 

Bei  lioli-  r  iinJ  irl'-ii  li massiger  AnsMldtinir  dos  Wi'ircvroscns  (einschliesslich  Eiaeu- 
bahneti)  im  gAuieu  btaat>^^obict  auf  SUiatskostcu  lässt  sich  der  FortüftU  der 
lebtuug,  auch  des  Wcg:egeldä,  wohl  auf  i^taatsstrassea  billigen  lud  analog  auf  den 
Wegen  duT  andertMi  Körper.  Es  vinl  dinn  anf^eoommen  werden  dOrfen,  dass  die 
.,ditl>ri  fi/u  II«  '  W  irkang  de«  Weeevesoos  an  Bedentong  m  ittraefctrete,  om  lubencbtet 
blciboji  /.u  küiihcu. 

Nach  denselben  (ie.sicht>*punctcii  ist  die  verwandte  Frnge  zu 
beantworten,  welcher  T  Ii  e  Ii  der  Kosten  des  Wegewesens  auf 
eiuc  üffeutlirlie  Casse  zu  übcrnchiuen  ist  und  welcher  dnreh  (ie^en- 
leistung  der  Öpecialioteressenteo  %ü  decken  gesucht  werden  soll. 
Mit  der  aUgememen  gleichmässigcn  AusdehnnDg  des  Wegenetzes, 
der  KoDststrassen  und  (Staats  )  EisenbahneD  wird  es  sich  recht- 
fertigen  lassen ,  den  öffentlichen  Beitrag  „ans  allgemeinen  Mitteln" 
immer  mehr  zn  vergr(}Bsem,  absolot  und  relntiv  gegenüber  der 
Gegenleistung  von  Specialinteressenten. 

Die  Oescblehte  dos  Wegevosens  und  der  Wegtilastcii ,  spcciell  des  Wegegelds 
auf  KuDütstrassen  ist  natürlich  von  mancbfin  rendliedenen  Umständen,  namentlich  ron 

der  Gestaltung  des  particulan  n  Verwaltungsrechts  and  ron  der  Finaiizlas^e  der  5ffent- 
Ikhcu  Kurper  abhängig  gcwcsxMi.  Die  Entwicklung  gebt  aber  vicltach  auf  da^  obcii 
angedeotete  Ztel  bin. 

§,  57.  Den  dritten  Punet  in  dem  Problem  der  Regelung  der 
Wcgelaijten  anlangend,  so  ist  die  Annahme  des  Grundsatzes  von 
Leistung  und  Gegenleistung"  im  Wegewesen  in  den 
iriUicien  VcrhUltnisscn  des  Verkehrs  gewöhnlich  sehr  wohl  begründet 
und  geschichtlich  nachweisbar  oit  eine  thntsUchliche  Voraussetzaug 
(latUr  gewesen,  dass  tiberbaapt  erheblichere  Verwendungen  für  Her- 
Stellung  und  Verbesserung  der  Wege  möglich  waren  nnd  geschahen. 
Bei  dem  Druck  eines  in  kurzer  Zeit  erfolgenden  gritaseren  Auf- 
wands und  bei  der  differenziellen  Wirkung  des  Nutzens  der  Wege 
auch  mit  gutem  ökonomischen  Omnde.  Diese  Verhältnisse  ftndem 
sich  mit  der  allgemeinen  Entwicklung  des  Verkehrs  und  des  Wege- 
wesens. Aber  auch  dann  gestattet  und  yerlangt  oft  seihst  der 
Grundsatz  von  Leistung  und  Gegenleistung  noch  seine  Anwendung, 
um  die  Wcgclast  niü^^lichst  gerecht  und  (ikononiisch  zweckiii;i>>ig 
zu  vertlieilen  und  dadurch  auch  die  Ausdehnung  und  Verbesserung 
des  WegencT/A's  /u  erleii  liiei  ii 

Je  nachdem  nun  verschiedene  (Jruj»pen  von  Specialinteressenten 
und  diese  aui  verschiedene  Weise  zu  den  Lasten  herbeigezogen 
werden,  ergeben  sich  verschiedene  Arten  der  Vertheilung  der 
Wegelasten  oder  des  Wegegebtthrenwesens:  denn  nnter 
den  „Gebtthren'^-Hegriff  fallen  nicht  nur  das  eigentliche  Wegegeld» 
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sondern  aUe  diese  Beistenero  zur  Tragong  der  Wegelasteo,  welehe 
anf  einer  Herbemehnng  yon  Personen  (bez.  Besitzarten)  znr  Mit- 
traguug  dieser  Lasten  wegen  besonderen  Voriheils  and 
wegen  besonderer  Kostenvernrsachan^  («luich  Abnutzung 
des  Wegs)  beruhen,  wenn  diese  Momente  auch  nicht  allein  ilal;ei  mit- 
spielen. Die  verschiedenen  Systeme  k?1nnen  auch  gleieh/eitig  neben 
einauder  bestellen,  wie  in  W  ii  kiichkeit  irüher  und  noch  jetzt  vielfach. 

Die  S|>eei;il-liitereysenten  lassen  sicli  dann  namentlich  in  zwei 
Kategorieen  bringen:  einmal  solche ^  welche  nach  Lage  der  Um- 
stände die  Wege  am  Meisten  benutzen  können,  muthmaasslicb 
im  Allgemeinen  auch  thatsliehlich  am  Meisten  benutzen  oder  auch 
indireet  —  nemlieh  wegen  der  günstigen  ökonomisehen  Btlek- 
Wirkung  des  Wegewesens  anf  den  Werth  ihres  Besitzes,  den  Er- 
trag ihrer  GesehHite,  anf  ihr  Einkommen  —  besonderen  Nutzen 
haben;  sodann  die  wirkliehen  direeten  Benutzer  der 
We^e.  Bei  letzteren  kommt  dann  als  Hauptform  der  speciellen 
Gcg*Jiileistuug  die  Zaiilung  von  Wegegeld  in  Betracht. 

Im  ersten  Fall  hält  man  sich  an  diejeni^^en  Personen  und 
kleineren  Local-Gemeinschaften,  welche  durch  ihren  Wohnsitz 
ein  näheres  Interesse  an  dem  Wege  haben,  ihn  auch  gewöhnlich 
in  Folge  ihres  Berufs  am  Meisten  he-  und  abnutzen. 

Unter  die&en  he^ien  sich  wieder  die  Grundbesitzer,  mitunter  auch  andere 
Ue  verktreibe&de  mit  besonderen  gr^ercn  Vortlieilen  der  Wege  für  sie,  wie 
ftodeneits  »«h  mit  besonderen  AbaatzunfKen  des  Wegs«  welche  gende  anf  ihre 

Wc^ebenutzuii!::  ZTirüokzufüliron  ist,  herans.  Die  (irundbesitzcr  erlaiigfun  aber  lei(  lif 
auch  uoch  den  weiteren  Vortheil,  dasä  ihr  Grundbesitz  im  Wcrthe  steigt,  in 
Folge  des  besseren  Absatzes,  grösseren  Menschenzudrangs  u.  s.  w.  Neben  die  Rück* 
siebt  auf  den  SonderTorthcil  tritt  indessen  mehrfach  no  Ii  drr  (n  >icljtspunct  einer 
«^ff ent  1  i L  !i en  Pflicht  Eiüzclncn.  für  die  Zwecke  der  Gemeinschaft,  zu  (Innen 
das  \\  egewesen  einmal  gehört,  mit  beizutragen.  Dcdhalb  haben  die  getordcrtcu 
Leistongen  znr  Tragung  der  Wegelasten  Afters  den  gemischten  Cbumcter  der  Ge- 
babr  ood  der  Steuer. 

Die  einzelnen  wichtigsten  Formen,  in  denen  sieb  die  Betbeiligung 
vollzieht,  sind: 

a>  Wegefrohnden  der  Ortsbewohner,  speciell  der  Grand- 

hesiiucr. 

Vgl.  darüber  Ii  au.  Kiii.  I.  §.  243.  und  daran»  das  Cifat  in  der  1.  Auflage  des, 
2.  Bande»  voriicgendcn  Wcrb  S.  ^*^  (Beispiel  aus  Huden,  dorfitje  Kauim.jrviTband- 
'aogen  1S28V  Ein  aUpemeines  ökonomisches  Bedenk-  n  jogen  Wejfefrohndeii  i>t  die 
fiaewitigc  und  ungieichmüs^ige  U«ila»tung  der  Verpliiclitcteu  für  etwai»,  das  auch 
Anderen  in  erbcbUchcm  Mansie  mit  sn  Gute  kommt. 

Die  Strassen frobnden  ^ind  wie  andere  Frohnden  des  öffentlichen  Bechta  (Borg* 
fr&hnden  n.  d^jl.  m.)  >rf?(  lu'rhtlich  aus  den  alteren  Verhnitnissen  vorwaIten<ler  Natiiral- 
virthschafi  uud  iiueutwiekelten  (ieldsteucrwcsous  zu  erklären  und  waren  tur  iKre  Zeit 
ganz  zweckaiStisig.  Uebermättüig  wurde  die  Last  rornemlich  mit  dem  Untergauir  der 
Gemein frcibeit  »1  r  l  iinllit  In  n  Ii  ,  M nmL*  nnd  später  hie  und  da  im  Z>  if  ilter  «les 
fttnüich«!!  Abitolutbmus  (17.  und  ib.  Jahrhundert).  (Vgl.  im  Aligommeu  ^ax,  Ver- 


Digitized  by  Google 


134  4.ßacli.  cjebabruii.  2.K.  l.H.-A.  2.  A.  Cultur-  a.  Wohlfahrtsgcbabren.  §.  57,  5S. 


kchrsiüittol.  8.  100.  besonders  iOl  IF..  v.  Mnnror.  Geschichte  der  Frohiihöfc  u.  s.  w., 
III,  527:  Zu:>auiiiienhaQg  der  Frohndcn  zum  Brtickcu-  uod  Wegebau  mit  dea  tK^eu. 
Knegsfrohaen ;  un>j»rUiiglicb  dio  Oflcntlicben  Wege  zum  Dienst  als  Heersbrasscn  be> 
stimmt  und  Mich  ao  ^cuaimt.  S.  im  All|!;emcinen  passim  E.  Gas n er,  zum  deutschen 
Sfrassenwesen  von  der  ältestcji  Zait  l>is  Mitte  de^  IT.  Jnlirhundcrts,  Liiftzig  ISS'J, 
i,  B.  S-  105.)  —  lu  der  ab:>oiutistischeu  Periode  besondere  Ausdehnung  der  Wcge- 
frohnden  mit  vielen  MiBsbriucbea  in  Fraulcreich,  uamendicb  im  18.  Jahrirandert, 
ein  Haiipt.uimiffspunct  der  Physiokratcn.  (S.  Sax,  S.  20*'..  De  Lavergne,  ccono- 
mistes  t'mn-;.  «lu  XVIII.  si-'rle  (Parii  IsTO),  p.  2(i<)  ff,  iibrr  Tiir-rors  Versuch,  ilio 
Wegcfi'ühüdcu  (Corv^es)  aufzuheben  und  dafür  eine  Steuer  auf  die  Grundeii^cüthuuicr 
auficttlegeu,  1770.)  Von  Neuem  mirde  durch  Neck  er  1787  diese  Maassrcgel  vor^o* 
nonimen.  Die  lu  altsi' liti^to  Ersatzsteucr  in  Geld  ist  in  der  Ifo,  Infiunsperiode  ilu]'^8s*iu 
nicht  durchgcfl^hrt  worden.  Neue  JUegelung  dieser  Verhältnisse,  nach  vcrschicileiicn 
Einrichtungen  während  der  Rerelations-  und  Kaiserzeit,  dnreb  Gesetz  rom  2S.  Juü 
1824  und  Hanptgcsctz  vom  21.  Hai  IS^^G.  (S.  die  gute  Darstellung  von  v.  Brasch, 
die  Gemeinde  und  ihr  Finanzwesen  in  Frankreich,  Leipziir  1874.  S.  ?»T  f!"  Stourm. 

1,  ch.  7,  jet£t  meine  Flu.  III«  1^40.)  Im  AJlgemeiucn  kann  von  jedem  Alanue 
zwischen  18  und  60  Jahren  in  der  (lemeinde  eine  dtägigc  Arbeitdeistnng  gefordert 
werden,  deren  Umwandlnui:  in  Geld  nac  h  einem  Tarif  aber  jederzeit  dem  Pflichtigen 
erlaubt  ist.  (Jl-ichi'  ViTpiinhttnm-  für  diu  Besitzer  von  Karren  und  Wagen,  Last-, 
Zug-  und  Keitthterun.  Guter  Erfulg  für  den  Ausbau  und  die  Lrhaltuug  der  Wcgu. 
Das  Ganze  ein  Beispiel,  dass  auch  heate  noch  Wegefrohndeu,  zweckmässig  geregelt, 
paiisend  sein  können  (s.  Fin.  III  a.  a.  0.).  (S.  au(  Ii  die  Gutachten  in  der  Commanal» 
stcuerlragc ,  Leipzig  1S77,  von  Metz.  S.  248  und  von  ?.  Keitzenstcin.  S. 
besonders  S.  148  E)  —  Verpflichtung  der  Einwohner  der  an  der  Strasse  liegenden 
(iegend  zur  Arbeit  mit  Hand-  und  Spanndiensten  bei  der  Unterhaltung  und  Besserung 
dri  Wejxc  nach  preussischem  Landrecht,  Th.  II,  Tit.  15,  §.  13.  —  (V-:!. 
Prcussea  v.  Rönne,  Staatsrecht,  4.  Aufl.  IV,  S.  550  ff.  und  das  grössere  Werk  rou 
r.  Rönne,  Wegepolizei  und  W^erecht  des  Freossiseben  Staats.  Bfodm  1852. 
üermershausen,  Wegerecht  u.  s.  w.  in  Prcussen,  I,  Berlin  1890.) 

b)  Unentgeltliche  Materiallieferungen  für  den 
Strassenban,  Seiteng  der  anliegenden  Ornndbesitzer. 

Solche  Bfötimmungen  finden  ]i  in  Bezug  auf  Peld&teiuc,  Sand,  Kies  for  den 
Chausseebau  in  Preusscn  n.uh  K.-O.  vom  11.  Juni  1^20.  \.  Könne,  Staaturocht, 
4.  Aufl.  II,      131),  IV,  §.  37u  ^gili  übrigens  nur  in  gewissen  Provinzen). 

c)  Ausführung  einzelner  Strasscnthcilc  durch  die 
anliegenden  Grundbesitzer  selbst  oder  ganz  auf  deren  KcistcD. 

Altes  deutsches  hccht  war,  dass  für  Wege,  Damme,  Brucken  u.  s.  w.  die  sorgen 
mussten,  die  bei  ihrer  Anlage  oder  Unterhaltung  ein  unmittelbares  Interesse  oder  nach 
alter  (iewohnheit  die  Verpfliditang  dazQ  haUon.  (S.  G.  Waitz,  Deutsche  Vcrfas:>uitgs- 
(icschichte  IV,  25  ff.  Gasner  a.a.O.  j^assim.)  —  Verpflichtungen  dieser  Art  in  den 
modcruuii  Städten  für  Hausbesitzer  und  Adjaceuteu.   S.  p reussischus  Gesetz  vom 

2.  JaU  1875. 

d)  „Baaschalirte  Geböbren"  in  der  Form  von  Sonder-Hei- 

trägcn  Seitens  der  Grundbesitzer  imd  ciuzchicr  andrer  Personen, 
z.  B.  Wald-,  Berprwcrk-,  Ilüttenbesilzer  n.  dgl.  ni.,  welehe  von  dor 
Strasse  einen  inlsnabu]t5^\  ui^e  bedeutenden  Vortheil  haben  oder  Jsic 
nngcwidmlicli  stark  abnutzen,  —  wo  der  Beitrag  z.  B.  ortsstatutii- 
riüch,  eventuclJ  aueh  dureh  Verabredung  festgestellt  werden  kann. 

Z.  B.  liadische  \VV;:i  Ordnung  vom  14.  Januar  18n*<.  Tit.  2,  §.  4  (bei  soge- 
nannten Gcmeindcwegeu).  Auch  neuere  preussischc  («esetzc,  so  fUr  die  Proriiu 
Sachsen  rom  28.  Mai  1887:  Belegung  ron  PahrÜten  v.  s.  w.  mit  Prldpoidleistiingen 
wesicn  „Abnutzung  in  erheblichem  Maasse*',  wenn  und  soweit  nicht  durch  Ohaussoc- 
gelderhcbung  cioc  genügende  Ausgleichung  erfolgt,  (doch  buzügUche  Anträge  nicht 
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-utthaft  Seitens  dcb  Staats,  der  Piofinz  und  der  Kteit>e,  sondem  nur  anderer  UDtcr^ 

)Miuuig>i>fliclitiger). 

e)  Endlicb  iihnlicbe  Beiträge,  cvcDtiiell  solclic  Gcld- 
steucrn  oder  Zuscbläge,  welche  den  Grund-  und  Hausbeeitz, 
deo  Gewerksbetrieb  n.  8.  w.  speciell  oder  in  böherem  Be- 
trage alB  die  allgemeine  BevOlkerang  treffen,  nnd  welche  dann  hier 
mit  als  Gebfibren,  d.  b.  als  Entgelte  fttr  speeielle  Leistnngen 
fongiren  (§.  74). 

lu  Aussicht  genouiuicu  gaiii^  ali^^uuiciik  bei  (iciiiuiüdeabgabcn  „2U  Vcrkcbrä< 
anlagen"  iu  Bezug  auf  Zuschläge  mt  Qnind-  und  Gebäudcätoucr  in  dem  Eatmirf 
des  (uicht  zu  Stande  gekommenen)  prenssischen  ComDonalstenergesetzes  ron 
lb77.  §.  2.  — 

Deber  die  reiscbiodenen  Puncte  Daten  aus  dem  geltenden  BocM  in  Preuasen 
Gud  sutiätisclio  Daten  iu  dem  Erginmngslieft  VI  znr  prenssischen  statistiachen  Zeit* 
schhft,  TOD  Ucrrfarth. 

Je  nach  Umständen,  nach  der  Gattung  der  Wege,  der  ad- 
ministrativen —  Staats-,  Provmz-^  Kreis-,  Gemeindewege, 
Strassen  ausserhalb  und  im  Orte  —  und  der  technischen 
Gattung  —  gewöhnliche  Wege  nnd  Knnststrassen  (Chansseen) 
nach  der  Einrichtang  der  Oomrounal-  nnd  Staatsbestenernng  wird 
bald  die  eine,  bald  die  diidere  dieser  Formen  oder  auch  ciuc 
Coni)>iuatiuu  luebtcicr  zu  walileu  sein  und  auch  in  der  Praxis 
gcwählL 

§.  58.  Im  zweiten  Fall,  bei  der  iS])ceialbela8tuug  der  Bc- 
uotzer  des  Wegs,  sucht  man  deren  V  orth  eil  und  die  von  den- 
selben dnrcb  die  Abnutzung  des  Wegs  bewirkte  Kostenvernr- 
<ncbnng  zum  Maassstab  der  Höhe  der  Gebühr  zu  machen. 
Dies  kann  wieder  auf  zweifache  Art,  einmal  durch  die  besondere 
Bestenening  der  Besitzer  von  Zugvieh  und  Wagen,  sodann 
durch  das  Wegegeld  geschehen. 

Die  erste  Form,  welche  hier  dnrchans  ab  Gebühr  (also  nicht,  wie  mohrfach, 

iU  Luxussteuer)  gedacht  ist.  rr?<  lii  iMt  juiu  ipiell  nicht  ungerecht  und  uicht  unzwcck- 
tuissig.  Aber  ihre  ti  clmisi  Iic  Diirclituhniiig  bringt  wenigstens  bei  den  Land- 
dtrasäcD  viele  Schwierigkeiten,  Bclu»tiguiigcu  und  kaum  gau2  2U  veruieidoudo 
l/D^ielunisslglieiten  mit  sichf  —  NachtneÜe,  welche  atieh  nach  ?orliegenden  Er- 
fahrungen schwerer  wiegen,  ala  die  wohl  angcfiil  rten  Yortheile  dieaer  Form  vor  dem 
W^cgeld,  z.  ]i.  die  einfachere  und  billigere  Erhebung. 

Im  Ganzen  ebenfalls  ablehnend  Hau.  Fin.  I,  §.  291.  Er  führt  als  Beispiel  au 
äu:  baic  r  isrj  liL-  Zugviehsteucr  als  Weggeldsurrogat  (Hauptveiordnung  vom  10.  August 
bO^).  Aufgehoben  in  Folge  der  Landtap-^itzTuir  von  l'^22,  wo  all^-^-  nirin  darüber 
geklagt,  besonder»  wegou  zu  starker  Belastung  der  Ackerpferde  und  Ücluieu.  Ertrag 
I^IS— 20  445,000  fl.  —  Neuerer  Vorschlag  von  J.  Fancher,  Tom  Wegezoll  und 
Miicm  Ersatz.  \'oIkswitthschai)liche  Vierteljabrschrift,  B.  25.  DarOber  nnd  dagegen, 
Sai,  1,  138,  143. 

Zu  erwiigen  wiire  diese  Forin  dagegen  wogen  ihrer  leichteren  Auslulirbarkoit 
<«ohl  erndttichcr  fiir  die  Aufbringung  eines  Theils  der  Pflasternngskosten  in  den 
iitidten  dur«h  di'  Besitzer  von  Mielh-  und  besonders  von  Fuhrwerk  zum  cigeiiLii 
^brauch.   Ein  bczUgUckcr  Plan  wurde  IST 7  iu  Berlin  erwogen:  eine  Abgabe  von 


136  4.  Bach.  GebQhren.  2.  £.  1.  H^-Ä.  3.  A.  Colmi^  b.  Wdü&hitigttblUiieo.  §.  S8. 

30  M.  für  das  Pferd  aud  für  das  Jahr,  um  die  bedcuteiideti  Kottten  einer  besseren 
Pflasterung  mit  ZQ  decken.  Auf  Gfimd  Ton  YeTglddieii  mit  anderaii  Orteo,  beemdei« 

zwischen  den  Kosten,  der  Dftaer,  der  Abnatzong  nnd  dorn  Kcstvcrth  der  Pferde  der 
Pf  Hirier  und  der  Pariser  Omnibusgesellschaft ,  berechiiete  man  di-^  Ersparnis?  der 
1' ulirwerk&besitzer  bei  durchweg  gutem  Pflaster  auf  115— UO  M.  jahriich  auf  da^ 
Pferd.  Ein  gntt»  Beispiel,  nin  die  innere  Berechtigung  von  gebQhrenuÜien  Abgtbea 
dieser  fhftuiiir  zu  erweisen.  Der  Plan  ist  indessen  faüen  gelassen  worden-  —  Dio 
übliche  Zahlung  von  Pferdebahn  -  (iescllschaften  an  die  Stidte  für  Benutzung  der 
Strassen  ist  anderer  finanzwirthschafilicber  Natur,  indem  sie  eine  VergQtang  für  die 
Ueberlassung  der  Strassen  /.um  Zireck  der  Anlage  nnd  Benutznng  der  Bahn  dsnteilt. 
Im  Effect  kommen  diese  Zahlungen  nnd  die  directe  Aii.>-f"  bnnig  von  Pflasternngs- 
arbeiten  Seitens  solcher  Geselbcbaftcn  freilich  auf  eine  üeiiragalcistung  von  Spccud- 
InteraaBoiten  nnd  Eztn-Be-  nnd  Abnatzera  binsas. 

Für  die  Landstra  ssen  verdient  das  Wegegeld  den  Vor- 
zug. Für  dasselbe  spricht  im  Vergleich  mit  den  im  vorigen  §.  pr- 
wähnten  Formen,  dass  man  mit  ihm  mehr  die  wirklichen  Be- 
nutzer und  Abnatzer  des  Wegs  and  nach  Maassgabe  der  Be- 
aDd  Abnatzong  treffen  kann:  also  dem  Wesen  der  Oebfthr 
gemBas. 

Etwas  Iftstig  doroh  Anfentbalt  v.  s.  w.  ist  die  ttbliehe  Erhebung 
an  Seblagbftnmen,  die  Gontrole  der  Benntzer  nnd  der  Wegegeld- 
erbeber. Aber  principiell  nnd  practisch  ist  das  Wegegeld  nicbt  so 
ZQ  bemängeln,  wie  es  in  der  heutigen  Zeitstrdmnng  geschiebt,  die 

in  der  Forderung  seiner  unbedingten  Aufhebung  hier  einem  un- 
richtigen „Comniunisrons''  huhiigt,  damit  die  grossen  I.aöteu  des 
Wege  Wesens  ötlers  ungerecht  vertheilt  und  statt  historisch  und  ört- 
lich relativ  zu  entscheiden,  wieder  unrichtig  absolut  verfährt. 
Vgl.  besonders  Sax  a.  a.  0.,  namentlich  S.  131  ff.,  1^7  ff. 

In  Betreff  der  Norm irnng  des  Wegegelds,  dem  vierten 
nnd  letzten  der  die  Begelnng  der  Wegelasten  betreffenden  Pnnete, 
kann  man  wohl  Ran 's  Regeln  (Pin.  I,  §.  842),  jedoeb  nor  mit 
einigen  EinsehrBnkongen  billigen: 

1)  «,Der  Tarif  ist  nach  dem  Grade,  in  welchem  jede  Art  der  Benutzung  die 
Stnasen  verschlechtert,  abCBstnfen,  aber  sogleich  im  Ganzen  billig  aiurosetMn.**  Lati- 

teres  han^;!  jedoch  von  der  Entwicklung  daa  Wogewesens .  der  technischen  Art  der 
Strasse,  dein  Verkehr,  dem  Zweck  der  Fuhre  ^Luxus-  und  gewerbliche  Führern  u.  s.  w 
ab.  In  der  Kegel  wird  in  nnscreu  Staaten  Wegegeld  überhaupt  nur  auf  KunststrdSäea 
(Chauäsocn)  erhoben«  —  2)  n^obren,  für  «eiche  liie  (iebiihr  aus  einer  8ta;itsc«aM 
bezahlt  werden  mü^tc,  werden  von  dci-selben  befreit,  z  H.  Hof-,  Militär-,  Postfuhrcn, 
Dieustreiäeu  der  Beamten,  mit  der  nOthigen  Vorsicht  gegen  Missbrauch,  auch  gewOho- 
Uch  Armoi-.  FenerlOsd^,  Leleben»,  DQngcrfuhren.*'  Ueberhanpt  voU  landvinb- 
schaftliche  Fuhren  in  einem  gewissen  Umkreise  des  Dorfs  oder  Hofs.  Je  nachdem 
CS  sich  nm  Staats-.  CommunaUtnt'^scn  «.  s.  w.  handelt,  »ird  etwas  verschieden  in 
Beircll  (lie>er  Reficiuiigen  zu  verfahren  beia.  —  3)  „Die  Kinuebmer  erhalten  eine 
nach  ilcr  Mcij;;e  ihrer  Verrichtungen  abgemessene  Belohnnng.**  Doch  kann  gersde 
bei  We^oireid-Erhebung.  wo  die  Arbeitsifraft  eines  Beamten  nicht  immer  rou  au^- 
genuUt  wird,  Verpachtung  passend  sein  und  kommt  auch  gegenwärtig  hier  nach 
ttften  (in  Deutschland  z.  B.  bei  Communal-,  Kreischausscen)  vor.  —  4)  „Die  Quittungen 
fUr  gMchehene  Entrichtong  dienen  mit  tat  Oebenraohnng  der  Eiinehmer.  Dieie 
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QoittDDgen  müssen  daher  entweder  re/^elmSssij^  abt^elicfcrt  (/.  B.  von  den  Kahrleu(cn) 
oder  ireoigsteAs  den  Beiseitdea  häufig  abgefordert  veiden.'*  —  (Vgl.  aucb  Sax«  I,  H4.) 
?0B  Wichtigkdt  «iiid  dfo  stnasonpolizetllclien  Vonehrifteii  ober  dio  Gonstraction  und 
ferentaell  Maxiinal-)Bdlastaog  der  Wagen,  über  die  Minimalbreiten  der  Rider  u.  s.  v., 
womit  zur  Begünstigung  ron  Fohrwerk  and  Rödern,  die  die  Strassen  weni|;er  abnützen, 
eine  entsprechende  Abstafang  der  Wegegelder  verbunden  werden  kann.  Beispiele  bei 
Sax,  I,  159.  Pr«08tiscfaflB  Oewtz  tob  20.  Joiii  1887  für  KxaamoMtu. 

Die  Frage  der  Anfbebiing  des  Wegegelds  ist  nach  tecb- 
Biseben  und  administratiTen  Gattungen  yoh  Wegen  ver- 
schieden za  beurtheilen.  Bei  theuern  Kunststrassen  (Chausseen) 
liegt  sie  anders  als  bei  sonstigen  öffentlichen  Wegen,  bei  Wegen 
des  Staats  ^  ielU  icht  anders  als  bei  denen  anderer  Körper.  Es  ist 
nicht  nothweudig,  dass  der  8taat  und  die  Helbstverwaltuii^^bkörper 
hier  ganz  gieicbmässig  vorgehen.  Vieles  wird  immer  nach  dem 
Wege  recht  und  nach  den  danach  zulässigen  anderen  Formen 
einer  Herbeiziehnng  der  Interessenten  znr  Tragung  der  Wegelasten 
BQ  entscheiden  sein:  nm  se  sebwieriger  an  regelnde  Pnnete,  je  mehr 
man  bei  fehlendem  Wegegeld  die  ganzen  und  bei  Knnstwegen  nnd 
sonst  in  einzelnen  Fällen  bedeutende  Kosten  anf  andere  Weise  anf- 
bringen  mnss. 

Ran,  Ftn.  I,  340  Note  c  giebt  folgendo  Daten:  Frankreicb,  Anfhebunir  des 

Strasse ngol^la,  h.u  h  der  Wiederei nfilhnini;  von  ITH",  im  Jahre  ISOO  auf  dringoiKlcs 
Verlangen  der  Departementsr&the ,  zur  Krleii  hterung  der  Landwirtbschaft  Ertrag 
Torher  15  Mill  Fr.  —  Baden.  Aufhebung  durch  die  provisorische  Verordnung  ?om 
22.  April  1S30,  genehmigt  ron  den  Kammern  1831.  Das  Strasseogeld  li:ai(^  2  ivr. 
per  StunJe  un(3  PfcTci  betragen,  .ilsn  bei  einer  Ladung:  von  20  Centner  per  PtY-rd  auf 
1  Centner  bei  10  Stunden  1  Kr.  —  Der  Zollvertrag  zwischen  Baicru  und  WUrtem- 
l)  .  r^  ron  1828  setzte  fest,  dass  das  Wegegeld  beiai  innetea  Verlehr  aufhören  und 
I.  ir  noch  bei  der  Ein-  und  Durchfuhr  durch  einen  Zollzaschlag,  ferner  von  Reisenden 
beim  Eintritt  in  das  Vcrcinsgebiet  erhoben  werden  sollte.  Aufbcbunic  dioses  Zu- 
s'.hlagä  in  Würtemberg  1S34.  Nach  dem  baicrischen  Gesetz  vom  1.  Juli  1S34 
Wörde  das  Wcgegdd  getrennt  ?om  Zoll  beim  Elbtritt  In  das  Laad  erhoben,  nnd  zwar 
für  die  geographische  Stunde  von  Lastfuhren  bei  4  oder  wcniirer  Zufriliicren  1'/«  Kr. 
ron  jedem,  bei  5  und  Ü  Thieren  3'/»  Kr.  von  jedem,  und  von  Keiacnden  3  fl.  fUr  das 
Pferd,  doch  mit  BUckvergiltung  von  3  Kr.  fUr  jede  Stunde,  nm  die  der  znrOckgelcgte 
Weg  unter  SO  Standen  betrag;  Nach  späteren  Ermässi^ningon  fiel  das  Wegegeld  bei 
d'r  Eiiifn'ir  w«»^  und  betrog  t>.i  der  Durchfuhr  12'/«  Kr  vom  Centner.  Ertrag 
1^34/35  lOUOOU,  1835/37  j&hrlich  73,700  H.  Spätere  Aufhebung.  —  Nassau  Auf- 
htbanf  1850,  Hessen -Darmsiadt  1865.  —  Preossen.  Nach  Ghaosseegeldtarif 
Too  1540  per  Meile  und  Zugtbicr  bei  Fuhnrerken  zum  Fortschaffen  von  Personen 

1  SgT. .  zum  Fortschaffen  von  Lasten  je  nach  An  und  Last  1  Sijr. ,  7a .  "j  Sf?r. ,  ron 
Quaagespaiiitten  Thieren  iiu  Allgemeinen  und  '/^  Sgr.  Aufbebung  auf  Uuu  Slaata- 
ehanneen  vem  1.  Januar  1875  an  durch  Gesetz  vom  27.  Mai  1874.  In  städtischen 
Gemeinden  Weirei^cld  (Cbanssoo-,  auch  Bracken-,  Pflastergeld)  nur  noch  in  verein- 
ieiten  Fällen  (Ucrrfurth,  Ergänzuugsheft  VI.  20'*).  Proviiizialchaussceu  regelmä;>i»ig 
uch  frei  (die  Obemommenen  Staatschansseen  oblitcatorisch  frei).  Da^i^egen  bei  Kreis-  und 
Gemelüdechansscen  OAen  Wegegeld.  —  Oesterreicb,  ^oit  1S21  im  Alkemeinen  aul 
dcQ  ärarischen  Strassen  Weg^epcld  von  1  Kr.  K.  >I  per  Meile  und  Stück  Zuirvioh,  jctzi 

2  Kr.  far  je  8  Kit.  und  2  verschiedene  Sätze  fUr  „Tnebvieh";  in  Wien  beim  Ein- 
Isbien  Ind.  PSasterzoll,  daher  im  Doppelsatz  („Manthrsgal**,  fUr  Strassen,  Brücken, 
Ucberfahrten ,  Blonski,  Finanzgesetzkunde  I,  291  (f.).  Ertrag  jetzt  fa^t  2'/^  Mill. 
QnWn  jährlich  in  West 'Oesterreich.  Fassrerkohr  immer  frei.  S.  Uber  Böhmen, 
S»x,  1,  131. 
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b.  Vcrschicdciie  aiidero  V«^  rk*'hr;i*^i  nncht  u  iigeii  uitil  Aulageii. 

§.  59.  Zur  öffentlicheo  UeberDahme,  bez.  AasitlhroDg  aod  £r> 
haltung  durch  den  Staat  oder  —  nnd  Öfters  besser  —  darch  einen 
SelbstverwaltnngpBkOrper  eignen  sieh  solehe  Anlagen  fast  alte  und  ist 
dieselbe  attcb^io  der  Praxis  seit  jeher  vielfach  flblich.  Doch  kommen 

Öfters  auch  Einrichtnngcn  dieser  Art  als  Erwerbsanternebmaogen 

der  riivatwirtlischaluii,  Gcsellsicbaften  vor. 

Nühcrcä  EiDguhcu  auf  dieüo  Diugti  uuterbleibt  hier,  da  et»  eiuo  guuaucrc  £r- 
drtenmg:  auch  ron  der  Toltavirtbsch&ftspolitischcD  Seite  aas  erheischte. 

1)  Die  Brücken  sind  nach  analogen  Grundsätzen  im  Ge- 
bührensystem zu  behandeln,  wie  die  Weg:e. 

Vgl.  Kau,  fiii.  1,  §.  243a.  —  Bei  dur  tcciuibcheii  Matur  und  der  Kosbpicligkdt 
der  Brttcken  begreiflich  frühzeitig:  besondere  Fttrsorg^c  der  Ofienüichen  K&rpor  fllr 

Brucken,  aber  auch  gern  und  d;iucnid.  in-  hr  noch  kU  bei  Wogen,  (jebuhrcnerliebonsr 
(..Hrückcngcld,  Briickcn/oll"  .  (Rcdeutung  der  Fürsorge  für  Bnickenbaa  im 
ciuuliugiachcu  KcicL,  ä.  Waitz,  Vorfai>suug>;^c:ichichto  1\\  28,  «JO.)  Auch  Neigung,  die 
ßenotZQt^  zu  erzwingen,  Auswciehen  zu  TerUeten,  was  übrigens  nicht  allgemein 
l'ci  hteus  wird.  So  Uobcr^:ang  von  üebiiLr  mit  in  Steuer.  1  alten  Brückf  u  ,  rnit 
atnortiüirten  Kosten  und  gerin^^-n  licparaturkosten  das  Brückengeld  Ubcrhaujit  mehr 
oder  allein  Steuer.  —  Beispiel:  öbterreichiscbe  Staats- Brtickon-Mauth :  frei 
Brücke  bis  20  Meter,  dann  (  I  n,  20—40,  4U  — SO  und  \tber  SO  Meter,  mit  1-»  2-. 
M fächern  Tarif,  für  je  S  Kil.  W.  j^oniauth.  Ende  IS**!»  Plan  der  Aufhebung  dieser 
Bruckciiiii  iiith,  dafir  aber  oiner  50  "V,H?''  Erh'^huiig-  d^r  Stniss'»ninautb 

2)  liei  den  öfl'entlicheu  natürlichen  Wasscrstrasscn 
sind  Abgaben  als  Gebühren  für  die  Benatzung  überhaupt  uur 
soweit  zulässig,  als  Kosten  für  diese  Wasserwege  aufgewendet 
werden  mtfssen. 

Nur  dann  und  nur  in  der  detnentsprechcndcn  IL  I  :iid  die  Abirabcn  ,, Ge- 
bühren", sonst  Steuern,  welche  als  ■  —  als  eine  An  ,.\  cikehrsstcucrn"  —  waLI 
uur  ausnahmsweise  (iudeöscn  doch  i.  U.  iuincipicll  ebensogut  wie  eigüutüohe,  aL> 
TariCeuächu»  erhobene  „£iseiibahiwtcuern")  zu  blUigon  «Ind. 

Statt  oder  neben  einer  unmittelbar  von  der  Schiff  fahrt  (ond 

Flössereij  eihijbenen  Gel)uhr  („Fl us-szöllc*')  können  wieder 
die  anderen,  bei  den  Wegen  (§.  57)  erwälinten  Methoden,  die  Inter- 
essenten zur  Kostentragung  herbeizuziehen,  Anwendung  finden. 

Ab|ra*M'n  fnr  di  ii  <i  -brauch  ron  Wasser  f^ff  iifltcher  l'^ltlsse  für  landwirfhsrhr^ft- 
lichc  und  industnelie  Zwecke  sind  ebenfalls  nur  als  Ersatz  eines  Kostenaufwands 
(für  Ganile,  Stauwerke  u.  dgl.)  „Gebühren".  Dasselbe  gilt  von  den  Abgaben  fUr 
Tiihrcn.  welche  auf  (Jrund  eines  „Tährreirals"  früher  und  iii-lirfich  noch  heute 
bei  uns  li^calische,  dann  vom  Tiscus  meist  verpachtete  Einrichtung:en  siud. 

Bau,  lin.  I,  211.  mit  nicht  gcnugender  Unterscheiduni;  des  (lobuhren-  und 
dos  Stouerprincips  bei  den  sogenannten  riu.ss/(>lleM.  S.  Beispiele  eigentlicher 
Steuern  di-^er  Art  in  Wagner,  l'in.  I,  2i)G.  Die  Kinkunfte  aus  Miihlen-,  Kluss- 
und anderen  „Wasscriegaiicn''  behandelt  Neumann  („Steuer"  S.  531,  dW)  als  xur 
eigenen  Kategorie  von  „Kegaleinkanfteu**  gehörig,  auch  für  Deutschhuid.  In- 
dessen  haben  die  Zahlungen  der  Interessenten,  Benutzer  u.  s.  w.  dabei  doch  ganz 
oder  überwiegend  den  Character  eines  „specieUcn  Entgelts**  für  Lcistaugen  und  sind 
iuaufcrn  liebuhreu. 
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3)  Die  verBchiedenen  EiDrichtangen  zur  Fördernng  des 
TransportweseDB,  besonders  der  Schifffahrti  eignen  sich 
got  zsr  AnsfUhnuig  Seitens  der  nächst  betbeOigten  Gemeinschaften, 

so  der  Hafenstädte,  doch  auch  des  Staats  seihst.  Die  Erhebnng 
von  Gebühren  vuii  dm  lieuutzcru  dieser  ADStalten  in  der  Form  von 
Tonnen ifeldern  (nach  Muassgahe  des  KaumiiiLalts  der  Schiffe, 
Diit  l'DKischeidaog  ob  mit  Beladung  oder  in  Balia^^t;  u.  dgl.  ist 
zweckmässig. 

Die  Herbeuieluiiii;  /.ur  Koste ntrag;^otii;  lässt  sirli  ahrr  a'trh  nocli  auf  andere 
Wt'bc  bcwerkätdligeu,  z.B.  in  der  Form  kleiner  Ein-  und  Ausfulir-WertlizöUe,  mit- 
unter wohl  ganz  paraend.  So  deckte  früher  Hamburg  seino  grossen  \  '  i  weuduiigeu 
für  das  Fahrwn'5>!cr  n.  s.  ■n-.  durch  scli  lit-  iiiiMiri'^c  ZmIK-.  v-n  »Irnru  aber  immer  ni'-lir 
WaareA  wegen  der  Uoucarrcuz  audcrcr  linlen  aiiögenommca  wurden.  Aufhebung 
dieser  Abgaben  in  Folge  der  neimi  Beicbsgc^etzgebuitg.  Wo  der  Staat  selbst«  wie 
rieUki  b,  die  bezügliclicii  Einriebtiingen  scbafft»  iriTd  er  natttclieh  auch  die  Einnahme 
ans  den  Gebühren  beziehen. 

Gerade  bei  den  Schiff fah rtsabgabeu,  besondere  im  iuternation.ilea  und  See- 
reffcebr,  ist  der  Uebergang  der  „Gebttbren'*  in  Stenern  und  die  Ausnutzung^  der  Ab- 
jrabeerliebuntr  /ii  handelspolitischen.  >iesi>nders  mari  ue- protection ischen 
Zwecken  vielfach  und  in  die  Gegenwart  hinein  vorgekommen:  lieuut/.ung  der 
Tüflneiigcldcr  u.  dgl.  zum  Schutz  oder  zur  Begünstigung  d<:r  nationalen  Rhederci  und 
Sdisfl&brt,  Ulli  III  ihr  heimische  Flagge  keine  oder  u'^'-ringere Gebuhren  als  die  fremde  zahlt. 
O'gl  /.  n  über  Frankreich,  Fin.  III,  Ol.  passim  in  ^.  .S!2  II.,  .12(1  .M27.)  All- 
gemeine, d.  h.  die  huimiscbe  wie  die  Ircmdea  Mair<.%'n  gleichmässig  belastende  Schill- 
bbitaabgaVea  (so  die  französische  staadicbe  .,Quai-Abgabo'%  Fin.  III.  §.  920)  werden 
indessen  rcgelmiuäsig  als  (iebührcn  gelten  können,  die  nur,  wenn  die  Ertr;i;:iiis-r  einen 
Icbcrschuss  ergeben,  pro  tanto  in  „Steuern"  iiKergehcn.  Eine  unerhebliche  lielastung. 
bczT.  Ersatzleistung  für  Oüentliche  Kinrithtungen  und  Thätigkeiten  bilden  diese 
Sdiiffikhrtsabgaben  auch  gev^cnwürtig  Übrigens  nicht.  In  den  englischen  H&feu 
jolleji  «ir  ^ich  auf  r,  Mill.  Pf.  St.  belaufer.  Fin.  lU,  S.  y,'n\\.  —  In  Oesterreich 
geboren  die  Ueberfahrtsgebuhrcn  über  Müsse  zu  den  Mautbgofallen;  sie  sind,  wie 
die  Brückenzölle,  in  9  dassen,  nach  Flussbreitc  zu  entrichten.  —  Ertrag:  Franl^reicb 
Anschlag  für  Schifffahrtsabgaben  im  Budget  fur  1S77  4.72.  1SS7  8  2  Mill.  Fr.;  West- 
Oesterreich  Hateiigchulir.  n  des  Staat--  Anschlag  fUr  1S77  42i>,Of)0  fl.;  Preussen 
AflAcblajc  fur  lS77y7b  Brucken-,  Fuhr-,  Hafengelder.  Strom-  und  ÜanalgufaUu  2  Mill. 
Maifc,  Niederkige-,  Krahn-  und  Waagegeld  190,000  M.,  Ergebniss  im  Ganzen  18S6/67 
2.S3  Mill.  M.:  Hamburg  1S77  Tonnen-eld  432. non.  l^vs  1147,000  M.,  ausserdem 
4tN),t}00  M.  an  Gebiihren  fur  Handel  und  Schill t.ihrt;  Bremen  1S7«»  SciiiUfahrtä- 
abgaben  224,S0(»  M.;  Niederlande  Lotsens^cMrr  l.O.'")  Mill.  11.  U^**^)- 

4)  Die  Einricbtiinp:en  ftir  den  Handel,  den  Mess-  und 
Markt  verkehr  sind  mit  Kecht  seit  Alters  häutig  eine  Com- 
inanaiangelegenheit. 

Nur  ansririhmswcise.  b^i  einzelnen  l)'»^oEi«l<;rs  ko^t^pieligen  (.»bjei  ten  und  in  ino- 
<ijnicu  üros&stadtcn,  hat  man  hier  die  i'rivatunteruuhmuug,  aber  aisdaini  gewöhnlich 
tiit  Vorbehalt  einer  Mitwirkung  der  öffentlichen  Behörden  bei  der  Festsetzung  der 
Tarif-?  ti.  h.  w.,  zugelassen,  z.  B.  b<'i  Anlagen  von  Entrcpots,  N'iehhöfen  u  dfr!.  ni. 
In  Mlcben  F'älten  sollte  wenigstens  ein  Kuckfallsrecht  oder  ein  Kuckkaufarecht  zu  im 
Voraus  generell  bestimmten  Bedingungen  für  die  Commune  ausbedungen  werden  (§.  7lii. 

Die  Gemeinde  hat  von  den  Benutzern  Gebühren  zu  verlangen, 
ilureh  welche  die  Vervvaltuiigükosten  im  Allgemeinen  sich  decken 
und  sieh  das?  Kapital  der  Einrichtungen  ver/Jnst  und  amortisirt.  Je 
Dach  Umständen  erficiiemt  hei  Au^taUeu  vou  wirliiich  grosser  all- 
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gemeiner  Bedeiitno^  die  l  ebernahme  eines  Beitrags  zur  Kosten- 
deckung auf  das  allgemeiue  Budget  der  Gemeinde  indessen  niebt 
ausgeseblossen. 

!>arh  wird  hierbei  uiit  grosser  VoiNiclit  vorzugehen  sein,  weil  tÜe  Ermässigunz 
der  Gebaür  leicht  nur  dem  Händler  oder  dem  einen  vor  dem  anderen  U&ndlor  (z.  B. 
bei  YeitufiMHiiidwi  Ib  Mftilüialleii)  im  GewarbBgevii»,  nidit  dem  PnbKou»  in  PniM 
dar  Waareo  za  Gata  konunt 

Uebersebttsse  Uber  die  Kosten  nebmen  den  Cbaraoter  der  Steuer 
an,  sind  namentlieb  wohl  stattbaft  als  Form  einer  Tbeilnahme  der 
Gemeinde  an  monopolistiscben  Gewinnen  mnzelner  gewerb-  ond 
handeltreibender  Benntzer,  aber  aneb  sonst,  mindestens  ebensogtit 

als  ein  bohei  Gewerbsgewinii  vou  piivateü  VerkchrseinriclimügeiJ, 
zu  rechtfertigen. 

Mancherlei  statiätischc  Daten  in  ilou  genannten  Heften  zur  preussischen  Com- 
muiial-Finaiiz-btatistik  (so  N.  VI),  MarkbCandsgclder,  Gebühren  ftlr  ölientliche  Waagt;- 
anstalten,  Markthallen  Q.  8.  w.,  öfters  mit  Uabanchflsaen.  Derartige  Abgaben  schon 
im  Mittelalter  in  Stidlen,  zugleich  mit  als  Restcucrunfr  des  Verkehrs  (Fin.  III,  §  J"  > 
Vgl.  in  der  Ciugenwart  z.  B.  Berlin,  statistisches  Jahrbuch,  B.  XUfOr  18^5  (Ib^b 
efscliienen)  S.  SSI. 

5)  Localc  V er ke hrsanstalten,  wie  kleine  Danipfbahnen, 
Pferdebahnen  und  Omnibusweseo ,  eignen  sich  alle  für  die  IJeher 
uabnie  auf  die  Gemeinde,  besonders  auf  die  städtisohei  zumal 
grossstädtische,  mitunter  wohl  auch  auf  den  Kreis. 

Die  nähere  Regründung  hierfür  ist  schon  in  den  ErOrtcrangcn  des  1.  Bandes 
Uber  das  Verkehrswesen  gegeben  ^Fin.  l,  §.  267).  Diese  Anstalten  scbliesscu  sich  an 
dia  Secnndlr^  und  TerdSroabnaii  an  (Pin.  I,  §.  2S1).  Das  wicbti^e  Princip  der  Uaber- 
tragong  der  finanziellen  Verwaltongserjrrbnisse  der  gUnstigcn  und  ungünstigen  Linien 
und  Curse  kommt  bei  solcher  l'oli<Tiiahme  mehr  als*  bei  der  Ausfnlininir  durch  die 
apccuiativu  Erwerbsgesellschaft  itn  Intcrcbac  des  Publicums  zur  Geltung  und  urmdg- 
licbt  die  allseitig  Ausdahnaofr  des  Net/cs.  Oekonomiscb'technisch  ist  die  Gemeinde 
und  der  Kreis  zum  Bau  und  Rotrieb  sf  I  r  Anstalten  mittelst  liesooderer  ßchördeo 
im  Allgemeinen  ebenso  fähig  als  die  Aclieugescllschaft.  Ein  allen  späteren  Aa^ 
forderungen  entsprechendes  Pflichtenbeft  dar  letzteren  kann  man  aber  dech  im  Yoiaiis 
ttOr  sehr  adivar  richtig-  aufstellen  -.  es  ist  dasselbe  kaum  lösbare  Problem  wie  bei  den 
grossen  "Bahnen.  Die  betretfendeu  Anstalten  haben  auch  wesentlich  den  ('haracier 
von  Monopol  Unternehmungen,  verlangen  im  Verkehrsinterosse  eine  Bethebsconcea- 
tntion,  welche  abermils  den  Honopokbaracter  rerachirft,  und  gahOren  so  ancb  dea- 
wegon  am  Besten  in  den  Besitz  und  in  die  Verwaltung  ötTontlicher  Körper.  Das 
finanzielle  Kisico  lässt  sich  beschränken  ,  wird  durch  die  Gewinnchance  aufgewogen 
und  ist  richtiger  von  der  Gommunu,  d.  b.  der  Gemeinschaft  der  Interessenten,  »tau 
ron  einer  fremden  Gesellschaft  r.n  laufen.  In  Grossst&dten  bietet  die  Uebernabme  and 
der  zweckmässige  Au^vbau  und  Betrieb  eines  solchen  K  •  von  Vorl^  Iii  rüistalfen  auch 
ein  i^ote«!  Mittel,  das  Bodenmonopol  der  günstigen  Lagen  lu  beschranken.  Vgl.  unten 
in  §.  tib  andere  verwandte  Fälle. 

Das  Gebuhrenwesen  diesti  nieist  nur  dem  Personen verkelu 
dienenden  Anstalten  ist  ähnlich  wie  das  Tarifwesen  der  Eiscnhabnen 
tUr  den  Personenverkehr  einzurichten,  mit  möglichster  Begünstigung 
der  unteren  Classen. 

Ueber^chnsse  über  die  Vcrwaltung-s-,  Zins-  «nd  Amortisationskosten  können  zur 
Erweiterung  oder  Yeibefisernng  der  Anstalten  oder  zur  Ermässigung  der  Tahfe,  da> 
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Beben  auch  etwa  zur  Verbesscrtin*  der  allgemeinLii  Wctr*--  dienen.  Auch  ihre  Ver- 
veodoo^  lüt  Deckuug  anderer  ötfeotlicher  Ausgaben  ist  aber  nicht  uubediogt  aus- 
ZDseUiessea:  auck  dies  vteder  doch  nichts  Bedenklicheres,  ab  trenn  die  Oebeiwslillsse 
in  Diridendcnfonn  u.  dgl.  m.  an  Private  gelangen.  Allerdings  tritt  dann  sinn  Alt 
Veriehrsbesteofnin?  und  ein  Üeberfang  der  (Jebühr  in  Steuer  ein.  eine  Conscqoenz, 
deren  man  sich  bcwusst  bleiben  sollte,  die  sich  aber  unter  Umständen  als  eine  der 
Fovnen  indiiecter  Beslevening  rechtfertigen  liesse.  (Letztere  Anffasson^  etwas  ab- 
weichend Ton  der  in  der  1    Anflaire  S.  S5.) 

Es  ist  wohl  nicht  darau  lu  zweifeln,  dass  gerade  hier  in  nicht  ferner  Zukunft 
die  speculatiTe  Enrerbsgesellschaft  allgemein  durch  die  gemeinwirthschaftliche  Thütig- 
keit  der  Gemeinde  selbst  ersetzt  weiden  wird.  Mit  dem  Gelde  der  Stenemhlw  werden 
iinn  di  •  ActionSre  der  Pferdebahnen  u.  s.  w.  mif'nufr  wieder  thencr  pfcnna:  ni  ent- 
schädigen sein,  liier  und  da,  wird  mau  einvendeu,  ^iad  diese  Bahnen  dann  vielleicht 
nch  billiger  zn  erwerben.  Aber  such  dies  ist 'nicht  das  Richtige  nnd  Gerechte, 
zomal  gewöhnlich  gewisse  Speculantenkreise  auch  hier  Gewinn  gemacht  haben  werden 
und  wenisrer  geriebene  Loute,  kleine  und  mittlere  Kapitalisten,  bez.  Action&re,  die 
endgiltig  be^chäiiigten  sind.  Im  Falle  der  Pferdebahnea  auf  dem  Fahrdamm  der 
üfcntlicheu  Strassen  liegt  in  der  Uebertragung  an  Gesellschaften  dcch  nnch  eine  miss- 
li  ho  Preisgebung  eines  werthvoUcn  öflentlichen  Besitzes  zur  privaten  Ansbe\itun^r  und 
Gewinneizielttng  vor.  Die  üblichen  vertm^mässigen  Zahlungen  der  ücsellschaften  an 
dte  Qemei&de  Berlin  n.  a.  0.)  sind  keine  i^enügende  Entschädigung,  wie  die  danemde 
Endelung  hoher  Dividenden  dentlich  zeigt,  denn  lettteie  sind  doch  vessntUch  dtr 
Ansnatzung  eines  Monopols  mit  so  verdanken. 

c.  Die  Post. 

Auch  hier  ist  die  Aufgabe  in  diesem  Bande  nur  die  Behandlung  der  finan- 
ziellen Seite  der  Post  Alles  Uebrige  wird  nur  soweit,  als  es  diese  Seite  erfordert, 
einbezogen.  Bna,  Fin  I,  §.  205^2 19  a,  Postregal,  Volkswirthschafbpolitik  II,  §.  268, 
2€Sa.  —  nicht  mehr  genügend,  in  der  Aiischaunnp-en  noch  der  Periode  vor  den 
Eisenbahnen  angebörig.  K.  v.  Mohl,  Polizeiwissenschaft,  3.  A..  II,  g.  179.  Hier 
wie  bei  Ran  kitere  Litcntnr.  H.  BOsler.  Verwaltnngsrecht,  II,  §.  482—439,  mit 
vickiii  M  acrial  aus  der  Reicbsgesetzgebung.  L  v.  Stein,  Handbuch  der  VerwaltllDgs* 
lehre,  2.  A..  S.  .'i'»^— 102,  und  3.  Ausgabe,  derselbe  Fin.  5.  A.  II,  2.  315—128. 
»i.  Cöha,  l  iu.  2\i2  iL.  428  tf.  Roscher  in  B.  III  (in  Fin.  §.  28  nur  gestreift). 
V.  Scheel,  im  Schönbei^'schen  Handbach  2.  A.  III,  85.  Jetzt  namentlich  vom 
Toliswirthschaftliclien  Standpnncte  aus:  Sax,  Verkehrsmittel  I.  S  211  fP.,  mit  Abriss 
der  Entwicklungsgeschichte  der  Posten.  S.  313  ff.  Holzamcr,  zur  Geschichte  der 
Briefponorefonn  n.  s.  w.  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1S78.  Ueber  Proussen  s. 
Stephan,  Geschichte  der  preassischcn  Post,  Berlin  1859.  Crelo,  Geschichte  der 
fi-ntschen  Post,  Eisenach  1889.  —  Für  das  Den^^rlie  Keich  die  ReichsTerfassung 
TOD  1(>71,  Abschnitt  U,  Keicbsgcsotz  über  das  Po:>lweäcu  vom  2b.  üctobcr  1S71,  über 
4it  Poottnxwesen  vom  2S.  October  1871.  (Kommentar  von  Dnmbnch,  Berlin  1872. 
'icsetz  vom  17.  Mai  1873.  betrelTend  Abänderunjren  des  Hesetzes  über  Posttaxwesen 
T&m  28.  October  1S71.  (Namentlich  Abanderiinsj  für  Packet-  und  Wertliportu."! 
Ocsct/  vom  2ü.  Dccembcr  i^l'y,  betretiend  Abänderung  des  §.  4  des  Geset/c.'j 
lom  28.  October  1871  über  Postwesen  (Beziehung  zu  den  Eisenbshnen).  Keiches 
Material  über  Gesct/.f^^ebung,  Statistik  u.  s.  w.  des  Reirbspostwcscns  in  Ilirtb's 
Anaalen.  Internationaler  ( Velt-)-Po8tvertrag  zu  Bern  vom  9.  October 
1S74  (8.  Deutsches  Belchsgesetz-BUtt  1875  ,  8.  223;  Sax,  t,  »68;  Birth 's 
innalen  1875.  S.  451  ff.).  Batificationsprotokoll  dazu  vom  3.  Mai  1875, 
Ue!tpostr<»rein.  Vertrag  vom  I.Juni  1878  (ßeichsgesetzblatt  1879  S.  79).  Inter- 
uatiunai^  Bureau  dieses  Vereins  zn  Born  nach  diesem  Vertrage.  Dasselbe  giebt 
jUirlich  eine  reigleicheude Poet-  (und  Telegraphen-)  Statistik,  einschliesslich  der  finsn- 
licllen  Ergebnisse,  herans.  Zu  der  Uebereinknnft  über  den  Weltpostverein  später 
2osatzconvcntionen.  Aus  der  neueren  Postgesetzgebung  Uber  die  finanzielle  Seite 
4er  Post  ist  die  französische  nach  dem  letzten  Kriege  hervorzuheben,  weil  in  ihr 
daaal»  aus  finanziellen  Gründen  —  und  der  loöulichcn  Mitbenutzung  der  l'ost 
(iudirecte)  Bestent^nünfseinrielituiii'  ''.  inäss  —  eine  Portoerhöhun abw.  ichend 
Foa  der  aUgemeineu  uuucreu  Tarifen Uickiung,  stattfand:  Gesetz  vom  24.  August  1871 
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(i4bg«;4io<Jert  durcb  Ij'inanzgesctz  roin  29.  Dcccmbcr  lb73  Tit.  1,  Art  7  ff.)  (Porto  für 
den  einfacben  Brief  taii  10  Gnunn  to«  20  nf  25  (jcn/t.%  Wittdeiomissiguag  dorch 
Gesetz  yom  6.  April  l^TS  (auf  15  Cent  Air  15  Grunm,  letiteras  Gewicht  seit  tS*o 
die  Grcaze). 

§.60.  1.  Im  Allge meinen.  Die  Post  hat  sich  in  den  mo- 
dernen Cnltontafttan  gescIuehtUch  Tornerolich  als  Staats  an  stall 
und  zwar  in  der  Reehtsform  des  Regals  entwiekelt,  besonders 
der  Haaptzweig,  die  Briefpost  Der  Staat  bat  dies  Begal  aneh 
meistens  selbst  ausgeübt  Wo  dies  nicht  der  Fall  war  und  wo  gc 
wisse  Zweige  nicht  znm  Postregal  gehörten,  tritt  in  der  Geschichte 
regelmässig  die  Tendenz  hervor,  die  Verleihung  des  Regals  an 
Dritte  zur  Ausiü)uug  zurli  k/niiebmen  und  die  btaatspost  auf  andere 
passende  Zweige  auszudehnen. 

S.  ilio  historiäckeu  ^0tlzcu  bui  Kau,  Fin.  I,  §.  205  Note  b«  boiRösler  §.4^2 
Note  1 .  beeondeni  Saz  a.  a.  0.   Besonders  wichtig  war  bei  den  «fenthOmlicben 

{Ktlitisrlu  II  Vi  rliiilrnissen  DeotscliUnds  die  Entwicklung  der  Thum  and  TAZi9*sch**u 
i'ost  ntlieii  oder  statt  der  Landesposten.    Nach  den  Na|)oIeonisch»*n  Kriegen  ward<ii 
die  Gerechtsame  des  Hauses  Thum  und  Taxis  durch  üio  deutsche  Bundesaae 
wieder  anerkannt,  docb  blieb  fegen  Entschftdignng  aneb  in  den  Gebieten,  wo  es  d» 
Postreclif  li.  sass.  die  Anlegun-  vi  n  T.andcspostcn  vorbehalten.         meisten  grö?s  r 
Staaten  iialum  letztere  gcliabt  (ror  istJG  l-^).    Das  Haus  Thum  und  Taxis  hatte  zu- 
letzt noch  ein  PoMpebiet  von  17  Ländern  mit  .H.3  Mill.  Einwobnem  ganz  oder  tbeil- 
wcise  für  sich  (s.  dieselben  bei  r.  Rönne,  preu.ssisches  Staatsreclit,  S.A.  II,  2,  47S). 
Fs  Ut  nicht  zu  verk-  iinen.  il.\-s  ir.  Ermaii.:.  Iuim  -  iner  andcr*  i:iti^n  Einheit  die  Tit^i'^'sclir 
Post  diese  ia  den  Kleinstaaten  ersetzte  und  so  gewisse  Vortbcile  auch  für  das  Gcmeia- 
weeen  hatte.  Prensscn  rerwalfete  die  Pont  in  Anhalt  und  Waldcdt;  K<)nif  reich  Saebseo 
in  Altcnbiirg.    In  Hamburg  bestanden  nicht  weniger  als  7  Postvcrwaltongcn  nclieii 
einander  (Stadtpost,  hannoversche,  preussisrh«».  mecklenburgische,  taxii'schc,  dänische, 
schwcdiscbe).    Den  Ereignissen  von   ISGÜ  It.   ist   die   grössere  Einheitlichkeit  iia 
deutsolien  Postweson  zn  Tordanken.   Prcussen  erwarb  durch  einen  Vertrag  mit  dem 
Fürsten    von  Thum    tind  Tnxis  vntn    '2**.  Januar  ISfiT    ^preufssischc;  (»Qi^rtz  roin 
16.  Februar  IbtiT)  die  Postgerechlsauc  dieses  Hauses  in  allen  deutschen  üebioten 
ftlr  8  Hill.  Thlr.  vom  1.  Juli  1867  an.   Durch  die  norddeutsche  finndesrerftssnng 
wurde  die  Post  Bundesangelegenhoit  nnd  Bondesaristalt  an  Stelle  aller  einzclstnatlichen 
I'ostcn.  WAS  nnmontli' !i  in  fi  n  Hansestädten  zn  er?K.l)lirlien  Hrformf^n  filhrt.\  Baiora 
und  Wurtemberg  haben  sich  bei  ihrem  Anschluss  an  das  Deutsche  Keich  noch  ihr 
eigenes  Postwesen  vorbehalten.    Doch  nntersteht  aneh  dieses  in  den  wichtigsteft 
rnnrtcn  «ler  KcicLsgesr(xt.'vbnng  (Art.  52  der  Reichs v.Tf:i>suni;  von  ISTl),  naTDcntlirh 
aucli  im  Posttaxwesen,  wo  das  Ki'irhs^-csetz  nur  im  inneren  Landes -Postverkehr 
beider  genannter  Einzelstaaten  nicht  Anwendung  findet  (^Gesetz  vom  28.  October  1^7.1 
Art.  13).    Vtir  das  iranze  übrige  Kcichsgebiet  besteht  die  Keichspost  als  einheitliche 
St.iatsvcrki.'liiNrin'-f.iIt.    Teber  die  Einnalunen  nnd  Aiisc-üben  dieser  Post  wird  durch 
den  Finanzetat  des  Reichs  Bestimmung  gctroUeu.  —  Die  deutschen  Staatsp<^u  habcu 
seit  Alten  neben  der  Briefpost  die  6dd-,  Packet-  nnd  Penonenpost  cnltirirt.  Ansser' 
halb  Deutschlands  ist  die  Personenbeförderung  nur  ausnahmsweise  ein  Zw  eis:  l ; 
Staatspost  (so  in  d'T  Schwriz,  Oesterreich,  Seandinnvien  nnd  theilweisf^  in  ^vusslan(l^ 
Die  PackctbefOrdcning  bürgert  sich,  wie  es  scheint,  jetzt  auch  im  Ausland  als  Staats- 
postzweig  allgemeiner  mit  ein,  so  besonders  die  BQchovposI,  wie  lange  schon  dia 
Zoitongspost  n.  s.  w. 

Die  gegenwärtige  Sachlage  in  den  Cultarstaaten  ist  Überall.* 
selbstyerwaltetes  Postregal  des  Staats  nnd  Beziebong 
desselben  in  erster  Linie  anf  die  Briefpost  Daneben  kommt 
aber  aitcb  Tiellach  nnd  neuerdings  allgemeiner  eine  Zettong8-| 
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Geld-,  Packetposti  seltener  eine  Personcn-Staatspost  vor. 
Diese  anderen  Zweige  waren  jedoch  gewöhnlich  schon  frUher  nnd 
sind  vollends  jetzt  nicht  in  gleichem  Umfange  wie  die  Briefpost 
dem  Regal  G^Postzwang")  unterworfen.  Entweder  fehlt  letzteres 
dabei  gänzlich  nnd  die  Staatspost  betreibt  diese  Zweige  in  Con- 
enrrenz  mit  Privaten,  wenngleich  vielleicht  thatsftchlich  ganz  oder 
fast  ganz  aiisscbliesslich ,  oder  das  Regal  bezieht  sich  nur  auf 
einzelne  Zweige,  z.  P>.  die  Packetpost,  und  unterliefet  auch  hier 
engeren  gesetzlieben  nesebraiikungen  zu  Gnnstea  des  freien  Ver- 
kehrs, als  bei  der  Briefpost. 

Die  jpcvröhnli  ii'  ti  Vorrechte  «!er  Post  in  der  ersten  lliilfte  und  Iiis  (U»cr  die 
Miue  des  19.  Jahrhunderte  hat  Kau,  Fin.  I,  jg.  200  Nota  a  folgcndcruiaasscu  za- 
««aiineikgesteUl:  1)  Briefe  und  Tersiegelto  Packcte  unter  efncm  irewissen  Gewicht 
Virfen  nor  von  der  Post  gewerbsmässig  bestellt  werden.  Dieses  Howii  Iii  Mn«  !i 
hiit  auf  Poslsfrassen  und  für  Zeitungen,  Zeitschriften  und  Papiere)  war  in  Franlireich 
2  Pfd.  (bei  150 — 30()  Kr.  Strafe V.  in  Deutlich -nesterrcich  10,  Hannorer  15,  Sachsen, 
Braunschweiff  20,  Raden  nnd  vielen  anderen  1  atulcrn  23,  Prenasen  40  Pfd.  — 
2)  Landkutschen  und  Lohnkut^  her  durften  sich  nicht  der  untcriesjten  Pferde  bedienen 
<.Pferilewechs<;l).  —  3)  Wer  mit  Extrapost  aukaiu,  durfte  erst  nach  Verlauf  einer  go- 
viasen  Zeit  mit  Kntschcrpferden  Weiterreisen  (nach  Iwdiacber  Vefonlnanf  ron  1812 
Dach  4S  St.,  in  Bai-  tu  nacli  24  St.)  —  4)  VerpJlicbtnng  der  Luhnkatscher,  von  jeder 
Fahrt  etwas  an  die  l'ostcassc  zn  n .  in  Uannover,  Cliurhessen.  In  l'reussen 
ehemaJü  1  Sgr.  per  Meile.  Ertrag  üU,00u  Thlr.,  aufgehoben  durch  Kab.- Ordre  vom 
10.  Decembet  1841.  Abgaben  dieser  Art  dann  aoch  zu  einer  Stener  erweitert,  wie 
in  Enjrland,  in  Frankreich.  —  Die  ümgestaltunt,'<  n  «les  Verkehrs.  h«'<;oTiilrrs  if 
den  Eisenbahnen,  haben  manche  dieser  Vorrechte,  wcnu  sie  nicht  schon  aufgehoben 
waren,  obsolet  werden  lassen  oder  undurchführbar  gcinacht  and  meist  ist  auch  das 
tiscalischc  Interesse  der  Post  selbst  dann  rerschwanden.  —  Ueber  den  jetzigen  Umfnng 
des  Postregals  s.  unten. 

Ob  Überhaupt  die  Post  Staatspost  sein  soll  und  welche  £in- 
riehtang  nnd  Aosdehnmig  der  Staatspost  anf  einzebe  Zweige  zweck- 
missig  ist,  das  ist  hier  in  der  FinanzwisseDschaft  nicht  zn  erörtern. 
Historisch  nnd  örtlich  relativ  zn  beantworten  ist  im  Einzelnen  na- 
türlich Vieles.  Die  Post  als  selbstverwaltete  und  zwar  als 
wenigstens  in  gewissem  Umfanfi:  re^alisirtc  8  t  a  ut  s  an  s  i  u  1 1 
liat  sioh  ;i!m  1  im  Oanxen  durchaus  bewährt,  und  zwar,  wie  in 
verkcbi>ji  liiischer,  so  auch  in  finanzieller  Hinsieht,  und  die 
„Verstaatlichung"  als  das  allein  Passende  ist  hier  daher  im 
.^llgeraeinen  gar  nicht  mehr,  hücbstens  in  Bctrctl  von  Einzelheiten 
und  Zu  eigen,  eine  „Frage":  eine  charakteristische  Entwicklung, 
im  Vergleich  z.  B.  mit  dem  analogen  Fall  bei  den  Eisenbahnen. 

Die  inneren  Gründe,  welche  für  die  Staatspost  sprechen,  sind  schon  im  1.  Bande 
Jirjelcgt  worden.    (Fin.  I,  §.  207.  Namentlich  die  Briefpo^f.  l...Nliiii:t  auch 

udere  Zweige  der  Post,  empfehlen  sich  als  Staatsanblalt.  Dies  ist  eine  heute  in 
Theorie  und  Pnxb  lanm  Irgend  mehr  bestrittene  Ansicht.  Am  Ersten  ist  in  einem 

1,-inde  mit  entwickeltem  Verllehr  die  Stants-Personenpost  zu  entl>chren.  I)ie  Ileweis- 
fllininjr  IJau's  in  der  Tinanzwisscnschaft  I,  §.  20S  —  211,  besondri->s  in  n*fr<'(!"  drr 
liriefp«^,  zu  Gunsten  der  Staatspost  ist  jetzt  wohl  nicht  mehr  nothwendig.  Der 
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Liii:>i:iiwung  za  Guustuii  der  gemeinwirlhi^ch&ftlicheii  Th&tigkcit  (Staatspost)  statt 
der  privatwirtliscbafidicheD  ist  so  rollstlUiclig,  dus  die  ZuebiebanK  der  BeweitiaBt 
sich  geradem  QDgd^eliit  hat.  £lo  in  mehr  als  elDer  Beaieliiuig  eebr  bemerkeaaverther 
Vorgang! 

Die  genauere  Beantwortung  der  Frage,  ob  mid  in  welchem 
Umfang  ein  Pos tr egal  beibehalten  werden  8oU|  gehVrt  ebenfalls 
wenigstens  nicht  allgemein,  sondern  nur  etwa  soweit  sie  das  noth- 
wendig  sa  bertlcksiebtigende  Finansinteresse  bertthrt,  in  die  FinaDz- 
Wissenschaft.  Hier  ist  jetzt  nor  za  oonstatiren,  dass  wenigstens  fttr 
den  Hanptsweig  der  Post,  die  Briefpost,  das  Regal  nieht  ganz 
entbehrlich  ist,  uud  zwar  auch  aus  finanziellen  Gründen.  Nur 
darf  das  Regal  nicht  ohne  Weitere«  aU  Finanzregal  anfgefasst 
und  wie  ein  solches  fiscalisch  ausgenutzt  werden.  Es  soll  viel- 
mehr wesentlich  nur  insoweit  bestehen,  als  dies  durch  die  Antbr- 
derungen  bestmögliclier  Technik  und  Oekonomik  der 
Posteinricbtung  bedingt  wird.  Zar  ökonomischen  gehört  aber  auch 
die  finanzielle  Seite,  welche  wenigstens  eine  gewisse Berttok- 
siehtignng  erheischt. 

Die  Post  nmal  die  Briefjpost  mnsa  das  f^nze  Land  mOgliclist  intensff  »it  eiii«m 

^'ctz  von  Postämturn  und  rostcurscn  überzieii<.ii.  Damit  dies  g'cschehcn  könne  und 
nicht  zu  ko&täpielig  verde,  muas  der  Staat  im  WcseotiichcD  ohne  Coocurreuz  die  Post 
in  den  feriLehrsreichon  Tlioilon  seines  Gebiets  und  auf  den  gatcu  Linien  betreiben. 
Nor  dann  ist  er  fibig,  auch  in  den  anderen  Theilen  die  PostelHichtung  —  im  Ge- 
sammtinteresse —  ordentlich  zu  entwickeln.  Denn  die  geringen  Einnahmen  oder 
ZuäcbUääo  hier  werden  dann  durch  die  UeberschUsse  dort  ergänzt  Die  Hegaiisirimg 
ermöglicht  dnreh  svockmSsdgo  Goncentration  der  Oeschlfte  aaeb  dne  Oekononkie, 
welche  ein  wichtiger  volkswirthschaftliclicr  (lewinn  ist  und  im  privatwirCbscbaftlidieii 
System  nicht  in  gleichem  tirade  oneicUt  werden  kann*   (Vgl.  Sax,  I,  74,  225  C) 

Die  Wabrnebronng  des  Finanz  Interesses  in  diesem  Umfang 
dnreh  das  Postregal  verfolgt  daher  keine  fiscalisehe,  sondern  nur 
die  Tendenz,  die  Postanstalt  in  ihrer  gemeinntttzlichen  Wirksamkeit 
zu  heben  und  die  Deckung  ihrer  Gesammtkoaten  sicherer  zu  stellen, 
wobei  unter  Umständen  auch  als  statthaft  erwiesene  GlesammtUber- 
Schüsse  erzielt  werden  dürfen.  Im  Allgemeinen  wird  es  in  unseren 
•Staaten  gegenwärtig  gcnligcn ,  die  Staatspost  gegen  gewerb  s - 
weise  betriehene  Bri ef befordciung  von  Privaten  zwischen  ver- 
schiedenen Orten  zu  schützen;  eventuell  in  der  Packe tpost  die 
Privaten  von  der  gewerbsmässigen  Versendung  kleiner  Packete 
anszuscbliessen,  obgleich  ein  solches  Vorrecht  des  Staats  von  einer 
tüchtigen,  einmal  eingebürgerten  Btaatspost  kaum  bedurft  wird,  wie 
neueste  deutsche  £ri'ahrangen  beweisen.  Die  Aufhebung  von  Vor- 
rechten in  Betreff  der  Personenbeförderung  liegt  meist  ebenso  sehr 
im  Verkehrsinteresse  eines  entwickelten  Landes  als  im  Postintereaae 
und  sogar  im  postalischen  Finanzinteresse  sdbst,  weil  die  oft  Zu- 
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sehflgse  fordernde  Staats  -  Personenpost  dann  leichter  und  ^aui^ 

wüDschcnswertli  dui  ch  l  iivatanstalten  ersetzt  wird  and  eingeschränkt 
oder  aufgegeben  werden  kann. 

Die  nocb  bestehcoden  Podtroi  rechte  ia  DcutschlaiiU  siehe  bei  H.K  Osler,  Ver- 
valtvni^reclit  II,  §.4.^3.  ?  ROnnc.  preussisches  Staatsrecht  S.A.  II.  2,  §.  47S.  — 

ReicIi-i'O^t^csotz  von  1S7I  §.  1:  im  Wesentlichen  ein  a u>s<  Uli  crisiiches  ße- 
fr. ni r  11  n u'isrp rht  der  Post  l'iir  alle  versiegelten,  zns^cnähten  oder  sonst  rerschlossuMit^n 
Briefü,  (Janu  für  alle  politiäclien  Zeitungen,  welche  öfter  als  ciu  Mal  wöchent- 
lich ersehaineo ,  ffegen  Bezahlang  (also  r..  B.  exciusiro  anentgcltlicha  Pririt- 
WfÖrderun?  von  Briefen,  Mitfuhr'^n  von  Empf'^lilnn«.'s1>ri<-frti  w.  dtrl.  —  ein  üntorsrliicd 

fegen  frOhcr)  von  Ortea  mit  einer  Postanstait  nach  anderen  Orten  mit  einer 
'ostanstalt  des  In-  und  Auslandes,  also  nicht  in n erhall»  deSMlhen  Otts.  Ptlr 
Packet«  kein  Torrecht  mehr-.  «ImtI.  nicht  mehr  für  Penooenbefftrderaiig,  die  far 
"':--\re  nrifh  dem  norddeutschen  Gesetz  vlhvv  das  Postresen  vom  2.  November  1*^07 
I.  wenn  sie  ., gewerbsmässig  auf  Laudstrasscn  gegen  Bezahlung  mit  regelmässig 
festg^esetzter  Abgang  oder  Anknnftszcit  nnd  mit  nntonregs  gewechselten  Transport- 
mitteln'* orfolgte.  noch  der  Genehmigung  der  Postverwaltnng  bedurfte,  falls  zur  Zeit 
der  Errichtung-  d-T  ruhrf^-^legenhcit  eine  wenigstens  täglich  abgehende  Personenpost 
Wreits  bestand.  Dem  Vorrecht  der  Post  auf  die  genannten  Sendungen  entspricht  die 
Verpflichtung  der  Post,  dieoelben  anzunehmen  und  za  beßrdera  (Gesetz  von  1871 
3).  —  Der  Vorsnrh  von  Pri  \  a  t-Pai-krtliofnniiTnnfrs.nnstnlton  for  den  Dienst 
^widcbec  rerschiedencn  Orten,  namentlich  weiter  von  einander  entfernten,  in  Gon- 
eoneiix  mit  der  Post  scheint  in  Deutschland  misslnngen  70  sein.  Freilich  kommen 
der  Post  ihre  Rechte  gegenüber  den  Eiscnbatinen  hier  sehr  zu  (iutc.  Dagegen  sind 
in  gr<i5seren  St.'idt**n  (rtllt  rif  tü  L-inschliesslich  Nachbarschaft- Vororte)  solche  An«'taltcn 
aeoerdings  erlolgicich  gi;wu6cii  Berlin).  Bei  der  Beschränkung  des  Brietpostzwangs 
asf  Vonoidongea  zirischen  zirei  Orten  mit  Postanstalten  konnten  sieh  innerhalb  eines 
Orts  iGemeinde)  auch  P r i  r  at- Ihi.  fhi  fr-rdeningsanstalten  bilden  und  namentlich  durch 
billigeres  Porto  für  Briefe.  Kart-n,  Drucksachen  wohl  oinc  Zeit  Inns:  mit  Erfolg  mit 
der  Staatspost  concorriren.  Aber  thoils  die  Höhe  der  Vcrwaltuagakosteu,  theils  Dlcn^t- 
mängel  haben  doch  meistens  einen  dancrnden  Erfolg  gehindert.  Ausnahmen  z.  B.  in 
P.'  rim  (Verbindung  mit  PackeibffordLriiiiL'^^  Immerhin  schiene  die  Erwoit-^nirm-  d.  -! 
Vorrechts  der  Staatspost  aul°  den  internen  Briefverkehr  im  Orte,  freilich  auch  die 
Portoermissigung  dafür  erw^enswerth. 

§.  61.  —  2.  Postfinanz wescn.  E.s  sind  hier  zwei  l'nnete 
7.n  tinterscheidon :  einmal  die  Fe.slstelluiig  de.s  leitenden 
Finanzprincips  in  der  Post,  sodann  die  Durchführung  des 
angenommenen  Prineips  im  Einzelnen,  daher  dieKege- 
Inng  des  Posttax-  oder  Portowesens  (§.  62). 

Als  das  leitende  Finansprincip  der  Post  in  unseren 
heatigen  CoUaistaaten  ist  bereits  im  ersten  Bande  im  Aligemeinen  das 
Qebttbrenprtnctp  festgestellt  worden  (Fin.  1,  §.  268).  Ab- 
weiehnngen  bierFon  sind  früher  die  Regel  gewesen,  indem  das  Post- 
regal als  Finauzregal  und  damit  die  Post  gleichzeitig  mit  als 
Besteucrungsm  Ittel  behandelt  und  niöj^licböt  auf  L  eber-  * 
-<  hü8se  hingearbeitet  wurde.  Davon  wird  jetzt  gewöhnlich  mit 
Recht  abgesehen.  Indessen  ist  dies  doch  nicht  so  unbedingt,  wie 
es  öfter»  in  der  Theorie  und  auch  in  der  ötlcntlichen  Meinung  ge- 
schiebt, richtig,  sobald  nur  die  eine  „Besteuerong"  darstellenden 
Ueberscjittsse  der  Post  nicht  auf  Kosten  der  ökonomisch  tecbniscben 
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Digitized  by  LiüOgle 


146  4.  Badi.  GebOhnn.  2.  K.  1.  H.>A.  2.  A.  Gdtar-  n.  WohUkhitsgobOhna.  §.  61 . 


LeistoDgen  der  Anstalt  erzielt  werden  und  das  Portosystem  nach 
EinrichtQDg  und  Hohe  allen  berechtigten  Anforderungen  —  zn 
denen  ein  Sinken  der  Einnahmen  auf  den  Betrag  der  Koatendeeknng 
nicht  an  sich  gehOrt,  —  entspricht. 

Letztere  Ansicht  liegt  fUr  diejenigen  Theoretiker,  welche  die  Post  nicht  za  den 
Gcbuhrciuristitutan,  sonden  mehr  oder  allein  zu  den  Einrichtangen  gewcrblidter  Art, 
mit  l'ilr  Krwerbsciiikünfte,  rechnen,  näher  als  filr  uns.    Diiiin  vun  j  tiem  Standpanete 
aus  erscheint  der  LeberschUbs  eben  als  ßeinertrag  einer  £rwerbt>aüätait,  der  für  dea 
Staat  ebenso  In  Anspruch  genommen  werden  könne,  wie  bei  einer  priraten  Anstalt 
dieser  Art  far  die  Pri?ateu.    Aber  an  der  Einreihung  der  Post  und  ihrer  EinkUbfItt 
unter  die  Gebührcnanstalten  möchte  doch  aun  guten  Gründen  festzuhalten  sein  (g^egeii 
Koscher,  Schall,  r.  Scheel  u.  a.  m.).   Der  Uebcrscbus«  ist  alsdann  als  «Steuer" 
«ifeoteon  (§.  17),  aber  noch  in  diesem  Fall,  nur  auf  eine  andere  Wdse,  als  bei 
jener  Auffassung  zu  rechtfertig n :  ucuilii  h  so,  wie  ilio  ErhebuniJ:  von  Vork(.brsbtcxu*rri 
«nil  gewissen  indirerten  Stnncrn  übfrliaujtt,  in  iirincipi":llcr  Hinsicht,  und  durch  ander- 
wuitc  Erw&gungen  der  folgcudcu  Art  noch  auaacrdcui  in  pracliachcr  Ikachung.  Die 
„UelMischiMSwirthschaft'*  ist  hier  schliesslich  doch  die  Folge  einer  bestimmten  Porto- 
normirung,  d.  h.  einor  hölieren,  als  zur  blo^seIl  Kostt  nlv  kunir  ausreichte.  Mit  dem 
Pias  des  fUr  loUtere  uöthigen  Portos  werden  dann  uamcuUich  die  baudel-  und  ige- 
werbetreibeoden  Cltasen,  besonders  die  Urossgeschäfte,  welche  eich  andereu  Bo> 
steuerungsartea  leichter  entziehen,  auch  überhaupt  die  wohlhabenderen,  die  Post  mobr 
benutzenden  Classen  mit  besteuert  werden  können.    Bezüglicho  Erwä«:Qnt^en  werdeo 
nicht  immer  grundsätzlich  abzuweisen  sein,  z.  B.  bei  Fragen  der  Keform  einut»  etwas 
mit  als  Stern«  wlrl»nden  Portotarifii,  bei  Portoerhöhungen  wie  in  der  Flnaiudftge 
Frankreichs  1871.   Ferner  sind  die  Zweige  der  Post  zu  unterscheiden:  Die  Brief- 
und  erentuell  die  Zeituntrs-,  Geldpost,  fraglicher  schon  die  Packet post,  sind 
mehr  nach  blossem  Geb Uhrenprincip,  die  Per :>on c npuat,  uvciUucll  auch  nocli 
die  Packetpost  mehr  nach  dem  pri?atwirthschaftlichcn  Princip  zu  vervalteii, 
wie  dies  schon  im  1.  Bande  begründet  wurde,    (ieschichtlich  hat  das  privatvrirth- 
schaftticho  Princip  (oder   das   „öffentliche  Unternehmungsprincip  *^  Sax's)  früher 
allgemeiner  in  der  Post?erwaItung  gegolten  und  auf  einer  Stufe  „cxtcasirer"  Ycrk.ebrs- 
entwtckluug  z.  Th.  mit  gutem  Grunde.  Das  GebOhrenprincip  ist  erat  bei  ,Jnteosirem'*' 
Verkehr  allgerni  iner  berechtigt  und  durchgedrungen. 

Im  Gauzeit  war  Ii  au  (Fio.  I,  §.  213)  der  Behandlung  der  Post  nach  Gebühren- 
]>iiti'  ip  geneigt.   Vgl.  sonst  besonders  Sax,  Verkehrsmittel,  I,  246  ff.  AnDihemni^ 
an  die  dargelegte  Auffassung  schon  iu  der  1.  Auflage  §.  309,  S.  90,  91.  Jetzt  nameat- 
Uch  G.  Coh  D,  in  ScbmoUer*s  Jahrbuch  XI,  und  in  seiner  Finanzwissenschaft  §.  245  ff.. 
428  ff. 

Hiernach  iiKjchtcn  sich  auch  gegenwärtig  doch  dauernde 
Uebersebtisse  Uber  die  richtig  berechnetea  Kosten  hinaus  trotz 
des  Steaercharucters  derselben  rechtfertigen  lassen  nnd  es  sich  selbst 
Öfters  empfehlen,  auf  sie  hinzuzielen.  Allerdings  werden  sie  aber 
aneb,  und  in  der  Regel  zunttehst  und  zumeist,  zur  Ausdehnung 
und  Vervollkommnung  der  Posteinrtehtung,  —  wozu  aneh  eine 
genügende  Bezahlung  der  in  sehwierigem  Dienst  stehenden  Arbeits- 
kräfte gehört,  —  und  ausserdem  zu  passenden  Tarifermäs- 
sigungen mit  zu  verwenden  sein. 

Regelmässig  wird  iedenlalls  mindestens  die  volle  Kosten- 
deckung, d.  h.  die  Deckung  der  lanfenden  Betriebskosten  und 
der  Zinsen  und  Amortisation  des  Anlagekapitals  erstrebt  werden 
müssen,  nicht  nur,  wie  im  Schulwesen  und  bei  den  Gerichten ^ 
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ein  mehr  oder  weniger  hoher  Beitrag  zn  den  Kosten,  wobei  aber 
anf  die  Leistungen  der  Post  für  die  Staatsverwaltung  selbst  bei 
den  Bereehnnngen  mit  Rtieksieht  zn  nehmen  ist. 

Demgeml»  masB  namwtlicli  eine,  Tidfach  fehleode,  Ree  bau      Uber  das 

AüUgckapital ,  das  iu  den  Gebäuden  und  Einrichtungen  des  Po:»t«resous  steckt, 
sf2ttfin<1en .  wie  nach  einer  Resolution  des  l*cirlisfag:s  im  Deutschen  Kcichc  (1*<7*<). 
\üUeiid:>  iti  dcui  Kalle,  daää  dieses  Kajpital  nicht  Iruhur  aua  den  Bctriebsälunaliinca 
der  Pwt  boetritten  worden  ist,  wie  es  allerdings  hlofig,  besondeoi  bei  kleineren 
Sotnm.^u,  gc-chieht,  grh^rt  oiue  aiifrcinesscne  Summe  f)lr  die  Verzinsung  und 
TÜdT'ing  ia  die  Jahrf-iahrochniiii^'  der  l'o^t. 

Die  möglicbüt  volle  Deckung;  uller  dieser  Kosten  ist  wegen 
des  imiuer  doeh  stark  ditt'eieDziellen  Nutzens  der  Post- 
leistangen itir  die  verschiedenen  Kreise  der  Bevölkerang  zn  ver- 
iaogen.  Bei  der  Normirnng  der  Porti  u.  s.  w.,  besonders  bei  Porto- 
tarifreformen  darf  daher  dieses  Ziel  der  vollen  Kostendeckung  der 
Anstalt  in  dem  bezeichneten  Umfang  nicht  ausser  Acht  gelassen 
werden.  Jedenfalls  sind  an  sich  vermeidbare  danerndeBe- 
triebsdeficite  der  Post  wirklich  zu  vermeiden,  daherfinan- 
zicll  nur  solche  Ke formen  zu  billigen,  welche  einiger- 
raaassen  sichere  Aussicht  auf  baldigen  Ersatz  eiues  vorübergebeu- 
den  Deiicits  ergeljen. 

Diese  Gcsicht^puncte  sind  neacrdiiigs,  lu  Folge  einer  einseitigen  Auflassung  der 
Frage  in  der  Öffentlichen  Meinung  und  in  den  leitenden  Postrerwaltongskreisen ,  mit* 

onter  wohl  etwas  zu  sehr  zurückgetreten;  das  fuhrt  alter  I<  icbt  zu  einem  falschen 
„Gofamttaismus''  unter  dem  Vorvrand  des  ölicntlicben  Interesse*«, 

Ein  beständiges  Betrie bsd ef icit  ist  indessen  nach  den 
£rfahningen  mancher  Länder  mitunter  nicht  zu  v  ermeiden,  einerlei 
wie  man  das  Portowesen  einrichte.  Denn  bei  der  Abhängigkeit 
des  Po8tverkehrs>  daher  der  Posteionahme  von  der  UOhe  der  Ge- 
btlhreni  ftthrt  eine  Steigerung  der  letzteren  oft  nicht  zu  eiuer 
grösseren  Einnahme»  sondern  selbst  zur  Verminderung  des  Ver- 
kehrs, somit  leicht  zn  einem  ungflnstigeren  VerhSltniss  von  Betriebs- 
einnähme  und  Ausgabe.  Der  Spielraum  för  eine  experimentelle, 
nach  voller  Ko^^teudeckuiig  strebende  Tarifpolitik  ist  daher  oft 
nur  klein. 

Si>  namentlich  in  Landern  weiterer  Dimensionen,  tbeuercrcr  Conimunicatioo,  go- 
fingeroi  Velksdlehtigkeit  und  relatir  schwachen  Pestrerkehrs,  besonders  wenn  alle 

Kesten  der  Post  wirklich  von  dieser  getragen  un  l  nii  ]it,  wie  zum  Theil  bei  uns,  durch 
ünentgelilich  oder  freien  gcritiircn  Kntfjclt  ?u  ultirii'hmende  Leistungen  Dritter,  wie 
der  £isenbahaen,  auf  dicae  mit  ubcrwulzt  werden.  Typische  Beispiele  bind  unter 
dok  Groesstaaten  noch  immer  Rassland  und  Nordamerica.  lieber  letzteres  s. 
Hock.  Finanzen  der  Vereinigten  Staaten  &  dS9.  Vor  dem  BOigerkrieg  Nordosten 
actir,  Westen  und  Süden  i);»'->>iF. 

Auch  in  Sch  liem  Falle  wird  t!:!eichwohl  die  S taatsposL  wegen 
ihrer  allgemeinen  Bedeutung  für  Cultur  und  Volks wirtlisehaft 
und  für  den  Staat  als  solchen  selbst  zu  rechtfertigen,  ja  zu  ver- 

10* 
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langen  sein.  Die  Einrichtung  tritt  dann  pro  tanto,  für  den  Betrag 
des  DeficttSi  unter  die  ADStalteo,  welche  finaniiell  nach  dem  Prineip 
der  reinen  Aaagahe  verwaltet  werden  nnd  zur  Erfttllnog  wiohtiger 
((ffentlieher  Zweeke  dienen.  Das  Ist  aber  nnr  ein  nnyermeidlieher 
thataftehlieher  Zustand,  bedingt  durch  geschichtliehe  nnd  (Ertliche 
VerhUltnisse,  keineswegs  ein  allgemeines  Ziel  der  finanziellen  Be- 
handlung der  Post.  Zwischen  dieser  Kechtfertignng  einer  Staats- 
pogt  mit  beständigem  Hetriehsüeüeit  und  der  obigen  principicllen 
burderuug  voller  Kostendeckung  der  Post  besteht  daher  auch  nur 
ein  scheinbarer  Widerspruch.  Ein  wenn  auch  tiir  Jetzt  nicht  eu 
beseitigender  üebelstand  liegt  in  dem  ersten  Fall  namentlich  anch 
darin,  dass  viele  einzelne  Privatinteressen  theilweise  ans  öffentUcben 
Mitteln  befriedigt  werden. 

Oeber  die  Flnanzresnltste  der  Poet  in  enropliseheii  Staaten  iltete  Daten  l»ei 

Rau,  Fin.  I,  §.  205  Noten,  neuer'  fnr  1874  bei  Sax,  I,  257,  für  die  Mitte  der 
1870er  Jahre  in  der  1.  Auflatrö  dieses  Bands  S.  92.  Jetzt  liegen  die  wohl  besten 
verglcicLbareo  Daten  in  <icn  Jaiireaburichtca  dos  Beruer  Weltpostrereins -Bureaus  For. 
Die  renchiedene  Ter-  und  AbrechnVDgsireise,  renehiedene  Behandlong  der  amtUehea 
Corrcsponrlenz ,  in  eiiiiL^i-n  Ländern  die  in.-hr  o^.  r  wcniirrr  vollständige  Vorcinigun^ 
des  Post-  und  Telegraphenvi^scns  und  dah^r  il*  r  i'iuaiizen  dieser  beiden  Zweige  (>o 
u.  A.  in  Deutschland,  West -Oesterreich,  Frankroi' h.  Kusslaud  jetzt)  beschr&ukca  die 
Verfleichbarlteit  aoch  dici><r  Daten  indessen  imintrlun.  Volleads  die  segeoaontcn 
..RctrichsnbersrhUssc"'  ilt-r  Po>t  und  ilie  Hc  1 1  ie  bskosten  sind  .'il>rr  auch  in 
den  amtlicUen  iicchnangcn  nicht  genau  rergleichbar«  veil  die  Post  in  den  oiiizeluen 
Lindem  zu  den  Efseneahnen  eine  rerschiedone  Stellang  einnimmt  InDeatech« 
land  namontlich  erscheinen  dir  Kosten  der  Post  zn  klein,  die  Ueberschussc  zu  gross, 
weil  die  Post  atif  (irund  des  bestLhendcn  Kech(>i  in  jcrrossem  Umfang  die  Dienste  der 
Eiseubabnen  an  entgeltlich  in  Ail^p^uch  nimmt,  was  practisch  noch  weniger  bedcaL- 
lieh  wire,  wenn  alle  Bahnen  Reichabahnen  wlren  nnd  „Eisenbahnfiscntf*  nnd  «.Pest- 
fiscu-*'  sich  dann  deckten.  Narh  dem  preiissischon  Eisenbahngesef/.  vom  ^  No- 
vember 1838  (§.  36),  dem  Kcichsgesetz  über  Postweson  von  1871  (§.4)  und  dorn  ;t;i 
Stelle  dieses  J^.  4  getretenen  Reicbsgesetzo  vom  20.  December  1875  werden  nuaniciir 
in  genauerer  Begr«inng,  aber  doch  in  sehr  erheblichem  Umfange  unentgeltlich  za 
leistende  Bffördonin^dicnstc  dor  KisenLalincn  für  die  Post  festgesetzt.  Der  Werth 
dieser  Dienste  lasst  sich  zwar  nicht  ganz  genau  ermitteln,  betrügt  aber  jedenfalls  eine 
gnnze  Anzahl  —  15 — 20  und  mehr,  bei  den  ptenssischen  Staatabahnen  nm  19841  allein, 
unter  Gegeurecbnung  der  unentgeltlichen  Dieni»tc  der  Post,  c.  12'/«  Millionen  Mark,  wo« 
nnch  sich  die  Bctri«  bskosten  nnd  UeberschUsse  der  Post  entsprechend  ändern  würden 
wenn  dies  augerechuet  wurde.  Um  richtige  liecbnungsergcbnisse  zn  gewinnen,  was 
in  jeder  Beziehung  gut  wäre,  sollte  so  vorgef^angon  werden.  (Vgrl»  saeh  G.  Cohn, 
Fin.  S.  CÜ3,  mit  ähnlicher  Ansicht  und  Sr  lultzungsversuch.)  .Ter/t  sind  di«-  r?e-  i 
triebsuberschosbo  der  deutschen  Pest  zum  Xbeil  eben  Miader^Sinnahmeu  und  Minder-  I 
Kenten  der  Bahnen. 

Nach  den  Zosammenstellangcn  des  Berner  Bureaus  (z.  B.  im  Bull.  XXIII,  5-14, 
XXY.  l^.r  waren  die  Finanzcrg^bnis.e  in  15!S7  (bez.  1886—87  und  1887  — 88J  in 
einigen  wichtigeren  Ländern  folgende  in  MUl.  Fr. 


Post  und 

Kiri- 

Aus- 

öebcrschuss 

Teiegraphie. 

nähme. 

gabe. 

(—  Deficit). 

.  2t)6.Sl 

228.93 

a7.8ö 

Oesterreich  (West>)  . 

66.89 

55.54 

11.86 

.  177.0fi 

137.06 

59.41 

Kassland ..... 

.  79.33 

92.26 

? 
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rosi  alleio. 

Ein- 
nahme. 

Aus- 
gabe. 

Ueberschuss 
(—  Deficit). 

GrosflbriteBDieD    .  . 

.  217.64 

148.34 

69.29 

.  12.1G 

35.58 

6.5H 

18.50 

4.83 

Kiederlandc     .    .    .  . 

1251 

9.63 

2.87 

15.33 

9.S3 

5.50 

,  21.10 

19,57 

1.58 

Schvedea  

9.01 

8.85 

0.15 

Korwegen  

3.29 

3.39 

0.10 

Dänemark  .... 

6.27 

6.28 

0.01 

Nordamerika,  Vor.  St.  , 

.  253.04 

274.<*4 

(— 

21.60) 

'  5.11 

12.2U 

(- 

7.09) 

Chile  

2.32 

2.65 

(- 

0.32) 

Britbcb-lDdi«n  .  .   .  , 

.  aü.2i 

28.20 

2.01 

12.73 

3.80) 

Bei  Frankreich  iaci.  Algier  und  Tuniä.    Die  Daten  Kut>s>landä  bezitjben  sich  auf 
die  TelefTaphen  nnr  bei  den  Anflf^abea,  nicht  bei  den  Einnahraeo  mit,  daher  das 

Deficit  kleiner  als  nach  obigen  Zahlen.  Bei  Deutschland  Baicru  und  Wttrtemberg: 
lübegrilfcn.  Nach  dem  Ergebnis»  fur  18S7— SS  für  die  Heichspost  tind  Telcg:rnphie 
allein:  Einnahme  IS9.1»3,  Ausgabe  103.60,  Ueberschuss  20.33  Mül.  M.;  iu  Baieru 
J.cn>o  I  .  /.  14.S9— 12.46—2.43;  in  Wttrtemberg  dsgl.  bez.  8.63— 7.09— 1.64  MilL  M. 
•Vm  6lll)^tilr^ten  war  und  ist  da^i  Verlialiniss  d<'r  Kiimiilimcn  zti  den  Ansjabon  und 
zugleich  am  Uöchstcu  der  absolute  Kciucrtrag  wie  derjenige  per  Kopf  lu  Urossbritaunicu 
nod  Frankreich:  dort  c  1.48,  hier  c.  0.83.  im  Deutichen  Reich  (wo  man  den  Bein- 
«rtrajr  im  Wesentlichen,  nach  fniluier  Erfahrang,  anf  die  Tost  rechnen  darQ 
'■.  0.i>4  Mark  per  Kopf.  Dieser  Und  r-rliiod  i>t  vornetnlich  auf  die  Ucbfnnahrne  der 
kostspieligen  sogeuauotca  b  ahrpost  (Packete,  Personen)  in  Deutschland  zurückzuführen, 
die  io  den  beiden  Westataaten  snm  Theil  fohlt.  Daraus  eiicllrt  eich  andi  der  nn» 
::^unstijrcTo  Al>-;rlilusb  mit  in  Oesterreich  und  in  der  Schweiz.  Im  Vergleich  mit  andern 
lindern  wirkt  in  Frankreich  und  Grossbritannien  die  intcnsirst  «  A' crkchrsLUtwicklung 
.-'insti^  ein.  Den  Einlluss  von  *Kiiegserei^rnisseu  u.  dgl.  aui  die  i'ustciukunfie  kann 
man  in  Frankreich  verfolgen:  Rohertrag  1809—71  94.6—72,6—91.6,  1S73  lOS.  1876 
119  Mill.  Fr.  Wieweit  in  letzton^n  ZiHcru  <lie  Portocrlirdiunfs:  von  l'^Tl  luifwirlvtc,  ist 
b«ü  der  Abhängigkeit  des  Postverkchrs  vom  aUgemeinen  (iang  des  Volkslebens  nicht 
za  bestimmea  (rgl.  Amagat,  emproola  et  impAta  p.  410  ff.  und  zum  Vergleich  das 
Schtranlen  der  Steoeieinlttknfte  um  1870  in  Fin.  III,  §.  175  8.). 

§.  62. — 3.  Die  Regelung  des  Posttax- oder  Porto  w  es  ens 
mass  je  nach  der  Wahl  des  leitenden  Finanzprineips  etwas  ver- 
schieden ansfallen.  im  Folgenden  wird  das  Gcbührcnprincip, 
mit  gewissen  Mr  lilicationen  in  einzelnen  Fällen,  als  Richtschnur 
and  Regel  angenommen.  Der  wicbtigste  Pnnet  der  Gebührenord- 
üüug  betrifft  alsdann  die  Wahl  zwischen  den  zwei  Uauptsystemen 
des  Tarifs,  dem  sogenannten  Stufentarif  mit  höheren  Sätzeo 
und  dem  mehr  oder  weniger  conseqnenten  und  in  den  Sätzen 
nftssigen  Einheitstarif  in  den  nach  den  Befdrdernngsgegen* 
itiliiden  nnterscbiedenen  Postdienstzweigen.  Die  anderen  Fragen 
der  Gebflbrenordnnng  beziehen  sich  auf  Nebenpnncte,  welche  an 
dieser  Stelle  keine  genauere  Er^rternng  bedflrfen. 

Kaa,  Kiji.  1,  216—217,  mit  Untcrächeidung  des  Brief-,  Packet-  und  (ield- 
taiifa.  Jetzt  besonders  8 ax,  I,  Abschnitt  S  der  AbfheiloDf  vom  Postwesen  (S.  261  ff.), 
Terglicbcn  mit  Abschnitt  2  u.  4,  u  A.  eine  Tor/.Ugliche  Vergleichung  von  Post  nnd 
Xelegnpliie  in  fietieft  ibiw  Gleichartigkeit  und  ihres  Unterschieds.  Fui  die  aihere 
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Bcf^rUndung  der  einzelnen  Puncto  des  Textä  beziehe  ich  mich  auf  Sa  x,  mit  dem  ich 
fast  ganz,  auch  in  den  Einzelheiten  und  besonders  in  der  Auffassung  d^  Posttax- 
wesens als  «iner  historiBch  nod  Srtlioli  Terschitden  ta  ordneaden  Sache,  ttber" 
eiostiiiimo. 

Der  Stafentarif  Btoft  das  Porto  (die  Posigebtthr)  nach  zwei 
HaoptmomenteDy  der  Bntfernang  des  BestimmangBorts  vom  Ab- 
sendnngsorte  (eveDtaeH  unter  Berücksichtigung  der  Beschaffen- 
heit derHoate)  bei  allen  vier' Hanpfobjeeten  der  Posti  Briefen, 

Geld,  rackcten,  rersoncn,  und  nach  dem  Gewi ch t  beiden 
drei  ersten,  bei  Geld  ausserdem  natU  dem  Werth,  bei  den  Per- 
sonen nach  der  Zahl  ab.   Dies  ist  an  und  flir  sich  rationell. 

Wie  bei  allen  Ocbühri  n,  so  «sind  auch  hier  zwei  wh  crfrSnzcndo  Gesichtspunctc 
zu  beachten:  einmal  der  des  Wcrthcs  der  Leistung  für  den  Intcressentcu, 
sodann  derjenige  der  Kosten  der  Leistoog  fbr  die  Poslrenreltung  (Vgl.  aach  die 
btv.n^lirhon  Abschnitte  au?  iler  T'i^cnbihnlehrc  iin  1  Bande,  Fin.  I,  §.  291  If.)  Beide 
(iesicbtspuuctc  haben  bei  der  iiegcluiig  des  Portuwesens  mehr  oder  wenig:er  mitgespielt 
Bei  beiden  besteht  die  Schwierigkeit  der  Messung  des  Werths  und  bczw.  der  Kosten 
der  Leistung.  Diese  S<  liwi*  rigkeit  ist  aber  dem  Wertb  gegeoUbcr  grösser,  weil  die 
mitspielenden  Momente  lur  A'w  V-rwaltiinz  fast  ganz  unbekannt,  auch  rlA  \ iTfirilT- 
licher  sind.  Die  Feststellung  des  Werths  wird  daher  besonders  leicht  willkürlich  und 
scbablonenbaft ,  z.  B.  bei  der  Annabme,  dtss  sich  der  Werth  der  Leistong  fkkr  den 
Interessenten  immer  genau  nach  der  Entfernung  vom  Bestimmungsorte  richte.  Die 
Kosten  las-sen  sich  auch  nur  schwer  piiiz  genau  ermitteln,  besond'T*  weil  ihre  Höhe, 
auf  die  einzelne  Leistung  zurilckgcfuhrt ,  sclb&t  wieder  nach  Art  und  Umfang  des 
Terkehra  sebr  rerschieden  ist.  Aber  in  einer  fiir  die  Venraitnng  genttgenden  weise 
ist  der  Ko^tenbetrag  doi  h  nnnähcnid  zu  ermitteln. 

Man  fand  nun  in  der  Entfernung  und  im  Gcwiclit  Hauptmomeutc  für  die 
Bestimmung  der  Höhe  der  Kosten  und  legte  sie,  neben  den  anderen  genannten,  nnter 
Zuschlag  eines  aii^'.  nif  ;i>riu>ii  Hetra-;>  für  <li'!  allgemeinen  nnd  die  Expe- 
dit imis-  mxA  M  an  i  j)  II  lat ions  kos  t  L- II ,  (lem  Tarif  m  Grunde,  hielt  aber  in  K-t/tcrf':n 
im  Ganzen  an  hohen  Sätzen  fest,  um  so  die  erforderliche  Gesamioteinnahmc  za  er- 
zielen. Einigermaassen  wnide  aber  auch  der  Werth  der  Loistnng  for  den  Interessenten 
nach  denselben  beiden  Merkmalen,  Entfernung  nnd  Gewicht,  bemessen.  Daher  er- 
si  hicii  denn  ein  Po^st^t  blUiren-  oder  sogenannter  Port  otarif  für  die  ricr  Haupt- 
arteu  der  I'ubtobjecte  ais  Entfernuugs-  und  bez.  Gcwichlsstufontarif  in  doppelter 
Hinsiebt  rationell  begründet. 

Dieser  ehemals  allgemein  verbreitete  Stufen  taril'  mit 
höheren  Sätzen  ist  in  der  That  auch  geschichtlich  flir  gewisse 
Entwicliluugsstutcn  des  Vcikebis  im  Ganzen  der  richtige,  was 
gerade  zum  Vorstäiuluiss  der  Berechtigung  des  neuesten  Tarif 
systems  beachtet  werdeu  muss;  er  entspricht  den  Yerhältaissen 
extensiven  Verkehrs. 

I^oi  unTollkommenem  Communications-  und  Transportwesen,  geringem  Postverkebr 
üborliaiipl  nnd  einer  stärkeren  Hosobränkiuij?  (fesselbün  auf  «rewisse  Volksclasscn ,  hei 
der  ^'otllwendigkeit,  in  Ermangelung  anderweitor  V  crkehrsanstaltcn ,  durch  die  l'oj't 
oder  ganz  allein  anf  deren  Kosten  den  T^sport  der  Postgegensiinde  besolden  zn 
lassen,  also  mit  einem  Worte  bei  extensiv  ein  V.rkelir  ist  ein  solcher  Tarif  wohl 
der  relativ  angemessenste.  Der  Werth  der  Leistung  richtet  sich  hier  wirklich  wesont- 
lich  mit  nach  Entfernung  und  Gewicht.  Die  Kosten  der  Verwaltung  werden  dadurch 
erheblich  bestimmt.  Der  erwähnte  Zaschlag  füt  allgemeine  Konten  u  s.  w.  muss  nur 
verhaltnissmässig  bedeutend  sein,  daher  im  Ganzen  hoho  Tarife,  weil  die 
geoauDtoti  weiteren  Kostcnbostondtheile  bei  geringem  Postverkchr  roiattr  stärker  sind 
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004  iedi»>  ciiucelitc  Objoct  absolut  höher  treäcn.  Bei  einem  zveckm&Säigen .  natürlich 
filr  oia  einidiieo  BefOrdcmngsobjccte  manchfach  TOxschiedcn  nonoirten  Stufcutarifc 
wird  dmhet  dto  Gcsammilcistun^  der  Post  untor  diesen  Vorhiltniason  viüinchelnUch 
Ml  Angemessensten  bezahlt  und  das  Fiuaiizinteresse  im  nOthigen  Umfange  gewahrt 

Der  Eiobeitstarif  siebt  im  alliretneinen  innerhalb  des  Post- 
gebiets —  nnd  bei  ioteniationalcii  Verträgen  selbst  darüber  bin- 
wie  jetit  sogar  innerhalb  des  riesigen  Gebiete  des  Weltpost- 
TereiDB  —  Ton  der  Entfernnng  theilweise^  schltessfioh  in  ge- 
wissen Fällen  gaDZy  vom  Gewiebt  in  weiterem  Maasse  als  der 
Stnfentarif  ab.  Er  ist  also  Öfters  doch  nnr  ein  relatiTer,  kein 
absolnter  Einheitstarif  verglichen  mit  dem  Stnfentarif,  so  in  der 
Ueberj^angsforni  zwischen  beiden,  dem  sogenannten  Zonentarif. 

Mehr  oder  weniger  erhublichc  Uutenicbiede  beistehen  dabei  nacli  dun  kaic- 
fori«Mi  der  Beforderungsobjoete.  Bei  der  Penonenpost  bleibt  der  StnfeQlarif  neist 

ganz  besfchon.  Bei  der  Packetpost  wird  er  weniger  und  langsamer,  aber  bcliliesülich 
doch  auch  grossentbeiU,  bei  der  Zeitaogs-  und  Geldpost  mebr,  bei  der  Briefpost  voll- 
ständig was  die  Entfernung  und  immer  weiter  was  das  Gewicht  betrifft,  in  den 
Zonen-  und  srhlirsslich  in  den  Einheitstarif  binQbcrgeIcitet,  <  iHlIioh  durch  diesen 
ersetzt.  Di.  Tendenz,  die  ehfiual^'  entscheidffidL'ii  Momente  für  die  Tarifbildung 
immer  weniger  zu  berücksichtigen,  tritt  in  der  neuesten  Zeit  bei  der  Poitoregdung 
ftr  alle  Objede,  mit  Aosnaiune  der  Penonen,  inmer  scbirfer  ber?or. 

Zugleich  wird  das  Porto  allgemein  ermässigt,  im  Ver- 

kehrsinteresse,  aber  auch  in  demjenigen  der  Finanzen :  um  zu  stär- 
kerer Benntzung  anzuregen.  Eine  Entwicklung,  welche  sich  in  den 
einzelnen  Lnndern  etwas  verschieden  gestaltet,  aber  bei  dem  kosmo- 
politischen Character  der  Post  in  den  ( -ulturstaaten  inniu  r  ^leich- 
mässiger  herausbildet,  zum  Theil  in  Folge  oder  unter  dem  mit- 
wirkenden Einfiuss  internationaler  Verträge,  wie  nunmehr  nament- 
lich im  Weltpostverein. 

Ein  solcher  Einheitotarif  entepricht  nnn  im  Ganzen  den  Ver- 
hSltnissen  hochentwickelten  sogenannten  intensiven  Verkehrs, 
mit  dem  er  in  einer  gewissen  Wechselwirkung  steht 

Bei  grösserer  Yolksdichtigkeit,  allgemeiner  Verbreftang  der  Elementarbildung, 

Ticlfachstcm  örtlichen  W.  <  hsol  der  Berölkerunf: .  stciErcndor  intcrlncaler  iiii  l  int-  r- 
nationaler  Arbeibthciluui^.  ausgedehntem  in-  und  ausländischen  Handel  wird  das 
Bedürfnisa  nacb  den  Diensten  der  Post,  besonders  der  Brief-,  aber  ancb  der  Zeitungs-, 
Drucksachen-,  Waareuproben-,  Packet-  und  Geldpost,  grösser  und  gleichmfissiger.  Die 
lintwicklunsr  rüfrr  (yommunicationcn .  di*'  Bemitznng  der  Eisenbahnen.  Datnp^rlntf'e 
mit  fUt  den  Fc^tdienst,  vielleicht,  wie  nach  dem  deutschen  geltenden  Eiseubahnrecht 
Bnentgeftlieb  oder  gegen  geringen  Entgelt  Seitens  der  Post,  macht  die  Entfemang 
xn  einem  die  Kosten  wenig  mehr  bestimmenden  Kactdr.  Die  (Jrösse  des  Verkehrs 
Tprmindert  dii«  aUgemeincn  und  die  Expoditions-  und  MniiiiMila(iornk<ist'™n  relativ,  also 
für  die  einzelne  Leistung  absolut.  Die  Vereinfachung  Ucü  Tarifs  und  die  Porto- 
erhebnng  in  der  Form  von  Stempeln  (Marken)  wirlien  gerade  bei  grossem  Yer- 
kehr  in  iJtTb<d)>cn  Rtch(un)2r.  So  rechtfertigt  sich  ein  -■  r  in  ä s si  ir t  r  Ei  n  Ii i  f  > tnr i  f , 
welcher  dann  wieder  die  Bedingungen  seiner  Berechtigung  durch  die  Entwicklung  dvs 
Verkehrs,  die  er  begünstigt,  selbst  immer  mehr  ausdehnt  Denn  mau  kann  nun  von 
der  DilTerenzining  des  Wcnbe*  der  Leistungen  der  Post  für  die  Interessenten  mehr 
abschen,  weil  via  wirklich  unbcdnitriider  und  di«  IMdcrcurfrung  der  Kotttcn  der 
eiuzeloeu  Leistungen  thatsächlich  auch  immer  minimaler  wird. 
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Alles  dies  tritt  bei  der  Brietpost  am  Meisten  hervor,  daher 
hier  auch  der  niedrige  Einheitstarif  am  Yoliständigsteo  berechtigt 
wird. 

Das  Fttsdialten  an  ciDcm  nicht  gar  za  iiiedniron  Maximalgewicht  des  zur 
NormaltAJce  zu  befOrderodeu  Briefs  erfolgt  aas  (irundcn  der  Uokooomie  der  Post,  oimc 
dias  daa  Publicnoi  danuiter  leidet  Indem  fQr  schwerere  Briefe  der  GewiehtSBpidnMn 
bwlduteod  erweitert,  die  Taxe  aber,  wenn  aach  höber,  so  doch  massig  gehaheu  und 
vom  Stufen porto  nach  dem  (icwieht  auch  hier  im  Oebrigeu  abgctiehoa  wird,  cr£ahrea 
alle  berechtigten  itiloresseu  iiiro  llcfrirdi^ruivpr. 

Die  Wahl  der  denkbar  einlachbteu  Erhebuugbform  der  Hrief- 
postgebUhr  in  dem  Stempel  (Briefmarke,  Briefcouvert)  ver- 
mindert gerade  hier  die  Expeditiousarbeit  ausserordentUcb.  Diese 
Erhebangsfonn  miiss  fttr  die  neuere  Eioriehtuog  dee  FoahreseiiB  fast 
als  .conditio  sine  qna  non  bezeichnet  werdm. 

Von  epochemachender  Bedentong  war  die  berQhmte  von  RowUnd  Hill  an* 

gerf^'t-  Purturcforui  l)ei  Briefen  (sogenanntes  Pcnnyporto)  in  (i  rossbri  ta  n  ni e  n 
fS.  darüber  Kau  i?.  "iU,  besonderes  Note  d.  l>lßa.  Sa.v,  I,  ;il6  U".  auch  20G  H.) 
Vom  liiiiui/icllcii  StaudpuQcte  aus,  so  lauge  die  l'ost  crhcbiicliere  Ucborscliilssc  er- 
zielen soll,  muss  die  englische  Reform  für  etwas  zu  abrupt  und  ZQ  mdlcal  liezeichndt 
werden.  IiiiiniTliia  ist  aber  zu  lieaoliten ,  dass  der  Keinertrag  zwar  sehr  ti«;! ,  aber 
doch  noch  lauge  keiu  Deficit  ciutrat.  In  (iro^britauuicu  bdsitaod  vor  lb40  ciu  schx 
hoher  £nt&roiifi||;B-StDieDiKHrtottrif,  das  mittlere  Briefporto  wk  7 — TV^  B.  Hill 
bchlug  nnn  in  einer  Schrift  Ib'M  vor,  einen  mässigon  Einhditsiarif  ciuzafahrea.  Die 
(3rUnde  waren:  da«fs  das  bi>heriüo  theuerc  Porto  den  Verkehr  hcuime  nnd  auch 
lioanziell  nachtheUig  sei;  allerdings  war  der  Heinertrag  der  Post  von  Iblti — '67  fast 
nicht  gestiegen,  Dorchschnitt  1.42  Hill  Pf.,  Maximvm  1626  1.64«  Minimtin  1S22 
1.83  Pf.  ;   dass  die  bestehenden  Postcinrichtunsieu  ohne  wesentliche  Koati  r,- 

stni'.'-eruiijr  die  R'-wältigung  eines  viel  irrö>sereii  UrielVurkehrs  gpestatt^tei)  (da^^  "JT  fache 
nach  üjU);  da5>  <las  (iowicht  der  Ge:>amuitheit  der  bc/aliitcn  Briefe  klein  iui  Verhält- 
niss  zu  dem  Gewieht  <iller  SendnnfMl  sei  i,Iß  "/o  bezahlte,  0  V„  ui\Iie/ahlto  Hriefe, 
75  ®/u  Zcitunt^eii);  dass  die  Kosten  nur  r.nm  kleinen  Theil  von  den  eigentlichen  He- 
för d er ungs kosten  herrUbrtou,  nur  zu  einzekca  liricf  weniger  als  Vm 

davon  kftme;  daas  die  Beftrderongskosten  tticbt  mit  der  Entfemnng  proportional 
sdegen,  sondern  von  anderen  Umständen,  Beschaffenheit  der  Koute  und  des  Tranfport* 
mitteis  u.  s.  w.  abhiniyen.  beiwnders  bei  au5i:ebildetem  sonstigen  Comtniinication-^wescn 
(Eisenbahnen,  Dampfschilfe!);  dass  die  Kosten  der  Expedition  tind  Manipulation  der 
Briefe  die  Haaptaache  seien,  doli  aber  sebr  verringom  Hessen,  vonn  der  Briofverkebr 
stärker  und  das  BricfDiarkcnsystem  angewendet  werde.  Hill's  Vorschlatie  wurden 
durch  das  Gesetz  vom  17.  Augnst  1  srifi  (2  u.  .H.  Vict.  c.  52)  angenommen.  Am 
10.  Januar  1840  wurde  das  Porto  «illguuieiu  auf  1  P.  für  inländische  Briefe  ermässigt. 
Der  Briefverkehr  stieg  sofort  Stadt  nnd  stetig  weiter,  alier  nicht  so  bedeutend,  als 
Hill  vermuthet  hatte:  er  war  nicht  in  Kurzem,  sondern  erst  nach  12  Jahren  der 
ö fache,  der  frühere  Kohcrtrag  wurde  ersit  nach  10,  der  alle  Uuiucrtrs^  erst  nach 
30  Jahren  erreicht.  Die  starke  Vermehrong  der  Kosten  ist  nnr  sttro  TleÜ  der  Zu- 
nahme der  Briefe,  zum  Theil  anderen  Ursachen  (Bezahlung  der  Eisenbahnen,  Post- 
sr hilf  e)  zuzuschreiben.    Kau  hat  fnr  die  Zeit  bis  ]^Cr2  foif^ondc  Tabelle  zusammen- 
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ni.uijrtT<»  Portureforui  auch  fUr  Enj^Iand  ist  denn  auch  öfters  der  Hill'bchen  gcgeu- 
ul>er  befürwortet  worden,  z.  B.  ?on  M'Culloch',  noch  ncoerdiogs  hat  G.  Cohn  in  aomaa 
«■ffiMheD  EtsenbaliDStadien  Aebnlielies  gesagt,  ond  es  in  deo  oben  genunten  neneBten 
AibeteD  wiederholt. 

Die  enorme  förmlich  culturgeschichtliclie  Bedcutnnpr  der  Hill'schen  Portorcforrn 
i>t  deshalb  doch  aubeätrcitbai.  La  allen  Culturstaaten  i^t  man  nach  und  nach  üiuscm 
eoffieclieo  YoTginp:  gefolgt,  nor  netst  mit  der  Zvischenperiode  eines  Zenenterifu. 
In  'irsterrfiirh  1S42  6  Kr.  bis  10  Meilen,  12  Kr.  (iarülur  hinaus,  1*^10  jener  Satz, 
auf  ä  Kr.,  di.'ser  auf  (i  Kr.  C.  M.  redufirt,  ISfil  inländischer  Einheitssatz  7on  5  Kr.  ö.  W. 
iLocalporto  3  Kr.).  —  Preussen  hatte  für  den  einfachen  Brief  nach  dem  Regulativ 
von  IS24  folgende  Sätze:  bis  2  Meilen  1  Sgr,  2—4  M.  l'/o  Sgr,  1—7  M.  2,  7  bis 
10  M.  27,.  10—15  M.  3,  15—20  M.  I.  20  HO  M.  5  Sj^r.  und  für  jc  10  weitere 
Meilea  1  Sgr.  mehr.  Im  Jahre  IS 44  wurden  bei  gleichbleibenden  Portis  die  Zonen 
«rvettert:  auf  5,  10,  15,  20.  30,  50,  100  Meilen.  1849  worden  9  Zonen  geUldet  von 
Ms  10  M.,  10—20  M.  und  über  20  M.,  mit  resp.  1.  2,  3  Sfrr  Porto.  Diese  Sätze 
für  den  einfachen  Brief  von  jetzt  Iiis  an  1  I..oih  tlbcriuUim  (i<T  tl.  iifsch -öster- 
reichische PostFcrein  (l^oü)  für  den  Vereinsrcrkehr ,  wouuben  in  mehreren 
Stuim  tndere,  niedrigere  inllndiscbe  Porti.  Im  Norddentschen  Bande  dann 
durch  Gixf/.  vom  4.  Noreinber  1S07  Einheitssatz  von  1  Sgr.,  ebenso  narli  Ges.-(/, 
ron  1S71  im  Deutsch*  ii  KLich  Vcrtras^swd-ic  gilt  dies  Porto  auch  zwischen  Deutsch- 
land und  Oe^terreich-Uügarn.  Nach  der  Eruiässigang  von  l^i44  sank  der  Reinertrag  in 
r»reosscn  von  1.4  auf  1  Mill.  Thlr..  1852  wurde  er  auf  8S0,000  Thir.  veranschlagt, 
^dion  wieder  auf  1.42  Mill.  Thlr  Die  Portnreform  im  Norddc  uts  elicii 
Bande  führte  rorübergehend  zu  einem  Bet riebsdeficit.  Nach  dem  Anschlag 
far  1868  war  die  Einnahme  22.9(55,  die  Ausgabe  20.691,  der  Ueberschnss  2.274  Mill. 
Thaler;  stittt  dessen  nach  dem  Ergeh niss  beZ.  20.510,  20.6.'>5  and  Deficit  von 
B^.tt21  Thlr.  Der  Ansfaü  war  beim  Brief-  u.  s,  w.  Porto  1  »"!>  Mil!.  Thlr.  1801—65 
wurde  der  Ueberschusä  der  Post  für  die  norddeutschen  Staaten  auf  3.7  Mill.  Thlr. 
berechnet  (Hirth,  Annalen  II,  226,  243.)  In  18K9  war  der  Ueberscbass  nach  dem 
Anschlag  54*^,51'J,  nach  dem  Ergebniss  262,.'<'8  Thlr..  1S72— 75  war  der  Nctto- 
ibers' hnss  der  KV  iehs}»ostverwaltTinjr  hcL  1^.2.  fi.W.  S.'i'i  Mill.  M.,  wovon  aber 
5 — G  Miii.  M.  aiJLa  der  Auflichun^  dci  auitlu  heu  i'oitoficiLeitun  herrührten.  Seitdem 
&st  miQDterbrochen  steigende  Ueberschttssc  der  vereinigten  Post-  und  Telegraphcn- 
•.erwaltnng:  1S77/7S  10.02.  ISSO'Sl  Is.;:,.  |sSI/H2  21.0S,  ISS"/*'^  .S0.57,  .Vnsdilai; 
l^s9/^>0  29.23  MilJ.  M.,  unter  der  Aufgabe  hier  nur  die  „fortdauernde"'  vom  Koh- 
ertfmij^  abgerechnet  (Statistisches  Jahrbach  dos  Reichs  S.  174:  eb.  Uber  die  Ent- 
wicklong  des  Postverkehrs  S.  100.)  —  In  Frankreich  war  das  StiifeDporto  1906 
f'ir  den  einfachen  Brief  von  0  Gramm  bis  50  Kilometer  10  Cent.,  dann  i»  10  Entfernungss- 
»tufen  äteigend  bis  aut  60  Cent  bei  Uber  1200  Kil..  1S27  für  den  Brief  von  VL  Gramm 
bis  40  Kil.  10  Genf. ,  nnd  in  10  Stufen  bis  anf  60  Gent,  schon  bei  Ober  900  Kil.« 
iaranf  1S4S  das  Eiiih<'itsporto  fiir  den  freilich  nur  bis  'Vi  ^»rariim  schweren  Brief 

o  1S50  25,  1854  20  Cent.,  ISGI  ebenso  für  10  CmKnin.  nach  Gesetz  vom 
-i.  Augast  1S71  (fttr  bis  10  Gramüi)  wieder  25  Cent.  ErmibÄiguiit;  1^78  auf  15  Cent. 

Ur  15  Gramm.  —  Aehnliche  EntwicUong  In  anderen  Lindern,  vgl.  altere  Daten  bei 
Kau.  auch  hciSax. —  Der  Wr^ltpostverein  hat  dann  das  Porto  für  den  einfaehen 
Brief  ron   15  Gramm  allgemein  auf  V«       0^^*^  deutschen  Golds  innerhalb 

fieses  Tereitts  fixirt. 

Das  M  a  V  i  malgewicht  des  sogenannten  einfachen  Briefs  hat  mehrfach  u^egen 
>  r  eino  Erhöhung  und  zwischen  verschiedenen  Staaten  eine  Au'^^l«  irliunjr  erjahren. 
L-i  war  früher  in  Preussen  Loth,  in  England  Vi  ünzc  (15  5.">  dramm),  sjtÄter 
in  Deutschland  und  Oesterreioh  bis  1  Loth  (lOVs  Gtamni),  ist  jetzt  (in  Deutsch- 
Ias4         deps  IMclHgesefct  ron  1871)  15  Gramm;  dies  aoch  der  Jetdge  Weltpost* 
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s&U.  Am  Lung^ten  verfuhr  Fiankrcich  hier  eng  iiscalisch.  —  Für  höheres 
Gewicht  stieg  frllher  das  Porto  meist  proportional  mit  dem  Geviclit,  also  fQr  2-, 

3faches  u.  s.  w.  auf  das  2-  und  3 fach«,  bis  zur  Cinuze  des  crlanbfon  nrirff^owichts. 
In  Deutschland  jetzt  nur  das  2  fache  Porto  filr  nhrv  l.j — 250  (jiainm  ('/^  rfiindX 
Im  WeltpostTcrein  immer  für  je  15  (iramm  mehr  der  einfache  Sau  mehr.  la 
Frankreich  nach  dem  fUcalischen  Gesetze  von  1871  bis  mit  10  Gramm  25  Ceat, 
Uber  10—20  (]ramm  40  Cent.  20—50  Gramm  70  Cent.,  über  50  Graujn  fllr  jede 
weitere  50  Gramm  oder  einen  Thcil  davon  ein  Zuschlag  von  50  Cent. 

in  Deutschland  beruht,  wie  schon  bemerkt,  die  Normirung  der  Posttarife  auf  Ge- 
sell,  wihnnd  bei  der  T^graphie  im  Verordonngswege  vorgegangen  veiden  kam. 

Bei  der  Geld-  und  i'acketpo.st  kann  die  Enlwiekliuig  uur 
eine  analoge  wie  bei  der  Briefpost,  nieht  eine  identische  sein. 

Denn  die  Werthhnho  steifirert  das  Eisico  der  Post  and  die  Gewichtsmenge 
i>owio  die  Entfernung  bleiben  bei  der  Packetpo&t  lutfermeidlich  immer  in  höherem 
Grade  Pactoren,  welche  die  Kosten  steigern.  YoUstindiges  Einheitsporto  wie  bei  der 
Briefpost  erscheint  daher  hier  nicht  rationell  und  b<  i  d':r  Packetpost  ohne  die  Ab- 
normität einer  fa&t  unentgeltlichen  Hilfbleistiin!^  der  Eiscubabncn  kaum,  tind  auch  dann 
nicht  ohne  Bedenken  durchfuhrbar.  Zonentarife  mit  Verminderung  der  Gewichts- 
und  der  Entfemnngsstnfen,  selbst  der  Fortfkll  der  letzteren,  und  die  allgemeine  Er- 
mässigung der  Säizo  rrcLffertiui n  .^ich  indessen  auch  hier  durch  die  immerhin  geringere 
Bedentunjr  von  Gewicht  und  Entf'  rntnitr  IVir  die  Kosten  bei  gut  entwiclvcU-  Tn  Com- 
muuicatiunä-  und  Tran^portwcsefi  uud  durch  die  wohlfeilere  Expedition  und  Manipulation 
bei  grösserer  Einftichheit  des  Portosystems  und  lebhafterem,  durch  niedriges  Porto  be* 
günMigfeni  Postverkehr,  wo  sich  die  Kosten  far  die  Einheit  der  Leistung  billiger  stelle«. 

V^l.  Kau  {5.  217  mit  älteren  Daten  Uber  Taxen  der  Packet-  und  Gcldpost.  Früher 
hielt  uiaa  besonders  auf  ein  Minimalgewicht  briefartiger  Packcte  (2  Loth  in  Prcusson. 
S  in  Baden,  4  im  deotsch-österrcichischen  Postrercin)  der  Packetpost,  nm  UmgehnogeD 
des  höbcrf  n  Briefportos  mittelst  Benutzung  der  Fahri)Ost  zu  verhüten.  System  der 
Taxirung  nach  sogenannten  Taxqaadraten,  so  im  dootsck-öbterreichiscben  Post- 
rertrag  von  1857:  das  Pfund  auf  4  Heilen  je  ^/^  Sgr.,  Hinimnm  bis  8  U.  2  Sgr., 
8 — 10  M.  3  Sgr.,  16 — 24  M.  4  S»,r.  u.  s.w.,  doch  mit  der  Eroiashi<;ung,  dass Stücke 
bis  1  Pf.  und  bis  1  M.  nur  l'/c  Sgr.  gaben.  Bis  711  '10  Mril  n  Entfornunsr  Berech- 
nung der  Fracht  nach  dorn  geraden  Abstand  der  Orte.  Für  weitere  Entfernung  Ein- 
thdhtng  des  Yereiusgebiets  in  Taxqnadrate  ron  4  Meilen  Seitenlange.  Alle  in  eiaem 
Quadrat  liegenden  Puncte  behandelt,  als  ob  sie  im  Mittelpuncte  lägen.  Sondniig  dvuk 
tarifirt  nach  der  Entfemune  der  Mittelpuncte  der  resp.  Quailnt  Tabellen  zur 
schnellen  Berechnung.  Beibehaltung  des  Systems  der  Taxi]uadrat6  im  n  o  r  d  - 
deutschen  Postgeeetz  vom  4.  Kovembcr  1867,  Quadrate  ?on  2  Heilen  SeitenUinge, 
Porto  für  1  Zollpfund  2  Pfenni^ro  f  lr  je  5  M.  bis  30  M.,  für  je  10  M.  bis  100  M., 
für  je  20  M.  itber  100  M  ,  Muiimum  2.  4,  5,  f»  S^r.  nach  der  Knlfi-rnunc.  ü  m - 
gestaltuitg  de»  r acketportobyäteuis  im  (iesetz  vuui  17.  Mai  ISTÜ:  für  kleinere 
Packete  bis  5  Kilogramm  ein  zweistnfiges  Porto  ohne  Rücksicht  anf  das  q)ecielle 
Gewicht:  25  Pf.  Beichswäbrung  bis  10  Meilen,  Pf.  darüber:  für  schwercsri- 
Packete,  bis  5  Kil.  diese  Sätze,  für  jedes  weitere  Kilograuirn  ein  Zuschlag  nach  oinf»m 
Entferuungs&tufcusatz,  bis  10  Meilen  5  Pf.,  10—20  M.  10  Pf..  20—50  20  IT.,  .=>u 
bis  100  M.  SO  Pf.,  100  150  M.  40  Pf.,  ISO  M.  50  Pf.  Bei  Sperrgat  gewisser  An 
Erhöhung  um  di.  H.alfti-. 

Allgemein  finanztechuisch  beachtens Werth  ist,  dass  aucli  diese  Portoeniwicklang 
—  wie  analoge  Entwicklungen  im  Stempelwesen  —  den  üebcrgang  von  specicll  in 
jedem  Fall  zu  berechnenden,  sich  differen/.i  rondon  Einze  I  satzc  11  zn 
einem  llnuschsatzsystcm  zeijit.  dessen  Anwendung  für  Publicom  und  Behörde  ein* 
facher,  für  letztere  arbeits-  und  kostcucrspareud  ist. 

Auch  das  Porto  für  Geldsendungen  ist  in  den  neueren  Posttaxgesetsen  sehr 
c^lli■i-^i•;t  und  vereiiifaeht  worden.  I>s^l.  das  Porto  itlr  Padiete  mit  Werthan  f^abe. 
Nacli  <li  III  1)  Mitschen  Gesetz,  von  l!s73  für  Briefe  mit  Werthangabo  ohne  Küclisicht 
auf  (icwicht  bis  10  Meilen  2  Sgr.,  Uber  10  Meilen  4  Sgr.,  Venucherungsgebühr 
Sgr.  für  je  100  Tfalr.  T/«  per  Hille).  Die  neueren  Communicationsmitld  mit  ihroa 
ittgelmiaBigeü  Posteur<en  (£iscnbalinen)  gestatten  auch  solche  miasige  Tarife  vegen 
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\ 'Tiinffernng:  des  Risicos,  grös'screr  Leichtigleit  der  Coiilrole  u.  s.  w.  Durch  das 
System  der  äogenaonten  Fostanweisangcn  (seit  lb'6b  in  (irossbiitaiinien)  wird  der 
kl«itt«r«  Gddfttkehr  zwbcbeD  rendiiodotien  Orteo  noch  mehr  crleiclitcrt  nnd  woU* 
feil  (cemacht,  was  die  Postrenrftittiiig  wegen  des  geriogen  Kisicos  und  der  meist 
möglichen  Vermeidnnir  der  BaarsendunfT  leisten  kann:  es  findet  im  Wwentlichcn  nur 
üiü  Abrechnungs-  and  Ausgleichungssystem  statt  Da  beliebig  viclo  Aü- 
veSsmifeii  desselben  AbsendorB  an  denselben  Adressaten  gleiebzeitiff  erfoven  kSnnen, 
bat  schrankiuijr  auf  ein  "Maximum  ktinc  and  r-'  practischo  Bedeutung,  als  auf 

die  lar  grosse  biimtnen  wohlfeilere  Baareondiint^  hinzuleiti  n.  Jct/itr«  deutsche  Sätze: 
bis  100  Mark  20  Pf.,  bis  200  M.  30  Pf.  bis  400  M.  40  l'l.  —  Durch  internationale 
VcrtrtfO  Ausdehnung  des  Anweiiung'^vorkchrs  aufs  Ausland.  Statistische  Daten  über 
alle  ein  reinen  Zweige  in  den  Verwaltnngsbeiichten  nnd  in  der  Statistik  des  Welt* 
pgtftrcreios. 

Die  Beurtbeiluog  der  modernen  Portosysteme  darf  im  Ganzen 
g flu 8t ig  ausfallen,  wenn  man  aach  Tielleicbt  hie  und  da 
etwas  tu  weit  und  miliinter  etwas  an  raseh  nnd  gleich  anf  einmal 
za  stark  in  der  ErmMssignng  nnd  Ansgletebnog  der  Sätze  gegangen 
ist.  Der  Tarif  eines  einzelnen  Landes  mnss  nach  den  angegebenen 
Momenten,  welche  die  ErmSlssignng  nnd  Einheit  des  Porto  recht- 
fertigen, geprüft  werden.  Im  finanziellen  Interesse  sind  sehr 
plittz  liehe  und  .staike  Portoreductionen  Jedciilallü  nicht 
so  allgemein  zu  billigen ,  wie  es  Theorie  und  Praxis  neuerdings 
geihan  haben. 

Denn  sie  führen  doch  mitiind  r  nn  nicht  zu  Rctricbsdcäcitcn,  so  zu  störenden 
MindereinDahmen  ron  längerer  Dauer.  Ji^utwickclt  sich  auch  ein  grösserer  Verkehr, 
so  doch  nicht  inuner  ein  solcher«  welcher  den  Ausfall  der  Tarlflrednction  sofort  deckt. 
Der  Einfluss  der  Rcducfion  auf  die  Steigerung  des  Bedürfnissos  i>t  hier  öfters  über- 
schätzt Word.  n.  ?iliiilich  wie  in  vcrwnndten  FAll»  n.  bei  den  Eisenbahnen,  Telegraphen, 
bei  Zöllen  uüd  anderen  Vcrbrauchs&teucm.  Ein  Jaugaatneres  Vorgehen  und  die  Bei- 
behaltiing  einzelner  Pnncte  ans  dem  Utoren  Stafentaiifitystem  enpfiehlt  sich  daher 
Qften  mehr. 

§.  63.  —  4.  Von  weiteren  Pnncten  des  PostgebOhrenwesens 
Bind  noch  an  erwähnen: 

Beiaiiiele  anzugeben  ist  bei  der  Bekanntheit  dieser  Pnncte  wohl  nicht  nOthitf. 
Aelteres  Mateiial  bei  Ban,  neueres  bei  Sax. 

(1)  Die  Erhebung  eines  Bestellgelds  vom  Empfänger  der 

Sendang  ist  mciglichst  zu  beschränken,  bei  Briefen  aufzubeben,  — 

auch  im  Interesse  der  Oekononnc  der  Post  Verwaltung:  selbst. 

Bei  Briefen  in  Deotdchland  und  sonst  meist  jetzt  beseitigt,  dat»  Landbrief  bestell- 
?eM  fiel  in  Betch^esetz  ron  anf  Wonach  des  Bcichstag^,  g*;geQ  die  finanziellen 
Bedäüwa  der  Regicmng.  Bot  Packeten  ziemlich  hoch,  auch  im  Verhiltniss  des 
Porto«,  nnd  damit  io  einem  gewissen  Widerspruch. 

(2)  Besondere  Begünstigungen  io  ermässigtem  Porto  ge- 
aiesBcn  meistens  Zeitungen,  Dmcksachen,  Circnlare  n.  s.  w.,  Proben 
und  Hnster,  jetzt  offene  Postkarten. 

Ob  in  dem  bestehenden  Umfang  ganz  mit  Kecht,  wlre  mitnnter  erat  nKher  zu 
atemichen.  Doch  fuhrt  solches  Porto  der  Post  öfters  erst  einen  Vcrkclir  zu,  der 
ohne  wesentliche  Kostensteigening  mit  za  bewkltigen  ist  und  eine  bessere  Ausnotzang 
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des  Personals  and  AUtemls  bcvirkt  Dsber  «ach  die  gttnstigsn  £i£üinuig«ii  mit  don 

otleuuu  Postkarten. 

Tgl-  EiB>  HernaDn,  MioiatarbUdor  der  Wirtbscliaft,  Halle  1872,  S.  71— 1S4. 

Die  Priorität  1>ei  den  Postkarten  gebührt  Oesterreich  1869  (nach  anderer  Be- 
liaiiptuii^.  lur  beschr inkten  Verkehr,  Helfi^icn  lä(i7).  Zulassung  in  Deubcbknd  1S70 
zu  dem  Uricfportü  vuu  1  Srr  .  1.  Juli  1S72  auf  */j  Sgr.  herabgesetzt. 

(S)  Ein  al]g:cnn  luer  Grundsatz  muss  bleibeu,  dass  die  Post  in 
Fäileo,  welche  nach  der  Einnchtung  des  Diensts  die  Kosten  un- 
nöthig  steigern  y  nod  für  besondere  LeistQDgen,  welche  eben- 
falls Extra-Kosten  maeben,  Porto-ZascliiiBB  erhebt 

Jenes  findet  «-tatt  bei  der  l'nferlassiins;  der  Frankirung-,  wo  der  allgemein 
übliche  Zuschlap  indirect  auf  dio  im  \  errahuiii^siutere^ise  gelegene  Verall- 
^emciücruijg  der  1'ranl.irung  einwirkt.  Di»,-  uhmi  gcnaiiuti-n  neueren  Stuicii-  uud 
Kinhcitsporü  beziehen  sich  daher  gnudsätzlich  nnr  auf  ?oin  Ab^^cnder  frankirt« 
Briefe  o.  s.  vr.  Besondere  Leistnnq-en  macht  die  Post  bei  der  E  i  n  se  Ii  r  eib  u  ng  der 
Briefe  und  bei  der  We  rthdeclarirung  der  Briefe  und  Packete,  wo  dann  auch  ibro 
Ersatzpflicht  bei  Verlust  erst  eintritt,  und  in  einigen  anderen,  minder  wichtigen  F&llcn. 

(i)  Um  richtige  Oe  k  u  n  o  in  i  e  in  der  Benutzung  der 
Post  zu  bewirken  und  um  die  Finauzergebnisse  der  Post 
richtig  übersehen  zu  köoneOy  ist  es  geboten,  im  Allgemeinen  alle 
Portofreiheiten  gewisser  privilegirter  Privaten,  (z.  B.  Paria- 
meDtsmitglieder)  und  selbst  der  (öffentliche u  Behörden  auf- 
sah eben.   Dies  ist  nenerdings  aaeh  vielfach  geschehen. 

In  England  ein  Prlncip  der  HiU*8chen  PoetFoform.  FrOhcr  grosser  Mi^i«»- 
brauch  der  Portofreiheit  der  Pariamentbmitgliedor.  Aufhebung  der  Portofreiheit  Uit 
die  amtliche  Corrcspondenz  der  Einzelstaaten  und  aller  anderen  Portofreiheitcn. 
mit  Ausnahme  der  regierenden  Fürsten,  deren  (icmahlinneu  und  Wittwcn,  durch  da» 
norddeutsche  Geseu  Tora  5.  Juni  1869.  Entacliädigang  gevfthrt,  wenn  dfeslandes- 
gesetzlich  wegen  der  zu  Grunde  Iio;;endon  lästigen  Priratrecllt^titel  notliwcndig.  Die 
Portofreiheit  der  Correspondcn/  in  Bundcsdieiistan'/.lr-.nlunten  liÜeb  erhalten  — 
In  beschränktem  Maa^se  geniessen  in  Deutschland  im  Dienst  atcheiide  Militär- 
persouen  (Mannschaften  bis  zum  FeldwebeJ)  fOr  gevisse  BrIellMndtingen  an  sie 
Portofireiheit  ond  Air  gewisse  PostanweisuDgen  nnd  Packete  an  sie  ErmiasigangeD. 

d.  Die  Teiegraphie. 

Kau,  l'in.  I,  §.  2iyb.  K.  v.  Mohl,  Polizciwi^-ienschafl  II  (3.  A.),  §.  18u. 
H.  Bösler,  yerwaltuiigsrccht  II.  HO,  441.  L.  r.  Stein,  Handbuch  des  Vor- 
waltungsrcfhts,  2.  A. .  S.  ff.  Beide  letztere  tnr  Literatur  und  GesctzsobnML'-. 
Knies,  der  Telegraph  als  Verkehrsmittel,  Tubingen  1^57.  Sax  I.  211  f.  (Post  uud 
Telegraph  zusammen),  r  Rönne,  preussisches  Staatsrecht ,  S.  A..  II,  2,  §.  477. 
Schöttle,  der  Telegraph,  Stuttgart  1SS3  (Uber  das  Tarif  Wesen  S.  271  ff.).  Koscher 
in  W.  TIT.  Stein,  Fin.  5.  A.  II,  1,  .*{2^>  (mit  falschem  Vorwurf  ^ejren  mich,  unter 
Uitirung  einer  Seite  der  2.  Auflage  tüo  B.  I,  da&i  ich  ,jiichts''  Uber  den  Telegraphen 
brtehte.  wobei  Stein,  wie  in  seinem  ganzen  Werke,  selbst  noch  in  dieser  letzten 
Aus^iralR- .  meinen  D.  II  der  Finanz  und  die  Behandlung  der  Telegraphen  daselbst 
Üi.  IUI    I'M.  elu  n  ifrnorirt.  bez.  wohl  Uberhaupt  nicht  keiintV    Tolm.  Fin.  S.  609. 

Telegraphen- Üninung  tür  das  Deutsche  Keich  vom  21.  Juni  lb72,  nach  Heichi»- 
Torfassnog  Art.  48  ff.  Dontsche  Verordnong  vom  22.  Deoember  1875,  bebelted 
'I'r.nnung  der  Verwalfunsr  des  Post-  und  Telegraphenwesens  vom  Heichskanzler&mt 
und  der-  n  Vereinifrnng  unter  dem  (Jcneralpostmeister.  Detitsche  Verordnung  über 
Abänderuit^  u.  s.  w.  der  Telegraphen  -  Ordnung  von  1S72  rom  24.  Januar  lb76,  be- 
treffend bseondeis  ElnUfthrnng  des  sogonanaton  Woittaiifii  vom  1.  Min  1876  an. 
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vS.  darüber  Hirth.  Ann.  1S7B  S.  7^1  ff.,  eb.  1S77  S.  lOSS  fr.  Sax  a.  a.  U., 
S.  3ül  ff.)  —  Deutsche  Verordnung  über  gebührenfreie  Beförderung  von  Telegrammen 
rom  2.  Juni  1877.       Keneste  Tariftoderaiif  (Worttarif  mit  Mindestgabilhr  fdr  etn 

Tclesrramm)  durch  Veronlnuni!:  vom  11.  Juni  1S86.  Mancherlei  statistisches  Material 
t>ci  8ax  sehr  instructiv  vorw-t-rthct.  Hi*  r  in  der  Fiuanzwissenschaft  mass  eiaa  kVRe 
Behandlung  dieses  Gcgoiistiiiuis  g-fnüjren. 

§.  G4.  Die  Fragen  beüeileu  auch  hier  die  vier  Piincte:  ob 
Te!e^ph  Staatsanstalt,  ob  Regal,  welches  leitende  Fi- 
nanzprincip,  welches  Gebühren-  oder  Taxsystem? 

1.  Aach  der  Telegraph  eignet  sich  im  Allgemeinen  gut  zur  StaatB- 
an  st  a  It,  ans  den  im  ersten  Bande  dargelegten  Ortlndeo  (Fin.  §.  267) 
und  hat  sich  auch  in  vielen  Cnltarstaaten  von  yornherein  als  solche 
entwickelt  Wo  dies  nicht  der  Fall  war,  haben  sich  mancherlei 
Uebelatftnde  ergeben,  welche  den  Uebergang  an  den  Staat  rfttbtleh 
eracheinen  lassen  (Nordamerica).  Er  ist  auch  zur  Ausl'Uhruu^^  ge- 
bracht worden,  und  zwar  sogar  in  England. 

£ibiüäuu{;  der  l'nvattelegraphen  in  England  18GD.  S.  bc^ondci^  8ax,  I,  230  if., 
der  mit  Recht  bemerkt,  da«  die  anilngltch  nnhefriedigenden  Ertiagsirorh&ltnlBse  nicht 
I  II.  Sy>tom.  sonrit  rn  !il»r^r>fnrztcm  Vorgehen,  mancherlei  Fehlgriffen  in  der  Organi- 
sation nud  Uberhaupt  dem  Ucbergangsätadiuni  ziuuschreiben  (S.  235).  Indessen  sind, 
via  G.  Cohn  D&her  nachveist,  doch  in  Folge  zu  oiedrigcr  Tarife  erhebliche  Mangel 
und  ongflnstige  Flnamorgcbnisse  (Betriefasdefiefte)  bis  jetzt  geblieben  (s.  n.). 

2.  Die  förmliche  Creirong  eines  Telegraphenregals,  analog 
dem  Postregal y  dann  dnrch  Gesetz,  kann  eventaell  sweclEmässig 
sein,  nm  alle  rechtlichen  Zweifel  zn  beheben  und  fragliche  einzelne 

Faocte  za  entscheiden.   Unbedingt  nothwendig  ist  sie  kaum. 

Die  Natur  der  Sache,  die  Herstellung  der  Telegraphenleitungcn,  macht  die  Mit- 
vlilnins  des  Staats  doch  meist  unentbehrlich«  wo  OtTenülche  Wege  zu  benatzen  oder 
kretizen  sind.  Ein  Telegraphcnrc^nl  müsste  sich,  ebenso  wie  die  Staatsanstalt  für 
ieiegraphie  Uberhaupt,  auf  die  Benutzung  ron  Telegraphen  fttr  den  Öffentlichen 
York  ehr,  bez.  tviseben  fmchiedenen,  nicht  zn  Einem  Hans-  nnd  Wirtbschafksvesen 
johörcnden  Personen,  bcschrünkcn.  Daneben  müssen  Tclc?rraphen  bloss  fUr  den 
Dienst  einer  Prir&tuulernehmung  selbst,  z.  H.  dtr  rrivatcisenb.ihneri,  grosser 
Fahnden.  Bergverke,  angelegt  auf  dem  eigenen  Bodeu  der  Unierucbuiung,  ohne 
Weiteres  nnd  nach  dem  Goncessionsprincip  anch  auf  fremdem  Boden  zngela»en  werden. 
Als  berechtigt'- Ausnahnii.^  kann  die  Eiiiri(  btunff  privater  Telegraphen  für  den  Ö  ffcn  t - 
liehen  Verkehr  bei  grösseren  unterseeischen  internationalen  Vorbindungen 
statthaft  sein ,  bisheriger  Praxis  entsprechend ,  welche  IreiUch  manche  üebelständc 
ifrciist.  Eine  „Vcrstaatlichnng**  dieser  Linien  erschiene  besser.  Die  monopolistische 
AiJ:>h'nitung-  Pahlicums   und  üble   Cartellwirthschaft  der   'Ji'H'lIscIiaft.-n  sind 

uehrfacb  zu  rügen.  Die  submarinen  Kabel,  besonders  die  grossen  (trän ->ai  lau  tischen) 
smii  «mz  tbonriegend  Ton  der  PrifatindoBtrie  (Gesellschaften)  atig  l  gt  nnd 
lelfieben:  1877  ron  i.  G.  Ü3,989  Seemeilen  5d,547.   (Sax,  I,  238  fi.) 

3.  Als  leitendes  Finanzprincip  der  Telegrapfaie  ist  schon 
im  ersten  Bande  das  Gebtthrenprineip,  aber  mit  einer  weiteren 
Annfthernng  an  das  privatwirthschaftliche,  hingestellt 
worden  (Fin.  I,  §.  269).  Demgemllss  ist  voller  Kostenersatz, 

einschliesslich  der  Kosten  für  Zinsen  und  Amortisation,  zu  er.streben, 
daher  auf  die  Abbteliuug  der  iietr iebödeficite,  welche 
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manche  Staatstelegraphenverwaltiingen  aufweisen  (»der  (bei  im- 
getreoDteiu  Post-  und  Teiegrapbeobetrieb)  vermutben  lassen ,  eifrig 
hinzuarbeiten. 

Es  ist  dies  noch  nothwendiger  als  bei  der  Po-f ,  wt-il  Ictzterf  viel  allgemeiner 
beoatzt  wird  als  die  Tclugraphie,  welche  weit  mehr  einem  Classenioteresse  der 
Hudele  lUid  Gowerbtroibeoden,  zamal  des  Grosskapitals,  dient  (Gnt  ntdigevleseii 
ron  Sax,  I«  250  ff.)  Bei  der  unrermuidtichcu  Huckwirkung  der  UOhe  Qod  der  £iii- 
riclitunp  des  Tarif:^  anf  die  Bciiin;'Mn?T .  mitliiii  wieder  auf  Eiuiiahme  und  Kosten  und 
deren  Ycrhältinsä  zu  einander,  bind  /weckmäsäi|^e  Tarifexperimento  g^erade  hier 
l^boteii«  nm  die  finuizfeUe  Seite  des  Tclegraphcoweseiis  licluig  zu  behandeln.  Wenn 
trotz  allem  ein  Betriebsdeficit  bleibt,  so  kann  freilich  deswegen  der  Staat  dea  Tele- 
prraphen  nicht  aufgeben,  weil  seine  eigenen  und  za  wichtige  allgemeine  Verkehrs- 
Intercssen  ihn  verlangen.  Aber  eine  Ge:italtung  und  nOthigenfalls  eine  Eiuschränkong 
d«B  Beliiebs  flQr  Private,  wodsich  sicli  wenigstens  die  Betriebsdeficite  mindern«  ItanD 
nicht  mit  Hinweis  auf  ein  „OfTcntlichcs  Interesse",  das  Uberftieg^end  privatt-^  Cl\.ssen- 
interease  ist,  abnrclchnt  werden.  Ebenso  äussert  sieii  niit  rirhtinci'  Abftvisunir  eines 
den  oberen  Ciahacn  dienenden  „Gommuuismurs"  und  unter  Hinweib  auf  die  on* 
befriedigenden  britischen  Piniiusergebnisse  G.  Cohn,  FIn.  8.  610. 

Unter  den  Mitteln ^  welche  die  Anstalt  allgemeiner  zugänglich 

uiiti   nutzbar  macliea  und  zugleich  die  Kosten  mindern  hellCD, 

empfiehlt  sich  die  Vereinigung  der  Post- und  Telegraphen 

Hmter  und  der  obersten  Verwaltung  beider  Zweige,  welche  auch 

mehrfach  in  der  Praxis  besteht,  freilich  mit  der  misslicben  Folge, 

dass  die  Finansergebnisae  beider  Zweige  Bich  dann  confandiren. 

Daten  Uber  den  Ertrag  bei  Sax  S.  258.  SchOttle,  S.  323  (von  Anfkng  an 
bi>  ISSn.  Das  Betriebsdefidt  der  Tclegraphie  im  Deutschen  Reich  war  mit  eio 
Anlass  zur  Vereinigung  der  Telegraphen-Verwaltung  mit  der  Post  Seitdem  lasst  sich 
die  Finanzlage  der  Telegraphie  nicht  ganz  genaa  xestotellen,  soll  sich  aber  gebessert 
haben,  /.um  Thcil,  nach  amiiicher  Annahme,  unter  dem  Einfluss  des  Worttarifs.  —  In 
Orosöbritannien  nurh  früheren  mässignn  üebcrschüssen  neuerdings  Betriebsdeficite, 
die  sogar  gewachacn  bind:  320,000—470,000  Tf.  St.,  ohne  die  :i26.000  Pf.  St  Zinscn- 
Ia9t  des  Ankauf  Impitals,  ein  Ergebniss,  das  der  nnricbtigen  TarifpoUtilc  xoznscbiHsibea 
ist,  wrkliL;  die  Kosten  inelir  als  die  Einnahmen  steigerte  (s.  die  parlamentarisrli- 
Debatte  im  Jahre  IbbT  im  I]iill<-tiii  XXI,  632  und  (i.'Cohn.  Fin.  S.  GIOl  In  >l'n 
Ländern  u)it  vereinigter  l'ost-  und  Telc;;rapheÄrerwaltung  können  nur  zum  i  liL-il  uocl 
die  Einnahmen,  aber  gar  nicht  mehr  die  Aosgsbcn  bdder  Zirdge  getrennt  werden, 
weshalb  hier  weitere  Angaben  anterbleiben.  Eüiige  Daten  ans  den  1870er  Jahiea  in 
der  1.  Auflage  S.  103. 

Die  Telephonie  kann  im  Ganzen  nach  denselben  Staats* 
ivirtbsobafUiehen  Grnndsätzeo  wie  die  Telegraphie  behandelt  werdeD| 
mit  einzelnen  Abweichungen  nach  örtlichen  VerfaftltniBsen.  Dass 
sie  ihre  Kosten  mindestens  decke,  wird  bei  ihrer  fast  ansschliess^ 
liehen  Benntanng  dnreh  gewerbe-  nnd  handeltreibende  Classen  nnd 
wohlhabendere  Personen  vollends  zu  erstreben  sein. 

4.  Das  Ge  b  ti  h  reu  -  oder  Tax  w  es  en  oder  der  Tclcgraphen- 
tarif  bietet  in  seiner  Entwicklung  und  gegenwärtigen  Einrichtung 
sowie  in  den  Principienfragen  vielfache  Analogie  zum  P(»sttarif, 
Auch  hier  bandelt  es  sieb  um  die  Wahl  eines  höheren  btufen- 
tarifsi  eines  ermttssigten  Zonentarifs  nnd  eines  wohl* 
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feileren  Einheitstarifs  in  Beziehaog  znr  Etttfemnng  oder 
We gelänge,  welche  das  Telegramm  za  durchlaufen  hat.  Der 
letztgenannte  Tarif  hat  innerhalb  der  einzelnen  Telegraphengebiete 

(Staatsgebiete,  eveDtnell  Vertragsgebiete)  obgesiegt,  lässt  sich  jedoch 
nicht  ebenso  gut  wie  der  Einlieitstarit'  bei  der  Post  begründen.  Ausser- 
dem kann  —  und  sollte  auch  —  der  IJ  m  fa  ng  des  Telegrauims  in  ver- 
«biedL'iic  r  Weise  im  Tarif  berlicksiciuigt  werden.  In  diesem  Pancte  ist 
die  Tarit  bildang  wohl  noch  nicht  endgiltig  zum  Abschluss  gelangt. 

Die  Stufen,  bez.  Zonen  worden  anfangs  allgemein  nach  der  Entfernung,  ao* 

dann  —  entsprechend  dein  Gewicht  bei  dou  Briefen  umJ  Pucketen  —  nach  dem 
Umfang  U<^  Telcgramias  gebildet.  Letzteres  früher  gewöhnlich  unter  Zugrundelegung 
«uwr  sogenannten  Ein  heitsdopesche  von  einer  miu^igcu  Maximalzahl  Worte  (gc- 
vdkiilich  20),  mit  Stei^ernng  für  feste  ZowUchse  TOn  je  so  und  so  viel  Worten, 
ucQerdingä  auch  (wie  s<  lion  lituger  !»ei  subiriarincn ,  traiisoccanisi  Kaljolii)  bloss 
fach,  der  Zakl  der  Worte  uiue<i  bcätimiatou  ^ximaiumfaugs  rou  byibeu  oder  Buch- 
«labeo,  anfoiifs  unter  Nomimnp  einer  festen  sogenannten  Grnndtnxe  flir  Jedes 
Telegramm  und  Hinzttfitguug  der  Wortgebuhr,  in  neuester  Zeit  auch  bloss  nach 
Wortgebühr,  doch  —  wie  jetzt  wieder  in  Ooutschland  (60,  im  Stadtvoik- hr  Pfennige") 
—  mit  Fei»ilultajig  emm  Miudost-GebUhrcnbotrags  for  jedes  Telegramm  (neuer 
dentodier  „Worttarif'V 

Die  Entwicklung  war  auch  hier  bald  dem  Einheitstarif  ohne  oder  dem  Zoucn- 
Lirif  mit  geringer  Rücksicht  |aof  di.-  Futfernunj^  «günstig.  Dies  entspricht  theilweiso, 
doch  auch  nicht  so  rolUtandig,  wie  xu;iu  hauiig  auuimmi,  dem  k)eibstlii>!>teuprincip, 
veniger  dem  Frincip,  in  der  TaridDormirang  dem  Werth  der  Leistung  fbr  den 
lüteressenten  Rechnung  zu  tragen.  Denn  dieser  Wertli  wächst  hier  mit  der  Ent- 
f(.*rnnnr  stark.  (Gut  erläütcrt  roii  Sux.  I.  270  )  Die  aualo^e  Entwicklung  hinsicht- 
heb d<^  Absehens  vom  ümfan^  der  Dc|icschen  wäre,  auch  entsprechend  der 
Carichtnng  in  der  Briefpost,  ein  Einheitssatz  für  eine  anfache  Depesche  eines 
tnissigen,  aber  meist  genügenden  Umfangs.  Darauf  kommt  der  neueste  dctrtsche  Tarif 
Bit  seinem  Minimum  für  das  Telegramm  practisch  hinaus  (10  Worte  zu  zahlen).  Der 
ttrettge  Worttarif  ohne  Mindestbctrag  der  Depesche  (wenn  aoch  noch  mit  kleiner 
'iraadtaxe  daneben)  stellte  in  seiner  Festhaltang  des  Stufenportos  eine  abweichende 
ErifRirtlong  dar.  Er  wurde  mit  dem  Sclb^tkobtcnprincip  uud  mit  dem  Grundsatz 
buchst  möglicher  Oekonomio  in  der  Beanspruchung  der  Leistung  gerechtfertigt  Ob 
fuz  hinreichend,  trar  wenigstens  nicht  nnzwdfdhaft.  Bemerkenswerth  waren  besonders 
tüc  Einwände  Ton  Sax,  S.  301  Beistimmend  Schäffle,  Tübinger  Zeitschrift  1S78, 
S.  423  ff.  S.  die  günstige  oflieicllc  Kenrfb'M!"!r;'„>-  des  ersten  deutschen  Wortfnrifs  (mit 
iini&dtaie,  aber  ohne  Mindestbelrag)  in  llirtii,  Ann.  1»77  S.  1088  IT.  Die  durch- 
schttitfüche  Einnahme  für  ein  anfgcgebencs  gehtthrenpfliehtiges  Telegiamm  im  interaen 
Vf.rlehr  war  1876  nach  dem  Worttarif  0.93,  1875  nach  dem  Zonentarif  0.82  Mark, 
jie  durchschnittliche  Wortzahl  rcsp.  14.24  und  1^  .H2  Worte  (nach  dem  amtlichen 
Bericht  filr  1876).  Die  Rückkehr  zu  einem  Mindestbetrag  des  Telegramms  trägt  den 
«rhehenen  Bodenken  und  wohl  aoch  den  berechtigten  finanziellen  Interessen  Roehnnog. 

Hmsichtlicli  dieser  Puncto  und  mehr  noch  hinsichtlich  der  all- 
gemeinen Höbe  der  Tarilsätze  mma  sich  aber  Vieles  nach  dco 
eoncreten  VerhältnisseD  des  Landes,  der  Extensivität  und  Inten- 
nnült  des  Verkehrs  u.  8.  w.  richten,  und  zwar  namentlich  auch, 
m  das  finanzielle  Interesse  im  riebtigen  Umfange  za  sichern. 
Hdhere  Sfttze  sind  dnreh  dies  Interesse  wohl  mitunter  geboten, 
ohne  dass  man  immer  wegen  der  etwaigen  Abnahme  des  Verkehrs 
etae  noch  grössere  Einbusse  furchten  mUsste. 
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Jui  erklärt  sich  dies  aiu  dem  Vonraiten  der  Gesckäf tsdepcscben,  bei  deoea 
grossere  Gewina«  ond  Verluale  auf  ihm  Spiele  stellen,  ab  daas  die  Hfthe  des  Thiifii 

—  innt  rhalb  gewisser  (Jrciiz.  ii  —  die  Zahl  so  booiDflusscD  sollte.  —  Beispiel  der 
Kntwicklniig  des  Tarifwesens:  1' re  nsson-DentschInnd  (Sax,  I,  305).  Erster 
pieussiwchcr  Tarif  von  1849  20  Pf.  für  die  Depeschu  vou  2U  Worten  per  Meile,  B<- 
stdlgeld  fon  r>  S^v.,  für  10  Worte  dor  Gebühr  mehr.  Drosdeoer  Verfn^  fon  1850: 
Zonensystem,  1  Zon.-  Iiis  10  MciL  n  2o  S-r. ,  2.  bis  25  M.  40.  3.  bis  45  M.  6U. 
4.  bis  70  M.  bO.  5.  bis  loo  M.  lOO  bgr.,  für  die  Depesche  ?on  20  Wortco.  Im 
Jahre  1S5T  in  1.  Zone  12  Sgr.,  1859  desgl.  10  Sgr.  nnd  in  jeder  weiteren  Zone 
10  Sgr.  mehr.  18C1  11".  mehrfache  Acndorungcn,  schliesslich  1  Zonen,  bis  10,  bis  45. 
über  45  M.  mit  s.  K»  und  Ifi  Sgr.,  1807  auf  5,  10  und  15  Sgr.  rodticirl  und  Berecli- 
noDg  nach  oiaem  System  der  Taxquadrate.  Von  1.  März  ]$7C  &o  Einheits- Wontarif  mit 
Gnindtaze  von  30  Pf.  Keichswlhrunf.  fttr  jedes  Wort  5  Pf.  Seil  1.  Joli  lS86ohne  Grand- 
tax«  6  Pf.  da-s  Wort  (im  StadtTcrlM-hr  H\  doch  mit  Mindestbetrag  fUr  1  Tclesrrntnni  von  Co 
(30)  Pf.  Im  Verkehr  mit  dem  Ausland  y.'tr.i  roffclmässtir  ancli  nur  Worttarif,  ohne 
(irnndlajLe,  doch  auch  mit  Mindcstbetr<ig  füü  üü  (mit  (jr^>s^britilüI^iell  von  bUj  Pf.  — 
Einheitstarif  in  kleinen  I.ändani,  in  Frankreich,  Italien,  Spanien.  England,  üesterreicli- 
Ungarn  (Sax,  807),  doch  jetzt  auch  mit  HinnLif::^un^  zu  einem,  freilich  nirht  n 
hoch  anzusetzenden  Minimum  für  das  Telegramm.  —  Besondere  Leistungen,  bez. 
Nntzgcw&hrungen  werden  alt  Becbt  aocli  beim  T«1egmp!ien  hoher  vergütet.  erentaeU 
so  hoeb  tasilt,  nm  die  damit  verbundenen  BetriebsM-hwierigkeitcn  genOgend  bezahlen 
zu  lassen  nnd  von  der  Inanspruchnahme  nl)si(  liilifli  abzumahnen.  So  erklärt  sirh  d.  r 
Satz  für  das  „dringende"  Telegramm  (in  Oentscbland  das  Dreifache  der  Normaitaxcj. 

Wie  bei  der  Post,  so  besteht  beim  Telegraphen  Memncb  ein  „Eitttelgobahren- 
Systcm".  kein  „Baubrlisysti^m".  AnfunKc  eines  solchen  bÜdi  n  iiulissen  die  Verträge, 
welche  TolcgraphenvLMwakuii^fr»  mit  Zcittintri'n  iibor  die  Bentit/ung'  bestimmter 
Linien  zu  bestimmten  Zeiten  neuerdings  absclUicison,  auch  in  Dcut^schlaud.  Hier 
wird  ihnen  in  N&chtstnnden  ein  Draht  pachtweise  uberlassen  gegen  eine  vertragsmässig 
]Vst^eseizUi  B.'\us<:hsnmmf'.  drrcn  Höhe  in  Drutschland  principiell  dem  jreli(;tid(.'n  Wi^rT- 
tarif  schätzungsweise  cntsprecli«  ud  bestimmt  wird  und  practisch  diese  Höhe  erreichen 
soll.  Eine  wohlfeilere  Leistung  des  Telegraphen  zu  Gunsten  von  Zeitongen  konnte 
anch  nur  dann  gebilligt  werden .  wenn  die  Zahlnng  wenigstens  die  Extrakosten  deckte. 

.\llgemein  dage|."»n  ist  in  den  Abonnements  cinzclnor  P-rsonen  fur  T  -le- 
phonio  das  BauscbgebUhrensystcm  zur  Anwendung  gekommen:  hier  wohl 
pssaend;  aber  anf  genugende  Kostendecknnf  (incl.  Zinsen  des  Anlagekapitals)  sollte 
auch  hier,  ja  wegen  der  schon  angedeuteten  Benutzung  der  Telephonie  gerade  hier, 
preschen  werden.  Bei  Telephonen,  welche  dem  Publicum  im  Allgemeinen  zur  Be- 
nutzung überlassen  werden,  besteht  dagegen  wieder  die  EinzulgebUhr  und  zwar 
far  das  Gesptich  in  bestiinniten  Zoiloinhdten. 

e.  Andere  Zweige  der  materiellen  Produ ction,  insbosondoro 
Communalanatalten  anf  diesem  Gebiete. 

g.  65.    AosBer  den  bisher  besprochenen  Fällen  kommen  in 

unseren  Staaten  nnd  Gemeinden  manche  ä  Itere  ProdiicHonszwcige 
vor,  welche  vomcialich  oder  bislier  ausscbliesblicli  piivatwirthschafl- 
Hch  behandelt  werden,  aber  docb  unter  Umständen  znja^leich  unter 
einer  r?erlicksirbtigung  der  Intcres.sen  vou  Grii})peii  von  Privaten. 
Darin  liegt  eine  Annäherung  an  das  Gebtthrenpriuci)). 

Z.  R.  bei  der  Forstverwaltung,  wenn  an  bestimmte  Consumentonkreisc .  i  m 
die  städtische  Bevölkerung  aus  dem  Studtwald ,  Holz  zu  einer  mässigeu  Taxe  ge- 
liefert wird. 

Wichtiger  ist  aber  eine  andere  Reihe  von  FlUlen  wesentlicb 
moderner  Art,  besonders  in  den  Städten,  namentlich  den  Gros s- 

städteui  hier  und  da  auch  in  Abtheilungen  des  Landgebiets. 
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Hier  ^x•ruh^;Il  sich  die  Fiuanzprobleme  wieder  mit  den  rUlü^cuiciiisteri  Orgaiii- 
saoo&sfrafcn  der  Volkäviith&chaft  und  Phncipieo&agen  der  wirthscliai'tücheu  KechUt- 
«rda«i|f.  Ohna  EfkenntDiss  dieses  ZonnuBeohaiigs  kaon  aneh  die  FinanziriaBeascliaft 
Dicht  weiter  schreiten.  Es  zeigt  sich  hier  wieder  die  Berechtigung  des  StatidpuactB, 
Jen  ich  in  d»  t  Flu.  I,  §,  27,  29  als  fur  die  neueste  Entwicklungsphase  der  Finanz- 
irtad<ü9chait  maa^ägtibcnd  bezeichnete.  Die  Lolähigkeit,  eine  solche  principielle  und 
abetnctefe  Formoliruog  der  ToUtswirthscbafUichen  und  fioAiisiellen  Probleme  auch  nur 
20  begreifen,  ist  freilich  noch  weit  verbreitet.  An  solclien  coDcretcn  Beispielen  wie 
den  iia  Text  besprochenen  wird  ein  etwas  besseres  Verständoiss  vielleicht  leichter 
enrecit  —  Vgl.  ftlr  die  ganze  Frage  des  Texts  Schäffle's  Schriften  und  meine 
Grundlegung,  be:>onder^  Kap.  'i  und  4  (u.  A.  §  176)  der  1.  Abthoiluog.  S.  aneh 
die  (social istische  Zeitschrift)  „Zukunft",  über  den  Gewerbebctritb  der  Communcn. 
Heft  9  und  12.  Ueber  die  bereits  erreichte  practischu  und  namentlich  auch  finauzielic 
Bedeotoiif  solcher  Anstelten  in  preossiacheii  Oeraeinden  s.  die  oben  geDsuDten  £r- 
g.wuogshefte  zur  Zeitschrift  des  preussischcn  statistischen  Bureaus.  Ftlr  Berlin  das 
!>tädtiscbe  statistische  Jahrbuch  von  Böckh.  Von  Sax'  ubertrieben  betonter  Ünter- 
»cheidang  zviächeu  „öUeutlicheu  Austaltou"  und  „üfientlichen  Unternehmungen**  und 
den  Folgeroiigen  fttr  die  finanzielle  Behandlung  sehe  ich  auch  hier  ab,  da  ich  sie 
flkht  fttr  so  vichlig,  auch  nicht  fUr  dorchaas  richtig  and  dorchlühibar  halte. 

Hier  entwickelt  sieh  ftlr  gewisse  loeale.  materielle  Gern  ein- 
bedttrfoisse eioe  Reilie  tod  |,OffeDtlicben  UnterDehmaDgen  und 
Anstalten'«  der  Oemeinde  (Ornndlegmig  §.  139,  141,  142). 

Es  wird  wuiisohenswcrtli ,  selbst  nothwendig,  fur  die  Befriedigung  dicker  Be- 
dörfnisse  besondere  gr  vsere  EinrichtODgeo  zu  schafTeu,  dabei  aber  ron  der  privat- 
»ir!Ji:«(  haftlicben  Siic^  ulation  unabhänicig  zu  .si  in,  diese  Einrichtunp-cn  also  nicht  dem 
nPhvaika^itai*'  aud  seiner  hierfür  ttblicben  Associatiousform,  der  Actiengesellschaft, 
ta  «beriassen.  Die  Entwicklung  der  Prodoctionstechnik  and  -Oekonomik  gestattet  die 
Debernahme  und  Verwaltung  der  betretfonden  Productionszweige  aber  auch  ganz  gut 
aof  die  üomeiade,  welche  mittdät  der  „öirentlichen  Unternehmung"  die  Sache  aosfahit 

Es  treten  dann  hier  fflr  die  Uebernabme,  Verwaltang  und 
finanzielle  Behandlang  ganz  ähnliche  Gesichtspnncte  dn,  wie  bei 
den  oben  betrachteten  Gebfihrenzweigen,  s.  B.  dem  Commnnications^ 
nnd  Transportwesen.  Das  Gebtthrenprineip  selbst  wird,  neter  Um- 
stinden  mit  einer  ÄnnäheraDg  an  das  priyatwirtbschaftliche  und 
sogar  an  das  SteuerpriDcip,  —  was  sich  reclillertigen  lassen  kann 
—  das  leitende  lUr  diese  Untemehmongen ,  wuljci  sich  alle  be- 
tbeiligteo  Interessen  richtig  befriedigen  lassen,  auch  die  finanziellen 
der  Gemeinde,  ja  diese  Interessen  Öfters  in  recht  zweckmässiger 
Weise. 

Oeifentlichc  Unternehmungen  ond  Anstalten  dieser  Art  von  wesentlich  localem 
Character  möchten  aus  uiaucberlei  GrUnden  eine  grosse  Zukunft  haben  und  aich 
immer  mehr  ansdchucn,  worauf  schon  jetzt  die  Entwicklung  bei  den  CaltarrOlkem 
äclitbstr  Unansgeht  Die  Goucentration  der  BerOlfcemog  in  grösseren  St&dteu,  tech- 
tische,  ökonomische  nnd  socialpolitische  (irUndc,  tjngentlpendc  Lci^fviMJcn  des  privat- 
wirthschafti toben  Systems,  wirken  zusammen  in  dieser  Uichtung,  wouu  auch  im  Ein- 
lelaea  das  Ob  oad  Wie  nach  Localrethiltnlssen  rersohieden  beonheilt  weiden  mos«. 
Das  Kesaltat  ist  die  Ausdehnung  des  gemeinwirthschafilichen  auf  Kosten  des  privat- 
Tirthsohaftlichen  Systems  der  Production  und  der  Rcdürfni'^bhefricdijriins:,  und  liicrmit 
Terbufideu  die  Kegelung  zwisclien  Leistung  und  Cicgenlei:>tung  nach  dem  (icbuhren- 
ttalt  nach  dem  Piindp  der  priratwirthscluiUichen  Preis-Concurrcnz:  eine  grossartige 
nnd  überwieireiid  scg-ensrciche  nationalökonomischo  und  socialixditischc  Etitwicklnnsr, 
durch  welche  Priratcigeutbuin  der  Privaten  in  ««OilenlUchoa*'  Eigenthum  rervandeit 
A.  Wftgner ,  FtaanzwiaMnsQbaft.  IL  2.  Anfl.  11 
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und  Kenteneinkotninen  ans  Besitz  den  Privaten  ontzofren  wird.  Aach  dieser  Zasammen- 
haog  der  genannten  Probleme  mit  den  höchsten  Frajj^en  der  EigeDthomsordoiiDf  ist 
bither  Mlt«ii  geiiiigr  rentaiiden  worden.  (S.  meine  Grandlegniiif,  Abtheiliuif  2.) 

Die  wichtigsten  bisbcrigen  PftUe  betreffen  die  Wasserrorsorgung  dmeh 

Wasserleitungen,  die  Li  cht  Versorgung  durch  (jast'.nbriken  und  (Jasleitungcn. 
nunmehr  auch  durch  |llectricit&t»werkct  die  Beseitigung  der  AussQheidungs- 
nnd  Abfallproduete  4orch  Ganalisttionen:  auch  das  FeuerlSseliwesen  ^mit 
BeStragspflicbt  der  I  <  lu  rrcrsichorungsanstalten)  ist  hier  mit  zu  nennen.  Andere  rer- 
wandto.  aber  aucli  dcMi  früher  in  §.  59  aufgezHhItcn  des  Verkehrswesens  ähnliche 
oder  dazu  zu  stciieude  Fälle  sind:  städtische  Viehhofe,  Markthallen  u.  dgl.  m. 
Dann  würden  sich  die  stidtiBobon  Verltehrvanstalten  (Pferdebahnen  n.  s.  w.) 
»nschliossen.  Noch  weitere  FAÜe  hrn^iimcn  wenigstens  bereits  Gegenstand  der  theo- 
retischen Dibcussion  zu  werden,  wie  die  üebemahroe  gewisser  Gewerbe  auf  die  Commane. 
um  bessere,  unrerfäUchtc  Prodocte  zu  angemesi^encm  Preise  dem  Publicum  zu  bieten. 
Hier  worden  sich  fresse  neue  Qebübrenzweige  entwickeln,  denn  der  Preis  wtrda 
voniomlii  h  nach  (u-hulirt'rjprinripieii  fc•^tl,'cst'tzt  werden  unis'-en,  j^t-iade  im  Öffentlichen 
Interesse.  Ein,  auch  tinaiiziell  nicht  unwichtiger,  Spccialfall  könnte  der  IVhergaiig 
von  dem  bloss  privMtc  uionopolistischo  Gewinne  begUiiötigetiden  by^tcm  der  Apo- 
thekenconcessionirung  zur  „Vercommunalisirung"  (wenn  nicht  zur  VersUMt* 
lichunp,  in  Kreisen  zur  Uebcrtra<Tünsr  anf  die5r)  der  Apotheken  werden,  die  dana 
entweder  durch  Pächter  oder  auf  Kechnung  der  Gemeinde  durch  Beamte  betricbeo 
wurden. 

Mebcfacb  ganz  richtli^  Anregungen  Seitens  deotscher  SocitÜien,  meh  Sodjü- 

demokraten,  so  in  den  genannten  Aufsätzen  in  der  ..Zukunft".  Es  wird  nur  in  der 
Discusdion  anf  dieser  Seite  leicht  veri^esscn,  dass  alle  solche  Dinirc  sich  nur  allmälig 
geschichtlich  entwickeln  konneu,  und  die  richtige  Eutscbeiduug  vom  Stande  der 
Ookononiik  nnd  Technik  abhängt.  Die  ungemeine  socinle  Bedentnng  kSnnen 
nur  die  verkennen,  welche  in  Frajcen  der  G<  weibeordMnng-  noch  Alles  von  Regelung 
des  Arbeitsvertrags,  Gewerkvereinen  u.  dgl.  m.  erwarten,  wie  einzelne  ..Katheder- 
socialisteu".  Diese  Seite  der  Frage  suchte  mein  AmuiidenuHtt  zur  Gcwerbuorduungä* 
Keform  auf  dem  bocialpolitischen  Congress  zu  Berlin  (1877)  henrorzaheben:  ««Die 
gcwcrblii  h' Ii  \'eililihni>-c  verlaniren  ausser  einer  Keform  der  Gewcrbe.gf»'ef7geburiir 
auch  eine  anderwcitu  planvolle  Begelan|r  der  matericilen  Productiun  dadurch,  dass 
auch  auf  diesem  Gebiet«  die  prlratwirtbucbaftliche  Spectilation  soweit  als  es  t^hnisch 
möglich  durch  eine  zweckmätisige  Aubdelinung  der  Staats-  und  Commtiuahhätigkeit 
eiiiKceng-t  wird.*'  Oder,  wie  es  im  Programm  der  clin-[Ii(l!--i  rir!!en  Partei  beisst: 
„Arbciteifreuudlicher  Betrieb  des  vorhandeueu  Staats-  und  Cktujuaiiialeigeuthuntö,  und 
Ausdehnung  desselben,  soweit  es  ökonomisch  raih»am  und  tecbnhicb  mllssig  iit." 
S.  auch  meine  Conimunal&tcuerfrage  (Leipzig  187S),  S.  63  Vgl,  Broch,  in  den 
Communalstcuergufachten  (Leipzig  lb77),  8.  21  ff.  Hack,  Watiserveisorgnnf  der  Slldte. 
Xttbiiigcr  Zeitschrift  1878. 

Käber  auf  das  FUr  und  Wider  dieser  Entwicklnng  einzogeheD, 
ivt  bier  nicht  der  Ort.  Nar  in  finanKieiler  Hinsieht  ist  noch 
hervorzuheben,  dass,  bei  richtiger»  reeht  wohl  möglieber  Organisation 
nnd  Ve'rwaitnngi  einer  solchen  Gestaltung  priiicipicll  nnd  practiseh 
nichts  entgegen  steht,  vielmebr  ancb  in  dieser  Bexiebung  Manches 
dafür  spricht.  Für  jede  Art  der  Unteniehmaiigcu  wird  eine  be 
sondere  Recliuung  und  im  Allgemeinen  eine  genügende  Verzinsung 
nnd  Amortisation  des  Kapitals  zu  verlau^Lii  sein.  T  eher  Schüsse 
darüber  hiiians  sind  aber  nicht  unbedingt  au>zu8chlie88en,  zumal 
wenn  sie  zur  Ver>'ollko]nmQUDg  der  Einrichtung  dienen,  aber  auch 
allgemein.  Auch  Uehertragnngen ^  bez.  A Ungleichungen  der  finan- 
sieUen  Ergebnisse  swischen  verschiedenen  Untemehmongen  kOanen 
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In  Betracht  kommen.  Der  Uebersehoss  bat  einerseits  die  Natnr 
einer  Oewerbsrente,  wie  bei  einem  Privatantemebmen,  ander- 
seits anter  Umständen  Stenerebaraeter,  Indem  solche  Anstalten 

mitnnter  als  Hilfsmittel  der  Vertheilung  von  Gewerbe-,  Luxusötcueiü 
uud  uamentlich  der  Erhebung  von  Verbrauchssteuern  wohl 
mit  dienen  können.  Das  Communalfinaiizvvcscn  wird  durch  solche 
Lutwickiung  ähnliche  Umge8taltunp:en  eitahren,  wie  das  Staats- 
tinanzwesen durch  die  Staatseisen  bahnen:  Die  Rückwirkung  einer 
mehr  gemeinwirthscbaftlichen  Organisation  der  Volkswirtbschaft  auf 
die  Finanzwirthschaft  nnd  kein  ^^entferntes  Ziel^^  (Held)  mehr  fUr 
den  Tieferblickenden,  wenn  wir  aach  noch  im  Beginn  dieser  Ent- 
wicklong  uns  befinden. 

Mit  Kecbt  wird  von  üruch  das  Verbot  der  Erzieluiit;  von  UeberschUsseu  (aber 
57»  2iQ8  und  1*/«  Amortisatiou)  der  Öffentlichen  Schleditliiiisef  in  Prenseen  (18.  Min 
1865)  getadelt.    A.  a.  0.  S.  24. 

Ul>.  wie  und  wieweit  man  nnmeiitlich  eine  Bestfuerunp  mit  solchen  Ein- 
ricbtoD^en  rerbiodeu  will,  ist  natürlich  wieder  nacb  BestouerQngägraud:$ät2cn  and 
im  eoBcreteii  Fall  nach  dessen  spedeUer  Lage  za  entscheiden,  so  besonders,  wenn  es 
sich  bei  ^t'i<lti-5chen  Gas-,  Was^eileitangen,  Viehböfen  um  Preis-  und  Taxnormirungen 
bändelt,  welche  stcnnrartig  wirken  nrid  dem  Uebersclinss  die<^cn  Charucter  verleihen. 
TbatsacbUch  wird  aber  ancb  in  Dcut^cLIand ,  Ijtöomlers  bei  (i.i^auatalten ,  schon  so 
revg^angen,  im  Gaspieise  eine  „indirocte  ¥erbrauclissteu«  r^  mit  erhoben,  welche  mit 
(i-T  <ot;«ti^en  theoretischen  und  practischcn  Verwerfung  dieser  Stenern  in  Widerspruch 
:>tebt  (Boilinl  Ga&aostaltsgewian !).  Der  Umstand,  dass  ein  solcher  Uebentchoss  mit 
aof  der- monopolistischen  Mlaug  mancher  der  hezQglichen  Elniidiiongen  beraht, 
nimmt  ihm  den  SteueTcharactcr  nicht,  l^t  es  aber  auch  unbedenklicher  erscheinen, 
ihn  far  die  Gemeinde  zu  erzielen,  wo  er  doch  Privaten  zufallen  würde,  wenn  die  Eiu- 
richtohg  in  Phrathänden  wäre.  Ja,  grade  im  Vergleich  hiermit  rechtfertigt  sich 
toiieods  der  Bezog  dnrch  die  Gemeinde.  Das  Endartheil  wird  fon  der  BenrtheÜnnf 
der  Verbra«rlis>teuern  (und  (rcwrThstenorartig-eii  Al»iral>eii^  iiVierbaui»t  uml  speciell  für 
den  Gemeindehaushalt  aldi;iiii^en.  Klar  muss  irian  sieh  mir  über  den  Charai  ter  SDlcher 
Ceberscbusse  sein.  In  steuertechnischer  Beziehung  ist  tii  ein  Vorzug,  verglichen 
mit  anderen,  anch  älteren  stidtischen  indirectcn  Steuern,  wie  Octrois,  eigenen  (ietrAnk- 
stcuem.  anrh  mit  Licenzen  n.  dgl.  m..  d,i>s  die  Schwierigkeiten  dri  Krli.  buiie:,  die 
feil^ehrsstörcnden  WirkoAgen  der  letzteren  und  der  Coutrolea  hier  l'ortlallen.  Es  sind 
eben  wesentlich  moderne  wirAschafUiche  nnd  technische  Yeranstaltnngen  der  Pio> 
dnction  nod  der  BedQrüsIls-Befriedigung ,  die  hier  f(lr  „indirecte  Besteuerung"  be- 
doneo  mit  ati^^cnutzt  zu  werden  I)8s  lJ(»bfreinstiuiuiende  der  Entwicklung  in  ver- 
ä^Jü^enen  LSndern  deutet  wieder  die  Gleicbmässigkeit  der  treibenden  Momente  au, 
ihnüch,  wie  sich  in  den  mittelalterlichen  StAdten  die  Acchien,  Octrois,  Getr&nke- 
steuern  u.  ^.  w.  unter  den  damaligen  VeihSitnissen  ziemlich  allgemein  und  gleich- 
m&Bsig  einburgurtcu  (Fin.  III,  s^.  271 

Vgl.  Uber  die  bisherige  tbatsäcbiichc  Entwicklung  iuPreussen  besonders  die  Daten 
nnd  Tabellea  in  den  genannten  statisttochen  EigftDZQogsheften  Nr.  6  nnd  Nr.  18,  wo  aach 

die  in  diesem  Puncto  characteristischen  Verschiedenheiten  zwischen  Städten  und  Land- 
gemeinden ziffermässig  hervortreten:  die  grosse  Bcvölkerungsconcentration  in  den 
i»tädrea  scbain  meist  erst  die  Hcdingungeu  für  solche  Anstalten  uud  Einriebtungen, 
—  ^.zahlreiche  gleiche  Individnalbedllrfniase  fliessen  hier  in  ein  GemeinbedQrfniss 
znsanimen".  dem  dann  die  Einrichtung  dient:  ein  Punct  aiirli  von  t1enrc(isr]ier  Be- 
deutung für  die  Lehre  von  den  „GemeinbedUrfnissen'*  und  nach  meiner  Meinung  euie 
Bestätigung  der  Richtigkeit  meiner  Auffassungen,  in  der  „Grundlegung'',  gegenl^bcr 
<i.  Cohn  u.  A.  m.  wnr  /..  B.  in  den  Stadtgemeinden  Ptedssens  (Heft  16 
».        in  188S/84  in  MilL  M.: 

11* 
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Ohne  Berlin; 


Oasaiistaltcn  . 
Wasserwerke 


Aasgabe 
incL 

Extraortfiii. 
.    1 7.24 
7.85 


Andere  gemefimatsigtt 
Anstalten  .... 


7.62 


zusammen  S2.71 


Ein- 
nahme 

28.02 
7.55 

5.08 
35.05 


üeber- 
schoss 

i-  Deficit) 
5.7^ 

—  0.30 

—  2.54 


2.«»ö 


Ausgabe 
{nd. 

Exlraordin. 

2ti.n 

12.0Ö 

15.25 

5,H.78 


Mit  Berliit: 

Ein- 
nahme 


Üeber- 
acbnas 

(-  Deficit) 
36.»  7  10.50 
11.%     —  0.10 


U.OJ^ 
5*1.95 


-  4.24 

6.17 


Cntcr  Abrorlinnnsf  der  Extraordinarien  bei  den  Ausgaben  stellen  sich  die  Er- 
gebnisse noch  erheblich  gunstiger  (bei  den  Gasaustalten  in  beiden  FäUeo  um  1.1  i), 
bei  den  Wattcrwerkcn  nai  S.21,  bei  den  anderen  Analnltett  um  S.I9  oline  ond  6.98 

mit  Berlin,  im  Ganzen  um  bez.  7.53  und  10.28  Hill.  M.).  D.  h.  die  Gasanstalten 
allein  ergaben  dann  11.69,  die  Wasserwerke  3.11.  alle  Anstalten  zusamoico  1P.45 
Mill.  M.  Uebcrscbuss  (iucl.  Berlin).  Thciis  sind  so  also  die  Kosten  wichtiger 
stldtlsclier  Anstalten  durch  ..Gebühren**  v.  s.  w.  grossentheüa  itededit,  theUs  ande^ 

weite  eigentliche  Steuern  entsprechend  weniger  gebrancht  worden.  Der  Uebonichuv» 
von  10, .1  bcz   ll.CiO  Mill.  M.  bei  Gasanstnlteu  allein  ist  fast  ^^^^t  •i«"'' 

aftmmiiichcn  üirecten  S(aa(ä»teucni  dur  Stiiülc  ^74.70  Mill.  M.j.  In  den  Land- 
gemeinden war  gleichzeitig  dieselbe  Rubrllt  ^^.gewerbliche  Anlagen  zu  Geineinde- 
zwccken  und  gemeinnützige  Ansfalten""^  nur  S74.0"'>  M  in  Ausgab  -  uivi  241, ÜOO  M. 
in  Einnahme  (^beachtonswertU  namentlich  in  der  tiheinprorint).  (Ergänzangahcft  16« 
S.  249). 

In  Berlin  specicll  war  1SS5/S(>  (Statist.  Jahrbuch  XIII,  378)  die  Einnahm« 
der  stadtisclien  (jasanstalh-n  lohne  Kinre«  linung  lien  Werths  der  öffentlichen  Beleuch- 
tung) 14.23,  die  Ausgabe  \,\ücI  Kosten  der  ötfentiichen  Beleuchtung)  8.95»  der  Licber- 
schoss  5.29  Mill.  M.;  bei  den  stidtiscben  Wasserwerken  1.64.  die  Hehransgabe  bd 
den  Canalisaiionsworkcn  (incl.  KiesclgUtern')  im  Ordinarium  1.77  (Einnahme  3.3S. 
worunter  1.53  Mill.  M.  Canalisationsabgabcn),  die  Verwaltung  des  Centralriohinarkts 
ergab  0.42,  des  Ctiutralschlachthofs  0.15  MUI.  M.  Ueberschuüs.  Der  „bteuercharactcf' 
von  Oebeischiissen  bei  Gasanstalten  würde  noch  deutlicher  hervortreten,  wenn  der 
an^rcregte  Plan  durchgeführt  wQrdo,  den  Gasprois  der  städtischen  Gasanbtalt  auf  den 
Kostenbefmer  herabzu?«  tzen  (d.  h.  von  16  Pf.  per  Kubikmeter  auf  ca  10)  und  dafür 
auch  uiitei  dem  Namen  „Gasateuer*"  einen  Zuschlag  iu  Betrage  der  Differenz  zwischen 
bisherigem  Preise  and  Kostenpreis  in  erheben,  daiin  aneli  gleichzeitig  vom  Gase  der 
englischen  («asg-esfllschaft.  dii^  in  Berlin  noch  immer  neben  der  btFi'ltischen  in  einem 
Theil  des  Weichbilds  besteht  unri  nur  einen  mSssigen  EntschidigUDgsbetxaf  an  die 
Gemeinde  zahlt  (18S5ib(i  401,000  M.). 


§.  Oü.  —  B.  Gebtlhren  der  Vülkbw  irihüchafti.j'flöge. 

Hier  werden,  ohne  näheres  Eingehen  auf  das  Einzelne,  die  oben  in  §.  50  be- 
reiU  angegübeuen  eiozelncu  Zweige  kuu  dargestellt.  Wie  fiüher  achüii  bemerkt 
(S.  76.  ^5),  gehSren  dnige  dieser  Gebühren  nachdem  Character  der  obrigkeit- 
lichen Functionen,  an  die  sie  sich  knüpfen  („Beglaubigunir",  „Beaufsiolitig'unr". 
„Genehmigung"  u.  s.w.)  auch  zugleich  zu  den  Verwal tnog8-(Amts-)Gebahren,  al^o 
unserer  ersten  Hauptclasse  ron  Gebühren.  Nach  den  Ökonomischen  Wirkungen  der 
besQglichen  „amtlichen  Dicuätlei:ittin(;Lit"  sind  sie  aber  auch  lücr  an  dieser  Stelle  unter 
den  „Gebnlir'  M  ilt-r  volkswirthschaftlicht-Mi  Vcrwaltnnir"  auf  dem  Gebiete  des  ,,Cultur- 
uud  Wohlfahitbzwecks"  einzureihen.  Die  ron  behalt  (Handbuch  Iii,  121)  gerOgte 
Wiederholung  ist  also,  wie  schon  bemeitt,  eine  beabsichtigte. 

1.  Beglaiil)  iguugsgebUbren: 

a)  Eichgebühren,  fttr  die  amtliche  Beglaubigung  der  vom 
Privatgewerbe  gelieferten  Maasse  and  Gewichte  doreb  Staato- 
bebörden.  Solche  Beglaubigung  Ist  im  Offeatiichen  iDteresse  geboteo. 
Es  liesse  sieb  rechtfertigen^  sie  anentgeltlieh  sa  leisten.  Doch  sind 
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missige  and  sweekmäsaig  abgestufte  Gebühren,  welche 
ia  der  Regel  der  Beniitzer  (Gesobättoniann)  tragen  wird,  znlftBsig. 
Sie  wirken  wie  eine  Art  Gewerbesteuer  and  tragen  ttberbanpt  nicht 
immer  den  reinen  Gtebflbrencharacter,  sondern  sngleich  denjenigen 
einer  Stener,  so  nach  ihrer  Hohe  in  Frankreich ,  wo  dann  das 
Gewerhesteuerartige  nnd  selbst  das  Wesen  einer  ,,iudirecten"  Steuer 
noch  mehr  beivoitreteu. 

Vgl.  Rau,  Volksirirtbschaftspoliük,  Uber  Maasswcs4}n,  §.  230  tt.  Joily,  Mmisa 
■od  Gewicht  im  SehOnbeif'Mhen  Handbach  L    Deolicbe  Eiebf«btlbTentmxe  rom 

12.  Decombor  lSß9,  mit  mehreren  Nachtrfiffen.  Neue  Taxe  rom  28.  December  1881. 
Die  Taxen  guwöhalicb  drcieritsi  Art:  für  Eichung,  Berichtii^ung  und  PrUfuug  ohne 
Siempeloog.  dann  Terschiedcn  für  die  einzelnen  Maasse.  (««twichtc,  Waagen  und  deira 
•irOssen.  Dia  Eichgebahren  fliessen  in  die  Casso  der  Kiu/  I-taaten.  da  die  EichungB- 
imivT  diesen  angehOren.  Auf  dem  Etat  des  Reichs  daher  die  >' Tnileichungs- 
coauniissioo  last  nox  mit  Ausgaben.  Die  Kefonn  dos  Maass-  und  (iewichtäweseus  bat 
2dtvei%  die  Emiubme  «qs  den  Eichgebttbien  in  Dentschtand  demlidi  erbflbt,  z.  B. 
io  Preussen  (nebst  angeschlossenen  Theilen)  1870  41,811,  1871  320,803,  1872 
378.414,  1873  136.27!).  1S71  145,781  Thir.  latntlicli.  Preuvsisrhea  Handels -Archi^r 
IblÖ  l,  020).  —  r.  Hock,  öirentlichc  Abgaben  S.  256  ((jiuieutirungbtaxon).  —  In 
Frankroicb  st«nerartige  HObe  der  Eichgebttbreu ,  aacb  nach  dorn  Kriege,  wie  bei 
den  indirocten  Staaen,  ErhOhnog  der  8«lWu  S.  Fia.  III,  §.  309>  Eltnf  so  jetxt 
iV,  MilL  Fr. 

b)  Gebühren  ftir  die  amtliche  Beglaubigung  des  Feingehalts 
der  Gegenstände  aas  edlen  Metallen  (Punzirung).  Die 
principielle  Frage  des  Zwangs  zu  einer  solchen  Beglanbignng  ist 
streitig.  Besteht  der  Zwang  oder  werden  Objecte  auf  Wunsch  ge- 
prüft nnd  der  Feingehalt  amtlich  beglaobigt,  so  sind  mlfcssige 
Grcbtthren  gerechtfertigt  Anch  diese  Abgaben  gehen  nach  Ein- 
ricbtnng  nnd  Höhe  wohl  mit  in  Steuern  (Iber  (Frankreich). 

YgL  A.  r.  Studnitz,  gesetzliche  Regelang  des  Fcingebaicä  von  (iold-  ujid 
Silbenratieii,  Pforeheim  1873,  2.  A.,  mit  reichem  legislaiirem  Material.  Wichtig  und 

I  hrr-ich  die  französische  Gesetzgebung  Ton  1797  (19.  Brumaire  VI),  Erhöhung 
d.-r  Sauc,  in  Besteucmngstendenz.  1S72.  Darüber  eintjrohencl  in  Fin.  III.  S.  702 — 707. 
Enrag  5 — 7  Mill.  Fr.  —  Mehr  rciiicu  Sieuercharactci  hat  die  britiäche  Slcuui  von 
Gold-  and  Silbersachen,  Fin.  HI,  S.  280.  —  In  Deutschland  jetzt  Reichsgesets 
über  Feingehalt  Fon  Gold-  und  Silbcrwaaren  vom  Juli  1SS4,  aber  nur  mit  ZvAUj: 
zar  Angabe  de»  Feingehalts  mittelst  Stempels,  nicht  mit  amtlichem  btempekwang  und 
GebQhreii.  —  Oesterreich,  „Punzirnng",  amtlidbe  Zwangscontrole,  mit Gehtthren, 
Gesetz  vom  19.  Augast  1865.  £nrss  jAhriich  150—175,000  II.  — Italico.  iiteiier- 
artig,  Ertrag  2  Mill.  Fr. 

c)  Gebtthien  für  die  amtliche  Beglanbignng  der  Qualität 
ron  Prodncten,  speciell  von  Fabrikaten  (s.  B.  „Linnenleggen'*, 
soeb  in  Westphalen). 

Die  freihindleriscbe  Doctrio  ist  soleben  „Einmbfchungcn*'  der  Obrigkeit  abhold. 

die  Praxis  hat  sie  meistens  aufigegebeu.  Die  Erfahrungen  neuurer  Zeit  mit  der  Ver' 
-hlechterung,  Verfälschung  und  gesundheitswidrigen  BeschaHcuheit  vieler  Nahrungs- 
uäil  Geuussinittel  und  anderer  Aruliel  (z.  B.  Gewebe)  sind  der  obligatorischen  oder 
tacoltatiroD  Stnflümng  einer  CSontrole  der  Verwaltung  wieder  gflnstiger.  Die  obrig- 
keitliche Beschau  von  Nahrungsmitteln,  um  die  Abwesenheit  von  zufälligen 
(oatüiüchea^  Scbädiiobkeiten  xa  constatirea,  «chltesst  »ch  an.   Eine  Erbebung  von 
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öebahren  für  die  amtlichen  Leistungen  mit  dem  Bestreben ,  dadurch  die  Ko&teu  der 
Eiuriclitoog  iik  decken,  also  dcmgemäiiti  nach  ihrer  Höbe  uormirt,  ist  dann  gerecht- 
fertigt. Diese  Göbtthfen  wordea  etva  wie  eine  Gewerbesteuer  alt  wizleii.  Der  Ueber- 
gang  in  indirecto  Verbrauchsbesteuerong  (z.  B.  etwa  „Fleischsteocr''  iu  dieser  Pom 
bei  Flcischschaa,  in  Verbindung  mit  Schlachthöfen)  wäre  mOg:lich  und  mass  im  con- 
creten  FaU  wieder  nach  BesteuerungügnindsätiUin  bourtheilt  werden.  Manche  der 
betreffenden  Tbltigkeiten  werden  paSMod  ron  GeniiitiiMlbebOrden  ausgettbt,  die  Ge- 
buhren dann  auch  (  ommunalgebobraii  werden.  Eiaif»  dieser  Geblüiren  foliett  in  die 
folgende  Kateg-orie  mit  über. 

In  Berlin  /..  B.  18S5/S6  Kosten  der  sttdtiscbcn  Fleischscbau  2S2,0U0  M.  (daroa 
Eotschädigong  an  Fleischbesdumer  143,000  M.)«  Selinttgeblüiien  262,000  M,  (Satist 
JalurbBcii  JUil,  381). 

2.  Anfaichtsgebtthren.  Sie  haben  ihren  Platz  da,  wo  im 
öffentlichen  Interesse  ttber  PriTatwirfhsobaflksbetriebe  eine  amdiobe 
Änfsicht  gefühlt  wird,  um  FilhrlichlLeiten  fHr  das  Pnblicnm  an 
buten,  das  Arbeitspersonal  vor  Naohtbeilen  zu  schützen,  die  teehniseb 

richtige  und  ökonomiscb  sparsame  Ansnntzung  von  Naturschätzen 
Seitens  privater  Eigcuthiinicr  und  liewirthhchaUer  zu  verbürgen 
u.  dgl.  m.  Das  Ob  und  Wie  dieser  staatlichen  „Einmischung*'  ist 
öfters  strittig,  aber  mehr  im  Kinzclnen,  als  im  Princip.  Das  Gebiet 
gewiout  auch  Dach  neuereu  Erfahruugeu  wieder  an  Ausdehoang. 
Die  nnentgeltlichc  Leistung  der  Aufsicht  kommt  vor  (z.  B.  bei  den 
Fabriken)*  Gebühren  sind  aber  allgemein  zur  Kostendeckung  der 
£inriehtmig  gerechtfertigt.  Selbst  der  technisch  durch  Begalimng 
und  Erhöhung  der  Abgabestttze  leicht  dnrchitthrbare  und  Tor- 
gekommene  Uebergang  der  Gebflhr  in  Steuer  ist  unter  Umstünden 
nach  Bestenemngsgrundsützen  zu  reohtfoügen. 

Wichtigere  Beispiele  sind: 

a)  ApotheIienre?is.ioncn  und  (icbühr«n  dafür.  Aelmliche  Rension  ron 
rhvathdtaiistalten  u.  dg:I.  Fwr  Visitation  der  Apotheken  im  französischen  £ut 
jetzt  aber  30Ü,ÜÜÜ  Fr.  jährlich  (Fiu.  III,  S.  783).         *  ' 

b)  Dampf kcssel-Probcn  und  -Revisionen  und  Gcbt\hren  daAlr.  Auch 
weiter  Controien  besonders  gcfabrlichcr  BL-tricbc  (Explosiousstoffe  u.  clgi>  Ol.,  in  Fnudt- 
reich  Mineralwassorfabriken),  Eiscnbahn-Besichtlgougen  u.  s.  w. 

c)  Pabriktnfsicht,  um  m  sehen,  ob  und  wie  die  sogensnnten  Pnbrikpesette 
(Arbciterschntzgesetze)  durchgeführt  werden.  Gebühren  zur  Kostendeckung  dieser 
Au&icht  Seitens  der  Fabrikanten  sind  nicht  üblich,  aber  wären  allenfalls  statthaft. 

d)  Gebühren  für  die  Aufsicht  fou  Privat-Bergwerken  (AasUbung  der 
„Berghoheit**  in  diesem  Sinne).  Im  Interesse  der  Sicherheit  des  Betriebs  und 
dauernderer  BetriebsHihigkeit  «le.s  Werks  ist  solche  Aufsicht  eebchichtlich  vielfach 
forgekommen,  hat  sich  modilicirt  u]ei^t  bis  in  die  (iegenwart  erhalten,  ist  auch  prin- 
cipiell  gerechtfertigt  und  war  dann  und  isit  ^um  Theil  noch  jetzt  ujit  debuhreu  vcr- 
bnnden,  welche  freilich,  nach  ihrer  Höhe  leicht  in  Stenern  ubergehen  kunnea.  Zu- 
sammenhang mit  eigentlichen  Bergwerkssteuern.  (Rau,  Fin.  I,  §.  1S2.  Nach 
preussiscbem  Gesetz  vom  12.  Mai  1851  eine  AuMchtssteuer  von  l*/»  des  Bob- 
ertmgs.  8.  meine  Abbandlmig  direefe  Stenern  Im  ScbOeberg'schen  Handboch, 
3.  A.  III,  §.  89.    Arndt,  in  Conrad*»  Jahrbüchern  18S1.) 

e)  Gebühren  für  die  Aufsicht  von  Privat-,  Corporations-,  Gemeinde  forsten 
durch  den  Staat  (Ausubaug  der  „Forsthoheit"  in  diesem  Sinne).  Von  dieser 
Aufsicht  gilt  Aebnitches  wie  ron  deijenigen  für  Bergwerire.  Besonders  Iromsrt  die 
Gefahr  leichtfertiger  und  gewinnsüchtiger  Abliolzung  oder  /.u  grosser  AushulzuiiL: 
Seitens  der  Prirftteigettthttmer  in  Betracht,  (aebühren  ftir  diese  Aaisicht  sind  xnlissig. 
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Hieher  ^'ehört  auch  die  ..Bcförstorungsjrebühr"  für  die  Mitbcwirtlischaf long 
der  Gemeinde-  und  Stiftungswaidungen  durch  Staatsforbtbeamtc.  {Rnw,  Fin.  I, 
245.  Nach  dem  französischen  Code  forestler  Art.  1806  jährlich  durch  da^ 
FinanirGesetz  bestimmt  und  nach  der  Grundüteuer  aofgelegt)  BexflgUehe  GebQhiaft 
i^Onnen  anch  unter  Ciasso  4  unten  mit  eingereiht  werden. 

i)  (iebilhren  für  die  AuMcht  Uber  die  Auü Übung  der  Jagd  und  Fischerui, 
jm  die  IiuiehAltiiiitc  der  Scheozdtea  ilelier  sa  liollNi  n*  «.  w.  Die  „Jagdschein« 
gebohreii'*  (ontea  Nr.  3,  c)  kttimeo  gleidueiüg  hieifiär  mit  dienen. 

3.  Erlanbnissgebtthren:  für  die  €^wabrting  der  behörd- 

licbeD  Erlaubniss,  privatwirthscliattliche  Uuteiiielmiungen  herzustellen 
uud  zu  betreiben,  einzelne  Thätigkeiten  vorzunehmen,  t^ewisse  Be- 
rufe auszuüben  u.  h.  w.,  daher  auch  „Con  ces s  io  u  sg  e  bü hren  " 
zu  Dcunen  — .  „Gebühren"  sind  die  betreffenden  Abgaben  nur  unter 
zwei  VoranssetzuDgen:  dass  nicht  schon  das  gemeine  Recht  hier 
allgemeine  Freiheit  der  Bewegung  gewährt,  denn  sonst  wäre  die  in 
einzelnen  Fälieo  erhobene  Abgabe  von  vorn  herein  „Steuer'' ;  ferner 
daas  die  Abgabe  nach  Ma'aasstab  nnd  Höhe  nnr  den  Zweck 
verfolgt,  für  die  nothwendige  Mtlhewaltnng  nnd  Kosten  der  Behörde 
Ersatz  oder  Beitrag  zum  Enatt  zn  leisten,  andernfalls,  also  namens 
lieh  bei  grösserer  Höhe,  würde  sie  wieder  ,,Stener".  Je  nach  der 
Gestaltung  des  Gewerberechts ,  der  KnUpfung  des  Rechts,  einen 
Beruf  auszuüben ,  an  den  N  a e  h  w c i s  de r  F U  Ii  i g k e i  t  ~  wo 
dann  auch  liberale  Berufe  in  Betracht  kommen  —  hat  dies  Ge- 
htihren^rebiet  einen  verschiedenen  Character  und  eine  verschiedene 
Ausdehnung,  rrincipiell  ist  es  berechtigt.  Der  üebcrgang  der 
Gebühr  in  Steuer  kommt  vor  und  ist  nach  Besteuerungsgrondsätzen 
mitunter  zulässig  (s.  B.  Erhebnng  einer  Lnxnssteaer  in  der  Abgabe 
für  Jagdsehetne). 

Wichtigere  Beispiele  aas  der  Gegenwart  sind: 

a)  Gebühreu  für  die  Ablcgung  des  Fähigkeitsiiach wcis'^s  vor  nifontlichcn 
Eebörden.  Z.  B.  PrulungsgebUhrou  der  Seeschiffer  fUr  die  Schitier-  und  Steuer- 
mann»prüfung  [b,  hei.  fUr  die  Prtifung  ^ui  grossen  Fahrt  10  Thlr.),  uach  reichsgescU- 
hcher  Bestimmung  vom  30.  Mai  1870  in  Deutschland.  Der  Ertrag  tiesst  in  die 
Laadeacassen.  Die  bondesr&thlicbe  Gommission  von  ISTT  beantragte  eine  Rciolis- 
geblüir  daneben  von  10  M.,  ferner  fUr  Approbationsschcuie  der  Aerzte  und  Apo- 
theker von  20  M. 

b)  Specielle  Concessionsgebübren  fUI  da»  Rechte  eine  gewi^e  Unternehmung 
cinzarichtcn  oder  so  und  so  zu  betreiben  u.  8.  w„  wo  die  BohArde  heg:utachtend  und 
bcau&icbtis:end  mitwirken  muss;  z.  B.  Gebühren  far  Concessioueu  von  Eisenbahneni 
Canilen,  Strassen,  SchifflGihttBbetriel»,  von  Fabriken  hinsichtlich  der  Beschaffenheit  der 
Geverbsanlage  u.  d<:l.  in. 

c)  Gebühren  für  das  Kecht  der  Ausübung  der  Jagd  (Jagdscheine).  Diese 
verbreitete  Abgabe  geht  leicht  in  Steuer  Uber.  So  in  England,  Normal^atz  im 
Jahre  8  Pf.  St,  Ertia^;  an  180.000  Pf  .  Siaalssteucr  (Fin.  III,  S.  :U5);  in  Frank- 
reich jetzt  18  Fr.  für  den  Staat,  10  Fr.  für  die  Gemeinde,  Ertrag  bez.  7  und  4  Mill. 
Fiaacs  (Fin.  III«  S.  (öö);  in  Preuttseu  (JagdpeUieige«et2  vom  7.  Mirz  lööU)  Jagd- 
i^eine  fir  Avs&biing  der  Jagd  Tergeacbrleben.   Kesten  1  Thlr.«  ab  ffreisabgsbe» 

d)  Licenzgebtthren  für  die  Errichtung  und  den  Betrieb  von  Ga»t-  und 
Sdliaiü(gew.erben,,Lottexien  u.  dgl  m.  Diese  Oebtthreu.  hahen  mit  de»  Con- 
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rcssionsgeliuJiren  und  doii  allpemcinea  Äufsichtsgebilhren  V.Twaiultschift.  indem  nie 
als  Beitrag  lui  ivoätöuJückuitg  besonderer  Ueberwachong  a.  dgl.  dieaeii.  YoraomUch 
•teilen  sie  aber,  zanud  in  hohen  Sitmi  «iM  Art  specieller  Ge- 

w  tu  b  i!st  ca  er  und  erentaell  indirecter  Verbraurltsst^iii-r  dar  und  sind  daher 
nach  anderen  Kucksichten  zu  beartheUen.  Mehrfach  stehen  sie  mit  der  Yeranla^nni:»- 
technik  der  betreffenden  indirecten  Steneni  In  Yetbindang.  S.  Uber  England  Fin.  Ul, 
S.  329— SSS.  Ertrag  (für  den  Staat)  2  Hill.  Pf.  St.  gegeawiitfg:  «her  Frankreich 
eb.  passiin,  besonders      30 J.    Ertrag?  jetzt  1.'^  Mill.  Fr. 

<■)  Palciii^ebuhreii.  Hier  sind  frenau  genommen  zweierlei  Arten  von  Ab- 
gaben zu  uaterscheidi-ii :  ciiuual  eif^entliche,  meistens  fixe  (Jebührcu,  aU  Boilra^ 
ZOT  Kostendeckung  des  Aifcntlichen  l'atcntirefens  oder  ab  Ersatz  für  die  MOhevahoog 
der  Behörde  bei  der  Erledigung  <ler  Patentgesuche;  sodann  Abgaben  in  meist  mit 
der  Dauer  de»  Patents  steigenden  Sätzen,  welche  wesentlich  eine  Yergatong  für 
die  Terleihnng  des  PaleotieGhts  als  telehen  bilden  sollen  und  nicht  den  Chataeler 
der  reinen  (iLbahr,  to&dcm  den  einer  Steaer  haben.  Die  erste  Art  der  Abgabe  ilt 
als  Gebühr  dur(  bans  gerechtfertigt.  Die  zweite  empfiehlt  sich  prnnd'.rit/lich,  ond  zwar 
auch  in  den  üblichen  progressiFon  Sätzen,  die  mit  darauf  bin  wirken  sollen  ^  dass  eia 
Patent  nicht  annOlhig  lange  anfhecht  eihallea  wird«  and  nach  dem  Wesen  des  gsnus 
Patentrechts,  was  indisscn  hier  niclit  nnl-.er  boirrQndet  werden  kann.  Die  Fra-^'^e  der 
PatentgebUhreu  hängt  en^  mit  der  ganzen  Einrichtung  des  Patentwesens  und  tnit 
gewissen  principiellen  wirthschaftlicben  und  rechtlichen  Punctcn  de^selbcu  zubammeit. 
S.  Klostermann  im  Schönberg'schen  Kandbnrh  (2.  A.  II,  S.  654).  Daselbst  di« 
fitbnhrensatzc  in  einigen  Hanptstaaten ;  auch  Klostermann,  Patentg-esctz^ebun?. 
2.  A.,  Berlin  lä76,  S.  175  IL  ü&ch.  dein  deutschen  Beichsgesetz  Uber  Patente  vom 
25.  Mai  1877  sind  bei  der  Anmeldong  eines  Patentgesochs  „hr  die  Kosten  des 
Verfahrens"  20  M  .  dann  für  die  Ertheilung  d.»  Patents  30  M.,  im  2.  und 

{'odem  folgenden  Jahre  bis  zum  Ablauf  des  Patents  (Maximum  15  Jahr)  50  M.  jShr- 
ich  mehr  zu  zahlen,  also  750  M.  Maximalsatz.  Die  Kosten  des  Patentamts  sind  m 
5—600.000  U.  anfangs«  auf  ca.  750,000  M.  jetxt  (1889/90),  die  Einnahme  ans  Fstent* 
{lehilhreij  f  r  Ii-  Keichscasse,  noch  fortwährend  (auch  weu'en  i^cs  Progressirtarirä) 
gestiegen,  1^^4  1.27.  lb88/89  1.7S  Mill.  M.  —  (irossbritannien,  s.  Fin.  UI. 
S.  265.  Ertrag  ca.  100.000  Pf.  St  —  Frankreich,  s.  ob.  §.  237,  Ertrag  2.2  Mill.  Frcs. 

Ünler  der  entgenannten  Patentabgabe  kann  auch  noch  eine  besendere  Re- 
gistcrgehDhr  vorkommen,  ähnlich  wie  Gebühren  filr  dit*  EiTi*r3rrTtiit'''n  in  die 
(Uterarischen)  Urheber-,  in  die  Musterschutz-  und  die  Markeuschutzregister. 
Ibtem  Wesen  nach  sind  diese  Kegistergebohren  von  der  eigentlicbtti  FatentgeMir 
verschieden.  Deutsches  Musterschutz§:esetz  ?om  11.  Januar  1876:  Für  jede  Ein- 
tragung oder  Niedcrlegnng  ron  Mastern  1  M.  per  Jahr  für  die  ersten  3,  2  M.  für 
das  4.  bis  10.,  3  M.  für  das  H.  bis  13.  Jahr.  Eintragungsschein  and  Auszug  aas 
Registein  je  1  M.     Dentsches  ICarltflnschvtzfSsets  tod  SO.  KoTember  1874. 

4.  Gebühren  flir  die  Mitwirkung  des  Staats  oder  anderer 
iitToiitlicher  Körper  bei  der  DurchlühruDg  von  Schutz-  und  Nutz- 
maassregeln  verschiedener  Art,  so  gegen  Wassersgefabr, 
von  landwirtbscbaftlichen  Reformen,  von  Bodenmelio- 
rationen Q.  dgl.  m.f  beim  Betrieb  der  Foretwirtbacbaft, 
des  BergbanB)  der  Oe werke  der  PriTaten  o.  s.  w.  Die  Mit^ 
Wirkung  kann  in  der  Einriehtnng  von  Behörden  zur  Leitang  und 
AnafttbniDg  der  Maassregel  oder  in  der  Bereitstellang  von  Staats- 
beamten für  die  Zweeke  der  Privatbetriebe  bestehen. 

Die  bezüglichen  Fille  können  aach-  in  solche  ubergehen,  wo  der  Staat,  der 
Selbstrenraltangskorper  eine  Schott*  oder  VotuDiSirafel  flu  sich  selbst,  bes.  in  all» 

gemeinen  öUcntlichcn  Interesse  ausführt,  aber  vsgeB  4er  Bewirkung  eines  gleich* 

zeitigen  separaten  Priratnutzens  ppcciellc  Priratinteressenten  zu  BeitrÜL^f^n  mit  heran- 
guzügcn  werden  (Wasserbanbeiträge,  Meliorationsbeitriige  von  Oruad-  und 
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Hansbcsitzoni,  g«u€ii  Geneind«!,  Kniten,  Proviozen  zd  Staatsantoradimtingeii 

dieser  Art). 

Die  Nothwendigkeit  und  prlncipielle  Ikrechtigung  solcher  ^fit- 
wirknns^en  kann  im  Allgemeinen,  aller  geschiclitliehcn  Erfahrung 
gegenüber,  nicht  wohl  beatritten  werden.  Im  einzelnen  Fall  wird 
aber  Toniebtige  £rwägoDg  aller  Verhältnisse  geboten  sein,  ob, 
wann,  wie,  nnter  welchen  pecnnittren  Bedtngasgen  sie  erfolgen  soll. 
Wo  sieh  irgendwie  die  Saehe  einriehten  Iftsst  und  die  Unentgelt- 
liehkeit  der  Leistung  oder  Hilfe  nieht  ans  triftigen  Tolkswirthsehaft* 
Uchen,  soeialpolitischen  and  dergleieben  Gründen  erfolgt,  sind 
Oeblihren  nnd  Beitrüge  der  Privatinteressenten  zn  erheben,  im 
Einzelnen  nach  der  Art  der  Fälle  mauchlach  iu  Form  und  Hohe 
verschieden. 

Wasserb&u beitr&fce  an  den  Staat  lu  Baden.  Deichabgabea  sind  meist 
EinBabme  der  bosondmi  DdcbTerblnde.  Das  Detail  gebOrt  nicht  hierher.  &  anch 
Uten  §.  74. 

5.  Gebflbren  fQr  die  Ben a tan ng  von  öifentlieben  Anstalten 
und  Einriehtnngen ,  welche  fttr  einzelne  Zweige  der  materiellen 
Prodnction  dienen,  Seitens  der  Privaten,  z.  B.  Gebühren  in  Staat s- 

i;es tuten,  Prodiictensammlungen,  Baumschulen  u.  d^I.  m.  Au 
sich  gerechtfertJf^^t,  können  auch  diese  Gebühren  doch  mitunter  ab- 
sichtlich so  niedrig  angesetzt  oder  ganz  erlassen  werden  ,  um  im 
allgemeinen  volkswirthschaftliehcn  Interesse  die  bessere  Entwicklung 
einzelner  Productionszweige  zu  begünstigen. 

Anrli  hi-^r  k&on  nicht  näher  auf  (las  Einzülne  einffepangren  werden.  Es  gehOrt 
III  die  Volkdwirth&cbaftspolitik.  FiiiaD^^icU  ara  Wichtigsten  sind  die  Einnabmou  der 
Btaatsgeetttte  fUr  SpriiDff  eider,  deren  Erbebneg  auch  aes  eaeUichen  OrQndeii 
pa&»eDd  ist,  aber,  wie  auch  die  ganze  Bcgelaog:  dicsor  Gt-buliren,  vortietulich  nach 
FoUswirtbschaftlichen  Gesichtspnncten  zn  crfolpeu  hat  Eiitnahuiu  der  preussischcu 
OestatferwaltUDg  jcut  2.1— 2.a  Mill.  M.,  im  Etat  für  1889/90  2.12  Mill.  M.,  davon 
Sginag-  und  FaUengeld  1.487  Mill.  M.  (in  rerscbiedenen  Sttsos),  aeben  einer  Ge- 
laaiMttiWgabe  der  GestOtrerwaltong  Ten  4.83  Mill.  M. 

Im  Staats-,  wie  ComiDonalhaiisbalt  kommen  noeh  manche 
eiiiEeUie  ähnliche  Gebühren  anaser  den  in  diesem  Paragraphen  ge- 
nannten vor.  Ea  ist  das  im  Allgemeinen  berechtigt,  nm  Special- 
leistnngen  oder  Vortheile  oder  Eostenbestreitangen  ftlr  einzelne 
InteresBienteni  den  Fordemngen  richtiger  Finanzpolitik  gemäss,  anch 
Yon  diesen  Personen  möglichst  Tergilten  zn  lassen.  Nicht  immer 
,jzu  viel",  sondern  „yai  wenig"  Fiscalismus  ist  hier  mitunter  zu 
tadeln,  weil  dadurch  falscher  Comniunisinus  zu  Gunsten  Einzelner, 
ui'ters  >dh&t  Gutfiituirtery  auf  Koöteu  des  ,|g6uieiueu  Säckelö"  be- 
trieben wird. 
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Zweiter  Uauptabsoboitt. 
WShm  und  Brhebimgcfbrm  der  Gebühren. 

i.  Abschnitt 
HUhe  der  Ge^flhren. 

I.  —  §.  67.  Allgeroeine  Grandsätse.  Sie  ergeben  sieb 
iHr  die  einzelnen  Kategorieen  der  Gebttbren  aus  der  Betraclitung 
doi  VerbttltnisseSy  in  welchem  bei  der  betreffenden  öffentlieheD 
Tbätigkett  daB  allgemeine  Öffentliche  nnd  das  Privat* 
Interesse  Einzelnefi  dann  die  Kostenverurs schon g  durch 
jenes  nnd  doreh  dieses  steht.  Natflrlieb  mnss  man  sieh  hier  in  der 
Regel  mit  an^efähren  Vergleicbnngen  und  Abwägungen  begntlgeo, 
welche  aber  für  den  Zweck  auch  ausieiihcn.  Manche  Fingerzeige 
enthalten  bereits  die  AusfUbrnugeu  in  den  vorhergehenden  Ab- 
sclinitten. 

Absolute  Kegclu  und  Grundsätze  für  die  richtige  Höhe  der 
Gebühren  lassen  sich  wieder  nicht  au  t  st  eilen,  weder  im  AU- 
gemeineni  noch  tUlr  die  einzelnen  Kategorleen. 

DeDD  nach  den  Zeit-  und  Landc^vcrhältnissei),  nach  den  herrechcndcn  Auächau- 
ungcn  vom  Hecht  imhI  x^w  der  Nnfhwendigkeit  und  Zwcckmilssi^koit  der  FArVr'ins 
der  Cuhur  uod  Volk^wirthbiciiaft  durch  ülo.directc  Mitwirkung  des  Staais  und  dct 
AfTcDtlicbeii  KOrpcr  Ist  das  naassgebende  TerhiltniM  xwischeu  öttbntUcbcui  and  Priral- 
intere^^so  bei  einrr  AfrLittlichcn  Thütit^^koit  scIb^-t  voncbieden  oder  —  VB8  auf  danelhe 
binaiutkommt  —  wird  ea  ver&cUiedcn  beurtbcilt. 

Man  muss  sich  daher  darauf  beschränken,  Plr  gewisse 
Perioden  und  Länder,  in  denen  im  Grossen  und  Ganzen 
wenigstens  eine  Gleich m äss ig keit  der  Verh&ltoisse,  der  mit 
in  Betracht  kommenden  Faetoren,  der  Ansehftanngen  besteht,  Regeln 
von  stets  mehr  oder  weniger  historischer  und  Ortlicher  Rela- 
tivität ZQ  gewinnen,  so  insbesondere  jetzt  iHr  die  heutigen 
Culturvülker  der  europäischen  Civilisation. 

Ueberau  in  der  Praxis  spricht  aber  gerade  iu  der  Frage  der 
Hfthe  der  Geblihren  auch  die  geschichtliche  Entwicklung 
der  Finanzen  und  die  be .st e hen d e  Finanzlage  mit  und,  auch 
theoretisch  betrachtet,  berechtigterniaassen,  weil  immer  ein  Spiel- 
raum fttr  die  Höbe  der  Sätze  zugegeben  werden  kann. 

Mail  wird  dahor  auf  eine  richtige  Höhe  der  Gebühren  hinwirken,  abor  für  di«5 
?^mge8taltu!ifr'Mi.  betiondors  filr  solche,  welclu;  mit  einer  Vcrmindcrting  der  öffentlichen  ' 
Einnahmen  veibuuden  bind.  Zeit  gewähren  und  pabäeudo  Gelegenheit  wahr- 
nelimeA  mllsBeo.    Dio  zo  starke  Uint&iisetning  vorhandener  Finauzinteressen  im 
riobuhrenvesen  8«t«D8  der  Tbeorie  wird  onr  za  leicht  Kefomea  in  der  Pnxb  I 
bemmcu. 
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Da  ttt  manehen  Fällen  der  Uebergang  der  GebQbr  in 
«D«D  privatwirtbachaftlicben  Preis  nnd  Oewinn  nnd  in 

eine  Steuer  möglich  ist  uud  vorkommt,  wie  wir  wiederholt  im 
Vorausgehenden  sahen,  so  wird  auch  für  die  Wissenschalt  eine 
Stellun^^nahme  zu  der  Frage  geboten,  ob,  wauu,  wie  und  wie  weit, 
insb^oudere  in  welcher  Höhe  des  Abgabesatzes  eine  solche  Ge- 
staltung principieil  zulässig  sei.  Ohne  Weiteres  und  unbedingt  darf 
de  auch  von  der  WiBsenschaft  nicht  abgewiesen  werden.  Nur 
muss  die  letztere  den  verschiedenartigen  Character  einer  soloben 
den  Kannen  y,Gebttbr<*  fHbrenden  Abgabe  bervorbeben,  das  Stener- 
dement  darin  nacb  Besteaernngsgesiobtspuncten  benrtheilen  und 
beflirworten,  dass  in  der  Praxis,  d.  b.  in  den  Finanzrecbnnngen 
nnd  in  der  Finanzstatistik ,  nacb  Möglicbkeit  eine  Trennung  der 
versebiedenen  Bestandtheilc  erfolgt. 

Welche  Scbvierigkeiteii  lücr  rorlicgon  und  boi  wolcbca  sogeoannteu  GebUbrea 
solche  VerhfiltnisiC  vorkomueii  Dud  evtMitULll  Uel»cri;aiipc  in  Steuern  berechtigt  sind, 
ist  in  den  foraxisgebeodea  Abschnitteo  lucbrtach  berührt  worden.  Vgl.  Stein,  Fio., 
3.  8L  267  ff.,  nit  viel  WUJkQflicbeiD  uod  —  trotz  der  gogentbcili^on  Vereiehemn^ 
der  „Klarheit"  —  mit  viel  Unklarem  in  der  Beantwortung.  Die  Höhe  der  Gebllhr 
i^lh  weder  n.ich  dem  Werth  der  Lois^tunf?  für  deti  (JebUbrenpflichtinoii .  no«^}'.  nach 
dta  Küatcü  Uuiüclbtü  tur  die  Kcsieruug  bouicöson  werden,  theil»  weil  man  beide« 
nicht  berechnen  kOnne,  thtÜs  weil  die  Kosten  mit  dem  Werth  für  den  Einzelneu  nicht 
1)  Vf^rlialtniss  stfmdf^n.  Die  Gebühr  habe  vielmehr  den  Character  der  Vcrkohrs- 
äteaer  (!  während  Stein  gerade  sonst  streng  UebUhr  und  diese  Steuer  unterscheidet)« 
die  Höhe  der  Gebühr  sei  ein  Steuer  fuss,  was  entvcdor  nichtssagend  ist  oder  etwas 
ranz  Falsches  3a<rt.  Dabei  die  onerflülbare  Forderung,  dass  die  Gebühr  durch  ihn 
Hf'hi'  don  Einzelnen  nicht  ?on  dem  mit  Ge  bühr  belegten  Verkehreact  abhalte.  Ganz 
viUkuriicb  bt  die  Forderung«  dass  bei  „örtlichen  Anlagen"  Yerziosanff  uad  Amorti- 
ndoa  des  Anlagckapitab  ans  deo  Gobtthren,  die  Kosleii  der  YervaltODg  am  doo 
Steuern  gedeckt  werden  sollen.  In  der  neuesten  Auflage  \b.)  wieder  anders  (II,  1, 
l*T^^•.  „oberstes  Princip  alles  Gebiilirenftisses .  dass  die  Höhe  jeder  Gebtihr  i  ui  um- 
gekehrten Verh&itnisä  zu  der  Häufigkeit  ihres  Vorkommens  stehen  müsse*', 
deuD  je  seltener  sie  sei,  desto  mehr  herrsche  in  ihr  der  individuelle  Character,  das 
mdiridaeUc  Interesse.  Daher  nur  sehr  niedrige  Gerichts-  und  VerwaltungsKcbühren, 
tehr  hoho  für  fachmännische  Thätigkeiten  (Schätzungen,  Gutachten).  Es  lUuft  dies 
ebifermaassen  auf  dasselbe  hinaus,  wie  in  meiner  Theorie  (1.  Aull.  §.  317  tf  ),  die 
Stein  tibrigens  nicht  kennt  oder  ignorirt.  Die  i  itzte  Formulirung  der  Antwort 
iif  die  Fra^c  nach  der  Ilnlio  der  Gebühren  diQt  den  Dingen  aber,  wie  so  oft  bei 
Mein,  Gearalt  au  und  gencraiisirt  ricl  zu  sehr. 

In  ftbniieber  Weise  sind  von  der  Wissensebaft  diejenigen  Fälle, 
welche  principieil  and  practisch  gar  nicht  Gehtthron,  sondern 
nur  in  Gebtlhrenforni  gekleidete  Steuern  sind  -  wie  uichrl'acli 
anf  dem  Gebiete  der  Rechts-,  der  Gerichts^i^ehtlhren  —  aus  dem 
Gt  i)u[i  rcii  vvesen  ganz  auszuscheiden,  die  betreten  den  Abgaben  nach 
.,<>b"  und  Höhe  aus  Besteuerungsgesichtspuncten  zu  beurtheilen 
QDd  i»t  dann  ebenfalls  ihre  möglichste  Aosscbeidong  aus  dem  Ge- 
i>ttbienw^p  in  der  ?ra^is  anznre^n. 
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]I.  —  §.  68.  Einzelne  leitende  GrnndsiUe«  Nach 
dem  Gesag^ten  dürfen  fttr  niwere  Zeit  nnd  nnme  Staaten  wohl 
folgende  aafgestellt  werden; 

1.  Am  Niedrigsten  sollen  im  Gänsen  dieReebts-  und  die 
allgemeinen  Verwaltnngsgebdliren  sehi. 

Denn  lii«r  budslt  et  tieli  inuDer  um  die  TenHcUiehwiir  ^  —  naoMnUieli 

vom  modornon  Recbtsbewusstsein  —  als  die  wesentlirhsten  anerkannten  Aufgaben 
des  Staats:  nm  die  practische  Durchführong  und  Aufrecbtcrhaltunv  <^'^r  «ranzen  Rechts- 
ordnung. Da»  Gesammtintcresse  ätcbt  hier  voran,  auch  wenn  lieiü  Emzolneti  ciu 
epeddler  Yocllieil,  s.  B.  in  einer  Anericennnog  eines  bestrittenen  Rechts,  zu  Theil 
vird.  Nor  wo  Jemand  durch  seine  ScliulJ  eine  Slaatsthiitiglcit  nöthip  u\:\r]it  {/..  B. 
in  der  Criminaljuütiz,  bei  leichtsinnigen  Givilprocesscn)  oder  vo  die  öÜenlUche  Thatig- 
keit  for  den  Kut/niesser  schon  einen  genauer  bestimmbaren  ftkonenibelien  Werth  lint, 
wie  aaf  manchen  Gebieten  der  allgemeinen  Vcrvaltungsgcbuhren ,  sind  höhere  Ge- 
bühren, eventuell  bis  zum  BetmL'  *  Icr  Kostendeckuiig-.  statthaft,  mitunter  selbst  geboten. 
Natürlich  gilt  das  Gesagte  nur,  soweit  die  betrcliunden  Abgaben  als  MGebabrea'%  sieht 
•oweit  ale  als,  erentvdl  berechtigte,  „Steuern*'  in  Beüneht  lemmen.  ve  dann  Mich 
hfthere  S&tze  richtig  sein  können.   (§.  33 — 45.) 

2.  Kttehat  dem  sind  die  Gebühren  im  Gesandbeitswesen, 
soweit  sie  fiberbanpt  snlttsslg  erscheinen^  mOgliehst  niedrig 
ansnsetsen.  (§.  47.) 

3.  Aiieh  die  Gebllbren  im  Unterrichts-  nnd  Bildnngs- 

wesen  sind  thuulich  niedrig  zu  halten,  und  zwar  um  so  niedriger, 
je  niedriger  der  Rang  der  betreflfendeo  Schule  und  je  erwünschter 
die  Verbreitung  eines  Bildungsmittels  ist.  Daher  hie  und  da  Un- 
enti^cltlichkeit  statt  Gebühr,  al)er  anderseits  aii<  h,  zumal  bei  böbereu 
iSchuleu,  eine  genügende  Höhe  der  Gebühren,  um  eine  angemcsscDe 
Betheiligung  des  Einzelnen  an  der  Kostentragung  herbeizaitlbrea. 
(§.  ^7.) 

4.  Höher  dürfen  im  Allgemeinen  nnd  mflssen  meistens  die 
Gebühren  der  volkswirthschaftlichen  Verwaltung  sein. 
(§.  49-66.) 

Denn  hier  Iiandelt  es  sich  groseentheils  um  materielle  Leistnngen  dee  Stute 

und  der  anderen  öflenllichcn  Körpor,  oft  crlK'blii'licii  Kostenbetrags,  —  Lcistnnjrcn. 
deren  ökonomischer  Werth  vieilacb  ein  mehr  individueller,  sich  unter  den  JEaiiZdaea 
mehr  differenzirender,  for  den  Einzelnen  eher  zu  bostimmen  ist,  vUiraid  die  Leistnng^ 
für  das  Ganze  nicht  immer  eine  wirklich  allgcmcino  Bedeutung  hat  Auf  diesem 
Gebiet  lieprt  auch  keine  so  principiell  notli*'ondige  und  so  bestimmt  begrenzte  Auf- 
gabe des  btaats  u.  s.  v.  vor.  Der  Wechsel  xviscbea  Privat-  und  (deutlicher  Tli&tig- 
Seit  ist  gescbiehtlieh  hinfig.  Im  Fall  der  Priratfatsoige  Ittr  die  Leistttttg  hat  der 
Einzelne  dann  ohnehin  den  priratirirthechafüichen  Preis  za  entrichten. 

Unter  den  verschiedenen  Tolkswirtbschaftlioben  Gebühren  mflssen 
diejenigen  am  Niedrigsten  sein,  welche  sich  an  Thfttigheiten 
von  erheblichem  allgemeinen  Interesse  und  an  dem  Staate  als 
solchem  (der  Gemeinde  n.  s.  w.)  besonders  oder  ausschlieasUch 
eignende  Functionen  knüpfen;  diejenigen  am  Höchsten,  wo  das 
individuelle  Interesse  ganz,  übt^rwiegt,  die  Differenzirung  der  öko- 
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oomiscben  Wirkungen  ftlr  die  eiDzeloeii  Nutzniesser  oder  Benutser 
einer  öffentlieheo  Leistoog  nnverkennbary  das  Maasa  davon  aelbst, 
wenigstens  ongeAfar,  bestimmbar  nnd  die  Uebernabme  der  Thtttig- 
kdt  durch  den  Staat  oder  durch  einen  Selbstrerwaltangskörper 
weniger  nothwendfg  ist 

Daher  ia  Betreif  der  einzelucu  Kategorieenf  uoter  BtizugDahme  aul  manche 
Benerkoagen  in  den  Absdinitten  Uber  das  System  der  Gebahren,  etva  felgendei^ 
aussen  - 

a)  Sehr  niedrig,  mit  e?entueUem  Uebergang  des  Gebuhrenpriucipa  in  oder 
Ainlbemiig  «n  das  Prindp  der  reinen  Aosgaiie:  die  meisten  Beginn bigungs- 
(eicschliesslich  der  unter  denselben  Gesichtsponct  fallenden  MUnzprägegebabr), 
Bcscliau-,  Aofsicbts-,  auch  Erlaubnissgcbtthren,  letztere  j-'^o-h  nur  dann, 
vean  die  gewährte  Erlanbni»:»  (Concession)  nicht  zu  besonderen  ukonomisclien  Vor- 
(beUen  flir  den  Betreffenden  fttbrt,  in  velcbem  Falle  nnter  Umstlnden  grade  sebr 
hohe  Gebühren,  die  dann  eine  Gewinnbeihciligung  des  öffentlicbcu  Körpers  an  dem 
CoQces-ioiii^antttruebmeü   darstollon,   berechtigt   wären  (Apotheken •Couceaeionenl). 

6e,  51.) 

b)  Auch  niedrig',  aber  unter  Umsttaden  etwas  höher  als  in  der  vorigen 
KatoiTori.  :  die  Wagegelder  auf  gew-ht  liehen  und  Knnststra&scn  bei  intensi?ürer 
Verkehrsentw-icklung,  Fortfall  des  Wegegelds  unter  Umstanden  vorbehalten.  (§.  55 — 58.) 

c)  Hober,  nach  dem  Zieipnncte  völliger  oder  fast  völliger  Kobtendeekung,  im 
Allgemeinen  unter  die  Kosten  atlcb  die  Zinsen  und  TilgungsqilOten  des  Anlaga- 
Upitals  ^icrechnet,  indessen  Znschtisse  nicht  unbedingt  ausgeschlossen:  Vor- 
sicherungsgebtihrcn,  Gebühren  für  die  öffentlichen  Verkehrsanstaiten, 
besonden  die  Post  (§.  SS,  54,  59-HSS.) 

d)  So  hoch,  dass  Zuschüsse  aus  anderen  Mitteln,  also  in  letzter  Linie  aus 
'illijeineiiien  Steuern,  ui  «lg  liehst  vermieden,  selbst  UcberschUsse  er/ielt  werden: 
Hiiik-,  Telegraphen-,  Gebühren  für  lücalc  Yerliehrs-  und  sonstige  Com- 
maaalnnstalten,  ftlr  Beihilfen  an  einzelne  Prodoctionszweige  und  fur 
Leisnufeii,  velcbe  Einselnen  fornemUcb  an  Gnte  Itommen.  (§.  52,  59,  db,  66.) 

5.  Am  Höchsten,  je  nach  Umständen  mit  Uebeigang  in  eine 
eigentliche  Steuer:  Oebttbren  in  einigen  der  nnter  Nr.  1  nnd  4  c  nnd 
d  gehörigen  Fälle,  wo  ßestenernng  nicht  dnrehans  abzoweiBeo,  viel- 
leicht Helbst  zu  fordern  ist  und  in  der  Praxis  ancb  yielfach  vorkommt. 

Rechts-,  Register-,  VervaltnngsgebQhren  mit  ds  „Teritehrssletieni**, 
Post-,  Telegraphengebfthren  theils  mit  als  soldie  Steuern,  theils  als  geverbe- 

«nd  Verbrauchs  -  (.Gon^^s  - ,  Lnxtis-)stencrartijrc  .  Taxpreise  für  städtische,  ge- 
werbliche und  gemeinnutzige  Aostaitsieistungeo  mit  als  gcwerbe-  und 
verinranehsstenerartige  Abgaben  (Gas  n.  s.      §.  65).  —  In  der  1.  Anflage  8.  116 

hatte  ich  peradc  hier  unter  Nr.  5  allein  die  ..Gebühren  Tilr  die  Ertheilung  von  Ehren 
■ftd  Worden*'  genannt,  was  aber  unrichtig  war,  nach  den  Bemerkungen  oben  §.  38. 

Diese  Grundsätze  sind  in  der  Praxis  bei  den  anter  Nr.  2 — 5 
genannten  Gebühren  auch  immer  mehr  sor  Geltang  gelangt,  wenn 
sach  in  einigen  Fällen  nur  sehr  allmälig  nnd  nach  manchen  vom 
Fiscalismns  bewirkten  Abwegen ,  z.  B.  bei  der  Post,  der  Münze. 
Bei  den  Rechts-  nnd  den  allgemeinen  Verwaltnngsgebtthren 
lerrscht  das  fiscaliscbe  Princip  noch  öfters  mehr  vor,  als  sich 
rechtfertigen  Iä88t.  Die  Verbindunjr  der  bezügUcben  Gebühren  mit 
an  sich  mitunter  zn  billiprenden  Steuern  bei  gewissen  ^öffentlichen 
Leistangen  für  Eiuz.eine  gestattet  indessen  nicht  immer  ein  sicheres 
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(jrtheil  darüber,  ob  das,  was  in  der  Praxis  besteht,  wissenschaftlich 
prinoipiell  uoberechtigt  oder  mehr  oder  weniger  bereohügt  ist 

IIL  ~  §.  69.  Gesammtertrag.  Ftlr  den  Staat  oder  den 
sonstigen,  Gebühren  erhebenden  OifenUichen  Körper  handelt  es  sieb 
in  finanzieller  Beziehung  natürlich  sohltesslieh  nm  den  6e- 

sammtcrtrag  einer  GebUhrenkategorie  nnd  des  ganzen  GebOhren- 

wesens.  Die  Höhe  der  einzelnen  Sätze  muss  daher  mit 
R 11  r  k  i 0 h  t  a  ii  Idcn  za  erzielenden  Gesa ni tntertrag  t est- 
ges teilt  werde n. 

Eigentlich  soUte  zu  diesem  Zwecke  zuvörderst  oacji  deu  euschlageiidcn  poü- 
tischeiL,  Mdalen,  volkswirtluehaftticheii  EnrSgungsfn-iUideii  das  Verb  lltn  iss  b«atüDnt 

werden,  in  welchem  die  Einnahme  am  einer  Gebührengattung  tu  den  Kosten  der  b<^- 
trofTonden  Einri' litnn^  stohrui  soll.  Hirrbei  sprechen  dann  wieder  finanziell« 
Intoressen  mit,  uauientlicb  die  Höhe  der  geschichtlich  ubeikommeueu  Gcbtthrea- 
einnabne,  dl«  Schwierigkeit«  diese  Einnahme  anderweit  m  enetseo  a.  dgl.  in. 

Nur  soileu  die  nuauziellen  Interessen  womöglich 
nicht  auf  die  Daner  cndgiltig  über  die  Höhe  der  Ge- 
bt! bren  sät  zc  e n  1 8  ehe  i  d  en.  Vielmehr  muss,  wie  in  der  Frage 
der  Krliebun^^  von  Gebühren  Uberhaupt,  so  auch  in  derjenigen  der 
Hübe  der  Sätze  dem  sachlichen,  verwaltungspolitischen 
InteressOi  wie  in  der  Theorie,  so  möglichst  auch  in  der  Praxis  der 
Vorrang  eingeräumt  werden. 

Soweit  das  finaniiellc  Moment  hcreclitigtennaa&scn  oder  ihatsächlich  wegen  der 
Rnanzlaprc  Tnitspricht,  empfiehlt  i^s  sich  mitunter  ndcr  ISsst  es  hU-h  wenigstens  nicht 
renoeidcu,  —  denn  wegen  der  Uuckwirknogen  auf  V  erkehr  u.  s.  w.  hat  es  Öfters  etwa» 
Missliches  — t  Experimente  mit  znn&chst  preyiserischen  Gebflhrentarifen 
Forzunchmen,  um  in  der  Wirklichkeit  ein  bestimmtes  erstrebtes  Vcrhältni^s  der  Ein- 
nahme zur  Ausp^abc  m  orrcichen.  Denn  hei  der  erstmaligen  Einführung  einer  Qi- 
bUhrenart  oder  bei  erheblicheren  Veränderungen  in  der  Einncliiung,  Erhebungsfürui 
md  Hftbe  der  Gebtthren  und  in  den  TerwaltungsthUigkeitcn,  an  wdche  sich  Gebahrai 
knüpfen,  lässt  fcich  das  finanzielle  EiML'r^^ebniss  nicht  immer  penau  oder  auch 
nur  annähernd  vorausberechnen.  Besondere  Schwierigkeit  macht  hier  öfters  die  nicht 
rorausznbestimmende  Rückwirkung  der  Höhe  der  Gebührensätze  aof  die  Inanspruch- 
nahme öffenUicher,  gebuhrenpflichti^^er  riiätigkeiten  nnd  Anstalten,  daher  wieder  auf 
Roh-  und  Reinertrag  der  letzteren,  liier  bestellen  natürlich  viele  Ycrschiedcnheitea 
zwischen  den  einzdineu  Zweigen.  Mit  der  allgemeinen  ,4i^egel'\  dass  eine  Ermässi- 
gung der  Sitze  finanzieU  immer  rcrtheilbaft  sei,  ist  nicht  nur  in  dem  Gebiete  des 
Verkehrswesens,  der  indirccten  Steuern,  sondern  auch  auf  dem  Gebiete  des  ganz  n 
GchührcnwL-^r>n<  mancher  Misshrauch  getheben  worden.  Oftmals  kann  iiier  endgiitig 
nur  die  Erlaliruug  enUicheiden. 

In  der  Praxis  ist  daher  %.  B.  bei  Ab&ndernng  dos  Gerichtsverfahrens 
und  bei  Einfnhrnng  neuer  Gerichtskostentarife  mehrfach  der  Grundsatz  he- 
folgt,  znnäcitst  einen  provisorischen  Kostentaiif  aoizusteUen »  dessen  cttpraige  Ab- 
Sndemng  besonders  mit  Rücksicht  aaf  die  finanziellen  Ergebnisse  ?orbehatten  wird. 
So  in  Prenssen.  wo  der  Tarif  vun  185]  im  Jahre  1854  Abänderungen  erfuhr 
Ebenso  i^^t  der  Gerichtskostenlarif  des  Deutschen  Reichs  vom  Jahre  187b  iUMirackÜch 
als  provisorischer  anzusehen.  Anschlüge  der  mulhmaassUchen  Ergcbuibao  nach 
dem  VeiKicich  mit  den  bisherigen  Erfahrangen  in  den  Beilagen  zu  den  Meti?«i  des 
Gerichtskostengesetzes  (ActcnstUckc  des  Reichstags,  Stsbion  1878.  S.  (»1.^  II'.)-  l^^^ 
Resultate  \\:\i<  u  riD  ut/i -II  uri^nnsfij^er,  wo7ii  fr<  ili<  h  auch  Umstände,  welche  mit  deu 
TarifäHizett  mcm  zuäauiiu«iihiiiigen,  eingewirkt  haben  können.   (§.  40.) 
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Ldder  gestattet  der  enge  Zusammenhang  yerschiedener  Zweige 
des  Gebobrenwesens  nicht  immer  eine  genaue  finanzsfaüstische 
8eb^dang  der  Ausgaben  nnd  der  Ertrüge  einer  einseinen  Kategorie. 

Bei  der  Erhebung  verschiedenartiger  Gebühren  in  der  Form  des 
uciiilichen  Stempels  und  bei  der  Verbindung  mancher  Geluilueu 
mit  Verkehrs-  und  anderen  fciteuern  steigert  sich  die  Schwierigkeit 
noch.  Ohne  ein  Eingehen  bis  in  das  kleinste  Detail  ist  vielfach 
vollends  kein  sicheres  statistisches  Ergebniss  zu  erlangen.  Da« 
mass  man  namentlich  bei  Vergleichangen  verschiedener  Perioden 
nnd  Länder  beachten. 

Es  ist  nicht  möglich,  hier  in  tli  i  Fiiian/.wisscnschaft  auf  solche  statistische 
l'otersuchuDcea  niher  einzugehen.  Sie  würden  bei  der  ertorderlichcn  Spccialisining 
Mcli  za  Tiä  Haviii  bevisprachcn.  Raa  hat  einige  bcziiglicho  Versuche  gemacht, 
s.  B.  bei  den  Gerichten,  aber  du:  Schwierigkeiton  dci  Verglcichang  wohl  nicht  ge- 
nügend gewürdigt.  Soweit  als  möglicli  und  in  diesem  Wt-rliC  znl;b,<iir,  i-t  iui  1.  Bande 
bei  den  Äasgaben  und  in  den  vorauagehenden  Abschnitten  bei  den  einzelnen  Ge> 
b<ÜiKeDzweigea  stMiatlsches  Material  gegeben  vorden.  Oeber  die  Qerlelitskosteii 
vgl  btsonders  die  Beilagen  zum  Entwurf  des  dfutsrlion  Reichsgesetzes  a.  a.  0.  — 
Ihe  tjnanzsfatistischon  ^'crkc  von  w  Reden,  v.  Cz-Unif?  bieten  hier  auch  wenig- 
(ienttgeiides  oder  VcraJtctCa.  Nur  die  Staatsbehörden  bcibüt  wäreu  im  Staude, 
diesen  Mangel  theilweiso  za  heben:  vollständig  bei  der  untrennbaren  Verbindung 
vieler  vcr>(  hiudenartiri  r  AusL'aben  (z.  T\.  für  die  leitenden  oberen  Behörden)  und  bei 
der  in  der  Praxi»  meiätuns  bestehenden  Üonfundirung  von  Gebühren  und  (Verkehrs- 
a.  8.  w.)  Steuern,  sowie  1>ei  der  Benatzung  des  Stempels  itkr  die  XSrbebung  rer- 
t^chicdenartiger  Gebühren  auch  sie  nicht  einmal,  wie  die  amtlichen  Bereehnongen 
der  Gerichtskoston  a.  a.  0.  zeigen.  Daten  über  den  Gesammtcrtrag  des  Stempels, 
der  Begistergebuhren,  der  Gerichtskosten  (in  denen  die  yerkehrssteaerelementa 
dar  Abgnben  -  der  .4^vilH|ren  Oericbtsbnrfcelf *  docb  aaeb  stark  ronralten)  werden, 
soweit  sie  nicht  oben  in  §.  45  gegeben  sind,  der  ,.speciellen  Sleuerlehre"  (Band  III,  IV) 
Torhch.^lten.  S.  in  fid.  III  besondere  die  Angaben  Uber  England  120  und  Frank- 
reich     224,  2H. 

3.  AbBclmitt 
Bükebungsforni  der  GebllkM. 

Die  bezütrlichen  Fragen  sind  zum  Theil  die  nenilichen  wie  bei  der  Erhebung 
der  eigentlichen  Stenern.  Dafür  ist  auf  Früheres  (Fin.  I,  §.  172,  173)  nnd  anf  das 
9  Kapitel  der  allgemeinen  Stenerlebre  zn  renrelsen.  Zum  Tbeü  sind  diese  Prägen  dem 
Gebühren  Wesen  cigenthOinlich  oder  kehren  nur  bei  bestimtnten  Steuerartm,  Ijesonders 
bei  der  sogenannten  Verkehrsteuer,  weil  diese  auch  vielfach  in  Stempelform,  als 
Geiichtsgebühr,  Registerabgabe  erhoben  wird,  ähnlich  wieder.  Der  Zusammco- 
bang,  welcher  durch  die  gemeinsame  Erhebungsform  des  Stempels  zwischen  ge» 
wissen  Gebühren  und  Steuer/i  herbeigeführt  wird  und  die  Quelle  vieler  Mi^is^e^stand- 
aiSM  in  der  Theorie  nnd  rieler  Mh>sgriUe  in  der  Praxis  war,  macht  es  nothwcndig, 
m  FinlgaMiea  diese  EiMuigsforiD  'als  sotclie  zn  bespreeben.  In  der  Steuerlebro  Ist 
dann  darauf  zurückzuweisen  und  sind  nur  eiuzelnc  Ergänzungen  hinzuzufügen. 

Dio  Theorie  hat  "^irb  mit  diesen  wichtigen  Dingen  nur  wenig  bes(  hartigt. 
S.  i^au,  Fiii.  I,  §.  2dl  (nur  einige  BrdncrkungenV  v.  Hock,  Oflentliciic  Abgaben 
S.  29S  ff.  Stein  nvr  sporadiscbe  Bemerkungen  und  Notizen  (5.  A.  II,  1,  248  flP., 
IL  2.  210  If.).  Am  Resten  Schall  Im  Schönbcrg'schen  Handbuch  III.  (Miulinni,  §.  7. 
Der  Gegenstand  gilt  mit  Unrecht  als  lediglich  ..practisclies  Detail  der  Finanzgesetz- 
Insde  behandelnd*'.  Er  gestattet  doch  auch  eine  theoretische  und  principioUe  Be- 
bsHIing  und  die  Anfgnbe  der  Flnanzwiasenschaft  ist,  ibm  dieselbe  zn  Theil  werden 
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Aus  der  Praxis  ist  im  Ai^emcincn  auf  die  (iei>etzgebnnp  (nebst  Verorduongcn) 
aber  Stempelwesen,  Gericbtskctöten ,  Begistorv^n  zu  vervciseu  (§.  bl).  Lehrreich 
fUr  dfo  Theorie  Ist  tometot  die  Gesetifebiiiig  derjenfKon  Staaten,  wdcbe  dies  Gebiet 
am  Umfassendsten  and  am  Meisten  fisoalis«  !!  ausgebildet  liaben.  denn  letztere  Ten- 
denz setzt  dann  wieder  zu  ihrer  Durcbfalirunsr  die  cii) lachendsten  Auäführaogäbestiiih* 
mungeii,  Coiitrol-,  Strafvorschriften  voraus,  lu  jeder  Hinsicht  ist  daher  die  fran- 
zösische Gesetzgebann^  die  wichtigste.  8.  die  eingehende  Dantelloog  derselben  in 
Fin.  III,  S.  502—571  (Enregistrcmcnt.  StcmpelX  üeber  die  britische  ob.  S.  26ü 
bto265,  Uber  die  Osterreichische  Blouski  II,  §.  51  Uber  die  preussische 
Hoyer-Oanpp  und  aber  beide  letztere  nebst  den  ilbrigea  ftbeiluÄpt  die  oben 
§.  31  genannte  Literatur  ron  Commentareti  und  Bearbeitangon  des  geltendea  Hechts, 
üeber  die  Schwierigkeiten  gerade  auch  der  Erhebong  (bez.  Vcranlagausr  und  Er- 
hebung) sogenannter  „Börseasteuern",  oameutUch  alB  Umsatzsteuer,  die 
ErOrtemngett  bei  Gelegenheit  der  EinDihning  dieser  Stenern  in  Deutschland  in  dcci 
oben  S.  72  genannten  Schriften  und  RL'i(:li>tagbberichten  (Grimm.  Friedbcr»:i 
Das  Nähere  Uber  die  Börsensteoer-frhebung  gehOrt  iodossen  nicht  hierher,  soüUera 
in  die  speciello  Steuerlehre. 

L  —  §.  70.  Allgemeine  Postalate  und  möjgliehe  Er- 
be bnogsformeD.  Für  die  Erbebaog  ron  Gebttbren  wie  von 
Steaern  sind  eine  Reibe  von  Fordernngen  sn  stellen,  velcbe  sieb 
ans  Wesen  9  Zweek  nnd  Wirkung  dieser  Abgaben  ableiten  lassen. 
Diese  Fordeningen  krensen  sich  xum  Theil  ond  haben  nicht  alle 
dieselbe  Bedentnngy  so  dass  ein  Compromiss  zwischen  ihnen  oft 
unvermeidlich  ist.  Diejenige  Erhebungsform,  welche  den  ver- 
schiedenen Fordennj^reii  Meisten  entspricht,  ist  ceteris  paiibus 
die  vorzllglichste  und  (  ihIk  I)eiiswerthe8te.  Im  linanzielleu  uud 
im  Ver waltungs-intciesisc  bind  namentlich  möglichst  geringe 
Erbebungskosten  uud  einfache  und  sichere  Controlen  der 
Erhebung,  im  Interesse  des  Puhl  ic ums,  der  GebUhrenzabier 
Einfaehheit  und  Bequemlichkeit  der  Erhebungsform  und 
leichte  nnd  sichere  Feststellung  des  schnldigen  Be- 
trags sn  fordern. 

M(>glieh  nnd  practiseh  flblieh  ist  dann  die  Erhebong  der 
Gebttbren 

1.  als  Einzelgebuhren  in  Anknüpfun^^  an  die  einzelnen 
Acte  der  privaten  Inanspruchnahme  oder  der  Benutzung  ööentiicber 
Einrichtungen  und  Anstalten.    Die  Erhebung  erfolgt  hier 

a)  entweder  mittelst  directer  Einziehung  des  nach  Maass- 
gäbe  des  oder  der  GebUbreosätse  von  der  Behörde  berech- 
netenGeldbetragSy  also  mittelst  entsprechender  B  aar  s  ah  I  n  n  g 
des  Gebtthreopfliditigen  an  die  mit  der  Einnahme  betraute  Gasse. 

8o  bei  den  sogennnuten  mittel bnren  Gobflhien**  toh  Bechtsgosch&ften  in 
Oesterreich,  bei  den  „Gerichtekosten**  In  Prenasen,  jettt  in  I>entKhiand. 

b)  Oder  es  wird  die  Beontznng  Offentlieber  Werths tempel 
Seitens  des  Gebttbrenpflichtigen  vorgeschrieben ,  wo  dann  die  Eut- 
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riehtQQg  der  Abgabe  im  Ankaof  der  Stempel  and  in  dw  ordnnngs- 
mSisigen  Anbringnng  derselben  (insbesondere  auf  den  abgabe- 
pflichtigen Urkunden)  erfolgt. 

2.  Die  Erhebung  kann  aber  auch  in  Form  von  (gesetzlichen 
oder  vertragsmHssigen)  A  b  fi  n  d  n  ngsbe  trägen  oder  Bau  seh - 
summen  stattfinden,  weiche  dann  direct  eingezogen^  bezw.  ge- 
zahlt werden. 

Hier  licETt  doch  schon  eine  AnnÄheranp  an  die  „B'eitr&gc"  ror.  Letztore  hatte 
ich  in  der  1.  Auflage  S.  IIS  als  eine  Erbebungsform  ron  GebQbreu  hier  mit 
•eingereiht,  der  Anffassong  der  Bdtrlge  als  eioe  Art  ..GebOhroii'*  gemfiu.  ObiroU 
ich  diese  Auffas^ing-  festhalff  (g.  17),  auch  gegeunbcr  den  Einw-ciiduiifreri  von  Schall 
HÄd  üenmaDD,  habe  ich,  am  jedem  Bedenken  zu  begegnen,  die  ..  HeitrAcre*'  doch 
iB  dieser  2.  Auflage  hier  ausgeschieden  und  fUge  sie  als  Anhang  hinzu  (§.  74). 
Die  AnniheniBf  der  Bauschsamniea  oder  Abhodangsbcträgc  an  die  Beiträg»  scheint 
mir  auch  mit  znr  Rechtfertigung  meiner  Ansicht  zti  dienen  f§.  T'r.  Die  hier  ge- 
machte Unterscheidung  rou  „EiuzelgebOhre n^'  und  ,yBausch»ummen"  f&Ut 
Qhrifens  nicht  mit  der  Ton  Schall  (a.  a.  0.  §.  5)  rorgenonuneneo,  «acb  ron  mir  in 
tien  früheren  Abschnitten  berührten  ron  ««Ainzelfeb Obren**  nnd  „Banscb" 
gebühren'*  als  zweier  Tarifsysteme  zusammen. 

II.  —  §.71.  Directe  Einziehung  von  Einzelgebilbren. 
In  finanzieller  Beziehung  bat  diese  Erhebongsform  im  AU* 
gemeinen  vor  der  Erhebung  mittelst  Stempels  den  Vorzug  der 
fast  absoluten  Sicherung  des  Eingangs  der  Gtobühr:  d.  h. 
sie  wird  vom  Willen  des  Pflichtigen,  wenn  auch  nicht  ganz  vom 
Können  desselben  (von  seiner  Zahlungsfähigkeit)  unabhängig. 
.\ücb  Letzteres  wird  erreiebt,  wenn  etwa  die  Benutzung  der  i^ffeut- 
lichcn  Einrichtnn^r,  die  BeanHpi  ucbuiig  der  Dienstleistung,  die  wirk- 
iiche  Vornahme  der  ThUtif^keit  der  Behc^rde  u.  s.  w.  an  die  I^e- 
dingung  der  vorausgehenden  richtigen  Gebührenzahlung 
geknüpft  wird  (Telegramme,  Wegebenntzung,  möglicher  —  raeist 
nicht  factiscber  —  Weise  Aushändigung  gerichtlicher  Urkunden). 

Auf  di^e  Art  vordcn  auch  alle  GebObrenpflichtigcn  dem  Gesetze  gemäss  gleich 
behandelt.  Der  Finai»zctat  jede"?  Vprw?iltnnfl:*!zwpig's  lünst  sieh  in  Einnahme  wie  Aus- 
übe so  erst  genau  herstelleo.  £s  braucht  deshalb  nicht  jeder  Zweig  eine  besondere 
Omentenrnkmg  zn  haben«  sondern  die  Einzielrang  der  Gebdhren  (and  der  ?er^ 
vindten  Verkehrssteuem)  tann  für  melirere  Zweige  durch  eine  }?euieinsniTie  Cassc 
g^'-hehcn.    Die  Controle  dem  Publicum  gegenüber  vereinfacht  sich  woseAtlich  oder 

fallt  ganz  fort. 

Diesem  Vorzug  der  directen  Einziehung  steht  der  finanzielle 
Nachtheil  eines  im  Ganzen  fast  unvermeidlich  grösseren 
Verwaltnngspersonals  und  weitläufigeren  Gassen-  und 
Kechnangswesens,  y  erglichen  mit  dem  Btempelwesen,  gegenüber. 

Denn  die  Aibeit  der  Berechnung  der  Gebühr  und  der  Einziehung  f&llt 
der  Vertraltnnr,  beim  Stempel  die  er<tprp  und  die  der  zweiten  analoge  Arhcit 
aid  Mühe  der  Zahlungaleibtnug  dem  Publicum  zur  Last.  Die  Buchiuhruug 
wm  —  wenicetens  gewöhnlich,  Anannhnien  können  c.  B*  bei  Baarzahlangen  an 
die  Poti'  nnd  TelegiqBheninter  for  —  jeden  einzeben  Act  einer  Zahlong  den 
^  Wag aer,  nMwwfanMhaft.  IL  2.  Aafl.  12 
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einzelnen  Gebührenpflichtigen  registriren,  vihrend  sie  sich  beim  Stempel  auf  die 
Eintragang  der  Acte  fon  ÖtempelaliÜefenuigea  der  oberstoa  Stempelienraitttug  &b 
BehOraeii  und  m  StempelreiklQfer  beachrlnlron  Ie*iui. 

Die  Verringerung  behördlicher  Manipulationen, 
die  Vereinfuchnng  desCasseu-,  Kechnnngs-,Bnchungs- 
wesens  und  die  daraus  hervorgehende  Verminderung  der 
£rbebungsko8ten  war  finanztechnisch  mit  einer  der  Qrfinde 
zur  £infttbrQng  nod  Verbreitung  des  Stempels  wie  zur  heutigen 
BeibebaltODg  dieser  Brhebnogsform  statt  der  direoten  Einsiehimg. 
Dieser  Vortbeil  galt  und  gilt  finansie]!  fttr  wicbtiger  als  die  öfters 
sQZQgebende  leichtere  Gefahr  der  Hinterziehaog  der  Ctebflbr  bei 
dem  Stempel  und  als  die  dadorch  gebotene  Specialcontrole  über 
den  wirklichen  und  richtigen  Gebrauch  des  vorgeschriebenen  Stempels. 

Das  Publicum  oder  die  Gebtihronpliichtigen  sind  ])ci  manchen 
Gebühren  im  Fall  der  direoten  Einziehung  vor  IrrthUmern  und 
deren  Rechtsfolgen  gesichert,  was  allerdings  ein  Vortheil 
für  beide  Betheiligte,  Verwaltang  und  Publicum,  ist.  Hie  ond  da, 
besonders  bei  grösseren  Zahlungen ,  ist  diese  Erhebangsform  fDr 
letzteres  auch  bequemer  als  der  Gebranch  des  Stempels.  Meistens 
ist  der  Stempel  aber  fOr  den  Zahlungspflichtigen  eine  sehr 
einfache  und  bequeme  Gebühren-  (nnd  Steuer-)  Erhebnngs- 
form,  welche  in  einzelnen  Verwaltungszweigen  (Post)  för  das: 
Publicum  kaum  ^VLnigcr  zweckmässig  und  unentbehrlich  erscheint,! 
als  für  die  Verwaltung. 

Am  Conseqoentesten  und  Klarsten  sind  die  beiden  Formen  der  Gebübren- 
erhebang  in  der  österreichischen  Gesetzgebung  aasgebüdct.  (Vgl.  r.  Czörnig, 
österreichische  Budget  II,  174  ff.,  Dcssary,  österroich^he  Finanzgcsetzkande  (Wien, 
1855)  8.  55.)  Maai^äu^ebeiu]  dafür  das  &ltere  Gesetz  Tom  27.  Januar  1840  i^fdr  simmt- 
liche  österreichische  Lande .  evcl.  Ungarn  un<?  Si'''iLiibür;jen).  dann  die  Gesetze  wom 
9.  Februar  und  2.  August  IböO.  Die  Gebühren  von  KechtägcschälteQ  a.  s.  v.  *er-  ' 
Iklten  hier  in  Stempel  ond  unmittelbare  Gelrtdiren.  Beide  „eiiid  ihrem  Wesen 
nach  gleichartig  und  nur  der  Form  nach  darin  vorschieden,  dass  beim 
Stempel  sich  die  Partei  unter  ihrer  Verantwort n  n  l'  die  Steuer  selbst  bc- 
miäbt  und  äie  mittelbar  durch  Verwendung  von  Stcmpciiuarkuu  (&cit  1.  NuvurnUer  lä54 
in  Oesterreich  ausschliesslich,  statt  Stempelpapiers,  in  Gebrauch,  höchste  Maifce . 
2Ü  Fl.)  entriditct.  während  bei  den  „unmittelbaren"  (rebiihren  die  Bemessun:^ 
amtlich  und  die  Bezahlung  unmittel  bar  erfolgt*%  (CzOrnig  II,  175.)  Z.  B.Etat 
fÄT  1877  in  West-Oivterreich  Stempelertrag  hrutto  17.8  MUl.  Fl,  Erhebungskosten 
35S,700  Fl  oder  2.01  7«.  Gebtthien  von  BechtsgesdilfleB  n.  s.  w.  32.7  MiU.  PL, 
F.rbebnntcskosten  429.5Ü0  Fl.  oder  1.31%.  Also  etT\'as  p-eringcre  directe  Erhebnnsr?- 
kosten  hier,  was  mit  der  Erhebung  durchschnittlich  höherer  Steuersummen  in  Einem 
Acte  zusammenhingen  wird.  In  der  Perm  der  unmittelbaren  Gebohr  verdea  ■. 
namentlich  erhoben  die  Gebuhren  von  üebertragungeu  des  Eigenthums,  Fruchtgenusses  . 
oder  Gebrauchsrechts  iinbc\rcfrlicher  Sachen,  von  un^nteflflichcn  Uebcrtragnngeu 
(Schenkungen,  Erbschalteu/,  von  bücherlichen  EiutragunKcu  anderer  Art  und  von 
gerichtlichen  Eritenntnissen  Aber  einen  höheren  Werth  (Uber  200  Fl.) ,  durch  welche 
eine  Vermö^ensübertragunc:  entschieden  wird.  Auch  Stern pelgebOhreB  Uber  mehr 
als  20  Fi.  können  unmittelbar  entiichtei  werden. 
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Im  E  i  n  2  e  1 D  e  n  ist  dann  etwa  folgendennaassen  an  entsohdden. 
Die  dir  acte  Einsielrnng  der  Gebtthrenbebrllge  statt  der  Er- 
hebnng  der  GelMIhr  in  Stern pelform  empfiehlt  eieb  im  Interesse 

beider  Betheiligten,  der  Finanzverwaltung  and  des  Publicuras, 

1.  zunächst  tlberaü  da,  wo  die  zu  vergeltende  Lelstuug  öicU 
an?  einer  Reihe  von  einzelnen  gebührenpflichtigen 
Acten  zusammensetzt,  fllr  welche  eine  schwierigere  Be- 
rechnung der  Gebühren  nach  dem  Tartte  erfolgen  muss. 

Hier  ist  die  Berechnung  am  Besten  der  Behörde  selbst  zu  übertragen,  weil  d&s 
^ublicom  zu  ieicht  IrrthUmer  begeben  wardü  uud  neü  ciue  uoitlicb  controUronde 
!hclirccbDiiB;  doch  stettfiodeD  mltaBte.  Auch  ist  es  zweckm&ssiger  and  ftkoBomlsdher* 
sowie  filr  ilie  Bt-völkcninic:  bequemer,  wenn  die  Erhcbuni,'  der  (»ebühren  auf  einmal 
io  cuier  grdsseren  Summe,  als  wirklich  fUr  jeden  eiozeiueQ  Act  erfolgt.  Die  directc 
Einziehung  ist  daher  besonders  bei  den  Gerichtskosten,  zumal  bei  Qiril-  und 
Onminal Processen ,  euch  bei  vielen  Tbätigkcitcn  der  freiwilligen  Gericbtebarkoit  und 
bei  Verkchrssteoern,  welclie  .>ich  au  Ve r ui ögensübert ragii  n  .re n  u.  dgl.  an- 
knapfen,  paseend  und  in  der  Praxis  mitunter  allein  oder  uberwic^ond  übUcb* 
d.  h.  der  Gebrancli  tob  Stempeln  «ludradtlidi  MsgoschkMnen,  selbst  wenn  er  bei 
ähnlichen  aassergeiichtliohen  FftUen  forgescbiieben  ist,  oder  nnf  bestimmte  einielne 
Acte  beschränkt. 

Dies  die  zweckmässige  Einrichtung  in  Preusscu  bei  ücrichtskosteu.  Nach 
16  des  Gerichtskostengesetzes  rom  10,  Mai  1861  ,«b6rt  der  Gebrauch  des  Stempel- 
papiers  bei  den  Gerichten  auf.  Die  Stempelbeträsrc ,  deren  Erhrbuii^  der  Tarif  noch 
beibehält^  werden  wie  Gericbtskosteu  verrecliuetf  auch  in  allen  tlbrigcn  üeziehuugen  .... 
ab  6enchtsko<»tcn  behandelt.  Wo  der  Tarif  nicht  ausdrücklich  die  Erhebung  von 
Stempelbeträgen  anordnet,  findet  eine  solche  nicht  mehr  statt."  Jetzt  ist  im  Deutschen 
üerichtskosten^csctz  vom  18.  Tutii  §.  2  bestiminf:  „.  ine  Erhebung  von  Stempeln 

sad  anderen  Abgaben  neben  den  Uebahren  findet  nicht  statt.  Urkunden ,  von  denen 
im  TerMirsn  Oebmnch  gemacht  wird,  sind  nnr  insofern  einem  Stempel  ....  nnter- 
vorfen,  als  sie  es  ohne  diesen  Gebrauch  auch  sein  wurden.  Urkunden,  welche  im 
Verfahren  errichtet  werden,  bleiben,  sow^eit  ihr  Inhr\!t  über  den  Gopen*^tand  des  Ver- 
:4hrens  hinausgeht,  den  allgemeinen  Vorschritten  über  Erhebung  von  Stempeln  oder 
andmn  Abgnb«n  nnterworfen".  In  anderen  L&ndem,  Frankreich,  zum  Theil 
Oesterreich  o.  s.  w.  werden  die  t?eric!itli<  ]ien  Schriftstücke  anders  behandelt,  d.  h. 
»ie  mossea  gestempelt  sein,  weshalb  hier  ein  Theil  der  Gerichtskostenerträge  in  den 
Stempelerträgen  steckt.  Auch  dies  hindert  die  genauere  Vergleichung  der  betrell'endon 
Erträge  zwischen  Staaten,  welche  nicht  genau  dieselben  Erhebungsformen  hnbeo. 
Geber  Oesterreich  s.  oben.    Ucber  Frankreich  s.  fln.  UI^  §.  228,  229. 

2.  Ancli  wo  die  in  der  Gebttbr  zn  bezahiende  (Jffentlicbe 
Leistoog  wirklieb  oder  der  Annahme  naeb  ein  mebr  indivi- 
duelles, von  Fall  zn  Fall  yersehiedenes  Gepräge  hat 
md  der  Oebtthrentarif  sieb  demgemttss  abstuft,  ist  die  direete  Er- 
hebung Torzaziehen. 

Auch  hier  bietet  die  Berechnung  mehr  Schwierigkeiten  ond  mehr  Anlsss  zn 
I.Tthümem  und  erfolgt  deshalb  pnssend  durch  die  Behörde.  Die  Controle  ist  bei 
^fvmj'e:geT)rarirli  .'b.  iifilla  zn  sehr  erschwert.  Von  den  Gebühren  der  Inneren  Ver- 
valtong  und  der  Kec htspf  lege  gehören  manche  hierher,  besonders  solche,  welche 
ih  Stauern  (Yerkehrssteuern)  «hergehen  und  nicht  In  festen  Sfttzen  oder 
ia  wenigen,  einfach  zu  unterscheidenden  Stufensätzen,  sondern  in  Sätzen, 
welche  nach  der  Werthhöhe  dos  in  Frage  kommenden  Objccts  wechseln  (pro- 
||Ortiooal,  progressiv  oder  degressiv  dazu)  oder  nach  einem  sehr  complicirteu 
Stufen tnrif  eilioben  werden.  So  bei  einzelnen  Beglnnbigangs-,  Aafsichts-,  Erlaub- 
aissgebftlinn,  dun  wieder  bei  Gebühren  der  freiwilligen  Qerichtsbnrkelt  fUr 
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protokoUariäche  gericliUiche  £rkl4rongen  iL  dgi.  m.,  bei  aUgomainea  Eegister- 

enao  (lud  dSunil  f6i!)iiiHleii«ii  YMBetaBleiMm),  bei  Gab&liitt  des  GnmdbaA-  imd 
littkeiiwflMiiii  Bflifpiele  oben  in  §.  42,  48. 

Je  mehr  aber  hier  bei  einer  Abgabe  der  reine  Gebtlhren- 
cbaracter  bewahrt  oder  wieder  hergestellt  wird ,  je  mehr  der  Ge- 
BicbUpuDCt  Geltung  erlangt,  die  GebUhrcnaätze  nach  dem  Kosteu- 
anfwand  der  Verwaltaogi  daber  nacb  festem  Schema,  nicht  nach 
dem  Werth  der  Leistang  für  den  Interessenten  ta  bemessen,  je 
mehr  die  Leistangen  schablonisirt  werden,  desto  mehr  fallen 
die  Gründe  fllr  direete  Berechnung  nnd  Erhebnng  der  Gebühren 
fort  und  wird  die  Erhebong  in  Stempelform  fttr  beide  Betheiligte 
zweckmässiger.  Die  moderne  Entwicklung  neigt  dahin  nnd  bat 
sieb  deshalb  auch  diese  letztere  Erhebnngsform  immer  mehr  ver- 
breitet. Wäre  nieht  die  Verbind uu^  mit  \  eikebrssteuern,  so  wUrde 
das  wohl  noch  mehr  der  Fall  sein. 

Von  den  (leLuhreri  der  Coltur-  und  W'olilfah  rtssplidre,  Hc^nnr^nra  der 
(materiell-)  Volkswirt hsch&itlichen  Verwaltung,  babeu  manche  und  hauen  fraber 
oncfa  mebrere  den  Giaractef  dner  Abgabe  für  du«  mehr  indiridnell  gestaltete 
Leistung  oder  Kost«Dinwoeatioo.  Daher  insoweit  auch  hier  die  direete  Erhebung: 
so  im  Vorsicherungswesen,  bei  den  Wegegeldern,  T.  i  ilanstalten  für 
matehelle  Bedürfnisse  (§.  bö),  bei  den  Gebühren  der  sügouauiitcn  Volksvir th« 
scbaftspflege  (§.  66)  und  namentlich  bei  der  Post  (§.  02)  und  der  Tele- 
graph ie  (§.  64)  unter  der  Herrschaft  des  Stu  fcn  tarifs.  Mit  dem  Eintritt  der 
oben  (§.  62)  d.irirelcgten  Bedinguiif^en  eines  einfaclieii  Zonen-  oder  f>in<^«  rollen 
Einheilbtar ifa  ist  dagegen  die  Erhübungbform  de«»  Stempels  aucii  Licr  ein- 
gebürgert worden.  Sie  bat  sich  in  der  Post  auhserordentiich  bewährt  und  kann  hier. 
wie.  schon  oben  bemerkt,  fast  als  conditio  sine  qtia  non  für  die  moderne 
Postentwicklung  gelten.  Die  Leistungen  der  Post,  besonders  der  Brief post  — 
nach  der  Seite  ütres  Wertba  fttr  die  IntereBsenten  und  ihres  KostenaniWuids  fbir  den 
Staat  betrachtet  haben  aber  auch  immer  mehr  das  iadiridaelie  Oepiige  Terloren 
und  lassen  sich  schablonisircn.  Reim  Telegraphen  nicht  in  gleichem  Maasse:  daber 
hier  auch  direete  Zahlung  in  grösserem  Umfange  bleibend.  Mit  der  Hill 'sehen 
Postrefonn  tn  England  (§.  02)  war  die  Einfthning  des  Stempels,  d.  i.  der  segenaonten 
Briefmarken,  als  Portoerhelninfsfonn  verbunden:  eine  Einrichtung,  welche  dann 
auch  die  Tour  um  die  Welt  gemacht  hat.  Ebenso  gestempelte  B  ri e f c o u  v e r t  s. 
Seit  der  Vereinfachung  dei  i'acke ttarifs  auch  hier  daj»  Markensystem  mit  in  An- 
wendung. —  TelegraphenoiATlcen  neuerdings  auch  allgemeiner:  Einfahrung-  in 
Nord- Deutschland  dun  h  Gesetz  rom  16.  Mai  1869.  Schon  die  relatir  geringe  Be- 
theiliKung  des  allgemeinen  Publicams  an  der  telegraphiscben  Correspondenz  outcbt 
das  Msikensystem  hier  weniger  nothirendig. 

3.  Die  direete  Zablang  ist  ferner  am  Platze  bei  Gebühren^ 
welcbe  in  einer  verbiUtnissinässig  doch  nur  kleineres  Zahl  von 
Einzelfällen  nnd  etwa  zugleich  in  relativ  gr Oese ren  Betrilgen 
erhoben  werden. 

Hierher  gehören  wieder  manche  Fälle  der  Hechts*  und  Verwaltung»-  und  der 
rolkswirtbschaftiichen  QebUbren ;  im  Einzelnen  besonden  8te««»  tob  der  Uebertragung 

unbeweglichen  Vermögen-^,  lann  Taxen  für  Ehren  und  Würden,  (ield- 
strafen,  Schulgelder.  1  ruiier  auch  zum  Tbeil  die  Poatporti,  jetit  noch 
zum  grossen  Theü  die  Telegraphen  gebühren. 
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4.  Endlich  hängt  die  Wahl  zwischen  direeter  Zahhing  ond  Stem- 
pel ancb  von  der  EinrichttiDg  des  Gassen-,  Recbnungs-  und 

Control  Wesens  ab.  Wo  aul  trenn  tcs  Casscn  -  und  Rech- 
liuugsvvesen  einzelner  Vervvaltungszweige  Werth  zu  legen  ist,  muss 
ein  allgemeiner  Staatsstempel  vermieden  werden ,  während  ein 
«peci  eller  ^^tempel  fUr  den  einzelnen  Zweig  nur  ausnahmsweise 
—  aach  aas  ökoDomtscbeu  Gründen  —  zweckmässig  ist,  nemlicb 
bei  sehr  ausgedehntem  Gebranch  und  niedrigem  Betrag  des 
eittxelnen  Stempels. 

So  ia  der  Post?enraUoDg«  thellvelie  alsStenerorhebwigsfonii  b«i  den  Spiel- 
karten, bei  der  Tabak -Fabrikatsteaer.  (Russisch-americanisches  Tabak- 
sieoersfystem  (Banderollen ),  wo  der  Verkehr  selbst  die  Contrüle  iü  Betreü  der 
erfolgten  Steuereutrichtung  mit  ausüben  mass,  indem  nur  gcsteinpeiie  Packete  u.  s.  w. 
ii  den  Verkehr  treten  durfcu.  Die  Sache  liegt  hier  also  etwas  anders  ab  bei  den 
^on^nVeii  Stempeln.  Niilioros  tlarilber  s^t-hört  erst  in  die  Steuerlebre.  V'g:!.  über 
KussUnd:  Waicker«  Selbstverwaltung  S.  315,  G.  Mayr,  Deolscbcä  Heich  aod 
Tabeknonopol  (Stattgart  187S)  S.  791t,  Dentoehee  Hendelablatt  1878.  Nr.  8,  5i  aber 
America  besonders  Felser  in  Hirth's  Annalen  1878  (auch  selbständig  erschienen). 
Dann  die  Materialien  in  der  Keichüiabakenqn^te  uod  in  Scbiffle*8  Ao&Atz  darttber 
10  der  Tubiüger  Zeitschrift  1>T9 — 80  ). 

Die  Controle  Uber  die  wirklich  erfolgte  Entrichtung  der  Ge- 
bühr iässt  sich  beim  Stempel  mit  völliger  Sicherheit  nur  ttihreD, 
wenn  jeder  stempelpflichtige  Act,  bez.  jede  bezügliche  Urkunde, 
jeder  Gegenstand  n.  s.  w.  einer  Behörde  nach  dem  Lauf  des 
Geschäftsgangs  vor  Aogen  kommen  mnss. 

So  z.  B.  bei  Eingaben  an  Behörden,  bei  allen  Papieren,  welche  vor  Gericht 
producirt  werden,  bei  der  Post.   Zu  beachten  sind  die  bezuglidien  französischen 
'om^briftan  tiber  das  Enregiatrement  nnd  die  Begiatrirangspflichtigkeit.  S.  Fin.  III, 
5.  5U,  auch  §.  216,  221. 

Werden  in  anderen  Fullen  Gebühren  (oder  Verkehrssteuern) 
erhoben,  so  kann  man  meist  nnr  in  der  Form  der  directen  Zahlung 
Defrandationen  sicherer  verhuten^  etwa  mit  der  Aasnahme  solcher 
flUe,  wo  die  Gebühr  sehr  niedrig,  die  Defrandationsstrafe  nnd 
sonstige  Rechtsnachtheile  sehr  gross  sind  nnd  die  Gefahr  einer 
Entdeeknng  der  Unterlassung  des  yorgeschriebenen  Stempelgebranchs 
leicht  unabhängig  vom  Thun  und  Lassen  des  Defraudanten  ein- 
ireten  kann. 

So  liegt  die  Sache  bei  der  mssisch-americaniachen  Tabaksteuer,  wo  aber  aucb, 
keeeodere  in  America,  ein  drakonisches  Strafeystem  hinzukommt  nnd  trotzdem 

Defraudationen  im  grossen  Umfang  vorkommen  sollen.  Aehnliche  Sachlage  bei  Spiel- 
ixrtenstcmpel,  wo  die  Ck)ntrole  durch  Publicum  und  Verkehr  selbst  leicht  ist.  (S.  Uber 
die  französischen  £inricbtan|?en  bei  den  Spielkarten  Fin.  III,  §.  2B4). 

So  erklärt  sich  die  Möglichkeit,  mit  Stempeln  bei  Wechseln 
und  ähnlichen  8cb  aldverschreibungen,  dann  bei  Werth- 
papieren  des  Börsenverkehrs  (Obligationen,  Actien,  ein- 
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heimisehen  and  firemden),  ferner  mit  der  bloesen  St  empelp  flieh - 
tigkeit  sebriftlicher  Verträge  unter  obligatoriseher  Forderung 
der  ScbriMiebkeit,  ohne  RegiBtriningBzwaog,  leidlieb  aossQkonunen, 

nanientlich  wenn  auf  die  ünterlasBOng  des  Gebranchs  des  Stempels 
neben  cmptindiicben  Geldstraten  etwa  gar  der  Verlust  des  Klage- 
recht*  oder  der  Benatzung  einer  Urkunde  als  Beweismittel  im  Pro- 
cess  vor  Gericlit  gesetzt  ist.  Unbestreitbar  kommen  trotzdem  in 
Bolchen  Fällen  olt  Defraudationen,  d.  h.  Xic  litgebrauch  des  Stempels 
Yor,  namentlich  da,  wo  eine  behördliche  (gerichtliche)  Cognition  die 
Ausnahme  bildet  und  die  betreffenden  Rechtsgeschäfte  und  Urkunden 
nicht  leicht  im  weiteren  Pablicnm  bekannt  werden,  daher  z.  B.  bei 
gew<)bnlichen  Frivatrertriigen. 

Uarub^r,  ob  aud  wie  weit  mit  der  Interiassuog  der  pflichtjnasuigeu  Be- 
stenernng  eines  Bechti^eichlfit«  efnes  VeTtnifSsdiltissee«  md  otaentUch  dw 

StompeluDg  einer  Urkunde  Ober  Rechtsgeschfifte,  VertTige,  ausser  Strafen  und 
r^oloiässig  nur  Geldstrafen  —  auch  Rccbtsn achthc ile ,  bcionders  die  Nichtig- 
keit des  Geschäfts,  Vertrags,  oder  wenigstens  die  Cuzulässigkeit  der  gericht- 
lichen Klage  rerbBDdea  edn  eoUeD,  darttber  gehen  die  Anfltehlen  in  der  Theorie 

auseinander.  Die  Bestimmungen  <lo3  positiven  Rechts  sind  ebenfalls  vorscbiedon.  Di-, 
volle  Nichtigkeit  hat  man  sdten  zu  fordern  gewagt  Die  Verweigerung  des  gericht- 
licbeu  —  also  staatlichen  —  Schutzes  itit  aber  ▼ofaJ  verlangt  und  selbst  als  Consec|tictiz 
einer  beetimmten  stoucrpolitischcn  Stempelthcorie  —  wonach  die  Stein peUahlang  eine 
Leistung  an  den  Staat  ftlr  die  (leiv  thnm^  des  Rechtsschutzes  sei  —  bezeichnet  worden. 
Abgesehen  von  der  Unzulänglichkeit  dieser  principieilen  Begründung  hat  man  indeosen 
namendich  i  r^ictische  Bedmken  gegen  diese  Reohtefelge  der  nnterliwsenen  BestenemDg 
oder  Stempelung  geltend  gemacht:  Gefährdong  der  Verkehrssicherheit  und  Gewihnug 
leichter  Gelegenheit,  ungebildetere  un<l  in  den  Geschrtftspr.ictiken  tinerfahrene  Personen 
betrnsren  zu  können.  Ich  möchte  mi«  h  diesen  Bedenken  nicht  ven^chiiessen ,  aber 
principiell  berechtigt  enobiene  mir  die  Terwcigerang  des  Klagrechts.  Diese  Uonseqoens 
bat  England  bei  nn?:estcmpeltcn  Urkunden  gezogen  (Fin.  III,  S.  262),  in 
Frankreich  ist  sie  öfters  befürwortet,  so  noch  1871  ,  1875,  aber  doch  nicht  ia  das 
Stempcigesotz  aufgenommen  worden  (Fin.  III.  S.  547).  In  dem  rervandten  Fall  der 
Begistrirungspflichtigkeit  (und  Abgabezahlang  dabei)  hat  die  französische  Gesetzgeban? 
den  Rechtsnacht!iei! ,  (ln<-  die  nicht  retrisfrirtcn  Urkunden  nicht  vor  Gerichten  und 
Behörden  mit  lechtiicher  Wirkung  producirt  werden  können,  festgesetzt  (Fin.  Iii. 
8.  514).  Aber  man  begnügt  sieb  anch  hier  mit  der  Yoncbrift  —  äao  Znmmang  — 
einer  nachträglichen  Registrining  und  mit  dann  erentuell  eintretenden  Geldstrafen. 
—  Von  Rechtsnachthcilen  wejjen  unterlassener  Abffabeznhlnn^  oder  Stempelung  siml 
solche  ci  vil rechtliche  Kechtsaachthoiic  zu  unterscheiden,  welche  z.  B.  mit  der 
Untmriaasunfr  der  rorgeschriebenen  schriftlichen  Abfassung  aller  oder  gewisser  Ver- 
trSge  verbunden  sind,  wie  im  Prcussischen  Landrccht  (Th.  I,  Titel  5,  §.  131. 
155.  156).  Die  hier  verlangte  Schriftlichkeit  der  Verträge  (aller  über  50  Tbir.i 
und  die  etwa  angedrohten  Becbtsnacbtbeile  bei  fallender  Scbiifüichlteit  erm^^licbeu 
aber  natürlich  auch  eine  immerhin  etwas  in  der  AnsfBbmng  geatchertera  YorMhrift 
der  Stempelpfliehtigkeit  solcher  Yertragsorkanden  anzawenden. 

5.  In  denjenigen  Verwaltnn^szweigen,  welche  nicht  Special - 

steiupei  i'Ur  sich  fuhren  (bisher  gewühiilicli  uur  Post  und  Telegraphier, 
war  früher  die  directe  Eiü/iebnng  der  Gebühren  auch  wegen  des 
Mangels  der  fiscalischen  CasseDeinbeit  der  eiozelneo 
VerwaltaDgen  vielfach  geboten. 
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Jeder  Zweig  hatte  seine  eigenen  Einnahmen  uml  Ausfrabcn,  oft  waren  leutore 
direct  aas  cr^tcrcn  zu  bestreiten  oder  die  Gebubreneiiiiiahueu  kamen  unmittelbar  den 
BcMiton  za  Gute  (Sportein  bei  Gerichton).  Die  Abstcliung  dieser  Vorb&ltuiä«c  ist  der 
EiDfobniDg  der  Scempel  g;UnstiK  gewesen.  Stempelwesen  und  ii^calische  Causonoinheit 
hthvi  sich  in  eiuem  gewiaaen  ZuMiDiiieabang  Mit  £ude  des  17.  JaJirlioDderta  eBlwicktilt. 

IIL  —  9.  72.  Die  Erhebang  der  Einsel-Gebtthreo  in 
Pom  des  Stempels. 

Wohl  aligenieiD  ist  bisher  die  Anwendung  des  Stempels  für 
die  Krhel)ung  von  Gebühren  und  Steuern  auf  Staatsabgaben  be- 
üriiiänkt  Im  Princip  stände  gegen  CommanaUtempel  u.  8.  w. 
nicbu  im  Wege. 

Eswarwolil  uiit  die  falsche  Anffassunir  der  Stempel  als  einer  eigenen  Sten  erart 
(.. Stempelsteuern"),  welche  den  Staat  auch  zum  (iebraiich  dieser  blnssen  Steiier- 
ef  Ltibuti  g^art  allein  berechtigt  cr&cbciuen  lies6.  Mau  fürchtete  etwa  auch  Vcr- 
vecbatoogen.  Wictitiger  sind  aber  die  sacb liehen  Gründe,  welche  die  Stempel  nnf 
den  Staat  beschränken  nnd  nur  die  dircctc  Einziehung  bei  der  Commune  vor- 
kommen lassen:  diejenigen  GebtUireti,  bei  welchen  der  Stempel  passend  als  Erbcbongs- 
form  bekvtzt  vlrd,  fehlen  der  Cosnoione  meistens  und  die  Grande  der  Beqaemlicbkeü 
und  Venrohlfoilenuf  dieser  Erhebongsform  Men  gewöhnlich  sosserhslb  des  Stsats- 
finsiMveaeas  fert 

In  Bundesstaaten  kommen  in  entspreehenden  Fällen Beiefas- 
oder  Band  es  Staats-  nnd  Eintelstaatsstempel  Air  Gebuhren 
nnd  Verkehrsstenem  wohl,  wie  in  Deutschland,  neben  einander, 

aber  in  verschiedencu  Verwaltungszweigeu  vor.  Selbst  diu  Erhebung 
von  Reichs-  nnd  Staatsstenipeln  bei  ein  und  derselben  Thätigkeit 
wäre  nicht  ausgebchlosscn.  Es  ist  nicht  unmöglich,  dass  die  Ent- 
wicklung dieser  Din^je  in  Deutschland  dazu  führt.  Der  Einwand, 
dass  Irrthümer  und  Verwechslungen  leicht  möglich  seien,  wenn 
doppelte  Stempel  benatzt  werden  mttsseni  wiegt  nickt  so  schwer. 

Die  YoTBcblSge  der  bnndesrithlichen  Stenpelsteneroommission  Ten  1877  frlngen 

auf  Eiurührunjr  von  R ci chsstempeln  neben  Landessteuipeln  im  ^-rSsseren  rnifange 
hinana.    Doch  wunien  die  Bodenken  in  den  Borathangen  mohrfach  hervorgehübeu. 

Das  aasschliessliche  Rocht  (.«Monopol*')  auf  die  Benutzung  ron  Stempeln 
oder  Marten  hat  der  Staat  an  sich  Überhaupt  übrigens  nicht.  Die  unbeanstandete 
BenutzQDg  von  Madten  bei  „Piiratpesten**  (Brief-,  Packelbef&idemngsaoBtalten)  Migt 
das  auch  bei  uns. 

Das  Gebiet,  wo,  und  die  Kategorieen  von  Fällen,  in  welchen 
die  Gebtthrenerbebnng  in  Stempelform  zweckmässig  ist,  ergiebt 
sich  ans  den  Yorausgehenden  Erdrtemngen  Uber  die  directe  Ein- 
aefanng.  Hier  sind  daraus  jetst  nur  die  positiven  Folgerungen 
M  ziehen. 

Der  Zweck  des  Stempels  als  Gebühren-  nnd  Stenererhebnngs- 
form  statt  der  directen  Einziehung  ist,  beiden  Betheiligten 

die  Berechnung  und  Zahlung  der  Abgabe  möglichst 

einfach  und  bequem  und  der  i  iaauz Verwaltung  zu- 
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gleieb  möglichst  wohlfeil  ond  sicher  zrmichen  und 

ihr  andere  Controlen  zu  ersparen. 

Der  Uebcr^anpr  von  Stempel p a p i e r  zu  Stempel m  a  r )•; 'Mi  .  dir  iann  entweder 
aiiiSchUewlich  oder  beliebig  o«ch  Wahl  statt  Stempelp&piers  braucbcu  sind,  ist  in 
den  letztall  Jahrzehnten  wohl  allRemein  in  den  Stiiieii  mit  Stempdabgmban  «tt^ 
und  hat  äholiche  (inindc  der  Bequemlichkeit  u.  s.  w.  wie  die  EinbQrgorang  des 
Markensystems  in  anderen  Fill.-n  (Post).  Was  thatsächlich  benntzt  wird,  h&n^t  Ton 
den  ges^ichen  Normen,  den  specielien  Yorb&ttnissen  im  concreten  Fall  und  aocb 
von  den  WerthgrSBeen  (^.Sorteii**)  ah,  in  welchen  Sterapelpapier  und  Mulun 
amtlich  ai^k'ofertigt  werden.  In  Pr aussen  z.  B.  Tjestimmt  dies  nach  Gesetz  vom 
18.  Februar  1S7T  das  Finanzministerium.  Narli  ei uer  Verordnung  dtöseiben  von  1877 
gicbt  es  33  Sorten  Slempelpapier  (von  7t.  1»  IV»'  2  M.  u.  8,  w.  bis  100,  150,  200, 
900  u.  8.  w..  Maximom  1000  M.)  und  IS  Sorten  Siempelmtrken  (V««  1*  l'/t«  ^  ^ 
Q.  s.  w.  bis  10,  15,  20,  25,  Maximum  90  U.). 

Im  Allgemeinen  ist  der  Stempel  bcooiiders  zweckmässig, 
wo  von  gpecicllerer  BerecLouiig  des  Werths  der  Leistung  für  den 
Interessenten  und  der  KoKtenprovocation  für  die  Verwaltung  im 
einzelnen  Falle  abgesehen  werden  kann  und  die  Abhalte  deu 
Character  einer  gleicbmässigen  oder  nach  einfachen  Merk- 
malen abgestuften  Vergütung  für  eine  öffentliche  Leistung  oder 
eines  Kostenbeitrags  annimmt  Wenn  hier  zahlreiche ,  nngeßibr 
gleich  zu  erachtende  GebtthienftUe  Torliegen,  so  w&re  die  directe 
Einziehung  des  Oebtthrenbetrags  fitr  beide  Bethetligten  nnbeqnem 
und  fflr  die  Verwaltung  kostspielig.  Vielfach  ist  est  erst  im  ent- 
wickelten Staats-  und  Wirthsehaftsleben  so.  Kann  dann  eme 
einigermaassen  ausreichende  Coutrole  über  den  wirklich  erfolgten 
Gebrauch  tlc6  Stempels  stattfinden,  oder  ist  die  Abgabe  so  niedrig, 
dass  bie  nur  wenig  Reiz  zur  Umgehung  mit  sich  führt,  so  empfiehlt 
sich  diese  Erbebungslorm. 

Es  ist  bezeichnend,  dass  mau  bei  dem  russisch-americanischen  Tabaksteuersystem 
die  Berücksicbtiguüg  des  Werths  der  Waare  wieder  fallen  lassen  musste.  weil  rieb 
die  Controle  Uber  die  richtige  Stempelung  nach  Werthslufen  nicht  durchfahren  licss. 
So  erfolgt  nach  dem  russischen  Gesetz  vom  6*/lS^  Juni  1ST7  ron  Anfang  1878  aa 
nur  eine  glci -Ii  iniissige  Stempelung  (von  einer  ordinären  Sorte  abgesehen)  und  in 
America  beüteht  jetzt  ein  Uewichts-Satz  für  Kaucbtabak  and  for  Cigarren  (resp. 
hier  ein  Einbeilaeatz  Air  1000  StUckj.  Ein  Punct,  der  bei  der  Vergleichung  zwliebeo 
Monopol  und  Fabrikatsteuer  fur  ersteres  spricht,  weil  dabei  eine  Abstufung  der 
Steuer  nach  dem  Werth  der  Waare  möglich  und  üblich  ist:  zugleich  ein  Beweis  d^-s 
die^e  Fragen  der  Krhübungsform  im  Sieaerwesen  eine  grosse  practische  Beuoacuüi; 
beben,  atioh  eine  allgemeinere,  als  die  firflbefe  Finanztheorte  aasnnehmen  pflegte. 

Im  Einzelnen  sind  etwa  folgende  Fälle  zu  nennen: 

Sehr  einfache  Onmdsitze  wieder  in  'der  oben  S.  178  genannten  österreichi- 
schen (iesetzgebung.  FiTstempel  fur  Eingaben  an  Behftrdcri  \i.  v.,  f  u  Zeutinisse. 
ftir  Handels-  nnd  Oewerbebucher,  für  gewisse  amtliche  Protokolle  und  Auslcrtigoagea. 
fto  BeebleaTkanden,  die  ein  nicht  schitzbareB  Recht  betiedtsn;  Stnfen Stempel  laeh 
dem  Werth  bei  Üebertragung  des  Ei^enthnms  beweglicher  Sachen  nnd  den  be- 
treuenden Dritunden  (Wechsel  —  andere  stempelpflicbtljse  Uikonden). 
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1.  Emfaebe  sogenabnte  Fix-  oder  Fest-Stempel,  alt  Ge- 
bOhren-  und  als  Stenererhebangsforni.  Sie  treten  mit  einem  festen 

Geldbetrage  ftir  die  einzelne  in  Ansprach  genommene  öffent- 
liche Leistuii^^  regelmässig  iu  tier  Form  des  diesen  Geldbetrag  he- 
zeichnenden  Stern  je]  papiers  oder  der  jetzt  allein  oder  Uber  wiegend 
üblicbea  Stempelmarke  ein. 

Beispiele  ans  der  allgemeineQ  Verwaltung  sind  die  Stempel  für  Eing^aJten  der 
in?ateii  &o  and  Boscheide  von  BeUOrden  in  Privatsachen,  ohne  BUcksicbt  auf  (jleii 
Inhalt  Peraer  die  Harken  dea  Postrerkehn,  der  TeleKrapbie.  Im  YerkebrBsteüer- 
system  kommen  solche,  rti^elmässig  nieilrigc,  FiTsfoinpc-I  eb*'i)fall.s  vor,  bei  Fracht- 
scheinen, Rechnuupen.  Schlusszcttcln,  Qtiittuni:< n  Namoiulioli  tinaii2;;eschicbtli'"h  uüd 
finanztachnisch  bcachtciiswcrth  ist  die  Einbürgerung  uiodrigcr  Fcbt-Stcüijjel, 
ffiitanter  an  Stelle  früherer  abgestafter  oder  Proportioualstempcl .  so  in  Frankreich 
(s.  Fin.  III,  S.  557\  übcrhaapt  die  französische  (eb.  §.  230,  „Spöcialstempel*')i  und 
eagliacbe  Eiaiichtong  (eb.  S.  264,  „PennysteiD|iel")i  wobei  das  Vcrkehisinteresse  und 
das facalmbe niKleich ffani WAbnebarang fiadeii.  loDeatscbUnd gebSit bierber jottt 
aocb  die  in  Stempelform  eiiiolgeiide  Erbebnng  der  stotisUaehea  Qebtthr  (oben  8. 104). 

9.  Eine  wettere  Ansbildnn^  erf&hrt  der  Fixstempel  im  System 

der  sogenannten  Cl  aasen  Stempel.  Hier  tieten  nach  gewissen 
sieh  bietenden  Merkmalen,  wie  der  ungefähren  Bedeutung  der 
Sache,  der  angefahren  Kostenprovocation  —  nicht  nach  dem 
Geldbetrag  eines  Documents,  sondern  in  solchen  Fallen,  weiche 
sich  nieht  eigentlich  in  Geld  schätzen  lassen  —  Fix  Stempel  ver- 
schiedener Höhe  elo,  es  besteht  also  ein  Glassentarif. 

Der  Stempel  statt  der  dlrecten  Einziebang  kommt  hier  wobl  noch  lue  and  dft 
bei  TMtigleiton  der  freiwilligen  Gerichtübarkeit  vor,  also  in  einem  partiellen  Gebuhren- 
gcbiete.  Ein  Analogon  solchen  Classontarifs  ist  der  Stufentarif  der  Post  und 
TeU^pbie.  Eine  idebtigere  Rolle  spielt  jener  Tuif  im  YerkebnBteaenystem,  wo 

er  sich  an  die  Art  der  be>touertcn  Rechtsgeschäfte  anschliesst.  Pix-  bei.  elofacber 
Classen Stempel  iat  auch  der  genannte  Tabak-Fabrikatstempel. 

3.  Der  sogenannte  Dimensionsstempel  lässt  den  Gebühren- 
öder  —  der  häaiigere  Fall  —  den  Stenerstempel  bemessen  nach 
der  Ansdehnung  oder  dem  Umfang  der  stempelpfiichtigen 
Seh  r i f ts  tfl  ok  e  (Urkunden,  Register,  Froeess-,  Gerichts-,  Notariats- 
aeten  «.  s.  w.,  kanfmSnnisehen  Btteber,  auch  Nnmmerzabl,  eventnell 
Blattzahl  und  Blattgrösse  der  Zeitungen  im  ,,Zeitung8stcmpel''). 
Eine  .Stempelform,  welche  wegen  der  grossen  Zufälligkeit 
duse'^  l'mfangH  (den  Papiers  n.  s.  w.)  gebtlhren-  wie  stcucrpolitisch 
erheblichen  Üedeukeu  unterliegt,  wenn  sie  auch  in  einigen  Fallen, 
z.  B.  bei  Geriehtsacten  u.  dgL  m.,  dem  Umfang  der  Mühewaltung 
etwas  mit  entsprechen  mag. 

Die  oft  complicirte  Berechnung  und  die  Nothwendigkeit  der  Controlc,  dovie  die 
M?tg:Hch!i'eit,  von  einem  einzi<;cn  Pflichtigen  die  Abgabe  für  riclc  Ein?:e!fSl!p  in  einer 
euizigen  grösseren  Sumutu  einzuziehen  ^Zeitungen  u.  dgl.}.  giubt  der  directen  Ein- 
ziebang hier  indessen  meistens  den  Vorzug  vor  dem  Stempel  oder  die  BebiVido  bebftlt 
sieb  dio  Stompetnng  aelbet  m  (ebenialls  SSeitnngen,  ttaafminniscbe  Bftcber  n.  s,  ▼.). 
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So  hp\  I^^f/*^ren  Beispielen  in  Oesterreich.  Besonders  ansjrcdehnt  ist  derDimcn- 
tioa!>:»tefflpel  nacb  der  Grösse  des  für  eino  Urkunde  gebrauchten  P&pieräi  in 
Prankreleb:  wöbl  du  InsBerMchel«  Uerkntl.  nn  das  nsn  idcb  balteii  knottl 
8.  darub«r  liähcres  in  Fin.  Iii,  §.  22'J.  wo  auch  diu  Bedenken  dagc^ieu  n&lier  d&iv 
gcleg;t  sind.  Der  Name  „timbrc  de  ilimension"  i<t  iti  Frankreich  dfr  amtliche,  der 
eigenilicbo  Werthsteuipcl  (N.  4)  beisst  timbre  proportionnoi.  Der  Stempel  für 
8tr»ss«n*n sohl  ige  (afBcbes)  ist  ein  epeeleUer,  rom  «UgnadAeo  «bvsicbaoder 
Dimeniionsstempel  iPia.  IIL,  8.  5&5). 

4.  Der  eigentliobe  Werthsteinpel  —  im  engeren  Sinne, 

denn  im  weitcicn  ist  jeder  Stempel  „Weithstempel"  ~,  auch  wobl 
Gradations-,  Pro  portin  n  a  1  Stempel  genannt  —  doch  wird 
letzterer  Name  besser  für  den  nach  einer  betsiinnuten  Art  der  ilölie- 
bemessnng  normirten  ^icinpel  reservirt  fs.  unten)  —  richtet  sich 
nach  dem  Geldwerthbetrage  eines  mit  einer  Abgabe  belegten 
Docuraents,  bez.  Rechtsgeschäfts  oder  eines  Gegenstands, 
ttber  den  ein  Rechtsgeschäft  abgeschlossen ^  eine  gerichtliche  £in* 
tragang  Torgenommen  oder  im  Streitfälle  gerichtlich  entschieden 
wird.  Eine  solche  Bemessung  des  Stempels  kann  aoeh  bei  »Ge* 
btthren^'  passend  sein,  am  die  Abgabe  einigcrmaassen  mit  dem 
Werth  der  öffentlichen  Dienstleistong  in  Einklang  zu  bringen  und 
die  Gesammtkosten  der  Eintragung  anf  die  Hetheiligten  zweck- 
mässiger und  gerechter  mit  zu  \ertlieilen  —  alleidings  dann  etwas 
mit  nach  einem  Besteuerangsgesichtspunct,  welcher  aber  (S.  99) 
auch  hier  bei  Gebühren unter  Umständen  eine  berechtigte  An- 
wendung üodet 

Die  betreffende,  im  Stempel  erhobene  A\»pabe  der  Praxis  stellt  nur  ausnahms- 
weise eine  reiuc  (iebubr  dar,  meistens  eine  reine  oder  doch  überwiegend  eine  .St«"!'"- 
(Verkehrsstcuer).  Kostenzabluügeu  der  Ireiwiliigou  und  streitigen  (jt-richtsbarkcii, 
welcbe  wieh  dem  Werthbetrago  des  ObjcctM  abgestuft  werden,  —  Absriben  für  die 
Eintragundren  in  die  Reinster,  die  Grund-  und  Hypotbekenbtichcr .  für  die  Ent.->chei- 
dnng  von  Civilprocessen  —  hören  aber  nicht  dadurch  auf,  reine  (iebilhren  zu  sein, 
daas  Bte  sich  so  abstufen.  (Eben  deabalb  ist,  wie  acbon  oben  einmal  bemeilt  i$.  63), 
Stein's,  3.  A.,  Fin.  520,  Unterscheidung  zvildien  Gebahien- und  Steuerstempcl  nicht 

fsnau  haltbar.)  Solche  Abpaben  werden  Steuern  nur  bei  einer  eine  Uebersteigong 
er  Kostendeckung  bcxweclenden  Höhe  der  Geaammtoinnahme  daraus.  Die 
Erbebungsform  dies«  Oebflhreo  ist  indeas«&  selten  der  Stenpel,  sondern  mit  Recht 
besonders  bei  Rechtsgeschäften,  die  sich  auf  Elgentlmmsübergran^,  Verpfändung;  un- 
beweglichen Vermögens  beziehen,  die  directe  Berechnung  und  Einziehung.  Stempel 
von  Verträgen  (Kauf.  Tausch,  Miethe,  Pacht  u.  s.  w.),  von  Documenten  de«  Credit- 
veckebrs  (Wechsel.  Schuldverschreibungen  aller  Art,  Inhaber  -  Papiere  und  andere 
börsengängige  Werthpapiere  [..die  aidi  nliiic  Cessiünsinstrnmcnt  nbt-rrr^irr-M  h-  n"], 
Actien  u.  s.  w.)  stufen  sich  gewöhnlich  nach  dem  Wertho  ab  und  6iud  meistens, 
venu  nicht  eine  behördliche  Mitwirkang  im  sachlichen  Interesse  ren  roneherein 
geboten  i>t.  nine  Verkehrssteuern  (§  42).  Beispiele  u.  s  w.  gehören  erst  in  die 
Stcnerlehr.'.  (S.  ält.-re  bei  Hau.  Fin.  I,  §.  J  Ü  Note  f.)  Dür  Detitschland  reiches 
Material  aub  der  OcseUgübung  aller  Fiuzelstaatcn  in  dem  bundesrätiiiicben  CommissioDS- 
berioht  ron  1877,  a  4S^1S9. 

Der  Werthstempel  kann  ein  genauer  sein,  welcher  «ich 
nach  Frocenten  des  Betrags  richtet.    Die  Erhebung  der  Abgabe 
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wird  dann  abve,  schon  weU  der  Sats  nicht  immer  auf  rnnde  Summen 
boten  wird,  meistens  nicht  mittelst  Stempels  geschehen  können» 
sondern  es  erfolgt  („nnter  amtlicher  Oassimng  des  Stempels  nad 
Vidimog  der  Urkunde'')  bei  einer  Behörde  haare  Binzahlnng.  Der 

Werthstempel  kann  aber  auch  unter  Abrundung  seiner  l^rocenthöhe 
io  bestimmten  festen  Betrügen  für  gewisse  „Classen" 
des  Werths  eintreten,  —  ,,Cla88en-  oder  cl  asäificirter  Werth - 
s  t  e  m  p  <?! "  —  und  dann  von  den  Parteien  selbst  angebracht  werden, 
wie  z.  b.  beim  Wechsel. 

Beispiel:  Deutsches  Weehsel5tt'fnp»^liresetz  vom  10.  Jani  IbGÜ:  im  Allffc- 
Beinen  der  Satz  Vs^/«o«  Durchfuiuung,  dasü  Wcchsol  bis  und  unter  5Ü  Tiilr. 

1  Sgr„  aber  50—100  Thlr.  IV«  S^.  and  fur  jede  weiteren  roUeo  oder  »nfcefftngenon 
JOO  Thlr.  iVj  Sgr.  mehr  an  St^JinpoI  zahlen.  Ako  ein  classificirtcr  ciffcntüchcr  Pro- 
portiooalstempel.  Nach  dem  neoen  Gesetz  rom  4.  Jani  187^  ist  der  Wechsclätcmpel 
jetzt  10  Pt  bei  Sammen  bis  200  M.,  20  ron  über  2ü0 — 400  M.,  30  von  über  400 
bis  600  40  Ton  ttber  CÖO— 800  IL,  SO  Pf.  v  on  über  800—1000  M.  und  je  50  Pt 
ftr  jede  ferneren  vollen  oder  angefangenen  lüOO  M. 

Je  naebdem  der  Wertbstempel  einigermaassen  gleich  mit  dem 
Werth  des  Objeete  oder  stärker  oder  seh  w Hob  er  steigt,  kann 
er  als  Proportional-  (im  engeren  Sinne,  8.  oben),  Progreieir- 
oder  DegreiftiT-Werthatempel  bezeichnet  werden.  Der  Steuer- 
itempel  ist  bisher,  gemSss  dem  leitenden  Gesichtsponcte  nnserer 
modernen  Bestenernng,  ein  Proportional*,  wenn  nicht  gar  ein 
Degressivstempel.  Der  Gebührenstempel  (bez.  der  direct 
eingezogene  Gebühieiibctrai?)  ist  meistens  degressiv,  dem  Um- 
stände entsprechend,  dass  die  Kosten  der  Staatsthätigkeit  nicht 
mit  dem  Warthe  des  Olo^octs  proportional,  sooderu  schwächer,  wenn 
tiberhanpt,  wachsen. 

So  bei  den  Kimmsrnn^sg^ebtihron  —  soweit  diese  eben  Gobtthrcri  und  nicht 
Steuern  — .  bei  andtiren  Acten  der  freiwilligen  Gericht^baiieit  aind  in  der  streitigen 
Gericbtsbariceit  bei  den  Gerichtslcosten.  (S.  oben  §.  10.  43 )  Man  hat  woht«  und  in 
einer  P^n^ftl^  nicht  ohne  Omnd,  behauptet,  dein  Charactcr  dieser  Abgraben  als  Ge- 
höhren Trider?prccho  in  mancher  Hinsicht  der  Werthstempel  überhaupt  «nd  seien 
Fix-,  Giaseeu-  und  etwa  passend  Dormirte  Dimeasiouastempel  richtiiter,  wenn  man  aaf 
4m  Honent  der  Kestenprofooaättn  lU  den  Grand  der  GebttlirenerliebQnf  sehe.  In* 
dessen  dient  der  Wertbstempel  doch,  wjt  posa^rt.  zn  zwcrlxmässiircrer  und  atich  die 
Verhältni'ise  dr»r  Interessenten  gerechter  liertick&iclitiK^'nder  V f.  rt lio  11  im  der  (ic- 
$amin  tliobten  der  bezuglichtiii  KiurichtuuKcn,  iiauiciiUich  der  (jcrichlc.  Ea  kann 
sogar  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  die  Degreeeion  der  Abgabe  bei  den  bftheren 
WenhbetrSRcn  der  Übjecte  nicht  passend  der  proportiooalen  Abgalie  Platz  machte, 
üm  so  mehr,  da  dieee  ,tGebUhren"  doch  leicht  mit  als  Steuern  fungircn;  und  mit- 
QDter  nicht  mit  tJnnelit«  vdl  lie  Toniemlich  die  besitzenden  Clssien  nnd  nnler 
diesen  sogar  solche  (la  den  GerichlslUMlen)  besonders  treffen,  velche,  wie  < ic werbe- 
und  HauJcltroiboiidc,  Ten  den  anderen  Steuern  nicht  immer  genagend  getroffen 
Verden  (§.  iu,  S.  1)3). 

In    Betreff  der   Controlcn    und  St ra t  bestimm u  n gen 

koiiitopn  hei  den  (TebUhren,  auch  bei  denen  in  Stempelforni,  fluil« 

die  al^emeiueu  Grundsätze  de»  Steaerwesens ,  wofür  hier  aui  die 
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y^aUgemeiDe  Stenerlehre'^y  Kapitel  5,  theiU  einige  eigene  Gnmdtfttse, 
insbesondere  bei  Rcgistergebttbren  nnd  Stempel,  in  Betracht,  wofür 
hier  auf  die  specielle  Stenerlehre,  besonders  im  Absehnitt  Ton  der  Yer- 

kebrsbesteaernng,  verwiesen  wird. 

AVicbtig  sind  namentlich  die  französischen  Voischriften ,  s.  Fiu.  m,  %,  221 
bis  223,  232,  233.  —  In  PriMissen  dient  aU  Controlhilfsmittcl  die  Einrichtang  der 
StRmpolfisf  il  ,  welche  die  Papiere  der  Behörden  und  Re:Hn»t'ri  verificircn,  bcdinjranfirs- 
weise.  im  Verclachtsfallc,  auch  voa  Privatpersonen  NacLweisuogeo  Uber  Beobachtimg 
der  Stempclgesetze  rerlangen  kOnaen  (Gesetz  m  3822,  §.  34).  Desniiciaotenan' 
theile  an  Stempelstrafcn  sind  hier  ISOlS  (Gesetz  ?om  28.  Deceoibor)  aufgehoben  worden. 

Mitunter  haben  Zwiscli  imi  p'-rsoncn,  besonders  Notare  und  ähnliche,  die 
GebOhren  u.  s.  w.  einzuziehen,  wie  auch  umgekehrt  deren  GcbOkren  (Notarialstazeo 
u. «.  w.)  auch  mit  den  Offbndicben  Gebttbren  von  der  Staatsbehörde  (Gericht)  bisveilea 
cihüboü  werden  und  dann  eine  gegenseitige  AbrecLiiunp  und  Cobcrweisung  erfolgt 
So  haben  in  Baicrn  die  Notire  die  Taren,  welche  flcm  Staate  von  Ion  bei  ihnen 
behandelten  (ieschäften  gebühren,  unter  Aufsicht  dur  i-  jiiuiubuhOrdeu  ciiiebcu  uüd 
abzoliefero,  etwaige  Bflckstlnde  aber  zur  Zwangabeitreibang  dem  Rentamt  zu  über- 
weisen. (Bairisches  Ger^etz  vom  10.  November  ISGl,  Pözl,  Verwaliungsrecbt,  S.  556. 
3.  Auti.)  Nach  der  Person  dos  Bezugsberechtigten  hat  man  mitunter  ailgemein 
„Fiscuagebuhrcn'*  und  „ Ü ienurgebtlhren'*  untcrsdiiedea  (z.  B.  Schall,  Schöa- 
beis's  Handbudi,  2.  Aofl.  UI,  IIS). 

IV.  —  §.  73.    Abfindungsbeträge  ( Banscbsiimmen). 

Mitunter  kommt  statt  der  directen  Einziehung  von  Gebühren  (und 
Stenern)  bei  jedem  einzelnen  Falle  oder  statt  des  Stempels  auch 
eine  Abfindung  zwischen  der  Finanzverwaltung  und  einzelnen 
Abgabepflichtigen  tiber  eine  ganze  Reihe  von  Aeten  in  der  Form 
einer  einmaligen  oder  periodischen  Gesammtzahlung  vor. 

Z.  B.  mit  Bau!  II  für  deren  sonst  im  Anschluss  an  die  einzehieii  Geschäfte  nnd 
Orlnuiden  zu  zahlenden  Stempel,  bei  Zettelbanken  fur  dio  Banknoten.  So  zahlt  die 
Bank  ?on  England  efn  Stempclpauscbale  (60.000  P£  fit),  dsgl.  die  anderen  Zettel- 
banken,  statt  des  Stufentarifs  nach  der  Stückgrösse;  z.B.  ISSG^T  an  solcher  „compo- 
sition"  für  Stempel  auf  bills  und  notcs  find.  Euflische  Bank)  123.534  Pf.  St.,  nach 
dem  Tarif  nur  120  Pf.  St,  (^Financial  account»  1886/87,  p.  17).  (S.  auch  Fin.  III, 
8.  264  über  BaakneteDstempei.)  Anden  (HandelselTectaisleiBpel)  bei  den  Noten  der 
Baak  von  Frankreich  (Fin.  III,  S.  560).   Die  deutschen  Banknoten  sind  stempeifIreL 

Etwas  Anderes,  aber  immerhin  in  der  Idee  den  Banschi^ebühren  Verwandtes  sind 
die  sogenannten  „Gebuhrenäquivaieute",  welche  in  Oesterreich  beim  Besitz  der 
tedten  Hand  ds  Ersatz  der  bler  fortfdienden  Besltzwechscl- Gebühren  eriwben 
werden,  die  gleichen  taxes  de  main  morte  in  Frankreich  (Fin.  III.  2nfi\  Auch 
bei  der  Post  fehlen  selbst  jetzt  noch  aualof^e  Gestaltungen  nicht  ganz.  So,  wenn 
das  Porto  gewitöer  Sendungen  (z.  B.  von  Stadtpostbriefen,  Circularen)  sich  crmässigt, 
fiüls  eine  bestimmte  grössere  Anzahl  Stocke  auf  einmal  aollsegebon  wird,  —  eine 
zweifr  Ihaft  berechtigte  Besttastisoog  der  OiDssgeschifisleiite  and  der  Wehlhabeaderen 
Überhaupt. 

Fälle  dieser  Art  nähern  sich,  wie  schon  bemerkt,  dem  sogleich 
ZU  besprechenden  System  von  Beiträgen Kann  mau  die  Höbe 
des  Abfindungsbetrags  richtig  bestimmen,  namentlich  eine  —  on- 
gereebte  und  andere  Oonenrrenten  verietzende  —  Begünstigung 
Terbttten,  so  ist  im  Interesse  beider  Theile  8<4cbe  Abfindung  wobl 
zu  empfehlen,  weil  sie  Erhebnngskosten  and  Gontrolen  erspart  und 
der  Verkehr  dabei  niebt  gesIDrt  wird. 
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b.  AbschuitU 

Beiträge. 

Nach  früher  Gesagtem  halte  ich,  gegenüber  Neuuann,  Schall  an  der  princi- 
piellcü  Zugehörigkeit  der  Beiträge  za  den  „Gebühren"  fest  (oben  §.  17,  S.  il  und 
S.  177)  und  selbst  die  Anffassung  der  Beiträge  als  „Erhobungsform",  wia  in  dar 
1  Anflng-e  §.  320  nnd  §.  .'tl'ö  scheint  u\ir  zalils3i^^  Sachlicli  habe  ich  in  der  folgen- 
den Darsteliang  daher  auch  Wesentliches  zu  ändern  nicht  uothwrcndig  gefanden.  Siehe 
IwsoiMlen  NenniAiin,  progressive  CinkomnietisteDer,  S.  4G  ff.  Aocb  rnnteta»  in  den 
ComnninalsteDergDtachten  des  Vereins  für  Socialpolitik  (Brach,  S.  20  ff.,  mit  den 
(iebOhren  zasammen.  Nasse,  S.  272);  v.  Bilinski,  (icmcindehestenernno:,  T^eipzig 
1S7$«  S.  19  fi.,  der  die  Beiträge  mit  vervandteu  Abgabun  rergleicht,  aber  bei  der 
esgentliclieB  Oebülir  niif  dts  Moment  der  Freiwttli(flieit  m  viel  Gevicht  legt 
Tetzt  auch  die  ik n  r'Mi  genannten  Arbeiten  Neu  mann '5  mit  tenninolosrischen  und 
prinr^pi>  Hen  Erörtcrunircn,  so  in  der  „Steuer"  I,  Kap.  7«  auch  S.  3dl,  557.  Schall, 
S^höaber^'s  Handbuch  III,  S.  114  Note. 

74.  Die  Zwecke  der  Gebtihrenerlicl  uiig,  Deulich  die  Inter- 
essenteu  io  rirhtigem,  ihrem  Interesse  einigennaassen  entsprechenden 
Verbältniss  zur  Kostendeckung  öjQfentlicber  EioricbtungeD  und  An- 
stalten herbeizQziebcn  und  so  ancb  diese  Kostendeckang  —  ganz 
oder  biB  zn  einer  beabsicbtigten  Quote  —  sicher  zu  stellen,  werden 
bei  der  Anknüpfung  der  Gebttbren  an  die  einzelnen  Acte  der 
privaten  Inanspruchnahme  oder  Benutzung  dieser  Einrichtungen 
zwar  gewöhnlich,  aber  doch  nicht  immer  in  genflgender  Weise  und 
Genauigkeit  erreicht  Die  hierhergeh9rigen  Ausnahmen  umfassen 
Diancbe  verschiedene  Fälle,  welche  sich  in  der  Hauptsache  unter 
folgende  drei  Kategorieen  bringen  lassen. 

1.  Durch  die  gewöhnlichen  Benutzuugs^xcb (Ihren,  welche 
nach  a  1 1  g  e  ni  ei  n  e  n  >f  n  a  R  ^  s  tut)  c  n  in  genci  cllin  Tarifen  u.  s.  w. 
festgestellt  werden,  sind  die  einzelnen  Benutzer  doch  nicht  immer 
in  dem  zur  Kostendeckung  erforderlichen  und  namentlich  nicht  in 
dem  ihrem  Vortheil  oder  dem  durch  sie  speciell  verursachten  Kosten* 
betrage  —  z.  B.  in  Betreff  der  Abnutznngs-  und  Wiederherstellnngs- 
kosten  —  entsprechenden  Umfange  zu  treffen. 

Beiipiele  liefern  die  Wegegelder,  wo  recht  wohl  ein  einzelner  Inter- 
''^sent,  welcher  eine  Strasse  ausnahmsweise  stark  be-  un<l  abnutzt,  z.  B.  der 
Besitzer  eines  Forsts,  eines  Berg-,  Huttenweikä  0.  dgl„  durch  die  (iebuhr  weder  seinem 
Sonderrortlieil  noch  der  durch  Ihn  bewirkten  Abnutsiuig  der  Struoe  gemlse  getroffeo 
werden  mag  (§.  57.  58). 

2.  In  anderen  Fällen  femer  kann  neben  dem  directen, 
SOS  dei;  Benatzung  einer  öffentlichen  Einrichtung  hervorgehenden 
und  in  der  Ablieben  Gebuhr  richtig  bezahlten  Vortheil  eines  und 
desselben  InteresBcnten  ein  indireoter  Vortheil  für  ihn  vorkommen, 

der,  weil  auf  dicbe  Einrichtung  zurUckzul'Uhren,  auch  durch  eine 
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angemessene  Vergütung  als  Kostenbeitrag  dazu  einigennaassen 
eompensirt  werden  sollte. 

So  zl«bt  nanentUch  derBositter  bestimmter  Arten  das  Omni  and  Bode  st 

und  der  Gebäude,  der  Betreiber  eines  bestimmten  Gewerbea  n.  A.  m.  ftlr 
sein  Eigentlium  solchen  indirecten .  in  \Vertlisteip:eningen  und  Productiooskosten- 
Veriuiudcruugeu  horrortreteudeu  Vurüieil  aus  mancherlei  ölfentliclien  EiorichtimgeD, 
besonders,  nber  keineswegs  lUein«  ens  solchen  des  Wege-  und  TnmepottveseBS. 

8.  Eiuliich  kommen  solche  Fälle  indirecten  Nutzens  dieser  Art 
aber  aucb  noch  bei  solchen  Personen  vor,  welche  direct  die  Ein- 
richtnng  gar  nicht  benutzen  nnd  durch  die  üblichen  Ge- 
bühren gar  nicht  getroffen  werden  können. 

Namentlich  ist  es  der  (irnndbcsitz  an  sich,  besendeis  der  bestimmt  ge- 
legene, welchem  so  durcli  die  ökonomischen  Zusammenhänge",  d.  i.  durch 
die  ConjUDOtur  nicht  spccieU  verdiente  und  nicht  in  Abgaben  Torgoltene  Gevinne 
in  Form  ?on  Werth-  nnd  Rentensteigerungen  snvsehsen.  Dies  trifft  besonder«  in 
städtischen  Verhältnissen  zu.  wo  die  Gcsammthcit  der  gebührenpflichtigen  Ein- 
richtungen (Strass<»nwescn ,  Strassenreinigung,  SanitätHwesen .  Wasserleitung,  Beleuch- 
tung, Schulen  u.  a.  m.)  und  wieder  specieil  einzelne  £innchtungen,  z.  B.  des 
kehrsvesesB,  Werth  steigernd  «nf  den  Grand-  nnd  Geblndebedts  wixkea  (Grondlegimg 
§.  TS^-Sl). 

Auf  diese  nnd  fthnliclie  VerliMtnisse,  wie  sie  gerade  die 

moderne  Volkswirthscliaft  characterisiren,  hat  auch  die  all- 
gemeine eigentliche  Besteuerung  Rücksicht  vai  nehmen 
und  zwar  viel  mehr,  als  .sie  es  Grewfihnlii  h  bisher  that.  Besonders 
ftlr  die  Gommunaibesteuerung  liegen  hier  wichtige  Autgaben  vor. 

[n  d  Mit  Alischoitt  von  der  JBesteaemDg  de»  Coiynnctiuengewinnif*  vlxd  dnrmf 
in  der  aUgcmeiaen  Steueriehre  mit  eingegangen  werden. 

Alles  Erforderliche  in  dieser  Beziehnng  kann  aber  anch  die 
BesteneroDg  niebt  leisten.  Vielmebr  bedarf  es  dazu  noch  neben 

oder  statt  der  gewöhnlichen  Gebühren  Öfters  besonderer  Beiträge, 
um  zwischen  \  o  1 1  h  e  i  1  c  ii ,  welche  Einzelne  von  öffentlichen 
Anstalten  ziehen,  und  Kosten  dieser  letzteren  überhaupt  allgemein 
und  wieder  zwischen  dem  in  Einzelfällen  verschiedenen 
Maasse  des  Vortheils  wie  der  Kosten  dann  noch  spc(  iell,  üi)erall 
ein  mögliehst  richtiges  Yeihältniss,  mit  nach  dem  Grund- 
satz von    Leistung  nnd  Gegenleistung",  herbeizuführen. 

Ein  wichtigeres  Finanzinteresse  haben  diese  Beitrüge 
namentlich  y  wenn  sonst  die  Bescbaffiing  des  Anlagekapitals  der 
öffentlichen  Einriehtung  sowie  die  Deckung  der  Zinsen  u.  s.  w. 
dafür  und  der  laufenden  Betriebskosten  weder  durch  die  anderen 
Gebühren,  noch  durch  allgemeine'oder  besondere  eigenüiehe  Steuern, 
noch  (was  die  Kapitalbeschatluu^-  anlangt)  durch  den  Credit  ge- 
sichert sind,  oder  letztere  beiden  Hilfsmittel  bedenklich  erscheinen. 
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Dieser  Fall  kann  r..  R.  alsdann  vorliegen,  wenn  das  „öffentlicbe  Interesse"  allein 
deo  erforderlichen  Aufwand  oder  selbst  die  Aufbringung  der  durch  (iebuhren  nicht 
lired«ekten  (s.  B.  nfcht  fenineteD)  Qoote  dieses  Anfvands  niobt  sicher  reobtfertfft 

Bedenken  gegen  die  Bela^stung  der  „Allgemeinheit*'  kijnneii  durch  inuthmaasslicbe 
B'xnrkuog  von  SonderTorthcilen,  welche  durch  gewölitilichc  Qebttbrenzahluag  nicht 
angemesseue  Gegenleistung  finden,  noch  gesteigert  werden. 

Durch  „Beiträge"  lasnen  sich  die  Interessenten  aller  Art  2U 

diesen  Zwecken  herbeiziehen,  nnd  so  die  finanziellen  iSchwierig- 

keiten  und  die  angedenteten  sachlichen  Bedenken  beseitigen. 

Besonders  die  Kosten  der  ersten  Anlage,  ganz  oder  theilweise,  oder  auch  Tlieilö 
der  Betrieb^ljostfn  nnd  Zinsen  sind  öfters  jmssend  so  auf/nbrin^en.  In  letzterem  Talle 
brauchen  die  Beiträge  mitunter  auch  nur  subsidiäre,  z,  B.  für  eine  Creditdeckuug, 
zu  sein,  welche  in  Ermangelung  anderer  genügender  Einnahmen  fUlig  wadon,  so 
dass  sich  hier  die  Herboiziehung  der  weiteren  oder  indirecten  Intereflsenten  uf  die 
Uebemahmc  einer  Garantie  beschränlrt. 

Es  liegt  in  der  Natar  der  Sache,  dass  solche  Beitrttg«  mehr 
im  Finanzwesen  kleinerer  Looalgemeinsehaften,  besonders 
der  Kreise  nnd  Gemeinden,  als  im  Staats-  nnd  selbst  als  im 
ProTinsialfinanzwesen  vorkommen,  ohne  hier  Übrigens  sn  fehlen 

(z.  B.  bei  Localbabnen  des  Staats).  Ebenso  können  Kirchen  und 

andere  K?)rper  zu  solchen  Beiträgen  greifen.  Im  Einzelnen  wird 
öich  mancherlei  nach  den  concreten  Fällen,  um  die  es  sich  handelt 
and  nach  der  Organisation  der  JSeibstverwaltuugskru  |ier  richten 
müssen.  Aber  das  Frincip  selbst  und  seine  Berechtigung  sind 
wohl  klar. 

Die  Einrichtung  soleber  Beiträge  kann  in  Tcrschiedener  Weise, 
je  nach  der  concreten  Art  der  öffentlichen  Einriehtang,  nm  deren 
Herstellnng,  Erfaaltang  und  Function  es  sich  handelt,  erfolgen. 
Die  „Freiwilligkeit"  findet  hier  einen  Platz,  wie  in  Betreff  der 

Bciuagsleistung  übcrliaii]>t ,  so  in  lietrelV  der  Art  und  Hübe  dieser 
Leistung.  Vertrag8niässio:e  Uebereinkunft  einer  Inter- 
essentengnqipp  mit  dem  auslUhrenden  öffentlichen  KHr|)er  und 
wieder  der  Mitglieder  einer  solchen  Gruppe  nnd  verscbiedeuer 
Gruppen  unter  einander  kann  statttinden.  Aber  auch  bei  dem  Öfters 
nicht  auBzuscbliessenden  Vorgehen  gegen  Interessenten  im  Wege 
des  Gebots  nnd  Zwangs  finden  sich  Betheilignngsmaass- 
st&be  in  Schätzungen  der  verbältnissmässigen  Yortheile  und  Kosten 
oder  der  Extravortheile  nnd  Eitrakosten  itlr  Gruppen  nnd  Einzelne. 
Vteifacb  trifft  es,  wie  Ken  mann  richtig  ausfahrt,  aber  vielleicht 
etwas  zn  sehr  verallgemeinert,  zu,  dass  die  Beiträge,  im  Unter- 
schied von  den  sonstigen  Gebtiliren,  sieb  an  z  untän  d  1  i  c  he  Ver- 
hältnisse, nicht  au  wechäsclnde  Vorgänge,  aoschliessen  und  sich 
danach  dann  pausende  Betheüigungsmaassstäbe  auffinden  lassen.  Die 
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finanztecbniscbe  DurcbfUhrnng  der  Beitrilge  kann  gerade  dann  zu 
Aehnliehkeiten  der  letzteren  mit  directen  Stenern  (besonders 
Ertrags-,  Realstenem)  fttbren,  auch  wohl  der  Beitrag  die  Fora 
eines  Znsehlags  zn  solohen  Stenern  in  speeiellen  FftUen  an- 

nehmeD.   Die  Praxis  weist  maDcherlei  Modalitäten  anf. 

Mäher  auf  die^e  Beiträgo  einzugeben,  würde  hier  zu  weit  fahren.  Dfts  Beste  in 
Kttrze  darüber  bei  Neu  mann  a.  a.  0.«  der  anch  die  finansfeechnische  Venrandtacbaft 

mit  directen  Steuern  hervorhebt,  aber  m.  E.  hier  über  die  äusseren  Aehnliehkeiten 
die  tieferen  Verschiedenbeiten  nicht  ganz  so  beachtet,  als  mir  geboten  erscheint 
Vgl.  besoudcrü  „dio  Steuer"  S.  330  ü.,  übrigens  trotz  dieses»  meinem  Bedenkens  treff- 
liche AusfOiirongen,  denen  ich  fast  darchatis  beistimmen  lann.  (S.  oben  S.  42.)  In 
den  frülieren  ISemerkungen  über  die  Ivegduiig  «1er  Wegelastcn  (§.  50,  5T)  sind  bolrln- 
Beiträge  als  eine  Form  der  Aufbringung  dieser  Lasten  erwähnt  worden.  Das  Wege- 
wesen ist  auch  wohl  eines  der  practisch  wichtigsten  Beispiele  des  Vorkommens  fon 
Beitrigen.  Verwandte  Fälle  sind:  Localcisnnhahncn,  DeicLbauten,  Wasserbauten  Ober« 
haupt,  Localansfalton  wie  Canalisirung,  Wasserleitung.  Auch  öfTetitliche  Bauten  für 
kirchliche  und  tSchulzwecke.  Selbst  die  laufenden  Kosten  des  Kirchen-  und 
Schulwesens  laaeen  sich  unter  Umständen  passend  mit  dnrch  „Beiträge"  dedien.  Je 
mehr  z.  B.  die  Kirche  aufhOrt  «tZwangsgemeinwirthschaft"  zu  sein  und  je  mehr 
daher  eigentliche  Kirchensteuern  schon  h  griflflich,  vollends  in  der  Praxis  fortfallen, 
desto  mehr,  wie  uns  England  und  Nordainerica  zeigen  (Grundlegung  §.  155).  Die 
Bestimmung,  dass  einzelne  Interessenten  oder  Intaressentengruppen ,  eventoell  die  Ge- 
meinde als  solche,  zu  den  localcn  Kosten  gewisser  öifentliclier  Einrichtungen  d<-^ 
Staats,  z.  B.  des  Post-,  Telegraphen-,  Bank-,  Schulwesens  u.  a.  m.  einen  einmaligen 
oder  periodischen  Zuschuss  liefern  oder  gewisse  Bestandtheile  dieser  Einrichtungen, 
z.  B.  die  Geschäftsrftvme,  ron  sich  atu  auf  ihre  Kosten  heistellen  mossen,  beraht  anf 
dem  Beitniirs- Principe  und  ist  öfters  ganz  zweckmässig  und  perecht,  freilich  ni 
immer.  Wenn  z.  B.  aus  (icmeindemitteln  Localitätcn  für  Bankfilialen,  Telegraphcii- 
Aemter  u.  s.  w.  beschallt  oder  Buitrügo  dazu  geleistet  werden,  so  wird  Ofterü  nur  ein 
enges  Claas eniateresse  mit  den  Mitteln  der  grosseren  Gemeinschaft  bestritten,  — 
eine  der  bei  uns  gar  nicht  seltenen  Formen  eines  schlechten  (Kommunismus.  Da- 
gegen würde  z.  B.  der  Beitrag  von  Handelskammern  für  solchen  Zweck  —  richtig 
auf  die  einzelnen  Mitglieder  repartirt  —  sich  wohl  billigen  lassen. 

Ueberhaupt  ist  ein  gut  eingerichtetes  und  passend  ans- 
gcdclmtes  Bei tragssy sfcem  eine  richtige  ErgUiizung 
sowohl  de8  gewöhnlichen  GcbUhrcnwesens  als  der  eigent- 
lichen Be Steuerung  and  damit  ein  geeignetes  Mittel ,  den 
„e 0 mm nnis tischen"  Character  des  Staats  und  der  Selbstver- 
waltnngskOrper  zn  b  es  ehr  Unken.  Wo  dies  prlncipiell  snlissig 
nnd  praetisch  dorchfllhrbar  ist,  mnss  es  geschehen.  Das  ist  eine 
Forderung  der  vertheilenden  Gerechtigkeit  im  „zwangsgemeinwirtb* 
schaftlicbeu  System"  (§.  27). 

Dies  der  richtige  Gesichtspunct  —  bei  rielen  Uebertrcibungen  in  der  Folgerung 
daraus  —  in  den  Steuertheorieen  der  deutschen  freihändlerischen  ToUtswirthe,  oeion- 
ders  Fauch  er 's  (Staats-  nnd  Commonal- Budgets,  Volkswittbschaftliche  Vierteljahr- 
Schrift  1S63,  II.),  K.  Braun 's  (Staats-  und  Gemein destenern,  ob.  1886,  IL)  0.  A.  m. 

Vgl.  Friedherg,  Besteuerung  der  (iemeinden.  S.  4(1  tf. 

Jene  Forderung  muss  hier  um  so  mehr  zugegeben  werden,  je 
weniger  der  unvermeidliche  und  berechtigte  ^^Commnnlsmns" 
des  gemeinwirtbschaftlicben  Systems  gerade  in  der  modernen  socialen 
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uüd  u lithschaftHchen  Entwicklung  theoretisch  abzuweisen  und 
[tractiseh  ali/nlthiicii  iht,  eine  von  der  liberalen  W  irtiiscbaitssehule 
mit  Tnrecbt  bekämpfte  EutwickiuDg,  die  auch  in  allen  Cultarstaaten 
rasche  Fortschritte  macht. 

Ueber  die  Hecht fertigoog  des  Ausdrucks  ««Commutütimas'*  in  diesen  Dingen 

X  Grondlegnng      109  a. 

Anhang  zur  Gebü hrenlehre. 
£ijiualuue  au»  JUerrenlosem  Ycrmi^geii. 

Nach  den  Erörteruniren  ühcr  die  „EinliQnfte  aus  IIolll:it^r.•c^fen•'  im  I.  Banda 
^FId  i.  §.  211)  bilden  diese  keine  bebondero  finanzwissenscbaltliche  Kategorie 
ron  Einnahmen,  bis  auf  einen  Fall:  den  Erwerb  aus  dem  Uoheitsrecht  an  herren- 
losem Vermögen.  Oarttber  sind  hier  im  Anhang  zur  Lehre  ron  den  Gebühren 
noch  '-iiiiKe  Bemerkungen  erforderlich. 

Kau  erwähnte  die  Einnahme  kurz  in  Fin.  I«  §.  auch  237  Note  b.  Von 
Mnlebns  I,  ft.  Sl,  S.  145.  Umpfenbach,  Ffn.  II,  §.  155—159  passim,  2.  A., 
§.  203—208  (Fiscalvorrecht  an  Hinterlassenschaften).  Stein,  Fin.  3.  A.,  S.  223: 
.JIrwerb  durch  Anfall",  5.  A.  II.  1.  ^l.')  (AnfallsreclifcV  Auch  notiere  Finanz- 
theoretiker haben  ubrigciiä  uuch  für  diu  (jegeuwart  und  speciell  i'ur  Dcut^cbland  die 
Kategorie  von  „Kegaleinkünften"  in  etwns  weiterem  Omfnng  aufrecht  erhalten, 
aU  es  hier  geschieht.  So  besonders  N  umann  (.,Stcii  r",  passim,  S.  514  fl.,  530, 
053,  561,  ,4iegaleinkunfte'* :  „diejenigen  Einnahmen  des  Staats,  weiche  den^ben 
aus  wDfdben  altlie^bniehteii  und  Terzugsweise  im  fiscaliBchen  Intereste  Ihm  xd- 
stehenden  Vorrechten  zufiiessen,  soweit  jene  nicht  Gebtlbren  oder  Monopoleiukunfte 
sind**).  (S.  atjch  schon  ohen  S.  138.)  Seine  Hauptfalle  sind  Mühlen-,  Floss-.  Fischerei-, 
Strajid-  und  andere  Wasserregale,  Flussgold-,  Perlen-,  Bernsteinregal.  Von  diesen 
Regnleinkonften  nntencftieicleC  er  die  „Monopoleinkunfle*',  zu  denen  er  n.  A.  nach  die 
l.uttorie  stellt  (a.  a  0.  S.  TiSl).  Roscher  handelt  im  Kapitel  von  der  ..iilteren 
!%ega]wirthscbait"  auch  vom  Kegai  der  herrenlosen  (iUtcr,  Strom-,  Seezöilcn,  Strand- 
recht  n.  s.  w.  —  Ich  muss  mir  eine  Auseinandersetzung  auch  mit  diesen  Auffassungen 
für  eine  nene  Auflage  des  ersten  Bands  vorbeli alten  (s.  oben  S.  2).  Hier  halte 
..  h  jetzt  an  der  dort  näher  begründeten  Ansicht  fest  (Fin.  I,  §.  207.  20*^.  210—212). 
i^ie  genannten  Hegaleinkunfto  Neamann's  lassen  sich  doch  auch  mit  als  phratwirth- 
scbnfdiclie  und  StenereinkAnftA  (als  letztere  die  Lotterie)  nnd  als  Gebtthreneinkttnlle 
(so  die  Nutzungen  von  „Wai>scrregalien"  oben  S.  1H8),  namentlich  in  der  Gegenwart, 
auffassen  und  demgem&^s  in  die  finanzwisseuscbaftlichc  Dnrftelhmp:  einreihen,  wie  es 
auch  im  1.  Bande  (bei  Jagd  und  Fischerei  g.  246 — 2  IN)  und  in  der  Gcbuhrenlehre 
(§.  59)  zom  Theil  geeeheben  ist 

§.75.  —  1.  All  gern  ei  De  8.  Ein  besttgliobes  Hobeitsrechtf  wonach 
herrenlose  Güter  anssehUesslieh  an  den  Staat  oder  an  seinen  finan- 
ziellen Repräsentanten,  das  Aerar,  bez.  an  den  Fflrsten  nnd  seinen 

Fiscus  lallen  oder  wonach  wenigstens  dem  ^Staate  ein  Antheil  am 
Werth  solcher  Guter  gebührt,  findet  sich  sehr  allgemein  in  ver- 
^('hie(fenen  Reebtssystemen ,  vom  Alterthum,  durch  das  Mittelalter 
bis  in  die  Gegenwart  hinein. 

Aus  dem  römischen  üecbt  gehören  hieher  die  Bestimmungen  über  bona 
Tacantia,  erblose  Güter,  die  nach  der  Lex  Julia  an  das  Aerar,  später  an  den  Fiscus 
fiden  (Puchta,  Institutionen  §.  827);  über  Antheil  des  Fiscos  an  dorn  gefundenen  Schatz 
the^anrusl.  (eb.  §.  291).  Im  Ulteren  deutschen  Kecht  das  urspriinjrlirh  könig- 
liche, später  landesherlicbe  Becht  auf  erblose  Guter,  der  Antheil  des  Ucrichtäherm 
an  gefundenen  Stehen,  Tondut&en  Aber  den  Scbatz  (m,B  eseler,  Deutsches  PriTtt- 
veefat,  2.  A.,  §.  150,  §.  89).  Ans  modernen  Sechten  z.  B.  die  sehr  eingehenden 
A.  Wagner,  FbiaatwtMtaMbaft.  n.  z.  Avfl.  13 
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Bcätiiniiuiiiic-n  il«;?  prcussi s ch ett  Landrechts  über  erbluse  VorlASsenschaften, 
Th.  II.  Tit.  lü.  Abächnitt  2,  Uber  gefundene  Sachen,  Th.  I,  Tit.  9,  A)»aGbDitt  2,  &ber 

den  Schatz.  Th.  I,  Tit.  9,  Abschnitt  3,  §.  85.  88,  102,  Iü3. 

Ein  solches  \"(HTec}ir  ist  auch  sachlich  pit  becrfindet,  wa» 
keines  näheren  Beweises  bedarf.  Die  finanzielle  Hedeutuiii: 
desselben  hängt  aber  wesentlich  von  dem  ümt'aDge  ab,  welchen 
die  Keehtsordnung  dem  Begriff herrenloses  Vermögen"  giebt;  ferner 
von  den  KechtsansprUchen,  welche  sie  dritten  betheili^ten  Personen, 
z.  B.  den  Findern,  ersten  Occnpanten,  den  Gmndeigenthttmem^  an 
diesem  Gate  gew&brt;  endlich  von  der  Theilnahme  an  diesem  Oute, 
welche  Anderen,  inshesondere  Offeatlichen  KOrpem,  wie  Gemeinden, 
milden  Stiftungen,  nehen  oder  statt  dis  Staats  eingerftomt  wird. 
Die  practische  Bedcutting  des  Rechts  wird  auch  von  allgemeineD 
Zeit-  und  Landesverhältuissen  mit  bedingt,  z.  B.  iu  Betreff  des  Er- 
trags vom  »Schatzfinden. 

Ucuaac  iictitimmuogen  Uber  HochtsansprUchc  Dritter  besonders  beim  Schatze. 
•0  im  TOnfiehen  Recht«  wo  die  fiseditch«  Tendeu  MitvdM  sehr  nr  Goltuiff  kam. 

Unter^  hoidunjir,  ob  zufällig  gefunden  oder  absi(  hdicb  u^esncht  wird;  in  letzterem  Fall 
Yorwirkung  der  Rechte  doa  Finders;  dann  Unterscheidung,  ob  auf  eigenem  oder 
fremdem  Boden  gefunden  u.  s.  w.  Antheil  dos  Fiscus  wechselnd,  zeitweise  alle  Schätz«^ 
dem  Fls'iis  rindicirt.  Durch  BestimmuiiK  Hadrians  erhielt  der  EtgeBthanier  de» 
fremden  Hodens,  auf  Horn  der  Schatz  gefunden.  —  Princeps  oder  Staat.  Stadt  oder 
Pri?atperi$Qn  —  die  Uailtc;  unter  Theodosius  I.  ein  Viertel.  (Pucbta,  lustit.  II. 
S83  If.)  —  OewthTnnr  von  Antheilen  am  PandgevrinB  bei  Fanden  höheren  Wetths  «n 
die  Armcncassc  des  Orts  im  Freusaischen  Landrecht,  Th.  I.  Tit.  9,  §.  45,  46.  Erl»- 
lose  Vi  rlxs-scnsdiaftcn  nach  d  "Utsrhcm  Pnrticahrrccht  i^fters  allgemein  o«ler  in 
wisiM;n  Kuileu  an  die  St»idtj<ümcinticu.  —  tiruiSc  Bedeutung  hatte  nach  den  Zeit-  und 
Landesverbftltttiflsen  das  Schntxfinden  in  der  späteren  Zeit  des  romischen  Weltreich», 
im  Mittelalter.  —  Ein/clrir^>'  zur  (iL-><-]iic]it>'  dos  Hohdtsrechte  «n  herreoloeen  Oü^orn 
pas-Him  in  der  ..SteiiLTLM  -rluchte  '  in  Hand  III  der  Fin. 

II.  Die  wichtigöten  hierluMTrehörigen  Fiiiie  sind  fo]*i;ende 
vier:  erhlose  Vcrlasscnsebaften ,  gefundene  bewegliehe  Sachen, 
sogenannte  ächatztnnde,  eventuell  Gewinne  aus  verloren  ge- 
gangenem  und  präciudirtem  Papiergeld  und  Banknoten.  Dazu 
tritt  als  fünfter  besonders  anzusehender,  aber  doch  verwandter  Fall, 
das  sogenannte  Heimfalisrecht 

1;  Erb  lose  Yerlassenschaften.  Sie  üelen  und  fallen 
regelmässig  dem  Staate,  oder  seinem  Vertreler  (Fttrsten)  an,  ans- 
nabmsweise  nach  Gewohnheitsrecht  oder  Privileg  anderen,  wie  dem 
Gericbtsherrn,  der  Gemeinde,  welcher  der  trtihere  Eigentbttmer  an- 
gehörte oder  wo  er  wohnte,  der  Auaencasse  u.  dgl.  m.  Die  Höhe 
des  Ertrags  hUngt  hier  ganz  besouder»  von  der  Gestaltung 
des  Erbrechts  ab. 

Wo  nam^ntUch  die  gesetzliche  InU^taterbfulge  eine  auf  einen  gewisscD  krcid 
niherer  Blatsrerweadten  beiichtlnkto  ist,  wie  z.  D.  im  Uteren  deattchen  Erbrecht 
steigert  sich  die  Bedentnng  dieses  Rechts  des  Staats  wesentlich.  (Beselcr,  Prirat- 
recht     IftO.)  £ine  solche  Besdiräukong  Itann  socinlpoUtisch  und  nsüMialOioaoimsch 
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recbt  wohl  gebilligt  und  sttlbst  gefordert  werden«  vie  dies  neuerdings  auch  mohrfach 
geschehen  iiilt.   Die  ganze  Frage  hängt  aber  mit  der  Frage  der  Gestaltung  des  Erb- 

r-Thts  zusammen,  urclcbc  hi-  r  ni^ht  priiicipicll  zu  erörtern  ist.  In  fiaanzwisscnschaft- 
llcher  Hinsicht  ist  die  Frage  auch  mit  dem  Systeme  der  Erbschaft ssteacrn,  das 
Cnilicli  selbst  wieder  in  TerUndoog  mit  der  Regelung  des  Erbreelits  gebrecht  werden 
fliQSS,  iii  Beziehung  zu  setzen  un<l  wird  ilaher  in  der  aljg;cmeinen  Stcucrlf'hn;  bei 
Besprechung  der  Erbschafisstencr  und  doren  Steliuog  im  Steuersystem  mit  beriihrt 
venien.  Finanziell  könnte  die  Kinuahme  aus  erbloseii  Verlasäenschafteu  bei  der 
foUoids  in  der  modernen  Welt  zulosäigen  engeren  Beschr&nknng  des  Inteateterbrecht» 
wichtig  werden,  wahrend  si'-,  jetzt  meist  sehr  unbedeatcnd  ist.  Itn  preussischeu 
Etat  tis  lS77/7b  ist  eine  Einnahme  von  ii(),b20  M.  aus  henonlosen  Erbschafion  ver- 
«nsehkgt  Die  Stidt  Berlin  bezog  aus  herrenlosen  Erbschaften  1875  13,446  H., 
ISTf.  2!m2  M.  (Statistisches  Jahrbuch  von  Berlin,  4.  Jalugan?,  1878,  S.  226), 
1SH4/85  3815  M.,  1885/86  1»<-'»7  M.  (Statistisches  Jahrbach  XIII.  S.  867). 
In  Frankreich  nach  Kau  Ibö^  700,000  Fr.  (grosserer  Umfang  dieses  Erbrechts 
des  Staats),  in  Belgien  1S53— 57  64,000  Fr.  —  Froher  bestanden  mitonter  Einriebt- 
engen,  die  die  Einnahme  fur  den  Staat  bedeutender  machten,  so  das  Hagestolzen- 
recht, wonach  gewisse  gesetzliche  Erben  der  Hagestolzen  zu  Gunsten  des  Staats 
ausgföchlossen  waren;  das  Erbrecht  des  Fü»cus  an  dem  Nachlass  des  im  Lande  vor« 
storlienen  Fremden  (das  s]iater  sogeriannte  Albannsroeiit,  droit  d'aubaine),  und  an  Stelle 
der  unehelichen  Kinder  u  Bastard  fall**).  (S.  Zöi>il.  Kechfsfreschichtc  III,  239.  '205.) 
—  Von  viel  grosserer  Wichtigkeit  war  in  der  Zeit  der  Lehensrerfassung  der  KUcklali 
der  Lehen  an  den  KOnig  n.  s.  w.,  bei  beschiinirtor  Snceossfon  in  die  Lehen,  se 
namentlich  in  England  (Fin.  III,  §.  72). 

Der  Anfall  an  den  Staate  statt  an  die  Gemeinde,  Armen- 
casee  n.  8.  w.,  eraeheint  gerade  in  der  Gegenwart  als  da«  prineipiell 
Riobtigste.  Die  gmndsHtEliehe  Verwendong  der  Einnahme  ztl  ge- 
setslieh  bestimmten  Zwecken  ist  bei  keinerlei  zufallendem  Vermögen 
passend.  Vielmehr  hat  die  Einnahme  znr  ordentlichen  zu  zählen 
und  ist  für  die  I>eckuDg  der  laufenden  all^emeiiieii  Ausgaben  ver- 
wendijar. 

Bei  Anfall  von  Grundvermögen  Hessen  sich  gesetzlich  bestimmte  Ver- 
vendniigsnreeke  erwigen,  alier,  wenigstens  bei  der  gegenwärtigen  Beschränktheit  des 

Anfallrechts,  wo  es  sich  nnr  nm  spor:u!ischc  Fülle  handeln  kann,  werden  sie  Aucli 
besser  unterbleiben.  Vgl.  die  weitgreifenden  Fläne  von  Umpfeubach  über  Ver- 
wendung des  Ertrags  an  Erbschaftsabgaben  in  „des  Volkes  Erbe*':  doch  unhaltbar. 

2.  Gefundene  bewegliche  Sachen,  (einschlicssHch  Metall- 
nnd  Papiergeld,  Hanknoten,  auf  den  l  eberbiiuger  lauti  iule  Werth- 
papiere u.  dgl.),  deren  Eigenthümer  nicht  wieder  zu  ermitteln  ist. 

\iclfach.  und  TTiit  Keclit,  besteht  liier  eine  IMUcht  lur  deii  Finder,  den  Fund 
bei  einer  Behörde  nu/.u/ieig<-ii.  Der  Fund  jjilegt  dann  dem  Findel  zuzufallen,  aber 
Alken  hat  der  Staat  den  Anspruch  anf  einen  Antheil  am  Werth  oder  der  Staat  ge> 
währt  der  Gemeinde,  einer  Stiftung  ii.  s.  w.  einen  solt  ben  Antlieil:  iiu  Princip  winl 
Bch  diea  reclitfertigen  lattsen.  Aber  von  grosser  practiscber  Bedeutung  ist  die  Sache 
■iehc  wä  ItiDO  sie  ideht  wobl  leiB,  da  der  Antbefl  des  Finden  nidit  lehr  reningert 
werden  darf,  um  die  Verbriinliebong  des  Funds  nicht  zur  Hegel  zu  macben.  8.  die 
•abr  easnistiscben  Bi-stimmungen  des  y>rcus5ischcn  Laiidrecbts  a.  a.  0. 

Aehnliches  gilt  von  dem  zeitweise  practiseb  wichtigeren  Fall: 

3.  dem  behatzf inden. 

In  rechtsonsicbercn  Zeiten  und  Ländern  wird  oft  in  grossem  Umfangt?  „th^'^nii- 
lirt**,  d.  h.  (iuter  hoben  specifiscbeu  Werths,  besonders  Metallgeld,  Schmuck,  (icräth 
au  edlem  Metall  wiid  rergraben  n.  '9,  w.  Da»  Wiederauflinden  aoleber  t,ScbiUe" 
dueh  Dritte  erfolgt  dann  durcb  Zofail  oder  «eibat  darob  planmltaaiges  Nadifoncben 
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später  vielfach.  Nicht  selten  ist  hier  rom  Rechte«  wie  dem  GigenthQmer,  auf  dcAen 
Roden  der  Schntz  von  Dritten  gefunden  wurde,  so  anch  dem  Staate  ein  Antheil  rugc- 
i>prochen  woiden;  im  Phucip  ebeoMä  wohl  zu  biUigea,  meist  auch  eher  dnrch- 
zeftUuen,  d«  ileh  das  Sebeltnideii  nldit  m  kklit  feriteiimltelien  liiit.  S,  die  obigcii 
BastimiiiangeD  de»  r5iiii«olien  Beciil»  und  des  preiMiiioheo  Landreclils. 

4.  Endlich  kannte  noch  ein  specifiseh  moderner  Fall  hierher 

Kühlen:  der  Gewinn   ans  Papiergeld  nnd  Banknoten» 

welche  bei  der  Einnifuii^  nicht  zurück  kommen  und  nach 
einem  Präclusivtermine  w  e  r  t  h  1  o  s  werden. 

Diese  Schuinu  lauten  auf  den  UeberbriiiKcr  und  dienen  au  Stelle  der  .VLiuxzc  als 
Umlaiifeinittel.  Regelmissig  geht  deren  ein  Betrag  verloreo,  besomicrs  von  den  klet* 
neren  Wertligrösscn.  Diesem  Betrag:  entsprirlit  ein  Acti?um  des  Emittenten,  das 
dadurch  disponibel  wild,  z.  B.  bei  eiuer  Baak.  Es  liesse  sieb,  zumal  bei  dem  Syatem 
der  Verleihung  des  Rechts  der  Notenanagabe  an  Banken  Seftens  dea  Staate  —  im 
Unterschied  vom  System  der  Bankfreiheit  —  nach  der  Functten  diesen  Umlaufsmitfeels 
iui  «iircntlichrn  Verkehr  recht  woh!  billigen,  ilass  di»*ser  Gewinn  gesetzlich  A-m  Staate, 
nicht  dem  privaten  Emittenten  (der  Acticnbank  u.  s.  w.)  zutiele:  das  Actuuui,  welches 
der  Note  mr  Deckong  dient«,  ist  dareh  Yeriorengehen  der  Nete  gewiaaennaaaaea 
..herrenloses"  Gut  g^cworden.  Unter  Cmstünden  kaiui  «ler  Gewinn  bedeutender  sein. 
(S.  A.  Wacrner,  System  der  Zeftelhajikpolitik  S.  59,  593,  675.)  Bei  den  preoasiachen 
Privatbanken  ist  dieser  Gewinn  für  nüldthatipe  Zwecke  in  verwenden. 

Auch  hier,  wie  \n  den  anderen  Fitllen  .  zeigt  sieh  daher  der 
Zusamuieiibaug  der  „Kimialime  aus  herrenlosem  Vermri^rcii'*  mit  be- 
stimmten 2^onuen  des  Privatrechts  über  dieEigenthamsordnuDg  u.  s.  w. 

Abweichend  von  diesen  FAlien,  aber  doch  verwandter  Art  ist 
schliesslich  noch 

5.  das  Heim fallsr echt  (richtiger  gerade  hier:  das  „An- 
fall s'^recht)  des  Staats  nnd  anderer  Öffentlicher  Körper ,  wie  der 
Gemeinde,  in  Bezug  anf  Anstalten  and  Untemehronngen,  welche  ans 

i'rivatkapitalien  hergestellt  worden  sind,  nach  Ablaui  einer  bestimmten 
Zeitfrist,  —  ohne  Entschädig inif?  oder  gegen  eine  im  Voraus  be- 
stimmte, hinter  dem  Werth  zurückbleibende  Entschädigung. 

Es  handelt  sich  hier  um  Anstalten,  welche  zweckmässig  in  den  Uändcit  dea 
Staate  n.  s.     aieb  befinden,  aber  aas  teebniscben,  Skonomlseben,  finanziellen  Gnbiden 

von  der  Privatwirthschaft  (Gesellschaft)  errichtet  und  eine  Zeit  lang  betrieben  weiden, 
~  etwa  «0  lange,  um  das  hineinarestcrktc  Kapital  mit  eini-rer  Sicherheit  a«s  don 
Betriebsuberi)chü&sen  amortibircn  zu  können.  Dergleichen  Fklle  äiud  auch  früher  wohl 
sehen  vergekommen,  z.  B.  bei  Brttcken.  Dne  grosse  practisehe  Bedentong  Im  ein 
Milchcs  Recht  hei  Ve r  1%  eh  rs a n s t al  t on  .  besonders  bei  Eisenbahnen,  in  den 
nächsten  Mcnscheualieiu  kraft  des  bezüglichen  \  orbehaltü  in  den  (Joncessionsurkunden 
der  Privatbabng:e8cllächaftcn.  Von  der  Zweckmässigkuit  dieses  Vorbeballs  ist  schon  im 
1 .  Bande  geredet  worden  (Fin.  I,  §.  278,  S.  699  der  X  Aofl.).  S.aoeh  Stein  in  Beng»af 
die  Eibciibahiiei».  H.  A..  S.  224,  ohne  das»  weitere  ronscqtienren  daraus  tre/os-eii  werden 
Aeliüliche  Bestimmungen  lassen  sich  in  gleichfalls  passender  Weise  in  Bezug  auf  1  oc  a  I  e 
Anstallen  für  gewisse  GeneinbedOifnisae  trsfTen:  anf  PfeidebsJinen,  Wasserrersor^ung. 
(iasfabrikt  ti ,  aii^h  ganz  allgemein  auf  gewisse  grössere  Gebäude.  S.  oben  §.  65.) 
Vorbehalte  dieser  Art  kommen  anch  schon  ror,  z.  B.  bei  Pferdebahnen  in  den  atidtischen 
Strassen  (Berlin). 

Ks  darf  wohl  arijj:cii  inuicii  werden,  dass  gerade  solche  Ver- 
bftJtnifise  in  nicht  ferner  Zukunit  immer  häutiger  werden.  .Neben 
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RückbÜclE  anf  das  GebOliTODWMeii. 


der  grossen  fioansieUeD  Bedeutung  iHr  den  Staat,  die  Gemeinde 
Q.  s.  w.  hat  dies  aooh  eine  Dicht  geringe  social  politische  und  volks- 
wirthschnllliche  Wiehtigkeit,  indem  abennnls  das  pri?atwirtbschaft^ 
liehe  Gebiet  dnreh  das  gemeinwirthschafttiche  nnd  das  Privatkapital 
and  damit  verbundenes  Privat- Gmndeigenthnm  dnreh  ^^Öffentliches 
Eigenthnm^'  in  grosserem  Maasse  ersetzt  wird. 

S.  viedenm  oben  §.  65.  Aach  hier  dalier  wieder  der  eofi^e  ZaMmmcnhang 
zwischen  Fiuanzftagen  und  den  allgemeiiMten  Fragen  der  volkswirthschaftlichen  Organi- 
sation and  Reclibordnung.  (Vgl.  Wapner,  firundlegong.  §.  117,  IIS.  175 — 177.  307, 
368.)  Im  Veii«brbwe*ieu  läsüt  sich  der  Uebergang  von  der  Privatuntcrnehmung  zur 
Sfeatlidien  ÜDtemehiBviig  und  von  dieser  aar  OflendicheD  Anaialt  nach  der  Teimi- 
Dologie  Ton  Sax,  mit  dieser  Einnchtang  eines  AnfaUsrecbts  in  Terbindnng  briofen« 
(TgL  Sax.  Verkehisstenem.  U  SO  S.) 

Rückblick  anf  das  gesammte  Gebfthren we sen. 

§.  76.  Ueberblickt  man  die  Einzelheiten  des  GebUbrenwesens 
der  Praxis,  welche  im  Voransgehenden  dargestellt  worden  sind,  so 
kann  ja  nicht  geläugnet  werden,  dass  die  £inriohtnng  dieses  Zweiges 
der  affentlichen  Einnahmen  auch  in  der  Gegenwart  noch  viel  sn 
wQnschen  ttbrig  Ittsst.  Den  an  sich  ziemlich  einfaehen  Grund- 
sätzen der  Gebttbrenerhebang  entspricht  die  Einrichtnng  der  wirk- 
Itcben  GebnhrenerhebUDg  nur  ganz  annfthernngsweise. 

Zwar  sind  gegen  früher  viele  Fortschritte  unverkennbar.  Manche 
einem  falschen  oder  übertriebenen  F^'scalismns  ihre  Pjit.<!tehung  und 
Einrichtunix  verdankende  GcbUbreu  siiitl  beseitigt,  umgeändert,  er- 
niässij2;t  Worden.  Seltener,  aber  doch  aui-h  bisweilen,  sind  iiiiio  <ie- 
bübreii  und  dann  in  richtigerer  Weise  als  ehedem  eingeführt  worden. 
Aber  der  Mängel  bleiben  noch  genug  vorhanden,  sowohl  im  Zuviel, 
als  im  Zuwenig,  im  Vorhandensein  wie  im  Fehlen  von  Gebühren. 

Die  ErkläroDg  bierittr  liegt  wobi  in  zwei  UmstiLnden. 

Einmal  nnd  eben  die  praotischen  Schwierigkeiten  der  Ein- 
und  Dnrchfinbrang  eines  rationellen,  den  leitenden  Grundsätzen  der 
Gebttbrenpolitik  wirklieh  einigermaassen  entsprechenden  Gebtlbren- 
weaens  häufig  sehr  gross,  mitunter  unttberwindlicb. 

I         }ed«n£alb  liegen  die  Verhlltnlsse  so,  da»  man  sich  mit  tAnet  annftherttngs- 

veisen  Erfüllung  jener  Grundsätze,  wohl  oder  übel,  stets  begnügen  muss,  aber  die 
\  ..AnDäherong:**  lann  freilich  iriehr  otl.  r  weniger  >,'elingen.  Kritik  der  Praxis,  Prüfung 
im  Forderungen  Uur  Tiieunc  auf  ihre  practiäche  EittUlbarkeit,  Experimente  in  dieser 
BiehtoDf  werden  hier  immerhin  weiter  und  m  einer  aUmfthlieh  frtsseren,  wenn 
inch  sicher  immer  nnr  zu  cinfr  sehr  relativen  „yoIlkomuioiih.Mt**  des  Gcbührenwosens 
führe».  Dadurch  wird  die  fiuanzwirthschaftiichc  Ücrcchiiguug  duä  letzteren  inticssca 
nicht  rermindert,  denn,  wenn  es  ganz  and  je  mehr  es  fehlen  wOrdc,  desto  mehr  be- 
durfte innn  schliesslicli  „oigontllcher  Steuern  \  Cnd  mit  deren  „Voilkommenheir*, 
init  (Jeren  Uf^bereinstimmong  mit  den  prinoipidlen  Forderangen  der  Theorie  ateht 
e»  noch  viel  ungünstiger. 
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Der  zweite  Erkläruugsgrund  der  Uui^cmi^ciidheit  des  Gebüiiicß- 
weseiis  der  i'raxis  liegt  in  t'alschen  politisclicu,  volkswirtlischaits-, 
cnlturpolitiscben  Ansichten  und  Tlieoriecn,  »amentiiuli  nicht  selten 
darin,  da88  ,,Clnsseniiiti  i  t'S.<en**  und  zwar  gerade  der  wo iil  h  ab  e  n - 
deren,  der  besitzenden  (Jlasseu  als  allgemeine,  wahrhalt 
„dfieutliche'^  Interessen  gelten  oder  als  solche  sich  za  gehren 
und  zur  Anerkennung  za  bringen  wissen. 

Die  kleinen  Veikclirsstöningen.  Unbequcuilichkeiten  vieler  Gebühren,  nach  deu 
Ottvermeidhchcn  oder  eimoal  besteboudon  Veraniagongs-  und  £rhebuagseiiuichtiui|^. 
die  Belastungen  mit  den  betreiFeodeii  Abgaben  gelten  gegenüber  Yonntlieibii  der 
„öffentlicbcu  Meinung"  als  entsclicidend  za  Gunsten  „freien  VerkchiS^  ODd  Jcostcn- 
ioeer"  Benutzung  öffentlicher  Einrichtungen  Und  doch  liegt  auch  hier  —  und  Ercrade 
hier  —  oft  genug  nur  ein  Clas&euintereöse  der  höheren  Stunde  vor,  bei  dessen  Be- 
fiiedignng  immerliiii  ein  „öfTentlidies  Interesse'*  mitspielen  mag.  dies  aber  in  zahl- 
reichen Einzelfällen  niclit  das  grossere,  sondern  das  Uelncre  im  Yerg^eicli  mit  dem 
Priratinteress-e  ist 

Hier  wird  die  Kritik  von  1-  all  in  h  &W  schart  und  unnachsicht- 
lieh  prüfen  müssen.  Nor  wo  es  sich  um  wirklich  allgemeine, 
dann  aber  auch  —  in  nnserem  Zeitalter  —  wo  es  sieb  um  Classen- 
interessen  der  unteren,  der  arbeitenden,  der  besitzlosen 
oder  wenig  besitzenden  Classen  handelt,  mag  der  „Fiscalismas'' 
im  Gebflhrenwesen  eingeschränkt  werden,  mf^gen  Gebtthren  fortfallen 
oder  Ermässigimg  erfahren.  Wo  es  aber  unter  dem  Deckmantel 
„Öffentlicher  Interessen'*  wesentiich  nur  verkappte  Interessen  der 
höheren,  der  „^jebildeten",  der  „besitzenden",  d.  b.  der  die 
sachlichen  rrodnctionsmittel  und  Arbcitsiustruniente  besitzenden  nnd 
in  Besitzrenten,  Speculations-  und  Conjuncturengewinncn,  Unter- 
nehmergewinu  l'fi  r  sich  verwerthenden  ('lassen  sind,  um  die  es 
sich  bei  „Ocbdhrenlreiheit"  und  massigen"  Gebllbren  handelt,  — 
wie  in  zahlreichen  oben  vorgekommenen  Beispielen  —  da  ist  „mehr 
Fiscalismas",  eine  Ansdebnnng  des  Gebuhrenwesens  nnd 
eine  Erhöhung  der  Gebührensätze  —  soweit  dies  finanziell 
vortheilhaft  erscheint  —  am  Platze.  „Zn  wenig*'  Fiscaiis- 
mas  ist  hier  nur  —  ein  den  höheren  Classen  zu  Gute  kom- 
mender „Communismus". 

Finanziell  ist  schliesslich  aber  immer  daran  zu  erinnern,  dass 
„weniger  Gebüliren'^  meistens  nothwendig  heisst:  „niehr  eigentliche 
»Steuern",  weil  die  Kosten  eiintiai  gedeckt  werden  uilisscD.  Das  so 
äusserst  schwicriije  l'esteueriuig.sproblcm  wird  selbst  wieder  leichter 
und  V o  1 1  k oni  ni  e  11  e r  —  oder,  richtiger  gesagt,  wie  immer  nur: 
weniger  unvollkommcu —  lösbar,  wenn  ein  einträgliches 
Gehtthrensj'stem  besteht 

«  Gedruckt  bei  £.  I'ulz  in  Lei|>zig. 


Fünftes  Buch. 

Allgemeine  Steuerlehre 

oder 

Theorie  der  eigentliclxeii  Besteuerung* 

Li  terariäühe  Nach  Weisungen  and  Yorbemerkungeu. 

§.  77.  Die  hier  rorf^cnommene  Scheidung  einer  „allgemeinea"  und  einer  „spc- 
cielieu"  Steaerlebre  ist  au  sich  nicht  noa.  Unter  dor  Bezeichnung  „Einleitons** 
od«r  ^diQ  Beitooening  (das  Steuenresen)  im  Allgemeinen'*  oder  fthnlich«i  findet  »ich 
eio  Ansatz  zu  einer  allgemeinen  Steucrlchre  ans  leicht  begreif  liehen  Gründen  in  den 
allgemeinen  finanzvissenscbaftlichen  ond  den  speciellen  steuerwiHsenschaftlichcn  Werken 
ziemlich  allgemein.  Abweichend  ron  den  meisten  bezüglichen  Werken  wird  die 
SeheidoDg  jetzt  aber  bier  strenger,  icb  darf  woU  sagen  „principiellei^  durchgefllhrt. 
Daher  worden  hier  aus  dieser  Scheidung  auch  andere  und  «reitergehende  Folgerungen, 
als  sonst  üblich  ist,  gebogen.  Darin  liei^t,  Itis  auf  das  mehrfach  Ähnliche  Vorgehen 
Steins,  eine  Abweichung  töü  den  früheren  Theoretikern. 

Als  Ha  u  pt  beispiel  der  letzteren  kann  Bau  dienen.  Auch  Bau  hat  die 
Lehre  von  den  Steuern  nach  demselben  Gesichtspnnct,  wie  ich  hier,  in  z\rei  Abtheil- 
ungen gebracht  Die  ganze  Lohre  bildet  bei  ihm  den  4.  Ab^icbnitt  des  2.  Buchs 
fOD  den  „Staat wdnkünften"  nnd  serfUH  in  die  1.  Abtheflnng  „das  Stevenresen  im 
Allgemeinen"',  §.  24T-~S62,  —  der  Schluss  des  1.  Bands  der  FinanzA'i>sen3cbaft  — , 
und  in  die  2.  AbtheÜung  „die  einzelnen  Arten  von  Steuern",  §.  297 — 462,  die  erste 
grossere  U&lfte  des  2.  &inds  des  Werks.  In  der  1.  Abtheilung  behandelt  lUu  nach 
einer  eebr  konea  ElnldtUDg  die  «ilgemelne  Steneiiehre  In  4  Huptotaekeii:  Entviek- 
lang-  der  obersten  Besfeueiuiigsgrundsatze  §.  250  —  267,  die  volkswirthschaftlirhen 
Wirkungen  der  Steuern  <  namentlich  die  Ucberw&lzung)  §.  26S — 273,  Einrichtung  des 
Steaenresens  (Zusamiuenhang  und  Ausfuhrung  der  Steuern)  §.  276 — 290,  endlich 
Kiutheilung  der  Steuern  §.  291 — 2'.'tj.  Bei  Bau  wie  bei  allen  Aelteren  treten,  wie 
oben  in  §.  4  näher  ausirciuhrt  wurde,  in  dieser  Bchandhin^i  die  ,,al|f^eincincn  Lehren'* 
hinter  die  specieUcn  sehr  zurück,  weil  der  phvatwirthschaftliche  und  technische,  hier 
besonders  der  stenerteebnlsefae  Standpunct  die  Erörterung  gaos  beberrscht  Der  Zu« 
ssanenhang  mit  den  Fragen  der  Folkswirthschaftlichen  Organisation  und  mit  dem 
ganzen  Vollss-  und  Staatsleben  wird  dabei  zu  weiiijT,  oft  uberliaupt  kaum  verfolgt 
Von  meinem  in  der  „(irundieguug"  und  im  1.  BauUu  der  Finan^wisbeuschaft  ent- 
viekelten  «nd  oben  in  ^.  8  AT.  festgebaltenen  Standpoocto  aus  ist  dies  ein  Fehler. 
Im  Unferschied  von  Kau  s  Werk  ist  die  alt(,^euunne  Steiierlehro  im  Folgenden  viel 
umiangreicher  und  behandelt  eine  Menge  Puncte,  weiche  liau  noch  kaum  berührte 
oder  doch  nicht  im  Zusammenhang  mit  den  rolkswirtbscbaftlichcn,  politischen,  socialen 
VeAUiainen  nnd  mit  der  ganzen  geschichtlichen  Kntwicklung  des  Volks-  nnd  Stanle» 
lelx*DS  brachte.  Z  B.  fli-'  Untersuchungen  des  folgenden  1.  und  2.  Kapitels  dies» 
9.  Buchs  fehlen  bei  Bau  faat  ganz«  bis  auf  ein  paar  einschlagende  Bemerkungen  in 
tsiner  Einleitung  §.  247—249. 
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Die  übrigen  Sysicmatiker  der  Pinanzwiasenschaft  stehen  in  der  foimelleD  Rehaüd- 

iQDg  des  Gegeustandb  Ran  nah«:  Henrorzaheben  wegen  einzcltter  guter  Bemerkung^cn 
in  der  allgemeinen  Stcuerlehre  sind  v.  Malchus,  Fin.  I.  5;.  32— Mtch  für 
Älter«»  Literatur),  ümpfenbacii,  Fin.  i,  45—74,  2.  A.  §.  70—114,  v.  liocli,  oticut- 
liche  Abgaben,  §.  1—18,  dem  ich  mich  mehrfach  in  Ginielheiten  angescUosseii  habe. 
Von  älteren  sonst  z.  B.  r.  Jacob,  Staat^tfinanzwissonscbaft  I.  §.  45 J — 514.  Fulda, 
Fin.  ti.  ISC)— 152;  Schön,  Gnindsatze  der  Finanz,  Ka}ntcl  5  und  f>;  Pfeiffer, 
Staatseiaiiahmea  II,  Tbl.  (i;  Buigiua,  Fin.  2.  A.,  Jt»;  Garuiur,  Im.  ch.  4  n.  S.; 
Leroy-Beaulie«,  Pin.  I,  livre  2,  ch.  2  u.  (i.  —  Aus  der  Literator  über  BenteneiBD^: 
Murhard.  Besteuern ng:,  1.  Abth.  J.  ü.  Hoffoiann,  Lebre  von  den  Steuern,  Ab- 
Hchnitt  [,  S.  1— 94.  Maurus,  moderne  Besteueruog,  besonder»  Kap.  \,  passim  aucb 
7  und  S.  Parieu,  imp6t  tdI.  L  A.  Held,  ^kommonstener.  Kap.  2,  4— 6;  fr.  J. 
Neu  mann,  progre8:^ire  Einkommensteuer,  passim.  —  S.  ferner  den  Abfian  In 
Schiffle'tf  gesellsclKiftlichem  System,  'l  A    S.  531  fl".,  3.  A.  II,  S   H»*?  ff. 

Wesentlich  von  derselben  Urundaiibciiauung  aus  wie  ich  hier,  wenn  auch  mit 
manch&ch  ahwc^dhender  Bebaadlung  ond  Tenchtedenea  Baanltalaii,  hat  nor  L.  r.  Stein 
in  seiner  Finanzwissenscbaft  die  all ;!e meine  Stcuerlehre  ebenfalls  stark  in  den 
Yorder<j:rund  geschoben,  in  der  3.  Anflajje  besonders  S.  207—400  f.  allgeineiner 
Tbeii",  dem  dann  auck  der  „Ucüünderc"  von  den  einzeliicn  Steuern  bändelnde  Theil 
folgt),  4.  A.  I,  S90,  431,  die  spedelle  Stcuerlehre  in  ß.  II,  5.  A.  II,  I,  346 — 5GU 
die  specielle  in  II,  2  Ich  veranM'litt'  midi  St'-in's  Schenialismcn  und  Kateiforieen. 
sowie  seiner  gerade  hier  überaus  künstlichen  und  m.  £.  oft  willkürlichen  und  irre- 
fhhreBdeo  Teminotogie  nicht  oft  aninachlieisen.  Dabei  Terkenne  ich  jedoch  auch 
hier  nicht  die  Anrci^iin^  .  welche  Stein  in  seiner  allgemeinen  Steqerlehre  für  eine 
tif  f>re  Auffassonp  der  Hi  ?.tenerung  gej^eben  bat,  und  die  rielfacben  geistvoll'-n  Be- 
merkungen über  die  Zuaamuienhäoge  der  Bestcuerting  mit  den  geschichtlichen,  poiiti- 
achen,  geaellsehaMichen  YerfaSltninen.  Eine  nnsefer  HanpIdiHerenaen  liegt  in  der 
Auffassunj?  der  Vulkswirfhs*  h.ifi  und  des  ihr  zu  Grunde  liegenden  Hechts.  Mir  scheint, 
dass  der  bahnbrechende  Vertasi>er  des  „Socialismus  und  (3ouimunismus"  im  heutigen 
Frankreich"  hier  in  seiner  Theorie  der  Volkswirtbschaft  noch  nicht  die  gerade  seiner 
eigenen  Lehre  m.  £.  mit  Notbwendigkdt  entspfiagende  Auffassung  der  heutigen 
Volkiwirtliscliaft  und  ihres  Priv8tr<!(  lif^-y-tc-ms  gewonnen  hat.  Aurh  ihm  geht  di' 
Volkswlrthschaft  noch  zu  sehr  im  privatwirthsch&ftiichen  System  auf,  sind  die  FriTat- 
(ngenthvms-  and  die  geseltechafUiche  Glaioenoidnnng  noch  etwas  zu  Abaolstea  (Tgl. 
Fin.  3.  A.,  S.  314  ff.,  321  fT).  Sein  Kapitalbegriff  ist  m.  E.  ebenfalls  unhaltbar.  Ich 
bezi''h»'  uiich  für  nlh-  solche  I) liieren zpTinctc  auf  die  Erörterungen  in  meiner  „Grund- 
legung .  Die  wie  immer  bei  Stein  geiätreichen,  aber,  wie  ebenfalls  immer  bei  ihm, 
rein  mittelst  GeneiaHsalion  einzelner,  öflen  nicht  efanal  besondera  iriehtiger  Paacte 
dedncirten  Constructionen  der  ..Elemente  der  Oes  cb  ich  teder  Besteuerung"  sind  fast 
ganz  tittschendes  Blendwerk,  das  bei  jeder  wirklichen  Untersuchung  der  Thatsachen 
iB  lieh  eosammenfUlt  (/..  ß.  5.  A.  II.  I,  301—401).  Dafür  verweise  ich  jetzt  auf 
meine  Fin.  III,  besonders  die  steuergeschichtlicben  Abschoitte. 

In  <\rv  nencsten  Literatur  fobeu  §.  t»  ff.)  tritt  die  „allgemeine  Stouerl  hr  -  ' 
mehr  in  den  Vordergrund  und  rcrselbständigt  sich,  wie  in  Steins  und  meinem  Werke, 
n  einer  Art  theoretischer  Orandlegung  der  Eestenening.   8o  in  8chiffle*8  Sl^er* 
Politik  („grundlegende  Erörterungen"  S.  3 — 19b).  wobei  nur  der  practichc  Zweck  des 
Werks,  die  Erörtenin?-  s  hwehender  Steuerreformfragen.  Eig-cntbümlicbkeiten  der  Be- 
haudlungs weise  in  dieser  „allgemeinen  Lehre"  bedingt.   Koscher  legt  in  diese  Lehre 
wohl  den  Schwerpnnct  der  Finanzwissenschaft,  er  giebt  ihr  auch  eine  rerhiltnissmSssig 
Ii  nide  Darstellung,  die  an  Umfang  seiner  spccielleii  St  cuerlehre  pleiclikommt 
(ßj.  144—292  Uber  „Steuern  im  Allgemeinen",  wo  in  sechs  Kapiteln  die  Naturiefare. 
Ethik,  Politik,  Geschichte,  das  System  und  die  Erhebung  der  Steuern  behandelt 
werden,  unter  anderen  Ausdrucken  und  im  Einzelnen  neluudi  verschieden,  doch  ÜB 
Ganzen  derselbe  Inhalt  und  die-^elbcn  Hauptpuncte,  wie  in  meiner  allg-inncinen  Steucr- 
lebre;  dann  S.  292—440  die  „Steuern  im  Einzelnen").   Auch  im  Schönberg'schen 
Handbuch  wird  in  einer  eigenen  Abhandiong  Heiferieh  s  die  „allgemeine  Steoefw 
lehre",  freilich  nur  mehr  abrissartig,  von  den  verschiedenen  Abhandlun>?en  der  .,spe- 
cicllea  Steuerlehre"  getrennt.   Heiferieh  behnndolt  hier  in  3  Absrhniften  •  Ii o  Steuer 
iA  lechtficher,  in  ökonomischer  Beziehung  und  Arten,  System  uud  Verwaltung  «ler 
Steaern.  In  G.  Cohn  s  FinanzirhiienBcbaft  iat  dann  sogar  die  Lehre  fOft  4eii  Stetsm 


("Google 


litenurisclie  NichtreSraagaB.  und  Votbe]ii6ilnuig«&.  201 


•;b'";rbrn]p»  jrrosscnthdls  mit  der  „»IJgemeinen  Steaerlehre"  identisch  (2.  Ruch,  il&zu 
duch  licm  1.  Buch,  Kap.  3,  Arten  den  Oli'cntlichen  Eutgdb).  wo  iu  5  Kapiteln  —- 
in  einer  freilich  m.  £.  aufccbtbaren  ReibeDfolgc  und  STatemisiruog  des  Eintdaen  — 
iic  (ierechtigkeit,  der  Gegenstand,  die  historibcben  Arten,  das  System  und  die  Vcr- 
vaitUDg  der  Steuern  abgehandelt  werden.  Im  3.  Buche  folgt  darauf  die  specielle 
Steaerlehre  in  Fora  ron  Darstellungen  und  Erörterungen  Uber  „die  deuuche  Steuer- 
gesetzgebung der  Gegen vart".  Eine  sybtematische  specielle  Stenoriehre",  wie  sie 
B»ir  neJien  einer  snlf  h  'ii  Debcrsicht  und  Kritik  eines  einzelnen  Landes  gerade  in  der 
FiQanxwiäseu:>chaft  geboten  scheiat,  fehlt  dabei  (s.  meine  Bemerkungen  in  Band  III, 
Fio-,  Vorwort  S^Y  tind  §.  2).  Auch  in  Tan  der  Linden*«  leerboek  der  finanzfen 
!i  v't  der  Schverpunct  in  der  allgemeinen  Stcuerlehre.  Von  „Grundrissen**  enthält 

1.  B.  der  Cossa'sche  nnd  der  (yOSsa-Ehcber^'sche  wenigfstens  die  Elemente  auch 
einer  allgemeiucu  Steucrichrc;  ebenso,  freilich  vermciigl  mii  vielem  Aiidcrcu,  Walckcr. 

Vonicmlich  zur  Literatur  dieser  Lehre  gebOrt  tener  ron  den  neuesten  Erschein- 
orrpn  das  Werk  von  Vocke,  Abgaben  u.  s.  w.  (oben  S.  17  und  S.  26),  die  Schrift 
von  Eobert  Meyer,  die  Pnncipien  der  gerechten  Besteuerung,  welche  in  diesem 
Thea»  einen  wichtigen  Haupttheil  der  allgemeinen  Steverielu»  herens-  und  dtbei  auf 
andere  Theile  dieser  Lehre  hiniiber^'reift,  E.  Saz'  theoretische  Gruadlegottg  der 
Srriarswirthsrhaft  (oben  S.  IT  und  5.  '2^<)  in  den  bezüglichen  Ausführungen  über 
Üesteucrung  und  eigentliche  bteuorn  (beaoaüers  §.  81  &\),  endlich  Vieles  aus  den  oben 
S.  19  it  besproohenen  neoeren  Arbeiten  Neamann*s,  eo  andi  seine  termlnelegischen 
nnd  Clafsificationsj-rntiTSUchnngen  uiirl  Frirt  •ningen  in  dem  Buche  über  ,  die  Steuer*. 

Auch  in  den  Arbeiten  Uber  Steuerreform  fr a^rcu,  specieii  Uber  directe 
Steuern,  Monopole,  Gommunalbesteuerung,  in  den  oben  §.  9,  10  genaniiten  Uut- 
achten  and  Referaten  des  Vereins  fQr  £kK:iaIpolitik  (Nasse),  ist  manches  zur  allge- 
meinen Stenerichre  (iebOrige  enthalten.  Einzelnes  damns  wird  im  Veriaaf  heran- 
gezogen werden. 

§.  78.  In  aUen  Arbeiten  llber  Beetenernng  im  Allgemeinen  spielen  die  soge- 
luiinteu  Grnndregelo  for  die  (moderne)  Besteuerung  eine  grosse  Rolle.  Gern  hat 
sich  die  Erörterung  an  die  Formulirunjs:  dieser  Rcg:eln  —  den?)  ihre  erste  Auf- 
itellang  rahn  nicht  von  ihm  her  —  durch  Ad  Smith  (wealih  ol  uatioos,  b.  V,  ch.  2, 
Secc  2)  aagesdiloesen.  (S.  n.  §.  122.>  Die  fremde  natlenaloltonomische  vnd  flnanztheoreti* 
$cbe  Liter  nt'jr  ist.  wie  sclion  bemerkt  wurde,  besonders  in  ihrer  allgemeinen  Stenerlehre 
aber  eine  Paraphrase  dieser  Smith'schen  Sätze  kaum  hinausgekommen.  (Vgl.  z.  B.  selbst 
J.  St.  Mill.  polnische  Oekonomie,  B.  V,  ch.  2)  Dass  die  Regeln  tbeU weise  nicht 
ib^ülute  sind,  sondern  von  historisch- ri  latiren  Verhältnissen  abhängen,  wurde 
dabei  nicht  immer  gentlgend  beachtet.  Ein  einseitiger  Rationalisnitis  hat  hier  oft  das 
Büaoonement  der  Theoretiker  zu  sehr  beherrscht.  Auch  dasä  die  Uauplregel  ron 
Smith,  die  Bestenemng  mfisse  im  Verlilltniss  zn  den  lesp.  Flhighelten,  d.  n.  zum 
Einkommen  stehen,  welches  man  unter  dem  Schutze  des  Staats  beziehe,  die  eigentliche 
Kenifragu  der  Vcrtheüütig-  der  Restenerung  gar  ni'^lit  l  »^'.  sondeni  nur  das  in  dif»ser 
Frage  enthaltene  Problem  unklar  und  einseitig  furmuiirt,  wurde  gewöhnlich  Übersehen, 
vie  nicht  minder,  dass  mit  der  einlaclien  aziomatisehen  Hinstellung  der  Begoln, 
i:tmentlich  der  Gercchligkeilspostnlate  der  Allsemeinheit  und  fileii  hni.lssi^keit  der 
feuern,  wenig  gewonnen  ist.  Die  theoretische  Schwierigkeit  beginnt  erst  bei  der 
Feststellung  des  Begriffs  eines  solchen  Ausdrucks,  wie  „Allgemeinheit"  und  ^Gleicb- 
r.j  L-higfceit"  und  die  in  der  Theorie  zu  untersuchende  practische  Schwierigkeit 
beginnt  erst  bei  der  Verwirklicbiing  des  T)ezriirli<hcn  PoMulats  in  der  Steuerpraxis. 
Ikswegen  reriangen  gerade  solche  Kegeln  eine  sehr  eibgehende  Erörterung.  Dabei 
ist  wieder  der  Zasammenbang  mit  anderen  Pancten  der  Mtgemeinen  Steaerlehre  fest- 
Inhalten,  was  auch  meist  nicht  genügend  geschehen  ist. 

Für  diesen  Theil  der  Steuerlehre  ist  im  Uebrigen  ent«?cheidcnd  die  Auf- 
tamsuug  VQü  der  Volkäwirthschaft,  ihrer  Organisation,  ihrer  Bildung  ciat 
dnreb  das  privat-  und  gemeinwirthsehalUiehe  System  zusammen,  die  Anf&ssung 
des  wirthschaftlichen  Verkehrsrochts .  namentlich  des  Eijrenthumsrechts  ii.  s  w.  Ich 
beziehe  mich  daher  auch  hier  romemlich  auf  die  Schriften  desjenigen  Autors,  mit 
dem  ich  mich  in  Betreff  dieser  entscheidenden  Punote  am  Meisten  in  Einklang  be- 
i'j-ie.  Schiffle's,  namentlich  auf  sein  gesellschaftlichos  System  (n.  A.  besonders 

2.  Auflage,  g.  i'VM»— 220),  und  auch  auf  manche  Partieen  seines  grossen  Wcrkn  ,.Bati 
Dod  Leben  des  socialen  Köipeiä",  spcciell  z.  B.  IV,  224  If.  Meine  eigene  Auffassung 
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der  einachlagendeu  Puncte  aas  der  allgemeiQoa  Volkswirtbschaftsiehre  8.  besonder» 
in  meioer  „Onudlegang*',  inaeiiliiöh  1.  Ablbeflong  (2.  A.),  Ktp.  3  und  4,  andi  Ab> 

theilout;  II  passim.  Ich  mass  diese  AufTassun?  pcrade  für  die  allg-emeine  Sfeuerletre 
hier  als  bekannt  rorausseUen»  weil  riol£ach  doi  CJoDsequenzen  dAiaiu  fUr  das  Steoer- 
wesen  za  ziehen  bind. 

Durch  dl«  hier  jelst  eingeschlagone  Bobandlanirsveise,  die  umfassende  Entvldt- 
lang  und  B'-tTr-Midünir  riw^r  ..rxHiri^mrinen  Steaerlehr?"  als  einer  theoretischen  Grond- 
legnn^  der  gettaaunten  Beäteuerung,  wird  auch  Manches  aus  den  eigentlicheo  Priii* 
cipi«B*GoBtroTerf «B  in  BetrdT  elDielnef  Aeoem  (t.  B.  ttber  proporÜenBloB  oder 
progreHfrtB  Stenerfnss  bei  einer  allgemeineB  EtekOBunensteBer)  Torveg^nommBB,  was 
Andere,  mehrfach  auch  Kao,  erst  in  der  spcciellen  Lehre  erörtern.  Der  ron  mir 
eing^chlagene  Weg  hat  m.  £.  auch  in  formeller  Hinsicht  den  YoRUg.  £r  ist  aber 
MMSB  netner  AvIBwniDf  der  Sacbe  «a«  ioBerea  Grttsdm  Bothvandif  geböte«. 
Denn  nur  so  ist  es  inöglicli .  die  Entscheiduni^  der  Streitfratren  tiefer  zu  beirrtlndeu. 
indem  man  diese  FraitriHi  eben  selbst  in  Znsainrnonhaiiff  mit  den  Grund  Verhältnissen 
der  Volks wirtLschaft  uiul  der  Uechtsordnung  bringt  und  die  vcrschiedeuo  Entscheidung 
aJs  eine  Folge  der  Verscbkrtlenheit  diewr  Verhältnisse  nachireist  Wie  wenig  Ran 
Boch  elnf  solch'«  Kii.-i  -ht  gewonnen  hatte,  ergiebt  sich  z.  B  ans  der  Bemerkung-  in 
§.  269,  Kote  d:  dass  die  i>treitfrage  über  progressirc  Steuer  u.  s.  v.  ,^bei  der  aÜge- 
aieinen  Einkonmenstoaer  (im  speciellen  Tbeil)  abgehandelt  verde,  weil  man  gerade 
l>ei  dieser  Schätzung  jene  Steigerung  besonders  empfohlen  habe''.  Bei  einer  toldien 
einzelnen  Steuer  kommt  aber  nur  die  Fra«re  der  stcuertwhnischen  Durchführung  eine* 
aligemeinen  Princips  und  Postulats,  nicht  jedoch  die  Frage  der  Hechtfertigung  de& 
kMaroB  «ellMC  «a  sich  and  il»  s«lcli6&  In  Betnolit 

EinleitoBg. 

§.  79.  Die  Scheidung  der  Stenerlebre  in  einen  all- 
gemeinen und  einen  speci eilen  Tlieil  beruht  anf  einein  an 
sich  einfachen  unil  leicht  versiUndlichen  Trincij).  In  dem  ersten 
Theil  sind  die  der  Besteuernng  solcher,  daher  deu  ein- 
zilneii  Stenern  als  Gliedern  der  lU.^teiiernng  gemeinsamen 
Puncte,  in  dem  zweiten  Theii  dann  die  jeder  einzelnen  .Steuergrnppe 
und  einzelnen  Steuer  besonders  eigenthUmlicben  Puncte  za 
behandein. 

In  der  allgemeinen  Stenerlebre  werden  daber  alle  banpt- 
s&cb lieben  Principienfragen  der  Bestenening  flberbanpt  in 
Bystematisohem  Znaammenbang  erörtert  Dadnrcb  wird 
eine  nmfaesende  grundlegende  Theorie  der  Bestenerang  tn 

gewinnen  und  das  Problem  der  allgemeinen  Steuerpolitik 

zn  lösen  gesucht.  In  der  speciellen  Steueiklire  handelt  es  sieb 
dann  iiiii  die  Fragen  der  t Ii atsüch liehen  D  u  rc  Ii  1  ü  h r  u n g  der 
lUsiouerung  im  Einzelnen  in  der  Praxis,  daher  voruemiich 
um  die  steuertechnische  Seite  des  Bestenerungsproblems. 

S.  die  Eiiileituii?  /u  Fin.  III,  §.  1,  2.  Auch  die  Tlieorie  der  Besteoeroog 
mui»s  auf  empirischer  Basis  aufgebaut  werden,  die  „ailgemoino  Steoerlclire"  bat 
daher  mit  Hilfe  historischen.  Statistischen  und  legislativen  Materials  die  Fragen  nach 
dem  „Was  war?",  „Was  wurde?",  „Was  ist?"  mit  zu  erledig»;!!.  AV  r  mehr 
nur  in  genereller  Weise,  indem  sie  die  eenauere  Darstellung  der  VerhiUtuisse  und 
y«lilbeitonf  dM  Stoffii  znr  BMotvoitoiif  S/mm  Fragen  der  „speoi«llMi  SlM«cUu«!^ 


.    ^  d  by  Google 


EinleitODg. 


203 


abfiireut  und  überliest.   Die  „allgemeine  Steueritiire**  hat  aber  aech  die  weitere 

AofcAbe,  .Ulf  Grund  prinripielltT  Er!5rteniDgcn  die  Frage  nach  dem  „Was  soll  sftinV", 
daher  auch  nach  dem  Besteucrungsideal,  ferner  die  Frage  nach  dem  „Was  soll 
greschehen,  um  sich  diesem  Ideal  möglichst  za  nähern?'',  daher  nach  der  rieh- 
tif  r-n  Steäorpolitik  wenigstens  zu  allgemeinerer  Entscheidang  zu  bringen.  Die 
Ergcboissc,  welche  sie  hierbei  gewinnt,  werden  dann  fur  diV  „specielle  Steuerlehro" 
m  Directire  hiosicbUicb  der  Frage,  .«wohin  die  Entwicklung^  zu  leiten  ist?'*.  Sie 
■oneii  dabei  aber  zngldeh  nAher  an  den  practiachen  Torgängen  and  VerUUtniSBen 
in  Bezog  auf  ihre  bisherige  thatsächlicbe  technische  DarchfQhrung  und  weitere  Durch- 
führbarkeit in  den  einzelnen  Steuern  geprüft  werden.  Nach  den  hierbei  gewonnenen  Er- 
lahnmgeQ  und  daraus  abzuleitenden  Regeln  werdeu  die  »teuerpolitischen  Postulate  der 
lÜiemeineD  Steneriehre  in  Betreff  des  ,jBein  soUens''  wieder  beriditigt  werden  müssen. 
Hiiibii  !itlich  der  unmittelbaren  Aufgaben  der  Praxis,  im  roncreten  Falle,  kann  aber 
auch  die  specieile  Steuerlebre  wieder  nur  die  allgemeine  Dircctivu  geben,  das  ,.0b  und 
Wie?**  der  Dorebftthrung  hängt  hier  wieder  von  den  concreten  Vorgängen  und  Verhält- 
nissen ab,  nnd  ist  nicht  mehr  eine  Angelegenheit  der  Finarizwissenschaft,  sondern  der 
darch  lioanzwisbcnscbaftlichc  (ie:sichti9pQncte  nnd  <irand«&tze  geleiteten  nnd  dadurch 
mr  »jationcllen"  erliobenen  Praxis. 

Erst  die  allgemeioe  uiid  specieile  Steuerlebre  zusammen 
ü  sen  die  Aufgaben  sämmÜiob,  welche  der  Steuerlebre  als  Tbeil  der 
Finanzwissensebaft  obliegen.  Beide  ergänzen  sieb  gegenseitig  nnd 
ihre  Dantelloogen  nod  ErOrteniDgen  liefern  das  Material  an  weehael- 
seitiger  Prüfung  der  Ergebnisse. 

Sydt^matiseh  liene  es  eich  aveh  rechtfertigen,  die  spedeUe  lehre  voraoziutellen 

und  TOD  ihr  aus  erst  zur  allgemeinen  emporzusteigen.  Vertreter  des  „inductiven  Ver- 
fahrens" werden  geneigt  sein,  so  forzugeben.  Aber  die  hier  erfolgende  Voranschickung 
der  allgemeinen  Steuerlehre,  systematisch  berechtigt,  hat  doch  wieder  ihre  besonderen 
Yinrtge.  Bei  der  ErOrtemng  der  wirUlcben  principiellen  Hauptfragen  der 
GesauimtbtiSteacning  tritt  das  Hauptsächliche  in  den  Vordergrund,  das  Kcben- 
iichliche  zurück.  Man  gelangt  so  rom  Wichtigeren  zum  Unwichtigeren,  Tom  Grossen 
und  'Allgemeinen  zum  Kleinen  und  Speciellen,  rom  mehr  Wissenschaftlichen,  weil 
«Theo rt.- tischen",  zum  mehr  Practischeu,  von  der  Steu  r]  nhtik  zur  Steuertechnik:  alles 
r.attirlioli  sich  bedingend,  ergänzend,  berichtigend,  aber  doch  gerade  in  der  Wissen- 
schaft eines  der  Praxis  augehdrigea  Gegenstands  nicht  alles  Fon  gleicher  Bedeutung 
ftff  die  wiflseDSchaftHche  BeMudlnog. 

§.  80.    Die  bier  iu  der  allgemeinen  Steuerlebre  behau  (leiten 

gemeinsamen  Puncte  der  BcsteueruDf:  lassen  sich  in  folgende 

fttnf  Gruppen  bringen^  denen  die  ffini  einzelnen  Kapitel  dieses 

Bttcbs  gewidmet  sind: 

1.  Begriff  nnd  Gr  nnd  der  Bestenerang  (d.  i.  der  eigent- 
Uelien  Steuer  als  solcher)^  sowie  Terminologie  von  Einzelheiten 
des  Stenerwesens  (Kapitel  1). 

2.  Entwicklung  der  Bcsteuerang  (Kapitel  2). 

3.  Oberste  Grundsätze  der  Besteuerung  (Kapitel  3). 

4.  System  nnd  Hanptarten  der  Besteaerong  (Kapitel  4). 

5.  Allgemeine  Grundsätze  and  Aufgaben  der  Stener- 

?er waltung  (Kapitel  5), 
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Auch  hier  «teht  da»  Einzelne,  welchts  in  den  vorsrhiedon n  Kapiteln  rn  hc- 
hiuideln  ist,  nattlrlich  Fielfach  in  ZasammeDhang«  so  z,  B.  der  Bef  rill  der  Steuer  uad 
die  TemÜDologie  nf(  Verh&Itnisseii .  wclcha  eist  in  dritten  Bod  fiert«n,  nim  Theil 
AQch  im  fünften  Kapitel  niher  behandelt  werdeu  köuuen.  Daher  tous^  Einiges  hie 
Qod  da  an  rerscliiedencn  Stellen  berührt  werden,  z.  B.  Strcitfrag.'n  <1-r  Tcrminologiv 
und  CUssifiauioD.  auch  im  4.  und  5.  Kapitel  Indessen  ist  das  bei  einer  systc* 
Bitiacben  Behnndlang  nlenab  ganz  zn  fennelden.  —  AMclidfcb  eind  im  Peig«ndea 
Abwei(huij;:»>ri  in  d«r  formcllon  AnordnuiiL;-  des  StofTn  gegen  die  1.  Auflage  in  dem 
ffPfrcnntfinfl  !  i  jt.fziffen  l.  Kapitels  vorsi'iiuiiimeji  worden,  der  damals  grö'sstentheils 
in  die  „iuiüluiiung"  329 — 338)  gestellt  worden  war.  Diu  jetage  Anordnung  sowie 
die  jeMge  Seheidnng  ron  X^dtel  1  nnd  1  ist  wohl  iklitifer. 

Erstes  Kapitel. 

Begriff  und  Ornnd  der  Bestenenuig, 
nebst  Terminologie  Im  Stenerwesen. 

S.  in  Fin.  I  (3.  A.)  §.  201)  über  den  Stenerbegritf;  über  Terminologie  meine 
Abhandlung  „directe  Steuern'*  im  SchOnborg'schen  Handbuch,  2.  A.  III,  1  — S. 
Tgl.  hierzu  vornemlich  die  (oben  S.  2U)  genannten  neueren  Arbeiten  Neu  mann'», 
besonders  «ein  Buch  über  ,.die  Steuer",  daselbst  S.  402—40*^  die  Kritik  meines 
Steaerbegrittä  in  der  genannten  Stelle  der  3.  Auflage  dos  Bands  I;  mit  dieser  Kritik 
setze  ich  mich  im  Folgenden  nAher  tueeinander.  Mit  Ran  (so  [,  §.  84  ff  ,  247,  254, 
281  ff.,  2M1  ff.)  stimme  ich  in  terminologischen  Pniu  ten  mehr  als  in  principiellen 
nberdn.  Stein  (4.  Anf!  f  4.s.'{  ff.,  5.  A.  II,  1,  846  ff.,  401  ff..  42ü  ti.)  ist  in  der 
Terminologie  oft  sehr  wUli^uriich  und  weicht  dabei  nnnOthig«  ja  haahg  nachtheilig 
Ton  der  tlbUchen  ab.  Auch  eeine  Begriffseotwicklongen,  in  Uetorisirender  Mkaier, 
enflialfen  wie  frcw"ihiilicli  nur  einiges  Blendende,  das  bei  gcnaoerer  Pnlfuug  an  den 
geschichtlichen  Thatsachon  nicht  Stich  h&lt.  Stein  coustruirt  sich  die  Dinge  za- 
recht, Klarheit,  Schärfe,  Folgerichtigkeit  fehlt  dabei  vielfach.  Beachtenswerth  v.  Hock. 
Abgaben.  14  and  passim.  Cmpfenbach,  Fin.  §.  70  ff.  Von  den  Meneren  ausser* 
dem  Schäffle,  Steuerpolitik,  S.  51  ff.,  wo  nu  hrfach  in  Begriffsbeätimmungen  und  Ter- 
minologie Bemerkenüwerthes  und  Eigeuthumliches,  dem  ich  indessen  nicht  immer 
beiztlmmen  kann:  Helferich,  allgemeine  SteoerldiTe  im  SchAnberg'echen  Haadbndi 
§.  1:  Koscher,  Fin.  §.  33;  Vocke,  Abgaben  passim,  S.  ir>7fl'..  228  ff..  279  ff., 
wes.nflii  h  eine  Betrachtung  der  Entwicklung  der  Steuer  im  historischen  ZuHammcn- 
haug  mit  der  Entwicklung  des  Staats  und  der  sonstigen  öffentlichen  Einkünfte,  daher 
jnehr  zn  Km>.  2  unten  gehörend;  Sax,  Qraodlegong,  §.  81  ff.,  Steser  als  „Werthnnit»- 
vorgang*';  Cfohn,  Fin.  passim,  besonders  §  192  ff.  über  Stenerreclit  und  Steucrpflieht. 
—  Ueber  den  inneren  Grund  der  Bcjiteaurang  s.  auch  die  rechtspbiIo8ophit>che  und 
politische  Literatur  oben  S.  30. 

I.  Hegriff,  Weseo  uod  Zweck  der  Steuer  nnd  der  Be- 

fiteuc^^n^^ 

§.61.  —  1.  Grundsätze  ftir  die  Begriffsbestimmang 
der  Steuer  und  Verfahren  dabei.  Diejenigen  ,yStenem% 
welche  bier  jetxt  allein  bebandelt  werden ,  sind  die  eigent- 
lichen" oder  ,,allgemeiDeD"  (§.  1),  welche  den  Gebühren, 
als  den  „»peoi eilen"  Steuern  gegenüber  etebeni  aber  mit  diesen 
zusammen  die  Bteueru  im  weiteren  Sinne  oder  die  „Abgaben** 
oder  „Auflagen''  bilden  (Fin.  I,  §.  204  und  oben  §.  1). 

Die  wissenschaftliche  Hcstiuiniun^  des  Begriffs  der  eigentlichen 
Steuer  ist  nicht  so  einfach,  daher  auch  bis  in  die  Gegenwart  hinein 
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!c  der  FiiiiiDz  und  Steuerwissenschaft  etwas  streitig  und  von  ver- 
aliiedeneo  Theoretikern  etwas  verschieden  f^etasst  worden,  wenn 
man  nncb  dabei  eigentlich  Uber  das  Wesentliche  nicht  weit  aus- 
einandergeht 

T 

Es  ist  N't  um  an  n's  Vcrdic/ibt,  die  vorliegendeu  Schwierigkeiten  geoaaer  gezeigt 
K  habeo.  Er  brinjrt  die  S"i  }i>'  nuch  riclitig  in  Verbindnug-  mit  der  Frage  d»^r  riassi- 
ficatioQ  der  Öticutliclieu  Liuuahmcii.  Abweicbongcu  zwi:icbeii  ihm  uud  mir  uud 
Aodereu  sind  zum  Theil  die  Folge  einer  Abweichung  in  dieser  GUasifid^OB.  Wer 
wie  er  liier  «-eitcr  speciali  irt  und  namentlich  mehr  der  Steuer  i.  o.  S.  coordinirte 
Uaaptanen  yoü  ordentlichen  Kinnabmen,  nicht  bloss,  wie  icb,  zwei  llaupurten,  prirat- 
▼irthschaftliche  und  staatswirthschaftliche  oder  Stenern  im  weiteren  Sinne  (Fin.  I, 
^  19S).  and  anter  letzteren  iriedcr  nicht  nar  zwei  coordinirte  Haopt^Untemten, 
(^bahren  and  eigentliche  Stenern,  wie  icli  (also  z  B.  wie  Neu  mann  auch  noch 
^Beiträge"  a.  s.  w.)  onteischeidet*  wird  auch  den  Sleuerbegriff  etwas  anders»  faraeo, 
ab  ich  68  tboe. 

Eine  der  Wissenschaft  und  der  Praxis  genUgende  Begriffs- 
beutiiiiüiuug  U1US8  wohl  zunächst  vier  Merkmale,  zwei  posi- 
tive, zwei  ergänzende  negative  enthalten:  die  btcuer  muss 
positiv  als  eine  Eiunahme  der  Fi  n  a  nz  wirthsch  a  ft  r»ffent- 
licher  Körper  („Z wangsgemein wirtbschaften"),  desbtaats  wie 
lonstiger,  and  ferner  als  eine  specifisch  eigenthtlmliche 
derartige  Einnahme,  in  letzterer  Üinsiehl  daher,  auf  Grand  der 
enit boten  Glaseifioation  der  Einnabmeo,  negativ  als  eine  sieh  von 
deopriTatwirthschaftlichen  Einnahmen  and  den  Gebühren 
doreh  dentliche  Untersebeidnngsmomente  abtrennende 
Einnahme  in  der  Begriffsbestimmung  gekennzeichnet  werden.  Dem- 
gemäss  mnss  iu  letztere  alles  dasjenige  aufgenommen  werden,  was 
erforderlich  ist,  um  diese  vier  Merkmale  deutlich  zum  Ausdruck 
n  bringen,  daher  insbesondere  auch  der  üiuweis  aut  den  Zweck 
der  Besteuerung  überhaupt. 

Dieser  Hinweiti  kann  mehr  allgemein  gehalten  werden,  wie  u.  A.  iri  Neu- 
I  iDiiin  »  Dehnitiuu  («,2ur  Uewinnung  von  Staats-  and  Uumeiudeeinuaiimen 
'  Uffiordnete  ZablODgen  . . .  .**).  aber  Mch  gleich  mit  gentnerer  Beseiehnnug  des 

Zwecks  orfolgei).  Letzteres  Verfahren  möchte  deswegen  den  Vor/u;^  verdienen,  weil 
j«  iuglcich  das  Unterscheidungsmerkmal  von  den  Gebühren  in  der  Zw  fUiL-zeichnung 
mit  angegeben  wurden  kann.     Dab  mache  ich  gegen  Neumanu  6  Luiwendungeu 

I    ^teoer,  beeonders  S.  404  unter  4)  und  auch  gegen  seine  eigene  Definition  (eK 

I  391,  556)  geltend,  in  welcher  der  rntcrbchied  von  den  flohuhren  v'j'-'Z-  don  ..Ent- 
eilten fur  spccielle  Gegenleistungen  des  Staate  u.  s.  w.")  zwar  aucb,  aber  nur,  weniger 
I«:^Qd.  negativ  gefa&st,  nicbl,  wie  in  meiner  Begriffiibeätimmun$;,  positiv  gefasst, 
Agfuahioe  gefunden  bat.  So  sagt  meine  Definiiioa  anch  in  dieeem  Puncte,  was  die 
>tetier  ist.  Neamann*s    wns  sir  nii  !  ?  i-t,  letztere  muss  daher  wieder  andere  Be- 

I  ^it  (..Entgelte  for  specieile  (iegenltii>tungen  u-  s.  w."J  als  bekannt  voraussetzen. 
UeM  Erwägungen  haben  mich  dem  seliftrMnnigeD  Kritiker  gcgentkbe?  bestimmt,  im 
Wöentlicben  bei  meiner  früheren  Definition  (Fiu.  lU  1.  A.,  §.  '529,  S.  130,  I.  3.  A.. 
j>  5)1)  zu  verbleiben.  Auf  rindere  Bfui  in^i  lun?en  meiner  An>drUcke  in  der  Defi- 
iiuou  (Steuer',  S.  402  if.j  kumme  ich  noch  zu  sprechen  (§.  SH).  Ich  kann  ^eum&nn  zum 

j  IM  darin  mehr,  aber  auch  nieht  völlig  boistimnen,  theito  halte  leb  eeine  Ein* 
»«adongeo,  wenn  auch  nicht  fttr  unzulässig,  so  doch  nicht  für  durchschlagend  gegen- 
^  geviiBeB  ^weckaiüaigkeitserwigoAgeD,  welche  bei  der  Fassang  der  Detinition 
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mifetprcchen  dürfen,  —  oAch  eioem  Gesichtopnnck»  den  Nenmimi  atidi  melüfitcli  selliet 
flkr  berechtigt  erUirt  hat. 

In  der  gaazeo  Streitfrage  handelt  es  sich  aber  darehaas  nicht 
nm  eine  blosse  Verbaldefinitioni  sondern  tun  eine  naeh  jeder  Seite 
wichtige  Realdelioition.  Die  „Steaer''  ist,  wie  wir  später  noch 
näher  erfahren  werden  87,  lOS),  Iseine  absolute,  rein  öko- 
nomische Kategorie  in  der  V'olköwirtbschal't  und  speciell  in  der 
Finanzwirthscbat't  öflFentlicher  Körper,  sondern  nur  eine  liistorisch- 
reehtliche  Kategorie.  Als  solche  tritt  sie  principiell  wie  prac- 
tisch  erst  bei  bestimmten  Verhältnissen  der  w i r t Ii  s ch  a f tl i  c h en 
Rechtsordnung  in  Bezug  auf  „Freiheit  und  Eigenthum"  und, 
damit  zusammenhängend,  der  Organisation  der  Volkswirthschafl 
und  der  fintwicklung  des  WirthschaflslebenSi  wie  weiter  thatsäch- 
lieh  practiseh  Aberbaopt  oder  wenigstens  in  grösserem  Maasae  erst 
bei  einer  gewissen  Gestaltung  des  Finansbedar£i  henror  (Fin.  III, 
§•  29  ff.).  Eben  deshalb  mnss  die  Begrilfobestinimiing  der  Stener  das 
Verhftltoiss  der  letzteren  zQ  den  Besteuerten  und  damit  zugleich 
auch  den  inneren  Grund  der  Besteuerung  als  einer  historisch- 
rechtlichen  Kategorie  der  Decknngsmittel  des  Finanzbedarfs  oder 
m.  a.  W.  der  K  o  8 1  e  n  d  c  c  k  n  n  g  der  Leistungen  (bezw.  Thätig- 
keitcn  und  Einrichtungen)  ürieutlicher  Körper  mit  in  sich  enthalten. 
Die  Aufnahme  bezüglicher  Merkmale  in  die  BegrilfsbestimmuDg 
IXlbrt  zu  einer  vielleicht  formell  unliebsamen,  aber  sachlich  ge- 
botenen grösseren  Weitläufigkeit  der  Fassung  der  Definition,  weicher 
letzteren  eben  sonst  etwas  Wesentliches  fehlt 

Das  scheint  mir  Nemnenn  Ib  seinea  pelemieohen  lud  kriäscbes,  wie  in  den 

seine  eigene  Definition  positiv  begründenden  Erörteranger»  nicht  gentlgend  zu  beachten. 
Seine  Definition  enthalt  daher  auch  eine  Lücke,  aach  noch,  wenn  man  einen  Ausdruck 
dertelben  („angeordnete''  Zahlungen)  im  Sinne  des  hier  Ton  mir  Gesagten  and 
Verlangten  nehmen  will,  und  im  letzteren  Falle  dann  noch  eine  Undeotlicbkeit.  Andere 
Autoren  haben  ähnlich  wie  ich  die  nn^rcdoutcten  Momente  mit  in  die  DoHnition  ge- 
zogen. Unser  aller  Begritf^ibcstimmuugen  werden  dadurch  weitläufiger  und  enthalten 
fUr  NeniDann'e  Antbrnng  nündeBteiM  OeberAossigee,  wenn  niebt  gar  positi?  Fkbeliee, 
was  ieh  Jedoch,  eoweft  es  jene  Momente  betriSI,  niislit  mgebea  kum. 

Fraglicher  kann  sein^  ob  die  Begriffsbestunmnng  der  Steuer 
auch  bereits  einen  Hinweis  auf  die  Einrichtung  derjenigen 

Leistungen,  welche  alkiii  unter  den  BegriflF  der  Steuer  fallen,  zu 
enthalten  habe,  wenigstens  was  das  Princip  oder  die  Principien 
dieser  Einrichtung  anlangt.  Ich  mochte  mich  aber  schliesslich 
doch  daftir  entscheiden. 

Sicher  ist,  dass  die  Stener  in  ihrer  wirklichen  historischen  Erscheinung  hier 
Tielfacb,  zumal  auf  roheren  Stufen  des  Yolks-  und  Staatslebens  oftmals,  auch  dem 
sßkeinbwr  ein&elisteii  «nd  sidto^'ersmwilldisttfi  Pilndp  der  Xiuidiliag  nicht  ent- 
spricht, z,  B.  dem  der  GleichmSMigkeit,  und  zwar  nicht  nur  nidit  in  fa^ischer,  son- 
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lief  Ii  aucii  nicht  in  rechtlicher  Hinsicht.  Ein  dcrailigca  Moment  wirU  daher  auch 
aicbt,  wie  68  t.  B.  io  Holferich's  Dcttoitioo  geschiebt,  in  die  BegiiffilbttttinmiiDg 
AufzanehmcD  sein.  M  -  r  .\th!  ra  rcrhäU  «-s  sich  doch  mit  einem  so  ganz  allg-emein 
^baiteii,  keioerlei  specic^er  Uarchführuug  präjadicireoden  Princip,  irie  dem  Ton  mir 
ia  die  Defioitioii  anfgenommenoD,  dass  nur  da  „Steoer"  vorliege,  wo  ein  Zwragsbttttn; 
ier  Einzelnen  ..nach  iligemeinen  Gnnuls&tzen  und  M:\ass8t&ben^  einge- 
fordert werde.  Vcr»td<^e  ^gen  solche  Grundsätze  und  Maassstftbc  werden  niemals 
ia  der  WirUichkeit  fehlen,  aber  die  Steuer  al^  eine  Einrichtung  der  Bcchtsordnung 
nW  doch  in  d«r  Thftt  wohl  irgend  welche  derartige  Omndettse  nnd  HaasaBtibe  als 
ihie  Grundlage  roram. 

§.  82.  In  den  bisher  berührten  Punoten  hatten  wir  die  Stener, 
wie  sie  sich  geschichtlich  entwickelt  hat  nnd  überall  besteht,  d.  b. 
sls  ein  technisches  Mittel  znr  Deckung  des  Finansbedarfs  Offentr 
Heber  Körper,  beziehungsweise  als  ein  neben  nnd  nach  anderen 

Deckungsmitteln  snbsidiür  znr  Mitdeckung  jenes  Bedarfs  eintreten- 
des Nüttel  im  Sinne.  Es  l'ragt  sich  nun,  ob  in  diesem  ihrem  „rein 
finanziellen"  Zweck  ihr  einziger  Zweck  zu  finden  und  dem- 
gemäss  der  Steuerbegriff  zu  fassen,  also  die  Steuer  schon  be- 
gritllich  auf  diesen  Zweck  zu  beschränken  sei,  na.  a.  W. 
ob  es  überhaupt  nur  einen  rein  finanziellen  Steuer  begriff 
gebe.  Das  ist  bisher  in  der  Literatur ,  in  Theorie  und  Praxis  mit 
seltenen  Ansnabmen  die  Änsicbt  Eine  andere  Auffassung  ist  in 
diesem  Wei^e  bereite  im  ersten  Bande  (besonders  in  der  dritten 
Anf läge,  §.  27,  209)  und  io  der  ersten  Auflage  des  zweiten  Bandes 
(§.  329)  vertreten  worden. 

Danach  kann  neben  dem  „rein  finanziellen"  nächsten  Zweck 
der  Steuer  auch  noch  ein  zweiter,  ein  soc  ial  politisch  er  Zweck 
unterschieden  und  aufgestellt  werden,  nemlich  der  Zweck,  regu- 
1  i r e n d  in  die  V e r t h e i  1  u  n g  des  \N)  1  k  s  c i n  k  n nmi  e n s  und 
Volks  Vermögens  einzugreifen,  im  Allgemeinen  daher  so,  dass 
eine  Veränderung  der  im  „freien  Verkehr"  sich  vollziehenden 
Vertheilong  erfolge.  An  dieser  Auffassung  halte  ich  hier,  aller 
Polemik  gegenttber  fest,  ja  ich  erweitere  den  zweiten  Zweck  jetzt 
noch  dahin,  dass  auch  noch  regulirend  in  die  Verwendung 
des  Einzeleinfcommens  und  Vermögens  eingegriffen  werden  kann. 
Ans  dieser  Setzung  eines  solchen  zweiten  Zwecks  geht  dann  auch 
du  erweiterter  oder,  wenn  man  es  so  nennen  will,  ein  zweiter 
»Steuerbegriff,  ein  ,,sücialpolitischer"  neben  dem  „rein 
finanziellen"  Begriff  hervor. 

Die  Mflsilichkcit  eines  solchen  .sociaipolitischcn  Zweckä  und  Rcj^riff's  ist  m  K. 
4uch  ubcrhaü]>t  uicht  zu  bc^lreitcii,  das  that^ächlicho  Yorgekommca^eiu  und  Yor- 
lu)Dmen  eines  solchen  Zwecks,  mag  es  auch  gendssbiUigt  werden,  ebenfalls  nicht. 
.Streitig  kann  doch  eigentlich  nur  s  iit,  o^,  wie.  wie  weit,  unter  welchen  Uniöt.ind.ii 
eia  derartiger  Zweck  sich  rcchtlertiguu  oder  gar  i'ordem  last»e,  demgomftss  dann  nicht 
MI  anfgesteUt  wenlen  kOone,  sondern  dtu-fe,  solle  and  mttsie.  Das  sind  nicht  mehr 
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Fraf  6n  der  thoorotiicben  Zwci^ksetzung  und  RegTifi&b<tötiinintiiig.  soudeni  der  pitetisdMa 
Finanz-  und  Steoerpolitik  wi-  der  Wirtlischafts-  und  Socialpolitik. 

Di^loaigeo,  welche  dicsu  Auffassung  ablehnen  and  die  Steuer  beghttlich  aul 
deo  Zvcdt  der  Dei^Dg  des  Flnansbedaifi  betchrlnkeD,  Iwnunen  aber  avch  noch  in 

Widerspruch  mit  anderen  Vorkommnissen  in  der  Steuergeschichte.  Sie  mQssten  dann 
folgerichtig  hwr  gewissen  Abgaben,  weil  sie  diesem  Zweck  nicht  ihre  Entstehons 
rerdanken,  so  den  Schutzzöllen,  den  Steuercharacter  ganz  absprechen,  mindcätcuit 
in  denjenigen  PtUen,  wo  der  Ertrag  soleber  Abgaben  —  wie  i.  B.  gegenwärtig  in 
den  Vereinigten  Staaten  ?on  Kordauicrica  —  zur  Deckung  des  Finanzbedarfs  nicht 
bniiirft  und  thatsärMiVh  <hm  nurh.  wenigstens  thdlwoise,  gar  nicht  verwendet  wird. 
Schutzzölle  dienen  jnincipiell  thelLs  gar  nicht,  theils  nur  nebenbei  als  Mittel  zur 
Deckung  des  Finanzbedarfs  und  practisch  rerhalten  sie  sich  ebenso.  Aber  „Steuern*' 
sind  sie  gleir  hwohl,  iui  w ei t«reD  (^Anf lagen**,  ««Abgaben",  beides  wArtlicb  xoireffcnd) 
wie  im  engeren  Sinne. 

Vollende  ist  doch  daa  nnreikennbar,  daas  die  Stenern  blnflg  eine  „sodalpolltisebe 
Wirlcnng**  auf  die  Vertheilung  des  VolkscinkommeDS  and  VoIksrormOgens  aasak-n. 
indem  sie  diese  Vertheilung  verändern,  theils  zu  Gunsten  der  oberen  Clasi»cn  :i 
allen  F&llen,  wo  Steacrpririlegien  fUr  diese  Classen  bestehen  und  wo  Steuern  that- 
alchlich  Mimgelebrt  progreasif*'  wirlen,  wie  manohe  Verbrancba-,  Verkehrs-,  au  h 
einzelne  directe  Steuern,  z.  Tl.  die  (Jewerbestcuer  Ine  und  da),  theils  zu  Gunsten  der 
unteren  Classen  (bei  Steuerpriviiegieu  —  z.  B.  Freilassungen  und  Krmässiguugen  — 
für  letztere,  bei  progressiven  und  selbst  bei  degressiven  Steuersätzen  in  Einkommen-. 
Vermögens-,  Erbschaftssteuern,  bei  letzteren  beiden  ancb  an  eioli  Öfters  schon).  Eiae 
solche  W  irkung  i^t  tlu.-ils  t  iiic  nicht  gewollte,  aljer  hinpcnommenc,  theils  eine  «rewoüte. 
absichtlich  herbeigeführte.  Letzteres  ist  die  practische  Consequenz  des  ,^cialpoli- 
tiacben*^  Stonenweeb,  und  twar  die  Hoibeiflkhrang  einer  reiinderten  VenheÜnng  ia 
einer  den  unteren  Classen  günstigen  Blebtung  nach  den  heutigen  Zielen  der  Social- 
politik,  während  die  ehemaligen,  die  höheren  Clausen  exiinirendcn  oder  erleich- 
ternden Stenerverfassungen  dem  socialpoUtischen  Steoerzweck  in  entgegengesetzter 
Biebtong,  aber  doch  aveh  dem  Zweck  eines  regnlifMiden  Eingräifeiia  in  die 
Vertheilung  (wenn  auch  nicht  immer  Ivlar  bewns^t)  dienten.  Wer  diesen  Zweck  prin- 
cipiuU  als  einen  eigenen,  neben  dem  bcs]irorheneu  ersten,  verwirf^  mnss  folgerichtig 
auch  allen  Steuern,  welche  that^ächlich  gleichwohl  so  regolirend  wirken  oder 
genauer  gesagt  dem  betrefibnden  Tb  eile  oder  Elemente  solcher  Stmem,  von 
welchem  fü  -s  gilt  —  wenigstens  wenn  die  entsprechende  Wirknnp  derselben  eine 
gekannte  oder  gar  gewollte  ist,  den  Character  der  „Steuer*  absprechen. 

Aach  die  Erhebung  von  Stenern,  welche  abeicihtUch  auf  die  Vorwendong  d«s 
Einzeleinkommens  einwirken  sollen  —  i.  B.  wenn  Verbrauchssteuern  so  hoch  gestellt 
werden,  da^s  sie  den  Verbrauchsartikel  sehr  rcrlheuern  und  so  den  Con^^uni  desselben  ver- 
mindern (Branntwein!)  oder  wenn  durch  solche  Steuern  Mittel  für  Specialzwecke  der  Bc- 
stenerten,  x.  B.  für  ArbeiteiTeRiiclierong«  beschaft  werden  —  ist  ein  Vorgang,  b^i 
welchem  es  sich  nicht  oder  nicht  bloss  am  die  Deckung  des  Finanzbedarrs  handelt, 
wo  daher  die  Setzung  dieses  Zwecks  nicht  aasreicht,  sondern  ein  zweiter  Zweck 
gesetzt  werden  muss. 

Die  principielle  Bechtfertigung  einer  „socialen  Steuerpolitik**  der  erwähnten 
Tendenz  und  Richtung  gehört  nicht  an  diesen  Ort.  Die  Idee  einer  solchen  Politik 
ist  die  Consequenz  des  in  meiner  „Urundlegong'*  vertretenen  imd  zu  begründen  ge- 
suchteo  Standponcis.  wie  detselbe  anch  be^fe  im  ersten  Bande  der  Flnanawissemwl 
(3.  Auflage,  besonders  §.  2T,  201»  nach  seinen  allgemeinen  finanziellen  Conseqoenzen 
dann  weiter  zur  Geltung  gebracht  wurde.  In  (h^r  ..allgemeinen  Stenerlehre"  werden 
mehrfach .  namentlich  in  der  Erörterung  über  die  Principien  und  Postnlate  der  Ge- 
rechtigkeit in  der  Bestcneranir,  in  der  Unterscheidung  des  „rein  finaaaienen'*  md 
„socialpolitisrhon"  Stnndpnncts  dabei,  dann  bei  der  Eutwicklunc-  des  Steners-j'stems  in 
den  Abschnitten  von  der  Besteucning  des  Vermögens,  der  Erbschaft,  der  Conjunctoren- 
gewinoe.  der  Verbrauchssteuern  und  an  anderen  Stellen  die  ferneren  Oonsequenzen  der 
socialen  Steuerpolitik  geauigen  worden.  An  gegenwärtiger  Stelle  handelt  es  sich  nir 
um  die  Frage  de«  Stenetzwecks  in  der  allgemeinen  Frage  ron  der  BegnfiabeatiBvnng 
der  Steuer.  . 

Voll  den  neneren  Antoien  WMohcn  anch  Schiffle,  MeurnnsB,  Vocke, 
G.  Cohn  hier  im  Ganzen  von  mir  ab.  Neomann  hat  lich  eine  Dihera  EiArtemg 
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über  meinen  zveiten  Stcuerzweck  für  deu  2.  Band  seiner  ..Stoucr"  vorbehalten  (Steuer 
I,  S.  402).  Am  Schärfsten  hat  principiell  gegnerische  Stellung  Ilclfi  rieh  genoomicu. 
all^mein*^  St<;Uorlehre.  im  Scliunberg'^rfi  n  Harulhucli ,  1.  Aofi.  II,  11. "H.  2.  Aufl.  III, 
IS9,  2oei8t  sogar  mit  dem,  in  der  2.  Auflage  wenigstens  wörtlich  nicht  wiederholten 
?«nr«rf,  ich  üogndim  doreh  m«iiie  AafPaniiDg  monllich  die  PinanzpolitUiI  Dagegen 
meine  Replik  in  demselben  Werke  1.  A.  II,  S.  259  und  besonders  in  der  3.  Auflage 
I.  Hand«  meiner  FinanzwissenflcbAft  S.  &00.  Hier  sei  jetzt  noch  Folgendes  hin- 
zugefügt. 

Helferich  meint,  meine  Aeaesening  über  den  socinipoütlschen  Zweck  der 

Besteuerung  »ei  ein  förmliches  Programm  der  Steaerlehre,  das  nicht  nur  bestimmend 
aof  die  Art  der  Besteuerung  einwirken  müsse,  sondern  ,,auch  da  Steuern  einzuführen 
B9thigcn  würde,  wo  die  öffentlichen  Bedürfnisse  keine  solchen  nöthig  machten''.  Das 
wolle  ich  aber  doch  wohl  selbst  aidit,  —  was  Helferich  ans  meinen  Bemeiinngen 
iiber  stirkere  Bela3tnn<r  äf^i  h^^heren  und  fundirten  Einkommens  entnimmt  — :  ..daher 
erscheine  eine  Theorie  unhaltbar,  die  eine  nicht  gewollte  Consequenz  habe".  Hier 
fi<igt  ein  MissventlDdniss  und  dnrin  zugleich  eine  Yermeogung  zweier  tn  anter^ 
scheidender  Pnncte  in  der  Frage  vor.  Ein  Missverständniss  enthllt  Helferic})*s  Hin- 
a^eis.  daj>5  da,  wo  keine  Steuern  beständen,  weil  der  Finanzbedarf  aus  anderen  Mitteln 
j&dcckt  werde,  z.  Ü.  in  manchen  Gemeinden,  nach  meiner  Theorie  Steuern  eingeführt 
Verden  mttssten.  Ich  wende  2um  Beleg  Helfericb^s  BeweisfUhning  auf  den  anderen 
StLDerbojrrifTaii.  Der  alljsremeine  finanzielle  Stenerbegriff,  den  Ilelferich  Im  Ganzen  doch 
auch  festhält,  wenn  er  auch  durch  einen  Zusatz  in  seiner  Detinition  der  Steuer  nur 
einen  sobsidiären  Character  schon  begrifflich  rindicirt.  muss  doch  um  deswillen  nicht 
modificirt  oder  gar  aufgegeben  werden,  veil  in  manchen  Orten  und  möglicher  Weise 
auch  in  Staaten  ohne  Stenern  ausjE^ekommen  wird  und  enthält  dach  auch  ohne  solche 
unnöihige  Modification  nicht  die  unbedingte  Forderung,  dasn  uberall  Steuern  erhoben 
werden  mOasten.  Vielmehr  besagt  jener  Steoerb^giif  nur,  wie  es  sich  in  der  Regel 
rerhilt,  was  iu  der  Hegel  der  Steuerzweck  ist,  soin  kann  und  sein  darf.  Wo  die  Be- 
darfsdeckung es  nicht  erfordert,  braucht  man  nur  dieses  Begriff!^  wegen  natürlich 
keine  Steuern  einzuführen.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  dem  „socialpolitischen''  Zweck 
and  Begriff  dw  Slener:  der  Zweck  kann  nnd  darf  im  Allgemeinen  rorkommen,  mm» 
und  wird  es  aber  im  concreten  Fall  nur  v.-  rm  man  ein  Bedurfniss  nach  eiticm 
solchen  regulirenden  Eingreifen  der  Steuer  in  den  Vertheitungs(iroc6ss  (und  in  den 
pFocess  der  Einkommenrerwendung)  anerkennt.  Das  thatsächliche  Vorgehen  mit  Steuern 
wird  im  zweiten  so  wenig  als  im  ersten  Fall  dnrch  die  allgemeine  Zurecksetzung  und 
B'-srifTsbe^tiuimung  der  Steuer  entschieden,  sondern  durch  das  Redurfniss  der  Deckung 
des  Fiuaozbedarfji  im  einen,  durch  dasjenige  des  regulirenden  Eingreifens  in  den  Yer* 
theilangsprocess  n.  s.  w.  im  anderen  Fall.  Ob  Stenern  znr  Flnanzbedarfsdecknag 
erheben  werden  sollen,  ist  eine  Frage  der  concreten  Finanz-  nnd  Steuerpolitik;  dass 
hie,  wenn  so  erhoben,  zur  Deckung  des  Finanzbedarfs  dienen,  eutsiiricht  dem  ersten 
Zweck  nnd  Begriii  der  Steuer  und  ist  insofern  eine  Krage  der  Bcgrillsbesiimmung: 
der  einzige  Pohct.  der  nos  ids  solcher  an  dieser  Stelle  beschiftigt.  Ob  Stenern  znr 
Kegulirung  der  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung  —  allein  oder  in  Verbindung 
mit  dem  Bedarfsbedeckuogszweck  —  erhoben  werden  sollen,  ist  eine  Frage  der  con- 
creten  Social-  und  Wirthschaftspolitik  und  der  „socialen"  Finanz-  nnd  Steuerpolitik; 
dass  sie.  wenn  so  erhoben,  dem  Zweck  jener  HeguUmng  dienen  oder  mit  dienen, 
ent>pricht  nicht  dem  ersten  Zweck  nnd  Begrifi"  der  Steuer,  sondern  einem  daron  zti 
SBtcrscheidenden,  jedenfalls  möglichen  und  mitunter  thatsächlichen  Zweck,  eben 
de»  zweiten  oder  socialpotitlseben  and  ist  dann  in  der  Tbat  auch  ein  in  der  Frage 
der  Begriffsbestimmung  zu  beachtender,  in  eine  zutreffende  Begriffsbestimmung  auf- 
junehmi'uder  Punct.  —  Nebenbei  Im'ih.tU  Muft  meine  AnfTa^ssung,  mag  man  Me  nun 
(heilen  oder  ablehnen,  jedenfalls  mehr  aiii  eine  Erhebung,  als  auf  eine  «.moralische 
Degradiroog"  der  Finanzpolitik  hinaas,  indem  ich  letzterer  Aufgaben  rindicire,  die 
•"Ibi^t  Helferi(.h  als  discotahel  erklärt,  aber  in  das  ffebiet  der  Verfassnngs-  und  htirger- 
lichen  Ge^etzgebung  verweist.  Helferich's  betretieodc  Bemerkung  ist  insofern  kaum 
fer&tändlich.  Wenn  er  übrigens  meint,  Einrichtungen  zur  Verminderung  der  Ver- 
mögensuogleichheit  wurdeu,  soweit  sie  Geldmittel  erforderten,  dann  eben  auch  ein 
..öffentliches  Bodiirfniss"  bilden,  dem  die  Steucni  dienten,  so  liegt  hier  wieder  ein 
MiabTenttändniss  und  auch  —  ein  Sophisma  in  Betreff  des  Ausdrucks  „öfientlichcs 
Bedttfijus»**,  den  Holferieh  in  seine  Definition  aufgcnommea  hat,  ror*  In  raeinam 
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zu  dem  Zweck,  den  Kriös  rlavon  fur  die  unteren  Classcn  za  Ferwenden,  sondern  schon 
die  UöberbestüueronK  als  solche  für  erstcro  gegenüber  letzteren  CUssen  b<Kiiugt  ebeit 
doe  MVertodenuig  awr  EiDkominen-  und  Vermögen  sTerthellang",  immbbiogig  voo  der 
Verwendung  des  Ertrags,  falls  <lie^>ci  nur  nicht  etwa  bloss  CIasseninterei>äen  der 
Keichcrer.  in  Giif«'  käme.  Sophistisch  aber  erscheint  rnir  der  Einwand  Helferich'*, 
weil  er  dabei  unter  Uen  Ausdruck  «,Ofieotliches  Bedürfoiiis"  das  mit  einfOgt,  was  nur 
nach  dem  von  ihm  abgelebnten  eecielpolitiacheD  Zveck  vud  Betriff  der  Steuer, 
angenommener  Maa^j-en,  an  Ab^'.iben  erhob'-n  wird.  —  Helferichs  eig^ene,  nirht 
befriedigende  Dctiiiitioit  der  Steuer  wird  unten  im  u&chsten  Paragraphen  angegeben. 

Ich  glaubte,  diese  genaueren  KrOrtemngen  der  bl  und  82  in  dieser  zweitcD 
Auflage  meiaem  eigenen  Stenerbegriff*  voranschicken  zu  solleii,  oedHlem  dieser  Bcgrif 
durch  Ncum.mTi  eine  so  sorgfaltigo  Besprechung  und  von  inrinrhon  Seiten  uieinc 
Auffassung,  bei^ouderd  in  Beticü  eines  sooialpolitiscbeo  Steoeizwock:!  und  Begritis,  die 
ich  in  der  ersten  Auflege  nur  kmrx  Unteetellt  (§.  829)  und  im  ersten  Bande  (S.  A^ 
§.  209)  ebenfalls  noch  nicht  eingehend  begründet  hatte .  Anfechtungen  erfahren  hat 
\nf  Einzelnem  in  meiner  Begii&beetimmang  Bem&ngelte  komme  ich  im  Fo^geadeB 
noch  zu  äproohen. 

§.  83.  —  2.  Der  8  teil  erbe  griff.  Er  ist  nach  dem  Vorans- 
gehenden  ein  doppelter,  je  nach  dem  nii »^Miellen  Doppelzweek 
der  Steuer.  Steuern  im  rein  finanziellen  Sinne  sind  diejenigen 
Auflagen  oder  Abgaben,  welche  als  Zwangsbeiträge  yoo  Eiozel 
wirtbscbaften  (Einzelnen)  znr  Deckung  der  allgemeinen  öffent* 
liehen )  d.  h.  der  Ausgaben  des  Staats  nnd  anderer  Zwangs- 
gemeinwirtbschaften  (SelbstverwaltongskOrper),  kraft  der  Souve- 
lAnetät  oder  Finanshobeit  (Finanzgewalt)  des  Staats  von  der  Offent- 
liehen  Gewalt  —  dlreet  von  der  Staatsgewalt  oder  abgeleitet  von 
ihr  mittelst  Competenzttbertragnng  —  in  einseitig  bestimmter 
Weise  und  flöhe  im  Sinne  vun  euere  11c  n  Entgelten  und  Kosten- 
ersätzen  der  Gcbammtheit  der  öffentlichen,  bez.  der  Staats-,  Ge- 
meinde- u.  8.  w,  Leistungen  nach  allgemeinen  Grundsäti'.en  und 
Maassstuben  eingefordert  weiden.  Steuern  im  „soeialpolitisc  heu*^ 
Sinne  sind  dagegen  diejenigen  Auflagen  oder  Abgaben,  welche  zu- 
gleich oder  allein  dem  Zwecke  dienen,  in  die  auf  Grund  der  Rechts-  und 
Wirthscbaftsordnung  erfolgte  und  ertolgeode  Vertbeilung  des  Volks- 
einkonunens  nnd  Volksrennligens  unter  den  Einzelnen  und  eventnell 
weiter  in  die  Verwendung  des  Einzeleinkommens  nnd  VermOgeos 
regnlirend  und  ver&ndernd  einzugreifen. 

Zar  Begrttndang  nnd  Rechtfertigung  dieeer  BegzilftbestimmQng  ist  im  AUge* 

m>Mncn  auf  die  voransgeherid<'n  Ausoinandcrsefzüns^cn  zn  verweisen.  Die  einzelnen 
Theile  und  Ausdrücke  werden  im  Folgenden  aber  noch  speciell  erörtert,  auch  gegea- 
ttber  den  gemachten  Einwendungen.  Darauf  worden  anschliessend  einige  andere 
Begriilbl»  ^timmQDgen  neaorer  Autoren  angegeben  und,  »owcit  nooh  nöthig,  besprochen. 

Die  Stenern  «sind  hier,  narh  nn^'-rcr  fralxTcn  TcrDiiriolo^ie,  als  Auflagen  oder 
Abgaben  (also  damit  auch  ab  „btcucrn  im  weiteren  Sinne,  Fin.  I,  g.  198,  209, 
oben  §.  ])  bezeichnet  'Beide  Bezeichnungen  sind  etymologisch,  hiatoriedi  nnd  «praol- 
ifebräuchlich  passend,  die  finc  df'Utet  auf  die  vorangehende  Handlung  der  öffV'iitlicli' : 
<iewalt,  die  ;tnflerf>  ;iiif  die  folgende  Handlung,  dif  Leistung:  des  Bestcuort^n  Inn. 
Ich  möchte  daher  auch  nicht  mit  Uelferich  (Handbuch  2.  A.  III,  S.  136)  (»ageo, 
dnae  dio  Bauzeichnung  nie  „Abgabe**  die  ,,beeeero**  eeL 
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Der  AiiHflnirk  „Zvang:sbeiträg.;"  A-ird  von  Neumann  („Steuer"  S.  iü2) 
bemJwgelt,  theils,  veil  er  nicht  giu  auf  Luxussteuom  a.  dgl.  m.  anwendbar,  theils 
veil  .«Beiträge**  ein  technischer  Ausdnick  fiir  etwas  Andon»  sei.  Beides  kann  mich 
Biebt  bestimmen,  ihn  an&ogeben  und  durch  einen  anderen,  so  durch  Neumann 's  „au- 
pÄOfJnet*?  Zahluiirt?n  .  .  .  zn  ersetzen.  Das  Wort  .,ZwaDg8beitrag"  btjdcct.  t  niclit 
einen  unbedingten  Zwang,  sondern  cbeosowohi  einen  bedingten  zur  Beitragsleibtung, 
d.  b.  der  Zwing  dazu  (ritt  ein,  waoa  dies  und  dies  vorliegt,  geschieht,  roihanden 
ist;  der  Aasdruck  passt  daher  auch  ftU  Loxussteuern ,  liessc  sich  andererseits  ebenso 
)D  Betreff  gewöhnlicher  Stewern  bemängeln:  wenn  ich  kein  Haus  habe,  kein  Gewerbe 
betreibe,  werde  ich  auch  nicht  zu  der  betreffenden  Steuer  gezwungen.  Die  Benutzung 
des  Worts  „Beitr^  als  technische  BeseicbDiing  in  dem  frtther  (§.  74)  besprochenen 
eriirercn  Sirii\  liindcrt  nicht,  es  liier  im  Worte  Zwaog-sbeitrag  in  einem  deutlichen 
allgemeineren  Sinn  zu  brauchen.  Neumaun'e  Ausdruck  „augeordnete  Zahlungen" 
scheint  mir  weniger  richtig,  webt  auch,  nach  heutigem  Sprachgebrauch,  zu  sehr  anf 
Geldzahlnngen  hin,  so  dass  Natnialsteaera  damit  nicht  recht  getroffen  werden;  im 
Worte  ..angeordnete  liegt  das  Zwangsmoment  xwar,  aber  denUicher  tritt  es  in  „Zwangs* 
beitragt  herfor. 

Der  Ausdruck  ZwangsbdtrSge  von  „Einzelwirthschaflen*^  ist  eiomsl  wenig* 

stcns  die  Consequenz  meiner  auch  sonst  gebrauchten  Terminologie  ((Innunogung  §.  51), 
bezieht  sich  demnach  und  auch  doch  nach  sonstigem  Sprachgebrauch  mit  auf  prirat- 
rechtliche  und  öffentlich-rechtliche  juristische  Personen,  daher  auch  eveutuell  auf 
Gemeinden  s.  dgl.,  so  dass  Menmasn's  Kinwand  (a.  a.  0.  8.  404)  hinftlUg  werden 
möchte  und  empGehlt  sich  in  der  That,  wie  auch  Ilclferich  eiiiiTiumf,  durch  seiise 
Allgemeinheit.  Gerade  darauf  scheint  es  mir  anzukommen.  Der  Erbatzausdruck 
„BilTger",  „ünterthan"  (Helferich)  ist  zu  eng,  passt  nicht  anf  Ausländer;  die  Wendung 
.,aos  dem  Vcrmö'rTc  n  der  Unterthanen*^  (Eelfericb)  entscheidet  in  der  Definition  sdiüu 
die  offene  Frage,  ob  die  Steuer  aus  dem  Vermögen  oder  dem  Einkommen,  ob  sie 
—  z.  B.  bei  Zöllen,  in  Folge  Ton  Ueberw&Uuogsrerhältnissen  —  vom  In-  oder  Aas- 
linder  (also  letzteren  Felles  ä&ch  ans  dem  Vermögen  oder  ISnItonmen  des  Nicht« 
Oaterthancn)  entrichtet  wird.  Das  Weglassen  jedes  Hinweises  auf  den  SteuerpiicV 
tigen  in  der  Definition,  wie  bei  Kenmann,  empfiehlt  sich  ni.  K.  dof  h  aii<  Ii  nicht. 

Die  Hinziehung  der  Z weckbeziehung  —  „Deckung  der  allgemeinen  öffcnt- 
Hchen  Ansigaben  der  ....  ZwangsgemeinwirthschsÜen''  in  VerbindoDg  mit  den 
Worten  „im  Sinne  genereller  Entgelte  und  Kostenorsatze  —  sebeint  mir  ^c- 

boten.  um  die  Steuern  als  eigenlhtJmlirhe .  von  den  Gebuhren  zu  unterscheidendo 
Abgaben  zu  bezeichnen.  Das  geschieht  lu.  E.  hierdurch  deutlicher  und  besser  als 
durch  die  analogen  Wendungen  in  anderen  Definitionen,  auch  in  der  Neomann'schen, 
welche  hier  durch  einen  Nachsatz  die  Stenern  nnr  necrativ  i  Isaracterisirt.  —  Ein 
veiterei  Zusatz,  wie  bei  Helferich,  um  die  subsidiäre  Stcliuog  der  Steuern  unter 
den  Einnahmen  m  beseiehnen,  erschiene  mir  znUssig.  aber  für  die  BegrifBibestimmnng 
!M?lbbt  nicht  iiotliwcndig,  wie  auch  Helferich  zngiebt  —  An  meiner  Deliuition  in 
Fin.  I,  §.  299  (H  A.^  rn's*e  Neumann  auch,  dass  sie  sieb  dem  Wortlaut  narh  nirbf 
auf  Gemeindeätcueru  mit  üencbe.  In  §.  320  dc3  B.  II  war  sie  indessen  dafür  mit 
gegeben  worden.  Wie  in  anderen  Finanzansdrttcken  kann  man  aber  natOrlich  sich 
auch  bei  solchen  Definitionen  mit  der  Fassiinp:  für  den  Staat  begnügen,  wie  ich  dies 
mir  in  diesem  Werke,  um  Wcilläutigkciten  zu  vermeiden,  öfters  vorbehalten  habe.  Die 
Aasdehnung  auf  andere  öffentliche  Körper  ergiebt  sich  ja  dann  einfach.  An  Nen- 
luann's  Definition  könnte  man  folgerichtig  ebenfalls  bemängeln,  dass  sie  sich  dem 
Wortlaut  nach  nnr  auf  Staa(>-  um  !  (iemt-iialcstiiuern  bezieht,  alsn,  sj)rachgcbrr»uch- 
Uch  wenigstens,  nicht  auf  kreis-,  riovinziai-  und  dgl.  Steuern,  liichtlger  ist  es  aber 
ttberhanpt,  einen  eineiseits  so  wetten  allgemeinen,  anderseits  wieder  hlnl&nglich  engen 
Aufdruck  zu  wählen,  um  sowohl  alle  Fälle  wirklicher  Besteuerung  ein-,  als  auch  alle 
nor  abiifiv  zur  Bcstcuenmg  gerechneten  Fslle  auszuschlicssen.  Als  solch-  r  .\nsdruck 
emptieblt  sich  „Zwangsgemeinwirthschaft"  (Grundlegung  §.  154  fl".),  den  sogar  Koscher, 
wttcher  solchen  Ansdrflcken  nnd  Begriffen  sonst  mehr  abidinend  gegenftber  steht, 
angenommen  hat.  Sogenannte  ..Kirrlieusteu-'m"  fallen  dabei  mit  Rocht  wenigstens 
uberall  dort  aus  dem  Steuerbegriff  hinaus,  wo  diu  Zugehörigkeit  zu  einer  bestimmten 
Kirche  und  zu  einer  Kirche  überhaupt  nicht  mehr  auf  Staatszwang  beruht  (Grund- 
legung 2.  A.,  S.  274,  279).  In  anderen  Definitionen,  anoh  der  Hclferich'schcn ,  ist 
dis  nfoht  erreicht  nnd  soll  vielleicht  nicht  erreicht  werden,  was  ich  fUr  unrichtig  halte. 
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Die  Worte  „im  Sinne  von  generellen  Entgelten  und  Kobteners&tzen 
der  Oestmintheit  der  Offentliehea  ....  LeistODgen'*  sied  fdt  Kenm«»» 

der  anfechtbarste  Theil  indnor  Definition.   Ich  habe  sie  indessen  doch  mit  gatem 
Bedacht  darin  gelassen.    Denn  durch  »ie  und  nur  durch  sie  (oder  ähnliche) 
wird  die  Steuer  gerade  als  finauzwinbschaftliche  Einnahmekategorie  imd  in  ihrer 
Venchiedenbeit  ron  der  Gebühr  m.  E.  ifchUg  chMMterisfrt.  Die  mir  enanieheBd 
i  rscheinende  Bej^rtlndnnfj;  hierfür  habe  ich  bereits  in  Fin.  I  (3.  A.)  ^.  209  und  in  «Ion 
dort  :in|?efuhrton  Stidleu  meiner  (irundlepon?  pcpebcn.    Nenmann  s  l&ngcre  <»eif;n- 
bemerikuugcu  ^a.  a.  ü.  S.  401 — 10^)  haben  mich  nicht  von  der  Unrichtigkeit  xuciuer 
Anffassnog  ttberzeogt   Auch  die  Ablehnung  der  frfiheren  Theorie,  daw  die  Stener 
ein  „Tausch"  sei  und  der  Begründung  dm  Stenerpflicht  auf  diese 'I'h  irie,  sowie  die 
Annahme  der  unten  in  §.  bO  dargelegten  Theorie  der  richtigen  Begründung  führt  m.  £. 
eben  nicht  dazu,  die  AulXai»suug  der  Besteuerung  als  einer  ökonomischen  Gesammt- 
gegenleifttung  far  die  Oesammtheit  der  Leietuugeii  öffentlicher  KOrper  hinfällig  zn 
machrn  .  wie  Netnnnnn  meint  (s.  thjreK-eii  schon  die  Renierkunc^cn  auf  S.  2*^3  der 
2.  Aullatfe  meiner  üruudlegung).   Im  Ucgentheii  halte  ich  an  dieser  Auffastsung 
fest«  «reu  sie  eUelfi  mir  die  Oltonottisehe  BegrAiidun^^  der  Besteuerung  als  solcher 

—  wohl  zu  unterscheiden  ron  der  Begrtlndung  der  Steuerpflicht  des  Einzelnen 
gicbt    Auch  halte  ie)t  demgemibs  die  beiden  Ausdrücke  „Entgelte"  und  «Ju»|en» 
ers&tze"  ftlr  richtig,  welchen  letzteren  Meumann  noch  besonder  bttaostandet 

AqcIi  die  Werte  „Itrtft  der  SourerlnetAt  oder  Fin»oshoheit  {PiD«ns> 
gewalt)  von  der  öffentlichen  Gewalt  ....  eingefordert"  glaube  ich  doch  als  die 
mir  t^eeignetst  erscheinenden  Ausdrücke  zur  Bezeichnung  eines  wesentlichen  Merlim&ls 
der  Steuer,  Neumann  gegenüber  (a.  a.  U.  S.  404,  S9ä)«  beibehalten  zu  sollen.  Sid 
sind,  trotz  der  Bestritteaheit  des  AmdmclEf  ««Flneiubobeil**  deutlicher  oad  bestiaiaiter 
als  Ncumann's  Worte  in  seiner  D üiiition  und  bezeichnen  den  öffentlich-recht- 
lichen Grund  der  Beätenerung,  der  m.  E.  in  der  Definition  nicht  fehlen  darf.  Ich 
befinde  mich  mit  dieser  Auffasbuug  auch  in  Uebereinstimmung  mit  Aui^icbten  and  mit 
oioer  Terminologie,  welche  bereits  im  1.  Baade  (3.  A.«  §.  1 1)  bogrlUidet  voiden  siod, 

—  wie  mir  sclieint.  ausreichend. 

Endlich  die  Aufnahme  der  Worte  „Q&ch  allgemeinen  (iraadsätzen  und 
Maassstiben"  in  die  I>efioition  wurde  schon  oben  S.  207  motifirt 

Zum  Vernich  seien  hier  einige  andere  Definitionen  der  Steuer  angefahrt,  für 
der<'ii  Kritik  es  g-rossentlieils  p:enüs^t.  auf  das  Vorausgehende  xo  verweiäcn.  Kau  geht 
auch  von  dem  ailguuieinen  Begrifl  „Auflagen"  aas,  die  er  als  „ron  der  Regierung 
befohlene  oder  geforderte  Einkttnfte**  den  ?oa  da  Regierung  erworbenen  mls 
eine  zweite  Hauptclaüse  gegenüberstellt;  in  Betreff  der  Auflagen  bemerkt  er:  ^die 
Regierung  erhebe  hier  kraft  des  Gesetzes  Theile  des  Priratrermflgens  ihrer  Barger, 
ohne  dass  denselben  in  den  durch  das  Gesetz  bestimmten  Fallen  eine  Wahl  frei  ge* 
lassen  werde;  hier  nehme  also  der  Zwang  die  Stelle  des  Erwerbs  ein**  (I,  W. 
Diese  Auflagen  theilt  Kau  „je  nach  der  Weise,  wie  die  Verpflichtung  zu  einer  ge- 
wissen Zahlung  an  die  Regierung  der  Gerechtigkeit  gemiibs  bestimmt  werden  kann", 
in  iwei  Gattungen,  in  Gehuhrcn  and  Steuern,  letztere  „solche  Auflagen,  die  ohne 
eine  einzelne  Veranlassong  (wie  bei  den  GebOhren),  also  ohne  eine  besondere  Ge^ea- 
leistung  der  Kegiernng  aus  allgemeiner  Btlrgcrpfiicht  and  nach  einem  allgemeinen 
Maassstabe  ron  den  Bürgern  gefordert  werden"  (1,  86,  auch  §.  247).  —  Bei 
Umpfenbach  eigentlich  nur  eine  Um-  oud  Beschreibung  der  Steuer,  keine  ei^eut- 
liehe  Bcgriffsbestimmong  (Fin.  2.  A„  §.  35,  ,SG  II..  70  ff.).  Die  Steuern  liahen  ^e 
ununterschcidbar  provocirtcn  Koston  des  Finanzl)'  1  irf-  als  Finanzeinkünfte  aufzubring^oa*^ 
(S.  S6).  „Kraft  der  Besteuerung  will  die  Finanz  iron  den  ätaatsangehöcigea  Vco» 
mOgensleistangen  eriangen,  wdehe  znr  OMkung  des  In  oniiBtenebeidKrer  Weise  won 
allen  Staatsangehörigen  verursachten  Finanzbedarfs  dienen  sollen"  (S.  139).  Im  Kern 
richtig  und  mit  dem  Hauptpunrtc  meiner  Definition  Ubereinstimmend,  aber  sonst  nicht 
ausreichend.  —  Roscher  (Fin.  33):  Steuern  „die  Beiträge,  welche  die  Eioxel- 
wirthsebaften  dem  Staate,  der  Prorü»,  Oemdnde  o.  s.  w.,  Qberhaopt  der  jeweilig^  Ulier 
ihnen  stehenden  Zwangsgemeinwirthschaft  schon  wegen  ihrer  blossen  Zuu'ehörigkeit 
leisten  ninssen.  um  den  finanziellen  Bedarf  des  Empffiiigers  befriedigen  zn  helfen".  — 
Helferich  (a.  a.  0.  S.  \'M):  »Die  Steuern  >inU  Abgaben,  welche  von  der  Obngkcut 
aus  dem  Vermögen  aller  Dotertbanen  gieichm&asig  erhoben  werden  zoa  Zweck  def 
Beffiedigong  der  aUgemeinea  Uffentlicben  BedQrfiiiaie,  wenn  nnd  soweit  die  Binnabiaea 
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ius  d.;ui  j-riratrcclitliclicn  Erwerb  d»'r  Oit^ne  der  rifrcntlichon  (iewalt  und  au?  den- 
j«Digeii  Otientlichen  (iescbäfteo  unzureichend  bind,  bei  deren  Ausübung  bei>ondere 
Ali^b«n  erhoben  werden/'  Ausser  den  bereits  erfolgten  Bemäugelangcn  ist  der 
iMintdk  ^Obrigkeit",  der  hier  alle  Organe  der  ötfeiitlicben  Gewalt«  vrclcbu  Steuern 
erheben  können  (auch  di(»  g-clstlichon)  umfasscu  soll,  duch  nirlit  correct.  Namentlich 
aber  gehOrt  das  Moment  ,^leichinäsidg'\  ein  (ierccbtigiieitsprincip  der  Steuerein- 
riehtiiiiif,  nicht  tchon  in  den  StenerbegriiT  (s.  noch  meine  Fin.  I,  S.  A.,  S.  500).  — 
Neomann  (Steuer,  S.  391):  Steuern  sind  „die  zur  Gewinnung  von  Staats-  und  Ge- 
mciodeeinnahmen  (im  eigentlichen  Sinne)  antrcordneten  Zahlungen,  sowoit  ^-i  >  «-cder 
£ütgelte  für  specielle  GegcnJcisiuiigLin  dua  ^Staats  ü4er  der  Geueiudu,  nuch  ZcUjluugeu 
öireoilicher  Verbände  ab  solcher  sind".  Letzteren  Zahlongea  gieht  Neamann  ubui^ 
hiupt  die  St*  1' i:  -  als  eigenes  selbständiges  Glied  und  Ilauptgattung  in  seinem  Sclu  iiia 
utfiäfltlicher  EiiJhahmeD,  was  formell  zulässig,  sachlich  kaum  richtig  ist.  da  üben  die 
Mittd,  ans  denen  diese  Zahlungen  erfolgen,  wieder  aaf  die  anderen  Uauptgattungen 
der  Einnahmen  zurückzuführen  sind:  der  entscheidende  Punct  m.  E.  fUr  eine  tinani» 
wis$enschaftUche>  im  OnteiBcbied  ron  einer  finanzrechtUchen  and  fiftMUEStativtischeB 
Eiotheilung. 

§.  84.  Der  hier  -antjgeBtellte  und  begründete  Steoerbegnif  bat 
denjenigen  Umfang,  welchen  ein  Kealbegriff  besitzen  moas,  am 
allen  gesehiebüieben  Tbataaeben  der  BeBteoernng  gerecht  zn  werden, 
anf  alle  Arten  nnd  Formen  der  Stener  zu  passen.  Ein  Steuer- 
begriff,  welcher  das  nicht  tbut^  ist  nnriebtig,  weil  zn  eng. 

jSiinieiitlicb  darf  der  liegrift"  nicht  so  gefasst  werden,  dass  er 
^^jewisse  vorkommende  Stenern  wegen  ihrer  principiellen  (  dur 
practischen  Mangel  von  vornherein  nicht  mit  umfasst,  —  ein  Vor- 
gehen»  das  dann  folgerichtig  zur  Aasschliessung  eigentlich  aller 
vorgekommenen  und  noch  vorkommenden  Steuern  ans  diesem  Be- 
griff  nnd  damit  znr  Negation  des  ätenerbegriffs  Überhaupt  fuhren 
musste.  Ans  der  Einreibnng  yon  Abgaben  unter  den  Stenerhegriff 
ist  aber  Werth  oder  Unwerth  und  Aber  die  verschiedenen  Grad- 
stufen  des  Werths  einer  Abgabegattong  oder  einer  einzelnen  Ahgabe 
gar  nichts  abzuleiten,  sondern  es  wird  dadurch  nur  ausgesagt,  dass 
die  betreffende  Abgabe  die  Merkmale  der  „JSteuer  '  habe.  Wie  sie  im 
Uebrigen  zu  beuitheilen,  ob  sie  zu  verwerten,  mehr  oder  weniger 
m  billigen,  welche  näheren  Antorderungen  an  ihre  rechtliche  Aus- 
gestiiltung  und  practische  (administrative)  Dnrohftlhrung  zu  knt!i)ten 
^^ind,  das  sind  ganz  andere  Fragen,  als  die  Frage,  ob  sie  eine 
..Steuer"  ist.  Fragen,  welche  theoretisch  in  der  Lehre  von  den 
Hteuerprincipien ,  von  Steuersystem  und  von  der  htenerverwaltung 
zu  erörtern  sind. 

Ein  Stenerbegriff,  welcher  als  solcher  schon  dne  vorkommende 

Abgabe  aus  sieh  ausscbliesst,  um  sie  wegen  ihrer  —  wirklieiien 
oder  vermeintlichen,  walucii  oder  Übertriebenen  —  Mängel  zu  vcr- 
unheilen  oder  höchstens  als  einen  unliebsamen,  bloss  historisch  zu 
erklärenden  und  damit  nur  relativ  zu  rechtfertigenden  Nothbeüell 
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zur  Deckung  des  Finanzbedarfs  erscbeineu  zu  lasseu,  ist  daher  eii^ 
tendenziöser:  logisch  anhaltbar,  weil  er  auf  einer  YerwecbsIuDg' 
Tom  Wesen  eines  Dinges  nnd  vom  Urtheil  Uber  den  Werth 
dieses  Dinges  beruht',  p raetisch  nnbaltbar,  weil  er  ein  ^  Tiel- 
leicht  nicht  einmal  richtiges  —  Ideal  dieses  Dinges  mit  der 
wirklichen  Erscheinung  des  letsteren  Tcrwechselt 

Die  besondere  Hervorhebunp:  des  Yttrauegehenden  würde  mir  kaum  geboten 
otäclieiueo,  weuii  uicbt  gerade  ncuerdiiig»  theurcüschc  Bcatrebongen  sich  gezeigt 
hitteii,  welche  «nf  die  Fassung  eines  solchen  zu  engen  und  teodendösen  SteneraegrUb 
hinauskomincn.  Hier  ist  Um pf euba<  h's  zu  gedenken,  der  in  unklarer  Weise  und 
dann  nicht  einmal  mit  folgerichtiger  Durchfuhning  .^Priucipsteuern"  and  ^Fiscal- 
«bgaben"  (2.  A.,  g.  111  —  114)  trennt  und  gewisse  Abg»beo,  welche  nnzweifeUiaft 
onter  den  Stenerbegiiff  fallen,  als  „einzelne  Fiscalvorrechte''  röllig  willkUrUek 
aus  der  Bestenerung'  ausscheidet  (§.  1!'2  ff.,  107  !!".).  In  einer,  nebenbei  auch  ^ni 
uuhistorischen  Auflassung  und  mit  Benutzung  einer  sehr  geschraubten,  manieriitefl 
und  nngenaneii  Teminologic  —  „vom  FIscelpriDcfp  «berselittletes  Tfagwerkthan". 
„Tragwerkszubehör"  S.  .'J'i'i.  ..Au^i^)eutung  der  principlosen  Tragwerksmengsale**  S.  224 
und  dergleichen  melir  -  -  werden  hier  unter  Anderem  als  ,,Fisralvorrccbt"  in  Efsüi! 
auf  „Personalf ermögeu"  die  reinen  Ivopf-  und  Persoualsteucru ,  unter  letzteren  auch 
die  Iboreits  etwas  abgestnfleD,  aus  der  Bestcucnuig  ansgaclilossen :  ^dte  ganze  80g^ 
nannte  Person albesteuernn^  sei  nichts  Anderes  als  ein  eigenvcrmögensrechtlicb« 
Bmchstiick,  welches  die  t  inan^  nach  dem  Princip  der  Finaozbcirorrcchtung  gegen  dii 
Penen  ihrer  Staatsangehörigen  geltend  macht";  bei  abgestuften  PerBonalabgab«! 
übrigens  „betinde  sich  dies  Finanztragwerk  schon  auf  dem  Wege  seiner  BeseitigOBf 
als  Fiscalyorre  -lit  rrnd  seines  Auf^'es.n5!^'(wcrdctis  durch  das  Princip  der  Besteucrun?" 

197).  Ebcu&o  wird  ein  Fiscalvorrecht  am  „liabererm^^gen"  coustrairt  (§.  lü«, 
daselbst  tiber  Grandstener),  die  Abgnben  vom  VermOgensweclisel  aollen  wiederam  aiu 
..Fiscalabgaben",  die  Auffassuim  di-r^tlben  als  ..Verkehrssteuern"  unhaltbar  sein 
(§.  200).  Aehnlirh  geht  es  bei  den  Abgaben  von  Hinterlassenschaften  (§.  203).  Sali 
wird  nur  bei  den  l'iscalForrechtcn  behandelt,  die  Vertheuerung  des  Sakes  durch  du 
„Salzvorrecht''  aber  ganz  nach  Gesichtspunctcn  der  Steuerpolitik  rerworfcu  (§.  213). 
Tabak  und  Branntwein  werden  als  Stenern  („Mauthaufschläge")  unter  den  Steuern, 
als  Monopole  unter  den  Fiscaiforiechten  bebandelt  (§.  154,  lo7,  215— 218);  dai 
aagensdieuiUcbe  HiMUskommen  d«i  Honepols  auf  eine  Stenerform  aber  in  docui« 
närer  Oonsequcnz  abgewiesen;  „zugleich  be^teuero  und  fisealiairen  gehe  nicht  an"  i.boi 
Tabak  1  S.  „man  muss  sich  entweder  far  Be-steucrnng  oder  ftlr  Fiscalbcrorrecli- 

tuog  des  Tabakä  entscheiden",  mit  Einzelausfuhrungeu  voller  Widersprüchen  unto 
einander  und  mit  den  Tbatsachen  bei  der  Oaroliftobning  solcher  Honopde.  Dabd 
die  willkürlichsten  und  unriclitigsten  Behauptungen  immer  im  selbstzufriedensten  Ton« 
der  alleinigen  Urtheilsfahigkeit  vorgefahrt,  mit  tiautainer  Abweisung  anderer  Mei- 
nungen. Es  genügt  au  den  Citaten,  die  sich  sschr  vermehren  licsscu.  Das  (ianze  ein 
Kack  fall  in  die  von  Umpftuibaeb  son^t  aufgegebene  Regalienthcorie  und  ein  gutes 
Beispiel  f  ir  die  im  Text  gerügte  Confusion  und  di<-  | '  titio  principii,  welche  in  dem 
Ausschluss  gewisser  Abgaben  aus  dem  Steuerbegriii  lu-gt. 

In  anderer  Weise  und  mit  eingehender  Begründung  macht  sich  Vocke  in  semem 
histeiisirend-dogmatischen  Weilte  „die  Abgaben,  die  Auflagen  und  die  Stener*  is 

noch  grosserem  ümfang  des  geragten  Felilers  schuldig,  indem  er  eigentlich  nur  directö 
Steuern  als  „Steuern*  im  wahren  Sinne  ansieht.  Ich  beziehe  mich  dafiir  auf  mcin»ä 
Kecension  des  Works  in  der  Tübinger  Zeitschrift  lisST  (B.  43,  S.  555  iT.).  ausserdem 
gerade  IMr  diesen  Ponet  aneli  auf  die  oben  S.  26  genannte  Beoension  von  Friedberg 
und  in  dem  gerügten  Puncto  selbst  auf  die  sonst  einseitig  panegyrische  von  Schanz. 
Yocke  fuhrt  seioea  Hauptgedanken  in  seinem  ganzen  Werke  des  Breiteren  durch,  &o 
dass  eiozebie  bezQgltche  Stellen  nidit  wobl  cttfit  w^en  kSnnen.  Die  Qaintesseoz 
schon  im  Vorwort.  Unter  Verweisung  fUr  die  weitere  Kritik  auf  meine  genannte 
Recension,  ontnelime  ich  der  letzteren  hier  die  folgende  Zosammenfkssiuig  der  Vecke- 
schen  Ansichten  wörtlich  (a.  a.  0.  S.  558,  559). 


Digitized  by  Google 


Sleo«rb«griir.  Grand  der  StoMr. 


215 


Der  leitende  H.mpfsredanke  des  Vocke'schen  Werks  i^t  schou  iui  Titel  ansge- 
irjckt:  „  A  iKabL' II .  Auflagen  und  die  Steuer."'  In  scharfer  tluort-ti^cher  und 
pra^cUi>cber  Keaction  gegen  die  ,4&directt:a  Steuern  '  wird  diesen  überhaupt  die  Natu  r 
der  JSieatt'  selb>t  abfvprochen:  de  seien,  wie  auch  die  .^Verkehisebgaben**  (Ge- 
bühren und  Verkehrssleuern)  gar  keine  eiirentliclieii  Sttuem.  Die»  seien  nur  die 
flt^ieoanatea  diiectoa  Steuern,  welche  fdr  Vocke  daher  obeu  «.die  Steuer''  darstellen. 
Die  s<^neoDten  Verbnnehnsteiieni  seien  eine  besondere,  nnr  bistorisch  zu  erklärende 
Alt  £iunahmen,  seien  ..Auflagen",  als  solche  nur  xeUtir  berechtigt,  weil  nothwendig, 
>olane*»  die  Sittlichkeit  und  Cultur  der  Bevölkerung  für  das  Ausreichen  tnit  der 
„bteuer*  noch  nicht  hoch  genug  entwickelt  seien.  Gleiches  g&lte  fod  den  Verkuhrs- 
al^eben.  Etnen  „Anspnicb  snf  ewige  Dsnei'*  hfttten  sie  nicbt  Es  sei  nnmdglich, 
für  ..die  Steuer',  d.  h  die  directt-n  Steuern  und  für  diese  Auflagen  und  Abgaben 
genügende  gemeinsame  Merkmale  zu  finden,  uui  si(;  unter  einem  Gesamtutbegriti' 
..Steuern"  aL»  etwä^  Homogeiies  zuaamuieu  fa^j^cu.  Das  zeige  <>chou  das  rergeb- 
iiche  BemlUien  der  Theorie,  —  was  Vocke  in  seiner  Einleitung  8.  7-<-58  in  der  ^tür 
d  r  Literatur  nachzuweisen  sucht  —  den  BcfTTiff  der  ,,directen"  und  ..indirecten"' 
Steuern  festzustcUeJt.  Alles  das,  was  sich  nach  der  „thataäcblichcn  (.geschichtlichen) 
EnfstefaDog**  der  Steaer  vnd  „renmofltgeinSss  aus  der  Vator  der  Sache"  (S.  172)  an 
wesentlichen  Merkmalen  „der  Steuer"  ergebe,  ßnde  sich  bei  den  „Auflagen"  und 
Abgaben"  nicht.  Es  sei  ein  Cnding,  ein  für  Theorie  und  Praxis  unlösbares  Problem, 
ein  wahres  „Steuersystem"  aus  diesen  drei  ganz  heterogenen  Elementen  der  Öffent- 
lichen Einiiahmen  bUden  sn  wollen.  Änflagen  nnd  Abgaben  Hessen  jsioh  immer  nnr 
d  uch  da^  ßedurfniss  erklären,  widersprächen  allen  nothwendigeii  I{^geln  und  richtigen 
ürund>;uzt;n  d-T  ..Steuer".    Nur  für  die^ie  letztere  sei  ein  ..System"  rnflghch. 

iJicac  gaitzc  Ansit  ht  wird  nnr  ?erständlich,  wenn  man  äich  mit  \  ucke  über  alle 
theoretischen,  principiellen  und  pracUsehen  Mtogel  seines  Ertra^rsstenenty^eios  in 
einem  schwer  be;rr.if liehen  Optimismus  hinweg  setzt.  \\V'nn  indirecte  Vcrbrauehs- 
und  VerkehrsabgabüU  keine  „Steuern"  sein  sollen,  so  konnte  mau  mit  ganz  ähnlichen 
B'webfohmngen  nnch  fbr  die  Ertragsstcaem  za  demselben  Ergebniss  und  so  eben 
schliesslich  xar  Negation  des  Steuerbugrilfs  überhaupt  kommen.  An  zahlreichen 
Sclbtftwi  l.  roprQchen  Vocke's  fehU  es  d«iMi  nicht  (vgl*  a.  A*  meine  Becension  n.  a.  0. 
S.  561,  5t)5). 

II.  —  §.  85.  Grund  der  Steuer  und  des  Besteuerungs- 
rechts. Unter  dem  „Grund"  der  Steaer  ist  dasjenige  Moment  zu 
verstehen,  auf  welches  sich  die  Steuer,  als  finaDZwirthschattlicbe 
Kategorie  der  öffetitliehen  EinnahmeD,  als  auf  das  sie  nothwendig 
bedingende  nnd  damit  sngleieh  sie  rechtfertigende  Moment  zn- 
rOckfllhren  Ittsst  Dasselbe  Moment  bildet  alsdann  aach  den  Orand 
des  Bestenerangsrecbt»,  d.  h.  des  Rechts,  die  Einseiwirthscbaften 
zu  besteuern  und  dabei  denjenigen  Zwang  in  Anwendung  zu 
bringen,  welcher  je  nach  der  Art  der  eiii/.elueu  Steuern  und  nach 
sonstiger  Lage  der  Umstände  crturderlich  ist. 

Dieser  Zwanp  kann  sich  auf  die  directe  Nfithifruticr  zur  Steuerentrichtnng  selbst, 
ercntiicli  aber  auch,  und  ihatbächlich  äuhr  ul'i,  nur  auf  die  Nöthii^ung  zur  Steuer- 
entricbtung  bei  Eintritt  gewisser  Bedingungen  erstredton.  Der  erste  Fall  liegt 
eigentlich  nur  bei  reinen  Personal-  und  bei  Einkommcnstetifm  vor,  der  /\v.,ifo  — 
was  nicht  immer  richtig  erfa^^t  wird  —  obcnüowohl  erst  bei  den  Ertrags-,  den  Ver- 
mögeossteoem ,  —  ncmlich  wenn  eine  bestimmte  Ertragisart,  dne  bestimmte 
fi«»itznrt,  ein  Vermbgeiiät)c.->it/.  überhaupt  in  Frsge  steht  — ,  als  bei  den  sogenannten 
indit'-f  t"n  Verbrauchs-  und  den  Verkehrssteuern ,  nemlich  hier,  wenn  der  und  der 
Verbraui  h,  der  und  der  Verkehrsam  t,  der  und  der  rroduetiunsprocess  stattfindet. 

Der  Grund  der  Steuer  ist  stets  nur  ein  bedingter,  die 
Steaer  eben,  wie  schon  gesagt,  keine  absoJnte,  rein  ökonomische, 
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Bondern  uur  eine  historisch  -  rechtliebe  Kategorie  des  Wirtbscbaits- 
aud  Staatsiebens.  Der  Gruud  ist  vorbanden,  wenn  einer  der  beiden 
oder  beide  der  besprocbenen  Zwecke  der  Steuer  yorliegen,  d.  b. 
wenn  die  Steuer,  als  ,,rein  fioanzieile"  Maaasregel,  snr  Deckung 
des  FinansbedarfSy  oder,  als  ,|80ctalpolitisehe''  Maassregel, 
aar  Regnlinung  der  bestebenden  Vertheilung  von  fimkommen  mid 
VennOgen  und  der  Verwendang  von  beiden  erforderiicb  ist  oder 
ftr  erl'oiderlich  gilt.  Ist  diese  Bedingung  erfüllt,  so  ist  alsdann 
dnmit  auch  die  Steuer  „begründet",  weil  sie  hier  die  imCDt- 
hebrlichc  Voraussetzung  zur  Erfüllung  ibres  der  Annahoie  nacb 
gebotenen  Zwecks  wird. 

Insbesondere  ist  die  Steuer  als  Deckungsmittei  des  Finanz- 
bedarfs  öffentlieber  KOrper  bier  principiell  begründet,  weil  sie, 
ToransseUnngsweise ,  notb wendig  ist,  um  den  Staat  wie  das  ganse 
swangsgemeiiiwirthschaftlicbe  System  zur  ßzistenz  imd  -zur  £nt> 
wicklong  za  bringen  nnd  darin  zu  erbalten.  Die  Frage  nach  dem 
Grunde  der  Steuer  fttbrt  daher  zu  derjenigen  nacb  dem  Oronde 
des  Staats  nnd  der  Übrigen  Zwaagsgemeinwirthschaften  hin.  Der 
Grund  der  Steuer  und  mithin  des  Besteuerungsrecbts  gegenüber  den 
Einzelwirthschatten  ist  demnach  mit  der  absoluten  KuLhwciidigkcit 
des  Staats  uikI  des  zwaugsgemeinwirthschaftlichen  Systems  und 
mit  dem  Recht  •  beider  auf  ,,Exi^fen'/  und  Entwicklung"  gegeben. 
Dem  Besteuerungsrecht  des  Staats  und,  eventuell  mittelst  Delegation 
von  ihm,  der  sonstigen  öffentlichen  Körper  entspricht  die  correlative 
Steuerpflicbt  der  Einzelwlrthscbaften,  welche,  mit  jenem  Recht  von 
selbst  gegeben,  nur  die  andere  Seite  des  letzteren  ist 

Nacb  dieser  Auffassung  scheidet  die  weitere  Erörterung  Uber 
den  Grund  der  Steuer  nnd  des  Besteuerungsrechts  aus  der  Finanz- 
Wissenschaft  als  solcher  ans  und  ist  anderen  Tbeilen  der  Politischen 
Oekouomie  und  anderen  Wissenschaften  vorzubehalten. 

Sie  gehört,  soweit  es  sich  dabei  Qin  ein  nationalOkoneiBiieltes  PioUen 

hendelt,  in  die  „rolksvirtliscliaftliche  Gmodlegunf"  und  hier  in  die  Lehre  roB  der 
Organisation  der  Volk&wirthschaft,  specieli  in  'i'^  (  ntersnrhungen  tlber  das  fremein- 
wirthschaftUcbe,  ioiibesoudcre  das  zwaugsgemeiDwirtiischaiiliche  System  nad  über  die 
Befrrondnnif  dos  ZwangsiDoiDents.  Meine  hier  in  der  FinanzwiasenBchaft  rertreteBe 

Anfi^ong  findet  daher  in  meiner  „Grundlegung",  1.  Abtbeilung  (2.  A.).  Kapitel  3, 
besonders  Hauptabschnitt  3,  namentlich  §.  154—160,  ihre  nähere  Bogrundung,  und 
knüpft  daran  an.  Der  Steuer  ist  dort  schon  die  ihr  gcbilhreüde  Stellung  und  Kccbt- 
fertigang  gegeben  worden  (§.  158).  Ala  politisches,  öfTentlich-rechtlichee  und  rechts- 
philosophisches Prohlcni  gehört  die  Frapre  von  der  Begründung  der  Steuer,  des  Be- 
steuerungsrechts und  der  Steuerpflicht  in  die  (theoretische)  Politik,  die  aUgemeioe 
Staats'Ichre  und  die  Rechtsphilosophie.  Vgl.  dazu  die  oben  §.  1 3  angegebenen  StelIeD 
aus  den  Schriften  von  Stahl,  Ahrens,  Trendelenburg,  Bluntscbli;  auch  i  B. 
K.  A.  Zachariä,  deutsches  Staats-  und  fiondesrecbt.  2.  A^  II,  §.  218.  Gierige« 
Uenosseflscbaftsrecht  II,      27,  29. 
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In  der  tbeoretisclien  ErOiteraog  Aber  Bestenernngsreoht  des 

Staate  n.  e.  w.  und  Steuerpflicbt  der  Einzelnen  („Bürger*',  „Unter- 

thanen")  ist  die  hiur  vertretene  AalYasüUug  jeUt  wohl  die  herrscbendey 

aacb  in  der  FinaQ^wiääeuächalt. 

Vgl.  z.  B.  U elf e rieh,  im  Schön bergücheu  UAadbuch  aUffemeine  Steoer- 
1dm  §.  4. 

§.  8Ü.  Bis  uuiUngst  wurde  iudesseii  vielfach  eine  uiuleic  j,Be- 
^'lUiidnn^**  vertreten,  indem  die  Steuerptliebt  auf  die  Vor t  heile 
im  btaatsverband,  namentlich  auf  den  Scliutz  des  Staats  fttr  (Person 
und)  Eigenthiiin  zurlickgeftihrt,  so  eine  „  G  e  ii  u  s  s t  heo rie"  und  eine 
Asse eu ranz theorie'*  zur  Begriinduog  von  Besteuemugsrecbt  und 
Steoerpflicbt  gebildet,  dabei  ancb  wob!  die  Steuer  als  eine  Art 
„Tausch**  (,,ZwaDg8taa8ch'')  oder  als  eine  Art  „Frei e'^  aafgefasst 
wurde:  ein  „Tanech'^  zwischen  den  dem  Einzelnen  zn  Gate  kom- 
menden Öffentlichen  Leistungen  nnd  der  in  der  Steuer  gegebenen 
Gegenleistung y  und  die  Steuer  der  Preis,  welcher  fllr  den  Genuss 
dieser  Leistungen  gezahlt  wird. 

IHtae  Lehre  hingt  znstinmen,  ist  aber  nteht  identisch  mit  deijenigen,  velehe 

ffir  die  Vcrthcilatig  der  SteQerla.st  ia  dem  GruiidsaU  der  Besteuerung  ^üach 

•Um  Interesse",  oder  nach  „Leistung  und  <i e u'enlcibtung"  aiif^e-tellt  wurde 

üiid  m  ö.  kapuet,  ia  dem  Ah^chaitt  ron  den  „Pnncipieu  der  (Jürechiigkeit*',  speciell 

der  »<üeichaiij«igkeif  *  der  Bwteaerang  tn  erftrtorn  sein  vird.  Bei  der  .«Üennsslheorie** 

als  einer  Tln'uiio  /nr  B«- r  r  (1  n  d  ii  ii  u"  di-r  R..'sit<'tir-rTiiii:  acht  die  Beweisfalining  auf 

den  Satz  hinaus;  „Du  win^t  mit  Rcclii  besteuert,  weil  Du  den  Schutz  des  Staate  u.  8.  w.  * 

und  die  Vurtheile  der  öllenü;chcu  Einrichtuntcen  geniesst";  in  ähnlicher  Weise  wird 

ait  der  „Asscctiraiiütheoiie  "  als  einer  Stcu<  r  -  I{ög;rUndunKi»theorie  argumentirt:  „Ütt 

T:r.-!t  l-C'tenert,  weil  Du  durch  Schutz  und  Förderung-  des  Staats  dir  Erfolge  Deiner 

virtiuchaftUcheu  Thätigkeit,  Deiu  Eigentkooi  u.  s.  w.  gesichert  gouiesttt. '   Die  (ic- 

eas«-  (und  Asseenranz-)  Theorie  als  eine  Theorie  für  die  Feststellung  des  Yer- 

theilangsprin cips  der  Besten^ng^  beruht  dagegen  anf  dem  Sr]i!u^ä:  „Du  wirst 

nach  Maassgabe  Deijier  (ieniisse  von  OHentlichcn  Einrichtungen  oder  der  Dir  hierdurch 

10.  Theil  «erdenden  Vortheile,  beziehungsweise  nach  Maassgabe  der  Grösse  Deines 

Schntz  und  FOrdening  geuieesenden  YennOfons  oder  Einkommens,  dnber  in  der 

Rohe.  —  oder  in  dem  und  dem  Verhältniss  —  besteuert,  weil  diese  Proportion, 

ronusdetzuugsweise ,  die  „gerechte"  ist."    Beide,  die  „B egr und ungs-"  und  die 

,.Vertheilungstheorie",  sind  vielfach  von  denselben  Autoren  vertreten  worden. 

müssen  aber  trotz  ihres  inneren  Zusammenhangs  doch  unterschieden  werde»  und  sind 

luch  nicht  ganz  gleich  zu  beurtheilen.  Die  h  trelf- mle  Bejjriiii  lungstheorie  ist  unhalt- 

tiar,  wenn  man  auch  zageben  darf,  das»  ihr  Kern  sich  immerhin  benutzen  lässt,  um 

4ie  Idee  dor  Stenerpittclrt  Teratindlicher,  wenn  man  sieh  so  nnsdrllclten  darf:  psycho- 

Lsribch  plausibler  zu  machen.  Auch  ist  m.  E.  dtose  Vieofle  ganz  wohl  mit  znr  Anf* 

fassung  und  Characteristik  der  Gesammtbestcucrung,  als  ökonomischer  Gesammt- 

legeuleiätung  für  die  Gesammtheit  der  öüentlichen  Leistungen  oder  als  ,,gonürelieu 

Kotteneotgelts''  der  letzteren,  za  ferwerthen.  Die  hetreffende  Vertiieiinngstbeorie  ist  da- 

if'jgen  zwar  als  allgeri!  •  i ii >  und  .illei nige  Bichtschnur  für  „gleichmiissige"  Steuer- 

tmbcilung  auch  falsch,  enihah  aber  doch  richtige  Elemente,  weiche  sich  in  der 

Pmxis  zwar  schwer,  indessen  immerhin  etwas  verwenden  lassen. 

Beide  Theorieen  (]iidr;n  sich,  mehr  oder  weniger  klar  erkannt  und  gei'osst  und 
mfhr  odT  wcnitrer  mi^  iiiilr  vermengt,  in  der  K.m  litsphilosophie  der  Natmret  hts- 
Idirer  des  17.  Jahrhunderts,  mit  aU  GoDi^equeoz  der  den  Staat  seibat  ala  »olchen  bc- 
gtftidesden  „YMtragstheorle*',  kehren,  insbesondeve  die  enOe,  ia  eioem  hekanntoi 
Sitie  MoDtesqQien's  (s.  meine  Fin.  I,  S,  142)  trieder,  finden  sich  dann  anch  in 

15» 
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den  Lebren  der  «eueren  Sinith'scheu  Narioualökonomie  —  nnrh  dorn  (jedaiikcnjanj 
der  letzteren  lo^L»ch  folgericbti||;  — ,  gelieu  iu  die  Doctrin  auch  der  dcatscbeo  Fioaaz- 
thecretiker  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhtinderta  and  der  foistesrenrandten  UbenJen 
PolitiJker,  der  Bottck-Welckcr'scheu  Schule,  über  und  werden  endlich  zu  extremen 
*  Consequeiiz^'n  vnn  oinzcIrxMi  Doctrinären  der  radi(^alen  Freihandflsrichtung  gebracht 
Mit  der  orgauischcu  btaati>lchrc  rerliereo  indd5s>eu  beide,  zumal  aber  die  erste,  die 
BegrQndnngstbeorie,  ihren  Boden  nnd  Tenehwinden  seitdem  and  seit  der  Abwendoof 
vom  Smithianismuä  und  Manchosterthuro  wenigstens  aus  der  deutschen  V^isscnschaft 
immer  mehr,  bis  auf  das  erwähnt»?  besrhränktc  Festhalten  der  Verth  eil  im  gstheorie. 
In  der  ausländischen  Literatur  finden  sich  dagegen  uüch  mehr  An  klänge  an  jene 
Tbeorieen  und  selbst  ein  principielles  Festhalten  an  ihnen,  ee  o.  A.  meh  in  der 
frenzöaischtMi  St.  uerliteratur  mehrfa'  li,  auch  bei  Practikern. 

Vgl.  für  die  Stellung  der  hier  abgewiesenen  Theorie  in  der  Literatur,  —  tlbrigens 
Tornemlich  der  „Verthuilungstheorie'*  —  Jetzt  besonders  Nenmnnn  in  den  Aufsitzen 
über  die  ,.Steucr  ii k  h  i  Stcuoriahißkeit  ',  Courails  Jahrbücher,  B.  35  (N.  F.  \\ 
S.  511  fl  oimJ  passim  (u.  A.  S.  516  über  Stein,  der  früher  die  nnrichtigc  Ansieht 
tbeiite);  vgl.  in  der  „Steuer'  S.  405  if.;  auch  U.  Meyer,  Principiea  der  gerechten 
Bestenerung,  passim  Im  1.  literarbistonscben  Abscfauitl,  vo  S.  26  die  Begriuidnngs- 
und  Vi  rilieilungstheorie  etwas  seltsam  ein  „particularistischer"  Gcsichtspmict  trcuannt 
wird;  bax,  (tnindlecung,  §.  9.  Ferner  schon  vordem  namentlieh  A.  Held.  Ein- 
kommensteuer. K;ip.  II,  ebenfalls  mit  litcrargeschichtlichen  Nachweisen,  S  3'J  Ii. 

Die  gertigte  Theorie  entspricht  sowohl  als  Begriindungs-  wie 
als  allgemeine  Vertheiinogstheorie  der  älteren  meehanisch-ato- 
mistiflchen  Staatoaafll'assuDg,  dem  IndividaaUftmus  der  britischen 
Oekonomik,  der  letzterer  Doctrin  eigenthUmlichen  ond  sie  characteri- 
sirenden  Identificirang  der  Volkswirthscbaft  mit  dem  privatwirth- 
sebaftliclien  VerkehrsBjstem.  Sie  ttbersiebt,  dasB  ^lOentlase'S  ,,Vor- 
theile''  fUr  den  Einzelnen  bei  den  Öffentlichen  Einrichtungen 
und  Leistungen  im  Siaat.sverband  gar  nicht  immer  voi  li:inden,  notli 
weniger,  selbst  wenn  sie  vorhanden,  immer  nachweisbai  und  mess- 
har  sind,  dass  dabei  vielmehr  überwiegend  „ExisteükLbedinsrinig'en 
der  Gattung  und  des  Einzelnen  als  Mitglieds  der  Gattung,  Ent 
wieklungsbedingungen  der  ganzen  Volkswirthschalt,  sittliche  Zwecke 
der  Qesamnitbeit  wie  des  Einzelnen,  demnach  fUr  letzteren  Pflichten 
gegen  die  Gesammtheit*'  vorliegen  (Grundlegung  §.  154). 

Vollends  eine  SteaenrertbeUnog  allgemein  nach  Utassgabe  der  ^VefUieil«*' 

wnrde  nattirlich  in  der  Praxis  auch  au  der  UnmügUcbkeit  dM  Daidi^rOllg  tcbeitan, 
da  diese  Yortbeile  sich  jeder  ächätzuug  entziehen. 

Die  hier  zarttckgewiesene  Theorie  Itot  aicb  wohl  auch  als 
eineVerallgemelnernng  des  Gebühren  principe  bezeichnen, 
indem  sie  den  bei  den  Gebühren  richtigen  Gedanken  der  Begrilndang 
der  Gebtthrenerhebung  nnd  den  wenigstens  bedingt  richtigen  Ge- 
danken der  Hegulirung  der  Hobe  der  Gebttbren  nach  dem  Gesiebt»- 
punete  des  bpeiiellen  Entgelts  unti  Kosteuersatzes  auf  die  eigent- 
lichen allgemeinen  Stenern  ausdehnt.  Aber  gerade  das  ist  principiell 
unrichtig  und  practisch  uuauslühi  bar,  wofür  es  jetzt  genügt,  aui  das 
vorstehend  AusgetUhrte  zu  verweisen  (vgl.  Fin.  20i^). 
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III.  —  §.87.  Die  Steuer  alsdkonom  i  s  e heErBoheiDUDg; 
Reprodnctivität  der  Steuer.  Die  im  VorauRgebenden  ge- 
gebene BegrUnduDg  der  Steuer  als  einer  Eioiiabmekategorie  der 
Ftnaozwirtbsebaft  e&thftit  zogleicb  die  BegrttDdang  der  Steuer  als 
einer  Kategorie  Okonomiseber  Ersebeinungen^  d.  b.  als 
eines  Vorgangs  der  Wertbflb  ertragung  von  Hen  besteuerten 
EiDzelwirihschaften  an  die  Finanzwirthschai't,  in  siuh.  Dieser  Vor- 
gang volliii;l]t  sich  iu  der  Hesteuerung  nur  unter  anderen  Kcchtg- 
tormen,  als  eine  solche  WenhUbertra^nnir  im  freien  CDtgeltliclicn 
Verkehr,  also  nicht  vertragsraässig  uiiti  hpeciel!  ('i)tj,elilich,  was  dns 
Ob,  Wie,  Wie  Imeh  der  die  Werthübertragung  bildenden  Steuer- 
lahlung  anlangt,  sondern  nach  dem  der  Steuer  immanenten  Zwangs* 
princip  und  nach  den  für  die  Stcner  geltenden,  von  den  Entgelt- 
Itcbkeitsverbältntssen  im  freien  Verkehr  abweichenden  Normen. 

Aber  als  ttkonomiseber  Vorgang  der  geuaunten  Art  unterliegt 
die  Steuer  doeb  notbwendig  den  Okonomiseben  Bedingungen 
eines  solchen,  d.  h.  sie  wird  Oherbaupt  nur  ttkonomiseb  möglieb, 
wenn  bestimmte  ökonomische  Voran ssetzungen  sich  erfdllen, 
nnd  sie  hat  ökonomische  Wirkungen,  welche  für  die  Er- 
rüllung  dieser  Voraussetzungen  eveniuell  mit  in  Betracht  kfaiiiiu  n. 
Daher  verlangt  die  Steuer  noch  ausser  der  ^^egebenon  HegrUndung 
eine  Erklärung  und  darin  eine  Hechtfertigung  als  ein  solcher 
ökonomischer  Vorgang  der  Werthtl b ertragung.  Denn 
diese  Erklärung  liefert  jene  Begründung  noch  nicht 

Bei  der  Steuer  erfolgt  im  Untersebied  yom  Tausch  nnd  theil- 
weise  auch  Ton  der  Qebttbr  keine  Werthübertragung,  welcher  wie 
bei  diesen  ein  speeiell  empfangener  Gegenwertb  —  regelmüssig  bei 
Tausch  und  Gebühr  auch  in  angemessener  Hl)be  —  entspricht.  Die 
Steuer  des  Einzelnen  und  die  Gesammtstener  Aller  finden  nur  in 
der  GeaauiUitheit  der  öffentlichen  Leistungen  einen  „generellen 
Eotgelt". 

Letzterer  stellt  zvar  aucli  rinen  rilionomiscIiL'U  Wertli  dar,  dr'S«;cn  Hrthe  prin- 
cipieli  der  WerthbOhe  der  gesainrnton  Besteuerung  cntsprccheu  sioilie:  ein  frund- 
«l<iliefa«e  Poatoltt,  an  welcbem  fe»igebaltcn  vcrdeD  moss  (Uraadlo^ung  §.  158,  Fiu.  I. 
^.  209).  Aber  wie  wei(  <Ji.  s  Postulat  im  concreten  Fall  erfHUt  wird,  hängt  van  der 
thatsichlii  hen  Gesfnltnn?  (lo->  nfft'ntlichen  Anfwiiiul^.  dih'T  von  den  Verwendanaren 
ib,  welche  die  iSteoererträge  hiernach  hndeu.  Danach  wird  oltinais  schon  die  principieü 
n  reilMigeDde  WartbcoireBpondenz  zwischen  GttmmÜ^DDg  des  Offentlicbeo  Eörpen 
tnd  Gesuttiiitbcttaiiamjif  fehlea. 

Naeb  Wesen  und  Wirknngen  dieser  Leistungen  fUr  die  Ein- 

zelneu  und  nach  Wesen  und  Wirkungen  der  eigentlichen  Be- 
äteaerung,  d.  h.  nach  der  principiell  richtigen  und  im  Ganzen  auch 
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practiscb  überwiegenden  Art  der  Vertheiluiig  der  Stenerlasl  auf  die 
Einzelnen,  fehlt  eine  solche  Werthcorrcspondenz  aber  vollends  prin- 
cipicll  nml  practiscb  zwischen  den  r»Hentllt:lieii  Leistungen  und  der 
Steuer  dieser  Einzelnen.  Uud  zwar  selbst  da  und  dann,  wenu 
flieh  jene  LeiatuDgen  als  „Vortheiie^^  ,,GeDtl8fle^'  der  fiinzehien  er- 
weisen aollteu. 

Demoaeh  ist  die  Steoer  de»  £iD«elneii  eine  solche  Werth- 
ttbertrai^og  auB  seinem  Vermögen  oder  Einkommen  an  die  Finan«- 
wirthsehaft,  bez.  an  den  Ton  ihr  bedienten  OfFentliohen  Kdrper, 
welcher  bei  ihm,  dem  Einzelne n,  entweder  gar  kein  oder  keiii 

unmittelbarer  oder  ntir  ein  ^anz  mittelbarer  Empfang  eines  Gegen- 
Werths,  eventuell  auch  dann  nur  im  lieUa^e  eines  Theils  des  iu 
der  Steuer  hingegebenen  Werths,  entspricht.  Es  fra^rt  sich  daherj 
wie  gleichwohl,  im  Unterschied  vom  Tauseh  (uud  eventuell  von  der 
Gehuhr),  die  b teuer  als  solche  in  der  Hauptsache  einseitige  Werth- 
Übertragung  ökonomisch  möglich  ist,  wie  sie  femer  die  er- 
forderliche Höhe  erreichen  und  namentlich  ancb  genttgend 
nachhaltig,  d.  b.  beständig  wiederholbar,  dem  finanz- 
wirthschaftUchen  Bedtfrfniss  gemäss ,  sein  kann.  Das  betttgliche 
ökonomische  Problem  ist  hier  offianbar  ein  anderes  and  schwierigeres 
als  beim  Tausch  nnd  meist  anch  als  bei  der  Oebtthr,  weil  die  öko- 
nomische Bedin^^ung  der  Reproduction  des  fortgegebenen  Wertb 
öich  hier  nicht  ohne  Weiteres  tiliilh. 

Die  Ltisung  dieses  Problems  ergiebt  sich  wohl  aus  folgendea 
Erwägungen.  Erst  wenn  die  einzelne  wie  die  nationale  Gesammt* 
Arbeit  durch  die  Entwicklung  der  Technik  eine  solche  Productivität 

—  d.  h  Werthschaflfnngs-Fähigkeit  —  erreicht  bat|  dass  der  Ertrag 

—  nach  Abzug  der  nothwendigcn ,  nattlrlichen  oder  volksMrirth- 
scbaftlichen  Kosten,  die  „kein  Einkommen''  bilden  (Gmndlognng 
§.  83),  —-den  nnbedingt  zur  Lebensfristung  nnd  Kräfleerbaltong 
der  „Arbeiter"  erforderlichen  WerthTcrbrauch  fibersteigt,  ist  über- 
haupt Besteuerung  als  regelmässige  finanzwirthscbaftliche  Institution 
ökonomisch  möglich  ~  d.  h.  es  besteht  dasselbe  Verhältniss  wie 
bei  der  „Besitzrente":  das  Princip  des  Steuere» hjects,  wie  des  Keujcu- 
objeets,  ist  „hin längliche  Productivität  der  Arbeit'^  (Rod- 
bertu  s). 

Die  Ilr>he  der  Steuer  und  das  Waehsthum  dieser  Höhe 
hängen  alsdann  von  folgenden  III  nf  Bedingungen  ab:  einmal 
von  einer  „physiologischen'^  und  „enlturhistorischen": 
dem  Maasse,  bis  zu  welchem  der  notbwendige  Bedarf  der  Be> 
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äteaerten  sich  berabdriicken  iässt  und  herabgedrttckt  wird ;  sodann 
von  einer  physisch-psychischen:  demMansse^  in  welchem  der 
Stenerdnick  bei  den  Besteuerten  auf  Steigernngder  Kräfteanflpannnng, 
behnfs  höherer  Okonomtaoher  Leistungen  und  Erwerbs,  hinwirkt; 
femer  von  einer  ökonomisch-teohnisehen:  dem  Haasse  und 
dem,  nnabhÜDgig  von  dem  Emflnss  Öffentlicher  Leistungen  erfolgenden, 
Fortschritt  der  Prodnctirität  der  Arbeit;  weiter  von  einer  recht- 
licheu;  dem  Maasse  des  Zwangs,  welcher  iu  der  Besteuerung  auge- 
wendet wird  —  d.  h.  es  liegt  auch  hier  wieder  dasselbe  Verhältniss  wie 
beiui  Rentenbezng  vor:  das  Prinoip  des  Steuerbezugs  ist  der  Steuer- 
zwang, wie  analog  das  ,,Prinei()  des  Rentenbezu<;s "  dns  Rechts- 
institat  des  Privateigenthiims  an  sachlichen  Productionsmitteln  ist 
(Rodbertns)  — ;  endlich  Ton  einer  Staats-  und  finanzwirth- 
schaftiichen  Bedingung:  dem  Haasse  der  Reproduotivität 
der  Steuer  in  den  ökonomischen  Wirkungen  der  öffent- 
lichen Einrichtungen  und  Leisto-ngen»  im  Allgemeinen 
auf  die  nationale  Gesammtarbeit,  und  im  Besonderen 
aaf  die  Leistung  des  einzelnen  Bestenerten. 

Die  Uii  unser  Problem  besimders  wichtige  letzte  Bedingung 
la.^st  sich  in  dem,  freilich  nicht  unzweideutigen,  daher  richtig  zu 
verstehenden  »Satze  zusammenfassen:  die  Steuer  findet  ihre 
Ökonomische  Erklärung  und  Begründung  in  ihrer 
ReprodactioQ  in  den  mit  ihr  hergestellten  öffent- 
lichen Leistungen.  Ein  etwas  anders  formuHrter,  aber  doch 
so  gemeinter  nnd,  richtig  verstanden,  anob  richtiger  HaopUtats 
St  ein 's,  welcher  freilich  nicht  fttr  die  Steuer  allein,  sondern  für 
alle  Einnahmen  der  FInanxwirtbsohail  gilt  und  welcher  allerdings 
thatsächlich  nur  insoweit  zutrifft,  als  diese  Reproduclion 
wirklieh  stattfindet  In  letsterer  Besiebung  wird  der  Sati 
daher  zum  Postulat,  dessen  Erfüllung  aber  immer  nur  annähernd 
und,  nach  der  concreten  Finanzlage,  oft  nur  sehr  ungenügend  er- 
reicht wird.  Je  weniger,  desto  mehr  ist  die  Steuer  eine  Werth- 
ttbertraguug  von  den  Besteuerten  anl  den  Staat  u.  s.  w.  ohne 
ökonomische  Gegenleistung,  daher  nur  möglich  mittelst  Drucks  auf 
Bedarf  und  Arbeitsleistung,  nur  steigemngsfähig  mit  Steigerung 
dieses  Drucks,  des  Maasses  des  Stenerzwangs,  nnd  mit,  unabhängig 
von  Steuer  nnd  Öffentlichen  Leistungen,  wachsender  Prodnotivitftt 
der  Arbeit.  H.  a.  W.:  je  weniger  die  fünfte,  die  Staats-  nnd  finanz- 
wirthschafUiche  Bedingung  erfüllt  wird,  desto  mehr  mttssen  die 
vier  anderen  Bedingungen  erfttllt  sein. 
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Soweit  die  ftinfte  Bediognng  erfilllt  wird ,  —  aber  mnch  nnr 
soweit  —  fällt  die  Btener  als  Okonomiseher  Vorgang  der  Werth- 
ttbertrag^Dg  anter  den  Gestcbtspanct  der  Arbeitstbeilnng:  die 
Bestenerten  erhalten  dtireh  die  ((ffentliohen  Einriehtnogen  und 
Leistungen,  welehe  mittebt  der  Verwendung  der  Btenererträ^e  her- 
gestellt werden,  die  MOgliehkeit  cn  prodoctiver  Leistong  liberhaopt 
oder  zu  vermehrter  productiver  Leistung  in  ihrem  Specialberuf, 
damit  aber  zur  ökonomischen  Herstellung  des  Steuerwerths.  Was 
sich  in  der  Arbeitstbeilnng  des  freien  Verkehrs  bei  Tausch,  Kauf 
und  ^'ol•kal!f  ökonoiniscli  vollzielit,  das  tindet  auch  hier,  not 
unter  anderen  Kechtsforroeu  und  nur  nicht  immer  zwischen  jedem 
einzelnen  Besteuerten  und  dem  öffentlichen  Körper ,  sondern 
zwischen  der  Gesammtheit  der  Besteuerten  nnd  diesem  Körper 
statt:  eine  Reprodnetion  der  Stenern  in  den  tfffent- 
lieben  Einriebtnngen  und  Leistungen  nnd  wieder  eine 
Beprodnetion  letzterer  in  ersteren. 

In  dieser  Weise  anfgefasst  ist  aneb  der  Vergleich  der 
Steuer  mit  Tausch  und  Preis  berechtigt,  zur  OkoDoraischen  Er- 
klär uug  und  Kcchtfertigung  der  Steuer,  nicht  zu  ihrer 
Begründung  (S,  217).  Da  es  bei  der  Natur  der  öt^entiiehen  Körper 
als  G em ein  w i rth s e  Ii a ft c  n  —  aln  „eo  ramuuistiHche**  Ge- 
bilde —  principiell  berechtigt  und  factisch  unvermeidlich  ist,  dass 
die  meisten  mit  Steuern  hergestellten  öffentlichen  Leistungen  sich 
nicht  als  ökonomische  i.Vortheile^'  für  die  Besteuerten  ansehen, 
jedenfalls  nicht  genau  als  solche  bei  ihnen  nachweisen  nnd  messen 
lassen,  so  muss  man  sieh  nnr  mit  der  nnunterscheidbaren  gfl netigen 
Gesammtwirkung  der  Olfentlieben  Leistungen  auf  die  nationale 
Prodnetirit&t  begnügen,  —  eine  Gesammtwirkung,  welche  natfirlicb 
sohliesslieh  sich  in,  wenn  aneb  nicht  genan  verfolgbare,  gtlnstigc 
Einzelwirkungeu  auf  die  Eiuzcl-Prüductivltät  auflöst. 

Der  Satz  von  der  Reprodaction  der  Stcaera  iu  den  öfientUchen  Leistungen  er- 
scheint mir  dxnch  die  roraasgohenden  ErArtorangen  genflgend  begrQodet.  aber  aoch 
vor  missbrfl  lieh  lieber  AnweMitlunir  und  vor  Missrerständnissen,  welche  ("ifters  in  Betreff 
desselben  rorgekommen  bind,  nunmehr  genügend  gesichert  za  sein.  Der  Satz  hat  eine 
doppelte  Bedentmig,  diejenige  eines ErkUrongsg rundes  der  BesteoeniDg,  eiiier 
nicht  speciell  Tcrgoltencn  Worthubertragnng,  nnd  diejenige  eines  idealen  Postolati» 
für  die  Politik,  d.  Ii.  für  die  Bestimmun?  d«^r  mit  den  STcnern  hör?nstellondcn  öffent- 
lichen KiiirichtuDgeu  und  Leistungen,  blr  besagt  aber  nicbt,  iiabu  die  concrcte 
gteoer  inmier  wirklich  in  diesen  £inriditnngen  ood  Leistangen  reprodveirt 
'Ä-i  rde,  "weder  alle  Steuer  als  Ganzes  genommen,  noch  volhuids  die  Steuer  eines 
Einzelnen,  vas  Beides  den  aufrcnfslligsten  Tbatsacheo  widerspräche.  Gleichwohl  iM 
der  8«t2  mitnnter  iu  dieser  Bedeutung  aurgcstcllt  und  erläutert  worden,  ein  Torvorft 
dem  Stein 's  AuftflQlirongen  darüber  wenig:»tens  mm  Theil  au:^er>jset2t  sind.  So  nansal- 
lich  in  den  Fa.ssungen  der  fnlheren  Auflaircii.  /.  H.  4.  A.  I,  (15(1"..  l,H5ff..  wo 
S.  13t>  sogar  der  —  landesübliche  ^öfuss  in  die  Frage  der  ßeprodacti?;tJU  der  Au»- 
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^rabdo  ijiiieiim--/0!;cii  wird:  ,.In  dicj^em  Sinne  sagen  wir,  ein  Staat  wir /a\  viel  atis- 
ffeben  kADn,  solange  die  Bcproduclivität  seiner  Aus^^aben  die  Summe  derselben 
mit  dem  landeaublicbc n  Zinsfu.s-,c  verzinst  und  amortisirt."  Wörtlich 
irifflerholt  in  der  5.  A.  II.  I.  S.  !)(*!  Als  ob  es  dafür  irgend  einen  Maa>>^stab  gäbol 
Ygi.  hierüber  die  mehrfach  trctleudc  Kritik  roo  Sax,  (irundleguug  g.  14. 

In  der  Wdse,  vte  ich  den  Sats  anffasM  und  festlialto,  iSMt  er  sich  tiicbt  snr 
Uechtfertigong.  auch  Jticht  zar  bloss  Ökonomischen  Rechtfortigung  jcdvt'cder  ötlcnt- 
liehen  Verfrendunf  von  Stenererträgen  missbraiichcn.  Im  Gegentbcil,  richtig  verstanden 
deutet  der  Satz  richtig  die  ökonomische  Bodenklichkeit  ieoer  zahlreichen  und  um- 
fiMseodea  VenreDdaBfen  foa  Steverertrigen  an.  welche  sich  nach  ihrer  Natur  nicht 
ökonomisch  rcproduciren:  i.  B.  zu  Zinszahlun>;en  iMijjrodactiver  Staatsschulden,  zm 
Bestreitauj;  eines  nbermrissi?  hohen  und  vielt'acii  im  Einzelnen  unpassenden  Militiu- 
Bnd  Cirilaafwaitds  u.  dgl.  m.  Gerade  wenn  und  soweit  ab  die  Steuern  nicht  in 
solchen  öffentlichen  Leistungen  reproducirt  worden,  welche  der  besteuerten  (Jcsammt- 
hcit,  dem  „Volke",  direct  oder  indirect  als  Ersparangen  eines  ohne  die  ('lÜVntlichc 
Leit>tuaf.  also  auch  ohne  die  Steuer  erfordedicheu  Aufwands  ^ao  Muhe«  Arbeit  u.  &  w.) 
«der  als  Steigerungen  der  LeistongsfUhigkeit  m  Gute  kommen,  f>ind  die  Stenern  „reine 
Last'*  für  das  Volk,  d.  b.  sie  nOthigen  zur  Einschränkung  anderweiter  gebotener 
•>der  erwünschter,  und  andernfalls  auch  möglicher  Bedürfnisabefrii  diLnuiß  oder  zur 
Verminderung  der  Kapitalbildung  oder  zur  stärkereu  Anspannung  der  krüfte.  Drei 
ErentuaKlIten ,  welche  nech  nicht  an  sich  bedenUich  sind,  um,  wenn  sie  eintreten, 
lü-  B- -t'  n<»rung  unbedingt  uiisslieli  erscheinen  lassen  /ti  müssen,  aber  welche  gleich- 
■r  >bl  Momente  <">konomischen  Drucks  darstellen.  Dieser  letztere  entfällt,  wenn  die 
iJtuer  m  der  aij;^edeuteteu  Weise  iu  öffentlichen  Leistungen  mit  ukünomischer  Rttck- 
viiiniog  auf  die  BerOlkemng,  als  die  steuernde  (iemeinsohaft,  reproducirt  wird. 

In  dem  liier  nunmehr  nMi  -r  dargelegten  Sinne  und  Cmfans;  halte  ich  meine. 
(00  £>aj[  sogcnannto  „neuere  Productionatheorie"  auch  gegen  diesen  Autor  und  seine 
Sritil  in  seiner  Grondleguog  §.  IS  aufrecht  Ich  habe  dabei  Äendcrungen  nnd  Ein- 
«bränkangen  Torgcoommcn,  gegenüber  einselnen  Sätzen  und  Wendungen  im  ersten 
Bande  der  Fin.  A.  §.  0,  f)7,  200  ii.  a.  m.),  in  der  ersten  Auflage  des  j^weiten 
Band»  und  in  meiner  (irundlegung,  die,  wie  ich  einr&ume,  von  den  gegen  die  Stein'schc 
KeprodacdvitStstheorie  zn  erhebenden  Einwendnagen  hie  and  da  mit  getroffen  werdwi 
konnten  und  jedenfalls  Missverstündnissen  ausgesetzt  waren.  Aber  mehr,  als  ln\  r  jetzt 
ireschehen,  kann  ich  auch  Sax  nicht  nachgehen  8eine  spcciellc  Kritik  in  J^,  IH 
seiner  Grundlegung  halte  ich  auch  ftir  weniger  zutreüeud,  als  Einiges  von  dem  ia 
seiner  Kritik  der  sonstigen  bezuglichen  Tbeoriecn.  besonders  der  Stein  sehen,  Uber  die 
-M'nomi>che  B-.^ohaffenheit  der  Staatsthätigkeit  (Sa\,  Kap,  II,  S.  4r{  — 112).  Ans- 
iohrungen,  die  meine  früheren  Auffassungen  und  namentlich  meine  früheren  Fasäungen 
dieser  Lehren  mehrfach  mit  treffen  nnd  mit  berichtigt  haben.  Der  Viirwnrf  eines 
Anklan«^  auch  meiner  jetzige»  Lehre  an  „die  alte  Tauschtheorie"  wird  mir  vermuth- 
lieh  von  Sai  abermals  werden  <  st  inc  Hnnidlegung  S.  031  Aber  in  dpf  Weise, 
vi«  ich  es  näher  dargelegt  habe,  halte  ich  diesen  „Anklang"  auch  für  richtig.  Sax 
ist  hier  gütiger,  als  ich  rerdiene,  wenn  er  eine  von  ihm  dtirte  finhere  Aenssemng 
n  mir  (Fin.  I,  §.  217,  S.  523,  3.  A.)  als  eine  „verein/.clf.  Wendung"  auffas.'<t.  die 
man  neben  den  tlbrig-en  Ausführungen  meines  Werks  ni<'lit  strict  nehtnon  dürfe:  wohl 
..stricl**.  aber  in  dem  Sinne,  wie  ich  es  meine,  und  an  anderen  Stellen  schon  näher 
•Mgefuhrt  und  begründet  habe  (Fin.  I.  §.  200.  meine  Grundlegung  §.  159  S.  2S3). 

Die  hier  fest:,'ebaltene  „Productionstbei.iie''  oder  ..Reproductirifätstbeori«  "  seheint 
tair  auch  für  die  Ökonomische  Auffassung  der  Steuer  wichtig  zu  sein  und  roa  der 
GewmiDdtritilt  aller  dieser  Theorieon  durch  Sai  nicht  nmgestossen  sa  werden.  Der 
gewandte  Dtaiei^iter  ist  doch  mehr  nur  in  Bezug  auf  die  Wortfassungen,  als  anf  den 
Kern  der  von  ihm  angcgrifl'enen  Ansichten  im  Hechte.  Auch  Stein  s  Theorie,  in 
'kr  Fassung  der  5.  A.  II,  1,  S.  356  IT.  ist  im  Ganzen  m.  £.  richtig,  wenn  man  von 
4er  onpassenden  Terminologie  („kapitalbtldende  Kraft  der  Steuern**,  statt  etwa:  Pro- 
4Bctivif.^l  >teigi.rnde  Wirkung  der  Steuern)  un  l  vun  der  immer  noeh  bei  Stein  mit 
unterlaufenden  Idue  absieht,  als  ob  es  sieli  dariiin  handeln  könne,  dass  die  Steuer 
„vermöge  der  Verwaltun;;  als  Element  der  Kapitalbildnng  zu  dem  Einzelneu  (I) 
mrückkehroa  könne,  der  sie  gezahlt  hat"  (S.  358).  Hier  liegt  eben  die  Vor- 
vechslong  von  „specieller '  und  „genereller"  Entgeltlichkcit  vor,  was  nebenbei  beweist 
du«  Sax'  Vorwarf  (S.  93)  gegen  meinen  Satz  von  dieser  bloss  „generellen  Entgeltlich- 
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kdf*  der  SteatdaistoDgen ,  es  weide  mit  denuelban  „absolat  nichts  gevonnen'VvoU 
hinfällig  ist  Denn  es  wird  deieit  des  gewonnen,  dass  mau  in  dieser  Lehre  nw  der  Be- 

productiritüf  der  Steuer  h  n  nur  das  Ganze  der  Volks wirthschaft  und  des  steuernden 
Volks,  nicht  das  Iiidinduum  und  dessen  Steuer  und  dessen  Beziehung  zum  Staate 
betrtcbtet.  Auch  eiotelne  der  vefteren  Aosfilhraiigen  Stein'«  a.  «.  0.  (so  S.  959) 
sidd  in  (]er  Fassung  zu  bcmftngcln.  Aber  der  Kern  bleibt  doch  richtig  oud  ist  in 
dem  Satze  (S.  35S):  „Die  Steuerkraft  soll  die  Steuer,  die  Steuer  die  Verwaltolg,  die 
Verwaltuug  aber  wieder  die  Steuerkraft  erzeugen*'  auch  gut  gefasst 

Ich  kaun  nicht  lageben,  dies  auch  die  positifeB  Gegeaaoifllhniiigeii  ron  8az. 
besonders  §.  81  ff.,  den  ökonomischen  Charactcr  der  Besteuerung:  meLr  und  besser 
lü&reD,  als  es  die  „Ueproductifit&tstheorie''  in  der  hier  daiigelegten  Weise  thot,  ~ 
im  Gegentheil. 

IV.  Terminologie. 

S.  oben  S.  204  die  literarischen  Angaben,  besonders  Neu  mann  über  den  Be- 
griff der  „directen"  uud  iiidircctco "  Steuern,  in  seiner  „Steuer"  und  in  den  Auf- 
sätzen in  SchmoUer's  Jahrbuch  1882.  Ich  kann  ihm  in  etoer  Hinsieht  beistimB«a 
und  docli  i'  i  meiner  Auffassung^  bleiben  (§.  ;)7,  98  unten).  Denn  v'er?cbiedeae  Be- 
griffsbebiimuiungen  ergeben  sich  eben  Fon  ?erschiedcnon  Staudpuncten  der  Retrachtanc 
ans  und  können  dann  aafreoht  erhalten  werden,  auch  wenn  sie  sich  zu  widerbprechen 
scheinen.  In  der  Streittrage  über  Begriff  und  \\  >  tu  <i  [  d  ii  t .  ,1  und  iodirecten 
Stenern  tritt  dies  besorulers  deutlich  hervor.  Der  Begrift'  i >(  ein  in  i  r  r  rom  Stand- 
punct  der  ökonomischen  Betrachtung  dieser  Steuern,  nach  deren  gewollton  oder 
gemntbmaamten  vsd  mehr  oder  weniger  thalsacMieli  zutreffenden  Ökonom iscbes 
Wirkun<;en  und  vom  Standpuncte  der  administrativ-technischeo  Betrachtung 
der  Einrichtung  dieser  Stenern  aus.  Neumann  stellt  sich  aosschlisslich  anf 
diesen  letzteren  Standpuuct,  kritisirt  von  die*»em  «us  die  anderen  Begriffsbestimmungen 
und  rerwlrft  sie,  widerlegt  aber  damit  doch  nicht  Anfbasungen ,  wdche  toh  etneo 
anderen  Betrachtung-sstandpuncfe  aus  richtig  sind. 

Die  Fragen  der  in  Theorie  und  Praxis  nicht  cndgihig  feststehenden  Terminologie 
des  Stenerwesens  nnd  die  rerwandten  Fragen  der  Classification  der  Steuern  bieten 
oigeiittiUmliche  Schwierigkeiren ,  zum  Tbdl,  weÜ  Mandies  mit  Pifndpien fragen  zo- 
sammenhängt.  Die  folgenden  Er5rternngen  knnn«Mi  <hh(-r  den  Gegenstand  auch  noch 
nicht  zum  Abschluss  bringeo,  in  den  spiteren  Kapiteln  vom  Steuersystem  und  ron  der 
Steoerrerwaltong  wird  anJ;  einige  Punete  zortickzakommeD  seiD.  Eino  roriiaBn  FeK- 
stcllung  der  Terminologie  ist  indessen  geboten,  um  Antdrllcike  dos  Sfifadfagwiildis 
als  bestiaimte  technische  anwenden  zu  können. 

g.  An  dieser  Stelle  sollen  folgende  vier  Punete  erörtert 
werden: 

1*  Oer  Ansdrnek  „Steuer"  eelbet  und  die  ansserdeoi  flir Steuer 
gebranehten  Anedrticke. 

2.  Der  Begriff  der  Stenerqnelle  nnd  der  BemesBongs* 

nmlage,  in  ihrem  principiellen  Unterschied  (§.  89). 

3.  Verschiedene  technische  Ausdrücke  und  Begriffe, 
welche  sich  bei  der  administrativ -technischen  Durchführung  der 
Steuer  e]-,i;cben  (§.  90). 

i  Der  Begrift'  des  bteuersystems  und  die  wichtigeren 
Eintheilungen  der  Steuern  (^^Ciass ification^^)  nebst  den 
für  die  hier  unterschiedenen  Steaerarten  gebrauchten  AoBdrOeke 
nnd  Begriffe  (g.  91—98). 

A.  Der  Anedmck  „Steuer"  nnd  die  verwandten  nnd  i^msk- 
bedeutenden  Anadrltcke. 
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S.  darüber  bohoü  Kiheies  in  Kin.  I,  209  S.  500  (8.  A.).  n»ch  Batt  Fin.  l. 
i^.  247:  dann  bmmAm  to  Fin.  III,  ^.  32  über  Beden.   Daselbst  S.  71  die  ?er- 

»chiedcxien  BezeieboimgbWciäLn  und  die  Voränderungen  der  Bedeutung  eines  Ausdrucks 
im  V^erJanf  der  geschieh liichen  Entwicklung,  mit  LiteraturaiiL-n'.  a ;  auch  Fiu,  III, 
14,  15,  27,  167  (französische  Tormlnologie  in  der  Reiruluiiooszeil).  Die  Ter- 
■iiwiccie  steht,  wie  dieSacbe  selbst,  im  historiscbea  Flass.  VfL  im  AUgemeioea 
aieb  rocke *s  Werli  aber  „Abgabeo  n. ».  w»**  Boscber,  Fiu.  §.  33. 

Der  jetzt  im  Deutschen  allgemein  eingebürgerte  Anadruck 
„Steuer^'  im  Sinne  einer  Offentlich-rechtlicben  Abgabe  an 
einen  öffentlichen  Körper  bedentet  etymologisch  soviel  wie  Stärkong, 
UnteratQtznng,  Stütze,  Hilfe,  kommt  frtth  als  steora,  stiora  (and  in 
tibnlicben  Formen)  dafür,  jedoch  noch  nicht  in  fester  Abgrenzung 
^OjjCü  andere  vcrwamlic  Abgaben,  vor  und  weist  insofern  auf  den 
bistoriscben  Entstebnn^s^rnnd  der  Steuera  hin  (Fin.  III,  §.  32). 
Er  findet  das  AnaIo»3a>n  seines  etymolo^nselien  Sinnes  in  den  gleich- 
bedeutenden AasdrUcken  des  mittelalterlichen  i.ateiu  „adjutoriuni", 
^«sabsidiam**  wie  in  den  älteren  französischen  und  englischen  Aus- 
drfleken  ^^aides'S  n^ids^'. 

Als  technischer  Ausdmck  im  finanziellen  Sinne  wird  „Steuer*^ 
loeal  in  einzelnen  deutschen  Landen  (im  Sflden)  früher  als  in 
anderen  gebraucht,  wo  daittr  der  etymologisch  und  historisch  avf 
„ bitten „ fordern zurückzuftthrende  Ausdruck  ,,Bede''  (Bete) 
benntzt  wird  (Fin.  Iii,  §.  32).  Dieser,  wie  sonstige  allgemeinere 
nnd  engere  AusdrUeke  werden  bei  uns  durch  das  Wort  „Steuer" 
ailuiäiig  ganz  verdräni^-t.  An  sieb  etymologisch  passende  Worte 
wie  ..Auflage"  (impt^sitio,  iniputj  und  ,,AI>gabe''  (Beitrag, 
iribuiunj,  contribution)  werden  eigenthtinilieher  Weise  in  Deutsch- 
land nicht  feste  technische  Ausdrücke  des  Stcaerwesens,  der  zweite, 
Abgabe,  behält  im  Sprachgebraach  eine  allgemeinere  Bedeutung, 
snch  fttr  privatreehtliche  Leistungen.  Nur  einzelne  Theoretiker,  so 
auch  der  Verfasser  dieses  Werks  (oben  §.  1),  haben  die  Ausdrücke 
zu  teebnisehen  zn  machen  gesucht  („Steuern  im  weiteren 
Sinne'^.  Im  Französischen  und  Italienischen  bürgern  gerade  sie 
sich,  yielleicht  mit  unter  dem  Einflnss  historischer  Reminiscenzen 
römischen  Ursprungs,  als  die  n  1 J  gemein  sten  Hezeichiiuugcn  der 
j.Htener  Uberhaupt"  ein  (besonders  imputs,  miposte,  seltener 
aber  auch  ciaitnbutionH,  tributi).  Im  Enc-lischen  wird  dagegeu  die 
anderswo  auch  vorkommende,  aber  regelmässig  sich  auf  l)C8timmte 
Arten  der  Steuer  begchränkende  Bezeichnung  der  „Steuer  ttber- 
baapt''  nach  dem  Maassstabe  der  Umlage  zur  allgemeinen:  taxes^ 
taxation. 

Vi^I.  über  aBtlci.:  ältere  Ausdrücke,  wie  „Kerbe",  (aille,  tallai|,'e.  An  ist;  (von  «Kt 
Veirecbnojifsireise),  Fla.  III,  8.  71  (die  hier  abgelehnte  Ableituns  von  Acoifre  ron 
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assisa,  assisia  wird  übrigens  ?ou  Roscher  Fiu.  S.  385  Note  unter  Hinweis  aif 
Hiican^e  doch  wieder  feätgehallen).  —  Die  Veränderang  und  namentlich  die  Vereogenuift 
>ii  r  techtiisclicii  Bedeiitiiri';  v\nv<  nr-prünglicli  in  eiiu-m  all^'orncinorcn  Sinne  jrc^^raocbteo 
Ausdruciid  —  ein  gutes  Bei!>piol  ist  d»a  fxao2ö!»i«che  taiUe,  dann  aides  —  iaängt  daaiii 
zusaonDen,  dus  sieh  eioe  einzelne  bwüninte  Stenei^ttuo^  aUinftlig  fest  und  efentaeB 
auäsclili <  ^^li^)|.  z.  B.  ifi  dem  und  dem  Landestheil.  einbürgert  und  so  der  allgemeinere 
Ausdrucli,  unter  den  sie  fiel,  spä«?cr  nicht  mehr  für  die  „Steuer  Überhaupt*,  sondern 
fUr  die  bestimmte  specieUe  Steuer  oder  wenigstens  Steuergattung  gebraucht  wird. 
Daraus  erUtet  sich  denn  nach,  das«  ein  solcber  technischer  Avsdniclt  vfSkm  etymologisdi 
gar  nicht  mehr  zu  rerstehen  ist.  z.  B.  die  franzlMschen  „nides**  des  spiuieii  andiii 
regime  in  der  Redentnn'x  rnn  fictrank<»*itcu('rn. 

Auch  die  umgulvehrtc  Eutwickluüg.  die  A'crall^^uuicinerung  eines  urfeprünelick 
engeren  Begriffs  wie  im  Englischen,  z.  B.  unseres  „Schoss^  and  nameiitlich  ..Schute» 
ung"  —  ('bciifalls  nacli  d,.!ii  Ma;»>NS(ab  der  Anlage  —  kommt  aber  auch  im  Dt-utschcn 
vor,  wcun  nicht  so,  dass  der  Aujidruck  die  Bedeutung  too  „Steuer  Überhaupt**  erlangt, 
so  doch  so,  dass  er,  stntt  einer  eifexelnen  Steoer,  eine  ganze  Steuergattung  bezddtnet. 
wie  das  Wort  .^Schätzung"  (B»a  I,  §,  292  ond  nnteu  i^.  95). 

Es  hat  manchem  Interesse,  nicht  nur  steucrgeschichtlich.  sondern  auch  stcucr- 
theoretisch,  die  Terminologie  und  deren  Veränderungen,  sowie  dio  Yeräudemngea 
der  Bedeutung  desselben  Ausdruclis,  femer  die  Debortragungen  der  («chniscbea 
Aiisdrürkc  von  oincai  Lande  ins  andere  (z.  B.  italienischer  nach  Oesterreich.  Frank- 
reich) zu  verfolgen:  em  nuob  wenig  in  vo  rirl  ei  r  h  c  nd  er  Behandlung  durcbforscbtes 
(iebiet  (z.  B.  .  Unhold  *.  ..Accisc",  cusioms  im  KiigliicLen  aus  consoctudinesl 

§.  89.  —  I>.  S  t  c  u  e  r q  u  c  1 1  e  und  B  e  in  e  s  .<  ii  u  g  s»  -  (U  ni  • 
leguugs-,  Vcrtheiluu^s-,  Veiaulagungs-)  Grundlage  oder 
auch  S  t e  u  e  r  0  b  j  e  c t  (in  diesem  Sinne). 

Verl,  meine  Abhandlung  dirertc  Steuern  im  Sfh{\nl)erg^'schen  Handbucli.  2.  A.. 
§.  8,  und  unten  im  Kapitel  ron  den  hteucrphncipien  bei  den  „voikswirthschaftiichcii 
Principien**  den  Abschnitt  ron  der  „Wahl  der  Sfeueniaelle*\  §.  130  (F.  Onferstindlidie 
oder  unvenitfindige  Polemik  gegen  diese  Cnterschcidungen,  die  er  znm  Theil  gar  nicht 
vorstanden  haben  kann  (son«t  wttnk  wcni^r^tens  den  Vorwurf  S.  Note  unter- 
lassen haben)  Seitens  L  in p f en bach 's  2.  A.,  Ibl,  204.  womit  seine  unklaren  und 
auch  in  terminologischer  Hinsicht  unhaltbann  Erftrtemngen  §.  77  £  zu  vcrgleichea 
sind.  —  mit  der  petitio  priucipii,  dass  ..St(Miern  vom  StaTnrnrcrni<1?cn  trar  keine  Stenern 
dem  Princip  nach,  sondern  blo&sc  Tragwerke  von  FinauzclniiUnften  anter  dem  ^'amc& 
Steuern  seien,  welche  Ihr  Prindp  lediglieh  in  der  FlnanzbefORechtung  suchen  und 
dort  auch,  bedingungsweise,  finden  können".  (Vgl.  oben  S.  214.)  —  Im  Text  handelt 
es  sich,  was  Umpfenbach  nicht  verstanden  liat.  liier  natürlich  ijar  nieht  um  die  Steuer« 
politische  Bounheiiung,  sondern  nur  um  die  beghliiicbe  Charactehsirung  „reeller^ 
und  ,4iominelia**  VermOgenssteuem. 

Steuer(|uclle  ist  derjcui^c  Güter-  bez.  Werthbetrag,  aus  dem 
die  iSteiier  reell  cut richtet  (gezahlt,  getragen),  Bemessungs- 
grundlage dagegen  die  Thatsache  bez.  das  Object,  nach  welchem 
die  bteuer  uui  gelegt  wird. 

Stctierquelle  und  Beme^sungsgrundlage  knnnen  identisch  s*:in.  sind  dies  aber 
nicht  nothweudig.  Ersterca  i6t  z,  B.  der  Fall  bei  der  gewöhnlichen  Einkommensteoer, 
wogegen  bei  den  ikUichen  Verm^ffenssteueiB  swar  das  Vennögen,  bd  den  TeriffiMcIs- 
stouern  der  Verbrauch  die  Bemessungsgrundlage,  aber  das  Einkomoien  die  Sieasr- 
quelle  ist. 

Ausdrücke  wie  „Vermögenssteuer*',  jiKapitaletener*' 
haben  daher  eine  wohl  zu  nnterBcheidende  Doppel bedentnng:  sie 
k()nnen  ebensowobl  Stenern  bezeichnen,  bei  denen  das  VermOgeoj 
das  Kapital  die  Stenerqnelle,  als  bei  denen  es  nur  die  Bemessangs- 
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^randlBge  ist  Meisten«  bedeuten  sie  letzteres»  d.  b.  es  bandelt 
sieb  um 'nominelle  (scbeinbare)  Vermögens-  nnd  Kspitalstenern, 
die  nur  naeb  dem  Vermögen  aufgelegt,  aber  in  Wirklicbkelt  Ein- 

komniensteaern  sind.  Im  Unterschied  davon  lässt  sich  eine  Ver- 
mögens- oder  Kajiitalssteuer  der  ersten  Art  als  eine  eigentliche 
wahre,  reelle)  bezeiclineu,  die  wirklich  aus  dem  ^'ernl(Jgcn 
einer  Person  u.  s.  w.  entriihtet  wird,  dasfselbe  vermindert,  was 
iu  der  Kegel  von  der  Erb8chatts8teaer,  mitauter  von  einer  höheren 
Besitzwechselabgabe  gelten  wird. 

Ob  eine  DonntKlle  VormA^ciisstcucr  zu  i  lnoi  reelle  n  oder  eine  EiukommeosteQcr 
/M  ciD<^r  ciccntlirlifn  Vcniifleenssteiicr  winl,  hängt  nftcrs  von  der  spcciellcri  Art 
kr  Steuer  und  von  der  Erhebuugaart  (z.  B.  bei  Kibschaftssteucra ,  ßcäiUwecbsel- 
abcmben),  feroer  namentlich  von  der  Höhe  des  Steuenatzes  ab.  Für  die  richtige  end- 
silüge  Kn^ricimn^  einer  solchen  Stoncr  ist  die  tliats5  r  bliche  Wirkong«  Oicbt 
die  Voraufeiicht  oder  Absicht  des  Gesetzgebers  inaassgebend. 

Mehrfach  ist  hier  sodann  auch  wieder  die  Scheidung  des 
Volks-,  und  des  einzel-,  bez.  priyatwirtbscbat'tliebcn  Stamlpanets 
zur  richtigen  Beurtbeilung  des  Wesens  von  Stenern  gleichen  Namens 
geboten,  so  besonders  bei  den  Vermögens-  und  Kapitalsteuem :  die 
Begriffe  ^ireelle"  Vermögenssteuer  im  volks-  nnd  im  eiozelwirth- 
seliafUtcben  Binne  decken  sieb  nicht  notbwendig. 

Line  solche  Stoaer  kauu  i.  B.  ciiucl-  oder  privatwiithschat'Uich  vielleicht  taue 
reelle  Vermögenistetier  sein,  indem  sie  aus  dem  Vermögen  einer  Per;M>n  entrichtet 
^ird  :  so  die  incist.-n  Erbsrhafts-toncm.  manche,  besonders  sehr  huln"  R<.'>i(z\vrchsel- 
■UifabcQ  z.  B.  bei  Verkäufen  von  Cirundeifoutltum,  aber  Uberhaupt  eine  jede  Steuer, 
▼eiche  thatalchlich  fm  einzelnen  Kall  ans  dem  Vermögen,  nicht  aus  dem  Einkommen 
<iuer  PcnoD  entrichtet  wird,  wie  doch  mitunter  auch  die  Einkommensteuer,  die  Vcr- 
i#raucJi--tcnrr.  D^tnit  ist  di  '^*'  Steiiri  .-ibLi  noch  nicht  iiorliw-i;miig  ciiio  oigentliche 
Vermöj^cnssteuer  im  rolkswirthschaltiichcn  2>inne,  welche  zugleich  das  jrosammte 
Volbremfliren  TenDindert  Sie  «benrlgt  Tielmehr  möglicher  Weise  nur  vennOf^o 
>ii  einer  Wirthschaft  an  andere,  dircct  oder  indirect.  So  kann  wenigstens  die  Wir« 
xun?  r,vn  Erhschfsft-sfcuern  s<An,  wenn  ihr  Ertrag  dem  Staat  oder  der  Gemeinde  zu 
Kapitalanlagen  dient  oder  allgemein,  wenn  cino  solche  oder  ähnliche  Steuer  nur  zur 
Erieicbterung  der  Stonoriast  Dritter,  z.  B.  Aormerer«  fuhrt  und  ron  diesen  verhilbiiss* 
ih'^-yif  iijclii  oi^ijiios  Kapital  ers^iiart  winl.  Die  stciu  rpolitische  Beurtbeilung  atn  Ii 
iolksvirthschartiicbcr  und  bloss  eiozelwirlbschattlichcr  VermOgeuästeuern  ist  demnach 
nicht  dieselbe.  . 

§.  90.  —  C.  Ver^jchicdenc  technische  Ausdrücke 
uud  Begriffe  des  Steuer wesens. 

Ein  Gesrenstfind  rnii  besonderer  Bedeuttiriß-  ffir  die  Feststellung  der  ürnrull  vicn 
uiid  for  die  Unrchlahrung  der  Besteuerung,  daher  im  Kapitel  5  unten,  ron  der  Bteuer- 
nmltanf,  Fiheros.   An  dieser  Stelle  nur  Tormlnotoglsches. 

Hier  werden  folgende  Ausdrücke  und  Begriffe  des  Stcuerrechts 
er?)rtcrt  nnd  festgestellt:  Steuersuhj ect  und  -Ubject,  Steuer- 
?;ihler    und   -Trauer,    Steuereinheit    und   -Satz,  Ein- 
aeuerungsverfahren,  äteuerkataster,  -Rollen  (-Listen)! 
Tarife,  Repartitions-  ond  Quotitätsprincip. 
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ötenersabjeet  oder  Stenerpfliefatiger  ist  diejenige 
Person,  Ton  welcher  reo bt lieh  die  Stener  eu  zahlen  ist  Im 
GegODsats  daza  ist  Stenerobject,  in  einem  dem  im  vorigen  %* 
erwähnten  lihnliohen,  aber  nicht  gleichen  Sinne,  der  Umstand, 

dessentwegen  die  Steuer  zu  zahlen  ist. 

Dieser  „Umstand"  ist  bei  reinen  Personatetoo«»  (Kopf-,  PaaiilioiM(«i«n),  welch« 
mmittelbar  auf  Penonen  oder  ntch  diesen  umKelegt  werden,  die  Person, 

die  Familie  selbst,  so  dass  bisweilen  Sleuersubject  und  Stcuerobject  dio^'-n^c  Person 
sein  kann.  Yoroemlicb  ist  das  Steaerobject  aber  eine  Sacbe,  ein  okonüiniscbes 
yerhiltDiss,  x.  B.  das  Hans,  das  GumdttOck,  der  Hand,  die  wnA  dto  «ioBeliie 
Waare,  der  Gewerbebetrieb,  der  ,«Ciiiko]iinieikbesag*\  der  ,.?erinOgeiabesit^,  das 
Kechtsgcächäft,  <it<'  rrkufidc. 

Steuerzahler  ist  der,  welcher  als  btcucrsubject  die  Steuer 
zuerst  entrichtet  oder  auslegt,  also  im  Normali'aU  der  Geid- 
stener  sie  ans  seiner  Kasse,  Steuerträger  der,  welcher  sie  end- 
giltig  aus  seinem  Einkommen  oder  Vermögen  bestreitet 

Steuerzahler  und  SteucrtrSger  löiuien  identisch  sein  und  sollen  das  mitunter 
nach  der  Absiebt  oder  wenigstens  nach  der  Voraussicht  dea  Gesotiip-cbers.  wie  bei 
den  unten  zu  erwähnenden  sogenannten  „dirccteu"  Steuern  —  in  dein  einen 
(enten)  Sinne  dieses  Aosdrocls  (§.  97)  —  andi  sein.  Sie  können  and  soUeu  erentndl 
aber  auch  verscliiedon  sein,  wie  bei  den  sogenannten  ..indirecten"  Steoeni ,  — 
auch  dies  Wort  in  dem  einen  (ersten)  mOidicbcn  Sinne  (§.  ^7)  genommen.  Ver- 
kehrsTorgängc.  welche  man  als  „Ucberw&Izong''  zusammenfksst,  boviifcen,  dass 
Tielfkcb  der  Steaertrflger  ein  anderer  als  der  StenerxaUer  wird  i^.  141  f.). 

Steuereinheit  ist  das  einzelne  Steuerobject  nach  Zahl, 
Maass,  Gewicht  n.  s.  w.  bestimmt,  nach  welchem  die  Stener 
bemessen  wird ;  bei  Steneroljjeeten ,  deren  Werth  in  Geldbetrigen 

ausgedrückt  wird,  der  Geld-Einheitsbetrag,  nach  welchem  die  Stener 
berechnet,  namentlich  als  Quote  (z.  B.  in  Procenten)  augesetzt  wiiti. 

Z.  B.  der  „Küpf**,  oder  der  „mäuulichc  Kopf",  oder  der  „Kopf  des  und  des 
Alters*',  oder  die  „Familie**,  wonach  Kopr<  und  Pamiliensteuem ;  „ein"  (iewerbe- 
betrieb,  „ein  Hun<l(;rr'  Ertrajr  von  fJni ii  istocken,  Hüusern,  (lewcr^i -n,  vom  Einlvommcn. 
TOm  Vermögenswerth,  nach  welchen  Krtrags«,  Einkommen-,  Vermögenssteuern;  „ein 
Eimer"',  „ein  Hectolitei*'  Maische,  nach  dem  Braontwcinsteaem ;  „ein  Gentner**  Ge- 
wicht, nach  dem  2{}lle  und  Accisen  ;  „ein"  Gontract,  Vollmacht,  Urkunde,  „ein  Hundert" 
der  Geldsumme  eines  Het  ht3;.'e>ch.'iffs,  einer  Urkunde,  einer  Erli>(.haft ,  wonach  Vcr- 
kebrssteaem  in  Stempelt'urm,  Kegisterabgabcn,  Erbse haft^äteueru  bemessen  werden. 

Steuersatz  ist  dann  der  Betrag;,  welcher  von  der  Steuereinheit 
als  iSteuer  erhoben  wird. 

Z.  B.  2  Rubel  ?om  Kopf,  1  vom  Hundert  des  Hansertrags,  3  vom  Hundert 
Einliommens,  1  Tbaler  Ton  einer  Vollmacht,  20  Marlt  vom  (^otner  Kaffee  n.  a.  w.. 

l*/o  vom  Werth  eines  durcli  Verltanf  den  EigenthUmer  wechselnden  Grundstücks. 

Mit  dem  nc&i;riU  des  Steuersatzes  ist  ei^cfit!i<]y  d.  r  des  Stenerfusses  pleich- 
bedeutend.  Doch  wird  letzterer  Ausdruck  auch  wohl  aut  die  Fülle  be:jchränlit,  wo 
die  SteneMinlieit  in  einem  Geldbetrag,  wie  bei  Einkommen-,  aUfemelaen  Ver- 
mögens-, den  meisten  Enragssteuern ,  auch  vielen  Verkehrsstenern  besteht,  im  Unter- 
schied vun  den  Fällen,  wo  die  Steuereinheit  eine  Pef-^on  selbst  oder  ein  G^dlifts- 
betrieb  oder  eint;  Sache  ist  und  wo  man  i.iaiiii  nur  vom  Steuers nt/.  j-priclit. 

Einste  uerungs verfahren  („Steuerveranlagung*')  ist 
administrativ-technische  Yert'ahreu  (der  Steuerverwaituugs- 


T«niliioIogie.  Etnidiie  tacliDiMlie  Audrftela. 


229 


orgaoe)  zur  FestateiltiDg  der  gesetilicheii  Grandlagen 
der  Steuer  im  eonereten  Falle,  daher  tnr  Ermittelang 

der  concreten  Stenersnbjecte,  Objecte,  -Einheiten  und  der  That- 
sacben,  nach  denen  die  i  ii  d  i  v  i  d  u  e 1 1  e  n  Stcuerscbuldi^^keiten  alsdann 
festgestellt  werden.  Dies  Verfahren  gestaltet  sich  nach  den  Gat- 
tungeo,  Arten,  Unterarten  uiul  ein/eliieii  Öteuern  vielfach  verschieden, 
vornemlich  nach  den  beiden  Gattungen  der  „directen"  und 
.,indirecten'^  Stenern,  diese  Ausdrucke  hier  in  einem  anderen 
als  dem  obigen,  nerolich  im  administrativ-teehnisehen  Sinne 
genommen  (§.  116). 

Steaerkataster  (Stenerbtteher)  nennt  man  bei  den  sogenann- 
ten direeten  Stenern  im  letztenrXhnten  Sinne,  insbesondere  bei 
den  sogenannten  Realsteoem  des  Ertragsstenersystems  die  amt- 
Kehen  Sammlungen  der  Thatsachen  zur  Feststellnng  der  Stener- 
snbjecte und  -objecte  sowie  zur  Ermittlung  der  individiiüllen  Stener- 
schuldigkeiten  der  ein^ehien  Steuerpflichtigen,  oder  kurz:  die  Ver- 
zeichnisse der  amtlich  gesammelten  und  geordneten  Thatsachen 
des  Einsteaeruugsverlahrens. 

So  •!Tiri  -ht  man  namentlich  von  Gruml-,  Gobriiide-,  (iewerb'*st  ii  r- Kataster,  aber 
auch  TOB  Leilizios-,  Lozassteaerkataster.  Bei  l'eisoDabtcaern  werden  nicht  so  nm- 
fiatCDde  YorbereitDngen  gebraucht,  man  kaut  Qttinittelbarer  StonenoUen  entverfenf 
aber  der  Be^rilf  de-»  Sti.uerkatastere  fehlt  auch  hier  nicht  (Einkommen-,  Vermögens-, 
Kopf-,  Familien-,  Uerdsiteuern).  Bcachtenswerth  ist.  dass  scIb^t  bei  gewissen  indirectcn 
Vefbranchssteaem,  oemlich  bei  denjenigen«  velche  sich  an  den  Productiousbetrieb 
eines  inlindiacheB  fjnlen«liinens  ItiiUpfen,  ron  Steoorhataatern  va  redan  ist,  x.  B.  bei 
der  6aJz-,  Biar-«  Branntvein-,  Zncker^,  Tabaksteuer. 

Stenerrollen  oder  Stenerlisten  (Heberollen)  sind  die 
na  mens  weisen  amtlieben  VerzeiebniBse  der  Stenersnbjeete  mit 
Angabe  des  scbnldigen  Steuerbetrags  eines  Jeden. 

Sie  kommen  speciell  bei  den  sogenannten  direeten  Stoaern  (im  admiui:>trativen 
Sisae)  rar,  ergeben  aidi  bei  ihnen  ala  Anazüge  ans  den  Katastem,  weiden  aber 
aaeh  vobl  seLbsandig «  z.  B.  fbr  Kopf-,  EinkommeBSteaeni  anfseetellt 

Stenertarife  sind  die  amtlieben  Verzeiobnisse  der  Steuerein- 
bdten  nnd  Steaerslltze  immer  je  für  eine  Reibe  einzelner  Steuer- 

objecte,  welche  zu  einer  bestimmten  Stenergattuug  gehören.  Sie 
linden  sich  vornemlich,  doch  nicht  iiu>sb(, hiiesslich  bei  den  so- 
i?eiiainit(  u  iudirecten  Verbrauchssteuern,  im  genannten  zweiten 
Worts  inn. 

So  die  Zolltarife,  mit  der  GUedoroog  in  £in-.  Aus-  und  Durchluhrlarii ;  die 
9tidtisobMi  Tb  ersten  er  tailfe;  die,  meiitona  ans  wenigen  Posten  beatehendon,  Tarife 
itinerer,  beim  Prodacenten  aufgelegter  Verb  ran  chs steuern ;  die  Tarife  der  in 
iljii  opol  f  orin  erhobenen  Verbraochsstenern ;  die  York  ehr  ?;s(.;uertarife;  die  Stempel- 
tänle;  aber  auch  die  Tarife  der  „(direeten'*  Gebrauchs-,  Genuss-^  der  Luxussteuern. 
Diese  Stenertaitfe  Snden  ihr  Analogen  in  den  nGebtthrenfarifen^  welche,  nach  dem 
Fnibatea,  vater  UnailndeD,  bei  einer  geviami  Binriehtttay,  HShe  der  Sstie,  In 
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..Steuertaiife''  uberg^ehen  kOnnen,  z.  B.  für  Leiitimgeo  der  PMt,  TalflgnpMA,  der 

itcrichts-  und  Vcrwaltuugbbehörden  n.  s.  v. 

Repartitions-  (Contingentirnngs- ,  Vertbeilongs - ,  Auf- 
theiloDg»-,  Umlegangs-)  und  Quotitäts-  (Procent-)  priooip  beteieli- 
Den  zwei  verschiedene  Methoden  zur  Feststellong  des  Steaersatsei 
für  die  Steuereinheit  nnd  fttr  die  Bildang  der  Gesammt- 
stenersehnldtgkeit,  daher  des  Gesammtertrags  aller  Steser- 
einbeiten.  Danaeh  sind  die  Steuern  Repartitions-  oder  Quotitllts- 
steueni.  Beim  I{  epa  it  i  t  i  o  ii  spriu  ci  jj  stellt  man  iueiötdeu 
Gesammtbetrag  des  Eitra «^s  fest,  welcher  durch  eine  Steuer 
(oder  Steuergattung)  aufgebracht  werden  soll,  und  vertbeilt  denselben 
dann  von  Oben  nach  Unten  nach  den  g-esetziicben  Normen  für 
die  Steuersubjecte  und  Steuerobjeete,  bis  man  scbliest^licb  zum  ein- 
zelnen Subject,  Object  nnd  zur  Steuereinheit  gelangt.  Für  letztere 
ergiebt  steh  der  Steuersatz  erst  am  Schluss  des  Verfahrens:  bei 
gleicher  Stenersumme  ist  er  hoher  bei  kleinerer,  niedriger  bei 
grosserer  Zahl  der  Steuereinheiten.  Umgekehrt  verfährt  man  beim 
Qaotitfttsprineip:  man  stellt  zunächst  den  Steuersatz  fttr  die 
Steuereinheit  fest,  und  veranlagt  dann  nach  diesem  Satze,  von  Unten 
nach  Oben,  alle  Steuereinheiten,  Objecto,  Siibjecte,  findet  also  erst 
am  Ende  des  Vcrtabreus  die  Höhe  der  Steucrsuiume. 

Die  indirccten  Verbrauchs-,  die  Verkehrs-,  Stempcltfteaem,  Erbschafts-,  Luxus- 
bteueru  sind  rogeliQäääig  Quotit&U^tcucro,  doch  Uiiu,  z.  B.  miUehtt  Biidung  von  Ue- 
lUiiDmtsieneftcbuldigkeitefi  (wie  bei  Getrinfce*,  Bnumtwein-,  Zacket^teneni),  und  sdlMt 
uiitieUt  Vor.nchrifr  zur  Abnahme  eines  bestimmten  Quantoms  eines  Verbrauchssteuer- 
Artikels  (wie  ehemals  öfters  bei  '^pin  sotrennimten  Sal/ziraog.  SalzcoDscription,  Fin  III, 
§  44,  49,  (iä)  bei  oinzelüun  Personen  ^Kamiiiou),  auch  bei  den  genaoDtea  bteuei- 
l^ttungen  Repanitioa  rorfcommeti.  Die  fiblichen  ^direeten**  Steoem,  Scbatzoiiceo. 
Personal-,  Kopf  Verrnftgens-.  Einkommen-,  Ertra|,^btouern  gestatten  Ho  AnwendoDp 
beider  Piiuiipicu.  Im  ehemaligen  st&ndische»  ratriuioiiial^tnato  und  ia  Staaten,  in 
welchen  die  Autonomie  der  Landestheile  noch  nicht  völlig  der  modernen  Staatseinheit 
und  Centralisation  gewichen  ist,  daher  vielfach  bis  xam  Anfang  des  19.  Jahrhundem, 
war  das  Kcpartitioiibprincip  in  den  ..Steiiercontingcnten"  der  Stfiiide,  der  „Länder". 
Provinzen,  Städte  sehr  aligeisein  verbreitet  In  der  neuerea  und  neuesten  Zeit  ist 
auch  die  directe  BeatAtierung  überwiegend  Qnotititssietier.  Doch  fehlt  es  niclit  so 
wichtigen  Beispielen  der  Repanitiousstcuern ,  so  in  Frankreich  die  drei  ^To^icu 
directen  (ausser  der  Pateutstener,  welche  Quotilätssteiier  ist,  Fin.  III,  §.  179,  IbÜ).  in 
Preussen  die  Grundsteuer,  eine  Zeitlang  die  Classensteuer  ^1873—83)«  in  einem 
Ponete  die  Gewerbesteoer  (Bildang  ron  .,8t6nci|;esellschafteii''*}«  in  Oeeterreieli  jefit 
Huch  die  Grundateuer.  Die  Bennbeilung  beider  Priiicit^i^n  eifolgt  im  &.  K^tel  res 
der  Steuenervaltuug. 

§.  91.  ^  D.  Steuersystem  nnd  Eintheilung  der 
Stenern. 

Mit  erstereni  Ausdruck  bezeichnet  man  in  Theurie,  Geschichte 
und  Praxis  die  Gcsammthcit  der  Steuerarten  und  einzelner  Steuerü, 
welche  zu  eiuem  Ganzen  verbuudeu  uutcr  mugüchster  Berttcksich- 
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tignDg  der  obersten  Bestenerangsgrandslltae  die  Deekttog  des 
Finanzbedarfs,  beziebnngsweise  der  tod  letzterem  auf  die  Bestene- 
rang  fallenden  Qnote  ermöglicben. 

Streng  gcnommco  ist  dar  Ausdruck  »bieuersysteia"  bei  dor  ADwendong  aul'  die 
eesclxichtUchen  und  dte  in  der  Pruts  bestehenden  Beateaerongen  IreiUcli  ein  starker 
Eaphemismas.  weil  regelmäaeif  Zafall  and  Willkür  auf  die  Bildung  des  „Systems*' 
erheblich .  oft  entscheidend  eingewirkt  haben  und  die  Berücksichtigung  der  obersten 
Steuexprincipien  •;ewubulich  nicht  im  „möglichsten''  Umfang  stattgefunden  hat.  Auch 
^e  JSyMmtf*^  der  Theorie  verdienon  diesen  Namen  meist  nnr  in  eingesohrtnktem 
Maasse.  Näheres  Irn  4.  Kapitel.  —  Im  Obigen  ist  nur  ein  „rein  finanzielles"  Steuer- 
system, mit  dem  Zweck  der  Bedart^deckiiiiLr.  s-ckcnnzcichiict.  Wenn  man  den  früher 
erörterten  zweiten  Zweck  der  Besteuerung,  den  socialpolitischun  (§.  82)  mit 
heifieksichtigt ,  so  würde  in  der  Begriffsbcstiminung;  des  „Steuersystems"  noch  der 
ZTi?atz  ♦'iforJerlich  sein:  ,.tnit  der  Tcii<lenz.  durch  <lie  Aii^swalil  und  Ge^taltuiin-  der 
verboodcoen  Steuern  die  beabsichtigte  tti^socialpoütische""  Einwirkung  der  ietzterdn 
auf  die  Y^theilnog  des  ToUneinkomment  ima  Vermögens  onter  den  Elazelwiith- 
schafteu  und  auf  die  Yenrendongsart  des  Euizeleinkominens  nnd  Yermagens  herbei- 
znfikhren.'* 

Die  einzelnen  Stenern  bilden  naeb  gewissen  gemeinsamen 
Merkmalen  Steuer  arten  oder  -Gattungen.  Man  kann  ftlr  die 
besllglicbe  Classifieation  Yier  Eintbeilnngsprineipien  benntzen: 
nacb  der  verschiedenen  Stenerqnelle,  der  yerscbiedenen  Be- 

messungsgrnndlage,  der  verschiedeneu  gewollten  oder  gemuth- 
niaassten  Einwirkung  auf  die  Steuerzahler,  dem  verschie- 
(ienen  administrativ-tecliiiischen  Verfahren  der  Veran- 
lagung und  t^rhebung  der  Steuern.  Nach  den  beiden  letzten 
Eintheilungspriocipien  erhält  man  in  einem  doppelten,  zwar 
rerwandten,  aber  doch  verschiedenen  Sinne  und  dann  aueh  in  ver- 
sehiedenem  Umfange  die  beiden  grossen  Kategorieen  der  ,^di- 
reeten"  nnd  „indireeten*^  Stenern. 

S.  nnlen  §.  97  ff.   Ich  weiche  hier  ron  der  eisten  Auflage  (§.  332,  888,  888) 

il»,  indem  ich  nicht  melir  Idoss,  wie  früher  Knn  und  viele  Theoretiker.  ..nach  der 
£rbebDngsart  oder  nach  dem  Verfahren,  welches  man  anwendet,  um  von  den  zu  be- 
sftenemden  Personen  die  Steuer  wirklich  zu  erlangen",  daher  im  Wesentlicben  nadi 
dem  Cebcrwälzungsmoment  (§.888),  directe  und  indirectc  Steuern  unterscheide, 
sondern,  unter  Festhaltnng  dieser  öntersclieidiinp.  ausserdem  noch  in  einem 
zweiten  Sinne,  dem  administratif-technischen  upf Fetischen"),  die  Unterscheidung 
nacbet»  Hieria  liegt  im  Ganten  die  Zastinmnag  sn  Henninnn,  der  nber  mit  Unrecht 
die  zweite  Onterscheidnng  nilein  festhSiL 

i        1.  Naeb  der  (einzelwirtbsebaftliofaen)  Stenerquelle  sind 
'  („reelle'^  Vermögens-  und  Kapital  Stenern  von  Einkommen- 
steuern zu  unterscheiden.    Die  ersteren  werden  aus  dem  Ver- 
mögen oder  Kapital       89),  die  anderen  aus  dem  Eiukouiineu 
definitiv  entrichtet. 

Zu  letzteren  (gehören,  wenigstens  nii- h  ilirer  re^clm'issig-  allein  beabsichtigten 
Oüd  gcwöhDÜch  auch  allein  eintretendeu  Wirkung,  aut>scr  den  den  Namen  Hinkommen- 
steuern  führenden  Steuern  auch  die  unten  erwähnten  sogenannten  Ertrags-,  die  Yer- 
biaacbs-  und  viele  Yerkehrssteuern ,  \\  ie  nicht  minder  die  „neminellen**  Vermögens- 
A.  Wagaar,  FlaaaswIaNMieliftft.  IL  2.  Anfl.  16 
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steuern,  wihrend  Erbscbaftsstouern .  wie  schon  oben  bemerkt*  wohl  BMfiirtfiiff  leflOe 
(eiuzclwirthschafüiche)  YermOgeDssteueru  sind. 

Die  im  folgenden  Paragraphen  dargelegte  Eintheilnng  der  Vennflgent-nnd  Kapltal- 

steucm  nach  dem  Ursprung  und  Umfang  der  besteuerten  Werthbeträge  I&sst  sich  auch 
auf  die  ei^cntJichen  Vermögennteaem,  bei  denen  das  VermOgon  die  Stonerqn eile 

ist,  anwenden. 

§.  i)2.  —  2.  Nacti  der  Renie88ung8grundlage  sind  ver- 
schiedene EintheiliiDgen  der  8teuem  möglich,  inahesondcre:  a)  Ver- 
mögens-(  Kapital-)  und  Ein  komme  nsteoero;  b)£rwerb6-, 
BesitS'  und  Gebraachssteaem;  c)  Personal-  und  Real- 
stenern; d)  Sebatsnngen  nnd  Verbranchs Stenern;  e)  all- 
gemeine oder  eigentliche  Ertrags-,  Verkehrs-  (d.  l 
speeielle  Ertrags  )  und  Einkon mensteaem.  Mehrfach  sied 
diese  fiintheilangen  mit  einander  zn  comblniren  oder  gehen  selbst 
in  einander  über. 

a)  Vermögens-  und  E i n kum men steuern. 

Die  bierhergeb«ri<]:cn  Vermögensstenern  sind  die  nominellen. 
Bei  ihnen  dient  der  Belitz  (EigeuthunO  einer  Person  an  Werth 
ohjecten  als  Bemcssungsgruudlage  der  Besteuerung :  insofern  gehören 
sie  auch  zu  den  im  nächsten  Paragraphen  genannten  Besitzsteaeni. 
Einkommensteuern  im  gegensätzlichen  Sinne  zn  diesen  Vermögeos- 
Stenern  sind  dann  solche  Steuern,  bei  deoen  das  irgend  wie  er- 
mittelte Einkommen  (der  Erwerb)  oder  Thatsaeben,  ans  welchen 
auf  das  Einkommen  rttckgesehlossen  wird,  die  Bemessnugsgrandlage 
bilden.  Hier  bandelt  es  sich  daher  wesentlich  um  die  im  nächsten 
Paragraphen  besprochenen  Erwerbs-  und  Gebrancbsstenem. 

Je  nach  dem  Ursprung  der  bezuglichen  Werthbeträge  und  nach  dem  Umlanc 
der  Bestenening  crgiebt  steh  (to  die  (nominellen)  Vennögensstenen  relter  folgende 
EIntheÜnng : 

rt)  Nach  dem  Ursprung  d*^^  Besitzes  liann  die  Steuer  sich  richten,  cinroal 
nach  dem  „normalen"  Werthbetrag,  den  eine  Person  aus  ihrem  selbst  crvorbenen 
Einkommen  In  threm  Vermögens-  bez.  Rapiialbesftz  ,^legte*^;  oder  tveftens 
allein  odi^r  mit  nach  flcmjcnijrnn  Wcrtlihntrin:.  der  zu  diesem  Besitz  ohne  ihre 
persönliche  Leistung  ««zufällig  '  hiuzugewacbsen  ist.  Im  letzteren  Fall  ent- 
stehen Stenern 

na)  auf  den  Werthzuwachs  aus  „Conjunccnrengeirinnftten**  (Onindefgentbnm  !V 

sowie  ans  reinen  Spielgewinnstcn  i Lotterie), 

hb)  auf  den  Anfall  aus  Erbschaft,  Legat«  Cieschenk. 
ß)  Nach  dem  Orafang  sind  zu  nntetecheiden: 

aa)  Allgemeine  Vermögenssteuern,  welche  dtis  gesammte,  wie  immer  bc- 
achafFcnf!  V<*rmö2ren  einer  Person  (Gebranchsvermniren ,  insbesondere  Ntitzrormfifen, 
wie  Grutulvermugeu  und  Kapital,  luiuiobil-  wie  Mobilvermögen)  treffen,  uud 

bb)  partielle  VennOgenastenem ,  welche  eine  bestimmte  Kategorie  des 
Vermögens  einer  Person  oder  selbst  nur  Tlieih-  (-iniT  solrlien  Kategorie,  z.  B.  nur 
das  Kapital  oder  nur  das  Kutz?ermögeu ,  nur  das  Immobil-  oder  nur  das  MobÜFer- 
mftgen  oder  aneh  bloM  gevisae  Bestaodtheile  jeder  dieaor  Gattnngcn  belasten.  Euzetoe 
der  sogenannten  Luxusäteuem«  s.  B.  auf  Ann  Besitz  von  Wagen.  Gold-  nnd  Silber- 
u^eschirr  nnd  dgl.  sind  Beispiele  reo  solchen  ganz  apecicllen  partiellen  Vermflgeas- 
iiteueru. 
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8.  98.  —  b)  Erwerbs-,  Besitz- nnd  Gebranchsstenero. 

Diese  EiothmloDir  der  gesammten  Stenern  wird  ODferem  Steuersystem  unten  im 
4.  Kapitel  zu  Grunde  g:ele^t  und  deshalb  itt  der  ipitsien  Üntersuchang  Uber  die 
^ioau/vissenschaftlK  h<;  HiMun^  dcB  Steuersystems  g^enauer  erörtert  werden.  Sie  ist 
m  die^  Weis«  ougcvOiiDlich ,  mOcbte  aber  für  die  Fragen  des  Steuersysteoa  be- 
Müden  pMsend  sein.  jQogst  hat  0.  Cohn  in  seiner  Finansvitteiudiaft  (§.  8S2)  sie 
angenommen« 

Auoh  diese  Unterscheidang  ist  eine  solche  nach  der  Be- 
messnngsgrandlage.  Erwerb sstenem  in  diesem  allge- 
nieiaaten  Sinne  —  im  engeren  Sinne  kommt  der  Ansdnick 
mehrfach  in  Theorie  nnd  Phms  vor,  z.  B.  ftlr  yerallgemeinerte  Oe- 

werbesteuern,  Einkommensteaern  —  sind  Steuern,  welche  das  Eiu- 
kommen  und  Vermögen  eines  zu  Bebteueniden  im  Erworb,  d.  h. 
in  der  technisch -ükdnomischcn  und  rechtlichen  Entstehung  bei 
ihm,  als  „sei u Einkommen  oder  Vermögen,  aufsuchen.  Besitz- 
stenern sind  diejenigen,  welche  das  Einkommen  oder  Vermögen 
des  Einzelnen  in  dessen  Besitz  verfolgeD.  Gebrauehssteuem 
sind  Stenern,  welche  sieb  an  den  Gebrancb  von  Einkommen  oder 
Vermögen  oder  Theilen  davon  anknüpfen,  daher  im  arbeitstheiligen 
Verkehr  regelmässig  bei  der  Verausgabnng  von  Einkommen, 
bes.  beim  ,,Verbraach''  nnd  bei  der  Benutzung  von  Ver- 
mögensobjeeten  Seitens  einer  Person  vorkommen.  Praetisch  nnd 
theoretisch  am  Wichtigsten  ist  die  erste  nnd  dritte  Gattung. 

(i)  Die  E  r  w  e r  b .s  bteuerii  zcifailca  in  diejenigen  aul'  den  be- 
ruf am  iiss  igen  Erwerb,  auf  den  Erwerb  durch  einzelne  Acte 
uder  Rechtsgeschäfte  und  auf  den  Erwerb  durch  Anfall 
(wie  Erlischaft,  Geschenk)  und  durch  Werth zn wachs  ohne 
eigene  wirtbschattiiche  Leistung  des  Erwerbers,  aus  Coi\iuncturen- 
gewinn. 

*a)  Die  Steuern  auf  den  beni&mässigen  Erwtvrli  sind  wunler  entweder  Sabj  ect- 
i>der  O b j e c tsteaem.  Jene  knüpfen  steh  an  die  Person  des  Enrerbers,  welche 
BnkommeB,  £rtrSge,  Vermögen  in  sieh  iIs  in  der  BechtspesMnlicbkdt  mtainen- 
fiuR.  Dahin  gehören  namentlich  Kopf-,  Familien-«  Herd-,  allgemeine  Vermögens-, 
besonders  die  n<^rninellen  sogenannten  „Einkommensteuern".  Die  Oh) ect steuern 
lulten  sicli  an  die  Erträge  gebeiideu  odur  doch  Ertragsfiihiglccit  besitzenden 
Objecte  als  solche,  ohne  nähere  Rttdtsicht  «tf  die  die  Ertrfige  mit  beiriiiwnde 
und  sie  beziehende  Person  Solche  Stenern  sind  die  unten  genannten  „Ertrags- 
«euern".  Diese  Solycct-  und  Objectsteuem  bilden  einen  Haupttheil  der  in  §.  95 
besprochenen  sogenannten  ^Schat/^on |?cn'',  und.  wegen  ilirer  UbÜchen,  Absens 
sieht  allein  vorkommenden  Erhebnngsfurm ,  der  sogenannten  „directen*^  Stenern  in 
lies  beiden  Bcdentuna^en  dieses  Ausdrucks  (§.  97,  98). 

bb)  Die  Steoem  auf  den  Erwerb  durch  einzelne  Acte  oder  durch  die  bc- 
ittgHehen  ReelitSfescbSfte  im  Yeikehr  lunn  man  mit  Stein  (übrigens  nicht  ganz 
in  demselben  Umfang  nnd  nicht  mit  ganz  derselben  Begründung  wie  er)  Verkehrs- 
st«o<>m  nennen  (s.  §.  29).  Sie  werden  vielfach,  wie  i^ewisse  Gebuhren,  in  Stcmpel- 
iMxm  erhoben,  denn  der  Stempel  i^t  keine  Steuorart,  sondern  eine  Steuer-  uxtd 
Oebahrenerbebungsform  (§.  70),  Tcrbinden  sich  auch  öfteis.  im  einzeben  Fall 
utnnnbnr,  mit  Gebalirai,  wie  froher  ^eielgt  vnrde  (besondeis  bei  gewissen  Geiiobls- 
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trebühreo  (§.  42).  sind  inrist  „dirccte"  Stenern  in  dein  ooteü  97»  geaanatea 
crätcn,  „indirc c tc  '  iu  Ucui  zweiten  Sinne  dieser  Ausdrücke  (§.  9S). 

cg)  Die  Steaern  aaf  den  Erwerb  durch  Anfall  und  dtiich  einen  vom  BeCreifoiidw 
Ökonom isch  nicht  „verdienten"  We  rt  Ii  /. u  w  ar  hs  sind  Steaern  aaf  Spielge  w innste, 
auf  Erbschaften  und  Geschenke  und  auf  den  specalativ  erstrebten  oder  gant 
niftlligea  Conjanctarengewinu.  Die  betreSendea  Steaern  sind  gewöbalich  wtoder 
directe  im  enten,  indivecte  im  zweiten  Wortsinn. 

ß)  Die  Besitz  steuern  können  ancb  als  Formen  der  vorher- 
gehenden Steuergattung  voikoninieu. 

Es  gehören  von  selbstiiiidigcu  Steuern  dahin:  allgemeine  VcrmögunssteucrQ, 
partielle  Vermögenssteuern  von  Kategorieen  von  YermOgeneobjeeten  oad 

Steuern  von  einzelnen  Objecten  des  X  ii  tzvcrunlirens,  wie  die  sogenannten  dirertn 
L 0 X u s steuern ,  die  anderseitä  viedcr  üc braue hs steuern  sind.  Alle  diese  Stenern 
sind  gewöhnlich  directe  Steti<>!rn  in  beiderlei  Sinn  und  zum  Theil  Schätzungen. 

y)  Die  Gebrauchssteuern  zerfallen  iu  die  Verbrauchs- 
steuern von  einzelnen  saehlichen  Cousumptibilien  und 
iu  die  Steuern  von  Nutzungen  des  Nutz  vermögen»;  bez.  einzelner 
Objecte  desselben,  sowie  von  gewissen  persönliclien  Qentlssen. 

Die  Verbnuryisstcncrn  <irt'\  beinahe  die  i>r;\rfi5rli  wichtigste  Steuen?attanir  der 
modernen  Staatsbestcuerung  geworden.  Sic  sind  es,  welche  man  häufig  schiechtveg 
als  „indirectc"  Stenern  bezeichnet,  im  AllgcmulneQ  nach  den  heutigen  wirthschaft- 
lichcn  Verhältnissen  mit  Hecht,  in  den  beiden  Bedeotnngen  dieses  AnwlnidB«  jedoch 
mit  Ausnahmen  (s.  S  23i>).  Sie  sind  den  SchatZTingcn  gegenüber  zu  stellen.  Die 
Nutzungsätoueru  sind  ancb  Gebrauchssteuern,  rcgcimäseig  directe  (iu  beiderlei 
Sinn).  Sie  erscbdnen  zngleleb  als  Besitz  steuern  und  als  Scbatsungcn. 

§.  94.  —  c)  Persona]   und  Real  steuern. 

«)  Oanz  allgemein  gciionniieii  bezeichnen  beide  Ausdrücke 
ungetUhr  dasselbe  wie  die  im  vorigen  Paragraphen  erwähnten  Sab- 
jeet-  und  Object steuern:  Person alsteaern  sind  solche,  weiche 
sich  nach  persönlichen  Verhältnissen  der  Steoerpflicbtigen  oder 
nach  EiDkommen-  nnd  Vermögen 8 Verhältnissen,  welche  in 
ihm  CySnbjectiv")  znsammengefasst werden,  richten;  Real- 
stenem  dagegen  solche,  welche  sich  an  die  vom  berechtigten  In* 
dividuum  getrennt  betrachteten  („objectivirten")  Ver- 
mögens Verhältnisse  anknüpfen. 

Pcrsonalsteuern  äiud  daher  die  Kopfsteuern,  die  Herd-,  Fauiilienstencrn  (ancb 
wohl  reine  Personalsteaem  genannt,  wenn  auf  Yermögenslage.  Art,  Grosse  des  Ein* 
kommens  dabei  :rar  keine  Rück?irhf  Lrenommon  wiriT.  Personalsteaem  in  diesem 
Sinne  »ind  aber  auch  die  allgemeinen  Kni!^  tninen-  und  Vermögenssteuern,  weiche 
nach  einer  auf  genereller  Abschätzung  u  ici  :jelbstan8;al>e  beruhenden  Bemessung 
des  gesammten  Einkommens  oder  Vermögeus  einer  Person  aufgelegt  werden.  Beal* 
»«fptiem  dagepon  sind  Stnni  ni .  welche,  ohne  Riicksicht  auf  die  sonstigen  persönlichen 
Verhältnisse  des  Eigenthumcrs,  auf  Yermögcusobjecte  als  solche  gelegt,  z.  B.  auf  den 
Grand  nnd  Boden,  die  einzelnen  Gnindstücke,  dio  GelAnde,  anf  gewerUIclie  BealitileB, 
auf  Theile  der  beweglichen  Prodnctionsmittel  (des  Kapitals)  v  des  NuurenaQgens  and 
nach  Anzahl,  Umfang,  Werth  u.  s.  w.  dieser  Objecte  bemessen  werden. 

fi)  In  verwandtem,  aber  etwas  specieilerem  und  noch  mehr 
äussern chem  Sinne  nennt  man  ancb  einige  besondere  Steaern 
nemlicb  die  Grnnd<  und  Hanssteaer,  mitunter  aaob  die  Gewerbe- 
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Steuer  —  oder  diese,  soweit  sie  das  gewerbltehe  Kapital,  nament- 
lieh  das  in  Bealitftten  angelegte,  betrifil  —  Bealstenem,  sain 

UDterschied  yoo  Lohn-^  Besoldnngs steuern  nnd  den  rerschie- 

denen  Formen  der  E i n k o m m e n steueru,  als  den  Fers  oual steuern 
io  diesem  Sinne. 

Di^,  übrigens  nicht  feststehende  und  lür  die  Gewerbesteuer  als  ein  Ganzes 
ueli  niclit  ganz  zatreffesde  TenniDelegie  wjfd  o.  A.  ImI  den  einielDen  Steoem  des  her- 
Meh  xa  enrihiieiidea  (modernen)  ErtnigaBteaeivystenis  gebraacht 

§.  95.  —  d)  Schatanngen  and  Verbranehssteitern 
(s.  sehon  §.  93). 

a)  Unter  dem  etwas  altertbttmliehen ,  im  benttgen  Spraeb- 
gebraneb  selten  gewordenen,  aber  ganz  guten  nnd  dorcb  keinen 

anderen  Sammelnamen  genügend  zn  ersetzenden  Namen  „Schatz- 
uijgen"  kann  man  mit  Kau  (I,  §.  292j  tiiejeuigen  Steuern  zu- 
Kammeniassei],  welche  bestimmten  einzelnen  Personen  auf- 
2:elegt  werden  finf  Ornnd  bestimmter  feststehender  oder 
doch  binnen  Kurzem  wenig  wechselnder  Thatsacheu 
ihrer  indi?iduellen  Lebens-,  Besitz-  und  £rwerbsver- 
hältnisse  nnd  der  in  diesen  Tbatsaehen  sich  Wassernden  Btener- 
fähigkeit 

Naoh  Thataarlieii  der  Lcbensverliältnisse  ergeben  sich  allgemeine  oder  partielle 
Kopfotcueni  (z,  B.  bloss  für  die  m.iiinlirhe  oder  für  die  Ber.'^Ilvnning  Uber  einem  gc- 
visseo  Alter),  Familien-,  Uerdsttniorii.  ruine  Personalsteaeni.  Nach  Tbatsaehen  des 
Besitzes  eder  Enrerhs,  ElnkoilkDens  u.  ä.  w.  trcorden  Schätzungen  unter  dem  besonderen 
Namen  Ton  allgemeinen  nnd  partiellen  Vermögens-,  Kapital-,  Criind-,  Hans-.  Gewerbe-. 
Leihzins-,  Knra^-.  Einkommenstenem  aufgelegt  In  vielen  der  letzteren  Fälle  knupit 
£e  Besteaemng  an  den  Process  des  Erirerbs  oder  der  Gewinnung  des  Ein- 
k>mmeii9,  der  Production  des  ebudwirthachaftlichcn  Reinertrags  an.  Mit  Rücksicht 
darauf  lassen  sich  Scbatzongen  dieser  Art  anrh  wolil  wio  in  93  Erwerbs-  (allen- 
falls auch  Prodtir  ti  on  S-)  Sti  iiern  neuuen,  im  <»egcasaU  /-u  der  folgendt-n  Kat».'<;oric. 

Verbrauchssteuern  (auch  Verz e h rungs - ,  Consnui- 

tions-j  Aufwands-,  Verwendungs. steuern  firenannt),  richtiirer 

indessen  zunächst  noch  allgemeiner  als  Gebrauchssteuern  zu  be- 

zeichneD,  sind  umgekehrt  Steuern,  welche  sich  an  den  Process  der 

Verwendung  oder  Benutzung  des  £inlLomaiens  (mitunter  auch 

des  Vermögens)  für  Zwecke  der  Bedttrfnissbefriedigangi  im  arbeits- 

theiHgen  Tanseb*  nnd  Oeldverkebr  namentlich  an  die  Verans- 

gabnng  des  Einkommens  knflpfen.   Sie  treffen  daher  nicht  im 

Vorans  bestimmte  einselne  Persenen,  sondern  jeden  Beliebigen 

dann,  aherauch  nur  dann,  wenn  er  eine  bestimmte  Verwendung 

oder  Hcnntzung  des  Einkommens  (Vermögens)  oder  eine  bestimmte 

Ausgabe  macht,  an  welche  das  Gesetz  eine  .Steuer  anschliesst. 

Wichtigere  Beispiele  sind:  die  WohnuQg8-(Mi6th-) Steuer  des  üaosbewohners*, 
die  sogenftnaten  Ltixuattenem  Dftt  einen  Besitz  oder  für  eine  EinkommeDFerrendung, 
vdehe  einen  geiriMen  grosseren  oder  aperten  Anfwmnd  dustelten  (Waiden-,  Scbmack», 
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Hönde-,  Be<1iont»'nstenern  o.  dgl.  m.);  besonders  aher  die  im  engereo  Sinne  pasäetd 
allein  sogenaoutco  Y erbraucbssteoero  auf  Nahnmgs-  und  Genuismittel  aikr  Alt 
«ach  uf  Fiodactfonsnittd,  wie  Boh-  und  fiilfiswffe  tut  VenrlMicaiif ,  anf  Artikel 
ftr  hohem,  eelbst  für  geistifre  Be^Ktlfiiisse.  Zu  diesen  Verbrauchssteaern  gehören  so- 
wohl ..innere",  ai;f  im  Inland  erzeugte  Artikel,  als  solche  in  Foim  ron  £iiifalir- 
zOllen,  auf  eingeführte  Waaren  ausländischer  Productiou. 

In  einem  theils  gleichen,  theils  sehr  ähnlichen  gegensätxliclien 
Sinne  werden  öfters  in  der  Praxis,  im  populäreo  Sprachgehraucb 
und  auch  von  manchen  Theoretikern  statt  der  Ausdrücke  ,,SLhal/.- 
angen"  und  „Vcrbrauohasteuern^^  die  Ausdrtlcke  i^directe'^  and 
„indirecte"  Steaero  gebimacbt  (s.  g.  97,  98). 

§.  96.  —  e)  £rtrag8-|  Verkehrs-  nnd  fiinkommeD- 
etenerD.  8.  selioii  §.  98. 

Diese  Eintheilnng  beruht  auf  der  Veieebiedenbdl  des  Ver- 
fahrens, welches  niau  cinscliliij^^t ,  um  die  Steuerscholdigkeiten 
richtig  zn  ermitteln,  d.  h.  verhältnisömäBbig  oder  den  Erwerbsver- 
bältnisseu  entsprechend. 

a)  Bei  den  (fi  1 1  ^mmh  c  i  nc  n)  E rt  ra steuern  L'eht  man  auf 
die  Hau ptqu eilen  der  einzelwirtbscbafllicben  Reinerträge  znrUck 
und  sncfal  im  Anschlass  an  diese  Quellen,  als  die  Objeete,  ganz 
ohne  oder  doch  ebne  nähere  RUcksiobt  auf  das  wirthschaftende 
Snbjeet  imd  dessen  specielle  Tfatttigkeit,  jedesmal  den  Total- 
betrag des  Reinertrags  einer  solchen  QneUe  in  einer  einzelnea 
Wirthsobaft  sn  ermitteln,  anf  maoeberlei  versebiedene,  in  der 
modernen  Bestenerung  oft  auf  ansserordentiieb  complieiite  Werne. 
Wegen  dieses  Anschlusses  an  die  Objeete,  welche  den  Ertrag 
geben,  kann  man  diese  Steuern  auch  Objcctsteuern  nennen. 

In  der  älteren  wie  m  der  modcrueu  Beteuerung  gehören  nauientlicb  drei  »oicLe 
Steuern  hierher:  die  Grundsteuer  (bea<MMleB,  aber  nicht  ausschliesslich,  von  Undwirtli' 
schaftlich  benutztetn  Boden,  als  Theil  von  ihr  oder  auch  als  besonrl- r-  Steuer  eine 
Wald-,  eine  Ujtusfl&chen-,  auch  eine  (iefällsteuer  von  den  Zehent-  und  ähnlichen  (ie- 
fiUlen  des  Omndhenn),  die  Gebaede-  oder  Htvesteoer  dee  EigenthttBers  (in 
Unterschied  fon  der  Haus-  oder  Wohnungssteucr  des  Bewohners),  die  Gewerbe» 
Steuer,  (woneben  -.vh-h  nn'-  l)esonderu  Bergwerk-,  A  c lien  ^es el Is chaf ts- ,  Eisen- 
bahn Steuer  vorkouiut^.  llinen  reiht  sich  ai%  eine  vierte  aligemeine  Krtragssteoer  die 
Leihsinsstever  (töd  der  Rente  ferliehener  KapiteUeii,  ndi  im  eogsteo  Sinn 
„Kapitalsteuer*'.  Kapitale  nfensteuer  genannO.  ferner  mitunter  auch  eine  specielle 
Arbcitsstcucr  anf  den  Reinertrag  der  Arbeit  schlechtweg  (directe  Lohn-, 
auch  Beäüldun);st>tuucr,  mitunter  „specielle  Einkouiuieii^teuer*',  vom  rciu  pereOnlichcu 
Erwerb,  genannt)  an.  Doch  Hegt  bNsi  letzlerer  der  Debergmng  rar  Einkommensteuer 
nahe  und  ist  die  Lohn-  und  Besoldungsstener .  wiu  anch  die  etwa  mit  ihr  im  Eiiur 
Kategorie  (eben  der  genannten  ,.»|>ecielien  £iukommem>tcuei*')  rerbundeac  Steuer  vom 
Erlnfe  |der  Arbeit  in  selbstindigeu  liberalen  Berufen  und  wie  die  LdbilHiteiicr 
Sften  nur  mb  ein  Glied  der  Einkommensteuer  vorhanden.  NSheiee  in  meiner  Ab- 
handlung ..directe  .Stcdern"  im  Schönberg'sclien  Handbuch,  wo  nch  eine  geunerc 
Darsteliang  und  Kritik  dicst^r  verschiedenen  Ertrasrsstcnem  fimlct. 

ß)  Die  Ve  r  k  c  h  r  s  steuern  (L.  8  ( (/  i  n )  sind  den  eben  be- 
sprochenen Ertragssteuern  verwandt  und  könnten  neben  ihnen 
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wobl  auch  ^^speeielle^'  Ertragssteuern  gODannt  werden.  Sie  suchen 
oeBüieli  ebenfaUs  ohne  Rttcksicbt  anf  die  sonatige  Lage  des  wirth- 
sehaftenden  Snbjeets  nach  dem  Ertrag  (yiReinertrag'')  ans  wirtbschaft- 
lleber  oder  Erwerbstbätigkeit  einer  Person  und  flihren  ihn  anf  die  ei  n- 
seinen  Aete  des  Verkehrs  oder  Enrerbs  zarttok^  in  welebe  diese 
Person  zn  diesem  Behuf  eintritt-  Sie  treffen  daher,  in  dieser  Hin 
sieht  ähnlich  wie  die  Verbiauchssteiieiii ,  joden  Beliebigen 
alsdann,  aber  auch  nur  dann,  wenn  er  einen  be»iimmteu  solchen 
einzelnen  Act  zu  F>wcrbszwecken  und  dabei  dann  rauthmaaiJslicli 
entweder  umiHttelbar,  oder  mittelbar  einen  Gewinn  macht,  der  einen 
Ertrag  darstellt 

Dio  Vcrkcliniiiteuuru  kaiipfcii  sich  «leshalb  uaiDcntlich  an  die  einzelnen  Ge- 
schäfte Vcrkelirs,  besondiTs  an  die  Vertrüi^o  und  die  d;\init  in  Verbindung 
stehcudcu  Lrkunücii.  a.a  Kauf  und  Verkauf,  Crcditgcschafto  u.  i«.  w.  au.  Man  hat 
aoch  ab  „Steuern  ftir  d«ii  Erwerb  ron  Rechten'^  (?.  Hock)  bezeichnet, 
>-in  in  der  Kegel  zutrcirender  Name.  Bei  deD  GebQhrea  wmn  lie  mehrfiMih  sohon 
m  berühren  (§.  2Ü  H.,  40.  42> 

y)  Die  Kinkommeu  steuern  endlieh  snehen,  dem  Okonomiscben 
Begriff  und  Wesen  des  Einkommens  gemftsSi  die  Bestenernng  nn- 
mittelbar  an  das  (gesanunte)  ,,Einkommen''  eines  Snbjeets  anzn- 
knflpfeo,  das  Reinertrige  n.  s.  w.  als  sein  Einkommen  ansammen- 
fasst  Sie  sind  insofern  reeht  eigentlich  Personal*-  nnd  S n  b j e c t- 
Stenern. 

Die  allgemeincu  Kinkommcn«teaeiu  troä'ea  gewöhnlich  jede  Art  Kinkouimeii, 
«ioeiiei  v^her  denen  Ursprung  ist  Sie  sind  Eiiuomnieiutleiieiii  im  etrenferen 

iSiunc ,  wenn  das  Einkouiintjn  in  soiiicui  Betrage  wenigstens  ungefähr  beziffert  wird 
.in  Geld  u.  s.  w.).  uui  dio  Stouot  nach  der  Höhe  dos  Einkommens  umzulegen;  im 
weiteren  Sinne,  wcuu  die  dkoiiouiibclicn  VerhUltmsao  der  Personen  nach  gewissen 
ailgemeiaeo  Merkmalen,  der  gesammten  Lebenslage,  der  eocielen  Stellung,  d<j$  Berufs, 
Sunds  a.  s.  w.  f*'i,tgostclIt  und  deoacb  abgeetofte  SteoerbetrXge  aofgei^  werden 
iaogeoanute  Klassen  steuern). 

§.  97.  —  d.  Nach  der  beabsichtigten  oder  gemnthmaassten 
Einwirkung  der  Steuer  auf  die  Steuerzahler  unter- 
seheidet  nan  in  einem  ersten  Sinne  „directe"  und  „indirecte'* 
Stenern  als  „direct'^nnd  „indireet"  gesahlte  oder  erhobene  in 
folgender,  von  Ran  (Fin.  1,  §.  293)  gut  dargelegter  Weise: 

a)  ,,Riebtet  sich  die  Forderung  (der  Steuerzahlung)  geradezu 
an  die  Personen,  welche  man  belasten  will,  so  sind  solche  Hteuern 
unmittelbar  erhobene,  directe.  Hier  ist  der  8leuer^ahleu(lc 
zugleich  der  Belastete  oder  der  Steuerträger." 

Es  wird  hier  also  nnp-f^nnrntnen ,  daM  der  Stenerzahlciidc  die  Stciifr  nirht  atif 
Andere  Ubcrwitlzeu  könne  oder  werde,  vielleicht  dies  sogar  verboten  und  zu  hindern 
gesDcbt;  wenn  und  aovelt  es  aber  dennocb  voifcomtnt,  wird  es  im  AIlgemeiDen  rom 
(ifhotzcrcbcr  igneriit,  dem  der  Sleoanahlende  fiefanehr  ngelnliiif  ab  der  Be- 
iaitete  gilt 
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b)  „Werden  Steuern  von  PerRonen  gelordert,  die  sie  ijaeh  der 
Absicht  (oder  der  Voraussicht)  der  btaatsgewalt  nicht  selbst  tragen, 
sondern  Ton  den  zu  Bestenemden  sieb  eisetzen  lassen  sollen,  so 
sind  es  mittelbar  erbobene,  vorgesebossene  oder  in- 
directe  Stenern." 

,,Maii  setsl  hfMlNd  TOraos,  daas  deijooige,  welcher  die  Zahlong  &n  die  Stute- 
casse  leisten  mass,  im  StaiMto  adiii  waide,  die  wie  einen  Yorschntt  entrichtete  Sanne 

»of  diejenii^en  überzuwSlzcn .  welrli«  man  zn  besteaem  beabsichtigt.  Wenn  der  Var- 
kiufer  einer  Waare  eine  Stener  vorschiebst  und  den  Yoracbuss  in  dem  um  die  Steuer 
eihOhten  Preis  wieder  einzielit,  so  tritt  er  swtecben  die  zu  beBtenendeii  Einteba 

und  die  Staats(  asse  in  die  Mitte  und  erscheint  als  Werkzeug  der  Steuererhebung.' 

Iiier  ^-ilt  also  di  r  Zalilendo  nicht  als  der  BelastHo  oder  Steuerträger:  man  setzt 
erfolgende  L  e  bcrwuUuuj;  voraus,  trilft  Ticlloicht  Einrichtuugen ,  um  dem  Sieuer- 
aiileoden  die  Entrichtung  der  Steuer,  die  nur  als  ein  Vonchms  von  ihm  aogeaeheo 
wird,  7.n  erleii  htern,  so  mittelst  (jcwrlhmng:  von  Stoucrcrcditen.  Wenn  und  gowit 
DeborwiUzung  aber  dounocli  nicht  oder  nicht  Tollständig  erfolgt,  wird  das  rom  G^etz- 
geher  Im  AUgcmeinen  wieder  iguorirt 

Die  Schätzungen  sind  meistens  directe  Stenern,  die  Ycrbrauchssteuera 
dagegen  grösstcntheils  indirecte,  in  diesf?m  Sinn*«.  Bei  ilinen  handelt  es  sich  um  tm 
Besteuerung  vou  Waareu,  wobei  es  „gewöhnlich  leichter  ist,  die  Steuer  ron  den  Vei- 
klnfern  (bez.  Prodneenten)  ab  ron  den  viel  snhlreldieran  Kiofem  entrichten  zn  Umnb. 
Es  i-'t  dalier  üblich  geworden,  die  Verbrauchssteuern  indirecte,  die  Schatzungcu 
directe  zu  nennen.  Dies  ist  jedoch  (wenn  die  Ansdrsirkc  in  dem  hier  gemeinten 
Sinne  genommen  werdend  nicht  richtig,  denn  es  gicbt  Fallo,  in  denen  dieiMJ  Nam^n 
dann  nicht  zutreffend  sind.  Man  kann  Schätzungen  nachweisen,  welche  (in  diesem 
Siriru  1  indirect  erhoben  werdcü,  /.  R.  wenn  der  Parliter  oder  Miether  die  Grund-  und 
Hauäeteucr  fUr  den  Eigentbumer  auslogt  und  sie  bei  der  Zinszahlung  abrechnet,  und 
es  können  bei  einer  und  derselben  Schätzung  beide  Erhebungsaiten  Tortommeo,  z.  B. 
bei  den  GefiUl-  nnd  Zinsrenten  oder  Leihzinssteuorn,  die  bald  heim  Orandherrn,  btU 
beim  Bauern,  ha?,  bald  beim  Gläubiger,  bald  beim  Schuldner  erhoben  werden  können 
Noch  häufiger  sind  Beispiele  „direct"  erhobener  Yerbraucbssteuem,  2.  B.  die  Wohii- 
nud  Miethstener  des  Hansbewehners  (die  man  umgekehrt  auch  „indirect*^  nemBch 
dureh  Venniitluna;  des  Ilauseiircnthümers  erheben  kann),  gewisse  Luxussteuern,  Steuern 
auf  Hunde,  Pferde,  Wagen.  Abgaben  vom  Weinkauf,  beim  Schlachten,  beim  Einbringen 
zoll-  oder  acciscpflichtiger  Waarcn  für  den  eigenen  Hausgebrauch  u.  a.  w.",  die  in 
Form  ren  Uenopolien  erhobenen  Steuern  (Salz,  Tabak,  l^lrer)  bei  dem  gewöhnlich 
vorliegenden  unmittelbaren  Absatz  der  Monopolrerwaltung  an  den  Verbmacher  selbst 
(zum  Thcil  wörlUch  nach  Kau  §.  294). 

Die  wichtigsten  Arten  ,4ndirecter'*  Verbrauch^euem.  im  hier  gemeinten  Sinne, 
sind  die  Haopt-Grenzzölle,  nemlich  die  Einfuhrzölle;  die  in  Form  von  Thor- 
abgaben Q.  dgl.  beim  Ein?ang  in  die  Gemeinden  (Städte)  anf  Staats-  wie  auf  Com - 
mnoalrcchnung  erhobenen  Stenern  von  manoherloi  Artikeln  (Octrois,  Aufschläge, 
Aceisen.  „llanthen*'):  die  meistens  bdm  iniindischen  Prodneenten  e^ 
höheren  Steuern  (..inländische"  oder  „in  n  ere"  Yerbrauchssteucrn,  im  Unterschied 
von  den  Einfuhrzöllen,  ebenfalls  Aceisen.  A  u  f  s  ch  läjre  genannt),  namentlich  von 
Getränken  (Wein,  Bior,  Brauutweiu,  Meth,  auch  wohl  beim  Schaukwirth  er- 
hellen), von  Mehl,  Fleisch,  Salz,  von  Zucker,  Tabak,  Tabakfabrikaten  und, 
besonders  früher,  von  manchen  anderen  Artikeln  mehr;  endlich  auch  die  in  Form  ron 
Monopolien  erhobenen  Steuern,  wenn  sie  etwa  von  einer  Zwischenperson  („Dcbitant'S 
der  freilich  gewöhnlich  als  eigentliches  Erhebnngsoiqgan  erscheint)  vorgeschoss^  werdso, 
welche  den  Absats  vermittelt  —  In  allen  diesen  Fällen  trifH  der  Character  ron  „in- 
directcn"  f>feuem,  in  diesem  Sinne,  nur  zn,  wenn  der  Stcner/^ihler  nicht  der 
eigene  Yerbraucher,  sondern  der  Yermlttlcr  des  Absatzes  an  Dritte  ist,  denen  er 
die  Stener  im  Preisan&chlag  flbwwilzt  Andernfalls  sind  diese  Stenern,  wie  bemerkt, 
directe  in  dem  hier  b<'sj)roclieii<;ii  Sinne. 

Bei  den  in  Stempeiform  und  als  Registerabgaben  erhobenen  „Yerkehrssteuern'* 
(und  vcrkehrsstencrartigen  Gebtihrcn)  liegt  wohl  überwiegend  der  Character  einer  — 
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in  diesem  Smoo  —  „direct(;u"  iStcwer  ror;  der  Steuerzahler  soll  Stenertrftfer  sein 
uiid  iüt  es  häufig,  rielleicLt  gcwölialicb,  auch.  Doch  komiueu  Ausnahmen  mehrfach 
ror.  I.  B.  bei  Stempeln,  ..BOrsensteiieni*\  vo  eine  Oeberwilzun^  stattfiodet  und  voniu- 
^esetzt  wird.  In  anderen  Fällen.  /_  B.  Iioi  Abgaben  für  Vcrtr.lge  timl  Vortrags- 
BxiniAdea,  bat  die  Steuer  den  Üharactor  der  Uirccton  Steuer  für  beide  Coutrahenteu, 
onr  da»  einer  rertragswcisen  oder  in  der  Regelung  des  Verkehrspreiscs  sich  roll- 
^iebenden  Ueberwälzung  vom  SteuemUer  auf  den  anderen  Gontrahenten  nichts  im 
Wtge  steht.    Di  ^  K  rHschaftst'tcuer  ist  ^int.«  ilincte  in  dem  hier  gemeinten  Sinne. 

Ich  halte,  wie  schon  gesagt,  Ncumanu  und  iVnderen  gegeaUhcr  doch  an  dieser 
H>lm**,  OftoB,  aber  mit  Unreelit  als  „veraltet"  geltenden  AauSusnnji^  der  direcloi  und 
mdirecten  Steuern  fest.  Sic  ist  nicht  falsch,  nicht  unbrauchbar,  wie  behauptet  wird, 
si  deckt  sirl)  nur  mit  der  fole:enden  zweiten  Unterscheidung  nicht.  Aber  letztere 
reicht  für  iiaa  \ Gratkaduinä  hucbist  bemerkenswerther  Verschiedenheiten  beider  Arten 
aocb  Dicht  ans,  nemlicb  nicht  fttr  das«  was  die  VerhSltnissc,  Tendenzen,  YoraoS' 
i'^'tznn^en  nnd  iranptvori?äni;e  «1er  üeberw  älzun  g:  anlangt.  Weiteres  zur  Begrtlndnnc' 
der  FesLbaltung  der  besprocheneu  Unterscheidung  und  zur  Auseinandersetzung  mit 
den  abweichenden  Ansichten  wird  besser  erst  nach  der  Darlegung  der  zweiten  Unter- 
acheidnog  heigefllgt  werden  (§.  100). 

§.  98.  —  4.    Naeb  dem  administrativ-techniscben 

Verfahren  der  Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuern  ist 
lu  einem  au  de  reu,  zweiten  »Siune  zwischen  „directen"  und 
..  in  d  i  r  e  p  t  e  n  "  Steuern  zu  unterscheiden ,  unter  Berücksichtigung 
uameiitlieh  des  Sprachgebrauchs  der  Praxis,  welchem  aber  ein  in 
der  Tbat  wichtiges  Unterscheidungsmerkmal  zu  Grunde  liegt.  Letz- 
teres betrifft  das  Vorgehen  bei  der  Vc  ran  lagung  und  folgeweise 
bei  der  Erhebung  der  Steuern  oder  die  Metbode  zur  Ermittlung 
der  Thatsachen  behufs  FeststeUnng  und  Bemeesnng  der  indi?idnellen 
Stenerschatdigkeiten.  „Direete*'  Stenern  in  diesem,  zweiten  Sinne 
sind  dann  solebe  Stenern,  welebe  naeb  feststehenden  oder  als 
feststehend  geltenden  nnd  regelmässig  aneb  wirklieb 
einigermaassen  feststehenden  nnd  deshalb  im  Voraus 
e r Uli 1 1 e  1  b a r e n  T h  a t s  a c h e n  —  der  Persönlichkeit,  des  Standes, 
des  Erwerbs,  des  Vermögens,  Besitzes,  Einkommens  u.  s.  w.  — , 
daher  vornendich  nach  Katastern,  wenn  aucli  nicht  immer 
aasschliesslich  danach  — ,  ,,indirectc"  Steuern  in  diesem  Sinne 
sind  dagegen  solche,  welche  nach  einzelnen  wechselnden, 
rortlbergebendeD|  mehr  oder  weniger  zufälligen,  deshalb 
sieht  im  Voraus  zn  ermittelnden  Thatsaeben  —  der  Folge 
▼on  Vorgilngen,  Ereignissen,  Handinngen  — ,  und  hier 
tbdann  im  Falle  ihres  Eintritts  nach  Tarifen  veranlagt  nnd  er- 
hoben werden. 

Hmck  dieser  in  der  That  practiscb,  administrativ- technisch  darchf reifenden 

Verschii'.denheit  gestaltet  sicli  das  ffesammtc  VcranlairTings-  und  Erhebungsverfahren 
BQd  die  Aufgabe  der  Steuerrerwaitung  verschieden,  wie  sich  im  5.  Kapitel  zeigen 
vird.  Die  Praxis  schwankt  zwar  auch  in  der  Auffassung  und  scheidet  nicht  ganz 
lleichmääi'ig,  hat  aber,  insbesondere  nach  dem  Vorgang  der  französischen  Vertraltang, 
im  Ganzen  diese  Uii(eis<  licidung  im  Sinne,  wenn  sie  von  ..dirccten"  und  „indirecten" 
Sutern  spricht   Terminologisch  —  und  etymologisch  —  passen  diese  Namen  ailer- 


^40  Buch.  Allgcm.  Steiierlebrc.  J .  K.  Begritt,  Terminologie,  g.  »8.  ^. 


diogä  für  die  im  ?origeu  Paragraphen  erörterte  en>te  Bedeatung  besser,  h\m  es  liegt 
kein  Gmnd  vor,  die  einmal  im  Spraobgebmaeh  allgemein  «ageoommene  Bonateonf 

der  AusdrQcke  in  diesem  atrciten  Sinne  abzuIcliDen,  zumal  eine  ähnlich  knr/e  B  - 
zcichiuiim  katim  zu  finden  sein  möchte.  („ Katastersleucrn "  und  „Tarifsteuern*"  bitte 
seine  ücdenkcu  unten).  Nur  muss  man  eben  beide  Ucdeutungeu  unterscheiden, 
iras  selten  geschehen  ist;  eine  Anvrendnng  derselben  Worte  in  zweierlei  Sinn  Hkhrt  j« 

auch  leicht  zu  ConfiiBiouen.  Nur  die  zweite  Bedeutung  der  Ausdrucke  fcstzuhalt' b. 
ist  auch  döswe^^on  nnzwerlcinnssig ,  weil  dabei  das  wichtige,  im  vorigen  Paragraphen 
erläuterte  üntcrschcidiiiig7)Uicrkuial  nicht  bcriick&ichtigt  wird  und  doch  der  Name  fui 
die  eiste  BedeQtun<|^  besser  pssst 

Es  gilt  dann  lestzustelleD,  welche  Steuern  oiiei  bleueigattuageu 
unter  die  beiden  Kategorieen  in  der  hier  hesju'ö ebenen  zweiten  Be- 
deutung deg  Worts  fallen,  in  welcheu  Fäiieo  sich  demnach  die  Be- 
zeicbniiDgeii  im  ersten  und  zweiten  Sinne  decken  oder  auseinander- 
gehen; ferner  zn  untersuchen,  ob  nnd  wie  weit  die  einzelnen  in 
der  Begriffsbestimmnng  enthaltenen  Merkmale  bei  den  einzelnen 
Stenern  zutreffen.  Hierbei  wird  sich  zeigen,  dass  man  doch  niebt 
wohl,  mit  Nenmann,  die  direoton  und  indirecten  Stenern,  auch 
in  diesem  zweiten  Wortsinne,  bloss  kurzweg  als  Kataster-  und 
Tarii  steuern  bezeichnen  kann. 

Vgl.  schon  die  §§.  *J2  11'.  Hier  erfolirt  noch  eine  ZusaiumoiitaSbUHii:  dieser 
wichtigen  Puncte.  Directe  Steuuru  in  dieauiu  zv^citeu  Sinne  lÄud  vor  ^Vlleio  die 
„Stenern  Mf  den  bernfsmiaslgen  Erwerb'*,  wie  sie  schon  in  §.  93  erwähnt  wurden, 
im  1.  Kapitel,  Fom  Steuersystem,  genauer  behandelt  werden,  und  „?oin  Besitz",  oder 
im  Einzelnen,  die  Kopf-.  Familien-,  Herd-,  Hufen-,  Standes-,  Vermögens-,  Personal-, 
Classen-,  Einkouimensteuern  und  die  ganze  Gattung  der  eigentlichen  (allgemeinen)  Er- 
tragsstenem  mit  allen  ihren  alteren  nnd  neueren  Gliedern:  d  h.  allen  Arten  von 
Sch al zrnn j^en  (§.  95);  ferner  die  sogenannten  „directcn  AulVands"-.  Luxus*'-  und 
durartige  Steuern  (Wohnsteuer).  Alle  diese  Steuern  sind  aber  auch  „directo"  ia 
der  ersten  Bedeutung  des  Worts,  so  dass  sich  in  dieser  Hinsicht  beide  Bedeut- 
ungen decken. 

Indiro  te  Stenern  iui  zweiten  Sinn^-  sind  dasfcpen  unbedingt  die  in  Form 
des  Zolls,  der  Thorstouer,  der  Verscudungs-i^t^irculatious-) abgäbe  (2.  B.  bei  Weiu. 
Fninkreieh,  Fln.  III,  266),  des  Monopols  —  bei  Verkauf  fflonopolidrter  Wauen  — , 
der  Verkaufsabgabc,  z.  B.  der  Zupf-r  hulii  .  crhubciien  Steuern;  also  namentlich  die 
hierhergehorigen  Verljrauchsstouern.  In  Iii  -to  Steueni  im  ersten  Sinne  sind 
diese  Steuern  practisch  incistcntheils,  ncmlich  immer,  wenn  sie  vom  Producenten  oder 
von  einer  Uittelspenon  zvisclien  diesem  und  den  Gonsumenton,  also  namenflieli  wenn 
sie  vom  Kaufjnann  zunächst  pezalilt  werden;  dagegen  nicht,  wenn  der  unmittelbar' 
Vtrbiauolicr  der  besteuerten  Artikel  die  Steuer  "Selbst  erlebt  (§.  '.•").  Indirectc  Stonen» 
im  zweiten,  dem  liier  besprochenen  Sinne,  isiud  ferner  alio  oder  fabl  alle  Verkehrs- 
steuern, weiche  in  Stempelform ,  als  Registcrabgabe ,  mit  in  Form  von  „Gebohreo** 
bei  freiwilli;rer  (lericlitsbarkeit ,  auch  als  eigentliche  Transportsteucr  (i.  15.  in  Form 
eines  Zuschlags  zu  den  Eiseubahutarifcn.  —  „Eisenbahnsteuer",  wie  die  französische, 
I  m.  HI,  §.  23S)  erhoben  werden.  Diese  Steuern  sind  dagegen  grossentlMdls  direote 
Steuern  im  ersten  Sinne:  der  Steuerzahler  soll  sein  und  ist  gewöhnlich  der  Steaer- 
triiger.  Indirectc  Steuern  im  zn  ritcn  Sinne  sind  endlich  die  Erbschafis-,  Schenkunr". 
Spiolgewinn-,  Loos-  und  Lottciiesieueru ,  vielfach  wären  es  auch  etwaige  Steuern  aat 
Conjunelurengewinne.  (so  wenn  dieselben  sich  an  Veikelinstettem,  ErbscbaftnCsoeni 
anschlössen,  was  oft  der  Fall  sein  könnte,  dodi  nicht  allgemein,  z.  B.  nicht,  wenn  die 
Werthsteigerung  der  Conjun-  tur  bei  Einkommen-  und  Vermf^p^enssteucru  berücksichtigt 
wtU'do).  Auch  diese  eben  aufgezahlten  Steuern  sind  dagegen  regelmasäig  dirccto 
Steuern  in  unserem  enien  Sinne,  nach  Tendenc  und  gewöhnlicher  Wiikung,  mit  sCvaigso 
Ausnahmen  bei  GolijujicnireDgewinmrteuem,  weil  diuee  fleUeicht  hin  und  da,  wunigsCsus 
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rliäilveis<3 .  anf  daa  Werth  (Preis)  erhöhend  und  so  den  Kinfer  mit  belMtond  ein> 
willen  kömjteo. 

Die  Praxis  —  und  die  ihr  loli^enden  Theoretiker  —  rubricirt 
nach  der  hier  erörterteu  zweiten  Unterscheidung,  weshalb  sie  dann 
aocb  r^elmässig  nicht  nur  die  Zölle  und  Verbrauchssteuern,  son- 
dern aneh  die  Verkehrs-,  Erbschatts-,  Schenk ungs-,  Spielstenera 
indirecte  nennt:  ganz  folgerichtig,  während  doch  ebenso  folge- 
riehtig  diejenigen  Theoretiker  verfahren,  welche  nach  dem  im 
Torigen  Paragraphen  besprochenen  Merkmal  manche  der  eben  genann- 
ten Stenern  aki  directe  anffassen  nnd  sich  namentlich  gegen  die 
völlige  Identificirung  von  indirecten  und  VerbranebBStenern,  wie  es 
oben  geschehen  ist  (§.  97),  vcrwaliren. 

Völlig  gleichioä8üi|res  Verfahreu  in  der  KubridiuiJg,  lu  deu  Kiab  wie  ia  der 
G«8etzfebQng  und  Yenrutiioj^  bestand  vnd  besteht  aber  auch  in  der  PraKis  nicht 
Die  directen  Aafvandatenem  verdon  nicht  uberall  oder  nicht  alle  zu  den  directen, 
die  Erbschaftsstener  meistens,  aber  niclit  ausnalimRlos  zu  den  iudircclon  srerechuet, 
^Beispiele  bei  h'eumanu  a.  a.  0.)t  »ach  wohl  die  Verkehrs-,  Erbschaftä-  u.  dgl.  Steuern 
unter  keioe  der  beiden  Katc^orieen  gestellt,  sondern  ab  eine  dritte  Hanptgattnng  anf- 
gefasst,  so  dass  die  „indirecten"  Steuern  sich  im  Wesentlichen  auf  Zölle  und  Vcrbrauchs- 
sfeuern  VM—  hr  inken .  eine  Bchatidluiijr.  welche  sii'h  auch  wohl  begründen  l&sst,  weil 
auch  admmi5trativ-töchuibch  die  Zolle  und  V'erbrauchsäteucro  doch  vielfache  Ver- 
schiedenheit von  Terfcehn-  (Stempel-  a.  s.  w.-)  und  Erbsehafiasteaem  aofveisen. 

§.  99.   Bei  der  Anwendunj?  des  Auedmeks  „indireete**  Steuer 

in  deiii  liier  gemeinten  (zweiteu)  Siune  stüsst  nniu  indessen  einer 
wichtigen  Steuergruppe  gegenüber,  auf  welche  ihn  die  Praxis  auch 
anwendet,  auf  Schwierigkeiten.  Die  oben  angegebenen  practiHchea 
Unterscheidungsmerkmale  iwischen  directen  und  indirecten  steuern 
treffen  uemlich  nur  tbeilweise  auf  die  Gruppe  von  Steuern  zu, 
welche  sich  unmittelbar  an  den  Prodttctionsbetrieb  ein- 
zelner  inländischer  Unternehmnngen  anknüpfen,  deren 
Prodncte  (Fabrikate)  einer  Verhrauehssteoer  unterliegen.  Diese 
Stenern  nitberen  sieh  in  Hanptpnncten  den  „directen''  Stenern  nach 
ihrer  Veranlagung,  sie  setzen  ebenfalls  Katasterein  rieh  tun  gen 
Torans  oder  werden  mit  Hilfe  solcher  wenigstens  passend  mit  ver- 
anlagt.  Sie  künutcD  daher  gerade  vom  Standpuncte  der  Termino- 
logie der  Praxis  eic:entHch  ebenso  gut,  (M'ters  richtiger  directe" 
Steuern,  als  indirecte  keissen,  —  in  vcrst  hiedenem  Maasse  aller- 
dings je  nach  ihrer  speciellen  Einrichtung  — ,  wülirend  sie  ohne 
Zweifel  „indirecte^^  in  unserer  ersten  Wortbedeutung  sein  suUcu 
and  meistens  sind. 

Ein  Panct,  den  Kcamann  in  seition  docli  sonst  so  höclist  ein:;«  heiideii  Er- 
örtcningeu  ubeniobt  oder  nicht  genügend  beachtet,  zugleich  ein  Funct,  welcher  vor- 
aeidich  gegen  die  BezeidinoDg  der  „directeo"  und  ,ai>diiee(en**  Stenern  der  Prexis 
iK:hIecbtweg  mit  den  Nameu  „Kataster*'-  und  ./rarif  'steuern  spricht.  Die  vichtigsten 
iteispioic  äind:  die  Bier-,  Brftnntweia-,  Kaboozucker-,  Sakstouem  in  der 
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iibiicben  Einrichtung,  die  Tabak  Steuer  als  Stener  auf  den  Tabakboden,  den  gevonnenea 
Kobtabak  („Gewichtsstencr^^,  aaf  die  Tibakfabrikttte  („PftbrUnUteaer' >,  die  Weis- 
iteQer  als  Wcin>Bo<lensteaer  und  Wein- Erntcstcaor  („ProdnctioDMteuer'').  mitunter 

rii)']i  noch  andere,  z.  B.  ilie  Mahlstoner.  Rci  diesen  Steaem  crfoliren  Anfnahmen 
(und  Oontrol^)  Uber  Zahl,  ürt,  Bescbaticnheit,  technische  Kinncbrong  der  ProdocUeos- 
Mtriebe,  Ertragsflhiffkelt  and  erentoell  wiridiehen  Ertrag  de«  Bodens  (Tabak-,  Web- 
8teaer).  Leistnngsfähigkeit  and  eventuell  wirkliche  LeistnriL^  der  Apparate  (Bier-, 
Branntircin- .  Zucker-.  Salz-.  Mahlsfcner):  daher  wie  theils  bei  der  directen  allge- 
meinen agrarischen  (irandstcucr,  theib  bei  der  Gevcrbeateuor.  Aufoahioca.  welche 
in  Boso;  «of  die  YertiidcnnigMi  der  orwihnten  ThatMclien  auf  dem  T^^afcndcn  ge- 
li.ilf'n  werden,  wie  prirnipiell,  wenn  .inch  nicht  immer  practisch  ebenso  hIs  bei  den 
(renannlen  beiden  directen  Steuern,  und  doch  wesentlich  Katastrirnngcn  darstellca, 
auch  wenn  sie  nicht  so  genannt  werden,  was  aber  recht  wohl  zolissir  und  tbeilweise 
ttUidi  iM.  Untcrsclüede  dieser  „sich  an  den  Producticm^betiieb  «ni^liessendea  y«r- 
brauchssteiiem "  von  der  Grnnd-  und  W-i.  der  (ie\rerbesten<^r  bleiben  freilich,  am 
Meisten  dann,  wenn  sich  die  Steuer  genau  nach  der  virl«Uch  producirteß 
Menge  nnd  Güte  der  Erzeugnisse  richtet,  wie  bei  der  reinen  „Fnbrilnfttenei**  (Bier, 
Branntwein,  Zucker,  Mehl)  Aber  wenn  das  auch  bei  den  genannten  directen  Steuen 
g^eschähe,  würde  deren  fharacter  dadurch  kein  anderer,  —  im  Gegentheil .  nicht  aus 
principiellen ,  sondern  »ua  practischen  Opportun aatSKründcn  begnügt  mau  sich  bei 
diesen  Stenern  mit  der  Fesfstdiong  der  mittleren  Prodnctionsflhi^eit,  statt  der  wirit- 
Hohen  Prodnction  der  Grundstücke,  Landgüter,  Gewerbebetnehc. 

Id  administrativ- tecfaDischer  fieziehnng  stellen  diese  hier  be- 
Bprochenen  Verbraaebssteaern  also  eigentlicb  eioe  Mischung  ron 
dürecter  nnd  indireoter  Stener  (in  der  hier  besprochenen  zweiten 
Bedentnng  des  Worts)  dar  nnd  die  Praxis  nnd  die  sieh  ihr  an- 
schliessende Theorie  yerfährt  nicht  ganz  correct,  wenn  sie  diese 
Steuern  gleichwohl  ohne  Weiteres  „indirecte"  in  ihrem  Sinne  nenut. 
Dass  auch  bei  dieser  Ornppe  dann  die  Anwendung  von  Stcuer- 
tarifen  stattfindet,  ist  kein  entscheidender  Grund,  dieselbe  mit 
den  anderen  ,,indirecten"  Stenern  zu  einer  Hanptgruppe,  elicn  der 
,,indireeten*'  Henteueninj^  im  teclinisrhen  Sinne  zusammen  zu  fügen, 
um  so  weniger,  als  solche  und  ähnliche  Tarife  ancb  bei  den  „di- 
recten^'  steuern  ((Gewerbesteuer!)  vorkommeD. 

Aur]j  i^f  gcjfcn  Neu  mann 's  Be/eiebniinpren  nls  ..Kataster"-  und  ..Tarif*'- 
üteuem  einzuwenden.  Das  Hauptboi«piel  Ueljert  die  neuere  ausgebildete  Gewerbe- 
Btener  mit  ihrem  Classenschemadsmiie  nnd  ihrem  „Tuif".  Aber  auch  bei  anderen 
directen  Stenern  erfolgt  bisweilen  eine  ähnliche  Aufstellung  und  Anwenduttf  reo 
Tnrifen.  so  bei  der  Hausciassen-,  der  Thür-  und  Fensterstener,  dann  namentlich  den 
„directen  Luzusstcoern (Hunde,  Bedienten,  Wagen  u.  s*.  w«,  s.  die  bctrctienden 
hfitischea  Stevern.  Fin.  III,  §.  155,  IMV  Selbst  in  gewissen  Arten  der  OrandHener 
kommt  Aehnlich<;s  vor.  Die  Untcr^^li^  1  >  tlics.  r  ., directen"  Steuertarife  von 
directen'*  Steuenarif'-ii  sind  ja  nicht  zu  verkennen,  -.ih'^v  ilnrh  nirht  einrnr^l  imoier 
«TTösser,  als  bei  den  Ict/tereu  unter  einander  selbst  (Zoll-  und  Thorsteuertarife,  daneben 
Taiilij  für  die  an  den  Prodnctionsbetiieb  tich  mschliessenden  Stenern,  dnan  wieder 
Verkehrs-,  Erhschaflssteuerrarif."  I 

§.  100.  Die  terminologische  Controrerse  Uber  directo  und  indirecte 
Stenern. 

In  der  theoretischen  und  practischen  Ffnanditcratur  wird  seit  lange  über 
BeffrifT  und  We«>  n  Amr^PT  und  indirecter  S(*>ner  pestritten  und  werden  verschiedene 
Definitionen  befürwortet  und  gern  als  „allein  richtige",  mindestens  als  „die  xtreck« 
mässiarfiten'*  hingestellt.  Die  ganze  Gontrererse  ist  mit  reichem  literargeschlchtlichen 

D('t;iil  nnd  mit  dem  ihm  eigenen  nnvr'rk<-riiil)nren  Scharfsinn  in  <l<'n  mehriach  gmiiinf-^n 
neueren  Arbeiten  Nenmanns  wieder  durchgesprochen  worden.  S.  dessen  Aafsatz 
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■;b'r  flirecfc  und  indircctc  Sleaem  in  ScbmoDnr's  Jahrbuch  1S*^2  und  das  fr-m/.» 
Kapitel  lü  in  der  „Steuer"  (S.  411 — 498).  Es  wunic  ähnlich  umfassender,  naturiich 
rtar  einer  MoDogrnpbie  möglicbea  ErRrtenmgen  bedOrfeD,  am  in  allen  Einzelheiten 
NeQmann's  ncgatire  nnd  positive  Ausführungen  zu  kritisiren.  In  der  Ancrkonnuno:  der 
grossen  theoretischen  und  practischcn  Bedeutung  der  Controv^erse,  etwa  gegenüber  der 
hedunUthigen  Abveisong  der  historisircndcn  NatioDalOkonomic ,  für  welche  Derartiges 
inner  nur  „Sdiolnstik'^  ist,  Btinroo  i<  h  Keamann  röllig  bei  and  erkenne  seine  Tor- 
dien^te  durchaus  an,  auch  wenn  icli  mich  ihm  nicht  überall  anzuschliessen  vcrmafr. 
Sciion  dio  Terwaltungsrecbtlicbo  Bedoatan;  des  Untetschieds  beider  Steaerarten 
.Heiimnnft«  Steuer,  S.  4S4  (f.)  «oUte  m  einer  aolcben  Untenebitmng  derartiger 
UatersDchQDgcn  scbützeo.  Ncamann  bat  Alles  so  eingebend  erOrtert,  auch  die  Auf- 
£MBongcn  Anderer,  duss  es  im  Ganzen  jetzt  genüsrt,  auf  ihn  zu  verweisen. 

Meine  Uebereinstimmung  mit  ihm  und  verbleibeuduu  Abweichungen  ron  Ihm 
ergeben  sich  aus  dem  Gesagten.  Allerdings  sind  die  letzteren  doch  grosser,  eis  die 
c:>t>?ro.  Meine  Uebereinstimmung  Ix-ifoht  darin.  däs.s  irli.  freilich  nur  mit  Ein- 
icbraukungen  und  in  anderer  Fassung-,  alter  doch  im  Kern,  seine  Auffassung  der 
directen  and  indireolcn  Steuern  annehme.  Ich  bin,  im  Unterschied  von  der  ersten 
Aaflage,  dazu  mit  dorch  Neumaim 's  Unt<Tänchungcn  bewogen  worden.  Indessen  hatte 
ich  damals  schon,  wenn  auch  noch  mit  Ablehnung  der  Ti  rminulnf^io  (..direcle",  ..in- 
dir^Ue"  Steaerii),  eine  sachlich  ähnliche  Ansicht  vertreten  (1.  A.  ^.  öi^  tt.). 
KeiAnoB  schlägt  versehiedene  Fassungen  ror:  Kataster-  und  Tarifeteoern,  vie  in 
der  finziiabehen  Praxis  (Fin.  III,  S.  421),  was  naeb  dem  oben  Gesagten  nicht  ausreicht 
ond  zum  Theil  nicht  zutritft;  oder:  ..nach  ^Faass^abe  zustiindlicher  Verhältnisse, 
d;iueruder  Dinge",  anderseits  „nach  Maassgabe  von  Vorgängen,  vorübergehenden 
Dingen  angeordnete  Stenern**  (mit  weiteren  erentnellen  Kflrxnngen,  s.  „die  Steuer** 
S.  446,  426).  Ich  glaube  doch,  dass  diese  Fassungen  nicht  ganz  ausreichen  und 
meine  obige  (S.  2B^)  nichts  UeberÜttssiges,  sondern  aar  Nothvendiges  und  Wesent- 
liebes  enthält. 

Meine  Abweichungen  von  Neomann  bezi<AeD  sieb  ausser  auf  das  eben  Gesagte 

naTnentlich  auf  die  MitteJstellunf?  zwi.s*"hcn  den  „reinen"  directen  and  indirccren 
Steuern  —  in  diesem  zweiten,  administrativ -techniachen  Siiuic  — ,  welche  m.  £.  den 
an  den  Productionsbetrieb  sieb  ansebliessenden  Yerbraocbsstouem  zu  geben  ist,  iu 
welcher  Beziehung  es  genügen  mag,  aaf  das  Gesagte  zu  verweisen,  dann  aber  nament- 
lich auf  di'^  Festbaltnng  der  ersten  Bedeutnog  der  Unterscbeidang  (§.  97)  neben 
dieser  zweiten. 

Neu  mann  weist  die  erste  Bedentun;  ab,  bezeichnet  sie  sogar  „ab  Im  Wesent- 

Ii.  hon  Qberwunden  '  (S.  425\  als  eine  blosse  Unterscheidung  „dem  Wortsinn  nach", 
V'  i.  he  (b^n  ..  wissenscl)at'tli(  hi'n"  Anffa^sun^ien  gegenüber  stehe  (sie!  S.  465,  416), 
uhüc  dass  nur  einmal  (jruadc  für  .-^ic  angeluhrt  wurden  (S.  406,  was  gegen  Uclfcrich 
und  mich  gesagt  wird).  Er  kommt  aber  dann  doch  selbst  auf  den  Znsammenbang 
der  7  n  nnten  e  r-^^^  n  Unterscheidung  mit  den  Uobe  rw  älzungen  zu  sprechen 
^S.  4()b  Ii.),  ein  Zasammcnhang ,  in  weichem  ich  übrigens  dio  Frage  gerade  schon  in 
der  eaUnk  Aaflage  (§.  38S  ff.)  eingehend  besprochen  hatte,  so  dass  der  Vonrnrt  ich 
bitte  keine  Grunde  für  meine  Ansicht  angegeben,  der  Yorwnrf  da  „stat  pro 
ratione  volunta-i"  fS  466),  doch  nicht  ganz  !?<>recht  j^^gcn  mi^h  ist.  Er  meint 
aber  dauu,  eine  Berücksichtigang  dieser  allerdings  wichtigen  Beziehungen  (zur  Ueber- 
vllzung)  erfolge  durch  seine  ^^ffiibestimmnngen  auch  und  sogar  besser,  als  durch 
die  von  ihm  abgeh-hnle  Auffassune;  (S.  172  ff.),  W3.s  ich  indessen  nicht  zusrcben  kann, 
ohne  c-i  für  nöthij^  zu  lialton  .  dies  hier  naher  zu  begründen.  Neumann  wei.st  dann 
weiter  auch  daruui"  bin,  dass  das  Thataäch liehe  der  Ucberw&lzoogsvorgüngo  zu 
tQgewiss  sei,  als  dass  sieb  darüber  etwas  Allgemeines  sagen  oder  gar  die  Ontor»  * 
Scheidung  zwischen  directen  und  indirectcn  Steuern  darauf  beiinlnden  las^c,  und  dass 
ebensowenig  das  Kttckgroifen  aaf  dio  „Absicht  des  Gesetzgebers*'  einen  gonOgenden 
Aosweg  biete,  um  danach  die  0nteiBcbeidung  auffecht  zu  halten  (S.  482  n.,  48S  E). 
Gerade  diese  Ausführungen  Neumann's  haben  mich  nicht  überzeugt,  sie  lassen  auch 
sachlich  and  an  Schärfe  und  Objectivitat  iriehv  als  die  meisten,  in  dieser  Hinsicht 
«ODitt  gewöhnlich  vorzüglichen  Ausführungen  ^'eumauns  zu  wünschen  übrig.  Darin 
0«gt  der  Grund  ftr  meine  Peethaltung  der  ersten  Bedentnng  der  Unterscheidong. 

Gewiss  sind  die  Thatsachcn  der  Ueberwi'dzung-  im  coucreten  Falle  oft  unsicher 
feitnsteUen,  mitanter  entziehen  sie  sich  einer  Feststellnng  üborhaapt.  Gewiss  werden 
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umtu-.he  Uiiecte  äteaern  (iu  e»teu  6imc)  Uberw&ki,  manche  iodiiecte  nicht  oder  nicht 
rölli^,  wird  dieeelbe  Steuer  bald  ttbenrftln,  htIA  nicht,  bald  nähr,  Iwld  «wiger. 

Gewiss  ist  rollends  eiao  unbedinf  t  zutreffende  Theorie,  sei  es  darch  De<!Qction. 
sei  es  ilurch  indui  tivc  Forschonc",  nicht  zu  trewinnen.  Dennoi^h  aber  ist  es  mö^ch. 
eine  ungefähr  und  im  Durch  schnitt  zutrett'ende  Theorie  wohl  aufznsteUw  nod 
anch  in  cencreten  li'all  in  der  Regel  gewtaaa  Hauptgestaltnngea  n  emitleln.  PeiMT 
ist  es  rn«-»^lich.  ilio  Au^aiiahwion  von  boIcLer  Kegel  wieder  nach  Kategorieou  voü  Be- 
dingungen und  Ursachen  auf  Kategoriecn  von  Fällen  zurückzuführen.  Msn  htr  fniher 
das  Unsichere  der  Uüberwilzungsthuüric  lü  weui^  be&cLtet,  jetzt  neigt  mau  i\x  dem 
entgegengesetzten  Pehler,  daas  man  glaubt,  „nur  Ungewisses*'  aassagen  nkftanee. 
Gewisse  Haupttendenzcn  lassen  «sich  feststellen  und  danacli  onteischeidet  man  in  dem 
ersten,  hier  festgehaltenen  Sinne  die  beiden  StoucrkategorieeD.  (S.  den  Abschnitt  tos 
der  Steuerüberwälzung  im  3.  Kapitel,  §.  l'ib  H.) 

Vollends  aber  die  Absicht  oder  Voraussicht  des  Gesetzgebers  ist  in  der 
ganxen  Stenergesehichto ,  sobald  man  über  die  Arten  dtr  Stenern  und  ihre  möglichen 
Wirkungen  etwas  nachdachte,  und  ist  zanial  in  der  neueren  Zeit  doch  überall  der 
leitende  Factor  bei  der  Wahl  und  bei  der  üHnrichtung  einer  Steuer.  Mitontec 
seihst  In  dem  Mansse,  dan  daTch  Ge-  und  Verbote,  Stnftidrehnngen ,  EinielbeiieD 
der  Erhebungstechnik  eine  bestimmte  Absicht  d^  Gesetzgebers,  sei  es  der  Uebcr- 
wÄlzung  oder  Nicht- ücberwHlznnBr  /n  verbürgen  gesucht  wird.  Ein  Jlltercs  Beispiel 
schon:  die  Verminderung  des  bcbankwaosses  bei  Getrinkesteuem  in  Form  der  Z^pf 
gebQhr  des  Wlrths.  Andere  Beispiele  bei  Elnbommen«,  Ertrags-,  Leihzinsstenan. 
Aber  di<  se  Fall»>  lulden  allerdinL,"^  ü  Ausnahme.  Gewöhnlich  überlisst  der  G*'??tz- 
geber  und  die  Verwaltung  die  endgiltig;e  Regelung  der  Stenerhst,  deren  Zahlung  as 
die  Gasse  sie  allein  Dem  und  Dem  auif legen,  dem  Verkehr,  sie  mischen  sich  daher 
nachträglich  im  concreten  Falle  nicht  ein.  wenn  gegen  Ihie  Absicht  oder  Vor 
aussieht  eine  Oeberwftlsang  eingetreten  oder  nicht  elngeträen,  zn  venig  oder  zn  rlel 
erfolgt  lüt. 

Aber  sie  richten  doch  regelmäsüig  die  Stenern  so  ein,  wie  es  eine 
bestimmte  Absiebt  oder  Voranssicht  der  OebervBUnng  oder  Nicht- 

nhcrwul/un^  zu  fordern  scheint,  und  sie  halten  es  für  gebüfcn,  iiachträs;lidi 
zn  prüfen,  ob  ihr»-  Erwartntir-  n  erfüllt  ^ind  oder  nicht  und  danach  eventuell  die  tie- 
sctzc  und  die  ;idmini,sirativ  Einrichtung  lu  ändern.  Ea  bt  auch  gar  nicht  möglich, 
anders  rorzugebcn.  sobald  man  mit  Bcwusstsein  eine  Steuer  gesetzlich  ordnet  un  l 
administrativ  durclifuhrt.  Man  mnss  dabei  von  *^iner  bestimmten  Annahme  hinsichtlich 
dos  Ob,  Wie,  Wie  weit  der  wahrscheinlichen  Ueberwälzung  oder  NichtUberw&Uunj 
ausgeben,  nm  zn  einem  remOnftigen  Resultate  zn  kommen,  freilich  immer  nnbesdiadet 
einzelner,  auch  zahlreicher  Abweichungen,  vieler  L'nberechenbarkeitcn  im  cinzelnco 
Falle,  aber  eben  «loch  des  Zutreflens  der  Annahme  „im  Allgemeinen".  .Im  Grosvr; 
und  Ganzen",  „als  Kegel".  Die  technische  Durchführung  der  „dirccten''  und  der  „lu* 
difecten**  Stenern,  in  nnserem  ersten  Sinne,  im  Gesetz,  in  den  YervaltongsrerordnnngSB 
und  Einrichtungen  ist  überall  von  solchen  Gesichtspuncten  geleitet,  Gesichtspunctc 
welche  natürlich  n.nrh  der  Erfahrung  selbst  imtnfr  wieder  der  Prdfung  nnd  Be- 
richtigung bedürfen,  al)cr  docli  ent-sclicidi-nd  einwiiktü. 

Gerade  in  den  practi;>ch  wichtigbten  Fallen  i:>t  da»  doch  gar  nicht  zu  l>estreiten. 
Einkommenstenero,  VermOgensstenem,  directe  Lnxusstenem,  numcbe  Vetfeehrssteaem. 

ilie  Erbschaftssteuer  fordert  man  und  richtet  ^.ie  so  und  so  ein,  weil  man  als  Regel 
glaabt  annehmen  zu  können,  dass  sie  den  l^Uhr  auch  endgihig  belasten,  ako  „diredc ' 
Stenern  sind.  Einfuhrzölle,  Thorsteuern,  innere  Verbrauchssteuern  fordert,  rechtfertigt 
nnd  richtet  man  so  und  so  oin,  weil  man  voraussetzt,  dass  sie  regelmiasig  den  Zahler, 
soweit  er  nicht  -elbst  der  Verbr.aucher .  nicht  t'ndu'ütig  belasten,  sondern  von  ihm 
uberwälzt  wenlcn,  namentlich,  wenn  auch  nicht  immer  allein  —  was  freilich  dk 
frühere  Theorie  zn  unbedingt  annahm  —  auf  den  Verbrnneher*  Van  trifit,  so  in  dea 
Steuercrcditen ,  Einrichtungen,  um  die  Zahlung  zu  erleichtern,  die  eben  keino 
Steuerbclastung-.  sondern  nur  ein  Stenervorschuss  sein  soll.  Wo  Bedcnlcpr: 
l>leibüü,  z.  B.  bei  Verkehrssteuoru,  directen  Luxu&stcuern,  da^  Andere  durch  üebci- 
wUznng  doch  mit  getrofien  werden,  die  man  nicht  treffim  viU.  oder  bei  Yerbnachs- 
stencrn.  dass  dif  Ccberwilzung  nicht  erfolgt  oder  nicht  so,  wie  man  vorausset7t.  /.  H 
nicht  bloss  auf  den  Verbraucher,  da  tragt  mau  diesen  Bedenken  Eechnung,  dorcb 
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Aenderanffen  der  (Jescfzgebung,  Enuässiguug  der  Steiu  rs.-iUe,  vielleicht  selbst  durch 
Heseiti^ng  (oder  NichteinfahniDg)  der  Steuer.  So  geht  man  iiksbesoodere  bei  den 
beid«B  in  Besag  tnf  DebenrllxoDgSTeriiillniflse  am  8ehv«nl«ii  m  eonlrdiTeiiden 

S?  uertrruppen.  den  Ertrags-  und  den  diesen  auch  hier  wieder  Torwandten  .,in- 
directcn".  an  den  P ro d q  c t i on s betrieb  sich  anschlicssfriden  Vprbranchs- 
steucru  vor.  Da»  Bedenken,  z.  Ji.  durch  eine  Zinsrentcnstcoer  nicht,  wie  beabsichtigt, 
den  Gl&Qbiger,  sondern  in  Folge  hier  leicht  mOglieber  Uebenrllzang  den  Schaidnor 
IV  treffen,  hat  öfters  den  Aussdila?  «re|,'on  solrhe  Steuer  gegeben,  — durchaus  gemäss 
der  Aaft'assung  dieser  Steuer,  als  einer  nach  Absicht  des  Gesetzgebers  „dirccten'', 
nicht  zu  ttberwäkeudcn.  Die  thats&chliche  Schwierigkeit  der  Ceberw&lzung  der  ge- 
nannten VerbfMieliasteoeni  in  gewissen  Ftilen,  z.  B.  bei  Kleinbetrieben,  die  mit 
Grossbetrieben  concurriren  mttssen,  hat  ehen'^o  /nr  Modification  solcher  St«ti(»m  ge- 
drängt ^z.  B.  Gev&hrung  ron  niedrigcrem  Steuersatz  for  Kleinbetriebe).  Alles  doch 
Bfli^,  das  der  Gesetzgeber  „directe**  und  Miodiiecto**  Sieiieni  1a  aneerera  ersten 
Siane  unterscheidet  und  untorselicidrii  iiiiiss,  wean  er  nicht  rein  ins  Blaue  hinein 
arbeiten  tvill.  Alle  die  mir  weder  ujibekanntcn,  noch  von  mir  ^elän^netnn  Ungewiss- 
beiten  der  concreten  UoberwAlzaugsrorg&nge  nud  bloss  sehr  bedingt  zatreiienden  SAtze 
der  Uebenr&Uungstlieoifeen  (§.  14$  ff.)  nOtbigea  nicht,  die  erste  DaterMsheldaag  beider 
Stcuerarten  aufzugeben  und  mindern  aucli  tieron  Werth  nif  lit*  Gerade  diese  l'ntei^rheidung 
weiat  immer  auf  ein  Hauptproblem  hin:  ob  es  sieh  mit  der  Ucberwälzung  bei  beiden 
Kategorieen  und  ihren  einzelnen  Gntcrarten  so  vcrhiilt,  wie  ca  der  Gesetzgeber  für 
«ine  rationelle  Gestaltung  dieser  Steuern  voranssetzen  mxss.  In  der  zweiten, 
administrativ  -  lechniscli'-n  P>edcutnTifz:  der  Ausdriurko  wird  diesen  VerhülttiisM-ii  nicht 
Rechnung  getragen,    itesliall)  darf  die  erste  H«-di'utnn?r  nirht  aufgegeben  werden.  — 

Die  verschiedenen  in  Literatur  und  Praxis  vorkommenden  Auffassungen  der 
direelen  vad  fadireeten  Stenern  fhhrt  im  Einzelnen  Kenmaan  ver.  Er  nnterscheidot 

nasser  den  h-dden  r  tinnnten  noch  zwei  weitere  Hauptansichten,  die  rhemaiige  physio- 
krati-iche.  wo  nur  die  diri-ct  auf  den  (irundhe.'^it/^  orderte  als  eine  wahre  directe  teuer 
galt,  eine  Cttaseijueuz  der  bekannten  phyaiokratischea  Xlieoric,  welche  mit  letzterer 
hinf&Uig  vird.  dann  die  In  der  deutschen  Theorie  verbreitete,  unter  diiectea  Stenern 
f.,S(  hatznntrcn")  Steuern  von  der  Production  (Erträg-cn.  Einkommen.  Vermögen),  unter 
iudirccten  („Aufschlägen")  Steuern  von  der  Consnmtion,  dem  Aufwände«  dem  Yer- 
and  Gebrauche  xa  Tenlehen  („die  Steaer'%  S.  426). 

Unter  den  AnfChssnagen  dnidner  Antoren  hat  diejenige  ron  Hoff  mann  (in 

einem  Zeitnngsaufsatz  au>  1*^29,  danach  im  Nachlast  U  j  ,  r  Schriften,  S.  461  ff., 
etwas  anders  gcfaist  in  der  Lehr«^  von  den  Stenern  S.  (Ii)  It.)  Iiesondere  Anerkennung- 
und    iiuch   neucrUingb  wieder  manche  Bcislimmung  gfifundcn.    (Vgl.  Neumaaii, 
Steuer,  S.  441.)   Nach  Hoffmann  vftren  directe  Steuern  diejenigen,  deren  Gegenstand 
tTis  nf^stch  ende?^.  ein  ..Ist"  sei.  eine  Sache,  PefMm,  liefuiiniss,  oder  kurz  (Lehre 
von  den  Steuern)  „Steuern  auf  den  Besitz";  indirecte  dagegen  w&rcn  Steuern,  deren 
<ieicenstand  ein  Geschehendes,  ein  „was  >resehieht" ,  eine  Handlung  sei,  daher 
>    len  auf  Handlungen".   Diese  ]'.LgrilT^I)e>timmnng  zelclmet  sich  m.  E.  ntr 
iurch  Klnus  mi9:  dur<  h  Kilrzo,  aber  sie  ist  zu  vieldeutig  und  nur  gezwungen  auf 
luaochf  wichtigen  Fälle  anzuwenden,  mehrfaeh  passt  si?  ^ar  nicht. 

lu  der  Sache  besteht  indessen  unter  den  Autoreu  doch  im  Grunde  keine  so 
icrosse  Verschiedenheit  der  Ansichtom   8.  die  aahlreichon  Citate  aus  Finanairerhcn 

bei  Neu  mann.  Steuer  a.  a.  0..  auch  Roscher,  Fin.  §  .^7 .  mit  den  Noten,  der 
wbrigens  eine  eigene  Begriffsbestimmung  umgebt  und  gegen  unsere  ,,er8te"  AufÜaseung 
dnen  unklaren  l^nwand  macht;  G.  Cohn,  Fin.  §.  326  tt'.,  wo  auch  mehr  aar  eine  Re- 
S''!ir»  iLung  der  beiden  Steuorarten  und  eine  Darlegung  der  literarischen  (Jontroreiae, 
ab  eine  scharf  •  logische  Behandlung  des  terminologischen  Problems  erfolgt. 

Unter  den  neueren  Autrircn  vertreten  7wei  wesenflirh  von  den  übliehen  al»- 
«•iichende  Auffassungen,  Stein  uudHnhnifie.  Stein  braucht  die  alte  Terminologie, 
vie  often,  anoh  htor  in  einem  ganz  anderen  Sinne«  was  ebenso  nnnOthig  als  irre- 
fdirend  ist.  Er  gliedert  sein  2:aiizes  fheort-fisrhes  Sf-juersystem  in  di--»  drei  grossen 
dfuppen  der  dtrecten,  der  indirecten  Steuern  und  der  Kinkommensteuer.  Die  crsturen 
«teUcn  ihm  die  „Besteuerung  des  Kapitals  und  seiner  Productivität"  dar 
«der  genuer  Stcnein,  dem  Snbject  der  Besitzer  eines  bestimmten  Kapitals,  deren 


246     &•  Bvch.  Allgem.  Steaeikhie.  1.  K.  BepASl,  TeraiAoU^e.  §.  100, 101. 


Object  das  voui  Kapital  getrenot  aod  äcibstäodii;  daateheade  utiii  bereclmete  Eia- 
kmmtia  tot  dmMwlpeii  oder  die  «elbstlndig  freselito  Sfenerqii«Ue  iit«  die  Uer  ab 

finanzieller  Rciocrtnf  d«B  Kapitals  ci^cheint  (4.  A.  I,  ir>5).    Nach  der  in  der  5.  A. 
vertretenen  Aiiffassanf  (II.  1,  495  ff.,  'n»!  ff.,  II,  2,  1(1  ü.)  würden  zu  diesen  directen 
Steuern  die  drei  (imppea  der  Ertrags-  (d.  h.  der  Gmud-,  Gebäude-,  Kapitalrenten-), 
der  Crirerbfl-  {wm  rein  ]>enOalfcheii  Verdieask,  Yeidienst-  niid  Yenehran^-.  Be- 
rufs-, BesoUiings-,  dann  ricwcrbe-,  sowie  üntemchnmnps-  und  Industrie-).  d..r  Ver- 
kchrssteueni  {gehören.    Die  indirerten  Steuern  dai^egen  stellen  bei  Stein  die  „Be- 
steuerung der  Arbeit  in  ih rt; r  Consnmti on"  dar  (4.  A.  I.  464,  5.  A.  IL.  1. 
605      n,  2,  227  ff.)  und  uoifa^^son  ..Vorzoh  ru  iiKSSteueni'*  und  „Genus  sst.  uem*" 
(nntor  lct7:tf*ren  die  Gotriinl:  - .  Xurker-.  Tab.ik- .  Zoitun^tener  nebst  dem  Zoll\  Die 
Beurtheiluog  dieses  „Systeoiä"  und  seiner  (jiiedcr  gehöti  jücht  aa  diese  Stelle,  ii 
tenninologiMher  Hiiwiehl  orkeben  tioli  weieiitiiclie  Bedenken;  Stoin'i  BenntniBir  der 
idten  Kunstau^'drUcke  ist  willkQrlich,  bei  der  Durchführung  fehlt  es  aiclit  ao  Wider» 
spruchen.   Di«-  in  jodein  Sinne  eminent  ..directe"  Steuer,  die  Einkommensteuer,  bildet 
ebenfalls  ganz  viilkuriich  hier  eine  dritte  Gruppe  neben  den  beiden  andoron,  ist 
•Im»  Hiebt  ,,directe  Steoer^,  sondern  etirae  dieser  OegensiliUehes ! 

Schäfflf  (Steuerpolitik,  S.  TiS  ff.  bis  131)  unterscheidet  eino  ..dirccto  und  in- 
dirfctt^  Einstoncrnn?  d<»r  fflcuerf^jooUen".  Im  ersten  Fall  (i^chn  der  Staat  dircct  -»'i:' 
die  Einkouimentjucllcu  lob,  enuiitie  »ie  selbst,  indem  er  särumtliche  Vermögeu  urid 
Einkommen,  Vermögenshanptbestinde  und  Einkommenshauptarten  nach  ihrem  Bestnnde 
während  der  laufenden  Steuerperiode  bei  .\1Ilmi  Stenersubjccten  aufsuche,  bcmcsso  nni 
belaste.  Anderntheilü  ermittle  der  Staat  den  Yermögeni-  und  Einkommen sstand  der 
Steuersubjecte  gar  nicht,  er  erfasse  die  Steoerquelle  nur  mittelbar  in  der  lebendigen 
Bewegung  des  Untstchenä  und  der  Verwendung  einzelner  Theilc  des  TermOgeas 
und  Einkommens,  meist  nicht  einmal  bei  dem  Steucrtiaircr  sp!l>-t.  sondern  bei  einem 
dritten  formellen  Steuersubjecte,  beim  Kcchtsrorgünger  odac  licchtenachfoigar  dei 
Stonertrtgen.  Im  Anschloss  hieran  ontenmcbt  dann  Sch&flle  In  längerem,  an  fdnea 
und  zutreffenden  Bemerkuniren  reichen,  aber  allerdings  nicht  immer  fotgonchtigeo 
noch  widerspruchslosen  Ausführungen  - —  wie  Neu  mann  a.  a.  0.  nachweist  —  di* 
Unterschiede  beider  Arten.  Der  Kern  dieser  Ausführungen  ist  cincCharacteriäirung 
der  durch  jede  der  beiden  Arten  zu  verfolgenden  stenorpolitlschen  Anfgnbe, 
nemlich  dass  die  directen  Steuern  Mittel  zu  bieten  hätten  zur  allgemeinen  nnd  7cr- 
hältnissmässigen  Erfas^uni;  der  durchschnittlichen  LcistungsfAhigkeit  der  Steuer- 
kr&fte,  die  indircctcn  d.agegen  das  Mittel  zu  individaalisirender  Belastung  die^r 
Krifte  nach  den  besonderen  Umstanden  der  wirk  Ii  eben  Leistnngsfibigkeit ,  wie  >1'? 
im  Verbrau fh  ,  in  Kerht^i^csrhäften ,  in  Kapitalanlagen  n.  w.  erscheine  (S.  75  ff  ). 
Eine  geistrollu,  in  mancher  Hinsicht  zutreffende  Characterisirung  der  Aufgabe  beider 
Kategorieen,  vobei  j«locb  die  Schwierigkeit,  mm  Tbell  die  Unmöglichkeit,  die  aa 
und  für  sich  richtig  hingestellte  Aufgabe  zumal  mittelst  der  indirecten  Stenern  la 
iP^^cn.  nicht  überall  gentigcnd  erkannt  wird.  (Vgl.  Aber  Srhrifflc  Neu  mann  a.  a.  0., 
besonders  „Steuer',  S.  4SS  ff.,  der  aber  Schäfflo  nicht  ganz  gerecht  wird.)  Eine  Eigea- 
tbttfflUchkeit  Sebkffle's  ist  dann  die  rerschiedene  Rnbriclrnng  der  Stenerartra 
unter  die  beiden  Katecrori'-'en  (S.  7.^).  wonarli  ?.  die  alten  Ertraü:^^f' n  rn  zu  .,irf- 
directen  Steuern  rom  Einkommen'*.  Steuern  auf  Vorg&nge  der  Entstehung 
des  Vermögens  (,,Gebtlhr'*  ron  der  Erbschaft  in  entfernten  Graden,  ron  Glücke- 
Vinnen,  Fanden),  ebenso  wie  Stenern  anf' Vorginge  der  Verwendung  des 
Vermög^cn??  (zum  r.rAnin.  aber  noch  zu  weiterer  Ansammlung"!  zu  ,,i  nd  irecten 
Vermögenssteuern  '  werden.  Also  im  Allgemeinen:  nicht  nur,  neben  Verbrauchs- 
steoem,  Erbtehafls-,  YetkehrKtenem,  sondern  selbst  die  alten  Ertragsetenem  ^ia- 
directe**.  Eine  Abweichung  fon  der  Oblichen  Auffassung  (nnsercr  ersten  und 
zweiten  Red(  Utung).  welche  zwar  aus  Schifflo's  ErOrtomngeii  wohl  Teralindlich 
wird,  aber  doch  nicht  haltbar  erscheint. 

Die  Praxis  mbridrt  im  Ganzen  die  eiuelnen  Arten  ihrer  Besteaerung  nach 
der  zweiten  ünterscbeidiine  ein,  doch  v:\\t  einzelnen  Abweichungen.  Die  an  den 
Productionsbctrteh  sicli  auseb liessenden  Verbrauchssteuern  stellt  sie  refrelmassiir  unter 
die  indirecten,  die  ErbäcLalLäiteuer  meistens,  die  Monopolien  und  die  Vorkehrsäteueru 
(Stempel.  Gerichtsgebohren  u.  s.  w.)  ebenfalls  oder  Uberhaupt  apart,  d.  h.  in  keine  der 
beiden  Kategorieen.  Aach  dio  ZOUe  werden  milooter  nur  im  weiteren  Sinne  u  den 
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indireeten,  sonst  auch  apart  g<)stellt.  Bei  ,,directon  Anffrandsteacm",  Wohn-,  Hunde- 
steaer  n.  s.  v.  schwankt  die  Kubricirong.  Deispiolo  in  meiner  Abbandlaog  directe 
^'teaern  im  Schrmberjr'schen  Handboch,  §.  2.  —  Die  franzflsi<  h»«  finanzrechtliche 
Praxis  hat  sogar  eine  Art  „Logaldefinition"  (Pio.  III,  S.  42 Ij,  nach  welcher  ,,direole** 
Stevern  die  »of  PenoiiMi  and  Eigeotbam  gelegten,  niittdst  KAUtter  oder 
SteaerroUcn  (r61es  nominatif»)  erhobenen  und  onmittelbar  rom  SteoopflichtigBa  In 
di«  Stenercaase  gcnhlten  Steaern  sind.      »uch  Cohn,  Fin.  S.  443. 


Zweites  Kapitel. 
Eutwicklong  der  Besteueriuig« 

IKe  BeBteaanuf  als  ein  Oanies  anfgatat  Die  Eatirickliiiig  darStaoar- 

äften  wird  generell  im  4.  Kapitel,  vom  Steoersystem,  näher  in  der  qMdellen  Stenar* 
lehre  (Band  III)  dargestellt  Daselbst  aber  auch  mancbe  ErgSnzunpren  za  den  Aos- 
f abrangen  dieses  2.  Kapitels,  so  namentlich  im  ersten  steuergescbichtlichen  Kapitel  des 
Baads  UL 

Elnleitang. 

§.  101.    Die  Entwicklnng  der  Bestenernng  steht  unter  dem 

5;emeinsainen  Einfluss  folgender  vier  Heziehungen: 

1.  der  Beziehungen  der  Besteuerung  znr  ganzen  Organi- 
sation der  Voikswirthschaft,  daher  auch  zur  Eijxenth  ums- 
ordnung,  besonders  soweit  diese  die  sachlichen  Productionsmittel, 
den  Boden  und  das  Kapital  betrifft ,  sowie  znr  £rwerbs- 
ordnnng; 

der  Besiehnngen  der  Bestenernng  snrpolilisehen  Ver- 
fassung, xar  Beebtsordnnng  zwischen  Staatsoberhaupt  oder  Re- ' 
gieniDg  und  Volk,  sowie  znm  politischen  Ständewesen; 
'  8.  der  Beziehnngen  der  Bestenernng  zn  den  wirthsebaft- 

lichen  Interessengruppen,  und 

4.  der  Beziehnngen  zu  den  gesellschaftlichen  oder  so- 
cialen Ciassen,  insbesondere  zu  den  besitzenden'^  und 
„nicht-besitzenden**. 

Diese  vier  verschiedenen  Beziehungen  und  die  von  ihnen  aus- 
gehenden, vielfach  sieb  kreuzenden  Einflüsse  umfassen  alle  Kämpfe 
der  Praxis  um  die  Besteuerung,  alle  geschichtlichen  Entwioklnngen 
und  gesetzliehen  Veränderungen  der  letzteren,  alle  theoretischeu 
ControTersen  Uber  sie. 

Die  Beziehnngen  wie  die  Einflflsse  hängen  je  unter  sich  zn- 
sammen.  Veränderungen  auf  der  einen  Seite  werden  regelmässig 
bewirkt  durch  solche  auf  der  anderen  und  wirken  ihrerseits  wieder 
aat  letztere  zurück.    Alles  steht  also  in  Wechselwirkung. 

4.  W«gn«r,  FiauuwusuOMJiaft.  U.   2.  Aofl.  17 
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Die  allgemeinste  und  elDgreifendste  Bedeatang  hat  die  Organi- 
sation der  Volkswirtlischaft  und  die  Eigenthnms-  and  Erwerbsord- 
Diing.  Dadttreb  wird  die  Olconoroisohe,  sociale  nnd  politische  Stmctor 
des  Volkslebens  selbst  wieder  bedingt.  Veränderungen  in  dieser 
Organisation  führen  nothwendig  zn  entsprechenden  Verftndeningeii 
der  iniieicii  poiitischeii  La^e,  der  wirthschat'tlicbcii  iDteressen 
gruppen,  der  socialen  Verhältnisse.  Aber  auch  hier  besteht  wieder 
Wechselwirkung:  die  innere  politische  Vcrtassung,  die  Gruppirung 
der  wirthschaftlicheii  Interpsj^en,  die  sich  daraus  entwickelnde  Par- 
teiung  und  der  Interessengegensatz  der  besitzenden  und  nicht-be- 
sitzenden  Classen,  d.  h.  der  eigentlich  sociale  Gegensatz,  wirkeu 
ihrerseits  wieder  anf  die  Tolkswirthsehaftliobe  Organisation  und  auf 
die  Eigentbnms-  and  Erwerbsordnang  zorttck. 

Das  Verstftndniss  der  Geschiebte  der  Bestenernng  and 
die  Anfstellong  richtiger  Entwieklnngsziele  der  letzteren  in 
bestimmlen  OeBchiehtsperioden,  mit  gegebener  ökonomischer,  poli- 
tischer, socialer  Structur,  hängen  von  der  Erkenntniss  dieser  Zu- 
8ammenhänt,^c  a)». 

Die  Besteueriiug  ist  hiernach  auch  keine  blosse  Finanzangelegen- 
heit, am  Wenigsten  bloss  eine  Sache  der  Finauztechnik.  Sie  ist 
vielmehr  zugleich  stets  eine  socialpolitische,  politiscbCi  ethische, 
volkswirthschaftlicbe  Angelegenheit  höchster  Bedeatang  and  hängt 
mit  der  (öffentlichen  und  mit  der  Priratreebtsordnang  enge  zusammen. 
Das  darf  auch  die  Finanzwissenschaft  niemals  aoseer  Acht  lassen 
(Pin.  I,  §,  27  ff.). 

lo  den  folgenden  beiden  Abschnitten  werden  von  diesem  Standpunctc  der  Auf- 
lassung aus  die  beiden  eralcn  der  feDannteii  Boziebungen  Ubd  EiiflUsse  liehandelt. 
Die  beiden  anderen  —  bui  (icr  dritten  natncntlicli  die  Intercsscn^egensÄlzc  innerhalb 
der  beüitzeuden  Olasse  selbst,  Stadt  und  Land«  (iruud-  und  Kapitalbesitz,  a^iBiiiciie, 
gairerblielie,  nercanHle  Beni&thätigkeit  n.  m.  w.  —  treten  besondera  in  der  Ent- 
wicklung der  eiuzclncu  Arten  der  Steuern  und  des  Stflnenjstems  henror  und 
werden  besser  im  weiteren  Vorlauf,  im  'i.  und  4.  Kapitel  dieses  Bachs  uqiI  in  der 
specieUen  Steuerlehrc  (Band  III)  mit  verfolgt  werden. 

1.  Abfchnitt. 

Die  Besteuei'un^'^  hi  ihren  J(e/Jehun?eu  /ur  Or^unisatioii  iWv  Volkswirtli- 
schaft, HQViit  zur  Eigeiitliiims-  uuil  Erwerbfierduuuf. 

Ein  entsprechender  Abschnitt  tehlt  bei  Uan  und  den  bbherigen  Pinanzscbrift- 

stell.Mii.  Auch  bei  Stein  kaum  einzelne  hierher  gehörige  sporadische  BemerkuDgeii. 
Der  wibicnschaftlichc  Socialismus  hat  dai^egen  diesen  Zusamincnhanir  zwischen  Be- 
stcueiun;;  und  üjganisation  der  Volks wirthschaft  wohl  erkannt,  so  u.  A.  liodbertus 
(a.  unten),  desgleichen  Sch&ffle,  der  ron  der  Steoervirthsohaft  mit  Becht  sagt,  de 
wiegt  in  der  liberalen  Periode  rer,  wiUirend  die  „onmlttelbaro  VonFegnahme  des 
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tinan/^ÄCjset/Iicli  bc-stimmtcn  Staatsbedarfb  aus  dem  Ertrage  gesellschaftlicher  Collcctir- 
prodactioQ  den  Haushalt  des  roUendetcu  Sw^iaUstAiistMtea  cbaracterUirea  ma^te" 
(SodiJer  Körper  IV,  224). 

§.  102.  Für  dicüc  lieziclimigeu  ist  die  wirkliche  Durch- 
t'tthrnnp:  der  Besteuerung  von  der  Entwicklung  der  letzteren 
Hl  unter.selieiden. 

I.  Die  wirkliche  Durchführung  der  Besteuerung  wird 
zunächst  und  zumeist  von  der  jeweilig  bestehenden  Organi- 
sation der  Volkswirthschaft ,  namentlich  von  der  Jedesmaligen 
Combination  des  privat-  and  des  gemeinwirthsehaftliehen 
Systems  bestimmt  Mit  einer  jeden  Organisation  der  Volluwirtli- 
scbaft  nnd  mit  einer  jeden  solchen  Combination  dieser  beiden. 
Hanptäysteme  —  neben  welohen  Übrigens  aneh  die  Fnnetion  des 
sogen,  „caritativen"  Systems  gerade  hier  von  Bedeutung  ist^)  — 
hangt  eine  bestimratc  Gcstaltuu^-  der  Rechtsordnung, 
insbesondere  der  Eigen  di  um  sord  n  u  ng  für  die  sachlichen 
Prodnctionsmittel  —  Boden  nnd  Kapital  -  und  eine  })e- 
stimmte  Vertheilung  der  letzteren  als  eigentliches  Trivat- 
eigeotbam  an  die  Privatwirthscbatlten  und  als  ,,öffentliches^^ 
Eigentham  an  die  Zwangsgemeinwirthschaften  (Staat,  Qe- 
meinde  n.  s.  w«)  SQsammen.  Daraus  ergiebt  sieb,  ob  und  in 
welchem  Umfange  eine  Bestenernng  tlberbaupt  eintritt  oder 
m.  a.  W.:  ob  die  Kosten  der  eigenartigen  Prodnctionswirth- 
seh  aft,  welche  der  Staat  nnd  jede  andere  Zwangsgemeinwirthsehaft 
als  Hersteller  von  Leistungen  u.  s.  w.  repräsentirt,  Uberhaupt  iu 
der  iiechtsform  von  Steuern  erscheinen. 

Solche  „Productionslvojjten"  des  Staats,  der  Gemeinde  sind 
selbstverständlich  bei  jeder  trüberen  und  künftigen,  bei  jeder  denk- 
baren Organisation  der  Volkswirthschait  vorbanden,  —  auch  im 
„Socialfltaat^';  wenn  er  überhaupt  mOglich  wäre.  S  i  e  sind  insofern 
,,n at  11  r liebe**  oder  ,,volkswirthschaftliche*'  Kosten,  (Gmnd- 
legong  §.  83)  —  eine  absolnte,  rein  ttlconomische  Kate- 
gorie des  Wirthsohaflsiebens  und  speciell  der  Finanzwirthsobaft 
(o.  9.  81). 

Bloss  als  Steuern  kommen  diese  Kosten  aber  nur  in  be 

stimmten  geschichtlichen  l'basen  der  Organisation  der 
Volkswirthschaft,  der  Rechtsordnung  für  die  sachlichen  Productions- 

')  Darüber  (irundlegung,  ^.  110.  147  il".  Die  caritatiroD  Lcistiinirfn  /  B.  der 
Kircho  köimott  ««üücntliche"  Unterätuuuiig  mit  „öttentUcheii'*,  d.  h,  durch  Steuern 
bcKhftlRen  Mittela  in  grostem  Umfang  entfadiilicli  maclicn,  wie  dies  die  katholtseho 
Kiiclw  dos  Hittelaltoti  und  selbtt  dst  Nenult  bevelat  8.  Qtiteii  §.  105. 

11* 
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mittel  QDd  der  VertheüoDg  der  letzteren  vor.  Nemlicb  nur:  wenn 
der  Grand  and  Boden  and  die  Materialkapitalien  antseblieMlich  im 
Privat eigentbam  der  Privatwirthse haften  sind  and  demnach 
die  Organisation  der  Volkswtrthschaft  in  der  materiellen  Wirth- 

schaftssphäre,  bei  der  Prodnction  der  ßachgöter,  eine  rein  privat- 
wirthijchiilllicbc  wiiie.  Je  nachdeui  eme  bestimmte  Volks wirthschaft 
mehr  oder  weniger  diesen  Bedingungen  entspricht,  also  z.  B.  in 
grttsseroTn  oder  ireringerem  Umfange  ofteiitliches  Grund-  und  Kapital- 
eigeulhuüi  (älteres  uud  neueres  Doraaniuro ,  Privaterwerl^sanstahen 
und  Gebuhrenzweige  des  Staats  und  der  Gemeinden)  vorbanden 
.ist,  erscheinen  jene  Kosten  der  staatlichen  Producäonswirtbsebalt 
anch  in  anderen  Beebtsfornen ,  nemiieb  als  Privaterwerb  ans 
Renten  n.  s.  w.,  als  Gebttbren*  Danaeb  riehtet  sieb  dann  der 
relative  Umfang  der  Bestenernng,  im  Verh&ltniss  znm  Cksammt- 
einkommen  des  Staats. 

Die  Besteuerung  ist  daher  keine  absolute,  keine  rein 
ökonomische  Kategorie  des  Wirthsehaftslebeus  und  der  Finanz- 
wirthschaft,  sondern  eine  h  i  s  t o  r  i  s c  h  - 1  e  c  h  tl i  c  h e  Kategorie.  Die 
Voraussetzung  wirklicher  l^esieuerung  oder  das  Prineip  des 
Bezugs  von  Steuern  bcitens  der  Zwangsgemeinwirthsebafteu 
ist  das  Bechtsinstitnt  des  Privateigenthums  an  sach' 
lioben  Productionsmitteln ,  besonders  am  Boden,  and  der 
tbats&cblicb  ganz  oder  doch  ttberwiegend  erfolgte  U ebergang 
des  Bodens  nnd  des  Materialkapitals  an  die  Privatwirth- 
Schäften. 

Die  Erkcnntuiss  diea«s  ZusammenhaDgs  dor  Beäteaening  mit  den  OiKaniMtimiS'' 

fragen  der  VolLswirths.  Ii.ift  uml  doii  Eigcnthuinsvcrli.lltnisscn  ist  zur  Klarstell aiitr  der 
oinschlageodeo  rtkouoiniäclien,  finauziellen  und  socialen  Probleuo  entscheidend.  Er&t 
dnrcli  diese  Aaifassung  wird  auch  der  Schlüssel  zam  Verät&ndniss  einer  wichtigen 
Seite  der  Entwicklungsgeschichte  der  Besteuerung  geliefert.  Die»c  Auffassung 
ist  dem  wissi^ns«  hafdirhen  Sofiali^iniis  ZQ  verdauLen  und  findet  sich  besonders  bei 
Kodbertus  und  bchäffle.  Uci  btein,  Fin.  3.  A.,  S.  31U  If.  tiitt  sie  in  den  Ab- 
schnitten tlber  die  gescbichtUehen  Epochen  der  Bestottemnf  nicht  hervor,  voraas  sich 
seine  zu  enge  Fassung  der  „socialen  Gestalt  der  Stenerfrai^e"  in  der  jetzigen  Epoche, 
S.  321  fr.  mit  erklart.  Ehmim  noch  in  der  4.  A.  I,  414  ff.  S.  auch  5.  A.  I.  148 
11,  1,  3S4  ff,  und  meinen  Aufsatz  Finanzwissousdiaft  und  btaat&socialiämus  iu  der 
Tubinger  Zeilaohiift  1887. 

II.  Die  Entwieklnng  der  Bestenernng. 

§.  103.   Ancb  sie  wird  In  den  grossen  OrnndzUgcn  vorberr* 

sehend  von  der  Entwicklung  der  Organisation  der  N'olkswirthschair. 
der  ('onjbination  des  gemein-  und  privatw  irtlisrlialtlielien  S}sten)> 
und  den  damit  ziisammenbiingeuden  Verlr:iltnl.<suii.  der  Eigentbumb- 
ordnung  und  der  VcrtliciluDg  des  Giuud-  und  Kapitaleigenthunis 
an  Privat-  und  an  ZwangsgemcinscLaften,  bestimmt.  Die  inneren 
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pofitiecben  Verlillltnisae,  die  Landesverfaroung  und  das  Stttndewesen, 
die  Kämpfe  der  wirtbscliafüicbeii  Interessengruppen  des  priTatwirtti- 
schafUichen  Systems  nnd  die  saeialen  Classenkämpfe  der  Besitzen- 
den und  Nichtbesitzeuden ,  bclierrschen  die  Entwicklung  mehr  nur 
imEinzeluen,  in  denPliasen,  und  bcgiiubtigen  oder  erschweren 
diejeoi^re  Entwicklung  der  Hcstcuerung,  welche  v<»ii  Eutwick- 
Inn^steucieuzen  der  Organisation  der  Volkswirthschaft  gerade  ver- 
langt wkd.  Aber  auf  die  Dauer  maclieü  sieb  doch  diese  letzteren 
Tendensen  stets  geltend,  wenn  ttberbanpt  ein  Fortscbntt  erfolgt 

A.  In  primitiven  Volksznständen,  im  „unentwick  elten'^ 
Staate  und  in  der  überwiegend  natural wirtbscbaft liehen 
Pbase  der  Volks wirthschaft  fehlen  Stenern  ganz  oder  fast  ganz. 

Sie  erscheinen  nur  etwa,  wie  in  der  älteren  germanischen  Geschichte,  al»  ..frei- 
willige", wenngleich  viellefclit  durch  die  Sitte  schon  mehr  oder  ven^rer  gebotene 
..(iiben"  (iloDa),  ..Beiträcrc'*  an  das  Oli-  rlinupt .  den  Fursteu  ti.  s.  w.,  anfinge 
meist  nur  bei  besoadcreo  (ielegenheiteu ,  als  Khreugabun  bei  Fe«teo  n.  dgl  m  ,  als 
Bcikilfeo  in  Koflütgea.  Amiseraein  Itommen  bd  selioii  etwas  entirlokehereii  Verhält« 
niUOD  Steoem,  und  zwar  auch  Schätzungen  der  freien  Unterthanen  (Bttf{g;cr).  nur  etwa 
ah  aosserordentliche  Einnahun,  für  besondere  Bedürfnisse,  namontürh  Krie^, 
lor,  vic  das  Tributum  iu  Kom.  Das  Fehlen  allgemeiner  uud  erheblicher  Steuern 
ab  einer  rogelm&ssigcn  ÜtnDaliDieqiiene  erkiftrt  sich  in  dieser  froheren  Periode 
der  Vrilk.  r^eschichte  aus  den  obwaltenden  VerhJiltnLssen  und  Bcdarrni>s.  n  und  wird 
iitclil  ab  Man?c!  einpftinden.  Die  Vo'kswirth^cbaft  i-t  in  dieser  naturalwinhschaft- 
iichcn  Plia?u  yan^  uborsviegciid  privatwirth&chafilich,  die  IStaals-  uud  sonstige  .«öllbnt' 
ticbo  Thätigkcir,  wie  die  ««Öffentlichen"  und  die  GemcinbedQrfnIsse ,  nod  damit  anch 
der  Fiuao/.bedarf  sind  luss.-rr-t  p:o^iul,'fu^iL^  Soweit  letzterer  aber  vorliegt,  kann  er 
Itkkt  ohüo  Steueni  bestritten  werden »  durea  ErbebnoK  ohnohia  bei  forberrschender 
Ifatoralwirthaebaft  technisch  besonders  schvferif  ist  Noch  ist,  wenn  anch  vielleicht 
Privatcigeutboffl  an  Boden  bereit»  für  freie  Volksgenossen  besteht,  ein  erheblicher 
Theil  des  Bodens  ...TffcnUiches"  Kiijondinni.  zur  Vei  füjrung  de»  Fün^teti,  der  Stammes-, 
SiedeluDgs-üccDeiüscbalt,  der  Stadt  und  des  btadt^taatä  u.  s.  w.,  oder  der  Fürst  hat 
ttlbsl  grOseerea  Grandeifonthn».  Tfaoils  aas  der  Bis^eubewirthschaftttni^  dieses  Bodens, 
thcils  aus  der  Vergebung  desselben  an  Private  zur  Nutzung  gegen  Dienste  und  Natural- 
iil>jE:aben,  spSfcr  auch  schon  ijegren  (ieldabgabeu.  wird  ein  für  gewöhnlich  ausreichendes 
Kdokommcn  zur  Bestreitung  des  ..Öffentlichen''  Aufwands  gewonnen.  Der  Rest  des 
riaaozbedarfs  wird  dorch  mancherlei  gebührenartlge  Einnahmen.  fUr  die  ricbterÜche, 
I^Iizeiliche  Thrtti^rkcit,  durch  Gold-  nnd  Vermögensstraf«  n  n  s  w.  gedeckt.  Die 
r^elmäsaig  besonders  wichtige  Finauzlast  des  entwickelteren  Staats,  diejenige,  welche 
an  dem  Wchrwesen  hervorgeht,  fehlt  ursprünglich  in  Friedenszeit  oder  wird  von 
den  einzeioen  Dienenden  grOsstentheils  selbst  direct  ^etingen. 

Mau  kann  diese  älteste  Finanzepoche  daher  wobl  als  die  vor- 
her rächend  doraaniale  bezeichnen. 

S.  üben  §.  20,  22  ü.,  dann  Fin.  1.  213  iL,  Iii,  §.  b.  S,  U  if.,  17  ü.,  24  ff., 
29  C  mit  eiozolnen  gieschicbtlichen  Belegen  für  das  Gesagte  und  das  Folgende. 

Ueber  die  n rs jirtl n tri i cli o n  Finaii/verhältniHso  der  antiken  S^a:\ten  i^^t  fist  niehts 
l>ekaaiit»  weil  die  gcschichUicben  Aufzeichnungen  erst  von  Perioden  berichten,  in  weichen 
Hcieils  eine  grössere  Entwicklung  eingetreten  ist.  Die  „domaniale"  Periode,  in 
Tclcber  Sffeutliche  Ländereien  des  Staats,  der  (iemeinden  und  Tempel.  Viehweiden, 
Forsten,  anch  Ackerland,  Häuser,  Salzwerke.  (lewäs^er.  nerg-^crke  durch  Veri^achtuilif 
QDtzbar  gemacht  wcrdeo,  ragt  iu  den  gnochischen  Staaten,  speciell  iu  Athen,  in 
<He  s|Atere  gescUdUlieh  bekannte  Zeit  hinein  (s.  BOckh,  Staatshanshalt  Atiiens,  2.  A., 
8»  414  d'.;  über  den  Ghancter  der  Staatseinkttnfte  der  grrieefaischen  Preistsnten  im 
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Allgemeinen  eb.  S.  lOS  fr\  Rc-i  Anlage  von  Colon ieon  utul  ^m  Erobcnmjren  fremden 
(kbicts  wurde  wohl  ein  Theil  des  Bodens  für  den  Staat  xurück behalten  and  danu 
vorpachtüt  Büclisenbchatz,  Besitz  und  Erwerb  im  griechischen  Alterthntn. 
8.  68  ».)• 

In  Kom  waren  zur  rei  ^hlik  ini  >  hon  Zeit  die  sogenannten  rcctigalia.  d.  Ii.  die 
Abgaben  von  dem  im  Staatscigenthum  befindlichen  Boden,  die  Haopteiunahmc  de» 
fterariotn,  anf  welelie  der  regelmässige  Etat  !»Mriit  war.  Bei  des  Sfooerang«»  vnde 
die  Domäne  immer  wieder  rcrmebrt,  indem  ein  bedeutender  Theil  (meist  Ys* 

^  und  selljst  Alles)  des  einjre?,ojrf»nen  I^nds  m  ihr  eosrhlasren  wnrd>'.  iricrron 
wurde  wieder  ein  Theil  für  den  Staat  n^errlrt  und  ron  ihm  eigens  Terwaltct  oder 
vefMclitei  In  ItaBen  Ist  Indessen  beim  Scbloss  der  repobllksnlscben  Zelt  die  ttS' 
liscnc  Domäne,  sow.it  sie  in  cultivirtcm  AcUrland  bestand,  in  Privatbesitz  tiber- 
pcg^ngen .  da  flio  Einkünfte  aas  den  Provinzen  die  altere  Kinnahnie  aus  dieser 
italischen  DoQiauc  entbehrlich  machten.  Eine  directc  Steuer  iur  die  rcgel  lu äbsigen 
Bedlirfbisae  feUt  in  der  lepablikanischcn  Zeit  (Marqnerdt,  rtaiisehe  Stselsverwahnng. 
II,  156,  157,  145,  117  ff.).  Geber  den  filteren  Character  des  tributom  als  auaser- 
ordentliche  VormOgcDSsteuer  der  rOmischeo  BUrger  für  ausserordentliche  BedOrfnisse. 
wie  Kricgskostcn  und  Trappcnsold,  s.  cb.  S.  157  und  Pin.  HI,  8. 

Bei  den  Germanen  in  der  ältesten  ans  bekannten  Zeit  bezieht  der  Kftoic  be- 
reits jährliche  ./Jaben"  des  Volks.  Di«'^  '  li  i^tMi  -i  h  dann  für  die  freien  Volks- 
geuoesen  in  die  spätere  Zeit  hinein  eriialten.  Im  Iraukischen  Reich  der  Meronagei 
und  noch  in  die  caiolüigficfae  Zeit  hinein  bringen  die  Gnne,  die  Grosten,  dio  kirch- 
lichen Immanttätcn  in  bestimmten  Zeiten  im  Jahre  dem  Könige  Ehren g^.ibun ,  dona. 
Ober  welche  in  der  carolingischen  Zeit  «clion  V'^r'  inh.irungen  mit  dem  König  crfolüT' n 
so  dass  der  (jharacter  der  Steuer  mehr  bunortntt  ^uber  diese  im  Einzelnen  und  m 
der  Entvicklong  vielfach  nnsieheren  Verhältnisse  s.  beaendeis  G.  Waitz.  Deotsehc 
Vcrfass?!iingsgesrliithte  II,  2  Aufl..  S.  oT)^  ff.,  nherhanpt  das  Kapitel  7.  Danach  is\ 
Einzelnes,  was  in  den  Lebrbiicheni  der  Kechtäge^ohicbte,  auch  von  Eichhorn,  auf- 
gestellt  wird,  zu  berichtigen.  Auch  Waitz  rerniH^  aber  rieliach  nur  nachzuweisen, 
dass  die  bisherigen  Annahmen  unsicher  oder  dass  gewisse  Thesen  sn  sehr  rerallge* 
meinort  sind.  Zu  feisten  Resultaten  kunnnf  er  nicht  immer.  Für  die  nach-carolingiscbc 
Zeit  rem  9.  bis  U.  Jahrhundert  s.  Waitz,  YUl,  223  fl'.,  377  ff.  Vgl  sonst  Eich- 
horn, DentMshe  Btnnts-  nnd  Bechtigeschichte,  5.  A.,  I,  675  ff.,  aberbsupt  §.  171. 
Waltf  1 .  Dcut.sche  BechlsgoBchichte,  2.  A*,  I,  ISS.  Zdpfl,  Denlsche  Bochlsgoscbichte. 
4.  A..  II.  22oy 

Im  fräuikiächen  Reich,  unter  den  Oaroltugern  und  spater  im  Deutscheu  Kcicl 
ist  die  doanniftle  Epoche  darchnas  Torhensehond.    Das  ItAnigliche  Domanislgst 

Ii'  f  -n  den  grussten  Theil  der  Einkünfte.  Im  cTiemalij^en  rümisr  hen  Koichsgebiet 
erhalten  sich  aber  die  röniiächen  Steuorn  auch  unter  den  germanischen  Herrschern, 
besonders  die  römische  Grundsteuer.  Sie  scheint  meistens  zu  einer  iicallast  gewordou 
zu  sein  und  traf  «iann  auch  den  Boden,  der  von  Komanen  an  Deutsche  gelangte. 
Auch  liier  ist  al>er  Vieles  sehr  unsicher  (vg-1.  Waitz.  II.  .?64  H. .  579  tf.,  besonders 
über  die  rerwickelte  Frage  der  Fortdauer  der  römischen  Steuero,  Fio.  III.  §.14  ff.'. 
Die  Kopfttener  traf  nur  die  Romsoen.  Versnche,  sie  anf  Franken  anazodebnen,  fehlen 
nicht,  scheinen  aber  vereitelt  zu  werden  (Waitz,  II.  r>7S)  Steucrartige  and  grund- 
herrliche  Abpiben  rersrhmolzen  vielfach,  so  dass  der  Character  späterer  GmadziBse 
u.  s.  w.  oft  nicht  genau  zu  bestimmen  ist. 

In  den  Oemelnden.  anch  den  Stidteä  hingt  die  Entwiddnng  der  Stovern 
•  mit  der  Entsfilnin?  der  Gemeinde  oder  Stadt  zusammen.  Alte  deutsche  Dorf- 
ffcmftinden  haben  regelmässig  Gcmcjnci[;:enthuni  au  einem  grösscton  oder  frcringereJi 
Theil  des  Bodcn:>  und  Natzungen  danius  auch  filr  die  Gemeiudez-wecke  selbst.  Daher 
bedarf  es  hiei  keiner  oder  erst  spiter  der  Steuern.  Anden  in  solchen  Städten,  die 
sich  nicht  aus  der  Dorfgemeinde  entwickelten.  Ein  interessantes  Beispiel  ist  Ba?  1. 
dessen  Gcmeindewirthschaft  von  Anfang  an  wesentlich  aaf  Steaercinnahmen  basirt  war. 
(Schdnborg,  Basels  Flnanzvcrhältnissc.  S.  14  ff..  Fln.  III.  §.  24  ff.) 

R.  —  g.  104.  Die  Weiterentwicklung  ist  bei  allen  wirk- 
lich fortochreitcnden ,  daher  zn  höherem  Staatalebcn  gelangenden 
Vl^lkern,  snmal  bei  eigentlichen  ColtanrölkerD}  wie  denjenigen  de« 
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antiken,  mittclatterlichen  und  modernen  EuropAS  —  nnd  mit  diesen 
und  ibreo  AbktfmmUngen  In  anderen  Welttbeilen,  America  roran, 
haben  wir  es  hier  im  Weiteren  allein  zn  thnn  —  dieselbe  mebr 
gemeinwirtbscbafUiehe  und  einen  grösseren  Finanzbedarf  bedingende. 

Immer  mehr  „Oemerabedarfaisse'*  (Qmdlcgung  §.  139  ff.)  treten  bervor,  werden 
als  „Öffentliche"  anerkannt;  immer  compÜcirtorc  Verhältnisse  des  prifatwirtbschaft» 
liehen  V<:rk.-hrs  entfalten  sich  nrul  verlangen  nicht  nur  eine  Controle  und  Kcijclung, 
fiundcTD  immer  mehr  eine  Unterstützung  und  Fördeniog  des  Staats^  der  Uemeinde  and 
älmlielier  KOrper  ;  immer  höhere  nnd  zugleich  schvieriger  lo  erfüllende  Anfordernngen 
Verden  in  Bczo^  auf  Kcchtsschutz  von  Person,  Eigcntham,  Verkehr,  auf  nationale  nnd 
s*fiatHche  Sicherheit  «nd  Sßlbstnndicrkeit  und  selbst  in  Bezug  auf  das  Gefühl  dieses 
Htcbisschutzcs  und  dieser  Sicherheit  gestellt,  —  ein  neues  und  wahres  „Culturbedurf- 
uis^.  Alles  dieses  fahrt  zn  einer  äeli  rq^dmiesig  auch  rerwirklichenden  Tendenz 
nach  Ausdehnung  und  intensiFerer,  feinerer  Hestaltung  der  .,ofri:ntliclicn*'  ThStfgkcit 
des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.,  ra.  a.  W.:  die  Gern  ein  wirthschaft,  durch  diese 
wichtigsten  Glieder  rertrctcn,  ringt  sich  za  immer  grösserer,  vielfältigerer  und  reiferer 
Thstigküit  durch,  indem  si«  ganz  neae  Aufgaben  ansfuhrt  oder  alte  Oebiele  der  Prlrat> 
wilthschaft  an  sich  nimmt. 

Es  vollzieht  sieb  80  eine  Veränderung  in  derOrganisation 
der  V olkswirthsehaft  nnd  in  der  Combination  des  pri- 
vat- nnd  (Zwangs -)gemeinwirthscbaftUcben  Systems,  absolut 
and  relativ  zu  Gunsten  des  letzteren.  Die  finanzielle  Folge 
dieser  Veränderung  ist  aber  ellie  Steigerung  des  Finanz^ 
bedarfs  nnd  die  Deckung  desselben  wird  die  Voraussetzung 
("Ur  die  Verwirklichuii^;  dieser  Gestaltungen  (§.  106). 

Gmndicgting  §.  120,  1.54  St.,  besonders  1.  Abtheilnng,  Kapitel  1,  Hauptabschnitts 
vom  „Gesetz  <!<  r  wachsenden  Anadebnnng  der  öffentlichen,  besonders  der  Staatathitig- 
krit  n".  Auch  das  <  ndn  im  Hauptabschnitt  4  erörterte  Vorwalten  des  Präventiv- 
pnncips  im  entwickelten  Staat  wirkt  in  der  Kichtung,  den  Finanzbedarf  rcgcl- 
missigcr  zn  machen  und  ihn  zn  steigern,  irodnrch  wieder  die  Nothvendigkoit 
entsteht,  dass  die  Besteoerang  aus  einer  nnr^elmlasigen .  z.  B.  nur  in  Kriegsfällen 
«"•"ifTneten,  za  einer  rcgeltnS*!si<r<>n  Kinnahme  wird.  fS.  nurli  Fin.  I,  §.  36,  37.)  Die 
ii^uuahineteudeaz  des  Finanzbedarfs  und  damit  gewöhnlich  der  Besteaeruog  wird  von 
aUea  neneran  Pinanztheeretilem  betont  nnd  vpmt  In  den  Beweiaftbrnngen  «Ine  Rolle 
a.  B.  Cmpfcnbach,  Fin..  2.  A.,  S.  37.  Stein.  5.  A..  Tl.  1.  S.  3fiO.  Koscher. 
Fio.  §.  llü\  CO  dass  c>s  mir  nicht  nothwendij;  erscheint,  das  gciftui  Mi^svcrstiindnissc 
«der  gar  gegen  unverständig  süffisante  Polemik  (etwa  Herrn  Lujo  Brentano'»)  noch  be- 
senden  toq  N^em  zn  begrOnden. 

Besonders  wichtig  auch  flir  die  finanzielle  Seite  dieser  VerbKlt* 
nisse  sind  zwei  Momente:  die  Wehrrerfassung  und  der  mehr 
oder  weniger  natural-  oder  geldwirtbschaftl icbe  Zustand 
der  X'olkswirthscbaft. 

Von  ersterer  hilngt  nicht  nur  die  Ii  übe  des  Finanzbctlnrl's, 
sondern  anoh  der  l'mstaiid  al),  ob  und  wie  weit  das  ^\'t•lll wesen 
Überhaupt  den  Finanzbedart  und  specieil  den  regelmättsigen 
Fioanzbedarf  berührt. 

I.'  f/.tere«?  ee-^chicht  im  Wosi  ntürhcn  mir  hei  ei|;cntlichen  Sold herrcn  oder  in  Zeiten 
in  boidzahlung  (im  Kriege  selbst  u.  s.  w.),  also  n  icht,  wenn  die  Manuicbaft  sich  selbst 
miterhalten  nnd  annosten  mnss  oder  wenn  Dritte  (Lehensträger  ihre  Lente,  Gontiogents- 
stellor  ihr  Contingeut  a.  dgl.  m.)  ftlr  die  Unterhaltung  statt  des  Staats  eintreten.  Anch 


264  5-  B.  Allgem.  Steuerlebro.  i.  K.  I.  Ä.  Bezieji.  i.  volksw.  Orguiis.     104,  tOo. 

•pecieU  der  Stand  der  miiitarischeo  Tticbuik  —  Mlbflt  wkder  em  vichtigeb 
Konent  fkir  die  Geildtiiiig  der  Welmrerbsannr  —  in  BotrdT  des  PeuMnals  mi 

Materials  ist  vou  Einflass:  not  bei  bosondprcr  läng^ercr  Schulong  der  Leote  und  bei 
der  Aussiattontr  flrr  Hecrc  a.  5.  w.  mit  kanstlicheri!ii  Anjrnfls-  und  Verthcidijcunjrb- 
Waffen  und  Miiielu  (inaschiiiellc  Tecbuil  u.  d«!.  auch  hier)  fahrt  das  Wohrwescü  20 
einem  eigenen  grösseren  regelmässig ea  Finanzbedarf.  auch  schon  im  Friedeu. 
Bekannte  Verhältnisse  im  entwickelf  rcu  alrrnmischcii  nn  !  seit  der  Erfindung  des 
Scbiesspolvers  im  modemeo  Heerwesen  dienen  als  Belege  hierfür.  Der  fiiuuLridUe 
Eiofloss  gerade  des  modernttan  Heenresens,  das  aelbtt  wieder  /ugloicli  efo  Prodaet 
moderner  Technik  ist,  wurde  schon  im  ersten  Bande  diffelegt:  Erörterungen,  welche 
auch  für  die  Entwicklung  des  Finrtn /bedarfs  und  der  Besteuerung  wichtig  sind.  (Siebe 
Fiiu  I,  §.  186 — 190  Uber  Militiirökoiiomik.)  —  Den  Einfloss  der  Wehrrerfassnng  anf 
des  Pfniuu-  nnd  Sieeenreseii  bet  luuneDtlleh  Leng  ie  seiner  historisclien  Eotwidiluiig 
der  teutschen  Steuerverfassung  seit  den  Carolingern  bis  auf  unsere  Zeit  (1793)  nach- 
zuweisen gesucht  Er  stellt  den  Satz  auf:  „jede  Veränderung  im  System  der  Auf- 
jagen oder  dem  Stcucrwesen  ibt  lünnt  in  eiaer  vorausgegangenen  Veräudcrung  des 
Kriegswesens  ganz  sicher  zn  suchen**,  S.  4,  and  ontencheidet  dann  die  Sy^iteme  das 
Heerbanns,  der  Lehenmiliz,  der  besoldeten  Haustrnppen,  der  besoldeten  Bcichsarmee. 
der  bestindigen  Kreis-  and  Executionssoldaten.  Die  Erklärung  fur  diesen  Zusammen- 
hang findet  er  in  dem  gemeinsamen  Hauptzweck  ron  Soldaten  and  Steaem:  Sicherheit. 
Schon  i  ] nori  ist  ein  solcher  Zusammenhang  im  Allgemeinem  wohl  zuzugeben.  Der 
liilitlraufwaud  ist  immer  eine  der  wichtigsten  Sfftats?»ns-jaKen,  unbedingt  die  wichtigste 
ror  der  höbeioo  £nt£altang  des  CuUur«  ond  W  ohltahrtäzvecks.  Im  Einzeiuoti  wird 
aber  die  EntvicUnng  doch  nocb  ron  anderen  Factoren  bestittmt,  was  bei  Lang  um 
seiner  These  willen  zti  sehr  zurücktritt.  (Vgl.  auch  Fin.  III.  14  ff.  u.  A.  tlber  die 
carolingischen  adjutoria.  oino  Hilfe  der  Zarttckbleibettden  fttr  die  den  Heenof:  Leiateft' 
den,  S.  87,  §.  16,  29  ff.) 

Im  n atu ralw i rt  h scliaftliichen  Znstande  der  Volkswirth- 

scbaft  iät  eine  umfus^eudere  Tbätigkeit  der  staatlichen  and  com* 

mimalen  GemeiDwirthBchaft  weder  BedUrfDiss,  noch  finanziell  an> 

gemessen  dnrcbznitlhren.   Erst  die  Geldwirthsebaft  wird,  wie 

ionerbalb  des  privatwirthsobafUicben  Systems,  so  zwisoben  diesem 

und*  dem  gemeinwirtliscbaftlicben  die  ökonomiseh-techDisehe  Gnind- 

lage  der  Arbeltstheilong. 

Denn  unter  dem  Oesichtqponct  der  letzteren  muss  auch  jede  Combioation  zwischen 
diesen  beiden  Systemen  anfge&ast  werden,  wenn  die  Arbeitstheilong  sich  hier  auch 
nicht  „frei",  bond'^rri  .zwangsweise"  entwickelt  (Grundiegrunir  <<  102.  und  obeu 
§.  87)  Mit  der  (ieldwirtbscbaft  treten  immer  mehr  Gemeinbedürliiisi»e  aut'  nnd  wird 
die  l^etbvendigkeit  wie  andrentefts  die  Möglichkeit  der  Dazwischenkanft  der  Oenein- 
wirtbscliaft  in  das  privatwirthschaftliche  System  und  die  theilweise  Verdr&ngung  des 
letzteren  durcli  jene  immer  allgemeiner.  Damit  wird  die  Geldwirthsebaft  also  erst  die 
Vorausseuung  jeuer  dargelegten  Veränderung  in  der  ganzen  rolkswirthscbaftUcheu 
OrgtalaattoB. 

C.  —  §.  105.  EintluHS  von  Centralis ation  und  De 
centralisation  im  gemein wirtbschaftlicben  System. 

Die  typiseben  Grandzttge  der  Entwicklnog  lassen  sieh  in  der 
Gesobicbte  aller  fortsebrelleiideo,  aller  Calturvölker  naebweisen, 
insbesondere  in  der  Gescliicbte  ibrer  Volkswirtbsebaft  nnd  Ibier 
gesammten  Offentlieben  Verwaltung.  Sie  treten  natOilieb  nur  nieht 
immer  gleiehmAssig  dentlieb  hervor  und  die  einzelnen  Vorgänge 
gestalten  sieb  nach  Zeitaltern  und  Völkern  maucblacb  ver^cliiedeu. 
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Eduen  äusaerUcheii  Hauptuoterschied,  welcher  auch  für  das  Finanz- 
wesen und  speeiell  ftir  die  Besteuerung  wichtig  ist,  macht  die 
flb«rwiegend  eentral istische  oder  decentralistische  Biobt" 
nng  im  GemeinweseD. 

Wo  die  entere  vorwaltet,  lassen  sich  jene  typischen  Grriind- 
idge  der  Entwieklnng  leichter  erkennen. 

So  im  aitrömischcD  Staat  der  späteren  Zeit  der  Kapabiik  ond  unter  dca  Kaiüera, 
und  in  deD  aodenen  eoropibchen  StMten,  iiibegriffon  die  dentscbea  Territorieiit  Mit 
dem  AnKgftiur  des  Mirtelalters.  Hier  ist  es  nuieDtlicIi  die  Staarsthitlidwit,  wdche 
Ton  allen  ..Offentlicheo'*  Th&tigrkciten  extensiv  und  intensir  «oi  Meitteo  wtctttt«  und 
der  Staats  finanzbedarf  oimmt  daher  aoch  am  Meistoa  zu. 

Wo  eine  grössere  Staatsbiidnng  unterbleibt,  oder  wo  im  Staate 
die  Oeotimlisation  nicht  so  Stork  xnr  AnsbUdong  kommty  da  treten 
jene  Omndzflge  der  Entwicklnng  weniger  scharf  nnd  sichtbar  her- 
vor, sie  fehlen  aber  doch  anch  hier  nicht. 

So  bei  den  Uelleoeii«  wo  diese  Eotwicklaog  auf  diu  EinzeUtaatoa  Im  Wescnt- 
Uebea  beedurS&lit  VIeibt  nod  eoeh  hier  vlefat  ttbenU  weit  gedeiht  So  Oberhaupt  in 

ganzen  Mittelalter,  in  welchem  man  das  VorbOttdensein  einer  solchen  Entwicklung 
nnd  schon  einer  ^flIchen  Entwicklanffstcndcnz,  bekannten  gc^chichtlirhcn  Ers('li(nnnti«ren 
gtifeuüber,  vohi  :>ulb»t  bestreiten  möchte.  Dennoch  wäre  das  ein  Irnbum.  Allerdings 
Ismo  sich  die  f rossen  Beiche,  rorsn  des  frftokisclie  und  in  einem  ttosendjlhricen 
geschichtlichen  Proccss  das  Dentschc  Reich,  das  characteristi^chste  Roispiol  hierfür, 
in  eine  lom  Verbindung  fast  selbständiger  autonomer  grösserer  und  kleiner  Territorial- 
berrschaften  auf.  Diese  tiberncbtocn  für  länger,  wie  bei  uns  und  in  Italien,  für  kurzer, 
vie  io  (jro^Hbritannien,  Frankreich,  Sponien.  die  ..öffiandichen"  Ponetlonen  des  ..Stuis**. 
Dom  „Keiche"  bleibt  zeitTi  ji  <  davon  wenig  oder  ni  hts.  daher  auch  wie  im  alten 
Dcuüicben  Reich  eigentlich  gar  kein  Finanzbedarf  des  Kelchs  als  solchen  mehr  (Fin.  III, 
23).  Aher  innerlialb  der  einxelnen  Territorien,  anch  in  Deutschland  immer  mehr 
üeit  dem  Ausgang  des  Mittelalters,  dann  in  den  Stedten  rielfach  schon  ron  noch 
früherer  Zeit  an,  macht  sich  dieselbe  Entwicklungstendenz  vermehrter  und  reicherer 
>/t£äntlichei  ^emeinwirthschaftlicher"  Tbltigkcit  geltend  ^Fin.  Ut,  §.  24  ff.  Uber  die 
Stidls«  29  IT.  Uber  dl«  Torritioioo,  und  die  dortigen  AosAlhningen  Ober  England, 
Pkinkieieh«  Oesteneleh,  Prenssen,  Bsiezn). 

Es  würde  jene  Tendenz  schon  im  Mittelalter  noch  mehr  her- 
vorgetreten sein ,  wenn  nicht  damals  die  ei;;enthUiiilich  grossai  tigc 
>>te!!uDg  und  Function  der  Kirche  und  der  kirchlichen  An- 
stalten (Klöster,  Stiftungen  ii.  s.  w.)  dem  „caritativen  System" 
eine  ungewöhnliche  Ausdehnung  verschaflft  hatte  und  dadurch  ein 
erheblicher  Theil  des  nationalen  Bodens  und  Kapitals  gewissen 
öffentlichen  Zwecken  nnd  Gemeiubedttrfnisscn  in  der  Rechtsform 
des  kircblichen  Vermögens  snr  VerfVgnng  gestellt  worden  wftre. 

Mit  der  Sprengung  der  mittelalterlichen  kathoiischea  Kirche  durch  die  Befor- 
laation  und  die  sie  begleitenden  Ereignisse  masste  denn  aoch  im  IG.  und  17.  Jahr- 
hondert  tf'''i' auf  einmal  eine  fftruilich  sprangweise  grosso  Ausdehnung  <l<'r  ..i^llent- 
khen**  Thäugkeiten  der  istaaten,  Territorien,  (icmeindeu  erfolgen  (Polizei,  Armonweseu, 
Scholveoon  «.  a.  m.).  am  Meisten  natOrlich  lanlchst  in  den  protestantischen  I4ndem 
nd  dort,  wo  das  KlrchenvennOgcn  seinen  bestimmungsmässigen  und  vermindten 
Zwecken  (Aimeoontenitutzung,  ächnie)  ganz  oder  grossentheils  entzogen  wurde. 
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Die  allmähliche  Vergrösserung  der  Territorien,  ihre  Ausbildnog 
zo  eigentlicben  Staaten,  die  UnterdrUckiiDg  der  localen  autonomen 
Körper»  die  neue  Wehrverfassnog  u.  A.  m.  haben  dann  auch  hier 
die  CentraltsaHon  mehr  hervortreten  lassen.  Der  Finansbedarf  Ar 
Öffentliche  Zwecke  nahm  so  die  Form  des  Staatsfinansbedaiüi 
an.  Dnrch  die  Bildung  neuer  Staatsformen  wie  des  einheltiiehen 
Italiens,  des  Deutschen  Reichs  hat  diese  Entwicklnng  in  nnseres 
Tjige»  auch  hier  dieselben  Erscheinungen  politischer  und  finanzieller 
Art  wie  Bcbon  länger  in  den  audeieu  btaatsgebieten  Europas  her- 
vorgerulen. 

Noch  jetzt  bestehen  aber  nach  der  verschiedeueü  politisch eu 
Organisation  der  Reiche  tind  Staaten,  besonders  nach  dem  Maasse 
der  Entwicklang  der  Selbstverwaltung  der  kleineren  ränrnlichec 
Körper  bemerkenswerthe  Verschiedenheiten  im  Wirkungskreise  der 
einzelnen  Glieder  des  zwangsgemeinwirthschafklichen  Systems» 
woraus  sieh  dann  entspreehende  Verschiedenheiten  des  Finani* 
bedarfs  und  der  Besteaemng  ergeben. 

Dio  Verhältiiijisc  der  Reichs-,  Landes-  oder  Staats-,  Prorinzial-,  Kreis-,  Gc- 
neindefinanzen  o.  ft.  v.  und  die  denof,  besonders  die  Mf  d»s  betrefleode  Steaenreaa 

sich  Ixv.it'liriKl-'U  SfrcitfrA^fon  linden  dadurch  ihre  Eikl.'irtin?.  Bei  strairrrer  G  utrali- 
sation  iui  tranken  Staatswesen  «»d  geringerer  Eütwiciklung  der  Sclbstrerfraltuag,  daher 
beschraiiktcryr  Sphäre  der  Sclbatvcrwaltungskörper  betrilft  die  extensive  und  intensire 
Entfidtong  der  Alf -ntlirlicn  Thätigkeit  nod  felgetreite  die  Steigenmir  des  Finanzbedarf^ 
mehr  den  Staat  aIs  die  anderen  Körper:  daher  der  characteristischo  UnterschicJ 
xwiäcUeu  Eioheitsätaat  und  Hunde&itMit,  zwischca  Frankreicli  und  den  meisten  cooti* 
ncntaIeD  Staaten  efnoi^,  GroeeMtutnieii  andrerseits,  rwlsdien  der  Msherf|ps&  Lage  in 
den  deutscheu  Staaten,  besonders  in  Prouss.  n.  und  der  sich  jetzt  «  ntirickelndcn  mch 
erfolgreich  diiK  hin  fuhrter  Decentralisation  der  Verwaltung  und  nach  HcisteUoog  m- 
inchrter  Selbstverwaltung  (Fin.  1.  §.  42—59,  III,  §.  157  IT.,  335  fl  ). 

Je  Dachdem  kann  bier  bei  einem  einzelnen  Gliede  der  lieibe 
auch  wohl  in  Fol^'c  v(in  Ueberhaguiig  gewisser  Functionen  anfein 
andres  Glied  statt  der  Üblichen  Ausdehnung  eine  Einsebränkuuic 
der  Öffentlichen  Tbätigkeit  und  des  daraus  entstehenden  Finanz- 
bedarfs  eintreten,  z.  B.  für  die  Einseistaaten  bei  der  ersten  Biidang 
und  allmählichen  Erweiternng  eines  Bundesstaats,  so  im  neneo 
Deutschen  Beichi  oder  fUr  den  Staat  bei  der  Oiganisation  der  Selbst- 
verwaltung. Aber  die  Functionen  des  ganzen  zwaDg^gemein- 
wirthschaftlichen  Systems  und  damit  der  Finanzbedarf  für  dasselbe 
erweitern  sich  dennoch.    Und  das  ist  hier  das  Entscheidende. 

Das  Gesagte  lisst  <nch  auch  hnanzstatistisch  rcrfol^cn  an  dem  Wachsthum  df5 
Etats  des  Norddeutschen  Bandes  Qnd  dos  Denttchen  B^hs  einer-,  der  Emidstaatiii 
andererseits.  Letzt-  re  ^iiul  von  grossen  Ausgabezweig^n  entbürdet  worden,  namentücli 
vom  Militäretat,  und  haben  gleichzeitig  einen  Theil  ihrer  alten  Bedeckongsiaittel,  be- 
sonders zolle  und  Innere  Yorbranehsstenero,  an  das  Reich  abgetreten :  nur  der  tow 
zielte  Ausdrnck  fui  <!i<<  stärkere  politische  rontralisation.  Aebnllch,  nur  f n  getingereo 
Grade,  die  Entwicklung  in  der  Schweiz  ond  ihren  Kautonon. 
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D,  106.  Einwirkung  des  vermehrten  Finanz- 
bedarf 8  auf  die  Art  der  finanziellen  Deeknng  und  dar^ 
ans  lierTorgehende  Nothwendlgkeit  der  Besteuernng. 

Die  naebgewiesene  Entwieklang  \9t  an  die  Voran^^setzung  ge- 
bunden, dass  der  vermehrte  Finan  zbedai  i  bcinc  l  icblige 
tinauzicllc  Deckung  finde  (§.  104;. 

Diese  ^'oraussctzung  iat  eine  um  so  unbedingtere,  je  mehr  der  7.waug6g;cmein- 
wirthscbattlicbc  Bedarf  eben  Finanzbedarf  wird,  d.  b.  nicht  (nlcr  liicJil  mcbr  durch 
mieiitgvltHclie  oder  von  Dritten  nnentgdtlich  gestellte  (NatutalVDicnsto  gedeckt  wind, 
wie  in  älteren  WchrTcrfnssunpon.  im  We;^c-.  Poli/.eiwtiscu.  in  der  Versor^^nnp:  des  Hnf- 
bedarfä,  im  Ehrenamtssystem  u.  UgL  m.  Die  Ii^twicklung  der  Yolliswirthschaft.  die 
AnfordeniDgeD  »n  die  BeschaStmbeit  der  Leistongen  des  gomoinwirtbscbaftlichen 
Systems  (berafinnässige  Ausbildang,  tccbniscbc  Schulung  der  Arbeitskräfte  u.  s.  m.) 
machen  diese  directen  Dicnstleistnn^en  für  den  Staat.  d\<:  Gemoindo  un/iiläutilicli.  Es 
rerwandelt  sich  daher  der  „ödentliche  Bedarf"  immer  vollständiger  in  i<  i  n  a  n  2  bedarf 
(fgl,  Pin.  in,  f.  14—16,  29—38,  52  ff.«  70  ff.)- 

Auch  die  Deckang  des  Finanzbedarfs  hängt  dann  wieder  eng 

mit  der  (>rguuisati(ni  der  Volkswiithscbaft,  der  Kigcnlliuiii8ordniing 

und  der  tbatsächlicben  Vertheilung  des  nationalen  Bodens  und 

Kapitals  zwischen  den  i'rivatwirthscbatteu  und  den  Zwangsgemein« 

wirthschaflen  znsammen. 

Die  allgemeine  Entwickhinp  bt^steht  darin,  da.^s  lur  den  .^oitcij^crten  Bedarf  die 
altiiü  EijiDahmequeUea  nicht  mehr  ausreichen,  um  so  weniger,  als  diese  Quellea  sich 
selbst  meistens  sebr  TermindeTt  haben,  weil  der  Boden  Immer  mehr  in  das  volle 
Privateigenthum  der  Privatwirthschaften  übergcgauicen  ist  und  diesen  die  Plrworbs- 
ihntigkeiten  in  Act  materiellen  Wirthscbaffssphän;  fast  ilh  in  Überlassen  sind,  ihnen 
daher  üaon  auch  ü<u>  Matcrialka])ilal  der  Nation  iunncr  au:>»chlies>Iichcr  gehört.  Diese 
EntiricUang  zeigt  sich  im  Altenhnm,  im  MiUelnlter  und  in  der  Neuzeit  Sie  tritt  im 
Finanzwesen  des  Staat-»  und  der  kleincron  Körper  in  der  absoluten  und  relativen  Ab- 
nahme des  älteren  Piivaieni'crbs  deutlich  hcn'or,  troti  steigender  Ausgaben,  wie  dies 
im  ersten  Bande  bereits  dargelegt  worden  ist  (Fin.  I,  §.  210,  217\ 

Die  andervFcite  finanzielle  Deckung  wird  dann  stets  über- 
wiegend oder  selbst  ausscbliessb'ch  in  der  Besteuernng  gel'unden: 
jdiese  ist  das  Haupt  mittel  zur  AasfUhrung  der  sieb  immer  mehr 
erweiternden  Zwecke  des  zwangsgemein wirtbsehafllichen  Systems 
bei  vorwaltend  rein  priratwirthsehaftlicher  Organi- 
sation der  materiellen  Prodnetion  and  bei  der  hiermit 
yerbnndenen  Vorherrschaft  des  Privateigenthnms  der 
Priratwirthschaften  an  Prodnctionsmitteln. 

Die  Entwicklung  der  Besteuerung  wird  daher  regelmitesig 
tlnrch  zwei  wirth  sc  baltliebe  und  rechtliche  Momente 
bestimmt:  die  Kntfaltnnc:  des  zwangsgemeinwirthgchaftlicben  Systems 
mit  ibror  tijmn'/icllen  t  olge,  der  Uedarlsbteigcrung,  und  gleichzeitig 
die  Verdrängung  der  öfi'entlicben  Körper,  besonders  des  Staats,  aus 
dem  Eigenthum  an  Productionsmitteln,  vor  Allem  am  Boden,  und 
ssB  dem  Gebiete  der  8aebgttterprodaction.  Wo  dieses  letztere  Ver- 
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bältniss  besteht,  da  ist  es  wenigstens  auf  die  Datier  stets  unver- 
meidlich, dass  die  AusdehnnDg  dee  gemeinwirthsehaftlichen  Bystemi 
mit  vermehrter  Besteaernng  verbunden  ist.  # 

Die  Finanzepocbe  vorherrschender  oder  fast  aiteiniger  Stener- 
wirtbsehaft,  welche  ftlr  die  moderne  etaatsbff rirerliehe  oder  libe- 
lule  Periode  charactcriötiscli  ist  und  an  die  Stelle  der  domaoialen 
Epoche  rückte,  hängt  daher  auch  mit  dein  Uebergan^  fast  alles 
Bodens  ins  volle  Eigenthuni  <ler  Privaten  und  mit  dem  fast  aus- 
Bcbliesshch  privaten  Gewerbcbetiieb  eng  /usnmmen.  Die  unge- 
heure Vermehrung  der  Besteuerung  ist  in  dieser  Uinsicbt  die  Cou- 
Sequenz  des  individualistischen  Wirthsehaftssystems  und  seiner 
Rechtsbasis. 

K»  —  S*  107*  Auswege  statt  der  Bestenerong. 

Wo  die  Bestenemng  ans  anderen ,  liesonders  polittsehe&i 
socialen )  rechtlichen  Gründen  nicht  oder  nicht  entsprechend  ver- 
mehrt werden  kann,  und  dennoch  der  Drang  nach  Kntfaltuug  der 
Gcmeinwiilhbchat't  vorhanden  ist,  da  zeigt  die  1  inanidgeschichte 
zwei  Auswege:  entweder  verschafft  man  dem  Staate  n.  w 
wieder  mehr  Kigenthum  an  sachlichen  Productiouö 
mittein,  damit  Gelegenheit  2tt  neuem  Privaterwerb  oder  mr 
Einrichtung  geh it  hren artiger  Zweige;  oder  man  sacht  ausser- 
ordentliohe  Hilfsquellen  an  erüffueu  und  behandelt  deren  Ertrag 
als  regelmässige  (ordentliche)  Einnahme. 

Der  erste  Weg  ist  in  einem  besonders  wichtigen  und  inter- 
essanten Falle  im  Regalienwesen  des  späteren  Mittelalters  nod 
der  üebergangszeit  des  16.  bis  18.  Jahrhunderts  beschritten  worden, 
hcsonders  in  der  Kurni  der  gc  wer blicheu  Monopole  im  Wob l- 
fahrts-  UD(1  Polizeistaat  dieser  letzten  Periode.  Aehnliche  Tendenzen 
kehren  neuerdings  hier  und  da  wieder  unter  dem  Drange  steigenücu 
Finanzbedarfs  und  bei  besonderen  Schwierigkeiten!  letzteren  durch  ge 
wöbnliohe  Steuern  zu  decken  (deutsches  Tabak monopol*  und  ßrannt- 
wemmonopol-Projeety  schweizerisches  Branntweinmono|K>l,  französi- 
sches Zdndholamonopol).  Die  Anshildnng  gro sser  m oderner  (öffent- 
licher Anstalten  nndUnteraehmangenim  Gebiete  dee  Verkehrs- 
wesens nnd  sonst,  welche  dann  nach  dem  privatwirthsehaftMehea 
oder  nach  dem  Gehührenprincip  verwaltet  werden,  gehört  ebenfalto 
mit  hierher,  wenn  sie  auch  zunächst  und  /umeist  allgemeine  volks- 
wirthschaftliche,  nur  nebenhei  tinauzielle  Zwecke  verfolgt,  die  aber, 
wie  i)ei  Staatabahucn ,  Post,  nicht  unwichtig  werden  kiuinen.  Die 
systematische  Entwicklung  des  ganzen  GebUhreuwesens  eud- 
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lieb  geht  aacb  mit  ans  dem  fiDanziellen  Streben  hervor die 
einmal  als  nothwendig  erkannten  gemetnwirthschaftticben  Zweeke 
ohne  oder  mit  nnr  thdlweiser  Znbilfenahme  der  Bestenerang  ans- 

führen  zu  küuueu. 

Die  Ausdehnung  des  modernen  GebttbronwesoDS  and  dio  Einiiebtanfr  ncuor 
Veikelmanstalten  der  gedachten  Art  (Staataeiflenbtbnenl)  ist  mit  einer  Uebertraguit;^ 
ron  Grund-  und  Kapitaleigen thum  in  bedeat^'ndem  Maasso  a»  den  Staat  und  an  die 
SidbtitverwaltQugsköiper  vorboaden.  Die  vichtigeu  tKtoialpolitidchcn  und  ünaiLieiolleu 
Folf«ii  davon  sind  klar.  Alle  beüQgticheii  Seiten  der  FVage  sind  in  froberen  Ab- 
>*-b:iittcij  Jic=o^  Werks  aber  bereits  behandelt  worden  (Fin.  I,  Bach  3,  Huapta)>tichnitt  ö 
und  oben  in  dic-em  Bande  II,  Bach* 4).  üeber  das  ebenfalls  scliKn  frither  Fin.  I. 
§.  207,  210.  auch  oben  §.  26  U'.,  51,  GO,  tii)  berührte  Rogaiienwcsen  wird  hier  noch 
ein  Wort  hinzogefügt  (§.  108). 

Der  zweite  Weg,  die  Eröffnung  aaBserordentlicber 
HilftqnelleD,  erscheint  In  der  FinanKgesehiehte  wieder  als  ein 

doppelter:  man  wälzt  einmal  die  Last  des  heimischen  Staats- 
wesens möglichst  aut  Fremde,  entweder  in  der  Form  von  Con- 
tribntionen,  Tributen,  Beiträgen  u.  dgl.  auf  «oust  weuigötens  nomi- 
iiell  UDabhängige  Völker,  auf  „Bundesgeuossen''  ii.  s.  w. ,  oder 
mittelst  ausbeutender  Provinzialverwaltung  auf  die  dem  eigenen 
Staate  angegliederten  Provinzen:  Beides  besonders  im  Aitertbuni 
mehrfach  zu  einem  förmliehen  „System"  ausgebildet,  namentlicb 
im  römischen  Reiche,  äodann;  man  hilft  sich  solange  als  mög- 
lich mit  Staatsschulden  Vermehrung  statt  der  erforderlichen 
Steuenrermehmng;  —  die  moderne  Methode ,  welche  dann  im 
Fall  von  Bankerott,  Zinsred uction  u.  s.  w.  bei  auswärtigen 
Schuidöii  auf  die  ältere  Methode  einer  Abwälxuug  der  heimischen 
Finaiizlasten  auf  die  Fremde,  l»ei  einheimischen  Schulden 
■\nf  die  Ausbeutung  eines  Theils  der  besitzenden  Classeu  zu  üuusten 
des  Staats  hinauskommt  (§.  109). 

Man  kr>nnte  etwa  uof}\  als  an  einen  dritten  Ausweg  an  die  nfhenischun  Litur- 
^ictfii,  die  romiscbcii  Aufwendungen  der  höheren  Beamten  für  ulleutlichc  Zwecke, 
vio  Spiele.  Bauten  u.  t>.  w.  denken.  Indoüson  fallen  die  enteren  doch  unter  den 
SteucrbegrrifT.  Sie  stellen  eine  Art  Kxtrabcstcnernnij  I  i  Kf  irhercu  dar.  womit  sich 
Jer  Gesicbittpunct  einer  xQgleich  ehrenvollen  Leistung  iur  das  Gemeinwesen  wohl  ver- 
tritt (vgl.  BOckh,  Staatsbanshalt  Athens,  I,  5il3  iL;  eb.  S.  700  Uber  die  au^serordent- 
he  Liturgie,  die  Tricrarchio.  i.  Ii.  die  Rüstung  und  Besorgung  der  Kriegsschitfe 
^ü^  Priralkobten,  aber  nieist  mit  Hctbeiligung  des  ütaats.  Fm.  III,  §.  b,  7).  I>ie  ädi- 
Ud»cbc&  und  ähnliche  Verwendungen  in  Korn  hängen  mit  dem  Ehreuamtücharacter 
deB  BeamteatbiUDS  msammen. 

§.  108.  —  1.  Das  Finanzregalienwesen. 

Die  Kegalisirung  dient  nacli  den  iruheren  Krörterungon  viel- 
:ach  als  Besteuerung» form  und  ist  in  dieser  Hinsicht  später 
aoch  besonders  zu  untersueheti. 

Aach  wenn  man  aich  früher  in  der  Praxiü  und  Xbaohe  nicht  Uber  diese  Wir- 
kug  eines  Begals  als  Stener  klar  war,  ao  i»t  diesnlba  implicite  in  der  Venwltaiig 
der  Aegalieo,  batoodeis  der  sogenannten  gewerblicben  (nnanzmonopole)  regelnlasig 
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beabsichtigt  gcwcauu  und  auch  wiriilich  eiiigotreteu.  Udou  bei  dci  Scibätveiwaltua^ 
wie  bei  der  VerpAchtunir  dieser  He^licn.  bezr.  Honopole  «tt  die  Idtende  B!cht* 
sdmtr,  die  Preise  der  l'ruJiictc  in  dur  Art  der  Mouopolpniae  entveder  höchstmögUd 

anzusetzon,  d.  h.  so  Ikk  Ii,  Jass  dio  Verwaltong  den  prrösstcn  fte9animt|re\»"inn  bezog*, 
oder  doch  über  den  Preiä  de:>  freien  Vcrkcbrä.  In  dem  haitca  System  dos  SaU- 
reg  als  trat  dies  gerade  im  letzten  Jahrhundert  des  aacien  n&gime  dentlicb  befvor 
(Frankreichs  gabeUe{  F'in.  III,  g,  Ü.H  .  Der  Zweck  der  Rcgalisirung  u(kr  Monopoli- 
sirung;  war  darauf  gerichtet,  durch  Ausschluss  der  Concorrenz  anflcrcr  Proiucentt-n 
dies  zu  ermöglichun.  Der  Gewinn  solhc  i»ü  Uber  die  Hohe  dt»  gewöhnlicheu, 
freien  Geirerbsgewiiins  geateigert  Verden.  Dies  wnrdo  aooh  legebniafrif  erreiebt,  und 
diesem  Plud,  dieser  -liin  Vorrecht  oder  Aussc hlussrecht  zu  verdankende  Extrr*- 
gewinn  ist  Steuer.  Sei! ist  wenn  beim  Anaatz  der  Preise  der  Monopolartikei  anf 
eine  gewisse  Schon uufr  der  Consumeuteu  Kdcksicht  genommen  und  die  Preise, 
Welche  uluie  ei;;<-Mcu  Kacbtheil  des  Fiscns  etwa  noch  hätten  gesteigert  werden  können, 
absichtlich  unterhalb  des  möglichen  Maximnins  gehalten  wurden,  wie  wenipsteis 
ncuerdingü  vielfach  auch  beim  Salzrcgal,  äO  sollte  doch  der  Monopolpreis  hoch 
genug  bleiben,  am  einen  Extragewinn  erzielen  zu  können«  welcher  immer. noch 
als  Steuer  «fscheint 

Insofern  kann  die  FinanKregAlwirang  allerdioge  nicht  als  ein 
Ausweg  bezelobnet  werden,  den  man  znr  Vermeidaiig  der 
Besteuerung  beschritt. 

Bei  allen  liegalii  u  mii  wirUichor  S  te  u  e  r Wirkung  —  also  mit  Ansschlus»  der 
Kngnlien  im  elgendlehen  (iebttlircngcbiete.  wo  dio  Regnlisinn^'  weseotlieh  nur  dazn 
dient,  die  Yurualiine  (l:r  I,ei?ttiii2;iMi  diiicli  <len  Staat  zn  crleichteni  nnd  die»  ^viXc 
BeschaOeiiheit  dieser  Leisiungcn  zu  verbürgen,  wie  jetzt  bei  der  Post,  —  ist  diese 
Steuerwirkung  so  sehr  das  die  Sache  Charactcrisironde  nnd  regelmässig  auch  das 
practisch  Wesentliche,  dass  die  Auffassung  der  belrefTanden  Einnahmen  als  Sievern 
wohl  richti;:  i>t  und  demgeuKis-!.  nach  den  früheren  genaueren  ErörteruDgen  im  erst^i 
Bande«  die  Bchaxidluug  dieser  Einnahmen  im  finauzwisscnschaftlichen  System  ia  die 
Stenerlehro  gehOrt  (Pin.  T,  §.  210,  211.  Anders  Ban«  der  die  ..Einkitnfte  atta 
Hoheitsrechten"  inclusive  der  gewerblichen  Finanzregalien,  wie  Sal/c,  Tabak,  iis 
selbständige  Einnahmeart  neben  den  Privaterwerb,  die  Gcbilhren  und  die  Steuern 
stellte.  Und  selbst  neuerdings  noch  Jioschcr,  Fin.,  §.  31,  32,  Tabak-  und  äal^rcgal 
nntor  den  „Handsls-  und  IndBstiieges&blften  des  Staats^,  fi.  im  AUguneium  «neb 
fttr  das  Gescbicbtlicbe  Boscher's  Flnann^galien). 

Hiermit  steht  es  aber  nicht  in  Widerspruch^  einen  gemischten 
Ökonomischen  und  rechtlichen  Gbaraeter  .der  Gesammteinnahme 

ans  einem . gebührenartigen  und  eteuerartigen  Regal  anzuerkennen: 

ein  Theil  des  iieiucrtrags  ist  privatwirthschaf tliches  Ein- 
komuieü  tür  deu  Staat  nls  Rechtssubjeet  der  betreffenden  Unter- 
ncbmungen,  vornemlich  Zins  und  Rente  aus  Kapitalien  und  Gruud- 
besitz,  auch  Gewerbsgevviun,  tlherhaupt  Unternehmergevviüu.  Auch 
ist  es  bei  der  Einrichtung  und  Fortführung  eines  Finanzregals  der 
mehr  oder  weniger  klar  bewusste  Zweck,  vermittelst  der  Ke- 
galisirung  zugleich  solches  privatwirtbsehaftiiche 
Einkommen  dem  Staate  zu  (Ibertragen. 

Es  ist  gelegeuthch  selbst  die  Idee  vertreten  Vörden,  dass  dies  die  Uaaptaacho 
oder  sogar  die  allcini-ru  Wirktiiii;  dos  Regais,  bez.  Monopols  sei,  z.  B.  beim  Tabak- 
monopol, wobei  also  die  bteuerwirkung  ganz  verkannt  oder  nnr  als  geringfUgii^  erachtet 
wird.  Diese  Anffassnng  war  s.  B.  deutlich  bei  Fttnt  Bismarck  in  den  Reiebsu^ 
Ii  ballen  von  18TS  über  die  Tabakbesleuerung :  die  socialistischc  Identificiruni:  von 
Stcscr  und  Kapital-  und  Untomehmergeirinu.   Das  ist  eiuseitift  Al>er  doch  mehr  thai* 
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sächlich,  aiä  uubediugt  priQCipiell  unrichtig.  Jedeiiialis  bind  cü  solche  Auffassuiigeu. 
wAche  geschichtlich  in  der  Eutwicklung  der  Finauzregalicn  mitwirkten  und  aucii  licuto 
Qüch  bei  iIiitT  Em  pich  lang  mitspielen.  Fur  das  richtige  Verständniss  des  Zusammeu- 
h^ngs  M/i'  h<T  l  iiian/fragcn  und  -ii •^  v;!!  der  Entwickh^l^^l^c:?^llil■]lfe  iljr  Einnabincn 
mt  der  Urganisation  der  Yolkswirtlii>cliaft,  mit  der  Eigcothoins-  und  ErwcrltöorduuDg 
Qnd  mit  dar  Yerthdltiiig^  des  EigenthuinB  an  Prodoctioosmittelu  unter  Privat-  und 
itlVntlichea  Wirthschaften  sind  «ach  solche  einseitige  Auffaasnni^on  bcachtcii>u'orth. 
Der  richtige  Kern  darin  ist  nb»*r  von  allgemoiner  Redeutunir  für  d  is  Verständiiiss  der 
Fiiouiz-  und  Sfonerjrosrhif Iilc  uml  der  (Jeschiclitc  der  Volk^\viitlis*  li;ift. 

Soweit  iene  älteren  Fiiiaiizrcgalien  wiiklicb  vüivviegend  oder 

allein  fiii;i n/ielleii  Zwecken  dienten,  bildet  ihre  Entwieklunjj:  den 

l  ebergaug  von  der  altereu  vorhei  i  sehend  domanialen 

zu  der  neaeren  Periode  vorherrschender  Steuerwirth- 

sebaft  des  Staatsfinanz wcsens. 

Die  2Tundh errsc  Ii .1  f(I  i  c Ii  «■  II  Tv^^mIc  mtwicki'In  in  Vcrhiinhiu^  mit  gc- 
viiftou  Anschauungen  des  Patriinonial-  und  Fcudalät&atä  in  Betrcli  dos  ganzen  Bodens 
Land«».  Dio  Regalien,  welche  sich  auf  die  Bcnntzung  der  Gew&ssor  be- 
ziehen, schlie>sen  sich  an.  Die  ge  v.  ;  1  1  ichcn  Hegalien  und  Finanzmonopolo 
fol^'  'ii  Ih'^oiidcrs  seit  dem  und  17.  Jalirhundert,  iiacli  ftcdciUenderfti'  Emwicklung 
Jeä  ÜewerbewescnSy  di»  V olks-Einkomineuä  daraus,  tiberhaupt  des  Verkehrs,  und  in 
Zosuttmenlkanf  mit  den  Ideen,  RechtsansprQchen  und  Md  «ucli  Rechten  der  Staats^ 
?e»alt  in  der  absolutistischen  üebcrgangsporiodc  vom  l'oudalstaat  zum  modernen 
J^taate.  (S.  Fin.  I.  §.  2'?.  207.  211:  »x'sonders  l^oschor'«  Monographie  Uber  die 
I-maazre^alien.)  i>en  Einlluss  auch  der  wirthschaftUchcn,  iinansicilcn  und  politlsdien 
Theoretiker,  dann  der  Komaniaten  auf  diese  Entvicldnuf^  weist  Koscher  in  seiner 
i-  ihi-hte  der  Deutschen  Nationalökonomie  niUicr  nncli.  (Kap.  ^.  vom  Eiiidrütii^cn  des 
vdiacbcn  Kegaiismus,  besonders  §.  3'J,  S.  150,)  „In  die  deutschen  Fman/cu  ist  der 
Kegaliimos  viel  später  und  im  Ganzen  auch  weniger  tief  eingedrungen"  (als  in  die 
fremden).  (Eb.  S.  164.)  Es  h&ngt  dies  auch  mit  der  zum  TbeU  dem  Stftndevesen  zu 
lertJankenden  grösseren  Erhaltung  des  territorialen  Domaniums  zusammen. 

Die  treibende  Potenz  war  die  Entwicklung  der  öifentlichen 
Thäligkeit  des  Staats,  —  m.  a.  W.  das  Hervordrängen  der  Gemein- 
virthscbaflty  freilich  oft  neben  dem  drängenden  Bedttrfniss  steigen- 
den ftlrBtlichen  Hof-,  Repräsentations-  und  Lnxnsbedarfs.  Der  Weg 
der  Finanzregalien  wnrde  aber  dnrch  den  Umstand  gewiesen,  dass 
Boden,  Kapital  und  Gewerbsthätigkeit  grossentheils  Privaten  zu- 
standen. Der  Weg  der  eigentlichen  Pjesteiierung,  welcher  aller- 
liing.s  nugefähr  gleichzeitig  mit  dieser  Entwicklung  der  Regale  auch 
immer  mehr  und  immer  consequeuter  beschritten  wurde,  bot  für  die 
Deckung  des  ganzen  erforderlichen  Mehrbedarfs  gewöhnlich  noch 
211  viel  Schwierigkeiten,  politischer  wie  technischer  Art,  so  dass 
leine  Betretung  nicht  ausreichte. 

Die  besonders  für  dirorte  Steuern  erforderliche  Mitwirkung  der  Stände,  die 
'Opposition  der  bevorrechteten  Ständo,  die  Privilegien  der  letzteren  in  Bezug  auf 
Steccrfreibcit,  das  Festhalten  an  veralteten,  ungleichmä&sigen  KopartitionsmaasSstAben, 
^Aotonoini<:  <l er  Städte  und  deren  Zoll-  und  ähnliche  Privilegien  mehr;  namentlich 
»'>r;r  anch  die  eiL''entIicli  stenerfcchnisclii.ii  ScliwiL-riirkeiteii  bei  der  Anlegung  directer 
■iüd  mdirecter  Steuern,  welche  mau  aus  Mangel  an  Eriahrungen,  au  tüchtigen  Beamten 
^  bei  der  allgemeinen  Onvollkommenhett  des  BehOrdenirosens  noch  nicht  zu  Uber- 
t^iiiden  VQMrts;  ferner  di<  Consumtionsverhältn^e  der  Bevölkerung,  bcsoudors  der 
Uteren  Claaeen,  welche  die  Erhebung  allgemeiner  Verbrauchsabgaben  reichlichen 
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Kitrags  nar  r  t  t(:  ilveiso  jresta(tetcn ,  u.  A.  bei  noch  wenig  entirickcltom  CoIoduI- 
waareneonsum  auch  die  Kinfuhrzolle  noch  nicht  ergiebig  machten,  —  dies  Alle*  heifiate 
vom  16.  bis  18.  Jahrhundert,  hier  mehr,  dort  weniger,  die  genügende  Entwfadkloog 
der  dgaBtUdieii  Bestonenng. 

Um  80  mehr  half  man  sich  durch  das  Finanzregalsysteut, 
später  hesoiideis  durch  die  gewerblichen  Hegale  imd  Finanzmon^- 
pole,  GestaltuDfren ,  welche  ohnehin  der  hevorninndendcTi  Wirlh- 
schattg-,  beBonders  der  GewerbepoUtik  und  der  allgemeinen  inneren 
Politik  des  sich  emporriDgenden  aboolutistiscbeD  Staats  and  des 
Woblfabrts-  und  Folizeiatants  eDtspracben. 

Durch  Ueberlasaong  der  Ausnotzang  der  Reg»Ie  an  Dritte  gegen  Abgaben  oder 

(lui'i  li  Verpac  htung  der  Finan7,n>onüiinI<:  iihcr«',itnl  man  die  Schwierigkeiteo,  welche 
sich  aus  der  l  nvol!komriiLMih<:it  der  btaatsvcr«-.iltiing  ergaben.  Mohr  und  mehr  bUdetea 
äkh  aber  dann  die^c  Kegalicn  luruiea  der  Ue^teucroug  au«,  z.  B.  die  Ab* 
gaben  beim  Ikrgregal  nn  Bergwcrksteaen,  die  Finanzmoac|Mile,  s.  B.  das  Salz*,  dai 
Tabakmonopdl  /.ii  Formen  der  indirectcn  Vcrbranrh^he-^ten'Tung  o.  s  w  In  di«?T 
Hinsicht  werden  wir  den  Kegalien  später  in  rcrsciiiedeneu  Abschnitten  der  Steuedehre 
wieder  bege^^ncn. 

Hier  genügt  es,  «lie  wichtige  Stellung  characterisirt  zu  haben, 
welche  die  Finanzregalien  iu  der  Entwicklungsgeschichte  de? 
Finanzwesens  der  neneren  Völker  einnehmen.  Indem  sie  sieb 
zwischen  die  domaniale  und  die  reine  Stenerperiode  sebieben, 
Tereinigen  sie  Elemente  beider,  daher  des  PriFaterwerbs  und  der 
Steuer,  letzteres  später  immer  mehr,  In  sieb.  Sie  sind  aber  ttelB 
zngleieb,  wenn  auch  zunächst  finanziellen  Zwecken  dienend,  von 
bemerkenswertbem  Einflnss  anf  die  Organisation  der 
Volkswirthschaft  und  auf  die  Rechtsordnung  und  die 
Vertheilung  des  Kigenthums  an  riodiictirinsniittelu, 
daher  auf  das  private  Erwerbsleben.  Denn  in  ilmen  liegt 
iniplicite  zugleich  der  Versuch,  theils  he  rinnend,  theils  rilck- 
hiidend  in  die  Entwicklung  rein  privatwirthschaftlicher  Organi- 
sation der  Sacbgüterproduction  und  in  den  damit  znsammenhängeD- 
den  Uebergang  alles  Bodens  und  alles  Materialkapitals  in  du 
volle  Privateigentbum,  aller  Besttzrente  und  Uuteme)imergewinne  in 
das  Einkommen  von  Privaten  einzugreifen.  Insofern  enthält  in  der 
That  jedes  Regal  und  Finanzmonopol,  neben  seinen  finanziellen, 
besonders  seinen  Steuerwirkungen,  „ein  gutes  Stttek  Prineipfenftaige'' 
(IMerstorl  f)  für  die  volkswirthschaftliche  Organisation  und  fttr 
die  nllgcnieine  winliHcljaltliche  Rechtsordnung,  besonders  für  die 
EigenthuniHorduung:  ein  pciten  genügend  beachteter  ZiisammenbaDg. 
M.  a.  W.  die  Regalisirung  ist  hei  ihrer  ersten  Einitthrung  eine 
Form  der  Entziehung  von  Privateigentbum  an  Productionsmittelu 
und  von  dem  damit  verbundenen  Einkommen  aus  Renten  und  Ge- 
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werbsgewinn  su  Gongtet  gemeinwirtbadiaMoher  EDtwieklaog;  bei 
ihrer  Fortdaner  wird  die  Segalisirung  ein  rechtlicher  Vor- 
behalt von  Eigenthnm  an  Prodaetionsmittehi  und  von  daraus 
fliessendem  Einkommen  für  den  Staat  zu  Uuguusten  der  privat- 
wirthschat'tlichen  Entwicklung,  daher  auch  des  Privatkajjitals. 

Deshalb  aach  die  Fcmdsdiaft  dür  Sinithischeu  Nationalökonomie  gegen  die 
He|Ctli«o,  denn  diaae  stemmen  sich  den  „wirthschaftäfreiheitlichea*'  Forderaugen  der 
Schule  und  dir  «.liberalen  Periode''  michtig  entgegen.  Aehnlich  die  principielle 
Opposition  ]  [  deatscheu  Liberalen,  namentlich  der  F(^rtschritt>f>rir(f  i,  gegen  die  deat^ 
sehen  Munopolprojecte:  folgerichtig  von  dem  social-  und  wiithschaftupoUtiachen 
Studpuiete  dieser  Politiker  eos. 

§.  109.  —  2.  Ausserordentliche  Hilfsmittel  zur  Deckung 
ordentlicher  Ausgaben  (§.  107). 

Die  AusfUbmng  grosser  öffentlicher  Ausgaben  des  Staats  ohne 
entsprechende  Zuhilfenahme  der  fiesteuerong  ist  eine  so  bemerkens- 
werthe  gesehichtliehe  Thatsache»  dass  der  «weite  der  oben  er- 
wihnten  Auswege^  die  Benntznng  ansserordentlicher  Hilfsmittel,  doch 
auch  in  der  Finanstfaeorie  beachtet  werden  muss. 

Die  erste  Form,  im  Wesentlichen  also  das  System  der 
Üeberwiil/.  ung  der  einheimischen  StaatBlabtenauf  die 
Fremde,  erscheint  nach  unseren  heutigen  politischen,  sittlichen 
nnd  rechtlichen  AuschMnuni^in  tieilich  vielfach  fast  Hhnlich  ver- 
werflich  wie  etwa  das  Institut  der  Unfreiheit.  Die  ökonomischeu, 
socialen  und  finanziellen  Folgen  solcher  Verhältnisse  wollen  deshalb 
aber  doch  in  ihrer  Bedeutung  unbefangen  geprüft  werden* 

Sie  sind  in  so  widitigea  weltgeechiehtUchen  Beispielea,  wie  etwm  im  Tdbnt- 

system  des  athoniscLen  Staats,  „der  bei  Weitem  bedeutendsten  Einnahme  des- 
telben**  ^Böckh),  oder  roUends  in  der  provinzialeu  Ausbeutung  des  römischen  Staats 
bedeatsem  genug  (Marquardt,  römische  Staatsverwaltung  II,  175  ff.)  Konnte  doch 
(jjnk  diesem  System  und  trotz  der  ungeheueren  Staatsthätigkcit ,  ja  der  fürmlichcn 
Eni&hrong  und  Uaterhaltang^  des  ärmeren  Thoiis  des  römischen  Volks  durch  den  Staat, 
(kr  römische  Borger  und  bald  ganz  Italien  von  dirccten  Steuern  im  Wesentlichen 
Jahrhunderte  lug  beffdt  Uelben.  (S.  Pin.  III,  S.  24.  Marquardt,  8. 171  ff.)  Nicht- 
erhebung des  Bürger -Tribntum  seit  167  vor  Christus,  gleiche  Steuerfreiheit  fUr  ganz, 
lulien  seit  89  vor  Christi.  So  Marquardt  mit  Savigny.  Husf-hk.'.  Kudorff, 
Mommson  u.  A.  m.  Anderer  Ansicht  Walter  und  uaiueutüch  Uüdbunus  in 
Hildebnuid*»  Jahrbttehem,  der  m  wesentlich  anderen  Besoltaten  gelangt.  Nach  ihm  ist 
Jas  ßjirrertribtit .  nach  allerdings  langer  bestandener  gänzlicher  Steuerfreiheit  der  ^ 
£dmer.  im  Jahre  711  d.  St.  [\'^  v.  Chr.j  wieder  eingeführt  worden.  (Zur  (ieschichte 
der  Tributateuero,  besondere  Jahrbücher  IV,  4US  ff.)  Am  Ende  des  3.  Jahrhunderts 
°»:h  Christus  vnide  daa  Prorinzialtributam  in  gaoi  ItaUen  eingeführt.  (Oeber  die 
tietreidevertheilun!^  nnd  deren  Kosten  s  n.  A.  Marquardt,  II,  106  ff.) 

Aach  im  Mittelalter  und  in  der  Neuzeit  haben  wenigstens  zu  Zeiten  solche 
ywfalhaisK  nicht  gefehlt  nnd  Tiibnte  besiegter  Volker,  Abgaben  nntenroTfoner  Neben- 
■iJider  u.  dgl.  immer  wieder  die  practi^ch-finan/iolle  Bedeutung  des  Vao  victis  be- 
tiesen  TDeckung  der  fran/ösi&chen  Kricgskosteu  unter  Napoleon  I  re;2:elmässig 
<iarch  üuutribntioa  n.  s.  w.  S.  z.  B.  über  die  Leistungen  des  besiegten  Freussen 
Ffaokreieb  Do&eker.  Zeitschrift  iür  Prenssiscbe  UeBcbichte  Ibll»  auch  in  der 
Pfeusfatcheik  Statistischen  Zeitschrift  1871,  S.  374.) 

4.  WafSM,  IfaMlWiMWUlhlft  II.  fl.  ▲«II.  18 
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Am  M»'5!<h'ti  Sy&teiu  gebracht  wurde  in  solche  Be^iehungeu  zwischen  dem  leiten- 
den HauDUoikc  eiaeü  Staats  und  den  abbänden  Völkern  durch  auäbeuteade 
Golonialrerwaltnng,  wie  sie  im  modernen  Golmiialveaen  selten  guz  gefehlt  hat 

Wenn  auch  gewöhnlich  nicht  directe  Steuerbeiträire  der  Gk)Iouiceu  b«v.o>rcQ  wurico. 
so  fand  doch  anrh  oino  finnnziolln  Ansbcutunu:  durch  IIand*'ls-  und  Zollpolitik  des 
Mutturlands  stau  oder  die  Colunic  wiird  wie  ein  grosäcs  Düinanium  bewirthschaftcl, 
wobei  es  ohne  solche  Ausbeatong  auch  nicht  ab<;iug.  Ein  wichtiges  Beispiel  Uefbra 
noch  jetzt  die  indischen  rolonii  en  der  Niederlande.  (Im  n i  c  d  e  r  1  fi inl  i sch  en  Badg;et 
ftLr  ]b76  waren  an  „Zuschüssen  der  Colonial Verwaltung"  reraosclilagt  10.S5,  1$77 
9.97  MIO.  II.) 

Endlich  bieten  auch  solclie  Verhältnisse  Aohnlichkeit,  wo  die  VertbellaDg  der 
Staat.- In^t  fi  in  einem  grösseren  Staatsgebiete,  t.  R.  pronnzcnweise,  sehr  ungleich  ist: 
die  iibcrburdetea  Prorinzeu  erscheinen  liier  fUr  Ueu  Betrag  der  Ueberlastung  aacb 
Skonomiecb  nnd  fbanzidl  sa  Gansten  der  fibrigen  ansgebentet  Daran  indeit  rieh 
nichts,  wenn  eine  solche  Verschiedenheit  der  Belastung  auch  nicht  bewusste  Ab^iclt 
ist,  sondern  nur  aus  den  that^Jlchlichcn ,  ge.'^chiclitlich  liberlommenen  Steui^rverhäli- 
nisscn  hervorgeht.  Miudesteni»  Spuren  solcher  \  criialiuisso  iiudeu  ^icU  iu  den  meistere 
aUm&iig  dorch  Verbindung  ?enchiedener  Gebiete  entstandenen  Staaten,  seihst  w.u 
später  allgemeine  Stcuerrcrormen  durchgeführt  worden  ^nd.  So  sind  z.  B.  mehrfach 
düie  znialiigea  alten  Grandsteuerschuldigkoitcu  noch  in  den  neuen  Katastersystemen  mit 
berftchsicbtigt  worden,  selbst  iu  Frankreich  (Fin.  lU,  §.  1S5).  Provinzielle  Ao»- 
Iflelclinng  der  Grandsteoer  in  Prenssen  erst  1861. 

Dem  Grade  nach  sind  natürlich  die  ökonomischen  und  finan- 
ziellen Folgen  in  diesen  versehietlenen  Fällen  verschieden,  im 
Princip  sind  sie  gleichartig:  es  werden  die  wiithscbattlichen  Vor- 
theile und  Lasten  einseitig  zn  Gunsten  des  lierrscheuden  nnd  aus- 
beutenden und  zu  Ungunsten  des  beherrschten  und  ausgebeuteten 
Landes  und  \'olkes  verechoben,  was  zeitweiligi  sehwerlieb  indessen 
bleibend  für  die  Gesammtontwicklong  des  ersteren  Landes  und 
Volkes  gttnstig  ist 

Die  wirthschafUichen  GQter,  die  Arbeitsprodneto,  welche  alle  solche  „Beitrige** 

u.  s.  w.  schliesslich  dar«»tel]en,  nehmen  für  das  empfangende  Gemeinurcsen  und  Voll 
ganz  oder  theilnreiso  —  letzteres  unter  Ahrcchnnntr  der  staatlichen  Gegenleistungen, 
welche  die  tribntären  Länder  von  dem  herrschenden  doch  meistens  in  nunchedci 
Form,  m  Allem  in  „Seh alt**  nnd  in  Gewihr  der  Beehtsordnnng,  erhalten  —  die 
Natur  von  „freien"  Gütern  art.  (Wie  mit  Raek>icht  auf  solche  Verhriltnisse  dF-r 
fiegriü  „freies"  und  „wirthschaftliches"  Gut  überhaupt  ein  reiatiror  ist,  s.  Gnad- 
legnng  §.  9  [„sociale"  Auffassung]). 

Die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  nnd  VolksvermOgens  des  ganzen  be- 
treffenden Gebiets  wird  sich  dabei  tr''wrHinlirh  s<dir  zu  Guubfen  iles  cuipfan^'enden  ond 
zum  Nachtheil  des  gebenden  Landes  gestalten.  Zugleich  wird  die  gesammte  ihrth- 
schnftUche  Aiteitshut  in  deisdben  Weise  reisehoben.  Die  Folge  Ist  ein  wenigsteu 
relatives  ZurHckbleiben  der  Wirthschafts-  und  Culturenfwicklung,  selbst  eine  Verküm- 
merung hier,  eine  raschere  und  bedeutendere  Entwickluni;  dort,  namentlich  eiu 
grösserer  Aufschwung  der  eigentlichen  leiucreu  ljultur,  freilich  aber  auch  eine  be- 
denldiche  Vergeiinng  und  Verttppigong  des  Sientifciben  nnd  des  PrifnUebens*  m 
Allem  unter  den  Classen,  welche  an  der  Spitze  des  Staate  stehen,  tiberhaupt  aber 
unter  den  besitzenden  und  biS'nreilen  selbst  bis  lierali  zu  den  unteren  Classen  dei 
herrschenden  Volks.  Athen  nnd  Eoiu  sind  für  die  ülauz-  und  Schattenseiten  solch« 
Zustände  die  ewig  typischen  Beispiele.  Unverkennbare  Analo;^a  findon  sioh  in  des 
MutterlSndern  grosser  Golonialrciclie  '(frosshritanuien !')  und  in  StruN  n  mit  Systems- 
tischer  Ausbeutung  der  Provinzen  (Türkei!)  auch  in  der  modernen  SS  cit.  Die  Folgea 
selbst  solober  vorttbeiigehender,  aber  wegen  ihrer  Grossartigkeit  gewaltig  einwiikaBder 
Tlreignisse,  wie  der  „Fünf  Milliarden-Gootlibotion"  Frankreichs  an  Deutschland,  bietes 
ebeofalis  einige  Aehniicbkeit.  (Darlegnng  und  Kritik  dieser  Folgen  in  Wagner. 
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Heiclüfiuanzweseii,  in  Holtieiulorfi  's  Jahrbuch  des  Deutschon  Kelch;»,  III,  236  fl".  US74). 
S.  uch  meio  lieferet  über  die  Literatur  betrcffead  die  franzöäische  KriegskosteDont- 
idiidigDDg  (Bamberger,  Sötbecr  n.  a.  m.)  in  HUdebrand's  Jahrbüchern,  1874). 

Aaf  die  Dauer  möchte  es  indessen  doch  in  der  That  kaum 
zweifelhaft  seio,  dass  die  ökonomischen,  socialen  und  finanziellen 
Folgen  solcher  Verschiebung  der  Kosten  oder  Lasten  des  beimisebeo 
6emetnweBen8  anf  die  Fremde  aach  fttr  das  empfangende  Land 
«od  Volk  aberwiegend  naebtbeilig  sind,  die  Bestenemng  daher 
doeh  den  Vorsng  verdient.  Ohnehin  ist  die  Grandlage  solcher 
VerhältDisse,  die  ttberlegene  Macht,  nataigemäss  eine  unsichere  und 
oicbt  immer  dauerhafte. 

Die  zweite  Form  der  ausserordeiiilichen  Hilfsmittel  zur  Deckung 
ordentlicher  Ausgaben  ohne  Besteuerung,  das  beständigeScbulden- 
machen  tUr  „chronische  Deficite^'  auch  in  der  »lOrdentlichen 
tiebahning'',  verbietet  sich  mit  der  Zeit  freilich  von  selbst,  weil 
es  nicht  mehr  dnrchsnfahren  ist.  Vom  Standpnncte  der  Finans- 
wiBflenschaft  nnd  rationeller  Finanzpolitik  mnss  es  nach  den  Er- 
öitemngen  im  ersten  Bande  verworifen  werden  (Fin.  I,  §.  65  bis 
73,  77;.  Dennoch  spielt  es  leider  in  der  Praxis  der  modernen  Welt, 
lumal  der  ueuesten  Zeit,  eine  nur  zu  grosse  und  zu  verhängniss- 
volle Rolle,  selbstverständlich  Dicht  im  eigentlichen  Sinne  „beständig", 
aber  doch  verhältnissniassig  lungere  Perioden  hindurch. 

Rfi  L'inigermaasscn  solider  Finanzrerwaltung  wird  weniprstens  die  VermL^hrung  der 
Btfäieaerung  zum  Behufc  der  Zinszahlung  möglichst  in  gleichem  Schritte  geben.  Abar 
selbst  dies  ist  oicht  immer  leicht  zu  erreichen  und  Often  in  der  Finanzgcschichto 
aeaercr  Staaten  lange  Zeit  b^dorch  unterblieben  oder  doch  nicht  genQgend  geschehen. 
>ütunter  aber  hat  es  selbst  an  ernstlichen  Versuchen  in  dieser  Richtung:  gefehlt,  so 
dm  sich  bis  20  dem  tUfermeidUcliea  Zosammenbrucb  die  ölfeatUcbe  Schuld,  zumal 
die  Papiergcldeehnld,  scblieedich  lawinenartig  rermehrte,  allerdings  meistens  in  Kriegs- 
aud  KerolntioDszeiten ,  aber  nicht  ausschliesslich,  sondern  wirklich  mit  zur  Deckung 
urd^^otlichec  Ausgaben,  wie  fr.  in  Oesterreich,  1859  ff.  in  Italien,  in  der  TuriMi, 
ia  sud-  und  mittelamericanischen  Staaten,  o.  a.  L.  m. 

Wiebtigere  Beispielo  ans  des  neaeren  Flnanzgeschiehte  sind:  l'rankreicli  in 
■kt  ersten  Z-;it  dor  Kovolntion  während  der  As>i>,niatenwirthschaft;  die  Vereinigten 
5mten  fon  Nordamerica  während  des  Bürgerkriegs  1S61 — 65  (s.  v.  Uock,  ameri- 
ki&i:iche  Finanzen  S.  437  IT.;  eb.  S.  501  ff*,  über  das  sehlienlich  ganx  sosammen* 
'  rechende  Finanzwesen  der  sudstaatlichen  Conftal.  ration);  Oosterreicli  in  der  fran- 
^M^  li.-n  RcTolntionszcit  bis  1811  nnd  wieder  1**1H— IHIO  (s  Wagrner,  zur  Geschichte 
Qnd  Kritik  der  Oeterreichischea  Baocozeltelperiode,  TQbiiiger  Zeitschrift  l!^Ul  und  1S63, 
«sd  A.  Beer,  Pio.  Oestenoiclis,  Prag  1877,  Kap.  1—3).  dann  frieder  1848— 
''  Wagner,  Artikel  Oesterreichs  Staatshaushalt  in  Bluntschli's  StaatswOrtorbuch  VIT, 
Jerä.  Oesterreichs  Finanzen  seit  dem  Frieden  von  Villafranca  in  ..ün^^erc  Zeit**  1863, 
Beer  ii.  a.  U.  Kap.  (i — 9);  Ungarns  Finanzen  seit  180s  (s.  Horn,  Ua>^araa  iinau^cji. 
Wieo  1874);  Italiens  tlDanzen  seit  1B59  bis  in  die  letsum  Jahre  (s.  Sachs,  Italic); 
Kossland  besonders  im  Krimkriej^e  (s.  Goldmann,  das  rlls.s^^^he  Papiergeld,  Riga 
i!>ti6,  Wagner,  die  russische  Papierwährung,  Riga  186h,  besonders  Kap.  b)  and 
*ied«  im  letzten  orientalischen  Kriege  (für  denselben  an  500  Mill.  Röbel  nenes 
t'apiergeld  „zeitweise '  cmitlirt,  zu  730  MiU.  Rubel  altem,  meist  noch  aus  dem  Krim- 
knege  lienfthrenden  lüningetieteD);  Spanien,  lange  Zeit;  die  Türkei  seit  dem 
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r&riser  Fricdeu  vou  Iböti        2um  IctUca  Kriege  (darubor.  diu.  tllrkiKhen  Finuuea 
bis  lS7d,  B«rlhi  1873.  —  Blcht  im  Boohhuidfll): 

Längere  Zeit  lässt  sich  ein  solches  PinanzHy8tem  immerhin 

öfters  durcljllilireu^  oinnial  einlach  durch  Vermeiirung  des  Staats 
oder  BankpapiergehU,  das  nneinlösbar  geworden  und  den  Zwaugö 
enrs  führt,  bis  znr  rettmiirslosen  Eutwerthun^  desselben,  dann  aber 
auch  unter  leidiger  spcculativer  Vermittlung  des  modernen  Bank- 
thnms  durch  die  Vermehnuig  der  verzinslicbeo  Sebald. 

Der  Werth  dos  üonfödcratioiispapiergeldes  in  Amerika  schwaad  schliessllcb  gäiu-  . 
lieb  dabin.   Aber  auch  in  weniger  extremou  Fällen  erweibt  sich  die  Deckoof  dei  ' 
AtHgaben  mit  Papiergreld  achÜMBlieh  onUimillcli.  venn  der  Oon  immer  mdir  wdcli 
Characteristiscli'  -  n-  ispi.  l:  ostcrrcicLische  Rancozctlel  180N — ISll.    Die  Menge  sües 
?0ü  500  Huf  lu»iO  Mill.  Ii.,  der  Curs  von  224  auf  süM  — -Mto  t!  R  7.  für  100  fl.  S.l  ; 

Die  Auiiiicht  auf  grossen  Proviaiout»gewinn  und  aui  unJcit:  materielle  uud 
Jdeeile**  Yoitliefle  ist  far  4»  Bankdiom  lockmid  genug.  Und  die  liO^clikttt.  in 
geeigneten  Zeitponcten  die  neuen  Staatspapierc  trotz  alles  Misscredits  im  Poldicum. 
selbst  mit  Gewiaa  gegen  den  Uebernabmscurs ,  abzusetzen,  stellt  sich  lange  genug 
immer  wieder  ein  odtor  wird  darch  kanstlichc  Manoeurres  hervorgerufen.  Die  Ge- 
schichte der  ttlrfcischea,  ägyptischen,  niancher  sUd-  und  mittelamerikanisclicn  Auleiho» 
Emissionen  auf  dem  europäischen  Markt  liefert  eine  Fülle  interessanter  Thatsachen. 
wie  solche  Staaten  ihre  ötientUchen  Ausgaben  auch  ohne  genOgende  Besteuerong  Jahi« 
lang  fieansiell  zu  bestreiten  vaBsteo.  Verblagninvon  iat  hier  hlolig  die  Function  dei 
modernen  credit-mobilierartigen  Elfucten-  und  Emissionsbanken,  in  neuesier  Zeit  auch 
der  deutschen.  (S.  (j.  Cohn  in  der  Tübinger  Zeitschrift  IS7f>  und  1^77  iH^r  ii 
auswärtigen  Anleihen  au  der  Luüduuer  Bfirse,  „ein  Beitiag  zur  Lehre  vom  Lutt^- 
aehmergewinn'*,  beioiiden  XXX  II,  414  C,  über  südamericanifohe  Emittionea.  Geb« 
Aegypten:  biitaire  finandöre  de  r£gyfte  depois  Said  Pasch»  1851—76,  Fade  1878.^ 

Man  niiiBs  in  solchen  Fällen  freilich  die  eigeDtbllmliche  Lage ! 
bertteksiehtigeu,  in  weldie  gerade  in  unserer  Zeit  die  Staaten  der 
Udneren  und  ürmeien  Volker  versetat  sind. 

Sie  machen  an  eich  wlbet  Uinliche  Aiisproohe«  wie  die  Staaten  grosser  oid 

reicher  Völker,  und  werden  dun  h  die  internationale  Concurrenz  in  politischen,  mili- 
tärischen Dingen  und  in  ("ulturbestreliunpen  fast  g^enOthigt.  möglichst  »gleichen  Schritt 
in  den  „ölfentlichen  Aul'vuudungen'  zu  halten.  Ihre  eigene '  Folkswirthschaftiicbe 
Leistungsfähigkeit  ist  dazu  aber  zu  gering.  Die  nnreim^dUcbe  Folge  ist  <iaas  dm 
S«,liul'1 -iimn  lu-n  fast  um  jrden  Preis,  so  lange  es  geht,  namentlich  die  Aufn.ihmc 
auswärtiger  Schulden.  Die  neuere  Kinanzgcschicbte  mancher  06t-  und  sttdearopaischea 
und  sod-  and  mittelamerikanischen  Staaten  findet  hierin  tbeilweise  ihre  Eliklämng  and 
immerhin  einige  Entschuldignng.  Letztore  gilt  freilich  nicht  auch  für  die  specolatiren 
Bankliäuser  und  Actienbanken .  welche  die  schlechten  Srliuldscheine  solcher  Sisatei 
in  ihrem  Heimathiandc  um  ciiies  un">öliden  Gewinns  willen  rerbreiten. 

Auf  die  tinanzielle  und  voikswirthsLhaftlicbe  Heurtheilnng  dieser 
StaatBSchuldenpolitik  ist  an  dieser  Stelle  nicht  iiiHier  einziigehcu. 
In  dem  practisch  besonders  wichtigen  Falle  der  auswärtigen 
Anleihe  sind  die  Folgen  fUr  das  abborgende  Land  äholiehe  wie 
bei  der  obigen  Ausbeutung  des  Auslands  dnrch  Tribute. 

Zeitweilig  wird  eine  künstliche  BliltLe  erreicht,  die  aber  gewöhnlich  scbon 
schlimme  Seiten  genug  zeigt,  Verschwendung  ötfentlicher  Gelder  u.  s.  w.  Mit  der 
Stocfcung  der  Zinsahlung,  welche  letztere  oft  nur  ans  neoen  Anleihen  bestritten  wofder 
erfolgt  der  Zusammenbruch,  welcher  dem  weiteren  Schuldcnmachen  freilich  zun&chit 

ein  jf^hes  Knde  macht.  Das  Ausland  hat  dann  da:»  Narhsclieu,  einen  deßnitirca 
Kapualrerlust ,  der  leider  zumeist  die  Mitteldassen  triüt,  welche  sich  die  fr^äoo 
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Fiipiere  haben  aufb&iigeD  Immh  oder  durch  diu  Reclame  veranlasst  vurdon,  sie  sa 
»aafen.  Die  Folkre  ist  alsdann  gleichzeitig  eine  iin>rUnstigere  Vertheilong  des  Volks- 
rermOgens  unter  den  Okotioinischcn  Berölkerungsciasüeu  des  ausleihenden  Landes. 
Eia  bcMAden  diancteristiaebes  Beispiel  UcÜBit  dts  Sehaldeaveten  der  Türkei  Mit 
dem  Pftriser  Fdeden  von  1866  and  wiedemm  Yorginge  im  Gebiete  Amezicsae. 

P.  —  §.  110.  Die  sc  Ii  1  icssliche  Nothwendigkeit 
eigentlicher  Besteuerung. 

Alle  dies;e  Auswege  zur  Vermeidung  der  Besteuerung  bei  einer 
VennehruDg  der  iUleutiichen  BedUrt*ni«^se  bilden  nach  dem  Voraus- 
gehenden nur  Ausnabmen  in  der  tiuanzgeschichtlicben  Entwick- 
iong.  Sie  können  nur  seitweise  unter  besonderen  Umständen  be- 
schritten werden  oder  geben ,  wie  im  Fall  der  Finanzregalien,  in 
Betteaerang  Aber.  Insofern  tritt  schliesslich  doeh  stets  die  Noth- 
wendigkeit eigentlicher  Bestenerong,  bez.  einer  Vermehrang  der 
letzteren,  ein,  soweit  nicht  etwa  grosse  neue  pri?atwirthschaltliche 
und  Gebahrenzweige  gegründet  werden  können,  welche  dem  Staate, 
der  Gemeinde  u.  s.  w.  dit  ect  Einkommen  aus  Grund-  imd  Kapital- 
cigenibmu  und  aus  gewerblichen  Thätigkeiten  zuttihren. 

Die  Entwicklung  der  Besteuerung,  namentlich  die  That- 
sache,  dass  überhaupt  und  in  immer  grosserem  Um  hinge  Steuern 
eintreten  mttssen,  ist  demnach  in  der  That  ursächlich  zurück- 
zuführen  auf  die  Entwicklungstendenz  des  (zwangs-) 
gemeinwirthschaftlichen  Systems  bei  aassohliess- 
liebem  oder  stark  ▼orwaltendem  Privateigenthnm  der 
Privatwirthscbaften  an  den  sachlichen  Productions« 
mittein  (§.  106). 

G.  —  §.  III.  Die  Art  und  Weise  der  Entwicklung  der 
Beateaeruog  oder  die  Ausbildung  des  prac tischen  Steuer- 
systems und  der  Stenerarten. 

Sie  hftngt  zunilchst  aueh  wieder  von  der  Gestaltung  der  Volka> 
wirtfascbaft  und  zwar  nunmehr  speeiell  von  derjenigen  des  prirat- 
wirthsdiaftliehen  Systems  ab.  Diese  Gestaltung  aber  wird  wieder 
durch  rechtliehe  Momente,  die  Einrichtung  der  Priirateigenthums- 
mid  Erwerbsordnung  und  der  ganzen  wirtlischaftlichen  Rechtsordnung 
für  jenes  System  bedingt  und  steht  mit  der  Vertheihiug  des  Ei^en- 
'hnms  an  saeblichtn  Production^smiiteln ,  Boden  nnd  Kapital,  unter 
den  Privatwirthsehaften  selbst  in  enger  Verbindung  Davon  hängt 
dann  wieder  die  Vertheiiung  des  Volkseinkommens  unter  den  Privat- 
wirthsehaften wesentlich  mit  ab. 

In  Folge  dieser  Zusammenhänge  und  Oausalverhttitnisse  mnss 
auf  eine  VerSndernng  in  der  Gestaltung  des  privat- 
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wirtbscbaftHohen  Systems  regelmässig  eine  Verändernng 
in  der  Art  der  Bestenenuig  folgen.  Besttgliebe  Tendenzen  seigt 
die  Stenergesehiehte  aneb  allgemein. 

Dias  wird  erst  unten  im  4.  Kapitel  silier  nachgewiesen  werden.  Dm  iancKu 
Zasammenhang  /wischen  den  Veränderongen  im  priratwirthschaftlicht  n  System  ond 
den  Arten  der  Besteuerung  hat  besonders  Rodbertus  in  seinen  Aufsätzen  zor  (k- 
Bcfalchte  der  TOraiachen  Tribotstenem  dargol.  gt,  —  ein  aoost  baoiii  beachteter,  aoeh 

Ton  den  Historiltern  gewöhnlich  übersehener  (iesichtspnncf.    Kodbcrtus  zeid. 
die  Auflösung  der  alten  Wirthschaftscinhcit  des  Oii»os  durch  vermehrte  Arbeit»-  i 
theilung  bei  eintretciuler  freier  Coucurrcüz  uud  begiuueinler  schärferer  Trennung  tob 
atldtiacher  und  lindiichcr  Arbeit  ursächlich  auf  Veränderungen  in  den  Steuern  ein- 
wirt;t  •    Er  fnbrt  den  Unterschied  zwischen  antiken  und  modernen  Steoerprincipien  i 
auf  den  Unterschied  in  den  privatwirthachaftlichen  Verhältnissen  suzttck.  S.  besooden 
Uildebrand's  Jahrbttcber,  IV,  342  £  bis  356,  403  (f.  (wegen  der  Tecbimhing  toü 
Fabrikation  mit  der  Bohproductioa  in  derselben  Wirthschaft  ist  das  prorincieDe 
Bodentribut  keine  reine  <irundsteaer,  sondern  zueleich  eine  Re«»toaenjng  des  gewerb- 
lichen Kapitalgcwiüüs,  S.  407);  V.  137  ff.  („Verfall  dos  Uikos,  Auflösung  des  einen 
•icb  selbst  genügenden  antlkeii  Haosbalts  in  eise  nebr  qotlitntire  Vertfaeilang  des 
Nationalvermögens",  unter  dem  Einfluss  des  Freihandels  bei  voller  ..Ruhe  und  Ord- 
nun?"  in  der  bt\rja:erlirhen  Gesellschaft  in  den  ersten  JahrlnuKiertcn  i}cT  K-Aisi^mi* 
S.  139),  206  ä.,  2^0  Ü.,  291,  297,  299  ff.,  307  (nothwendiger  liiuzulriit  anderer  SteaeiL 
xon  Bttzjgertribm,  als  sich  die  ^pfodnrtioiwirirdiSGhaftlicbe  Einheit  des  Hauses^  aaf> 
löste  und  das  eine  Bür^'ertrihnf  niclil  mehr  ,, alle  vorÄcliiedenartigen  Vt  r:nn2-en«;bestand'- 
theiJe  und  Enrerbüzweige"  traf.  ü.  311),  VIII,  a-'öti.,  12.t,  387  (Ueförderung  der 
localen  Scheidung  der  Rohproductions-  und  Fabrikationsarbeiten  durch  das  rnr  Blatbe 
kommende  Golonatsystem ;  Einwirkung  auf  die  Besteuerung  S.  3bS;  besondere  höbert 
Besteuerung  des  Fabrikationskapitals  durc!.    it.  !  f^heres  tributum  ca].itis  fur  die  arti- 
licea,  S.  393,  395,  als  fttr  g;ewdhniiche  Haus-  und  Feldsclarenj.    Vgl.  Fin.  lU,  §.  b 
Ms  10. 

Niebt  nur  in  die  Entwicklong  der  Besleaemng  «beibaiipt, 

süDdem  auch  in  dicjcuige  der  Stc uerarten  greifen  ferner  die 
wirthsebaft liehen  und  die  socialen  Parleiungen  mehr  oder [ 
weniger  entscheidend  ein.  Es  entstehen  dadurch  in  der  Praxi> 
um  gewisse  bteuerarten  wirthschaftliche  und  r i  n  1  e  Steuer- 
käropfe,  deren  jeweiliges  Ergebniss  dem  ganaien  Öteaers>  fitem 
oft  das  cbaracteristische  Gepräge  aufdrückt. 

Nttber  wird  ancb  bieranf  erst  später  einzugeben  sein.  Zor 
vDrittnfigen  Orienttraog  m()gen  folgende  Bemerkungen  dienen. 

Unter  dem  Einflnss  der  Entwicklung  des  priTatwirthsebsft- 
liehen  Systems  und  der  dabei  eintretenden  Arbeits-,  Berafs-»  E^ 
werbs-  und  Besttztheilung  bilden  sieb  wirtbsehaftllebe  Inter- 
esse n  g  e  g  e  n  s  ii  t  z  e  der  V  e  1-  s  c  h  i  e  d  e  n  e  n  Berufs-,  Erwerbs- 
und  Besitz  kreise  der  besitzenden  Classen  aus,  woiau» 
Einflüsse  aul  die  Wahl  der  Stenerarten  hervorgehen. 

Dahin  gehören  namentlich  die  üegensätzc  zwisoheu  (irundOesiti  und  beveglicheu 
Kapitalbesitz  nnd  zwischen  Land  und  Stadt;  zwischen  Gross-  and  Kleinbesitz  dort. 
Hansbesitz  und  Gewerb^tricb  hier;  zwischen  ßentcnbozug  aus  Verpachtung,  Ver- 
miethung  und  Verleihung  fon  Kapital  und  selb^^t  erworbenem  Ocwerbsj^winn ;  zwischen 
Gross-  und  Klcinindustrio,  Fabrik  uud  Handwerk;  zwischen  Handel  und  Gewerbe; 
zwischen  msterieller  Prodoction  nnd  liberalem  Benif  (Beamte  n.  s.  w.)  und  ihalich« 
F&lle  mehr. 
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E-  liit-r  iniuiei  dio  Vorändertin d  >  :  A  rbei  tsth  uil  uu  and  der  damit 
üttlü  xusauuneAliäogendcD ,  theiia  zu  ihr  tUbreiidea,  thcils  wieder  durch  sie  henror- 
rerafenen  Tbeilnnf^  der  Besitzlcatef orleen  und  Cinkommeuarten  inHbe' 
summend  für  die  Arten  der  Batrteuerang  uud  fur  die  Vcrändcmngeii  darin.  Jeder 
Jkonomische  Erwerbs-,  Benifs-  und  Besitzstand  und  jcd.  i  daraus  henrorgehende  poli- 
tiäciie  .JStaod''  sucht  die  Steuerlast  dem  anderen  Stande  zuzaw&kco,  iadem  er  solche 
SteoeFaiten  iK^ttnstigt,  wdcbe  nicht  ihn,  sondern  diesen  anderen  Staad  Torzngsvelsa 
r  fT'-n:  der  Stndt.  r  ist  der  ländlichen  Grundsteuer,  der  Landmann  den  ut&dtischeil 
:>t£a«m,  der  Gewerbe-,  Kapitalrenten-,  Einkommen-,  fiOnensteuer  a.  s.  v.  g:tttttttig. 

So  ergeben  sieb  zwiecbeii  diesen  ,,8tftnden"  die  wirtbscbaft- 
liehen  Stenerkftmpfe,  welebe  einen  groeeen  Theil  der  Steuer* 
geschiobte  der  Volker  bilden.  Diese  Kämpfe  berühren  sieh  vielfaeb 

mit  den  eigentlich  politiscben,  zwischen  den  verschiedenen  politischen 
8tänHen  geführten  (§.  118  f^.)  und  mit  den  socialen  Steuerkäiupteo, 
decken  sich  aber  mit  beiden  nicht  völlig.  Anch  in  Betreff  ihrer 
i8t  der  enge  Zusammenhang  mit  der  Gestaltung  des  privatwirth- 
scbafth'chcn  iSystems,  seiner  Bechtsordnung  tUr  Erwerb  und  Be- 
litz und  seiner  Einkommen-  nnd  Vermi^gensvertheilaog  nicht  zu 
ttbcrsehen. 

Vielfaeb  noch  sehärfer  treten  sieh  die  Interessen  der  be- 
sitzenden nnd  der  nicbt-besitzenden  Classen  gegenüber,, 
was  wieder  eigenthttmliohe  Folgen  ftür  die  Wahl  der  Stenerarten 
Qod  fftr  die  Wahl  der  Einricbtongsgrandsätze  bei  einer.  Stenerart 

2U  Laben  prtegt. 

Die  besitzenden  Cla:>Min  suchen  z.  B.  auf  die  anderen  die  Steuerlast  besonders 
ia  der  Form  der  sogenannten  üidifecten  Verimnehsbestenening  tm  Gogenailnden 

ebes  aUf  emeineren  Verbrauchs  in  der  ganzen  Bevölkerung  und  in  den  unteren  Ständen 
ra  Welzen .  sobald  diese  Kreise  in  etwas  verbesserter  Lebensweise ,  namentlich  im 
Cöosam  Ton  sogenannten  Luzusnahrungsmitteln  und  Getränken,  einigcrmaatiäea  eine 
otaete  virthschaftliclie  Leistnngsfftbigkelt  teigen.  Und  umgekehrt  tritt  mit  der 
Emancipation  der  «nf-  r  n  Glossen  and  der  Entwicklung  ihres  Classcnbcwusstseins  bei 
dicMjD  das  Streben  her\or,  diese  Verbrauchssteuern  zu  vermindern,  weil  sie  di*^  klcinrn 
U'Qte  relativ  schwerer  als  die  wohlhabenden  Classen  belasteten  ;  sowie  durch  Nt  irk-  r.; 
B<>9tciienjng  des  Bealtzes,  durch  directe  Steoem,  progreesivc  Einkümmcnsteueni,  Erb- 
^  baftsteoern.  LnTU'stonern  n.  s  w.  der  grosseren  Stencrfähigkcit  der  besit/j mkii  und 
d«i  Classen  höheren  Einkommens  die  Steuerlast  zuzuw&lzen.  Um  so  mehr  und  um  so 
bewnsster  tritt  dies  Streben  hervor,  je  mehr  ^ch  PriratndchÄnm  aosbildet  lud  hei 
Einzelnen  concentrirt  und  je  mächtiger,  neben  oder  statt  eigenen  ökonomischen  Ter- 
«tteosts,  Moese  „Specnlation*',  „Gonjanctnr*'  and  „Glttck"  hier  eingreifen. 

Diese  Interessengegensätze  führen  dann  zo  den  eigentlich 
locialen  Stenerkärapfen ,  welebe  begreiflicher  Weise  in  nnseren 

Tagen  schUrfer  als  noch  je  in  der  Geschichte  hervortreten,  weil 
die  unteren  Classen  durch  vermehrte  allgemeine  Bildung,  politische 
Rechte,  8<K'iale  Iheoiieen  und  .\gitationen  «um  vollen  Classen- 
bewusstscin  erweckt  sind.  Ancli  iiier  ist  Jetzt  nur  daran  zu  erinnern, 
da88  diese  Kämpfe  in  volkswirtbschaitlicher  Beziehung 
«bes  das  Prodnct  der  Entwicklung  des  privatwirth- 
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8c baftli eil  c  n  .Systems,  seiner  Recli t  :^orda uüg  und  der 

anf  dieser  Grundlage  sich  volUiebeQden  EiukommeD-  and  Ver. 

niOgeDSvertheilang  siod. 

SohnoUar  in  Holtmidotff-Brfliktaiios  Ji^iibacli  1877,  8.  IIS,  SUii, 
Flu.,  4.  A.,  n,  4U  £ 


2.  Abschnitt 

JMe  iBettnunnf  to  tinmr  B«dehiuigr  ntr  inneren  ptUtlMhai  T«iliMiut 

«Ii  wtm  i^littoehen  StiUUtewewn* 

§.  112.  Literatur.  Kiii  bc^üglichtii-  Abichuitt  fehlt  bei  Kau.  Liu/vluc  Be- 
nerirangen  paaBin.  s.  B.  §.  249  Vote  a.  Bei  dem  «Bg«n  Zasunnenhu;  der  Ent- 
wicklung der  Bostcüerang  loit  der  politischen  Verfassung  ist  ein  solcher  Abscbniu 
aber  auch  iu  der  Finanzwissenschaft  unentbehrlich.  Vgl.  Stein,  Kin.  3.  A.  „Beck 
der  Steuer  und  Geschichte  des  Steuerwesens"  S.  310  ff.,  4.  A.,  I,  402  ff.,  500  ff.,  5- 
n,  I,  361  ff.  Boscher.  Fin.  2.  Buch,  S.  Kapitel.  Passim  mehrfach  Voekfi,  Ab- 
gnbaa  n.  I.  W.;  auch  das  1.  Kapilrl  «l'^s  Bands  III  uit-iiio  Finanzwcrks. 

YomeiDlich  gehört  die  Literatur  der  (ieschichte  des  Olfcatlichen  Recht« 
und  diejenige  des  poftitiren  Staatsrechts  hierher,  nameiitlieh  die  deotselie  (s.  oh« 
in  §.13  die  Citate);  aus  jener  rn-;>cbichtc  besonders  die  Entwicklung  der  Parlamente 
in  den  eigentliclicn  Staaten,  der  Landst  uiH*'  in  den  dcufschen  Territorien,  des  pari*- 
mentacischen  und  ständischr^n  Steuerbewüligungsrechts  speciell.  Iu  alten  Deut»chefi 
Beleb  sind  andi  die  Wahl(  aj  itulatieiieo  ta  enrihnen. 

S.  /.  B.  Uber  fir  deutschen  Verhiltnisse:  Eirhliorii.  Deutsche  Staats-  uni 
Rcclifs^foschichte,  5.  Aufl.  n  A.  II,  §.  S06.  III,  i^.  423  fi.  ^ulier  die  Entstohanp  J^r 
laudstkndischen  Verfast.uug,  Literatur  darüber  S.  227\  427,  43S,  IV,  §.  47"  (Walil- 
capitolation  Karl  V.,  Reichssteuern  nicht  ohne  Bewilligung  der  sechs  Kurfarsteo 
aasschreiben,  §.  537;  §.  540,  ."»47  (landstfindisclie  Steuerbevilligung  in  den  Territorien 
im  10.  und  17.  Jahrhundert),  §.  505,  590  (landstindische  Stcucrbevilligung  wird  nach 
dem  30jährigen  Kriege  durch  die  steigende  Macht  der  Laudeshoheit  heral)gedrt)ckt), 
§.  61<)  (Wrfassung  der  Deuti>ehet>  Lande  nach  Auflösung  des  Beichs).  —  Walter. 
DeutM  he  Rechtsgeschichte,  2.  Aufl.,  Bonn  1857,  g.  127,  269  ff.,  304  ff..  359  ,  866. 
370—372.  —  Zöpfl,  Deutsche  Rechtsgcschichte,  4.  Aufl.,  1&72,  IL  §.  40  (besonder 
Nr.  m,  a  220),  §.  50,  §.  54  (die  Landtage  in  den  Territorien  bis  com  14.  Hht- 
hundert,  über  Stcuerbewilligung  S.  2S8),  §.  75.  —  G.  Waitz  p&'sim  in  den  Abschnitte« 
über  Finanzwesen  in  «einer  Deutschen  Verfassungsgeschichr-  besonders  il  (2.  A.  IS'O), 
Kap.  7  ^merüvingische  Zeit),  IV  (1.  A.  J861),  Kap.  6  (carulmgische  Zeit),  VIll  (1878), 
Kap.  15  (9.  bis  12.  Jabrbanden).  —  K.  A.  Zacbarii,  Deatsebes  Staats-  and  Baedes- 
recht,  2.  A..  besonders  von  dor  laiidstaiidischen  Verfassun>i;  der  Deutschen  Bundes- 
staaten I,  536  ff.  (Literatur  daselbst);  dann  II,  474  11.  von  den  Steuern  und  dem 
Bcsteucrungsrecht  in  den  Deutschen  Staaten,  besonders  Uber  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung dieses  Rechts  S.  479  ff.  —  Aus  der  Speclallitcratur,  welebe  die  Entwicklung 
der  Steuern  iu  Verbindunsr  mit  der  des  ßflemlir};- n  I? !  s  genauer  hfli.nideli .  s.  di 
in  Fin.  III.  S.  34  genannten  Monographieen  und  Aufaktze,  voran  (i.  Schinolicr  ^ 
Arbelten  (Epochen  der  preasslschen  FinaozpolitUc,  Jabrbocb  1877  and  in  seinen 
Jahrbuch  1885  ff.);  ferner  Krics  (Schleäien),  Hoffmann  (Finanzwesen  von  WOiteoi- 
berg  zu  Anfang  des  IR.  Jahrhunderts.  Tübingen  1840),  Falke  (Kur-Sachsen),  Zcomcr 
(Städtosteueru),  L.  Uofmann  (Baicm),  v.  Zakrzewski  (die  wichtigeren  preus&i^chcu 
Beformen  der  directen  llndlichen  Stenern  im  18.  Jabrbaadert,  1688),  H.  Bielfeld. 
(Ge>eliiehfr  de.s  uiapdeburgischcn  Steuerwesens  von  der  Rcformationszeit  bis  ins 
18.  Jahrhundert.  1*^»«^  .  n.  n.  m  :  auch  die  Schriften  von  II  II  m  ann ,  Lan  pr.  die  Anf^.Mze 
ron  Vocke;  dsgl.  .In:  Werke  über  die  Güüchichtc  d«ir  Landalande,  so  Unger.  Geschichte 
der  Deutschen  Landstände,  2.  B.,  Hanoorer  1844,  n.a.  m.  (Specialiiterattir  darüber  fbr die 
einzelnen  Deutschen  Staaten  bei  ZachariÄ  a  a.  0..  537  lt.).  üeber  Preussens  jetziire^ 
ntlentliches  Kecht  der  Steuerbewilügang  (mit  Httckblidt  auf  die  alten  landätäudischeA 
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VcrtÄS6iingeri^  r.  Kftnno,  prcussisches  Staatsrochf,  A,  1.  §.  5,  4,  §.68—70.  Ueber 
das  geltende  ßeichsfinaurrccht  v  Rönne,  Staabrocht  des  Deutschen  Reichs,  2.  A., 
n.  1.  Abth.,  S.  65  S*.  and  der  '.i.  Band  von  La  band 's  Staatsrecht  des  Deatschen 
Hoichs  fders.  danlber  in  Hirth's  Annalen  des  Deotscben  R«if']i  ,  VI.  Dog- 
matisch und  principicli  Uber  dio  Natar  der  SteoerverwilligaDg  und  des  Fiiiau/.gei>cätzes 
Fricker,  Tabinger  Zeitschrift  1861,  XVII.  636  ff.,  tlber  das  posfüre  Deotsche  Recht 
daselbst  S.  681  ff.  —  Ceber  England  s.  Gn«itt,  englisches  Verwaltongsrccht  2.  A. 
I.  §.  12  (normannische  Zeit).  S.  277,  287  (mapma  Charta),  S.  820  ff.  (nicliastto- 
diicbe  Zastimmnng  zu  de&  Steuem)',  heutiges  Recht  II,  g.  62,  63,  68. 

Im  Text  luoidelt  e»  sich  nicht  um  die  DusteUnng  des  Stenerbewillignngstecbts 
and  seiner  geschichtlichen  Entwicklung  an  nnd  für  ^ich,  sondern  nur  iiui  die  Dar- 
IflgtBg  des  ZosamiDODhiuigs  dteeee  Rechte  mit  der  Entvicklang  der  Besteaenmg. 

L  Die  Anordnniif  der  Besteuernng. 

§•  118.  Die  BesteneniDg  als  eine  Zwaogsleistnog  von  Saehgfitern 
oder  Geld  Seitens  der  BeyOlkeraDg  an  den  Staat,  an  die  Übrigen 
öffentlleben  Körper  oder  deren  Repräsentanten  (Fürst,  Regierung, 

Obrigkeit)  erhalt  ihre  t  o  rmelle  Regelung  durch  die  iuucre 
politische  Verfassung.  T^nter  letzterer  wird  hier  zunächst 
das  anerkannte  RecbtSTerhaltniss  zwischen  der  Staal^gevvalt  nnd 
der  Bevölkerung  des  Landes  verstanden,  weiter  auch  die  rechtlich 
aoerkannte  (politisch-)  ständische  Gliederung  der  Bevölkerung.  Nach 
dieser  Verfassong  richtet  sich  die  Recbtsform,  in  welcher  Uberhaupt 
eine  Beatenernng  fllr  ^^Offentliehe  Bedürfnisse*'  angeordnet  wird, 
aber  ron  der  Verfassung  b&ngt  anch  der  Begriff  ,,(}ffentli6bes  Be- 
dürfnisse' selbst  mit  ab.  Die  Verfassung  ist  daher,  naeb  der 
Oiganisation  der  Volkswirtbsebaft ,  ein  weiteres  entsebddendes 
Moment  für  die  Entwicklung  der  Besteuerung  und  fllr  die  Ge- 
stakung der  letzteren,  daher  auch  für  die  Ausdehnung  der  ßcöteuerung 
unter  der  Ikvolkening,  lUr  das  Steuersystem  und  die  Steuerarten, 
fu  diesen  Beziehungen  ist  die  yerfassaagsmUssige  stäudiscbe 
Gliederung  besonders  wichtig. 

Sucht  man  zunächst  die  ausserordentliche  Mannigfaltigkeit 
der  gesohichtUcben  Verhältnisse  in  Bezog  aof  die  Anordnung 
der  Besteuerung  auf  typisefae  Grundstfge  zorttekzufDbreni  so  lassen 
neb  deren  nach  den  maassgebenden  politischen  Verfassungen  wohl 
drei  Hauptformen  unterscheiden.  Nur  kommen  diese  Formen 
DStUrllcb  selten  ganz  rein  zur  Rrscbeinnng,  eine  jede  zeigt  manche 
\aueläten  und  die  eine  Foiiii  geht  in  die  andere  öfters  über. 
Immerhin  tritt  aber  in  den  zu  einer  jeden  diesti  liuuptfornien  ge- 
hörigen Fällen  ein  leitendes  Princip  hinreichend  deutlich 
bervor,  welches  eine  solche  Eiutheilung  zu  machen  gestattet. 

In  Kürze  lassen  sich  diese  drei  Rechtsformen  der  Anordnung 
der  Besteuerung  bezeichnen  als  „Auflegung*^  der  Besteuerung 
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SeiteDä  der  Staatsgewalt,  als  vertragsmässige  Kcgeluug^' 
der  Besteaernog  zwischen  der  Staatsgewalt  (Fürst)  und  der  Be- 
völkerung, d.  h.  regelmSBsig  gewissen  Ständen  und  deren  Vertretern, 
nndalflyyVerfaBsnngam&ssigeBewilligung'MerBesteneniDg 
vom  Volke  oder  von  Volkevertretnngen  an  die  Staatsgewalt 

A.  —  §.  114.  Die  Auflegung  der  Besteiiemng. 

Die  VerfaBsnngen  sind  einmal  flolche  mit  politischer  Recht- 
losigkeit der  Bevölkerung  gegenüber  der  Staatsgewalt.  Hier 
erfolgt  die  Anordnung  der  Besteuerung  einseitig  durch  Au  t  l  egung 
Seitens  der  Ötaatstrpwalt  (des  Fürsten).  Die  Steuern  könnten  hier 
in  eiuem  engereu  öinue  des  Worts  Auflagen  genannt  werden. 

Hierhin  gehört  die  Bcsteuernnp  in  eigentlichen  Despotiecu,  wie  besonders 
deuen  des  Altertbums  und  asiatischer  Belebe  von  Altersber  bis  in  die  Gegenwart 
(Tttrkel).  Ferner  die  Besleoeronf  in  absoInteB  Monarohieen,  vie  derjenigen 
des  späteren  rOmischen  Kau^crreiclis  and  denen  des  modernen  Europas  nach  der 
Besie£:nng  der  Stände  und  der  Bcseififrnnjj  der  ständischen  Mitwirknn»^  bei  der  Be- 
steuenioii:  seit  dem  17.  Jahrhundert  bis  in  unsere  Tage  hinein.  Partiell  hat  den- 
eelben  ättnoter  die  Beatonerung  politisch  -  rechtloser  ProvinclalbefOlkemng.  wie 
X.  B.  im  altrömischcn  Keichc.  oder  der  Cnlo nialbevölkenmjijj  Seitens  des  Mutterlands. 
Dasselbe  gilt  von  der  Besteuerung  poIiti!>ch-rechtJoser  Volkse  lassen,  neben  solcheu 
Classeit,  wekhc  etwa  rechtlich  steuerfrei  sind,  oder  nach  einem  der  beiden  anderen 
Systeme  der  Anordnung  bestenert  werden,  z.  B.  von  der  Besteuerung  der  unteren 
LandbcvölkeniniT  im  üi.terschied  von  Adel,  Geistlichkeit  und  Sta  it. n  ;ni  t^nroi  "üächen 
Mittelalter  und  in  der  Uebergaugszcit  seit  dem  1 6.  Jahrhundert,  wenn  auch  die  b&ofig 
bestehende  Abhätigigkeit  dieser  LandberOlkerung  (.HinterBaaBen)  tod  den  befoireditalei 
Stftnden  etwa  für  die  letzteren  wieder  zu  einer  Mitwirkung  bd  der  StaaltbestooeniBg 
ihier  Untaigcbencn  geführt  hat  (£ichhorn  II,  &  460). 

Diese  einseitig  ^^aufgelegte"  BesteneraDg  briogt  Datflriieh  leieht 
besondere  Gefabren,  der  Hftrte^  des  Uebermaftsses,  der  Ungereehtig- 
keit  mit  sieb.  Die  sehlimmeteii  Sliesbr&oche  solcher  Art  seigt  die 
Stenergeschiebte  ancb  bei  diesen  Auflagen"  in  Tielen  Beispielen 
(asiatische  Despotieen,  Einzelnes  Im  französischen  ancien  regime).  In- 
dessen sind  solcbe  MissbrHuclie  doch  nicht  unbedingt  die  nothwendige 
Folge  dieses  Systems  der  Anordnutig  der  Besteuerung.  Wo  sie  beson- 
ders schreiend  j^ewes' u  sind,  wie  in  Dcspoticcn ,  in  ausgebeuteten 
Provinzen,  ist  weniger  diese  Art  der  Auordnung,  als  der  aUgemein 
mangelhafte  Kecbtazustand  daran  schuld. 

In  geordneten  Staaten,  wie  sie  die  nenere  ab  sein  te 
Monarchie  darstellt ,  verdankt  man  dieser  y,Anflegang''  der  Be- 
stenemng  sogar  manche  wichtige  Fortsehritte. 

Diese  Staateform  war  es  vomemüch,  welche  ia  den  letzten  JaluliiiAderlett  die 

beiden  grossen  Grundsätze  der  Gerechtigkeit  in  der  Besteuerung,  die  Allgemeinheit 
iukI  die  G  Ic i'"li  m 5?  »^i irli  eit ,  mehr  und  inelir  der  Verwirklichung  näher  ftlhrtc. 
wobei  nur  die  geschichtlich  ubcrkümmcne  SteucnrcrtHSSung  des  ständischen  St»at8  und 
das  herkömmlich  Bestehende  hier  noch  rielfacli  Scliwierigkelteii  in  Besag  auf  Steoer- 
freilicitcn  und  Privileg!'  n  ina«lite,  welche  die  aheolnte  Monarchie  docIi  nicht  T«n> 
ständig  ttbcrwinden  konnte. 
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Vgl.  Schmoller  Epoclion  u.  w.  S.  5<i  If. .  naiiuntlich  S.  öD  ubor  dcii 
Ueueralbufouscboss,  der  unter  Friedrich  Wilhelm  I.  io  Üstpreussen  aii  die  Stelle  der 
MsherigcQ  rom  platten  Lande  gezahlten  Steoera  trat  und  schon  damnls  za  „einer  relatif 
gerechten  gleichmissigcu  Steucrbclcguug  der  läudlichcn  Wirthschafteu"  führte.  (Nrihcrcs 
bei  Zakrzewski  a.  r.  0 )  Bedeutender  und  allg-emeincr  noch  dio  Sfe:)-Tr-  rorincn  in 
Oesterreich  im  10.  Jahrhundert  (Karl  VL,  Maria  Theresia,  Josef  IL,  Fiu.  iU,  40). 
YenDch«  In  Frank raich,  noch  mietet  onter  Lodvig  XVl.  (Notabetorenammlnng 
?on  1787,  Fin.  III,  §.  50,  Näheres  in  Sfourm.  financcs  de  I'ancicn  ri'dmo  etc.). 

Die  nbiiolute  Monarchie  hat  sich  hier  auch  öfters  Verdienste  um  die  burger- 
iichtüi  Mittel-  BJid  Öie  unterca  Classcn  durch  die  Anbahnung  des  Grundsatzes  der 
ttiateblligerliclien  Gleichheit  erworben.  Der  ihr  oft,  wenn  auch  nicht  selten  mit 
ffhcrtreibungcn.  nacligerulimte  Vorzug:,  dass  sie  kein  Interesse  habe,  eine  Volksclasse 
lor  der  anderen  zq  begünstigen,  bewährte  sich  hier.  Uud  selbst  eine  gewisse  Schonung 
der  aUfemeinen  Stenenraft  ist  im  eigenen  Interene  der  Monarebie  wohl  erfolgt 

Anderseits  sind  wieder  in  Despotieen  nnd  absoluten 

Mona r eil ieen,  auch  den  „aui^^eklarten*'  des  18.  Jahrhunderts,  bei 
der  „Anfleij-ung"  der  Besteuerung  die  Grundsätze  der  Alljcremeinhcit 
nnd  Gleichniässigkeit  gerade  weniger  befolgt  worden,  weil  sie  in 
Widerspruch  mit  anderen  von  dieser  Staats-  uud  Verfafisaugsforui 
?ertretenen  politischen  Grundsätzen  standen. 

Auch  bei  völliger  politiseher  Tit-cbtlobigLeit  des  fraiizeii  Volks  nnd  demnach  filr 
alle  Classen  fehlendem  Recht  der  Mitwirkung  bei  der  Besteuerung  ist  doch  gcwöhn- 
lidi,  wenn  auch  nicht  dem  Henrscber  selbst  gegenüber,  so  doch  in  der  Beföllcerung 
eine  ständische  Gliederung  durch  Uecht  und  Sitte  anerkannt  gewesen  und  hier  auch 
Tom  Fürsten  sreachfct  worden.  Die  höheren  St?ltide  wurden  bcvorrcrlifet"  nnd  haben 
«iQch  in  der  Steiicrverfa^^ung  Bul'reiungeu  uud  Begünstigungen  erlabrcn,  diu  eben  nur, 
XQB  Öntencbied  Ton  dem  folgenden  System  der  Anordnung  der  Besteuerung,  kein 
eigentliches  ..Kecht"  dein  Ilen^chor  gegenüber  bildeten.  Bei  der  grossen  Macht  der 
„Sitte''  auch  in  solchen  Landern  und  bei  der  vieltacbcn  Interessengemeinschaft  des 
Herrschers  und  der  bevorrechteten  Stände  bedeutete  der  Mangel  eines  solchen  ,. Rechts** 
indessen  nicht  so  viel.   Die  Steu*  rbea:unstigung  war  doch  von  na.  hhaltlgen  Werth. 

Unfcr  den  geschichtlichen  Beisi  ii.l  in  dieser  Aiionliiuii^  der  Besteuerung  in  der 
Form  der  „Auflegung"  Seitens  der  Staatsgewalt  allein  nimmt  neben  der  Stouorver- 
bssung  der  modernen  MoiMfcbie  diejenige  dos  altrSm Ischen  Reichs  in  der 
Ktiscrzeit  die  AufmerksamluMt  auch  für  die  Finanzwisscnsebaft  besonders  in  An- 
spruch. Diese  Steuencrfassun^  nähert  f?jch  durch  die  allgemeine  Ausdehnung  der 
ffirccten  Personal-  und  (irundsteuer  und  durch  die  Art  ihrer  Anordnung  immer  mehr 
den  SteneTTerfassnngen  der  orientalischen  Despotieen.   Aber  sie  Fcnrirklichio  doch 

die  nrundsätze  der  Allgemeinheit  und  Glcichiii;i>-.iglieit  in.  lii  und  mehr  und  er- 
innert mit  ihri-n  Katastriniugen,  Steii'-rrollcn  und  Erhclmit- .aiton  an  die  Steuerreformen 
ics  modenitiu  „aufgeklarten  Dcspouamus  "  seit  dem  17.  und  IS.  Jahrhundert,  wo  auch 
AUes  möglichst  „rationell*"  gestaltet  wird,  liier  wie  in  so  Manchem  ist  das  alt- 
•'^mi-clio  Kaisiirreich  ein  Vorbild  ilor  raoil  rnen  (jrosssta.itcn.  (Vgl.  Fin.  III.  §.  1).  10. 
Marquardt  II,  198  ff.  über  die  Steuerreformen  unter  Augustus.  und  217  tf.  unter 
IModetian  und.  auch  hier  vielfach  abweichend.  Kodbcrtus  aber  die  römischen  Tribat- 
steoem  in  Hildebrands  Jahrbüchern  a.  a.  0.  Das  Streben  nach  gleichmfissigcror  Vor- 
ibeüaria  di-r  Steuerlast  unter  die  einzelnen  Grundhcsitzfr  nnd  Bewohner  isf  !.  iti-ndcs 
Princip.  Im  Einzelnen  Vieles  unsicher«  auch  von  Kodbertus  wohl  nicht  immer  das 
Ittchtige  getroffen.). 

B.  —  §.  Iii/.  Die  vertragsmäöbiije  Kegeiuu^'  der  Be- 
steuerung. 

So  IHsst  sich  wohl  richtig  die  Anordnung  der  liolcuennig  in 
VertassnngszuBtäuden  bezeichnen,  wie  »le  dem  Lehens-  und 
8tändi0chen  Patrimonialstante  des  gennaniBoh -romanischen  Mittel- 
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alters  eigen  waren.  Ein  (^ffentUcb- rechtliches  Moment  in  der  Be- 
stenernng,  eine  Verpfliebtnng  des  Volks  oder  einzelner  Stände 
Stenern  zn  leisten,  bei  notbwendigem  Bedarf,  bei  „Landeanotli'* 
nnd  Gefahr  fehlt  zwar  ancb  hier  kanm  röUig  (Fin.  III,  g.  29). 
Bestimmte  einzdne  VerpHiebtungstlille,  wie  die  bekannten  drei  des 
Lcheiiiechts  (Ritterschlag  des  Sohns,  Verheiratbung  der  Töchter, 
Auslüfiung  des  llerru  aus  der  Gefangeiiscliat't)  finden  sich  ansser- 
deni  zienilicb  allgemein.  Aber  es  tritt  das  Alles  zurück  i^egeo  die 
gewissermaassen  privat  rechtliche  Auffassung  und  i5ehandlung 
der  Beziehungen  zwischen  der  Staatsgewalt  (dem  Fttrsten)  and  dem 
Volke  nnd  der  demgemüssen  Regelang  der  Bestenemng. 

Vgl.  Fin.  III ,  §.  29  (T.  ttbor  dio  Eotstehuag  und  Entwicklung  der  Stouenrirth- 
bchaft  in  den  deutschen  Territorien,  besonders  §.82  tiber  Wosen,  ürepmng  und  Eot- 
wicklaog  der  Beden  (daselbst  Literatur,  s.  besonders  Zeamer  a.  a.  0). 

IN«  VenniscIiiiDir  dos  Staats-  und  Hof^Hansbaltes.  dio  Vorpflichtonr  d«8  Landea* 

herrii,  diese  lieiderlci  Aasgaben  zonriclist  aus  seinem  Domanium  nnd  aus  uen  g:ebilhren- 
artig^eii  Eiiijjalim<'ii  hei  der  AnsUbuug  der  Iloheitsrechtc ,  aus  Fitiauzregalien  zu 
bebtreiteit  ^liu.  I,  §.  214,  215),  liessen  eine  klare  Pflicht  lur  Sieuer/ahlun^  nicht 
laicht  aafkomnen.  Reichen  die  gewöhnlichen  Einnahmen  aus  diesen  Quellen  nicht 
aus  oder  treten  Ix  sondere  Nothfälle  u.  dgl.,  wie  Krieg,  Gefangenschaft  des  Landes- 
herm,  ein,  so  wird  zwar  eine  Verpflichtung  des  Voiles,  Steuern  zu  gewähren,  von  der 
Staatsgewalt  geltend  gemacht  nnd  Tom  Volle,  bez.  ron  den  Ständen  anch  in  gevisseB 
Um&Dge  anerkannt.  Darin  liegt  dm  auch  hier  mitspielende  Olfontlich  -  rechtliche 
Moment,  welches  dann  in  weiterer  Entwicklung  zu  der  dritten  Anordnungä>furm ,  der 
rerfassungsmässigeu  Bewilligung«  foHlhtt  hat  Aber  sogar  in  Z^tm  der  Kricgsnoth, 
wo  bei  deutficli  mit  forhandanem  Interesse  des  Vidb,  bes.  der  Sliodo  seibat  Bocli 
am  Ernten  dieser  öffentlich »focbtliche  Character  der  Besteuerung  hervortritt,  erfolgt 
doch  die  Anordnnnj^  d^r  letzteren  zwischen  der  Staatsgewalt  einer-  und  den  St&ndea. 
dem  Adel,  der  (iei^tliciikcit,  den  Städten  andererseits  wie  in  einem  freien  Vertrage, 
und  ToUeods  in  anderen  Fällen,  wo  es  sich  mehr  tun  die  Deekonip  normaler  Angaben 
oder  unbestritten  um  fürstliche  Anc^elegenhclten .  ^.  B.  um  Til^rung  und  Verziosong 
von  Schulden  handelt  —  deren  Aufnahme  im  oder  mit  im  Lande^interesse  etwa  nur 
ein  Motiv  der  Steuerforderung  abgiebt  —  wird  wie  zwischen  zwei  freien  Vertrag- 
schtiosacnden  Uber  die  GevibiQns  der  Steuer  swlicbea  dem  Laadeabemi  aml  den 
Ständen  verhandelt. 

So  wird  ausdr&cklicb  eine  Verpflichtung  der  Stände  zur  Steuerbewilliguog  ab- 
geiriesen,  die  Steaer  nnr  als  Zeichen  des  guten  Willens  bingestellt,  diea  Ret^ittfer* 

hältni^s  und  diese  Aoffassnng  auch  vom  Landcsherm  anerkannt  und  far  die  Steuer 
gedankt.  Die  Steuer  wird  narh  ümfanp.  Art,  Zeitdauer  genau  bestimmt  und  als  vor- 
übergehende Maassregel  bezeichnet.  Bedingungen,  wie  Bestätigung  voit  Bechten, 
OewähranfT  von  Privilegien  nnd  Freiheiten,  werden  geswUt  nnd  zugesagt,  Versprech- 

nnpen  ausbcdnn^cn.  Dt-r  Zweck  wird  ^e^teL•sef/.t ,  wenigstens  im  Allgemeinen,  wenn 
auch  der  Enraj;  der  einmal  bewilli;,rtcn  Steuer  nacli  dem  für  die  Ausgabetiverwahiiog 
bcstehetideü  Kiimiarccht  der  Zeit  dem  Fürsten  mitunter  ohne  weitere  Ooutroie  zu  ver- 
wenden iiberlamen  wird. 

In  Allem:  der  Vertragsgesichts punet  des  do  nt  des,  keine 
Identit&t  zwiseben  Staats-  nnd  Volksinteresse  nnd  keine  eigentlieb 

rechtliche  Verpflichtung  zur  Steaerleistung  behufs  Deckung  des 

ganzen  Finanzbedarfs. 

Ein/olüü  Beispiele  aua  Brandenburg  1342,  Salzburg  1327,  Obcrbaiern  1302, 
1307  bei  Bau,  Fin.  I.  Note  a  zu  §.  24».  —  Eichhorn  II,  §.  306  (besonders  Aber 
die  BeteX  UI.  9«  ^26,  IV,  647.  Ueber  den  Bcfriff  „Bade**  oder  „Bitt«*«  s.  besoaden 


Digitized  by  Google 


V«iliigmlitig6  Bogdiug  der  Beataiittnuif  . 


275 


Zcumer  a.  a,  0.  S.  36  ff.;  von  „bitten"  herrührend,  früh  mit  Steuer  ideniiscb,  auf 
diü  Ursprung  der  Besteuerung  in  den  Territorien  hinweisend  (die  Ableitung  de$  W  orts 
ron  bieten,  gebietra,  bei  Leng,  oder  reo  Bete,  gleich  Hilfe,  bei  MOner,  ist  aef- 
zogeben),  lateinisch  precaria,  precatio,  precatura,  petitio,  s.  Waitz,  Yerfa^äungs- 
geachichte  VUI,  394  ff.,  Hn.  III,  §.  32.  —  Beioiiders  lehrreich  sind  die  Verband- 
langen  in  Sachsen,  bei  Fallic  a.  a.  0.,  und  in  Schlesien,  bei  Kriei»  a.  a.  0., 
2.  B.  Kries  8.  5,  23  fH  (die  Blenteoer  von  1540  seil  uecb  Abiauf  der  bestfmntea 
Zeit  g^auz  tüdt  und  elie  Mia")«  wo  die  Belege  fttr  die  ieitenden  GmndzQge  der  Ge- 
staltung im  Text. 

Die  politische  Voraussetsang  einer  solchen  Anordnung 
der  BesteneniDg  war  ein  noch  wenig  entwickeltes  Staatsleben,  daher 
ein  geringer  Finansbedarf.  Die  ökonomisch  - finansielleVor- 
aassetzttng  war  das  Vorhandensein  anderer  Einnahmen,  aus 
Domftnen  n.  s.  w.,  Gebühren,  Regalien,  welche  wenigstens  för  ge- 
wöhnlich in  der  Haaptsache  ausreichten. 

An  cinzeiuen  Einnahmen  eigentlichen  Stcuercharacterä,  welche  von  dieser  ver- 
tngsm&üsigen  Gewlbning  nnabb&Dgig  waren,  hat  es  dabei  anch  nicht  immer  gefehlt: 
ältere  fe^te  Steuern  vom  Grund  und  Boden,  rom  Hause,  welche  ein  für  allemal  zu 

leisten  waren  untl  als  eine  Vcrpflichtunjr  von  Alterslicr  anerkannt  wurden,  aber  welche 
hlliau:^  djnii  aber  uu)  so  weniirer  eine  Sreu«jrpflii;lit  bestand,  altere  Zolle  u.  dgl.  m. 

Im  EinztliuMi  s^ind  die  Verhältnisse  manchfach  verschieden, 
<ler  ^anze  mittelalterlicbe  Keicbtbum  an  individuellen  Ge8taUungen 
tritt  aoch  hier  hervor,  aber  das  Princip  ist  überall  ziemlich  daeBclbe. 

Je  nach  der  Stellung  des  Ktfnigthnms  zum  Land  und  Volk, 
nach  der  Entwieklong  ded  Lehenswesens  nnd  der  Änabildnng  mehr 
oder  weniger  selbständiger  Territorialherrschaften  ans  dem  orsprttng- 
Ucben  Patrtmonialgebiet  nnd. dem  damit  verwachsenden  Lehens- 
gebiet finden  sieh  weitere  Unterschiede  nach  Land  nnd  Zeit.  Der 
üebergaug  zur  dritten  Anordnungslorm  der  Besteuerung,  zur  ver- 
tassnngsmHssi^n  Steuerbevvilligung,  gestaltet  sich  danach  ver- 
bibictlciJ.  Di(  Keu  li>-  und  Landessteuern  erhalten  n  iiher  und  deut- 
licher den  üüentiicb  -  rechtlichen  Character  autgeprägt,  als  die 
Territorialsteuern.  Jene  werden  aber  auch  namentlich  in  Deutsch- 
land mit  dem  Verfall  der  Reichsgewalt  unwichtiger,  letztere  mit 
der  Ansbiidung  nnd  Verselbständigong  der  TerrLtorialherrschaften 
immer  wichtiger  und  häufiger,  so  dass  bei  ihnen  jenes  Vertrags* 
misstge  Feilschen  nm  die  Gewährung  der  Stenern  praetisch  er- 
klärlich wird. 

$.  116.   Besonders  eharaoteristiseh  erscheint  diese  eweite  Form 

der  AnordnuDg  der  Besteuerung  im  8t  euer weseu  der  deutschen 
Territorien.  Hier  entwickelt  sich  im  engen  Zusammenbang  mit 
den  BedUriüissen  nnd  f  Ii  i  stlichen  Gesuchen  nach  Steuern  und  mit 
den  Verhandlungen  darüber  die  I  n  d  s  t  Ii  n  d  i  s  c  h  e  V^erfassung. 
Autänglicb  und  in  manchen  einzelnen  Fällen  noch  bis  ins  17.  und 
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18.  Jahrhundert  hinein  zeigt  sieb  hier  deotiich  das  gesehilderte 
Verhältniss  der  vertragüinäseigen  Kegelang  der  Stenern ,  za  deren 
BewilUgvng,  wenn  ttberhanpt,  bo  nnr  selir  nnbestlmint  eine  Art 
OfTenttich-recbtHcher  Verpflichtung  anerkannt  wird. 

Kor  soweit       äicli  in  den  TerritoricQ  um  reichs-  und  kroisverfassongtaiiiife 

oder  aof  den  Kcic!i>f  ij.  n  liuwilli-fc  Stenern  liiiiuielt,  wird  im  AUgeintMnen,  weou 
auch  mit  mauchea  Wcitcraogco ,  uine  solche  Vorptiichtang  Seitens  der  Lauditagdc 
zugegeben  ond  beitebt  sfe  toch  wenigstens  foraeU  nach  dem  Reichsrecht  (Eieb- 
born  IV,  §,  537.  547:  Ziu-hariä  II.  §.  219,  S.  IS2.  183.)   Der  Hatipttheil  der 
*>ft«r<*ni'»»^e'n  noth  wondigeu  Stenern  des  Hldir.-ii  Kciclisn  rhts    (Zachnrifi,  §.221.: 
Bei  der  Schwache  der  Jieichsgcwalt,  der  Verwickcltheit  und  Strittigkeit  des  Keicb»- 
recbts,  der  oftmaligi^u  Benitonz  der  tAndcsfärsteii  und  stldtischen  Obrfgfceltem  selbst 
~  so  i.  B.  machen  in  Sachsen  die  Stände  Schwieriffkcitou.  selbst  die  Türkenatener 
in  der  Form  des  „gemeinen  Pfennigs"  zu  zahlen,  weil  ihr  Kurfü^^t  diese  Hilfe  nicht 
selbst  luitbewilligt  habe  (KalLu,  Tübinger  Zeitschrift  Ii.  31  S.  117)  —  hatte  diese 
Offentlicli-rechtlicbe  Yerpfllcbtang^  aacb  U  diesen  FftUen  nicbt  ünmer  die  erfordeiüebe 
practische  Bedeutung,    üm  so  weniger  aber  trnrlo  darüber  hinaus  fUr  die  eigenl- 
licheu  Territorial-  und  fUr  die  landesberrUchen  Bedürfnisse  eine  Verpflichtaog  uir 
Steaerbcwilligung  eiugorAumt,  wenn  es  aucb  nach  der  Landesverfassung  gevOhnÜdi 
einige  dann  sptciill  sogenannte  nothwcndige  Steuern,  vie  z.  B.  die  allgemeine 
Friuleiu-  o-h  r  Prinzessinsteuer  fUr  die  Ausstattung  sich  rcrniählendcr  filrstUcher 
Töchter,  gab.  Die  übrigen  Steuern  fUr  die  LandesbedUrfnisse  waren  daher  sogunanDte 
.«freiwillige".    (Zacbarift  II,  499.)    Fflr  sie  bat  sieb  jene  ?ertragsm&&>ige 
Regelung  zwischen  FUrst  und  Ständen  länger  eibalten.  —  In  England  nach  der  magna 
Charta  Znsfimmungsrci  lit  sSmmtlic  hfT  Kronraj^allcn  lum  „Lclienliilfsgelir* .  aaxiliom.  i 
mit  Ausnahme  der  drei  genannten  herkömmlichen  Ehren-  und  Noihialle  |,Gueist  I. 
280).      Nocb  nach  dem  SOjlhrigen  Kriege  war  in  Dentscbland  das  Streben  nach 
rcie!isi;osetzIichcr  Aiierkciiiiung'  eines  unbeschränkten  ne^teuerungsrechts  der  Landes- 
herrschat't,  wonach  die  Landständc  und  ünterthanen  auch  die  Mittel  2ur  Bestrcitoog 
der  eigentlichen  Landesausgaben  in  grösserem  Umfang  anf  Begehr  darzubringen  schuldis 
sein  sollten,  nicht  durchzusetzen.    Der  Kaiser  rerweiirertt-  einer  beillfriiehoa  Aqs> 
dehnung-  des  Reiolisal»:»«  liicds  van  I()54  §.  ISO  in  einer  Kesülution  ?on  1(371  seine 
Zustimmung-.    (S.  darüber  Eichhorn  IV,  §.  547,  Zachariä  II,  §.  21'J  S.  485.) 

Erst  mit  drin  immer  weiteren  Verfall  des  Reichs  und  dem 
Heheff^an^  von  Sütatsfnnctionen  von  ihm  auf  die  Territorien,  mehr 
noch  mit  der  iiuvermeidlichen  Ausdehnung  der  öffentlichen  Thätig- 
keit,  welche  die  Folge  der  Entwicl^lungen  vom  16.  bis  17.  Jahr- 
hundert und  namentlich  von  der  Mitte  des  letzteren  an  (nach  dem 
dreissigjährigen  Kriege)  war  nnd  den  Finanzbedarf  ungemein 
steigerte,  tritt  das  Öffentlich-rechtliche  Moment  in  der  Bestenemng 
vor  jenem  privatrechtltchen  Moment  immer  mehr  herror.  Damit 
kommt  die  dritte  Form  der  Anordnung  der  Bestenerung  znm 
Durchbiuch. 

Aber  wie  die  deotseben  Territorien  ttberhanpt  docb  bis  zum  UntergMg  des 

Kelchs  noch  immer  nicht  ijanz  vulle  Staaten  geworden ,  so  blieb  auch  der  land- 
btändischen  Stcuerrerfassung^ .  wo  dieselbe  /li*  ht  der  fürstlichen  Omnipotenz  gewichen 
war,  etwas  fou  dem  alten  Churactcr  gewahrt.  Die  Besteuornng  war  auch  in  der 
Theorie  der  deutschen  Cameralisten  des  17.  und  selbst  des  16.  Jahrhunderts  immer 
noch  eine  anomal»',  eine  AiHnüime  bildende  Einiiahmeart  und  in  der  lan<lstrindiach?u 
Praxis  nicht  minder,  obwohl  sie  meistens  schon  rcgeim&ssig  bestand  nnd  die  Be- 
willigung auf  Zeit  immer  mehr  zu  einer  Porlnalitit  benbsank.  YgL  Pia.  I,  §w  S3,  34 
(u.  A.  ftbei  Bodio,  v.  8<; ekendorff,  v.  Justi).  So  sagt  z.  B.  Justi  (System  de? 
Finanzwesens,  Halle  1766,  S.  d49,  950),  alioxdings  wesentlich  ans  einem  politischen 
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heüändig,  sondern  nar  jährlich  bewilligt  wunlcn,    Sic  .seien  iloslialb  ..ira  eigentlichen  • 
and  unffUDgUchcti  Ventaade''  nicht  zu  den  ordentlichen  Kinkuuften  de;»  Staate» 
u  redueii. 

Auch  noch  in  manchen  anderen,  übrigens  in  den  verschiedenen 
Territorien  öfters  verschiedenen  und  im  Laufe  der  Zeit  sich  ver- 
ändernden Einzelheiten  der  älteren  landständiseben  Vertassung  tritt 
der  Oharacter  einer  quasiprivatvertragsniässigeD  Regelung  der  Be- 
steaenmg  i^ftero  besonders  prilgnant  hervor. 

8b  wtan  jeder  Stand  für  sich  eiue  Stouorsumuie  bewilligt,  keine  Majorit&t  rou 
itei  Conen  ge?cn  die  dritte  entscheidet,  die  StSnd.-  vieluielir  iliir  -li  Pacfiren  unter 
cmuMler  sich  bewegen,  die  iMt  in  bebtimintem  Vcrhältuiss  auf  sich  zu  nehmen; 
wMii,  wie  Ofian,  ohne  luideahdrrlicbe  Organe  dl«  EiliebiiDg  der  Steuer  erfolgt, 
iiDd  dann  jeder  Stand  seine  übernommene  Schnldigkdt  seltMt  repattirt  und  den  Oesammt- 
him%  abfuhrt. 

Gewöhnlieb  sind  es  Schätzungen  oder  sogenannte  directe 
I  ätenem,  Personal-,  Einkommen*,  Vermögen-,  Gmndstenem,  bei 
welchen  die  stSbidisehe  Mitwirkung  nnentbehrlich  ist  Bei  manehen 
soge&umten  indireeten  Verbrancbsstenern,  im  heutigen  finans- 
wiflsensebaftlichen  Sinne  des  Worts,  namentlieh  bei  den  verschiedenen 
Arten  Zöllen,  welche  bald  mehr  (Tcbllhr,  bald  mehr  Steuer,  bald 
Beides  vereint  sind,  gingen  die  selbständigen  Befugnisse  des  Landes- 
herm  weiter  nnd  wurde  das  Recht,  solche  Abgaben  autzulegen, 
auf  k;iiseiiiche  Ermächtigung  zurttckgefuhrt  oder  aus  den  allge- 
lueinen  Hobeitsrechten  des  Landesherrn  abgeleitet. 

Das  ZoUrecbt  wird  in  der  älteren  Auffassung',  wie  sie  im  «leut-chen  Tvcichs- 
üUAtsrecht  rechtliche  Anerkennung  gefunden,  nicht  zum  Besteuerungsrecbt  gerechnet. 
Es  bildete  bis  1800  ein  kaiserliches  Beserratrecht ,  das  nur  kraft  kaiserlicher  Ver- 
Hhimg  oder  unvordenklicben  Herkommens  von  ßcicbsständen  und  anderen  Berechtigten 
lüÄgetlbt  werden  konnte.  (Znchariäll,  §.22!)  S.  547.)  Vergl.  indessen  die  Streitiir- 
i^eitea  zwischen  dem  Landesherrn  und  den  Ständen  Schlesiens  Uber  die  Kinfuhruug 
lieiOreamUa  1556  o.  W.  in  Schieden  (Rries  8.  72  fr.«  Oenaveres  bei  Fällte,  Oe- 
Schichte  des  Deutsclien  ZoUweseoa.  S.  auch  v.  ThUna,  Reichszollrecht  zur  Zeit  und 
Eich  den  Grundsätzen  des  Sachsenspiegels.  Hildebrand's  vTahrlnichcr  XII,  1S<'»9,  S.  20.) 
Der  Ertrag  der  Z<>Uä  und  des  Geleits  gehörte  zum  landesherrlichen  Kammergut. 
(Zaeharii  II,  §.  209  S.  421.) 

Doch  liiulcl  ^vinigsteus  bei  allgemeinen,  auch  im  Territorium 
selbst  erhobenen  indireeten  Verb  rauch  «steuern,  wie  bei  den  seit  dem 
15.  und  16.  Jahrhundert  häutigeren,  im  17.  sich  verbreitenden  all- 
gemeinen Trankstenern  und  „Ziesen''  (Accisen  —  tiber  den  Namen 
s  Fin.  HI,  8.  71)  auf  verschiedene  Lebensmittel,  Gegenstände  des 
gewöhnlichen  Marktverkehrs  und  Kaufmannswaaren,  principiell  and 
besonders  in  früherer  Zeit  aueh  faetisch  eine  st&ndisebe  Bewilligung 
üatt  Die  TerritorialherrsehafI  hat  sieh  aber  hier  mehrfach  früher 
vaA  ToUstttndiger  als  hei  den  directen  Steuern,  besonders  nach  dem 
dreissigjnbrigen  Kriege,  bei  dieseii  Abgaben  von  dieser  stftndtsoheo 
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Mitwirkung  frei  gemacht:  mit  ein  Grund  Air  die  nunmehrige  grossere 
Entwioklang  der  indirecten  Verbrancbssteaern. 

Z.  B.  ständische  Bevilligung  einer  Bicrbteuor  in  Schlesien  an  den  KOnig  im 
16.  Jahrhondert.  aber  hei  der  Vcnraltunjj  von  vornherein  di»»  j^tän(}jsrhe  Mitwirk^iBs; 
beschiäülktcr  al»  bei  den  augenanateu  SchaUungsstoueru.  ^ivricb  a.  a,  0.  S,  63  u., 
mit  näherer  AusfübroDg  Qber  die  EutwicLluog  und  den  Vedoit  des  stlndisdien  Eb' 
flusses  bei  iliLStr  Steuer.  Fin.  III,  §.  39.)  —  BeviUignng  doer  «ehr  ausgcdehütcu 
Ziosc  (Ucträjike,  Getreide,  Feld-  und  Garten  fruchte,  Maiitrieh,  alle  Erzeugnisse  ood 
ArbdtfcStoffe  der  Handwerke)  Seitens  dar  Stlada  In  Sachsen,  Falke  (Tabinger  Zeit- 
schrift 30,  400  0'.),  io  143S  und  später  mehrfach,  boMMideiB  Xnnkateuer  (Wein,  Bier  : 
im  ir».  Jahrhundert  desgleichen.  —  Vgl.  v.  Inama-Slerneg?.  Accisesireit  im  1*. 
und  Ib.  Jahrhundert,  Tubinger  Zeit:>chrift  XXI,  515  f.,  527.  Giiemann,  EiaftthroAS 
der  Acdae  in  Pietusen,  eb.  1873.  175.  In  Brudenboig  1641  all|eineiB«  Aecist 
noch  nach  Landtagsbeschluss  Nach  zeitweiliger  Aufhebung  Wiedereinführung  und 
Ncaordnung  IC58,  1<w;7,  16bÜ,  im  W'-sontüclK'n  nnt  immer  weiterer  Zurtickdränguof 
der  »Uiudischeu  Mitwiiiuiig  dabei,  auch  lu  Buucü  der  Verwaltung,  die  in  den  Städten 
MM  der  stiUhiscbeD  nebr  zur  landesfitntiidMii  wird.  (Gliemnnn  &  208.) 

C.  —  §.  117.    Die  verfassungsmässige  Stenerbe- 

willigung. 

So  wird  hii*r  die  Anordnung  der  BebtcuciuiJg  genannt,  wenn 
die  Bevölkerung:  peihiiulich  und  politisch  frei  und,  obgleich  etwa 

—  nnd  gewöhnlich  —  nnr  durch  Vcrtrctnngskörper  verschiedener 
Organisation,  dazu  berechtigt  iöt,  das  .Steuerwcseii  selbstUndig,  weno 
auch  in  Verbindung  mit  der  Staatsgewalt,  zu  regeln,  aber  wenn 
anderseits  auch  im  Bedarfsfall  eine  öffentlich-rechtliche 
Verpflichtung  zur  SteuerbewiUigang  anerkannt  ist  und  eigent- 
lich Ittr  selbstrerständlich  gilt,  nur  dass  auch  das  Vorhandensein 
des  Bedarfsfalls  selbst  dabei  der  Entscheidung  der  Bevölkerung 
oder  Volksvertretung  unterliegt.  . 

Die  Voraussetzung  dieser  Art  der  Anordnung  der  Besteuerung 
ist  die  im  V'olksbewusstsein  anerkanuLc,  im  üffentlichen  Recht  zur 
Geltung  gelangende  Identität  des  Staats-  und  Volksiuter- 
esses  und  daraus  resuUirend  die  Idee  einer  S tc  u  e r p  f  Ii  c  h t.  Die 
Besteuerung  erscheint  hier  als  nothwendige  Bedingung  der  Ertüllnng 
der  btaatszwecke  uod  damit  der  Lebensaufgaben  des  Volks  selbst 
In  der  Bestcnerung  scbafift  und  gewährt  sich  das  Volk  also  seine 
eigenen  Lebens-  und  Gedeihensbedingungen.  Eben  hierin  liegt 
auch  der  Grund  au  einer  öffentlich- rechtliehen  Verpdiehtung»  die 
einmal  erforderlichen  Steuern  zu  bewilligen,  und  die  UnzulSsaigkeit 

—  ja  eigentlich  die  Sinnlosigkeit  —  eines  eigentlichen  Steuer- 
verweigernngs rechts,  wenigstens  in  jedem  anderen  als  dem 
formalen  Sinne, 

Die  verfassungsmässige  SteuerbewiUigang  ist  die  Form  der 
Anordnong  der  Besteuerung  bei  freien  Cultur\ ülkern  mit  entwickel- 
tem oder  doch  sich  entwickelndem  öffentlichen,  insbesondere  Staat£- 
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leben.  Jbre  specielle  Form  ist  nach  der  Form  der  politischen  Ver- 
fusoDg  yenebteden.  Aber  der  Gedanke,  dass  die  Bestenerang 
frei  anerkannte  Bedbgnng,  nicht  des  Staatslebens  an  sich,  sondern 
des  letsteren  am  des  Volkslebens  wOlen  und  deswegen  eine 
Gffentlich-rechtliehe  Verpflicbtong  des  Volkes  gegenüber  dem  Staate 
seil  geht  überall  erkennbar  hindureb. 

I>io  Stadtc-Kepubliken  des  Altcrth  nms  .  besonders  die  Demokratie  en  . 
liic  modcraea  Staaten  mit  republikauischer  uud  coristitutioiiell- 
moDarchiacher  Veffasstiiig  «ind  die  wiclitigsteii  Beispiele  von  rertanngemSs^gor 

SteBerbe  w  ill  i    n  r. 

Die  mittelaltcrIicheD  selbständigen  städtischen  (i oinein wescn 
llieleD  renrandte  Erscheinungen.  Die  Entwicklung  der  Besteuerung  in  ihnen  ist  be- 
äonden  lehrrciiii.  S.  jetzt  Fin.  III,  §.  25  und  die  dortigen  Citatc  aus  Gierke's 
GeooasenscbaftsreclU  (besonders  Kap  4  des  Bands  II).  Frühzeitige  An-^rtf^nnung 
„AdeDtlicher  Bedürfnisse  der  btadt  als  solcher"  (Beispiele  a.  a.  0.)  und  im  /usammcn- 
haiif  daadt  einei  wahren  OffeDtlicli«recliftllcli6nSteii  erp  f Ii  c  h  t  eis  Bargerpfiiclit. 

Der  reichsst&ndische  Staat  des  Mittelaltere  und  das  Territorium 

mit  landst&ndisclie  r  Vcifassunir  sind  rogcltnSssig  auf  dem  Uebergang  von  jener 
alterüü  mehr  prifatrechtlichen  Kegelung  zu  dieser  neueren  rerlassongsmässigeu  Be- 
willigung der  Besteuerung  begriR'en.  Die  Entwicklungsgeschichte  der  ständischen 
Mitwirkung  an  der  Besteuerung,  namentlich  auch  in  den  den tschen  Terri- 
torieen,  bildet  daher  einen  besonders  belehrenden  Fall  der  hier  mitspielenden  Factoren. 

Die  Entwicklung  des  ian  dständischcn  Steuerbewilligungsrechts  in 
Deotschlaud  zeigt  sich  zuerst  in  mancherlei  tbatsächlichen  Verhältnissen,  nach 
nnd  nach  ancb  in  der  Gestaltnng  des  ttffentlichen  Rechts  selbst 

T)i(^  gewährten  Steuern  bürgern  sich  immer  mehr  als  bleibende  Einriclitung  ein. 
Eine  eigene  Verwaltung  und  ein  besonderes  Cassenwescn  wird  fOr  sie  geschalten  und 
wird  eine  bleibende  Institution:  die  laiidständischo  Steuerverwaltung,  bei  gewissen 
Stenern  auch  die  ständische  Erhebung,  ständische  Aossehttsse  anr  Controle,  ständische 
SchatzcoUegien ,  eine  be^sondcr«  Landesstcuercassc ,  in  welche  unter  standischer 
Verwaltung  die  Stcucrerträge  fliesaen  und  aas  welcher  die  bestimmten  Ausgaben  be- 
«tritten  werden,  neben  der  Rammercasse,  welche  die  Domahial-  nud  Begaloin* 
.ahmen  bezieht.  (Näheres  darüber  Fin.  I,  §.90,  215.  S,  aocb  ZacbarÜ  II,  §.  210, 
220,  besonders  S.  4«5,  §  227.    Eichhorn  III,  255.) 

Die  specielicn  Bedingungen  bei  der  Steuerbewiliiguug  worden  zwar  lauge  nach 
Möglichkeit  von  den  Stftnden  in  der  froheren  Weise  beibehalten,  aber  nicht  nur  wegen 
der  Schwächung  der  !>t&ndischen  Macht  gegentlher  der  Regierung,  sondern  nach  der 
Natur  der  neuen  Siaatsverbfiltnisse  werden  sie  practisch  immer  bedeutungsloser  und 
von  der  Regierung  mit  Erfolg  bei  einer  imuicr  Kiüäseren  Reihe  von  Ausgaben,  welche 
eben  öffentliche  Zwecke  betrelfen,  bekftmpR.  Sie  werden  so  xn  einer  blossen 
F<malitat  und  verschwinden  endlich. 

Es  bildet  sich  schliesslich  die  Anschauung  einer  Verpflichtung  2ur  Steuer- 
bewflUgung  ans  nnd  findet  anch  Im  Offentilchen  Recht  ihre  Anerkennung.  Das  iltere 
Stenerrerweigerungsrecht  wird  practisch  obsolet  und  eine  blosse  Formalität.  So  wird 
nimentlich  seit  dem  17.  Jahrhundert  in  den  deutschen  Territoriecn  den  Stünden  ein 
Hecht,  die  in  Ermangelung  anderer  Einkünfte  zur  Deckung  der  Landcsbcdorfuisse 
nothw endigen  Stenern  zn  Terweigern,  mehr  nnd  mehr  abgesprochen.  Die 
Tt  icbsgcricht'  sollten  in  solchem  Fall  die  Einwilligung  ergänzen.  (Zachariä  II, 
222.  S.  502.  freilich  in  einem  gewissen  Widersprach  mit  der  kaiaerlicbeo  Besolntion 
von  lOTI,  s.  oben  IIG.) 

Den  roiUnfigoii  Abscbloss  hat  die  Entwicklang  des  Stenerbewilligongsrochts  in 
Denfscbland  in  den  neuen  landstäudisch en  Verfassungen  dieses  Jahr- 
hunderts erhalten.  Im  Einklang  mit  der  hier  dargelegten  AuÜassung  gehen  „alle 
neueren  Verfassungsurkunden  Ton  dem  Grundsätze  aus,  dass  die  ÜnteiChanen  nnd 
resp.  die  Stände  die  Mittel  zur  Deckung  der  Staatsbedurfnisse  zu  gewähren  ver- 
pflichtet seien,  insoweit  sie  nicht  aus  den  rorhandeoen  dain  bestlnunten  Hitteln 
A.  Wagner,  gintaiwisttatehaft.  II.  2.  Aufl.  19 
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^Staats^^tUeni,  Dom.änei»)  zu  bestreiten  sind.  Sic  orkennfln  daher  kein  SteuerbevilHiErun^s- 
recht  in  dem  Sinne  an,  dass  die  fOi  den  Staatsbodart  nothwcndi^ea  Stenern  aacb 
vSllkftrlieb  rerweifert  Verden  konnten  und  sprechen  dlea  meistens  indireet  encb 
dadurch  aus,  dass  sie  den  Ständen  verbieten,  die  Bevillicrun^  der  Steiiürn  mit  einer 
Bedingung  zu  rerbinJen,  w-1<  ]!.>  ni<'ht  <b  n  Zweck  und  die  Venreadanf  derteibefi 
selbst  betrifft"'.    (H.  A.  Zachaii.i  ii,      222.  b.  50 j.) 

Die  Vomiueelzuig  t&r  die  StetterbevilU^nir  lit  deaD  aber,  in  Uebenin- 
stimmnng  mit  dem  jetzigen  deutschen  Staatsrecht,  dass  zuvor  das  Redurfiiiss  an- 
ericannt  sein  muss,  d.  b.  dass  die  Ausgabe  als  nothwendig  und  andern  Deckung^- 
inlttel  als  nicht  vorhanden  oder  als  nicht  ausreichend  nachgewiesen  werden.  Da« 
Stanerbevilligungsrecht  steht  daher  hier  mit  dur  Vorlage  des  Ausgabe-  und  des  ge- 
sammtpn  Eiimahmeetats  an  die  Volksvertretung  in  VerbiiKliuiü;.  Namenilich  h^lv:»Ti 
die  deutschen  Ständekammern  demnach  auch  bei  der  Feststellung  der  Domanial- 
einnnhmen  aller  Art  mittawiilMi  nnd  fenehvindet  in  der  Gonseqoenx  der 
modernen  Staatsetohdt  und  Finanzeinheit  die  ehemalige  Trcnonog  zwischen  Rammer- 
nnd  Landessteucrcasse ,  wie  dies  im  ersten  Bande  schon  erörtert  worden  ist.  (Fin.  I 
§.  90  11'.,  21&.  Ueber  die  Besteuerung  nach  neuerem  und  jetzigem  Deut&chcu  Staau* 
recht  nnd  über  den  Umfang  des  StenerbewUligungsrediti  der  Landslinde  iidae 
Za.  h;iriä  II,  §.  222  und  223.  üeb«  r  das  ziini  Thcil  etwas  abweichende  proussische 
¥erfassunir>nM>sitre  Kcrlit  v.  Rönne,  preussis*  lie'^  Staatsrecht  3.  A.  I,  1.  Abtli.  §  09,  70.! 

Dem  richtigen  tiDanzwisseDschattlicbeu  Begriff  der  .Steuer  ent- 
spricht es  auch,  dass  sich  das  Steuerbewilligungs-  und  Mitregalirungs 
recht  des  Volks,  bez.  seiner  Vertreter  anf  alle  unter  diesen  Be 
griff  ,,Steaer"  fallenden  Arten  von  Abgaben  besieht, 
daher  namentlich  nicht  nor,  wie  früher  Öfters,  auf  die  sogenannten 
directen  Stenern,  sondern  anch  anf  alle  die  verschiedenen  io- 
directen  Stenern,  darunter  solche,  welche,  wie  das  Zollrecbt, 
nach  dem  älteren  Recbtsbegrifi^  nicht  zum  Steuerrecht,  sondern 
zum  sogenannten  Kanmieigut  gehörteii  uiiti  wie  Gebühi  en  nnd 
Finanz-Regalien,  von  denen  im  Ganzen  da.sselbe  gilt. 

Das  ist  im  neueren  deutschen  Staatsrecht  auch  aneriiannt  (Zachariä,  II,  512' 
Am  Langsamsten  und  «renigstens  in  der  Prazts  noch  beut«  nicht  immer  Tolbtindig 

ist  diesoi  (iruridsatz  bei  den  Gebühren  und  Regalien  zur  Geltung  gelangt.  &> 
crklFirt  sich  dies  anrh  ans  dem  rechtsgeschichtlichcn  ZusaTnmnnhanjr  des  (i.'bührtn- 
weüeus  und  der  Kegaiien  mit  dem  Kammcrgut  imd  mit  der  Ausübung  ?oa  ilobcib- 
lecbteo  nnd  beate  noch  ans  dw  Verbindoog  dieser  EinkOnfke  mit  der  aUgcmeinee 
Staatsverwaltung.  Im  Prinrip  ist  aber  auch  hier  stets  die  Bewilligung  der  Volksrer- 
tretung  zu  verlangen  und  in  allen  wichtigeren  Fallen,  bei  den  Gerichts-,  Veriehi«- 
gebühron  (Posttaxen,  Eisenbahntarifo,  Telegrapbcntaxcri).  bei  den  Regalien,  welche 
nur  Steuerform  äind  i,Salz,  Tabak),  ofolgt  auch  die  Mit»irkunuc  dieser  Vertr>>tntig  bei 
der  Regelung  der  Taxen  häufig,  wenn  auch  nicht  (iberall,  nicht  immer  nll-i  uiciii  noch 
anf  allen  Gebieten  gleichmäs^ig  (vgL  Fin.  I,  §.  2h6,  S.  760  über  Eixcubahucn  udJ 
oben  S.  60  ikber  Post,  Telegraphie).  Dann  mnss  aber  Uer  nnd  in  den  xahlreicbaa 
untergeordneten  Fällen  bei  einzelnen  Yenraltangszvdigen  das  Recht  zar  alleinigen 
Regelung  der  Taxen  im  „Verordnungswege**  durch  die  Sinntsrewalt  „DacL  con- 
stituiionellem  Staatsrecht"  auf  gesetzliche  Ermächtigung  der  Yoii^ Vertretung  zuruci- 
geführt  werden. 

Im  Priocip  macht  es  keinen  Unterschied ,  oh  das  ganse  VoUt 
unmittelbar  die  Steuer  bewilligt,  wie  mitunter  in  reinen  Demottni' 

tieen,  oder  ob  dieses  verfassungsmässige  Recht,  wie  die  sonstige 
Mitwirkung  au  der  Gesetzgebung,  durch  Vertreter  ausqrellbt  wird; 
ebenso  wenig,  ob  VolliLSSoaveränetät  im  vollen  äinne  aueikaunt  ist 
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(Schweiz,  Belgien,  Frankreieh)  oder  die  Staatsgewalt  als  ein  selb- 
BOndiger  Factor  neben  dem  Volk  oder  der  VolksYertretnng  steht; 
aach  nicht,  ob  die  Verfassung  eine  republikanische  oder  constita- 
tionell-monarchische;  noeh  ob  sie  eine  ständische  ist  und  der  Be- 
sehloss  von  Volkstheileu ,  z.  B.  politisch  bevorrechteten  Ständeu 
oder  von  Volksvertretungen,  welche  auf  Grund  eines  Wahlcensns 
(Vermögen,  Steuer)  gebildet  sind,  das  ganze  Volk  bindet  In  ullen 
(lie«*en  Füllen,  von  der  alten  landständischen  Verfassung  mit  ihrer 
späteren  Entwicklung  des  äteuerbewilligungsrechts  an  bis  zu  den 
modernen  Verfassungen  mit  allgemeinen  directen  Volkswahlen  und 
bis  zum  schweizerischen  Beferendum,  ist  der  hervorgehobene  Ge- 
danke, dass  die  Bestenernng  Staats-,  weil  Volksinteresse  nnd  des- 
halb eine  allgemeine  Pflicht  sei,  der  leitende.  Er  ringt  sich  auch 
schon  in  der  älteren  deutschen  landstftndischen  Verfassung  trotz 
«Ucr  Schwierigkeiten,  welche  die  eigenthümliche  Verwickeltbcit  der 
politischen  Verhältnisse  bietet,  und  aller  Cautelen,  mit  weKben  die 
Stände  den  älteren  Standpuact  der  „freiwilliiren"  Gewähr  der 
Steuer  testzuhalten  suchen,  wie  bemerkt,  dennoch  hindurch. 

„Der  Durchbruch  des  Gedankens  der  Steuer pili c ht  ist  ein 
ungeheurer  sittlicber  nnd  geistiger  Fortschritt.  Welche  Abstraction, 
einem  nnpersönlichen  Wesen  ohne  jede  genaue  Abrechnung  im 
Einzelnen  einen  freiwilligen  (?)  Antbeil  an  allem  Einkommen  der 
Staatsbürger  au  gOnnen!  Welch  sittliches  Vertrauen,  welche  com- 
plicrrte  Organisation  setzt  das  Yoraus.  Kein  Wnnderi  dass  die 
Volker  Jahrhunderte  lang  gegen  diesen  Gedanken  sich  gesträubt, 
dass  sie  ihn  jetzt  noch  entfernt  nicht  ganz  begriffen  haben  nnd 
daher  so  vielfach  noch  mit  den  tlnanziellen  Mitteln  und  Formen 
allerer  Zeiten  wirtluschattcn  mtlssen"  (G.  Sc  hm  oller). 

Im  Jahrbuch  des  Deutschen  fieichs  lb17  S.  112.    VgL  überhaupt  hier  doa 
.  SeUus  dieaar  Abbaiidloiig  S.  IH—llh 

>      Es  bedarf  keiner  weiteren  AnsfUhrnng,  dass  die  verfassnngs- 

mä8si*re  Steuerhewilligiing  für  unsere  Rechts-  nnd  Culturstaaten  als 
die  passendste  Form  der  Anordnung  der  Besteuerung  erselieiiit. 
Aüch  die  Finiinzwissen^«  liaft  hat  zu  betonen,  dass  diese  Form  die 
;  relativ  grösste  BUr^iSchatt  tür  die  j^nite  Ordnung  des  Staatshaus- 
baltes  und  für  die  richtige  Durchführung  der  Besteuerung  bietet, 
mehr  wie  auch  in  der  besten  absoluten  Monarchie  die  Form  der 
„Auflegung''. 

Die  Handbabancr   der   verfassangsmässiicen  Stouciljewilli^ong   h&ngt  von  der 
spcciellen  Verfa>i>nnp;^rorm  ab.    Sie  ise  daher  nach  letzterer  sehr  verschieden  uud  ?on 
I  rerschiedcoer  practi:ichtir  B«>Uuutuiig  für  die  l  itiaiueu.    Darauf  näher  einzugehen,  ist 
blir  IntfesMD  nicht  die  An^be. 
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II.  Di«  Best^nerang  ond  die  it&ndiflclie  Gliederaiig  der  BerSlkeraaf. 

§,  IIH  Der  Ausiliuck  ötiui(U^ii.'be  Gliederung"  wird  hier  im 
weiteren  biuue  genommen  und  umtasst  daher  sowohl  die  Personal 
standsrerhältnisse,  die  Unfreiheit  mit  ihren  verschiedenen 
Abstafangen  und  die  Freiheit,  als  aacb  die  p o Ii t i s c h e n  S t a d des- 
Verhältnisse  noter  den  Freien.  Namentlich  sind  in  letsteier 
Hinsicht  die  verschiedenen  bevorrechteten  Stände  von  der 
übrigen  BevOlkerang,  sowie  besonders  die  Stibide,  welchen  allein 
eine  Mitwirkung  bei  der  Besten ernng  zusteht,  von  des 
anderen  Volksclassen  zu  unterscheiden. 

A.  Unfreie  im  vollen  Sinne,  Sclaveti,  sind  alü  unpcrsüii 
lieh  und   ohne  vermr>gensrechtliche  Fähigkeit   nicht  unmittelbar 
steuerptlichtig.   Wohl  aher  kann  ihr  Herr  für  sie  lyesondere  Steuern, 
nach  ihrer  Zahl  ond  Qattaug,  zu  entrichten  habeu,  wie  dies  vor 
gekommen  ist. 

Vgl.  Kill.  III,  §.  7,  f>.  In  Athen  ,.srheiiit  eine  Besteoening  der  Solaren  selW 
stattgefuiitiea  zu  hal^D;  diese  wäre  dann  die  eiozige  oamiUelbaro  and  regelmässige 
Besteueruog  von  einem  TheUe  des  VennOmiu  der  BOiger  ausser  den  Litargieen**. 
(Böckh  I,  44S)  —  Auch  in  Rom  hat  der  Herr  für  den  Sclarca  zu  zahJen  und  zwk 
—  wenigstens  in  der  späteren  Zeit  ■ —  keinr*  pleiche  Kopfab;;abc,  syoinli  rn  eine  nach 
dem  Werth  der  Sdavon  abg^tofte.  (Marquardt,  römiäcke  btaataver^altiuig  II,  22d; 
Rodberto»  in  HUdebrands  Jabrbachem  VIII,  39.1.)  In  ]ford«merien  aiiid 
Steuern  auf  die  Solaren  auch  durch  die  Union  beabsichtigt  gavosen  1789,  (8.  Adnma« 
Tttbinger  Zeitschrift  1879,  S.  728.) 

B.  Unfreie  minderen  Grads,  Leibeigene,  Hörige,  SchoUen- 
pflicbtige  n.  s.  w.,  können  doeh  der  Staatsgewalt  gegenüber  za- 
gleick  als  Untertbanen  gelten  nnd  dann  aneh  direet  gegen  sie 
steuerpflichtig  sein.  Sind  sie  auf  dem  Boden  des  Qrnndlierm  ao* 
gesiedelt  ond  diesem  sn  Diensten  nnd  an  Qmndabgaben  Yon  dem 
ihnen  ttberlassenen  Boden  verpflichtet,  so  unterliegen  sie  g:ewÖbnlicb 
nur  mittelbar  der  öfTcntlichcii  liesteuerung.  Die  leutcrc  trirtt  zu- 
nächst den  Gruiitiherrn  als  solchen  und  dieser  vertheilt  die  Laü 
weiter  auf  seine  Uürigen  oder  erhöht  deren  sonstige  Abgaben  2U 
diesem  Zweck. 

i  Vgl.  Fiu.  III,  10.^  I,etzter«s  Verhältniss  scheint  in  der  späteren  Kaiscrzeir 
in  l{om  bestanden  211  haben,  wo  die  ijuloucu  den  wichtigdtuti  Theil  der  Kupf^^teaer- 
pflichtigo»  bildeten,  ihre  Kopfstaaer  vom  Herrn  des  Guts  zugleich  mit  der  Grundsteuer 
fiiigc/  ililt.  aber  wieder  von  ihnen  eingetrieben  wunlc  (^^ar'lua^l^  f  II,  231'".  — 
Im  mittelaltorlichen  etandischen  Staat  werden  diu  Unfreien  (em  daaiahi  ohoe- 
bin  80  ecbVMkmder  Begriff,  mit  muiclieii  Abitofongen !)  vie  tndere  ^Datenhuee** 
mitbüsteiiert  (nrK  Fiu.  III.  22.  .H4,  3SJ.  Der  Reichs  besteuerung,  z.B.  im  15.  Jahr- 
hundert dem  „gemeinen  Pfennig",  unterliegen  auch  die  tJntertlian* n  iif»r  Reichsstindc 
unmittelbar  (Eichhorn  III,  168.  320).  Mit  der  steigenden  Kotwidilung  der  Terh- 
totielgewalt  wecden  »ber  nar  die  Belchsiinmittelbaren  beeteaect  Dur  «ofenMUttea 
SnbcoUectattotitrecbt  gik  dum  geieoaber  allen  ihron  Uateigebeaen  (ZacbarÜ 

u.  m). 
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C.  Unter  den  Freien  seheiden  sich  snnächst  wieder  die  Kin- 
heimischen,  die  Bürger  oder  Unterthanen,  von  den  Fremden. 
Die Stenerpflieht  betrifft  als  staatsbtlrgerliche  Pflicht  zonächst 
nur  die  ersteren.  Die  Bestenemng  wird  aber  in  der  Form  von  Schutz- 
geldern n.  dgl.  auch  gern  aul  die  Fremden  ausgedehnt,  sobald 
dies  üai  h  den  thatsäcblichen  Verbältnissen ,  daher  vor  Allem  nach 
der  Zahl  und  dem  Wohlstand  der  Frejmkn  practisi  h  ist.  z.  B.  im 
griechischen  Alterthum.  Im  Lanfe  der  modernen  Steuerentwicklang 
hat  sieh  eine  immer  allgemeinere  und  vollständigere  Besteuerung 
der  Fremden  ausgebildet,  wie  unten  bei  der  Er(>rternng  des  Grund- 
satsee der  Allgemeinheit  der  Bestenemng  nfther  nachgewiesen 
werden  wird  (§.  165  ff.). 

Vgl.  Fin.  §.  T.  Das  athenische  und  auch  wohl  sonst  in  gricchlflcheo  Städten 
rortommcndc  Metoikion  oder  Sclnitzjsi^elil  der  aiii^rLSsigcn  IVemdcn  müsstc  jeder 
Fremde  nach  einer  bestimmten  Zeit  des  Aufeuthait»  zaliien;  iu  Athen  12  Drachmen 
jlkiUcli.  Befrefmigeii  ktnen  Tor  (BOcIch  1, 445 — 448).  —  ürsprungliche  BeselirKnkuDir 
der  Stenerpflieht  in  den  mittelalterlichen  Städten  auf  die  städtischen  Bürger, 
!i:se  Pflicht  eine  Folge  des  Bürgerrechts,  später  Ausd«'hnong  der  B'^stfiierung  auf 
die  Einwohner  (Gieriie  II.  GyS,  Fin.  III,  §.  28).  —  Wichtiger  als  für  die  Staats- 
btttenemog  ist  die  Fnge  der  Besteoenuig  der  MPremden**  (nod  „ForoDSen'*)  noch  jetzt 
für  die  Gemeinden. 

O.  —  §.  119.  Am  Wichtigsten  iet  fttr  ans  wieder  die  Be- 
trachtnng  des  mittelalterlichen  stllndiBcben  Staats  nnd 
seiner  Fortsetsnng  in  den  Uebergangstaatsformen  bis  znr  Gegen- 
wart, speciell  in  den  deutschen  Territorien. 

Vgl.  besonders  Eichhorn  und  Zacharia  au  doa  oben  S.  27U  genannten  bteileu, 
1.  B.  iriehhorn  III,  24T.  Ztcherll  I,  54S,  II,  496. 

Iiier  tritt  namentlicb  der  Gegensatz  der  mit  dem  bteuer- 
bewilligangsrec'ht  ausgestatteten  Stände  —  gewöhnlich,  aber  nicht 
immer,  die  bekannten  drei,  Prälaten,  Ivitterschaft,  Städte,  bisweilen 
vier,  mit  Bauern  (Tirol)  —  zu  den  y^liinteraasaen^'  dieser  Stände^ 
vor  Allem  ihren  Bauern,  dann  an  den  „ Kammerhanem auf  den 
landesherrlichen  Domänen  nnd  zn  etwaigen  sonstigen,  meiatenB  in 
den  Landständen  nicht  Tertretenen  „freien  Lenten",  Banerschaften 
n.  8.  w.  auch  fttr  das  Stenerwesen  als  practisch  wichtig  hervor. 
Solche  freie  Leute,  besonders  ganz  freie  Banerschaften,  konnten 
nicht  willkfirlich  besteuert  werden  (Holstein). 

Einige  Analogie  bietet  sich  in  dem  Steuerbcwiliiguiigsrecht 
eines  Volks  nicht  nur  für  yich,  sondern  auch  fUr  unterwurfeue 
Länder  (antike  Staaten),  flir  Colonicen  u.  dgl.  m.  (z.  B.  ehemalige 
schweizerische  „gemeine  Herrschalten'*). 

Auch  die  älteren  politischen  Standesverhältnisse  haben  regel- 
ntaig  eine  ökonomische  Basis:  wirthschaftliche  Verhältnisse, 
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itamentlicb  VerscbiedeDbeiten  der  Art  nnd  Grösse  des  Besitzes  and 
Erwerbs  der  Bevölkerung  nnd  bezügliche  Satzongeii  der  wiith- 
BobafUiebeii  Bechtsordnnng,  der  Eigenthums-  und  Erwerbaordonng 
liegen  ihnen  mit  zu  Grande.  Und  umgekehrt  diese  politiseben 
Standesverhältnisse  führen  wieder  zu  yersebiedenen  wirtbscbtft- 
liehen  Berufen  und  derogemttss  zur  Divergenz  der  wirthschafUichen 
Interessen. 

Vgl.  Schäft  lti.  Soci&icr  korper  I,  299  II.,  Iii«  90  £r  tet  das  StiodeweMA 
ab  Scbiclitftiig:  nadi  Benifennteachieden,  das  GlaaBeaveteii  ab  Sdiichtang  uadi  B&äU 
und  Nicliibesitz,  innerlialb  das  Baeitzcs  nach  B^itzgrtne  ond  BMltitrt  maL  Vutn 

AnffaaauDg  hier  steht  damit  nicht  in  Widersprach. 

Die  bcrorrechteten  Stände  speciell,  zaerst  der  erste  ood  zweite  Stand,  höhare 
GeistUdikait  und  Adel  im  alteren  atindischeii  Staattweaen,  sind  in  Skononiaeher  Hin- 

sicht  vorwiegend  d'u'  Eig».iit!iijüioi  des  uatioiialon  Gruml  und  Bodens,  boaor  r>  d- • 
ländJichen  Orossg^nfor,  die  Hczii-htT  d.-r  'irund-  und  Kapital nMite.  Die  Grundivnt 
fMt  ihnen  auch  vurmittelst  dos  Zehutt-n  und  anderer  Gruudabgaben  von  dem  ihncb 
nicht  rein  prirateigenthttmii*  h  gdiOreaden  Boden  mit  za.  Die  Kapitalrente  benebea 
sie  an?  T.eilikajiitalieri .  wolcht-  sie  aas  ihrem  Renteneinkouiuien  bildeten  nnd,  wie  die 
(ieiätlicbkcit,  darch  bcheükuogen,  Stiftungen  q.  s.  w.  erhielten.  Der  dritte  Stand,  die 
Stidte  det  Mittelalten  nnd  der  folgenden  Jahrhunderte  bis  anf  nnsere  Zeit,  nebaea 
wenigstens  in  ihren  bevorrechteten  Chissen  (Patrick«  Ge^<  blocbter)  und  in  ilireB 
Vollbtirjxerthurn  zilnftlerisrhe  Handwi  rksnioist. :r  n.  s.  \r.)  ebenfalls  an  dem  Bezog  der 
Grand-  und  Kapitalrente  Theil,  als  städtische  iiaus-  und  auch  als  ländliche  Qruai- 
besitzer,  als  Kapitalrerleiher.  Sodann  haben  de  ein  mehr  oder  ireniger  amJ^greiclt» 
H<  (  htsmonopol  und  mindestens  ein  factische^  Uenopol  des  Gewerbsbetriebs,  de.> 
Handels,  des  Gcldgcsrhäfts  und  beziehen  daraus,  im  Wescntlit  bon  aasschlicsslicb,  den 
durch  die  monopolistische  Stellung  oft  gesteigerten  Gcverbsgewinu  nebst  der  durch  dk 
eigene  TeiwendiiDg  des  Kapitals  im  Gesehäl  enrerbenen  Ibpitalrente. 

Die  drei  Stände  des  alleren  stUndischeu  Staats,  welche  ge 
wuhulich  allein  das  Steuerbewilli^ningsrecbt  haben,  sind  daher  die 
Hauptrepräsi  ntanten  der  besitzenden  Cla8Ken"  jenes  Zeit- 
alters, namentlieh  der  reichere  und  iu  jeder  Hinsielit  unabhängigere 
Theil  dieser  ("lassen.  Die  beiden  ersten  Staude  vertreten  dann 
wieder  vornemlioh  daf<  Interesse  des  ländlichen,  besonders  des 
Grossgrundbesitzes  und  der  ländlichen  Bqhproduction,  der  dritte 
Stand  dasjenige  des  mabilen  Kapitals,  der  Stoffveredlung  nnd  des 
Handels. 

Den  drei  Stunden  stoben  die  Bauen,  die  Hintersassen  anf  den  ClOten  der  be- 
vorrechteten StÄndc.  die  Katnmerbauern ,  dann  die  eigentlichen  unteren  ,. arbeitenden 
Classcn",  welche  keinen  Grundbesitz  in  Land  und  Stadt  nnd  keinen  selbständigen 
fltidtiscben  Gewerbebetrieb  haben,  die  Masse  der  Tagelöhner  n.  s.  w.,  gecenflber. 
Die  Baoem  auf  eigenem  nnd  sellDst  die  gegen  Dienste  ond  Abgaben  auf  freDdem 
Boden  anprchiiHinlK^n  Bauern  lassen  sich  zwar  no^h  zu  di^n  „bt-sit/endon  Classeo*'  der 
Periode  des  ständiacben  Staats  rechnen.  Aber  ihre  Grundrente  tbeiien  sie  im  Zebateu 
Qttd  den  mancberiei  Al^aben  mit  dem  Onindberm  nnd  der  Kirehe  and  die  Ueiaans 
Bauern  sind  nberwiegeud  nur  noch  Bezieher  von  selbst  verdientem  ArbeitseinLomocn. 
Lot/tiTos  i^t  III  der  Form  des  vertra£r>niüssigcn  Arbeitslohns  die  alleinige  Akontausche 
Basiö  dcö  Taglobnerstauds  nnd  der  (icwcib*fr'»^e!!en  u.  p.  vr. 

Die  nicht  mit  dem  Steuerbewilligungsreclit  ausgestalteten  Stände 
sind  daher  doch  die  Hauptvertreter  der  „uicht-besitzeudeo  ' 
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Classe  oder  des  ärmeren  nnd  abhängigeren  Theile  der  besitzenden 
Chase  des  Zeitalters. 

Ib  den  iltemi  denlachen  laadstindfsciKni  Vertanngen  koamt  den  Ltndstlnden . 

ein  SteocrbewilUfooi^srecht  für  diese  losassou  der  laiideshcrrlicben  Aemter,  dio 
KamiocrbÄuern  ,  nicht  zu.  MoisteDS  hSn^t  aber  auch  hier  die  Rechtmässiifkeil  der 
Ikäteoerang  dieser  Leute  Seitcos  des  Landeshoiro  alleiB  da?OQ  ab,  dass  die  Stäade 
«Ufunein  die  NothveBdigkeit  der  Steuer  anericumt  hatten  (ZacliariA  I,  §.  108  am 
Scyoss,  S.  650). 

Der  Gegensatz  zwischen  „besitzenden"  nnd  „nicht-besitzenden" 
oder  zwischen  vornemlich  Renteneinkommen  und  Arbeitslohn  be- 
ziehenden Ciassen  ist  die  eigentliche  Grundlage  des  socialen 
Ciassenj^ej^ensatzes.  Dieser  letztere  tritt  aber  itn  elK^maliii^en 
ständischen  Staatswesen  überhaupt  und  auch  aiii  dem  Üestcueruugs- 
gebiet  nur  ausnahmsweise  als  solcher  hervor.  Man  muss  nur  nicht 
Übersehen,  dass  sowohl  dieser  sociale  Gegensatz  wie  derjenige  der 
wirtbsebaftUehen  Berufs-  nnd  Erwerbsinteressen,  des  ländlichen 
Grondbesitses  nnd  des  städtisehen  Kapitals,  hinter  dem  die  Zeit 
noch  fast  allein  beherrschenden  politischen  Classengegensatz 
schon  verborgen  liegt  Die  Stenerkftmpfe  haben  daher  zwar  noch 
kaum  einen  socialen  Anstrich,  wie  etwa  diejeni^^en  Uber  Grund- 
lasten ti.  dgl.,  nnd  auch  noch  nicht  so  dcutlirl)  ausgeprägt  den 
Character  des  wirtbbchal'tlicheu  interesseukuuipls  zwisclieu  Stadt 
und  Land,  Grundbesitz  und  mobilem  Kapital,  Robprodiietion  und 
Stofifveredlnng,  sondern  sie  tragen  vorwiegend  einen  politischen 
Character.  Sie  drehen  sich  nm  die  von  der  Hegiernn*^:  zugemnthete 
Uebemahme  von  Stenern  flberhanpt  ond  nm  deren  Vertheilaog  nnter 
die  bevoneehteten  Stände.  Diese  suchen  sich  dann  die  Last  gegen- 
seitig znzuschieben ,  wobei  jene  wirthschaftlichen  Interessengegen- 
Bitze  doch  schon  mehr  hervortreten.  Im  Uebrigen  gilt  es  allen 
drei  Stunden,  namentlich  den  zwei  ersten,  Prälaten  und  Ritterschaft, 
als  selbstverständlic  Ii  .  dass  die  vom  Stande  Übernommeue  Steuer 
nlsdann  mügiicbst  mit  aut  die  eigenen  Unterthanen,  Hintersassen, 
die  Bauern  u.  s.  w,  gewälzt  wird. 

Dies  wird  auch  im  Ofl'üntlichen  Recht  aDerkanot:  iiacbdem  in  Dcatscbland  d'io 
n.'^'htsgesjchichtlicbc  Entwicklung  dabin  geführt  hatte,  die  Rcirhssteocrn  nur  auf  die 
Hcicbauiiiniitelbarcü  zu  legen,  erhielten  dtu^ü  die  üciugubs,  ihre  luteribaneu  ent- 
ipiecbeDd  hertelzuzicben  O^ubcollectatioosrecbt'*  der  Keicb!»stände),  und  weaendtch 
e>;'.Ti-o  ^ing  CS  bei  den  Landständei»  in  RctrefT  der  bL-willigtcu  LaiidLsstciicrn 
iZacbariä  II,  §.  219.  S.  482,  483,  Eichhorn  IV,  306).  Uie  Kitte recbaft  erli&lt 
ihre  Steuerfreiheit  am  lo  leichter,  je  bereitwilliger  sie  das  ihr  zogemuthete  Stenern 
«inantom  von  ibmn  Uiitenhaaen  elnhebt  (a.  ZachariA  U,  526). 

Die  Besteuerung  des  ständischen  Staats  hat  dadurch  doch 
schon  eine  wichtige  socialpoiitische  Wirkung,  indem  sie 
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die  nichts  oder  wenig  besitzenden  Classen  besonders  bc- 
laBtety  die  beBitzenden  Classen  verbältnissmässig  schont 

Kur  hat  diese  Pcriodo  diese  Wirkung  thcils  nicht  voll  erkannt,  thoils  als  noth> 
wondijr  tind  bcrerlitit;t  hingenommen,  weil  dies  Alles  eine  Fole.  der  hh  selbstrerst&nd- 
lich  und  richtig  geltenden  ständischen  Gliedcrang  war.  £rst  die  folgende  Periode 
des  modernen  Staats,  in  welcher  wir  noch  mitten  innc  stebMi«  hat  die  volle  ErkenntttiSf 
dieses  Sachverhalts  gewonnen  und  in  der  Theorie  schon  vielfach,  venn  nach  nocn 
nicht  allgemein,  und  auch  noch  selten  inincipiell.  in  der  Praxis  weni^tens  mehr  m6 
mehr  begonnen,  daran  Anstois  zu  nehmen  und  nach  Verbesserungen  zu  suchen,  4ie 
fMUch  noch  nicht  principielie  sind,  vett  die  Beaüigliederung  noch  für  ehenso  sdlnt- 
reistiadtich  und  richtig  als  ehedem  die  stladische  QUedernng  gilt  (S.  |.  166  C) 

In  der  älteren  ständischen  Periode  des  Steuerwesens  gebt  d<a8 
Streben  dann  auch  vornenilicb  nur  etwa  darauf,  zwischen  den 
bevorrechteten  Ständen  die  Grundsätze  der  Gerechtigkeit, 
d.  h.  der  A  1  i  g e  in  c  i  n  h  e  i  t  und  der  G 1  c  i  c  h  m  ä s  s  i  k  e  i  t  der 
Besteuerung  mehr  zu  verwirklichen:  wenn  der  eine  Stand  mit- 
steuert,  soll  es  auch  der  aDdere,  und  möglichst  io  richtigem  Ver- 
hftitniss,  wobei  aber  immer  das  Herkommeii  eioe  RichtBchniir 
mit  abgiebt 

Allerdings  bcziebi  sich  da»  Verlangen  der  Keich^iiosetzc,  da^s  bei  der  Vor- 
tboilung  der  Steuer  auf  die  Unteithsnen  „Gleichheit  gehalten'*  wt-rde  (z.  S*  Beiohs- 
iibschicd  von  1542  bei  der  TürkcnstiM!  r.  bei  Eichhorn  IV,  3<Hj)  nicht  nur  auf  die 
Vertbeiiung  unter  den  drei  Ständen,  bouderu  auch  auf  dieienifrc  unter  den  Catertba&ea 
der  Stände.  Aber  in  der  Praxis  hing  die  Ansfllhiung  doch  i^^anz  von  den  Stlnden 
selbst  ab.  Auch  bei  den  Landessteuern  war  es  ebenso.  Eine  nnuüttclbare  Besteuemsf 
dor  Hintersassen  der  Stände  durch  die  Landesregierung  Hess  sich  kaum  durchfiihri»n 
(,46acliariä  II,  524,  besonders  die  Noten).  —  Ueber  ^e  £ntwicklang  der  ..Stadt- 
sieaem**,  welche  die  Stidte  dem  KOnig  ca  leisten  hntten.  In  DentsohUnd  s.  Oiefke 
II,  711.  Zeuiner  a.  a.  0.  S.  59  ff.  und  Fin.  III.  g.  21.  Die  Stadt  als  Körper- 
schaft wird  besteuert,  die  Vcrthcilunu  der  Steuer  auf  ihre  Bürger  ist  ihre  innen* 
Angelugeubuit.  Es  gelingt  dem  KOuij^iiiuiu  (und  Fürstenthum)  meist  nicht,  die  Stadt- 
einheit  zn  dorchbrecben  nnd  die  einzelnen  Bttiger  nnmittdbnr  so  beetenen  (Fin.  ID. 
S.  47«  76X 

In  der  späteren  Zeit  der  absoluten  Monarchie  werden  beide 
Omndsätze  der  Gerechtigkeit  schon  mehr  indiTidnalistisch, 

nemlich  in  Bezug  auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen ,  zu  vcr- 
wirldicben  gesucht  —  so  bei  den  Gruiulsteuerreformen  des  18.  Jahr- 
hunderts, wü  aber  die  Steuerprivilegieu  doch  gewöhnlich  iuimer 
noch  erhalten,  wenn  auch  mitunter  etwas  vermindert  werden. 

In  der  neueren  und  neuesten  Zeit,  in  der  socialen  f^poche 
der  Besteuerung,  wie  man  sie  nennen  kann,  bestrebt  man  sieb,  die 
liebtige  Verh'AltniBsmttssigkeit  der  Besteuerung  mit  Rttekncbt  anf 
die  individuelle  Leistungsfähigkeit^  welche  vom  Besitie, 

von  der  Art  des  Erwerbs  und  der  Grösse  beider  mit  abhängt, 
herbeizufuhren.  Mit  nach  diesem  Gesichtsijunct  erfolgt  daher  jetzt 
die  Prüfung  der  bestehenden  Steuern  auf  ihre  Wirkungen  und  die 
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Fordening  Vod  BeformeD  im  Steuerwesen:  ein  Geaiohtapimet,  der 
dem  Btlndiacheii  Staate  noeh  fehlt  (§.  156  ff.). 

£.  —  §.  120.  Steuerfreiheiten     als  Folge  7on3tandeB> 

verhältn 18860. 

Die  ständischen  Verhältnisse  der  Ikvölkennifj:  sind  sebi-  haulig 
anch  die  Ursache  von  Steuerfreiheiten  gewisser  .Stande,  daher  ihrer  * 
Mitglieder;  von  der  Besteuerung  Überhaupt  oder  von  befitimmteu 
Arten  von  Steuern  gewesen. 

Hierher  gehört  schon  der  Fall,  dass  der  vollfreie  Bürger 
wenigstens  von  directen  persönlichen,  d.  fa.  auf  der  Person 
als  solcher  haftenden  Abgaben  frei  bleibt 

Es  «ntsprichi  dies  der  Auffiusiuig  ron  der  penöDlfehen  Frefheit  in  Helen  Zeit- 
altern, so  im  classischen  Alk-rthiim,  bei  den  Griecheo  und  Römern,  und  im  Mittel- 
alter, besonders  bei  den  Deotschcu.  Die  Puräonalsteucr  gilt  als  Meriiiual  der  Unfreiheit 
oder  doch  des  fehlenden  rollen  Staatsbürgerrechts,  wie  im  Fall  der  Besteuerung  der 
PfOrinzialen  im  römischen  Reiche,  der  Romanen  in  den  älteren  germanischen  Reichen 
aaf  fht-mals  rörrisdiem  Reiclisarcbiet.  Das  StreVn  ii,  auch  Freiheit  von  Grundabgaben 
for  den  in  voUem  liligenthum  des  freien  Bürger»  ätebenden  Boden  zu  orlaogen  oder 
n  eilnlten,  ist  eine  mitunter  gezogene  vaiteTe  Gooseqnenz  dieser  Anfbwong  der 
pttlSnIichen  Freiheit. 

Ygl.  Fin.  III.  §.  0,  9,  15,  nnd  an  anderen  Stellen.  „Unter  allen  Abgaben  wider- 
streiten nicht  nur  im  Allgemeinen,  sondern  auch  nach  den  Groadsätzen  der  Alten 
keine  nebr  dem  GefUhl  der  Freiheit  nis  perBOnliebe  Steoem;  in  Athen  irar  es  nn- 
crUnnt,  dass  nicht  vom  Körper,  sondern  vom  Vermögen  gesteuert  werden  müsse :  aber 
auch  das  VcrmArrn  der  Bürj^er  wurde  nur  im  Nothfal!  hcsteuert,  oder  unter  einer 
ehreiiVölicn  1  oriu  ^iiöckh  I,  407).  —  Aehnlich  ia  Koui  die  persönliche  Abgabe  ein 
Zeichen  der  (poliüscben)  Unfreiheit,  am  Schimpfliehsten  die  gleiche  Kop&teaer  der 
asiatischen  Despolieen.  Alle  Prorinzialen  zahlen  im  römischen  Reich  ein  tributnm 
capitis,  das  ala  Zeichen  ihrer  Unfreiheit  gilt  ^Marquardt  II,  791).  —  Auch  „den 
Deutschen  erschien  die  Verpflichtung  zur  Kopfsteuer  als  eine  Minderung  der  penOn- 
H  hon  Freiheit".  „Es  gehört  zum  Wesen  der  wahren  Freiheit,  dass  einer  nicht  in 
den  otlentlithen  Steuerrollen  steht;  es  wird  ausdrücklich  als  eine  Aufhebung  derselben 
bezeichnet,  wenn  er  dem  öffentlichen  l'ribut  unterworfen  wird."  So  in  der  mero- 
Tisfisehen  Zeit  des  frftniisehen  Bdchs  (Waitz  I(,  577).  Auch  im  carolingisdien 
Keich  galt  „der  Grundsatz,  dass  der  Freie  weder  von  seinem  Lande,  noch  von  seiner 
P-rson  eine  RfTentiiche  Abgabe  zu  entrichten  habe,  als  Regel"  (Waitz  IV,  96). 
„Auch  eine  Steuer  vom  eigenen  Grond  und  Jiodcn  ist  den  Deatschen  ursprünglich 
unbekannt."  Daher  fn^ch,  oh  die  rftmische  Gnindstener  im  friskiscbeii  Beieh  anf 
deutsche  (irundbcstizer  angewandt  worden  (s.  darüber  Nähens  bei  Waitz  II,  57f)  fT., 
Eichhorn  I,  675,  Zöpfl  II,  220,  Walter  I,  1;51,  Fin.  III.  S.  a9.  —  Ueber  die 
„Allgemeinheit"  städtischer  Personalsteuem  in  Basel  s.  Schönberg  a.a.O. 
Flft.  m,  §.  38). 

Eine  zweite  Art  Stenerfreibetten  bezieht  sich  anf  die  bevor- 

reehtetcn  Stände  imtcr  der  freien  Bevölkerung.  Diese  Steuer- 
treiheiten  spielen  wiederum  im  ständischen  Feudal-  und  i'atiiiiKuiial- 
btaate  des  späteren  Mittelalters  und  in  den  an->  ihm  i)ervorgep:ani;e!ien 
Staatswesen  der  Ucbergaugsperiode  bis  zur  Gegenwart  eine  wichtige 
Holle.  Es  sind  dabei  aber  nach  dem  rechtlichen  Ursprung  und 
der  aj&onomiseben  Bedeutung  dieser  Freiheiten  Unterschiede  za 
beachten. 
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Vgl.  Eichhorn  1,  §.  95.  U4,  II,  §.  829,  III,  J2ß.  IV,  647;  Zachari;  II. 
§.  225,  22i>.  £r  uuterscheidet  Steaerfrcihciten  unter  Berufung  auf  gewisse,  dem  ge- 
meinen Recht  entnommone  Exemtionsprivilcgieii,  ferner  solche,  welebe  rieh  auf  andere 

schon  Iji'grdndete  als  A'Tiivalcnt  geltende  Verpliichtnnjren  stützen,  endlich  Mlcbe, 
velche  auf  specieller  Zusicherung  oder  Verleihung  der  I'reiheit  beruhen. 

1.  Die  Steuerfreiheit  kaou  eine  solche  des  Standes  ais 
solchen  nnd  eine  wahre  (reelle)  Steuerfreiheit  von  Anfang  an 
Bein,  der  keine  andere  dkooomisch  messbare  Leiatnng  des  Standes 
nnd  der  zn  diesem  gehörigen  Person  entspricht:  auch  im  ständischen 
Staat  mehr  ein  Ansnabmefall. 

■ 

Beispiele  sind  die  PemuiaUiraihMt  der  Gdfltlicliea  ?on  allen  OSeDdicheii  Lasten 

schon  seit  der  christlichen  Zeit  des  altrOmischen  Reichs,  in  verschiedenem  Umfan; 
zur  Geltung-  gelangt,  die  Zollfreiheit  von  Rittern,  Pfalfea  und  deren  Geslade  im 

Deutschen  Kcich  im  Mittelalter  (Sachsenspicffol). 

2.  Die  StcuertVciheit  kann  sodann  zunächst  nur  eine  ^cheiu- 
bare  („nominelle")  sein,  indem  sie  als  Compensation  fllr 
anderweit  zu  leistende  öffentliche  Dienste  gewährt  ist. 

Dahin  gehört  der  practisch  wichtigste  Fall:  die  Steuerfreiheit  der  Kitter- 
schaft auch  für  ihr  VermOgeu,  besonders  fOr  ihren  Grundbesitz  im  st&ndiitchoa 
Staat,  weil  die  Bitterschaft  personlich  und  mit  ihren  Kuechten  den  militärischeo  Dienit 
selbs'  I  i  ton  mnsstc.  Diese  Steuerfreiheit  war  an  sich  berechtigt,  solang»-  icr  Ritter- 
dlenbt  wirklich  geleistet  wurde. und  nicht  eine  bloss  priratrecbtÜohe  Verpflichtung  aos 
dem  LehendienitrerhlltDisB  v«r  (Zncharli  II,  527),  ond  die  Ökonomische  Last  do>> 
selben  nng efübr  der  Steuerlast  der  anderen  Glassen,  auch  der  nicht  persönlich  dienen- 
den Cnterthanen,  gleich  kam.    Sic  wurde  nur  öfters  schon  nicht  aus  diesem  Becbts- 

S runde,  sondern  als  Adelsvorrecht  möglichst  weit  und  tlbertrieben  ausgMlehnt  Aucb 
le  Bitteischaft  hat  sich  übrli^ens,  selbst  neben  ausgeübter  Dienstpflicht,  nicht  lauer 
von  Steuern  freihalten  können,  besonders  nicht  von  aubscrordcntlichen  Stouom,  die 
aber  dann  vollends  den  Character  der  Freiwilliq^K'-it.  r\!s  donutn,  belialten  sollten  (Bei- 
spitilo  bei  Falke  a.  a>  Ü.,  Eichhorn  III,  i\,  358.  Per&onaibe&teueruug  auch 
der  Edlen  in  St&dten  s.  Schönborg  a.  a.  0.).  Einigermaassen  analoge  FUie  feUea 
übrigens  auch  in  '^t  Nt.-u/.eit  nicht,  so  die  Steuerfreiheit  oder  die  Vergnnsriß-unspn 
öllenthchcr  Beamten  bei  gewissen  Staatsstoucrn,  namentlich  Fersonalsteuem  t^Einkommea- 
Steuer);  gcvtee  Staatssteoerfreiheitcu  des  actiren  Militärs  (§.  166).  Nach  dem  Deut- 
schen Reichsmilitirgesctz  vom  2.  Mai  1874  ist  das  Militäreinkommen  der  Persooea 
des  ünterofficier-  und  (j(!inein<  iistamls  (im  activen  Heer)  und  im  Fall  der  Mobil- 
machung das  Militärcinkommen  aller  Angehörigen  des  activen  Heers  bei  der  Veran- 
lagung, bez.  Erhebung  ?on  SlaataBteaem  anssor  Betiadit  st  JanoD,  46.  Autos 
steht  es  mit  der  vorkommenden  BejrUnstigong  der  öSeaÜieheii«  beaooders  der  Staat»* 
bcamten  bei  Comniunalsteticrn  (in  Preossen  bei  Classcn-  und  Einkommensteuer  Veran- 
lagung nur  mit  der  Hälfte  des  Dieusteinkommens).  Hier  liegt  mehr  die  Wahrung 
eines  Stantsintereaaea  den  Gemeinden  gegenllber  vor,  daas  die  Beamten  nicht  durch 
zu  hohe  Communalsteuor  überlastet  und  eventuell  deshalb  im  Gehalt  erhöht  werden 
müssen;  auch  die  Kttcksicht,  dass  der  Beamte  keine  freie  Wahl  seines  Wolmord  hat. 
bpiük  mit. 

3.  Eine  Steuedreiheit  der  vorausp:ehendeD  Art  kann  cuiliich 
ganz  oder  theilweise  eine  wahre  werden,  wenn  die  ihr  als  Correlat 
und  innerer  Berethiij^un^sgrund  dieninde  anderweite  öffeutlicbe 
Leistung  ganz  oder  theiiweise  aufgehoben  oder  obsolet  wird. 

So  ist  es  in  Folge  der  Umgcstaltnn«?  der  Wehrverfassung  mit  der  alten  ritter- 
ächaftlichen  Steuerfreiheit  gegangen:  die  Kittordieoste  hörten  auf,  die  Stonerfreibeit 
blieb  trotzdem  bestehen  oder  es  trat  wenigatena  nicht  die  foUe  8ont»tige  BeeioDervog 
ein.  Erat  dadurch  wurde  die  Rechtsgleichheit,  der  Grondantz  der  AUgnmnlnheil  wn 
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Gleichmissigkeit  der  Besteuorang  verletzt,  jene  Stoaerfreiheit  ein  wahres  Pririlflg. 
Daher  die  Opposition  gegen  die  Grondsteuerfreihcit  der  Ritterguter,  beginnend  schon 
im  Zeitalter  des  aafgeklftrten  Absolutismus,  der  Eitterdienst  nicht  mehr  geleistet 
vordtt,  leUuA  niid  prindpiell  foTtg«filhrt  besonders  is  der  neaeren  liberalen  Periode 

1er  staatbüTgerlicheu  Oliirhfunf:  Steuorkämpfo,  welche  in  Deutscliland  bis  in  die 
unmittelbare  Gegenvart  hineinragen  und  gowijhnlich  mit  der  gesotzlichen  Aufhtbun<? 
dieser  alten  Stenerfrciheiten  endeten.  Ein  Hauptbeispiel  «och  aus  jüngst  vergaagcner 
Zeit  ist  die  preossische  Grundstenerregelang  ron  1861,  ein  Beispiel  des  Ersatzes  des 
Dieosts  durch  Geldzahlungen  das  preassiscbe  Lebeiuitter-Pfoniegeld  des  17«  Jahr- 
bonderts  und  besonders  seit  1717  (Fin.  III,  S.  114). 

UebrigeDs  kann  eine  solche  ehemals  scheinbare  Steuerfreiheit, 
aoeh  wenn  die  ihr  eotsprechende  anderweite  Leietnng  bestehen 
bleibt,  unter  UmstSnden  wenigstens  theilweise  sa  einer  wahren 
werden,  nemlieh  in  dem  Falle,  dasa  diese  Leistung  nnverfinderiieb 
ist)  wahrend  die  ihr  nrspnioglich  entspreehende  sonstige  Bestenening 
inuiicr  grösser  wird.  Diese  Entwicklung  trat  schon  im  16.  und 
17.  Jahrhundert  /it  rnlich  allgemein  eiu  und  bewirkte,  duss  die  wegen 
der  Ritterdienste  gewährte  Steuerfreiheit  schon  damals  zu  einer 
partiell  wirklichen  Steuerfreiheit  wurde,  selbst  bevor  die  Ausübung 
des  Diensts  ganz  entfiel. 

Im  modernen  Staat  sind  die  älteren  persönlichen  Standes- 
priviiegien  im  Ötenerwesen  nnd  die  sonstigen  wahren  Stenert'rei- 
heiten  immer  allgemeiner  beseitigt  worden  nnd  grnnd- 
sfttzlieb  werden  keine  nenen  gewährt:  eine  Oonseqnenz 
des  politisehen  Frineips  der  staatsbürgerlichen  Gleicbfaeit, 
das  in  der  Besteuerung  in  den  beiden  ,,Postulaten  der  Gerechtig- 
keit", in  den  Grundsätzen  der  Allgemeinheit  und  Gleichiiui.ssigkeit 
der  Besteuerung  zur  Geltung  gelangt.  Bei  der  Erörterung  nament- 
lich dcö  risteii  dieser  Grundsätze  wird  von  den  Steuerfreibeiten  noch 
weiter  zu  handeln  sein  (§.  166).  Auch  den  schein bai  en  oder  nomi- 
nellen Steuerfreiheiten,  welche  an  sich  nicht  mit  der  Forderung 
der  Allgemeinheit  der  Bestenerong  in  Widerspruch  stehen,  ist  die 
Gegenwart  aas  politisehen,  stenertechnisohen  nnd  Ökonomischen 
OrSoden  meistens  abgeneigt,  so  dass  aneb  sie  immer  mehr  Ter- 
sehwinden  (Beseitigung  von  persönliehen  Portofreibeiten,  Anfhebnng 
oder  Beschränkung  der  Steuerfreiheiten  der  Beamten  n.  s.  w.). 

Niberes  Uber  die  Aufhebung  der  Steuerfreiheiten  in  Deutschland  bei  Zachariu, 
U,  §.  226.  Ueber  das  Veifahnsn  dabei  und  ttbor  die  Enfsehttdi^ungsfrage  wird  nuten 
Sit  gesprochen  werden.  GeviAse  Vurrcchto  bliebcD  uacli  der  Deutschen  Bnndesacte 
den  Mediatisirten  (auch  naf-h  IStiR  noch).  Particularrechtlich  sind  frei  di.-  Miftriieder 
der  n^creiiden  FamiUo  von  den  Personal&teuom,  übrigens  in  rer>chie<ienem  Urning 
(Wagner,  im  SchOnberg'schen  Haodbneh,  directe  Steuern.  2.  A.  III.  §.  102,  Bnritart, 
in  Hinh's  Aiinalen,  1879,  S.  2^0).  —  Die  Steuerfreiheit  des  für  öfTcntliche  und  wohl- 
thätige  Zwecke  dienenden  Vermöfreng,  der  Kin  hon.  Scliiilcn  etc.  i-t  anders  zu  bo- 
artheüen.  Auch  sie  besteht  nicht  aiigeuieta  mehr,  /.  Ii.  üiclkt  iuiuier  für  die  lieal- 
ftsnen.  Dim  Govahnug  ist  cigentlidi  ein  (rerboUter)  Staatsbeltmg  für  die  Zwecke 
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i'enor  Anstalten.  Ueber  solche  I  rai^cn  lit  r  Bostcucrnns  bei  der  englischcu  Eiti- 
lom  inen  Steuer  s.  Fin.  III,  S.  243,  24t).  —  Die  HesteaerDDR  der  rorbendeD,  Eitrif 
gebenden  Staat«gUtor  unterbleibt  gewöbDlicb,  ist  aber  ans  uründen  des  Rechnangs- 
veBenft  za  billigen.  Schwierigkeiten  macht  boi  diesen  Gutern  imd  bei  deuen  der 
anderen  ahnlichen  Körper  (Gemeinde  u.  s.  w."*  die  Auseinandersetzung  zirischen  Staat 
und  Gk)mmonen  und  deren  Stenersystem.  worauf  unten  znrOckgelonimen  wird  (§.  164  il\ 

F.  —  §.  121.  Verschwinden  der  politischen  uud 
Hervortreten  der  wirthBohaftlioben  and  soeialen  Steaer- 
kämpfe. 

Auch  in  allen  anderen  Bestehangen  Bind  im  bentigen  Staate 
der  modernen  CnltnrrOlker  abBiehtliehe  direete  BegttnBtigiiDgeii 
obnebin  ja  meist  versehwnndener  persOnlieb  nnd  poIitiBcb  be?or- 

rechteter  Stände,  aber  auch  etwa  noch  vorbandener  Reste  von 
solchen  im  Steuerrechte  last  ^awi  weggefallen.  In  dieser  Hinsicht 
ist  der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  nnd  Gleichniässigkeit  im  Wesent- 
lichen dnrchgeftihrt.  Damit  ist  der  ehemalige  grosse  Einflnss  der 
Person alstands-  und  der  politischen  Standesverhältnisse  auf  die 
Besteuerung  und  besonders  auf  die  Vertheilung  der  Steuerlast  fast 
beseitigt  und  das  politische  Princip  der  staatsbürgerlichen  Oleieb- 
beit  aller  Angebttrigen  des  VolkeB  bier  wie  in  den  meisten  poli- 
tischen VerhältaiBBen  zum  Siege  gelangt.  Eine  wichtige  Epoche 
der  Steoergescbicbte  ist  abgescbloBsen. 

Um  80  mehr  treten  aber  jetzt  erst  die  wi rthsch af tlichea 
und  die  socialen  SteueikUmpte  in  den  Vordergrund. 

Psychologisch  und  politisch  begreiflich:  denn  nach  der  Herstellung  der  j^ers^dn- 
lichen  und  politischen  (ileichheit  der  BcvOlkcrang  erschien  vollends  jede  Ungloicbhei« 
der  Besteuerung  als  Unrecht,  wihrend  dieaelbo  früher  mit  der  Ungleichheit  der  stin- 
diseben  Yi-rhiilfnisse  in  einer  gewissen  üebcrcinstimmung  gestanden  hatte.  Aach 
hier  ist  der  EinÜass  der  errungcoeu  politischea  Gleichheit  auX  die  Forderua|$ 
grOraerer  wiiflischftftHcher  und  sodiler  (Weichheit  nnreileiinbar.  Eiae  Sdte  der 
socialen  Frage,  die  nunenüich  r.  Scheel  (in  aefner  Sociileii  V^ife»  Jeim  18T2),  mit 
Recht  hervorhebt. 

Die  bestehende  Besteaerong  wie  jedes  neue  Steneiproject 
werden  daher  jetzt  eifrig  von  den  wirthsehaftlieben  IntereBseo- 
gmppen  nod  von  den  socialen  Parteien  daranf  hin  geprütlt,  ob  sie 
nicht  thatsttchlich  dem  Recbtsgmndsatz  der  Allgemeinheit  ond 

Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  widersprechen.  In  den  theoretischen 
Controversen  wie  in  den  practischen  SteuerkUrapfen  tritt  der  Streii 
um  die  Stcuerartcn,  direete  und  indirecte,  EinkoFiuueu-  und  Ver- 
braucbtjbestt'ucrung,  einzelne  Arten  der  ^^^tra^^sstL'ULIll  u.  s.  w.,  und 
um  den  ötcuerfuss  immer  schärfer  hervor.  Denn  diese  ver- 
schiedenen Steaerarten  verwirklichen  ja  erst  die  BesteueruDg.  la 
ihnen  alsdann  Verstösse  gegen  die  Allgemeinheit  und  Gletehmissig- 
keit  va  vermeiden,  ist  die  practische  Anfgabe,  deren  richtige  LOsnog 
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auch  bei  voller  AnerkeDDUDg  jener  GerecbtigkeiUpostulate  so 
schwierig  nnd  so  strittig  ist. 

Wir  stehen  gegenwttrtig  in  Theorie  nod  Praiis  in  diesen 
K&mpfen  noch  mitten  inne.  Ueberwiegend  sind  es  bisher  noch 
die  Streitigkeiten  nnter  den  wtrthschaftlichen  Interessen- 
gruppen der  besitsenden  Olassen  selbst  —  eine  Art  hftnslichen 
Streits  der  letzteren  — ,  welche  dem  Kampf  ihr  Gepräge  auf- 
drucken: Interessengegensätze  tob  Stadt  und  Land,  Grundbesitz 
und  mobilem  Kapital  u.  s.  w.,  wie  sie  oben  (§.  III)  skizzirt  wurden. 

Die  l&adliche  Grundsteuer  einer-,  die  Besteuerung  des  manuigtacben  städtischen 
Erverbs  andrerseits,  die  Ertragsbestenernng  md  die  EiDkommeabesteiteninf  stoben 

hier  im  Yoidcrtreffen  der  Discussion.  Die  Umgcsaltung  im  privatwirthschaftJichen 
System  iät  für  dies  Alles  entscheidend.  S.  oben  §.111  und  daselbst  über  die  Auf- 
fa^sQDg  V.  BadbertQS  (S.  26S).  Diese  findet  z.  B.  in  der  neueren  europäischen, 
andi  speddl  der  deutschen  Geschiclite  der  dliecten  Stenern  Ihie  rolle  Bestitignng: 

melir  und  mehr  tritt  neben  die  alten  Grundsteoern  eine  selbständige  Haus-,  (Jewerbe-, 
Kapitalrenten-,  Einkoiuinensteucr  ii.  s.  w.,  weil  sich  eben  die  ehemals  vorwaltende 
Wirthachaftjiciuhoit  de«  ländlichen  GrundbciiLzen*  aui'lö-jt  oder  neben  ihr  andere  Wirth- 
ächafts-  und  Enrerbseinheiten  entstehen.  Aebnliobe  Entwicklung^  vcrtnutlilich  jetzt  in 
Kossland,  wo  die  haoptsächliche  directe  Steuer,  die  Kopfsteuer,  eben  überwiegend 
eine  bäuerliche  Grondeinkommcn-Bcsteucrung  war.  Die  jüngsten  Anfänge  rassischer 
Steoerreform  beiregen  sich  denn  auch  in  der  angedeuteten  Richtung. 

Schon  jetzt  aber  fehlt  es  nicht  an  Anzeichen,  dass  diese  Fragen 
bald  hinter  jene  eigentlich  socialen  bteuerprobleme  mehr 
zurück  treten  werden,  welche  mit  der  Wahl  zwischen  directer  Ein- 
kommen- und  indircctcr  Vcrbrauchsbestiucniug  zusammenhangen 
und  Proportionalität  oder  Trogression  des  Steuerfusses,  Gleich-  oder 
Höherbesteuerung  des  fundirten  Einkommens,  Vermögens-,  Erb- 
schafls-y  Goi^iaocturengewinnbesteaerang  neben  der  Einkommen* 
bestenernng  betreffen:  die  „sociale  Frage'*  wiil  anch  anf  dem 
Stenergebiet  znm  Aastrag  gebracht  werden.  Sine  eigentlich 
sociale  Epoche  der  Bestenerong  beginnt 

S.  Qtttes  §.  1S2  E  Im  ErgebDiss  ebenso  Stein,  S.  A.,  S.  321,  4.  A.  I,  414  ft. 

uüd  Schmoll  er,  Epochen  der  preussisohen  Finanzpolitik  S.  118.  Anderseits  Stein 's 
Befürchtungen,  5.  A,  I,  148  IF.,  ,  nhcr  Finauzwissenschaft  und  Staatssocialismus 
und  darüber  und  dai^eiien  meine  Aufsützr  unter  diesem  Titel  in  der  TUbinger  Zcit- 
jebrlft  1HS7.  besonders  d*ir  zft'eite. 

Auf  alle  diese  Pttncto  wird  in  den  folgenden  beiden  Kapiteln  3  nnd  4  mit  ein- 
gehen sein. 
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Drittes  kapitel. 
Oberste  C^rnndsitse  der  Besteuerong. 

§.  122.  Literarische  Kachweisuugca  utiü  orieotiraudc  Vorbe- 
merk od  gen. 

Die  Aufsuchung  und  AufstelluDg  oberster  Grundsätze  der  Besteuerung  ist  wit 
der  Entwicklunjr  einer  Finanz-  und  Stcuertheorio  als  eine  der  vornehnisten.  oft  als  die 
iiau|Jtautgabe  der  letzteren  ang«;ocUcu  wurUuu.  Daher  linden  sich  bezüglichü  Atiiäafe 
schon  bei  den  Autoren  des  16.  and  17.  Jabrhimderts,  bei  Bodiu  «Fin. I,  §.  23),  bei 
den  d;imali^'.  u  deutschen  Cameralisten,  dann  naineutiich  bei  den  Systematikern  ff'^r 
Cameral-  und  Finauzwisseuschalt  des  18.  Jahrhunderts  {v.  Justi.  Fiu.  I,  §.  24),  auch 
bei  französischen  und  italienischen  Autoren  dieser  Zeit  (so  Vauban). 

A.  Smith's  Verdienst  war  auch  hier  nicht  sovoU  die  Aufstellung  ?on  etw&ä 
durchaus  N- 1;  in  wud  Originalem,  als  die  f>ltlckLche  —  oder  doch  fUr  glücklich  gel- 
tende —  t  assuiig  von  vier  oinfachen  Kegela  oder  Grondsätseu  (maxius)  für  di« 
Besteuerung  (Fin.  I,  §.  25).  Dieselben  haben  sdt  ihm  la  den  finanzwissenschaftUchea 
Erörterungen  und  in  Ezcursen  der  allgemeinen  Nationalökonomie  auf-  das  Stenergebiet 
eine  «rrossc  Rolle  gespielt.  Bis  in  die  Gegenwart  knüpft,  zumal  im  Ausland,  die 
Erörterung  an  sie  vielfach  an.   Sie  lauten  im  Original  ^6.  V  ch.  2  part  2  im  Aitfaug]: 

1.  The  snbjects  of  erery  State  onght  to  contribnte  towards  the  snpport  of  tbe 
güvernment  as  nearly  as  possible,  in  proportion  of  their  respective  abilities, 
that  is,  in  proiiortion  to  the  revenue  which  they  respectivcly  enjoy  undcr  th-:^ 
protection  of  the  statt;.  AUo  Besteuerung  der  Üuterthaueu  im  Yerhaluiiss  zu  iiiier 
Leistnngsfihigkeit  (wie  Asber  II,  846  wohl  nicht  unrichtig  ObeT8etzt),*d.  h.  n 
ihrem  Einkommen,  da-s  sie  unter  dem  Schutze  dos  Staats  geniessen:  ein 
Grundsatz  für  die  gerechte  Stc u errertheilung  oder  die  sogenannte  Hegel  d^r 
Gleichmassigkeit.  Letztere  wird  hier  ohne  Weiteres  in  der  rerhfiltnissmässigon 
Besteuerung  des  Einkommen^  -  luuden«  auch  dtf  Grund  dafHr  sogleich  in  d.-ni 
„Schutz"  des  Staats  f'  r  ila^  llii  kuinmen  an^ejreb'Mi.  Mit  diesem  sogenannten  Grund- 
satz werden  aber  die  buLwierigkeiteu  nur  theils  umgangen,  theils  durchhauen,  mcbs 

felöst,  er  enthSlt  anaserdem  in  teiasr  Eriiateroog  eine  blosse  peütio  principii. 
»cnnoch  ist  er  ?on  zahllosen  Nachfolgern  immer  ein&cb  angenommen  und  pani^mait 
worden! 

2.  The  tax  which  each  individaal  is  bouud  to  pay  ought  to  be  certain  and  not 
arbitrary.  The  Üme  of  payment,  tihe  manner  of  payment«  the  qoantity  to  be  pabi 
ought  all  to  be  clear  aud  piain  to  the  coutributor  and  to  erery  odier  pefson:  der 
sogenannte  Grundsatz  der    Bestimmtheit**  der  Re"?teu(!rung. 

'6.  Every  tax  ought  to  be  levied  ai  the  üuie  or  m  the  mauner,  in  which  it  in 
most  likely  to  be  conrenient  for  the  contribolor  to  pay  it:  der  Grandsata  der  „Be- 
quemlichkeit". 

4.  Every  tax  ought  to  be  so  coutrived  as  both  to  take  out  and  to  keep  out  of 
the  pockcts  of  tbe  people  as  little  as  possible,  over  and  abore  what  it  brings  ints 
the  public  treasnry  of  the  State:  derOrundsatz  der  „billigen  Erhebu  ngskosten**, 
unteHet^toren  die  unmittelbaren  und  mittelbaren,  die  eigeniUcben  und  uneigeatiioheD 
Kosten  (s.  schon  Fin.  I.  §  172,  Ii 9)  verstanden.  * 

Die  drei  letzten  Gmnddfttze  sind  sdche  der  rationellen  Stenerrervaltung  oder 
wie  iii.:ui  sie,  eirio  treffende  Bezeichnung  r.  Hock's  etwas  verallgemeinernd  (Ottent- 
liche  Abgaben  S.  27)  nennen  knnn :  es  sind  Gruud:>itze  der  Logik  im  Steuerwesen. 

Vgl.  Uber  diese  S&Ue  z.  B.  Mi  11,  politische  Ociouomie,  B.  2,  Kap.  2;  Lerof- 
Beanlien  I,  ISl  ff.;  Bergius  8.  404  ff.  (er  nennt  die  Regeln  mit  Hill  „clasabch*^* 
Stein  T,  12.1,  I.  Aufl.,  der  rollkommen  richtig  sagt:  die  vier  Regeln  seien  nicht  so 
seht  im  tSysiem  des  Steuerwesens  begründet,  als  eben  die  erbte  Formuliruui^  des 
Staats  bürgerlichen  Steuersybtemä ;  auch  „durfte  es  kaum  etwas  Unklareres  geben,  als 
was  Smitih  in  seinem  ersten  Satz  sage**.  Am  Eingehendsten  noch  neuerdings  A.  Held, 
Einkommensteuer  S.  98  fl.,  der  mit  Kecht  nur  bei  der  ersten  Smith'scheu  Regel  theo- 
retische Schwierigkeiten  anerkennt  und  dann  die  in  dieser  liegel  geforderte  „pro- 
portionale Besteuerung  des  Eiuzeleiukommens"  kriUsirt  und  berichtigt,  den  GranAiatt 
der  „AUgemelnheir  der  Beslenenng  aus  Smith's  Sali  abtoitMi  abef  dM  Yedangao, 
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<i*si  die  Steuer  des  Einzelnen  in  gleicher  Proportion  za  der  Grösse  seines  Einkommenä 
üteben  mosse,  nicht  gerechtfertigt  tindet.  Bei  üeld  &  121  If.  auch  eiue  gute  Ueber- 
fifibt  Aber  die  Litentar  der  Stonerprineipieii«  mit  dem  Nachvefai,  dass  Smith  vach 
hier  Vorläufer  in  der  Aufstellung  solcher  Regeln  ha».-  (Justi,  Btr^^ius,  Vauban) 
m(\  spcciell  Uber  die  Benrthcilang,  die  Smith's  Kegeln  in  der  Literatur  gefunden. 
VgL  femer  noch  Neumana,  progressi?e  Einkommuuateucr,  ^.  75  Ii.  uuU  jet2t  bcaon-- 
(Jers  den  reiebbaltigeii  Utenrh^iischeo  eisten  Abschnitt  in  Kobert  Meyer*«  Prin- 
cif-ien  der  «rerechicn  Besteuerung,  wo,  dem  Zweck  dieses  Buchs  jrcmüss,  allerdings 
romemlicb  nur  der  erste  Smith'sche  Grundsatz  in  seiner  Aulfassung  bei  rcrschiedoncn 
Aotoreo  verfolgt  vird;  ferner  £in;^es  passim  in  Keumann's  neueren  Arbeiten 
(oben  S.  20),  besondeit  in  dem  Anftati  Ober  die  Steuer  nach  der  SteneflUiigkeit  in 
Oouad's  Jahrbüchern. 

In  hktorificher  und  practischer  Beziehung  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  die  drei 
SniDi^scbett  SteoeTrerwiltungsregeln ,  welche  uns  bente  in  Theorie  und  Praxis  als 
;:oIbätrcrständli(  lie  Zielpnncte  erscheinen .  ge;|enüber  den  Verhältnissen  der  Stener> 
pr&xis  selbst  n>>ch  des  vorigen  Jahrhunderts  und  selbst  der  bcstverwalteten  Staaten, 
»uf  schwere  Missstande  hinwiesen.  Auch  die  phy  siokratische  Kritik  des  Bestehen* 
den  bewegt  sich  zum  Theil  in  gleicher  Bichtiing,  so  in  Betreff  der  hohen  Erhebnngs- 
kesten  und  Verkehrsbel&stiguntren  der  indirecten  Steuern  (Fin.  I.  §.  25). 

Die  anslfindisrhe  Wissen.schaft,  nauientlich  die  englische  und  französische,  ist  n':n 
'»i»  zur  G^enwart  nicht  viel  über  die  Smith'ächcn  Steucrregcin  hiiiauAgekouiuiuu,  iiut 
^ie  blosB  als  einfoche  Axiome  stets  wieder  aufgestellt  nnd  gepriesen,  nnd  nicht  einniAl 
rnmcr  es  fttr  gchoten  gehalten,  die  erste  Reu;et  ^^enauer  auf  ihren  Sinn  sa  nntersncbeii, 
die  anderen  auf  ihre  Dorchf Ehrbarkeit  zu  prüfen. 

Die  neuere  deutsche  Wissenschaft  ist  dagegen  auch  hier  Uber  A.  Smith  hinaus 
geschritten,  indem  sie  das  Problem  der  Steuervcrt heilang  tiefer  erfassto  und  gründ- 
licher behandelte  und  dabei  dann  den  ersten  Smith'schen  Grundsatz  als  viel  zu  vag 
und  zweideutig  erkannte.  Denn  das  gerade,  was  A.  Smith  hier  ohne  Weiteres  a^ 
selbstrerstiUidlicli  annimmt,  ist  das  eigentliche  Fragliche.  Besonders  wichtig  sind 
Held  und  Neumann  a.  a.  0. 

Ersterer  (S.  95  ff.,  136  ff.)  formtilirt  drei  Regeln  der  Sieuervertheilung-  CS.  121): 
I.  ..Allgemeinheit  der  Steuern,  d.  h.  Jeder,  der  ein  Einiwürnuiua  bat,  soli  Steuer 
zahl«!**,  mit  licbtigen,  aber  noch  nicht  ansieiclienden  AnsfUmngen  ttber  die 
Schwierigkeiten  der  Verw'irklicliung  dieser  scheinbar  so  einfachen  Regel  und  mit 
cicbtiger  Unterscheidung  der  Staat<-  un>l  CommunaUteuern  dabei.  —  II,  „Gleichheit 
der  Steuern,  d.  h.  das  Einkuinmcu,  da*  in  vcrschiedeueu  Productionszweigen  crwoi  büi» 
Tird,  soll  ohne  Rücksicht  auf  dio  Art  seiner  Quelle  glcichmS.<sig  besteuert  werden**,  —  ein 
rie!  n-.-r  und  in  dieser  Form  kaum  haltbarer  Satz.  III.  ..Mdglicbste  Schonung  des 
Katioual Wohlstands  und  seines  Anischwungs  durch  beständige  Racksicht  auf  die  empor- 
(trebeoden  Irmeren  dumeak  nnd  anf  die  Itapltalvennobrenden  reicheren  Stände'*, 
Yclche  Regel  mit  der  „socialen  Frage*'  zusammen  ha n<;c  (S.  143  IT.):  gewiss  eine  richtige 
Auffassung',  die  aber  Held,  in  seiner  Neigung  zu  Cünipromiss»»n  •?e!h.>t  in  der  Theorie, 
^icbt  zu  den  richtigen  Consequcnzen  vcrwertbet,  bei  manchen  trettendeu  Ausfuhiungeu 
na  Biotelnen.  FUr  meine  viel&cbeo  Abweicbnngen  ron  Held  muss  ich  mich  auf  die 
I^arstellung-  unten  selbst  beziehen.  I(  h  kann  u.  A.  auch  Held's  .\hstinenz  in  Bezug  au- 
das  Streben  nach  ..srerechter"  IJestcuerung  nicht  filr  richtig^  hahen  (u.  g.  I5l>).  S.  darf 
Uber  auch  noch  sein  Gutachten  Uber  Personcnbcatcuerung  (tu  den  Schriften  des  Ver- 
dös fQr  Socialpoliiilt  III).  Das  ist  nur  eine  Einseitigkeit  in  entgegengesetzter  Riebtang 
roa  der  bisherigen,  wo  fast  nur  die  „Gerechtigkeit"  crstrcht  um  de. 

In  der  principiellcn  Erörterung  schärfer  und  klarer  als  Ueld  und  in  der  Polemik 
£egcQ  deosalbea  meistens  im  Recht  hat  Neu  mann  das  Problem  der  Stcuerver- 
tkeilnng  aocb  im  Ganzen  erheblicher  gefordert  als  Held.  S.  namentlich  Kapitel  2—4 
sfiner  progressiven  Kir  k  uimensteuer,  eine  sachlich  vielfach  vortreff  liche  Erörterung 
bei  grosser  Formlosigkeit  und  Mangel  der  Systematik,  was  auf  die  Klarheit  der  Er- 
«ebaisse  Öfters  nachthdüg  eingewirkt  bat  Besonders  wichtig  ond  im  Wesentlichen 
TivUs  richtig  ist,  dass  Neumann  dio  Principien  der  „Besteuerung  nach  den  Vor- 
ilieilen*'  (dem  „Tntercs';'^")  und  „nach  der  Loistungsfilhigkeit"  beide  als  relativ 
berechtigt  anerkennt.  Das  zweite  Princip  ist  das  maassgebendo  für  dio  eigentliche 
BtHtnenng,  das  erste  flu  das  GebQlironwesen  nnd  Verwandtes.  Nenmann  ferthoidlgt 
jtttsgsseblcb  gegen  Sehmoller,  Masse,  Held  n.  A.  und  beweist,  dass  dies  Princip 
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nicht,  ivi.^  Smith  meint,  in  der  Bcsteucruii;;  uacli  duiii  EiiikommcJ»  aufjrehe  uud  dai»» 
III  dc'L  rraxii  der  Staab-  und  Coiomuiialbeäteuüruiig  auderö  die  Leist uugsfäbig^keit 
becioflassendo  Momente  schon  rielCach  berttckdchtfgt  vttldeo.  Er  lieht  dun  aas  dc^x. 
Princip  der  Lelstnnpsfabipkeit  den  Schloss  za  Gonst-  n  *lcr  ProcrrcssioD  d-- 
Steuerfnsses  und  einige  weitere  Conseqaenien.  In  den  Kesaltaten  stimme  ick 
fcrossentheUs  mit  Neamann  Qberdn,  in  der  Hotirirnng  nur  Üidlvebe.  Audi  b« 
Nenmann  fehlt  die  Unterscheidung  des  einsel-  and  volksvirthschaftlichen  Stand- 
pnncts  —  die  Polemik  in  dieser  Beziehung  pegtjn  Held  scheint  mir  verfehlt,  S.  102  — 
und  des  rein  tinanxieilen ,  der  „ütaatäburgeriichen*'  Wirtbschaits-  and  Becbtspenode 
eotspreclieiidea  «tner-,  des  socialpoIitiBehen  StMdpviiels  «odeneita.  ein«  Unteiseheiduf. 
ohne  welche  man  m.  E.  nicht  zur  Klarheit  kommt  (u.  §,  löG  ff.).  Sie  hiin-;t  aber  mit  dea 
firnnrifrjiTen  der  Rechtsordnnng  in  der  Volkswirtb-rhaft  zusammen,  uyn^r  die  auch  Ken- 
mann  iiinweg  sieht  (rgi.  Uber  NüumaQD  i»  Buch  aucii  Ueld's  BcceuMuu  in  ilüdebraod's 
JiAibQdieni  B.  24,  8.  62  ff.,  deren  Ansftkhmngen  gegen  Nemnann  ich  nur  zum  kleinsten 
Theil  für  richtig  halten  kann).  Eine  treffliche  Erglnzung  nnd  Fortführung  findet  Ji- 
genannte  ältere  Schrift  l^eamanu's  nach  fer^chiedenen  Seiten  in  seinen  nenerec 
Arbeiten  (oben  S.  20),  besonders  in  dem  Aufsatz  Uber  die  Steuer  nach  der  Steuer» 
flliilfkeit.  Hier  wird  u.  A.  die  Gerechtigkeitsfrage  in  der  Bcstenemi^  mit  den  allfc- 
meinen  philosophischen  Lehren  von  der  Gerechtigkeit  in  Verbindung:  lerebracht  (Jahr- 
bücher B.  35  oder  K.  F.  1,  S.  531 C).  In  d^^r  Schrift  Uber  die  ,,Steaer'*  impUciio 
(S.  110)  ein  ZngeatlndniaB  an  «etae  Tlieoile  der  aodalpolilbGlieii  Fancdmi  der  Steuer, 
obwohl  ich  dahingeatsUt  aein  laase,  ob  Neuniaiiii  Banmehr  aioli  meiiier  Antttamg 
genfthert  hat. 

Cnter  der  sonstigen  hieher  gehöri-rcn  Literatur  der  1 070 er  Jahre,  die  sich  um 
die  Klärung  der  Principienfragcn  Verdieuste  erworben,  ist  besonders  noch  Masse  ia 
seinem  Gutachten  über  Personalbestenerang  zu  nennen,  dem  ich  ia  der  Zurück- 
gtiMItnif;  des  Princips  gerechter  Stencrvcrfheiltm^r  'S.  2)  beiltiaunet  worin  keift 

Widcrspiuch  mit  der  obigen  Bemerkung;  geilen  Held  lie;^f. 

Selbständig,  aber  gerade  hier  oft  nicht  glücklich  hat  wieder  Stein  die  bezu|- 
licben  Fragen  behandelt,  i.  4.  A.  I,  896  £,  442  ff.  BiehÜg  bleibt  besonden  die 

historisch- relative  Auffas^ung  der  Steuerprincipien  und  Postulate.  Aber  in  seiner 
an  sich  ganz  berechtigten  Neigunir,  die  Praxis  in  rf'rlitfcrtigen.  gelangt  Stein  selbst, 
der  doch  immer  nach  principielier  i-riassuug  stiebt,  hier  durchaus  nicht  zu  klaren 
Prlndpien.  Was  er  z.  B.  über  iociale  Beatencrnng  sagt  (S.  44S  ff.) ,  ist  gnsx  ridiiig 
(trotz  der  ängstlichen  Verwahrunc:  gegen  einen  Mi^shnuch  mit  dem  progressirea 
Steuerfuss  S.  452),  aber  die  Formulirung  S.  450  bleibt  mir  unrerständlicb,  die  Moti- 
rirung  dieser  Formel  achief :  die  „höchst  rage  Voratdlang  ?om  progressirea  StennltaaB 
mftsse  nemlich  in  die  ganz  bestimmte  (?!)  Formel  aufgelöst  worden:  dass  die  Pro- 
gression des  Steuerfusses  identisch  sein  soll  mit  derjenigen  Progression  der  Kapital- 
bUdangskraft  jeder  Kapitalseinheit,  welche  durch  die  Verrieif&ltigung  der  letzteren 
eneogt  wird**.  8.  aaeh  Stein«  6.  A.  II,  1,  353  IT.,  420  ff.,  auch  (  US  ff. 

Aua  der  neuesten  Literator  ist  daa  Hauptweifc  Bobert  Meyer's  genannte 
Schrift  tlber  die  Principien  L'erechter  Bestencning,  das  in  seinem  2.  A1)srlirjitr  .in- 
gehend  die  „Wirkung  der  Steuer  auf  die  Privatwirthschaft'*  untersucht,  darin  wesent- 
lich voll»wirtbBcbaftliche  Puncto,  o.  A.  die  Üel>erwälzung8lehre  (in  richtiger  und  be« 
achtenswerther  Beweisführung  mit  dem  mitBecht  festgehaltenen  Productiouskostengesct/) 
beliandclt  und  im  3.  Abschnitt  dann  speciell  die  Principien  der  Gerechtigkeit  erörtert 
Bei  mancherlei  Abweichungen  im  Einzelnen,  besteht  hier  doch  im  Ganzen  auch  wieder 
UebttFeinatlmmong  mit  meiner  unten  dargelegten  Anffb^ung.  Nnr  wird  meine  Anriebt, 
dass  die  Principien  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  Consoquenzea 
des  socialpolitischcn  Standpuncts  seien,  abgewiesen  (§.  66,  67,  auch  S.  Is4\  ohn- 
dass  Meyer  deshalb  die  Folgerungen,  weiche  ich  aus  dem  Priucip  der  LeistungstaLi^- 
keit  ableite,  allgemein  Terwirft.  Dabei  fehlt  es  aber  bei  Meyer  nicht  an  Missrer* 
Ständnissen  meiner  Doctrin.  Die  Differenz  ist  auch  saclilich  zwischen  uns  nioht  W 
gross,  als  es  scheinen  konnte,  auch  sie  betrifft  mehr  die  Motirirongen.^) 


')  Gegen  B.  Meyer  hier  eine  Bomerkong.    Auf  S.  152  spricht  er  von  meiuer 
„nenen  Bearbeitung  Ton  Bau'a  flnanzwisaanachaft  (biaher  enchiinen  awai  Bind«, 
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\nch  St  häffle  lehnt  in  seiner  ,jBt«Oeroolitik*'  iraplicitt.  wie  ich  Meyer  (S.  15S) 
m^ehc,  den  selbständigen  docialpolitischen  Standjiunct  in  der  Bcsteucning  ab.  £r 
könnt  Oberhaupt  nicht  za  einer  besonderen  Formulirun^ir  der  gesammiou  Steuerprin- 
.ipicn ,  lä&ät  »ic  alle  mehr  iii  gewissen  „volkswirthacliaftiichen'"  Postalaten  aiilp^D« 
träft  dabei  aber  der  Nothvendigkeit  der  Bedarfsdeckung  durch  die  Besteuerunjf .  als 
einem  tinanzpolitificheo  Grundsaü,  gebührend  HccUuuug.  Unsere  formelle  Behandlung 
ist  veseotHch  renchiedan.  in  der  sacblicben  Erledigang  der  Prindpienfoigen  bleiben 
III  !)  m.iocbe  Verschiedenheiten,  aber  doch  besteht  zviicben  mt  wieder  in  wichtigen 
Panct  n  rehereinstimmonp.  S.  in  SchÄflle's  Werk  die  gcsammten  „gr«ndle<,^?nderi 
Erörterungen-  (S.  a— 19S),  worin  zum  Schluas  aach  die  üeborwäizungslchre  mehr- 
fach eifrentbOnJicb  behtadelt  wird  (rgl.  Meyer,  n.  i.  0.  S.  159  C,  mch  p&äaSm 
168  IT.). 

G.  Cohn  wendet  <vh  in  den  oben  S.  21  genannten  Aufsätzen  u.  A.  g-cgen 
oteine  Scheidoug  der  beiden  steaerpoliti»chen  Standpoocte  (Conrad  s  Jahrbucher  ISSO, 
N.  F.  1,  8.  20011).  S.  dagegen  n.  §.  196  E  In  seiner  Fbukunrissenschaft  stellt  er  im 
zweiten  Boche,  der  Lelire  von  den  Steuern,  die  „Gerechtigkeit  der  Besteuerung''  im 

1.  Kipitel  an  die  Spitze  der  Erörterungen  und  handelt  d.inn  in  4j  ff  n  ih-!-  di.>  Gruad- 
^äuc  dafür  ab.  mit  manchen  feinen  ge6chlGht8phüo&ophüichen  bcmerkung<in  und  auuätigea 
beachtenäwerthen  Aotftilirungen.  die  deh  «neb  ron  Neuem  kvn  gegen  meine  tfvUuite 

Srheidting  (S.  21S  wenden;  dieselbe  ,.reibse,  wie  er  meint,  eine  einzige  Wurzel  au8- 
«-■ioander"'  defn  historiüche  Entfaltung  zu  verfolgen  er  dann  für  seine  Aafgnhe  hält. 

Ib  l>e<ondera  scharfer  \^tiii>e  hat  !»ich  Vocke  iu  seinem  Werke  „die  Abgaben 
t.  V.**  gegen  meine  Anüitellung  eigener  „finanzialpolitischer  GrundsAtze**  gewandt 
>S.  37  und  passim).  Aber  meine  Ansichten  sind  von  ihm  incorrect  wiedergegeben, 
mehrfach  uiissverstanden  und  in  keinem  entscheidenden  Puncte  wiederlegt.  Ja,  im 
<jru£tde  kummt  er.  ohne  es  freilich  zu  merken,  in  mehrfachen  Ausführungen  auf  das 
hinaus,  vns  den  Kern  meiner  ErOrlemngen  über  den  ^Gmndeals  der  Aoereiebendbeit 
J  T  Rc-steuerung"  bildet  ^s.  u.  A.  Vocke,  S.  50'!  fl.).  Dies  habe  ich  bereits  in  meiner 
BesprechuBi;  des  Vocke'schen  Werks  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1887»  8.  656,  565  lt. 
nUier  begründet,  worauf  ich  mich  hier  ausdrücklich  beziehe. 

Soseber  erörtert  im  Wesentlichen  die  Stonerprincipien  in  dem  Kapitel  von  der 
..Ethik  der  Stenen  im  Allgemeinen*',  was  mir  gezwungen  erscheint:  allerdinge. 

nachd«»in  er  im  vor^usgrehenden  Kapitel  von  der  „Natnrlehre  der  Sten  rn  iui  Allge> 
meinen"  die  voiküwirthschaftlichon  Principien,  einschliesslich  der  Ueberwälzungslehre, 
behandelt  hat  Als  Stenerprincipien  (.Jeitende  Gmndefttze")  glebt  er  die  Smiu'eeben 
Kegeln  wieder  (die  «  rste  m.  E.  nicht  ganz  corre(  t),  will  aber  die  dritte  und  vierte 
/Qsaromenziehen  und  sie  anders  forinulircrr  als  (irnndsat/  der  ^  erhilltnissrnfissigkeit 
oder  materiellen  Gerechtigkeit,  der  Urdnung  oder  formaltu  Uerechiigkcit,  der  Wirth- 
schaftlichkeit  oder  Klut;heit  (§.  44).  —  Dagegen  lehnt  auch  er  die  Einfügung  einet 
-.Principi  der  Hinlaiiirlu  liki  it"  ab.  freilich  mit  hinfälligen  Gründen.  Es  sei  zwar 
bis  zur  Selbstverständlichkeit  in  gewisser  Hinsicht  einleuchtend:  ist  das  von  den  drei 
„Terwnhongsprincipien"  nicht  auch  zu  sagen,  die  man  dennoch,  die  auch  Boscher,  aaf> 
•telh?  Es  enthalte  aber  auch  eine  LUcke,  da  man  doch  Anleihen  billige  und  einen 
schlimmen  Cirkel.  wcpcn  der  Dehnbarkeit  des  Staafsbedarfs:  Einwendonjjen.  die  durch 
meine  ausdruckliche  Fassung  des  eisten  finanzpolitischen  Frincips,  in  Verbindung  mit 
der  dort  berbeigezogenen  Lebre  ron  der  Bedarbdecknng  (meine  Pin.  I,  §.  61,  65  IT.) 
fenOgend  widerlegt  werden,  so  dass  ein  eigener  ..Grundsatz  der  Massigkeit'',  den 
Koscher  wenigstens  einem  Grundsatz  der  Aasreichendheit  gegenUbeisteUen  wttide. 


1S77,  18S0,  von  denen  der  letzte  sich  s.  liou  schlechthin  als  Finanzpriasriischaft  von 
Adolf  Wagner  ausgiebt)**.  Diese  Wendung  soll  vielleicht  kein  btich  gegen  mich 
sein,  wird  aber  leicht  so  aufgefasst  werden  kOnnm.  Ich  frage  jedoch  jeden  Leeer  meinee 
zweiten  Bends,  ob  ich  Keoht  bitte,  denselben  als  mein  Buch  za  beseicbnen  and  ob  es 
nicht  gegen  Raa  Unrecht  gewesen  w.lre,  lias  Buch  noch  das  seine,  von  mir  nur  „net>  b»»- 
ubeiteie''  zu  nennen?  Inhalt  und  i^'orm  hatten  ron  Bau  gar  nichts  mehr,  von  mir  Alles. 
Seibit  der  Zasatt  anf  dem  Titel  der  eisten  AnfUge  «^glelcb  als  6.,  bei.  1.  Aasgnbe 
Tgo  Rau's  Finanzwissenschaft"  entipracb  schon  kanm  mehr  gans  dem  Sacbrerbalt. 
S.  das  Vorwort  der  ersten  Auflage. 

A.  Wagaer,  FiiiaaiwiaMMeäaft.  11.      Aua.  20 
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nicht  erforderlich  ist.  Zum  Üeberflusa  nrpntnentirt  Ko>cli.  r  an  einer  anderen  Stcllo 
4«s  geo&ooteD  Paragraphen  ganz  richtig  sulbbt  tait  dem  üedaukca  meiucä  en»ua 
fiiiftDqKtlitiBchen  Priadps,  wenn  or  dawelbo  auch  idchC  eigens  fonnidirt  ^  In  d«r 
Dofcbftobrun^  der  Gcrechti|i^kcit!>pO)itiiifete  lebnt  Roscher  mehrfach  die  ctiras  schlrfenn 

meiner  „socialpolitischen"  Korderungen  ab  (vtrl.  auch  dazu  meine  AufsäUie  über  Finuz- 
Wissenschaft  and  StaatsskOcialismas  in  der  Tubinger  Zeitschrift  lbS7). 

Auch  Umpfenbaeh  legt  in  der  2.  A.  aeiner  Fln.  (S.  160)  eine  Lanxe  ge^ 
mich  ein,  za  Gunsten  des  Satzes,  dass  „das  Moment  der  Gerechtigkeit  der  Bcdtcuerao^ 
unabänderlich  an  der  Spitze  der  Besteuerung'  /.u  stdicu  habe",  —  mit  Üchen^wnitliger 
Polemik  gegen  soiclie  Theoretiker,  die  „nur  Helforahelfer  einer  ta^jcSAchcucß  Praxis" 
seien,  dem  Vonrorf  „anlogischer  Goordination  ron  FinanipoilÜk,  Gerechtigkeit  und 
Wirthschafdiolikcit**  und  —  zugleich  gegen  Neumann  —  dem  alten  Vorwurf.  Ja; 
Princip  der  I  is«  albe?orrechtuug  in  dasjenige  der  Besteuerung  hineinzuziehen  (s.  ubeu 
8.  214).  Im  (janzen  eine  halb  missrerständige,  halb  des  Verst&ndnisseä  unfähige 
Polemik,  gegen  die  ich  mich  nicht  glaube  besonders  rertheidigen  zu  sollen. 

Wesentlich  Fon  allen  anderen  bisherigen  Theoretikern  rcrsrhioden  stellt  si.!: 
Saz  in  seiner  Grandl^ng  zu  der  Präge  der  obcnten  Steaerphncipiea.  Wihremi 
die  ICeteten  die  GefecStigkeitsprincipien  Toianst^en  und  fiet  allein  ak  wiiltttebe 
MPrineipien"  gdten  lassen,  andere,  wie  £.  Nasse  and  ich,  diesen  Principien  xwar 
nicht  mehr  die  erste  Stelle  unter  den  Stcuerprincipicn ,  wobl  aber  eine  sehr  maass- 
gebende  Bedeutung  einräumen«  bandelt  es  sich  nach  Sax  tiberhaupt  in  der  Be- 
Bteuerung  gar  nicbC  am  solcba  Puncte  der  verCheilenden  Gerechtigkeit* 
wie  f  r  ihn  überhaupt  die  Argumentation  mit  ethischen  Momenten  io 
volkbwirth  sc  halt  liehen  Dingden  ein  (irundirrthum  i>t.     Die  Besteuernng, 
wie  jede  ökunumihche  Ei'bcheinuu^,  um^^e  vielmehr  und  kOuue  auch  blo:>ä  nach 
Okonomiecben  Gesichtspunctcn  erklärt  and  ihre  Vertbeilung  allein  danach 
richiip  pcregelt  werden  (u.  A.  Sax,  Grundlegung  S.  94,  506  ff.,  besonders  523  ff. 
s.  darüber  schon  oben  S.  26).  Die  Steuer  wird  einfach  als  ökonomhicher  „Wertbungsror- 
gang''  aufgefasst,  hierbei  in  hubscher,  aber  nur  der  Form,  nicht  dem  Kern  des  Gedankens 
nach  neuer  Weise  die  Steuerpro^^res^ion  ia  Verbindung  mit  der  Intensitätsabnahme 
der  Bedürfnisse  hei  steigendem  Einkommen  gebracht  und  dadurch  ein  Maassstab  r;r 
ibr  individuelles  Auamaass  zu  erlangen  gesucht  (S.  50G  fl'.)*   Einmal  erhält  mau  aber 
BO  noch  keinen  genügend  practiacb  brancbbaren  Iffaassstab,  der  snbjectiren  Vülkor 
bleibt,  nicht  mehr,  aber  auch  nicht  minder,  sondern  gerade  so  wie  bei  der  Ublicben 
Argumentation   mit    „Gerechtigkeitsmomeutcn"    nothwendig   ein   weiter  Spielraam 
übrig;  äudanu  wird  im  Grunde  üuch  mit  dieser  Fassung  des  Problems  nicht»  Anderem 
erreicht,  als  mit  der  von  mir  nnd  Anderen  reitietenen,  aemlidi  der  Scblues  b^;TQodet. 
d:i     der  Maassstab  der  Leistung^sfiiliigkeit  wesentlich  mit  in  Hühe  und  Art  des  Ein- 
küinmens  zu  finden  sei,  weil  danach  eine  verschiedenartige  und  verschieden* umfiog- 
licbe  Bedürfuissbefriedisrung  sich  ergebe  und  eventuell  melir  „freies  Einkommen" 
Ubrig  bleibe,  zur  Befnedi^^ung  weniger  nöthiger  Bedürfnisse,    SachUcb  ergeben  sich 
daher  zwischen  Sax  und  mir  wieder  par  nicht  erhebliche  Diü  i n^en.  nur  die  Be- 
dungen sind  verschieden.  Wie  oftmals  in  seinem  scbarfsinnigeu  Werke  versichert 
freilicb,  ^ine  Tbeorie  biete  die  irirtbscbaftlicbe  ErUlrang  der  Steuer  oacb  der 
Ldütungsfähigkcit ,  aber  auch  conclndenten  (V?)  Aufschlnm  Aber  die  Ökonomisch 
richtige  Steocrhöhe,  was  die  diversen  (anderen)  Steuertheorien  nicht  verm.~.ohten"  [ui 
der  Inhaltsanaiyse  zu  §.  S3,  S.  XXIII).   Das  ist  Ansichtssache.   Ich  kanu  Sax  aocii 
bier  die  Berechtigung  dieser  gnten  Metnuog  Uber  seine  Theorie  nicht  zugeben:  aoveit 
sie  wirklich  neu.  hl  sie  unrichtig,  soweit  sie  wirklicli  richtie:,  ist  sie  nicht  neu,  - 
wenigstens  im  sachlichen  Kern  nicht.    R.  Meyer  a.  a.  0.  hat.  wie  Sa.\  selh-t  ein- 
räumt, sogar  in  der  FasAung  schon  mehifach  Aehnlicites  gebracht  (Meyer  S.  330, 
Sax  S  512  ,  ahne  zu  wähnen,  er  argumentlre  ia  der  Stenerfrage  so  bloes  mit  wirtb- 
Infilichen,  nicht  mit  Gerechti^rkeitsjLje^ichtspunctnn.    Die  Einseitigkeit  von  Sax,  dem 
er  »cust  in  der  Auffassung  gerade  dieser  Dinge  zustimmt,  hat  selbst  r.  Böhm- 
Bawerk  gerügt  (Tübinger  Zeitschrift  1888.  S.  165,  s.  oben  S.  27).  —  Meine  Bc- 
grttndang  der  schärferen  Besteuerung  der  Reicheren  mit  dem  ,jociatpolitifichen  Ge- 
slrhtspunct"  weist  auch  Sax  ab.  „dii*  ökonomische  Katur  der  Besteuerung  ergehe  das 
von  selbst"  (S.  523,  Note).  —  Im  Ganzen  kann  ich  so  Sax'  Ansfohrangen  iu  diesem 
tbeoretischeii  und  practiachen  Uauptpunct«  seiner  ganien  Doctria  nicht  fbr  gelangea 
ballen.  Ohne  eigene  Gerecbtigkeitsprinoiplen  kommt  man  in  der  Beeteoemngstbeorie 
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und  Pisxis  soveiiif  als  in  der  gaueD  Rtnaiiz»  ond  Wirtliflchftftotheorie  aus.   fa  dieser 

HuisicLt  theilo  ich  dir  Auffassung  G.  Schmoll er's  in  scineDi,  die  Bestoacrongsvor- 
:heiluug  tlhrigeuii  nicht  iifthür  behandelnden  (nur  8.  öl  hin  Tlieil  des  Problctnä  mit 
nennenden)  Aufsatz  tlber  die  „Gerechtigkeit  in  der  Yolksirirthschaft"  (.Jahrbach  l'^Sl. 
N.  F.  I,  19^M). 

Natürlich  hat  sich  fast  jede  theoretische  Arbeit  Uber  Bestenoruug  auch  mit  den 
1  itrrulL'ii  obersten  Grundsätzen  beschäftigt.  Die  ircnanntori  cnthalfon  wohl  (las  Wich- 
ugitc  darüber.  Zu  neuneu  sind  ausserücm  etwa  noch:  v.  Jacob,  Fin.  4C0  ü'. 
.GnuKbitze  dar  6«reebtigkd[t.  —  «.  A.  Gleichlieit  oder  Ebenmaase  in  der  Vwrdieilfiiig 
50,  dai^s  Jeder  in  <leni  Maiib.se  mit  Abgaben  belebt  wird,  als  er  an  (J'^rn  Gemeinwohl, 
das  der  Staat  iladur<  h  hervorbringt,  Theil  nimmt  — ;  ferner  der  Katiouaiökonomio  — 
uameniüch  nur  rciüc  Einkommenbesteueraug  — ;  endlich  der  Finanzwissenschaft).  — 
T.  Malchus  I.  §.  33  tf.  Postolatc  der  atisthdllendon  Gerechtigkeit:  Allgemeiolieit« 
<il'.icli]n  it,  (Jrüsse).  —  Minhard,  Br-t>n  rii-iu  67  fl'.,  87  11".  —  J.  G.  Hoffmann, 
Steueru  passim  S.  29  tf.,  37  tt.  —  ümpfcnbaub,  Lehrbuch  I,  105  U'.  (Grundgesetz: 
Jeder  nach  seiner  Beitragsf^gkeit,  waa  die  Anforderungen  der  Allgemeinheit,  Gloloh- 
iDüssigkeit,  VerÜieilnng  der  Steuern  nach  dem  reinen  Einkommen  enthalte);  2.  Aail. 
§,  TO  If.  —  Lasp^yres,  Artikel  Staatswirthschaft  im  Staatawörterbuch  X,  lOG  ff.  — 
1.  Hock,  öüentliche  Abgaben  §.  Iii'.  (?icl  TreQ'eudesV  —  Eisenbart,  Kunst  der 
BeMernng  S.  5  ff.  —  Manrne,  Besteuerung,  Kap.  7.  —  Ferner  Schaioller  in 
'er  Abhandlung  über  Ernlcommen  in  der  Tubingor  Zeitschrift  1863;  eine  besonders 
i  ir  die  r  o  1  k  ^  vv  i  r  t  Ii  b  e  Ii  a  f  1 1  i  c  h  e  u  Principien  der  Besteuerung  wichtige  Arbeit,  die 
aiiJuicü  (jruadiUtzc;  werden  nur  Ktlcgciitüch  berührt;  die  Bedeutung,  die  K.  Meyer 
dieser  Arbeit  und  der  von  Schaf fic  über  „Mensch  und  Gut  in  der  Volkswirthschaft^ 
0^61)  für  die  Entwicklung  der  Lehre  ;?eradc  von  den  Friiicipien  der  Gerechtig- 
keit beÜegt  (§.  20),  haben  beide  Abhaudluugeu  dafUr  nicht  gchabL  Nuumaun's 
eiste  Schrift  war  daftlr  ungleich  vichtiger.  —  S.  sonst  auch  die  Gutachten  des  Tereins 
für  Socialpolitik  Uber  Pcrsoualbesteuerung  (1873)  und  über  Commanalbeateuemog 
(1*>77\  —  Kau  I.  §  250 — 26«  hat  folgende  Behandlung:  ..Entwirklun-j  der  obersten 
B^eueruiigsgrundsätze'S  Abluitoug  der  Kegol  der  AUgememheit  und  Gleichlörmigkeit, 
dann  des  Begiiflb  der  Steoerf&higkeit ,  £rOrteningon  Uber  die  Stenerquelle.  Die 
fehlende  Unterscheidung  des  rein  linanzicUen  und  des  socialpolilischen  St:ind[>unrts, 
dann  des  einzel-  nnd  volkswirthschaftlichcn  präjudieirt  auch  seinen  Kesultaten  der 
Erörterung.  Darauf  uiUeiauchi  i\au  die  „volkswirthicliaidichcn  Wirkungen  der  Steuern", 
§.  267 — 275.  darunter  besonders  die  Ueberwälzung,  d.  h.  Lehren,  die  unten  bei  den 
..rolkswirthächaftlichen  Sfcuerprincipien"  von  mir  behandelt  w.  rdrii  Einzelnes,  was 
ich  iu  die  Uutersuchung  über  die  Steuerprincipiou  ziehe,  liudet  sich  bei  Kau  auch 
in  dem  Abschnitt  rou  der  „Einrichtung  des  Stanervesens"  and  Im  zweiten  Bande  in 
den  Einleitangen  in  den  8teneq[attnngen. 

§.  123.  Die  Abweichungen  in  meiner  eigenen  folgenden  Darstellung  von  Hau 
und  den  Aelteren  und  auch  von  Stein,  Neumann.  Nasse,  Hehl.  Sehäfflc, 
^i.  Cohn.  K.  Meyer,  Sax,  Vocke  und  anderen  Neueren  tretten  zun»  Theil  die 
Steuerprincipien  selbst  nnd  die  daraus  —  besonders  für  das  Steuersystem  — 
abzuleitenden  Fol gerunji  e  n ,  zun^  Tln  il  und  iui  fJanzen  mehr  nurh,  namentlich  auch 
gegeuabei  den  genannten  iieuereu  Theoretikern,  die  Mutivirungcu  der  aufgestellten 
Urtrodsätze  und  Poetnlato.  Der  Grand  der  Abweichuni:  liegt  iu  der  schon  angedeu- 
tct'-n.  von  mir  für  notbwendig  befundenen  Zurückfuhrung  der  Steuerprincipien 
acf  die  Prineipiijn  der  wirthschaftliclicn  Hechts  u  rdnung  und  in  der  damit 
ia  Verbindung  stehenden  Unterscheidung  des  ciuzel-  und  dos  volkswirth- 
«chaftlichen  sowie  des  Slandpnncts  des  Systems  der  freien  Goncnrrenz 
•:iner-,  einer  „socialpolitischen"  Kegelung  der  freien  Cencurrenz  nnd 
der  S'"erriiu!rens-  nnd  Einkommensrertheilung  und  Verwendung  aiider- 
acits.  Mciücr  wiederLolt  hervorgehobenen  Auffassung  gemäss  ist  ein  solches  \'ur- 
lieiheu  auch  in  der  Finanzwissenschaft  und  speciell  in  der  Steuerlelire  geboten.  Die 
Be.Tüielung  dafür  und  mithin  für  Vieles  im  l  olgcnden  liegt  daher  auch  wieder  in 
iBPiner  „volkswirihschaftlicheu  Gruudlegnog".  auf  die  ich  mich  hier  von  Neuem  be- 
ziehe (besonders  Kapitel  2—4  der  1.  Abtheilung  des  2.  Ausgabu).  (S.  auch  oben 
i  S2  aber  den  Bocislpolitischen  StenerbegrUT,  sowie  schon  Fin.  I,  §.  27—290 
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Die  oinseitipe  Betonunfc  gerechter  Steoervertheilung  hal)eD  schon  Nas*e. 
Hrld  ti.  A.  mit  Rerht  der  bisherigen  Lehre  von  den  Steiiorprincipien  zum  Vorwurf 
gemacht.  Die  Fon  mir  sogenantituu  f iüaiizpolitiüchen,  aber  auch  die  TOlkt> 
vlrthsehAftlieben  Stevcrprlncipfen  mflasen  vielmehr  den  Radniehteu  nuf  geredite 
Steaerverihfilung  fo  ran  gehen.  Denn  hei  jenen  handelt  es  sich  nm  die  BedingUDgeo 
fQr  die  Existenz  und  für  das  (iedeihen  der  öemeioschaf  l,  bei  der  Steuerfenheüong 
vor  Allem  um  das  Interesse  der  Einzelnen.  Die  Gemeinacbafk  ist  das  HAbere. 

Ei  ist  au(  h  —  oder  TO  venig^teu  früher,  denn  neuerdings  haben  mr^noh 
Autoren  meine  Terniinologle  nngenommcn,  auch  solche,  welche  meine  Cmn. flau ffa^oug 
nicht  iheilen  —  nicht  Ubticb,  in  der  Weise,  wie  ich  es  thue,  von  ^fiuauzpolitiächen" 
nnd  ron  „TolkBWinbscbnftlicben**  8teoer,,principien**  zo  sprecben,  velcbe  nebe« 
diejenitfCD  der  Gerechtigkeit  und  der  Verwaltung  treten.  Aber  auch  hier  hat  wohl, 
wie  öfters,  nur  die  an  A.  Smith  anknüpfende  Tradition  nachgewirkt  und  eine  andere 
formelle  RehandluQg  reranlasst.  Es  liegt  kein  Grund  ror,  die  Lelucu  über  die  richtige 
▼olkt'  und  elnzelwIrthsebafUiche  Steueniuelle,  über  die  Wabt  der  Steueranen  und  die 
Ueber»äl/:ung  nicht  auch  zu  ,.Steuerpriucipi«'n"'  zn  fortnuliren.  Ei>.t  dadurch,  da« 
das  ge^cllielll  und  daiis  gleichfalls  die  zwingenden  Anforderungen  der  Fionnzwinh- 
üchait  au  das  Steaerwcaen  ähnlich  als  „Priucipien"  gefasst  werden,  weldw  fte  die 
Einrichtung  der  Hesteueranff  mit  bestimmend  sein  inUssen.  rücken  nndi  die  öerocbiig- 
beitn-  uii'l  fii  '  Verwaltunp<principien  in  die  rii  litige  zvreite  Sfellc. 

In  Betiett  der  „Gerechtigkeit  *  in  der  Be^ttcuerung  betindc  ich  mich,  wu 
die  Grondanscbnoong  nnd  die  MotiTining  mnbuigt,  nneb  dem  Gesagten  mit  fast  allen 
bisherigen  Theoretikern  in  Widerspruch,  auch  mit  Stein,  Koumann.  Schlffle, 
Cohn.  Hier  gilt  es  aber  oben  m.  E.  gerade  eine  historische  Anschauung  in  die 
Beweisführung  hinein  zn  tragen  und  demgemäss  zu  zeigen,  dass  die  «^gerechte  Steoer- 
feitbeflnng**  sieb  notbwendiir  Indert  mit  den  Recbtsgrund lagen  der  Volkswirth- 
scbaft  und  der  (lesellschaft  und  mit  der  Beurtheilung  dieser  Grundlagen  in 
Volksbewusbtsein.  Die  ,  Ii  1  eicli  m  ä.ssigkeit"  der  Besteuerung  wird  deshalb 
anders  vcr>tandüu  in  der  „staudischeu",  andere  in  der  „staatsbürgerlichen**, 
anders  in  der  beginnenden  „socialen**  Epodie  des  Steuerwesens,  und  ganz  folge- 
richtig.  Nur  hui  dieser  Auffassnnn-  lassen  sich  die  endlos' n  Streitigkeiten  über 
proportionale  und  progressi?e  Besteuerung,  gleiche  oder  verschiedtMie  Besteuerung  de> 
inudirten  md  nicht  fundirten  Einkommens,  Steuerfreiheit  des  „Existeniminiiniins*'. 
indlrecte  Verbrauchs-,  Kapital-,  Erbsebafissteuern  u.  s.  w.  überhaupt  schlichten:  weil 
nur  so  die  getroffene  Entscheidung  auf  die  Principien  der  Rechtsordnung:  zarück- 

SsftÜirt  wird.  Bei  dem  bisherigea  Verfahren  der  Beweisl'ubruog  überzeugt  ja  auch 
iemand  den  andern  nnd  Bebauptung  steht  gegen  B<^uptung,  s.  B.  dass  nur  di« 
proportionale  oder  nur  die  progressive  Besteuerung  die  „gleichmässige"  sei,  die  Alle 
wollen.  Gerade  Stein  lag  es  besonders  nahe,  zu  dieser  Auffassung  zu  gelangen, 
aber  er  bleibt  eben  Überhaupt  (trotz  der  Auslohning,  4.  A.  I,  414  S.)  doch  zu  sehr 
in  der  Idee  stecken,  als  sei  die  „staatsbürgerliche''  Periode  das  Endglied  der  socialen 
und  ökonomischen  Kntwieklung  der  civiliäirten  Volker.  Auch  Held  und  selbst  Neu- 
mann, sogar  Y.  Scheel  (progressive  Besteuerung,  Tübinger  Zeitschrift  B.  1,  S.  2T3). 
welcher  letztere  dieser  meiner  AnfGusung  am  Nächsten  steht  und  bereits  ron  eineoi 
„socialpolitischen''  Maassstabe  der  Besteuerung  spricht,  dem  der  „rechnerische** 
weichen  mUssc  292),  w.'iren  zu  fct^teren  Ergebnissen  gelangt,  wenn  sie  diese 
„historischo"  Aaschauung  gehabt  hätten. 

Die  polemiscb  begründete  nnd  die  elnfadie  Ablebnung,  welcbe  meiner  genanntai 
Unterscheidung  zu  Thcil  geworden  ist,  mehrfach  ron  Autoren,  mit  welchen  ich  sach- 
lich eigentlich  nicht  so  sehr  verschiedener  Meinung  bin,  hat  mich  zu  erneuter  ein- 
geheuder  Besch&fiigung  mit  der  Controrcrsc  und  Prüfung  meiner  Doctriu  au  dea 
gemachten  Einwendnngen  Feranlasst.  Aber  das  Ergebniss  mit  docb  im  WesentUeben: 
Festlialtnng  meiner  in  der  ersten  Anfinge  gegebenen  priticipiellen  Auffassung  und 
formellen  Behandlung.  Ich  habe  daher  im  Fulgcnden  sachlich  wenig,  in  der  Form 
nur  dasjenige  verRndert,  was  zu  Missverständnissen  und  zu  einzelnen  richtigea 
Beänstaiiduiigei)  AnLis^  gegeben  hat.  Dass  ich  damit  den  Gegnern  genug  gethao. 
bezweifle  ich  freilich.  Dann  mögen  sie  aber  bedenken,  dass  wir  tri  eis'  ns  mehr  nur 
in  den  Motirirungeu  der  Auflassungen,  als  in  den  letzteren  seibat  auseinander- 
gehen. Sogar  Sax  gegenftber  gilt  das.  Die  üblichen  Begrttndoag«n,  x.  B.  des 
progressircn  Steoerftaascs,  der  babeton  Besteuerung  des  fundirten  Sinliommeas,  gs* 


Bcdentnog  obent«r  Grandsttze. 


299 


nfigen  mir  nicht  und  da«  fnhrte  mich  zu  meiuer  B»^grrUnduDg,  die  wenigstens  m,  E. 
biftber  siebt  videriegt,  uocU  durch  eine  beteere  e»eut  i»t.  Die  Sax'&che.Formag 
ick  eben  nicht  ftr  «isd  htm»  n  halten.  8.  Wdtarw  (f.  156  ff. 

Einleitung. 

I.  — §124.  Bedeutung  soicber  oberster  Gruüdäktze 
der  Beste uernng. 

Als  lUchtstüüur  für  die  EinriclituDg  der  Besteuerung  hat  die 
FiDanzwii^seoBcbat't  eine  Beiiie  von  obersten  Grundsätzen 
aufziiKtellen ;  welche  dann  zu  practiscben  Postnlaten  der 
Steoerpolitik  nnd  Stenerteehnik  werden.  Sie  nrass  dabei 
eine  doppelte  Rlieksicht  nehmen ,  einmal  nnd  zuerst  auf  die 
BedflrfniBse  der  Finanzwlrthsebaft,  des  Staate  wie  der 
übrigen  Offentlicben  Körper  (Gemeinden  n.  s.  w.),  sodann  anf  die 
tu  besteuernde  Bevölkerung.  Jene  obersten  Grundsätze  bat  die 
Wissenschaft  daher  zuvörderst  aus  dem  Wesen  der  Finanzwirth- 
schaft,  danebeu  ans  den  Wirkungen  der  Besteuerung  anf  die 
Bevölkerung  abzuleiten. 

„Aus  dem  Wesen  der  Finanzvrirtbschaft",  d.  h.  daher  aas  den  hier  rorliegenden 
zviogeaden  Bedtirfoiasea,  iu  deren  Aaerkeoiiung  vieder  der  in  erster  Linie  maaas- 
g^ieade  Gemeinsehafts-StandiHioct  und  iDteressen-Gesichtkpimct  des  MO^nsen*' 

zur  Geltung  gelangt:  tot  den  Interessen  der  Einzelnen,  welche  sich  an  die  Wir- 
kuogeu  der  Stenern  auf  diese  and  an  die  Steuer vortli eilung  anknüpfen,  —  intef- 
eat»en,  welche  nur  vom  i a d i  v  i  d aalis tisch en  Staiid|juuct  aus  rorantreten. 

Snlche  Grundsätze  lassen  sich  aber  schon  für  die  Theorie 
nicht  immer  als  absolute  hinstellen.  Mehrere  von  ihnen  sind  viel- 
mehr v?esentlich  aeitlieb-  und  örtlich-relativer  Art,  sie 
bSngen  mit  den  gegebenen  Cuitur-,  Wirtbscbafls*  nnd  technischen 
VerhlUtnissen,  mit  den  jeweiligen  Volksansehaanngen  nnd  mit  dem 
Znstande  des  Bechtsbewnsstseins  nnd  des  öffentlichen  Rechts  zu- 
sammen, veräodem  sieb  daher  auch  mit  diesen  Momenten:  sind 
mit  einem  Worte  zum  Theil  nicht  rein  logische,  sondern 
historische  Kategorieen.  Das  ist  von  der  WissenschaU  nicht 
immer  genügend  beachtet  worden. 

Hier  wie  so  oft  verdanke  ich  den  Anregungen  der  Kodbertuü'tichen  Betrach- 
tungsweise des  Wirthsch^-  und  GeseUschnfWloDenB  die  m.  E.  richtige  AvITaseQDg: 

einer  der  wahrhaft  ..historischen"  Natioiiiilökonumen ,  der  nicht  in  der  Weise  ein- 
seitiger S{it  ei»li\ten  den  Wald  vor  lauter  B  inTnen  übersieht  und  nicht  anlogittch  Ge- 
N^hichte  und  Ilieoric  idcntiücirt  uder  —  conluiidut. 

Nicht  der  einzelne  Grundsatz  fernei  kann  lUr  sich  iiiieiu ,  ge- 
trennt von  den  aiulercn,  maassircbcnd  sein,  sondern  die  verschiedenen 
Grundsätze  koniiucn  neben  einaiider  bei  demselben  Bestenerungs- 
problem  in  Betracht.  Daraus  ergiebt  sich  gewöhnlich  schon  die 
Nothwendigkcit  einer  Modification  des  einzelnen  Princips  bei  seiner 
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Anwendnnj^.  Auch  daiaut  hat  ljL'iLMt.s  die  Theorie  RUcksichl  /n 
nehmen  und  deshalb  von  vornherein  die  Zulässigkeit  solcher  Modi 
fieaüonen  als  etwas  Unvermeidliches,  was  dann  freilich  im 
coDcreten  Falle  zn  beweisen  ist,  zuzugeben.  Es  folgt  daraus  aber 
mala,  daas  die  obersten  BeateneruDgagmadaatze  meist  nur  eine 
relative  Bedeutung  besitzen.  Auch  hier  hat  sich  die  Finanz- 
Wissenschaft  nicht  immer  vor  einem  zu  weitgehenden  Absolntismus 
ihrer  Forderungen  gehütet,  ist  „doctrinftr**  geworden  und  hat  dann 
vollends  den  gebotenen,  aber  auch  möglichen  EinÜuss  auf  die  Praxis 
eiogebüsst. 

Einzelne  GiuiidHUtze  ergeben  sich  bu  nebr  aus  dem  Wesen  der 
Sache  und  aus  den  notorischen  Steuervvirkuugeu,  dass  sie  in  der 
Steuerpraxis  niemals  ganz  unbeachtet  bleiben  konnten,  lange  vor 
jeder  theoretischen  Formulimng.  Der  Fortschritt  hat  dann  nur  in 
der  Ableitung  dieser  Grundsätze  als  ansdrtlckKebe  Riehtschnor  Hlr 
die  Prüxis  und  in  dem  Bemühen  dieser  letzteren  um  eine  strengere 
Befolgung  (lieser  Richtschnur  bestanden.  Hit  der  Entwicklung  der 
Finanztheorie  sind  die  Grundsätze  zur  genaueren  Formnlirung,  tieferen 
Begründung,  schärferen  Bestiiiimtheit,  gründlicheren  Erfassung  ihre^ 
Inhalts  gebracht,  und  in  dieser  Beziehung  immer  weiter  zn  ^relaugen, 
ist  die  Aufgabe  der  fortschreitenden  Wissenschaft.  Dadurch  wurden 
und  werden  jene  Principien  immer  geeigneter,  der  Praxis  zur 
Leitung  zu  dienen.  Die  bestehende  Praxis,  daher  namentlich  die 
geltende  Steuergesetzgebung  und  deren  Wirkung  auf  die  Bevi^lkerung 
ist  an  ihnen  zu  prüfen. 

Die  Grundsätze  selbst  sind  aber  auch  ihrerseits  stets  von 
Neuem  auf  ihre  Bewährung  und  —  auf  ihre  DurchfOhrbarkeit 
an  der  Praxis  zn  prüfen.  So  allein  erfolgt  die  erspriessliehe 
Wechselwirkung  zwischen  Wissenschaft  und  Praxis  und  wird  das 
Ziel  einer  gerade  hier  bei  der  Aufstellung  oberster  Besteuerungs- 
gruiKlsätze  für  die' Praxis  arbeitenden  Wissenschaft,  wie  der 
Finauzwisöcnschaft,  -  gemäss  der  zweiten  Aufgabe  der  letzteren 
(Fin.  1,  §.  12)  —  soweit  als  mOglich  erreicht,  Angesichts  der  in 
der  Praxis  sich  oft  kreuzenden  Anforderungen,  welche  aus  den 
einzelnen  Grundsätzen  hervorgehen,  und  der  Grösse  der  im  Leben 
zu  überwindenden  Widerstände  muss  die  Wissenschaft  sich  nnr 
abermals  in  ihren  Ansprachen  auf  Verwirklichung  ihrer  Postulate 
bescheiden:  sie  kann  jene  Grundsätze  nur  als  Ziel  hinstellen,  dem 
man  sich  in  der  Praxi  h  mögliclist  nälicrn  soll.  Wieweit 
letzteres  gelingt,  das  hUngt  oft  gar  nicht  v  on  tinauzielieu  Momentei), 
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wie  z.  B.  der  Eioricbtaog  des  öteaerweseoBi  der  Steuerarten,  dem 
fifbebaogsmodas  u.  s.  w.  ab,  sondeni  wieder  you  den  gegebenen 
teehniachen,  Wirtbsehafte-,  GnUnr-  und  Becbteyer- 
blltnissen. 

Nor  mit  der  meint  ron  ganz  andofüi  Factoreii  bediogien  YeiiBdeionK  dieser 
Verhältnisse  lassen  sich  dann  gewisse  Steuerprincipien ,  z.  B.  das  der  Allgemeinheit, 
der  (ileicbmässiglteit,  der  geriBgen  Erbebuogskoeteji,  der  Bestimmtheit,  Beqnemlichkeit, 
ubarhiopt  oder  bener  TenrirkUdien.  Jene  gegebeoen  VerbSltnlMe  des'Tebena  alnd 
sogar  nidit  selten  so  mächtig,  dass  sie  zu  Einrichtoagen  der  Besteaerang  nfltblgen, 
▼eiche  an  sich  nnrermeidlich  einen  grösseren  Verstoss  gegen  bestimmte  Steuerprin- 
cipien mit  sich  bringen,  als  andere,  an  sich  rieUeicht  bessere  Einrichtungen ,  woU 
letiter«  erst  eine  ganz  andere,  bOhere  Gnltnntnfe  des  Yollks  oder  Entwtcklong  des 
Kechtsbewusstseios  Toranssetzeu  würden.  Man  muss  z.  B.  vielleicht  eine  Steuerart 
wählen,  weiche  höhere  Erhebunj!:3liObten  macht  und  ungleichmässiger  die  Volksclasscn 
and  Einzelnen  belastet,  weil  in  der  gegebenen  Lage  nur  der  erforderlichu  Stcucr- 
betrag  aufzobringen  ist  (Fall  der  indirecten  Verbraachsiener  statt  direeter  Einkommen- 
Steuer)  oder  weil  andei'e  Schwi'-riu'keiten  bei  anderen  St-  norn  nicht  zu  Überwinden 
sind,  z,  B.  die  richtige  Ermittelung  dcb  Einkoinmens  bei  der  Einkommenstener. 

Mit  öulehen  Znj^estäDcliiissen  \eriieren  die  obersten  Steuer- 
principien der  FiuanzwisseDschait  nicht  ihren  Werth  und  wird 
uatttriicb  auch  nicht  ein  ,,PriDcip"  sanctionirt;  daes  die  Abweichung 
TOD  jenen  obersten  Sätzen^  weil  oft  noTermeidlich,  ancb  unschädUoh 
sei.  Es  wird  vielmehr  nnr  den  gegebenen  LebensverbältniBsen  als 
einem  einmal  immer  mitspreebenden,  mitunter  entsebeidenden 
Factor  Rechnung  getragen.  Die  Finanswissensebaft,  speciell  die 
Stenerlehre  hat  ancb  dies  nicht  immer  genügend  gethan. 

Das  ist  ihr  mit  Bedit  nidit  selten  Fon  der  Pnuds  rorgevorfen  worden:  sie 
enchien  dieser  zu  doctrinär.  .Ajkdeiaeits  darf  aber  die  Theorie  ancb  verlangen,  dass 
mau  in  der  Praxis  die  Abweichung'  von  obersten  Steuergrundsätzen,  deren  Kichti;fkeit 
allgemein  aaeriumnt  wird,  nicht  so  leicht  nehme,  wie  es  oft  geschieht  ^iameutlicb 
spricht  die  Pnuris,  wenn  sie  gevtee  Poettilate,  z.  B.  das  der  Oleicbmissiirkeit,  rer* 
virUichen  soll,  oft  ohne  genügenden  Beweis  von  „unüberwindlichen  Schwierigkeiten'*, 
während  vielleicht  zu  deren  Beseif iguntr  gar  kein  ernstlicher  Versuch  gemacht  worden 
ist  oder  aus  anderen,  nicht  oder  nicht  ausreichend  gerechtfertigten  Bttcksicbten  ein 
solcher  unterbleibt  Im  modenien  Bechts-  tind  Coltnntaat  soUto  and  In  der  bexeiln 
beginnenden  „socialen''  Epoche  des  Stenenreseos  wird  auch  ei&' deiartiger  Torwand 
immer  mehr  abgewiesen  werden. 

Ein  Belopiel  liefert  oft  die  Einkommensteuer,  deren  richtige  Gestaltuog 
überhaupt  oder  deren  progressiver  Steuerfuss  wenigstens  für  „undurchführbar"  gilt 
Völiii^c  Genauigkeit  wird  man  freilich  nicht  erreicbcn.  Aber  eine  hinlängliche 
Hohl,  sobald  man  eben  nicht  Anstand  nimmt,  besonders  den  wohlhabenden  Giassen 
g^über,  mit  dem  Zweck  auch  die  Mittel  zn  wollen  und  die  sich  bietenden 
Mittel,  wie  strenge  Controle,  auch  beim  Erbgang,  Dcciarationüzwang,  Strafen,  Oeffeut- 
Uchli^-i'  wirklich  anzuwenden.  Widcrbprüclic,  wie  z.  B.  in  der  preussischen 
Steociuraxis,  möglichst  richtig  das  Einkommen  schätzen  zu  sollen,  aber  „nicht  in  die 
pmOttlicben  YernSltnisse  eindringen**  zn  dürfen  —  wascV  mir  den  Pete,  aber  mach* 
loich  nicht  nass  —  sind  freilich  unhaltbar.  Aber  Steuerergebnisse  einer  solchen 
Praxis  a\nd  auch  kein  Beweis  for  die  UndorcbfiUirbarkoit  eines  Steuerprincipe  oder 
einer  Steuerart. 

So  hat  sich  die  Theorie  allerdings  vor  dem  Doctrinnrisraus 
absüluter  Principien  und  Postolate  der  Praxis  gegenüber  />u  hüten, 
äonst  verliert  sie  ihren  ü^inflass  aul'  die  Praxis,  Fisoalismos  und 
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Routine  grassiren  um  so  mehr.  Die  Praxis  aber,  welche  obnc 
Noth  die  obersten  Steiiergrundsatze  vei nn<  }iliis8igt,  erschwert  ihre 
eigenen  Aufgaben  iiod  sinkt  zu  gemeioer  Uoutine  Lerab. 

Kein  Ocriogerer  als  v.  Hock  hat  seinem  Werk  über  die  OffentiichdQ  Abgaben 
&fk  Motto  rorgosetzt,  das  gerade  ia  der  Gegenwart  aaf  diesem  Gebiete  dea  TiradeD 
d«r  pitetiaelieii  Teilehtor  der  Theorie,  auch  unter  den  SuwlmiliiDem,  eDtgegengenifm 

werden  kann,  das  Wort  Royer- Collard's:  „Die  Theorie  als  überflussig  erkliron 
heisst  den  Hochmtitb  h'iScn,  man  brauche  nirbt  zu  wisaen»  was  muk  sagt,  wenn  maa 
spricht,  und  wab  uiau  iliuf,  venn  man  hamii  lt; 

II.  —  §.  125.  Die  Steueipriiicipien  und  das  Steuer- 
system. 

Die  obersten  Steuer princijneii  haben  die  practische  Steuerpolitik 
namentlich  bei  der  Wahl  der  einzelnen  Steuern  und  bei  der 
Aufstellung  des  ganzen  Steuersystems  zu  leiten.  ^  Jede 
Stener  ist  an  diesen  Prineipien  zu  prüfen  und  möglichst  diejenige 
SU  wählen,  welche  unter  den  gegebenen  Umstünden  die  meiste 
Aussieht  bietet,  den  hiemach  zu  stellenden  Anforderungen  am 
Besten  sn  entsprechen  oder  —  womit  man  sieh  nur  zu  oft  begütigen 
mnss  —  am  Wenigsten  zu  widersprechen. 

Wegen  der  Verschiedenheit  dieser  Anforderungen 
und  wegen  der  practischen  Schwierigkeit,  dieselben 
mit  einander  zu  vereinen,  erweist  sich  auch  eine 
einzige  iSteuei;  zur  Aufbringung  des  ganzen  Steuer- 
bedarfs von  vorneherein  nicht  geeignet,  vielmehr  er- 
scheint eine  zweckmässige  Verbindung  mehrerer  ver- 
schiedenartiger Stenern  oder  ein  eigentliches  Steuer- 
system hier  richtiger,  mit  dem  leitenden  Gesiehtspnnet,  dadurch 
dem  Ziel  einer  möglichsten  Verwirklichung  aller  maassgebendcD 
Postulate  nahe  zu  kommen. 

Ofosae  Schwierigkeiten  liegen  hier  stets  vor.  Die  geecUchtlicb  QbeKkoa»enc 
Beateuoning  nnserer  ^hnnteaten  setzt  sich  regelmässig  aas  einer  grösseren  Anzahl 
einselner  Stenern  zusammen.  Von  der  Yerwirklichnng  idler  obersten  Steaerprincipieii 
iat  darin  gewöhnlich  keine  ßede,  wenn  auch  Öfters  einzelne  Veränderungen  oder 
„Beforraen**  roigenommeB  worden  sind,  um  eines  oder  das  andere  Postolat  tu  rer- 
wiridtcheu,  z.  B.  um  die  Allgemeinheit  oder  Gleichmässigkeit  besser  her^ubtelleo, 
gewisse  Folkswinli schaftlich  nachtheiÜ^e  Wirkungen  einzelner  Stenern,  z.  B.  Verkehr?- 
stOrungeu,  Hemmungen  technischer  FortschriUe,  zu  beseitigen,  Erhebungskosteu  zu 
v<Bnnindertt  n.  dgl.  n.  Ein  Sienereystem  im  wahren  Sinne  stellt  diese  Besteaenug 
trotzdem  nicht  dar,  wenn  man  unter  diesem  Ausdruck  eine  richtige  Combinatio« 
von  verschiedenen  Steuern  zur  Verwirklichung  der  obersten  Bestenerung^priocipi^ 
ven-teht  {h.  schon  oh^n  §.  !H).  In  der  Hegel  bcguUgt  aich  die  Praxis  damit,  dass 
ihre  Besteuerung  das  allerdings  wichtigste  Postulat  erftUt,  den  Bedarf  tu  decken, 
und  nicltt  frir  zn  arg  gegen  die  anderen  Postulate  verstQsst.  mindestens  nicht  so. 
dass  in  dieser  Uiusicht  zu  lante  Klagen  der  Be?ölkerung,  z.  B.  wegen  verletzter 
Gleichmässigkeit,  ertönen. 

Die  Theorie  wird  dann  zwar  mit  Recht  weitere  Verbesserungen 

angeben  und  verlangen  müssen  und  die  rationelle  Jt^raxis  wird  die 
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Bereehtigirag  dasa  Dicht  Itagneii.  Jedoch  hat  die  Theorie  hierbei 
tweleilei  Einwinde  tu  beachten,  welche  die  Praxis  oftmals  erhebt 

Einmal  kann  die  Bestenemng  in  ihrer  nrsprttogliehen  Anlage 
sehr  mangelhaft  sein  und  richtigen  nnd  wichtigen  Postnlaten  wider- 
sprechen. Aber  der  lange  Bestand  hat  hier  doch  vielleicht 
viele  Mängel  ausgeglicbeD.  Man  hat  sich  an  die  Besteuerung  ge- 
wöhnt und  das  thiit  hier  viel.  Es  kann  auch  wirklich,  nemlich 
uiittelst  der  sogenannten  Ucber wiilzuu^,  eine  einigermaassen 
genügende  Ausgleichung  der  ursprünglichen  Ungieichmässigkeit 
eingetreten  sein.  Oder  es  ist  dies  vermeintlich  geschehen,  in 
den  Avgen  der  Betbeiligten ,  was  die  (öffentliche  Meinung  auch  be- 
ruhigt nnd,  psychologisch  begreiflich,  auch  oft  ausreichen  wird. 
Man  wird  sich  deswegen  in  der  Praxis  öfters  mit  Recht  bedenken^ 
an  einem  alt  bestehenden  Stenerwesen  ?iel  so  rttttcin,  wenn  dalttr 
niebt  sehr  erhebliche  Gründe,  anch  der  drängende  höhere  Finanz- 
bedarf, sprechen. 

Anderseits  bringen  auch  die  besten  nenen  htenem,  selbst 
wenn  sie  nicht  den  Gesammtbetrag  der  Steuern  crlKthen,  sondern 
nur  anders  vertheilen  sollen,  unvermeidlich  neue  btü  rangen, 
einen  Jieuen  Druck  mit  sich. 

Dies  selbst  in  dem  Fallu,  dass  sie  in  der  Tbat  gewiiisc  PostuJate,  z.  B.  die 
Gleichinäsbifrkeit,  genauer  rcrwirklichen.  üm  so  mehr  aber  in  dorn  viel  häufigeren 
FaUe«  (iass  die  euU^egea&teiieiiden  Schwierigkeiten,  der  Eigennutz,  die  Unbildung  der 
BeiteoeviMi,  die  Seiehiiakte  Letstungsfähigkeit  der  Sten«rbehOrden  a.  i.  v.,  dods 
vieder  Dlokt  genSfend  Uberwanden  werden  können. 

So  ist  abermals  die  Theorie  snr  Vorsicht  bei  ihren  Reform- 

fordernngen  „behufs  besserer  Verwirklichung  der  obersten  Steuei 
principien"  zu  ermahnen. 

Es  ergiebt  sich  hieraus  die  Irejlich  auch  wieder  nur  relative 
Richtigkeit  des  oft  angeführten  Satzes:  iJede  alte  Ötener  ist 
gnty  jede  neue  schiechf  Ein  Satz,  welcher  in  Folge  einer 
IQ  grossen  Werthlegiing  auf  die  Uebcrwftlzung  in  der  Praxis  öfters 
missbrancht  worden  ist,  aber  doch  einen  beachtenswertheo  Kern 
endOUt. 

So  uamcutUch  zuerst  lormulirt  ron  Caiiard,  (jruad»al^e  dur  pohtiächeu  Oeko- 
aeoie,  sas  dem  Französischen  Ton  VOlk,  Augsburg  1824«  S.  174.  in  Verbindong  mit 

"iner  ?iel  zu  weitgehen  d  n  Theorie  der  Steiicruhi  rwälzunü.  wio  ähnlich  v.  Priitwitz, 
Theorie  d«^r  Steuern.  S.  100(1*.  (Weiteres  uhcr  Caiuir  !'>  I.chio  hfi  Rau  in  den  Notuii 
IQ  Fin.  I.      270  ff.    K.  Meyer.  Prinripicn  S.  l'J.)  l'chv.v  Ueb.Twalzuji,«  ti.  g.  13s  fF. 

KUi  die  Finanzwisseuschatt  folgt  aus  dcui  Vorausgehenden 
von  Neuem  die  Lehre,  die  practische  Bedeutung  mancher  an  sich 
dnrchans  richtigen  obersten  Bestenemngsgrnndsfttse  nicht  doctrinär 
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zu  überschätzen,  weil  eben  die  VerwirklicbtiDg  dieser  Grimd^Use 
im  Steuerwesen  zu  schwierig  ist 

III.  —  §.  126.  Uebersicht  der  Principieo. 

Die  obersten  Grandsätse  der  Besteaenug  und  practiscben 
Postnlate  der  Steuerpolitik,  welche  in  den  nächsten  Abschnitten  er* 
(>rtert  ^Yerden,  Hind  nenn  an  der  Zahl  und  bilden  nach  den  für 
yic  niaassL'cbcnden  Gesicbtspaocten  vier  Gruppen.  Die  Erläuterung, 
der  technischen  Ausdrücke,  welche  im  Folf!:endcn  für  die  einzelnen 
i^rincipien  gewählt  sind,  findet  in  den  h(  treüendeu  Abschnitten  stJttt 

I.  FinanzpolitiBche  Priucipieu: 

1.  Ansreichendbeit  der  Bestenening. 

2.  Beweglichkeit  der  Besteberong. 

II.  Volkswirthsehaftliche  Prineipien: 

3«  Wahl  richtiger  Stenerqnelleni  d.  h.  insbesondere  Er* 
örtemng  der  Frage,  ob  die  Bestenemng  nnr  ans  dem  Einsei-  nnd 
Volkseinkommen  oder  auch  aus  dem  Einzel-  und  Volks  ver- 
mögen, bess.  -  Kapital  schöpfen  darf  und  ob  und  wie  hier  volks- 
und  ein zel wirthschaftHeher  Standpunct  zu  unterscheiden  sind. 

4.  Wahl  der  Slciierarten  mit  Berücksichtigung  der 
Wirkungen  der  Besteuerung  und  der  verschiedeneu  Steuer- 
arten  auf  die  Steuerzahler  und  generelle  Untersnchnng  der 
sogenannten  Ueberwälzung  der  Stenern. 

III.  Prineipien  der  Gerechtigkeit  oder  der  gerechten 
Stenervertheilnng. 

5.  Allgemeinheit  und 

6.  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung. 

IV.  Steuerverw  altungsprincipien  (oder  Prineipien  der 
Logik  im  Besteuerungswesen). 

7.  Bestimmtheit  der  Rosteuerung, 

8.  Bequemlichkeit  derselben. 

9.  Streben  nach  möglichst  geringen  Erbebnngs- 
kosten  der  Stenern. 

Die  finanzpolitischen  Prineipien  folgen  ans  den  Bedfirrnissen 
der  Finanzwirthschait  Es  ist  nicht  flblich,  sie  nnter  die  obersten 
BestenerangsgrnndsStze  zn  stellen,  aber  es  ist  dies  riehtig  nnd 
durchaus  nothwendig,  sie  gehören  sogar  an  die  Spitze,  namen^ 
lieh  auch  \  u  r  die  Prineipien  der  Gerechtigkeit.  Gewöhnlich  hat 
sich  die  Finanzwis.sen8cliaft  in  dieser  Lehre  nur  mit  dic^^en  letzteren 
und  mit  den  Steucrverwaltungspriucipien  befasst.  Dieselben  eut- 
sprecben  im  WeficntUcbeo  den  von  Adam  Smith  aafgestelltea 


Digitized  by  Google 


Die  dinzeloen  obefsten  Prindpien. 


305 


{^teaerregeln  (§.  122).  Die  Principien  der  Gerechtigkeit  sind  Grund- 
sätie  ftlT  die  gerechte  Vertbeilang  der  Steuerlast  im  Volke. 
Auch  die  Tolkswirthschaftlichen  Stenerprincipieo  besiehen  sieb  mit 
aaf  das  Problem  richtiger  Stenervertheilnng  den  einzelnen  Besteuerten 
gegen  Ober.  Sie  betreifen  ausserdem  aber,  was  noch  wichtiger  ist, 
weil  es  sich  dabei  um  Interessen  der  Gemeinschaft,  niebt  nur 
der  Einzchien  handelt,  Grandfragen  des  Verhiiltuisses  der  Besteuer- 
ung zur  Vülköwirtlischaft  Die  SteuerverwaltungspriDcipien  folgen 
aus  Hegriff  und  Zweck  der  I'cstcucrung  und  geben  für  Fragen  der 
tinrichtUDg  und  Ausführung  derselben  mit  die  Kichtschnur  au. 

Die  aufgeführten  Principien  haben  zum  Theil  die  Natur  von 
Axiomen,  wie  besonders  die  drei  Grundsätze  ^er  Bestimmtheit, 
Bequemlichkeit  und  des  Strebens  nach  m()gUchst  geringen  Er- 
hebangskosten,  d.  b.  sie  sind  eigentlich  mit  Begriff  und  Wesen  der 

Bestenciuu^  gegeben,  selbstverständlich,  ohne  weitere  Begründung 
zu  bedürfen.  Von  den  beiden  Principien  der  Allgemeinheit  und 
Gleichraässigkeit  gilt  dies  zwar  nicht  unbedingi,  weil  die  Ansichten 
Uber  das,  was  hier  „gerecht"  ist,  nicht  absolute,  allgemein  nieusch- 
Itcbe  sind,  sondern  zeitlich  and  örtlich  veränderliche, 
wechselnd  mit  den  Cnltnr-  and  Recbtsverbältnissen  des  Volks.  Für 
das  heutige  Zeitalter  persönlicher  Freiheit  und  „staatsbürgerlicher" 
(politischer)  Gleichheit  und  fttr  das  in  demselben  waltende  Volks- 
bewusetsetn  nehmen  aber  auch  diese  beiden  Principien  die  Natur 
Ton  Axiomen  an,  die  mit  dem  Begriff  der  persönlichen  und  poli* 
tischen  Freiheit  und  Gleichheit  gegeben  sind.  Sie  kamen  daher 
auch  mit  dein  Uiirchbruch  der  „liberalen"  ötaatsbUrgerlichen  Periode 
in  der  Theorie  sofort  (A.  Smith"),  in  der  Praxis  allmälig  immer 
allgemeiner  und  schärfer  zur  Geltung. 

Die  Anfstellang  und  Formulirung  dieser  axiomatischen  Prin- 
cipien und  praetischen  Postulate  ist  deshalb  auch  leicht.  Um  so 
weniger  darf  sich  die  Theorie,  vollends  wenn  sie  der  Praxis  den 
Weg  weisen  will,  damit  begnügen.  Die  Schwierigkeit  fängt 
erst  an,  wenn  das  einfache  Princip  und  Postulat  in  der 
Theorie  seinen  genauen  und  klaren  Inhalt  und  Umfang 
erhalten,  dabei,  soweit  nothwendig,  richtig  begründet  und 
in  der  Praxis  verwirklicht  werden  soll. 

Hier  mnss  die  Kinanzwiiscnsrhaft  viel  iimhv  specialisircn  und  rasiii-itisch 
vi.tikhrt'n,  als  sie  bisher  gewöhnlich  gctban  hat,  wenn  ihre  Lehre  von  den  obcrätca 
Steacrpriucipien  wi.Mscnschaftlich  und  practisch  werthroll  werden  soll.    Sie  setzt  sich 
ja:»t  dem  Vorwnrf  der  Aafstellung  blosser  Tiirialit&tcn  oder  Selbttverständlichkeiteit 
Dicht  nit  UnfecJit  ans.  Kommt  sie  aber  dieser  erveitcften  und  dann  mehriach  ziem- 
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lieh  schvicrigrcn  Aufgabe  nach,  ^^o  kann  ihre  Lehre  vod  den  SteoerphucipieD  als  ein 
sehr  Wichtigor  Tbeil  der  gaozcn  Steucdebre  zu  geltoo  den  Anspruch  mxchea. 

In  Folge  dieser  anserer  Avlftfttiing  toh  der  liier  rorliegendeD  wiiweiitebtfttidieM 
Aofgabe  nehmen  freilich  unsere  Erörterungen,  besünders  über  die  Principien  der 
Volkswirfhbchnlt.  der  (iercf*litigkeit  und  der  SteuiTV.  r  yaltung.  eine  viel  jrTössere  Au4- 
debnuug  au,  aiü.  iu  ticu  meldt eu  thcoretibcheii  BcL^ütilungcu  dicker  Puncto,  auch  Eaa's 
Lehrbach  inbegriireD. 

Die  drei  ersten  der  obigen  Katogoriecn  und  die  sechs  ersten  Principien  verdea 
in  den  folgenden  drei  HMipubecbnitten  dieses  Kapitels  genauer  eiörtert.  Aus  den  gc- 
nannten  drei  SteDerrerviltiingspriiieipien  folgen  f^r  einen  veBentUcben  Thdl  der  ge- 
nmmten  Steaerrervaltnng  die  Nomen.  Bei  dem  engen  Znaunmenhang  aller  Verbilh 
nisse  und  Einrichtungen  der  Sieuenrerwaltang  erscheint  es  zveckm&ssig,  die  eingfhea- 
dere  DaibtcUuDg  der  aus  den  Grunds&tzen  7 — 9  borvorgebenden  Consequenzen  mit  dei 
Behandlung  der  weiteren  Fragen  der  Stenervonraltong  im  ftoften  Kapitel  ta.  fozbindM. 
Deshalb  beschränkt  hcIi  die  Besprechung  dieser  Gnindsltxd  am  Schinne  dieeei  dfittta 
Kapitels  auf  eine  kurze  £rOiterang. 


Enter  Hanptabiobiiitt. 

Die  finanspolitisohen  Steuerprinoipien. 

Die  richtige  Wflfdignng  dieser  Principien  ist  ron  der  richtigen  Auffasung  des 
Staats  als  des  Hauptorgans  der  Gemeinnrirthschaft  abhan^r^p-.  Auch  hier  hat  die 
FinanzwissenschaA  an  die  grundlegenden  Lebren  der  Natioualökonomie  anzoknupfei^ 
v.  meine  Qmndlcgnng.  1.  Abtbeiinng,  Kapitel  8,  beeeaden  §.  118,  140  ffl,  150.  IM 
bis  160  ff.  und  Kapitel  4. 

Erst  in  der  neueren  organischen  Staatsleliro,  im  Gegensatz  zu  der  früher!n 
individualistischen  und  zur  Theorie  vom  Staatsrcrtrag,  ibt  es  iui>g)ich.  wie  «ia< 
Steuerrecht  seibat  (§.  8S)«  so  auch  die  Bedentnng  der  finanzpolitischen  Principien  aad 
dert.  li  Vorrang  ?or  allen  anderen  richtig  zu  begründen.  Vgl.  die  zatrefrenden  Aus- 
führungen von  A.  Held,  Einkommensteuer  Kap.  2,  besonders  8.  25  tf.  und  Nasse 
in  dem  Gutachten  Uber  Personalbesteueruog  im  Anfang.  Die  gegnerische  Auffassung 
ron  Vocke,  Koscher,  Umplenbach  wurd     >  ii  in  §.  128  bereits  angeftthit 

IMe  fulf^enden  Erörterungen  simi  zugleich  eine  richtige  Consequenz  der  im 
ersten  Baude  der  Fin.  (§.  61,  (15  Ü)  gegebenen  Theorie  der  Deckung  de» 
Finanz  bedarf 8.  Die  Begntndung  fttr  das  Folgende  Ist  daher  auch  zum  TheÜ  aa 
diesen  Stellen  schon  gegeben  (s.  oben  8.  295  gegen  Bosehei). 

I.  —  §.  127.  Vorrang  dieser  OruBdsätze  vor  allen 

anderen  Steuerprineipien. 

Die  finaiizpoHtiscben  8teuerpiincipien  der  ,,Au8reicheDdbeit'^ 
und  „Beweglichkeit'*  der  Besteuerung  folgen  aus  dem  Wesen  der 
Finanzwirtbscbaft  nnd  aus  dem  obersten  Postulat,  welcbes  ftir 
<)ffentlicbe  Haasbalte,  insbesondere  für  den  Staatshausbalt,  anfzn- 
stellen  ist:  dass  nemlieh  die  Einnabiiie  durch  die  Hdhe  dea  fiedaris 
bestimmt  und  letzterer  dnreh  Jene  gedeekt  werden  mnss  (Fin.  I,  §.  61). 
Sie  sind  aneb  ao  die  Spitze  aller  theoretischen  Steaerprincipieo 
und  der  Stenerpostalate  der  Praxis  zn  stellen.  Denn  nicht,  wie 
die  Bnjitb'scbe  nationalökonomiscbe  Sehule  ihrem  individualistischeo 
Standpnnct  iiemUss  lehrt,  Gerechtigkeit  gegen  den  Einzelnen", 
nicht  der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  und  der  Gleicbmasi^igkeit 
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der  BeateneniDg,  Bondern  Erffllliing  der  Bedingnngen  dea 

im  Staate  und  den  Übrigen  öffentlichen  Körpern  er- 
folg ende  u  Gemeinschaftslebens  ist  die  oberste  Hegel: 
..ßeschaüiinir  der  Mittel  für  die  Erhaltung  des  Staats  und  für  die 
J:lrtMang  seiner  Zwecke  — •*  (JSasse). 

Gutachten  Uber  Person albeäteuöriniiE:  S.  2,  zugleich  mit  der  richtigeo  Beschrän- 
iuag  dei  Saues.  Aebulich,  aber  zu  weit^eheud  io  der  ZorUckscbicbung  des  Gerechtig- 
kdUfwifiikisHeld,  eb.  S.  24,  vogegen  wieder  Kenmann«  profreaelre  Steuer  S.  106, 
:u  stark  reagirt,  wenigstens  wenn  seine  Ausdrucke  wOrtlicli  genommen  werden.  Die 
ri.Iitisro  Mitte  hSlt  Nasse,  ganz  jre^nerisch  Vocke.  ümpfeubach  a.  a.  0.  —  Di? 
ocgruodoiig  iiicäci  Autfassoog  liegt  in  der  Lehre  von  dun  Zwangsgemeinwirthschatten 
lad  epedell  Ton  der  böcbsteo  Form  derselben,  vom  Staate,  woflä  hier  aaf  die  Er- 
ürterangen  in  der  „Grandlegung'*  Bezug  zu  nehmen  ist.  Die  Auffassung  rom  „höheren 
üecbt  der  Gemeinschaft"  ist  in  letzter  Linie  eine  Gonsequcoz  der  socialrccht- 
fidifln,  statt  der  individnalrechtlichen  Behandlung  der  Wissenächaften  fon  RcchU  Staat 
und  Wirthschaft.  VgL  meine  Ausführungen  gegen  Yocke  io  meiner  Becenelen  in 
der  Tübinger  Zeitschrift  lb87,  besonders  S.  505  ff. 

£s  bandelt  sich  aber  hier  keineswegs  um  einen  priucipielien  Panct  von  bloss 
tlieoretiecher  Bedeatong«  flondeani  um  einen  Pnnct  ron  gromer  Tra^relte  nach  für  die 
iVazis,  wie  sich  sofort  tos  ^er  nAlieren  ErOrternng  der  beiden  finanzpolitisdien  Grand- 

eigiebt. 

n.  —  §.  128.    Sinn  and  Bedetttnng  ([nhftlt)  der 

beiden  Principien. 

Unter  dem  Grpndsftts  der  A ns reich endheit''  der  Be- 
Bteaernng  ist  zn  versteben,  dass  die  letztere  den  in  einer  Finanz- 
periode gegebenen  Finanzbedarf  mnsB  deeken  kOnnen, 
soweit  anderweite  DeeknngBmittel  dafflr  fehlen  oder 
nntnlSseig  sind. 

Kach  dieser  Fassung  des  Grundsatzes  (wörtlich  aus  der  1.  Auflage  S.  232)  trillt 
lach  Bosch er's  auf  S.  295  erwähnter  Einwand  mit  der  „bedeutenden  Lttcke"  wegen 
der  Möglichkeit  von  Anleihen  nioht  zu.  Die  Restcucrung  hat  ilire  Aufgabe  gegcnulter  der 
ordentlichen  Ausgabe  erst  nach  dem  Privaterwerb  und  den  UeberscbUsseu  der 
6flbldirenzvoige:  ile  mnss  den  Rest  dieser  Ansgabe,  wdoher  nnch  der  Benntaug 
dieser  beiden  anderen  ordentlichen  Einnahmen  noch  tibrig  bleibt,  decken.  IHn  etim 
sonst  in  Betracht  Vomrüon'liMt  Mittel,  nemlich  die  EingAngo  aus  Veränssonmg  ron 
&lfeotlicbem  Vermogon  und  aus  der  Benutzung  des  Credits,  sind  nach  der  im  ersten 
Bude  entvicfcelien  Theorie  der  Bednrfsdecltong  priDcipiell  tnr  Beetreitnng  ordentlicher 
Ausgaben  ausg«  -  I !  s n  !"in.  I,  §.  Od  fT.X  Bei  ausserordentlichen  Ausgaben 
liad  diese  beiden  Mittel  zwar  bediiigt  zulässig,  soweit  dies  von  der  Natur  und  drn 
Wirkungen  der  Ausgaben  abliiingt  (Kin.  I,  cb.)-  Aber  die  wirkliche  Benutzung  iiHMient- 
lieh  dc5  Credits  ist  doch  nsf  bestimmte,  practiscli  nicht  immer  yoriiegende  Kiille  zn 
beschranken.  Dann  muss  ancli  die  ..Ansreiehendheit"  der  BestiMj''ning  mit  zur  Decl^ung 
iti  ansserordentlicben  Ausgabe  einer  t'inanzperiode  Yeriaugt  werden.  Endlich 
in  sttch  hior  der  im  ersten  Bande  behandelte  Fkll  in  Betracht  zn  dehen,  dass  der 
^uitscredit  gegenüber  Ausgaben,  für  welche  er  erentuell  benutzt  werden  darf,  nicht 
willfährig  genug  ist  oder  zu  thener  kommt.  Hier  hat  narh  dem  Fniheren  einmal  der 
5taat»schat£  seine  berechtigte  Function,  sodann  aber  muss  auf  „Extra!>teuern",  wohl 
besottde»  aof  gewisse  Einl[ommensteueni  nnd  Vermögensstevern  (allenfalls  in  Form 
vbn  Zwang^anlciben ) .  namentlicli  auf  solche,  welche  die  vormögenduren  Classen 
ireff«!,  zurückgegritlen  worden  können.  !>io  Besteuening  muss  daher  so  eingerichlct 
Verden,  dass  sie  eFeulueU  auch  für  diesen  practi^ch  wichtigen  Fall  (Kriegszeilen 
,Attirsichettd**  int  (Fin.  I,  §.  14—76). 
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Der  Ornndsate  der  „Beweglichkeit"   der  Besteuerung 

bedeutet,  dass  die  let/.tere  mindestens  solcbc  ßettandthcile  oder 
Arten  enthalten  inuss,  welche  sich  dem  Wechsel  des  Fiuauz- 
bedarfs  bez.  dem  Wechsel  der  von  diesem  durch  Steuern  za 
bedeckenden  Quote  anpassen  und  die  etwaigen  Ausfälle 
anderer  Steuern  und  anderer  Deckungsmittel  (wie 
namentlich  der  privatwirthschaftlicben fiinnahmeii)  ers^o 
können. 

Gegenüber  dem  „Ge^ietz  der  wachseodcn  Audehnung  der  Staats-,  hei.  der  Ölfeat- 
lieben  ThStigkeiten"  {(irandiegung  §  171  — 178,  Fin.  I.  §.  3ti)  muss  nach  diesem 
Urundsat/  lamentlich  die  Fähigkeit  der  Besteuerung,  steigen  de  Erträge  zu  liefern, 
rerluigt  werden.  Oesetdich  gaoz  stabile  Steaem,  z.  B.  (irnndsteaen  nach  dem  Systen 
des  stabilen  Katasters  (Frankroicli,  Oesterreich)  oder  filr  uiiljegrenzte  Dauer  im  Gf- 
sammtertrage  fixirte  Steuern  (prousäische  Grundsteuer  ?oa  10  Mili.  Ttilr.  für  die  alten 
Provinzen,  eine  Zeitlaug  fest  „contingentirte"  Classcnsteuer  ron  42  MiU.  M.)  mi 
daher  im  U'iderspiooh  mit  dem  obigen  GnuuUau,  theoDstiBch  itots,  practiich«  veua 
Dicht  andere  Steuern  gentlgend  steigerun^srahig  sinJ. 

Gegenüber  den  Schvaukungeo  des  Kiuaozbcdarfii,  des  Keinertrags  der  prirat- 
virtbseliaftlielieii  und  der  üebtthroojnreifre  ond  des  Ettnigs  eioteber  Steueitrteo. 
sowie  IM  nuber  dem  vorher  erwähnten  Falle,  dMB  die  Benutzung  des  Staatscredit? 
unmö^^licli  uder  zu  theuer  ist,  muss  die  Besteuerung  ferner  die  Fähigkeit  der  Au- 
passoug  an  diese  Verhältnisse  büsit2ea.  Die  neueste  Fiuanzgeschichte  der  deatschcb 
Staaten  mit  ihrem  grossen  alten  und  aeueo  Domaniam  liefert  in  Folge  dee  Einfioase« 
der  iiolifisclicn  und  wirtliscliaftlichcn  Vorgänge  seit  ISTÜ  auf  den  Ertrag  einzelner 
Steueiartcu  und  Zweige  dos  Privaterwcrbs  (Benz-  und  Hüttenwerke.  Forsten,  Eiseii- 
babueii)  reiche  Beleihe  fui  diese  Sätze.  Gerade  uuäcrcüi  grosscu  islaatlicheu  Privat- 
erwerb  gegeoQber  ist  unser  Steuersystem  viel  zu  unbeweglich.  So  war  z.  B. 
]) r  n  äiscben  Haushalt  nach  dem  Anschlag,  der  immer  mit  Kilcksicht  auf  1: 
Erj^ebiiisse  des  oder  der  vorausgehenden  Jahre  aufgestellt  wird,  der  Ertrag  dci 
„Stempelsteaer^  (Ind.  Erbschaftssteuer,  die  froher  damit  verbanden)  1870 — 76  eod 
1.  Apnl  l^TT— 80:  Mill.  M.  20.33,  21.0,  21.0,  30.0,  30.0  (SpeculaüouH,  27.0,  27.0. 
21)  ■{ .  21)  .!,  2j.O.  wovon  in  den  letzten  Jahren  noch  ein  wacbseuder  An*lieil  auf  di* 
Erbschaftssteuer  kam.  Der  Voraiucblag  für  den  Keiuertrag  des  Bergwerke-,  Uatteu- 
nnd  SaUnenwesens  Preoaseiis  war  1870—76:  1S.4,  13.2,  t6.6.  21.3^  27.6,  2d.O,  SSJt, 
1.  April  1877— SO  15.8,  13.4,  11.9  Mill.  M.:  ganz  die  Conre  der  Coiyunctar  der 
betrefl'ondcn  Industrie!  Die  wirklichen  Ertrftge  schwankten  sogar  noch  mehr:  iB72 
85,  1873  57,  1879  y  Mill.  M.S 

Fehlt  der  Besteaemng  die  erforderliche  Beweglichkeit,  so  kann  entweder  der 
Finanzbedarf  nicht  die  vom  Staatsleben  verlangte  Gestalt  annehmen  oder  er  wird  nuf 
eine  schädliche  Weise,  namentlich  durch  Scholdauf nähme  gedeckt  Selbst  in  Preuäseu 
trat  diese  Nothwcndigkeit  seit  1879  sofort  für  einige  Zeit  ein!  Und  dio  finanziellea 
Hemmnisse  für  die  Entwicklung  des  Staatslebens  (Verachiebong  der  Prajectc  der 
„Verstaatlicl.nnu'^  ■  \un  Privatbahni^n ,  Unterrichts^esetz  mit  seiin  r  Vomussetznug  b* - 
deatender  StüaU>zuäcüusse)  machten  sich  wenigstens  zeitweise  ebeulaiis  geltend.  Hasch 
waehsende  chronische  Deficite  ^nd  dann  die  nnfermeidllche  Folge.  Das  lehrt  die 
Fi nan^fesdi lohte  Oesterreichs  von  1848  an.  wo  man  die  Steuern  dem  Bedarf  nichi 
foIi(on  la<sen  konnte,  ztjm  Theil  wegen  der  inh^irenten  Stabilität  des  directen  Steuer- 
systems, in  Frankreich  bot  das  (von  Vocke  so  gepriesene,  gerade  hier  seioeu  be- 
sonderen Maogel  zeigende)  dtrecte  Ertragssteaenystam  18? I  m  weg«ii  Miier  rshtir 
CTOesen  ünboweglichkeit  ein  Beispiel,  wie  bedenklich  der  Verstoss  gegen  das  Princip  i«t 
Der  Sfaahbankcrott.  d.  h.  die  Abschtlttelung  der  Zinsen  der  Schuld  oder  eines  Theiis 
davon,  iäsat  &ich  schliesslich  nicht  iuinier  vermeiden.  Mittel-  und  südamericaniscbt; 
Staatmi  und  die  Türkei  liefern  neueste  Beispiele.  —  Das  Gesagte  beweist  annh.  wie 
völlig  verkebri  -  i  ist,  wenn  Vocke  die  Beweg^Iichkeit  der  ll^stcjerniiir  eine  „blosse 
ZweckmäseigkeitsrUcksicht'*  nennt  (Abgaben  8.  87).  Nicht  immer  unbedingt  fOr  jede 
einzelne  Steuer  —  obwohl  nach  dem  Yonnisgehenden  auch  hiergegen  sich  wichtige 
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EedenlcB  eriieben  ood  die  StelluDg  der  einzelnen  Steuern  im  einander  im  Steuer- 
?p!?in  Qbel  verschoben  werden  kann  — ,  wohl  aber  für  dir  Steuerung  als 
Uänzes  hat  die  Fordenuqr  der  MBewegiicbkeit''  die  rolle  Bedcutuii((  oiues  wahren 
«SteaerpriDcips**  oder  äeoretisch  und  practfsclk  eines  „leitenden  6rand8atzes*\ 

III.  —  §.  129.  Anwendung  der  finanzpolitischen 
Principien. 

Die  GraDdBlUKe  der  Ansreicbendheit  und  Beweglichkeit  der 
Besteaemng  mttssen  daher  bei  der  EinrichtiiDg  der  Gesammt- 
bestenemiig  besonders  beachtet  werden.  Die  Anfordemngmi,  welche 
m  dieser  Hinsicht  ans  ihnen  abznleiten  sind,  gestalten  sich  nach 
den  gegebenen  Verhältnissen  eines  Öffentlichen  Hanshalts  ver- 
schieden ;  80  nach  der  Höhe  des  Bedarfs  überhaupt,  nach  dem  Vor- 
handensein und  der  Beschaffen heit  anderer  Eiiinabmen,  iiaeb  der 
Sicherheit,  den  öffentlichen  Credit  benutzen  zu  k  uuien  u.  s.  w.  Die 
Deckung  des  ganzen  Stcuerbedaris  dureli  eine  einzige  Steuer, 
mehrfach  als  theoretisches  Postuiat  aufgestellt,  widerstreitet  auch 
n Dderen  Bcsteuerungsgrundsätzen,  namentlich  denen  der  Gerechtig- 
ktii:  sie  steht  aber  ebenso  mit  den  beiden  finanzpoliti- 
schen Grundsätzen  in  Widersprach.  Die  letzteren  sind  für 
die  Anordnung  des  Steuersystems  und  die  Wahl  der  Steuer- 
srten  und  selbst  flHr  die  Erhebungsformen  und  den  Veran- 
lagnngs modus  bei  einer  einzelnen  Stenerart  besonders  wichtig. 
Dabei  werden  sich  leicht  Contiicte  mit  anderen  Steuerpriiicipicn, 
So  mit  denen  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit,  mit  dem 
Grundsatz  niedriger  Erhebungskosten  und  mit  den  volkbwiitb- 
5ch;ittliclien  Postulaten  ergeben.  In  solchen  Fällen  sind  nach 
Möglichkeit  die  erforderlichen  Kücksichten  zu  nehmen,  Compromissc 
bei  der  Einrichtung  des  Steuerwesens  und  der  Wahl  der  Steuer- 
arten und  Erbebungsformen  einzugehen.  Die  Notbwendigkeit  der 
Deckung  des  Bedarfs  wird  indessen  den  finanzpolitischen  Princi- 
pien doch  die  entscheidende  Bedeutung  verschaffen,  d.  h.  sie 
anch  hier  prac tisch  an  die  Spitze  stellen. 

Die  einzelnen  Steuerarten  erfttllen  die  Forderungen  der 
beiden  Principien  in  verschiedenem  Grade,  was  llir  die  Würdigung 
ihres  tinanzpolii lachen  Werths  und  für  die  ibuen  im  Steuersystem 
gebende  Stellung  zn  beachten  ist. 

Bei  der  Betrachtong  der  einzelnen  Stcuerarten  mu\  »hebungsfurm-  ti  a.  s.  w. 
.:it  £»{>äter  näher  darzulegen,  wie  weit  dies  der  Faii  ist.  Liuigc  Bomerkuagcn  darüber 
^ind  indessen  zar  Orientinnf  «eben  hier  un  Platze.  Sie  beaohrlnken  sich  nber  naf 
üe  Uäuptkategorieen  der  Bcsteuerang-.  Die  folgenden  SäUc  sind  dediictiir  nnd  indactiv 
gewonnen.  In  letzterer  Hinsicht  hat  namentlich  die  Finanzstatistiii  Dienste  zu 
Idrtea.  Nur  kann  man  anch  hier  mit  ihr  allein  nicht  zu  brauchbaren  Resultaten 
konflMo  und  moM  doh  httten,  die  Erdhrangen  eines  Lasdei  oder  einer  Periode  zü 
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»ehr  zn  rerallprerapinern.  Die  einzelnen  Sätze,  z.  B.  über  die  indirecten  Verbniuchs- 
»tonero,  sind  ferner  noch  weiter  nach  einzelnen  Arten  der  Stenern  and  nach  Stener- 
objectea  ra  spaciftUiirai.  8o  mms  die  Bewegung  der  ZolleiMuhmett  Batfiitich  etvtt 
verschieden  sein,  je  Bedidem  es  sich  nm  ZdUe  auf  wichtige  Nahrungsmittel,  aof 
Colonialwaaren,  *nf  feinere  Loxusartikcl,  um  Finanz-  oder  Schnt2z0ile  handelt;  fernfr 
je  nachdem  in-  und  ausländische  Producta  (Tabak,  Zocker)  neben  and  statt  ei&äAdci 
eeosanlrt  und  Tevsleu^  Verden.  Zur  gettanereo  Prafoog  der  fdgendeo  Sitze  be- 
dürfte es  einfs  grossen  statistischen  Apparats,  den  zusammenzübrinpren  die  Aalgabe 
einer  eigenen  fioanzstatistiscbcu  Monographie  wSre.  Bis  jetzt  fehlen  systematische 
statibti-jche  luicrsuchungen  dieser  Art,  deren  Au^fuhning  uuincntlich  jüngeren  Phnt- 
Statistikern  hiermit  empfohlen  werden  mag.  Bei  der  YerschicdenheiC  der  Production- 
und  Con  nintinnsvorhältnisse  der  ein/^ohu  n  T.Jlnder  sowie  der  Besteuerong- ,  der  Höhe 
der  Steuersätze  u.  s.  w.  selbst  dürfen  nur  die  fUr  ein  Land  gefundenen  Thatsacheb 
und  stotittiflchen  BegeUnlsstgkeften  (««Oeselie'^)  Dickt  ohne  Weitozea  naf  etn  anderu 
Land  Ubertragen  werden.  Gewisse  tllgemeine  Efgebnisae  femtg die  ?ef§leidieBde 
Statiiitik  Aber  immerhin  festzustellen. 

Im  Folgenden  handelt  es  sieb  nur  um  Beispiele.  Ocnauor  habe  ich  mebi* 
fach  im  dritten  Bande  der  Finanswissesschaft,  besonders  an  der  frnni5eisehei 
Steuercrtrags-Statibtik.  das  Ti üblem  weiter  verfol^jt  (Fin.  III,  §.  175,  176,  auch  pasam 
bei  den  einzelnen  Sfc.tKTn  .  z.  B.  den  Krhschaftssteuorn .  §.  243,  244,  den  Zöllen. 
§.  311 — 323).  —  Die  franzüiüschen  Daten  eignen  bich  wegen  der  häutigen  StOroogeA 
dnrch  politische  Evdgniase  besonders  gut  für  eine  solche  Untersnchnng:  das  slMiatiiclte 
Material  gestattet  eine  Art  experimentellen  Boveises. 

1.  Die  Bogenanoteii  indirecten  Verb raochss teil ern  auf 
Oegenstände  des  Massenconsmns  wachsen  Im  Ertrage  im  Ganzen 

mit  der  Vermehrung  der  Bevölkernng,  dem  steigenden  Wohlstande 
und  der  Verbreitung  der  betreffenden  Consumtioiissittc.  Sie  eigneu 
sich  inboleru  tUr  die  Kinanzwirthschaft  fortschreitender  Cnlturvölker. 
deren  Finanzbedarf  stetig  wächst.  Aber  sie  schwankt n  im  Ertra^'o 
nach  den  Verhältnissen  des  Volks-  und  Slaatslebens  und  uaeli 
wirtbschaftlichen  Conjuncturcn ,  entsprechen  daher  in  einzelneu 
Zeitpuncten  dem  Qrandsatz  der  Ansreichendheit  nicht  und  sind 
ancb  nicht  beweglich  genug,  pl()tx  liebe  AosilUle  in  anderen  Ein 
nahmen  and  plötzliehe  stSrkere  Steigemngen  des  Bedarfo  ta 
decken,  namentlich  weil  TariferbOhungen  nicht  sieber  sofort  des 
Ertrag  steigern ,  da  der  Gonsam  sich  etwa  einschränkt  oder  die 
Specnlation  die  Tariferhöhung  antieipirt,  z.  B.  bei  Zöllen,  mittelst 
rascher  Elniuhr  von  mehr  Waaren  noch  zum  alten  Tarii  (Deutsch- 
land 1879).  Gerade  lür  solche  Fälle  bedürfen  diese  Steuern  dahti 
der  Ergänzung  durch  andere  steuern,  besonders  durch  Ein- 
kommcQ-  uud  cveDtaell  durch  YermögeaBSteuem. 

Bei  einer  genauen  sfatistisclien  ünlersuchang  mnss  natQrlicli  den  Verinderungeu 
in  den  beirettenden  Ta  ri  fen ,  z.  B.  im  Zollfniif  T?<^<-hminsr  jrptrag^en  werden.  Aol- 
liche  statistische  Arbeiten  Uiebor  Art  cxis.tireu  i.  B.  lur  Eugiaiid,  ältere  Daten  daraa^ 
n.  A.  in  Porter's  piDfreas  of  the  nation  (Ausgabe  ron  JS47,  8.  49S  C).  Kenere 
in  den  Statistical  abstracts.  Die  rohe  ZoUeinahmc  Grossbritanniens  nnd  Irlands 
achwankte  zwischen  1861—75  zwischen  24.03  Mill.  l'f.  St.  in  1S63  und  19.3  in  IST», 
nur  bei  grösseren  Tarifänderungen  nm  mehr  als  5  7o  jährlich.  Ib  dieser  PeHod« 
sind  fUr  14.57  Mill.  Pf.  Zölle  aufgehoben  oder  erm&ssigt,  nur  für  26,000  Ff.  u  a 
Mfgelegi  (vgL  Mch  Fin.  UI,  S.  399).  —  Viel  st&riiere  ScIiVMilning  in  Oeottclie» 
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ZoUfereiu.  Hier  hängt  die  Beveguu)^  der  Kui>6Qi:uckerprodactioo  uud  Steuer  mit 
der  Zolleuinahue  aoa  Zacker  etiras  zusMiimen  Dio  Bruttoeinnahme  an  Zöllen  war 
iSb9-7S  iüMill.  M.:  70.7.  85.5.  1>5.7,  122.5,  184.9,  115.3,  120.8.  117,  115.1.  114.7. 
.Vuch  hier  deutlich  der  Einfluw  d.  r  nuf^teigondcu  Conjunclar  n;;  )  der  Krise.  Dabei 
seit  ISTl  der  Beitritt  7on  £lsas6*Lothriiigeo.  Da  die  ErhebuDj^bko^tua  u.  ü.  w,  ziem- 
lich stelrfl  bleiben  (c.  ll.S  MiU.  11),  so  schwanken  die  Kcttoertrüge  netttflich  noch 
!C'hr  Seit  IST".»  »  rhebliche  Steiferunjf,  vomomlich  mit  durch  Tariferh>^huii!jeü  (Ufi 
iif  270. *i  Mill.  M.  1887/88).  —  Vergleiche  zwisrh'^n  (iir<  <  h'n  und  indirecten  Stenern 
lu  Bezug  auf  die  £laäticit&t  u.  s.  w.  der  hiuuaiiuiüu  daraus  stellt  auch  Lcroy- 
Bennlien  nn  I,  eh.  4,  besooden  p.  230  ff.  Die  ScUOBse  8.  227,  dasl  die  Ertrl^e 
'  r  ia(lir«.«  fea  Steuern  in  kritischen  Zeilen  abnehmen,  aber  nioht  ^o  viol  als  man 
ineint,  enthalten  schon  eine  etwas  zn  grosse  Geueralisation  und  werden  durch  die 
Daten  nicht  genügend  belegt.  Di«  Zölle  zeigten  iu  Frankreich  lb70/71  kcinun  Ausfall 
in  Eitnge  (Pio.  III.  8.^2,  81(i),  die  inneren  Getr&nkobteuem,  das  Tabakmonopol,  die 
OrTrois  einen  erhebliehen  (Fin.  III,  S.  408  tf.V  —  Leber  0  es  t  e  r  rei  e  I:  Daten  in 
de  Muliucu,  fiu.  de  l'Autrichc  tUr  ISüS — 71.  —  St&rkcr  schwankt  unter  dem  Einfluss 
des  Wechsels  der  Bobenemte  nnd  der  Htndelscoigiinctareo.  ancb  der  Bestcuerungs- 
methode  Ausf&hrrerguttin^i  d^r  Ertrag  der  Rilbenzuckersteuer.  S.  die  reichhaltigen 
^^Ä^i5ti-^lI■  n  D.tten  und  Taljellen  in  v.  Kaufmann,  die  Zuckerindnstrie.  Herlin  1^75. 
Im  Ucutächtiü  Zollverein  war  der  Heinertrag  ron  Zuckenitcaer  und  Zoll  (d.  h.  ab  Aas- 
fokitergutung)  1S71/72  bis  18T6/77  :  45.2,  M.8,  90.6.  40.7,  68.2,  48.5.  fon  1881/82 
Ms  1SS7/SS;  .'.(i.il,  67.3.  47.S,  .•»9.4,  24.5.  28.8,  0.6  Mill.  M.!  (Hauptschuld  der  grossen 
.Abnahme  trug:  die  vic!  zu  holie  AasfuhrvergUtungK  Dagegen  schwankte  he ir reiflicher 
Weise  der  Litrag  der  iulaudläclieu  Salzätcuer  des  Keichs  nur  uin  wenige  l'iuccute,  in 
1S72— 76  zwischen  33.1  und  84.4  Mill.  M.  ^  Da  der  b5here  Flnaiizbcdarf  oft  iu 
kritische  Zeiten  frdll.  wo  Handel  uud  Consum  abn  lunen.  nützt  eine  Erhöhniitr  d.  r 
Taiife  auch  sonst  üicht  entsprechend.  —  Uussland  hat  es  ^  B.  m  den  letzten  Jahren 
2v  seinem  Schaden  wahrg<:aomiiion.  als  der  orientalische  Krieg  und  der  aeblechtu  Cun» 
des  Papierrubels  die  Einfuhr  und  die  Zolleinnahme  zeitweise  sehr  rerminderte,  geiade 
iß  der  Perio<Je  bSchsten  Bedarfs,  vornemlich  auf  indirecte  Steuern,  wie  Zölle,  ange- 
wiesen zn  sein.  Bei  den  deutschen  Steaerreformplänen  des  Fürsten  Bismarck 
wird  der  SrtngsrOekgang  indireeter  Steoem  in  kriliffcheii  Zeiten  ebenlUb  lo  wwAg 
bertcbdcliligt 

2.  Die  sogenaniiten  allgemeioen  Ertragsteuern  liefern 

nach  (Jeu  Quellen,  die  sie  treffen,  uud  nach  der  Art  ihrer  Veraulaguug 
bei  mässiger  Hohe  eine  besonders  sichere  Einnahme  und  dienen 
insoweit  gut  zu  Fiindiruug  eines  Theils  der  ötteiitliehen  Ausgaben. 
Aber  sie  sind  ihrer  Natur  nach  sehr  schwer  beweglich,  ver- 
tragen uach  ihrer  Veranlagung  häutig  keine  einlache  procentweiae 
Erhöhung,  weil  sie  daDn  zn  einer  reelleu  Kapitalbesteuerung  sa 
Alhren  drohen,  und  eignen  oicb  daher  nicht  als  Haupteinnahme 
Ton  Finanxwirthachaften  mit  raach  waehsendem  Bedarf.  £beiiBO 
wenig  zur  Deeknng  plOtslicher  ÄnsfUler  an  anderen  Einnahmen 
oder  plötaliehen  Mehrbedarfs.  Sie  mttasen  deswegen  hier  dnreh 
andere  Stenerarten  ergänzt  werden. 

Belege  liefert  die  Finanzstatistik  in  dt>r  grossen  ätabilität  der  Einnahmen 
m  dea  Ertragssteaera  in  xuserai  Staaten,  bei  fleieh  bleibendem  Stenenafas,  so  in 

Frankreich.  Oesterreich  und  den  deutschen  Staaten.  Zwischen  den  verschiedenen 
Ertragssteoem  bestehen  aber  wieder  Unterschiede  in  dieser  Hinsicht.  Die  agrarische 
Groodbteoer  reiner  Agriculturstaatcn  und  der  Exportiundcr  von  Agiarproducten  schwankt,^ 
^bflt  wenn  die  ^«nolagiin^  und  der  Steaerfass,  wie  gewöhnlich  bei  dieser  Steuer, 
»ubil  sind,  in  ihren  Krgebnissen  doch  auch,  unter  dem  Eintlu?>  dor  Ernte,  der 
HindeIs<:onjuncturen.  zumal  wenn  die  Steuer  hoch  ist,  weil  sich  dann  uneinbringBclie 
4.  Wagner,  FinuuwtBMiuciuin.  11.      AuiL  2t 
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SteoerrUcksttändo  orgeben  wurden  (Ungarn).  BevegUcber  ist  der  Enrag  der  GebAodft-, 
der  Geworbtidtuuer.  Die  ganze  Teclmik  dw  Xarudäffiiag  hindert  aber  eine  nttdie, 
öftere  and  LcdLUteiide  ErhObuog  des  b  usa«s  der  CrtragShtcaern.  so  dasa  letztere  irold 
&ülbät  in  gioüsen  Krisen  dui»  Staatilcbeas,  bei  erhöhtem  Fiuauzbedarf,  unerböLt  bleibet! 
mtM  (Frankreich  1871  f.!  oit  AioMihne  der  Oeveibeeleaer  8.  Fla.  lU,  §.  172  tt ). 
Ein  Beleg  mehr  gegen  Vocke'e  ^seifige  Dectrin. 

ü.  Die  eigentlicheu  Ei  u  ko  III  mc  rirj  t c  u c  r  11  (und  ähnliL-b  ull- 
geiii  ei  11  e.  Ve  rin (5 genssteuern)  bieten  besondere  .Schwierigkeiten 
Itir  die  gleich  tu  ä  .s  s  i  ge  Feststellung  der  Steucrscbuldigkeiten  der 
eiozelneu  ^Steuerpliic litigen.  Absolut  sehr  grosse  Beträge 
Offe II t lieben  Bedarfs  lassen  sich  daher  mit  diesen  Steuern  schwer 
erhebeu,  weil  die  Ungleirhmässigkeit  io  der  Belastung  der  £iDzel- 
nen  bei  dem  dann  erforderlicben  hoben  Stenerfass  bald  nnertriglich 
wird.  Auch  wird  der  Stenerdrack  bei  golchen  Sttteen  leicht  zn 
empfindlieb.  Hiernach  eignen  sieb  dteBe  Stenern  finanzpoliiisch, 
wenigstens  fitr  den  gegenwärtigen  sittlichen  Zustand  unserer  Gultur- 
Völker,  mehr  nur  zu  Ergäuzungssteuern,  bleibend  neben 
anderen  Steuci  11,  Aolehe  den  Haupttbeil  des  Bedarfs  decken,  zeit- 
weilig, wenn  andere  Hillöiuittel  versiegen,  als  Ersatz  letzterer. 
Sie  entsprechen  dann  recht  wohl  den  bt  ideii  tiuanzpolitischen  Prin- 
cipien,  nnmentlieh  dem  Grundsatz  der  Beweglichkeit,  und  bilden 
passend  das  mobile  Element  im  Steuersystem  mit  einem  Steuer 
inss,  welcher  nach  dem  Bedarf  wechselt.  Jßo  iLOnnen  mit  ihnen 
plötzliche  Bedarfssteigernngen  innerhalb  eines  nicht tfberoiMssigen 
Betrags  gnt  gedeel£t  werden^  wo  die  etwaigen  ÜDgieichmllssigkeiten 
und  das  Oefllhl  des  Steaerdmclcs  weniger  BedenlLen  erregeu ,  weil 
die  Höhe  des  Satzes  selbst  leicht  yerindert  werden  kann  und  etwa 
nur  ein  vorübergehender  Extrabedarf  vorliegt.  Diese  Steuern ,  be- 
sonders allgemeine  Vermögenssteuern  der  wohlhabenderen  Tbeile 
der  besitzenden  Classe,  sind  daher  namentlich  auch  in  Staatö- 
noth  lagen,  Kriegszeiten  u.  dgl.  passend,  um  hier  als 
„Extrasteuern^^  die  mangelnde  oder  die  zu  theure  Hilfe  des 
Staatscredits  zn  ersetzen,  die  Deckung  des  Bedari's  sicher  zu  stellen 
und  die  Last  auf  die  krUftigsteu  Schultern  zn  legen.  Erentnell 
dtlrfen  sie  in  soleben  Fällen  die  Form  von  Zw angsan leihen 
annehmen.  Als  fester  Bestandtheil  des  Steuersystems  geben  sie  bei 
fortschreitenden  Völkern  steigende  Ert^e,  weil  BerOlkemng,  Volks- 
nnd  Einzeleinkommen  nnd  Vermögen  wachsen  und  der  Steuer- 
niechanismus  sich  allmUlig  verbessert.  Gleiches  iässt  sich  im  All 
gemeinen  von  der  Erbschaftssteuer  sagen. 

Mit  Recht  bevcglicber  Steuerfuss  bei  der  EiukoBiiuensteuer  in  einzeloen 
deutschen  Stetten  nnd  in  Englaad.    Hier  fmt  jährliche  Veränderungen,  nach 


Bed&rl.  iiut  Kuckäichi  auf  aodürc  StttuerroioruieQ,  seit  Ibi'.i  Miaimuiu  2,  Majdiuuia  10 d. 
per  Pfand  Sterlius  (Krinkrie;)  oder  0^8  and  6.67  7«  ^Fin.  III.  §.  115).  Auch  in 
dir  preas6ifie]i«n  Einkommen-  nnd  Glasaenstener  (soweit  letstcre  bleibt)  wäre  nneli 
tiioem  solchen  vccb sei ii(l<>!i .  iiu  jedeamaligen  Etat  fcstgebtelltcu  Steuerfnss  zu 
atreben.  Öchou  jetzt  äoiiten  docii  weoigsteiiä  kleine  Deficite  im  Ordinarium  durch 
Zosehlige  tat  Binkomwensteaer  und  besonden  sa  deren  liftheren  Stufen  gededit 
veiden.  statt  dass  man  auch  «lafilr  Scliuldcu  aufnimmt  und  dauernd  die  Finanzen  mit 
deren  Zinsen  belastet.  -  -  Zur  Motivinini.'  höherer  Einkommtnist'Miern  u.  s.  w.  auf  die 
Besitzenden  iu  ia-itiächeu  Zeiten  gelangt  auch  lluld,  Eiuliommeustuuer,  liap.  6  und  7. 
DogL  Neu  mann  powim.  —  Beispiel  des  Wachsthnms:  Die  preoMtedie  Einkonmen- 
>tener  (vom  Einkommen  ühi  r  3000  M  >  stand  im  Etat  von  1*^75  (dem  ersten  nach  der 
Steuerreform  ron  l%>7d  in  Bezug  auf  Mahl<  und  Scblachtsteuer  u.  s.  w.)  mit  28.05, 
in  d«ni  TOm  I.  April  ISlb/VJ  mit  30.86.  1879/80  mit  51.35  Mill.  M.;  1883/84  war 
der  Ertng  34.72.  1888/89  der  AaBchbg  40.01  m  M. 

4.  Die  sogenannten  Verkehr astenern,  7om  Besitswechsel 

II.  8.  w.,  öfters  in  Stempelform  erhoben,  steigen  im  Ertrage  eben- 
falls mit  der  Entwicklnng  der  V'olkswirthschaft.  Sie  schwanken 
darin  aber,  mitunter  noch  mehr  als  die  V'erbrauch.ssteuern .  nach 
wirthschaftlichen ,  politischen  Conjuncturen.  Kh  fehlt  ihnen  daher 
die  genügende  Beweglichkeit^  sich  dem  Wechsel  des  Finanzbedarfs 
anzupassen. 

5.  die  Daten  über  Frenssen  oben  S.  101.  Besondere  lehrreich  die  tran- 
«ösiscbe  Ertragsstatistik,  Fin.  III,  406  ff.:  2.  B.  sehr  starker  Ausfall  in  ls48  If., 
1970/71  beim  Stempel  und  mehr  noch  beim  CoTegistrement. 

Auch  je  nachdem  es  sich  um  Staats  steuern  und  um  Com- 
mnnal steuern  handeit,  ergeben  sich  bei  den  erwähnten  einzelnen 
iSteuerkategorieen  einit^e  Unterschiede  in  Bezug  auf  die  nach  den 
beiden  tinanzpolitischeu  i'rincipien  zu  lordcrnde  Anpassung  an 
den  Bedarf.  Steuern,  deren  Ertrag  stark  von  wirthschaftlichen 
Conjanetnren  beeinflnssl  wird,  sind  z.  B.  als  Hanpthesteuernng 
Ar  Commnnen  noch  weniger  geeignet  als  fflr  den  Staat 
Denn  in  letzterem  wurd  der  atdrende  Einfluss  einer  nngttnstigen 
Conjnnetnr  gewOhnlieh  mehr  als  in  einer  Commune,  z.  B.  einer 
IndQstriestadt  (Besteaemng  der  Aetiengesellsehaften  I)  dnreh  ander- 
weite günstige  Verhältnisse  ausgeglichen  werden. 

Du  hnt  sieh  z.  B.  in  den  rheinischen  Stftdten  in  den  1870er  Jahren  gezeigt. 
«0  die  schlechte  Lage  der  Gesellschaften  deren  Stcuertrüge  r^minderte.  was  dann 

mitunter  nra  so  mehr  die  ilirecte  Besteuerung  der  v  ullv>*rung  /u  erhöhen  ivrnn^. 
VgL  die  statii>tiächan  Daten  bei  Wuguor,  Verhandlungen  des  Vereins  für  Socialpolitik 
1877,  I.  B.  Witten  8.  72.  —  Die  grossen  Schvsnkimgen  der  Octroiertrtg«  unter 

dem  Einflii>>  politischer  V('^llaltIll^^^  (freilich  so  iiiiLrli'irter  wie  in  rraiikrcioh.  /.iim;<I 
in  Paris:  hi.T  l'^Öl»— 7  2  lOT.C,  sO.l.  68.0,  100,4  Miü.  M.  Koh.Ttrag,  Fin.  Iii,  40i^) 
sind  ein  Bedeulien  gegen  die  alleinige  oder  gai  /u  vorwaltendu  Begründung  dei> 
Commoudbodgets  auf  derartige  Eluiahinea. 

Der  grosse  Binflnss  der  Erhebnngsform  anf  die  HOhe  des 
Ertrags  nnd  daher  anf  das  Maass,  in  welchem  die  ,,An8reichend- 

heit"  der  Steuer  erreicht  wird,  zeigt  sich  namentlich  bei  gewissen 
Verbrauchssteuern,  z.  ß.  bei  der  Zucker-  und  Brauutweinbesteucruug, 
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je  nacluleni  Rohstoft'-  oder  Fabricatbeston^rnng  besteht,  danach 
dann  das  System  der  Rück-  und  Austubivergütungen  geordnet  ist, 
bei  der  Tabakbesteuerung,  je  nacb  der  Besteuerung:  in  Monopol- 
fonn  oder  mittelst  anderer  Steaerformen.  Aebolieb  ist  die  Ver- 
aDlugnng  bei  directen  Einkommen •  und  VermtfgeDrateaem  auf 
den  Ertrag  von  EinflaBS,  z,  B.  ob  Scbatzaog  dnreb  Dritte  oder 
Selbstaelitttzong  mit  entapreebenden  Oontrtden  nnd  Strafbestimm* 
ungen  (sogenannter  OeclarationKzwang).  Alle  diese  Momente  Ter- 
langen  bei  der  Einriebttmg^  der  Besteuerung  aufmerksamste  Beacbt< 
uug,  was  soviel  Itesagi.  ;iLs  dass  'He  beiden  (inauiipulitiscben  Prin- 
cipieo  stets  mit  zur  Kiclitschnur  üieneu  müssen. 


Zweiter  Hauptabsebnitt. 

Die  vQlkfiwirthschartliclion  Frineipieu. 
1.  Abscknitt. 
Wahl  der  Steoeniaelle. 

I,  —  §.  130.    Vorbemerkungen  und  Einleitung. 

Hier  zeigt  sieb  vor  AlleiQ  der  Maogcl  einer  streng  folgcricbtigeu  Cuterschei iuug 
des  oiüiel-  uud  des  Volks vinhachafUiclien  Staodpnucts  in  Bezug  auf  die  EfAitir' 
vugeo  nbor  die  Wahl  der  Steaerquelle«  Eiokoiumeo-  and  VormOgeübbc^teaenjJif, 

Ton  Eitifliiüs.  auch  iinch  hei  «f-^rt  n^n. uud  besten  Autoron  wie  Stein,  Neomaon. 
Httld.  Sch äffte,  diu  im  (iaiauu  wolil  wichtij^e  hierhergcbOrige  Arboit.  dtejeoigd 
von  Scliinollttr  in  der  Tabinger  Zeitschrift  186H,  nicht  aosgenonmen.  Heamsnn 

veiMt  soi;ar  den  Begriff  NationaleinkomuitMi .  N ationalkapital  als  ctvas  Selb- 
8tniidiü;os  ab  (pr.ien'ssiro  Einliommeristeucr  102  iL),  was  die  Klärung  der  eiu- 
sclilagcuJcu  Fra^ceu  der  Volk^wirth.->chaft»lehre  und  liinr  »peciuU  der  Stcucrlehre  nicht 
fdrdert.  Eine  umfiwiiende  kritische  lieviäion  der  Lehre  vom  Einkommen  giebt  jetzt 
die  Schrift  Robert  Mcyer's,  das  Wesen  (Ks  Eiiikominens  fnerliii  ISST).  Die 
oiancherlei  Abvuichangeu  Meyer's  ?on  meiner  Auffassung  und  Behandlung  kann  ich 
iodasseti  hier  nicht  bcrUckiiichtigen.  Zu  einer  Umänderung  der  folgenden  DanMdlung 
hnbea  sie  mich  nicht  vennIatK>t.  wenn  ich  auch  Meyer  in  Einzelheiten  seiner  Kritik 
Anderer  und  meiner  eigenen  A:  I  ki»  Ixistimmen  kann.  Sein  Ptn  h  ist  vorneinlich 
doch  für  die  Wirtb^chaft^itheoriu  wichtig,  einige  Gonsequenzen  Itommcii  aber  auch  für 
die  Steaenheorie,  die  er  hie  nnd  da  berohit,  in  Betracht  Das  Volkaeinkommen  ist 
auch  ihm  eine  sclbat&ndige  volkswirihschaftliche  Erscheinung,  aber  nicht  ganz  in  dem 
Sinne,  wie  ich  es  so  auffas^o.  Ueber  dio  Abwcichuiiicon  in  den  Becrriffsbcstimrnting-cn 
der  (jruüdbt'griU'e  ist  in  der  allgemeinen  oder  tlieoretischen  Volksvirthächaftiühfe  zu 
handeln,  nicht  hier. 

Ich  schliesse  mich  auch  hier  wieder  der  Betrachtungsweise  von  Rodbertus 
ao.  Ohne  abstractes  Dt>nken  ist  gerade  in  diesen  Puncten  der  Steuerlehre  nicht 
zur  Klarheit  zu  kommen.  Für  die  Grnndbcgritie  „Ertrag".  ,Xinkommen",  „YerinOgeo**. 
Yolkü-,  Ein/cl-,  Privateinkommen  und  VeimOgen  11.  s.  V.  bttiiehe  ich  Bdch  avf  msine 
.^zundlegnng".  §.  23— S2~SS. 

Für  Dogmcogeschichtlicheä  und  Frincipiolles  s.  namentlich  ScbmoUer  a.a.O., 
besonders  8.  26  jetzt  eingehender  Meyer's  fioch.  Ans  dw  allfsmeintti  aatioBaU 
ükonomischcn  Literatur  sind  Hermann  und  Ricardo  für  die  EinkoBmeiitelife« 
Preis-  und  Kn^tenthcoric ,  die  damit  zusamnr^nhftnj'endc  Ucbcrwälzungstbcori«  «lio 
wii  hugstcii:  m.  K.  durch  keine  neuere  Arbeit  ubertrolicn,  gcbchweigc  widerlegt.  S.  sonst 
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die  literarischen  Nachweise  aa  der  Spitze  dieses  Kapitels  §.  122.  Speciclt  bandelt 
nm  (ie^cn^tand  6m  fokenden  Aliwbnitts  Ran  I.  25t  ff.,  r.  Hock  §  9.  Stein, 
4.  A.  I,  396  fi..  43S  tl'.,  48t  hL^undcrä  A.  Held.  Eiaiomniooitleuor,  Kapitel  4, 
pasäim  auch  die  fulgeiiden  Kapitel;  ebenfalh  p.iv^im  Neu  mann,  protrresbivc  Kin- 
|umiDen;»teuer;  Bescher  Fiu.  2.  Buch,  1.  Kapitel.  Cohn  Fm.  B.  2,  Kap.  2,  Saz 
GroBdtofvnf ,  AlMcfanitt  3,  bMondon  §.  58. 

St  e  u  c ]  (|  lu  i  ic  ist  Dach  der  früheren  Begriffsbestimmung 
(§.  89)  derjenige  Güter-,  bez.  Werihl'etrag,  aus  dem  die  Steuer 
reell  entrichtet  (getragen,  gezahlt)  wird  und  genau  zu  unter- 
scheiden von  der  Heniessungsgrundlage  oder  dem  iSteuerohject. 

Möglicher  Steuerqueltcn  giebt  es  drei:  d^s  Einkommen^ 
bez.  der  Ertrag  (Reinertrag);  das  als ProductioDSmittel  dienende, 
bez.  daB  Kente  gebeode  Vermögen,  d.  b.  das  Kapital;  das 
GebrancbByermOgen:  ans  den  za  jeder  dieser  drei  Rategorieen 
gehörigen  SachgUteni,  bez.  den  beim  Absatz  ihre  Stelle  yertreten- 
den  Oeldsnmnieii  kann  mOglieber  Weise  eine  Steuer  in  der  Art 
entrichtet  werden,  dass  sich  der  bezügliche  Gtlter-  oder  Werth- 
betrag um  die  Stener  veniiiiidert. 

Für  die  ri(  litii::e  Wahl  zwischen  diesen  drei  Stenerqiiellen  ist 
es  nun  von  ptincipaler  und  trotzdem  meistens  libersehcner  ße 
deutang,  auch  hier  streng  zu  unterscheiden  den  einzel-,  bc/. 
pri  vatwirthschaftlichen  und  den  volks wirihschaftlichen  Stand- 
panct  der  Beortheilnng,  besanders  in  Bezog  aaf  die  Kapitalbe- 
stenenmg;  femer  den  rein  finanziellen  nnd  den  socialpoli- 
tiaehen  Gesichtspanet  in  der  Besteoerong;  endlieh  ist  auch  aaf 
den  Zweek  der  Verwendung  des  läteuerertrags  Rttekeicht  zu 
nehmen. 

Manche  IrrthQmer  und  einseilice  Urtheile  und  Forderungen  der  Theorie  wären 
rermiedcn  irorden,  venft  man  diese  UDtencbeidtuigeD  beachtet  Utte.  Manche  Streit- 
fragen lösen  sich  einfach,  wenn  man  In  der  hier  näher  dargelegten  Weise  nntcrscheidet 
und  zncrleich  Stenerqiielle  und  bteaerobject  oder  Bemessangagnindlafe  scharf 

auhtiiuaiider  hält. 

II.  —  §.  131.  Die  volkswirthscbattiicben  Steuer- 
quellen. 

Die  normale  volkswirtbscbaiUiche  Steuerquelle  ist  das 
Volks-  oder  Nationaleinkommen,  d.  b.,  dem  allgemeinen, 
-auch  hier  anwendbaren  Begriff  des  Einkommens  gemäss,  der  einem 
Volke  in  ^iner  Periode  (Jahr)  zur  Verfügung  stehende  Gttter-  bez. 
Werthbetrag,  welcher  in  dieser  Periode  vollständig  verzehrt  werden 
könnte^  ohne  dass  das  frUhere  NationaWermögen  vermindert 
wird.  Aul  die  Dauer  kann  nnd  darf  die  Hesteuerung  nur  aus 
dieser  Quelle  des  Volkseinkommens  schöpfen.  I'^in  öfteres  oder 
vollends  ein  bcöiäudiges  Zurückgreifen  auf  das  Volks  verm<)gen, 
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beftoaders  au f  diis  eigentliche  N  a  t  i  o  u  a  1  k  a  p  i  t  a  t  w ürde  sich 
wegen  der  eintretenden  Vermindeniiig  des  letzteren  bald  von  selbst 
verbieten.  Mit  den  betroffenen  Einzel-  oder  Priyatwirtbschaflen 
wllrde  aneh  die  ganze  VolkswirthsebaH  zurttekkommen  und  ichliees- 
lieh  minirt  werden,  die  Volkszaht  abnehmen. 

Eine  Besteuerung  de>  X  uionalk&pitals.  d.  Ii.  des  (werbendes)  Voiraths 
au  sachlichen  Pro  hirtionsinittcln  oder  des  Kapitale  im  rein  ökonomi^chf'n  Sinn  im 
Gegensatz  zam  Kapital lic^itz  ^„X^rivatk&pital")  im  hibtorisch-rechtlicLen  Sinne  (Giund- 
legang  §.  23,  2\,  2^  führt  nothwendig  zu  einer  EinflchliDhing  der  Prodnction  xaA 
zu  einer  harten  Hedaction  der  BedUrfoissbefriedignilg  des  Volks.  Solange  solche 
Folgen  nicht  wirklich  eintn  fcti,  wird  auch  der  hier  nnfr.^noTnmcne  Fall  nicht  rorliegeii, 
d.h.  die  Bestenorung  wird  ahen  noch  nicht  das  Nutionalkapital  reell  tretien«  sondern 
ma  dem  Volbetn kommen  gedeckt  Verden.  Rcgelmnssig  werden  die  onteiea  «rbei* 
tenden  Classcn  den  schwersten  Druck  empf3n<l<in,  in  unvormeidlicher  Lohnverlürzting. 
wel'^h'»  nur  etwa  dadurch  etwas  wcttirctoacht  wird.  die  Verwendoop  des  Stouer- 
ertra^^  z.  B.  für  Kriegszwecke,  T^uppe^unte^lialtu2i<,^  auch  diesen  Classen  wieder  zu 
Güte  kommt,  weil  sie  eine  ArbeitsnMhfrage  fQr  sie  achafit.  Dann  vird  dch  aber 
hinterher  om  m  mehr  die  T.atre  d-  rselben  verschliumiern.  Anrh  die  Erpänznn?  und 
NeubeschaflPung  stehenden  Kapitals  uiuss  ins  Stocken  gerathen,  was  dann  weiter  die 
Production  lähmt.  Practisch  wird  eine  solche  Besteuerung  zunächst  nur  das  um- 
laufende Kapital  treffen.  Würde  Bio  gar  auf  das  stehende  Kapital.  einschlieaBÜch 
des  im  Büdcn  steckenden,  fallf^n.  ?o  wäi'^  dasselbe  von  "?i  iiv  n  Ki^renthtlmeni  zu 
Schleuderpreisen  zu  verftus»era,  um  Zahlungsmittel  za  etlangeu.  In  irgend  grösserem 
Ufflfiuif  liesse  steh  diee  nicht  einmal  endchen,  ee  miuete  denn  etwa  an  Anal  In  der 
verkauft  werden,  was  in  solcher  Sachlage  auch  nur  in  Anniahmef allen  sn  erwaiten 
ist.  Die  Flncht  der  Besteuerten,  das  einfache  Verlassen  fon  timni}  and  Boden. 
Haus  und  Hof  und  Werkstatt,  die  Verödung  von  Land  und  Stadt  wäre  diu  unaus- 
bleibliehe  Folge  (Cotonenflncht  im  iplteren  Alteifhnml  Einzebe  neneie  Symptome 
9.  im  folgenden  Paragnphen)* 

In  dieser  Weise  wllrde  eine  Besteuernng  wurken,  welche  an- 
dauernd das  National  kapital  mehr  oder  weniger  mit  tritfe. 

Die  t'ormeili;  Einrichtung  und  \  cianla^ung  dieser  Besteuerung  ist 
hier  gleichgültig.  Ks  wird  .sifh  dabei  nicht  sowohl  nm  eine  nomi- 
nelle Vermögens-  oder  Kapitali)esieueruiig  baudein,  obwohl  die- 
selbe vielleicht  auch  vorliegt,  als  vielmehr  um  die  Gesammtbc- 
steneruug  in  ihrer  schliesslichen  Wirkung  nach  der  Höbe,  die 
sie  im  Ganzen  erreicht,  vielleicht  in  der  Form  hoher  £iDkommen-| 
Ertrags-,  Verkebrs-»  Verbrauehsbestenerang, 

Die  yySchonung  des  Vermögens  und  Kapitals",  das 
Verdict  gegen  (eigentliche)  Vermögens-  und  Kapital- 
stenern ist  denn  anch  ein  allgemeiner  richtiger  nnd  hochwichtiger^ 
Satz  der  neiieni  Hteuertheorie  und  ein  Postulat  der  rationellen 
Praxis  seit  der  Kiitwieklmii:-  der  WifJ8en.««chaft  der  Politischen 
Ockuiiomic  uud  der  Krkenntuiss  der  Fniiflioii  des  Kapitals  in  der 
VolkswirthHchatt;  speciell  im  l*roductit»nspio('c?>s. 

So  auch  Kau  I,  g.  255:  „Schüuung  dt-  Kapitals  eines  Volkb  ist  aL>o  eine  iiotli- 
wendige  Anforderung  an  jedes*  Steuers>yöicui.'  ['icilirli  iil>crsieht  auch  Kau  die 
Ausnahmeialle  und  identificirt  wie  fast  alle  bisherigen  Schriftsteiier  Privat •  und 
NationalkapiuU.  im  Hinten  \mi  einiger  VcrwabniHgeu  (auch  gegenQber  meinen  Avs* 
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Ehningen,  die  er  «berzam  Thoil  billigt)  beistimmend  zu  dem  Obig:cn  (und  zu  §.  132 
nn  t  ]  :{3    Roscher  Fin.  §.  S6.   Nar  ik  es  ein  falscher  Einwand  gegen  die,  welch« 
•  1-  Krlioluing"  von  Steuern  vom  Stamme  des  Vermögens  ..«las  Stcuerjfcscf/ 

kdootc  darüber  nicht  entochoideu''.  Im  eiazelnco  FaU  gewiss  niclit:  doch  ma&i  dahin 
ceilzsht  werdeo,  dsss  die  Gesemnitbesteiienui;  das  TermAgoa  (.kapiul)  im  Siane  des 
VettsrenBQgeiis  schone. 

Aber  zweierlei  darf  doch  nieht  flberseheD  werden,  wie  es 
meisteiis  gesebehen  ist.  Einmal  hat  anoh  schon  die  Theorie  die 
Berechtigung  von  wirklichen  Ansnahmefftllen  von  der 
Regel,  dass  dss  Nationolvennögen  and  -kapital  nicht  mit  zn  be- 
steuern sei,  anzudkcuiicii.  Und  zweitens  daii'  nicht,  wie  gewöhn- 
lich geschieht,  eine  reelle  Rcsteiiernng  des  Einzel-  oderPrivat- 
kfipitalri .  —  in  der  Form  nomineller  VermöLTiis-  oder  Kapital- 
steuern oder  in  der  Form  anderer,  aber  in  der  Wirkun-  aut  reelle 
Vermögensbestenerung  hiaaoskommenden  Stenern  —  ohne  Weiteres 
mit  einer  reellen  Besteaernng  des  Nationalkapitals  identifi- 
cirt  und  mit  den  Grttnden,  welche  gegen  diese  letztere  sprechen, 
abgewiesen  werden. 

§.  132,  —  A.  Reelle  Besteuerung  des  Volksver- 
mögens. 

AüsnahmetÜlle ,   wo   auch  die   \vjrklic)io  Mitbostenernn^r  des 

Volks  Vermögens  und  Kapitals  gcrcclitiertigt,  weil  unvermeidlich 

sein  kann,  liegen  in  grossen  Staatsnothlagen  vor. 

So  7..  B.  in  gewi-^^^n .  für  das  Volks-  und  Staatslebcn  gebotenen  Kriegen  (,.Bo- 
freioogskriege'S  H^iuigongskriege",  —  die  concrelea  Beispiele  der  Geschichte  bind 
bdwmt).   Wie  hier  ^,ein  Volk  sela  Alles  setzt  so  seine  Ehre**  und  den  letzten  Mann 

stellt,  so  vahrlich  auch  den  letzten  (iroschon.  Die  Rücksiciil  auf  die  Schonung  des 
Volksrennögens  muss  hier  ebeii*io  wie  diejenige  auf  dio  Schonung  th*»  T.««bens  der 
rin/rlneo  Yolksangehörigej)  selbst  den  hnhereu  Kücksichtcu  auf  die  Krhnlutiig  der 
Exi-rfenz.  der  Selltetindifkeit  und  der  Ehre  des  Volks  und  Staats  welchen  —  ond  ist 

bei  V'tlkern  und  Staaten,  welche  des  Erbalttiis  wcrth  waren,  auch  immer  gewichen: 
^Gut  und  Bint"  wurde  rücksichtslos  g«^opfert.  aber  auch  bereitwillig  dargebracht. 

Nur  kann  nnd  darf  eben  ein  solcher  Zustand  der  Besteuerung 
nicht  andauern,  nieht  der  „normale'*  werden,  so  wenig 
wie  der  Kriegsanstand.  Vermag  ein  Staat  anf  die  Daner 
sieht  ohne  eine  Besteaernng  der  geschilderten  Wirkung  ansznkoro* 
men,  so  beweist  er  dadaroh  die  Unmöglichkeit  seines  Re* 
gierungssy Steins,  oder  selbst  seine  Lebensnnftthigkeit,  min- 
deötCEs  aber  die  U  ii  Ii  a  1 1  b  a  r  k  e  i  i  seiner  Finanzlage. 

Die  hnauzielle  Radicalcur  ist  dann  im  letzteren  Fall  unvermeidlich  ein  wenigstens 
partieller  Staats  bankerott,  Ton  dem  es  freilich  auch  zweifelhaft  bloibt.  ob  er  noch 
ccnfJirciKl  hilft.  LoiJer  ist  nicht  zti  iRti^ncn,  <l;iss  die  hi-stäiidii^e  Schuldenver- 
uebruog  ior  Zwecke,  durch  weiche  nicht  wieder  eiu  licnteneiukummen  dos  Siaatu 
beschafft  oder  ▼enifstens  die  ProdactlTitit  der  narionalen  Arheit  wirklich  gesteigert 
vird.  in  vielen  Staaten  zn  daer  bereits  auMorordeotlichen.  sich  immer  noch  steitrerii<l<Mi 
fl^hj  Icr  Oesammtbesteuerung  (geführt  hat,  um  j'-ne  Sthtilden  zu  verzinsen.  SO.  10 
i'rorent  und  mehr  der  ordentlichen  Einnahmen  sind  dann  vielleicht  hierfür  zu  verwenden. 
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während  die  eii;t'iiüi(  1t  productiven  Staatsthätigkciteri  gleichzeitig  etwa  nur  kiUDaierlich 
ansgefQhrt  werden  können.  Hier  fehlt  eben  die  „Reprodoctivitüt"  der  Steuern  in  'ler 
Su^taleistuogeu ,  wem  z.  ü.  istein  iu  anisiei  beitlgUchoa  an  sich  richiigeu  Theonti  lu 
Betreff  der  verhUtniase  der  Praxis  afcbt  genQgead  beerlitet  Eine  Besteaemof^  solches 
Umfangs  fur  solche  Zwecke  droht  allerdings  aach  zor  Bestenenmsr  des  Nationalkapitals  zu 
werden,  wenn  etwa  die  Staafhi^lau biger  noch  grosäeutheiis  Auüiäuder  sind  und  io  «Jet 
I  remdc  die  ßcnte  Ijeäeben.  Symptome  solcher  Verhältnisse  zeigen  sich  wohl  mit- 
unter in  19<it1i2Qständen  des  OmndelgeiitfHUiit  in  Land  nnd  Sladt,  bei  enormer  BOhe 
der  Ertrags-  nnd  Verkehrssteuern. 

Vgl.  schon  die  Ansfuhrang  im  ersten  Uaude  i,Fin.  I,  §.  35)  Uber  dai>  Verhaltuiä^ 
des  Finanzbedarfs  zum  Volkseinkonunen.  —  Es  ist  schwer  zn  sagen,  ob  die  Klafcn. 
welche  besonders  in  ungtlnstigen  Zeiten,  bei  gedrückten  Productenpreisen  u.  dgl..  in 
Theiien  von  Oesterreich,  Italien  über  die  „ünertr&glichkeit"  des  Steuerdrricks  wohl 
ertAnt  sind,  foUe  Begrtindang  haben.  Die  erostlichste  Erw&gung  verdienen  sie  jeden- 
falls, 2omal  wenn  die  Stenern  in  so  holieni  Betrife  tta  8ehn1«bisen  des  Stanis  Ter« 
wendet  werden  müssen.  In  Westösterreich  absorbirto  der  jährliche  Schuldctat  (ohne 
die  Zinssübventionen  der  Eisenbahnen  u.  s.  w.)  Ende  der  1870er  Jahre  wieder  c.  40*/fl 
der  gerammten  ordcutlichcn  Nettoeinnahme,  lSb9  c.  36  V»*  i"  Italien  damals  c.  447o> 
ancb  Jetzt*  noch  k«un  weniger. 

§.  133.  —  B.  II  n  t  e  r  .s  e  Ii  e  i  (l  u  n  g  zwischen  reeller  B  e  • 
Stenern  11  g  des  National  -  und  des  Einzelkapitals. 

Die  V^erwerfiing  der  Best eii e riin  p  des  Natioüal- 
kapitals  schliesst  aber  niebt  ohne  Weiteres  diejenige 
der  Bestenerang  des  Eiuzel-  oder  PrivatkapitaU 
in  sich. 

Es  ist  ein  vurhAngnissvoUer  Fehler  der  mdsten  glnsaitheoretiker,  da-^  ^ie  dies 

nicht  gentipend,  oft  gar  nicht  unterscheiden.  Dieser  Fehler  war  aber  ireilich  di^ 
iioth wendige  Folge  davon,  daas  der  Doppel begritt  von  Venu(^ea  und  üapitai,  der 
rein  Okononisdie  nnd  der  hittoriscli-TecbtÜche,  rerkannt  oder  allgemeiner  ausgedruckt 

der  Volks-  und  einxelwiRhscAafiÜflho  Standpunct  hier,  wie  auch  sonst,  vermengt  wurde- 
üie  Folgen  dieses  Fehlers  wimlen  noch  dadurch  verschlimmert,  «lass  zugleich  bei 
Ausdrücken  wie  „Vermögenssteuer"',  „Kapitalstouer  '  die  Steuer  «quelle  und  dat>  Steuer* 
objeet  öfters  rerwecluelt,  also  die  Doppelbedentung  dieser  Ansdrttcke  nbetsehen 
wurde;  ferner  weiter  noch  dadunh.  <laas  auch  der  weniusteus  mögliche  Doppcl- 
zweck der  BestcTiemng',  der  rein  finanzielle  und  der  5'Ocialj>olitischc .  tlbcrsehcn  oder 
ohne  genauere  Begründung  nur  der  erbte  l'ur  zulä£>hi^  befunden  und  eiidhcb  der 
Zweck  der  Verwendnng  dos  Steuerertrags  ganz  onbeachtet  gelassen  woide. 
Xmt  diese  logischen  Ver>tosse  erklären  es.  dass  mitunter  ohne  Weit«  res  die  V.  rDT'^fLn- 
und  Kapitalbesteuerung  mit  solchen  Gründen  verworfen  worden  ist,  welche  nur  gcseo 
die  reelle  Besteuerung  des  volkswirthschaftlichen  Kapitals  gelten,  z.  B.  die  Erbschansr 
und  gewisse  Verkehrssteuem ,  und  dass  sich  Ubcrhaopt  in  der  Behandlung  dieser 
Puncte  viel  Verwirrung  in  der  Theorie  un<l  unsicheres  Schwank'  n  in  '-  r  Praxis  ein- 
stellte. Wozu  die  Ablehnung  solcher  Uuterscheidungeu  ^oder  der  Maugel  eines  Ver- 
stlndnisses  dafilr)  fthrt,  zeigt  z.  B.  wieder  die  «weite  Auflage  von  Ompfenbacb» 
Finaozwissenschaft  (S.  155  fl'.).  S.  darüber  schon  oben  §.  S9.  Der  Unten>cheidoDg 
zwischen  Volks-  and  Priratremögen  iu  der  Frage  schliesst  sich  auch  Boscher,  Fio. 
86.  an. 

1.  Ucber  die  Verweclisiuug  von  .Steuer (ju eil c  und  Steuer- 
bemessung so  bject  braucht  dem  Früheren  89)  wohl  nicht*» 
Weiteres  binzugefOgt  tu  werden.  Die  meisten  io  der  Praxis ;  zu- 
mal in  normalen  Zeiten,  vorgekommenen  YeimOgens-  oder  Kapital- 
steiiem  dieses  oder  eines  Ähnlichen  Namens,  so  aoeh  die  ftlteres 
derartigen  städtischen  ^  territorialen  und  Staatsstenern,  sind  nir 
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nominelle,  nicht  reelle  Stenern  dieser  Art  nnd  sollen  jenes  in 

der  Regel  ausdrtieklich  nach  der  Absicht  des  Gesetzgebers  auch 
nur  sein.  Sie  sind  meistens  nur  Formen  der  Einkommen- 
besteneruDg  und  nind  aU  solche  zu  würdigen.  Es  kaiiu  sich  also 
bei  ihnen  nnr  darum  handelD,  festzustellen,  ob  sie  nicht  doch  unter 
Lmstäuden  nach  ihrer  Veraulagaog,  Erhebung,  U<ihe  und  sehliess- 
lichen  Wirknog  in  eigentliche  Vermögens*  nnd  Kapitalsteaero 
ttbeigehen. 

Das  wird  bei  aUgemeiuen  DomiDellen  VemögenaBteaem  äcbon  wegcu  der  üblichen 
Niedrigkeit  <ies  Satzes  selten  der  Fall  sein,  diese  wlrlicn  vielmehr  in  der  Rejrol  als 
EiakoiBiDeDsteaern.  eFentaeU  ajs  etwaä  höhere  für  JKenteiieiftkomtDen  u.  ditL  m.  FroiUcb 
Dicht  iBmer  in  jedem  eingeben  Fall,  bei  einzelnen  Steuerzahlern.  Aber  das  konint 
Datfirlich  auch  bei  nomfAeUoii  Einkommen-  und  wantifiQü  Steaem  gelegentlich  ?or, 
!x-3  sie  von  Kinzeloen,  Statt  aus  deren  Einkommen,  ans  dem  Vermögen  be^^alilt  werdeu. 
i>aä  kann  kein  Steaergesetz  rermeidcu.  Dae;egea  wirken  Erbscbaiissteaern.  gewi&te  in 
Neapel-  und  Ihnlicner  Perm  erhobene  B^ttveehiteUbgabeD  und  einzeln«  nndoro 
Verlehrssteocm  nach  ihrer  VeranlaguDga-,  Erhebungsart  und  oftmals  vorkommenden 
Hobe  (Erbschaftssteuer  für  die  entfernteren  Verwandten,  hohe  Steacr  ron  reberirSna^en 
tits^  ünmdeigenthQms  im  Kauf)  allerdings  häufig,  vielleicht  sogar  regelmää&ig  als  Be- 
steseninfr  des  einiel-  oder  pri?atwirtbschnftlichan  VomSgens,  bez.  des  Knpilsls  der- 
jenigen Wiithscliift,  welche  diese  Steoem  zahlt 

Ob  und  wie  weit  nominelle  Vermögens*  oder  sonstige  Stenenii 
welche  als  reelle  Vermögensstenem  wirken,  trotzdem  zn  billigen 

«nd,  das  hängt  dann  von  den  folgenden  Erwägungen  ab,  welche 
zu<;leich  ergeben,  dass  die  Verwerfung  solcher  Stenern  noch  keines- 
wegs in  derjenigen  der  oben  hesproclienen  volkswirtiiscliaftlichen 
Vermflgenssteuern  nothwendig  enthaiteu  ist.  Fttr  die  Entscheidung 
im  concreten  Fall  der  Praxis  kommt  auch  der  Character  des 
ganzen  Steuersystems  (Anerkennung  socialpolitischer  Gesichts- 
pnncte  oder  nicht)  und  die  Stellung  dieser  Steuern  in  diesem  System 
mit  in  Betracht  Soweit  endlich  nach  dem  Frttheren  in  Aosnahme- 
fiUlen  flberhanpt  reelle  Stenern  auf  das  Nationalvermögen  nnd 
•Kapital  gerechtfertigt  sind,  können  Vermögens-  nnd  Kapitalstenern 
der  genannten  nominellen  Art,  welche  eventnell  solche  Wirkung* 
haben,  sogar  eben  deswegen  eine  passende  Steucrform  sein. 

2.  Das  allgemeine  Verdiet  gegen  Vermögens-  und  Kapit.il 
.steuern,  z.  B.  gegen  ErbRchaftssteuern .  weil  sie  ..das  Vermögen, 
djis  Kapital  angriffen",  ist,  auf  Steuern  dieser  Art  bezogen,  welche 
zunächst  das  einzelwirthschaftliche  Vermögen  u.  s.  w.  treffen,  des- 
halb nicht  richtig,  weil  eine  solche  Steuer  noch  nicht  nothwendig 
mit  dem  Einzelkapital  anch  das  Nationalkapital  vermindert,  sondern 
e?entnell  nnr^  direct  oder  indirect,  ein  (Privat-Eigenthnms-)  Recht 
an  Partikeln  des  Nationalvermögens  von  einem  auf  andere  Wirtb- 
scbafts-  nnd  Bechtssubjecte  tlbertrftgi 
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Ob  and  wieweit  dies  tbatsfteblicb  gesebiebt,  bängt  etD- 
mal  von  der  V  er  Wendung  des  Stenertrags  ab,  zweitens  von  den 
directen  und  iadirecten  Weiter  wirku  ni;cn  der  betreffenden  Be- 
steuerung, iiiniientlicli  ftir  die  Vertheil  u  n  g  des  VolkseinkMUlmen^i 
auf  die  Kin/A'lncn  und  fUr  die  Bildung  von  Private  erniru'cn  oder 
Privatkapital,  welche  diese  Einzeioeu  vornehmen,  üb  und  wie- 
weit durch  Stenern  eine  aolcbe  YermtfgensObertraguog  bewirkt 
oder  selbst  als  Ziel  der  Steuerpolitii^  hingestellt  werden  soll  und 
darf,  das  hängt  ?on  der  Beartheiinng  der  bestehenden  Ver- 
theUang  des  Volkseinkoniniens  nnd  VermOgene,  daher  besonders 
von  der  fienrtbeilnng  der  Rechtsordnung  ab,  anf  welcher  nich 
diese  Vertbeilnng  vollsieht^  — >  flir  die  Gegenwart:  das  moderne 
System  der  freien  Concurrenz. 

Danach  richtet  Bich  auch  wieder  da^  Drtheil  tiarüber,  ob  and  wio  weit  es  zu- 
lässig oder  selUt  geboten  ist,  durch  die  Bestcacrang  io  die  Einkommea-  und 
YeRDOfeiMranlieUiiDg  einzogrdfoat  m.  a.  W.  ob  neben  dem  rein  finnnsiellen 
(fidcalischen)  auch  ein  socUlpoUtUcher  Zveck  der  BeBtenemng  «meifteiiiken  ist 

(oben  §.  s-2,  122,  123). 

Alle  diese  zuletzt  berührten  Fragen  sind  nicht  in  dor  FinaoxviBeeitöchAtt,  ^oudexn 
im  groadlegeoden  TheÜ  des  Systems  der  Politischen  OelroDomie  m  entscheiden.  Das 

habe  ich  auch  in  meiner  Grundlegung  zu  thun  versucht,  in  K^>itel  2  der  erston 
Anflage  §.  94—104,  und  noch  schftrfcr  und  principieüer  in  der  zweiten  Auflage  in 
dem  5.  ULauptAbschniU  134  IT.:  «,Der  Ikdarf  oder  die  Einkoatmcnlehre  vom  V'er- 
tbella&gsitnndpQnct  betiacbtet**.  Im  Text  oben  wird  an  diese  ErOrterangen  aogoknupft. 

dieselben  können  aber  hier  nicht  wiederholt  werden.  An  dem  Inlialt  und  im  Wesent- 
lich'»n  auch  an  der  Fassung  dieser  Lehren  in  der  zweiten  Auflage  (Lr  «iruudiegung^ 
halte  ich  fest,  würde  aber  jetzt  Manches  noch  schärier  und  prmcipiclkr  furmolircn. 
Die  Polemik,  welche  meine  Onlenebeidong  dor  beiden  steaerpolitischcu  Standponcte 
gefunden  liat    oben  hat  m.  E.  zu      nig  die  Groiidlai^e  dieser  Scheidung, 

welche  in  den  betreuenden  Ausführungen  dor  „(inindlegung"  zu  geben  gesucht  wurde, 
•^^etroUcn  und  mich  auch  deswegen  nicht  überzeugt  uud,  wie  ich  glaube,  nicht  widerleg^t. 
iS.  u.  §.  150  ir.)  Die  Finauzwissenschaft  oder  die  StODinflebre  bat  aar  die  bezüglichen  Er- 
gcbni!>5e  soleluT  Cntei-STichun;;»  !!  herubcr  zu  nehmen.  nm\  zwar  nur  znm  Theil  hierher  in 
die  Erörterung  über  die  volkswirthschaftlicheu  rhucipicn,  zum  grösserenTheil  in  die 
Erörterung  ober  die  GrDndsfttze  der  GerecbtiglteU  Im  Stenerwesen.  Die  Frage  efaier 
Besteuerung  mit  socialpolitischcn  Wirkungen  oder  selbst  mit  solchen  Zwecken  ist  zwmr 
•  eine  volkswirtlisrhaftliche.  auch  das  Prodtictionsinteresse  berührende  Frage  von  grosser 
Bedeutung.    Aber  noch  mehr  iät  sie  doch  eine  Frage  der  Besteuorungs-Gerechtiglieit. 

Idi.      C\  Die  Frage  der  reellen  Beeteaernng  des 
KinzeWermOgeDe. 

Eine  eigentliche  \  crniögeus-  iiml  Kapitalsteuer,  welche  reell 
das  private  Vernii)gen  des  Hestciierten  trifft,  also,  wenigstens  zeit- 
weilig, 68  vermindert  —  einerlei  wieder  ob  es  zngleieh  eine  nomi- 
nelle  VerniOgeDssteoer  ist  oder  ob  eine  andere  Art  Steuern  einzeln 
oder  im  Ganzen  diese  Wirknog  hat  ~  vermag  nun  in  der  Tbat 
unter  Umstünden  wobl  das  NationalyermDgen  (ond  -Kapital)  in 
seinem  Betrage  unverändert  an  lassen  nnd  nur  dessen  Ver* 
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liteilnng  iimzugestalteu ,  so  namentlicb  in  folgenden  zwei  Kate- 

^Mrieen  von  Fällen. 

Einmal  \v\  ihi  der  >?tenerertra^ ,  nach  der  im  ersten  Bande  in 
der  Lelire  vom  öfleutlicheii  Bedarf  tVsri;esti'llten  Terminologie,  für 
privat  wi  rtbschaftliche,  aber  auch  für  sta  n  t sw  i r thachaft- 
liche  Kapitalanla|;en  Tcrwendet  wird  (Fio.  I,  §.  63). 

AuLütifo  ron  FuldgQtcni,  Forsten,  Bergwerken,  Ehcnbabncn,  Keuanlagcn  von 
«liieren  un<l  von  einzelnen  Anstalten  des  (lobQhrcnvresons.  Laiidcsmeliorationcn,  Wi^gc- 
bsten,  U-at'uji bauten,  FlusscorrectioneQ  a.  s.  w.  u.a.w.,  welche  aus  Steucrerträgen 
ker erbte Iligt  werden ;  Rofonnen,  OrganieMloo«!  im  Gebiete  der  ?encliiedcnen  Zweige 
kt  öffoht liehen  Verwaltunjf  (NtMibewaffnong  des  Heeres,  Schiffsbaotcn,  „Hetablissement" 

Kriegen ,  Banten  aller  Art  u.  Ä.  m),  welclic  gloicbfalls  aus  Steuern  bestritten 
mdea,  sind  bekannte  Beispiele  im  nKxl.  rneü  Staate.  Wenn  wir  (was  ich  tlbrigeus 
n  dinzen  nicht  für  richtig'  hielte)  Sfnat.-eisenbabnen  in  gleicher  Weise  ans  ordent- 
ichen  Einnahmen  oder  Sfetierertr.'iz'en  hcrstt'llten,  wie  ea  mit  den  Landstrasscn  grosscn- 
iäls  geschehen  Ist,  so  wtlrde  sich  hAndgreillich  zeigen,  dass  eine  privat wirthacbaft- 
Ich  ab  Rapitalsfener  aufzufassende  Besteaeron^  rolksviithscliaftlleli  diesen  Ghaiacter 
icht  nothwendig  an  sich  trüge.  Die  neuen  Staat^babiien  reprusentirten  eben  nur  eine 
ßiere  Anlage  des  N.itionalkapitals,  ebeoM  wie  nene  Privatbalioen,  weiche  mit 
Mratk^pifal  gebaut  sind,  dies  tliun. 

Sodann  kann  wenigstens  die  gleiche  Wirkung  emcr  blossen 
Gebert  ragung  von  Privatvermögen  oder  Privatkapital  zwiscben 
uen  Einzelwirtbscbaften  einer  Volkswirthschaft  aach  die  BeateneniDg 
es  PrivatrermOgens  tt.  s.  w.  haben,  wenn  darans  eine  ent- 
^recbende  Veränderung  der  Hobe  der  PriTatetDkommen ,  apeciell 
kch  der  Habe  der  darin  enthaltenen  freien  Einkommen  (Ömnd- 
egung  §.  85)  nnd  der  Stftrke  der  Sparfähigkeit,  welche  wieder  von 
ler  Höhe  des  freien  Einkommens  abhängt,  hervorgebt. 

UJBine  bricht  Wirkuug  wird  am  so  leiohlei  ermöglicht,  wenn  etwa  gleichzeitig  mit 
Krtrage  dieser  Stevern  Leistong en  hergestellt  werden ,  welche  überwiegend  den 

Btcren  ärmeren  Glassen  zu  Gute  kommen,  deren  wirthschaftliche  Leistungsfähigkeit 
rbiSheo  u.  s.  w.  Schnlwesen!  Arbciterversirbemiis'swtwn).  Würde  z.  B.  eine  liolic 
schwer  emptundene  I.ohiibestenerung  (in  der  1-orm  directer  Arbeitälohusttiucrii 
indirecter  Verbraachsstenern  auf  Matisonconflnmptibflien)  durch  eine  Vermögens^ 
ttteuerong:  d.s  rcirheren  Tlie-ils  .l.  r  be>itzi  iideri ,  libi  rwieg- ml  (irund-  und  Kujiital- 
^atcfl  und  Conjuuctureugewirinc  liciielieuden  Classcn  erscut,  so  ist  es  sehr  wohl 
Jülich  und  soirar  in  einigem  Umfange  wahrscheinlich,  selbst  gewiss,  dass  durch  die 
ier  eintretende  \  eräiKiertiiis:  der  Ireien  Einkommen  und  der  wesentlich  durch  diese 
edin^teii  Sj'arlahigkeit  t  r o  t  /  d  i  r  s  i'  r  V ..-  rrn c  n  ? beste U  er nn  i;;  thci!wei^(■  weiiiirsfofis 
£ine  proportionale,  ?ielleicht  üb  crh  au  pt  keine  Vermin  dcrung  des  >iatiooal- 
mrn&geu»,  sondern  nar  dne  rerftnderte  Verth eilnng  desselben  —  mehr  kleine, 
«.nijer  grosse  PrlratrermOgen  —  sich  ergeben  würde.  In  die  Sparcasscn  wurde 
[VA  fliessen.  was  sonst  an  die  Effßctenbi^rse  zur  Anlage  oder  zur  Speculation  gelangte. 
.&»cber  (in  einer  Note  zu  ^.  3ti)  nennt  diese  Annahme  „viel  zu  optirniätisch''.  ich 
Achte  ide  dennoch  anfteehthalten  and  habe  daher  in  den  roransgehenden  SStzen  nnr 
be  ganz  kleine  Modification  irefrcn  die  Fassung  der  ersten  Auflage  (S.  24")  ?or- 
^aommcn.  Ko^rhcr  spricht  liier  ii  A  aiieli  von  einer  unter  der  Maske  der  Sf'  tK  r 
«lUzogeneo  Plünderung  dur  Miudutzabr  durch  die  Mehrzahl.  Die  dann  erfolgende 
evIetmDg  des  Bechtsgeftlhls  tonne  bei  den  Beschädigten  eine  die  rrüduciion  licmmende 
äUnathiguog  rerbreiten  o.  ?.  vr.  Aber  kann  nirlit  tiniu'.. -kehrt  aiieli  mit  Recht  gesagt 
Tirden.,  die  in  so  vielen  hässlichen  Fornten  Mch  voilziebcnde  Ausbeutung  und  Be- 
-4ckuug  der  unteren  Classeu,  die  „Plünderung"  dieser  und  der  Mittoldasscn  daroh 
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Speculation,  Conjuncturen- Ausnut/nng  i^Groiidstttckwucher!),  Cartelle,  „Ringe**  o.  s. 
wirkt  auch  enimuthiKOnd  für  die  Neip:in»p  zur  Kapitalbildunpr  bei  diesen  rLts««o  ui 
verletzt  dereu  Ucchtä^^cfulii  uod  uoraJibciie^  Gciuül  noch  gau2  anders,  als  da>ie{>i^ 
der  bedittnden  GlwseD  In  Boetcfcer's  F«ll?l  Uebrigviu  Inn«  ich  Bosdier*«  BodoiiLt 
in  den  iulgenden  B^merltnngen  schon  Be<rbannf  fetngoa. 

Die  BeutheilODg  eioeg  Bolchen,  wenigstens  mOglicbei 
Resnltates  einer  VermögeDsstener  hängt  nun  freilieh  anmr  tc 

Erwägungen ,  welche  vom  8tandpnnete  der  Gerechtigkeft  auf  s 
zustellen  sind,  aucb  noch  von  weiteren  volks  vvii  thbcbaf 
liehen  F^rwägnngen  ab  und  nach  dit  8ea  ist  dann  auch  die  Eij 
Bcbeitlung  in  der  iSteuerlrage  zu  treffen. 

Allpemein  in  ler  Theorie,  wie  im  concreten  Falle  in  der  Praxis  genügt  < 
bloäfitt  Möc^ltcbkcit  cineü  solchen  Ergcbuui»08  nicht,  es  muss  vielmehr  auch  c 
Örtd  der  Wahrscheinllehkeit  »i  ernitteln  gesacht  und  mit  danach  dM  | 

oder  Wider  cntschiidci»  werden.  Ferner  ist  auch  vom  volk?\virtlisct)aftlichcn  St« 
punct  aus  dpr  weiten;  Einflii^«  einer  solchen  Besteuerung  auf  die'  allgouieinc  Vi 
mögenö-  und  Kapitalbilduiig  und  -Vcrtheiluug  zu  beachten,  die  ßUckwirkuu(^  auf  < 
lAge  der  reicheren  GlMsen  und  wiederum  die  BflckvirkoDfr  dieser  Lafre  nnf  i 
wirthschafiliche  und  persönliche  Verhalten  dieser  Classcn,  auch  der  Production  ge^( 
Uber.  Es  liönncn  Bedenken  auftauchen,  ob  eine  solche  Besteuerung,  weil  sie  in  i 
einmal  bestehende  VermOgensvcrtheilung  eingreife,  nicht  rechtlich  und  socialpolitii 
nachtheiligc  Cunsequenzen  mit  sich  bringe,  welche  auch  im  Gestmmt Interesse  i 
Yoliis  und  der  VoUswirthscliafU  insbesondere  der  Production,  zu  scheuen  sind. 

Alle  solehe  £rwllgongen  lenken  vielleicht  mit  Recht  von  .«:o!ebi 
Steuern  ab.  Aber,  was  fOr  unsere  jetzige  Betraehtnng  das  Ei 
soheidende  ist,  ans  solchen  anderen  Gründen,  nicht  a 
dem  gewöhnlich  allein  betonten  sogenannten  „rein  volk8wirt| 
Schaft  liehen''  Grunde,  dsss  die  Vermögenssteuer  verwerfli 
sei,  weil  sie  ,,da8  Nationalyermögen  (Kapital)  angriffe".  Denn  d; 
ist  wie  gesagt  nicht  immer  ihre  nothwendige  Wirkung. 

Auch  abgesehen  \oii  der  I  lagc,  ob  sich  principieli  ciu  Ei 
grit^'  in  die  Vertheiinng  des  Vermögens  durch  Steuern  recl 
fertigen  lasse,  darf  endlich  doch  nicht  Uberseben  werden,  dass  d 
gewöhnliche  Ursprung  des  Privatverm^gens  und  Kapitals  in  de 
früheren  Einkommen  des  Eigenthttmers  liegt  und  dasshieri 
Grunde  genommen  die  Besteuernng  des  privaten  Einkommeij 
ebenso  In  die  Bildung  und  Verthellung  des*  Privat v er mdgei 
eingreift  wie  die  Vermdgeosbestenemng,  die  Ablehnung  also  ai^ 
ersterer  Besteuerung  dann  verlangt  werden  könnte:  natflrlich  eij 
unhaltbare  Conseqnenz,  welche  aber  implicite  die  Unhaltbarkeit  d 
unbedingten  Verwcrl'ung  der  Vermc^genssteucr  zeigt. 

Weuu  L.  11.  ciuc  be:»tiutuitc  Pcri^ji  oder  Kategorie  von  Personen  nach  dem  bj 
herigen  Steuersystem  rechtlich  oder  nach  der  maageihtften  Aosfühnng  der  B 
Steuerung  fac tisch  keine  oder  keine  fcnnjrenden  Steuern  zahlt,  oder  «e^ 
Überhaupt  die  Ucsammtbesteuernng  rechtlich  und  factisch  ungleich  die  luil 
Sehlen  ttifil  —  nnd  wo  und  waon  that  ^e  es  nicht  1  —  so  wird  dadurch  natarlicb  d 
Hohe  der  freien  Einkommen  der  EinielDen,  folgeweife  viodor  die  SpiifiUiigkeit  m 
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»cMitSülich  rielfacb  die  GrOise  der  virklich  nea  gebildeten  Privatrormögea  und  Prim- 

bprtiljcu  oeoiiiflussf.    Im  einen  Fall  winl  sich  ciu  Minus,  im  anderen  ciu  Plus  cr- 
ffibca,  velches  gerade  auf  die  das  Einicoinmeti  aläSteuerqaelle  trcffeude 
|8«»teoeriiiig  /.urückzofübreQ  ist.    £iu  practisches  Beii>picl,  welches  dem  Iiier 
kvpoibeti.>ch    aogenoinracuon   genau    entspricht,  licfcit  die  neuere  Geschichte  der 
preussisch  i"!  -lirccteu  Einkommeubestenerniip:.   Bis  zur  Einführung  der  classificirteu 
1  Xialoiiuneiisteucr  im  Jahre  1S51  bestand  in  Preus^cu  alä  directe  Persoaaläteucr  dos 
!  Iguii  bot  die  CIssBeDstener,  deren  bSdiste  Stenersilie  in  der  obereten  Clane  48,  96 
|ml  144  Tblr.  fUr  den  Haushalt  waren.    Die  reichste  Familie  zahlte  nur  ein  solches 
siairigea  Maximum.    Durch  die  Reform  Tom  Jahre  1851  (Gesetz,  vom  t.  Mai)  trat 
die  EinionuDcUAteucr  hinzu,  die  alles  Einkommeu  Uber  lOüO  Thlr.  mit  aauähcmd3% 
llsl^e.  ABf^enonnen,  eine  Familie  hatte  ren  jetzt  an  100  Tblr.  mehr  an  Eiukommen- 
'Akqct  zu  zahl«  n.  als  in  den  vorausgepan^rt  ncn  30  Jahren  aii  Cla5':'cnstcuer  und  weiter 
urenommen,  >ie  hatte  diese  bisher  jährlich  an  Steuer  ersparten  100  Thlr.  regelmässig 
JUpiuüisin.  54)  idt  es  klar,  dass  sie  das  dermaassen  ersparte,  ihr  gehörige  „Kapital" 
Bot  dam  Mangel  in  der  bisboiigMi  Gesetzgebung  zu  feidaukeu  hatte.   Von  1861 
aii  hSfte  itian  dann  rom  Standpunct  dieser  Familie  ans  der  neuen  Einkommensteuer 
ifich  den  Yonrurf  machen  können,  da^s  bie  im  Grunde  auf  das  Kapital  der  Familie 
hOe,  «eil  sie  dessen  bisherige  regelmässige  Zonabme  nm  100  Tlur.  verhindere.  — 
Im  Gesetz  ¥on  1S51  blieb  noch  ein  fe^tci  absolutes  Stouermaximum  filr  alles  Ein- 
Icmmen  üb  r  i' in  non  Tl  lr.  hinaus  mit  7200  Tblr.  bestebm.    Erst  durch  die  Novelle 
fön  187J  wurde  bcaummt,  dass  fUr  jede  weitere  20,000  Thlr.  Einkommen  hierüber 
hiaaos  je  600  Thlr.  Stoaeiplos  nvachsen.  Im  Jahre  1870  sind  x.  B.  12  PeiMnen 
hierrou  betroffen  worik-n,  die  fjiw.OüO  M.  Steuern  zu  zahlen  hatten,  gcfren  250,200  M. 
uacb  dem  Gesetz  von  Iböl.     Dieses  Plos  von  307,bOO  M.  wäre  vennutiilich  —  in 
diesen  Faiicu  sogar  mit  grosser  Wahröcheiulichkeit  —  sonst  dem  „Kapiial"  dieser 
PexstHieii  binzugewachsen«  jetzt  wurde  die  Summe  auf  den  Staat  Ubertragen,  Konnte 
ms  hittr  nicht  nach  ron  dem  ^Machiheil**  der  Kapitalstoaer  reden! 

Aach  darnach  erscheint,  von  allen  anderen,  auo  dem  Weocn 
ier  priyatwirthschafttichen  Einkommen-  und  VermögensTertheilaDg 
lütnommenen  Rechtfertigungsgrlinden  abgeseheu,  die  Vermögen s- 

lesteaeruDg,  welche  nnn  in  dieses  Plus  und  Minus  corrigirend 
^ingreift^  rein  aas  dem  Besteueruugsgesicbtäpuucte  betrachtet,  sebr 
wobl  zulässig. 

§.  135.  Ergebniso  inBeftng  auf  die  Wahl  der  Steuer* 
L[aelle. 

Ana  den  bisherigen  BrOrternogen  folgt:  die  normale  volks- 
Wirthachaftliche  Stenerqnelle  bildet  das  Nationaleinkommen, 
Vorbehaltlich  gewisser  Ansnabmetftlle,  in  welchen  auch  anf  das 
National  Termögen  bes.  National  kapital  znrtfckgegriffen  werden 

mnsä  UDd  darf,  welches  sonst  möglichst  zu  schonen  ist.  Ans  letz- 
terem  Satz  folgt  aber  noch  nicht,  dass  auch  die  Besteuerung  des 
Einzel-,  bez.  P r i v u t Vermögens  oder  Kapitals  nur  in  jeueu 
Auj»naliiiicfällen  zulHKsii;,  mithin  im  Uebrigen  auch  n  u  r  das  Kiuzel- 
einkommen  die  richtige  bteuerqueile  sei.  Vielmehr  ist  /war  das 
Einzelein  kommen  allerdings  auch  die  bauptsllchlic  he,  aber 
selbst  vom  bloss  volkswirthschaftlichen,  geschweige,  wie  sich  zeigen 
wird,  vom  socialpolitiscben  nnd  Gerecbtigkeitsstaodpnncte,  ifiiieht 
4ie  allein  normale  Steaerqaelle,  wie  dies  wohl  vom  National- 
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emkommeo  geBagt  werdeD  kann.  Neben  dem  Einzeleiiikeiiime 
darf  ancb  das  Einzel  vermögen  oder  Privat  kapital  als  eiD 
normal  berechtigte  Steaerqaelle  beieichnet  weiden,  für  deie 
solässige  Beanspmchuug  dann  nur  die  F^Ue  genauer  nicbzi 

weisen  bind. 

Dies  Erii'  bnisÄ  » idei*»pricht  der  biahcr  QblicheJi  Lohre  allerdiugä  weseutliü 
uud  ganz  begreil  iicb,  da  diese  Lekr»  Prirat-  uud  NaüooalLapital  gevObnlidi  ideatikii 
So  sagt  I.  B.  Jacob  I«  §.  462:  „düe  HatlMiatokooottiie  reriangr«,  daas  weder  die  pm 
Summe  der  zu  forderndcu  Abgaben  daä  Stamm-  oJt  r  werbende  VermOgeu  ticr  Natia 
noch  die  jedem  E  i  ii7  -  1  n  o  ii  aufs^clcute  Abgabe  dessen  Stamiu-  od< 
wui'bcudet)  Vcrmügcu  autaatc,  »ottdoiu  daas  aie  vou  dem  ruiucu  Liulommis 
bezahll  verdun  köunen.''  —  Breite  AosfOhroDg  gegen  die  Besteuerang  de«  Staai 
TermOgeua  mit  Herbeiziebuiig  einer  Mcoge  anderer  Autorca  bei  Murhard,  Besieucnn 
S.  196  S,  —  £beuso  abvuichend  Kau  I,  §.  255  Ü.,  &ber  mit  einer  BeveiäfuhraAg,  d 
eben  nur  ia  Bezog  auf  das  National  kapital  richtig  ist  t.  Hock,  oSendidie 
gaben  §.  7,  terkennt  nicht  die  bedingte  Zulädeigkeit,  auf  das, National rermö gen 
der  BeMeueruiiir  zurtlclztitrrtiif.  ii.  aber  liiiJt  dem  Einzelnen  gegentiber  daran  feit.  Ja 
die  Steuer  uur  einen  Thcil  seines  freien  EinkomiaeJU»  betragen  dürfe,  S.  33.  t  apf^i 
bach  1.  A.  1,  8.  107,  III  ff.  unbedingt  ge^en  Steuer  auf  das  StaamrerDAgea,  ebw 
noch  2.  A.  §.  77  fi.,  mit  FestLaltung  der  Confusion  von  Steuerquelle  und  Bemcssufi^ 
grundlago  in  der  Frage,  aber  Rettung  von  Stetifm  vom  Sfammvennf^gen  &h  Fisci 
bevorrechtuiigeu!  ^S.  oben  8.  214^  Heid,  Emkommcuättiuer  S.  64  Ü'.,  17^  gid 
aocli  eine  reelle  Bestenerang  des  sinielkapitab  in,  geht  aber  auf  die  Frage  oia 
genauer  ein,  Neum.inn,  protrr.  ssi/c  EinlvommiMinteuer,  weist  bei  seiner  Empfehioi 
einer  Vermögenssteuer  zum  Zweck  stärkerer  bei^teuerung  des  fundirten  Einkomma 
die  obcrflftchlichen  Tiradeu  von  Murhard,  Lötz,  M.  Wirth  ab,  aber  doch  oi 
indem  er  sagt,  eine  nach  dem  Vermögen  bemessene  Steuer  brauche  noch  keina 
weg»  dem  Vermögens  stocke  entnommen  zu  werden  (S.  180  ^O.  Mit  dieäer  richtig« 
ßeplik  ist  der  Fri^jre  aber  noch  nicht  Genttge  gee:licb&n,  wa«  freilich  aadi 
mOgltcb  ist  wenn  Unterscheidungen  twisehen  National'  ond  Prlvatkapital  n.  s.  v.  fl 
fflltoig  erklärt  werden. 

Richtig  weist  dagegen  Schmoller,  'I  ibirigor  Zeitsclirift  XIX,  32  tl  .  44  lad 
daäö  „das  Gebot  der  unversohitcn  Kapitaleiiialtuug  keine  Kegel  für  die  VenbellQO 
der  Steuern  gebe**  nnd  dass  man  Überhaupt  (wie  aaeh  Hill  bemeritt,  der  Bach  I 
Kap.  2,  §.  7  meint,  dass  Steuern,  welche  auf  das  Kapital  fallen,  an  sich  nicht  iiod 
wendig  verwerflich  seien),  gar  nicht  bestimmen  könne,  ob  eine  Steuer  ganz  aaf  ^ 
Einkommen  und  gar  nicht  auf  dzs  Kapital  falle.  Auch  Schmoll  er  h&lt  aber.  Ü 
AnschltMB  an  s(  iiie  Uiit<Tsuchnng  über  das  Einkommen,  daran  fest,  dass  „die  Gesaanl 
»ritnmc,  weicht'  der  Einzelne  an  verschiodcnen  Steuern  zahlt,  ungefähr  seiDom  Eil 
komuieu  entsprechen  soll,  nicht  die  einzelne  Steaer,  sondern  das  Steaeraystejn  äoll 
sein  Uaass  am  Einkommen  haben**,  8.  54.  Wird  dies  wOrtUch  genommen,  so  I 
im  Princip  die  reelle  Besteuerung  des  Privat v  ermOgens  ansgeschlo^^sen.  wenn  mx 
ja  auch  Schmoller,  Schäffle  u.  A.  ganz  darin  beistimmcu  kann,  wie  fl  i^'i 
Einkommen  and  Vermögen  im  Verhälüms  zu  einander  seien.  —  Stein 's  Sleliuu;;  i 
diesen  Fhtgen  ist  mir  nicht  klar  geworden.  Seine  wiUkttrUcli  abweidiende  Tenninolofi 
und  seine  sonderbare  Auffassung  des  Kapitals  hindern  ihn  jedenfalls,  zu  der  l^Ur^ 
Unterscheidung  von  National-  und  Frivatkapitul  zu  kommen  und  die  BestcueruD|{  «1 
ein  doch  wenigstens  mögliches  (wenn  auch  viollciclit  zu  verwerfendes)  Mittel  ^ 
Begelnng  der  Vertheilung  des  Nationalkapitals  an  die  Einzelnen  scharf  ait  in 
Aii-'^  /n  fassen.  4.  A.  I.  l^'.S  ff..  15^  (1  Au  h  in  der  .').  A.  II,  2.  11:3  IT.,  528  If,  kemdk 
Fortdcbritt  in  dies^^r  Lehre.  Meine  Aualuhrungeu  in  der  ersten  Auflage  dieses  BAitti 
sind  Stein  anch  in  diosem  Pancln  anbekannt  geblieben.  ~  Schlffle,  Blmbrfoliii^ 
S.  137  —  HS  und  passim  ontsdieidet  jetzt  die  Frage  ähnlich  wie  ich;  ebesM.  vi* 
schon  bemerkt,  doch  im  Ganzen  Rose  her  §.  36  (s.  oben  \:M). 

Die  ganze  Streitfrage  verschiebt  sich  natürlich  etwas  mit  der  VerftmlefM 
des  Einkommenbegriffs.  Werden  nicht -peiiodiSGhe  Einnahmen  („Eiug&Dr  ' 
wie  ans  Erbschaften,  Spielgewinnen,  Wetten,  gewissen  Gonjanctniengewlnnen  a.  öi^  *^ 
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mit  zum    EinkommuQ gereclmet,  wie  ich  es  mit  deo  meisten  Theoretikern  und  mit 
■   in  der  Praxis  durchaas  vorherrschenden    allerdings  nicht  allein  bestehenden) 
AaU^uuf^  nicht  thuc,  su  ist  es  nur  folgerichtig,  diube  Theile  des  Einiiommcnb 
all  ohne  Weitens  mit  unter  die«  nomltteUe  wie  reeue,  EinkommeoboeteaeraDg  faUeud 

anzusehen  uii  l  ilmeii  gegenüber  in  gar  keinem  Sinne  von  „Verinögensstouer"  zu  reden. 
l)M  müsste  wohl  die  Consequcnz  gewisser,  der  hier  rib^elehnt-  u  ähnlichen  Auffassungen 
d&y  EiaLomuiens  und  seiner  Bebtaudthcile  aein,  wie  bie  Kubert  M  e  y  e  r  ^„Einkommen  ' 
Sw  28  iT,  130  ff.)  zu  begrfloden  sucht. 

III.  —  §.  136.  Weitere  Erörteruug  einer  reellen  Be- 

.s  t  e  u  e  r  11  n    des  E  i  n  z  e  1  v  e  r  m  ö  g  e  n  s. 

Auf  die  Frage,  iu  welchen  Fällen  das  Flinzelvermögeu  als  Steuer 4 u eile  benutzt 
werden  dsrf  nikd  werden  sollte,  geben  die  ronusgehenden  ErOrterangen  theilweise 
^chon  eine  Antwort,  aber  noch  kdne  nssreichende.  Dieselbe  wird  im  weitd\-it  Ver- 
laufe, bt  sötidors  in  den  Abschnitten  von  den  Grandsätzen  der  GerechtigkL-it  und  vom 
btcoeisystem .  vervoilütäudigt  werden.  Die  reelle  Vermögentibesteuerung  im  in 
etiler  Hinsieht  renrandt  mit  der  sogenannten  Prog  ressif  bestenerung,  d.  h.  der 
relativ  höheren  Bcstouerang  des  grösseren  Einkommens  und  mit  der  stärkeren  Be- 
^teoerung  des  sojfenanriten  fundirten.  aus  Besitzrenteu  herrtlhrenden  Einkommens 
und  bildet  namentlich  iu  einem  „sociaipolitis<cheu*'  Steuersystem  ein  drittes 
coordinirtes  Glied  dieser  beiden  Stenenrteii.  Sie  findet  daher  ihre  Rechtfertigung 
uüd  rii  hii^fe  Anwendung  gerade  im  Rahtnt.u  eines  solc  hen  Systems  nach  den  für  das- 
selbe uiaasvgebenden  Gesichtspuncten.  Darauf  wird  in  den  vorgenauateu  Abschnitten 
mit  eiitgegangcu  werden,  besonders  in  dem  Abschnitt  vom  zweiten  Grundsatz  der 
Gerechtigkeit,  ron  der  Glelcbmliteiglceit.  Hier  ist  jedoch  der  passeode  Ort  für  die  Er- 
'r^iTuntr  fuljrcnder  Seiten  der  Frayc  der  ..reellen  Yermöfrensbestetieriing'",  ein  Ausdruck, 
Welcher  iiier  jeut  und  im  Weiteren  rcgclinas.sig  die  Besteuerung  des  Eiuzel-  oder 
PrlrntrermOgeos,  im  Untenchied  von  derjcaigca  des  Yolksrermdgens.  helsst  und 
begzilllich  die  Kapitalbeatenaroog  mit  umfittst 

FQr  diese  Frage  ist  Öfters  dreierlei  zq  untersoheideD ,  nemlicb 

der  Ursprung  des  Vermögens,  der  Zweek  desselben,  and  anch 
wohl  wieder  die  Verwendung;  des  Steuerertrags,  Danach  ge- 
staltet sich  auch  vom  Staiidinuietc  des  volkswirthschai'tlichcn  Pro- 
duct  i N  11  sinteresses  das  Urtheil  über  die  Verniögensbesteuerung 
verschieden.  Scliltlsse  und  Fordernngen,  welche  vom  Standpuncte 
des  Tolkgwirthsebaillichen  VertUeilungs-  und  socialpoliti- 
sehen  Interesses  ans  gezogen  werden,  werden  dadurch  theils 
UDteiBitttzt,  tbeils  berichtigt 

A.  Die  YermOgensbesteaerung  und  der  Ursprung 
des  Vermögens. 

In  Hinsieht  des  Ursprungs  des  PrivatrermOgens  erweist  sich 
^^erade  auch  flir  Steuerfragen,  zumal  für  solche  der  VermOgens- 
besteucrung,  die  früher  schon  (§.  92)  hervorgehobene  Unterscheid 
ung  zwischen  zwei  Kategorieen,  dem  im  eigentlichen  Sinne  ^öko 
no misch  verdienten",  aus  eigener  Ari)cii  und  Er.sparung 
herrührenden  nnd  dem  ganz  ohne  oder  ohne  wesentliche  eigene 
persönliche  Leistung  „zufällig"  erlangten  VermUgen  oder  Ver- 
mngenswerth  und  Vermögensznwaebs  wichtig  (Grundlegung  §.  63 
bis  31).   Bei  dem  Vermögen  letzteren  Urspmngs  kann  und  darf 
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die  reelle  VermOgensbeatenening  principidl  noch  weiter  imd  in 
grosserem  Umfsug  und  Maasse  gerechtfertigt  werden,  ja  in  der 
„socialpoUtbcben^'  Bestenernng  ist  sie  sn  fordern. 

Besonders  ist  bei  der  zweiten  Kategorie  des  VermOgeosiir' 

Sprungs  der  C  o  d  j  u  n  c  t  ii  r  e  u  g  e  w  i  u  u ,   der  8  p  i  e  1  g  e  vv  i  n  n  und 
die  KrbBcliaft  auch  t'Ur  die  Stenerfragen  hervorzuheben. 

1.  Gerade  im  Werthe  dos  Pri vaivc  r mOi^ens  (Grund-  uad  Uaui>eigeD- 
tllQm,  stcbendo  Kapitale   der  Productiou,  Werthpapicre)  iommt  dk 
Goojottctur  eminent  zur  Gdtang:  hiufii;  und  andaaenid  auch  VVertb  erhöhend.  Oer 
ihr  zu  veri  uik  ri  l     W    r  t  h  z  u  w  achs .  wcl«  lier  »  twa  im  HitäiUwecbsel,  im  Böi?en- . 
ic^häft  (IhtiefeiugeächMt)  realiiürt  wird,  obtiiso  wie  der  Spitilgeirinu  und  die  : 
Erbschaft,  sfad  *n  sich  und  ihren  Beträgen  nach  oft  boscmdors  goeigneto  Slene^ 
quellen.    Ob  und  wieweit  äie  als  äolchc  benutzt  weiden  sollen,  wird  sich  mit  Eechi 
in  erster  Linie  nach  der  Beurtheiluug  <ler  sücialokonomischeu  Bedeutunj?  jener  drei ; 
Verh&ltuiflse  richten.    Nach  der  iu  der  „Grundl^uug''  (§.  Tti)  näher  bt^rundetu« 
Theorie  bildet  oamentUch  der  GoDjinctQreDKeirinii  ein  Object,  welches  dorchftos  nicht  j 
als  Stcuerquetle  unbenutzt  gelasbcu  werden  darf.    Auch  da^  colkswirllischaftlicbe : 
ProducttoHsintcressf  >jMicht  nicht  sefc»  >'\uc  Bt-steuerung;  dicsi-r  Qtiello.     Bei  dem  i 
Oonjunclureugewiiiu   uiacht  alliTdiiigs  iiuuug  die  Ausschuiduug  desselben  »on  deßti 
«.normalen"«  der  hineinvcrwaudteu  eigenen  Arbeit  und  dem  bineingeätediten  eigenem  | 
Kapital  entsprechenden  Werth  im  (jcsammtwurth  eines  W'eithubjects  (iniinlbtuclvc.  (k- . 
bäude)  Schwierigkeiten.    Dicüc  ia&>eü  äich  aber  mit  der  fui'  alle  3olcbo  Verbaitniiae , 
genügenden  Genauigkeit,  einselu  für  jedes  Obiect  oder  weh  Schematen  katei^rorieeii' 
weise,  lösen,  um  den  uiigefAbrcii  Betnf  des  GoojnnctnreD Werths,  welcher  als  Steae^ 
quelle  vund  erentueU  zugleich  als  Bemessanir^^ruiidh^e)  gelten  muss.  feätzustellou. 
Im  Abschnitt  von  der  Besteuerung  dieses  Gewinns  iiu  4.  Kapitel  wird  die«  gezeigt I 
werden. 

2.  Beim  Spielgewinn  (Lotterie)  gelegentlich,  bei  der  Erbschaft  all- 
}r<  !ii.  jiier  hat  die  Praxis  diese  Quellet!  auch  bereits  besteuert.  Die  Theorie  kann  Ji  '; 
uur  recbifertigeii.  Sic  bat  die  Aufgabe,  die  Erbschaftssteuer  noch  principieller  souai- 
ökonomisch  zu  begrtindeo,  indem  sie  sie  in  organische  Verbindung  mit  dem  ganien 
Erbrecht  bringt  und  in  ihr  ci^^'  ntli  h  nur  einen  Erljanthcil  des  Staats,  als  hÖch^t'?n 
Vertreters  der  Voiksgeuieinscbalt,  ^icht^  wie  dies  iu  neueren  wissenschaftlichen  Arbeitea 
mit  Erfolg  geschieht.  (S.  dartiber  im  4.  Kapitel  den  eben  genannten  Abschnitt.)  Dm. 
Einwendungen,  welche  vom  Standpunct  des  Produclionsiuteresses  h&u6g  ge^cn  die 
ErbsehaCivsteuei  !r  richtt^t  werden,  weil  dieselbe  vermeintlich  die  !?ildung  des  , .Kapitals'*; 
gel^ihrde.  sind  wuuigstens  einer  solchen  bteuer  gegenüber  biuiüUig,  welche  sich  hä 
der  ferechtfertigten  principiellen  Pesthsltung  des  Ecbreelits  selbstverstindlieli  In  rer 
nUuftigen  Schranken  halten  und  angemessen  geordnet  sein  muss.  Sic  beruhen  ausser- 
dem öfters  wieder  auf  der  unrichtigen  Identificirung  von  National-  und  I'rivathapitiL 
Von  massigen  Erbscbaltssteuero,  auch  bei  Erbschaften  unter  nächsten  \eiwaodtei). 
Qod  nim  Thett  gende  bei  ihnen,  Usst  sicli  sognr  annelimen,  daas  sie  die  Spamnkeit 
eher  befitedem* 

B.  Die  Vermdgensbestenernng  und  der  Zweek  des 

Vermögens. 

Nach  dem  Zweek  des  Vermögens  Ist  vor  Allem  wieder  Ge* 

brauchsvermügeu  und  Kapital^  in  ersterem  eventuell  weiter 
Verbrauchs-  und  N  ut /.Aermügen,  in  letzterem  umlautendes 
und  äteheudes  Kapital  auob  itir  die  Öteuerfragen  m  anter- 
scbeidea. 

Nach  dem  ricbtig  erweiterten  Hin  kommen  begriÜ  muss  Über- 
haupt der  „Genuss^^  bez.  selbst  die  blosse  ^^Gennssrndgliebkeit'', 
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welche  aus  dem  Niitzvcninigeii  gezogen  wei'deu  ktiiinen,  mit  im 
..EinkoMuuen"  augeschlaj^eu  werden.  Diu»  führt  folfcericbti^  auch 
bei  blosser  Einkomnienbesteucruii^^  zu  einer  entspreelieDden  Be- 
rüeksichtiguug  dieses  ,,Kinkommentheils"  in  der  Steuer. 

Grandlegung  §.  .^4.  Natnciitlu  h  S >- Ii  m  oi  ier,  Lehro  vom  Eiokommen,  'l'iil)ingtir 
Zweitschrift  1S63,  S.  ö'd.  Hält  uiaii  dicseu  EinkomiDCube^rifl  fest,  so  ist  Nuuiuauo's 
Motirüniig  besonder'  r  VöimdgeittsteaerQ  zar  Bcsteaenin^'  toq  VennOgensanlagen 
in  T.üTnssachcn  u.  dgl.  k.  inc  ausreichcndL-  {•  li  nc  cllr.  Hcurllniiung  (proirrossirf^ 
K  .ikommen»touQi  S.  lS(i,  230).  Mau  kaim  sich  dafUr  nur  auf  die  steucrtochnkchc 
T  portniiitit  bonfen.  —  Ütgen  diese  Einbeziehung  der  Oenflsi«  (NntaiDgcn)  in  dus 
Eiokominen '  o.  A.  Robeit  Meyer  („Einkommea**,  SL  155,  169),  unter  Festhaltniig 
•1er  practischen  Conseqaenz  f':r  ii'  Mitbesteucrang  des  GeblMlcbsrefinOgeilt,  ftber  mit 
Aiiderer  Bctmlndun^  (eb.  und  „l'rmciincn"  S.  327). 

1 .  Eine  Vermögensbesteuerung  des  Gebrauchs  Vermögens  ist 
gewöhDlich  nur  eioe  Form  der  Einkommen-  (eventuell  der  pro- 
gressiven Einkommen-)  Besteuerang,  wobei  das  Verm<"»gen  beab- 
fliehtigtermaassen  und  thatsttcUicb  niebt  Btenerquelle,  sondern 
Stenerobjeet  (Bemessnngsgmndlage)  ist. 

Ausnah mefällo.  wo  eine  .«olcbe  Steaer  eine  eigentliche  Vermögenssteuer,  das 
Vermögen  Steuerqoelle  wirJ.  sind  indessen  nicht  nnmf5?li<'h  und  z.  B.  in  Krie^stfueni 
auf  oder  aus  Siibergcräth  u.  dgl.  rorgekommeu.  Auch  kann  eine  Besteaeniag  desGebrancbs- 
rennOgens,  speciell  t.  6.  wieder  des  NntirermSgens,  wie  etwa  des  Bodens  ron  Paihs, 
Jigdgründen,  wohl  die  Tendenz  verfolgen,  als  eigentliche  Verm(>gcnssteacr  oder 
tii!r-.(''n?,  was  jn  .innähcrnd  dasselbe  ist,  als  besönrlors  hohe  Einkonimfri^feiier 
Hill  la  wirken,  uui  eine  im  allgemeinen  Interesse  gelcgcno  nutzbarere  Verwundung 
dos  Yemöfens  (Bodens)  becbeiznCfthren.  Die  Berechtigung  und  Zweckmässigkeit  einer 
olchen  Steuer  ist  wieder  nach  allgemeinen  socialOJwnomischeo  Gesicbisiiancten 
m  prüfen. 

2.  Für  eigentliche  allgemeine  K  a  {>  i  t  n  !  steuern ,  welche  einen 
Theil  des  Privatkapitals  uod  zwar  des  wirklich  „eigens  erwor- 
benen*' Kapitals  einer  besteaerten  Person  auf  den  Staat  Über- 
tragen ^  ist  auf  die  frttheren  Benierknngen  (§.  134)  Uber  die  be- 
dingte Bereehtignng  ancb  solcher  Stenern  Bezog  zu  nehmen.  Die 
unter  C  folgende  Ausführung  ttber  eigentliebe  Bestenemng  des  PriTat- 
Vermögens  bei  gewissen  Zwecken  der  Verwendung  des  Steaerertrags 
betrifft  vomemlieb  diese  „Kapitalstenem^*. 

o.  „Partielle"  Vermögenssteuern,  welche  aui*  einzelne 
Theile  des  Gebraiielisvermöfrens  (lAixusatlikelj  oder  des  Kaiiitsils 
einer  Wirthscbaft  i^elep^t  werden,  sind  wiederum  regelmUssig  nur 
nominelle  Vermögens-,  reelle  Kinkommen-  (Ertrags -  n.  s.  w.) 
steuern.  Aach  sie  können  eventuell  die  Tendenz  verfolgen,  die 
[:inkoramenverwendnng  und  die  VermOgensanlage  von  gewissen 
Hicbtongen  abzulenken. 

G.  Die  Vermögen  sbestenernng  nnd  die  Verwendungs- 
zwecke des  Stenerertrags. 

Von  solchen  Zwecken  sind  für  die  volkswirthschafUiebe  Rc- 

k.  Wtf  aer«  FtainswbHaicInfl.  II.  %.  AniL  23 
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wohl  folgende  drei  zu  unterscheiden:  die  Verwendung  zur  Deckung 
der  laufend cn  f)ffent liehen  Ausgaben,  befiojiders  des  soge- 
nannten Ordinär  in  ms;  die  Verwendung  zur  Dcekuner  von  Aiiv 
gaben  für  ausserordentliche  S  t  a  a  t  s  k  a  t  a s  t  r  o  p  ii  e  n  ,  beson- 
ders für  Kriege;  die  Verwendung  zu  Ausgaben  Itir  grosse  Ke 
formen  im  Staats-  und  Wirtbscbaftstresen,  besonders  fttr  solche 
znr  Uebang  der  uoteren  Ciassen  des  Volks. 

Dia  franzc  Fra^c  hat  einige  Acbniichkeit  mit  der,  ob  statt  g^onObDlieher  Sti-u  i:. 
Staats^icbiildeii  znr  Deckung  des  Pinnn/lK'iJ.irfs  bt-^iuitzt  trerdi-ii  durfuii.  Auch  h'w:  ist 
nach  der  VerwcudunK  der  Muttd  zu  ^pecial^ai^eD.  Die  dritte  im  Text  genau&te 
Venre&diing  i$na  autor  deu  Begilff  einer  uttatsviitlucliaftlidMA  E*pit«l«nbige  ikUen. 
8.  Fin.  I,  §.  1.$,  «5  78. 

1.  Fttr  deo  ersten  Zweck  wird  stets  zuerst  und  Kiiineist  die 

Kinkoramenbestenernng  dienen  müssen,  aber  ausnahms-  und  aus- 

biltbweise  kann  doch  auch  Vermögensbesteucrun^  gebilligt  werden. 

Die  Mitbenutzung  letzterer  hierfür  wird  sich  nach  dem  Character  uad  der  Za- 
isammensetzang  des  ganzen  S'eoersy:»ti-ms  zu  richten  haben,  namentlich  wieder  dnnach. 
ob  und  wie  weit  socialpolitiscbe  Gcsichtspunctc  in  der  Bei»teucrung  anerkannt  wori  i 
Geschiebt  dies,  will  man  „corrigirend"  und  „ro^Milir-  ikI"  in  die  Venheilumr  litb  Volk.^- 
einkommeQü  und  -Verm^^geos  unter  den  Eiuzelueo  und  in  die  Verwcuduug  dcä  Einzel- 
einkoinneot  elDimifen  (|.  S2),  ko  kaon  die  reelle  VeraAieeDsbesteueniiiic  als  eine  fax 
dieeea  Ziel  techiiiaeh  feeig nete  Besteaeriinicsfom  tUerdlngs  gevihlt  werden. 

2  Für  Kriegs-  und  Ubuliche  Zwecke  darf  die  Vermftgen«?- 
besteueinng,  besonders  der  reicberen  Classen  selbst,  mit  iu  ucu 
Vordergrund  gesclioben  werden. 

Durch  aie  kann  liier,  wo  es  sich  rc;;elinn«^iK  mn  schwere  materielle  Opfer  d<s 
Volks  bandelt,  die  La^t  dereelben  scbr  pausend  auf  die  kräftigsten  Schultern  gelebt 
worden.  Diene  Kreitte  rermAgen  noch  den  wirklichen  BQdigang  ihres  VermAgens  necb 
leichter  7u  vcrM-limerzcn  nnd  ihn  lu  i  ilircrn  bf^horen  Einkommen  nn'l  ihrer  >:UnKti»rercii 
Okonouiischen  Lage  durch  veruiebric  bparsatnkcit  und  {rrö>8ere  üetriebsamkcit  nocl 
am  Ehchtcu  wieder  auü/uuleichcn.  Namentlich  kann  hier  die  Vermögensbesteuerung, 
cbon^o  wie  eine  h<jhe  Einkommcnbe^teuerung.  auch  in  wQnscben>wertbcr  Weise  die 
Anfiiahtne  ron  Sta;it>8cbulden  enibebrhrtior  iiiaclicn,  IIiM's  I>ewei>fübrung  fiir 
höhere  Besteuerung  der  reicheren  Clausen  statt  der  Auinahme  von  ätaats»cbuldüu  gib 
hier  syiedell  niibh  iHr  den  in  Text  besprochenen  FnlL  8.  Mdne  SSnkeAinenstener 
S.  150  ff.  &  nach  Fin.  I,  §.  76  ttber  Eztraatenem  im  Krl^g«. 

3.  Ebenso  würde  der  dritte  Verwendangszweek,  wenn  er  von 

entsprechendem  Erfolge  begleitet  sein  soll,  gerade  reelle  Ver- 
mögenssteuern auf  die  Besitzenden  rechtfertigen.  Ob  mau 
dazu  greitVn  will,  wird  vom  rrtln  ij  über  die  Ergebnisse  des  „Ver- 
tbeilungsproeeßscs"  im  System  ti  i  ier  Concurrenz  und  liber  die  prin- 
cipielle  Berechtigung  „socialpoiitiscber'^  Besteuerung  abhängeo. 

Es  wtirde  durch  solche  Besteuernntr  öfters  nur  ein  Thoil  dessen,  ^as  die 
sitzenden  Glasten  oder  Theile  derselben  für  sich  durch  Druck  auf  die  Löhne,  durch 
Ausnutzung  von  Cunjuncturen,  die  ihnen  gewAbnlich  allelu  möglich  I«t,  durch  Aa&- 
beotn&fen«  SpeeuUtiouimMiftren,  Ctnelle,  „Binge''  n.  dgl.  m.  nn  Vermögen  <Ka|iital> 
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-rrorben  haben,  auch  häafig  nar  ein  Tlieil  dessen,  wm  aus  Zeiten  anderer  Rechts- 
oninoog  (der  Unfraiheit  dt»  outeren  Volks,  der  PrirUegica«  der  Beticliräakuag  der 
fttkn  CoiiciirfeBz  so  Ungiuisten  d«r  Arbeiter  a.  s.  berrfthrt,  ditn  ontereii 
Dod  zun  Tlicil  selbst  den  Mittel -Classen  in  solcher  Form  zurUckgpegeben.  Eine 
m\h  Vermiuderuiip  des  Nati onalrermögcns  branchte  bei  ricliti<rer  Verwendung 
hielten  Stouerertragä  zu  Heformeo,  velcho  die  Productionskraft  und  Productionslust 
jeMT  Glias«ii  lieben  and  ihnen  dnreb  TerAnderto  Tertbeilung  des  Etnitomnieiut  (prOMere 
Ud'i  Einkommen  un'l  damit  vermehrte  SpariUbi)(keit  ?nfüliron,  durchaus  nicht  noth- 
rcadig  die  Fuigo  einer  solchen  Vermftjrensbesfcucrun!^  zu  sein.  Ich  meines  Theils 
hxok  auch  nicht  zagebeo,  dass  die  auf  vielfach  zveideutige  Weise  „verdienten*' 
gfWNB  SpeeoIntioB»-  und  Börsen -Vennögen  ein  Noli  mo  tangoro  sogar  für  die  Be- 
ii^jcninp  sein  musäten  —  und  ohne  reelle  Vermö^cnsbcsteucrnng  sind  sie  es  — ; 
Aoch  auch,  da&g  eine  solche  Ansicht  eine  „revolutionäre''  sei:  im  Gegentheil,  ihre 
Tenftaftife  Anvendnng  ist  gerade  ein  „gcgenrevolationftres**  Mittel  nnd  gegenüber 
An»chaQiui«ea «  Welche  sich  immer  weiter  verbreiten  —  durchaus  nicht  nur  unter 
..J^ocial.iemorraten"  und  „Besitzlosen"  —  im  richtigen  Interesse  der  durch  solche 
Steuern  Betrutienenen  selbst  gelegen.  Hier  hängt  die  Frage  mit  den  Verhaltnissea 
der  geschichtlichen  Bildung  des  PHratkapilals  und  dos  ptiraten  (ämadeiffenthaffls 
£  Grundlegung  §  300  ff.,  315  If.)  nnd  mit  der  Lehre  van  der  freien  Concnrrenis  xn- 
auamen  (cb.      126  \T.,  134  tf.) 

IV.  —  g.  137.  Das  EiDkommeii  aU  ätenerqaelle. 
Die  hanptBächliche  normale e i d z e  1  wirthsebaftliolie  Steuer- 
qiidle  bleibt  indesaen  docb  immer  das  Eiozelein kommen. 

So  auch  Rau,  I«  §.  257.  „Die  Stcuerfähigkeit  der  Bürger  beruht  hauptsächlich 
auf  ihrem  EinloBiDcn  and  die  Stenern  sollen  fcoriel  als  mSitiicb  nach  dem  TerUltnlss 
des  Xinkommens  vertheilt  werden" — :  Rau 's  dritter  Hanptgnuidsatz  des  Stenervoiens 
mach  der  „Allgemeinheit"  und  „Gleichförmigkeit". 

In  der  reellen  Beatenemng  des  Eiozeieinkommens  verwirklicht 
sich  aneh  meiatens  zugleich  die  richtige  Benatznng  der  normalen 
TolkswirthBchaftlichen  Steaerqnelle,  des  Nationaleinkommens. 

Wie  zn  diesem  Zweck  der  Einkommenbegriff  zu  fassen  ist,  das 

bat  die  Finanzwissenschaft  ans  der  theoretiscben  Nationalökonomie 
AU  eiitnchiuen.  Die  Consequenzeu  lür  die  Einrichtung  derjenigen 
Besteuerung,  weh-he  die  Beniifzunp:  des  Einzel-  und  Nationalein- 
kommens als  Sieuerquelle  (hirehluhren  will,  sind  alsdann  im  vieiten 
Kapitel  der  allgemeinen  öteuerlebre,  vom  Steuersystem  nnd  von 
den  Hauptarten  der  Besteaernng,  und  in  der  speciellen  Stenerlebre 
ta  ziehen. 

An  dieser  Stelle  ist  aber  noch  auf  einen  verbftngnissvollen 
Irrthnm  hinzuweisen ,  welcher  in  der  Stenertheorie  in  Bezug  auf 
das  „Einkommen*',  inabesondere  auf  das  Nationaleinkommen  als 
^teoerqnelle,   wieder  namentlich  in  Folge  der  unklaren  Ver- 

inenguDg  des  einzel-  und  volkswirtUächaltlicbcn  btaudpuncts 
eDtätanden  ist. 

Auch  Rau  ist  davon  nicht  frei  geblieben.  Die  Berichtigung  dieses  Irrthums  ist 
bereits  io  der  „Gruodleguun^'  vorgeuowioeu  worden,  auf  deren  nähere  Au»luhruugeij 
fther  Eitm;,  £o«teo  und  Euikonmen  nnd  (Iber  die  Anwenduni^  dUwer  KnteKOfieen  auf 
^  Efauel-  nnd  die  Volksvinluicliaft,  den  Einzelnen  und  das  Volk  Uer  Beznip  m 

22* 
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nehmen  iät.    Auch  hierüber  besonders  SchmoHer's  geoaunte  Abhaudhuif,  maat 

Grundlegung  §.  S2 — 8s. 

A.  Das  K i  n zcl  c  i  11  k  0 lu in  c  u  als  8tcuc  r «i  u c  1 1  e. 

Zunächst  bat  man  ein  „reines  Einkommen''  des  Einzelnen 
constrnirt,  welches  wenigstens  da,  wo  das  Einkommen  ans  Lohn 
and  Gewerbsverdieost,  im  Unterschied  za  Grund»  und  Kapital- 
rente>  herrtthre,  sich  erst  nach  Abzug  des  nothwendigen  (,,kOrper- 
liehen^')  und  sogar  des  „standesmüssigen^'  Unterhattsbedarfs  ergebe 
(Rau).  Auch  dieser  Abzngsposten  wurde  zu  den  „ßrwerbskosten'* 
gerechnet  und  erst  dies  „reine**  Einkoromen  sollte  die  Steuerqnelle 
sein:  eine  Theorie  der  sogenannten  ,,L' c  b  ei  s c  Ii  US6 besteuerang", 
wie  sie  Neuere  dagegen  polemisirciid  genannt  haben.  Jones  ..reiuc 
Einkommen  wHrde  heim  Lohnai  l)eiter  nml  kiciuereu  Gewei  bsoiaun 
oft  Null  oder  last  Null  betragen.  Bei  dem  Renteneinkommco  wird 
von  Rau  und  Anderen  die  Zulässigkeit  eines  solchen  Abzug^posteDS 
dagegen  bestritten.  Indessen  ist  gegen  diesen  Abzug  auch  bei  dem 
Einkommen  aus  Lohn  und  Gewerbsverdienst  einzuwendeni  dass  an 
und  fllr  sich  auch  die  Steuerzahlung;  die  Bedingung  fttr  die 
Leistungen  der  Zwangsgemeinwirthschaften^  vor  Allem  des  Staats, 
zum  nothwendigen  Ausgabebetrag  gehört  und  diese 
Leistungen  mit  in  den  „nothwendigen  L utcrhalUsbcdarf jeder 
Person  eingereehnet  werden  müssen. 

S.  iUu,  Flu.  I,  §.  2ö\i  H.  und  die  Koplik  gcgcu  Schäi'flc  uud  Schuioliei, 
eb.  S.  447.  Aach  Kau,  YoUtswirtliflcliaftslehrc,  8.  Aufl.«  §.  245  ff.  Dagegen  ■«ine 
flnindleputij?  §.  83,       SL-hmoller  a.  a.  <>  S.  as. 

Oli  dcu  Peri>onun  mit  blassem,  zumal  niedrigem  Arbcibeinkommcu,  speciel!  deri 
blosseu  Lohncuipfüngorn  (Arbeitern)  trotzdem  Steuerfreiheit  oder  eine  KrleicLkrung 
in  der  BeBteucrung  zu  gowiiiiren  ist,  muss  nacli  anderen  Uackäichtca  «ntsehiedcti 
wcnlcn  :  p  rinc  i  pi  ■  1 1  aus  dem  Wesen  der  reellen  ,,  Einkorn  in  cir'bcstcncrung  folg! 
03  nicht  \ßo  auch  beb  moller  a.  a.  0.)  AL>  Frage  vom  «^tcuerfreion  L^üateaz- 
mininiim**  imd  Ton  der  lichtigen  GleiduniniglMit  der  Besteaenu;  wiid  dinnf  bei 
der  ErOrterang  der  Poetalele  der  Uereebligkeit  mit  eingegangen  werden  (§.  167. 176  f-X 

Hier,  wo  es  sieh  um  Feststellung  der  Steuerqnelle, 
noch  nicht  um  die  Kegeln  ftlr  die  Stenervertheilung  handelt; 

muss  das  gauzt  J^nikommen  einer  PersoD  als  die  richtige 
(eiuzel wirthschaiUichc)  Stenerquelle  bezeichnet  werden. 

Die^»  iat  auch  beim  Arbeiter  und  Geverbsmauu  boreita  „reioes'*  Einkommen  (eiac 
beim  ««Einkommen"  aberhaapt  besser  zu  vermeldende,  anf  den  „Ertrag'*  als  Gegeualx 

zum  Ivohortnig  zu  beschrüukcude  üntcrsrheidung).  Dies  Einkonimeu  ))estoht  rornemticb 
in  dem  Heinei  ti  ag  der  hczftdichcn  Ertrags« lucllc  (Arbeit.  L  iitonichmiinti-,  Besitzt  d.  Ii. 
in  dem  Werth rcst  des  K u h ertrags,  welcher  nach  Abzug  der  Gewiunungskobtcn  bleibt. 
Diese  „Kosten''  umfassen  zwei  Uestandthcile,  einmal  die  „natürlichen**  oder  „soüar 
wirthschaftli(  hon",  w.  Iche  für  Niemanden  ein  Einkotriinou  bihi  ii.  feiner  auch  die  di^ 
Einkommea  solcbcr  Dritter,  welche  mit  ilircr  Arbeit  oder  ihren  Productionsmittela 
(OnndstQcken,  Gebftnden,  Kapital)  bei  der  Ertragsgevinnung  bctheiligt  sind,  bildendco 
„Kesten**.  Diese  letzteren  „Kosten"  sind  aber  WUin  wieder  die  Stcuerquellc ,  veii 
eben  des  MEinkommen*'  dieser  dritten  Personen  nnd  in  der  TJitt  nnr  (einfel* 
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TirtbäclMiUicli)  .«Koblen**  für  Jenen,  welcher  bic  aus  dem  Ertrage  meiner  Unturnohmuag 
j.  ^  w.  bestreiten  nitss,  uicbt  im  Tolkswirthscliftllliclioii  Biooe  ,,Kost«o"  fur  d» 
Volk  als  Ganzes. 

lieber  die  „Kosten^*  nach  diesen  renchiedenen  Gesicbtspuncton  Grandleguiig 

S2.  83,  besonders  ia  der  2.  Aufl.  —  Kobert  Meyer  glaubt  die  Unterscheidung 
/Tischen  Koh-  und  Rcincinkominen  doch  beibflialleri  m  sollen,  will  sie  aber  auch 
Mif  geviäso  Fälle  boschränkcD  («Jlinkommtin"  8.  19!:^  ü.;.  Seine  Einwendung  8.  199, 
Xote  2  ludte  ich  nicht  Ittr  dniehschlagend.  Vgl.  auch,  nehifach  abweichend,  aber 
Kcnfalls,  ohne  mich  bestimmen  zu  können,  in  der  vorausgeliernlen.  der  ersten  Auflage 
(§.  379  fl.)  eotoommcnon  AusfOhrung  Acndcrungon  vorzunehmen,  8ax,  Grundlegung 
^.  16,  53  ff.  Bei  Meyer  auch  etwas  andere  Auffassang  des  Volkseinkommens,  ab 
die  hier,  in  Gemiodieit  der  ErOrtemng en  In  meiner  Oiondiegong«  festgehaltene. 

B.  Das  Volkseinkommen  als  Steuerquelle. 

Wegen  Maiiirels  dieser  L  ntorscbeidunt^en  sind  nuu  noch  giü^scic 
hrtliümer  hiusichüicli  derjenigen  .Stciier(|ueiic  cnUtauden,  welche  im 
\  nikseiakommeu  liegt.  Die  wahre  btcuerquelle  ist  hier  der  das 
Volkseinkommen  bildende  Reinertrag  der  Volkswirtbscbal't, 
welcher  sich  nach  Abzng  bloss  der  natürlichen  oder  volks- 
wirtbschaftliehen  Kosten  vom  Bohertrage  ergiebt.  Man  bat  aber, 
in  Conaeqnenz  der  soeben  berichtigten  Auf^snng  des  y^reinen^' 
Einkommens  als  einzelwirthschaftticber  Stener(]nelle)  auch  hier  ein 
„rein es*'  Volkseinkommen  construiren  und  dies  als  Stener- 
tjuelle  bezeichnen  wollen,  welches  sich  erst  nach  Ab/,  ug  des 
I.ebensbedarfs  (körperlichen  und  standesgemässen  Uutcrbalts- 
bedarts)  der  Arlteitor  und  Untcruehmer  ergebe. 

bu  entsteht  implicite  wieder  die  Lehre  vou  jener  „Ucbcr- 
schassbesteaerong^^  wonach  auch  die  volkswirtbscbaftliche 
Steoerqnelle  wesentlich  nur  in  Zins,  Konto  und  (höherem)  Unter- 
nehmergewinn der  Einzelwirthschaft  bestände:  doe  ebenfalls  nn- 
haltbare  Lehre. 

Die  Conseqnenz  dieeer  Aneidit  vSre  z,  B.,  dass  bei  einem  sehr  aUgemeinen  nod 

erheblichen  Stdgeu  der  Arbeitslöhne  und  der  ähnlichen  Einkommen  der  Ueinen 
'  it  rriebmcr  auf  Kosten  des  Kapital-  und  sonstigen  ünfcrnelunergewinns  jene  volks- 
winlischaAliche  Steuerqoello  immer  geringer  wttrde.  Und  ein  solches  Steigen  ist  doch 
üb  m  9  gl  ich  zazogeben:  es  handelt  sich  ja  hei  „Lohn**  nnd  „KapKalgewinn"  flher^ 
haupt  nur  um  ilie  Formen,  in  welchen  su  Ii  der  volkswirthschafiliche  Reinertrag  als 
Kinzelcinkouimen  unter  die  bei  der  Production  betheiligten  Personen  und  EijrtMJtlUiinm 
der  Productionsutiticl  vcrthuilt.  In  jener  hier  angegriffenen  Lehre  wird  aber  s*  Ibst 
der  ^tandeegemlssc"  Unterhaltsbeduf  des  Arbeiters  und  Qeirerbsmanns  als  Ab/.u^'s- 
|j0*5ten  angesehen  Di  hier  gezogene  Consequenz  zcitrt  practisch  die  Unhaltbarkeit 
der  ,,Ueb6rBcha&>besteuerung'\  Aach  wissenschaftlich  ist  die  ihr  za  Grunde  liegende 
AnffassoDg  aber  nach  dem  Entwickelten  tinricbtig. 

Gerade  das,  was  hier  als  Abzugsjjosten  zur  Gewinnung 
eines  fälschlicii  sogenannten  „reinen"  Volkseinkoniuiens  betrachtet 
wird,  ist  normal  der  Uauptposteu  des  Volkseinkommens  selbst: 
eine  am  so  höhere  Quote  desselben,  je  weniger  ungleichmässig  sich 
das  Volkseinkommen  nnd  Volksvermögen  (Grundbesitz,  Kapital!) 


Digitized  by  Google 


392  B.  Allgem.  Sttoflilobn.  3.  K.    H.*A.  3.  A.  StMuiitMi.  §.  13S. 


Im  Volke  ▼ertheilt  £8  wäre  theoreüseh  falsch  and  practi«ch  im- 
raOglicb,  dieseo  Haaptposteo  des  VolkseinkommeDs  gans  steuerfrei 
SU  lassen. 

Dm  zeigt  nch  v.  A.  in  der  bei  den  nodanwii  YAUcarn  allfenein  Terbnifetm 

bohen  Verbraucbbbeäteaeraoir  wichtiiccr  Lebcnt»«  muA  GaaMnittel.  Es  ist  niir  eine 
luconscqncnz  der  Vertreter  der  tJcbericlin^'^besteocrung,  wenn  si©  solche  Stenern  von 
ihrem  Standpanctc  aus  nicht  oubedio^  vorwerfen,  was  sie  meidteos  nicht  tbun.  aber 
digeotllch  than  mttsaten.  Bna  wtr  ein  ÜMptvertreter  der  hier  berfchtifton  Steser- 
tbeorio.  Er  bat  die  AuffatisuDg  von  Scb&ffle  und  Scbinoller,  welcher  letaerc 
sich  naineiiilic  Ii  an  den  Hcrmann'ticben  Einkomuienbyjrntf  anscbloss  und  desseu 
Coiiiequcnzcn  für  diu  Stcucriohre  am  Schärfsten  zog,  in  der  Bi^mcrkuntj  S.  447  der 
8.  Aafl.  nicht  widerlegt.  S.  aach  für  die  ganze  Streitfrage  noch  Held,  Eiukommen- 
st 'ii'  T  Kip.  -1,  Kobcrt  Meyer,  Principien  j^.  20  (F.,  Einkommen  §.  1.  —  Das  volle 
Verbikiiduibs  for  aUo  dici>e  Puncte  crhMt  man  en»t,  wenn  man  mit  Bodbertus  xou 
Betriff  des  Nationaleinkommons  aosgeht  nnd  In  Lohn,  Ziit,  Rente  nvt  die  dvch 
das  Hecht  bostimmlon  An tbeilc  an  diesem  Einkommen  erkennt.  Ygl.  BodbertQi« 
znr  ErIcenntoiflB  vneerer  sUatswirthscbaftiichen  Znstknde,  1842. 


2.  Abschnitt 

Wahl  der  Stetterart<»n  mit  BeHU'kixlolitIguujr  der  Wirkungen  der  Besten rrnif 
ttberbaupt  sowie  der  verschiedenen  l^teuenirtcn  auf  die  Hteaerxiüüer. 
AUyemelue  Lehre  tou  der  bteuerUberwUlzung» 

VorbemeikB&f en  snr  Orientirnng   und   literariiehe  Kneh* 

veisnngon. 

§.  I!'.*^.  zur  Doi:  tnoii  f^escbichte  und  für  die  literarische  Roliamlhing  rfc- 
Gegeai»taiid:3  buiondei'^  v.  Falok,  kritische  Rückblicke  auf  die  EutwicLluiig  d'T 
Lehre  von  der  Steuerüberwälzung  seit  A.  Smith,  Dorpat  18S2;  auch  Kaizl.  Loire 
von  der  Stcucraborwal/nnjr,  Lv\\)/.\)^  1SS2.  Roscher,  Fin.  §.  41.  K.»*'ii  (1.  Aufi. 
8. 167).  Die  Lehren  der  einzelnen  Autoren  werden  ?on  r.  Falck  ood  Kaiil.  nameat- 
Üch  TOD  dem  ersteren ,  eingehend  dargestellt  nnd  kritieirt,  m.  E.  beModem  fw 
f.  Faick  meiät  richtig.  Dafür  und  in  Betreff  elnielner  hier  nicht  niher  beq»roch<»cr 
Autoren  vcrwoisc  ich  nnf  diese  Schriften. 

Wie  unten  gezeigt  wird,  hat  man  es  hier  romemlich  mit  Frobleiuen  za  ihuQ, 
weldie  Speetalf&lio  der  allgremelnen  natlooalefconomiechen  Lehren  von  der  Vertheil* 
nntr  (lt;s  Na  t  ionaleinko  n  ruons  als  Einzc  lein  k  o ui  ui  c n  an  die  Snbjcrti;  : 
Einzelwirtiisciiaften  und  von  der  Bildung  der  Ko»teu  und  Preise  der  bach- 
gütcr  und  Dienstleistungen  betreOen.  Es  ist  dalier  zunächst  auf  die  bezügliche 
Literatur  zu  vorweisen  Uio  bcdotitcnd^tcn  hierhenrehOrlfEAU  Arbeiten  aber  Einkommen- 
vertheilni  g.  Kosten-  und  Pi\i>thi;orio  rubren  ron  Ricardo  und  Hermann  her,  deren 
bezUicliche  Lehren  ein  bleibender  üewinn  der  nationalökonomiscbeu  Wiesecu^chaft  ge- 
woidea  idod.  8  beeenders  Ricardo,  Pindplea,  Kap.  1  nnd  2;  Hermann,  naat»' 
wirths«5haftliclio  l'ntersuchun>jen,  2.  A.,  Abb  C— 9,  Wenn  auch  mit  einzelnen  Modifi- 
caiionen,  so  doch  iin  (ian2cn  Uhf^reinstimmcnd  mit  diesen  Autoren  haben  aucli  neuere 
Theoretiker  diese  Leinen  dargelegt,  b.  u.  A.  Mi  11,  GrundskLic,  B.  2.  Kap.  3  4, 
9— IS,  Buch  8,  Eap.  1—$.  Bau,  Volkavirthschartslehre.  8.  AnH  I,  S.  191  ff.  oder 
Ii.  Buch:  „Vertheilung".  —  Koscher,  System  I.  B.  2.  Kap.  2  und  B,  3  —  Schäfflc 
gesellschaftliches  System,  8.  Aufl.  I,  §  91  ff..  II.  §.  2S(i  Ü".  —  v,  Mangold t,  (irund- 
riss.  2.  Aufl.  von  Kleinw&chtcr.  §.  62—74,  §.  85— 1H8.  —  Mithoff,  AbhandL 
Veitheiluug  im  Scbönberg'schcn  Handbuch  L  —  Besonders  zu  beachten  wegen  eU' 
zciner  Atibfnliningcn  über  Üeberw&izun<::  an  hier  die  Arbeiten  Ncumanu*»,  so  dk 
Abhandlung  Uber  Preis  im  Schöuberg'scbcu  Handbuch  netzt  in  H.  Auflage)  uad  ia 
dem  Aafsab  in  der  Tttbingcr  Zeitschrift  1880  Aber  die  Geetaltong  de«  Pieieee  naier 
dem  Einllu^is  des  Ei^runnutzes.  —  Ausserdem  auch  passim  Schäffle,  Theorie  der 
aoBHOhiieimdea  AbeaUrorhiltniese,  Tubinger  Seitscbiift  1867  und  selbsiindlg. 
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(ierade  ftlr  die  Theorie  der  ücberwälzim^  ist  und  bloibt  m.  E.  die  Kicardo- 
HcifflaiiA  bclie  Lehre  ron  Productiooäkosieu  und  Preiä  der  richtige  Aosgan^cspuuct. 
Die  &o«ieieii  Lebroti  von  M enger,  t.  Bshm-Bawerk,  8»z,  Wieser*  Zocker- 
Ijijdl  u.  s.  w.,  wie  anderseits  Neu  mann 's,  sowie  neuerer  „tnatliematischer'  Preis- 
cheoretüer  6olleu  d^vegeii  nicht  uiiten>chatzt  werden,  aber  ^^ic  ni3Uiigen  doch  nicht, 
hier  für  diese  fiu«iizvi!ttM:nschaftiirbc  Lehre  einen  anderen  Aii^^'ang^punct  zu  buchen. 

Uebcr  das  ganze  Verthuilu ngsproblem  mit  Rücksicht  auf  die  Uccht^ba!lis, 
icf  der  CS  sich  rcalisirt,  und  auf  die  hocialpohtische  Seite  s  ebcnfnih  Schaffle. 
ptssim  auch  iin  äociaÜ»iQUS  und  KapitaJiäoiuä  und  im  Socialen  Körper,  daou  Kod- 
ier tu  8,  zor  CrfceiiotAfeii  unserer  stutsvirthscheftlichen  Zostiude  oiid  „Sociale  F^e^* 
1S75.  und  meine  UiuadlegüDg,  besonders  Kapitel  2  and  3  (in  der  2.  Auflage  in  der 
1.  Abtheilong^^  und  Kapitel  5  (ob.  Abtlu  tinng  "iV  Man  mnss  sich  für  die  Ueber- 
wäkoDgJilcbre  die  Kecbtsbasis  des  Verkehrs,  bei  uns  heut/uuge  also  die  „freie" 
£|gefitbnms-  und  Venra^ordnung,  beständig  ebenso  rergegenwftrtigen,  wie  die  tech- 
■iscbeo  und  ökonomischen  Bedinfjang-en  der  Production. 

Die  Anwendung  der  Lehrsätze  der  tbeoretbicbon  Nationalukonouiie  Uber  Ver- 
lauUuijg,  Einkoumieii,  Koston  und  Preis  auf  die  eiuschlajcenden  Puncte  der  Steuerlehre, 
d.  fa.  ror  Allem  auf  den  Haupttheil  der  Uebervälzun»^^Ielir^,  ist  in  der  Literatur  tboils 
wieder  in  den  allgeuioinen  nationalökunoinischen  Werken ,  thcils  in  den  besonderen 
ScbiifieD  Uber  Finanzwibseoscbaft  und  Besteaerua^;  erfolgt.  Aus  dem  ersten  ^rcigo 
•«nd  AMBemlicli  zu  iieiineDt  A,  Snith,  Wealth  of  nations,  b.  V,  cb.  2,  part  2.  — 
Uicardo,  Principles,  cb.  9 — 18  nnd  20  (das  Schärfste  und  Bedeutendste  in  Bezug 
auf  üeberwälz«n«,'svorhälinis8e),  er,  wie  Sinith,  freilich  aus  der  Verfolgung  des  Ueber- 
w^ungsproblems  bei  den  einz^dneo  Steuern  (unter  Ableitung  zu  absoluter  Sätze)  niubt 
m  dner  ZQsanuaeD&seodeD  Oeberwälzungslebre  gelangend.  ~  Mitl,  b.  V,  cb.  2---5.  — 
7 .  Kritik  Ricardos  n.  A.  die  gelegentlichen  Ausführungen  Bernhardi's,  Klitttc 
di-r  iiruiulc  iur  grosses  und  kleine"^  (iruudeigcntbum,  Petersburg  184t).  S.  'Ml  1!"  — 
».  Tliuueu,  im  iaulirtcü  Staate  {H.  A.,  1875,  I,  327,  W'irkungeu  der  Abgaben  auf  dci» 
Ackerban).  —  Prince-Smitb.  Uber  die  AbwftlzDDg,  in  der  Berliner  Yierteljahrschrift 
für  Volkbwirthscbaft  1S66  (XIII,  120— 145).  —  Ferner,  noch  für  Kicardo,  Canard. 
ui  seinen  oben  S.  5  genannten  „principes  d'cconomie  politiquo"  (Paris  ibUO),  deutsch 
fsn  Vdlk,  Augsburg  1824,  mit  einer  Ueberwälzung^slehre,  welche  schliesslich  vom 
freien  Verkebr  die  genttgcnden  Ausgleicbungen  erwartet,  daher  folgerichtig  ,altt>n 
Steuern"  irtlnsTig'.  ..neuen"  ungQustig  ist,  weil  bei  diesen  wieder  erst  der  L'eber- 
välzoogsprocess  sieb  durchsetzen  moss,  der  bei  jenen  sich  vollzogen  haben  wird 
(s.  oben  8.  SOS;  Kaizl  8.  11  IT.).  Aach  Ton  Prittsritz,  Kunst«  reich  za  werden, 
üUd  und  Tbeorie  der  Steuern  und  Zolle,  Stuttgart  nnd  Tübingen  1872  (s.  Fnlck, 
S.  12S  ff.). 

Diese  wie  viele  andere  cngliscbe,  frauzi^siscbe  und  italienische  Autoreu  und  wie 
aocb  deobfche  Finanztbeoretiker  der  ersten  Hfttfte  nnseres  Jahrfannderbi  bebandeln  in 

•liren  l'atersucbniiircn  über  Besteuerung  uhd  besonders  tlber  die  einzelnen  Stenerarten 
Hiit  Vorliebe,  niitunter  fast  ausscbliesAlich  die  ücberwalitin'.rsfni<?cn.  Sie  rertahren 
dabei  regelmassig  nach  der  abstract-deductiveu  Methode  der  britischen  Oekonomik, 
tneihoditicb  und  auch  in  den  Ei^ebnisäen  nicht  unrichtig.  Aber  hier,  wie  auf  anderen 
'"-'bietLii  der  Theorie  und  wie  in  der  Preis-  und  Einkomnjenlehre  (fieser  Schule  Uber- 
baopt,  verlehien  sie  es  darin,  dass  sie  die  Schlüsse,  welche  sie  unter  den  angenom- 
■encn,  typisch-eiufacben  VoranMotznogen  des  Falb  und  nnter  den  Hblicben  Anoabmen 
Wi  der  Anwendung  dieser  Metbode  ziehen,  für  ohne  Weiteres  giltig  unter  den  viel 
terwickeifcren  Verhältnissen  der  Wirklichkeit,  sowohl  des  wirthschaftlichcn  Lebens  als 
«1er  coDcrcten  SteuerrerbiUtnisse,  halten.  Hierbei  beachten  sie  —  namentlich  auch 
ia  Betreff  der  letzteren  Verhiltniase  —  die  gegenüber  den  einfachen  VorauifsetiiinKeft, 
Qoter  denen  sie  deduciren,  in  der  Wirklichkeit  bestehenden  Verschiedenheiten  nicht  ge» 
börir.  sehen  z  B.  den  Wechsel  der  Production,  des  Berufs  für  viel  z'i  leicht  und 
£0  Läutig  an.  und  ?eruacbl&asigen  die  Berücksichtigung  der  Hemmungawiderstände, 
velche  die  theoretisch  richtig  abgeleiteten  Bestrebungen  znr  Deberwälznng  finden. 
Nebenbei  bemerkt:  nicbt  Fehler  der  Methode,  sondern  der  Nicbtbeaclitung:  der 
tirenzcn  für  die  Gtlltigkeit  der  mit  der  Methode  gewonnenen  Sät^.  (S.  besundeis 
h  Falck'ö  Schrift.)    Vgl.  u.  ^.  151. 

Die  finanzwissenschaftlichen  Schriften  berühren  natQilich  die  Uebcrwalzung  alle, 
nr  mehr  oder  weniger  scharf  nnd  eingehend.  Herrnnmheb«}  sind:  Raa  [,  §.  267 
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bis  274,  bcbuuüer»  ilai  uatl  in  dcu  Kcüultatcu  wohl  hditig,  wciiQ  auch  nur  luil  uucL 
Biotir  Ciiatelen  bestfnmife  Sitze  anfziisteUeii  sind.  —  Pfeiffer,  Staatseionahmeii,  IL 

78— ns.  —  Gar  zu  dürftig:  ümpfenbach  I,  §.  66,  2.  A.  §.  103—110.  —  Eiue  ffulc 
Tcrmioologiu,  die  ich  grossci.tbeils  angenommen  habe,  und  trcticude  Bemerkungen  bei 
V.  Hock,  Abgaben,  §.  15  und  16.  —  J.  (i.  Ho  ff  wann,  Lckre  von  den  Steam, 
S.  57  ff.  —  Paricu.  impöt,  I,  60  U.  (^utl.  —  Leroy-BesuHctt,  Fi«.  I,  190,722 
(Mgenanntc  incidcncc,  rc{)ercusi>ion,  ditlusion). 

Einzelne  Bertihrunfrcn  <1<  r  UfbcrwUlzunf^sprobloine  vielfach  in  den  Schriften  über 
Steuern,  auch  bei  Schmoller  a.  a.  0.,  in  dem  rorzügiicbcu  Autsatz  yod  Helfe  rieh 
Uber  die  bedisclie  Kapitalrentensteuer,  Tobinger  Zeitoclirift  1846.  S.  (Ib«r  udere, 
Bier  übergangene  einzelne  Autoren  v.  Falek«  Kalzl  a.  a.  0.' 

Neuerdings  sind  umfassendere  Versuche  einer  kritischen  Revision  der  ganzon 
Lehre  unternommen  wordcü.  Zuerst  von  A.  Held  im  Aufsatz  „zur  Lehre  von  der 
Oebenrlkeng  der  Stenern",  Tabinger  Zeitschrift  1S6S  (XXIV),  S.  421—495.  Heid 
beginnt  nur  mit  einer  m.  £.  nicht  zutrctrenden  Polemik  gegen  die  Lehre  von  den 
Productionsköstfn  nls  il«  r  Grundlage  der  l*r<'is-  und  ü'  borw.ilzung;s(h»»oric  (wie  ähnlich 
sonst,  z.  B.  in  seinem  üruudriss  2.  A.).  Eine  gute  Widerlegung  dieser  Aiisftlhruugun 
Heidts  giebt  ?.  Falck  in  der  genannten  Schrift  8.  8— 2i.  Ich  stimme  dendbcn 
ganz  })ei,  hätte  sie  aber  kaum  für  nothweudig  gelialten.  Held  l>ctrachtet  dann  auch 
nur  dir  eine  S»  ifi'  der  lYage:  die  ücberwJÜzMnj^  in  der  Richtung  auf  Hcrstcllnns 
grösserer  (ileichmö&äigkeit  der  Besteuerung.  Sie  kann  auch  in  umgekehrter  Weise 
wiriten  (§.  14S).  Darin,  dass  Stein  doch  im  Grande  nichts  Neves  lehre,  ferner,  dass 
die  Lohnbesteuerung  meist  nicht  überwälzbar  sei,  stimme  irh  mit  ihm  tiberein.  Vi:l 
darüber  auch  Heid,  Einkommensteuer,  S.  145.)  Das  Resultat  Ileld's  in  dem  Aufsatz 
ist  wesentlich  negativ,  wie  er  selbst  sagt,  S.  -195  (auch  155);  wenn  das  Geätänduiss. 
man  könne  eine  bestimmte  Antwort  nicht  geben,  einer  bestimmten,  aber  falschen  Ant- 
wort nicht  vurzu7.ieh«;n  wär':.  Die  -  lu^simiHtiun  geht  docli  etwas  ZU  weit:  für  frcwissc. 
deu  Verhältnissen  der  Praxis  angepasste  hypothetische  Fälle  lassen  sich  immerhin 
gewisse  allgemefae  Rq;ehk  anfiitdiai,  fllr  deroa  ICedificatloneo  mvi  wiedenun  die 
wichtigeren  VoraiiSBelxangen  fonnnliren  kann. 

Mit  besserem  Erfolge  als  in  dieser  Arbeit  Held 's,  die  ich  immer  zu  dessen 
<(hwa.  |ieren  literarisclien  Loistunscn  r<  '')in«'t^v  i-.t  die  kritische  Kcvi'^ion  der  üeber- 
Maizunt;hlehrü  iu  deu  genauntcn  beiden  ucucrcu,  ia^t  gleichzeitig  erschioueueu  Schriften 
von  r.  Falck  und  Kaizl  wiederholt  worden.  Beide  operiren  anf  Omnd  einer  nm- 
fassondcn  dogmengeschichtlichcn  Untersuchung  und  nehmen  dann  eigene  Stellung  r:. 
der  Lehre,  r.  Falck  geht  in  dem  literarischen  Theil  noch  gründlicher  auf  die  iIaQ|Jt* 
theoretiker,  besonders  Smith,  Ricardo,  Hill,  r.  Thunen  ein,  aber  beide  Autoren  er- 
gänzen sich  auch  in  diesem  Theil  ihrei  Arbeit  gegenseitig,   f.  Falck  ist  in  der 
Kritik  und  in  der  Aufstellung  und  Begründung  der  eisrencn  Ansicht  m.  E.  der 
scliärfere,  zugleich  derjenige,  dem  hier  die  empfehlenswerthe  „deductire  Dcnkschale** 
zu  6o(e  kommt»  wahrend  Kaizl  zwar  nnrermeidlieh  die  dednctlre  Methode  hier  aocb 
handhabt,  aber  weniger  gewandt,  nicht  so  folgerichtig  in  den  Schlüssen,  den  altereu 
Tbcorieen  mehr,  als  mir  richtig  erscheint,  negirend  gegenübersteht,  weil  er  in  '  i 
Weise  der  historischeu  Richtung  den  Voraussetzungen  der  Deducliou  nicht  mm>  i 
conseqaent  folgt  und  so  den  Werth  ron  ScUttssen,  welche  dnrch  diese  yoraoasetzongeii 
bedingt,  aber  innrrhal'i  1  r  elben  richtig  sind,  untersehalzi.    v.  Falck  sehliosst  i 
meiner  Behandlung  und  Erlediüun^  des  l'ebcrwÄlzungsproblems  ?oH  und  ganz  an. 
wobei  er  meine  eigene  Leisitung  mehr,  als  ich  in  Anspruch  nehmen  kann,  aiiorkeaot 
(8.  182  ff.  19b).    Seine  eigenen  Ausi^lhrangen  haben  mich  a]>er  in  der  Deberzeoguif 
von  der  Richtigkeit  meiner  Behaadlungsweise  des  Problems  bestärkt  und  mit  bewogen, 
sachlich  an  der  Darstellung  der  ersten  Autlage  (§.  3^2  Ii.)  im  tianzen  festzuhalt««. 
Die  ron  anderer  Seite  getMolten  socialpolitischen  Folgerungen,  welche  r.  Falck  aib 
den  Reäultaten  der  Ueberwalzungslehre  gc/ogen  hat,  nemlkb,  dass  auch  derentwego'iT 
um  die  Erschütterungen  in  Folge  dos  Ueberwälzungsprocesses  mögliehst  zu  vermeide», 
die  wirthschaftiiche  Machtsph&re  des  Staats  erweitert  werden,  wieder  mehr  Pr^ 
dnctiensmittel  in  seine  Hlnde  Obergehen  mOssten  (S.  205  ff.),  —  diese  Folgenugeo 
billige  ich,  sie J entsprechen  den  Anschauungen,  welche  in  diesem  Werke  vertreten 
werden,  durchaus.  Eine  polemische  Uegonbemerkung  Hoschcr's  (Fin.     4  '.,  Note  4 \ 
daüs  hier  ein  Uebcl  durch  ein  anderes,  wahrscheinlich  noch  grösseres  bci^ampfi  vtlrde 
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i.-l'rcihci(it;nt/.i<.-!iuMa'').  schtäg^t  ni<  Iit  durch.  Zum  Sdüass  bespriclit  V.  Falck  iu  ciuein 
>iAchtrag  die  Kaizl  schc  Schrift  ganz  gut. 

K&iz]  glaubt  den  Beveis  liefern  zn  können,  da!>:>  eine  gleichuäsäige  Kinkommon- 
btätcuerung  nicht  Uberwälzbar  sei,  die  ÜDglcicbinä^>äigkeit  der  Steuern  nicht  nur,  wio 
uach  dor  allgcmeiDCD  Annahme  «lic  La upf sächlichste,  sondern  die  einzig:'  l'rs:trhe 
dcx  Ueberwikoag  sei  (S.  lUO,  112;  und  verlaogt  daoa  den  Sieg  des  „l^riJicips  der 
EinlummeDbeBteiierung''  wit  in  der  Tbeorie,  so  aocli  in  der  Praxis,  nin  so  den 
>Lhwierigkcitcn  „nicht  gewollter  Ueberwälzaiig",  einem  „sclbstgeschafiencn  und  selbst- 
-Thaltcnen  Widersacher"  aus  dem  Wege  zu  gehen  (S.  Icli  kann  den  Beweis  für 

die  UnulK:rwäizbarkeit  gleichmässigcr  Einkomuicusteuern  nicht  lur  gebracht  erachten, 
nddite  aber  anwerdem  gegen  die  Beveiafoliningen  und  Folgerungen  Kaizl's  den  Ein- 
rand  crhcbon.  dass  er  den  an  den  abstract  deducti?  verfahrenden  älteren  Oekono- 
ttikten  getadelten  Fehler  selbst  begeht,  er  construirt  sich  Voraussetzungen,  die  eben 
der  Wirklichkeit  ni-  ht  ciasprcchca  und  nicht  entsprechen  können.  Eine  „gleich- 
mässigc**,  demnach  der  Annahme  nach  unttberwälzbare  Einkommenbesteuerung  it»t 
kcine  ^uII^^^ig<■  Aniialime  fiir  die  hier  vorlif'irendcn  l'rai^eii  der  (Jeljerwälzimg.  In  der 
Vom  der  „einzigen  Einkommansteuer"  w&re  diese  Besteuerung  ungeeignet,  dou  Bcdarl' 
za  deckea.  und  in  der  daiui  erfofderlidieii  UObe  rollrads  onansralirbar.  Wflrde  sie, 
was  auch  Kaizl  aoanneliniea  scheint,  mittelst  eines  Systems  von  verschiedeaen  Stenern 
zu  T<»rwirklichen  g**s»chf.  so  wurde  es  innerhalb  dieses  Systems  wieder  nll'^  möglichen 
Icbcrwälzungsverhäituissc  geben,  deren  Ergebniss  nur  sehr  unsicher  eine  „gleich- 
aäarige**  Bwtenem&g  wir«.  Das  „Prioeip  der  iäDkomme&beateDeruug'*  beliiSt  eben 
ul>erhaupt  eine  ganz  andere  Frage  als  diejenige  der  UeberwAlzong,  neoUcli  die  Fiago 
aack  der  Bei^timmung  der  richtijren  Steuerqnelle  — 

V.  falck  wie  Kaizl  verurtheilen  und  widerlegen  übrigens  beide  die  AuitüabUhg 
DeberwilzongsproUems  von  Stein  und  dessen  eonfnse  YMmengong  dieses  Pkh 
blems  mit  d.T  Fraso  von  der  ,,Production  der  Steuern"  fs.  u  ). 

Von  den  linanziheoretischen  Arbeiten  der  jüngsten  Zeit  hat  namentlich  die 
..Steuerpolitik"  Schäffle's  die  Ueberwälzungsfragc  mehrfach  In  cigenthUmlicher 
Weise  bekandelt  (S.  164  ff.,  173  ff.).  Er  sieht  die  betrefl'cudLii  ^'ü^g;ln•^c  als  einen 
Theil  des  „Daseinskampfes  auf  dem  fiebiete  des  gesellschaftlichen  Lebens"  (8.  1G5) 
an  und  tlbertr&gt  aoi'  ihre  Betracbtung  die  Theorie,  welcher  er  in  soiaem  „Bau  und 
:  Leben  des  socialen  Körpers**  (U,  226  ff.)  fOr  diesen  Kampf,  für  die  sociale  Entwick- 
lung aberbaopt  entwickelt  hat.  Die  Uoberwälznogsrorginge  werden  so  mit  dem  „Bo- 
lastUDgs-  und  Befrei ar>?rf kämpfe  zwischen  dem  Staate  und  den  Sfcucrkrrift.  ?)  '  in  Ver- 
bindung gebracht  und  als  „Bela&tungs-  und  Eatlastungskumpfe  der  Steueikruitu  unter 
einander*^  characterisirl.  Nicht  dunhaos  non  dem  Gedanken  nach,  wdeber  in  dor 
Anerkennung  eiiicr  ..reallastnrtig:en"  Wirkun^^  (oder  Wiikuiiirslcndenz)  gewisser 
Steuern,  der  Ertraps-.  besonders  der  Kealsteuem,  vor  allen  der  (jrundsteuer  in  der 
Theorie  der  Üeberwülzuug  schon  öfters  hervorgetreten  und  in  dicker  Form  bei  Fragen 
der  Stcaeneform  eine  Rolle  gespielt  hatte,  aber  in  zum  Tbeil  neuer  Fassung  und 
liegrtiDdung  entwickelt  Schall le  dann  eine  I>esondero  Theorie  der  mortisation 
der  Steuorlasteu'*  (und  umgekehrt  des  Kapitalwcrtbaufacblags  der  SteaerbegUnstigungeu) 
'S.  175).  Er  ontenchMdet  nemlich  hei  der  Ueberwllzong  die  Absdiiebnng  der  ein- 
lüaligen  und  den  Abzog  des  Kapital wcrtlis  der  wiederkehrenden  Stenerlast,  und  nennt 
letzteren  Vorgang  ..Steueramortisation".  Die  Frage  bleibt  nur  auch  hier  wieder,  wie 
weit  eine  derartige,  allerdings  forhandeue  Tendenz  sich  thatsüchlich  vcrwirkiicht. 

Eine  eingehende  Behandlnng  der  UeherwAlzangBlehre,  ohne  wesentliche  neao 
Krgebnisse,  hat  auch  Kobert  Mey  er  in  seinen  „Principien  der  gerechten  Besteuerung" 
•^e^^hen  CS.  22S — 272,  die  Kesult.ite  S.  '201  ff.  zusammeni^efasst).  In  verliidtnisstnässig 
umfiuiglichor  Weise  erörtert  lioachcr  das  l'rüblcui  ^Fin.  3b — 13).  Auch  ci  ge- 
langt mit  Becht  nicht  zu  völligem  Skepticismus,  untersucht  in  der  Art  der  britiBchon 
nekouomisten  znerst  die  Sache  in  di  r  einfaclistcn.  abstractestcn  (Jestalt  dedurtiv,  unter 
Annahme  der  Voraossctzungcu  der  Theorie  der  freien  Coucurreuic  iur  die  Dedaotiou, 
Qftd  wnrdift  dann  die  Abweichungen  im  Ergobniss,  welche  die  Folgen  des  Vorhanden- 
5e)Il^.  anderer  practist  her  Voraussetzungen,  sis  dor  angenommenen,  sind  (§.42).  Einer 
der  Abschnitt«'  fh-<  l'oscher'schcn  Werks,  wo  sich  das  riclitifre  Festhalten  des  histor- 
L^kchen  >iaiiojtalökoiiümcn  an  der  vorsichtig  angewendeten  Methode  der  Doductioii 
etfrenlich  zeigt  und  bew&hitv  verglichen  mit  den  UnUarheiten  der  nettesten  „Histerikef 
Zn  sehr  ohne  wenigstens  etwas  positive,  sehr  woU  mögliche  Ergebnisse  bleibt  dio 
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Uberhaupt  zo  wenig  eiodiiogeiide  knno  EiOrternof  der  OabeivftUaof  In  Cohn  s  Fü. 

(§.  245—250). 

Eine  bewodere  Stdlnnir  nfnait  vieder  Stein  In  diesen  Lebren  ein  (4.  A.  l 

493  ff).  Nach  ihm  ist  ,.dic  Leliro  von  der  sojreiiariMfen  IVherwalziitip:  der  Sfetierr. 
eine  der  wunderlichsten  RpirriHbTerwirrnit^cn,  die  es  wühl  je  in  der  WiäM<:nschatt  ge- 
hoben hat"  |S.  497).  Man  LOnute  geneigt  sein,  mit  dioHcm  nemlichco  Satzo  Stcia*tf 
<  ii.'oiio  Lehre  za  cberectcrisircn.  Stein  rechnet  die  Stcneru  zu  den  Emebonfcakctoten 
jfJcr  Produrfion:  j'der  Ein/eine  zahle  daher  im  Kai]fol)ject  die  Steu.'rn.  welche  das- 
selbe dem  audereii  koNtete.  So  trete  «0  die  Stolle  der  unklarcu  Ueberwäl/aog  der 
Svenen  der  llare  I<<  iirilT  der  Prednction  denelben  (vgl.  nnten  {|.  149).  Stein  ttba^ 
sieht  hier  nur  ganz  das  eiirent liehe  Problem  bei  der  Ucborwfiizung.  Der  üirük 
S;if/.  di-s  (li«i  Gesamint^Mmme  aller  Sniicin  aüjäl.riich  als  Mclirwcrth  vom  Volte 
wirklicii  producirt  wcrdeu  niuss  und  der  an  bich  richtige  und  bedeotsame,  aber 
frer  nicht  bierherfrehOrigo  Sets,  da»  der  Weith  der  Yenrendnug  der  Steaer  (der  Ver> 
•  ilttnig)  wieder  itleich  ^eiu  mass  dem  B^tiape  der  Steuer,  diese  beiden  Sätze  haben 
Uiit  der  Ut'berwrdznnir-fratri^  ear  nirlit-^  /u  tliiin.  Die  ^-^aiue  Theorie  Steio's  dr>;ht 
sich  hier  im  Klci^c  herum  und  nimmt  Möjflichkeiten .  dass  eine  Steuer  *'om  Einen 
anf  den  Anderen  uberw&lzt  vird.  eofort  für  WirklichkeitoD  (S.  493,  494,  49S). 
womit  das»  eigentliche  Problem  umnaneoi»  wird.  Dies  besteht  dann,  die  Redin^nns^en 
i^tznstelleo,  onter  denen  tiberhaupt  und  in  dem  aod  dem  Maasse  eine  Ueberwälzuiif 
FOn  Stenein  zwischen  verBchiedenon  Steaer-,  WtnhBcbafts-  ond  ReebtMvbjecieB  ein* 
traten  kann.  Dabei  hült  sich  Stein  nicht  auf.  Auch  die  Kritik  (S.  497— 4H$)  ist 
nnprcw^hmich  oberflächlirli.  Er  wirft  /..  R.  dem  auch  hier  ^elir  klaren  Hock  Cor- 
luüioQ  vor  und  fraitt,  wa^i  man  sich  bei  »einen  Üegriüeo  von  F  o  r  t  walzong,  Abwälzung 
Q.  9.  V.  eigenttlcb  denken  kOnne.  Doch  gewiss  mehr  ab  bei  dem  ««Krossen  (sie 
Resoltalc'%  dass  ..jede  Steuer  von  Jed.  tn  auf  Ji  den  überwfll/.t  werde"  (S.  494 |I  In 
der  5.  A.  (II,  2,  550 — 561)  in  keiner  BezieliuiiL'  ein  l'ort-ohritt  luv  Klarheit  hei  Stein, 
nur  noch  apodictischeres  Absprechen,  emphatiacheii  Erheben  seiiies»  „höheren  Stand- 
^pnaots^.  Ten  dem  aus  die  sogenannte  Öeberwälzungsfraire  eine  tultlare  und  uQta<- 
*geordne!e  sei  tin  1  Alles  auf  die  staat>wirth5;chaftliche  Hauptfrage  von  der  ..Steuer- 
productiou"  hinauvilauie,  Meine  eigene  eingehende  Daraleilaiig  der  Lehre  in  der 
ersten  Auflage  dieses  Bands,  woran  die  neueren  theoretischen  Arbeiten  vieUkcb  an- 
knüpften,  kennt  Stein«  wie  diei^cn  ganzen  Band  nicht.  Was  er  zur  lÜertrischeu 
Entwu  kliinir  der  L.  hre  sart  (S.  559— 5r.l\  i*;t  aiicli  j-'tzt  noch  oberflächlich  ond  viel- 
fach ganz  tal»ch,  z.  B.  dass  bei  Schätfle  „die  gau^c  Ueborwäl^uog&fragc,  zuüamm! 
dem  Worte  vonichwinde**  (!).  Mein  Ortheil  steht  nicht  allein:  Aebnliebes  sagen  Cbsr 
Stein  V.  Falck  S.  Hoff.  („Stein's  ganze  Lehre  und  Auffa^siinir  von  der  üeber- 
wäUiiii;.^  iiielits  anderes  als  ein  ^roi^ser  Irnhnm").  Kaizl,  8.52  11,  beide  auch  Steia's 
Obertliichlichkcit  in  Bctrdl  der  Bcunheilung  der  Lueralur  rügend.  Ganz  vereinzelt 
in  der  Beistimmung  zn  Stein  Schmoller,  freilich  vor  langer  Zeit,  Tubinger  Z  u 
Fl  hrift  IStir».  und  in  Betreff  der  T.ehre  Stein's  in  dessen  erster  Auflage,  die  8chni('iler 
(S.  42)  ..ausgezeichnet"  nennt;  tlbrigeos  mit  MissventändnisseD ,  wie  v.  Faid 
(8.  154)  zeigt 

§.  199.  So  leicht,  wie  Stein  es  thut,  darf  die  Ueberwälzuogsfrage  nidit  ge- 
nommen werden.  Darin  liegt  anch  ein  gerährlich**s  PrJircdenz  der  Theorie  gegenüber 
der  Praxis  und  dem  OpUmismns  der  besitzenden  Classen.  In  den  neueren  deotacbeii 
Stouerrefonnpllnen  spidt  die  Ansdehnnng  der  indirecten  Verbnnehsateoem  anf  Hasssn- 

cousnmptibilien  uiuo  wichtige  und  auch  meines  Erachtens  berechtigte,  weil  noth- 
wcndiae  Holle  tind  die  seit  1S79  einecsclila^cnc  Steuerpolitik  des  Pcntschcn  T?eicbj 
bewc^M  sich  uuch  mit  ivecht,  gleich  derjuitigen  aller  Culiurstaatcu  in  dicker  Kichtu^g^ 
Die  Ueberwilzangsfrago  ist  aber  dabei  von  grOssler  practi«chcr  Bedeutung.  Leider 
ist  sie  in  weiten  und  niaa?*-L;ebenden  Kreisen  ausserordentlich  o|itimi>ti»eh  anffrefx?ät 
worden«  iu  einer  Wci^e,  wie  icdeutalls  die  objective  Wissenschaft  es  nicht  biliigexi. 
sondern  mit  ihren  wohl  begrUnoeten  Sitzen  leicht  widerl^n  kann.  Der  grOsste  Tbefl 
der  sachlichen  Ausführungen  Lnssalle'b  in  seiner  Verthcidignngsrcde  ..die  in- 
directc  Steuer  «nd  die  Lage  der  arheitenden  Clas^en"  (Zürich  1S63)  ist,  soweit 
sich  um  die  Wirkungen  der  Yerbrau chssteuern  handelt  —  er  dehnt  den  Begnu 
,«ihdirecte"  Stenern  unhaltbar  auf  dnige  direcie  mit  ans  —  nur  zu  begründet,  ds  dasi 
man  ihnen  mit  solchen  ..Beweiafuhi'ungen'*,  wie  denen  SteiuS.  oder  mit  den  lln-5en 
.^Annahmen"  der  alle  Theorie  verachtenden  „PracUker '  oder  mit  einem  vdUigüa 
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St:pu>  i^mus ,  wohin  aach  einzelne  Tlx-orotikcr,  «lic  Bedcoken  gei(en  di«  dfldttctifa 
Metbode  tibortreibend.  ncijrcn.  besonders  solche  der  „historischen'*  Richtnnpr,  etwas 
aübabeo  köuQte.  Gefen  die  Festhaltun^,  neue  Eiofuhruog  und  Vcriuehruitg  von  Ver- 
bfudbaitaQeni  kODRei»  die  Bocialpolfttsebeii  Bedeukea  bezAgHch  der  UeberbQrdang 

der  unteren  na>^<:n  dnrch  ücberwil/unj^  dennoch  nicht  den  Ausscbia«;  sreben ,  \rcil 
der  Finanzbedarf  nothwondij^  der  and  der  ist  und  seine  Dcckniij?.  nach 
auserem  ersten  linaii^pohnschcn  Steucrprincip,  erfolgen  musü  und  weil  da:»  viel- 
fach nur  durch  starke  Hitbenatsanir  solcher  Stenern  geht.  Aber  gerade, 

weil  diese  Stenern  eventuell  auf  den  Preis  nnd  so  auf  die  Corisumonten  (Arbeiter) 
aud  ..kleinen  Lento"  überwäJit  werden,  folgen  ans  der  ..Politik  der  Verbrauchssteuern'' 
»eitere  stenerpoiitische  Fordcrunjren,  besonders  in  Be^ng  auf  genil»ronde  Ergänznuire- 
wnd  Ansglcichungssteaero  der  Besitzenden  nnd  Wohlhabenderen,  Forderungen,  welche 
mit  jenem  Optiinismn'i  in  der  Uehprw5lzunjr>frn£!^e  in  Widerspruch  stdiea  und  lU  desou 
der  blosse  Ükeiniker  so  wenig  als      irjccud  einem  Zioipnncfe  L'elani^t. 

Freilich  wären  bei  dieser  Fraglichkeit  des  ZutrcÜens  der  dcductiv  gewonnenen 
SchlnaSB&txe  in  den  rerwickelteren  Verbältiiisaen  der  Wirklichkeit  wirklich  indtictire 

Uoteraiichoogen  um  so  nothwcndiger  und  erwaiiscbter.  Dies  konnten  hier  nur  sta- 
tistische sein.  Die  „historischen  Descriptionen"  lei-ten  hier  für  dt  '  Erli!;5rnn|E'  des 
uisächlicheD  und  condttioneileii  Zusammenhangs  der  Dinge  vollends  nichts  und  sind 
ddier  mit  dem  Werth  einer  logisch  strengen  deductiren  Behandlang  des  Problems 
niclif  einmal  in  Verirleicli  zu  l)rini;en.  Exactc  8ta^i^t  i  scii  e  rntersnclinnü^-en 
■  jf  diesem  Gebiete  fehlen  bisher  leider  tast  ganz.  Sic  sind  aber  auch  sehr  schwierig 
üjel  bei  der  Fülle  der  einwirkenden  und  sich  kreuzenden  Einflüsse,  dio  cllminirt  und 
bulirt  werden  müssen,  kaum  in  dem  Grade  der  Vollkomtnenkeit  möglieli.  der  in 
i  thodischer  Ilinsiclit  für  einen  wirkliilicn  Erfahrun;^>beweib  j.'efordcrt 
werdeu  mus&ie.  Die  Auigabe  ist  auch  hier  dieselbe  wie  in  Ikzu^  auf  die  statistische 
VerfohniDg  des  Zusammenhangs  zwischen  Preis  nnd  Kosten.  Doch  ist  jetzt,  wo 
Boan  Seitens  der  Statistiker  diesen  Problemen  mehr  Aufmerksamkeit  zu  widmen  beginnt, 
rielieicht  einiger  Erfolg  zu  hoffen,  so  besonders  was  die  Aufdeckung  dfs  wirklich 
im  coDcreten  Fall  eingetretenen  Eiudusses  von  Vurändorougcu  im  Steuersutzo 
roB  Yerbniichateaera  anf  die  Waarenprci^e  anlangt. 

Zn  nennen  ist  schon  jel2t  die  sorgfMtIge  nnd  methodisch  feine  Arbeit  des  auf 

diesem  Gebiete  so  verdienten  Et.  Laspeyrcs  über  den  Einfliiss,  wclclicn  die  Auf- 
bcbnn?  df^r  preussischen  Mahl-  und  Schlachtsteuer  in  schlesischeu  Städten  gehabt  (in 
der  Oeaterreichischen  Stat^^tische^  Monatsschrift  1877),  wo  ein  günstiger  Einfloss 
dieser  fiel  besprochenen  MatU^re^^l  auf  die  Preisbewegung  ermittelt  wurde.  Noch 
wichtig-cr  ist  die  vörzu<:!iche  Arbeit  von  (J  Schanz  über  die  Wirkunf^cn  der  Er- 
höhung des  baierischen  Maixaufuchiagii  auf  die  Bterprüii>o  (SchmoUcr.  Jahrbuch  lbb2, 
S.  56S  it,  „zur  Flage  der  üeberwüzong  indirector  Verbrancbsstiittem  anf  Grund  des 
baierischen  MaJ/anfschlags").  Eine  methodisch  corrccte  Arbeit,  die  freilich  doch 
'licht  ztir  IsoHrnnjf  aller  mitwirkenden  Kiiitlti^se  kommen  konnte  und  ^rlion  deshalb  den, 
wie  auch  Koscher  (S.  161)  meint,  etwas  zu  skeptischen  Schluss  (S.  Mi)  nicht  ganz 
lecbtfertigen  möchte  (s.  nnten  §.  152),  wenn  demselben  allgemeine  Tragweite  ge* 
geben  wird. 

Eine  erhebliche  Rolle  haben  seit  der  Z»dltarifvcranderung  von  1&7«).  der  Kr- 
Löbtxng  der  Schutz-  und  einiger  Colonialwaarenzölle.  der  Einführung  des  Petroleum- 
lolls  oad  der  Getreide-  nnd  sonstigen  agrarischen  8chntzK0lle  die  Oeberwftlzongbfragen 
in  Betreff  des  Einfobrzolls  in  Deutschland  auch  in  der  politischen  Debatte  und 
.\«itafion  gespielt  An  cinseitiireii  öebertreibnnjren  hat  es  bei  beiden  petrneriüchen. 
der  freihäadleri^chen  und  scbutzzöilnerischea  Partei  und  ihren  Slimmfuhrern  nicht 
gefehlt;  der  freibftndleruFoben  Behauptung  einer  aobedinfften  nnd  steeten ,  anch,  heut- 
zutage Tium&I.  ziemlich  raschen  Erhöhung  der  Inlandspreise  zollpflichtig:  r  .Artikel  tmi 
den  Zoll,  ja  mindestens  um  den  Zoll,  also  der  vollen  und  g;anzen  entsprechenden 
..IWlasiuutr  des  Consumeuteu"  ist  die  ebenso  einseitig  zuge^pit/te  ..officielle",  nament- 
lich vom  Fürsten  Bismarck  remetene  Ansiebt  entgegengestellt  werden,  in  vielen  Fällen, 
In-souder»  bei  Schutzzftllcn .  znmal  agrarischen,  traue  ..das  Ausland"'  «len  fremden 
(dcati»chen)  Einfuhrzoll.  Beide  Behauptungen  blosse  Goneraiisationen  einzeln 
möglicher  Torgänge,  beide  gleich  doc^iinirliöglichkeiteB  an  apodlctischen 
Gowissheiten  eihelrnnd.   In  der  so  aosnehmend  sohwierigen  Fnge  der  Wiflning 
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von  ScbuUzölIcti  anf  die  Preise,  vollends  von  ac::rarisclii  n  auf  ili--  (i 'troido-  und  Yich- 
))reisü  und  gar  erst  auf  die  Brot-  and  FleiscUpreisc  eines  gaazea  Landes  war  mit  solcbeii 
blossen  Behauptungen  natürlich  nichts  zu  beweisen  und  an  Wenigsten  der  Ge^er  m  flbe> 
zeugen.  Versuche  einer  exact-statistischeii  üatersuchang  sind  erfolgt,  aber  haben  Im  der 
C/Ouipli  itth  "ir  (liT  Saclh  am  })  Ivcin  vfjllig  sicheres  Resultat  geh;ilit.  Besonders  bc- 
achteuäwenh,  auch  wegen  der  schönen  Objectivitit  des  freihändlenscheu  Autor», 
Cotirftd*8  Avfmtz  ttber  den  deatschen  Oetreidexkll  und  den  Oetraidepreb  In  seinen 
Jahrbüchern  ;I7  (N.  V.  3)  S.  2t>9  IT.,  wo  sclion  wegen  der  Schwierigkeit  der  Untersurhun? 
die  einfache  lünstellung  be  stimmter  WirVimt-^^weiscn  eines  Zolls  abgewiesen  und  die 
Wirkung  eines  massigen  Zolls,  wie  des  auiauglichen  deutschen,  auf  den  allgcmeioeo 
Preis  iMZireifeh  wird.  h$m  die  Hohe  des  Zolls  etn  besonders  wlchtifer  Umstand  fitr 
lic  Frage  einer  Einwirkung  auf  den  Preis  tlbcrhanpt  sei,  ist  früher  nicht  immer  ge- 
nügend beachtet  worden.  „Kleine''  und  „grosse"  Zölle  sind  hier  verscbiedon  zu  bc- 
urüieilen.  Da  es  bei  Zoll-  und  Ycrbrauchssteuorartikeln  aber  schliesslich  dem  Con- 
sonentcn  meistens  anf  den  Klein-(,tDctair'-)preis  ankommt  und  auf  diesen  Preis  wieder 
so  mancherlei  Factorcti  einwirken,  ist  die  Entscheidung  der  Ueberwälzungsfrage  in 
Bezug  auf  den  Consumenteo  natürlich  noch  viel  schwieriger,  selbst  bei  ZoU- 
MtUieln,  wie  reinen  FinanztQllen  unterliegenden.  ansscliUeMlich  ans  dem  Anstände 
anm  Consum  bezogenen  Colonialwaaren ,  bei  denen  sonst  die  Ucbcrwälzungsfragc 
thcoreti3(  h  und  practiseh  noch  vcrhältnissmässig  einfach  liegt.  Vgl  hier  die  vom 
Verein  für  Socialpolitik  veranlassten  Untersuchungen  über  den  Einfluss  der  distributivem 
Gewerbe  auf  die  Preise  (ron  rnn  der  Borrht  n.  a.  n.  Schriften  diesen  Yeraitts 
Nr.  3C.  :;T.  Debatten  18SS  in  Nr.  3S).    S.  auch  unten  §.  152  und  153. 

limiu'rliiii  i^t  au!<  der  polUi»;rhen  I>t"battc  Uber  den  Eiiifluss  di^r  Zrdle  und  Ver- 
brauchssteueru  aul  die  Prciso  auch  ciii  Erjjcbniss  für  die  W isseuschaf  t  zu  gewinueü 
gewesen:  dass  nemlii  b  die  frühere  Doctriu  doch  auch  hier  ztt  nnsschliesalicb  einen 
Kinfluss  von  Zell  un<l  Steuer  auf  den  Pri_is  dc^  Artiktls  ana;enommcn  hat.  Die 
möglichen  und  öfters  die  thatsächlicheu  Wirkungen  sind  auch  hier  maochfaitigcrc. 
aach  nicht  nur  in  läner  Bfehtung  sich  vollziehende.  Onraof  Hüft  aneh  dasKrgebnias 
der  genannten  Schanzscbcn  Arbeit  hinaus  (s.  §.  152).  Namentlich  können  und 
werden  mitunter  die  Käufer  nicht  oder  nicht  voll  um  Zoll  und  Steuer  belastet,  sondern 
andere  Persouenkrcise ,  Verkäufer,  Händler,  Producenteu.  Trausportanstalton ,  und  iü 
der  That  ,,das  Ausland**  erentnell  mit  gelroSbn.  F&Oe,  wdehe  nbiigens  einer 
deductiv  gewoniiciiiii  Ucbcrwälzungstheorie  nicht  widersprechen,  sondern  in  eine 
solche  sirb  recht  wobl  cinfuijon ,  atich  aus  ^orgf^lticrer  Dodix-hou  selbst  abgeleifvt 
werden  kuuncn.  In  BeUeü  der  btcucrpüliti&cheu  Beurthoilung  der  indirecten  Vcr- 
bnuchsstcueru  ist  von  dieser  Erkenntniss  Act  zu  nehmen.  Ich  habe  bereit  in  der 
ersten  Auflage  dieses  Bands  (^§.  392  IF.,  §.  51 1)  dcrglcicbcii  nidit  ub<  t=ehen  gehabt, 
aber  gobtehe,  dass  ich  den  Anregungen  der  politischen  Debatte  in  diesem  Punctc  den 
Anstcss  mm  weiteren  Machdenken  und  Durchforschen  verdanke  und  den  „ander- 
weiten  Möglichkeiten**,  statt  der  blossen  und  vollen  Belastung  des  Consumentcu 
durch  die  Preissteigerung,  nunmehr  noch  etwas  mehr  <Tcwi(  ht  beilegte. 

Anderseits  halte  ich  jedoch  daran  fest,  dass  hier  doch  auch  nur  „audcrweito 
Möglichkeiten**,  nicht  sichere  Wirkungen,  voriiegen  und  dass  schon  deshalb  die 
principiellen .  die  i'nictiscben  und  die  socialpolitischen  Bedenken  gegen  indirecte 
Steuern  bestoben  bleiben,  wenn  sie  auch  im  concreten  Fall  widerlegt  werden  können. 
Vollends  aber  ist  zu  beätrcitea ,  dass,  selbst  wenn  die  Couäumuutun  von  solchen 
Steuern  nicht  belastet  würden,  deshalb  Itberhanpt  die  Bedenken  gegen  diese  Steuern 
entfielen.  Denn  gerade  dann  um  so  mehr  treten  Bedenken  wes:en  jre- 
stOrtor  ültiichmässigkeit  der  Besteuerung  und  Ueberlastung  der 
sonstigen,  nunmohr  von  der  Steuer  getroffenen  Personenkroise  ai^f» 
die  oft  schwer  genug  wiegen  können.  W  are  sogar  der  Zoll  „gana  rom  Ausland  ge- 
tragen" und  würde  nunn  das  ebne  Woitcros  binin  Innen,  so  blieben  selbst  in  diesem 
Kalle  noch  Bedenken  bestehen.  Denn  einmal  wäre  dann  muthmaasslich  auch  der  aus* 
wirtige  EinltahnoU  dfters  zu  unseren  Lasten  nnd  ferner  wnarde  dorch  eine  solobe„Bestea«r- 
ung  des  Auslands"  (z.  B.  des  nissischen  Getreideprodocenten  mit  unserem  Roggenzell, 
ant^enommeiii  v  M  ia.s^5(  ii)  die  Kaufkraft  des  Auslands  gegenüber  unseren 
Waaren  voiimiiueM,  waa  wiederum  nachtheÜigc  Rückwirkungen  —  die  mau  in  letzter 
Linie  als  uns  fühlbar  weidende  WeUenbevegnngen  des  Ueberwälzungspioceises  aa> 
sehen  konnte  —  für  nns  mit  sieh  brftchte  oder  zu  bringen  rennftehte. 
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So  braoclitr  tlii;  -  freilich  in.  E.  überhaupt  uur  sehr  bediugt  zßläi»sig>  — 
Aaerk^nuung  dci  ..  Iiis ui.tr cli'srhcn  Ueb' rwälziinf^stheoric"  doch  auch  keine  so  erheb- 
licJwu  3Iodificaüoaen  der  wisseiischaftlichcu  Theorie  zu  vcranlaüscn ,  wie  wohl  in  der 
Hitie  der  politischen  Debatte  gelcgcotlich  behtnptet  warde. 

IrrthUmlich  ist  es  iihrigi  ub  auch ,  aus  dem  Mangel  t  xacter  Erfahrungübeweise 
n  der  Ueb'^rwülzuns^'^Iehro  überhaupt  einon  Schlus.-:  <;c£!:<  n  jede  Beweiskraft  der 
ioluutir  (^ewoiiüuticit  batze  dieser  Lehre  in  pracitöchcii  Steucifragen  abzuleiten,  i.  B. 
iü  der  Fnge  der  Lohnbesfeuernog  u.  dg^.  Eine  sulche  statistische  Untenachang^  kann 
Tidl-ioLf  zfisTi'n.  d;iS8  in  ciin'ui  gegebenen  Fall''  ilic  TiM-hiinniiijon  andere  als 
bäch  der  UcberwälzuDgstheoric  sind,  und  dadurch  beveiaeri ,  dass  man  in  den  Hypo- 
thesen, unter  welchen  man  dcduciite,  oder  in  den  Schliissi'n,  welche  man  zog,  in 
diesem  Falle  Fehler  gemacht  hat,  woraus  dann  auch  far  andere  Fälle  die  Noth- 
Tr'  ii.li<:k«"it  einer  Berichtigung  des  Vcrf:ihrcns  foIi;t.  AI  •  r  d;is  richtige  methodische 
\  erfaliren  der  Deductioii  lisat  sich  auch  unabhängig  von  solcher  Controlo  fe^tütellen 
and  aosfahren  und  die  dabei  gevonneoeii  Sfttic  dturfen  auf  Anerkennung  in  den 
Grenzen,  die  sich  aus  den  Yonuissetxnngen  bei  der  Deduction  ergeben,  Anspruch 
machen.  J<  <1  iifall>  musa  derjcniije,  der  sie  überhaupt  oder  der  ihre  ftiltitik-jit  im 
coAcreteii  Falle  be&trcitut,  die  Bcwcislaat  ubcruohnicu  und  bich  nicht  auf  ganz 
anmethodische  Beobachtungen**  oder  auf  blosse  optimistische  „ Annahmen*^ 
be rufen,  die  beide  hier  gar  keinen  Worth  haben.  (Ztt  dieser  Ausl^hnuig  bei- 
stimmend Bosch  er,  Fin.  §.  11  Xutr  i 

I.  —  §.  140.  Einlcituüij. 

Nur  die  Bestimmuug  der  BomessaDgi^gruQdiage  oder  des 
Slenerobjects  (in  diesem  Sinne)  und  demgemäss  die  Be- 
stimmnog  der  Person,  welehe  zunlicbst  die  Steuer  auslegt  (zahlt), 
des  Steuerzahlers,  liegt  in  der  Macht  der  das  Steoerreoht  atts- 
Ubenden  öffentlichen  Gewalt;  gar  nicht  —  bei  ganz  freiem  Ver- 
kehr —  nnd  auch  nur  in  begrenztem  Maasse  —  bei  gewissen 
rechtlichen  Beschränkungen  des  Verkehrs,  gewissen  Ge-  nnd  Ver- 
boten des  Stenergcsetzcs  -  die  Bestiniuuing  der  Ö  teueren  eile 
oder  der  Person,  welche  die  Steuer  schliesslich  ans  ihrem  Ein- 
kommen oder  Vermögen  trä  gt,  des  Steuert  rägers.  In  Hetreflf  dieses 
letzteren  kann  die  öffentliche  Gewalt  und  das  iSteuergesctz  meistens 
nnr  WUnsche  hegen  oder  Voraassetzangen  machen  und  durch  die 
Einrichtung  der  Besteuerung,  besonders  durch  die  Wahl  der  Steuer- 
arten und  Steuerobjecte  darauf  hinzielen,  dass  sieh  diese  Wttnsche 
und  Voraussetzungen  mit  mehr  oder  weniger  Wahrscheinlichkeit 
erflUlen.  Je  nachdem  eine  Steuer  nach  Willen  oder  Voraussicht 
des  Gesetzes  vom  Steuerzahler  endgiltig  getragen  oder  von  ihm 
anderen  Personen  zugeschoben  nnd  diese  so  zu  Steuerträgern  gc 
macht  werden  sollen,  ist  sie,  in  der  einen,  der  ersten  der  oben 
97  festgestellten  iiedeutungen  des  Worts,  eine  ,,directe''  oder 
„indirecte'*:  in  diesem  Sinne  werden  diese  Ausdrücke  im  Fol 
genden  gebraucht.  Welches  £inzeleinkommen  oder  Vermögen  und 
in  welchem  Maasse  dasselbe  aber  schliesslich  die  eigentliche  Stener- 
qoelle  einer  bestimmten  Steuer  oder  m.  a,  W.  welche  bestimmte 
Person  und  in  welchem  Betrage  dieselbe,  dem  Willen  oder  der 
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Voransstcbt  des  Gesetzes  gemHss  oder  entgegen,  scbliesslich  Steoer- 
trSger  wird,  das  eotaebetdet  sich  durch  privatwirthschaftliche  V er- 
kehrsvorgftoge,  welche  man  noter  den  Namen  „Steaer- 
Überwälzung*'  (i.  e.  S.)  zusammenfasat  lo  einem  weiteren 
Sinne  begreift  dieser  Ansdmek  aneh  die  unten  sogenannte  Steuer- 
Abwälzung  in  sieb,  wo  die  Steuerlast  absolut  oder  relativ  durch 
Vertheilunj;  auf  mebr  8teuerobjecte  erleicbtert  wird,  ohne  aul  andere 
Fersoneu  zu  lallen. 

S.  über  die  Be^riff->bp«^fimmuii>5  Kai/.  1  S.  75.  luit  iiali.  rcr  Bo^iünduiiir  und  Be- 
sprechuug  audorer  Dcliuiiioucu.  Er  tkUbst  dcHoirt;  „Die  UeberwälzoDg  ^Abvikun^) 
ist  die  Im  Wcfr«  dci  prifat«irt1i>c]iaftlichen  Tansclireritelira  erfolfrende  Uebenra(!;un^ 
einer  freeiniwüriigeti  oder  liQtiftif^en  Steuerlast  Seitens  des  Steueraahlers  auf  andere. " 
Vielfarli  wird  statt  ..Uoberwäl/.ung**  „Abwäl/.ung"  th  allpcmoinstor  Aimirock  {rcbra'icht. 
Ich  iielimc  ,.UcberwäUuug"  als  dcu  weitestou  BcgriU  i'ur  aJio  biehergohörigen  Vor- 
gänge uod  untenchelde  dann  darin  rerBcbledenn  Arten  in  der  nnten  fn  144  dir» 
gelejrton  Weiüe.  Die  dabei  dort  in  einem  engeren  Sinne  des  Wort»  „Abwälzantr" 
genannt!^  Krsrhciiitin^  hat  aber  all-'rditijr-^,  was  ich  •rhnn  in  d<r  prsten  AotlaL^e 
l§.  389)  auerkauiite  und  Kaizl  (S.  7^  il.)  zugebe,  eiueu  audercu  wirtkaclmftiicbea 
Chancter  und  andere  Polgen,  ab  die  sonstigen  Ucbertrllxungsarten.  Es  lUrt  Sick 
daher  auch  rfchtrertigen,  sie  .li'x  r  nbri^"  n  üeberwilcQng  —  dann  im  engerea 
Sinne  —  zu  coordiuircu.  nicht  zu  subordiniren. 

Im  Folgenden  handelt  es  sich  hier,  in  der  „allgcineincn"  Steoerlelire,  auch  nar 
Qtt  die  „allgemeine''  Uubcrvftlziuig>lLlire.  d.  b.  ttm  die  ErHrtefang der  allifemeioeft 
Bedingungen,  Ur>achen ,  Wirkungen  der  üe'nuvrilztjnjr  von  Steuern  uberhatJi»?, 
blobü  mit  Excmplilicationou  an  einzelnen  Sioucrarteii  und  Steuern,  im  An^schiu&s 
daran  folgen  jetzt  in  dieser  zweiten  Auflage  einige  Bemeviungen  Uber  die  Oelwf^ 
wälzung  einzelner  gleuerartcn  (§.  151  If.).  Diese  ist  dann  eist  im  System  der  «ape* 
cieiieu*'  btenerieliie  nftber  zu  rerfoigen. 

II,  —  §.  141.  Wesen  der  StenerUberwillznng. 

Diese  wird  durch  eine  Reaction  der  erfolgten  oder  zugemuthctcn 
Steuerzahlung  auf  den  Steüuiv.abler  hcrvorjicrufen.  Let/.teier  wird 
vielfach  stieben,  seine  Steiieilnst  zu  erlciclitern  oder  vuu  sieh  weg- 
zuwälzen,  indem  er  sein  Kinkoininen,  daher  seine  Erwerbsthiitig- 
keir,  mitbin  regelmässig  seine  Productioustbätigkeit  zu  er 
höhen  oder  die  ausgelegte  Steuer  auf  Andere  zu  schieben 
sucht.  Dies  Streben  rerwirlLlieht  sich  dann  im  Verkehr  als  Öteuer* 
ttbervHUsung  und  diese  äussert  sich  in  gewissen  Verimdemogeo 
der  Produetion  und  Vertheilung,  der  Preisgestaltungen  und  Eio- 
kommenhildnngen  in  der  Volkswirthschaft.  Die  Bestenernng  sellMt 
aber  vertbeilt  sich  alsdann  schliesslich  nach  SteuerqneUen  uod 
Steuerträgern  vielfaeh  ganz  anders  als  ursprünglich  nach  Steuer- 
objecten  und  Stenerzaldern.  Diese  schliesslich e  Vertheil- 
ung ist  das  Wesentliche.  Sie  eben  soll  den  richtigen  volks- 
wirthschaitlicbeD  und  den  Grund siit/en  der  Gerechfcigkeiti  hier  spe 
ciell  der  Gleicbmässigkeit,  entsprechen. 

Die  wichtige  Aufgabe  Ittr  die  Theorie  und  Praxis  der  Be* 
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steoeriiiig  besteht  daher  dario,  möglichst  sicher  za  ermittelD,  welche 
Wirkongen  ein  Steaenystem  und  einzelne  Steoerarten  in  Bezng 
anf  diese  dareh  die  Ueberwalsang  erlolgende  Vertbeilong  der 

Steuerlast  auaUheu.  Mit  nach  dem  Krgubniss  dieser  Einiittlung 
luuss  daiiii  wii'der  die  Einricbtiing  des  SteuerHjHtems,  die  Wahl  der 
Steaerarten  und  steueiobjecte  getrolfeu  werden. 

Immer  innerhalb  der  früher  besprochenen  Grenzen  (§.  124),  in  welchin  liher- 
h^pt  aaf  dicaem  Gebiete  bc»tiij)mte  Principien  uur  zur  BicLbcbiiur  gcuotuuien 
Verden  kdnneD.  Denn  «udere  Principien«  wie  nftmeutlich  die  finu/politütchen  und 

»olche  der  StL'aervcrwaliiuiR  und  !>onätige  Umstände  machen  ci  viollciclit  iiuilis*  cmliü;, 
sich  über  <lie  Hedetiki-n  aucli  in  Betreif  der  l-chrrwäl/nng'  hei  bcstimmtoti  Stonorarten 
hiuwcg  sut^eu.  Wo  dicö  geschieht,  iuu»j>  man  sich  aber  wi'.nigaicuü  dieser  That- 
iN^cbe  nad  Ihrer  Folgen  bewusst  worden.  —  das  bt  doch  aach  das  Mindeste,  was 
in  Bczn^  auf  diu-  iiidirecten  Verbrauchsstenern  zn  fordern  ist,  xras  al)<?r  leider  ein 
bequemer  Uptimbmiu  Termcidct,  —  und  um  dies  zu  thuu,  die  Teudenzeu  und  iur^eb- 
lÜMe  der  bteuerOberwfiliinn^  kennen. 

III.  —  §.  142.  Theoretischer  Character  der  Üeber- 
wälzuflgsprobleme. 

In  den  wichtigsten  Fällen  der  lieber  wälzung  handelt  es  sich 
nnn  um  einige  Grnndprobleme  der  allgemeinen  national- 
ökonomischen  Lehre  von  der  Vertheilnng  und  vom  Preise, 
nnter  den  Voranssetzongen  freien  priratwirthscbafilicben  Verkehrs. 

'  Preise  ron  SachgUtcrn,  Dienstleiatongen,  Ertrags-  nod  Einkorn menbetr&ge  erfahren 
^evbse  VerSaderuiit^nii  ilurili  Veränderungen,  velche  die  Besteuerung  unmittuii>at 
■Ar-T  mittelbar  in  den  l.ie/.ui^lichcii  Veihiiltiiissen  ron  An^ehot .  Xarhfrnirc  und  Pro- 
riQciioEAlutsten  henrorrult.  Die  Theorie  der  Uuberwülzun^^  der  bteueru  vird  daher  hier 

I  zur  Einkemmeno  und  Fidstlieorie  in  bestimmtem  Palt,  d.  b.  nnter  den  durch  di« 
Veranlagung  der  Besteuerung  eintretenden  r  Ii;  jungen.  Die  botrefienden  Puncto  der 
Theorie  der  Einkommeuveitbeüung  und  Picisbiidung  sind  hier  nu-;  der  allfreineiiifn 
Volk»wirth»chaftslchro  in  die  Finaiizwissenschaft  herüber  in  nehuien.    Auch  die  ali- 

;  feneinen  Teravssetzangen  in  Bozng  anf  die  «rlrthscbafklicbe  Keebtsordnung 
^ini  für  die  r^  herwal/.iiiiu^tlieorie  /niiäi  h>t  die>elhen  wie  für  diese  Theorie:  es  wird 
Prtvatei  gcnthu  m  auch  an  den  Pi  o  <i  u  e  ti  on  sm  itt  ein  (Boden  und  Kapital), 
Vertragsfreiheit,  freie  wirthscbaitüche  Concurrenz,  r  ie  lit  i  }r<?s  Vor- 
stindnias  des  eis:cnen  wirthschaftlicben  Vortheils  bei  den  Rechts-  ui.  I  \\  ithscbaflts- 
•u^jerten,  welche  im  Verkehr  mit  einander  stehen,  und  die  Absieht  diesrr  Personcii. 

I  diesen  Vonheil  innerhalb  der  rechtüch  zulässigen  ürenzen  uöglichat  zu  rertuigcn, 

'  renasgeaetzt  Die  rietfoeben  Abveichnngen  der  goscbicbtltcben  ▼irtbachalUieben 
Rechtsordnung  und  der  psychischen  Boschali'enhcit  der  Wirthschaftssobjecto  Von  diesen 
Aanahmcn  sind  nur  auch  bei  den  Frairoii  der  UeViernälzung^  iiieht  zu  rergcss'^n. 

Um  den  Einfloss  einer  Steuer,  welche  in  eine  bestimmte  (iestaltung  der  Production 

.  ond  Vertbeilung  in  der  Velksirirtbscbaft  neu  eintritt,  sn  ?erfelgen ,  wird  femer  zn- 
nächst  vun  der  Voraussetzung  eines  erreichten  Glcichgewi»  h  t^ziist  uul«, 
Jer  Gewin  rn*.  Luhne,  Preise  u.  s.  w.  aus2Ugehcn.  da!i*^r  n.  A.  öfters  auch  an- 
zunehmen sein,  das»  die  frühere  Besteuerung  durch  Leberwakung  bereits  glcich- 
mässig  geworden  sei.  (S.  eben  §.  186,  130.  Die  Einw&nde  Hetd's  Tübinger 
Z  iL-ehrift  XXIV,  \2^>  >ind  hier  unrichtig,  während  U mpfenbacb,  1.  A.,  I,  153, 

I  Note,  ron  d«*r  tinanzwissenschaft  zu  riel  P.assivitiit  roriaugt.) 

Ti)  der  Ueberwälzangslebre  sind  dann,  wie  in  der  Theorie  der 
I  l'reisbildung  und  Einkommenvertbeilung,  nnter  den  als  gegeben 
angenommenen  eben  genannten  Voraussetzungen,  zunächst  Oc- 
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staltüDgstendenzen  „Gesetze''  in  diesem  Sinne  — 
nach  der  Methode  der  Dedaction  abzuleiten.  Wie  anch  in  jener 
Theorie,  mllssen  aber  darauf  xnr  Er^ftnztin^,  Controle  nnd 

Berichtig; Ulli;'  Beobachtungen  angestellt  werden,  d.  h.  das 
indnctive  \  erlahreo  hinzutreten:  einmal  iu  hciug  auf  die  Vor- 
an s  -  e  t  z  u  n  g  c  n ,  von  denen  man  bei  der  Deduction  ausging, 
neiiilitlt  (»1)  uiitl  wie  weit  sie  zutreffen,  sich  modificiren  n.  s.  \v , 
z.  U.  was  die  KechtsordmiDg,  die  thatsächlichc  Beschaffenheit  der 
in  Verkehr  stehenden  Wirthschaitsgubjeete  anlangt  (so  ob  nnd  wie 
weit  diese  den  theoretischen  Voranssetzongen  gemäss  ihren  höchst 
mttgUehen  Vortheil  wirklieh  kennen,  ihm  folgen  wollen  nnd  könneD) 
n.  8.  w.;  sodann  in  Bezog  auf  die  abgeleiteten  Wirkungen,  also 
auf  die  Ueberwälzungstendenzen,  ob  und  wie  weit  diese  sich  that- 
sächlich  realisirt  haben. 

Gerade  in  den  l/ebcrwäl/.iing6lragcu  begegnet  man  hier  aber 
ganz  besumlcieii  Schwierigkeiten. 

Auf  diu  wirkliche  L  cbcrwiUzuiig,  daher  auf  die  wirkliche  Ycrtheiiuug  der  Steuer- 
last, ftosMrn  zfthlreicbe  renchiedeoarttgo  und  oomplicirte  Yorh&ltsiaBe  ab  Dnuli«a 

oder  liediDguituoii  ühlii  Einiluss.  Diese  Verhällnissc  lassen  sich  nicht  alle  gcnügcnJ 
ermitf-  lu  noch  ihr  JiiIltl^l5^  im  Voraus  feststellen,  so  dass  die  Gruodlage  des  dedactivcri 
Vcilahrens  immer  eine  mehr  oJcr  weniger  maugclhaltc  bleibt«  Die  betreffende  that- 
sächliche  Ycrkehrsgestaltun^  iu  Bezug  auf  Preise,  Einkommanbetragc  u.  s.  w.,  welche 
als  Wirkuug  aofzutindtiiJcr  Ursin  licii  bt  obucljtct  werden  muss,  ist  das  Prodoct  aller 
der  mitüpieiendcn  ^[omcnto,  vou  wciclien  die  Steuer  nur  eines  ist.  Auch  die  uit- 
fikSSeiidstcn  nnd  sorgfUltiiniteii  Beobachtungen  gestatten  bloss  eine  mangelhafte  fstriirQo; 
dar  einzelnen  Ursachen  und  vollends  eine  unsichere  Messung  des  EinÜusiies  einer 
jedon.  auch  der  Steuer.  Die  ürundLif^e  rl^s  inductiren  Verfahrens  bleibt  daher  -  ben- 
iaiis  sehr  mangelhaft.  Wie  so  oft  macheu  üch  aber  die  Anhänger  der  Deduction 
und  Indoction  diese  inbftienten  Mingel  ihr»  VerbluraoB  nicht  imaer  UDbefaagen  klar. 
Die  Nothwendigkcit  eiucr  Ers^änzung  beider  Operationen  bei  allen  Problemen  d>» 
practischcn  Stcuerwesens  und  der  Steuerpolitik,  bei  welchen  os  sich  aiti  muth- 
maasslich  eingetretene  oder  eintretende  Ueberwklzungcn  handelt,  ergiebt  sich  ebea 
aas  diesen  Mfingeln. 

Au.h  liier  darf  man  sich  aber  nicht  darllbcr  täu^  !i  -i.  dass  .luch  eine  Ver- 
ein iguuj^  des  dedactivcn  und  inductiren  Verfahrens  die  Schwierigkeiten  nur  thcil> 
weise  löst.  Vielmehr  muss  man  sich,  wie  in  der  Nationalökonomie  überhaupt,  in  diT 
Praxis  und  Tollends  in  der  allgemeinen  theoretischen  Unteisnchong  mit  der  Deduction 
iintliiTf'dnin^cii  bcunüjrcn.  d.  Ii.  «gewisse  G>  Mtaltnn2:stcndeiizcn  unter  den  und  den  Vi'''- 
aussotzungcu  ableiten;  nicht,  weil  dies  an  und  für  sich  aasreichte,  sondern  weil 
man  bei  diesem  Verfahren  doch  mit  dem  UDirersellsten  psychologischeD 
Factor  im  Verkchrsleben ,  dem  wirtbseliaftlichen  Selbstiutorossc,  rechnet 
und  weil  die  Schwierigkeiten,  zu  sicheren  „positiven"  Ergebnissen  zu  gelanii^cn. 
zu  gross  sind.  Jener  Factor  spielt  froilich  im  Verkehr  selbst  wieder  nach  Zeiteiu 
Uadem,  VoUndassen«  Individnen  in  Teischiedenem  Onul«  mit  und  seine  Wirinamkeit 
wird  ebenso  in  verschiedenem  Maasse  dnr«  h  andere  psychologische  Fai  toren  bcein- 
flüsst.  Aber  diesen  Verhältnissen  kann  inunerliin  aticli  das  dcdnctivc  Verfahre«, 
indem  dabei  die  Vorau^jicUuügcn ,  unter  denen  c*  augewcudet  wird,  eutaproclien'! 
roodfficirt  worden,  liechnung  tragen  (s.  Grundlegunt^  §.  207,  auch  meinen  Aufsatz  übor 
srystematischc  Nationalnkonomi  '  in  Poiirads  Jahrbüchern  1896,  N  V.  12,  S.  J2*»  IF. . 
«,Exacte  Forschung"  im  strengen  Sinne  ist  zwar  auch  hier  diu  Autgabc,  aber — 
nnr  soweit  sie  mflglich  ist.  und  sie  ist  nur  annähernd,  in  begrenztem  Omfangv. 
in  cinzeinen  Fftllen  mOgiicb.  (S.  oben  §.  136,  139.) 
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IV.  —  §.  143.  Die  lieber  wälzung  als  Mittel  zur  Her- 
stellnng  der  GleiclnuUssigkcit  der  Besteuerung. 

in  Bezog  aaf  die  Ue)>erwillzang  ist  eine  eigenthttmiiche  opti- 
mistische Illusion  weit  verbreitet ,  wenn  diese  anch  denen, 
welche  sich^  abrigeoB  yoUI&ommen  bona  fide  Terfahrend,  derselben 
schuldig  machen,  gewöhnlich  nicht  klar  wird.  Sie  zeigt  sich  be- 
sonders  in  jenem  Canard'schen  Satz,  der  ja  einen  richtigeTi  Kern 
enthält,  dass  „jede  alte  Steuer  ^lU,  jede  neue  schlecht  sei''  (^c^.  125, 
138  )  unil  in  der  Reruhip^ung,  welche  mau  in  Ikzng  auf  ein  maugel- 
üaftes,  nn^leiehniiissi^es  ßestcuernngssystem  in  der  Annahme  findet, 
dass  sich  die  Mängel  und  Ungleichmässigkeiten  desselben  schon 
dnreh  Ueberwttlznng  ansgeglicben  haben  oder  noch  ausgleichen 
wQrden. 

Man  nimmt  nemlich  tn  sicher  an,  durch  Ueberwälznng  werde 
eine  „gleicbmässige^S  insofern  eine  ,,g  er  echte  Bestenerang 
bergestellti  setzt  daher  überhaupt  nur  bei  ungleichmftssiger  Besteuere 

nng  (nach  der  ersten  Veranlagung  und  Zahlung)  eine  umfassende 

Function  dei'  Lebcrwalziing  voraus  und  sieht  diese  Function  uaih 
iiuithmaassUch  hergestellter  Gleicbmässigkeit  der  Besteuerung  für 
beendet  an. 

Eine  soicho  Auffwauog  b.-lngt  mit  gowissea  optimistisciiea  AanaluDeu  der  Thcorio 
der  fnüea  GoncQTrens  in  Bezug  auf  die  Vertheilnng  dee  Einkommens  und  die  Prdt- 
bÜdoDg  zQsammen:  als  ob  die  fi-cie  Concarrenz,  and  nur  sie,  aber  sie  in  der  That 

aasreichend,  eine  richtige  und  gerechte  Vertheilung  a.  9.  w. ,  eine  Aen  ökonomischen 
I^eistaugen  der  Botbeiligten  entspreclieode  Vertbeiluog  verbärge  ^ürundlegang  3.  12Ö  Ii'.). 
In  den  wiehtigsten  Pillen  der  CebenrSlznn;  handelt  es  sich  gleicbfUls  vm  eine 

solche  Ausglei(  liuiigsfanction  der  freien  Concurrcnz  im  Process  der  Vertheilung  der 
Steuerlast,  und  die  Annahme  ist  nnn,  dass  die  Concurrenz  hier  nur  in  der  Richtang 

auf  gleiclimrissigo  Yeithoilumr  dioser  La^t  hinwirke. 

Allein  man  mubs  hier  doch  biharf  unterscheiden. 

Tn  einer  wichtigeu  Kategorie  von  Fällen  hat  die  l'cherwälzuug 

allerdings  die  Tendenz,  unter  den  im  prlvatwirthschaftliehen  System 

vornemiicb  wirksamen  Impulsen  für  das  wirtbschattliche  Handeln, 

auf  eine  gleichmässige  oder  doch  gleichmässigere  Vertheilung  nn- 

gleichmässiger  Steuern  hin  au  wirken.   Aber  diese  Kategorie  um- 

fasst  keineswegs  aile  Torkommenden  FäUe.  Vielmehr  giebt  es  eine 

andere  Kategerie  von  Fftllen,  wo  die  Ueberwälsnng  möglicher 

Weise  gerade  nach  den  Verhältnissen  des  privatwirtfaschaftlichen 

fr^n  Verkehrs  yorhandene  Ungleiohmttssigkeit  der  Besteuerung 

noch  steigert  oder  vorhandene  Gleicluuassigkeit  aufhebt. 

In  der  J.  Auflage  S.  260,  Note,  hatte  ich  geäussert,  es  sei  dies  auch  in  der 
litentOT  der  Frage,  sovelt  ich  s&he,  ganz  unbeachtet  geblieben,  was  in  der  National- 
Mumomie  der  Theorie  der  freien  Coiicurrenz  freilich  nicht  zu  verwundern  wäre. 
Kaizl  (S.  6S)  macht  mich  darauf  aufmerksam,  dass  frühere  Autoren  (Say,  8.  16 

A.  W agaer ,  FiaaDiviMeiiMluft.  IL  2.  Aofi.  29 
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bei  Kaizl),  LoU  (S.  24)  u.  a.  doch  bereits  so  geurUieilt  bätteu.  ludesseu  Imbeu  ^ 
kdiiA  alkeBNiiBenii  Folgerungen  dmuä  gezogen.  cS.  tber  Loti  aii^dieiid«  r.  Faid 
S.  llSC.  187). 

A.  Hinwirken  der  Ueberwälxang  auf  Gleiehm&ssig- 
keit  der  Bestenernng. 

Die  erste  Reihe  ron  Fällen,  die  von  der  Finanztheorie  in  der 

Ueberwälznng^siehrc  meist  allein  beachtete,  begreift  alle  diejenigen, 
iu  welchen  mit  einiger  Sicherheit  eine  Einwirkung  des  ökonomischen 
Gesetzes  der  G e  w i  n  n  a u s g  1  e ich u  n  g  vorausgesetzt  werden  kann 

Dater  Auuakino  freier  Goucarreoz  besteht  daa  Streben  nach  dieser  Gewinnaos* 
f  laohnnf  in  den  renddedenen«  frei  mgiogliGhen  Untenielunoiigea  in  der  That  Es 

Tervirklicht  sich  durch  Ab-  und  Zufluäs  der  Kapitalion  aus  und  in  die  UnteroehmongeD. 
eventuell  unter  Vennittlunpr  des  Credit:?,  durch  entsprechende  EinaclirJlnkung:  und  Aus- 
dehnung der  Prodaction  und  Gonsumtion,  des  Augebott»  und  der  Kachfrage  und  durch 
die  damu  resaltinadeii  BetctfoneD  aiif  die  F«iU. 

Eine  nngleiehmSssige  Bestenernng  tritt  nnn  ab  ein  nenes 

Element  in  diesen  Process  der  Gewinnansgleichnng,  stört  die  be- 
reits erfolgte  Ausgleichung  uud  lurdert  gewissermaassen  die  Aui 
stossuDg  dieses  Elements  durch  jene  Reihe  von  Verkehrsvorgängen, 
durch  welche  schliesslich  wieder  eine  GewipnauBgleichuDg  herbei- 
geführt  wird. 

Bei  den  allgemeinen  Ertragssteuem,  so  der  uoflei«  hm'issiir  vfranlirtf-n  (J,'^'!vprbe-. 
Leihzinssteuer  i^önnen ,  bei  den  Üblichen  Verkehrs-  und  Vcrbraucusätcucm  und  einigeu 
«nderan,  veleho  einzelne  Steuerobiecte  aas  einer  grOtaeren  Anzahl  herausheben, 
werden  sicli  regelfnässrg:er  solche  VerkehrsroTg^änire  zutrafen.  Die  indirecten  Ver- 
brauchssteuern auf  einzelne  Consumptibilien,  wie  £.  B.  diu  inländischen,  beim  Produ- 
centeu  erhobeneu  Steuern  auf  Getr&nko,  Salz,  Mehl,  Fleisch,  Tabak,  Zucker  n.  s.  w., 
ferner  die  Zolle  sind  besonders  wichtige  Beispiele.  Hier  wird  denn  auch  der  Ceber* 
wälzungsproccss  in  der  IJegel  nur  bis  dahin  andauern,  dass  durch  eutsprccb^?nril'  Preiv 
ateigernog  der  besteuerten  Artikel  u.  s.  w.  die  Gewinnsätze  besteuerter  imd  nicht 
bestemiter  oder  ungleich  besteuerter  Qeirerbe  sich  ansgügUelmi  bibea. 

Allein  selbst  bei  dieser  ersten  Reibe  von  FSIlen  wird  die  Aw- 
gleichniig  der  Steuerlast  durch  den  l'roccöö  der  Uebeivväizung  und 
Gewiunausgleifhuiig  nur  unter  ei ner  Voraussetzung  eintreten  :  dass 
nemlich  die  in  Betracht  kommeuden  Concnrrenten  sich  einiger 
maassen  w irthschai tlich  an  Kialten  und  psychisch  au 
Verständniss  und  Willen,  sieb  durch  üeberwäizungen  zo 
entlasten,  gieiob  stehen  und  ferner  naeh  Bescbaifenlieit  ihrer 
üntemebmnngen»  ihrer  Kapitalanlagen,  ihres  Bemfs,  ihrer  Fähigkeit 
znm  Benifswechsel  in  ftbnlieber  Lage  sind,  namentlieh  in  Besng 
anf  die  praetiscbe  M9gliohkeit  nnd  Leichtigkeit,  die 
tTntemebmnng  eioznscbr&nken,  anfEngebeo,  Kapital  nnd  Arbdtsknifl 
herauszuziehen  und  anderswie  beshcr  zu  verwerthen  als  in  dem 
Übersteuerten  Geschäft  und  Beruf.  Diese  Voraussetzung  trifft  nie- 
mals genau  zu:  eben  deswe^^en  wird  die  Ueberwälzung  nicht 
immer  zu  wirklich  gieichmässiger  bteuervertheilang  tUhren.  Nament- 


Digitized  by  Google 


mborwIliQBg  und  Oletcbmiaslglwit  der  BeileiMraiig.  345 


Heb  md  ea  oft  die  iitii^Dd  einem  Sinne  8ehwft eiteren  Eiementei 
welebe  im  Coneorrenzkampf  die  Steuer  behalten  werden,  die  die 

stärkeren  za  Uberwälzen  vemögen. 

Mitunter  wird  sich  ferner  mu  dadurch  eine  Ansgleichang  der 
ixewinue  und  der  Besteuerung  vollziehen,  dass  der  betreffende  Ver- 
kehrsproeess  zu  deliiiitiven  Wc  i  ilieiubussen  oder  Werthherabsetzungen 
besonders  der  stehenden  Kapitale  am  den  Betrag  der  kapitalisirten 
Steaer  Ittlurt  und  alsdann  diese  reducirten  Rapitalwerthe  der  Be- 
leehnim^  sn  Qmnde  gelegt  werden,  d.  Ii.  daae  sieh  „Stener- 
amortieationen*'  (Sehüffle)  rollsogen  haben. 

So  kann  es  besonders  bei  den  allgemeinen  Eitngs»,  nunenfllfili  den  Keal- 
steoern.  der  Gmnd-.  GcbiiTidL  .  Gewerbe-,  Realitäten-,  aucb  bei  gewissen  Füllen  der 
Leibzinsstcuer  (Couponstcucr)  kommen,  sowohl  in  Bezog  auf  Ungleichmässigkelten 
dieser  Steoero  unter  einander,  als  auf  solche  bei  den  etazelnen  Stenerobjecten  und 
Sieneziahleni  innerbalb  jeder  dimr  Steuern  (§.  152). 

Der  neue  Erwerber  (Käufer,  Erbe)  ist  dann  nieht  mehr  ttber- 
steuert,  weil  l>eim  Kauf  und  Erbgang  eine  aolebe  Neuregelung  der 
Kapitalwertbe  erfolgt  ist  Er  sahlt  die  Steuer  freilieh  weiter,  aber  wie 
einen  Zins  auf  eine  mitttbemommene  Schuld  des  früheren  Besitzers. 

Doch  desto  bedenklicher  ist  die  Wirkung  der  Besteuerung  auf  die 
liechisvorgänger:  es  vollzieht  sich  für  sie  hier  eben  eiue,  meist  ganz 
ODgleiehmässige  reelle  Vermügcnsbesteuerung. 

B.  Hinwirken  der  Ueberwälzung  auf  Ungleich- 
mässigkeit  der  Besteuerung. 

Id  einer  zweiten  Kategorie  von  Fällen  fehlen  aber  Uberhaupt 
die  bei  der  ersten  doch  mehr  oder  weniger  zutreffenden  Voraus- 
selsongen  Ar  eine  wirklich  auf  Gieichmässigkeit  hinwirkende  Steuer- 
überwälzung grösstentheils  oder  gänzlich.  Die  unter  dem  Druck 
der  Goncurrenz  sieh  geltend  machende  Ueberwälzung  ftlhrt  entweder 
nur  durch  höchst  bedenkliche  Vorgäuge,  ähnlich  wie  bei 
dem  eben  eiwälmten  Beispiel  der  Ertragssteuern,  welche  durch 
Steueramorlibation  filr  den  Nächstbetro denen  zu  Vermögenssteuern 
werden,  zu  einer  Gieichmässigkeit  der  Besteuerung;  oder  statt  der 
GleicbmSssigkeit  ergiebt  sich  nur  eine  verstärkte  üugleich- 
mässigkeit  aus  einem  niemals  endenden  Ueberwälzungsproceese« 

Rfidc  Eventualititen  drohen  besonders  bei  oiiicr  Bebtencrung  der  unt-  r'*-: 
arbeitenden  Ciassen  nnd  „kleinen  Leute"  durch  directe  Lohn-  (Personal-, 
CUasen-,  Einkonmen-)  und  durch  auf  sie  ftberwalzte  indirecte  Yerbrancbssteiieni  auf 
UiHeocoDsamptibili  M  Die  Fälle  werden  dann  den  vorbin  schon  erwähnten  &hnlich 
und  (•■;  i-»  nich  da-^s>.lbe  Kegnilirungsprincip ,  das  sich  dabei  geltend  macht:  die  im 
CoDcuireiiziaiDpt'  schwächereu  Elemente  vermögen  die  Steuern,  durch  welche  sie  za- 
Dlchst  gecroffen  weiden,  nicht  ta  Uberw&lzen,  sie  erhalten  vielleichl  selbst  ren  den 
Steuern  Anderer,  der  Stärkeren,  noch  etwjis  auf  sich  überwälzt.  Diese  Wirkungen  aber 
iiönnen  sich  durch  di<!  gewöhnlichen  Verkehrsvorgänge,  w*^!rhe  bei  freier  Goncurrenz 
liie  Vertheilung  und  Preisbildung,  daher  hier  specicU  die  Lohit-  und  (icwinnsthöhe 
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und  die  Preise  dor  best<'neit''ii  Artikel  regeln,  recht  wohl  rollzieheo.  Dv-i  hat  die 
Tlieorie  viel  zu  weuig  beachtet  und  das  cbeu  ist  die  oben  gorQgtc  opUiuistiächc 
niosion.  An  dem  wichtigsten  MerhorgrehOngen  Falle,  an  der  hohen  Besteoenng 
ge\rolinlirli('ii  Arboitslohti«' ,  eventuell  durch  überwälzte  hohe  Verbraurhsstenem,  wird 
später  dargelegt  werden,  wie  grausam  hier  der  Optimismus  ist,  sieb  auf  „gerecht 
ausgleichende"  Wirkung  der  Üeberwiüznng  zu  verlassen:  entweder  erfolgt  die  letzlere 
hier  tiberhaopt  trotz  def  daimof  lÜDdrtiifeDden  Yerkehrsgestaltiiiigen  nicht  odior  sie 
erfolgt  unter  Vorgängen,  rclrhe  s.'hlimmcr  ald  das  U<»bol  d.  r  unsrleirli-  n  Bestenenuig 
•elbst  sind.    S.  im  4.  K^iutiil  den  Abschnitt  Fon  d<T  \'(Tbrftnrli^be>t''»<uung. 

Besonder»  zu  l>cachten  ist  endlich,  ob  die  ^VüDhche  oder  Vorani?- 
setzungen  des  (icsetzgebcrs  in  Bczng  anf  üeberwHlznng  bei  den 
directen  und  indirecten  Steaern  (§.  97)  sicli  verwirklichen 
oder  nicht  und  letsteren  Falles  dann  eine  gemntliniaaBste  Gleich- 
mäasigkeit  der  Bestenernng  mehr  oder  weniger  gestört  wird. 

Denn,  wenn  auch  die  indirecten  Steuern  überwiegend  und  öfters  vollständig 
überwftlzt,  die  dirertcn  hänfiercr  nii^lit  tiberwälzt  werden  mögen,  so  kommen  doch  in 
Folge  der  Vielgeütaltigkeii  der  Waiungen  der  Besteuerung  auf  den  Verkehr  mancherlei 
AasntliiDeii  for.  Der  Gesetzgeber  darf  sich  daher  oicht  dabei  berohffeii,  dass  die 
directen  und  indirecten  Stenern  schon  von  denjt.nigcn  gotrajren  werden  wurden,  welc!; 
er  besteuern  will.  Er  muss  vielmehr  auch  hier  die  allgemeine  Theorie  der  üebei- 
vftlzung  berücksichtigen  und  die  S&tzo  dieser  Theorie  an  der  Erfahrung  im  concreto 
Fall  IQ  prfIfeD  sochen.  Er  darf  aber  auch  ebensowenig  die  WcchselfUle  des  Oebsf 
wRlznngsprocessfs  jranz  ifrnoriren  nnd  es  dem  Verkehr  kurzweg  überlassen,  di«'  Steuer- 
trikger  za  bestimmen:  eine  ganz  priiici^'lose  Itoutine,  weiche  mit  jeder  rationellei« 
Steuerpolitik  der  Praxis,  ebenso  wie  mit  der  wissenscbaftUcbeii  Stoaortheotie,  in  Be- 
treff der  Wahl  der  Steuerarten,  der  Einrichtnng  der  eimelneii  SteaMii,  der  Httbe  des 
Steu^rfosses,  in  unversöhnlichem  Widerspruch  steht. 

V.  —  §.  144.   Arten  und  Formen  der  U eberwälzang. 

Die  Ueberwälzung  umfasst  zwei  Haaptarten,  von  denen 
die  zweite  wieder  in  zwei  besondere  Formen  zerfällt  Die- 
selben  lassen  sieb  mit  teebniseben  Namen,  welebe  von  v.  Hock 
berrdhreni  aber  bier  in  znm  Tbeil  etwas  abweiebendem  Sinne  ge- 
brancbt  werden,  bezeicbnen  als  Abwälzung  einer-,  Fort*  und 
Rückwälzung  andererseits.  In  beiden  letzteren  Fällen  kann  aucli 
noch  von  Weiter  wälzung  gesprochen  werden,  d.  b.  von  einer 
Fort-  oder  Kückwalznng  Seitens  dessen,  auf  welchen  eine  Steuer 
zunächst  fort-  oder  rUckgewälzt  worden  ist,  aul  Dritte,  Vierte  n.  s.  w. 

S.  V.  Hock.  niFentliche  Abiriben  S.  fi",  v.  F.ilck  (S.  löS)  meint,  ich  braacbt- 
die  Hock 'sehen  Au*drücko  „in  einer  ganz  anderen  Bedeutung",  was  nicht  zwecbnissi^r 
sei.  Indessen  ist  der  Untenchied  doch  nicht  so  gross,  wie  er  annimmt  Auch  Katil 
macht  (S.  83^  einen  Einwand  gegen  meine  Auffrtssunj,^  der  Kafkwlil/un<^,  worin  er 
nur  ein  Aufheben  der  Ueberwälzung  sehen  k4)iino,  und  fasst  iiuckwalzung  dann  andäib 
anf.  Ich  glaube  doch  bei  meinen  Formulirangen  in  der  ersten  Auflage  (J.  389)  bWb« 
zu  sollen.  Dagegen  räume  ich  Kaizl.  wie  schon  bemerkt  (§.  140)  ein«  daas  sich 
.lie  Abw'ilznn":  r\uch  der  ..Ur)»erwSl2ung  im  engeren  Sinne",  welche  dann  die  Fort- 
und  KacJi;wälzung  allein  umfasst,  coordinirt  gegenüber  steilen  lässt,  wie  ich  es  sachlick 
ja,  Tom  Ansdrsck  abgesehen,  auch  thne.  Aber  aa  fehlt  dann  dn  geeigneter  andow 
Name  fur  die  Zusammenfassnnff  aller  FsUe,  welcher  in  „QebervUsiinir  ün  veiteia 
Sinne*'  pnsscnd  p-efnnden  ist. 

A.  Abwälzung  ist  der  wirthscbattliche  Vorgang  —  bez.  die 
Reihe  von  Vorgängen  — ,  durch  welchen  ein  bestimmter  Steuer- 
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betrag  mnf  eioe  grössere  Anzahl  Stenerobjecte^  einen  grosseren  Er- 
trag, ein  grosseres  Einkommen  oder  Vermögen  ▼ertbeüt  nnd  dadurch 

wenigstens  relativ,  im  Verhaltniss  zur  gewonnenen  Rob- 

Crtragsnienge,  zum  Kein-Ertrag,  zum  Eiakommeu  u.  a.  w.  ver- 
ringert wird. 

Sic  geht  daher  beim  Einzelnen  und  ioi  ganzen  Volke  aas  grösserer 
JactionstLktigktiit,bcääererBetriebätecbnik, daher  Koätcuvermindoiuu^ 
bervor,  Vorgänge«  welche  durch  die  Besteuerung  selbst  angeregt  werden,  kann  aber 
d\ich.  unabhängig  von  solcher  Anrc^;ung,  bloss  die  hoirleitende  Folge  allgemeinpr 
tdcbiilsch- Ökonomischer  Productionätortscbritte  bei  stabilen  Steuersätzen  oder  festen 
Steverformen  sein  i§.  14G).  Bei  der  Abwälzung  werden  also  die  Steuerzahler  und  Steuef- 
txlger  erleichtert  und  xwar  nieht,  vie  in  den  feinden  FlUen,  nnf  Kosten 
anderer  SriMi-rr-^ai^er. 

r.  Uock  bezucbnet  noch  anders  alä  die  eine  Form  der  Abwälzung  den  Schmuggel, 
als  die  zweite  Form,  die  Abwilznng  im  engeren  Sinne,  die,  wo  „die  Steaer  aof  Irtend 
<dn  unpersönliches  Element  ttbertragcn  wird,  so  dasa  sie  in  ihren  Wirkungen  auf  das 
Volkseinkommen  ganz  verschwindet".  Sie  sei  bei  allen  Sfctiern  mit  Arisnahroe  der 
Kinkommensteuer  durchzufuhren.  (S.  98,  99.)  Vielfach  erfolgt  die  Abwälzung  durch 
ioen  Fortseliritt  in  der  technlsclien  Prednctlonsmethode,  s.  B.  mittelst 
besserer  Ausnutzung  eines  Rohstoffs  (Maische.  Kiiukelrtlbcu),  grösserer  Leistuni^^fShig- 
keit  einer  Betriebseinrichtnn^r  (in  der  SpiritDshrennert'i .  Rierbranerci .  fMbenzucker- 
fabcikatiou).  S.  §.  145.  Eä  lauft  dius  dann  auf  eine  Verminderung  der  „uatUrlichen" 
oder  nTolltswirthBchalltUcheii"  PndoctioiisJtosten  (CrnndlegoDg  §.  83)  hlnnns. 

B.  Port-  nnd  Rückwälzung  sintl  dagegen  UebcrwUlznngen, 
durch  welche  KSteuerzahler  uud  eventuell  bisherige  iSteuci träger 
ihre  Steuer  ganz  oder  theilweise  au l"  Dritte  schieben.  Hier 
wird  daher  <ler  rntei  iLliicd  zwischen  Steuerzahler  und  bteuerträgeri 
^teaerqaelic  uud  bteucrobject  practisch  wichtig. 

1.  Die  FortwälzuDg  Ist  dann  die  Ueberwäiznng  in  der  Richtung 
vom  ersten  Steuerzahler  zn  einer  anderen  Person^  weiche  so  Stener- 
träger  wird,  nnd  eventnell  weiter  von  diesem,  als  erstem  Stener- 
triger  zu  einem  anderen,  zweiten,  dritten  u.  s.  w.  Stenertrfiger. 

Sie  geht  diher  legelmfissig  vor  sich  rem  Angebot  znr  Nachfrage,  irom  Produ- 
centen  eines  besteuerten  Artikels,  oder  rom  Händler  damit  zum  Känfer  desselben,  bez. 
ZQm  Consumenten,  vom  Unternehmer  einer  besteuerten  Unternehmung  zum  Kunden 
der  letzteren  oder  zum  beschäftigten  Arbeiter,  vom  (direct  oder  durch  auf  ihn  im 
Preise  Ikberwilzte  indirecte  Stenern)  bestenerten  Arbeiter  so  seinem  Arbeitgeber 
ttsd  weiter  vielleicht  von  letzterem  zum  Käufer  der  Arbeitsproducte. 

Fortwälznn^  wird  1<  ninach  allgemein  vorausgesetzt  bei  den  indirccton 
Sieuern.  i.  Ii.  bei  den  £iiiiuhrzölleu,  den  Octrois,  den  inneren,  beim  Producenten  er- 
hobenen Verbraucbaateaern;  es  Mgt  sich  wieder,  wie  weit  diese  Annidime  sieh  rer- 
wiiklirht.  Fortwälzung  erfolgt  eventuell  aber  auch  ^n.» e  n  di-;  Voraussetzung 
bei  direct en  Steuern,  so  etwa  bei  gewissen  Ertrags-,  auch  bei  Personal-  und  £in- 
koiunenstcucrn  (§.  97). 

Die  Fortwälzuüg  wird  zur  Wei  t  e  r  wälziuig,  wenn  die  Steuer 

von  denjenigen,  aufweiche  sie  tort^^ewälzt  worden  war,  nun  Dritten, 

von  diesen  Vierten  u.  s.  w.  zugeschoben  wird. 

Z.  B.  der  Zoll  wird  vom  ürosskaufmann  ,  welcher  die  Waare  einführt,  gezahlt 
uxid  im  Preise  auf  den  Zwischenhändler,  von  diesem  ebenso  auf  den  Kleinhändler 
reu  diesem  nof  den  Qtstwirth,  ron  diesem  »uf  den  Gast  gewibt. 
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2.  Die  Rttck wÄlzuDg  erfolgt  tinigekebrt  in  der  Kichtung  vou 
der  doroh  fortgewälzte  Steuer  erst  zum  Öteaerträger  gewordeDeo ; 
Person  sarflck  anf  den,  welcher  sie  ibm  zngewälzt  hatte,  eventaeO 
b»  Kam  entdn  Fortwälzenden.  Vielleieht  wird  dann  d a re  h  d ieiea 
und  wegen  dieser  Rtfekwälznng  wieder  eine  Ueberwähsnng  auf 
Andere  eintreten,  welche  in  diesem  Fall  eine  nene  ^iFortwlliang*' 

Die  Bflckwllzoiig  geht  daher  Tor  sich  von  der  Nadifhige  warn  Angebolt.Tea 

K&ufer  üDd  Consnmenten  des  im  Preise  wegcD  der  Steuer  gestiegenen  Artikels  ra 
de-^^si^n  Hitndlor  und  Prodoccnten,  vom  Kunden  und  Arbeiter,  auf  welche  Stenern  fon- 
gti walzt  worden  waren,  zum  Catemehmcr,  vom  Mietber,  dem  eine  Haasstener  de» 
VflnnieÜiMS  mgevilit  wtr«  auf  den  Yendether  tt.  a.  w. 

Stehen  zwischen  dem  ersten  Fortwälzenden  und  dem  Rück- 
wälzenden  mehrere  Zwischenglieder,  wie  z.  B.  zwischen  dem  Gross- 
kanfmaim  und  dem  (  oüöuiuenten  eines  bezollten  Artikels,  kann 
die  KUckwälznng,  welche  sich  vom  RUckwälzenden  zu  seinem  ersten 
Vordermann,  von  diesem  zum  nächsten  n.  s.  w.  ToUaieht,  wieder 
als  Weiterwftlaong  beseichnet  werden. 

FOr  alle  diese  Arten  der  Uebcrwftlzang  lassen  sich  nun  einiu'C  allg^emcinc  Bagdi 
deductiv  ans  der  Untersuchung  der  ^Vi^lk^amkeit  der  im  Verkehr  einwirkenden  Fartor^.'t, 
unter  Annahme  bestimmter  Voraussetzungen  in  Betreff  letzterer  und  bestimmter  Fk- 
dingungcn,  onter  denen  sie  wirkaan  werden,  aUeiten  und  darck  die  Erfabmog  einiger- 
maassen  bostAtigen.  Diese  Segeln  specialisircn  und  modifidren  sich  dann  für  die 
einzelnen  Arten  der  Steuern,  zum  Theil  auch  der  Stcacrohjectc,  der  Krhebungsformea 
u.  d^  m.  Hier  handelt  e&  sich  unr  um  die  Aoistellung  der  allgemeinen  R^dü. 
Die  Yerlilläiiflee  der  tieberwilznng  bei  dnaelnen  Steuern  v^en  dnbei  nur 
und  Beispiel  angeführt.  Einige  Ausfuhrungen  über  die  TcIm  rw.ilzung  bei  wichlignreii 
Sfenerarten  folgen  in  i^.  151  — 153.  Weiteres  dariib  r  gehört,  wie  schon  bemerkt,  iu 
die  specielle  Steuerlehre.  —  Ausser  auf  Rau  I,  ^.  2t>7  ff.  und  v.  Hock  a.  a.  0. 
verweise  ich  beaooders  auf  Pnrieii,  tndtö,  I.  S9.  8.  mmit  aanendiGh  t.  Falei 
und  Knizi. 

VI.  Regeln  fttr  die  Ueberwftlsnng. 

§.  145.  —  A.  Abwälzung. 

In  Bezug  auf  sie  gilt  Rau 's  Satz  TI,  §.  268),  dass  die  Be- 
steuerten, „wenn  und  soweit  es  ihnen  gelingt,  ihre  Einkünfte  durch 
verstärkte  Leistungen  im  Gebiet  der  £rwerbsthätigkeit  um  den 
Steuerbetrag  oder  nm  einen  Theil  davon  zu  vergrössern,  keinen 
anderen  Naehtheil  von  der  Steuer  haben,  als  dass  sie  mehr  Zeit 
nnd  Kraft  aniWenden  müssen.^'  Ftthrt  gerade  die  Bestenenmg  selbsl 
an  einem  soleben  Streben  vermehrter  nnd  verbesserter  ökonomisdi' 
tecbntscher  Leistung,  z.  B.  zu  technischen  Fortschritten  im  Betrieb, 
uiid  bat  dies  Streben  Eilulg,  so  kann  die  Abwälzung,  einzel-  und 
volkswirthscbaftlich ,  sogar  spccifische  Vortheile  mit  sich  bringen, 
vorausgesetzt,  dass  Zeit  nnd  Kraft  der  Besteuerten  nicht  liberraässig 
angespannt  oder  anderen  berechtigten  oicht-wirtbscbaftlichen  l&ter- 
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esseD  Dicht  zu  sehr  entsq^n  werden.  Gewisae  Stenern  nnd  nament- 
lieb  gewisse  Yeraolagiugs-  asd  firbebungsfonneD  einer  Steuer  baben 
nvn  va  der  Tbat  öften  die  Wirkung,  die  Besteuerten  (Steuenahler) 
SU  aolcben  (^konomiBeb-teohniscben  Prodnetionsfortsehritten  ansu- 
spornen.  Wenn  dann  Prodnote  mit  einem  geringeren  Aufwand  Ton 
Arbeit,  worein  sich  schliesslich  alle  Kosten  auflösen,  besonders  mit 
kleineren  ,,natörlichen"  Kosten  (Grnndlegung  §.  83)  prewonnen 
werden,  so  kann  die  Abwillznnj^  einzel-  und  voikswiiihstjhaftlich 
p'm  erheblicher  Gewinn  werden,  der  bei  dem  Urtheii  Über  eine 
äteuerart  and  Erhebangsi'orm  sehr  wohl  mit  berücksichtigt  werden 
muse. 

Die  Abwälaong  kann  vor  sieh  geben  dnrcb  Vergrössernng 
und  Verbesserung  des  Products  bei  gleiohem  Arbeits-  und 
ICapitalaufwand  oder  bei  einem  solchen,  weleber  in  geringerem 
Grade  steigt  als  sieh  das  Produet  vergrOssert  und  verbessert;  femer 

bei  gleicher  Menge  und  Güte  des  Products  durch  Ersparung 
am  Arbeits-  und  Kapitalaufwand,  uiithiii  an  den  Pro- 
(1  actio  IIb  koste  11  oder  durch  grössere  Ersparung  hieran  als  einer 
etwaigen  Verminderung  der  Menti-e  und  Gtlte  des  l'roducts  ent- 
spricht. Es  hängt  dabei  von  dem  Verhäitniss  ab,  in  welchem  sich 
Kosten  und  Preise  der  Producte  proportional  verändern  oder  nicht, 
wie  sich  alsdann  die  Vortheile  der  Productionst'ortschritte  swiseben 
dem  Besteuerten  einerseits  nnd  der  als  Käufer,  Arbeiter  u.  s.  w. 
an  der  Produetion  und  an  der  Oonsumtion  der  Producte  direet 
oad  indirect  mitbetheiligten  Bevölkerung  anderseits  vertfaeilen: 
jedenfalls  bat  die  Volkswirthscbaft  als  Ganses  betrachtet 
tiücu  Gewinn,  weil  niehi,  besser,  mit  geringeren  Ku.stcii  producirt 
wird.  Der  Besteuerte  aber  vermindert  relativ  lÜr  sich  und  für  die 
Gesamnitheit  des  Volks  die  Steuerlast. 
Hierher  gehörige  Fälle  können  sein: 

1.  flinwirkungen  der  Gesammtbesteuerung  der  Ein/.eiueu 
wie  des  gansen  Volks  auf  gesteigerte  Thätigkeit  nach  den  beiden 
Toriiin  genannten  lUebtungen,  besondersi  wenn  soiebe  Besteuerung 
hoeh  und  etwa  aueh  drückend  veranlagt  ist  (Vermögenssteuer). 

Bei  dor  Vcnrickdtheit  der  umschlagaDde&  Verb&ltnisso  ist  Ureflidi  edüi  tpmtt 
Beweis  f'^r  im-  Milflu-  \\  irknn.;  der  Be8leue^u^^^  niemals  iiiAj^Ürh,  aber  es  lassen  sidh 
doch  TbaUiaclivü  le^btdleii,  weiche  dieso  Wirkung  mein  oder  weaiger  walirscheinlieh 
aacheii  kOnneo.  Auch  toh  TOToherain  Ist  diesellM  unter  gewissen  Cnu^inden  nidit 
nnvalnsGlieialicb  and  ihr  thatsächlichos  Vorhandensein  ist  hie  and  da  behauptet 
Vörden.  So  von  M'CoIIoch  (taxation.  p.  6  ff.):  ohne  den  französischen  Krieg  und 
die  erhöheto  Bestuaemug  wurde  daa  Kapital  der  Briten  nicht  grösser  geworden  &ein, 
Iis  es  nitet  diesen  Uvstinden  geworden  {?,  HsadeJssopnauilfe,  FoilKhfitt»  der 
nschioeUen  Teclinik  ■.  s.  w.  wibrend  jener  Zeit  haben  dodi  wohl  melir  geleistetV 
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2.  Wiebtiger  sind  solche  Fälle,  wo  eine  bestimroteeinselne 
Steuer  oder  SteneryeranlagoiigB-  und  -erhebuDgsart 
(„Besfeaenmgsmethode")  notoruch  sn  gewissen  tecbniseheo  Pro- 
dacUoDsfortBchritten  antreiben,  dnrcb  welche  die  Last  vermindert 
werden  kann. 

Hier  libbt  sich  das  Ob,  Wie  und  Wie  viel  der  ciugctrutuacu  Abwälzuijg  «üch 
Adten  ziemlich  sieber  coo^Hren  und  auf  g»iis  bestimmte  Okonomisch-teeli» 

uischc  Fortschri f to .  sei  es  bei  der  GcwiDnung:  eines  grösseren  und  besseren  Pro- 
ducts, sei  es  bei  der  £n>parung  an  Kosten,  durch  Verbesserungen  des  Betriebs,  der 
Maschinen,  Apparate  u.  dgl.  in.  zurückfuhren.  Derartige  Fälle  liegen  insbesondere 
bei  solchen  iudirccten  Verbrauchssteuern  vor,  welche  beim  Prodocentai  nach  der 
Menge  des  Kri}is»offs  oder  nach  teclinischen  netriebsmerkmalen. 
denen  auf  die  Kohbtoümengc  oder  babrikatmengo  geschlossen  woideo  kann  nnd  im 
Stetierrecht  geschloraen  wird,  erhoben  werden,  mhtü  Itot  sich  die  gleiche  Stenei- 
biiiume  auf  eine  grössere  Menge  des  fertigen  Products  vertheilen  und  so  relatir,  flu 
die  Einheit  des  letzteren,  vermindern.  Die  wichtigsten  Beispiele  der  neueren  Steoer« 
technik  liefern  gewisse  Formen  der  Branntwein-,  Bier-,  ZackerbesteueruDf. 

Kiherea  in  der  epeciellen  Steuerlehre.  8.  r.  Hock  S.  100.  Nach  ihm  nahn 
man  in  Oesterreich  1836  an,  dass  aus  einem  Eimer  Maische  uiehliiror  StofTc  (Getreide. 
Kartoffeln)  2^^"  Alkohol.  1S49  4",  l^oß  5".  1862  in  grossen  gut  frcK-ireten  Bronnerdc» 
7 — 77«*  erzeugt  wertlen.  Bei  der  Kübenzuckeipruduction  ging  mau  um  1S40  h 
Devfsciiland  von  der  Annahme  ans:  aus  20  Centner  frischer  Rüben  1  CentOttr  Bob- 
zucker.  Durcli  Bau  /.uckerbaltiirtrcr  RdbLii  und  durch  technische  Fortschritte  in  der 
FabricatioD  sank  der  erforderlicbe  Betrag  an  KohsstofT  immer  mehr,  jetzt  braucht  man  nur 
noch  T.6  bis  9  Centner.  8.  über  die  Folgen  des  Uebergangs  zur  BohstoATbestenerung  bei 
Zocker  in  Frankreich  Fin.  III,  §.  269.  Ein  Beispiel  aus  dor  nraitiitreinbeitcuerting 
der  schottische  Blasenzins  (Fin.  TH.  S  ^'V'V  Yiolo  Beis}>iele  aus  der  Gescbichtf 
der  Branntweinsteuer  in  J.  Wolf,  Branntweinsteuer,  Tubingen  1^64,  der  Zackentoaer 
iD  r.  Kaufmann,  Znckeriadaslrie,  Berlin  lft78. 

Verwandt  sind  ähnliche  Erscheinungen  bei  Ertragssteuern,  besonders  be: 
solchen  mit  fest  bleiben  den  (stabilen)  und  hohen  Steuersätzen,  welche  ebenfalls 
dazu  anreizen  können,  die  Steuerlast  durch  Steigerung  der  Erträge  vcrh&ltnisäffii:>sig 
zo  Termindern. 

Hier  «ind  freilich  andere  Umstünde  (s.  §.  146),  die  mit  der  Besteuerung^  nicht 
zusammen  hängen ,  wie  aligemeine  Veränderungen  der  ^rei^c ,  Absatzverhältuissc. 
Cnltursysteme,  dann  speciellc  technische  Fortschritte  noch  wichtiger,  so  iu  den  auch 
von  V.  Hock  anirefubrten  Beispielen:  entrlische  Landtaxe  von  1696  war  anfangs  20%. 
Mitte  19.  Jahrhunderts  Vj--37o  vom  Reinertrag  (M'Culloch  S.  58);  die  französische 
Grundsteuer  sank  reell  iu  diesem  Jahrhundert  von  c.  16—17  anf  4VaVa  i^  1^''^ 
(Fis.  KI,  S.  441);  die  MterreiehiMhe  Grandsteoer,  im  Normabatz  ron  16  7«  (1824} 
werde  um  1860  durchschnittlich  nur  auf  6  7o  angenommen;  die  neue  preus^ische 
von  1861  If.  von  nominell  über  0.5  ®/o  ist  reell  wohl  nur  höchstens  halb  so  hoch  im 
Durcbächnitt,  vermuthiich  vielfach  (wenigstens  vor  der  neuesten  ungünstigen  Zeit)  aui 
2--3Vft*  In  solchen  FUlen  spielt  aber  allerdings  auch  die  gleich  anftiiglicli  (« 
niedrige  Einschätzung  mit,  so  in  den  drei  «genannten  Beispielen. 

Auch  die  blosse  Höhe,  daher  namentlich  die  Erhöhung  des  Stenerfusse^. 
hui  i>üUil  gleich  bleibeudci  BeäteucrungsmcthoUc.  laun  auf  technische  BctrieWortschritte 
hindrnngcn,  tun  darch  Ersparaogr  m  aoderweiten  Herstellaogtkosle&  die  Steaerlsst 
zu  erleiehtcni,  namentlich  etwa  nicht  genöthigt  zu  werden,  den  Preis  des  fertigcu 
Products  zu  sehr  zu  erhöhen  und  so  an  Absatz  eiuzobussen.  Ein  neuestes  Beiipiei 
liefert  die  baierische  Biersteuer  (s.  Schanz  a.  a.  0.). 

An  und  für  sieb  kann  eine  solche  Wirkuu«^  der  Hesteucruntr 
dem  Staate  nur  erwiiiiscbt  sein,  denu  auch  der  eigeutlich  volks- 
wirthschaitliebe  Keiuertiag  steigt  dadurch.  Aber  in  einer  Hin 
sieht  hat  die  Sache  auch  ihre  ernsten  Bedenken:  dazu  im  Staode» 
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eioe  solche  Abwälsniig  zv  bewerkslelligeD ,  sind  die  Stetteraahler, 
s.  B.  die  Prodneenten  Jener  indireet  beflteaertei)  Artikel,  dnrobans 

nicht  in  gleichem  Maasse. 

Sic  gelingt  allein  oder  menigstens  vorzüglich  nur  den  „befähigteren  Elc- 
dienten'',  namentlicli  ausser  den  virUich  Ökonomisoh  und  technisch  geschickteren  und 
'Iiätijreren  Stciicrzalilern  ilenjcnigen  von  Ihnen,  welclic  ilhrt  ^M-rissero  Kapitalien 
Krfdgeji  und  alle  erforderlichon  technischen  Voiändcrungcm  des  üetricU  leichter 
dvrehftlbren  kSnoon.  Im  Ganzen  Ist  daher  der  Gross  botrieb  beaondon  im  Stande, 
sioldbe  Abwälzungen  zu  beinrk  n  Ja,  ein  gewisser  grösserer  Umfang  des  Betliobs  ist 
rnitODter  die  Voraussetzung  de»  Erfolgs  der  BLfriclisändcrnn^rr'n  in  dieser  Richtung 
aad  die  Besteuerung  begünstigt  daher  die  ohnehin  vicitach  bestehende  Tondcu/. 
znm  Grossbotrieb  (Grondlcgung  §.  187).  Bei  der  Spiritos>  und  Zockorindastrie 
begünstigen  zumal  die  Methoden  der  Bestcuoruii;jr  nach  liohstoil',  Belriebsmerkmalen 
'cn  firos-hctrieb  entschieden.  Dies  hat  nun  aber  nicht  tuir  manche  andere  Nach- 
iliciti:;  eä  fuhrt  auch  zu  einer  reellca  Uugleichheit  der  licstuuerung.  Die  Klein- 
betriftb«  werden  verdringt  oder  mUssen  einen  Theil  der  Steoer,  die  sie  fi^leicbt  nur 
analcgen  und  fortwälzen  sollten,  wirklich  auf  si<:h  nehmen. 

Die  hier  »ich  ergebenden  Missverhältnissc  hat  man  mitunter  selbst  im  Steuer- 
recht beracksichtigcn  müssen.  So  zahlten  uacli  der  norddeutschen  Branntweinsteuer- 
!rcs«tzgebung  kleine  ländliche  Brennereien  unter  gewissen  Bedingoogcn  nor  V«  ^^'^ 
Normalsatzes  der  Steuer.  Auch  im  neuen  deutschen  Keichsgesct/:  vom  24.  Juni  1SH7 
fili  LWine  Brennereien  bei  der  Maiscbbotticlisteuer  nocli  Ermässigungen.  Aehnliches 
im  Winter  1S89/90  in  Baiom  bei  dem  Halzaufechlag  geplant 

Eine  solche  Wirkung  in  Bezug  auf  die  Besteuerung  kann  nur  durch  eine  bo- 
>taüdi-  e  Nenregelung  der  Grandlagen  der  Stener,  wobei  jedem  betreffenden 
rrodocuomtortschritt  sorgtaitig  oud  casuistisch  nacligegangcn  wird,  compensirt 
weiden.  Allein  ein  solobes  Verfabren  bat  wieder  manobe  andere  Bedenken  und  (bat- 
^icblich  meist  unüberwindliche  steuerteclinische  Schwierigkeiten.  Wie  so  oft  im 
Stencrwesen  brinirl  dalp  r  auch  die  Abwälzung  wieder  manches  ueuo  Dilemma  mit 
sicli.  Das  wird  von  v.  Hock  u.  A.  nicht  genügend  berücksichtigt,  l'ür  alles  lui 
Vorausgehenden  Gesagte  (wörtlich  aus  der  1.  Auflage  S.  274)  goto  Beiego  in  den 
Ichrreithen  Erfahrungen  beim  baierischen  Malzaufsclilag.  (S.  Sthanz  a.a.O.).  Auch 
die  seit  Schanz'  Arbeit  erfolgte  Weiterentwicklung  der  Bierbrauerei  in  Baiern  bestätigt 
dii  Gesagte.  Immer  mehr  Sieg  der  Grossbrauerci,  besonders  der  Münchener,  Ucbcr- 
ftog  in  ActieofesoUscbaften  (worauf  freilich  auch  andere  Umstände  einwirkton), 
«.msigstes  Streben  zur  Alt?atzerweiterunü  (VerdrUngung  fränkis-dn  n  Bieres  durch 
Muftcbeocr  zum  Theil  auf  dem  uoiddeutscheu  Markt).  So  wird  die  „hohe  Steuer'' 
in  der  Tbat  ein  Ansporn  xam  Fortsebiiltt  Staatscasso,  selbst  Goosumenten  gewinnen. 
tb«r  der  Haoptpiofit  flllt  wieder  dem  privaten  Grosskapitalismus  zu! 

3.  In  zablreiobes  Fällen  kann  aber  gleiebwobl  der  Stenerdrnck 
za  Abwälzungen  gar  niebt  oder  nicbt  weiter  fabreo. 

So  wenn  Zeit  vnd  ArboltskrafI  scbon  binlängUch  angespornt  sind,  der  mögliche 
technische  Betriebsfortscbfitt  erreicht  ist,  —  wobei  man  es  freilich  mit  ausserordentlich 
"Ustischen  Verhältnissen  ?n  thnn  hat.  (ireti^en  indessen  doch  vorhanden  sind,  z.  B. 
IQ  der  Stdgerungsfäbigkeit  des  Zackergehalts  der  Kuben  und  der  AusbringungsiUbig- 
ksit  des  Zockers  ans  ibnen  — ;  oder  wenn  es  an  Kapital  fOr  eine  veigrOssorto  Pro* 
duction  oder  an  Absatz  für  mehr  Produete  f.lilt;  oder  wenn,  wohl  oder  übel,  die 
Hehnahl  der  B'^^fpQerten  einmal  nicht  /n  den  erforderlichen  Fortschritten  lM>fJihii:t  ist 

Man  wird  sich  daher  DameuUich  io  Ländern  mit  starlcer  An- 
spannung der  öteuerschrattbey  vollends  wenn  die  Steuererträge 
grossentheils  zur  Yerainsung  Ton  Staatsschulden  (etwa  gar  im  Ans- 
laod  befindlieber)  und  snr  Beetreitang  dee  Militäraufwand»  dienen, 
doeb  baten  mtfssen,  ateb  bier,  wie  es  wobl  geaebiebt,  ebne  Weiteres 
oder  so  eebr  anf  den   Sporn"  der  BoBleuerang  snr  Abwftlsung 
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zn  verlassen.  Die  Steuer  kaoo  hier  auch  umgekehrt  bei  den  kleinen 
Leuten  (ländlichen  Grundbesitzeriii  Handwerkeni|  Kleinindaetrielleii 
n.  8.  w.)  vollends  jeden  Schaffenemath  Ifthmen,  den  Stampfuim 
noch  steigern  nnd  somit  die  Prodnotion  eher  noeb  ▼ermindem  oder 
veraebleebtem.  „Ueberstenerte^*  Lftnder  nnd  Volksclassen  seigeo 
wohl  Symptome  solcher  Wirkungen  der  Bestenemng. 

§.  146.  Mit  der  vorausgehend  erörterten  Abwälzung  ist  eine 
andere  Art  derselben  nicht  zu  verwechseln,  wenn  dieselbe  anch 
im  Kffecte  das  gleiche  Resultat  für  den  Besteuerten  mit  sich  t^hreo 
kann:  nemlicb  die  thatsäohliche  Abwälzung  stabiler 
Stenern  in  Folge  allgemeiner  reeller  Vermehmng  der  dergestalt 
besteuerten  Erträge  (Einkommen  n.  s.  w.)  oder  in  Folge  gewisser 
FreiserbObnngen  der  flir  den  Geldwerth  der  Erträge  nnd  Emkommes 
maassgebenden  Produete. 

Hielior  gehören  naincutlich  gewisse  Vorgänge  bei  recbüich  oder  tliatitächlich 
»tabilea  Ertra^ssteucm,  besonders  bei  der  Grund- and  Geb&ode-,  auch  bei  der 
Geverbesfenar,  veon  feste  Steaersommen  auf  die  Ertxagsqii eilen  gelegt  sind. 
Die  Ertragssteigerung  mit  oArr  ohne  Mitwirken  des  besteuerten  Rcrht^inhnhers  dtr 
SteuerqueUe  (bteigou  dci»  kiiidwiitbscbaflUdien  Bodenertrags,  der  ürundrente,  der 
Mfetfarento),  die  Preiarteigorung  dor  fiodesprodncte  (Getreide,  Vieh)  fahren  hier  Ikkr  dea 
Besteuerten  zu  einer  reellen  relatiren  Vennindemug  seiner  Steuerlast,  d.  h.  zu  einer 
theilweisen  Abwälzung  der  Steuer.  ^»-1  filteren  Grundsteuern  und  selbst  bei  nener  n 
nach  stabilem  KMaster  ist  diese  NViri^uiig  Ofteis  in  grossem  Umfange  eingetreten, 
bei  der  Bearthelliittf  selcher  Stenern  fiie  Gewicht  fUlt  Im  ganzen  Steuersystem  eot- 
stehlen  alsdann  gerade  ilurcli  diese  Art  der  Ucbcrwal/ung  ünfiloichinassigkeitoD. 
welche  ihre  A'«st<'nun<^  in  Kt^t'oruien  der  betreHenden  Steuern  oder  ia  Mulenreites 
Ergäiuuug'ca  und  luigeätaliuiigeu  des  Stcucn>yi>tciub  änden  uüsst^n. 

8.  die  Beispiele  im  vorigen  Paragraphen  bei  Nr.  2;  StSilcere  yeiiBdenuigca. 
be/.  ErntässigiiDgen  der  reellen  Steaemätze  treten  in  relativ  kurzer  Zeit  auch  bd 
Gebäudestenem  mit  einer  ^^  rnnla^nn^art  wie  /.  B.  in  Oesterreich  (Haasdnssteaer 
verglichen  mit  der  Uauscla^^uusteuer),  mehr  noch,  wegen  der  längeren  iätabiütit  dei 
Einecfailzirag,  in  PreoBien  In  raach  fortschreitenden  Stidten  ein.  Dndnivh  wild  dan 
diese  Steuer  als  Staatsstcuer  sehr  ungleichmässig:  niedriger  in  Städten,  die  im 
Aufschwung  begriffen  sind.  a,h  in  stagnirenden  Orten  oder  als  «nf  dem  platten  Lande, 
wie  man  in  Preusson  und  Oesterreich  siehL 

Ob  man  die  in  diesem  Pwafinphen  bosprochenen  Vorg^Uige  Oberhaupt  ar 
Steucrabwälzung  stellen  soll,  kann  übrigens  fraglich  erscheinen.  In  der  Wirioag 
stehen  sie  d«,'n  im  vorigen  Paragraphen  dai'geitollten  zwar  gleich,  aber  sie  vollziehea 
äich  unabhängig  von  den  betheiligten  Besteuerten,  nicht  in  Folge  voe 
Willent-  und  Handlungs- Anregungen  dudi  die  Stener,  sondern  in  Folge  f«n  „Con- 
jnnctven**.  (S.  nach  Knisl  8.  79.) 

§.  147.  —  B.  PortwÄlznng. 

Zum  Theil  im  Auscliluäs  au  Parieu  a.  a.  0.  Kau,  l,  ^.  269  Ü.,  r.  Hocl> 
S.  Ol  ff.  8.  nnch  KnizI  (so  8. 118  ff.)  nnd  Bobert  Meyer  a.  a.  0. 

Hierfür  gilt  die  Regel:  die  Steuer  wird  vom  Steuerzahler  oder 
erstem  Steuerträger  daun  und  in  dem  Maas  sc  und  um  sn 
leichter  fortgewiUzt;  als  derselbe  bei  dem  in  Betracht  kommendeii 
Angebot  eine  Einsc.hrftnknng  vornehmen  kann  and  will,  in 
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Folge  deren  ein  nonmebr  kleinem  Angebot  der  gleichen  Nach- 
^nige  gegonttber  steht 

Bei  Stenern,  wekhe  fom  Vorstand  einer  Unternebmuag  geitlilt  werden,  handelt 
es  sich  daher  nm  eine  entsprechende  Productionsüiusrhr.lnkunp:,  dio  voraussicht- 
lich Bicht  sofort  Ton  «ndorer  Seite  darch  grössere  Frodaction  oder  Zul'abr  wieder 
avigeirof  en  viid.  Bei  Penenihtevem,  wie  a.  B.  nnf  den  AtMliIohn ,  entscheidet 
sich  die  Fortwilzang  danach,  wie  das  Arbeitsangebot  reell  rennindert  wiird. 

Maasagebend  sind  hier  nnn  dreierlei  Retben  von  UmslfUiden: 
dkonomiseh-tecbniscbe  Verbftltnisse  der  betbeiligten  Unter- 
nebmnngen,  Gewerbe,  Ertragsquellen  n.  s.  w.;  persönliche  nnd 

persönlich-ökono mische  Verhältnisse  der  betheiligten  Steuer- 
zahler; endlicli  die  VciliiiltDissc  der  w  i  r  t  h  8  c  Ii  a  ft  1  ic  h  e  n  K  c  cli  t8- 
ordnung  in  ihrcni  Einfluss  auf  die  Möglichkeit  eiuer  rellen  Au- 
gebotsverm  i  uderang. 

1.  Nach  ihrer  ökonomiscb-teehniscben  Einrichtung  sind 
diejenigen  Unternehmnngen  n.  s.  w.  begünstigt,  welche  vomemlicb 
mit  nmlanfenden,  diejenigen  in  erschwerter  Lage«  welche  vor* 
nemlicb  mit  stehenden  Kapitalien  (wozn  hier,  nach  der  hier  in 
Betracht  kommenden  priyatwirtbsebaftliehen  AnffassuDg, 
auch  Gruüdstlicke  imd  Häuser  zu  rechnen  sind)  producireii. 

Daher  ist  die  Foitwälzung  leichter  und  sicherer —  von  vorübergeheiidcu  Uon- 
i<mctnriett-RuckschIägcn  <il)gr.sLhen  —  im  Handel,  auch,  wenigstens  soweit  dieser 
l'un.~t  t  rifst  hcidct.  noch  iin  il a  ii  d  w  crV ,  schwerer  in  der  l  al)  r  i  k;v t io n.  zuuiai  in 
tier  mit  grossem  und  wcrthvoUcm  steheudco  Kapital  (Gebäude,  Maschinen)  arbeitenden, 
vtdiends  In  der  Bodenprodnction,  beim  Grnnd-  und  Hansbesitz. 

Wichtig  kann  dabei  auch  noch  die  spet  ifi««  Ii  technische  Natur  der  sach- 
urhcii  P  1  odu ctionstn ittel  (Kapitalien,  Gebiiudi',  Ma<<  hiri'n')  und  dk-  ökonouiisch- 
technische  hatoi  der  Prod acte  selbst  werden.  Die  Fori wiü^uug  ist  um  so  schwerer, 
je  mehr  ein  Prodoctionsmittel  nor  zn  einer  oder  wenigen  bestimmten  Prodnctionen 
dienlich,  daher  je  fester  es  an  die  bisherige  Pioduction  gebunden  ist.  z.  R.  im  Falle 
ron  Maschinen,  von  Gebäuden  fur  bestimnifc  tiicl)o  (Fabriken,  Mublen),  von  Grund- 
stücken fQr  bestimmte  Eiuzekwecke  (BcrgwciLsbodcn),  und  nmgckohrt. 

Die  Fortwilznng  ist  femer  am  so  schwerer,  je  weniger  loc«l  gebandcn  die  Pro- 
luction  ist,  je  leichter  sich  der  Bedarf  anderswoher,  eventuell  zum  alten  Preise,  ver- 
sorgen kann,  je  mehr  das  betreffende  BedUrfniss  eine  Einschränkung  vertragt,  auf- 
schiebbar ist,  sich  durch  Surrogate  befriedigen  lässt,  je  transportfähiger  nach  ihrer 
Beschafienhdt  ond  ihrem  VVtrthe  die  Prodacte,  je  besser  die  Ck>mmunieationsmitt.(d 
•ind,  nnd  nmgrckehrt.  Eine  Fortwäl/.un'j:  von  Steaeni  wird  daher  z.  B.  dem  Landwirfli. 
Bergmaon,  Forstwirth  besonders  schwierig,  zooLal  bei  technisch  hoch  ontwickoltem 
Comnumicaliontwesen  (Dampf!).  Die  practfschen  Verichter  der  Theorie  in  unseren 
neueren  Stenerdcbatten  haben  trot/.dcm  die  eigene  Theorie  aufgestellt,  dass  bei  uns 
J'^r  Preis  der  Bodenprodocte  durch  -  dir  (Iriindstcner  erostcijrort  werde.  Das  ,, Boden- 
lose" dieser  Tbeorio  wei:it  Conrad  im  Vorwort  zu  Kremp,  Eiiiäuss  des  Ernteaus- 
fidb,  Jena  1879,  S.  IV,  mit  Recht  scharf  ab.  Es  f^t  sich  eben,  ob  die  Grundsteuer 
la  den  „Prodactionskosten"  zu  rechnen  ist  (§.  151).  Aber  selbst  wenn  das  ge- 
schieht und  in  ^ewis!icr  Hinsieht  sich  rerhtfcrfiifen  lässt,  bleibt  die  Möglichkeit  einf  i' 
wirkliciicü  UcbuiwaUung  dieotu'  Steuer  auf  den  Preis  des  Products  sehr  fraglich 
und  wird  in  der  Praxis  meist  nur  bei  der  Verwandlung  der  Steuer  in  Zins  ftr  eine 
bei  Besitzwechsel  erfolgte  8teiterimcrti<<atton  stattfinden  kOnnen. 

Die  Fortwälznng  hängt  endlich  noch  ab  von  der  nach  den 
einseben  Betrieben  sehr  verschiedenen  SohwieriglKeit  oder  Leichtig- 
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keitf  unter  den  Prodncenten  ein  gemeinsames  gleichartiges 
Vorgehen  in  Bezog  anf  die  Regelong  der  Prodnetion  und  des 
Angebots  tvi  bewirken. 

(K  •  Q  I,  &  269  liebt  die»  bosonden  herror.)  In  der  Lwidwirthscltaft  kaoB  dam 
bei  der  gewflbiuicbcii  Lage  der  Bo^it/-  und  netriebsTerh&ltniM  ktum  jemals  die  Bade 

sein,  fast  ebont«o  wciiiu  itn  Handirerk,  eher  in  einzelnen  in  grossen  Untern elirnnDs^n 
coucentilitcu  iabhiiauous-  oud  Ilaudeläzweigea,  wo  sich  das  „äarteüprincip**  auch  lu 
eolchen  FftUen  invendeii  lanen  möchte  (iniericaaiseh'etifliecbe  „Trusts**!). 

Oefters  werden  aber  auch  hier  die  w i  i  t  h s c h a f 1 1  i c h  kräf- 
tigsten rntcrncbmcr ,  welche  am  Leiclitcsteu  die  Itlr  eine  nni- 
fasscudc  Fortwälziuif;  criorderliclicii  Maassregeln  durchlühreri 
l^önnten,  gerade  eiae  öondersteUuDg  eiuzanehmen  fUr  das  ihaeu 
Vortheilbafteste  halten. 

Sic  steigern  rielleicht  gerade  ihre  Production,  suchen  ihren  Absatz  zu  crvei-> 
lern,  indem  sie  im  grösseren  Betric^^c  an  f^cneralspesen  und  eigentlichen  Prothictions- 
kosteu  zu  sparen  whtöou;  sie  halten  riclieicht  abbicbtUcb,  trotz  der  Möglichkeit,  die 
Stener  auf  den  Preis  zn  QberwXlxen«  am  niedrigeren  oder  nlcbt  tun  die  rolle  Steuer 
gosteiK^crtcn  Preise  und  gleicher  Qualität  des  Products  fest,  um  schwächere  Con- 
'•um-iifcii.  'lie  nicht  so  V'-rfaliron  können,  um  so  leichter  aus  dem  Felde  zu  schJa^eii. 
Ein  solches  Vorgehen  kann  ihnen  vielleicht  vortheilhafter  sein,  als  wenn  aie  die  Steuer 
ganz  oder  in  grOeseiem  Maaaie  Qberwibten.  (YarhlltniBie  bei  der  batoischea  Bbot- 
fltener.) 

Die  etwaige  Produetionseinsehränknng,  sn  der  Andere  dann 
greifen  oder  genOtbIgt  werden,  kommt  ihnen  hierbei  noch  zu  Oote. 
Die  besteuerten  Arbeiter  vermögen  yollends  selten  der 

Besteuermi-  -c^enUbcr  ein  gleichartiges  Verl'ahreu,  dat>  die  Fort- 
wälzuug  der  Steuer  gestattete,  einzuschlagen. 

Da  nun  immer  alle  diese  verschiedenen  Momente  zusammen 
wirkeu,  in  derselben  Kiehtiuig  oder  sich  kreuzend ,  so  ist  ein  be 
stimmte»  Ergebniss  der  Fortwäkuogsteudenz  im  coneretea 
Falle  a  priori  kaom  featzustelieD ,  a  posteriori  ans  der  Erfahmog 
bei  der  grossen  Verwickeltbeit  solcher  Vorglinge  nicht  sieber  tu 
constatiren.  Um  so  weniger,  da  die  sweite  und  dritte  Kategorie 
Ton  Umständen  gleichzeitig  mitwirkt. 

2.  Auch  die  persönlichen  Verhältnisse  der  8teuencabler 
sind  von  bedeutendem  Kinflusse,  weil  sieh  danach  irros^enthcils  die 
AustUbrbariieit  einer  Einschränkung  des  Angei/ot^.  einer  Aenderuiig 
des  Gewerbes,  Berufs,  der  Kapitalanlage  a.  s.  w.  richtet. 

Sowohl  der  allgemeine  Bilduugsstan«!  als  die  spezielle  Berufs-  od<jr  Fach-  und 
Arbeitsfähigkeit  der  Bctheiligten  kommt  in  Bcfracht.  ermöjrlirht,  erleichtert,  erscbveit 
den  Wechsel  des  Berufe  u.  s.  w.  oUcr  macht  ihn  unmöglich.  Auch  die  persönlich- 
ökonomische  Lage«  die  Fähigkeit,  linger  oder  kürzer  oder  gar  nicht  den  laufeD- 
den  Erwerb  (Einkoininen,  Lohn)  zu  entlH-hron,  u.  a.  dgl.  m.  spielt  dabei  mit.  IMe 
,Jdein«ia  Leute",  die  kleinen  Gewerbetreibenden  sind  auch  in  dieser  Beziehung  iiu 
den  Concurrenzbampf,  den  dieser  wie  jeder  UeWrwftlzungsproceea  dantdlt,  wieder 
meist  echlecbt  aosgeroatet. 
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3.  £ndlieh  i8t  die  wirthsehaitliehe  Rechtsordnung 
voD  weeentltch  mit  entaeheidender  Bedeutung. 

So  z.  B.  im  fieworbe.  ob  und  wir  ueit  Gcwcrbcfrciheit  oder  ein  boBcIiräa» 
kv-nits  Gewerberecht.  Zuuftwesen,  ßealgerochtipIvoitLMi,  Concossionswcsen  n.  s.  w.  be- 
sieht; wie  CS  sich  mit  dem  Zogreclit  und  dem  Kiedei lassu iigsrecbt  verhält,  auch 
nit  Am-  ond  Einrtademofsreelit;  wie  das  T«rtrags  recht.  Zia8ieclita.8.  w.  ge- 
staltet idt.  Denn  danach  richtet  sich  grossen tlieils  wieder  die  Mdglicbkat,  dicjeniffeaMaafla- 
regeln  vor/unehmen,  von  denen  die  Forträlzuiig  abhlin^f,  Das  freiere  Gewcrbercrht  er- 
leichtert, daä  bescbräokeodcrc«  soweit  es  nicht  monopolistische  Bestrebungen  (wie 
«tva  is  fewisson  Füllen  In  der  Zonft)  hegOostigt,  erscliwert  diese  Maassregeln. 

Man  mvLBB  sich  alle  diese  Umstände  vcrgogcnwarticrcn,  welche 
sich  im  practischen  lieben  ja  noch  tausendfach  coinpliciren ,  um 
(las  sichere  Vertrauen  aui  die  Fo  r  t  will  zun  g  von  Steuern 
in  der  in  Aussicht  genommenen  Weise',  z.  B.  bei  den 
indirecten  Verbranchssteuern  schliesslich  auf  den  Gonsumeuten, 
mindestens  als  ein  oft  wenig  begründetes  be^eicbnen  zu  können, 
vollends  das  Vertranen  darauf,  dass  so  eine  ,,gereehte<%  „gleich* 
mässige*'  ßestenemng  hergestellt  werde.  Man  wird  nur  zugestehen 
kdnnen,  dass  wenigstens  nach  den  ökonomisch-technischen  und  den 
Rechtsverhältnissen  in  der  modernen  Volkswirthschaft  die  gewollte 
oder  vorausgesetzte  richtige  und  vollst iindigc  Fortwülzung 
von  indirecten  Verbrauchssteuern  der  llblichen  Art ,  Ein- 
lubrzöiien,  inneren  Steuern,  Accisen  u.  s.  w.  iiniücr  noch  leichter, 
daher  wahrscheinlicher  ist,  als  die  Fortwälzuug  von  Steuern, 
welche  den  Arbeitslohn  treffen,  auch  als  die  nicht  gewollte  oder 
nicht  vorausgesetzte  Fortwälzung  von  directen,  Ertrags-»  Ein> 
kommensteuem.  Die  agrarische  Grundsteuer  wird  wohl  nur  ganz 
aosnahmsweise  durch  Steigerung  des  Prodnctenpreises  auf  den 
Gonsumenten  fortgewälzt  werden  können. 

§.  148.  —  C.  Rückwälzung. 

S.  V.  Hock  S.  96  II    Parieu  a.  a.  0.    K.iu  Jgl. 

Im  Allgemeinen  erscheinen  bei  ihr  diejenigen  rmstände  als 
;;üusticr.  welche  sich  fUr  die  FuHwäl/unir  als  ungünstig  erwiesen, 
und  umgekehrt,  in  Uebercinstimmung  hiermit  ist  die  Regel  auf- 
zastellen:  die  Rückwälzung  gelingt  dann  und  in  dem  Mnasse 
und  um  so  leichter,  als  die  dabei  in  Betracht  kommende  Kach- 
frsge  eine  Verminderung  erlaubt,  verträgt  und  erlährt,  so  dass 
nunmehr  eine  kleinere  Nachfrage  einem  gleichen  Angebot  gegen- 
über steht 

Im  Einielnen  zeigt  sich  hier  wieder  Alles  von  Eiafluss,  was  vorher  bei  der  Fort- 

vklzung  dargelegt  wnrde.  Speciell  mag  noch  hervorgehoben  werden,  dass  bei  den  für 
frtraige  RückviU/un^^  typis''hen  Fällen  der  Besteiicninfr  einzelner  Yerbraurhs^cgen- 
Miode,  durch  Zivile,  innere  Steuern,  directe  sogeoanute  Luxu^bteuein  u.  dgl.  m.,  von 
Seüe  den  Gonramenten,  daher  der  Nachfrage,  wesentlich  die  Natur  des  li«troflrenden 
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Bedürfnisses,  die  Ersetz*  nrkeif  des  einen,  besteuerten  Befriedigunr^Tnittels  dorcli 
andere,  nicht  besteuerte  Arukel  (burrogate)  mit  entaobeidet.  Bedenken  wüfea  M^- 
lichkeit  solcher  BuckwäUung  (wie  MideneltB  wegen  einer  Efnvirkwif  fortgevibier 
Stenern  auf  Vcrbraurhsvcrmindenuif  des  betreffenden  Artikels)  können  dann  wohl  zu 
einer  Au:>Jehnnng  der  Besteaeninf  auf  Surrogate  den  Anlass  geben.  (Beispiel: 
Cichorien^ietter  und  ZoU  neben  lüklnesoil,  in  England,  Tin.  lU,  S.  315,  in  Fraukreich, 
ob.  §.  2S1.)  Die  Steuer  anf  notbvendige  nnd  nicht  eraetzbareGonrainiiciWliM 
wird  schwerer,  diejenige  auf  entbehrliche  und  ersetzbare  leichter  rflckge- 
w&lzt.  Daher  z.  B.  öfters  eine  leichtere  EackwilzDOg  gewisser  Luxossteaem  aof  den 
Producentcn  der  besteuerton  übjccte. 

Ob  und  wie  weit  dann  der  betreffende  diiieli  die  Kückwälzuug 

getroffene  Frodueeot  die  Steuer  endgUtig  trageu  mass  and  welches 

ttberbanpt  die  Weiter  Wirkungen  solcher  rUckgewälzten  Steuer 

sein  werden,  dafttr  aind  wieder  alle  die  Umstände  mit  Y<m  Einflnss, 

welebe  die  FortwMlziiDg  mit  bestimmen. 

EigentbümUeli  kann  sich  bei  HlneenCeneni,  die  auf  den  Miedier  fortgew&bt 

worden,  der  Rilclvwälzungsprocess  ;;estallen,  weil  vielleicht  der  Neubau  und  somit  di: 
Angebot  von  Häusern  unJ  Wohnunpron  becinflusst  winl.  Besonders  schwierig  wirti 
gewöhnlich  die  Iwiickwklzung  von  Steuern  Seitens  der  Arbeiter  und  der  ,,kleiuen  Leute" 
Uberhaupt  tein :  dfe  Bedingungen  dafur,  alae  i.  B.  ftir  die  Rückwälzung  von  Indirecten 
rbrauchssteuern ,  welche  auf  diese  Classen  im  höheren  Preise  fortircwEIzt  sind 
i^Salz-,  Tabak-,  Bier-,  Branntweinsteuern,  uiaachc  Zölle),  sind  die  nemlichea  wie  für 
die  Portwälzung  directer  Lohn-  und  dgl.  Steuern.  Auch  hier  ecb&tzt  mu  ^ 
Schwierigkeiten  für  die  ISückwIlzong  der  Besteuerung  des  Arbeiters  aof  Arbeitgeber 
und  auf  (wohlhabendere)  Consumentcn  der  Arhritsproducte  oft  viel  zu  gering  und 
bewegt  sich  iu  einem  bequemen,  aber  unzuliisäigen  Optimismus,  oder  —  will  äcb 
darin  bewegen,  obgleich  gerade  bier  die  Tbeorie  recht  wohl  im  Stande  iit,  die  Um* 
Sünde  anzugeben,  welche  vorliegen  mUssten,  wenn  eine  behauptete  RUckwalzun;; 
erfolgen  sollte,  tui'!  sich  leicht  nachweisen  Iftsst,  wie  wenig  wahrscheinlich  oder  wi: 
bedenklich  der  Kmtritt  dieser  Umdt&nde  ist  Daruber  Näheres  unten  im  -1.  Kapitel 
bei  der  Bespreebvng  der  Veibrancbsateueni* 

§.         —  D.    Auch  für  die  Weiter  wälzungen  endlich, 

zu  welchen  sich  die  Fort-  wie  die  R U ck wUlzung  gestalten  kann, 

IHsst  sich  eine  :H  1  j^;  c  m  c  i  u  e  Hege]  ant'stellen  :  je  mehr  nemiicii 

die  ganze  Lage  desjenigen,  auf  welchen  eine  Steuer  fort-  oder 

rUckgewälzt  worden  ist,  der  Lage  des  ersten  Fort-  und  Rttck- 

wttlzenden  gleicht,  desto  wabrseheinlicher  und  gleichartiger 

ist  die  betreffende  Weiterwftlznng  und  so  fort 

In  dieser  Weise  wird  also  x.  B.  die  Weitar-Foitwklzung  von  EinfahrzöUen  auf 
die  verscliiodenen  Fachmänner  des  einführenden,  zollbczahlenden  Gros»kaufmanns  bL> 
schUesslich  zum  Consumenten  des  bozoUten  Artikels  ziemlich  gleichmSssig  so.  ei* 

warten  sein. 

Im  ücbrigen  gestalten  sicli  diese  Weiterwiteongen  ganz  nach  Maassgabe  de: 
Umstände,  weiche  hei  der  Fort-  uiii  Rnrkwril/im^:  xnr  Sprache  gebracht  worden  siiil 
Sie  fuhren  dazu,  dass  die  SVirliungen  einer  Steuer  in  immer  weiteren  Kreisen  von 
Personen,  welche  irgendwie  im  Verkehr  mit  dem  entea  Sienerahior»  «b  den  Com- 
mcnten  der  Producte,  Handelsartikel,  Leistungen  desselben  n.  s,  w«,  stoben,  sieh  io 
erhöhten  Pioisen  dieeer  Producte  geltend  machen. 

Der  nrsprttngliebe  Stenerbetrag  eines  Steaerzahlers  kann  sieb 
anf  diese  Weise  mitunter  in  immer  kleinere  Tbeile  anflOseni  die 
sieb  wie  Prodactionskosienpartikel  auf  diese  Preise  der  Sacbgüter 
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und  Lebtungcu,  auf  die  Sitze  der  Zins-y  Hietb-,  Pachtrenten  a.  8.  w, 
IQ  legen  suchen.  Ob  nnd  wie  weit  dies  freilich  in  Wirklich- 
keit geschieht,  lässt  sich  nicht  allgemein  angeben.  Die  Verhält- 
oisse  der  Concnrrenz  und  alle  die  mancbfachen  l'mständc,  welche 
im  Vorausgehenden  berührt  worden  sind,  bestimmen  dies  mit.  Man 
kann  die  Möglichkeit  einer  solchen  allgemeinen  Weiterwälzuug 
einer  Menge  von  Stenern  im  freien  Verkehr  und  die  Tendenz  dazu 
bei  den  meisten  einzelnen  von  einer  Steaer  betroffenen  Personen 
nicht  bestreiten.  Es  Iftsst  sieb  bierans  auch  ein  gewisses  Hin- 
stieben des  Verkehrs  auf  gleiohmi&ssigeie  Vertheilaog  der  Steuerlast 
ableiten,  aber  nicht  mehr. 

Viel  zo  weit  g«ht  daher  8 lein 's.  bier  denn  auch  ganz  allflin  «labende  DecCrin, 

.ia,«5,  weil  jcJer  Bost<  uort.-  ein  solches  Streben  verfolge  und  seine  Stenern  als  Pro- 
loctiünskosti'n  seiner  (iiUer  nnd  Ldsttingen  auffasse,  nun  ancli  daraus  das  sirh*^re 
Uesultat  hcn-örgehe:  „jede  Steuer  werde  von  jedem  auf  jeden  uberwaizt, 
iadem  jeder  die  Stenern,  die  er  zahlt,  nur  für  den  anderen,  der  sein  Produet 
braucht,  aaslegt,  um  sie  ihm  in  irgend  einer  >^  eise  aufzurechnen"  .s.  S.  336).  Dabei 
inid  eiolach  die  Unsumme  von  practiscben,  aber  in  der  Theorie  wenigstens  kate- 
soiieenweise  grosscntheils  leicht  aofinifiiidMidea  SchvlerigkelleA  ttberBehen,  die  sich 
eiaer  lolclieii  n>Uf  ttnelnai  Uebenrllzoiig^  en^egeuteilea. 

Dnrch  die  „gesammte  wirthsebafttiebe  Tbätigkeit  einer  Nation'^ 
msss  selbstverstündlleb  die  „Gesammtsamme  aOer  Stenern  wirklieh 
prodndrt"  werden,  soweit  niebt  etwa  das  Aasland  wirksam  snr 

Mittragung  heimischer  Steuern  gebracht  werden  kann.    Das  Volk 
oder  die  Volkswirthschaft  als  Ganzes  mt  unter  allen  Umständen 
tlie  Trägerin  dieser  Steuerlast  und,  wie  immer  die  erste  Anlegung 
der  Steuer  erfolge,  wei   immer  erster  Steuerzahler  sei:  durch  den 
Verkehr  tritt  erst  die  endgiltige  „Steuervertheilung"  unter 
die  einzelnen  VolksangehOrigen  ein.  Aber  dieser  ,,8teuerverthetlende 
,  Verkebrsprooess"  ist  niebts  Anderes  als  die  von  Steinas  Doetrin 
I  aehsamer  Weise  selbst  „begrifflieh  abgetbane'' Stenerttberwillznng. 
I  Von  dieser  nnn  gilt  das  frflber  Gesagte  (§.  139).  Wäre  es  anders, 
i  Wimm  sollte  sieb  Theorie  nnd  Praxis  ancb  um  die  Wahl  der 
!  Steuer  arten  und  Steuerobjecte  sonst  so  abmtlben? 

VII.  —  §.  150.  Das  Ergeh niss  der  ^ui ausgehenden  Er- 
örterungen Uber  die  IJeberwälzung  im  Allgemeinen  ist  demgemäss 
ias  folgende:  dieselbe  erfolgt  in  der  Tliat  im  Verkehr  vielfach, 
aber  doch  häahg  nur  unter  grossen  Schwierigkeiten,  welche  mit- 
unter gar  niebt  zu  Überwinden  sind.  Auch  ist  es  nicht  mOglich| 
die  Wirkungen  im  Vorans  allgemein  sieber  festsnstellen  oder  selbst 
nsefatrSglieb  sieber  xn  ermitteln.  Eine  Bürgsebaft  dafttr,  dass 
dareh UeberwälznDg  eine  nacbtheilige  und  ungleiebmftssige 
Bestenernng  sieb  riebtig  vertheile,  wenn  aneb  erst 
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naeh  nnd  oaeb,  läBSt  sich  daher  nichtgebea.  Eine  Reebli 
fertignng  alter  Stenern  gegenüber  nenen  mit  dem  Hinweis  anf  dii 
gOnettgen  Folgen  eingetretener  UeberwilsoDg  ist  somit  niebt  all 
gemein  mitglieh  nnd  aneh  im  speciellen  Fall  wegen  der  Verwiekelt^ 

lieit  des  Caasalnexus  auf  diesem  Gebiete  sehr  schwieris:  nnd  qi- 
sicher.  Man  darf  deshalb  in  Bezug  aul  gcwllnschte,  t^enuiii uaas*« 
und  bclbßt  auf  wahrscheinliclic  rcherwälzmigcn  niclu  zu  u^Himisti^cli 
gein.  Vielmehr  hat  man  die  Aufgabe,  die  Besteuerung  von  vorne- 
herein möglichst  so  einzuriehtcu,  dass  sie  den  GnmdaäUea  dc^ 
Yolkswirthsebaft  und  der  Gereebtigkeit  entsprieht. 

Vgl.  schon  oben  das  in  §.100  aber  dio  DebenrllfmK  Gcnfto,  «it  mit  dksai 

£fgeboiss  nicht  in  W  iderspracb  8t«ht 

Vlll.  —  §.  151.  Die  Ueberw&lsnng  bei  etnaelnei 
Stenerarten. 

(ZosAtz  in  dieser  zweiten  Auflage.")  Nur  unter  Vorbehalt  aller  dtr  taUrackci 
Cautelcn,  welche  sich  in  Betreif  d-r  Abl»  itutifr  ^-iner  lustimrnt-n  reHerwSlzung  sif 
don  Erörterungen  diesea  gaiuea  Abschnitts  crget>eu,  und  unter  dem  weiteren  schdi 
oben  g«mtchten  Vorbehalt .  di«M  Vngen  ent  in  der  fl|»eciell«n  Sle«eilehro  nllier  ii 

verfolgen,  werden  hier,  in  §.  153.  cinij^e  Sitze  4ber  die  Ceberwilzung  bei  eiozeliMJ 
wichtigeren  Steuerarten  eingefügt;  mehr  nur  als  kurye  Thesen,  ohne  bes^nu  T' 
Begründung.  Letztere  liegt  in  den  ruraasgehenden  Darlegungen  der  tnaassgebeuu -i 
Eiollvsse.   In  Ontencbied  roo  der  BebMidlniigsTeue  dieses  OegeMtendi  bei  dd 

britischen  Ockonomisten  nnd  mc\  '  h  ihnen  bei  cöritiii<n)takn.  auch  deutschiJl 
Finauziheort  likern  (audi  Ro$ch?r  41).  werden  aber  hier  die  Steuern  so,  wi( 

sie  zu  bestehen  uad  ciiigericlitet  zu  iscia  pflcgcü,  zur  Voraussetzung 
nomneD.  Die  Annahme  ron  StODoni  „auf  die  Grundrente",  auf  J^d"  oder  ..Gruni: 
Stück  ",  auf  „Kapitalverwrii  iungen",  auf  l.:!  ..GowL•r^^s:ewinn'^  auf  den  „Axbeitilobi 
s<^hlechtweg"  u.  s.  w.  und  die  Anknüpfung  einer  Intersuchung  der  Uebänräliua| 
dmn  mitttitt  des  deductire«  Verfahreos,  ist  zwar  neüiodoiofisck  gau  richtig,  «i 
TOD  einCachereu  zu  verwickelteren  Pillen  zu  schreiteiL  Aber  de  ent^richt  dee 
rinanzwissen*vii.iftliLhon  u;ul  f  i  n  n  n  ^practischen  Interesse  zu  weni?.  weil  mOA  « 
hitr  ^egclm&*^:L.'  par  iib  ht  riiit  ^L•il  hen  einfachen  Meucrtyi>eii  zu  thun  hat 

A.  In  Betred  der  Ueberiväizung  bei  einzelnen  Steuerarten  ergebet 
sieb  je  nach  den  verschiedenen  Umständen,  unter  denen  sieh  naci 
der  Katnr  jeder  Stenerart  die  Ueberwülznng  vollziehen  mosi 
oder  mtlaste,  wieder  einige  Venehiedenheiten  hianohttieh  der  ob- 
waltenden Bestrebongeni  Voiginge  nnd  Erfolga  Bevor  im  %  153 
einige  Begeln  für  die  wiebtigeren  Sienerarten  anfgesteUt  werdeo; 
m^gen  hier  einige  dieser  Verschiedenheiten  der  fSr  die  Ueber 
valzuug  von  Steuerancu  miibebiimmeudeu  Lmstände  liervorgehobeii 
werden. 

1.  Bei  mamlieu  Steuern  wird  die  l  eberwälznug  \  -  l  ilen  Be- 
ziehungen des  iuländischen  zum  ausländischen,  interuatio- 
nalen  Verkehr  erheblich  beeinflosst  Dadurch  complicirt  sich  ein 
UeberwilsnngsproUem,  wie  s.  B-  da^eaige  bei  den  £infnhr- 
xOllen,  selbst  bei  den  reinen  PinanssOlleDi  weiehea  sonst  ver- 
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häitmssmässi^  einfacher  liegt,  wieder  mehr,  bei  den  Schutz- 
zOllen«  vollends  bei  agrarischen,  selbst  in  ganz  aut^serordcut- 
iichem  Maasse.  Auch  das  Ueberwälzangsproblem  bei  inneren 
an  den  Productionsbetrieh  sich  anschlieitaenden  Verbraucbs- 
Bteaem  wird  hier  durch  die  VerbältniBse  des  auswärtigen  Ab- 
satzes des  hestenerten  Artikels ,  besonders  bei  gewissen  Be* 
Stenern  iigsmethoden^  wie  der  Rohstofistener,  wo  dann  Stener- 
RSokTergfltnng  bei  der  Ansfhbr  zn  erfolgen  bat,  dn  noch  viel 
verwickelteres.  Hund  eispol  irische  Maassregeln  kreuzen  hier, 
wie  bei  den  Einiubr-Schtitzzöllen,  den  Aualuhi  \  crgtitungen  und  Aus- 
fulirpriicnien ,  das  sonst  im  Steuerwesen  leitende  Finauzinteresse 
Qtid  erschweren  dann  auch  die  LOsung  des  Ueberwälzungsproblems 
noch  mehr. 

Bei  reinen  FiDanzzöllen  auf  ausländische  Artikel,  welche  im  loland  gar  ' 
Jiichl  orzoDirt  wer*lori  können  oder  diufon  (Tabak,  England,  Fin.  III,  §.  11*»),  Hesse 
üicb  lüit  iliife  ilud  (ieductivcu  uitd  Ucä  aUUsti»chuii  üutert>ucUuug:>verfabreui$  wohl  mit 
am  Leichtesten  und  Sicbersttto  ein  beKtlminteres  Ergelmiss  in  Betretf  des  Uebor- 
wälzunifsproresses  gewinnen,  wonn  rnan  hier  von  der  inO^lichen  mittelbaren  Ein- 
oder  Buckwirkung:  cinea  solchen  Zoil^  auf  den  internationalen  Verkehr  absehen 
kOome.  Hier  iat  aber  doa  wieder  möglichen  und  mehr  oder  ireniger  wahräclicinlichen 
Heactioiieii  des  Zolb  aof  Prci:>ü,  Production,  Tran^portgeschift ,  Handel,  SpeculatioB 
\hn  dem  htjirelleiKlen  Artikel ,  ächIie»slicU  auch  Koactionen  auf  dio,  dem  Zoll  mit  zu- 
zuschreibenden,  Aendcrunguu  der  Uoldbewcgun)^  und  der  verschlodcueu  reiatif«n 
lAiides -Ueldwerthe  im  Wdtreriiehr  Recbnoug  zo  trafen.  Oer  Zeil,  vett  und  ganz 
auf  den  lolandsprei:«  geächlageu,  wurde  vielleicht  diesen  Prei^  zu  sehr  venhouern,  dies 
di'n  \  erbrauch.  die  Einfuhr  des  fremden  Artikels  vermindern.  Die«»c  Wirkung  und, 
iu  Voraudberechnungen,  schon  die  Befürchtung  davon,  kAunte  durch  vertichiedene 
ZwibChengUeder  etwa  xor  LfthmoDg  oder  Erschweruiig  der  Speculstlon  in  dem  Artikel, 
zur  Erm.ls^i^ung  des  Preises  im  Produciionsgebicte  und  auf  dem  Weltmarkte,  zur 
f-eiwüligen  l  Lbernahme  eines  Theils  de-?  Zol)^  Seitens  des  fremden  Producenten,  des 
1  rachtfulireis  (Liacubahu,  Rheder),  Kautuutnuä  und  so  schliesslich  zur  nicht  völligen 
OeberwSiziing  des  Zolls  sof  den  Inlandspreis  fuhren  (Petroleon!  KtÜ'ee).  Kmt, 
angemein  complicirf.  mfidicher  und  mehr  oder  weniger  wahrscheinlicher  Weise,  sind 
auch  iu  solchen  Fällea  diu  Wirkungen  einer  Steuer  und  die  üeberväizungsforhftlt- 
nia»e  dabei. 

Koch  schwieriger  liegt  das  Problem  bei  den  Schutzzöllen,  wo  Imstända  wie 
eben  ans'cd-'nf.'t.-n  und  andere  älinliclie  noch  compli' irN:'r<'  \'erhaltnisie  der  Preis- 
verschiebong  und  der  Ucberwäkung  mit  sich  bringen  kouueu  und  wohl  häuhg  werden. 
Eine  „einfache^*  Wirkoug,  wie  die  in  der  freihAndlerischen  Ooctiin  angenommene 
»of  inläiidisclie  Preiserhöhung  oder  wio  die  oben  (S.  3H7)  erwähnte,  da^s  „der  Zoll 
vom  Ausland  gefraeen  werde",  i»t  gewiss  nur  Helf»*n  anzunehmen.  Wieder  aber  noch 
compliciner  wird  die  Stäche  gerade  bei  agrarischen  ächutzzöllen ,  rergUchen  mit 
indiutriellen,  wegen  der  grosseren  ZervpUtterang  der  Production,  der  immer  —  auch 
heut«?  noch  —  ^clh^t.  bei  den  jetzigen  Communications-  und  Transportyrerhilltnissen,  Preis- 
auägloicliungen  melir  ah  bei  Industrieproductcn.  Finan/zollartikcln  erschwerenden  Eut- 
feniung  zwidchcii  rroduciionä-  und  Absatzgebiet,  und  aus  aadereu  GrUndeu  mehr. 
Bei  Mitspielen  von  Ausfuhrprlmien  (Zucker,  Spiritus!),  oiTcncn  oder  rerhttlhett, 
dann  abeimab    in^  grössere  Complication  des  Ueberw&Izungsproblems. 

Endlich  braucht  man  nicht  der  mechanischen  „Quantitatstheorie"  in  Bezug 
aut  Ocld,  Oeldworth  und  Prehie  zu  huldigen,  mit  welcher  dio  klassischen  britischen 
Oehonomisteu  auch  in  den  Debcrwilzungsfragen  bei  Beziehungen  im  fntemationaleB 
Verkehr  operirt  haben,  und  kann  doch  einr&umen,  dasa  gewisse,  rou  jenen  Theoretiken 
freilich  practisch  sehr  überschätzte  Einflüsse  ron  Stenern  auf  Einfuhr  und  Ausfnlir 
A.  Waj;  ner,  FiaajuwiMRbacbafl.   n.  2.  Aull.  24 
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voo  Pfodacten  und  Geld  viedenim  zu  allgemeioerea  BeMsUonen  «of  die  Preise  Akm 
kennen,  wonach  sich  nndeie  ab  die  lür  einfiMheie  mie  abxoleiteiideii  GebenribiiB|»- 

Verhältnisse  heraossteUen. 

Bei  Real-,  Grund-,  Gebäude-,  Gewerbesteuern,  Coupon  steuern,  bei 
inneren  an  den  Productionsbetrieb  neh  anschliessenden  Verbrau cbsstenecn  (Bi«r. 
Rftnnt^'oiti ,  Zuckt'i)  können  anch  umfassendere  Steneramortisationcn,  dann 
wiederum  auch  hier  die  Beziehungen  zum  auswärtigen  Markte,  in  Betreü 
des  AbeeUee  dahin  ond  des  Bezags  daher,  EinHOase  ansftben«  welche  die  legelmiaagea 
UeberwilrangstendenMO  stkrlcn ,  kreuzen,  hemmen  und  so  das  Endeigebniss  abenub 
anders  machen,  als  es  ohne  diese  Umstände  zu  erwarten  wlie. 

Wenn  z.  B.  Fabriken  wegen  directer  (Gewerbe-)  oder  indirecter  Fon  ihnen  „vür- 
geschessenen'*  Steoen,  die  sie  nicht  genügend  nberwilzen  konnfen,  in  niedrigen» 
Verkaufspreise  oder  in  Subhastation  au  andere  Besitzer  ubcrpehcn ,  können  letzter!; 
?ic!leiclit  ohne  eine  weitere  UoberwiiUung  auf  den  Preis  ihrer  Producte  gedeihen: 
die  bleuer,  auch  die  iadirecte  wird  durch  das  „Zins-Minut»"  für  das  ange]<:fte 
Kapital  —  freilich  auf  Kesten  des  Torbesltiers  —  gedeckt;  die  Steuer  enchcint  aocb 
Mer  wie  ein  Zins  auf  eine  tibernommene,  vom  Kaufpreis  des  Objects  abgeiogene  Hypo- 
thek im  Betrage  des  Steucr-Amortisaüonskapitals. 

3.  Von  Wichtigkeit  für  die  Ueberwälzoogsfrage  bei  einzelnen 
Stenerarten  ist  aneh  die  Specialfrage,  welche  Einwirkung  die  Ud- 
gleichmftssigkeit  der  Veranlagung  der  zu  ein  nnd  der- 
selben Stenerart  gehörigen  Steneranbjeete  und  Stenerobjecte  aiu- 

Ubt^  ob  nnd  wie  weit  hier  Ueberwähungstendenzen  eintreten  nnd 

Aussiebt  aut  Eilulg  haben.  Nach  der  Sachlage  bei  deu  ver- 
schiedenen Stenerarten  wird  die  Wiritung  solcher  IJngleichmässig- 
keit  verscbiedeu  sein. 

Bei  den  dirocten  Stenern  wird  nach  theoretischen  und  steuerrcchtüchco 
l'orderiuigen  regelmässig  auf  gleichm&ssigc  Veranlagung  der  Pflichtigen  Subjecto 
nnd  Objecto  hingestrebt,  aber  dieselbe  we^en  der  hSutig  unttbenriadlichen  Schwicrie- 
keiten  in  der  Praxis  nieht  ^enu^end  erreicht.  Hei  den  Uebenfteneitea  wird  sich  daraus, 
wenn  ihnen  das  Ob  und  Wieviel  der  lieber-  und  ünterstfuening  ausreichend  bclaan: 
ist  —  wenigstens  bei  i;'eräonahitouem  nicht  die  iitegell  — ,  wokl  eine  Tendenz,  sicit 
dnreh  Oebenrilraag  mittelst  Preiistejgenin|  der  Prodnete  ond  Dienste  m  helfen,  er- 
geben, aber  schwerlich  Ton  grossem  Erfolg  sein,  weil  die  Goncoirenz  eine  solche 
Steigerung  vereiteln  wird. 

Bei  Personal-,  Einkommen-  und  dgl.  Steuern  liegt  die  Abhilfe  vornemlicJi 
im  UeclamatiensTer&bfeo,  in  etwaigen  Steuerdenondationen  gcfen  Dritte,  Unteiateaette. 
in  administrativen  Verbesserungen  der  Vcranla(^ung  und,  bei  den  hier  (iMichen  Larzen 
Veranlairnii^sperioden ,  in  der  Erneuerung'  der  VeranlaLMirifr.  Soweit  diese  Abhilfe 
unterbleibt,  werden  die  Ueberbteuerteo  mcisteuä  die  Mehrbelastung  dulden  mäsäeo. 
Denn  nnr  bei  ganz  ausserordentlichen  und  Unger  danornden  Dngleieb' 
mässigkeiten  der  Veranlagung  möchten  si«  b  '  i  Ii  ^ n  Stenern  die  Vorausseliüngeri 
einer  wirklich  sich  roll2iehenden  Ueberwälzuug  erfüllen:  Auswanderung,  Foitziebeu. 
Bemfinrechsel,  Aenderungcn  der  VcrmOgensanlagen  und  Ontemchmnngen. 

Bei  Ertrags-  und  solchen  indirt-cten  Verbranchsstenern,  welche  sich  an 
den  Produrtionsbetricb  anschliessen ,  wird  eine  bleibende  öngleichmäs^islcit  der 
Veranlag uog.  sei  es  eine  ron  rornhercin  bestehende  oder  eine  dnrch  rcrschiedenarti^o 
Entwicklung  der  Wlrthschaftsrerhlltnisse  eingetretene,  wohl  Deberwllzongstendeoseo 
herrorrufen,  aber  auch  diese  werden  sich  nur  ausnahmsweise  durchsetzen  kOnnea: 
nemlich  nur  bei  einem  „geschlossenen  Markt^^cbief,  wenn  die  Versorgung  des  Marlt- 
bedarfü  blosa  durch  Mitwirkung  der  übersteuerten  Untemehmangeo  erfolgen,  die 
anderen  abo  ihre  Prodnction  nnd  Angebot  nicht  aasdehnen  kSnnen.  Meistens  werdeo 
auch  hier  die  üebersteoerten  „dulden"  müssen,  wenn  hi«'  nirhf  eine  angemessene 
Aeoderung  der  Veranlagung  erreichen  (Erneuerung  der  Kataster!  S.  Uber  Frankreich 
bei  dmr  Qmndsteuer  die  colossaleu  üugleichmiissigkeiteu,  Fin.  III,  S.  440  IT;.  Gerade 
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hii  diesea  Steaem  wcnJeu  aber  in  solchen  1  ailca  uugleicbmiuiäiger  Steuerbelastong 
bei  BMiHweebaefai  wieder  Vorg&ngc  der  MSteoeramortisatiOD**  roikoneii,  so  da« 
lief  RechtsnachfoIgLr  trotz  der  fertdaaernden  Uebentonenuig  die  eifoiderliöhe  diifdi' 

schüitdiche  Trolitrate  erzielt. 

Bei  Zullcii,  Ü  ctrois,  VerkL-lirsstcUürn  wird  die  etwaige  uii  j^leichmässige 
\'eraDlagang  der  Steaerpflicbtigen  fUr  denselben  steuerpflicIiHgen  Vorj^ang  regelmässig 
oberifalls  nicht  ZQ  Ueberwäbsunpen,  sondern  zu  Reclamationen  u.  dgl.  führen.  Sollten 
tlte«e  keinen  Erfolg  haben,  so  werden  die  Ueborsteuerten  entweder  durch  ihre  be- 
plostigten  Concarrenten  verdrängt  werden  oder  wiederum  „dulden",  d.  h.  das  Steaer- 
phis  tiagea  mOasen,  ohne  es  in  der  Begel  uberwälzen  zq  können,  weil  dies,  roraos« 
«etzonp^w«'?-"  die  von  den  steucrbcgtlnstii^ten  Concurrcntcii  abhäng-ij^e  Preiflgestaltaog 
iiioht  zulassen  wird  (wie  in  analogen  Verhältnissen  beim  Sclimuggel). 

Somit  niTichte  das  Moment  der  Ungleich mässigkcit" 
i-ei  einer  ►Steuer  in  Bezug  auf  die  ihr  unterliegenden  einzelnen 
.">ieuerpäichtigeu  prac tisch  keiue  grosse  Wichtigkeit  fUr  die 
UeberwälzuDg  haben. 

DriRs  .mderseits  auch  ,.gl eich müss ig**  veranlagte  Personal-,  Einkonim^^n^t^u -rn 
Wixkungen  mit  sich  bringen  können,  welche  auf  eine  Ueberwälzong  hinauskommen, 
aAehte  doch  nicht  iheoietiKh  und  piactiflch  nnmOglidi  teia,  wie  s.  B*  nach  neoer* 
diags  Kaizl  meint,  veDB  es  auch  nidit  hlQfig  ektreten  und  noch  seltener  genao 
aachweisbar  sein  wird. 

Z.  B.  könnte  die  Steuer  als  Abzog  vom  Einkommen,  —  während  sonst  der  be- 
treffende Betrag  reiansgabt  oder  Ittpitäiaiit  worden  wire  ond  aneh  letzteren  Falls 
wieder  zur  Nachfrage  nach  Producten  und  Arbeit  hätte  dienen  können  —  Verminder- 
nn^en  df  r  Nnclifrage  nach  gewissen  Producten  und  Arbeiten  hervorrnfen.  —  was  freilich 
ibit  vun  der  Verwendung  der  Stooorträge  abhängt,  also  z.  U.  bei  Zinszahlungen  ans 
Aedand  —  and  so  die  Dnterodimer  ond  Arbeiter«  welche  den  Beruf  nicht  wechseln 
vollen  ..der  können,  bestimmen,  um  an  bisheriirtMn  Absatz  und  an  bisheriger  Bc- 
ich.iftiguniT  niclit  zu  viel  cinzubüssen,  wohlfeiler  zu  verkaufen,  die  einen  ihre  Waare, 
die  aiidcrcii  ihre  Arbeit.  Dies  käme  denn  auch  den  Steuerzahlern  zu  Gate  und  liefe 
in  der  Wirkung  auf  eine  Verschiebung  der  Steuerlast  von  ihnen  auf  die  genannten 
Oatemehoier  nnd  Arbeiter,  also  doch  auf  eine  theilweise  UebenrUzong  lunaos. 

§.  152.  —  4.  Es  ist  in  der  Theorie  streitig ,  ob  die  Steaern 
flberhanpt  knrxweg  zn  den  ^yProdnctionskosten",  der  Saoh- 
güter,  Dieostteistungen,  der   Arbeit''  des  Besteaerten,  soUiesslich 

daher  zu  den  Erwerbsspesen  des  Einkommens  (and  Vermögens) 
oder  zn  den  auf  dem  Einkommen,  gleich  anderen  der  Bcdüiiuiss- 
l>efriedigung  dienenden,  A  n  s  er  a  b  e  n  gehören. 

S.  darüber  besonders  v.  l  aick  a.  a.  ü.,  S.  145  if.  und  Kaizl,  S.  101  ff.,  und 
beider  erfulgrcicbe  Polemik  gegen  Stein  (oben  §.  13S). 

Gerade  flOr  diese  Frage  ist  %n  nntersebeiden,  um  welche  Arten 

der  Steuer  es  sieb  handelt.  Letztcrc  bilden  hieri'Ur  zwei  Grup- 
pen, in  denen  die  Sache  formell,  aber  auch  materiell  ver- 
schieden liegt. 

Zn  einer  ersten  üruppc  gehören  die  Personal-,  Einkommen-,  Vermögens-, 
Erbsehaftsstenem,  wo  sich  die  Steaor  technisch  unmittelbar  an  dss  fertige 

Resultat  abgescblosscnor  Erwerbs?orgftnge,  welche  zu  einem  „Einkommen*' 
•rier  „Vermögensbesitz'*  bei  den  Stcnei Pflichtigen  gefübrt  haben,  anknüpft;  m  dieser 
Gruppe  zählt  aber  auch  die  direct  rom  Consumenten  gezahlte  Verbrauchssteuer  (wie 
mitunter  bei  Zoll,  Oelroi,  Monopol),  anch  die  im  Proisanftcblag  aaf  Iba  ttberw&lzie 
derartige  Steuer,  sowie  in  bri.Kn  analogen  Fällen  die  von  gewissen,  nicht  dem  Ge- 
tchlfits-',  sondern  dem  Priratpoblicum  angehOrigen  Personen  gezahlten  oder  uberwälzl 

24« 


Digitized  by  Google 


362       5.  B.  Aligem.  Steuerlehre.  3.  K.  2.  U.-A.  2.  A.  DebenrUzong.  g.  152. 

erhaltenca  Vcrkebrsätcuern  und  io  gleicher  Weise  Ertragssteaern ,  wie  die  Gebinde- 
Steuer  des  priraten  Eigenbewobners,  die  Grundsteuer  deBjeoigcn  Besitz«»  ttnd  Lttd- 
virtbs,  welcher  seiib  Proil>;rfi>  mit  deti  Soinigc-n  selbst  rerzehrt  (bez.  soweit  er  dies 
thot).  Die  zweite  Gruppe  bilUou  die  meisten  übrigen  Steuern,  namentlich  fi;ewöba- 
Uch  die  Ertragsteoern.  die  «n  den  Prodactieiisbetrieb  sieh  «ifilgendea  iiinefeB  Ve^ 
bfindiastoaeni,  di  /  Ilc.  Octzoie,  Verkehmleiieni,  welche  der  ««iieschäftsmann"  zahlt, 
w&hrend  er  mit  der  Erwerbnng:  ?on  Einkommen  und  Vermögen  mittelst  der  einzel- 
nen Ertiagsgewinnungen  (aus  ganzen  Erwerbsquellen),  Erwerbsacte,  Bechtägescbiiftä 
begfÜTen  ist 

Stenern  der  ersten  Gruppe  mUsseii  regelmässig  als  Au» 
gaben  aus  dem  „fertigen"  Einkommeu  (oder  Vermögen ^  gelten 
und  werden  so  vom  titeuerpflichtigen  auch  angesehen  und  gewöbo- 
lieh  80  behandelt 

Auch  sie  können  zwar  unter  Umständen  überwalzt  werden,  aber  nicht  ncr 
schwieriger  und  daher  tseitciicr,  sondern  auch  mehr  nur  in  Folge  von  zufftlliiren  Vei- 
kehrsrorg&ngen ,  als  von  solchen,  auf  welche  der  Bt^teuerte  zielbewusst  hinarbeitfll, 
um  eine  ihm  wirthächaftlich ,  nach  dem  Gesetz  vom  nothwcndigen  Efbatz  der  Pro- 
ductionskosten  im  Absatzprei^e,  geboten  erscheinende  Kestendeckung  TQr  eine  die 
Steuer  mit  umla^iseiidc  ^Auslage"  zu  erreichen.  Man  moas  nur  einrftumen,  da^ 
ja  im  Grande  die  Erwerbsth&tfgkeit  nad  die  dniwis  berreiy^ehende  Ehikenmea-  wl 
YermOgeUibildung  beim  WirtheclinftseulQect  in  ununterbrochenem  FIuss  ist  und  »v 
fictiv  nach  den  üblichen  Kerhnangs-,  Geschäfts-  und  Finan/pori.Mku  als  „absr**- 
schlossen'"  gilt.  In  einzelnen  Fällen,  z.  B.  bei  der  «.Ejukonjuieiistuuer"  (oder  äiiti- 
lichen)  ven  Erwerbs-,  ActieugesellBchaften  kommt  noch  die  EiNKteilong  fon  „Gu- 
koromensteuenjcliuldigkcilcn'*  in  die  Üetriebsrechnunjf  auf  ..Spesen- oder  L'iikostencouto" 
vnr  und  wird  erst  nach  Ab/ug  auch  dieses  Po>tcn!j  von  „Einkommen"  (..Kein"- 
Eiukuinmeii)  gesprochen.  Aber  dennoch  liegen  die  Ve^lläItni^8c  bei  düu  Stcuuru  dieser 
ersten  Gruppe  in  der  Regel  anders  als  bei  denen  der  zweiten  Gruppe.  —  Dass  aocb 
bei  Pers"ual8t«'-uern  z.  B.  auf  die  „Arbeiter*"  (wie  hier  atich  bei  indirecten  Ver- 
brauchs:'teuern,  weiche  diesen  Leuten  im  Freiae  der  CunsumptiMlien  zugewakt  sind), 
die  Steuerbetr&ge  zu  den  „Preductionskosien  der  Arbeit",  im  Sinne  der  Lobntbeorio, 
gerechnet  werden  können  und  uSglicbenfalls.  — >  ncmlich  wenn  der  Lohn  durch  die 
Steuer  unter  das  sonst  noihwendige  .  Luhnminimum'*  auf  die  Dauer  sfinke  —  durch 
W  eitcrwäJzungen  zu  Lohnerhöhungen  fuhren,  hindert  nicht,  sie  zunächst  und  als  Hegel 
zn  den  auf  dem  jeweiligen  Einkommen  dee  Arbeiten  ln»iendeii  Ausgabe! 
zu  zihien. 

Stenern  der  zweiten  Gmppe  werden  dagegeu  regelniSfln; 
eeboii  von  jedem  wirthscbaftlieb  denkenden  nnd  rechnenden  Steaer- 

pflicbtigeii  zu  seiucu  G  esehäfts-Auslagen  oder  zu  denjeuigeD 
Prod  uc  ti  0  n  s  kosten  gerechnet,  welche  auf  der  Erwei  baiii, 
des  schliesslich  erst  nach  ihrem  Abzug  verlileibenden  Einkoiunjens 
oder  Vermögens  lasten.  In  Betreff  ihrer  besteht  daher  auch  das 
zielbewusste  Streben  des  Besteuerten,  sie,  gleich  den  übrigen  Ge- 
seb'äfts- Auslagen,  im  Absatzpreise  der  Waaren  nnd  DienstleialoDgeii 
wieder  berein  zn  bekommen d.  b.  Bie  za  Aber  wälzen  und 
demgemftSB  erst  das,  was  naeb  ibrem  A  bzng  bleibt»  als  EinkommeD 
{„  Rein'* -Einkommen)  oder  Vermögen  (reinen  VermOgensxuwachB) 
anzusehen.  Ob,  wie  weit,  wann  dies  Streben  der  SteneraberwSJsoog 
gelingt,  hängt  von  denselben  Umständen  wie  die  Erreichoog  der 
vollen  Deckung  der  Pioductiüuskoötcu  überhaupt  ab.    Aber  wie 
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luerilir,  so  gilt  aneh  für  die  zu  diesen  Kosten  mitgehörende  Stener 
das  FtodactioDskosteDgesets und  das  Gesets  der  Gewinnaas- 
gleiehong  in  den  Terscliiedenen  Unternehmongen  des  freien  Verkehrs, 
d.  b.  es  besteht  die  Tendens  im  Verkehri  dnrcbsebnittiich  die 

Kostendeckung  herbeizul Uhren. 

Bei  den  „indirccten"  Stenern  (in  unserem  ersten  Sitine)  ist  diese  Aaffassung 
derselben  als  Productioo&kosten  oder  Auslagen  des  geächaitsmiin  lüächen  Steiior- 
xahlers  woU  mibebtritten ,  wtnn  »ach  sweifblbiift  bleibt,  ob  nod  via  weit  diese 

Auslasi;on  immi^r  hereinc:i'l»r:iclit  wcriieii  und  u1)  dies  gerade  durch  Preiserhöhung 

—  wie  die  ältere  Tbeorie  zu  einseitiir  annahm  —  irescbicht.  Jedenfalls  gelten  sie 
dem  wirthscbaftlii-Ii  rechnenden  Steuerzahler  als  „Aublagen".  Auch  mit  vielen  Ver- 
kehnetenern,  wie  anderseits  mit  manchen  reinen  oder  mit  Steuer  Fcrmischten  Qebflbrea 
(Porto,  üericht?;kubten,  Stempel),  welche  ans  dem  Geschäftsljetrieb  herrühren,  ver- 
käit  üch  das  ebenso:  sie  werden  alle  bei  richtiger  BuchfGhrong  „auf  Spesenconto" 
gebndit  und  mit  Recht.  Soweit  der  Geschäftsmann  als  Priratperson  fungirt  (z.  B. 
als  Coosvmcnt  ron  steuerpflicJitigen  Artikeln,  Briefschreiber,  Rechtitgeschi&fte  Ab- 
schliessender), wird  auch  die  sonst  m  den  Gescbäflskostcti  gehörende  Stcncr  oder 
Uebahr  cZoIl,  Porto,  Gerichbkosten,  Stempel)  2U  den  (Mprim*'-) Aasgaben  gerechnet 
aad  dazn  gebOraD. 

Zweifel  bieten  für  diese  Rabricirung  in  die  beiden  Gruppen  vornemlich  nur  die 
die  Natar  wirklicher  Objectstcuern  besitzenden  Krtragssteaern,  daher  die 
eirund-,  Gebäude-,  theilweise  (und  oft  possentheils)  die  Gewerbesteuer,  auch  die  in 
Cooponsteoerform  erbobene  Zinssteuer  (nud  Difidendensteoer).  Und  Scbwierigbdlten 
bieteo  diese  Steuern  hier  in  Betrefl'  der  erörterten  Frage  in  der  That  auch. 

Anders  verhalt  es  sich  mit  der  in  ,,Krtra;2rssteaersystenien'*  vorkommenden  ,,spc- 
ciellen  £inkouimcu:>teucr"  aui'  persönliches  Arbeiu>eiukommcu,  aus  Lohn,  Gehalt,  libe- 
raler  Berufstbfttigl^ett«  eine  Seeoer,  welche  m  unserer  ersten  Gmppe  ganz  oder  doch 
grossentheils  zu  rechnen  ist,  ncmlich  ctvra  mit  Ausnahme  gewisser  Fälh  Ii.  ser 
i>teuer  bei  liberalen  Berufsuntern ehmuitgen,  welche  „gewerbostenerartig"  wirken  und 
90  n  den  bier  herausgehobenen  Ertragssteuern  treten.  Dies  ist  auch  bei  einer  all- 
?emeiseii  Leibzinssteuer  unter  Umständen  wohl  noch  In  anderen  Fällen,  als  dem  der 
tjonponsteuer  möirlich.  Es  wird  immer  darauf  ankommen,  ob  Pt  r-ona!  o  1  r  Iis 
0bj6ct'(SleoerqaeUea-)Steaerelement  in  einer  Steuer  rorwaltet.  Daher  können  üowcrbe- 
tteuem,  welche  mehr  eiBkommenateaerartig  conttrairt  sind  und  wirken,  oder  deijenigo 
Tbeil  dieser  Steuern,  wo  dies  der  Fall,  auch  in  unsere  erste  Steuergruppe  rücken. 

Scheidet  man  die  ei)en  berührten  Fälle  au8,  so  verbleiben  die  erstKenannton 
Eroagssteuern,  bei  welchen  es  fraglich  sein  kann,  ob  die  gezahlten  Steuerbeträge  zu 
den  „Qeschiftsspesen*'  (Froductiooskoeten)  oder  za  den  anf  dem  filnkommen  laaten- 
!  ;n  „Ausgaben"  /u  rechnen  sind,  und  auch  der  rechnende  geschäftfloilnnlsolie  Steaer» 
pÄicbtipe  wird  sich  diese  Fra<:c  nicht  ganz  einfach  beantworten. 

Eine  einfache  Entscheidung  ist  auch  luclit  zulas^iij.  Es  kommt  in  Betracht, 
welche  Stellung  diese  Stenern  in  ganzen  Steuers^^tenl  einiiühmen,  welche  Hi^he  sie 
gegenüber  der  Höhe  von  Steuern  auf  andere  ElukUnfte  haben,  ob  Stoueramortisationen 
Torliegen  oder  nicht;  auch  ist  zwischen  den  einzelnen  genannten  Steuern  in  der  Frage 
noch  zu  unterscheiden.  Wenn  diese  Steuern,  wie  nach  dem  Gedanken  dee  Ertrags« 
aeaenyeteins  (Frankreich,  Oesterreich,  Sttddentscbland)  die  dlrecte  Elnkommenbe- 
-t<juerunp  verwirklichen  sollen  und  einiir-Tm^  »-^"n  verwirklichen,  so  werden  sie  mehr 

—  wenn  auch  nicht  durchaus  —  als  Ausgaben  aus  dem  fliukommen  erscheinen. 
Neben  sndeien,  mehr  Personabteneichamcier  beeitzenden  Steuern  („specfellef  Ein- 
kommensteuer", Baien)  oder  neben  einer  alliremoincn  Einkommensteuer,  die  eventuell 
noch  einmal  dieselben  Reinerträge  als  „Einkommen"  trifH.  welche  schon  mit  der 
Ertragüsteuer  belastet  sind  (Prousseu),  werden  sie  theils  ganz,  theils  für  ihreu  Mehr- 
betrag (grössere  Hohe),  verglichen  mit  den  directeo  Stenern  auf  andere  Einkünfte, 
als  Extrabelastung  anzusehen  sein  und  treten  damit  unter  die  Rubrik  der  besonderen 
Gcschäfi>kosten.  Darauf  dränsrt  bei  freiem  Verkelir  auch  die  Preisf^-estaltuiig  der 
Objecie  als  Ertrags^uelleu  (der  „Kapitalwerthe"  dafür)  und  der  aus  ihnen  hervor- 
geheadeii  WerthobijeGto  hl».  Bei  den  hier  hiofigenii  FlUea  fon  Stonenmoitliatioii 
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de»  gauxen  btouarb&tragä  oder  dt}»  Alökibctragti  der  Steuer  verglichen  mit  der  Sieacr 
von  udmi  Qaellen,  wird  der  Besitzer  (Erbe,  Kiofer),  welcher  die  Stenerbelaitimg 

wie  eine  Rente  tlbernahm  und  i>ic  kajiitalisirt  im  E^we^b^^preisc  abreclmete,  sie  gleich 
einer  anderen  Bento  m»  Reiiiasten  oder  Scholden  zu  den  „Aoalagen*'  rechnea  und 
mit  Becbt 

Dieee  im  Voraasgehenden  dargel^e  AofEMSongs-  und  Behandlnogswebe  tritt 

von  den  einzelnen  hierher  gehörigen  Ertragssteueru  namentlich  bei  den  Realsteu^^m. 
der  Gnind-,  Oeb&ndo-,  dem  Theil  der  Gewerbesteuer,  welclier  Real-,  bez.  Kapttai- 
bestcuerung  ist,  auch  bei  der  Couponstener  zu:  erst  nach  Abzug  der  Steuer  wird 
hier  ?om  „[{ciiiortng'*  (Einkommen,  „Rein" -Einkommen)  gesprochen.  Bei  den 
Theil  Ji  [  Gewerb*"Stcuer,  welcher  mehr  Personalätcucr  ist,  wird  dies  nicht  im  gleichen 
Maattöe,  aber  doch  auch  dann  gelten,  wenn  diese  ganze  Steuer  noch  neben  aligcmeinea 
PeiMMMÜetoiieni  besteht  oder  Wbist  alt  die  Personilsteiier  ftr  anders  Elnkmufks  ist 

Ob,  wie  weit  und  wann  die  als  „Auslage"  angesehene  und  behandelte  Er- 
tragssteuer wieder  durch  irgrcnd  welche  (Jeberw&Izung  hereingebracht  wird,  hängt  dann 
abennals  ?on  den  Umständen  ab,  welche  die  Deckung  der  Prodnction&kosten  Ul^haapt 
bestimmen.  Reaetlonen  nnf  Preise,  aber  fteillch  bei  festen  Ertragsquellen,  Bealitilea 
und  Werthpapieren,  auch  gerade  auf  deren  Preise  beim  BesitzwecliscJ,  also  mehr  oder 
weniger  belangreiche  Steueramortisationen  zum  Nachtheil  des  Erst  besteuerten  oder 
Mohrbosteuerteu,  bind  bei  freiem  Verkehr  zu  erwarten.  Ohne  ^Icbu  Amortiiiatioaea 
winden  Pieiflsteigeningea  der  Pfodoete  (agrarische,  indastrieile,  Mlethen,  Zinsen)  neh 
allgemeiner  vollziehen,  wenn  nicht  Betricbszcrsjilittening  ein  gemeinsames  Vor^oh-f; 
betretls  Angebotsregeluitg  hemmte,  viele  einzelne  Produceuten  nicht  ohne  genügenden 
GeschäftscalcUl  operirten  oder  sonst  in  der  Lage  wären,  die  für  Ueberwälziug  uOthigeu 
VoransseHongen  bei  den  ErtragssleuerD  ni  erfüllen,  anch  die  noswlrtife  Gonctureat 
nicht  hemmend  einwirkt 

Dies  und  andere»  Aehnlichc  unter  den  Verhältnissen  des  wirklichen  Winhschaia- 
lebens  «rUirt  es,  dass  Qmndsteaem  selten  oder  gar  nicht,  Gebindesteoem  doch  aodt 
nicht  so  allgemein,  als  angenommen  wird,  wenn  auch  nach  „Wohnungsconjuncturen" 
oftmal>^.  ^rf>^\'p^besteoem  wenigstens  nicht  sicher,  Couponsteucm  bei  Seitens  des  Gl4o- 
bigers  unkündbaren  Übligatiouen  tiberhanpt  nicht  tlber-(in  Icttterem  Fall  rack-)geväl2i 
werden  nnd  der  Yeritehr  sich  eher  durch  Steneramortisation,  also  dnch  OnberwllaBg 
des  Kapitalwerths  der  Stoaer  auf  den  Beaitter,  als  durch  CJeberwIlnng  auf  den  Plteb 
des  Products  hilft. 

Aus  dem  G^agteu  ergiubt  sich,  wie  weit  ich  mit  der  Auiiodäuiig  von  v.  Vtlci 
und  Xaisl  a.  a.  0.  über  me  Zage1i5rigkeit  der  SteiMrn  za  den  .Ausgaben  ans  desi 

Einlinnimcn",  statt  m  den  „Auslagen  für  die  Erwerbung  des  Einkommens**  fthsfeill' 
stimme.    Ich  gehe  darin  nicht  so  weit,  wie  insbesondere  Kaizi. 

Die  weitere  Austuhruug  Kai/,!'«  libor  die  Steuer  als  „Ausgabe  aus  dem  Ein- 
kommen'', welche  so  nur  den  Beitrag  des  IQnielnen  zu  den  Kosten  des  Staats  u. v. 
und  damit  für  die  Erfüllung  der  Bedingungen  der  eigenen  Existenz  des  Besteuirt 
bilde,  ist  nicht  unrichtig,  aber  gehört  m.  £.  nicht  zu  dieser  Frage  der  üeber- 
wälzung.  Ihre  Hierherziehting  klärt  in  dieser  Frage  hier  nichts,  sondern  verwirrt  eher. 

§.  153.  —  B.  Kegeln  für  die  üeberwälzuug  einzeloer 
Steaerarten. 

Wie  bemerkt,  hier  jetzt  wesentlich  nur  t h e ä e ii artige  Satze,  ohne  speciöüäTc 
BegrUndung,  unter  Hinweis  für  letztere  auf  die  Erörterungen  dieses  ganzen  Abschailts 
und  aof  die  specieUe  StouerlehrOi 

1.  Personal-  (directe  Kopf-,  Familien-,  Glasaen-,  Einkommen^ 
Vermögenastettern),  einsehliewHeh  derjenigen  indirecten  VerbranebS' 

steuern  (innere,  Finanzzölle),  welche  im  Preisanfsebla^  der  be- 
treffenden Waaren  dem  Coubumenten i^daher  z.  B.  auch  dem 
„Arbeiter")  zugewälzt  sein  sollten,  sind,  soweit  es  sich  dabei  um 
allgc[neliic  Staat 8 «steuern  handelt,  von  dem  Steuerzabler  oder, 
letzteren  Falls,  vom  Steuerträger  iu  der  Praxis  selten  überwäizbar, 
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jedenfalls  aber  nur  unter  langsam  und  schwierig  sich  yollziehenden 
usd  schwer  berechenbaren  Vorgüngen ;  wenn  es  sich  nm  ,,Arbeiter'' 
ttod  „kleine  Lente'*  handelt  auch  nur  unter  mehr  oder  weniger  be- 
denkliehen und  selbst  bedenklichsten  Voraussetzungen. 

Bei  der  Kritik  der  Vurbrauckästcuorii  uuU  des  dabei  gepflegten  üeberwäizuiigs- 
Optimismiis  wird  dies  nftlier  nachgiewiesen  werden.  —  Anders  kuin  es  sieh  bei  6e- 

meindesteuem  der  ^pnannton  Art,  z.  B.  auch  bei  Octrois.  welche  in  den  Preisen 
auf  die  Consumeute«  Uberwälzt  siml.  vfrlialten.  Hier  kann  s\rh  durrh  Ab-  uiul  Zu- 
lag  der  BcvAlkerang,  besonders  der  Arbeiter,  eine  üeberwäl/.uiit;  iL'irhtcr  vollziehen. 

2.  t>trag8-,  insbcBondere  Keal  steuern  (Grund  ,  Uebäude-,  Ge- 
werbe ,  Kapitalrentensteuern)  sind  an  sich  auf  die  Preise  der  Produete 
wohl  Uberwälzbar,  aber  unter  Voraussetzungen,  welche  sieb  bei  den 
einseinen  Arten  in  sehr  verschiedenem  Maasse  verwirklichen  ktJnnen 
und  werden. 

S.  vorigen  Peragraphtsn.  So  kaum  bei  agnrischen  Grund-  und  bei  tiewerbe- 

^tcucru.  Die  Fortwälznng  von  (iebuodestenern  (auf  Micthpreise)  wird  unter  gewissen 
Bedingungen  der  BeFöikeningsbcwegung,  des  Gangs  des  Baugeschäfts  und  der  Wohn- 
oogsconjaoctur  eher  eintreten,  aber  bei  entgegengesetzter  Bewegung  auch  durch  Ktick- 
«Urang  nentrsüsirt  werden.  Die  ffepitalrentenstener  des  RapiCaUsien  nnd  Gliabigeis 

lässt  sich  wohl  anf  den  Schuldner  miltrlst  Zinserhohunif  fortwrdzen.  aber  nicht  so  sU- 
gemein  und  si<:}ier,  wie  öffrrs  nn^enorniiien  wird  Stein)  in  der  Form  der  Conpon- 
steucr,  —  eine  eben  nur  la  guwi:»iun  iallun  anwendbare  Form  —  kann  sie  vom 
GUabiger  auf  den  Schuldner  nnmittelbnr  nicht  ttberwiizt  werden. 

Gerade  bei  diesen  Ertragssteuern  ist  dagegen  in  der  Praxis 
mit  der  Mr»glichkeit  der  8 1 e ne ra  ni  o rt  i s a  t io  n  zu  rechnen,  in- 
dem die  Steuer  (bez.  die  Steueiüberbürduug  oder  Prägravntion) 
auf  den  Kapitalwerth  der  Ertragsquelle  (des  Ertragsobjectä)  rlick- 
wirkt,  eventuell  der  kapitalisirte  Betrag  der  Steuer  von  diesem 
Werth  bei  Besitz  Wechsel  <  Verkauf,  Erbgang)  abgezogen  wird. 

Bei  rSUiggleichmässiger  Ertngsbesteaerung  aller  Kapitalanlagen  ist  das  zwar 

nicht  zu  erwarten.  Aber  die:-«;  Vonti-s''f/'ir)^"  besteht  eben  rei^cliiiassip^  in  der  Praxis 
nicht,  weder  in  Betreti  der  einzeineu  »Steuern  m  YerhiUtaiss  zu  einander,  —  wo  nament" 
lieb  der  Leibzins  gewObnHcb  nicht  so  hoch  besteuert  tot  und  Tor  Allem  nicht  so  dcber 
getroffen  wird  als  der  Ertrag  70n  Immobilien  und  (iewcrben  —  als  auch  innerhalb 
der  Objecte,  welche  zu  Einer  Stewerart  gehören.  Eine  ..reelle  Vermögensbestcnernna;" 
droht  daher  leicht  bei  BealitHtcn  und  bei  Worthpapieren,  einschliesslich  nicht  Seitens 
des  Gianbigers  kündbarer  Obligationen,  aus  derOrond-,  QebSade-,  Gooponsteuer,  anch 
wohl  aus  der  Gewerbesteuer  (besonders  soweit  sie  den  Realitätenertrag  mit  trift\)  her- 
vorzugehen. —  (Vgl.  Schäffle,  Steuerpolitik  S  173  ff.,  19^  fF.  Weiteres  in  den  be- 
züglichen Erörterungen  bei  den  directen  Steuern  [besonders  der  Leilmossteuer]  in 
meiner  Abhandlung  Ober  diese  Stenern  im  Schtaberg  sehen  Handbacb.) 

3.  Erb  schaftsHteuern  sind  nicht  Uberwälzbar :  ein  Vor- 
zag. Spiel  f?e  w  i  II usteueru  sind  wohl  häutig,  aber  doch  nicht 
unbediri«;!  unüberwälzbar  (rtlckwälzbar  auf  den  Spielbalter).  Bei 
selbständigen  Stenern  ant  den  Gonjuncturengewinn,  z.B.  des 
Grundeigentbums,  wäre  dagegen  mit  der  Ueberwälzungstondens 
mittelst  Rtfekschlags  auf  den  Preis  mehr  za  rechnen. 
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4.  Hei  Verkebrssteuern  aind  die  Fälle  zu  unterscheideo, 
die  UeberwälznogBYerbältniMO  liegen  daDach  verscbiedeDi  aber  öfters 
swetfelbali 

SteoerD  uf  BtcbligeachäOc  zwischen  verscIiii  Jotion  PcrsoDon  (Besitzwechsel 
v<n  Iininobilicn ,  Waaren  ,  \\  erd  j  :  r.  n  ,  Vtrlrfiire)  sind  üboi  wÜzbÄr  und  werden  je 
nach  den  Conjunctaren,  (ic&cbttli»irerUititui9iieo,  Okonoiiüt>cher  bteiluuff  und  Stärke  der 
Betbdllirten  bald  gmox  Ton  Einen,  bald  Ton  Anderon,  bnld  m  Beiden  In  Quoten. 
erantDcU  renngmlsäi^.  tretragcu  werden  :  eine  bteaerpiditiseli  bedenlclicbe  Seite,  veil 
das.  vft**  im  concrcten  Fall  geschieht,  nicht  allgemein  rorausznsehen  ist.  —  Manche 
Terliühn>äienern  anderer  Art,  z.  B.  auf  Urkunden  dcclarirenden  Inhalts  oder  einseiuj^r 
Teipflicbtnn;  (Wechsel)  weiden  geveibeateneiiftix  wiikea  aed  abenrilsber  aeio«  aber 
inuncber,  vie  Ertsagnteaem.  — 

5.  Innere  VerbranchaBtenern,  welebe  sieh  an  den  Pro- 
dnetfonsbetrieb  anscbliessen  (Sah-)  Tabak-,  Zaeker-,  Oe- 

tränkesteuern),  sind  regelmässig;  als  iudircete,  welche  auf  den  Käufer, 
bez.  Couöuuienten  mittelRt  Preisaufschlags  Uberwälzt  werden  sollen, 
geplant.  Diefie  Ueber  oder  Fortwalzung  kann  gelingen,  nauieut- 
lich  in  einem  gescblossencn  Wirtbschaftsj^ebiet  und  auch  sonst, 
wenn  angemessene  Einfuhrzölle  auf  Concurrenzartikel  des  Aaslands 
beateben,  und  gelingt  auch  wobl  häufig  und  mehr  oder  weniger, 
aneh  gana  vollständig.  Aber  anch  andere  Wirkungen  sind  nicht 
nnmOglieh  nnd  werden  öfters  eintreten  an  Stelle  der  Fortw&lsnng 
anf  den  Preis  oder  in  verschiedener  Weise  combinirt  mit  ihn 

So  BQckschl&ge  auf  alle  bei  Production,  Vertrieb .  Transport  des  Staucrobjeds 
und  der  x»  aeiner  Uerstellaas  diettendcn  SfoU'e  beschäfti<;tcn  Personen,  auf  denn 

Gewinne.  LfVhne,  Unternehmungserträge.  Ni-  lit  miiplor  himl  C'iiiubi!ti^i'>!i'"Ti  ro?>  Wir- 
knufren  letzterer  Art  oud  auf  Preiä«  mit  solchen  auf  die  Qualität  u.  6.  w.  iuög;licb. 
Sndlich  kBnnen  gerade  bler  die  Wirkungen  aaf  die  reracbiedenen  einzelnen  Pre- 
dnctionsbetriebo  verschieden,  andere  fur  die  acbwicbereu  aU  für  die  stärkeren  sein; 
je  nach  Umstünden,  besonders  bei  ^cwi^<<i^n  Rostouerungsmethoden,  AbvjUzitAgiea,  auch 
wie  bei  Ertragssteuom  Steueramortisationcn  eintreten. 

Welteririlziinfen  solcher  Stenern,  velche  einmal  im  Preise  des  Artikels  nnf  des 
Consumentcn  fnrt^-cwalrt  sind.  Seitens  dieser  Steuerträger  auf  Andere,  z.  B.  der 
Arbeiter  niif  Arbeitgelier  ond  Kfiuier  und  Cons!jmcnt«Mi  der  Arbeitscrzeugnissc  sind 
schwierig  und  jpraciiäch  wohl  nur  scheu,  auch,  wiu  schüu  gesagt,  au  bcdcuUichatc 
Veraassetznnfen  irebunden. 

T)'ts  ]:\«t  '-)<•})  mit  ricin  dednctiven  Verfahren,  wenn  es  richtifr  ffchandhabt  wird, 
ableiten.  Ein  guter  Beleg  ist  das  Ergebnis  der  schönen  und  feinen  statistischen 
Ontersachnng  ron  Schanz  über  die  baieriscbe  Malzstevcr:  es  ergiebt  sich,  „dass  die 
Wirkung:  einer  Verbrauchssteuer  eine  mannigfaltige  ist.  Von  einem  ;irlattcn  ein- 
fach n  Tr .  r  <  kann  absolut  keine  Kcdc  sein.  Die  vcrächiedcuen  M-'^^'-lichkeiten  der 
Ueberwäl/.ung,  wie  VeiBchlocbterung  der  Qualität,  rerbesscrte  ProducUon  in  Verbin- 
dang  mit  Oroesbetrieb,  Konnng  des  Gewinns  beim  Prodnoenten  nnd  Anssehinker, 
Steigerung  der  Preise,  kommen  alle  thatsicblich  vor  und  es  ist  nicht  ausg^chlosseo. 
dass  alle  gleichzeitig  im  einzelnen  Falle  bnirhstUckweise  zn«ammenwirkcn.  In  der 
Regel  wird  aber  die  Wirkung  vorzugsweise  nach  der  einen  oder  anderen  lüchtung 
ror  sieb  gehen.  Man  kann  jedoch  nicht  behaupten,  dass  die  UebervUznng  im  Fieiw 
anch  nur  die  Mehrheit  der  Fälle  bilde".    (Schmoller's  .Talirbucli  ISSI,  S.  603.) 

Besonders  complicirte  und  eiErenthnnilirhc  Verhältnisse  der  Bildunsj  des  Inlands- 

Sreiäci»  eines  VerbrauchiJäteuerartikelä  uud,  davon  abhiiugeud.  «1er  luehr  oder  minder 
ohen  effeetfren  Bestenemng  der  Consumenten,  kommen  In  Folge  der  vcrsehiedeaen 
Bestenemngsmethede,  feisddedenen  Einrichtang  naU  Bemessung  dor  Sten6rrttekTS^ 


Digitized  by  Google 


• 

Bcfcln  fbr  die  UebenrIIzoDg;  oinzeloer  8toii«ni.  367 


EUtuneeo  bei  der  Ansfuhr  'drawbacks,  E.xportbonificatioiieri^  und  doj  (Jew  itinin-  und 
ticrechnaugsweisü  oflencr  oder  vcrhullicr  Ausfuhrpiämien  vor.  so  bei  Zucker,  bpiritu». 
Dicsit!  Puiicte  üiod  in  der  neueren  Spccialliteratur  über  diese  Steuern  uit  berücksichtigt 
»arden.  besonders  in  den  Schriften  von  Lexis  (franzOsiscbo  Ausfuhrprämien) .  von 
\.  KAufüiaiin  lZi3ckerindustrie\  J.  W  uif  ntanntwcinstciirr,  ZurkerstcTicf.  S.  /.  T?. 
iux)  ictztcrcm  die  Aiufuhruogcn  in  der  Tubinger  Zeitschrirt,  B,  üb,  uud  im  i  inanz- 
trchir  B.  Ilt*  mit  Vorsncbeo  der  Bereebnnng  dor  schliesslichen  effectfren  inllndbeheu 
Steaerbelaslun^  des  Zuckers,  wie  sie  sich  unter  dem  Einfluss  des  Ausfnhrprümien- 
.S\>teins  ertrt>  !>t  Vgl.  tocli  FiD.  III,  §.  147  (Zucker  in  EagJand),  §.  266  tf.«  271  ii: 
»lisgL  in  rniukffich). 

6.  Innere  Verbrauchssteuern  in  Mo  nup  olform  (Tabak.  Snlz 
u.  s.  w.)  baben  den  grossen  Vorzii«r,  das  Ueberwälzungspiobleui 
einfach  und  sicher  zu  lösen,  indem  sie  gestatten,  im  Monopolpreise 
ilen  Consnmenten  genau  mit  dem  bcabsicbtigteo  Steuersatze  zu  be- 
lasten. Fttr  die  Weiterwälzong  solcher  Stenern  gilt  dasselbe  wie 
von  deijenigen  anderer  innerer  VerbraDchssteoern  and  Zolle. 

7.  FinftDT-BinfnhrzOHe  fHr  Artikel,  welche  anscblieeslich 

;«us  dem  Au^huid  bezogen  werden,  wie  früher  fast  alle,  jetzt  noch 
viele  Colonialwaarcn,  oder  für  Artikel,  deren  inländische  Cuncurrcnz- 
l  iudiiote  g:enau  der  glcieh  hoben  {Steuer  unterliegen,  werden  wohl 
lu  der  Kegel  den  Iidandspreis  um  den  Zollsatz  voll  und  ganz  er- 
höhen, gelbst  noch  um  mehr  ab  das,  soweit  weitere  ,,Anslagespesen'^ 
(Zinsen  n.  dgl.)  dem  Kaufmann  mit  zn  vergfiten  sind. 

Doch  können  /oitwcili?  RilckM  lilä^e  in  Handelsconjuncturen,  verfehlte  Specu- 
iauonen  auch  dem  Kaufmann  »eine  ZoUauMlagen  tbeilweiäe  oder  selbst  einmal  ganz, 
»nvcrytltet  lassen.  Ferner  ist  bei  hohen  Zöllen  und  bei  grösserer  Bedeutung  des  lü- 
landsabsatzcs  für  d  i^  I'iuiluctionsgebiet  und  für  den  Welthandel  iflomerhin  eine  Keactictt 
iuf  den  Prei-5  iui  Aw  lainl-j  iiiul  auf  die  (io".viiine  der  Prodiirentcn.  Händler,  Trans- 
tH^itunternchmuogcu  uicht  ausgeschlosseu^  wenn  auch  iu  aligcmeiuerer  Wcisü  uud  auf 
die  D»ner  oielit  sehr  iretirecheiiilich.  S.  oben  §.  131. 

8.  Verbrauchssteuern  in  Form  von  Thorstene rn  odei  ( ) ctroi« 
aiU  Artikel  ,  welche  nur  niis.serlialb  des  Orts  erzeugt  oder  bei  Er- 
zeugung iui  Urte  wirklich  genau  derselben  Steuer  unterliegen,  sind 
ähnlich  wie  Finanzzölle  zu  heurtheilen ,  d.  h.  sie  werden  in  der 
Hegel  den  Ortspreis  am  ihren  vollen  Satz  erhöben. 

Doc  h  bind  au»  h  liier  Modificationcii  dir-^cr  Widun^r  ni^  lit  ausgeschlossen.  /.  B. 
iti  I-ol|:e  von  Keactioucn  der  Steuer  auf  den  Preis  ausserhalb,  auf  Betriebsverhältnisse 
in  Prodacüon  und  Handel  iConcentration). 

9.  Schutzzölle  auf  Industrieerzeugnisse  und  vollends  auf 
.\grarproducte  des  Auslands,  welche  auf  dem  inländischen  Markt 
mit  heimischen  Artikeln  concarriren,  haben  regelmässig  nicht  ein- 
fache Wirkungen,  z.  B.  in  Bezug  auf  die  Inlandspreise,  sondern 
mehr  oder  weniger  eomplicirte. 

S.  §  l'l.  Die  Tendenz  zu  einer  Erhöhung  dor  Inlandspreise  für  die  einge- 
luhrfen  im  !  wt-if^r  srllwt  fi^r  die  inländischen  Waaren  besteht,  «bt^r  wie  weit  sie  sich 
vulUieLt,  iiaiigt  vun  maachuriei  verschiedenen  Umst&udou  ab.  Eine  theilwoise  Ueber- 
wälzong  dieeer  ZAlle  raf  die  Anfllind,  mf  den  KaafiDHUin,  nebr  noch  den  Fncht^ 
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fübrer  und  den  Prodaccnten  kann  eintreten,  besonders,  wi^nn  das  Anfllaiid  «idi  d«a 
AbMtz  zn  erhalten  suchen  muss  und  sacht.  Die  Entwicklurii;  der  inli&dtoeiMB  Pro- 
dacüon  (Bftbenzuckcr!)  knnn  allmälig  auch  das  allgemeine  \V  eltmarkt- Preisnirean  ah 
beeinfln5?scn  (technische  l'^rt-^liriffi« 'i  So  sind  wieder  nianniptaltige  Tei^cLiedciie. 
zeitweilige  and  bleibende  W  irkungen  uiuglich  und  mehr  oder  weniger  wabrschcinlicii. 
daronter  auch  solche  >  welche  die  Bdastong  der  CoosomeBteii  mit  dem  Zoll  anfhebca 
oder  rerniindem.  Die  verschiedeoc  Lage  der  Untemehmangen  in  der  Industrie  and 
Landwirthschaft,  die  leichtere  Betriebsconcentration,  grössere  Bewesrlichkcit  des  Kwi- 
tais,  kürzere  Dauer  des  Kapitalnmsclilags,  stärkere  Beeinflossong  der  tutentvlituvt 
dorch  lein  winlischaftllche  Erwägangen,  boesere  Boch-  und  SechDingefllbrang, 
grössere  Transportrahigkeit  der  Industrieprodacte,  grössere  Einh.  itliclikeit  von  Markt- 
und  Preisbildung  u.  r.  a.  m  in  der  Industrin  vcr<;1irhcii  mit  d'^r  Landvvirthscb^fi 
wird  die  allgemeinere  Einwirkung  eines  Schuu/oUs  auf  dcu  lulandsprois  rcgdmSssig 
mehr  bei  IiidiuttiepfodQCto&  als  bei  Agraiprodocten  erwarten  lassen.  Aber  im  oon* 
creten  Fall  mögen  die  renchledensteii  Omstlnde  aneh  eine  Hodificatidn  dieses  Schlosses 
veranlassen. 

Anch  (lieser  kiir/e  l^cherSilic  k  der  UcherwUl'/iini:^\  ei  liiiltni^jje 
bei  eiDzelneu  iStcucrarteu  beHtätigt  das  ErgebniBS  der  frUhereu  Kr- 
örternogeD  Uber  die  Ueberwälzung  im  AllgemeineD,  wie  es  in  §.  150 
zUBamineDgefaflSt  wurde:  |,e8  ist  Dicht  mi^glich,  die  WirkuDgen  im 
Voraus  allgemein  sicher  festzastellen  oder  selbst  nscbtrftgUch  sicbcr 
sa  ermitteln''. 

IX.  —  i:;.  154.  Wirkungen  von  SteuereilasscD.  Die 
allgemeinen  Hegeln  der  l^eberwnl/unic  und  die  hier  abgeleiteten 
«pcciellen  bei  einzelnen  Steuerarten  timl«  n  auch  auf  die  nmgekebrii;ii 
Vorgänge,  nemlicb  auf  die  Wirkungen  von  Aulhebungen  und 
Ermässigangen  bestehender  Steuern  in  entsprechender  Weise 
Anwendung.  Auch  hier  sind  die  Verhältnisse  nur  viel  compiicirter, 
die  Wirknngeni  z.  B.  anf  Prelsverminderang  bei  Verbrancbssteoem, 
Zollen,  viel  Ungewisser,  besten  Falles  langsamer,  überhaupt  die 
Wirkungen  mannigfaltiger,  nicht  immer  nur  in  der  Richtung  der 
Preisbewegung  vor  sich  gehend,  als  die  altere  mechanistische  Vcr- 
kebrbtbeorie  an£^enommen  hat.  Daher  in  der  Praxis  oft  Enttäiiüch- 
ungen,  wobei  freilich  aucii  Ulnsionen  (Iber  die  mögliche  Grösse  des  Ein- 
flusses, ^vcl^]H•  :nif  falschen  Aiisieliten  von  lltihe  und  bisheriger  preis- 
steigernder Wirkung  der  Steuer  beruhen,  leicht  unterlaufen.  Anderseil? 
ist  die  Lcngnnng  jeden  günstigen  ßindusses  solcher  Maassregeln  auf 
den  Preis  u.  s.  w.  wieder  nur  eine  entgegengesetzte  falsche  Verall- 
gemeinerung von  theilweise  wahren  Sätsen  und  eine  einfache  His- 
stellung  von  MOgUcbkeiten,  vielleicht  WahracbeinltchkeiteD,  als 
Gewissheiten. 

Die  genaoe  Ermittelung  des  Sachverhalts  bietet  bei  der  Verwielteltheit  der  can- 

saleii  nntl  ooii(li(iMnilI«Mi  Vcrliriltnisst: .  %.  B.  in  Bezog  auf  die  Proisi^cstaltung.  sehr 
gros«''  Srhwierigkeiton.    Daher  >^iiitl  «Ii«  Ergrebnissc  auch  sorgfiiUipcr  statistischer 
üntciiuciiungeii  immer  wieder  unsicher.    Vgl.  iudeöüen  die  genanittu  Arbeit 
E.  Laspoyrcs  in  der  Oestcrrcichischen  Statistischen  Monatsschrift  1877.  —  En'' 
tioschODgen  über  die  Folgen  der  Aafhebong  der  Octrois  für  wohlMere  Prdso  i* 
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Belgien.  Der  Zwisclicnliandel  weiss  die  Steuererlasse  für  sich  auszunutzen.  Audi 
steigt  evtfütuell  die  Zahl  der  Zwischenhändler  und  ähnlicher  IVrsonen  bei  einem  mi- 
renteuerton  Artikel,  was  wiederum  ein  peniigcndcs  Herahgchea  der  Preise  hiuJert. 
S.  über  Belpieu  v.  KeitzeDsto i n ,  in  Conrads  Jahrbachern,  B.  43  (N,  F.  9,  1884), 
S.  270  Ii.,  mit  Ausführt! n;rcn.  xvelche  für  dio  reherwlÜzungsfrage  auch  sonst  beachtens- 
werth  sind.    V?l.  auch  Neu  mann  im  Schön borsr 'sehen  Handbuch  I,  3.  A.,  S.  289. 

X.  —  §.  155.  Schlüsse  für  die  Wahl  der  Stenerarten. 
Nor  gewisse  Tendenzen  der  Ueberwähong  lassen  sich  nach 
dem  Voransgebenden  fttr  die  Besteuerong  überhaupt  and  fmr  die 
einzelnen  Stenerarten  ableiten  und  einigermaassen  durch  die  Er- 
fahroüg  bestfttigen.  Aach  schon  diese  Tendenzen  sind  maiuii^- 
faltiger,  aib  die  ältere  Theorie  annaha).  Sie  Noli/aehen  sich  im 
wirthsehaftliehen  Verkehr  auch  schwieriirer.  langsamer,  werden  mehr 
gekreuzt  und  dadurch  niodifieirt,  als  mau  ehemals  voraussetzte.  Mit 
feinerem  deductiven  Verla liren  und  unter  Beihilfe  methodischer  Be- 
obachtungen and  statistischer  IJntersuchangen  Hess  sich  das  jetzt 
genauer  nachweisen.  Im  eoncreten  Fall  mttssen  daher  alle  Vorans- 
sagvngen  mit  weit  grösserer  Vorsicht  erfolgen.  Wie  beim  Rückblick 
und  bei  der  Zergliedemng  der  bisherigen  Wirkungen  einer  Steuer 
öfters  nur  ein  „non  liquet'^,  so  ist  für  die  Zukunft  die  Anbringung 
manches  Fragezeichens  hei  jeder  Voraussage  geboten.  Das  Alles 
ist  in  der  Frage  der  W  ahl  der  Steuerarteu  zu  beachten. 

Dennoch  geht  man  auch  hier  zu  weit,  in  einer  begreiflichen, 
aber  darum  noch  nicht  l)erorhtifrten  Heaetion  gegen  die  absoluten 
^ätze  der  älteren,  rein  abstract  dedactiv  verfahrenden  mechanistischen 
Ueberwälzungstfaeoriei  wenn  man  jeder  derartigen  Theorie,  auch 
der  geläuterten  neueren^  jeden  Werth  für  die  Wahl  der  Bteuerarten 
in  Wissenschaft  und  Praxis  abspricht  und  meint,  dass  auf  diesem 
Gebiete  „nur  Ungewisses"  aasgesagt  werden  könnte.  Gerade 
gewisse  Hanpttendenzen  und  die  ihre  Wirkungsweise  und 
Wirkungsricbtung  modificirenden  Momente  lassen  sich  immerhin  so- 
weit ermitteln,  dass  von  dem  Ergebniss,  wie  sonst,  so  auch  iu  der 
Frage  der  Wahl  der  Steuerarten  Gebrauch  gemacht  werden  kann. 

S.  schon  oben  §.  10(1,  b.json.Ior^  S.  211.  An.  h  oben  g.  13f),  139  über  die 
Uterari^che  Behandlung  der  ücberwälzuDgslchru,  wo  boreits  der  roiue  Skepticismu^ 
abgewiesen  wurde.  Es  ist  aneli  hier  dieselbe  einseitige  and  übertreibeiide  Reietion 
wie  l>ci  manchen  Vertretern  der  „historischen*'  NAtionaiökonomic  Uberhaupt,  die  den 
Wald  vor  lantor  Bäumen  nicht  s«hcn  niui  si(  b  I  m  ob  wnndcr  wie  weise  dünken,  weil 
ihre  Ucguer  mitunter  vor  lauter  Wald  einige  liauuic  nicht  genug  beachtotou.  Dmi 
die  „ezacte  indoetStre  Forschung''  flir  sich  allein  auch  nicht  gerade  fiel  weiter  ftthrt, 
ab  4Üe  geringgcschiit/tc  D(  duction,  kann  freilich  in  der  UeberwiUxangsfrago  einmal 
td  bominem  demonstrirt  werden 

Ans  der  vorausgeschickten  Ueberwälzungslehre  wird  man  zu- 
nilcbst  nir  die  Wahl  der  Stenerarten  den  ScIüubs  ableiten  dürfen, 
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ja  mttssen,  dass  gerade  wegen  der  Verwickeltheit  des 
UeberwälznDgftproblems  nnd  der  schwierigen  Ueber- 
sehbarkeit  des  Ueberwälznngsproeesses  und  seiner 
Ergebnisse  die  Wahl  der  Stenerarten  ungemein  wichtig 
ist:  denn  auf  optimistisch  angenommene  gentl  gende  An8§;1ele1i- 
ung  von  Uuj^leichmässigkeiteu,  iiuf  eiue  sich  du  ich 
Selbstregelung  vollziehende  richtige  Steuervertheil 
ung  kann  man  sich  danach  gar  n  ich  t  verlas  sen.  „Alte  Steuern" 
sind  denigemäss  durchaus  nicht  immer  gut  geworden,  Mängel 
neuer  ISteaern  werden  durch  Ueberwäiznng  nicht  oder  nicht  aas- 
reichend  ausgeglichen. 

Man  wird  daher,  eben  dieser  Verhältnisse  wegen,  die  Stener- 
arten so  wählen,  das  Stenersystem  so  einrichten  mflssen,  daasvon 
dem  unsicheren  Ueberwftlznngsprocess  nicht  erst  die 
Beseitigung  von  Mängeln  in  Bezug  auf  die  richtige 
V  0 1  k  s  \v  i  i  L  Ii  s  (  h  a  !  1 1  i  c  h  e  V  e  r  t  h  c  i  1  u  ii  ^  d  e  r  S  t  e  u  e  r  1  a  s  t  auf 
die  Steuer  quellen  und  in  Bezug  auf  die  richtige  Ver- 
theiiui'g  dieser  Last  auf  die  Steuerpflichtigen  erwartet 
wird.  Vielmehr  gilt  es,  möglichst  von  vornherein  Steuerarten  zu 
wählen,  welche  in  diesen  Beziehungen  den  richtigen  Principien  der 
Theorie  und  Postulaten  der  Praxis  entsprechen,  daher,  soweit  an^ 
Ycrmeidlich  anf  Ueberwälznng  dabei  Rfleksicht  zn  nehmen  ist, 
solche  Stenerarten,  deren  Ueberwälzung  überhaupt  nicht  ao  leicht 
oder  mit  grösserer  Wahrscheinlichkeit  in  bestimmter  Richtong  za 
erwarten  ist,  damit  man  die  Wirkungen  tibersehen  kann. 

Ivoiijmt  man,  wie  freilich  oftmals,  mit  solchen  Steuerarten  nicht 
auö,  z.  B.  weil  ihr  Ertrag  nicht  genügt  oder  weil  sie  andere  prin- 
cipielle  oder  practische  Bedenken,  etwa  in  Widersprüchen  mit 
anderen  Steuerprincipien ,  bieten,  so  kann  man  allerdings  nicht 
umhin,  auch  nach  den  wahrscheinlichen  Ueberwälzungsverbältnissen 
misslichere  oder  wegen  der  Ungewissheit  dieser  Verhältnisse 
danklere  Steuerarten  zu  wählen.  Aber  man  mnss  dann  daraus 
wieder  die  Conseqnenzen  ziehen:  z.  B.  wahrscheinlich  nach  nnteo 
mehr  druckende  Stenern,  wie  manche  indirecte  Verbranehsstenem, 
durch  nach  oben  mehr  belastende,  wie  Einkommen-,  Vermögcn- 
steue.iu,  er^iiiizen;  auch  die  erforderlichen  und  mitglichen  Kimitiit- 
ungen  treflcn ,  um  eine  gewollte  oder  nicht  gewollte,  im  Verkehr 
aber  dennoch  nicht  oder  dennoch  gerade  oder  nirht  genügend  oder 
in  anderer  Weise,  als  gewollt  oder  nicht  gewollt^  sich  vollzieheode 
Ueberwälzung  zo  erleichtern,  zn  erschweren,  zu  compensiiea. 


Digitized  by  Google 


SohlQiM  flir  die  Wahl  4er  Steneieftm  871 

LetstereB  s.  B.  durch  Einfttgong  einer  aDders  wirkeDden  Stenerart 
als  Glied  in  das  Stenersysteni. 

Vom  Siiuidpunct  der  UeberwUlzungslebre  kann  uiau  dann  doch 
wulii  fUr  die  Wahl  der  bleuerai teii,  lür  die  Einrichtung  des  Steuer- 
system» und  l'Ur  die  stets  conuexe  Fraise  der  Bedarfsdeckung  zu 
folgenden  drei  immerhin  positiven  Ergebnissen  iiommen: 

1.  Es  sind  danach  a]l«;emeine,  gleichmSssii^e  direote  Per- 
sonal-, (Einkommen-,  Olassen-j  Vermö^^ens) Steuern,  weil  sie 

Seltener  und  schwieliger  fortgew äl/t  weiden;  ferner,  weil  sie  uu- 
mittelbar  unliberwälzbar  sind,  E  r  bs c  L  a  ft »Stenern ;  weiter  Ver- 
brauchs steuern  in  M  o n  i>  p  oHorni ,  weil  sie  inittt  lot  Freiserliöliung 
genau  in  der  beabsicbtigten  Weise  deu  Couäumeuten  belasten,  sich 
aido  demgemäss  rationell  in  das  bteuert^ystem  einfügen  lassen,  aach 
einzelne  Verkehrssteuem,  weil  Ton  ihnen  Analoges  gilt, 
passende  Stenerarten. 

Weitcrwäl/.angen  rom  Steuerzahler,  z.  B.  bei  directen  Peräonalstcucra  auf 
Arbeiter,  «Alcine  Leute**  Mnd  zwar  nicht  unmöglicb,  aber  duch  auch  ^<  Im  itrig  und 
aa  so  compliciite  Vuraustsutziingeii  gcbtitrdi.n ,  dass  mau  darnuT  liwci  hvi  dor  Wahl 
der  Stuucrartcü  uud  der  Ge»taauuK  de^  btcueniystciiiä  Kuck:»icht  uehmeu  iaiiu.  Bei 
den  ervibuten  Steiieni  UUrfeii  eko  doch  im  Gauzcn  die  tkiHierMhIer  als  eudgihigo 
Tri^er  celteu.  Wir«  m  möglich,  mit  ditv^oit  Steuern  ausziikoiniDen,  was  rcKelmüaäig 
r  i^fit  in5;:lich  Sciu  wird,  und  aiidem  Rudeiikcn,  Verstösse  gegen  ainlt n-  Sioiii  riuiu- 
cipteu,  weiche  dieik;  Sicucru  etwa  bietcu,  bei  beite  zu  setzeu,  was  regeimuasig  auch 
Dicht  aogeiit«  80  bitte  in«n  ein  Sttioenyifieiii «  bei  welchem  die  Uisberwilzuttgsfrago 
Jtciiie  oder  viel  ireuigef  fiedebkeo.  lüai  bei  den  Systemen  der  Tbeoiie  and  Prezb  böte. 

2.  DireeteErtragssteuern,  viele  V er k eh rs steuern,  innere 
V  e  r  b  r  a  u  e  Ii  8  stt  uern  und  Zölle  sehliessen  we^cn  der  Verwickelt- 
beit  uud  bcbwierigen,  mitunter  ganz  vers-ii^eiKien  Berecben barkeit 
des  Ueberwnlzungsproccsses  vom  Stamlpunet  der  üeberwiilzungs- 
lehre  weit  mehr  Üedenken  in  sieh  ein:  sind  danach  un- 
passende oder  wenig  passende  Öteaern,  die  man  iVeilich 
gleiehwohl  ans  anderen  triftigen  Gründen,  aneh  wegen  mancher 
specifiseher  Vorzttge,  nicht  entbehren  kann. 

Audi  die  Wciterwkl^ungcu  cüt^iehcu  sich  noch  mehr  der  Coülrole.  Nament- 
Uch  die  Wirkung  auf  den  Prciü  uud,  was  eigentlich  auf  dasselbe  binauslüuft,  auf 
die  Qiir.  Iitiit  des  Pr.  ilucts  li<;i  ZüIIcii  und  inneren  Verluaurlis-tctinrn  ist  schwer  zu 
beatimmea,  ein  nachtbeiiigur  üuteräcbied  gegenüber  den  Monopulea,  der  mit  dieseo 
Steoem  coacurrirettden  8tenerfojrm.  Soweit  aber  der  Frei«  erhöht,  die  QoaliUit 
reitiiiireit  vird,  iet  bei  der  Fraglichkeit  und  Compiiciitheit  der  Weite rwüizungcn 
solcher  Steuern  vom  Consnmcnten  auf  Dritte,  naraentlirh  vom  Arbeiter  und 
„kleiuea  ^aiuj"  auf  den  Arbeitgeber  und  vollends  auf  die  Kanter  dor  vou  diesen 
Arbeitern  hergestellten  Pfodacte,  die  endgiltige  Belastung  der  Goiuamentoo  mit 
den  betreffendeo  ii^teoerbutrikgen  als  das  Moment  anzuerkennen,  nach  welchem  bei  der 
Beurthfilung  einer  solchen  i>te«fr  und  bei  der  Einlillininp-  dorsellN  n  in  Steu  r- 
system  zu  eubcheiden  ist:  doch  wiederum  ein  nicht  unwichtiges  pobiuvcs  Brgebniss 
der  Uebenr&lzooyslebre. 
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3.  Da  man  mit  der  entgenannten  Bteuergoippe ,  deren  lieber- 
wlUzangSTerb&ltniase  weniger  Schwierigkeitea  oder  Bedenken  bieten, 
regelmitosig  nicht  allein  aaskommen  kann,  da  die  sweite  Groppe 
80  mancberlei  erbebliche  Bedenken  in  Betreif  dieser  Verhältnisse 

hietet,  so  gelangt  man  tolgericlitig  wieder  zn  dem  Schluss,  dass 
gerade  auch  wegen  dieser  Umstände  die  0 f ten h a 1 1 ung 
oder  Neueröftnnng  anderer  riffcntlicber  Einkünfte, 
des  Gebuhrenwesens,  des  Privaterwerbs,  demgemäss  aticb 
die  erforderliche  £rhaUang  von  öffentlichem  £igenthum 
an  y^Rentenqnellen''  nnd  die  VermebraDg  solchen  Eigen- 
thnms,  nnseren  früheren  Anseinandersetznngen  nnd  der  These 
y.  Falck's  gemäss,  empfehlen swerth  ist 

S.  Fin.  I,  §.  217  nnd  f•as^iIn.  oben  §.  76.  107,  108.  ?.  Falckt.a.0.  8.  2040. 

WOgCf^'Mi  TJn-^rli  ^r's  ol)(;n  S.  'l.'M  erwähnter  'Einwf^nil .  .!f>r  auch  TOa  fieCMHÖltei 
T,  Faieiv  ö  wulil  suiist  gemacht  worden  ist,  mir  nnn  ■liti^.'-  ei'schcinl. 

Diese  Ergebnisse  der  l ■eberwiilzuiigslebre  werden  daher  «bnli 
fltr  die  Bildung  des  Si  euersystems,  die  Wahl  der  ein 
zelnen  Öteuern,  bteuerobjecte  nnd  Steii crerhebungs 
arten  als  vielfach  wichtig  anerkannt  werden  müssen.  Fingerzeige 
geben  sie  genug  fflr  das,  was  rätblich  nnd  schädlich  ist.  Das  wird 
sich  in  den  in  Kapitel  4  nnd  5  nnd  in  der  speeiellen  Steoerlebre 
anxnstellenden  Erdrterongen  oftmals  seigen. 


Dritter  UauptabscUnitt. 

Die  Prinolpien  der  Oereoiitigkeit  oder  der  geredhten 

SteuerrertheOiuig. 

1.  Abschnitt 
Gereehte  Stenervortbellniit  Im  Allseneliie«* 

§.  IdU.  Vorbemerkungen  zur  ürientirung  und  Literatornacli- 
freisangen. 

S.  oben  die  Vorbemerkungon  zu  diesem  ganzen  Kapital»  §.  122,  123,  in  Bcing 
auf  die  Literatur,  auf  derrn  Kritik  und  auf  die  Al»';^  -i '  liunnren  meines  eigenen  StlBil- 
puncts  und  der  Behandlungsveise  der  Streitfragen,  wolclie  daraus  hervorgeht. 

In  der  ansdracklichen  Einräomnof  des  Vorrangs  d<ff  finanzpoUüscben  ooii 
auch  der  volkswirthschaftlichen  Steuerprincipien  vor  denjenigen  der  Gerechtigkeit 
stimme  ich  mit  Nasse.  Hold  u.  A.  ubcrein.  Aus  solcher  Auffassung  foVix  aber 
nicht,  wie  Held  anzunehmen  scheint,  dass  die  „Uerechligkcit"  in  der  Bc^steaenrog 
ttberbaopt  ein  nntergeordnetes  Moment  sei.  Das  wird  noch  nicht  dadurch  begraodat, 
dass  es  ..ein  einfachL-s  all>rcmein  anorkannles  und  allt^omoin  anwendbares  Princip  Ji'i" 
Uorcchtigkcit  nicht  gebe,  wie  schon  der  nie  zu  schlichtende  btreit  darüber  kRety. 
ob  dem  Steuersystem  im  Ganzen  diu  Proportion  oder  die  Progression  zu  Grunde  h*^«» 
maase*'  (Held«  (intacbten  ober  Pefsonalbestenenins,  S.  24,  rgL  anch  derselbe  in 
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Conrad's  Jahrbüchern  1S7S.  II,  2S6  ff.,  and  über  „Gerechtigkeit"  in  der  VolLswirtli- 
>cluft  üborbau|it  in  meinem  (iiutulris«;  ftlr  Vorlesungen  über  Nationalökonomie,  2.  A  . 
S.  71).  Ganz  ncliüg  sagt  dagegen  Nasse  (Gutachten  cb.  S.  2):  daraus  (da»s  ueni- 
lich  die  iperechte  Steucrverthcilung  nicht  der  eiste,  altes  Andere  bebcmchende  Oe- 
iirhtspunct  sei)  darf  man  aber  freilich  nicht  anderseits,  wir  es  auch  in  ncncrcr  Zeit 
aicht  selten  geschehen  ist,  die  Folgerung  ziehen,  dass  der  Gesetzgeber  der  iiucksicbt 
aof  ftleichmässige  StOQcr?crtbeilang  sich  entschlafen  dürfe  und  dasa  die  Frage,  vas 
t  fleichinässigc  Steocrrertheilnog,  eine  inUs:>igd  Bei.  Vielmehr  sind  wir  durchaus 
iier  Ansicht,  dass  überall,  wo  nicht  die  Erhaltunjr  oder  die  Zwecke  des  Staats 
U^immte  Forderungen  stellen  —  [auch  hier  räumt  Held,  Gutachten  8.  24,  zu  fiel 
ein,  venu  er  sagt,  die  Frage  nach  den  wirthsehalUicben  Interosson  der  Geaaamt- 
byit  der  Unterthancn,  der  einzelnen  Stände  (?)  und  des  Fiscus  inüaiA  immer  in  den 
Vordergrund  geschoben  werden]  —  Gleicltinässif^keil  in  der  Stenern  er  thel  long 
hcrraclien  muss  und  weisen  daher  die  Frage  nach  dem  Princip  gleichmüisigcr 
Steitcir^rtlieilaog  iceinesiregs  ron  ans  ab,  denn  ohne  einen  solchen  festen 
Rieht  0 n  i^apunct  würde  nicht  abzusehen  sein,  wie  man  eine  bodenlose  Willkür 
Tcrmeiden  wollte."  Anrh  Ncnraann  (progrressivc  Einkttinmenstener  S.  sagt 
mit  Tollbtcm  liucbt  iu  Bezug  auf  das  Ucrcchtigkeit3|»rublom  und  Heids  Einwände: 
..was  der  Gesetzgeber  ron  uns  roflaagen  kann,  ist,  dass  wir  uns  aus  principiellen 
'TfundeD  für  bcätitnmte  principiellc  Ziele  aussprechen.  Die  Ausführnng 
bleibt  natoriich  Sache  derjenigen .  die  das  Maass  der  Ausführungsmöglichkeit  nach 
den  betreti'enden  Verhältnissen  beurtheilen  können.  Aber  in  der  Idee  das  Ziel 
äuchen,  das  Ideal  construircn,  das  Ist  ans  (d.  h.  der  Theorie]  ttbolassen  nnd 
liran  hnfv ü  wir  fort  za  arbeiten."  Diesen  rortrefflichen  und  doroliMia  ntreffienden 
Worten  Nasse 's  und  jienmann's  ist  nichts  hinzuzufügen. 

Was  Held 's  wellsren  Einwand  mit  dem  Mangel  eines  elnfiMiben  aneiltaiinten 
und  anwendbaren  Princips  der  Gerechtigkeit  anlangt,  so  ist  es  eben  hier  die  Aufgabe, 
die  den  ..historischen**  Kation alökonomen  besonders  nahe  liegen  müsste,  alle  diese 
Fragen  der  gerechten  Steuervertbeiiung  aus  dem  historischen  Standponcte  aufzu- 
fasaeii  «id  femer  das  ProUem  gerechter  Steuerfertheiinng  in  Zusammenhang  mit 
demjenigen  gerediter  Vertheilung  des  Nationaleinkommens  zu  bringen.  Idi 
beziehe  mich  für  den  ersten  Panct  auf  die  Bemerkungen  oben  in  §.  122.  123.  für 
den  zweiten  auf  die  auch  für  die  Steuerlehre  grundlegenden  Erörterungen  in  meiner 
..Grand legnng**,  bejK)uder8  im  2.  Kapitel  (der  1.  Ansg.,  Kap.  2  der  !.  Abtb.  der  2.  Aosg.) 
über  ..den  Bedarf  und  dif^  Einkouiincnh.hre  ?om  Vertheilungsstandptin cte"  §.  04  ff.. 
.  über  die  „Conjunctur'  ^.  7ö  11.,  über  die  Eigenthumsordnung  und  über  Kapital-  und 
Orondeigcnthum  im  5.  Kapitel  (d.  h.  in  der  ganzen  2.  Abth.  der  2.  Ausg.).  Durch 
diese  Anf&ssanf  eifiebt  ikeh  eine  tbeilweise  verschiedene  MotirirnniT  B.  der 
Steuerprogression,  der  höheren  Besteuerung  des  fundirten  Einkommens,  der  cventncMen 
Kreilaaeung  des  „Existenzminimums"  abweichend  auch  von  Autoren,  wiu  Neu  mann, 
iugar  f.  Scheel,  und  ?on  Heneren«  welche  wie  G.  Cohn,  Bob.  Hey  er  gerade  gegen 
die  ron  mir  aus  meiner  GrundaufCunng  gezogenen  Folgerangra  pdiemisiren,  während 
wir  alle  eigentlich  in  stou erpolitischen  Forderungen  vielfach  übenMn- 
btimmen,  jedenüaUs  nicht  weit  auseinander  gehen  (s.  u.).  Nur  jene  Auffassung  ermOg- 
iiebt  es  aber  n.  n  dner  tieferen  und  festeren  Begründung  gewisser  CSerechtigkeits- 
postulatc  und  deren  Consequenzen  in  der  Besteuerung  zu  gelangen  und  Held 's  u.  A. 
Vorwurf  der  Willkür  abzuweisen.  Für  den  Kernpiiii.  f  der  feinenden  Abschnitte  be- 
uehe  ich  mich  daher  auch  auf  die  genannten  i'artiecn  uteiner  „Grundlegung'',  was 
ich  u.  A.  gegenflber  der  Kritik,  welebe  diese  Abschnitte  finden  mögen,  aosdrftcklich 
hSfTOrhebe. 

Die  Kechtt> Philosophen,  die  gerade  die  Gerechtigkeitsphucipicn  in  der  Be- 
steuerung vor  Allem  hätten  klären  müssen,  kommen  auch  hier  über  vage  Allgemein- 
hcitao  nicht  hinaus  und  verrathcn  überall  den  Mangel  nationalOkonomlschen  Verataad> 
uissea.  (S.  die  literarischen  Angaben  oben  8.  1\0.''  An  !i  noch  ncnfisto  Schriftsteller 
berühren  die  Stenerfrage  kaum  oder  mit  einigen  nichtssagenden  Worten,  wie  z.  B. 
Lassen ,  Rechtäphilo^phie  (tS82)  S.  675:  „Princip  (für  die  Beeteoerungt  die Oerecbtlg- 
koit,  d.  h.  die  verhältnissm&ssige  Gleichheit,  und  den  Maassstab  der  gerechten  Ver- 
th :!!riT„'^  ^;ldet  die  Leistungsfähigkeit".  ~  was  eben  erst  zu  beweisen  int,  und  eine 
Antwurt,  welche,  wie  die  erste  Smith  sehe  Ke^el.  das  ganze  Problem  noch  in  sich 
enthilt  Anf  die  Sehwieiifkelt  der  Darchfilhrung  weist  Laasen  übrigens  auch  hin, 
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weshalb  der  Gesichtspnnct  der  Gerechtigkeit  dnrfh  den  der  Zwcckma^isigkeU  ergiai 
und  inoüificirt  werdeu  mtbäe.  —  Auch  die  Schriften  über  Ethilt  atrcifeti  dieae  pn^ 
tlacbo  Seit«  des  Gerechtigkeit«^  und  Sittlidilteitkpriiielps  hOeiisteiift.   ?.  Jheriog  h 

auch  iü  der  Fortsetzung  des  „Zwecks  im  Kecbt"  auf  dieses  Gebiet  norh  nicht 
kommen  (<■  vnrif?c  Aiiflatrc  S.  2S4  Note).  —  Die  Vertreter  der  theoretischen  Potii»; 
haben  die  Fragen  glcichJalis  nicht  erheblich  gefördert,  dicjcui^jeu  des  positirei 
öffentlicheii  Rechts,  dann  die  HittorilEer  berühren  höchi»tcnü  einmal  cioe  !klrli* 
Plincipionfia^ie .  deren  crcnatierc  ErOrfornns:  ja  anch  ausserhalb  ihrer  Aufgabe  \\rp 

Die  Nationalökoiiomen  and  t  i uanz- oder  Ste ucrtheoretiker  hab«a 
zwar  regelinä&sig  mehr  oder  weniger  eingehend  und  scharf  mit  diesmi  Prägen  useifr 
andergesetzt,  aber  Im!  dir  ihnen,  wenigstens  früher  allgemein,  uiangelnden  hi^to: 
i  sc  Ii  eil  Aijfras?5iin2:  tJnd  bei  der  gleichf'üs  fehlenden  Behandlung  dieser  principiell« 
Fragen  der  Stcueilelire  im  Zuttaiutuenhaug  mit  der  Lehre  rou  der  £iiik:offiaies- 
Terthefluog  und  der  wirthechaftlieben  Recht^ordnnng  sind  nie  nicht  n 
festen  Ericebniüäen  gelangt.  Gewöhnlich  steht  Behauptung  gegen  BchMptnng.  i.  0 
in  der  Conirover'C  in  Bezug  auf  die  ..(ileiehhcit  der  Opfer".  Aus  der  naüofäsl'li 
nomischcu  Literatur  bt  daher  fast  nur  auf  Sc  hm  oll  er'»  Grundfragen  ron  Kecht  un^ 
VoJlt»irifth»chaft«  be»e»derti  Abtfchniit  IV,  noch  7  (8.  94)  m  fenreiMm,  wo  fwlvd 
die  Eröiterung  zu  aplioristisch  bleibt,  dann  auf  Schmoller  s  Abliaiidluiiir  über  (i* 
rcehtiglvcit  iti  der  Vulk■.wirtll^r•hafl.  in  scinom  Jahrbuch,  ISSl,  wo  diu  Frn^re  aber  ii 
die  Hcsicueruiig  auch  uit  hl  iiklier  verful^ft  wird.   Vgl  son^t  noch  Mill,  B.  5,  itap.  i 

Aas  der  fittanxiellen  Litentur  s.  die  Citnte  oben  in  deti  122,  123 
Zar  Literatti  rgrochichte  der  (iercrhti^:keit-,rrair'.ii :  Held,  Einkoinmeni?tei;'-f 
S  121  II.;  Neumaiin  in  dem  AutVatze  ..die  Steuer  nach  der  Stcuerfäi<it:kei!",  u 
Conrad's  Jahrbihhern.  bc-onder:*  B.  35  (N.  F.  1)  S.  531  If.;  Robert  Meyer.  Pria- 
cipien,  in  dem  ersten  literarbt»torisc)ien  Ab^tchnitt 

Von  Eih/eliien  u,  A.  Hau.  l,  §.  250  tf.,  ümpfcnbach  1.  A.  I,  104,  tlSf-, 
2.  A  70  Ü.  pa:H»im.  Pfeiffer,  Staat«ciuuahmou  Ii,  lü  und  lisp.  3 — 7;  ?.  Hock. 
Öffentliche  Abgiiben.     5;  Stnin,  4.  A.  l,  402  ff.,  414  ff.,  417  ff.,  481  ff.,  5.  A.  padsi« 

1,  148  ff.,  U,  2.  S.  :{46  ü\,  ober  die  Steuern  ubeihaupt.  II.  2.  S.  i  ff.:  Held.  Em- 
lornmffii^vier.  Krip.  5 ,  Neutnann,  progreiwire  Einkommensteuer,  Kap.  4  und  in  d  m 
genannten  Aubatze.  auch  piu»äiia  in  äeiueu  anderen  Arbeitcu  über  Besteuerung,  Preb: 
Nasse  nnd  zum  Tbeil  die  anderen  Gufsclitur  des  Vereins  flir  SociaJpoUtilt  ober  Pe^ 
sonalbe:»teueruiig;  v.  Scheel,  progressive  Besteige niiig,  Tübinger  Zeitjchrift  B  V., 
S.  273;  I.etir.  kiitischc  Bemerkungen  zu  den  wichtigsten  für  und  witfer  den  ftv 
grcasiveij  Steueit'usa  Tnrgebrachteu  Gründen.  Hildebraiid  s»  Jahrbücher  B.  2*^;  Scbuioller, 
preiiBsische  iMiianzpolitilt.  Jsbrtracb  1877.  8.  llUtf. ;  Rosch  er.  Fin.  §.  45  ff. ;  Schifft' , 
Stuuerptditik  pas>iim.  fie-omiers  S.  21  ff;  Helfcrirh.  im  Si  lif^nber^^'M-hen  Handbufi^ 

2.  A.  Iii,  allgemeine  Sfeuerlehrc  g.  6  If;  Vocke,  Abgaben  paä>im,  a.  A.  (in  der 
„dritten  Stofe"  des  ..Veifas&unnsstaates")  S.  284  H'.,  45^  ff..  -172  ff. 

Hither  anf  meine  specielle  Auffas»uni,^  uml  BehaiKllung  des  (icrechtiekeilsproMemi 
in  der  Besteuerung  »ind  neuerlich  besonder»  ü.  Cohn  und  Ruli  rt  Meyer  citi^e- 
gangen    S.  G.  Cohn.  Fin.  Buch  1,  Kap.  3,  B.  1,  Kap.  1,  derselbe  in  der  Abtiand- 
laufT  ober  die  Einkommensteuer  im  Kanton  Zorich,  Gonnd's  Jalirbacber  B.  SS  (N.  F- 1'« 
wo  S.  206  ff.  eine  specielle  Polemik  geircn  meine  Trennang  der  beiden  Standponctc 
(s.  auch  Cohn 's  Fin.  S.  24S).  auch  son.-tige  Abhandlungen  Cohn's  streifen  das  PwbkiB. 
rgl.  u.  A.  „Ehre  und  Last  in  der  Voik»wirthschaft"  in  der  Tubingor  Zeitschrift  b^l 
nnd  In  den  VollcswirthscbafUichen  Aofsitzen  (18S2)  S.  267.  —  Robert  Heyer'f 
Principien  «Kr  gerechten  Besteuerung,  Abschnitt  III.  bind  die  iimfasseudsto  Cnicr- 
?i!clinripr  der  im  Fnl^ettden   cr'irtorfcii  Pt.'neti',  il;\s,-])tst  in   Kap.  5  die  AblehuHoc 
iiioiuer  Aulfa:>»uug  bezüglich  dea  „hucialpuliiischeii    buudpunci^i,  also  meiner  Moti- 
virung  der  Besteaerung  nach  der  Leistungsfthiglteit  Im  wnhren  Sinne  des  „Opfer- 
prin<:ip>"  fprop ressiver  Stcuerfu>s  u.  s  w  \  nicht  ebenso  meiner  ^tetlcrpoIili»«l"■''' 
Forderungen;  wie  der  Verfasser  in  einer  beibstanzeigo  in  Schmoliers  Jahrbuch 
S.  US3)  sagt:  er  „lehne  eine  solche  socialpolitischu  Richinng  der  Besteacruog  f**^ 
ich  sie  befurwonete)  keineswegs  ab,  bestreue  nur,  da-^s  darin  das  Moment  der  (ir^" 
rechten  Steuertertheilnr CT  liesrc".  —  lU  lfcrich's  Polemik  im  Solirtiihertj'schori  Hwi<l* 
hoch  (2.  A.  UL  S.  läU>  wurde  schon  oben  8.  209  erw&but  und  zurttckgcwieseo. 

Im  Einielnen  mit  rieleilei  Abweichnngcn  (2.  B.  in  Betreff  der  AMmng  ^ 
indiiecten  Steoom,  der  M<Hiopoie),  nlwr  doch  im  Gnoteo  auf  dem  Bod^  den  meiBiseB 
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verwandter  Anschaannfen  steht  Constantin  FrantX  in  seiner  Schrift  (Iber  die  sociale 
Steuerreform  (16S1).  Er  will  die  Steuerreform  wgmr  zur  Grundlage  der  Social- 
refona  macben  und  sucht  überall  das  Steoerwesea  aaelt  seiner  toeialen  BestimmuDg 
^oftofasscn  (Vonrort»  aui  }i  S.  45  ff.).  Auch  wenn  die  Ausführungen  von  Frantz  zeigen, 
ij-<s  der  Vorfasser  auf  diesem  (iebiete  nicht  Fi'  hniann  ist  und  deshalb  in  Kritik  wie 
i  hesen  manche  Irrtbümer  begeht,  kann  mau  ihm  m.  £.  doch  in  Vielem  nur  beistimmen. 

Stein  ist  mIttlenreUe  in  der  f&nften  Auflage  seiner  Flnaaxwissenaoliaft  gegen 
geviase  stenorpolitische  Tendenzen,  welche  aus  der  „socialen  Steuerpolitik*' 
möglichen  Falles  und  zum  Theil  in  der  That  hi^rvorc-ehf-n ,  in  scharfer  Polemik  auf- 
getreten, in  dem  Abschnitt  Uber  ««Finanzwissenscbalt  und  ätaatssodalismns"  ([,  148 
bis  leo).  Anf  diese  und  andere  Stein'sche,  sneli  gelegentlich  Boseber'sclie  Be- 
denken habe  ich  in  umfassenderer  Ausfiilirring  in  den  Anf:jätzcn  unter  dem  Titi  I  des 
eben  genaiiuten  Stein'schen  Abschnitts  geantwortet,  in  der  Tubinger  Zeitschrift  1S87. 
Auf  dieselben  mOchte  ich  mich  auch  R.  Meyer  und  G.  Cohn  gegentlber  mit  zur  Be- 
ginndung  meines  I'cstlukitens  an  dem  scbon  in  der  ersten  AufhtL^r  in  diesen  Ab' 
■jchnitfcn  §.  ?{!>6  ir.1  Fcrtretenon  Standpuncte,  daher  für  das  Folgeode,  beziehen.  Gegen 
dies«  Aul:>atze  sind  in  der  „Allgemeinen  Zeitung"  (August  1888)  einige  anonyme 
Artikel  erschienen. 

Den  Standpunct  des  unbedingten  ökonomischen  Individualismus  auch  auf  diesem 
Tiebiete  nehmen  die  unglaublich  cinseitig:en ,  aber  scliarfcn  und  folgerichtigen  Theo- 
retiker der  deut^icben  Freihandelsschule  ein,  die  Faucber,  Michaelis,  Woiff 
n.  n.  m.  8.  die  eben  8.  18  genannten  Aibeiten;  besonders  die  Debatten  auf  den 

17.  Tolfewirthschaftlichen  Congress  /ii  II  iinlMirg:.  über  Staats-  und  Gemeinde- 

steoem  (Volliswirthschaftliche  Vicrteijahrschritt  Ist»",  R.  3),  im  Danzig:er  Congress 
1S72  Uber  Schulgeld  (eb.  1872,  B.  3).  Gut  ausgewählte  Citato  bei  Neu  mann,  pro- 
graslTe  Einkommensteaer,  8.  ttO  It,  212  E 

BnigennaasMn  bat  Cohn  Recht,  wenn  er  meint:  „das  System  der  freien  Con- 
ourrenz  als  System  einer  Volkswirthschaft  ist  gerade  so  sehr  (?)  eine  Utopie  wie  das 
System  des  conseqnenten  Socialismus'*  (Conrads  Jahrbacher  fi.  35,  S.  216).  Aber 
jene  Hancbestersdrale  in  England  nnd  Dentscbland  bat  decb  immerhin  aof  dem  Ge- 
biete der  Besteuerung  wie  auf  anderen  wirthschaftlichen  Gebieten  nach  einer  An- 
nlhenansr  an  dies  System  auch  in  der  Pra.xis,  und  zeitweilig  nicht  ohne  Erfolg,  ge- 
strebt Sic  wurde  dabei  gerade  durch  die  vcrfuhrcriaiche  „logische  tolgierichtigkeit" 
ihrer  ^danken  und  Forderungen  unterstützt  und  in  weiten,  aocb  politisch  gebildeten 
Kreisen  sind  in  Steuerfragen  diese  Gedanken  vmi  Folgerungen  noch  nicht  völlig  ver- 
dringt, weil  sie  eben  dem  gcsammtcn  Ideenkreise  des  ökonomischen  Individualismus 
vemndt  and  daber  den  zablreicben  beirossten  nnd  nsbewnsaten  Anb&ngern  dieser 
Rtcbtnng  einigennaasBen  selbstrentlndllcb  encbeinen  nnd  sympstbiscb  sind. 

Cohn  urtheilt  hier  a.  a.  0.  wie  sonst  mehrfach  über  diese  theoretische  und 
practiscbe  Kichtang  der  Freihändler  zu  abschätzig.  —  At^  'i  Ü»^  Verbreitung  ähnlicher 
Aosidbten  im  Ausland,  so  in  der  französischen  FinauziiieraUir  zeigt,  dass  Cohn 

I  aitDnreebt  (a.  a.  0.  S.  217)  der  „nnsoieichenden  Stenertheorie  der  lotsten  Menseben- 
a!tt»r'  vorwirH.  sie  habe  überhaupt  gar  keine  Conscqncnz  und  die  principlclle  Ge- 
rechtigkeit fehle  ihr  einfach  deshalb,  weil  sie  zu  keinem  klar  anerkannten  Princip 
gelange.  Das  ist  eben  der  Irrthom,  den  icb  nicbt  theile,  indem  icb  von  dem  „rein 
Hnanziellen"  Besteuerungs- Standpunct  aus  die  froihändlorischc  Auffassung  für 
folgerichtig  halte  nnten).  Leroy-Beaulieu  (1.  A.  I,  131  IF.)  weiss  z  B.  die 
Theorie  der  Progrebbubesteuerung  einfach  nur  als  eine  „sentimentale  et  non  pas 

I  rationelle**  n  cbarscterisiien.  Ancb  an  Sdcbeleien  Ober  „deutsche  Ideologie"  feblt 
«•  bei  ErOrterong  solcher  Puncto  in  der  französischen  Literatur  niobt. 

Wahrend  nun  bei  aller  tiefen  Verschiedenheit  der  Auffassungen  doch  alle  bis- 
herigen Theoretiker  und  Practiker  darin  einig  waren,  dass  hier  überhaupt  Probleme 
itT  Gerechtigkeit  im  Steaervosen  vorlägen,  welche  der  Eine  so,  der  Andere 
M  zu  lö:»en  sncble,  veil  er  diese  Lösung  für  die  gerechte'*  hielt,  hat  sitdi 
Six  in  seiner  Grundlegung  der  theoretischen  Staats wirthschaft  a  jf  r  nen  völlig  anderen 
iHsadpanct  gestellt.  £r  findet  hier  überhaupt  gar  koin  Problem  der  Gerechtigkeit, 
4ie  Bevetonbrang  mit  Gerecbtigkeitranomenten  lebnt  er  daber  folgerichtig  ab  nnd 
f  liabt,  indem  er  die  betreffenden  einzelnen  Streitfragen  in  der  Frage  nach  dem  indi- 
Ti'laoIIen  Ansmaass  und  (I*t  roncroten  H5he  der  Steuer  SQsammenfasst,  Alles  durch 

A.  Wsgntl,  FinauwiMoachaft.  II.  8.  Aufl.  25 
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die  SolwiUDtioa  der  Steuer  unter  dea  Bt^rift'  dos  ökoaomiücheu.Worthuugsvor- 
gangs  mit  rein  OkoDomisoben  Argumenten  entsclieideii  so  kAaneo  (e.  beflon- 

dera  §.  81 — 83  bei  Sax).  Ich  habe  dieser  Auffassung  nicht  beiiutreten  vermocht, 
(s.  oben  S.  27  nn  l  s.  2*. UV.  In  dr  n  Krgebuiaseii  veicht  indeasea  Sax  von  mir  oid 
Anderen  wicderuui  nu  ht  t>u  bchi  ab. 

§.  15T.  Unter  deu  fegen  mich  polcpaisirenden  und  meine  Anrieht  kritisirendea 
Erörtern ncren  sind  diejenigen  Ton  G.  Cohn,  besonders  in  dem  genannten  Aufsatz  in 
Conrad  s  Jahrbachern,  die  objectirsteo ,  8ch&r£>tea  und  eiogeheodsteo,  Gleichvdbl 
haben  sie  mich  nicht  überzeugt  und  im  Kern  meiner  AitfGusang  m,  E.  nioht  vider- 
legt.  Mehrftoh  werden  mir  auch  Meinungen  imputirt,  die  ich  selbetrentindlich  nicht 
gehegt  habe,  z.B.  als  ob  ich  verliennte,  dass  in  früherer  Zeit,  ror  der  ,^t»atsbnr?cr- 
Ücbea''  Periode,  schon  von  der  Obrigkeit  auf  allgemeine  und  gleichm&ssige  Beäteucraog 
ftftere  hingedelt  worden  sei,  wie  etwn  bei  besiimmtea  einielBeo  Stenern  (Beispiele 
wie  das  von  Cohn,  Conrads  Jahrbücher,  B.  35,  S.  215  Note,  lassen  sich  natüHidk 
leicht  rermchren,  ans  den  ?erscbied.'rii>icn  älteren  und  ncneren  Perioden  und  T.Stideni. 
s.  schon  oben  S.  28(>  und  überhaupt  die  Bebtimmungen  beim  „gemeinen  Pfeu&is:". 
Pin.  in,  §.  22).  Selbst  höhere  Belatrangen  der  Reicheren,  nm  Aermere  m  entlasten, 
koiniücn  vor.  wie  nach  dem  alten  franzü>ischen  Stouerrechtssatz:  le  fort  portant  le  faible. 
Aber  regelmässig  bat  die  ständische  Steuerverfassung  Privilegien,  Exemtionen,  ood 
selbst  bei  allgemeinen  Steuern,  wie  dem  gemeinen  Pfennig  (und  ähnUcbeu  in  England. 
Frankreich)  wird  hOchitens  eine  Mitbcstcncriing  Vomebinerer  in  mlNigem,  nicht  cio- 
iti  il  einem  ricLfiir'M»  proportionalen  Steuerluss  entsprecliondcn  B'.»traL''^,  ^■t^schwoitre  eio': 
reelle  U 0 b e r belatttung  ins  Auge  genommen:  was  eben  meine  Aultaäsung  bestätigt 

Die  Dnteiecheidangfon  „Geschichtaepodien**«  wie  der  stlndieoben,  abeolntistischeii. 
staatsbttrgedtohen ,  socialen  beruht  natürlich  auf  einer  gewissen  AbetractioD ,  aber  ia 
dem  Sinne  wie  ich  und  Andere.  Lassalle.  Rodbertus,  Stein  a.  9.  w.  sie  brauek^n. 
Jftsst  sie  .sich  auch  Cohn  s  (a.  a.  0.)  tind  Anderer  Polemik  gogenttber  festhalten  uD'.i 
dient  sie  dann  zu  einer  Klirong,  welche  nnf  keine  andere  weise  erreicht  wird  (rieht 
meinen  genannten  Aufsatz  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1S87,  S.  70  ff.  über  dit^n 
Pnnct).  In  ieder  soIrh>'ri  Kjioclie  treten  be stimmte  leitende  Idf-'n  hervor.  >V.' 
gewijia  nicht  immui,  zumal  iruher,  die  \'ulk»wirilißchal"is  uud  iiaanzpuliuk  allein  uui 
bloss  folgerichtig  nach  Einer  solchen  Idee  bestimmten,  aber  die  doch  auch  hier  die 
Hauptrichtung  beherrschten.  Den  Zeitgenossen,  wiederum  zumal  früher,  wird  di- 
selten  zum  klaren,  zum  „wi^nsdiaftlicheu"  Bcwosstseia  gekommen  sein.  Aber  die 
Aufgabe  gerade  der  Wisseasebaft  Ist  es  doch,  solche  Iritende  Ideen  ans  den  einzeloea 
Thatsachen  und  Maassregelu  abzuleiten,  herauszuschälen  nnd  ebenso  die  bewusst  oder 
unbewusst  dabei  als  Motive  des  Handelns  einwirkenden  llomeate.  Anrichten,  Oedankea 
aafisasuchea. 

Von  einem  solchen  Bestreben  geleitet,  gelangte  ich  zvr  Unteischeidong  des 

„rein  finanziellen"  und  dos  „socialpolitischeu*'  Standpuucfs,  fand  ich  gewisse  Idecu. 
welche  mir  von  Vdem  dieser  Standpunctc  ans  die  folperichtiijreii,  von  dem  anderen  au> 
folge widi igen,  lum  Thuil  gar  nicht  zu  verstehenden  zu  ^cin  ächiciiua;  gekogte  ich 
zn  der  Annahme  einer  Beziehung  der  beiden  Standponcte  zu  den  auch  ? on  mir  so  ge- 
nannten Phasen  der  ,,staatbbrirgerlichen*'  und  der  „socialen"  Kpoche .  tind  suchte  ich 
nun  auch  nachzuweisen,  dass  hier,  wie  immer  in  solchen  Dingen,  eine  gewisse,  einem 
leitenden  Gedanken,  einem  Princip  immanente  Logik  die  Entwicklung  der  Beatoaerong 
in  Theorie  und  Praxis  beherrscht  und  so  in  Einklang;  mit  den  leitenden  Ideen  der  Epoche 
setzt.  Ideen,  welche  hier,  wie  ebenfalls  stets,  wieder  in  Einklang  mit  pulitisch«in,  sitt- 
lichen, volkswinhschaftlichcn  Anschauungen  der  Zeit  sind.  Die  „rein  finanzielle"  Bc- 
steaemng  schien  and  scheint  —  mir  nnn  in  der  That  durehaos  die  Gonsequeoz  des 
Ideenkreises,  welcher  den  Inhalt  des  „ökonomischen  Individualismus''  bildet,  zu  sein. 
Diesen  Ideenkreis  haben  aber  die  „-^onsetjucnten  KJipfe''  der  Freihandelsschule,  besonders 
der  deutschen,  „für  welchu  ich,  nach  Cohn,  meine  Vorliebe  selten  verlauguc",  aUerdiug^ 
am  Folgerichtigsten  ausgebildet  und  in  demselben  rind  gerade  sie  wieder  zn 
(Ten  i  Ii  n  cn  ..geredif*  erscheinenden  stenerpolitischen  Forderungen  am  Folgerichtig' 
sten  gelangt. 

Indem  ich  das  anerkenne  und  danach  meine  Beweisführung  eiurichtc,  dabei 
dieser  logischen  Folgerichtigkeit  meine  Achtung  zolle,  begehe  ich  aber  doch  nickt 

den  FchlfT.  welclien  mir  Cohn  n.  A.  m.  vorwerfen,  die  Gercchtigkeitsforderun^en 
dieser  Theoretiker  zu  billigen.    Ich  verwerfe  sie  viclmcbr  im  Ganzen  und  gcke 


Digitized  by  Google 


Vorbemerk  ungeo  über  das  Gercchiigkeitsprobbm. 


377 


tiaiiii  ja  wieder  Diesem  and  Jenen  t»  weit  Aber  ich  verwerfe  >ie  nioiit  ds  un- 
richtige Gonseqocnzcn  einer  richtigen  Theorie,  soadem  als  richtige 

Conseqnenzen  einer  falschen  Tliooric;  zom  Thei!  in  l'^r  Art  argamentircnd ,  dass 
ich  A\i6  diesen  Coo&cuueozen  gogeii  die  Theohe  uud  d&uxn  gegen  die  Anächaauagea. 
welche  in  der  .jtaafabQTgerlieliett**  Periode  die  beherrschenden  sind,  ScUOsse  ziehe. 
L>\bei  «i-rlicnnc  ich  arernde  an.  dass  man  in  dieser  Periode  bei  der  Einrichtung-  der 
Beateueruüg  vielfach  anders,  und  öftt^rs  schon  uiit  vollem  Bewiisstsein  anders  verfuhr, 
als  ,,Tom  rein  fiuanzielleu  Standpunctc  auä"  zu  urwarceii,  m  verlangen  gewesen  wäre. 
Das  war  sachlich  richtig,  jedoch  logisch  folgewidrig,  beweist  nber  damit, 
da«s  die  Voranssctznno^.  die  Grün»! -hauung,  ?on  der  aas  man  zu  einer  logisch 
richtigeA,  aber  sachlich  unhaltbaren  (Jouäeqaenz  gelangte,  falsch  min  mass.  i)amit 
glaabe  ich  dii  Dogen Qgonde  der  theoretlschea  Ornndlago  der  „rein  finanziellen*' 
Bestcaemng  erwieeen  zu  haben,  and  besser,  aherzengonder,  als  sonst  gegen  die 
Consetiuenzen  dieser  in  finanziellen  Besteoemng,  wie  den  proportionalen  Stenorfoss 
u.  s.  w.,  argomentirt  worden  ist. 

Der  Identifieirnng  der  theoretischen  VolliBwirthsciiaft  des  Okonomlsehen 
lodiridualismos  (oder  ditr  ..freim  Concurreiiz")  mit  den  historischen  Volkswirth- 
schaften  der  ..staatsbiirgerlichen"  Periode,  welche  mir  meine  Kritiker,  besonders  Cohn, 
implicite  vorwerfca,  Labe  ich  mich  dabei  durchaus  nicht  schuldig  jjemacht.  In  jeder 
seichen  „Periode**,  wie  bei  dem  geschichtlichen  Znsamnienbang  selbstverständlich  ist, 
rinren  verschiedene  Ansi  hanungen  miteinander,  die  wirkliche  Entwicklung  ist  die 
Keäoltirende  aller  dieser  Einfltkase  und  Alles  vollzieht  sich  nur  im  langsamen  bisto- 
rfschen  Fhiss.  Auch  die  „Idee  der  Gerechtigkeit**  kommt  mit  den  Wandlungen,  welche 
sie  durchmacht,  erst  allmülig  zur  YerwirUichung.  Aber  eine  Ornndanschaoang 
tritt  doch  anrh  hier  regelmä^-^ii--  wieder  besonders  hervor,  so  perado  seit  der,  doch 
Wesentlich  erst  in  dieser  Periode  erlangten  theoretischen  Darchdringoog  des  Besteuere 
un^^P^obIems,  die  llhenül,  in  Theorie  und  Praxis,  in  MoÜren  und  Fsssnngen  dttr 
Steuergesetzc  unverkennbare  Bestrebung,  welche  eben  dieser  Periode  allein  filr  richtig 
gilt,  durch  die  Besteuerung  so  wenig  als  möglich  ändernd  in  die  indi- 
viduelle Einkommen-  und  Vcrmögcut>verthtiilung  einzugreifen:  daher 
die  prineipielle  Ablehnung  des  progressiven  StenerAisses,  der  reellen  YennOgenn- 
^ir-steTioransr,  die  Bedenken  gcnjen  ErbschaflsstGUcrn .  gegen  höhere  Besteuerung  des 
fandirten  Einkommens;  m.  a.  VV.  das  prineipielle  Pesthalten  an  der  Proportio- 
nalbesteucrung.  mit  einzelnen  prac tischen  Zugeständnissen,  wie  der  Stenorfirei- 
heit  des  Existenzminimums,  wenigstens  von  directen  Peisonalsteuem,  der  Verweiftuig 
oder  möglichsten  Beschränkung  von  Verbrauchssteuern  auf  erste  Lebensbedürfnisse, 
mit  kop&teaerartiger  oder  gar  umgekehrt  progressiver  Wirkung  ^Salz-,  Mablsteoer), 
der  Annahme  ron  Degressifscalen  oel  Efniommeosteuen,  aber  nm  so  meihr  unter 
Ablehnung  der  Progressivscala  von  einer  gewissen  Einkommenhohe  an  nnd  dar  Fest- 
baitnng  des  Proportionalfnsses  für  alles  Einkommen  darüber  hinans. 

Eist  durch  Hinzukommen  ganz  anderer  Ideen,  „socialer"  oder  „social- 
politischer**,  werden  andi  andere  stenerpolitischo  Ziele  begründet  Diese 
Ziele  und  die  ihrer  Verwirk!: i  huni;  dienenden  Forderungen  und  Maitssrogeln  beruhen 
aber  eben  auf  einer  anderen  Auflassung  vom  nichtigen  uud  Gerechten  in  der  Volks- 
wirthschaft  und  in  BctrufT  der  Verthcilung  der  Steuerlasten  in  der  Staatsgesellschaft. 
IMes4  andere  Auffassung  ist  wieder  die  Consequenz  einer  kritischen  Stellnngnahme 
m  den  Ergebniv^  n  <]<-=^  -xuf  dem  Boden  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  des 
freien  Conconenzsystems  bich  im  privatwirthschal'tUchen  Verkehr  vollziehenden  Ein- 
kommen- nnd  TermOgens^Vertheilungsprocssses.  Von  diesem  kritischen  Standpnncte 
aus  lehnt  man  nicht  mehr  Steuern  und  Steuereinrichtungen  principiell  ab,  welche, 
richtig  verytfin'lmi,  allerdings,  wie  die  Progressivscala,  die  reelle  Verimlgensstcner 
u.  a.  w.,  die  ukonomische  Wirkung  haben,  ändernd  in  die  individuelle  Eüikommeu- 
ond  YennögensrertheUoDg  eloiugreifen,  weil  man  diese  Wirkung  principiell 
nicht  mehr,  wie  ganz  folgerichtig  auf  dem  anderen,  dem  früheren  StandponotOf 
ablohnt,  sondern  i^- er  ade  sie  filr  richtig  und  gerecht  halt.  — 

Ueber  die  Wahl  des  Namens  fur  den  zweiteu  steuerpolitischen  Standpunct 
kann  man  ja  in  Zwetfel  sein.  Ich  habe  ihn  den  „socialen  '  oder  „socialpoli- 
ti sehen"  genannt,  neuerer  Terminologie  in  der  Nationalökonomie  folgend.  Den 
ersten,  den  „rein  finanziellen'*  könnte  man  auch  den  „individaalistischen'*  Stand- 
punct, nach  derselben  Terminologie,  nennen. 

25* 


Digitized  by  Google 


378    S.  B.  AIlgeiE.  StmuildiM.  8.  K.  1        1.  A  (i«i«6lili«l«it  §.  157»  159. 


D«r  Audrack  ,3oeul**,  „Mdale  PImm"*  ImI  mir  von  histohscli-nitioDalAkoDo- 

iiii'^  Ii  r  Seite,  mit  der  hier  tiblichen  supcrklnc^cn  Ceberlcgcnheit,  gelegentlich  den 
Vorwurl  des  ^unhistorischeu''  Verijihreos  eingetrageo.  Dean  eiae  ,^ciaie*'  Fnge 
halw  60  Dicht  wir  iauier  ge^b«n«  «och  die  Bestonemiif  habe  stets  ihre  «^odab** 
Seite  gehabt,  ihre  DarcbfUhrang  «nd  EinrichtUDg  ihr  sociales  Problem  entbalteo. 
Das  liagnet  iein  Vcrbtlinrlisrer.  aber  es  ist  das  nnr  eine  der  vielen  wirthschafts- 
gcschicfaliichcn  „Bins^nwahrboiteu'',  die  mindestens  nicht  mehr^  Werth  habeo,  aU  dif 
den  «JDofnatikem**  TOtKeworfe&en,      nebenbei  bemeiltt,  noch  nicht  seltener  sind. 

Der  Unterschied  der  „socialen**  Fra^^e  und  der  „socialen"  Seite  aller  Wirth- 
fchafts-,  Finanz-,  Steuerfratren  jetzt  und  frühL-r  ist  eben  der,  dass  dani&  der  gc- 
wonntiueD  tb  eoretis  che  u  Krkenutniäs  dus  V  e  r  t  b  eilungsprocesses  in 
freien  Verkehr,  der  Stellung,  Function  and  Wirkung  des  PrirateigeD- 
thtims  an  den  s  ach  Ii  eben  P  rod  u  et  i  r.  ri  ^  i  1 1  o  1  n  in  diesem  Procpss,  danl 
der  Feststeiluog  der  Vorgänge,  in  welchen  und  durchweiche  sich  dieser  Process 
yoUzleht,  das  Endcrgcbnfss  des  letzteren  jener  bereehtiften  Kritik  vnter- 
liegt,  deren  Consequenz  dann  wieder  die  ,;sociale  Steuerpolitik**  ist.  Die  «jeiii 
linanzielle"  („indiridualisti^cho")  Steuerpolitik  vr.w  begreiflich  vor  der  Gewinnong 
di^er  theoretischen  Ji^rkonniniss ,  entsprach  daher  auch  den  Anschauungen  Uber  daä 
WirthflchafMeben  in  äst  ^^taatsbttrgeriidien**  Epoche.  Mit  der  Verhreftung  j»er 
Erkenntniss  ringt  sich  Überhaupt  die  „sociale"  Phase  durch  und  wird  das  auch  m 
der  StoiTcrpolitik  thun.  Allen  früheren  „.socialen"  Strömungen  gegenüber  ist  dii' 
moderiiö  „bocialc  Phasu"  n-tigon  dieser  £rLcuuUiiü6  und  deiün  Folge,  der  kritiäcb'  j 
Stellongnahme  zu  den  Ergebnissen  des  Vertheilnngsproccsües,  etwas  Grundverschie- 
denes. —  eine  Verschiedenheit.  Wflclie  durch  die  fundamentalen  zwei  weiteren  V-?r- 
scliiedenheiten  der  modenien  Verhältnisse  von  allen  früheren  Perioden  nach  der 
Seite  ihrer  pmctischen  Bedeutung  noch  melir  gesteigert  wird:  dorch  die  moderne 
Productionstecbnik.  mit  der  keine  frtthere  einen  Vergleich  aushält  und  weIcLe 
wieder  das  Zu  fall'- n  ür  i  Krj:ebnisse  zumeist  an  die  Priratei)?enthUmer  der  sachlichen 
Productionsmittcl  so  iui^:>iich  erscheinen  lässt,  und  durch  das  auf  allgemein  rer- 
breiteter  Elementarbildung  hernhende  Glassenbewasstsein  der  ontereo. 
arbeitenden  Stände.  An  den  Conscquenzen  aller  solcher  durchaus  moderoei 
Verbältnisse  kommt  man  in  Volkswirthscbaft  und  Finanzen  auf  die  Dauer  nicht  Forbei 
die  „sociale  Steuerpolitik**  int  nur  eine  dieser  Consequcuzen ,  aber,  in  diesem  Zu- 
aammenbang  erfasst,  auch  erst  hinreichend  befindet,  m.  £.  allein  erst  begrftndet, 
wihrend  alle  anderen  „Begrtlndungeu"  der  einzelnen  Puncte  dieser  Politik  doch  nur 
anf  Opportunitätserwägun gen  und  höchstens  auf  Billigkeitsgeüichtspuncten  boruhtn. 
Die  Richtigkeit  dieser  Erwägungen  und  Gcsichtspuncte  bestreite  ich  nicht,  ich  bcdieoe 
mich  ihrer  selbst  mit  zur  BeweisfUarang,  aber  ich  halle  sie  alletn  nicht  fOr  duck« 
schlagend  bewciskräftiir 

Schwach  und  unwist^eusciiaftlich  ist  es  natllriich,  mit  dein  grossen  Haufen  blinder 
Antiaecfalisten,  die  ,,be  den  klicken**  Stoaerfordemngen ,  zn  welchen  man  in  da 

„socialen  Phase**,  rom  socialpolitischen  Standpunct  aus  kommt,  s.  B.  in  Bezug  auf 
indirecte  Verbraiu  b'-steuern,  Stcucrprofrression,  Vermög-enMsteuer  u.  s,  w.  dem  „Socia- 
lismus**,  etwa  gar  einzelnen  „Socialisteu**,  deren  Doctriuarismos,  deren  Agitatiou 
znr  ,j8chiUh*  in  schieben.  Violmehr  handelt  es  sich  eben  nach  hier,  via  im  Soeia- 
lismus  Tiberliaupt.  um  gewisse  Anschauungen  und  Forderungen,  die  mit  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  der  Besitz-  und  Erwerbsverhältnisse  und  oiclii 
minder  mit  der  wachsenden  Einsicht  in  den  Zusammenhang  der  öko- 
nomischen Dinge  nothwendi^  entstehen.  Namentlich  ist  hier  ?on  entscheidender 
Bedentnn?  'Jit-  Erkenntniss  des  Einflusses  des  ..l^'chts",  speciell  d-s  Privatrccbts 
auf  die  „W irthschaft*',  die  Erkenntniss  der  Bedingtheit  der  Vertheilung  des  mit 
Hilfe  sachlicher'  Prodoctionsmittel  dnreh  die  Arbeit  gewonnenen  Ertran  unter  die 
bei  der  Production  bethelligtsn  Bentz-  und  Arbeitsclassen  und  unter  die  Eiazelnea 
durch  das  Privateigenthum  an  jenen  Productionsmittebi.  Kla^^en  wider  den  ..Divctri- 
narismus**  derjenigen,  welche  z.  B.  der  Belastung  der  unteren  Classcn  mit  uberwäkteu 
indirecten  Yerbrauclustenern  Nachtheile  und  endgiltige  Nachthetle  zuschreiben,  «eil 
sie  eine  Weiterwril^uuiff  dieser  Steuern  vom  Arbeiter  u.  s.  w.  auf  Dritte  bezweifeln, 
und  welche  daher,  wenn  jene  Steuern  nicht  entbehrlich  sind,  Abhilfe  durch  compeii- 
sirendc  Steuern  auf  die  besitzenden  und  wohlhabenderen  Classen  verlangen,  äiiid  deshalb 
auch  ganz  ungerechtfertigt 
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Waä  ist  das  Gerechte? 


Naeb  dem  Oengten  fhuibe  ich  an  meiiMr  Anfikssung  und  BelMaidliiiig  der 

„Gerechfigleibprincipien".  wie  ich  sie  in  der  ersten  Auflage  (S.  2S2  ff.)  gab,  fest- 
halfeu  lu  doiftui  ond  2tt  ma8»en,  auch  üoJnu,  SL  Heyer,  Ueiferich  u.  A. 

gegenüber. 

Inimerbia  hebe  ich  aber  nodiAals  borvor.  daas  wir  inehriii  den  MotiriruoKeu, 
im  Inhalt  and  den  practiscben  Forderungren  der  ,4M)cialcn  Steiurpulitik'' 
aoseinandei^eheii,  weoogleicb  es  auch  in  letzterer  Uinücbt  nicht  an  Diierenz- 
jpnocten  fehlt 

§.  158.  Einleitung. 

Was  ist  das  Gerechte?''  Diese  Urfrage  des  denkenden 
Menschen  kann  anch  an  die  Spitze  der  £rörteniDgdn  Uber  die 
Principien  der  Gerechtigkeit  in  der  BesteueroBg  gestellt  werden, 
hier  in  der  Fassung:  ,ywa8  Ist  gerechte  Bestenernng?" 
Jene  allgemeine  Frage  eingehend  philosophisch  zu  heantworten, 
dazn  ist  natlirlich  hier  nicht  der  Ort  Es  ist  nar  daran  ta  erinnern, 
das»  alle  Schwierigkeiten  der  Beantwortung  derselben  hier  in  der 
Erurtcrung  der  specielleii  Fra^^c  wiederkehren.  Merkwürdiger 
Weise  ist  dies  aber  in  der  FinanzwisseDschaft  nicht  allgemeia 
euiptuudeu  worden.  Sonst  wllren  nicht  manclie  sehr  bestreitbare, 
mindestens  oar  sehr  relativ  wahre  Sätze  Uber  die  „gerechte^'  Be- 
stenerung  ohne  Beweis  aufgestellt  und  wäre  nicht  mit  diesen  Sätzen 
wie  mit  Axiomen  nnd  nnmittelbar  in  der  Praxis  anwendharen  Lehren 
operirt  worden.  Man  hätte  in  Streitfragen  auch  öfters  eingesehen, 
dass  msn  sich  nicht  verstibidigen  kOnne,  weil  man  schon  im  Ans* 
gangspunct,  in  der  Grnndanschaunng  ttber  das,  was  in  der  Be- 
steaemng  „gerecht'^  sei,  abweiche  nnd  deshalb  nothwendig  in  den 
Consequenzen,  in  der  Autstelluug  bestimmter  „Gerechtigkeitsforder- 
ungen" für  die  Besteuerung  gleichfalls  auseinander  gehen  müsse. 

Für  unsere  Zwecke  iu  der  Finanz  Wissenschaft  nnd  in  der 
bteuerlehre  ist  es  nun  vor  Allem  nothwendig,  genügt  es  aber  auch, 
sieh  über  folgende  drei  Puncte  klar  zu  werden:  Uber  die  histo- 
rische Relativität  der  „Steuer-Gerechtigkeit^^,  ttber  die 
Abhängigkeit  des  Urtheils  bezüglich  der  letzteren 
Ton  dem  Urtbeil  ttber  nnser  privatwirthschaftliches 
Concnrrenzsystem  (§.  159  ff.)  nnd  schliessUeh  anch  ttber  den 
Einflnss  von  Arbeitstheünng  nnd  Technik  anf  die  An- 
wendung- der  Gerechtigkcitspostulate  in  der  practiscben  Ausge- 
staltung und  Durchftlhrnng  der  Besteuerung  (§.  i«31), 

1.  Keiativität  der  Steuer-Gerechtigkeit. 

Anch  das  „Gerechte'',  wie  alles  „Sittliehe*'  Überhaupt, 
ist  nichts  Absolutes,  sondern  etwas  zeitlich  (historisch) 
and  örtlich  Kelatives,  durch  die  Gultnr  des  Volks  Be- 
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dingte 8.  Von  der  „Qereebtigkeit''  in  der  Bestenemng  giH  d« 
in  be8onderem  Haasse. 

Wir  dOifea  daher  aucli  nicht  unsere  moderne  Anndiaiinng  zun  nllgemcin  gü- 
tigen Maassstab  anderer  Zeiten  und  Volker  nehmen.  Die  ehemaligen  ^L'uiJivckn 
btcaerfreiheiteo  und  PriTii^ea  z.  B.  stehen  im  Einklang  mit  den  gesammten  üccLiä- 
▼erhlltniiMn  Jener  Zeit,  mü  der  elgentfcfifliUeiMo  sOnditdien  (ffiedervnf  in  Be- 
vOUerun^.  Sie  aind  Ihr  jene  Periode  nicht  Icorzwcg  ^oiif^'t recht"  zu  neonen,  icOnt 
in  dem  Kalle,  wo  es  sich  am  wahre  Stenerfteihäten  (§.  120)  handelte. 

Wir  fassen  jetzt  die  Frage  der  „gereeliten'<  Bestenemng  nur 
für  nnsere  moderne  Gnltur-  nad  Beehtsperiode  ins  Ange.  Hier 
itOnnen  wir  in  der  That  die  GrnndBfttze  der  Allgemeinheit  und 
GleiehmSssigkeit  der  Bestenemng  als  Axiome  der  Gerechtigkeit  io 
unserem,  modernen  Sinne  betrachten,  welche  mit  unserem  Bc- 
griii'  der  persönlichen  und  politischen  (staatsl)Urgerlicben)  Freiheit 
und  Gleichheit  gegeben  sind,  d.  h.  wir  verstehen  sie  „indivi- 
dualistisch", von  Kinzelnem  zn  Einzelnem,  so  dass 
Jeder  Einzelne,  im  Frincip  wenigstens ,  als  Glied  der  staat- 
lichen u.  8.  w.  Gemeinschaft,  steuerpflichtig  ist,  nach  dem  Grond- 
sata  der  Allgemeinheit ,  nnd  alle  Einzelnen  untereinander 
„gleicbmissig"  besteuert  werden,  —  im  Unterschied  von  der 
„standischen"  Periode,  wo  die  Gerechtigkeit  in  der  Bestenemng  in 
der  Tertragsmttssigen  Regelung  zwischen  Fürst  nnd  StXnden  nnd 
in  der  Vereinbarung  Uber  die  Vertheiinng  der  Steuerlast  nnter  den 
Ständen  gefunden  ward ,  daher  eventuell  in  der  allgeuiciueu  uiiu 
gleicbmässigCD ,  jedenfalls  der  verabredeten  Belastung  von  Stand 
zu  Stand. 

Aber  nicht  nur  bleiben  hier  grosse  bcbwierigkciten  bei  der 
Anwendung  dieser  einfachen  Axiome  auf  die  practischen  Steuer- 
Probleme  bestehen:  es  ist  l^flers  anch  in  der  blossen  Theorie 
schwierig,  die  richtige  nnd  oonseqnente  Anwendung  zu  bezeichneo. 
Und  noeli  mehr,  anch  wenn  die  „Gerechtigkeit"  an  sieb  fUr  nnsere 
Periode  in  dem  „individualistischen"  Sinne  der  beiden  Axiome  fest- 
steht, fragt  sich  doch,  wie  denn  nun  beide  Sätze  zn  verstehen 
seien,  was  „allgemeine'^  und  vollends  was  „gleichmässige" 
Besteuerung  im  Sinn  der  „Gerechtigkeit''  sei. 

DeuQ  daä  cbco  ibi  die  cigcutiicikc  tbeoretibcLc  Strciürage,  dereu  Beantwurtuug 
nneb  jeder  Anvendong  der  Sitae  in  der  Praxis  roran  gehen  xanaa.  Dfeae  Beaat» 
wortanp:  ist  .iber  nicht  •■infaoh  und  nicht  unbedingt.  Sie  kann  nur  historisch- 
relativ  sein,  heute  lautet  bie  auders  als  in  der  ständischen  (ieseliächafi,  bei  «reitereiu 
Dorchnngun  socialer  Aaffassung  der  Einkommens-  und  Yermdgensverh&ltnisse  anden, 
ala  hente  noch  uberwiegend.  Erst  aUniiIi|f  ringen  sich  rer&nderte,  neue  Aiudiaa- 
unpen  tlb-  r  ..fJ'Techti'^lieit",  wie  im  ganzen  socialen  and  wirthschaftJichen  Lcbon.  m> 
auch  in  der  Einrichtung  des  Fioans»  und  Steuerwe^^ns«  zur  Ueltong.  V  on  besonderer 
Bedentonif  ist  hier  nun  der  folgende  Pnnct  filr  daa  Problem  der  «Stener^Gerechtii^tdl^ 
in  «naerer  Oeaehiebtaepoohe. 
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Ii.  —  §.  Id9.  Die  gerechte  Steuervertlieil ung  im 
Zusamroenhang  mit  der  Function  des  privatwirth- 
aeiiaftliohen  Ooncnrrenzsystems  betrachtet 

Das  Urtheil  Aber  das,  was  „gerechte''  Bcstenerang  sei  and 
was  diese  dann  in  der  Praxis  verlange,  wird  wesentKch  bedingt 
Ton  der  Beartheilnng  der  bestehenden  Einkommen-  and 
Vermögensvertbeilung,  wie  sie  sich  unter  dem  gelten- 
den Rechte  der  freien  Concurrenz  im  pri vatwirth- 
schaftlichen  System  gestaltet:  daher  bei  der  heutigen  persön- 
lichen Fi  eilit  it,  bei  dem  nicht  ausschlies8iiili,  aber  weit  \\  iegend 
vorbandcueu  Privateigenthum  der  Privatwirthschatten  an  den  sach- 
lichen Prodactionsmitteln,  an  Boden  und  Kapital,  nnd  bei  der  Ver- 
tragsfreiheit. 

A.  Wer  dieses  System  afs  das  anbedingt  richtige  nnd 
allein  gereehte  betraebtet,  wie  die  liberale  Oekonomik  der 

physiokratisch-Smith'sclicn  Schule  es  ihut,  der  muss  lolgerichtig 
auch  die  bestehende  Einkommen-  und  VermÖgensvertheilnng,  das 
Pruduct  dieses  Systems,  als  ganz  allein  richtig  und  gerecht  an- 
sehen, —  eine  C  onsequcnz,  welche  die  schärferen  iJeiiker  der 
Schale  auch  gezogen  und  bestimmt  l'ormulirt  haben. 

(Grandlepun?  §.  117.  121  ff..  l2Cf,  129, 134«  mit  dao  litenriflcheo  Noten,  beion- 
deis  io  der  2.  Auflasse  S.  22a,  240.) 

Fttr  den,  der  also  artheilt,  ist  aber  dann  anch  die  bestehende 
Einkommen-  nnd  Vermögensrertheilang  eine  nicht  weiter  zu  dison- 
tirende  Thatsaobe,  welche  an  sich  und  mit  allen  ihren  ökono- 
mischen und  socialen  Consequenzen  hingenommen  werden  muss. 
Eine  dieser  Conse()ueuzen  ist  nun,  dab.s  ein  und  derselbe  Au?.gahe- 
hetrag  den  Pert^onen  mit  verschiedener  Höhe  und  verschiedenen 
Quellen  des  l''inkommens  und  Überhaupt  in  verschiedener  (»kouo- 
miscber  Lage  einen  verschiedenen  Druck  (ein  verschiedenes  Opfer) 
vernrsacbt  oder  umgekehrt,  das»  die  Leistungsfähigkeit  dieser  Per- 
sonen nach  diesen  Ökonomischen  Momenten  dem  gleichen  Ausgabe- 
betrag gegenUber  verschieden  ist. 

Fttr  die  Bestenerung  ergiebt  sich  dann  die  Gonsequenx, 
dass  sie  an  der  als  richtig  and  gerecht  geltenden  Einkommen-  and 
Verm9gensmtheilnng  an  sich  möglichst  nichts  ändern  soll,  d.  b. 
(lass  sie,  da  natürlich  jedem  Einzelnen  in  der  Steuer  etwas  ge- 
n  iiiineii  wild,  in  den  Relationen  der  individuellen  Eia- 
k<m»men-  und  Vermügensverhältnisfle  zu  einander  nichts  ver- 
äc hiebt.   Die  Besteuerung  wird  daher,  hier  luigerichtig  auf  den 
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Zweck  der  Deckung  des  Finansbedarfs  streng beBebrlnkt 

und  der  früher  (§.  82)  hervorgehobene  und  in  diesem  Werk  ge- 
rechtfertigte „socialpolitiache''  Zweck  der  Besteuerung  wird 
abgewieBcn. 

Die  Consequenzen  dieses  Standiuincts  für  die  Auffassung;  der 
„Gerechtigkeit"  in  der  Besteuerung  und  für  die  Postulate  der  All- 
gemeinheit und  Gleichmiaeigkett  «ind  dann  im  Weflentlieheii  is 
Kflrze  die  folgenden. 

Am  Charac^ri^ischsteD  und  am  MeUten  pointlrt  trcteu  diese  Conseqaeozeu 
wohl  bei  einzelnen  freihändlcriscben  Theoretikern,  so  auf  den  volkswirthscbafilicheu 
CoDprossen  henror  (s,  dio  Citato  in  15C).  Die  blosse  (svclbst  propoiHouale .  nichi 
progräsirife)  JSbilümmmMmt  wifd  Mer  gelegentlioli,  weil  sie  eine  Vericuang  des 
Princips  von  Leistung  und  GegenleistOD)^  sei,  als  „commanistiscb"  oder  als  „dicht 
an  (irenzc  dea  Commanismus"  streifend  bezeichnet.  Aehnlioh  in  Fntnkrcicli  (selbst 
nach  1S71  noclil)  Thiers. 

Die  einielDttii  8&tie  imTttxt  lladflD  ihre  ErUUitonmg  md  Kritik  in  den  spi* 
t«nn  Abedmitteo. 

1.  Die  Aligemeinheit  wird  wOrtiich  genommen»  daher 
ist  insbeiODdeie  jeder  Staatsangehörige,  einerlei  ob  sein  Ein- 
kommen gross  oder  klein,  ob  Renten*  oder  Arbeitseinkommen  n.  s.  w. 

im  Princip  steuerpflichtig.  Keine  Steaerfreiheit  des  sogenannten 

Existenzminimums  (i?.  167). 

2.  Die  GleichmUssigkeit  wird  als  „gleiche  Verhältniss- 
mftssigkeit  der  Steuer  zum  Einkommen''  aufgefasst,  d.  L 
im  Princip  soll  ein  Jeder  die  gleiche  Quote  Stener  Yon 
seinem  Einkommen  entrichten:  „ProportionaP'*Besteaemng 
oder  der  gleiche  Prooentsatz  yon  allem  Einkommen ,  also 
Abweisung  der  „ProgressiT-^Bestenernng  d.h.  des  stärker 
als  das  Einkommen  steigenden  Stenerfnsses  für  grösseres 
Einkommen.  Auch  gleiche  Besteuerung  des  Arbeits-  und 
Renteneinkommens  und  Schonung  des  einzelwirthschaftlichen 
Vemiügens-  und  Kapit^ilheBitzes,  daher  Beschränkung  der  Be- 
steaerong  auf  die  Quelle  des  Einzel-Einkommens. 

Vermögens-  und  Kapitalstenern  (wenigstens  als  Kegel,  also  von  almonnen 
ZeitrerhUtniaeea  abg^heo^  §.  1^2,  134)  demnach  nicht  als  eigentliche  (reelle) 
«ddie  Steoeni,  welche  das  venuö^eu  bez.  Xnpital  des  Einzelnen  renniadem,  ionden 

nur  crentaeU  als  nominelle  VermOgenssteoem ,  welche  hlcm  Formen  der  Ein- 
kommensteuer sind.  Streng:  folgerichtig  auch  die  Ablehnung  jener  Begrtindnng 
der  ProgressiTbesteuening  des  grösseren  Einkommens  and  der  höhereu  Be- 
stenenmg  des  BeDteneinkAmmeDt  mit  dem  Ißnweiee  auf  die  ^grOBsere  LeisUmgs- 

fthigkeit"  der  Bezieher  dieses  Eitikommens  oder  auf  den  ..geringeren  Druck",  das 
„kleinere  Opfer",  des  gleichen  Steuerbetrags  für  diesen  Einiioinmeubezieher  im  Ver- 
gleich zum  ärmeren;  denn  diese  allerdings  unbestreitbaren  Thatsacheu  der  grösseren 
LeistungsfUhigkeit  und  des  geringeren  Steneidnicks  sind  wieder  nur  Conseqoeoies 
der  bt  '^^ti  lienden  Einkommen-  und  ^'crIr!5^f'n-^•'-rtheilung.  an  reicher  nichts  ver&ndert 
worden  soll  und  darf,  eben  solche  Consotiueiuen  wie  die  vorerwähnte,  das«  der  gleiche 
Ausgabebetrag  Personen  ungleichen  Einkommens  rersohieden  triflt  Eben  dedhslb  er- 
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^beint  auch  von  diesem  Standpancte  :nis  Neumann'g.  Schoel'b  u.  A.  Bograndtin:;** 
der  Pro^resäkirbesteaeniDg,  so  richtig:  sie  an  sich  ist,  nicht  bon ci^^krältig  und  der 
iHnwand  der  Gegner  nicht  unrichtig.  Die  Progrcssivbesteueruug  und  die  höhere 
BesteaeniDi;  des  Kenteneinkommens  ist  vielmehr  hier  nicht  principiel!  an  äi<  li, 
sondern  nnr  zor  A  ^i-^-rlcichunp  ctwai^-cr  umgekehrt  j'r>nrre8si7  wirkender  Bc- 
«teoeroog  des  kleinen  und  des  blosacn  ArbeitüeiDkooimcuä  U»  B.  in  Fulgd  «tarlei 
TeilmiMslMbeetMwnii^)  n  reehdimigcn ,  —  firoUidi  hier  nndi  vom  ^nndpanct  „ge- 
lechier*,  4.  h.  hier  wahrer  Proportion albestettemng  zu  rerlangea. 

Der  mit  diesen  AosfttlirQiigea  vorläufig  wohl  genagend  er- 
läuterte Gesicbtspnnct  bei  der  Bestenernn^  kann,  zum  Unterschied 

von  dem  iol^eiuleu,  der  rein  liiianzielle  oder  fiscaliscbc, 
allenfalls  auch  der  individualistische  geiumnt  werden.  Die 
Gerechtigkeit  der  i;ez();:eiiL'ii  Fol^eruugeu  tiir  die  Aligeineiuheit  uud 
Oleicbmäsäigkeit  der  Bestcucruug  kt  nicht  auzutcchten,  wenn  man 
die  Prämisse  zugiebt:  die  Richtigkeit  und  Gerechtigkeit  der  Ein- 
kommen- und  VermögeiiBvertheilaDg  im  priTatwirthschaftlichen  System 
der  freieo  Conennrenz.  Die  CoDsequenzen  stehen  nnd  fallen  mit  der 
Plimisse. 

B.  Diese  Prämisse  ist  jedoch,  jedenfalls  wenigstens  in  dieser 

Allgemeinheit,  wie  die  liberale  Oekonomik  sie  anfstellt,  nicht  als 
richtig  anzuerkennen. 

S.  Käheres  lut  Knun  iii  meiner  Grundlegung  a  a.  U.  Uie  Behauptung  der 
Schale,  das8  die  bestehende  Einkommen-  and  VcrmOgensrertheilung  richtii;  and  gerecht 
und  allein  richtig  und  },'-erccht  sei,  weil  sie  das  Product  der  freien  Concurrcnz,  ist 
eines  Theils  eine  petitio  principii,  anderen  Theils  ignoriit  äio  völlig  den  Ein- 
floss  der  geschichtlich  ttberkommencn,  in  das  Sy;>tem  der  freien  Concarrenz 
*Js  „voblervorbeno  Rechte*'  herüber  genommenen,  aber  auf  ganz  anderer 
Rcchtäbasis  entstandenen  Prirat-Besttzveiliiltnivo.  (Gmndlegnng  §.  124»  126,  2tfö  £, 
m  ff.,  369  ff.) 

Die  Consequenz,  Avtlthe  für  die  Besteuerung:  pezo^en  wird, 
(ia.ss  nemlich  jene  Einkommen-  und  Vermögensvertheiluug  in  ihren 
Kelationen  der  EinzeleinkomuieQ  und  Vermögen  zu  einander  ein 
Koli  me  tangere  sein  müsse,  ist  daher  in  dieser  principiellen 
Allgemeinheit  anrieht  ig.  Es  darf  und  mnis  vlelmebr  noch  ein 
K  weit  er  Gesiehtsponet  neben  dem  rein  finanzielten  fttr  die  Be- 
steneroDg  aufgestellt  werden :dersoeialpolitisohe»  kraft  dessen 
die  Steuer  nieht  nnr  Mittel  zur  Deckung  des  FinanzbedarfSi 
fondem  zugleich  ein  solches  Mittel  dazu  i^t,  welches  in  die  bei 
freier  Concurrenz  entstandene  Emkommeu  uud  Vermögensvertheiluug 
currigi rend  mit  eingreift. 

^Grundlegung  §.  9fJ,  105,  besonders  in  der  'J.  Auilazo,  und  oben  h'l.)  Es 
dies  namentlich  in  der  Weiso  zu  geschcheu,  dtm  zwiüchua  ökonomischem  „Ver- 
dienen** nnd  „Oewinnen  aue  Gonjonctoren*'  möglichst  nntenchieden  wird 
—  ein  practi^ch  schwicrig-s  Problem  bei  der  FlU!>sigkeit  der  (Jrenzon  dieser  zwei 
i'^rverbe,  aber  ein  in  dem  practisch  gcnUgoudon  Maassc  nicht  uniöäbarcs^  Problem. 
Im  i&t  ferner  auch  im  gowOlinlichen  ökonomischen  Erwerbsprocoss  der  Erwerb  aas 
Arbeit  viid  der  Bosteahesuf  ((irand-  und  Kapitalrente)  mehr  an  nntencheiden 
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uuü  «iic  Th&tsacho  zu  berücksichtigen,  dass  der  grössere  Erverü  und  dio  Vermogeaar 
bilduDg,  velcho  er  ermSgIfclit,  regelmässig  neben  der  penODUchen  LdBtnng  das  lüt- 

Spieleu  des  Factors  „Glück"  im  grössereu  oder  gcring:eren  Maasso  bedingt.  Weiter 
kann  erst  ?on  diesem  socialpolitischcn  Stan(l])uiicte ,  nicht  schon  von  dem  finanziellen 
aas,  jene  au  sicU  unbestreitbare  Thaibacho  das  grOssereu  Leii>tuug&falugkcit 
höheren  ror  dorn  geringeren  ebenso  vie  des  Renten-  ror  dem  Arbeitsda» 
kommen  in  der  Bestc-ueninp  gerechte  Beachtnng'  finden.  Und  endlich  rechlfenigt  weh 
von  diesem  Standpuucte  aus,  wenigstens  nach  den  sich  durchringenden  Anschauangea 
unserer  Epoche  (§.  157),  auch  die  principielle  Begünstigung  derClasscn  iLit 
kleinem  und  unsicherem  und  blossem  Arbeitseinkommen  in  der  Besteucrang, 
i.  B.  mittelst  gewisser  Steuerbefreiungen;  Maassrogeln  ,  ■n-cl  -lii-  dann  nothwendig  aof 
eine  höhere  Besteuerung  der  wohlhabenderen  Glassen  hiuausiauicn,  aber  socij^ipoliti^Jj. 
ebenso  gerechtfertigt  sind,*  wie  die  bereits  so  TldfiMh  erfolgende  HenfaUung  öfrett> 
Hoher  Einrichtungen  tta  dio  unteren  Glaseen  (z.  B.  im  Schulwesen)  ohne  deren  e&t- 
sprechende  Belastung,  nnr  ans  :jlli;cmcinen  öffentlichiMi  Mitteln.    (S.  n.  §.  !S3  f.' 

Die  CoDsequenzen  dieses  soeialpolitisclicii  StaDdpancts  für  die 
Postulate  der  Aligemeinbeit  und  GleicbmäBsigkeit  sind  im  Weseot: 
liehen  kirn  etwa  die  folgendeo. 

1.  Die  AllgeiDeinheit  wird  nicht  wörtlich  genommeni  ancK 
nicht  für  die  StaatsangehtJrigen.  Es  kann  vielmehr  die  Befreiang 
der  Persanen  mit  kleinem,  namentlich  Arbeitseinkommen  von  Stenera 
überhaupt  oder  von  gewissen  Steuern  (z.  B.  directen  Einkommen- 
steuern) eintreten  (soeiale  Forderung  der  Steuerfreiheit  des 
Existenzminimums,  §.  167).  Und  zwar  wird  eine  ötenerfreibeit 
hier  nicht  nur,  wie  auch  von  dem  ersten  Standpunete  aus  selb?! 
verBtändlich  ist,  zur  Ausgleichuug  anderer  höherer  Steaem,  sondero 
an  sich  gerechtfertigt  um  die  „kleinen  Leote^^  ökonomisch  reell 
an  entlasten  and  relativ  geringer  als  die  wohlhabenderen 
zu  bestenem. 

2.  Die  Gleichmässigkeit  wird  hier  verstanden  ala  „Be* 
stenerong  möglichst  im  Verh&ltniss  zu  der  in  stärkeren 
Progression  als  das  absolute  Einkommen  (und  Vermögen) 

Bteigcuden  wirthschattliche n  Leistungsfähigkeit''.  Da- 
her h  ier  die  prin  cipielle  Forderung  der  Progressiv  besteuernng 
des  höliercn  Kinkommens,  d.  h.  der  stärker  als  dies  Einkommen 
steigenden  Besteuerung  und  Abweisung  der  blossen  Froportional- 
besteuerung.  Femer  höhere  Besteueraog  des  fundirten  oder 
Renten einkommens  (oder  kurzweg  des  Besitzeinkommens)  ak 
des  Arbeitseinkommens.  Zn  diesem  Zweck  demnach  abermals 
eventnell  Progression  mit  Untersoheidnng  der  Einkommenqnelle, 
oder  neben  der  sonstigen,  insbesondere  auch  der  gewöhnlichen 
Einkommenbestenernng  noch  ergänsende  etgentliohe  Lnxns- 
oder  allgemeine  Vermögens-  bez.  K  a  p  i  tal  steuern ,  diese  zu- 
n H  e  h  s  t  als  F(»rmen  höherer  Einkommensteuer.  Weiter  Strebt  u 
nach  solchen  bleuem  oder  nach  solcher  Einrichtung  aiJgememer 
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Stooern,  mittetet  deren  die  fixtrabesteoeruog  des  znflUligen ,  per- 
sönlich l^konomiBch  „ uoverdienten aoB  ,,OoDjuDCtnrenge- 
Winnen"  n.  b.  w.  herrührenden  Erwerbs  getroffen  wird  (gewisse 

Hesitzwecbsclsteuciii,  Hörscnsteuern  u.  cl«^l.). 

Streng  genomincu  crachciut  auch  die  Kr bäcliaftäbteuur  nur  vuii  dictum  zweiten, 
aodalpolitiscbeii  Standpunetc  aus  principicll  gerechtfertigt.  Denn  die  ganze  Eigm- 
tlii'r"-  und  Erbordnocg  wird  hier  uiclit  als  etwas  Selbstverstfuullichcs,  vom  Staate  im 
<iruude  Unabhäo^oges  angesehen,  wie  in  der  Grnndanscbauuug  der  liberalen  Uekonomik, 
MMidem  wesentlich  als  Prodact  der  rechtsbildcadcu  Thätigkeit  der  im  Staate  repräsen- 
tiitcn  VoUtafemeiiilchaft 

Endlieh  k9nnen  hier  euch  eigentliehe(reelle)  VermOgens- 

und  Kapitalsteuern,  welche  nicht  bloss  das  Einkommen  treffen, 
emstlich  in  Frage  kommen,  wie  denn  die  Erbschaftssteuer  schon 
eine  s(»lche  ist. 

Die  griin  dsUtzli  che  Rechtfertigung  dieses  socialpolitischen 
Besteaeroiigsgesiclitspancts  und  seiner  practischen  Consequenzeu 
für  die  von  ihm  ans  gerechte^'  Einrichtung  der  Besteaerang  ge^ 
bdrt  ni  cht  in  die  FinanzwiBseDBchaft,  sondern  in  den  grnnd- 
iegendeD  Theil  der  National-  oder  SoeialKkoDomie  (siehe 
oben  §.  156,  157). 

§.  160.  Für  die  hier  behandelte  Frage  von  der  ,,Gereehtig- 
keit**  der  Besteuernng  oder  genauer  gesagt  der  Steucrvertheilung 
ist  nun  besonders  zu  beachten,  dass  es  von  jedem  der  beiden 
Gesichtspun cte  aus,  dem  rein  finanziellen  und  dem 
socialpolitischen,  eine  „gerechte^'  B e s t e n o ru n g  g i e b t , 
die  sich  freilich  wesentlich  verschieden  gestaltet.  Viele  wichtige 
^Streitfragen  würden  sich  sehr  vereinfacht  haben,  wenn  man  sich 
darflber  klar  gewesen  wäre.  Von  jedem  dieser  Gesichtspancte  aus 
gelangt  man  daher  auch  zn  einem  zwar  verschiedenen,  aber 
einheitlichen,  streng  logisch  folgerichtigen  und  ratio- 
nellen, der  Gerechtigkeit,  wie  diese  eben  anfgefasst  wird, 
entsprechenden  Stenersystem. 

Unser  bestehendes  SteuerwcRcn  in  den  Culturstaaten  und  unsere 
bisherige  Steuertheorie  stehen,  dem  Cliaraeter  unserer  „staats- 
Mi  r  g-  e  r  l  i  c  Ii  c n  "  Periode  eren^äss ,  im  Wesentlichen  auf  dem  rein 
tiaanziellen  IStaudpuucte ,  aber  —  doch  schon  nicht  mehr  ans- 
schliesslich.  Vielmehr  finden  sich  bereits  in  der  Praxis  einige 
fiiDnebtnngen,  welche  eigentlich  in  Widerspruch  mit  diesem  btand- 
puncte  sind. 

So  z.  B.  gewisse  Htlcksichten  auf  ungleiche  Leistungsfähigkeit  auch  bei  gleichem 
Einkommen,  Dei^Tcssivscalcn  bei  Eiiikomrnenst^nern ,  Spiulgcwinuststcucrn  und  Achn- 
liches;  sehr  allgemein,  aber  einzeln  mancbfnch  verschieden,  namentlicti,  wie  in  Deubch- 
liiid  bisher  nMdstens,  mü  AutchloH  der  dfiecten  Linie,  Erbscbafitnteiieni.  Auch  in 
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der  Finanzwissenscbaft  sind  solche  EinrichtUDgcn  gebilligt  uod  Öfters  verlangt  vordea. 
Indessen  conscquentere  Practiker  und  Theoretiker,  welche  dem  System  der  freien 
Curicurrcju  ciuuial  anhäugeu,  wie  die  Anhänger  der  deubclica  Frdhaodelsscbok, 
habdo  sicli  dagegen  verwahrt  und  z.  B.  gevisM»  Foli^erungen  aos  dflm  Princip  der 
Besteuening  nach  der  Leist un^isfahigkeit  als  ungfcrccht  und  aU  „Etappen  zum  Socialis- 
mm  und  Oommani;>mus "  verw^orfen.  Weuu  trot/dem  Praxis  und  Theorie  solche 
„socialiütischc  VcUeitäten''  immer  mehr  begehen,  so  liegt  darin  implicite  die  Aner- 
kennung, dass  der  rein  tinanzicUe  Stcueriresichtspnnct  allein  für  sich  nicht  mflkc 
haltbar  ist,  sondern  einer  ncrirlitij;iinjr  durch  den  socialpolitiücheD  h< Hnrf.  Diejenigen, 
welche  dies  bestreiten  und  doch  i'ar  ProgressivbcsteuerunK,  Erb^atts»teuera  a.  dgl.  m. 
pTineipfdIl  also  oicbt  nor  ZQm  Ausgleich  umgekehtter  ProgreMifbesieaenig 
der  unteren  Glaasen  durch  Verbnuichssteuern  u.  s.  w.  —  plaidiren,  m&chten  hi^  nickt 
ganz  fol>rerichtif^  rerfahren.  Dies  gilt  wohl  selbst  Ton  Neumann,  wenn  er  anf  der 
anderen  Suite  gegen  Held  und  des&cn  (allerdings  mit  düs^en  äon;>tiger  Stcuertbcorü 
kanm  ? ereinbare)  Tbe«e  pdemiHirt,  da»  durch  die  Bewteoening  der  Gegenaatt  aviach« 
den  socialen  Ständen  mild  ort  werdeu  solle.  (Progressive  Steuer  S.  99,  womit 
S.  104  nicht  in  Kinklang.i  So  iciclit  z.  Ii.  dio  Begründung  der  ProffressirbestcaeroD^ 
des  h&hcren  Einkommens  alä  einer  l'ordurung  der  (lerechtigkeit  nicht  aus.  «renn  »e 
Dor  mit  dorn  Hinweis  auf  die  grossere  wirthschaftliche  Leintnogsfäliit^keit  dieses  Ein- 
kommf-ns.  auf  den  liohor<"n  T^.  tm-,:  des  „freien"  Einkommens.  a;if  die  Tllat^a^:h«  g'> 
führt  wird,  dass  bei  höherem  Eiuiiommcu  eine  kleinere,  bei  niedrigerem  eine  grössera 
Qaote  aof  den  nothweedigen  Bedarf  des  Einzelnen  Mer  der  Familie  venrendet  werdet 
mnis:  Alles  ganz  richtige  ond  wichtige  Facta,  welche  in  der  Beweisführung  mit  n 
branchen,  aber  für  die  Bestcuerongsfragc  nicht  entscheidend  sind  weil  sie  Ah  blosv 
Consequenzen  der  bestehenden  Einkommen-  und  Vermögonsvertheilung  und  d^  prirat- 
wifthaebaftticheo  YerkehttsjrstemB  mit  diesen  Yerhiltniaaen  und  Etnnchtoagea  «inmal 
gegeben  ^d. 

Richtiger  ist  das  offene  Ziigestandniss,  dass  der  social- 
])  f » 1  i  t  i  8  c  h  e  S  t  a  II  tl  p  u  n  e  t  auch  hier  in  der  Ii  e  &  t  e  u  e  r  u  u  g 
priDcipiell  berec  b  t  igt  ist  Kr  ringt  sieb  aber  auch  unahhängig 
von  der  Stellaog  der  Theorie  im  Volksbewusstsein  ond  daher  in 
der  BesteneniDg  zur  Geltung  empor,  wie  sieh  aiw  manchen  An- 
zeicben  ergiebt.  Es  bestätigt  sieh  dadurch  nor  wieder  der  Eintritt 
einer  neaen,  der  „socialen  Phase"  der  Besteoernng^  welche 
darch  die  ganze  moderne  Entwickltiog  der  CaltarTSlker  bedingt 
ist  (§.  157). 

Unvermeidlich  erlangt  dadurch  die  Frage,  was  in  der  Be- 
steuerung „das  Gerechte"  sei,  eine  andere  Antwort,  als  in  der 
bisherigCD  „Periode  der  staatsbürgerlichen  Freiheit  und  Gleichheit*', 
in  welcher  die  Antwort  auf  jene  Frage  selbst  wieder  anders  als 
in  der  vorhergehenden  „ständischen  Periode"  lantete.  t) er  ganze 
Begriff  der  „Gerecht  igkeit''  verändert  sich  und  offen- 
bart sich  damit  überhaupt  wieder  als  ein  historischer 
Begrill.  Je  inebr  dies  gcscbicbt  iiiid  im  Volksbevvuöbt^ein,  daher 
im  Recbtf>gefühl  der  Nation  znr  Geltung  kommt,  desto  grössere 
Verändernnpon  in  di  r  l)esteueriiug,  bez.  in  der  Steuervertheilung 
werden  eintreten,  um  die  Postulate  der  Allgemeinheit  und  Gleich- 
mässigkeit  in  der  neuen  Weise  zu  verwirklichen. 
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S.  Stein.  4.  A.,  I,  414  fT.  Sch"i oller,  preussische  Finaazepochen  S.  11 3,  die 
aar  Beide  die  Frage  m.  £.  noch  etwas  zu  Jileio  and  nur  in  Beziehung  auf  einzelne 
Steoovfragen  (Steneifireiheft  des  EzistenzDinimanis,  Kampf  gegen  indirecfe  BestenexiiDg, 
prdgteaiifer  Steuerfuss),  nicht  im  Znsammenliaii^  mit  dem  ganzen  Froce>ä  der  Ein- 
tommenrertheilnng  und  der  historischen  Veränderung  der  Rechtsbasis  dafur  auffassen. 

Iq  den  folgeodeu  Abschnitten  tlber  AUgemeiixheit  und  Gleichuässigitoit  der 
Bestevenuig  vird  wi«  acbon  in  den  froheren  ErOiterangen  Aber  Einkommen-  nnd 
leigentiicho)  Kapitalbesteuerung  stets  der  rein  finanzielle  und  der  social - 
-  litisrh  c  Gesichtspunct  iUr  die  Venrirklicbuog  der  (ierechtigkeit  in  der  Besteuerung 
uiiteisciiieüeu  iroiden. 

IIT.  —  161.  Der  EinflnsH  der  Entwicklung  der 
pri  V  atwirthschaltlichen  Ar  beitstheilung  nnd  der 
Technik  anf  die  Anwendung  der  Principien  der  All- 
gemeinheit und  Gleiehmässigkeit  der  Bestenernng. 

Ein  bisher  noch  sehr  wenig  beachteter  Pnnct.  Am  Renten,  Srhärfsten  und 
(ieistToUsten  wieder  Kodbectus  in  seinen  Aufsätzen  Uber  Nationalökonomie  des 
claasischen  Alterthnms,    KRheres  erst  im  4.  Kapitel  vom  Stcuoisystem. 

Bei  der  prartix  hen  Vcrwirklichunj;  der  beiden  Postulate  der 
Gerechtigkeit  muss  endlich  auch  auf  die  eintretenden  Veränderungen 
in  der  Arbeitßtheilung  und,  vielfach  in  Wechselwirkung  damit, 
in  der  Technik  der  Prodaction  Rücksicht  gCDommen  werden. 
Die  Besteaemng  hat  sich  demgemäss  immer  su  yerändern,  um 
gerecht  zn  werden  oder  zu  bleiben:  eine  besonders  schwierige 
Aufgabe. 

Wie  zn  diesem  Zveek  zn  verfahren  ist,  mnas  in  der  Lehre  von  der  Bildung  und 

p;:awi(:klana:  des  Stetiersystcms  und  der  Stencrarten  (Kapitel  I)  nalier  erörtert  werden. 
Hier  gcAtlgt  es,  einige  Uauptpaocto  mehr  beispielsweise  hcnrorznhebeu.  Es  ist  dabei 
an  den  Satz  in  %.  III  nnzaknllpf^ ,  dass  das  Steuersystem  mit  der  Gestaltung  des 
privatwirtliscbaftficheB  Systems  nuammenbingt 

Je  emfacher  die  WurthsehaftoTerhftltnisse ,  je  weniger  ent- 
wickelt die  Arbeitstheilnng,  je  mehr  eine  einzige  oder  wenige  wirth- 

^chaftliche  Beschäftigungen  von  allen  Familien  betrieben  werden 
und  je  gleicbmässiger  dabei  die  Technik  ist,  desto  einfacher  kann 
auch  die  Besteuerung  sein,  ohne  gegen  die  beiden  Grundsätze  der 
Gerechtigkeit  wesentlich  zu  Verstössen. 

(jlciclie  Per^onal.stelle^n ,  gleiche  (inindsteiiern  far  g'cwi.sse  agrarische  Einheiten 
liufcnsieuern)  eutsprechtsu  bicr  einigermaassen  diusea  üruaJsuUcu.  L>ic  Eiuküuimon- 
QQ<1  Veraritfensrenchiedenheit  ist  nicht  so  bedeutend  bei  der  Masse  der  berechtigten 
Volksgenossen.  Ansser  dem  Ackeibaii  werden  noch  wenig  andere  Gewerbe  selbständig 
berufsmasbig  betrieben;  Kobstollerzeugong  und  Verarbeitung  (^„Fabrikation")  sind  in 
finer  Wirtl^diaftscinhdt  ferbundcn  (antike  Oikcnwirtbscbaft,  mittelalterliche  nnd  noch 
Qrnere  Banemwirthschaft,  ehemalige  Frohnhofwirthschaft).  Die  Productionstechnik  ist 
im  Ganzen  bei  Allen  die  «jlei'  lie,  z.  B.  im  Ackerbau  in  dem  allgemein  üblichen  Feld- 
iy»tem,  daher  eine  wesentliche  Vcrschiedonheit  des  Vurhkknisscs  rou  Koh-  und  Kciu- 
«rtng  In  den  einzelnen  Wirtbschaften  nur  nach  Bodengntc,  was  leichter  aniibemd 
V-rücksichtigt  werden  kann.  Das  Nationaleinkommen  rertheilt  sich  noch  in  verbAlt- 
tiissmissig:  einfacher  Weise  als  Einzelcinkommen.  Namentlich  kann  eine  rohe  allgc- 
meiiie  (irund>teuer  dicae  Einkummen  relati?  leicht,  sicher  und  genügend  gleichoiässig 
treffen.  Die  veite  Vcrbreitong  solcher  Stenern  (neben  etvaigon  Personalsteoeni ,  die 
sich  bei  gewissen  Classenabstnfangen  mit  der  Grondstener  rerbinden  lOnnen)  in  Uteiea 
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Zeiten  uiul  in  Ländern  auf  der  Stufe  des  ,.Ai;ricultarstaates".  die  lange  Dauer  Ji-ii-T 
Steuera  obue  vcseutliche  Yer&oderuog  und  das  Fehlen  anderer  dirccter  Steoero  er- 
Ulrt  sich  t^ewisa  tadi  mit  dAraoi.  aus  eine  derartig  Beteuerung  oickt  alfan  «kr 
den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  widerspricht.  Die  alteren  directea  Steven  Mf 
dem  Lande,  die  „Contribtitionen"  ti.  d^l.  in.  in  dciitscli.Mi  Ländern  und  anderswo  noch 
bis  in  das  vorige  und  selbst  hie  und  da  bis  in  das  li^.  JabihoAdert  hinein  sind  Bei- 
spiel.« ,  nor  dtts  die  UorerlndorÜchkelt  oder  nnfr«nQg«iide  Veriadeiwif  der  Kitaster 
und  der  Kepartitionsmaassstäbe  bei  den  allmälig  und  in  rerschiedencn  Gefcnden 
in  ungleichrm  Maasse  cinjretretenen  VerSndeningen  dann  zu  Verstössen  gegen  di*; 
gerechte  Stcucrverlheiluiig  führten.  (Vgl.  hiu.  III,  §.  34,  38 — 40,  46— 4S,  55,  öi^, 
82«  117.)  Weiteres  unten  §.  204  ff. 

Mit  der  Anflösnng  der  alten  WirthschaftsTerhältniMe  und  mit 
der  Entwicklung  der  Prodnctionstecbnik  wird  Altes  anders:  nnFcr« 

lindert  bleibende,  in  der  angegebenen  Weise  ganz  einfach  ver- 
anlagte »steuern  werden  nun  immer  mehr  ungleichmäbüig. 

So  im  Altertbum  mit  der  Auflösung  der  agrarisch -industriellen  und  <e]t-n 
-mcrcantilen  WirthschaftseiDheit  des  Oikos  (mit  Sclarcnbetrieb),  damals,  im  HitteUh  -T 
und  vollende  Sn  der  Neuzeit  mit  der  Trennung  ländlicher  und  städtischer  Arbeit,  vdt 
(h;r  Trennnng  von  Rohstoffc^ewiDii'inL'.  Stnlfvi  r.trljeitun?  und  Handel  und  mit  der  Aus- 
bildung selbständiger  Berufe  dafür  aovte  mit  der  weiteren  Beru&aibeitstbeilang  iojkot- 
hilh  der  Gewe Ae,  des  Hnndeis«  mit  dem  Cnpoilmnmen  nlhettikdiger  Uhenler  (Erwerbe-) 
Berufe,  aach  mit  da  Scheidung  ron  „Knfdtd  nnd  Arbeif*. 

Hier  wird  neben  der  einfachen  alten  Grandstener  eine  weitere 
Reihe  yon  directen  Ertrags-  nnd  Personal-  oder  Einkonraienstenern 

nnd  selbst  von  indirctten  Verbraucbsstcueiii  Dutbwendig,  uui  das 
FOiiikommen  anderer  Classen  als  der  Grundeigentbtiraer  und  ßauero 
zu  ireti'en.  Das  verlangt  aucb  die  Gerechtigkeit,  denn 
jetzt  zersplittert  sich  das  Nationaleinkommen  in  immer  mehr  ver- 
schiedenartigere Einzeleinkommen ,  es  differenzirt  sich  qualitativ 
und  quantitativ  stärker  und  dem  moss  sieh  die  Besteuerung  durch 
entsprechende  Speeialisirnng  anpassen. 

Die  Geschichte  der  Steuerarten,  z.  B.  im  altrOmiscben  Kaiserreich  wie  in  der 
Neuzeit,  liefert  auch  den  Beleg  für  diese  Tendenz  nach  Specialisiran^  der  Bcsteuerunj 
in  Folge  der  Specialisirung  der  Snrerbsberufe.  Die  Sutwicklung  der  TechoiJi  und 
die  reieeliiedone  Technik  in  ein  nnd  demselben  Gewerbe,  nameadidi  nach  beim 
Ackerbau  (Ackerbaasysteme),  bei  verschiedenen  Wirthscbaftcrn  macht  aber  femer  die 
eine  einfache  Steuer,  z.  ß.  die  alte  Hufensteuer,  oder  die  Flächen-Grundsteuer  anzn- 
lässig,  gerade  auch  vom  Standpuncte  der  vertheilondeu  Gerechtigkeit  aas.  Daher  hier 
die  Steoerrefonnen«  z.  B.  die  feineren  Kniastersysteme  der  Grandsleaer,  der  Cinsnon- 
sehematismns  der  Gewerbesteuer. 

Je  weiter  diese  (ökonomische  nnd  technische  Entwicklung  gebt, 
desto  weniger  reicht  daher  eine  einfache  Besteuerung,  etwa  gar  in 

Form  einer  „einzigen  Steuer"  aus,  um  die  beiden  Postalate  der 
Gerechtigkeit  zu  eil  allen;  desto  maucbl'altiger  und  wechselnder 
muss  vielmehr  die  Besteuerung  werden.  Die  Steuergeschichte  be- 
stätigt diesen  Satz  auch  dnrch  ihre  Thatsachen.  Er  steht  freilich 
in  Widerspruch  mit  manchen  modernen  Anschauungen  und  Forder 
ungen  in  Besag  auf  mt^gliciiste  „  Einfachheit    der  Besteuerung. 
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Eilte  solche  Einfachheit  scheitert  ohnehin  an  den  steuertechnisohen 

Scliwit:ri^kciten  und  am  Finanzbedarf  des  entwickelten  Gemein- 
wesens. Sie  winde  aber  vollendö  in  unserer  beatigen  Ocsialumg 
des  privatwirthschaftiichen  Systems  auch  der  Gerechtigkeit 
nicht  entsprechen. 

2.  Abschnitt. 

IHe  Allfemdnhelt  der  Besteaernuff. 

§.  H>2.  Vorbemerkungen  und  Literatur.  Uic  ..Allgemeinheit'*  der  Bc- 
äieueroug  ist  ron  den  neueren  Finanztheoretikcrn  gewöhnlich  ausdrücklich  neben  der 
„(ileichmäasigkcil"  als  Princip  nnd  Fustiilat  iIlt  rjciechtitilitnt  aufgestellt  worden,  t  B. 
«OB  Hau  \y  250,  foo  Umpfcobach  I.  A.  i,  1U5.  Aber  meiäteus  h»t  loan  sich 
bisher  damit  begnügt,  die  niehst  liegenden  Cooseqaenzen  far  die  Bestcnomng  aller 
Siaat»barg«r  all  dM&  Princii)  zu  ziehen,  ohne  sieb  der  weiteren  grossen  Schwierig- 
kiüten  <»in<*r  coosequenten  Ouii  hfiibriinp  desselben  schon  in  dor  Theorif».  geschweige 
in  der  Praxis,  auch  nur  klar  bewuiist  zu  worden.  So  wird  denn  nur  etwa  die  gc^etz- 
licKe  Steoerfraihelt  berorrechteter  SOado  venroffea  und  deren  gesetzliche  Beseitigung 
Verlans:«.  Dabei  mUsste  nur  mehr  beachtet  wurden,  dass  man  es  hier  gerade  mit 
ciaer  rharacteristischcu  Kerht'ifordeninsr  in  der  staatsbürgerlichen  Periode"  beim 
Ueber^aog  aua  der  „  ständige Uc n '  zu  ihuu  hat.  Ebenso  wird  etwa  die  Frage  der 
frciheit  der  ärmeren  Classen  ron  gewissen,  namentlieh  von  directen  Personalsteucm 
au>  d'  111  (iesichtspunct  der  Billigkeit  und  der  stcuertechnisrhen  Zweckmässigkeit  or- 
drtert.  Eine  tiefere  Auffassung  di(^r  Frage  ?om  histori:>chea  und  socialpoUtischen 
Slandpunctc  aus  unterbleibt  jedoch.  In  der  „allgemeinen"  SteoeiiehTe  febit  somit 
bisher  eine  genOgende  Untersuchung  des  Princips  der  Allgemeinheit  grOsatentheils, 
seibat  böi  den  neuesten  und  besten  Autoren.  Das  ist  aber  ein  Mangel,  welcher  durch 
das  geiegoatliche  Eingehen  auf  die  Frage  bei  einzelnen  Steuern  in  der  „speciellcn" 
Steaerlebre  nicht  gehörig  enetzt  wird. 

Eau.  I,  §.  250,  beschränkt  sich  z.  B.  auf  wcniff«'  \\ör1o  und  einige  geschicht- 
liche Daten.  BtTcits  eingehender  Unipf  enbacli .  *_>.  A.  ij.  72 — TR.  Roscher  be- 
rührt die  Frage  der  Allgemeinheit,  „soweit  ea  nOthig  scliuiut"  (S.  IbT,  Note  5),  über- 
bavpt  aar  bei  den  Steaerfireiheiten«  in  §.  64,  aber  es  ist  viel  weiter  ,^Othig".  Etwas 
mehr  gicbt  Helfe  rieh,  allgemeine  Steucrlehre  im  SLliönlterir'schcn  Handbuch  §.  t». 
Selbst  Stein  macht  nur  einige  unzureichende  Bemerkungen  in  seiner  Lehre  vom 
Steuersnbject,  unverhältnissmässig  kurz  verglichen  mit  der  breiten  Behandlung  anderer 
Punctc,  4.  A.  l,  484  «. .  5.  A.  II,  1,  406  U.,  II,  2,  203—205.  Cohn  kommt  bei 
Be-prechung  der  Steuerfreiheiten  (§.  203  II.)  und  in  dem  Abschnitt  über  ..die  Stetif^r- 
pflicht  gegenüber  concurrirenden  Yerbftudeo"  (§.  223  ff,)  auf  die  „Allgemeinheit"  zu 
reden ,  hier  in  §.  227  im  Anschlnss  an  einen  Theil  meines  Schemas.  Veeke  or^ 
ürtert  die  HVage  Tomemlich  nur  für  die  Einkommensteuer  (Abgaben  S.  4111 — 500). 

Begreiflich  wird  jf^ner  Mangel  in  der  Theorie  allerdinsrs  durch  die  Sac!il.)i;<  . 
welche  bis  vor  Kurzem  in  der  Praxis  bestand,  wie  dies  im  Text  des  nächsten  Para- 
graphen  niher  dargelegt  wird.  fsA  in  specifisch  modernen  Verbkltnlssen  wnrde 
die  mlionelle  und  eonse(it]entc  Durrhfilbrung  des  Princips  so  schwierig  nnd  strittig. 
Erst  jetzt  liegt  daher  hier  ein  eigentliches  Problem  auch  für  die  Theorie  vor. 
Namentlich  der  internationale  Personenverkehr,  der  localc  Personenverkehr,  die  Auf- 
lösung der  alten  Oemidndeordnungcn ,  did  eigonthüiiilichr  Stellung  der  „Forensen", 
der  juristisehcu  Personen  in  der  ('(uninune.  da^  Ertt'erlisgosellscli.^ftswesen ,  endlicli 
der  Crcditvcrkehr,  die  steigende  Verschuldung  des  Urundbositzeii,  daher  die  Theiiuug 
des  Ernifs  derselben  Ertrags<[ueUo  unter  reischiedene  Personen  n.  A.  m.  führten  hier 
Fragen  der  lichllfen  Bestoncrtini;  mit  sich,  welche  auch  in  der  Theorie  oft  schwierig 
irenng  zu  entscheiden  waren.  (ihn<>  Zweifel  kann  nun  Manches  nur  im  concroten  Fall, 
für  die  Bestencrung  ein^  bestimmten  Landes,  und  nur  für  bestimmte  einzelne  Steuern 
eodgiltig  richtig  ontichiedan  weiden.  Es  hat  deshalb  aoeh  seine  gatan  Gründe,  dass 
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noch  frc^-onwärlig  hcziigliclie  En">rteningen  meistens  nur  in  der  spftciollcn  Stcn«» 
lehre,  besoaüe»  bui  den  Ertrags-  uad  Personal-(£iiikommcu -)Steucni  a£ 
nanieDdich  für  gewisse  bosondore  VorliftltnlsBe.  wie  flftr  das  GemmQ&«lsteaei 
Wesen  und  in  Bezug  aaf  die  Erweibsgesellschaf tcu ,  besoDders  die  Actäei 
geselbf haften ,  die  Genossenschaften,  angestellt  werden.  Ein  Versuch  einer  ein 
gchendoren  zusammenfassonden,  priucipiellen  Behandlung  aller  eis 
scblHrenden  Fragen  in  der  allgemeinen  Steoerlebre,  irie  ich  ihn  io  dieacd 
Abschnitte  untfriielimo,  ist  in.  W.  hisher  vor  der  ersten  Auflag-c  dieses  Werks  i 
den  liii!inz\visHenschaftlii-|ion  Systemen  noch  nicht  angestellt  worden.  Im  i»'tzig<ä 
Stadium  der  Entwicklung  der  Wi:>äen6chaft  und  der  Stcuerpraxiä  darf  er  m.  L.  nicl 
mehr  unterbleiben.  Es  handelt  sich  dabei  dann  aber  In  der  Thut  um  die  folsi 
richtige  Durchftiljning  des  Princips  der  «AIIgenieinheit*\  QDler  das  alle  jene  iäiuel 
fragen  2a  subsumircn  sind. 

Yen  diesem  Gesichtsponcl  aas  ist  mit  Recht  A.  Held  in  seiner  Einkomme« 
Steuer  S.  187  —  148  an  diese  Fragen  herangetreten,  indem  er  dabei  die  Staats-  uii 
die  Communalbestenernni!:  und  verschiedene  Kategorieen  von  Stcuersubjecten  in  jed« 
von  beiden  unterscheidet.  Der  Zweck  seines  Werks  brachte  eine  eingehendere  Et 
Orterung  dieser  Pancte  nicht  nothwendig  mit  sich.  —  Bohert  Meyer  (Priocipit^ 
§.  47,  4*J)  lässt  dem  Princip  der  Allgemeinheit  mit  Recht  eine  priocipielle  Erörterung 
zu  Theil  werden,  bei  der  (S.  304)  aber  auf  die  Ucberwalznng  in  der  Frage  za  xw 
(icwicbt  gelegt  sein  möchte.  Auch  ist  der  Sau,  der  (irundsatK  der  Allgemeinheit  s« 
nnr  für  das  Gcsamratiesoltat  der  Bestenerang  ron  aelbsliodiger  Bedeutung,  bei  da 
Anwendung  anf  einzelne  Steucrarten  enthidte  er  nar  «toselne  Fiagen  der  01eichmiaa% 
i&eit  (S.  807),  m.  £.  anfechtbar. 

Richtiger  ist  wohl  folgendes  Vorgehen.  Man  muss  bei  der  ,^lgemeinheic^ 
ausser  der  eigentlichen  Principienfrage  für  die  Besteuerung  uberfaavpt  aUcf^ings  ret- 
schiedene  Steuerartcn,  weiter  die  tn5<^Iichen  Collisionen  verschiedene) 
.Steuerrechte  untcrsehuidcn.  In  letzterer  Hinsicht  können  fanf  FiUe  res 
„Doppelbesteuerung*'  vorlcenimen,  wo  dann  die  Frage  des  Gmndsatnss  4er  AB* 
gemeinheit  (wie  zum  Theil  auch  der  Gleichmässigkeit)  theoretische  and  practiscb« 
Schwierigkeiten  bieten  kann.  Der  erste  Fall  betrifil  die  Bcstenerang  desseibei 
Objucts  (Ertrags,  Einkommens,  Vermögens)  durch  dieselbe  Steuer  desselben 
Oifentlicben  KOrpe»  (Staat,  Gemeinde),  x.  B.  doreb  die  Einkommenslener:  ein  FaO, 
welcher  sich  bei  Erwerbsgescllschaf  teii  A  c  t  i e n  geseüschaflen ,  Oeiiosseii- 
srhaften^  in  Bezug  auf  den  durch  sie  erworbenen  Erirasf  loder  ihr  Einkommen), 
welcher  aber  ihren  Anthcilberechtlgten  (/..  B.  Actionäreu)  zufliesst,  ergeben  kojin, 
wenn  die  Gesellschaften  selbst  und  die  einzelnen  Berechtigton  denelbea  Steuer  für 
dasselbe  Object  nntcrlicjjen,  z  B.  bei  der  Anwf  ndun;r  der  Einkommensteuer  auf  beide 
(§.  172).  Der  zweite  Fall  ergiebt  sich,  wenn  dasselbe  Object  (Ertrag.  £io- 
kommen,  Yennügen)  zirei  (oder  selbst  noch  mehr)  rerwandten  Stenern  desselben 
öffentlichen  Körpers,  z.  B.  einer  Ertrags-  und  einer  Einkommensteuer,  unterliegt 
(Bcsteuerang  von  GrundstQcken ,  H&usern,  Gewerben  nnd  noch  einmal  des  darsw» 
fliessenden  „Einkommens").  Ein  dritter  Fall  von  Dobueibestoacrung  kann  aas  der 
Besteuerung  desselben  Objects  durch  die  Besteuerung  des  Staats  and  der Oemdndea 
(nnd  Communalverbände).  ein  vierter  FhII  ans  der  Besteuerung  desselben  Objects 
durch  versrhiedcnc  (jemeimlen  (und  l'ouimunalverbSndeL  ein  fünfter  aus  d-^r 
Besteuerung  deabelben  objects  durch  die  in-  und  ausiaudischc  Bcstcueruuk' 
herrorgeben.  AUe  diese  CuIli>ionen  haben  zu  schwiexigon  gesetsgeberischen  Vorgftngeu 
und  mehr  noch  /n  m  uicherlei  theoretischen  Erwägungen  g:(»f1ihrt.  aber  für  die  Er- 
ledigung der  sich  hier  entwickelnden  „Fragen",  wie  nun  die  „Allgemeinheit"  (und  ..Gleich- 
mässigkeit") folgerichtig  und  gerecht  durchzufahren  sei,  bleibt  nicht  nur  in  der  Praxis, 
sondern  auch  in  der  Theorie  noch  viel  zu  thun  übrig. 

Unter  den  Steuerarten  sind  es  die  «lirccten  (im  administrativ  -  technischen 
Sinne,  des  §.  welche  hier  vornemlich  in  Betracht  kommen.  Bei  denPersonal- 
(£inl(ommen-)Steoem,  auch  bei  allgemeinen  VennOgenasteaem,  unter  den  Ertrsgssteoern 
heutzutage  weniger  bei  der  Kcal  Steuergruppe  (Grund-,  Geb&udesteuern),  als  bei  den 
mit  Personalsteucrelemcnten  verminchfen  (Jewerhe-,  Kapitalrenten-,  specielleu  ArbcitJi- 
und  Berufssteueru  treten  hier  in  Bezug  auf  die  Durchführung  der  „Allgemein beif.  die 
Aufstellung  nnd  Bdastong  der  Steuersubjecte,  die  Begeliug  ron  fioppeUiesteoenm^' 
?erhtitnissen  vesentliche  Schwierigkeiten  ein.  Dieselben  sägen,  wie  der  „äMttäkf* 
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ßroiuiiuUz  der  AUgcmeiobcit  wieder  sehr  complicirte  Probleme  in  sich  scblicssft.  Zu 
rcnreiieo  ist  hier  romcmlich  auf  die  legislatire  Bchandlunic  neuerer  Reformen  dieser 
5ten(?rn .  woht-i  die  ])c/Uplii  Ii  i  I  ri^  -n  ineir^tens  eingehend  erörtert,  injria:eiis  nicht 
innier  gteichmäsaig  eotscUiedeu  sind.  Hcrror^abeben  sind  die  Fragen  Uber  die  Per- 
fooftlbesteDeninf;  der  juristischen  Peraonen,  dnschliessUch  ActteBgeiellscIiafteii, 
fT nossenscbaftcn ,  neben  phyirischen  Penwoaii,  (tber  das  Verh&lölias  der  Geverbe- 
ond  der  Kapitatrerif cnsteuer  zu  der  PersonaI-(£inkommen-)BtiSteacning, 
aber  die  Comm nnalbeüteaerttug  der  „Foreusen*\  der  Erwerbs-,  bosoaders  der 
Aetienf^eeellseliftfleR,  Gnosenachtfien,  über  die  Begelang  der  GoUfdoii  des 
Besten emngsrechts  verschiedener  Gemeinden  (auch  Communalverbände) ,  dann 
rersch i edener  Staaten  fbe?:.  (jlicdnrstaaten  eines  Bundesstants.  trie  in  Deutschland, 
der  Schweiz)  oder  über  die  Kt^elung  dieser  Doppelbesteuerung,  worüber  namentlich 
in  der  Schweis  eioe  neli  ftr  die  Theorie  betcbtensirertbe ,  ftbrigens  veeentlicb 
joristische  Literalnr. 

S.  aus  den  neueren  dentsrhen  Staa  (sslo  n  er- Kcformcn  besorulers  diejenigen 
ia  Baden.  Hessen,  Weimar,  Anhalt  u.  a.  m. .  worüber  das  Finaniarchir  (s.  oben 
K.  24),  in  8nchf«n,  worüber  Hirtb's  Anntlen  (ebendaselbst)  viel  Moterial  gebmebl 
baben,  das  ancb  fbr  die  Fragen  dieses  Abschnitts  wichtige  ist.   Aehnliehes  gilt  von 
den    Einlfornmenstcuer- Projectcn    B:m'Mh>i.    OostcrrPi  r  hs.    PrfMigseiis.  Von 
lct2terein  s.  besonders  den  (iedotzcntwuri  vun  ibbö — M  Uber  die  Heforu  der  Gias^en- 
nnd  EinboflinienstAner  nnd  die  Etnfllbmng  einer  Kapitalrentenstener.  worflbw  eine 
Commission  des  Abgcordnetenliauses  18S4  lange  berieth,  aber  ohne  Erfoljr  (kein  Be- 
richt erstattet,  Verfasser  war  Mitglied  dieser  Commis^ion  und  benutzt  im  Folgenden 
einzelne  der  ihm  dadurch  zuj^änglich  gewordenen  Daten  oder  eröUneten  Gesichtspuncte). 
&  femer  die  vergleicbende  Darrtellnnir  der  Eiokonnunsteneru  rou  Barkart,  Hirtb's 
Aiinalcn   1876  11.,  dann  namentlich  die  fleissi^o  sy^toiiiafi<(  he  Arbeit  ?on  Antoni 
aber  „die  Stcucrsubjccte  im  Zusammenhang  mit  der  Durchfuhrnng  der  Allgemeinheit 
der  Beetenernng''  (Finanzarchir  V,  910 — 1032).  worin  die  deutschen  staatsgesotzlicben 
Bertinunnngen  verarbeitet  worden  sind.    Ucber  die  ßesteaening  der  Genossen - 
Schäften  s.Schanz,  im  Finanzarchiv  III,  074 — 763  (deutsche  Staaten  und  Oesterreich). 

üeber  die  bezflsilirlien  Fragen  in  I  m  < 'o  mmunalbcsteuerung  f.  die  oben  in 
§.  9  zusammengOdtellte  Literatur  Uber  Oouiujuiialätcueru,  worin  diese  Fragen  mebrfach 
mit  bebandelt  werden,   ü.  A.  besondeis  die  „Zehn  Qntaohten'*  des  Vereins  für  Social* 

Politik  (.1877,  Nr.  XIT.  für  die  principiellcn  Fra^^en  namentlich  Nasse  S.  269  fr.. 
über  preosi^i^^che  VcrliMltnissc  Ernst  Meier  S.  Km)  If.  Mein  Referat  von  l'^TT  (Ver- 
handlungeu  dca  geuanutca  V'creiüa  IbTT,  Nr.  XIV)  These  12  ^b.  24»,  8.  17,  ein- 
gehender in  der  Ausarbeitniig  dieses  Referats  („die  Communalstenerfrage " ,  IS78) 
S.  35  unter  Nr.  VIII;  BlirKermoister  Wegner'.s  Referat  S.  50;  über  jene  Gutachten 
lu  BetretI  des  hiehergehörigen  Functea  Nonmann,  im  Jahrbuch  dos  Deutscheu  Reichs 
t877,  8.  5S9ir.,  597  (über  Nasse).  Fried berg's,  v.  Bilinski's  genannte  Schriften. 
Prenssischer  (nicht  zu  Stande  gekommener)  Communalsteuergesetsentwnrf  ron  1877, 
liebst  Denksrlirift  iAnsjabc  von  Kot;"-  l'^TT'-.  <lartil»rr  KrirdlxTg  a.  a.  O.  S.  tH.  ff., 
die  anonyme  Schrift  zum  Entwurf  u.  s.  w.,  Leipzig  IbTö.  —  K.  Dietzel,  Besteuerung 
der  Acdengesellscbafiett  in  Verbindong  mU  der  Gemeindebestenerong,  Köln  1859.  — 
Jetzt  namentlich:  prenssisches  (kommunal- (Noth-)S"t('ucrgesetz  vom  27.  Juli  18S5, 
(^arisher:  (Minister)  Herrfurth,  Communalabgabepflicht  nach  diesem  Gesetz,  JS^R, 
uad  im  Ftnanzarchiv  IIL  Besonders  t^cbwierig  iüt  die  Gomuunalbesteuerong  von 
Actiea-  nnd  anderen  Erweibogesellscb^en,  deren  Oeschlltsbetrieb  sich  anf  verschiedene 
^iemcindcn  ausdi-hnt  i  ßahnefi ,  Banken,  namentlich  Versicherungsgesellschaften). 
S.  Herrfurth.  Heran/ichung  der  Versichemngsgesellscbaften  xa  den  prenssischcn 
üemeindeabgabeii,  Berlin  1880. 

Regelung  der  Frage  der  Doppelbesteaernng  daroh  difetrfe  Stenern  innorbalb 

T  Einzcistaatcn  des  Deutschen  Reichs  durch  Reichsgesetz  vom  13.  Mai  ISTfl, 
^.  (larub.  r  Clauss,  im  Finanzarchiv,  V.  Ir?^  "jjl.ich  mit  ROcksicht  auf  <=(  1;\v.^ize- 
risches  Recht;,  üeber  schweizer  Verhältnisse,  wo  u.  A.  die  eigenthtlmiiche  Ver- 
ttSgensatener  Schwierigkeiten  macht,  s.  die  Prelssehriften  fon  ZQ reher  und  von 

Sciireibcr,  kritische  Darstellung,  betr.  Verbot  der  Doppelbesteuerung  (s.  Cohn, 
Hn.  S.  276),  Speiser.  Verbot  der  Dopi>f>lhesfeiieruni'^  in  der  Zeitschrift  fttr  schweize- 
risches  Recht  N.  F.  B.  VI  (darüber  Schanz,  Finanzarchiv  V,  526). 

k.  Wagner,  FjaaaawItMttaft.  II.  8.  Aal.  26 
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Uebrijz^tiiis  beschränken  sich  Streitfragen  Ober  AUgeoMunhcit  und  ub  i  Duppet* 

Ij- -r  >r!  runp;  nirht  auf  ilii'  ilirecfcn  Stenern.  Sic  kommen  auch  bei  inanchen  Vcr- 
ku hf säiea er u ,  bio  im  i  nternationalon  Verkehr  mit  Scbuldschdnon,  Werthpttpiere« 
( Weebselstompi  I ),  bei  Rochtsgeaclilften,  vetehA  in  AnaUnd  Abfetcttlessen 
vor.  S.  darüber  u.  A.  die  franzCs i  cho  Gcsctzgeban^  über  das  Earegistrement. 
Kimciitlich  ab^r  biclet  «lic  Erbschaftssteuer  Anlnss  zu  solchen  Streitfrar-fw 
Vgl.  hier  besonders  die  britische  (Fio.  III,  S.  266  uud  die  dort  geoanDtea  Arbeitea 
Ton  Tre?or  and  ?on  Leser). 

Im  folgenden  Abschnitt  kommt  nur  der  Sfaiid])un(  t  der  all  i:  "m  einen  Stcner- 
Ichre  zur  (irlttintr.  dahrr  Imnilflt  es  sieh  wicde-r  nur  um  die  urincipieilc  ErJ^rtcmuf 
der  Fragen,  nicht  um  diu  Entscheidung  derselben  in  der  bittherigeu  Goi>ot^gebuDg. 
Dmaaf  wird  hier  nnr  gelegentlich  und  beiepieUveise  eingegmngen.  WtüMtt 
darüber  geliArt  nach  der  Systematik  dieses  Works  (T>t  in  die  sp.M  lello  Stouerlohr 
Vgl.  Uber  die  Einkommensteuer  meine  A)>handlun^  im  Schön t>crg'»chen  Handbuch. 
In  principiellcr  Hinsicht  ist  dann  wieder  die  Unterscheidung  des  rein  finanziellen 
und  des  »ociftlpol i tischen  Standpancts  Ton  öfters  durchgreifender  ße<icutang,  so 
in  der  Frage  von  der  Steuerfreiheit  d^s  ..Existenzminimums".  Mehrfach  ist  im 
Folgenden  auch  an  die  KrOrtcnmgcu  im  Abschnitt  Uber  die  SteaerqaeUe  ^S.  314  äJ 
MunknQpfen. 

I.  —  §.  163.  Das  rroblem.  Der  Grundsatz  der  Allgemein 
lioit  der  Bestencrnnp:  wird  jetzt  für  die  gegenwärtigre  Zeit  der 
modernen  CuUurvölker  in  Betrachtung  gezogen,  also  für  die  ,,6taat8- 
bürgerliche'^  Periode  der  persönlichen  und  politischen  Freiheit 
und  Gleichheit  der  ganzen  Bevölkerung,  im  Unterschied  Ton  der 
frttheren  „st&ndischen''  Periode.  £8  ist  dabei  aber  Überall 
Hezug  auf  die  Gonseqnenzen  des  socialpolitischen  Beslenenrngs- 
Standpnncts  nnd  auf  die  sociale''  Epoche  der  BesteaeniDg  ko 
nehmen,  in  die  wir  eintreten. 

Der  Griiudsatz  der  Allgemcmhcii  crsehciut  in  der  staatsbür^^er- 
liehen  Periode  ftlr  die  Staatsangehörigen  (Staatsbürger)  selbst  als 
ein  keines  weiteren  Beweises  bedürftiges  Axiom.  Bei  der  An 
Wendung  des  i'riiicips  kann  daher  der  Ausgaugspunct  in  dem 
Satze  genommen  werden,  dass  die  Besteuerung  eine  allgemeine 
Staats bttrgerlic he  Pflicht  sei,  welche  saoächst  den  (selb- 
ständigen) physischen  Personen  als  Staatsbürgern  obliege. 
Dieser  Sats  ist  auch  der  Kern  des  modernen  Bestenernngsrecbtt. 

Bei  der  Durchführung  des  Princips  der  Allgemeinlieit  muss  die 
Bestenernng  aber  gerade  um  ,,gereeht"  zu  sein  und  um  sich  den 
vcrwif  kclten  Verhältnissen  des  Lebens  anzupassen,  u.  A.  nament- 
lich auch,  um  die  Bedingungen  wirthschaftlieber  Concurrenz  möjr- 
liehst  gleich  zu  stellen,  vielfach  tibcr  jenen  Kreis  von  Personen 
binansgreifen.  Mehr  und  mehr,  thcils  aus  fiscaliscber  Teadeiii, 
theils  in  der  Conseqnena  des  Princips,  ist  das  Besteneningsrecbt 
auch  so  vorgegangen.  Anderseits  sind  hie  nnd  da  auch  Bio- 
schr&nknngen  der  Besteuerung  innerhalb  des  Kreises  der  Staats- 
angehörigen physischen  Personen,  also  insofern  ein  mehr  oder 
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weniger  weitti  \  erzieht  auf  d!e  Durchführang  dch  (Truiulsatzes 
der  Aligeuieinbeit  geboten,  theils  aus  stenertechnischen  Rücksichten, 
Hieils  aus  politischen  uud  wirthschaftlichen  GrUndeo,  mitttoter  auch 
am  der  Gerechtigkeit  willen.  Das  moderne  Besteaerangmobt  ist 
aacfa  solchen  Forderaogen  mehrfaeb  naebgekoromen. 

Insbesondere  kenn  der  socialpolitische  Steaergesfchtspunct  n  fevieaen 
Einschr&nkuTüren  dor  A]!i,rniDoinheit  der  Besteuerung  fülir(>n.  namentlich 
la  einer  Steuerfreiheit,  weni^tcus  von  gewissen  Stenern,  für  die  unteren  nicht- 
besilxenden  (arbeitenden)  Claaaen,  aneh  tat  gewiase  Klelnbeaitzer  und  Klelnniitemehnier, 
im  Interesse  der  ökonomischen  Schonung  derselben.  Anforderungen  dieser  Art  haben 
sich  in  der  Wis^cnschafl  schon  mehrfach  gezci^rt  und  hie  und  da  auch  im  Stcuerroi  lit 
bereits  Geltung  erlangt.  Sie  werden  in  der  Zukunft  immer  mehr  hcrFortreteo ,  wenn 
die  Berechtigung  des  aecinlpelitiadmi  Stt&dponcU  im  Volksbewaflaiieln  melir  nm 
Darchbnich  kommt  und  die  „sedile^*  Epoclie  der  Bestenemng  neben  and  statt  der 
.^staatsbürgerlich T'n"  PLitz  greift. 

Aus  dem  Gesagten  eigiebt  sich  von  Neuem,  dass  die  wissea- 
schaftlicbe  und  practiscbe  Schwierigkeit  in  der  richtigen  An- 
wendong  des  Gmodsatoes  der  AUgemeinbeit  liegt  ood  mit  der 
blosflen  Aof-  oder  Hinstelliiiig  desselben  noch  wenig  gewonnen  ist 
(§.  124). 

Un?ermeidlich  moss  namentlieb  bei  dsf  Anwendung  easnistisoh 
retfahren  werden. 

Das  Prindp  der  Angemefnhelt  Ist  anf  die  einzelnen  KategoHeen  von  Fillen. 
welche  nach  den  gegebenen  Wirthscbafts-  und  nach  den  allgemeinen  Lebensvtthilt« 

iiissen  iiii^/rer  heutigen  CöItiirvOlkcr  pebildot  wtT-!  •!!  inassnn,  mit  logischer  Consc^juenr 
»Qzuwcndcn.  Dabei  muss  auf  die  practi^cheu  bciiwierigkcitcn  und  aoderweiteu  Be- 
denken nnd  anf  die  berechtigt  encheinendeo  socialpoIiUBchen  Fordenu^en  bei  der 
Durchfuhrung  ffcbührend  Rücksicht  genommen  werden.  Jede  Abweichung  von  der  an 
&icli  logisch  richtigen  Gonsequenz  des  Princips  ist  demgemäss  genügend  zu  begründen. 

Die  Theorie  and  die  Praxis  haben  sich  bisher  diese  sehr 
schwierigen  Anfgsben  zn  leicht  gemacht.  Die  erstere  hat  gewOhn* 
Heb  Dar  den  Gmndsats  der  Allgemeinheit  hingestellt  nnd  einige 
der  nSehst  liegenden  Gonseqoenzen  darans  gesogen,  wobei  dann 
aneh  wohl  diese  oder  jene  in  Frage  kommende  Ansdehnnng  oder 
Einscbrilnkun^  der  Anwciuiuug  des  Trincips  erörtert  wurde.  Das 
reicht  al>er  niclit,  vollends  gegenwärtig  nicht  mehr  aus. 

Der  Mangel  einer  scharfen  Interschuidong  des  rein  tinaii/ielli  n  innl  dos  social- 
Hitischen  Standpuactd  hat  hier  meistens  gehindert,  zur  Klarheit  zu  kouiuen.  (ic- 
^ohichüich  erkl&rt  und  entscboldlgt  sich  die  ungenügende  Behandlung  des  riohleros 
io  der  Theorie  indessen  cinigermaassen  aas  den  Verhaltnissen  des  r.obcns.  Vor  der 
groinsen  modernen  Peraoneubewcgung.  wescntUcb  mit  der  Folge  der  neuen  Coumuni- 
eationen,  und  anderer,  oben  in  §.  102  bereits  enrihnter,  wesentlich  moderner  Vor« 
b  titnisse  handelte  es  sich  eben  vomemUch  bei  der  DurchfiUirung  des  Princii):^  der 
Allgemeinheit  in  Staat  und  (Jcnieinde  um  die  Bestenernnir  der  im  Itdnnd  nnd  in 
der  Ucimathsgemoiode  lebenden  physischen  Personen,  bez.  i>taats-  und  liemeindc- 
tt^ehörigen. 

Die  Praxis  zeigt  meistens  aneh  jetzt  noch  oin  bantes 

Chaoü  von  Bestimmungen  ohne  Ictites  und  richtig  dnrch- 

as* 
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gefttbrtes  Princip,  im  Staatesteoer-  wie  im  ColllID1l]lal8tell6^ 
recht    NeiierdiDg8;  entsprechend  der  grUsseren  VerwickeltheU 

des  WirtbscbaftelebeDS ,   Damentlich   in  Staaten  mit  stark em 

Fuiaijzbedai (  und  droheudem  Deficit,  offenbart  sich  die  deutliche 
Tendenz,  die  Staats-  und  Communalsteiierpflicht  möglichst  weit 
auszudehnen,  ant'  alle  erreichbaren  physischen  Personen,  Wirth- 
schaitsarten ,  Erträge,  Einkommen.  Die  Begründung  dafür  lie^^t, 
ausser  in  finanziellen  Interessen,  in  Erweisungen  der  Gerechtigkeit 
und  Billigkeit,  in  der  logischen  Folgerichtigkeit  bei  der  Anwendong 
eineB  Bestenerongaprineips,  auch  in  Rttcksiehten  auf  wirthschafUicbe 
ConcnrrenK. 

So  «rfol^t  u  B.  die  immer  energischere  BeBteaerung  der  Andinder  im  Stute, 

der  Fremden  in  der  (icmeinde,  des  aus  dem  Aaslande  kommenden  und  mehr  noch, 
weil  leichter  zu  crnnft<  in,  des  in  das  Ausland  gehenden  Einkommens  (ronpnnsteucrl  , 
der  ErwerbsgeseUsciuucii  iici>en  den  physiüchen  Personen  u.  s.  w.  Abvr  bei  dieser 
Anedehfiong  leitet  der  btoaae  PiscAliemne  nitBiiteT  zn  sehr  nnd  mehr  als  das  Oerech- 
tigkcitspostulat  der  Allgemcinln-it  und  als  die  stroncrc  Conscqaonz  in  dor  Diirchfiihmn? 
der  einmal  bestehenden  StPiiem.  In  der  Praxis  fohlt  es  denn  auch  nicht  an  schwie- 
rigen Controversen  aut  dickem  (iebiete,  selbst  bei  der  Anwendung  der  öfters  eiucr 
trorschiedeneo  Auslegung  fähigen,  weil  za  «llgemeln  gehaltenen  Besfimmangen  def 
Stcucrt'*'^''t/'v  Toilends  bei  Fra}r<^n  de  legre  ferenda,  z.  B.  Uber  die  Einriehtunjr  der 
Eiukoiumuiialeuer,  der  GommaDaibcsteuerang«  Uber  die  Vermeidung  st^enaDnter  Doppel- 
besteaernng  der  Anslftndor  ond  Porenaeii,  Ober  Besteuerang  der  EnrerlMigesellseuhtt 
n.  A.  m.  (Preusscn,  andere  deutsche  Staaten,  s.  oben  i|.  162).  Der  Manirol  g:et»tigBiMier 
theoretischer  Yorlteroitung  dieser  auf  die  Anwcndnn?  ^'^-^  (irandsetzes  der  Ailgemeti* 
heit  sich  beziehenden  Fragen  macht  sich  dabei  Uocli  iuhibar. 

Angesichts  dieser  Sachlage  und  der  fehlenden  wlasenschafUichen  Vorarbdlen  )A 
die  Aufgabe  in  diesem  Abschnitt  materiell  und  formell  schwieriger,  als  bei  einer 
rtr=>tcn  Betrachtung  des  so  einfach  erscheinenden  (irundsatzcs  der  Allgeuieinh<'it  wohl 
angetiommcn  wird.  Die  Aufgabe  eignete  sicli  für  eine  monographische,  gan^  io^ 
Einxelne  gehende  Behndlong,  welche  an  diesem  Ort  ansgeschlosscn  ist.  Manch,  s 
kann  auch  erst  in  der  speciellen  Steoerlehre  eWrtert  werden.  S.  beeondeis  den  Aaf- 
Satz  von  Antoni. 

Im  Folgenden  wird  der  Versoch  gemacht,  die  hauptsäch- 
lichen Folgerungen  ans  dem  Ornndsata  der  Allgemein- 
heit systematisch,  ohne  za  grosses  Detail,  an  entwickeln 
nnd  dieselben  an  mdglichst  bestimmter  principieller 
Formnlirnng  zn  bringen. 

Dabei  wird  wieder  derjenige  Zustand  /.um  Ausgangspunct  genommen,  welcher 
sich  im  persOidichen  Leben  und  in  d<>r  Volkswirthschftft  unserer  heutigen  CaltarrlAkcr 
im  priFatwirthschaftlichen  System  der  freien  Corirtirrenz,  daher  unter  dem  EinÄass 
der  modernen  bbcralco  Social-  und  WirthschaftsgesützgebaDg  gebildet  hat  Mehrfach 
ist  hei  der  ErOrtemng  der  Folgerungen  ans  dem  Grondsatz  der  Allgemeinheit  die 
Staats-  und  die  Commnnalbeatenemng  auch  hier  jetzt  za  QntMrwhddeD.  Wir 
untersuchen  die  betreffenden  Fraercn  jetzt  vornemli<"^i  tir  Ii»'  '»rstere,  ziehen  die 
Fragen  iu  der  Gommanalbi:>i>tcuerung  indessen  mehrfach  etwas  u  ü  ein. 

II.  ~  §.  164.  Bchematismus  der  Darcbftthrun^.  Den 
Erörtemngen  aber  die  Anwendung  des  Grandsataes  der  Allgemein- 
heit IftBSt  sich  folgendes  Schema  an  Grande  legen: 
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A.  Die.Sftaatsbesteaening  der  phy  Bischen  Personen  oder 
ihrer  Wirtbscbaften:  der  Individnal*  und  Familienwirtb- 
Schäften,  bes.  der  selbständigen  Wirthschaftshanpter, 

d.  i  der  Familienbllnpter  und  der  i'ttr  sich  lebenden 

Einzeln  CD.    liier  siud  zu  unterscheiden: 

1.  biaatnaiigehörige. 

a)  im  Iniande  lebende ^  bez.  regelmässig  wohnende,  bier  er- 
werbende, Einkommen  (erentaell  ans  dem  Auslände)  bexiehende, 
verbrancbende»  anl^ende. 

b)  Im  Auslände  wohnende,  einerseits  dort  erwerbende,  ander- 
eeits  dabin  Einkfinfte  ans  dem  Inland  besiebeude, 

2.  Aublauder,  welche  im  Iniande 

a;  wohnen,  d.  h.  sich  dauernd,  oder 

b)  reisen,  d.  h.  sich  vorllbergebend  aul halten, 
tu  beiden  Fällen  mit  der  weiteren  ünterseheidung,  ob  sie  hier  im  In- 
iande auch  erwerben  oder  ihre  ansländischen  Einkünfte  herziehen. 

Ein  analoges  Schema,  mit  Ünterseheidung  der  „£inheimi> 
seben'^  („Ortsangehörigen'',  „Domicilirten")  und  der  Ortsfremden , 
femer  der  im  Orte  wohnenden  und  erwerbenden  oder  der 
von  auswärts  EinkOnfte  hierher  beziehenden  und  wieder 
der  ausserhalb  wohnenden,  aber  im  Orte  Ertragsquellen  be- 
sitzenden, ans  dem  Orte  Einkünfte  hinansbeziehenden  Personen 
(„Forensen")  lässt  sich  fUr  die  Communalbesteuerung  aufstellen. 

Die  SchcidoD^  der  eretcren  Kr\»"'rorieen  ^ird  aber  durch  die  GesUltaDji^  des  be- 
züglichen Ortsbui^ci-,  Ueimathä-  und  Niederia^äuiigsrechts  beeinätuistf  dalier  etwas 
rwiadeilieh. 

B.  Die  Besteueruug  anderer  Wirthbc haften,  uciiilich  von  wirk- 
lichen oder  sogenannten  juristischen  Personen, 

1.  solchen  des  öffentlichen  Kechts,  „eigentlichen'^, 
wieder  y^wangsgcmeinwirthschaften'^  selbst,  nemlich:  des 
Staats  und  seiner  Erwerbsanstalten  in  der  Staats-  und  der 
Commnnal-,  der  Gemeinde  und  ihrer  Erwerbsanstalten  in  der 
Staate-,  Provinxial-^  Kreisbesteueruog  und  in  derjenigen  der 
SB  deren  Gemeinde  u.  s.  w.,  ferner  anderer  wirklieher  Corpora- 
tiöüeü,  Kirchen,  Stiftungen,  Anstalten; 

2.  sogenannter  juristischer  Personen,  wie  derjenie:ci]  des 
Privatrechts,  Erwerbs-  und  Handelsgesellschaften,  besonders 
Actien-,  Actien*Commanditgeselhichaften,  Erwerbs-  und 

I  Wirthschaftsgenossensebaften,  Bergwerksgenossen- 
I  Schaft en  u.  dgl.  m.|  aueb  Vereine. 
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Die  &i>ecidUo  Uestaltang  des  formoUdii  Keclits  Geseliacliatiea,  VerciDc  kum 
hier  Ht  m  Eiiielne  wlcbtig  werdwi,  mch  filr  dio  Scheidoiig  der  hier  getieuiten 
beiden  Kategorieeii  reo  FlUen  ond  fitr  die  EtnieihQifK  eimeliier  FIDe. 

Für  die  Staatsbestenerung  sind  anch  hier  mitmiter  Iii'-  niid 

ausländische  solche  Wiillischat'tcn  (z.  Fl  Actiengescllsehafteu)  zu 
nnterscheiden.    Rhciiso  fllr  die  C o ni m im a  1  bestenernng  fi.  w.  8.) 
orts-,  hez.  kreis-,  i)roviii/ial  a  ngehörige  und  l'renide,  d.  h 
solche^  welche  hier  «ml  anderswo  ihr  Domicil  (rechtiichen  Sit/ 
bes.  HauptBitz)  haben,  an  versohiedenen  Orten  Geschäfte  beUeihea. 

0.  Die  Bestenerang  des  Einkommens  der  Personen  scblecht' 
weg,  mit  folgender  genauerer  Gasnisttk: 

1.  Däü  Einkommen  der  im  lalando  voknendcn  i>ez.  douicilirteii)  Staats- 
angehörigen (Einzelwirthachschaften)  ans  dem  Inlande.  d.  h.  ans  efnheiniiicheo 
Erverheoncilon  -  der  Normalfall. 

2.  I)as  Einkommen  derselben  Personen  ans  clcin  AusI  iihI«-  —  7.  P 
Ziüäbezug  nun  der  Fremde  (internationale  Werthpapiere,  andere  kapiuiauU^ct: 
dnMueen). 

3.  Das  Einkommen  der  im  Aiislaml  wolmcn  1  n  St  aatsangehörigen  an?  i  r 
Iniande,  —  z.  ß.  Kentenbezug  des  einheimiscliun ,  aber  t^bsentUsüschea"  Gnuul- 
besitzers  (Irland,  Enj^Iand.  Rassland),  Pensionsbezug  eines  Beamten. 

4.  Das  Einkommen  der  im  Ausland  vohn enden  Staatsangehörigen  aa> 
di-rn  A  IT  I  n  n  «1  (• .  also  regelmässig  das  dort  rnn  ihnen  enrorbene,  aus  ausländischei: 
Ertragi^aeUen  hcrrabreDdc.  —  z.  B.  des  deutschen  Kaufmanns,  der  im  Ausland  etablin 
ist,  aW  dentseher  Befebsangchoriger  blieb. 

5.  Das  Einkommen  der  im  Inlande  wohnenden  Ausländer  aus  dem  In- 
lande,  also  aus  hiesigen  Quellen,  —  s.  B.  der  eben  erwähnte  Kail,  rom  analindiscliea 
Standpuncte  ans. 

6.  Das  Einkommen  derselben  PetMnen  aus  dem  Auslände,  —  s.  B.  der 

Fall  englischer  Und  misischer  ^AbsentUsten'*,  die  nach  Deatschland  ihre  EinhOnfti: 

beziehe». 

7.  Das  Einkommen  dci  im  Auslände  wohnenden  Ausländ  er  man  Uciu  Id- 
,    lande,  ans  heimischen  Quellen.  —  /.  B.  aus  von  diesen  Personen  besessenem  (m- 

pachtetcm  n.  s.  w.^  Grundeigcntliuin ,  (ieverbcn,  der  inlSndiscbe  Zinsbeiug  ssIcIict 
Fremden  ans  inländischen  Staat:>papieren. 

AHo  diese  FUllo  spielen  im  neueren  Beslenerungsroeht  eine  RoUe.  MehrfiKh 
hat  man  nach  allen  diesen  Seiten  die  Bestenenng  auszudehnen  gesucht.  Es  bldbt 
nnr  der  Fall  übri^^:  Rp^t'-n-  rong  des  Einkr.miii'  ris  dor  im  Ausland  wohnenden  Au. 
iänder  ans  dem  Au:iiande,  —  ein  Einkommen,  das  die  beimische  Besteneraug 
gewöhnlich  nicht  treffen  kann,  aber  doch  mitunter  za  treffen  sucht  und  gelegenflicb 
wirklich  trifft,  z.  B.  wenn  Einfuhrzölle  von  ausländischen  Waarcn  theilweise  rssi 
fremden  Producenten  oder  Verfrachter  (Eisenbahn,  Schiffer)  g-etrasron  werden. 

In  diMi  neueren  deutschen  Zolldebatten  spielte  eine  solche  HOglichkcit.  deron 
Vcrwirkli'  Illing  unter  gewissen  Umständen  nicht  unbedingt  zu  bestreiten  ist,  wie  frabtr 
erwähnt  (§.  139),  sogar  eine  gewisse  Bdle  in  der  BewcisfiBhrang,  so  bei  der  Frif? 
des  Getreide-,  besonders  'Ii  s  Roi^genzolls,  Seitens  der  KeLri«  njns^voTtreter  in  den  inrjs- 
mentariscbco  Debatten  seit  1879,  selbst  in  amtlichen  Acten&tUckeu.  So  heisst  c$  iü 
dem  Bismarck*schen  Finanzprogramm  rem  15.  Decemher  1878:  in  gewissen  fldlca 
werde  der  ausländische  Producent  den  Zoll  ^:an/.  oder  theilweiM  auf  sich  netunco 
mOssen.    Vg;!.  durühf-r  oben  ß.  ]^'.),  147.  152,  \y\.  » 

Für  einzelne  Steuern  ist  diese  üasuistik  mitunter  noch  weiter  zu  ftlhrcUf  2.  ß. 
in  Bezug  auf  „Beisende**. 

Ein  analoges  Schema  lässt  sich  wieder  für  die  Commnnal 
bestcueruDg  aafstellen. 
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pracLbch  ult  noch  wichtiger,  weil  der  Personen-  utiU  li^piUlicuvcrkchr 
innerhalb  des  beimischen  Staats,  zwischen  den  Provinzen,  Kreisen.  Gemeinden,  ge- 
irflhnlirli  noch  lebhafter  als  d^r  bctroflV-tide  intcrnationalo  Tcrl;<'hr  ist.  Einige  der 
schwierigeren  Contnnrcrsen ,  z.  6.  Uber  die  Bestcaerang  der  „FoT€ama*\  liegen 
gerade  hier. 

D.  Besteuerung  der  i  ii  Iii  ii  dischen  Ertragöquellen  fllr 
die  Erträge,  welche  wiiklich  aus  ihnen  fliessen  oder  nacli  au- 
geiiDmniencr  Ertracrsfülu^keil  tlicssen  kimnen.  Hier  hat  nmu  es 
mit  den  sogenauDteii  Ertrags« t  e u c rn  zu  thun,  wo  die  Rtlck- 
sicbt  aot  die  den  EIrtrag  beziehende  Person  gans  oder  groBsentbeils 
znrtickzutreten  vermag. 

B'  i  (1^:11  hri.len  reinen  Roal steuern  dieses  Systems,  dcrdrniid-  iiiiil  'iebäude- 
ätcuer,  ist  die  Aligemeinheit  der  Steuer  in  der  Staats bestencrting,  einerlei  ob  es  sich 
Qin  In- oder  Attslander  handelt,  und  gewöhnlich  aach  in  der  Commnnalbcsteaening, 
mögen  die  Cigenthuun  r  OrtstogchOiige  oder  Ortsfremde  sein,  in  Theorie  und  Praxis 
kanm  mehr  stritti?.  di^  Besteuerung  erfolgt  allgemein.  Tm  Territorial-  und  Communal- 
ateoerweseo  des  mittelalterlichen  Staats  war  dagegen  hier  ein  umstrittenes  Gebiet, 
indem  die  Pririlogirten  (Adel,  Geistliclikeit)  ond  Fremden  ttberhanpt  Stcoerfreiheit  für 
ihr^  Besitz  in  fremd«  m  Laii.1  und  Ort  beanspruchten ,  dies  aber  im  Interesse  des 
heimischen  Fiscus  und  der  Übrigen  Stcnerzahler  beanstandet  und  schliesslich  auch  oft 
iiie  Be&tcoeruDg.  besonders  durch  Aneriicnnuug  des  Kealcharacters  der  Steuer,  durch- 
sreselzt  worde.   (Vgl.  Fln.  Ilt  §.  2S.  S.  €0,  76.) 

Zur  Frage  V^un  auch  jetzt  noch  die  Steuerfreiheit  k  1  e i  n c r  Krtrags^juellen  (/-.  B. 
bei  Orundbestt/.  namentlii  h  hf*\  HSiisorn)  kommen.  Für  die  Gewerbesfeuer  gestalten 
.sich  die  Verhältnisse  a^war  nicht  ganz,  gleich,  aber  doch  Ähnlich  wie  bei  den  genannten 
itealsteaem.  Schwierigkeiten  entstehen  fur  die  Com munalbesteaening,  z.  B.  bei 
incm  rjo-Ä-orlMili^-iriebe,  welcher  sich  iUx  r  in-dirore  (Jemeinden  erstror]»t  ^Ki^^nKahnl'nI^ 
dann  bei  dem  Gewerbebetrieb  durch  Actiengesellschaflen  u.  dgl.  m.  Bei  der  Kapital- 
rentenstencr  ist  es  leichter,  anzugeben,  welche  Anwendung  der  Grundsatz  der  All- 
romeinheit ]>ritiri{iicll  finden  rollte,  als  diese  Anwendung  nun  durch^ufahren.  Bei 
der  Staats-  wie  d-  r  fommnnalbestcuerung  ergeben  sich  hier  dem  „fremden**  £ifen- 
ihüroer  der  Ki  rif<;ri-F.rtr:iir«<l"^Me  ^effcnUber  manche  SchTricrisrkeilen. 

Statt  oder  neliPii  dirson  Ertragüstcuern  kann  aber  aueh 
noeh  eine  Ein  koni  iiicn  stciuT  bestehen,  welche  die  Erträgt'  bei 
den  diese  als  Einkommen  beziehenden  Personen  tretien  will.  Dann 
kommt  wieder  das  unter  C  aafgestellte  ^Schema  van  Fällen  zur  An- 
wendoDg. 

E.  Endlich  Ist  noch  die  (nominelle  wie  reelle)  Vermögen»- 
bestenernng  benrorzuheben. 

Soweit  das  Vcrm<')gon  bier  in  Ertrags<(uellcn  btrstelit,  jedenfallä  die  piactisch 

»ichtiL-^tcn  Fi^llc.  trifft  das  ntit'T  der  tari?<'n  Kulirik  B'Miii  rlvt.i  ?:ri.  Die  Besteurrtnitr 
des  blossen  GebrauchsrermOgcns  ist  zu  untergeordnet,  als  dass  sie  hier  noch  besonders 
berQcksichtigt  werden  mtlsste. 

Im  Folgenden  werden  imn  der  Kcihe  nach  die  Fälle  der  ersten  (A)  und  damit 
gleich  in  V'-rKindung  di<  jenitri  n  der  dritten  {CA,  sowie  di^  Fi!'-'  -Irr  zweiten  Kate- 
gorie (B)  erörtert.  Die  Fälle  der  vierten,  bez.  fünften  Kategorie  kuuiuicn  nur  neben- 
bei mit  nr  SpneBot  «bs  for  usere  Zwecke  ra  jieser  8l^e  genügt« 

III  —  §.  165.   Die  Dnrcbfttbrnng  des  Princips  der 

A 1 1   e  ni  c  i  n  h  e  i  t  der  B  e  s  t  e  n  e  r  ii  n  g. 

Das  vorausgehende  Schema  deutet  bereits  an,  wie  das  rrincii» 
der  Allgemeinheit  nicht  durchgetUbrt  werden  kan.n,  neoiUcb  nicht 
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vermittelst  einer  eiuzigcn,  wie  imiuer  dcukbaren  Steuer,  mag  e-i 
sich  um  die  ötaatB-  oder  um  die  Uummunalbesteueruuj;  haDdeln. 
Es  ist  wichtig,  dies  auch  hier,  wo  die  Yerwirküchoog  eines  Postu- 
lats der  Gerechtigkeit  in  Frage  steht,  zu  constatiren. 

Eine  solche  „einzige  Steuer  "  kann  sich  vollouds  nicht  der  hetiti;j;cii  Peraonen- 
bewegung.  dem  Landes-  und  Ortswechsel  der  Menschen,  den  modernen  vlrtbäcbaft- 
liehen  Verb&ltnissen,  der  VenricUang  der  EigenthuiBkrertbeilang  und  den  maiclifiacbeft 
obUgatorischen  Verbindungen  aus  dem  Creditrerkehr  ooter  den  einzelnen  BewobneCB 
eines  Landes  und  dieser  wieder  mit  Ausländern  anpassen.  Sie  wtir  dnher  ebeni) 
sebr  den  Forderungen  der  ücrocbtigkelt  vie  denjenigen  der  Yolk^wirthscbaft  vider- 

In  der  Staats-  wie  in  der  OonrnrnnalbesCenernng  kann  Yielmebr 

eine  auch  uur  anuahernde  Verwirklichung  der  ,,Allgeuiciuheit'^ 
—  und  damit  hiuhs  man  sich  in  der  Praxis  stets  begnligeii  —  bloss 
durch  eine  Comb ination  verschiedenartiger  Steuern  zu 
einem  einheitlichen  iSteuersysteni  erreicht  werden.  Letz- 
teres muss  sich  der  grossen  Beweglichkeit  des  Personen-  und  Kapi* 
talienverkehrs  im  hentigen  privatwirthschatUichen "  System  der 
Volkswirthschaft  anpassen ,  sieh  demgemass  aach  immer  wieder 
entsprechend  yerändem.  Za  dem  Zweck  hat  es  namentlich  aos 
Stenern  sa  bestehen,  welche  sich  einerseits  mehr  an  das  Sabject, 
an  die  Einkommen  beziehende  und  Ansgaben  Tor- 
nehmende  Person,  anderseits  mehr  au  das  Object,  an  die  Er 
tragsqucllc,  daher  namentlich  an  die  verschiedenen  Besitz* 
arten,  welche  Heuten  geben  I)oden,  Häuser,  Gewerbe,  Leih 
kapitalien  anknlipfen.  Kine  Combination  von  sogeaaDnleii 
Ertrags-,  nameotlich  Kcalsteuern  mit  Personal-,  Ein 
kommen-  und  Verbrauchssteuern  ist  daher  auch  zur  D nrcb- 
t'ührung  des  Postulats  der  Allgemeinheit  (wie  nicht 
minder  der  Oleicbmftssigkett)  der  Bestenernng  zweckmässig  nsd 
mehr  oder  weniger  nothwendig  geboten. 

Ein  solches  compUoirtes  SteueTsyatom  bat  freilich  viele  Mängel,  welche  ein  eui- 
Faches  luid  vrU'  nd^  eine  einzige  Steuer  niclit  ^i-sii  m'.  Aber  wie  es  allein  grcei^net 
ist,  den  ganzen  wachsenden  Staats-  und  Gommuualbeüarf  zu  decken,  eo  ist  es  aach 
doreb  die  Gestaltung  unserer  Yolkswirtbschaft ,  unserer  Besitzverfailüiiase  and  unseres 
Personenreikehrs  unrermeidlich  geworden  und  immer  noch  das  leidlich  geroohtCBle. 
Darüber  mtm  man  sich  auch  in  der  Theorie  klar  werden. 

A.  —  §.  166.  Die  Staatsbestenernng  der  physiscben 
Personen. 

1.  Normalfall:  Bestenernng  der  im  Inland  wohnendes 

Staatsaugehörigen,  und  zwar  nnter  Voranssetzung  des  ersten 

Falls  der  dritten  Kategorie  des  Sehemas:  die  Besteuern  ig  des 
aus  inländischen  Erwerbsquellen  herrührenden  Eiukommeus 
dieser  Personen. 
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Die  Besteuernng  aller  Staatsangebörigen  ist  ftir  unsere  „Staats- 
börgeriicbe''  Periode  im  Princip  nnd  io  der  PiaxlB  entschieden: 
die  BesteneniDg  ist  anerkannte  nnd  mtJglicbst  befolgte  Kegel.  Die 
Tbeorie  bat  die  Bcstenemog  bier  gegenüber  den  gesehiebtlich  11be^ 
kommeneii  StenerfVeibeiten  gewisser  beTorreebteter  Classen  nnd 
Personen  der  ständischen  Periode  gefordert  und  begrtlndet.  Die 
Praxis,  d.  h.  das  öffentliche  Steuerrecht  bat  das  Postulat  im  Weseut- 
iicbea  durchgeführt  und  die  alten  Steuerfreiheiten  aufgehoben. 

Für  die  Theorie  ist  die  Forderung  iinplifitc  ?chon  in  Srniiirs  erster  Stencr- 
i^el  eotliaiteij.  Aber  aach  boreiU  Bodinas,  de  republica  p.  ^74,  sagta  von  soicheu 
Bweiongen:  quid  eoin  absordfi»?  (Bei  Bau  §.  250  Note  d.)  Ghftncioristisch  fttr 
Zeit  Dod  Land  Sonnen fels'  scharfer  AngrilT  auf  die  Steuerfreiheiten  de«  Adels  and 
besonders  der  „Kkrisci",  Grundsätze  III.  167  tf  S.  186:  „Der  Schiuss  aus  Allem  ist, 
dasi  CS  von  Seite  de:»  Klerus  eine  Ungerechtigkeit  gegen  den  Staat  und  die  Bürger 
sein  vurde.  die  Stenerfralbeit  zn  fordern:  von  Seiee  des  Staats  aber  eine  Verletsoog 
des  allen  Car^em  gleichschnldigen  Schutzes,  solchen  FordcruDgea  6ebSr  zu  geben/* 
S.  auch  Biersack.  Besteuerung,  Anhang  S.  241  (aus 

Ueber  die  Missverh&Ituis^  nnd  Schwierigkeiten  im  ehemaligen  Deutschen  Eeicb 
Pttter,  historische  Entwicklang  der  heutigen  Staatsverfassung  des  teutschen  Boichs 
n.  200.  —  Ueber  die  neueren  Aufhebungen  Ton  Steuerfreiheiten,  eine  Folge  des 
,^irebens,  d^n  theoretisch  :i!I^n-mein  .inerkannten  staatsr.'<  htlichen  Grand*-atz  einer 
gleichen  Venbeilung  der  Staatslastcn  auch  zur  practischen  Aucrticnnung  zu  fuhren'' 
\K.  A.  Zaeharii,  Deolachee  Staats-  nnd  Bandesrecht«  2.  A.  it  591  ffl).  In  verschie- 
denen Rhei  nbu  ndstaaten  erfolgte  die  Aufhebung  der  Steuerfreiheiten  durch  landes- 
T  «^rrliches  E-liot  und  ohn«^  Entsehfidiguug  1806  H".  In  Preussen  wurde  durch  das 
Edict  vom  27.  Octuber  ibiO  das  Princip  gleicher  Besteuerung  und  der  Unzulässigkeit 
reo  Exemtionen  ausgesprochen.  Von  1819  an  haben  dann  „die  neneron  Ver** 
fassnnjen  den  (iriindsatz  d'-ieher  Besteuerung  fast  durchgängig  anerkannt  und  in 
Folge  davon  die  Aufh«-buiiü:  «ler  früher  srcsetzlich  bestandenen  Steuerfreiheiten,  sowie 
die  Unzulässigkeit  neuer  ^selbst  gesetzlicher)  Exemtionen  ausgesprochen  oder  die 
M-hon  frulier  geschehene  Aufhebung  bestätigt**,  (Zachariä  S.  552,  wo  die  betreffen- 
den Verfa>snn5sartikel  citirt  bind.)  l'-bcr  Preussen  8.  Vorfassnng^Tirkunde  Art.  101, 
V.  Könne,  preuäsiscbea  Staatsrecht,  3.  A.  I,  1.  Abth.  S.  4U,  2.  Abth.  S.  2311  tl. 


des  K.  Hannes  und  der  hohenzoUernschen  FUrstenfauilie,  von  Classen-  und  Einkommen- 
steuern die  Mitglieder  der  1806  eiitthrmitcn  Dynastieen.  In  den  vi-rsi  liiL-Jcnrn  deut- 
ikrheu  Staaten  bestehen  im  Umfang  dieser  Steuerfreiheiten  für  da»  regierende  Usus 
Venehfedenheiten.  S.  Antoni,  Fittanzarchir,  V,  420  ff.  (mit  rorausgeschickter  prin* 
cipieller  Behandlung  der  Frage.)  Forner  bestanden  nach  der  Deutschen  Bundesactc 
von  1815  und  nach  Particnlarj^csetzen  im  Anschluss  daran  Befreiungen  f'tr  die 
Mediatis irteu,  worin  später  aber  Veründerongcn ,  mitunter  vertragsmiissig ,  einge- 
treten sind.  (S.  Ronne  a.  a.  0.  S.  240  ff.  Zacharift  II,  536  ff.  Antoni  a.  a.  0. 

121  (Tl  In  der  Steuercommission  des  prcussischen  Abgeordnetenhauses  von  1S<>t 
wurde  die  Beseitigung  dieser  Befreinnjren  an-jere-^^t.  h^n  dem  Anspruch  auf  Ent- 
schädigung bei  Aufhebung  konnte  eine  Beachtung  des  nublesse  ubiige  von  den  Privi- 
Icfirten  heute  wohl  anch  enraitet  werden. 

Zu  unterscheiden  sind  unter  den  alten  Steuerfreiheiten  wieder, 
wie  oben  in  §.  120,  wahre  (reell ej,  denen  keine  andere  ciiiiger- 
MiaaBsen  der  Steuer  ökonnmisch  gleiehwerfhi<;c  (jfTcntliche  Leistung 
entspricht,  nnd  scheinbare  (formelle),  I)ei  welchen  dies  der 
Fall  nnd  wo  daher  eine  aoderweite  <)ffentliobe  Ausgabe  erspart 
weiden  kann. 


Frenzen  die  Mitglieder 
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Bei  den  wahren  SteiieilVeiheiteii  ist  die  Nothwendigkeit 
der  Aufhebung  nach  unserem  heutigen  RechtsbewusBtoein  nicht 
strittig. 

Es  lann  sich  nur  frng'cn.  oh  und  -wie  weit  eine  wahre  Stcoerfreihoit  vorliegt 
und  wie  bei  deren  BcseitigUDg  rorzugcbcn  ist.  Bei  der  ersten  Frage  haoddit  es  sich 
um  objectiro  Fcststellonff  des  Thttbcsfandes,  was  Iranm  Scbwierlfkeften  bietet,  dt  dte 
Thatsachc  einer  der  femenden  Steuer  g:lt  i(  liw.  i  tliigen  andcnreitCD  öfFentlichen  LeistOAf 
ndonknndig  sein  moss.  Niclit  iirincipiell .  aber  wohl  in  Botrofl"  der  Durchführen? 
bieten  nur  die  Fälle  mehr  Schwierigkeil,  wo  eine  einstens  scheinbare  Steacrfrcibc:t 
durch  Werfen  der  Gonpensttions-Letstung  oder  durch  Vennfndcnmg  des  Werths  der 
letzteren  odor  <)uvrh  allgemeine  anderweito  Sfeuererhöhnng  ganz  oder  theilweise  zu 
einer  wahroii  Stoni  rfroiheit  geworden  ist.  Hier  kann  die  lange  Dauer  des  Vfrliä!*- 
nissos  aus  politischen  und  sonstigen  Gründen  etwa  eine  gewisse  Berttcksicbtiguug  nr* 
langen,  frelKch  nur  nach  Grandsfttxen  der  BilUgMt  nfoht  des  strengen  Rechts. 

Practi8ch  wiclitip:  ist  meistens  nur  die  alte  Steuerfreiheit  des 
eirst  wehrdienstpliichtigcn  rittersoh.iftliohon  u.  8.  w.  Grundbe- 
sitzes nach  Fortlall  der  Wehrdienstieistuug. 

Hier  handelt  es  wesentlich  um  eine  Frage  Jer  vierten  der  obigen  Ka* 

^oriccn,  der  Ertrags-,  bez.  Kcal bestcuerung  und  um  die  Allgemeinheit  drr  Grund- 
steuer, denn  diu  Steuerfreiheit  ist  eine  reale  geworden,  welche  auf  dem  Bodtn 
rnht,  keine  personale  mehr,  welche  sich  nach  dem  EigenAomer  richtet  Daren  «ntea 
aiihangswdse  in  §.  176. 

Die  KQ  verlangende  Beseitigung  wabrer  Stenerfreibeiten  hat 
prineipiell  im  Wege  des  gcsetzlieben  Zwangs,  niebt  de» 

Vertrags  zu  geschehen ,  da  es  sich  um  unzweifelhaft  öffentlich- 
rechtliche  Verhältnisse  handelt.  Die  EntschädigunjiKfragc  ist 
meist  auch  nur  hei  der  Ertrags-,  besondere  der  KVnlhesteueruDi: 
practisch.  Die  Gcwälirung  einer  Ent«chiidiguug,  priucipiell  wieder 
nach  gesetzlicher  Bestimmung ,  ohoe  dass  hierbei  vertragsmässige 
Regelung  immer  ansznsebliessen  ist,  wird  sich  nach  Rechtatitelo  zo 
richten  haben:  nur  wenn  die  Stenerfreibeit  den  Obaracter  eines 
woblerworbenen  Priyatreebts  bat,  wird  prineipiell  ans  BeebtsgiUnden, 
sonst  onr  ans  BilUgkeitsgrllnden  nnd  nnr  bedingt  eine  EntsebSdigang 
eintreten  k(}nnen. 

S.  Grundlegung %.'d'iö  und  unten  §.  175.  bei  der  Aufhebung  etwaiger  Personalsteucr- 
und  Verhrauchsateaoirfreiheiten  wird  auch  ans  blossen  Billigkeitägrunden  nnr  ansnahias- 
weisc  ron  Entschädigung  die  Hede  sein«  z.  B.  ötlentlichen  Heamten  gegenüber,  welch' 
bisher  Co  mm  finalsten  er  frcilrnt  geniesscn,  wo  (lelialtserhObung  zur  Frage  korom'^n  Lion. 
In  staatsrechtlicher  Beziehung  ist  eine  allgemeine  Steuerfrei heit  ganzer  Stände, 
weil  hier  nicht  Tom  BegrilT  eines  woblerworbenen  Rechts  zu  reden  ist,  ohne  Eat* 
Schädigung  ^^ereditfertigt,  anders  bei  einem  spcciali  titnlo  für  ein  bestiiuntes  Sahject 
bogrundeten  wirklichen  Privileg,   (^achariä  II,  535.) 

Scbeinbare  Steaerfreibeiten ,  welefaen  eine  der  sonstigen 
Stener  äquivalente  Leistung  entspricht,  sind  anch  in  unserer  staatB- 

bUrgerliohen  Periode  prineipiell  nicht  verwerflich.  So  z.  B. 
als  ß  c  1 0  h  u  u  n  (4;  s  form  für  Ofientliche  Verdienste,  als  B  e  z  a  h  1  u  ü  ^  i' 
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oder  (f  c  halt s  loriii  für  öffeutiicbe  Beamte,  ai$  Beitragst'orm  zum 
Zweck  der  InterstUtzung. 

Sie  finden  sich  auch  noch  bis  in  die  at  uost.  Zeit  hie  und  da,  besonders  bei 
cmzclnea  Arten  foq  Steuern  und  Abgaben,  z.  Ii.  Einkommcnsteucrtrcibcit  in  gcwiääem 
UmHnfs  der  BetmteD,  MilitEn,  D«corirteii.  S.  tüt  Dentscbland  besonders  das  Reicbs- 

mifitärg  -seu  vom  2.  Mai  1874,  §.  16  (oben  S.  288).  Particularrecbtlichc  Vers«  hied.:  n- 
UeiteD,  auch  einzelne  noch  bestehende  'sonstii^r'  Steuerfreiheiten  bei  Ci?ilbcainte», 
Geistlichen.  Lehrern.  S.  Detail  deutscher  Bcätiininungen  bei  Antoni  a.a.O.  S.  42G 
bis  440.  Die  Fälle  der  Taxfreiheit  oder  Taxermi<^sis:QDg  bei  der  Brantznng:  Offent- 
'i  :her  An>tr\lt-'n  iTo<t,  Eisenbahnen)  fiir  gewisse  Katcporircn  von  Personen  (BeUBte, 
Abgeordnete  7.u  den  Volksvertretungen»  liege«  etwas  anders,  jedoch  ähnlich. 

Indessen  sind  solche  Privilegien  gewöhnlich  nicht  zweck- 
mässig. 

Sie  biMcn  rinr.  wonn  Ii  luir  >•  lu-iiilKin-  Durchbrechung  des  Grundsatzes  der 
Allgemeinheit  der  Beäteuorung,  welche  mitunter  in  den  Kreisen  der  Besteuerten  iniss- 
lerstanden  wird  und  Anstoss  erregt.  Finanziell  erscheint  weder  die  öH'entliche  Eln- 
Tialjme  noch  der  I  ni;  bedarf  im  wahren  Betrage,  was  zu  TftoschiiDgcn  Anlass  jdebt. 
Zwischen  der  Steiiorfr<'iheit  iind  der  Compr-nsatioti'ilcisfnnir.  z.  B.  des  Beamten,  ist 
aoch  die  richtige  VerhältnissmUssigkcit  schwer  herzustellen  und  noch  schwerer,  wegen 
der  eintretenden  Verlndemnf  nvf  beiden  Seiten,  zn  erfaalton. 

Daher  sind  auch  die  hcheiiibaren  Steuerfreiheiton  mit 

Keclit  immer  mehr  beseitigt  worden,  z.  B.  die  Einkommen- 

steaer-Frei heilen  der  Beamten. 

Die  Staatsbesteuemng  der  Staatsbeamten  dnrch  Unlcrstellung  der  letzteren 
unter  die  allgemeinen  Pcrsonalstcucrn  oder  durch  Bildung  besonderer  Steuern,  be/. 
AbtbeÜvngen  ron  Stenern  fQr  sie  (Besoldnn^ener)  findet  nicbia  desto  weniger  mit- 
□  nter  noch  j*^tzt  nn?  Opportunitritsprlln  den  und  selbst  principicll  ilirc  Anfech- 
tung: es  sei  zwecklos  und  vermehre  nur  die  Geschäfte  unnutz,  mit  der  anderen 
Hand  wieder  zu  nehmen,  was  man  mit  der  einen  gegeben,  ja  es  sei  rechtswidrig, 
den  stipulirten  Gehalt  durch  die  Steuer  7U  kürzen.  Der  erste  Einwand  kann  eine 
gewisse  Berechtigung  haben,  aber  durch  Abztifx  der  Sfofu^r  trl''ich  von  d-  r  (iohalt>r3te 
bei  deren  Auszahlung  lässt  sich  die  Sache  sehr  Fcrcinfachcu.  Auch  kann  eben  doch 
die  Steuer  nicbt  immer  stabil  bleiben ,  was  bei  der  Gevibmng  der  Kreifadl  in  licb« 
tigen  Maasae  aogenomm«  n  we  rden  mtlsstc.  Der  zweite  Einwand  liemht  aber  auf 
■  incm  r^l!is:'^ri  Mii^svorst-nndniss :  dio  floltaltszahlung  und  die  Resicucrung  erfolgen  afif 
(Jrund  ganz  verschiedener  Kechtstitel,  dort  handelt  der  Staat  als  Arbeitgeber 
tiacb  dem  Staatsdlener-Tertrag,  hier  als  Finanzgewalt  gegenflber  dem  Staatsbürger. 
Xu  diesem  VcrhiUtniss  ändert  sich  dadurch,  daas  hier  der  Arbeitgeber  und  die  Finanz- 
ircwalt  in  der  StaaNp-^r^fmlirlikfit  T^nsammcnfallen .  nichts.  (»leichwohl  hat  —  Filrst 
Bismarck  im  Parlament  die  Staatsbosteuenmg  der  Beamten  mehrfach  angegriffeu 
Qttd  tde  sogar  mit  der  Gonponstener  der  StaatsgiHubiger  vergliclien,  —  die  übrigens 
anrh  priri'Mfiiell  /.n  rechtferti'.nni  i^f  (i?.  An  lM>merken  ist  indessen  noch,  dass 

die  Bcrünstigung  des  Staatsbeamten  durch  niedrigere  Besteuerung,  z.  B.  im  Stcucr- 
aiischlag  oder  Stituerfuss  ftir  die  Einkommennfoner,  nicht  nolhwcmlijr  ein  Steucrprivileg 
•  nthilt,  sondern  öfters  gebilligt  werden  Unn.  nemtich  bei  noloriseh  nng.  ini-ci.dcr, 
'i.  h.  unter  dem  ire«nf/lirlii  n  M  i.-i'^s  lil.  iKinidrr  T?<^''"tfncninr  dr-r  tri^n  nlmürhcn  Privaten 
waren  mangelhafter  Einschätzung  der  letzteren,  weil  das  Einkouiuieii  des  Bcamtou 
0  ff en  dem  i^nzen  Betrage  noch  rerliegt«  ^as  der  anderen  Borger  nicbt 

Auch  die  Aufhebung;  formeller  Steuerfreiheiten  hat  in  der 
Kegel  im  Wep:c  des  gesetzlichen  Z\vanj;s  zu  geschehen,  je- 
doch ohne  (lass  unbedinert  Verträge  darlibor  nuszuscMieKsen  sind. 
l.\  L'iifnell  mllssen  die  GnindRätze  des  K  n  t  e  i  gnungsrec  hts  da- 
bei befolgt,  Entschädigung  gewährt  werden. 
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Listztere  iann  z.  H.  bei  der  Aufhebuotr  tod  Steaerlreibeiten  der  Beamten  ge- 
boten sein,  wenn  die  Tbatsache  der  Steoerfrelheit  ita  eine  (wenifstens  sdlbchwelfflBde) 

"N'cnra^'sclausel  freiten  inusa.  Besondcro  Sihwicrigkeit  wQrde  in  ons'::ren  Staaten  wohl 
nur  die  Aufhehnnsr  rertragfsm  Sssi-ror  Steuorfroiheitcn  fiir  Sfaatsschnld^in^  r.aclien. 
ila  bicli  hier  der  Staat  iui  Aulcihccuiitract  auch  als  Fuianzgcwalt  jrebuüd<  ij 

if.  1^7.  Insbesondere  von  der  i:)te uerlreiiieit  ded 
Bogenaauieu  ExisteDzmiuimuiDS. 

Eioe  Durobbrechung  des  Groodsatses  der  Allgeraeinbeit  der 
BesteneniDg  kommt  bei  ans  sonst  vornemlich  nnr  nocb  für  Per- 
sonen,  bei.  Familienbttnpter  mit  einem  Einkommen,  das  einen  ge- 
wissen  niedrigen  Betrag  nieht  Überschreitet,  %va  Er- 
wägung: die  Frage  der  ^^Steuerfreiheit  des  Extstensmini* 
mnms".  An  ihr  lässt  sieb  gnt  die  K otb wendigkeit  der 
Unterscheidung  der  beiden  »Steuer-Gesichtspuucte, 
des  rein  finanziellen  und  des  äociaipulitiscben^  zeigen, 
wenn  man  zur  Klarheit  kommen  will. 

Diü!»e  Kragu  hat  seit  länger  und  bis  in  die  neucätc  Zeit  in  der  Theorie  >id 
Staab  »nfpewirbclt,  —  vielleicht  mehr,  als  sie  werth  war.  Sie  wird  in  doo  neaeren 
Arboii  ii  u!)er  Stcuerpriocipien  regelmässig  berührt,  mehr  oder  weniger  cinfreheiid  be- 
handelt und  vers»  lii.  ilcn  otit-cliird.  ii.  Ein-'  e)t;<'iif  Ueiiie  Monographie  darüber  i!.t  dj.; 
Leipziger  Dii>6ertatiou  von  H.  Schmidt  aus  Liviand:  «,die  Stouerfreiheit  des  £xbteii2- 
miniuinnis.  län  Beitrag  znr  Theorie  der  Einkommensteuem^S  Leipzig  1^77.  8.  h 
dieser  ilebsisron  Arbeit  die  SpeoinUiteTat m-  der  Frage,  htm  Ei^ebuiss  ist  S.  73:  „das 
steuerfreie  Existenzminimum  erscheint  als  die  iiothweudige  Conscquenz  des  in  einem 
höheren,  wahrhaft  othü»chea  Standpuncto  bcgrtiudetuu  Princips  der  Bestcuorung  ludt 
der  wirl(lic3ien  Leietongiifähigkeit,  nls  der  materielle  Atwdmck  fftr  diesen  böherait 
ethibchcn  Maassstub,  alü  das  Mittel  zur  annälierndon  Erreichung  einer  wahrliafl  n'e- 
ruchten,  ..opferj^-lcirlicn"  Bcbtcueruiii!  "  T'eber  die,  jiractiMrlie  Anwendung  cb.  S.  74, 
wo  denn  u.  A.  die  indirectcn  Steuern  aui  uucutbubiliche  l  nterhalbiuittol  gauz  i'oigir 
richtig  verworfen  werden.  SpecioU  ist  die  Frage  nenerdin;:^  besonders  bei  den  Be> 
formen  der  Einkixnni.  nsfrUer  in  Preussen,  Sachsen  und  anderen  deutsibeii  Staaten 
mit  Bezog  auf  eine  Freiheit  gewisser  kleiner  Einkommen  von  dieser  Steuer  lia 
Prenssen  der  Classensteucr^  erörtert  worden.  Daruber  z.  B.  die  GOttingcr  Dissertatiott 
von  Poucker,  Göttingen  1S77.  Kesultat  derselben :  „Dio  Steuerfreiheit  gewisser  Staats- 
bOi^er  bei  der  rer!M>nal&teuer  if.t  höthbt  wünschenswerth  und  nothwendig."   S.  42. 

Vielfach  ist  denn  auch  bei  Pcrsoualstcoern  (Classen-,  Einkommeosteaeni)  ia 
DenticUnnd  ein  UeinM  Elnlumncn  des  Genfliten  bin  ca  einer  gewissen  HSbe  (sinnli-) 
stenerfirei,  so  bcsonden  seit  1879  inPreussen  bis  420,  seit  18b3  daselbst  bis  900  M.. 
in  Sachsen,  l^a  )  ii,  Hessen  u.  a.  L.  m.    Indessen  haben  zu  dieser  Conccssion,  bez. 
zu  der  Autiiubung  früherer  Beetooerung  ausser  principielleD  ticsichtsponcten  xu 
Gunsten  der  „kleinen  Leute**  —  nnd  in  Prenssen  entschieden  melur  als  diese  —  ancb 
Rücksichten  auf  möglicher  Weise  iiberwilzte  Verbrauchssteuern,  noch  mehr  stoaer- 
techni.>>che  h'üeksichfen  — •  Schwierii;l.<-iten  der  Erhcbunp,  viel  >ra!!nitnir»'n .  Eie- 
cuiioneu,  Pfandungeit,  dadurch  bereitete  wirtlischaftliche  Schädigungen  und  \ürhrei- 
fang  Ton  Odinm      beigetragen.   Von  den  anderen  directcn  Stenern  Messen  die 
Ertragsstcuern  (echni.scli  und  nach  ihri  m  Wesen  solche  Befreiungen  weniger  zn; 
doch  kommen  sie  bei  Kapitalrcnteiisteuern  (Suddeutschlaud)  und  bei  Gewerbe- 
steucni  vor,  indem  erstere  gewisse  kleine  Bentcnbeträge  nnd  letztere  Oewerbetreibeixle 
freilassen,  welche  in  einem  bestimmten  kleinen  Umfang  das  Geschäft  fahren,  sovie 
mitunter  auch  ganze  Kate^'orieen  Klein  (Jcwerbetreibender.  (S.  Antoni  a.  a.  0.  396  fl.. 
meine  Abh.  directe  Steuern  im  Schöubcrg'schcu  Uaudbttcb«  2.  A.  III,  S.  7  ff.,  79,  9$i 
nach  Fin.  III,  8.  478  Uber  Fmnlreich.  Freilassungen  kleinster  Bedttar  ton  d«r  Baa^ 
und  Grundsteuer  sind  mehrfach  angeregt  worden,  und  er.^t.re  kommen  mdl  In  ^ 
Praxis  ror  (England,  iUnser  unter  20  Pt  St,  Fin.  HU  §.  117 
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In  den  theoretischen  Arbeiten  steht  nur  vicder,  vie  so  oft,  BehaoptUDg  gegen 
BchaoptDng.  ohne  dass  der  Eine  den  Anderen  Überzeugt,  weil  man  die  Fkage  nicht, 
wii  OS  doch  gerade  den  historischen  Nationalökonomcn  nahe  ?e!es:cn  hatte,  eben 
historisch  aa££aiSät  und  aie  demgemiss  rorscbiedoD  von  rerschiedüncm  iiechts- 
standponct  ms  und  nach  der  dieMm  letzteren  zu  Grunde  liegctiden  Geaanrnitnnscfaanung 
vom  Wirthsclttfkdeben  entscheidet    In  der  ständischen  Periode  war  gerade 
die  Besten ernnfT  der  „Weinen  Lcnto",  als  eines  Thcih  der  ini!?cra  contribuens 
plobs.  des  paarre  gent  corvuablc  et  taillablo«  nach  den  Anschanangcn  und  dem  Becht 
der  2Mt  geboten.   In  der  staatsbürgerlichen  Periode  war  diese  Besteuening 
benf&lls  eine  richtige  Cktnsequcnz  der  staatsbürgerlichen  Freiheit  und  Gleichheit  und 
zugleich  der  an  sich  richtig-en  Auffa^snng:  des  Staats.  In  der  socialen  Pcriodo  bleibt 
die^a  Auffassung  beätehuii.  aber  die  nicht  bloss  proportional  verschiedene 
wirtbscbalUiche  LeistangsflUiiglteit  der  verschieden  hohen  Einlcomnen  wiid  «riEannt 
"nl  darriiis  wird  dann  für  die  Bestcuenin^  die  Conscqncnz  gezogen,  gewisse  kleine 
Kiiikommen  steuerfrei  zu  lassen  oder  sie  niedriger  und  die  grosseren  Einkommen 
progressiv  zu  besteuern.    Die  Freande  und  die  Gegner  der  Steuerfreiheit  des 
Existenzminimums  stehen  eben,  wenn  mch  in  der  Regel  ohne  sich  dessen  Idar  bewusst 
zu  sein,  auf  verschiedenen  Standpnnrten  der  Auschatinns:,  treflcn  sich  aber 
gerade  deswegen  mit  ihren  Einwürfen  nicht.   Hie  versäumen  es,  ihre  principiellc 
Entscheidung  der  Frage  selbst  nur  als  eine  Con^cqucnz  dieses  rcrscbiedenen  Stend- 
puncts  hiniustellen.  Ich  kann  von  diesem  Vorwurf  auch  Stein  und  Schmoller  nur 
th'ilweife  ausn»>hinen.    Ersterer  in  seiner  Finanzwissenschaft  4.  A.  I.  S.  IIS.  letzterer 
in  dem  Aufsatz  über  die  Epochen  der  prous^ischen  Finanzpolitik  am  bchiuss  (noch 
nicht  In  dem  Auftalz  in  der  Tübinger  Zeitschrift  Uber  Einlommeo).  Kenmann *s 
Beweisführung  (progressive  Einkommensteuer,  Kap.  3)  ist  hier  wie  sonst  durchaus 
/iitreffend,  aber  den  Geprner,  z.  B   dio  folgerichtigen  Denker  der  Deutschen  Frci- 
hAndelsschole.  die  Faucber,  Michaelis  nicht  Uberzeugend«  weil  diese,  von  ihrem 
Staadpnnct  aus  mit  Becht,  in  solchen  .,8ocialen"  RQcloichtcn  einen  Widerspruch  mit 
Principien  der  Eigenthnms-  und  Erwerbsrechtsoidnung  der  ttaatsbürgerlichen  Periode 
linden. 

Ausserdem  darf  die  Frage  von  der  etwaigen  Steuerfreiheit  des  Existenzminimums 
ans  socialen  Gerec)itigkt  itsrücksichten  nicht  mit  der  anderen,  früher  in  §.  191  sdion 
berührten  rcnrochbLlt  oder  idcntificirt  werden,  nemlich  oh  anrb  kleines  J  »eventuell 
kleines  blosses  Arbeitseinkommen  pöncipiell  als  Einzcleinkommen  eiuzelwirth» 
schaftliche  Steuerqnelle  und  als  Thcil  des  YolfcBeinkommens  volkswirth- 
schaftliche  Steueren  eile  ist  Das  ibt  nach  dem  Froheren  entschieden  zu  be- 
ir^hcn.  danach  die  ähcrc  Theorie  von  der  rrberschussbestcuernng  (Kau's  u.  A.  m.) 
f.u  berichtigen.  Allein  damit  ist  nicht  auch  die  hier  zu  erörternde  Frage  der  Frei- 
heit des  Ezistenzminiraoms  aus  socialen  Gerechtigkeitsgrftnden  entschieden« 
d.  h.  hier  nicht  /u  verneinen.  Auch  Schmoller  und  die  Meisten  unterscheiden 
diese  zwei  wesentlich  verschiedenen  Fragen  nicht. 

Bei  dieser  Unklarheit  der  Theoretiker  hat  auch  die  speciciic  Erklärung  des  Ein- 
zeteen  gegen  oder  fOr  die  Freiheit  d<tn  Existcn/miniuiums  keine  besondere  Wichtig- 
keit. Ich  fCTWeise  auf  Schmidt  a.  a  n.  uu<\  l)rm<Mk<-  nur.  (ia>>  K'hu  I,  §.  258, 
"259,  wenn  auch  in  ('on^"*|nenz  einer  falsrln-ii  Einkommr-nlcliic,  implicite  ftlr  die 
Freiheit  bei  Lohn-  und  Oewcrbsvcrdicnst  ist;  auch  (J inpfcn bach,  1.  A.  I,  12]  tf. 
f«r  Frelhdt  des  Ezistenzmlnimums,  Hill,  B.  Y,  Kap.  2,  §.  2  ü.  dgl.  (iegcn  diese 
Freiheit  Schmoller,  Tübinger  Zeitschrift  B.  19  a.  a.  0.  passim,  besonders  S.  35 /F., 
Held,  Einkommensteuer  S.  10 !  If.,  Nasse.  Gutachten  S.  5.  —  Bei  Neumann 
(progressive  Steuer)  S.  83  (F.  manches  legislative  Material  Uber  die  Entscheidung  der 
l^e  in  der  Praxis. 

IKe  hier  in  Rede  stehende  lYage  hängt  mit  derjenigen  über  Stcucrprogression 
'  i^amtnen  und  unterliegt  m.  K.  fr>lirrrie}itit;  Ii  (lcrs>  Iij,'n  jtriiiripicllcn  Eiit^cbeidung. 
Auch  in  der  Literatur  wird  sie  Otters  bei  der  Erörterung  dieses  allgemeineren  Pro- 
blems mit  bebandfllt  S.  im  Allgemeinen  Bobert  Meyer,  III,  Kap.  4  und  überhaupt 
die  oben  in  §.  156.  167  angegebene  Litwatur. 

in  uiibcicii  geschichtlich  Ubeikommenen  lotnplicirten  Stcuer- 
sjätemeoi  wo  eine  Reihe  ganz  verschiedener  Steuern  verbunden 


Digitized  by  Google 


404      5.  B.  Allgcm.  Steaerlehre.  S.  K.  3.  H.-A.  2.  A.  ADgcmoiuhoit  g.  167. 


sind,  ist  die  Frage  fUi-  gewisse  Steuern  öberhaupt  in  der  Praxis 
niils^iir.  nrndich  für  die  indirecteu  V er br au cli  ss  teuer n. 
Die  Kiuriihtuug  und  Technik  derselben  iHsst  persönliche  Befrei- 
ungea  jener  Art  meistens  aicht  zu.  Soweit  die  betreffenden  Per- 
sonen, selbst  die  ilrmsten,  Uberhaapt  die  be»teaerten  Artikel  con- 
sumiren  (Sals!),  werden  sie  mit  bestenert,  mttssen  nur  eTentaeil  in 
Almosen  oder  Lohn  die  Entscblldignng  dafür  mit  enthalten.  Die 
principiellen  Anhftnger  der  Stenerfreibeit  des  Existenzminimams  in 
der  Theorie  mdssten  yor  Allem  dann  solche  das  kleine  Einkommen 
treffenden  indirecteu  N'crbrauchssteuerii  verwerten,  was  doch  nur 
Einzelne  gcthau  haben. 

Bei  den  anderen  Öteaem  sind  die  Personal-^  besonders  die 
Kinl^ommen-  nnd  anderseits  die  Ertrags  Stenern  zu  unter- 
scheiden. Letztere,  als  xnnäehst  anf  dem  Object  haftend,  gestatten 
aneh  nnr  schwierig  Befreinngen,  doch  kommen  dieselben,  wie 
schon  bemerkt,  wohl  Air  gewisse  Minimalertiüge,  bes.  Wertbe,  a.  R 
der  Häuser,  des  Rentenbezngs ,  der  Gewerbe  vor.  Practiscb  nnd 
theoretisch  am  Wichtigsten  ist  die  Frage  bei  den  Personal- 
steuern, besonders  bei  solchen,  welche  nach  ihrer  Anlage  das 
kleine  persönliche  Eiukouimen  mittreffen  können  und  hier  dann 
meistens  mit  als  directe  Arbeitslobusteuern  fungiren. 

An  fiicscr  Stelle  handelt  es  sidi  nicht  um  die 'Rfurthoilung  di>r  steaerteflniis- len 
Zw^cckmää^iigkcit  solcher  Steueru  (neben  oder  statt  deren  indirecte  Vcrbraachssteucrn 
in  Frage  kommen  und  in  der  Praxis  meistens  besteben),  sondern  um  die  prioci» 
plelle  BeiiTth«lliing  aus  dem  Gesiclifspanct  der  Gerechtigkeit. 

Auch  wenn  die  Frage  nur  vom  rein  tinanziellcu  Gesichtspunct 
betrachtet  wird,  kann  sie  i)l()s8  mit  Rücksicht  auf  das 
ganze  bestehende  Steuersystem  beantwortet  werden. 

Wenn  die  ,, kleinen  Leute"  >i  h^n  durch  YeihrauchssteU'TK  sretroffen  werden,  wa- 
von  der  Art  der  letzteren,  Ton  ihren  Wirkungen,  der  üeberwülzung  u.  s.  v.  abhuo^ 
so  kuui  eioe  Freilassong  ron  directOB  Penonabteuenk  TieUeicliI  Umwegen  ne^eoiUg 
Min«  um  die  GloichmSuiffkeit  in  der  Gcsammtbestcuerune  zwischen  diesen  und  den 
wohlhabend«  ir  n  Personen  hcrzustoilen.  Maassgebend  fdr  die  Eotaclieidimg  der  Ftag» 
m  daher  auch  tlie  Höhe  der  rei*schicdencn  Steuern. 

In  Steuersystemen,  welche  nothwcndige  Consnmptibihen  der 
unteren  Classen  (Salz!)  und  verbreitete  Genussmittei  derselben 
(GetränkOi  Kaffee,  Tabak  n.  s.  w.)  besteuern  nnd  wo  mit  einiger 
Sicherheit  die  Fortwftlxung  der  Steuer,  des  Zolls  anf  den  Preis  an- 
zunehmen ist,  mOehte  daher  die  Personalstenerirdheit  dieser 
Classen  meistens  gerecht  sein,  gerade  aneh  nach  dem  Terhliltnisd 
blosser  rroportionalbcstcuerung,  wie  sie  vom  rein  finanziellen 
Maiuipunet  aus  zu  fordern  ist  (§.  159). 


Digitized  by  Google 


Steoeifreihoit  de±>  Existeiumioiinutas).  40A 

Oder  abut,  wcnii  ausacrtleui  die  imtercu  Claä::iuu  directu  iVTaoiialälcuciü  zahlcu, 
so  mass  um  so  mehr  die  progressire  Personell  bez.  läiikommenbesteDeroDg  der 
«-ohlhabeoderer)  Gl  issen  vnr)an<,n  werden,  wiedcram  nar,  um  im  Ganzen  wenigstens 
diu  ProportiooalbcsteacroDg  za  vemrklichcti. 

An  steh,  ohne  Beziehnng  zur  sonstigen  Bestenerang  bear> 
theüty  ist  dagegen  vom  rein  finaDzielJen  Standpanct  die  prin* 
eipielle  Steuerfreiheit  des  kleinen  Einkommens  abzulehnen. 

Au' :!i  die  Steuer  gehört  nach  rirlitiger  Aiiffa'<suni»  dos  Stants  nnfl  <]fv  nlH'Ut- 
Uchen  Xhiitigkeiten  zu  den  „Dotbwendig:en  Ausgaben'  ,  oder  zum  „nothwcudigeu 
Prodnctionsnnfwnnd**  anch  der  «.Arbeit**  ab  aolclier,  die  der  ««Ideine  Mann** 
>o  gtif  als  andere  .-^olchc  Ausgaben  zu  bestreiten  hat.  Es  ist  dann  nur  die  Steuer- 
freiheit der  oigeutlichi  Armoo,  d.  Ii.  der  öffentlichen  Alraosenempfänger  zo  ge- 
wäbrcn. 

Wesentlich  anders  muss  dagrg:en  die  finlscheidung  der 
Frage  von  dem  zweiten  Stenergesichtspunct,  vom  socialpoli- 
tischen  ans  lauten.  Hier  darf  ans  Rttcksicbt  anf  die  geringere 
ökonomische  Leistungsfähigkeit  n.  s.  w.  das  kleine  Einkommen 
personalstenerfrei  sein,  nm  die  Leate  zn  schonen  ^  und 
wäre  anch  eine  weitere  Freiheit  von  anderen  Stenern^  besonders 
von  Ertragsstcuern,  wcnu  sie  durchführbar  ist,  zu  rechtfertigen. 

So  besonders  Frcili'  it  für  ganz  kleine  fJrnndbositzcr  und  Landwirthe  von  der 
(iniodateuer,  für  ebensolche  Gewerbelreibeode  von  der  (iewcrbcsteaer,  fUr  ..kloine 
Leute**  im  Allgemeinen  ron  Hans-«  Mietlntener,  tfkt  sonst  enrerbsnnfthige  Personen 

Waisrn,  Witt  wen,  Greise)  kleinen  und  wesentlich  alleinigen  HentencinkoDunens  von 
Kapitalrentensteuern.  TJnt.  r  druiselben  noMcbtspunct  lasst  sich  die  Übliche  Freiheit 
kleiner  Erbschaft«»n  (und  l,cgat<v  von  Erb-^obafbsicueni  liilligen. 

Je  mehr  sich  die  Berechtiguug  des  äocinlpolitischcn  Staudpunots  im  VüUü»bew usst- 
<eia  Bahn  bricht,  ahwdie  ,,sociale'*  wirklich  an  Stelle  der  .«staatsbargerüchen** 
Ft  riod«'  tritt,  desto  mehr  wird  die  Freiheit  der  klein  i^n  ],<  n(e  wenigstens  von 
dircctcn  Porsonalsteuern  und  in  den  genannten  l<älien  von  Krtragssteuern  er- 
folgen und  das  Verbrau chsstcnersystcm  nach  solchen  Rücksichten  verändert 
(Aufbebung  von  Steuern  auf  nothvendige  Lebensmittel!)  und  durch  andere  Stenern 
der  besitzenden  Glaaeea  erg&nzt  werden:  gerade  weil  dies  jetzt  als  gerecht 
«tcscheint. 

In  der  Praxis  wird  die  Freibeit  von  Stenern,  namentlich  Ton 
Personalstenern,  anch  öfters  mit  dem  Lehensalter  der  eventnell 
Steuerpflichtigen  in  Verbindung  gebracht ,  indem  z.  B.  die  Steuer- 
pfliebt  erst  mit  einem  bestimmten  Alter  beginnt  und  in  einem  höheren 

Alter  endet.  Hier  sind  Uhnliehe  Gesichtspuncte  maassgebend  wie 
bei  der  Freibeit  des  Existenzmiuiüjums,  wenigstens  wenn  die  Frei- 
heit ("oder  ErmHssipnnf;)  ausser  an  ein  i;u\vi8ses  Lcbenöalter  an  eine 
h(:,ti  III  Mite  Hohe  (und  allenfalls  auch  Art)  des  Einkommens  ge- 
knüpft ist. 

(Vgl.  Antoni  a.  a.  0.  8.  411  if.)  Anch  die  Beschrlnlning  ron  Fsrailien-  nnd 

familicn-  oder  baaslialtungswoise  aufgt  legti  ti  Hlassensteuorn .  bei  welchen  die  P<m- 
lonenzahl  der  Bildung  des  Stcttcrbetrags  zu  Grunde  gelegt  wird«  auf  eine  Maximal- 
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zahl  aozrniehnieiMler  Penonen  bei  „Ueioen  Leutei**,  S*(  eine  BestiiniBVBg  re^ 
traadter  Art 

Im  Voraosgehenden  waren  Personen  mit  eigenem,  ans  Arbeit 
oder  Reehten  auf  Renten  n.  dgl.  iiiessendem  Einkommen  Oeges- 
Btand  der  Betracbinng.  „Arme"  im  vcrwaltungsrechtlicbcn  Sinne 

fallen  schon  als  solche  aus  der  Steuerpflicht  heraus. 

In  der  Gesetzgebung  fehlt  es  aber  nicbt  au  eigenen  Bestimmaogeu  Uber  m 
(Anton i  a.  a.  0.  S,  415—417). 

§.  IG^s.  —  2.  Besondere  Fälle  der  Besteuerung  ?od 

fei t a  a  t  s  a  u  g e h  ü  r  i  g  e  n. 

In  <ler  Praxis  trirrl  in  dicäon  Fällen  in  c'wwju  Rüh '!>,'3staate  wohl  zwisclie» 
dein  Bu iid es- Aoslaud  und  den  anderen  (jliederstaatea  unterschieden  werden,  und 
im  Ganzen  mit  Recht  in  letzterem  Fall  der  «andere  Staat**  nicht  als  eigentliches  Ans- 
land  gelten  (Deutsches  Reich,  Schwei/.).  Demnach  modificiren  sich  hier  die  alli^o- 
meinen  (irundssäue  in  der  An\i'cndung.  Im  Folgenden  »in!  difs  nnter  Nr.  c  ctw« 
näher  verfolgt.  S.  darüber  besonders  den  Auf;iatz  von  Anton i,  S.  440 — 444  und  die 
oben  S.  9^1  genannte  Arbeit  von  Clanss  im  Finanzarchtv,  sovie  die  Scluiftea  über 
die  Schaeiz.  Pttr  1ID9  handelt  es  sich  hier  sonst  um  die  allgemeine  Fnga  ftkr  die 
Theorie. 

a)  Besteiieruny  der  im  Inland  wohncDden  Staatsan ge- 
hörigen l'Ur  ihr  Einkommen  aus  ausländischen  Quellen  (Nr.  2 
der  Kategorie  C  in  §.  164).  Es  handelt  sich  hier  regelmässig  nro 
Renten-Einkommen  aus  Kapitalanlagen  in  der  Fremde:  io  Grund- 
besitz, Gewerbebetrieben I  Werthpapieren  o.  s.  w.  Im  Inlande  ist 
dies  Einkommen  mOgliebst  dnreb  die  beimisebe  Personalstener  ood 
eventuell  doreb  die  Kapitalrentenstener  zn  erfassen  und  zwar  fttr 
den  Betrag  nach  Abzug  der  etwaigen  fremden  Stenern. 

Zu  weit  geht  daliei  in  der  Freilassung  z.  ii.  das  preussische  Kiukouiuienatcucr- 
gesetz  vom  1.  Mai  1851,  §.17.  wonach  dns  Einkommen  preussischer  StMtsangehSriger 

aas  ihrem  im  Ausland  gelegenen  (jrundeigenthnro  ron  der  clasäiücirten  Einkommen- 
steuer ganz  frei  ist,  wenn  der  Nachweis  pcfnhrt  wird,  dass  sie  wegen  jenes  Grund- 
eigenthuius  im  Ausland  einer  gleichartigen  Steuer  unterliegen.  Achnlich  geht  lu 
weit  das  badisehe  Kapitalrentenstouergesetz,  wenn  es  das  im  Ausland  besteneite 
Einkommen  aus  Kapitalien  frri  lässt  Schwii^riiikeitcn  kann  die  Fras^c  machen,  was 
als  auslAndisrhc  ..Steuer '  gelten  soll  und  in  Abzug  gebracht  und  wehr  noch,  was  iU 
,.gleichaiiige  Steuer  anzusehen  ist  und  zur  Compensatiou  inlftndbchcr  Stenerpflicht 
benutzt  werden  darf.  Die  fremde  Cooponsteuer,  auch  wenn  sie  als  Einkommensiener 
dort  fnnLnrt^  winl  /..  B.  ab/nziehen  und  der  Uest  des  Zinses  dann  im  Inland  n 
steuern  sein.   (Weiteres  bei  Antoni  S.  445  11.) 

Der  heimisch«  Staat  hat  gcwdhnlich  kein  besonderes  Intemse,  die  Kapitslanla^cn 
seiner  Angehörigen  im  Ausland  zu  begünstigen,  mitunter,  so  bei  Weithpapiereo,  eher 
das  (jegentheil.  Nur  i-t  die  AnffraVie  der  nestom^runtr  technisch  schwierig,  weil  schon 
die  Tbatsacho,  vollends  der  Betrag  solches  Einkommens  schwer  zu  ermitteln  »ad. 
Verbnuchsstenem  sind  rar  Erlsssang  mit  geeignet.  Wenn  hier  eine  DoppeN 
bcstenerung  erfolgt,  so  ist  es  eher  Sache  des  Auslands,  als  des  Inlands,  im  Intcre$M' 
Ärs  Bcbteuertcn  und  des  Ilereinziehens  von  Kapitalien  die  Steuer  zu  crl3S<Jon:  inch 
nur  eine  Klnghcits-,  keine  üerechtigkeitsforderung.  In  Betreff  von  Vertriigen  Uber 
Vermeidung  ?on  Doppelbestevemng  gilt  das  unter  Nr.  c  Bemerkte. 

b)  Bcateucrting  der  im  Ausland  wohnenden  Staatsange- 
hörigen^   -  mit  Voraussetzung  des  gewöhnlichen  Falles  (Nr.  4 
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der  Kategorie  C  io  §.  164),  dass  sie  dort,  also  ans  ansländi- 
schen  Quellen,  ihr  Ciiikoiiimeii  erwerben. 

Die  Frage  ist  wesentlich  nnr  fttr  eine  Art  Steuern  practisch:  für 

die  Personal-,  bez.  E i n k o id m c ii hesteuernng  solcher  Personen. 

Eine  solche  Bestenerunp:  lääst  »ich  principiell  rechtfertigen 
und  besteht  hie  und  da  auch. 

Denn  die  betreffenden  Staatsaugähörif^eu,  irelche  unter  dieier  Badingruug 
<kr  Steuerzahlung;  freiwillig  ihr  altes  Staatshtlrgerrecht  beibehalten,  werden  dies  aus 
Vortbeil  oder  ans  Patriotismus  timii  und  können  dann  auch  der  Stcuerpflieht  onter- 
Uegen.  So  ist  «li-^  St -ucrptlicht  normirt  in  §.  16  des  preussisclu'n  «r-- -  f/fs  vom  1.  Mai 
1^51  fiir  die  Eiui^omueusteuer,  und  zwar  eiuärlei,  ob  das  £iui^uuiuitiu  auü  lu-  oder 
MuliiidSscheii  QaeUeo  herrAbrt  8.  die  IlBttiinlnistflrialKserlpte  bei  Ueltzei!«  7or> 
ichriflen  Aber  die  o.  s.     Eiskonuneiitteiier.  Berlin  lb79,  S,  41  IT. 

Aber  nabedingt  zu  fordern  ist  die  Bestenernog  hier  doch 
nieht  H&nfig  mOcbte  eher  der  Versieht  auf  sie  dem  heimischen 
Staate  zn  empfehlen  sein. 

Denn  eiomal  wiid  seost  DopfMlbesteiieniBt^  decsellKm  Person  meiat  nicht 

loit'dcn  «11(1  leiclit  besonders  hart,  wcim  der  fremde  Staat  ähnliche  Stoacrn  erhobt 
and  den  Ausländer  hierbei  mit  liecbt  nicht  frei  lässt.  Und  sudann  fehlen  dem  hei- 
mischen Staat  gewöhnlich  die  Mittel,  alle  sciue  steuerpflichtigen  Angehörigen  im  Aua- 
^iude  aufzufinden  und  vollends,  sie  glcicbm&ssig  zu  besteuern.  Die  Bestenerong  wird 
daher  aof  rü,  ;,-  p<>r;onen  scijr  ungleich  ausgedehnt  wer'I  -n  In  Preussen  ist  dfis 
der  Classcnditiucr  unterworfene  Juinkomaen  (also  bis  30U0  M.)  dieser  iü^esorio  von 
8lanlBias«b0rigeA  nieht  steoerpffiehtig.  Im  OeBetteatvorf  von  1684  war  die  Ans- 
ddiaaiig  der  Steocrpflicht  auf  diese  Personen  und  somit  deren  Gleichstellung  mit  den 
EinkommeDsteuerpflicbtif^ori  (mit  Uber  3000  M.  Einkommen)  bcaUichtigt,  doch  sah  man 
in  der  Commission  aus  üpportonitätsgründen  da?on  wieder  ab. 

YSliterreftlitliebe  Vertrigo  zwlsclien  den  betheiligtea  Staeten  tiber  die 
Besteuerung  solcher  Personen  könnten  in  l  ras|:e  kommen,  weil  beide  Staaten  vielleicht 
daran  int-Tcssirt  sind,  diese  Personen  in  ihrem  Aufenthalt  und  Erwerb  nicht  durch 
die  Steuer  emplindlich  zu  stören. 

c)  Besteuci imir  der  itn  Ansland  wohnenden  Staats?inpfc- 
hörigen  in  Bezug  auf  ihr  Einkommen  aus  inländischen  Uueiien 
(FaU  3  der  Kategorie  G  in  §.  164). 

Dies  Kinkommon  ist  rc^elinässifr  Kente  aus  einheimischem  ürond- und  Kapital- 
besitz, erentuell  auch  üewerbsgewinn  bei  der  Bctheiliguug  an  inländischen  Unter- 
nehrnnfigen,  einscbUesilich  EnrerbsgeseUacliaften,  femer  Bahegehalt  ond  dgl.  von 
pcasionirten  Beamten,  Wittwen,  mitunter  (besonders  im  Bundesstaat)  auch  Gehalt 
actirer,  ausserhalb  des  lleimathsstaats  fungirender  R'\'ini{en,  Der  seltene  und  practisch 
schwer  ^eifbare  Fall,  dass  dies  Einkommen  gewöhnliche»  Arbeitseinkommen  ist 
(X.  B.  ans  sduifisteilerisclier  ThStigkeit),  kann  Uer  aabescbtet  bleiben. 

IHe  Bestettemng  Seitens  des  heimischen  Staats  ist  hier  wichtiger 
und  practisch  leichter  zn  verwirkliehen  als  Im  Torani^ehenden  Fall. 

Sie  bestellt  aach  vielfbch  und  bat  in  der  Meozeit  bei  der  Grosse  des  intematio" 

iialen  Personen?erkehrs  und  bei  vermehrtem  ..Ab^entiismus"  von  (irundbesitzcrn,  Kapi- 
iliit'^n,  Actioniren.  PensionJiren  im  Ausland  öfters  zu  Erörtcnin<^cn  und  im  Rundes- 
Ujite  schon  zu  einer  eigenen  gesetzlichen  ü^gelung  geführt.    Denn  gerade  hier  trat 
leicbl  Doppelbesteternng  seitens  der  iMdden  betbeüigten  Suwten  ein«  woraus  sieh 
Intsiesscoonflicte  zwischen  ihnen  und  Beschwerden  des  Besteuerten  ergaben. 

Ein  einfaches  Princip  l&sst  sich  aber  nicht  auf- 
stellen* Zwischen  selbständigen  Staaten  erscheinen  aacb  nicht 

1.  Wasaar,  riaaoswbMOMhalt  IL  t.  Aafl.  27 
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eiomal  immer  anbedingt,  soodern  nur  anter  gewissen 
Umstanden  Compromisse,  daher  Verträge  Uber  die  Be- 
steuerung solcher  Personen  erwttnseht  Der  einxelne  Staat  wird 
sich  nemKch  zn  dieser  Frage  verschieden  stellen  je  nach  seiDer 

AulTassung  des  „Absentiismus'^  uiul  sich  dann  von  der  einheimiscbeii 
Besteuerung  durch  die  Beschwerde  seine«  Angehörigen  über  Doi  i^el- 
besteuerung  auch  nicht  immer  abhalten  lassen  dürfen.  Im  Uebiigeu 
wird,  wenn  Doppelbesteuerung  vermieden  werden  soll,  nach  Steuer- 
arte n  and  weiter  nach  Verhältnissen  innerhalb  eines  Bundesstaate 
und  zwischen  selbständigen  Staaten  zu  unterscheiden  sein. 

Die  Abwesenheit  der  Absentiisten  hat  fSr  das  Inland 
Skonomisehe  und  sociale  Naehtheile  (Gmndlegnng  §.  253).  Eue 
besondere  Rücksicht  auf  diese  Personen  durch  Gewährung  von 
Steuerfreiheit  ist  schon  deswegen  nicht  geboten,  an ch  nicht,  weun 
denselben  dann  wegen  der  auswärtigen  Steuer  Doppelbestenernns: 
droht.  Uüi^^ekchrt  kann  sogar  eine  specielle  einheimische  Be- 
steuerung wegen  des  Abscntiismus  emstlich  in  Frage  kommen. 

Dies  nm  so  mehr,  weil  der  heimische  Staat  immer  einea  Steaerentgan^  eHeidet. 
oemlich  an  VerbrauchssteuorQ ,  auch  aa  manchen  YerkelussteBern  and  (iebdhreu. 
ROcltBlohten  Mf  die  Beeteaerten  zu  nehmen  hnt  weniger  der  einheimische  Staat, 

welcher  einen  Thcil  seines  YolkseinVonimens  vni;  den  besser  sitoirteu  und  mQssiiT-'n 
Classen  seiner  Angehörigen  im  Ausland  verzehrt  werden  sieht,  als  der  fremde  Stjut 
zu  nehmen,  welcher  am  Auleotbalt  solcher  Persouen  iu  seinem  Gebiet  i>koQaiDi5cli 
iotereasirt  aein  knna. 

Staatsverträge  Uber  die  Besteuerung  dieser  Personen  werden 
daher  auch  eigentlieh  nur  in  zweiter  Linie  ans  Rfleksiebt  auf 

die  zu  Besteuernden,  in  erster  Linie  aus  einem  allgemeinen  Inter- 
esse der  betbeiligten  Staaten  bcivurgehen.  Sie  sind  dcölialb  kaum 
so  leicht  allgemein  zn  erwarten,  sondern  nur  zwischen  Staaten, 
welche  sich  als  eine  Gemeinschaft  betrachteu  oder  weiche  Gruiiü 
haben,  gegcDeiuander  besondre  Kücksichten  zu  nehmen.  So  liegt 
die  Sache  in  Bundesstaaten  und  hier  sind  daher  Vertrüge  der 
fiinzelstaaten,  bez.  Buodesgesetze  Uber  die  Doppelbesteuerung  ao- 
gebraeht 

Ein  Beispiel  haben  wir  aus  Deutschland  in  dem  Gesetz  des  Korddeatscheji 
Bundes  vom  13.  Mai  1870.  Es  ist  kaum  zu  erwarten,  dass  sich  die  Grundsätze  dieäe» 
Gesctiscs,  welche  für  Deutscblaud  wohl  die  richtigen  sind  und  bei  Verträgen  Uber 
Doppelbestenemnf  angeeichts  unserer  Stenenyateme  kaiim  anden  geftnst  werdeo 
können,  allf^i-niciiior  zwischen  ganz  freniJcn  Staaten  einbdrg'ern.  Ein  I^nd  ohn«: 
entwickeltes  Ertragssteuersystum  und  mit  vielen  reichen  Absentiisten  wftrde  sich  Mi»t 
in  einer  tlblen  Lage  befinden. 

Das  genannte  Gesetz  gilt  nach  spiteren  Bestimmungen  jettt  ia  gnosea  DeolMha 
Reiche.  Nach  §.  1  darf  ein  Dontscher  iirir  in  dem  Bundr»sr.f:\ftfo  zü  den  direrf^n 
Staatssteuern  herangezofen  werden,  in  welchem  er  s^eu  Wohnsitz  hat.  Aber 
nnch  §.  8  irird  Brnndoesits  oiid  Gewerbebetrieb  sowie  das  ans  dieses 
Quellen  herrttbrende  Ciokommen  nur  ron  dem  Bnndssstsit  bestoiieit,  wo  jese 
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I  )ieg«B;  nach  §.  4  Gehalt,  Penston,  Vartegttld  nur  In  dem  Staat,  der  die  Zahlang  leistet 

ZinsTiczup  eines  in  Sachsen  wohnenden  Prcussen  aus  preussischen  Staaispapierou 
oder  aus  preussischcn  Hypolh 'k?  :!  ist  danach  in  Sachsen  steuerpflichtig.  Bei  der 
bioMCii  Eiiikomm cn  bestcQcrung  diese»  Einkommeiiä  wohl  hchtiKi  hei  einer  Kapital- 

j  reatensteaer  kaum.  Näheres  mit  feiacliiedaieii  liiniBterialenassen  bei  Meitsen 
X  a.  0.  S.  lOS  !'    S.  auch  Claass  uad  Aatoni  a.  a.  0.  ond  die  Schriften  Uber  die 

I  ichweizer  Vcrh.tltni-se. 

Nach  (lern  leitenden  J^rincip  des  genannten  dentscheu  Gesetzes 
wäre  auch  bei  eiuer  vertragsmässigen  Regelung  der  Besteuerung 
I  xwisohen  zwei  Staaten  die  persönliche  und  die  R e a  1  bestenerung 
zQ  unteracheiden.  Jene  richtet  sieh  im  Wesentliehen  nach  dem 
Wohnort  —  also  Besteuemng  nnr  seitens  de«  Aaslands''  — , 
diese  naeh  der  Lage  der  betreffenden  Ertragsquelle»  —  also 
Grand-,  Kapitatbesits  nnd  Gewerbebetrieb  nnr  im  Inlande  bestenert. 
Gewisse  weitere  Modifieationen,  bei  Einkommenbestenerung  neben 
der  ErtragsbeBteuerung ,  bei  der  Besteuerung  von  Zahlungen  aus 
Staatscassen  (Pensionen  u.  s.  w.),  werden  sieb  wie  in  Deutsch- 
land nach  den  concreten  Verhältnissen  richten  müssen. 

§.  169.  —  3.   Besteuerung  der  Ausländer. 

S.  Antoai  a.  a.  0.  S.  451—462. 

a)  Halten  sich  dieselben  des  Erwerbs  wegen  dauernd  oder 
?oraba|^end  im  Inlande  auf,  (zogleieh  der  Fall  5  der  Kategorie  C 
in  §.  164),  also  als  Arbeiter,  Gewerbe*  und  Handeltreibende  (Unter- 
nebmer)  n.  s.  w.,  so  ist  hier  ihre  Bestenerung,  und  zwar  speciell 
auch  ihre  directe  Einkommen-  nnd  Ertia^sbesteuerung,  wesentlich 
ganz  in  gleicherweise  als  wenn  sie  Inländer  wären,  geboten:  eine 
Forderung  der  Gerechtigkeit,  auch  der  Gleichstellung  iu  der  wirth- 
schaltliehen  Coneurienz  halber. 

Eine  etwaige  Doppelbesteuerung  hätte  höchstens  ihr  Heimathstaat  durch 
Steaeteriaes  zu  vermeiden.  Die  Regelung  solclier  Doppelbesteoerong  durch  Staat8?er^ 
trige  kann  in  Frage  kooimen,  wenn  das  Inlaud  und  das  Aasland  beide  an  dem  Aufent- 
halt dieser  Pcnjonen  in  der  ..Fremde**  ein  Inti^rcssc  haben. 

Von  den  iui  luiandü  des  Erwerbs  wegen  reisen duu  Ausländern  koiumon 
naiientlicb  die  sogenannte  „Haudelereisenden*'  für  die  Gewerbesteuer,  allen* 
falls  .luch  für  die  Personal-(Eiiikommcn-)Steucr  in  Betracht.  Im  Pdncip  wird  die 
Meuerpllichtigkeit  anzuerkennen  sein.  Doch  sind  hier  Staatsrerträgc  zur  Kegelung 
dieser  Besteuerung,  cvcntueli  zum  Erlass  gewisser  Steuern  oder  Uber  bestimmte  Steuer- 
sitze  nach  dem  Grundsatz  der  Recipxocitftt  in  den  heuti^^( n  Verltehnrerhältaissen  wohl 
aDj^emesscn.  Die  Handelsverträge  enthalten  Afters  IJt-stinimtinE:cn  über  die  Ijeider- 
uiixigQ  gleiche  Bchandloug  dieser  lieiscndeo.  Das  ülinzclnc  wird  mit  ron  der  Gestaltung 
der  Befltetiening  der  betreffenden  Kategorie  iniindischer  Peiaonen  abbingea  mQeaen. 
Steoerfreiheit  der  ausländischen  ßelaenden  von  Qeverbestener  irBre  nnangemeaaen. 
vean  Iniander  steuerpflichtig  sind. 

b)  Andere  im  Inland  wohnende  Ausländer,  also  regel- 
mtaig  solche,  welche  ihre  ausländischen  Einkünfte,  ihre  Renten 
hier  yersehren  (Fall  6  der  Kategorie  0  In  §.  164),  werden  selbst- 
Terständlieb  und  unvermeidlich  von  der  Verbrauchsbesteuemng  ge- 
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troffen.  Wie  weit  anoh  von  der  inlilodiaeheD  directen  Binkommeo- 
und  Ertragsbestenemng  (z.  B.  der  Kapitalrentenstener),  hängt  von 
den  Erwägungen  ab,  wdehe  nnter  Nr.  e  im  vorigen  Paragraphen 
berttfart  worden  sind.   Das  Inland  bat  meistens  ein  Interesse  am 

Aut'eutlialt  solclicr  i*crsonen  und  kann  sie  durch  Steuererlass  oder 
ErmäsBifriinir  bcgUiisü^^cn.  Notbwendig  voiu  htanupunct  der  Ge- 
rechtigkeit ist  dies  indessen  nicht,  zweckmässig  nicht  allgemein, 
die  Praxis  ist  verschieden.  Uebcr  Vertrüge  in  Bezug  aaf  Doppel- 
besteuerung gilt  das  im  vorigen  Paragraphen  Gesagte. 

Bei  ausländischen  Kaisen  den  dieser  Art  wird  eine  Zeit- 
frist  dea  Anfentbalts  ro  beetimmen  sein,  von  wo  an  sie  znr 
,yWobnbeTOlkening<<  zählen  nnd  erentnell  da|^n  der.Staalsbesteiier- 
nng  des  „Wohnstaata"  nnterliegen. 

Z.  B.  in  Prcusion  vaideii  Ansl&nder  nach  ciojllirigem  AofoDthalt,  SUHC 

wenn  .sie  sich  des  Erwrrhs  wcpon  im  Inlande  aufhalten,  von  d«  r  Cl.is'sensteuer  urid 
classiticirten  Eiukomucnstcucr  getrolicn.  §.  5  ond  Is  des  Gesetzes  vom  1.  Mai 
bez.  25  Mai  1879.  —  Ygl,  Mch  Rau  I.  266.  wo  wegen  eio^  zn  cDgea  Befftift 
der  Steaer  (Abgaben  der  „Staatsborger")  in  der  ßcstencrong  der  AnsUodor  eigeitt« 
lieh  etwns  Anninaie;?  •r^'schcn  wird.  Die  jet/ii;«  ti  Verkehr?Tcrhältnissi™  sind  hif:r 
auch  zu  wollig  berücksichtigt  —  Die  Bi)stimmungeu  der  deutschen  (iesctzgeboAg 
bei  AntoDl  a.  a.  0.  ICancherld  wUlkOilicbe  VeTseliiedeiiheitea,  Widenprücbe. 
Lücken  hier  wie  In  den  GesetZfe))ungcn  des  Auslands  Eine  einheitliche  Kcgdi. 
wäre  immerhin  erwünscht,  setzt  aber  bei  aller  Rücksicht  auf  die  concMtea  VoiiuiU- 
nisse  doch  eine  principielle  BehaiiLiluiü^  der  Fragen  voraus. 

c)  Hesteuerung  des  l'^iukuniuieiis  der  im  Ausland  wohneo- 
den  Ausländer  aus  dem  In  laude. 

Dieser  siel» ente  Fall  der  dritten  Kategorie  des  §.  welcher  sich  mit  deii 

Fällen  der  ersten  Katugorio  nicht  wie  die  sechs  anderen  deckt,  soll  gleich  hier  cx- 
lodlfgk  v«id«D.  Er  ist  mm  TheU  idttitifcb  mit  der  Fiage  der  Beüeverug  der  Er- 
tragsquellen  (Ka'cgoric  D.  des  §.  161),  vcon  der  Ertrag  an  dea  aasvirtigen 

EigenthUmer  ii.  r>.  w.  ureht. 

Dieser  Fall  ist  in  der  Neuzeit  mit  der  grusseu  Kntwieklung 
des  iutematioualen  Kapitalienverkehrs  practisoh  besonders  wichtig 
geworden.  Die  Entscheidung  wird  zunächst  Ton  der  dkonomi- 
Beben  nnd  der  Rechtsform  der  Betbeiligong  des  Analänden 
an  inlftndiseben  Kapitalanlagen,  —  namenüicb  ob  als  Unter- 
nebmer,  Eigen  tbttm er  o.  s.  w.  oder  anderseits  als  GUnbigei 
—  sodann  von  der  Art  der  inlftndiseben  Bestenerang:  ob  sie  nor 
Ertrags-  oder  nur  E i n k o ni m e n besteuerung  oder  ob  sie  Beides 
und  in  \VLleher  Verbiialuiig  mit  abhängen.  Die  KUcksieht  aof 
das  inländische  Interesse  au  der  Ilereinziehung  treuulen 
Kapitals  und  an  einer  etwaigen  Vermeidung  der  Doppelhe- 
Bteuerung  des  fremden  Kapitalisten,  hier  und  in  seiner  Heimat ti. 
kann  eine  Steuerbefreiung,  welche  yon  der  Gerechtigkeit 
niebt  notbwendig  verlangt  würde,  ans  Gründen  der  Volks* 
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wirthsebaftspolitik  riltblieh  macbeo.  Doeb  kann  mngekebrt 
die  Besteuerung  ancb  gerade  ans  Gerechtigkeitsgrflnden 
geboten  sein. 

a)  Bei  einer  BetheiligUDg  des  Ausländers  an  inländischeu 
Gewerben  als  Verpächter  oder  sich  vertreten  lassender  Unter- 
nehmer, Socius,  als  stiller  Gesellschafter,  Actionär, 
als  G  ru  n  d  e  i  ^^cn  t  h  lim  e  r  iiiuss  derselbe  die  gleichen  Ertrags- 
steoerD  wie  der  Inländer  entrichten,  schon  dem  Oharacter  der  Et- 
tragsstener  als  Objectsteoer  gemäss,  aber  anch  ans  princi- 
piellen  Tolkswirthscbaftiieben  Grttnden:  weil  hier  Tbeüe  des 
Velkseinkommens  vorliegen,  die  nicht  nnbestenert  bleiben  dürfen, 
wenn  die  richtige  Stenerqaelle  getroffen  werden  soll  nnd  nicht 
minder  ans  principiellen  Orlinden  der  gerechten  Stenenrer- 
theilang,  weil  sonst  die  Inländer  nor  um  so  höher  besteuert 
werden  müssten.  Erfolgt  die  Besteuerung  des  Ertrags  dieser  Objecto 
zugleich  in  der  Form  einer  Einkommensteuer,  so  wird  auch 
letztere  vom  Ausländer  ebenso  wie  vom  Inländer  zn  tragen  sein. 

(So  L.  B.  iii  Preusscii  nach  tleiu  genannten  (leaetz  iij.  18.)  Eine  entgegcn- 
gtöcUte  Entscheidung  wQrdo  zu  unhaltbaren  rolkswirtbüchaftlichen  Conscqucnzen  und 
la  einer  ungerechten  UeberUstvng  der  Inländer  f  iliren,  wie  sich  leicht  crgiebt, 
wenn  mau  sich  einen  etwas  fxtrcracn  Fall  vorstellt,  z.  ß.  «Ia>^  heiuiisc!n  Ertragsquellen 
(Gnindb^iU,  üebäude,  Bergwerke;  in  gross» ein  Uiofaiigc  Ausländern  gehören.  Da 
dM  besQgUche  Eüjikommen  mit  Recht  auch  der  Beetenerung  in  der  Heinath  des  Aw- 
lindere  unterliegt  (§.  168  onter  a),  so  erfolgt  Dop pelbestenenuig«  die  hier  nicht  vohl 
zn  fermcidcn  ist. 

Die  Steuerbefreiung  des  Auäl&nders  im  iniandc,  im  Interesse  der  Uureinziehung 
fremdea  Kapitals,  wikrde  öfters  anch  die  Concorrenzbedingangen  der  rerschiedenen 

Untern  eh  mnn  gen  ungleirh  stc!l<^n,  zu  Ungunsten  des  Inländers,  ausserdem  abur,  wir 
sagt.  auch  ein^  hf-dcnklirlii'  Kiitzielitmor  der  heimischen  Steucrquellcu  für  die  inlän- 
dische Besteuerung  (druiidstcucr  beim  Uebergang  von  Grundbesitz  an  Ausländer!)  mit 
Bich  Älhren,  wie  sich  im  Mittelalter  se  viemch  gezeigt  hat,  wenn  steaerpfUchtiger 
üruodbesitz  durch  Eigcnthumsubergang  an  stcnerfn  ii-  Kvi^mte  (Stifter  w.  s.  w.)  stcnrr- 
frei  wurde  (bin.  III,  2$).  Die  inländische  Besteuerung  des  Ausländern  gehörigen 
Besitzes  and  des  daraus  fliessenden  Ertrags  wenigstens  durch  die  allgemeinen  Ertrags- 
Steneni  besteht  auch  wohl  als  Kegel  in  den  GoUQTStaaten ;  diejenige  durch  danobcu 
oder  statt  il  r  Ertragssti  ii--rri  1ic>t<  hi'ride  Einkommf^n-fuiid  Vernii*':,^''iiT'^f<  uctii  i«t  auch 
berechtigt  und  IkOmmt  jetzt  gewöhnlich  ror.  (S.  Antoni  S.  45t).j  Da^  Gegentheil 
wtirde  eine  grosse  Schwlehe  des  Staats  oder  eine  ausserordentliche  Abhängigkeit  vom 
frcmd'Mi  Kapital  anzeigen.  Ausländischer  Besitz  inländischer  Actien  muss  vollends 
•Icr  gleichen  Besteuerung  bei  der  nos>  Ilschaft  selbst  wie  inländischer  anteriiegen  ond 
thut  dies  auch  regelmässig,  schon  nu.-,  >t«^tiortech»ischen  GrüiKlcn. 

ß)  Der  heute  practisch  wichtigere  und  schwierigere  Fall  ist 
derjenige  der  Betbeiligung  des  ausländischen  Kapitalisten  als 
Grläabigers  aas  Darlehensgeschäften,  daher  die  Frage  der 
Besteoening  von  Zinsen,  welche  an  Ausländer  binaosgeheD. 

Die  Frage  wird  sich  im  Anschluss  an  dir  Art  dtr  bestehenden  Bcsteoernng 
(Einlonunen-,  Vermögens-,  Kapitalrentensteuer),  die  Formen  der  Feststellung  der 
Steuerschuldigkeiten  (bei  EinlLommcn-,  Zinsreutenüteuer)  u.  s.  w.  öftora  wieder  nach 
dsii  Arten  der  Darlehensgeiohifte  spedaliilisn«  mmeatlich  eb  es  steh  am 
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.,a nversicli ertc"  und  „versi  r  ?i  ertc"  Pfand-,  besondere  bypotbekariscli 
Darleheo,  um  Darleben  handelt,  iur  welche  eia  börsengäagigeü  „Werth  papier"  (^i 
deo  InbftberoderMf  Ntnaii  Uvtend)  atMgMtdlt  M,  ob  In  dieBeoi  Fall  der  besteoenide 
Staat  (Sfaatsschuldenobligratioii)  oder  ein  Dritter  (besonders  eine  inländische  Gesell- 
schaft, z.  B.  bei  den  Obiigationcn  der  EisenbahngcseUscbaften)  der  verijflichtete 
Schuldner  ist  u-  s.  w.  Der  practisch  wichtigste  Fall  ist  gerade  diese  Besteaerang  der 
Zinsen  von  Werthpapieren,  welche  sich  im  Auslande  in  anaiiiidisclien 
Besitz  befinden  und  hier  dann  wieder  der  Staat ^-^r hn  Idzinsen,  die  so-j-^nannte 
„Conponbüsteueraug",  wie  sie  nach  der  —  voruemiich  and,  wenn  man  practischen 
Erfolg  will,  fast  allein  in  Betracht  hoDnendeii,  mdi  m«lufiMli  tUieh«&  (England, 
Oestemicli,  Italien,  Rossland)  —  Form  der  Besteuemiif  BÜttdst  AliKugs  des  Stener- 
betra-j^  an  dem  fälligen  Coupon  bei  der  Atiszahlang  genannt  wird.  S.  r.  Hock. 
AtionUiche  Abgaben  S.  18,  220;  meine  „Ordnung  dea  Ostenoichischan  Staatshait&- 
htltes*',  Wien  186S,  8.  187^203,  mit  beeo&denr  BeiielMOg  anf  Oeeterraidi,  aber 
auch  principiell  und  zum  Theil  auf  die  im  Yorhofgebeiideii  beeproebeaen  FiUe  ein> 
gebend.   S.  über  England  Fin.  III,  S,  243,  247. 

Einerlei  ob  eine  besondere  Kapitalrentenstener  als  eine  Art 
der  Ertragssteiier  oder  ob  neben  oder  statt  ihrer  eine  Einkommen- 
etener  besteht»  welche  dieses  Zinseinkommeo  treffen  soll:  im  Prin- 
eip  ist  die  Bestenernng  der  ins  Aosland  gehenden  Zinsen  ebenso  i 
wie  diejenige  der  im  Inland  bleibenden  so  verlangen  nnd  dareb- 
ans  nicht  ohne  Weiteres  eine  „Kechtsverletzung".  i 

Auch  hier  führt  die  entgegeneesetzto  Entscheidung,  wie  man  sich  wiederiuu  ; 
an  extremen  FÜlen  leicht  klar  maobt,  z»  roIkswIrfbBcbaftlicb  nabakbareii  Coaee-  j 

(|uen7en  und  Hl  Uagerecbtigkeiten  für  die  Inländer.   Ist  nicht  etwa  ein  ausdrttcl-  ! 

liches  Versprechen  seitens  des  Staats  ertheilt  worden,  jene  Zinsen  unbesteoert  za 
laasen,  so  lianii  auch  bei  der  erstmaligen  Ein^rung  einer  solchen  Besteuerong  nicht 
TOD  einer  Recbtsveiletzong  des  fremden  Oliabigeis  die  Rede  selii.  Das  Besteaer> 

ungsrecht  des  Staats  besteht  ilim  ge^^enüber  in  derselben  Ausdehnunjr  wie  dem  In- 
länder gegenober.  Nicht  tibcr  die  Besteuerung^,  sondorn  nur  iXber  eine  höher« 
Besteuerung  könnte  sich  der  Ausländer  beschweren. 

Auch  eine  Steuer  auf  die  vom  Staate  selbst  gezahlten  »St;iüts- 
8ch  uldenzi  n  sen  ist  nicht  ungerecht,  auch  kein  Kechts- 
bruch,  sobald  nicht  gegentheiiige  ausdrückliche  Zosageii  i 
vorliegen.  ' 

(icgcn  eine  solche  hie  und  da  vorgekommene  Auüsui^iiiifr  der  Coupoustcuer  ii: 
derselbe  Einwand  wie  gegen  eine  ähnliche  Ansicht  in  Bezug  aut  die  Bcätouerung  der 
Staalsdleber-Gebalte  >o  erbeben  (§.  166):  es  bsaddt  sieb  bei  der  Zinszahlung  und  bd 
der  Besteuerung  derselben  durch  den  Staat  um  zwei  ganz  verschieden»*  Rechts-  ' 
titel.  Der  Anleihe  vertrag  enthält  keine  stillschweigeode  Zusage  einer  Be^chriii- 
knng  des  Bestuucrungsrechts  in  Bezug  auf  die  Zinsen  der  Staatsschuld. 

Zu  einer  Rechtsfrage  wird  die  Ik'i>tt  ueroDg  bier  wie  in  andevsn  roifebctt- 
inencn  Fällen ,  z.  B.  bei  der  Steuerfreiheit  der  Zinsen  von  Obligationen  tj.  s.  w.  der 
Eisenbahngesellschaften,  nur,  wenn  der  einheimische  Staat  ein  ausdruckliche» 
Venprecben  der  Stenerfireibelt  eitbellt  bai,  das  einen  Tbell  des  betreffenden  Ver- 
trags bildet,  ferner  allerdings  auch  wohl  dann,  wenn  der  Staat  etwa  allgemein  in  . 
gesetzlicher  Form  seinen  Willen  beknndet  hat,  weder  jetzt  noch  in  Zukunft  di-' 
von  ihm  gezahlten  Zinsen  einer  Steuer,  Gebuhr  oder  irgend  welchem  Abzug  zu  unter- 
werfen. Im  eisten  Fall  hat  er  sieb  reebtlicb  in  Bemg  auf  die  Ansübnng 
seines  Besteuerungsrechts  gebunden.  Die  Steuerfreiheit  bildet  ein  wohl- 
erworbenes Hecht  und  kann  in  der  Kegel  nicht  einseitig,  sondern  nur  vcrtrags- 
mässig  aufgehoben  werden ;  aubnahxusweisc  einseitig  wenigitcns  nur  nach  üm 
Reohtsregeln  der  Enteignung,  dann  aber  gegen  angemessene  Entschädigung.  Eine 
sokhe  zugesagto  Stea«ineibeit  betiebt  siob  an  sieb  auf  jeden  (ÜAnbiger,  In-  tie 
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An«Iäiid(T.  Im  zweiten  Fall  ist  implicit'*  die  Absicht  nnr^  aüch  mehr  oder  weniger 
tili  £i£oJg  aozunehmeu,  den  Staatscrcdit  zu  «rböbeu,  die  liachfrai^e  oach  deu  Staats- 
fspiereo  m  steigern,  deren  Kurs  za  verbessern:  alles  Uoistände,  die  eine  vilUiUrliche 
und  entäcIlädigoBgslose  Aufbebnog  der  Steuerfretheit  als  bOBwilllge  BenacbthelUgoog 
des  GlJlnbigera  erscheiuen  lassen  wttrdeo. 

Mit  der  Ertbeilnng  solcher  Zusagen  sollte  der  Staat  am  seiner 
finansiellen  Zukauft  willen  aber  sehr  znrttckballend  sein. 

Wenn  dieselben  fro»/  Ijm  in  neuerer  Zeit  in  stark  verschuldeten  Staaten  ,  welche 
eine  Betheiligung  des  Kapitals,  besonders  des  fremden,  wünschen,  namentlich  nach- 
dem sio  die  Besteuerung  der  Coupons  für  kltere  Schulden  eingeführt  haben,  fa^t  dio 
Begel  geworden  sind  —  Oesterroiefa-Dogun,  als  Ganzes  und  nach  beiden  Betehsh&lften, 
fn*ilich  nach  KrVi  liiin -  1  r  T nponsteuer  auf  16  Vo  ^^6^,  Russland  so  ist  dies 
eben  nur  ein  ^hiimuie^  Zeichen  der  finanziellen  Lage  und  der  dadurch  bedingten 
AlAingigkeit  Tom  Printkapital.  Aoch  die  hier  aogenifenen  OpportanitfttsrQdt- 
nebten  —  nemlich  auf  den  Staatscredit  und  auf  die  Nothwendigkeit,  neae  Anleihen 
aufzunehmen  —  sind  kaum  so  berechtigt,  als  es  meistens  dargestellt  wird.  Das  zeigt 
r.  Hock  a.  a.  u.  Denn  es  vird  hierbei  zu  einseitig  die  Lage  dee  Moments,  zo 
venig  die  Zukunft  betchtet  Veriangt  die  EntvieUüng  des  Finanzwesens  wie  gewöhn- 
lich später  immer  grössere  Einnahmen,  daher  höhere  Gesammtbesteuerung,  so  ist  eines 
der  steue  rfähigsten  Objectc.  die  Zinsren  te,  in  grossem  Umfang  der  Besteuerung 
entzogen ,  die  Übrige  Besteuerung  muss  &l:>o  um  6tärker  wachsen.  Daraus  drohen 
Bit  der  Zeit  wabthalt  anertr&gliche  rolkswirttiscliaftliche  und  sooinle  Zosiinde  hervor- 
zudrehen ,  woron  sieb  schon  jetzt,  besonders  in  den  Verhältnissen  von  stark  ans  Aus- 
land verschuldeten  Staaten  und  Yolkswirthschaften  zum  anaUndischen  ,^obileA  KapiUl'% 
deutliche  Symptome  zeigen. 

Es  ist  Übrigens  auch  unrichtig,  anzunehmen,  dass  eine  Couponsteuer  überhaupt 
•.nd  Vollends  im  Yerhältniss  ihres  ganzen  Betrags  zu  einer  K  i j  i  t n  1  Steuer  für  den 
b^troticnen  Besitzer  eines  Werthpapiers  werden  musse,  weil  der  Kurs  entsprechend 
tinken  werde.  Einnal  ][omnit  es  hierbei  daranf  an,  ob  andere  analoge  Kapitalanlagen 
(s.  B.  in  Hypotheken,  auch  in  Grundstücken,  Häusern)  ebenso  besteuert  werden, 
wo  dann  ein  allgemeiner  Einflnss  anf  den  Kurs  sich  nicht  so  stark,  mittinfer  g&r  nicht 
g;elteQd  machen  kann.  (Die  einschlägigen  feinen  Fragen  der  Ueberw&lzung  bei  einer 
Kapitalfenteostener  aberhanpt  behandelt  vortrefflich  Helfer  ich  in  dem  AnÜntz  Uber 
die  Kapitalsteuer  in  Baden,  Tübinger  Zeitschrift  1846,  besonders  S.  511  ff.)  Sodann 
hängt  gerade  dt;r  Kurs  der  Worthpapierc.  besonder^  d«^r  Staatspapien»  von 
einer  Menge  verschiedener  Factoren  ab,  unter  diesen  aber  kann  die  Gouponstcucr 
sogar  selbst  wieder  ein  nach  einer  Seite  günstiger  sein,  weil  sio  die  Finanzlage 
verbessert.  Einigermaassen  war  es  wohl  1868  ff.  so  in  Oeslerroieh  .  wo  ;'ii_:!ri''h  der 
Ausgleich  mit  Ungarn  als  politisch  gtinstigcs  Moment  gut  auf  den  Staatscredit 
wirkte.  Daher  die  Erscheinung,  dass  die  österreichischen  Staatspapiere  nacii  der 
eoscmeo  lirbOhvng  der  Cooponstener  meist  Imssst  ab  vorher  standen. 

Aach  ohne  sieh  in  dieser  Hinsicht  ▼ertragsmSssig  oder  gesetz- 
lieh gebnnden  sn  haben,  kann  der  einheimische  Staat  aasOppor- 
tanitHts-  nnd  BilligkeitsrHcksichten  die  ins  Ausland  gehen- 

licD  ZiDscii  Wühl  steuerfrei  lassen.  Dies  mns:  unter  Lruständen 
statthaft  und  zweckaiasisig  sein,  obgleich  piincipiell  vom 
ÖtandjuiiK  t  der  eroehtigkeit  uicht  und  practiseh  vom 
StandpuDCt  der  Uppurtuoität,  namentlicb  de»  Finanzinteresäe» 
selbst y  nicht  so  allgemein,  wie  öfters  angenommen  wird,  ge- 
boten ist. 

Der  f:-'  Tilde  Gläubiger  erlan^^t  aher  hier  kein  „wohl  erworbenes  Recht'*  für  sich 
und  mo^  gew&rtigen,  wenigstens  wenn  nicht  etwa  ein  früheres  Gesetz  die  Be- 
steuerung auf  Im  Inland  bleibende  Zinsen  beechrftnkt  hat,  erentoell  durch  ein  nevos 
Gesetz  der  Beatenerang  doch  mit  nnlenogen  zo  werden.  Die  Unteiiclieidoiig  von 
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in-  und  ausläiifJisclien  GlSuliitrern,  Wertlipapicr-Tiihabcrn  ti.  s.  w.  bei  der  Bct»teoeraD|( 
fuhrt  ohiitjdcm  leklit  zur  Umgehung  dea  (iesetzes.  Auch  deswegeu  empfiehlt  sich 
möglichst  die  allgemeine  Besteucraog  alles  S^inseiokommens ,  einerlei  ob  der  Be> 
zieller  Aus-  oder  Inländer  sei,  im  In-  oder  Aaslande  wohne.  In  England  Erlass, 
bez.  KUcitcistattUDg  des  Steoerabzugs  ron  im  Inland  zahlbaren  Wertbpapierziusen  für 
fremde  Besitzer,  die  Im  AnaUnd  wobneu,  anter  der  FörmUchkdt  des  MAffidaTit*^ 
(Flu.  III,  S.  147). 

Der  finanzielle  Opportiinitätsirrund  ist  meist  nicht  gcpcn  die  Steuer  entscheidend, 
weil  der  Yortheil  des  Staats  aus  der  Besteuerung  einer  grossen  alten  bcbuld  riel 
grosser  als  der  MsditheU  eines  etwu  sdüeclitereii  licgebuugskoiMs  fftr  bbm  (auch 
steaerfreie)  AnleilieD  sein  wird. 

B.  —  §.  170.  Die  GommoDalbesteaernnß  der  phy- 
siBclieii  PerBonen. 

S.  die  literarischen  Angaben  in  §.  162,  S.  SOI. 

Alle  die  zahlreichen  Fragen,  welche  im  Voraiisgebcndeu  lu 
Bezug  auf  die  »StaatsbesteueruDg  erörtert  wurdeo,  spieleu  auch  in 
der  Com  rann albestoaerung  zwischen  den  verschiedenen  Selbst- 
▼erwaltangskOrpem  eines  Staats. 

Ja,  sie  werden  hier  wegen  des  noch  riel  umfassenderen  und  innigeren  PenoeeD* 
und  Kapitalienferkehrs  innerhalb  des  Staatsgebiets  practisch  noch  viel  wichtiger  ond 
verwickelter.  Gleichwohl  sind  sie  leichter  zu  lösen,  denn  die  Staatsgewalt  kann  die 
GonHicte  zwischen  den  eioKdnen  KArpem  und  in  Betreff  etwaiger  Doppelbesteneraag 
gesetzlich  schlichten.  Aach  lösen  sich  die  Intcreseenconflicte  der  verschiedenen  Körper 
wieder  mehr  in  dem  einen  Staatsinteresse  auf,  während  diese  Conflictc  zwischen  Tor- 
schiedenen  Staaten,  von  Bundesstaats-  und  ähnlichen  Verhkltuisäen  abgeächeu,  bestehen 
bleiben  und  nur  dareh  Cempromiase  beigelegt,  nickt  eigentlich  an^pegUclien  wsidea 
kftnnen. 

Auch  fllr  die  Commnnaibesteaernng,  ja  xom  Theil  fttr  sie  noch 
mehr,  gilt  das  im  §.  165  Gesagte:  sie  Usst  sich  weder  ge- 
recht, Doch  wirthscbaftlieh  riehtig  dnroh  eine  einzige 

Steuer  oder  durcli  ein  ganz  einfaches  Steuersystem 
durchführen.  Vielmehr  ist  gerade  auch  bei  ihr  eine  Com- 
bination  verschiedenartiger  Steuern  zweckmässig  uod 
selbst  geboten,  besonders  von  Ertrags  steuern ,  welche  au  das 
Ohj^ect,  die  Ertragsquelle,  ond  von  Personal-  and  Ein- 
kommen Stenern ,  welche  an  das  Snbject  nnd  sein  fiinkomDeo 
anknUpfen. 

An  Stelle  der  letzteren  Stenern  oder  neben  ihnen  Idnnen,  soweit  nicht  andare 

btcncrteclinischc  u.  dgl.  Gründe  gegen  diese  Steuerart  sprechen,  auch  in  der  Commnoe, 
principiell  ebenso  gut  wenigstens,  ja  zum  Theil  mit  geringeren  principlcllen  Bedenieii 
jab  im  Staate,  —  eine  freilich  nur  relatire  Bechtfertiguug!  —  geeignete  Ter- 
branehsBieueni  ftogiren. 

Eine  solche  Com  bination  von  „Ohjectstenern'^  nnd  „Snbject- 

steuern"  ist  in  den  Communen  zweckmässig,  ja  nothwendig  nnd 
wird  um  so  zweckniässi<?er  und  nothwendiger,  weil  und  je  mehr 
durch  die  Entwicklung  des  T  rcditw esens,  des  Pacht-  und 
M  i e  t  b  Wesens,  der  Erwerbs  geselischaften,  A  c  t i e  n  geseliäciiaiteo 
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0.  s.  w.  der  Wohnorl  der  Personen  nod  der  Sitz  der  ihnen 
geh()rigen  Ertragsquellen  vielfaeh  Terschiedene  werden. 

Wo  du  nielit  der  Fall  ist,  Icömite  ntn  u  and  flkr  sich  je  mit  Object- 

oder  Subjectsteuem  alloin  in  der  Ck)inrntine  leichter  aoskoinmen,  sonreit  dies  stener- 
t'-chnisch  Oberhaupt  möglich  ist.  Solange  jene  Kntwickhinp  des  Creditwesens  und  der 
gewerblichen  UDtcmehmungsformen  noch  unbcdeutead  war,  lagen  die  Dinge  gleichfalls 
■ock  andofa.  Jetst  aber  ist  es  hiafig  so  —  besoiiden  ia  Fällen,  wo  es  sich  um 
t^rösscre  Ertra^uellen  and  wohlhabendere  Porsoncn  limdelt,  —  dass  ein 
£igeothttmer  von  Ertragsquellen,  ein  Grund-  und  Hausherr,  Kapitalverlciher ,  Com- 
BaadidsC»  Acdenlr  i>.  s.  w.  an  einem  anderen  Orte  vob&t  nnd  sein  Eialonunen 
itts  jenen  Qaellen  rencdiTt  als  da  wo  der  Sita  dieser  letzleren  ist 

Die  alleinige  Snbjeetbesteaerangy  z.B*  dnreb  EiDlcommensteiter 
(aneh  Verbrancbsstener) ,  wffrde  nur  im  Wohnort  der  Person ,  die 

illciiiige  Objcctbcstcucruug ,  durch  die  üblichen  Ertragssteueni, 
ijiir  im  Sitz  der  Ertragsquellen  erfolgen.  Das  führte  zu  volkswirth- 
öchattlich  und  finanziell  unhaltbaren  und  der  Gereebtigkeit  wider- 
sprechenden Verhältnissen,  wie  sich  sofort  ergiebt,  wenn  man  sich 
etwas  extremei  aber  schon  beute  annähernd  wirklich  vorkommende 
Fälle  Yorslellty  wie  etwa  den  folgenden. 

Es  handle  sich  s.  B.  am  swei  Gemeinden.   In  der  einen,  einem  „FabrikdorT*, 

V  findet  sich  verpachteter  Grossgrundbcsit/  und  verschuldeter  KI-'iiig:n)n<lbe>»itz,  die 
W  ohnbäuser  gehören  ebenfalls  Kapitalisten  oder  sind  an  diese  verschuldet,  die  gribseren 
gewerblichen  Unternehmongcn ,  Fabriken,  Hüttenwerke  bestehen  In  der  Form  ron 
Adiengeadlacliaften.  In  It  anderen  Gemeinde,  einem  schönen  ..Bade-  und  Villeii- 
'vrte".  wohnen  dio  wolilhabcndorcn  verpachtenden  und  veruiictbenden  Grund-  und 
Uaosbesitzer,  die  Hypothekengläabiger  der  ersten  Ucmciudo,  die  Actionäre  der  in 
dieser  betriebenen  GeseUscliaflten,  and  swar  sollen  diese  der  Annahme  nach  als  Renten- 
bezicher  in  der  zweiten  Gemeinde  meist  zur  Miethe  wohnen.  Die  blosse  Subject- 
bcstencnmj^  würde  in  der  ersten,  der  „armen"  Gemeinde,  die  Steuerlast  fast  tranz  auf 
die  ,,kieiuen  Leute",  die  verschuldeten  Haus-  und  Grundbesitzer,  die  Arbeiter  lugen, 
was  ebenso  nngerecht  als  wirtbsebafllidi  nnthnnlich  w&re,  zamal  wona  mit  den  Steuern 
wichtige,  gerade  jenen  ..Tiesitzenden"  nützende  Ausgaben,  z.  B.  flr  W'.geweaen .  ge- 
macht würden.  Auf  Ueberwälzang'.  vollends  anf  genügende  Ueberwälzung  der  direct 
gezahlten  Subjectsteuem  (Pcrsoiialateuorü)  oder  der  im  Preise  überwidzt  erhaltenen 
Verbranchssteaem  anf  Arbeitgeber,  Venniether,  Zinsgläubiger  wäre  kein  i^nd 
^i<'hcr'T  Vcrlass.  Die  blosse  ObjectbcstenerTin?.  vollend^i  die  rciiiL'  noalbestetiernnir 
wäre  ähnlich  anrichtig  in  der  zweiten,  der  ,jeichen"  Gemeinde,  wenn  sie  auch  kaum 
ebensolche  Bedenken  wie  die  SobjectboHtenernng  in  dem  Fabiikdoff  h&tte.  Denn  die 
Realitltenbesitier  des  Meorts  winden  doch  eine  Menge  Yorthello  ans  dem  Aaf- 
eadialt  der  Bentner  ziehen. 

Hier  liegen  also  wiehtige  Interesieneonflicte  swiseben  den  be- 
th^igten  Gommnnen  Tor.  Dieselben  lassen  sieh  nnr  dadnreh  leid- 
lieh l5seD,  dass  die  obige  Forderung  einer  Gombination 
?on  Ertrags-  nnd  Personalsteuern  erftlllt  nnd  womöglich 

auch  gewisse  Steuern  mit  gewissen  Verwendungs- 
zwecken in  der  Commune  combinirt  werden. 

S.  darüber  die  Vorschläge  in  meinem  l\Nd\:rat  ubtT  die  (!ommiin.i!st("Uerfra;;e. 
iit  der  beibstiuidiguu  Ausgabe  S.  2  11.  (Thcsca),  S.  30  11.  >i'iclUti Pudere»  kann  Stein 
(4.  A.  I,  &60)  meinen.  Was  er  hier  andeutet,  habe  ich  nur  schon  vorher  a.  a.  0. 
aosgefUhrt,  weshalb  Stein 's  Abwflasang(S.  M8)  rielldcht  hfttte  nnlerbleiben  können. 
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AU  Regel  wird  man  dann  veilaiii;cii,  dass  die  Tersoneu  da 
l'Ur  ihr  Einkommen  (oder  ilireu  Verbrauch)  besteuert  werden,  wo 
sie  wohnen,  die  Erträge  da^  wo  die  Quellen  derselbeo 
liegen.  Handelt  es  sich  um  ein  und  denselben  Ort,  so  erledigt 
Bich  «U68  Weili^re.  Andernfalls  aber  sind  noeh  specielle  Bestimm- 
nngen  nothwendig,  am  Besten  wob!  so,  dass  einmal  das  Einkommen, 
welches  ans  Besitz  herrührt  oder  Rentenbezng  ist  oder  wie 
Gewerbsgewinn  (bei  landwirthschafUiehem  nnd  gewerbliehem  Selbst- 
betrieb,  bei  SocietätsverhitUnissen)  einen  gemischten  Charactcr 
(§.  184)  hat,  einer  foriu eilen  Doppelbesteuerung  uDtcrliv^i. 
mittelst  Ertrag:»-  und  Einkommensteuern,  dass  aber  ferner  in  den 
angcdt'iifoton  Fällen  einer  Betheiligunir  m  ehrerer  (Tcnicinden  u.s.w. 
die  Gemeinde  der  Ertragsquelle  auch  an  der  Einkommen- 
steuer der  Person,  welche  anderswo  wohnt  nnd  an  ihrem  Wohnort 
iHr  das  ans  jener  Quelle  fliessende  Einkommen  steuert,  in  einem 
gesetzlich,  allenfalls  anch  zwischen  den  betheiligten  Gemeinden 
vertragsmftesig  festzusetzenden  Verh&ltniss  partieipirt 

W«1c1m  (tadade  liiar  begünstigt  vird.  Hast  steh  nicht  allgvmefn  Bagra,  « 

kommt  mit  auf  die  Yenbeilnng  derselben  Steuer  unter  den  betheiligten  Gemeindea 
an.  Eine  gewriase  Begtlnstignng  der  Gemeinde  der  Ertragsquelle  (der  „ubjecfgemeinde") 
vor  derjenigen  des  persönlichen  Wolinorts  (der  „Subjectgemeinde")  wurde  mir  nicht 
bedenklich,  eher  berechtigt  erMdieineo. 

Hcstiuimungcn  der  liier  eiiipfcdilenon  Art  jetzt  in  dem  pr  c  ii  s  si  sc  Ii  o  n  Cm- 
umnalstcuerpe-set/.  von  1SS5.  Pliysische  Personen  nntcrliepen  danach  auch  in  der 
Gemeinde,  wo  sie  keiuen  Wohnsitz,  aber  üruudbcsitz,  gewerbliche  Anlagen,  Bergwerke, 
Pachtnofen,  stellende  Gewerbe  haben,  als  sogenannte  nPofeasen**,  für  letitorc  Enngs* 
quellen,  r^ns  r  den  auf  denselb.  n  I  istenden  Ertragssteuem ,  den  communalen  Ein- 
kommen steuern  (§.  1).  Das  „iliukommen**  aus  diesen  Quellen  ist  daoo  iu 
der  Wohnsitzgemeinde  des  Stcueipflicbtigen  nicht  mit  elnzoschltien,  docb  bat 
Wobnsil^mcinde  das  Recht,  wenn  der  hiernach  bei  ihr  za  renrteoenide  Best  di-» 
Einkommens  des  Steaerpflicbtigen  weniger  als  V*  seines  Gcsammteinkommcus  )*e?ri^, 
durch  Gemeindebescbioss  ein  FoUes  Viertel  für  ihre  Be^eoerung  in  Ansprach  m 
nehmen,  unter  entsprechender  YerltDrzung:  des  AntheUs  der  Porensalgenidnae  ^.  9^ 

Wird  die  Sache  vol  k  ö wiithschartlich,  statt  bloss  einzel-  ond 
privatwirth^sohaftlich,  betrachtet,  so  wird  es  volleuds  klar,  dass  die 
Commuuaibestenerung  zur  Verwirklich«  n^r  desPosln- 
lats  der  Allgemeinheit  eveDtuell  neben  oder  statt  der 
Personal-  (nnd  anch  der  Verbranehs-)  bestenemng  eise 
ßrtragsbestenentng  verlangt 

Auch  in  der  Commune,  wie  im  Staate,  liegt  die  normale  v  o  1  k s wirthbchaftÜcie 
Stcueri|ucllc  im  K  e  i  n  e  r  t  ra  ir  der  Volkswirthsc  haft"  und  zwar  in  j«dtf 
Conuiiuuo  iu  dtiUijenigea  Theiiu  liie&eii  Keiuertrag:» ,  welcher  lu  ihr  gcwoonea  Vtfd. 
Dieser  £rtng  wird  direct  nnd  indireet  mit  Hilfe  der  öSentliohen  oder  Verwaltai«;»' 
Leistnn^eu,  welche  erst  diese  Hestenernufr  Tinöglichte ,  prodnrirt.  Die  BesteueniDJ 
icuhört  zu  den  („  gesellschaftlichen Productiooskosten  dos  Ertrags  und  letzters  fifi<l 
billiger  Weise  auf  ^inen  ganzen  Betrag  zu  repartiren.  Erst  der  dnnn  veibIriMe 
Rest  kann  als  ein  wahrer  Kein  ertrag  betrachtet  Verden,  der  sich  alsdann  priui 
wirthschafUich  als  Einzel*  oder  Pn?«teinkonunen  an  die  mit  Arbeit  und  Bit  ibi«& 
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eigenen  ProüuctioQSinitteln  an  der  Productiou  Ijcthciliirt  u  Pefsoaea  T0rtb«ilt,  d.  Ji. 
Lohn  oder  gemischtes  Einkommen  oder  reine  Heute  wini. 

C.  —  §.  171.  Die  Staatsbesteneiaog  anderer  Wirth- 
scbaften,  d.  i.  von  juristischen  Personen  u  w.  S.  (zweite 
Kategorie  des  Schemas  in  §.  164). 

SL  Held.  Etokommensteuer  S.  187  ff.  (oicht  aiunlckend);  Stein  4.  A.  I, 

I^'>  ff.,  in  VerTiindung  mit  seiner  Lehre  vom  Voreiiiswesen ,  zu  apodicti^ch  nnd  zu 
wt;nig  caauistisch,  in  di  r  ö.  A.  II.  1.  105  fT.,  etwas  nho;eändcrt,  aber  nicht  verbessert. 
Kau  1,  §.  2Ü3 — 265,  viel  zu  durl'tig.  Uüschcr,  Im,  §.  64.  Dietzers  oben  ge- 
nannte Schrift.  Für  die  Verhältnisse  der  Commanen  die  Gutaclif  n  und  mein  Keforat. 
Voclve,  Abgaben  S.  285  ff.  VM  ff.  —  Gesetzgebnnff  bei  Burkart  in  Hirth's 
Annalen  1877.  S.  223  ff.  Autoni  a.  a.  0.  S.  462—465  PriucipieUee«  S.  465—498 
eingehende  Darstellung  der  deotschen  Gesetzgebung.  Dazu  der  oben  8.  891  genannte 
Aufsatz  ?on  Schanz  tlber  die  Genossenschaften.  —  Besprechung  der  Fraise  für  die 
Einkommensteuer  in  meiner  Abhandlung  directt;  Steoern  im  Schöuberg-'schen  Hand- 
buch, §.  103.  —  Die  Praxis  ist  mannigfaltig,  auch  in  Deutschland,  hinsichtlich  der 
Attideliniing  der  staatlieben  EiDiommen-StefieifriUcht  «of  die  jnrbtifldien 
Personen.  In  Preussen  und  einigen  kleineren  Staaten  im  Allgemeinen  keine 
solche  Pflicht,  in  Baden,  Hessen  und  kleineren  vomemlich  nur  Steuerpflicht 
der  Actien-  und  Gommanditgesellschaften ,  in  Sachsen  und  verschiedenen  anderen 
aJle  jomtischea  Penonen  pllichtig  (doch  nur  im  Prindp,  das  Ansnabmen  eileidet). 
(Alltoni  S.  4G4). 

Die  ful^'ende  Beliandlung  der  schwierigen  l'rage  beschränkt  sich  an  dieser  Stelle 
auf  die  principiclle  Erörterung  und  die  Ucrauahebung  einiger  Hauptfällc. 

An  die  »Spitze  ist  hier  der  Satz  zu  stellen,  dass  solche  andere 
EittzelwirthscbafteD  nicht  kurzweg  denjeuigen  der  physischen  Per- 
sonen (Individual-  oder  Familienwirthschaften)  in  der  Besteuerung 
vdllig  gleich  gestellt  werden  können*  Bas  Prineip  der  Allgemein- 
heit Ittsst  sieh  daher  anf  sie  nicht  ohne  Weiteres  nach  der  Richt- 
sehnnr  der  Foraosgehenden  Ertfrtemngen  anwenden.  Vielmehr  lassen 
sieh  seihst  nnr  etwas  allgemeinere  Regeln  ohne  genaue  Unterscheid- 
ung der  Hauptaiten  solcher  Wirthschaften  nicht  aafstelleo.  Inner- 
halb einer  Hauptart  wird  aber  dann  öfters  eine  weitere  Unter- 
scheidung nothweadig  werden. 

Auch  hier  ist  snnächst  wieder,  wie  bei  der  Besteaerung  der 
physischen  Personen,  die  Unmügliehkeit  anzuerkennen,  durch 
eine  einzige  Steuer  oder  durch  ein  ganz  einfaches  Bteuer- 
system  die  Allgemeinheit  der  Bestenerung  richtig  durehznfhliren. 
Die  Verhältnisse  des  wirthsehaftKehen  Lehens  sind  dafttr  viel  zn 
verwickelt  Neuerdings  hat  besonders  die  Entwicklung  der  Actien- 
iiud  anderer  Erwerbsgesellschafteu,  auch  der  Genossenschaften  diese 
Verwickeltheit  in  einer  ffir  die  Staats-  wie  fUr  die  Commnnal- 
besleucriuig  .sehr  lästigen  Weise  noch  erheblich  vergrüssert .  nnd 
das  wird  weiter  so  fortgehen.  Die  Aufgabe  wird  dadurch  immer 
schwieriger.  Sie  lllsst  sich  wiederum  nur  ganz  annähernd  lösen, 
unbedingt  aber  nur  durch  ein  System  mannigfaltiger  Steuern. 
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1 .  Staatsbesteueruog  von  juristischen  Personen  des  d  f  fe  d  t- 
liehen  Rechts. 

a)  Des  Staats,  bez.  seiner  Ertragsobjecte,  Erwerbs- 
nnternehiDiiiigen  selbst  (Objeete  und  Anstalten  des  Privat- 
erwerbs,  ancb  mitunter  Gebühren-Anstalten).  Da  der  Stenerfiseiis 
nnd  der  Domftnenfisens  n.  s.  w.  sehliesslieh  die  Eine  Person  des 

Staatsfiscns  darstellen,  so  hat  natürlich  eine  wirkliche  Staats- 
besteuerung solcher  Besitze,  Unternehmuni^ei^  nnd  Anstaltcü,  der 
Feldguter,  Forsten,  Bergwerke  des  Staats  u.  s.  w.  nuanziell 
keine  reelle  Bedeutung.  Dennoch  sollte  die  Besteuerang  die 
Kegel  bilden: 

a)  Einmal  wenigstens  die  reehniingsmäBsige  Dnreh- 
ftthrnng  der  Besteoening. 

Denn  sonst  kum  die  valire  finanzielle  Lage  dieses  Stoatsbesitzes  n.  su 

nicht  richtig  ersehen,  die  Frage  der  Beibehaltung  oder  Yer&usserang  dieses  Besitzc>. 
soweit  sie  eine  rein  finanzielle,  uacli  Rcntahilitätsrcrhältnissen  zu  beurtheÜeade  iJt, 
nicht  jsicher  cubcbieden  werden.    (S.  Uber  Bergwerke  Fin.  L  §.  252.) 

ß)  Mitunter  aber  ist  auch  die  wirkliclie  Durcbt'ührung  dir 
Besteuerung  geboten,  ueuilich  in  Fällen,  wo  die  ätaatsantemehm- 
tingen  sonst  durch  den  Stcuereriass  einseitig  in  der  Concurrens 
gegen  besteuerte  Pnvatnntemehmnngen  begttnstigt  werden  k^innteo. 

So  mit  Kccht  Ran  I,  §.  265.   Anders  Held  S.  188.      Ran  erwähnt  auch, 

dass  bei  in  r  Trenn unn:  der  Knmmer-  tind  Stoucrcasse  (s.  Fin.  I,  §.  «JO)  eine 
wirkliche  Besteuerung  der  DomänencinkOuftc  zu  GuDStcn  der  Steaercasse  nothweadij; 
sein  kana.  Die  angedeuteten  PSlle  kdonen  in  der  VerlifaQclisbestenemng  (anch  io 
GebUbrenswdgen ,  z.  B.  bei  Wegegeld)  rorkommen ,  namentlich  .,bei  Steuern,  welch« 

sich  ppnan  nach  der  Menge  vou  Erzonjrnissen  richten  und  den  Kostensat/.  der^etbcD 
in  einem  testütchcndeu  Verhältniss  erhöhen"  ^iiau),  so  beim  Braumalzauüscblag 
(Balem).   Wenn  .der  Staat  anch  dorch  Sich  •  begnügen  mit  Ueiaer  Rente  oder  doRb 

directc  Zti^i  hüHse  aus  anderen  Staatsmitteln  die  Priratconcurrenz  dennoch  übcrwindca 

kann,  so  hat  das  Unterbleiben  der  Bcsteueruns  (K)ch  bi'^wcilcn  grössere  Bcdtinken.  El 
tritt  auch  bei  erlulgtür  Beste ueruni:;;  ihw  wahre  Sachverhiltniss  besser  her\or. 

b)  Staatsbesteuerung  der  »Selbstverwaltnngskörper, 
besonders  der  Gemciuden.  Diese  vollführen  wie  der  Staat, 
theils  im  Auftrage  desselben,  tbeils  selbständig,  öffentliche}  ge- 
meinwirthschaftlicbe  Aufgaben.  Die  sachlieben  Mittel  daan  est- 
nehmen  sie  ihrem  Finanshanshalt.  Es  iiesse  sieh  so  die  Staats- 
Steuerfreiheit  fUr  ihr  ganzes  Einkommen  wohl  recht- 
fertigen, selbst  fUr  den  Ertrag  ihrer  privatwirthschaft- 
lichen  Objecto,  welcher  ja  für  seinen  Belauf  eine  CommiiBsl' 
besteuerung  entbehrlich  macht,  dcmgemäss  auch  die  i  leilieit  von 
den  staatlichen  Ertrags  steuern. 

ludcüöcn  wegen  zweier  Umstände  ist  diese  Steuerfreiheit  des 
communalen  I^rivaterwerbs  doch  misslich  nnd  besteht  m&  da- 
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bef  «ich  in  der  Praxis  meistens  nur  für  das  Stenereinkommen 
und  illr  die  anmittelbar  im  öffentliehen  Dienst  gebranobten  Ge- 
biade  Q,  s.  w»,  niebt  fttr  den  Ertrag  der  priTatwirtbscbaftlichen 
Objeete,  wie  der  Ktomereigüter,  Iftndlicben  Ornndsttfekey  Foratent 

Coinuiiinal^^ewerbe.    Dieser  Ertrag  ptlegt  vielmehr  den  staallielicii 
Krtmcrsstciiem,  seltener  auch  der  staatlichen  (nominellen  )  l.iu 
kotumeusteuer  zu  imtcrliegeu.  Und  dies,  auch  das  ietztcrc,  mochte 
doch  das  Richtigere  sein. 

Tln  ils  vftrlnniren  ncmlicb  die  Concorrcnzvcrh  äl  t  ii  iss  o  eine  ^ilcichstcllung 
commuD&ier  und  privater  ünternchinnn^ron ,  so  dass  naineiiüich  eine  Kxcinlion  der 
(."tJiuuianc  ?on  den  Staats -Ertragsstcucru  leicht  za  Inconvenicnzen  führte.  Theils  ist 
der  Pri7«tenrerb  ond  der  bezUj^liche  Besitz  (GnindbeBitz .  Gcb&ade,  (iowerii.  ,  Gcld- 
kaiitalien  u.  s.  w.)  der  einzelnen  Commonen  zu  iinp-leicli.  alisoliu  uml  im  Ver- 
b^tniss  zwa  Steuereiakommen,  »o  4tm  die  Befreiung  ?ou  Staatsätcocru  sehr  ungleich 
vizheD  wflide.  Sonst  wiid  iinaier  die  gesafflmte  Sleaeiiast  im  Staste  sich  ungleich- 
si&ssiger  reitheflen:  die  Bewohner  der  an  eigenem  Besitze  „reichen**  Cominuncn 
Wörden  im  Ganzen  niedriger  besteuert  als  di«  »l-r  „firm^rftn".  (A'^hnlich 
Uöld  S.  Autoni  &.  a.  0.  S.  4ti9— 475.   In  I)eutschiand  manche  Vcnscbicdcn- 

hciten,  aber  doch  im  Allgemeinen  UebereinstimmiiDg  der  Praxis  mit  obigen  Grondsfttzen. 

Ein  O  bjeetst  euer  System,  wie  das  der  Ertrags  steuern,  cr- 
leiebiert  immerhin  die  DurchiUhrung  der  vorausgehenden  For- 
derungen. 

c)  Selbständige  Kireben  (auch  Scholen),  milde  Stiftungen 
fBr  Offentliebe  Zwecke,  des  WobltbätigkeiU>,  Armen-,  Heil-, 
Unterriebts-  nnd  sonstigen  Hilfswesens,  mit  Oorporationsrecbten, 
aocb  blosse  Vereine  fHr  derartige  Zwecke  mit  nnd  bisweilen 

selbst  obue  Corporationsreebt,  sind  im  Allgemeinen  wie  die  Selbst- 
verwaltungskörper in  der  Staatübcsleuerung  zu  l)ebaiidcli].  Auch 
wo,  zur  Fördcninc:  dieser  Einricblnngen ,  in  weitereui  Uuilang,  als 
hiernach  passend  erscheint,  SteuerlreihL-it  gewährt  wird,  kann  aus 
den  bei  den  Staats* Erwerbsunternehmungen  angetübrtcu  Gründen 
wenigstens  die  rechnnngsmässige  Durch fUhruDg  der  SteuerzahluDg 
und  die  Wiedererstattung  derselben  räthUch  werden. 

S.  Bau  I«  §.  264.  Kr  reilangt  im  Allgemeinen  eine  Befreiung  der  Stiftungen 

?ou  denjenigen  Steuern,  welche  geradezu  auf  Personen  nach  Maassgabe  ihres  aus- 
^:*;mitteltcn  Kinkommcns  «relegt  wcrdf:n.  Hei  Anstalten,  welche  ein  örtlich  oder  sonst' 
ric  begrenztes  Bcdiirfiuis  haben,  suilc  aber  ui  jedem  einzelnen  Fall  der  Nacliwcis 
verlangt  werden,  dass  die  Einkünfte  aus  eigenem  Vermögen  den  zor  Emichong  dieser 
Zwecke  crfonl-  rlichen  Bedarf  nicht  ülMjrst.  i^^uii.  D;i  Lrfztcres  schwer  zu  entscheiden, 
rf>riaDgt  Held  allgemein  Steuerfreiheit  l'ar  solche  Süftuogoii  (S.  139).  In  den  Go- 
etzen  wird  wohl  die  Steuerfreiheit  rom  Nachweis  des  Bodttnhlwes  oder  romMach» 
weis,  dass  die  Bcsteoening  die  ErfOllung  der  Zwecke  hindere,  abhängig  gemacht. 
So  in  Gro«slinr/.Ofrthuiii  Hessen,  Baiern  (Kapiialniitenstcuer).  S.  die  mancherlei 
Be»timuiUDgeu  der  dcuischeu  Gesetze  bei  Anton i,  S.  481* — 4U7. 

172.  —  2.  Staatsbesteuerang  von  sogenannten  juristischen 
PersoDcn  des  Frivatrechts. 
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a)  Unter  den  hterherg^ehorigen  Erwerbsgeeetlftebaften  (des 
neueren  Handelsrechte),  von  welchen  llbrigena  ancb  die  andeieii 
einige  Sonderbestimmungea  im  Steneneeht  erfordern  (selbit  die 
gewöhnTiebe  offene  HandetsgeeellBchaft),  soll  hier  nnr  die  Actien- 
geselUchal  t,  mit  der  Abart  der  Commanditgesellschaft  auf 
Actien,  als  die  wichtigste  näher  betrachtet  wertleii. 

Falls  dieselbe  nicht  gerade  als  ActieDunternchmeDy  wie  das 
schon  in  der  Gesetzgebung  Torgekommen  (z.  B.  in  Prenseen  nach 
Geseta  vom  18.  November  1857 ,  anfgehoben  durch  Gcaetz  vom 
19.  September  1861)  und  Öfters  empfohlen  worden  ist,  einer  be> 
sonderen  Bestenerang  unterliegen  sott,  welche  die  Tendens  ver- 
folgt, diese  Form  der  Gesellschaften  als  solche  nngUnstiger  an  be- 
handeln —  auch  eine  Art  „socialpolitischer"  Gesichtspunct,  über 
den  sich  wenigstens  bei  ActienuntemehuiUDgeu  für  gewisse  Zwecke 
disciitiren  Uisst,  den  ich  jedoch  mit  dieser  Conseqnenz  nicht  bilH|sren 
mochte  — ,  sondern  falls  die  Actiengesellschaft  wie  jedes  andere 
Erwerbsunternehmeo  angesehen  wird,  was  wir  hier  voraussetzen, 
so  kann  diese  Gesellschaft  nicht  ohne  Weiteres  als  eine  „selb- 
stftndige  wirtbscbaftliche  Persönlichkeit*'  der  Bestenernng  noter 
liegen«  Vielmehr  mnss  ancb  die  Bestenernng  das  ((konominche 
Wesen  der  Actiengesellsohaft  beachten,  wetches  darin  besteht,  dass 
dieselbe  nnr  ein  Mittel  an  Erwerbszwecken  für  ihre  Actionire  ist 
Die  Besteuerung  der  Actiengesellsohaft  mnss  daher  mit  der- 
jenigen der  Actio  nUre,  d.  h.  der  Hegel  nach  physischer  Per- 
sonen, welche  ihrerseits  einer  Besteuerung  unterliegen,  in  Zu 
sammenhang  gebracht  werden. 

riirichtie  'Jalier  Stein,  1.  Aufl.  S.  178  uml  nocli  4.  AuH.  I.  435:  ,.di  s-jII- 
Bchafteu  äiud  ab  wirthschafUiche  Einheiten  uubediogt  Steueiiiubjecte  {im  rechtlidu» 
Sinn)  in  allen  ihren  Arten."  In  der  5.  Aufhige  sagt  Stein  etVM  dnsehitiikeiHltt: 
jeder  Verein,  soweit  er  ein  eigenes  Einkommen  hat,  sei,  theils  als  Erwerbsgesellschaft. 
theils  als  blosser  Verein  „wenigstens  principieli"  ein  Steuersubjc«  t  (II,  1.  406).  Aaot 
bei  der  Besprechang  der  Besteuerung  der  £rverbsgeselisch&ftcü  in  der  specieUea 
Stenerlehre  dododrt  Stein  einfiieh  ans  dem  Wesen  der  EnrerbageeeilncJinflten  aU 
,.wirths(  hafiücher  Persönlichkeiten  und  damit  Steuersubjectc"  (II,  2.  203).  —  Ander» 
und  richtiger  Dietzel  in  der  genannten  Schrift;  Vocke.  Abgaben  S.  450,  besonder 
Antoni  a.  a.  0.,  S.  463,  475,  mit  Bezugnahme  lauf  Uic  guten  Ausfahruugen  von 
Sehens  in  FlnennreUr  II.  817  K.  (heariadie  Besteoenin^). 

Bei  einem  System  der  blossen  (nominellen)  Eiukomuien- 
be Steuerung  hat  nifiu  die  Wahl,  entweder  die  Actiengesell- 
sciialt  als  solche  ganz  frei  tu  lassen  und  nur  das  Einkommen, 
welches  sie  an  Dividende  den  Actionären  (and  an  Zinsen  ibrcn 
Obligationären)  gewährt,  bei  diesen  za  besteuern  oder  aber  das 
ans  der  GesellschafI  herrtthrende  Etnkominen  bei  diesen  Per- 
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sonen  steaerfrei  zu  lassen  und  es  im  Ganzen  gleich  beider 
Gesellscbat't  zu  Ijcsteuern. 

Letzterer  Weg  ist  der  eiufachere  uad  sicherere,  setzt  aber,  wena  man  oiclit  ein 
sehr  ▼eitläufiges  SteaerrastitotioosverfAhren  aovendeQ  will,  einen  gesetzlich  gleich 
holen  Steuci^atz  für  alle  Einkommen  voraus,  da  hier  die  Dividende  bez.  der  Zins 
.ilU  r  Actioüäre  be?  ♦  ♦>>ligatiönarc  um  den  gleichen  Betrag  dur-h  die  Steuer  der  Ge- 
seibchait  rerkilrzt  wurde.  In  der  Praxis  besteht  mitonter  (Eugiaud«  üesterreichji  die 
EiBkommeabesteiierung  gleicb  Ibei  dw  Geselbcliaft,  bei  den  ObÜgttioiurfiihabeni  ainmit 
de  die  Form  der  Couponstener  an  (Fin.  III,  S.  243).  Der  erste  Wog  (PreoasMi 
u.  a.  L.  m.)  ist  principiell  ja  eben  so  richtig,  aber  practisch  fahrt  er  zo  ähnlichen 
Schwierigkeiten  und  anroUst&ndi^er  Heranziehung  zur  Steuer,  wie  bei  dea  Zinsen 
»IFeotliclier  Obligatfeneii. 

Ein  dritter  Weg,  wo  die  Einkommenssteuer  auf  die  Acticngesellscliafl  als 
Ganzes  und  auf  die  Dividende  der  Actionarc  bei  dieseu,  als  Theil  ihres  Einkommens, 
angewendet  wird  (Sachsen),  fuhrt,  bei  der  hier  unterbleibenden  Steuerrcstitutioii 
bei.  Aüfechnung  bei  den  Aedoiiären,  zur  Doppelbesteuerung  desselben  Ein- 
kommens mit  derselben  Steuer:  die  bedenkliche  Conseqoenz  der  Stein'schen  Auf- 
fasMug.  Der  preussische  Einkommensteucrentwurf  von  18S3  —  84  hatte  diese 
Do]ip<tfbesteuerune  in  Aussicht  genommen,  was  aber  in  der  Commission  berastandet 
vmde.  Die  FreUusang  der  Dividende  im  Einkemmen  des  einzelnen  Actionln  waide 
Amtliclieneits  wegen  der  schwierigen  teebnischen  Durchflüining  angefochten. 

Gerade  bei  der  Actiengeaellschaft  würde  aber  die  £iii- 
kommen  bestenerang  Bellen  attsreioben,  weil  der  Ort  derWirk- 
eamkeit  dieser  Qeeellsebait  (vnd  ibrer  etwaigen  Filialen)  and  die 
Wo h  n orte  der  Aetionäre  meistens  verscbiedene  sind.  Es  empfieblt 

^^ich  liier  die  E r t r  a g ö  besteueruug  gerade  auch  der  Actiengesell- 
sc  bauen. 

Hier  muss  eine  jede  dann  n:\rh  der  Art  ihrer  Unternehmung  und  ihrer  Eigen- 
ihumsobjccte  vüü  den  bezüglichen  (jruud-,  Häuser-,  Gewerbe-,  Bergworkästeueru  u.  s.  w. 
fetroficn  werden,  principiell,  wenn  sie  anderen  Untenebmangnefmen  i^elchgestelU 
sein  soll,  mit  den  allgemein  giltigen  Steuersätzen.  Dem  Gharacter  unserer  Ertrags- 
steoers  als  Obiectsteuern  gemäss  ist  diese  Form  der  Beeteuerong  der  Actiengeseli- 
schaften  auch  die  Regel. 

Besteht  neben  der  Ertragssteiicr  noch  eine  Ein  komm  en- 
stener, wehlic  die  bereits  an  den  Quellen  besteuerten  Erträge  als 
Einkommen  einer  Person  noch  einmal  bei  dieser,  formell  also 
doppelt  hesteaert,  so  ist  es  nnr  folgerieb tig,  aticb  die  Divi- 
dende dieser  Actionäre,  die  doob  sdion  am  den  Betrag  der 
▼OD  der  Gesellscbaft  gesablten  Ertrags  Stenern  gekürzt  ist,  n  o  c  k 
der  Einkommenstener  sn  unterwerfen. 

Wieder  entweder  beim  einzelnen  AcHonir  eder  gleicb  in  der  rorlün  in- 

«rcgebcnen  Weise  in  Summn  bei  der  Gesellschaft,  welche  dann  abermals  die 
Dividende  vcrhältnissmässig  litlr/'^»i  üvi'^ste.  Der  Actionür  Itcfindet  sieh  hier  nicht  in 
ongdnstigerer  Lage  als  der  Uruitd-  uiui  ilausbcsitzor  und  (iewerbetreibende .  welcher 
nadi  Entriclitiuig  der  Iwltelbaden  Ertragsstenero  noeli  einmal  tor  dieee  Belnerti^e, 
nli  Min  Einkommen,  die  IänlM>mmen8tener  zahlen  moes  (Pienasen). 

b)  Vereine,  Genossensebaften  n.  dgl.  m.  sind  als  solche 
ebenfalls  in  der  Bestenerang  nicbt  ohne  Weiteres  als  selbständige 

wirtbschaftlicbe  Persönlichkeiten  sa  bebandeln. 
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Auch  Stein  I,  435  scheidet  die  ,,  Vorwalfungsvereine"  für  diese  Fragen  in 
Ckääco.  Zu  CoQtrorcrscn  iu  Theorie  aud  Praxis  bat  neaerdings  die  Besteuerung  da 
moderaen  ErwortMi-  Qod  WirthacbaftafenossentcliAftoD  geführt,  z.B.  in  Oesterreirb. 
S.  Menofdyschw  Odtonomist  1879,  Nr.  43,  43. 

Wenn  Vereine  o. b.w.  nnr  ein  Einkommen  ans  Beitrftgen  ibnr 
Hitglieder  beziehen,  so  wird  dies  in  der  Regel  nicht  besonders  als 
yiuenes''  Einkommen  zu  bestenem  sein.  Einkommen  ans  ei  gen  es 

Vermögen  (Renten  ans  Griiiifl-,  Hausbcsitz,  Kapitalien,  Gewerbe- 
betrieb) ist  dagegen  allgemein  der  etwa  bestehenden  Ertrags- 
besteiierun^  zn  unterziehen,  welche  wieder  für  solche  Fälle  zweck- 
inässig  ist,  und  nach  ähnlichen  Gesichtspuncten,  wie  bei  der  Acticn 
gesellschatl ,  der  mit  der  ErtragBbcsteaerung  combinirtea  oder  der 
allein  bestehenden  Einkommenbesteuemog.  Im  Uebrigen  wird  nach 
Arten  und  Zwecken  der  Vereine,  Qenossenschaiten  n.  s.  w.  si 
nntefseheiden  sein. 

Was  hier  jetzt  nicht  weiter  verfolgt  werden  Auch  Stoin.  t.  A.  1, 

scheidet  die  VcrvilMiti  '-iv.^rcine  für  die  Bestcucrangsfrag'O  io  Classt  ri.  Thcor  ü&ck 
uud  practi<ich  schwierig  i6i  bo&ondei«  die  Befiteuerufig  der  Erworbs-  und  WirtL- 
scbaftsgenossenschaften,  Gegenseiti^keitsgesellschaften  (im  yer■^che^ 
ungsvcsen) .  narncntlich  in  Betreff  der  Anwendung  der  Gewcrbcsteuor  und  der  Ein- 
kominoiisteuor.  Bei  di  r  schweren  Fassbarlieit  nnd  h&utigeti  ünniüsbarkeit  der  directea 
und  iiidirecteu  Voriheile  {aüdx  Gewinne,  Consum-VcrwohlfcUerungeu}  bei  duu  ciuiclucw 
tienosscDschaDtern  nOohle  —  allerdings  Öfters  mehr  «w  pr actis  eben  Gruadea«  ucb 
um  d«;r  Conrnrrenz  mit  anderen  ricwerben  willen  —  eine  cigrenc  Resteaeruug  iJ; 
der  Kegel  am  Flat/o  sein.  Doch  wird  auch  wieder  nach  einzelnen  Arten  uatentchittleü 
worden  darfen.  S.  Schanz,  Finanzarchir  HI',  750  ff.,  Antoni,  S.  483  £— >Ettni 
Anderes  ist  die  rorkenneade  eigene  Bosteoemaip  ron  Clubs  und  ähnlicheQ  Ver- 
einen auf!  einem  Iu tti sst erartigen  Gesiuhtapiinct,  wie  im  Falle  der  betretfeadeit 
franzöbibchen  Steuer  (l  in.  Iii,  §.  M\H). 

D.  —  §.  173.  Die  Communaibesteuerungjuristisciier 

Perser  n  en. 

Hier  sind  wieder  dieselben  Unterscheidungen ,  wie  bei  der 
Staatsbestenerang,  zu  machen,  ausserdem  kommt  die  Frage  der 
Besteaemng  des  Staats  (und  seiner  Erwerbsobjecte)  dnrcb  die 
Gommnnalbestenerang  in  Betracht. 

Theoretisch  nnd  practisch  schwierige  und  wichtige  Probleme,  namentlich 
so  eigctidiiiiiilichc  Anstalten,  wie  die  Staatscinenbahnen,  und  dann  wieder  be- 
sonders, waä  die  Besteuerung  der  Actiengüsellschafteu  und  anderer  ErwerbsgeseJi- 
schafken  und  Genossenschaften  anlangt  8.  darttbor  die  oben  S.  391  genannte  Cosi- 
uiiuuil-ttnierlit<^rafnr.  Ans  der  Praxis  lK!scn»ders  die  prcussisclien  Gc^eUeutwürf" 
von  ib77,  187'j,  issö,  das  neue  (leset«  von  1885,  Uerrfartb's  geaannte  Sctriß- 
Manche  Materialien  im  Finanzarchiv. 

Wir  beschriolten  uns  auch  hier  anf  die  Heraiiähebnng  einiger  eigentbUmlioher 
Hauptfälle:  der  Besteuerung  von  Staats-  (und  frouui  -  comniunalcm)  Eij^cnfhum  (hi'L 
Erträg,  Einkommen)  und  der  Actieogesellschaftcn.  Die  Fragen  der  Goauauo^* 
besteaerung  von  Kirchen,  Stiftungen,  Vereinen,  Genossenschaften  u.  s.  w.  sind  ebeoM 
oder  analog  denselben  Fragen  in  der  Staatsbestcncrung  zu  entscheiden.  Nur  kann  dk 
Atisdehnung  eines  Besitzes,  Betriebs  tlber  mehrere  Gemeinden  wieder,  wie  in  ibn- 
lichem  Falle  bei  der  Besteuerung  physischer  Personen  (§.  170),  Schwierigkeiten  ^' 
reiten  nnd  The  II nn gen  des  Steaerrechts  zwischen  den  belheUigtea  Qemeiodcn 
l>odiagen,  um  Doppelbwienening  za  reraelden. 
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1.  Commiiiialbesteaeriing  des  Staats  und  seiner 

Ertragsobjecte. 

Diese  Frage,  wie  die  analoge  der  Cominunalbesteuerung 
fremder  Gemeinden  und  der  Comnmnalverbände,  bez.  ihrer  Ertrags- 
'^bjecte,  also  die  FrMsre,  ob  und  wieweit  hier  der  Grundsatz  der 
Allgemeinheit  dureh^^uiühren  sei,  ist  ähnlich  zu  beantworten,  wie 
lie  analoge,  in  §.  121  behandelte  Frage  nach  der  Ötaatsbesteaerang 
der  Selbstverwaltongskdrper. 

Ginge  man  nur  narh  den  Zwecken,  welchen  das  in  einer  roumiunc  erlangte 
Einkommen  des  Staate  and  anderer  Ceumunen  dient,  so  Hossc  sich  principiell  und 
allgemein  die  Steoerfreihcit  alles  dieses  Einkomiiiiiis,  auch  desjenigen,  welches  ans 
Besitz  und  aas  Erwerhsan stalten  herrührt,  rechtfertigen.  Aber  auch  hier  ist 
-nf  (iie  un.i,'Ioichm;issig:(^  Verthcilun^  bcs-onders  des  zumeist  hier  in  Iktrarht 
iowmendea  staatlichen  Grand-  und  Hausbesitzes  (DomUnoo,  Forstea)  und  der  sonstigen 
Enrerbsobjecte  (Bergwerke,  Fabriken,  Banken,  Ehenbabnen,  und  da  Qebahrenswe^e) 
'iber  did  Gommunen  des  Staatsgebiets  Rücksicht  zu  nefameo.  Wurde  x*  B.  eine 
Domfine,  ein  Bergwerk  des  Staats  in  einer  (Jemeinde  gar  nicht  comnninalstouer- 
pflichtic;  sein,  ao  stiege  dio  Steuerlast  für  die  Phraten  leicht  sehr  stark  nur  wegou 
dieses  Omstindt,  der  vidleicht  in  der  Nacbbar^emeinde  fehlt  Duo  kommt,  dus 
:::ade  sulcht-r  B'^sitz  und  solche  Anstalten  (Forsten!  Bergwerke!^  uianclie  Cuumiunal- 
i  i-i-ahcn,  z.  H.  ftir  Wee^c- ,  Schul-,  Armenwesen,  herheifuhren  LOnnen .  deren  Be- 
sUcitung  im  Intereitöe  deä  UetrelfeudcQ  Besitzes  und  seines  Eiirages  liegt  and  eigentlich 
za  den  ttif  letxteren  mit  anzurecbnendea  Predacfionskoaten  gebflit 

Man  wird  deshalb  im  Ganzen  die  Communalsteuerpflieht 
des  »Staats-  und  fr c  ni  d  -  c  o  ni  m  u  n  a  1  e  n  Besitzes,  besonders 
soweit  derselbe  zu  Erwerbs  zwecken  dient,  daher  des  Ertrags 
davon  als  Regel  aussprechen  müssen,  so  dass  also  z.  B.  nur 
die  Gebäude  für  den  öfi'entiiehen  Dienst  steuerfrei  blieben 
(uod  aoeb  dieee  nicht  immer  unbedingt).  Ohject-  oder  Ertrags- 
>tenern  erweiseD  sich  aueh  hier  wieder  passend  znr  Durebführung 
dieser  Besteaeraog,  reiehen  aber  nicht  aas,  wenn  die  Gemeinde- 
abgaben die  Form  der  Einkommenstener  mit  haben.  Dann 
mtlssen  die  staatliehen  Ertragsobjecte  aneh  dieser  Stener  mit 
unterliegen. 

Beispiel.   PreusBisehes  Gesetz  rem  27.  Juli  1885.  §.  1  Absatz  2.  2 

letzter  Absatz,  §.  5,  0,  wonach  auch  der  Staatshscus  (vorläufig)  den  auf  das  EinltommoD 
fclegten  Gemeindcabgaben  für  das  von  ihm  aus  den  ron  ihm  hctrit'herien  (iewerbe-, 
Eiseabaim-  and  Beiigbauunteraehmungen ,  sowie  aus  Douänen  und  Furzten  bezogene 
Etokemmen  unterlieft,  mit  Feststellong  der  BereclmiiDgswelse.  —  Die  UDterstelloiig 
der  Staatsciscnbahritu»  unter  die  Gcmeindestcuerpflicht  möchte  sich  allcrdini,'»  nur 
historisch,  aus  dem  Privateii^enhahnwesen.  erklären.  Sie  ist  principiell  bei 
•liei>cn  Vcikehrsanstalten  nicht  wuhl  zu  begründen;  anderenfalls  konnte  sie  auch  für 
Pest  aad  Telcgraphio  verlangt  weiden.  Schwierigkeiten  macht  auch  die  He- 
rechnung  der  Steuer  hier.  Nach  (l<.'in  2:onannt(Mi  prc ussi sc h <■  u  (iciii-t/ §.  5  werden 
die  gesammtea  Staats-  utid  für  Kechnung  des  Staats  verwalteten  iüisenbahnen  ah 
Eise  abgabepflichtige  Unteraelimnng  angesehen.  Als  „Einkommen**  gilt  dann  der 
rechnongsmissige  Ucberschuss  der  Kinnahmen  Uber  die  Ausgaben,  unter  letztere  eine 
Vffzinsun^  des  Anlage-  bez.  Erwerb.Hkapitals  gerechnet.  Div^v'  Sninino  wird 
dann  unter  dio  betheiligten  Ueueindou  nach  7  Absatz  b  und  c  repartirt;  endgihig 
so,  dsas  der  Yettheilniif  das  Yerhlltniss  dar  in  den  einzelnen  Gemelndim  ervachsenen 
A.  Waener,  yfaaaswiaNnehaft  IL  t.  Ail.  28 
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Ausgaben  an  (lehältern,  Löhiieu,  Tantit^men  (mit  weiteren  Moclificatioiieij  für  die  B- 
rechnung)  zu  (iruude  gelegt  wird.  (8.  auch  Herrfurtli  tLher  d«s  gon&nate  Gesetz 
im  Finanzarchiv  III.  179  (f.) 

2.  C  o  ui  nuui  M  U)  e  s  t  e  u  e r  n n g  der  A  c  t  i  e  n  g  e s  e  1  i  s  c h a f  t en. 

Auch  hier  konmieD  ähnliche  Eivväguügeii  wie  bei  der  Staata- 
besteuerang  dieser  und  anderer  firwerbsgesellschaften  in  Betracht 
(§.  172).  Ausserdem  mass  aber  gerade  für  die  Commonalbe- 
steneroDg,  und  2war  auch  neben  der  flir  sie  passenden  und  desr 
halb  ZQ  fordernden  Ertragsstener  dieser  GeseUsebaften ,  eine  anf 
letztere  als  solche  naeh  dem  Einkommen  aufgelegte 
Hleaer  als  besonders  erwUnscht,  nnter  Umstünden  als  nothwendig 
bezeichnet  werden. 

Der  Grund  liegt  darin,  dass  eine  Einkommonäteucr  det»  Actionärs  ftr  die 
Dividende,  welche  er  aus  der  Gesellschaft  be/Jelit,  nur  der  WohiMitlStnieiiide  des 
A<'.tionärs.  nicht  der  DomicilTr-tn-inJe  der  Gesellschaft  zufallen  wüp1r  .  nlso  in  den 
zahlreichen  Fällen,  wo  diese  Gemeinden  verschiedene  sind,  die  letztere  leer  anägiDg-. 
Dm  wOrde  za  unhaltbaran  OoDsoqnenzen  führen,  vollends  wenn  etwa  gar  keine  Ertrag-, 
sondetti  nur  Einkommenbestenerung  best&nde,  'aber  in  geringerem  Giade  ancli  wna 
entere  besteht  und  die  Actiengescllschaft  als  solrhe  ihr  unterliegt. 

In  der  Communalbcsteacrung  hat  man  auch  nicht  wohl  die  Walii  zwischen  üco 
beiden  Wegen  der  Besteaerang  des  Diridenden-SokommeDe,  welche  in  §.  172  Dir  die 
Staatsbcstcuerun^  unterschieden  wurden.  Denn  bei  letzterer  wird  doch  ineistons  die 
Mehrzahl,  oft  wurden  alle  Actionärc  im  Inland  wohnen  und  so  wenigstens  im  rnncip, 
wenn  auch  mit  unsicherem  Erfolge  factiiicii,  von  derjenigen  Einkommensteuer  ^etroffes, 
welche  die  Dividende  bloss  beim  einzelnen  Actionftr  besteuert  Bei  der  Gomdinii)- 
besteuenin^:  dagegen  ist  der  Fall  ricl  häufiger,  kann  jedenfalb  viel  leichter  eintreten 
—  mitunter  durch  die  Besteuerung  mit  veraulaä^it  werden  — ,  dass  die  Actionäre  alle 
oder  groäscnthcils  nicht  in  der  Sitzgemeinde  der  Actiengesellschaft  wohnen  aod  ihr 
Einkommen  dann  der  ßcsteuerong  in  dieser  Gemeinde  entzogen  wird.  Dio  let?.tefO 
hat  mit  KUcksirlit  anf  Ausgaben,  welche  ihr  jiidirect  vielleicht  gen  i  wi  der  dl»' 
Actiengesellschaft  verursacht,  fur  Schulen,  Wege,  Arme,  wie  bei  Staatswerkeu ,  die 
Besteaerang  dieses  „Einkommens  aas  der  GeseUtclMft"  nOtfiig  und  erscheint  sock 
deswegen  zur  Besteuerung  berechtigt 

Am  Deutlichsten  tritt  dies  Alles  bei  einer  Botrachtang  der  Folgen  hervor, 
welche  sonst  bei  einem  anderen  Besteuerungsmodos  die  jetzt  so  häufige  Ycrwaudlui^ 
grosserer  Privatantemehmangen  tFabriken,  Branereien,  Bergwerke,  Bankgeschlfte  o.  s.  w.> 
in  Actiengresellschaftcn  für  die  Sitzgemeinde  der  letzteren  mit  sich  führen  mOsstf 
Bisher  waren  diese  Unternehraunpen  der  ctwaig;(!n  Ertnigsstcuer  iimi  beim  Besititi 
der  Einkommensteuer  dcb  lelzteieu  unterworfen ,  so  insbesondere  im  Nuruialfall,  wem 
der  Besitzer  in  derselben  Gemeinde  wohnte.  Nach  der  Verwandinng  in  eine  Acties- 
gcsoll^^cliart  bliebe  iler  SitzReuieinde  nnr  die  Ertrag^stetier.  die  Einkommensteuer  der 
nunmehrigen  .vActionurc"  aber  bloss  in  dem  Fall,  dass  diese  in  der  Gemeinde  wohnefi 
und  steaem.  Bei  Wegzug  oder,  wenn  anderswo  wohnende  Personen  Actionärc  werden, 
hätte  die  Gemeinde  das  Nachsehen.  In  kleineren  Gemeinden,  wo  vielleicht  die  betreffend* 
Unternehmung  und  deren  Besitzer  einen  Hauptthcil  der  Steuererträgo  bisher  lieferte« 
und  etwa  noch  viele  Gemeindeausgaben  durch  die  Untcrnehmong  veranlasst  werden. 
Warden  aas  der  Verwandlung  in  eine  Actiengesellschtft  ftormlicli  finanxidle  Zerrftttnngea 
oder  ^.  l•e^l:l^(n Ilgen  kleiner  Leote  herreigehen.  Betspiele  liegen  «os  IndostrielMiiifteii 
(Uhcinlatul)  vor. 

Erwägungen  dieser  Art  lassen  die  UntersteiloDg  der  Acticn 
ond  ähnlichen  GeseUschaften  als  eigenes  Steaersnbjeet  unter 
die  Einkommensteuer**  notbwendig  erscheinen  und  haben  aucb 
in  der  Gesetzgebung  zu  dnem  besdgUchen  Vorgehen  geftthrt  Aller- 
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dings  masB  daiiii  wieder,  wenn  Doppelbesteaerong  desselben 
SiDkommens  durch  dieselbe  Steaerart  vermieden  werden  soll, 
das  DiTidendeneinkommen  beim  Aetionär  in  der  Sitzgemeinde 
der  Gesellschaft  einkommenstenerfrei  bleiben  und  in  einer  anderen, 

der  Wobusitzgemeinde  des  Actioniirs,  niUsste  die  bereits  in  der 
ersten  Gemeinde  bei  der  Geselhchaft  erfolgte  Comniunalbeßteaerung 
angemessene  lierUcksiohligung  tiuden. 

ErwägoDgen  der  geoannten  Art  haben  au«  h  zu  ilem  preossischcn  UeseU 
von  gofahrt.  durch  wcirhps-  zugleich  di<'  liotrelli  nilo  GesctZf2;cbüng;  im  Staate 

exci.  HohcDZolIera;  gieichmai^»ig  geregelt  iat.  S.  die  Motive  zu  deui  Gesetz  ^Druck- 
SAcheu  des  Abgeordoetcnhaascs  1883/84  Nr.  104«  auch  bei  Horrfartb,  Gommniud- 
abgaWj.flioht  S  l.'i).  §.  1  d-^s  (Jesetr.es  bestimmt  allgcmpiu  die  Heranziehung  von 
Acticngcseikcbaiten,  Commandit-Actiengeselischaften,  Berggcwerkschaften,  eingetragenen 
Oenossenschaftcii ,  deren  Geschäftsbetrieb  Uber  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  hinausgeht 
(wie  auch  too  joiistischen  Personen,  Gemeinden,  weiteren  CommunalrerbändeoX  m  den 
ri  if  das  Einkorn  m  en  'gol'.-i^tcu  Gonioiinlcahgahen  in  derjenigen  Gemeinde,  wo  sie 
urundb<^jt2,  geverbliche  Anlagen,  ItUsenbahnen.  Bergwerke  habeu,  Pachtungen,  steheude 
Gewerbe,  ^mibftbDeD,  Beigban  betreiben.  Die  Doiebftlbraag  einer  solehen  Bcstenenuig 
ist  technisch  schwierig,  crfor  iert  vi*  I>.  Einzelbestimmungen  (s.  das  Gesetz  und  die  ge> 
nannte  Schrift  von  Ilcrrfurth );  u.  A.  auch  über  den  Umfanpr  des  „stcuerpflichtisen 
Einkommens",  zu  welchem  nicht  bloss  die  rertbeilte  Dividende,  sondern  auch  Dotationen 
des  Reserrefoods  gehören«  Mweil  diese  eine  Rapitalveribebrong  dantelien;  ferner  «neb 
zur  Yermeiduns-  von  Doppclbestcueninp ,  daiiii  für  die  Fülle,  wo  eine  Unternehmung 
sich  über  mehrere  Gemeinden  ausdehnt.  Aber  die  dargelegten  Principien  sind 
richtig  und  so  wichtig,  da^s  :>ie  in  der  Gesetzgebung  thualichst  befolgt  werden  müssen. 
Das  genannte  prcussischc  Gesetz  bietet  ein  gntes  Beispiel  für  iii<>  iiier  vorliegenden 
S-liwi i-rirkeiten  und  für  tlie  Art  und  Weise,  sie  zu  Ifisen.  (Vgl.  Her ri'urtli's  S'-linft 
und  dessen  Aufsatz  im  t'inanzarcbir  III,  16S  ff.,  auch  Uber  die  Durchführung  der 
Bestenening  bei  den  anderen  gennnnten  UntemehnrangsforoieD.) 

E.  —  §.  174.  Abscblass.  Zweckmässigkeit  von 
Objectsteoern. 

Hiermit  .sind  die  1  alle  des  Schemas  in  ^.  IGl,  soweit  sie  sii-li 
auf  die  Hcsteuerung  der  plivsischen  Personen  und  ihrer  VVirtli- 
.schafteu,  dann  der  sonstigen  Wirthschaften  (Jui  i^li.M■hen  Personen) 
und  des  Einkommens  beziehen,  erledigt.  Zugleich  wurde  dabei 
auf  die  Bestenerang  der  inländischen  E rtr agsqn el  1  en  für  die 
aas  ihnen  fliessenden  Erträge  wiederholt  KUcksicht  genommen. 
Was  von  dieser  Bestenerangi  das  gilt  wesentlich  auch  von  einer 
Vermögensbesteaerong,  welche  jene  Ertragsquellen  als  die 
wichtigsten  Vermögeosobjecte  treflPen  wollte. 

Von  he.s(»nderer  Bedeiitun^^  für  die  Steuerlelire  ist  dabei  da.s 
mehrfach  im  Vorausgehenden  gewonnene  Resultat,  dass  eine  ob- 
jcctive  Ertragrs-,  bez.  Ertragsquellen  Uesteuerung  (einerlei, 
ob  dieselbe  als  reelle  Einkommen-  oder  als  reelle  Vermögensbe- 
steneroug  fnngirt)  gerade  auch  vom  Standpuncte  der  Ge- 
rechtigkeit oder  der  Allgemeinheit  der  Steuer  be- 
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traobtet  stenertechnisch  zweokmUsBig  eroeheiiit  nnd  in- 
sofern zu  fordern  ist 

Dies  Ergebniss  ist  zugleich  eine  Consequenz  der  früher'  ri  Lehre  vou  d<-r  \^*:iliJ 
der  richtigen  volkswirtbscbaltlicbeu  Sttuerquelle  (§.  V,^\  iL).  Das  daraus  h-rT-r- 
gehende  Postulat  wird  von  grosser  practischer  Bedeutung  lu  der  ilutwicklung  dt^ 
modern«!  Wfrtbscliafls-  and  penönlicbea  Lebens,  wo  sich  Besitz  und  eigene  prodoctii« 
Verwendung  von  sachlichen  Pro  iKrtionsmitteln  (Boden  nnd  Kapitar  ,  ^Vohu^^itz  der 
EigenthUmer*  Person  und  Sitz  der  Ertragsquelle  so  vielfach  trennen.  Man  kann  dea 
Grundsatz  der  Allgemeinheit  gegenüber  den  Staatsangehörigen  und  den  Ortsbevobneiii 
leichter  richtig  durohfbhren,  wenn  man  die  *nal&ndischen  nnd  ortsfrL-mdea 
Besitzer  von  Ertrag:squellen  durch  ein  Object-  und  Realsteuersystem  für  ihr  d?ni 
Inland  und  der  betrcäcnden  Or^emeinde  entapringendea  Einkomuen  mit  belastet 
Onfaaltbaie  roUswirthMlinftliclieC^eqiienten  nnd  unrichtige  wie  ungerechte  Slener- 
vertheüong  in  der  Stants-  nnd  in  der  Gommunalbeiteuerung  werden  auf  diese  Wei:»« 
leichter  Termieden,  als  wenn  man  die  Besteuerung  ohne  Mithilfe  ron  Ertragssteoeni 
durchfllhrt.  Von  diesem  Resultat  ist  daher  vorläufig  aacb  for  die  Fragen  des  Steuer* 
syitemt  «ad  der  Wahl  der  Steaerarten  Act  za  nehmea.  Es  ist  fOr  die  BQdaag 
des  Steuersystems  wichtig.  (S.  tuten  §.  2t0— 223.) 

F.  —  §.  175.  Anhang.  Anfbebang  von  Grnndstener- 
freiheiten. 

Bs  erübrigt  dann  nnr  noeh  die  Erledigang  einer  oben  noch 
zorlickgestellten  Frage,  eine  Aufgabe)  welebe  nacb  den  im  VoiaoB- 

gehenden  gewonnenen  Ergebnissen  nunmehr  aber  anch  einfach  ist: 
Wie  solkii  Grundsteuer  freiheiten  behandelt  werden,  ins 
besoiideie  .sulclie,  welche  aus  nominellen  durch  Fortfall  der  Com- 
pensatlousleistung  wahre  geworden  sind? 

S.  Ii  off  mann.  Lehre  von  den  Stoucxn,  S.  112  £,  Bau  Fin.  II,  §.  316,  besonders 

Note  a. 

Die  Antwort  kaun  nicht  zweifelhaft  sein :  sie  müssen  aus 
Gründen  der  gerechten  und  der  volkswirthschaftlicti 
richtigen  Steuervcrtheihing  fortfallen,  ebenso  wie  andere 
persönliche  und  reale  wahre  Steuerfreiheiten  (§.  166). 

Schwieriger  ist  nur  die  Entscheidung  darüber,  wie  bei  der  au 
sieh  dem  Staate  unzweifelhaft  rechtlich  zustehenden  Anfbebang 
solcher  Steuerfreiheiten  vorzugehen  ist.  Denn  hier  sind  besonders 
ftlr  die  Hauptfrage,  ob  nnd  welche  Entschädigung  an  die  bis- 
her Berechtigten  zu  gewähren  sei,  die  nicht  immer  genau  und  sicher 
zu  ermittelnden  Rechtstitel  der  Steuerfreiheit  und  die  mög- 
lichen, wahrscheinlichen  oder  sicheren  wirthscbaftlicben  Folgen 
der  bisherigen  Freiheit  und  der  Authehung  derselben  lür  den 
Werth  des  Grundbesitzes  zu  hei  ücksichtigen.  Wegen  der  Ver- 
scljiüdcüheit  der  Rechtstitel  ist  die  Frage  nicht  allgemein  auf  die 
gleiche  Art  zu  entscheiden  und  eben  deswegen  sowie  wegen  der 
genannten  wirthschaftliohen  Folgen  können  die  nach  strengem 
Rechte  begründeten  Maassregeln  aus  Billigkeitsriloksichten  und 
damit  aus  soeialpoli tischen  Grttnden  eine  Aenderang  erfahren- 
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Liessen  sieh  die  Rechtstitel  der  wahren  Stenerfreiheiten 
Oberhaupt  und  speciell  der  Grnndsteuertrei heilen  genau  feststellcD, 
so  würden  nach  den  Rechtsanschauungen  unserer  Zeit  und  nach 
den  sonst  geltenden  KechLsgi uudt><ttzen  diejenigen,  welche  privat- 
reebtlicher  Art  sind  und  ein  wohl  erworbenes  Hecht  dar- 
stellen, gegen  volle  Entschädigungy  alle  anderen,  also  uameut- 
Üch  die  dt t'entlich-rechtlichen,  ohne  soloheaofxaheben sein. 

Nun  sind  die  Beobtstitel  aber  Dioht  immer  genau  m  ermitteln 
nnd  in  dem  praetiach  wiehtigsten  Falle,  wo  es  sieh  nm  eine  aller- 
dings  snf  Öffentlichem  Bechtstitel  berahende  Stenerireibeit  handelt, 
welche  ursprünglich  ein  Correlat  anderer  Leistungen  war  und  erst 
dareh  deren  Fortfall  eine  wahre  Steuerfreiheit  wurde,  wie  bei  der 
Gruudstencrl'reiheit  ehemals  zu  Ritterdiensten  verpflichteten  Grund- 
besitze», kommen  dann  jene  Ökonomischen  Folgen  der  Steuer- 
freiheit und  der  Aufheiniiit:  der  letzteren  l'tlr  den  Werth  des 
Grundbesitzes  in  Betracht,  wonach  wenigstens  die  Gewährung 
einer  gewissen,  wenn  auch  nicht  der  vollen  Entschädigung  ans 
Billigkeitsgrflnden  zulässig  nnd  je  naeh  der  Lage  der 
Umatftode  angemessen  erscheint 

Bestaod  di«  wahre  Steaerfreiheit  eiomal  lani^e,  so  wird  dies  gewöhnlich  in  einem 
tinigennaassen  entsprechend  —  also  ungefähr  um  den  betrag:  der  kapitalisirten.  sonst 
mathmaa^iich  in  tragendön  Grundsteuer  —  höheren  Kapitalworth  verglicheu  mit 
besteuertem  Gnudbesits  nm  Anadmck  gefaiii««ii:  bn  Yeikftiifen,  TerpftndviigeD,  in 

Erbre^iulirujiL"  Ii  u.  s.  w.  Wie  überhaupt  jede  wahre  oder  scheinbare  StcuorfrL-iheit 
1  c  c h 1 1  i ch  der  gesetzlichen  Aufhebnng  aotcrlief^en  kann,  so  vollends  eine  solche, 
wie  die  hier  bosprocbcuc.  Weua  dann  etwa  uuä&crdcm  uuch  die  Kecht^bestäudig- 
Unt  der  Steuerfreiheit  schon  firOher  zweifelhaft,  vielleicht  die  Auf  hei) ung  der  Freiheit 
tx'rcits  in  Aussicht  f^estclllt  war,  so  wird  zwar  ein  Hecht  auf  Entschädigaug  nicht 
zuzugeateheu  sein.  Und  auch  aus  ökonu mischen  Billigkeitsgrunden  ist  hier 
mitiiBter  wenigstene  eine  Tolle  Entschädigung  nicht  in  Frage,  weil  bei  solcher  Sach- 
lage flcbwerlich  eine  Wertherhöhiug  am  den  ganzea  Betnif  der  kapitalisirten  Grund- 
-tencr  eingetreten  sein  wird.  Indessen  sind  das  qaaestiones  facti.  Eine  jic wisse 
Wertherböhung  dtö  steuerfreicu  Besitzes  ist  bei  längerem  Bestände  der  brciheit  und 
bei  einer  UngeviaBheit  darOber«  ob,  wann  und  wie  dieselbe  etwn  gesetzlich  beseitigt 
wird,  wahrscheinlich.  Der  jeweilige  Besitzer,  £rbc  oder  Käufer,  wird  dann  muth- 
maasslicb  b-  i  "iner  Bcstenerune:  eine  Werthvcrraindening  seines  Besitzthums  um  einen 
freilich  niclit  immer  genau  der  vollen  kapitalisirten  Grundsteuer  entsprechenden  Betrag 
eri^en;  die  Grundsteuer  viifct  roUends  hier  wie  eine  Beallast  Die  neue  Grund- 
steuer, für  die  bisher  steuerfretcn  (irundstucke  —  ein  Fall,  der  in  seinen  Wirkungen 
nebenbei  bemerkt  Qbrigens  nicht  mit  den  Wirkungen  der  allgemeinen  Kinfuhrnog 
einer  neuen  Grundsteuer  identisch  ist  —  wirkt  dann  mehr  oder  weniger  für  ihn  au 
reelle  Vermögenssteuer.  Daraus  ergeben  sich  EnrigiiBgeD,  welche  es  in  der  That 
billig  erscheinen  lassen,  eine  Entschädigung  zn  gewäliren. 

Die  Entsobädigung  wird  am  Besten  allgemein  gesetzlich 
geregelt.  Wegen  des  fehlenden  oder  zweifelhaften  Recbtsansprnchs 
aof  Entschttdignng  nnd  wegen  des  Interesses,  das  auch  der  Omnd- 
beutser  an  der  Bereinigung  solcher  immer  etwas  misslichen  Ver- 
hiltDisse  wenigstens  in  der  modernen  ,,staat8btlrgerlichett''  Steuer- 
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periode  hat,  empfiehlt  ea  sieh,  den  EiitschftdtgiiDgseoSfIficienleB  flir 
die  anfsvlegende  Grandeteiier  niohtznhocb,  nameDtliclL  etwas 
Biedriger,  als  dem  landesfiblicben  Ztnsftus  eatspricbt,  aoznsetaen, 

z.  B.  höchstCDs  mit  dem  15  — 20faclicu  zu  kapitalisiren ,  wenn 
dieser  Zinsloss  4— Procent  ist.  Dabei  wird  dann  aber  noch 
weiter  nach  den  Rechtstitel  11  zu  unterscheiden  sein:  bei 
nachweislicli  privat  rech  t liehen  Titeln  ist  eine  höhere,  h'i^ 
zü  dem  eben  genannten  Maximum,  bei  anderen  Titeln  eine 
niedrigere  als  diese  EntschUdigunj^  zu  geben. 

So  ist  (ItMin  .IUI  h  nu'.]irf.n'li  in  der  Neuzo-it  uiitur  ik-iii  ImpuU«'  Jcr  fl-isicht^spttncto 
der  „ülcichhcit"  lo  der  „ütaatübUrgerÜchcn*'  l'eriode  verfaLrua  worden:  auch  die 
Gnindifeeiierfreihetteii  «ind  geltUen,  ohne  oder  mit  geringfügiger  Entechidigung  in 
revoIatiiMUiten  oder  politiscli  wenigstens  erregteren,  mit  ^riiiserer,  aber  dooh  gewöhn- 
lich nur  pnrtirlK-r  Entsclwiflif^-iing  in  rnliij;<M>  Zriton.  lioch  auch  hier,  wie  namentlich 
in  dem  wichtigsten  neueren  Beispiele,  demjenigen  Prcnsücnü,  mit  f  crschicdeaer 
EiilscliSdigung  nadi  den  Reehlstiteln. 

Die  Vergütung  war  (Kau,  §..'{!<>  Note  a)  in  Bratins<  hw*  ia  l*^21  voUstindig,  in 
Weimar  1821  '/,,  in  Hannover  182()  in  Sachsen  l^M  ,>..  in  Mrininsren  \^4G  '/V 
Uebcr  Prcassen:  Maschcr,  ürundsteocrregelung  in  l'reusacn  auf  Grund  dos  (le- 
setzea  vom  22.  Mai  mi,  Potfldam  1S62,  S.  132  ff.,  148  ff.  (anch  Uber  Königrreicfc 
Sarhseii  daselbst  S.  154),  v.  Rrinn.-,  ]ireussischrs  Sfantsrecht,  A  U .  2.  Abtb. 
S.  6äi  tr.,  686.  Gerade  in  Preussen  lag  die  Sache  so,  wie  im  Text  angenommen:  e& 
war  wiederholt,  so  in  den  Edicten  rom  27.  October  1S10  und  7.  September  1811.  im 
Eingang  »im  (iesetz  vom  30.  Mai  1820,  in  der  Vo^fa^^uII>::  von  1850  Art  101.  im 
(Jesetz  vom  21.  Februar  l^")!»  Ii  Aufhebung  der  GruiKi?itLii(  rfreiheitcn  in  Aussicht 
gehteilt  worden.  Nach  vergeüiiclien  Vorsucben  (so  185S,  wo  die  Regierung  vorge- 
schlagen hatte,  ^/j  des  Steverbetragw,  den  die  bisber  befreiten  Gnmdatftcke  zn  tragen 
haben  worden,  mit  dem  20 fachen  Kapital  zu  verguten,  was  die  Stande  nicht  an- 
nahmen), kam  CS  zu  einer  Einigung  im  Gesetz  vom  21.  Mai  1S61.  Hiernach  erfolgte 
eine  Entschädigung  im  20  fachen  Betrage  der  mehr  za  zahlenden  Steuerranune  bei 
bisheriger  Befreiung,  bez.  BeroTxagnng  aof  Omnd  listigen  Vertrags,  spedeUen  pRvi- 
lega  oder  anderen  priratrcchtlichen  Titels,  im  l.^Vs^'* ß^trair.  wo  kein  sj».  cielh.r 
Rechtstitel  geltend  gemacht  werden  kdnnte.  -  Erfolj^t  etwa,  wie  damals  auch  in 
Preussen,  gleichzeitig  eine  allgemeine  Ncuregulirung  der  Grundsteuer  und  hierbei  eine 
allgemeine  Erhöhung  derselben,  so  ist  die  Entschldigung  für  den  bisher  stoneT' 
freien  Besitz  indessen  nur  nai  h  dem  Plus  ß-er^entiber  der  bisherigen  Gnuidstelier 
des  besteuerten  Besitzes  zu  '«-ewahren.    ,Sn  au«  )i  isOlfl".  in  Preussen.' 

Damit  ist  die  I  )ni  {  liliihrung  des  grossen  Princips  (icr  All^::c 

mcinheit  der  Besteuerung  zum  Abscbluss  gelangt  und  ein  Markstein 

in  der  Gescbicbte  der  Bestenernng  gesetzt  worden.' 

S.  Abschnitt 

Die  t<li>itilHaiiääigkeit  der  BeKteueraiig, 

{5.  176.    Vorbemerkungen  und  Literatur. 

S.  fur  die  principielle  Behandlung  und  für  die  Literatur  dieser  Frage  die  Vor- 
bemerkungen zu  diesem  ganzen  Kapitel  §.  122,  123  und  ^u  den  beiden  letzten  Aii- 
schnitten.  §.  156,  U7,  162,  sowie  oben  §.  85  ff.  Uber  den  Besteucningsgrand. 

Erst  in  der  neuesten  deutschen  Literatur  sind  die  einschlagenden  Fragen  prin- 
cipieUor  und  schärfer  behandelt  worden,  indem  man  »ie  mit  der  Lehre  f  om  Staati^ 
und  mit  der  Frage  nach  dem  tieferen  Rechtsgrund  der  ßcsteoernng  über- 
haupt in  Verbindang  gobmeht  hat  Dadurch  ist  es  nauentUch  gelongen,  die  Ai' 
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rielit«a  aber  die  Steuer  als  einer  Art  „Tsasclies'*  des  Einzelnen  gtg&ü  die  ihm 
Tom  Staate  o.  s.  w.  in  Verwaltuiigstbätigkcitei»  uiul  deren  Wirkunsjcn  zufliesseodeo 
„Genosse"  oder  auch  als  eines  einer  Assecurariipräniio  zu  vor;^leichentJon  Koston- 
bciiragä  tiir  dio  durch  eleu  Staat  g«^icherto  M5g^Uchkeit  de»  LeUeua,  Erwerbs,  Eigoa- 
thams  des  P^uizelnen  nnd  tber  me  renneintlioh  uls  allein  i^recht  m  fordernde  Vei^ 
tk  Ounir  der  Stenern  nach  dem  priratwirthscbaftlit  hen  Prin  iii  -  nr!  Leistung  und 
iiegenloistUDg"  gründlicher  zu  widerlegen  (oben  ^.  bti).  Hier  hat  besonders 
A.  Held  die  Untemchnng  zu  einem  gewissen  Absdilnss  gebracht.  S.  dessen  Ein- 
koBMUlfliier  Exp,  2  und  Literatur  nnd  Kap.  5  und  Literatur  dazo.  Neun  an  n  hat 
dann  in  seiner  gmndlefrendeu  Schrift  von  der  progressiven  Einkommensteuer  scharf 
and  in  der  Hauptsache  wohl  richtig  jedem  der  beiden  Hauptprincipien  der  Besteuerung, 
aaeh  dem  Interesse  und  nach  der  LeistongsfUiigkeit ,  die  tiehtige  Begrflndong  und 
B'-irrenzung  gegeben  und  ihre  Anerkennung  in  der  bisherigen  Praxis  der  Staats-  und 
ijommnnalbesteuerung  nachgewiesen.  Auch  hat  er  Hl  if)  richtig  gezeigt,  dass  die 
Opfertheorie  und  das  Princip  der  Leistungsfähigkeit  bich  wei^eutlich  decken  und  ««erst 
dwdi  BerQcksichtignng  der  nnfeilegten  Opfer  der  Mnassstab  der  Leistongsf&higkeit 
b.Ätimmte  Gestalt  erhält  und  filr  da^  Stcuen^'csen  brauchbar  wird".  (S.  progressive 
Emkommeosteuer.  besondere  Kap.  2  und  ä,  auch  4,  mit  den  literarischen  Noten  im 
Anhang."^  In  seinen  neueren  Arbeiten  hat  Neumann  Manches  auch  für  die  hier  m 
behandelnde  l-rago  er^än/t.  namentlich  in  dem  Aufsatz  üImt  die  Steuer  nach  der 
Steuerfahij^keit  in  Conrad  s  Jahrbüchern  (ISSO\  auch  die  Fragen  wohl  in  den  Arbeiten 
aber  den  Preis  berührt.  Die  oben  genannte  Schrift  von  Koben  Meyer  (Prin- 
dpieo.  m,  Kap.  4)  ist  die  nrnfkssendsto  Belundlung  des  Gegeostnads. 

I)or  principieile  Gegens;itz  der  Ansichten  zeigt  sich  namentlich  in  der  Aüfiassung 
'•inreiner  Anhänger  der  deutscli  n  Frcihandelsschulo  und  der  neueren  social- 
poiitiscben  Bichtung  der  Nationalökonomie.  S.  die  Congrossrerhandlungen,  beson- 
dan  aber  GonuBanalsieiieni,  in  Hamborg  1867  (feUttwirthschafUieher  Gongrett),  in 
Berlin  1877  (Yerein  für  Socia]iio]itik\  Durch  die  Erörterung  des  Commuualsteucr- 
vesens,  das  hier  wie  sunst  in  der  früheren  deutschen  Literatur  hei  solchen  l^rincipicn- 
fn^en  der  allgemeinen  Steucrlchre  kaum  berührt  worden  war,  sind  manche  ueuc 
Gesichtspunctc  auch  für  die  Fragen  des  folgenden  Abschnitts  gewonnen  worden.  Ich 
bin  mehrfach,  besonders  in  den  §.  17'.*.  1*^1  1S2,  186,  zum  Theil  wörtlich,  meinem 
Referat  über  die  Coromun&lsteuerfrage  (Leip^llg  187$,  in  der  selbständigen  Aasgabe) 
gefolgt,  da  ich  irgend  iresentliche  Aendcrungcn  nicht  für  geboten  hielt 

Die  Behandlung  in  den  älteren  LehrbOcbem  und  Systemen  genügt  sachlich  und 
formell  und  namentlich  nach  der  Motiv  irnng  nicht  mehr,  au(h  bei  Kau  nicht,  dej* 
aber  innerhalb  des  Kähmens  der  rein  finanziellen  Besteuerung  das  Kichtigc  getroffen 
hü  und  beeenders  die  Oemuetbeorio  schon  abweist  8.  die  literariBcbe  Debenicbt 
und  Kritik  bei  Held,  Einkommensteuer,  S.  121 — L'i5,  Robert  Meyer,  Abschnitt  I, 
Kau  L  §.  25I--25L  Jacob  Jj.  m,  ?.  Malchus  L  §  34,  Murhard.  Besfeucning 
S.  87  ff.,  Uuipfeubach,  1.  A.  l,  §.  47,  52  0*.  (sehr  einseitig  gegen  Progresiiion), 
1.  A.,  §.  80  ff.,  V.  Hock,  Öffentliche  Abgnben,  §.  5^5,  13«  14  (immer  benchtens- 
Verth).  Pfeiffer  IL  16—55,  Maurus,  Besteucmnir,  Kap.  8  passim.  Stein  4.  A.  L  II  I  ir., 
447  ff.,  481  ff.  passim,  5.  A.  II,  1,  429  ff.,  I,  148  it.,  SchÄffle,  Steuerpolitik  in  den 
v^rondlegenden  Erörterungen''  paasim,  Helfe  rieh,  allgemeine  Steucrlehrc.  §.  7 
(Schönberg's  Handbuch),  Roscher  Fin.  §.  45  ff.,  Vockc,  AbKnl>en,  passim,  bcson- 
^'■n  S.  462  ff.  (Merkmale  der  Leistungsflihigkcit  bei  der  Einkomniensteuer).  G.  Cohn 
lin.  2.  B,,  1.  Kap.,  nach  1.  B.,  3.  ICap.  —  Der  oben  S.  374  genannte  Aufsatz  von 
Lehr,  »neb  von  r.  Scheel  (TQbinger  Zeiischrift  B.  31).  Üeber  8ax  s.  eben  S.  26 
Bid  29G.  Ueber  die  prindpielle  Differenz  zwischen  mir  und  Cohn,  G.  Mcycr 
Q.  ».  m.  §.  157.  —  In  der  auswärtigen,  besonders  der  en  irlischen,  selbst  der 
ffHuzösischen  Literatur  werden  diese  Fragen  noch  nicht  so  durchdringend  behandelt 
als  in  der  dentscben.  9.  Pariea,  f»p.  h  cb.  4,  Garnier,  Fin.  cb.  7  §.  2,  eh.  13 
§•  L  Leroy-Be.anlien  I,  li?re  2,  ch.  2.  A.  Smitli  in  der  ersten  SteiieiTegel 
«.oben  S.  292,  Mill.  Ii.  5.  Kap.  2.  §.  2— ä.  —  Co^sa.  Fiii.  p.  :)■{  II. 
1  Sachlich  stimme  ich  in  Bezug  aut  die  Begrüudun^^  der  Steuer  mit  Held,  lu 

Bezug  auf  die  Tertboilung  derselben  mit  Nenmnan  grosse nthcils  ubcreiu.    Aber  in 
der  Motivirung  weiclie  ich  auch  von  letzterem  mehrt'ai  Ii  ab.    Die  Entscheidnnjr 
I   iviscben  den  zwei  Steneiprincipien  moss  einmal  wohl  in  Zusammenhang  mit  der 
Cuoeo  historischen  EntwioUanf  der  Qemefnwiilbsehnft  gebiBdit  werden  (».  unten 
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!''*0>  und  die  Entscheidung  über  di.  Art  der  Durchführung  des  rrinoipb  i  r 
LoiütQJigsf&higkeit,  daher  über  ProporüonalitM  und  Progressivit&t  des  Stcaeifos^es 
o.  s.  V.  hingt  m.  E.  wieder  ottg  /.asainmefi  mit  der  ganzan  priiici|rfeUeB  Anflu—ay 
der  Vulkswirtbscbaft  und  des  privat w irtliscimftlichen  SyiteiBt  und  adnerSechtsordDoog« 
Hier  wie  ancJi  zur  tieferen  Begründung  der  Besteaerung  selbst  —  eine  mit  der  Frage 
dot  Gleichinäasigkeit  sehr  eng  conuexe  Frage  —  ist  e«  m.  £.  wieder  unrermeidUcb, 
anf  die  allgemetoen  Pngea  der  Organ iiatf ob  der  YolkswiftltMliaft  smUckzugeho». 
Ich  beziehe  inirh  dalur  liierfUr  iiamentlii  li  wiedt-r  auf  meine  Grundleffuriir.  be-^onders 
Kap.  S  voll  Her  ( Jrjjanisatiun  der  VolLswirthscliaft  umi  daselbst  §.  151  tl'.  über  di- 
Zwaiigügcuii-iiiwirthichaftuu,  wü  iu  §.  löb  auch  schon  die  Kulgcruiigcu  fUr  diö  Steuti- 
priocipien  gezogen  worden. 

Ein  l'urnt  der  im  Folgenden  erörterten  Tragen,  iieiiilich  die  etraig^c  Verj!;- 
geuoineruiig  deä  Ucbuiireuprincips  auch  für  die  eigentliche  Besteuerung,  ist  schon  ia 
enten  Baode  behandelt  worden.  Die  PordeniBg  waide  dort  (Fin.  L,  3.  A.,  §.  209) 
abgewieaen.  fi.  aneh  oben  §.  85—87.  Dtian  ist  hier  jettt  weiter  ansoknlpfen. 

I.  —  §.  177.  Das  Problem.  Auch  der  Grundsatz  der  All- 
gemeinheit wird  hier  fttr  die  gegenwärtige  Entwickliingsperiodc 
unserer  Culturvoiker,  Uir  die  staatsbürgerliche''  erörtert,  aber 
wiedernni  unter  Mitberticksichtigang  des  socialpuliti.schen  Ötand- 
ponctes  für  eine  beginnende  „sociale^'  Steaerepocbe. 

Die  Gleicbmässigkeit  der  Besteaerung  im  Sinne  einer  gleicb- 
mässigen  Vertheilang  der  Steoerlast  unter  den  eins  einen  Stever* 
Pflichtigen  ist  ein  Axiom  unserer  Zeit  und  folgt  als  Reehtsgmndsati 
ans  dem  Prinoip  der  staatsbUrgerliehen  Freiheit  nnd  Gleiehheit  der 
Staatsangehörigen  und,  was  Fremde  anlangt,  ans  der  TOIkerrecfat- 
lich  ttblioh  gewordenen  Gleiebstellnn^  derselben  mit  den  Eid- 
heimischen.  Für  die  [)i  actis  che  KStcucrituliti  k  liis-st  sich  die 
gleichmässige  Hcöteueruiig  aber  wieder  nur  als  ideales  Ziel 
hinstellen,  dem  miin  sich  Hoviei  als  mo-^lich  nähern  soll,  das  man 
aber  wegen  der  practischen  Schwierigkeiten  niemals  vollständigi 
meistens  selbst  nur  sehr  ungenügend  erreichen  kann. 

Mit  der  blossen  Aufstellung  des  theoretischen  Principe  und 
practisdien  Postniats  der  Gleichmttssigkeit  ist  aber  snntcbst  wieder 
noch  nidht  viel  gewonnen.  Denn  die  weitere  Frage  hratet  sofort: 
was  ist  oder  worin  besteht  diese  „GleichmSssigkeit*' ?  Darasf 
Ittsst  sich  keine  ganz  einfache  Antwort  geben.  Die  Beantwortong 
selbst  bietet  auch  für  die  Theorie  erhebliche  Schwierigkeiten. 

Eä  ist  unrermeidlich,  die  ganze  Fitigc  tiefer  zu  urfaiiiian,  indem  sie  in  VeT« 
bindnng  mit  anderen  Fragen  der  wirthschaftlichen  Kechtsordnung^  und  des  Wesew 
der  Besteuerung  Uberhaupt  gebracht  wird.  Die  TeitcUedenen  Steocrprincipieo.  doicli 
welche  man  die  Gbnchmiissigkcit  hat  vQrwirkliclien  wollen,  sind,  richtig:  aafgefiäsf. 
Gonsoquettzeu  bestimmter  Tbcoricen  von  Yolkswirthscbaft,  Staat  und  Steuer  aberbaopt 
Man  kann  ddi  Uber  tAe  nicht  einigen,  well  nun  In  dienen  Theoiieen  anselnaader 
geht.  Nothwendig  i^t  ea  ferner  wieder,  die  Wahl  der  beiden  haopts&chlicb  in  Be- 
tracht kommenden  Principien.  die  Besteneninpr  nach  dem  Interesse  nnd  nach  der 
Loistungsfähigkeit,  nicht  nur  rationell  zu  erörtern«  sondern  in  historische  Ver- 
bindung mit  der  Entwicklung  den  Genelnweteiis  und  der  Yolkswirthncliaft  n  bong*«; 
ferner  bei  der  Anwendung  def»  zweiten  Prindpa  den  rein  fiaanzielien,  und  im 
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>ocial politischen  Stinäpiuiet  zu  vntencliaiden.  Sonst  fcs&tt  man  sieht  zur  Klai^ 
Jkeit  fconniflii. 

IL  —  §.  178.   Principien  and  Theo rieen  fttr  die  Ver- 
wirkliehnng  der  Gleiebmässigkeit  der  Bestenernng. 
Zur  Löenng  dieses  Problems  nnd  damit  der  gleiebmSssIgen 

VertheiluTipr  der  Steuerlast  hat  man  zwei  Principien  auf- 
gestellt, weklic  mit  zwei  alldem  einen  Theo  rieen  der  Be- 
steuerung io  V  erbindung  stehen  und  durch  dieselben  ihre  Be- 
grttndnn^  und  zugleich  ihr  Mfinss  linden  (s.  §.  8(j). 

A.  Einmal  das  Princip  der  Besteuerung  „nach  dem  iuter- 
esse'S  nU^<^b  dem  Vortbeil^S  oder  ,,nacb  Leistung  und 
Gegenleistung 'S  welches  man  wegen  der  Herüberaabme  dieses 
baiiptaächUeheD  Grandsatees  des  privatwirthsehalWcheo  Verkehrs- 
Systems  aqch  das  „priratwirthsehaftHebe"  BestenernDgs- 
priocip  nennen  kann.  Hier  hält  man  sich  an  die  Beziehnngen 
Ewfseben  dem  Besteuerten  nnd  dem  stenereropfangenden  Staate 
(hez,  der  betreffeudeii  Zwangsgemeiuwirthschalt  iibeiliaupt)  und 
sncbt  die  Hestenenmg  so  zu  vertbeilen,  dast»  die  Leistung  der 
SteucrzahluDg  sich  in  ihrer  Höbe  bemisst,  d.  b.  nicht  sowohl  gleich 
an  Werth  —  was  unmi^glich ,  jedenfalls  unberechenbar  wäre  — 
aber  proportional  ist:  entweder  dem  Gegen werth,  den  der 
Besteuerte  in  den.  öffentlieben  Leistungen  des  Staats  n.  s.  w.  ge- 
niesst,  ^  sogenanntes  „Gennssprineip'S  „Gennsstbeorie^^ 
—  oder  dem  Kostenaufwand  des  Staats  n.  s.  w.,  den  dieser 
mm  Scbntx  Yon  Person  nnd  Eigenthnm  des  Besteoerten,  zor  Förder- 
ung des  Wohles  desselben  n.  s.  w.  in  seinen  Offenilieben  Leistungen 
macht,  indem  er  so  dem  Besteuerten  den  „Genuss  von  Leben  und 
Ligenthum"  sichert  —  sogenanntes  „ Assecu ranzprincip^S 
„Asseeu  ra  nztheorie". 

Beide  Principien  sind  rurwandt,  die  Grondanschaauiigcn ,  aof  welchen  sie  be- 
nhen  und  durch  wctehe  sie  begründet  wsfdsii,  hliiKen  zassmmen,  »her  beide  und 

«iicse  Ansch&unngen  sind  doch  incder  etwas  zu  outcrschcidon,  was  von  ihren  Ter- 
u>.icm  and  ?ou  ihren  Kritikern,  aach  ?on  mir  in  der  1.  Aufl.  §.  418,  nicht  immer 
genogend  geschehen  ist   (S.  aach  oben  8.  217). 

Oes  prifatwirthschAfdlehe  Beaienefnngsprincip  als  ein  Prindp  für  die  Ver- 
th riluntr  der  Steuerlast  h'uwit  in  Ijoidon  Fallen,  als  „Genussprinrip"  wie  als  „Assc- 
tujan/princip",  mit  der  oben  in  {5.  >t>  Ijereits  besprochenen  und  dort  abjfewicsenen 
Theorie  der  „BcgrQndnng"  der  Besteuerung  and  des  Beste ueranfs^srechc»  auf  die 
fOB  Staat  n.  s.  w.  gewährten  VortheUe.  Genosse,  Scliutz  ztJ^  LI  l  n  n.  Die  Gruud- 
jTt?rhanung,  auf  »  ulcher  diese  Theorie  wnd  jenes  rrincip  beruhen,  ist  dieselbe,  beide 
ktuere  sind  aber  nicht  identisch,  sondern  uor  Folgerungen  aus  einem  gemeiosamen 
tiknteii  GedaBhea  tta  die  beiden  hier  tu  untonehcidaideii  Seitoi  des  Beateoeruuga- 
Problems,  die  ,3cgrQDdung"  der  Besteuerung  und  die  „YertheUang'*  der  Steoeriast 
Kur. diese  Vcrtheilnng:  steht  hier  jetzt  zur  Fra^e. 

Wird  das  pnvatwirthschaftJiche  Besteueraugspriocip  als  „Oeuussjpnncip" 
dvebfefthrt,  10  winde  die  Steuer  hier  tJJgemeln  etwas  der  „Qebfihr*'  Aehalicbeii 
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(nicht  darchaas  Gleiches);  insofern  läge  dann  hier  eine  Art  V rall ffcmrineruDc 
des  GobUhrenprincips  ?or.  Wird  jenes  Princip  als  „Assecu ranzpri ncip"  dard- 
gefttlnt,  10  «ntfiele  zwar  die  Aeluuichkeit  der  Steuer  mit  der  Oebttlir  anch  hi^  nicht, 
aber  sie  läjro  in  denn  afKleri-n  Moment  der  Hcljühr  (g.  IT,  Nr.  flort  auf  der  S-ite 
des  Wc  rthmomciitü  in  der  „(Jcbuhr",  hier  auf  derjenijren  des  K  o  s  t  enmomeDfA 
Daher  dort  Streben  nach  der  Proportionalität  von  Steuer  und  in  öllcntlicben  Leistnni:« 
empfnn^enom  \\  >-rth;  Memtcb  deijcDigan  von  Steuer  und  durch  öffentliche  Leistuoga 
für  d<Mi  V.in/.'Ancn  gctraf^encm  Kostenaufwand.  Bei  der  Vorwirklichanir  des  priv  ,t 
wirthscbaftlichcn  Priocips  inUsste  loao  xwar  ziemlich  zu  dcmsolbea  Vertheiliu^siDodai 
koniD«!  (s.  unten  $.  181),  aber  dfe  MotlTirnac  flir  die  Wahl  Aimt  Mom  vfn 
nicht  i^anz  dieselbe.  Ich  glaube  hiermit  die  Alunlimnf  der  1.  Aufl.,  §.  4iS  nickt 
eigentlich  berirlifiß;t,  aber  verbessert  zu  haben. 

Mit  dem  tioouss-  wie  Assecuranzpriocip  opchren  für  Begründung  und  fOr  Ver- 
Ihellang  der  Bestenemng,  oline  letiteret  iuiier  in  nntenelieiden,  riefe  firftbere  Katiooal- 
rikoiiomen,  Kochtsphilosophen .  Politiker,  Finanzpractiker.  So  findet  sich  diese  Anf- 
iaASong  im  All«r'^inrin»"'n  in  der  Sm  itli'schen  Schnle  nnd  bei  den  ihr  nahe  stehcnd-ai 
Ilecbtsphiioäophen  und  Pulitikeru,  auch  bei  A.  Smith  selbst  in  seiner  er^tee  Steoet- 
regel  venigstens  inplieile:  Stenern  in  propertien  of  tbe  reve&ne.  wbicli  they  (tke 
sn^jeet«?)  cnjoy  undrr  tho  protection  of  tho  stato.  Fcrnor  z.  B.  auch  «;chon  in 
Montesquieu 's  Auffassung  im  Gnmde  der  nomliche  Gedanl^e,  esprit  dm  lois.  Ur. 
XIII,  ch.  1:  Ics  revenus  de  letat  sont  nne  portion  que  chajoe  citoyen  donne  pon? 
avoir  la  sftreti^  de  l'autre,  ou  ponr  en  jonir  agr6ab]ement.  Jacob  (Fio.  I,  §.  i^Vi 
jeder  tnfi^-^  m'^Kliehst  nach  dem  Maa.<!sc  mit  Abgraben  belept  werden,  als  er  an  dem 
Gemeinwohl,  das  der  Staat  dadurch  hervorbringt^  Theü  nimmt,  d.  i.  nach  dem  iAii^ 
«einer  ITrtfto  mid  Guter,  welebe  den  Scbntf  nnd  die  woblthldgen  EinriditnnKai  d« 
St.vits  gcniessen.  Krehl,  Steuersystem  §.18.  Kröncke,  Grundsätze  S.  4.  r.  Krcnaer 
I.  70,  Lötz,  Handbuch  III,  §.  131,  v.  R ofteck.  Staatsrecht  der  constitutionellen 
Monarchie  II,  324,  ders.,  ökonomische  Politik  S.  287.  Garnier,  Fin.  p.  16:  Uniei- 
Scheidung  zvisoben  der  viiUicben  Steuer  und  der  „rationellen**,  wie  ufa  bettiade. 
wenn  dif  Staatsthäti^keit  rithti^r  rcducirt  w?lre;  liier  würde  die  Steuer  sein:  le  prit 
des  serviees  rendtif.  besonders  le  prix  du  servire  de  securite  ou  la  prime  d  aasanuic 
payco  pour  la  garantic  de  la  securite.  Ebeubo  die  dort  ciürten  französischen  Aotorcs 
Du  Puynodc,  de  Girardin*  S.  die  Zaeanmenstellung  weiterer  Auffassungen  d<;r 

-  seihst  und  der  l'nrderuniren  in  Bezng-  nuf  Gleich mässifkeit  bei  Held.  Ein- 
kumuieustcucr  S.  4U  tf.,  121  ff.  Neumaon  in  Conrads  Jahrbtlchom  N.  F.  l.  oUi 
Kob.  Meyer  im  1.  Abschnitt. 

Ge-ren  diese  Ansirhten  n.  A.  SebOn,  Grundsätze  S.  61  ff.  (mit  weiteren  U'x- 
raturaniraben),  Zachariä  K.  S.,  Staatswissenschaft  S.  411,  auch  Mill  B.  5,  Kap.  i. 
§.2,  Parieu  I,  22.  Dann  besonders  Kau  I,  §.  2&2  und  die  von  mir  scboa  im 
Graten  Bande«  tveite  Auf  Uwe,  8.  Note  7  genannten  SdirifbteDer,  Dmpfenbaek, 
Schmoller.  Schäfflo,  Laspeyres,  Walcker,  auch  Pfeiffer  und  Berjfias; 
Ifcid.  und  jetzt  namentlich  Neu  mann,  Qborhaopt  die  Nottoron  melsteos  (a.  Nea- 
iiianii  'ä  und  K.  Meyers  Arbeiten). 

Die  radicalen  Smithianer  nnd  BastiBtianer  der  Deutacbon  Ffeibanddnobule  babei 
zwar  manchmal  noch  di.-se  ältere  Anffa«Änn^  in  Bezug:  nnf  Beeründunp  und  Ver- 
tbeiluu^  der  Steuer  vertreten;  aber  weuigi>tens  in  Betretl  der  Staats besteueruog  aocli 
ne  nicht  mehr  durchaus.  Auf  dem  Gongress  in  Hamburg  1867  hatte  K.  Braun  eine 
riieäc  voTgeechlagen ,  die  aber  nicht  angenommen  wurde:  bei  der  Aufbringung  des 
für  dcu  Staat  notlr,\  fiuen  Mittel  müsse  die  l.ei-^tnnL'-fJthi'j-keit,  bei  der  Beschaffbne 
der  für  Gemuindezweclic  crlbrdcrtichou  das  Verhältnis:)  zviscben  Leistoog  und  Gegec* 
leiatung  maassgebend  aein. 

B.  Das  «weite  Princip  ist  die  gletebniMesige  BestenernDg 

nach  dem  Verliiiltni!?ö  der  wirthscbaftlichcn  Lcistungs- 
tahip:keit  der  Hcstcnerten,  eine  gewisse  Steuer  zu  tragen,  oder 
nach  ilirer  sogenannten  Stenerfähigivcit(Bcitrairst  ähigkeit, 
Ii  au).  Die  Regrti  n  d  u  n  g  hierfltr  liegt  in  denselben  Erw<ignnfron, 
durch  weiche  die  Besteueraog  als  solche  gemäss  den  früheren  iiJ 
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irägtingeD  (§,  8d)  ihre  Begrttodang  findet:  nemlicb  in  der  NaUr 
des  Staats  und  der  ttbrigen  Zwangsgemeinwirthschaften  und  in  dem 
Verhftltniss  der  Besteuerten  zu  diesen  Körpern.  Daraos  ergiebt 
sich  die  Besteoening  an  sieb,  nicht  als  eine  speeielle  Gegenleistung 

\Mt  Genösse  oder  Vortbeile  in  der  Staatsverbindang  and  die  Ver- 
theiliiüg  der  Hcstenemng,  nicbt,  wie  nach  dem  ersten  Princip,  nach 
dem  Maassstabe  dieser  Genüsse  oder  Vnrtht'iie,  sondern  die  Be- 
steuerung nn  sieh  erscheint  als  eine  nothwendige  Pflicht  des 
Glieds,  zu  der  EriUliung  der  Existenz-  und  Gedeihensbedingungen 
des  G  anzen,  dem  es  angehört,  und  dadurch  implicite  seiner  selbst, 
beizutragen;  und  wiederum  der  Maassstab  der  Steververtheilung 
wird  in  der  wirthsehaltliehen  Leistungsfähigkeit  jedes  Steuerpflieh» 
tigen  als  Glieds  der  Gemeinsebaft  gefunden,  weil  so,  Toranssettungs- 
weise,  alle  Glieder  fttr  den  gemeinsamen  Zweck,  dem  Wesen  dieser 
Gemeinschaft  entsprechend,  gleicbmässig  belastet  werden,  d.  h. 
i; !  e  i  c  h  e  v  e  i  h  a  U u  i  s  s  m  ii  s  s  i  ge  „ 0  p f  e  r"  an  vvirthschaftlichen 
Gütern  tragen.  Man  kann  das  zweite  Princip  mit  Rücksicht  bieraut 
das  gemeinwirthschaftliche  (staatswirtlischattlichc) 
8teuerprincip  nennen,  nnd  spricht,  mit  Rücksicht  aut  das  angeführte 
Moment,  auch  von  einem  „  Opfer  princip oder  einer  „Opfer- 
theorie^^  Die  Aufgabe  besteht  alsdann  darin,  die  verbältniss- 
mäsaigen  Opfery  welche  in  der  Steuertragung  für  die  Besteuerten 
li^n,  ittr  die  Einzelnen  festzustellen  und  zu  messen  und  nach 
diesem  Ifaassstabe  die  Besteuerung  zu  yertheilen. 

Ich  bdM  hier  gegen  die  erste  Anfltfe  (S.  337)  in  der  Faesiuig  und  damit 

Wenig^rs  auch  in  der  Sache  Acndcrnnpron  rorgcnnmmcn.  Vgl.  TColiort  Mey  r 
Fniicipien,  §.  50.  —  Achnlicb  aber  doch  schon,  wenn  auch  in  anderer  Forttiuliruug 
ond  gleich  mit  einem  specicllen  Schluss  in  Betreff*  der'Art,  wie  die  Leistungsfähigkeit 
bemeseeu  werden  soll.  Kau  I.  §.  253,  254.  Er  bezeichii>;t  <lic  Abstufung  der  Steuer 
nach  den  VermÖgensumstÄnden  der  Staatsbnr^'er  als  die  gleichförmigste  im  1  ir.T -i  htestc 
Belaütung.  Die  „in  dem  VcrmOgcnszostaudo  einer  Perion  b^rUndetc  Möglichkeit, 
ebne  ITncbtheil  far  die  Befirledigung  der  dringendsten  BedOrfnisse  Stenern  zn  geben*% 
nennt  er  StcuerfShigkcit  oder  Beitragsfähigkoit.  —  Schon  früher  ist  das  Princip 
lier  Leistongsfühigkeit  mehr  oder  weniger  Ihr  nnd  srhaif  vr-rtref*  n  worden.  Siehe 
daniber  nameatlich  die  Nachweisungco  bis  zu  den  Alten  \,Plato,  Domosthcocü,  Xeuo- 
plion,  AiMotelM,  griechitclie  Praxis)  znrOelr  in  Nenmano's  genanntem  Anfintz 
^CViuad's  Jahrbndicr,  X.  F.  1.  l^vo,  S.  52(»  ff  ).  Im  Beginn  der  neueren  Zeit.  z.  B. 
^<  hon  im  16.  Jahrhundert,  Bodinus,  de  republica  p.  ;»74:  pro  singulorum  facultatibus ; 
später  Bcsold,  de  acrario  p.  lo  ;  besonders  Box  hörn,  iustit.  pol.  lib.  I  r..  10  §.  IS 
N.  IX:  in  tribntiB  aeqnalitatis  maxima  babenda  ratio,  qnae  in  eo  potissimum  reraatnr, 
ut  par  sit  ronim  ntio.  ar  paria  hic  oncri  sontiirif,  [tinnim  in  divcrsis  rcbu«  posifar 
8itae<LUc  sunt  opcs;  Klock  u.  a.  m.  (Naumann  S.  54S  £).  Weiter  zahlreiche 
staataWiaseflscIiaftliche,  cameralistische,  philosophische  Antoren  des  IS.  nnd  19.  Jahr- 
bunderts,  wobei  aber  Öfter  die  bedingte  Berechtigung  des  ersten  Princips  daneben 
aDfrkannt  wird  (Neamann  S.  .ll'R  fT.).  In  Verbindung  mit  der  organischen  Staats- 
aulfassuog  ist  dann  in  der  neuesten  Zeit  die  Boatcuerong  „nach  der  I.eibtuugärähig- 
keiir*  als  leitendes  Hauptprincip  der  Beatenerongt  nnd  Kwar  der  Staats*  nnd 
der  GoaninnnalbeBCeiiemng  in  Theorie  nnd  Praxis  m  fast  aDgemeiner  Aanalme  ge- 
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langt,  doch  nicht  als  einziges,  indem  riclmehr  gerade  ueuordiogs  irioder  mit  Re:!i' 
wie  dem  Gebllhroowcson,  so  einer  diesem  etwas  verwandten  Bestouorang  «.nach  Leistuns 
und  Gcfenldfltong**  eine  gevtose  Berschtigang  xooikaiiiit  nad  ihre  AavendiiBf  in 
gewissem  Umfang  rorlangt  wird.  Dm  Bnplraralwit  ob  die  Kllmoi^  du  PnÜtai 

Mt  sich  N e u  ni  r\  n  n  erworben. 

Nicht  in  gwu  gleicher  Weise  wird  das  ,.0p f erprincip"  mit  der  Bcsteue:üüi 
nach  der  LcJstnogsflUiigkdt  in  Verbiudimg  gebracht  «ad  noch  weniger  in  Ueberdn* 
btimmnnp  sind  die  Folgerunpen.  zw  denen  die  Vertreter  des  Opforprincips  gclaDfct: 
die  Eineu.  wie  iiau,  Umpfenbach  und  viele  Andere,  leiten  aas  dem  Opfcrprincip 
gerade  die  proportionale,  die  Anderen,  richtiger,  wie  Neumann,  ich,  gerade  die 
progressive  (Einkommen-^  Besteuerung  ab,  und  zwar  auclj  wir  Letzttireo,  indett 
wir  die  verh&ltni  ss  niä^sige  ..Gleichheit  der  Opfer  '  als  Ziel  hinstellen.  Vgl  ron 
Neueren  Hill  a.  a.  0.  2,  S,  Umpfenbach,  1.  A.  I,  105:  j^er  Staatsangeh&iig« 
sei  mit  gleicher  Schwer»  n  treffen.  Jedem  ^n  solcbeB  Opfer  anfiEoeriefen,  da» 
Keiner  eine  stärkere  Boschwerde  empBndo  als  der  andere,  Raa  kommt  in  §.  25'^ 
mit  sich  selbst  in  Widerspruch  (s.  unt^n  §.  ff.).  Anders  Nenmann,  progressiro 
btouer.  S.  61  ff-,  der  aua  der  Opfertheohc  die  Progression  o.  s.  w^.  richtig  ableitet 

Wer  die  progreadve  Besteaerong  nbielint,  moaite  folgerichtifr  des  „Opferprindp" 
selbst  nicht  .ilt>  correctc  Fassung  des  Gedankens  der  ..Besteuerung  nach  d-  r  Leistongv 
fähipkcit*'  anerkennen.  Gegen  die  Oiifertliiorie  Held,  Einkommensteuer  S.  112,130, 
der  mit  Hecht  bestreitet,  dasa  sich  aub  dcr»elben  die  I'roportionalität  der  Stco^ 
ableiten  lasse.  Anoh  Leroy-Bennllnn  1.  Ut.  2,  ob.  3  weist  die  Theorie  ab,  «b| 
die  ProgtssiirsleQer  ahwdsea  za  könaea. 

III.  —  §.  179.  Beurtheilüiig  dieser  Theorieen  udJ 
Principien  and  Wahl  zwischeo  letztcreD. 

Ftir  dio  Kritik  ist  es  wesentlich  zu  beai  hten,  wie  schon  oben  (§.  So,  ^tV  be- 
merkt wurde,  dass  hier  theih  rechtsphilosophische  Begründungen  der  Bestenenuif 
and  Steuerpflicht  Oberhaupt,  theils  Mtassstibe  für  die  Vertheilung  der  Steoeriaa 
aufgestellt  werden.  Die  Gcnussthoorie  and  die  Opfertheorie  sind  in  dieser  ffisdncH 
nicht  genaue  Correlate.  Üie  erstere  will  znnSrhst  eine  Begrtlndnng  der  Rc*?tcaenini. 
dann  auch,  freilich  in  Zusammenhang  damit  und  in  üonseqaenz  davon,  ein  Blaasäaut» 
Pu  die  Verwidcliebaof  der  Oleichmlssigkeit  sela,  die  aweite  aar  letzteres.  Als  Corre- 
late erscheinen  day^egen  das  privatwirthschafUiche  Stenerprincip  „nach  dem  Interesse' 
und  das  gemeinwirfhsehaftlichc  ,.narh  der  Leistungsfähipkeit".  die  beide  zag-leici 
Prinripicu  für  die  Begründung  —  „Du  trollst  steuern,  weil  Du  Iutere»äcu  durch  d^o 
Staat  u.  8.  w.  befHedät  eihlltsf*  and  ..Du  sollst  steawa,  weil  Du  als  Glied  der  Ge- 
üieinschaft  zum  Kostenbcitrag  leistungsfähig  bist"  —  und  für  die  Veithciluni:  <1« 
Besteuerung  —  ,.Du  soUät  nach  Verhältniss  oder  Maassgabe  Deiner  durch  den  Stut 
befriedigten  Interessen  steuern"  und  „Du  sollst  nach  Verhältniss  Deiner  Kostenbcitn^ 
Fähigkeit  steuern"  —  sind. 

Uci)er  die  BogrQndung  der  Re>tenertir.g  und  dio  correlative  Steuerpflicbt  il  " 
iiinzelnen  ist  bereits  in  §.  S5,  bt)  gehandelt,  dort  die  weitere  Erörterung  darui>er  atx; 
oberhaapt  als  nicht  eigentlich  aar  Gompetenz  der  Fiaaaiwisseasehaft  gdidiif; 
bezeichnet  worden  (S.  21())-  darüber  in  der  ersten  Auflage  §.  419).  Vgl.  auch 
iK  '  b  Fleld,  Eiakonunensteaer,  Kap.  2  and  Neamann,  prognssire  Bnkomaeniawwt 
kap.  2. 

Im  Polgeaden  handelt  es  ttch  daher  aar  am  die  Beertheilaag  der  geaanotea 

Th'M  ri,-(,-n  und  Princii  i n  und  um  die  Wahl  zwischen  ihnen  in  der  Trage  der  Ver- 
theilung der  Besteuerung.  Der  Zuaam  men  bang  auch  dieser  Frage  mit  degeoigw 
nach  der  Begründung  dur  Bcötuuurung  daif  auch  fiir  die  folgenden  Erörtenagei^ 
indessen  aicht  Teiigessen  werden. 

Die  Besteuerung  kann  nach  den  Gesichtspuncten  der  Gennss- 
uud  Asseciiranztbf orie  oder  des  Princips  von  Leistung:  und  Gegen 
leistung  nach  dem  Früheren  ($.  85,  86)  nicht  begründet  wertleo: 
sie  kaon  aber  daoacb|  im  AllgemeineD  wenigstensi  aacb  nicht 
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vertiieilt  werden.  Auch  hier  folgt  vielmehr  ans  dem  Wesen  des 
Staate,  der  Gommane  n.  b.  w.  als  Z  wan gs ge m  e i  n  w  i  r  t b  s eh  a  f t  e  n 
und  aas  der  Beschaffenheit  der  meiBfien  und  wichtigsten,  namentlich 
der.  eigentlich  typischen  Öffentlichen  Leistnn^n  dieser  Körper, 
das»  eine  allgemeine  Vertheilung  der  Beste ueiung  nach  dem 
individucilcD  Gennss  oder  Interesse  eben«o  principiell  falsch 
alH  prae tisch  undurchführbar  wäre. 

Kann  und  niuss  man  auch  in  ökononiischiT  und  hiiÄDzieller  Hinsicht  vt-rlaugen, 
lijisi:»  2Vi9clicii  der  Summe  der  Bcäteucruug  deü  ganzen  Volk»  uud  der  Summe  der 
Offearlicbea  Leittnngcn  eine  mOgliehat  ricbtifo  WertboorrespondeiUE  beatohe  —  ein  iu 
:i.>.:'reü  Staaten  besonders  durch  die  constituüonelle  Pudg^etwirthschaft  zu  lösendes 
i*roblem  — ,  so  ist  ein  solches  Postulat  in  Bezug  auf  die  gcsammtc  T^esfeurning 
srlüechterdings  falsch  und  ohnehin  undurchführbar  für  das  Verhkltuiss  zwischen 
•icn  AfoilUciien  Leistungen,  an  denen  der  Einzelne  genie^send  theilnimmt,  und  der 
Bt:*ti"Ti'^rung-  desselben  Einzelnen.  Vielmehr  mar ht  es  der  tief  begründete  „com- 
oianistische"  Oharacter  des  Staats  und  der  Selbstrerwaltangskdrper  noth wendig, 
▼OB  einer  soleben  Bpeclellen  Verrechnung  zwlBchen  der  Flnanzvlrthschaft  und 
dem  Einzelnen  weni;p>tcns  in  der  groaien  Mehrzahl  der  Fälle,  bei  den  eigentlich 
typischen  öffentlichen  Leistongen,  grondsatzlich  und  auch  practisch  meist  ganz  ali- 
i&oäehen.  In  den  Zwangsgemeinscbaftea  wird  nach  ihrem  Wesen  mit  den  Mitteln 
Aller,  ait  reroiDten  Krinen  für  die  Zvecfce  Aller,  des  Ganzen  und  der  Einzelnen  ab 
seiner  Glieder,  j?- wirthsdiaftet ,  worden  ..riffeniliche  Leistungen  producirt",  der  sie 
be<Jarfenil''n  und  genicsscnden  <iem ciaschaft  und  dem  Ei/izelnen  als  ihres  Glieds  zur 
Verfügung  gestellt,  aber  gerade  ohne  die  hier  verlangte  speciello  Verrechnung 
xvischen  dem  Einzelnen  und  der  Gemelnichaft  tlber  „Soll  und  Haben"  nnd  „Haben 
ond  Soll".  Auch  wo  der  Einzelne  aas  diesen  Leistungen  Vortheile  zieht,  geschieht 
die&  in  der  iiegel  in  ganz  uumcssbarem  Grade,  wie  bei  der  grossen  Masse  der 
Viättiakgea.  nr  Venriiuichang  des  Becbta-  und  Machtzwocks  und  auch  bei  so  fielen 
LeiatODfen  im  Gebiet  des  Coltor^  und  Woblftbrtszvecks. 

y^Ipteresse'S  ^^Gennss'S  Vortheil"  des  Einzelnen  sind  hier- 
nach nicht  nor  kein  Hechtsgnind  seiner  Besteuerung,  gondern  auch 
kein  allgemeiner  xMiiassstab  für  seinen  Antbeii  an  der  ge- 
»ammten  Steuerlast,  weil  üic  tlieils  fehlen  und  nur  von  einer 
Pflicht  des  Einzelnen  zu  reden  ist,  theils  nnmesshar  sind  und 
sich  somit,  auch  wenn  mau  wollte»  gar  nicht  als  Maassstab  brauchen 
liessen.  Demnach  mnss  nach  einem  anderen  Maassstab  gesucht 
werden  nnd  dieser  kann  für  die  Besteuerung  im  Allgemeinen 
nnr  in  der  i^Leistongsfähigkeit^'  der  Einzelnen  liegen:  ein 
Stenerprineip,  das  mit  Kothwendigkeit  ans  der  Ökonomisch- tech- 
nischen  „eommnnistischen"  Natnr  somal  der  modernen,  ent- 
wickelten Zwangsgemeinwirthschaft  folgt:  hier  wird  „mit  ver- 
ein ten  KiiUlen"  fUr  Geiiieiusehaltszwecke  gewirthschaftet,  deren 
Wirkungen  beim  Einzelnen  unnachweisbar,  unniessbar  und,  so- 
weit vorhanden,  für  die  Frage  der  Steuervenheilang  im  Allge- 
meinen —  von  Ausnahmen  abgesehen  —  nicht  zn  berücksichtigen 
atnd,  weil  eben  die  Erfüllung  von  Ocmeinscbaftszwecken  als 
solchen  die  Ursache  dieser  Wirkungen  ist.  Vielmehr  mnss  nach 
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diesef  Sachlage  billiger  Welse  Jeder  nach  dem  Maasae  ma, 
Kräfte  in  Anepmo)!  genommen  werden. 

A.  —  §.  180.  Das  erjBte  oder  das  pri vatwirthschaft- 
liehe  Princip:  die  Bestenerun^  nach  dem  Interesse 
oder  nach  Leistung  und  Gecrenleistung. 

Mit  dcDi  Gesagten  ist  dies  Steaerpnocip  uud  die  ihm  zu  Graode 
liegende  Genusstbeorie  jedoch  keineswegs  völlig  verworfen, 
sondern  nur  in  die  ri ehtigen  6  renaen  gewiesen.  Ein  absolatoi 
aasschliesslioh  anzuwendendes  Stenerprindp  zur  Herbeifühnuig  der 
Oleicbrntaiglieit  ist  aiieb  die  Bestenerang  ;naeb  der  Leistuigi- 
ffthigkeit  nicht  nnd  anch  in  der  Praxis  niemals  gewesen.  Vid' 
mehr  handelt  es  sich  in  der  Theorie  daram,  zunächst  den  ge- 
schichtlichen Wechsel,  welcher  erst  mit  der  Entwicklung  dcf 
Volkswirthscbaft  und  des  Staats  in  der  Combinati  und  in  der 
relativen  Berechtigung  heider  Trincipien  eingetretfca  ist,  richtig  la 
verstehen,  und  aUdanu  weiter  auch  ftir  die  Gegenwart  dea 
anderen  Princip  seine  ihm  noch  jetzt  gebührende  Stellung  » 
zuweisen. 

1.  Der  geschichtliche  Weebsel  der  beiden  Stener: 
principien. 

Auch  die  „UitoiiMdieii**  Kittonalftkonoineo  babea  dies  noch  nicht  gcuu^^:^ 
beachtet  M.  E.  erweist  sich  gerade  filr  solche  Hauptpanctc  der  geschichtlichen  Em- 
wicklaog  die  zusammenfassende,  auf  die  Principien  der  Entwi-klun?  zof  ! 

Sehende  Bchandluog  nothveudig.   Scnst  droht  immer  wieder  die  Octaiir,  vor 
Avmen  (des  SpeddatBdiiunfl)  den  Wald  nicht  zn  sehen.  ~  Hinächdieli  der  Mei.- 
uiiirtn  fiülKTer  Theoretiker  s.  wieder  besonders  Neumann's  Aufsaiz  in  Conrai'i 
Jahrbüchern  und  für  <lie  neuere  Zeit  Robert  Meyer.  Principien,  I.  Abschnitt  \il 
für  das  Folgende  aueli  oben       2<)  II.  über  die  Entwickluni?  des  Gebühren weiCDLs 

In  geschichtlicher  Hinsicht  entsiiiiebt  die  ßesteuci uii«;  nach 
Leistung  und  Gegenleistung  niehi  den  riükeren  Entwickluog« 
l)erioden  der  Volkswirthscbaft  und  der  noch  sc h \va c h en  ge- 
rn e  i  u  wirthschaftlichen  Organisation,  des  in  seinen  Zwecken  und 
Leistungen  noch  unentwickelten^'  Staats.  Das  Princip  dei 
Besteuerung  nach  der  Leistaogsi^igkeit  ist  der  richtige  Haapt» 
Maassstob  der  Stenenrertlieilang  im  ^yCntwickelten'S  in  seioei 
Leistungen  immer  reicher  werdenden  Gemeinwirthschalls-  ihm) 
namentlich  Staatsleben. 

Die  lelalir  irrosso  Bedeufting  des  Gebahrcnwesens  und  verwandter  Abgahsa  vt 

mittelalterlichen  nnd  tiuch  im  späteren  standischen  Staat  (§.  20  ff.),  der  etwas  mtW 
gebuhrenartige  Obaractcr,  weicher  im  älteren  Staatssteuerwesen  und  noch  beute  in  ^<:i 
Communalbesteaerung  hervortritt,  sind  Belege  fur  das  Gesagte.  Solange  nicht  gewi^ 
Functionen  des  Staats  nnd  der  Commune  auf  dem  Gebiete  des  Rechtsschutzes  '  i 
Cultur-  und  Wohlfahrtsförderunj;  ab  selbstverständliche  Aufj^aben  ..im  öfl  et- 
lichen I literesse"  gelten,  uuterbloiht  eiue  entsprechende  Th&tigkeit  entweder  g^i:^^ 
edci  grossenUieils,  oder  aber  tie  erfolgt  nur,  wenn  diejenigen,  weldie  aie  vüBKb» 
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oder  dann  interewirt  sind,  zu  d«ik  Kosten  beitragen  oder  selbst  die  Stnatsyevslt  «ist 

luTch  Gaben,  Gebühren  u,  ilgl.  zum  Eiufrrcifeii  williti:  machen.  So^ar  die  Gewährung 
ues  gewöhnlichen  privaten  liechtsschutzcs  gilt  dann  nicht  ohne  Weiteres  als  Pflicht 
der  Gemeinschaft  und  ihrer  Exccativorganc  und  als  Kucht,  daa  dui  Einzelne  sogleich 
beansprncben  knnn,  sondern  sie  rnoss  erst  erkauft  wetden  darch  Gaben,  GebQhren, 
BeitxAge  und  Stenern  ($.  23Ji 

Aehnliche  Gesichlspnncte  walten  ühcrhaupt  liei  jener  Anordnuiif;  il<  r  Besteaeruivg 
ob,  welche  oben  (§.  llö)  als  ,,vertragsuässige  Kegclung'',  besonders  im  älteren  stän- 
dischen Staat»  bttnichnet  wurde.  In  der  oort  gegebenen  Chancterisiraag  der  ein« 
si*hlägigcQ  Verhältnisse  trat  Uberall  das  Princip  von  Leistung  und  Gegenleistung,  das 
do  Qt  des  wenigstens  zwischen  der  Staaütgewalt  nn<^  den  stenerbeviUigenden  Ständen 
deutlich  Ii- rvor. 

£rst  wenn  sich  im  Volksbcwusstsciu  Staat  und  Gemeinde  als  sclbstündige  Wirth- 
sehafts-  und  BechtspenOnlicbkdten,  denoi  der  Einzelne  mi!  s^em  ganzen  Sein  nnd 

seiner  ganzen  Ilabo  aiiKi-hDrt,  herausgebildet,  wenn  zugleich  diese  Gemeinschaften 
aligemeine  Anfj^abcn  und  Ltüsiungcn  im  rntcressc  ihrer  selbst,  nls  der  Gemeinschaften, 
und  damit  der  Einzelnen,  als  ihrer  Glieder,  uu  sich  herangezogen  haben,  wenn  m.  c.  W. 
<iA~  öffentliche  Interesse"  tieferer  Gmnd  nnd  trsibeode  Kraft  in  „öffent- 
!:i  h.Mi  Th ;i t igk eitcn"  wird:  alsdann  reicht  die  priratwirthhchaftlbhe  Auffassung 
der  Beziehungen  zwischen  der  Gemeinschaft  und  dem  Einzelnen  nicht  mehr  aus;  als- 
dann tritt  nothwendig  auch  das  Steuerprincip  von  Leistung  und  Gegenleistung  zurtlck 
und  das  vahrhaft  gemeinwirthschaftliche  der  Leistungsfähigkeit  bricht  sich  allgemeiner 
Bahn.  Es  ist  das  practisch  nothwendig  und  principiell  richti^r,  weil  sich  die  meisten 
nunmehrigen  öttentlichen  Leistimgen  gar  nicht  mehr  als  Vortbeilo  des  Einzelnen 
anffitfseii  nnd  noch  weniger  so  messen  lassen.  Es  entspildit  aber  anch  der  erreichten 
KntwicUang  des  öffentlichen  Lebens  und  der  gern  ein  wirthschaftlichen  Organisation :  jene 
Lci!>^ton^en  übernimmt  die  Gemeinschaft  als  ihre  eigene  Angelegenheit,  /n  d«;r 
»ie  ihrer  ganzen  Aufgabe,  ilirem  jetzigen  Wesen  nach  vorpflichtet  ist  Mau  muiiiet 
dsher  dem  Ehizeben,  dem  diese  Leistung«!  als  dnem  Gilede  der  Gemeinschaft  eren- 
fuell  mit  zu  Gute  kommen,  auch  nicht  mehr  zu,  dass  er  dafur  besonders  zaldm,  d.  h. 
nach  dem  Princip  von  Leistung-  und  (icgenlcistiinjr  Stenern  soll.  So  iu  Hetrull'  des 
allgemeinen  Kechtsscbutzeä  von  Person  und  Eigeulhuui  (selbst  was  „Fremde"  an- 
langt), des  GentHses  zahlreicher  Öffentlicher  Anstidten,  z.  B.  des  Bildongs-,  Unterrichts»« 
V.  rkehnswesens,  wo  freilicli  etwa  Gebührenerhebnng^  nnd  in  dieser  das  Princiii  der 
Jiesteucnmg  nach  Leistung  und  Gegenleistung  bleibt,  aber  ein  immer  grösserer,  nach 
nniereii  fraheren  mehilkishen  Beroeifknngen  nnd  Bedenken  in  der  Gebubrenlehre  Öfters 
selbst  ein  ZQ  grosser  Theil  der  bezüglichen  Kosten  auf  den  allgemeinen  Staats- 
]  r  Commanalsiickel  genommen  nnd  dann  eventuell  durch  Stenern  bestritten  wird, 
welche  wesentlich  nach  dem  l'rincip  der  Leistungsfähigkeit  omgelegt  sind:  weil  es 
sich  eben  om  «OffeniUche  Angelegenheiten**  im  „Öffentlichen  Intensso"  handelt  nnd 
dies  Moment  der  eigentliche  Grnnd  der  Oebemabme  dieser  Leistungen  anf  des  Ge- 
Bieinwescn  ist. 

Es  Ist  sonach,  historiseb  betrachtet,  in  der  That  der 

wachsend  „commnnistische"  Character  der  Volks wirthschalt 
und  in  ihr  der  hanptssujhliclieii  Gemeinwirtlhsehaftsorgane;  des  Staats 
und  der  Selbstverwaltiiiigskörper,  welcher,  —  bedingt  durch  die 
ganze  Entwicklung  der  Technik,  Oekonomik  nnd  Cultnr  der  fort- 
schreitenden  Völker,  bezeugt  durch  die  waoh^ende  Ausdehnung  der 
Öffentlichen  Thäligkeiten  und  die  immer  allgemeinere  Anerkennung 
ton  gewissen  Interessen  als  ,| öffentlicher'*  ~-  auch  die  Be- 
stenernng  nach  der  Leistungsfähigkeit  immer  mehr 
in  den  Vordergrund  schiebt  Nur  dies  Princip  iSsst  sich, 
zumal  im  Staate,  in  der  grossen  Hehrxahl  der  FlUle  practisch  au- 
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wenden  und  nur  diese i  entspriebt  dem  Weeeii  entwickelter  Ge- 
mein wirthschaft, 

Dit^  Motirfrnag;  neuester  Vorgän^^c  liofcrt  eine  abennalige  deatliche  Bestätigiui| 
dieser  Auffasjsnnc: .  z.  Ii.  bei  Gelegenheit  der  Verstaatlicbnoc:"  der  Privatbalinen  in 
Deutächkod.  Die  Üegnindung  (in  Pieiuuieo,  IbTQ)  vird  romcmlich  im  öffcatlicbci 
lotoren«  gesocbt  und  dtt  fioansielleD  BMlenk«ii  Verden  niC  dem  ffiawiii  wä 
dieseä  zurUckgeiriescn.  Auch  beim  Betrieb  der  Bahnen  soll  Jas  öffentlich.'  Interesse, 
ni<!fit  die  Rente  Richtschnur  und  Zielpunc t  sein .  nach  den  Kedeu  der  liegieroDfi- 
vertreter  im  preus^ischcn  Landtag.  Damit  wird  alao  selbst  auf  diesem  Gebiete  scboa 
das  Princip  von  individueller  LditODg  und  GegenleistOBip  lardcl^edringt.  Oeai 
wenn  7.  B.  Bahnen  4.5  Vo  Rente  kosten  und  nur  !^.r>  %  trafen,  so  mtiss  1  *\,  ad 
den  allgemeinen  Steuerfonds  genommen  werden.  Es  bleibe  dabin  gestellt,  ob  dies  ii 
dieaem  Falle  richtig  (oder  schon  richtig)  ist:  das  Aneitcnntniss  des  „oomiikiuiisttKbea" 
Characters  modemer  affentliclier  LetotniigeB  kann  nicht  dendi^her  gefebea  v^erdea. 
Wer  das  bestreitet,  vennj^  nicht  oder  wagt  nicht,  in»«  ron<rete  Maassrefe!  »fy 
WirthscbaftapoUtik  auf  das  ihr  zu  Grande  liegende  socialoi^onomische  Princip  zumä* 
znfUmn. 

Vgl.  auch  hier  besonders  Nevmsan's  Arbeiten  ttber  die  „SbOM  und  dm 

Ofieatlicbe  Intereste"  (oben  S.  20\ 

Es  fehlt  aach  nicht  an  Seitenst&cken  zu  dieser  Gestaltung  dei 
Dinge.  Ganz  analog  iat  es,  wemi  in  der  entwickelten  Gemeinwirtii- 
scfaaft  dem  Einzelnen  nicht  mehr  zugemntbet  wird,  LeiatungeD, 
welebe  in  erster  Linie  im  ,,öffentliehen  Interesse''  geschehen,  allein 
zn  übernehmen  oder  die  Opfer  dafttr  allein  zn  tragen.  Far  jene 
Leistungen  nnd  Opfer  erfolgt  vielmehr  nun  aneh  eine  Entschft- 
digung  ans  den  Mitteln  der  Gemeinschaft  oder  die  Uehemahne 
der  gesamnitCD  Leistungen  aul  diese. 

So  ist  es  z.  B.  in  dem  practibcb  so  wichtigeu  Falle  des  Wehrwesens  gegaafen 
(Mterer  Heerhann  mit  SoIbstausrUstung  wid  Selbstferpflegung,  neaeres  HiliUlrwesen  ; 
fibnlich  bei  der  Kascmirung  der  Truppen  statt  der  Einquartiening,  hei  der  Eiit-, 
scb&diguog  für  naturale  ,Jkriogsletetungen''  u.  s.  w.  Ob  und  wie  weit  dieser  Gmod- 
satz  aveh  eine  förmliche  „Wehrsteoer**  fttr  die  Hiebt' Dienenden  recfctfortigt  oder 
selbst  verlangt,  ist  strittig.  Aber  die  Analogie  der  Verhältnisse  ist  doch  unverkennbar. 
(Vgl.  meine  Abhandlung  dirccte  Steuern,  im  Schönberg'srhen  Handbuch.  2.  A.  IH. 
31S  tF,,  dann  die  Arbeiten  Nenmann  's,  auch  seinen  Aufsatz  über  die  Webrstouer. 

§.  181.  —  2.  Das  Gebiet  der  Besteuerung  nach  dem 
Interesse  im  nioderiicn  Steuerwesen. 

S.  besonders  >i  eumaun,  progressive  Einkomme nsteuei,  Kap.  2«  aoch  für  Gesey* 
gebung,  „Steuer",  Kap.  5,  6.  Cohn,  Fin.,  Buch  1,  Kap.  3.  BrftQii'fl Befeitt  Mf  dea 
Hamburger  reHawirthschaftUchen  Congress  1867  und  seinen  Aufsatz  Uber  StAats-  und 
Oemeindestencrn  in  der  volkswirthschartlichen  Vierteljahrsschrift  1866,  II:  anrh 
Debatten  aut  jenem  Congress.  Fauchcr«  Staats-  und  Communalbndgct  in  der  g  - 
nwinteii  ViertejjabrHchiift  186S,  IL  Meine  GommaBaiflteaerfnge,  TheeeD  oed 
Kefcrat,  dann  das  ronosgehendc  4.  Buch  von  den  Gebühren  und  Beiträgen.  Manchts 
in  diesem  Paragraphen  und  den  folgenden  nach  meinem  genannten  Referat.  Vgl. 
auch  Stein,  4.  A.  Fin.  I,  55S  fl'.  (mehrfach  abweichend,  aber  in  einigen  Pnncteii 
im  Weieatiicheti  dieselben  Toiscbläge);  ferner  v.  Reitzenstein  in  der  Abhaodloag 
Uber  Communalfinanzen  im  Schunhrrt: 'sehen  IIaridb:i  Ii  mul  passim  in  den  Aafeätzcfi 
Uber  finanzielle  Concurrenz  von  'J'^nn'inden  u.  s.  w.  m  beijmoUcr's  Jahrbuch  l'^^T,  l*****^ 

Auch  im  modernen  Hteuerwesen  ist  dieses  Princip  in  gewissem 
Fällen  noch  richtig  und  practiscb  anwendbar  und  zwar  im  Weseut- 
liehen  Überall  da,  „wo  Offentliebe  Leistongen  wirklieh  für  gewisse 
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Personen  oder  fitr  gewissen  Besitz  So ndervort heile  bewirken 
ind  wo  sich  zugleich  die  Grösse  dieser  Vortheile  nngetUhr  messen 
ässt.  Nor  ein  solches  „Uugetahi"  ist  Uburbaupt  möglich,  aber  auch 
ür  den  Zweck  gen!fp:encl." 

Kach  diesem  leitendeu  Ge^^irhtRpiinrt  erfolnrt  die  Anwendung 
lieses  St«uerpriocips  vollkommen  richtig  und  noch  heute  in  grossem, 
>ognr  wieder  vielfach  wachsendem  Umiang  in  dem  System  von 
jlebtthren  und  Beitragen,  Uher  welches  im  vierten  Buche 
>beo  gehandelt  wurde.  Hier  ist  in  der  (Gegenwart  Öfter  sogar  ein 
Hehr  als  ein  Weniger  geboten  (§.  65,  76). 

Weiter  hat  man  für  die  Frage  die  Staats-  und  die  Com- 
aunalbesleneraog  (i.  w.  S.)  za  nnterseheiden. 

In  ersterer  ist  eiue  M it berlicksichtigung  des  Princips  innuci- 
iiiii  auch  noch  in  einigen  anderen  Fällen  als  bloss  in  denjenigen 
Jes  eigentlichen  C4cbübrengebiets  isiatthaft,  und  selbst  geboten,  wcnu- 
Jeich  gerade  hier  mit  Recht  in  der  Hauptsache  die  Restcnernng 
oach  der  Leistongsfähigkeit  Platz  greift.  Es  kann  sich  nemlicb 
ergeben  y  dass  die  gesammte  Entwicklung  des  staatlichen  Gemein* 
Viesens  und  dass  gewisse  Verwendungen  desselben,  welche  aus 
allgemeinen  Einnahmen,  auch  aus  Steuern  bestritten  werden,  be- 
stimmten  Landestheilen,  Volks-  und  Berufseiassen,  Personen  und 
namentlich  Besitzkategorieen  in  besonders  hohem  Maasse  zu 
(rute  kommen.  Dies  gilt  im  Allgemeinen  vom  Grundbesitz, 
uiiunter,  z.  B.  bei  gewissen  Verkehrsanlagen,  Landesmeliorationen 
Wasserbaulcu  ii.  dgl. ,  von  dem  da  und  da  gelejjencn  Besitz,  Ge- 
»verhcbetrieb  u.  s.  w.  Hier  kann  es  ein  Guln  t  der  Gereehligkcit 
^eiu,  solche  Umstände  auch  im  Ausmaass  aiigcmeiuer,  sonst  nach 
dem  Princip  der  Leistungsfähigkeit  umgelegter  Steuern,  namentlich 
gewisser  Ertrags-,  Vermögens-,  Verkehrssteuem,  unter  Umständen 
BeltM^JuD  Steaerfnss  von  Einkommensteuern  zu  berttcksichtigen. 

Ein  höherer  StcucrfiMB  der  Realsteueru.  oaiueDtUch  der  Grund-  und  Gebäude- 
'^uer,  als  der  Personal>(euern ,  ebenso  des  fundirten  Eiiikotnuions  .nis  des  Arboits- 
tukommeuä  lisst  aich  öfters  auch  mit  nach  deu  dargeiegten  Gctiicbtspunct  recJit- 
fertigen.  Der  ridfach  io  der  Pnxia  btateheDde  Mliere  Pwis  def  renuatra  beiden 
Real-icnerii  erklart  sich  /war  gevöhnlicb  uis  der  histonschtMi  Entwicklung,  er  ist  aber 
^uch  nach  dem  Gesag^ten  liäufi?  principull  berechtigt,  was  die  Gesetzgebung,  ohne 
Mcb  desj^en  gerade  klar  bewuäöt  hcin  zu  mllssen ,  durch  die  neue  Bestimmung  oder 
Bcibchaltao^  des  höheren  Stoucrfusscs  auch  selbst  mit  anerkannt  hat.  In  moderoea 
V  rliFiItnisscn  mit  ihrer  raschen  Entwicklunfz:  kann  namentlich  die  Forderung  einer 
itt^teaerung  des  Coojunctarcugowions  am  Grund'  uud  Gcbäudeeigeathum  auch 
darch  dIewB  Hbiweis  auf  das  Princip  ron  Leiitnnif  md  Oesenlefttnny  niclit  selten 
ait  nntenUUit  werden,  —  anch  für  die  Staalsbesteitetatig. 

§.  182»  Im  zweiten  Falle,  im  Gommnnal-Steuerwesen  der 
Selbstrerwaltnngskörper,  und  zwar  um  so  mehr,  je  rilum- 
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lieh  kleiner  der  betreffende  Körper  ist,  daher  in  etieigender  Bidilniig 
in  der  Provinzial-,  Beurks-,  Kreis-  und  am  Meisten  in  der  Beetenemiig 

der  Ortsgemeinde  bleibt  das  Gebiet  der  Anwendang  des  Princips 

Ton  Leistung  uud  Gegenleistung  um  l  augreicher  als  in  der 
Staatsbestenerang. 

Aurh  die  Gemciiule ,  gescbweii^o  die  räairilich  grii-s>rc;i  i^r-nannten  Kflrper, 
iwtLt  koio  „reinar  Wirthschaftskörper"  iiu  Siiiiiä  eiutiä  prirat virthscbalt- 
liehen  iDtereeseDkreises ,  in  weldiem  Alles  „aatiirKem&^*^  nach  dem  Princip  der 
BpecielleD  Entgelütchkeit  von  Leistuiifr  Qlid  Gegeiubistailg^  gwegeh  Verden  mOsste« 
oder,  boi  einiger  Entwirklung  jener  Körper,  auch  nur  so  geregelt  Verden  könotf*. 
(Diese  unrichtige  Aufiasäung  besonders  in  der  deutschen  Fraihandelsscbule ,  bd 
Fnncher,  Braun  n.  «.  v.  a.  m.  0.  AbwvtaiDg  dieser  Anrielit  in  meiner  Gommanal'' 
eteoerfrai:«'  S.  10  fT.,  17  tt.  Auch  hier  spielen  wieder  die  allgemeinen  Fragen  der 
rolkswirthücbaftJichen  Organisation  hinoin.^  Auf  cin-in  '.'rossen  und  vrachscödea 
Thitigküitägebiete  besteht  zwischen  dem  Staat  uud  diesen  Kurzem,  auch  der  Gemeinde, 
kein  spedfischer,  qnelitatirer.  sondern  mir  ein  ftadweiaw,  quantitetifer  DntMBchied. 
Je  gT'>6>rv  iVm  Achnlichkeit  wird  und  in  der  Art  drr  Leistungen  sich  zeigt,  je  melr 
uach  den  Korderuns:en  des  Volksbowosstsi-ins  z.  B.  auch  diese  kleineren  Körper  wahre 
Cuituraui'gabeit  im  „öffentlichen  Interesse"  (Schulwesen!  §.  4S)  abemehmen,  dfldD 
mehr  Ist  ancli  hier  die  Besteuerung  naeli  der  Lefstong^higkeil  gebeten:  flchoD  je» 
bei  uns  wohl  meistens  ülnTrii  l'i mi. 

Aber  in  grossem  Umfange  kommuu  gleichwohl  hier  Leistungen  ror,  beeontkri 
auch  materiell •virtbechnftlicber  Art.  deren  Wirkungen  sich  in  der  That  fUr  einaelK 
PenNMienkrclfle  nnd  Beeitskategoricen  differenziren  und  üich  nachweisbar  os^ 
einigermaasseu  moss)>:ir  als  WertbzuwUchse  im  Ei*;entham .  besondere  im  Grundcigen- 
thom,  als  Producuuiihlorderunicen,  Lastenrerminderungen,  daher  Beinortragssteigeninges 
in  den  privatviithBchaftUchen  Beirieben,  aU  peiMnlicbe  Genosse  und  Koetenenpaionges 
auch  im  Priratleben  nnd  im  Piirnthuithnlt  niedenchligeo. 

Unter  Erwägung  aller  solcher  Umstände  ist  es  oft  zweckmlssig, 
nicht  selten  statthaft  und  selbst  nothwendig,  wie  zugleich  hier  auch 
im  sseicn  Umfange  miii^lich,  bei  der  Deckung  der  Kosten  der 
Comniunnlthiitigkeit,  mithin  hei  der  Besteuerung  diesen  EinÜuss  des 
Bestehens,  Watteus  uud  Wirkens  der  Commune  und  Verbände  anf 
die  ökonomische  Lage  des  Ein/einen  zn  berücksichtigen. 

Dies  hat  wiedernm  daroh  Modifieationen  der  Einrichtang  viid 
besonders  des  Aasmaasses  oder  Stenerfnsses  deijenigen  Stenern  n 
geschehen,  welche  aaeh  die  Commune  im  Uebrigen  nach  den 
Princip  der  Leistongsffthigkeit  vertheilt,  besonders  bei  Ertrags-  und 
etwaigen  Vermögenssteuern.  In  der  Ortsgemeinde ,  zomal  in  der 
J^tadt,  ist  namentlich  die  stärkere  Belastung  des  Grundbesitzes 
und  betreffenden  (ic^^  erbcbetriebs,  in  der  Stadt  vor  Allen  des  Ha  üb- 
besitz  es,  dem  dircct  und  indirect  so  viele  Communalicistungen 
8onder vortheile  gewähren  uud  als  Wertli  zuwachsen,  zum  Zweck 
einer  solchen  Besteuernng  mit  nach  dem  Interesse  angemessen. 

Znr  DnrehfUhrnng  dieses  Steaerprincips  in  der  gesammten 
Commnnalbestenernng,  namentlich  aber  in  der  Bestenemng  der 
Orts  gemeinde  erscheint  alsdann  folgendes  Vorgehen  passend 
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Qod  mehr  oder  weniger  notbweiidig:  Einmal,  im  Anseblnss  an  ver- 
breitete Verhältnisse  der  geschichtlichen  Kntwickhing  und  der  he 
stehenden  Einrichtung  dieser  Besteuerung  eine  m  c  t h  o  d  i  s  e  h  e 
Scheidung  der  AuHgaheu  der  Commune  nach  gewissen  Merk- 
malen; sodann,  wenigstens  fllr  unsere  deutschen  Verhüituisse,  eine 
gesetzliche  FeststeUoug  der  Combination  zwischen  ge- 
wissen Ansgabekategori een  und  denjenigen  Steuer- 
art en^  welehe  zur  Verwirklichang  der  beiden  Stenerprineipien 
dienen.  Auf  diese  WeiM  läset  sieh  das  Gebiet  jedes  der  letzteren 
fllr  die  Gommnnalbesteoening  riehtig  nnd  praetiseh  brauchbar  be- 
stimmen« 

S.  These  5,  9 — 11  in  meinen  genannten  Befertt  und  die  Anifllhrang  daxo 

S.  22.  MO  fr.  Die  n&hcro  Ausführung:  dieser  Puncto  in  der  Praxi«  gehOrt  nicht  hier 
in  die  allgemeine  Steuerlebre.    Es  muss  hier  an  Fingerzeigen  f^^-Min-en. 

a)  Diese  Scheidung  der  Ausgaben  wird  passend  etwa 
in  folgender  Weise  vorgenommen: 

(\<  A  !  I  rr  •  ei  ue  Aosfaben,  wohin  zu  rechnen  sind  di  *  Atisj^ubon  für  ^anz 
allgemeiue  U>uiUiunaiangelegenheiten,  so  für  aügemeioes  Bebörileuvesen  und  dessen 
YenraltnngkhitiKkeit,  ftr  &t  meisten  der  vom  Staate  der  Gemeinde  u.  9.  w.  spedett 
übertragenen  Aufgaben,  fttr  ?iele  Theile  des  Polizeivesens  (auch  Sanit&tswesen  u.  s.  w.j, 
in  der  Resrcl  für  das  Armenwosen.  F*'rnßr  werden  hierher  die  Rt-stc  der  Sonder* 
ausgaben  und  die  Ausgaben  zweifelhaften  Cbaracters  zu  stellen  sein. 

(II)  Besondere  AH^nben«  i>ei  denen  fleidizeitig  «kntlidier  nnd  meisbar  ein 
Specialinteietse  Ei  nielner  nnteilinft,  mit  der  mdnnladgen  vetteren  Unter* 
ftcheldang  in 

(1)  Cultur ausgaben,  wesentlich  für  Cultur-  und  vorwandte  Zwecke,  Schul- 
wesen n.  dgl.; 

(2)  '  mnt<?rit'll-)  w  i  rtli sr  Ii  a  ft  1  i  r Ausgraben,  namentlich  filr  We  t^ewesen 
und  überhaupt  für  Alles,  was  die  Bewohnbarkeit  und  die  Beoutzbarkeit  einer 
Gegend,  besendeiB  eines  Orts  so  ge verblichen  Zvecken  Terbeesert  (Be-  und  Ent* 
Wässerung,  WasserloitilOg,  Canalisirung ,  Strassenreinigong ,  Beleuchtung  a.  8.  v.). 
iierade  difö^e  Aus?s^*on,  wennsrleir-h  anch  sie  ni«  ht  g^anz  allein  (anch  Schulwesen,  z.H. 
Unirersitaten  lu  iticiuon  Urten,  Kuustsammlungeu  anf  dem  ii^tat  des  Staat«  kOunon  so 
viiken)«  sdilifen  sich  in  der  Regel  als  specifische  VortheÜe  des  Gewerbebetriebs  nnd 
l>e3onders  des  Gnindbesitzes ,  Wert]i  erhöhend,  K<Mton  Termindenid,  nieder.  Diese 
WirlKUDg  ist  in  der  Besteuerung  zu  borU(  ksii  htigen. 

b)  Mit  diesen  Ausgabekatogorieen  sind  nun  die  Stener- 
prineipien richtig  zu  combiniren. 

Im  Wesentlichen  so,  dass  für  die  allgemeinen  Ausgraben  die  Besteuerung 
aacb  der  Leistuogsfähigkoit,  fiir  die  besonderen  Ausgaben  erentaeU  (iebuhreii 
nnd  Beiträge,  femer,  znnichst  venigstens,  die  Besteuenmg  nach  dem  Interesse 

eintreten.  Hierbei  muss  rom  Standpunct  gerechter  Steuerrerthcilung  aus  möglichst 
verhütet  werden,  dass  für  die  all«remeinen  Zwecke  die  wirthschaftlichen  Kräfte  einzelner 
ICategoneen  fon  Personen  zu  stark  in  Anspruch  genommen  und  umgekehrt  für  Sonder- 
zve<»e,  wenn  dieselben  nnch  ein  Moment  Affentiiehen  Interesses  enthalten,  die  Oe- 
'  immtLeit  n  .  lir  als  gerechtfertigt  belastet  wird.  fS.  darüber  die  Bestimmnnfen  in 
^.  2  de3  Entwurfs  für  die  prenssische  Uommunalbesteueroug  i»77.) 

Um  gerade  hier  leicht  drohende  Classcnkämpfe  oder  den  übermachtigen  Einflass 
einzelner  ubusen  der  BerOlkernng  in  Gemeinde  oder  Verband  zu  vermeiden,  empfiehlt 
es  sieh,  e^esetzlieli  die  ;llt^-emeinc  H(  f;;cl  anfzustellpn .  w.'lcho  Steuerarten  für  die 
einzelne  Aosgabekategoric  in  erster  Linie  zu  verwenden  und  bis  zu  welcher  Maximal* 
«luote  diese  Ansgaben  erentnell  durch  andere  Stenemrten  oder  dvrch  besondere 
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Zntclilige  10  ■Ugemdnen  StenenilMn  g«vi8ser  Steaenoten  (wie  d«r  B6i]ft«oen) 
rorweg  za  dockea  seien. 

T)\o  Cultur-  and  dio  wirthschaftlichcn  Ausg^aben  werden  liaiin  /.iinl -li^^t  InrcL 
(iobubrcri  und  Beiträge,  die  Ke^to  der  crstcron,  weil  hier  immer  auch  in  LOUcrem 
Maaase  ein  all  gemeines  Interesse  berührt  wird,  wie  die  •Hgeineinen  Ausgäbet 
durch  Steuern,  Trelrhf  n.n  h  der  Leistiinijsniliii:keit  auf  die  ganze  BerOlkerung  um- 
2:>'I*^^t  sind,  daher  besonder^!  durch  Personal-,  Einlioinmen- ,  Verbrauchs-,  ailgemeiGe 
\  criflögeussieuern,  durch  Ertragssteuero  nur  da,  wo  diese  das  „System**  der  dired« 
Besteuening  ond  bo  die  ,,direete  EiDkommenbcstcaeruDg"  darstelleu,  bestritt*  i  v  :  l,;u 
müssen;  nur  mehr  ausnahmsweise  in  einer  inri->sii^cii  "Maxiinaliuot'?  durch  Kcal-  und 
ähnliche  Steaero  auf  ürandbesiU,  wenn  diese  i>teuern  scboo  eine  Sondarbetastiuii 
bilden.  Die  Re«te  der  wirtbschaftliehen  Ansgabe»  dagegen ,  welche  ronemlidi  des 
Immobiliarbesitz  und  allenfalls  auch  dem  Gewerbebetrieb  direct  ond  indircct  mit  zu 
(iutc  kommen,  sind  hauplsärlilich  diircli  dio  betreffctidcn  KrtraE^steuem  und  durd 
Steueru  auf  das  immobile  Vermögen  zu  decken,  und  zwar  durch  die  Ertrag^teoeu 
allein,  wenn  letztere  Sonderbelastang<Hi,  dnreb  ZuschUge  m  ihnen,  wenn  sie  jene  aO- 
geffleine  directe  Besteuerung  dar-vt^Ilen :  nur  ausnahmsweise,  bis  zu  einer  gleichüilll 
missigen  Maximalqaote,  sind  dafür  allgemeine  Einkommenstcnem  u.  dgl.  atattbafL 

Aaf  diese  Weise  wird  auch  in  den  Gemeinden  ein  falscher 
„Commnnismns"  am  Besten  vermieden ,  ähnlich  wie  durch  eis 
rattonelles  Gebübrenwesen  (§.  76). 

B. —  §.  löd.  Die  Bestenerling  nach  der  Leistnngs- 
ffthigkeii 

S.  besonders  Neu  mann,  progressiire  Einkommensteuer,  Kap  'S  und  4.  wo  uc: 
die  Zurück f üb  mng  der  Streitftagwi  anf  die  zwei  rersehiedeneu  ßechtsprinci|iien  fehlt. 
Seine  Ausführungen  sind  nur  bcwci?(  nd.  wems  w.nu  den  ron  ihm  abgewiesenen  Srhriti 
(S.  99)  thut  und  eine  socialpolitische  Function  der  Besteuerung  gegenüber  der  Eift- 
kommen*  und  VermögensTertheilang  anerkennt  Sachlich  stimme  ich  ihm  sonst  grSatea- 
theils  bei.  Ferner  Kobert  Meyer,  Prindpiea,  Abschnitt  III.  Kap.  t  (s.  daselbst  die 
Erörterungen,  ob  iiul  «ic  weil  die  Besteuerung  nach  der  Leistdnjfsfihisfkeit  mit  der- 
jenigen nach  den  Upfern  identisch  sei,  S.  508  ff.).  Sax,  (irundlegung ,  §.  Sl-b^ 
(daraber  oben  S.  298).  Roscher,  Pin.  §.  48 iP.  (Besteuerung  nach  den  „Vermöge»- 
system'',  im  Gegensatz  zu  derjenigen  nach  dem  „  Aequiralenzsystem*',  d.  h.  nacb 
Leistung  und  Gegenleistung.  Mindestens  ersteier  Ansdrack  bei  seiner  Undeatlichieit 
nicht  empfehlenswerth). 

Die  Besteuerung  nach  diesem  zweiten  Princip  Ist  nach  dem 
Voransgebenden  die  hauptsächliche ,  namentlich  im  m  od  erneu 
Steuerwesen  und  hier  wieder  besonders  in  demjenigen  des  Staats. 
Als  Maassstab  für  die  gerechte  Vertheilnng  der  Steuerlast  oder 
für  die  Durchführung  des  Grundsatzes  der  Gleichmfissigkeit  be- 
trachtet ist  indessen  das  Princip  der  Restenernng  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit wieder  erst  einer  genaueren  iMlaiitei  uns:  bc(i(ir^Ii^^  Darüber 
enthebt  auch  die  Zuhilfenahme  der  „Opfertbeoric''  md  deren 
Postulat,  die  Einzehien  so  zu  besteuern,  dass  die  Steuer  eines  Jeden 
für  ihn  ein  gleiches  verhältnissmässiges  Opfer  darstellt 
(§.  17$)  nicht. 

Die  Antwort ,  dass  die  Gleichmääsigkeit  der  Beatenemnr  di^enige  nach  Maai- 
gabc  der  Opfer  sei,  welche  eine  Steaer  dem  Besteoerten  aourlege,  enselzt  dgeedick 
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aur  die  «ine  Frage  dnidi  eine  andere  Fra^u,  reiade  ao  wie  die  „Genusstheorie**, 

wenn  sie.  ron  ihrer  principiellen  ünrichtic;lM  it  abp-csrhcn,  die  Gleichraässigkeit  in  der 
B«steueiuri^  nach  Maassgabe  oder  V^rhältniss  der  „(ienUssc''  findet.  Denn  wie 
^Missr*  loftD  hier  die  GenOase  ond  dort  die  Opfer,  welches  sind  ..gleiche"  (ieousse 
und  Opfer,  auch  .,verhältnis8Dlss)|^"  gleiche?  Daa  iat  die  sofort  aaftauchende  Frage. 
I):o  üblichen  Beweisfii!irnn'>-fn  tlrt  hen  «ich  liier  wut  ZQ  oft  im  Kieiae  heram  nnd 
laufen  anf  blosse  Behau|>!uiigoii  hinaus. 

Zu  einem  richtigen  und  klaren  Ergebniss  nnd  zq  einer  wirk- 
iicben  Verwertbnng  des  ,,Opferprincips'^  läset  sich  nun  n.  E.  nur 
gelangen,  wenn  anch  hier  wieder  bei  der  Bestenernng  naeb  der 
Leistnogsfähigkeit  der  rein  finanzielle  nnd  der  socialpoli- 
tisebe  Standpunct  nnterscbieden  nnd  offen  anerkannt  wird,  dass 
die  Opfertheorie*'  folgerichtig  zn  denjenigen  Oonseqnenzen 
führe,  welche  anch  als  solche  der  socialpolitiaehen  Besteuerung  zu 
ziehen  seien.  Hier  dient  dMuu  diese  Theorie  dazu^  diesen  social- 
politiöchen  Standpunct  und  die  von  ihm  aus  zu  ziehenden  Fole:er- 
nnfj^en  noch  in  besonderer  Woise  zu  reelittertigcn  nnd  zugleich  ge- 
nauer den  Weg  zu  weisen,  wie  die  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung 
im  Sinne  der  Gleicbmässigkeit  der  verbältniBsmäasigen  Opfer  durch- 
SQflihreD  ist  Im  rein  finanziellen  Btenerwesen  kann  man  dagegen 
mit  der  Opfertheorie  gar  nieht  argnnientiren« 

Denn  entweder  ist  man  hier  logisch  incenseqnent  in  d«r  Anwendung  dieser 

Theorie,  ntn  nicht  zn  Folgerun^eD  za  gelangen,  welche  mit  der  Einrichtung  dieses 
Stenerwcsens  in  Widerspriirh  stehen,  wie  es  z.  B.  Rau  angcnscheiniicb  passirt 
(I,  §.  253,  9.  QQten  Ib6).  Oder  man  zieht  zwar  die  richtigen  Folgerangen  in 
Bezog  auf  progressive  Steuer,  höhere  Steuer  des  ftindirten  Einkommens  n.  s.  w.,  aber 
w.'Mi  v  rjri^^t.  dass  damit  hier  norli  lits  bewiesen  wird,  weil  die  allerdings  anbostreit- 
bare  auch  relativ  s:rÖ3sere  Lcistunffsfahffrkcit  des  höheren  Kinkommens  u.  s.  wt 
gegenüber  der  Stcucrzahlani?  wie  allen  audcreu  Zahlungblciiätuutron  <ji;r  hetrctTenden 
Eiaielnen  eine  Conseqnenz  ist,  weiche  mit  dem  einmal  rechtlich  lii  stühendcn  Eigen- 
ihorns-  und  Erwcrbssystcm  hinjrnnommen  werden  mtü's  f§.  159  ff.),  üebcr  die  .ib- 
veichendo  Auffassang  und  Polemik  7on  G.  Cohn  and  Bobert  Meyer  gegen  diese 
Verbindoog  der  Opfertheorie  mit  dem  socialpolitischen  Standpunct,  s.  oben  §.  156,  157. 
Wir  fdben,  wie  ich  dort  bcmerlite,  in  den  Motivirangen,  weniger  in  der  Sache 
seihet  auseinander.  Ich  halte  aber  auch  meine  Motivirangen  anfirecht. 

Demnach  wird  im  Folgenden  zunächst  entwickelt ,  (1)  was 
,,Be8tenernng  nach  der  Leistnngsfähigkeit'S  richtiger 
nach  der  „wirthgehaftlichen"  Leistnogstahigkeit  überhaupt 
bedeutet;  sodann  (2),  wie  eine  solche  Besteuerung  zumZweck 

der  Gleicbmässigkeit  d  u  r  ch  z  u  Itiiire  n  ist  oder  wie  hierbei 
die  Leistungsfähigkeit  einen  Maasssta  l>  abzugeben  hat  und  zwar 
einmal  (a)  vom  rein  Ii  n  an  z  icl  1  e  n  ,  sodann  (h)  vom  socinl- 
poli tischen  Standpuncte  aus,  indem  nur  im  letzteren  Fall  mit 
dem  Opferprincip  in  der  Frage  operirt  wird. 

§.  184.  —  1,  Die  Bedeatnng  der  Besteuerung  „nach 
der  wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit'^ 
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Hier  ist  tboilö  an  I.chrcii  der  theoretischen  Nttional Ökonomie  Ober  Erwerb.  Er- 
trag;, Einkommen,  Conjunctur,  Vermöfren,  Kapital  ü.  s.  w  .  nndcrseits  über  B«-dürfni>'^ 
Lehren,  welche  iu  der  (jruncileguuj^  ^1.  Abthcilung,  Kap.  i,  2}  behandeU  wunieo  uod 
hier  als  bekannt  roraoszosctzen  sind,  theils  an  die  ErOrterangeii  im  Absehnitt  ttber 
die  Wahl  der  SteaerqueUen  (§.  134  ff.)  tiuoluQpfeii. 

Die  wirthBcbaftlicbe  LeUtaDgsfHhigkelt  einer  Penon  liegt  in 
swei  Reihen  Ton  Momenten,  solchen,  welche  den  Erwerb 
und  Besit«  von  Sflcb^titern,  und  «olcben,  welche  die  Ver- 
wendung dieser  Güter  zu  eigcucr  uder  Anderen  pflichtmä8sig  zu 
ermöglichenden  B  e  d  tt  r  f  n  i  s  8  b  e  f  r  i  e  d  i  g  a  n  g  betrefl'en. 

In  ereterer  Bezi<'hung  kommt  es  daher  ;in:  e  i n  m al  auf  die  A r  b ei  t sfühigkcit . 
die  widirgcnommene,  luindotens  wubruehiubare  (Jelegeuheit,  die  Arbeit  ökoDomiscti 
in  rerwerllicii,  die  Art  und  Hohe  des  danach  aas  der  Arbeit  flieeroiiden  Eis« 
kommens;  sodann  auf  den  Verm^^pensbesit/:  der  Person,  dessen  Art  unJ 
Höhe  und  die  Höhe  de6  daraas  flicssenden  Einkommens;  ferner  axd  die 
Art  tuid  Hdlie  sonstiger,  nicht  z»m  „Einkonnen**  (rehBreader  und  regefaniMf 
nach  nicht  daza  gerechneter  „Er werbe" ,  welche  ans  der  Benatzang  des  Vermöfeai 
oder  rein  zafUllig  nus  dessen  Besitz  bervor;;elien  ,  wi'^  V>"i  Sjnel,  Speculations- ,  Con- 
junctarcngewinn ;  weiter  aaf  den  etwaigen  „Anfaliser  werb  * ,  wie  besondere  bei 
Erbschnft,  Leget,  Geschenk. 

Hinsichtlich  des  zweiten  Punctes  sind  die  Lasten  und  Verpflichtuof en 
das  Entscheidende,  welche  auf  dem  Einkommen.  Vermöiren  und  sonstigem  Erwr»rb. 
insbesondere  einer  phybiüchen  Person  ruhen,  so  die  Laoten,  welche  dio  regelmäßige 
Folge  der  letzten  Zweckbestimmong  des  ISnkoramens  e.  9.  w.  siiid,  nemlich  völlig  oder 
theilwcise  zur  Beduifiu  -'»efriodigun,!;  oder  zur  BeschafTun);^  der  Mittel  dafür  /.u  dieoct 
und  die  Verpflichtungen,  wie  sie  namentlich  aus  den  Verhältnissen  der  Familie  lud 
der  dem  Familienhaupt  obliegenden  Versorgung  der  Familienangehörigen  herroi^ebeii. 

a)  Unter  den  Momenten  der  ersten  Reihe  ist  das  doch  im 
fTair/.en  wichtigste  und  zugleich  der  Normalfail  des  „Erwerbs''  der 
Einkommenbezug,  also  bei  der  persönlichen  Arbeit  das  Er- 
gebniss  der  realisirten  Arbeitsfähigkeit  nnd  -Gelegenheit ,  io 
Geld,  bez.  Saebgtttem. 

Das  wäre  nur  in  Fällen  nnders,  wo  statt  einer  Steuerleistunü:  in  f»oM ,  ha. 
SaehpfUern  eine  unmittelbare  Arbeit.««leistung:  tf'^t  n  könnte,  wie  es  allerdioss 
vorgekommen  ist  und  z.  B.  in  der  eigenthUmlichen  Liunchtuug  des  fraii£Obischeu 
W^efroho-Weeens  «nch  gegenwlitig  noch  foikoinnt  (Flu.  Itf,  %,  340). 

Bei  der  Wflrdigung  des  Einkommens  and  alles  sonstigen  Er- 
werbs einer  Person  nach  der  darin  liegenden  wirthschaiUicheB 

Leistungsfähigkeit  kommt  es  d«inn  vornemlich  darauf  an,  das  dabei 
mitspielende  M(>iiient  persünlicher  Arbeitsleistung,  daher 
Art  und  Man  HS  der  letzteren,  zu  berücksichtigen.  Dac  Iviiikoinmen 
zerfällt  hieriKic  li  gerade  auch  für  die  Hesteuerungsfrage  in  die  drei 
Kategorieeu  des  (reinen)  Arbeits  ,  des  (reinen)  Kenten- 
und  des  gemischten  (Arbeits-  nnd  Kenten-)  oder  gewerbliches 
Einkommens. 

Das  f, , reine")  Arhcitbcinkommen  er^clieint  vornemlich  Viei  donjenigen  Porsoinyi. 
welche  in  einem  1) i ens  t  v  e  r h  ;il t  u iss  ihre  .\rheii  verwertheti,  wo  daher  lias  Ein- 
kommen die  Form  des  (mciätens  vertragümiidaig  au^bedungcnen ,  allenfallä  auch  des 
texolssig  regnUrten)  Lohns,  Gehtlts  v.  dgl.  m.  looimnii.    WeiiB  «ach  bei  sHer 
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sogenannten  .Jiualificirten"  Arbeit  nn<l  dem  ihr  gcwBhulirh  zufallenden  höheren 
Lohn  and  (iebah  in  dem  Arbeitsoinkommen  Bestandtbeile  eines  Koateueiakoinmcus 
jrefonden  werden  konnten,  welche  sich  auf  dio  zur  AasbÜdong  der  ArbeitsfUbi^keit 
rervandten  Kapitalien  zorückfahren  Hessen,  so  oioss  doch  bei  der  Unausscheidbarkeit 
dieser  Bestandtbeile  das  Arl>uitseinkominen  als  ein  (ianze8  betrachtet  worden.  Nur 
iasä^  sich  diese  Keutenbestaadtheilo  bei  verschiedenartigem  und  verschieden  hohem 
AHMilaeinkoiiim«n  immerliiii  als  Elemente  berodksichtigea,  welöhe  die  in  dem  Ein- 
kommen zu  Tage  tretende  wirthsdi^Uiche  Ldstangsfähigkeit  beeinflussen. 

Das  („reine")  RenteneinkoiDinrn  fliesst  aus  dem  Privatoigenthiim  solcher  sach- 
lichen Predactionamittel ,  Kapital  und  lioden,  welche  durch  Creditvertrage  au 
Andere  zur  Ananntznng  gegen  Entgelt  überlassen  sind:  dalier  Tomemlich  ans  rer- 
liehenen  Kapitalien,  aus  vermiethctcn  Gebäuden  und  aus  verpachteten  fJnr;]- 
stürkcn.  Das  „gemischte"  Arbeits-  und  Rentcncinkommen  endlich  ist  Einkommen 
der  mit  e  ige  neu  oder  entliehenen  bachlichen  Prüductiousmittela  selbst  mit  arbeitenden 
eder  aleh  der  Arbeit  persftnlich  vertreten  laaienden  Unternehmer:  das  mit- 
unter sogenannte     everbiielie*'  Einkommen. 

Aneb  bei  dem  nieht  Kam  Einkommen^  gehörigen  oder  nicht 
dazu  geiechiicten  „Erwerb"  und  demoach  dem  ans  letzterem 
hervorgehenden  Vermcl^cnsbesitz  ist  Art  und  Maass  der 
.^Arbeit"  zu  berücksichtigen,  daher  hier  ein  ganz  arbeits- 
loser Erwerb  und  Vermögensbesitz ,  wie  bei  Erbschaft,  Legat, 
Geschenk)  Spielgewiim,  manchen  Fällen  ?on  Conjuncturengewinn 
oder  ein  theilweise  und  oft  grossentheiU  arbeitsloser 
ßrwerb  and  Vennögensbesitz,  wie  in  Fällen  von  SpecalationB-  and 
anderem  CoiüanctarengewinD,  zn  antenebeideo. 

Unter  übrigens  gleichen  Umständen  (der  Belastung  des  Ein- 
kommens u.  ö.  vv.)  stellt  derselbe  Werthbetnig  dieser  verschiedenen 
Einkommen-,  Erwerbs-  und  Vermt^gensbesitzarten  eine  verschiedene 
und  anch  eine  relativ  verschiedene  winlisdiattliche  Leistungs 
lahigkeit  »eines  Beziehers  and  Besitzers  dar  und  zwar  im  AUge- 
nieinen  in  der  Weise,  dass  die  Leistungsfähigkeit  sinkt  und  mehr 
als  proportional  sinkt  mit  der  Zunahme  and  steigt  and  mehr 
als  proportional  steigt  mit  der  Abnahme  des  Arheitsmoments. 
Unter  gleicher  Voraassetzong  enthält  der  verschieden  hohe 
Wertbbetrag  desselben  Einkommens,  ErwerbSi  Vermögensbesitzes 
ehie  verschiedene,  und  zwar  ebenfalls  aach  relativ  ver- 
schiedene  Lcistnngslahigkcit ,  nendich  eine  mehr  als  ])ro- 
portional  wachsende  und  abnehmende  oder  m.  a.  W.  eine 
progressive  und  degressive. 

Werden  diese  Unterscheidungen  auf  die  Steuer  angewendet 
ond  die  Opt'ertheoric  dabei  berüeksiehtigt,  so  folgt,  dass  der- 
s^clbc  Stencrbetrag,  wiederum  unter  Übrigens  gleichen  Umständen^ 
für  hdheres  Einkommen,  Erwerb,  Vermögen  ein  kleineres  and 
zwar  aach  ein  relativ  kleineres  Opfer  and  nmgekehrt,  sowie  je 
nach  Art  and  Maass  der  mitspielenden  Arbeit  ein  verschiedenes 
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und  ebenfalls  ein  relativ  verschiedenes  Opfer  den  Bcstcuerteo 
anferlei^  Daher  die  Forderang  fttr  eine  „naeh  den  Opfern*^ 
vertbeilte  Beateaerang  „nach  der  wirtbsebaftilchen  LeistnngsAhig- 
keit",  dasB  sie  progressiv  zur  steigenden  Hdbe  von  Ein- 
kommen, Erwerb)  Vermögen  nnd  znr Abnahme  des  Arbettsmomeots 
dabei  und  degressiv  zur  sinkenden  Höhe  und  znr  Zunahme 
de«*  Arbeitsmoments  sei. 

b)  Unter  den  Momenten  der  zweiten  Reihe  von  1  niständen, 
welche  die  wirthschaftln  he  LeiHtungsfähigkoit  einer  Person,  nament- 
lich einer  physischen^  bestimmen  oder  beeinflussen,  ist  der 
notliwendi^e  Bedarf  an  wirthschaftlichen  Gfitero  znr 
Bedürfoissbefriedignng  der  einen  oder  mehreren  Personen, 
fttr  welche  das  Einkommen  n.  s.  w.  diese  Befriedigung  zn  gewähren 
hat,  das  wichtigste  und  zugleich  der  Normalfal!  der  „Verwendnag^ 
der  dem  Stenerpflichligen  in  Einkommen,  sonstigem  Erwerb  nnd 
Vermögenbesitz  znr  Verfügung  stehenden  wirtbsebaftUeben  Guter. 
Auf  die  Verschiedenheit  der  Lasten  und  Verpflichtungen,  vv elclic 
nach  diesen  VerhältniBsen  auf  dem  Einkommen  u.  s.  w.  des  Stener 
pfli('hti<ren  lieQ;cn,  ist  dabor  zur  Hciin  s^ung  der  für  die  Besteutr- 
Qug  in  Betracht  kommenden  wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit 
—  der  ,,8teuerfäbigkeit^*  —  auch  hei  gleichen  Arten  und 
Grössen  des  Einkommens ,  Erwerbs  und  Vermögensbesitzes  ver- 
schiedener Stenersnbjecte  gebflbrend  Rtteksicht  zn  nehmen,  wenn 
die  Anforderungen  des  Grundsatzes  der  Gleiebmässigkeit  er- 
füllt werden  sollen. 

Unter  flbrigens  gleichen  Umständen  (des  Erwerbs,  Einkororoens 
u.  8.  w.)  stellt  daher  eine  h  ö  h  e  re  Belastung  derselben  Art  und 
Höhe  des  Einkommens  u.  s.  w.  mit  Ausgaben  der  bezeichneten 
Art  eine  geringere  und  umgekehrt  eine  niedrigere  Belastung 
eine  höhere  wirthscliaftliche  Leistungsfähigkeit,  mithin  Steuer 
iabigkeit  dar,  ist  im  einen  Falle  eben  ein  grösserer,  im  anderea 
ein  kleinerer  Theil  des  Einkommens  so  „gebunden^',  ein  kleinerer 
nnd  grösserer  „frei".  Von  der  Höbe  dieses  freien  Theils  des 
Einkommens  hängt  aber  wieder  der  durch  dieselbe  Steuersumme 
bewirkte  Druck  auf  den  Steuerpflichtigen  oder  m.  a.  W.  die 
Höhe  des  Opfers  ab,  welches  die  Stenerbelastung  darstellt. 
Dieser  Druck,  dieses  Opfer  wächst  und  mindert  sich  wieder  relativ 
verschieden  bei  veröchiedener  Höhe  des  „freien''  Eiiikonimens, 
d.  h.  mehr  als  proportional  bei  sinkender,  weniger  als 
proportional   bei  steigender  Höhe  desselben.    Denn  bei 
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bOherem  freien  li^iD kommen  sind  doch  nur  weniger  nothwendige 
Bedtlrfnuse  und  alle  Bedttrfniaae  ohnehin  qnalitativi  eventuell  auch 
qoantitativ  reiehlieber  sn  befriedigen,  bei  kleinerem  freien  Ein- 
kommen verb&lt  es  sich  umgekehrt  (Intensitittsab-  und  -zunähme 
der  Bedflrfnisse).  Eben  danach  stellt  derselbe  Steuerbetrag  dort 
ein  schwächer,  hier  ein  stärker  werdendes  Opfer  dar. 

Daraus  ist  für  die  Durehtiilirung  des  Grundsatzes  „gieich- 
iiiässiger  Bestenerung  nach  der  wirtbschattlicben  Leistungsfähig- 
keit** die  Folgerung  abzuleiten,  dass  die  Besteuerung  progressiv 
und  degressiv  nach  der  Höhe  des  freien  Einkommens 
sein  muss  und  dass,  wenn  zunächst  das  ganze  Einkommen  als 
Stenerqueüe  betraebtet  und  behandelt  wird,  auf  die  erwäbnte  Be- 
lastD  Dg  dieses  Einkommens  angemessene  Rttcksieht  zu  nehmen  ist. 

S.  über  den  Begrifi  des  „gebuodeuen"  und  „freien"  Einkommeos  (das  nicht  mit 
dem  feinen"  Einkommen  eukes  falschen«  aber  nelfach  ubUcheo  Tenninologie  za  ver- 
veehselii  ist)  Gnudl^goiig  §.  86  (2.  A). 

DaluT  u.  A.  namentlich  die  Forderung  einer  höheren  Besteuerang  derselben 
Art  und  Höhe  von  Einkommen«  Erwerb,  V<'nn5g:en  bei  dem  Stenerpflichtip^cn,  der  nur 
tUr  sich  za  sorgen  hat,  als  bei  dem  i-amiiienTater,  und  weiter  eine  durchgreifende 
RQcMcblimhiiie  raf  die  Grosse  der  Familie.  Und  zwar  oieht  nur  bei  einer  ein- 
/'Inen  directen  Steuer,  wie  der  Personal-  und  Einkommensteuer,  sondern  in  der  gc- 
sammten  B«'3teueriuig' .  in  der  Ausbildunjcr  des  Steuersystems.  Also  eine  Fonleriin;:-, 
jrcgcn  welche  freilich  die  Praxis,  besondcni  in  der  Verbrauchsbe&tcuerung,  im  directen 
(wwensntx  steht  (§.  187):  aber  nicht«  weil  das  fttr  riclitif  gilt,  sondern  weil  eben  die 
i-Gleichmässifrlicit"  der  BestenemDg  hier  mehr  oder  w-Miiir'-r  omrcrmeidlirh  v  irn  tinanz- 
politischen  Princip  der  „  Aasreicbendheit"  zurtlck  gedrängt  wird.  Dessen  muss  man 
sich  aber  bewusst  bleiben  und,  um  die  Qleichm&ssigkeit  besser  zu  gestalten»  eben 
andere  Einrichtangen  in  der  Be^teue^lng  treffen,  welche  die  Wirfcnngen  der  YerbraachB- 
Stenern,  letztere  als  unrermeidlich  angenommen,  elnigormaasscn  compenslren. 

In  den  Familienrcrh^ltnissnn  (vor  Allem  in  der  Grösse  der  aof  Ein  steuer- 
pflichtiges Einkommen  u.  s.  w.  angewiesenen  Personenzahl)  liegt  der  im  Allgemeinen  regcl- 
nSasI;  wichtigste  Umstand,  wdcher  in  dieser  Frage  zn  beracinlcbtigen  ist  Die  in  neueren 
Einkomin-nisfeiierp^esetzen  vorkommende  Bertlcksiclilif nng  einer  verminderten  Stcuer- 
fähigkcit  wehren  ändert- r  Umstände,  wie  Unt^llo,  Krankheit,  Verschuldung,  V'cr- 
pflichtung  zum  Unterhalt  von  Verwandten,  ausserhalb  des  normalen  Kreises  der  Familie, 
n.  dgl.  m.,  wird  unten  bei  der  Durchführung  des  Princips  in  §.  166  noch  er- 
wähnt. .\n  dieser  Stelle  brnu<ht  si»«  iiirht  besonders  hervorgehoben  zu  werden,  da 
di^  Umstände  entweder  den  Erwerb,  das  Einkommen  vermindern  oder  den  noth- 
vendigen  Bedarf  erhöhen,  der  nach  den  Gesagten  hier  fttr  die  Bemessang  der  Steuer^ 
flhigkeit  bcrüclnichtigt  werden  mQss.  („AnderweSte  Tenrandte**  gehören  eben  doch 
zar  Familie.) 

Zweifelhafter  kann  sein,  nach  welchem  <jc?ichtspuiii:t  uml  Maasb>5(al)  der  „  n  oth - 
wendige  Bedarf"  alä  Behi:3luiigäuiüuicnt  dca  Einkommens  u.  s.  w.  zu  bcmcsseu  ibt. 
Wenn  man  hier,  wie  selbst  wohl  für  die  reine  Einkommensteuer  befürwortet  wird, 
den  „standesgemasscn  BedHrf"  als  „nothwendigen"  und  dcm^emäss  ihn  als  B<_lastung 
des  jedesmaligen  Einkommens  ansehen  wollte,  so  wtlrde  bei  den  wohlhabenderen  und 
reichereu  Classen  die  „Steuerfähigkeit"  natürlich  erheblich  vermindert  erscheinen,  so 
sdir,  dass  düe  nach  den  vorausgehenden  Ausführungen  fitr  höheres  und  fQr  Benten- 
einkommcn  zu  fordernde  Prep reisivbestenenini:  dann  we^cn  diese«;  anderen  Om- 
fitands  vielleicht  wieder  in  die  Proportionalbcsteucrung  verwandelt  werden  musstc, 
wenn  nicht  gar,  je  nachdem,  in  die  D^gresBlrbefftoQenng  steigenden  Einkommens. 
Indessen  kann  eben  hier  nicht  ron  der  Berttckdchtignng  des  standesgemtasen,  sondern 
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nur  des  allgemein,  daher  nach  dem  Maasssta))  -der  UDlereil  CltSMIl  der  Berftlkmig 
bemessenen,  ..notliwcndigen  liodarfs"  die  Rede  sein. 

Nahe  liegt  der  Einwand .  dass  die  Berilcksichtigiing  dieses  Bedarfs  für  die  R«» 
meiBDnf  der  Steoerfähigkeit  aaf  die  alte  Lehre  roo  der  „Dcberschossbestenening^ 
zurörkkomme.  wf^h  lie  doch  obiu  (§.  1.^7)  al)gowi«:>scn  wurde.  Allein  hier  V-^stcht  \t\n 
Widerspruch:  das  ganze  Einkommen  ii.  s.  w.  ist  —  einzd-  wie  volkawinhscbaft- 
lich  —  nach  deo  froheren  ErOrtemneen  Stenerqaelle,  der  dordi  SteMdi  n 
deckende  notltwendige  Aosgtbebctrag  de^  Staats  u.  s.  w.  und  die  dftVOQ  auf  dei 
Einzelnen  rall»;nde  Steuerqaote  gehören  in  der  That  anch  znm  ..nothwendig^en  Cnt«- 
baltsbedarf'*  der  PerM»  (S.  330).  Deshalb  rechtfertiget  es  sich  auch,  veoji  ei 
onrerHieidlich  zur  Deckanir  des  Flnanzbedarfe  Ist,  Sfeeem  zu  erheben,  weldie  im 
concreten  Fall  nOthigen,  den  sonstigen  „noihwcndigen  üntcrhaltsbcdarf "  (an  Sa^h- 
gütom  zur  Bediirfni^sbefricdigung  n.  s.  w.)  einzuschrinkcn.  Das  soll  auch  durch  die 
vorausgehenden  Erörterangen  nicht  bcstrittea  werden.  Letztere  besagen  nur,  dass, 
soweit  als  mSpIIeh  nach  den  Geelchlqioneleii  der  Gerechtigkeit,  der  Gleich» 
missi^keit.  —  die  aber  eben  nicht  allein  entscheiden  können  and  nicht  onbedinft 
anderen  Steaerprincipien  vorangehen  (§.  127'  —  dieser  „sonstige"  nothwendize  [ 
Untcrhaltsbedarf,  welcher  das  Einkommen  belastet,  für  die  Bemessung  der  wirthschaR-  , 
liehen  Leistungsfähigkeit  nr  Stovenahlmif  mit  berücksichtigt  werden  soll.  M.  a.  W  : 
das  ganze  Einkommen,  ohne  Abzng,  ist  die  Steuerqiiell'"  nri'-h  ?oIkswirth- 
schaftlicher  Betrachtung,  möglichst  nur  das  freie  Einkommen,  das  nach  Ab2«| 
des  sonstigen  noth wendigen  Bedarfs  bleibt,  ist  nach  dem  Grandssix  der  wirtk* 
schaftlichen  Leistungsfähigkeit  die  Stenetqnelle.  Beide  Anfiassongea  sind 
recht  wohl  mit  einander  rcreinhar. 

Dörth  die  AuafUlirangeD  dieses  §.  Ib4  sind  die  nicht  ausreichenden  des  §.42$ 
der  ersten  Auflage  erheblidi  erweitert  und  verroUstlndigt  worden.  S.  gersde  ttbsrdif 
hier  behandelten  Puncto  die  umfangreichen  und  eindringenden  Erörterungen  roa 
Robert  Meyer,  Principien,  ß.  '>1  if  stimme  ihm  im  Ganzen  bei,  halte  nur  troü- 
dom,  wie  sich  im  Folgenden  crgicbt,  daran  fest,  dass  die  in  diesem  §.  184  gez(^eiieA  | 
Ffl^nugea  ans  dem  Princip  der  wirthsehafUichen  LeiMongsflbig Mit  doch  in  d«r 
Praxis  nur  7om  soeialpolitischen  Stand  jninete  aus,  in  der  socialen"  Phase 
der  Resten cning  Anerkennune;  hnden  müssen  und  werden,  nicht  vom  .joiii  iinanziellea 
Stuüdpuncte"  aus,  in  der  staatsbürgerlichen  Phase  (s.  oben  §.  157,  S.  376).  —  Mit 
einigen  einzelnen  Ergebnissen  Meyer's  bin  ich  übriu  ir-  auch  nicht  einren^tariJcD. 
z.  B.  dass  der  Unterschied  zwischen  Gewinn  und  Erwerb  nach  der  Opfertbeorie 
nicht  zu  berücksichtigen  sei,  sondern  nur  nach  der  Theorie  der  Leistungsfaliiglieit 
(%.  55,  8.  S40  a.  a.  0.).  Legt  mir  eine  Steuer  rem  Arbeitseinkommen  nfclit  eii 
Mheros  Opfer  als  eine  solche  rom  Spid-,  Wett-,  Gonjunctu rengewinn  auf? 

Auch  die  Erörterungen  Ton  Sai,  Grundlefrun^  §.  81—83  sind  für  die  Seite 
des  Bedarfnissmoments  bei  der  Bestimmung  der  Steuerf&bigkeit,  des  indiridaeliefi 
Ansmaasses  nnd  der  eonereten  HAbe  der  Steuer  besonders  beaehtenswertit.  Nor  ksao 
ich  wieder  nicht  zugeben,  dass  Sai's  —  gewiss  zulässige  —  Behandlung  des  Pro- 
blems die  Erkenntniss  der  entscheidenden  (Jesichtsponctc  und  di<'  Lösunp,  rollcnds 
für  die  Praxis,  mehr  fordert,  als  Meyer's  und  meiiie  Beliandlungbwci&c.  Sax'i  Et- 
Srtemngen,  auch  seine  Formolirongen  der  Einzelprobleme  und  Postulate  bleiben  is 
so  abstracter  All}j:emeinheit  (z.  B.  S.  514.  am  Schluss  des  §.  81,  S.  529),  dass  ein: 
Anwendung  auf  die  practischen  Steuerproblemc,  um  die  es  sich  doch  schlics:!- 
lich  handelt,  und  eine  Einrichtung  der  Besteuerung  nach  diesen  Gesichtspuncten  oad 
Forderungen  mir  aosgeschlessen  erscheint.  Wo  ist  der  practisch  anwendbare  Maass« 
Stab  für  die  Steiierverthcüun«!:  ,.nach  der  Progression  der  Intensitätsabnahme  der 
Bedürfnisse  in  der  ökonomischen  Keihenfolge"  (Index  S.  XXIU,  Text  S.  509  Ii.)  m 
fioden?  Die  ragen  Allgemeinheiten  hier  ond  in  diesem  ganten  Abschnitt  ileiiua  ibs 
doch  nicht! 

§.  185.  —  2.     Die  D  u r ch l  ii  In  u n;;  der  Besteuerung 
nach  der  wirthsch aftlichcn  Leistuugsi'ä higkeit. 

Die  Torausgehenden  ErttrteniDgen  Uber  die  BedeatODg  dieses 
BesteaeningagrDDdaateeB,  damit  Aber  dessen  iDhalt  und  ttber  die 
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ans  ihm  «bsaleitenden  Folgeningen  liefern  die  BiebtBobniir  dafttfi 
wie  dieser  Grondsatz,  wenn  man  ihm  folgen  will,  dnrebzaftthren 

ist,  die  nnvermeidlicben  Compromisse  mit  den  Oonseqaensen  der 
anderen  Steuerpnnci])ien  und  mit  den  practischen  SchwierigkcitciJ, 
welche  zu  Moditicationeii  nöthigen  werden,  vorbehalten. 

Aber  —  nuiss  und  soll  wenigstens  stets  danach  gestrebt 
werden,  dieser  Kichtschnur  zu  folgen?  Gerade  das  scheint  mir 
wiederum  nicht  allgemein  zu  bejahen,  sondern  historisch  und 
örtlich  relativ  zu  beantworten  zusein,  nemlich  je  nachdem  sieh 
die  Besteaening  auf  den  einen  oder  den  anderen  der  beiden  unter- 
sehiedenen  stenerpolitisehen  Staodpnncte  stellt  Daher  wird  diese 
Riehtsehnor  maassgebend  werden  mttssen  fttr  den  soeialpoli- 
tischen  Standpunct,  nicht  ftlr  den  ;,rein  finanziellen'% 
möglichst  zu  belbigeii  sein  in  der  „socialen  Phase"  der  Be- 
steuemng,  an  sieh  noch  nicht  in  der  „staatsbürgerlichen" 
»4^.  150).  Wenn  aber  auch  in  letzterer  sich  die  Anschauungen  zu 
Gunsten  jener  Richtschnur  gestalten  und  Theorie  und  Praxis  be- 
ginnen, demgemäss  zu  verfahren,  so  beweist  das  eben,  dass  der 
l'ebergang  zum  socialpolitischen  Standpanct  nnd  zur  soeialen  Phase 
in  der  geschichtliehen  Darehringnng  begriffen  ist 

Von  dem  anderen,  dem  rein  finanziellen  Standponete  ans  wird 
man  dagegen  immer  nur  sagen:  die  Thatsacben,  ans  welchen 
jene  znr  Richtsehnnr  fBr  eine  Bestenernng  nach  der  wtrthsehaft- 
liehen  Leistungsfähigkeit"  dienenden  Sätze  abgeleitet  wurden,  sind 
an  sieb  ^anz  richtig,  wie  die  verschiedene  LeisHiiii;.^luliigkeit  höheren 
und  Bcsitzeiukommens,  arbeitslosen  Erwerbs,  grosseren  freien  Ein- 
koraraens  u.  s.  w.  Aber  sie  beweisen  nichts  für  die  liichtigkeit 
dieser  Folgerungen  in  Betreff  der  Besteuerung,  weil  jene 
Thatsacben  selbst  nur  Folgen  des  zu  Recht  bestehenden  privat- 
wirtbscbahlicben  Verkehrssystems  und  seiner  Bechtsgrundlage,  des 
freien  nnd  vollen  Privateigenthnms  an  Kapitalien  und  Gmndsttlcken 
nnd  des  freien  Vertragsrechts»  nnr  Oonseqnenzen  der  Ein- 
kommen- nnd  VermOgensvertheilnog  nnd  derjenigen  Reehtsordnnng 
sind,  auf  welcher  diese  Vertheilung  sich  bildet  nnd  beruht. 

Hier  gilt  ebün  jede  rechtlich  erlaubte  Erwerbsart  für  {jlcichwerthig,  jodo 
Alt  nsd  Höhe  des  ElDkommcns,  „freies"  and  „gebundenes"  Einkommen,  wie  nicht 
minder  jede  Art  und  jedi  r  L  tnfant,'  der  Uberhaupt  rechtlich  statthaften  Hedürfniss- 
lieirieiliguiig  fOr  gleich  berechtigt  Dass  Besitzeinkommen,  höheres  freies  Ein» 
lommen,  Enrerb  oluift  od«r  Im  WtwitlleheD  ohne  Arbeit  «Jdstnogsfähiger**  find,  als 
ihre  gegensätzlichen  Corrclate.  dasselbe  Einkommen  bei  einem  Einzelnen  oder  bei 
'incr  kleinen  Familie  leistungsrähigcr  als  bei  einer  grossen,  dass  jctie  alisolut  ^hkh 
hoho  Ausgabe,  also  auch  ein  gleicher  Steuerbetrag,  im  cioea  KiUl  ciu  leichteres,  ita 
andtrai  ein  schwenns  „Opfer*  difstellt,  —  das  wird  g«r  nicht  bestritten.  Aber  das 


Digitized  by  Google 


i 


4ÖU     b,  B.  AUgeiD.  Steqeilfliixe.  3.  K.  S.  H.-A.  3.  A.  aWobniMiglMlt.  g.  1S5. 

Alles  ist  .  bon  die  begleiten'!»-  Folpt>  <1<m  ungleichen  Art  und  Höhe  von  Kiiikutnin«D. 
Krverb,  and  diese  UuKldchbeiteo  sind  mit  dem  System  der  Bechtsordaung  nad  in 
dmiif  bcrahenden  virthschaftliehen  Getriebes  gegeben.  Dftnn  soU  «od  duf.  nach 
der  hier  herrschenden  Aofißissung,  nichts  rerändert  werden,  irie  es  bei  einer  Dnckr 

fQhroug  der  Besteaeniiip:  narh  (i,  r  Hii  ht'^rhnnT  des  vorigen  Paragraphen  geschehen 
würde.  Deshalb,  so  wird,  und  ucines  Erachteos  allerdings  folgerichtig,  hier 
geschloeeen:  ist  diese  Bichtsehnnr  bier  nicht  nnvendbnr,  eind  die  einseinen  FMb- 

late  fur  die  Einrichtung  der  Besteuerung  nicht  riclili^^.  ist  eine  derart!  ce  Aar- 
legong  des  Grundsalzes  der  ..R 'stftif'nTnf^  nach  der  wirths<  haftlichen  Lcistunsr-nih  ? 
icit"  daher  abzuweisen  als  ungerecht  und  als  ein  Verstoss  gegen  die  m 
fordernde  „Gleichm&ssigkeit'*  der  Besteuerung. 

Auch  die  Rt-rürksichtiirunpr  der  Familien grössr  n.  s.  w.  zur  Beniessurif 
wirtbscbaftlichen  Leistun^fahigkeit  und  des  in  gleichem  Steucrbctrag  iiegendeu  Upf«ri 
wird  abgelehnt,  weil  sie  gegen  das  Princip  der  persönlichen  Verantwortlichkeit,  der 
Seele  d.'s  „Individualismus''  in  der  Gesellschaft  und  Volkswirthschaft,  verstiess«  nd 
auch  iti  \Vider.sj)ruch  stände  mit  einem  immerhin  rirhfigen  Kern  in  der  ..Germss- 
tbeoric"  und  ,,Assecuranztheohe"  als  Xbeorieeu  zur  Begründung  der  Bestcoernng  oa«! 
znr  Tertheflong-  der  Stenerliat 

„Gleichmässige"  Bcstcucrnng  „nach  der  wirthschaftlicheE 
Leiistungsillbigkeit"  ist  zwar  auch  hier  das  Ziel.  Die  Bestener- 
uDg  bloss  nach  dem  Grandsatz  von  Leisioog  und  GegeDleistoog 
wird  auch  hier  verworfen,  als  Diebt  bloss  anrichtig  und  nnan»- 
fttbrbar,  sondern  ancb  alsnngereoht.  Aber  Ittr  „gleic hm ässig" 
gilt  hier  eben  nnr  diejenige  Besteaemng,  welche  die  relative 
Vertheilnng  Ton  Einkommen,  Erwerb,  Besitz  nnter  den  Besteuerten 
nicht  rer&ndert,  sondern  sie  nach  Absng  der  individuellen  Steser- 
betrage  belässt,  wie  sie  war. 

Daher  wird  hier  im  Wesentlichen  die  „GIcichmässigkeit'*,  nnd 
zwar  niK'h  die  GlcichuiUissigkeit  der  Besteuerung  „nach  der  wirth- 
Kchaf iiichen  Leistungsfähigkeit"  in  der  proportionalen  reellen 
Kinkommeubesteucrnng  gefunden.  Denn  sie  allein  löst  die 
Aufgabe,  an  der  bestehenden  Einkommen-  mid  Vermögensvertheilnni:. 
dem  als  richtig  nnd  gerecht  geltenden  Ergebniss  des  wirthschaft- 
lichen  Verkehrs,  relativ  ttberhanpt  nichts  nnd  absolut  nnr  das 
zu  Terftndem,  was  eben  jede  Bestenening,  weil  sie  Werthe  den  Be- 
steuerten entzieht  nnd  dem  Staate  n.  s.  w.  überträgt,  schon  begrifb- 
mässig  thnn  muss:  die  ßewirkung  einer  proportionalen  Verminder- 
ung der  im  Eiuk( mimen  sonst  zur  Verfügung  stehenden  Mittel. 
Aus  anderen  |)rincipiellen ,  mit  einem  hier  für  richtig  geltenden 
Gesichtspunct  der  „Genusstheorie"  entnommenen  und  aus  prnr- 
tischen,  auch  steuertecbnischeu  Gründen  wird  hier  dann  neben  der 
proportionalen  reellen  Einkommenbesteuentng  etwa  nnr  noch  eine 
gleich  hohe,  aber  ganz  niedrige  Bestenemng  aller  er- 
werbenden Personen  gebilligt. 

In  dieecD  Ansflihnuigcn,  welche  ebenftlb  die  hier  zd  kunen  der  ersten  Auflag 
§.  427)  ergloseo,  hftbe  ich«  gemiM  dem  firoher  Gewften  (§.  156  iL)  aeioe  Ali- 
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fassaag  festgebaltai  und  nur  noch  etwas  genauer  gefasst.  S.  Itierfegen  namentlich 
Cohn,  in  dem  genannten  Aufsatz  in  Conrads  JahrbUcborn.  18S0,  B.  35,  S.  207  tF. 
Bad  Rob.  Mcyar,  Principicn,  §.  Gti  ff.  Wenn  letzterer  (S.  402  Note)  meint,  mit 
■dien  in  4er  efstea  Aaflage  dargelegten  Aeoaserangen  ttlnda  es  nicht  weht  in  Gin- 
kluig,  fon  ein»  „rein  finanziellen*'  Besteuerung  „nach  der  Leistungsfähigkeit** 
ru  «prerhen,  90  kann  ich  das  nii  lit  /.n<xf hen :  auch  die  Proportionalbestenerung, 
und  des  Einkommens  allein,  ist  eine  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähig- 
keit, nicht  Bich  Leiatnsg  und  Gegenlctslnng.  nnr  eben  eine  solche,  wie  sie  den 
'irondansrliauungen  des  ökonomischen  Individualismus  entspricht.  Dass  die>cri  (inind- 
Äns'  hauunu'en  nur  eine  Besteuerung  nach  I.eistonsr  und  (Icsronlcistunfr  cnfsprt  cho,  wie 
Cohn  a.  a.  0.  andeutet,  ist  nicht  richtig.  Freilich  aber  ist  ca  die  Cuasequenz  dieser 
Grnndnnschnonngen ,  mit  0.  Michaelis  (volkswirthschaftUcher  Googress  1867)  su 
sagen:  ,,die  Anwendung  dt-s  Princips  von  I.<istDiig  niui  (icgeiilitistung  sei,  wo  sie 
möglich  sei,  die  allein  gerechte"  (was  sogar  Koscher,  tin.  §.  47  zu  billigcA 
scheint).  Sic  ist  aber  auch  nach  dieser  Ansicht  nicht  Überall,  und  im  Grunde  nur 
in  einigen  Fällen,  möglich  Dann  muss  das  andere  Princip  eitttrot«n,  aber  eben 
im  Sinne  der  Proportional -Einkommenbesteuerung. 

Norhmals  betone  ich,  dass  meine  persönliche  Auffassima  ja  gerade  auf  dein 
soc i alpolitischen  Standpnncle  steht.  Aber  ich  gehe  nicht  soweit,  das  relativ 
Richtige  der  anderen  AnfßMsnng  in  verkennen,  venn  man  sich  einmal  anf  den 
fokcrirhtigen  Standpunct  des  ökoiiutiiiscJn;ii  Tndividualisum.s  stellt.  Letzteres  thun  zu 
darten,  weisen  Cohn  und  Moyor  ab,  in.  V..  ;;!cht  mit  dun  lisclilajenden  ürllnden,  und 
auch  nicht  dur  historischeu  AuiXä^.su:l;;  hier  richtig  Uechuuag  tragend.  Dean  es 
bandelt  sich  hier  nicht,  wie  insbesondtro  (  ohn  meint,  nm  etwas  ebenso  UtO|^ehes 
wio  im  oxtremcn  SocialisiBUs.  sondern  in  d<  i-  Th.it  um  bewusst  und  unbcwusst  allge- 
mein rerbreitetc  und  im  bisherigen  Stcuerrccht,  trotz  einzelner  Modificatioaea  und 
insofern  Abweichungen,  allgemein  anerkannte  und  als  Richtschnnr  dienende  prin- 
•:ipielle  Anschauungen  Uber  allein  richtige  nnd  gerechte  Proportionalbesteaeranf. 
Dii  briTi  i^ui  ij.  A  au(  h  die  Bereisführnni,'t«n  m  Gunsten  einer  ausnahmsw eisen 
öteuerdegression,  wobei  gerade  das  Princip  der  Progression  abgewioöeu  und 
in  den  einxelnen  Amunenten  abuchdich  jeder  Schein  Tennieden  wird,  als  ob  die 
Rechtfertignog  der  Degression  ZQ  deijenigen  der  Progression  führe  (Sachsen, 
6  e  n  8  e  I ). 

Gerade  die  Art  und  Weise,  wie  sich  in  der  neueren  deutschen  Wissenschaft  die 
Idee  der  Steaerprogression  entwickelt  nnd  allmilich  in  der  öffentlichen  Meinung«  bei 

den  Terschiedt  iist'  n  politischen  Parteien  verbreitet,  —  von  den  Socialdemocraten  bis 
zu  den  Conservativen .  a)jcr  sehr  characteristi^jch  am  Wenigsten  noch  boi  den  Mittcl- 
paucieu,  welche  eben  iui  Gaiucu  am  Mii,-:tcü  auf  dem  Boden  des  ökuuuuäschen  (ndi- 
udualismus  stehen  and  dessen  Grundanschaaongen  theilen  —  gerade  diese  Art  ond 
Weise  beweist  mir  wieder  die  Itichtigkcit  meiner  Auffassung  dieser  Dinge. 

An  den  aus  der  roriirfn  Atiflat^c  (§.  42T  ff.)  hier  übernommenen  Ausfülirnntrcn 
habt)  ich  daher  nichts  Wesenthcheä  zu  ändern  fur  uöthig  gefunden.  Meine  erwähnten 
Gegner  lehnen  die  „rein  finanzielle**  Bestenerang,  wie  sie  im  folgenden  Paragraphen 
dargelegt  ist.  ab,  die  „socialpolitische"  nehmen  sie  im  Ganzen  an.  nur  nicht  mit 
meiner  allgemeineren  Begründung,  nicht  mit  dem  von  mir  2:ew.'ihltcn  Namen,  und 
allerdings  auch  noch  nicht  mit  alleo  Conse<|Uen2cn,  z.B.  derjenigen  forldau e rnder 
Progression,  weil  sie  eben  —  hier  in  den  Aaschanongen  der  ataatsbOigerlichcn  Periode 
und  des  ökonomischen  Individualiümus  Selbst  noch  etwas  h&ngen  gebUeben  sind:  eine 
neue  Bestätigung  meiner  Ansicht. 

%.  186.  —  a)  Bein  finantielle  gleichmässi^e  Be- 
Btenerang  nach  der  wirthsehaftlichen  Leistangs- 
fUhigkeit 

Hier  hat  Hock,  öffentliche  Abgaben,  ein  Steuersystem  entworfen,  das  beachtens- 
wenhe  Eigenthtlmlichkciten  und  Motivirungen  enthält,  besondeis  §.  8«  13,  14.  Er 
steift  als  die  ,.drei  Ursteuern"  eine  Personal-,  eine  Einkommcnstcner  un<I  ein. vi 
Gomplex  von  Steuern  für  besondere  Dienste  auf.  Dazu  kommt  er  allcrdiiigs 
ron  der  Geoosstheorie  ans«  was  aber  seinen  Ausfahrungeu  den  Worth  nicht  nimmt 
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Das  Prinoip  der  Oleiebmteigkeit  führt  bier  nach  den  Cleigteii 
zQ  einer  gleich  hoben,  aber  ganz  niedrigen  BeBtenenmg der 
erwerbenden  Personen  nnd  Tornemüch  tn  proporftiosaler 
reeller  Einltoinnienbestenerang. 

Die  erste  Forderung  lägst  sich  zugleich  mit  nach  einem  rich- 
tigen Gesichtspunct  der  Genusstlieorie  begründen,  ebenso  wie  die 
Allgemeinheit  der  Bestenerling:  eine  absolut  gleich  hoüt 
Steuer  aller  w  i  r  t  h  sc h  a  t  tl  i  c  h  L  eist«  ngsf  iUi  i  ge  n  und  wirk- 
lich  lUr  die  eigene  Leistang  oder  aus  Kenten  ein  EinkommeD 
beziehenden  Personen,  ohne  RUeIcsieht  auf  Art  nnd  Höhe  des 
Einkommens  nnd  aaf  VermOgensbesitz,  aber  in  einem  absolntBO 
niedrigen  Betrage,  wie  er  der  LeistongsfUhigkelt  der  ftnnsten 
Clasie  von  Personen  mit  selbstllndigem  Erwerb  noch  entspricht 

Diese  Forderang  kann  anf  zweierlei  Weise  Terwirlülcht  werden: 
durch  niedrige  directe  allgemeine  Personal  Stenern  (Kopi 
besser  Familienstcuet  n,  noch  besser  durch  solche  Steuern  bloss  auf 
die  Erwerbsftlhigen  nnd  Selbsterwerbenden);  ferner  durch  gewisse 
iudirecte  Ve r b rauc  Ii s Stenern,  besonders  auf  Artikel  des  notb- 
wendigen  Bedarfs,  welche  von  allen  Ciasaeu  und  Kinzelneu  ziemlieb 
gleicbmässig  verzehrt  werden. 

Kine  gecii^ii.to  Steuer  für  einen  dergestalt  beschränkten  7w»'rk  ist  ritl- 
leicht  die  Salz»teuer,  ihr  zunächst  die  Brotsteuer.  Solche  directe  wie  iodirecic 
Steneni  aind  gleidunläniff,  soweit  «  ileli  eben  nur  mn  die  FevMn,  nfehl  uiib« 
ukonomische  Lage  handelt.  Das  Hauptbedenken  gegen  sie  ist  die  meistens  fehlend 
Besch rünkung;  auf  die  erworbs fähigen  Personen,  was  am  Deotlichsten  bei  reinci 
Kopfsteuern  und  bei  Verbrauchssteuern  wit^,  den  genannten  hervortritt,  welche  lii 
Fanilie  nach  der  KopfieUil  belasten.  Der  hierin  liegende  Verstoss  gegen  die  Gldck- 
inässif(keit  der  liest,  ii.  riinir  nach  der  wirthschaftlichcn  Leistiiiigsfäliitrkeit  verlangt  dm 
auch  bei  einer  rein  iman/ieilen  Besteuerung  eine  Corrcctur  iu  den  atid«^rea  Tbeile* 
des  Steuersystems.  Aber  sow<üt  übcrbauiit  ein  selbständiges,  wenn  auch  kleines  fÜi' 
kommen  einer  Peisoo  f erliegt,  muss  und  darf  dies  von  dfesem  ersten  Stcuci^tandpsicte 
rifi><  1ie-^t'Mii>rt  werden.  Di«;  Person  trätet  daduroh  ihren  schuldi|;en  Antheil  zu  J^n 
Kotzten  ihrer  eigenen  Existenz-  und  Ucdcibensbedingung;en,  welche  ihr  der  Sta«  ai> 
schaflt,  bei  (§.  166  ff.).  Weniger  Bedenken  als  eine  der  genannten  bfttte  die  nenenlisg» 
beliebte  PetTolenmstODer  in  dieser  Hinaicbt 

Nftoh  den  Personen  fttr  steh  ist  es  sodann  die  öko- 
nomische Lage  derselben,  welche  die  rein  finanzielle  gleieb- 
inHssige  Bestenerung  zu  berttcksichtigen  hat.  Hier  gilt  nnn  4» 

früher  Entwickelte:  die  gegebene,  bez.  geschichtlich  gewordene 
Einkommen-  und  Vermögeusvertheiluiig  im  \  olke  niuss  an  und  tHr 
sich  von  der  lksteiiernng  als  eine  That suche  bingCDOuiniOK 
werden,  welche  von  ihr  nicht  absirhtHch  verändert  wird.  Dl 
Consequenz  ist  dann  die  frUher  gc;&ogene:  die  Besteueraug  niui»^ 
möglichst  nur  reelle  Einkommen-,  nicht  Vermögens 
bestenemng  und  darf  noi^  proportionale  Einkommenbestenenio^ 
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BeiD,  Ganz  folgerichtig  gelangt  man  vom  rein  finansieUen  Stand- 
]>onete  ans  daber  zo  der  Forderung,  dass  die  wirtbschaftlicbe 

Leistangsfäbigkeit  ausschliesBlich  an  der  absoluten  GrJisse 
des  E  i  n  k  0  unn  e  n  s ,  welches  der  Einzelne  im  Staatsverband  zu 
erwerben  und  zu  gemessen  vermag,  gemessen  wird.  Die  Gleich- 
iiiHssipfkeit  der  Besteuerung  uach  dieser  Leistungsfähigkeit  aber 
wird  in  der  gleichen  Proportion  der  iSteuer  zam  £in> 
kommen,  also  eben  in  der  proportionalen  (im  Gegensatz  Kor 
progressiven)  oder  in  der  „ gleich q noti gen £inkommenbe- 
fttenemng  gefunden. 

Indem  einem  Jeden  die  gleiche  Quote  seines  EUnlcommeos  durcli  die  Steuer 

abg^enommcn  wird,  zahlt  er  (auch  dur  M«- •  der  Gennssthoorie  enbprechend  wie  bei 
einer  Asseeurwiz,  was  hier  trotz  der  principielUni  l'nrichtigkeit  dieser  Theorie  keinen 
Gruijil  ^ur  Abweisung  der  Forderuug  ab($iebt;  wiiiiich  die  verhftltnisbiuäääig 
gl  ei  eil  6  Steuer  und  die  £lidHifflme&-  und  VermOfonsreitlieiluiig  bleibt  reUtir  un- 
reiiiideit 

Die  herrschende  Stenerlehre  der  Theorie  der  freien  Goncnr- 
renz^'  oder  des  Ökonomischen  Individoalismns  (Smithianismns)  und 
das  moderne  Stenerrecbt  naeb  seinem  leitenden  Gesichlspnnet  ver- 
langen in  der  That  als  Ki^gei  diese  Proportionalbesteuerung. 

So  Sioitb,  Kau  und  die  meisten  Neueren.  S.  die  LitciatorreTuc  bei  Held, 
Einkommensteuer,  8. 121  £  Ebenso  die  theoretiscben  Politiker.  In  der  Pnzls  konune» 
zwnr  bei  einzelnen  Stutssteuem  (z.  B.  preussische  Classenstener)  nnd  vollends  bei 
roTnmnnal-Eirikommen'if'-nrMfi  Progressionen  vor  (rg:l.  Neu  mann  a.  a.  0.  mit  reiclipm 
Material;,  aber  diese  t,md  eigentlich  nur  Degressioncu  gegenüber  einem  normalen 
ProportionnlfosB  und  werden  euch  eis  lolebe  etwe  nur  geviblt  und  motiTirt,  sreü 
die  betreffenden  Stcocrn  sich  mit  anderen  cotnliniren  (z.  B.  die  preussische  Classcn- 
mit  der  Gewerbe-  und  (iruiidstf ner)  und  man  so  doch  vornemlich  nur  eine 
C<«uipent»atioa  g^en  die  umgekehrt  progresüii^  W  irkuug  dieser  Gcsammtbcsteoerong 
oder  der  Verbnuchssteuem  einrichten  vttl.  Die  Freiheit  kleiner  Einkommen  fon  der 
Eiokoromcnslciior  (Enj^latid,  Preussen,  driitsch''  Staaten)  und  der  Abzug  eines 
stcnerfreien  lietrag»  auch  von  etwas  höherem  Einikommen  (England,  jetzt  bis  40ü  Pf.  St. 
mit  Abzug  von  120  Pf.)  ist  auch  kein  bcwasstcr  Bruch  mit  der  Proportionalbestcuoruiig, 
sondern  nur  eine  Couccssioo  an  den  Gedanken,  dass  erst  bei  einer  gewissen  Höhe  des 
Einkoromens  theils  diese  Form  der  (nominellen")  Einkommensteuer  eintreten,  thcil??  erst 
bei  einer  noch  grosseren  Uöhe  des  Einkommens  der  rolle  Steuerset2  erreicht  werden 
sdle.  Ausserdem  spiden  bei  der  6ev&hrunf  sirfeber  Steuerfreibeiten  bei  mner  ein- 
zelnen Steuer  technisch-administratiro  Rücksichten  mit  (S.  402). 

\T<?hr,  wie  Stein  mit  Recht  hervorhobt,  zeigt  sich  in  der  Vorbrauchs- 
bcsteoeruiJg  schon  Iknger  eine  bewusste  Tendenz,  die  reicheren  Glassen  st&rker  zu 
beeteoOTn,  indem  deren  GonsumtibOien  einem  bOberen  Steuersati  unieiiiegen,  als  die 
Massenconsumtibilicii  der  unteren  Classen.  Aehnlichc  Tendenz  in  den  dirccten  so^^v- 
narinten  I.uxu>steucrn.  Aber  /um  Tli.-il  schon  wegen  der  «'teacrtcchnisrhen  S'cliwieri}^- 
kciten  ^iiid  diese  Tcudon/.cii  dui  Ii  nur  iu  schwachem  Uraüe  wirklich  zur  (ieltuu^ 
gelangt,  auch  fahren  sie  gewöhnlich  nur  dazu,  dass  bloss  die  Untersteuerung  der 
höheren  Classen  dun  h  manche  wichtigere  Verbraurhs.stcucrn  wieder  etwas  ausgc- 
glichen,  d.  h.  immer  erst,  besten  Falls,  die  Proportional-Bcstcuerung  fUr  diese  Classen 
erreicht,  aber  noch  keineswegs  in  die  Progressiv -Besteuerung  hinubergeftlhrt  wird. 
Die  gewöhnlich  höhere  Besteuerung  des  Einkommens  aus  Grund  und  Boden,  Häusern, 
auch  Gewerben,  mittelst  bezü^Ii<  her  Ertragsstcuern  neben  einer  Einkommensteuer  oder 
nach  einem  höheren  Steuerfuss,  im  Vergleich  mit  der  direcion  Besteuerung  des  un- 
fiuidirten  Einkommens  bloss  durch  Einkommensteuer  (Preussen«  deutsche  StasSen)  wiritfc 
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zwar  znin  Theil  in  der  Hichtong  einer  höheren  Besteuening  des  Besitz einkommen*. 
Aber  auch  dies  wird  gerade  neaerdijigs  rielfAch  heauäUiudut,  ferner  ist  es  meiäte&i 
die  Folge  der  zofUligcu  geschichtlichen  Entvicklung  der  Betteoerang,  nameatBeh  d« 
Utnätandcj,  dass  man  es  hier  mit  älteren  Steuern  höheren  Passes  zu  thun  hat,  UDd 
cndlicli  machen  sirh  diese  höheren  Steuern  für  den  jetzigen  Grund-  und  Haiw- 
besit/er  gar  nicht  immer  als  Steuern  fühlbar,  weil  sie  bei  Erbesubernahinc,  Kuf 
u.  8.  w.  im  Werthe  des  Objeets  selbst  verMBchhjct,  d.  h.  »bgezogen  (amortisirt)  saA. 
So  darf  man  in  der  That  sagen,  dass  der  leitende  GesicbtSponct  immodemea  Steuer 
rcclit  noch  die  Proportiooalbesteocrung  ist. 

Die  Abweichaogen ,  welche  vom  Princip  blosser  Propoftiooalr 
EinkommeDbeBteaentiig  bisher  bestehen»  erklären  sich  ans  der  Ter- 
scbiedenartigen  geschichtHehen  Entwieklnng  nnd  der  nicht  genttgend 
nach  dem  Princip  verftnderten  EinrichtuDg  der  BesteneniDg,  au 
den  grossen  Schwierigketten  (auch  rein  finanzieller  Art»  nemlich 
um  dabei  den  erforderlicheu  Bedarf  zu  decken),  die  Proportional 
besteueruug  durcliziifubreu  und  endlich  auch  aus  manchen  uu- 
bewussten  und  absichtlichen  Abweichungen  vom  rein  finanzielleo 
und  ebenso  viel  Annäherungen  an  den  socialpolitischeu  tStandpanct. 

Am  Stärksten  steht  diejenige  Besteuerung,  wehhe  aus  practisch- finauziellcß 
Gründen  gewöhnlich  im  modernen  Slaatshaushaiic  die  ausgedehnteste  und  wichtif,'>tc 
ist,  mit  der  Proportional-Einkommenbcsteoerung  in  Widerspruch:  die  iadirecte 
Yerbrattcbsstetter  aof  rerbreitete  Nahrniif  s>  vnd  Oennssmittel.  Den 
der  Consura  der  letzteren  steigt  niclit  genau  mit  dem  Einkommen,  die  Steuer  unter- 
scheidet in  der  Kegel  Qualitäten  der  Artikel  nicht,  su  dass  sie  auch  deswegen  die 
Vermögenderen  niclit  entsprechend  belastet,  sie  tritll  die  FamiUeurorstände  nicht,  aocli 
oioht  nslati?,  nach  ihrer  wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit,  sondern  oft  einiger- 
maassen  nach  der  Kopfzahl  der  Familie,  und  auf  Ausgleichung  dieser  üngleichmässi!,'- 
keiten  ist  uicht  genliygead  2U  rechuco.  Daher  ist  diese  Besteaeraog  fol||;erichUg  «a- 
gcfoditen  und  ist  za  Gansten  der  directen  (nominelleD)  EinbomineiuteQer  rid&ch 
auch  von  den  Anhängern  des  rein  finanziellen  Steuersystems  ebenso  wie  von  dea- 
jeiiigeu  des  sociali»ulitischeu  und  Prof^ressivsystems  plaidirt  worden.  (S  die  Zusamnien- 
stcUuug  von  Citaten  in  Lassalle,  die  iudirecte  Steuer  und  die  Lage  der  arbciteuden 
GlMsen,  ZQricb  1863,  S.  14  IT.)  Die  enteren  kennten  nur  dnrch  das  Yorlangen  rou 
directen  Schätzungen  als  A  u  sg  I  ci  eh u  n gs-  und  Ergänzungssteuern  neben  Jen 
Verbrauchssteuern  leichter  die  Möglichkeit  nachweisen,  der  Foideruiig  der  Proportiunai- 
Einkommenbesteuerung  doch  cinigermaasscn  nachzukommen,  und  dadurch  den  Wider- 
spruch dieser  Steuer  mit  ihrer  Theorie  der  Vwvirklichung  des  Gleichiuässi^Uib- 
princips  mildern,  wenn  auch  in  der  Praxis  nicht  genügend  beseitiireu.  Den  Ausschlag 
flir  Beibehaltung  und  Kutwickluug  auch  in  den  erwiiliuten  Beziehungen  missliclicr 
Stenern  gab  abw  freilicb  —  die  llotbwondigkeit  der  Deckung  dos  Flnaubedsifi 
die  Unzareichendbeit  anderer  Stenern  hierfür.  (8.  Kap.  4,  Abschnitt  ren  der  Ve^ 
biauchsbestenerang.) 

Absolut  gleich  hohe,  aber  im  Betrage  sehr  niedrige 
allgemeine  Personal-  oder  als  solche  wirkende  Ver- 
brauchsstenern nnd  eine  oder  mehrere  andere  Sienero, 
welche  den  übrigen  Hanpttheil  des  Stenerbedarfs  naeh  dem 

Princip  proportionaler  reeller  Ein k omni enbe Steuerung 
decken,  sind  beujerkenswerther  Weise  die  richtige  Consequenz 
auch  der  G eu  usstheo rie,  wenn  letztere  uicht  ganz  lallen  ge- 
lassen, sondern  das  in  ihr  mit  enthaltene  richtige  Moment  der  Ver- 
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theiluDg  der  Steaera  den  Sieaenahlern  gegenüber  geltend  ge- 
macht wird. 

Man  hat  vohl  auch  diu  proportionale  Eiakouaionbcätoucrung  als  die  richtige 
Conseqaenz  des  leitenilLii  (iesi(  ht>puiicta  in  der  Opfertheorie  hinstellco  wollen: 
wie  Rau  (I,  §.  253)  im  WescntJic  hcii  für  dicken  Fall  sacl:  „es  werden  Alle  einen 
gleichvidsteo  Theü  (Quote)  der  zu  ihrer  Verftlgung  stehenden  üutcrmenge  ungefUhr 
t^loieh  leicht  oder  sehver  »bgeben  können/'  Hier  waltet  jedoch  ein  entschiedener 
Irrthnm  oh.  Geradi;  die  Opfertheorie  muss  anerkennen,  wie  dies  Kau  einige  Zeilen 
V.  r  di-  sein  Satze,  de»  Widerspruch»  sich  nicLt  bf  wusst  werdend,  und  ebenso  mit  einem 
Zahletibcispiel  in  der  Note  selbst  thut,  dass  „beilüufig  eine  gewisse  (icldsumme  fUr 
den  BMitier  dnen  deeto  höheren  Werth  hat,  ehien  je  grOeaerea  Theil  seines  ganzen 
verwendbaren  GQterrorraths  sie  ausmacht  und  einem  je  grösseren  Theil  des  ganzen, 
ihm  zu  Gebote  stehenden  Gtiters^enusses  sie  folglich  entspricht".  M.  a.  W.  das  Opfer 
des  absolut  gleichen  Steucrbetrags  und  der  nemlichen  Steuerquote  vom 
Einkommen  wird  um  so  schwerer,  je  kleiner  letsteree  ist  und  umgekehrt.  Die 
<)|'fer theuiit;  führt  daher  fol;:  r:  hti^;  zur  Verwerfung-  der  proportionalen  und  zur 
Stutzung  der  progressiren  £inkommcubesteueruag.  Aber  mit  der  Opfertheorie  lässt 
sich  eben  in  der  rein  finmnzieUen  Bestenening  doch  eine  solche  Forderung  aus  den 
angeführten  GrOnden  nicht  genflgcnd  rechtfertigen.  Die  herrschende  Theorie,  Praxia 
und  Geset^^ebun«::  sind  hier  irnnz  folgerichtig  in  der  Verwerfung  jeder  anderen  als 
der  proportionalen  Einkomnienbesteuenin!^. 

§.  187.  —  b)  Socialpolitische  gleichiaäösi^e  Be- 
steuerung Dach  der  wirthschattlicheu  Leistungs- 
fähigkeit 

S.  beaondeiB  Kenmann,  prugressire  Stener,  I^apitel  .H  und  4,  dem  ich  in  den 

Ausfuhrungen  gegen  Held  meistens  beistimme.  Held  verzl«htet  auf  die  Aufstellonp: 
eines,  wie  er  es  nennt,  „rechnerischen''  Maassstabes  tur  die  gerecbto  oder  glcich- 
mftaBige  Stcaeirerthdinng,  womit  aber  anf  die  Auftitellang  fester  priucipieller  Ziele  über- 
haupt verzichtet  wird,  sobald  der  Ausdruck  „rechnerischer  Maassstab"  eben  in  dein 
hier  allein  zulfissigen  Sinne  einer  bestimmten  prin  ripiellon  Ki(  htsehnur  l'ur 
die  Stcucrverihcilung  veralauden  wird.  Ich  vuruiag  dabei  aueli  den  positiven  l  order- 
ungen  Held's  in  Btoug  auf  Stenerrertheilung  (s.  seine  Kapitel  5 — 7),  soweit  sie  von 
den  im  Text  gezogenen  Conseqnenzen  abweichen.  —  was  ullerdintrs  nnr  tln  ilweise 
der  Fall  ist  —  nicht  beizutreten.  S.  auch  meiuo  Commuualstcuerfrage  S.  20  U.  — 
Bobert  Hey  er,  Principieu,  §.  51 — G5,  wo  n&here  Ausführungen  Uber  die  Anwendung 
des  LeistQogsräbigkcits-  und  Opfcrprincips  in  den  einzelnen  Kategoriecn  von  Fällen, 
n'ir  d  i  ^  '^hc:\  M  -yerhier  ftlr  die  Restenerung  überhaupt,  nicht  für  die  „social- 
pohtisciic"  Üeatcuurung,  seinem  von  dem  meinigen  abweichenden  Staudpuncte  gemäss, 
die  allgemeine  wie  die  Einxelfrsgen  behandelt 

Erörtert  man  die  Frage  der  gleicbm&ssigen  Besteuerung  vom  socialpolitischen  Staud- 
puncte aas,  so  erleidf'ii  die  voraasgehenden  Sätze  M  odificat  tonen  in  (iemjl.ssh''it  der 
hier,  aber  auch  nur  hier  anwendbaren  plcrtheurie,  weil  Uei  bei  der  Anwendung 
der  letzteren  anvermeidltche  Eingriff  in  die  bestehende  Einkommen-  und  VormOgens- 
vertheilung  hier  nicht  von  vornherein  principiell  abireleluit  wird.  P!s  wird  daher  hier 
davon  Act  genommen,  dass  die  absolut  gleiche  Besteuerung  der  i'ersouen  ak  solche, 
wenn  auch  durch  noch  so  niedrige  Steuern,  und  die  proportionale  Eiokommenbestener^ 
üig  nfasolnt  und  relativ  ungleiche  Opfer  für  die  Personen  verschiedenartigen 
I 'uiki(inmens  (nach  i  n  Quollen  und  Krwerbsarten  des.sclbt n)  und  verschiedener 
Kiukummenhöhe  mit  sich  bringen,  insofern  die  Besteuerten  also  auch  nicjit  gleich- 
nissig nach  ihrer  wirthsehafklidien  LeiBtiingsftbigkeit  treffen.  Denn  die  letztere  und 
das  Opfer,  das  die  Steuer  auferlegt,  Torindem  sich  eben  nicht  proportional  der 
blossen  Udhe  des  Einkommens. 

Ee  ergeben  sieh  hier  folgende  Postulate. 
(I)  Ea  darf  hier  nnd  vom  eoeialpolitischeD  GenohtepttDcte  be- 
trachtet moBs  hier  der  Qrandsatz  der  Allgemeinheit  der  Besteller- 
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mig,  welcher  in  diesem  Fall  zugleich  demjenigen  der  Gleiehmässig- 
keit  in  sich  schliesst,  za  Gunsten  gewisser  Minima  lein  kommen, 
besonders  (aber  nicht  unbedingt  nur)  aas  Arbeiti  dareh> 
brechen  werden  gerade  nm  der  GleichmSssigkeit  willen:  sociale 

Steuerfreiheit  des  „Existenzminimums**  (§.  167). 

(II  j  Kerner  ist  bei  der  wirklich  ertolgenden  Besteuerung  nach 
den  näheren  Auslührungcn  des  §.  184  vorzugehen,  daher  sind,  in 
dem  das  dort  Erörterte  fttr  die  Aufgaben  der  Praxis  aul'  seinen 
wesentlichen  Inhalt  zusammengezogen  und  hier  jetzt  Tomemlicb  fQr 
die  Einkommen besteuernng  formolirt  wird,  vor  Allem  drei 
Umstände  grundsätzlich  zu  berücksichtigen:  die  Quelle  des 
Einkommens,  die  absolute  Höhe  desselben  und  anderweite, 
aneb  bei  gleicher  Art  und  Höbe  des  Einkommens  die  Leistungs- 
fähigkeit  beeinflussende  Momente. 

(1)  Nach  der  Quelle  ist  vor  Allem  „  unfu  ndirtes"  und 
„luudirtes'',  reines  Arbeits-  und  zum  Theil  auch  m ischtc> 
(gewerbliches)  einer-  und  reines  Besitz-  oder  Kenteneio- 
komnien  anderseits  zu  uoterseheiden  und  danach  die  Steuer  in 
verschiedener  Höhe  zu  bemessen. 

Renteneinkommen  ist  anter  übrigens  gleieben  UfflStindeD  ,,1eistinig8fUiifar**,  alflo 

stärker  zu  besteuern.  Denn  es  läSHt,  in  der  Rei^^el  wenigstens,  noch  die  ganze  Arbeite 
kratt  frei  für  den  Erwerb,  während  dieselbe  beim  Arbeits-  and  gewcrblich«'n  Ein- 
kommen ganz  oder  grosseotheiis  schon  absorbirt  ist  Noihwendige  Aoidagen,  bez. 
BttcUftgen  nitüwen  feiner  beim  ArMtBelnkomoMii,  siebt  dorehans  beim  BeateDeiD> 
kommen  erfolgen,  jedenfalls  b(-i  ihm  jL^rOss' r  al^  bei  diesem  und  auch  als  beim  ge- 
werblichen Einkommen  sein  nm  sich  für  die  Zukunft,  ftir  Krankheit,  Alter  u.  s.  v. 
m  btcheni.  So  erscheint  um  kleinerer  Betrag  von  jenem  als  wirklich  freies  lua- 
kommen.  Aehuliches  gilt  wenigstens  tod  dem  Kapitalgewinn  darstellenden  Thett  des 
gewerblichi-n  Einkommens  vcrplichen  mit  dem  reinen  Arbeitscinkommon. 

Nach  dem  Früheren  ist  foraer  ebenso  wieder  der  nicht  uoter  das  n^iakonuuea" 
fallende  Cnrerb  aus  Specnlationen ,  der  Conjaactareaf evinn,  der  Erwerb 
dorcb  „Anfall**,  au  Spiel,  Wette,  Erbschaft,  Legat,  Geschenk  steuerfäbif^er,  als  ds. 
normale  Einkommen  aus  Arbeit,  Gewerbsverdienst,  meist  selbst  als  aus  Kent«,  aacii 
dem  Leijitungsfähigkcits-  und  dem  Opferpnucip  daher  höher  zu  be»teaero. 

Wie  dieie  Poiderangen  aonmAthreit  liiid«  ob  dnreh  einen  hsbeien  Stenerfiim 
der  (nominellen)  Einkommensteuer  ftlr  fundirtcs  als  filr  unfandirtes  Einkommen,  ob 
durch  Verbindune^  einer  Ertrap^s-  oder  einer  Vermö'rensbesteucning:  für  die  Krtrags- 
qaellcn  oder  Vcrmögensobjecte ,  aus  douea  das  i'uudirte  Eiukommea  ßiesbt,  mit  der 
nominellen  Einkommen-  and  VerbravchsbestoneniDg  also  mittelst  einer  absicbtlicbea 
Doppclbe-stenerunt;- ,  das  ist  mehr  eine  stonertechnische  Frage  und  erst  in  der  IxhT»^ 
von  der  richtigen  Bildung  des  Steuersystems  zu  untersuchen  (4.  Kapitel).  (Aach  die 
Frage  der  [nominellen]  Yermögeo&steuer,  auf  die  beeondeln  Keitmann  fiel  Qeviekt 
legt,  ist  daher  keine  Principien-,  aondetn  eine  stetnertecbniiche  Zveekmlaiigkflitsftige-) 

(2)  Dasselbe  wie  von  l'undirtem  gegenüber  unfuiidiitem  Eifl- 
kommen  gilt  cetcris  panbus  von  verschiedener  Höhe  des  Ein- 
koinnicns:  das  böherc  Emkommeii  Ut  relativ  hoher,  d.  ii. 
progressiv  zu  besteaern. 
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Deon,  selbst  statbtiieh  einigennaassen  nachweisbar«  steigt  die  LeistaQ^fähigkeit 
&tiri;er  als  das  Einkomtnen.  weil  voü  letzterem  t-inc  immer  grossere  Quote  als  „freies" 
EiiLkoiomea  Übrig  bleibt,  welches  niclit  durch  Bestreitung  des  uoihwendlgeu,  sogar 
qmlHetif  riel  sehlechter  befriedigten  Sobai8teiiibedai&  .^getanndeB"  ist    8e  wird 

namentlich  ftlr  Nahrang,  zam  Thcil  auoh  Air  Wohnung  bei  kMnerem  EiaJMmmeii 

regelmässig  eine  steigende,  bei  grösserem  eine  sinkende  Quote  Torwcndot  (sogenanntes 
„Gesetz  der  Nonnalcoi^umtioa".  S.  darüber  £ngel,  s&cbsische  statistische  ^^tschrift 
JS57,  S.  170;  liber  die  relatfve  GrSase  des  WohniuigsaDfvinds  nach  der  Hohe  dos 

absoluten  Eirikoinmen.'^  Srhwalr  und  Bruch  im  Berliner  städtischen  Jalirbuch  18(i8 
and  l^ßy,  Lasjieyres  mehrfach,  so  sächsische  statistische  Zeitschrift  lS7ß.  Im 
Allgcmeiuen -.  Lcxiä,  Abhaiuiluti^  t'onsumtiüü ,  m  Schönberg 's  Uundbucb,  1,  A., 
§.  23).  Eben  daher  wft(  hst  d;is  „frL-if  "  Einkommen  piogiessir  mit  der  steigenden 
und  sinkt  l  '^res^ir  mit  der  fallenden  Höhe  des  panzcn  Einkommens.  Mit  dem 
Irueu  Eiokomintin  steigt  und  fällt  wieder  zumeist  die  Ansammlongsfahigkeit  oder 
SaoiuUisirberiteit  des  EinkemBiens  und  amgekehrt  bewegt  sich  die  Schwere  des  Opfers, 
welches  diese  Operation  dem  fietreß'enden-  in  der  Beschränkung  seines  Coiistims  auf- 
erleift  Das  freie  Einkommen  ist  i'i  rhaupt  re^i^clmassig  der  Funds,  auf  dem  die 
Steuer  lastet,  aas  dem  sie  bestritten  wird.  Die  proportionale  Besteuerung  des  ganzen 
Einkeminens  ist  eine  Degreasirbeslenemng  des  seien  SSnltommens:  eine  bedeuliche 
Seite  unseres  bestehenden  Steuerwesens  der  „staatsbargerlichen"  Periode,  weil  so,  zwar 
folgerichtiir,  aber  doch  mit  unverkennbaren  Nachtheilen  ein  besonderer  Druck  auf  die 
k  1  c  i  Ii  c  r  e  u  Einiioü.tii'  Ii  .  im  Widerspruch  mit  der  Theorie  dcrGleichlicit  der  <>|<fer  orfulgt. 

(3)  A n d e  1  w  ei t e  L  in  s!  ■[  n  d e ,  welche  auch  unter  .sonst 
deichen  \  erhältnisscn ,  also  luiuientlich  bei  gleicher  <,|uelle  und 
il«>he  des  EiDkomnieo»  (Erwerbs)  die  f.eistuugsfähigkeit  be- 
einfiassen  und  dasOpter  bei  der  gleichen  Steuer  ungieicb 
machen,  sind  jene  in  §.  184  hervorgebobeaen  „Lasten  and 
Verpflichtangen'%  welche  aof  dem  Einkommen  liegen,  so  vor 
Allem  der  nothwendige  Unterhaltshedarf,  wie  er  von  der 
FamiliengrOese  abhftngt 

Dieser  Un  -ru.  !  („^ruisso  Kinderzahl''),  ferner  anderweite,  wie  z.B.  der  Gesund- 
hf  itsznstand,  da»  Vorhaiidens<_'iii  sonstiger  civilrechtlich(.'r  Untcrstützunp^spflichten,  Vcr- 
scholdung«  aassergevOhnlichc  Unglacksfalle  u.  s.  werden  hie  und  da  schon  in  der 
Gesetigebiing  bei  gewissen  Penonel-,  üiaitonimensteoeni  berttcicsichtigt  (preusisches 
Gesett  vom  25.  Mai  1S73,  §.  7,  23)  und  die  neuere  Steoertheoric  hat  das  mitunter  princi> 
piell  gerechtfertigt  (Xcoraann  S.  ITC,  progressive  Einkommensteuer).  Letzteres  ist  nur 
aoch  hier  wieder  erst  richtig  in  der  Consetj^uenz  des  socialpolitischen  Standpuncts. 
lä  DQSS  dann  nlMr  als  allgemeiner  Gntndskts  aofgestellt  werden,  welcher  in  ?er- 
schifdener  Weise  bei  verschiedenen  Arten  von  Steuern  zur  Anwenduns?  /u  kommen 
hat,  niclit  nur  in  der  an^jcdeuteten  Weise  bei  den  Person?»!-  und  Einkommensteuern, 
sondern  auch,  soweit  ali.  möglich,  bei  Vorbrau«  lis'^^tr.iicru,  z-  B.  mittelst  einer  ge- 
eigneten Wahl  der  steuerpflichtigen  Ardkel  und  eines  höheren  Steucrfusses  der 
(ienussmittel  der  wohlhabenderen  Tlossen:  Ausschlu>s  d<rj<'riigL'ii  Artik-d.  welche 
von  allen  Familien kopfen  ungefähr  gleich  stark,  Wahl  solcher,  welche  ron  liUnzeln- 
Ie^>endeo  nnd  Fnmilien  etwa  in  gleicbem  Betrage  ceosnmirt  weiden.  Dansch  sind 
Salz-,  Brot-,  Enffbestcuern  unpassender  als  Getränke*  (Wein-,  Bier-,  Branntwein«), 
Tabaksteoern.  (So  mit  Recht  Stein  4.  A.  I,  452  sr^fron  Nonniann.)  Forderongen, 
deren  Verwirklichung  eben  nur  am  zu  dtckenden  Finanzbed.irl  meist  scheitern. 

Alle  diese  Gerticlitöpuncte  irelteu  im  Weseullifhen  in  gleicher 
Weise  für  die  ötaats-  und  die  Commuual bestcuerung. 

§.  188.  Reehtferiignng  nnd  Einwände  in  Betreff 
dieser  Postnlate. 

Die  letzte  innere  nnd  tiefere  Rechtfertignngr  eines  soleben  Vor- 

so* 
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gebena  znr  DnrchfKhraog  der  GletehmftsBigkeit  in  der  Beeteneniog 
liegt  im  Wesen  der  Einkommen-  nnd  VermOgenByertheilong  «nf  der 
bestehenden  Reehtsgrandlage  des  privatwirtbsebaftliefaen  Systai 
der  freien  Conenrrenz,  wie  im  Voransgehenden  wiederholt  hervor- 

^'chobcn  wurde  (u.  A.  §.  156—159,  184).  Nach  den  in  der  „Grund- 
legung** (besonders  2.  Auflage  i?.  99 — 107)  entwickelten  Gesichts- 
]iiineten  dnri"  und  muss  in  diese  Vertheilun^  auch  ans  Griindeu 
der  Gcrcclitigkcit  eingcgritien  ^Ye^deIl.  Dadurch  sind  die 
Wirkungen  von  GlUck  nnd  Unglttok,  günstiger  und  UDgüustiger 
Conjunetnr  nnd  auch  von  wirklich  persönlicher  Ungleichheit 
der  Leistang,  welche  eben  dann  eine  angleiche  wirthsohaftlicbe 
Leistungsfähigkeit  in  Beeng  aaf  die  Bestenerang  nnd  ein  nngleiehes 
Opfer  desselben  Stenerbetrags  bedingt,  mit  anszngleiehen. 

Das  ganze  System  social  politischer  Bestenemng  ist  bisher 
nieht  so  aufgestellt,  daher  auch  nicht  speeiel!  kritisirt  worden. 
Gegen  dasselbe  wird  mau  die  nemlicheu  Einwimdc  yeUcnd  luacben, 
wie  bisher  schon  gegen  die  Steuerprogression.  !Maii  wird  ein 
solches  System  ebenfalls  „  n  n  g  e  r  o  c h t „  n  n  ö  k  o  n  o  m i  s  v  h  "  und 
„unlogisch*'  oder  „willkürlich"  uennen.  Diese  Kinwände 
sind  aber  weder  dort  noch  hier  durchschlagend. 

S.  z.  B.  Ompfenbacli«  1.  A.  I«  §.  58:  Mi  II,  B.  ft,  Kap.  2,  §.  3  und  4; 

Pfeiff.  r.  II.  27  fl"  :  T. ,  rny  -  Bt-aulieo,  I,  liv.  2.  ch.  2;  Nasse,  Gutachten  S.  9; 
gegen  l'rogr^iun  und  Princip  der  LcistungbHlbigkeit,  aber  für  höhere  äteoerpflick 
des  ans  Verm^gensnutzungen  alä  des  aus  Arbeitsleistungen  fiiessenden  EinkoniiiMit. 
Eingehender  über  Für  und  Wider  den  progressiven  Steaerfnsa  Lehr,  HUdebrud a  Jak^ 
bücher  1H77.  II,  S.  1  (f..  VM)  !'  S  sonst  Neumann's  Arbeiten,  besonder?  proeressit» 
Kiakommensteuer,  r.  Scheel,  j^rogressife  Bosteaerung,  Tubinger  Zeitschnt't,  B.  31. 
B.  Meyer,  Priocipien  a.  a.  O. 

Der  Vorwurf  der  Ungerechtigkeit  liiiift  wieder  nnr  aui 
die  alte  petitio  principii  hinau8|  dass  allein  die  proportionale 
nnd  tlberbaupt  die  rein  finanaielle  Bestenerang  „gerecht'' 
sei.  Hier  wird  die  Einkommen-  nnd  Vermögensvertheilnng  unter 
dem  Einlinss  der  freien  Goncorrens  einfach  hmgenommen,  nieht  in 
ihrer  Entstehung  noch  an  ihren  Wirkungen  geprttft  Und  llher 
oiTenbare  Thatsachen,  wie  die  Ungleichheit  der  Opfer  bei  dieser 
Hesteuerung,  wird  sich  einfach  hinweg  gesetzt  oder,  wie  von  Ran 
initi  Anderen,  die  proportionale  Steuer  unlogisch  und  factiach  uu- 
ricbtig  sogar  als  (  üiise  nienz  der  Opfertheorie  betrachtet. 

Der  Vorwurf  des  L  n  <•  k  d  n  omis  eben  (oder  des  Anti- 
ükonomiscben),  die  Behauptung,  dass  eine  solche  Besteuerung  eiue 
„Strafe  für  den  Fleiss  und  die  Sparsamkeit'*  sei.  Ubersiebt  gleicb- 
fulLsy  dass  der  Erwerb  und  die  Sparfilhigkeit,  zumal  im  heutigeo 
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Wirtbachaftssystem ,  dnrchaiu  nicht  nur  auf  persönlicher  Leistung 
henibeD;  femer,  dass  die  socialpoliHsche  Bestenerang  vielfach  nnr 

die  Sparfähigkeit  vom  Einen  auf  den  Anderen ,  im  Ganzen  in 
erwünschter  Richtung  glcicbiiiuHsigcrcr  Vermrto^ensvertheiluiig,  über- 
trägt, volkswirthschaftlich  gar  nicht  unbedingt  vermindert. 

Der  \  <M  warf  des  Unlogischen  nnd  der  Willkür  bezieht  sich 
auf  zweierlei. 

Einmal  anf  die  zn  treffenden  Zahl-  und  Maassbestimm- 
nngen.  Dieser  Vorwurf  ist  in  Etwas  begründet,  beweist  aber 
niehta  in  der  Sache. 

* 

Selbstrerstlndlich  leiden  Zablenbestimmungcn  für  Verhältnisse,  wulchu  üch  ihrer 
Natur  Dach  nicht  genau  in  Zahl  and  Muss  fassen  lassen,  stets  alT  einer  gewissen 
Willkür,  z.  B.  wenn  der  Stcuerfuss  für  Rcnteneinliommen  so  and  so  viel  höher  als  fur 
Arbeitäeinkojnmeu  oder  für  steigendes  Einkommen  die  und  die  Progrcssivscala  de« 
StcfdoftisseB  festgesetzt  wird.  Fttr  Theorie  und  Clesetzgelning  kann  es  sieb  liier  natOr- 
lieh  immer  nur  am  die  Gewinnung  fon  N&herungswcrthun  handeln,  vun  Sealcn, 
welche  nn^eführ  angeben,  in  welchem  Maasso  n.ieh  Quelle,  Erwcrbsart,  Höhe  des 
Einkommens  und  nach  den  genaniiteu  anderweiten  Umständen  die  ,.Opfer*'  des  absolut 
gleichen  oder  proportionalen  Steoerbetngs  und  die  waliren  individaeUen  wirthschalt- 
li.  hen  Leistungsfähigkeiten  unprleich  werden.  Bei  der  Feststellung  solcher  Nähcrungs- 
werthe  ist  das  Moment  des  Willkürlichen  von  untcr«r^<>rdnf>tor  Rcdenttinfr.  In  einer 
Menge  analoger  Fälle  des  practischeii  Lebens,  wo  cä  sich  um  Zahlüiibcstimmungen 
handelt,  ist  denelbe  Uebelstand  rorbanden  und  muss  als  einmal  unrermeidlich  mit 
hing^enommen  werden  (Straf m aas se!V  Aber  auch  in  <kr  ,,rein  finanziellen"  Be- 
steuerung liegen  dieselben  Schwierigkeiten  bei  der  Bestimmung  der  Steuerfüsse  u.  dgl. 
(2.  B.  EiEkommen.,  Ertrags-,  Verkehrs-,  Verbrauchssteuern)  vor.  Die  besondere 
«.Willkür*  bei  Zahlenbestimmungen  in  ricr  socialpolitischcn  Bestenerong  ist  endlich 
fiii'b  immer  noch  kleiner  als  diejenige  Willkür,  welche  die  Proportionalbesteuerong 
mit  ihrem  Absehen  von  ailen  Unterschieden  im  Druck  der  Steuer  und  mithin  in  der 
Vahren  wiithschaftllchen  Leistong^thlgkeit  mit  sich  fthrt 

Sodann  wird  etwa  auf  extreme  Fälle  hingewiesen,  wo  bei 
fortgesetzter  Progression  der  weitere  Zuwachs  des  Einkommens 
and  Vermögens  durch  die  beständig  steigende  bleuer  scbliessiich 
verschlungen  würde.  Aber  auch  das  ist  kein  irgend  durchschlagen- 
der Gegeneinwand. 

Denn  bei  langsamer  und  mSssiger  Steigerung  des  Stcuerfusscs  ist  es  eine  ganz 
entfernte,  practisch  genommen  unweseHtÜchft  Ciofahr.  Deren  Eintritt  bitte  indessen 
nicht  einmal  ent^rheidfiKl«'  Bedenken,  indem  nur  der  weitere  Zuwachs  von  einzelnen 
Kiesenein  kommen  dadurch  gehindert  wurde,  waa  nicht  nur  nicht  unzulässig, 
nmdem  nach  allen  berechtigten  Gesicbtspnncten  der  SocialpoUtik  enrtUiacht  w&ie. 
Will  man  dies  jedoch  vermeiden,  so  genttgt  eine  kleine  Modification  des  Ffincips  fdr 
wenige  extreme  Fälle, 

Die  Verwirklichung  der  gleichmässigeu  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit 
im  Einzelnen,  Ton  den  beiden  nntenchiedenen  Standpnncten  aus,  wird  im  nScbsten 
K^itel  vom  Steoersystem  weiter  verfolgt  weiden. 
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Vierter  Hftuptabsohnitt 

Die  Frincipieu  der  Steuer  Verwaltung. 

S.  oben  A.  Smith's  Kegeln,  S.  2!>2  un.l  ^  120.    Hau  I.  §.  2Sl  fl.,  Vsondi-r« 
2s.i.    NJlhcres  hinsii  hflicb  der  I>urr)iruhruiif;:  di«.'sor  PrincipicQ  uüd  ihrer  Consc- 
«jauuzuti  or»i  iiu  ü.  Kapitel  von  iler  Steuurvcrwakong  {a.  oben  S.  306).  Die  folgenden 
§.  18d— 192  sUDden  in  der  1.  Anflaga  als  §.  513—596  an  d«r  SpÜie  dwH.-A.  m 
der  Steaerrenrakmig. 

I.  —  §.  189.  AllgemeineB.  Wegen  der  dareh  die  ge- 
sammte  Entwieklnng  der  Öffentlichen  Zustände  hiBtorisch  und  9ttr 
lieh  bedingten  Gestaltung  der  Stenerverwaltnng  haben  die  ober- 
sten Principien  dieser  Verwaltung,  der  Grandsatz  der  Bc- 

Htimmthcit,  der  Bequemlichkeit  iiiu!  des  Strebens  uach 
möfrlich'Jt  crcriiiiri  ii  E rh eb  n  n  k  o  .s  te n  126),  doch  unr 
eine  geringe  .selbständige  wisscnscbaltliche  und  geriiiL^e  miniittelbar 
practische  Bedeutung  (§.  201).  Diese  Priueipien  sind  ja  au  uod 
fUr  sich  ganz  richtig,  in  Wahrheit  Axiome,  die  keiner  weiteren 
Begründung  bedttrfen.  Sie  konnten  da,  wo  die  Entwicklung  der 
Staats-  oder  Gemeindeverbttltnisse  Überhaupt  schon  einmal  zn  Stenern 
geftthrt  hat|  niemals  ganz  ausser  Acht  bleiben  und  sollen  natQrlich 
immer  möglichst  fttr  die  Einrichtung  und  Ausführung  der  Besteoer- 
ong  mit  die  Richtschnur  abgeben. 

Aber  dab  Maass,  in  welchem  sie  befolgt  werden  und  werden 
können,  hängt  weit  mehr  von  den  gegebenen  Verhältnisst  ii 
des  Volks-,  des  W i rt h seh afts-  und  des  Sta a t s  1  e hons 
und  von  der  hierdurch  wieder  so  entscheidend  mit  bestimmten 
Wahl  der  Steuerarten  und  Gestaltung  des  ganzen 
Steuersystems  ab,  als  von  bestimmten,  frei  nach  dem  Zielpnncte 
jener  Frincipieu  zu  treffenden  Einrichtungen  der  Stenerrerwaltnog. 

Das  haben  die  NationalOkonomen  und  Finaozniänner ,  welche  diese  PriodpieB 

in  Ad.  Suiith'--  Formulirang  als  eine  prosse  wissensiiiaftliclie  Erruogcnschaflt  bis  heo- 
tigen  Tages  prei^ca,  riel  zu  wenig  beachtet  Sie  wurden  sonst  tm  solchen  einfachcA 
Sitzen  nfcht  so  riel  Wesens  ^macht  haben.  Damit  wM  nicht  im  Gcrin^tan  be- 
strittt'ii,  (huss  uiöglichste  Bestimmtheit.  Re-iiu  mlit  likcit  und  Kiedrigkeit  der  Erhebnngs- 
kosten  hochwichtig  soicii,  das?  z.  H.  vnri  diesen  Momenten  ditr  Steuordnirk  auf  il.n 
Eiozelaou  und  auf  die  gesammtc  Bevölkerung  wesentlich  mit  abhänge  ;  dass  erCreulicbo 
Portscbritte  gegenüber  nttheren  Missbrtnchen  nnd  MSngeln  in  BetrelT  der  „Bestiiuit' 
hcit"  der  Besteuerung  und  zum  Theil  auch  in  Betreff  der  Erhebungsko.st6it  erreicht 
seit-n  Aber  man  darf  doch  nicht  ilherv-dien,  dass  die  früheren  Mängel  ebenso  sein 
das  Product  der  guttauimten  damaligen  ötientlicheu  Zustäudo,  wie  die  jetzigen  Ter 
besserangeo  da«  Prodnct  der  heutigen  Zustande  sind,  weneben  die  Steoerretvaltoogs* 
technik  doch  vielfach  nur  ein  Moment  ist.  ilas  cinou  untcr^oordnftfn  solbständlfee 
Einfluß  ausübt  und  das  seihst  ricl  mclir  wieder  von  diesen  Zuständen  abhängt.  — 

Im  fünften  Kapitel  wird  sich  Gelegenheit  geben^  bei  einzelnen 
Puncten  der  Steuenrerwaltung  zu  zeigen,  wie  weit  dabei  auf  die 
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Befoigmig  jener  drei  Grundsätze  specielle  Rtteksieht  zu  nehmen 
istf  wie  weit  aber  anch  einzelne  Einriehtnngen  dagegen  melir  oder 
weniger  nnvermeidiieli,  öfters  ganz  nnvermeidlieh  yerstossen.  Das 

ist  dann  freilich  bei  der  Kritik  einer  Steaereinrichtnn^  ein  fHr  das 
Schlassartheii  ebenso  mit  zu  beachtender  Uiii.^taiul,  wie  der  Ver- 
stoss einer  im  Steuersystem  enthaltenen  hteucrart  ^^cgeu  Jene  I'rin- 
<  ij)ien.  Aus  den  dariielegten  GrihKirii  kann  aber  allein  deswegen 
doch  nur  selten  eine  Verwaitungseinricbtong  verworten  werden,  so 
wenig  als  eine  Stenerart,  z.  B.  die  Verbrau chsstener,  nar  wegen 
solelier  Verstösse  anbedingt  za  verartbeilen  ist 

Uebcr  die  einzelnen  genannten  SteoarrenraltnngapiiiicipieB  solbrt  genUgen  hier 

im  Ucbrifren  einige  Bcmerkongen. 

11.   Die  einzelnen  Grundsätze. 

A.  —  §.  190,  Der  Grundsatz  der  Bestimmtheit  der 
Bestcuernng. 

1.  Die  Bestimmtheit  gegenüber  den  Htenerpflichtigen  wird 
im  Allgemeinen  mn  so  besser  erreieht  werden,  je  gesehftftlieh  nnd 
moraliseh  tflchtiger  das  Verwaltung s personal  ist,  welehes 
Stenern  anfzniegen  nnd  zn  erheben  hat;  ferner  hängt  sie  wesentlieh 
mit  von  der  Steuer gattung  und  deren  specieller  Ansfttbrung  ab. 

In  ersterer  Hinsicht  treten  bei  mangelhafter  Öffentlicher  Rechtaofdnnng ,  unge- 
nUgeiider  Controle  und  Bezahlung  des  Personals  begreiflich  leicht  grosse  Debelstände 
hervor,  bei  direct'^ii  Sfcaern  besondere  für  die  unteren,  des  Rechtsschutzes  baaren 
dnffien«  bei  indirecten  für  die  Geschäftsleute,  deren  Waaren  bezolit  oder  besteuert 
verdeD.  INe  bnoptslchliclie  YerbeBSeiiuig  liegt  wieder  weniger  in  Reformen  der 
Steaerverwaltung,  wenn  dieeelben  auch  nicht  unwichtig  sind,  —  wie  namentlich  scharfe 
Controle  des  Personals  ?on  Oben  und  ausreichende  Besoldung,  —  als  abermals  in 
allgemeiner  Hebung  der  öffuutiichcn  Zustände,  der  gesammten  Ver- 
waitvnifr  und  des  Beamte nthn ms.  Dem  ferdaa1[eii  wir  in  Uittel-  nnd  Weeteniopn 
neben  anderen  Stctiurverbesscrungon  auch  die  ^'cnauere  „BeatimmÄeit**  der  Bestenecong 
gegen  frn}i»*r  und  in  Vt-rglcich  mit  anderen  Ländern. 

2.  Einfachheit  des  Steuersystems  und  der  Hinriclitung  der 
einzelnen  Steuern  ermöglicht  aaeb  eine  strengere  Durchiühruug  des 
Gmndsatzes  der  Bestimmtheit. 

Eine  cinzipe  illr 'meine  Kl  nkom  mensteuer  r..  "P  's\-nrl'\  wo.nn  es  mOg- 
iich  wäre,  den  Einltoinmen begriff  leicht  verständlich  fUr  deu  practischeu  Zweck  der 
Besteuerung  zu  formnliren.  fielleicht  in  fast  idealem  Müsse  ^e  ,3e8timmtlieif*  der 
Stener  für  jeden  Einzelnen  erreichen  lassen.  Aber  jene  Einfachheit  ist  eben  selbst 
Tinr  in  primitivsten  wirthschaftlichen  VerhAltnissen  möglich  und  wHcht  immpr  mehr 
einem  complicirten  Stenecsystem,  in  welchem  jede  einzelne  Steuer  dann  oft  selbst 
wieder  eomplidrt  wird.  Insofern  steigen  die  Schwierigkeiten,  jenen  Grundsatz  dnrfh- 
/ufuhren,  unvermeidlich  mit  der  Entwicklung  des  Steuerwcsens  und  der  diese  lieiline:en- 
<lcn  Entwicklung  der  wirthschaftlichen  und  technischen  Verhältnisse.  Die  /.  H.  liier- 
dorcb  gebotene  Verkehrsbesteuerung  wird  mit  der  Verkettung  des  Creditvcrkehrs, 
der  YerwfaAeltheit  der  Reebtsgescliiflte  nethwendig  etwas  htVchst  Complicirtes,  wo« 
runter  die  Anpassung  der  Resteuening  an  den  Grundsatz  der  Bestimmtheit  Iriden  muss 
(Enm^streuient  Frankreichs,  Fin.  III,  §.213  Ii.  Stempelwesen,  Börsensteuer,  Besteuer- 
ung von  Ktichtoge^chäfteu !).  Achnliches  gilt  wegua  der  Gestaltung  der  Betriebstochnik 
fon  der  Verbr«nolisbesteQerQng. 
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3.  Immerhin  venttfBBt  min  mitoater  in  der  Pruda  mehr  als 
nl^thig  ist  gegen  den  OrnndBate.  £b  ist  namentlieh  %a  yeriangso 
nnd  doch  aneh  meistens  nnsehwer  an  erreieben,  dass  die  Zeit 
der  Steuerzahlung,  der  Ort  derselben,  die  Hohe  der  ftUigen 

Summe,  die  Währung  dem  Steuerpflichtigen  reehtseitig  mid 

geuau  bekauiU  werde. 

Bei  directen  Stcaom  mit  wt^ch  sc  Indem  Steuerfo55s,  wie  etwa  Einkomm  ensfeaera 
ist  namentlich  rechtzeitige  Ankaudi^ng  vorher  geboten;  bei  Steuern,  veicbe  nach 
einer  EiaschitziiBg  Mfgelogt  ireraeo«  mvm  d«sErg«bntat  dem  laterMsenteii  recht- 

Zf^itip  mitgethcilt  werden,  iim  cventaell  recl&miron  zu  können.  Grosso  Interessen  : 
;;<'scluiftstreibeniien  Classcn,  KaufloQte,  Fabrikanten  knüpftMj  sich  an  Aenderunjreu  im 
Zolllarir  oder  im  Stcuer:>aU  iuuerer  Vürbrauclisätcucru.  Die  Ungewisbhcit  darüU:i, 
DUDenÜldi  »nch  über  die  Zeit  des  Eintritts  sdeher  Aendemogen,  hat  zwar  da« Gute, 
Spcculationcn  ^cg:en  l:i>  tiücalische  Interesse  zu  crsch^vrf'Ti.  vreshalb  sieb  öfters  eine 
lange  Yorhenrerkundiguug  verbietet.  Aber  jene  Ungewißheit  verletzt  doch  aock 
wichtige  und  berechtigte  Privatintere^n,  so  daas  sie  jedenfalls  nicht  bis  zum  l^zteo 
Augenblick  dauern  darf,  «rie  dergleichen  trotzdem  bis  heute  vorkommt,  z.  B.  auch  m 
Deutschland  bisweilen  bei  der  mitunter  bis  zum  letzten  Augenblick  fra<rlichen  Est* 
Scheidung  über  die  Prolongation  von  Handelsverträgen  mit  Gonventionahanfen. 

4.  Eine  klare,  einfache,  gemeinverständliche 
Sprache  der  Gesetze  nnd  AasfllhrangsverordnuDgen  ist  anch  eine 
wichtig:e  Fordemng  in  der  Conseqnen«  des  Grundsatzes  der  Be- 

«tiiiiiiitiicit  Ohne  zu  liiugnen,  dass  unsere  neueren  Gesetze  dagegen 
oft  mehr  Verstössen,  als  unvermcidlieh  ist  (England I),  so  muss  mun 
sieb  indessen  doch  auch  hier  nicht  diu  über  täuschen,  dassi  dk^se 
Forderung  wegen  der  complicirtea  neueren  Stenerverhältnisse  (Er 
trag-,  indirecte  Verbraucb-,  in  Stempelform  and  als  KegisterabgabeQ 
erhobene  Verkehrsteuern !)  öfters  nothgedmngen  beim  besten  Wüleo 
nicht  genügend  erfüllt  werden  kann. 

Es  ist  dieselbe  Erscheinung,  wie  in  Bezug  auf  andere  Bechtsreih&Ifnine. 
Mamentlich  Steuern,  welche  sich  an  renidkelte  Privatrechtsgeschäftc ,  an  das  OUi* 

gationen-,  P*"?iiuJ-,  Krlire«  lit  anscbliessen.  also  vor  Allem  die  Verkchrssteuem,  müssen 
hier  schon  um  die  stcucrptiichtigen  und  steuerfreien  Hechtegescbäfte  oder  den  vei- 
schieden«!  Steaerftiss  bei  enteren  richtig  sn  bestimmen,  Umgehomcen  des  Gesetm 
möglichst  zu  verhüten  und  straffällig  zu  machen,  sehr  genau  ins  Einzelne  gehonie 
Vorschriften  entbalten.  deren  Anwendung  mitunter  nur  der  Rechts-  und  Stcuerti-  b- 
uikcr  Mcher  haudhuben  kann,  auch  er  aber  nicht  einmal  immer,  so  da^s  authouiisthe 
Interpretationen  der  VsnmltnngsbeliSrdaD,  riendchl  der  Gesetzgebung  selbst, 
gerichtliche  Entschcidunscn .  die  als  Präjudizc  dienen,  erfürderlieb  werden:  ^iu 
grosser  üebelstand  dos  Stempel-  und  Kep:isterabj?abenwcsens,  der  aber  mit  dieseii 
aus  anderen  Gründen  unentbehrlichun  Stcueiu  oder  Steuerformen  in  den  Kauf  ge* 
Dommon  weiden  mnss. 

5.  Juristische  Schärfe  und  IT  nzwei deutig keit  der 
Sprache  in  Gesetzen  und  Verordnungen,  so  dass  Controversen  mög- 
lichst ausgeschlossen  werden,  ist  eben  deswegen  im  Interesse  der 
Bestimmtheit  der  Besteuerang  dringend  geboten,  aber  wicdenini 
gerade  bei  dem  Character  modemer,  den  verwickelten  nnd  ver- 
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laderliehen  VerhiUtiiiBseii  des  Verkehrs  aogepasster  SteaerverhSlt- 
Blase  sehwierig. 

Dio  neaere  parlamentarische  Gesetzgebung  hat  hier  oocb  Manches  ver- 
hlimmert,  weil  dabei  eine  einlieitliche  Bodaction  melir  oder  wenij^cr  ausge- 

-  bloss* -n  ist.  Dem  öfters  tr^fnisserten  Wnnsf];  «,  Gesetze  nach  den  rero.inhartfn  Be- 
schiussen  einer  correcten  Kedactioa  durch  Sachverständige  unterzogen  zu  sehen,  Icann 
man  neb  avdi  io  Beng  raf  Stenergesetze  anseliUesseD. 

G.  Neben  den  Gesetzen  selbst  sind  tilr  das  steuerpflichtige 
Publicum  nicht  minder  als  Hlr  das  Verwaltuiigspersonal  die  Voll- 
z  u  gs  V er ord  n  u  Ii  cn  u.  dgl.  von  gr(5sster  Bedeutung.  Hier  kann 
die  knappe  Sprache  des  Gesetzes  passend  dnrch  Erläuterangen 
nnd  Beispiele  verdentlicht  und  dem  Verst&ndoiss  des  Volks 
näher  gehraeht  werden. 

7.  Um  das  grosae  Pabliciim  mit  den  HanptgmndsfttzeQ ,  den 
Controi-  nnd  Straf  bestimmnngen  n.  s.  w.  der  Bestenemng  bekannt 
SQ  machen,  empfiehlt  sieh  bei  einzelnen  Stenern,  wie  den  directen 
Einkommen-,  Luxnsstenera ,  anch  bei  einzelnen  inneren  Verbranoh- 
gteneiu,  z.  Ji.  bei  der  Flüchen-  nnd  Gewichtsteiier  des  Tabak- 
fiflanzers,  der  Abdruck  einiger  der  wesentlichsten  gesetzlichen 
Pnnctc  auf  den  8teaerzetteln  (Ausscbreibezettein,  Quittungen 
luid  dergleichen). 

8.  Bei  neuen  Gesetzen  ist  für  populäre  £rläuterang 
dareh  die  Presse,  Zeitungen,  Kalender,  zu  sorgen. 

B.  —  §.  191.  Die  möglichste  Bequemliehkeit  der  Be- 
steuerung liegt  nicht  nur  im  Interesse  der  besteuerten  Bevölkern ng, 

sondern  anch  im  Pinanzinteresse,  ^eil  dadurch  der  Eingang  der 
J5teuern  gesicherter  wird. 

Innerhalb  gewisser  ürenzcii  kau»  es  sich  deshalb  sogar  empfehlen,  kleine  Stei- 
gerungen der  unmittelbaren  Erhebungskosten,  welche  leicht  aus  Maa^rogcln  zur  be- 
qaeueo  Einrichtung  der  Steuerzahlung  im  Interesse  des  Pubiicoms  hervorgehen  w«fden 
B.  bei  zahlreicheren  Erhebon<?sterminen  directer  Steuern),  auf  die  Staatscasse  zu 
übernehmen.  Weiteigebeodo  Forderungen  müssen  freilich  meistens  wieder  abgewiesen 
veid«o,  well  ihre  ErftUnD|;  die  ErhebaDgakoeteii  zu  ttarfc  erhöhen  oder  den  Bicheren 
EiogaBg  der  Steoem  wieder  ntch  «ndeien  Seitee  gefUirden  witide. 

Im  Einzelnen  handelt  es  sich  zur  möglichsten  Berttcksichtignng 
des  genannten  Grandsatzes  wohl  vornemlich  um  angemessene  Be- 

ttimmuDgen  über  Iblgende  einzelne  Piincte:  die  fcJteucrwährun  g, 
den  Steuerort,  den  Steuerzeitpunct,  die  Steuerzahlung  im 
Ganzen,  z.  B.  tür  die  Jahiesschnldigkoit  eines  Besteuerten  auf 
Einmal,  oder  in  T heilen,  das  Steuer-  (nnd  Zoll-l  ver- 
fahren,  die  Steuere ontrolen.  Auch  die  Frage  über  die  Wahl 
zwischen  directer  Besteuerung  nnd  indirccter  Ver- 
brauchsbesteueruttg  des  Oonsnmenten  bertthrt  sich  mit 
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deijenigen  nach  mSgltcbst  bequemer  EiDriehtong  des  Stenerweteiis, 
und  auch  bei  der  Gestaltnng  der  indireeten  Verbraaehs- 
besteaernng  ftlr  die  Prodacenten  (Kaaflente,  Fabrikanten,  — 

Zoll,  Octroi,  innere  Verbrauchssteuern)  kommen  Rücksichten  auf 
die  grössere  oder  geringere  Beqnemlichkoit  iiir  diese  Personen  mit 
zur  KrwUguiig  (Zollverfahren,  Cuntiole  der  Fabrikation).  Endlich 
ist  die  S  (•  b  on  u  ng  rc  1  i  gi  (•  ser ,  sittlicher  An  s  c  h  a  u  u  ügen. 
der  iSitte  and  des  Herkommens,  der  Gesundheit  u.  s.  w. 
auch  hier  mit  zo  erwäiinen:  jeder  vermeidbare  Verstoaa  verldst 
nnnötbig  die  Btenerpfliebligen  und  schadet  ao  ancfa  melatene  dem 
Finanzintereaae. 

Wie  weit  in  allen  diesen  Puncteii  dem  GrandsAtz  der  Bequemlichkeit  Rechooit; 
getragen  wenlen  kann,  wird  er«t  ans  den  ErOrtemngen  Ober  die  Stcocnrerwaltang  in 
5.  Kapitel  mit  honorgehen.  Da  andere  KUcksichten  regelmässig  wichtiger  sind,  «« 
dvf  neilieli  nielit  alten  viel  enraitet  werden. 

Zur  Ucbcrsicht  der  einzelnen  i'uuctc  gCDÜgt  hier  das  Folgende. 

1.  Als  Steuerwährung  empfiehlt  sich  in  der  entwickeltem 
Volks wirlliüchaft  mit  ;uisgcbildctcr  Geldwirthschaft  it^eist  auch  im 
Interesse  der  Stcuerptiichtigen  die  gesetzliche  Zahlung  der  Steuer 
in  Geld  und  zwar  in  der  Landesn  ä h  rung,  also  z.  B.  bei 
Papiergeld wirthschaft  in  Papiergeld.  Dabei  aliein  kann  aneb 
die  Btenenahlnng  eine  fest  bestimmte  sein. 

Die  in  Lftudcrn  der  Papicrwährang  vorkommende  Forderung  ron  Stenen,  m 
der  Zölle,  in  Metallgeld  ((Jold),  (Oesterreich,  Russland,  früher  Nord&merica'^  er- 
höht bei  entwcrtbctem  Papiergeld  nicht  nur  den  Betrag,  sondern  macht  ihn  bei 
Carsschwankongen  von  MetalhiJata  auch  unbestimmter.  Die  Papierwährung  ist  ia 
solch'-ii  Ländern  der  stabilere  Werthmesser  in  Bezug  auf  die  Preisbew cgD&: 
im  Iiilaiul  verglichen  mit  Metallgeld.  (Das  babo  ich  in  meineo  Arbeiten  oberPapiM- 
gold  oa<  hv:cwii'seri.) 

2.  Als  Steuer  ort,  wo  die  Steuer  einer  Person  von  ihr  zb 
zahlen  oder  von  dem  Beauftragten  der  Steuerverwaltang  an  erheben 
ist,  ist  bei  directen  Steuern  nnd  bei  den  vom  Prodocentes 
zu  zahlenden  in  directen  Stenern  der  Wohnort,  daher  meist 
die  gern  ein  de  weise  Erhebung  erwttnsoht  Bei  den  Z  Ollen  be- 
darf es  einer  genügenden  Anzahl  Grenzzollämter,  dann  bei 
ihnen  nnd  bei  gewissen  inneren  Verbranchsteuern  (i.  ß- 
Salz)  einer  hinreichenden  Z;ihl  zweckmässig  Uber  das  Staatsgebiet 
vertheilter  Binnen  zoll-  nnd  Stencrämter,  nach  denen  die 
Zoll-  oder  verbranchstcnerpfliclitigen  ^\'n;lleIl  mit  dem  sogenannten 
Begleitscheinver fahren  unter  steucramtlicher  Controie  vor- 
läufig unversteuert  versandt  werden  können. 

d.  Als  Steuer zeitpnn et,  an  welchem  die  Stener  gesetsiieii 
zn  entrichten  ist ,  soll  möglichst  ein  solcher  gewählt  werden,  wo 
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die  Pfliehtigeii  voraasriehtiieh  gerade  im  Besitz  der  Zabimittel  sind 
und  diese  nmthmaasslieb  am  Leiehteslen  hergeben  kOoDen. 

TkuHelMt  i^t  es  ereatnell  m  dieeem  Zveck  «ncli  die  Zehltermine  ftr  Aofl- 

!i!oriß:en  fl»js  Staats  oder  der  Gemeinde  za  bestimmen,  z.  B.  für  die  Verzinsung  der 
S'buM.  für  grössere  T.töffning'en  der  Militärverwaltung  ii.  s.  w.,  indem  man  diese 
TefLütiue  kurz  nach  deujeuigen  für  den  KiogaiiK  der  Steuern  legt  Dabei  wird  dann 
aoch  der  Vortbeil  errweht,  dass  grössere  OeMgnmmen  nicht  unnöthig  lange  dem 
Veiiehr  entzog-en  werden.  (Andernfalls  mass  man  die  disponiblen  Steticrsnmmen  in 
den  Staatscassen  in  Banken  hinterlegen.  S.  Fin.  I,  §.  262.)  B^i  den  directen 
Stenern,  Ertrags-,  Einkommenstcaem,  scbliesst  sich  die  Erhebung  passend  an  die 
Termine  au,  zu  welchen  die  Besteuerten  einen  grosseren  Theil  ihrer  irirthschaftlichen 
Leistungen  in  Geld  umgesetzt  oder  auch  sonst  grOsHcrc  Geldempfängc  haben.  So  wird 
die  agimrische  Grundsteuer  rem  Laadwirth,  b^onders  bei  den  älteren  Absatzvorh&lt- 
Bissen,  nneh  der  Ente  und  im  Winter«  die  stidtiiche  Hniustener  naeh  den  Ifietli- 
(erminen,  die  Gewerbesteuer  des  Kleinkaufmanns,  Handwerkers  nach  den  grösseren 
AbrechnuDgsterminen  mit  der  Knndächaft.  die  Leihzinssteuer  n?trh  Hen  Zinsteimineo, 
die  Besoldungssteuer  nach  den  (iehaltsterminen  leichter  gezahlt  werden. 

Bt&m  Banrknuf  des  Consnmenten  verbraoehsstenerpfliehtiger  Artikel  regelt  sich 
V.'  Zalilunjr  so  wie  so  nach  dem  Besitz  von  Zahlmittcln.  Bei  d<T  wesentlich  einen 
öteaervorschnss  darstellenden  Steuerzahlung  des  kau  f m an  n i soh e  u  Beziehers 
öd^T  Producenten  dücä  zoll-  oder  ve r brauchstiteuerpflichtigen  Artikels 
;  t  der  Steuertermin  beim  Beginn  der  Prodoction  oder  gleich  unmittelbar  beim  Bezug 
!•  r  zoHi'fli  Iiti;;en  \V;tare  nicht  nnr  nnbcqaem,  sondern  anch  wirthschaf^Iich  nach- 
tliftilig.  Weil  dann  sofort  das  Betriebskapital  um  den  Betrag  von  i>tencr  oder  Zoll  ver- 
IrtiRt  QJid  dieser  Betn^  um  den  Zins  fit  diesen  Vorschnss  Us  mr  Zelt  des  Wieder- 
eropfimgs  der  Summe  rem  Ktofer  rertheuert  wird.  Deswegen  ist  hier  ein  rationelles 
System  von  Zoll-  und  Stcucrcrediten  principiell  bt^grtlndet,  mit  dem  Ziel,  dass 
auf  diese  Weise  rom  Kaufmann  und  Producenten  die  rceÜe  Steuerzahlung  erst  erfolgt 
nach  dem  Absatz  der  Prodncte  ond  dem  Empfang  des  ErKises. 

4.  Ein  eineiiger  oder  ganz  weni^^o  Zahlterminc  lilr  den 
labresbetrag  einer  directen  8tener  sind  liii  die  Finanzvcrwaltung 
wohl  am  Bequemsten  und  Wohlfeilsten ,  aber  auch  für  sie  nicht 
erforderlich,  daher  mehrere  Tbeiitermine  passender. 

Denn  auch  der  Finanz.bcdarf  verthcilt  sich  so  wie  so  über  das  sranzo  Jahr  oder 
lääät  sich  mit  Hilfe  einfacher  Maassregela  so  verthoilen.  £s  würde  sonst  nur 
wieder  eine  nnvirthseliafillehe  AnhftQfong  von  Geld  in  den  Gassen  eintreten.  Der 
ökonomifichen  T.ace  der  Steuerp0ichtigen  widerspricht  eine  solche  Zahlnncsweisc  aber 
meiätcna  und  für  rieio  „kleinere  Leute"  wtlrde  sie  sehr  druckend.  Daher  isi  für 
directo  Steuern  die  Einrichtung  einer  zweckmässigen,  tibrigens  wieder  wegen  der 

'  iz'-nden  Erhebungskosten  und  wegen  der  auch  nicht  erwUnschteo  gar  zu  häufigen 
Behelligung  des  StcutTpHichtiireu  nicht  /n  rr^^sen  Anzahl  von  Zahl  tcrininen 
ZQ  fordern,  mit  dem  Kecbt  der  Vorausbezahluni^  der  weiteren  Termine  im  Jabre» 
erentoeU,  wenn  die  Casse  das  begünstigen  wül,  gegen  DlsconL 

In  Prcussen  kann  man  z.  B.  die  spfttsren  Theilzahlungen  im  laufenden  Finanz- 
jahr- y^f'i  df-r  Einkommensteuer  auf  einmal  voraus  bezahlen,  aber  ohne  Discont.  Er- 
bebong  der  directen  Staats*  und  Gemeindesteuern  weist  in  Monabratun,  Zweimonats- 
snd  Qnartabraten «  verschieden  naeh  Orten  nnd  Stenern.  Zn  riet  Termine  (Klassen- 
>t.  uer  12)  haben  sich  angOnstig  für  die  Erhebnno:  ire/.cigt  (mehr  Reste,  Execution-  n 

;  5.  In  Knirbind  fnlhfr  ebenso  liei  der  Kiiikumincnstcuer  Vnrausbezahlunt;  für 

tJ^  gaüZü  Jahr  blaitiiaft,  aber  mit  -i  7o  Diücont  für  die  biiaterun  Teruiinc,  jeUt  ohne 
Discont  eii^jihtlger  Termin.  Ueber  das  Vervaltungsjahr  hinanssngehen  ist  wegen  der 
oothwendigen  Rcrhnungstrcnnung  der  einzelnen  Jshre  meist  nicht  zulässig. 

Für  Zdlle  und  Verbrauchsteuern,  welche  Kaufmann  und 
Faimkant  auslegen,  für  ErbBehafta-,  höhere  Verkehrs* 
Stenern  (x.  B.  Tom  Besitzweehsel  der  Immobilien)  kann  dnreh 
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Gewährnog  von  TheilzahUngen  anf  oreditirte  Betril^  allen- 
falls Erleichterung  gewfthrt  werden.  Eitr  den  baarBablendeo  Con- 

snmenten  —  also  freilich  vom  so  verbreiteten  Rechnnn^s-  oder 
Borgkanf  abgesehen!  —  lust  sich  die  Steuerzahlung  vou  selbst  in 
eine  grosse  Reihe  kleiner  Theilza h  1  u iigen  anf,  die  zam 
bcquemeu  Zeit})nnet  erfol^^on,  und  wird  dadurch  leichter  und  fast 
unmerklich  :  der  oft  angelUbrte,  in  der  That  vorhandene,  aber  eben 
nicht  allein  in  Betracht  kommende  Vortheil  der  indirecten  Ver- 
braacbebesteaernng. 

5.  Das  Steoer-,  besondere  attob  das  Zoll-Verfahren  ver- 
stÖBSt  durch  übermässige,  vom  Finanzinteresse  nicht  immer  ver- 
langte, ja  demselben  widerstreitende  Umständlichkeit  nnd 
Schwerfälligkeit,  woraus  für  den  Steuerpflichtigen  vermehrter 
Zeit  und  Geldaufwand  hervorgeht,  oft  besonders  £:e£rcn  den  Grun<l- 
satz  der  lie<i aeinliclikcit.  Die  indirecten  Verbräm. listeueru  des  Tru- 
dnceuten,  die  Stempel-  und  Registerabgabeu  zeigen  hier  grosse 
Mängel.  Verbesserungen  sind  immer  wttnschenswertb,  aber  schwierig, 
weil  die  Uebelstände  theils  mit  dem  ganzen  Verwaltangsmecbani^ 
-mas,  theils  mit  dem  nnvermeidlichen  Controlwesen  zosammen' 
hSagen« 

6.  0ie  Stenercontrolen  sind  fttr  die  Verwaltung  nnd  die 

Pflichtigen  gleich  Iftstig.  Die  leteteren  leiden  nicht  nnr  anter  den 
für  sie  bestimmten  Controlen,  sondern  zum  Theil  wohl  auch  mit 
unter  denjenigen ,  durch  welche  die  Beamten  controlirt  werden. 
Aber  meistens  niUssen  diese  Einrichtungen  eben  als  durch  deü 
Zweck,  namentlich  durch  die  Natur  bestimmter  Steuern  geboten 
angesehen  werden,  in  welcher  Hinsiebt  wieder  die  Zölle  nnd  inneren 
Verbrauchsteuern  am  Ungllnstigsten  erscheinen.  Anderseits  hängt 
auch  hier  Vieles  von  der  Moralität  der  Bev()lkemng,  speeiell  der 
Gescbftftsciassen ,  der  Tflchtigkeit  der  Beamten »  dem  Stande  der 
Offentlicben  Meinung  ab.  Erst  mit  entsprechenden  Fortschritten  hier 
können  daher  gewisse  lästige  Controlen  aufgegeben  oder  vermindert 
werden.  Die  Bequemlicbkeitsrticksichten  dürfen  hier  am  Wenigsten 
allein  entscheiden. 

7.  Was  endlich  die  Schonung  von  Anschannngeu, 
Sitten,  (i  es  und  hei  t  n.  s.  w.  anlangt,  so  hat  hier  einmal  die 
alte  Steuer,  an  die  das  Volk  eben  gewöhnt  ist,  selbst  vor  der 
besseren  neuen  bisweilen  Vorzüge,  was  mitunter  bei  Steuer- 
reformen XU  berttcksicbtigen  ist.  Das  Anstandsgefttbl  und  die 
Volk  Sans  cbanungen  (körperliche  Untersuchung  an  der  2oll> 
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grenze,  am  Thore,  Eindringen  in  die  Privatwohnnng)  verlangen 
ferner  thnnlieh  Rllekaiehten.   Stenereinriebtangen ,  welche  direct 

oder  indirect  die  Gesundheit  gefährden,  z.  B.  Haasstenem  in  Form 

Ton  Thür-  und  Fenstersteuern  ,  wciiu  dieselben  naclithtiiii-  aut  die 
Gestaltung  des  Baus  einwirken,  sind  uiögliebst  zu  vermeiden.  Bei 
der  Wahl  der  Objeete  und  bei  <ler  Höhe  der  Steuerjsatze  ftir  Ver- 
brauchstenern haben  sittcii-  und  gcsnndheitspolitische  Gesichtspunctei 
wenn  aaoh  nicht  zu  entsebeiden,  so  doch  mit  zu  sprechen. 

S.  besonden  im  3.  Bande  die  DarsteUaopir  der  franzSsiscben«  britischen 

Brittouerung.  wo  mehrfiioh  auf  solche  Panctc  mit  Htlrbiclit  prcnommen  wurde.  (Dra- 
konische Vorschriften  während  der  Napoleouiüchcn  Cootiaontalspcrre.  Weitgehende 
Dorcluittchaugärecbte  im  ZoU^Grenzrerkehr  und  Ina  labad  hinein  aas  hochschutxzftU* 
Mriachen  Rücksichten;  Tgl.  &     Fln.  III,  §.  151,  336.) 

Und  80  liesse  eich  noch  manches  I'in/.clne  hervorheben,  was 
in  näherer  oder  » lütcrnterer  Verbindung  mit  dem  besprochenen 
Grundsatz  und  der  ihm  zu  zollenden  Rücksicht  steht. 

0.  —  §.  192.  Das  Streben  nach  mttglichst  geringen 
£rhebang8ko8ten  der  Stenern  ist  nichts  Anderes  als  die 
Anwendung  des  Ökonomischen  Princtps  anf  die 
Pinanzwirtbachaft  alB  Einzelwirthacbaft  Die  Erbebangs- 
kosten  sind  ftlr  letztere  die  einzelwirthscbaftlichen  Prodnctionskosten, 
iint  denen  der  8teuercrtrag  gewonnen  wird.  Der  dritte  oberste 
Irrundsalz  der  Steuerverwaltung  ist  daher  wirthsc  haftlich  der 
bedetituugsvüllste.  Die  Aulgabe  ist  aber  principiell  dieselbe  wie  in 
jeder  Einzelwirthschat't  und  spccicH  wie  in  der  Duinanial-  und 
Gebilhrenwirtbscbatl  der  Finanzverwaitung. 

Wegen  dieses  Zasaamenhang:9  der  tYage  bei  der  Bedt<-ucruu^  mit  der  allge- 
meinen  Fr.igf  vom  Kinnnzhedarf  riir  «Üc  Besirt-itimu:  <Ier  Krl:i  )iiiii«>kostrii"  dor  Staats- 
eifluahmen  ist  davou  schon  im  cr^icti  Baude  (§.  170 — ITö)  gehaudcU  worden.  Alleä, 
was  soBUBmeBhlDgend  und  im  Allgemeinen  itber  die  Abhäogigkoits?eriilItni8se  der 
Erbebongskosten  der  Steuern  und  nhov  dk-  Maassregeln  znr  Yerininderong  dieser 
Kosten  tu  sagen  ist,  ist  dort  bereits  erledigt  worden. 

Hier  sei  nnr  wiederholt,  daas  die  Hobe  dieser  Kosten  nnd 
zwar  der  dort  in  §.  173  nnterschiedenen  ,,eigentlichen<'y  welche 

den  Fiscus  und  die  Steuerpflichtigen,  und  „uneigentlichen", 
welche  nnr  die  letzteren  belasten  —  wesentlich  von  allgemeinen 
VerhUltn  issen  des  Staats-,  Volks-  und  Wirthschaltslebens  und 
von  der  dadurch  mit  bedingten  Wahl  der  Steuergatt- 
ungen (Schätzungen,  Ertrags-,  Einkommeosteueru  einer-,  Verkehrs-, 
indirecte  Verbranchsteaem,  Zölle  anderseits)  abhängt.  Die  Thätig- 
keit  der  Stenerverwaltang  ist  dadurch  im  Ganzeu  vorgezeicbnet, 
nur  innerhalb  nicht  za  weiter  Schranken  Ittsst  sieb  rein  durch 
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▼erwaltnngsteohnisehe  Haaaaregelfi  mBesiig  aaf  die  Kosten 
etwas  verbeiseni.  Das  wird  io  der  Frage  der  ElrhebiiogskosteD  oft 
ttberseheii. 

Ans  den  ErtiteniDfea  ttber  die  Stenmecwaltaiig  im  5.  Kapitel  e^fdit  ad 
aoch  {^t  diese  Frage  das  Weitere.  Soiist  gestalten  sich  gerade  in  dicj^m  Poocte  dir 
Verh&Itnisse  bei  den  einzelnen  Stenern  verschieden,  wofür  auf  <)i.*  <pocielle  Stener- 
lehre  zu  verveisea  ist  S.  die  Erörterung  die^ea  Punctcs  und  ^tatistisGke  Bekgä 
pessiin  viellach  in  Bd.  lU,  lür  brititclie  und  frAnil»8lsche  YeihillBiaae,  a.  &. 
tf.  18S. 
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Viertes  Kapitel. 
Bas  Steuersystem  und  die  Mauptairteu  der  steuern. 

§.  19S.  Yor1>em«r][aiif6a  «nd  Hlerariscli«  Machweisonf en. 

JSo  umfassend  auch  die  Bewegunpf  und  Literatur  Uber  die  Sfi  nerl<!hre  ist,  so 
ist  dennoch  gerade  in  Beziehung  auf  das  „System"  der  Steuern ,  dcü&en  Bedeutung 
maa  nicht  erkannte,  nur  venig  geleistet",  sagt  Stein  mit  Kecht  (i.  A.  I,  479).  Kaum 
weniger  als  for  das  Chaos  ron  Steuern  in  der  A»xiä,  kein  einziges  Land  ausge- 
nommen, ist.  wie  wir  schon  m«.'hrfach  hom('rkf''n,  atich  im  Grunde  in  der  Tht-oric  'l  -r 
Aoidrack  .^Steuersystem"  ein  sehr  unzatretleuder  £upheinismDS.  Denn  waa  die 
Thieoiie  hier  gt^geben  lut,  tat  selten  mehr  ab  eine  mehr  oder  weniger  glllcUtche 
kritische  Paraplirase  und  Glosse  zu  der  geschichtlich  überkommenen  und  zu  Rechte 
'  c?tehenden  Besteuerung  der  Praxis.  Hier  werden  wohl  einige  Forderungen  in  Bezug 
äut  Beseitigung,  Abänderung,  £rginzang  dieser  Besteuerung  geteilt,  iheils  aJlgemein 
■nd  prindpiell,  indem  men  die  ErBrtemng  an  die  allgeiMinen  Verhlltniwe  der 
Boderncn  Besteuerung  in  d  u  fulturstaate»  anknüpft,  tluuls  für  bestimmte  einzelne 
Länder  und  Zeiten,  wie  natürlich  vor  Allem  für  das  Vaterland  und  die  Zeit  des  ein- 
zelnen Auloia.  Dicbe  i-orderungen  werden  auch  als  Consc(iuenzeu  der  zuvor  behan- 
delten obersten  Steaerprincipien  abgeleitet  und  letztere  dienen  tlberhupt  der  Kfitik 
lo:  Kichtschnnr.  Aber  Ernst  wird  eigentlich  auch  in  der  'j'In  r-rir»  ebenso  wenig  mit 
der  YerwiriUichnng  dieser  Principien  gemacht  wie  in  der  Praxis.  Das  war  ein  am 
•a  gritaeerer  Fehler  der  Mieren  Theorie,  weil  dieielbe  doch  die  Bedeatong  der  Ge- 
rechtigkeits-  und  der  yoMEWrilthtchlJttichw  Flifteipien  so  hoch  stellt  und  von  dem 
^  fL-ehtifcton  Vorrang  der  Ton  ans  sogennnnten  «,finnnzpolitieohen"  Prinoipien  bisher 
aichi  ausgegangen  ist. 

ICan  kann  auch  nicht  einwenden,  die  Theorie  sei  sich  mit  einer  solohai  Selhst- 
k.->'.Leidung  nur  ihrer  wahren  Aufgabe  richtig  b  wus  t  und  Uberbchlitze  ihre  Kraft 
nicht.  Sie  habe  auf  diesem  (iebiete  so  wenig  als  auf  anderen  des  practischcn  Lebens 
rine  tabula  rasa  vor  sich,  auf  der  ^ie  kühn  ein  grossem  systematisches  Gebäude  auf- 
f>Uiran  kUnne,  das  aber  ohne  Znsammenhang  mit  der  geschichtlichen  Entwicklung  der 
P>'"=,teaerun<7  in  der  Luft  scliwebe  und  nur  eine  Gedankenspi^  l t  m  des  Doctrinarismus 
iiu.  So  liegt  indessen  die  Sache  doch  nicht  und  so  bescheiden  auf  kritische  (ilossi- 
ranf  des  Beetdienden  besohrinit  ist  die  Aai|Kabe  der  Theorie  mit  Dichten. 

Gowiai  soll  die  bestehende  Besteuerung  in  ihrer  geschicbtikilieti  Entwieklnng 
^'  griffen  und  als  das  einmal  Bestehende  geadbtet  und  zum  Ausgangsponrt  practischpr 
Keformeu  genommen  werden.  Gerade  die  streng  systematisch-principielte  Behandlung 
4er  Sleomehre  liefert  erst  za  einer  richtigen  Witrdignng  der  Geschichte  nnd  des 
(reitenden  Bechts  der  Besteucmng  die  nOthigen  Anhaltspuncte.  Nur  sie  fuhrt  zu  einem 
tieferen  Vcrständniss  der  Praxis  und  ihrer  Einrichtungen  und  deckt  denn  auch  in 
Jcm  Bestehenden,  indem  sie  es  erklärt  und  auf  seine  ursächlichen  Verhältnisse  <Luruck- 
Aihrt,  das  wenigstens  nach  gewissen  Seiten  Berechtigte  auf.  Dadurch  wird  eine  oA 
recht  leichte  un  1  nn  sich  auch  nicht  unrichtige  Kritik  ein/  I:i  r  l'uncte,  gewisser 
öteaerarten,  Erhcbuiigsfonaen  o.  s.  w.,  erst  auf  die  wahre  Bedeutung  redocirt 

Aber  die  Theorie  hat  doch  noch  eine  weitere,  höhere,  eine  schwierigere  nnd 
nglsi^  ]nacliio]i  wichtigere  Aufgabe,  nemlich  durch  die  Aufstellung  eines 
Steuersystems  ein  bestimmtes  prin '  i  p i  >  H es  Ziel  der  S  t  •  n  r  n  t  w  i ekln ng, 
vtuk  aach  immer  nur  far  gegebene  Entwickiuugsperiodea  der  Voikswirihschaft ,  der 
BeehIwrdBaftff  und  des  Yolkitebens  itbefhaiipt,  raficnriehteD,  —  gani  jener  oben 
(S.  878)  ecwihnten  Foidetonf  Neunnnn*!  gemite»    Daftr  ist  die  IMrteroBg  der 
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obersten  Steaerprinripien  eine  anrenneidliche  wcrthrolle  Vorarbeit,  aber  doch  nnr  eine 
Vorarbeit.  Nicht  ohne  Weiteres  an  diesen  Principien,  soadcra  an  dem  diesen  letz- 
teren möglichst  entsprechenden  theoretischen  Stenersystcm  muss  die  Besteuerung 
6et  Pimxis  gemessen  werden ,  wenn  man  in  ihr  zu  durchgreifender»  Reformen  ge« 
lang-en  und  dafür  die  Rirhtschnur  urxl  d;is  Ziel  erhalten  will.  Alles,  was  die  l-ehrei 
von  den  einzelnen  Stcuetprincipiuu  hcnrorfördern  kann,  sind  doch  erst  disjecta  membra, 
ein  „Lied**  wir!  »neb  In  der  Theorie  danm  erst  doreh  ZnMmnenftasung  aller  gc-| 
wooneucn  Gronds&tze  in  einem  streng  systematischen  Auf-  und  Ausbao  der  Besteaer-j 
nng.  Bei  einem  bolchen  wird  überall  wioilt  r  an  die  geschichtliche  Entwicklung  undj 
au  den  practi^chen  Bestand  des  Steaerwcscns  anzuknüpfen  sein,  aber  es  mass  d*beiJ 
uf  Gmiid  der  Erftrtenrofeii  Qber  die  Stenorprincipioi ,  Don  gezeigt  werdeo,  wo  die 
bestehende  Besteuonirig  Lücken,  Mängel  und  Un rii^htigkeiten  ontllllt,  deientwegCü  nei 
kein  oder  nur  ein  sehr  unvollkommenes  Steuersystem  darstellt. 

Alierdings  wäre  es  eine  Ueberhebung  der  Theorie  und  ein  falscher  Doctrinahs^ 
inilt,  den  man  mit  Recht  abweimo  masste,  wenn  nan  ein  solches  theoretisches  Stener^ 
System  dt»r  Praxis  ohne  Weiteres,  nlino  Rurksicht  auf  die  geschichtlich  überkommenei 
Verhältnisse,  auf  die  seiner  Verwirklichung  entgegenstehenden  Schwierigkeiten,  »uf4 
gedringt  werden  sollte.  Daron  ist  aber  keine  Rede.  „Compromisse**  zwfselM« 
idealen  Anforderungen  und  practiacheB  Lebcnsverh&ltniffien  werden  in  der  Praa 
immer  nothwcndig  und  deshalb  immer  zulässig  sein.  Das  kann  auch  die  Theorie  tob 
vorneherein  gern  anerkennen,  nur  soU  sie  nicht  selbst  das  Compromiss  und  die  Pria- 
dplenloeigkeit  mm  Prindp  erheben.  Das  ron  ihr  nn£RWteU«ide  Stenersysteia  aal 
lOyr  die  rationelle  Praxis,  und  mit  dieser  allein  hat  man  es  hier  zu  thun,  We^< 
weiser,  Kichtschnur.  Ziel  sein,  um  in  Bezug  auf  Reformen,  mit  denen  dk 
Praxis  gerade  nach  ihren  eigenen  Bedürfnissen  und  nach  denen  des  ganzen  Lebeas 
bestindig  besehtiligt  Ist,  nicht  in  Blinden  amher  za  tappen,  nioht  Alles  noch  tmI 
willkürlicher,  ungerechter,  unökonomischer  zu  machen,  als  es  gewöhnlich  schon  i-t: 
um  mit  einem  Worte  aus  der  gemeinen  Routine  herauszukommen.  Das 
vormag  sie  nur  unter  der  Führung  der  Wissenschaft,  —  einer  Wissenschaft,  vo« 
welcher  freilich  die  Praxis  studirt,  die  in  dieser  liegende  Ei&hrung  verwcrthet  werdet 
nnsi,  welche  aber  nicht  in  der  Darstellung,  Erläuterung  und  Kritik  der  Praxis  dei 
Abschluss  ihrer  Aufgabe  oder  vollends  ihre  alleinige  Aufgabe  zu  finden  bat. 

Bei  allen  Systematikeni  der  FinaaiwlaseBsehaft,  wie  nach  der  Stenolehre  tp«düL, 
ror  Stein,  fehlt  nun  ein  solcher  systematischer  Aufbao  der  ganzen  Bcsteaening  vÄSig 
oder  es  werden  wenigstens  kanm  mehr  als  einige  ungenOu'endc  Ansätze  zur  Lösunr 
dieser  Aufgabe  gewacht.  Auch  Kau  kann  von  diesem  Tadel  nicht  ausgenommen 
werden.  (8.  oben  §.  4.)  Er  stelle  sieh  diese  Aa%nbe  gnr  nicht  nnd  was  er  In  aeinef! 
allgemeinen  Steuerlehre  über  die  verwandten  Fragen  vom  „Zaatmnicnhang"  und  r<m 
der  „Eintheilung"  der  Steuern  §.  276  ff.,  291  If,  giebt,  genügt  in  keiner  Weise  mehr. 
Manches  Bezügliche  kuuiuit  dann  bei  ihm  wie  bei  anderen  Theoretikern  in  der  s}»e« 
ciellen  Steuerlehre  (B.  2)  vor,  aber  hier  ohne  richtigen  ZnsamniMihang  und  nnr  ii 
Verbindung  mit  Specialfragen  der  Besteuerung.  Es  ist  durchaus  nothwcndig,  in  <Jci 
aligemeinen  Steuerlehre  einen  solchen  ayatomatischen  Auf baa  der  Besteuerung  d<{ 
Lehre  ron  den  einzelnen  Steuern  in  lOSMnoienfiMSender  Dnistellang  vorangehen  n 
lawen,  um  auch  für  die  specielle  Stflierlehre  erst  den  richtigen  Standponct  zu  ge- 
winnen. l?a»rs  Vorganger.  Zeitgenossen  und  Nachfolger  haben  aber  die  Sache  nicht 
anders  gemacht  ahi  er,  z.  B.  Jacob,  I,  §.  514,  vgl.  mit  §.  4Ü5  iT.,  v.  Malchas,  t 
§.  88,  Mnrhard,  Bestenemog,  8. 67  pessim,  Umpfenbnch,  1.  A.  I,  §.  65,  Pfeiffer. 
Staatseinnahmen  I,  64  S*.,  70  flf.,  Leroy-Bcaulieu,  I,  liv.  2  in  den  ersten  Kapittflü 
lieberall  nur  ein  paar  Worte  über  die  Einthoilung  der  Steuern  und  eine  Vcrglcichuug 
der  Hauptarien,  so  namentlich  auch  bei  Le ruy- Beaulieu,  aber  keine  censequeotd 
Bildung  eines  Steuenystenis.  nach  der  Richtschnur  der  anfgMtdlten  Steuerprincipieo. 
Aodi  H  uff  mann  giebt  nur  Materialien,  kein  System  selbst,  in  Betreff  der  Aa*- 
fQhruog  der  „dirccten"  und  „indirecten"  Steuern,  in  der  von  ihm  diesen  Aoadrückea 
beigelegten  Bedeutung.  (S.  auch  Stein 's.  Übrigens  in  Bezug  aaf  Reo  s  richtig« 
Unterscheidung  von  Schätzungen  ond  AnfWandatenen  nicht  intieffiuide  BcMeAnagj 
4.  A.  I.  479  If.) 

Neben  Stein  verdient  m.  £.  aus  der  irdhoren  Literatur  nur  v.  Uock  für  suit 
Stieben  nach  BÜdong  eines  eicenen  Steoenystoatt  ABeilennnii|:  AlTenliiebe  Äbgabea 
4,  14.  Er  stellt  die  oben  1. 186,  S.  461  genannten  drei  unleneni  und  dann  ali 
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derei»  Surrogate  auf:  dio  Verbrauchsabgaben,  Ertra-^stonerii ,  Erwerbs-  nnd  (jHb.T- 
tra^OQgsabgaben  u.  w.,  Zölle,  bcsouders  Emkommensteuera,  Entgelte,  die  sich  um 
(.iiiAQder  zu  einem  die  Ursteaern  vertretenden  Steuersystem  fereinigen  lassen  (S.  85). 
lÜ  T  bl.-ibt  ijianche  Lücke  und  Manche»  a  icli  in  der  Ausführungr  und  Begrflndung  zn 
bemlngpeJn.  aber  es  wird  doch  die  liuaiizwisseuschaftliche  Aufgabe  richtig  erlasst. 

lieber  alle  i»eine  Vorgänger  erbebt  sieb  dann  aber  i:>tein  gerade  durch  die  Be- 
bandhmg^  dieser  Aufgabe  weit:  eines  seiner  Tielen  grossen  TenKenste  nn  <He  Ans- 

bildung  einer  wirklichen  Finanzwissenschart  (s.  §.  4  ,  wie  ich  abermals  gern  hervor- 
bebe, trotz  m<'!n*T  vielfachen  Abweichung  von  Stein  gerade  auch  in  Rozug  auf  sein 
Steoersyateni  und  auf  einzelne  Glieder  desselben.  Alles,  was  die  Theorie  früher  in 
der  aUgemeinen  Stenerlehre  an  rerelnzelten  Gesichtspnncten  und  an  Bruclifltiteken  for 
die  Bildung  eines  Systems  der  gan  zen  Besteuerung  hie  und  da  geboten  hat,  ist  durch 
Stein 's  Leistung  jodeofaUs  weit  Überholt,  so  dass  es  wesentlich  genügt,  sich  an  Stein 
allein  zq  halten. 

«.Das,  wonof  es  ankommt,  ist  dech,  —  so  engt  Stein  mit  Recht  (4.  A.  I, 
4581  — ,  dass  man  irgend  eine  Anschauung  des  ganzen  Systems  eines  Steocnrcsens 
zu  Grunde  legt,  ehe  mau  zur  einxelneu  Steuer  Ubergeht,  uud  dann,  dass  man  den 
Begriir  von  Ka|ätal,  Arbeit  und  Elnlwnimen  als  oinnisclie  Theilo  Eines  wirtbsoiinft- 

heben  Lebensgenusses  (?)  (Lcbensprocesses?)  ansehe  und  sie  nicht  aus  ihrer  leiten- 
liigen  Verbindung  herausschneide."  In  letzterer  Hinsicht  verweist  er  auf  seine  .,Volks- 
wirthschaftslehre"  (2.  A.  1878).  Gerade  in  der  ZurUckluliruBg  seines  Steuersystems 
aaf  seine  eigentbamHche,  aber  nnUare  nnd  fUaohe  Theorie  der  Volksirirthsehaft  Itann 
i' h  Stein  nicht  beistiniuien.  Aber  icin  Ausgangsponct  bleibt  richtig.  Hiebt  man 
Stein  sodann,  wie  ich  es  nur  tlieilweise  thun  kann,  seine  wirthschaftlichen  Tbeorieen 
ftber  die  „Factoren  dos  Einkouiuieas"  zu,  so  erbebt  sich  sein  Steuersystem  auf  dieser 
Basis  strenf  fotgeifchtig. 

Er  bezeichnet  als  die  drei  Factoren  des  Einkommens  das  Kapital,  die  Arbeit 
ond  die  w irthschaftliche  Individnalit&t  (I,  457).  .,.\us  dem  ersten  Factor  ent- 
bUihea  die  directen,  aus  dem  zweiten  die  indirecten,  aus  dem  dritten  die  £in- 
lomnonstenem.  Zorn  organisehen  System  wetden  diese  (Stea^)  Arten,  indem 
jede  der  drei  Arten  innerhalb  des  Steuerwesens  wieder  ihre  besondere  Function 
empfängt.  Die  directen  Steuern  geben  dem  Steuerwesen  seine  Sicherlieit,  die  in- 
directen seine  Allgemeinheit,  und  die  Einkommensteuer  bildet  das  Gebiet,  in 
welchem  die  Harmonie  zwischen  dem  „finaniidlen**  und  dem  „wfridichen'*  Ein- 
kommen hergestellt  wird." 

Hier  ist  leider  nur  die  Terminologie  willkürlich  und  so  abweichend  ?on  der 
ttbUchen,  dass  Iirthttmer  uud  Missreistindiütse  Itaom  zn  vermeiden  sind.  Dieser  Vor- 
wurf tiiill  aber  das  Stein 'sehe  Steuersystem  nicht  selbst.  Die  willkttrliche  und  m.  £. 
auch  gezwungene  und  unpassende  Anwendung  der  Ausdriiclc  „directe  '  und  „indireefe** 
Sttiueru  für  diejenigen  Stcuerarteu,  welche  Stein  dabei  im  Sinne  bat,  kann  mau  fallen 
husen  und  Torlndem,  womit  in  der  Sache  nichts  verludert  wird.  Der  sachliche 
Mangel  Hegt  in  der  Auffassung  des  „Kapitals",  in  der  Annahme  einer  ganz  selb- 
ständigen „Prodnctivität"  desselben  and  in  Stein's  Lehre  vom  Verliälfniss  der  Arbeit 
und  des  Kapitals  zu  einander.  Auch  ist  in  furmeüer  Umsicht  wohl  nicht  zu  iitugucn, 
dass  ein  oft  gegen  Stein  erhobener  Vefwoif  gerade  hier  (besondefs  in  den  Erörter- 
ungen aber  die  „eigentliche  Einkommensteuer  und  ihr  System"  in  der  4.  Auflage 
S.  471  ff.  I)  zutretie:  er  complicire  nemlich  durch  eine  neue  Terminologie  und  Form- 
gebung einfache  Dinge  ganz  unnOthig  und  komme  auf  Umwegen  zn  altbekannten 
Sätzen,  ja  selbst  wieder  zu  einer  zu  wdt  gehenden  Rechtfertigung  der  geschichtlich 
uberkomniencn ,  bestehenden  Bestenemng,  woran  es  ja  bei  dem  Uegelianer  nicht  an 
Analogiecn  fehlt. 

Efaie  genaneie  Kritik  des  ganzen  Stein'schen  Systems  würde  znwdt  ftkhren.  Sie 

liegt  implicito  in  meinem  unten  aufgestellten  eigenen  Steuersystem  und  in  dessen  Be- 
grtiadung.    Wo  ich  dabei  von  Stein  abweiche,  geschieht  es  in  ))ewosster  Absicht. 

Eine  kurze  Uebcrsicbt  über  Stein's  System  nach  der  4.  Aullago  ist  die  folgende 
I,  45Sti.):    L  Die  directen  Steuern  (oder  die  „Besteuerung  des  Kapitals  nnd 
seiner  Frodnetivit&t")  mossen  selbet  wieder  ein  System  bilden,  das  drei  Oe- 
bicte  urafassl:  1)  die  Ertragsstenern  (i  ru n  d  -  It äu 9f>r- .  Hentensteuer),  für  „Tom 
Besitzer  rolIsLlndiu-  losgeschiedene"  Kapitalien;  2)  die  persönlichen  Erwerbs- 

Wkgner,  FinanzwiMwiuietaaft.   II.   8.  Aafl.  Iii 
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steoero  (Besolde ngs-,  Berufs-,  GebaUsstooerai  durch  welche  dm  Ketmukis« 
oder  tooUckUdikdt  enrofrbene,  sein  Sinltoiiiaian  (GeluJt,  Loliii,  HoDom)  emageiide 

persönliche  Kapital"  getroffen  wird;  eudlirh  3)  die  gewerbliche  oder  üewerbe- 
eteoer,  auch  E rwerbsstener  genannt,  für  die  üestcuerung  des  jrewprWichen  Kapitals, 
mit  Bemessuug  ojich  der  Kapitals  an  läge  oder  dem  Kapital  v  e  r  k  e  h  r ,  wo  daoa  Tiedd 
drei  Artao  eatstehen,  Geverbesteaer,  öoter&ehmaDgscIeiier  (Indutrieeteuer)  ud 
(bei  einzelnen  Acten  des  Kapitalferkchrs  zu  Erwerbs /.wecken)  die  Verkehrs- 
steuer.  —  II.  Die  indirccten  Steuern  (oder  ,,dic  Bestcnerune;  der  Arbeit  und  ihM 
Conourntiou*'),  deren  Stcucrobjecl  die  „Summe  der  Verzehrungagegcu- 
stinde  der  arbeitenden  (riet)  PeiBOiilichkcit'*  ist.  Einthcilung  in  \)  »Ver- 
2ehruncrs?tcner"  und  2)  „Genusssteoei^*;  Object  jener  „die  Gesammtheit  rill^r  <itr- 
jenigen  Gegenstände,  welche  zur  Erhaltung  jedes  (?)  persOnlicheo  Leben:!  uad 
damit  der  peraAnlichen  Arbeitdmft  Oberhaupt  ncrthwendig  Rind"*;  Object  der  nreäM: 
die  besonderen  GcnUssc  der  Besitzenden  (worin  ein  unverkennbarer  Widerspruch  mit 
der  Auffassung  der  indirecten  SteufU'  übcrluapt  hei  Stein  liegt).  —  IIL  Die  ci  c^entUchv 
Eiukommensteuer.  welche  den  Uotcrschied  des  finanzicUeu  Ertrags  (ein  uft- 
klar  bleibender  Begriff)  und  des  virkllchen  EiDltommens  priiieipiäl  vad  ftr 
jeden  einzelnen  P^all  einer  der  directen  und  indiiectcn  möglichst  gleichartigen  Btr- 
steiiLTnng  unterziehen  soll  ('f^:  mit  Eintheilnn^  1)  in  Gen  am  mteinkommen-  odf 
PersüUälciukommcustener  und  2)  in  eigentliche  (individuelle)  Eiukomuieä- 
Btener.  worüber  Steie'e  ErOrteroogen  mir  veoigstens  sehr  unklar  za  sein  «cheiiiMi 
und  Einfaches  in  onleidlichcr  Weise  complicirt  wird.  —  In  der  5.  Auflage  ist  die- 
System  im  Ganzen  beibehalten  (II,  2).  Veränderungen  im  Einzelnen  fmdeu  sich  ik 
allen  Auflagen,  auch  in  Betreif  der  principiellen  Auffassung,  so  in  Sachen  der  Ver- 
kehrs Steuer. 

Andere  Neuere  stellen  nur  ausnahmsweise  ein  eigenes  Steuersystem  auf,  meir-iT 
fahren  sie  nur  die  Gliederungen  der  Fraxit»  vor.    Bloss  Schäffle  und  Yoci: 
nebmen  in  dieser  Hinstellt  eine  selbriindige  Stellong  ein  und  Robert  Meyer  giek 
wenigstens  einige  Beiträge  zu  einem  System. 

Held  versäumt,  wohl  absichtlich,  aber  mit  Unrecht,  die  Aufstellung  eines  Steoer- 
Systems,  kritisirt  aber  die  Elemente  eines  solchen  (in  seinem  Kapitel  7),  freiUcli 
za  apboristiseli.  Er  gelangt  dnbri  auch  fttr  die  Stnatsbestenerong  zu  uner  sn  eiB> 
seitigen  Hervorhebung  der  Personal-  und  Einkommensteuer  vor  den  Ertragssteaerr. 
und  will  ausser  jener  nur  einige  auf  cntliehrlirh<?  GepfenstÄudc  allgemeinen  Verbrancis 
gelegte  indirecte  Steuern.  Ein  solches  Sleucr&y&tum  wäre  zu  einfach,  um  d« 
licbögen  und  durchfuhrbaren  Grundsätzen  der  Volkswirthschaft  und  der  Gerechtig- 
keit zu  entsprecb  :j  (n-ispielsweise  bleibt  hier  fur  die  wichtige  und  notliweDdig 
Function  der  Verktihrssteuer  kein  Platz  übrig.  (S.  Held 's  Einkommensteaer  «k> 
ganze  Kapitel  7,  besonders  am  Schloss  S.  198.)  ~  Kenmsnn  bitte  m.  E.  doch  ssdi 
schon  in  seine  lUeren  wichtigen  und  richtigen  Erörtern nv^en  Uber  die  Priocipi«! 
„Leistung:  und  Gegenleistung"  und  „Leistungslähipkeit**  und  über  Ertrasrs-  und  Kin- 
kommensteuern  —  wesentliche  Vorarbeiten  fur  die  Aufstellung  eines  Systems  dt: 
Schatzongen  eder  Enrerbs-  und  Beritzsteuem  —  die  Frsgen  der  Verbranchsafeafn 
mehr  Ijinein  ziehen  müssen.  Manche  Streitpuncte  der  directen  oder  Erwerbsbesteut- 
rung'  bind  nur  iui  Zusammenhang'  dos  franzcn  Steuersystems  und  mit  steter  RücksiiLt 
auf  die  Vcrbraucbssteueiu  zu  lo^en,  so  die  Puncte  betrells  Steuerfreiheit  des  Eristen/- 
minimums,  proportienalen  und  pregressiren  Steaeifnis,  höhere  Besteuerong  des  fau- 
dirtcn  Einkommens  u.  s.  w.  Es  zeigt  sich  auch  hier  St  ein 's  Auffasiun^  ricliitc'- 
dass  man  vom  Steuersystem  aus  zu  den  Prägen  der  einzelnen  Steuern  uber^ebtsi 
muss.  Auch  die  neueren  Arbeiten  Noumaun's  bringen  kein  eigenes  System,  vohl 
aber  manche  Bausteine  dazu.  So  numcntUch  die  grosse  cUssülcatfwische  Arbeit  tu 
dem  Werke  „die  Steuer".  -  S  s  Neueren  sonst  noch  LaspeyreS,  Artikel  Staats- 
wirthschaft  in  Bluntschli's  Scaaisw Orterbach  X,  128  ff.;  Eisenhart,  Kunst  der  ß«- 
stenening.  Roscher,  B.  2,  K.  5,  Cohn,  B.  2,  K.  4,  Sax,  Grundlegung,  §■  Si 
Helferich  im  Schönbcrg'schcn  Handbuch,  allgemeine  Steuerlehre  §.  16 — 17. 

Am  Wichticston  ist  neben  und  nach  Stein  fUr  die  theoretische  Weiterarbeit  aü 
der  imauzwissenscbaftlichen  Lehre  vom  Steuersystem  au»  der  neuesten  Fachlilentw 
Scbiffle  s  Werk  die  «»Gnindsltze  der  Steuerpolitik**.  Hier  werden  die  Steoenittf 
mit  ihren  einzelnen  Gliedern,  g-erade  der  Aofg-abe  der  Theorie  in  'Ü-  -'  r  Lehre  ^^ 
mäss,  als  organische  Bostandtbeile  des  ^modernen)  ^Staats-)  Stoaexsjrite^» 
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b^baiMteh,  roo  diesem  Geäelitq>uuctu  ans  cbsneterisiit  ood  kritisirt,  denifeinlas  An- 

forderonp^en  an  diese  Steacm .  ihre  Ausgest&Itaüg.  Er^änzong,  Einrichtung  gestellt 
iukI  so  ein  theoretii»ch  richtiges .  practisch  rationelles  und  braachbares  Steuersystem 
atifkalNMieii  g«soe1it  Schiffle  knüpft  dabei  namentlicb  au  die  Gliedoroug  der  Stcucru 
in  directe  and  indirecto  nad  an  seine,  froher  (&  246)  bespfoolieiie  Aaffassang 
diesei  Unterschieds  an.  IrclMn  er  hiernach  mit  den  din'-t -n  Steuern  die  durch- 
schnittliche, mit  den  iüdirecten  die  individaelle  Leutuu^&lüffkeit  der  Steoei- 
krlAe  erbasen  will,  anter  seinen  „Indirecten**  Staaero  neben  den  VerbfMiclissteDem 
aach  die  Besteuerung  der  Kapitalisirung,  bez.  Steuern  stellt,  welche  nach  den 
rmständen  uinjrelegt  werden,  aus  denen  man  auf  erfolgte  Kapitalbild ung  schliessen 
mann,  —  d.  h.  wesentlich  die  „Verkehrssteuero",  fur  die  Schälfle  nur»  nicht  passend, 
den  Nameo  ..QebQhren*',  .,6ebttbTC0steaem**  brftOfibt«  —  gelangt  er  tit  dnem  ten 
s^irn'm  Sta[i<l|.Tincte  aus  folgerichtigen,  den  verwickelten  Erwerbe-  und  Verbrauchs- 
verbältnissen  des  modernen  Wirthschaftelebens  sich  anitasscuden  Steuerüystein.  da^  er 
nach  allen  Seiten  begründet  und  rechtferti-t.  Doclriiiarüi  Ausiichluss  einzelner  Steuer- 
arten oder  Glieder  einer  Steucrart,  wegen  der  Mängel  einer  oder  eines  solchen,  liegt 
ihm  fern,  wenn  er  anch  tliese  Mängel  hervorhebt,  aber  nur,  am  danach  Reformen  der 
bcbtebenden  Steuern,  Ergänzungen  durch  einzelne  Glieder  zu  boffrUnden.  So  hidt  er 
oaoiäitlicb  an  den  yorbnucbssteneiii,  ndicalen  Abecbafftangs-VeUeltiten  gegenüber, 
in  richtiger  Begrenzung  fest,  nicht  minder  aber  an  den  directcn  Steuern.  Hier  be- 
mängelt er  nur  scharf  die  Ertrapssteoem,  will  aber  dennoch  auch  diese  und  die  ihnen 
zu  Urundo  lidgeodea  Katasteroperationen  beibehalten,  doch  sie,  bez.  die  ubltchen  fonf 
^roosen  Ertragsslenem  in  eine  il%emeine  PersonalelDkommeiMtooer,  tls  die  „diieeio 
Steuer',  hinuberbilden,  seiner  principiellon  Auffassung  des  Wesens  und  der  Function 
der  directcn  Steuer  im  Steuersystem  g-cnifiss.  Ob  das  zu  erreichen  ist.  bleibt  freilich 
fraglich,  uud  Nuumann's  hier  einsetzende  Kritik  wühl  zutrutlend  (Schmull&r'ä  Jahr- 
buch, V.  Art.  2).  Auch  die  Henlelllug  einer  wirklich  richtigen,  nach  der  Loistungs^ 
fahigktit  individnalisirendcn  „iudirocten"  Besteuerung,  in  den  beiden  Formen  der 
Vcrlirauchä-  und  der  Verkehrsbestcuerung,  bleibt  im  Erfolg  zweifelhaft.  Aber  Schäffle 
pebt  viele  vortreffliche  Fingerzeige  fUr  die  richtige  Ausgestaltung  und  technische 
Einrichtung'  beider  Stcuergruppcn  und  ihrer  einzelnen  Glieder.  Besonden  werthroll 
und  treffend  ist  die  Construction  des  Verkchröstcuersystcms  („GebUhrcnsysteuis")  im 
(ianzen  wie  in  d<  n  Iiier  gegebenen  vielen  Einzelheiten.  Dabei  wird  mit  vollem  ßecht 
statt  der  ledigiid  j  astfsch-lofiBcben  eine  stenerwissenschtftliche  Festotellnng, 
Begrenznng  und  Begründung  des  Gebiets  der  einzelnen  ,JlechtsgcbUbren"  verlangt. 
Eine  besonilers  wichtige  Stelle  ränmt  Schäffle  der  von  ihm,  nach  «seiner  Terminologie, 
zu  den  indirecten  Steuern  und  zu  den  „Gebühren''  gerechneten  Erbschaftssteuer  ein. 
Ich  kann  ihn  darin,  wie  in  vielen  Einzelheiieu  beiBtlmmen.  Nor  bleiben  mir  eben 
Zweifel,  ob  und  wie  weit  durch  ein  Steuersystem  wie  das  Schftffle'sche  das  dem 
•-'eistvolleii  und  geJankenreichen  Verfas<?er  vorschwebende  Ziel  und  Ideal  der  Gestaltung 
der  Besteuerung  erreicht  werden  kann.-'  (Vgl.  meine  Besprechung  des  ScbäfTle'schen 
Weriks  in  der  „iUlgemeincn  Zeitung",  Beilage  Nr.  12  ond  14,  1S81.) 

Auch  Vocke  baut  in  seiner  Schrift  ..Abgaben  n.  s.  w."  «  in  Steuersystem  des 
„VerinsBiingsstaats"  aof,  das  er  aas  dessen  Verhältnissen  ableitet  Aber  bei  aller 
Aneritennung  der  vielseitigen  ond  oft  TortrelFtichen  EimeUosftlhnint^n  über  die  ein- 
zelnen Stenemrten  und  Stenom  und  die  dle^  n  /uQrnnde  liegenden  wirthschaftlichen 
Verhältnisse  und  Vorgänge,  muss  ich  doch  auch  hier  wieder  hervorheben,  dass  der 
einseitige  Standpunct  des  Verfassers  in  Betrelf  der  Ausschliessung  der  Vcrbrauchs- 
ond  Tedcehnsteuem ,  der  indirecten  Steneni  ttberhanpt  ans  dem  Steaerb^rilT  seinen 
Erörterungen  eben  jiräjudicirlich  ist  und  «  in'-  unbefangene  Würdigung  der  Vorzüge 
und  Mangel  jeder  Gruppe,  Art  und  einzelnen  Steuer  hindert.  Denn  das  „Steuer- 
aystem"'  Vockes  kommt  doch  in  letzter  Consequcnz  seiner  Anschauungen  auf  ein 
Ertrags-  und  Einkommensteuersystem  hinaus,  in  welchem  die  Verbrauchs-  und 
Vcrkehrsateuern  keine  bleibende  Stelle  babcii,  MtMidem  hncli-^tens  als  historische  Durch- 
gangsphasen geduldet  werden.  Dabei  werden  die  inhärenten,  weil  im  Wesen 
dieser  Steuern  liegenden  Mingel  der  Ertrags*  und  der  Einkommensteneni  veiltannt, 
erstere  onbegreiflich  günstig,  die  indirecten  Stenern  ebenso  einseitig  ungünstig  bour- 
theilt,  aber  dabei  auili  das,  was  Schäffle,  wenn  anch  ^«einerseits  übertreibend  und 
in  zu  optimistischer  Auffassung,  von  den  indirecten  Steuern  als  einem  „individuaü- 
sirenden**  Moment  rohmt,  viel  m  wenig  beneblet  GerMle  Vocke's  Weilt  hat  mich 
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in  meiner  Ansicht  ron  der  Kofhwendigkeit  eines  Vahren  Steaersystems  best&ikt, 
das  alle  historischen  Haaptgliedcr  umfasst,  aber  nach  einigen  Seiten,  be- 
sonders in  der  Kichtang  der  Hesteuerung  oder  Mehrbesteuerung  ?on  ganz  oder  Cbt 
ganz  trbeitdoeem,  «,6konoinlsch  peräflAUcn  nfeht  rtfdiMitMi**  Enrerb,  plMiai^ri|  veiter 

auszubilden  ond  freilich  auch  ron  unrichtigen  historischen  Aosvllchsen  des  Fiscalis- 
mus  (besonders  in  der  Verbrauchs-,  theilveise  auch  in  der  Verkehrsbestenernn^r*  7::, 
reinigen  ist.  (Vgl.  meine  mehrfach  genannte  Besprechung  des  Vocke'schen  V^er^  ia 
der  Tabinger  Zeitaelirlft  1S87.) 

Kolxjrt  Mtjyer  prüft  in  dcui  Schlussabsclinitt  sitiner  „Priiu-ipicMr*  die  cinzelnefi 
Stenerarten  auf  ihre  Uebereinstiminun^  mit  dem  «irnn^lsatz  der  Besteuerung  nach  dtr 
LeistungsfUiigkeit  und  nach  der  üleicbhoit  der  Üpici,  geht  dabei  u.  A.  auf  die  Fragtiü 
der  Besteuerung  der  nicht  erworbenen  Einkemmen-  und  TeiMOgenszugänge"  («^r* 
werb  aus  AnfairM  näher  ein,  nn  !  konimt  so  zur  Anfstellung  geinsser  Anfordenineea 
an  das  ganze  Steuersystem  (besouderü  .^lincipiea**  §.  o5-^lV5).  Mannigfach  beacb- 
temveiae  SiBrterungon. 

So  vielerlei  Anregungen  auch  für  den  Gegenstand  dieses  Kapitels  ich  den  ge- 
nannten neueren  Arbeiten,  besonders  Sch&ffle 's,  V(^rdanke,  so  habe  ich  doch  keinen 
Anlass  gefunden,  sachlich  tiefer  greifende  Veränderungen  im  Inhalt  dieses  Kapiiel»! 
gegen  die  1.  Anfinge  Tomiaehmeii.  Eimuloee  ist  gelegentflch  aodets  gefiort,  ulMxt] 
formulirt,  besser  und  allseitiger  zu  begründen  gesucht  wordta.    Einer  Auseinander- j 
Mtiung  mit  abwt'ich'^nden  Ansichten  anderer  Autoren  wnreu  aber  Schrankeu  !r»*Kutefi. 

Noch  sei  bemerivt,  düss  ditutes  Kapitel  schliesälich  nach  genauer  Erwägung  üeL. 
folfenden  fllnften  reo  der  StenerremltODg  rorangestellt  worden  ist.  Auch  für  d^t 
umgekehrte,  in  einer  Hinsicht  systematisch  richtigere  I?ri!  nf ike  beider  Kapitel 
sprechen  Gründe.  Aber  in  beiden  F&ilen  sind  wechselseitige  BczuguaUmen  nothwendi« 
und  in  der  jetzigen  Anordnung  doch  noch  etwas  weniger.    Das  gab  den  AnsechUj, 

Vomemlich  zu  diesem  Kapitel,  aber  nioht  allein  zu  ihm,  gehört  aneh  der  ge- 
schichtliche  Abschnitt  im  S.  Bande  nntl  als  Beispiele  grossartiger  concreter 
Steaersystcme  die  DaD»teiluag  der  britischen  and  französischen  Beaieaenuf 
dueltet  (a.  Toftvort  m.  Band  KI). 


Erster  Hanptobsohnitt 

Die  Uebereinstimmimg  des  Steuersystems  mit  de&  Steuer- 

IMrinoipien. 

I.  —  §.  1^4.    Das  Problem  des  Steaersystems. 

Die  bisherigen  Erürterungen  haben  wiederholt  von  verschiedenen 
Gesichtspuncten  der  Betraehtuu^^  aus  zu  dem  Ergebniss  gefÖhrt. 
dass  eine  einzige,  wie  immer  geartete  Steuer  nicht  dazu  geeignt; 
ist,  den  grossen  Bedarf  eines  entwickeiteren  Gemeinwesens,  Dameut- 
lieb  des  Staats  selbst,  in  den  verwickelten  Besitz-  und  Erwerbsrer- 
bältoissen  der  modernen,  ttberwiegend  privatwirthscbaftlieh  orgmu- 
sirten  Volkswirtbscbaiten  su  decken^  wo  sieb  das  VolkseiDkommen 
in  den  Einseleinkommen  so  ansserordentlicb  nicbt  nnr  quanti- 
tativ, sondern  anch  qualitativ  differenzirt  Es  folgt 
dies  notiiwendig  ans  der  Erwäg uüg  der  Aufgaben,  welcbe  die  Be- 
ßteueruDg  zu  erfüllen  hat. 

Sie  soll  nach  deu  zuvörderät  maaäb(^cbeudeü  tioauzpoiitiüchtiii  (irund^ätzeü  dea 
«ffinttttcliea  Bediif,  lewell  deillr  nicht  ladeie  Mittel  Torlmadeu  und  xulMf  sind,  lüt 
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Sicherheit  in  decken  geeUtten,  aber  unter  möglichster  Berücksichtigung  der  toU»- 

«irth  so  haftlichen,  der  Gorechtigkeits-  und  der  Grundsätze  der  Steuerrorwaltania;.  Das 
vermag  eine  einzige  Steuer  schwerlich  tlberhaupt  je  zu  thun,  jedenfalls  nicht  in  der 
ratvickelten  Volksvirthschaft  auf  der  Grundlage  unserer  Rechtsordnung.  Wahrschein- 
lich lieäse  sich,  auch  wenn  alle  anderen  Rücksichten  zurUcktr&ten,  ein  irgend  grösserer 
Bedarf  durch  eim^  einzige  Stcoer  tlberhaupt  nicht  bestreiten,  keine  irgend  denkbare 
Steuer  ach  dafür  entsprechend  ergiebig  machen.  Jene  genannten  anderen  Rücksichten 
dorfen  aber  immer  nur  so  weit  rarndttreten,  ab  es  rar  Dedning  des  Bedarfii  nnrer- 
meidlich  ist.  Die  Yerbüidttng  mehrerer  Steuern  zu  diesem  letzteren  Zweck  ist  ge- 
boten, weil  dann  jene  Rücksichten  leichter  za  nehmen  sind  und  doch  zugleich,  ja 
gerade  deswegen,  der  finanzielle  Zweck  der  Besteuerung  leichter  und  sicherer  er- 
irielit  wird. 

So  mu88  denn  die  Theorie  grundy ätzlieh  das  fordern,  was 
(iie  gesi'liii'litliclu'  Kntwickluiig ,  wenn  schon  den  für  die  Hildun;:; 
(h<  Steuorrecbts  maassgebenden  l'actoron  vielfach  nur  halb  bewusst, 
auch  überall  bei  steigendem,  anderweit  nicht  gedecktem  öfieDtlichen 
Bedarf  und  in  coropiicirteren  WirthsohaftaTerhältoissen  mit  sich  zu- 
bringen strebt:  die  Verbindung  einer  Ansah!  verschieden- 
artiger Stenern  zu  einem  Stenereysiem,  d.  h.  einer 
solehen  Combination  yon  Stenern,  welehe  dieOeeknng 
des  Bedarfs  unter  gleichzeitiger  möglichster  Berttek- 
siehtignng  aller  obersten  BesteaemDgsgrandsfttxe 
sichert  (§.  91,  165). 

Die  rationelle  Praxis  der  Stuuerrechtbbildung  und  der  Auäfuhruug  der  Besteaer- 
QQg  in  der  moderucu  „staatsbürgerlichen  '  Periode  hat  dieses  niemals  <;anz  feblwde 
Ziel  nur  mit  immer  klareren  Bewusstsein  und  immer  grösserer  Folgerichtigkeit  auf- 
gestellt. Die  Theorie  muss  ihr  in  der  Lösung  dieser  Aufgabe  zu  Hilfe  kommen.  Sic 
rnoss  aber  zugleich  diejenigeu  Forderungen  in  Bezug  auf  das  Steuorsystem  Tertreten, 
vddie  MB  der  Anerkennong  der  sodalpolitischen  neben  der  rein  finanziellen  Be- 
steuerung folgen  und  auch  in  der  Praxis  oder  im  Steuerrecht  in  der  beginnenden 
.Fialen"  Epoche  der  Besteuerung  bereits  mehrfach  zu  einer,  Venn  «aob  noch  schttch- 
tonen,  Anerkennung  gelangen. 

Das  Streben  nach  einem  Steuersystem  in  Theorie  nnd  Praxis 
ist  somit  nicht  Etwas ,  das  nur  in  der  „wülkttrlichen",  „fehler- 
haften" gesohichüichen  Entwicklung  und  jetzigen  Gestaltung  der 
Besteuerung  begründet  wttre  und  mit  der  Verwirklichung  einer 
,,einzigen  Steuer^'  seinen  Zweck  verlOre.  Gerade  eine  Hehr h ei t 
und  selbst  Vielheit  und  eine  Versohiedenartigkeit  oder 
Mannigfaltigkeit  der  Steuern  ist  eine  uoth wendige  Folge  der 
Kiitw  irklinig  des  öffentlichen  Bedarfs  und  des  (wenigstens  relativ) 
^it  i^MMiden  Mangels  an  anderen  Einnahmen  einer-  und  der  Ent- 
wicklung der  Volkswirthschaft  anderseits.  Und  das  Streben ,  eine 
'Iche  Reihe  von  Steuern  zu  einem  Steuersystem  richtig  zu  ver- 
binden, ist  wieder  die  noihwendige  Folge  der  wachsenden  Einsicht 
in  den  Zusammenhang  der  wirtbsehaftlichen  Dinge,  der  steigenden 
Flhigkdt,  stenertechnische  Schwierigkeiten  zu  lOsen  und  des  Ein- 
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flnsses  der  Gereohtigkeitrideen  nnd  Recbtsanschaanogeii  Aber  Steuer-  ' 
vertbeiloog.  Nacb  diesen  MomenteD,  namentlicb  nacb  den  leUt* 
genannten )  weebsefai  denn  aneb  wieder  die  Anfordemngen  an  dae 

Steaersystem.  Dieses  ist  etwas  Organisches,  sieb  stetig  Fortbilden- 
des, das,  wie  der  ötfentliche  Hedurt  und  das  Wirtli8chafti>leben 
selbst,  daher  auch  DieinaU  eiüen  endgiltigen  Abscbluss  seioer  Ent- 
wicklung erreichen  kann. 

Djw  Streben  der  Physiokraten  nach  dem  impot  uniqae,  der  einzi?cn  allrc- 
muinou  üruDdüteuer,  war  die  Gouä«(|ueuz  ihrer  einseiügea  Lehre  rom  produit  oct  uoi 
in  der  Bodenarbeit  (S.  Rnu«  VoUnviithMliaftdebTe.  8.  Ani.  I,  §.  41.)  Oeber  die 
Versucho  der  Verwirklichung  der  physiokratischen  einzigen  (Jrandsteuer  in  eini«;:eu  badi- 
schen Dörfern  8.  v.  Drais,  Raden  unter  Karl  Friedrich,  I.  .*<!'>;  Schlettwein, 
Archiv  III,  4bU,  IV,  2G4,  V,  34  and  neuerdings  Emuiughaus  in  Hildcbraud*!» 
JahibOchem  XIX,  1.   Uebrigens  hnben  die  Physiokiiten  selbe!  nicht  eUgemein  diese 
Steuer  vertreten.    Mirabeau  pt^re  verlangt  z.  R.  (in  seiiit-r  th-'^orie  de  limp-'t) 
1760  fUr  I  rankrcich  zwei  directe  Steuern,  eine  (irondsteuer.  die  '/«•  Einkommeit- 
steaer  nach  Pensonen  und  Feuorstellcn,  die  %  des  Bedarüs  auf  bringen  äollo.  r.  Scheel 
^in  seinem  Artikel  über  Turgot,  Tübinger  ZoitBchiift  1866,  S.  2&5).  bemerkt  auch  | 
nicht  unrichtig,  die  physiukratisrhe  einzige  Steuer  verlier-'  viel  von  ihrer  Sonderbar- 
keit, wenn  man  sich  die  pbysiokraUsche  Ordnang  Uber  die  ganze  Welt  rerbreitet  , 
denke.  Beleochtnng  des  physiokratischen  SniieB  durch  Gen ard*8  prindpes  dV'Cononue 
l>oIiti(|ue  und  Jacob,  FiDUlzwisäenächaft  II,  §.       ff.  —  Des  Planes  einer  cinzi^^ca 
Mahlsteuer  von  einem  spanischen  ginanimann  erw&hnt  Bau  §.  278  nach  Deie- 
coart,  de  trib.  ac  vectig.  p.  üü.  ' 

In  neaerer  Zeit  ist  eine  „einxi^e  allgemeine  SinkonBenstener**  foa 
Einzelnen  und  von  ganzen  politischen  Parteien  wohl  befürwortet  worden .  um  mii 
dem  Rfschichtlich  nherkommenen  Chaos  von  Steuern  aufzuräumen,  durch  eine  solche 
„einfache"  Steuer  un  Verwaltuugs-  und  Erhebungskosten  zu  sparen  und  weil  maa 
speciell  nur  so  eine  gerechte  StenerrertheUnng  beirerkstelligcn  zu  können  ^obte. 
Indessen  konnte  nur  der  finaiizfheoreti.^'  Iie  Dili-tlantisuius  eine  -^olrlic  Forderung  stellen. 
Die  Schwierigkeiten  der  richtigen  Festäetzung  der  individuellen  Einkommen  werden 
hier  ganz  nnterschltzt.  Sie  sind  aber  noch  viel  grOraer  ab  jetzt,  tro  besten  Falles, 
wie  in  Preassen,  England  eine  kleine  Quote  (V,o — V?^  des  gesammten  8tenercrtrx:> 
durch  diese  Steuer  gedeckt  wird,  weil  di--  Krhlor  »I-  r  y<Tth>Mlung  dann  unerträgluh 
wurden.  Wichtiger  aber  noch  ist  der  Einwand,  daf>ä  sich  das  Nationaleinkommen  vor 
Allem  ancb  qnalitaÜT  mit  der  I^twicUnng  der  Yolkevirlliachaft  so  aiiaeerord«nliidi  ; 
dilTerenzirt  (RodbertQs).  Eine  einzige  allgemeine  Einkommensteuer,  selbst  auf 
(trund  richtiger  Festsetzung  der  Höhe  d«'r  Einkomnun,  würde  deshalb  ganz  onm- 
reichend  sein.  Auch  die  Socialdemokratie  hat  dieä  vüiiig  ubersehen,  wenn  sje 
ftlr  die  „Uebergangszeit  der  bestehenden  wirtiischafUichen  Rechtserdnnng^S  beror  maa 
im  „reinen  Socialstftate"  blos«  Arbeitseinkommen  habe,  für  eine  solche  Steuer  mit 
progr^ivem  Steuerfuss  plaidirt.  Eine  nach  ihren  „socialistischen  Grundsätzen"  ge- 
rechte Besteuerung  wQrde  dadurch  nicht  erzielt  werden.  —  Plan  einer  allgemeinen 
Vorbraachssteuer  an  Stelle  zahlreidier  einzelner  Steaom  bei  Pfeiffer. 

Die  Unmöglichkeit,  in  einem  modernen  Staate  grossen  Finanzbedarfs  mit  cint-ni 
aus  wenigen  Uauptstoaorn ,  namentlich  weBentlich  nur  aus  dirocton  Ertrags-,  etwas 
Veikehnsteveni  und  EinfohrzöDen  bestehenden  „einfiMdien**  Stemenystem ,  dn«  abo 
immer  noch  von  einer  „einzigen  Steuer**  weit  entfernt  wire,  anszukommcn.  bat  sich 
in  Frankreich  in  der  ersten  Revolation  auch  practis'-h  gfzeigt  Die  b.-zuglichen 
Versuche  scheiterten  gänzlich,  und  nicht  an  den  Zeitverbkltnissen ,  sondern  au  dem 
immanenten  FeUer  des  Plans  (s.  Fin.  III,  §.  167  iT). 

II.  —  §.  195.    Die  obersten  löteuerprincipicn  als 
leitende  Richtschnur  für  die  Bildaug  des  Steuersysteois. 
A.  Das  Steneray Stern  miue  snnäcbst  den  frttber  anfgesteUteo 
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beiden  finanspolitiselieii  GrtiDdsfttsen  aod  praotisehen 

Postalaten  entsprechen:  es  muss  im  Gesammtertrage  der  Steuern, 
aas  denen  es  besteht,  auhr eichend  und  es  mass  beweglich 
^nug  Hein  f§.  128),  Diese  Anluidcrnngen  an  das  Steuersystem 
sind  alluu  anderen  voran  zu  Ftfllt'ii  und  sind  von  wesentiichem 
Einfluss  auf  die  Wahl  der  Stenergattungen,  der  einzelnen  Steuern, 
der  ErhebangSBysteme  und  Veranlagimgsforinen. 

Der  Vorrang  der  beiden  finanzpolitisoben  Grundsätze  auch 
vor  den  TolkswirtbBobaftUoben  aod  selbst  vor  den  Prineipieo  der 
gerechten  Stenervertheilnng  ist  früher  schon  begründet  worden 
(§.  127).  Die  practisehe  Nothwendigkeit  dieses  Vorrangs  ist  un- 
bestreitbar nnd  wird  tiberall  von  der  Geschichte  der  Besteuerung 
bestUtigt.  Sie  lässt  sich  aber  auch  wissenscbaltlich  vollkommen 
rechti'ertigen ,  —  freilich  unter  einer  Voraussetzung,  welche  jedoch 
liir  alle  wissenschaftliLhen  Kröi  toi  tm^en  über  Finanzwesen  gemacht 
werden  muss,  spccicU  tttr  die  hier  mitspielende,  bereit»  im  ersten 
Bande  entwickelte  Theorie  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  (Fin.  I, 
Buch  1,  Kapitel  3).  Es  ist  nemUch  notbwendig  von  der  Annahme 
aoszngeheni  dass  dieser  Bedarf  nach  seiner  Höhe  nnd  nach  der 
Zeit  seines  Hervortretens  ,,riehtig''  festgesetzt  nnd  dass  andere 
Deckongsmittel  nicht  verftigbar  oder  principiell  nicht  zu- 
lässig  seien.  Alsdann  bildet  die  Deckung  dieses  Bedarfs  oder 
der  betretTenden  Quote  desselben  ein  erstes  Bedtirlniss  der  btaats- 
und  Kechtsuidiiuug  und  der  gemeinwirthschaftlidien  Organisation 
der  \  (  lkswirthschailty  welches  in  der  That  allen  anderen  Klicksichten 
voran  geht 

YollsHIiadig  klar  l»t  dies  mir  zu  erkonnen ,  bedarf  dann  aber  aach  gar  keines 

weiter«?!)  Beweiiies,  wenn  das  \\  •'^♦•n  nnd  die  Fiinctioii  des  gemcinwirthsohaftlichca 
und  iosbesoodere  d^  zwangsgcincuiwirtiischaltlichen  Systems  in  dor  Volkswirthscbaft 
liditijf  eihut  wild.  Hier  nängt  diese  Lehre  fbodmenlaltter  Bedentanf ,  die  Gemeio- 
wirthschaftslelire ,  mit  der  Stcuerlehre  eng  zusammon.  An  dieser  Strllf  inuss  es  ge- 
nügen, auf  die  Darstelhinp  jener  Lehre  in  unserer  „(injndlejrtinc"**  und  auf  die  Bn/ng-- 
OAbme  darauf  bei  der  „licKrUudung  der  Beateuoruug"  bb  iL)  m  verweibeu.  „Das 
Gftoxe  ist  ?or  und  über  dem  Tbeil",  das  ist  ein  Satt,  welcher  hier  seine  Gonse- 
ijueiizen  zeigt.  Es  bandelt  sich  bei  d.jr  B-'-stenernn?  um  die  Torfilllnner  einer  der 
weüentlicbcn  Ezisteozbedingniigen  des  (ranzen  und  damit  ireüich  auch  des  Einzelnen, 
als  Glieds  dieses  Ganzen.  Diese  Bedingungen  sind  nur  zu  erfüllen,  wenn  der  Vorrang 
der  finaoxpolitischen  Sti  uerprincipien  ror  aUen  anderen  anerkannt  wird.  Daren  ist 
i-hrn  deswegen  bei  der  Bildung  des  Steuersystnms  auszusrchen  und  demgemäss  sind 
solche  eiiueloe  Steuern  zu  wiibltw,  welche  ror  Allem  diesen  tiuanzpolitiscbea  Grand- 
sitzen  entsprechen.  Das  ist  o.  A.  ?on  Vocke  in  seiner  Polemik  gegen  mich  so  rer- 
kamit  worden,  obwohl  er  in  seinem  eigeoen  Werke  mit  dieser  Polemik  oft  in  Wider« 
spnch  kommt. 

DioBelbe  AuffaBSoni^  des  Zosaminenhangs  schwebt  eigentlich 
bei  einer  scheinbar  ganz  anderen  Fordening  vor,  nemlich  daas  die 
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Besleueroag  in  der  riohtigen  Verwendang  ihres  Ertrags 
ihre  innere  prinoipielle  Rechtfertigung  und  zugleich 
ihre  Begrenzung  finde  oder  m.  a.  W.  dass  die  (Re-)  Pre- 

ductivität  der  Besteuerung  zu  verlangen  sei,  diese  hänge 
aber  von  der  Productivität  der  Verwendung  ihres  Ertrags  ab. 

S.  oben  §.  87.  Werdoa  die  Aiudracke  »^cbtige  VorwendoDg"  imd  ,^rodoam- 
tiir*  hier  im  licbtigeii  Sinne  genommen,  bo  kann  es  sich  um  niditi  Anderes  feaaleb, 

als  um  die  Anerkennung  der  Thatsache,  dass  der  Steucrertra^  die  unbedingt 
erforde rli  rhc  Ökonom  isr he  ^irtindlage  der  vom  fi es ainintinte rosse  v*r- 
laugten  guinoiawirthsc  iiaiiiic  hcn  Functioneü,  oamenUicli  dc-:^  Staatü. 
biloe.  lodern  diese  FoDcüoDen  aacb  die  Voraassetzang  und  das  fordernde  Hilft' 
mittel  aUtir  cinzelwirth^rViaftUcben  prorln  -tiven  Tb&tigkeit  sind,  schalt  sich  dann  anch 
der  Einzelne  in  ^incr  Steuer  gleicluuitig  die  Bedingnugeo  seiner  Productivität. 
Der  Fehler  ist  nor,  dass,  wenn  ron  der  Prodocttritit  der  Beetenenmg  die  Uodt  ist, 
ditM  dfteiB  In  einem  n  engen,  auch  n  müeiieUea  Sinne  geDommen  wiid. 

Es  Tcrsohlligt  nichts,  dass  in  der  Wirklichkeit  freilich  die 

Verwendang  des  Stenerertrags  oder  die  Feststellong  des  Finanz 

bedarfs  nicht  immer  die    richtigen",  in  dem  dargelegten  Sinne 

„productiven"  sind. 

Gegen  das  Vorkommen  unpassender  öffentlicbor  Th&tigkeiten ,  zu  grosser  Kost- 
spieligkeit derselben  u.  s.  w.  sind  die  Garantieen  andeiswo  zu  suchen,  im  OlIentlicLoi 
Recht.  Budpetrecht.  Der  gTündj>atzliche  Vorrang  der  iinanzpoliti$>cben  PrindpifD 
wird  darch  M&ngel  auf  diesem  üebieto  nicht  aufgehoben.  Selbst  im  coacreleu  Falk 
a  der  Pnzis  wflrde  Alles  nocb  leUimmer,  irenn  neben  einer  nniichtigen  Begeling  der 
affenäidien  Ausgaben  zugleich  eine  unzureichende  Bestanennf  dnheiginge  nnd  ii 
Folge  daron  die  Finanzlage  sich  ferschlechterto. 

Die  Geeignetheit  u.  s.  w.,  den  beiden  finanzpolitischen  Grundsätzen  zu  ent- 
sprechen, ist  oben  (§.  129)  schon  Ulf  einige  Haaptatieii  der  Steoen  cbaiacceriiirl 
worden.  Weitere  bezügliche  Ausführungen  erfülgeu  splter  In  VetUndang  mit  der 
Aufstellun'j-  (ii«s  StciK'rsystems  ^,i  !>>st  (II.  A.  3  unten). 

In  ßezuf!:  auf  die  Bildung  des  Steuersystems  ist  hier  nur  her- 
vorzuheben, dass  die  Verbindung  verschiedenartiger  Stener- 
gattungen  und  Erhebungs-  nnd  VeranlsgnngssyBteme  n.  s.  w.  gerade 
auch  wieder  anr  sicheren  nnd  aweckmässigen  Decknng 
des  Finanshedarfs  geboten  ist 

Da  die  einzelnen  Sfenem  und  die  genannten  Systeme  auch  in  diesen  Puncten 
verschiedene  Vorzüge  tind  Mängel  besitzen,  sich  r.  R  in  rerechiedencm  Maasse  der 
dauernden  Richtung  und  der  zeitlichen  Schwankung  des  Finanzbedarüs  an- 
passen, so  mnss  das  auch  bei  der  Bildong  des  Steottsyslems  eines  concretes  Staats 

gebührend  berücksichtigt  werden.  Die  Theorie  hat  dafor  die  erforderlichen  Finger- 
zeige zu  geben.  Indem  sie  zeigt,  wie  Schätzungen  und  Verbrauchssteuern,  Er- 
trags- und  Kinkomuehäteuera,  Personal-  und  iicalsteuern^  directe  oad 
indirecte  Besteuerung  iL  s.  v.  der  gegenseitigen  Ergioziinf  und  der  Äwgloicknag 
ihrer  M&ngel  bedürfen ,  was  auf  die  Nothwendiglieit  einer  passenden  GombimlioD 
dieser  Steuern  im  Steacray^toui  hinweist 

B.  —  §.  196.    In  zweiter  Linie  kommen  die  volkswirth- 

schal' tlicbeu  Grundsätze  für  die  Bildung  des  Steuersystems  in 

Betracht,  Letzteres  muss  danach  so  eingerichtet  werden ,  das»  die 

Bestenernng  die  richtige  volks-  nnd  eiusciwirthschaftlicbe 

Steuer  quelle  trifil  nnd  die  Umstinde  herttcksichtigt|  welche  flir 
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die  Ueberw&l«iiDg  maßgebend  Bind;  dasB  ferner  die  Pro- 

(luctioD  nicht  mehr,  als  es  durch  die  Besteuerung  eiunial  un- 
vermeidlich ist,  beeinträchtigt  und  die  V ertheiluDg  des  l'ro- 
ductionsertrags  nicht  iu  volkHwirtbächaitlich  nachtheiliger 
Weise  bceinflusst  wird. 

1.  Das  richtige  bteuersystem  zur  Belastung  der 
wahren  Steaerqnelle. 

Die  noimale  Tolkawirthsehaftliche  Stenerqnelle  ist  naeh  den 
frfiheren  ErOrternngen  (§.  131  ff.)  der  Bein  ertrag  der  Volics- 
wirthsehaft  oder  das  Volkseinkommen  ftir  die  Staats- 
bestenemngy  die  betreffende  Qoote  jenes  Reinertrags  im  einzelnen 
Landestbeil  fHr  die  0  o  m  m  n  n  a  1  bestenerang.  Knr  ausnahmsweise 
nnd  vorübergehend  kann  dns  Nationalvermögen  daneben  mit 
als  Stenerqnelle  in  Betracht  kuuimeiu  Das  richtige,  den  volks- 
wirthscbaftlichen  Steuerprincipien  entsprechende  hstem  rsvstem  niuss 
daher  vor  Allem  der  zu  treffenden  volksvvirthscbaitiichen  Steuer- 
r]uelle,  regelmässig  also  dem  Beinertrag  der  Volks-  (oder  Voilistheil-) 
Wirtbsehaft  nachgehen. 

Aoeh  zn  diesem  Zwecke  ist  wieder  die  Verbindung  mehrerer 
und  Tersebieden  artiger  Stenern  im  Steuersystem  nothweodig. 
Denn  Hier  Beinertrag  der  Volkswirtbscbaft  oder  das  Volkseinkommen 
ist  zwar  ein  ökonomisches  Ganzes  oder  eine  Ökonomisehe 
i^iuheit  (nicht  bloss  eine  bcgriHliche  Abstraction ),  aber  bei  uns 
kein  rechtlich  Ganzes  oder  Eines,  sondern  er  zerlallt  in 
eine  nnendüche  Anzahl  von  qualitativ  und  quantitativ  versebiedeuen 
Antheilsrechten  Einzelner.  Diese  Antlieilsrechte  beruhen  auf 
dem  Arbeitsantbeil  der  Einzelnen,  welche  das  Volkseinkommen 
prodncirten,  als  Arbeiter  jeder  Art,  als  Unternehmer  u.  s.  w.;  ferner 
auf  dem  (Privat-)  Reebt  der  £tnzehien  an  den  sachlichen  Pro- 
doetionsmittdn  (Boden  und  Kapital),  welebe  bei  der  Produetion 
des  Nationaleinkommens  mitwirkten.  Fflr  die  Aufgabe  eines  yolks- 
wirthsebaftiieh  richtigen  Steuersystems  zeigt  sich  daher  hier  wieder 
die  Rechtsgrundlage  der  Volkswirthschaft  von  ent- 
scheidender Bedeutung. 

Anch  hier  sind  besonders  Eodbertu»'  biätorischo  Auffassuagcu  und  priucipiello 
£r5rteniiig«ii  20  beaebten.  8.  chw  8.  2SS  ond  anlen  Haapt»bschnitt  2.  Auch  Rod- 

berttiä,  Norinalarbeitstau,  Tnhing*-r  Zt-itHchrifl  lS7S,  S.  8S1.  Gd^gentlich  ibnlifibe 
(iod»J»k'Mi  in  Schäffic's  neueren  Schriften. 

Nur  ih  einer  btrciig  büoialiatischcn  oder  —  ein  hierin  bcmerkenswerlh 
ähnlicher  FaU  —  in  einer  rein  ddspotlstischen  Volkswirthschaft,  mit  V(ill<>r  Uli' 
Aciheit  fiel  ^csammtoii  Bevölkerung  und  ausschliesslichem  Grun<l-  und  K;ii)italtnf;en- 
tbum  deü  Herrschers,  würde  der  volkswirihschafüiche  Reinertrag  auch  ein  ^rccbt- 
lich  Ganzes"  sein.    Der  Aufwand  fOr  ftffentlicho  Zvecke,  oder  dM,  ms  ODter 
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solchen  Verhältnissen  denselben  dATStellte,  «rUrde  hier  sofort  durch  efnen  Abzug 
an  diesem  Tntalt  rtr.iir  bestritten  und  dieser  Abziifrspostcn  wäre  das  Analo?on  ujiseror 
Besleuerung.  üoi  Voikswirthschaftcn  mit  einer  freien  grnndbositteadcn  und  geverbc- 
treibenden  VoUnsehicht  neboD  einer  «Dfreiai,  fremden  Boden  b^nenden  VoMiame, 
thcilt  sich  das  Volksoinkommen  zwar  schon  in  eine  g;rosso  AnzaM  versrhifdeiiHrfiirer 
Einzcleinkommcn  der  Freien,  ßcsitzeuden  und  Herren.  Es  lässt  sich  aber  h>A  diei>ei> 
rorhaltnissmässig  leichter  fassen,  wcU  riclfach  Gmnd-  und  Kapitalrente  noch  nicht 
getrennt  sind,  grosse  Grund herrsohnften  (FrohnhOfe)  ronralten,  GreditgescbSfte  noch 
venig  vorkommen  und  Hinkommen  (richtiger:  der  zagewiesenc  oder  als  Erwerbs- 
rest belassene  Cousamtiun^betrag)  der  Unfreien,  wenn  tlberhaopt,  so  beim  Herren 
steuert  wird,  da  es  reclitlich  zu  dessen  Einkommen  gehört  (§.  118). 

So  war  denn  auch  eine  volk s  wirthschaftlich  richtige  Bestener- 
ung  iu  der  autike  a  Welt  wie  im  ni ittclalterlicU-ständischeD 
btaat  einfacher  und  leichter  zu  verwirklichen. 

Die  Schwierigkeit  wächst  dag^en  ansserordeotlich  in 
der  weiter  entwickelten,  der  modernen  Volkswirtbsohatt 
mit  ihrer  ganx  veränderten  Reehtsgrandlage  und  ihrer 
ansgebiideten  Arbeits-»  Besitz-  nnd  Erwerbstheilnng, 
ihrem  Oreditverkehr,  ein  Okonomiscb-techniaches  nnd 
ein  Rechtsmomenti  welche  sich  gegenseitig  bedinge».  Denn  dk 
persönliche  Freiheit  der  ganzen  Bevölkerung,  das  Privateigentbam 
an  den  sachlicheii  i'iutiuctiousniittcln  oder  das  private  Grund-  imd 
Kapitaleigenthum,  die  Oreditgeschälte,  Darlehen,  Pacht,  Miethe,  die 
Arbeitstheilnno:  zwi8lIjoii  Stadt  und  Land,  die  Trennung  der 
agrarisclieu,  industriellen  und  mercantilen  Thätigkeit,  die  Theiluuir 
jedes  dieser  Zweige  in  zahllose  einzelne  Unternehmnngsgroppeo, 
-Arten,  -Formen  nnd  schliesslich  Einzel-UnternebmuDgeD,  kurz  alte 
die  bekannten  modernen  Rechts-  nnd  Wirtbsehailtsverhältnisse  unserer 
liberwiegend  privatwirthschaftlioh  organisirten  Volkswirtbaohaften 
zerlegen  das  Eine  Nationaleinkommen,  die  wahre  nnd 
hauptsächliche  volkswirthschaitliche  Stenerqnelle,  in  eine  unend- 
liche Anzahl  rechtlich  selbständiger  EinzeleinkommeD, 
oder  den  Einen  volkswirthscliaftlichcu  Reinertrag  in  eine  Mas^e 
verschieden  grosser  nnd  auf  verschiedenen  Privat- 
rechtstitcln  beruhender,  in.>uleru  auch  qualitativ  verschie- 
dener Antheiisrechtc  Einzelner  daran. 

Eben  deshalb  wird  auch  die  Durclifulinin^:  des  Grundsatzes  der  Allgouioiiiheit 
der  ßcsteuerung  gerade  in  der  modernen  Volkswirth^chaft  so  schwierig  i^.  IHölT.V 

Für  die  Bildung  des  volkswirthschaitlich  richtigen  Steuer- 
systems ist  nun  die  ^3kono mische  Einheit  des  Volkscin- 
kommeus  zum  A  usga  n  c sp  n  n  et  zu  nehmen.  Daher  müssen 
in  diesem  System  solche  Steuern  ^el einigt  werden,  welche  die 
Einzcleinkommen  oder  die  einzelwirthschaftlichen  Erträge,  als  An- 
theile  am  Volkseinkommen,  so  treffen,  dass  dies  letztere  wirklich 
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voÜBtftndlg  als  SCenerqaelle  In  ▼olkswirthschaftUck  berechtigter  Art 
uud  UmfaDg  l'iingirt. 

So  znnächBt  im  Ötaatsäteiiersystem. 

Da  die  Volkswirthschaft  eines  Landes  oder  besser  gesagt  eines 
Staates  kein  abgeseblossenes  Ganzes  ist,  sondern  dnrcb  eine  Menge 
von  Besitayerhältnissen,  Oreditgesohäften  and  Arbeitsv^bindangen 
herüber  und  bintlber  mit  den  Angehörigen  anderer  Volkswirtb- 

schaften  eng  verknüpft  ist,  so  ist  es  zweck mjissig,  selbst  wohl  ge- 
boteu,  ebeu  zur  Krlüllung  jener  Fordeiun^r  aucli  im  Staats. Steuer- 
system vor  Allem  eine  zweifache  Art  v<  ii  ^^teuern  zu  verbinden: 
Object steuern,  welche  die  (Quellen  der  Erträge,  bez.  diese 
letzteren  selbst,  ohne  Rücksicht  auf  das  Rechtssubject,  dem 
der  Ertrag  als  Einkommen  zufällt,  und  Subjectsteaem,  welche 
das  EinJ^ommen  bei  dem  dasselbe  beziehenden  Rechts-  nnd 
Wirtbschaftssnbjeot  treffen. 

Als  Stcüeru  der  ersten  Art  erscheinen  die  Real-,  die  Ertrags-  und  die  Vor- 
kehrsstenem  (letttexe  zom  Theil  in  Anschluss  an  oder  vcrknapft  mit  Oebtthren  oder 
balb  gebUbrcn-.  halb  steucrartigen  Abgaben,  §.  ff.);  als  Stent  ni  der  zweit'  ii  Art 
die  Personal-,  die  eigentlichen  uomioeileo  Einkommen- and  etwaigen  (gleicb- 
falk  nomiiMlleii)  VerinOf  eBSstenem  und  die  VerbranchssteoenL  J«  mehr  dch 
die  Volkäwirthschafien  wirklich  durch  immer  regeren  Personen-  nnd  Wirtbschafts- 
Terkehr,  besonders  anch  dorrh  inf<»mnti(iiiale  CreditviTlKiltnisso  zu  ■iii'^r  n  cuen  Wirth- 
ächaftseinheit  in  der  W e  1 1 wirthschalt  entwickeln,  desto  zwingender  wird  aus 
rolkswfrthaebftftliehen  GrOndeo,  um  die  wahre  folkswIrAsebafttiehe  Stenerqtielle 
richtig  zn  benut/t  n  fuiid  zui^leich  aus  GrUnden  der  Gercchtip^kcit,  um  die  Steuer  nach 
den  Principicn  der  Alli^cuieinheit  uud  (ileichmiu^sigkeit  richtig  7\i  v-  TtlM-ilin)  ein 
liebes  aus  Object-  und  Subjectstcueru  oombinirtes  Steuersystem,  das  üaua  ia  seiner 
«pedelleii  Oottaltong  nur  wieder  dem  WechMl  der  berttbrfen  VertiUtiiiMe  folgen  xdobs. 

So  aber  in  noch  böberem  Maasse  im  C  o  in  ni  u  n  Ji  1  :?teuersjstem. 

Denn  hier  ist  vollends  die  Verkettung  der  Besitz;,  Credit-  und 
Arbeitsverhältnisse  eine  so  innige  zwischen  den  verschiedenen 
Landeatbeilen  nnd  Gemeinden  nnd  wird  in  der  modernen  Volks- 
wirthschaft  bei  steigender  Arbeiistheflang,  industrieller  Entwicklung, 
Ansdehnnng  des  Pachtbetriebs  anf  dem  Lande,  des  Miethwohnnngs- 
wesens  in  den  Städten,  des  Creditwesens ,  bei  Freizügigkeit  nnd 
Wanderung;  der  Bevülkcnnijt,'  inmicr  innij^er.  Nur  die  rationelle 
\  c  r  1)  i  n  d  11  n  j:  von  S  ii  b  j  e  c  t  -  und  Object  steuern  führt  hier  zu 
einer  volkswii  tliHclialtlicb  haltbaren  und  gerechten  licöteuerung,  wie 
dies  IVUbcr  in  der  Lehre  von  der  Allgemeinheit  der  Besteuerung 
aosgeftthrt  worden  ist  (§.  170,  173). 

Kncb  ähnlichen  Oenchttponcten  ist  das  Steaereystem  eiozarichten,  wenn  es  sich 

ausDahmswei'^  -  *"üinial  nm  oinf  r<!('lltr  B'^stfiirTniif;  des  VoIks^-crmMirens  als  8t<^tii'r- 
4 {u eile  handelt  Juine  solche  Beatcuerang  lauss  mit  aus  übjectsteuero  bcstehon,  um 
ihre  Aufgabe  zu  lOsen. 
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§.  197.  —  2.  Das  Tolkswirthsohaftlieh  richtige 
SteaerBystem  tnr  Besteneriing  der  richtigen  Steoer- 
trftger,  d.  h,  der  Peraonen,  welche  nach  den  YolkBwirlluehtft- 

lichcu  und  den  Gcrccbtigkeitsprincipien  die  wahren  Steuerträger 
seio  sollen. 

Hier  Irctlcü  AufordcruDgcn,  weiche  au»  diesen  beiderlei  Prio- 
cipien  ilür  die  Bildang  des  ätenersystems  abxnleiteD  sind,  in- 
Bsrnmen. 

Das  Steoersystem  mnss  hier  nach  Möglichkeit  der  Stener- 
Uberw&lzQDg  Rechnung  tragen:  d.  h.  den  a)lgemeinen  Regehi 

145  ff ,  151—153),  welche  sich  für  die  hier  vorhandenen  Tendenzen 
aufstellen  lassen,  und  den  speciellen  Umständen,  welche  im  t<»ii 
creten  Fall  nsub  den  Verhältnissen  der  Zeit,  der  Yoikswirthschaft 
und  der  Rechtsordnung  bei  jeder  Steuerart  mit  darüber  entscheiden, 
ob  und  wie  weit  jene  Tendenzen  sich  nun  auch  verwirklichea. 
Soweit  es  die  immer  Torangebende  Rticksicht  auf  die  Deckung  des 
Finanzbedarfs  zuläast,  mnss  daher  bei  der  Bildnog  des  SteQe^ 
Systems  nach  solchen  Steaer- nnd  Stenererhehangs- und 
Veranlagnngsarten  gestrebt  werden,  welche  mitthnn* 
liebster  Sicherheit  denjenigen  auch  wirklich  treffes, 
der  in  GemSssbeit  der  Tolkswirthschaftlicb en  und  Ge- 
rech tigkeitsp  riücipicu  getroffen  werden  soll,  und  iü 
dem  Verhältniss,  wie  es  hiernach  richtig  ist. 

Wenn  demnach  im  Steuersystem  aus  Rticksicbt  aal  die  müt 

wendige  Deckung  des  Bedarfs  sich  Steuern  finden,  welche  gewisse 

Olassen  nnd  Einzelne  von  Tomeherein  oder  mittelst  Ueberw&lznngS' 

vergangen  stärker  hehisten,  als  der  GleiohmSssigkeit  oder  der  H9be 

des  Antheils  entspricht,  welchen  dieselben  vom  Volkseinkommen 

beziehen,  so  mtlssen  nothwendig  andere  Stenern  in  das  System 

aufgenommen  werden,  welche  eine  Ausgleichung  herbeiAlbren. 

So  vcrbiUt  es  sieb  namentlich  in  dem  practisch  vichügsten  Falle  derindirectco 
Verbraiiclissteiierii  auf  reTbraitetera  uefrfuistlnde  des  Gonsans.    I>l«6e  Steven 

fallen  durch  üeberwäl/.uii!;  incisteiis  auf  tlrn  CoiiMimente«  nnd  werden  nur  sehr  sch»#r 
uinJ  UDbichcr  v ü  ihm  weiter  fort-  oder  rtlckgr-a  -il^f  (§.  153).  Sic  beanspruchen  dann 
in  luancbcji  i  tlica  eine  grössere  Quote  vom  i:.iukouiuien  „kleinen  Mü^m  r. 
ab  ron  demjenigen  des  vobl  haben  deren.  KöiuifiD  sie  trotz  dieser  nnd  ihrer 
sonstigen  Mängel  nicht  ciitbehrt  werden.  —  und  so  liegt  die  Sachlage  in  Wirklichkeit 
regelmässig  —  so  verlangen  sie  auch  bei  der  Proportionalbesteu^erung  eine  Er- 

i^änzung  im  Steuersystem  durch  Aufnahme  ron  anderen,  namentlich  directea 
nominelleD)  ElnkommenMenein  mit  eteig enden  Silxen  rar  dts  grossere  £is* 
[oomen. 

Wird  das  socialpolitiscbe  Princip  anerkanot,  so  muss  die  j^inzong  tutau- 
sieU  nnentbehziichec  yerbnocbaBtenem  der  geninnten  Art  ducli  EiiumniieB*  ssd 
Ibnliche  Steaem  mit  noch  eDtoprechend  höheren  Süien  eifolgeB. 


SystoDi  mid  Frinoipieo  als  Richtsciiiiu  ftr  das  System. 


483 


Feiner  sind  fttr  die  BUdong  des  richtigen  Steneraystems  nament- 
lich die  directe  und  indirecte  Besteneraog  (im  ersten  Sinne 
des  Worts,  nach  §.  97)  sorgfältig  za  prüfen:  so  oh  bei  jener  die 
Dieht  beabsichtigte  oder  wenigstens  die  nicht  voraus- 
zusehen e  Ueberwälzung  nicht  doch  Norkommt  und  ob  die  ge- 
wollte und  geniuth  maa^ste  l 'eberwälzung  bei  dieser  auch 
wirklich  eintritt,  und  in  hiidcn  Fallen,  in  welchem  Maasse; 
>vie  es  sich  mit  der  Weiter  wälzung  verhält  u.  s.  w.  und  wer 
daher  und  in  welchem  Maasse  Jemand  schliesnlich  wirklich 
Stenerträger  bleibt  oder  wird.  Danach  sind  dann  wieder 
Modificationen,  oder  wenn  diese  nicht  mOglich  oder  nicht  aus- 
reichend, entsprechende  Ergänaungen  des  Steuersystems  durch 
andere  Stevern  erforderlich. 

Tin  Ganzen  Ist  nach  dem  Ergebniss  nnserer  früheren  Unter- 
sachüii^  der  Uebcrwäl/uiii,'  (§  155)  immer  möglichst  nach  einem 
solchen  Stenersystem  zu  streben,  welches  nicht  erst  durch  eine 
\  erwickelte,  in  ihren  Wirkung«  !)  stets  unBichcre  IJeberwiilzung  volks- 
wirthüchattlich  richtig  und  gleichmäüsig  werden  muss.  Leider  er- 
lauben die  finanziellen  Rücksichten  nur  nicht  den  Ausschluss  der 
grossen  indirecten  Yerbrauchsstenem  mit  ihrem  complicirten  Ueber- 
willzungsprocess  und  mancher  anderen,  in  dieser  Beziehung  bedenk- 
lieben Steuern.  Darum  mnss  wieder  das  ganse  Steuersystem 
selbst  Ttel  yerwickelter  werden,  weil  nun  gerade  ans- 
gleichende  und  ergänzende  Best  and  t  heile  aufzunehmen 
sind.  Aber  je  sorgtaltiger  die  Wahl  der  letzteren  ausfallt,  desto 
mehr  wird  doch  das  ganze  Steuersystem  auch  den  voik^wirthschaft- 
lichen  Anforderungen  entsprechen. 

§.  198.  —  3.  Die  Bildung  des  Steuersystems  mit 
KUcksicht  aut  die  Production s- und  Yertheiiungsiuter- 
essen  in  der  Volkswirthschatt. 

Das  einzel-  und  das  volkswirthsohaftUche  Productions- 
Interesse  flUlt  freilicb  nicht  immer  zusammen.  Daher  ist  nicht 
jeder  Einwand  gegen  eine  Steuer  wegen  der  Verletzung  eines 
einselwirthschafliichen  Productionsioteresses,  z.  B.  gegen  den  und 
den  Zoll  oder  die  und  die  vom  Producenten  vorzuschiessende  Ver- 
branchssteuer oder  gegen  die  specielle  Einrichtung  einer  Steuer 
bevvei «^kräftig.  Auch  muss  selbst  ein  triftiger  Eiuwand  oft  ver- 
stummen, weil  eben  keine  andere  Steuer  den  tinanziellen  Zweck 
erfüllt.  Aber  in  vielen  Füllen  deckt  »ich  doch  auch  das  einzel- 
und  das  volluwirthschaftiiche  Prodnctioosinteresse  und  steht  kein 
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entscheidendes  finansuelles  Bedenken  in  Bezog  auf  die  gewflnschte 
Anfhebnogy  Ersetzong  oder  Abändernng  einer  Steuer  im 
Hier  wird  mit  vollem  Rechte  eine  entsprechende  Umgestaltung 
im  Stenersy  stein  hinsichtlieh  der  Wahl  oder  der  Erhebnngs- 

und  Veranlagungsart  u.  8.  vv.  einer  Steuer  als  volkawirth- 
scbaftlich  begründet  erscheinen. 

ÜSLch  (iiosem  Gesichtspanct  sind  namentlich  oft  beiZdlleu  und  iniändisciiei 
iudirccten  Stenern  Reformen  geboten,  sowohl  in  der  Wahl  der  besteuertet 
Arti^^'l.  wie  im  V.irfalirrn  bei  der  T  e  s  tstellung,  Erhebung  11,  iL  w.,  z.  B. 
um  dir'  Eiitwicklurin:  (Ilt  Technik  der  Prodiu  tion  nicht  unuftthig  m  hmmM\  ilulick 
mitunter  :iui  h  bei  ilen  Ertrags-  und  Vc  rkchrsstcuorn. 

ländlich  haben  auch  die  zunächst  bloss  einzelwirlhscbattlichen 
Froduotionsinteressen  einen  begründeten  Anspruch,  soweit  beachtet 
zn  werden,  als  es  ohne  VViderspmeh  mit  den  leitenden  GrondsätiCB 
der  Bestenemng  möglieh  ist:  so  wiederom  Öfters  bei  den  eben  er- 
wähnten Stenerarten  nnd  bei  manchen  einzelnen  Pnnetes  der 
inneren  teebniseben  Einriehtnng. 

Auf  die  thuülichbte  Berüclisichtigung  der  Proilucüonsiuteressen  laufen  zam  Tbcil 
ftuch  die  Aofordoniogeii  biOAns,  welche  nach  den  Prineipien  richtig^v  Steut-rvem  altQii 
an  di(?  Hciitciierung  zu  st<»llpn  sind  §.  126,  189  fi'.\  Der  Grundsatz  der  Best  im mt- 
heit  und  mehr  noch  der  der  Bequemliclilteit  der  Besteacnuig  fuhrt  hier  mehrfsd 
zu  Folgerungen  und  Forderongen,  wie  die  roiitln  «ngedeuteteo. 

Da?J8  die  Besteuerung  endlich  nicht  in  einer  den  Prineipien 
der  Gerechtigkeit  widersprechenden  Weise  in  die  Ver- 
th eiluug  des  Volkseinkommens  (und  damit  auch  des  Volksver- 
mögens)  eingreife^  ist  immer .  zugleich  auch  ein  wichtige« 
volkswirthscbaftliches  Interesse. 

Denn  der  hierbei  etwa  entstehende  Druck  der  Steuer  hemmt  die  richtige  Be- 
friedigung der  Bedürfnisse,  damit  dio  ^esaminte  Entwicklung  der  also  getroffeneti 
Besteuerten,  lähmt  die  Erwerbs-  und  Spactliätigiicit,  verletzt  das  RecbtsgefUhl  oad  ük 
dadoTcb  diiecC  imd  iAdiiect  nachtheiligc  Wirkungen  auf  die  VelkswirtMcliaft  ans.  $t 
wird  es  sich  nur  za  leicht  mit  Bchveren  VerbiaacliMteiieni  raf  MaiMiiaitikel  rer- 
haJten  (§.  187  ). 

Nnr  darf  wieder  nicht  übersehen  werden,  dass  „Gerechtigkeit 
in  Stenersachen''  eben  etwas  Relatives  (§.  158)  ist  nnd  sieb  nament- 
lich yerschieden  gestaltet,  je  nachdem  der  socialpolitisehe  Gesichts- 
pnnet  anerkannt  wird  oder  nicht  Der  übliche  Einwand  gegea 
diesen  letzteren,  dass  ein  Eingriff  der  Bestenernng  in  die  bestehende 
Einkoninienvertheilung  vol  ks  wirthsebal'tlieh  nothwendig  nachtheilig 
wirke,  (Iberscbiesst  das  Ziel.  Es  wird  dabei  das  Interesse  der 
Volks  und  der  etwa  betroffenen  Einzelwirthschaften  ohne  Weiteres 
idcntihcirt  und  das  Interesse  der  absichtlioh  bcL'tlnstigten  Kinzcl- 
wirtbschaften  hintangesetzt,  das  hier,  voraussetzuogsweise,  gerade 
das  Tolks  wirthschattlicbe  Interesse  darstellt. 
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C.  —  §.  199.  Die  Gerechtigkeitsprincipien. 

Sie  kommen  ftlr  die  Bildung  des  Steoersystems  einmal  in  ihrem 
fielfachen  Zusammenliang  mit  den  richtigen  volkswirtb- 
sehaftltchen  Grundsützen  der  Besteuerung ,  sodann  auch  selb- 

siaiidig  lür  sich  in  Betracht. 

1.  In  ersterer  Hinsieht  könuen  sie  gleichzeitig  mit  jenen  Grund- 
sätzen berücksichtigt  werden,  wie  dies  in  den  voraosgehenden  £r- 
örternngen  schon  geschehen  ist. 

■Namentlich  i-^t  <\:\<  Princip  und  Pustiilat  A 1 1 mi' i n Ii  f  i  t  der  Besteuerung: 
m  seioea  wixthscbaldicheo  Cooseuaeiizen  wesentlich  idcnüscb  mit  dem  Grundsatz  der 
roUsliDdigen  Bestetierung  der  ricragen  ToUnwiitibschalÜicIieii  Stenerriuellc,  des  Volks- 
«inkommeiis.  Hier  besteht  dann  die  Aufgabe  darin,  das  letzk-n-  in  allen  Kanälen,  in 
w-!rhf»  es  sich  im  Vorltehr  vertheilt,  zu  verfolgen,  d.  h.  es  in  der  Form  des  Einzel- 
cmkommeoä  au£(QSUcben.  Der  Grundüatz  der  Gleichmäüsiglieit  ferner  lä^üt  sich 
nach  der  eines  nnd  der  wichtigsten  Seite  nur  in  Anknllpfang  an  den  Begriff  der 
»  irthscbaftlich  e  n  Leistungsf  ähi  jrkeit  verstehen  und  durchführen  (§.  1S3  fT), 
Zn  dem  Beliufo  inuss  dieser  Bei^riH  analysirt  und  «gezeigt  werd<*n.  wie  nach  der  Art 
und  Höhe  dub  EiuLommeub  und  nach  der  ganzeit  Erwerbsart  u.  s.  w.  diese  Leistongs- 
fihigkcit  TerschiedeD  ist. 

Man  bat  es  daher  bei  den  beiden  Principien  der  gerechten 
Steaenrertheiinng  immer  auch  mit  ökonomischen  Postnlaten  nnd 
Problemen  zn  thnn. 

2.  Soweit  jene  Principicii  aber  eine  sei  b  stau d  i^  c  liedLütiiug 
ht-ansprucheii  dürfen,  kann  ihnen  doch  nur  eine  Stelle  in  dritter 
l.iuic.  nach  den  finanzpoliti.scben  und  den  volkswirthschaitlichen 
Steuerprincipieu ,  ftir  die  Bildung  des  Steuersystems  zugestanden 
werden:  insofern  müssen  sie  also  snrücktreten. 

Ein  Satz,  den  viedcnim  weisen  seiner  inneren  Nothwendiskeit  di  '  Praxis  wohl 
auch  immer  anerkannt,  den  aber  die  Theorie,  gerade  auch  in  der  neueren  Wissen- 
schaft seit  A.  Smith,  Afters  übeisdieD  hst.  Zoerst  hat  das  StenerBystem  mit  sbsolnter 

Nothvcndigkeit  seinen  Zweck  zu  erfüllen:  den  Finanzbedarf  zu  decken,  und  zwar 
möglichst  na'^li  richtig^cn  volkswirtlischaftlichcn  Grundsätzen,  wovon  die  sirlier-- 
Erreichung  jenes  linanzicUcu  Zwecks  und  die  hierfür  erforderliche  ivaciihaitig- 
keit  der  n^onalcn  Steuerkraft  mit  abhängt.  Hier  liegt  ein  prirnftres  Interesse  des 
<ianzen  vor.  Er^t  danach  kommen  die  E i n z el intcressen  in  Betracht,  weicht^  go.- 
rcchte  Steuerrertbeiiung  erheischen,  aber  mit  Kccht  nur  soweit,  als  sich  dies  mit 
der  finanziellen  Ansreichendbeit  and  der  rolksvinhschaftUchen  lücbtigkoit  des  Steaer- 
syMems  farbiiide&  liest  (g.  127). 

Es  ist  danach  eine  anrichtige  theoretische  Forderung,  allem 
roran  i^gerechte''  SteuervertheUang  im  Stenersystem  zn  ver- 
langen nnd  auf  den  Grundsätzen  der  Allgemeinheit  nnd  Gleieh- 

mässigkeit  dies  System  aufbauen,  nach  diesen  Grundsätzen  in 
erster  Linie  die  bteuerga tt u n ^^en  und  die  einzelnen  Steuern 
wühlen  und  deren  technische  Einrichtung  bestimmen  zu 
wollen.  Melinohr  niuss,  wie  nach  Ausweis  der  Steuergeschichte  es 
auch  die  Praxis  stets  gethan  hat  und  unvermeidlich  thut,  der  Auf- 
ban  des  Steuersystems  nach  den  finanzpolitischen  und  volks- 
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wirtbacbai't liehen  Principien  erfolgen  and  kanu  erst  der 
Ausbau  nach  der  Ricbtoohuor  vor  sich  gehen,  welche  die  Ge- 
rechtigkeits principien  angeben  (§.  156  ff.).  Diese  letztere  Bkht- 
sehnnr  nrnss  alsdann  aber  allerdings  aneh  mögHehst  befolgt  werden, 
und  zwar  auch  im  Gkmeinscbaflsüiteresse,  denn  sieberlieh  ist  „Cr- 
fflllung  der  Gerechtigkeit''  nicht  bloss  nm  der  Einsdneo, 
sondern  aneh  am  des  Gänsen  willen  ein  ethisehes  Gebot 

Dciugernäss  sind  die  Hauptsteuern  des  Systems,  die  eigent- 
lichen G r u n d p f ei  1  e r  desselben,  zu  w ä h  1  e n  und  sind  dieselben 
nach  den  Gesicbtspuncten ,  welche  sich  aus  den  liDanzpolitiscben 
und  volkswirthschaftlichen  GrundHätzen  crp^eben,  technisch  ein 
zurichten.  Alle  weiteren  Anforderungen,  welche  vom  Staodpuuei 
der  Gerechtigkeit  aus  zu  stellen  sind  and  nicht  schon  durch  die 
Erfüllung  der  volkswirthschaftlichen  Postulate  von  selbst  mit  be- 
friedigt werden,  müssen  sich  darauf  beschränken,  in  dem  dergestalt 
aufgebauten  Steuersystem  Modifioationen  in  den  Stenern  und 
Steuereinrichtungen  desselben  und  abermals  Ergänzungen  durcb 
weitere  einzelne  Steuern  u.  dgl.  m.  eintreten  zu  lassen. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  der  Besteuemng  zeigt 
auch,  dass  dies  der  Gang  der  Dinge  bei  Cultnrvölkern  war,  welche 
wirthschaftlich,  pulitisch  und  sociaipolitiscb,  daher  auch  in  deu 
liechtsanscbaaungen  vorwärts  schritten. 

Die  Tiltcren  roheren  Steuersysteme  S'It'»  w-^ndicli  nor  aaf  die  GewinnnnL' 
des  Steuerertrags,  mit  oberflAchlicber  KUcküicbt  aut  die  volUvirthflchafUicben  Wirkoa^to 
und  VonnsMizungen  der  Bwteaenutg,  auf  gerechte  Stevenrertlieilaiip  und  tat  steve^ 
oder  verwaltnngstechuisch  zweckmässige  EiuricbtUDg  der  SteutTu.  Dann  werden  all- 
inUhlich  mit  der  Erkenntuiss  der  rolkswirthschaftlichen  Din!i^•^  mit  <it  r  At  nderuDg  der 
poUtiHcben  Lage  und  ClassejiordnaDg  da  Bevölkerung  uud  uut  dem  i:ün:$cbritt  d» 
BecblsgeAdds  jene  anderes  BttdoBicbten  mehr  genonuBen  oad  treten,  euch  nnabhikagv 
von  dem  Zwau^ ,  für  einen  eriiöheten  Finanzledarf  zu  sorgen,  Rcformeri  des  Steoer- 
systLuis  oder  ebea  ciu  „Ausbau"  desselben  ein,  wobei  der  leiteadu  Gedanke  ^^ 
keine  üder  nur  nebenbei  eine  Erhöhung,  sondern  eine  ? elkawirthscliaft* 
lieh  richtigere  und  gerechtore  Yertheilnng  und  technisch  sweck« 
m&ssif  ere  £iarichtang  der  Besteuerung. 

Wie  diese  fhatsttehliche  Entwieklnng  aher  es  aneh  belegt  — 
namentlich  die  (therall  aof  der  Tagesordnung  befindlichen  ^Stener- 
refonnen'*  nnseres  Jahrhunderts  bexengen  es,  —  so  sehaift  dann 
gerade  aneh  die  Steigerung  des  Volkseinkommens,  ^ 

Folge  der  verbesserten  rroductionstechuik,  die  ökonomische 
Mß^liehkeit  einer  gerechteren,  d.  b.  dem  veränderten  und 
entwickelteren  Rechtsgeftthl  der  civilisirten  Welt  entsprechenderen 
Öteuervertheüung. 

liier  gilt  filr  !■  totere  etwas  Aeliuliches ,  wie  auf  hnhercn  Wirthschafb- 
BUduogsstofeQ,  bei  grösserem  Volksreichthum  für  die  Vertheüung  des  Volkseiaköinawui 
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fliMrrliftiipt.  Die  tiefere  Okonomiwhe  BegrQndang  und  Kechtfertigung  dner  sehr  uu- 
l^leichen  V^crtheilung  und  derjenigen  Gestaltung  der  Kcclitäordnang,  welche  mit  ibieil 
Rech tsinslitu teil,  wie  di  r  Sclavorei.  Leibeigeris*  !iaft,  der  Grondhcrrschaft,  den  gewerb- 
lichen und  inercantücji  Pririlegieu  und  Moiiopolea  u.  a.  w.,  die  Grundlage  dieser 
Uogieicbheit  der  Yeitheilung  ist,  liegt  eben  in  der  Kleinheit  des  YottseinlEommens 
and  in  der  geringen  Ausbildung  der  Technik.  Hier  kann  ökonomisch  erst  ein 
Wandel  eintreten  mit  entsprechenden  Fortschritten  und  darf  auch  ein  solcher  erst 
tiaua  gefordert  werden.  (S.  die  bezüglichen  AusfuhruDgen ,  namentlich  Uber  den 
£inflQS8  der  T«c]inik,  in  der  ivelten  Auflage  meiner  Grundlegung  §.  104  ff.,  und 
ttbeibMipt  den  guzon  dortigen  5.  Hauptabsohnitt  S.  134  if.) 

Ebenso  verhält  -^s  sicli  mit  der  „prere  chtcren"  S  t  e  n  i^r  v  crt  h  eilti  ng 
im  Steuersystem:  eine  Verbesserung  der  ökonomischen  Lag;e  der  Massen  des  YoU» 
gestatiiet  M  Mi  grQsMrer  VoUnsaU  nnd  YoUudiebtigkeit,  aneh  dnroh  kleine  Steiter- 
beitii^^e  des  Einzelnen  (z.  B.  in  einem  System  passender  Verbrauchsstouern)  in  Ver- 
bindung mit  anderen  Stenern  für  die  Sichenmg:  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  genügend 
£tt  sorgen  und  nunmehr  gerade  das  Steuersystem  so  „auszubauen" ,  dass  es  die 
Steuezlnst  gerechter  ? ertbeilt 

Auf  solchen  höheren  wirthschafilichcn  Entwicklungsstufen  ist  dann  noch  die 
Ökonoiniaclie  MörHrhk  it  im  I  damit  die  richtige  Zeit  und  Rechtfertigung  einer  social - 
politischen  Besteuerung  gekommen:  jetzt  erst,  aber  jetzt  auch  wirklich  ohne 
BedeDkeo  fOr  die  Entwicklung  der  Yolkswirthschaft  und  Oaltor.  Das  führt  dann,  wie 
unsere  Zeit  aodi  lehrt,  zu  rcrändert.  n  Rechtsanschauungen  üb«  |E«rechte,  gleichmlMige 
BesteaeroT)>j  und  kondet  in  der  MYolksseele"  den  Eintritt  der  socialen  Steaerepoche 
an        15t;  li.>. 

§•  200.  Die  Art  und  Weise  der  Befolgung  der  beiden 
GrandBätse  der  Allgemeinheit  und  Gleiehm&ssiglKett  im  Stenersystem 
anlangend,  soweit  letztere  eben  zur  Geltung  kommen  kOnnen  nnd 

sollen,  mUsseu  zunächst  im  Einzelnen  die  Anfordernngen  gestellt 
und  im  concreten  Fall  geprUi't  werden,  welche  in  den  frlilieren, 
diesen  Principien  £!:ewidmeten  Abschnitten  cri'»rtert  worden  sind. 
Besonders  wichtig  ist  dabei  wieder  die  theoretische  und  practische 
üntersnehang  der  Ueberwälzang.  Je  nach  dem  Ergebniss 
dieser  Untersnchung  sind  Reformen  des  bestehenden,  wenn 
aneh  finanspolitiseh  erprobten  nnd  sonst  volkswirthschafUieh  richtigen 
Steuersystems  Torximehmen,  nnd  zwar  in  versehiedenem 
Umfange  nnd  in  verschiedener  Art  70m  rein  finanziellen 
nnd,  wenn  er  ttberhanpt  schon  fttr  znlftssig  gelten  darf,  vom 
socialpolitischen  Standpnncte  ans. 

Tst  nach  gebührender  lUlcksicht  auf  die  fi  11  an /politischen 
Grundsätze  und  im  concreten  Fall  auf  die  speciellc  Finanzlage 
erlaubt^  so  kann  bei  bisher  thatsächlich  relativ  stärkerer  Belastung 
der  nnteren  Volksclassen  anch  in  der  rein  finansiellen  Be- 
steoenrog  eine  Erleichternng  derselben  in  der  Steuerlast  vor- 
genommen werden I  wenn  gleichzeitig  die  besitzenden  oder  die 
Schichten  höherer  Einkommenhezttge  den  etwaigen  Ans* 
fall  im  Gesammtertrage  der  Steuer  zn  decken  vermögen^  —  denn 
vou  einer  absoluten  Verminderung  des  letzteren  kann  bei 

Wai;  aar,  Flnanswuaensehafl.   II.  S.  Aoll.  S2 
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der  regeluiäHsigen  Entwicklung  des  Finaozbedarfs  und  der  sonstigea 
ordentlichen  Einnalimcn  nur  ausnahmsweise  die  Rede  ^ein. 

Jene  Erleichterung  lässt  sich  erzieleu  durch  eiugeächrknktere  AnveailoA^ 
des  Princips  der  Allgemeinheit  und  der  Gleichmässigkeit ,  indem  z.  B.  dio  «ntemi 
Classcn  von  gewii»eii  directan Schätzungen  befreit  oder  darin  ermässigtodtf 
Vr  rb ran  t  Ii sstpnrrn  filr  gewisse  Massenartikel  beseitigt  oder  hem  V»e-osetzt, 
dagegen  die  höheren  Classcn,  am  wenigfitens  die  proportionale  Eiukömiitö&* 
beitenerQDg  wiritUch  benastdleii,  dwch  strengere  Dnrefafülirnnf  md  ange> 
messene  Progressi vsätzo  der  (nominellen)  Einkorn meosteuem .  Einf&gnnf 
von  Ertraps-  und  Verkehrs  steuern.  Ausdehnung  der  Verbrauchsstenern  und 
Erhöhung  ihrer  »>ätze  für  GennKsmittel  dieser  Classen  u.  a.  m.  stärker  bc* 
lastet  Verden. 

Wird  die  socialpolitiBche  Besteaerung  bereits  für  gerecht- 
fertigt und  durchführbar  gehalten,  so  ist  in  der  eben  angedenteten 

Kichtuiig  der  Krleichtcruug  nach  unten  zu  und  der  stär- 
keren Belastung  nach  oben  zu  nur  noch  consequenter 
fort  zu  p^ehcn,  wie  es  frflhor  dargele^;t  wurde,  um  imGanzea 
die  ProgrcssivbcBteuerung  herzustellen. 

Daher  wohl  nameutlicli  lii^-T  noch  grössere  Einschränkung  der  AII- 
gümcinhoit  der  Besteuerung  durch  l'^reihoit  aller  Personen  unter  einem  gewisscu 
Betrage  d^  Einkommens,  speciell  —  aber  nicht  nothwendig  allein  —  des  reiAea, 
ArbeitMinkommens,  ron  dircctcn  nominellen  Einkommenatenen;  Vermindei": 
ung,  wenn  ni^ht  AtissrMnss,  dor  Verbran r  h sbcstonerung  noth end  iger 
Lebensmittel;  ferner  nur  leichtere  Belastung  ron  Volks- (ienussmictek, 
in  soleher  Aaswabl  und  mit  aolchen  Sfttten,  vie  es  z.  B.  andi  nadi  BMek- 
sichton  auf  das  ölFentlichc  (icsundheitswescn ,  die  Sitdichkeit  u.  s.  w.  zw^eckm5s5j_' 
erscheint.  Dagegen  für  die  höh  ere n  ('lassen  ver stark  tc  Ausbild u  ng  und  st  ä  rker 
steigende  Sätze  der  Kinkommenäteuer;  grössere  Entwicklung  solcher 
Ertrags-  nnd  Verkebrssteuern,  welcbe  Überwiegend  den  Besitz  und  nrar 
den  grösseren  Besitz  treffen  "  Kapitalrent  ensfouer,  Borsensfenern  \i.  d^I.); 
Umgestaltung  der  Vorbrauchssteuern,  soweit  als  möglich,  in  Steuern  l'ur  Ge- 
nussmittel der  Wohlhabenderen  oder  Verbindung  solcher  Stenern  ipit 
Lttxnssteuern;  Erhöhung  od<  r  K  i n fahrnng allgemeiner  YermOgenssteoen 
und  Erbse  haftssteaem,  besonders  fur  das  grossere  Vermögen  u.  s.  w. 

Auch  hier  ersieht  steh,  dass  es  sieh  bei  der  Befolgung  der 
Grundsätze  der  Allgemeinheit  nnd  Gleiehmftssigkeit  im  Slener 
System  —  vollends ,  aber  dnrchans  nieht  allein,  in  einem  soeial- 

poKtischen  —  keineswegs  bloss,  nnd  gewöhnlich  nicht  einmal  in 
erster  Linie,  um  die  Wahl  der  Steuergatt  u  n^  c  n  und  einzelner 
H au }) [Stenern,  sondern  nur  nm  die  speciellere  Eioricbinn^ 
einer  Steuer,  um  die  Wahl  der  Artikel  und  Steuersätze  bei 
der  Verbrauchöbosteucrung,  der  einzelnen  Steuern  im  Schataungs- 
oder  Ertrags-  und  Verkehrssteuersystem  nnd  um  die  Höhe  des 
äteuerfusses  in  diesen  und  in  nominellen  Einkommen-  and 
VermOgensstenern  handelt 

Das  Verhingen  radicaler  Theoretiker  oder  ganser  politiseher 
Parteien  insbesondere,  ganze  Stenergattnngen  ans  „OrUnden 
der  Gerechtigkeit*'  principiell  ans  dem  Stenersystem  anssn* 
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schliesseii,  selbst  wenn  etwa  stenertechniscbc  oder  GrHnde  der 
.^leuerverwaltung,  wie  es  leicht  der  Fall  sein  kann,  ebenfalls  datlir 
spreeheD,  z.  B.  die  Forderung  der  einfacbeD  Aufhebung  der  Wer- 
brauchssteneni  oder  Haaptarten  deraelhen^  feraer  der  Ertragsstenem, 
der  Verkehrsstenern  oder  wenigstens  gewisser  Hanptbestandthetle 
derselben  (Gewerbe-,  Ornnd-,  Hans-,  Immobilien -Besitswechsel- 
steaer  u.  s.  w,),  —  ein  solches  Verlangen  scheitert  meistens  schon 
an  der  nnerbftäiehen  Notbwendigkeit,  den  Bedarf  zn  decken  und 
an  der  Unuiüglichkcit,  ihn  wenigstens  vollständig  diucli  andere 
Steuern  decken  zn  können;  ferner  au  dem  Umstände,  dass  man 
nnr  so  die  vo lks wirthschaftlicbe  Steuerquelle  riclitiij:,  d.  b.  voll- 
ständig' in  Contribution  setzt,  z.  B.  durch  die  Ertrags-  und  Verkehrs- 
steuern als  Objectsteuern.  Jenes  Verlangen  entspricht  aber 
auch  gar  nicht  einmal  immer  der  Gerechtigkeit,  die 
im  Gegentheil  mitunter ,  t.  B.  bei  einfacher  nnentgeltlicher  Auf- 
hebung lange  bestehender  Ertragsstenern  von  Immobilien  geradezu 
verletzt  würde. 

Was  dagegen  unter  den  gemachten  Voraussetzungen  idleidings 
zulässig  und  dann  im  Interejjsc  geroeliter  Stenerverthcihing  zu  ver- 
langen ist,  das  ist  die  M  o d  i f i  c a t i  o  n  innerlialfi  einer  Steuer- 
gattuug,  in  der  Einrichtung  einer  einzelnen  Steuer,  in  deu 
Steaerobjectcn ,  Sätzen  and  Fussen,  die  Eliminirang 
eines,  die  Einfügung  eines  anderen  Glieds,  nm  so  im 
Ganzen  das  gestellte  Ziel  der  rein  finanziellen  oder  der  social- 
politischen  „Allgemeinheit  nnd  Gleichmässigkeit'*  der  Steuer  zu 
erreichen. 

Dass ,  nebenbei  bemerkt ,  eine  solche  B  e  s  c  Ii  r  ä  u  k  u  n  g  des 
Ziels  auch  in  der  Praxis  richtiger  ist  als  die  radicale  IJmstUrzung 
eines  ganzen  Steuersystems  und  zu^lcicb,  dass  nur  sie  einer  ge- 
sunden  geschichtlichen  Entwicklung  entspricht,  bedarf  keiues  Be- 
weises. 

DieM  AusAlliniiigen  stimmen  im  Weeendichen  mit  denjenigen  Stein 's  in  seiner 

Lcbre  vom  Steuersystem  iil)Lreii).  b'  li:iiid<  Iii  a1>cr  absichtlich,  wie  es  m.  E.  wlliischens- 
wcrth  ist,  an  sich  ganz  eintache  und  leicht  verständliche  Punctc  des  btouersystems 
auch  einfacher,  als  es  Stein  hier  that  (Vgl.  bei  ihm  besonders  4.  A.  I,  447  IT.,  4B4  ÜX 
Aus  dem  Vonmsgshsnden  folgt  snch,  dan  die  bislsng  meistens  allein  übliche 
Erörterung  über  proportionale  und  proprcssivr  n.^str-itcrung  bloss  als  über  eine  Sp-  iial- 
frage  der  (nomineUeii)  Emkommeusteucr  den  i>tandpunct  dor  Betrachtung  viel  zu  eng 
nno  so  niedrig  nimmt  Hso  bit  es  bei  dieser  Frage  vielmehr  mit  einer  ganz  stN 
gemeinen  Cirand frage  des  Stenersy^itoms  zu  thun.  Hierin  stimme  ich  Stein 
a.  n.  0  z.  R.  S.  452  gegen  Neu  mann  und  alle  bisherigen  Antoren  ganz  bei.  (Siebe 
oben  §.  193). 

:i2* 
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D.  —  §.  201.  Die  „logischen"  Prindpfen  der  Steoer- 
vervval t u  11  ir ,  epeciell  die  Postulate,  dass  die  Besteuerung  n.*»^ 
lichBt  bestimmt,  bequem  und  mit  möglicbst  kl  eine  d  Er- 
bebnngskostcn  verbunden  sei,  sind  tffr  die  Rildnng  eines 
Bteuertecbniscli  riehtigen  bteucrsystems  natürlich  ebenfalls  sehr 
wichtig.  Aber  sie  stehen  im  Rang  der  leitenden  Principien  aneh 
hier  doch  wobl  erst  in  letzter  Stelle ,  soweit  sie  eine  selb- 
ständige Bedentong  verlangen  nnd  nicht  sehen  ohnehin  im  finan- 
ziellen,  Tolkswirthsehaftlichen  nnd  im  Interesse  gerechter  Steuer- 
Tertbeiinng  mit  befolgt  werden. 

Sie  ergeben  sieh  so  notbwendf^  ans  dem  Wesen  und  den 
Wiikuugen  aller  Besteuerung,  dass  ihic  Befolgung:  „soweit  als 
mJiglieh"  selbstverständlich  ist,  weil  sie  die  Zwecke  der  Be- 
steuerung sicherer  nnd  leichter  zu  erreichen  gestattet.  Aber  in  deu 
Worten:  „soweit  als  niöglieh"  liegt  eine  starke  hehranke  der 
Befolgung  dieser  Grundsätze  iu  der  Praxis,  eine  iSchrauke,  wekbe 
aneh  die  Theorie  beachten  muss,  indem  sie  in  den  Stenenrer- 
waltnngsprineipien,  namentlich  in  Betreff  des  Verlangens  nach 
möglichster  Bequemlichkeit  nnd  nach  Kiedrigkeit  der  Erhebnngs- 
kosten,  zwar  selbstverständliche  Kingheitsregeln  anerkennen ,  aber 
ihnen  doch  nur  eine  nntergeordnete  selbständige  Bedentong 
för  die  Bildung  des  Steuersystems  einräumen  wird. 

Denn  die  v  (<  i  a  u  g  e Ii  en  d  e  n  tinanz.politischen  ,  volkswirtii- 
schaftlichen  mit]  Gerechtigkeits|)ostulate  lassen  sich  eben  vielfach 
nicht  genügend  erfüllen  ohne  Hintansetzung  von  steuerver 
waitungstechniscben  Forderangen,  wenn  auch  eine  Harmonie  dieser 
mit  jenen  ohne  Zweifel  das  Steuersystem  vollkommener  macht  nnd 
seine  Leistungsfähigkeit  steigert. 

Je  einfacher  das  Stenersystem  nnd  die  Einricbtnng  der  6e- 
sammtbestenemng  nnd  der  einzelnen  Stenern,  desto  gttnstiger  im 
Allgemeteen  die  Lage  der  Stenerverwaltnng;  desto  bequemer, 
wenigstens  in  manchen  Pnnoten,  das  Steuerwesen  für  das  Volk; 
desto  leichter  die  scharfe  Hcstimmtheit  der  einzelnen  gesetzlichen 
und  Ausftiliriuigs- Vorselirilten ;  desto  niedriger  mitunter  auch  die 
Erhebuugskosten.  Aber  die  linauzielle  Rfleksicbt  auf  die  Deeknog 
des  Bedarf??,  die  volkswirthBehaftliche  auf  richtige  vollständige  Be- 
lastung der  wahren  Steuerquelle,  die  Kttcksioht  auf  gerechte  Steuer- 
vertheilang  bedingen  gerade  ein  ans  mehreren,  selbst  ans  vielen 
und  verschiedenartigen  Stenern  zusammengesetztes  Stenersystem. 
Diese  Stenern  verlangen  ans  denselben  Rttcksichten  oft  wieder  eine 
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cofflplicirte  £ioricbtiiDg  in  Bezug  auf  Veranlagung,  Erhebung  u.  a.  m« 
Da  mOsseii  denn  die  Rttcksichten  auf  die  vortlieilhaftfigte  ver- 
valtODgaleehiilsche  Seite  der  Stenern  inrttcktreten. 

Diese  Scli Gierigkeiten  wachsen,  weil  die  einzelnen  Aufordeningen  steucrtccU- 
üischcr  Art  öftere  selbst  mit  einander  in  Widerspnicb  stclion,  jn  sich  wohl  direct 
ausäcblieääoo.  Bobonders  „bequem"  ist  2.  B.  nach  einer  ^cito  wenigsten»,  ciuc  Steuer, 
veklie  der  Besteuerte  oicht  onmiltelUr  fUilt,  wie  etva  die  Verbniielissteaer,  die  er 
im  Preise  eines  Artikels  mit  bezahlt.  Aber  eine  solche  Steuer  entbehrt  eben  deshalb 
des  Merkmals  rler  festen  B.'-timmtheit  uikI  ihre  Erhebnnjj;  macht  oft  besonders  hohe 
Kosten  und  lieluatigungen.  lu  diesen  Beziehungen  hat  eine  fealo  Uireete  Steuer,  z.  B. 
dae  Ertns»teaer,  VoizUge,  aber  sie  wird  oft  hx  beeo&deis  «DbequeiD  gelten. 

An  den  Hanptarten  der  Steuern  und  der  Systeme  der 

E  r  Ii  e  b  u  11  ^  uiul  K 1 11  r  i  c  h  t  u  u  g  ( V  e  r  a  ii  1  a  g  u  u  g  11.  s.  w.)  lässt 
sich  leicht  zeigeu,  wie  die  und  die  Forderung,  welche  aus  finan- 
ziellen, volkswirthschaftlichen  nnrl  Gcrechtigkeitsgrüiulen  an  das 
SteuerBysteni  gestellt  wird,  mit  einer  oder  mehreren  verwaltauga- 
technischeo  Forderungen  in  Widersprach  geräth. 

Dii^  indirectcn  Verbrauchssteuern  auf  verbreitete  ConsumptibiHcn  z.  B. 
bcUurfon  wir  um  ihrer  unorsctzUchen  Ergiebigkeit  willen,  auch  weil  sie  gewisse  stcuer- 
flhige  und  mit  Reclit  noeli  stetteipfllchtife  Theile  des  Yellneiolcoaimene  aUein  oder 
am  Besten  besteuern.  Aber  solche  Steuern  erheischen  unvermeidlich  einen  gros 3 e n . 
ko  stspi  clit^en  und  für  Jen  Verkehr  wie  für  die  Bcstoncrten  oft  ausser- 
ordentlich lästigen  Erhebuugo-  und  Cuutrola}i|>ar at,  ^0  dass  die  L'egel  der 
lieqacmlichltdt  and  der  niedrigen  Erliebiuigskosten  gewöhnlich  sehr  verleut  wird. 
Jene  Steuern  Verstössen  ferner  stark  ge^rn  den  (irundsntz  der  d'Ieichniässi^koit. 
Deswegen  maus  das  Steuersystem  wieder  durch  andere,  entgegengesetzt  wirkende 
Stenern,  wie  %.  B.  dirocte  Einkommensteuern,  ergänzt  werden.  Dadurch  wird 
es  nber  lur  die  Verwaltung  wieder  complicirter  und  kostspieliger.  Objcct- 
steuern ,  wie  die  Ertrags-  und  die  V erkch rssteuern ,  sind  j^weckmässig ,  selbst 
uothwcudig,  um  die  volkswirtbschaftÜche  Steuer^aelle  richtig  zu  treitcn.  Sie  machen 
eher  wieder  manche  8eiiwierigkeiten«  die  Eitiegsstenern  zom  Tlieil  (Orandstenert)  be- 
sondere Kosten,  die  Yerkehnetenem  besondere  Belästigungen,  und  zwar  um  so  mehr, 
znmal  die  erster^^n,  wenn  sie  „gerecht"  vertheilt  werden  soUen,  was  Offlfaasendste 
Aufnahmen,  Katabte rar))eiten  u.  s.  w.  voraussetzt. 

Man  wird  daher  bei  der  Bildung  des  Steuerb^ötenis  die  Postu- 
late  der  Steuerverwaltung  nach  Möglichkeit  bertlcküich- 
ti^'cn  mflsscD ,  aber  sich  keiner  Täuschung  darüber  hingeben 
dürfen,  dass  sie  gerade  hierbei  ziemlich  in  den  Hintergrund 
treten.  Gewöhnlich  werden  sie  nur  unter  tibrigens  gleichen 
L  m ständen  fUr  oder  gegen  eine  Steuer  oder  Steaereinriebtong, 
Erhebang  n.  8.  w.  den  Ansscblag  geben  können,  besonders  wobl 
öfters  das  Qewicbt  sonstiger  Gründe  fttr  oder  gegen  steigern 
oder  rermindern.  Darüber  hat  sieh  die  Praxis  begreiflieber  Weise 
anch  stets  viel  weniger  getäuscht,  als  die  nach  der  „besten"  Steuer 
suchende  Theorie. 

In  zweierlei  Hinsicht  ist  die  Frage  nach  der  Berück- 
bicbtigun::  der  l*ostulatc  der  Steuervcrwaltung  aber  auch  wieder 
eine  durchaus  historisch-relative. 
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Ei  Dill  al  nemlich  ermöglichen  oft  erst  die  Fortschritte  der 
Volkswirtbschatty  besonders  der  Prodactionstecbuik,  des  öffentlichen 
Wohlstands,  dann  überhaupt  wissenschaftliche  nnd  sonsti^ie  Fortr 
schritte  solche  steaertecbnische  Vcrb^sernngen  in  den  Stenerarten 
und  Stenereinrichttingen ,  welchen  frtther  etwa  andere  Bedenken, 
wie  die  Gefahr  verminderten  Ertrags,  unrichtiger  Vertheilims  der 
Stenerlast  a.  s.  w.  entgegenstanden.  In  solchen  Fallen  mfleaen 
gerade  im  Interesse  besserer  Steuertechnik  die  betreffenden  Be- 
formen verlangt  werden. 

Dergleichen  kommt  nicht  selten  ror  und  auf  verschiedenen  Gebieten  des  Steuer- 
weaoDS.  Man  macht  z.  B.  Fortschritte  im  Vermetuüungs-  und  Absch&tZQngsrerfahrea 
und  Inon  dann  die  Grandsteueni  reformiien  oder  ntfonelle  (JnmdBteaeni  ent  «i»- 
fubrcn,  oder  man  erfreut  sich  eines  gcstciceiten  KechtsgcfüMs  und  einer  höheren 
Bildung:  d-T  RcvAlkeran«^  und  kann  daher  zu  einfacheren  und  wohlfeileren  Stcü«m. 
L.  B.  zu  Elükoinioeüateuem  greifen  oder  dicäc  im  Steuersiyätem  ausdehnen.  Äm 
Bemerkensweitheeten  sind  wobl  gewisse  technische  Fortschritte  im  Steuer? er fabiren 
selbst  bei  g^ewisscn  indirectcn,  im  Anschluss  an  die  Productiou  auf<eli:g1cfl 
y  crbrao  chssteuern,  wodurch  aus  rein  stenertechniscben  Gründen  Aeudcr- 
ongeo  möglidi  oder  selbst  im  Interesse  der  Prodnctioii  imd  gldclunissigen  Su««r- 
rerUteilang  geboten  wefden,  so  bei  der  Bettenerong  des  Bnnntweins,  Ztteieis  n.  s-  vi 

Sodann  bringt  es  umgekehrt  die  Entwirkliin^  der  Volks- 
wirthschafl ,  des  Communicationswesens ,  des  Veikehi«,  des  öffent- 
lichen Lebens  u.  s.  w.  auch  wohl  mit  sich,  dass  gewisse  Steueru 
oder  Steuereinriebtangen,  Erhebungsformen  u.  dgl.  a  u  s  s  e  i  o  r  d  e  ii  t 
lieh  lästig  werden,  besonders  zur  Defraude  anregen,  so 
auch  st  eigende  Kosten  machen,  unergiebiger  und  ungleich- 
massiger  werden.  So  kann  es  z.  B.  mit  directen  Personalsteaen 
anf  die  unteren  Classen,  mit  gewissen  Arten  von  Zdllen,  mit  atildti- 
sehen  Thorsteuern  (Octrois),  mit  gewissen  Verkehrsstenem  geben. 
Da  hei  einer  solchen  ßntwicklung  der  Dinge  Ersatz  durch  andere 
passende  Steuern  gewöhnlich  nicht  selir  schwer  sein  wird,  dtirfen 
hier  wohl  die  steuertechnisehen  Rücksichten  für  sieb  den  Auis- 
schla^  i^egen  solche  Steuern  ^cben:  ein  Gesichtspnnct,  weicher 
bei  neueren  Steuerreformen  nicht  selten  maassgebend  war. 

So  sprachen  z.  B.  die  Schwierigkeiten  der  Erhebung  der  preassischou  Classea- 
sitctier  in  den  unteren  Stufen ,  die  Legion  der  Mahnungen ,  Eiecutionen .  die  Kosten, 
dab  SU  erregte  Odium  heute«  bei  Freizügigkeit  a.  s.  w.,  wesentlich  mit  für  die  A.af- 
hebong  dieser  Stoner  fUr  Iddnere  Einkoomeii ,  vie  sie  denn  Mch  in  nrei  SobiitteB, 
lb73  bis  420  H.,  t88S  bis  900  H.  erfolgi  ist  8.  onten  §.  2«! 
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Zweiter  Hauptabschnitt. 

Bie  Qnmdsäge  der  geeoblGbtlioheii  Entwicklung  des  Stenns 

Systems  und  der  Steuerarten. 

§.  "i«*'.*     Vorbemerkn ngcn. 

Ein  bezüglicher  Abschnitt  fehlt  bei  Kau,  oiiizclne  hierher  gehörige  Notizen  in 
idiier  speddten  Steneriehre.  Auch  Stein  giebt  (4.  A.  I,  402  ff.,  5.  A.  II,  2,  36t  f!'.) 
in  seinen  „Elementen  der  Geschichte  des  Steucrweseiis"  nur  eine  Uebersicht  Uber  die 
Entwicklung  der  (jesammf- Bisten enmjr  nntor  Hervorhebung  der  leitcnfien  Prinriiüen 
iu  den  Uaoptperioden ,  welche  er  unterscheidet.  Erst  in  der  specieileu  bteuorichro 
findeo  sieli  dura  bei  jeder  dnseloen  gtümmt  Steuergnippe  Skuoen  ihrer  geschiclit- 
lichcn  Eritwi<  klun!;.  In  umfassendster  Weise  verfolgt  dagegen  Vocke  in  seiner  Schrift 
.♦die  Abgaben  u.  s.  w.''  den  geschirbtlirhen  Zasammenhan^}^  der  Entricklunir  der  Be- 
steuerang  niid  ihrur  Arten  mit  der  Entwicklung  des  Staub  und  der  VeriH^ungsver- 
hiltnisse:  der  werthroDste  Theil  sein^  Werits.  Roscher  btt  ein  reichhaltiges  Kapitel 
(das  vierte  im  2.  Buch  seiner  Fin.)  der  Goschichto  der  Steuern  gewidmet.  S.  daraus  §  56  fl*. 
über  die  „naturliche  Aufeioaaderfolgc  der  Steuern".  G.  Cohn,  2.  B.,  3.  K.  (die 
historischen  Arten  der  Steuer). 

Abweichend  von  der  Aufgabe,  welche  sich  diese  Autoren,  sowie  die  eigentlichen 
FiuAnz-  und  Stenerliistoriker  stellen,  ist  die  Aufgabe,  welche  hier  jetzt  znn.i.  hst  ver- 
folgt wird,  diese:  es  soll  gezeigt  worden,  wie  die  fortschreitende  quantitative 
VDd  DaDentlich  qiislitstive  DlffereDsirang  des  NationsleSnkominens 
und  Vermögens  bei  den  Einzelwirthschaften,  wesentlich  die  Folge  wachsen- 
der und  immer  feinerer  Arbeitstheilu n  g,  mit  Nothwendigkeit  zu  einer 
immer  stärkeren  und  rationelleren  Specialiäirung  der  Besteuerung  und 
sor  EntwicUang  eines  complioirlen  Steuersystems  fahren  mitas,  wofür  eben  die 
p.^schichtlichen  T  hat  Sachen  die  Belege  bilden.  Wie  stets,  so  hat  auch  hier 
die  .»Geschichte"  vor  Allem  die  Aufgabe,  für  die  nach  der  Methode  der 
Deduction  abgeleiteten  „allgemeinen  Sätze"  oder  „Gesetze"  als  Controlmittel  und 
VerifioAtion»v«'!rfAhren  xu  dienen  und  sodann  im  Einzelnen,  namentfich 
'ia,  wo  dii-  Deduction  wegen  der  Complicirtheit  der  Verhältnisse  seliwieriger  .mzn- 
wenden  wird,  das  Material  zu  lüductionsschlUssen  zu  liefern,  durch  welche  aus 
den  Thsts sehen  seihst,  ab  den  Wirkungen  von  hypothetistsh  engenommetteii 
oder  unbekannten  Ursachen,  das  „allgemeine  Princip"  der  Entwicklung  der 
Steuerarten  „indncirt"  wird.  Es  liegt  aber  nicht  allein  an  der  Unrollkommcnheit 
der  bisherigen  geschichtlichen  Untersuchungen,  bei  denen  kaum  auch  nur  auf  ein 
solches  sllfemebies  Okonomfsches  nnd  sodsles  EntwicUongsprincip  das  Angenmeik 
gelenkt  wurde,  sondern  im  Wesen  dieses,  wie  alles  nationalOkonomischen  „Stoffs", 
dass  die  Deduction  d:Miernd  auch  hier  den  Vorrang  behält  Die  Gefahr  falscher 
Generalisationen  ist  dabei  hier  wie  sonst  auf  dem  (jobietc  der  VolkswirthschaftJilchrc 
Dicht  zu  Ifiugncn.  Ifan  rermeidet  sie  freilich,  wenn  man  sich  bloss  auf  die  Stoff- 
anhäufung und  Zusammenstellung  beschränkt.  Aber  mit  jener  „Gefahr"  fallt  ;iu(  h  dir> 
Mtalicbkeit  fort,  zu  aUgemeineiea  Ergebnisien  zu  gelangen,  aof  die  es  schliesslich 
in  der  Wissenschaft  allein  ankommt 

Die  einzige  direct  hierhergehörige,  aber  freilich  höchst  bedeutende  Vorarbeit  für 
die  Lösung  der  bezeichneten  AnfTr^bn  -nd  Kodbcrtus  classische  Arbeiten  über  alt- 
römische  Steoergeschicbte.  (S.  besondurb  oben  S.  268.)  Dieser  gedankenreiche 
historische^  MattonalOkonom  liefert  für  das  römische  Kaiserreich  den  Beweis  im 
Einzelnen,  den  ich  im  Folgenden  für  die  Bestcnening  fortsrlireitcndor  Cultur- 
vf'ilker  überhaupt  zu  bringen  such*\  I)i'>  erste  Anremmg  verdankt  dieser  Versuch 
»omit  Kodbertus.  Stein  hat  die  gaazu  Aufgabe  wuhi  nur  au  sich  vorbeigehen 
lassen,  weil  er  diese  historische  und  zngleich  principielle  Anffassong  des  Wirth- 
''chaftslebons ,  wie  sie  Rodbertus  vertritt,  uberhanpt  nicht  gewonnen  hat.  Auch  bei 
SchmoUcr  in  dem  schönen  Aufsatz  über  die  Epochen  der  nreussi sehen  Finanzpolitik 
fehlt  doch  zu  sehr,  neben  der  rein  historischen,  die  n ational ökonomische  Behandlong 
der  einschlagenden  Fragen,  so  dass  nur  einzelne  liumerkungrn  von  ihm  in  den  Kähmen 
der  folgenden  Erftrtemngen  fallen;  anch  wVada  die  t ergieichende  Behandlung 
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mehr  dazu  f^eu»  bei  aller  AnoriieoDong  der  preossischcn  Leistongea,  ¥or  Ceber- 
scbttzuDg  der  letiterea  tu  boten  und  die  UeberdnatimniQBg  der  pTeaeBiselieQ  mit  der 
sÖnMigeD  territorialen  Steuereiitwicklun^'  mehr  hervortreten  zn  lassen  ^s.  Fin.  III,  S.  120). 

Im  Fol-rcndcn  handelt  es  sich  um  blosse  Uebcrsicbt  der  (iruuUzuge  der 
allgemeinen  geicbicbtlicheu  Entwicklung,  nicht  um  die  concrete  SteuergescMcbte 
einselDer  Linder  and  Zdtlütor.  Letztere  liefert  aber  die  Belege  für  die  folgende  Dar- 
stellung und  giebt  erst  ein  rrnnu-  res  Bild  der  Kut^vicklung  im  Kiuzelncn.  Ich  beri^h" 
mich  dafür  jetzt  auf  das  Kapitel  über  die  Steucrgeächichte  im  dritten  Bande,  wo  das 
antike«  mittelnlterliche  und  neoseltUdia  SteoerweieB  bis  Anfang  des  19.  Jalithiuideils 
dniSMtaUl»  und  im  7.  Abschnitt  §.  90—96  «jtoaerfaschiclilUcM  Ergebnisse*'  daxav 
gezogen  werden ,  die  mit  den  im  Fol^^' ndrn  j^ewonnencn  irescntlich  fibereinstimmen 
and  sie  so  bestätigen.  Die  Stenerentwicitluug  im  19.  Jahrhundert  iät  dort  an  der 
britiielien  nnd  fmniftaiseben  (|.  106 — 1IK>  und  165—177)  genauer  gezeigt  wwden. 

Spcciellere  Belege  sind  im  folgcndcD  Abschnitt  meist  unterblieben,  um  U  ied-  i- 
holung'en  zu  vermeiden,  aber  für  jeden  wichtigeren  Satz  im  dritten  Bande  in  den  an- 
gegubeuen  Abschnitten  zu  linden.  Dieser  Band  und  der  jetzige  Abschnitt  ergÄnzeii 
sidi  rack  in  methodoloiri'cli«'  Hinaiclit     Hn.  m,  §.  90). 

I.  —  §.  203.   Die  Aufgabe. 

Bevor  im  nächsten  (3.)  Hauptabschnitt  die  Aiagabcii  iiuter- 
sucht  werden,  welche  fllr  die  Finanzwisscnbchaft  in  Bezug  auf  die 
Bililung  des  Steiiersystcnis  seihst  vorliegen,  soll  hier  jetzt  die 
gcstibichtiiche  Entwicklung  des  Steuersystems  in  den 
Grundzttgen  Torgeftlbrt  werden.  Eis  handelt  sich  dabei  um  die 
Gewinnung  gewisser  allgemeiner  Sätze  (oder  j^Gesetze") 
dieser  Entwieklongy  wie  sie  ans  dem  Wesen  der  Voikswirthadiaft 
'  nnd  der  wirtbsehaftenden  Mensehen  eine^,  ans  den  gesebichtlicheD 
Thatsacben  im  Leben  von  fortsebreitenden  Cnitnrvdlkem,  insbeson- 
dere aneb  im  Staatsleben  andrerseits  zn  abstrabiren  sind. 

Eio  MddbeB  YedUuen  d«r  „denenÜNlion**  ud  der  .JLbslndim''  int  rnnek  lüer 

geboten ,  und  zwar  zanichst  im  Interesse  der  wisscnschaftÜchcn  Erkcnntniss  und  de> 
VerstÄndnisses  der  einzelnen  geschichtlichen»  Vor^^jinge,  die  in  der  Wissenschaft  de: 
Politischeu  Uekouomie,  daher  anch  in  der  i  inauzwiasenschaft  uicht  schon  als  solche, 
sondern  nur  ilt  Symptome  und  Belege  der  gwiafamiflHigen  Enftvlcklwi;  oad  4m 
Typischen  der  Krscheinunfren  in  IJ-'tracht  kommen;  sodanu  im  Interesse  der  bosserei 
L^snng  der  theoretischen  und  pracüscheii  Aufgaben  für  die  Bilden?:  cinc^  richti^.«n 
Steuersystems  selbst,  weU  dabei  immer  möglichst  au  die  geschichtliche  Eutwicüuo^ 
«Binkiillpfen ,  die  bestehende  Beetoneniiig  deoer  nicht  uuiulessen«  «»deni  efentaei 
nur  zu  reformiren  ist. 

Kleine  Wiederholungen  ron  Puuctcn,  welche  in  diesem  Abschnitt  berührt  werden . 
Iwaen  bei  dlewr  whiiidlungsweife  in  den  Ibigenden  Akchnittea  nicht  gmu 
?crmeiden.  Die  Betrachtungsweise  ist  dabei  aber  eine  fendiiedene:  jetzt  ist 
vomemlich  nor  die  Entwickluni:  -  in  ihn  n  «^rundzugen  darznlegen,  am  fcstzo- 
stellen,  „was  ist"  und  „was  und  wie  es  geworden  ist*\  wobei  die  Beuztheiinfig 
der  Zvedmiaeiglteit  twar  mm  Behvf  der  ErU&nmg  uidit  immer  gaiu  so  ftnMm 
ist,  aber  in  zweite  Linie  tritt.  In  den  Abschnitten  von  der  finanzwisscuschaftlicheo 
Bildung  des  Steuersystems  handelt  -  s  sich  dns;e<;p\}  v,m  die  Beantwortung-  der  Fragen 
„was  sein  soll"  und  „warum  csäciui>oir\  dauut  U&ä  Steacrsystem  theoretisch 
richtig  und  practisch  braachbar  und  in  möglichster  U ebereinstimmnn^ 
mit  den  r  ^  rsten  Steuerprincipien  sei.  Der  Hinweis  auf  die  geschichtlich 
£ntwiciduug  und  auf  die  bestehende  Einrichtung  des  Steaerwesens  hat  dabei  aber  öfter 
ntt  in  Zweclen  der  Beveisfhhrong  zn  dienen. 

Die  hier  eingeachUigene  Behandlungswcise  ermöglicht  dann  auch  wohl  in 
formeller  Beziehung:  eine  bessere  üeber«i  Ii*  '  'vohl  der  Entxi  Mung  der  Bestenemng 
als  der  zu  lösenden  Steaerprobleme.  Bei  dem  grossen  Umfang  Uer^ofgnbea  in  Beu(( 
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auf  die  fin.inzvitjsenschafüiche  Bildang  des  Steuersystcmii  würde  es  sonst  nicht  leicht 
seiu ,  den  Kadeo  der  geschichüicheu  Entwickloog  des  Steuersystems  immer  im  Auge 
2B  behalten. 

Bei  der  Verfolgung  der  gesohichtlicben  Entwieklnng  des  Steoer- 

systemg  ergeben  sich  verschiedenerlei  Abhängigkeitsver- 
hältnisse dieser  Entwicklung.  Letztere  hängt  bei  dem  Steuer- 
system oder  m.  a.  W.  bei  den  einzelucn  Steuerarten,  welche  prac- 
tiscb  als  ein  solches  System  —  wenngleich  vielleirht  nur:  wohl 
oder  Übel  —  fnngiren,  regelmässig  mit  den  früher  besprochenen 
inneren  politischen  und  mit  den  socialen  Verhältnissen  zn- 
sammen.  Ueberwiegend  ist  sie  aber  stets  durch  die  Entwick- 
lung der  Volks wirthscbaft  selbst  beding;t:  direct  nnd  in- 
direety  daber  letzteren  Falls  wieder  dorcb  das  Medinm  der  inneren 
politisclien  nnd  socialen  Verhältnisse,  die  sieb  ibrerseits  nnter  dem 
Einflnss  der  TOlkswirthschaftlichen  Entwicklung^  umändern.  Nament- 
liili  die  aul  dem  l'riiicip  vermehrter  und  f'c  i  ii  c  r  e  r  xV  rbeits- 
uud  BesitztheiluDg  beruhende  Entwicklunir  des  privatwirth- 
sc  haftliehen  Systeuis  in  der  Volkswii  tlischaft  und  seiner 
Rechtsordnung  Itlr  Besitz  (Kigenthum)  und  Erwerb  ist 
der  entscheidende  Factor  aach  für  die  Entwicklung  des  Öteaer- 
sy  Sterns  nnd  der  Steuer  arten.  £s  ergiebt  sich  hiereine  immer 
grüBsere  nnd  mannigfaltigere  quantitative  und  auch 
qualitative  Differenzirnng  des  Volkseinkommens  und 
VoIksvermOgenSi  der  sieb  die  Besteuerung  durch  ihre 
Speeialisirnng  und  systematische  Ausbildung  an- 
passen muBs  und  factisch  anpasst:  das  „Gesetz**  der 
Differenziruug  des  Steuersystems. 

Gewisse  ^;emcinsanie  Grundztlp:c  in  der  Stcuercutwick- 
lun^  fortschreitender  Culturvölkcr ,  hei  alier  Verschiedenheit  im 
i  änzeluen,  sind  daher  von  vornherein  wahrscheinlich  und  werden 
durch  die  Erfahrung  bestätigt. 

Sie  geben  nothwendig  aus  der  relativen  (jleichartigk>  il  der  volkswirthsrhaflJicben 
uad  der  damit  zosammeiüiängoiiden  rechtlichen  and  technischen  Verhältnisse,  der 
Arbeits-,  Erirerbs-  und  Bcsitztheilang  henror.  Die  Öffenflioben  Gemein- 
virtlischafteu  eiitwickoln  sich  und  steigern  ihren  Finanzbedarf,  zugleich  um  so 
mehr,  je  mehr  «liL-  N .1 1  u  ral  w  irtbschaft  im  Verkehr  durch  die  Geld  wirths^br^ft  rer- 
dräugt  wird  und  demnach  auch  unmittelbar  verlaugto  und  geleistete  Dieuüto 
(Wehnresen])  durch  solche  Dienste  ersetzt  werden,  Uber  welche  erst  mit  Hilfe  von 
<ield  uJcr  wenigstens  tou  natu ralcn  Sacli  u  tern,  die  zur  Zahlungsleistung  dienen, 
verfugt  wirf}.  Erst  hier  winl  <lrr  öffentliche,  besonders  der  Staatshcdarf  immer 
mehr  1  iuanz bedarf.  Zur  Deckung  desselben  reichen  die  oft  sogar  absolut  sich  ver- 
mindernden Domanial-,  hohellsrechtliehen  und  gobttbrenartigen  Einnahmen  nicht  ans: 
'lio  S  t  <•  u  f-r wirthscbaft  muss  sich  entwi'*kcln.  Dicso  kann  al»<-r  ihre  '/wrck«'  ruir  er- 
reichen, wenn  sie  wenigstens  einigermaassen  der  »^uantitaliFcn  und  qualitativen  Ditleren- 
ziruug  des  Volbvcrmögens  und  Yollcseinkommena  folgt.  Eben  daher  maas  sich  di^ 
fiesteaemng  seibat  entsprechend  differe&ziren* 
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-  Nur  scheinbar  steht  damit  eine  bekannte  andere  Wahrnehm- 
nng,  die  besonders  im  europäischen  Mitteialter  and  von  da  bis  in 
die  Neuzeit  hioeio  hervortritt,  in  Widempmoh:  nemlich  das  Vor- 
bandeneein  sahlreieher,  ja  fast  sAblloBer  Terschieden- 
artiger  Abgaben  verflohiedensten  NameoB  gerade  in 
früheren  Zeiten  unter  nnentwickelteren  8taate-  nnd  Wirtbacbafti' 
Verhältnissen  —  Lang  spricht  in  seiner  Schrift  über  die  historische 
Entwicklung  der  teutschen  Stenervertassung  von  750  Arten  Ab 
gaben !  —  und  die  a  1 1  m  ä  h  1  i  c  h  e  A  u  fh  e  b  u  n  g  oder  Z  u sam  m e n  - 
Ziehung  dietii  Abgaben  in  einige  wenige  allgemeine  Haaptsteuerti 
oder  die  Ersetzung  jener  durch  letztere:  also  gerade  eine  Ver- 
einfachung des  BteuerByeteme  ale  Product  der  gesehichtUchen 
EntwiokluDg. 

So  weichen  i.  H.  -lio  unzähligen  'iltLicn  (Jru ndabijahen  versrhiodcncn  Urspningb. 
Art  und  Namens  der  ei  uüii  cinbcitlu  Ix-n  Jetzigen  Grunds»tcaor,  die  maucherlei  Abg:al>eii 
der  Oewerke  der  einen  allgcmeinun  Gowerbesteaer,  die  rcrechiodcnea  Berg- 
werk sabgaben  der  einen  allgemeinen  Rcrgverkste  uo  r.  dtomohrftcheii Personal-. 
Kopf-  und  ähnlichen  Sfouern  der  einen  alli^ompinen  Kinkomrn  'n-t  -acr.  Allein  di 
sind  eben  nur  ttteucrtecbnische  Vereinfachungen  in  der  Steacrverwaltong  uod  Aas- 
seheidangen  res  Abgaben,  wdche  keinen  oder  keinen  reinen  SteneTchaneler  be> 
sitzen.  In  den  älteren  mannigfachen  Grund-  und  Gcirerbenbgaben  waren  neben  steuer- 
rechtlichcn  grundhorrlic  he  und  gcbnhrenartipe  Elemente  Terschiedenster  Art 
enthalten,  wie  äie  frUberoii  politischen  und  wirtbüchaftlichen  BechtsordouDgea  eat- 
spracben.  Diese  Elemente  irerden  groseeotbeils  beseitigt  und  dadoTcb  entsteht  echoe 
eine  grössere  Einfachheit.  In  den  übrigen  verschiedenen  Absraben  wird  aber  d*s 
Gleichartige  erkannt  und  sie  werden  demgemiaa  zu  einer  Eaaptsteaer,  x.  B.  d<c 
Grundsteuer,  zweck  in  iis.sii,^  vereinigt. 

Aher  gernde  dabei  wird  c>  dann  um  so  crmchtlicher,  dass  ^* 
wisse  Kinkonimcu,  Erträge,  Verniögensobjecte  u.  s.  w.  wegeu  der 
eingetretenen  Entwicklung  des  privatwirthscbaft- 
liehen  Systems  durch  die  bisherigen  Steuern  and  deren  neuere 
Stellvertreter  nicht  oder  nicht  genttgend  getroffen  werden: 
daraus  entspringt  dann  wieder  um  so  mehr  die  swingende  Noth- 
wendigkeit  einer  Differenzirnug  der  Besteuerung  und  der 
Ausbildung  eines  eigentlichen  Steuersystems.  Diese 
Erscheinung  kann  also  recht  wohl  gleichzeitig  mit  einer  Vercio- 
t'achung  der  historisch  Uberkoninieucn,  aus  zahlreichen  Spielarten 
einer  Steuergattung  bestehe ndcn  einzelnen  Steuern  hervortreten, 
wie  dies  in  der  neueren  Steuergeschichte  der  europäischen  Völker 
auch  der  Fall  war. 

II.  ~  204  Entwicklung  der  einzelnen  Steuer- 
arten. 

Die  folgende  Slam  scbliditst  sich  an  die  früher  gegebenen  Eintbcilangen  ia 

Krwcrb«:-,  Rositz-  und  Gobrauchsstcuern  oder  in  wesentlich  direct  erhoben« 
Schätzungen  und  meist  indirect  erbobcno  V  orbraachsitcnem  an  (§.  y3  £)• 
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A,  Sohatzangen.  Direote  Vermdgena-i  Grund-  und 
Perso  Dal  Stenern. 

Die  direote  Schätzung,  nach  Vermdgen  oder  nach 
Personen  aufgelegt,  entspricht  den  einfachen  Verhältnissen  der 
onentwickelten  Volkswirthsehafl  bei  geringer  wirthschaftlieher 
Arbeitstheilung.  Sie  bildet  daher  anch  regelmässig  einen  der  Aus- 
pMiigspunctc  der  Staats-  und  Gemeindebesteuerung,  nur  dass  ge- 
^^isse,  anfangs  überwiegend  geblibrenartige ,  doch  früh  Steuer- 
elemente mit  enthaltende  indirecte  Abgaben,  wie  namentlich 
/^ölle  und  Marktgelder  (§.  207  ff.),  bei  einzelnen  Völkern  wohl 
als  regelmässige  (ordentltcbe)  Einnahmequelle,  neben  den  privat- 
wirthaohafilichen ,  gebtthren-  und  boheitsrecbtiichen  Etokllnfleni 
öfters  Yorangefaen. 

1.  In  primitiTcn  Zuständen  des  Volkslebens,  jedoch  die 
Sessbaftigkeit  und  den  Uebergang  zu  regelmässigem 
Ackerbau  bereits  als  erfolgt  vorausgesetzt^  finden  sieb  naroent- 
Uch  gewisse  Vermögens  steuern,  vornemlich  als  ausserordent- 
liche Einnahme,  nach  rohem  Anschlag  des  GeRaramtvermögens, 
eiiiscbliessUch  auch  d('>  hrweglirliLii ,  den  Gebranchs-  oder  Nutz- 
vermögens, wobei  aber  nach  der  Lage  der  wirtbschaftlichen  Ver- 
hältnisse das  agrarische  und  in  Städten  alleofalis  das  im  Hause 
bestehende  Grundvermögen  die  Hauptsache  zu  sein  pflegt. 
Daraus  entwickeln  sich  denn  gern  eigene  Object-  und  Beal- 
Stenern  (wenn  auch  nicht  immer  gleich  scharf  des  rein  realen 
Gharacters),  besonders  Grundsteuern.  Dazu  treten  aber  nicht 
selten  frnh  Person alstenem,  kopfstenerartige,  wie  Heerd-, 
Familiensteuern,  oder  eigentliche  K op i'sicuern,  auch  wohl  be- 
reits rohe  Einkorn  m  e  n  steuern  oder  allgemeine  Standes  steuern, 
welche  nach  socialen  nnd  politischen  StaiKicsverhähnifiscn 
nnü  Hang  der  SteuerpÜichtigcu  die  8teuerh()hc  abstuten.  Alle  diese 
Steuern  sind  raeist  gleich  oder  werden  bald  Überwiegend  Geld- 
steuern,  doch  kommt  Natural  Zahlung  iVtiher  oft  vor. 

Pill.  III,  §.  0,  7  *;ri  '•Icuilari*!),  8,  9  (Rom),  1 1  Cfrüheros  Mit(.jlaltcr\  V.)—22 
'Uuubcheci  i^ich  im  Mittelaiter) .  2»  (St&dtc),  SO  ff.  (Tcrritorieu) ,  Üi  (Baiüro),  3b 
vSadwen),  81  (pnnariselies  Ordenslud),  S7— 99  (Oesterroich),  45^48  (Prsmeen)« 
54,  55,  58—60  (Fnakreich),  73—75,  81,  82  (England). 

Die  ilteren  Gruodabgabcn  sind  meht  nicht  reine  Steuern,  sondern  grund- 
herrlicfae  und  ähnliche  Abgaben  oder  mit  solchen  Terbuadene  oder  daraus  henror- 
pegranpene  Abgaliea,  welelie  m  die  6«mttiii8oliftft  oder  dwen  Verlroler  (KOnigT« 
Fürst)  ala  Eüt gelt  für  »Mo  Ueberlassung  von  öifenUichein,  (iemein-,  fiirstUchcm  ii.  s  w. 
Hoden  7MT  Nut/nnf?,  entricbtet  werden  (mittelalterliches  (irandzin s xrescn".  (iauz  all- 
gemeiu  biad  Abgaben  vorwaltend  letzteren  Ctiaractcrs  iu  unterworieüch  Ländern 
for  die  ursprfliif liehen  Landesbewohner,  die  im  üruodbeeiU  beltssea  wurden. 
UDd  Mf  eroberte  in  Boden  (wie  im  dentschen  Mittelalter,  in  der  sweiteo  liilfte 
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des8eIt>on  besondere  auf  dem  slawischen  Boden  flstlich  der  Elbe)  für  die  noocn  An- 
siedler, deoea  (inmdstückc  zum  Anbau  überlassen  werJon  Königsüns'"  a.  dtri. 
Zimrer&ttaog  des  prenssischen  Ordcnslandes,  Fio.  III,  §.  31).  Dem  Freiheitebegnf 
in  den  älteren  germanischeu  YerlilltBiMea  widenpndi  «Ul6  eigttntUehe  GTomdstea«! 
vom  eigenen  Boden  des  Freien. 

Bei  der  wesentlichen  Gleichheit  der  Okoaomischon  Lage  oad  Landrenheiiiiu^ 
der  ludwlTUiscliafUlcben  Gats-  and  BevirtbeclufhuigseiDbeiteii  (HnfeB)  md  det  Acker- 
bauäysiems  unter  ganz  extensiver  Laiulwirthschaft  sind  die  von  den  einzelnen  selb- 
st&ndij^en  Besitzi  rn  m  zaliloiidiit  (irundabgaben  und  Grundsteuern  mei?;tcn^  ^hkh 
hoch,  be^,  nach  Besitz-,  Bewirthschaftungs-,  Haus-,  AnsSssigkeitseinheiten,  als  Hufcu- 
steuorn,  auch  mit  aadi  biveiliehen  Bangclasaeii ,  »DQ^elegt.  Sie  pflegen  sich  daan 
rtui'h  als  fostc  Lasten  oder  Kenten  /u  (ivirrii  und  stellen  so  einen  bleibenden  Anthfü 
des  Staats  u.  s.  w.  am  Gruudertrai^c  dar.  Auch  iu  den  Wohnplätzeu  selbst  (Dörfem, 
Hofen,  dann  später  in  den  btädtcu)  liiiUen  bich  solche  Grundabgaben  äholicber  Art 
und  Entwicklung.  Aus  ihnen  und  ans  Yenndgcnssteuern  entsteht  wohl  in  den  Städten 
mitunter  citi.  bi  Mnndere  Hari^sf  •uer,  wekli  '  sirh  aber  hir-r  .inch  als  selb- 
ständige bttiuer  entwickelt.  Der  Ökonomischen  Ihatsacbef  dass  daa  Urundeigeiilhu 
und  seine  Bewirthschaftang  der  weseodidiste  Y«nii9geiisb<staiidfh^  mid  dio  liaapt> 
sächliche  Erwerbsquelle  des  Volks  in  diesen  Zeitaltern  ist,  entspri<-ht  diese  v&r- 
herrschende  oder  .illeinii^e  in  der  Venni\srensstoacr  steckende  oder  sich  daran?  ab- 
sondernde oder  davon  vorncmlich  erhalten  bleibende  Grund bcsteueiting  voUkommco. 

Persenalnbgaben  als  solche  sind  bei  freien  Vdlkem  flberall  besonden 
niissliobig.  Sie  gelten  als  Zeichen  minderer  Freiheit  und  vollends  gleiche  Kopf- 
steuern als  Zeichen  der  (politischen)  Lnfreilieit  f^Incchcn,  Kölner,  (ieruiaiien).  S: 
tindcu  üch  daher  anfangs  gewöhnlich  nur  iu  ausserordentlichen  Nutiifallen,  z.  B.  i«ir 
Bewältigung  einer  Kriegsnoth,  zur  Abzahlung  eines  Kriegstiibals  des  Staats  oder 
Volks  an  die  Fremde,  niclit  al:,  Ideiljende  Linriclitung.  Als  Ict/t'-re  kommen  sie  da- 
gegen früh  luid  vielfach  bei  unterworfenen  Völkern  oder  bei  Volksciassen  töi. 
denen  die  volle  Volksfrciheit  fehlt  Die  Perm  einer  gleichen  Heerd-, 
Hans-  oder  Famfliensteaer  oder  einer  wirklich  allge meinen  oder  auf  ge- 
wisse Personen  —  crwn  -b  ene  allein,  männliche  allein —  beschränkten  Kopfeteucr 
ist  in  ursprünglichen  YerhäUuisäcn  (z.  B.  den  älteren  aaiatischea  Despotiecn  der  aatüeu 
Welt)  TieUSMb  za  finden  und  dnith  die  lelaüf  gleiche  Olumomische  Lage  anch  bedingt 
und  gerechtfertigt 

8.  Die  Fortbildung  erfolgt  mit  der  Entwicklmig  der  wirtb- 
schaOHcben  VerhSlltiiisse,  der  Tecbntk,  der  Arbeitstheilung,  znnScbst 

etwa  durch  wirkliche  Ausbildung  der  V  e  r  m  ö  g  c  n  e»  ijcätcucr- 
UDg,  dem  Wesen  letzterer  gcmilss,  mittelst  besserer  Veranschlagung 
des  Werths  desselben,  genauerer  Mitberücksichtigung  des  beweg- 
lichen, rentablen  Vermögens  (,, Kapitals'* ,  im  Gewerbe-,  Handels 
betrieb,  Leihgeschäft)  und  des  Nutzvermögens«  unter  näherer  An- 
gabe der  von  diesem  steuerfrei  sa  iassendeo  Objecte;  dann  tneh 
doreb  AuBbildüDg  der  Personatetenem  zu  mehr  abgestufteo 
und  zn  EinkommeDSteoern. 

Auf  solche  Entwidflung  dringt  theib  die  wachsende  Differenxirnnf  der 

»ikonoiniscli -n  Lau;e  der  Einzelnen  und  der  Familien,  theils,  in  Wechselwirkung  hieriuif 
die  verni'  hrto.  Arbeitstheilung  hin,  welche  schon  in  die  BodenbestelTun?  ein- 
dringt uuil  neben  dieser  andere  Erwerbsberufu  henrorruit.  Sind  die  bevorreUiteieiJ 
Stiade  nicht  rechüieh  ron  der  directen  Bestenerung  Oberhaupt  befteit,  so  wird  aneh 
deren  re;^fliiiSs&i!z:  {jttnstig-cre  ßkonomisclie,  La<re  bei  der  Bcmessong  der  Stencn  be- 
rücksichtigt, allenfalls  in  Form  höherer  Steuersätze  ron  „St  an  des  Stenern''. 

So  bilden  sich  Steuern  auf  Grund  einer  genaueren,  steuertechnisch  möidichst 
ferbttrgten  Schätzung  oder  dnes  Ccnsns  des  YennOgcns,  Einkommens  (Schatx- 
ungen,  Schoss;  Verlangen  ron  ErUirangen,  unter  Eid,  »Eiditeueni'**  mit  ent* 


Digitized  by  Google 


Entn  icidung  directcr  Sto.ucni. 


^precliancleB  CMitrol6a,  Strafen,  Midondto  Verbttrgang  der  Gehelmhaltung).  Dime 
Entwicklung  tritt  begreiflicher  Weise  gern  und  öfters  zuerst  in  Stüdte»  oder  Stadt- 
staaten ein,  wo  die  volkswirthschafllich«^!  Entwirklnnp,  die  Arbcitstlicüong  und  die 
HiBerenzitUDf  der  ökoiiomi^chea  X^age  immer  am  Frühesten  und  am  YoUständigsteo 
Platz  gnitt  Ouitike  Republiken«  beaonden  Demokratieen,  mittelalterliche  Städte,  Fin.  III, 
$  2S).  Daraus  erlilärcn  sich  die  Vor;ranjfc  im  städtischen  St^-'ncrwoson  üml  di^- 
Abweichungen  auclj  in  der  Staatsboitoueruni^  von  Stadt  und  Land.  Im  Mittelalter 
cf^wiugt  der  Landesherr  auch  iu  landeafurbtlichea  Stadtcu  i^der  Kai^L-r,  Kflnig  in 
ReichMtldten)  gewöhnlich  nicht  die  unmittelbare  Besteuerung  des  einzahlen  Stadt- 
bürgere,  sondern  die  Stadt  weis^  auch  hier  ihre  corporatiro  Einheit  zu  erhalten,  ver- 
bandelt als  Ganzes  mit  dem  Herrn,  hodct  sich  mit  ihm  Uber  einen  (iosammtsteuer- 
betrag,  ala  ihre  „Schuldigkeit",  ab.  bestr^tet  dicBen  ans  Ihren  eigenen  Einnahmen 
(deQtscIie  mittelalterliche  Städtesteuern)  und  erhebt  eventuell  die  Steuern  dafar  nacli 
ihrem  eigenen  System.  Also  eine  Art  Matricalaramlage  (Fin.  III,  §.  21,  34). 

3.  Aach  anf  besondere  direete  Stenern  für  andere 
Erwerbsarten  neben  solchen  allgemeineren  direeten  Stenern 
anf  Vermögen)  Einkommen  n.  s.  w.,  welehe  den  Grundertrag 
doeb  Yomemltcb  treffen,  fHbrt  Im  entwickelteren  G^einwesen 

wieder  die  fortschreitende  Arbeitstbeilii  zwischen  Boden- 
ijcstellung  nnd  Rohstoffgewinnung  einer-,  StotTvcrarbeitung  ander- 
.,  lt^,  —  wie  sie  (ira  Ge^^ensntz  zum  Altcrthuui)  dem  Mittelalter 
(lud  der  Neuzeit  und  deren  i^csitz-  und  Erwerbsordnung  eigen  istj 
und  wie  sie  sich  besonders  iunerhall>  der  Stüdte  entwickelt^  — 
sowie  die  weitere  Berafsarbeitstheilung  in  Gewerben, 
Handel,  persönlichen  Diensten  hin. 

Die  Versclbständigün^  und  warh^jeiule  Bedeutung  der  Gcwerksarbeit  (In- 
dustrie; Uandverk,  später  Waiiufaclur,  Fabrikation)  und  ilinss  Krtra-^s  bcdin^rt  dies. 
Diesem  neuen  8teuernibi£:en  Zweige  werden  besondere  Abgabi?n  autVelejit.  Anfangs 
g^ebuhronarti-ie ,  welche  'gleichzeitig  o<ler  ttbcrwiegend  speciilli  r  Entgelt  für 
speriell'^  öffentliche  Leistungen  an  die  Gewerktroibendt  n  sind,  aher  doch  si  hon  etwas 
fon  eigentlicher  Steuer  an  sich  haben;  ferner  verwandte  Abgaben,  welche  für  Ge- 
wihroDfr  TOD  Rechten,  „Freiheiten'*«  Piifilegien,  Vergünstigungen,  Exemtionen, 
rK>ncessionirung  u.  s.  w.  zu  entrichten  sind;  so  mannigfaltig  im  Mittelalter«  z.  B.  als 
Theilc  allgemeiner  ..Zinsverfassung''  (Preussen),  als  Abgaben  der  einzelnen  Gewerbe 
und  ihrer  rollbcrcchtigten  Genossen  (Unternehmer)  an  den  Stadtherm,  die  Obrigkeit, 
die  Stadt  selbst  SchlieeBÜch  aber  gehen  ans  selchen  Abgaben  gemischten  Characlen 
reine  Steuern  hervor  odor  treten  als  wichtigere  besondere  Abgaben  hinzu: 
eigentliche  Gewerl)estLuerr»,  für  kleinere  und  grossere  Gruppen  von  Gewerken, 
um  der  Tendenz«  allmählich  alle  die  IcUitcreu  zu  umfassen.  In  ähnlicher  Weise  cnt- 
vickeln  «ich  Abgaben  und  schliesslich  eigentliche  besondere  Steneni  für  die  Handel- 
treibenden. 7n]>;,'t  nnch  für  dir  Angehi1ri;ren  der  liberalen  Professionen, 
üder  die  „Geweibeateucr"  wird  auf  sie  als  „Erwerbsteuer"  oder  dgl.  m.  mit  aas» 
gedehnt  In  den  stidtischen  Steuern  kommt  diese  Entwicklung  zuerst  zum  Durch* 
brach.  Das  Staats  Steuersystem  folgt  nach.  Schon  die  die  Welt  zeigt  iu  ihren 
Stadtstaaten,  das  spätere  Mittelalter  in  seinen  Siridten .  nach  grosserem  Aufschwung 
roo  Gcwerk  und  Handel,  deutliche  äporeu  einer  solchen  Gestaltung.  Immer  folge- 
richtiger und  bevosster  tritt  sie  im  Staatsatenenrcaen  der  Nenzeit«  nuial  seit  der  Be* 
sdoinkung  der  finansiellen  Autonomie  der  Stidte,  herror. 

4.  In  dtese,  oft  ans  langen  Zeiträumen  znsammengehänfte 
Mannigfaltigkeit  Ton  Stenern,  unter  welchen  manebe  in  den  Slttsen 
nnd  naeh  den  ReparCitionsmaassstaben  nnd  Katastern  stabil  nnd  so 
mit  der  Aendernng  der  wirthschaftUchen  und  technischen  Verhält- 
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nlflse  immer  nngleichm&BRiger  geworden  sind,  gilt  es  dann  Ord- 
nung zu  bringen.  Das  wird  namentlich  mit  der  Steigerons: 
der  Gesammfbesteiierung  als  Bedllrfniss  empfanden  und  liihrt  7ii 
weitereu  Entwicklungen.  Diese  eri'olgcn  öfters  in  der  Weise,  das> 
die  alte  Vcnnr>p;cn8bestenerun^,  als  zu  unsicher  und  rob,  verlassen 
und  zu  einzelnen  Objectsteuern,  aal'  bestimmte  Arten 
Ton  Besits^  £rtrag  umgebildet  wird. 

Dan  drioften  das  Vorwalten  der  Gro ndbesteaerang  in  jener  «UeaT«' 
mögensbestencrnnK'  nnd  di.;  mehr  bloss  als  Anh&iifrscl  za  letzterer  gehuri^^en  and'»r^i 
directea  Steuern  ohnedem  mit  Lin,  weil  lüor  ein  fiedürfniss  nach  besserer  Verthciian^ 
d«r  QimidbeBtaaeniDg  md  edMhtor  Hitbdiifliug  andeier  Vermögens-«  EnragstbeUe 
und  PerMHienkat«g«rieen  entsteht.  (Vgl.  2.  B.  flur  Prenasen  Fin.  in,  §.  46.) 

Die  Ansblldnng  des  modernen  ,,rationellen  ,3rtrag8steiier- 

systenis"  ist  der  einstweilen  letzte  Auslauter  dieser  Bewegung. 
Das  System"  ist  hier  vervoll8tändip:t  durch  Kapitalrenten- 
stenern ftlr  die  neue  ökonomische  Cla.s.sc  von  Zinsrenteu  lebender 
„Rentiers";  bie  und  da  auch  (SUddentscbland)  durch  „specieüe, 
Einkommensteuern*^  von  Beamten  und  Lohnarbeitern 
Auch  die  Grundsteuer  wird  jetzt  darebgreifend  reformirt,  weil 
die  alte  Veranlagang  bei  der  eingetretenen  Verändenmg  der  Boden* 
Tertbeiinng  nnd  der  nonmehrigen  VerBcbiedenheit  in  der  Acker- 
banteebnik  oder  Im  BewirtbachaflnngSBystem  immer  weniger  genfigt 
nnd  so  die  einfache  ErhOhong  der  alten  SStze  zn  obgleich  trift. 
Daher  die  neueren  „rationellen"  Grundstenem  auf  der  Basis  nm- 
fassender  Bodcnkatastrirung ,  —  ein  Hauptglied  im  Ertragssteuer- 
.system.  AcliDlicli  wird  die  Gewerbesteuer  speeialisirend  ans- 
gciiildet,  nach  einem  Clns^^cnschemalisTnus,  welcher  den  Verschieden- 
heiten der  Oekouomik  und  Technik  in  den  einzelnen  Gewerbeu 
gerecht  zu  werden  sacht. 

In  den  alten  Vermögenssteuern,  der  Städte  und  Staaten,  waren  Qbrigeris  Zi;r 
erträs:«  rc^elmäsi^ig  schon  mit  erfasst,  aorh  in  den  Anhängseln  oder  in  den  danc)  , 
bestuheiideii  allgemeineren  ^ersonalsteucm  die  persönlichen  Dienste,  unteren  arbcitcQÜci. 
Outen  und  die  mancherlei  rerschiedonen  BonMigen  Enrerbsbwafe  in  Stadt  nnd  Laad 
mit  efctrofTon,  nur  eben  moistens'  nnsystcniatisch  nnd  ungleichmässi^.  Bei  den  Standes- 
steuern,  einem  häutigen  Glied  der  dtrecten,  besonders  ausj>erordentlicheu  Besteueruof 
(„gemeiner  Pfennig''  nnd  andere  ahnliche  im  tlbrigen  Europa,  14.,  15.  bis  18.  Jahi^ 
hnndtft)  ist  frtther  das  Standcsmomenk  auch  das  S tcuer-DifferentSMaent. 
während  in  der  neueren  Zeit  die  •3konoinische  DifTerenx.  in.  £inltoniinen  aach 
die  Grundlage  für  die  Verschiedenheit  der  Stcuerhöhe  wird. 

Die  wirthschartlicbe  Grundlage,  auf  welcher  sich  diese  ganze 
Entwicklung  vollzieht,  Ist  stets  wieder  die  Verselbständigtin^. 
'd.  i.  weitere  Differenzirung  nnd  immer  grosser  werdende 
Bedeutung  derjenigen  Zweige  des  Volkseinkommens  (oder  des 
Ertrags  der  Volkswirthsebaft),  welche  nicht  ans  landwiithsehait- 
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lieber  Bodenbenutzung  henüliren.  Die  aubgebildetc  Beruls-Arbeitfl- 
tbeilung  führt  zur  Bildung  ökonomischer  Besitz-,  Erwerbs-  nnd 
Arbeitsclassen ,  au  welche  sich  das  Volkseinkonmien  vertheüt  und 
welchen  die  bteaerkategoheen  damit  zu  entsprechen  suchen. 

§.  205.  —  B.  ErgänzeDde  Stenern,  von  Besitzwech- 
sei,  Erbschaften;  Verkehrsstenern. 

1.  Eine  zum  Theil  schon  ältere  Ergänzung,  welche  in  neuester 
Zeit  nur  systematischer  durchgeführt  wird,  finden  diese  verschie- 
denen directen  Steuern  in  mancherlei  Abgaben  oft  sehr  verschie- 
denen Ursprungs  bei  Gelegenheit  des  Bcsitzwechgels,  von 
^^anzen  Vermögen,  wie  bei  Erbscbafteu,  von  einzelnen 
Vermögensobjeeten,  besonders  ?od  Immobilien,  beim  Ver- 
kaof  und  bie  and  da  aneh  (Italien,  Spanien,  Frankreich,  Böhmen, 
deutsche  Lande,  14.,  15.  bis  17.  Jahrhundert)  in  allgemeinen  oder 
doch  ganze  wichtigere  Eategorieen  von  Waaren  (agrarische,  inda- 
strielle,  kaufmännische)  umfassenden  Kauf-  nnd  Verkauf- 
Steuern  („Steuern  von  Feilschaften^'). 

(Ucber  letztere  s.  z.  B.  ¥in.  III«  S.  S2,  bti,  133.)  Mitunter  hegt  der  Uräbruug 
wldier  Abgaben  in  frandherrlicheii  und  Hudichen  YerbUtnlBsen  (Ob«reigenthiiin). 

Die  Abgabe  erscheint  hier  als  eine  Art  Gebühr  für  ilio  Zulassung  des  betreffenden 
Keryit?<r<''sc'haf>s.  Kig'ciithumsühergaiigs.  Erhnhcrjranffs  u.  s.  w..  uder  sie  i*5t  ein  Zeichen 
der  AucrkeiiQung  des  UUcreigeuthums  Seitens  der  i'lliclttigeit.  Mitunter  bat  diu  Ab- 
grabe in  anderer  Beziehung  einen  Gebührenchancter,  indoin  sie  für  die  Mitvirknng 
«nnes  öffentli  'li  n  Organs  (so  z.  B.  schon  in  mt^rovingischcr  nnd  rarolingisi  her  Zeit 
ein  k^botel  dur  Erbschaft  an  den  König  für  die  Schlichtung  von  ErUstreitigiiciteu), 
fttr  die  Gewährung  des  RechtaBcbatzes  erfolgt.  Mit  der  Veräuderuu^  der  zu  Grunde 
liegenden  Tvc  hte  und  AnschaoQOgen  schwindet  dies  Gebuhrenelemcnt,  aber  die  Abgabe 
bleibt,  wird  nidir  rcm^^  Steuer  und  wird  umfassender  ausgebt!  !  ■(  In  -^onderi  durch 
Auädetmung  auf  analoge  Fälle.  Die  allgemcioerea  Kauf-  und  V  erkauldleucrn  werden 
ffletstens  bald  wieder  ollen  gelassen,  als  so  anncher  im  Eftrage,  za  uneoDtcolirbnr, 
zu  rerkchrsstOrend.  Sie  gehen  über  oder  werden  ersetzt,  unter  Beschränkung  auf 
inig-e  Hauptartikel,  wie  Getränk*»,  Vieh  n.  a.  m.,  durch  Verbrauchssteuern  (Acciacn), 
uiitunter  durch  Stcm|jelabgaben  für  die  Urkunden  über  das  schriftlich  abgoschlossooe 
Oeachlft 

2.  Gewisse  Besitzwechsclabgaben,  Steuern  auf  Kechtsgcschäfte 
werden  dann  vom  17.  JalirhuDdcit  au  in  das  damals  von  Holland 
ans  neu  aul kommende  System  der  Stempel-  nnd  Register- 
abgaben  eingefügt.  Diese  letzteren  Abgaben^  speeiell  der  Stempel, 
kattpfen  sich  sonst  an  verschiedene  Bechtsgeschäftc  des  Verkehrs, 
deren  schriftliche  Beorknndung,  an  die  bebördliche  Mitwirkung 
dabei  und  an  Bonstige  Urkanden  und  Acte  des  Verkehrs,  der  Ge- 
richte und  VerwaltungshehOrden  an.  Im  Stempelwesen  hildet  sich 
so  eine  elgenthttmlicbe  neue  Abgabekategorie  aus,  deren  mannig- 
feltige  Glieder  gebuhrenartige  nnd  verkehrssteuerartige 
ii.iemi;üte  vcieiuen. 
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Auch  hier  zeigt  sich  die  Fortentwicklung  derVolks- 
wirthscbaft  und  des  Verkehrs  von  Einfluss.  Neue  Gestalt- 
ungen darin,  im  IfnndeUbetrieb,  in  den  Cieditgcschalteu,  geben  die 
äussere  Möglichkeit  und  den  Anlass  zu  solchen  „Verkehrs- 
Btenerii'^  Hier  lassen  Bich  aber  auch  Erträge  nnd  Gewinne 
voraussetzen I  welehe  einem  neuen  Stadium  der  Arbeits- 
theilnng  entsprechen  nnd  durch  die  bisherigen  Steuern  nicht 
genügend  getroffen  werden. 

Bei  aller  gerade  auf  dem  Gebiet  des  Stempels,  der  Yedcehcssteucru ,  Besiu- 
wechaebtenem  vorgekomnM&eii  snperfiieaUBclieii  Teodenz  and  rohen  DnnshfUinuiif  <l«r 

Bfsfeucruiig;  loniite  diesen  Abgabeformen  daher  auch  eine  gewisse  innere  Berc  l  - 
tiguiip  nicht  altpesproclu^n  werden.  Erst  die  neueste  Phase  der  Finanzwlssenschatt 
hat  dies  freilich  erkannt  und  weiss  uähcr  m  begründen  und  zu  begrenzen.  Damit 
tlnd  aber  auch  diese  Steoem  in  den  ZQ!>ammenliaD^  mit  der  neueren  EntwickiaDg  des 
rolkswirthschaftlichen  Verkehrs  und  Erworbssystems  gebracht.  Gerade  dies*-  Kot- 
Wicklung  machte  die  äitere  Besteuerung  lückenhaft,  ungleichmässig  und  ergänzuiiga- 
bedurftig  und  rechtfertigt  und  verlangt  eine  Ergänzung  derselben  durch  ein  Verkcbx»* 
stenerty  Stern. 

§.206.  0.  Moderne  Einkommen-  (und  Vermögens-) 
besteuerung. 

In  gleicher  Weise  steht  auch  die  neueste  Tendens  in  der 

directen  Bestenernng  mit  abermaligen  Verändemiigen  im  privat- 
wirthschaftlichen  System  der  Volkswirthschaft,  seiner  Technik, 
seiner  Eigentliums-  und  Eiwerbsordnung  nnd  seiner  Verfheünng 
des  Grund-  und  Kapitaleigentbnm«?  unter  die  verschiedenen  Kate- 
gorieen  der  l'rivatwirthschaften  iu  ursächlichem  Zusainmcnhaug. 
Freilich  macheu  sich  gerade  hierbei  neuere  sociale  Ideen  in  der- 
selben Richtung  besonders  mit  geltend:  es  tritt  das  Streben  nach 
allgemeinen  Einkommensteuern  in  Theorie  und  Praxis, 
theilweise  ^  mehrfach  in  der  deutschen  Wissenschaft,  aber  mit 
unter  Hinweis  auf  schweizerische  und  americanlsche  Praxis  —  auch 
nach  allgemeinen  Vermögenssteuern  hervor. 

Diese  Steuern  sollen  ergUnzcnd  neben  die  älteren  Ertrags- 
stenern, zum  Tbeil  aneb  als  Ersatz  statt  derselben  eintreten, 
also  eine  Gestaltangi  welche  insotern  auf  frttherCi  dem  ausgebildeten 
Ertragstenersystcm  vorangehende  Steuerformen  surückgreiit  und  so 
in  einer  Beziehung  eine  entgegengesetzte  Entwicklung  darstellt: 
ehemals  von  der  Total- Vermögens-  und  Personalstener  zu  speciali- 
sirenden  Object-,  Ertrags  ,  Erwerbsart -Steuern,  jetzt  von  diesen 
wieder  zu  Einkommen-  und  Vermögenssteuern,  welche  die  Erträge, 
Erwerbe,  Einkommentheile  im  Hechtssubject  zusammenfassen.  Das 
scheinbar  AulYalleude  dieser  Tendenz  findet  aber  wiederum  io 
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ncneren  VerUndenmo^en  des  Erwerbslebens  seine  vollständige  Er- 

ö.läiüug  und  Begriindimg. 

Das  moderne  4 — ügliodrige  Ertragssteaersystem  hat  seine   rationelle**  Aus-  und 
Dürchbildong  cij^entlich  erst  Zü  einer  Zeit  erfahren,  wo  es  tlor  privatwirthschaftlicUen 
'Organisation  und  Erwerbsordnungr  schon  nicht  mehr  entsprach:  etwas  hie  und  da 
-i  hoi*  im  Torigcn,  grösstciuh'  ils  erst  im  Tmif«!  des  jetzigen  Jahrhunderts,  wo  die  neue 
Technik  und  die  neuen  politischen  und  vullciwirthschaftlichen  Ldecn  die  ohnehin  theil- 
weise  schon  ttberlebte  alte  Enrerbsordnung  sprengten  vnd  das  „System  der  frden 
ConcilITenz'*  in  allen  Prodactlonszweigcn  durchdrang.   Jenes  Ertragästeuorsystem  be- 
ruht niin  auf  zwei  Voransset/uns'cn.  einer  wirthschaftlichen  und  wirtlischaftspolitistlipn, 
und  einer  technischen,  welche  beide  schon  zur  Zeit  der  Ausbildung  des  Systems  nur 
noch  theilwoise  bestanden:  es  setzte  einmal  eine  gewisse  feste,  wirthschafttich  he* 
gnindf-fe  und  selbst  im  Erwerbs-  und  Bcriifsr-.cht  oinigermaassen  fixirte  Arbeits- 
tbeilun^'  zwischen  den  crossen  Zwei^i-a  der  Proiiuetion ,  besonder?  zwi^clicn  Kind- 
licher Uiid  ätaJiibchcr  Arbeit,  Luudwirthbchatt,  ludubtrit-,  Handel,  liberalca  liorufou 
und  den  einzelnen  Unternchmungsgrappen  jeder  dieser  Abtheilungen  und  es  setzte 
weiter  eine  relativ  stabile  Technik  in  den  einzelnen  Productionsu'ebii'tcn  voraus. 
Alsdann  itöss  sich  mit  ihm  der  Zweck,  die  einzelnen  productivcn  Classeu,  die  zu  einer 
jodeo  gehörigen  Ontemchmungen  und  Personen  leidlich  gleichmössig  zu  besteuern, 
einigcrmaasscn  erreichen.   AwT  diese  Voraussetzungen  zerfielen  mit  dem  Untergang 
der  alten  Wirthschaffsordnnngen,  der  Agrar-,  Gewerl)ev.:rfa=i<tini;  (Z'!iir'wcs<»n)  «.  s.  w, 
uud  mit  der  neuen  landwirthschaXtiichen  und  gowerklichuu  Technik,  dem  neuen  Gom- 
mnnicatlonsweaen  immer  mehr.  Das  Ertragsstencrsystcm ,  welches  anf  eine  rdatire 
Festigkeit  und  Dauer  dieser  VerhSltnisse  berechnet  war,  wurde  daher  schon  bei  gleich- 
bleibender Hrdie  d<'r  ReSteuerung  immer  mangelhafter.    Denn  die  wirthschaftliche  und 
technische  Kntwickiuug  der  Productionszweige  war  sehr  Ferschieden  und  auch  bei 
demselben  Zweige  Ortttch  sehr  ungleich.  Der  Ftnanzbedarf  für  den  Staat  and  die 
SelbstTerwaltunfr>körper  wuchs  aber  immer  mehr.    Eine  einfache  Erhohuni?  der  Sätze 
erwies  sich  nunmehr  doppelt  tniausfi'ihrbnr.  ohne  die  g:r5ssteu  Harten.    Für  eine  ander- 
weito  Yerthciluug  des  btcuerbedarls  i'ehUe  jedoch  iu  dem  Ei  Iragsäteuersystem  der 
SchlQssel  und  auch  Reformen  dieses  Systems  führten  unmöglich  zum  Ziele. 

So  drängte  Alles  nach  einem  anderen  System  directer  Be- 
steuerung, einem  beweg  1  i l  h c reu,  welchem  sich  den  stceten 
Verschiebungen  zwischen  den  Produclionszweigen ,  zwischen 
Gross-  und  Kleinbetrieb,  den  ewigen  Vcr ändern n^j^cn  der 
Technik  mehr  anpasste  und  der  Bedeutung  des  individ  uelleu 
Moments  im  Erwerb,  der  leitenden  Persönlichkeit,  dem 
Rechts-  und  Wirthschafltasabject,  mehr  Reehnang  trug  oder,  m.  a.  W., 
TOD  den  obigen  VoranssetEnngen  mehr  absah:  das  ist  die  ma- 
derne  Einkommen-  und  VermOgensbestenernng,  anf  die 
sie  wirthschaftlicb  nnd  technisch  bedingCDden  Momente  snrtlckgefllhit 

D.  —  §.  207.   Die  Verbrauchsbesteuerung. 

1.  Primitive  VerhUltnissc.  Eine  Besteuerung,  welche 
cinzehie  Verbrauchsgegenstände  triiVt  oder  sich  an  Verbrauchsacte 
auschliesst,  fehlt  in  p r i  ni  i ti  v c n  Verhältnissen  regelmässig  solange, 
als  nicht  ein  gewisser  Handels-  nnd  Marktverkehr  nnd  die 
ihn  bedingende  Arbeitstheilung  eingetreten  ist 

Vordem  mangeln  dafür  aooli  die  nolhwendigon  str- u- rfer  hnischen  Ro- 
dlngnnpcn,  ncmlich  ein  ireeigncter  II  r  Ii  e  Im  n  iis- und  Cn  n  t  rol  a^parat.  Nam-Mit- 
Uch  aber  iist  mit  der  rorherrschcndcu  Mal  uialw  irthschült,  d.  b.  hier  der  last 
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aoMchlieselieheii  I^i^cnprodnction  Air  den  eiganaii  Gonsim,  dn«  toldie  BeetoaeraBg 

äogat  wie  unrcroiubar.  Machen  äi«  Ii  doch  auch  später  bei  solcher  Naturalvrirthscbaft 
fast  nnuberrindli(  ho  SchwiTijrlvciton  der  YeibnachibeBteaerans  noch  geltend  (b«i  der 
Wein-,  Bier-,  Tabaksteuer  u.  s.  w.). 

Die  erste  Entstehung  der  Yerbrauchsbesteuerung  ist  da- 
her regelmässig  an  die  Voraussetziing  einer  gewissen  £ntwickloDg 
der  ArbeitstbeilttBg  und  deB  Harktverkehrs  gebnndeiL 
Hier,  wo  sich  Prodaeent  and  Conanment  trennen  und  wo 
eine  Ortsverändernng  der  SaebgUter,  znnttehst  der  landwirth- 
schaffcHchen  Erzeugnisse  und  gewisser  Handelswaaren  (Fabrikate, 
Produetü  tremdcr  Zonen),  eintritt,  auch  Jene  ersteren  Güter  eben 
„Waaren"  werden ,  die  auf  einen  ,,Marlit"  gebracht  werden,  sehen 
wir  selir  allgemein  Abgaben  entstehen ,  ans  welchen  sich  mit  der 
Zeit  immer  reiner  eigentliche  Verln  aucbssteuern  entpuppen.  Denn 
anfänglich  haben  diese  Abgaben  letzteren  Character  nicht  oder 
nur  zumTheil  und  sollen  ihn  wohl  ancb  absichtlich  nicht  baben. 
Sie  sind  Tielmehr  sehr  verschiedenartig,  vielfach  anfangs  gana  oder 
tiberwiegend  Gebllhren. 

So  findeü  sich  Abgabca  in  der  Form  Ton  Passage-  (Transit-)  aad  Were- 
eSUod,  welche  theib  nr  die  Erianbniis  des  TnumpaKs,  der  PortfUming  «is  dem 

Productionsort ,  und  des  Rechts  nim  Handelsbetrieb,  theils  für  die  (Jewührang  ron 
Kcchtssrhatz,  theils  für  die  Brnnt/unir  d<^s  Woirs  ii.  f.  w.  entrichtet  werden  und  somit 
vorjiemlich  gcbuhrenartig^er  Natur  siud  oder  wouigsieus  seiu  sollen.  Oder  die  Abgaben 
werden  als  Marktabi^aben  bei  der  ZofAhnug  zum  Marktoit,  bei  der  Einbringung 
in  die  Stadt  (Thornl.^aben),  bei  der  Hcniitzung  des  Marktplatzes  und  d«  r  Markbtrtnde, 
Buden  u.  dgl.  m.  entrichtet  und  sind  thcilwcise  oder  sollen  sein  Entgelte  fiir  die 
Gew&hniDg  des  Bechts,  in  ein  fremdes  Marktgebiet  Waaron  einzuführen,  Harhschiitz 
zu  gemessen,  Einrichtungen  des  Markts  zu  benutzen  u.  s.  w.:  also  anch  wieder  „Ge- 
bühren". Die  wenngleich  schon  nichf  iiumer  mehr  /utr.'flt'ud.»  Voraussetzung  bei  der 
Auflegung  solcher  Abgaben  ist  auch  oftmab,  dass  sie  Ton  den  Pononeii,  welche 
sie  znn&chst  zahlen,  endgiltig  getragen  werden,  dass  sie  also  deren  Erwerb  nnd  Ge» 
winu,  nicht  die  Coosomentcn  trefTcn.  „Fremde"  mUssen  mitunter  allein  oder  in  höhe- 
rem fietiage  solche  Abgaben  zahlen,  ab  „Einhetmische", 

Im  Wesentliohen  bemhti  bei  manchen  sonstigen  Abweiehnogen, 
auch  die  Entvdcklnng  von  Zollabgaben  fUr  Wasren  im  Verkehr 

mit  der  Fremde,  bei  der  Ein-  nnd  Ausfuhr,  auf  denselben  Gmnd- 

sUtzen. 

Hier  kouiuicu  dann  nur  zugleich  auch  allgewciue  Grundsatze  dos  alteren  Frcmdeu- 
rechts  znr  Geltung,  indem  die  Fremden  als  solche  wohl  schon  tXU  das  Recht  des 
ungestörten  IlaiiJcIsbcfrii^hs  Ahpabcn  erlr;rori  m1l^SLn,  directo  Stenern,  woloho  mehr 
eine  Art  Schutzgeid  sind,  eigene  oder  höhere  Abgaben  als  heimische  Kaufleute  von 
den  ein-  nnd  aufgeführten  Gütern,  welche  mehr  eine  kaufmilnnische  Gewerbesteuer, 
als  eine  iiidirecte  Verbrauchsäteuer,  wie  die  modernen  Zölle,  bilden.  Da  der  ans-  j 
wärtigo  Handel  noch  roher,  ..b.irbarischer'*  Völker  anfamrs  öHors  vorzugsweise  vüD 
Angehörigen  wirthscliaftlich  höher  stehender  Völker  besorgt  wird,  so  bietet  sich  aucä 
schon  frah  die  selten  verslnmte  GolegenheiC  ZQ  einer  Bestotterang  dieses  Terkehn  io 
der  Form  von  ZOUen.  Um  so  mehr,  weil  dieser  Handel  häufig  feinere  Prodocte, 
Fabrik  itt  ,  T-nrnsronsumpubilien  dem  no(  Ii  unentwickelten  Inland  zufuhrt  und  wirbtig? 
Kuhpruducle  iur  fremden  Gewerbfleiss  aosfuim  (englisches  ZoJlwesen  im  Mitteialtetj 
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Die  TollBtändige  Durchftthrung  der  Geldwirthschaft 
dient  zur  groBsen  ErleicbteiHDg  und  Begttnstignng  der  Erbebaog 
TOD  «olcbeD  Verbraneb«-  und  äbnlicben  Abgaben.  Aber  die  Vor- 
aassetznng  daftlr  Ist  sie  ntebt 

Dloü  diese  Abgalicii  kuimcu  und  werden  thatsächlich  auch  in  gewi^^en  Qe* 
•cliicht^periodeo  in  natura  erhoben,  d.  Ii.  gewisse  Quoten  (StQdto  n.  8.  w.)  der  nata- 
Talen  Prodncte  werden  als  Abgabe,  als  Markfgelil,  Zoll  u.  8.  w.  entrichtet  Diea 
genügt  in  Zeiten  der  liaturalwirth&chaft  auch  fur  die  Deckung  des  Finanzbedarfs, 
ebenso  gut  wie  die  Natnraleinnnhme  ron  DoiQäoea  a.  8.  v.,  die  Entrichtung  directer 
Stenen  in  Natnnliea. 

2.  We  i  te  re  n  t  Wiek  Inn  g.    Neben  dem  Darobdringen  der 

Geldwirthschaft  und  der  Bcuut/img  besserer  ConimimicatioDsmittel 
werden  solche  Abgaben  auf  h ü her en  Stufen  der  vulkswirthschaft- 
licben  Eiitwickluu^  besonders  durch  die  Bildung  eigentlich  städti- 
scher Gemeinwesen  und  politisch  zn  strengerer  Einheit  abge- 
schlossener Staatsgebiete  begünstigt.  Dort  bildet  sich  ein 
System  städtischer  Zölle,  welche  bei  der  £in  fuhr  „fremder^^ 
Waaren  in  die  Stadt  zum  Consam  erhoben  werden,  namentlicb 
in  der  Form  der  Thoretenern  (Octrois,  Aecuen),  Im  Staats- 
gebiet wird  das  ursprüngliche  Passagezollwesen,  mit  Erhebnngs- 
stellen  an  wichtigen  Strassenpnncteni  MSrkten,  Häfen,  Strömen  und 
Uberbaapt  mit  inneren  oder  Binnenzöllen,  theils  erzeugt,  theils  und 
allmählich  iniincr  nieiir  ersetzt  durch  ein  ffjrmliches  Landes- 
Grenzzo  11  System  in  der  dreifachen  Form  von  Ein-,  Aus-  und 
Durchfuhrzöllen. 

Di>'  crforilorl!'l)<'n  Krhcltancfs-  und  Controlcii)rir|ifnn<^cn  sind  liier  in  der 
abgeschlossenen  uuimauurteu  Stadt  und  in  der  etwa  ohnehin  polizeilich  beauf- 
sichtigten Grenzlinie  des  Statts  schon  gegeben,  oder  leicht  anznbringen:  ein 
vichtiger  technischer  Umstand  zur  Erklärung  dieser  Abgaben. 

Die  p^cnannten  städtischen  Abgaben  sind  für  die  städtischen  Finanzen  bestimmt. 
Wo  sich  aber  die  iStadt  zum  Sudtstaat  und  zum  cigeutlichon  Staat  entwickelt  (AUcr- 
thnn,  »reite  Hilfle  des  Ifittelalteis),  oder  wo  sie  ihre  antonome  SteUong  mehr  oder 
weniger  verliert  und  unter  landesborrliche  Gewalt  kommt,  wie  seit  dcni  IC.  und 
IT.  Jahrhundert  iuitnor  mehr  bei  uns,  da  werden  diese  städtischen  Ab^'iibcn  auch  in 
Tcr^chiedencr  Wtiii>ö  mit  und  bisweilen  wohl  ganz  zu  S taatsabgabuu  und  namentlich 
in  der  !•  tztgenannlen  Periode  mebrÜMsh  ein  Mittel  der  Stnatsbesteaerung  der  stSdti- 
schen  BerdUnning  („Accise  8781001**). 

Uebrigens  sind  auch  diese  städtischen  Zolle  nnd  die  Grenz- 
zolle nach  ihrer  Tendenz  nnd  der  ihnen  wenigstens  beigemessenen 

Wirkung,  besonders  im  früheren  Entwieklungsstadium,  noch  nicht 
innner  reine  Verbrauchssteuern  und  selbst  nicht  immer  rciue 
Steuern,  namentlich  solange  der  finanzielle  Sciiwerpuuct  bei  den 
Landcszüllen,  wie  früher  (bis  in  das  17.  Jahrhundert)  mehrfach  im 
Aasfuhrzoii  liegt,  daneben  der  Dorchtuhrzoll  wichtiger  ist,  der  £ia- 
fabfsoll  aber  an  Bedeutung  noch  zurücksteht. 

33* 
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Diese  Abgaben  ontlialtco  auch  jetzt  noch  gebübrenartigc  Elemente  in  sich, 
als  Entgelt  far  Leibtungen,  fUr  BenatZQQg  Aifentlichor  Einricbtung:,  für  Scbutzgevahrong 
(Zijs.wnnit  nluuig  doB  Zolls  mit  dem  „Gelcitsgdd**),  fftr  die  Oew&hrung:  fr  -wisscr  Hechte 
des  Handels  ti.  s.  w.  Soweit  sie  aber  Stenern  sind,  sollen  sie  möglichst  noch  dci 
kaufmännibcben  Gewinn,  crentucll  den  Erwerb  des  Produceotcu  trcQen. 

Aber  mehr  und  mebr  treten  dann  diese  Seiten  des  VerbäU- 
nisses  znrUck  and  nach  Tendens  und  thateächlieber  Wirkung  werden 
diese  Zölle  immer  mehr  eigentliche  Verbranchsstenem,  die 
schliesslich  aaoh  nach  dem  stenerpoUtischen  Gedanken  den  städti- 
sch en  Consamenten  und  bei  den  6rens«0llen  als  fiinfohnGUe 
den  Landesbewohner  im  Preisaufschlag  belasten  sollen.  Dazu 
trägt  auch  ihre  Erhöhung  hei,  die  einerseits  hierauf  hinwirkt, 
anderseits  iladurcb  erst  crmMglicht  wird.  Es  ist  in  den  Städten 
die  Entwicklung  höheren  Wohlstands  durch  Gewerho  uini 
Handel,  Bildung  von  Kapital  u.  s.  w.,  welche  eine  grossere  Steuer 
fäbigkeit  bewirkt  nnd  darauf  hinführt,  die  letztere  gerade  dnrcb 
Verbrauchssteuem  auszunutzen. 

Die  einseinen  Artikel^  welche  einer  solchen  Bestenenmg 
unterliegen,  sind  anf&nglich  sehr  mannigfaltig  nnd  sahi- 
reich. 

Die  Stadtab«raben  botrcflen  vorncialich  alle  Arten  landwirthschaftlichcr 
roher  Erzeug" i^^e  des  Marktverkehrs  and  Verwandtes,  z.  B.  ordiniie  (iowrrL- 
prodiirtn  des  platten  Lands,  stuvcit  diese  überhaupt  hier  producirt  nnd  dort  eingef  ihrt 
werden  dürfen,  ferner  Salz,  Wein,  und,  soweit  die  Bereitung  nicht  auf  die  städti- 
fldieii  Qoirerke  bescbrftnkt  ist,  Bier.  IHe  Gremzölle  amfuseo  ine  die  IHeren  Passage- 
und  WegeiAlle  im  Allgemeinen  alle  Handclswaaren,  wclciie  über  die  Grenzeo 
ein-  nnd  ausgehen,  im  ersten  Falle  einerlei,  ob  zum  inllindisclicii  lAinsuni  oder  m 
Durchfuhr  in  andere  Länder,  ferner  sowohl  die  zum  Consum  als  die  zur  Verarbenoog 
dienenden  Wuren,  und  sowohl  Nahningsmittel,  Roh-  und  Hllfistoffe  der  Geweriu,  sk 
Halb-  und  Oanzfabrikate.  Daher  sind  die  älteren  Tarife  der  städtischen  Thor- 
acriiicn  und  der  GreuzzOlle  sehr  umfangreich,  oder  sie  schreiben  generell  f 
allen  Waareu  oder  von  ganzen  grossen  Kategorieen  ciueu  Zollsatz  {i.  B.  eijuc  Wtnli- 
qnoC»)  Tor. 

Die  Fortcutwickinng  besteht  regelmässig  in  ciuer  Verein- 
fachung, d.  h.  in  der  V  ermiuderung  der  Zahl  der  Sätze 
solcher  Tarife. 

Auch  dieses  hängt  mit  all s^<»m einen  volt-swirthschaftlichen  Verhältnissen  zusammen. 
Der  Consum  einzelner  Producte  oder  liandclswaaren  ist  in  früheren  Perioden  VAch 
der  Efskommen-  iiiid  VenndgonsreTtbeUmig  der  Bevftlkerang  gewOh^ch  nicht  gross 

genug,  um  durch  die  Bozollung  weniger  Ilauptartikcl  ein  genügendes  finanzielles  Er- 
gebniss  zu  erzielr-n.  Kin  Masscnconsum  von  nu.xsi- Luxusartikeln  (Colonialwaarcu! 
fohlt  noch.  Nur  etwa  der  Wein-,  Bier-  und  seit  dem  IG.,  mehr  noch  dem  17.  Jahr- 
hundert der  liranntweinconsum  ist  In  einseinen  Gegenden  (Weinbanl)  schon  erheblicher, 
erträgt  aber,  el»'-iiso  wie  der  Cuiisnm  anderer  Waaren,  nach  Volkssittc  iind  Wohi?ta:id>- 
?erhkltnissen  noch  keine  hohen  Steuersätze.  So  mu^  sich  anfangs  die  Bcsteaenrng 
auf  eine  grosso  Anzahl  Artikel  erstrecken. 

Soweit  aber  die  besteuerten  Gegenstände  wirklich  Luxusartikel 
des  Conaums  der  reichereu  Classe  betreffen  (feinere  Fabrikate, 
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tropische  and  ähnliche  Geonasmittel),  werden  auch  die  Steuer- 
sätze gern  hoch  gehalten. 

LuxQspoIizeilichc  und  Gesic  ht^[*unc(u  der  mercADtiliitjwbtai  Handelflpolltik  irirlten 
dabei  znmcist  mit.  Aber  auch  das  Kin.inzintercäso  wird  <n  am  Besten  gewahrt,  da 
die  VertheueroBg  dem  Artüelfi  den  (Konsum  in  dem  kiciuca  Krei^  reicherer  Lcato 
nicht  TemiiideTt  und  bei  dem  an  sich  geringfügigen  Consom  doch  nur  mlclie  Sltse 
etwas  eintragen. 

Aach  das  Zoll-  und  Accisetarifwesen  ändert  steh  daher  nach 
der  Anzahl  und  H(}he  der  einselnen  Steuersätze  wieder  mit  der 
ganzen  volkswirthsehaftlichen  Lage. 

§.  208.  —  3.  Erhebung  von  Verbrauchsöteuern  beim 
P  r  o  d  n  c  c  n  t  c  D. 

Bei  einem  gewissen  Stadium  der  A  rbeitstheilung  und 
der  tecbnischen  Kiitwieklung  kommeo  dann  vieliaeb  auch 
Docb  andere  Formen  der  Verbrancbsbesteuerung  auf,  besonders 
die  ]>C8teaernng  beim  Produeenten  selbst  and  mit  Rücksicht 
auf  oder  auch  genaa  nach  der  Menge  des  besteaerten  Products 
oder  Fabrikats. 

Stenern  dieser  Art  knüpfen  sich  für  Mehl  an  die  Mühlen  der  H'-rufs- Malier, 
für  Bier  an  die  Bier))raucreien ,  für  Wein  nn  die  Woing-ewinnniii^  der  Weiidjaucr, 
fUr  Salz  an  die  Salinen  und  Salzbergwerke,  um  hier  nur  die  wichtigsten  Falle  zu 
neonen.  Nur  ammabnisireiBe  sfod  andere  Fabrikate  in  Dentsebland  einer  derartigen 
Beetenerung  unterworfen  worden.  Vielmehr  ist  hier  dii^  Form  der  „allgemeinen 
Accise".  welche  sich  mit  meist  mäasisr-^n  Sätzen  auf  viele  einzelne  Artikel  erstreckt© 
und  zumeist  ahi  ,,Thorste uer",  in  der  alteren  Weise  der  stiidtischeu  Abgaben,  er- 
lieb»  wurde,  die  gewAhnlichc  (Prenssen,  Pin.  III,  g.  49,  OetriaJce,  Getreide,  Fleisch, 
Victualieii,  Kaufmannswaarcu).  Im  Ausland  dagegen,  spocicll  in  EiiiJ^land  und 
I  r a n  k  r i  L' h ,  werden  einzelne  wichticrcr»'  Arfik^d.  an*-S'<r  den  genannten,  heraus- 
gegriffeii,  und  ebenfalls  im  Auscliius>s  an  den  Froducti  uns  betrieb  der  Be- 
steuerung unterworfen.  So  io  England  seit  der  ersten  Revolution  (1643),  ein  Accise- 
System,  das  dann  erhalten  blieb,  weiter  ausgebildet  und  erst  nach  1815  mehr  nnd 
mehr  be%ieitigt  wurde  (Fin.  III,  §.  78,  85,  130,  ausser  Salz  namentlich  Steinkohle, 
Ochter,  Lcder,  Seife.  Papier,  Stärke.  Glas,  Ziegel,  bedruckte  Gewebe,  Zeitungen 
u.  a.  m.  Aehnlich  sind  in  Frankreich,  bcsanden  nntcr  Ludwige  XIV.  nnd  im  18.  JMir- 
hundert  Artikel  wie  Tucli .  andere  NVollcnwaaren ,  Leinwand,  Ziimcreschirr,  Eisen, 
ir'apier,  Talg,  Lichter,  Starke,  Puder,  Uute,  Leder,  Kupfergerätb ,  Uele  u.  a.  m.  so 
besteneit  vorden  (Fin.  III,  §.  62).  Mit  diesen  Stenern  rinmte  die  erste  Berolation 
auf  (eb.  §.  107).  Auf  einige  ist  man  aber  nach  1870  sortickgekonimen  (eb.  §.  275 
bis  2S2\ 

l>ie  Voraussetzung  einer  Vcrbrauchsbeateuorung  beim  Produeenten  ist  eine  ge- 
verUiebe  «nd  tecbnisdie  EntwicUnog,  bei  welober  die  Hentellnng  solcher  Artikel 

nicht  mehr  bloss  naturalwirthschafdich  in  der  eigenen  Wirtlis iiaff  des  Consntncnten 
für  seinen  evicum  Bedarf,  sondern  schon  mehr  wl--r  weniger  überwiegend  oder 
selbst  ausschliesslich  Verkehrs-,  bez.  geld  vv  inliscbaftlich  in  demnach  auch 
verhältnissmlssig  grösseren  Productionsbetriebon  fUr  den  Absatz  au  Andere  erfolgt 

(«It  W'.'rb^  -  statt  Ilansbrauerei).  Hi<  i  kann  dann  aU' Ii  «l-  r  zu  divsi  r  Resteuorong  er- 
forderhebe Er  lie  I) u  n  »rs-  und  < '.i  i' « r<> !  i p  jiarat  Irii  htcr  (Miigenchtet  worden. 

Die  Kntwieklnn^^  (lii*Ncr  hleucni  i>i  im  Mittelalter  nnd  in  den 
ersten  Jahrhunderten  der  Keiizcit  dureh  eigen thüm liehe  Ver- 
hilltnisse  der  wirthsehaftlichen  Rechtsordnung  und 
durch  das  System  der  Finanzregalien  befördert  worden. 
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In  crstcrcr  Umiclit  führten  die  PiineipieD  des  Bannrccbts  (BMkAiiiaiüe&, 
Bumblckereien.  Bamtlreheni,  Bunbratiersiea  iL  •.  w,)  ud  der  Bealf  ereehtirkeit 

n.  dgl.  m.  —  VerhältDisse,  welche  mit  dam  ganzen  System  der  mittelaltemcbeii 
wirthschaftlichen  RechtsordnuDir  in  Verbindung  stehen,  sich  Übrigens  recht  wohl  »och 
aas  der  Gestaltong  der  damaligen  Volicswirthscbaft  and  Technik  orkl&rea  and  rieliach 
leehtfertifen  fauweo  —  ohnebin  ans  der  bMUwMhscbiftllchea  mehr  in  die  rerikeii»> 
wirthschaftlichc  Prodaction  and  zugleich  za  einor  stärkeren  Concentration  der  letzteren 
auf  eine  kleinere  Anzalil  B'^tri^he.  In  den  Städten  wirkte  die  zünftlerische  Gewerbe- 
urduuag  bei  einzelnen  etwa  iur  solche  Steuerzwecke  in  Betracht  kommenduu  <yeverb<a 
in  derselben  Bicbtnng.  Abgaben  der  Personen,  welche  ein  Bannreeht  o.  dgL  flir 
ihren  Betrieb  genieeaen  oder  eine  bosQgliche  OffenUiche  läniichtiuig  bennlaeo*  komaea 
oh  ?or. 

Die  Begalisirang  hat  wesentlich  dieselben  Folgen  gehabt  and  regelmässig 
den  Anlaaa  su  Abgaben  von  denjenigan  priraten  Unternehmern  gegeben«  welche  die 

Ausnutzung  eines  Kegals  üb-jrlasäen  wurde  (Oergwerkrepal ,  Erlaubniss  zor  Anlegung 
Ton  Muhieu  an  ötientiicheu  l''lui>äeu,  gelegentlich  fdruiliches  MUblenregal). 

Zu  eigentlichen  Verbra u chs Stenern  wurden  solche  oft 
sehr  alte  Abgaben  auch  erst  ailtnählicb,  aber  doch  bäiifig.  Eine 
Tendenz,  die  Abgabe  im  Freisaafscblag  anf  den  Consnmeaten  zu 
fiberwälzen,  bestand  Yon  vorneherein.  Bei  den  Ansschlnssrecbteo 
dee  Gewerbetreibenden  war  sie  anoh  nicht  sohwer  sa  TerwirklieheD. 
Aber  bei  Abgaben  in  festen  nnd  meistens  doch  nnr  kleinen  Be> 
trägen  war  dies  practisch  anwichtiger.  Erst  wenn  die  Abgabe  nach 
dem  n^ge fähren  Umfang  des  Geschäfts  nnd  schliessVeh 
nach  der  genauen  Grösse  der  Production  und  des  Absatzes, 
daher  besonders  wenn  sie  nach  Mengen-Einheiten  dieser 
letzteren  beiden  bemessen  wurde  (Gevvicht-  oder  V.)himeneiDheiten 
u.  8.  w.  der  verbrauchten  StoÜe,  daraus  hergestellten  Producte), 
wurde  sie  ihrem  Zweck  und  ihrer  Wirkung  nach  eine  eigeutlicbe 
Verbrauchssteuer. 

So  ist  (ii'i  Entwicklung  in  H.inptf'iü  n  wie  den  ang^efulirtcn,  gewesen,  b«ii  Mclil- 
Bier>,  Wein-,  Branntwein-,  Saizstuueru  und  in  den  anderen  genannten  Fällen  der  eog- 
liscben  und  fianzOaischen  Praxis.  Wenn  derStaiit  sdbeC  ein  Ffnanzrcgal  betrieb,  wie 
besonders  das  Salzregal  (Gewinnung  und  Ycrkaaf  des  Salzes),  war  der  Uebeigsng  tor 
Verbrauchssteuer  mittelst  lu  gelun''  i 's  Verkaufpreises  besonders  leicht  zu  machen. 
Die  neueren  Finanzuonopoic,  wdche  seit  dem  17.  Jahrhundert  entstanden,  nameat- 
licb  das  Tabak monopol,  sind  dann  aaeh  geirdholich  gleich  zunZveck  eigentlicher 
Verbrauchsbestoaenuii^  eingeffthrt  und  demgemäss  eingerichtet  worden. 

Die  Fortentwicklung  solcher  „beim  Prodncenten  erhobener" 
(bez.  „von  ihm  vorgeschossener'')  Verbranchsstenern  hing  wieder 
mit  der  Entwicklung  des  Gewerberechts,  der  gewerb- 
lichen Technik  nnd  der  Gestaltung  des  städtischen 

Thorsteuer-  und  des  G  renzz  u  11  w  eseus  zusuiunien. 

Mit  der  Beseitigung  von  l'iiiaiuregalca  und  Finanznionopolcu  wurden  die  ia 
dieser  Form  boeteverten  Artikel  entweder  stcueffirei  (kleinere,  hnanziell  unuichtigere 
Begalc)  oder  ein »^r  neuen  Verbrauchssteucrfurni  unterzogen  (R-  Ii  t  if-,  FabrikatbcstcTi'*r- 
ung,  —  Salz,  Tabak).  Die  Aufhebong  ron  Bannr^ten,  Kealgerecbügkeiten  und 
anderen  Beschränkungen  dee  Uteren  Gevefberechts  hatte  dieselben  beiden  Folgei. 
Blieb  die  Besteuerung  bestehen,  so  traten  nnr  grossere  Schwierigkeiten  der  Krhebuog 
und  Contiole  ein;  es  waiea  mehr  ond  ao  rerschiedeuen  Orten  gelegeoe  Prodaoti«»' 
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Stätten  zn  iibenracben  (AufhehoDg  der  rechtlichen  B-  schr  iDkung  gewisser  Gcvrerbo 
auf  die  SUiite,  factiscbti  Vorhreituog  decsülbeti  Uber  <Ja.H  i^lattc  Laud,  Ycrmtihrung 
der  Ad  stalten  unter  dem  Einlla»  der  Gewerbefreiheit),  was  dann  wieder  zur  Wahl 
bestimmter  SteaerforniLii  nöthigen  konnte. 

Dio  Verändcroii;reii  Jcr  !?rwcrblich»*n  Technik  hatten  diese  letztere  Wirkung 
gleichfalls  öfters.  Nameiitlich  die  Rohbtufi-  und  Fabrikatbcstcucrung  wechselten 
und  iuoorhalb  jeder  traten  YerlndeniDgeii  mit  ane  technischen  Qrttaden  ein  <Bier^, 
Branntwein-,  Zucker-,  Tabak bcslcuerung^  n.  s.  w.). 

Da  endlich  derselbe  Gegenstand  rielfach  direct  beim  privaten  Producenten, 
danii  ia  Foim  von  städtischen  Thoraecisen  und  ron  QreozzOUen  bestellet 
wurde  nnd  nach  den  Produetions-  un<l  zagsrerhlltnissen  besteoert  werden  masste, 
so  waron  diese  verschiedenen  Steuern  in  <  inen  gewissen  Zusammenhang  zu  bringen, 
^amentlicb  galt  es,  eine  relati?e  Uloichmässigkeit  in  der  Bevtenerang  heibei- 
zoAlhren,  am  fttr  die  Finanzen  und  fUr  einzelne  Prodacenten  ond  Prodactionsorte 
nachtheilige  Wirkungen  der  Verschiedenheit  der  Besteuerung,  besonders  des  Stcucr- 
satztiä  auf  dio  Bedingungen,  welche  für  Production,  Absatz,  Ein-  nnrl  Ausfuhr,  Preis 
maassgebend  iiind,  zu  beseitigen.  (.Beziehung  der  ,4nneron"  Ycriirauchsstonoru  zu  den 
Einfuhrzöllen  und  zar  Aufhhr,  vie  bei  Wein«  Spiritos  und  Branntvein«  Zocker,  Tabak, 
Salz;  Br.üehung  der  städtischen  Thoraecisen  für  eiogcfuhrte  Artikel  za  den  beim 
ProduccntcQ  in  dt-r  St^dt  erhobenen  Steuern,  wie  bei  Wein,  Bier,  Brajuitweio,  Mehl, 
Brot,  Fleisch  o,  a.  in.) 

Auf  diese  Weise  Itlhrtc  die  Weiterentwicklung  der  städtischen 
Thorabgaben,  der  Grenzzidle  uud  der  beim  l'roducenten  erhobenen 
»Stenern  notbwcndig  zu  eiiiein  „.System",  in  welchem  diese  Steuern 
die  organiBche  Stellung  von  Gliedern  erhielten.  Gewissen  Ver- 
änderaogen  io  eioer  dieser  drei  typischen  Formen  der  Verbraacbs- 
stener  masstcn  aus  lüieksieht  auf  das  betbeiligte  Finanziiiteresse 
and  auf  die  Yerbältnisse  der  wirthBchaftlichen  OoocoireDz  ange- 
messene Veränderangen  in  den  anderen  Formen  entsprechen.  Die 
neuere  Stenergesehiebte  zeigt  immer  mehr,  dass  die  Gesetzgebung 
solche  Btlcksichten  nimmt,  weil  sie  die  Wechselwirkungen  erkannte. 
Auch  unterblieb  wohl  eine  Besteuerung  in  der  einen  Form,  weil 
sie  solche  in  den  anderen  nutLwcudig  gemacht  hätte  und  dagegen 
technische  oder  ökonomische  Gründe  sprachen.  Dadurch  wuchsen 
die  steuertechnischeu  öchwieiigkcitcii  rationeller  Verbraucbsbe- 
steuernng  erheblieh. 

§.  209.  —  4.  Die  moderne  Gestaltung  der  Verbranchs- 
besteuerung. 

Die  Verbrauchsbesteuerung  in  diesen  drei  typischen  Haupt- 
fonnen,  einschliesslich  der  Regalisirung  oder  Monopolisirnng  als 
einer  Abart  der  Besteuerung  beim  Produeenteu ,  erfordert  nun  un- 
vermeidlich viele  Co ntrolcü  und  ist  meistens  weitläut  if;  und 
kostspielig  zu  erheben,  wodurch  sie  den  persönlichen 
und  den  Güterverkehr  stört  uud  nicht  selten  die  Technik 
des  Betriebs  dea  Producenten  hemmt.  Daraus  erklärt  sich 
eine  volkswirthsehaftspolitischc  Keaction  gegen  diese 
Besteuerungi  welche  in  der  Neuzeit  wieder  zu  manchen  Umgestalt- 
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QBgen  im  Umfang  und  in  der  Einrichtang  derselben  gefUbrt  haL 
Diese  Bewegung  wnrde  dorch  Yolkswirthschaftliche  Vor- 
gänge nnd  durch  Fortschritte  der  Technik  in  der  Prodaetion 
und  im  CommunicationsweBcn  nnteratOtst,  welche  insgesammt  Yer- 
Sndemngen  im  Gonsnm  der  bestenerten  oder  für  besonders  bot  Yer- 
brauchsbcstcucrung  geeignet  •;elteuden  Artikel  in  der  Bevölkerung  be- 
wirkt haben.  In  derselben  Richtung  wirkten  Rücksichten  auf  die  nn- 
gl eiche  Belastung  der  verscbiedcEcn  rousumenten kreise  und  am 
die  zu  hohe  Belastung  der  unteren  Chissen  durch  manche  gerade 
der  wichtigsten  Verbrauchssteuern,  bei  der  vorherrscbendeu  und  viel- 
fach doch  anch  zntreffendcn  Annabme,  dass  die  Steuer  oder  der  Zoll 
den  Preis  nm  ihren  Betrag  erhöhe.  Gerade  diese  Erwägungen 
itthrten  zn  manchen  Reformen  in  der  Praxis  nnd  mehr  noch  zu 
einer  starken  Reaction  gegen  diese  Stenern  in  der  Theorie. 

ft)  Die  Bpeciellen  st&dtisr  iun ,  besonders  in  dar  Form  der  Thors  teuer  er- 

liobi  non  staatlirlion  und  i  i  i  irniHialrn  V'orbraiii'lisstenern  zerrissen  das  oiuhcitliclie  in- 
ländische Marktgebiet,  heiuuitou  den  Verkehr  zwischen  Stadt  und  Land,  widei'i^prachea 
dem  Grundsatz  freien  inl&ndibchen  Verkeim  in  der  neneren  territorial-  tind  staato- 
wirtlucliaftlichcn,  im  rntorscbied  von  der  älteren  stadtwirthscbaftlicboit  Periode,  uod 
Ter8Ües*;(»n  nnch  ^^<'<jon  iloii  Grundsatz  der  Allijomt'inlicit  un<i  (il»'i<  liiiir»>sigkeit  der 
Besteuerung.  Sic  tralcn  ausserdem  besonders  wichtige  Lebensmittel,  derea  8teaerfrei~ 
heil  als  nothvendig  im  Intereaso  der  ärmeren  Glaaseii  oad  der  Arbeitgeber  Mlbst 
erkannt  mirde.  Sie  sind  daher  rielfach  dem  Streben  nach  ftoier  Wiltli9ch«filiclier 
Bevegnng,  wcnifrstcns  im  inl.^ndischcn  Vprl-'hr.  g^^wiclien. 

äo  namentlich  in  i>eut$chland ,  /.umai  in  Preuii»en  (Aufhebung  der  Mahl* 
und  Schhchtotetier  IBIS  mit  aus  selclieii  Bttdcsichtoa),  wUireDd  freilich  Prftnkreicli 
und  auch  andere  sUdeuropäisrlm  Liinder,  Ocstcnvich  u.  a.  m.  Manches  hiervon  er- 
halten, bez.,  wie  Frankreich,  nach  der  Aufhebung  in  der  ersten  Kcvolution,  wieder 
eingeführt  haben.  (Ueber  das  französische  comniunale  Octroi  eingehend  Fin.  III. 
§.  S42— 350.) 

Die  Ausd^  lniunj;  des  Welthandels,  die  Vermehrung'  dois  W  oiJ- 
stands  und  neue  Consumtionsailteu,  zum  Theil  in  Verbindung  mit  neae« 
beflserea  Prodiictioi»methoden,  vdche  einzelne  GeniMmiUel  wolilfeiler  heoasteUii 
gestatteten,  {Uhiton  zu  einem  weit  verbreiteten  Consum  von  „Colon ialwaa reo"*, 
von  denen  man  zwei  besonders  wichtige,  Tabak  tind  Zucker,  auch  im  Inland  zn 
gewinnen  lernte.  Mau  konnte  so  ohne  Verletzung  des  Finanziuteresses  die  Verbrauchs- 
hesteneraag  in  Form  der  Einfuhrzölle  und  der  inneren  beim  Prodocentcn  orhobeseB 
Steuern  auf  eine  kleinere  Anzahl  wichtigerer  Artikel,  besonders  solche  eine^ 
relativen  Luxusbedürfnisses  und  doch  gleich /citigfr  Massen con su mtion, 
beschränken:  auf  die  Artikel  der  Culouialwaaruu brauche  und  einige  verwaadte 
(„StkdfrQcbte**  n.  dgl.)  und  auf  die  Getr&nlie,  Wein,  Bier,  Branntwein. 

Durch  eine  solche  Vereinfachung  des  Steuersyätoins  fielen  manche  Controlen  dd-I 
Verkehrshemraungen  fort  und  vereinfachte  sich  auch  wieder  die  Aufgabe  der  Aus- 
gleichunfi^  zwischen  Grenzzoll  und  innerer  Steuer.  Die  Vermehrung  des  Consuma  er- 
laubte gleichzeitig  eine  Ermässigung  der  Steuersätze  und  wurde  durch  eine  tolehe 
ftfters  selbst  vriodi-r  begiUistiiit  tind  driher  absirhtÜcli  ain  ii  wohl  im  Finanzintcrfsse 
mit  vorgenommen  (England).  Die  neueren  liberalen  handelspolitischen  Xendea^en 
wirkten  in  denelbon  Richtang  der  Yereinfachung  der  Tarife  und  der  Eimlssigtio^ 
der  Zollsätze,  indem  namentlich  Schutzzölle  fortfielen  oder  verringert  wurden.  Auch 
die  Monopolisiriinü:  als  StcTierform  wich  vielfach  vor  der  liberalen  Verkebri-polifik 
oder  wurde  durch  andere  Steuerformen  ersetzt  (Salz).  Die  Besteuoraog  beim  phrateü 
Prodncenten  aber  erfahr  unter  dem  Einllius  rerftnderter  Prodactionsteehnik  inner 
wieder  von  Neuem  Aendemngen  (Zncker-,  Biaantwoin-,  Bierstenei). 
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Speciüll  die  Grcuzzöllo  wurden  mehr  und  mehr  auf  Ei iifuhrzOlIc  beschnliiU. 
da  die  Tolkswirthsrlinftlirhcn  Interessen  oder  die  Ansichten  darüber  die  Durchfuhr- 
uud  Ausfuhrzölle  uuraililich  erscheinen  Hessen  und  die  linanzintcrcsscn  bei  deren 
FosterlielNiD^  nicht  mehr  erheblich  betheiligt  vtran«  foUends  nach  der  einmal  einge- 
tretenen fTcshichtlichoii  Kutwir  lilung^.  in  Folge  deren  auch  diese  Zölle  sehr  Fe  rein  facht 
und  ermässigt  vorden  waren,  während  die  Einfuhrzölle  auf  die  immer  massenhafter 
COOSOnirten  Colooialwaaren  den  Ausfall  leicht  ersetzten. 

Rttcklftnfige  Dewcgungca  in  dieser  Entwicklung  sind  freilich  nicht  ausgo- 
bli^'hon,  so  in  ancrlirirti:n  Finanznöthen  (Nordami Ti<  a .  IVaiikn  ii  li ,  i^.  ii1)i.t  Ict/teres 
l'in.  III,  §.  Hib  tf.),  dann  unter  dem  Eiuflass  erneuter  (Deutschland,  Frankreich  a,  a.  L.) 
oder  rentirkter  Schutzzollpolitik  (Nordamerica,  Rossland  und  die  meisten  anderen 
Länder  des  europäischen  Ontinents),  eine  Politik,  die  besonders  bei  Agrarpro- 
dacten  ((J**treido.  Vi-  h  n.  s.  w.)  auch  mit  wichtigen  finauz-  nnd  stouerpolitis' hon 
Folgen  verbunden  war.  hier  aber  wiederum  rornemlich  au3  einem  technischen 
Umstand  benrorgegangen  Ist:  der  Anwendonf  des  Dampfs  aaf  die  Gommanlcations- 
mittL'l  nnd  der  so  orrml^'lichten  Conciirrcnz  dünnbevßlktTter,  <^\■ten^^i^•  wirthscluifteoder, 
weit  cnt!c2:€ner  Landn  irtli-^ohaflsgcbiete  mit  der  euroi>aischeii  LandwirthK-liaft. 

c)  Die  Berücksichtigung  der  Steuer fkhigkeit  der  eiuzohieu  Vülkscl<k>äi:a 
aad  der  gerechten  Stcnorrertbeilong  kam  in  der  Verbraachsb^teuenuif  eiaiger^ 
maasxn  znrdMtung  in  der  Ausscheid  u  n  ;r  der  no  f  Ii  wendigen  Lebeusmittol, 
—  soweit  nicht  jene  fttr  zwingend  geltcndeu  Kücksichlcn  auf  die  Landwirthschaft  die 
BOdtbehr  zu  agraiischen  Schutzzöllen  bedingten  —  dann  in  der  outspreckendea 
Ansvabl  der  einzelnen  bostenerten  AürUkei  nnd  in  der  UOhe  Ihrer  Stetier- 
sfttze. 

Aber  das  tinauzieilo  Interesse  hat  iu  letztercu  bridni  Heziobuugen  eingreifendere 
Reformen  meistens  feiliindert.  Des  erforderlichen  Ertr.i^>  »  egeo  basteDerte  man  doch 

ror  Allem  die  Artikel  weit  fcrbreitcten  f'onsumü.  Eine  dem  Grondsatz  der  Gleich- 
uiTissigkeit  angem*'fei<Mie  Verthciinng  der  Steuerlast  wnrdc  dabei  nicht  errrirht,  auch 
wenn  man  die  noihwciidigcu  inländischen  Lcbenünnttel  (Hrot,  Meisch;  wenigstens 
^roeseDlheils  ansschied  —  eine  wichtiflro  Ausnahme  bildet  Salz  —  nnd  mehr  gevlsse 
Luxus-Massonartikel  enuss mittel")  zu  treffen  suchte,  dabei  Branntwein  und  Tabak 
auch  trotz  dvr  vom  Standpunct  der  .,(jlcichm!isürir5<f'it"  sirli  biffenden  Bed- nki  ti  mit 
aus  consum-  nnd  sittenpolizeilichen  Itucksichten  uiii  liuli'  n  S.it/.tn  (Eni;lauU,  Frank- 
reich, Hiisiiland,  neuerdings  auch  Deutschland,  Schweiz).  Aurh  bot  gewöhnlich  die 
Berücksichtij^ung  d  r  Hiialitrii  liei  ein  und  dem«*  IK'  ti  Anik- 1  für  die  ßesteucrang 
bteaertechnisch  za  Ticl  Hchwierigkciteu,  so  dass  meistens  ein  einziger  Steuersatz 
roD  alleu  Qualitlten  nnd  Sorten  erhoben  wurde,  was  abermals  die  Gleichm&ssigkeit 
rerletzte  (Einfuhr- Finan/zölle,  inn<'re  Steuern  auf  Uctr&nkc,  Zucker,  Tabak).  Durch 
»>inf  entsprechende  (lesl.ilttinir  di  r  (lii'M  t'^n  Einkommen-  und  Ertragsst«Mierii  bat  man 
diese  Wiiinngeo  der  Verbrauchsbesteuerung  nur  hie  und  da  und  in  sehr  beschranktem 
Maaase  anszngleicfaen  gesncbt.  Aach  dnrch  die  sogenannten  directon  Luxus- 
stcuern  auf  einige  speci^llc  Verwendungen  der  reicheren  Cl;issen  und  dunh  Zölle 
anf  feinere  (jcnnssinitf«  I  der  letzteren  ist  eine  solche  Ausgleichung  nur  in  einzelnen 
l\Uleu  und  nicht  in  genügendem  Grade  erfolgt. 

Hl.  —  §.  210.  Yorläafiges  firgebniss  der  Entwick- 
lang  des  SteaersyBtemB. 

Der  Uberall  stcigeudc  l^iiniiizbcclarf,  -  spccicll  ilcrjeni^L^c  für 
die  Verzinsung  der  öffentliclieii  Sehnld  iiiul  fitr  die  Wcbi  krat't,  aber 
doch  anch,  im  Stnatc,  den  Verhäiiden  tnid  den  Gemeinden,  im 
grossen  und  immer  grösseren,  rascher  vvaebscudeu  Maasse  tiir  die 
mannigfaltigsten  Verwaltungsausgaben  im  Gebiete  des  ,,CuUur-  uud 
Woblfahrtszweeks"  seit  dem  Frieden  von  1815,  den  Ereignissen 
▼on  1848  und  mehr  nnd  mehr  seit  der  alleroenesten  Zeit,  am 
Seblime  des  19.  Jahrhanderts,  für  Zweeke  der  Uebnng  der  unteren 
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Classen  — ,  einerseits,  anderseits  die  Vermehmng  des  geearamtea 
Volke  Wohlstands  y  die  AnsdehDong  des  Oonsonis  gewisser  Gennss^ 
mittel  in  allen  Sehichten  des  Volks,  die  Entwicklnng  der  ProdnetioBs- 
technlky  des  GommanieattonsweseDS,  des  answftrtigeo  HandelSy  die 
politischen  Rfleksichten  und  der  Wnnseh,  den  Dmek  der  Steaem 
nicht  unmittelbar  so  deutlich  empfinden  zu  lassen,  nicht  am  Wenig- 
sten auch  die  wachsenden  steuertechnischen  Schwierigkeiten,  welche 
die  qualitativ  und  (|uantitativ  immer  stärkere  Differenzirung  des 
Nationaleinkonimens  und  Nationalvermögens  für  die  nchiige  Auf- 
legung directer  Einkommen-  und  Ertragssteuem  bei  den  einzel- 
nen Einkommen-  nnd  Ertragsbeziehem  und  Vermögensbesitzem 
schuf  —  dies  Alles  führte  dann  tu  dem  Eigebniss,  dass  die  meist 
indireet  erhobene  Verbranehsbesteaeningi  daneben  aber  aiieh 
die  VerkehrsbesteneniDg  gegenttber  der  meist  dtrect  er- 
hobenen Einkommen-,  Ertrags-  nnd  sonstiger  Shnlieher 
Besteneruni^  wenigstens  im  Staatsstenersystem  unserer  Geschichts- 
pcriude  b  l  a  i  k  v  o  r  wieg c  n. 

In  den  vcrschiedcacu  Staatca  fmlicli  wiodor  in  ungleichem  Maassc,  waa  sich 
weniger  aus  der  Befolgung  Ferschiodener  steu^rpoliüscber  Ziele,  als  »us  der  ganrea 
eiichichtlichen  EutvickhlDg  dw  Staatalebens,  sowie  aus  der  Hobe  and  den  Yenren- 
ungszweckcii  tlc:^  pcsammtr'»  Finanzbedrirfs  und  aus  drr  Ergii-biVkeit  t^onstig-er  Ein- 
nabmcqucilen  crkiatt.  Wie  cutscheideod  die  (jcstaltung  des  Staatslcbuns  eiu- 
wirkt,  leigt  der  Vergleich  der  fransOsischcn,  italionischen,  08terreic]iltch«a. 
rubbi seilen,  nordamoricaniscbcu  Steuerentwicklang  im  19.  Jahrhundert  unter 
eiuand'T  und  mit  der  britischen.  <I.r  deutschen  und  derjcnig^en  der  kleineren, 
in  politischer  Kuhc  icbeuden  Staaten,  wie  der  Schweiz,  Uollands,  fielgiens, 
Scandina? Ions.  (Vgl  Pin.  III,  §.  97—105  über  dio  EntwicUaog  der  enropijackett 
Besteuerung  iin  V.).  .lahrhiindcrt  und  speciell  Uber  diese  EntwicUllOg  in  Gross- 
britannien       IUI  bis  lu'.».  in  Frankroirh  g.  IfU* — 1T"\ 

Die  finauzstatistischcii  Vcrgleichungcn  Icideu  ubriguua  häufig  an  «Kr  uiigcaaucü 
and  ungleichartigen  ßegritrbbestimmung  der  einzelnen  Stenerartun  in  der  Praxis.  So 
besonders  bei  der  Üblichen  (ir;ienulu  r>t<  lluiif^  dor  „directen"  und  „indirocten"  Be- 
steuerung; auch  bei  dor  vcrbchiedeuen  Auffassung  dos  Ertrags  der  Staatsmonopol« 
(Salz,  Tabak),  lüs  Steuer-  oder  als  gewerbliche  Einnahme;  ferner  bd  der  vorschio' 
denen  Behandlung  d.  r  „\  c  r  kohrssteuem**  (Stempel  u.  8.  w.»  Besitzwechsel- 
und  !'"eistcr.il)^ab.'ii\  iniih  der  Erbsch a f tsstfuern,  deren  ungleichuiässie''  Eia- 
reihung  unter  die  „directen"  odor  die  «^ndirecten"  Steuern  oder  die  hiermit  fälschlich 
identifldrteii  „Schatsongen**  nnd  „Verbrauchssteoem"  dann  fdUends  die  Yer- 
gleichbarkoit  verschiedener  Staatshaushalte  beeinträchtigt.  Man  kann  daher  nur  im 
Grossen  und  (ianzen  von  dem  üeberwiegcn  der  Verbrauchsbe^touening 
sprechen.  (S.  unten  ^.  258.)  Vgl.  besonders  die  finanzstatistischen  Arbeiten  Gerst- 
feldt^s,  Beiträge  snrBfliobasteverfiage,  nnddeii  AuÜMtsin  Goiinul*8 Ja]irbQdiflr&,  B.41. 

Im  Conimunalsteiiersystem  ist  das  Ergebniss  ein  andres. 
Hier  sind  die  Veibruucbssteucrn  —  selbständige  sowie  coiiuuauale 
Zuschläge  zu  den  Staatssteuern  —  in  Deutschluud  wcniij:s(ens  viel- 
fach verschwunden  und  auch  ia  anderen  Ländern,  freilich  mit  Ans 
nahmen,  seltener  geworden,  was  zum  Theil  mit  der  steuertech 
nisohen  ümgeetaltong  der  inneren  Verbraoebsbeeteaening  (Wegfall 
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der  Thonteaern)  ZQsamoienhäDgt.  Die  directe  Ertrags-  und 
EinkommeDbesteneriing,  durch  selbständige  Communalsteaern 
oder  durch  Zuschläge  zu  den  betreffenden  Staatssteaern,  Uberwiegt. 

Eine  knize  Uebonicbt  der  concnten  GeaHtiitang  der  Besleoeniag  in  elDzelneii 
Lindern  in  der  Gegenwart  aiad  unten  in  den  §§.  219,  230,  248,  258  und  259  gegeben. 

Die  Beurtheilang  dieses  vorläufigen  Erircbnibses  der  geschichtlichen  Entwicklung 
und  die  fiuanzwisscDScbaftlicbo  Aufstellung  weiterer  Zielpuucte  fUr  das  modorue  Steuer- 
syatem  findet  in  den  folgenden  Abecbniltcn  mit  stntt. 


Dritter  üanptabschoitt. 
nie  flnanswiasensoliaflllohe  Bildiuig  des  Steuersystems. 

1.  Abschnitt 

Stnleltuiir* 
Inibesoadere 
L  die  ErwerMesteiieniiig,  namenlUcth 
A«  die  BesteaeroBf  des  bernfsmiLssigen  Erwerbs  oder  die  Tememlleh 

sogenanate  direete  Besteaeraa^« 

§.  211.    Yorbomerku ngcn. 

Mit  diesem  Abschnitt  beginnt  die  eingehende  Entwicklung  des  Steuersystems: 
wesentlich  eine  principicllo  Unteniuchuog,  die  der  specielleu  Steucrlehre  roran- 
geben  inass,  nm.  weeigatena  zunichst  in  der  Theorie«  sa  einem  wirklichen  Sleoer' 
^y  steui  70  frolanpen.  da';  als  Riclits<  hnor  und  Maassstab  fUr  die  Praxis  dienen  kann. 
iÜH  werden  JabLi  (ibciall  die  wirths»  liaftürhon  nnd  sorialen  Verhältnisse  unserer  mo- 
dernen Culturvölkcr,  insbesondere  der  uiittol-  und  westeuropäischen  in  der  Gegenwart, 
zam  AaH(*ngspunct  genommen:  also  eine  Periode,  wo  das  „staat^htirgcrlicbc"' 
Steucrwetsen  im  '  -Jitli-  licn  durohg<<iriin?en  ist  und  eine  „sociale'"  E]»(M  hr  l^c^'iimt. 
Die  practischcu  Einzelheiten  des  positiven  Stcuerrechts  sind  dabei  im 
IntCTeeoe  ttreuger  und  consequcntcr  S)'i>tomatik  möglichst  ausgeschieden,  sie  gehören 
erat  in  die  apecielle  Steneridhre.  In  letzterer  vereinfacht  Bich  aber  dafür  auch  die 
Anfj-aV,  wfil  alle  Hanptpuncte,  welche  Pri ncipienfrftsrpn  hihI  (b^i  riclitifjLn  Auf- 
und  Ausbau  des  Steoetsy&teuis  betreffen,  jetit  hier  in  zusammenhängender  lichaud- 
long  rorweg  genommen  werden.  (Vgl.  §.  1,  2  des  5.  Bands  der  Vin.) 

Die  Literatur  bietet  für  die  im  Folgenden  gestellte  Anf^abc,  mit  Ausnahme 
von  St'^in  und  Schäffle,  nur  in  Bezug  auf  tÜo  einzelnen  St<'norgattungen. 
nicht  in  üezag  aof  das  ganze  System  die  wunbchenswurthc  Uiitu.  Ich  verweise 
in  dieser  Hinsiebt  nnf  die  bosOgUchen  Bemerkangen  an  der  Spitte  dieses  ganzen 
zweiten  Bands  in  dieser  2.  Auflage  2 — luifl  dieses  4.  Kapitels,  §.  193.  An 
!  Uter-  r  Stelle  sind  aurli  di«  son^it  in  Ib  tracht  ki-mmenden  Schriften  genannt.  Bei 
Utcaur  Lücke  iu  der  Fachliteratur  köuneu  die  nur  spärlichen  Bezugnahmen  auf 
fbchminnische  Ansichten,  ron  Hieoretikem  wie  Practikem,  in  den  folgenden  Ab- 
8Cbnift''n  'liclit  auffallen. 

Beim  Anfbau  dos  Steuersystems  wird  an  die  oben  in  ^.  US  aulgetitellte  Ein- 
theilung  der  Stenern  in  Erwerbs-,  Besitz-  und  Gebranehsstenem  angeknüpft, 
«reiche  im  Text  nonmehr  näher  erläutert  und  begründet  wird.  Die  Zugrandolcgun^ 
dieser  Einthoilnng  empfiehlt  sich  m.  E.  mehr  als  die  nntzung  der  Eintheilung  iu 
Schätzungen  und  Vorbraachssteuem,  oder  derjenigen  in  directü  und  iudirecto 
(in  einer  oder  In  beiden  der  zn  onterBcbeidenden  BegrifTe  dieser  Ansdrücke,  f.  97,  QH) 
für  diesen  Zweck.  Alle  diese  Einlbeilongon  berObron  sich  aberriel&oh,  wie  sich  im 
Text  genauer  zeijjon  wird. 

Meine  Abweichungen  von  dem  bedeutendsten  Steuensystematiker,  von  Stein,  sind 
TOffnemlich  ssf  Abweichnngea  in  der  AufCusong  rolkswirtbscbaftUcher  Ter« 
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liältiii.s.sc  und  Ik'griUc  zarückzufilhreii.  Fii  dieser  Hinsicht  beziehe  ich  mich  wir  j  r 
auf  ludjic  Cirundlegang,  besonders  Kap.  1—3  der  1.  Abth.  (2.  A.),  und  aut  ük 
dortig«a  ErOrteran^en  über  Grandbcgritfe:  £nrer1>  dordi  ei^ne  wirdiacluAliche 
Thätigkoit,  durch  Ucchte,  duTcb  Goi\}aiictar  a.  s.  v.  8.  dtttt  «neb  Bobort  Meyer, 

Friocipien,  §.  55  fT. 

Speciuii  für  die  in  diesem  1.  Abschnitt  berührte  Frage  von  den  Einkumiucii- 
und  den  Ertragssteneni  s.  aocb  die  genaiuiten  Scbriften  ron  Held  (EukommeiuleMr), 

Neumann  (progressive  Einkommensteuer),  die  socialpoliti^cllcn  Gutachten  und  Ver- 
handlungen von  1875,  Vocke's  „Abgaben  u.  s.  aus  den  tinanzwissenschaftlichcn 
Werken  die  betreti'enden  Abschnitte.  Ich  beziehe  mich  namentlich  auf  meine  Äb- 
btndlnng  „directe  Steuern"  im  Schönberg 'sehen  Haiui))uch,  wo  die  Ertragü-  ond  Per- 
Bonalsteucrn  eingehend  behandelt  sind.  S.  auch  Fin.  III.  über  die  enirlischc  Ein- 
korn meosteu  er,  ^.  111 — 116  und  besonders  über  die  französische  directe  Bcstencrobi; 
§•  189—210,  wo  die  wicbtigsten  imctiscben  Ftobleme,  die  im  Folgenden  ratrdft 
werden.  In  Yerbindnng  mit  bedents&men  ooncreten  Beispielen  be^rocben  sind. 

I.  —  212.  Die  drei  AV  e g e  zur  E r f ü  1 1  u u g  der  Auf- 
gaben dcö  Steuersystems. 

Das  Steneraystem  kaDD  die  Aufgaben ,  welche  ihm  nach  deii 
Ei^rterongen  Im  ersten  Haoptabsohnitt  dieses  Kapitels  (§.  194  ff.) 
obliegen,  nnr  dadurch  annähernd  richtig  Itfsen,  dass  es  das  National- 
eukommen  und  Nationalvermögen ,  die  eigentlichen  letzten  Steuer, 
quellen,  Uberall  im  Einzeleinkommen  und  Einzelvermögen  aufsucht 
und  cilasst.  I 

Zur  Erreichung  dieses  Ziels  bieten  sich  legcluiässig  drei 
Wege,  welche  jeder  allein  für  sich  oder  alle  zugleicb 
neben  einander  beschritten  werden  können.  In  der  ISteQcr- 
geschichte  und  im  positiven  Stenerrecht  sind  sie  auch,  wie  sieh 
ans  dem  vorausgehenden  Hauptabschnitt  ergiebt,  im  Laufe  der  Eni* 
wickln  Dg,  je  mehr  bei  steigendem  Stenerbedarf  die  vier  Beibes 
oberster  Stenergmndsfttxe  zur  Anerkennung  gelangten,  immer  cos- 
seqnenter  gleichzeitig^  mit  einander  beschritten  worden.  Gerade 
daduicb  haben  die  moiLüien  Steuersysteme  der  Praxis  ihr  chaiac 
terististhes  Gepräj!:e  erlialteu  uud  sich  immer  mehr  im  eigentlichen 
Wortsiune  zu  „Systemen"  entwickelt. 

Auf  dem  ersten  Wege  verfolgt  man  das  Einkommen  qihI 
Vermögen  des  Einseinen  in  dem  Erwerb,  der  Gewinnung  oder 
der  technisch -Ökonomischen  und  rechtlichen  Entstehung  bei 
ihm;  auf  dem  zweiten  Wege  in  seinem  Besits;  auf  dem 
dritten  We^^e  in  seinem  Gebranch,  daher  hier  regelmlssig 
im  arbeitstbeiii^cii  Tausch-  luid  Geldverkehr,  in  der  Veraus- 
gabuuf;  liir  Einkäufe  von  Sachen,  für  Bezahlung  von  Dicust 
leistuugcii  und  für  Vornahme  von  Genllssen  oder  Verbrauchs- 
ucten,  sowie  in  der  Benutzung  von  Vcrmögeasobjectea  (des 
Nutzvermögens). 
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Im  ersten  Fall  wird  Einkommen  und  Veinir»gen  also  in  der 
auf  ihre  Bildunc:  (heim  Einzelnen)  hinzielenden  Bewegung;  im 
zweiten  Fall  im  Ivuhcpunct  und  bloss  in  Bezog  auf  die  in  ihnen 
liegende  Fähigi^eit,  zu  wirthschaltlicben  Zwecken  der  Production 
ond  des  Consums  zu  dienen ;  im  dritten  Fall  endlich  wieder  in  der 
auf  ihre  wirkliche  Benutzung  zur  BedtlrAiissbefriedignng  hin* 
zielenden  Bewegung  ins  Auge  gefasst 

Zwischen  den  beiden  eisten  Fällen  besteht  eine  nähere  Beziehung  darin,  dass 
der  Be.«it:r  de^j^^nipen  Vermögens,  wcIcIk^"  zu  P r od uctionszwecken  dioiif.  d.  h. 
des  (primen)  Kapitals  und  Bodens,  im  zveiteu  Fall  schon  nach  seiner  Fähig- 
keit, Ertragsquelle  20  sein,  im  ersten  FaJl  oteh  seinem  (virklichen  oder  nmth- 

Oi  a  a s  jsl i<' h  f  Ertrage  selbst  für  das  Einkommen  tiner  Person  nnd  nach  <lcr 
Bewojriiri^'  seines  Werths  (Conjoncturcn !)  ftir  «las  Vermögen  derselben  in  Betracht 
kommt.  Aehulich  besteht  eine  besondere  ]]e/iehung  zwischen  den  beiden  letzten 
FttUen  des  Scbemu  darin«  dass  der  Besitz  ?on  Gebrauchsvermögen  Genuss- 
njHpli  cbkcitcn  constatirt,  welch«  dann  bei  dem  Verbrauch  des  Verbranchs- 
vermögeos  und  bei  der  Benutz oug  des  NutzTermögeos  thatsächlich  verwirklicht 
irerden.  Di^e  eigentbitmlichen  Beziehungen  zwischen  dem  ersten  tind  zweiten  and 
wieder  dem  zweiten  und  dritten  Fall  sind  auch  für  die  Besteuerung,  wie  sich  leigen 
vird,  wichtig.  Sie  bewirken.  das>  die  ^icll  an  den  Besitz  anleimende  Bestenemog 
nar  eine  geringe  selbständige  Ausbildung  erfrihrt. 

IL  —  §.  213.  Die  drei  grossen  öteuergruppen  des 
Steuersystems. 

An  diese  drei  Wege  knüpft  sich  nun  eine  dreifache  Grup* 
pirnng  von  Stenern  oder  Hanptarten  der  Steuern  an:  eine  Unter- 
scheidung nach  der  Bemessungsgrandlage  (oder  den  „Steuer- 

rtbjecLcii  '  in  diüsciii  ►Sinne),  nicht,  was  damit  leicht  verwechselt 
wird,  nach  der  Steiierquelle  (§.  89).  Diese  ist  vielmehr  in  allen 
drei  Gru[>i>eji  rerjelmüssig  das  Einkommen  des  Einzehu  n,  als  Theil 
des  NatiunaieinkummeDS  y  ausnahmsweise  das  Veruiügeu  des  Ein- 
zelnen. 

Ixider  fehlen  pansende  und  unzweideutige  tcclmische  Namen  für  je  le  dieser 
Gruppen.  Diejenigen,  welche  man  etwa  brauchen  kann,  haben  in  der  Theorie  und 
Pnzis  gevfthttlich  sebon  eine  andere ,  engere  Bedeotnng.  Da  es  indessen  unrer- 

meidlich  ist,  die  betrefTenden  Steuern  kurz  in  einem  Namen  zusammen  zu  fassen,  so 
ninss  man  wobl  oder  flbel  solche  sonst  in  einem  anderen  Sinne  gebräuchlichen  Kamen 

lierulierii  IiüiLti  und  ihnen  hier  die  entsprechende  Rrtb  utung  geben. 

Die  Steuern,  welche  Einzeleinkonuiicu  nnd  Vermuten  in  der 
Entstehung  beim  Einzelnen  aufsuchen,  können  Erwerhs- 
steuern;  diejenigen,  welche  sie  im  Hesitz  anfsnchcn,  köiineu 
He ü i tzsteuern;  diejenigen ^  welche  sie  im  Gebrauch  veri'olgeo, 
Gebrauch  steuern  genannt  werden. 

l)ie  einzelnen  Steuern  der  beidr-n  ersten  Gruppen  gehören  grossentbeils  (^aber 
nicht  durchaos)  zu  den  „Schätzungen'*  und  den  directcn  Steuern  (in  beiderlei 
Sinn)  und  sieben  als  solche  der  Hanptart  der  dritten  Gruppe,  den  Verbrauchs- 
steuern  und  den  indirectcn  Steuern  (ebenfalls  in  beiderlei  Sinn)  aw^  in  manchen 
äusserlichen  oder  formellen  Poncten  der  Eiorichtong  nnd  Erhebong  gegenQber  (TgL 
oben  §.  93,  Uo.  U7,  9S). 


Digitized  by  Google 


516  Ailgem.  Stcuerlchre.  4.  K.  System.  3.  U.-A.  Luiluitung.  §.213,214. 

Die  drei  Gruppen  sind  die  Hauptglieder  wenigstens  eines  ent- 
wickelten Steuersystems  und  müssen  diuiii  iu  die  richtige  Verbind- 
ung mit  und  Stellung  za  einander  gebracht  werden,  damit  das 
Steuersystem  den  oberster  Steucrprincipien  entspreche  und  theore- 
tisch richtig  und  practisch  brauchbar  sei. 

AUerdiDL'^  ist  die  Beschränkung  des  Steuersystems  auf  bloss 
eioes  dieser  Glieder,  namentlich  auf  die  Erwerbs-  oder  die  Ge- 
brauchs- (bez.  Verbranehs-)  besteaerang,  wenn  die  sn  einer  jeden 
Gruppe  gehörigen  Stenern  passend  eingerichtet  werden,  nicht  an- 
denkbar  nnd  practisch  nicht  nnmöglich.  Die  Geschichte  zeigt  ancb, 
dass  bei  geringem  Steuerbedarf  und  einfacheren  Wirtbscbafts-  und 
Recbtfivcrhiiitnisseu,  daher  im  Allgemeinen  in  frllhereu  Perioden,  da« 
Stencr„8ystem**,  soweit  hier  von  einem  Kolcben  tiberhaupt  <i  b  »u 
gesprochen  werden  darf,  wirklich  sich  derartig  beschränkt  hai. 
Aber  je  mehr  der  Bedarf  wuchs  und  Arbeits-  und  Eigenthums- 
theiinng  sich  ent-  und  Tcrwickclten,  ferner  je  mehr  eben  die  Yolks* 
wirthschaftlichen,  die  Gerechtigkeits-  nnd  die  Verwaltnngsgrand- 
Sätze  in  der  Bestenemng  als  Richtschnnr  mit  anerkannt  wnrdes, 
desto  mehr  bildete  sich  das  Steaersystem  tbatsftchlicb  nach  jenes 
drei  Seiten  conseqnent  ans  nnd  mit  Recht:  die  steigende  Com- 
plicirtheit  nnd  Ktlnstlich keit  des  Steuersystems  ist 
eine  nothwcndige,  durch  die  Entwicklung  der  Volks- 
wirtbschaft, die  Ausdehnung  des  gemcinwirthschait- 
lichen  nnd  die  reich  ere  Entfaltung  des  privat  wir  th 
schaftlicben  Systems,  insofern  selbst  „entwicklungis- 
gesetzlich^'  begrtindete  ConseqaenZ|  wie  mr  im  vorigen 
Hauptabschnitt  gesehen  haben. 

Dies  zeigt  sich  denn  auch  besonders  wieder  innerhalb  jeder 
der  drei  grossen  Stenergmppen* 

Hier  gicbt  aich  der  Eioöuäs  davuii  kuud,  dass  eine  Mengo  öiüuoiniscli-tecli- 
nischer  ond  rechtlicher  Speciftlislronfen  im  Erwerb,  Besitz  mid  GebnacJi 

(It's  Eilikuimncns,  bez.  flos  Vermögens  sich  ausbiMon,  in  iininer  grösseror  Zahl  ond 
Maniiicht'.iUigkcit.  ]<■•  iiit.'lir  sich  Arbcitsthcilung,  Eigouthumstheilung,  Crf^itvericiil 
u.  b.  w.,  überhaupt  je  mehr  sich  die  Volkswirthschafl  eutwickcU.  Dadurch  vcrdaD 
fttr  die  LOeoog  der  Aufgaben,  welche  einer  jeden  der  drei  grossoi  Stenertrruppei 
obliegen,  wieder  vielfach  besondere  einzelne  Sleaem  in  jeder  Groppe  und  ebenso 
verschiedeaartige  Einrichtungen  einer  Steuer  uolhwendig.  Oder,  m.  a.  W.: 
dieErverbs-,  Besitz- nnd  GebraocbsbeBteneraag  masa  jede  in  eich  wieder 
ein  besonderes  Steuersystem  bilden.  (Stein  hebt  das,  4.  A.  I.  461,  nor  fiir 
seine  -:»>r''rsirinte  direete  H-'-r^Mi-THnp  hervor,  die  ..durch  die  Natur  ihres  Objccts 
selbst"  wieder  zu  einem  System  werden  müsse.  Das  gilt  aber  ebenso  fttr  die  indiitscti: 
Yerbnachsbeeteaeneru  n 

Auch  dies  beruht  nicht  auf  Willkür,  Zufall,  „Fiscalismus**  oder  technischer 
UnvollkornmenhiMt  (1er  Stftuerverwaltnnj?,  sondt^rn  auf  donselbsn  entwicklnnffsgesotzhi  hcn 
licdiuguugcij,  wie  diu  Audbildong  deä  ganzen  Steuersystems  nach  den  drei  genauütt^i 
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Seiteo.   Es  dOrfte  und  kOnnta  vot  tadea  Min,  venn  nuin  sieh  snf  den  Ueber- 

välzungsprocess  und  auf  die  s«irbero  Herbeiführung  einer  volkswirthschaftlich  richtigen 
und  einer  gerechten  Steuenrertbeilung  durch  deri>->-llv>r;  in  hOliereilL  Maasse  rerlauen 
könnte,  als  es  nach  dem  Früheren  (§.  IH*)  II.)  stattl  ilt  ist. 

Entwickelt  man  das  Steuersystem  im  Ganzen  und  in  seinen 
drei  Hanptgruppen  uicht  aogemessen ,  so  bleiben  auvermeidlicb 
Lücken  und  Härten  besteben,  welebe  Verstösse  gegen  die  volks- 
wiithsehaftlicben  und  Gereohtigkeitspiincipien  bilden.  Freilich  kann 
man  das  ideale  Ziel  der  Bestenemng  anch  mit  dem  Tollkommensten 
praetisch  mOgllcben  Steuersystem  nieht  erreieben,  sondern  muBS 
man  sieh  stets  mit  einer  AnnfthemDg  an  dasselbe  begnügen,  wie 
bei  der  Erörterung  der  Steuerprincipien  schon  zugegeben  wnrde 
(§.  124).  Aber  die  möglichste  AuiiiiheruLig  an  dieses  Ziel  darf 
die  Theorie  von  der  Praxis,  also  vom  Steuerrecht,  verlangen  und 
eben  deshalb  hat  sie  auf  die  Nothwendigkeit  immer  weiterer 
»SpeeialisiruDg  der  Steuerarten,  einzelner  Steuern  und  Steuer- 
einrichtungen im  Stenersystem  hin-  und  die  Ursachen  dieser  Ent- 
wicklung in  den  geoannten  Wirtbscbatits-  und  BechtSTerhältoissen 
nachzuweisen. 

III.  —  §.  214.     Die  Erwerbsbesteuerung  und  ihre 

Gliederung. 

Die  genannte  Besteuerung  gliedert  sich  wieder  in  drei 
^Tüssere  Abtheiluugeu  nach  den  drei  Arten,  aui' welclie  sich 
der  Erwerb  von  Einkommen  und  Verraügeu  Seitens  einer  Person 
im  privatwirthschaftUcben  Verkehr  auf  der  Grundlage  unserer  Eigen- 
tbums-  und  Erwcrbsordnnng  znrttckftthren  lässt:  der  berafs* 
mftasige  Erwerb;  der  Erwerb  durch  einzelne  Acte  und 
einzelne  Rechtsgeschäfte;  Bchliesslicb  der  Erwerb  durch 
Anfall  und  durch  Werthzu wachs  zum  Einkommen  oder  Ver- 
mögen einer  Person  ohne  deren  eigene  persönliche  wirthschaftliche 
Leistung,  als  blosse  Folge  von  „Vor«;ilngen^',  deren  ökonomisches 
Ergebuiss  nach  der  Rechtsordnung  dieser  Person  zu  Liiste  kommt. 

Diese  drei  Erwerbsartoii  bilden  ökonomische  K  ;itrü:oriccn  in  Volkswirtli- 
.-(■liaftcü,  welche  wcaciitiicU  priv ats^'irthschal'tlioli  oiijaüiiiit  sind,  wie  diu 
ii.iserigen,  wo  daher  Privateigentfanm  an  ProdaetioiuiDittcln ,  frei«8  Yertragsrocht, 
Krbreclit  und  Kecht  des  Eigenthümcrs  auf  «kn  irnnzcn,  wie  immer  sich  bildenden 
Werth  seiner  £igeatbum.Hobjecte  und  wo  in  WccbäolwirliUiig  mit  dictier  Becbtsbasis 
ArboitsthfiÜnDg  l»atdit  Die  Untorscheidang  dieser  Enrer1)rart«n  hsC  aber  eine  sehr 
verschiedene  geschichtliche  oder  luactischo  Bedeutung  je  nach  dem  Grade  der  Aus- 
bildung des  privatvrirtliscliaftlichen  Systems  nnd  seiner  Itccht->ljasis.  Ei>t  in  der 
modernen  Yoliswirthschaft  mit  ihrem  Ökonomisch  und  recbtlicU  stark  iudividuaiistiscbeu 
Gepräge  ond  Ihier  hocheotwlclieUeik  Arbeits-  tind  Eigenthomstheilang,  ihrem  regen 
Creditverkehr,  ihrem  leitenden  Wirthschafis-  und  liccbtsprincip  der  freien  Concurrenz, 
der  voll-'u  Berufs-,  Verkehrs-.  EigcnthuTn<='.-,  Vertrnp"^-.  Speciilationsfreilioit  treten  jene 
Erwcrbsartcu  auch  thatsächliclt  voll  in  dun  ihnen  priucipieil  innu  wohnenden 
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characteftoHsdien  Gegeatalz.  Sie  lassen  sich  dann  auch  erst  hier  iveserliti 
leichter  nntencheideii,  wu  fttr  die  AalmOpfaiig  der  Besteoennig  an  sie  wichi%  i*. 

IV.  —  §.  215«  Erste  Hanptart  der  Erwerbsbesteaer- 
ung:  der  bernfBinässige  Erwerb  and  seine  Bestenerniigi 
oder  die  yonieinlieh  sogenannte  direete  Besteuerung. 

A.  Cb a racteristi k  dieses  Erwerbs  und  seiner  Ver- 
bind uug  mit  den  zwei  anderen  Er werbsarten. 

Der  berat  smässige*^  Erwerb  beruht  auf  der  ukoDouiiscbeo 
and  rechtiicben  Stellung,  welche  der  Erwerber  oder  Bezieher  durch 
seine  regelmässige  wirtbsehaftücbe  Tbätigkeit,  d.  h. 
eben  dareb  seinen  „Beraf'»  im  Organismus  der  Tolkswirthscbtft^ 
lieben  Arbeitsgliederang  und  dareb  seinen  mit  dieser  Thiligkdt 
▼erbondenen  (materiellen)  Besitz,  in  der  VermögeDSverthellmig  def 
Volkswirthsebaft  einnimmt. 

Diese  Bcsi(2TorhiltDissc  des  Eiozclnen  kOuneu  dann  io  der  Besitzbcsten^fiC 
noch  zu  besonderer  Berücksichtigung  kommen,  sie  greifen  aber  auch  immer  in  deft 
Erwerb  und  spcciell  ia  den  benifsmäsMgen  Erwerb  ein,  weshalb  sie  doch  TOiaeB- 
Uch  in  der  Erverbebestenerong  selbst  ibie  richtige  SteUnng  erbeiacben. 

Fflr  die  Besteuerung  ist  nun  die  Tbatsacbe  wiebtig,  dan 
niebt  nnr  der  weitaus  gritoste  Tbeil  des  Volkseinkommens  und 

Volksvermögens  von  den  Einzelnen  „bernfsm&ssig''  erworben^ 
producirt  wird,  sondern  dass  sich  auch  die  Vertheiluof^  des 
Volkseinkoniniens  uiul,  davon  meist  abhHnn:end,  des  Volksvenn  eigens, 
zunächst  und  practisch  in  der  Kegel  Uberwie2:end  auch  auf  die 
Dauer,  in  Gemässbeit  des  berufsni  ässigcu  Erwerbs  gestaltet 
(„arsprüngliche*'  Vertbeilong).  Daraus  folgte  dass  die  Be- 
stenernng  docb  immer  vor  Allem  diesen  Erwerb  bei  seineoi 
Becbtsinhaber  zu  treffen  oder  m.  a.  W.  die  Steuenrartheiiung  naeh 
demselben  elnzariebten  aneben  mnss.  Dies  gesehieht  aueh  dunb 
gewisse  Arten  der  Erwerbs-,  Besitz-  und  Verbranebsbestenerong  is 
erster  Linie. 

Die  Vertbeilung  des  Volkseinkommens  und  Volksverm^i^eos, 
wie  sie  sich  durch  den  berutsmilssigcn  Erwerb  bildet,  wird  aber 
dann  mehr  oder  wenji:^er  verilndert,  mitunter  selbst  erhebli^'h 
umf^estaltet  durch  die  beiden  anderen  Ilaupterwerbsarten.  Ein- 
mal, aber  im  Ganzen  in  geringerem  Maasse  so,  dass  gleichzeitig 
die  Grösse  des  Volkseinkommens  und  Vermögens  selbst  oder 
wmiigsteos  des  davon  dem  Volke  zur  Verfügung  bleibenden  Tbeib 
eine  Veränderung  erleidet;  sodann,  und  Überwiegend ,  so,  dass  jeM 
Grösse  gleich  bleibt,  aber  die  Grösse  derAntbeile  der  Einselnei , 
daran,  mithin  die  absolute  Grösse  der  einzelnen  Einkoomd 
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und  Vennögen  sieb  rerXodert.    Beides  Ist  im  Steuersystem  za 

beachten. 

1.  Fälle  der  ersten  Art  und  zwar  des  Erwerbs  durch 
einzelne  Acte  liegen  vor,  wenn  VoiksangehOrige  durch  einzelne, 
gewöhnlich  nicht  zu  ihrer  Berufsthätigkeit  zählende  Aete  sich 
and  dadurch  der  Volkswirthscbaft  einen  ,,Werth''  erwerben. 

Z.  B.  (Inn  Ii  Auffindung:  unbekaiintor  Naturschätze,  rie  Lager  von  Mineralstoflun, 
oder  einst  vergrabener  Metallschätze  u.  dgl.  Spielt  hier,  wie  oftmals,  roiii  il.  r  Zufall, 
üo  würde  auch  dieser  betreffende  Erwerb  anter  die  dritte  Häupter verbsart,  zum  Erwerb 
durch  Anfall  n.  t.  gehOrdn. 

Die  Abgaben  beim  Borgregal,  beim  Schatz  finden  (s.  oben  §.  75,  TCi) 
5>ind  anderer  Art  und  haben  eine  andere  historische  R»  „Tünduiiu^  als  entaprechcnde 
Steuern  aof  einen  solchen  „zufälligen"  Erwerb.  Sie  lassen  sich  aber  mit  au»  dem 
CMclitspiuict  einer  solohen  Beetenenng  begrOnden. 

Practisch  und  deshalb  auch  lüi  die  Besteller un^'  ungleich  wich- 
tiger sind  aber  die  Fälle,  wo  es  sich  um  Vermögensli  bc^- 
t  raguu  ge  n  zwischen  verschiedenen  Vol k s  wir t h  s r h  u l"t  en 
oder  Steuergebieten''  durch  die  zweite  und  dritte  unserer  Erwerbs- 
arten  handelt. 

So  'greifen  namentlich  ffcffonwärttfr  bei  dem  regen  intcniatiorialen  P.  rsonen-, 
Geschäfts-  und  Kapitalienverkehr  einzelne  Acte  im  internationalen  Werthpapiergeschäft, 
der  Erbgang  und  die  verthbestimmeDde  Gonjonctor  Öfters  bedentstm  in  die  VertheilQng 
(las  .,\VcIt<-iukomniens"  und  „Welt vi-rmögcns"  zwischen  verschiedenen  Ländern  und 
Völkern  und  den  zu  diesen  gehörigen  Einzelnen  oin.  Darauf  hnt  die  Besteuerunj^ 
thunlich  Uilcksicht  zu  nehmen,  indem  sie  besutulers  die  Veri^ebra-,  Krbschafts-,  Er- 
trags- und  Einkommensteuem  zweckentsprechend  einrichtet.  Die  BOrsenopentionen 
in  internationalen  „Spiclpapifren"  übertrafen  Afters  pros^  •  Werthsummen  zwischen 
verscliiedeocn  Volkswirthschaften ,  bald  als  Uewinn,  bald  als  Verlust.  i>ie  Börsen- 
blitier  wissen  davon  zu  reden.  Hier  liegen  Locken  im  Steuerrecht  vor,  die  zu  be- 
achten  sind. 

2.  Noch  weit  mehr  kann  aber  und  wird  tbatsttcblieb  auch 

unter  den  obwaltenden  Verkehrs-  und  Kechtsverbiiltnisscn  in  der 
modernen  Volkswirthscbaft  die  ursjnüngliche  Vertlieilaug  des  iu 
der  Giü.söc  unverUndert  bleibenden  Volksciukunniiens  nnd  Ver- 
mögens nach  dem  berufsniiissigeu  Pj-werb  rein  in  ii  erhall)  der 
heimischen  Volkswirthscbaft  durch  die  zweite  und  dritte  einzei- 
wirthschaftliche  Erwerbsart  verilndert. 

Ein/olne  rk>-hrs;;r-,(  liafte  spcculativer  Art,  wo  auf  voraMssi<  litÜ«  he  und 
gehoffto  Werth-  und  Ertragsdilierenzen  ab»iiciulick  „speculirT'  und  derentwegen  das 
Oeechift  rergenommea  wiid,  noch  Spiel,  Wette,  aber  nucb  nicht-specnlnllTer  Art, 
wo  solche  Wcrtb?er&ademngen  ohne  Daraufhinstreben  der  davon  günstig  oder  un- 
günstig- betroffpnen  Pf^rson .  wie  bei  den  Werhselfüllen  der  ('iiii  iuni"tur,  eintreten, 
welche  hier  Wcrthzuwaclis.  dort  Werth  Verminderung  des  Einzcleint^ummens  und  -Ver- 
mögens bewirken,  femer  der  Erbgang,  greifen  nncb  allen  Seiten  in  die  ursprunglicbo 
Vertheilung  ein 

Diesen  Verhältnissen  zu  folgen,  ist  stenerteebnisch  schwierig, 
kann  aneb  solange  allenfalls  anf  die  leichter  zu  berücksichtigenden 
Fälle  besebiHiikt  werden  oder  seliist  gänzlich  unterbleiben  (wenn 

A.  Wegntf ,  glnaaieliiMiilwW»  n.  t.  AmL  91 
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auch  stets  rnttcnteprechenderHiiitanfetzung  oberster  Steoerprincipien), 
als  tliatfiächlieh  einzelne  Veikeliisgcschäfte  und  Coujunctnr  noch 
einen  geringeren  Einlluss  üben.  Aber  gerade  mit  der  Entwick- 
lung derVerkebrslcclniik  (Commnnicatiouswesen !),  derVer- 
kehrsökonoraik  (Ausbildung  von  Handel,  RankgeschUft ,  Be 
theiligung  der  Privatkretse  an  [der  bpeculatioo  auf  Werth-  und 
firtragsdifTerenzen  deB  Gmiid  -,  ITauseigentbums,  Tollends  der  br>rsen 
gängigen  Werthpapiere  a.  b.  wj)  and  des  Verkehrsrechts  („freies" 
Eigentham,  in  den  Formen  inmer  einfaeheres,  inhaltlich  iminer 
,,freieres"  Vertragsrecbt,  specnlattver  Besitzweelisel  aaeh  in  Folge 
dessen !)  —  mit  der  EntwtoUong  dieser  drei  maassgebenden  Faetores 
wird  CS  immer  unzulässiger,  bei  der  Besteuerung  sich  nnr  an  deo 
berufsmässigen  l^nverb  und  an  den  aus  ,,eip:cner  Arbeit"  und  aui 
„Ersparung"  herrührenden  „angelegten"  Werth  des  Besitzes  zu 
halten. 

Anch  die  ratiöneilste  Verbranchsbestenerang,  selbst  diejenige, 
welche  höhere  Leistungsfähigkeit  durch  höhere  Besteuern  ng  der 
feineren  Genassmittel,  dnreli  Lnxnsstenem  n.  dgl.  m.  zu  treffen 

weiss,  reicht  für  die  hier  vorliegende  Aufgabe  volkswirthsebartlich 
richtiger  und  gerechter  Besteuern n«;  durchaus  nicht  aus.  Hier 
niuss  vielmehr  theils  schon  innerhalb  der  Besteuerung  des  beriiiv 
mässigen  Erwerbs  und  des  Bet^itzes  8c'li>.*'t  durch  besondere  e i  d  zcl n e 
Öteuern,  Steuereinrichtungen  und  Regelung  des  Steuer- 
fusses,  tbeils  durch  richtige  Au s bild u ng  der  Verk ehrs- 
(Börsen*),  Erbscbatts-  und  der  Besteoernng  der  Spiel-, 
Wett-y  Specalations-  and  Coojnnctiireiigewinne  das  Stener- 
System  in  richtige  Uebereinstimmnng  mit  den  Stenerprincipien  ge- 
bracht werden. 

B.  —  §.  21('>.  Gliederung  der  Besteuerung  des  „berufs- 
mässigen" Erwerbs. 

Im  Ansehluss  an  eine  doppelte,  eine  „subjective''  und  eine 

„objective"  Auffassung  dieses  Erwerbs  ist  hier  eine  Subject- 
und  eine  l)  b j  ec  t  be ij  t e  u  e  r  u  n  zu  unterscheiden.  Jene  hält  sich 
an  die  erwerbende,  Einkommen  Ijcziehende,  Erträge  in  letzterem 
und  d:inn  iu  sich,  ebenso  N'crmögen  in  sieh  zusammenfassende 
Person  als  das  steuerpflichtige  Hechts-  und  Wirthschafts- 
subject;  die  zweite  an  die  Objecto,  welche alsErtragsqnelleo 
tUhig  sind ,  der  rechtlich  über  sie  verfugenden  Person ,  daher  ge- 
wöhnlich dem  Eigenthttmer  (anch  Nntzniesser  n.  b.  w.),  Erträge,  d.  L 
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einzelwirthscbaftliche Reinertrilge,  mithin  ,,Kirikommen"  zu  gewähren 
und  welche  regelmässig  auch  wirklich  eiueu  Ertrag  liefern. 

1.  Bei  der  Snbj eetbesteaerung  des  bernfsmässigen  Er> 
werbs  wird  letzterer  als  ein  Ganzes,  eine  ökonomische  (ood  zwar 
einzelwirtbacliailliehe)  und  rechtliche  Einheit  betrachtet  und  so 
ZQ  ennitteln  und  sn  erfassen  gesucht 

Hierfür  bieten  sich  wieder  dreiWege^  welche  das  Steaerrecht 
aach  nach  Aasweis  der  Gkschtehte  theüs  nach  theils  neben  einander 
zu  beschreiten  pflegt.  Sie  fübrcu :  der  erste  zur  r  e  i  u  e  n  (d  i  r  e  e  t  e  ii) 
Personal-  (auch  Kopf-,  Familien-,  Heerd-  ii.  dgl.)  und 
C 1  assen Steuer,  auch  wohl  zu  gewissen  Formen  allgemeiner 
Vermögens-,  Grundsteuern;  der  zweite  zur  nominellen 
(directen)  (G  esammt-)  Einkommen  Steuer,  auf  Grund  einer  dies 
Einkommen  als  Ganzes  auffassenden  generellen  Schätzung 
Yon  Verwaltnngsorganen  (Commissionen)  oder  Declaration  des 
Steaerpflichtigen ;  der  dritte  zn  einer  solchen  Einkommensteuer 
auf  Grund  einerSummirung  der  einzelnen  geschätzten  oder 
genauer,  besonders  durch  die  Formen  der  Ertrags bestenerung 
festgestellten  Erträge. 

a)  AiU  dem  ersten  Wege  hiÜL  uiaii  sich  an  gewisse  That- 
sacheii  und  Merkmale,  besondere  solche,  welche  augenfällig  oder 
leicht  ztt  ermiücln  sind,  und  schlicsst  aus  ihnen  anfeinen  gewissen 
persönlichen  Erwerb  oder  wenigstens  auf  persönliche  Ervverbs- 
fähigkeit  Überhaupt  und  mitunter  zugleich  auf  einen  Erwerb  in  nn- 
gelähr  der  und  der  Grösse  und  Art 

Für  die  Auswahl  solcher  Thatsachcn  hat  man  einen  gewissen  Spielraum,  ent- 
scheidende Zweckmässigkeitsgründe  Terongea  aber  die  Anzahl  der  ernstlich  in  Betracht 
kommendeo.  Die  riohtigo  Wahl  selbst  h&ogt  wieder  eng  mii  der  gauzcn  geschieht- 
Uehea  EDlwieUimg  der  YollnwiitliMliaft,  der  Arbeitttbeuaiig,  der  BeBitBrerhftltntaae 
JL  9.  w.  zusammen. 

a)  Die  vielfach  geschichtlich  älteste,  im  Ganzen  roheste  Form 
sind  reine,  nicht  weiter  abgestufte  Personalsteuern:  allge- 
meine Kopf-,  Familien-,  Hausstands-,  Heerd-,  Haus- 
steuem  oder  ähnliehe  Stenern,  welche  sich  auf  die  männlichen 
oder  auf  die  erwachsenen  KOpfe  der  ganzen  steuerpflichtigen 
Berdlkeruug  beziehen. 

Steaertechnisch  einfach  umlc^W  lind  de  toch  nicht  rolksviffhfcliaftlich  nnd 

vom  Standpunct  der  Gerechtigkeit  aus  betrachtet  so  mangelhaft,  solange  die  Beschäf- 
tigung und  daher  die  ukonomisch<>  I/a^q  der  Kinicclncn  meist  dieselben  sind,  oder  das 
Kationaleinkomiiien  »ich  quantitativ  und  qualitativ  im  Sinzcleinkommeu  noch  wenig 
diifeieiucirl  ^.  201). 

ß)  Auch  allgemeine  Vermügens-  und  darin  enthaltene 
oder  auch  eigene,  roh  (nach  Hufen,  Aussaat  u.  dgl.)  veranlagte 

«4* 
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GrnndBtevern  geht^ren,  besonderB  in  frUhen  Perioden  der  Volk»- 
wirthschaft,  bierher,  ftingiren  zugleich  als  Hans-  and  Hofsteoer  und 

damit  als  Familieu-  und  Fersoualsteuer  oder  liabeu  eine  isolche 
noch  neben  sich. 

Bei  üocli  fast  ansschliesslich  airrarischer  Thätigkeit,  anjrefahrcr  Gleichiieit  der 
Landloose  oder  iJcr  Quoten  dorsülbca ,  wio  sie  primitiireron  Anbaurerh&ltnissen  und 
Bcsiedelangen  entspricht,  bei  Weseutlich  gleicher  Technik  des  Betriebs  and  bei  fast 
fehlender  Verselbständi^nuif!:  von  StoffrecMbaiaiif  lud  geriDgem  Handel  sind  soklie 

Steuern  relativ  befriedigend  (§.  204). 

/)  Eine  Aasbildung  erfolgt  durch  Abstnfaog  der  be- 
treffenden Steuern  und  durch  Classenbildung,  indem  man  sich 
an  Merkmale  bält,  ans  welehen  sieb  die  Differenxirong  der 
Art  nnd  der  Grösse  des  Erwerbs  eigiebt.  Solehe  Merkmale 
finden  sieh  im  Stand,  Beruf,  in  der  Besitaart»  Besitzwertb 
nnd  Grösse  (so  beim  Gmndbesita),  wo  dann  impUeite  aneh  schon 
die  Art  des  Einkommens^  Arbeits-,  Beuten-  nnd  gemischtes 
Einkommen^  untei'scliicticn  \\iid. 

Eine  solche  Ausbildung  i^t  gebutou  und  tritt  denn  auch  meistens  ein  nüt  dei 
▼erfflehrten  Arbeits-  und  Besitzdieiloiig,  der  Trennung  agruiseber  nnd  stol^ereddadtr 
Aibeit  ni  aelbsdodigen  Berufen ,  woraus  dann  in  Stadt  nnd  Land  auch  eine  locale 
Trennung  wird,  und  mit  der  Folfre  dieser  Verhaltnisnc  für  die  Vcrthcilunc  d.^s  National- 
einiommens,  der  genorischen  und  c|aanütatiiren  DiÜcrenzirung  desselben  204).  So- 
lange das  beweglich d  Kapital  nnd  der  Creditr erkehr  dabei  nidit  sehr  ans' 
gebildet  sind,  bieten  sich  im  sichtbaren  oder  leicht  nachweisliaron  Vermögen  der 
Einzelnen.  -  ihrem  (irnnd-  nnd  Hausbesitz,  Vieh,  Werkzeugen.  \"orratben  an  Nabrnnr^- 
uitteia  für  Mensch  und  Vieh,  Wohuungäi:iuriclitung,  Gerüth,  Kleidung,  Schtuuci. 
baarem  Oelde  n.  s.  —  wohl  genügende  Anhaltspuncte  Hlr  die  Aufstellung  allge- 
meiner Vermögenssteuern,  welche  wcscutlicli  mit  als  Steuern  des  beruf- massigen 
Erwerbs  lungiren  können;  eruntueil  auf  Grund  ?on  Selbfitsch&Uuogen  unter  Eid« 
vdche  unter  diesen  Voraossetzongen  noch  leidlich  genau  sein  venton,  dn  aie  nicht 
allzuschwer  7m  controliren  sind.  In  der  Bestimmung  des  Steue»at/.c3  als  Quote  votn 
Vermögen,  wobei  die  Art  nnd  hiermit  die  Rente  des  letzteren,  der  Stand  und  Beruf 
und  die  davon  mit  abhängige  gcsammte  ökonomische  Lage  einer  Person  sich  ebenfalls 
hertteksichtlgcn  lassen,  m  man  dann  das  Mittel  einer  leidlieh  ansreidiendeii  Ab- 
stnfling  der  Steuer. 

Sonst  aber  bietet  die  Ausbildung  von  personalen  Classeo- 
atenern,  unter  Combination  ölLonomischer  nnd  socialer  Momente^ 

das  erforderliche  Hilfsmittel. 

• 

Hier  werden  nach  dem  ftkonomischen  Beruf,  nach  der  nngcfikhren  Onrchschnitts- 
lage  in  Be/jig  auf  Einkommen  und  Vermögen,  nach  dem  socialen  und  politiNelun 
Stand  und  Kang  der  einzusteuernden  Personen  Classen  der  letzteren  von  annähernd 
gleicher  Steueri^higkcit  gebildet,  mit  bestimmten  festen  steigenden,  aber  nicht  eiamal 
immer  proportional  steigenden  Steversitzen.  (Doch  kommen  hie  nnd  da  schon  ütithef 
!Progressiv-,  bez.  Degressivscalen  vor.)  In  diese  Classen  werden  dann  die  Einzelnen, 
namentlich  etwa  die  Selbstthätigen  oder  die  selbständigen  Pemnen  nach  den  beHei'endea 
Aakalt»puücteu  eingeschätzt. 

Unter  einthcheren  ErweibsrerhÜtnissen ,  wie  sie  nbrigens  in  den  wiehtigalen 
Beispiel,  der  prcussischen  Cla.ssensteuer,  bereits  nicht  mehr  vorhanden  waren,  kann 
eine  solche  Steuer  selbst  in  unseren  heutigen  Verhältnissen  noch  for  einigermaasi>eu 
genügend  zur  Besteuerung  des  berufkmässigen  Erwerbs  gelten.  Sie  bildet  schon  eines 
Uebergang  in  die  folgende  Kategorie. 
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b)  Die  anf  dem  genannten  zweiten  Wege  der  DarehfOhrnog 

einer  Subjectbesteuerung  erlangte  Steuer,  die  nominelle  directe 
(O  e  s  a  m  m  t  -)  i  u  k  o  tu  ni  c  u  Steuer,  einerlei  zuDächst,  welche  Mittel 
und  Wege  zur  Festötelluug  dieses  Einkoramens  ergrüTeii  werden, 
wird  oüenbar  statt  jener  eben  besprochenen  roheren  Stciici  torineii, 
einscbliesslieb  selbst  die  zulet/>t  chjiracterisirte  Classensteuer,  immer 
nothweodiger  unter  drei  Voraussetzungen:  wenneinmal 
das  Nationaleinkommen  sich  mit  fortsohreiteoder  £ntwick!nng  des 
privatwirthsehaftiichen  Systems  immer  mehr  qualitativ  und  qnantitativ 
differenzirt;  wenn  zweitens  der  öffentliehe  Bedarf  nnd  besonders 
der  durch  diese  Stener  zu  deckende  Tbell  desselben  immer  mehr 
wächst,  so  dass  Ungleiehheiten  der  Steuer  für  die  Einzelnen  empfind- 
licher werden;  und  wenn  drittens  die  ▼olkswfrtbschaftliehen  nnd 
die  Gerechtigkeitsprineipien  mehr  erkannt  werden  und  im  Volks- 
bcw  usstsein,  daher  bei  der  gesetzgebenden  Gewalt  mehr  zur  Geltung 
gelangen. 

Die  Steuerg^ckichtc ,  zomal  der  moderuen  Zeit,  zeigt  aucb,  wie  mit  dem  lUin- 
treten  dieser  Voranisetznogen  das  BadttifiüBS  nach  einer  fSrniHciien  Einitonimea- 

Steuer  an  Stelle  der  früheren  Formen  hervortrat  (§.  206).  Die  Anerkennung  der 
persAntkhen  Frcilioit  und  stnatsbtlrgorlichon  '',l.-jrli]irit  im  Volkshewosstsciii  iind  im 
liccbt  der  „staalibürgerÜchcii"  i'eriodc  hat  ^ur  Coiiacijuciii  die  Beseitigung  von 
Steaeiprinlcgicn  und  die  Anerkennung  gleicher  Steuerpflicht  alles  Einzeleioltomin^is, 
«aas  welcher  Erwcrb^art  es  au(.h  lu  rrtthre,  wer  immer  es  aMrli  h  '/it  li.;:  darann  mussto 
bich  wiederum  die  Forderung  auch  der  förmliche])  Eiuliommeusteuer  aU 
einer  Hauptart  der  Besteoeruiig  berQ&mftssigeu  Erwerbs  ergeben. 

Sobald  man  soweit  gelangt  ist,  tritt  dann  nothwendig  die  Frage 
nach  der  Er  mitte  hing  dieses  Eiuzeleinkommens  oder  uaeh  der 
Art  der  Veranlagung  der  Meuerpfliehtigen  zur  Einkommensteuer 
in  den  Vordergrund.  80  entstehen  nuuiDehr  die  beiden  erwähnten 
Arten  r(»rmlieher  (Gesammt-)  Einkomraenbesteuening. 

a)  Die  erste  Art  ist  an  sich  die  einfachste  und  uMehstliegende: 
man  sehätzt  durch  Organe  der  Steaer?erwaltnng  oder  durch 
andere  Verwaltungsbehörden  oder  durch  Commissionen  der  Be- 
steuerten seihst  das  Einkommen  eines  Jeden  unter  Aufsuchung 
von  Anbaltspuneten  fHr  die  Hehätzung  oder  man  nöthigt  den 
Steuerptlichtigeu  (dircct  oder  indireet)  zu  einer  Selbstseh  iitz  ung 
oder  Declaration  seines  Kinküuinicns,  mit  dem  Keebt  der 
Coutrole  für  die  Verwaltung  oder  für  Steuercouiniissionen. 

Zu  jener  amtlichen  Schätzung  wie  zu  dieser  Controlo  bedarf  e«  der  Anhalts- 
pQDCte  in  TliaiMclien  und  Meifcmalen,  vie  den  bei  dem  eisten  Ver&liren  enrKlinten; 
ferner  ergeben  sich  solche  unter  Umständen  auch  bereits  in  den  Grundlagen  bestehender 
anderer  Stenern,  wio  namentlich  der  Ertracrsstcuern.  Im  letzteren  Falle  n&hert  sich 
dietio  Art  der  Einkommensteuer  der  lolgendcn  ctwiiü. 

Bei  der  ODrermeidlieben  Unsicherheit  der  amtlichen  Schätzung  und  bei  dem 
Mangel  an  lidiezen  Tbatiadien  znr  Conixele  der  DeclarAtioneo,  ferner  bei  der  biuiigeii 
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Abneigung  vor  schärforen  sich  etwa  bi-  fcn  l-  n  Controlmittoln  und  Strafen  Seitens  der 
GesetzRt'^Junp  und  der  Venraituof  selbüt  führt  diese  erste  Art  der  Einkommensteaer  aber 
auch  heute  noch  wie  frQhcr,  ja  vegen  der  viel  stärkereu  ludiridualkiruDg  der  Eio- 
komneDrerh&ltniss«,  der  schwierigen  Ermiuelang  flttiich<n  EinkonmeaSt  so  de^jeni::  :i 
ans  dem  Handel,  aus  manclien  (lewerTien ,  vollends  ans  Lcihzioseu,  heute  mehr  &b 

{emals  frtther,  nur  zu  venig  genügenden  £rgebni8seu,  weoigsteiu  fOrgroase 
iftndor  mit  Mhr  ?«ncliledeii«D  Wirttiseliifls-«  Sod«l-  ond  GaHnrrorblltiiteeii,  M 
Unterschied  von  einzelnen  Städten  und  kleineren  Lindem,  die  mitxuter  ein 
gtin^ti^reres  Bild  zeigen.  Besonders  lehrreich  sind  die  neueren  Erfahmngen  mit  <3er 
EiQkommen-  (incL  preossisühe  Glaasea-)  Steuer  einmal  in  Preasiseu,  äodaua  m 
KftniKTeicli  Saebsen.  In  Hamburg  und  anderen  deatschen  Staatoo.  Dort  hat  maa 
allerdings  zu  viel  Küclsirht  auf  die  j5cheu  der  Steuerpflichtigen  genommen,  ihre  Ein- 
kommen verhältnit^se  darzulegen  oder  den  Einsch&tzungscommissionen  genttgeode 
Einblicke  zu  gev&hren.  Hit  daher,  aber  nicht  allein  deshalb,  die  zu  niedrigas 
niid  zu  ungleichen  (lesaintnt-EinscMtzangen  in  Preasscn.  vergliehea  mit  Sacläea. 
S.  n.  A.  A.  Sötbeer,  Umfang  und  Vertheilung  des  Volkseinkommens  in  Preossen 
1872 — 78,  Leipzig  187i>,  und  die  mehrfache  Fortsetzung  dieser  statistischen  Arbeitea. 
ncfuerdingB  in  Gonnd*8  JahrbQchen.  SOtbeei*s  Scliloaee  in  Betreff  PnoiseM  fliad 
Aber  anfechtbar. 

ß)  DieM  ErfabniDg  legt  es,  oeben  aDderen  Umsttodeo^  oahe,  bei 
der  EiDkommensteiier  den  dritten  der  obigen  Wege  einsasohlagen: 
man  bildet  nemlieb  dnrcb  ein  SnmmirnngSTer fahren  eine 
Einkommensteuer,  indem  man  mOglichet  auf  die  ein  seinen  unter- 1 

scheidbaren  Ertragsqnellen  des  Einkommens  zurückgreift,  deren  < 
wirkliche  Erträge  durch  ein  ins  Detail  gehendes  amtliches  ' 
öchätzungs-  und  Berechnungsverfahren,  unter  etwaiger 
Zubilfenabnie  von  SelbstschM  tznngcn  oder  Decla  ratio  neu 
des  kSteuerptlichtigen  für  einzelne  Einkoninienposten  oder  Ertrag 
arten,  zu  ermitteln  sucht  und  dann  eventuell  die  einzelnen  Posteji 
addirt  oder  vom  Steuerpflichtigen  selbst  (mitunter  in  dessen  Inter- 
esse) addiren  Iftsst:  die  Einkommensteuer  als  ein  „System  der 
Ertrags  bestenerung''. 

So  in  England  allgemein  —  Uber  diese  Auffassung  der  englischen  Ein- 
kommensteuer besonders  Vocke,  britische  Stenern  S.  552  und  in  meiner  Fin.  III. 
§.  111  ff.  —  und  theilwci^e  auch  in  den  coutineutalcu  Einkommensteuern,  soveat 
alcb  dabei  wenigstens  mit  auf  die  Daten  der  Ertragsbestenening  gestQtit  vhd 
Letzteres  g^esrhirht  namentlich  etwa  bei  den  landwi  rt  h  schaftl  ich  o  n  Berufen,  in- 
dem man  gewisse  Multipla  der  Grundsteueischuldigkeit  des  Kiukommcasteuei- 
pfUcbtigen  us  des  letzteren  steaerpflichtigcs  „Einkommen''  annimmt,  venn  dieser  Benf 
der  einzig«  oder  hmpliloliiicbsto  tat 

Hier  erfolgt  daber  eine  nftbere  Verbindung  der  Snbjeet- 
besteuerung  mit  der  Objectbesteuerung. 

Gewisse  Mingal  dieser  beiden  Bestanenuigsulen  lassen  sich  auf  diese  Weise 

beseitigten  oder  wenig^stens  Vfrrnin'liTii,  Aber  andere  dieser  Oi)jectbesteuerang  inhärente 
Mängel  bleiben  bestehen  und  werden  durch  diese  Verbindung  nun  auch  in  die  hab- 
jeoloestenening  liinflber  getragen.  Was  die  Efakommensteiier  daho*  dnrdi  di« 
„  objectivere "  Verfahren  zur  Feststellung  der  steuerpflichtigen  Einlvommeu  gewinnt 
geht  ihr  leicht  auf  der  anderen  Seite  gerade  durch  die  Ausscheidung  des  „subjectirea" 
Moments  wieder  mehr  rerloren.  Dies  orgicbt  aich  schon  aus  der  folgenden  fo^ 
l&nfigen  und  notbwendig  noch  ganz  altgemeiB  gebalteneo  Betnchtvnir  d«r  Objeet*  ; 
bestencrunp-;  genauer  no>  Ii  aus  der  rntersuchting  der  eülselnen  Ertrags>iteuern  in  der 
specicileu  Steuerluhre,  wofür  hier  wieder  auf  Band  Iii«  §.111  it'.  Uber  die  ongüfick 
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Einkommcnstcner  und  auf  meine  Abhandlnntr  directe  Stenern  im  SohSnbergaobeil 
UjLodbTJch  biazaweisen  ist.    Vgl.  auch  Scbäffle'ä  btiztigliche  Ideen. 

§.  217.  —  2.  Die  zweite  Hauptart  der  Besteaernng  des 
bernfsmässigen  Erwerbs  im  Erweibsstcuersystemj  die  eben 
genannte  Objectbestenernng,  ist  die  Besteuerung  der  rom 
wirthscbaftenden I  bez.  Rechtssnbject  losgelösten,  yerselbsländigten 
Ertragsquellen,  ans  denen  jener  Erwerb  ganz  oder  In  Theilen 
fliesaen  kann  nnd  regelmSssig  anoh  wirklieb  fliesst  Als  Besteoerang 
der  Ertragsquellen  fDbrt  sie  passend  den  Namen  Ertragsbe- 
ö  i  e  u  c  1-  u  11  g. 

a)  Die  ältere  Ertragsbesteuerung. 

Die  wiebttgste  einzelne  bierhergebörige  Steuer,  die  Grund* 
Steuer,  Yornemlieb  ron  dem  landwirtbsobaftlich  benutzten  Boden, 
ist  als  Hauptbestandtbeil  der  Vermögenssteuer  nnd  aueb  als  be- 
sondere directe  Steuer  eine  der  ältesten  und  Terbreitetstm  Steuern. 

Sie  stellte  sich,  wie  im  forigOD  Hauptabschnitt  schon  gezeigt  wiifde  (§.  204), 
leitet  begniflich  überall  da  gern  ein,  wo  das  Volk  bereits  scssbaft  geworden  war  und 
regelmässigen  Ackerb;iu .  auch  wesentlich  nach  demselben  Feld-  tind  Wirthschafts- 
systcm.  trieb,  sonst  aber  noch  wenig  wcitero  Ärbeitsiheilnng  bestand,  vielmehr  die 
grosse  Hehrzthl  nur  dfo  eigenen  landvirtbachaftlicbeii  Prmlncte  rerarbeit^  nnd 
uTos^enflioils  selbst  verzehrte.  Roli  muh  den  schon  angegebenen  Merkmalen,  nach 
Hij!cn,  rflflgen ,  Aussaat  u.  s.  w.  veranlai?t  blifb  £;ic  dann  in  der  alten  Gestalt  oder 
mit  Icichtcu  Vcraadcningen  lange  bcbtcheu ,  uuhm  mehr  oder  weniger  den  Cliaranter 
oiii«  r  Kcallast  an  und  wurde  etwa  nur  mit  der  Weittrcntwii  khifit:  der  VoIkswirth>cliafr, 
l'T  EiitstoTumg  städtischer  Woliiisit^c  und  Berufe  und  selK^trnidiu^er  stoffveredelnder 
lieverbe  durch  andere  ähnliche  Lrtragssteoem ,  wie  Haussteuern,  besonders  in  den 
Stidten,  tazartige  Abgaben  in  bestimmten  Sitzen  ?on  einzelnen  Gewerben  ergänzt, 
Steoem,  welche  dann  ebenfalls  wieder  den  Ciiarat  tcr  von  Object-  und  Ertragsquellen- 
steoem  an  sich  trogen,  das  Haus,  den  Hof,  d(  a  l'latz.  den  einzelnen  (ie^erbebetrieb 
als  solchen,  ganz  ohne  jede  oder  doch  ohne  uiiUere  Kücksicht  aut  den  wirklichen 
indiridneUen  Ertrag  nnd  aof  die  innehabende  nnd  winbscbaftende  Person  belasteten. 

Die  Besteuerung  verwandter  Urproductions-Quelfi  n,  des  Waldes,  der  Fisrhcroi- 
gründe,  soweit  der  Wald  nicht  mehr  (Gemeinbesitz  war,  war  mit  der  ursprünglichen 
agrarischen  Grundsteuer  gleich  verbunden  oder  trat  auch  wohl  noch  besonders  hinzu. 
Die  Besteuerung  der  Bergwerke  konnte  zwar  ebenfalls  aus  «]  r  (inindjteuer  hervor- 
gehen, bat  ^ii  li  aber  wohl  meistens  selbst  tndig  in  Verbindung  mit  dem  Bergreclit, 
besonders  mit  dem  Borgregal  entwickelt. 

Die  Bestenerang  der  Handel sgc werbe  ging  ans  einer  Ausdehnung  der  Ge- 
verbetaxen  hervor,  wenn  der  Handel  sich  von  der  Gewerksarbcit  trcnute. 

Die  Srhank-.  (ia-f-  und  Uhnliclie  Gowerbe  für  persönliche  Dienst- 
leistungen (^Barbiere  u.  dgl.)  wurden  mit  ihrer  Versclbsuiniiguuj;  ebenfalls  gewcrbo- 
steaenrtigen  Taxen  unterworfen,  auch  wohl  schon  früh  und  hnutig,  besonders  die 
ersten,  apart  mit  Steticrn  bclmf.  wclrlie  als  rileistung  fur  die  Conression  zum 
Botrieb,  für  Privilegien  und  (ierechtsaun  etwas  Gebührenartiges  und  Kegalartig^  an 
sicli  liaben,  wie  z.  B,  speciell  die  „Krug*-,  die  Scbankgerechtigkeits-,  die  Muhien- 
bestenerong*  oder  anch  woU  Keime  indireeter  Terbrancbsbestouenittg  enthalten. 

Solobe  Ertragsstenem  finden  sieb  in  den  älteren  und  mittleren 

Wirtbschaftsperioden    der  Völker  tiberall  mit  hervoi-stechendem 

(  Ii ai acter  der  0 bj ec tsteuer,  dem  nur  die  Ansprikbc  der  in  Besitz, 
äülcber  Objecte  gelangeodeo  pri?i]egirteu  Stäude  auf  Steuerfreibeit, 
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die  äholicben  Ansprttcbe  der  Forensen  entgegentreten,  aber  doeb 
öfters  weieben  rnttssen.  Bei  der  Einricbtang  der  Steaeni  werdeo 
dann  meist  nor  etwa  rohe  GlassenstnfeB  nacb  der  nngefllbien 
Grosse  nnd  Ertragsf&bigkeit  des  Bodens,  des  Gewerbes  ontersebiedeD, 
jenem  Objeetstenerebaraeter  gemSss,  anter  Vemacblüssigang  der 
snbjectiven  Momente ,  welche  rom  leitenden  Rechts-  nnd  Wirtb- 
schaftssubjeet  ausgehend  den  wirklichen  Ertrag  der  Qaelle 
qualitativ  und  quantitativ  doch  immer  mehr  oder  weniger  stark 
beeinflussen. 

Nicht  sf'lton  stehen  dio  alten  (irund-,  Haus-  und  ehuelno  Gewerbe^enem  iu 
Verbindung  mit  äholicbea  grundhcrrlicbeii  Abgaben,  die  eiueu  traten  za  de» 
anderen  hinzu,  Tcrmischten  sich  auch  wohl  später,  so  dass  im  Einzelnen  der  Uisprong 
Hiebt  immer  nachzuweisen  ist.  Nur  im  Princip,  nicht  immer  im  concreten  Fall  Uieb 
die  steuerartiji^c  Abgabe  veränderlich  nach  cinfaclier  Anor«innn!r  der  Staat^gc^lt 
neben  der  nnveräudcriichca  grundherrlichen  Abgabe,  so  dat»!}  dies  Moment  im 
unbedingt  sicheres  Kriterien  ist  Auch  «ndere  rein  priratreehtliehe  Lasten,  wie  Zintea 
nnd  Gülten  aus  Creditgescb&ftcn  (Rentenkanf).  gebubrenaiti|;<  AI  zaben,  wie  Gerichts- 
und  Vogtcigelder,  kommen  neben  den  genannten  Steuern  und  grundherrlichen  Absralteo 
bei  Hof,  Haus  und  (irund  vor  und  bilden  mit  ilinen  eine  oft  sehr  alte  und  nicht 
selten  siendieh  holie  Oesammtbelastnng  des  Urandbealtzes,  velclie  trott  ihres  Ttf- 
schicdenen  tresobicbtlicben  Ursprungs  späteren  (»escMccliteni  als  Besteuerung:"  du-- 
Ttcsitzeä  erschien  und  iu  die  moderne  Besteaerang  mit  aberging,  selbst  bei  Steucr- 
refürmcn. 

§.  216.  —  b)  Die  neuere  „rationell^'  reformirte  ond 
aosgebildete  Krtragsbesteaemng. 

Die  Fortentwicklung  der  alten  Ertragsbesteuerung  in  den  Cultur 
Staaten  \>ai  dann  wieder  die  Folge  der  luitwicklun«,'  der  Voiks- 
wirtbscbaft  und  der  Erkenntuiss  der  richtigen  Bestcuerungsprrnnd- 
sätze.  Sie  ist  daher  überall  ziemlich  gleicbmässig  in  der  Periudc 
des  aufgeklärten  Absolutismus  bcgomien  und  in  der  staatsbürger- 
lichen Periode  darcbgeitthrt  worden. 

Dies  geschah  m  doppelter  Richtang.  Einmal  suchte  man 

die  geschichtlich  überkommene  Ertragsbesteueruug  gleichmässiger 
zu  machen,  selbst  wenn  es  sich  nicht  um  Erhöhung  des  Gesamnit- 
ertra^s  der  ►Steuern  handelte,  vollends  wenn,  wie  gewöhnlich,  diese 
Kothwcndi^keit  vorlag;  sodann  dehnte  man  jene  liesteueruni: 
systematisch  aus  und  e r g ä n z t c  sie  durch  Steuern  aut  einzelne 
bisher  nicht  oder  nicht  genttgend  besteuerte  Erträge  anderer  Er- 
tragsquellen. 

«)  Gerade  die  öfters  absolute  und  stets  relativ  sehr  grosse 
Stabilität  der  älteren  Ertragsstcuern  musste  eine  grosse  Un- 
gleichheit der  letzteren  mit  der  Zrit  herbeiführen,  sowohl  zwischen 
den  ciujieluen  Stcucrkategorieen,  der  Gruud-,  üaus-,  Gewerbe&teaer 


Moderne  Ertngsbeateveratig. 


527 


Q.  s.  w.,  wie  zwischen  den  Stenern  der  einzelnen  Stenerobjccte 
einer  Kategorie. 

YoriEonuiieiicle,  in  gldoben  oder  in  vilikailich  fegriffenen  Qoolen  erfolgende 

Krhöhungen  der  Steuern  musston  diese  rngleichhcit  noch  steigern  und  noch  drückender 
machen.  Mit  dem  Niederg^ung  des  ^t;indi^^hc^  Patiimonialstaats.  mit  dem  Zurücktreten 
der  ibm  zu  (irunde  Jicgcüdcü  Idee  von  der  Berechtigung  der  scliaricu  slaudischun 
CUiedemBi:  der  BcFOlkerung,  mit  der  gleiclueiti^'^en  Steigerung  des  Stcuerbcdarfs 
mosstcn  jen?'  rnc:l  «icbheiten  immer  uncrträufliclier  werden.  Die  verschiedene  Ent- 
Ticklong  des  Verkehrs,  der  Technik,  die  Bütriebäiaderungen  in  der  Laudirirtiischaft 
viikten  in  derselben  Riebtnng. 

So  musste  die  der  ständischen  Macht  sich  entringende  Staats- 
gewalt in  ihrem  eigenen  und  des  Staats  wie  im  Interesse  der  Be- 
völkerung anf  eine  grössere  nieichmässigkeit  der  Ertrags- 
besteueruDg  hinzielen,  wie  es  besonders  im  voriu-eii  Jalirlnnidert 
hervortritt  und  unvermeidlich  war,  wenn  maa  Uberhaupt  den  steigen- 
den Bedarf  decken  wollte.  In  der  sich  anschliessenden  modernen 
staatsbOrgeriichen  Periode  wirkten  nicht  nur  dieselben  Umstände 
in  Terstlirktem  Maagse  weiter^  es  machten  sich  nnn  anch  die  nenen 
politiachen  nnd  Yolkswirthschaftllcben  Ideen  Uber  richtige  Stener- 
vertheilnng  geltend. 

Daraus  entstand  jene  Bewegung,  welche  namentlich  in  der 
ersten  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  und  darüber  hinaus  auf  eine 
,,Keform  der  alten  Ertragsstenern'Miiittebt  ,, rationeller'* 
Katastersystcüie  lllr  die  Grund-,  Haus-  und  Gewerbesteuer 
abzielte  und  wenigstens  bei  letzterer,  nach  der  ökononiisehen  Natnr 
des  Gewerbebetriebs  sehr  begreif  lieh,  selbst  die  mehr  indi- 
vidaelleni  snbjectiven,  die  Höhe  des  wirklichen  Ertrags 
(nicht  nnr  die  nobjective^^  Ertragsfähigkeit)  bedingenden 
Momente  mit  zn  bertteksichtigen  suchte. 

Das  Resultat  war  die  Bildung  des  modernen  Ertrags-  nnd 
namentlich  Realste uersy Sterns,  das  aus  drei  grossen  Gliedern, 
der  „rationellen"  Grund-,  Haus-  nnd  Gewerbesteuer  besteht, 
wobei  die  letztere  iudessen  den  i einen  Realsteuercbaractcr  nicht 
ganz  he  wahrte. 

Das  byaiem  wurde  bcaoiidc»  iii  Fraukreich,  Deuti^cLlaud,  Oesterreich  eatwickelt, 
th  Grandlage  and  Hauptthei!  der  directen  SUatsbesteoerang  nnd  begegnet 

uns  ähnlich  auch  in  anderen  continentalcn  Staaten ,  besonders  in  Folge  des  directen 
und  indirertcn  Einflus3fiS  der  franzö.si>,<  h' a  (jesetzi^ehunj::.  Da  die  Coininnnal- 
boteueruug  bcit  ^Utun»  obeufüllti  vürueutuch  au  dicae  Steuern  sich  uulehate,  s>o  wurde 
das  BedOrfniss  nacb  einer  gifieseien  Gleichmiaeigkeit  der  Ertragntenem  nur  noch 
dilngender. 

ß)  Anderseits  drängte  die  Tolkswirthschaftliche  und  sctcialc 
Entwicklung  auf  eine  systematische  Ausdehnung  und  Er- 
gänzung der  alten  nnd  auch  der  rationell  reformirten  Ertrags- 
besteuemng  hin. 
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Die  rermcliit(;  Arbeits-  und  Besitztheilnng,  die  schärfere  qoalitattTe  und  <]mn- 
titatirc  DiticrcDziruDg  dc^t  Natioiudeiokoiamens  bei  der  Trennung  ron  Stadt  ood  Laad, 
UrproductioD  und  Geveik«  niAterielleii  nad  liberalen  Berafen«  Kapital  «ind  Afbdi. 

Hand  in  Hand  hiermit  die  Entwicklung  des  Crcilitrcrkehrs  —  das  Alles  l>ewirt?. 
dass  anrh  ih"  r^l'on  und  gelbst  die  reformirten  neu  r -n  (tnin  l-,  Haus-  und  (lewerbö- 
stcacru  uberhiiu|jt  nicht  mehr  ein  ausreichendrs  KrUdgiiLcuursyüiciii  bildeten. 

So  musste  sich  eine  zweite  grosse  R  c  f  o  r ni  b  e  w  e  g  u  ii  g  aui 
diesem  Gebiete  entwickein :  eine  systematische  A  osdehnung 
und  Ergänzung  jener  drei  typischen  Hanptsteuern  und  zwar 
wieder  in  doppelter  Weise,  entsprechend  den  obwaltenden  ye^ 
hftltDisseD,  wie  dies  die  Stenergescbichte  abemals  ziemlicb  gleieh- 
mftssig  in  verschiedenen  Cnltorlilndeni  Europas  xeig:t:  die  älteroi 
Hanptstenera  werden  nemlich  für  gewisse  Erträge,  welche 
sie  zwar  im  Prineip  bereits  mit  belasten,  aber  ftlr  die  sie  in  ihrer 
allgemeinen  Form  nicht  mehr  recht  passen ,  spceialisirt  nnd 
neue  Ertiagssteuein  tretcii  ilir  gewisse  andere  Erträge,  bez.  Er- 
tragsquellen, welche  bisher  von  den  alten  Stenern  nicht  güUoÜeL 
wurden,  hinzu. 

Die  ernte  Kntwicklung  ist  eigcnllicb  nur  eine  Fortsetzung 
einer  älteren,  welche  aus  der  ursprünglich  allgcmeiueu  alleinigen 
Grandstener  zu  besoDderen  Hans-  und  Gewerbesteoem  geführt 
hatte. 

Die  v5llig:c  Trcnnunjr  der  (irund-  und  Haussteucr  ist  selbst  in  unseren  Staaten 
noch  nicht  uljerall  oder  erst  jüngst  vollzogen  worden.  Sie  ist  eine  richtige  Gon>equcoi 
der  spociiiscbcn  Diiferenzirung  der  (inindsttlcke  nach  Zwacken  der  BeDrolninf^  (a^n- 
riscbe  nnd  Baupla(z-Bcnutzung),  vv<-s]ialb  namentlich  in  den  ikidtcn  besondere  Häos- 
Stenem.  Dasselbe  Princii)  der  DiUVrtnziruiir  der  Besteaerung  nach  derjenigen  d  r 
Bodenbenutzungsarten  zeigt  sich  in  derBcschränkang  der  oigeutlichea  Gmndsteuei 
auf  den  laadwirthsehafUich  benatzten  eder  ao  benutzbaren  und  nnr  am  MebenirrQndee 
nicht  wirklieb  ?o  benutzten  Bud.-n  und.  —  das  Correlat  hierzu  -  in  der  Au  Vi'^  nf 
apa  rte  r  (iruiidstcuevnoruu'n  für  den  Wald,  bisweilen  sogar  ganz  seihständiger  Waid* 
steuern,  ferner  lu  der  Entwicklunj;  drr  B erg  werkstcuem,  und  —  der  neueste  Fall  — 
der  Eisenbahn  steuern,  für  de»  Ertrag  der  Eisenhahn,  neben  denen  freilich  norh 
Grundsteuern  fiir  den  Do  den  der  Bi^rifwerke  an  der  Oberfläche  und  ftlr  die  (imnd- 
stttcke  der  Bahn  vorkommen  können.  Bei  den  Uaussteuero  besteht  die  analoge  £at- 
wieklun«;  in  der  Terscbiedenheit  der  Steaernermen ,  nach  der  Lage  (Grosse  der 
Orte),  der  Beschaffenheit  und  dem  Zweck  der  Gebäude,  wo  sich  dann  auch 
wohl  förmlich  verschiedene  selbständige  Haussteuern  ausbilden  (Hauszinssteuer.  Haus- 
classonsteucr,  Oesterreich;  ähnlich,  aber  im  Rahmen  einer  Steuer,  in  Preasseo). 
Aehnlieh  in  der  Geirerbeetener  eine  immer  grossere  Specialiairnn;  nadi  Artei. 
Ti M  hnik,  Umfantr.  Standorf  der  Heft  L-rbe  und  dl.-  Ausbildung  aparter  Ger erbesfcDefE 
fiir  gewisse  (?ewcrbe,  ron  denen  auch  hierher  der  Eisenbahnbetrieb.  Bergverkabetrieb, 
»odann  das  Geselbchaftswosen  „mit  öflcntlicher  Kechnungblegung",  spcciell  das  Actiea* 
geBeUscliafinreMn  mit  iliren  vorkommenden  Sondenteoem  sb  rechnen  sind. 

Die  zweite  Eotwieklnng  des  Ertragsstenersystems,  die  Ent- 
stehung eigener  nenerStenem  iQr  bisher  nicbtbestenerte 
Erti^ge  oder  Ertragsquellen,  tritt  dentUeh  erst  in  der  neaeren  ssd 

neuesten  Zeit  der  modernen  Culturvölker  hervor,  was  sich  wieder 
auch  aus  deu  Social-  und  Wirthschaftsverhältnissen  leicht  erklären 
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lSi8t.  Von  NebeDsftehUehem  abgesehen  sind  es  vornemlieh  drei 
neue  directe  Ertragsstenera,  mit  denen  man  es  hier  zn  thnn  hat: 
die  Steuer  auf  den  Ertrag  der  Arbeit  der  liberalen  Berufe,  so- 
wohl der  selbständig  als  der  in  einem  Dieüstverhältniss 
aasgeübten  (im  letzteren  Falle:  Besoldnn  p:« Steuer  des  „Beamten", 
besonders  des  „öflTeTitlichi.'n  "  Staats  ,  (rciueimiebeamten  u.  s.  w.); 
die  Steuer  auf  den  Ertrag  der  gemeinen  Handarbeit  imd  der 
sonstigen  niederen  Arbeit  (materielle,  „illiberale"  Arbeit  aller 
Art,  Gesindearbeit)  oder  die  directe  Lohnsteuer;  endlich  die 
Leihzins-  (Kapitalrenten'»  „KapitaP'O  Stener  auf  den 
Ertrag  des  yerliehenen  amlanfenden»  hesonders  des  Geld- 
kapitalst 

Die  beiden  ersten  Steuern  auf  den  Eitng:  der  „Arbeit^  bttdea  du 

P er s  nnn ]';tt^ni  r-Fir'inent  de"^  iiioirrniMi  Ertratrsstenersystems  ncbun  dem  R nl'-ti'Tior- 
ElcxoeAt,  der  Grund-  and  ilaitösteutir.  biö  iühron  leicht  in  die  lörmUcbe  bubjcct- 
bestenerung,  die  Einkommettstooer  hioflber,  da  die  LoetreDniuy  des  Ertrags  der 
„blossen  Ertragsquelle",  hier  der  „Arbeit  als  solcher**  vom  arbeitenden  Subject  natflr- 
lich  noch  misslicher  ist  md  noch  tinsicherere  Fictionen  bedingt,  als  dies  Y<^rfnliren 
bei  den  anderen  Ertrag^teaem,  wo  Ertragsquelle  und  wirthschaftoude  Persou  immer- 
bin  Diebt  80  enf^  Terbimden  sind.  Denuis  eiUlrt  es  sieb  eaeb,  dan  mitmiter  eodi 
jetzt  noch  in  LSndern  mit  einem  sonst  entwickelten  Erfragüsteiiersvitem  die  Besteuerung 
des  Arbeitsertrags  nicht  durch  besondere  Ertragssteuern,  sondern  nur  mit  durch  die 
allgemeine  directe  Personalsleuer,  die  Einkommeusieucr  (bc2.  Clasbcnsteuer)  erfolgt. 
Die  selbständig  zu  P^rwerbszwecken  ausgeSbtoo  liberalen  Berufe  (Arzt,  Advocat, 
Prifatlehrer,  Schriftsteller,  Künstler,  Techniker  o.  s.  w.)  stehen  im  Uebrigen  •"'ikonomisch 
den  gewöhnlichen  Gewerben  näher  and  iOnnun  daher  auch  wohl  durch  eine  Aue- 
debnuog  der  Geverbealwier  aof  sie  mit  besteuert  werden«  wie  es  TOrltomiDt  (Fnuikreieb). 
Die  Basoidangen  n.  s.  w.  liberaler  Berufs  .diener'*  sind  ökonomisch  eine  Art  Dienst- 
lohn,  nur  durch  Dauer,  Sicherheit,  Zahlungstermin,  Höhe,  Verbindung  mit  Pensions- 
w^ea  rem  gewohnUchea  Atbeitslohn  unterschieden.  Sie  können  mit  diesem  durch 
eine  fUDeinsaine  „Lobnsteuer*^  öder  „Arbettssleaer"*  (dann  etwa  mit  swet 
tSledem.  für  „Gehalt"  und  „Lohn"  i,  e.  S.)  getroffen  werden. 

Die  dritte,  die  Lei  hz i n s s t  eu  er .  reiht  aich  der  (irund-  und  Hausst(.'Uer  am 
N^bsten  au,  soweit  auch  diese  den  Ertrag  von  Renten  „uuä  Besitz"  treübn.  Wiu 
beide  genannte  und  die  Gewerbesteuer,  aber  in  noch  höhcrem  Maasse  als  diese,  selbst 
als  die  ihr  am  Meisten  ähnliche  Haussteuer,  kann  si-',  weil  bei  dem  Leihzins  -  F.rtrag 
der  Eiofluss  des  sobjectiven  Moments,  des  Wirthschaftssabjects  noch  geringer  ist  als 
bei  einer  der  anderen  Ertragsarten,  auch  In  der  Form  einer  Besitzstener,  z.  B.  einer 
Vermögenssteuer  nach  dem  Kapitalwerth  des  verliehenen  Betrags  erhoben  werden,  wie 
denn  schon  die  älteren  stadtischen,  territorialen  und  staatlichen  allL^enieinen  Vor- 
mögeDSSteuom  sich  im  Princip  häufig  und  practisch  mit  liachdruck  auf  die  Quellen 
der  Leibxinteitiige  and  rerwandter  Mnnahn^  mit  bezogen  haben.  Ah  eigene  Er- 
tragssteuor  ist  die  besondere  Leih/inssiener  so  ziemlich  das  geschichtlich  späteste 
Glied  des  neueren  rationellen  Ertragssteueitiystems  (Stlddcutschland ,  Oesterreich,  nur 
theilweisc  Frankreich)  und  fohlt  noch  heute  vielfach,  indem  der  Leihzinsertrag  ent- 
weder als  eine  Art  «,Peieonaleinkonunen**  nur  der  allgemeinon  Einkommensteuer 
fPronssen.  England)  unterworfen  und  sonst  nur  etwa  nebenbei  mit  dur<h  gewisse 
V  erkebri>äteuern,  Stempel-  und  Begisterabgaben  besteuert  wird.  Diese  unzulängliche 
Beeteaening  der  Leilizinsen  steht  ausser  mit  den  gleich  zn  erwShnendon  historischen 
i  irtinden  wohl  wesentlich  mit  den  grossen  steuertechni^chcn  Schwierigkeiten,  das  Vor- 
handensein und  die  Höbe  des  Ertrags  rerÜehener  Kapitalien  richtig  7M  Besteuernngs- 
zwecken  zu  ermitteln,  fcowio  mit  Befürchtungen  der  Dcberwälzung  der  besonderen 
Leihzlnsstener  rom  Oltnbiger  und  Zinsbeiieber  auf  den  Seboldner  und  ZinazaUer  in 
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Dji8  lange  Fehlen  dieser  wie  der  beiden  anderen  nenen  Er- 
tragstenera  erklärt  sich  im  Uebrigen  geBchiehtlich  einfach  ans  den 
früheren  Verhältnissen  der  Volkswirthsehaft  nnd  der  Reebtsordnnng, 
speciell  der  älteren  Personalstands-  nnd  pelitisehen  Standesordnong. 

Die  liberalen  Bernfe  wmden  noch  venff  zu  ETweriwnreclcen  ud  tbei^ 

wiegend  von  Augchörigen  der  privilcß^irfen .  oliii<-liin  ht.'iierfrt-ifn  StäiiJ«"  soTie  als 
Ehrcnamtsdicnst  aiis^^rübt.  Das  Bcamtcntliuin  war  viel  geringer  entwiclieU  und  für 
bviii  Dicüstciukomulcii  dann  uieist  —  schon  in  den  letzton  Jalirh änderten  »her  nicht 
immer  und  nicht  überall  —  steawfrei.  Erst  die  moderne  AnfEusang  der  Alli^amein- 
hi  ir  rii'r  Steuer  fillirfo  m  dem  crr-in  i^ätzliflu-n  Verlangen,  d&ss  auch  der  Ertrag  der 
Arbeit  in  solchen  Herofen  za  be^ttiuern  sei.  Die  Idee  der  nUgemeinen  KinkernnMO* 
Steuer ,  eine  Folge  dieser  Anffkisnnf ,  wirkte  in  derselben  Richtung.  Wo  aber  eins 
solche  Einkommensteuer  fehlte,  war  es  nur  consequcnt,  wenigstens  eine  neue  Ertrag»- 
Steuer  gerade  für  den  Krtfag  dieser  Arbeit  einzuführen  oder  eine  der  alten  Ertragt- 
äteucrn  entsprechend  auszudehnen,  z.  B.  die  (icwcrbesteuor  zu  einer  umfassenderem 
.«Erverbestener**  so  mncben.  Die  pmetiscbe  Notbwendigkdt  einer  Bestenerang  dei 
Ertrags  liberaler  Arbeit  aber  wurlis  mit  der  allgemeinen  Steigerung  dt-s  Steut-rbedarfs 
und  der  grösseren  Anzahl  und  wirtküchaftlicheu  Bedeutung  der  AngcbörigcD  dioMT 
Berufe,  wodurch  ein  grosserer  Theil  des  Volkseinkommens  dieser  Ciasso  zufieL 

Diu  untere  arbeitende  Clause  hat  in  den  biofigen  Kopf-  und  ähoHcbes 
Steuern,  in  Anluinjt;scln  an  Pi  rsonaiabgaben  zu  der  allgemeineren  st&dtischen  uoJ 
staiUlichen  dircctcn  Besteuerung  (Vermögens-,  Eiakommea-,  Slaadessteacra ,  Contn- 
bntionen)  scbon  Irttber  Afters  für  den  Ertrsg  ibrw  Arbeit  nüt  gesteneit  Im  Zostswi 
der  Unfreiheit  oder  ähulichcr  Abhängigkeit  zahlte  der  Herr  fttr  sie.  Mit  dem  Wegfall 
allgemeiner  Kopfsteuern  und  mit  der  Heform  der  allgemeinen  direrten  Han]itbe>'.'u  '- 
Qflg  eineiseiti»,  anderseits  mit  der  Eutwiclilung  des  fioiuQ  Dicu&tkucchtd-  und  Iä^- 
löbnerwesens  auf  dem  Lande,  des  Handir«ritsgcsellenthoms,  Taglöhner-  und  Dicosl- 
botenvt^esens  und  vollends  des  gewerblichen  Grossbetriebs  in  den  Städten  trat  dan- 
erst  die  Notbvendigkeit  einer  besonderen  Besteuerung  dieser  Classen  mehr  hervor. 
Die  indirecten  Ycrbrauchssteucru  haben  zur  Bestenerang  dieser  Glassen  nit  gediest 
anch  bewusstermaasscn ,  zuerst  in  den  Stidtcn,  später  auch  in  den  TenitiMien  nnd 
Staaten.    Nach  der  völligen  i>ulitischen  Emancipatton  des  Arbeilerstands  war  es  daoo 
unter  dem  Einflu&s  der  Idee  der  staatsbargerlichen  (ileicbboit  wieder  nur  consoqaent, 
jetxt  anch  den  Ertrag  der  gewöhnlichen  Handarbeit  direct  sa  besteoen,  Wiedens 
entweder  mit  durch  die  allgemeine  Einkommensteuer  (Classenstcucr  od>!r  durch  .iii 
besondi;rc  neue  Arbeitsstcuer.  bez.  mitfeist  einer  Ausdehnung  der  Gewerbe-  oder  Er- 
werb.«*öleuer.  In  deii  dcutachcn  Läodeni  mit  stärkur  eutwickeltcm  diicctcu  und  Ertrag>- 
steaersystem  nnd  schwächer  gebliebenem  Verbrauchssteuerwesen  ist  man  anch  » 
vorgegangen.    Im  Ausland  fehlt  es  nicht  an  Analogieen,  doch  hnt  mm  hier  meist  die 
dirccte  Bestcuerong  dieser  Classen  beschrinkt  und  beschränken,  selbst  onteriasids 
können,  weil  die  aiugedehntore  VerbnuicInbeBtenening,  aaoh  im  Octroi  der  Stkdte, 
scbon  die  erforderlichen  Mittel  lieferte  nnd  prinoiplell  wie  pnctisch  als  Mitbesteaeniag 
dieser  Classen  fungirtc. 

Der  Ertrag  voiliobener  Uoldkapitalieu  ist«  wie  gesagt,  schon  üühtt, 
wohl  dnrch  allgemdne  VennOgensstenem  u.  dgl.  m.  gmndsfttilieli  mit  besteoeit 
worden.  Eine  besondere  Ertragsbestcuerung  dafür  var  vor  der  erheblicheren 
Entwicklung  des  Creditwesens  kein  so  grosses  Bedürfniss  und  bot  immer  stcuertecboÜKrh 
besondere  Schwierigkeiten.  AJs  in  der  Neuzeit  aber  überhaupt  das  Ertragssteuer^ystea 
rationell  ausgebildet  wnrde,  war  es  nnr  conseqoent,  einen  so  eminent  steuerfUiigea 
Ertrag  wie  den  Zinsertrag  auch  besonders  zu  b»^-f'Mi»'rn.  Obwohl  nun  Kücksichien 
auf  „Schonung  des  Kapitals*',  Bef^chtungea ,  „das  Kapital  nicht  durch  Steuetn  aa» 
dem  Lande  zu  treiben^,  hie  nnd  da  anch  die  Idee,  dass  dieser  Zinsertrag  doch 
Oeberw&lzung  anderer  Ertngssteuem  auf  ihn  wenigstens  in  einem  alten  Ertragssteoär» 
System  von  Grund-,  Haus-  nnd  Gewerbesteuern  schon  reell  mir  b*--! -(K-rt  sein  kannte.  — 
s.  Uber  dies  Alles  Hülfen ch  in  dem  Aufsatz  Uber  die  Eiuiubruug  einer  Kapital- 
rentenstener  in  Baden,  Tttbinger  Zeitschrift  1846 —  rer  Allem  aber  die  handgreif KdM 
steuertecbnisrbe  Schwierigkeit,  gerad.-  diesen  Ertrag  richtig  zu  erfassen,  und  die  er- 
wähnte Befürchtung  der  Ueberwälzung  der  Steuer  auf  den  Schuldner  ein  zsgba&es 
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Vorgehen  erUiiUch  machen,  so  hat  man  sich  doch  mit  Kecht  mehrfach  (so  in  sud- 
I.  ut^iChen  Staat n ,  iu  Oesterreich)  entsclilosscn ,  uine  besondere  ..Kapital'"-  tKlor 
.«kapitalrentenstc  uer*'  dafür  einzuführen.  £rst  dadurch  ist  die  uothwoudige 
Vervollstindiguug  des  Ertragssteaersystems  erfolgt  und  ir«iiigiteiui  im  Prindp 
das  mobile  Kapital"  (abgesehen  vom  Stouerfass)  ebenso  gestellt  worden,  als  das 
linirst  besteu.^rto  „immobile",  Gniiul  nnd  Bn!  uiul  Gobäadc.  Die  einfache  ünter- 
steiiong  des  Zinsertrags  unter  die  aligemeine  i^iukommensteucr  (Preussen)  reicht  2ur 
HerbeilUiraD;  dieser  Gleichstellong  Dicht  sas,  wenn  das  Einkommeii  aus  Gniod,  6e~ 
bituloii  on«l  (icwerljcii  dopjiclt,  durch  die  Ertragsbestetierarif^  und  die  Einkommensteuer, 
getrotfeii  wird,  ziiiiiai  wenn  ilic  KinkmnmensTcuer  so  mangelhaft  veranlagt  ist  und  die 
Verwaltung  kuuie  wiiksameu  Mittel  zur  FcötatuUung  des  Ob  und  Wie  viel  des  Zins- 
bezngs  des  Steuerpliichtigeii  hat,  wie  «bennals  in  Prensscn.  l  ur  die  Bildung  des 
ganzen  Steuersystems  ist  nur  von  der  unbestreitbaren  Tbatsache  Act  zu  nehmen,  dass 
der  Leihzinsertiag  auch  durch  die  rationellste  directe  Ertrags-  und  Einkommensteuer 
regelmässig  nur  rfel  «nslcherer  und  vohl  fast  immer  anrollst  lud  iger  getroBbu 
wird,  als  der  durch  andere  Ertrags»  und  durch  die  Einkorn mensteaer  besteuerte  sonstige 
berufsmis^icre  Erwerb.  Daraus  folgt,  dass  es  sich  gerade  jenem  Ertrag  gegenüber 
darum  handelt,  ihn  noch  durch  ganz  andere  Steucrartcn,  als  etwa  bloss  die 
Verlnrnnchsbeetetienuif ,  zur  genOgenden  Bestenerang  heranzuziehen.  Dazu  dienen 
xiamentlich  die  Verkch  rssteu  c  rn.  Es  liegt  hier  eine  Aehnliclikcit  mit  J.  iii  Erwerb 
durch  einzelne  Acte  und  durch  Anfall  vor,  die  schon  hier  herrorgcbobün  werden  mag. 

C.  —  §.  219.  Die  moderne  „directe"  Besteuerung  des 
berafsmässigen  Erwerbs  in  ihrer  gegenwärtigen  eon- 
creten  Ansgestaltnng  in  den  einzelnen  Ländern. 

Die  eigentliche  nähere  Darstellung  der  coucreten  Cestiltuufr  der  besprochenen 
Besteuerung  in  den  einzelnen  Ländern  in  der  ficf^cnwart  hat  nai  h  »Irr  vun  uns  inne- 
gehaltenen Scheidung  zwischen  „allgemeiner"  und  „speciellür"  StuuurlcUre  ebenso 
weolip  als  die  Behandlung  der  concreten  älteren  Steuergcachichtc  an  diesem  Orte 
•n  nrfolj^en.  Es  handelt  sich  in  der  Praxis  hier  vomemlich  um  die  in  dieser  und  in 
der  Theorie  —  nach  den  beiden  bezüglichen  Begritfeu  der  ^.  ^1  und  98  —  soge- 
naaaie  ^directe*^  Besteaeruog.  Wie  sich  dieselbe  in  der  alten  Welt,  dann  im 
HittelatlBr  und  bis  zum  Schloss  dos  europäischen  „ancien  rA^imo"  in  wi'  litigcreu 
Lindem  entwickelt  und  gestaltet  hat,  \-t  in  dem  ersten  stcuorj-eseliuliilieli'H  Kapitel 
des  dritten  Bands  dieses  Werks  dargestellt  worden,  fttr  die  neuere  Zeit  namentlich  an 
den  Belsiilelea  fon  Baiem«  Oestemich,  PiensseB,  Ftaalueicli  und  England.  Daselbst 
ri.de  11  sich  dia  Belege  Uu  die  roranstehende  Daislellang  der  „allgemeinen"  Ent- 
wicklunir. 

Die  Einwirkuug  der  französischen  Kriegszeit  auf  Finanzen  und 
Steaenif  die  veränderteo  politischen  Verhältnisse  und  Hechtsau- 
schamingen,  die  neuen  volkswirthschaftlichen  Theorieen  Uber  Be^ 
Bteoernng,  die  Veränderungen  in  den  wirtbscbaftlicben  Interessen- 
gmppen^  im  Wtrthsobafts-,  besonders  im  Gewerbereebt  nnd  in  der 
Betriebsteebniky  die  von  der  modernen  Staatstdee  und  von  wicbtigen 
practiscben  Interessen  geforderten  Unificatlonen  derStaatsbesteuernng 
im  ganzen  Gebiete,  nnd  gerade  vor  Allem  der  direeten,  nnd  manehes 
Andere  mehr  (Fin.  III,  §.  97—105)  haben  dann  im  19.  Jahrhundert, 
besonders  zum  lichuf  der  Neuordnung  der  Finanzen  nach  der  mit 
1815  abgeschlossenen  Kriegsperiode,  zu  jenen  Refornjen  geführt, 
wie  sie  im  Voransrrehenden  nach  ihren  hier  iu  die  allgemeine 
Steuerlehre  allein  gehörigen  prineipielien  Momenten  nnd  Ornnd- 
zUgen  geschildert  worden  sind.  Bei  mancherlei  Verschicdeuheitea 
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iin  Einzelnen  ist  die  GesammtentwiokliiDg  doch  eine  in  der  Haapt 
Sache  fibereinstiiumende  gewesen,  weil  sie  eben  von  gleichen  Ein- 

fiflssen  beherrscht  wurde  und  auf  dem  Boden  sehr  ähnlicher  wirtb- 
scbaltlicher,  technischer  und  rechtlicher  \  erhiiltyisse  sich  vollzogen 
hat.  Nnr  England  steht,  wie  gewülinlich  mehr  abweichend,  anch 
die  Schweiz  und  anderseits  Osteuropa,  besonders  Rubs  1  a  u d. 
Aber  Mittel-  und  Westeuropa,  Frankreich,  Deatschiand, 
Oesterreich  uod  ihre  Nachbarn,  Italien  zeigen  doch  grosse 
üebereinsttmmung.  Nur  ist  die  Entwicklung,  anter  dem  Einflusi 
concreter  geschichtlicher  nnd  Landes verbftltnisse  aaeh  in  diesen 
Ländern  nicht  flberall  ganz  tu  derselben  Zeit  eingetrefeen.  Nach 
einiger  Rahe  erfolgte  seit  den  40er  Jahren,  dann  in  jüngster  Zeit 
eine  Fortentwicklang  in  der  Torfain  geschilderten  Richtung.  Die 
französische  Praxis  ist  mehrfach  Vorbild  gewesen.  Rassland  lenkt 
erst  in  neuester  Zeit  mehr  in  die  westeuropäischen  Bahnen  der 
Ertragsbesteuerung  ein.  Endlich  haben  auch  die  steigenden  Finanz- 
liedUrtnisse  der  Gemeinden  als  Anstois  zur  Fortbildung  und  za 
Aenderungen  der  direeteu  Besteuerung  gelührt. 

8.  oben  §.  10  die  Literatar  Uber  die  Steocrreformfrageo.  Fur  £aglaiid  oad 
Frankreich  ist  eine  eingehende  Darsteliong  der  directen  B€fllMienui|^  im  dritttt 
Bande  gegeben  voidaii.   Eine  mehr  ins  Einzelne,  als  die  folgende,  g«k«ftde  Uebe^ 

sieht  Uber  die  geeronwärtigc  Gestaltung'  in  {Deutschland  und  »nriorcn  earop&iscbeo 
L&ndern  habe  ich  im  SchOnbcrg'scben  Handbuch  in  der  Abhautilung  diracte  Steoeis 
gegeben  (2.  A.  III,  §.  2S^28>,  wonaf  Mer  znr  Ergtninnf  TenrieMii  wevdea  wif. 

Viel  Matt-rial  in  llirth's  Aniialcn  und  in  Srlianz'  Finanzarcbiv .  so  über  Italior, 
Riis^^land;  am  Kingchcndsten  naturlich  meist  in  den  besonderen  Schriften  über  d»« 
Fiuanz-  und  Steuer\vej»eü  einzelner  Länder.  Aus  den  neueren  fiuauzirissenbcbaMichea 
Werken  s.  besonders  Scbiffle,  Steoerpolitik,  S.  212—257,  Stein  in  den  Abschfiüiai 
über  die  einzelnen  Stenern.  Cohn,  Fin..  Irlich  ,"1,  Kap.  3  und  1.  Im  Folgenden  aur 
eine  kurze  üebersicht  darüber,  welche  der  in  diesem  Abschnitt  besprochenen  bteoea 
sich  In  iHchtigoreo  Lindem  fljideD. 

England  (Grossbrltannien)  bat  in  dir  S t a n t s bestenerang  ab  Ertragssteoer 
nur  den  Rest  der  alten  Landtaxe  (Fin.  III,  J?.  llTi,  eine  wesentlich  als  Micth«tea«r 
gedachte  Haussteucr  (ub.  §.  117*),  dann  etwas  den  Ertragssteuem  Aehnlicb«»  in 
seinem  Syttem  too  Speeinl-Lieensnbgaben  für  gevine  Gewerbe,  welche  (rer- 
brauchs-lsteucrpflichti^'e  Artikel  lu'rsti'IIen  oder  damit  handeln,  eine  Art  Sporitl- 
Gcwerbesteuer  (eb.  ^.  IIb).  Seine  hauptsächliche  directe  Staatssteaer  ist  die  seit 
wieder  eingeführte  Einkominensteaer,  welche,  wie  bemerkt,  in  ihren  fünf  grMMS 
Abtheilungen  (Schedolei)  ein  zu  einer  Einkommensteuer  zusammengcfasstci  SysteB 
der  Ertragsbesteuerung  darstellt  —  im  W  esentlichen  -Mne  Steuer  auf  drundertni?- 
Pachtgewinn,  Kapitalrenten,  gewerbliches  und  Handclsoiukommen  nebst  Ertrag  übertler 
Bemfb,  Besoldongen  (•.  Fla.  Ilf,  §.  tl  1—116).  —  Die  stalle  britiwb«  GomaoBtl- 
bestcueruog  ist  in  der  Hauptsache  selbstikodige  directe  Besteuerung  nnd  znr 
(ine,  der  Ertra(»sbesteueru  ng'  .ähnliche,  aber  mit  als  N  u t z u n ^ s -  und  (lenuss- 
be»tcueruiig  gedachte  Besteuerung  des  sichtbaren,  Ertrag  gebenden  Kealbcoitzo»  hd 
dem  notsenden  Inhaber,  daher  inäbesondoiD  ^c  vom  selbstwirthschaftenden  Ottnt' 
bebitzer.  selb^t!je\v(dinenden  Hausbesitzer,  vom  Pächter  urid  Miether  ftir  den  *o^- 
genatzten  (irund-  und  Uausbesitz  zu  zahlende  Steuer,  welche  nach  dem  Moeter  der 
alten  Anneosteoer  ausgebfldet  worden  ist  (Pin.  III,  §.  157—164). 

Frankreich  hat  in  der  Periode  der  ersten  Kevolufion  seine  alten  dircft'^ij 
Staatsstenern  (taiUe«  oapUation,  Zwanzigsten,  Fin.  UI,  §.  »9,  60)  in  ein  atreafet 
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g^rossen  Haaptsteucrn,  der  G r n n d steacr,  welche  aber  zugleich  den  Gebäudc-Grond- 
nnd   G  eb  Tiu  de-Ertrajf  mit  umfasst,  Hali.^r  oine  Hansstener  mit  rnthSlt  and 
ueuerdiug»  auch  formell  in  zwei  Bcstaiiüthüiic ,  von  „bebautem*'  und  „unbebautem" 
Gnindeigenthom ,  entera  die  Oebftnde-«  letztere  die  «gnirisehe  Grondstener,  ceilegt 
worden  ist  (Fin.  III.  ?$.  1S4 — 190'-,  femer  aus  der  Personal-  und  Mobiliarsteller, 
welcbo  eine  eigeoihUmlicbe  Verbindung  einer  Personal-,  Familien-,  Kopfsteuer 
Mit  «iBcr  Wohnungs-  oder  Mio th Steuer  darstelU  (cb.  §.  191—194):  ausdcrThQr- 
uod  Fes  st  er  Steuer,  ein  aDOiginisches  Anhängsel  der  beiden  anderen  genannten 
S'tenern  .  eine  nh  Rt'nntxnnisrs-  und  Miethstpuer  jfedarhte.  andi^rsoits  nach  einem 
äusseren  Meriimai  aufgelegte,  zu  dem  betrelfcnden  Theil  der  Urundateuer  noch  hinzn- 
tretend«  HniH'Ertragssteiier  (eb.  §.  196 — 197);  endüeh  der  Gewerbe-  oder 
Pate  üt  Steuer,  welche  aui  Meisten  und  bis  in  die  Gegenwart  hinein  in  Verbindung 
mit  ü'Mi  Fort'- i  ^iritti-n  und  Aendeninf?cn  der  netricbseinriclitiintr  und  Technik  ans-  und 
fortgebildet  lat,  m  einer  ausserordentlich  Äpcciali^ireuden,  aut  «  iil-ui  detaillirtcn  Glasseu- 
schematismue  angebauten  Gewerbe- Classensteucr  (eb.  §.  198—205);  sie  nmfMSt  seit 
1850    auch  eine  IJeihe  «1er  wiehti^bten ,  doch  nicht  alle,  selb s tandig  ausgeübten 
liberalen  Berofe.    Beamte  und  Lohnarbeiter  unterliegen  in  Frankreich  als  solche 
keiner  directen  Steuer,  aoadeni  nur  niit  der  PersoiMl-  vnd  Wobnoogs-  und  Tbur-  und 
Fcnsitersteuer.   Ent  Dflverdiiigs  ist  ein  Be<,Mna  nit  einer  eigenen  Krtragssteuer  ?on 
Kapitalrenten  u.  dgl.  ^c!Tin<1ir,  mit  Beschränkung  auf  gewiMse  Kategoriccn  (Fin.  III, 
208,  209,  „Steuer  vom  i:.iukommen  aus  beweglichen  Werthen'',  d.  h.  aus  ge- 
wisseii  Vwthpapieren).    Amaerdem  bestebeD  eine  eigene  Ertragsstener  für  die 
Bergwerke  fei«.  §.  207"  und  speci:ilirewcrbestenerartig:e  frowerblic  Ii  e  Licenz- 
stencrn  (eb.  i^.  204'  vorneinli<h  für  I'ri'ducenten  von  und  Händler  mit  rerbraiichs- 
sicuerpflichtigca  Artikeln.     Eine  allgöUieinc  personale  Classen-  oder  Kin- 
kom mensteuer  ist  im  modernen  Frankreich  zwar  öfters  angeregt  und  jreplant  gewebcu, 
aber  bislK.r  nicht  zu  Stande  gekommen  (vgl.  Fin.  III,  §.  1 '.»!).  —  Die  fran/.Asisclie 
Communal-  (und  Departemental-) Besteuerung  der  In  diesen  Abschnitt  failcudcn  Art 
bettebt  in  Znachligen  zu  den  betieSoDden  direeten  Staatsstooem  (%,  SST'-SSd); 
ausserdem  findet  sich  in  der  nach  Wabl  des  Pflichtigen  in  Geld  oder  in  Naturaldienst 
zu  leistenden  Wegedienstal)^^abe  eine  oigenthOmliche  directe  PeiMnai-Zweck- 
Steuer  der  Gemeinden  (ob.  ^.  340). 

FVaokreleha  Haebbaittaaten  baben,  zam  TheÜ  in  directer  Einwirkong  der  fran- 
zösischen Gcset/t^cbung,  weil  sie  einmal  zum  französischen  Staftts^ehiet  gehf.rt  haben 
(Belgien,  Holland),  zum  Theil  in  Nachahmung  des  französischen  Musters  mehrfach 
eine  Ähnliche  directe  Staatssteuer-Verfassung.  So  in  Belgien  und  Holland 
elDe  directe  Grund-,  Peraonal-,  Patontsteucr,  Bergwerkiateuer. 

Italien  hat  in  einem  grossen  neueren  Uiiification<!proress  seine  directe  Be- 
stteucrung  eigenartiger  ausgebildet,  im  Wesentlichen  so,  dass  eine  Grund-  und 
Gebinde  Steuer  ab  ErtragsBtenem  beateheo  ond  die  direete  BeafoDerang  aller 
anderen  Erträge,  bez.  Einkommen  in  Einer  grossen,  einkommenstcucrartigen  direeten 
^'icsammtsteuer  vom  „bcw  ehrlichen  V «' r  m  i.  n  **  in  mohrfarh  eigenthUmürher 
W  cibc  zusammeneefasst  wird  darüber  Üurkart  im  Kinanzarchiv  VL).  Die  Steuer 
trifll  daher  gew^blicbea  länkommen,  Hboralea  Bemlbeinkoninien,  Gehalte,  LObne.  Leih- 
zinsen, Pachtsrewinn  n  s.  w.  nnd  zwar  nacl»  vier  verschiedenen,  der  ..T.eistungsfähi^kcit" 
dea  betreffenden  Einkommens  sich  anpassenden  SteuorfUssen  {^reines  Kenteneinkommon 
am  Höchsten,  darunter  auch  die  Staatsschuldzinsen,  mit  demselben  Steuersatz  (13.2  7„) 
in  Couponsteuerform,  Besoldungen  u.  dgl.  am  Niedrigsten). 

In  der  Schweiz  f<'hlen,  wie  in  anderen  Bundesstaaten,  hi-'herf^eli5riß:e  directe 
Boodeaeteuern.  Die  Gantonal-  uiid  Gemeindebesteucrung  hat  ihren  Schwerpunct 
in  der  direeten  Steaer  und  avar  «ind  bler  beeonders  allgenelne  Personal  »Ein - 
kommen-  und  Vermögenssteuern,  letztere  in  moderuisirter  Form,  verbreitet. 
(S.  darüber  die  literarischen  Angaben  oben  S.  25.  Manches  in  Cohn 's  Fin.1  Mehr- 
fach hat  mm  sich  hier  deu  l  urderungeu  des  „socialpolitischen"  Steuerprineips  zu 
nähern  gesucht,  stösst  aber  dabei  auf  die  Schwierigkeit,  dass  die  steuerpflichtigen 
Reicheren  durch  Wechsel  des  Domicils  von  Canton  zu  Oanton  sich  leicht  der  hölioren 
direeten  Sobject-  oder  Personal -Besteuerung  enuieben  können,  —  was  natürlich  nichts 
geffOB  dlflM  Beatonerung  beweist,  sondern  nur  die  Notbvendigkeit  einer  gevisaon 
PobeffalmrtMTOUig  idober  Beatoaoraiig  weitigalons  imierbalb  einoB  giMseren  polldsoben 
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GemciuwcscDä ,  wie  es  die  Schweiz  ist,  zeiget.  Für  die  allgomeinercn,  in  dioäem  Ab- 
schnitt behandelten  Frapon  bieten  die  schweizer  Vcniiögens-  und  Einkommenstrueni 
besonderes  Interesse,  weil  bie  da^  hier  vorliegende  I'roblcm  audera  äls  mei^t  im  ubrigejj 
modarnen  Europa  mit  Beinern  Ertragssteaersystem  lösen. 

Iii  Nordeurojja  ist  Schweden  in  der  Hiniibcrbildung  seiner  alteren  JiT':.  fen 
Besteuerung  in  moderne  Einkommensteuer  von  Einkünften  aus  Immobüi^b^ttz 
und  aus  Kapital  und  Arbeit  seit  länger  bcgriflcn,  aber  noch  nicht  damit  fertig  ge- 
worden. Es  hat  neben  dieser  neuen  Besteuerung  noch  Reste  alter  köpf stoneratrtiger 
Person alabi;abei)  und  namcntlicli  einer  Grundbestcueruner.  welclie  sten'-mrMf.'  and 
zeheutartige  Elemente  verbindet,  mit  der  älteren  Wehrverfassung  zasammeuhäugt,  ak 
Reallast  erscheint  und  jetzt  durch  Abechreibungen  einer  Verminderuiif  eutgcgengefahzt 
wird,  weil  sie  als  unzulässige  Extrabelastung  des  Grundbesitzes  gilt.  Aehnliche,  aber 
unbedeutendere  Grundabgaben  noch  in  Norwegen,  wo  sonst  eine  neue  Einkommen- 
uud  Yormögensstoucr  gesetzlich  eingerichtet  ist,  aber  nicht  regelmässig  erbobea  wird. 
Dänemark  ist  in  der  Ausbildung  seiner  direeten  Besteuerung  zumatgebliebe& .  m 
bestellt  aus  eint-r  /.war  in  diesem  Jahrhundert  vrr:indcrten,  aber  verahet  jrebliobcneD 
und  jetzt  lixirten  iäudlichen  Grundsteuer  (liar tko r nstener)  und  einer  wesentlich, 
doch  nicht  ausschliesslich  städtischen  Gebäudesteuer;  daneben  ein  Rest  einer  ältereu 
Rangsteuer.  Von  Ein  kommen  steuern  hat  der  dänische  Staat  nur  fortkbefgeheMi 
für  aubser'^r'li'ii'Iirh        tlurf'nisse  Gebrauch  gemacht. 

In  Kusblaud  lät  die  alte  directe  Uauptsteuer  des  Staats,  die  sehr  eigoothUmlicli 
gestaltete  Kopfsteuer,  in  der  neuesten  Zeit  sehrittvelse  anfgehoben,  dieOsreise  aber 
Ui  directe  Ertragsbesteuerung  vom  Grundbesitz  hinubergebildet  worden,  ein  noch 
nicht  abpfeschlosscner  Process.  Durch  eine  Patent-  oder  Gewerbesteuer,  jüngst 
auch  durch  eine  Kapitalrentensteuer  ist  die  Ergänzung  dieser  Ertragsbesteacruo^ 
erfolgt.  Eine  allgemeine  personale  Einkommensteuer,  mit  als  Claasensteuer,  ist  geplant 
gevesen,  aber  nicht  7,ur  Ausfuhrung  gelangt. 

Oesterreich  hat  seine  alte  directe  Bcstcucrunj;  (worüber  in  Fin.  III.  §.  i'i 
berichtet  ist)  in  und  nach  der  franzusiachen  Kriejjszeit  in  ein  uuiiassendes  Ertrags- 
stcncrsystein,  mit  besonders  fttr  den  Real  besitz  angemein  hohen,  durch  die  schwere 
Finanzlage  bedingten  Steuersätzen  hiniibcry:ebildet :  eine  Erwerb-  (Gewerbe-),  Grund-, 
Geb&udoüteaor,  zu  welchen  dreien  1849  eine  sogenannte  „Einkommensteuer'* 
trat,  d.  h.  aber  eine  neue  Ertragssteuer,  welche  in  drei  AbtheUnngen  Züsch I ige 
zur  Erwerbsteuer,  eine  Kapitalrenten  Steuer,  die  später  in  den  practisch  wich- 
tigstcn  Fällen  in  die  Coupon  steuerform  im  Verwaltungswege  hinUbergeführt  ist,  und 
eine  Besoldungssteuor  enthält.  Versuche,  in  proossischcr  Weise  mit  dem  £rtrag:i- 
steuwsystem  eine  allgemeine  Personal-Einkommensteuer  zu  verbindeD,  sted 
gescheitelt,  werden  aber  soeben  (1S901  wieder  aufgenommen.  ^  Im  Ganzen  an  der 
Grundlage  der  österreichischen  Gesetzgebung  festhaltend,  hat  Ungarn  dieselbe  seit 
1S()&  düch  mehrfach  modilicirt  und  weiter  ausgebildet. 

In  den  Vereinigten  Staaten  Ton  Nordamerioa  hat  man  im  Büi^erkriego 
18G1  ff",  auch  mit  direeten  C  n  i  o  nssteuern  Versoche  gemacht.  Sonst  bestehen  atj  ?. 
hier  nur  in  den  Einzolstaaten  und  Gemeinden  directe  Steuern,  meist  als  Eiu- 
kommen-  oder  Einkommen*  und  Vermftgenssteuen. 

hn.  Deutschen  Reich  ist  die  directe  Besteuerung  bisher  aosschliesslich  Sache 
der  Einzelstaaten  geblieben,  obwohl  das  Reich  verfa^nngsmässig  zur  EinfuhroDi: 
eigener  directer  Steuern  berechtigt  ist.  An  eine  R cichs- Ei nl^mmen Steuer,  auch 
an  eine  Reichs-Geverbestener  ist  gelegentlich  gedacht  voiden.  In  den  Einzel- 
staaten besteht  gerade  auf  diesem  Besteueruogsgebiote  eine  grosse  MannigfaltigVeit, 
Doch  ist  wenigstens  innerhalb  jedes  einzelnen  Staats  schon  in  und  dann  nach  der 
fraiuosischeu  Kriegs^uit  dio  Uniiication  der  direeten  Staabsteuern  erfolgt,  «rst  za- 
letzt  in  Preussen  (Grund-  und  Gebäud^ener  1861  ff.),  voaelbst  nach  1806  auch  in 
den  neuen  Provinzen  dii'  altere  aü-'  -iiN-ine  preussischc  directe  Bcsfeaerung  duri  I.- 
gefahrt  wurde.  Die  Entwicklung  bewegte  sich  in  diesem  Jahrhundert  im  Ganzen  vor- 
wiegend in  der  Richtung  des  rationellen  Um-  and  Ansbanes  der  ftlteren  diieetes 
Steuern  in  ein  modernes  Ertragssteuersystem,  doch  ging  theils  TOB  Tocn  herein 
daneben,  theils  schloss  sich  an  die  Ausbildung  eine  Persona Ibesteuening,  welche 
in  eine  Einkommensteuer  auslief,  zur  Ergänzung  der  Ertragsbestenerung,  vic 
auch  zum  Ersatz  Ton  fehlenden  GUsdom  der  letzteren  (Preussen).  In  der  neseiea 
und  neuesten  Zeit  hat,  mit  unter  dem  Einfluss  der  steneneehnischen  UnTeUkoamsnlidt 
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iler  Ertragsbesteaerang  and  der  Yerln^^tang  der  Antieht,  iMsa  auch  principiell 

Einkommenbestcueninjf  den  Voritig  verdiene,  die  Hinneigung  zu  lt»t?terer  zugenommen, 
iniiorn  m^u  sie  zur  Uaupteache  machte  (Königreich  Sachsen)  oder  sie  wenigstens 
zur  Ergänzung  der  Srtnigsbesteaerang,  anter  Mo<]illeatio&  der  letzteniii  biiuafügte 
(Baden.  Hessen,  nicht  gelungener  Plan  in  Baiern).  Die  wichtigsten  Beispiele 
einer  Combiuation  der  Ertraps-  un d  Einlsommenbesteuorang  sindPreussen 
(jiitzt  auch  Baden,  Hessen  und  Uüinüre).  einer  rorwaltcndou  Einliommenbe- 
steueruDg  als  hAopIflcIiUelier SttttaMever  KOnigreieli Sachsen,  einer  conseqaent  au- 
gebildeten  blossen  Ertragsbesteucrang  Baiern  und  Würtoinberg.  Für  die 
Aasbildang  der  Grand-  and  der  (iewerbesteuer  ist  mehrlach  die  französische 
GeaettgebODf  toh  Ebfluss  gewesen. 

Hl  der  GommiiDalbesteaerung  ist  die  indirecte  Y erbranchsbesteiiening 

namentlich  im  älteren  Prenssen  fast  verschwanden,  in  den  neueren  Landestheilen 
Preassens  and  in  anderen  deutschen  Staaten  ist  Einiges  daron  verblieben.  Der  Schwer- 
punct  liegt  aber  auch  hier  im  Ganzen  in  der  directen  Besteaening,  Ertrags^,  nament- 
lich Realbeetenerang,  daneben  aber  aneh  Personal-  und  Eine  omni  ennestenening. 

Beide  erscheinen  überwiegend  in  der  Form  von  Zuschlägen  zu  den  betreffenden 
Staatssfeuern  mur  so  in  der  Verbands-.  Kreis-,  Districts-,  Provin/ialbesteuerunar), 
doch  auch  noch  als  sei bätäudige,  buäoudcni  veranlagte  oder  reuigüt<iuü  etwas 
abweichend  von  der  Staatsbesteuemng  eingerichtete  Steoem.  Eine  eigene  directe 
Communalstener  ist  aach  die  als  Steuer  des  Miethen  (bes.  des  EigenthQnters  ak  Be- 
aatzen»)  vorkommende  Miethsteuer  (Berlin). 

In  Prenssen  (Abweichungen  sind  nox  in  Uohenzoüern  verblieben)  sind  drei 
gritanere  Ertragsstenem  vorbanden,  die  Grund-»  die  Gebinde-,  die  oeverbe- 

steaer,  an  welche  sich  als  Nebcnglieder  die  Bergwerks-,  Hansir-  und  Wander- 
lager-, und  die  Eisen  bah n-(Ertrags->Stener  anschliessen.  Von  diesen  Steuern  ist 
die  Gewerbesteaer  die  reformbedürftigste.  Daneben  besteht,  al»  Doppel besteuerung 
der  doreli  die  genannten  Ertragsstenem  schon  getroffenen  EinlunnmeD  nnd  als  allei- 

nigc  directe  Staatbbesteuerung  aller  übrigen  Einkommen,  die  ebenfalls  sehr  reform- 
bcdtirftige,  bisher  noch  zwei^'liedripo  Personalbestenerung.  d.  h.  die  Classenstetier 
(früher  für  jedes,  auch  noch  so  kleine,  seit  für  das  420,  seit  lSb3  für  daä 

900  M.  UbevMeigende  und  bis  3000  K. xeichendu  Einkommen)  and  die  classificirte 
Einkorome  n  «^rcncr  fftr  das  Einkommen  des  Gensiteu  Uber  HOÜO  M.).  mit  schärferer 
Dnrchbildang  des  Linitommensteaercharactera,  welcher  aber  bei  der  Ciassenstcuer 
aUnihlidi  ebenfrUs  inner  mehr  aosgebUdet  und  na  die  Stelle  der  Einschitznng 
wesentlich  nur  nach  socialen,  Standes"  nnd  dgL  Momenten  getreten  ist.  Es 
fehlt  hier  namentlich  zur  höheren  Besteuerung  des  fundirten  Einknmmens.  weK  he 
durch  die  Verbindung  der  genannten  Ertragsstenem  mit  der  Classen*  und  Linkommen- 
steqer  sonst  einigemaassen  erreicht  wird,  eine  eigene  Kapitalreatenstener.  Ebe 
solche  war  1SS4  geplant,  aber  ist  so  wenig  als  die  damals  in  Aussicht  genommene 
Kcform  der  Persunalbcsteuerung  (Verscliuielziing  der  Glassen-  und  Einkommensteuer, 
Weitere  Aufhebung  der  Staau^stuuer  bis  zu  12ÜU  M.  Einkommen)  zu  Stande  gekommen. 
Bei  dem  unvollkommenen  Veranlagaugs-  und  Einschätzungssyatcm  wird  so  in  Preussen 
die  Kapitalrcnfr  >jcr  Leibzins)  in  keiner  Weise  ansreichend  noch  gleidunlflsig  nit 
anderen  Einkuulien  der  directen  Hesteucrung  unterzogen.      ■  . 

Im  Königreich  Saclisen  hatte  man  die  älteren  directen  Staatsstcuern  in  ein 
dreigliedriges,  vornemlich  eiue  Ertragubeätcuerung  darstellendes  System  hinüborgebildet: 
•  ine  Grund-,  eine  mit  dieser  Tobondene  Gebftudo-  nnd  eine  Gewerbe-  und 
P c rsonalsteuer.  Durch  eine  neuere  Kcform  (1870er  Jahre)  ist  letzter»?  aufgehoben, 
die  beiden  anderen  sind  nach  erheblicher  Errnftssigong  ihres  Fasses  als  Beste  der 
Ertngsbesteoenng  verblieben,  an  Stelle  dieser  Slenem  und  Emlssigungen  aber  eine 
all:,'  meine  personale  Einkonnenslener  getreten.  Somt  besteht  sooh.eine 
linaair-  and  Wanderlagerstcuer. 

In  Baden  nin  ausgebildetes  fünfgliedriges  Ertragssteuersystom .  in  wo!f^h''>j 
seit  den  40er  Jahren  auch  eine  eigeau  Kapitalrentensteaer  aaljgenommea  wordou  war, 
jüngst  nodifidrt  und  dvrch  eine  allgemeine  Einkonaenstener  erglnxt  worden, 
velche  letztere  znm  Theil  an  Stelle  der  Gewerbesteuer  (vom  persönlichen  Verdienst) 
trat  So  ist  daselbst  jetzt  in  Form  der  Doppeibestenening  eine  höhere  Besteoemng 
A.  Wagnaf ,  KaaaiwimawliifL  IL  S.  Aofl.  35 
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des  fnndirtf'n  Einkommens  durch  eine  aas  CJruüd-,  Haus-,  Geworbekapital-,  Lcih- 
kapiUl-Sleuer  bestellende  directe  Besteuerung  aasgebildct^  iu  beaouder»  rationeller  Wei&c. 

Baiern  bat  dorcb  «in  tatiosell  nud  folfericbtig  ausgebildeles  Ertragtiste«er> 
System  von  fünf  Gliedern  wenigstens  principiell  die  dirccte  Besteuerung  allen  „bera&- 
inässi<ren  Hrw^-rbs"  erreicht,  ob  aber  in  riclitig^T  ..Gleicbmässig-keit"  steht  freilich 
dabiii:  eine  üruud-,  Gebäude-,  Gewerbe-,  Kapi talruu Leuste uer,  an  welche  &icb 
ab  flbiftos  Glied  unter  dem  Namen  „Eiukommensteuei**  eine  iMwmdere  Eftng»- 
stcuer  anrcilit,  welche  alle  die  durch  die  anderen  tier  Steuern  nicht  schon  s^ptrolfeDen 
Berufs-  und  £injiomiDeaajrteii  besteuert:  den  Arbeitslohn,  dea  Erverb  liberaler  B«raf« 
in  selbstXadtger  Ansttbofig.  die  B«aoldiingen,  den  Beigvwks-,  den  Uodlicben  «od  ge> 
w  rliü  hen  Pachtbelrleb  Q,  9»  w.  Die  formelle  und  materielle  Doppelbesteuerung 
des  fuüd  irten  Einkommens  fehlt  aii(  <ii"S"  Wins»?.  —  Formell  abweichend,  sachlich 
ähnlich  ist  die  reine  Ertragsbesteueruiig  lu  \V  Urtemberg  eingerichtet  {js.  meiae  Ab- 
handlang im  Scli6nberg*8cheii  Handbncb,  direete  Stenen».  §.  25). 

V. —  §.220.  Ail^emeiüe  üeurtlieiluii^  tles  Ertrags- 
Steuersystems. 

S.  meine  .«Kritik  der  directeu  B^teaenrng"'  im  SchOnberg'schea  lüuidbiicL 
2.  A.  IU.  8.  221^230  nnd  daselbst  peseini  ttber  die  dozelnen  Sleoem.  Ferner  n.  A. 

Neu  manu  in  der  Sclirift  Krtragssteucm  r  i  ersduliche  Steuern  and  Überhaupt  die 
neuere  Literatur  über  dirccte  Besteuerung,  wie  lleld,  die  Gutachten  des  Vereins  f4t 
Socialpolitik  und  die  Vcrbandlungen  auf  den  Yersammlangen  von  1S75  and 
Auf  der  Yersammluu)^  von  ISTö  wurde  Genscl's  Tbeee  anironommen  (Bericht  8.  6S; 
„Die  bisher  »och  in  einer  ilehrzabl  deutscher  Staaten  bestehenden  sogenannten  Er- 
tragssteuero  erweisen  sich  bei  gesteigertem  Bedarf  als  unzureichend."  Schäffle. 
Steoerpolitik  &  ftl  ff.,  199  ff.,  S58  ff.  Stein.  4.  A.  I,  466  ff.,  II  paadm  bei  den  ein- 
zelnen Steuern  (aucli  '».  A.).  Kobert  Meyer,  Principien,  §.  63 — 65.  Vocke,  Ab- 
gaben, S.  27  I  Ii'.,  'l'.ri  Ii.,  Uber  die  einzelnen  Steuern  S.  323  tf.  passim.  üb^x  die  Ein- 
kommensteuer 455  Ii.  ^Grosser  Optimismus  in  BeireÜ  steuertechnischeu  und  steuer- 
peliüscben  Werths  der  Ertngssteneni.)  Gehn,  Fln.  8.  884  ff.,  407  C  Roscher. 
Fin.  B.  3,  Kap.  2  und  3  passim. 

Die  dargelegte  Eotwieklung  der  Objeot-  oder£rtragsbesteaeruDg 
ist  eine  consequeote  nnd  rationelle,  die  znr  annähernden  Erreichung 
des  Ziels  ▼olkswirthsehafitlieh  richtiger  nnd  voUstilndiger,  sowie 
leidlicb  gleieha&ssiger  Besteneroog  aller  Tbeile  des  bemftmlssigen 
Erwerbs  nnvermeidlich  war  nnd  der  älteren  Bestenemng  gegenflber 
einen  namhaften  stenerpolitischen  und  steuertechnischen  Fortschritt 
darstellt.  Die  Eiliaghbesteuerung  mit  den  j^enaniitcu  sechs  Gliederii 
(Gruud-,  Haus-,  Gewerbe-,  dann  liberale  Berufs-,  Lohn-,  Leihzins- 
steuer) und  ihren  Unterarten,  Specialibinin^^en  und  Anhängseln  i^so 
der  Geseiisehafts-,  der  Beigvverksbesteuerung,  liausirsteuer  znr 
Gewcrbestcaer,  der  Eisenbahnbcsteaemng  zur  ganzen  Kategorie) 
verdient,  als  tnsammengehürige  Stenergrnppe  betrachtet,  anch  mehr 
als  irgend  eine  andere  Gruppe  den  Namen  eines  „Systems^'. 

Aber  gleiehwohl  hat  dies  System  sehr  erheb  Ii  ehe  innere 
Mfimgel  -nach  seiner  Zusammensetzung  einmal  aus  ▼e^ 
schiedenartigeu  nnd  sodann  aus  solchen  Elementen,  welche 
Objectsteuem  sind. 

A.  Es  beste  hl  in  öüiucnGliedernaussehr  ungleichen 
Elementen  von  sehr  verschiedener  Erkenn-  und  £r- 
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fassbarkeit  Dies  biodert  zonächst  flehon,  groBse  Quoten 
eines  grossen  und  waeha enden  (Staats-  und  Oommnnal-) 
Stenerbedarfb  dadnreb  sn  deeken,  was  sich  flberall  bald  als  on- 
m< 'glich  erwiesen  bat,  so  in  Oesterreicb,  Frankreich  (Zeit  nach 
1870?  Pin.  III,  §.  172,  173)  und  in  den  deatscben  Staaten  io  neuerer 
Zeit,  i  cnici  bringt  dieser  Umstand  i;  rosse  Ungl  eich  ui  äs  si^- 
keiten  der  Belastung  mit  sich,  suwuhl  zwischen  den  Olijecten 
<hez.  den  dafür  Steuerpflicbtigeu)  der  verschiede  neu,  als  zwischen 
üciijeuigen  einer  und  derselben  Ertragssteuer,  trotz  aller  auf 
Gleichmässigkeit  hinzielenden  BemühuDgen.  Die  Folge  ist  meist, 
dass  die  leichter  erkenn-  und  erfassbaren  Erträge  stärker,  als  die 
nndercn  belastet,  daber  besonders  der  Immobiliarbesitz  über-,  der 
Mobiliarbesita  (Leibkapital  i)  nntersteuert  wird. 

1.  Von  Steaerart  zn  Stenerart  ist  die  Erkenn-  and  £r- 
fassbarkeit  des  Ertrags  ganz  nngleieh. 

Die  reiiidii  RealsteVMn  des  SysteiBS«  die  Qrinid-  und  melir  nodi  die 

tiebäudestener  bieten  den  Vortbeil,  dass  sich  das  Vorbandenscia  oinI,  wenn 

auch  bei  der  Grundsteuer  auf  sehr  complicirte  Weise,  wenigstens  innerhalb  gewisser 
Greazen  doch  auch  die  aagefäbre  Hohe  der  Ertragafahigkeit  und  des  Beinertrags 
selbst  leidlich  sieber  ermitleln  lassen.  Bei  der  Gewerbesteeer  einscbliesslieb  der 
Steuer  der  belbsfändi^^  ausgoiibtrii  lilK-nilen  Berufe  liegt  die  Sache  Pchoii  wesentlich 
ungünstiger,  wenn  auch  in  versclüedeneui  (inide  bei  den  einzelnen  Gattungen  der  Ge- 
werbe.  Vorhaudcnicin  und  Höhe  des  Krtrags  von  Leihzinsen  entziehen  sich  aber 
sogar  k'iclit  ganz  der  Controle,  während  wietlrr  der  Ertrag  der  lihi  ralen  Dienst- 
arbüiten  (Beamte!  und  der  niederen  Arbei tsartcn  an  sich  und  in  seiner  Höhe 
leichter  zu  ermitteln  ist  Daraus  droht  iu  der  That,  wie  auch  die  Erfahrung  bestätigt, 
eine  UeberlastoDi^  des  iininebilen  Besitzes  und  seines  Ertrags  benrerzn- 
geben,  zumal  hier  gewöhnlich  eine  hohe  alte  Besteuerung,  die  freilich  vom  jetzigen 
Besitzer  nicht  mehr  immer  nls  Steuer  an-zesehen  werden  kann,  sondern  früher  beim 
Besitzwechsel  amortisirt  wurde  und  nur  als  Ziaalu»t  iu  Stcuerform  fortgeführt  wird, 
f^escbichtlich  überkommen  ist  Und  auch  der  Arbeitsertrag  dioht  schwerer  sogar 
durch  diese  directr  Besteuerung  getronen  zn  werden,  als  der  gewerbliche  ünter- 
nehmergewinn  und  roliends  als  der  Leihzi n«^ertrag.  Der  Ertrag  von  Ge- 
binden, b^nders  von  städtischen,  regelmas.si<^  im  Wege  der  Venniethung  be- 
nutzten, ist  besonders  leicht  richtig  zo  ermitteln,  der  nahe  verwandte  Ertrag  tod 
Leihkskpitidien  oftmals  gar  niclit.  meistens  schwer  (Werthpapiere!). 

2.  Innerbalb  des  Gebiets  jeder  einzelnen  Steaerart  erbeben 
sieb  nieht  geringere  Schwierigkeiten  hinsiebtiieh  der  Erkenn-  und 
Erfassbarkeit  der  Erträge,  besonders  bei  der  Grnnd-,  der  Ge- 
werbe- und  der  Steaer  der  selbständigen  liberalen  Bernfe, 
auch  bei  der  Leib zins Steuer. 

Nach  den  landwirtbschaftiichun  Betriebssystemen,  den  Verkehrs-  und  Absatz- 
revIriUtiiisieii  n.  s.  w.  ist  der  steaerbaie  landwirtfaschafUiche  Beinertng  des  Grund 

und  Bodens  ao^iserordentlieli  ver5(  hiedeu  und  unter  dem  steten  Wechsel 
der  zahlreichen  einwirkenden  Ursachen  nach  Ort  und  Zeit  sehr  veränderlich:  mit 
der  höheren  Eutnricklung  der  Volkswirthschaft  (intensiver  Anbau,  Communicationen  1) 
in  immer  höherem  Maasse.  Dies  macht  die  umfassendsten  zeit-  und  geldraubenden 
Operationen  zur  Feststellung  des  Reinertrags  nothweudig,  die  gleichwolü  id»  lit  einmal 
fixr  den  Moment,  geschweige  fUr  l&ogcre  Zeit  den  Zweck  erreichen,  dass  man  nun  die 
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Ornndstcncr  wenigstens  unter  den  einzelnen  Grundbesitzern  gleicbmässif 
aa£2ulegca  TermOchte  {f$l.  Uber  Frankreich  Fin,  III,  185  S.).  Bei  dea  eiuxel- 
B61I  Geverben,  deren  Ertng  die  Oewetbesleoer  belasten  will,  ist  vleder  die  Er- 
kenn- and  Erfassbarkeit  nicht  nor  nach  der  hier  besonders  maassg'ebenden  Persönlich- 
Iseit  des  leitenden  Rerhts-  und  Wirthschaftssubjccts  —  ein  wie  bei  allen  Object<teaem 
auch  hier  gar  nicht  oder  liur  wcuig  bcruc^ichtigtes  Moment  (§.  222)  — .  äoudcra 
tQeh  nach  den  (^ttnngen,  dem  Umfang,  der  technischen  Natar  der  rerschiedeoea 
Hewcrbc  ganz  angleich:  bei  den  Handels-,  volli-nds  den  Ranli-  und  ähnlictien  Ge- 
werben meist  Tie!  schwieriger  als  bei  den  Gewericen,  beim  (irossbetrieb  schwerer  als 
beim  Kleinbetrieb,  bei  der  Fabrik  als  beim  Handwerk.  Und  in  welchem  Grade  difiertrt 
wieder  die  Erkenn-  nnd  Erfasebtrkeit  des  Ertrags  und  seiner  Hobe  bei  den  einzel- 
nen gewerblichen  Üntemchmnnjfren  anch  des  ne milchen  Zweiges!  Aebnliches  gih 
von  dea  f erschiedenea  libcraien  Berufsarten.  Nicht  minder  aber  ist  der 
Leihsinsertrag  je  nneh  der  Kepflelenlage  ganx  fencbiedea  eftobtr:  bei  Byp»' 
thcken  in  Grundbüchern  einer-,  unversicherten  PriTttscholden,  Weidi|Mipieren,  In-  lud 
nasllndischen  Papieren  o.  s.  w.  aadereeits. 

Die  immer  grossere  Kttnstlichkeit  und  Kostspielig- 
keit des  ErtragBStenersystems  ist  die  nothwendige 
Folge  dieser,  gerade  in  der  modernen  Welt  aus  wüthsebaftliebeiit 
techniselieo  und  soeialreebtliohen  Grttnden  steigendeo  Sohwioig- 
keiteo,  die  den  yerschiedenen  Ertragssftenem  nnd  wieder  die  einer 
jeden  einzelnen  unterliegenden  Erträge  einigermaassen  richtig  zo 
erkennen  und  zu  erlassen:  dnher  jene  sUiunenerregendeu  Werke 
der  „rationellen"  Grimdstcueikatuster,  jener  riesige  Classenschema- 
tismuB  neuerer  Gewerbesteuern.  Aber  man  kann  sich  nicht  ver- 
behlen,  dass  das  Problem  volkswirthseljaftlirh  richtiger,  vollstäodiger 
und  gleiebmässiger  Besteaerang  dareh  das  Ertragssteoersjstem  auch 
in  dieser  relativ  vollkommensten  Aosbildong  doch  nur  sehr  nn- 
yollkommen  nnd  wegen  der  immer  grosseren  Individnaliairong 
und  Beweglichkeit  alier  einwirkenden  Momente  sogar  wachsend 
nnvollkommener  gel(tot  wird. 

o.  Eiue  besondere,  unter  diesen  Verhiiltnissen  gar  nicht  ge- 
nügend zn  tiberwindende  Schwierigkeit  macht  in  dieser  Sachlage 
die  ricliticre  Festsetzung  des  Steuerfn  s  s  c  >  ,  ma^  man, 
nach  dem  Princip  der  ,,rein  finanziellen"  Bcsteuei ung,  den  gleichen 
Stcuerfnss  für  alle  Ertragsarteu  und  individuellen  Ertragshöheu 
oder,  nach  dem  Princip  der  ,|80cialpolitischen''  Bestenerang,  einen 
nach  diesen  zwei  Momenten  versohiedenen  Steuerfuss  bestinmiea 
wollen:  die  firtragsermittlnngen  der  yerschiedenen  Stenern  nnd 
diejenigen  einer  nnd  derselben  Steuer  sind  eben  von  nnvei^ 
meidliob  ganz  nngleicbem  Werth  nnd  die  m  beiden  Fällen 
ermittelten  nnd  als  Gmndlage  der  Bestenernng  dienenden  Gritasen 
mehr  oder  weniger,  ol't  in  hohem  Maasse  ungleichartige,  wäh- 
rend sie  doch  im  Ertragssteuers^^stem  als  gleichartige  Grössen 
gehen. 
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lo  dvt  Praxis  daber  bei  aller  Sorgfalt  der  Katastriraog,  des  AbwSgens  doch 
nar  —  ein  Mos  Mun  fo&  WillkOr  in  der  wie  immer  eifolgeoden  Norminiog  des 

Steaerfa^es. 

B.  —  §.  221.  Mit  dem  0 bj er t Steuer- Character  von  Haiipt- 
^lietiern  des  Ertragssteuersystems,  namentlich  der  Grund-,  Gebäude-, 
der  Gewerbesteuer,  letzterer,  soweit  sie  gewerbliche  Realitäteosteaer 
ist,  nnd  der  Kapitalrenteustcuer  io  Form  der  Goaponstener  von 
dffenütchen  Werlbpapteren  (Obligationen »  genauer  Ton  blossen 
Rentenobligationen  oder  von  solchen  mit  langer  Verfallseit  des 
Kapitals  nnd  fehlendem  Kflndignogsreeht  des  Olttabige»)  hängen 
Tier  schwere  Missstftnde  des  Systems  zusammen:  die  Nicht- 
berttcksichtignog  von  Schulden;  die  reall astartige 
Wirkung,  bez.  (bei  der  Couponsteucr)  aU  ZiDSveiklirziiii^,  nicht 
mehr  als  Steuer  erscheinende  Wirkung^  der  Besteuerung,  daher  die 
Rückwirkung  der  Steuer  auf  den  Werth  des  Stenerobjects, 
der  KrtriiL'-squelle,  selbst  Steueramortisation"  bei  Besitzwechsel 
am  den  Betrag  des  Kapitalwerths  der  Steuer  und  umgekehrt  Ge- 
schenk in  diesem  Betrage  bei  Stenererlass  oder  Ermässigung);  die 
Ettokwirkung  ron  Aendernngen  im  Steuerfnss  anf  der 
bisherigen  Grundlage  (Katastrimng)  und  endlieh  von  Aendernngen 
in  den  Grundlagen  der  Steuern  (Eatasterrevision,  Erneuerung) 
selbst  Dazu  kommt  dann  noch  ein  fflnfter  schwerer  Miss- 
stand bei  der  Grund-  nnd  Gewerbesteuer  des  selbst  wirth- 
schattenden  Landwirths  und  Gewerbetreibenden  als  Consequenz 
der  grundsätzlichen  Loslösung  des  Steuerobj  ects  (üiund- 
stück,  Landgut,  Gewerbe)  vom  leitenden  Recht.s- und  W irth- 
8  c  b  a  i  t  s  s  u  b j  e  c  t ,  in  der  ahsirhtlichen  Ignorirong  des  Einflusses 
dieser  Persüolicbkcit  auf  den  Ertrag. 

1.  Die  Nieht-Berlleksichtigung  der  Schulden,  insbe- 
sondere der  anf  dem  Bealbesitz  haftenden  hypothekarischen,  ent- 
apricht  dem  steuertechniscben  Charaeter  der  Ertragssteuern  als 
Objectstenern ,  ist  daher  auch  die  Regel  in  der  Praxis,  hat  aber 

ftlr  die  Inhaber  der  steuerpflichtigen  Objecte  sehr  eigenthümliche, 
vielfach  recht  bedenkliche  Oonsequenzen,  indem  die  Einzelnen  da- 
nach ganz  ungleichmä^big  belastet  werden,  selbst  wenn  die  Steuer 
selbst  gleichraässig  veranlagt  ist. 

Die  practiscbe  Bedeotimg  dieser  Uebelst&nde  wächst  mit  der  Yermehruug  dieser 
Vendraldiuig^,  wdiche  in  der  nnd  neaeeten  Zeit  tielitbar  ist  und  hier  mit 

ganz  modernea  Verbältnissen,  namentlicb  mit  der  neueren  liberal- iudividualihtibcben 
K.  chtsordrmng,  der  freien  VcrJliissorlicbkeit  und  beliebigen  Verschuldbarkeit  des  GrunJ- 
besitzes  und  der  gleichen  Erbtbeilung  unter  den  (ieschwistem  zosammenhängt.  I)a- 
doTch  enteteht  eine  Muse,  rieUeicbt  die  Haoptmaeee  aller  OniDdechiUdeD  Id  Folge  der 
Belaitaog  des  Bodens  mit  ResttonfgelderPt  mit  Dtrlehen,  welche  em  Klnfer  nur  znm 
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Zweck  des  Ankaufs  eines  Grand-  oder  Hausbesitzes  anfgenommcD  und  mit  ErbanttcileD. 
(KUr  die  ganze  Frage  ist  die  Uaaptarbeit  Rodbertas'  Schrift  ,^Qr  Erklänmg  and 
Abhilfe  der  heutigen  Gredituoth  dee  Grundbesitzes**;  in  Bestkaufgeldera  und  £rb«D- 
theilon  sieht  6r  bei  HUB  die  widitigate  VencboldiiiigraisacliA.  VgL  «ich  Groiidlegiuf 
§.  322.) 

Die  Belastung  der  Zinsen  fflr  solche  Sebalden  mit  dem  alic^aoicu  Theil  der 
Grund-  nad  Hansatever  wlie  gewöhnlich  gnr  nicht  dnrohmfUiren ,  «elbet  veaa  das 

Gesetz  sie  vorschreibt  oder  begünstigt.  Das  kommt  vor.  z.  13.  in  dem  Syst^'m  der 
Ertragsbesteuerang  in  der  englischen  Einkommenstener,  aber  aach  auf  dem  C«ati- 
nent  bei  eigentlichen  Ertragsstcucrn.  So  wurde  in  Oesterreich  das  Einkommen 
aus  Grundstucken  und  Gebäuden  nach  dem  Einkommensteuergesetz  vom  21).  ( ktober 
1S49  in  der  Form  des  Zuschlags  von  einem  Drittel  des  <  »rdinririurr!^  "/^^  d^r 
Grund-  und  ( ioh&udesteoer  erboben,  doch  hatte  dafür  der  Grund-  und  Hausbesitzer 
das  Recht,  5  7o  hypothekarisdien  Zfawen  o.  s,  w.  aeinem  Olubiger  in  AVag 

zu  l)ringen,  —  was  factisch  wohl  sehr  selten  geschehen  ist.  Reell  licirt  hier  daher 
doch  nur  die  entsprechende  Erhöhung  der  Grund-  und  Gebäodefiteuer  for.  (VgL 
Clilupp,  dircctc  Steuern  Oesterreichs,  6.  Aufl.,  S.  ISl.) 

Der  Besitzer  wird  au(  )i  in  scdchen  Fällen  gewöhnlich  genöthigt  werden,  damit 
ihm  das  fremde  Kapital  peliehen,  oder  das  einni.il  eingetratr'^Tif  Knj  it.il  ^das  (»ei  K'.^t- 
kaufgeldern  und  Erbantheilen  nach  Kodbertus'  richtiger  Aullabsuug  allerdings  gar 
nicht  „Kapital"  ist,  sondern  dorcli  die  Recbtaform  der  Yenchnldung  nar  als  Kapital 
erscheint  und  vielmehr  einen  Gutsautheil  reprlsentirt)  —  nicht  gekündigt  wiid, 
die  ganze  betrefl'cnde  Stcner  auf  sich,  mithin  auf  den  Rest  des  Reinertrags  :i 
nehmen,  welcher  ihm  uuch  Abzug  der  Schuldzinsen  bleibt  Dadurch  wird  der  ver* 
«clinldete Bedtser  bcMsders  schwer  gedrOckt  und  stellt  sich  eine  grosse  Ungleich-  | 
mässigkeit  in  der  SteuerbelasUmg  zwischen  sehn  1  !  p  n  freien  und  vcrschnldeteL 
und  anter  letzteren  zwischen  den  in  verschiedenem  Maasse  ? ersch nldetca  i 
Besitzern  heraus.  Das  Steuerrecht  pflegt  auch  ansdrQcklich  bei  der  Gmnd-,  Haut-  I 
und  ähnlichen  Steuern,  als  OhJect^teuern ,  welche  die  Ertragsl&higlteit  dw  Objecti 
als  solchen  besteuern  sollen,  auf  den  Umstand  der  Verschuldung  gar  keine  RQcksicht 
zu  nehmen,  es  dem  Verkehr  uberlatisend ,  ob  vnd  in  wie  weit  der  Eigenthumer  des 
Objects  die  Stener  aof  den  Glftabiger  ttberwAIien  Itann:  was  in  der  That  nach  die 
Consequenz  der  reinen  „Obje et" -Besteuerung  und  in  den  bezüglichen  Gesetzen 
.'•clbst  wohl  besonders  ansgeprochen  wird.  Gegenüber  den  Verhältnissen  des  wirth- 
bchaftliolicü  Lebeiiö  racbi  bich  aber  diese  Ignorirnng  der  Verschuldung,  indem  nament- 
lich eine  hohe  Beatenening  des  Kealbcsitzes  und  vollends  eine  weitere  Steigeriag 
d-  rselben  wegen  der  grossen  Härte  und  Unglcichmässigkeit  der  wirklichen  BelasttiiiL- 
jo  nach  dein  Schuidenmaass  ganz  unhaltbar  wird.  Bei  der  Uebernahme  des  Besitzen 
in  Erbgang  oder  Kanf  wird  der  Scbnldenbetng  berltcksichtigt  und  fUr  den  nenen 
Besitzer  dann  dieser  Misssland  der  Einwirkung  von  Verschuldung  und  verschiedener 
Höhe  derselben  anf  die  reelle  Stenerhst  fortfallen.  Aber  jede  Acnderting  im  Schulden- 
büstaud  während  der  Besit^dauer  fuhrt  wieder  die  angedeuteten  Unzukummltcbkeitca 
herbei. 

2.  Die  realUstartige  Wirkung  der  genannten  Objeci- 
Stenern  nnd  die  Ihr  gemttsse  Einwirkung  anf  den  Kapitalwerth  des 

Steuerobjects  tritt  allerdings  nicht  immer  oder  nicht  vollständig, 

bei  einer  wirklich  gleichmässigen  analogen  Besteuerung  aller  Er- 
träge von  Verniögensanlagen  Uberbaupt  schwer  oder  gar  nicht  ein. 
Aber,  da  letztere  Voraussetzung  retrelmUssig'  fehlt  und  genau  gar 
nicht  verwirklicht  werden  kann,  werden  jene  Wirkungen  gewöhn- 
lich mehr  oder  weniger  Platz  grellen  und  sich  besonders  beim  Bc- 
sitzwecbsel  des  Objects  zeigen.  Dann  entwickeln  sich  ühnüclie 
misslicbe  Folgen  wie  in  dem  vorigen  Falle  der  Verschuldung. 

Der  alte,  ;^uerst  besteuerte  oder  in  der  Steuer  erhöhte  Besitzer  wird  erentoell 
bis  zum  Betrage  des  Kapitalwerths  der  Steuer  ttberlastot,  d.  h.  in  diesem  Umfuif 
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einer  reellen  V erm iTgensstcücr  nnterworfen,  der  ncuri  Bosit/i-r  bleibt  danu  eiRent- 
licii  TOQ  dieser  „Steuer"  frei,  indem  er  letztere  eben  nur  wie  eine  ttbernommeno 
Beute  oder  efooi  Zäns,  die  dem  Stute  autehen,  entrichtet 

3.  Aenderungen  im  Steuer! u es  der  besprochenen  Steuern 
sind  vvegeu  der  trotz  aller  BeuiühuDgen  meist  so  iinvullkonimenen 
Katn fiter  und  der  dadurch  bedingten  UngK'ichnuis.si^keit  der  !^e- 
iastung  der  zu  Eiuer  Steuerart  gehOreudeo  Qbjecte  und  der  iür 
letztere  steuernden  Personen ,  dann  aber  ancb  wegen  der  Ver- 
schulduQgaTerhältnisse  und  wegen  der  reallastenartigen  Wirkung 
dieser  Stenern  anf  den  Werth  der  Stenerobjeete  selbst,  nothwendig 
Ton  bedenkliehen  Folgen  begleitet 

Fast  vArenBeidlieh  in  gleichem  Haasse  rorgenoramen,  treffen  sie  die  einzdnen 

Pflichtigen  ganz  au<;leich.  Erhöhungen  confisciren  leicht  TOn  Neuem  Tlieile 
des  Kapitalwerths  (Lr  Objecto  bei  dem  jcvoiligen  Besitzer.  Destrcsrnn  unterbleiben 
sie  vielleicht,  aulbst  boi  Uhngendätcm  Bedarf.  Ermässigungen,  voUcods  einfache 
Aufhebtingen,  ohne  gleichzeiti||fen  angemeasenen  Ersatz  durch  eine  neue  Steoer» 
neben  dem  Besitzer,  seihst  dem,  wclchT  wcj;t_'n  der  r-^dlasfartii^nn  Wirkung  das  Übject 
Dm  den  Icapitalisirten  Steuerbetrag  wohlfeiler  übernommen  hatte,  ein  ungerecht- 
fertigtes Geschenk  im  Betrage  des  Kapitalwerths  der  Stcucrermi&sigung  oder  Anf- 
hebnog.  auf  Kosten  der  staatlichen  oder  sonstigen  Steuerg<  iiit  iiisi  haft.  (\^t  den  mit 
dieser  Auffassuri<r  übereinstimnien<ien  Heschlusa  des  Vereins  für  Socialpolitik  auf  An- 
trag Kasse's  und  UenäeTs  in  Bezug  auf  Steuern  auf  unbewegliches  Vermögen^  die 
seit  langer  Zeit  in  einer  die  übrigen  Ertruwteuem  weseDtiidi  nbenteigeaden  Hdhe 
bestanden  haben ;  daselbst  aach  die  feinere  KQancining  dieser  These  donsh  Ken  mann, 
Bericht  S.  69.) 

Das  Alles  drängt  auf  die  bei  einer  bleuer  priucipwidrige  und 
practiseb,  wegen  der  Aenderungen  des  Finanzbedarfs  und  der  £r* 
giebigkeit  anderer  Steuern,  bedenkliche  Stabilität  des  Steuer- 
fnsses  dieser  Stenern  hin. 

4.  Noch  misslicher  sind  die  Folgen  einer  Verändernng  der 
ganzen  Grnndlagen  dieser  Stenern,  durch  eingreifende  Revi- 
sionen oder  vollige  Ernenernng  der  Kataster^  während  doch  ander- 
seits gerade  eine  solche  Veränderung  und  eine  nicht  zu  seltene  und 
iiicLl  zu  Lluvvesentliche ,  wegen  der  regelmässigen  ünvollkoiiuiieu- 
hcit  der  ersten  Veranlagung  und  wegen  der  eintretenden  Aenderungen 
der  wirtbsehaftiichen  und  technischen  Verhältnisse  gerade  ge- 
boten wilre. 

Letztere  Aenderungen  bedingen  uuvormeidlich,  dass  die  wirklichen  und  die 
Kalaitral-Krträge,  nach  denen  eingesteuert  wird,  selbst  wenn  sie  ursprünglich  —  scheu 
genng  —  etnigermaassen  ubereinstimmten,  bald  mehr  und  mehr,  aber  in  den  einzelnen 
Fällen  in  ganz  ungleichem  Maasse  von  eiii:i/ider  abw.  irhen.  H«'utzutr»ire  unter  dem 
Einfluss  rascher  und  häufiger  Aenderungen  der  Tecbuiik,  der  Communicatiousmittel,  der 
Frodnctenprelse,  der  Lohne,  Zinsfüsse  fl.  s,  w.  toIImÄi,  sunud  bei  der  Grundsteuer. 

Jede  auch  noch  so  nchtige  Aendemng  der  Stenergrund lagen 

fuhrt  daher  uuveimcidlich  zu  Verschiebungen  der  »Steuerlast 
unter  den  einzelnen  übjecten  und  wiederum  wegen  der  Ver- 
scbnldungsverhaltnisse,  der  erfolgten  Steueramortisationen  zu  ganz 
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angleiohon  Wirkungen,  abennato  sa  partieUen  Vennfigenaoonfia^ 
oationen  da,  so  Scbenknngen  von  ganzen  Tbeilen  des  VeraOgeoa- 
wertha  des  StenerobjeetB  dort  Die  Folge  iet,  dau  man  die  Aender- 

nn^  der  Grondlagen,  wieder  namentlicli  bei  der  Grnndatener,  doeh 

lieber  unteiliisst,  so  jedoch  abermals  zu  principwidriger  und 
praetiscb  bedenklicher  Stabilität  dieser  Meueru  kommt. 

B.  besonders  die  in  di^r  Hinsicht  sehr  lehrreichen  Erfahrungen  mit  der 
Grandätouer  in  Frankreich  und  die  dortige  Vermeidung  einer  allgemeiB«!» 
Katastameoenng,  so  nothvendig  ai«  wire;  Fia.  III,  §.  186  ff.  Bas  Repartitionssyate» 
wirkt  hier  noch  erschwerend .  weil  es  Steuererrnftssigungen  hier  dnich  Erhöhangen 
dort  folgencJitig  compeusireu  mOsste,  von  Objoct  sa  Object,  Gemeinde  zu  Gemeinde, 
Ludfleth^  so  Ltiid«8th«U  and  eine  so  wdlelmae  UftMoegd  duo  roUends  gcKhaot 
wird.  Aber  der  Uebelstand  liegt  nldit  In  dieMO  Syiten,  aondeni  im  Wewn  der 
Ertngsbesti^n.'ning  überhaupt 

Der  luottö  Missstand,  specieil  bei  der  Grund-  und  Gewerbesteuer,  wird  im 
folgenden  Puragrapben  mit  berOhit 

Die  dargelegten  inneren,  auch  bei  jeder  denkbaren,  geschweige 
bei  der  geringen  practiscb  erreichbaren  Verbesserung  verbleibenden 
Mängel  der  Ertragsbesteuerung  sind  so  bedeutend,  dass  das  ürtheil 
über  diese  Steuerart  in  stenerpolitischer  und  steuertechnischer  Hin- 
sicht kein  günstiges  sein  kann.  Vollends  als  alleinige  oder 
banptsächlicbe  directe  Staat  sbesteuerang,  zumal  eines  grossen,  in 
aeinen  einzelnen  Gebietstbeilen  sebr  yerschiedenen  Bedingangen 
der  wirthsebaitticben  Entwieklnng  anterliegenden  Staats,  ist  die 
Erfcragsbestenemng  nicht  an  empfehlen.  Hit  der  Äbnabme  der 
Grdsse  nnd  Verscbiedenartiglceit  des  Staatsgebiets  Termindem  sieb 
die  Bedenken  nnd  innerhalb  der  Gemeinde,  daher  für  eine 
selbständige  CommunalbesteueruDg  noch  weiter,  ohne  in- 
dessen auch  hier  zu  verschwißdeu. 

Principiell  verdient  daher  wohl  die  Subject-,  die  Per- 
sonal- und  EinkommenbeBteuerung  den  Vorzug  vor  der 
Ertragsbesteuerung.  Üb  und  wie  weit  auch  practiscb,  ist  damit 
freilich  noch  nicht  entsebicdcn,  weil  sie  wieder  ihre  eigentbüm- 
üchen  Schwierigkeiten  nnd  Mängel  hat. 

Attch  folgt  ans  dem  obigen  ungünstigen  Urtheil  über  die  Et- 
tragsbestenernng  hier,  wie  in  vielen  anderen  JUinliehen  Fällen,  noeh 
kein  Verdiet  gegen  diese  Stenerart^  Denn  einmal  fragt  aieh, 
ob  man  ohne  sie  tlberhaupt  oder  nnbedenUieh  den  Bedarf  deeken 
kann,  ferner  ob  man  sie  nicht  zur  Darcbfttbrang  anderer  Stenern, 
uamcütiicli  der  Einkommen  und  \  eimögensbesteuerung,  mit  braucht 
und  eventuell  ihre  Combination  mit  dieser  Steueri^attiicg  pa^äend 
ibt  und  eDdlicb ,  <»b  niaii  nicht  g:erade  mit  ihr  wieder  gewisse 
Besteueraugsautgaben  leichter  und  besser,  als  mit  anderen,  auch 
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der  Einkommenstener,  vielleichl  überhaupt  nar»  lOBt  Diese  Ter- 
eehiedeneii  Fragen  sind  sehen  mehrfoeh,  insbesondere  die  letztere 
im  Absehttitt  ron  der  ^^Allgemeinheit''  gestreift,  kommen  im  Folgen- 
den noch  mit  znr  Sprache  und  sind  im  Ganzen  zn  bejahen. 

Dauacli  eiuptichlt  sich  doch  die  Beibehaltung,  bez.  Aus- 
bildung wenigstens  einiger  Ertragssteuern  mit  nicht  allzu  hohen 
iSteuerfUssen,  besonders  der  Grund-,  Gebände-,  Gewerbe- 
kapital-,  Damentlich  Gewerbe-lieali täten-  und  der  Kapital- 
rentenstener  in  gewissem  Umfang,  aber  damit  combinirt 
eine  allgemeine  directe  Personal-  nnd  Einkommen- 
steuer, in  welehe  die  Lohn-,  Besoldongs-,  liberale  BemfsQnte^ 
nebmnngsstener  and  ans  d«r  Gewerbestener  der  den  pers5n lieben 
Erwerb  treffende  Theil  mit  hindber  sn  fttbren  ist 

Nor  soweit  dttrfle  die  Einkommensteuer  als  die  passende 
hauptsächliche  Schätzung  und  directe  Staatssteaer  der 
Zukunft  ins  Auge  zu  lassen  sein. 

Auf  dies  Postulat  l&uft  im  W  eseaUichea  Held 's  Schrift  aber  die  iüiuitommen- 
itoaer  Iübmis,  s.  bttooden  Kapitel  7,  DaneiitReli  am  Sebluaa.  Iii  d«r  y«nflimliing 

von  1875  nahm  der  Yereio  fikr  Socialpolitik  die  These  in  Held 's  Fassan;  an:  „es 
emp6eblt  sich  daher  (d.  h.  wegen  der  ünzurciohendhcit  (h^v  Ertragsstcaem,  s.  oben) 
eine  in  den  aoteren  Stufen  progressiFO  allgemeine  Eiükouiioenstetter  in  Yerbindong 
mit  einer  idlgemelneii  YeniOgeneBteiier  znr  htoptaftohlichsten  diieeten  Steuer 
sc.  des  Staats)  zn  machen."  —  üebcr  die  Ertra^'ssteuern  u.  s.  w.  in  der  Communal- 
beateuerun)^  s.  die  The^jon  und  mein  Keferat  in  der  Vcrsammloog  des  Vereins  für 
SociaJ|>olitik  von  1S77  und  über  zum  Theil  abweichende  Auffassungen  Nasses, 
Heids  IL  A.  die  dortige  Debatte.  In  den  abfeechwächten .  aas  Compromiüscn  her* 
vorg:cgran^enen  Resolutionen  wurden  in  Strilt-^n  und  Landgem-iii'^f^n  .,R  alstenem, 
namentlich  ton  (imad  und  Boden  und  Uebäudeu",  und  zwar  „unabhängig  ron  ihn- 
Uch«  StottBleaem**«  ferner  ^PerMoabteiieni  ron  aUen  in  der  Gommone  lebenden, 
dkononisch  selbständigen  fdiyeiscben  Personen",  und  zwar  diese,  besonders  „Ein- 
kommensteuern im  AnschloM  sn  die  entsprechenden  Stastsstenem**  ftr  geboten  erachtet 
Bericht,  S.  Iü5. 

VI.  —  §.222.  AligemeineBeurtiieilung  der8ubject- 
be  Steuerung  und  Vergleich  ung  derSubject-  und  Objeot- 
beetenerung. 

Die  SubjectbesteneruDg  bat  den  Vorzug,  dass  sie  das- 
jealge  Moment  in  den  Vordergrund  sohiebt,  welches  die  Objeet- 
bestenemng  meistens  ganz  unbeaebtet l&sst:  diePersOnliehkeit 
des  leitenden  Reehts-  nnd  Wirthsehaftssubjeets*  Diese 
ist  in  der  Kegel  yon  wesentlichem  Einflnss  auf  die  Art  und  H()he 
der  Einkommen  bildenden  eiuzelwirtbschat'llichen  Reinerträge.  Je 
mebi  dies  der  Fall  ist,  desto  richtiger  vertllhrt  im  Princip  die 
Sabject-,  desto  imtichtiger  die  Objectbesteuernng.  Die  von  letzterer 
er8trt'f)tc  Lo  s  1  li  s  u  n g  des  Stencrnhjects  v<»ni  Siihject  ist  daher  auch 
ein  innerer  principielier  Fehler  der  Krtragsbesteuerang,  der  sich 
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praetisch  freilich  in  sehr  Tersehiedenem  Grade  zeigt  Vomemlieb 
nachtheilig  in  leteterer  Hiosieht  wirkt  er  bei  der  Grund-  und  der 
Oewerbesteoer  des  seibstwirtliechaftenden  ländlichen  Gmnd- 
besitsers  und  des  GewerbetreibendeD. 

Um  weitere  Folgerungen  für  Theorie  und  Praxis  der  Besteuernng 
zu  ziehen,  muss  man  dann  unterscheiden:  einmal  die  zeit- 
liche oder  geschichtliche  und  örtliche  Entwicklung 
de8  Wirthscbaftslebeus,  zweitens  die  Kategorieen  des 
Erwerbs. 

1.  Bei  grösserer  Individnalisirung  der  Einzeiwirtbscbaften, 
wie  sie  die  geschichtliche  Eotwickiong  der  Volkswirthscbaft  aber- 
banpt  und  besonders  in  der  modernen  Zeit  und  in  Torgescbrittenen 
Ländern  mit  sieh  za  ftlliren  pflegt,  wird  die  Objeet-  ond  Ertrags, 
bestenernng  nothwendig  mangelhafter,  die  Snbjeet- 
nndEinkommenbestenemng  passender.  Die  erstere  kann  und 
mnss  mehr  nach  Dnrchsehnittsverh&ltnissen  geben,  sieb  daher 
schablonenhaft  gestalten.  Das  ist  aber  nicht  zulässig,  so- 
lange auch  im  Wirthschaf'ts betrieb  Glcichmässigkeit  der 
Technik,  der  Geschicklichkeit,  der  Bezugs-  und  Absatz  Verhältnisse 
vorherrscht  und  etwa  vollends  noch  von  der  Kechtsordnuog  vor- 
geschrieben wird. 

So  ist  es  in  dem  ges(  liichtlicli  wicbtif^stcn  Falle,  bei  der  Besteaemng:  der  läa  i- 
lichea  (irandbesitzcr  und  Landwirthe.  Bei  exteusifem  Beiriebe  und  unter  dea 
ftltereii  AgmverfMsnngen  (PloRvang!),  bei  binerlicher  Virtbselimft  ond  fkst  an»- 
äcbliesslichcr  SelbstbewirtbschaftUDg,  also  Identität  von  EigentbUmcr  uii>I  Landwirtli. 
bei  fehlender  Verschuldung  reicht  die  iilijci  t-  rmd  Frtragsbesteuerung:  in  d«r  Forui 
ciufacLer  Grundsteuern  ziemlich  aus.  Acliniicheö  gilt  von  einer  Gewerbesteuer  des 
Handwerks  unter  ZnnltordDunfcoD«  l^o  iadiriduelle  ökonomische  Lage  der  ein- 
/'■Ineu  Steucrpfliolitieren  ist  hier  nicht  so  sehr  verschieden,  richtet  sich  romemlicb 
nach  Grösse,  Gute,  Lage  der  (irundättlcko ,  nach  der  Art  des  Geverbes  und  einigen 
leicht  KU  ermittelnden  Factoren  (Ärbeitensahl),  —  lanter  Momente,  weldie  tocli  eise 
einfache  Grund-  nut]  Geverbesteuer  mit  Stufen  und  Classen  unschver  berQcksichtigea 
kann.  Sn  genügt  die  Ertragsstcuer.  Das  Ändert  sich  mit  der  Um?i;8taltunp 
und  Individualisirong  der  Technik,  der  Betriebsart,  und  —  Wirkung  ond 
wieder  Uiwehe  dftron  ^  mit  der  VerSndernng  der  beztif  liehen  virthtcbaft* 
liehen  Rech  t  s  o  rd  n  iin  p ,  in  der  modernen  Welt  dah^r  mit  dem  Zeilalter  der  froiw 
Uoncarrenz.  Hier  drängt  Altes  darauf  hin,  die  Erträge  der  Einzel  virthschaiten 
jeder  Erwerbsgattung  zu  differen zircn.  Dem  vermag  die  Objectbesteuening 
nicht  genflgend  zu  folgen,  weshalb  nun  j  n  Ersatz  oder  wenigstens  zur  Er- 
gänzung die  Subjectbestcuerun?  nothwendig  wird.  Diese  Entwicklang  ist  mit  ganz 
allgemeinen  V'orgängcn  und  Erscheinungen  des  socialen  Lübens  in  Einklang:  da» 
Indiridaum  gelangt  zu  sdbstftndigerer  Geltong,  was  nirgends  nnbeiQdBichtigt 
bleiben  kann. 

Im  Gänsen  iSsst  sieh  daher,  in  Ueberelnstimmang  mit  der 
Erfahrung;  resmniren:  die  Ohjeetbestenernng  passt  mehr 
fflrfrttbere,  einfachere,  schablonenhaftere  Verhältnisse 

der  Technik  und  mehr  unter  den  ülteren  wirthschaft- 
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liehen  Re  eh  ts  Ordnungen,  die  Snbj  eot  besten  er  nng:  mehr 

für  die  moderne  Technik  und  fürdieGestaltuu^^cndcs 
p  ri  V  at  wirthschaftlichen  Systems  unter  dem  Kechts- 
princip  freier  individueller  Conciii  l  enz. 

2.  Andererseits  lässt  sich  eine  Su  h  j er t liestenerung  in  der  Form 
eiuer  Personen-,  Glassen-  oder  directcn  Hinkommen-  und 
allgemeineD  Vermögenssteuer  doch  gerade  in  der  modernen 
Zeit  wieder  nur  schwieriger  leidlich  richtig  gestalten,  als  unter 
jenen  einfacheren  VerbältDissen  der  Wirtbschaft  and  Technik  nod 
nnter  den  Siteren  Beehtsordnnngen.  Sie  setzt  eigentlieh  eine  ge- 
nnne,  nach  richtigen  Grnndsätsen  stattfindende  Bnchfllbniog  jeder 
privaten  Einzelwirthsehaft  Aber  Erwerb,  Einkommen,  Vermögea  nnd 
eine  Kundgebung  der  bezüglichen  Thatsachen  an  die  Steuerbehörde 
voraus.    Beide  Voraussetzungen  tietl'en  bekanutermaassen  grössten- 
theils  nicht  zu.    Die  sonstigen  administrativen  Tlillbinittcl  zur  Fest- 
stellung der  Ervverbs-  und  Verniögensverhältnisse  sind  unvnllkoiiniit  n 
und  versagen  bei  mancherlei  Erwerb  im  müdernen  Wirtbschaltä- 
leben  mehr  als  im  frtthereu. 

Die  IIotwickloDg  des  Crcditvorkthrs .  namentlich  die  Belastunp  des  Realbesitzoä 
mit  Schalden,  die  TreoDUiig  von  Eigen tbum»äubject  and  WirtliäcbafUsubject  (Pacht>, 
MiethferblltBlsse),  di«  Teraiikigiing  T6ncliled«nartiger  Eitrige  im  Einkommen  dner 
Person  n.  A.  lu.  rufen  iinrnor  neue  und  verschiedcnartigero  E r rbskate- 
gorieeu  hmor  aad  enchvcren  dadurch  jetzt  die  Aufgaben  der  Subjoctbesteaer- 
UDg  sehr. 

Dieser  Umstand  macht  es  aus  s  t  e  ii  c  1 1  ec  h  n  i  s  c  h e  n  Grüiulcn 

rätblich,  neben  der  Subject besteuerung  au c h  j  e t z t  eine  0 b j e c t- 

bestenerung  in  dem  oben  angedenteten  Umfang  zu  belassen. 

Auch  ist  für  die  Uurchfohniog  der  ersteron  fast  unFcrmeidJich  mit  auf  That- 
sachen zoTttckzagrnfen ,  welche  sich  einigermnaesen  znrerllssig  nnr  durch 

die  O  bjectbesteaerang  ermitteln  bissen,  z.  ß.  fur  die  Ein  kommen  besteuerung  dos 
Laiidwirths  und  ländlichen  (iriindbesitzcrs  braucht  man  wif^dcr  Daten  aus  dem  Kataster- 
werk der  Grandsteoer,  für  diejenige  des  (ieverbeticibendco  aus  dem  Kataster  der 
Gewerhettener;  theils  zor  eisten  Venmlagnog  der  üinkommensteaer  dieser  Personen 
bei  der  behördlichen  oder  commissionswcisen  Einschätzung,  theils  zur  Controlc  bei 
der  Einschätzung  auf  Grund  der  Dedarationen  des  Steuerpflichtigen,  theils  gelegent- 
lich auch  in  der  Reclamationsinstanz  znr  Entscheidung  ron  Beschwerden.  Es  zeigt 
eich  dies  auf  den  beiden  Wegen,  aaf  welchen  man,  wie  oben  daigelegt  wurde,  die 
dtrecte  (alltromi'ine)  Kinkommcnstrner  herstellt  (if.  2!n).  Auf  dem  zweiten  der  ge» 
uaiinten  W  ofje,  dem  „eiiglischen",  tritt  es  nur  nuch  ullV-ncr  hervor. 

Um  aber  wieder  die  Objectbcsteuerung  auch  den  techniseiien, 
Betriebs-  und  ilechlHverhaltnissrii  der  Neuzeit  »'iiiii^et tiinns^en  an- 
zupassen, mUssen  die  K  rt  rag s steuern  eben  jene  geschilderte  Eut- 
wicklnng  nach  der  Kicbtong  grösserer  Specialisirung 
nehmen.  Dadurch  wird  auch,  wenigstens  etwas  nnd  iodirect,  dem 
y^iDdividaalistigclien''  Moment  ßechnnng  getragen  nnd  eine 
Annäherung  an  die  Snbjectbestenernng  erzielt. 
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Das  complidita  Katastenreson  der  modernen  Grandsteoem  ist  ein  Hanptbeispiel 
hierfür.  Wenn  es  aocli  entfernt  nicht  die  Schirieri?keiion  d^r  rirhtij^en  ond  plcicb- 
m&ssigen  Besteneroug  des  iaudiicheo  Grandbesitzea  und  der  Landwirthscbaft  bei  stark 
iBtansIreai  und  fniB«?  tadlfidvalMtacilMreni  Betrieb,  bei  bMi  compliehCer  und  fiitefcler 
werdendem  Zusnmni  nwirlcn  von  Natur,  Arbeit,  Kapital  und  rnternehm  rtTiStipleit 
völlig  zu  lösen  vermag:,  so  f&ast  es  doch  die  schvere  Aofgabe  richtiger  auf.  Gleiches 
gilt  Ton  dem  ausgebildeten  Classenschematismas  der  Geverbcstcuor  (Prankreich.  Sod- 
dentscUftnd),  von  der  Bildnng  ron  Steaergosellschaften  unter  Gewerbegruppen  zur 
YertbeUoDf  eines  SteaereootiBfSBls  ooter  den  einselaea  GewefbetreibeiuieB  (PieuMii). 

Au  allem  GeBagten  folg;!  wiedenmii  dm  Ertragstenero  des 
Staats  QDTenneidlicli  mangelhafter  ab  solche  der  Gommnnen 
und  Kreise  n.  s.  w.  sind. 

Denn  hier  wird  immer  den  individuelleren  Gestaltungen  noch  l&ichter  zn 
folgen  osd  werden  dieaelbea  Meb  nicbt  so  reiscbieden  ab  im  Stute  eefai.  Man 

Irann  f  rner,  was  dann  freilich  auch  nicht  unterbleiben  sollte,  die  Grundlagen  der 
E rtrags steuern,  besonders  auch  der  Grund-  und  (iebäudesteuern  leichter  nnd  öfter 
Tevi-direu  und  durch  ein  Kepartitionssystem  sogar  den  persdnlichcn  Mumcntca 
mehr  Beohnung  tragen.  Die  oben  hervorgehobenen  Bedanken  Tennindein  aicb  hier 
wenigstens  erheblich.  Srlbständige  (i'-mrindc-Ertragsstenom,  besonders  von  Keali- 
t&ten,  sind  aus  dieseu  Gründen  auch  angemeasenor,  ais  das  System  communaier  Zi- 
acblige  zu  den  betreffenden  Staatsstenom. 

VII.  —  §.  223.  VerbiDduiig  vonObject-  und  öubject- 
beateaerang. 

Auf  die  ZwecliuiSsbigkeit,  unter  Umständen  die  Nothwendigkeit  einer  solchen  hat 
die  Untersuchung  frUber  htn  der  Erörterung  der  voIkswirthsrh:\ftlichen  und  der  Ge- 
rechtigkeitsgruudbätze  lu  der  BuHteueruug  wiederholt  hingduhrt  i^s.  hesouden»  §.  171, 
178«  174X 

Die  Stüa  t8  besteuerung  vermöclUc  mit  jeder  der  beiden  Be- 
steuerungsarten allein  nur  unter  einer  nicht  zutreffenden  und  gerade 
im  modernen  Wirtliscbaftsleben  immer  wcin;>er  zutreffenden  Voraus- 
setzung allenfalls  auszukommen:  wenn  nemlicb  die  heimische  Volks- 
wirthscbait  ais  eine  ganz  abgeschlossene  angesehen  werdeo 
könnte,  die  Bewohner  des  Inlands  kein  Eigenthum  und  Ertrage 
daraus  in  der  Fremde,  die  Fremden  keines  im  Inland  besessen, 
and  flberhanpt  die  internationale  Personen-  and  Kapitalienbew^ongy 
die  „weltwirtbsohaliliche''  Verbindang  fehlte. 

Früher,  vor  der  grossartigen  modernen  Entwicklung  dieser  V erhiltnisse ,  blieb 
zwar  bei  einem  blossen  Einkommeo-  oder  Ertrags8tcucrs3|r8t6m  die  Ltlcke  principieO 
dieselbe,  aber  practisch  hatte  sie  viel  {rerinKcre  Bedentunj^.  Jetzt  würde  bei  einer 
reinen  Snbjectbesteuerung  ein  grosser  Tbeil  des  Keiuertrags  der  Volkswirthschaft, 
welober  in  Folge  von  EtgenthamB»  nnd  obligatoriicben  Rechten  an  fremde  Bedto 
hinaus  geht,  nicht  getroffen  werden.  Dies  fahrte  namentlich  in  stark  an  das  Aus- 
land verschuldeten  Volkswi  rthschaftcn  nnd  in  solchen,  deren  Grund  und 
Boden  (Gro^äguier!)  und  Gewerksaulageu  (Bergwerke,  Fabriken)  in  grös6er«fii 
ümfange  ausländischen  Eigenthumem  (eventuell  Actionimi)  gdiOren,  m  da« 
grossen  Einbusse  der  Steucrcasse  und  indirect  nothwendig  zu  einer  um  so  stärkenüi 
Belastung  der  beimischen  Bevölkerung.  Umgekehrt  wurde  in  einem  Uinde.  dessea 
Bewohner  bedeutende  Kapitalanlagen  in  der  Fremde  beben  und  daraus  Renten  be- 
stellen, die  reine  inländische  Objeet-  oder  Ertragibestenenuf  dieaea  ,,Ebi- 
konunen**  nicbt  geadgend  traffiso. 
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Die  Verbindang  beiderBestenerungsarteD  veroiindert ' 
diese  Scbwierigkeiten  stets,  beseitigt  sie  mitunter  und  darf  deshalb 
empfohlen  werden,  kann  je  nach  der  Sachlage  selbst  geboten  sein. 

Sie  Tciclit  zur  richtigen  Gestaltung  der  Gcsammtbestenernog;  noch  nicht  einmal 
Mfl.  Tldnelir  sind  gerade  wegen  der  erwähnten  Verhiflnisse  noch  ganz 
andere  Stenern,  besonders  Verkehrs-  un1  Y  rbrauchssteuern,  erforderlich,  um 
möglichst  jeden  Theil  des  heimischen  Yolkseinkummeus  irgendwie  zn  bestenern. 

Alles  Gesagte  gilt  in  verstärktem  Maasse  wieder  von  der 

C  o  m  m  n  n  a  1  besteuerung. 

Denn  die  einielne  Commune  (üemeiude,  Kreis,  Provinz)  ist  noch  viel  mehr  mit 
andaren  Gommiineii  dorch  Kapltalieartilehr,  obligiMorisehe  Yerhiltnisse,  Personen- 
bewegnng  etc.  verkettet  Man  gelangt,  nach  den  frdherea  Aasfuhrungen .  leicht  za 
ganz  unhaltbaren  Zuständen,  wenn  man  hier  iiii  ht  Subjcct- und  Objcctbesteaernnp 
ratiooell  rerbiudet.  Von  solchen  Zui»tauUca  kaun  man  sich  gerade  in  Deutächiand 
(PfeiiSMilO  im  CottmniiebCeQerwesen  ein  Bttd  meelieB,  obg1ei«h  hier  nach  keiner  der 
beiden  Seiten  di«  volle  Consequenz  gezogen  werden  konnte.  Sonst  wurde  die  Sach- 
lage einen  noch  deutlicheren  Beweis  fOi  die  Nothveadigkeit  einer  Verbindang  beider 
Steaerarten  liefern. 

Ich  glaube  liier  in  der  „tllgeni  iiicu  StenerldkTo**  die  Frage  der  Verbindang  foa 
Snbject-  nnd  Objoct-Einkommcn-  und  Vcrmftgeii^-he^tcuening  nicht  weiter  verfolgen  zu 
sollen.  Das  SpecieUerc  ober  „Ob  nnd  Wie"  gehört  in  die  «^necieile''  Steuerlehre« 
nelir  noch,  bei  der  notbwendig  hier  entscheidenden  eoncreten  oiGhlage,  in  die  Er- 
Ortemngen  ubei  concreto  Beformen  der  directen  Steuern  in  einzelnen  Ländern  und 
Zcitpuncten.  In  der  Literatur  ist  das  Wichtigste  die  Behandlung  des  Problems  durch 
Schäffle  in  seiner  Steuerpolitik,  S.  210  ff.,  259  11.  und  die  dortigen  Ausführungen 
tiber  die  ^zelnen  Ertragsstevtfn,  8.  294  ff.,  and  andoselts  die  efoaciuiddende  Kilük 
di«^ser  Vorschlage  durch  Neumann,  in  Schmoller's  Jahrbudl  18$2*  S.  13Jt^  ff.  Ich 
möchte  zwischen  beiden  eine  mittlere  Stellung  einnehmen. 


2.  Abschnitt. 

I.  Die  Erwerbsbesteuerang. 
B.  Die  Besteaernng  einzelner  Erwerbsacte  oder  Rechtsgesehttfte  oder  d!o  so« 
^uumteYerkelusbeeteaeniiy  (Stempei-y  Kegisterabgaben  ab  Stoueru). 

§.  224.    Literarische  Naehveitoagen  aad  oriealireade  Vorbe- 
merkungen. 

In  der  früheren  Litenunr,  im  Wesentlichen  bis  auf  Stein,  fehlt  das  Verständ- 
nifls  für  diese  prindpiell  bereehtigto  end  in  gewissem  Umfang  nothwendige  und 

practisch  wichtige  B^enemngsart  fast  ganz.  Theils  hat  man  dieselbe  mit  gewissen 
Gebuhren  zusammengeworfen,  mit  denen  sie  in  der  geschichtlichen  Entwicklung  und 
in  der  Steuerprazis  idlerdings  im  sogenaiiuteu  Stempel-  und  Eegisterabgabouwesen 
in  enger  VerUadoBg  Staad  oad  steht,  ttells  hol  maa  nrar  eiae  tbeoretlsche  Scheidang 
. Tätrebt.  aber  ohne  diese  Besteuerung  in  ihrem  Wesen  richtig  zu  erfassen.  Als  Oe- 
btihr  iiess  sie  sich  nicht  oder  nur  gezwungen  in  einzelnen  Faiieu  rechtfertigen.  Aber 
aucb  wenn  dies  eingesehen  wurde,  vermochte  man  sich,  gegenüber  der  Verbreitung 
in  der  PraziB,  nicht  zu  einer  vom  Staodpunct  des  Geb  Uhren  veseas  folgerichtig«i  Ver- 
werfung zu  cntschliessen.  Zu  dieser  hatte  man  jedoch  gelangen  mflsi^en,  wenn  man 
diese  Besteuerung  nicht  in  anderer  Weise  durch  ZurUckfOhrung  auf  ein  aligemeines 
Prlncip  mid  doreh  Batdecknag  einer  rlebtigea  Stalloag  im  Steeersystem  za  begründen 
rcrnochte.  Dazn  fehlte  es  mangels  richtiger  principieller  und  systematischer  Beband* 
lung^  der  allgemeinen  Stenorlehre  meistens  sogar  an  Versuchen,  jedenfalls  an  gelunge- 
nen Versuchen.  Aach  Bau  ist  von  diesem  Vorwurf  im  Qmnde  genommen  nicht 
MMsaiiehmeB  (a.  seine  Lebre  I,  §.  227  £).  Dmpfeabaoh  etkeaat  das  Vesea  der 
Gebahrea  liebtig,  aber  rerwirfk  die  Stempelabgabea  n  eiaaaitig,  iadem  er  de  nrar 
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mit  Recht  nicbt  unter  den  6ebQkniilMgriff  vsUit,  aber  eine  miem  AnSSumg  siekt 
findet  (1.  A.  I.  §.  29  fF.). 

En>t  durch  Steiu's  Lehre  von  den  „V  tirkohrssteuern*'  (ä.  besonders  die 
1.  Aafl.  S.  412  <f..  2.  A.  8.  289«  466  ff.,  3.  A.  S.  398.  619  K.  eine  seltsame  Preis- 

gebuDg  seiner  allerdings  nur  im  Kern  richtif^cn  Theorie  dajregon  in  der  4.  Anf  I, 
463.  besonders  II,  150  tf.  s.  unteu)  ist  der  richtige  Weg  zur  Beseitiguug  dieses  Miü^;eJä 
und  nr  Aasfiülung  dieser  LOcke  im  tb^retischen  Steuersystem  eingeschlagen  voraea. 
Seine  Anffttasmig  bildet  den  Augangepunct  far  die  neue,  tiefoe  und  klarere  Behand- 
lung 'l!*^ser  ganzen  Gattung  von  Steuern,  für  ihre  Abtrennung  yon  den  Rechts-  und 
Verwaltuogs-Gebahren  und  für  den  damit  zasammeuhangenden  Punct,  die  Betrach- 
tODf  des  Stempels  ab  Erhebangsfenn  fon  Oebttbren  und  Stenern.  Dicht  als 
selbstärnJi^e  Steuerart.  Alle  diese  Verhältnisse  sind  aber  schon  früher  in  diefleoi 
Werke  behandelt  vf  r  ^pn,  auch  mit  Kücksir])t  anf  riie  Literatur.  (S.  besondere  Fin.  l, 
1.  Aufl.  g.  1*5  Ü.,  2.  Aütl.  §.  137,  139,  5.  Aull.  §.  204,  2Ü(>,  daiiü  uamcntlicb  obea 
Bach  4.  §.  14,  29,  3U  tf..  39  ff.,  70  C). 

In  der  Be^rundunf^  und  Beirrcnznng;  dr  s  j-anzen  Gebiets  dieser  Besteueruns: 
weiche  ich  aber  auch  Ton  Stein'»  fniherer  Theorie  doch  ab,  in  Folge  dessen  auch 
In  Be^ug  auf  die  Ansfthrung  oder  «of  die  einielnen  Uerhe^ehOrigen  Stenern  ond 
deren  Mnrichtung.  Due  Stein  in  seiner  ilteren  Theorie  selbst  nicht  granz  richtig 
vorgegangen  ist,  und  zwnr,  weil  seine  Theorie  von  den  Factoren  des  Einkommens 
schief  ist  und  ihm  eine  allgemeine  Erwerbstheorie  (oder  „Theorie  der  Eingänge"  ia 
eine  Wirthsehaft)  feUt  beweist  wohl  die  meillraidlge  nnd  m.  E.  wieder  rlel  cii  weit- 
gehende Preisgebnng  in  der  4.  Auflage,  die  nicht  einmal  als  solche  von  Stein  be- 
sonders liervorgchoben  wird.  In  der  1.  Aufla|j^c  (S.  412)  bezeichnet  Stein  die  Ver- 
kehrssteueru  oder  „indircctcn  EiukoininenBteuuru"  als  „die  Abgaben,  welche  von  dea 
einielnen,  den  Uebcrgan«?  der  Kapitalien  in  irgend  einer  Weise  vermittelnden  Acten 
erhoben  werden".  Kin  „Ueberg^ng  eines  Kapitals  oder  eines  Hechts  sei  nicht  denkbar, 
oiine  dass  dabei  von  der  einen  oder  anderen  Seite  ein  wirklicher  Mehrwerth  gevoaneA 
wird.  Dieser  Mehrwerdi  Ist  mithin  ein  sdbstindlger  Beberincr,  der  nicht  mehr  aof 
der  Production,  sondein  bloss  auf  dem  Debcrgang  des  Kapitals  beruht  und  der  darrh 
die  Acte  dieses  üebergangs  vermittelt  wird  Der  Gewinn,  der  darin  lie^,  ist  die 
Steuerquelle  der  Verkchrssteuer  .  .  ."  in  der  2.  Auflage  S.  467  wird  diese  Steuer 
dann  in  der  Ansfdbningr  des  frohsfen  Gedankenganges  riditig  felgendennaaaneii  be- 
gründet: ..Da  die  Erwerb^.teuer  bereits  alle  Producte  einer  Unternehmung  nach  ihrem 
Ertrüge  besteuert  [V  unklar],  so  kann  es  nur  noch  Ein  Steuerobject  geben,  das  durch 
dieselbe  als  nicht  besteuert  erscheint.  Das  sind  diejenigen  Ver kehrsgesch&fte. 
welche  nicht  durch  die  Natur  der  Production  des  betreffenden  Unternehmens  ge- 
geben -^ifKi,  sondern  als  selbstän di g  n eben  derselben  stehend  betrachtet  wertli^r 
mUsiien  und  dadurch  einen  selbständigen  Reinertrag  neben  dem  regelmässigeQ 
Erwerbe  darbieten.  Dies  nnn  ist  nur  da  der  Fall,  wo  der  Werthrerkehr  eintritt,  d.  L 
wo  ein  bestimmter  Werth  in  Umlauf  gesetzt  und  an  demselben  ein  Gewinn 
gemacht  wird.  Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Vcrkelirssteu^T  ?\\  ihrem  Objccte 
nur  Worthorwerbungeu  im  wcitestcü  Sinuc  haben  kann  und  dass  die  Steuer- 
quclle  derselben  stets  der  Werthgowinn  ist,  der  bei  jedem  Werthgescb&ft  for- 
handen  sein  mnss  (?).  sei  es  bei  ■  i-  oder  Nehmer,  da  sonst  das  Geschift  ni:!;^ 
gemacht  werden  würde/*  Dieser  im  Korn  richtigen  Begründung  fehlt  nur  die  allge- 
meine theoretische  Basis  einer  richtigen  Erwerbstheorie  und  mit  in  Folge  dessen  e4ae 
richtige  Begrenzung  der  Verkehrssteuer.  War  es  die.s  Gefühl,  das  Stein  bestimmte, 
in  seiner  3.  Auflage  jene  Motivirang  und  allgemeine  Uin^'^irbn^mg  des  Gebiets  fort- 
zulassen? In  der  4.  Auflage  scheint  Stein  aber  sogar,  wenn  ich  ihn  richtig  f&t- 
itshe,  seine  frohere  Begründung  ganz  anfinigeben  und  tohfieast  dne  Srtlrtenig.  in 
der  er  den  engen  Znsammenhang  des  einzelnen  Verkehrsacts  mit  dem  gesammten 
Erwcrbsprocess  betont,  mit  dem  Satze:  ,,Es  ist  d?ihcr  geradezu  unmöglich,  die 
V  e  rke  h  rs  s  tc  ue  r  jemals  rationell  zu  begründen,  mügo  sie  nun  erscheinen, 
wie  sie  will!"  „Die  Vcrkehnsteiier  kann  nie  durch  die  Wissenschaft,  sondern  nnr 
durch  das  F  luifniss  des  Staats  orklftrt  werden."  „Alle  Behandlung  der  Verkebrs- 
stenern  muss  daher  mit  dem  Satze  beginnen,  dass  dieselben  an  und  für  sich  falsch 
sind*'  ^1,  152).  Das  hebst ,  die  Theorie  wirft  die  Flhrte  ins  Koro.  Eine  gans  «n* 
haltbare  Stellang,  zu  der  man  auch,  unter  Festhaltang  des  Kerns  von  St  ein 's  ittsMr 
Theorie,  gar  nicht  genMhigt  ist.   Yon  Steins  neuem  Stnndpancte  ans  mOnsCe  wn 
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eigentlich  in  der  Theorie  die  gtnze  YeriLehrsbesteaeraog  ror werfen.  Das  int  aber 
theoretisch  falsch  wie  es  practisch  unmöglich  ist.  Die  Praxis  hat  sich  in 
<ier  Aasbildoog  dieser  Bestenerung,  auch  ohne  Kiarlieit  aber  die  priücipiolle  BegrOn- 
dnos  mtd  Begrenzoog  denelben.  fon  «ineai  gant  richtigen  JStltÜiS^  l«U«ii  laiMiL 

In  der  fuuften  Auflage  hält  Stein  zwar  im  Ganzen  an  d<  r  Auffassung  in  der 
riertcn  Auflage  fest,  aber  macht  doch  beroits  wieder  ein  Zugeständniss,  miuilich  das-s  es 
«;inen  (iesichtspunct  gebe,  von  dem  auä  aich  eine  bestimmte  Art  der  Verkehrtisteaer 
gerade  neben  der  Enrerbsteaer  rechtfertige :  bei  „Gewinn**,  als  einem  Erwerb  ohne 
ille  Arlj.it  (II,  2,  212).  D.  h.  er  fordert  die  Verkehrsstener  mit  der  Moti?irung, 
Welche  ich  für  die  Besteaerung  des  Erwerbs  dnrch  Anfall.  Conjunctar  u.  s.  w.  ^e- 
g^beii  Labe.  Die  Klage  (eb.  S.  210),  dass  seine,  Steiii'ä,  Dan>tcllang  zu  einem  era^tercn 
Elnfohen  aof  den  so  wichtigen  Gegenstand  nicht  geehrt  habe,  ist  ganz  unbegründet 
und  nnr  darnu-  yn  erklirfn.  dass  Stein  meine,  Friedberg's,  Schäffle's,  Schalls 
Arbeiten  über  Verltehrsbesteaeroog  Dicht  iteunen  gelernt  hat.  (S.  meine  ÜcmeikQogen, 
TubiDget  ZeitediTlft  188T,  S.  42,  46  in  den  Koten). 

Die  Terkehrsbestenening  ist  begründet,  wo  nach  der  Natnr  und  ganzen  Ein- 

rirhtunü:  der  sonstigen  Erverbsbestenerung  (Ertrags-  und  Eitikoininenstcucr)  irowi'iSrr 
iurcb  einzelne  Vcrkebrsacte  oder  Kechtsgescbäfte  r(?alisirter  Erwerb  (Gewinn)  nicht 
gctrolfcn  werden  kann  oder  thatsächlich  nicht  oder  nur  ganz  unsicher  und  unge- 
-  ttttgCDd  ^etrüifen  wird.  Es  ist  also  einmal  darauf  zu  sehen,  ob  und  welche  Lacken 
di*?  sonstige  Beste nernni»'  hat.  zweitens,  wo  ein  solcher  nicht  oder  nicht  ausreichend 
besteuerter  Erwerb  oder  Gewinn  vorkotmnt.  Hier,  wie  so  oft  im  Steuerweseu,  handelt 
es  sich  dabei  freilich  nm  die  Ermittelung  von  Dnrchschnittsferhlltnissen  und  dnrch« 
>chnittlicheu  Wahrscheinlichkeiten.  Damit  wird  zugleich  das  Gebiet  dieser 
Besteuerung  richtig'  beurcnzt,  was  ancli  in  Stein's  früherer  Theorie  der  Mancrel 
war.  Denn  es  ist  uuiiaitbar,  bei  jedem  Verkehrsact  einen  solchen  Gewinn  oder 
eine  LQcke  in  der  sonstigen  Bestenenng  anzunehmen.  S.  unten  die  Darstetlnng. 

Ausser  Stein  s.  von  Früheren  noch  v.  Hock,  öflentliche  Abgaben  ^.  31.  '^2, 
66sobrasof,  impöts  sur  les  actes,  1.  partie,  PitcKbenr.'^  (M6m.  de  TAcad.  X, 
Nr.  11),  der  diese  Steuern  noch  zu  sehr  als  eine  gcbuhrcuartige  Abgabekategorio, 
Vergütung  för  den  allgemeinen  prirentiven  Sechtssehntz  n.  s.  w.,  ansieht  Avf  diesem 

Staiidpuncte  steht  die  deutsche  FreiLmdelsschule  (Faucher,  AI.  Me3'er.  s.  dessen 
Aolj>atz  Stempelsteuer,  in  der  vulkswirthschaftUchen  Vicrteljahrschrift  lö69,  B.  3, 
S.  61  ff.).  Hier  wird  der  alte  „Asiccuranz"  -Standijunct  und  das  Steuerprincip  ron 
Leiütnng  und  Gegenleistung  w:  i  [  hervorgeholt,  um  zu  einer  allgemeineren  prin- 
cipiell  ri  IN  h'fertigung  der  „Stempelsteuern"  zu  gelangen.  Dieser  Ausgangspunct 
ist  höcliat  wilikuriicb  und  gezwungen,  wofür  der  Au^tz  Meyer 's  den  Beleg  liefert. 
AeJia liehe  Gesichtspnncte  bei  Leroy-Beanllen,  I,  U?.  2,  ch.  11.  Dagegen  trennt 
Vocke,  britische  Steuern  S.  217,  223,  die  „Gebuhren  in  Stcmpelform"  und  die 
„Verkchrssteuem  in  Stempclform"  für  England  scharf  Vgl.  auch  f.  Biliuslvi. 
Vermögens*  und  VorkebrbsteUürn  im  Steuersystem,  Hirtb's  Anualcu  ib76,  S.  719  iL 

Eine  besMden  beachtenswcrthe,  die  Wissensehaft  fördernde  deutsche  Arbeit  zur 
Tbeorid  dif^er  Stenogattung  ist  ausser  Stein's  Lehrbuch  der  Att&atz  „zur  Theorie 
der  Stempelsteuern"  ?on  Dr.  Kob.  Fried berg,  in  Hildebrand's  Jahrbüchern  1878, 
B.  31,  &  6S  ff.,  womit  vergleichen  desselben  Verfassers  „die  Börsensteuer", 
Berlin  1875.  Friedberg  polemisirt  in  dem  Ansatz  ganz  richtig  gegen  die  frabere 
Th.jorie  Stein's  (S.  76  ff.)  und  wirft  es  dem  letzteren  vor,  dasa  er  gerade  ron  seinem 
Staxidpuncte  aus  nicht  zu  einer  Verwcrfnnj?  vieler  Verkehrssteuern  der  Praxis  gelaugt 
sei.  Er  bezeichnet 'dann  ebenfalls  die  Erziclung  eines  Gewinnes  bei  jedem  Geschäft 
als  eine  Fiction  und  verlangt  die  Verkehrsbesteuenmg  als  selbs^tiuidige  SteaefMt 
neben  den  (eigentlichen  oder  allgemeinen)  Ertrag:?-  nnd  den  Kinkommenstcnem. 
Fried  berg  leitet  d&raiLf,  im  Anschiuss  au  meine  Lehre  vom  Einkommen  und  von 
den  „Eingftngen**  u.  i.  w.  in  der  Grondlegnng,  die  Verkehrsstener  ab  die  Stenern  von 
einem  ausserhalb  des  gewöhnlichen  Erwerbs  erfolgenden  Erwerbe  ab  ^S.  81).  Er 
komm*  drsnn  dab-'i  zur  Besteuerung"  realisirter  Conjuncturengewinne,  ferner  der  Erh- 
schait  uud  5cheuikung.  Davon  baudio  ich  erst  im  uächstfolgeudeu  Ab&chnitt,  ohne 
den  Zusammenbang  swisohen  dieser  und  der  Vericehnbesteuerung  zu  verkennen.  In 
diesen  Fr'rt'  rnun:!  n  stimme  ich  Friedberg  bei,  aber  ich  plädirc  auch  noch  für  die 
AniXaasung  der  Verkehrs-  oder  Stempelsteaero  als  eines  Mittels  zur  Erg&nzung  der 
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bestelieoden  Einkommen-  und  Ertraffs&tcuern  für  Theil«  dM  regolmlaiigen  bverti. 

die  man  durch  letztere  Stenern  nicht  sicher  trifH. 

Seit  den  im  Yonasgehenden  goiuuiotea  Arbeiten  ist  di«  Uatersacbong  über  die 
Veikehnsteoem  mehrftGli  wied«r  aiifj|;enoiB««n  und  fortgofilhrt  wordM.  Das  Wich- 
tigste liat  Scliilfflc  in  s«!i»er  Steuerpolitik  geliefert,  dem  ich  sachlich  vielfach  be- 
stimme, nur  n\rhx  in  der  Turminologie,  WO  ei  dea  Aosdnick  „Gebtüixea"  wieder  filr 
dies  Gebiet  uiit  anwendet. 

S.  besonden  8.  454  ff.,  namflBtlicli  deo  Abselwitt  S.  4S3  ff.,  wo  unter  gieick-  ] 
fallsi?:r  Ablchniinc^  von  Steln's  neuerem  Skepticismas  eine  Begründung  and  BegrenzxiTig:  I 
der  V  eikehrsäteuer»  doch  im  (ianzen  ibniich,  wenn  auch  in  anderer  Fassang,  wie  tod  | 
mir,  gegeben  wild  und  sich  aosserdem  aas  Scb&ffle's  Eihbedehiing  dieser  Abgabei  \ 
in  seine  Kategorie  der  indltecten  Steuern  einig»  Gonsequenzen  ergehe :  .    Schäffle  \ 
betrachtet  die  Verkehrssteuem  mit  ah  Mittel  znr  ergänzenden  und  individualisirenden 
Belastung  der  Steaorkr&fto,  m  zur  Erfassung  der  Kapitaüsirangskralt,  zur  Besteaerang 
yoo  Gewinnen,  welche  ans  gewissen  Anwendungen  von  VemOgen  nnd  Kinkemmei 
henrorgeben  und  durch  die  anderen  Steuern  nicht  oder  nicht  genQgcnd  getroffen 
werden,  zur  Ergänzung  der  direcfen  Steuern,  zur  Ausgleichung  von  Mängfiln  Jv= 
Steuerrecbtä  u.  dgl.  u.  (ü.  besondere  S.  ibi — 488^.    Die  Momente,  weiche  ich  u 
dieMU  nnd  dem  feigenden  Abschnitt  trenne,  werden  hier  von  Seh&ffle.  wie  f<m  An- 
deren ,  iitir  mehr  zusammcngefasst-    Aber  ich  glaube  dorh         sr\rhlichen  vnd  for» 
melleu  Graodon  bei  meiner  früheren  Behandlungsweise  bleiben  zu  sollen. 

8.  ferner  Schall,  im  SchAnherg'sehen  Huidbach,  Abhandlung  Verhehmteoen 
(iaeL  Erbschaftssteuern)  und  GablÜiren,  welche  beiden  Gebiete  Schall  aber  scharf 
trennt-,  in  der  ersten  Abhandlung  namentlich  §.  1  ff.  Er  gencralisirt  den  Begriff"  der 
Vcribchrdsteuer  za  dem  von  „Vermögenssteuern  in  der  Form  von  Auflagen  aaf  deo 
Yeiftehr  yen  YermOgensgegenstinden'*,  was  mir  za  wdt  geht.  Aach  in  der  Begrttn- 
dung  und  Begrenzung  des  Gebiets  Abwiichungcn.  denen  ich  mich  nicht  ganz  an- 
scbliesscn  kann,  (ianz  unklar  polemisirt  gegen  die  Ycrsuche  der  Begründung  dieser 
Steuern  Vocke,  Abgaben  S,  585  fi'.  Roscher,  Fln.  (§.  100  if.),  ohne  nihcres  Ein- 
gehen auf  die  Begründung,  nur  werden  die  Yeritehmteiieni  Mush  Ton  Ihm  ab  sehr 
geeignet  bezeichnet,  die  Lücken  des  tlbri^* u  Stcncrsy^t'^ms  cinigennaH?«en  aaaznfiülen. 
Cohn,  Fin.  §.  341  (im  Wesentlichen  mir  beistimmend).  Umpfenbach  hilft  sich 
ober  da»  BedMhiss  einer  theoretiechea  Begrondnng  der  Yerkehmteoem  wieder  m- 
mittelst  der  Subsamption  der  letzteren  anter  das  Princip  der  Fiscalberorrechtang  Idn- 
weg;  eine  Rechtfertigung  vor  dem  Stetjerprincip  sei  vergeblich  ''2  A.  §.  200). 

FUr  die  theoretische  Unterscheidung  der  Erwcrbsarteu  u.  s.  w.  beziehe  icli  mich 
auf  mdne  Gmndlegang,  besonders  §.  69—65.  Die  fon  Einzelnen,  z.  B.  ?on  Held, 
bezweifelte  pr  actis  che  Bedeutung  der  hier  gegebenen  ünterscheldang  der  ..Eii- 
gänge"  u.  s.  w.  bewährt  sich  in  diesem  und  dem  nächsten  Abschnitte  doch  wohl. 

Die  Gesetzgebung  Uber  Ycrkehrsiitcuem  ist  grossentheils  in  deiienigen  tlber 
Stempel  und  fiegisterabgabon  enthalten  und  oben  in  Bodi  4  bei  daa  ,3acht>> 
and  Yerwaltungsgobahren"  in  §.  31  bereita  mit  angagebaa  woidaa. 

I.  ~  §.  225.  Entwicklung. 

Das  Eiogreifen  des  Erwerbs  dorcb  einzelne  Aote  in  diejenige 
Vertheüong  des  Volkseinkommens  nnd  VermSgras  unter  die  Ein* 
seinen»  welche  sich  durch  den  bemfinnSssigen  Erwerb  ursprOngiieh 
YoUzieht,  ist  bereits  oben  dargelegt  worden  (§•  Für  die  Frage 
der  Besteaemng  jenes  Erwerbs  dnrcb  einzelne  Acte  ist  die  Tfaat- 
Sache  wieder  besonders  wichtig^  dass  dieaei  Erwerb  nach  der 
geschichtlichen  Entwicklung  der  Volkswirthschatt  und  des  Verkehrs, 
daher  auch  in  verschiedenen  Ländern  und  Volkskreisen,  eine  sehr 
V e I' 8 c h i  e d e n e  A u s d e h d ii  n g  und  Bedeutung  hat.  Seine  lie- 
steucrung  ist  grundsätzlich  immer  zu  verlangen^  um  die  reelle 
Beateaemng  alles  Volkseiokommens  im  Einzeleinkommen  durch- 
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zuseteen  tmd  die  Besfeeaenug  gereeht  sn  vertbeiieD.  Aber  sie  ist 
gew5bDlieb,  oft  sogar  ansserordentlieb  scbwierig.   Sie  wird  ferner 

practisch  immer  nothvvendij^er  erst,  je  mehr  mit  der  Ent- 
wicltluDg  des  Verkehrs  dieser  Erwerb  durch  einzelne  Acte  an  Be- 
deutung gewinnt,  aber  gleichzeitig  wird  sie  dann  auch  steuertechnisch 
gerade  wieder  schwieriger.  ISo  ist  es  begreitlich,  dass  sich  diese 
Bestenernug  ernt  spUt  entwickelt.  Ihr  trdhcres  P'ehlen  ist  auch 
practisch  nach  der  Lage  der  Dioge  nicht  sehr  bedenklich  geweseoi 
während  es  später  eine  emp  f  in  dl  iebeLtteice  im  Steuersystem 
darstellt. 

In  der  Gesetzgebung  und  Praxis  sind  dir  in  !en  1  t^ten  Jahrhund orten  d-n 
M Ittel«] ters  und  in  der  folgenden  Zeit  fOKekomineucu  aiii^emeinereii  oder  auf  einige 
VucenUtegorieen  beschränkten,  wegen  der  YerkebiBBtOnuig«!!  and  Controlmängel 
menl  nicht  ordentlich  gelnngonen  Kaufabgaben  (Kauf-  iiul  A'trkaufstenern  ron 
bewefrlichcn  Sachen,  Feil^chaften,  s.  oben  S.  501)  ähnlich  wie  diu  römische  allgemeine 
Kaafabgabe  (Fin.  III,  23)  mehr  als  Vorläufer  ?on  Verbrauchssteuuro ,  Accison,  deiu 
•k  flolehe  fon  VtilMiteMfeiMni  aazoieliea  (s.  Fln.  HI,  8.  82, 86, 145).  Betondoo  Stenern 
auf  einzelne  V' rt  hrsacte  sind  dagegen  in  V  rViinJung  mit  bezQglichcn  GebüliriMj, 
seit  dem  17.  Jahrhundert  dann  in  Verbindung  mit  dem  Stempelwesen  allgemein,  in 
einzelnen  Ländern,  z.  B.  in  Frankreich,  in  Verbindung  mit  öffentlicher  Begistrirung 
(Fin.  III,  §.  65)  ftQfgekommen  (§.  2S  ff.)  oder  eigeBÜlelie  Gebahren  sind  nach  der 
Art  der  Veranla^ng,  der  Gelej^enheit  der  Erhcbnng  und  der  Hölie  der  Sätze  that- 
aicUich  ia  Steuern  übergegangen.  Durch  diese  Yermischung  von  Abgaben  Terschie- 
denen  Gliftraetan  ist  nuuidhe  Terwimuig  entatamdeB,  vdche  auch  Ar  die  Tfieorie 
verhüngnissvoll  werden  sollte.  Entweder  zwängte  man  die  betrefTenden  Ab;^aben  un- 
zui&ss^itr  nnter  den  Gcbührenbc«^riß',  um  sie  vermeintlich  so  zu  rechtfertigen.  iras  aber 
gerade  aui  diese  Weise  nicht  geschehen  konnte;  oder  man  sah  Letzteres  ein  und  ver- 
warf »e  principiell,  weil  sie  gar  nicht  Gebühren  wären,  indem  man  ubersah,  dass  sie 
sich  zwar  nicht  allgemein  und  nicht  immer  in  der  in  der  Praxis  bestehenden  Art 
oad  UOhe,  aber  doch  öfters  in  anderer  Weise  als  wahre  Steuern  rechtfertigen 
«ad  telbet  reriangen  lieeieii.  Bi  gcnogt,  fur  diese  beiden  IrrtbOinef  nsf  die  Er- 
Oiterangei  in  der  Mhen»  Gebtiireuelire  xn  venreisen  (ft.  38,  29,  S2,  89). 

In  den  lllteren  einiaoheten  Verliiltnissen  der  VolkswirChsoluift 
and  bei  festen  berafirofilndiBehen  Ordnungen,  wie  sie  früher  in  der 
Agrar-  und  Gewerbeverfassung  fttr  die  ländliche  und  städtische 
Arbeit  vorlagen,  war  eiu  Erwcih  durch  einzelne  Acte  des  Verkehrs, 
welche  nicht  zu  denjenigen  des  bernfsmässigen  Erwerbs,  also  z.  Ii. 
zn  den  hierbei  regelmässig,  so  beim  Absatz  der  eigenen  Producte, 
im  Handel  mit  Kautmannswaaren,  bei  der  Versorgung  des  Cousums 
vorkomtuenden  Verkäufen  und  Käufen  gehörten,  selten.  Hier  konnte 
daher  das  Einkommen  einer  Person  durch  eine  richtige  Einkommen- 
oder firtragsbesteaerang,  aneh  durch  eine  Yermögensbestonerang, 
genügend  besteuert  werden. 

Wenn  sich  trotzdem  auch  hier  in  Lebenderen  Bositzwechselabgaben ,  z.  B.  bei 
dem  Veri(auf  von  (rrnndeigenthum,  Abg^aben  finden,  welche  den  neueren  (Verkehrs-) 
Steuern  dieser  Art  zu  ?ergleichen  und  mehrfach  auch  wühl  deren  historische  Vor- 
giager  sind,  so  war  dooh  Ursprung  und  innere  Begründung  solcher  Abgaben  geirSba^ 

lieh  auf  ein-Tn  nmloren  Gebiete  als  demjenigen  der  Bestouenin^  zu  suchen.  Die 
beireHV>n<i)  n  AliKabcn  waren  bei  bäuerlichem  und  ähnlichem  ürundbesiU  {Grundherr' 
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lieber  Katar  oder  standen  bei  diesem  aud  anderem  Besitz  mit  gerichtsherriich«» 
Rechten  des  Landcsherrn  üJlt  allgemeinen  Holifitsrcrlitcii  dor  Staatsgewalt  in  Ver- 
bindung, hatten  daher  auch  vobl  etwas  (jcbttUreaartigcs  au  »ich  (fOr  die  GewibmAf 
der  EruobidM  oder  für  die  Znttinunang  zur  YeriOMenug  u.  dgL  m.).  Die  htMBtm- 
den  Abtraben  gehörten  dcährklb  auch  staatsrechtlich  zu  den  EUnnahuicn  aus  lier  Grund- 
berrlichkeit  (zum  scigonannten  „Kammergut").  oder  aus  llohoitsrcchten  _  ni -ht  /u  den 
Steuern,  die  der  staudibcheu  Mitwirkung  unterlagen,  und  ünauzwirth^haiüicli  wuideo 
ide  ebenfalls  nicbt  ab  Steoem  ugcMben. 

Zuerst  war  es  dann  die  Entwicklung  des  Credit  Verkehrs 
und  des  8  p  e  c  ii !  a  t  i  v  c  n  k  n  n  fm  ä  n  n  i  s  c  h  e  u  Geschäfts,  welche 
einen  Erwerb  anzeigten,  der  sieb  mit  dem  berut'smässigen  Erwerb 
nicht  völlig  deckte  oder  doch  darcb  die  Steaern  auf  denselben 
nicbt  genügend  getroffen  wurde ,  schon,  weil  er  sich  za  sehr  in 
seiner  Existenz  nnd  vollends  in  seiner  Höhe  der  Controle  entsog. 
Dies  mnsste  darauf  lUhren,  entweder  die  Einkommen-  nnd  Ertrags* 
bestenernng  des  hem&nillssigen  Erwerbs  entsprechend  zn  refonniren, 
was  aber  eben  wegen  der  Sehwierigkeit  des  Nachweises  dm  Er- 
werbs ans  Creditgescbäften  oder  aus  Speculation  sehr  ansieher 
blieb  und  deshalb  bclteii  gcnü^xud  geschehen  konnte;  oder  man 
dehnte  die  Verbrauchs-,  die  Luxusbestenerang  aus,  um  den  Erwerb 
voll8tändig:er  zu  treffen:  kein  unrichtitrer,  aber  ein  ebenfaiis  noch 
nnzulilngiiclicr  Wegj  oder  man  griti'  endlich  zu  besonderen 
Steuern,  um  jenen  „besonderen^*  Erwerb  noch  apart  zu  treffen. 

Dies  geschah  dorch  die  Ankntlpfnng  der  Steuer  an  die  Bechts- 
gesch&fte  und  besonders  an  die  sie  formnürenden  schriftUehen 
U  r  k  u n  den  I  welche  meistens  snr  Beurknndnng  von  Creditgeachilflen 
oder  yoD  Kauf-  nnd  fthnliehen  GesehSiten  in  Beeng  anf  Grond- 

eigenthum  dienen  oder  im  kaufniänniscben  Verkehr  vorkommeD. 

Die  hauptsachliche,  einfache,  beliebte  und  in  der  That  vielfach 
recht  piactische  Form  hierfür  war  nach  Erfindung  und  Einbürger- 
ung des  Stempels  als  Erheb ungsform  von  Abgaben  (17.  Jahr- 
hundert) die  Vorsctirift,  jene  Urkunden  mit  einem  Stenerstempel 
zu  TerseheUi  oder  auf  gestempeltes  Papier  zn  schreiben 
oder  die  betreffenden  Rechtsgeschäfte  nnterMitwirknngOffent- 
licher  Organe  (Gerichtey  Notare)  abznschliessen  nnd  auch  wohl 
sie  in  öffentliche,  Ton  den  Gerichten  oder  anderen  Behörden 
ohnedies  aus  rechts-  und  verwaltangsteobnischen  Grtinden  gefShrte 
liücher  (wie  die  Grund-  und  llypothekenbticher)  oder  iu  erst  neu 
nur  für  Finanzzwecke  zu  diesem  Behuf  eingeführte  Btlcher  ein- 
tragen zn  lassen:  Ketrinter-  und  E iutrag u n gs a bga  b  en", 
theil-^  -  t  hü  hreuarti;^'.  1,  theils  ste u  e  r artiger  Natur  (§  42).  Da? 
Unterbleiben  der  ötempelung  oder  Eintragung  wurde  dann,  aussei 
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mit  liscaliscliCD  Sttaleu,  eventuell  auch  mit  civilrechtlichen  Reehts- 
iicichtbeilen  für  die  CoDtrahenten  oder  wenigstens  die  erfolgte  Ein- 
tragung mit  RecbtHvortheilen  in  Betreff  der  Giltigkeit  des  Geschäfts 
u,  ö.  w.  verbunden. 

Dieses  Abgabevvesen  wurde  nun  freilich  wegen  seiner  Ver- 
miflchnDg  mit  Gebühren  and  wegen  seiner  Erhebungsform  theore- 
tiacb  bis  in  die  Gegenwart  hinein  vielfach  fa]sc!i  aufgefasst  nnd 
practisch  nnriehtig  behandelt  Das  kann  aber  nicht  hindern,  in  ihm 
ein  an  sich  ganz  richtiges  nnd  bedentsames  Glied  eines  modernen 
Stenersystems  sn  erkennen.  Seit  dem  17«  Jahrhandert,  bemerkens- 
werther  Weise  mit  anerst  nnd  am  Umfassendsten  in  Holland,  dann 
bis  in  die  Neoseit  hinein  ttberhanpt  am  Meisten  in  Ländern  mit 
grossem  kaufmännischen  nnd  Creditverkehr  (England)  dehnt  sich 
diese  BesteueiuDg  immer  mehi  auö  und  wird  doch  auch  in  der 
otVeutlicheu  Meinung  trotz  ihrer  Lästigkeit  und  ihrer  mancherlei 
Mängel  als  berechtigt  anerkannt,  ihre  Ausdehnung  (Böi sensteuer!) 
.selbst  gefordert,  weil  man  erkennt,  dass  ohne  sie  bedenkliche 
Lücken  im  iSteuersystem  bleiben. 

S.  in  der  Gebührenlehre  §.  30—33.  30—43.  Ferner  Fiu.  III,  104  (Stempel- 
gef&ll  seit  17.  Jahrhondert  in  Oesterreich),  118  (dsgl.  in  Prcussen),  151  (Stempei- 
uml  B«gist6iabgaben  o.  8.  w.  ia  Fraohidch  seit  16.  und  17.  JahrboBdert),  192  (in 
EngbiulX 

IL  —  §.  226.  Unrichtige  Gestaltung  in  der  Praxis. 
Gerade  diese  Besteuerung  war  indessen  nach  ihrer  einfachen, 

bequemen  Erhebungstbrm  uud  n;u'h  den  GelegenhcitcE ,  an  w  elche 
sie  SIC  h  knüpfte,  besonders  geeignet,  einseitig  fiücalisch  auf- 
gefasst, auf  unrichtige  Fälle  ausgedehnt  und  in  zu  grosser 
üöhe  autgeiegt  zu  werden. 

Die  g:cwOhnlichen  Creditg;escliüf te,  das  Darlehen  ohne  Pfand  oder 
auf  bewegliche  Pf&nder,  dann  die  Kauf-  und  Ycrkaafgesch&fte  des  Handels 
in  BesDf  Mf  bewegliche  Sacken  hltten  xwar  feo  «olcbeo  Stooeni  gnndeUilich 

liesonders  getrofTen  werden  müssen,  weil  sie  auf  Einkommen  oder  Erträge  hinwiesen, 
welche  sich  der  sonstigen  directen  Besteuerung  besonders  leicht  entziehen.  Sie  wurden 
daher  auch  vom  Steuorgcsetz  wohl  mit  aufs  Korn  geuommeu.  Aber  dieäu  Geschäfte 
verindgen  sich  nach  ihren  Rechtsformen  auch  leicht  einer  solchen  besonderen  Steuer 
III  Form  des  Stempels  eder  der  Begieteiabgabe  za  entsieheo«  tiots  der  etv»  diohendon 
KechtänachtheUe. 

Aaderenelti  Itt  der  Besitxvechsei  von  Immobilien,  der  Yerknnf«  die 

Vermiethang,  Verpachtung  nnd  sind  die  hypothekarischen  Creditgeschäf te 
der  Katar  der  Sache  und  dem  betreffenden  formellen  Rechte  na'-h  viel  leichter  zu 
controliren.  So  erUart  ts  sich,  dass  gerade  die  Kechtägebchuitc ,  welche  sich  auf 
Immobilien  bexieheii,  vortiifeweiee  Ton  solchen  Stempel-  und  EintngnngMteQem 
yetroffen  vnrdcn.  Einmal  knüpfte  man  hier  öfters  an  ältere  Abgaben  an  und  lag  die 
Versnchung  for  die  Staatsgewalt  za  nahe,  bei  der  AosbÜdimg  solcher  Steuern  die 
RechtsgeMnifte  in  Bezug  aaf  Immobilien  w^en  der  dnbei  besonders  in  Aossicht 
stehenden  Ergiebigkeit  der  fiesteuerung  demgemäss  im  Steuerrecht  ins  Auge  za 
lassen.  Soduin  nber  wnrden  die  steneipfliohtigen  Eeohtsgesohifto ,  bez.  die  dsitlber 
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»bgefasBlen  UtkoadM  hier  auch  in  Wirklielik«it  rial  flleherer  «rÜMt,  alt  di«  BacM»- 

gescliäfte  des  sonstigen  Credit?erkehra  und  in  Bczoc:  auf  Kauf  u.  s.  w.  von  MoT»üica. 
weiche  obnebiii  regelmässig  formloser  oder  in  einfacheren  Formen,  unbeschadet  ihrer 
rechtlichen  Giltigkeit  und  thatsächlichen  Sicherheit,  sich  voll£ieben.  Da  bei  dea 
Bechtsi^eschäften  in  Bezug  auf  Immobilien  ausserdein  d«r  Nfttnr  der  Sache  und  dem 
gültenden  Rechte  nach  h'aufig^  schon  eine  Mitwirkung,  wenigstens  eine  Notiznabm* 
OüentUcker  Behörden,  Gerichte  erfolgen,  fOr  diose  Gesch&fie  Oäentiiche  BQcher  (Gnmd- 
lud  HypolhekenbQcher  n.  dgl.)  geführt  werden  nraMeD,  wo  dann  Oebtthrenhebnng 
ganz  am  Platze  und  auch  in  der  Regel  rorgescbrieben  war.  so  entwickelte  sich  darcl 
die  Verbindung  der  Steuer  mt  der  Gebohr  roUends  leicht  das  nene  AbgnbeweKt 
gerade  hier. 

In  Folge  hiervon  ist  die  liesteu erii n  der  Acte  oder 
Rechtsgeachäfte  oder  die  sogenannte  Verkehrsbestenernng 
vielfach  in  ganz  falsche  Bahnen  gerat  Ii  en,  schon  recht- 
lich, noch  mehr  nach  ihrer  factischcn  W  ir ksam keit:  es  ist 
Uberwiegend  das  Immobiliarvermögen,  der  Grund-  und 
Haas  besitz,  welcher  aacb  diese  Stenern  trägt,  weit  weniger  und 
erst  systematisober  in  neuerer  nnd  neuester  Zeit  das  Mobiliar- 
vermögen ^  das  beweglicbe  Kapital. 

Hach  der  geedhichtUchen  Entwicklmif  der  Beatenemog  nnd  nach  deren  neneier 

Fortbildung  in  den  ReaLteuorn  do8  Ertragrsstcuersysloms  war  aber  das  Immobiliar- 
veruiö|(cn  ohnehin  schon  stiiriier  belastet,  der  überbürdete  HauiUträger  der  directct 
Steuern,  und  konnten  seine  Ertrage  thaUiäüblicb  ron  den  besteheudcu  Steuern  ^cb  I 
leichler  erfasst  werden,  als  das  bewegUdie  YemOgen,  der  gewerbliche  Unternehmer*  { 
gewinn,      r  Ar"> 'ifsrnrig  u.  s.  w.    So  wurde,  vielfach  inrrh  die  an  sich  darchaas  ; 
richtige  Verkehrs bcstcuenuig  die  gesammte  Erwerbsbesteaernng  nnr  nocb 
nngleichmlBsiger  und  nicht  sMtan  wiiUich anch  nnn  ToUtswirdisdiaMehen 
pnncte  aas  sch&dlich,  statt  die  ihr  nkommende  Aosgleichungsfunctiott  ta  erftaUa, 
namentlich  in  den  hohen  Steuern  vom  Eigenthumswechsel  des  G rundeig^cnthuBis 
unter  Lebenden,  von  VerpfandungeD,  Vermiethungea,  Verpachtungen  desselben  s^Snsk- 
xAsisehes  XniegistrementX  Besonoeia  der  lindliche Qmndbeslts,  welcher  gleich* 
zeitig  hohe  Staats-  und  Comniunal- Grundsteuern  trug,  wurde  in  Wahrheit  oftmiJi 
überlastet,  die  Städte,  als  Ilauptsitz  des  mobilen  Kapitals,  der  Gewerke,  der  liberaleA 
Berufe,  wenigstens  relativ  begünstigt.  Die  Verkehrssteuern  wurden  bei  Geschäften 
in  Bezug  auf  ImmobilianttrmOgen  nicht  selten  in  bedenklicher  Weise  zu  reelles 
Verm  ögcn  sstcnem.  Das  practische  Haaptbeispiel  ist  Frankreichs  En  regi  st  rem  est 
und  Stempelweson,  das  im  dritten  Bande  dno  eingehende  Darstellang  gefundea 
hat  (S.  502>-670). 

Die  Scbtüd  biervon  lag  aber  niebt  in  einem  an  nnd  flDr  sieh 

falschen  Priiicip  dieser  Bestenemng,  sondern  in  der  falscheu, 
einseitig  fiscaliscbeu  Durchführung  eines  richtigen 
Principe. 

Auch  darf  man  nicht  t^bersehen,  dass  die  Wirkung  dieser  Beätcuerang,  wenigsten« 
in  fortschreitendeu  Volkttwirthschaften ,  bogar  neben  hohen  Kealsteuorn,  iu  der  Wirk- 
licUelt  doch  für  den  Omndbesitz,  diesen  als  Ganzes  aufgofasst,  durch  einen  anderes 
gtlnstig^en  Umstand  g:egenUber  dem  mobilen  Kapital,  den  Gewerben  and  den  Berufen 
mit  Arbeitseinkommen  einigermaassen  ausgeglichen  wurde,  vollends  wenn  jene  £e«l- 
itenem,  wie  so  h&ufig,  lange  Zeit  stabil  waren:  dem  Gmnd-  und  Hausbesitz  wuchs 
in  solchen  Volkswirthschafken  auch  in  der  steigenden  Rente  immer  wieder  ahas 
oder  ohne  entsprechende  nene  persönliche  Leistungen  oder  Kapitalvcrwendungcn  seiner 
EigenthOmer  ein  grösserer  Ertrag  und,  zumal  bei  sinkendem  Zinsfuss,  ein  höherer 
Kapital  Werth  ni,  von  dem  der  Staat  gewisaermaaawii  In  der  BeaitiweclMelakgaU 
V.  a.  w.  nur  seinen  „gesellschafUicheo  AothoU''  nahm  (Gmndkgiuig  §.  78,  Sl). 
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III.  —  §.  227.  Begründung  und  Begrenzung  der 
Verkebrsbestenerang. 

Soll  nun  die  Bcöleuerung  der  Acte  ein  richtiges  Glied  im  ganzen 
ÖteuerBvötem  werden,  so  muss  man  sie  richtig  begrü nde n  und 
begrenzen,  letzteres  in  doppelter  Weise,  nach  den  Kate- 
gorieen  von  Fällen,  wo  sie  eintritt^  uud  nach  der  Höhe  der 
Steuersätze. 

Mit  f^ie^er  Aufgabe  liat  sich  denn  auch  die  neuere  finanzwisseoscliaftlichc  Theorie 
XU  boschäiügen  b^ouaen,  weniger  bisher  noch  die  Praxis,  weim  auch  die  Klagen  und 
Agittliinien  der  «Mrltateten  ÜBtamsenten,  iMtODden  der  Undliehen  GmndSeeiaer, 
iamer  dringlicher  Beformen  fedang«!. 

A.  Aach  noch  neaerdinga  hat  man  gelegentlich  tlUr  diese 
Bestenening  der  Acte,  bes.  der  Rechtsgeschäfte  eine  falsche 
Begründung  yersncht,  nendicb  die  alte  naeh  dem  Grnndsats 
Yon  Leistung  und  Gegenleistung. 

S.  die  in  den  Vorbemerkoingwi  §.  224  genannten  Arbeiten  Ton  Fauoher,  be> 

:>rn d  rs  AI.  Meyer;  auch  Lcroy-Beaulieu  and  überhaopt  die  Franzosen,  B6so- 
brasof.  Dagegen  Friedberg  a.  a.  0.  S.  73.  —  A.  Meyer  will  hier  zwei  Functionen 
staadicher  Th&ügkeit  aof  dem  Rechtsgebicte  unterscheiden,  einmal  Ordnung  und  Nonn 
zu  geben,  um  factische  Herrschaft  in  Recht  zu  verwandeln:  dlftr  die 
S t e m p e  1  steuern ;  sodann  den  in  der  ersten  Function  angedrohten  Zwang:  wirklich 
aaszufuhren*.  dafür  die  (Jerichtskosten.  „Der  rohe  Barren  thats&chlicher  üewalt" 
wird  to  Jn  die  geprä^^^te  Hüiuse  anerkannten  Reobte^  venrandelt.  Das  ad  eine  wirth- 
scbafUiche  Leistung  des  Staats,  die  durch  die  Stempelsteuer  bezahlt  werde  (S.  57 — 59). 
Um  das  Princip  zu  retten,  da-<  nach  diesem  spätesten  Ausläufer  der  Smith'scbcn  Schule 
in  der  Voliiäwirihi>cLait  üa^  allein  richtigü  ist  uuU  überall  herrschen  muss,  ist  diese 
Begrtndoag  ecdachL  8.  oben  aber  daa  Princip  ron  Leiatnng  nnd  Gegenlelatnng  in 
der  Besteuerung  §.  179  ff. 

Die  Abgabe  erscheint  hier  als  Gegenleistung  für  den  Recbts- 
schntz,  den  der  Staat  dem  Rechtsgeschäft  gewährt  und  wird  daher 
nacb  Analogie  einer  Gebühr  gerechtfertigt  Allein  diese  Begrttndung 
ist  unhaltbar^  soweit  die  Abgabe  eben  niobt  wirklich  „Gebttbr'f, 
sondern  ^^teuer*'  ist,  also  nicht  speciell  Kosten  ersetzt  od«  Dienste 
vergtttet. 

Oefters,  z.  B.  bei  grondbacbedicben  Eintragungen,  hat  eine  an  ein  Rechts- 
geschäft geknüpfte  Abgabe  diesen  Gharaeter,  aber  eben  nur  in  bcstinunten  Fällen  und 
namentlich  auch  nur  bis  zu  einer  gewissen ,  mit  dem  Werth  des  Diensts  oder  der 
Grosse  der  Kc^enreruisachung  in  Einklang  stehenden  Höhe.  Darüber  hinaus  ist  sie 
niebt  Gebftbr.  aondem  Steuer,  velcbe  dann  erentseU  venrerfbn  oder  anf  eine  andere 
Weise  begrrilndet  werden  muss.  Bei  jedem  Rechtsgeschäft  einen,  gewissermaassen 
latenten  „Dienst"  des  Staats,  wcp^en  des  in  Aussicht  stehenden  Rechtsschutzes  voraus- 
zusetzen, das  ist  eine  unzutrclicnde  Fiction,  Auch  kann  bei  den  durch  die  Verkehrs- 
betleoerung  meistens  getroffenen  Rechtsgeschäften,  z.  B.  den  Creditgeaolilflen «  den 
snnstiErcn  Geschäften  in  Bezug-  auf  Iniiaöl)ilion,  nicht  ohne  Weiteres  ron  besonderen 
„koätenrerorsachangen**,  ron  einem  besonderen  andersartigen  Rechtsschutz  die  Rede 
aein.  Selbst  bei  Speeialrechfen,  i.  B.  beim  Weobaelreebt.  naeb  velcbem  ein  Gescbift 
al^eacblossen  wird,  ist  diese  Auffassung  nnzoUssig.  Es  handelt  sich  zunächst  immer 
nur  nm  ein  Vorgehen  der  Contrahenten  auf  dem  Boden  des  Ei?-cnthnnis-  und  Ver- 
tragsrecbts  bei  den  Kechtsgeschäiten.  Die  allgemeinen  Kosten  der  gesammten  Rcchts- 
oidnong  sind  dnrdi  die  allgeDeiaen  Stenern  m  deeton,  an  welchen  letzteren  erentaeU 
aacb  die  anf  andere  Weise  zu  begrttndenden  Yerltehnsteaefn  geboren  kennen.  Und 
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für  di"  ^1  '  :iellc  Rcchf.'^hiiri:,  '  Ifhc  drT  Staat  z.  B.  bei  Rechtsstreiten  durob  die  Ge- 
richte gewährt,  sind  dann  erst  Dach  dem  Gebttoaprincip  in  den  Gericbtssporteiji  a.  s.  w. 
specielle  Gegenlcistangen  am  Platte. 

B.  Eioe  haltbare  allgemeiDe  Begründung  der  Ver« 
kebrsstenern  iniiss  anf  andere  Weise  zu  geben  gesncbt  werdeD, 
nemlieh  bo,  dass  man  diese  Stenern  als  richtige  Conaeqaenzen 
ans  den  obersten  yolkswirthschaftlichen  nnd  Gerecb* 
tigkeitsprineipien  fttr  die  Einrichtung  nnd  Vertheiinng 
der  Stenern  bei  einer  bestimmten  Gestaltnng  des  wirth- 
scbaftlichen  Verkehrs  und  darans  herrorgebender  Gestaltnng 
des  individuellen  Erwerbs  nachweist  und  hie  aus  der 
Beschaffenheit  des  gesammten  Steuersystems  ala  dL'sseu 
nothweudige  Ergänzungen  und  Ersatzmittel  ableitet 

Jene  Princtpien  veilangen  die  gleichmftssige  Bestenemng  alles 
einaelwirthsebaftlicben  Erwerbs.  Wenn  dieser  nnn  dnreh  die  direete 
Objeot-  nnd  Bnbjectbestenerung  des  bemfsmftssigen  Erwerbs  Dicht 
▼oUsUindig  oder  nicht  immer  im  richtigen  Maasse  getrolfeii  wird, 

nnd  die  indirecte,  die  Verbrancbsbestenernng  hier  anch  keine  ge- 

iiügeudc  Abhilfe  bringt,  daun  muss  unvermeidlich  eine  Lücke  uii 
Steaersyatem  anerkannt  werden. 

Eine  solche  liegt  in  zwei  Fällen  vor:  einmal  weon  der 
berufsmässige  Erwerb  durch  die  für  ihn  nach  dem Stenerrecbt 
bestimmte Bestenemng  doch  thats&chlich  nicht  ansreiehend 
getroffen  wird,  nnd  wir  haben  gesehen,  dass  weder  dnrch  die 
Einkommen-  noch  dnrch  die  Ertragsbestenemng  dies  Ziel  hinläng 
lieh  erreicht  wird;  sodann,  wenn  eben  neben  dem  bemfiimässigen 
Erwerb  ein  Erwerb  dnrch  einzelne  Acte  vorkommt,  aut  den 
sich  jene  andere  Besteuemng  auch  priucipiell,  nach  dem 
geltenden  Steuerrecht,  trar  nicht  bezieht  Im  ersten  Falle 
ti'itt  die  Verkehrsljesteuei Ulli;  (  rii^änzend  hinzu,  mii  mit  der  Ein- 
kommen- und  ErtragsbesteueruDg  vereint  möglichst  die  volkir 
wirthschaftlich  richtige  nnd  die  gleicbmässige  Besteuerung  alles 
bernt'smässigen  Erwerbs  sn  bewirken,  d.  h.  hier  auch  denjenigeo 
Theil  des  letzteren  zu  treflfon,  welcher  sich  thatsftc blich  wegen 
der  (Termeidlichen  oder  nnvermeidlichen)  Mängel  der  fOr  dieses 
Erwerb  zunächst  bestimmten  Stenern  dieser  dennoch  entzieht  In 
zweiten  Falle  sucht  die  Verkehrsbesteuerun^^  speciell  denjenigen 
Erwerb  durch  einzelne  Acte  anf,  welcher  im  berafsmässigen  Erwerb 
gar  nicht  enthalten  ist,  daher  iitjciliaupt  von  dessen  BesteueruLg 
principiell  und  rechtlich  gar  nicht  getroffen  werden  soll. 
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Hier  tritt  die  Verkebisbestenening  als  Ersatz  der  Emkommen* 
QDd  Ertragsbesteaemng  ein. 

Fried berg  a.  Ü.  erkennt  uur  diu  zweite,  nicht  die  erste  Fuoctiou  der  Ver- 
lielmbastsveraDg  an.  Seine  Einwendangen  gttgm  Bilinski  8.  90  könnten  aach  gegen 
diese  erste  Function  angeführt  w  r  ien.  Indessen  geben  dieselben  m.  K  /n  weit  and 
berücksichtigen  nicht  die  inbärt^ntcn,  schwer  oder  gar  nicht  zu  beseitiguudun  Mängel 
der  Ertrags-  und  Einkomraenbesteaeroog  und  die  Möglichkeit,  hier  durch  eine  geeignete, 
nicht  unmögliche  Vcrkehrsbesteuerong  passend  einzugreifen.  —  Sehr  einseitige 
Polemik  gegen  die  Bechtferti^nri!r«vorsQche  der  Yerkehrssteuer  in  Vocke's  Abgaben 
4U  m.  O.  Weil  er  fälschlich  voikawirthschaftiichen  und  einzelwirthschaftlichen  Er- 
trsf^r  bier,  wie  in  seinem  ganzen  Werke,  rennengt,  and  nor  ersteren  «Is  Stenerqadle 
ansieht,  kommt  er  aucli  zur  Verwerfung  von  Steuern  auf  YurmOgenstlbergänge,  wo 
dein  GcwiniJ  beim  Einen  der  Verlust  beim  Anderen  gegenübersteht,  da  hier  doch  die 
(•eäammtmabse  des  Voiksicroiögouii  gleich  bleibe  (S.  58U).  Aber  die  Besteuerung  dos 
ümpfftogeis  erfolgt  eben  mit  Becht.  weil  er  eine  grössere  Leistongsfähigkeit  erlangt 
hat.  (ß.  mein«  Mmerkong  gegen  Vocke  in  der  Tabinger  Zeitschrift  1887,  S.  661.) 

IV.  —  §.  228.  Die  Verkehrsbesteuernug  als  Er- 
gänzung and  als  Ersatz  der  sonstigen  Erwerbsbe- 

8  teuerang. 

A.  Den  ersten  Fall  nnlangeud,  so  ist  hier  anf  das  Bezu^  zu 
nebmen,  waü  Irülicr  Uber  die  in  den  einzelnen  Berufen  und  Ge- 
schäften so  verschiedenen  Schwierigkeiten  gesagt  wurde,  die  per- 
sönlichen Einkommen  im  Beruf  oder  die  Erträge  bestimmter  Er- 
werbsquellen richtig  zn  ermitteln.  (8.  oben  §.  220«  221.)  Besonders 
der  £rtrag  Ton  Greditgesehäften,  schon  das  Vorhandensein 
solchen  Ertrags  bei  allen  (Geschäften  des  Mobiliarcredits,  dann  der 
Ertrag  der  Handelsgeschäfte  des  Kaufmanns  sind  nur  sehr 
ansicber  za  eontroHren,  weil  äussere  Anbaltspuncte  dafttr  grossen- 
theils  fehlen.  So  kommt  es,  dass  die  ijnkoniinenbesteuernng  der 
Kentiers,  Ban(jniers,  Kaufleute  und  ahnlicber  Ciassen,  die  Ertrags- 
bestcucrung  der  Leilizinsen  und  aller  Uandelsgewerbe  so  wenig 
zutreffend  zu  sein  pfiegl. 

Bei  diesen  Ciassen  und  Ertragsquellen  kommen 
nun  aber  jene  Rechtsgeschäfte,  welche  zn  einem  Er- 
werbe durch  einzelne  Acte  fähren,  wieder  besonders 
häufig  TO r.  Sie  werden  hier  selbst  wieder  „berufsmässig'* 
YOigenommen  und  ihr  Oesammtertrag  soll  allerdings ,  wenigstens 
im  Princip,  schon  durch  die  Einkommen-  und  Ertragsbestenernng 
getroffen  werden.  Da  dieses  Ziel  aber  nicht  genügend  erreicht  wird, 
so  ist  es  ein  zwar  immer  ziemlich  rohes,  aber  grund- 
sätzlich richtig  es  und  practisch  angemessene:*  Verfaliren, 
welches  deshalb  wieder  den  fiuanzpolitisdicn  Steuerprineipien  ent- 
spricht, ergänzuugsweise  mittelst  der  \'erkehrsljsteuer- 
ung  den  wirklichen  oder  muthmaasslichen  Krwerb  des 
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einzelnen  Rechtsgescbätlts  oder  Yerkehraacts  zn  b^aern.  Du 
geschiebt  mit  Erfolg  durch  Vonehiift  der  Schriftlichkeit  tob 
Vertriigen,  dnroh  Abgaben  von  den  Urkunden  der  einselnen 
Credit-  und  HandelsgeschXfte  inStempelform  oder  doreb 
Abgaben  yon  Beehtsgesebiften  in  Verbindang  mit  dem  Einregi- 
strirunggzwang,  durch  Besteuerung  der  kaufmännischen 
Bücher^  der  Noten  u.  s.  w.,  in  deoeo  diese  Geschäfte  ecbriiUich 
verzeichnet  werden  u.  dgl.  m. 

B.  Indem  solche  Geech&fte  denn  allgemein  bestenert  werden, 
zahlt  freilich  Jedermann ,  weldier  ein  solchea  acUieest»  nicht  bloas 
der  Kaufmann,  Banqnier  n.  8*  w«  die  Steuer.  Hier  trifft  daher  die 

soeben  gegebene  Motivirnng  nicht  immer  zn,  aber  um  so  mehr  die- 

jcüige,  welche  fUr  die  Verkehrsbestenerung  als  Ersatz  der  Ein- 
kommen- mul  LrtragHbesteuerung  gilt:  es  werden  eben  hier  öfter» 
£rwerbe  vorkommen,  welche  durch  die  so  nötige  Erwerhsbestener- 
ung  des  Beziehers  rechtlich  gar  nicht  mit  getroffen  zu  werden 
ptiegen,  z.  B.  nicht  durch  die  Einkommensteuer,  weil  sie  nicht  zum 
steaerrechtlichen  Einkomraenbegriff  gehören.  Sie  würden  mithin 
ohne  solche  besondere  Verkebrsbesteuerung  mit  Unrecht  steuer- 
frei bleiben. 

Allgemeiner  finden  sich  solche  Erwerbe  oder  „Gewinne"  sowohl 
bei  den  Handels-  und  gewissen  Bankgeschäften,  als  bei 
einzelnen  Geschäften  der  verschiedensten  Berufskreise  nun  be- 
sonders beim  s pe c n I ativc n  oder  mehr  zufälligen  und  ge- 
legentlichen Besitz  Wechsel  von  wirthschaftlicben  Gütern  aller 
Art,  wo  in  Folge  von  Werthdifferenzen  g^gen  den  Ankauf 
beün  Verkauf  ein  Gewinn  realisirt  wird. 

Der  Ertrag  dm  Handels  mit  Waaren  (beweglichen  Seeligflteni)  beetdil 

wesentlich  in  solchen  Gewinnsten.  Er  wird  im  Princip  durcTi  die  betreOeude  direct« 
ErtngSBtener  oder  darch  die  Einkommenstener  des  Kaufmanns  getroffen.  Die  be- 
sondere Yerkehrsbesteueruog  tritt  hier  wieder  nur  ergänzend  hiiun  und  liest 
sich  desu  Handel  gegentlber  gmnd^dich  anch  ntir  Techtfertigent  wenn  nnd  soweit 
als  sie  mit  der  Ertrags-  oder  Einkommensteaer  ziissramcn  aine  Tollständige  und 
gieicbmasüige  B^teuemng  des  Handels  verglichen  mit  anderen  Gewerben  bcrbeifabrt 
Auch  diejenigen  Unternehmungen,  welche  das  Bank-  und  Börsengeschäft  iu 
Fonds,  Wochsein  u.  b.w.  (Arbitrage)  berufsmässig  betreibeD,  bezichen,  wie 
der  Handel,  ihre  Erträge  wesentlich  mit  ans  solchen  Werthdifferenzen.  Die  V--rkehrs- 
besteucrung,  welche  die  einzelnen,  ron  solchen  Unternehmungen  geschioäsenco 
Gesohille  n.  s.  w.  iMsteueit«  ist  nar  tmter  denelbeo  BssdnftBkimg,  wie  Mm  Wasras- 
handel  richtig.  Dagegen  wird,  wenn  Personen  aus  anderen  wirthschaftlichen  Et-r 
rufen  durch  solche  einzelne  Gcschäfto,  welche  nirbt  zu  ihrem  gewöhnlichen  Berufs- 
kreise gehören,  solche  Gewiiiue  machen,  ferner  lu  ailuu  Fällen,  wo  überhanpt  nicht 
benifunlssif  betriebene  Oesch&fte,  z.  B.  BOiseaspecolationea  in  Werthpapieren,  Qmd' 
tü  l^vpr^  ulatiünen .  oder  ganz  vereinzelte  Geschifte  Gewinne  abwerfen,  die  VefkobiS' 
bc>(cuerung  unbedingt  zn  verlangen  sein. 
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Es  ist  daher  wieder  die  stenerteehnieehe  Unvoll- 
kommenlieit  der  Ertragebeetenennig  für  HandelB-,  Bank-  und 
▼erwandte  Geschäfte  und  der  Eiokommenbestenertiiig  der  ReohtB- 

subjecte  dieser  GcbehüHe  eiuerseits,  das  Yo  rkommen  von  solchen 
einzelnen,  aus  der  Realisirung  von  Werthdifferenzen 
Gewinn  bringenden  Geschäften  in  allen  Kreisen  des  Volks 
und  die  Nicht -Zugehörigkeit  solchen  Gewinns  zum  stenerrecbtlichen 
„Einkommea"  andererseitBi  welche  Umstände  auf  die  Entwicklung 
einer  besonderen  Besteuerang  gewisser  Rechtsgeeehftfte  eben  wegen 
der  dabei  gemachten  nnd  durch  die  Bonetige  Erwerbs- 
bestenernng  nicht  oder  nicht  genügend  getroffenen 
Gewinne  hindringen. 

WewnfUeh  sind  «s  hier  mui  wieder  gani  noderne  GesttltuDgen  das 

VcrVchrs,  denen  das  Steuersystem  Rechnong  zu  tragen  hat:  der  hänfig^«',  oHnials 
r.'in  «pcrulatire  Eig-cnth  oms ch sei  des  Grand-  nnd  (lebäudccigen  thurn«^ 
im  küui  uud  Verkauf  oitd  das  Differenzgesch&ft  in  W urth papieren  au  den 
Fondsbörsen.  In  dksca  beiden  FftOen  gebt  des,  dften  erfolgroiche.  Streben  auf 
Realisirun^  ron  Gewinnen  aas  Werthdi  ffcrenzen.  Diese  Gewinne  werden 
durch  die  sonstige  Erverbsbesteacrang  nicht  oder  nicht  genQgend  besteuert  Die  be- 
2tkgtich«s  Gescbine  kommen  auch  immer  mehr  oder  immer  häufiger  unter  den  „nicht- 
gesch &ftlichen"  Classen  ?or,  je  mehr  sich  das  BOrsenspiel  u.  s.  v.«  die 
'ifadti&che  Grundstückspeculation ,  in  neuen  Otlonialländern  die  Specolafion  in  l&nd- 
licbeo.  zur  Ansiedlang  bestimmten  UrandstUcken  (America)  ausdehnt.  Hier  ist  d*hor 
eine  besendere  Beeteoeriiiif ,  veldie  gerade  diese  Gevinne  zo  erfinsen 
sucht,  in  Gcm<1ääheit  der  rolkswirthschaftlichen  and  der  Gercchtigkeitsprincipien  der 
lieateuerunfT  durchaus  geboten.  Die  Krtmirs-  and  Einkommenbestcacrung  kann 
dies  bei  den  Berufsdasseu,  welche  bulche  ücsch.ittc  „berufsmässig"  betreiben«  —  wenn 
mao  deif  leichen  überhaupt  fUr  zulässig  h&It,  was  beim  Gnuidttttekrefkeiu'  selbst  nach 
Oer  heutigen  libend-indiridaalistibchen  Keehfsordnung-  mindestens  noch  zweifelhaft  ist, 
wie  denn  zu  den  „Handelsgeschäften"  im  rechtlichen  Sinn  der  speculatire  An-  und 
Veiiuiiif  fOB  GnmdMOcken  jedenfalls  bei  uns  noch  nicht  gehört  (Detitscbes  Handels- 
gesetzbach Art.  271  ,  272)  —  nicht  hinläniriich,  bei  den  Anfehflrigen  anderer 
Berufe  gar  nicht  erreichen.  Die  Oebrnachsbeetenemnf  ist  ai  diesem  Zwecke 
ebenfalls  anzalänglich. 

Nur  die  Verkehrsbestcucrung,  als  Besteuerung  der 
einzelnen  beztlglichen  Rechtsgeechäfte  möglichst  nach  Maassgabe 
der  dabei  realisirten  Gewinne,  yermag  wenigstens  annähernd  die 
dem  Stenersystem  hier  vorliegende  Anfgabe  zn  lOeen:  gewiss  nur 
roh  nnd  nngefthii  aber  doch  niobt  viel  sehlechter  als  z.  B.  die  E^ 
tragsstenem  ihre  Aufgabe  erfüllen,  was  eben  genügen  mnss  nnd 
Immerhin  besser  ist,  als  wenn  diese  biswellen  hOehst  bedeutenden 
Gewinne  ganz  nnbesteuert  bleiben. 

V.  —  §.  229.  A  u  8  w  ;i  Ii  1  u  u  d  II  ü  h  e  der  Ve  r  k  e  h  r  s  s  t  c  u  c  r  n. 

Im  Vorherigen  ist  das  G e  h i  e  t  bezeichnet  worden,  auf  welchem 
die  Verkehrshesteuerung  principiell  am  Platze  iöt.  Die  Einrichtung^ 
derselben  bietet  auch  dann  immer  uoch  besondere  Schwierigls.eiien, 
sowohl  in  der  richtigen  Auswahl  der  einzelnen  Kategorieen 
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voD  FälleD  als  in  den  richtigen  Normen  für  dieBemessang 
ttod  die  Höbe  der  Steuer.  Die  Gesetzgebung  ist  auch  hier  meistens 
noeh  zo  fiscaliseh  und  zu  scbabloneDhafti  ohne  ge- 
nflgende  UnterscbeidiiDg  der  F&lle»  vorgegangen.  Die 
Theorie  hat  steh  entweder  auf  rein  negativen  Standpnnet  gesteüt, 
oder  die  Bestimmungen  des  Steuerrechts  ohne  genauere  Kritik  hin- 
gcuoiunicn;  oder  sie  wieder  in  viel  zu  weitem  Umfang  allgemein 
zu  rechtfertigen  gesucht. 

Dieser  Vorwurf  tnüi  doch  aucliSicia,  jcUt  wie  Iruhcr  (s.  §.  224).  Mit  Recht 
beniclinet  Fried berg  8.  76  a.  a.  0.  die  Systemisirung  der  Verkehrsstencm  bei 
Stein  als  eine  ,,Copining  der  fehlerhaften  Praxis".  Zum  Vergleicho  mit  meiaeo 
Ausfuhrangen  8.  die  Vorschläge  von  Schäffle,  Schall,  Vocke  a.  a.  0.  Letztem 
verwirft  die  Yerkohrssteuer  principieli,  aber  erkUUf  de  doch  tadi  fOit  nothwendif ,  bk 
es  geluogeD  sei,  die  „Stonei^  (d.  h.  bei  ihm  die  directe  Steuer)  genügend  zn  eit« 
wickeln.  Si-:  ist  aber  eben  anch  neben  dieser  Steuer  berechtigt,  auch  nicht,  wie 
Vocke  will,  unbedingt  auf  das  Einkommen  oder  den  Ertrag  als  Steuerqueile  za  bö- 
schiiiikeD  (Vocke,  S.  689  ff.).  —  ICelne  Postniato  lassen  eich  «Beh^  wie  ?on  Fi ied* 
berg  geschieht,  noch  etwas  anders  als  von  mir  iin  Vornu^gelienden  gescbab,  ahleit  .'i 
nemlich  indem  man  von  den  technischen  Ausdrucken  ..Einkommen"  und  Ertrag 
ausgeht  und  zeigt,  daää  darunter  dieser  „sonstige"  Lrwuib  nicht  fallt,  namentlick 
auch  nicht  ntnak  der  geset/lichen  Definition  joner  Ausdrucke  in  den  Efnkommöo-  und 
Krtragastcuergesetzcn.  —  Ich  habe  abaichtUdi  an  der  Fasiniif  der  enten  AaClege  ia 
di^em  Abschnitt  wm\g  geändert. 

Nach  dem  Vorausgehenden  hat  die  Verkehrsbesteuerung  eine 
doppelte  Aufgabe:  sie  soll  ergänzend  eintreten,  wo  that- 
säohlicb  durch  die  sonstige  Erwerbsbesteuernng  der  Erwerb  nicht 
genügend  getroffen  wird  und  sie  soll  solchen  Erwerb  dorcb 
einzelne  Kechtsgesobäüto  oder  Verkebrsacte  treffen,  welcher  s teuer- 
rechtlich  unter  die  Einkommen-  und  Elrtragsbesteoening  nicht 
fiilU  und  gewöhnlich  auch  ohne  missliche  oder  undurehftthrban 
Consequenzen  nicht  wohl  fallen  kann.  Die  Praxis  und  die  sieb 
ihr  einfaeh  anschliessende  Theorie  begehen  nun  oftmals  den  Fehler, 
jcuc  fnctlsihe  Lücke  in  der  sonstigen  Erwerbsbesteuerung  und 
diesen  Kl  wer b  oder  Gewinn  bei  sohhen  einzelnen  Geschäftec 
iiiiiiier  gleich  ohne  Weiteres  allgemein  als  vorhanden  anzunehmen. 
Damit  wird  der  Knoten  der  hier  vorliegenden  Schwierigkeit  durch- 
hauen, aber  nicht  gelöst  und  die  Verkehrsbesteuerung  zu  weit  ans- 
gedehnt.  Alsdann  droht  letztere  gerade  wieder  die  Gleichmässigkeit 
der  Steuervertheilung  im  Steuersystem  zu  stOren,  statt  sie  zn  m- 
bessem.  Die  rationelle  Verkehrsbestenerung  muss  also  solche 
Lttcken  und  solche  (Extra-)  Gewinne  aufsuchen  asd 
nachweisen  und  alsdann  in  zweckentsprechender  Weise  eis* 
treten,  indem  sie  die  einzelnen  Fülle  richtig  auswählt oiid 
dem  Steuersatz  eine  richtige  Höhe  giebt.  Die  Auswahl 
sowie  diese  Bestimmung  der  Höhe  hängen  daher  von  der 


Digitized  by  Google 


Awwahl  Diid  Höh«  d«r  Takobmleiiwii.  561 

GrestAltang  der  ttbrigen  Besteuernng  nnd  von  der  Hohe 
der  realisirten  Gewinne  »b. 

A.  So  wird  der  Erwerb  aus  manchen  Arbci  tsartcD,  aub  der 
Lnternehmerthätigkeit  im  Gewerbe,  aus  der  Benutzung 
des  mobilen  Vcrmög^ens  (Kapitals)  schwer  durch  die  Er- 
trags- und  EiDkoiuniccsteiiern  richtig  und  geofigend  getroffen,  der 
Krwerb  ans  der  Benutzung  von  Immobiliarvcrmögeü  (Grund- 
und  GebäudebesiU)  «ber  immerhin  leichter.  Daher  müssen  sich 
Verkehrssteneni,  gerade  umgekehrt  wie  in  der  Praxis,  im 
Allgemeinen  mebr  an  einzelne  Rechtsgeaebftfte  oder  Yerkebraacte» 
die  bei  dem  erstgenannten  £rwerb  Torkommen,  weniger  an  solche 
bei  dem  «weiten  Fall  auBeblieesen. 

Dies  fülirt  z.  B.  zu  niedrigoren  Steaem  ftlr  G^chifte  d«8  Immobiliarcredits 
and  des  entgeltlichen  Besitz  Wechsels  des  Gru  nd  eigenthoxns  and  zn  allgemei- 
ner ea  (veno  auch  in  den  Sätzen  niedrigen)  Steuern  fUi  Getfch&ftc  dos  Mobiliar- 
cradSli  md  des  YerkAiift  n.  8.  w.  von  Worthpapieren  („BOrsenttouern**)« 
beweglichen  Sachen. 

fi.  Ein  Gewinn  ferner  ist  nieht  ohne  Weiteres  bei  allem 
Besiisweehsel  von  Gmnd-  nnd  anderem  Eigenthnm  Im  Wege  des 
Kaniii  n.  s.  w.  sn  rnnthmaassen^  sondern  naehsnweisen. 
Ohne  solehen  Naehweis  wftre  eine  allgemetne  Besitzwechselabgabe 
eigentlich  zn  beanstanden,  principiell  und  practiscb  jedoch  auch 
hier  wohl  in  geringer  H(ihe  zuzulassen  für  die  zahlreichen 
Fälle,  wo  sich  die  Bemessung  der  Hi  he  des  Gewinns  der  Stener- 
controle  entzieht,  z.  B.  im  Fonds- Börsengeschäft,  wo  aber  aui  einer 
von  beiden  Seiten  ein  Gewinn  zu  muthniaassen  sein  wird. 

Das  iiemtz  kann  hier  nur  bestimmen,  wer  der  Steaerzahler  sein  soll;  wer  der 
Steuert  Tiger  fon  den  beiden  Pnrteien,  das  richtet  ildb  doch  nach  den  far  die  Ueber- 
vilzang  maassgebenden  Factoren. 

Jed-nfriüs  dürfte  eine  Besitzwechselabgabe  nicht  von  roniherein  eine  grösser© 
Höhe  bei  imulobiUen  als  bei  Mobilien  haben,  —  eher,  aus  den  wiederholt  berührten 
Gmnden,  iun|okehrt  Nor  liegt  die  61eicbbeit  der  SteoerbAbo  nicht  in  derjeoigen  des 
Steuerfusses  für  ItriTi.ohili  if- TitifJ  Mobiliarge^chäfte:  bei  der  regelinllssig  viel  grösseren 
Häufigkeit  letzterer  muss  der  Steuorfon  bei  diesen  niedriger  and  kann  er  onbedenk- 
licb  bei  ersteren  höher  sein. 

Dagegen  ISsst  lieb  in  deajenifen  Fällen,  wo  die  Höhe  des  realisirten  Gewinns 
wenigsten«  •ini^'^crmnassen  sicher  ZU  ermitteln  ist,  principiell  eine  höhere  Verkehrs- 
ätener  ^.Beüitzwechiielabgabe)  rechtfertigen,  welche  eine  Quote  dieses  Gewinns  in 
Anspruch  nimmt  So  beoonden  beim  Bedtsweebael  des  Orand>  und  Gebinde* 
cigenthuuis.  Das  positive  Steuerrecht  begeht  hier  nur  den  Fehler,  eine,  noch  dazu 
meistens  absolut  und  im  Verhfiltniss  zn  ahnlichen  Steuern  beim  Besitzwcchsel  von 
beweglichen  (iutero  und  VV'crthpapicrcü  ziemlich  huUc  Steuer  vom  ganzen 
(Kapital-)  Wertb  des  Grundeigen thnms,  auf  da^  sich  das  Kcchtsgescbift  bellet, 
zu  erheben,  nicht  nur  von  der  Di f fc renz  des  Werths,  welche  den  (iewinn  gegen 
den  Ankaolspieis  u.  s.  w.  darstellt.  Eine  solche  Besteaeraog  artet  oft,  fielleidit 
iMisleos  Sur  reellen  Yermögeosbostcoening  ans,  Tollends  wenn,  wie  nicht  selten, 
ron  dnem  besonderen  „Gewina'*  bei  dem  Gesch&ft  gar  nicht  die  Kode  ist  und  wenn, 
wie  häufig,  der  schwächere  Vertragschliesscnde  die  Abgabe  ganz  auf  sich  nehmen 
moss  nnd  so  nur  am  Verkaufspreise  noch  mehr  Einbusso  erleidet.    Denn  die  stete 
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Voraussetzang  eines  solchen  Ocwinits  hol  jedem  solchen  Veikalmfesoh&ft  (Beätz- 
verhs  -n  'X.  Steint  hPTuht  nuf  einer  FicUoB  Bild  ft«ht  mit  den Tlatnckta  des  wiitii- 
schaiüichen  Lebeo:»  m  W  idorsproch. 

Ueber  die  Dnidifldmio;  einer  Yeifeehitbestevenug  mcb  dem  Oewlsn  ms 

oiDem  Besitzirechsel  von  Grundeigcotham ,  nicht  nach  dem  ganzen  \\'  rt!  ies 
letzteren  s.  Tinten  §.  29H.  Auch  meine  «GonuniuiaI»(eaor£n$e"  S.  39  fi.  und  bei- 
stimmend Fried  borg  S.  84.  '33. 

Im  Kr^eijiiiss  fUlirt  tiiesc  Untersuchung  der  VerkehrsbesteueruDg 

daher  za  der  ForderuDg  von  Steuern  aut  die  einzelnen  Crcdit- 

gescbäfte,  Handelsgeschäfte  und  vielfach  auf  den  Besitz- 

Wechsel  von  fiigeDthnm  unter  Lebenden  dberhnopt. 

DaxQ  dienen  Urknndenstempely  BOrsennmsntssteaerQ 
nnd  Register-  oder  Eintragangsabgaben  versohiedeiier  Art, 
wie  sie  nach  dem  modernen  Steaerreeht  Tielfacb,  aber  oftsv  ans- 

gedehnt,  in  unrichtigen  Fällen,  nach  ialscheii  Maass- 
stäben und  in  zu  hohen  Sätzen  erhoben  werden.  Aber  die 
licniessnn^  der  Steuer  nach  dem  Kapitalwertb  des  besitz- 
weehseiuden  Objects,  des  im  iiechts^schäft,  in  der  Urkunde  vor- 
kommenden Geldbetrags,  auf  den  sie  sich  beziehen,  oder  doch 
die  Bemessung  nach  Quoten  dieser  Werthe  ist,  im  theilweiseo 
Unterschied  von  nGebUbren",  bei  diesen  Verkehrssteuem  berechtigt 
bie  werden  so  wohl  su  nominellen  VermOgenssleuem.  Ob, 
wie  weit»  in  welchen  FftUen  auch  tu  reellen  lässt  sich  nicht  all- 
gemein sagen.  Im  Einzelnen  gewiss  mitunter  und  bei  hohen 
Stenersfttsen  überhaupt  Ideht:  ein  Hauptbedenken  gegen  hohe 
Besitzwechselabgabcn  von  Immobilien  im  Verkehr  unter 
Lebenden,  falls  nicht  die  principiellc  Berechtigung  der  reellen  Ver 
mögensbesteuerung,  wie  in  den  Fällen  des  folgenden  Abschnins, 
vorliegt.  Kleinere  Sätze,  des  Urkundenstempelp ,  der  Kegistcr- 
abgabc,  der  Umsatzsteuer,  werden  doch  meistens  wirken,  wie  sie 
geplant  sind:  als  Ergänzungen  der  Ertragsstenem^  welche 
gewöhnlich  ans  dem  Ertrage  getragen  oder  auch  zu  den  gewerb> 
liehen  Auslagen,  nameDtlich  bei  Rechtsgeschftften  des  GesohAAs- 
manns  als  solchen,  gerechnet  werden  (§.  158). 

VI.  —  230.  Die  Vcrkeh rsbestenerung  im  euro- 
päiBchen  bteuerrecht  des  19.  Jahrhunderts. 

Weitere  Auyfahnin^ren  nber  die  richtige  Gestaltung  de^  Vcrkehresteaersystcms 
im  Einzelnen  and  zur  Kritik  des  positiven  Stenerrechts  gehören,  wie  aach  die  nibert 
Dwatellong  des  letzteren  selbst«  nich  der  Syatemetik  dieeee  Vecfcs  viedem  nicht 
hieher,  sondern  in  die  specielle  Steuerlehre.  An  dieser  Stelle  wird  jetzt  nur,  ähnli  li 
tvic  oben  in  21 'J  in  Bofreff  der  directcn  B-^st  nr  ninL''.  hm  angegeben,  weiches  im 
Ganzen  die  Entwicklung  dieser  Bcüteaemng  m  £urupa  lui  19.  Jahrhandort  gewese» 
ist.  Die  widitigäteti  Gesetze  äclbst  bestehen  fleh,  nftcll  dem  Früheren,  vielfach  asf 
die  ßeclitflfebtthren  nnd  die  VerkehnBteneiB  nnBiDen  und  sind  deshalb  oben  in  der 
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Znsanmienstolluiig  des  §.  91  in  4.  Bache  vod  den  Gebuhreo  bereits  mit  angeführt 
worden.  Im  Folgenden  daher,  unter  Hinweis  auf  diese  Uebersicht  in  Beirell  der  eiu- 
zeincn  Länder,  nur  eüugd  mehr  zasammenfasseude  Bemerkungen.  Die  £rbschafts- 
«nd  8cli«iikimg8Btoiieni  1iiag«n  im  ftltaran  und  neoeren  8t«ii6R«dit  dtto»  esgr  mit 
Jem  Gebuhren-  und  Vcrkchrssteuernresen  zusammfln,  irerden  aber  hier,  unter  Ver- 
weisung auf  den  folgenden  dritten  Abschnitt,  im  Allgemeinen  anso'-^'^chieden.  Vgl. 
•He  betreffenden  Abschnitte  von  Stein,  Fiu.  5.  A.  II,  2,  221  Ii.,  uad  vou  Schall,  §.  4 
der  AbbandlDiig  VarkehnMeoen  im  Scbftnbe^'seheii  Handbach.  Einzelne  Daten  in 
«teD  Noten  Fon  Rau,  Roscher. 

Uieher  gehörige,  meist  in  Stempelform,  mitunter  als  Rogisterabgaben  erhobene 
Steuern  finden  sich,  als  aus  dem  älteren  Stempolnrosen  und  anderen  rcrwandteu  Ab- 
gabegebieten des  IS.  Jahrhundert:  ui  ernomtnen,  fast  allgemein  in  der  Gesetzgebnng 
der  Cultarstaaten ,  insbesondere  Europas,  im  10.  Julirhunderf.  Sie  sind  nur  mehr 
systemisirt,  Ton  manchen  zu  einseitig  häcalischen  Auswachsen  gereinigt,  daher  mehr- 
fach  efDgeickiinlit,  asdeneits  aber  aneli  wieder,  in  der  Gonaeqneoz  des  ihnen  zo 
runde  liegenden  Princips  und  entsprechend  der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft, 
namentlich  des  Creditvcrkohre,  des  B5rseng:eschäfts,  auf  neue  FäIIc  ausgedehnt  oder 
für  ^Icbü  Fälle,  auf  welche  sie  sich  zwar  mit  bezogen,  aber  ohne  dabei  genügend 
nr  Dorehllihnng  zu  gelanfen,  dorch  Terbesaerte  Control-  nnd  ErhebongBeinricbtungen 
wirksamer  gemacht  worden. 

Besonders  bemerkenswerth  und  wenigstens  einigcrmaassen  von  Erfolg  begleitet 
ist  die  deutlich  sichtbare  Tendenz,  die  rechtlich  und  vollends  factisch  zu  einseitige 
Belastung-  des  Immobilien  Verkehrs  (Besitz  weebael,  Vcrpf&ndung)  dadurch  doch  Ver- 
hältnissmässig  auszugleichen,  du'-«  d.^r  Mobiliarverkehr,  das  Werthpapierwesen, 
das  Emissionsgescb&ft,  dielirkuuüen  des  Mobiliar  credit»,  die  Börse  ngesch&fte 
<dner  analogen  Bestenening  vnterworfeo  werde».  Eine  tut  allgemein  ferbreitete  Yei^ 
kclirssteucr  ist  der  niedrige,  jetzt  meist  als  Proportionalabgabe  (mit  entsprechenden 
Stufensätzen  for  Wf-rtliclassen)  eingerichtete  Wcchso  Istempel  (s.  oben  S.  187),  der 
m  besonderem  3iaasse  den  principiellen  Anforderungen  und  der  richtigen  Function 
einer  Verkebfasteuer  entspricht. 

Die  principielle  Berechtigung  jener  Entwicklunpstendenz  wird  fast  allgemein 
anerkannt,  die  Durchfahrung  auch  als  steuerpolitisches  Ziel  hingestellt,  aber  die  Steuer- 
teebniache  Schwierigkeit  der  Erfassung  dieser  QcschUfte  Ist  mt^  noch  nicht  ge- 
nügend überwunden  und  daraas  erUart  sich  die  noch  nicht  ausreichende  Entwicklung 
dipsAH  Steuergebiets.  Indessen  in  England,  Frankreich,  Deutschland,  Oesterreich  und 
anderen  Ländern  hat  man  doch  das  Ziel  im  Auge.  Die  sich  dagegen  sträubenden 
michtigen  privatkapitalistlflchen  Intereesen,  der  BOne.  des  grossen  Bankthums  {der 
baute  ban'iue"),  bewirken  wohl  immer  noch  Hemmungen  und  Verzögerungen  der 
.v  ifrrrn  Aii'^hildung  der  betreirenden  Gesetzgebung,  aber  doch  nicht  mehr  auf  die 
ijauer.  Diese  Kreise  wissen  dann  liinterlier  auch  wohl  wieder  Lücken  im  Gesetz  fur 
sich  auszubeuten  nnd  die  Ton  ihnen  gezahlten  Steuern  mit  auf  Andere  zu  tibcrwul/.en. 
wie  z.  B.  die  Börsenumsatzstencr:^  Aber  sie  geben  durch  ihre  Practiken  docli  sell)st 
wieder  Fingerzeige  fUr  die  weitere  steuertechnische  Vervollkommnung  der  Gesetze  und 
YollzugBferordnimgen  an.  Lehneich  ist  besonders  der  Kampf  um  die  „Bffrsen- 
atener",  wie  der  in  Deutschland  im  letzten  Jahrzehent  gelllhlte. 

Mit  Recht  geht  die  Tendenz  auch  dahin,  gerade  wo  es  sich  im  Stempelwesen 
und  auf  verwandten  Abgabegebieten  um  Verkehrs  steuern,  nicht  um  eigentliche 
GebOhren  handdt,  ren  festen  oder  wenig,  etwa  gar  degressiv  abgestnflen  zu  min« 
destens  proportionalen  Steuersätzen  im  Verhältniss  zum  Werth  des  im  Besitz 
wechselnden  l)bj(;cts.  des  Werthpapiers,  des  T'msatzes  zu  kommen.  So  bei  der  Emis- 
sion vou  Werthpapiereu  (Actien,  Obligatiunon),  bei  den  BOrsenumsUtzen, 
abrigens  ganz  in  Analogie  zu  den  betreffenden  Stenern  des  Immobilienverkehrs.  Ein 
b'  rn'htenswerthes  Beispiel  liefert  die  mühsam  orrnngcne  I^ortbildung  der  deutseben 
t^^rsenstener''  vom  blossen  Schlnssnoten- Feststempel  (läbl)  zur  freilich  überaus 
niedrigen  Proportionalabgabe  nach  der  Hohe  des  Umsatzwerths  (1885). 

Eine  gemdo  entgegengesetzte  Entwicklung,  ncmlich  zu  sehr  niedrigen  Fesl- 
stempeln.  die  mitunter  sogar  an  die  Stelle  früherer  Proportionalabgaben  getreten 
sind,  fUr  Urkunden  wie  Quittungen,  Kochnungen,  selbst  für  gewisse  Wechsel, 
Checlw  (biftiseher  Peonystempel,  Fin.  lU,  8.  364,  fnaiOsSseher  10  Gentimeastemiiel, 
eh.  S.  558  und  in  anderen  Lindem),  ist  andereneUs  ein  bemerkensweithar  Vorgang 
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«nf  die«ein  Steoeigeblete.   in  Wider^nicb  mit  dem  an  ddi  liditifan  8teiiefpiiiid]i. 

die  Bctheiligtcn  noprlcichmässi^  belastend,  lAsst  sich  ein  solcher  Stempnl  gleicbvohl 
steaertechnisch  uiid  fiscalisch  rechtfertigen.  Denn  er  trilft  jedes  Gesch&ft, 
auch  das  kleinste,  kaum  fühlbar,  wird  aber  eben  deswegen  wenig  amgangen,  bedarf 
keiner  besonders  mühsamen,  verkehnlBfSDdeD  iiiid  kostspieligen  Contnleo  und  gieht 
doch,  *1h  er  eine  ungeheuere  Menge  von  Geschiften  triflt,  nicht  iinb'»<ieatende  l^n- 
nabmen  (s.  a,  a.  0.  über  Euglaad  und  Frankreich;  S.  557,  558  dasi  ll'-^i). 

Die  bei  Weitem  grossartigste,  freilich  üuperhscaiische  und  uur  mit  durch  die 
enormen  Finuisbttdlür&iiBSe  erklldicbe  und  damit  xn  en(ad»ildig«nde  Entvlckfauifr  bat 

die  Verkchrsbesteaening:  in  Frankr'  ich  in  dem  dortigen  Enregistrement  UU'I 
Stempelweson  erfahren,  deren  Ertrag,  einschliesslich  der  im  Enregistrement  ent- 
haltenen Erbschafts-  und  Schcnkungssteuem,  den  vierten  Theil  des  gesammten  Staae»> 
stenerertrags  liefert  (s.  Fin.  III,  S.  374,  «icli  §.  240).  Aehnlich,  zum  Theil  nach 
französischem  Muster,  ist  diese  Bestcacnmg  in  Bt^lirif^n.  \  t  !  c  rl  anden ,  Itali«*!: 
auagebildet;  in  etwas  anderer  Weise,  aber  ebenfalls  ia  i>urk  üäcaiiächer,  dor  Modificatioa 
bedürftiger  Riditnsg  in  Oeeterreicli,  Ungarn,  and,  wenngldcli  nacli  dea  Toito- 
denen  w i rthschaftlichen  Verhältnissen  der  Entwicklung  ?iel  weniger  ergiebig,  in 
Kusslaud.  Grossbritaniiieii  hat  dagegen  gerade  auf  diesem  Gebiete  im  Interes; 
freierer  Yerkohisbewcgung,  dem  (iruiidzug  äeiner  neueren  Wirthschafu»-  und  Finaiu- 
politik  gomlas,  Erleiclitniangen  ond  Yenlnfteliiuigen  eintraten  laaeen  (Ein.  Ut,  §.  119V 

In  Deutschland  war  die  Entwiddong  dieaea  Stenefgebieti  im  Yergieich  mit 

den  genannten  Ländern  zurückgeblieben,  bei  geringerem  Finanz-  und  Steucrbedarf. 
späterer  und  langsamerer  croditwirthschaftiicher  Entwicklang,  auch  mit  anter  des 
Elnllnse  der  polittoehen  ZenpUttemng  nnd  der  VerBcMedenbeit  des  Prifstrecbts«  der 

Verwaltungsorganisation  in  den  Ein/.elstaaten  und  selbst  innerhalb  dün  einzelnen  Staats. 
En>t  mit  »l^r  Errichtung  des  Nurdde utachen  Bundes  und  des  Deutschen  Reichs  m-i 
mit  der  nunmehr  rasch  uucii^choilcu  crcditwirthschaftlichcu  Eutwickluijg   sind  hici 
bedeutendere  Fortschritte  eingetreten.   Der  Wechselstempcl  ist  auf  das  Reich  aber* 
tragen,  Stempelabgaben  von  Acticn,  K<  ntcn,  Schuldverschreibungen,  Lotterieloosen. 
von  SchliMBiioteu  und  Eecbnungen  (Ibblj,  dann  von  Kauf-  und  aonatigen  An8chadong<s- 
gaeehiften  (1885)  sind  ab  BMdtaatenem  eingeftlbrt  worden  (a.  oben  8.  72).  „Einer 
W^teren  Anidohnung  von  Reichsverkehnssteuem  atellt  die  Uugleichartigkeit  der  Be- 
hnrdenorganisation,  der  Verwaltungseinrichtungen  und  der  Gesetzgebung  über  die 
Erwerbssteuern  (d.  b.  die  directen)  in  den  Gliederstaaton,  mit  welchen  die  Yerkehis* 
atratfn  concorriren,  erhebttehe  Hindemiise  entgegen.  8<^ge  die  direete  Enreiba- 
bestrtuerung  der  Gesetzgebung  der  Gliederstaaten  uberlassen  ist.  solange  muss  aach  die 
Verkehrssteuergesctzgebang  zur  Ausfüllung  von  Lücken  und  zur  Ergänzung  dor  parti* 
cularcn  dircctuu  Steuern  den  Gliederätaatuu  in  der  Hauptsache  vorbehalteu  bleibeo.*" 
So  innert  aieb  wolll  mit  Recht  Schall  (a.  a.  O.  8.  453).    Andererseits  weist  freilich 
der  enge  Zusammenhang   1  r  Verkelirsbestcnerung  mit  diesen  directen  Steuern,  die 
Function,  welche  die  erateie  priucipieU  und  practiscb  za  ttbernehmen  bat,  and  da» 
BedflribiM  nadi  einbeidioberer  Regelung  einer  eolcben  wichtigen  Stenerknlejgoiie  ia 
einem  einheitlichen  Wirthschaftsgebiet  darauf  hin,  dass  hier  der  Reichs-  und  der 
Particulargesctzgebnng  noch  viel  zu  thun  übrig  bleibt.    Während  die  wichtipiea 
Mittelstaatcu  hier  wenigstens  die  Verkehrsbesteuerung,  soweit  sie  in  ihrer  Competem 
verblieb,  paasMid  nengeordnet  haben«  ist  die  prenaaiaehe  Geaetegebnng  hier,  wie  ia 
der  directen  Besteuerung,  in  Rückstand  geblieben  (oben  S.  72 — 74). 

Die  üben  in  M  f^i-<'(  K"ne  Debersicht  der  Gesetzgebung  liefert  «'eitere  Dates 
liinBicbtlich  der  EutwicUung  und  Uostaltong  der  Verkebrsbeateaorang  in  aoacrem 
Jabiliondeit:  die  ganze  Entvieldong  vieder  ein  Beleg  flir  dna  „Oeaetx  dnt  DiffeieB* 
sirung  des  Steuersystems"  und  für  den  leitenden  Gedanken  im  zweiten  Haupubschaitt 
dieses  Kapitels  (S.  493).  Auf  weitere  Einzelheiten  kniin'-»n  wir  hier  nicht  eingehen. 
Die  ia  jeder  Beziehung  interessanteste  Gesetzgebung  Fr  au  kr  eiohs,  welche  im  dritten 
Bande  eingehend  dargestellt  und  .kritisch  benrtheilt  worden  ist  (III,  8.  5O8^70X 
bi'  f  't  an  h  die  beste  Gelegenheit,  Einzelnes  in  der  Einrichtung  vom  allgemeiuersn 
finauzwiäsenscbaftlichen  Standpnnctc  aus  zu  beurtheüeu.  wie  es  dort  auch  von  mir 
geechehen  ist  Der  Vergleich  mit  der  ebenfaUs  dort  dargestellten  britischen  Gefell- 
gebang  (III,  §.  119,  120)  zeigt  wieder,  wie  aelir  aberall  die  concreto  Steaerentwiti* 
Inng,  so  hier  di^enige  der  Verkehiabesteoening,  ron  der  Finnnalnge  and  roa 


Dlgitized  by  Google 


Enrop&itiohe  Vcrkebräbesteueruiig  im  19.  Jährliuuücrt 


565 


den  daiana  entspriogendea  Pordenmgeii  an  die  Ergiebigkeit  einer  Sienertrt  mit  be- 
stimmt wird. 

Die  Weiterentwicklung^  winl  in  Kuropa,  n:imentlicli  in  West-  nnd  Mittel- 
europa, möglichst  io  der  Kiclitung  einer  v oiUtänUigerca  Erfabäung  uiiU 
höheren  Belastung  des  Verkeh»«  beeooders  des  Creditrenehrs,  in  beveglichen 
Wertben  und  uing-ekehrt  in  ciaer  positiven  Erleichterung  der  Immobiliar- 
gescb&ftc  zu  erstreben  bein:  aber  nicht  in  einer  Beseitigung  der  Verkehrs- 
beeteaerong  der  letttcren,  wie  gelegentlich«  zd  weitgehend,  ron  Interessentenseito  ?er- 
langt  worden  ist,  sandorn  in  einer  Hinubcrbildung  dieser  Besteuerung  in  die 
im  foI<>:onden  Abschnitte  besprochene  „Conjuncturengewinn*Bestoucrung,  nach 
<lca  dort  ang<^ebcnen  stouertechnischen  Gosichtspuncton.  Darauf  drängt  auch  die 
neuerliche  Hotn  des  Iftadlichen  Grundbesitzes  bei  «ns  bin.  Die  Änfhebung  jeder 
Imniöbiliarbesitzwcchsclabg^abe  wiudo  nur  dnn  ))cdcnklichen  speculativen  IVtsilzrecbsel 
noch  uicbr  begünstigen.  Bei  städtischem  Grundeigenthum,  das  inciätoiu)  in  rascher 
Werthsteigerung  begriffen  ist,  wäre  sie  ein  reines  Geschenk  an  oiinchin  leichten  „Ge- 
wton** «nieleiide  GIsflaen. 

Vn.  ~  §.  231.  Die  Stellnng  der  ersten  beiden  Hanpt^ 

arten  der  E  r  w  e  r  I)  s  b  e  s  t  e  u  e  r  u  n  g  g  c  g  o  ii  Ü  b  e  i*  der  d  r  i  1 1  ü  d  . 

Die  im  Vorausgehenden  erörterteD  beiden  Hauptarten  der  Ki- 
werbsbesteiierimg,  die  Iksteuennig  des  berufsmUesigcn  Erwerbs 
durch  die  Subjert  und  Objcet-,  d.  h.  im  Wesentlichen  durch 
die  Einkommen-  und  Ertragsbesteuerang,  und  die  Besteuerung 
des  Erwerbs  durch  einzelne  Acte  oder  Rechtsgeschäfte 
mittelst  der  Verkeh rsbesteuernngy  mttsstein  der  angegebenen 
Riehtimg  wenigstens  io  der  entwiclielten  modernen  VoUiswirthsobaft 
ausgebildet  werden ,  einerlei  ob  man  sich  principiell  anf  den  rein 
finanziellen  Standpunct  in  der  Bestenenmg  beschränkt  oder 
den  social  pol itisehen  mit  berflcksichtigt. 

Geschieht  Letzteres,  se  fcsnn,  nach  den  früheren  Ontersochungen  Ober  die  Steuer* 

principien,  die  Freiheit  i^owisscr  kleiner  Eiukouimen,  ein  verscliiedencr  Steuerfuss  von 
Arbeits-  uod  vun  Kont  -nr  inkomnicii,  auch  von  berufbinä'^siL'<»ni  und  von  Krwcrb  durch 
cHizclne  Acte,  endlich  vuu  grösserem  und  kleincrcui  liuiAuuinien  (proportionale  oder 
|jru>;res.->ive  Beüteueroog)  in  Frage  kommen.  Aoch  die  Vcrkehräbesteuerung  Usst  iToM 
eine  Berüiksichtigunj^  socia!j)olitischer  Momente,  in  der  höberen  Be^teucrnn?  der 
reichereu,  der  niedrigen  der  Übrigen  fievdUternüg  zu.  In  Oesterreich  bestand  i'ruher 
z.  B.  eine  Abstofung  des  fteapde  In  fter  Gtsssen  ssch  Rnng,  Stsnd  und  Beruf 
des  Ausstellers  der  Urkunde  (Fin.  III,  105). 

Nach  den  beiden  Standpancten  gestaltet  sich  dann  die  £tn< 
richtnng  dieser  beiden  ersten  Hanptarten  der  Erwerbsbesteuernng 
im  Einseinen  veiscbieden.  Aber  die  Qrnndlagen  der  letzteren 
bleiben  die  nemliehen. 

Anders  verhält  es  sieh  mit  der  dritten  Hauptn rt  der  Erwerbs- 
besteuerun^  214):  diese  gehört  folgerichtig  nur  in  ein  Stener- 
ns) stem,  Meiches  den  socialpolitischen  neben  dem  rein  tincan- 
ziellen  Staudpunct  in  der  Bestenerunir  anerkennt.  Eine  Theorie 
und  Praxis,  welche  den  ersten  Standpunct  verwerten,  gleichwohl 
aber  doch  Stenern,  wie  die  Erbschaftssteuern,  Spielgewinnslsteuern 
u.  dgl.  m.|  wenigstens  in  gewissen  Fällen  und  in  gewissem  Um- 
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faogy  biltigeo,  komnten  mit  sieh  ielbstin  Widenpnieh:  BlemMea 
auch  solche  Steacrn  TcrwerfcD.  Wcdd  sie  das,  gaot 
mit  Recht,  nicht  thnn,  so  licg:t  in  der  zagestanden«i  BereehtigaDg 

dieser  Steuein  iiiiplicite  auch  die  wenigstens  bedingte  Anerkennung 
der  Berecbtignng  de»  social  politischen  Standpnncts  in  der  Besteuer- 
ung enthalten.  Darüber  sollte  man  sich  nicht  täuschen  oder  — 
nicht  täuschen  wollen.  Die  Verbreitung  von  Erbschaft.«-  und  Spici 
gewinnststenern,  auch  Wettsteuern  (Oesterreich)  in  der  Praxis  oder 
im  Steaerrecht  und  die  wachsende  Propaganda,  welche  für  solche 
Stenern  in  der  Theorie  gemacht  wird,  sind,  richtig  ausgelegt  und 
avf  den  gmndiegendeii  Gedanken  zorttckgeftthrty  nur  Symptome  der 
„soolalen  Epoche'^  der  Besteuerung,  in  welche  wir  ans  der 
„BtaatBbargerlichen<<  Epoche  hinflhertreten  (§.  156  ff.). 

S.  Abschnitt 

I.  Die  Erwerbtlbestsaeraaf  • 

C«  Die  BeBteseruug  des  Erwerbs  dnreh  Aafidl  mid  dareh  Werthntwaebs 
ebne  elseae  persSnllehe  irlrtbsebaflllche  LMnag  (Spiel-,  Coiynaetam- 

fswlns-  md  BrbflehaftBbeBteuraaaK 

f2S2.  Vorbemcrkangen  und  literarische  MaciiweisangeD. 
neb  In  den  dieorctiscben  StenersyatAiiien  Sndet  t/LA  dtsB  rMiomsUe  folgwiebtif  e 
DarcbfiUmog  dieser  Besteoerong  bisher  noch  nicht  Die  Praxis  uppt  mit  ihrea 
Steuern  auf  Lotteric'gcwinnstc,  ihren  Erbscbafts-  und  Schenkungsäteuem  u.  Ag\.  m. 
noch  ziemlich  planlos  ohne  festes  principielies  Ziel  umher.  Der  einzige,  wegen  seiner 
fftUehen  Einriebtang  mit  Reebt  wieder  Mf|gegebeafl  Venmeb  eln«r  Ait  Beeteoenng 
des  Conjuncturengewinns  an  städtischen  „Baustellen"  i-t  meines  Wissens  in  Bremen 
erfolgt  (s.  unten).  In  anderen  grossen  Städten  (Berlin,  Wien)  war  wohl  ron  einer 
Extrabesteuening  der  unbcbaat  liegen  bleibenden  liauätellen  die  Rede,  doch  liat  Bta 
sich  dazu  noch  nicht  entschliessen  kAnnen. 

Zq  unterscheiden  dnd  nemeatlifib  die  Steoem  anf  Ceajanctnrengeviaae 
und  auf  Erbschaften. 

Die  BogrOndanf  ftr  die  «nteren  11^  in  der  gansen  Lehre  ?on  der  Gon- 
juDctur,  einer  Frucht  des  wissenschaftlichen  Socialismos  (besonders  Lassalle), 
welche  in  die  allgemeine  Nationalökonomie  aufzunehmen  ist.  Dies  ist  in  mein  - 
„Urundleguoe''  geschehen  und  dort  auch  ein  solchcä  Yoigohen  näher  crlüaten  uiiu 
moHflrt  worden.  Wts  deaelbst  (§.  76 — 81)  dargelegt  wurde,  onus  leb  hier  ab  be- 
kannt  maussetzen.  Die  Forderang  einer  rationellen  Rr-tcnerung  der  Conjaoctnren- 
gowinnste  ist  die  Consequenz  der  Auffassung  der  Goujunctur  im  Wirtlischaftslebeo. 
namentlich  innerhalb  der  Kechtsordnong  des  priFatwirthscbaftlicbea  SfBteme  der 
Goneorrenz.  Sie  Iftsst  sich  steuertechnisch  aus  Opportu nit&ttgiftndcn.  wefto 
der  Schwierigkeit  oder,  wi'^  bisher  gewöhnlich  üher  derartige  Pläne  geurtheilt  worden 
ist,  wegen  der  Unmöglichkeit  einer  genügenden  Ausscheidung  des  Gonjuncturäa- 
gewians  angreifen:  nMb  meiner  Ansicht  aber  niebt  mit  dareb8(äbgenden  Qfflad«n. 
Die  Einrichtung  und  Durchführbarkeit  wird  unten  zu  zeigen  versucht,  etwas  eingehe - 
der,  als  es  streng  genommen  in  die  allgemeine  Steuerlehre  gehört.  Da  es  sich  ab': 
hier,  im  liutcrächieU  ?on  der  ubhgeu  Besteuerung,  wo  die  beztlglichcn  Fragen  in  du 
specieUe  Lehre  rerwiesen  itnd«  nm  eine  erstmalige  Begründung  dieser  ganzen  SteiMf^ 
gattnng  handelt,  war  ein  solches  genaueres  Eingehen  schon  in  diesem  Alischnitte  woV 
uothweudig.   Principioil  lässt  sich  über  diese  Besteaernng  nur  urtheUen,  wenn  sie 
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im  Zasaromenhaiig  mit  der  Lehre  voa  der  Conjuiictur  und  vom  „Leben  der  £iozol- 
virdisehrnft  in  der  TdlbwiiUucIiafr  (Onindlegung,  zweite  Aaflago,  S.  80  ff.)  aofge- 
fis^t  und  erörtert  wird.  Die  Kritik  wird  sich  daher  fegen  diese  ganze  Lelire,  niciit 
gegen  ihre  blosse  Conscquenz,  wenden  müssen,  wenn  sie  irgend  zatrcffond  sein  soll. 
In  der  Grundlegung  (besonders  §.  76  und  Note  10,  sowie  §.  80  der  2.  Aofl  )  habe 
ich  aach  bereits  die  Function  einer  Besteaeronf  der  GenjoncturengewiDne  fesigesleltt. 
Die  dort  für  den  zweiten  Band  der  Fjntnz  reisittoclLene  genauere  Ertrterang  erfolgt 
QDiiinehr  in  diesem  Abschnitte. 

Eine  Befürwortung  solcher  Besteuerung,  nebst  kurzer  Auslahrung  über  die  £in- 
ricbtong^  in  dem  pnctiseh  wichtigsten  Falle,  bei  der  Bealislrang  ?on  Gewinnen  aas 

Verkauf  von  Grundsti'iclvcn  und  Ii  iuden,  halte  ich  mir  bereits  andeutungsweise  in  meiner 
Kede  zur  Wohnungsirage  auf  der  ci-sfen  Eiscnncher  sorif^lpulitischcn  V'Tsammlong 
IS72  (Bericht  S.  241),  dann  namentlich  in  inciaem  licfciai  uber  die  (juinmunalsteuer- 
frage  auf  der  Berliner  Versammliinf?  des  Vereins  fdr  Socialpolitik  im  Jahre  1877  erlaubt; 
8,  Bericht  Tliese  0  sub  c  und  S.  IG,  erweitert  in  der  selbständigen  Ausgabe 
jenes  Referats  S.  39,  40.  Gegen  die  i'ordcrung  solcher  4>teuern  auf  der  BerUner 
Veraammlnng  1877  Held,  Berieht  8.  88,  dagegen  meine  Beplik  S.  100.  S.  auch 
Heid  in  dem  kritischen  Referat  tlber  neuere  Communalsteuerliteratur  in  Conrad*8 
Jabrhüchcr  ISTS,  II.  2S6.  Held  in>»-rsieht  d.^n  wesentlichen  Unterschied  zwischen 
Grund  -  und  beweglichem  Eigcntliuui  in  dieser  Frage.  S.  dagegen  die  tretienden 
Ausführungen  von  Fried  berg,  zur  Theorie  der  Stempelsteaero,  Gonnd's  Jahrbflcher 
■Jl,  Fried  berg  tritt  in  diesem  Aufsatz  auch  meiner  Tlicorie  der  Besteuernng 
der  Conjonctoreiigewiooo  bei  und  behandelt  die  ganze  Frage  in  beachtcoswerther 
Weise. 

S.  jetzt  auch  Schiffte,  Stouerpolitilr  8.  518  (mir  beistimmend,  hesondeis  fbr 

Antheil  der  Gemeinde  an  einer  Ai;gat}e  für  steigenden  Immobiliarwerth),  Korn  (im 
Kinanzarchiv  I,  486  fr. ,  bei  Erörterung  uber  österreichische  ncbührengcs«tzgebnng:, 
ebenfalls  beistimmend),  Kobert  Meyer,  Principien  (§.  57  ff.,  in  5',l  über  Bcsteucr- 
iin»;  dej  Conjuncturen>,rewinns,  an  sich  als  berechtigt  anerkannt,  aber  wegen  der 
Schwierigkeif  d-  r  \  isiuhrung  doch  nicht  recht  gebilligt,  namentlich  aln  nicht  m^^gUch 
durch  eine  selbständige  Steoerfbiin  (?)  erklärt,  in  Erörterungen,  die  ich  nicht  alle  für 
xotreffend  halte  (s.  nnten  §.  294).  Bescher,  Fis.  §.  107  („an  sieh  schöner  Gedanlce, 
mit  der  Vcrkehrsäteuer  den  unverdienten  Ck>njuncturgewinn,  die  neuen  Kapitalansamm- 
lungen für  den  Fiäcus  nutzbar  za  machen",  —  was  aber  iloch  in  der  T?eg:t;l  nur  in 
den  auf:>t(-igenden  I'crioden  der  Voikswirtl^chaft  zutretle:  nun,  dann  iäl  doch  gerade 
hier  solche  Besteuerung  geboten!  Aber  in  §w  159  Note  5,  1.  A..  meint  dedh  auch 
er,  dass  der  Conjiinctnrsrcwinn  an  Häusern  ?.ur  ^'^meindehcstenernng  sehr  geeignet 
^i).  Stein,  5.  A.  II,  2,  212,  kommt  iu  der  oben  S.  51B  citirtou  Stelle  impUcite 
ancb  «if  die  Fordereag  eiiier  Bestenerung  des  ConjuBctnrengewinns  hinaos,  ohne  die 
Behandlung  der  Fn«e  Seitens  Anderer  zu  kennen  oder  zu  erwähnen.    Cohn,  Fin. 

343 — 345.  steht  dem  Oedanken  nicht  riblflinend  gegenüber,  aber  macht  doch  mehr 
liedeuken,  besonders  der  praclischen  Durchluhrung,  geltend,  wohl  etwas  zu  sehr;  er 
denkt  mehr  an  Beformen  der  Einkommensteuer  snr  Eneichttig  des  Ziels. 

Iu  Bremen  war  durch  ein  Q^ctz  vom  13.  Mlrz  1873  (in  der  BlUthezeit  des 
^rossstädtischcn  Baustellen-  und  Baoger^ch  ifts)  eine  eigenthUmliche  höhere  laufende 
Beateaerung  von  gewissen  Grundstücken  eingeführt  worden,  welche  aus  der  Undiicheu 
(sgrulnehen)  Benntning  in  diejenige  ta  stUtlschen  BansteUen  in  der  Nihe  der  Stadt 
überbringen.  Sie  unterlagen  dieser  Steuer,  selbst  wenn  sie  wirklich  noch  land- 
wirthschaftlich  fortwährend  benutzt  wurden.  Daraus  haben  sich  schwere  Miss- 
stände  und  begreifliche  Klagen  der  Besitzer  ergeben,  zumal  als  die  Oonjunctur 
riickschlag  nnd  die  bisher  in  Aussicht  stehende  Yenrcndung  jener  Grundstücke  zu 
Baustellen  rorcrst  für  absehbare  Zeit  nicht  eintrat,  sondern  die  bisherige  landwirth- 
schafUiche  Benutzung  andauerte.  Ein  in  dieser  Angelegenheit  eingeholtes  Gutachten 
Hanssen's  Temrtheilte  denn  anch  ans  dem  Oeslchtsponcte  der  Ertragsstener  heraus 
Hese  höhere  Besteuerung  durchaus.  Die  dar  ibcr  eingeholten  26  Superarbitrien  anderer 
theoretischer  und  prartisrher  Fachmänner  traten  Ilanssen  bei.  Das  mcinige  (S.  'M 
der  unten  genannten  Schrift)  allein  hat  geltend  gemacht,  dass  dem  betreüenden 
bremischen  Gesetz  ein  richtiger  (iedanko  zu  Grunde  liege,  der  nnr  in  gaos  ftlscher 
Weise  dorcbgefllhrt  sei:  eben  der  (lodanke  einer  Eztrabesteaemni?  des  grossen  Ge- 
A*  Wagaer,  ftaaasvbMMcäaft.  II.  8,  AalU  37 
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Winne,  der  dareh  den  üebergaDg  von  agmiscben  OnndslOcken  in  Baostelleo  In  der 

Nähe  sich  erveitcrnder  Städte  ohne  irgend  eine  persönliche  Lcistang  des 
EigenthUmers  von  diesem  letzteren  erzielt  werde.  Ich  plSdirte  daher,  wie  Haossen 
und  die  übrigen  Gutachter,  für  die  Aufhebung  des  Gesetzes  ia  Bezog  aaf  virL* 
lieh  noch  landwirthschnftlich  benotete  GranArtacke,  die  nor  fOB  der  ge- 
wöhnlichen Onnidstcner  getroffen  werden  sollten,  aber  ich  befiirwortete  zogleich 
eine  laufende  Extrabesteaerang  der  unbenutzt  liegen  bleibefiden«  bloss  auf  dk 
aufsteigende  Bauconjunctur  wartenden  Baustellen  und  eine  bohe  Besitnraehsebbgnbe 
(ßrentuell  Erbschaftssteuer)  auf  den  Gewinn,  welcher  am  Knpitalwerth  solcher 
Grundsttlcke  früher  oder  sprut-r  we|ä:<»n  ihro^  Uebergan^rs  zur  Benutzung  für  Bauten 
erzielt  wUrdo  (S.  35).  Von  den  übrigen  Gutachtern  wird  der  tiefere  Grand  jenes  Ge- 
setien  nur  nnenthmswelM  berflbrt,  m  nnmentlich  von  Helfericb  <8.  2S),  der  diese 
Besteuerung,  die  der  „socialistisch-counnuniitischen  Anschauung"  entsprungen  sei, 
ablehnt,  aus  mi(h  nicht  uberzeugenden  (iründen.  Jenes  bremiscUe  Gesetz  wurde  in 
diesem  anstössigcn  Puncte  beseitigt  durch  <jesetz  vüm  11.  Üctober  1S78  (Gesetzblatt 
Bremens  1878  Nr.  19).  8.  über  die  sehr  interessante  Frage  das  Fortreffliche,  ein- 
gehende, aber  eben  ganz  einstitig  auf  dem  Standpunct  der  gewöhnlichen  Ertrags- 
bestenerong  stehende  Gutachten  üanssen  s  vom  December  1876  (alü  Manascn)it 
gedrackt)  an  die  Lnndwirtbecbnftdnfflmer  in  Bremen  (in  den  Anlagen  Abdruck  der 
betreffenden  Gesetze).  Dann  die  „Gutachtlichen  Aeusserungon  Ober  das  Gatacfaten 
Uanaeen's  betreffend  die  bremischen  Grundstcnierrerhaltnisse",  Bremen  1877.  —  i 

§.  233.  Auch  die  seit  lange  weit  verbreitete  und  practisch  in  einigen  L&ndeni.  I 
besonders  In  Orossbritnnnien,  Frnnk  reicb  sebr  wiebtlge  CrbsebnfCsbesteDMUf  : 
ist  erst  in  jüngsler  Zeit  von  deutschen  TlieoretiVern  unter  dern  m  T..  richtigen  (i^- 
sichtspunct  betrachtet  worden,  nemlicli  im  pr i ncipiellen  Zusammenhang  mit  der 
ganzen  Krbrechtsordnung.    Das  Intestat- Familienerbrecht  wird  dabei  auch  ganx 
richtig  als  ('orrelat  gewisser  Verpflichtungen  der  Untersttttzong  u.  s.  w.  an  : 
Verwandte  auf  fJrund  des  Verwandtschaftsverhältnisses  aufgef^tiist.    Mit  dorn  Wogfall 
dieser  Verpflichtungen  und  deren  Uebergang  au  Staat  und  Gemeinde  mosste  sieb 
folgeriebtlic  web  jenes  Erbrecht  Indern.  Diese  and  ihnllcbe  Oesiebtsponcte  reilfitt 
eine  ganze  Specialliteratur. 

Vgl.  die  Uebersicht  darilber  und  di*«  Ansztlge  daraus,  welche  v.  Miaskowski 
in  der  unten  genannten  Schrift  (.1,  230  ü.)  gegeben  hat  i^auaser  den  hernach  erwibnteii 
Autoren  und  den  dgeDtiHcben  Sodalisten,  besonders  der  St.  Simonistiscbea  Ricbtnng, 
U.A.  Rentham,  Bluntschli,  ümp  fenbarh,  Volkes  Erbe,  Lange,  Arbeiterfrage. 
Munzinger,  J.  St.  Mi  11,  n.  a.  m.,  die  aber  manche  Verschiedenheiten  zeigcii>. 
Die  wichtigste  hicrhergeliOrige  Arbeit  ist  H.  v.  Scheel's  „Erbschaftssteuern  xatd 
Erbrechtsreform*',  2.  Aufl.  1S7S  (s.  daselbst  auch  Literatur  und  Gesetzgebung);  ferner 
V.  Scheel's  Aufsatz  in  llirtb's  Annalen  1*^77,  S.  97:  volkswirthschaftlirhe  Bemer- 
kungen zur  Keform  des  Erbrechts  und  J.  Baron  in  Uildebnuid's  Jahrbüchern,  B.  26, 
S.  215«  sowie  desselben  Angriffe  nof  des  Erbrecht,  Berlin  1877.  Die  Oonsequem 
des  angedeuteten  rechtlichen  Gesiclitspuncts  ist,  dass  die  Erbschaftssteuer  eigent- 
lich den  Character  einer  Steuer  verliert  und  als  ein  gesetzlicher  ErbantheiJ 
des  Staats  ii.  s.  w.  cracheiat.  Auf  der  anderen  Seite  fillirt  aber  die  Betrachtung  des 
Erbanfalls  als  eines  Erwerbs  ohne  persönliche  Leistung,  der  die  Leistungs- 
fähigkeit erhöht,  nicht  minder  zu  einer  richti-  n  principiellen  Begründung  der  Erb- 
schaftssteuer, zumal  vom  Gesichtspunct  dcä  bteuerprindps  der  Leistungaf&bigkeit  an» 
und  in  unserer  modernen  Zeit  der  geringen  practächoi  Bedeutung  des  FaaüiieBfer' 
bnnds  und  des  Familie nrermögens  im  Unterschied  vom  IndiridnnlfeiBlOgMi.  Voi 
ganz  verschiedenen  Seiten  gelangt  man  daher  zur  Forderung  eines  umfasset)- 
den  Systems  der  Erbschaftssteuern.  Der  Mangel  eines  solchen  ist  eine  der 
entpfindliebsten,  wiedernm  ?onieinlich  den  woblhnbenderen  beriliendeii  Clifinen  sa 
(inte  kunimenden  Lücken  dos  deutschen  Besteuerangsrechts.  (S.  das  beztlgliche  Materiil 
darüber  in  dem  oben  S.  71  genannten  bundesräthllchon  Commissionsbericbt  Nr. 
von  1S77.) 

Auch  die  deuts  lie  [  inanzthcoiie  WST  iu  Bezug  «uf  die  Erbschnftnteaem  bis 
vor  Kurzem  äussere rdcntli  b  durftig,  sogar  Stein  cingeschlosssen ,  der  sie  gar  nicht 
genauer  behandelt,  wohl  weil  sie  in  sein  Steuersystem  nicht  recht  passen  (vgi.  4.  A. 
l,  475).  Ban  bandelt  Ton  ihnen  noch  als  ron  „ErbschaftqgebObien*'  (I,  §.  237,  wonit 
II«  §.  405  zu  vergleich««,  wo  er  bei  der  allgemeinen  Venndgenssteaer  rim  der  Erb- 
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sclwfbabgabc  spricht):  ein  wibftltlMrer  Standpunct,  imd  mtBSte  denn  die  CoDseqaeo2 
ziehen  wollen,  dass  die  Erbächi^ftssteuer  eine  Art  speciclier  Entgelt  fur  die  Qevlhtang 

i  '^  Erbrechts  seihst  sei.    In  neuester  Zt?it  ist,  mit  angeregt  durch  die  oben  genannte 
i.itcmur  —  mm  Theil  auch  in  Verbindung  mit  der  Erörterang  d^  Erbrechts,  be- 
Mikdem  des  blnerlicben,  überhrapt  —  die  Prefe  der  ErbediAfMteoer,  ihrer  theore- 
tischen Begründung  und  practischen  Durchftilirun?  in  üeutscblainl  itir»hrfach  behandelt 
worden,  v.  Miaskowski  kommt  i»  snnotn  srliAneu  Werke  „das  Erbrecht  und  die  «irund- 
oig-enthamsvcnheilung"  (Leipzig  18!52,  1,  Schritten  des  Vereins  für  Socialpolitik)  aos- 
tühriich  auf  die  Frage  OACh  ihrer  principicllen  Seite  zu  sprechen,  mit  eingehender 
Berücksichtigung  der  ganzen  Literatur  (L  231 — 255).    Kr  weist  „die  Steigernop  der 
Erl>schaitäateuer  zu  eioeoi  mit  dem  FajiBilieaerbrecht  coacarrirenden  Offeutiichea  £rb- 
nchV*  ab  (S.  255),  nedil  aber  doch  «elbet  das  ZvgesliiidDfss,  dass  ^der  Abschloss  des 
Intestaterbrechtä  bereits  bei  demjenigen  Grade  eintreten  solle,  bei  dem  der  Kegel  nach 
kein  Herossfscin  und  kein  Ucfuhl  der  Familieniremeinschafl  mehr  ?orhandon  sei". 
Weiter  geht  wenigstens  mein  Verlangen  und  wohl  dasjenige  uiaiichcr  anderen  Bo- 
kiinpfor  des  schnuakenloseD  Intestaterbreebts  der  Venrsndten  auch  nicht.  Aber  merk- 
wnnliüTtir  Weise  scheint  sich  v.  Miaskowski  des  inneren  Widerspruchs  dieses  seines 
eij^enen  Postulats  mit  seiner  ganzen  Beweisführung  nicht  bewus^t  geworden  zu  sein. 
Die  Begründung  dieses  Postulats  beruht  doch  ganz  auf  denselben  Argumenten  wie 
diejenige  ein&s  ötlcntlichen  Erbrechts  d^  Staats  neben  dem  Pamilienerbrecht    1^  - 
strcitct  man  die  Triftigkeit  dieser  Argumente,  wi  •  '  ^  v.  Miaskowski  thnt,  so  schwebt 
auch  daä  genannte  Postulat  in  der  Luft.    In  der  bewcisfuhrung  gegen  einen  tUaat* 
liehen  Erbantheil,  flviUeh  kleinen  Betrags,  neben  den  niehsten  Venrandten  Qber- 
treiht  r.  Miaskowski  sehr,  widerlegt  mehrfach  nur  selbst  erhobene  Einwände  als 
..^■irüntJi^".  rlcren  sieh  die  freprner  sar  nieht  hnlienen.  si»»ht  einzelne  Argumente  der 
letzteren  aLi  „iudividualistiache  '  an,  während  gerade  nur  betont  wird,  dass  ans  be- 
reits eingetretenen  indiridnalistisehen  Qestaltong en ,  wie  der  Vermindernng  der 
lu  -l'Mi'iiriL'  des  Familienrerbands,  eine  Beschränkung  des  Familieiierbrcchts"  zu  Gunsten 
des  öüentlichen  nothwendig  herforgehe,  und  während  er  selbst  in  seiner  Beweis- 
fQliruog  für  eine  grossere  l^reiheit  der  Tcstirbefugniss  des  Erblassers  am  Allermeisten 
..individualistisch"  verHihrt  (S.  254).    In  der  Anerkennung  der  Bedeutung  des  wirk- 
liehen  Familicnrerbands  und  dir  Auffassunf»-  des  k-tzteren  als  des  wcsentlii'hsten 
Begründungsmoments  des  Erbrechts,  in  der  Billigung  auch  des  testamentarischen  Erb- 
rechts veiche  ich  ron  r.  Miaskowski  nicht  ab.  Dennoch  aber  halte  ich  meine  Anf- 
fassungr  in  Betreif  eines  öffentlichen  Erbrechts  aufrecht.    Eine  weitere  S«  hwächung 
des  Famili<'nrerbands  kann  icli  als  notliwc-ndige  oder  auf-b  nur  wahrsclieitilich';  FiA^et 
dieser  Auitasisuug  nicht  zugeben,  wie  auch  umgekehti  m.  K.  aus  der  Erhaltung  eines 
in  modernen  Verhältnissen  zum  Nonsens  gewordenen  unl>egr6niten  oder  sehr  weit- 
gehenden Intestaterbrechts  nichts  in  gesunder  Weise  die  Bedentunor  des  rauiilienvcr- 
bands  Stciierodes  oder  wieder  Hebendes  abzuleiten  ist.   Eiuc  Beseitigung  des  testa- 
menCarlsehen  Erbrechts  erstrebe  auch  idi  nicht,  meine  im  Qegenthetl,  dass  dasselbe 
ein  Mittel  ist,  etwaige  Bedenken  wegen  Beschränkung  des  Intestaterbrechts  auf  einen 
bestimmten  Kreis  ron  Verwandten  (und  auf  Ehegatten)  zu  Iieheben.  da  hier  im  Falle 
persönlicher  Beziehungen  dann  durch  Testament  vorgtöorgt  werden  kann.   Ich  würde 
daher  auch  aosser  dieser  Besehrlnknng  and  ansser  dem  dtfenUichen  Miterbieeht  des 
Staats   nebi'n  den  näelisfen  Verwandten   die  von  Einzelnen  in  Aussicht  genommeiv 
allgemeinere  Hesrhränkung  der  Testirb.  fuiiniss  lu  (iunsten  nichterbberechtigter  Per- 
sonen nicht  bcfurwurteu.    Ob  statt  de*  htaati  eine  andere  öfTentlicho  Zwangsgemein- 
wirthschaft,  namentlich  die  Gemeinde  an  dem  ößentUchen  Erbrecht  (oder  an  Erb- 
sriiafissteueriij  betlieili^t  werden  soll,  behandle  irh  als  ofTcne  Frage,  neige  mich 
indei»:»en  mehr  zur  Hegel  des  Staatserbrochts.    In  der  Ökonomischen  Seite  der 
Frage  wiederholt  aadi  r.  Mfaskoirski  nur  so  hinfXUige  Bedenken,  wie  das  einen 
uachthciligen  Einflusses  des  öffentlichen  Miterbrechts  auf  die  Sparsamkeit  (S.  253) 
»siid  fasst  in  Betreff  der  Verwendung  des  Ertrags  eines  solchen  Erbrechte  <1  ti  völlig 
iinpractiscbcn  Fall  ins  Aoge,  dass  eine  Vertheilung  an  besitzlose  Familien  erfolgen 
kSnne  (D*  was  er  dann  leicht  als  nnansfohrbar  oder  als  nnsoltnglich  nachweisen  kann 
S   254V    Der  prai  fische  Fall  ist  di  -  Verwendung  des  Ertrairs.  wie  i'^rl->r  Erbschafts- 
steuer, zur  Deckung  des  Finanzbedarfs,  insbesondere  zur  Herstellung  solcher  Öffent- 
licher Einrichtungen,  welche  den  „Enterbton"  vornemlich  zu  Gute  kommen,  sowie  zar 
Beseitfgong  oder  Vermeidung  anderer,  bedenklicher,  namentlich  die  nnteren  Ghiasen 
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bebatender  Steaern.   Aof  die  Fnge  der  «tgandichen  Erbschaftssteuer  ond  der 

Steigeruog  ifcrer  Süfzo  irelit  v.  Miaskovski  nicht  ein.  Ich  habe  mich  nicht  beatinünt 
frcfahlt,  an  moiuer  BebandluDg  der  Frage  in  diesem  Abschnitt  auch  oach  seiner  Kritik 
sachlich  etvras  zn  TeTäodeni.  Seine  Ansfahrongen  haben  mich  durch  ihre  ioBOCB 
Widersprüche  und  ihre  falschen  Aif^mente,  mit  denen  er  seine  Gegner  bek&mpft,  nar 
in  der  An^rbt  bestärkt,  dass  atich  ftlr  die  Frage  dw  EfbacbaflMeaer  die  GaBitnctiM 
«iues  öüentlichcn  Miterbrechts  festzuhalten  sei. 

In  ihnlieber  Weise  hl  schon  ?er  r.  Miaakovski  Oeffoken  (SdiBMller*!  Jalif' 
buch,  V,  ISS  1,  S.  189  ff..  Aafisatz  über  Erbrecht  und  Erbschaftsstener)  die  Be?rundang 
der  Erb^chaftssteoer  auf  ein  Miterbrecht  des  Staat?  abg^elehnt.  Er  rechtfertigt  sie 
aber  als  Öteuer,  auch  in  der  ublidion  Einrichtung  mu  progretisiven  Salzen  nach  der 
EntferoiiDg  der  YeiwMMltKliaft  /.wisciien  Erben,  Legntnr  nnd  Beerbtem,  and  zvar 
theils  mit  dem  Moment  des  arbeitslosen  Vcrm^isrns/tifl  isses.  theils  mit  dem  Gmnde. 
«lass  der  Staat  ikgründcr  (sie!)  und  Schützer  des  Erbrechts  sei  (S.  196,  198).  Aach 
Kobert  Meyer  (Priocipieii,  §.  58,  besonden  S.  S5S)  vill  den  Gcsichtspnnct  dea  ataat- 
liehen  Miterbrechts  ?od  der  Erbschafl»steaer  ausschliessen ,  ohne  damit  einer  demge- 
infissen  Gcstahnnp  der  Krbrcchtsordnung  zu  präjudicireo.  Sein  an  sich  nrluiffer 
Einwand,  dass  der  Ertrag  eines  staatlichen  Miterbrechts  nicht  unter  den  Bcgriü  der 
«Steuer*  falle,  beweist  indessen  doch  nichta  nnd  Haft  anf  einen  WoifatraiC  Usaaa.  — 
Mit  den  schon  bei  v.  Miaskowski,  Geffcken  u.  a.  m.  zu  findenden  Gründen  lehnt 
auch  Berkhoff-Ising  (staütliches  Erbrecht  and  Erbschaftssteuer.  Leipzig  ISüsi' 
die  Begrunduiiff  der  ErbschaftsstoiK^r  auf  ein  staatlicheä  Miterbrecht  und  letzteres 
selbst  ab,  ]dadirt  aber  ebenfiüLi  für  stärkere  Erbschaftssteuer,  die  er  allein  durch  eine, 
rreilich  misslicliL'.  Erweiterung  des  Einknmmcnbcgriffs  zu  begründen  sucht,  indem  die 
Erbschaftoateucr  eine  „Steuer  auf  ein  einmaliges  Einkoouneo"  sei  ^S.  23).  —  Bacher 
schUeast  sich  In  aeiner  Tortrefflicbon,  for  die  piaetiache  Satte  der  EfbadnIbbeatoBernnir 
besonders  wichtigen  Schrift  (die  deutschen  Erbschafts-  vnd  Schenkungr^^teuem,  Lcipzic 
1*^SG)  doch  der  Abl**h?nmg  eines  staatlichen  Miterbrechts  an  (S.  2s  tf.).  Dasselbe  pilf 
von  Schäfflu  (ü.  uutcu;,  wenigstens  implicite,  ron  Schall  (in  der  betreffenden  Ab- 
handlang  im  Schönbaqr'ichen  Handbach,  2.  A.  III,  6.  4T1X  Roscher  (Pin.  §.  7«). 
aossfrt  seine  eigene  Meinunpr  Uber  die  berogte  Fraj^e  nicht  deutlich,  Cohn  (Fin. 

34S  tl.)  überhaupt  nicht  Die  genannten  Autoren,  wie  die  meisten  Neuem,  bind 
aber  der  Erbschaftssteuer  Oberhaupt  und  in  den  meisten  Puncten  der  auch  fon  mir 
empfohlenen  Einrichtung  gunstig.  Abweichend  hiervon  r erweist  Vocke  (Abgabea, 
S.  61S  ff.)  die  Erbschaftsabjrabc  bloss  unter  die  Yerkehrsabgaben  und  lelut  dfai  Be- 
rechtigung von  Progressirsätzen  nach  dem  Verwandtschaftsgrad  ab. 

Ganz  anf  dem  Staadpnncle  r.  Scbeera  nnd  dem  meinen  in  Betreff  einen  zi 
gt  wälirenden  Mitorbrechf.-i  des  Staats  steht  dagegen  Gonstantin  Frantz  (sociale  Steuer- 
rctorm.  S.  S5  (i..  und  ron  neueren  Ju&tten  a.  A.  Geyer  (Becht^Uüoaophie  in 
?.  Hültiendorff's  Eiicyclopädie). 

Ausser  der  besprochenen  Frage  der  BegrOndong  der  Erbschaftntener  ist  auch 
diejenij;f.  der  Vcrwendunj^  des  Ertrags  \'on  allgemeinerer  Bedeutnnr  Darüber 
haben  die  Sodalistcn  mitunter  eigene  Vorschläge  gemacht.  Aber  auch  andere  Autoren 
wollen  nicht  immer,  wie  fraÜich  die  meisten,  in  Ueboreinstimmang  mit  der  Praxii. 
anch  ick,  es  ftlr  das  Angemessene  halten,  dass  der  Ertrag  eines  solchen  Erbantheils 
oder  einer  solchen  Steuer  zur  Deckanjr  des  allgemeinen  FinanzLedarfs  diene,  ferocr 
auch  wohl  die  Mittel  liefere  zu  nicht  n&her  im  Einzelnen  zu  begrenzenden  Vorwead- 
ongen  Ihr  (yffeniliche,  ?omemlich  den  onteran  hesitzloaeB  Glaasen  an  Onte  kommende 
Zwe<-ke.  So  plädirt  Umi)fenbach  (des  Volkes  Erbe,  Berlin  1874)  für  >  in"  Zerlegünc 
der  Erbschaft  in  ein  „Familienerbe '  und  ein  „Volkcserbe".  Jene:«  wiil  er  mit  dm 
4.  Grad  der  Cirilcomputation  begrenzen;  darüber  hinaus  soll  auch  durch  Tcitament 
nur  über  eine  Quote  (Va*  Vi)  verfugt  werden  dOtfen;  allee  Uebclgo  aoU  des  „Volkes 
Erbe''  werden  und  zu  gewissen  Schukwecken  verwendet  werden.  Eine  wiUktlrttche 
Zwccksetznng  und  Zweckbeschräakung,  die  besser  unterbleibt. 

In  der  neneren  dentachen  Finanzliteiator  wird  de?  EibaohaftHtotier  liemlick 
allgemein  eine  grössere  Beachtung  geschenkt.  Mit  solttmen  Ananahmen  (Vocke)  ist 
die  Theorie  der  Steuer  gUnstigr  und  .  mpfiehlt  ihre  Ausdehnung-,  so  in  DeutschUad 
auf  die  dircctc  Linie,  Überhaupt  die  Einrichtung  in  der  üblichen  Art  mit  Progressir* 
siktzen  nach  dem  Verwandtschaftsgrad,  Freiheit  ganz  kleiner  Eifaaohallon  und  Legate, 
Aoadehnnng  aaf  gewisse  Scbenkanfsn,  aber  noch  aeltea  mit  Prognarirattaen  nsd 
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der  IIölic  der  ErJjschaft,  l>ez.  der  Erbportion.  Doch  enthält  der  Gesetzentwurf 
Bachers  (S.  223)  neben  den  Normalsätzen  (von  1  "/o,  für  Doscendontcn ,  bis  lO"/,,) 
noch  Zuschläge  von  '/^  bis  2%,  veun  dor  Aufall  50,000—100.000  M.  u.  s.  w.  und 
aber  400,000  M.  beträgt. 

Eine  cigonthUinlichc  spccifisch  finanzwisscnscbiifilichL'  BLliamllung  hat  Schäffle 
iu  aeiocr  Steuerpolitik  (S.  50^  If.)  der  £rb8chaftästeaer  zu  Thcil  woiden  lassen.  Er 
begründet  eine  «^rbfalbgebnhf*  in  dreiftcber  Hinsicht:  1)  als  nacbtrfigliche  Be» 
ätenerung  der  Kapitalansammlungcn  und  als  Ausgleichung  der  Steuerumgcliungeu  und 
dtT  SteaerbegüTistiirung^en  des  Erblassers  —  also,  ähnlii-l!  wir-  idi  die  Verkebnistcuern 
überhaupt  zu  begründen  suche:  als  l^rgäozung  und  i^r&au  ander  r  Steuern,  was  mir 
aber  biet  mehr  als  bei  der  Erbschaftasteaor  xoznireffen  scheint,  da  es  bei  dieser  viel 
unsicherer  bleibt,  ob  und  wie  weit  dieser  ErgUnzungs-  und  Er<at/.rbnrrirter  im  ein- 
aeloeD  i^'all  zntnlft  — ;  2)  als  Steuer  auf  ausserordentliches  i<IiukoiDmca  der  Erben 
und  S)  1^  BelMtnng  beaoudoror  Steuerkraft  des  £ri>en,  —  also  in  diesen  beiden 
Fällen  eiuigermaassen  nach  dem  Grundsatz  der  LeittiUigsfähigkeit  und  des  Opfers. 
Die  ErbfallsgebUhr  zerlegt  er  dann  in  eine  „Erbmassengehuhr"  und  eine  „Erben- 
ge buhr'*.  Die  erbterc  hätte  gemäss  der  ersten  Begrtlndong  cinzntreteu,  kleinere  Erb- 
innssen  frd  ta  lissen,  grössere  mit  S&tzen  in  rerschiedenen  Stufen  ron  V^— ^  % 
der  Höhe  zu  treffen,  ohne  Rücksicht  auf  den  Verwaiidt;>chaftsgrad,  also  ohne  da- 
nach die  Steuersätze  abzustufen.  Die  Krbenfrebuhr  funjrirte  nach  den  beiden  anderen 
(i runden,  uit  Abstufungen  nach  der  Verwandtschaft,  unter  Freilassung  von  Minimal- 
ponioAen,  welche  Descendenten  safotten.  SchÜHe  will  dabei  strenges  Einstenerungs- 
verfahren  und,  besonders  nm  Umgehungen  zu  verhüten,  eine  er;^rlnzcndc  scharfe 
^ScbenkungsgebUhr"«  auch  for  Aosstattongen,  Ablindungen,  Stiüangcn.  —  Die&e 
gmnze  Bosteaenug  bOdel  ein  folgerichtig  entwickeltes  Glied  in  Schiffles  ganzem 
SCencrsystem  und  speciell  in  seiner  Gruppe  des  Gebtlhren-  und  Stemj  1     *  ns.  — 

Stein  hat  auch  iu  der  5.  Auflage  (II,  2,  210)  nur  einige  unwesentliche  und  in  d^n 
Thatsachen  unrichtige  Bemerkungen  Uber  die  Erbschaftssteuer,  die  er  aus  der  alten 
gabella  hereditaria  entstehen  (?),  gleichwohl  aber  im  17.  Jahrhundert  so  einem  „orga- 
nis<  lu  n  Theit  des  Steaeisystems'*  werden  lisst  Piese  Behandlung  ist  rOUig  onge- 
uttgeud. 

In  der  geschichtlichen  Entwicklung  und  im  geltenden  Uecht  stehen  die  Erb- 
schafisstenem  mit  den  Besitzwechselahgaben,  den  in  Form  von  Stempel  und 
d;rl.  erhobenen  Stenern  in  engem  Zusammenhang,  so  dass  die  betreffenden  gesetzlirlu-n 
Bestimmungen  öfters  gar  nicht  in  eigenen  Uesetzeu,  sondern  in  denen  Uber  Sieuipel- 
nnd  Registenbgaben  enthalten  sind.  S.  darober  oben  die  Snsammenstellnng  in  §.*31. 
Abtrennung  vom  Stempelwesen  indessen  jetzt  mehrfach  (England,  Prenasen,  denlache 
Staaten  n.  a.  m.)  nnd  besondere  Erbschattssteaergesetze. 

1.  —  S*  234.  Cbaracteristik  des  hierher  geh(}rigen 
Erwerbe. 

Das  VerständiiigH  dieser  Bestenerung  und  ihrer  licrcchtigun-^ 
hängt  von  der  richtigen  ökuuomischcn  Würdigung  des  Erwerbs  al», 
welchen  sie  treffen  soll.  Dieser  Erwerb  lässt  sich  aber  nur  im 
ZusammcQliang  des  ganzen  volkswirtbschaft liehen 
Getriebes  nach  der  Stellaog,  welche  die  Einzelwirthschaft  darin 
einDimmti  riehtig  wUrdigea  und  ttberhanpt  nnr  so  veretehen. 

Es  mnss  daher  hier  auf  die  betreffenden  Erftrterongen  in  der  allgemeinen  Vollcs- 

wirtbschaftslehre,  namentlich  in  dor  „Grundlegung"'  Bezug  genommen  werden,  wie 
hiermit  aosdrüclLlich  g^eschicht.  An  dieser  Stelle  innss  es  <r<Mitjgen,  aus  jenen  Erörter- 
ungen einige  für  die  Bosteueruugsfrage  besonders  wichugc  Tunctc  in  kurzer  Kccapi- 
tolntion  herfonmheben.  8.  Grandlegiuig  2.  A.,  8.  90  ff. 

„Jede  Einzelwirthschaft  führt  ein  zweiseitiges  Leben,  d.  h.  sie 
wirkt  zweokbewossi  auf  die  Aussenweit  ein  und  sie  unterliegt 
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uDabhttngig  von  ihrem  WilloD^  Tbaii  und  Laasen  den  EmwiriKODgeo 
der  Ansflenwelf  Dies  gilt  apeciell  auch  ftlr  dea  Erwerb  der 
EiaxelwirthscbafI  im  Arbeitstbeilnngsprocess  ond  im  VerkehrMjatem 
der  VolkBwirtbschaft,  an  sich  stets ,  in  sehr  yerscbiedenem  Grade 

aber  nach  der  ge8cbicbtlichen  Entwicklung  der  Volkswirthscbaft, 
d.  h.  nach  dem  Stande  der  Verkchistcchüik,  Vcrkchisökononiik.  uud 
des  Verkehrsrechts.  Die  vollen  Consciiuenzen  des  doppelseitif^cn 
Lebens  der  Einzelwirthschat't  im  Erwerbssystem  treten  erst  in  der 
modernen  Volkswirthschaft  mit  ihrer  fein  ansgebildeten  Arbeits 
und  EigeotbonisthciluQg,  ihrer  wesentlich  privatwirthschafUicbeD 
Organisation  und  ihrer  liberal -individnalistischen  Recbtsordonng 
hervor.  Erst  hier  ist  daher  gerade  aneh  fUr  den  Zweck  volks- 
wirthschafllicb  richtiger ,  yoUständiger  nnd  gerechter  Erwerbs- 
bestenernng  immer  scbiUfer  zu  nnterscbeiden  zwischen  demjenigen 
Erwerb  einer  Einzelwirtbscbait  (bez.  ihres  Rechts-  nnd  Wirth-  : 
sebanssnbjects))  welcher  auf  bestimmte  doch  wenigstens  mehr 
oder  weniger  al8„Arbeit8lci8tungen"  zu  qnalificirendc  T  h  ii  t  i 
keilen  dieser  Wirthschaft,  mit  einem  bewusst  erstrebten 
wi  rthscha f Hieben  Ergcbui.ss,  zurUckzut'dhrcn  ist,  und  dem 
jenigen  Erwerb,  welcher  ihr  ganz  oder  jedenfalls  g^rössteiitbcils 
unabhängig  hiervon  durch  allgemein  e  U  rsac  be  n  oder  Vor- 
gänge nach  der  Gestaltung  der  allgemeioen  wirthschaüÜicbcD 
Kecbtsordnnng,  namentlich  der  Eigen tbnms-  und  Erbrechts* 
Ordnung,  znfitllt.  Der  Erwerb  der  ersten  Art  gliedert  sieb  m 
einer  I  wie  sich  zeigte,  aoob  fttr  die  Bestenemng  wichtigen  Weise, 
in  den  bernfsmftssigen  nnd  in  den  Erwerb  dnrob  einzelne 
Verkebrsacte  oder  Recbtisgcscbftfte.  Der  Erwerb  der 
zweiten  Art  iSsst  sich  ökonomisch  näher  als  Erwerb  dnrcb  An- 
fall und  durch  We  i  tlizuwaehs  {^anz  oder  doch  wescnilieli  obuc 
eigene  persönliche  wirtbschaftlichc  Leistaug  des  Er- 
werbers bezeichnen. 

II.  —  §.  235.    Berechti-:un^-  und  N o th wen dig keit 
der  Besteuerung  dieses  Erwerbs. 

Dieser  Erwerb  ist  nun  ein  Object,  welches  znm  Zweck  der 
volkswirthschaftlich  richtigen  and  der  ^^erechten  Steuervertheilong 
bei  dem  Erwerber  —  znmal  in  einer  ganz  individoalistischeo 
Erwerbsrecbtsordnnng,  wo  das  Individuum,  nicht  die  Familie 
als  „ Ganzes'*  oder  die  8ippe,  der  Stamm,  dem  der  Einzelne  an- 
gehört, das  unterste  selbständige  einzelwirthschaitliche  Glied  ist,  — 
besteuert  werden  muss. 
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Die  Bestenernng  des  bernfsmässigen  Erwerbs  kann  Kwar 
»o  eiDgeriehtet  werden,  dass  sie  jenen  Erwerb  nnter  Umständen 
mit  triffl,  aber  sie  tbnt  es  gewObnlieb  nicht,  niemals  genügend, 
was  auch  seine  gnten  theoretischen  und  practischen,  z.  B.  bei  der 

Einkommensteuer  wcnigstcüs  ihciUveisc  schon  mit  BegrilT  und  Wesen 
des  „Einkommeüfci"  zusammenhängenden  Gitiinlc  hat. 

Die  Besteuerung  des  Erwerb.s  durch  eiii^elnc  Acte  otler 
]*  0  (' !i  t  s  <:csc h  U  t  t  e,  die  Ve r k  e hrs bestcueruDg  trifft  jeucn  Er- 
werb durch  Anfall  oder  durch  ökonomisch  unverdienten  Werth- 
zuwachs leichter  and  prineipiell  mit  Hecht,  aneb  practisch  regel- 
mässig mehr  oder  weniger  mit,  nemlich  wenn  derselbe  mit  dem 
Erwerb  darob  SpeeuJatton  auf  Wertbdifferensen  in  Verbindnng  steht 
und  dnrcb  diesen  letzteren  Erwerb  reatisirt  wird,  was  nicht  selten 
der  Fall  ist  Aber  sie  nimmt  dann  eigentlich  sehen  einen  anderen 
Gharacter  an  nnd  mnss  aaf  besondere  Weise  begrttndet  und  meh^ 
fach  abweichend  eingerichtet  werden.  Es  hegt  daher  in  diesem 
Fall  tiiesclljc  Aufgabe  wie  bei  ciucr  iqüu  tcii  iksteueruny  dieser 
dritten  1  lanpferwerbsart  vor,  d.  h.  es  gilt,  die  Verkehrsbestcuerung 
hier  nicht  nur,  wie  es  oben  geschehen  ist,  für  die  Besteuerung  des 
Krwcrbs  durch  einzelne  Acte,  sondern  zugleich  als  eine  Form 
der  liesteaerung  des  Erwerbs  durch  Anfall  und  durch 
Werthzn  wachs  zu  behandeln  und  sie  als  solche  zu  begrün- 
den. Es  bleiben  aber  immer  noch  Fälle  übrig,  wo  diese  letztere 
Bestenernng  nicht  mit  der  gewöhnlichen  Verkehrsbestenerang 
zQsammentriflfl,  sondern  noch  besonders  neben  ihr  ausgebildet 
werden  mnss. 

Die  tiefere  Begründung  einer  Bestenernng  des  Erwerbs 

durch  Anfall  oder  durch  Werthzuwachs,  mag  sie  nun  mit  in  der 

1  ui  in  der  Einkommen-,  der  Ertrags ,  der  Verkchrsbcateucruiig  oder 
durch  besondere  neue  Stcucrarten  geschehen,  liegt  iu  dem  schon 
angedeuteten  VerhUltuiss  des  Individuums  und  der  Eiuzcl- 
wirtbschaft  ^ur  Yolkswirtbscbaft. 

Es  ist  eine  unbestreitbare  Tliatsacho,  'Jass  der  Eiuzclerwcrb  iio  berufsuiüssigcii 
und  itn  Erwerb  durch  einzelne  Rechbgeöcbültc  oder  Acte  init  bewusst  bezwecktem 
wirthschaftlicheD  Ergcbniss  nicht  aufgoht,  zamal  nicht  in  der  entwickelten  Yolkswirth- 
ächaft.  Auch  ohne  eigene  Arbeitsleistung  oi\rr  neue  Kai»itilbildnn;^"  wi'uhst  dein  Kiti- 
zelocn  violfKh  durch  Conjunctur,  Spiel  uod  Erb  gang  Ycrmögea  hiuzu.  Der 
elronoiDischo  GhaiMter  des  „ConjoBctorengewinns*^  taaert  sich  auch  nicht  irgend 
wesentlich  dndnreh,  dass  dieser  Gewinn  öfters  absichtlich  („speculativ'')  erstrebt 
nnd  flnrnh  eine  besondere  Handlung,  oin  Verk^hrsgescbrift.  /.  B.  den  Er- 
werb eines  voraus^ichllich  iiu  Prei&o  durch  die  Conjunctur  steigenden  und  den  Verkauf 
eines  wirklich  so  gestiegenen  Olgects  realisirt  wird,  ehenso  wenig,  wie  der  Gharacter 
des  Spiolgewiniis  dadurch,  dass  es  zu  des  letzteren  Erlangiin^r  (1,.^  bcNnisston  Ein- 
gehens auX  das  Spiel  and  seine  Ckancea  bedarf,  oder  der  Gharacter  des  Erwerbs  aus 
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Erbschaft  und  Legat  dadorch,  da«  der  Erbe  «.  9.  v.  ,,«Bnfihw<m*\  alw  dsea  WÜlcai- 
act  oder  eine  Handlung  aasoben  musa,  noch  im  eiuzcinen  FaU  selbst  dadorcli.  dxt- 
(h'T  !eütanicnfaris<*hc  Erbe  oder  Legatar  tich  heim  Erblasser  »  twa  gcrad«^  mm  Zweck 
der  BerticksichtigiiDg  im  Testament  bat  za  uisiaairea  gcwu&st.  Doiw  das  cigeuc 
WoUeB  und  Thun  des  Erwerbers  Ist  in  allen  diesMi  Pillen,  fm  Unteochled  row 
iHsrufsmissigen  and  vuiii  Erwerb  darch  fUuAnc  Acte,  mcbtcus  gar  nicbt,  jedeafalL 
in  Cranz  sccundSrcr  Hinsicht  das  causalc  Moment  de;»  Enrcrbä.  höchstens,  uad 
auch  nicht  nothwtndig  und  nar  selten,  das  begleitende.  Das  bedingt  den  dorcbaBS 
rerKhiedenea  Ökonom  ii^hett  Chander  «nd  aneh  die  rencUedeoe  Sttmmg  dieMS  It- 
Werbs  f^o.^f-nühcr  <li T  Bcsfrncrnns:. 

Ich  halte  diese  Auffa^^un^^  auch  der  etwas  abveicbenden  optimistischeren  An- 
sicht reo  Cohn  über  die  Spcculatien  gegenüber  aaflredit,  die  derselbe  Mdirfrch 
(aoch  Ein.  S.  4G3)  in  Abwehr  gegen  Lassalle  rertreton  hat:  „sie,  die  Spccalatiou. 
sei  der  Katniif  der  mit  K<-nntniss  der  wissbaren  Umstände  aus^rcnlstcfen  Int. -Iii 2; .-nz 
gegen  die  rohe  Naiurmacbt  des  Zufalls",  mit  weiteren  Auaftihruugcu,  welche  mit  die 
«.MeltslcistQDg**  bei  der  Speciilation  zq  übcrschitzen  und  ansseidem  ZB  ftbas^ 
s*>lieit  scheinen,  dass  ebeft  Bit  Biir  der  Kapital-  oder  Creditkrifiige  ao  «specolircad 
arboitea"  kann. 

Indessen  ist  eine  Beschränkung  dieser  Beeteverung 
anf  den  Fall  des  soeialpolitischen  Steaersystems  aller* 
dinge,  naeh  nneeren  früheren  ErOrtemngen  (§.  156  ff.),  das  Richtige: 
denn  der  Besng  von  Gonjnnctnrengewinn,  wie  nmgekehrt 
die  Tragung  des  ConjnnetnrenTerlnsts,  nnd  der  Erwerb 
ans  Erbschaft,  Spielgewinn,  sind  integrircnde  Be- 
st a  u  il  th  e  i  1  c ,  im  einztlucu  Falle  C  o  n  s  e  q  u  c  ii  z  e  ii  der  gelten- 
den  Eigentbnms-  nnd  Erbrechtsordnung.  Selbst  mit  detu 
S  p  i  c  1  g e  w  i  n  n  verhält  es  sich  ebenso ,  wenn  einmal  das  Spiel 
recht  lieh  Ii  belli  all  pt  gestattet  ist.  Stellt  man  sich  auf  den  reiu 
finanziellen  ötandpunct  in  der .  Besteoerang ,  nach  welohem 
(§.  159)  in  die  anf  Grund  der  Becbtsordnung  einmal  „gewordene^' 
Vertheilnng  des  Volkseinkommens  nnd  Volksrermttgens  als  Elnsel- 
einkommen  nnd  Vermögen  niebt  eingegriffen,  sondern  dieselbe 
möglichst  intaet  belassen  werden  soll,  so  ist  es  in  der  Thst 
wieder  nnr  folgerichtig,  diesen  Erwerb  nnbestenert  zn  lassen 
nnd  sieh  mit  der  Bestenerang  der  beiden  anderen  Haaptarten  des 
Erwerbs  zu  begnügen. 

Su  iät  die  Praxis  auch  bisher  meistens  rerfahrcn.  Die  grundsätzliche  ße- 
Steuerung  der  Oonjnnctarengewi nno  ist  kaum  auch  nur  noch  versucht  worden 
und  nicht  allein  wc^pen  der  stcuertechnischon  Schwiengkeiten  vatetblicbeu,  sonderu 
principiell  abgelehnt  worden  Die  Spiol^rewinnst besteucrung  isst  ^gleichfalls 
erst  im  Beginn  ihrer  EntwicUung.  £r bschaf tssteaem  sind  xwar  cinzela 
schon  früher  forgekonunen  und  In  der  neueren  Zelt  aUgemeiner  gevordaa.  Aber 
schucbtcrn  und  zag!i:ift  ist  man  doch  auch  mit  ihnen  bisher  nur  vorgegangen,  beson- 
ders in  dun  {»rartibch  wiclitigstcn  Fällen,  in  denen  es  sich  aber  eben  auch  am  Detjf- 
lich&ten  um  ciuo  Veraudcruug  der  individuellen  Vormögeusvertheilung  bloss  nach  der 
Erbrechtaürdnung  handelt,  nemlicb  bei  Erbschaften  nnta  den  nicl»ten  YerwandlBa 
in  der  directen  Linie,  besonders  von  Eltern  auf  Kinder,  üeber  sehr  niedrige  Steuer- 
sätze wagte  man  rollends  nicht  hinauszugehen,  und  selbst  bei  den  entfernteren  Ver* 
wandtschaftagcaden  nnd  bei  nichtrerwaudten  Erben  sind  sie  Uber  ein  m&ssiges  Maxi- 
mam  (8—10  7^  in  den  GeaelMn  selten  geiteigeft  woiden. 
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Und  liicbt  uiiudcr  liaf  die  liishcri^c  riatiiuialökoiiümibchc  timl  finanzielle  Thenrio, 
wohl  liiclit  ohne  Beeinflussung  dureli  diu  Ansichten  in  jumti^ichcu  Kreisen,  jene  Bc- 
»teacniiig  noch  nicht  allgemeiner  empfohlen,  selbst  die  ErbscIlsftBSteaer  nicht  recht 
In  den  Yoidergroud  zu  sdii  V  n  gewagt.  Auch  die  Nationalökonomen  und  I-'inanz- 
manncr  sahen  Yieluiuhr  in  solchen  Steuern  einen  leicht  rcrhängnissvoli-  u  ersten 
Schritt  zum  Socialismus  und  Communismus",  einen  .^Angriff  auf  Eigen- 
thmn  nndErbrecbt**,  die  „Gmndpfeiler  der  soeialen  und  iri^scbaftticben  Ord- 
iiiHi;r".  wo  tis  mit  Kudit  lirissc:  iTiiicipiis  obsta!  Sic  srhi  ufcn  solche  Stenern  aussor- 
dein  au.>  wirthsclialtlic  lioi»  (iruiitlca  als  reelle  Vermögens-  oder  Kapitalstctierii. 
ia  der  guwühalichen  Identihcirung  dc>^  einzcl-  und  des  voik^wirthschaftlicheii  Staad- 
puoctä  in  dieser  Fn^^  (§.  183).  Dieser  Einwand  bedarf  hier  nach  dem  I  ruheroa 
keiner  Widerlegung  mehr.  Denn  eine  Sfon'^r  rsnf  das  oinzelwirthsc!  i!  !:»  ho  Vermögen 
oder  Kapital,  nicht  bloss  aoi'  dcu  Erwerb  oder  das  Einkommen,  liisöi  sich  unter  Um* 
stftndea  loditferüffeu  und  selbst  rerlangen  und  ist  Iteioesvsgs  nothvendig  immer  eine 
Steuer  auf  das  yoUs?eim9geii. 

Oer  prineipielle  Einwand  gegen  die  Anfall-  nnd  Werth- 
zawachs-BesteneroDg  ist  nnr  dann  erfolgreicli  zorttckzoweisen,  wenn 
man  die  bestehende  Privatreclitsordnnng  nnd  die  auf  ihrer  Grund- 
lage sich  Tollziehende  Vennrtgens-  nnd  Emkommenverthetlnng  Qher- 

liaupt  nicht  als  Noli  me  taugere  betrachtet,  d.  h.  wenn  man  sich 
in  VolköwirthHchaft,  Recht  and  Besteuerung  auf  den  social- 
politischen  •Staiiiljjunct  stellt. 

Hier  nimmt  mau  dann  Act  davon,  dass  der  Erwerb  von  Einkommen  und  Ver- 
mögen so  Tldfaeb  niebt  auf  ]>ersOnUcber  wirtbscbaftlicber  Leistung,  auf  reeller 

„Arbeit"*,  beruht  und  zieht  die  Conscquenz  daraus  auch  fUr  die  Besteuerung,  indem 
mnn  ircradc  den  Erwerb  ohne  -ulche,  Leistung  Seitens  des  Einzelnen  als  ein  bei  ihm 
besonders  steucrfäbigcs  and  nach  Tolkswirthschaftlichon  sowie  nach  den  Principicu 
gerechter  Steuervertboiliing ,  uamentileb  nach  der  ricbtigen  Auslegung  des  Principe 
der  Besteuerung  „nach  der  Lcistuu^rsfäliiglieit*',  rjGtliwemli:^  besiniders  vä\  be- 
steuerndes Object  ansieht  (§.  184).  Man  rechtfertigt  und  verlangt  aber  ein 
solches  Vorgehen  roUcnds  in  der  modernen  Volkswirthschaft  mit  ihrer  liberal* 
indiridnaiistiscben  Verkehrst  idts  basis.  Denn  hier  erst  spielt  die  Con- 
junctnr  eine  so  entscheidende  Bedeutung  für  die  Vertheilunf?  des  Volksver- 
mögeas  unter  den  Einzelnen.  Hier  erst  sind  os  so  sehr  allgemeine  gesell - 
scbaftliche  EntwieUangen  und  Zasammonbftnge,  welcbe  Einzelnen  Gewinne  kraft 
des  blossen  Eigenthumsrechts  zuführen,  namentlich  den  Werth  gewissen 
priraten  Grundbesitzes  nnd  frcwisscr  (Jehliurle  so  ri^irelmässig  in  fortschreiten - 
dcu  Gemeinwesen  steigern,  liier  erst  vorbindet  ^ich  bu  systematisch  die  Spccu- 
lation  mit  der  Ansbetttaog  der  Gonjoncturcn .  ohne  dass  der  bctrefTende  Erwerb 
dadurch  >iei[teii  Character  des  ökoiiömis(  h  nicht  durch  eigene  Leistungen 
des  Beziehers  verdienten  irgend  wesentlich  verändert.  Iiier  auch  erst  ist 
die  bürgerliche  Gesellscbaft  so  durchaus  vom  Princip  des  IndividualisnAis  darch&ogcu 
und  die  persönUcbe,  wirtbschaftlichc  und  rochtlichc  Bcdctitun;::  des  FamilionrerbaBds 
so  geringfügig  geworden,  dass  das  P  ri  v;it  vermog^i'u  in  allen  ILiiii>tbe/iehungen  als 
Individuai-,  nicht  als  Familienvermögen  auch  ökonomisch  erscheint,  wie  es 
lange  seben  lecbtlich  Tomemlieb  nur  nedi  dUesen  Character  trtet. .  Damit  aber  ent- 
f&UC  auch  ein  froher  tIoI  gewichtigerer  Einwand  gegen  Erbschaf tsstenem. 

Während  demnach  Spielgewinnst-  und  Erbschafts- 
atenern  in  einem  rein  finanziellen  Steuersystem  als  etwas 
Abnormes  erscheinen,  weist  ihr  Vorhandensein  eben  doch 
darauf  hm,  dass  ein  solches  Steuersystem  nach  dem  Rechts- 
bewusslscin  der  Zeit  nicht  mehr  streng  an  fr  echt  zu 
erhalten  ist.    Mit  der  offenen  iVnerkcunong  des  social- 
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politischen  Gesicbtspuncts  in  der  Volkswirthscbaft  aod  im  Recht, 
namentlich  auch  im  Fmatiecht^  ist  es  dagegen  unr  eonseqaeat, 
ancb  ein  socialpolitisches  Stenersystem  zn  postnliren. 
In  diesem  mnss  dann  eine  rationelle  Ansbildnng  der  Stenern  aaf 
den  £rwerb  ans  Anfall  und  ans  Werthanwachs  ohne  persOnlicbe 
wirtbschaftliche  Leistungen  erfolgen. 

Da«  iiiliii  in  der  Hauptsache  zu  drei  Steuern:  ncnilicb  anf 
den  cigentlicben  S  p  i  c  1  g  c  w  1  n  n ,  eiu.schlicsslich  den  W  e  1 1  gewino, 
anf  den  Conj uuctureogewiun  und  auf  den  Erwerb  aus 
Erbschaft. 

In  weicher  W  ebe  abdann  diese  bteuunt  im  Eiiizclacu  ciiizariciitcn  sind,  du  tot 
erst  ia  der  specicllcD  Stcuerlohrc  darzulegen.  Schon  an  dieser  Stelle  eiscbeineo  aber 
bei  der  bisherigen  Stellan^;  aoch  dor  Theorie  zu  diesen  Fngcn  noch  einige  beson- 
dere Atisfülmingcn  uher  die  Be«toucniiig  der  Con  i  n  n  r  (urengewinne  ond  über  dj« 
Erbächai täbtcueiu  am  PiatM,  Uioilä  noch  zur  vroitoren  Begründung  und  m 
Widerlegung  tob  Etowlnden,  theUs  fende  für  diese  8teQ«n  beidn  U«r  snr  Skfe- 
ziraof  ihrer  steuert ccbnischcn  ürundlagcn.  Denn  auch  rom  stouertecbniscbcL 
Opportuuitätsätandpunctr:  hat  iriaii  irrrn'!''  die  Beäfetioriug  der  GonjimcCarea* 
gewinuc  augegrilluii  und  ^■olbi)t  fm-  gnn/.  unuiogiich  orkliirt. 

III.  Die  Besteuerung  der  Conj unctarenge win ne. 

Vgl.  (iruiHlIegung  §v  76 — 8J,  99—107,  dann  die  fraiiz--  Ahthcilung  von  Volk.- 
wirtbüc^ft  und  üccbt,  besonderti  Vormögensrocht  (1.  Auti.  Kap.  5),  uamentUcb  iu  du 
2.  Aofltg«  8.  948  £  —  S.  Robert  Heyer,  Princiinen  §.  59.  Er  findet  du  10» 
liehe  bcsonderb  in  der  Schwierigkeit,  das  ^^>rhamlL•Il^(•in  ciiius  Co/ijuiu  tiirciig"owinni 
in  einer  sleuertoclinisch  braiicliliarcn  Woiso  zu  constatircn  (S.  .^61);  dor  (iewinn  trct'. 
auch  nie  s<4bsländig  hervor,  uiit  dum  wirtbschaftiicU  urworbeuen  Ertr:i;^i:  untreoa- 
bar  reÄonden  (S.  362)  (V.  bei  Baustellen,  Curssteigerungen  reo  Wertlipaiiicrcrt,  Werth» 
hteigerunp»^n  von  Imniobilicn?' es  gebe  ikcin  allgemeines  änsserlich  erkennbare; 
Merkmal  des  Coujuncturcugewiuus  366).  Meyer  will  zur  Erreichung  einer  stär- 
keren Besteuernng  der  Gonjunctarcngewinnc,  wozu  die  EinkouDensteiier  nicht  geeignet 
sei,  eine  sorgfUtige  Allsbildung  des  Ertrag-  und  Vcrkehrsteaersystems ,  in  letztcrem 
die  Erbsrhafts-  und  VcrmngensUbertragungssteucm  inbegriffen  (S.  867)  .  also  in  ciüor 
Uinsicbt  doch  so,  wie  ich  es  empfehle;  abor  eine  selWtändige Steuer  ist  doch  in  ge- 
wissen  Flllon  nach  nfigUch  vod  enrQnacht 

§.  23().  Die  Ei  invalide  ;j,egcn  diese  Bcslcuciun^  sind  prin- 
c  i  p  i  e  11  e  r  und  s  t  e  u  c  r  t  c  c  h  a  i «  c  h  c  r  Art :  eine  solche  Bestencrüiji'; 
bcisst  c«,  sei  ein  Bruch  in  die  bestehende  und  nothweudi^  auch 
im  Gcsamnitinteresse  des  Volks  und  seiner  Wirfbschaft  streng  aot- 
reebt  zu  haltende  Kechtsordnung  ^  sie  komme  auch  in  Widerspruch 
mit  den  VerhUltuissen,  wenn  sie  nicht  von  einer  Entschädigung  bei 
Coi^jnnotnrenverlasten  begleitet  sei;  sie  lasse  sich  endlich,  selbst 
wenn  man  sie  principieU  an  rechtfertigen  vermöchte ,  nicht  iigcad 
genttgend  stenertechnisch  einrichten  ond  durchfuhren,  woraus  sieb 
dann  wieder  grosse  UngleiebmSssIgkeiten  ergeben  mttssten. 

Diese  Einwände  sind  gewiss  beachtenswerth ,  aber  doch  sieht 
durchschlagend,  wenigstens  nicht  in  den  Verhältnissen  der  moderuen 
VolLäwirihäciiait  und  wirtbschaiüiehcn  Kecbtsordnung. 
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A.  £m  Eingriff  in  die  Kechtsordnung,  specieU  in  die 
fSgenthnnisordDiiiig  liegt,  wie  schon  zugegeben  wurde,  allerdings 
hier  vor. 

Nach  dieser  Ordnung  sind  es  die  Ki;;oiithunier,  welche  die  Werthachwauk- 
uijgcn  ihrer  Eigenthainsobjecte  nach  der  unn^tj^cn  wie  luicli  <!< t  uii>,Miiiätig6ll  Richtung« 
als  (lewiniie  unJ  Verluste,  tragen.  Kin  socialökuiioinischcr  VortheU  hiervon  auch  filr 
das  gerammte  Wirtbschaftülubeu  soli  auch  gar  nicht  besthUen  werden.  Gerade  vegou 
di«Be*  Tragens  d«r  Clianeen  der  Werthschvanknngcn  wird  der  EigeDthOmer  alcM 
U(M8  in  seinem  eig:eneu,  sondern  mehr  oder  weniger  auch  im  Gcsamm tinterosse  sein 
T!ii»^enthum  richtig  zu  behandeln,  zu  verwalten  suchen.  Viele  der  practisrhcn  Zweck- 
iuaaaigkeit:igrüQdc ,  welche  t'ur  die  Institution  des  PriFateigenthums  überhaupt  mit 
irrOfMrem  od«r  geringerom  Becbt  angefUlirt  worden,  gelten  auch  für  die  Vorknopfting 
des  Hechtsäatzes  mit  diesem  Eigenthum.  dase  der  EigenfhlUiior  die  Werthsehwanköngea 
des  EigentUamsobjocts  tra^t. 

Aber  es  ist  doch  Dicht  zo  ttbersehen,  dass  eine  solche  Be- 
grfindang  mit  Z weckmässigkcitserwttgiingen  p  r  i  n  c  i  p  i  c  11  and  yor- 
nemlicb  anch  practisch  nnr  zutrifft,  wenn  das  eigene 
Thun  und  .Lassen  des  Eigenthttmers  wenigstens  das 
banptsftchlichste  cansale  Moment  jener  Wertbsebwank- 
nngcD  ist.  In  Betreff  der  durch  die  Conjunctur  bewirkten 
WertbschwaiikuDgcü  lie^^t  die  Sache  indessen  wesentlich  anders. 

DafOr  knnn  liirr  wieder  mir  ruif  die  I.elir''  von  der  ('uiijunctur  im  grundlegenden 
'i'heil  der  Aligcinciiieii  Volkswirtbachaitslchrc  verwiesen  werden. 

In  der  werihbostimmenden  Gonjonctur  verschwindet  der  pcrsOnlicIiü  Kinfloss  dos 
l-!i-<  iifhUmers  oder  tritt  er  dorli  si;hr  zurück.  Eb' n  ilesliall)  fehlt  fur  den  Privat- 
bczug  dcä  Coujuncturcngcwinnä  das  Moment  de&  individuellen  ökonomischen 
Verdienons.  Nnn  steigt  aber  der  maassgebende  Binlliifls  der  Conjanctor  gerade  in 
lor  m  0  d  c  r  n  •  n  Volkswirthschaft  nach  der  Technik,  0  e  k  o  n  o  ui  i  l[  «id  dem 
Recht  des  Verkehr^.  Die  Vertheilung  d<>  Volksvernio^v tis  und  Einkommens  richtet 
bioh  weniger  ais  früher  nach  der  pei^uUchon  wirthscbattlichcu  Leistung,  nach  l'lcibsi, 
Taehtigleit«  Spamyakeif. 

Kin  nriief  üebelstand  tritt  Lin/ii,  indem  die  AusbcutiinT  !  r  ronjunotur 
-tuui  (jegciistaud  der  Sper iilation  wird.  Dadtirrh  nimmt  der  wirthbcliaftlirhe  Ver- 
kehr nur  immer  mehr  den  Character  dc^  Sincli  an  und  wird  vielfach  mit  unlau- 
teren Oesehftfts]!  r.ietiken  venjuickt.  Von  einem  „ökonomischen  Verdienen" 
des  Conjuncturcngowinns,  welcher  durch  Spee ul.iliunen  erzielt  wird,  kann  daher  auch 
doch  höchstens  ausnahmsweise  und  nur  in  geringem  Maasse  gesprochen  werden,  was 
ich  G.Cohn  gcgenObor  ron Neuem  betonen  mochte.  Eine  Menge  tiefer  wirthschaft- 
lichor.  sittlicher  und  socialer  Schlden  sind  die  Folge  dieser  Verhältnisse,  namentlich 
der  Ausdehnonpr  des  Spernlationsmomenfs.  Man  braucht  nur  anf  das  Geschäft  an  den 
Foudbburaen  (Üitiercnzgeschafr),  auf  viele  Vorgänge  im  Waarcnhandel  und  auf  den 
specnlativen  Besitzwechsel  im  Ornnd^  und  Oebiodeeigenthnm,  besonden«  in  rasch 
wachsenden  Städten  („Baustellen"!)  liinznweiHcn.  Nach  den  vorlieiirenden  Erfahrunf^en 
erscheint  dann  eine  Besteuerung  der  Gonjuncturcnj^ewinne  gerade  auch  als  ein  Mittel 
zar  Beechrftnknng  dieser  volkswirthschaftiich  wie  sittlich  Uberwiegend  bedenklichen 
Speenlation  enronacbt 

Der  Eingriff  in  die  Kechtsordnou^^  weleben  eine  solehe 

Hcsteuerung  entliält,  ist  hiernach  gerade  durch  die  mangel  bal  le 
Function  dieser  Rechtsordnung  in  unserer  Zeit  sogar  {ge- 
boten. Die  Rechtsorduung  ist  eben  nichts  UnveräiiderliehcH, 
fiondero  uiuss  sich  der  Uaigestaltuug  der  Technik  und  Oekonuuiik 
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anpassen.  Auf  dieses  durcbans  gereehtt'ertigtc  Verlangea  läoü  die 
principieile  Fordernng  einer  Bestenening  der  CoDjanctareiigewuiDe 
hinaiis. 

DareH  eine  solche  crroicbt  man  aber  aocb  noch  andere  wiclitige  socialOkoiKK 

mische  Vorflu  il'V.  einmal  den,  •la'is  aJsfl.mn  selir  erhebliche  Einwände  gegen  das  prasic 
privatwirthsckal'tlichc  System  uud  i»ei&e  gnmdl^onden  liechtsiastitute,  beaondeis  gegoü 
das  Prirateigcnthum  au  Kapital  und  mehr  noch  an  Bodea,  bioweg  fallett  oder  doch 
•ebr  vermindert  werden;  sodann  d'-n  weiteren  Vortheil.  daai  atin  der  Uebergang  tarn 
p-cmciuwirthscliaftlirlu  ri  System  nicht  auch  noch  aus  Gründen,  welclic  in  den  SchidcD 
der  priratwirthschaftlichcn  Specalalion  und  der  Conjancturenrerhaltnisso  liegen,  sv 
drillglich  vird.  Gerade  die  Anhlofcr  der  priratviidiscbaftlichea  OfgwdattiM  der 
Volkswirthschaft  hätten  dalu-r  Grund  gcnag,  die  Erentoalitlt  der  EioftÜimg  eiaer 
solchen  Besteuerung  ernstlich  zu  cnrägen. 

B.  Das  Tragen  der  Conjuncturenverlnste  durch 
den  Eigenthttmer  oder  durch  das  Wirthsehaflssabjeci  ist  ohne 
Zweifel  bei  der  steigenden  Bedeatnng  des  werthbestttnmendeii  Ein- 
flasses  der  Conjnnctnr  in  der  modernen  Volkswirthscfaaft  eben£dls 
eine  missliche  Folge  des  erwähnten  Reehtssatzes.  Aber  das  be- 
weist nicht  gegen,  sondern  für  nnsere  stenerpolitische  Fordernng. 

Die  ^'othweDdiglcit,  dicäo  Folge  fUr  den  einzeiiieo  Betrofieoea  nach  MOglichldl 
gut  xn  mchon,  wiid  aneriiannt  Qod  dnreb  pnctiacbe  ImtltiilieDen,  wie  das  VeV' 
eicbernagBweBea«  wird  dem  Kinzcinen  Ililfo  iu  einigen  Fällen  gewährt.   Die  UnfalK 

VTsichoning  im  weitesten  Uiufant,'  beruht  anf  doinsclbeu  Pririi«  ij>  wie  dio  bit^r 
forderte  Besteuerung.  Die  matcriciie  Staat»hilfe  bei  gewisbca  NothäUiiidcn,  bei  groä»<^ü 
EteraentarscbädeD,  dio  man  bisher  dureb  VcrsicbeniDgswesen  nicht  oder  nidit  genügend 
ausgleichen  konnte  (Uobersclirouimung,  Erdbeben,  ungewöhnliche  Missemtcn  u.  dgl.  in, 
umfasst  eine  weitere  Kategorie  analoger  Vorkommnisse.  In  allcu  diesen  Fallen  »ind 
CS  „Gemeinschaften'',  welche  hier  gewisse,  vom  Than  und  Lassen  des  Einxelnea 
uaabhlagigo  Werth-  und  Ertragsschwankangen  der  VcrmOgensobjecte  für  die&ea 
letzteren  i»aralysircn  und  auf  t^ich  sclb:t  nehmen.  Solche  Unfälle  sind  gIwas  der 
ungünstigen  tjonjunctur  Achnliches.  Kiu  weiteres  Eintreten  von  Gemeinschaften  bei 
Verlusten  aas  der  Q>njanctar  ist  nicht  principioll  anzolissif ,  sondern  aar  bisher  afcbt 
practisch  durchführbar.  Auch  bei  der  Besteuerung  der  ConjuncluicntjewiDne  ist  :^ 
dieser  letztere  Umstand,  nicht  die  rra;;lichkeit  des  Principe,  welcher  eine  umfassen- 
dere Ausdehnung  und  damit  ein  weiterem  Eintreten  der  staatlichen  Gemeinschaft 
bindert. 

Der  Einwand,  dass  eine  allgemeine  Bestenemng  der  Gon- 

juiiciurcn^^cwinne  ohne  eine  allgemeine  üebernahme  der  Con- 
jnnrturcn Verluste  auf  das  Gemeinwesen  selbst  ein  AViderspruch  m 
sich  und  eine  Ungerechti<^keit  gegen  den  Besteuerten  sei,  trifH 
auch  nach  Latre  <lcr  practischen  Verhältnisse  bHiUii:  gar  nicht  za, 
namentlieb  nicht  iu  den  Fällen,  wo  es  sich  um  diese  Besteuerung 
vomemlich  bandelt.  Die  Steuer  bat  regelmässig  für  den  bereits 
realisirten  Gewinn,  also  z.  B.  naeb  dem  Verkatif  eines  im  Preise 
gestiegenen  Objeets,  femer  für  den  in  gewissen  Zei^^nncten  (s.  B. 
beim  Erbesttbergang)  in  einem  Objeet  hoher  gestiegenen  Werths 
steekenden,  noch  nieht  realisirten,  aber  jeden  Angeabliek  realisir- 
baren  Gewinn  einantreten. 
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So  ia  dem  principicU  und  pitctiieli  wiclitigstcn  Fall,  bei  Grund-  und  Gebäude* 
eigenthnm,  ilas  durch  dii:  Conjonrtnr,  namenilich  durch  den  Fortsrliri'f  d»'s  (iemeiu- 
veseos  au  Volkszahl,  Kcicbthum  u.  s.  w.  im  Wcrtlic  ohne  die  cabprüchende  Mit- 
wirireng  des  Eifeiithflmers  gestiegen  tot  Hier  bat  Im  efsten  Falle  dne  bestfiiinite 
{•riTate  Kapitalanlage  Dank  der  Conjunctur  mit  einem  Gewinne  für  den  Interessenten 
ib^f^chlosscn  und  kann  sie  dies  im  zweiten  Falle  sofort  thun.  Ein  Conjunctnren- 
rerluät  wurde  liinterlier  bei  demselben  Intcr&iscnten  ein  anderes  Objcct  oder  bei 
demselben  Object  einen  anderen  Interessenten  treffen«  was  Icein  Grond  ist,  die 
Besteuerung  für  den  früht  ron  Gewinn,  zumal  im  letztgenannten  Falle,  zu  uiiterlasscü. 

Nnmcntlich  1><>i  f^ruinl-  und  p:cwissem,  besonders  städtischem  Gebäude- 
eigeuiLuui  geli:  aucii  die  Goitjunclur,  trotz  gelegentlicher  ßUckschlägc,  regelmässig 
ia  werthsteigernder  Ricbtnng.  Die  Gesellschaft  nimmt  bier durch  dio  j^cnanute 
Besteueron?  nor  f^erechtfertisrt  AtuIirü  an  dor  iliron  Leistungen,  ihrer  Entwicklung 
zumeist  allein  zu  vcrdankendeu  Werth-  und  itentcnsteigcruDg  des  Bodens.  Es  is»t 
ntmendich  wieder  die  Gr nndrententbeorie,  welebe  dieser  Besteuerung  allgemeiner 
nnd  principiellcr  rar  Recbtfertigung  dient. 

S.  Fried berg  in  Conrads  Jahrbüchern  H.  31,  S  s,*?  si,  wo  namentlich  auf 
den  Untenichied  zwischen  den  Conjuncturcngewinucn  im  Handel  und  bei  der  Vor« 
üussemng  ren  Orandstfloken  bingewiesen  nnd  h«A  den  letzteren  gezeigt  wird,  wie  die 
Traj^er  des  Gewinn'^  und  Verlusfs  verschiedene  Personen  sind.  —  Ii.  M.-yer 
(Phncipien  S.  367)  weist  noch  in  anderer  Weise  die  i*orderung  der  „milderen"  ße- 
steaerung  bei  Conjuncturcnrerlosten  ab.  Bei  Einkommen-  und  VcnnOgcnssteucrn  wird 
tibrigens.  bei  Ertngsstcucm  sollte  eine  Steuerermässigung  gewibzt  werden,  nach  Vcr- 
hältniss  der  Ertnt;\svermindf»ning.  Bei  bcweg!ich<  n  Krfrnirs«5tcncrn  poschicht  es  auch, 
bei  stabilen,  z.  B.  bei  Grundsteaern  nach  Dcbcrscliwenimungen,  insoctenverheerongeu 
(Rsblsos,  Frankreich,  Itn.  III,  S.  450),  bei  Oebindesteoern  in  Folge  von  Leeisteben 
der  Hiediwohnungen,  kommt  es  ebenfidls  hio  und  da  ror. 

C«  —§.237.  Die  praetiscbe  Einricbtang  nndDnrch- 
ffi hrnng  der  Bestenernng  der  CoDjimetiireiigewinne  macht  erheb- 
licbe Schwierigkeiten,  besonders  ancb  nm  die*A  11g e mein' 
heil  nnd  Gleiehmässigkeit  dieser  Bestenernog,  sobald  sie 

einmal  im  Princip  angenommen  ist,  in  allen  unter  sie  gebörcndcn 
1  dllcii  zu  erreichen.  Dieser  Schwierigkeiten  wegen  sind  in  der 
Praxis  wieder  C  o  m  pro  m  isse  in  Betreff  der  st  reu  gen 
Durchführung  mit  dem  Princip  u  thwendig,  was  aber  so 
wcni^  gegen  diese  als  jn^egen  andere  Steuern,  wo  die  »Sache  meist 
ebenso  liegt,  ein  durchschlagender  Einwand  ist.  Unter  Voraus- 
setzung eines  solchen  Zugeständnisses  sind  die  Schwierigkeiten 
schon  zu  überwinden,  wenn  es  nnr  an  dem  energischen  Willen 
daan  nicht  fehlt. 

Es  bieten  sich  za  diesem  Zweck  vier  Wege ,  welche  gleich- 
aeitig  neben  einander  eingeschlagen  werden  müssen:  einmal  ist 
die  Einkommen-  nnd  besonders  die  Ertragsbestenemng  des 
berufsmässigen  Erwerbs  so  einzurichten,  dass  sie  Conjuncturen- 
gewinne,  welche  sich  mit  dem  Einkommen  oder  den  KitrUgcn  ver- 
bifulei),  nn'iglicbst  mit  trifft;  zweitens  hat  die  Verkehrs  hesteiierung 
i]vv  ein/einen  Acte  oder  Kecbtsgesrhäftc  in  den  geeigueteu  Fällen 
speciell  diese  Gewinne  mit  zu  trcüen;  und  drittens  mtlssen  letztere 
mitunter  noch  aaf  besondere  Weise  erfasst  werden,  zu  welchem 
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Zwecke  oamentHeh  der  Beaitswecbsel  beim  Erbesttberg^ang  tu 
verfolgen  und  eventuell  die  ErbsehafUstener  angemessen  ein- 
zurichten ist;  endlich,  viertens  ist  in  einem  wichtigen  Speclal- 
lall eine  aj)arte  liesteuer iiiig  einzuleiten,  nenilich  bei  dem 
(iewinn,  welcher  durch  den  Uebergaiiir  des  in  Pnvateigenthmu 
stehenden  Hodens  aus  einer  ökono  m  isch eu  Beunt/ungs- 
kategorie  in  eine  specifisch  andere,  rentablere,  ohne 
eigene  Leistung  des  Eigenthümers  tür  diesen  abfällt. 

S.  Rob.  Meyer.  Principien,  S.  367,  mit  dem  oben  S,  576  genannten  Vo^schlJlg'^ 
auch  passim  in  §.  ti^i — 05;  durch  Kcformcn  der  Ertrags-  und  der  Einkommensteucru 
will  er  dl«8c  geeignet  zur  Mitbesteaerong  des  CSoojonetOTeDgflTinns  gemacht  htbn. 
Vgl.  riiicli  Srlififflf.  Steuerpolitik,  in  den  Ausführenden  zur  Kcforu»  il<^r  Ertrac*- 
steuern,  S.  2\i\  H.,  und  über  die  „Gebühren"  vom  privatrecblUcheo  Erwerb  und  Vor- 
mdgcnsverkehr  S.  514  ff.,  wo  Manches  eine  Anwendung  auf  die  Mitbcsteucrung  J^r 
Gonjoncturcngewinno  durch  diese  Steuerformen  gestattet.  G.  Cohn,  Fin.  §.  34  : 
endet  zu  skeptisch,  meint  auch  mit  Unrecht,  dass  «irr  Coiijiincturengewinn  nur  durch 
Subjectsteuern,  Ton  Einkommen  ood  Vermögeu,  nicht  durch  Vcrkchrsstfiuern ,  erfa^ 
werden  kSiuie  (S.  464). 

1.  Die  Ertrags b es tenernug  hat  nach  Ihrer  gansen  Ver- 
anlagung unvermeidlich  einen  etwas  stabileren  Character  und 
vermag  nicht  wohl  jeder  kleinen  Veränderung  des  Ertrags  einci 
einzelnen  Ertrap:squcllc  zu  folgen.  Besonders  gilt  dies  von  *ler 
Grund-  und  G  e  w  erbe  Steuer,  w  e  n  i  g  e  r  von  der  Geh  H  n  d  e  - ,  der 
Leihzins-  und  der  Ar beits Steuer.  Die  Eitragsbcstcuernng  kann 
daher  gewöhnlich  nur  solchen  Conjuncturengewinnen  einigermaaascn 
folgen,  weiche  sich  als  etwas  dauernd  e  re  Ertragserh Übungen 
ntederscblagen ,  so  namentlich  als  Erhöhungen  der  Grund-  und 
Gebänderente.  Gerade  diese  Gewinne  aber  sind  von  der  Steoer 
zumeist  «zu  erfassen,  denn  eben  sie  sind  regelmassig  Überwiegend 
allgemeinen  gesellsehaftliehen  und  volkswirtbschaftliehen  Fort- 
schritten mit  zn  verdanken.  Daher  mnss,  wie  noch  ans  anderen 
(rründen,  so  auch  zum  Zweck  einer  Besteuerung  der  Conjoncturen- 
gewinne  eine  regelmässige  Erneuerung  der  Ertrags- 
ermittlungen,  nach  welcher  die  Grund-,  Gebäude  und  Gewcrlie- 
steuer  umgelegt  wird,  in  nicht  zu  langen  Perioden  erfoigeD. 

Diese  PcriorJen  müssten  um  so  kürzer  soin,  je  rascher  die  Erträge  nuter  d'-in 
Eioduss  der  (joniuoctur  steigeu  und  je  mehr  es  gerade  die  letztere,  nicht  die  per>öu- 
liclie  wiitbachaftnclie  Leistang  des  Ertngsbeiieliets  Ist,  welche  den  Ertrag  stdgert: 
daher  sind  namentlich  in  rasch  sich  entwickelnden  Städten  RcvisiDmm  der  GroBd- 
lagen  der  Gcbäudostcuer,  selbst  in  jührliclicn  Pcriod«  n,  /u  verlangen,  um  die  steinen- 
den Nutzungen,  bez.  die  Micthertri»ge  bofort  zu  treffen.  Die  (irundsteuer  kaun  immer- 
hin länger  unrerindert  bleiben.  Im  Eiuelnen  wirl  sicii  hier  Vieles  nach  dem 
Tempo  des  Fortschritts  nml  Kentesteigcns,  nach  den  Localverhftitniss'^n  und  der  Ver- 
schiedenheit der  Entwicklung  bei  den  verschiedenen  Ertragsquellen  (auch  bei  d<t» 
Terschledcnen  Bodennutzungen,  t.  B.  bei  Acker-  und  Waldboden)  richten  mOaes. 
Aber  das  Princip  selbst  und  das  Ziel  ist  wnlil  klar  und  gerade  in  dem  wichtigstea 
Fall,  bei  der  (ieb&udostcuor,  sind  die  stcuertochnischen  Schwierigkeiten,  das  Zi«l 
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der  BesteDttraiig  der  in  der  Rente  steckenden  Gonjonetorengevinne  zn  emichen,  gar 

nicht  so  i^ross.  Welche  nnir<^mßin  grnsson  Ertrags-  und  Werthvcr5ndcrunroTi ,  unter 
dem  Doppeicioäass  der  Conjnnctnren  (,anch  der  Preisbewegong  der  Productc,  der  Be- 
wegung des  Zinsfussos)  und  anderseits  der  Meliorationen,  technischen  Fortschritte 
u.  s.  w.  im  lindlichen  Grandertrag  und  Werth  ?orkommen,  Ticigen  die  französischen 
Untersuchungen  hcson(Iers  g-ot  fs.  Fin.  III.  §.  isf»)  —  Freilich  stilsst  mnn  bei  der 
DurchfUhraog  der  Katastererneuorangen,  zumal  bei  den  Realsteuern,  wieder  auf  die 
eben  In  §.  321  herroTgehobenen  Bedenken.  Dm  ae  nehr  empfiehlt  eich  nbenials  die 
Einkommensteuer  vor  ili<  ser  Ertrau^sstcocr ,  mch  damit  die  Besteoernng  der  hier  be- 
sprochenen Aufgabe  besser  gerecht  werden  kann. 

Die  Einkommenbcsteiierung  ist  schon  nach  ihren  Üblichen 
kttrzeren  Veranlagnngsperioden  ihrer  Natar  naeb  bewegliebery 
als  die  Ertragsbestenerung  und  kann  sich  daher  den  Einflüssen 
der  Schwankungen  der  Cai^janctnr  anf  die  Hohe  des  Einkommens 
leichter  anpassen.  Das  ist  nnn  auch  wieder  principiell  zu 
verlangen. 

Bei  gil ästiger  Cooiunctur  ^bei  steigenden  Preisen  der  Bodcnproductc  im  Fort- 
schritt der  folkftwirthschanlichen  Entwicklung  daher  oft  linger  andanernd;  in 

Spcrulationszeilen  auch  der  Fabriliato.  Ilandclsvkaaren,  daher  mehr  vorübcrsohoriil 
müssen  deshalb  die  Einkommen  der  Personen,  welche  notorisch  hier  besondere  Voi- 
iheile  ziehen,  mOglicIist  rasch  entsprechend  fUr  die  Steuer  hoher  angesetzt  werden, 
so  bei  den  Hausbesitzi m .  den  lAndlicheii  (irandb<»itzen),  in  gewissen  Zelten  bei  den 
P„'»rg-w<»rksbesitzern ,  den  Fabrikanten,  Kauf louti'.n .  aii<h  bei  dm  Aiii^elinrigfn  solcher 
liberaler  Berufe,  denen  eine  Hausse-  und  äpecuiationsferiodo  (oder  hier  auch  umge- 
kehrt eine  Krise)  zu  Gote  kommt  (Adrocaten,  Notnet),  endlich  auch  bei  den  Vertretern 
der  gewöhnlichen  Handarbeit  in  Zeiten  steigender  LShne.  Bei  Kückschlägen  der 
Conjunctnr  (bei  gewerblichen,  Cr«  «iit-.  F^ankrisen,  steigender  Concurrenz  fremder  Boden- 
producte  nach  Verbesserung  der  Commuiiicatioosmiltcl,  bei  ütockendem  Erwerb  und 
sinkenden  Löhnen)  wird  dann  billiger  Wdse  auch  gerade  In  den  AnschJigen  des 
Einkommens  fnr  die  Einkommcrbesteuorung:  ein«  ErmässigTing  eiiitr(^f(in.  Das  ent- 
spricht aber  nur  der  allgemeinen  Forderung,  dass  die  Be&touorung  den  Einlltiss  der 
Goojancturen  benlcksichtisr^'n  müsse. 

Die  Einkommen-steutT  kauu,  soil  und  will  aber  Uberhaupt  die 
wirklichen  Kinkonimen  erfassen.  Ist  sie  daher  einigemianssen 
gut  eingerichtet,  so  trifft  sie  Conjuucturengewinne,  welche  das  »Ein- 
kommen'',  im  steuerreehtHchen  Sinne,  erhöhen,  an  sich  sehon. 
Ihre  gewönliche  teehnische  Un Vollkommenheit  wird  in  ihren  Folgen 
für  die  Einsteaerang  der  Steaersubjeete  gerade  auch  wieder  be- 
deDklicher^  weil  diese  Steuer  dann  die  dnrcb  die  Coiganctnr  er- 
bübten Einkommen  (Handel!)  nicht  ordentlich  erfasst.  Aach  im 
Interesse  der  L9snng  der  Bestenernng  dieser  Gonjnnctnrengewinne 
ist  daher  eine  steuertechnisch  tüchtige  Einkommensteuer  zu  verlangen. 

§.  238.  —  2.  Die  \'crk  c  li  rs  hesteuerung  erocbcint  mclirl'ach 
besonders  geeij^nct,  mit  zu  einer  rationellen  Besteuerung  der  Con- 
juncturengewiime  zu  dienen. 

r>i'^  rrgiebt  sich  schon  ans  der  früheren  Begründung  und  Begrenzung  dieser 
Slcuergattung  (§.  227  ff.),  (ierade  durch  Kech tsgeschäftc  des  Verkehrs,  be- 
sonders dorch  den  Verkauf  zu  einem  höheren  Preise«  aber  auch  durch  die  Credit- 
aufnähme  in  höherem  Betrage  mittelst  Vorpfündang,  durch  die  Vermiethnng. 
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YorpAcbtans  ^»er  höheren  Bente,  Verden  Ceiyonetsren|;evinBO  m  dem 
Berechtiften  romemllch  renlfBirt.  An  diese  Geichlfte  InOpfeii  dch  die  Yeifcelif»' 

steaen. 

Hier  bietet  8ich  die  Möglichkeit  am  Enten,  tiieht  nur  die  Thmt- 
sacbe  des  Bezugs  eines  Conjancturengewinns,  sondern  auch  in  den 
practisob  wiehtigsten  Fallen,  nemlich  bei  G^b&ften  in  Besag  aaf 

Immobilien,  die  Höhe  dieses  Gewinns  festzustellen.  Nachdem 
Früheren  (§.  229)  sollte  hier,  uamentlich  bei  Besitzwecbselsteuerii, 
die  Abgabe  nicht  nach  dem  ganzen  Ka])itaiwertb ,  sondern  nach 
dcui  üewinn  an  k'tzterem  bemessen  werden.  Wo  nun  z.  Ii.  dieser 
im  Verkaui'  realisirte  Gewinn  nicht  auf  nachweisbare  neue  Arbeits 
leistungcD  und  Kapital  Verwendungen  (bei  Gebäuden,  bei  Meliorationen 
in  der  Liandwirthschaft  u.  s.  w.)  zarflckznfQhren  ist,  erscheint  er 
wesentlich  als  Fmcbt  der  Goiganetar,  wenn  ancb  eventoeil  einer 
solchen,  welche  dnreh  eine  Specnlation  absichtlich  mit  anssabenten 
gesncbt  wurde.  Oerade  dieser  Gewinn  mass  das  Object  der- 
jeuigcn  Verkehrsstener  werden,  welche  als  Bestenensng  der  Con- 
joncturengewinne  fungtren  soll. 

Die  Foniialit  n  dor  V.'rtr.ig;s(  lilicssung  bei  Immobiliargeschäften  nod  die  tlicib 
b<Ätelienden  —  Grand-  und  II}i>oth''kcnbachor  för  den  Verkauf  and  die  VerpfÄndaDj^ 
von  Immobilien  — ,  thciU  leicht  einzoricbtcnden  öffentlichen  Bücher  oder  Register  — 
so  etwa  filr  Pacht-  «nd  Mict]ig:c<rliafto  —  >M'^tf!i  nach  di«'  stcnertcrbnisclien  Gnmd- 
lag^eu,  eine  solche  Verkebrsbestcacrang  der  (joijjancturcngcwinoc  ebenso  gat  einzu- 
richten vnd  so  Gelier  dnrclizaftthren ,  wie  die  meist  schon  bestehende  Yciltehn« 
bcsteaening  inf  ihrer  ricl  imtionetleren  Grundlage  und  mit  ihrem  ricl  härteren  Druck 
(Steucrbcmcssnng  nach  dem  ganzen  Kapitalwcrth  des  <Jn??iJstUcks  u.  8.  w.  beim  Be- 
bitzwechsel).  Die  betreifendoü  schon  bestehenden  Besitzwechselabgaben  weTtleu  bereits 
nach  den  Knnfpfeisen  a.  s.  w,  veranUigt  Dassdbe  wflide  bei  der  hier  rcrlangten  B<i- 
sti  U'  riing  geschehen,  mit  don  nenilichen  Controlcn  gegen  falsche  Preisangaben.  Die 
Zerlegung  des  Preises  in  drei  Bestandthcilo,  in  „darchlaafenden  Werth",  dem  fraber  be> 
zahlten  Preise,  in  „Wertherhohung  darch  Melioration  oder  Kapitalnnfvand**  und  in 
„Wertberhöbung  durch  Conjuiictur"  würde  fur  die  Stenertechnik  kein  so  achwiariges 
Problem  sein  und  diinh  Preisan,L!;a1>en  und  Schätzungen  ganz  wohl  erfolgen  l^rir-' 
in  hinlänglich  genauer  Weise  far  den  Zweck.   Die  Steuer  mOsste  dann  niedrig  lur 
die  beiden  ersten  WorthboBtandtheile,  erheblich  hSher  für  den  dritten  angesetzt 
werden,  was  in  jeder  Hinsicht  ein  Fortschritt  gegen  die  jetzige  Einrichtung  dieser 
Steuer  wäre.    Jo  nachdem  Wiiren  der  erste  oder  die  beiden  ersten  Werthbestandtheile 
selbst  steuerfrei  zu  lassen.    Wer  die  Steuer  auf  den  ..Conjuucluren-Werlhzuwachs*' 
trüge,  ob  Besitzer  und  Yeritinfer  oder  nener  Erwerber.  Hesse  sich  freilich  wieder  nicht 
unbedingt  and  allccmeiu  sagen.   Selbst  wenn  aber  der  Verkäufer,  der  eigentlich  nach 
der  hier  vertretenen  Idee  besteuert  werden  soll,  die  Steuer  in  noch  höherem  Preise 
oder  direct  dem  Erwerber  znw&Ute ,  bliebe  die  Sleoer  gweehtfertigt :  ai«  vttrde  dann 
meist  den  Gewinn  an  der  Znlmnftsverthstsigening  belasten,  bez.  «nnlasigen. 

Auch  ein  grosser  Theil  der  sonstigen  Verkeh  r  sbesteneruii:;, 
welche  namentlich  Handels-  und  Mohili arcred  i  tc:cschätte  in 
der  Form  ?on  Urkundenstempel  u.  dgl.  m.,  dann  Fonds- 
und  Waarenbürsengeschäfte  trifft,  kann  mit  als  Besteaerang 
von  Conjnnetorengewinnen  dienen. 
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Allerdings  sten^eetoisch  nnrollkomineiier  als  in  den  vorausgehenden  l'iillßn, 
aber  kaum  onvollkommener  als  di*  sc  ResteucDn"^  'iLftrliatipt  auch  ihre  Mninittelbar«^ 
Aufgabe  erfdllt.  Der  Mang:el  ist  hier,  dass  gewöhnlich  das  Yorbandonseio  ron  £r- 
trftf^en  und  Gewinnen  ftr  den  Dnrcheolinitt  seloher  Oeechllto  nnr  i^nratbniftMat,  nicht 

srenau  nachjTfwicssori  und  noch  wenii^er  die  Hf^hc  der  Erträge  und  (jf^winnc  fesfjr''sft'llt 
werden  kann,  wenn  man  nicht  za  einem  sehr  weitgreifenden  und  unvermeidlich  sehr 
lästigen,  rollstindig  auch  schwer  du  roh  luhr  baren  Zwang  der  öllüntlicbea  Kegistrirung 
u.  dgl.  greifen  wiU.  So  fehlt  es  na  feeten  mehneiifliuien  Orandlngon  fir  die  Ter- 
kebrnbesteuerang. 

Man  bat  sich  aber  gleichwohl  in  der  Praxis  and  Theorie  dadurch  nicht  Fon 
dieser  Beetenening  nhepänstig  machen  Inssen,  und  mit  1t«cht  nicht  Es  genügt,  wenn 

dabei  nur  den  offenkondigen  Schwierigkeiten  durch  z^^eckmässigo  Normirung  der 
steuerpflichtigen  Objecte  (d.  h.  hier  der  hetreffendcn  Acte  oder  Recht.sijesc  häfre)  und 
der  Steuersätze  thunlich  Rechnung  getragen  wird.  Denn  man  darf  sich  immer 
engen,  ee  nmasen  Ider  Ertrige  rerkomoiea«  toiiit  worden  die  Geschäfte  nicht  regel- 
rnlssig  gemacht  werden,  nnd  es  sind  dies  Erträge,  welche  durch  die  Ertrage-  vnd 
EiokomDieDbesteueruog  nicht  genUgeod  erfasst  werden. 

Ein  groijser  Theil  dieser  Guchäftc,  so  im  Hendel,  bei  Groditanfnahmcn .  im 
ßdVMDgeschäft,  zumal  beim  Difibrenzen-Spiel,  besweckt  nv&aber  notorisch  die  Specn- 
lation  auf  die  Conjunctnr:  im  Kinzplnen  mit  unsicherem,  jedenfalls  wechselndem, 
im  Ganzen  aber  doch  mit  dem  thatsächlichen  Erfolge,  dass  auf  diese  Weise  vielfach 
mehr  oder  weniger  erhebliche  Gewinne  renüsirt  werden.  An  diese  Thnfciache  hüt 
Mch  die  Besteuerung  und  knüpft  sich  daher  vorncmlich  an  die  spcculativcn  Han- 
dels- und  B rs e n  «rcschiifte  und  an  diejenigen  Credit-  und  K an  fjrescliäfte  (von 
Wcrtbpapieren  u.  dgl.)  au,  durch  welche  uiuc,  meistens  verzinsliche,  zugleich  aber 
den  Gewinn  aus  Conjuucturen  mit  ins  Auge  fassende  !\  [  talaulage  bewerkstelligt 
wird.  Diese  AuHassung  liegt  ürkundenstempchi  filr  Kauf-  und  Mobiliarcreditgoscbäfte, 
„Börseostenem''  in  festen  Sätzen  auf  Schiusszettol,  Kechoungen  and  namentlich  in 
proponionnle»  ^tzen  nach  der  Hshe  des  Onentze-t,  in  höherem  Betrage  für  Zeit- 
geschäfte und  „Geschäfte  nach  Börscnusancen"  (deutsches  Gesetz  ron  18S5),  Aas* 
Stellung:»-  (Emissions  )  Stempeln  für  Actien  und  andere  börsengängige  W'erthpapiere, 
welche  „ohne  Ces>«ioosinstrument  ubertragbar''  oder  „für  den  üandobrerkchr  bestimmt" 
sind,  «llf emeiiett  Qnittongeitempeln  n.  e.  w.  ta  Gmnde,  soweit  diese  Abgaben  mit  als 
Steaem  nof  ConjoactniMigewinne  in  Betnoht  komnen. 

§.  239.  —  3.  Die  Verfolgung  der  ConjuDCtorenge- 
winne  beim  Erbesttbergang  u.  dgl. 

In  den  vorausgehenden  beiden  Fällen  wird  der  Conjuncturen- 
gewinn  getroffen  eutweder  im  Ertrag  und  Einkommen  für  den 
ihm  zu  verdankenden  flanfenden)  Zuwachs  die.sCvS  Ertrnf^s  und 
Eiokommens,  daher  namentlich,  soweit  er  als  Rente  nerhöhung 
erecbeint;  oder  zweitens  in  den  Fällen,  wo  er  durch  ein  Verkchrs- 
gescbäft,  hauptsächlich  einen  Verkauf,  als  Kapitalwert b- Zu- 
wachs ekier  Sache ,  besonders  eines  Rente  gebenden  Objects 
(Grnnd-  and  Hansbesitz,  Wertbpapier)  speciell  realisirt  worden  ist 

Nun  bleiben  aber  noch  Fälle  übrig ,  wo  eine  dnrob  die  Oon- 
janctnr  emHJglichte  Preis-  nnd  Rentensteigemng,  z.  B.  die  betreffende 
Pacht-  oder  MietherhOhnng  ganz  oder  theÜweise  anterbtieb,  so  dass 
die  lautende  Ertrags-  und  Eiukonunenbesteuerung  nicht  erhöbt 
wurde;  ferner  Fälle,  wo  wenip^stcns  der  eingetretene  Kapitalwerth 
Zuwachs  nicht  durch  ein  Verkeliisgeschäft  realisirt  wurde,  indem 
kein  Resitzwechsel,  Verkauf  ii.  s.  w.  eintrat. 

A.  TTjißnor,  Flnan«wiR*ftnÄcb»ft.  II,  2.  Anfl.  JlS 
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Solche  Fälle  sind  bei  der  specalati?ea  Mobillsiraog  fast  allen  Besitzes,  sell^ 
eines  ^iwscii  Tbeils  des  l&odlichen  Grundbesitzes,  heute  seltener  als  firüher,  aber  sie 
fehlen  doch  glucklicher  Weise  doichaus  nicht  und  nehmen  besonders  beim  <inmdb«8itz 
noch  bnmer  eineD  grossen  Baum  {An.  Dun  treten  dann  geiisse  Fälle«  wo  «i  «idi 

um  NutzvermOgen  (z.  B.  Sammlungrcn  foü  Kuii'^tTt  rken^  handelt,  das  vom  Besitzer 
regelmässig  dauernd  bosesaen  wird;  endlich  Fälle  oiucr  rechtlichen  Uohnndenheit 
des  Besitzes,  z.  B.  bei  Fideicommissen,  beim  Besitz  der  todten  Hand. 

CoDjuncturenfjewinDC  wachsen  hier  überall  hinzu,  ohne  io 
h?5herem  Ertrag  oder  m  lealisirten  Gewinnen  beim  Verkaut'  u.  s.  w. 
zum  Vorschein  zu  kommen,  in  der  gestiegenen  Ertrags! ähigkeit 
und  im  höheren  Verkaufs  w e  r t  b  sind  sie  latent  eotbalten.  Eine 
Bestonernng  ist  daher  auch  hier  geboten,  nur  niiias  dieselbe  auf 
andere  Weise  eingeriehtet  werden. 

In  den  meisten  Fällen  wird  sie  an  den  Erbesttbergangder  , 
*  betreffenden  Eigenthnmsobjecto  geknüpft  werden  können.  Die  ohne>  ! 
hin  grandsätslieh  zu  fordernde  Erbschaftssteuer  wftre  dann  nur 
gerade  auch  zu  diesem  Zweck  der  Besteuerung  der  Conjuncturen- 
gewinne  entsprechend  eiuziu  ichleii. 

Dien  bietet  hier  geringere  Schwicrigkoitcu  als  die  Beatteucruug  dieser  Geviüiic 
bei  Verkehrsgoschäften  unter  Lebenden.  Zum  Zmck  der  Erbschaftssteuer  noM  olue- 
dem  eine  Fobtstolluni:  (K's  Wtutlis  aller  Objecto  stattfinden,  wobei  dann  n!i>   ^ii-jin  I 
Vergleich  mit  dem  Werth  bei  frUhoreu  Käufen,  £rbe«ttb«rg&ngeiL  und,  ^oveit  dei-  : 
gleichen  niclit  mehr  festzustellen  iet,  eng  der  Sdiinonr  der  wthfend  der  oonststutei 
oder  muthma&sslichcn  Besitzzeit  eingetrotoiieti  Werthstedgerung  die  Höhe  des  zu  be- 
steuernden, der  Conjunctur  zu  verdanker  1  n  Zuwachses  znm  Kapiialwerth  za  eraiittelii 
ist   Der  Steuersatz  wurdo  nicht  für  alle  Fülle  der  gleiche  t>ein  können,  sondern  sich 
oech  Perioden  der  Besitsieit  ebetnfeo  mllsseB.  Der  Eriwsttbergang  der  Nntniiigee 
?on  Fideicommissen  päegt  schon  durch  die  bisherigen  Erbschaftssteuern  ßretrolTen  zu  | 
werden.    Er  lässt  sich  ^r  den  hier  voriiegeuden  Fall  ganz  analog  wie  der  £rbo8tib«r- 
gaog  des  Eigenthums  selbst  behandeln. 

Beim  Vermögen  der  t  o  d  t  e  n  II  an  d  aber  wäre  eine  E  r 
satzsteuer  auch  in  Bezug  aul  die  Besteuerung  des  Conjuncturen- 
gewinns  an  diesem  Vermögen  zu  verlangen,  wie  sie  grundsätzlich 
für  die  sonstigen  Be8itzweeh8elahg:aben,  die  bei  diesem  Vermögen 
weglailen,  zu  fordern  ist  uud  mehrlach  besteht. 

So  In  Oeeteneicb,  Baien,  ITmikieieh,  ».  Qber  letiteiw  Flii.  lU«  ^  206. 

§.  340.  —  4.  Es  ist  endlich  gerade  Air  diese  Bestenemng  noch 
der  besondere  Gewinn  ins  Ange  za  fassen,  welcher  bei  pri- 
yatem  Grundeigenthnm  durch  den  Uebergang  des  Bodens 
aus  einer  Benutzungskategorie  in  eine  andere  spe- 

ci fisch  verschiedene  und  rentablere,  öfters  in  ungewöhnlich 
hohem  Maasse,  für  den  Eigenthlimer  ohne  irgendwie  nennenswerthe 
eigene  wirthschaftliche  Leistung  des  letzteren  hervorgeht. 

Oer  practisch  wichtigste  Fall  ist,  besonder»  ia  den  Verhältnissen  der  üi^eowait. 
die  VenrtndlnDg  bbherigeo  „agrarischen**,  bez.  Garten bodens  In  „Bnastellea'*, 
wciclie  tlieils  einstweilen  als  solche  ohne  Wechsel  des  EigeuthOmers  liegen  bleiben, 
um  die  aus  der  Eotwicklang  der  Stadt  horrorgeheode  Wexthsieigerang  „aafkosangeo'*,  . 
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theils  mit  grossem  Gewiouc  äofort  zum  Z^ock  der  Specalatiou  ia  Baastellen  oder  J  ;r 
Bobauoug  reräossert  oder  ?om  EigeutbUmer  seilet  mit  Uebäadea  bosetst  wdidea. 
Andere  mehr  oder  nüDder  wichtige  PftUe  sind  der  Uebergaog  ron  bisher  andenreit 

beuatztem  oder  g^r  nicht  benutztem  Boden  in  Ber^^wcrksboden  in  Folge  der  Auf- 
findung" ron  Mineralien  odt;r  in  Boden  für  öHentliche  Wcg-c  in  Folge  neuer  Wege- 
aiii^iljou,  wo  eü  sich  daou  etwa  auch  um  den  Gewiiiu  aui>  dor  Kutäch4digQiig  bei 
ZwMgMDttigiuisg  handelt 

Alle  diese  FäUe  sind  besonderB  oharacteristische  ttnd  praetiseh 
wegen  der  H()he  der  C^winne  oft  besonders  wiebtige  Beispiele  tob 

CoDjuncturengewmncn,  welche  dem  Eigenthümer  nur  kraftseines 

Eij^ciitliumb rechts  zufallen  als  B^olgc  einer  bestimmten 
Entwicklung  des  gesellschattlichen  und  wirthsehaft- 
lichen  Lebens,  der  Technik,  und,  wie  bei  Beigwerlisboden, 
in  Folge  des  —  ol't  auch  nur  zufälligen  oder  von  Dritten  ge- 
schehenden —  AuffiDdeus  von  ^aturschäUcD ,  welche  der  Boden 
znilUlig  birgt. 

iMe  BehandlQDg  dieser  Fälle  im  Kccbt  aberbaapt  und  specicll  daiu)  \m  Sf  'U •kr- 
iecht wird  sich  folgerichtig  wieder  mit  nach  der  princijpiellen  socialOVonomischeu 
Anfteang  da  prtraten  Grandeigenthams  rlcbtea  mUsBeii.  BafHr  ist  hier  abennab 
auf  die  Erörterungen  in  der  „Grundlegung  '  Bezug  zu  nehmen. 

S.  daselbst  §.  308—88«  (Kap.  4  uiul  5  der  2.  Abtheilong  der  2.  Auflage)  übor 
das  private  Urundeii^enthaDi  und  die  Zwangsenteignung,  womit  zu  vergleichen  die  Ab- 
sclinitte  aber  die  Theorieen  zur  Begründung  des  Eigeotbums  eb.  §.  251 — 2S2.  Be> 
sonders  wirV.tii,'-  für  die  I'rar''  im  Text  sind  die  VerhäUiii?>^e  des  btädti Sellen 
Grund-  und  liauüeigenthumä  („Wohnungsbodeu"),  weil  bei  ihm  die  Entwicklung  ?oa 
„ConjoDctnzeD-Springwerthen'*  am  Schraten  herrortritt  S.  darttber  eb.  §.  352  £  mit 
den  mancherlei  statistischen  Daten. 

Nach  der  dort  begründeten  Auffassung  rechtfertigt  es  sich  und  ist  es  sogar  zu 
?erlaogon,  auch  (ja  gerade!)  bei  der  nothweudigeu  Fusthaltuug  der  Institution  des 
priraten  Grandeigenthnms,  solche  beeondere  Gewinne,  welche  dem  Eigenthümor  nnr 
durch  Zufall  oder  durch  die  gesellschaftliche  Entwicklung  zu  Theil  werden, 
möglichst  für  die  Gesellschaft,  bez.  den  Staat  in  Anspruch  zu  nehmen.  Das 
äetzt  freilich  wieder  eine  Modification  des  bestehenden  Bechts  voraus,  für 
welche  es  indessen  schon  im  älteren  Recht  nicht  an  bemerkenswerthen  Analogieen 
fehlt:  eine  Modification,  welche  nach  den  "kon  ini-ch-tefhnisclien  und  socialen  Ver- 
h&lüiiseen  der  Neuzeit  practisch  viel  nothweudiger  geworden  ist  und  tiber  welche  man 
nur  nmhin  kime,  wenn  der  Grand  vnd  Boden  ttberhaapt  nicht  im  Prirateigeotiram, 
senden  anaschlieaslieli  im  „öffentlichen"  Eigentbum  stände. 

Unter  Vonrassettung  der  BüUgnng  des  „soeialpolitischen*'  Ge- 
slohtspnnets  im  Finanz-  nnd  Stenerwesen  erscheint  es  alsdann  ins- 
besondere geboten,  dnrehdieBestenernng den gesellschaftlioben 
Antheil  an  diesem  Conjunctnrengewinn  an  realisiren. 

Aeltere  Analogieen  hierftlr  liegen  in  fisealiseben  An- 
tb eilen  an  dem  Gewinn  aus  der  Auftindung  von  „Schätzen" 
und  ans  derjenigen  von  Mineralsto  ff  lagern  und  der  Anlage 
von  Be  rg  werken  zum  Zweck  der  Förderung  dieser  j,Natur8chätze". 

Die  spedelle  Ueclibbildung,  z.  ii.  im  römischen  Hecht  in  Bezug  auf  Schatzönden 
(mm  Theil  fen  da  in  nenere  Bechte  llborgegangen ,  e.  oben  §.  76,  76),  oder  in  dw 

Entwicklung  des  mittelalterlichen  und  neuereu  europäischen,  besonders  des  deutschen 
Bergrechts,  kann  dabei  ja  sehr  wohl  ganz  oder  thcilweise  von  anderen  (iesichtspuncten 
ausgegangen  t^eiu.    bie  war  etwa  die  üuuae^^ueuz  beötimuitor  aligüinuiuef,  im  ßogriU 
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gewisser  Hobeitsrechte  enib?i!ten<*r  Kochtsprincipi.  n.  Di  :;  tiefere,  wenn  aacb  nicht 
immer  klar  7.nm  Bewosstsein  kommonde  Begiiioduog  solcher  BachtaansprOche  der 
Staatsgewalt  lag  jododk  Mch  Uer  in  dem  ftKononisehen  Charteter  des  pri- 
traten  Ernrerba,  in  dem  Mangel  oder  der  Gering fUgigk<'it  eigener  wirth- 
schaftlicher  Leistung  des  Interessent<^n,  im  Mitspielen  des  Z afalls  u.  dd.  m. 
Ebttu  deswegen  erschien  es  billig,  dem  Vertreter  der  Geiueinscbaft  eiiicii  AntlieU 
dem  Erwerb  zu  gewähren.  Erst  dem  Zeit;ilter  des  rdneii  ökonomischen  Indiridnalts- 
mos,  in  welcliem  selbst  das  Grandeigentham  sich  immer  absolntcr  Ccnstm  d'?s 
Pmateiguers  entwickelte,  sind  solche  Gesichtspuncte  nur  zu  sehr  verloren  g^aogen. 
Sie  riiid  Aber  an  sich  liebtig «  wann  anch  oftnals  m  einseitige  fiaealiach«  Potgefongoi 
aus  ihnen  al^eleitet  wurden.  In  den  oben  genannten  Fällen  des  Uebergangs  der 
ökonomisch  minderwerthigen  in  die  bohenrerthife  Bodenkategoiie  mlUBen  sie  mit 
Recht  wieder  zur  Anerkennung  gelangen. 

Die  Besteuerung  dieser  Gewinne  lässt  sich  nun  eiomal  wieder 
durch  die  £ r t r a g 8 -  and Einkommenbe Steuerung,  sodann  durch 
die  VerkehrsbesteneniDg  und  die  Erbscbaftssteaer  mit  be- 
wirken. 

Ersteres,  wenn  der  Conjancturengewinn  bei  demselben  EigenthQmer  vesentUeb 
im  höheren  Ertrag  renlisirt  wird,  so  z.  B.  beim  Betrieb  eine?  RfT^Tv-rrks  nuf  h\^h-T 
landwirtbschaftlich  kenutiitem  Boden  oder  bei  der  Aoiage  ron  Wohogebäudeu  aui  leti- 
tenm.  Die  Yerkebrabesteoening  trift  in  der  Fenn  der  Beeitzwechselabgabe  den 
Gewinn  auch  an  Kapitalwertb,  welcher  bei  der  Yerftusserang  des  betreffenden 
Grundstocks  gemacht  wurde,  dJc  Erbschaftsstener  den  Gewinn,  welcher  zur  Zeil 
des  ErbcäUbcrgangs  noch  in  dem  unTer&usscrt  gebliebenen  Objecto  stecit.  Bei 
jeder  di^er  Steuern  würde  M  dann  nur  die  Anfgabe  sein,  etwa  dofch  abweichende 
Normimng  des  Steuerfusset  geiade  den  bier  beq^ecbenen  Coqjnnctnrengewian  beson- 
ders stark  zu  besteuern. 

Aber  durch  diese  Steuerarten  lässt  sich  die  bier  Yortiegende 
Aufgabe  nicht  in  allen  Fällen  genügend  lösen,  so  namentlieh 
nicht,  wenn  Boden  als  |,Baastelle^^  länger  unbenntat  liegen 
bleibt,  um  ,|Wertb  av&nsangen'S  nnd  wenn  Boden  an  öffent- 
Heben  Zweeken,  besondeia  an  Wegeanlagen  (stadtiaehe 
Strassen,  Eisenbahnen)  erworben  werden  mnss. 

a)  Die  „Baustelle"  träp:t  hier  vorläufig  keine  höhere,  vielleicht 
gar  keine  Rente.  Sie  würde  also  oliue  besondere  Bestimmung  nicht 
stärker  zur  Ertragsbesteuernn^^  lit  rüiin^ezo^en  werden,  als  etwa  bei 
ihrer  bisherigen  iandwirthschaftlicheu  Benutzung,  —  ein  Sebluss, 
den  die  bisherige  Gesetzgebung  auch  meistens  gezogen  bat  Dies 
ist  nnanlässig  nnd  bat  mancherlei  bedenkliebe  Folgen. 

Oorade  dadnrch  wird  es  nur  am  so leieblw  mOfflicb,  in  einer  fttr  das  Gemein- 
wesen sogar  nachtheiligen  Weise  den  Boden  „aus  dem  Markt  zu  halten*' 
und  unbenutzt  liegen  zu  lassen  und  wird  daher  ?oa  demselben  nur  noch  mehr 
Werth  aufgesogen  werden  können.   Bei  dner  «mdlichen  spUeren  Yeilnsseninf  oder 

einem  Erbesubergang  wUrde  unter  Voraussetzung  des  W  rli  imJcnseins  der  besprocheneu 
Besteuerungseinrichtungen  dieser  gestiegene  Werth  dann  zwar  fon  der  Steuer  getroffen 
and  bei  endlicher  Bebauung  durch  den  Eigenthümer  selbst  auch  der  Ertrag  oder  die 
höhere  Bodenrente.  Aber  es  wird  sich  rielfach  nothwendig  erweisen,  auch  in  der 
Zwischenzeit  bis  dahin,  den  —  einstweilen  latenten  —  Renten-  und  Kapitalwerth- 
Zuwachs  zu  beetenem,  sowohl  aus  finanziellen  Gründen,  um  roUstindiger  nnd 
sicberer  als  durch  die  spiter  eintretenden  Stenern  den  Staat  (erentuell  geiade  In  diesem 
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Fall  dieGcmeiode)  an  dem  Gewino  theilneluDeii  za  lassen,  als  auch  ans  socialpoH- 

tischen  nnd  ökonomischen  Gründen,  um  eine  solcho  Spcculation  zu  cr- 
«chwcrcü  und  den  Boden  der  gesellschaftlich  nothvendigen  Verwendung 
frttlier  simftthreiL 

Um  bier  alle  mitspielenden  wichtigen  Interemen  der  Gemein- 
schaft, finanzielle,  bteuei  politische  und  andere  zu  wahren,  empfiehlt 
sich  eine  laufende  E x trab esteoerung  solchen  Bodens  durch 
ein  starkes  Multiplum  der  agrarischen  oder  sonstigen 
gewöhnlichen  Grundsteuer,  eventuell  nach  einem  Anschlag, 
in  weichem  der  Ertrag  nach  der  flöhe  des  Zinses  aus  dem  jeweilig 
beim  Verkauf  zn  erzielenden  Kapitalwertb  geschätzt  wird. 

In  dorn  oben  S.  öt>7  besprochenen  Bremischen  Gesetz  von  1873  war  die 
höhere  laufende  Ertragsbesteoerung  der  eventuell  in  fiaustellea  übergehenden  länd* 
Heben  Groiidstacke  (im  sogenaaBleii  „Gdtongsgebier  am  Bremen  heram)  dadnreli 

erzielt  worden,  dass  bei  der  Schätzung:  l)ehufi>  der  Besteuerung  der  Verkaufswerth 
der  Grandstucke  zu  Grunde  gelegt  wurde  2  des  Gesetzes).  (S.  darüber,  bez.  da- 
gegen Haussen'»  genanntes  Gutachten,  S.  10  S.)  Dadurch  wurde  vom  gegenwär- 
tigen Ertrag  Ii tror  Grundstücke  als  Ackerland  abgesehen,  was  fdr  das  noch 
ferner  regelmässij^  landwirtbschaftlich  benutzte  Land  zu  Härten 
führte,  bei  wirklich  müssig  liegendem  Baustellen  -  Land  aber  nicht  ongerecht- 
feitigt  war. 

b)  In  dem  Falle»  wo  Priratboden  zn  Offen  Hieben 
Zwecken  erworben  werden  mnss,  liegt  regelmässig  eine 

besonders  günstige  „Conjunctur"  für  den  Eigenthtlmer  vor,  die  es 
ihm  leicht  macht,  einen  hohen  Extra  gewinn  am  Kapital  werth 
bolchen  Bodens  zu  erzielen.  Dieser  Gewinn  trägt  in  eminentem 
Maasse  den  Character,  wel(  her  im  \  orausgebenden  als  dem  Con- 
juncturengewinu  eigeuthUmlich  nachgewiesen  worden  ist  und  dem 
Priyatinteressenten  möglichst  entzogen  werden  muss.  Das  wird 
hier  aber  nicht  allein  und  namentlich  nicht  unmittelbar  durch 
die  Besteuerung^  sondern  durch  eine  richtige  Gestaltung  des 
EzpropriationsreehtB,  besonders  in  Bezug  auf  die  Ent- 
schftdigung,  zu  erreichen  sein.  Die  letztere  ist  hier  so  mässig 
zn  normiren^  dass  sie  möglichst  den  Co njuneturen gewinn 
überhaupt  ausschliesst  oder,  was  auf  dasselbe  hinausläuft^ 
der  Entschädigungsbetrag  und  ebenso  im  Falle  vertragsweiser  Ab- 
tretung der  Kaut{)reis  ist  durch  eine  eigene  „  Conjuncturengewinu- 
Stener''  von  angemessener,  d.  h.  von  nicht  zu  geringer  Hohe 
zu  treffen. 

Eine  solche  Einrichtung  des  Zwangsenteignongsrechts  ist  finanziell  betrachtet  ein 
Correlaf  der  besprochenen  Besteuerung:  letztere  fUnt  dem  Staat  eine  Ehmihme 

zu,  jene  Einrichtung  erspart  ilini  eine  Ausgabe,  in  beiden  Fällen  ohno  dass  der  private 
Interes-'-nt  sich  über  „Verletzung"  beklagen  kann,  da  er  dort  nur  erntet,  hier  nor 
geerntet  lialien  wurde,  wo  er  nicht  gesSt  hat.    (S.  Grundlegung  §.  385). 

In  dieser  Weise  ist  die  Einiicbuuig  der  Besteuerung  der  Con- 
janctarengewinue  in  den  GrundzUgeu  zu  denken.    Die  Steuer- 
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technischen  Aufgaben  dabei  sind  nicht  gering ,  aber  doch  nicht 
grösser  als  bei  manchen  anderen  lange  bestehenden  Steuern,  %.  B. 
den  Ertragssteuern.  Ein  hochwichtiges  sociaipoiitist  hea  Ziel  wird 
aber  durch  eine  solche  Besteuerung  erreicht,  welche  mehr  als  die 
meisten  anderen  Steuern  die  richtige  Gieichmä^sigkeit  in  der 
„socialen  Epoche^'  des  Steaerwesens  zn  Terwurklichen  helfen  wflrde. 

IV.  Die  Erbschaftssteuer. 

A.  —  §.  241.  Begründnng. 

Die  ticfeie  BegrUudang  dieser  Steuer  kann  nur  im  Zuäammöuh&Dg  mit  der 
principielleo  80<dal5koDomiscken  UnteTBOchvnf  des  Erbrechts  vnd  seiner  Ordnimf  ge- 

li<;fert  werden,  daher  überhaupt  nicht  hier  in  der  Finanzvissenschaft,  sondern  nur  in 
der  AUgemeinen  Volkswirtbscbaftslebre  und  zwar  in  deren  grundlegendem  Theil,  ia 
YerbiBduDf  mit  der  Eigentbnmsordnung,  eine  Aufgabe .  welche  ich  mir  in  diesem 
(Jesammtwerice  fttr  die  Fortsetzung  meiner  „Grundlegung"  vorbehalten  niuss.  Im  Eolgen- 
ilcu  halte  ich,  unter  Hinweis  auf  die  Vorbemerkungen  io  §.  233,  die  dort  fertrctcne 
Auffassang  fest,  ohne  mich  jetzt  auf  eine  weitere  Rechtfertigung  und  Yerthoidigaog 
dendn»«D«  ab  in  dem  dort  Gesagten,  elnzoIaaseD. 

Die  Erbschaftssteuer  erscheint,  nach  einer  Seite  ijetrachtet,  als 
nothwendiges  Glied  der  ganzen  Erborduuiig,  daher  gar 
nicht  unmittelbar  als  eigentliche  „Steuer".  Ihr  Ertrag  stellt  den 
Autheil  am  Volks  vermögen  dar,  den  der  Staat  als  Vertreter  dc*^ 
Volks  (oder  dclegirt  vom  Staate  etwaige  beantheiligte  Selbstver- 
waltQDgskörper)  kraft  seines  Erbrechts  aus  den  im  Erbes- 
fibergang begriffenen  Einzelvermc^gen  bezieht.  Diese  Auffassong 
ist  m.  E.  aneh  der  Betrachtong  der  Erbschaftssteuer  in  der  Finans- 
wissenschaft  mit  %vl  Grande  zu  legen.  In  einem  Zeitalter  des  In- 
dlTidnalismus,  wie  dem  nnsrigen^  Usst  sich  gerade  auf  diese 
Weise  die  Forderung  von  ErbschaftSyiStenem''  als  staatlichen  gesets- 
lichen  Erbantheilen  (Pflichttheilen)  prinoipiell,  „eigenthnms- 
politisch",  am  Besten  begründen. 

Vom  (iosichtspuncte  der  Hesteuerung  aus,  und  zwar  in 
Gemässheit  des  „Princips  der  Leistungfähigkeit*',  ist  aber 
dann  eine  speciell  steuerpolitische  Begründung  noch  hinzu- 
anfügen,  dass  nemlich  die  Erbschaft  für  den  Erben  (bez.  das 
Legat  für  den  Legatar)  einen  Erwerb  oder  Vermögensaufall  dar- 
stellt, welcher  demselben  ohne  Gegenleistnng  anf&llt  nnd  die 
wirthschaftliche  Leistungsfähigkeit  des  neuen  BesitzerB 
steigert. 

l.  Zur  e  ig  e  Ii  thumspo  Ii  tischen  IJcgründuiig  ranss 
hier  genügen,  auf  die  historisch  wechselnden  Umstaude  kurz 
hinzuweisen,  welche  ein  unbegrenztes  Familien-Erb recht  früher 
mehr,  jetzt  weniger  rechtfertigen. 


Digitized  by  Google 


EibacliafbBteQer.  B^gfOiMiimcr. 


589 


Es  sei  hier  uui  aus  der  „Gruüdlegung"  henrorgehoben  (bez.  anticipirt),  dass 
privates  Erbrecht,  wenn  auch  Ubernll  im  rechtsgeschichüiolieii  und  positir-rcchtliclicn 
Zuüüiumcübaijg  mit  dem  Frivateigeutiium,  das  durch  das  Erbrecht  übcitrageii  wird, 
doch  nicht  ab  nothwendigcr  BestaDdtbeil  des  Prirateig:euthun]S,  wie  das  „Gebraachs^X 
'las  „Yertnurs"-,  das  „Schenkuri^s"-Recht  erscheint.  Ks  ist  vielmehr  oin  ,,selbstän- 
diges  (absolutes) Privatrecbtsinstitut  nebea  dem  Eigen ih um  ^(iraadiegang 
§.  286).  Ancb  tb  Bolebes  ond  nach  Aninrete  der  BechtsgesdUchte  kann  m  roUends, 
nad  in  noch  höherem  Maasse,  wenigstens  noch  offenbarer  und  direcier  als  das  Prirat- 
eigenthum  selbst,  als  Product  des  Staatswilleiis  bezeichnet  und  den  Beddifiiiasen  des 
Volkslebens  gemä^  gestaltet  werden  (Grundlegung  §.  277 — 279). 

Die  Entwicklung  der  Familie  und  ihres  Vermögensrechts  ist  es  nun,  welche 
in  der  neueren  Zeit  bei  unseren  OolturTölkern  eine  Beschränkung  des  Familieu- 
erh rechts  nnd  eine  Ausdehnung  des  Staatserbrechts  in  der  Form  der  Erbsclial'ts- 
Steuer  (richtiger:  der  „öffentlichen**  Erbbetheiligung  neben  der  ..privaten"  der  „Familie") 
grandsltzitcli  und  praotisch  in  imner  wdterem  Haasse  rechtfertigt.  So  lange,  wie  in 
früheren  Ges(  hicbtäperioden  auch  unserer  Völker,  die  „Familie"  im  engeren  oder  im 
weiteren  Sinne,  das  Geschlecht,  die  Sippe,  grössere  pri?atrechtHche  Verpflichtungen 
für  ihre  Angehörigen  trägt  und  der  Einzelne  überhaupt  wesentlich  nur  als  Glied 
solchen' Yerbands  aneh  im  öffentlichen  Leben  erscheint,  ist  es  folgerichtig 
u\\<]  nuch  erfahruügsmässig  der  Rechtsordnung  entsprechend,  das  Erbrecht  strenger 
auf  diesen  Verband  m  beschränken.  Das  Pri?at?ermögeu  fungirt  hier  überhaupt 
aberwiegend  als  „Familienrennögen",  nicht  als  Einzelrermögen,  was  auch  im  Rechte 
selbst  anerkannt  sein  kann,  so  dass  eigentlich  das  einzelne  Geschlechts-  oder  Familien- 
haopt  nur  die  Nutzung  des  Vermögens  hat  und  innerhalb  gewisser  Grenzen  bloss 
die  Regelung  dieser  Nutzung  frei  bestimmen  kann.  Einer  solchen  ökonomischen 
sei  es  fitctisehen,  sei  es  rechtlichen  Stetlnng  des  Priratrermögens  widerspricht  im 
Ganzen  ein  „öffentliches"  Erbrecht  mehr.  Je  geringer  dagegen  die  rechtliche  und 
practische  Bedeutung  und  nanKMitlirh  die  privatrechtlichen  Verpllichtungon  des  Familien- 
Terbands  gegen  den  einzelnen  Famuicnangehiyriijcu  werden,  je  mehr  letzterer  sich  von 
der  FamiUe  „emancipirt",  je  reiner  das  Priratvermögen  rechtlich  als  ludividualver- 
mögen  gilt  und  ökonomisch  factisch  als  solches  fungirt,  je  inr  f.r  j-^vi'  Vi  ij  fli 
ongen,  der  Hilfeleistung,  ArmenuuterütUtzung  u.  s.  w.,  zu  Uuus>tvu  deä  Einzeinen  an 
OSeotUche  Verbinde,  an  Gemeinde  nnd  Staat  flbergehen,  m.  a.  W.  je  mehr  statt  der 
strengen  Familien-  und  (ieschlechterordnung  der  Individualismus  im  Volksleben 
Platz  greift:  desto  begründeter  im  Princip,  desto  nothwendigcr  und  ge- 
rechter in  der  Praxis  wird  eine  Betbeiligung  der  öffentilcbeu  Körper, 
besooden  des  Staats,  an  der  Srbsohaft,  daher  desto  gerechtfertigter  ein  Symtem* 
aosgedfhntcr Erbschaftssteuern.  (S.  Baron  in  Hildebrand's  Jahrbilchern  B.  20,  S.  2S2fr.: 
..Verhiiltniss  der  Erbschaftssteuer  zum  Erbrecht",  S.  289;  r.  Scheel,  Erbschaftssteuer, 
2.  Aufl.,  S.  ai,  37  Ü.,  46  ff.) 

2.  Wie  vom  Staodpiincte  der  Erbordnong  ans  läset  sieh  aber 
aacb  gerade  in  einer  solchen  Entwieklnng  der  VerhUtDisse  die 
Erbsohaftsstener  billigen  und  sogar  fordern  in  der 
GoDseqnenv  der  frflher  dargelegten  Anffassnng  des 

„Erwerbs  durch  Anfall  oder  ohne  eigene  wirthschaft- 

lichc  Leistung"  des  Erwerbers. 

Das  Individuum,  das  hier  nnnmelir  das  hnTiiitsächliche  sclIjStSudijirc  unterste 
ökonomische  und  sociale  Glied  statt  der  Familie  geworden  ist,  erwirbt  in  dieser  Weise 
das,  was  ihm  durch  Erbschaft  oder  Legat,  ab  intestato  nadi  dec  allgemeinen  Erbord- 
nnng  oder  nach  den  testamentarischen  Be.^tin\mangen  des  Erblassers  zufällt.  Für  diese 
Znlnssung  hat  es  in  der  Erbschaftssteuer  dem  (Jemeinwesen  einen  Anthei!  ribzutrefen, 
vas  dem  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der  wirthschaftlichen  Leistungsiäbigkeit  und 
der  Fcrdemng  gerechter  Stenerreitiieilnng  entspricht  Bas  gilt  princinmftssig  all« 
gemein,  dem  Grade  nach  und  pr;ictisch  verschieden  nur  n  ich  dem  Verwandt- 
schaftsrerh&ltniss  des  Erben  zum  Erblasser,  daher  allerdings  am  Wenigsten,  aber 
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doch  auch  in  der  directen  Linie  nnd  selbst  tod  den  Kindern  gegenüber  den  Elten, 
mit  welclieu  leUcteren  jene  scLon  bisher  eine  entere  Ökonomische  Gemeimd^  bUdet«, 
wo  d«]i«r  dio  Kinder  an  den  Genass  des  elterlichen  VennOgeiis  Theil  geiMMMCi 
haben  und  ticr  Elbanfall  au  t>ic  nicht  dun  haus  Neues  ihnen  zuführt  Diese  Errägnag 
rechtfertigt  dann  gerade  hier  niedrigere  Steuent&tze  und  Uberhaupt  die  Pro-,  bez. 
DegresüioA  der  SSüUc  nach  der  Yerwaadtsdiaft«  wie  sie  aiu^rdom  der  tieferen  öko- 
nomischen und  ethifichen  BegrOndniig  des  PainilienerbfechtB  entspifclit 

B.  Einwände. 

Nach  dem  Vorausgehenden  ist 

1.  der  eine  der  beiden  haaptsäoblicben  Einwände  gegen  Erlh 
äcbaftssteuern,  der  rechtliche  (oder  orechtspoUtische'Oi 
diese  Stenern  ein  „Eingriff  in  das  Erbrecht''  seien ,  nnhaltbtr. 

Dio  ErVscbaftsetener  bat  dfosen  Gharacter,  nber  das  beweist  nicbt  ^'cgeu  sie, 

sondern  für  die  Nothwendigkeit  einer  richtigtni  socialOkoQomischen  Gcbtaltuog  des 
Erbrechts.  Und  die  Einfiihrun;;  dieser  Steuer  iöt  wieder  eine  Conaei|U4Ui2  des  sodai- 
poUtischtsa  (je^i^:llt^lJ>uncts  im  Steuer-  und  l'inaiizw'cseu  überhaupt 

2.  Der  zweite  Haupteinwand  ist  Ökonomischer  Art:  man 
sieht  in  der  Erbschaftssteuer  eine  Vermögens eine  ,y  Kapital- 
Steuer'*.  Das  ist  »ie  allerdings  nominell  immer  und  reell  für 
den  betroffenen  Einaeinen  gewöhnlich  ebenfalls«  Jedoch 
auch  dies  beweist  noch  nichts  gegen  die  Znlttssigkeit  der  Siener. 

Denn  eine  Kapitalsteeer  iio  einzelwIrtbsdiBftlicben  Sinne  ist  nicbt  no(hwendi|r 

eine  solche  iui  volk^uiitlischafüichen  und  lässt  i<u:\\  der  Einj^rifT  in  dii  jiivitc 
Kapitalvcrthciiung  sociaipolitisch  rerhtfertifrcn.  Hierfür  is>t  auf  die  fruherou  ErörtL-r- 
uugcu  über  diu  über^ten  rolkswirthbchaftlichen  Principieu  der  Bcsteuening  Be^ug  £□ 
nebmen  (§.  13S — 196>.  Das  ebenfalls  gern  herroi^hobene  Bedenicen.  eine  Erbschafks- 
stcoer  werde  ..vnui  Sparen  abschrecken",  ist.  solang'c  es  sich  tun  massisre  S»eu,  tni^zo 
—  die  aber  immerhin  auch  unter  nahen  Vorvandteu  deshalb  noch  erheblich  höher 
als  die  bente  ttblicben  sein  idnnten  ~  bsndett,  gerade  in  den  pnctiscb  wichtigsten 
und  ethisch  wie  ökonomisch  berechtigtsten  Fällen  des  Erbrechts,  eben  innerhalb  der 
näheren  Vf'rwandt^chaft ,  namentlich  in  der  ^raden  Linie  von  Aseendenten  auf  Des- 
cendeuteu,  nicht  einmal  apriorisch,  psychologisch  haiibar.  wird  aber  auch  durch  die 
Erfahrung  widerlegt  Eber  wird  dio  Erbschaftssteuer  auf  „vermehrtes  Sparen**  Un* 
wirkell,  da  drr  Erblasser,  du-?  Fumilienhaupt  in  seinen  Sparbebtrebuiiften  die  Ersetzung 
der  Erbschaftssteuer  mit  ins  Auge  fassen  wird,  was  ich  gegen  Koscher,  Ueffckcn, 
T.  Miasltowsbi  festhalte. 

C.  —  §.  242.  Die  Einrichtung  und  D arobf Uhrung  der 
Erbschaftssteuern  im  Einzelnen. 

Sie  steht  mit  der  principielien  socialökonomischen  AolTasaitiig 
des  Erbrechts  in  enger  Verbindung,  mnss  daher  auch  hier  in  der 
allgemeinen  Steuerlehre  wenigstens  in  Kärze  behandelt  werden. 

S.  darttberBacber's  gennnnte  Schrift  mit  idcbbaltigsteoi  dentschom  Icgislatireo 
Mntorial  und  durchdacbten  eigenen  Voracbllgen.  An  dieser  Stelle  bandelt  es  sieb 

nur  am  die  (irnndzttge. 

Wird,  wie  es  nothwendig  ist,  an  dem  privaten  Erbrecht  inne^ 
halb  einer  gewissen  Verwandtschafts-  nnd  Familiengruppe  von 
Personen  und  am  testamentarischen  Erbrecht  mit  gewisten  Be* 
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Mbränkmigen  auch  im  GesammtiDteresBe  festgehalten , 

in  UebereinstimmtiDg  mit  dem  fiberall  bestehenden  Recht  und  mit 

Icr  soeialökouonüscheu  KechÜei tigung  des  piivateii  Kapital-  und 
iiiuiideigenthnms  neben  dem  rrivateigenthnm  an  ^Gebraurhs ver- 
mögen, so  ergeben  sich  fUr  das  „<1ffentlicl»e"  Erbrecht  de>  Stiuits 
n.  8.  w.  oder  för  das  System  der  Erbschaftssteuer  ioigende  Gruud- 
ztigc,  deren  principielle  Begrttndang  in  der  ,,GruDdlegaDg'^  und 
deren  weitere  finanz-  bes.  stenertechmBcbe  Darehilibrang  in  der 
apeeiellen  Stenerlebre  sn  erfolgen  hat 

1.  Das  lutea  tat  erbrecht  iat  mit  einem  nicht  allzn  fernen 
Verwandtschaftsgrade  abznsehliessen,    Aber  welchen 

hinaus  die  Erbschaft  unter  den  Begriff  der  ,,cr bloßen  V er- 
las seust  halt'-  oder  besser  direct  des  „üt feutlic hen"  Erb- 
rechts des  Staats  tullt. 

S.  r.  Scheel  a.  ».  0.  S.  32.  Von  uodcrueu  Codificatioueii  dts»  Erbrecbb 
aohliesst  i.  B»  der  (Vide  Napolten  Art  7&5  mit  dem  12.  Ond,  des  öeterreichteehe 

bürgerliche  (iesetzbuch  §.  751  mit  der  5.  Parentel  das  gesetzliche  Erbrecht  ab  iutesfato 
unter  Ven^-aodtcn  ab.  Die  älteren  deutschen  Kechtc  schlics^en  das  {resetzliclio  Erb- 
recht der  cbclichcü  SipjtscUafl  da,  wo  die  caaouischeii  Eheverbote  wcgeii  Biulavei- 
waadtbchaft  nicht  mehr  Platz  greifen.   Vfl.  Beselcr,  Deubcbes  Priratrooht  §.  160. 

B  i  '.vel(  };,>m  Grad^  i  r  A^cbloss  eintr  aten  soll,  wir»!  surh  in  der  Gcirenwart  mit 
itach  Voik>-  und  Laodettverh&luüiseu  zu  beätinunen  t>eiu,  daber  nicht  gleichm&seig. 
In  der  dlrecten  Linie  der  Asoendenten  ond  Deeeendenten  ift  ein  solcher  ÄDschlois  nicht 
üo  Dothwondig,  in  der  Seitenlinie  wurde  mir  in  unseren  Verhältnissen  Uber  den  Grad  der 
Grossneflen,  bez.  Grossonkel  binaus  ein  Intestaterbrecht  nicht  mehr  geboten  erscheinen. 
Auch  das  Erbrecht  der  Ehegatten  wird  nach  Landet<sitten  mit  zu  bestimmen,  in  Deutsch- 
land wnlil  zn  govihren  Min. 

2.  Einerlei;  wie  man  die  Erbschal'tssteuci  begrllndet,  ob  cigen- 
thumspolitisch,  ob  nur  stcucrpolitiscb,  ferner  einerlei  ob  ab  iiUestato 
nach  der  gesetzlichen  Erbfolge  oder  in  Folp:e  testamentarischer  Be- 
isiimmnDg  VerDiHgen  übergeht,  inmicr  sollten  im  Frincip  Erb- 
schaftssteuern eintreten,  daher  auch  für  die  nächst  ver- 
wandten £rben.  Nur  fttr  kleine  Erbschaften,  Erbantbeile  oder 
Legate,  namentlich  solche,  welche  bloss  in  Nntzvermögcnsobjeeten 
bestehen,  aber  doch  aueh  für  kleine  Kapitalien  und  Grondrermttgen, 
ist  es  ans  socialpolUisehen  nnd  ans  praetisehen  stenerteehnisehen 
Grttnden  statthaft,  von  der  Abgabe  abzusehen. 

Der  pncÜBclie  Hinplmangel,  der  die  gcringu  Eiutrftglielikeit  nnserer  ErlMcbafts* 

t)touorn  mit  erldärt,  ist  die  in  den  deutschen  Gesetzen  (auch  noch  dem  preussischen 
vom  Mai  IST.*?"*-  üblifh''  Krbschaüsateucrfreiheit  der  Descendeuten  und  Asccndenten, 
wahrend  in  England,  tiaukreich,  Oesterreich  und  sonst  im  Ausland  gewöhuUch  auch 
din  nldiaten  Venrnndien  steneTpflicbtl^  aind,  wenn  nncb  mit  den  kleinsten  Satze, 
öfters  1  "/«•  für  diesen  Satz  von  1  */o  mörht--  ich  mich  fUr  Descendenten  und  Ehe- 
»ratteii  in  Deutschland  erklären.  Steoerfrui  könnte  wohl  der  Betrag  unter  500  M.  als 
Erbportion  oder  Legat  in  der  directen  Linie  bleiben,  sonst  etwa  200  M.  (in  Preusseu 
gesetzlich  150  M.)  und  noch  am  Ersten  dieErbaclinft  nntor  EliegttteQ  ttberlttiipt  wie 
iu  Cnf innd  i on  der  Iqgncy  daty). 
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3.  Die  Höhe  der  Erbsehatotener  hat  sich  einmal  Daehdem 
Verwandtsehaftsgrade,  sodann  naeh  der  absoluten 

Höhe  des  KrbantheiU  oder  Legats  zu  richten.  Die  Erb- 
schaften unter  den  nächsten  Verwandten  und  Familiengenossen 
(Ascendenten  und  Descendcnten,  Ehegatten)  sind  daher  zwar  auch 
zu  besteuern,  aber  mit  niedrigen  Sätzen,  unter  entfernteren  höher, 
anter  den  noch  gesetzlich  erbberechtigten  euticrntesten  abermals  höher 
nnd  bei  den  testamentarisch  eingesetzten  Nicht-ErbberechtigteD  am 
Höchsten,  der  Üblichen  gesetzliehen  Einrichtang  entspreehend.  I>ie 
grossen  Erbschaften,  bez.  (and  richtiger)  die  Erbportionen 
femer  höher  als  die  kleinen,  eine  Einrichtang,  die  in  der  Pnuds 
zwar  nicht  mehr  immer  f^slich,  aber  grOsstentheüs  noch  feUt, 
jedoch  dem  Wesen  des  socialpolitischen  Stenersystems,  dessen  Glied 
die  Erbschaftssteuer  bildet^  entspricht  nnd  in  der  Theorie  hie  und 
da  befürwortet  zu  werden  beginnt  (Schäffle,  Bacher). 

Die  Sätze  eines  hiernarU  aufzustöllenden  Steiiertarifo  sind  natürlich  immer  etv&i 
villkürlicb.  Irh  uOchto  den  Tarif  Bach  er 's  (S.  222)  zur  besonderen  Beachtung 
ompfehlrii.  Scinn  Haiiptvorschläpo  sind:  1  "/o  Dosccndenten.  2  7©  EhcKatten  (zu  hochV'i 
und  adoptirte  u.  dg\.  Kinder,  4  7a  ^torn  (zu  hoch?),  Ueschvister.  Stiefkinder  a.  dgi. 
6Vo  OrosBeltem  md  «ntflmitere  Aseendenton,  Kinder  rollburtiger  G«8ehvister,  halb- 
bartigo  GeschwiBler  u.  s.  w.,  8  7o  Enkel  und  entferntere  Descendenten  ?oIlbQrtiger 
Geschwister  o.  a.  m.,  lOVo  allen  anderen  Fallen.  Dazn  die  schon  erwähntot 
Steuern  ?on  V.— 2  7,  für  den  50,000  M.,  hat.  schliesslich  400,000  M.  tlbeisteigendeD 
Anfall  Diese  Sitze  mSohten  tn  vpät  beginnen,  m  niedrig  sein  nnd  in  weni^  steigen. 
Ich  mörlitc  den  Zuschlag  }»oi  10,000  M.  für  die  Erbponion  (oder  Legat)  mit  I  7, 
beginnen  und  ihn  aosscnlcin  in  Combination  mit  dem  Vcrwandtschaftsverbaltnis^. 
daher  eventuell  als  Zuschlag  zu  dem  allgemeinen  Steuersatz  eingerichtet  sehen,  mit 
Steigerung  auf  das  2— SÜMshe  der  KormtlsAtze  bei  Portionen  ron  ttber  100,000  IL 
und  auch  wniii  noch  mit  ttlrlerer  ProgreMion  l>ei  höheren  Summen.  Einige  Dnten 
im  folgenden  4}.  2A'.i. 

4.  Mit  der  Erbschaltssteucr  wird,  schon  um  Umgehungen  xu 
verhüten  und  dicHe  Steuer  ordentlich  wirksam  zn  machen,  eine 
analoge  Schenkungsstener  für  Schenkungen  unter  Lebenden 
zn  yerbinden  sein,  mit  tthnliehen  GmndaiUsen  nnd  einem  im  Gmnzen 
gleichen  Tarif,  doeh  mit  grosseren  Befreiungen.  Schenkungen  tob 
Todes  wegen  sind  ganz  wie  EriMchaften  zu  behandeln. 

Die  principielle  „eigenthumspolittsehe**  Bechtfertigung  der  Schcnkungssteucr  ist 
andors  als  diojciiiL--«'  der  Erbsohaft.s>(»'uer  zti  peben,  indem  das  .  S(  henkungsrechl** 
allerdings  nothwendiger  Bestandtheil  des  (Privat-)  Eigonthum&rechts  erscheint 
Danach  ist  die  Sefaenknngsstener  nicht  in  gleichem  Haasse  wie  die  Eifaschnftsstener 
berechtigt.  (S.  Grundlegung  §.  280  und  die  l^Oiterung  über  die  franzMnohe  Sdien- 
kung-ssteaer  Fin.  III,  §.  '142).  Die  finanzwissenschaftliche  Kochtfertigung  nach  den 
oben  dargelegten  Gesicbtspuncten.  namentlich  demjenigen  des  Princips  der  Besteaemng 
nsoh  der  Leistnngsfthigkeit,  trift  dagegen  nnoh  bei  der  Scbenltanfflstennr  n.  Er- 
wäfrunß;en  der  practisrhen  Opportunität  führen  aber  wieder  zu  kein-  in  roinen  Erfrebniss. 
Spricht  die  Nothwcndigkcil  einer  Sicherung  der  Erbschaftssteuer  für  die  Scbenkunrs- 
steaer,  so  die  Schwierigkeit,  ja  die  Unmöglichkeit,  letztere  eiuigeruiaa^seu  vollstaodig. 
namentlich  anch«  wenn  die  Erbschaftssteuer  einmal  hier  eintiitt,  unter  den  näclistw 
Verwandten,  dann  fUr  MobiliarvermOgen,  in  der  Gc^jenwart  besonden  fOr  Werthpapiere 
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Inhabcrpapicre ! )  durchzufuhren,  uiultr  {^egeu  sie.  la  diu^er  Bcnuhuug  sind  die  Kr- 
i!imngeD  in  Frankreich,  auch  die  dortigen  statistisch  zu  verfoUen^  Ergelmine« 
i.hrreich  ^s.  Fin.  III,  §.  242.  243).  Dennoch  wird,  in  Kinkikng  mit  der  neneren  Ent- 
wicklung der  Gesetzgebung,  die  Scbenkungsstcncr  als  Gouiplemeut  der  Erbscbaftssteaer 
gefofdert  veiden  mflssen.  Schenkiingea  unter  nächsten  Yervtiidten,  auch  ron  Aseen- 
ienten  an  Descendenten,  daher  DameDtlich  AusstatturiL>  n.  Abfindungen  u.dgl.  können 
dann  nicht  steuerfrei  bleiben,  wenn  es  mit  ht  auch  Erbichaflen  hier  nicht  sind. 
Aber,  um  l&sUge  und  doch  nicht  genügend  virksaiue  Ck>ntrolen  zu  ersparen,  wird  man 
immarhiD  in  den  Befrdnngen  raf  ItAlrae  WerthbetrSge  eis  bei  der  EriMchaflasteaer 
sehen  dürfen.  Nacbtrnglichc  Controlen  müssten  namentlich  beim  Todesfall  des 
Schenkel^  und  beim  Erbgang;  oiritreten,  m.  £.  hier,  wie  bei  der  Einkommen-  und 
Vermögenssteuer  von  Amts  wegen. 

D.  —  §.  243.   Die  neuere  enropäiscln;  Erbschaftsbestenerung. 

Aach  hier  ist  für  Einzelnes  auf  die  specielle  Stcucrlehre  zu  Ycrweisen.  Im 
dritten  Bande  der  Finanz  wnrde  die  britische  (S.  2t)t) — 27t))  und  die  französische 
(§■  241— 24&)  etvM  niher  dargestellt  und  tttitisiTt  Aof  die  Belundliing  der  fi»a- 
z&sischen  Steuer  sei  auch  fßr  allgemeinere  Fragen  Ferwiesen.  Vgl.  tiber  Frankreich 
auch  Leroy-Beaulieu  I,  489  if.  (kritisch,  aber  ohne  Gewinnung  eines  richtigen 
principiellcn  Standpuncts  zur  Frage)  und  Maihioa-Bodet,  finances  fran^aises 
II,  cb.  18  (Ober  die  Frage  des  ScbeMenabiDge,  der,  ab  principwidrig  bei  einer  „Be- 
sitzwochselsfener",  von  ihm  verworfen  wird,  was  hier  zur  Erfränzong  meiner  Ausführ- 
ungen a.  a.  0.  dienen  mag).  Des  Zusammenhangs  wegen  wurden  neuere  Gesetze  oben 
in  §.  Sl  in  der  Cebersicht  über  die  Rechtsge bahren  mit  erwähnt.  S.  femer  manches 
BeiUgUche  in  der  Specialliteratur  Uber  diese  Steuer,  besonders  in  v.  Scheel's  ge- 
nannter Schrift:  dann  im  Finanzarchir  II,  '^TH  (auch  Statistik)  und  sonst  Uber  einige 
Staaten;  femer  den  bundesr&tblicben  Commiääiousbericbt  von  IBIS  nnd  jetzt  fUr  die 
Gesetzgebung  der  deutschen  Einzelstaatra  namentlich  die  Schrift  tod  Bacher,  mit 
dem  beachtenswcrtlien  Uniflciniugsvorschlago. 

Diese  Best»^ih>ning  ist  im  Ausland  im  Ganzen  kräftiger  als  in  Deutschland  ent- 
wickelt und  nimmt  daher  nach  ihrem  Ertrage  durt  einu  erheblich  budeuteudcrc  Stelle 
nnter  den  Steuern  ein  als  bei  uns,  so  vor  Allem  in  Gross britannien  und  Frank- 
reich, aber  auch  in  Italien,  Belgien,  Holland.  Oesterreich  n  a.  L.  Der 
Grund  liegt  vomemlich  in  der  Mitbesteucrung  der  directen  Linie,  namentlich  der 
Kinder,  wenn  auch  mit  niedrigerett  Sfttzen,  desgleichen  der  Ehegatten,  dann  in  auch 
sonst  höheren  Steuersätzen  und  in  schärferen  Controleinrichtungen,  welche  letzteren 
sich  zum  Theil  aas  der  Verbindung  mit  anderen  Steuereinrichinngen,  wie  besonders 
in  Frankreich  mit  dem  Enregistrement,  ergeben.  Die  Progression  der  Steuersätze  mit 
der  EntfemuDg  der  Verwandtschaft  des  Erben  (und  Legatars)  znm  CrblaMer,  daher 
niedrigste  Sätze  fiir  Descendenten  'wenn  sie  ni*'bt  überhaupt  wie  in  Deutschland  frei 
sind),  höchste  für  Nichtverwandte,  findet  sich  allgemein,  (ianz  lileinc  Beträge  sind 
meist  steuerfrei.  Progrcsiäion  nach  Höhe  der  Erbschaft,  bez.  der  Erbportion ,  des 
Legats  besteht  dagegen  noch  sehr  selten  (in  England  D^ession  l)ei  der  probate  duty 
ftir  T^'träge  untrr  pf.  St..  die  liOhcrcn  entrichten  .T"„).    Mobil-  und  Imtnobil-. 

Intestat-  und  testamentarische  Erbschaft  wurden  nicht  überall  gleich  behandelt  (Eng- 
land), doch  geht  dUe  nenere  Tendens  aof  GMdiheit  der  Steoonitze  (England,  Frank- 
reich). Die  meist  mit  der  Erbschaftnleuer  verbundenen  Schenkungsstenero  haben 
gewöhnlie!i,  ^hr-r  ni  -lit  immer  (Frankreich),  denselben  Tarif.  Manches  Eigen thtlmlichc 
einzelner  Laudur  erklärt  sich  aus  der  geschichtlichen  und  mitunter  verbliebenen  (Frank- 
reich, Italien,  Oesterreich)  Varbindung  mit  Stempel,  Oebtthren,  Eni^^tremeai  Doch 
mehriach  jetzt  Ablösung  davon  (England,  Deutschland). 

Die  in  mancher  Hinsicht  bedeutendste  und  eigcnthumiichste  Entwicklung  hat 
diese  Besteuerung  in  Grossbritannien  genommen.  Sie  setzt  sich  hier  aus  einem 
^ — 4gliedrigem  System  verschiedener  Stenern  zusammen,  welches  nur  historisch  und 
in  Verbindung  mit  <lem  l>ritischen  Privatrecht  betrachtet  verständlich  ist  (s.  Fin.  III, 
S.  2t>6  ti.  und  den  Aufsatz  von  LesoFf  Tubinger  Zeitschrift  läSl),  manche  Besonder- 
heiten.  ibet  Sonderbarkeiten  enthilt,  indeseen  doch  allmählich  und  bie  in  die  jüngste 
Zeit  hinein  (H88)  mehr  und  mehr  zu  einem  organischen  Ganzen  ausgebildet  worden 
ist.  So  ist  die  Erbschafts-steuer  eine  wichtige  vermögcnsstcuerartigo  Ergänzung  der 
directen  Stautsbeätouerung  geworden,  die  doch  voruemlich  die  wohlhabenderen  und 
reicbenii  daaseo  trift  (Flu.  UI«  S.  271).  Die  diiede  Linie  wird  dbeihanpt  und  dann 


5^4     B.  Allgem.  Steuerlehre.  4.  K.  System.  3.  H.-A.  6.  A.  Aufallbe&töuer.  §.  243. 

noch  fon  den  ^eolell  nwdi  dtt  TemBdlscIuift  abgeatnlleii  beidoi  Stevern  nilgelniaHi 

(1  7,,  Eh^tten  dafiregen  frei  ;  andere  SUxe  3,  5.  6,  10  7«).  Sclilld«»l»lg  M  en« 
neoerdiogs  gestattet.   Steberfrei  jetzt  100  Pf.  St  (früher  20). 

In  Frankreich  i&t  die  omfassende  ond  lioiie  Erbächafu-  und  Sobenkungs- 
stener  keine  selbstlndige  Sieaernrt«  sondern  ein  Glied  des  grossen  Enregistremect- 
Systems.  Darair^  erklärt  sich  auch  ihre  Einrichtung,  namentlich  ihre  Behandlung  als 
eine  Unterart  der  Bcäit^urccbselabgaben  and  mit  iii  Folgq  dessen  —  wie  aas  fiscaliaciieQ 
Kttcksichten  —  der  Grundsatz  der  Besteuerung  des  „rohen  Erbecbaflnreidii^,  d.  k. 
dw  Niditabzng  der  Lttten  und  Schulden  vom  steuerpflichtigen  Werth,  eine  Bestim- 
mung:, welche,  besonders  bei  verschuldetem  Immobiliarnachlass  drtlckend  ist  Die 
Gewährung  dieses  Schuldenabzugs  ist  öfters  angeregt  und  ?eriangt«  aber  bisher  nicht 
dorchgeeetst  voiden.  Sie  mnde  nach  ab  mit  dem  Prindp  der  Bedtxveehselnbfnbeo 
in  Widerspruch  stehend  abgelehnt  (s.  Mathieu  -  Bodet  a.  a,  0.,  meine  Fin.  III, 
S.  5SG\  Das  sy>rS'  he  aber  nur  dafür,  wie  in  anderen  Ländern,  die  Steuer  ttberb&opt 
vom  Enrcgistrcuicut  ganz  abzutrenueu  und  sie  selbständig  nach  ihrou  eigenen  richtigen 
Principien  auszugestalten.  Die  Stenersltw  sind  die  hohen  des  Enregistremeuts  und 
durch  die  Kriegszuschlä^e  noch  gesteigerten .  der  Normalsatz  (wozn  jetzt  25  Vo  Zu- 
schlag) 1  Vo  für  directo  Linie«  S  für  Ehegatten,  4,  5,  7,  8  fUr  andere  Yenrandte  nnd 
Bchliesslich  9  %  für  Nichtverrandte,  mit  veitereo  CompUcationen  des  TuÜk,  la  der 
8chenkung2>steucr  zum  Theil  etwas  andere  S&tze  (s.  Fin.  III,  S.  524,  527,  mit  Statistü, 
auch  §.  24'1  (f.  daselbst).  Die  Erträge  stecken  in  denjenigen  des  EnrcgistremeLt 
lassen  sich  aber  in  der  Specialstatistik  des  letzteren  aos&cheiden.  —  Die  Steuer  tom 
VemSgen  der  todten  Hand  <t.  oben  8.  584  und  Fin.  III,  §.  206)  isl  nm  UmS 
naeh  ein  Ersatz  für  die  Erbschaftssteuer. 

Auch  in  Italien  besteht  die  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  in  Verbindoni 
mit  dem  Enregii»trcment,  doch  mehr  versclbstäudigt  Die  Steuers&tzo  geben  roe 
1.44  Vo  (directe  Linie),  8.60  (Gatten),  auf  6,  7.2,  9.6,  10.8,  12  7,  (letzterer  Satz  ftr 
die  entferntesten  Verwandten  und  NichtTerwandteV  (S.  Sachs  Iialio,  p.  361,  Ale&sio, 
sistema  tribntario,  II,  59  ff.,  87  ff.)  Auch  hier  eine  Ersatzsteuer  ?om  Vermöj^  det 
todten  Hnnd. 

Aehnlich  haben  Belgien,  Niederlande ei)giebige  Erbschaftssteuern,  in  Weiter- 
bildung der  französier)] en  Besteuerung  des  Enregis&ementsyilams  (s.  ttber  Kiodednade 
van  der  Borght  im  imauzarchiv  Y,  10t)9  ff.). 

In  Oesterreich  isl  die  Erbsehnfls-  und  Schenkongasteoer  ebenfalls  m  de» 

»»Gebühren"  -  System  von  VermögensUbertrajrr.itf^en  ^anz  enthalten  (Nürmalsteuersatx, 
ie^  mit  25  7a  Zuschlag,  1  7o  für  directe  Linie  und  (iatteu,  4  7o  andero  Verwandte 
bis  incl.  Geschwisterkinder,  8  7o  ^^^^  anderen  F&Uen.  Bei  Schenkungen  derselbe 
Tarif.  Dazu  in  beiden  Fällen  iVt  7»  vom  Werth  unbeweglicher  Sachen).  Dabei 
Schuldabzug    Fnn  Betrage  bis  50  fl.  „Gebuhrenäquivalent"  für  Besitz  der  todf^'n  Hand. 

Auch  iv  US  bland  hat  neuerdings  eine  eigene  Erbscbafts-  und  Schenkungästener 
eingeführt 

Im  Deutschen  Beich  ist  der  Gedanke  einer  Uehertragung  der  Erbslihafts- 
stcuer  auf  das  Reich  (187S)  nicht  verwirl<lichl  ■worden.  Die  g-erinc-n  tinanzi-  lle  Be- 
deutung der  Steuer  in  dcu  Eiuzclbtaateu,  dai  Bedürfuiss  eiücr  Umüc&tioik  der  Fl^ii:>  ui^i- 
steuern  würde  eine  solche  Uebertragnng  begOnstigt,  andererseits  der  Za^an  Ln  nhang 
mit  Gebühren-,  Verkehrssteuem,  Einrichtung  der  flirrrtcn  Steuern,  und  nur  L  r  Vcr- 
w&ltangsorganisation  sie  erschwert  haben.  Für  alle>  Einzelne  and  die  Verochiodenhetten 
der  Gdsetsa  »  jetM  mehrfiich  selbst&ndigo  „Lrbschafte-  wd  8ch«ataulgiila■e^ 
gesetze'',  mitunter  aildi  nur  „Erbschaftssteuergesetze''  (Preussen,  Sachsen.  Baieo, 
Würtcmberg-,  He^cn,  auch  mehrere  Kleinstaaten),  abgetrennt  vom  allgemeinen  Ge- 
bühren- und  Stempelwesen  —  ».Bacher  s  Schrift  (Yerzeichniss  der  1886  in  Deotsch- 
Isad  geltenden  Gesetze  daselbst  8.  70  ff).  In  Elsass-Lothringen  gilt  die  &ib- 
zOsische  Gesetzgehun|<  noch,  doch  mit  der  jüngrst  (1SS9)  eingetretenen  Modi6catiOB 
des  Lasten-  und  Schuldenabzngs  vom  steuerpflichtigen  Werth.  Abgesehen  von  letzterem 
Lande  sind  in  den  deubchcn  Staaten  Erbschaften  in  directer  Linie  bisher  allgemeia 
frei,  unter  Ebeffatten  fast  allgemein  (eine  Änsnahme:  Baden)*  In  der  Seitenlinie 
regelmässig  Steuer,  auch  schon  unter  Geschwistern,  und  dann  steigende  H'Af.rv  bis  zo 
gewissen  Graden  der  Entfernt -Verwandten  und  Nichtrerwandten,  Minimum  I — 5, 
Masiinnm  8—10  7o.  mit  revHhiadenea  Zwischenstufen  (s.  die  tLhsniidilliflh«  ZanaMn- 
stdlnng  der  Taiiftitze  im  fiinaaaaiehlT  II,  296).  (PrenassA  2,  4,  8  SteMTslgsct 
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reg'elmässif^  der  Activhetrag  der  Krhs^luift.  Gewisse  kleine  BfifrStr«^  meist  steoerfri  i 
L%ate  an  Uaussuuiiitgenosaen  mehrfach  darch  weitere  äteaorCreiheit  oder  miasigerea 
Steoetwiti  be^Onatigt 

4.  Abschnitt 
II.  Die  Besltxbesteaerun^. 

fi.  244.    Yorbemerkangen  und  literarische  Nachweisoagen. 

Die  in  der  neaeren  Theorie  ziemlich  vernachl&ssigten  and,  wo  sie  behandelt 
A  urdcn.  eher  abgelehnten  „allgomoincn  Vermögenssteuern'*  (s.  Raa,  II,  §.402 
bis  404,  im  Ganzen  abweisend,  ältere  Vorschläg-e  von  Kröncke,  Anleitung  S.  21  und 
üeber  GraadtAtzo  einer  gerechten  fiesteaerung  Abhandlung  1;  31athy,  VorBchlige 
Ober  die  Einfiilinuif  einer  gerechten  yermOgenaBtener  in  Baden,  Karisnuie  18S1)  tind 
in  neuester  Zeit  in  der  deutschen  Theorie  wieder  mehr  und  sympathisch  besprochen 
wordeQ.  So  befürwortet  sie  namentlirh  Neu  mann  in  der  progressiven  Einkommon- 
stener  und  zum  ThuÜ  wohl  in  Fol^^u  dur  vüu  ihm  ausgehenden  Anregungen  auch 
Andere,  so  Gutachter  des  Vereins  für  Socialpolitik  und  Oberhaupt  dieser  Vetefn  in 
der  Ki>r'incher  Vcrsammlang  1S76  in  den  Verhandlungen  über  die  Einkommensteuer. 
S.  u.  A.  GenseTs  Gutachten  („Fersonalbesteueraog*^',  Schriften  des  Vereins  für  Sociai- 
poUtik  Nr.  3,  1873,  S.  41  ff.  („sobald  die  Einkemmenstener  ein  gewisses  Maass  erreicht 
tiat,  werde  man  genflthigt  sein,  rie  mit  einer  Vermögenssteuer  zu  cembiniren''). 
Derselbe  in  s(?inen  The5en  zn  seinem  Beferat  auf  der  Versammlung  von  1873, 
Nr.  2  c  und  in  dem  fieferat  selbst  S.  21,  26  des  betretfenden  Berichts  (Verhandlongea 
von  1875.  Nr.  II  der  Schriften,  Leipzig  1875).  Aehnlich  Held,  nb  Correfeient,  eb. 
S.  36,  These  2  und  S.  M2,  rbendaselbst.  etwas  abweichend,  Neumann.  S.  46  ff.» 
Nasse,  S.  52.  Beschlossen  wurde:  „eine  in  den  unteren  Stufen  progressire  allgemeine 
Einkommensteuer  iu  Verbindung  mit  einur  allgemeinen  Vermögenssteuer 
nis  haupsichlichsto  direete  (Staats-)  Steuer'  zu  empfelilett.  S.  69. 

Auf  diese  Strömnns:  zu  Gunsten  der  Vermögenssteuer  hat  wohl  cinjjewirkt:  in 
äteaertechnischer  Hinsicht  das  angttnstige,  allerdings  tbeilweise  begründete  ürtheil 
aber  die  Ertngeetettern  und  die  Minttchkeit,  indenvie,  s.  B.  durch  ndhersn  Stener- 
fass  des  Renteneinkommens  oder  durch  Luxusstenem,  den  Besitz  passend  in  Gemftss« 
heit  seiner  grösseren  Leistnng:sf^higkeit  zu  treffen;  in  principi  eller  Hinsicht  die  Hin- 
neigung zur  höheren  (progressiven)  Besteuerung  des  grösseren  und  namentlich 
dos  grOseem  Besitieinkommene,  aovic  inr  Mltbeetenerang  den  grOeseren,  loxosaitigen 
Nutzvermöf^ons  der  reicheren  Classen.  was  alterdinp^s  scTion  liMn  Kinkommenbegriir 
der  neueren  Theorie  entsprach.  Ich  stimme  in  allen  diesen  Beziehungen  dem,  was 
n&n  zu  Gonsten  gerade  der  VermOgensbesteuerung  aufgeführt  bat,  im  Ganzen  bei. 
Nur  knnn  ich  die  steucrtechnischcn  Vorzüge  nicht  ganz  so  hoch  schAtzen  und  meine 
wieder,  dass  die  principielle  Rechtfertigung  einer  höheren  Besteuerung  des  Bcsitz- 
einkomuens  als  des  Arbeitseinkommens  mittelst  der  Vermögenssteuer  eben  von  der 
Annnhine  des  soc i a  1  p  o  1  i tischen  Bestenerangtttandpnncis  ttberliaiipt  abhangt.  Vom 
Staudpunct  der  Befürworter  der  Vermögenssteuer  aus  (^eumann  und  die  Anderen) 
scheint  mir  die  ganze  Frage  folgerichtig:  zu  einer  Frage  der  steuerte'  hnischen 
Zweckmässigkeit  zusammenschrumpfen  zu  uu&ben,  was  aber  nicht  immer  deutlich 
herwoftritt. 

Ausser  den  benannten  s.  auch  Maurus,  Freiheit  in  der  Volks wirthschaft, 
Heidelberg  1873,  8.  179  ff.  und  derselbe,  Besteuerung,  S.  115  ff.  Roscher,  Fin. 
§.  75  (mit  einigen  weiteren  literarischen  Nachweisungen  in  den  Noten).  Er  meint, 
wo  nicht  ein  gut  erhaltenes  System  von  Erlragssteuem  bestehe,  sei  die  rcgelmässigo 
V.  rbindnng  von  Einkoromen-  und  Vermögensteuer  der  beste  Weg  zur  höheren  Re- 
iastung  des  fandirten  Einkommens.  8ch&ffle  (Steuerpolitik  S.  355)  siebt  wie  ich  in 
der  Wnhl  nomineller  YennSgettsstenem  vesentilich  nnr  eine  technische  Zweekmissig^ 
keitsfrage  von  geringer  Bedeutung:  fiir  unsere  Verhältnisse.  Cohn  (Fin.  §.352 — Vtl) 
beiiandelt  die  Resitzbesteuerung  verhaltnisniniissii;  eingehend,  mit  besonderer  Hezu:^- 
nahmc  aof  die  schweizer  Verhältnisse,  auch  mehrfach  eigenthümlich  und  beachtena- 
werth,  mit  einer,  wohl  schweizerischen  Eindrücken  mit  zuzuschreibenden  i^ewissen 
Sytnpathie.  Kr  betrachtet  sie,  übrigens  do*  h  ahnlich  wie  icli,  naeh  vier  Seiten:  ah 
ersatzweise  Besteuerung  des  Vermögens  bei  ausbleibendem  Ertrag,  als  Besteuerung 
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des  (j  e  b  rau  h  vcrtnöfrens  neben  dem  werbenden,  als  stärkere  Belastung  des  Ver- 
mugenscinkommcits  und  als  l-'orderuu{(  amta  reelleu  TheiL»  (l<a>  Vermö^eas  für  aossei- 
ordcntlicbe  Znrccko  des  Gcineinweseni  (tlt  „tmU»  YanDOgieiiflileiiiei^,  voiQbar  wir  tbtm 
in  §.  134,  136  schon  handolt.-n). 

In  der  Praxis  hat  die  Vermögeiissteaer  im  Altertbam,  im  MittcUiter,  be&oa> 
den  in  8tldten,  hie  and  de  eodi  in  neoerer  Zeit  eb  Eztreateoer,  z.  B.  in  Flnaaz- 
nMheo,  eine  Rolle  gespielt  (s.  Fin.  Ill^  S.  21,  23«  g.  28,  34,  88.  39.  S.  99,  109,  oud 
<onst  |iassim).  Nicht  un«'ichti>rc  Beispiele  der  neaesteo  Zeit  liefern  die  Cantonc  der 
Schweiz  (s.  Neumano,  EiDkommensteaer,  S.  184,  Gohu,  Flo.  S.  490)  und  diu 
Ebuelstaetan  der  BordamericaniecheD  Union,  VerÜlder,  veldM  auch  auf  die 
neueste  BewegTing  in  der  deutschen  Tlieorie  wrhl  mit  von  Eioflass  waren.  S.  die 
oben  S.  2b  genaanten  Schriften  vod  Patten,  Ely  und  Schwab.  Auf  die  deatache 
Praxis  der  (iegenwart  hat  sich  bisher  die  Anregung  zu  allgemeinen  Vermö^enssteoexa 
in  der  Theorie  noch  nicht  ron  Einfluss  gezeigt. 

Vermögenssteuern  auf  r i  •  I !  •  ^Miizclfie  Vennögensobjecte,  besonders  soge- 
nannte directe  Laxui^bteueiu  t>iuU  iu  der  neueren  Theorie  ebenialls  wohl  mitontei, 
aber  telteoer  empfohlen,  ttbeihavpt  sehr  ▼eaig  genaoer  behandelt  worden.  (S.  Baw  IL 
§.  425.  427,  Daten  in  den  Noten.)  Eine  allgemeinere  BefQrwortang  finden  Laxns- 
steuern  als  Consumtionsabc;abcn,  jedoch  nur  ausnahmsweis-'  als  •lir''Ct'5 
Aufwaudüteueru  ui  der  Üciääigeu  und  umsichtigen  Monographie  ?on  v.  Biiiu::ki.  die 
LmcnMteaem  ab  Gorrecti?  der  EinlwauneneteQer,  Hfinuizwisseoschaftlfoli«  Beftnc  m 
Lösung  der  socialen  Fraj^e**,  Leipzig-  1875;  s.  daselbst  S.  141  (T.,  wo  nnr  vier  directe 
Laxussteuem  (auf  Wohnung,  Bedienten,  Equipagen  und  Pferde,  Uuode)  Teilaa^ 
werden.  Oeber  Bilinsiti's  sonstige  Aoffassung  und  Forderongen  s.  die  Hotisea  in  da 
sp&teren  Abschnitten  von  der  Gebrauchsbesteuemng.  Eine  gute  und  reichhaJtir; 
Uebersicht  über  die  bisherige  literarische  Erörterung  g-iebt  Bilinski  S.  30  ff.  im  Ad- 
faoge  seines  Werks  auch  Uber  die  Luxussteaer  iu  der  Praxis.  Für  umfassende  Bc- 
eteneranf  des  Verbranehe  der  Ardhel  des  Gennsses  nnd  Luxus  anoh  Manrtts,  Be- 
steuenins  S.  319  ff..  Eisenhart.  Be-^teuerung,  S.  160,  181  {[.  Hi  r  geht  dann  die 
Ff:i'T»'  wie  bei  Bilinski  in  diejenige  der  Gebraochabesteuerung  Uber.  Darüber  untei 
241>.  25tj.  Ich  kann  jirincipieli  die  Luxussteuem  (auch  die  direoten)  ebenso  wie 
die  YermögensAteucrn  billigen,  stenerteohnisch  sind  mir  directe  Lutussteaem  Toa 
zweifelhattem  \\  rtli.  jedenfalls  ron  massiger  practischer  Bedeutung.  Ucber  die  be- 
treffende gegen wurtii^e  Besteuerung  in  England  Fin.  III,  §.  155»  156,  in  Frank- 
reich 305-^08. 

I.  —  §.245.  Nominelle  uud  reelle Besitzhesteaeraog. 

Die  Besif'/Jiestenernng  kommt 

A.  einmal  als  eia  Mittel  zur  reellen  }k\steiici  uiij:  des  Ein- 
kommens in  Betracht,  ist  also  dann  eine  nomineUe  oder  dient 
als  Bern  CSS uttgsgrandlage  der  Besteaerung:  als  steuertecb- 
nisebes  Hilfsmittel  der  Emerbsbesteueriing  zur  Usung  der 
Aufgaben  derselben  mittelst  eines  anderen  Verfabrens,  indem 
Tom  Besitz  anf  den  Erwerb,  die  ErwerbsflUiigkeit  nnd  die  Stelle^ 
fäbigkeit  znriickgeschlossen  wird.  Mit  Ansnabme  des  Falls  der 
Erbscbaflssteuer,  welche  anch  su  den  nominellen  Besittstenem  ge* 
htfrt,  ist  die  Besitzbestenernng  in  der  Regel  nnr  eine  solche  nomt- 
nelle  und  soll  diiö  gewöhnlich  auch  nur  sein.  Mit  ihr  haben  wir 
uns  im  Folgenden  vornemlich  zu  beschältigeu. 

B.  Doch  kann  sie  aböichtlich  oder  unabsichtlich  eine  reelle 
werden,  wo  der  Besitz  die  eigentliche  Steuerquelle  wird. 

So  die  Erbschaftssteuer,  iu  gewissen  Fällen  die  Verkehrssteuer  (Bc&itzwechsei- 
abgäbe),  die  Steuer  auf  den  Conjunctorengewinn,  so  aber  anch  allgemeine 
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Venu  ögenssteuera  in  ilem  allerdings  sehr  seltenen  Fall,  dass  eine  solclic  Stoucr 
nach  ihi^r  bedeutenden  Höhe  und  auch  wohl  nach  ihrer  Yemüagvnga-  Qad  Srhebaugs- 
art  nicht  aus  dcui  f^iukommt^n  «jutrichtet  werden  kann. 

Auch  eine  Besitzstcuer  als  reelle  Nermoi^cnsstcner  ist  uacU 
dem  Früheren  nicht  schon  au  sich  immer  unzulässig. 

Denn  eina  redie  Besteueroog  des  eiozelwirthschafdicheD  Vemögcos  ist  nicbt 
iiAb«diiigt  efaa  solche  des  voUswixthscheftlieheD  YerraOgeiis  wid  Usst  sieh  in  SiMtS' 

nothlag^on  und  auch  .sonst  unter  rmständon  i§.  134 — l.'U'»)  vom  socialpolitischen,  wenn 
auch  nicht  rom  roin  linauziLlli  n  IJestcuerungs -Standpuncti^  f§.  159)  aus  billigen. 
Pener  kann  aasnahmsweise  auch  eine  reelle  liesteuerung  dcb  V  o  1  k s  vormOgcns  vor- 
koaunen  (§.  182).  Notbirendig  wird  aber  immer  sorg^liig  zu  prüfen  selD ,  ob  die 
st»»t*i  seltene  Eveutualität  einer  reellen  Yermfin^cnsstetier  wirklich  vorliegt,  vr^s  im  All- 
gemeinen nur  in  ButrcÜ  der  schon  betrachteten  Fälle  der  Erbscbaftsstoucr  und  der 
Bestonerung  von  Spiel  •  und  ron  gewissen  GonjonctnnnffoirfDnen,  velehe  dem  ange- 
legten VermOgensverth  hinzu  wachsen,  zu  sagen  ist;  sodann,  ob  die  nominelle  Besitz- 
^tcnrr  nirht  wider  die  Absicht  des  tiesetzgebe»  ZU  einer  reellen  wird,  was  natOiUch 
uiüglichät  verhütet  rerden  mass. 

Die  nominelle  Besitzbestenerong  ist  als  steuertechnisches  Hilfüinittel  der  Er- 
werbsbesteucruug  schon  in  den  voran^rchcnden  Abschnitten  atindrücklich  oder  im|)lirife 
mehHach  mit  berührt  worden.  Es  Kind  aber  noch  einige  weitere  Ausfahrungen  Uber 
sie  znr  Ergänzung  an  dieser  Stelle  nothwendig,  welche  namentlich  ermitteln  sollen, 
ob  und  welche  steuerpolitischen  Zielpnnete  durch  sie  sich  etwa  sweckmlsslg 
und  erentueli  besser  als  durch  andere  Stenern,  z.  B.  die  Ertragsstenern,  erfeichen 
lassen. 

Die  Untersnchnng  ttber  die  reelle  Besitzbestenerung  i;it  in  den  früheren  Er- 
örterungen Uber  die  Wahl  der  Steuerquclle  (§.  130  fl.).  Uber  die  Auffassung  der  Ge- 

rechtigkcitsgrunds^tzc  der  Bestenerunt:  voui  socialpolitischcn  Standpunctc  aus  (§.  159  ff.), 
dann  in  den  letzten  AbachuiUcu  in  den  Üctuchtuugea  über  die  V'erkchi's-  (§.  225  tf.), 
die  Conjunctorengewinns-  (§.  234  ff.)  und  die  Erbsehafissteoem  (§.  241  ff.)  im  Wesent- 
lichen schon  geführt  worden. 

II.  —  §.  246.  Formen  der  nominellen  Beeitzbe- 
steaemng. 

Dieselbe  kann  in  yier  Formen  vorkiommen. 

A.  Einmal,  indem  sie  die  Gesammtheit  des  Besitzes 
(Eigenthums)  einer  Tersou  (Wirthsclialt*  ins  Auge  lasst:  dann  er- 
scheint sie  üh  allgemeine  Vermögenssteuer. 

B.  Zweitens  kann  sie  den  ererbten  r.rsitz  im  Augenblick 
des  Erbesfibergangs,  bez.  der  Erbesantretung  treü'eu:  dann  nimmt 
sie  die  Gestalt  der  Erbschaftssteuer  au. 

G.  Oder  sie  küüpü  sich  drittens  an  gewisse  Katego- 
rie en  des  Besitzes,  nemlich 

1«  je  an  das  ProdnctiTTennOgen  (Kapital)  oder  an  das  Ge* 
branehs vermögen  einer  Person  je  in  seiner  Gesammtbeit  oder 

2*  an  die  einzelnen  Ertragsquellen!  weiebe  das  Pro- 
dnottTTermOgen  nmfasst,  insbesondere  an  den  Boden,  die  Ge- 
bäude, das  bewegliche  oder  das  Geldkapital,  und  von  den 
beiden  Abtheilungen  des  Gcbrauchsverinögens  specicU  au  das  Nul/. 
vermögen:  dann  fungirt  sie  als  partielle  Vermögenssteuer  immer 
je  iUr  eine  dieser  Kategorieen  oder  deren  Unterarten. 
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D.  Endliob  TierteiiB:  sie  trifft  gan«  speeielle  etoselne 
Objecte  des  Nntorermögens:  so  munentlieh  als  sogesannte  direete 
Luxus  Steuer,  aber  gelegentlieb  aneb  in  dem  einen  oder  anderes 
sonstigen  Falle. 

A.  —  §.  247.  Die  Besitzbesteuerung  als  allgemeine  V'er- 
m ö g e n 8 stener.  ilier  wird  die  Steuer  nach  dem  Werthe  des 
Vermögens  bemessen  und  dieser  Werth  durch  Anschläge  oder 
auf  Grund  von  Declarationen  festgestellt. 

Steuern  dieser  Art  sind  frtlher  vielfach,  in  Städtea  wie  in  Territorien  und 
Staaten,  vorgekommen,  finden  sich  auch  neuerding!»  noch  oder  vieder  in  der  Praz» 
(Schweiz,  Nordamerica)  und  sind  initiinti:r  in  dor  Theorie  gerade  fdr  modetA«  Vet> 
iiältiiissü  empfohlen  worden  (Neu mann).  8.  die  Citate ia den  VoriieBieiiRiagea  dfaiai 

Abschnittä,  auch  diejenigen  aus  Rand  ÜI  der  Fin. 

1.  Durch  eine  solche  Steuer  lässt  sich  im  rein  finanziellen 
Steuer«  V  8  teni  die  allgemeine  (nominelle)  Einkommen- 
steuer in  Bezug  auf  die  besitzenden  Classen  mit  dnrchfllbren, 
Indem  man  aus  dem  Vermögen  auf  das  Einkommen  zurUckscblieaat: 
mitnnter  anch  beute,  so  in  llUidliohen  Verhältnissen,  wie  in  frtlberen 
Zeiten  allgemein;  mitunter  nicht  unpassend»  aber  doeh  gegenwärtig 
wobl  nur  ausnahmsweise. 

In  F&llen,  wo  das  EinbonUBMl  schwor  zq  eraaitteln  ist,  kann  eine  aligdoieiBe 

Vcrmögenssteuor.  filr  welcho  man  wenigstens  gewisse  Anhaltspanoto  öfters  leichter  ge- 
winnt* z.  B.  in  der  Art  und  Grösse  des  Notzrerm(^en8,  bei  ländlichem  Grundrermögea 
Vöhl  erwQntdbt  HUto  gewibven.  Attch  kSnnea  Aoschlige  des  Yermögens  nnd  Decla> 

rationen  darüber  wohl  hfiufig  leichter  und  zuverlässiger  als  über  Ertrajs:  und  Einkommen 
erlangt  werden.  Aber  die  einzelnen  Vermögonsobjecto  sind  doch  in  sehr  ungleichem 
Grade  schwer  oder  leicht  zn  croiiUcln  und  der  Rackschloss  auf  Ertrag  oder  EiuLommen 
bleibt  ebenfalls  oftmak  misslich.  Eine  allfemciite  VeniSgcnssteucr  als  allgemcüie 
Einkommensteuer  rl,  r  nrsj(/.,  n  !  «u  mTichte  daher  docli  nur  selten  räthlich  sein.  Neben 
einer  solchen  macht  sie  doppelte  Mühe  und  cmptiehlt  sich  wohl  nur  anter  Uautiadeß 
im  fblgenden  Pelle. 

9.  Sie  Icann  nemlieh  im  so eialpoliti sehen  Steuersystem 

neben  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  zum  Zweck  der  höheren 
Besteuerung  der  besitzenden  Classen  ganz  passend  in  Betracht 
kommen. 

Hier  erfüllt  sie  dieselbe  Aufgabe  wie  die  directen  Laxussteaerzi  and  wk 
Yerbreoehssteaeni  (erentneU  mit  entsprechend  höherem  SteoerftieBe)  muf  Genoat- 

mittel  der  Wohlhabenderen  und  principiell  bes  r  r,  weil  sie  g^h  i  h  t;i  a  >  j  g-er 
als  diese  Steuern  wirkt.  Auch  diesclhe  Aufi^ahe  wie  ein  System  der  £rtra^«- 
besteuerung,  mit  dem  die  Renteiieinkomuien  etwa  noch  besonders  besteuert  werden; 
in  Ganzen  zwar  wohl,  trotz  dor  Mingel  der  Ennpsteoetn ,  kaum  besser,  aber  doeh 
,  dass  diese  allgemeine  Vermng'cns'stcucr  mitunter  vor  solchen  Steuern  Verzagt' 
haben  könnte.  Ein  Vonuig  ist  es  z.  B.,  dass  sie  das  sonst  leicht  nnbesteuert  bloibeade 
KatzrennOgen  mit  trilR,  welches  Peraonen  bObeien  Wehlstands  öfters  anch  in  relntit 
grösserem  Betrage  besitzen. 

Namentlich  miiss  dieser  Weg  der  höheren  Bestenemng  der  Besitzenden  aber  mit 
dem  anderen  sich  bietenden  rerglichen  wurden,  diese  Personen  durch  einen  hOhor«& 
Stonerfoss  der  allgemeinen  Einkemmenslener  fhr  das  Einkommen  ans 
Besitz"  stärker  zu  belasten.  Wenn  man  bei  letzterer  Steuer,  dem  richtijrcn  Eir- 
kommcnbegriff  gcmäse.  eine  „fictiro  Rente"  des  Notzrermögens  zum  stoaeipflkh- 
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tigen  Einkommen  sclilrigl,  so  liat  Jor  erste  We^g  Jor  VermßgcTisstßuer  keiniüi  priu- 
(^ipicllen  Vorzug  vor  dem  anderen.  Aber  in  der  Praxis  kann  er  Vortheile 
bieteu,  weil  er  im  Publicum  verständlicher,  auch  steuortechnisch  einfacher  ist,  indem 
man  dabei  geimde  der  Sdivierigkeit,  eine  solche  Beradtsichtigung  des  NatzfemOgeits 
bei  der  Einkommeifötcuer  nunittelbar  eintreten  zu  lassen,  tiberhobea  wild. 

Wird  einmal  das  aoeialpolitiseh  richtige  Prineip  angenommeni 
Renten-  oder  BeeiUeinkommen  hoher  als  Arbeitseinkommeo  zvl  be- 
Stenern,  so  darf  daher  wohl  die  Verbindung  einer  allgemeinen  Ter- 
mSgensstener  zn  diesem  Zweck  mit  der  Einkommenste&er  ernstlich 

erwogen  werden. 

3.  Eine  allgemeine  Vermögenssteuer  lägst  sieb  theilweise  mit 
als  Objectbestenernng  wie  die  Ertrags-  oder  Ertragsqnelleu- 
bcsteuerong  Ijehandeln.  Sie  vermag  dann  Aiif-al»iii  zu  lr>scn,  für 
welche  die  Einkommensteuer  als  Snbjecthesteuerung  nicht  aasreicht 
and  sonst  £rtragS8teaern  nothwendig  würden. 

iS.  ^.  170.  t7I.)  Ilior  kann  es.  namentlich  wenn  diese  letzteren  fehlen,  in 
Frage  kommen,  ob  man  nicht  st.itt  ihrer  auf  eine  solche  Vermögenssteaer  rorurrirt. 
da  diese  steucrtechuiäch  vielleicht  einfacher  herzustcileu  und  bei  ihrer  Ausdehauiig 
auf  alle  YennOgeiisbeMaDdlhetie,  aach  im  Nntzrcrmögen,  nitunter  noch  geeigneter  ist, 
als  Objectbestenerung  rn  dienen.  Resä^sen  wir  in  nnscn^n  Staaten  nicht  meistens 
ausgebildete  Ertragüstencm,  so  worden  gewisse  Bedarfnisse  der  Staats-  uud  mehr  oocli 
der  G6niaiioalbesteQeniJif  ettf  solche  VemiAgeiunteaeni  hindrängen,  so  In  den  practisch 
h&afigen  und  wichtigen  FiUeo,  dass  der  Ort,  wo  ein  Vermögcnsobjcct  (namentliöh 
eine  Rcalit&t)  liegt  und  wo  der  Eigenthümer  wohnt,  Fcrschieflene  sind  f§.  170). 

In  Bezug  auf  die  zweite  Form  der  Besitzsteuer,  die  Erbschaftssteuer  kanu 
aof  das  Frühere  Tenrissea  Verden  (§.  241  ff.),  ao  daaa  wir  ans  gleich  m  dritten 
Form  weftdea: 

B.  —  §.  248.  Die  Besitzbestenernng  als  partielle  Ver- 
mOgensstener.  Auch  hier  wird  die  Steuer  nach  dem  ermittelten 
Werth  der  Kategorieen  von  VermOgensobjecten,  aufweiche  sieb 

die  Besteuerung  beziehen  soll,  bemessen. 

1.  lici  dem  P r od uctiv vermögen  einer  Person  oder  Wirth- 
scbaft,  welchen  durch  die  Steuer  in  seiner  G  c  s a ni  nithoi t  oder  in 
Bezug  auf  die  einzelnen  Ertragsiiu eilen  erljisst  werden  soll, 
wird  dann  wieder  von  dem  Werth  auf  den  Ertrag  geschlossen. 
Die  Besitzstener  erBcbeiut  hier  als  das  indirecte  Verfahren  der 
Ertragsermittlnng  im  Gegensats  so  dem  directen  Verfahren  in  der 
gewöhnlichen  Ertragsbestenemng. 

Bei  der  Grund-,  der  Gebäude-  und  der  Zlnarenten*  oder  der  i.  e.  S.  sogenannten 

..Kapitalst  'iit  r".  selbst  bei  der  (i>  \viTbes(euer  kommt  jenes  indirecte  V^erfahren  mit- 
unter ror,  theils  selbständig,  thcils  zur  Krgänzong  des  diroctcn  Verfahrens,  wie  dies 
in  der  spedeUen  Stefnedeln»  nihor  angegeben  werdm  wird.  Die  Beaitcsteaer  hanii 
hier  vor  der  directen  Ertiagscrmittelvng  Vorzüge  haben,  so  z.  R.  beim  (irund  nnd 
Rodi^n  den  der  einfacheren  und  sichereren  Fes(«!te]lnn?  <)•  s  Werths-  '..Verkehrswerths") 
als  des  Reinertrags,  zum  Tbeil  deshalb «  weil  man  sich  dort  an  objcctire  Mom^ito, 
an  Thataachen  dee  Verkehrs  seihst ,  wdche  nicht  lo  schwer  zn  emllteln  sind  (Kanf- 
i  r.  ise),  hält.  Al)er  das  Mi^sMehc  bleibt  immer  der  Schluss  rnm  Werth  rtuf  T.r- 
trae.  wie  s{(  h  gerade  beim  OrundstUnk.  mich  bei  Geldkapitalien  (Wcrtbpapioren  u.  dgl.) 
Wagner  ,  Fi aaniwisMoaduifU  IL  2.  Aufl.  ^{9 
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am  Doutlicbäten  zeipt.  Im  Ganzen  wird  die  Besitzsteaer  hier  doch  wohl  nar  allge- 
meinor  empfühlen  werden  kunuen,  wenn  es  an  einer  sorg^niltigen  Ertrasr^^tf^aer  fehlt; 
sodann  eben  als  Hilf» verfahren  (eventuell  als  UauptrerfahreD)  2ur  iiliitricbtang 
der  ErtngMteQer. 

2.  Bei  dem  NntsyennOgen  ci^ier  PenoD  oder  Wirtbsehaft  hat 
die  BeBitzsteoer  dagegen  berechtigtermaasseD  eine  grössere  Be- 
dentong  und  empfiehlt  sieh  daher  ganz  wohl,  ans  den  oben  seiion 

angedenteten  Gründen  (§.  247  unter  2). 

Denn  hier  kommt  kein  reeller  Ertrag  im  getrOholicben  Sinne  ror,  sondern  nur 
jene  „fictive  Kcntc",  welche  allerdings  in  den  Genossen  und  Genossmöglichkeitea  des 
Nntzvermögcns  liegt,  aber  sich  rechnerisch  nur  ziemlich  willkürlich  bestimmen  lässt. 
Der  Werth  dieses  Nutzvcrmdgens  ist  dagegen  etwas  Concretes  flod  fiicbt  allu 
schwieii;  fUr  BeBtonenmgszweQle  se  ennitteln.  Aach  in  rein  finaaziellee  Sfeeer' 
System  ist  nun  die  Mitljosteuerung  des  Einkommentheils,  welrhm  rJir  fli  nrj^se  n.  s.  v. 
des  Natzrermögens  darstellen,  in  der  socialpolitischen  Besteuerung  sogar  die  Höher* 
besteaernng  dieses  Theils  als  eines  ans  Besitz  herrührenden  Einkommens  geboten. 
Hier  kann  daher  eine  Besitzsteaer  auf  das  NatzvermOgcn  ein  rerhiltnissmässig 
einfaches  und  zweckmässitrc^  ATiitel  neben  der  Einkommenstener  zur  Erreichnnr 
dieses  Ziels  sein.  Man  wird  dadurch  mitunter  die  reicheren  und  reichsten  Claasea 
fter  die  in  ihrem  grossen  lud  ?erse1iiedeii*rtigen  Nntifermdgen  liegend« 
Steuerf&higkeit  recht  passend  zur  Besteuerung  heranziehen.  Nicht  zu  ubcrsebeo  ist 
übrigens,  dass  die  Besitzsteaer  vom  Nutzv^rmöircii  von  dem  gesamuit^n  wie  hier,  oder 
von  einzelueu  Objectcn,  wie  in  der  ful^cxiiieü  Form,  eigentlich  zugleich  eine  Gc- 
braochsbesteoerang  ist,  welche  eventuell  auch  dmcli  eine  aadeie  Fem  dieser  Iett> 
tcren  vcrwirkliriit  worden  kann  Die  Besitzsteaer  erschelot  aber  endi  TOA  diese« 
Gesichtspanct  aus  betrachtet  nicht  ungeeignet. 

0.  —  §.  249.  Die  Besitzbesteaerung  alfi  Steuer  auf  e inaeine 
Objeote  des  KatzvermOgens,  besonders  als  directe  Luxns- 
stener.  Hier  werden  diese  Objecto  beim  Besitzer  auf  Grnnd  Ton 
Torschriftsrnttssigen  Deelaratianen  oder  amtlichen  KachfotschmigeD 
mit  periodiseb  Ofthrlieh}  wiederkehrenden  Stenersfttaen  bel^ 
Gerade  hierbei  erscheint  die  Steuer  als  Gebrauchs stener.  Die 
Erdrtemngen  in  den  felgenden  Abschnitten  besiehen  sich  daher  anf 
sie  mit.  Principiell  Iftsst  sie  sich  sowohl  vom  rein  finan- 
ziellen als  vom  socialpolitischcü  ^»{audpuncte  aus  billigeo, 
soweit  Uberhaupt  eine  G  ebrauchsbesteuerung  einzelner  Gegen 
stände  zu  rechtfertigen  ist.  Prac tisch  und  s teuertechnisch 
möchte  sie  nur  ausnahmsweise  räthlich  sein. 

1.  Der  Besitz  von  einzelnen  solchen  Objecten  weist  auf  £iu- 
kommen,  daher  anf  SteneriUhigkeit  bin,  derjenige  bestimmter  Arten 
solcher  Gegenstände  (,,Lnxnssacheu^')  anf  höheres  Einkommen, 
in  beiden  Fällen  eventnell  anf  Besitzeinkommen.  An  and  illr  sich 
kann  man  daher  die  rein  finansielle,  proportionale  und  die  social- 
politische,  progressive  nnd  das  Besitzeinkommen  hoher  belasteade 
fiinkommenbestenemng  dnreh  eine  solche  Besitzsteaer  verwirkllehen. 
Ob  nnd  wie  weit  genttgend,  das  hängt  von  der  richtigen  Aus- 
wahl der  Objecte  und  der  richtigen  Höhe  der  Steuersätze 
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ab.  In  beiden  Hinsichten  ist  eine  ziemlicb  weitgehende  \\  lilkUi- 
nnveniieidiich.  Deshalb  erscheint  nns  eine  andere  ße^teueriing, 
welche  deoiäeiben  Ziel  der  Einkommeubesteueruug  zustrebt,  zweck- 
mässiger, mindestens  die  vorerwähnte  Form  der  Besitzsteaer  des 
g;anzen  Natzverniögens. 

2.  Stenerteobnisebe  Grttnde  flihren  zn  demselben  £rgebnis8. 

Jene  Willkür  in  der  AuswaLl  der  Steoerobjecte  nnd  in  der  Höhe  der  Stencrsätie 
ist  steoerrechnisch  ein  grosser  Uebelstand.  Die  Hestenerang  verlangt  liehufs  ^*cran- 
U^ng  oder  Controlc  ein  leicht  besonders  lüstigtiä  Eindrioffcn  in  dio  Privatverhältnis^ie, 
ächt  einmal  durch  ein  günstiges  ßn«nxl«ll«8  BttQltat  beschönigt  vird.  Denn 
▼e]?en  (!■  r  WillkQr  in  der  Wahl  i^r  vcto  un«?  w  ren  der  leicht  droh  n  Ein- 
schxankuiig  des  betreffenden  BesiUea  sind  hohe  Steuer^atzet  deswegen  und  wegen  der 
ndst  geringen  Verbreitgng  wichen  Lnroaeonsiinis  ist  vieder  ein  hoher  Stenereitrag 
anageschlossen. 

Es  steht  an  und  für  sich  nichts  im  We^e.  anrh  einzelne  Gegendtändo  des  Pro- 
dnctir Vermögens ,  z.  B.  gewisse  ßcstandtheile  der  Betricbseinrichtuugcn,  Maschinen 
n.  dgl.  mit  StenersUien  zn  belegen.  Aneh  dien  fet  eine  Form  der  Beaitatener,  welehe 
gelegentlich  vorgekommen  ist  und  atirh  wohl  noch  vorkommt.  Eine  solche  St  a  r 
erscheint  dann  aber  wieder  nur  nh  ein.  meist  ziemlicb  rohes  Verfahren  zur 
indirecten  Ermittelung  des  Ertrags  einer  Dnternehmnng,  indem  aus  dem 
Bcbit/  solcher  Objecte  auf  den  Umfang  des  Oeechlfts  u.  s.  w.  zurtlckgeschlosBen  wild, 
wie  z.  B.  bei  der  mit  nach  solrh'n  Merkmalen  veranlagten  Gewerbesteuer. 

Die  weitere  Bcurtheilung  kauii  auf  die  DarsteUong  der  Eriragsbesteuerung  in 
der  npedellen  SlanMiehm  vefichohai  werden. 

Es  ergiebt  sieh  ans  dem  Voransgehenden ,  dass  die  selb- 
ständige Bedeutung  der  nominellen  Besitzbest  euer  ung 
doch  im  Ganzen  nur  gering  ist.  Bloss  als  allgemeine 
Vermögenssteuer,  welche  in  Nothzeiten  als  Extrasteuer  dient, 
dann  im  socialpolitischen  stcuersysteni  nnd  als  partielle 
Vermögenssteuer  des  gcsamm  ton  Nutz  Vermögens  auch  im 
rein  finanziellen  Steuersystem  würde  sie  grössere  Wichtigkeit 
erlangen. 

6.  Abschnitt 

HI*  Mo  Gebraadtotateaernng  oder  die  TOTnenlleli  nofenannte  tndlreete 

BMteneniBg. 

A*  Dm  Artoo  und  Fornea« 

250.    Vorbemerkungen  und  literarische  Nachweisungen. 
Die  Fhnnzlheorie  hst  bisher  In  ihrer  Benrthellnng  der  Verbrnochssteaern, 

des  Haupttheils  der  von  mir  sogenannten  Gebrauchsbesleuerung,  gewöhnlich  zwei 
nahe  liegende  Fehler  nicht  genügend  vermieden.  Diese  Steuern  sind  einmal  leicht 
als  unentbehrlich,  wenigstens  da,  wo  es  sich,  wie  in  unseren  modernen  Staaten, 
um  die  Deckung  eines  grossen  Staatsbodarfs  handelt,  nachzuweisen  und  nicht  minder 
Jrjsscn  sich  bei  ihnen  schwere  VerstJVss^  jrpgen  die  oiierstcn  Stenerprin- 
cipien,  besonders  gegen  die  gerechte  ätcuerrertbcilung,  unschwer  aufdecken, 
namentlich,  wenn  mnn  sich  an  die  Obliehsten,  nnd  ans  practiAchen  GrQnden  wenigstens 
in  gewissem  Umfang  nothwendigsten  Arten  dieser  Stenern  hält. 

Der  eine  Fehler  der  Theorie  liegt  nun  darin ,  dass  man  .sich  mit  der  Praxis 
wegen  der  ünentbehiUcbkeit  dieser  Steuern  über  jene  Versteh  zu  leicht  hinwegsetzt 
>def  sieb  dnrch  optimisttsehe  Annahmen  in  BetrelT  der  ansgletchenden  Wirinng  der 
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Uebenrilniip  dwober  tiiiMltt  oä«t  —  aoflctieii  wfU  mä  m  niaiMäieli  das  Ziel  go- 

rechter  StouerrertlieiluniJ:  >;r(«sscntheils  und  jedenfalls  mehr,  al-^  ■  s  n.jfliis:  ist,  ans  den 
Anprcn  verliert.  Der  zweite  Fehler  besteht  umg:ekchrt  in  der  Eiiiwegsetxani^  über  die 
Uueiitbtihilichkeit  uud  Uber  die  entwicklaii^sgesctzmissige  Begründanfc  dieser  SteMT* 
gattODf  in  der  modernen  Welt,  indem  aas  jenen  VcrstOiseii  gegen  die  Steaeipriadpieo. 
be-^nnrlr-r;  «^egen  die  p:erL>"hf  •  St^'uer\•e^thcil^ll^  ein  ünbedingtes  Verdict  gefiren  die 
ganze  Uattung  abgeleitet  wird.  Die  Neigung  zu  dem  erstgenannten  fehler  findet  man 
m  der  Mit-diiaiit  pnedscheii  Biehtoog  auuicher  neaeren  eeleetbehaB  FlnuutfMontiler« 
in  Deatschland  auch  bei  Ran,  sogar,  implicite  wenigstens,  bei  den  ,3ocialpolitikern", 
besonders  bei  Held,  aJv  r  im  letzten  Grande  selbst  noch  bei  Stein,  trotz  der  schein- 
bar sehr  abweichenden  AutiasaaDgen  des  letzteren.  Der  zweite  Fehler  thtt  bei  im<t& 
theoretischen  Natioiiaidkoiiomeii  Mmr,  welche  die  Terbwacliflsteaero  allein  far  ä^, 
ohne  Ziisammcnhnnp  mit  der  sonstigen  Besteuerung  and  ohne  Rdck-irht  auf  die  ge- 
schichtlichen Bedingungen  der  £ntwicklung  dieser  Stenorgattang  beuitbeUen:  er  fiadet 
sieh  schon  vor  den  Physiokraten  und  A.  Smith  bei  einzelnen  Theoretikern,  duok  bei 
vielen  and  bedeutenden  NaÜoaal&lionomen  and  FinanzschrifisteUflam  der  Smith'schen 
Schale,  an^^serden  bei  ndicalen  Politikeni  ond  nenerdings  daher  beeoade»  bei  den 
Sociaiisten. 

Ein  Hanptrertreier  leisterer  Bichtong  ist  Lasealle.  Sein«  AafEnMiap^  iet  bei 

aller  ilirer  Einseitigkeit  tiefer  und  grossartiger ,  als  diejenige  der  8on^tig^en  (iefrtir-.T 
der  Verbrauchsstenern  Si^*  st>  hr  in  Zosammcnhanp  mit  einer  bcd<«nt-amcn  geschichtsr- 
pbiiosophischen  Bulrachtung  gauzcn  Sttiuerweüeus,  welche  zwar  auch  üehr  einseitig, 
aber  keineswegs  schlechtves  imrtebtig  ist.  Dadurch  wild  ee  gerechtfortift,  Laeealle 
ahi  den  bedeutendsten  neueieo  Gegner  der  Verbrauchs*«teuern  anzusehen  und  auf  ihn 
mehr  Gewicht  als  auf  irgend  einen  anderen  Uegher  di^r  Stenergattong  za  Icgea. 
£r  fhest  dabei  aoeh  so  ziemlich  ADee  zosammen,  was  die  Katimulftkonomep  «ad 
Politiker  vom  Standpunct  der  Oerochtigkeit  aus  gegen  diese  BesMienng  einwoiideB. 
Wamm  hat  Stein  Lassrdle  gar  nicht  herucfciichtigt? 

Ks  handelt  sich  hier  namentlich  um  zwei  Uterarische  Aaslassangen  Lassalle'«. 
Er  bat  nent  in  einem  Vonng  im  Betliner  Handwerheirerein ,  der  unter  dam  Titel 
„Arbeiterprogramm.  Ocber  den  besonderen  Zusammenhang  der  gegen wlrtigen 
(ieschichtsperiodö  mit  der  Idee  des  Arbeiterstands**  in  ZtlricU  1*>(>3  erschienen  ist,  die 
Frage  der  iodirccten  Steuern  kurz  bonihrt  (S.  26  £).  Wegen  dieser  Aosfuhrungen, 
als  geeignet,  „die  besitdosen  Classen  znm  Hass  und  zur  Verachtung  gegen  die  Be- 
sit7cndi-n  öllentlich  angereizt  zu  haben",  gerichtlic)i  nn^eklagt  und  in  erster  Instanz 
remrtheilt,  hielt  er  dann  in  der  Appellationsinstauz  vor  dem  KönigUchen  Jiamj&cr- 
gericht  in  Berlin  eine  Tertheidigungsrede,  die  nnter  dem  Titel  ^ie  inditeete  Steoer 
und  die  Lage  der  arbeitenden  Classen"  ebenfalls  in  Zarich  1863  erschienen  ist  (136  S.). 
Diese  Schrift  ist  bei  nller  tendenziösen  und  gutgläubigen  Uebertreibang.  die  ihr  den 
Character  einer  Parteischrift  giebt,  doch  ron  erheblichem  Werth.  Sie  ist  sogleich 
mit  einem  umfassenden  gescbich&chen  and  namentlich  UterargescbichtUcheB  Kaletial 
ausgestattet,  so  dass  sie  in  letzterer  Hinsicht  wohl  das  Tollständigste  Repertorium  vcn 
Ausfuhrungen  hervorragender  NationalOkonomen  und  Finanztheoretiker  und  Politiker 
von  Bodin,  Boisguilbert,  Forbonnais  an  bis  auf  die  neueste  Zeit  gegen  die 
Terbnachssteuern  bildet  (S.  14  IF). 

Lassalle  bringt,  unglei  L  firftr  als  irgend  ein  anderer  Gegner  oder  Anhänger 
der  Ycrbraachssteaern«  die  Eutw^icklung  der  letzteren  in  Zosammeuhang  mit  der  £nt- 
wicUnng  der  Gescbicbte  der  modernen  Gesellschaft  nnd  ibrer  Classen. 
Einzeln  freilich  schon  früh  vorkommend,  besonders  in  den  Städten,  in  den  letzten 
Jalirliunderten  sich  ausdehnend,  im  17.  und  IS.  Jahrhundert  von  der  absoluten  Staats- 
gewalt des  unaufgcklärtun  uud  aufgeklärten  Dcäpoti^mus  weiter  entwickelt,  sind  sie  in 
der  „staatsbürgerlichen  Periode"  oder  in  der  Ökonomischen  Periode  der 
„Vorherrschaft  des  beweglichen  Kapitals"  (der  „Bourgmsie")  zu  einem 
Haupttheil  der  practischen  Staatsbesteueruag  ausgebildet  worden.  Oder  wie  Lassalle, 
allerdings  bereits  übertreibend,  wörtlich  in  seiner  ersten  Rede  (S.  27,  zweite  Rede 

S.  G)  sagt:  der  Betrag  aller  indirocten  Steuern  (wie  er  mit  nelen  Anderen 

die  Verbrauchssteuern  nennt),  statt  die  Indiridocn  nach  Verh&Itniss  ihres  Kapitab  und 
Einkommens  zu  trefl'en,  (wird)  seinem  bei  Weitem  grOssten  Theüe  nach  ron  den  Va- 
bemittelten,  von  den  Inneren  Classen  der  Nation  gezahlt  Hon  bat  ivar  die  Boufeeiaie 
die  indirecton  Stenern  nicht  eigentUeb  eiAtnden;  sie  ezistiiten  scboa  frober.  Aber 
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die  BoQlseoUa  bat  sie  eist  zd  einem  unerhörten  Syst  eine  entwickelt  and  ihnen  bei» 
nahe  den  geeammten  Betrag  der  Smatsbedürfnisso  aufir'^Vi »  r-iet."  Letztore  üebertrcibung 
firU&rt  tich  zum  Xheil  daraus,  da^s  Lassallc  in  an2uläj>£ii|^er  Weise  ^bei  der  Urond- 
BteiMT  anter  Hlnirels  auf  eine  Mer  irrige  Lebre  Ricardo  s)  auch  die  Grnndtteaer 
als  eine  „auf  den  Getreidoprcis  abgewälzte  and  somit  definitiv  von  I  n  Getreidcconsu- 
inenten  bezahlte'"  Olic  oben  S.  953  erwähnte,  in  officiellen  Kreiden  auch  bei  uns  vertretene 
Tbeorio)«  femer  die  üc werbestcaer,  die  gesammten  Justizkosten  (unter  Absehen 
rott  Qebllbrenelemente  darin)  ta  den  „indirecten"  Stenern  reebnet  (Oericbtaiede 
&  7,  97),  was  dann  an  der  prenssischen  Steoerstatistik  ausgeführt  wird. 

Der  rirbtige  Kern  in  Las  sali  es  Auffassung,  für  tkn  ihm  <!cr  Autoritaten- 
bew  t)is"  auch  Folktftndig  feJin^,  ist,  dass  durch  die  wicbti^stou  der  ablieben  Ver- 
brnndiMlenem  eine  relatire  Steuer« Ueberlaetnng  der  unteren  Ghssen  berbeigefuhrt 
vird,  welche  sich  durch  üeberw&Izung  in  keiner  Weise  genügend  ans- 
gleicht  fOerichtsrede  S.  86  IT.),   Darin  liegt  eine  unbestreitbare  Verletzung  der 
Oleichxnässigkeit  der  Besteuerung.    Von  diesem  Gcäichtspunct  aus  haben  auch 
so  saUreicbe  NationalOkonomen  gegen  diese  Stenern  Bedenken  goftaesert  nnd  mitunter 
die  Beseitiptinp  dieser  Abjxaben .  bez.  die  Krsefznng  derst  lben  dareli  directe  Schätz- 
ungen n.  dgl.  verlangt.   (Bei  Lassalle  a.  a.  0.  finden  sich  hier,  allerdings  mit  be- 
sonderer Auswahl  der  polemischen,  seinem  Zweck  dienenden  Kraflstollen  der  Autoren, 
reichere  literarische  Ausweise  als  sonst  irgendwo,  S.  14  ff.    S.  auch  Rau  II,  §.  4üG, 
Note  a;  Stein  4,  A..  II,  200  IF.)    Di.'  Nationalökonomen  heben  dabei  gewöhnlich 
auch  die  sonstigen  Nachtheilo  der  V'erbrauchbsteuern,  ihre  Verstösse  gegen  die  Volks- 
winfascbalUiehen  Interessen  und  gegen  die  Grundsitze  richtiger  Steuerrerwaltung 
licrvor.    Die  Physiokratan.  wie  Quesnay  selbst,  miibsfL-n  schon  von  ihrem  principiellen 
Standpuncte  aus  vollends  die  Verbrauchs-  oder  indirecteu  Steuern  verwerfen.  A.  Smith 
(b.  V,  ch.  2,  sccl.  2,  in  einem  Abschnitt  des  4.  Artikels.  ,. taxes  upon  consumable 
eommodities**,  Ashcr  II,  S99  ff.)  urtheilt  streng  über  iliese  Steuern,  wcitn  er  ihren 
"FiüPn--  auf  die  nothwendigstcn  Lebensmittel  mit  dem  Kinfluss  eines  unfruchtbaren 
Bodens  oder  eines  schlechten  Klimas  vergleicht  nnd  Uber  die  üeberwälzung  denkt  er 
In  dem  practisch  wichtigsten  Kalle  Dicht  optimistisch.  Yen  einer  Steuer  auf  die  von 
ihm  sogenannten  necessaries  of  life  nimmt  er  an,  dass  sie,  wie  directe  Lohnsteuern, 
wenigstens  nach  einiger  Zeit  in  einer  Lohnerhöhung  und  schlie'?slich  zu  höheren 
Waarenpreiiien  für  den  Cousumeutcu  führe.    Steuern  auf  andere,  von  Smith  luxurieä 
of  the  poor  genannte  Artikel  bewirken  nach  ihm  aber  nicht  nothwendig  eine  Erhöhung 
des  ArV.  it-^lnbiis.    (Lassalle's  Citate  aus  Smith,  Indirecte  Steuern  S.  21  11'.,  nach 
der  französischen  Debecsetzung  von  Garnier  sind  etwas  tendenziös  hcraiugeeocht). 
X.  B,  Say  hebt  den  stark  umgekehrt  progressiven  Cbaracter  der  yeronadiJh 
Steuer  scharf  hervor  (cours  complet  d^cconomie  politique,  VIII  partie,  ch.  4V,  Ihnlich 
Sismondi  in  seinen  nourcaux  principe^  IT.  1.  (>,  ch.  0  (2.  ed.  p.  210  if.  .Je  riche 
cchi^pe  a  preä4j|uu  tous  le^  iuipots  ^ur  sa  consommation ;  rcduirc  tous  lo^  impOia  a  cclui 
sor  la  offiDSOnniation  c'mt  ramener  le  systtoe  f6odal,  oü  le  noble  et  le  riche  no  payent 
rien".  aus  der  Table  analytique  II,  Aebnlich  auch  Deutsche.    So  besonders 

scharf  Lötz,  Handbuch  III.  175  (Kraftstcllen  bei  Lassalle,  Indirecte  Steuer  &  2d  ff.). 
Von  ilteron  nnanzschriftsteUero  Eschen  maier,  tlber  die  Gonsumtionssteuem,  Heidel- 
hag  1813.  Kröncke,  Grundsätze  N.  8,  v.  Licchteustern,  Aphorismen  und  Notizen 
über  wichtige  Zweige  des  Finanzwesens,  Altenburg  1821,  S.  31,  v.  Ulmenstein, 
über  die  Vorzüge  und  Mängel  der  indirectcn  Besteuerung,  Düsseldorf  1831.  Von 
Heueren  s.  Pfeiffer,  Staatseinnahmen  II,  342—867,  der  Typus  der  liberalen  Oekononik 
in  dieser  Fraf,^e:  besonders  getreu  die  Verbrauchssteuern  die  ungleiche  Helastung  des 
Einzelnen,  die  theure  Erhebung,  die  Reizung  zur  Umgehung  geltend  gemacht  und  im 
Schlnssurtheil  „aufs  Entschiedenste  die  Aufhebung  der  Verbrauchssteuern  und  be- 
sonderii  der  indirecten  unter  ihnen**  rerbuigt  (8.  364),  —  freilich  nur  als  Ziel,  das 
nicht  sofort  zu  eneichen  sei. 

Jener  anderen  Richtung  in  der  Literatur  und  in  der  Praxis,  welelie  sich  mit  den 
Verbrauchssteuern  mehr  oder  weniger  gut  abfindet  oder  sich  selbst  mit  ihnen  befreundet 
und  dieeelben  beeooden  beftrwortet,  mnss  man  den  Yorwurf  machen,  dass  sie  die 

berrorgehobene  Schattenseite  dieser  Stenern  zu  leicht  nimmt  und  nicht  irenii^end  aof 
Ansgleichun^'smittt'I  besonders  im  Gebiet  der  directen  Erwerbsbesteuerung,  sinnt.  Das 
Richtige  iiej^t  auch  hier  in  dur  Mitte  zwischen  den  Ansichten  und  Forderungen  der 
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uobedingtoD  Geglitt  und  der  »a  willl&liiig«ii  und  za  ojiriwttindieB  Anhiiigw  dicMt 

Steoem. 

Man  wild  BemlSdi  LtssalU's  und  der  Sodilieleii  Anfbaauif  der  iadireeteB 

Verbraacbssteacrn ,  als  derjcDigen  Steoerform,  dorch  welcLc  dio  besitzende  Classe  iu 
Zeitalter  (\'^T  Vorherrschaft  des  mobilen  Kapitals  die  formell  infirtigebene  and  ^cset/.li.ii 
aufgehobtiuo  Slcuerfreihcit  reell  im  WesenilicbcD  wieder  Lciaielle,  doch  aur  lu  bc- 
sdirtnktem  Hmsso  als  richtig  zugeben  können,  auch  wenn  man  nicht  in  den  An- 
hängern der  optimistischen  Ucberwälzungstheorie  der  indircctcn  Lobtistcuem  gebort. 
LasuUe  selbet  iiDpuürt  der  „Boorgeoiäd'*  nicht  den  bewusäten  nackten  £goisauu  ia 
diesen  Dingen.  Er  naebt  nnr  mit  Becht  geltend,  daas  jede  anf  die  Staatageaett- 
gebong  Einfluss  gewinnende  Claaao  gleichsam  instinctir  ihr  Classeninteresse  reitriti 
nnd  deshalb  den  Be5?ifzenden  heutzutage  die  Verbraachsstenern  viel  sympathischer  als 
directe  Einkommen-  und  ähnliche  Stenern  sind.  In  diesem  I  miang  ist  die  Aur£»»i»ttü£ 
voU  richtig  nnd  psychologisch  begiQBdet,  aneh  dorch  manche  Thataadien  hearlHgt 
(Frankrr  ich s  Steuerpolitik,  besonders  auch  seit  1S71,  freilich  im  Ganzen  schwerlich 
anders  möglich  gewe^eu,  wie  ich  in  Kin.  III,  ^.  .^50  nachgewi^eu  habe.  Aach  riel- 
fach,  besonders  in  amtlichen  Kruisen  and  bei  einzelnen  politischen  Parteien  za  gOnstigc 
Bearthcilung  der  Verbraachssteuern  in  Dentacidand  seit  1ST8).  Es  Ist  dieselbe  £r- 
scheinong,  als  wenn  die  nicht-besitzenden  Classen  procrroäive  Einkonunenateaem  «.  dgL 
wünschen  (s.  oben  §.  III,  121  (kber  «^sociale"  Steuerkämpfe). 

Aber  Lasaane's  geschichtliche  BegrUndong  der  Entvidüung  der  Ver- 
brauchssteuern ist  eine  eiuseiti^nj  und  seine  ganze  Theorie  enthält  daher  an ch  eine 
wcscntlicht-  Lücke.  Der  Erklärun^i^^s -  und  Rechifertigungsgnmd  der  Zunahme  der 
Uesamutbeatuuerung  uitd  der  absoluten  uud  relatiiren  Vermehrung  der  Verbraachss»teaeiii 
liegt  in  der  Steigerung  des  ftlTentlichen  Bedarft  und  des  Nationaleinltonimeae,  aowk 
in  einer  derartigen  Difforeiizirung  des  letzteren,  da?s  auch  den  un  tereu  arbc i  ten- 
den  Classen  ein  Betrag  davon  zufällt,  welcher  bei  der  erforderlichen  grössereb 
(jeaainmtb<^teuorung  nicht  onbodingt  nnbestenert  Ueiben  kann.  Das  Einkommen  dt» 
einzelnen  „Arbeiters"  ist  für  die  Besteuerungen  unwesentlich,  das  JSnkoinmen  der 
(icsammtheit  der  unteren  Classen  >ii!det  alxr  eine  so  grosse  Quol'  v-m  VolL^- 
einkommeu,  dass  os  iu  der  Kogel  mit  besteuert  werden  moss.  Das  Eiukommen'eiAef 
grossen  Zahl  ron  Personen  nnd  Familien  der  unteren  Glasse  enttiilt  nach  dnen  ge- 
wissen, wenngleich  kleinen  Betrag  „freien''  Einkommens,  wie  sich  gerade  aus  dea 
Consumtio usverhaitnissen .  zumal  den  netjcren  (Gena&s-  und  Reizmittel,  (ictrünk»». 
Tabak,  Kaffee,  Thee.  Zucker  u.  ».  w.i  mit  ergiebt.  Dieser  Betrag  kann  nach  dem 
Prindp  der  Leistongsfäliigkeit  mit  besteuert  wenlen.  Ohne  daas  ferner  hier  die  froher 
abgewiesene  falsche  Anwendung  des  Princips  von  Leistun?  und  Gegenleistung  statt- 
fände (§.  null'.),  ist  doch  iu  der  Frage  der  Vcrbrauchsbc&teuerungf  als  eines  Uaupt« 
mittels  m  Besteuerung  der  nnteren  Classen,  anf  den  inneren  Ornnd  der  Znnahaic 
des  Finanzbedarfs  hinzuweisen,  aus  der  wieder  die  Nothweodigkeit  höherer  Bestcaeroßg 
hen'orycht:  die  H  emcin  wirt  lisc  h  aft  tlbcrnimmt  immer  mehr  ThStigkeiteu  und 
fuhrt  sie  immer  besser  aus  uud  zwar  wesentlich  auch  mit  im  Interesse  dur 
nnteren  Classen.  Ein  Ponct,  der  von  Lassalle  ganz  bei  Seite  gesetzt,  dagegen 
namentlich  von  Stein,  nur  in  etwas  abweichender  FormuJirung:,  sachlich  aber  überein- 
stimmend,  mit  Kocht  für  die  Frage  der  Verbrauchsbesteuerung  als  wichtig,  ja  als 
entscheidend  herrorgeboben  wird:  Stein  (4.  A.  II.  172  u.  a.  a.  Stellen)  verlang  mit 
Recht  als  Ersatz  der  Stenerzahlnng  die  Reproduetivität  der  Steuer  in  den  Leist- 
nngeu  der  Verwaltung.  Hier  ist  nun  auch  filr  die  unteren  Classen  an  alles 
das  zu  erinnern,  was  gerade  der  moderne  Staat  und  seine  Communen  diicu 
nnd  indirect  ftr  dio  ganze  BefSlkerong  nnd  rieliach  spedeÜ  fOr  die  nnteren  daasen 
leisten:  Unterrichlö-.  Sanitats-,  Armen-,  Verkehrswesen  u.  s.  w.,  aber  auch„SicheT- 
h  e  itswescn"'  kommt  in  Retracht.  wenn  man  nur  bedenkt,  in  welchem  Maasse  die 
innere  und  äussere  Sicherheit  im  Staate  gegenüber  duu  (Jewaltthaten  und  Kricg^ugeu 
früherer  Perioden  auch  dem  ^Arbeiter**  an  Gute  kommen.  Der  moderne  ^aat 
hat  diese  Aufgaben  an  .sich  genommen,  er  braucht  dafUr  Mittel  zur  Kostendeckung' 
und  wenn  or  selbst  durch  eine  manches  UnbiUige  enthaltende  Verbrauchsbesteuonmg 
diese  Mittel  nndh  den  nnteren  Glasaen  mit  abnimmt ,  so  rerbcMem  diese  durch  eine 
solche  rechtlich  geordnete  regelmässige  Contribution  ihre  Lage  immer  noch  wesendieh 
gegen  frlih'  r.  Man  darf  nicht  Uberselien,  dass  hi-n-  vielfach  nur  ein  Theil  der  älteren 
Frobnden  uuü  ürundabgaben ,  Schatzgelder  u.  d^L  fOi  die  Schützte  wahr  nng  au 
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dem  tiruxid-  un«!  Schiitzlierrn  in  ili  -  ncuu  Form  der  Sfaatssfcuer  trorwandell  wird. 
Zar  Berichtigung  und  lüt  Ergänzung  von  Lassallo 's  Auffassung  ist  es  notbireiidig, 
dies  zu  beacbteo. 

Von  dem  hier  fegon  Lunlle  rertreteneu  GoalclUqNuict  »na  mDehto  die  Ver- 

braucbsbestcaerung  und  zwar  jrfrade  eine  solche  Ton  nothrenrlifren  wl^  v<n 
LuzDs- Arbeitorconsuinpiibilien  (Salz,  Petroleum«  Tabak,  Branntwein' 
ttugar  noch  ein  beeondeTes  HUfemittel  bietoo,  um  wiebtige  Monemiiche  Probiene  der 
Arbeile rfrajre  Ii-icbter  ihrer  Lijsuiif?  enterogen  zu  fuhren.  So  erbcheint  i.  B.  selbst  dio 
Salzäteucr  (äbnlich  die  Branntwein  -  und  Schuiiksteucr ,  das  Tabakmonopoi)  sofort  in 
anderem  Lichtu,  wenn  mm  etwa  au^  ihrciii  Ertra;^c  die  Allttel  im  Garantie  und 
Dotation  eines  umfiMModeii  Arbeiter venicheroogswesens  zur  Verfügung  stellte.  Der 
stenertechnische  Vorznp:  der  „indirecten"  vor  der  ..dirccten  Kryn  hunj;"  licsse  sicli 
dabei  einmal  unmittelbar  in  einer  Angelegenheit  fundamentalstcu  Arbeiterintoresaes 
TenreftbeD*.  Fttnl  Bismarck 'b,  ron  mir  durchaus  gebilligte  und  nach  seinem  Wunsch 
1881  ff.  im  Öffentlichen  Leben  vertretene,  aber  nicht  von  mir  herrtthreude  Idee,  das 
Tabakmonopol  in  Deutschland  einzuführen,  aber  es  rechtli' h ,  als  ..Patrimonium  der 
£oterbten",  Patrimonium  pauperum  nach  Bismarcic'schem  Oedaukcii  und  Ausdruck,  fest- 
ziüegea.  M.  E.  der  gnsBMtigBte  „sodalpolitiscbe**  Gedanke  dee  efaemen  Kanzlers, 
iler  leider  von  ihm  nicht  mit  seiner  sonstigen  Energie  verfolgt  und  fcstf^elialtcn  wurde, 
i  >eim  durch  ein  solches  Mittel  lOst  man  das  weitere  Problem,  den  Lohn  ^bez.  die  ihn 
uätbildende  Vcrbicherungsleistuug  an  den  Arbeiter)  mit  der  ProductivitÄt  steigen  zu 
laasa  (Kodbortus).  Mein  schon  In  der  ersten  Auflage  vS.  491)  und  noch  früher  ge* 
änsscrtcr  Gedanke,  Salzstciicrn  so  zu  verwenden,  beruhte  auf  demselben  socialpolitischeu 
Pnncip.  (VgL  über  die  Idee  des  ,4:'atrimouiDm  der  Enterbten''  meine  Bemerkungen 
in  der  Abhandlung  Vefsicherangsweeen «  in  SdiAnbeif's  Handbuch  3.  A.  It,  8.  895 
und  in  der  Tubinger  Zeitschrift  1887,  S.  117,  679.)  Nicht  identisch,  aber  verwandt 
ist  der  nntcn  s^eaas^ene  Gedioke  der  „Consumregelting"  des  Arbeiters  durch  Ver- 
brauchssteuern. 

9*  26i.   Statt  in  der  obigen  oder  in  ihnlidier  Weise  die  en twick längs- 

Tcsctzm  ässiprc  Beprlindunjr  der  Yerbrauchsstcncm  zu  liefern,  haben  die  Anhänger 
der  letzteren  die  gar  nicht  zu  bestreitenden  Mängel  dieser  Steucrart  boschötiigt  oder 
ignorirt  und  es  so  vers&omt.  die  richtigen  Forderungen  zur  Ergänzung  des  ganzen 
Steuersystoow  und  zur  Ausgleichung  jener  Mingel  zu  stellen.  Der  falosso  Hinweis 
auf  die  „practischo  Unenlbohrlichkeif  \>i  keine  genügende  wissensr h af tlichc 
Begrtlndong.  Dio  Boweisfilhrung  der  mehr  oder  weniger  bedingten  oder  unbedingten 
Anhänger  der  Yerl»nuchSBtenem  bedarf  deswegen  ebcosowohl  eine  Elnschrlnkung  als 
diejenige  der  (icgncr. 

Von  Früheren  s.  /..  R.  Sonncnfcls,  Fin.  S.  IT..  .Taeob,  Fin.  I.  J?.  »i^^  (1. 
(^eht  von  der  practischcu  UuinöglicUkcit  aus.  mu  der  hmkuinmensteuer  allein  bei 
starken  Öffentlichen  Bedurfnissen  auszureichen)«  Fulda  §.  302  Ü.  :  v.  M:ilclias,  Fin.  I, 
§.  60,  61,  S.  283 — 209  (Vorführung  der  Gegengründe  gegen  Verbräm  hsstencm  und 
VtfSBch  der  Widerlegung,  aber  bei  manchem  iüchtigen  gewiss  nicht  mit  dem  von 
Stein  II,  20!  gerühmten  Erfolg,  dass  ,jdt  dieser  Zeit  kein  ernstlicher  Zweifel  gegen 
diese  Steuern  mehr  erhoben  worden  sei";  der  alte  bctiueue.  aber  grossentheils  un- 
ricbfitfc  Verlass  anf  U'^'v-rwal/unfr  auf  die  Keichcn  (s.  unten  §.  272)  ist  auch  Malchus' 
Einwand  gegen  den  \  orwurf  einer  Uoberlastung  der  unterou  Ohuisen  durch  die  Ver- 
biuchsstenem,  8.  289);  Hoff  mann,  Steuer,  8.  345  iT.  (sehr  kurz  und  ohne  prin« 
cipidle  BegrüJilini^');  M'Culloch.  taxation  p.  118;  MiU,  princ.  b.  V,  eh.  t  u.  <*. 

Auch  die  Bewei^^t'ubrung  von  Kau  und  anderen  neueren  Finanztheoretikern  be- 
friedigt nicht.  Kau  (ü,  105—121)  sieht  in  den  von  ihm  mit  Vorliebe  sogenannten 
Au  fw an  d Stenern  nnr  einen  anderen  Weg  zur  Besteuerung  des  Einkommens,  als 
niitt<  I=t  der  Schätzungen  §.  40fi).  In  d  r  Erörterung  tlber  das  Verh&ltnis.s  der  Steuer 
zu  den  Einkauften  (g.  407)  tritt  ein  liare^  Unheil  nicht  hervor,  doch  ist  Kau 's  vor- 
Mitige  ZurftcUwlttng  In  der  gunstigen  Beurtheilung  .'dieser  Steuern  nicht  zu  ver- 
kennen. Er  schliesst :  ,.  .  .  .  es  ist  nicht  zu  erwarten ,  daSs  auch  die  sorgfältig 
abgefassten  Gc^^  tz.  über  dio  Aufwandsteuern  eine  vollkommen  gleichförmige  DelasHiiiLr 
aller  Familien  nach  ihrer  Steuerfahigkeit  bewirken."  Nach  verschiedenen  Erörterungen 
aber  die  volkswinhsobafttldien  und  finnniliilUm  Wirkungen  der  Verbrauchssteuern, 
wobei  kaum  haltbare  Meinanjren  ufi^  r  h-n  Zusammenhang^-  zwischen  der  Verbrauchs- 
benleuerang  und  dem  i>paren  und  hapitaibildon     40b)  unterlaufen,  kommt  in  §.415 
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gleichwolil  (las  Erg:cbriiss:  „Die  Erfahrung  liat  die  Uiischädlicblteit  der  i;:\:h  geläuterten 
Grondbätzen  angelegten  Aofwandäteuern,  ihre  Verträglichkeit  mit  Jen  Fortachiitteo  dei 
WdhlfltandB  nnd  ihn  Zweckm&ssigkeit  in  den  meUten  Stafttea  dargethan."  Hldit  Mhei 
r<m  den  piwstischen  Anhingera  dieser  Steaorn  geimscrte  Ansichten,  aber  schlechter- 
ding^s  90  gar  nicht  zu  beweisende  Sätze.    Raa  meint  dann  in  §.  41t5:  „bei  doi> 

Segen wartigen  Zuständen  im  Stcuerwesen  sei  es  nützlich«  die  Aufwaadstouero  neben 
en  Schaixiiiigeii  beitabeii  n  liMea,  mn  doroh  «lue  VeiUndvng  beider  GettOBgea 
unTermeidlichen  Fehler  und  Nachtheile  einer  jeden  zu  rerringern".  Darauf  lommen 
§.  417  fi'.  einige,  im  Ganzen  richtige,  aber  nicht  ausreichende  (irundsätzc  für  <]i>^  E^n- 
richtong  der  Anfw^and^teuem.  In  Betreff  der  Ueberwälzung  urtheilt  auch  iUu 
§.  421,  422  skeptisch,  selbst  in  Bezug  auf  Steuern  auf  die  nOthigen  Lebensmittel  und 
meint,  dass  aticli  da,  wo  die  Ucberw&Izung  gelingt,  sie  nicht  ohne  bedenkliche  Fölsen 
scL  Die&e  ganze  Behandlung  der  wichtigen  Frage  ist,  wie  Stein  201»  richtig 
bemerkt,  bei  ellem  ZotreffeDdea  mid  Beechtensvertlieii,  das  sie  eatbllt,  doch  dmchaos 
ohne  festes  Princip  tiber  das  Wesen  und  die  wahre  Steoerquelle  dii  ■  r  Steuerart. 
Aehuliches  gilt  von  der  aricli  ^orist  nichts  Bcmerkenswerthcs  bietenden  Behandlurr 
von  Umpfenbach,  1.  A.  I,  g.  'XJ  Ü.,  worin  über  die  Bedenken  in  Betreä  der  oo- 
gleiehen  Bebstnng  hinweg  gegangeii  wird.  —  ?.  Hook  betrachtet  die  Terinaaehs- 
steuem  mir  rem  Standpunkt  der  steucrtcclinisclien  Zwerlrr  i'^^-ii-V  :it  ans  nl?  i  inen  Ersatz 
der  Fersonalsteucr  der  unbemittelteren  und  als  eine  Ergäuzaug  der  Kiiiiiominebsteaer 
der  wohlhabenderen  CHassen  (S.  82,  152):  ganz  richtig,  aber  ohne  ausreichende  pria* 
cipiello  Begramlung  und  anderseits  Begrenzung  des  Yerbrauchsstenersystems. 

In  Hinsicht  auf  die  principielle  Begründung  liegt  nun  wieder  ein  nnror- 
kennbarer  Fortschritt  in  dem  Kern  der  Stein 'sehen  Ansicht  (besondecs  4.  A.  II,  iiO£), 
daas  „die  iodireete  (woronter  er  hier  trots  seiner  abweichenden  Tennindofle  vesent* 
lieh  die  Verbrauchssteuer  versteht!  Steuer  die  Besteuerung  der  Arbeit  sei".  Sur 
hai  Stein  diese  eigentlich  ziemlich  einfache  Auffassung,  die  von  keinem  anderen 
Autor  oder  Pmciiker  ganz  verkanut  werden  konnte,  in  unnötbig  weitläuliger  Weise 
mit  eineui  Aufwand  schwer  verständlicher  und  doch  ganz  entbelirlicher  Dialectik  ent- 
wickelt, so  dass  Ii  sachlif  h  vielfach  richtigen  Particen  in  formeller  Hinsicht  zu  den 
schwerst  geniesäbareu  des  ganzen  Werks  gehOren.  Hier  wird  wirklich  wieder  einiuti 
Ton  ihm  Einfaches  höchst  unnütz  oemplidrt  FVr  sachlich  falsch  und  bedenk* 
lieh  halte  ich  ferner  Stein 's  ebenfalls  noch  zu  weitgdie&do  Hinwegsetumg  Ib« 
den  Einwand  der  „  Ungleichm&ssigkeit "  und  der  Uebcriastung  der  unteren  Classeo. 
Die  an  sich  richtige  Ausbildung  der  „Genusssteuer",  die  Auswahl  der  Steoerobjectc 
und  die  rationeUe  Bestimmung  der  Steoerftsse  helfen  nicht  allön  ab,  svraa]  Stein 
selbst  wioderliuit  die  Unmöglichkeit  zugestehen  muss.  durchgreifcTui  zwischen  Jen 
Artikeln  zu  unterscheiden,  welche  der  ,.Verzehrungi»steuer"  auf  Nahruncsmitt«  1  und 
der  „Genussstoucr"  angehören  (4.  A.  II,  Ib2  II.,  anderseits  ]1'S>.  Vielmehr  musi 
gerade,  soweit  VerbraucliSBteDem  ihr  die  Deckung  des  Pinanzbedarfs  unentbehriidi 
sind  und  eine  Ueberln^tTtng  gewisser  CUsscn  und  Personen  (Familien!)  durch  sie  »n- 
zuuehmen  ist,  ohne  dass  man  sich  auf  Uebcrwälzung  verlassen  kann,  eine  Aas- 
gleichnng  durch  Maaasregefai  in  dtr  Erwerbe-  nnd  Asitzbestenerung,  im  Steoerta 
der  Einkommensteuer  u  s.  w.  erfolgen  (s.  unten  §.  290).  Für  steucrtcchniscl 
unrichtig  und  auch  principiell  nicht  geboten  halte  ich  ferner  Stein's  wiedernni 
diaiectiäch  abgeleitete  Couäe(|ueuz ,  dass  die  V'erzcbiuugssteuer  durch  eine  directc 
Clsssenstener  (die  „directc  Fem  der  indirecten  Besteuerung  als  Einkomaensteaei^'  — 1 
wie  sie  Stein  in  d  r  f'-niscqncnz  seiner  .nbsonderlichen  Terminologie  nennt!!  ersetzt 
worden  müsse,  wo  denn  der  preussische  Vorgang  besondei^  gepriesen  wird  (4.  A.  11, 
189  ff.,  207  ,  281  IT.).  Die  prenssische  Erfahrung  spricht  nicht  hierfttr.  Steia 
unterschätzt  S.  233  If.  die  steucrtecbnischen  Schwierigkeiten  einer  solchen  directoa 
Steuer  der  Arbeit  erheblich.  S.  unten  §.  263.  Gerado  die  „Erf :'lininr''n" ,  die  man 
in  Preusson  mit  den  unteren  Stufen  der  Classensteucr  in  administrativer,  steuer- 
technisoher  Hinsicht  gemacht  hat,  haben  1879  und  1883  tat  Anfhebnng  dieser 
Steuer,  wenigstens  als  Staatssteuer,  bis  au  420,  bez.  DÜO  IC.  geAhrt  und  der  An»- 
dolinung  der  Verbrauchssteuern  im  Keicb  \'ors(  hub  geleistet 

Unter  den  neueren  Schriften  Uber  Stcuerwoseu,  welche  sich  näher  mit  der  Ver- 
brauchsbesteuening  beschäftigen .  verdient  auch  wegen  ebier  eigenthOmlichen  prin* 
cipicllen  RegrOndnng  uii  I  Empfehlung  gewisser  Arten  von  Verbrauchssteuera. 
uemlich  der  hohen  Branntwein-  und  Tabaksteuer,  die  rorzUgiiche  fei]gleiGhe<id- 
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fioanzsUtistischc  Arbeit  ron  Pb.  Gerstfeldt,  Beiträge  zar  Reicbsstcucrfrage  (Leipzig 
1879)  tr'  t/  ihres  TornemUcll  piicliscfv^rt  Inhalts  hier  in  dor  allgi'ineincn  Sf^  ijr'rl"hri) 
bosoBden»  hervorgehoben  tu  weiden.  Ge^tlöldt  stellt  keine  neue  Ansicht  auf,  üonclcru 
eine  gende  io  Betteff  der  BrtDVtvdnstener  Öftm  ?ob  der  Geeetzf ebnng  Angcnommeiie, 
aber  er  fQbrt  sie  beechtenewerth  aus.  Er  sucht  die  Vcrbrauchsstouerobjccte  nach 
ihrer  grösseren  und  gcringcrcu  Schädlichkeit  tmd  önsrh.ldlichkeit  zu  classi- 
üciren  und  reriangt  eine  möglichste  Freigebung  unentbohrlicher  Objecte  (Salz)«  eine 
nor  niedrig»  Besteuorang  abeoiet  luwdildlicher  OennasDiittel  (Zucker,  Kaffee«  Tbee)* 
eine  höhere  der  relativ'-  unschädlichen  (Bier,  Wein)  nnd  eine  sehr  huhc  der  relativ 
schädlichen"  (Branntwein  und  Tabak).  Bei  einer  Vergleichung  der  Be^itcuerang 
Deutschlands  und  des  Auslands  wird  dann  namentlich  die  früher  so  Uberaus  niedrige 
deutsche  Tabak-  und  BranutwcinbesteDerang  beklagt.  Indessen  beruht  jene  Clasnfication 
doch  etwas  auf  sulijecfivrr  Anffassnng  und  behandelt  auch  den  Braniitweinconsnm  zu 
uubedingt  als  schädlich,  wie  von  Conrad  (Jahrbücher  1879,  II,  307)  mit  Uccht  ent- 
gegnet wird.  Namoitttch  aber  wird  der  efttenpolizeiliehe  desicbtopnnct  hierbei 
zu  einseitig  betont  und  übersehen,  dass,  selbst  wenn  er  ganz  richtig  und  das  dabei 
erstrebte  Ziel  ganz  sicher  erreichbar  wäre,  hier  immer  doch  eine  bedenk  Iii  ho 
Verletzung  der  (ileichm äsbigkeit  dor  Besteuerung  bei  der  zu  hohen  lubak- 
und  Bianiitweinsteaer  bleibt:  ein  von  Gerstfeldt  mit  Unred)t  gan>  bei  S^le  gesetzter 
(icsichtspunct.  Möplich  sogar,  dass  bei  der  sehr  h oh en  Branntweinsteuer  der  Säufer 
>i<  h  nicht  nur  physisch  und  psychisch,  sondern  zugleich  auch  ökonomisch  ruinirt, 
;;erade  wegen  der  Steuer.  Die  einseitige  Hervorhebung  des  sittenpoUzeillchon  (ie- 
>ichtspuncts  in  diesen  Dingen  bat  aoch  sonst  ihre  Bedeoken«  bei  aller  tb^weisen 
lücbtigkeit.   S.  unten  §.  2^5. 

Dagegen  möchte  ein  verwandter  Gesichtspanct  auch  in  der  Theorie  dor  Ver- 
braocbsbesteiienuig  mehr  Beaebtoiig  rerdieneo,  als  ihm  bisher  m  Thett  gewerden  Ist, 
ucmlich  die  Benutzunj;;  dieser  Besteuerung  und  namentlich  einiger  ihrer  (jlieder, 
welche  sich  zu  diesem  Zweck  [  ris^f-nd  auswählen  und  aus*jcstalten  la-^^eii ,  mit  als 
Mittel  zur  Kegel  ung  den  Coubuuis  vuü  Individuen  und  Ciaäsen  (untere.  Arbeiter) 
and  damit  zugleich  zur  Austtbung  eines  gewissen  SparzwaDgs,  vm  so  die  Mittel 
speciell  für  solche  allgemeinere  uffentliche,  welche  den  unteren  Classen  vornem- 
11  ch,  oder  far  solche  besondere  Zwecke  la  gewinnen,  welche  diesen  j^lassen 
wesentlicli  aasscbllesalieli  zu  Gute  kommen,  so  io  Angelegenheiten  des 
Arbeiterrerridierangs-,  des  Schul-  und  Bildongs-,  des  Sanitätswesens  u.  dgl.  m.,  nicht 
für  allgemeine  Sfaatszwccke ;  /'i-jleich  ein  verwandter  üesichtspunct,  wie  der  oben 
in  Betrctt'  der  Saizsteuer,  des  labakuionopols  aogedeotctc.  Gewiss,  soweit  die  Steuer 
d«i  Pfeif  tot  den  Consnmentai  reithevtfte,  trttgen  letztere,  idso  die  nnteren  Glassen 
die  l)etrefrcnde  lAst,  aber  sie  (rügen  sie  leichter  als  in  der  Form  directer  Steuern 
oder  specieller  Beiträge  für  einen  Sonderzweck  (z.  B.  für  Arbeiterversicherung),  indem 
auch  hier  wieder  der  steuertechnische  Vorzug  der  „indirecten"  vor  der  „directen" 
Steaer  in  der  Verbravcbssteuer  hervorträte.  Die  letztere  wttrde  in  diesen  Fällen  dem 
zweiten  der  früher  unterschiedenen  Stenerzwecke ,  dem  „socialpolitischen" 
dienen  nnd  demnach  unter  den  zweiten  Steuerbegriff  fallen  üi.  §.  82,  83,  S.  207,  210): 
sie  griffe  regnlirend  in  die  Verwendong  des  Einzeldniommens  ein. 

In  der  Literatur  ist  bis  in  die  jüngste  Zeit  und  vielfach  noch  in  der  Gegenwart 
Seitens  der  theoretischen  und  prac!is*  h*  n  AnhJ^nger  wie  Gegner  der  Verbraochsstcuern 
der  Beweis  regelmässig  unter  der  Aimalunc  geführt  worden,  da^s  der  Treis  des  be- 
treffenden Yerbrancbssteuerartikels  voll  und  ganz  nm  die  Steaer  oder  den  Zoll  steige, 
wenn  nicht  um  noch  mehr  (anderweite  Ve^^teuc^Ing•s•<?pcsen ,  Zinsen  des  ausgelegten 
Steuerbetrags  n.  s.  w.).  Obwohl  ich  bereits  in  der  ersten  Auflage  an  verschiedenen 
Stellen  diese  Annahme  ab  eine  zu  unbedingte  eikannt  und  bezeichnet  hatte,  war  doch 
asch  meine  damalige  Aignmentation  immer  noch  zn  allgemein  von  dieser  Annahme 
uisffep'anfren.  Hier  haben  mich  nun  seitdem  die  rort-chrifte  auf  dem  Gebiete  der 
U  eberwäizungslohre  und  Alles,  was  zu  diesen  Fortschritten  führte,  so  auch  diu 
politiseben  Debatten  aber  Zolle  nnd  Innere  Vcrbranchssteuem,  zn  der  Ansicht  gebraebt, 
dass  doch  auch  hei  der  allgemeinen  kritischen  Erörtenirij?  der  indirecten  Verbrauchs- 
bcsteiienm^  von  vornherein  die  practische  Bedingtheil  jener  Annahme  noch 
uiehr  mit  zu  bcrUGksichtiijen  sei.  Ich  verweise  dafür  jet/.l  auf  die  Behandlung  der 
Uoberwllxangslchro  in  dieser  zweiten  Auflage  (S.  332  ff.),  und  speciell  fOr  den  bc- 
regten  Ponct  anf  die  AosfObrangen  des  §.  139  (namentlich  auf  8.  398). 
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Hieni&cli  moss  eigentlich  hüi  der  BeaTthflÜBDg  ein  doppelter  Stuidpooct  edn- 

g^CQommen  werden:  einmal,  dass  der  Preis  ganz  oder  theilweise  um  Steuer  oder  Z<3>11 
steife,  zveüeuü,  6nsA  die«  &iclit  oder  oicbt  röilig  geschciic  uud  luebr  oder  weniger, 
orentadl  ^ilidi  Stener  nsd  SEoU  von  aiidoreii  P«noBen,  alt  dm  CcmmmmUm^ 

iiemlich  von  Prodncenfcn  .  FrachtfQhrom ,  Zwischcnliändlen» ,  ,  v  m  Auhland*'  u.  s.  w. 
fTctragcn  verde.  Diu  frühere  Kritik  der  Verbraachssteoero  litt  hier  uoter  derselben 
Einseitigkeit  wie  die  ältere  Uobcrwälzangstheorie.  Die  Donmehrige  BerichtigQog  dieser 
Kitiäcitigkcit  darf  aber  nicht  wieder,  wie  es  mitunter  bei  n  ttabedingten  AmhMmgmm 
<ler  iadirecteri  VcrbraucLsstcU'-rn ,  Itcsondoru  bei  Politikern,  j^et^cTichert  ist,  m  der 
neuen  Einseitigkeit  fuhren,  diut>  alle  Bedenken  gcceo  diese  Steuern  wc^Öelen,  wenn 
der  Preis  Dicht  um  die  Steuer  steige.  Dera  einmal  bit  sidi  das  in  den  ErMarwgen 
über  DcbenrAlzung  wieder  als  eine  ?iel  zu  unbedingte  Generalisation  and  eine  Er- 
hebanp  ton  blossen  M5g:li<iikeitcn  im  Gt;wi^sheit''!t  -Twiexf^n  und  sodann  wtlrden,  selbst 
weuu  die  Steuer  nicht  auf  den  Goai>uiueiitcn,  boudcru  uui  andere  Personen  fiele,  eine 
Menge  Bedeal^en  «mtstehen,  aof  andere  als  die  im  entgegengeanfiten  Falle  obwaltenden. 
Im  Folponden  wird  immer  noch  als  Gnnnü  iLro  der  ArLnimentalion  in  dem  Problem 
der  Yerbranchsbesteuerung  die  Uebcrw&lzung  auf  den  Preis  aogeuommen,  aber  ander- 
seits aach  der  entgegengesetzten  AonahBO  Bechnung  getragen  werden. 

In  der  deutschen  allgemeineren  Finanz-  nnd  StenerHteratnr  der  neuesten  Zeit 

(üben  §.  6,  11}  wird  die  VcrbrauchsbesteueruDg  nunmehr  andl  priocipieller 
behandelt,  als  ehedi  in  Aber  die  Unt'^T^  •!itMrh!r]g  der  beiden  eben  genannten  Kat»:- 
gorieen  ron  Fällen  kuunnt  dabei  doch  nicht  bo  zur  Geltung,  wie  es  mir  nothwendi^ 
erscheint.  Am  Wichtigsten  sind  aoch  hier  wohl  Schiffle*«  Ansfllhningen  in  aeinor 
Steuc'rjiolitili  (S.  .'358  fl.).  Die  ITihiL'lveit  zur  iiidividualisirendcn  Selb.slbt.Iastun;r  und 
Selbstcnthihtung  u.  s.  w.,  welche  Schfilfle  den  ron  ihm  sogenannten  „indirecten"  Steuern 
uberhau{Jt  nachrühmt  {a.  oben  S.  24U).  wird  bei  den  Vcrbrauchüiteucru,  welche  doch 
auch  für  Schäfllc  die  Uanptait  indirecter  Steuern  bilden,  folgerichtig  noch  beaooden 
gefunden;  eine  Auffassung,  ge?cn  welche  freilich  dieselben  Bcd.nken  wie  pcffcn  d-^ij 
aUgemeinen  Schill le'schen  Gedanken  überhaupt  rerhleibcn.  —  Vocke  (Abgaben) 
wird  nach  der  leitenden  Idee  seines  Weil»  den  Verbfanchssteoom  weder  im  Gänsen, 
noch  im  Sünseltten  gerecht  und  sieht  sie,  ron  seinem  Standpunctc  aus  folgerichtig, 
nur  als  historisch  relafir  berechtigt  nnd  begrttndbar  an,  nicbt  ilvsolnt  (vgl.  z.  B.  S.  521). 
Ich  bin  auch  durch  seine  Ausführungen  nicht  bewogen  worden,  meine  principiello 
Anfibflsong  dieser  Steoem  fidlen  tn  lassen  oder  nnr  irgend  zn  indem  (s.  Vocke's 
Werk  S.  503  ü.).  —  S.  fc^rner  Schall,  Abhandlung:  Anfwandsfcuem  im  Schftnberg'- 
sehen  Handbuch,  2.  A.  Ui,  in  der  Einleitung.  Koben  Meyer,  Principien  §.  61,  62, 
Bescher,  Fin.,  9.  B.,  3.  Kap.,  auch  4.  und  5.  Kap.  (auch  hier  doch  zu  wenig  prin- 
cipielle  Behandlang).  Cohn,  FIn.  §.  358^S72. 

Fttr  die  im  Folgenden  nur  mit  zu  streifende ,  sonst  in  die  spedello  Steoerlehre 
gehörige  stcuertcclmischc  Seite  der  in^Jir'*' ten  Vcrbrauchsbestcaerting  ?ind  die 
einzelnen  Probleme,  welche  durch  die  Entwicklung  der  Productioustechnik  und 
der  St en  erformen  herfoigomftNi  sind,  besonders  wichtig.  So  in  beiderlei  Besiehung 
die  Fragen  der  inländischen  (Rüben  -  )Z  u  ck  e  r-  und  der  Branntweinsteuer,  nicht 
in  j^Ieichem  Maassc,  aber  doch  auch,  der  Bi  ersteuer;  in  lietrell  der  Wahl  der  Steuer- 
form  spociell  die  trage  der  Tabak besteueruiig  (Monopol,  andere  l'ormun),  der  Salz- 
stener.  Ana  der  Literatur  gehört  daher  diejenige,  welche  sich  mit  diesen  Steoer» 
frap:cn  beschäftigt,  hieher  (J.  Wolf  über  n  rannt  weinsteuer,  derselbe  und  ?om  K  aufmaor. 
Uber  Zuckersteuer,  G.  Mayr,  M.  Mohl,  Schleiden,  Fclser  a.  a.  m.  aber  Tabak- 
bestenerung.  Tabakmouopui ;  dartlber  auch  die  grosse  Refdtfenqnc*te  1S78  ff.  nnd  die 
finanzwissenschaftliche  Verarbeitung  des  Materials  derselben  durch  Sch&ffle, 
TiÜMritr  r  Zeitschrift  1879  80;  Holzner,  Kinderrator  üt  r  Biersteuer  u.  8.  w.). 
Ks  wird  die  Aufgabe  der  fortarbeitenden  Finanzwissenschalt  i>ein,  in  der  nSpecieUen 
Sienerlehre**  die  wichtigen  steneilachaiBchen  Vorgänge  bei  der  genannten  nnd  anderai 
ähnlichen  Vcrbrauchsstcoern  weiter  zu  verfolgen  und  auf  ihre  wissenschafdicbe 
Quintessenz  zurückzuführen.  Erörterungen  wie  di'-  in  Deutschland  geführten  lind- 
der  70 er  und  Anfang  der  SO  er  Jahre  über  die  roimea  der  Tabakbesteueruug ,  über 
die  Honopoliragc  bei  Tabak.  Branntwein,  bieten  reiche  Ausbeute  fttr  die  Vertiefung 
der  specielleu  Lel  nv  \  :^  fjen  Verbrauchssteuern  uud  anchdaAkr,  die  itencitliooreliache 
Uttteittuchuug  wichiij^er  lur  die  Praxis  i\i  macheu. 
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Ein  Maugcl  bleiUt  in  den  noch  immer  viel  z*L!reicber<'ii  tlicorefischtiu  Unter- 
»uchoDgeo  Uber  directe  Steaem,  wie  EiDkommensteaum.  VcrmögeDSStouerQ,  Stouerfoss, 
da»  dabei  «of  das  Nebenhergehen  (und  in  welchem  Maasse!)  der  Yer» 
brauchssteuern  wenig  «dar  gar  keine  K Ucksicht  genommen  wird.  Das  ist,  voiin 
ich  Stein  ''J^n?  >i<istimme  (4.  A.  II,  175,  202).  auch  den  Schriften  von  Neumanii 
uad  Uuid  vorzuwurfeo.  Was  Letzterer  ia  dieser  Hinsicht  im  7.  Kapitel  seiner  Eiu- 
beniBMMteiier  sagt,  rdebt  bei  Weitem  niebt«  »neb  f<m  dem  Standpmkcto  soioes 
si-eciellen  Th  rnis  nicht  aus,  um  die  wichtige  Frage  der  Verbrauchssteuern  und  die 
cüiinoxc  der  angemessenen  Kinrichtunp  der  (iesammtbestcueruni?  dadurch  zu  cr- 
icdiigeii;  jene  Steuern  störten  und  bcschädigtuu  iw&r  die  Production,  üaieu  aber  den 
Ceimoinenteii  aus  den  niederen  Ständen  gegendber  die  einzig  mögliche  Art  der  Be- 
steaeniDg.  Damit  ihre  Vortheile  überwogen,  mUssten  sie  auf  entbehrliche,  aber 
allgemein  consomirtc  Artikel  gelegt  sein  und  dürften  nicht  auf  Konten  der  directeu 
Steoern  oonOtbig  ausgedehnt  werden  (S.  176  f.),  vo  die  Frage  der  gereehton 
Steaerrertheilung  aber  ganz  zurUcteitl  und  was  „luiiöthige'*  Aosdelmiiiig  der  ittdi* 
racien  Steuern  sei,  fraglich  bleibt. 

Der  Standpunct  unserer  neuc^f<-n ,  der  Kntwicklunj^  der  Verbraurhssteocrn  so 
guiusligen  deütacheu  rraxit»  wird  am  Deutlichsten  von  lui^i  Biüuiarck  selbst  ver- 
traten, b<^ünders  in  seinen  Reden  im  BeicliatBgo«  1878,  1S79  (z.  B.  in  der  Sitzung 
am  28.  Februar  ISTS,  Keichstagsrcrliandlangeu ,  stenog^raphische  Berichtes  112). 
Was  andere  Fractiker  und  Theoretiker  neuerdings  in  ähnlicher  Sichtung  geleistet 
babeo,  ttnft  um  grossen  Theil  bot  auf  eine  Paraphrase  dierar  Biamarct('schen  Steuer- 
Politik  binailS.  Vgl.  darüber,  in  einer  Hinsicht  beistimiucnd ,  in  anderer  ergTinzend, 
berichtigend  und  ablehnend,  m einen  Aufsatz  über  die  schwebenden  dcutschcu  Finanz- 
fragen in  der  Tübinger  Zeitschrift  S.  92  1!'.,  auch  Conrad 's  genannte  Anzeige 
ron  Goratfeldt  und  ebendaselbst  roa  Geffolteii. 

Ans  der  fremden  Literatur  rorweiso  icb  anf  die  vielfoch  znfreflende,  aber 

dennoch  nicht  den  Ausschlag  g:cbend(:  Kritik  ron  Cliffe  Lcslie  in  seiner  financial 
refbna,  namentlich  aber  auf  die  zwar  wieder  der  priocipielien  Erfassung  der  Probleme 
entbebreode,  aber  vom  Standpunct  der  practischen  Zweckmässigkeit  und  der  Steuer- 
technik aus  gut  die  Frage  behandelnde  eingehende  ErOrterung  von  Leroy-Beaulieu, 
cb.  4,  II,  210  fl".  flber  die  direct  Mi  Tin  !  indirecten  Steuern.  Di  '  .  inductiven'"  Beweis- 
fuhrungen  sind  freilich  auch  hier,  wie  gewöhnlich«  nur  mehr  oder  weniger  zutreffende, 
im  Ganzen  fax  sidi  nicbt  fiel  beveiseDde  statistiicbe  Belege  dedttctiv  gewonnener  SItie. 

In  den  feigenden  Absehnitfen  Verden  die  Yerbraucbseteneni  romeBlicb  als 

solche,  mehr  nur  Von  hei  als  indirecte  (in  unseren  beiden  Bedeutungen  dieses 
Worts;  uutersucht.  Ergänzungen  in  letzterer  Hinsicht  im  5.  Kapitel,  besonders  nach 
der  Seite  der  Steuertechnik. 

Die  f erwandte  Ktage  der  Nutzrermflgens  •  und  Luzussteuer  s.  oben  in  §.  24*J 
□nd  onten  in  §.  258«  ancb  ia  §.  255  liber  Bilinski*«  Tbeorie. 

Auf  Geschichte,  Statistik  und  (iesetzgebung  der  Verbrauchssteuern 
gehen  wir  hier  ebenfalls  wieder  bis  auf  die  Ivurzo  üebersicht  ilirer  heutigen  Gestaltung 
und  Verbreitung  unten  in  §.  258  ,  259  nicht  u&her  ein,  unter  Verweisung  auf  den 
ebigen  Hauptabschnitt  2  dieses  Kapitels  (S.  492l)  und  anf  die  specielle  Stenerlehre. 

S.  Band  III,  im  erstr-n  stctjergeschichtlicheii  Kapitel  vielfach  passim,  dann  namentlich 
wieder  die  eingehende  Darstellung;  der  Kntwickluiig  und  gegenwartigen  Gestaltung  der 
indirecten  Besteuerung  Englaads  und  1  rankreich s.  Besonders  in  der  Behandlung 
der  fkinzOeischiMi  Besteuerung  ist  daselbst  vielfach  bereits  auf  die  allgemeineren 
finanz\risscn?chaftlichen  Fragen  der  Gesetzgebung  und  Tecjinik  der  indirecten  Ver- 
braucbsbcstcuerung  eingegangen  worden,  ßeiches  und  treülich  verarbeitetes  neueres 
Jegislatires  ond  statistisches  Material  Uber  die  Yerbraucbsbestenerung  in  ihren  lUupt- 
arten  (Zucker,  Branntwein,  Bier)  und  in  wichtigen  Ländern  besonders  ia  riefen 
Artikeln  des  Schanz'schen  Finanzarchivs,  auch  in  liirth's  Annalcn. 

I)ie  C'itate  sind  in  den  folgenden  Abschnitten  möglichst  knapp  gehalten  worden. 
Diu  Aufuhrung  einzelner  Ansichten  der  Auturen  liat  auch  nur  relativen  Werth,  da 
dietelben  im  Znsamnenbang  mit  der  ganzen  AnffassoDg  eines  jeden  beurtheitt  weiden 
miiaBeD. 
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1.  —  %,  258.  Die  Stellung  der  Oebraaehebesleiier- 
QDg  in  der  Gesammtbeetenernng  und  ibre  Formen. 

Die  Gebraücbs-,  namentlich  die  im  engeren  Sinn  sogenannte 
Verbraucbsbesteuerung  ist  nach  der  geschichtlicbeu  Entwicklung 
die  zweite  grosse  practiscb  wichtige  Ilauptgrappe  der  Bestener- 
ung  neben  der  Erwerbsbesteueruug ,  da  die  Besitabesteuernn^.  wie 
sich  zeigte,  nur  noch  eine  untergeordnete  Bedeutung  behalten  oder 
wieder  erlangt  bat.  Nach  der  Grösse  ihres  Antheiis  ¥om  Ertrage 
der  Gesammtbestenening,  wenigstens  der  staatlichen,  nimmt  die 
Gebrauchsbesteuernng  sogar  die  erste  Stelle  ein  (§.  210).  Die 
eigentliebe  Verbrancbsbestenemng  ist  angleieb  fast  gans  sogenannte 
indireetei  —  nnd  zwar  in  beiderlei  Sinn  des  Worts  —  die 
Erwerbsbestenemng,  dieser  Haopttbeil  der  Sebatznngen ,  sngleieb 
groBsentbeils  direete.  Es  bandelt  sieb  bier  jetst  damniy  die 
Geeignetheit  der  Gebrauchsbesteuernng  zu  prttfen, 
unter  müglicbster  Berücksichtigung  der  oberöteu 
btcuerprincipien  statt  und  neben  der  Erwerbsbc 
Steuerung  zu  einer  richtigen  reellen  Besteuerung  de- 
Einkorn meusdersteuerpf lichtigen  Personen  zu  ftlhreu. 
Denn  davon  hängt  das  Urtbeii  Uber  die  Stellung  dieser  btener- 
gattnng  im  Steuersystem  ab  und  sind  dann  entspreebende  An- 
forderungen an  die  £inriebtang  des  Systems  za  stellen. 

Die  Oebrancbsbestevemng  kann  nnn  mOglicber  Weise  folgende 
drei  Formen  annebmen: 

A.  Erstens  kann  sie  eine  allgemeine  Verbranebastener 
sein,  ein  Seitensttlck  znr  allgemeinen  Einkommenstener,  indem  sie 
den  Gesani  mtverb  rauch  einer  Person  an  wirthschaftlichen 
Gütern,  bez.  au  Geld  in  einer  WirthschafUperiode  (Jahr)  in  einer 
Wertbsnmme  (Geld)  veranschlagt  und  besteuert,  wobei  folgerichtig' 
eine  (^uote  t'Ur  die  Abnutzung  des  A'utz Vermögens  einzorecbnen 
sein  würde. 

B.  Zweitens  kann  sie  eigentliche  oder  Yerbraachs- 
Steuer  im  engeren  Sinne  sein,  indem  sie  gewisse  einzelne 
Sacbgttter  (Artikel)  des  Consnms,  welehe  yor  erfolgtem 
Consnm,  momentan  wenigstens,  wesentlicb  zum  VerbranehsTer* 
mOgen  gebOreu,  belastet:  der  weitaus  wicbtigste  Hauptfall  der  Ge- 
brauobsbesteuernng. 

C.  Drittens  endlich  kann  sie  sich  an  das  Nutz  vermögen 
kuüpteii  uiid  dessen  Nutzungen,  sowie  ^cwibbc  persönliche 
GenUssc  treffen.    Hier  wird  sie  dann  meistens  wieder  eine 
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partielle  VermO gen 8 Steuer  oder  eine  Lnxoseteaer,  mitbin 
nach  der  froheren  Terminologie  eine  nominelle  Besitz etener. 

II.  —  §.  253.  Eine  ai  Ige  meine  Verbrauchssteuer  ist 
statt  der  Einkommensteuer  principieii  gefordert  worden,  weil  sie 
mehr  als  diese  der  Gerechtigkeit  and  richtigen  wirthsebafllichen 
Grandsätzen  entspreche  and  BtenertecbniBcb  leichter  und  sicherer 
aufzulegen  sei.  Diese  Begründung  kann  aber  nicht  fUr  zu- 
treffend gelten. 

S.  diesen  Vorecbiag  böi  Pfeiffer,  btaatsemnahmeu  U,  538 — 554.  Er  gelangt 
BB  SeUoiB  selDer  KrSrterongen  Aber  Be^memnf^  dazn,  indem  er  den  Yortheil  einer 
einzigen  Steuer  jrcj^enllber  der  üblichori  Viellieit  der  Ahizabon  auf  dioso  Weise 
erreichen  will.  Die  Stcaer  soll  „nach  der  (iesammtsumme  der  Ausgaben  eines 
Jc»den  bemessen  werden,  nicht  nach  seinen  Einnahmen''  (S.  540).  PfeifTer  rühmt 
seinem  Plue,  der  so  einfach  sei«  dass  man  sich  wandern  verde,  wie  man  erst  so 
Sulfit  daranf  komme,  lauter  Vorztlge  nach  nnd  widerlegt,  in  w^nig  genügender  Weise, 
die  dagegen  zu  machenden  Einwände.  Schon  die  Prämisse,  dass  ^^ein  durch  eine 
einiife  Steuer  die  Glelchmlssigkeit  der  Belasto&g  auf  die  Dauer  denkbar  ed*^ 
(S.  ist  nach  unseren  früheren  Erörterungen  unhaltbar.  Die  historische,  ent- 
wickluniisgesctzlirhc  Nothwendigkeit  der  Differenzirune-  dos  Stcuerwoscns 
wird  dabei  ganz  rerkaoor.  Die  einzige  alJgemciJie  Verbrauchs-  oder  richtiger 
Ausgabcstcuer  würde  aber  noch  besondere  Bedenken  haben  nnd  am  Wenlgiten,  wie 
d<:r  Verfasser  S.  543  meint,  dem  Princip  der  Gleichheit  der  Opfer  enf-j  r  -  hen.  Der 
Vorschlag  kann  in  einer  Hinsicht  als  eine  Consequenz  der  oinseitigoit  Theorie  der 
neueren  NttfenalOkonomie  in  Bezog  auf  die  BUdon^  des  „Kapitals^  dorcb  „Ersparung" 
gelten.  Er  beruht  aoeli  aof  d«v  Annahme  einer  „sittlichen*'  Leistung  des  Einzol* 
nen  hierbei.  S.  d.igegen  meine  Grundlegung  §.  287  R'..  aucli  30f..  -  Achnlichcr 
Vorschlag  übrigens  in  der  Schrift  „Ueber  die  billigste  Vertbeilangsregel  der  Steuern", 
Ber&n  1S50  (nieh  Ben  II,  §.  406  Note  a):  die  Steaer  teil  nur  nacli  den  Ausgaben 
der  Bürirer  angelegt  und  die  Ausgaben  sollen  in  Steuereinlieifen  ausgedrückt  werden, 
welche  in  dem  geringsten  Einkommen  einer  Familie,  auf  den  Kopf  ausgeschlafen, 
bestehen.  Äobnlich  der  Vorschlag  vou  i.  Rerans,  a  percentage  tax  on  domestic 
expenditure  to  sapiitr  the  vhole  of  the  falXic  menoe,  1S47,  bd  Hill,  Boeh  5, 
Kap.  5,  §.  (. 

Diese  Begründung  kann  aher  nicht  fhr  zutreffend  gelten. 

Die  ausdrücklich  beabsichtigte  Conseqncnz  einer  solchen  Steuer 
wäre,  da8s  das  Einkommen  einer  Person  nicht  vollständig,  soudern 
verschieden  nach  seiner  Verwendung  besteuert  würde :  nur  der  ver- 
brauchte, nicht  der  er s parte''  Theil  würde  zum  Maansstab 
für  die  Steuervertheilang.  Abgesehen  von  der  Schwierigkeit  der 
practischen  Durcbfübrnng  einer  solchen  Trennung,  welche  bei 
manchem  „  Verbranch s.  B.  Atr  Erziehung  und  Unterricht  der 
Kinder  in  der  Familie,  Qberhanpt  kaum  m(}gIioh  ist,  da  dieser 
„Verbrauch''  hier  eigentlich  eine  Kapitalanlage  darstellt,  —  so  ist 
auch  das  Princip  selbst  unhaltbar. 

Unter  dem  Anbchein  einer  gerechten  and  wirthschaftlich  richtigen  Begünstigung 
des  ,JB|Mieiu^  und  „Kapitalbildens**  führte  es  nur  zo  dner  BegOnstigung  der  Per- 
sonen  nit  höherem  und  mit  Besitzeinkommen,  deren  Sparfälligkeit  abiolot  nnd  meist 
Mck  reUür  fiel  grMser  «la  diejenige  der  „ki^iB^Q  Leute'*  ist. 
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Auch  die  Ermitdoiig  des  wirUlcben  Gesammtverbravel»  einer 
Fenon  oder  Familie  mOebte  nor  aiuoahmBweise  leichter  de  die- 
jenige des  EinkomineDS  sein. 

Wo  mAQ  den  Verbrauch  oder  liauptt heile  dessclb«Q  (z.  B.  den  Wohnaopiauf- 
wvaä)  erfancbeii  kann,  laaaen  rieh  die  Daten  auch  für  die  Einkommentleiwr  ter* 
wt»rll)<!ii.  Wo  T!inkoiiiiiir>ti  und  Verhraurh.  wie  bei  der  Mi-?'  I  i  Revulkernn?.  ziem- 
lich  identisch  sind,  verändert  der  Vonschlag  an  der  Sachlage  nicht».  In  vielen  F&Ilen 
wird  die  Ermittelung  des  Einkommens  gerade  das  Leichtere  sein,  man  denke  nur  aa 
die  grewe  SchwioriK'koit  dor  Aufätellang  der  Statistik  der  Haushahansgabcn !  Em  in 
so  spccicllen  Arbeiten  wie  den  in  der  T(l binger  Zeitschrift  1*^79  S.  147  fr.  (Ausi^HeB 
einer  Familie  Fon  sechs  Personen  auf  einer  schleswig-holüteiniäclien  Hallig)  ood  eb. 

8. 183  (WirdMciiftft  «loer  Mhvanwikler  Uhnnadier-FltaiUIe,  tob  6.  Schnapper) 
TerOfTentlichtcn  nad  indefeii  ihalicben  TOn  8ohnapper  v.  a.  m.  ersieht  naa  die  foBe 
Schwierigkeit. 

So  darf  wobl  von  der  allgemeinea  Verbraa chsbesteaemng  ab- 
gesehen werden.  Einige  Vorstige  bitte  sie  allerdings  vor  den  ge 
wohnlichen  GonsnmtionaBtenem:  sie  trftfe  die  Einzelnen  nicht  lo 
willkttrlich  nnd  nngleiehmüsstg  nach  der  anfftlligen  Art 
des  Consams,  nnd  dem  Vorwurf,  dass  man  sich  dnrch  Regnlirang, 
bez.  Einscbränkung  seines  Consnms  der  Bestenernng  mehr  oder 
weniger  entziehen  kiJnne,  wäre  sie  nicht  in  gleichem  Grade  aus- 
gesetzt Aber  diese  Vorzüge  hätte  sie  nnr,  weil  sie  eben  in  der 
Uauptsacbe  doch  wie  eine  allgemeine  Einkommensteuer  fangirte. 

III.  —  §.  S54.  Die  eigentliche  Verbranchshestener' 

nng  einzelner  Consamptibilien. 

Hierher  gehören  auch  die  ürcnz-Einf uhrzöiie,  weiche  I^inaozzOlIe  sind. 
Die  eigeatlichen  Sehvtzx011e  haben  dagegen  wogen  möglicher  anderveiter  Wirfcaafen 

von  vornhoroin  nlclit  immer  den  Character  einer  VerliraiKhHstoucr,  können  ihn  jediKh 
practisch  mehr  oder  wenifrcr  erlangen.  Auch  hier  kommt  es,  wie  freilich  auch  hä 
FlnanzzOllcn  und  inneren  Verbrauchssteuern,  auf  die  Thatsachen  der  Ueher- 
w  &  1  z  u  n  g  an ,  wie  man  eiae  betreffende  Abgabe  eigentlich  lafniftaien  hat 
(§.  158  ff.,  153). 

Zur  besseren  Uebersicht  Ittsst  sich  itlr  diese  Steaem  folgende« 
Schema  bilden,  das  gleichseitig  die  Erhebongsformen  Teranachan- 
lieht,  daher  auch  für  die  Frage  der  diiecten  und  indirecten  Bestener- 
nng in  beiderl^  Smn  nnd  fttr  die  sonstigen  StenerFOrwaltnngslTageB 

wichtig  ist. 

Tgl.  Kau  II,  §.  424.  £r  unterscheidet  nur:  unmittelbar  erhobene  oder  directe 
Anf^andsteaern ;  mittelbar  erhobene  oder  indirecte,  nemlich  von  Waaren,  die  im 

Innern  des  Landes  im  Verkehr  sind,  Accise  oder  Aufschlag,  und  von  Waaren 
welrhc  die  Grenze  des  Staatsgebiets  überschreiten,  Grcnzzölic  oder  ZAlle  m 
eigentlichen  Sinne.  Eine  feinere  Casuislik  iMt  auch  hier  in  der  allgemeinen  Stener- 
lehre  schoo  nothwendig.  Die  Erhebungsarten  erftrlert  Ran  dann  nur  je  bei  dca 
einzelnen  Accisen.  Sie  lassen  sich  aber  bei  den  versrhi  *  I  nien  Accisen  wieder  auf 
allgemeine  Typen  zurückführen,  die  sich  dann  nur  wieder  bei  den  elnzelaea 
Stenern  speciidfsiren.  —  Solche  generelle  Betrachlnag  der  ErheboagsaiteB  in  for> 
zQglicher  \V<>ise  hei  v.  Hock,  Öffentliche  Abgaben,  8. 155  ff.  S.  aonal  aodi  hier  f  A. 
Stein,  II,  170  £,  210  ff. 
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A.  UotmcMdiing  der  VerbraacbsBteoera  nach  der  Art  der 

Erhebung. 

1.  Steaera  aaf  die  in  der  eigenen  WIrtbsebftft  des  Con- 

suroeDten  selbst  erzeugten  Güter. 

Hier  ist  die  Erhebung  nothwendig  regelmässig  eine  directe,  indem  der  Con- 
siiiii«nt  selbst  die  Steuer  »bit  so  x.  B.  wenn  der  Weinbaner,  Bierbnner  für  seinen 

eigenen  Wein-  und  Bierconsum  bistcaert  wird,  Fragen,  die  in  Verbindong  mit  der 
allgemeinen  indirccten  Besteaerang  solcher  Artikel  auch  noch  peg^cnw.lrti^  nnd 
zum  Tbeil  gerade  gegenwärtig  neben  einer  vorwaltenden  gewerbsmässigen  Production 
für  die  Besteuerongstechnik  manche  Schwierigkeit  bereiUiD.  (S.  filwr  England, 
Ricrsteoer,  Fin.  [II,  §.  ISn,  über  Frankreich,  Wein-,  Bnnntvelnaleiier  der  Eigen« 
bancr  und  Eigenbrenner,  houilleurs  du  crü,  eb.  §.  254.) 

2.  Steaeru  auf  die  in  einer  anderen  Wirthsebaft  erzengten, 
vom  Consumenten  zum  Zweck  des  Consums  erst  eingekauften 
Güter  oder  m.  a.  W.  auf  solebe  Güter»  welebe  als  Waaren  snm 
Verkauf  an  Dritte  bestimmt  sind,  daber  gewerbsmässig  her- 
gestellt werden.  In  diesem  schon  nach  der  Mheren  geschiehtliehen 
Entwicklnng  und  naeh  dem  beutigen  Stenerreeht  der  Cnltarrülker 
practiscb  weitaus  wichtigsten  Fall  wird  die  Verbranebsbestenernng 
regelmässig  indirecte  Besteuerung  (in  beiderlei  Sinn).  Ihre 
Formen  sind  mehrfach  verschieden,  lügen  sich  aber  in  der  Haupt- 
sache unter  folgende  fünf  Kategorieen: 

a)  Steuern  auf  Artikel,  welche  im  Inland  von  privaten  Pro- 
ducenten  erzeugt  werden  und  wo  die  Steuer  gleich  bei  dem 
Producentcn,  daher  im  Anschlnss  an  den  Frodnetions- 
betrieb  (§. erhoben  wird. 

Der  Piodneent  schiesst  die  Steuer  also  vor,  unter  der  Voraussetzung,  sie  durch 
Fortwilzong  ?om  Kftnfer,  H'  z  Consuinenfen  wieder  ersetzt  zn  erhalten.  Diese  Stenern 
bilden  regelmissig  daen  Ilaupttbeil  der  sogenannten  „inneren"  Verbrauchssteuern. 
Sie  sind  ,4nd}Teele**  im  ersten  Sinne  (zn  ttbenrüzende  Stenern,  §.  97),  nicht  dnrehans 
im  zweiten  Sinne  dieses  Worts  (§.  0S\  vielmehr  nehmen  sie  hior  eint«  eifientlnlmliche 
Stellung  ein  (»j.  Man  kann  hei  ihnen  wieder  zwei,  .allenfalls  .-iuch  drei  Formen 
anterschcideo ,  in  denen  sie  bemeääen  und  erhoben  werden:  Formen,  welche  nicht 
nur  floir  die  steoertechnischo  und  adninistntire  Seite,  sondern  noch  für  die  principieUs 
Bcurtheihing  der  Vcrbrauchsbesteocmng  zu  beachten  sind: 

a)  Bemessung  der  Steuer  nach  dem  Uohstoff,  aus  welchem  der  steuerpflichtige 
Aitikel  hergestellt  irird,  wobei  vleder  entweder  die  Menge  des  Rohstoffs 
dircct  genas  bMtimmt  oder  nach  Betriobsmerkmnlen  des  technischen 
l'rodactinnsftpparats  ermittelt  wird:  „Bohstoffsteuer".  Ersteres  z.  B.  bei 
der  KübcQzuckersteuer,  wenn  sie  nach  der  Menge  der  rohen  Rüben,  letzteres  bei  der 
Brinntweinstener.  wenn  sie  nach  der  OrSsse  der  Mtischbottige  bemessen  wird. 
Mancherlei  Mod-ilifäten  und  Vari.itionen. 

j'i)  Bemessani^  der  Steuer  nach  Munienlcn  wälirend  irgend  eines  Stadiums 
der  \erarbeitung  des  Kohsloflb  zum  Fabrikat,  bevor  letzteres  „fertig"  ist.  Z.  11. 
bei  der  Zackerstener  als  Saflstener,  bei  der  Bieistener  als  BlerwQnestenor,  „Halb- 
fabrikatst- r" 

y)  Bemessung  der  Steuer  möglichst  nach  dem  steuerptlichtigoa  fortigen  Pro- 
dvet  (Pabrilmt)  adbet:  MFabrikatsteoef**,  entweder  genan  nach  der  Menge 
und  nute  des  Prodocts  oder  dooh  nach  Merkmalen  w&hrcnd  des  Vor< 
atbeitnngsprocesses,  ans  denen  mit  annihemder  Sicherheit  anf  die  Qaantit&t 
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UQÜ  Qualitlit  dt'^   Fihrikat^  selbst  g09chIoas«D  «rerden  lüiin.     So  bei  gewissen 

fotmea  (i';r  fJ<«'r'i!ik.;-  JJraimtwt'in-')  St<ni' r.  Zurlerstoi^T,  bei  der  Tabak fabrUcatsteu er. 

b)  Verbrauchssteuern  in  Form  eiues  heimiseben  Staats- 
monopoU,  wo  die  Verwaltang  dea  letzteren  eventuell  su  den 
Prodnctionskostcn  einen  Stencrziiseblag  im  Verkaufspreise  macht. 

So  in  den  bcidoa  biiito  wichtig>ti;ii  lalli'n  l  -^^  Silz-  und  T a b monopoU. 
Dw»  Monopol  (Begal)  bat  regelmässig  mit  den  Zweck,  ciueu  solcbeA  Steoerzu&chUg  zu. 
ennOfl^cben  nnd  ist  dtiin  ror  Allem  BestenantngBforai,  wwn  «leh  im  Bottt- 
ertrag  des  Monopols  Kapitalzins,  gewerblicher  Gewinn  und  Steaer  zusammen  eotbmltea 
sind  und  das  Monopol  zugleich  das  reobtlicbe  Mittel  ist.  s<  loben  Zins  und  Gevina, 
der  sonst  der  PrivatuutcrnebmuAg  zufallen  wurde,  auf  den  ^taat  zu  tlbertragca  (§.  lObi. 
Der  GonsameiiC.  welcher  anmittelbar  fon  der  Menopolfenraltiiiig  kuft,  lalilt  die 
Steuer  bier  cigoiiincli  diroct.  In  dem  reKeluiässieen  Falle.  d:u.s  der  V  r'x'  !]r  zwrisch»?! 
der  Verwaltung  und  den  (Jouaumüiiten  durch  besondere  Personon,  welche  freilich  eine 
Art  halbamtlicher  Stellung  ciuDohmen  können  und  oft  einnehmen,  Termitlelt  «lid 
(Tabakverschleisser  u.  s.  w.),  tiitt  vie  bei  der  gewöhnlichen  Yerbrauchsbesteoeiraaf 
der  Character  der  indirecten  Steuer  auch  bf^i  (^t»r  ..Monopolsteuer"  hcrror,  indem 
diese  Zwischenglieder  den  Steuenuschtag  im  teberuahmspreise  (Taxe)  rorscbieMMA 
nnd  beim  Yerbuf  im  Abwttpraise  dnachltesBlicIi  ihrer  Pnvriiioii  wieder  etietit  er- 
halten.   (S.  Fio.  III,  §.  291  f.  aber  das  französische  TabakmonopoL) 

c)  Verbnacbasteneni ,  welche  beim  Umlsof  der  atenerpflieb- 
tlgen  Artikel  auf  dem  Wege  derselben  vom  Prodoceoten  zum  Händler 
und  CoDStimenteii  erhoben  werden.  Hierhin  geboren  drei  FiUe: 

sr)  Erstens:  Die  Einfahr-QrenzzOlle  fUr  ausländische  Waami, 
welche  tum  Oensnm  im  Inland  bestimmt  sind.  Nach  der  Art  der  Benesanag 

sind  sie 

aa)  speclfische,  insbesondere  GcwichtszOllc,  welche  nach  Haaaa-  and 

Gewichtseinheiten  der  Waaren, 

bb)  WorthzMIe.  wtlche  nach  dem  Worth  der  Waaren  bemessen  wevdea. 

Nach  dem  Uaupti^weck,  für  den  sie  au&elegt  werden,  sind  sie 

aa)  Fi  n a n z-(S teuer«) ZAlte«  welche  eine  verbranebssteaer  in  ZoDform  daistelleo. 

hh)  Schuli/uUe,  welche  in  erster  Linie  dii;  Concurrenz  der  au-ilJlndiscben  Pro- 
duction  auf  dem  heimischen  Markte  erschweren  soUen,  sonst  aber  auch  aU  Yerbraachs* 
Steuer  wirken  kuuaen. 

Zweitens:  Die  bei  der  EinflQhrung  von  Waaren  in  abgeschlossene  kleiners 
öebietsthcilc,  insbesondere  für  Staats-  und  Communalzwoeke  beim  üing^ang  in  die 
Städte  erhobenen  Vcibrauchasteuero ;  „Tborsteuern'',  ,,Thoracci9en*\  Üctroi« 
and  dcrgleicheo. 

Y)  Drittens:  Die  sonst  beim  Transport  der  Waaren  erhoben cn  Verbraucbä- 
stcuem,  wie  sie  hie  und  da,  z.  B.  beim  Wcinversand  vom  Producenteo  nnd 
Händler  an  den  Wirth  und  Consumenten,  vorkommen.  (Französische  Girculations- 
abgabe  ron  Wein«  Obstwein,  als  Glied  des  Systems  der  Wetabestsaanag «  Pia.  III. 

S.  6s:?.i 

d)  VerbranohsBteaem,  welche  unmittelbar  an  den  eigent- 
lichen ConsnmtionBact  angeknüpft  werden* 

So  in  dar  Weise,  daas  der  private  Consumcnt  in  Betreff  seiner  Vorräthe 
des  steuerpflichtigen  Artikels  rontrolirt  und  flir  die  zu  seinem  eigenen  Consum  be- 
stimmten Mengen  besteuert  wird  \£.  B.  bei  Wo  in),  namentlich  aber  dass  der  ge- 
werbsmässige Kleinvcrkiafer  (Debltaat.  Wirth)  ähnlich  fQr  die  dnreh  aeiae 
Vermittoluns:  zum  Consum  gelangenden  Mentjon  die  Steuer  zu  rrrricbten 
hat  („Zapfge b lihr"  bei  Wein  u.  s.  w.,  französische  Klein-  oder  Detaiiabgabe. 
Fin.  III,  §.  257).  Diese  Form  kann  mit  der  vorher  unter  c,  y  erwähnten  Verbundes 
werden,  auch  die  «tno  in  die  andere  ganx  Qbergehen.  Es  konunen  bei  ihr  often 
Abfindungen.  Abonnements,  auch  noch  Yerpaehtaag  ?or.  Aach  staht  sis 
wohl  mit  der  tolgendcu  in  Verbindung. 
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e)  Verbranohutenern  in  der  Form  von  Lieenx-Abgaben. 

Hier  müssen  diejenigen  Personen,  welclie  gewisse  Gegenstände  produciren,  damit 
Handel  treiben  und  namentlich  sie  im  Kieinrerkebr  an  die  Consamenten  absetzen 
(Virthe)  ftlr  das  Recht,  diese  Geschäfte  za  betreiben,  eine  Abgabe  entrichten. 
Diese  kann  zwar  zagleich  als  eine  Special -Gewerbesteuer  gelten,  aber  auch  in 
diesem  Fall  und  bei  ihrer  häufig  lio  liMitendcreii  ITöIk;  fimgirt  sie  doch  auch  mit  als 
eine  indirecte  Verbrauchssteaer:  wiu  weit,  hängt  von  ihrer  Höhe  und  Bemessungsart 
nit  mb  (s.  z.B.  «her  die  brftisehen  Liceozabgabeo  Flu.  III.  158, 154,  die  frsn- 
zösi sehen  eb.  §.  304).  Meistens  besteht  Zusammenhang  mit  Production  und  Dcbit 
von  Artikeln,  welche  einer  eigentlichen  Verbrauchssteuer  in  anderen  Formen  uatCT' 
aei^eii,  daher  bind  dicae  Abgaben  namentlich  ein  (ilicd  der  (ietranl^ebesteuerung. 

B.  —  §.  255.  Untersrheidung  d  i  Verhrauchfläteuern  nach  der 
Art  der  Gegenstände,  welche  sie  treöen. 

Vgl.  Stein,  i.  A.  I,  464  ff.,  II.  '211  ff,.  236  (T.  Seine  Nebe ncinanderstellung  ron 
V  erzehrungs-«  Uenasssteuer  und  Zoll  ist  insofern  unlogisch,  als  dies  nicht 
MJOfdinfrte  Glieder  sind  und  hier  renddedeoe  EfnfhdlTOgspilfidpieii  benotzt  werden. 
Auch  die  Art  und  Weise,  wie  Stein  (II,  211  ff.i  zwischen  Verzehrungs-  und  Genose- 
äteueni  unterecheidet,  l&.sst  sich  bei  der  von  ihm  selbst  zugegebenen  flüssigen 
Grenze  zwischen  Nahrungs-  und  Gcnussmitteln  bemängeln.  Die  Verzehrungssteuer 
tlieilt  Stein  in  die  auf  Pmuizeii*,  Flelflcli*  und  mineralische  Nahrung,  die  Gemmstenem 
sind  ihm  die  Getränke-  (Wein.  Branntwein,  Bier),  die  Zucker-,  die  Tabak-,  die  Zeitungs- 
steuer.  letztere  als  Besteuerung  des  geistigen  Consums,  und  als  Schlussglied  der  Zoll 
[s.  aocb  5.  A.  II,  2,  272  ff.).  Mehr  wie  auf  die  physiologische  Dnterscheidung 
iat  snniTheil  wohl  auf  die  „sociale'',  durch  die  Volkssitte  u.  dgl.  bestimmte  Qewicbt 
zu  legen.  S.  auch  Gerstfcldt's  oben  S.  607  genannte  Schrift.  —  Vgl.  ausserdem 
?.  Biiinski's  Schrift  Uber  Lnzasstouer  (oben  S.  609).  Er  nimmt  das  Wort  „Luxus- 
steaer**  in  eittem  veseodieh  weiteren  «Is  dem  flblicben  Sinn,  indem  er  diese  Stener 
als  drittes  Glied  eines  allgemeinen  Systems  der  Consumtionsstouern  neben 
<!ie  Steuern  Ton  „un entbehrlichrfr'  und  von  ..entbehrlichen"  Gegenständen 
htrllt  ^S.  107).  Die  Lujcuüsteucr  ist  ihm  dann  nothwendig  zur  natürlichen  nnd  logischen 
\  erroUttlDdifong  des  Systems  der  Gonsamtion^teaem  nnd  mi^eich  /.ur  (^rrector  der 
Kinkommcnstcoer  (S.  118,  120  fT,  133).  Auch  betrachtet  er  sie  als  logisch  unent- 
behrliche Voraussetzong  eines  rationellen  Zollsystems  (S.  124).  Diese  Auffassung, 
velelie  dnicb  eine  eingehende  aligemeine  theoreUscbe  ErSrterung  über  das  Steuer- 
system zu  begründen  gesucht  wird,  enth.%lt  manches  Richtige.  Aber  die  7on  v.  Bilinski 
befürworteten  Gesichtspuncte  der  Lu  XU sbesteucrung  fehlten  doch  schon  bisher  in  den 
Positionen  und  StenerfUssen  der  Zölle  and  Accisen  nicht.  £s  scheint  mir  wenigstens 
Hiebt  nothwendig,  die  Lnznssteaer  to  besonders  herrortroten  za  lassen.  Aocb 
wird  bei  der  immer  unvermeidlich  willkürlichen  Auswahl  von  Sfeuerartikeln  doch 
der  alte  Mangel  gegejiuber  einem  progressiven  Steuerfuss  und  einem  höheren  Steuer- 
fuss des  fundirtcn  Einkommens  oder  gegenüber  der  Verbindung  einer  Vermögenssteuer 
mit  der  Einkommensteuer  bestehen  bleiben:  nemlich  der.  dass  oben  auch  die  ratio- 
ncllste  AVrbrauchs-  und  T.uxTi'fi  '^vvjcrnnK  einxelner  Objecte  nor  eine  sebr  nn- 
gieichmasbige  Besteuerung  ).'  \^;iLt. 

Hier  bieten  sich  mehrere  Uuterscheidaugs  -  oder  Glassi- 
f icationsmerkmale,  nach  denen  sich  aber  die  einzelnen 
besteuerten  Artikel,  bei  dem  engen  Zusammenhang  der  wirtbscbail- 
Uchen  Zwecke  und  Verwendungen,  nicht  immer  absolnt  genau, 
sondern  nur  im  Gr o säen  and  Gänsen  mbriciren  lassen. 

1.  Unterseheidnng  nach  dem  nächsten  Zweck  der  Ver- 
wendnng  der  Gflter  und  nach  der  Verarbeitungsstafe,  In  der 
sie  sich  befinden. 

1.  Wag  aar,  flamwlMUcdMft.  II.  t.  AvA.  40 
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a)  VerbranöbBeteiieni  aaf  Artikel,  welche  regelmtaig  hd- 
mittelbar  zam  Zweck  der  Bedlirfnisebefriedignng  seibat 

erworben,  besessen  nnd  verzehrt  werden:  „fertige"  Artikel,  welche 

das  letzte  Stadium  tier  Verarbeitung;,  uur  mit  etwaiger  Ausnahme 
der  Zuhcreitong  im  Haushalt  selbst,  zurückgelegt  haben  oder 
„Gen  u  SS  mittel*'  in  diesem  (von  dem  unten  zu  erwähnenden 
QDteröchiedenen)  Sinne. 

Die  betr»  fI'erKl(3n  Steuern  V&nn  man  daher  wohl  als  Verbranchssteuem  im 
oiit^sti  n  oder  rtlichsten  Sinne  bezeirhneii.  Hierhin  z&hlt  die  grosse  Mehrzahl 
Sa  III  III  t  lieber,  iiaaiciiilich  der  modernen  Vcrbraucbsiiiteaeni ,  Zölle.  Die  meisten  zur 
folgenden  Kategorie  gebOliffeD  AnsDAhmen  roD  diesem  Satw  Anden  Mk  froher  ud 
fliKien  s'  h  thoilwcise  Boch  bei  den  atidtischen  Thoretoaen  imd  bewMideiB  ba 
den  Kiiiluhrzöilen. 

b)  Verbraocbsstenem  anf  Artikel,  welche  sieh  noch  in  einem 
VerarbeitungsstadiiUD  im  Verkehr  befinden,  daher  meistens 
aneh  noch  nicht  „fertig''  ftlr  den  unmittelbaren  Conanm  aini 
Diese  Artikel  sind  also  eigentlieh  noch  Bestandthelle  der  Prodne- 

tionsmittelvorräthe  oder  des  Kapitals,  nicht  des  Oebrancbü- 

vcrmügens,  insofern  eigentlich  „Productions"-,  nicht  unmittelbar 
Verbrauchssteuern. 

Bilden  sie  den  einen  Hau ptstol'f  (Vcrwandlungsstoff)  der  Pr<,>duction,  -wie 
2.  B.  die  Eabe  für  den  Zacker,  bo  liegt  hier  mitunter  nur  ein  bestimmtes  Yei- 
fsbren,  das  im  Toiigen  Paragraphen  unter  2,  a,  er  enrihnte,  für  die  Beateoeraag 
desjenigen  fertigen  Artikels,  welcher  besteuert  werden  soll,  Tor.  In  anderen  Fillen. 
wo  noch  weitere  '\'crarbcitnng:sstadien  zu  durchlauf'^n  ?ind,  der  besteuerte  Artikel  nn' 
einer  der  Kaupt:>totl'c  udcr  blaüä  uia  lIiIfästolT  i^t,  gestaltet  bich  das  Verbältnü»^  aUi 
doch  anders,  z.  B.  bei  dem  Octroi  auf  Bau-  und  Bremimaterial,  bei  den  Zallen  auf 
KolistofTe  und  Halbfabrikate.  Die  betrcfTenden  Steuern  werden  erst  zu  Verbraachi- 
steuem  lUr  den  Consumenten  durch  ihre  erentucUe  Ycrtheilung  auf  die  Preise  alkr 
der  fertigen  Predni  xn  deren  Herstellung  die  besteuerten  Aitutei  Tervvndet  veidea 
mussten.  Hier  enMdwn  daher  auch  riel  rerwickeltere  Verbiltniise  der 
Ueberwälzung  u.  s.  als  in  dem  rotamgehenden  Falle  der  Beatenwins  mm  Cea- 
8um  fertiger  Artikel. 

2.  Unterscheidung  der  Verbranchssteuern  nach  der  natfir- 
liehen  (y^physiologisehen")  und  socialen,  d.  h.  durch  die 
Sitte  bestimmten  Btellnng  der  besteuerten  Artikel  in  der  Con- 
snmtion. 

Hier  bändelt  es  sich  um  die  vorher  erwälmteii,  „zum  Gousum  fertigen*' 
Gater.  Die  Bobridmng,  welche  bei  der  Veränderlichkeit  der  Cenaamtionssitten  gende 
hier  nur  eine  relative  Richtigkeit  erreichen,  deshalb  grcnauer  nur  für  bestimmt'/ 
Zeiten  und  Völker  erfolgen  kann,  muss  sich  an  die  ökonomische  Raogordanng 
der  Bedürfnisse  anknüpfen,  denen  die  betreffenden  Guter  dienen.  Sie  wm  aWana 
doch  für  die  socialökonomische  BenrtbdUong  der  einzelnen  Verbrauchastenem  wichtig. 
Hält  man  sich  nn  die  Verh;llfnisse  unserer  heutinren  Cultiirvölker  Europas  und  theii- 
wcise  Americas  und  beschränkt  man  sich  auf  die  wichtigeren,  bis  in  die  neueste  Zei; 
noch  roiliommenden  Stenerobjecle  (daher  mit  Anslaasong  der  «ihlwnclieii  ftobana 
Acciseartikels  so  er^iebt  sirh  etwa  folgende  Eintheilung.  (Vgl.  Uber  die  Uer  xa 
Grunde  gelegte  luinthoilung  der  BedlUfaisae  Grundlegung  §.  96*) 
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a)  Artikel  snr  Beliiedigiiiig  der  EzteteDsbedtfrfnisse 
ersten  Grads. 

SaIz,  Brot  (namentlich  Hinpt-YolkBbrot,  Mehl,  Getreide),  meist  auch  Fleisch; 
rtndere  heimische  ordioärc  Argrarproductc  zur  Ernährung  (rifmiLsoV.  Bronnstoffe;  Be- 
leocbtoocastolTe  (PeUoieum);  iietnigangtstofie  (S^ife);  ferner  Wohnung,  welche  Moh- 
ndi  Ucier,  m  farnfSk»  sten«rtacudflcliw  Grflii^  inr  dritten  HmptfiMB  der 
üebr»id»beiteaefQiv  (§•  266)  f ehftrt 

b)  Artikel  cor  Befriedigang  der  Ezistenzbedflrfnisse 
zweiten  Grade. 

mtanter  iet  ndsch,  femer  fein  eres  Brot  (Weizen)  ent  Uelier  m  eteUen:  neM 

Bier  in  Nicht -Weinl&ndem,  Wein  in  Weinländem;  Kaffee  oder  je  nachdem  Theo; 
Zucker  schon  ziemlich  allg<^mßin  ;  auch  bisweilen  einzelne  ordinärere  andere  CoJonial- 
wa&ren  (grobe  Gewürze),  gewisse  Süilfruchte  u.  dgl.  m.  Fraglich  bleibt,  ob  Tabak 
hleher  oder  snr  niduten  Abtheilnnf  xn  leehnen  sei. 

c)  Artikel  zur  Befriedigung  von  relativ  entbehrlichen  Bedürf 
nisseii  eines  höheren  und  Iciueren  materiellen  Lebens- 
genusses oder  von  gewissen  Lux usbedUrfnissen. 

Wein  in  Nicht -Weinländem;  Branntvein;  Tabak,  oreotaell  hierher  za  stellen; 
feinere  ColonialirMien  oder  Prodnete  sfldliclier  Linder;  rencMedene  feinere  Eeewiaren 

(««Delicatessen*')  n.  dgl.  in. 

d)  Artikel  zarBefiiedignng  gewisser  geistiger,  geselliger 
BedttrfniBse. 

Zeitungen,  Kalender,  auch  Papier,  Inserate  in  PriratangelegMklieiten  a.  s.  w. 

Hieran  würden  sich  dann  Stenern  auf  die  Befriedigung"  gewisser  persönlicher, 
nicht  oder  nur  indirect  durch  iSachgUter  vermittelter  GeuUsse  reihen,  wie  die  im 
folMüden  Puigraphen  nnter  d«r  dritten  Hanirtfonn  der  OebnuK^beeteneranfP  nnf- 
feibhrten. 

Uebersieht  man  nicht  das  darchans  Relative  und  Flflssige  in 
der  Untereeheidnng  nnd  das  Sebwankende  im  Spracbgebraneb,  so 
kann  man  wobl  aiieb  nm  eine  kane  Bezeicbnnng  zn  erlangen»  die 
Verbrancbsstenem  aof relatiynotbwendige Coosnmptibilien zn- 
sammenfassend  (mit  L.  Stein)  VerzehrnngssteDem  nnd  diejenigen 
auf  relativ  entbehrliche,  mehr  nur  zum  Gennss  und  als 
Reizmittel  dienende  Artikel  Gcnu ss steuern  nenmn. 

Sieht  man  von  den  weniger  wichtigeu  ein/clueu  Artikeln, 
welche  früher  und  vollends  jetzt  mehr  nur  außn;ilnnsweise  in  die 
Verbrauchsbesteuerung,  am  Meisten  noch  bei  Einlubrzöllen  und 
Oetrois,  eingereiht  wurden,  ab,  so  kann  man  unter  den  Übrigen, 
den  Hauptartikeln,  die  Steuern  auf  notb wendige  Lebens- 
mittel, besonders  iltr  die  Ernährung  (namentiicb  nacb  der 
dnrcb  die  Volkssitte  gegebenen  Weise),  demjenigen  anfLnzns- 
Nabrnngs-  nnd  Reizmittel  nnd  anf  Getränke  gegentlber 
stellen. 

Die  ersteren  sind  —  oder  waren  doch  bis  in  die  nenesle  Zeit,  ror  dem  Massen- 

Tiipnrt  von  Getreide,  Vieh  in  Grossbritannicn  uod  West-  wtu\  Mitteleuropa  —  bei  uns 
xuüiäteus  inUadischen  Ursprungs,  die  Liuusaahrungs -  nnd  Boizmittel  gewöhnlich 
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l'rodacte  fremder  Zonen  und  Klimate  („Colonialwaaren  und  Sudfrüchte*^'),  wenn  aadi 
Iiie  und  d&  ihre  Prodti-ti  )n  ins  Inland  verpflanzt  worden  ist  (Zucker,  Taball.  Unter 
den  Getränken  konunt  licr  Wciu  alü  solches  fremde  Prodact  in  L&ndem  ohne  oder 
mJt  vonif  Weinbtii  in  Betracht,  wogegen  Biw  uod  Branntwiii  tbofwiegend  keiiaisehet 
Product  zu  sein  pflogen.  Für  die  Deurthcilung  der  betreflenden  Verbraachästeaem 
sind  auch  diese  Untencliiede  nicht  unwichtig,  weil  die  BesteuonuigMecliiiik  danach 
verschieden  ist. 

Die  kritische  PrUAin^  der  hiermit  schemntlich  Torgefuhnen  zweite  Hanptfoia 

di-r  Uebrauchsbesteoerung ,  der  Verbrauchssteuer  von  ein/  ItH  :i  Si  hgjüteni  des  Cor 
sums,  kann  sich  passend  zugleich  nnf  die  dritte  Uauptform  mit  eratrecken,  weshalb 
hier  «uichflt  anch  von  den  n  dieser  gehörigen  einidnen  Stenern  eine  Öebenidit 
gegeheii  viid. 

IV.  —  g.  256.  Die  Besteverung  von  Nntinngen  des 

Niit£veri]QögeD8  und  von  persönlichen  Gentt8Ben. 

Im  eraten  Fall  lie^t  augenscheinlich  auch  eine  Gebranchsbe- 
fitenerung  vor.  Im  zweiten  Falle  ist  von  einer  solcbeu  zu  sprechen, 
weil  die  Vornahme  solcher  Genüsse  einen  speci  t  ischen  Gebrauch 
des  Eiiiküiüuiens  (bez.  Yerniögeus;  eiuer  Person  in  :>^ich  schliesst, 
wegen  welches  Gebrauchs  eben  die  Steuer  aufgelegt  imd 
Dach  welchem  sie  bemessen  wird. 

Sachlich  ist  die  Einreihung  der  Steuern  anf  persönlich«  Genüsse  au  dieser  Stc!: 
daher  wohl  zu  rechtfertigen,  wenn  auch  dem  Sprachgebrauch  nicht  gani  entsprechcuti. 
Die  hiehergehörigon  Kntzvngs-  vnd  penOnliehen  Genmesteoem  werden  ngelndarig 
von  demjenigen,  der  sie  tragen  soll  und  luuthinaasälich  tragt,  auch  gleich  gezahlt,  sioJ 
daher  directe  (im  ei-sten  Wortsinn  und  zum  Tlicii  auch  iui  /.weiten,  §.  il7,  98),  worin 
ein  weiterer  Uuteibchied  von  den  meistoa  eigeutlicheu  Yerbrauchsstenem  liegt  Dock 
kommt  auch  indireete  Erhebung  dneh  Veimittelsnf  Dritter  ror,  ae  i.  B.  Bitnnl« 
bei  dor  Wohnungastener  des  Bewohnen. 

Die  Begteaemng  der  Nntzangen  von  NntsTermögen  ist 
gewObnlieli  identisch  mit  einer  betreffenden  Beeitsheeieaenuig  n 
Bezug  anf  dies  VennOgen. 

Hier  wird  auf  die  dnreh  das  Besitzen,  dort  auf  die  durch  des  Benntxeii 

documentirtc  Steueri'ähigkoit  gesehen.  Die  Identität  tritt  völlig  hervor,  wenn  man  be- 
achtet, dass  es  sich  häuflg  practisch  für  Jemanden  nur  darum  bandelt,  £twa5  duck 
den  Besitt  bloss  zor  Verfügung  fiU:  etwaige  Benutzung  sn  haben.  Es  fcoMt 
dabei  gerade  in  dem  wichtigMen  Fall,  beider  Wohnung,  auch  gar  nicht  nothvend^ 
der  Besitz  des  Eigen  thumers  nlldn,  sondern  des  Bevonners  als  solchen,  ipeddl 
des  Miethers  in  Hetraihi. 

Die  hauptsächlichen  hiehcrgehörigen  Fälle  sind  nun: 
1.  Die  eben  genannte  Besteueruog  der  Wohnung. 

Ftir  das  Besitzen  oder  Nutzen  derselben,  als  Beweis  und  zugleich  als  Maas»- 
stab  fOr  eine  entsprechende  Steuerfähigkeit,  welche  in  dieser  Nutzung  oder  in  des 
dafür  za  leistend«!  Ausgabe  liegt.  Hierin  tritt  die  sachliche  Gleichartigkeit  adt 
den  eigentlichen  Verbrauchssteuern  hervor.  Die  formelle  Verschiedenheit  er- 
klärt sich  aus  der  ökonomisch  -  technischen  Eigeuartigkeit  der  Befriedigung  des 
WohnungsbedUrfnisses.  Eine  solche  Wohnungsstcuer  trilfl  daher  den  EigenthUmer, 
weil  er  und  für  den  Umfang,  in  welchem  er  einen  Wohnoug^peniiM  hat,  nnd 
den  Miether  in  <lerselben  Weise.  Sie  ist  principicU  verschieden  von  der  zu  den 
Ertragssteu ern  gehönuiden  (iebändesteuer,  welche  der  EigenthtXmer  f&r  dea 
Ertnir  ans  de»  Hanse  zahlt  (§.  218).  Streng  genonunea  ferner  gehSrt  hleiher  nnr 
die  Steuer  auf  die  Privatwohnung.  Wo  sie  gewerbliche  Räume  u.dgl.  mit  triSl, 
ist  sie  pro  taoto  eigentlich  eine  Erwerbs-,  spociell  eine  Gewerbestener.   Bei  der  hän» 
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Kgeo  pnctiidittt  Ymimfsjing  oder  Yerbiiuimif  fon  BiniMii  beiderlei  Art  litt  die 
Wohnnnfasteaer  oft  dnen  gemiBchton  Cluincter. 

2.  Oewiflse,  meistens,  aber  niebt  darchaas  passend  onter  dem 
Namen  y,Lnxns8teaern''  snsammengefasste  Stenern  anf  einzelne 
Objecto  des  beweglichen  Nutzvermögens ,  bez.  für  die  darans 
fliessciulcn  Nutzuugb^ciiüsse,  wo  dieselbe  Motivirung  wie  im  voii^eu 
Falle  zutrim. 

Auch  liier  liegt  eiue  (ic  brauchssteoer  dgentlich  imr  bei  Objoctca  vor,  welcbö 
ftassohUesslicli  dem  persSaliclieii  GeniisB  dienen.  Werden  dieselben  xn  Er- 
v-crbszweckea  mit  benatzt,  so  geht  die  Steuer  in  eine  Erwerbs-,  Gewerbe-  und  dgL 

Steuer  Uber. 

Beispiele  sindfia  Zeiten  der  persönlichen  Unfreiheit  Stenern  auf  HansscUven 
fOr  persönliche  Dienste  (uudog  den  unter  B.  erwähnten  Dienstboiensteueru).  Ferner 
in  unseren  Zeiten:  Steuern  auf  Hunde,  Pferde.  Wagen;  {^plenrcnrlt -Ii  auf  andere 
,,LQ2US8acben",  wie  üold-  and  Sübersacben,  Pianos,  BUlardä  u.  dgi.  lu.,  wo  die  Steuer 
regelinlflfig  ?om  Efgenthtimer  m  zahlen  ist 

Hieran  reiht  a'ivh  nun  noch 

B.  Die  Besteuerung  persönlicher  Gentisse,  welche  ohne 
oder  nur  secundär  durch  Mitwirkung  von  Sacbgütern  verwirklicht 
werden. 

Der  innere  (iruiid  der  Steuer  ist  hier  das  „Aufwand  m  arhen"  oder  das 
..Sich  einen  Üusscriichen  Prunk  erlauben"  oder  daü  „Sich  einem  (icnuäs 
oder  Heiz  hingeben^,  was  dvrch  eine  Steuer  gctrofl'en  worden  soll.  Neben  dem 
'  «fsichtspunct  der  Besteuerung  eines  specifischen  (iebrauclis,  den  fnm  von  seinem  Ein - 
kommen  macht,  spielen  hier  mitunter  andere  Momente  mit,  iiociaipolitische,  sittcu- 
l'oUzeiliclie,  bandelspolitiscbe  (bei  aadindischen  Waareo)  und  gelegentlich  nimmt  die 
Steuer  auch  wohl  etwas  Gebührenartiges  mit  an:  ffie  wird  Bezahlung  für  eine  im 
«gemein,  n  Kerht  vorenthaltene  spflcielle  Erlanbniss  zu  einer  persönlichen  Tbärijrkeit 
und  üqL  Die  eiuzuliien  hierher  zu  zählenden  Steuern  sind  daher  trotz  der  inneren 
YOTwandtscbaft  unter  einander  and  mit  den  roierwlhnten  Lnzosstenem  doch  nicht 
a  II  z  h  0  m  0  g  e  n.  Zo  den  Lnzosstenen  pflegt  man  mehren  Ton  ihnen  Übrigens  oben- 
f«Uls  zu  rechnen. 

Beispiele  sind:  Steuern  auf  Dienstboten,  besonders  Bedienten  (genauer: 
auf  das  im  Halten  ron  Dienstboten  sldi  zeigende  Gebrauchen  des  Einkommens),  anf 
KahrunpT  von  Wappen,  auf  Brauchen  rou  H.iarpuder  (Alles  drei  in  Ensrlanm:  auf 
Spielkarten  (genauer:  auf  den  im  Spiel  mit  Karton  liegenden  Genuss);  auf  Bc- 
theiligung  an  sonstigen  Oltteksspielen  (Stc^rnpet-  nnd  Innliebe  Bestenerong  ron 
Lotterieloosen,  Promesson  u.  s.  w..  aber  auch  (i ew i n n erzielung  bei  Staablotterieen 
gehört  hiehcr);  Steuern  für  Ja^rd  karten,  fUr  Globs  und  ähnliche  gesellschaftliche 
Vereine  u.  dgl.  m.,  wie  jetzt  in  Frankreich. 

Mit  dieser  ziemlich  rollstlndigcn  Oebeiaicbt  der  eigentlichen  Verbrancbsstenera 
und  der  Steuern  anf  Nofztinfren  des  Xutzvermögens  und  anf  persfln liehe  Gentisse  kf^nnte 
der  specielleu  Steuerlehre  schon  vorgegriffen  zu  sein  scheinen.  Indessen  ist  diese 
grSnsepe  Spedalisirong  des  Gegenstands  tär  die  ErOiterangen  Uber  die  Oebranehastener 
aacb  hier,  in  der  allgemeinen  Steuerlehre,  geboten,  weil  dabei  unrermeidlich  neben 
iler  Gcsammtheit  dieser  Stenern  auch  mehrfach  die  wirhtig^cren  einzelnen  Katef!:oriepn 
und  deren  Unterarten  mit  zu  untersuchen  sind,  um  zu  einem  begründeten  Urtheil  über 
diese  ganze  Stenergattong  m  gelangen.  Man  wOrde  sonst  zn  sehr  in  AUgeDelnheiten 
stecken  bleiben,  \ras  gerailc  liier  bei  der  durch  die  Erfahrung  gelehrten  finanzidlen 
ünentbehrlichkeit  der  Gebrauchsbestenenmi;  rolicnds  vermieden  wf^rdon  moss. 

V.  —  §.  257.    B  e  8 1  i  nun  u  u  g  der  A  u  f  a  ]  i  e. 
Wie  die  folgende  kritibche  Prüfung  ergeben  wird,  unterliegt 
die  Oebranchs-  and  Verbranohsbestenemng  im  Garnen  wie  in  Be- 
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zug  aüf  viele  ihrer  Ablieben,  im  obigen  Scbema  vorgefllhrteii  Glieder 

manchen  schweren  Bedenken,  für  sieh  selbst  betrachtet  und  im 
Vcrprleich  mit  der  Erwerbsbesteuerung.  Sie  verstösst  mehr  oder 
weniger,  zum  Theil  erheblich  gegen  die  Prineipien  der  Allgemein- 
heit und  Gleichmilssigkeit,  gc^^cn  die  volkswirthschaftlichen  Stener- 
grundsätze  und  gegen  diejenigen  rationeller  Steuerverwaltnng. 
Aber  —  sie  erreicht  notorisch  den  ersten  Zweck  aller  Besteuerung, 
die  Deckung  des  Finanzbedarfs,  ohne  dass  ihr  Druck  so  empfiadücb 
als  derjenige  der  haoptsächliehen  Steaem  der  Erwerbabeeteaemsg 
gefühlt  wild. 

Bei  dieser  practischcn  Uncutbehrlichkeit  der  Verbraachsbe- 
Steuerung  gilt  eä,  die  bedenklichsten  Glieder  aus  ihr  ans- 
zuscheiden  und  die  ver  bleib  enden  so  auszuwählen  und 
einzurichten,  dass  die  Hedenken  gegen  sie,  wenn  nicht 
ganz  wegfallen,  was  kaum  möglich  iat,  ao  doch  erheb- 
lich vermindert  werdeo. 

Die  hier  vorliegende  Aafgabe  ISsst  sieh  dahii  sneammenftam: 

die  Gebrauch sbesteuerung  mnss  in  sich  ein  rationelles 
System  bilden  und  wieder  mit  dci-  Erwerbs-  (und  evcn 
tuell  der  selbständigen  Besitz-)  Besteuerung  zusammen  zu 
einem  rationellen  Gesammt-bteoersystem  combinirt 
werden. 

Znr  Lohun^!:  dieser  positiven,  wie  der  ihr  rorangehenden  kritischen  Aufgabe  ist 
08  ^hcv  orfordcrlich,  aocli  in  der  allgemeinen  Stcnerl<>hrc  schon  mehr  ins  Detail  der 
Verliiauchsbcäteuurung  eiiuugeheo,  in  grösserem  Maasac  als»  dies  bei  der  Untersiic]uiQ$ 
der  £nrerlwb€steoefiiiif  DoChireDdig  war. 

Die  Aufgabe  des  Folgenden  ist  dann  zunächst  eine  kritische 
Prüfung  der  gesammten  Gebrauchsbesteuerung  als  Ganzes, 
dabei  aber  anch  einzelner  wichtigerer  Glieder  derselben.  Auf 
den  Character  dieser  Steuern  als  indirecter,  im  Sinn  zu  UberwiUxeader 
wie  im  steaertechnieeh-adminiBtrAtiYen  Smne,  wird  dabei  nur  soweit 
eingegangen,  als  es  der  Zusammenhang  mit  sich  bringt  Eine 
Vergleiehnng  swischen  Gebranohs^  und  Erwerbsbe- 
stenernngy  welche  gleichzeitig  noch  znrEigftnsnng  der  frohereo 
kritischen  Betrachtung  der  letsteren  Anlass  giebt,  wird  sieh  mit 
der  PrHfnng  der  Verbranchsbestenernng  Terbinden.  Ans  dieser 
Vergleiehung  ergeben  sich  dann  die  positiyen  Schlüsse  und 
Forderungen  ftir  die  Bildung  des  ganzen  Steuer- 
systems, mit  deren  Forniulirung  das  voiliegende  Kapitel  sciucu 
Abscbiuss  im  7.  Abschnitt  findet  Bevor  wir  zur  Kritik  fibergebeui 
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werfen  wir  mber  noeh  efaen  Bliek  auf  die  gegenwärtige  Gebraaeba- 
besteneruDg  der  Praxis. 

VI.  —  §.  258.  Die  Gcbranchs-  bez.  Verbrauchsbe- 
Htcuernng  (iudiieete  Besteuerung)  in  ihrer  concrcten 
Gestaltung  in  der  Gegenwart  (19.  Jahrhundert). 

Auch  hier  gehört  das  Nähere  in  die  s[te<  iolle  Steuerlehre.  S.  daselbst  iin  dritten 
liaade  der  Fi o.  die  eingehende  Darütellang  der  britischen  (§.127 — 150)  und  fran- 
zOsiscben  Besteoemng  (§.  246 — 331,  342—850).  Namendich  die  Darstellang  der 
lotttercn  enthält  zugleich  eine  kritische  Ilesprcchunij:  iler  indirecten  Vt  T^r.iiii-lis- 
b^teaemng  au  den  Beispielen  der  wichtigsten  ,;Saminlung  ?oo  modcmeu  Stcuer- 
modenea**  der  Praxis  (Vorwort  zu  Fin.  III,  S.  XII);  sie  ist  daher  TOn  besonderer 
B(  deotuDg  für  die  allgemeine  Steuerlehre  uiul  dient  zur  Ergänzung  der  Antfttlinuigeii 
dtiFüclben.  Vgl.  ferner  die  beztlgUchen  Abschnitte  Stoirrs,  besonders  „Qber  den 
Cbaiacter  der  indirecten  Steuern"  in  den  ürosstttaaten  £nropaB  (5.  A.  II,  2,  261 — 2TÜ), 
eine  Oebenicht,  velcbe  freiHdi  reu  Fehlern  und  IntliiUneni  ia  den  Thatudben  ftrm- 
lich  wimmelt  Einiges  Speciellc  gicbt  er  dann  bt  i  der  Behaudluug  der  oinzelacn 
J^tencm.  Auch  Schäffle  liefert  in  der  St»u.rpolitik  manches  Thatsächlirhe  über 
dic^c  Steuern  (S.  399  ff.).  Ferner  G.  Cohn  iii  seiner  Fin.  B.  2,  Ivap.  ^.  und  naher 
über  Deutschland  in  H,  3.  Viel  zuverlässiger  als  bei  Stein  sind  die  Uebersichten  io 
den  betrcflenddu  Abliandluiip:cn  ron  Schall  und  l\icck<!  im  lirmbcr^r'srhen  Hnnd- 
buch  (2.  A.  lU).  Be^oodors  loichhaltig  die  MatehaUeo  im  Finanzarchi?,  in  üirth  s 
AnDelen. 

1.  Allgemeine  Gestaltung. 

Wie  die  ij  iilierc  Darstellung  (§.207—210)  irczeigt  bat,  ist  die 
indirecte  Verbraueh.sbesteiicrnng  im  10.  .Tahrluiiidert  in  den  ('ultnr- 
{«taaten  der  dem  Ertrage  nach  im  Ganzen  bedeutendste  Theil  der 
8 taatsbesteoerang  geworden.  Aus  dem  Comm unalstenersjstem 
ist  sie  dagegen  in  manchen  Ländern  fast  yersehwiinden  oder  doeh 
zarflekgedräogt  worden,  in  anderen  indessen  anob  noeh  ein  wieh- 
tiges  Glied  geblieben. 

Die  Ursachen  und  Bedingungen  dieser  Entwicklung  sind  im  zweiten  Ilaupt- 
.ibscluiitte  dieses  Kapitels  darsreloet  worden,  das  dort  in  rrosscn  Zügen  (iozeigtc  lindet 
im  »teuergoschicbtlichen  Kapitel  des  dritten  Bands  und  in  der  dortigen  Darstellung 
der  biitiKben  und  ftusönscbeii  Beeteaenog  dee  19.  Jabihnnderts  seine  Bestätigung 
im  Eluebien. 

Sebon  die  im  Grossen  so  gleiebmassige  Gestaltung  nnd  Ver- 
breitung der  indireeten  Verbranebsbestenemng,  in  Staaten  vor- 
scbiedenster  politiseber  Verfassong,  beweist  wiedemm  die  von  ans 
mebrfaeb  herrorgebobene  »^entwicklnngsgesetsmftssige'' 
Bedingtheit  and  Begrttndang  dieser  Besteaening. 

Waram  nlgte  sonst,  allen  Angrilfen  nnf  diese  Stenern  zvm  Trete.  Bassland  und  die 

S.'bweiz,  Nordamerica  und  das  Deutsche  Tvoii  h,  England  und  Fraukreicli,  Drsfrrreich  und 
Italien  und  dit^  übripen  Staaten  so  nel  fileieiiartipkcit  auf  rliesem  Gebiete  V!  Kiiic  Ginich- 
artigkeit, neben  welcher  die  allcrdiiig!»  vorhandenon  vielfachen  Verschiedenheiten  im  Ein- 
zelnen, in  der  Wahl  der  Steuerobjectc,  der  Steuerformen  doch  an  Hedeutun::  zurttcktreten. 
Auch  selbst  in  diesen  Kinz  'h  -iten  fmden  sich  al'  -  Tn-Ki-Ii  '  «vi  reh.T»  iiistiintnnngen, 

so,  mit  theilveiaei  Ausnahme  Grossbritannieus ,  im  /oiiweoen,  in  den  Monopolen 
(Tabak  !>,  in  bestimmten  Stenerfermen  (Zucker,  Tabak,  Branntweiu),  in  gewissen  diiecten 
Luxussteucm.  Alles  doch  Belege  dafür,  dass  rein  politische  Erwägungen  nnd 
Ciesiohtspiuicte,  dass  doctcinftre  Bestrebongen  jener  „entwicUnngageaeUnilesigen 
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tiabnadeaheit**  diaser  Beetenenuif  g«geBliber  foo  gaiingianB  EbdvM  siwl,  ab  aft 

aagonommon  wird. 

Aueh  in  diesem  Jahrhundert,  wie  ffttber,  ja  znm  Tbeil  noch 
bewUBSter  nnd  in  rattonellerer  Weise,  steht  gerade  die  Verbraaehs- 
besteneniDg  nnter  den  sieh  oft  krenzenden  Einflüssen  Eweier  ver- 
schiedener Firineipien,  des  eigentlich  finansiellen  (fisealiscbeD) 
und  des  volkswirthschaftlichen  (handelspolitisdien)  und 
wiederum,  zwar  mehr  oder  weniger  yerscbieden,  in  Grad  nnd  Zeit- 
puuctcii,  doch  ziemlich  Überall. 

So  namentlich  im  Zollwesen,  zumal  im  Ein  fahrzoll,  aber  auch  bei  vicb> 
tigen  inneren  indirc(^cn  Verbraachssteoern,  wo  es  einmal  den  Schatz  der 
heimischen  Production,  amlfr-iits  liü  Alfsatz  der  letzteren  im  Auslände  za  sichern 
gilt  (Spiritas-,  Zacker-,  Tabak-,  U<iiubcäteucrang  u.  a.  m.).  Das  durch  die  aestt 
GommmieatfoiMferbilUifase  bedingte  W1edeniifleM&  «inar  af^'^^iscbeB  SeüuilaoD- 
bewegang  ist  ebenfall^i  wieder  dem  coiitiiicntaleii  West-  und  Mitteleuropa  gemeinsazD. 
Yi.'lc  Maassregeiü  der  Zoll-  und  Vcrbraiirhssteuerpolitik  sind  öUrn  mehr  dorch  Tolt- 
wirthschaftspoiiti.scbe  iHa  durch  linaii2-  und  t»teutirpoUtibcbe  BodurüuiäSä  berrorgerafei 
worden.  (Auch  hier  bietet  Fraiikreicbs  8t«a«rgeaebichte  im  19.  Jabtlmiraeit  eii 
lehneichcs  Rcbpicl.) 

Das  Bestreben  neu  pohti»ch  geeinter  Länder,  wie  Italiens  and  desDeatschea 
Bei c ha,  ihre  Oesanuntstaals-BeateiMrottg'  foroeoilieb  auf  29l]a  «iid  innen  tediiaeie 
Yerbrauchssteaem  zu  begründen,  ist  nar  eine  Kachahmong  des  Beispiels  aller  anderen, 
namcntlicli  der  CJroiisstHaten,  und  findet  im  Deutschen  Reich  aucli  in  anderen  Rund«- 
Staaten,  besoudorä  iu  Nordamerica,  bein  Analogen.  Schon  da»  zeigt,  dhins  die  «^en« 
daoltche  Baiebatlenaipalitili*'  steh  im  Ganxea  in  licbtlgan  Bahnen  bawagt 

Ueberau  machen  sich,  wenn  anch  wieder  in  ▼erschiedeDen 
Grade,  aber  dech  immer  allgemeiner  nnd  gleiehmlssiger,  die  Um- 
gestaltungen der  Technik  im  Verkehrswesen  nnd  im  Pro- 

diietionsbetriebc ,  die  eüormen  Fortschritte,  die  beständigen  Um- 
ändernngen  und  Verbesserangen  der  Technik  im  „Zeitalter  des 
Dampfes"  geltend. 

Aul  dem  Gebiete  des  Uommunicatiuuüwesens  rerändero  sich  hierdorch  immtr 
wieder  rasch  die  Ganennansbadlngangen  dar  WIrtbaehaftabatfiaba  allar  Art;  nnf  des 

fifhitte  des  einzelnen  Prodoctionszweigs  wir  1  -  aucli  für  die  Besteuerung  die  Noth- 
weridiir's'  if  zu  immer  neuen  Veränderunjre-n  der  ßesttiuerungsmethode  hcrbcigefiihit 
Daher  lui  Zollwesen,  in  der  Branntwein-,  Zucker-,  Bier-,  Tabakbesteaerung,  eine  be- 
ständige Ver&nderangsbedürftigkoit  der  Stanergosetzgc bung.  Die  ns* 
aufhörliche  „Mobilität"  aller  Verhältnisse,  das  Charactcristikon  des  19.  Jak- 
hunderts, zeigt  sich  so  auch  aof  diesem  Steueigebiot  in  ausgeprägtestem  Maasse,  ohsc 
Bnbepunct,  Mina  sichara  Anasfeht  auf  einen  aalchan.  Immar  nana,  inaier  aehwiesrigeie 
Aoi^ben  der  SteaerpoUtlk,  der  Steuerteclinik. 

Die  Gestaltung  der  Consnmtionen,  die  dnreh  vermehrten  Wohl- 
stand and  stärkeres  Bedttrfniss  nach  Reiz-  nnd  Genassmitteln  be- 
dingte VerbreitoDg  des  Consoms  gewisser  Hanptartikeli  wie  der 
Coionialwaaren,  Getrttnke»  des  Tabaks,  anch  anter  der  Masse  der 

Bevölkerung,  bei  den  Mittel'  nnd  tief  bis  in  die  nnteren  Classea 

hinein ,  anderseits  das  Bedtlrfniss  nach  grosserer  Verkehrs  frei  beit 
im  wirthschaitlichcn  wie  pers-n  lit  hon  Leben  Iii h reu  dann  auch 
wieder  gemeinsam  zu  der  Übereinstimmenden  Entwicklung:  daas  nem- 
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lieh,  soweit  rein  finanzielle  Gesichtspnocte  enteclieiden  und  nieht 
durch  sehiUzzöllnerischp ,  wie  in  nenester  Zeit  hei  den  Agrarpro- 
dncten,  gekreuzt  vverdon ,  der  ])riiicipielle  Schwerpunct  der  Ver- 
braucbsbesteoeruüg  in  eine  verbältnissmässig  kleine  An- 
zfihl  Haaptartikel  des  ZoUwesens  und  vollends  der  imieren 
Besteaernng  gelegt  wird. 

Dabei  xdgt  steh  das  Bestreben,  die  etgentlieben  Hanpt- 
nabrnngsmittel,  bes^mders  Getreide  (Mehl,  Brot)  und 
Fleisch,  wenigstens  soweit  es  einheimische  Prodacte  sind, 

von  inneren  Steuern  frei  zu  lassen  oder  zu  machen. 

Aus  priocipielleo  Gründen  der  Steaerpolitik,  am  diese  Lebensmittci  oicUt,  gcgea 
du  lDt«nM8e  4i«r  oataren  daasra  und  der  Arbeitgeber,  tu  Yertheaem  und  ans  Gründen 

der  Volkäwirtbschaftspolitik  und  der  Stcucrtechuik ,  um  den  Vorkehr  in  diesen  Pro- 
ducten  von  lästigen  Controlcn  und  Ilemrniinf^cn  za  Itefrcion.  Nur  ^wiugr-ndste  fin.in- 
zicUe  Gründe  veranlaübeu  da  und  dort  diu  Beibehaltung  diu»cr  Steuern  und  sprechen 
b«i  der  Erhaltnng  der  Salstteoer,  welche  sich  immer  imcIi  rielfacb  findet,  mit 

Anderseits  wird  der  Schwerpunct  der  Verbranchsbc- 

steuerung  mehr  und  mehr  in  die  Besteuerung  der  exotischen 
und  cinbeiDiiseben  Gcnuss-  und  Keizmittcl  {^tlegt,  der  Ent- 
wieklnng  der  Consurntion  gemäss  namentlich  in  die  Tabak-  und 
Branntwein  Steuer. 

Eine  Entwicklung^,  worin  Urossbritanni-Mi  Dank  eigenartiger  Vorliültnisso  arn 
Weitesten  gehen  konnte  und  gegangen  ist«  aber  welche  sich  in  geringerem  Grade  doch 
auch  in  anderen  Uaden  leift:  Tabak  ond  Branntwein  treten  immer  mobr  voran« 
dann  kommen  Bier.  Wtnn .  Kanco  oder  Thce,  Zocker,  in  dritter  Linie  einige  andere 
Golonialwaaren,  Südfrüchte,  wozu  neuerdings  mehrfach  Petroleum  getreten  ist,  während 
andere  Artikel  in  der  inneren  Besteuerung  des  Staats  seltener  geworden  sind,  mitunter 
fehlen  ond  jedenialla  an  finaazlBlIer  Bedeutung  zarUckstchen  (aach  rcrhiütnissmässig, 
ge^en  die  frühem  ZoiO  so,  vsro  sie  Qberbaupt  noch  besteuert  werden.  Sa!z.  Mehl. 
Fleisch,  ^ut  die  induüUielluJi  und  neunter  Zeit  mehriach  wieder  diu  agranscheu 
SehntnOUe  bilden  eine  wichtigere  Ausnahme  Ton  dieser  EntwicUnngniehtanf  nnd 
bilden  auch  öfters  noch  —  odt  r  wieder,  wie  die  agrarischen,  besonders  die  Gctrt  idf  - 
zdllc  —  ein  t^rheMicheres  l'inaDzohjert.  Der  cirimnl  vorhandene  Erbebungs-  and 
(youtrolapparat  des  Zollwesens  hat  abur  auch  diu  oüers  wahrgenommene  Gelegenheit 
gegeben,  besondere  Consomlionen  der  wohlhabenderen  Glasseii  einer  luaasteaerartigen 
Be^enening  za  unterwerfen. 

Mehr  nnd  mehr  wird  der  Finanz-  nnd  der  SehntzzoU  anf  den 
Elnfnhrzoll  heschrftnkt,  hierbei  im  gewerblichen  Interesse  der 
fremde  Roh-  nnd  Hilfsstoff,  anch  wohl  das  Halbfabrikat  freigelassen, 
soweit  nicht  Interessen  der  inländischen  ProdneÜon  sieh  dagegen 

stemmen.  Der  Durchfuhrzoll  ist  fast  allgemein,  der  Ansfnhr- 
zoll  bis  auf  wenige,  jetzt  auch  sich  vermindernde  Fülle  (Z(dl  auf 
nicht  beliebig  vermebrbare  Abi'ail|iri)ducte,  wie  die  Mat*  l  iali*  n  der 
Papierlai>i  ikation ,  Prodncte  eines  gewissen  Nuiunnonopols)  ver- 
schwunden, nK  hrturh  vollständig.  Die  wichtigsten  Ausnahmen  bilden 
in  letzterer  Hinsicht  noch  sttdearoi^äiache  und  tropische  Länder. 
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Im  Inneren  der  Länder  konnten,  den  modernen  wirthteball* 

liehen  Ikdliiliiibücii  entspreeheiid ,  die  iiicisteu  der  ehemaligen 
Steuere  nntrolen  nnd  Verkehrsbemmungen  lallen  und  die,  freilich 
mehrlach  sehr  verschärften,  Controlen  (Branutwein,  Zucker,  Tabak  Ij 
auf  eine  verhäUiiissmiissig  kleinere  Anzahl  von  Steuerpflichtigen 
(„Besteuerung  beim  rroductionsbetrieb",  Monopolisirang)  beschränkt 
werden. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Entvricklang  macht  i«  Staats-.  mL'lir  noch  im  Co!t>- 
muualsteaervetieu  nur  die  vorkommende  Beibehaltung  des  städtiächeu  Accine-  odci 
ThMBteoenystems  (OctniB,  FiMikreicb,  Österreich.  Italien  o.  a.  L.  m.,  vie  ditt  ach 
nitonter  noch  findend«  MMietIge  Circulationsabgabe  (franzOaiaclie  VeUnlenfir). 

Ein  Hauptmangel  ist  im  Zoll-  wie  im  inneren  Steuerwesen  dis 
vielfache  Fehlen  eines  richtigen  Qualitätsfasses  der  Stener, 
wiedemm  noch  sehr  allgemein  and  ans  denselben  Grttnden :  wegen 
der  KU  grossen  stenerteehnisehen  Sphwierigkeiten  eines  Bolchen 
Fasses,  aasserhalb  der  Monopolstenerform. 

Manche  specidl  technische  VerroUkommnnngen  hnt  die  indlreeto  Veiiwbn- 

bosteucruiiß  iibrijj^ens  cbenfalb  durch  Fortschritte  der  Technik  crfnhn  u  (mechanische 
Zählapparate,  bei  Mehl-,  Mak-,  ßttben^uckorstcaem,  Saccliaromcter,  Alcobolomctu 
Q.  dgl.  m.). 

Im  Widerspruch  mit  der  sonstigen  wirthscbaftsrecbtlichcu  und 
finaiiÄwirthschaftlichcn  Entwicklung  steht  die  lieibehaltung  oder 
selbst  Neueinführung  einiger  Regale  oder  Monopole  zn  Be- 
steuernngsz wecken,  wo  aber  eben  finanzielle  Erwägungen  den 
Ausschlag  geben. 

TabakmonoiKtl ;  mehrfach  noch  Salzmonopol;  Fairer-,  ZUndhöUchonmoiM^; 
neneie  BeBtirebaogen  aaf  BranntweinmonopoL 

Die  mit  der  Entwicklang  von  Arbeitstheilung  nnd  Geldwirtb- 
schalt in  uiiuiei  gi<»ssercni  Maassc,  wiederum  ziemlich  überall  vor 
sich  gehende  Verdrängung  der  hauswirtbschaftlicben  dnrch  die 
gewerbsmässige  Productiou  (Bier,  Branntwein)  hat  der  Ein- 
bürgerung gewisser  „indircctcr"  Verbrauchsstenern  ebenfalls  Vor- 
schub geleistet,  wie  sie  auch  wieder  selbst  dadurch  begünstig 
worden  ist.  Das  machte  denn  auch  steaerteohnische  Fortschritte 
mehrfach  crnt  möglich. 

Bei  den  inneren,  an  den  Prodnetionsbetrieb  sich  ansohUessen- 
den  Stenern  geht  wohl  das  Streben  sichtbar  anf  Verbesserang 
der  Besteaerangsmethoden^  daher  namentlich  anf  „Fabri- 
kats tener'^  statt  der  Rohstoff-,  der  Halbfabrikatsteoer  (Zocker,  Spi- 
ritus, Wein,  weniger  Bier,  Tabak).  Aber  theils  steuert echnisehe 
Schwierigkeiten,  Botriebszersplitternng,  Controlmühen ,  theils 
auch  V 0 1  k  8  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  1 1  i  ch e  C  o  n  c  u  r  r  c  n  z  r  Ü  c  k  s  i  c h te n 
la6beu  es  nicht  immer  zu  der  an  sich  richtigeren  Methode  kommen. 
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Di«  anderM  limä  aveh  ab  PiiaiiiTBngm  t«c1uiisc]ier  Fortidiiitto  und  der  StMiar- 

r  wii^ung  wohl  beliebt.  (Fnnkntchs  Uebeifug  2or  Rttbenstoaer  1884  aus  solclien 

Üruadeni    Fin.  iil,  §.  268,  272.) 

Von  direoten  Gebrauchs-  and  Nutznngsstenern  Ut  die 
Wohnvngsstener  als  Staats-  oder  Gommnnalsteaer  öfters  zn 
finden,  dann  yielfachi  ebenfalls  als  die  eine  oder  andere,  die 
H n n d e stener.  Eigentliebe  directe  Lnxns Stenern,  auf  Bediente, 
Wageo,  und  einzelnes  Andere,  liaben  sieb  ans  früherer  Zeit  mit^ 
unter  erhalten  (Grossbritannien)  oder  sind  Torttbergebend  (Nord- 
america)  oder  bleibend  (Frankreich  u.  a.  L.)  neu  eingeführt  wordeo, 
ohne  indessen  eine  besondere  Bedentung  zu  erlangen.  Bei  mancher 
principiellen  und  politischen  Neigung  dafür  sind  sie  wegen  Steuer- 
technischer  iSchwierigkeiten  und  Bedenken  und  wegen  zu  geringer 
üinträgUchkcit  doch  in  der  Praxis  wenig  beliebt  geworden. 

Gewerbliche  Licenzabgabeu  haben  sich  in  Verbiodaog 
mit  indirecten  inneren  Verbraachsstenem  nnd  mit  zu  Controlzweeken 
letzterer  mehrfach  behauptet  oder  nen  entwickelt  (Orossbritannien, 
Frankreich), 

In  der  Commnnalbesteaernng,  specidl  der  Städte,  sind 
besonders  aas  verkehrspolitischen,  mitnnter  aaoh  aas  principiell 
steaerpolitisehen  GrOnden  —  Rttcksichten  anf  die  unteren  Classen  — 

in  der  germanischen  Welt  eigene  indirecte  Verbranchsstenern 

vielfach  l;[u\z  oder  grossentheils  beseitigt  worden.  Doch  finden 
sich  Neiibildiiii<;en  in  Verbißdung  mit  stüdtisehcn  Anstalten  (Gas 
n.  f.  w.,  8.  o.  65).  Zuschlüge  zu  betreffenden  Staatssteuem 
(Bier)  kommen  dagegen  wohl  vor.  In  der  romanischen  Welt, 
vor  Allem  in  Frankreich,  Italien ,  aber  auch  in  Oesterreich  und  in 
geringem  Maasse  noch  in  deut^ehen  Ländern  bestehen  indessen 
auch  eigene  städtische  „Verzebrnngsstenern*'  (Oetrois, 
Accisen),  in  den  älteren,  nur  durch  die  neueren  Commonications- 
ond  Betriebsverhäjtnisse  etwas  modifichrten  Formen  (Thoreontrole). 

§.  369.  —  2.  Y  ^ihiltnisae  «Inzelner  Linder. 

Diesen  zar  allgentineren  GhaiacterisiruDg  der  gegenwärtigen  Gebfanelisbcsteueniag 
dicfi'\'''i»'n  Bemerkungen  werden  hier  noch  einige  Haiipttliatsiirhen  <Jer  neuer^'n  (iostaltung 
und  da6  i^egenwärtigoii  Zostanda  dieser  Besteuerang  in  einigen  Lindem  beigefügt,  wobei 
aller  wieder«  vle  in  den  analegen  AtNehoatten  ftber  die  andeies  Hanptstenergnippen 
(§.  219.  230,  243)  jedes  nühore  Eingehen  anterbleibt. 

fJrossbritanni cn  nimmt  auch  hier  «»ine  immerhin  etwas  apnrf*^  Stellung  ein. 
hat  den  Schwerpunct  seiner  Staatsbcsteucrung  ^war  nicht,  wie  andere  Staaten,  im 
^Ossercn  Maasse  erst  im  19.  Jabrhondeit  in  die  Verbiavelisbesteaerunir  gelegt, 
sondern  die  Quote  dieser  von  der  (icsammtbcätcocrang  sogar  etwas  vennindort  (l'in.  III, 
S.  234).  Aber  auch  dieses  Land  zieht  doch  aus  den  Vorbrauchsätcucrti  den  grössten 
TiieÜ  feiner  Stenerertrftge.  Und  zwar  sind  es  nnr  4 — 5  Hauptartikcl,  die  den  HanpU 
betrag  der  Einnahme  geben,  vor  Allem  Spirituosen,  Tabak,  Bier,  weiter  Thce,  dann 
Wein.  äpiiitOMen  und  Bier  sind  faat  die  eimdgea  Artikel  der  inneren  Yerbianchs- 
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steacr,  vclcha  «U  der  alten  Accise  TerbliebeD  sind,  Tabak,  Tkee,  Spiritoosen,  Wein 

die  bei  Weitem  wichti^ten  ZoUaitilcI.  die  wenigen  anderen  Zollpos't^n  (Kaffee,  Süd- 
früchte, Gacao,  Ciclione  and  ein  paar  weitere)  geben  nicht  viei.  Der  Zocker  ist 
nenerdings  auch  ven  jedem  Zoll  befreit  (Stein,  6.  A.  II«  2.  263  neant  iln  inner 
noch  unter  den  TTaaptartikdn  der  inflirccton  VerbrauchsstcnorV  Schutzzölle  be>t-hea 
nicht  mehr.  So  hat  das  Land  dir  •  ig^ontiichcn  Nahrnngsmittei  von  Abgaben  befreit, 
wichtige  Gennssmittcl  hoch  besteuert  (Innere  Bierstencr  als  Steuer  ron  der  Bier- 
würze; 6ranntvrt>i:i  nach  dem  Alcoholgrad,  Pabrikütteiier;  Weioioll  ebenfalls  nach  der 
AIro}Tn!sf.irk.' ;  T.iljak^üll  die  Form  der  TahaVhe^tenening  bei  Verbot  inlindisdi-'n 
Tabakbaus.)  Daneben  ein  auch  ziemlich  aiutragliches  System  foa  GewerbeJiccnz- 
ab gaben.  Yen  directen  Oebranehs-  n.  dgl.  SiftDem  erliebt  der  Smat  eine  Hniide>. 
Bedienten-,  Wagen-,  Wappen-,  Jagdschein-,  Schusswaffensteucr.  (Uobcr  Alles  rielerlei 
Kinzelheifen  in  der  Darsfellang  im  3.  Rande'  —  In  der  hritischen  C'ommunal- 
besteneruiig  fehlen  eigentlich  indirecte  ^'eIb^au(  hj>abgabeü  fast  ganz:  doch  gohen  hie 
nnd  da  gebtihrcnartige  wohl  Etwas  mit  in  solche  Ober. 

Frankreich  ist,  nach  der  Bcsi-itifjuiif;  der  inneren  indirerten  Vorbrau (  hssfoneni 
des  Staats  uod  der  Ucmoinden  während  der  ersten  Berolution,  schon  aoter  dem 
Gonavlit,  namenflicb  aber  anter  Nipoleon  t  m  dieaen  Steom  soniekgekebrt  md  bat 
sie  seitdem  beibehalten,  ja  bei  seinen  Finanzbedtlrfnisscn  stark  entwickelt,  auch  aaä- 
pcdohnt.  So  bezieht  auch  d«r  frnr;?n  he  Staat,  trotz  der  ebenfalls  grossen  Ent- 
wicklung der  directen  Steuern  uud  nauaiitlich  der  VerkchrsstcDem,  au»  ZüIIcq  orid 
inneren  VerbraDcbaBteaeni  erbeUiob  Aber  die  Il&lfte  seines  Steuerertra{e:8  {Fin.  IlL 
S.  :i71,  fiOli  Drei  Monopole  (vor  Allem  Tabak,  dapn  Pulver  und  Z  ;ti  Ihöl/rh-r,!. 
die  ausserordentlich  entwickelte  ionero  Getr&ukebeateaerung  (Branntwein.  Wda, 
Obstwein.  Bier),  die  Rabenznckeratencr,  elno  Ansabl  von  kleineren  Verbraacb' 
steaem.  meist  eist  nach  dem  letzten  Kriege  aufgelegt,  zum  Theil  aber  bereila  wieder 
b '«eifi^rt ,  dann  gewerbliche  Liccnzabgaben ,  in'^i^t  itn  Anschluss  an  die  G^- 
traukobcötcuerung,  endlich  auch  noch  eine,  indessen  rcrh^itnissm&ssig  nicht  alizabobe. 
Innere  Salzsteoer  bfldai  anaammen  daa  anaMrordratlicb  acbvere  ionero  YerbrnmAK 
stcncrsystom.  Neben  dicsom  ist  aber  auch  der  Zoll,  jetzt  nur  noch  Einfuhrzoll, 
mit  Schitlfahrts-  und  anderen  Nebenabgaben  eine  sehr  ortragsreiche,  seit  dem  Kriegt: 
TOtt  1870  bedeutend  ergiebiger  gemachte  Einnahmequelle.  Im  Zoll  «ind  die  Fioaaz- 
zOUe  zwar  der  wichtigste  Theil  (bcsonden  Kiffee,  Zncker,  Petrolewn,  jeHt  auch  Wmn, 
Cacao).  aber  doch  auch  die  industriellen,  neuerdings  wieder  die  agrarischen  Schotz- 
zOllc,  ferner  der  Steinkohlenzoll  wichtige  Finauzobjecte.  Die  sehr  complicirto  («oträaie- 
beelanening  setzt  sieh  bei  den  einleben  Oetfinken  und  apociei!  ha  Wein  mm  rer- 
schit'denen  Abgalien  zusauimen,  darunter  auch  noch  die  Form  der  ,.Einpang>.ab;^be'* 
in  StiUlten;  bei  Branntwein  Kabrikatsteuer.  Die  in  ihrer  Besteucrungsmetbode  mehr- 
fach veränderte  Zuckersteuer  ist  jetzt  in  die  Hohstoßsteuer  von  der  Eubo  hinUbergefOhn 
worden.  -  Direrte  Gebrauchs-  und  Luiussteu.m  erhebt  der  Staat  von  Wagen 
und  Pferden,  Billards,  Clubs  o.  dgl..  Spielkarten.  Ja^^dschcinen.  —  Die  hier  aof- 
gefuhde  französische  Staatsbestcoerung  ist  die  grossartigste  unter  den  beatehendea  oad 
avcb  fter  die  Theorie  wobl  gegenwärtig  interessanteste.  In  der  eingebenden  DarateHang 
im  dritten  Bande  (S.  51»7 — 'sS'i)  auch  vielerlei  te(  hnisolies.  administrativem,  statistis<  L'^» 
Detail.  —  Die  franzftsisrho  T ommunalbesieucrung,  besonders  der  Städte,  hrmut 
in  dem  noch  wahrend  der  ersten  Bevolution  wieder  hergestellten  Octroi  ein  sehr 
eriri<  bitres .  aosgcdehntL-s  VerlnaucliflStenefsystem  in  etwas  niodernisirter  Form,  »b«r 
1  H  h  noch  s<'hr  dem  alten  Thorstcoerwcscn  gleichend  (Fin.  III,  S.  bHA — 914).  Di? 
Hundesteuer  ist  in  Frankreich  ebenfaik  (]iommanalsteuer;  auch  an  den  Jagdacheia* 
at^ben  haben  die  Gemeinden  Antheil. 

Belgien  hat  ausser  den  Einfuhrzöllpn  innere  Verbrauchssteoen)  auf  Branntwein, 
Bi>  r.  "Fssiir,  Zucker.  Tabak,  auch  noch  besonders  suf  fn'niden  Wein.  Die  eheuialier^n 
Coiu  ui  una  loctroi»  üinii  aufgohubcn  worden  und  ditlür  dcu  üeinoinden  ciu  be- 
stimmter Antheil  an  den  inneren  Verbrauchssteuern,  am  Zoll  (ausserdem  an  den  Pot>t- 
einnabnien)  eingeräumt  worden.  (S.  über  diese  Maassnabme  r.  Keitnenstein  in 
Conrad  s  Jahrbucher»,  B.  48,  52.) 

In  des  Niederlanden  ist  die  innere  Yerbraochsbeateuening  des  Staate  (Aecte) 
eine  Hanpidnnabmeqoelle ,  be>ioi)ders  die  Branntweinsteuer,  daneben  sind  aber  noch 
rerschiedeiie  weitere,  auch  nothwcndiircrc  (Salz,  Fleisch,  Seife)  utid  einige  andere 
Artikel  ^Zuckur,  Wein,  Bier,  Essig)  der  Staat&accisc  unterworfen.   Auch  eine  Lottene 
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bat  Holland  noch.  Der  Zollertrag  ist  bei  angevÖhDlich  niedrigen  FioanzzöUen  verhültniss- 
inässig  gering  in  diesem  Handcisstante.  Die  (j  e  m  e  i  n  d  e  accisen  sind  auch  hier  ai]f*r(>- 
hoben  worden,  unter  Ersetzuug  durch  Uirecte  Stoucru.  (S.  v.  Keitzonatcin  a.a.u.  B.  ö2.) 

Die  Schweiz  luit  ihre  baoptaftchlichste  Bu ud  cseinnabme  in  ihrem  neuer- 
dings aurli  ergiebiger  gemachten  Zollwcscn.  Jüngst  bat  sie  iber  au  h  in  Brannt- 
waiumouopol  eiugeftüirt,  dessen  Keinemäge  jedoch  den  Cantoueu  nach  dereu 
YolkuaU  znfliesaen  nnd  Oelegenheit  geben,  mit  eantenalen  indirecten  Stenem  (Ohm- 
gdd  n.  s.  V.)  aufzuräumen. 

Italien  hat  ausser  dem  ergiebigen  Zoll  zwei  einträgliche  Monopole  (^Tabak, 
Salz),  lern  er  noch  ein  Sy:>teui  allgemeiner  innerer  Verzehruagäetteuerü  iu  der  Form  des 
Communaloctroiä  auch  für  den  &aat,  wodurch  namenUich  der  Wein  («ach  Fleisch 
u.  a.  ui.)  belastet  wird;  weiter  eine  Reihe  von  besonderen  inneren  Fabrikatinns -  und 
Verbraachsstouern  (Spirituosen,  Bier,  Zacker,  kohlensaures  Wasser,  Pulver).  Eine  in 
der  FInnnznoÜi  wihrend  der  Aosbildonir  mm  Einheitsstaat  eingeführte  schwere  U ahl- 
steuer konnte  bereits  wieder  aufgehoben  werden,  liefert  aber  ein  gutes  Beiqiid,  wie 
auch  netienlin^s  trotiC  der  principielien  Bedenken  eine  derartige  Steuer  mitunter  nicht 
vertuicduu  wird  und  —  mit  Hecht  nicht,  ein  Belog  für  unsere  Auflassung  der  tinanz- 
fkolitischen  Steuerprincipien;  in  Italien  anch  ein  gnies  Zetehen  staatsmftimischer  Ein- 
sicht und  von  hohem  Patriotismus.  Ein  erhebliches  Fiuanzobject  ist  immer  noch 
die  (Zahlen -)lA>tterie.  —  In  den  Gemeinden  bildet  die  Verzehrungssteuer  in 
OetTOiform  elyenfidb  noch  eine  hauptsächliche  Einnahmequelle. 

In  Oesterreich-Ungarn  ist,  wie  in  einem  Bundesstaate,  der  Zoll ertrsg  Ein- 
nahme des  Gesam m (Staats ,  mit  unmittelbarer  Verwendung  /.ur  Deckung  des  gemein- 
saiueu  Haashaltetats.  Gleiches  gilt  von  dem  durch  das  Kriegsministerium  verwalteten 
Pnl?i^regaL  Die  anderen  indlieeten  Verbraucbsstenem,  einschliesslich  der  Honopele, 
sind  seit  1868  wieder  liesondere  Einkünfte  der  beiden  Keichshälften.  In  West- 
Oesterreich  gehören  dahin  die  beiden  Monopole  von  Tabak  und  Salz,  dann  diu 
sogenannte  staatliche  Verzehrungssteuer.  welche  als  selbständige  Steuern  im  Ausclduss 
an  den  Peodnelionsbetrieb  die  Bier-,  Branntwein-,  Zuckersteoer,  snm  Theil  auch  die 
Flcischstcuer  utnfasst,  ausserdem  aber  in  der  Furni  der  Tliorsteuercontrole  in  einigen 
grösseren  sogenannten  „geschlossenen",  d.  h.  mit  Verzehrungssteueriinten  umgebenen 
Stldten  Wein,  Yieh,  Fleisch,  Brotfruchte,  Mehl,  Reis,  Oemttse  ond  andere 
landwirthschaftliche  Producte,  Brenn-  und  Bi^Ieuchtungsstoffe  und  einiges  Andere  und 
auch  auf  dem  platten  Lande  und  in  „oKcnen"  Städten  mittelst  besonderen  Verfahrens 
Bier,  Wein,  Most,  Spirituosen,  Schlacht-  und  Steohvioh  LriÜt.  Die  Biersteuer  in  Form 
der  fiierwftnsteuer ,  die  Zucker-  und  Branntweinstener  in  Formen,  welche  mehrfbch 
verändert  worden  sind,  jetzt  bei  der  Branntweinsteuer  vornemlich  Fabrikatbestcuerung, 
bei  der  Zuckerbosteuerung  ebenfalls  („Verbraachsabgabe"),  nach  Normen,  welche  den 
neoesten  deutschen  ihnlich  sind;  bei  bdden  letztgenannten  Stenern  ist  anc^  n&here  Be- 
ziehung der  österreichischen  und  ungarischen  Gesetzgebung  und  Steuereinrichtung  zu 
einander  wieder  eingetreten.  Ausserdem  hat  iuirh  '»Österreich  sein  (Zahlen -) Lotto 
noch.  —  Iu  gewissen  ücmciudcn  sind  die  V  or^  ciiruugssteueru,  »u  die  iu  den 
grosser«!  ngi^chlosscnen"  Orten  erhobenen,  auch  Gemeinde  Stenern.  —  In  Ungarn 
im  Ganzen  doch  !ihnliche  Gestahting  dieser  Bcsteuening.  —  Diese  Staaten  xeigen, 
gleich  Italien,  wie  dringender  Finanzbedarf  ond  geringerer  WolLbtand,  welcher  letztere 
die  Ckuunrntion  von  Rdz-  ud  Oennssmitteln  des  Gelonlaliranraizweigs  (ausser 
Tabak!)  in  der  Masse  der  BevOlhonDg  noch  niedriger  hält,  nöthigen,  an  bedenklichen 
Verbrauchssteuern,  so  denen  anf  wichtige  Lebensmittel  in  höheren  Sitzen  linger  fest- 
zuhalten, als  anderswo. 

InRossland  liegt  der  Schwerpanct  der  gesammten  Staatsbestenemug  dnrchans 
in  den  indirecten  Steuern,  Zßlleu  ufnl  iinoren  Verbrauchssteuern  niid  bei  letzteren 
vor  Allem  iu  der  ungemein  einträglichuu  Getränke-,  namentlich  der  schweren  Brannt- 
weinstener (Fablikatsteuer),  welche  trotz  gern uthmaasstor,  immer  noch  nicht  genügend 
bewältigter  Dnterschleife  als  der  wahre  Träger  des  msslsohfln  Staatshaushalts  erscheint. 
Ausserdem  eine  auch  durch  die  eigenthümlicho  Besteueruugsmethode  bcmcrkenswertho 
Tabaksteuer,  KUbenzucker- ,  Mineralöl-,  ZaudhoUcheustouer.  An  Monopoiisirung  des 
Tnbnhs  ist  gedacht  werden,  aber  sie  ist  bisher  nicht  zn  Stande  gekommen. 

Auch  in  den  übrigen  europäischen  ausserdeutschen  Staaten  sind  die  Zfllle.  die 
(ietränkestouern ,  besonders  von  Branntwein,  die  Zuckersteucr .  die  Tabaksteuer,  auch 
als  Monopol  (Spanien,  Uumäuieu)  überall  der  Uaupttheil  der  StaatscinkOufte. 
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Auch  ausserhalb  Europas,  in  den  Colonien  und  öolonialstaaten  det 
Europäer  und  in  .si'lbst;indigen  Staatsgc bilden  (Asien)  findet  sich  im  Qmitn 
duch  eine  ähnliche  (Jeätaltuitg.  Der  Schwcrponct  liegt  hier,  besoudent  in  Goloniea  uuti 
Colonialstaaton,  in  dea  Einfuhrzöllen ,  unter  d«Mn  diejenigen  aof  Fabrikate  nd 
Halbfabrikate,  in  schotzzöll nerischer  Tendenz,  wi*^  in  den  Verfinigton  Staat  n 
von  Nordamcrica,  aber  auch  unabhüafig  daron,  ab  wirkliche  reiuo  FiiuiO2£0Ue,  hier 
beeonden  vicbtif  in  Min  pflegen,  mwt  ab  la  Siiropa  bei  dflMen  «ntvldMlter  LidMliie. 
Daneben  sind  ancb  nehmch  die  Ausfuhr  zolle  auf  Sttpelfwodncte  in  d'mtä 
Ländern  (Brasilien  u.  a.  m. .  Thina)  noch  vorhäUnissinaasig  wichtig.  Die  Ver- 
einigten Staaten  haben  aber  aus  der  Periode  des  Burgericnegs,  wo  alle  Artea 
Stenern  raadi  nngemdn  etariK  entwickelt  wurden,  noeh  dnlge  etbeblidie  innere  indirect» 
Verbrauchsstcnem .  besonders  auf  Tabak  (in  bemerkeoswerth  ausgebildeter  FabriUt- 
stcucrform.  mit  ganz  ausserordentlichen  Gontrolen  und  Straf  bestimmungen),  Spiritno^n, 
Bier  (in  ebenfalls  eigenthUmlicher  Weise  besteuert)  beibehalten.  In  den  einzelnea 
Staaten  kommen  u.  A.  Scbank-  und  Ihnliche  Licenzabgaben  vielfach  vor. — 
In  asiatiscben  Ländern  (Bridscb-  und  Holländisch -Indien,  China)  sind  an  inn^rei 
Verbrauchssteuern  SaU-  and  Opium  steuern  (SaUmonopol  in  Indien)  hervor^hebeo. 
Japan  enroplisirt  neh  aneb  anf  dem  Finanz»  nnd  Stenergebtet  inner  nehr,  nach  ia 
Betreff  der  inneren  flc  tränke  steuern. 

In  Deutschland  ist  die  Knlwifllung  der  Zölle  und  inneren  Verbrauchssteaen 
unter  der  poliüsclien  Zersplitterung  lange  gehemmt  gewesen  und  vorneuiiich  mit  ans 
dieaer«  wie  freilich  auch  aus  der  günatigeven  gesammten  Finanzlage«  bei  fehlenden  oder 
geringen  unproductiv  n  Staatsschulden,  starkem  älteren  und  neueren  (Eisenbahnen  1) 
rentablen  Staatsvermögen,  erklärt  sich  die  rerhältnissmässig  immer  noch  im  Vergbick 
nit  den  nebten  übrigen  europftiaeben  Lindern  geringere,  nameotfkib  aneb  det 
Erträgen  noch  zurückgebliebene  Ausbildung  dieser  Steuern  bei  uns.  Aber  immerlio 
nmd  seit  der  nildun^r  des  Zoll vc^reins,  dann  des  Norddeutschen  Bnnda  aad 
dus  Deutschen  Keichs  ausserordentliche  Fortschritte  zu  rezzeichnen. 

Hit  der  Erri«  htunjr  des  Zollvereins  wurde  das  Zellveeen  nacb  der  Seite  d«r 
Finanz-  wie  der  SchutzziWle  unificirt,  die  Rübenzuckersteuer  fnt  <hnr\  bald  hinzB 
Die  betreffenden  Einkünfte,  welche  frttbcr  wesentlich  nach  der  hL&püahi  anf  die 
Einzeblaaten  Teröteilt  wurden,  gingen  nacb  18M  nnd  1871  anf  den  Buid,  b«.  das 
Eeich  über.  Zu  ihnen  traten  die  früher  nur  im  Einzelstaate  (Preussen)  beiOandeoe 
inn>>r<>  Tabaksteuer  und  die  Salzsteuer  als  Reichssteuem.  letztere  aus  den  einzel- 
staathchen  Monopolen  verschiedener  Art  in  eine  einheitliche,  an  den  Prodnctioos- 
betrieb  sich  anschliessende  Yerbrancbsitener  nmgebildet.  Die  Branntwein-  oh! 
die  Bier-(Braumalz)8teDcr  wurden  dagegen  nur  in  Norddcntschland  völlig  unificirt, 
die  drei  süddeutschen  Staaten,  Baiem,  Würtemberg,  Baden,  und  in  der  Biersleoer  aoch 
ElsasB-LotbriDgen  bebielten  ihre  Landosstcuem.  Durch  Ausbildung  des  Zidltarifs  (1879). 
Erhöhung  einiger  Zollsätze  (besonders  Tabak),  Entwicklung  neuer  agrarischer  ScbntS' 
Zölle,  besonders  von  (Getreide ,  Vieh,  ist  der  Zollertrag  in  neuester  Zeit  erheblich  ge- 
steigert worden.  Die  huanzieil  ergiebigsten  Artikel  sind  jetzt  Kafiee,  Tabak,  Petioieso, 
Wein,  anderselto  Getreide,  daneben  Sndfrnchte,  Beis,  Heringe,  Oewttrze,  wie  ftner 
Bau-  und  Nutzholz,  Vieh  u.  s.  w.  Durch  endliche  Aufnahme  von  Kam bnrj- Altona 
und  Bremen  ist  die  Ausdehnung  des  Zollgebiets  auf  das  Keichsj^cbiet  nunmehr  isi 
Wesentlichen  vollzogen;  das  erstere  umfasst  aber  noch  Luxemburg.  Die  Pläne  von 
Tabak-  und  Branntweinmonopolen  haben  sich  bisher  nicht  durchftlhren  linss 
Aber  wenigstens  p:elang  die  Umwandlung  der  Tabak  Fl-ichcnstener,  die  voii  Pr  'uss«» 
her  übernommen  war,  in  eine  Gowichtssteuer  des  Kohtabaks,  und  die  Umbiiduog  der 
ÜtMen,  ebenfalls  nacb  pvensslscben  Muster  eingerichteten  Branntwein-Maiacbraun- 
Steuer  in  der  Hauptsache  in  ein«!  wirkliche  Verbrauchs- Fabrik at Steuer,  welche 
immerhin  erheblich  einträglicher,  als  die  iVuhere,  geworden  und  nunmehr  auch  aT?f 
Suddeutschland  ausgedehnt  ist,  &o  dass  nur  die  Biersteuer  dort  noch  Laudc&>teuer 
blieb.  Die  Rübenzuckersteuer  ist  in  der  Form  der  Rohstoffsteuer  eingerichtet  ge- 
wesen und  diese  Form  hat  \vo!il  711  1!  t  Triiichtiircn  Entwicklung  der  I^':bcnz^cl;oTindastrie 
mit  beigetragen.  Aber  die  unpassende  Regelung  der  Ausfuhrvergutungen ,  welcbe 
letztere  in  Ansf nhrprtmlen  awarleten ,  bat  ancb  hier  m  einer  Stenemlwm  nUk  den 
Anlass  gegeben,  welche  vorläufig  in  der  Verbindung  einer  YefbrMchs- Fabrikat- 
Steuer  mit  der  in  crmSssi|j:tom  Betrage  noch  verbliebenen  Rübeasten^^r  ibr«'»».  sieber 
aber  noch  nicht  endgiUigen  Abschluss  gefunUen  hat    Auch  die  Tabak-  und  die 
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Brann  tir  ein  Steuer  müssen  jedenfalls  noch  ßrboblich  oiiitrafrlif  )ii>r  p^cmacht  werden, 
vozQ  sich,  znm&l  bei  der  enteren ,  immer  wieder  die  Mouoj>aiiürm  aia  die  zweck- 
aiiflBifate  onr eisen  wird,  ir«iiii|[^elch  die  Seliirierigiceiten  der  erBlen  BXiifllhninf  eines 
«olrhen  Monopols  trogen ülx.-r  einer  grossÄrtipen  freien  Cultur,  Industrie  und  Haudftl 
und  die  daraas  herirorgehendcu  Bedenken  nicht  unl^eaciitet  bleibeii  konmru  Attöser- 
dem  wird  die  Unification  der  Bicrsteuor  im  Reiche,  riclleicht  unter  Annahme  der 
l>ewl^rten.  wenn  auch  an  sich  Bidit  rationellsten  bniefisdh-wQrtembcrgischcn  Form, 
statt  der  hishorigren  >!rii-''li-*euer  Tom  Schrot,  zu  erstreben  und  dabei  aui-h  sclior»  nir 
Ausgleichung  mit  Braoutwcin  and  Kaffee,  ein  erheblich  höherer  Jsirtrag  als  der  bis- 
berigfe  nerddentsoiie ,  abzugewinnen  sein:  ohne  entscheidende  Bedenken  fftr  GooBun« 
Preis,  Qualttfit,  wie  gerade  Baicm  zeigt.  —  Das  Beich  besitzt  endlich  im  unificirten 
und  aus  den  cinzclstaatlichcn  aosgeechiedenen  SpieUnrienstempel  eine  eigene  Ge- 
brauchs- und  Genusssteuer. 

Die  Zölle  und  die  genannten  inneren  Yerbraachsstenem  sind  die  Hnnpteinnabme 
des  Reichshaushaltcs.  Ihre  Verwaltung  und  Erhebung  ist,  unter  Ki  irbscontrole,  in- 
dessen einzelstaailich  Terblieben,  unter  Festsetzung  bestimmter  formen  fdr  die  Bc- 
reclurang  der  CihehangsInMten,  wobei  den  Einiebtmten  hei  gewShnlich  etwis  niedrigerer 
wirklicher  Aosg^abe  fQr  diese  Kosten  kleine  UeberBchUsso  verbleiben.  Der  Nettoertrag 
aus  den  Zollen,  der  TaKak-  und  Branntvrcinsteaer  (dsgl.  der  Reichsstempelab^i^aben) 
bildet  auch  nur  bis  zum  betrage  von  130  Mili.  M.  eine  unmittelbare  reiclisverfassungs- 
■iasige  Einnahme  des  Reiehs.  Was  darttber  hinaas  geht,  fliesst  den  QUederstealen 
nnch  deren  Vclksznhl  zu,  woftlr  diese  aber  nach  demselben  Maassstab  sogenannte 
„Matncularbeiträge"  au  da:^  lieich  zu  leisten  haben.  Indessen  l&uft  dies  im  Eflect 
doch  nnr  Mf  Terreehnnngsoperatienen  hinus.  Thats&chlich  werden  die  Beid»- 
aasgaben  doch  aus  den  genannten  ZoU-  und  Stenerertrigen  und  den  übrigen  Bcichs* 
steuern  grfVsstenthcils  gedeckt.  Die  nen^^re  Entwicklung  der  Ertr&ge  liat  es  zu  Wege 
gebracht,  da&>  jetzt  die  Einzelstaaten  mehr  von  diesen  Einkünften  fOr  sich  behalten 
liftflnen,  ab  sie  an  Matrlcularbeitrigen  leisten.  Insoweit  bildet  das  nnifieirte 
Reichszoll-  und  Vcrbraucbssteuersystt.'ni  auch  eine  wohl  immer  wichtiger 
werdende  Hilfsquelle  der  Finanzen  der  (iliederätaaten :  eine  auch  principieli  beachteus- 
werthe  steuerpolitische  und  steuertechnische  Entwicklung,  welche,  wie  in  anderen 
modernen  Staaten,  darauf  hinauslinft,  dass  nicht  nur  die  wesentlich  dem  Redits-  nnd 
Machtzweck  dienenden  Reichsaasgaben  Si»ndern  auch  ein  Tlieil  der  zu  diesem,  mehr 
aber  noch  zum  Cultur-  und  Wobli'ahruweck  gehörenden  Ausgaben  dieser  Gliederstaaten 
dnrch  die  „indirecte  Besteneran|f'* .  nnd  zwar  des  Reiehs,  beetritten  werden.  In  den 
einzelnen  Staaten  kommt  das  nicht  ganz  gleichmäs^ig  zur  Geltung,  weil  in  den  Ab- 
rechnungen zwischen  dem  Beich  um!  di.;sen  Sta.iti;n  nicht  alle  Ausgaben  gleichmiUsig 
anf  aUe  Staaten  repartirt  werden,  namentlich  aber,  weil  Baiern  uud  Wtirtemberg  nicht 
an  den  Uebci^cbttssiHi  der  Post  und  Telcgraphie  des  Kcichä  und  beide  sowie  Baden 
und  Ebass- Lothringen  auch  nicht  an  der  Biersteuer  (wie  bis  vor  Kurzem  die  drei 
erstereu  nicht  an  der  Branntweinsteuer)  des  Koichs  Theil  nehmen.  DafOr  haben  sie 
entsprechend  ndir  Mntrieolnrbeitrige  in  tragen,  bedehen  aber  anderseits  ihre  dgenen 
Einnahraen  aus  der  Biersteuer,  bez.  auch  aus  Post  und  Telegraphic. 

Dnrch  diese  Entwicklung  des  Reichszoll-  und  SteucTwesenH  ist  der  Ilauptthcil 
der  betreüeüden  Steuern  demnach  aus  den  Finanzen  der  Kiuzelstaaton  auögcüchiedcu. 
Die  eigene  indirecte  Yerhrauchsbestoucrung  dieser  Staaten  ist,  abgesehen  fon  der 
süddeutschen  Biersteuer,  zu  keiner  tinntr^iell  s<dir  rh  blichen  Bcdf^nMiri-  fr''lnn  *t  In 
die  endgiitigcn  Nenordnungen  dospreussischen  Öieuersystems  nach  der  irau^Oäucheu 
Xriegsidt  wtr«i  zwar,  ausser  den  splter  m  Retehsstenem  gewordenen,  einige  in> 
directe  innere  Steuern  tibergegangen,  namentlich  eine  Mahl-  und  Schlachtsteuer 
in  den  grosseren  Stfldfen ,  dann  eine  Wein  Steuer.  Letztere  (eine  Productionssteucr 
mit  Qualitätsfu&ä)  wurde  jedoch  schon  1865,  bei  Gelegenheit  der  Ermässigung  der 
Welnzflile,  die  beiden  anderen  wurden  1ST3,  in  Verbindung  mit  der  Einführung  der 
Classcnsteuern  in  diesen  Städten,  aufgehoben.  Dagegen  hat  Preusscn  eine  Classen-) 
Lotterie  nicht  nur  beibehalten,  sondern  jüngst  noch  um  das  Doppelte  ausgedehnt  -~ 
In  den  Gemeinden  ist  die  MnUsteoer  unbedingt  gefallen,  die  Sdilachtstener  darf 
bedingt  bdbehalton  werden,  was  aber  nnr  in  einigen  SOdtea  geschehen  ist.  Zuschligo 
zur  Reichs -Brausteuer  auf  Gcmcindcrechnung  kommen  anderseits  vor.  Etwas  um- 
fassendere Thorsteuorn  der  Gemeinden  (Städte)  ündon  sich  sonst  wesentlich  nur 
noch  in  den  ncnen  Provinzen.   In  der  Hauptsache  beroht  daher  der  preossiscfao 
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Staats-  und  (iomciodehauüh&lt  auf  directcn.  bet.  erstoier  mit  auf  Verkelu&fieaeiu 
UDd  d«n  Anth«ileD  an  doa  iodirocien  Kefebttteoeni.  AUnBein  findet  sldi  tametim 

in  den  Gemeinden  ron  d  i  rocten  Gebraiichsäteucrn  die  Hand esteaer  und  in  einz'  Ineo 
Orten  (Berlin)  die  Wohnungs*  oder  Mietbateaer.  Di«  Jagdscbdioat^ab«a 
fliesseo  in  die  Krcincassc. 

Im  Königreich  Sachsen  ist.  nachdem  eine  efgene  Weinsteaer  zugleich  mit  der 
preussischen  beseitiiit  worden,  als  eigene  Staatssteucr  noch  eine  Sfh  lacht  Steuer 
verblieben.  Eine  solche,  wie  auch  eine  Wein-  and  eiue  Eundesteuer  neben  d«.r 
eigeneD  Bter Steuer  findet  «leb  tach  noch  in  Baden;  In  Hessen  bestelieB  cleicb- 
faUs  letztere  beiden  Steuern  noch  (hier  auch  noch  eine  nach  einem  dem  zur  Hoode- 
stpuer  ähnlichen  Verfahren  eingerichtete  —  Nachtigallenstcuer!).  Baiern  hat  tn 
i>einer  hOcbät  einträglichen  nach  der  Ruhätuü  btibteuerungä  -  Methode  des  Mainau!- 
Schlags  eingerichteten  Biersteuer  noch  ein  besonders  wichtiges  finaaaidlss Besanrat- 
recht,  ebenso  Wurtcmberg.  In  beiilen  Stanft  n  ist  die  Hände  Steuer  auch  ein? 
Staatssteuer.  In  Wurtcmberg  bildet  dio  Biorateaer  ein  CiÜed  der  sc^eoannlen 
„Wirthschaftsabgaben''  des  Staats,  wdche  anssenlem  efna  bdm  Seheidnrlitli  erMsne 
Weinsteuer,  eine  Branntwein -Verkaufkabgabe  (Art  Licenzabgabe)  and  einige  ando« 
Concessionsgeldcr  umfassen.  T-otterieen  < Tlassen- Lotterie)  bestehen  noch  irn  König- 
reich Sachsen,  Braun  schweig,  Hamburg,  Mecklenbarg-Schvcriu.  in 
den  Gemeinden  der  sQddeuischen  Staaten,  nnmentUch  Bnlerns,  flndea  sieb  dnig» 
Verbrauchssteuern  noch  in  grösserem  Betrage,  besonders  Zuschläge  zur  Biersteoer. 
aber  auch  für  Fleisch  und  einzelnes  Andere  (so  (ias,  Wurtcmberg).  Luxossteaerarti( 
sind  die  in  Deutschland  mehrfach  vorkommenden  Abgaben  Ton  öffentlichen  Ver* 
gnttgungen  (auch  in  Hnmbur^^.  desgleichen  in  prcufwjsctoa  6eaieinden).  Unter  des 
mancherlei  gebuhrenarti^en  Ai)<^Mli.n  und  den  Einrmlimon  ron  GommnualanstaltoD  (Gaa. 
Viehhöfe,  Markthallen  u.  s.  v.)  sind  wenigstens  Ausäue  zu  neuen  indirecten  Yerbrauchfr- 
slenem  als  stldtiseher  Oemeindestenem  rieUwli  wnlnnmelinMn,  «tdi  in  Pimimsii.  «» 
die  Gesetzgebung  äon^t  dieser  Stenetazt  in  den  Oemeinden  biiher  wenig  mtkt  geÄeigt 
geblieben  war  (vgl.  oben  §. 

hl  Klsass- L uthringeu  ist  die  französische  indirecte  Verbraaclisbesteuemng 
grossenthcils  durch  die  deutsche  Reichsbesteuerang  ersetzt  worden  (Tabak.  Zocker, 
Branntwein,  Sa]/,  wi  -  f  Tuer  natürlich  der  Zoll).  Geblieben  sind  als  Lan  des  steuern 
dio  Biersteucr  und  das  Geträiikesteuersystem  namentlich  fur  Wein,  doch  liat  diese 
Weinbestenening  Terinderungen ,  Vereinfachnngen  und  Etleichteningen  erfahieo.  la 
den  Gemeinden  blieb  das  Octroi. 

Directe  Luxusstcuern  des  Staats  wie  der  Gemeinden  sind  son^f  wohl  mitunter 
in  lleutschland  auch  neuerdings  angeregt,  aber  durch  die  de^äcugcbuu^  nicht  wieder 
eingeführt  worden.  Sie  würden  nnter  deatsehen  Verhältnissen  auch  wenig  ergiebig, 
dagegen  wehren  der  ^'l  r mlagungsart  und  Controle  nach  deutscher  Auffassung  besondt-rs 
nn beliebt  und  lästig  btiu.  Bei  der  theiis  als  Staats-,  theils  als  Gemeindesteaor  rer- 
breiteten  Htindestener  ItoDmen  dodi  «adeie  Getlclitqiiincto,  snnitlm  inaiNMBdsi«. 
mehr  in  Betracht.  Die  Jagdscheinabgnben  liansen  deh  weU  am  Enten  in  luis* 
steuerlicher  Tendenz  ergiebiger  machen. 

In  der  hier  nicht  weiter  verfolgten  Besteaeniog  der  übrigen  deutschen  Staaten, 
daher  besonders  der  Kleinstaaten,  findet  rieh  noeh  diese  and  jene  BesooderlMil,  nber 
im  Ganzen  doch  eine  Tihnlicho  Gestaltung  wie  in  den  Miltelstaaten  und  Pnni^s-n. 

Es  bleibt  immer  bemerkenswerth ,  dass  sich  so  dio  deutsche  Iksteuerung  trotz 
ihrer  immer  noch  grossen  particnlaristischen  Zersplitterung  in  Objecten  und  Meilioden 
ilerji  nigan  des  Übrigen  Europa  mehr  und  mehr  geu&hert  hat.  Ein  HsaptuileiicMod 
bleibt  das  Fehlen  von  Monopolen,  dio  unbedeutrnde  \\  (  i  n besteuern ng,  ausser 
durch  den  Zoll,  die  sich  freilich  mit  aus  der  bescbräukicii  W  uinprodaction  erklärt,  die 
immer  noch  rerglichen  mit  den  wichtigeren  anderen  Lindern  meist  viel  nledrlfrereD 
Zollsätze  der  Finanz^ollartikcl  und  Steuersätze  der  inneren  Steuern 
(Kaffee,  Petroleum.  Bier,  Branntwein,  Tabak,  Zucker),  endlich  verglichen  mit  den 
romanischen  Ländern  und  Oesterreich  die  viel  geringere  com  in  anale  Vcrbranchs- 
besteuerung.  Das  venianken  wir  trotz  des  Militintals,  wie  schon  bemerkt,  den  geitagen 
Schulden,  der  wohlfeilen  Cirilvervaltung,  dem  grossen  rentablen  Smatsbeslif 
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6.  AbsclmiiL 

HI*  Di«  €te%fmiMlisV6temniiif  oier      fOTBemlloh  sof euuiBte  indlMete 

BeBtencmiir« 

B.  KiitlMlie  PHIAuif  • 

§.  260.  Einleitung.  £ioe  so  allgemeine  geschichtliche  Er- 
scheinung wie  die  Entwicklung,  die  grosse  Ausdehnung  und  der 
allen  Angriffen  trotzende  Bestand  der  Verbrauchsbesteuerung  bei 
den  Caltarvdlkem  mnss  tiefe  innere  im  Volksleben  mhende  Grttnde 
haben,  welche  dttrch  eine  bloss  negative^  die  Bedenken  gegen  diese 
Besteuerung,  wennschon  ganz  riebtig,  aufdeckende  Kritik  noeh 
nicht  widerlegt  und  oft  eigentlich  kaum  berührt  werden.  Denn 
man  kann  die  Richtigkeit  der  Kritik  zugeben  und  doch  an  der 
Verbrauchsbcsteiieiuii^-  le.^Lhaken  —  aus  dem  Ausschlag  ^cbeudcu 
practisclien  Grunde,  das»  sie  das  Ziel  aller  Besteuerung,  die  Declcung 
des  Finanzhedarl's,  am  Sichersten  und  doch  immer  noeli  verhUlt- 
nissMiiissig  am  Leichtesten  cneieht.  An  dieser  BehMUjif im^  der 
Anhänger  der  Verbrauchsbesteuerung  ist  aber,  bei  aller  unterlaufen- 
den Uebertreibnng ,  tbeils  wirklich ,  theiis  nach  dem  Stande  der 
Volksmeinung y  wie  diese  nun  einmal  empfindet  und  urtheilt,  ?iel 
Wahres. 

Die  folgende  Er()rterung  soll  zunächst  (I)  die  relativ  richtigen 
allgemeinen  Erklärnngs-  und  Reehtferttgungsgrttnde, 
dann  (II)  die  s  p  e  c i e Uen ,  aber  Überwiegend  falschen  derartigen 
Grttnde  (§.  264  IT.),  endlieb  (III)  die  principiellen  und  prac- 

tiscben  Mängel  der  Verbrauchsbesteuerung  (§.  267  ff.)  behandeln. 

I.  Die  all«;  cm  einen  Kiklärun<;s-  und  Ii  ee  Ii  1 1  e  i  I  i  u  n  {^s- 
gründe  liegen  wohl  einmal  (A)  in  den  besonderen  Schwierig- 
keiten, die  directe  Ervverbsbesteucrun^  gemäsa  dem  stei- 
genden Finanzbedarf  zu  vermebrcn;  sodann  (B)  in  dem  zu 
Gunsten  der  Verbrauchs-,  zu  Ungunsten  der  Erwerbsbesteuerung 
mit  spielenden  psychologischen  Moment;  ferner  (C)  in  der 
meist  gebotenen  Nothwendigkeit,  gewisse  Theile  des  Natio- 
naleinkommens! welche  sich  der  directen  Erwerbsbestenerung 
leicht  entaiehen,  aber  nicht  unbesteuert  bleiben  dttrfen  oder 
sollen,  doch  Überhaupt  zu  besteuern  und  In  der  spect- 
fifichen  steuerteehntsehen  Geeignetheit  der  Verbrauchs- 
besteuernng  hierzu;  weiter  (D.)  in  gewissen  volks-  und  einzel- 
wirthschal'tlichen  und  technischen  Entwicklungsver- 
hältnisseh,  wekLc  die  Einrichtung  und  Duichluliiüiij^  der  \'er- 

WAgii«r,  Fi&aaswiiMiuidiafl.   II.    2.  Aofl.  41 
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braoohsbestenentng  erleichtern,  während  sie  mitunter  gertde 
diejcuige  der  ErwerbsbeeteDemng  erschweren;  endlich  (E)  in  einem 
practisoh  in  der  Tbat  nicht  nnwichtigen  Unterschied  zn  Gunsten 

der  N'erljraiichi^besteuernDg,  dass  Dcmlicli  bei  dieser  die  effective 
S  t  e  u  c  r  z  a  Ii  1 11  n  ir  einer  consamirenden  Person  i ii  z  a  h  l  r  e  i  c  h  c 
kleine  Theilzahiuniren  zer leert  werden  kann  und  vielfach 
auch  zerlegt  wird,  wozu  noch  L-iiu'  gewisse  Freiheit  in  der 
Wahl  der  Zeitpuncte  der  Zahlung  kommt. 

II.  Die  specielleni  aber  überwiegend  falschen  Gründe 
fttr  die  Verbrauchsbestenerang  sind  theils  selbständige,  Ton 
den  eben  genannten  allgemeinen  Erklärungs-  nnd  Rechtfertigongs- 
gründen  yersehiedene,  theils  laufen  sie  anf  eine  Ueber- 
treibnng  der  relativen  Wahrheit  hinaus ,  welche  in  jenen 
Gründen  enthalten  ist^  wobei  dann  noch  falsche  weitere  MotirimngeD 
hinzutreten.  Die  wichtigsten  derartigen  Gründe  sind:  einmal  (A) 
die  einfache  Bernfang  auf  und  Berahigung  bei  der  Steuern ber- 
wftlzüiig,  deren  optimistisch  aufget'asste  Function  die  Haupt- 
bedenken gegen  diese  Steuerform  beseitige;  sodaun  (B)  die  Aof- 
fassuDg  des  Unistauds  als  eines  unbedingten  Vorzugs,  dass 
bei  der  Verbranchsbestencrnng  tbeils  das  Stcn  er  zahlen  Über- 
haupt, theils  wenigstens  die  Bestimmung  der  üühe  der  Steuer 
dem  Einzelnen  freistehe  oder  von  seinem  eigenen  Willen  ab- 
hänge, je  nachdem  er  seinen  Gonsnm  regle  endltch  (C)  die 
unbedingt  günstige  Beurtheilung  der  Form  indirecter  Ver* 
branchsbesteuerung  vom  finanziellen  nnd  politischen 
Standpuncte  aus,  weil  dadurch  die  That Sache  der  Steuer- 
zahlung meistens  überhaupt  ganz  verhüllt  werde. 

III.  Die  principiellen  und  practischen  Mängel  der 
Vcrbrauchsbesteuerang  lassen  sich  zusammenfassen  und  Ubersehen 
als  Verstösse  ^egcn  die  vier  Keiben  der  obersten 
Steuerpriucipien,  vorueudich  gegen  die  G erechtigkeits- 
priocipien  der  AllGremcinheit  und  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung. 

Das  vorausgehende  bchema  wird  der  folgenden  Kritik 
Grunde  gelegt. 

I.  Die  allgemeinen  £rklärungs«  und  Reehtfertigungs- 
gründe. 

§.  261.  —  A.  Die  Schwierigkeiten  der  Vermehrung 
der  Erwerbsbesteuerung. 

Ueberblickt  man  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Ver 
brancbsbesteuerung ,  wie  sie  oben  in  den  Gmndzügen  fikiisiit 
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wurde  (§.  207  tV.),  so  lassen  sich  ja  die  Umstände  und  VcrbUlt- 
nissCy  welche  bier  ursächlich  ein-  oder  doch  iniiwukten,  unschwer 
feststellen.  Sie  sind  so  gewichtig:,  dass  daraus  die  wenigstens  rela- 
tive und  in  grösserem  Unifang  seüjst  die  unbedinirte  Berechtii;Ling 
der  Vcrbraucbsbesteueruug  und  ihrer  grosseu  neueren  Aasdehuuog 
abgeleitet  werden  darf. 

Der  st»;i<r(ncK;  Finanzbodarf  massto  gedeckt  worden.  Die  directe  Errcrbs-.  be- 
sonders die  Ertrags-  und  Einkommen-  und  Vermögensbosteuerong  Uess  bich  aber  aus 
politiBcbdD  GruiMtoii  qihI  bei  dem  unter  illeii  bisherifren  StaataformeD  mehr  oder 

wenip-or  maassgebenden  Eifißüss  J-^r  besitzenden  ClaMsen  >ferühnlich  niclit  t-inmal 
soweit  in  der  Praxis,  bc2.  im  Steucrrecht  ausdebueti,  als  ea  gerecht  und  aiä  ca 
ökonomisch  und  steuertechnisch  mOgiich  gewesen  wäre.  Die  wachsende  quali- 
tati?e  und  quantitative  DifTcrenzirung  des  Nationaleiokommens  nod  Vermögens  im  Volke 
bereitet'-  i'-dorii  atuli  wirklirh  immer  meh  r  stoiicrtcrhni  ^s(•ll  e  Schwierig- 
keiten, weiche  doch  meistens  noch  atärker  wuchsen,  als  die  btcuertcchniackou  Uüfs- 
mittel«  sie  za  flbervinden.  Bei  der  nothwendigcn  grösseren  Höhe  der  gesimmten 
Bcsteoerung  musste  ferner  jede  doch  so  unTt  imeidliche  Unglciclimri^sigkeit  der  Steuer- 
vertheilung  härter  empfnndfti  wfrrlen.  Die  uotertn,  iiiclit  oder  wenig  bt'sitzenden. 
meist  uur  auf  Arbeits-  und  kleinem  gewerbliches  Eiukomuicü  angewiesenen  Classon 
boten  nach  ihrer  ökonomischen  I^ge  und  ihrer  Stiouniin^  noch  besondere  Steuer- 
tccliiiische  SchwiiTiv'krit''n  für  die  directe  Erwert>.>bestcuerung,  mobr  noch  in  Bczu^ 
aui  die  Erhebung  als  auf  dio  Veranlagung  derselben.  So  kam  man  immer  bald  au 
die  Grenze  desien,  was  bei  den  höheren  und  niederen  Gtasaen  an  directen  Erwerbs* 
steuern  aufzulegen  möglich  war  oder  —  für  möglich  galt.  Denn  vTcwiss  ist  diese 
firerize  meistens  nicht  wirklich  erreicht  worden,  wie  schon  die  bc«?t.Hnd{pro  und  rnscho 
Zuiiahuie  auch  dieser  Steuern  in  karzcr  Zeit  in  manchen  charactodstischcn  liuispielen 
geseift  hftt 

B.  Mitspielendes  psychologisches  Moment. 

Aber  niau  hatte  hier  in  der  Praxis  eben  auch  mit  einem  wich- 
tigen psychologischen  Moment  zu  rechnen,  das  namentlich 
grosse  Staatsmänner,  welche  für  die  Erfüllung  der  Staatsanfgaben 
,,melir  (ield''  brauchten,  begreiflich  immer  besondere  beachtet  haben: 
mit  dem  psychologischen  Moment,  wie  die  Leute  sich  unmittelbar 
zur  meist  directen  Erwerbs-  und  zur  meist  indirecten  Verbrauchs- 
besteuerung in  ihrem  GemUthe  verhalten.  Dies  Moment  spielt 
in  der  Tbat  eine  so  wiehtige  Rolle,  dass  es  als  Erklftrnngs-  ond 
wenigstens  relattver  Reehtfertigangsgnind  der  Entwicklung  der  Ver- 
branchsbestenemng  gelten  darf. 

Denn  es  itt  nicht  zu  leognen«  dass  fast  allgemein  und  überall  die  directe  Be- 
steuerung unangenehmer  empfunden  wird  al»  dit;  andere;  ..di<>  crstere  sieht 
man,  die  zweite  sieht  man  nicht",  auch  wenn  sie  ?orhandcn  und  im  (irunde  viel 
hsher  ib  die  andere  ist  Bei  der  ersten  merlct  man  den  Zwang  unmittelbar «  muss 

man  unmittelbar  zahlen,  den  und  den  zitlermässig  bestimmten  Geldbetrag,  an  den  und 
den  Terminen,  wie  in-'-rid  eine  andere  Ansgahe.  aber  mit  dem  Untcrseliied,  nirht  wie 
bei  dieser  doch  cimgcriaaas»eii  Zcitpunct  und  Lmfauf^  der  ZaUuiig  nach  eigener 
Wahl  und  mit  Bttcksidiit  anf  die  ökonomische  La^rc,  den  Caaeenbestand  bestimmen  zu 
können;  ferner  mit  dem  weiteren  Unterscliio  l .  liier  keine  specielle  (iegonleistung  zu 
empfangen,  höchstens  mit  dem,  den  Meisten  ohnehin  unbekannten.  Bewusstsein,  eine 
wichtige  sittliche  und  ßechtspflicht  gegen  das  Gemeinwesen  erfoUt  zu  haben,  und 
höchstens  in  der,  den  meisten  wiederum  unbekannten,  oft  auch  unerfüllbaren,  immer 
unaicheim  HoflAung,  die  gezahlte  Steuer  auf  Andere  foitwAizen  zo  können.  Die  Ver* 
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bnneMener  rersehnUit  dagegen  mit  dem  PrdM  In  Eines,  sie  litt  ihn  vidldicbt  ttarl 

gesteigert,  aber  Preisschwankungen  kennt  der  Consument  ohnedem.  Selbst  wenn  er 
sich  des  Zusammenhangs  zwischen  St«  ulf  und  Vtd^  hcwusst  ist.  kann  er  ihn  schwer 
genauer  ?erfolgcn,  ja  darf  er  sich  sogar  sa^un,  os  ist  practisch  zwcifelhaA,  ob  and 
wie  weit  der  Preis  um  die  Steuer,  den  ZoU  gesteigert  wird.  Die  Aasgabe  für  den 
Kauf  oiM<  r  V»esteuortnn  Waarn  hnii'^t  auch  in  gcwisson  rirenzori  vnin  Willen  do  <."*o:.- 
sumentcii  ab,  er  kann  sie  ercntuell  unterlassen,  zu  einer  anderen  Zeit,  in  aaderca 
Betrage  vornehmen.  Macht  er  sie,  so  erlangt  er  im  Besitz  oder  Gennas  der  Waare 
unmittelbar  eine  (jogenlcistung,  um  die  es  ihm  ja  bei  seiner  Handlung  Oberhaupt  uar 
ankommt.  Diese  Gegenleistunff  ist  froilioh  oft  um  Jen  B-  tr^g  dor  Stoner  rerk!cinen. 
Aber  in  vielen  Fällen  weiss  der  Käufer  das  gar  nicht,  uuü  „was  er  nicht  weiss,  macht 
ihn  nicht  ho{M*%  in  den  meisten  entzieht  es  sich  wieder  seiner  genaoen  Berachnnnf 
und  itnan  r  wir  l  iliin  di'-  Pein  dor  Zahlung  vcrsüsst  durch  den  f)eriUÄ>.  den  gcwüna-^hf -n 
C^onsum  vornehmen  zu  kOnncn.  So  ist  dieses  psychologische  Moment  sicherlich  eia 
Haupterklärungsgrund  für  die  relativ  geringe  Unpopularitiit.  um  nicht  zn  sagen  für 
die  förmliche  Popularität  der  Verbrauchsbesteuerung  und  für  die  Vorliebe  der  ,.prao- 
tischen  Poliiikri"  für  d\c>e  Steuert  rrn  selbst  solcher,  welche  die  Einwände  dagegen 
kenueu  und  zu  wardigeu  suchen,  geschweige  derer,  welche  sich  darüber  ohne  Weiteres 
als  Uber  „doctiinire  Bedenken**  htowegselaen. 

(Jewiss  ist  et;  min  hier  wie  Uberall  uad  allezeit  die  Aafgabe 
der  Theurie,  der  Wisseoschafl,  nach  der  Parole  „was  man  sieht 
lind  was  man  nicht  sieht*^  —  aber  seheu  bollte,  den  Cansalzusamiuen- 
bang  der  Dinge  nachzuweisen  nnd  die  Hedenken  der  Verbranchs- 
besteaeraog  zu  zeigen^  welche  die  letztere  znm  Tbeil  sogar  ge  rade 
deswegen  hat,  weil  jenes  psycbologische  MomeDt  zu  ihren 
Gunsten  sprieht  Aber  aaeh  daraus  gebt  keine  ausreichende  Com* 
pensatton  der  mit  diesem  psychologischen  Moment  zusammen- 
hängenden Gründe  herror. 

Die  Beactien  gegen  die  Verbranchsbosteueninp  in  der  Flnaaivisse&aehalt  nnd 

Staatslehre  sowie  in  der  practisch-politischen  Agitation  derjenigen  politischen  Parteien, 
welche  d.is  Interesse  d<'r  nntcrcn  Classen  und  ecwisse  Ideale  der  Volicsfrmhc-it  g-e?cü- 
ubei  der  Kegicrung  üchärrci  vcrlrelcu  und  die  freilich  oft  von  ihnen  übertfieUtac 
Betaatnng  dieser  Cbssen  durch  die  VerbranclissteQern  bekämpfen,  weil  sie  darin  eine 
ungerechte,  eine  zu  hohe  Resteiiorunp:  zu  erkennen  ^Mauben  („Forts<hntt-j<\rtei*'. 
„Socialdcmokratio"),  ist  aus  dieser  Krkenntuise  des  CaosaUasammenbaags  mit  heiror- 
gcgangcn.  Aher  daas  der  Erfolg  dieser  Beaction  in  der  Praxis  des  Stenexnchts  s» 
geringfügig  ist,  kann  wie  aus  anderen  practischen  Gründen,  so  auch  naiii  ntllchvegan 
der  Macht  eines  selchen  psychologischen  Moments  nicht  Wunder  nehmen. 

Nimmt  man  hinzu,  dass  die  directe  Erwerbsbesteaemng, 
namentlich  in  einseinen  ihrer  Glieder,  wie  der  Einkommenstener, 
nnvermeidlich  ein  Eindringen  in  die  persönlichen  nnd  wirtb- 
schaftlichen  Verhältnisse  des  Privaten»  eine  gewisse  Controle  Aber 
ihn  verlangt,  dass  bei  ihr  stets  das  der  Bestenemng  innewohnende 
Moment  des  Zwangs  schärfer  hervortritt^  so  wird  die  Abneigung 
aller  Völker  und  Zeiten  gegen  diese  Besteueruug  wiederum  be- 
greiflich. 

Das  Alterthum  ujid  Mittelalter  sah  in  ihr  oder  doch  in  Hauptformen  derselben 
eine  Minderung  der  Freiheit,  die  Neazeit  mit  ihrem  stark  ausgeprägten  Indi?idnalismos 
und  Freihcitsgefahl  sieht  sIch  durch  sie  in  diesen  ihren  Gefühlen  vorletzt  Die  Ysr- 
branchsbeeteuenuig  hat  ja  xwai  gewöhnlich  einen  riel  oomjtlicixtena,  liatigMcn 
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Controlapparat  Dathig,  aber  ihre  Ckintrolen«  fdUands  bei  der  modernen  9lienemischen 

und  technischen  Entwicklunpr  der  Production  und  des  Verkehrs,  beschiäiik.n  sich  auf 
irovisse  Gejrcnden  (wie  bei  den  (irenzzöllen  und  Thorstenern),  öfters  auf  ?fwissc 
Zeiten  im  Jahre  (wie  bei  gewissen,  dem  Prodacentcn  auferlegte«  Steuern  auf  die  Zeit 
des  Betriebs)  und  namentlich  auf  gcwi>sc  Por>oiiLii-  oder  Geschäftskreise,  die  Kauf- 
leute.  gewisse  Fabrikanten  u.  s.  w.,  die  bicli  nii  lit  wcdil  so  beklagen  kßniicn ,  da  sie 
freiwiUig  das  Geschäft  unter  den  ihnen  bekannten  durch  die  Besteuerung  geschaii'onon 
rechtlichen  Bedingungen  betreiben. 

§.  262.  —  C.  Geeignetheit  der  GebrauclisbcHteiier- 
vng,  sonst  unbesteaert  bleibeode  £iükomiiioutheile 
s&u  treffen. 

Mit  der  Entwicklung  der  Volkswirtbscbaft  und  der  sie  be- 
dingenden  EntwicklaDg  der  ArbeitB-,  £rwerba-  and  Besitztbeiliiog, 
mit  jenem  öfters  erwäbDten  Process  der  qnantitatlTen  and  quali- 
tativen Differenzirnng  des  Nationaleinkommens  und  Vermögens  ge- 
langen nnn  auch  immer  mehr  Tbeile  der  letzteren  in  solcher  Weise 
in  Privatblhide,  dass  sie  durch  die  Erwerbsbestenerung 
schwer  oder  gar  nicht  mehr  zn  erfassen  sind. 

Die  Erwcrbsbestcaemog  mosste  durch  ihre  eigene  entsprechende  DiÜcrcuziruug 
dem  zn  begegnen  anchen  und  ale  hat  8l<A  in  der  Finanzgeachichte  regelmlssig,  wie 
die  frühere  Darstellnng  zeigte  (§.  204  ff  ,  218  ff.),  der  Lösung  dieses  Problems  ge- 
widmet. Aber  sie  ▼crraocht''  es  nirgends  genüpend  zu  Ißscn,  weder  durch  die 
•Specialisirung  der  Beätoucrung  deä  berufsmässigen  Erwerbs,  die  Verbindung  der  sub- 
jectiven  Einkommen-  mit  der  objectiven  Ertragsbeetenemngf  noch  duch  die  Combi- 
nation  beider  mit  der  Yerhebi»-,  der  Anfall-  und  Qewinnbeetoaening. 

Hier  hot  sieh  nnn  der  in  der  Stenergeschichte  denn  auch  regel- 
mässig beschrittene  Weg  der  Gebrauchs-,  besonders  der  Ver- 

branebsbesteuerung ,  wenn  nicht  als  völlige  Abbilfc,  so  doch  als 
erwliiiHchtc,  ja  iü  gewissem  l'inlaiige  nothweudigc  Aushilfe. 

Und  zwar  in  den  beiden  hier  vorncinlich  in  Betracht  kom- 
menden Richtungen:  f(!r  die  licöteueruDg  (Usiciiigen  Einkt^iniueuis 
der  b  c  s  i  t  z  e  u  (1 1' II  und  iianicntlich  der  wohlhabenderen 
Classen,  welche«»  sich  der  Erwerbsbeateuerung  am  Ehesten  entzog, 
und  anderseits  namentlich  der  nicht-besitz enden  und  ärme- 
ren, wesentlich  auf  den  £rtrag  ihrer  Arbeit  angewiesenen  Classen, 
wo  die  Erwerbsbesteaerong  theils  steuertechniseb  ebenfalls  nicht 
aosreichte,  theils  zn  drttckend  empfanden  wnrde.  Indem  die  Ver- 
branohsbestenernng  diese  beiden  ökonomischen  nnd  socialen  Glassen 
nnter  richtiger  Auswahl  der  zu  ihren  Gonsnmtionen 
gehörigen  Steuerobjeete  und  zweckmässiger  Nor- 
mirnng  der  Steuersätze  daför  besteuerte,  half  sie  in  der 
That,  eine  Lücke  im  ganzen  Steuerf^ystem  auszul'dllen  und  dies  zu 
verbessern.  Darin  liegt  ihre  priucipiellc  Hcrechtigung  vom 
Staudpuüct  des  Steuersystems  aus  beurtheilt,  welche  auch  durch 
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weitere  Verbesserangen  der  Erwerbsbesteaerung  und  dnrch  anver- 
meidlieh  verbleibende  Mängel  der  Verbraaehsstenem  nieht  be- 
seitigt wird. 

Das  lünkommea  der  «Mbefen'*  GlaBMo,  welch«  naa  bei  der  Yenrickelüieit 

der  Erwerbsverhältnisse  durch  die  Erwerbsbestonerong  nicht  errafcs<iij  kuunto,  traf  4ie 
richtig  ß:c!^ta1tete  Vurbrauchsbcsteaorung  in  dem  Ucbraocb,  welcher  da?ou  in  der  Ver- 
ausgabung gemacht  wurde  and  welcher  gerade  eine  besondere  Steacrfähigkeit  verricth. 
Und  das  Einkommen  der  „nntcron"'  Classen,  der  „kleinen  Leute",  welches  im  ein- 
zelnen Fall  tinbcdcntend  und  daher  auch  für  die  Besteuerung  gleichgiltig,  doch  in 
Summa  einen  sehr  grossen  Thoil  des  Nationaleinkommens,  jener  letzten  StenerqoeUe, 
anemacbte,  der  metotene  nicbt  vnbeiteoert  gelassen  werden  konnte,  dies  Einkommen 
traf  wiederum ,  statt  der  unzurcich  -n  l' n  oder  unzweckniasigen  Urwerbibostoiieninf» 
die  Verbrauchssteuer  auf  die  Consumtiou  dieser  Classen. 

In  der  Tbat.  70n  der  Fh^ge  der  speciellen  Ausfahrung  dieser  Steuer  noch  ab- 
gesehen, auch  theoretisch  betrachtet  eine  ganz  rationelle  Entwicklung  und  im 
Zosammeiihang  der  Wirthschafts-  und  Giiscllscliafisgeschichte  betrachtet  auch  > 
geschichtlich  ganz  folgerichtige  Entwicklung,  welche  mit  der  Einancipauoi> 
der  unteren  fon  den  höheren  (fassen,  mit  dem  stedgenden,  io  der  Consnmtion  tob 
besseren  nnd  von  Luxus-Nahrungsmitteln,  von  Genuss-  und  Keizmitt'  !n  h  rrortretonJ.'n 
Wohbtaud  der  Volksmasson  sich  hervorringen  muaste.  Dass  dabei  die  Staatsgewalten 
nnd  die  besitzenden  nnd  höheren  Classen  einer  solchen  Entwicklung  mit  üebereifer 
diircli  eine  zu  weite  und  oft  unrichtige  Aosdehunng  der  Verbranchsbesteuemn^  Yot- 
schub  leisteten,  damit  der  alte  Satz  von  der  misera  contribuens  plcbs  auch  unter  neuen 
socialen,  wirthscbaftlicben  und  Rechtsverhältnissen  nicht  ungiliig  werde,  lässt  aich 
wieder  nicht  prindpiell  gegen  eine  die  nnteren  daasen  belastende  Verbnaehn' 
besteucrung,  sondern  nur  gegen  denm  etwaige  concreto  Gestaltung  als  Bowcisj^nd 
anfahren  und  zur  Rechtfertigung  von  Keformon,  nicht  zur  Bcseitignng  der  ganzen 
Steaenurt  mnchen. 

AuB  dem  Gesagten  ergeben  Bich  die  richtige  tbeore tische 

Aul'i'assuiii?  der  Verbraucbsbesteiierung  überhaupt,  sowie 
die  positiv  eu  Zielpuucte  für  ibrc  E  i  u  i  ic  htuug.  Sie  ist 
als  Ergiinzung  und  als  Ersatz  der  Erwerbsbesteaerung  vor 
Allem  nach  den  beiden  genannten  Kichtungcn  anzuerkennen  und 
dciugemäss  einziirii  lit<  n.  Daraus  fol^'t,  dass  sie  nicht  allein  fUr 
sich,  sondern  nur  iiu  Zuisammenbaug  mit  der  übrigen  Besteuerung 
zu  beurtheilen  and  practiseh  zu  ordnen  iat  Die  verschiedene 
Ausbildnng  nnd  Einrichtung  der  directen  Erwerbs- 
bestenerung  involvirt  aooh  eine  entsprechende  Ver- 
schiedenheit der  Verbranehsbestenernng,  nnd  am- 
gekehrt. 

Die  einfa  ht  IJeberlragung  des  Verbrauchssteuerrechts  des  einen  Landes  auf  ein 
anderes  ist  scbun  ticsrcpon  un/.ii!ris?ig.  Daher  die  netierding^s  bei  uns  bclif.-bton  Reweis- 
ftthrungen,  dass  wir  in  Deubcbknd  durchaus  mehr  Verbrauchsäteucru  bedurften,  mit 
dem  Hinweis  anf  Frankreich ,  England ,  Oesterreich  (selbst  in  den  amtlichen  Actes- 
Stacken  aus  1878  und  wenig  beweisen,  nm  so  weniger,  da  <hr^"  Staaten  nndl 
eine  viel  schwerere  directc  und  Yerkehrsbeüteuerung,  Erlowchaftssteuor  haben. 

Dauer  nnd  ümfeng  der  Berechtigung  der  Verbmncbdiestenenmg  wird  lemer 
wesentlich  vom  Stnude  der  Steuertechnik  in  der  Erwerbsbesteuerung  mit  bedingt. 
Mit  der  Yerbcäscrung  dieser  Technik  kann  nnd  mnss  nach  oft  eine  Veiindening  omt 
Beichriiiikung  der  Verbrauchssteucru  ciatretcn. 

Ob  und  wie  weit  diese  Uberhaupt  zur  Besteuerung  der  ,Jdeinen  Leute'*,  woin 
sie  principieU  geeignet  sind,  wirklich  benntit  werden  sollen,  hingt  endlidi  wied«  mit 
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dftfou  ab.  ob  das  Steaenystem  ein  roin  fioanzidles  oder  ein  socialiiolitisches  aein  soll 
iF^Bge  TOD  der  Freiheit  des  Existenzminimums  n.  s.  §.  167).  Namentlich  Stein 
5«.  a.  0.  betont  mit  Recht,  aber  viel  zu  linscitig,  die  Auffassung,  dass  die  iodirecte 
Vorbrauchsbestenerung  die  Fuuctiou  Uur  BcstoucronG:  der  ..Arbeit"  habe. 

D.  Es  ist  ierDer  nicht  zu  übersehen,  dass  die  Verhältnisse 
der  einzel-  und  voikswirth^c haltlichen  wie  der  tech- 
nischen Entwicklung:  p;erade  in  der  Neuzeit  die  V  c r - 
b r au chsbcsteueruDg  stcucrtcchDiscb  begünstigen,  die  Er- 
werb s  bcstcuerang  erschweren,  woraus  sich  ein  vierter  allgc- 
meiner  Erklärangs-  und  Rechtfertigaogsgrund  der  ersteren  ergiebt 

Die  Grandiagen  fttr  Hauptarten  der  Erwerbsbesteaernng 
(Elrtrags-,  Einkommenstenem !)  sind  immer  schwieriger  berzoBtellen, 
machen  mehrfach  selbst  immer  grossere  Kosten  (Grnndstener- 
kataster!)  und  ermöglichen  trotz  aller  Mtthe  oft  keine  auch  nar 
leidlich  gleichmttssige  Bestenening  von  Bernf  zn  Benif  nnd  von 
einem  zum  anderen  Steuerpflichtigen  im  nemlichen  Beruf  oder  Er- 
'werb.  Dadurch  verliert  diese  Besteuei uii«^  Vuizügc,  die  bie  aomi 
gerade  vor  der  anderen  zu  haben  pflegt  (§,  220  ff.). 

Die  letztere,  die  VcrbranchsbesteueruDg  dagegen  knlii)l't  sich 
in  ihren  H:Hiptfornien ,  bei  den  Einfuhrzöllen  und  bei  den  inneren 
beim  Prodacenten  erhobenen  Steuern ,  auch  in  der  Monopolform, 
an  einen  verhältnissmässig  kleinen  Personenkreis  nnd 
an  eine  kleine  Zahl  Prodaotionsstätten:  am  so  mehr,  je 
mehr  sich  gewisse  Geschäfte  concentriren. 

Sind  bicr  auch  scharfe  Controlen  Tiothwemiit;.  so  stören  dieselben  doch  nicht  so 
all.^cracin.  Mit  ein  und  demselben  Erh<'bung>-  und  Controlaj>parat  worden  grosso 
SuuimcQ  auf  ciuiiial  erhoben.  Auch  hier  kouiinl  in  dua  Be/.itliuugeu  zwischen  Uur 
stencrzahlendcn  BerOlkemng  und  der  Steuervenraltnn^  eine  Art  Arbcitstheilanga- 
prinoiji  zur  (iidtuntr:  besfirriTritc  Geschäftskreise  der  Kauf icute  und  Fabrikanfon  über- 
nehmen  so  zu  sagen  mit  ihrem  regelmästtigen  wirtlischaftlichcn  Beruf  auch  gleich- 
seitig die  PonctiOD  tod  Sleneierhebeni  unter  ibren  Knndenlnwlseii,  so  due  diese 
letzteren  in  weitem  Umfange  mit  der  StenervervaUiing  nicht  in  directe  Beitthinng 
kommen. 

Diesen  Vortheilen  stehen  zwar  auch  specieli  stcu ertech- 
nische Nachtheile  gegenüber.  Aber  auch  dies  giebt  nicht  den 
Ausschlag  gegen  sie. 

Eine  rationelle"  Verbrauclisbesteuerung  wird  bei  hoher  technischer  und  wirth- 
scbaftlicher  Entwicidong  in  vaclisendem  Mmsso  crsclivort  duidi  di«  immer  notb- 
wendiger  wodende  Badodcbtnabme  auf  die  GoncnrrensrabUtniase  zwiscben  in-  und 
aOfilindischen,  städtischen  und  ländlichen,  Gfoes-  und  Klcin-Producenten  eines  steuer- 
pflichtigen Artikels.  Die  Vcrbraucbsbesteuemng  in  der  Form  von  Einfuhr/öHen  auf 
ausländtachu  Waaron  bleibt  nur  solange  einfacher,  &U  diusolbü  Waaru  nicht  auch  im 
Inland  bergeslellt  wild.  Die  Uebertragung  fremder  Prodnedonszveige  ins  lohnd  wird 
aber  ökonomisch  und  technisch  yielfach  leichter  (Zucker,  Tabak,  Branntwein.  Bier), 
Dann  treten  schwer  zu  lösende  C!onäicte  zwischen  dem  Interesse  der  l  inanzcn  und  der 
heimischen  Production  ein.  Ersteres  kann  nur  gewahrt  bleiben,  wenn  der  heimische 
Artikel  auch  und  völlig  nur,  wenn  er  gleich  hoch  besteuert  wird.  Dies  Steuer« 
technisch  dorcbzofahren  ist  schwieiif ,  zomal  da  die  innen  Yerbiancbsstoaer  oft  in 
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g«ia  «nderer  WeiM  (RolistofT-,  Halbfabrikairtiiicrn)  als  der  Zoll  ciDgerichtet  qikI  «r- 

bobcn  weHen  mtis*».  WL-rdcii  innere  Stoiieni  noch  in  der  Furui  der  stadtisclien  Thor- 
abgaben erhoben,  bo  ergeben  sich  analoge  Cuuliicto  zvischeo  städibchen  and  l&ftd* 
liehen  Prodiiceiiteii  (Flelscli-,  UeUbMteiierQng).    Dio  Modalitlten  nMclier  T«r- 

braui  Itästeoem  sind  auch  Öfters  nnrerroeidlich  in  angleichem  Maasse  ^Qu^tig  oder 
ungüiihtii:  für  die  einzelnen  betrofTcnen  Prodncenten  eines  Stcücrartikels,  je  nach  dem 
Stande  der  Betriebstccbnik  uud  -Ockonuujik  der  eiaiclnen  Geschiifte,  am  Meisten  wohl 
j«  ntthdem  dasselbe  niftbr  Gm«-  oder  mehr  Kleinbetrieb  ist.  Dadorcll  wirlt  iu% 
Steaer  nnpl''ichnilis>ip',  was  abermals  Bedenken  crrcg-t  fRühstulf- Restpoornn^  b<:i  i  r 
Zocker-,  Brennerei -Indostrie).  Bei  dem  steten  Wechsel  der  Technik  ist  dtem  aach 
ichver  XQ  bogegnan. 

Aber  die  Erfahrung  zeigt  doch,  dase  alle  dieee  Misestftnde 

schliesslich  nicht  für  ent scheidend  and  immer  noch  für 
geringer  gelten,  als  die  Schwierigkeiten,  welche  die  moderne 
ökonomische  und  technische  Entwicklung  der  Ausdehnung  der  Er- 
wcrb>besteuerung  besonders  der  directeu  des  berul'smässigeu  Erwerbs 
(§.  215  ff.)  entgegenstellt.  Die  grosse  Vermehrnng  gewisser  Con- 
sumtionen  in  allen  Volkskreisen,  der  Verzehrung  der  Getränke, 
des  Tabaks,  der  übrigen  Colonialwaareiif  steigert  die  Ergiebigkeit 
der  Verbrauchssleuern  so  sehr,  dass  sogar  gewisse  dem  Finaoa- 
mtereese  an  sich  nachtheilige  Mängel  der  Steuertechnik  bei  diesen 
Stenern  leicht  mit  in  den  Kanf  genommen  werden  und  werden 
k((nnen. 

§.  263.  —  E.  Die  Auflösung  der  S  t  e  u  e  i  z  u  Ii  l  u  n  g  bei 
dcrVerbrauclisbestcuerunginkleineundzubeliebiger 
Zeit  zu  leistende  Theilzahl  u  n  gen. 

1.  Die  grosse  Masse  der  Bevr>!kcrung  lebt  bei  ihrer  iikonomi- 
schen  Lage  „von  der  Hand  in  den  Mand'^  oder  hat  wenigstens 
nicht  leicht  die  Einsieht  und  die  Willensstärke,  aas  ihrem  Ein- 
kommen anch  nnr  ein  wenig  grössere  Beträge  für  bestimmte 
spätere  Zeitpnnete  anfsnsammeln.  Die  Folge  ist,  dass  diesen 
Leuten  regelmässig  eine  einmalige  etwas  grösser e^  vollends 
eine  solche  an  einen  bestimmten  Termin  gebandene  Zahl- 
nng  und  in  diesem  Falte  sogar  eine  an  sieh  kleine  Zahlung 
schwerer  zu  leisten  wird,  als  die  im  Betrage  gleiche  Zahlung, 
wenn  sie  in  ganz  kleine  Theilzahlangen  aafgelöst  wird  and 
diese  nicht  an  so  unbedingt  feststehende  Termine,  wie  die  Zablungeu 
directer  Stenern,  gebunden  sind.  In  dieser  Hinsicht  hat  die  in- 
directe  VerbrauehsbesteueruDg  diesen  Leuten  gegenüber  unverkenn- 
bar practische  Vorzüge. 

Derselbe  Uotcrscbied  zeigt  sich  bei  den  gewöhnlichen  hauswirthscbafilicheu 
Ausgaben,  die  täglich  in  kleinen  Sammen  bestritten  werden.  rergUchcn  mit  den 
frOasercn  Terminzahlungen  z.  B.  fOr  Miethe  der  Wohnung  n.  dgl.   Die  Wfthrnehaniif 

einer  besonderen  Belästigung  hat  man  bei  der  dirccten  Besfoiicrnnjr  der  Jl^'inen 
Leute"  und  der  ihuou  ztmäcbfit  stehenden  Yoiksschichteu  Fieliacb  gemacht,  wobei 
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dann  jenes  erwSIinte  psychologitche  Moment  aneli  nöch  einwiilrt.   Dio  Folge  ist  eine 

geringe  Ergiebigkeit  solcher  Steuern,  die  Nothvcndigkeit  niedriger  Steuer- 
sätze, der  Gestaltung  mehrerer  Zahltermine  im  Jahro,  se!b«t  monatlicher,  was 
das  Zahlen  zwar  erleichtert,  aber  die  Erhcbungskoston  vertheucrt  und  trotzdem  zahl- 
r^che,  ja  unter  Umstanden  zahllose  Hahnangen  and  StetieiexecQüonen,  wodnreh  die 
Bitferliint  mir  ifcsteip-  rt  und  der  Zwerk  «loch  nicht  immer  erreicht  wird.  Die  nrt- 
iiche  Bewegung  »ier  arlieitcnden  Clausen  erschwert  dabei  die  Controle  und  die  Er- 
hebung noch  ausserordeiulich.  So  hat  namentlich  die  Ausdehnung  der  directen  Ein- 
kommensteuer auf  die  unteren  Qassen  oder  die  Erhebung  specieller  Ertragssteoern 
vom  Arbeitslohn  mit  fRMen  stenerteebnischen  and  socialpolitischea  Schviniglieiten 
zu  kämpfen. 

Zahlreiche  Belege  bei  der  preusäischen  QassoDsteaer,  besonders  Tor  der 
Novelle  roa  1873,  als  auch  ganx  kleine  Einkoromen  unter  420  M.  steuerpfliobtif 

waren,  aber  auch  hinterher  wieder  bis  zur  Aufhebung  der  Steuer  für  Einkommen 
unter  900  M.  im  Jahre  lb8d.  Nach  einer  amtlichen  Denkschrift  des  preussischen 
FlnanzmittisterlQras  waren  im  Jahre  1871  far  je  100  Thir.  Classonstener  in  den 
cl assenstcnerpflichtigen  Städten  erforderlich:  kostenpflichtige  Mahnungen  des 
Executors  in  Classe  la  (frühere  niederste  Classcnstufc,  c.  hu  100  Thlr.  Einkommen) 
22S,  FcrfQgte  Executionen  95,  voilstrecte  dsgl.  49,  fruchtlos  vollstreckte  dsgl.  37;  in 
allen  thrifen  GbuBsen  zneammen  an  Mahnungen  81,  Torfttgten  Ezecotionen  11, 
vollstrorkteri  4.  fruchtlos  vollstreckten  1.  Veranlagnnf^^kostcn  für  100  Thlr.  Steuer  in 
Classe  la  b.5,  in  alk-u  anderen  Classcn  1.67  Thlr.  —  Nach  der  dem  Landtage  in  den 
Motiven  zur  Classoubteucrnuvello  von  1883  mitgetheüteu  Statistik  ergaben  sich  folgende 
Zahlen  im  Dorchsehnitt  von  1880 — 82,  in  Tausenden: 

Classe  1        2  3        4—12.  Zus. 

Zahl  der  Censitcn  (Staat) .  .  2.704  1.044  345  972  5065 
VoUeadeic  Pfändungen    .   .      285         140         38  70  539 

Fniehtlose  Pftndongen    .   .     375        187         27         23  562 
Summe  aller  Pfändungen .   ,     660        277         66         Mt)  1101 
In  Vo  ciei'  Censitenzahl    .   .       24.6        25.8       18.6       10.2  21.6 
7o  der  Pfindungen  in  Berlin       77.0       65.6       41.0       14.3  55.5 
Dsgl.  in  Breslau   229.1       160.8       ^15        :!3.  .  157.7 

1.  Classe  420— f)00.  2.  Classe  660-000.  3.  Classe  900—1050  M.  Einkommen, 
4.— 12.  CIas£e  1050— :J000  M.  Normaler  Staatssteuersatz :  1.  Cl.  3,  2.  Ol.  6,  3.  GL  12, 

4.  — 13.  Gl.  16 — ^72  H.  Bei  den  vollendeten  Pftnditngen  incl.  Lohnarreste.  In  Berlin 
Quartal-,  in  Breslau  monatliche  Erhebung.  Daher  namentlich  un günstige  Erfahr- 
ungen mit  der  Einführung  der  Classei.steucr  18*3  in  den  grösseren  Städten  statt  der 
Mahl-  und  Schlachtsteucr  und  mit  zu  vielen,  vermeintlich  nur  gunstiger  wirkenden 
Terminen.  Diese  Erfahrungen  fielen  mindestens  ebenso  schwer  in  Gewii  ht  für  die 
Aufhebung^  d<.T  zwei  unteren  Clt  < .  n  .il»  die  principiellen  ErwSg-uni^cn  'die  l{ej;ieninp: 
hatte  Aufhebung  bis  incl.  4.  Cia^^e  gewünscht).  Stein  verkennt  das  zu  selir  ^a.  oben 

5.  606).   Ygl.  auch  oben  8.  465  unter  N.  4. 

Diese  Schwierigkeiten  fallen  bei  der  Eiiiriehtun^'  einer  Ver- 
brauciisbesteueruug  auf  Massenconsnmptibilien  grosseutheils  fort. 
Viel  Odiam  wird  erspart  aud  der  fioaDzielle  Zweck  wird  voll- 
ständiger und  illr  die  StenerverwaltUDg  wie  fittr  die  Steuerzahler 
beqaemer  erreicht.  Denn  in  der  Tbat  ist  die  reelle  Steuerfäbig- 
keit  der  kleinen  Leute  nod  selbst  der  Schichten  bis  in  die  ökono- 
mischen MittelsUtnde  hinauf  bei  der  Aaftösong  der  Stenerzahlnng 
in  kleine  Beträge  grösser,  die  Empfindung  des  Drucks  der  Steuer 
in  Wirklichkeit  kleiner. 

2.  Mit  diesem  Argument  dürteu  die  Anhänger  der  Verbraucbs- 
besteueruog  ihre  Sache  lühreo.  Aber  die  begrensteGiltigkeit 
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und  Bcwciskrait  dessclbcu  ist  anderseits  doch  auch  nicht  zu 
übersehen. 

a)  Einmal  trifft  das  Argument  streng  genommen  Uberbaopt 

nur  beim  B  a  a  r  k  a  u  f  genau  zu. 

Wo  statt  desselben  die  besteuerte  Waarc,  also  naroeutiicb  uacb  aoserea  Yexbäli- 
nlsseo  die  Krimerwaare  vom  Gonsomeoton  atif  Borp:  gekauft  und  in  grOnem  Se- 
trägen  bezahlt  wird,  fallt  der  Vortheil  grossentheils  fort.  Oder  die  Mahnungen,  Civil- 
khiff  n  und  Kxecutionen  des  Privatglaubigors  treten  an  die  Stelle  der  freilich  nischerea 
und  schärferen  des  Flscas.  Durcb  eine  starke  Besteuerung,  mitbin  meist  doch  Ycr- 
tbeoernng  gewfsMr  notbweodiger  oder  nacli  der  GoBsomtionasitte  einmal  beUebltf 
Censumptibilicn  wird  aber  der  Baarkauf  zu  Gunsten  des  Kaufs  auf  Borg  enchveiL 

b)  Sodann  hört  eine  Steuer  dadurch)  dass  sie  ,,nnmerkUcb^ 
und  „minder  drückend'*  durch  die  Art  ihrer  Erhebmig  wird,  nattr* 
lieh  nicht  auf,  eventnell  doch  sehr  nngleichmässig  la  seiiL 
Gerade  wegen  der  besprochenen  Eigenschaften  droht  aber  eue 
besonders  starke  Aasdehnnng  der  Verbranchsstenem  nnd  ist  »e 
sieber  wohl  deswegen  so  allgemein  mit  eingetreten,  dadurch  aber 
dann  die  \'crtheiiuii|^  der  Gesamuitt^teuerlast  aucli  uu^lcicbmässigci 
geworden. 

£s  ist  ja  gmi.  richtig,  dass  z.  B.  eine  Sali^^toucr,  wie  die  deutsche,  trotz  de» 
enom  hohen  Steuersatzes  ron  6  Math  für  den  Centner,  vom  Conmunenten,  der  pfcad* 
weise  srinrn  Bedarf  hc/itdit,  lanui  cmpfuiMlcn  wird.  Aber  im  ganzen  Jahre  heiastet 
sie  doch  die  Ärbcitcrfamilie  im  Durchschnitt  wohl  mit  3.5 — 5  Mark,  d.  h.  im  Ve^ 
hftlfnias  zum  Einkommen  mit  rielleicht  1  "^i^:  rölntir  fiel  st&rker,  «k  dvich  dlete 
und  eine  ganze  Anzahl  anderer  Verbrauchs-  und  sonstigier  Stenern  zusammen  geoommea 
inituntor  eine  r<»irhc  R'^nficrfamilie,  deren  Einkommen  schwer  zu  erfassen  ist,  ge- 
troüen  wird,  tnd  diese  3.5  oder  5  Mark,  wenn  auch  pfennigweise  ausgegeben,  feblea 
doch  nothwendif  der  Ärbeiter&niille  iivendiro  sonst,  entraer  filr  andere  Ausgaben 
und  (lentis«^.'  oder  aueh  fiir  die  ZurUcklcgunic  als  Spari)fenni?.  Dies  bleibt  bd  ic: 
an  und  für  sich  ganz  richtigen  psychologiscUeu  und  practiscbcn  üechtforti^uug  dtif 
Verbrauchssteuern  zu  leicht  unbeachtet.  — 

Das  sind  die  allgemeinen  Erkliiruags-  und  Rechtfertigungs- 
grUnde  der  starken  Ausdehnung  und  des  meistens  bestehcndcD 
Uebergewiclit^  doi  \  ei  brauchssteuern  im  Staatssteuersystem.  Der 
einzelne  (iiuiid  hat  sicherlich  mei.stens  nur  eine  relative  Be- 
deutung^, aijcr  die  Gesammtheit  der  Gründe  wiegt  practisch  schwer 
und  darf  auch  theoretisch  nicht  so  leicht  genommen  werden,  wie 
es  oft  von  einseitigen  doctrinären  Qegnem  dieser  Besteuerung  ge- 
schehen ist 

Einige  weitere  speciale  Gründe,  welche  von  Anhängern  der 
Verbrauchsbesteuemng  geltend  gemacht  werden,  können  dagegen 
einen  solchen  auch  nur  relativen  Werth  theils  ttberhaapt  oieht^ 
theils  noch  weniger  beanspruchen,  im  Wesentlichen  mttssen  sie 

sogar  als  falsch  bezeichnet  werden. 

II.  —  §.  264.  Specielle,  aber  überwiegend  falsche 
Gründe  für  die  Vei'braachsbesteueruog. 
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Es  1888t  sieb  leicht  zeigen,  dass  diese  Gründe,  abgesehen  von 
dem  Korn  Wahrheit,  das  sie  allerdings  enthalten  und  das  schon 
in  den  vorausgehenden  Erörterungen  anerkannt  wurde,  mehr  Gründe 
gegen  als  für  die  Verbrauchsbestcucrung  sind. 

A.  Vielleicht  am  Schwächsten  und  eben  deshalb  am  Gefähr- 
lichsten ist  der  Hinweis  auf  die  Ueberwälzung,  welche  ,|8chon 
Alles  gut  machen  werde^'.  Es  genügt  an  dieser  Stelle,  aof  die 
frühere  Darstellung  der  Ueberwälznngstbeorie  Bezug  %n  nehmen 
(§.  138  tf.).  Sowohl  in  dem  Falle,  dm  die  Steuer  (der  Zoll)  auf 
den  Preis  ttberwUlzt  wird,  als  in  dem  immerhin  möglichen,  dass 
das  nicht  oder  nicht  voÜst&ndig  geschieht,  sondern  andere  Per- 
sonen die  Steuer  tragen  oder  mit  tragen,  bleiben  erhebliebe  Be- 
denken der  Verbranchsbestenerang  bestehen:  im  zweiten  Fall 
aüdeic,  als  im  ersten,  aber  auch  beachfcnswerthe.  Sicher  war  es 
ein  Fehler  der  früheren  Theorie  und  vieler  Gegner  dieser  Besteuer-  • 
im;:,  die  Möglichkeit  des  zweiten  Falles  zu  tibersehen.  Aber  auch 
wenn  dieser  vorliegen  sollte,  ist  es  wieder  ein  Fehler  und  falscher 
OptimismuH  der  Anhänger  der  Verbrauchsbestcucruncr,  das  Ver- 
bleiben zwar  anderer,  aber  ebenfalls  wichtiger  Bedenken  za  ver- 
kennen. 

1.  Das  Gtinstigste,  was  sich  in  dem  ersten  Falle,  also  wenn 
der  Consument  zunftehst  wenigstens  im  höheren  Preise  dureh  die 
Steuer  getroffen  ist,  sagen  lässt,  ist,  dass  nach  einem  langen 
Weiterwttlaungsprocess  und  durch  denselben  vom  Consumenten 
aof  Dritte  eine  gewisse  GleicbmUssigkeit  der  Besteuerung  unter 
besonders  günstigen  Umstunden  hergestellt  werden  kann.  Oh  und 
wie  weit  sie  wirklieh  endlich  eintrilt,  bleibt  durchaus  die  Frage. 
In  der  Zwischenzeit  aber  können  die  ^iti>.öten  Härten  vor- 
kommen. Unter  gewissen  wirth&chalilichen ,  technischen,  socialen 
und  rechtliehen  Verhältnissen  muss  die  Hoffnung  auf  die  günstige 
ausgleichende  Wirkung  der  genannten  Weiterwälzung  aber 
überhaupt  als  Täuschung  und  Optimismus  bezeichnet  werden 
(§.  143,  147—149,  151 — 153,  155).  In  dem  theoretisch  und  prac 
tisch  wichtigsten  Falle,  bei  der  Besteuerung  der  unteren  Glassen 
oder  „kleinen  Leute^'  durch  hohe  Stenern  auf  deren  noth wendige 
Verzehrungs-  und  auf  deren  Genussmittel  lässt  endlich  die  Ueber- 
wftlzung  grossentheils  im  Stich  oder  vollzieht  sich  nur  mittels  eines 
hoch  bedenklichen  Drucks  auf  diese  Personen  (§.  372).  Darttber 
kann  sich  nur  oberflächlicher  Optimismus  täuschen  oder  frivole 
BUcksiebtslosigkeit  hinwegsetzen.   Sind  die  betreffenden  Steuern 
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einmal  nicht  entbehrlich,  duiiii  niuss  wenigstens  offen  und  ehrliib 
und  niuihig  anerkannt  werden,  dass  der  Verlass  auf  die  güns^e 
Function  der  Uebcrwakung  aus  nachweisbaren  Grtinden  ein  trü- 
gerischer ist.  Daraus  wird  doch  das  Gute  hervorgehen,  da?« 
man  sich  hei  ihr  nicht  beruhigt,  aut  Reformen  der  BeäteueruDg, 
auf  Ersatz  der  bedenklichsten  Verbrauchssteuern  und,  voll- 
ends wenn  das  nicht  in  genügendem  Grade  möglich  is^  anf  die  Eis- 
filgang  von  Compensationssteuern  in  das  StenerqrBteni 
sinnt»  durch  welche  wenigstens  die  dnrch  die  Verbranohsbestenerong 
nnverhftltnissmftssig  geschonten  Classen  nnd  Personeo 
sor  verhftltnissmässigen  Betheilignng  an  der  Tragnog 
der  Gesammtstenerlast  herangezogen  werden. 

üiüd  üio  bchiuBse,  zu  welchen  die  uubefaiiKi^Qe,  keiücm  Paiteiiaterm 
dienende  wisMnschniUiche  Thooiie  Mch  ihrer  bereits  eneogteik  Kenntniss  der  CMsal* 
/.tjsammfnhfinß'f!  im  UobcrwSlzunfrsproccss  kommf^n  mn^^s.  Von  den  Auhängcrn  der 
•  «udcrcn  Ausicbt  darf  &ic  dalicr  d&a  (iogcu beweis  Teriaogen,  der  aber  nicht  ^eftlhn 
werden  kann  und  kwim  auch  nnr  Tenmcht  worden  ist:  man  hat  es  bei  Behaaptnofa. 
HoSiiangon  und  Achselzucken  bewenden  la^en. 

M:u»  dilrfle  wohl  auch  rf»pliciren:  nun,  wtviü  wirklich  die  aasgloiohende  FnncHoi 
der  UebcrwäUuug  so  sicher  anzunehmen  ist,  warum  lassen  sich  dann  t.  B.  nicht  d^e 
bcsit2cndcn  nnd  Uberen  Classen  nnlcbst  mit  dlrecten  Erwerbestenem  stliker  belasto, 
in  der  Voraussicht,  diese  srhon  auf  die  unteren  und  Ärmeren  Classen  durch  die  Lobn- 
regclung  u.  s.  w.  fortzuwälzen?  Unter  aUen  Umst&nden  mU&>te  eine  derartige  Uebei- 
wUzung  sicherer  und  leichter  sein,  als  die  üeberw&lzung  in  der  entgegena^esetztoi 
Iviclituiig,  „von  Onleii  nach  Oben'',  wie  sie  im  Fall  der  Benhigug  bd  hoben  in- 
dirertcu  VerbrauchssttMiprn  auf  den  Cünsutn  der  Massen  roraasgesetzt  wird.  Dk 
höhoren  Glasscn  haben  von  ihrem  Interessenstandpiucie  aas  ganz  recht  mit  ihrer  Ab- 
lebnnng  eines  solchen  Yorgebens«  weil  sie  jene  voraossicht  der  Fortwftlmng  w3m  eise 
tril^rerisrlic  kennen.  Aber  nicht  minder  haben  doch  die  nntcren  Classen  recht,  &Qä 
demselben  (irunde  d  ii  Trost  alv-uli  lincn,  sie  könnten  sich  durch  Rückwälzung  der  »af 
Sic  in  den  Preisen  der  gekauften  Waaren  fortgewälzten  indirecten  Verbrauchssteueia 
leicht  helfen.  Wie  die  Dinge  hier  in  Wirklichkeit  liegen,  wird  unten  bei  der  Der* 
Stellung  der  priiu  ii  iellcn  und  pnctischen  Mingel  der  Yerbraachsbesteaennig  nncb- 
gewiesen  werden  (§.  272). 

2.  In  einem  Puncto  gehen  aber  die  uubediogtcu  Gegner  von 
Verbrauchssteaem  auf  Massenconsamptibilien  freilich  auch  wieder 
zu  weit  und  verfallen  sie  eigentlich  in  denselben  Fehlw  wie  die 
unbedingten  Anhänger,  nemlioh  volle  Ueberw&lsnng  stets  nnd  ns- 
bedingt  nnd  in  an  weitem  Maasse  anannebmen:  also  wenn  der 
mebrerwähnte  aweite  Fall  vorliegt. 

(Die  folgenden  AosAlhrungen  sind  der  1.  Auflage  entnoounen,  8.  519  £,  vai 

ich  hier  zum  Beleg  dafür  bemerke,  dasS  ich  nicht  erst  jetzt  diesem  Poncte  die  ik9 

gebührende  Berücksichtigung  habe  zu  Theil  werden  lassen.') 

Nach  den  Gognorn  der  Verbrauchssteuern  ist  es  immer  der  ganze  Betrag  der 
Stener.  welcher  (noch  verbunden  mit  Nebenspesen«  Zinsen  v.  s»  w.)  auf  den  Pros  des 
Artikels  fällt  uml  üui  welchen  sie  dnli',r  „den  rönsumenton"  yoU.  belastet  auicheu- 
Hier  wird  der  Uebcrwälzungsteudenz  bis  zum  Gonsumenten  hin  ebenso  eine  i» 
grosse  practische  Stärke  und  eine  zu  unbedingte  allgemeine  Verwirklichung  zugeachrieben, 
wie  Seitens  der  anderen  Partei  derjenigen  vom  Gonsumenten  weiter  oder,  in  der 
früheren  Tenninolegie:  wie  hier  die  Bttck*  nnd  Weiter «tinngsfikhigkeit,  wiiddsct 
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die  FUiigkeit  der  Weite rfortvMzung  übenchltzt  «nd  ohne  genltgende  RQek- 

^icht  auf  die  VerhÄltnissc  des  practischcn  Lebens  beurlheilt  Ks  ist  viel- 
mehr ein  weiterer  üebeistand.  dass  si^h  di«  Wciterwrilznn^:  practi-cli  niclit  so  einfach 
zuträgt,  wie  hier  anj^enoiümea  wird.  Wuidc  uur  und  voll  dt-r  Coüauüiciit  gcirulieu, 
SO  Umso  sich  dies  leichter  compensiren.  Aber  die  Steuer  bleibt  Öfters  iu  verschiede* 
nem  Maassc  und  in  vorscliietlcner  Weise  auf  dein  Steucrzaliler  haften  oder  auf  dem 
Wege  rou  ihm  zum  ConscunontcD  au  einzelnen  Zwiscbcnpersoueu  oder  auch  «u 
einzelnen  Producenten  selbst  hlogen,  mindert  deren  Einkommen,  Gewinn«  etc., 
so  namentlich  wohl  bei  denjenigen  indirecten  Verbrauchssteuern,  weldhe  beim  inlio- 
diftcheo  Producentcn  oder  in  der  Form  fon  Zöllen  erhoben  weiden. 

Diese  Sachlage  bildet  sogar  von  einem  anderen  Gcsichtspancte 
ans  nnter  Umständen  eine  relative  Rechtfertigung  solcher  Stenern, 
indem  dieselben  nemlieh,  fthnlich  wie  Verkehrsstenem,  als  eine 
Art  Gewerbesteaer  nnd  Ein  komm  enstener  der  Kanflente, 
Fabrikanten,  also  solcher  Olassen  nnd  Personen  mit  angesehen 
werden  könnten,  deren  Gewinne  und  Einkommen  sich  der  sonstigen 
dircclcii  Erwerbsbesteuernng  kiiliter  entzögen.  Die  Aubänger  der 
Verbraiichßsteucrn  machen  das  nicht  selten  geltend,  primipicll 
nicht  mit  Unrecht,  wenn  auch  gewöhnlich  mit  staiken  Uehcr- 
treibuDgen,  dcuii  sie  Ubersehen  als  Vertreter  dieser  Auüassang  da- 
bei wieder  zweierlei. 

a)  Einmal,  dass  sie  damit  in  Widerspruch  mit  ihrer  optimisti- 
schen Ansicht  von  der  Bttck-  and  Weiterwälznng  der  Verbranchs- 
steaern  Seitens  der  Consnmenten  kommen. 

Wenn  die  gleichmtadge  Fortwllzung  bis  zum  Consnmenten  schon  so  un- 
sirhcr  ist,  wie  sehr  vollends  diese  Writon^-älninc; !  Für  l(!t/ter'-  liegen  di<.' N'erhaltnisse 
doch  viel  ungunütigor,  weil  es  sicli  eben  um  „Üonsumcutcu"  ohne  Urgauisatiou  zu 
^emeinsaniem  Hnndeln,  ohoo  Ökonomische  Machtmittd  (nntere  Gtassenl)  zur  Dnich* 
Setzung  der  Weiterwäl/.nng  handelt,  während  in  dem  anderen  Fall  „Producenten"  iu 
Betracht  kommen,  welche  doch  für  den  Concurrcnzkauipf  besser  organisirt  sind,  ihr 
Kaj|*itHl  uDihigenfalls  eher  aus  dem  Cicschäft  ziehen  können  u.  s.  w. 

b)  »Sodann  der  zweite  Mangel  der  BeweisfiihruDg:  gerade  die 
ungleich mässige  Fort-  und  VVeiterwälzung  der  zunächst  vom 
Producenten,  Fabrikanten,  Kaufmann  u.  s.  w.  a  u  s  g  e  1  e  g  t  e  n  Steuer 
ist  ein  neues  Argument  dafür,  dass  man  mit  der  Kechtfertignng 
der  Verbranchsbestenemog  durch  den  Hinweis  auf  die  Aus- 
gleichnngsfunction  der  Ueberwälzung  sehr  Torsiohtig 
sein  mnss.  Denn  je  mehr  sieb  diese  Ueberv^lznng  yoUzieht, 
desto  nngleichmässiger  wird  wieder  die  ganze  Stenerver- 
iheilnng. 

Die  cinzclücii  i'rüduccntcn  siud  nach  oiacr  Menge  persönlicher,  wirthschaft- 
licher  nnd  technischer  Verhiltnisse,  im  Gross-  und  Kleinbetrieb,  nach  der  Vortheilung 
des  Kapitals  auf  An!a?^c-  und  Retricbskapital,  nach  di  r  nrtliclian  Lage  ihrer  Anstalten 
n.  s.  w.  in  ganz  ungleichem  Maasse  zur  Fortwälzuug  der  von  ihnen  ausge- 
legten Stenern  befihi^t  143,  14<>  If.)-  Oellen  bleiben  allerdings  wohl  Theiie 
dieser  Stenern  auf  ihnen  sitzen,  aber  da  dies  einzeln  in  durchaus  verschiedenem 
Maaase  geschieht,  sind  diese  Skeaem  auch  wieder  keine  richtige  und  gerechte 
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Gcwcrljc-  odor  Einkommen  Steuer  ik-r  Betroffenen,  ganz  abgesehen  fon  doB  üm- 
ttUnde,  dass  >o  nur  j^r wisse  (icwerbü  inJiroct  besteuert  wurden 

So  darf  man  bchatiptcn,  dass  der  Verlass  auf  die  Ueber- 
wälzung  in  jeder  Hinsicht,  in  den  beiden,  allerdings  zu  noter- 
sebeidenden  Kategorieen  von  FälleD  ein  schwaches  Argaraenk 
zu  Gunsten  der  Verbrauebsbesteaening  des  Gonsnmenten  sdbst 
und  anderer,  mit  der  UerstelluDg  and  dem  Vertrieb  der  stener- 
pflichtigen  Waaren  in  Verbindnng  stehenden  Personen  ist 

§.  S65.  —  B.  Die  Selbstregelung  der  Bestenernng 

des  Kinzclncn  durch  die  Regelung  sei nes  geb^aucbs- 
8  t  e  u  c  r  p  f  1  i  c  h  t  i  g  e  n  C  (» n  s  u  III  s. 

Auch  durch  die  Berufung  hierauf  wird  keine  richtige  Be- 
gründung der  Verl)rauchs-  und  Nutzungsbesteuerung  gewonnen. 
Denn  einmal  ist  in  vielen,  praetiscb  wichtigen  Fällen  eine  solche 
Macht  des  Einzelnen  nur  scheinbar  vorhanden;  sodann  aber 
steht  dieselbe  überhaupt  mit  dem  wahren  Wesen  der  Besteaerang 
in  Widerspruch. 

Schilfflo's  Anffassnng  der  imlirorton  Vorbrauolisstencrn  %h  eines  nach  der 
Steuerföbigkeit  die  Steucrbelastnng  indiridaalisircudcn  Elomeots  (ob<ui  S.  346) 
iit  gerade  in  diesen  Punctcn  zu  optimistisch. 

1.  Welche  bteuerobjeete  auch  gewählt  werden  mögen,  die^Selbst- 
rcgelung  der  Besteuerung"  ist  dabei  ininier  eine  bedeukliche  Sache. 

Bei  einer  Besteuerung  von  notbwendigen  Lebensmitteln  (Salz!  Volksbrat 
[Roggenbrot  bei  uns],  FIciscb)  isl  von  einer  solchen  Macht  des  Einzelnen  theiis  gar 
nicht  die  Rede,  theiis  würde  sie  nur  a\if  Kosten  der  Gcsundljoit  und  Ar'ieit^Vraft  dö 
Cousumeoton  ausgeübt,  also  auch  §^ogca  das  (iemeiascbaftsiuteresse.  Bei  anderen 
SteneTobjeeten  stemint  sieh  irenifsteua  die  GonsiiiDtioiusftte  der  Eioachrftolung  d«t 
Consums  entgegen.  Die  letztere  kann  ebenfalls  ihre  sanitären  und  sonstigen  BedenLtvn 
bieten.  Auch  triHt  dor  allgcminno  Einwand  gegen  die  Verbranchsbesteuemncr  za.  da«? 
diesclbe  eben  einzelne  Artikel  Jus  Gousums  ziemlich  willkürlich  hcraasgreitt 
Die  GleichmisBigkeit  viid  so  von  Nenem  veiietzt,  indem  dem  Gonsnmenten  eines  be- 
stoncrtcn  Artikels,  gegenüber  dem  Consumentcn  oinos  unbcsteit ?rti  n .  entweder  i^zt- 
inuthct  wird,  die  Steuer  im  höheren  Preise  der  Waare  zu  entrichten  oder  aof  dea 
Consnm  zu  vcizichteo.   So  U^t  die  Sache  selbst  bei  den  sogenannten  LuxumtMMfB. 

2.  Gewichtiger  und  principieller  ist  aber  noch  der 

zweite  Kiuwand  gcgeij  diese  Begründung  der  Gebrauehsbesteuer- 
ung:  es  sollte  dem  Einzelnen  eben  gar  nicht  so  „frei 
stehen"  durch  eine  Handlung,  welche  wie  die  Kegehniir  des 
Consums  mit  der  individuellen  Steuerpfiicht  keinen  Zusammeubar^' 
hat,  sieh  dieser  PHicht  zu  entziehen  oder  das  Maass,  in  dem  er 
sie  erfüllt,  zu  bestimmen. 

Wie  man  die  Besteuerung  des  Einzelnen  auch  immer  auffasse  und  begnlnd? 
ob  man  sio  als  einen  Entgelt  der  Dienste  des  Staats,  der  Vortheile  der  Staat!»Ter- 
bindnng  oder  richtiger  als  eine  Pflicht  ansieht,  wdclie  aus  der  nntoitraChvendigei 

gliedliclicn  Angehörigkeit  des  Einzelnen  zur  Staatsge^ellscbaft  folgt  (§.  Sä  ff.)}  äie 
Steuerzahlung  an  sich  und  das  Maass  ihrer  Höhe  mässten  ri<-htiiror  Wciic 
von  der  Art  und  der  Grösse  des  Consums  uiuzelucr  Guter  unabhängig  sci&. 
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trotzdem  für  eine  soMir  Yerbindong  sprechen.  Aber  ein  Vortlieil,  dass  das  Indi- 
ridaum  alsdann  durch  Keu:elung  seines  Consams  seine  Steuern  regeln  könno,  ist  dies 
aicht:  die  Gcbrauchsbtisteueruug  lässt  sich  mit  solchem  Argument  nicht  begründen 
und  Mcbtfertigoi,  Bonden  gerade  angieifen. 

3.  Audi  die  weitere  Motiviraiig  verwandter  Art,  dasa  sich 
durch  eine  rationelle  VerbranchsbeBteiterung,  diese  als  ein  Mittel 
znr  Deckung  des  allgemeinen  Finanzbedarfs  betracbtet,  der 

Consura  der  Bevölkerung  in  deren  eigenem  wahren 
Interesse  richtig  regeln  lasse,  begegnet  doch  crlieblichen 
principiellen  und  practischen  Bedenken.  Man  arguuieutirt  hier  aus 
den  sich  berührenden  Gesichtspuncten  der  Sanitäts-,  Sitten-, 
L a  X  n  s  -  und  allgemeinen  W  o  h  1  f  a  h  r  t  s  p  o  H  z e  i. 

Dies  ist  implicite  der  Standpanct  der  in  der  Vorbemerkung  8.  («07  genannten 
finuilsUÜedschen  Schrift  ron  Gerstfeldt.  Da  ähnliche  Auffassungen  in  gewissen 
Kninea  ?erbreitet  sind,  scheint  es  nicht  Uberil assig;,  auf  die  Prüfung  dieses  Stand- 
puncts  etwas  näher  einzugehen,  v(^shall»  ich  diese  Ausführung  unter  3  (schon  in  der 
ersten  Auflage  S.  522)  hier  eingefugt  habe.  Die  linanzstatistischen  Thatsachen  sind 
allerdings  berilckend,  «ber  iiin  so  notbvendigi»  ist  eine  onbefkngene  Benrthdlnng. 
Nach  Gerstfeldt,  besonders  Tab.  S  und  7  ergab  siob  fttr  die  Zeit  Ende  der  ISTOer 
Jahre: 

Branntwein  Dcutschaa      Gross-      Ifituk-       West-  Kiiss- 

'  Iteich      britannicn     reicli      Österreich  Und 


Kinn  ahme  Mill.  M  

45.21 

422.05 

05.00 

18.00 

567.27 

oder  "/o  ftllcf  Steuern  .... 

7.00 

30.84 

3.31 

42.86 

1.06 

12.42 

1.7« 

0.62 

8.10 

Duchschnittssatz  d.  Steuer  p.  100*/» 

Alcohol  per  Hectoliter 

an  Zoll  M  

.no.oo 

400.00 

90.00 

24.00 

? 

an  Steuer  M  

17.00 

300.00 

00.00 

20.00 

125.00 

Ab^'^abebelastetc  Yerbraachsmenge 

3.b7 

2.86 

4.10 

6.48 

Tabak. 

14. -25 

102.00 

257.18 

75.40 

45.55 

oder  "/o  aller  Steuern  .... 

11. &r* 

13.8« 

3.41 

4.77 

3.43 

0.05 

DniehschnittBaals  an  Stenern  (incL 

Monopol)  per  Centoer 

16.00 

350.00 

70.00 

an  Steuer  (Monopol)  M.  .  . 

2.80 

880.00 

110.00 

50.00 

Belastete    Vcrmaiiehsinettge  per 

,H3ü 

l.:ui 

]M 

3.12 

1.19 

Selbst  wcuu  der  hier  (ob  bei  Branntwein  ganz  richtig  berechnete  enorm  hohe  Durch- 
scbnittseonsiim  an  Branntiretn  und  Tabak  in  Deutschland  dnrch  eine  der  anslindiseben 

"ibnliclic  hohe  Besteuerung  auf  die  Hälfte  reducirt  würde,  an  sich  vielleicht  wunschens- 
werth,  so  wurde  die  Ausgrabe  einer  Person  für  diesen  halben  Consiau  weisen  di  r 
hohen  Steuer  doch  noch  viel  grosser  sein  als  jetzt,  was  demnach  klarlich  auf  eine 
starke  Deberlastung  der  betreH'enden  Consumenten  mit  Steuern  oder  m.  a.  W.  auf  eine 
grosse  üngleichmässigkeit  der  Besteuerung  hinausliefe.  Das  Iflsst  sich  doch 
unmöglich  in  dieser  Frage  so  leicht  nehmen.  Seit  den  Keichsreformen  der  deutschen 
Tabak-  und  Branntweinsteuer  ist  der  Ertrag  der  letzteren  und  die  SteuerbelaKtung  der 
Bevölkerung  allerdings  erheblich  gestiegen,  aber  auch  gegenwärtig  beträgt  die  Ein- 
nähme  vom  Tabak  fSteuer  und  Zull'i  nur  1  M.  per  Kopf  und  die  Branntweinsteuer 
noch  nicht  3  M..  wahrend  in  deii  geiianiiteii  anUoreu  Staaten  seit  ISSO  die  Ertriige 
dieser  Steuern  über  die  oben  angegebenen  Summen  »och  erheblich  hinausgewachsen 
Biod.  (S.  Uber  England  Fin.  lU,  §.  134  ff.,  148,  Ober  Frankreich  eb.  $.  252  IT.,  296.) 
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Eb  mag  sngegeben  werden,  daas  derartige  GeBiehtsptucte 
etwas  mitsprechen  dttrfen,  besonders  bei  der  Branntwein-  nnd 

auch  noch  bei  der  T  a  b  a  k  bestenernng.  Aber  man  Überzeugt  sich 
leicht,  das8  uiau  hier  zu  niiHslielien  Consequenzen  gelaunt,  sobald 
mau  einen  dk^or  Gesichtöpiuiete  ernstlich  zur  Begründung  einer 
hohen  \'erlH  hsbesteuerung  auf  welche  Gegenstände  imnier  be- 
nutzt, und  den  Ertrag  davon  zar  Deckung  des  allgemeinen 
Finanzbedarfs  verwendet. 

Von  einer  aach  nnr  eintgermaassen  berechtigten  sanitäts- 
und  Sitten  polizeilichen  Regelung  kann  hier  doch  bloss  gegenüber 
einem  wirklich  physisch  nnd  psychisch  schädlichen  Uebermaass 
des  Consoms  die  Rede  sein,  wenn  man  selbst  Ton  allen  princi* 
picllen  Einwänden  gegen  solche  Einmischung  absehen  wollte.  Nnn 
wäre  aber  hier,  wenn  sie  Überhaupt  richtig  nnd  erfolgreich  sein 
sollte,  eine  ganz  individnelle  Oontrole  des  Consnms  des  ein- 
zelnen Trinkers  und  Rauchers  nothweudig.  Eine  solche  erfol^-i 
durch  die  Verbrauchsbesteuerung  und  durch  einen  hohen  Steucriuss 
der  Branntwein-  und  Tabaksteuer  aber  uatUrlich  gar  nicht. 

Ans  den  Dur-lisrlinitts^itzen  des  ronsnrns  fur  den  Kopf,  wie  5i(»  dio 
übliche  Suiiistik  mcLstciis  allein  bcrechucii  kauu,  liisst  sich  nicht  obae  Weitoroa  auf 
ein  Uebermaass  des  individuellen  GoManM  schlicsscn,  aach  veno  dch.  vie  z.B. 
bei  uns  in  Deutschland,  vii  l  li;\hrro  Kopfqnoton  als  in  anderen  Staaten  mit  hoher  Be- 
steoeruug  ergeben.  Denn  ob  und  wie  weit  eiii  soJchiü  Uebermaass  forüegt,  das  hängt 
in  entscheidender  Weise  ron  der  seitlichen  Yertlieilunf  des  Consans  einer  jeden  i 
Person  ab.  Der  Durchschnittsconsum  itann  sehr  hoch  sein  nnd  doch  wegen  einer 
günstigen  /.eitlichen  Verthoitnns:  dieses  Einzelconsama  eine  vifUich  schidüdie  flbet- 
m  äs  »ige  CunsumtioQ  fehlen,  und  umgekehrt. 

So  fahrt  Conrad  (in  der  Receosion  von  Oerstfeldt'f  Schrift,  JahrbOcher 
1S79,  III  gewiss  richtifr  '»ns.  dass  das  Zuvicltrinkeu  von  Branntwein  durch  die  hohe 
Steuer  nur  wenig  gemindert  wird,  während  der  t&giiche  tienuäs  einer  geringen  Meogc 
tmt  Mnbizeit,  waa  im  Jnlure  ein  bedeutendes  Quantum  aosmacht,  für  den  Arlwiter 
dareluuM  xatrigUdi  ist  nnd  ihm  dieser  Genuss  dorch  dio  Forderung  Gerstfeldts 
mehr  als  gerecht Tcrtigt  erschwert  wird.  Ebenso  kann  man  bei  den  Arbeiteiii  n.  s.  w. 
doch  auch  au  das  Berechtigte  des  Tabakgenussoe  deilkeil. 

Die  enCgegeagesetzte  AnfCusimg  beniht  anf  der  milialtbtreD  Annalne  der  ab-> 
sohlt en  Schädlichkeit  des  Branntweins  und  Tabaks.  Diese  Annahme  mQsste  folge- 
richtig dazu  fahren,  den  Cousum  dieser  Artikel  nicht  durch  Steuern  bloss  za  er- 
schweren, sondern  ihn  gesetzlich  zu  verbieten,  mindestens  wie  in  den  Staaten  der 
Tempennce- Gesetze  den  offenen  Veatanf  m  ontenages. 

Gegen  den  lnxas-  und  wohlfahrtspoltzeilieheii  Stsod- 

punct  erheben  sich  von  vorneherein  principielle  Bedenken,  wenig- 
stens innerhalb  der  heutigen  Gescllschal't  und  ihrer  son^tigeu  Rechts- 
ordnung. 

Selbst  wenn  man  davon  absieht  und  ziigiebt,  dass  ein  grosser  Theii  der  „kleijiea 
Leute*'  durch  den  Aufwand  für  ihren  Brauutwein-  nnd  Tabakconsom,  zumal  fUi  <ka 
ttbenalssigen .  grosse  Omrirthschaftlichkeit  zu  ihrem  eigenen  Naehth«!  W  , 

weisen,  —  ist  es  zu  rechtfertigen,  sie  dnfur  mit  hohen  Steuern  zn  belegen  und  ^e- 
wisscrmaaäsen  zu  bestrafeuV   Die  allgemeinen  Boduifnisse  des  Staats,  Tcldi« 
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onter  allen  Umständen  za  decken  sind,  j^rossentheils  aaf  Kosten  der  ünwirtli- 
äcbaftlichkeit  jenes  Volkstheils  zu  bestreitonV  Folgerichtig  müsste  man  dann 
fiberfaanpt  deo  Leutoi  die  tteit  TerrftodiiDg  ihres  Einkammeiis  entsielieii,  mindestens 
den  Betrag,  der  über  den  ii orli^ondij^en  Bedarf  hinausgeht,  in  Be.^chlag  nehmen. 
Aber  auch  dies  wäre  u.  £.  nur  zu  rechtfertigen  lü  Zwecken  im  äpecieilen  Interesse 
dieser  unter  Caratel  gestellten  Leute,  nicht  zur  Deckung  der  aUgomeinen  StaatabedUif- 
aisse  (9.  unten).  Mit  der  besondere  hohen  Branntwein-  und  TMkiklwiteiiWDOS  prafitift 
doch  jetzt  im  Grnnde  der  St.^at  nnr  für  seine  fiscalischen  Interessen  von  Lastern  und 
Dmätteo  der  Bevölkerung,  und  zwar  von  solchen,  die  er  nicht  wohl  sonst  nach  der  be- 
stdienden  RecbteansebMong  unter  Strafe  stellen  kann.  Qerade  das  polteeUiehe  Beror- 
Diundungsprincip  wurde  eine  fi<u\z  andere  Behandlung  unwirthschaftÜcher  Coosumtionen 
bedinpon.  als  diejenige  vermittelst  hoher  Vcrbrauchsbesteuerun^  Wenn  man  durch  letztere 
äclbst  eine  Vurmiuduruug  anstö^äigcr  Conäumtioncn  erreicht,  —  wa«  nicht  immer  lieber  i»t  ; 
in  Deatsehlnnd  ist  seit  der  höheren  Tabakbesteuerung  der  Consum  auf  den  Kopf  nnr 
von  l.T  auf  1.5  Kilogramm  (auf  fabrikationsreifen  Rohtabak  reducirt)  zurückgegangen  — 
»0  wird  doch  in  der  Bt^el  der  geoammte  Aufwand  einer  PeEsou  for  die  betreffenden 
Objeete  bei  bober  im  Vergleicb  mit  niedriger  Besteuerung  noch  grosser,  daher  die 
wirtbschaftlicho  Verwendung  des  gnnzeu  Einkommens  noch  scUechter  ausfallen.  D.  h. 
man  fUgt  durch  solche  Besteuerung  noch  die  Gefahr  rascheren  und  stürkeren  wirth- 
ächaftlichen  Buins  zu  allen  anderen  ubien  Folgen  bedenklicher  Consamtion  hinzu. 
Viel  beilssmer,  aber  freilich  ancb  viel  mehr  gegen  das  doch  inmeist  einseitig  sich 
uvltcnd  machende  fisc  ilische  Interesse  w.^ren  z.  B.  gegenilher  dem  Tahak-  uml  Br mnt- 
weincousum  Vorkehrungen,  die  Gelegenheit  zu  diesen  Consuoitioncn  zu  on^chweren, 
wie  in  Betreff  des  Branntweins  (und  indircct  des  Tabaks)  durch  eine  richtige  Schank- 
statt engesetzgebung  Und  in  Betretf  des  Tabaks  dnrch  umfassendere  Rauchverbote  ia 
ff  ritlichen  Localitätcn  u.  s.  w.  (zugleifh  eine  wahre  Wohlihat  für  die  nicht  ranchende 
Menschheit!),  (VgL  neuere  französische  Pläue  in  BetreU  der  Schanklicenzen  und 
Branntveinstener,  wenigstens  mit  in  dieser  Tendenz  gefasst,  in  Pin.  III«  S.  628.) 

4.  Anders  und  gllnstiger  liegt  die  Frage  einer  solchen 
„Consnni  rege  lang''  durch  passende  Verbrauchsbestenemng, 
wenn  der  Krtrair  davon  1  Ur  speciclle  Interessenaugelegen- 
beiteu  der  unteren  Oiasseu  verwendet  wird  und  so  diese 
Regeinng  auf  einen  gewissen  Sparzwang bezüglich  der  Ein- 
kommenverwendang  bioaasläaft.  Das  möchte  ieb  im  Ganzen  flir 
gerechtfertigt  halten. 

8.  schon  oben  in  den  Vorbemerkimgcn  §.  261  S.  601.  Der  Einwand  der  nn- 
^^^leichmässig^cn  Belastung  der  Einzelnen,  je  nach  ihrem  Consum,  und  im  Ver- 
hältnis«! zn  der  individuell  rerschiedenen  Thctilnahm*'  nn  den  betreffenden 
ütleutlichea  Einrichtungen  trilil  alleidijigi  auch  hier  zu.  Aber  er  verliert  hier  viel 
toebr  an  Gewicbt,  aus  sociidem  Gesichtspunct  betrachtet,  als  wenn  der  Ertrag  solober 
Stenern  zti  allgemeinen  St.nntsz wecken  dient  und  damit,  weniicstons  mittelbar,  anrh 
die  höheren  und  wohlhabenderen  CiaiMien,  ala  Steuerzahler  wie  ah»  Participieuten  an 
Staatalelatongra ,  berortbeilt  werden.  In  dem  hier  erttTterten  Fall  handelt  es  sieb  bei 
grosseren  indi?idoellen  Gonsvm-  und  damit  Steuerlast -Yerschiudcnheiten  wesentlich 
um  okonoinischo  Bewegungen  innerhalb  dw  unteren  Giasse  allein:  ein  m.  £.  ent- 
ücheidender  Unterschied. 

266.  —  C.  Die  (indirecte)  Verb ranchsbesteuerung 
aU  Mittel)  das  Moment  der  Steuerzahlung  zayerbttllen. 

Der  psychoioglBche  Vortheil,  welcher  hierin  liegt,  wurde 
oben  zugegeben.  Aber  mit  diesem  VortheU  sind  gewichtige  Nach- 
theile verbanden y  sowohl  in  Bezog  auf  den  Bestenerten  als 
auf  den  Staat 

A.  Wagaer,  HaaatwlMMaMlnlL  II.  S.  Avfl.  42 
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1.  Jener  verkeunt  eben  deshalb  so  leicht  den  ooth wendigen 
Zusammenhang  zwiHchen  Besteiierunj^  und  öffentlicher  Leistung, 
zwischen  Steuerzahlung  und  Steuerpflicht.  Sein  eiir«^Tier  Verbrauch, 
seine  Ausgraben  erscheinen  ihm  nicht  im  wahren  Licht. 

Darin  nur  Yortheilc  zu  sehen,  nur  zu  rülimea,  dass  dieser  maogelade  Eioblick 
in  die  irirklicheD  Verbültniüse  über  manches  Unliebsame  and  L&stige  hinweg  helfe, 
heibst  doch  seht  kurzäichti^^  ui  dicilon,  etva  so,  als  ob  überhaupt  di>-  {^lmihü'  Hechnon^- 
fühnuic-  in  der  Privatft-irtliächal't  besser  antcrhioibe,  dMDit  maa  Sick  ia  Batreff  leiaet 
Ausgaben  in  „angeuchmer'  Unwissenheit  beliiiJc. 

2.  F(ir  das  ganze  Gemeinwesen  oder  den  Staat  selbst 
ergeben  sich  aber  nicht  geringere  Bedenken.  Zu-estanden,  dass 
die  Deckung  eines  grossen  Finanzbedarfs  durch  Verbraacbssteaera 
leichter,  weil  weniger  anpopulär  als  durch  Sciiatziingen  sei  und  dass 
deswegen  Staatsmänner  politische  GrUnde  für  ein  solches  Vor- 
gehen geltend  machen  können :  nicht  minder  sind  politische  nnd 
finanzielle  Oegengrfinde  aninftihren.  Die  Controle  des 
StaatshanshaltSy  die  Prüfung  der'Nothwendigkeit  nnd 
Zweckmässigkeit  einer  Ausgabe  wird  fast  nnyerroeidlich 
weniger  ernst  genommen. 

Die  parlamentarischen  Körper  bewilligen  begreiflich  genug,  auch  wenn  ^\a}m 
gar  nicht  >p  ■<  ielle  luteressen  der  BesiUenden  rcrtrcteu,  indirecte  Yerbrau<  li>^i>:>uern 
leichter  als  directo  Erwerbssteuern,  weil  sie  t>ich  durch  ]<  iztrr<;  bi  im  \  olk  uh  r 
unpopulär  £U  machon  furchten.  Eine  absolute  Staattigewalt,  der  keine  V  olksrcrtrctung 
ZDF  Sdte  steht,  greift  ebenfalb  leichter  tn  der  „nnfoblbaren**  VefbtMchsbeweueruig.  i 
Der  tlnauzbedarf  droht  aber  dann  um  so  rascher  and  stärker  zu  steigen,  die  Macht  i 
d(;r  Parl  iiiit'iifc,  am-h  wo  sie  berechtigt  ist,  um  so  kümmerlicher  zu  werden:  I^Hzteres 
desto  uiulir,  je  muhr  sohun  die  ganze  steuertechnische  Einrichtung  der  Verbmuchs- 
Btcnern  inechaBiach  weiter  fungirt  und  aus  finanziellen  tirOnden  in  Function  erhalten 
werden  inii«s,  wenn  «Iff  Stcncrappant  oiduial      iiil  U-t  worden  ist.    Als  ..j-olitischo 
ü«r»ntic"  haben  daher  z.  B.  liewüligungen  einc>  Tubakmonopols  auf  eüie  beätiuuitt«  ; 
Reih«  von  Jahren,  wie  gesetzlich  in  Frankreich  und  wie  es  bei  dem  denlaehett  Tihak- 
monopolproject  mitunter  vorgeschlagen  worden  ist,  kaum  irgend  einen  Werth.  Wenn 
man  nach  einem  langen  und  knsfspioÜ^'cii  Expropri;Uionsrerfahron  bei  uns  ein  solf  h  j 
Monopol  einmal  eingeführt  haben  bullte,  wird  uiau  doch  eiuu  W  iedcruuf  bcbuü;;  dt«  j 
MMOpnIs  in  unabsehbar'T  Zeit  nicht  ernstlich  ins  Aoge  fassen  können.    Auch  dif 
neneste  Erfahrung  mit  dem  lianzOeischea  ZaadhOlich«nnoBopol  bettitigt  das  (Fiu.  lU,  i 
§.  900  ff.). 

Gerade  je  schUrfer  die  Steuer  vom  Einzeluen  lui'l  im  Volke 
als  Steuer  ciujilniKlen  wird,  desto  vorsichtiger  wird  mau  au  ihre 
Ausdehnung,  desto  sorgfältiger  an  die  Prtifung  de^^  Hedarfs  gehen. 
Gewiss  vermögen  sieh  hier  die  Interessen  zu  kreuzen  und  kann 
eine  nothwendige  und  erwünschte  Entwicklung  der  „öffentlicbeo 
Thätigkeiten'^  durch  zn  knappe  Bemessang  des  Bedarfs  und  zu  ^ 
grosse  Abneigang  gegen  eine  Vermehmng  der  Stenern  gebemint 
werden.  Aber  die  Klippe  auf  der  anderen  Seite  ist  auch  nicht  au 
llberseben:  die  Gefahr  einer  Schädigung  der  „berech- 
tigten Freiheitsinteressen''  des  Volks  nnd  einer  au 
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willfährigen  Vermehrung  der  öffentliclien  AaBgabeOy 
damil  ein»  zu  grossen  Allmaelit  der  Staatsgewalt 

Diese  Betrachtung  flihrt  schon  zu  der  folgenden  ErOrterong 
binttber: 

III.  Die  |n  1  u c  i p  ic Ii  c u  uud  practischen  Mängel  der 
Gebrauchsbesteuerting. 

§.  267.  Dieselben  waren  im  Vorausgehenden  schon  mehrfach 
zu  berühren.  Sie  treten ,  wie  bemerkt,  als  Verstösse  gegen 
die  vier  Reiben  oberster  Stenerprincipien  hcnror.  Die 
Gebraachsbestenerung  als  Ganzes  betrachtet  zeigt  hier  grosse 
Mängel,  welehe  kaam  bei  einer  einzelnen  hierhergebOrigen  Steuer 
and  Einrichtnngs-  nnd  Erhebnngsform  ganz  fehlen,  wenn  auch  hier 
in  grösserem,  da  in  geringerem  Grade  hervortreten. 

A.  Verstösse  gegen  die  finanzpolitisehen  Prin- 
cipien  der  Ansrciclicndheit  und  Beweglichkeit. 

Die  Hanptarten  der  Besteuerung  sind  schun  oben  bei  der  Er- 
öiternnj;  dieser  Principieu  kurz  in  ihrer  Be/ichnn^  zu  diesen  letz- 
teren beurtlieilt  worden  (§.  121)  i.  Gewisse  Vortheile,  wie  Icirlitere 
Deckung  grösseren  Fiuauzbedarls  mit  ihuen,  sind  nnverkeunbar. 
Aber  anderseits  stellen  die  weniger  beweglichen,  jedoch  bei  nicht  zu 
hohen  Sätzen  in  ihrem  Eingang  sichereren  und  in  ihrer  Ertrags- 
hohe nicht  viel  schwankenden  direoten  Steuern,  unter  diesen  be- 
sonders auch  die  Ertragssteuern,  gegenüber  den  im  Ertrage 
viel  mehr  schwankenden  Verbrauchssteuern,  das  solide  „finanzielle 
Btfckgrat*'  dar.  Gerade  wegen  der  engen  Verknüpfung  der  Ver- 
brauchssteuern an  gewisse  Waaren  hängt  der  Stenerertrag  wesent- 
lich von  den  Prodnctions-  nnd  Consumtious Verhältnissen, 
den  Co u j  uuctu  re  u  dieser  Waaren,  vom  Gang  des  gcinzcii  Wirth- 
sclial'tslebens,  von  der  ungestörten  Function  de»  Erhebungs- 
und  Controlapparats  mit  ab. 

Der  Stf^uorertrag  sinkt  daher  loicht  itk  „un!riinsti^»-'n"  Zeiten,  wo  Tiian  ihn  am 
NothwendigstcQ  bedarf,  Qud  steigt  leicht  in  „günstigen"  Zeiten,  wo  mau  das  eher  ent- 
behren konnte.  Dort  daher  eine  StOmng  des  Gleichgewichts  im  Staatshaushalte,  die 
schwer  sofort  gut  zu  machen  ist.  SteucrausfäUft  luaen  sich  dabei  auch  nicht,  wie 
tJieilweiae  wenigstens  bei  directen  Erwerbssteuern,  nachträglich  wieder  einbringen. 
In  den  gtlnstigen  Zeiten  aber  entsteht  eine  Versuchung  m  neuen  OlientÜcheu  Aus- 
gsbea,  amoh  za  boIcImii  daaemder  Art  (OehaltterbOhongeo),  weil  die  Mittel  dam  Ter- 
banden  sind.  Manches  weniger  Nothwendige  wird  dann  Ici*  ht  anternommcn,  fur  das 
hinterher  die  Mittel  fehlen ,  w-  nn  die  allgemeinen  Verhältnisse  wieder  schlechter 
werden.  Eine  rasche  Vermehrung  dos  Ertrags  auf  einmal  im  Bedarfsfall 
lieat  dch  aber  gerade  durch  die  Verbrauch.^besteneranff  ancli  nicht  leicht  bewirken, 
um  so  weniger,  je  mehr  Ji.'  bevorsteht  nrle  SteuerFcrmehrung  (Ausdehnung  oder  Er- 
höhung) ?ou  der  i>|>oculation  ausgebeutet  wird,  wie  jetzt  regeim&siug  ia  uoserea  Ver« 
kehmenAllniBseo. 

42* 
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Durch  eine  gewisae  M au nifx faltigkeit  (lieser  Be^^tiinTonfr. 
durch  richtige  Aaswahl  der  einzelnen  Steuere iij acte  and 
durch  passende  Stenerform  (z.  B.  die  Monopolisirang) 
sind  diese  Mäogel  woU  SQ  Termindero,  aber  nicht  sn  beseitigeiL 

S.  aucli  hier  dio  schon  ohcn  in  §.  120  ia  Bezog  genommeneii  lelureidien 
fran/ As i sehen  Erfahrungen,  bwonden  in  Fin.  III,  §.  175,  176. 

Die  Schlüsse  ilttr  die  richtigen  ZielpaDCte  des  StenersTstems 
ergeben  sich  von  selbst.  Hervorgehoben  sei  hier  bloss,  wie  ver- 
fehlt es  seinwttrde,  die StAAtsbestenerang  nnr  oder  fast  nnr  aaf 
Verbranchsstenem  %n  begrAnden. 

^Biindeflitaatt  II wi«  dM  Devtache  Reich.  Schweiz,  Nonbuncrika,  kftimeB  des 

Joob  mir  weg:eii  des  Zasamnicnhan|2:5  mit  den  GliedersUuiten  waeen.  den/n  Bestenerorij 
eine  ForsemUch  directe  ist  Bedenken  bleiben  gleichwohl,  auch  rein  ünauzpoiitidch 
beiTtchtet,  —  auch  in  DeufieUAnd.  Nameotllcli  Kriegsseiten  badarfen  neben  dem 
Staatscredit  dM  Mittels  von  ,,Extrniteiiern*^  (Fin.  C  §.  76^  nnd  dies  kSonen  v«r- 

nenlich  nur  directe  sein. 

§.  268.  —  B.  Verstösse  gegen  die  volkswirthsehaft- 
liehen  Stenerprincipien« 

Eine  Steuer  moss  hier  der  richtigen  Wahl  der  Stener- 
qaelle  entspreehen  und  den  Ueberwälznngsverh&ltnissen 
gehörig  Rechnong  tmgep. 

1.  In  erster  Hinsicht  möchten  die  Verbranchsbesteaerung  im 
Ganzen  und  die  einzelnen  Steuern,  auch  die  üblichen  Steuern  auf 
Nutzungen  des  Nutzvermögens  u.  s.  w.  keine  allgemeinen  Bedenken 
bieten. 

Sie  worden  meistens  als  rccUe  lunkommeosteueni ,  pnncipieU  richtig,  iOBgiriaau 
Aber  sie  belasten  die  Stenerqnelle  des  Einlromnens  bei  den  Einzelnen  zn  an* 

gleich,  was  nicht  nur  den  Grundsätzen  der  Gerechtij?keit.  Sündern  aiich  Tolkswirtb- 

srhaftlirhen  Interessen  widerspricht.  Aus  der  fol^reud  -n  Darlegung  (Jj.  269  fT.^  d-r 
Vcrbtüsse  gepen  di«  Allgemeinheit  und  (ileichniiissigkeit  wiii!  sich  dies  n.ilier  orsreb- a. 

2.  Die  l' e l)e  r\v  iiiza n gs  V  e rh ä  1 1  !i  i  s s c  werden  in  der  \>r- 
brauchsbcsteuernng:  und  besonder«  bei  wichtigeren  einzelnen  Stcueru 
regelmässig  nicht  gehcirig  berücksichtigt.  Daraus  entsteht  eine 
neue  grosse  Ungleiehmässigk eit  der  Belastung^  welche 
wiedernm  auch  volkswirtbschaftlich  bedenklich  ist 

Auch  dies  folgt  soiion  aas  dem  Fruheran  (§.  141)  vnd  wild  antan  im  §.  173  , 
für  einen  HauptfaU  noch  uüher  begründet. 


3.  Zu  den  volkswiribscbaftlichen  Nachtheiien  der  Verbranchi-  j 
Stenern,  aller  «nsammen  in  gewissem  Maasse^  der  einzelnen  mehr 
oder  weniger,  gehören  femer  diejenigen,  welche  auch  vom  Stand- 
pnnct  der  St en erver waltnng  hervorzuheben  sind  und  nnteo 
(§.  276)  besprochen  werden,  sowie  andere  verwandter  Art* 

(Sehr  gut,  an  Beispielen  n.  s.  w.  dargelegt  von  Gliffa  Lealia,  on  fiaandal 
refoim,  Deafscli  von  BiOmal) 
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Die  G>Dtrolon  uod  Erhobnngsfonnen  belästigen  und  htinnipn  den  Verkehr,  die 
iiLhtiizP!  locale  nnd  internationale  Arbeitslheilaiig,  hemineo  die  Eatwicklong  der  Techuik 
uichi  selten,  bcj^ünstigeii  dua  (irossbctrieb  mitunter  einseitig,  reizen  zo  besoodttis 
scblimmen  Formen  der  Dcfraudo,  des  Schmuggels,  der  BeBtechntn:  virkcn  dadurch 
.iiich  verrlerMirh  auf  die  Concurrenzverliiiltnisst" .  forrumpiren  so  das  (irsclillftslt^hen 
und  wirken  enbittlickend  ein«  o.  &.  w.  Auch  die  meist  höheren  trhebungskosten, 
die  HeAeifthrung  von  Nelvraspesen  für  den  Steaerzmhler,  ron  besonderen  Zdt*  uod 
Arbeitsaufwand  sind  unverkennbare  üebelstände,  welche  bei  einem  Vergleich  mit  der 
dirccten  EnrcrbsLostenernng  nicht  unbedeutend  zu  Ungunsten  der  Verbrauchssteuern 
ins  Oewicbt  faiien^  wenn  sie  auch  meistens  nicht  den  Aui^^cUIa^  g^eben  können. 

§.  269.  —  C.  Verstösse  gegen  die  Principicn  der 
gerccbten  Steuervcrtheilung  oder  gegen  die  Allge- 
meinheit and  Gleichmäfisigkeit  der  Bestenernng. 

Diese  Verstüssc  sind  wolil  die  wichtigsten  und  zwar  wiederum, 
allerdings  verschieden  und  nicht  in  gleichem  Giiule,  aber  doch 
beide  Male  in  den  oben  nnterschiedcnen  zwei  Fällen:  wenn  der 
Preis  um  die  Steuer  ganz  oder  tbeilweise  steigt  und  wenn  andere 
Personen,  als  die  Consumenten,  ganz  oder  tbeilweise  mit  der  Ötpuer 
belastet  weiden. 

Wegen  dieser  „Verstösse  gegen  die  Gereehtigkeit''  wird  vor 
Allem  auf  die  Beseitigung  wenigstens  gewisser  Verbranobs- 

Stenern  oder  auf  deren  Ersatz  zu  sinnen  und  im  Falle  der  nn- 
vernieidlichen  Beibehaltung  soleher  Steuern  wird  eine  Aus- 
gleichung ihrer  ungerechten  (und  meist  zugleich  auch  volks- 
wirthschaftlich  nacbtbeiligen)  Wirkungen  durch  andere  Verbrauehs- 
und  Nutzungs-  und  namentlich  durch  directc  E  rw  e  rb  s  steuern 
zu  verlangen  sein:  freilich  ein  schwierigstes  Problem.  Nur 
wenn  es  aber  einigermaassen  befriedigend  gelöst  wird,  kann  ein 
Hteuersystem,  in  welehem  sieb  viele  und  schwere  Verbrauchssteuern 
befinden,  wenigstens  die  Gesammtlast  der  Bestenemng  leidlich 
allgemein  nnd  gleiebmftssig  vertbeilen. 

Die  Forderung  einer  solchen  Ausgleichung  der  \\  u  kungen  der 
Verbrauchsbesteuerung  beschränkt  sich  auch  nicht  nnl  das  social- 
politische  Steuersystem:  sie  gilt  auch  für  das  rein  linauzielle. 
in  diesem  wird  das  leitende  Princip  einer  wenigstens  an- 
nähernd gleichen  proportionalen  Höhe  der  Besteuerung  des 
Einkommens,  einerlei,  welches  die  Qnelle  nnd  die  Grösse  des  letz- 
teren ist  9  bei  der  Ueberwälznng  der  Steuer  anf  den  Preis  gerade 
dnreh  die  Verbraachsbestenemng  leicht  nnd  meistens  mehr  oder 
weniger  verletzt  zu  Ungunsten  der  Bezieber  von  Arbeits- 
und  von  kleinem  Einkommen.  Das  mnss  doreh  die  Gestaltung 
des  Steuersystems  wenigstens  möglichst  gut  gemacht  werden. 
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Die  Hanpfbedeoken  siiid  folgende: 

1.  Die  Allgemeinheit  der  Besteaeron^  wird  verletzt,  weil 
gewisse  einzelne  Oonsomptibilien  und  Nutzungen,  weiche  nicht 
von  Jedermann  genossen  werden,  der  Steuer  anterliegen. 

2.  Die  Gleich mässigkeit  wird  verletzt,  weil 

a)  aach  die  bestenerten  Objecto  a.  a.  w.  von  den  Con- 
anmenten  nicht  in  gleicher  Menge,  GUtCi  noch  in  einem 
znm  Einkommen  in  gleichem  VerhSltniss  stehenden 
Betrage  gcbraacbt  werden;  feiuer 

b)  weil  die  Verbrauchsbcstcucrunc-  sieb  in  dem  Gesumrat- 
nmfang,  welchen  sie  für  den  Besteuerten  erreicht,  zunächst  nach 
der  Grösse  des  Verbrauchs,  nicht  des  Einkommens  richtet, 
die  Grösse  des  Verbrauchs  aber  mehr  oder  weniger  von  der  Per- 
BO  n  e  n  z  a  h  1  abhängt,  welche  anf  das  Einkommen  eines  Bestenerten 
angewiesen  ist;  endlich 

c)  wird  die  GleichmSssigkeit  der  Bestenemng  anch  in  Beeng 

auf  diejenigen  Personen  und  Wirthschaften  verletzt, 
welche  als  „Producenten"  (Fabnk.mten ,  Kaulleuiej  ziüiäcbst 
die  Steuer  auszulegen  haben,  wegen  der  unvermeidlichen  Mängel 
der  com  pl  iei  rten  Steuertechnik  der  mei.sten  Verbranchs- 
steuern,  der  Unsicherheit  richtiger  Ueberwälzung ;  ferner  auch  in 
Bezug  auf  andere  Personen,  welche  als  Zwischenhändler,  Fracht- 
führer n.  8.  w.  an  dem  Transport,  dem  Absatz  der  Artikel  be- 
theiügt  sind  nnd  eventuell  die  Steuer  oder  Tbeile  davon  anf  sich 
llberwftlzt  erhalten,  ohne  sich  in  genflgendem  Maasse  durch  Weiter 
wftlznng,  Rtlckwälznng  schadlos  halten  zu  k((nnen. 

Diese  Bedenken  trelTen  p r i n c i  p i e  1 1  alle  Gebrauchsbesfeuer- 
ung, auch  diejenige  auf  Nutzungen  des  isutzvermögeus,  die  Luxus- 
stenern n.  »Igl.  Dem  Grade  nach  haben  sie  aber  bei  den  einzelnen 
hierher.i;eh<)i i^-en  Steuern  und  Steuerformen  B.  bei  der  Mont>- 
polisiruug,  bei  der  Besteuerung  durch  Vermittlung  des  privaten 
Producenten,  im  Falle  etwaiger  Berücksichtigung  der  Qualität 
oder  des  Werths  im  Steuersatz  der  ZdUe  und  inneren  Verbrauchs- 
steuern)  ein  verschiedenes  Gewicht 

Dftnns  erfeben  fAah  Flogeizelge  für  dte  richtig«  AnsbikhiDg  des  Oebmid^ 

Steuersystems,  wenn  dasselbe  einmal  unentbehrUch  ist  Ferner  lassen  sieb  Jurt  h  tat- 
sprechende Kegelung  der  dirdcten  Erwerbsbesteucniog  jene  Bedenk'^n  vorniiiiderD. 
Für  die  Art  und  Weise,  wie  dioö  zu  geschehen  hat,  ergeben  sich  gleichfalls  au>  einer 
Fmfblig  der  Yerbnochsbesteaerang  selbst,  im  Ganzen  wie  in  ihren  einzelnen  HaQ{4* 
arten  und  rormon,  wt.rthmllc  Winke.  So  crlaii;;t  die  folgendf  L'i)tcrsiichun^'  L'ir%t 
allgemeincro  Bedeutung;  für  die  Fragen  der  iliarichtojig  des  ganzen  SteaeTsystemi». 
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§.  270.  —  1.  Die  Verleteang  des  Priocips  der  All- 
gemeinheit 

Die  Thatsacbe  einer  solchen  Verletzung  bedarf  bei  der  noto- 
riscbeo  Gestaltung  der  GonsnmtioneD  und  der  diese  treffenden  Ge- 
braachsbesteaeruDg  keines  weiteren  Beweises.  Man  bestrebt  sieh 

deswegen,  möglichst  allgemeine  Verbrauche  zu  besteaem  und 
fägt  etwa  noch  gewisse  Steuciu  aiU  Xut/Aiiigcn,  sogenannte  Luxus- 
Stenern  n.  dgl.  hinzu,  um  den  Lücken  in  der  Allgemeinheit  des 
ConsniKci  von  Massenartikeln  Rechnung  zu  tragen.  M.  a.  W.:  man 
bildet  ein  Gebranchsstenersy s tc m  aus.  Principicll  ganz  mit 
Hecht,  aber  p r a c t i s c h  doch  niemals  mit  genügendem 
Erfolg,  denn  im  Ausgangspanote,  in  der  Besteuerung  ge- 
wisser einzelner  Waaren  und  Nntznngeni  liegt  der  innere  Fehler. 

Allgemein  v<  rbreiteto  Consumartikel,  wie  Salz,  Brot,  Mehl  za  besteuern,  ent- 
spricht zwar  dem  Grondsatz  der  Allgemeinheit,  verstöset  aber  tun  so  mehr,  bei  der 
zum  Tbcil  kop&teaerartigcn  Wirkung  solcher  Steuern,  gegen  den  (Grundsatz  der 
GleichnisBigkeit  Die  Bestenemog  ron  Artflwln  wie  T»balt,  Branntwein,  die, 
wt'nti  einmal  rlie  V  e  rb  ra  u  <  Ii  s  s  tf^  ti  er  gut  gehcisscn  wird,  gewiss  mit  fJio 
geeignetsten  Objecte  fur  eine  solche  sind,  —  eiua  Ansicht,  welche  mit  der  £r- 
6nemDg  in  ^.  265  nicht  in  Widersprach  steht  —  bildet  dagegen  bei  der  feblwden 
AUgemeinheit  dieses  CcMisnms  wieder  «och  einen  starken  Verstoss  gefea  die  „All- 
gemeinheit**. Das  mnss  daror  warnen,  mit  diesen  Stenern  eine  jrar  za  grosso  Quote 
deü  gebammien,  fur  all  gern  ein  e  btaatszwecke  erforderlichen  Steuerbedarfa  zu  decken: 
eine  Oefidir.  welche  gerade  in  der  Tabak-  und  Brumtweinstener  (England,  Franlmdch, 
bequeme  (jcle^onheit  beim  Tabakmonopol,  wegen  der  k i«  hti  ii  Krhöhbarkeit  der  Sti  iu  r 
in  höheren  Preisend  nicht  zu  verkennen  ist.  Die  eigentlich  erforderliche  Verail- 
gemeinerung  des  Princips  der  Steuerpflichtigkeit  einzelner  Genüsse  lässt  sich  aas 
stenertechniscbeti  und  Tolkswirthschaftiichen  ßttcksicbten  meist  ni<  üt  genügend  durch- 
führen. Sio  wurde  aber  immer  jenen  Verstoss  nur  dorn  Grade  nach  verringern, 
nicht  ihn  beseitigen.  Doch  bietet  hier  der  Einfuhrzoll  (etwas  auch  das  Octroi, 
worin  z.  B.  in  Frankreich  Artikel  wie  Anstem  stehen)  imraerbln  Gelegenheit,  eine 
ratiorit  llc  Luxusbesteueruni^  von  feineren  Genussmitteln  und  Gebrauchsgegenständen 
der  wühlliabcnderon  Clausen  ohne  besondere  Mühe  durchzuführen,  da  der  rontrol- 
und  Kibcbuxigsappaiat  ciuiuül  besteht,  auch  ohne  wesentliche  Kostensteigertjn:;.  Nur 
drohen  bier  mitunter  solche  ZOlle  starke  ScbntzzMle  zu  werden  (Siüden waaren !)  und 
so  den  Finanzzweck  wenigstens  zw  rerfeblpn.  Kinc  günstige  Seit»  des  ZoUs  ist 
diese  seine  Geeignetheit  zur  Lu\iisbi  stoiicrunL'  aln  r  gewiss. 

Am  Ungenügendsten  bleibt  das  Ausbilfsmittel  der  directen 
^^LuxussteuerD*^  denn  diese  können  vollends  aus  steuei tech- 
nischen Gründen  nur  ganz  einzelne  Nutzungen  oder  Genüsse 
treffen,  wo  von  „Allgemeinheit^*  der  Consumtion  auch  nur  inner- 
halb einer  kleinen  Gesellsehaftssehicht  noch  weniger  die  Rede  ist 

Der  neneete  and  Oberbanpt  bedeatendste  tbeoretiscbe  Vertreter  der  Lnzossteoer, 

V.  Bilinski,  vorkfiint  das  nicht.  Er  weist  liarf  »  iiio  ut  itur«  Au^dthnung  der 
directen  Luxussteuern  über  die  vier  von  ihm  befurwoneten  und  practisch  verbreitotsten 
ab  und  will  nur  den  Luxa^tcucrgesichtspunct  Überhaupt  mehr  und  folgerichtiger  im 
ganzen  System  der  indirccten  Verbraucbssteuern  durchgeführt  wi??ea.  (A.  a.  '  )  S.  150.) 
Auch  hier  bieten  sich  nnr  7.u  viele  Schwierigkeiten!  Erreicht  man  da  mit  einer 
aligemeiuon  Vormögeus^tcaer  oder  einer  progretiöiven  Einkommensteuer  nicht  das  gleiche 
Zid  fiel  besser? 
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§.271.  —  2.  Die  Verletzung  desPriiif  ips  derGleich- 
mässigkeit  wegen  der  Ungleichheit  des  Godsvidb  der 
besteoerten  Objecte  selbst. 

Aach  hier  liegt  eine  notorische  Thatsache  vor.  Nach  der  Ton 
Nataryerhältnissen  abhftngigeB  Nothwendigkeit  der  Consiinition 
(Nahnmgsbedaify  Qualität  der  Nahrangsmittel),  nach  der  Consnm- 
ttoDssilte  nnd  Tor  Allem  nach  der  Grösse  des  Einkommens 
ist  der  Consnm  der  stenerpflichtigen  Objecte  in  Besag  anf  die 
Menge  andGtlte  derselben  indiTidnell  nnd  familienweise 
und  namentlich  nach  den  ökonomischen  und  socialen 
Classenschichtcn  der  Bevölkerung  ausserordentlich  ver- 
schieden, dem^i^emäss  dann  auch  der  Steuerbetrag.  Auch  bier- 
gegeu  lUsst  (hirch  das  vorher  erwähnte  Mittel  einer  .systenvali- 
schen  Ausdehnung  der  Verbranchsbestcuerung  keine  geni»gende  Ab- 
hilfe schatTen,  auch  nicht  durch  die  veröchiedeue  llühe  der  Steuer- 
sätze tttr  verschiedene  Objecte  oder  Qualitäten  desselben  ObjectSi 
seihst  wenn  ein  solches  an  und  ftir  sieb  gans  richtiges  Vorgehen 
in  grösserem  Umfange  möglich  wäre^  als  es  thatsächltch  stener- 
technisch  der  Fall  ist 

Stein  ttbenieht  di<t  bei  adneo  gei»  liehtigen  6«iic]i4apQiicCeD  für  tdae  M^emni- 
steoeni**  zv  sehr  oder  trigt  dem  Omstuide  wen^tena  ideht  fpenOi^eiid  Reciuraof . 

Unter  den  verschiedenen  Nachtheilen,  welche  auf  diese  Weise 
der  Verbrauchsbestenerang  mehr  oder  weniger  ankleben,  sind  wohl 

die  beiden  wichtigsten  die  leicht,  wenngleich  nicht  immer  in  dem 
oft  behaupteten  Grade  eintretende,  wenigstens  relative  Ueber- 
lastung  der  unteren  Classen,  besonders  derjenigen,  welche 
ganz  ohne  oder  ohne  erheblichen  Besitz  eigener  safhlicbcr  Pro- 
ductionsmittel  meist  nur  von  einem  kleinen  Arbeitscinkuiiiuiea 
leben,  durch  die  hnuptf?ächlichen  Verbrauchssteuern,  und  die  di- 
recte  Hegüustigun g  der  höheren  Classen  ausserdem  noch 
durch  die  fehlende  oder  ungenügende  Berttcksichtignng  der  Qua- 
lität der  i:>teaerobjecte  in  der  Verbrauchsbesteaening ,  speciell  in 
deren  Stenersätzen  (§.  273).  Diese  Nachtheile  moss  man  am  so 
schärfer  erkennen  nnd  unbefangen  ins  Ange  fassen,  weil  nnr  dann 
die  Wege  zn  ihrer  Bekämpfung  und  Beschränkung  (wenn  auch 
nicht  zu  ihrer  unmöglichen  völligen  Beseitigang)  richtig  erliannt 
nnd  beschritten  werden  kennen. 

a)  Die  wichtigsten,  finanziell  meist  allein  sehr  ergiebigen  nnd 
deswegen  beliebten  Verbrauchssteuern  —  von  den  neuerdings  sich 
wieder  verbreitendeu  wichtigeren  agrarischen  Schutzzöllen,  auf 
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Getreide,  Vieb,  Viehprodnete  selbst  abgesebeo  —  betreffen  in  anseren 
Ländern  nnentbebrliehe  Lebensmittel,  wie  Salz  nnd  Brot, 

oder  verbreitete  Volks-Gennssmittel,  wie  die  Getränke, 

Bier,  Branntwein,  Wein,  den  Tabak,  Colonialwaareu, 
besonders  Zucker,  dann  je  nachdeui  Kal'lec  oder  Thce,  nacb 
den  CoDSumtioDHvcrhllUuiääcn  unserer  heutigen  Culturvölker. 

S  olii'n  §,  25**.  Statistisches  in  >]rv  speciellen  Steucrlchr«'.  S.  iiber  Gross- 
britaunien  i'iii.  III,  ft.  lii'ö  und  12!)  IL ,  §.  14(i,  14b  iL,  ubor  I  rankreich  eb. 
S.  600  und  die  rielerlei  statistischen  Angaben  in  den  Abschoitten  von  den  einzelnen 
Stenern  (Zollertrfifrc  S.  SIT,  ^:v.',\  Eb.  Uber  das  französische  Octroi  S.  '.'04  ff).  Vgl. 
u.  A.  die  statiatiscben  Zusammcnstülioagen  und  Berechnungea  reo  Fr.  X.  Neu  man  n- 
Spallart  (Wien)  in  seinen  „Oebeialditen  Uber  Prodnction  u.  8.  w.**  «bor  den  Gensook 
geiri&scr  Waareo,  dann  besonders  Geratfeldt  a.  a.  0.  mit  den  Daten  n.  a.  w.  über 
die  SteQ<  rsntzc  und  ErtrS^c  einiger  wichtiger  Yerbranchastenera.  8.  oben  S.  645  in 
Betreff  Bräunt A'ciu  und  Taba]<. 

Diese  Stenern  fiingiren  bei  der  wenigstens  verhältnissmässigen, 
obgleich  dueh  ininier  nur  ganz  annähernden  Allgemeinheit  der  be- 
treffenden Consumtionen  wie  eine  Art  allgemeiner  Einkoniniensteuer 
und  speciell  auch  wie  eine  allgemeine  Steuer  auf  das  Einkommen, 
daber  namentlich  auf  den  Arbeitsertrag  der  „kleinen  Leute".  Wegen 
dieser  Fanetion  bat  man  sie  gerechtfertigt  und  selbst  vom  Stand- 
ponet  der  Bestenernng  des  gesammten  Nationaleinkommens  sowie 
von  demjenigen  der  AUgemeinbeit  and  Gleicbmttssigkeit  ans  ge- 
fordert, wie  ancb  stenertecbnisch  vielfach  der  directen  firwerbs- 
bestenerung  vorgezogen.  Diese  Auffassung  soll  bier  auch  nicht  be- 
stritten  werden :  ihre  relative  Richtigkeit  ist  im  Frttheren  wiederholt 
eingeräumt  worden. 

Uauptrertreter  der  Auffassung  der  genannten  Verbrauchssteuern  als  „Besteuerung 
der  Arbeit*'  ist  Stein  a.  a.  0.  (e.  oben  S.  606),  nur  daas  hier  wie  eo  od  bei  ibm 

die  nothventlige  Begrenzung  der  Triftigkeit  des  Arguments  fehh.    Stein's  oben 

S.  3'<6  erwähnte  Ansicht  von  d>'r  Uebcrwälznnü:  zeitrt  hier  ilu»-  ho.sonder8  bedenklieben 
Folgen  fUr  liie  Thuoric  und  pjuxib  «Ilt  Vfrbraii(h>lje.>itcU('i ü,..:,. 

Aber  gerade  Verbiauchssteueru  wie  die  genannten  verstoöMju 
leicht,  öfters  sribst  in  hohem  Maasse  gegen  die  Gleichmässigkeit,  be- 
lasten bisweilen  selbst  umgekehrt  progressiv  das  kleine  gegen- 
Uber  dem  grossen  und  drückender  das  Arbeitseinkommen  gegen- 
über dem  Besitzeinkommen,  ohne  dass  auf  eine  Ausgleichung 
durch  Weiter-  oder  Rtlekw&lzung  Seitens  der  betroffenen  Clas- 
sen  und  Personen  auf  andere  irgend  ausreichender  Yerlass  ist. 

Die  Begründung  bierfttr  lässt  sich  folgendermaassen  geben. 

Je  kleiner  das  Einkommen,  desto  grosser  die  Quote,  welche 
davon  anf  die  Befriedigung  des  notbwendigen  Lebensbedarfs, 
namentlicii  der  Naluiui^^  verwendet  werden  muss  (§.  187,  S.  457). 
Line  Verbrauchssteuer  aut  hierher  gehörige  Oouäuuitionen,  vollends 
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eine  solche,  welche,  wie  gewöhnlich,  den  gleiehen  Stenemls  fSr 
alle  QaalitiUen  (Sorten)  eines  nnd  desselben  Nahmngs-  nnd  Genius^ 
mittels  bat,  trifft  eben  deswegen  das  kleine  Einkommen  leicht 
relativ  stärker,  als  das  grosse,  d.  h.  „umgekehrt  pro- 
gressiv*': öie  steigt  als  Quote  mit  der  Abnahme  dea  Ein- 
kommens. 

So  selbst  in  dem  allerdings  rcgciiQa:>a)gcti  lalle,  wo  die  Lduto  (FamilicB)  mit 
kleiaem  £!iikoiikiiieii  »bsolnt  fiel  weniger  von  einem  stenerpfliehtigen  Artikel. 
/.  B.  Ton  Fleiisrli.  ('olonialwaarou,  Wein,  verzehren  als  die  wolilh;ibenderen.  So  »ber 
natürlich  noch  ?icl  mehr  in  dem  anderen,  nicht  fchionden  Fall,  dass  gerade  gewisse 
steuerpflichtige  Artikel  die  Hauptrcrzohrung  der  ftrmeren  Leate  bUden  nnd  dsron 
uiitonter  selbst  absolut  mehr  ron  ihnen  als  TOit  den  Beichem  renehrt  wird: 
V'olksbrot  (Koirs'enbrof  in  Deutschland),  dann  Salz,  etwa  auch  Bier,  Brannt- 
wein, einzelne  zollbare  Artütol  wie  z.  B.  Häringe,  Schmalz,  U^en  sich  ala  Bei> 

Splfllfl  «DfabffBD, 

Eine  solche  Stener  wird  somit  die  bloss  proportionale 

Gleiohmässigkeit  der  Einkommenbestenerung  gewöhnlich 

sehr  erheblich  v  c  i  1  c  i  /.  e  n. 

Auf  Grund  genauer  haushaltatatistischcr  Daten  lässt  sich  das  wohl  berechnen,  — 
fp'ilich  unter  der  nicht  immer  zutreffenden  Annahme,  dass  der  Preis  (und  spedell  der 
Kleinpreis)  ganz  «in  Stfiicr  otli  r  Zuli  vertheuort  sei.  Welche  Summen  nnter  dieser 
Voraussetzung  schliesslich  doch  auch  „kleine  Leute"  auf  ihre  üblichen  Cktnsumaxtikel 
an  Stevern  entrichten,  zeigt  i.  B.  folgende  Berechnung.  Ofe  in  der  Tabinger  Zell- 
S(  lirift  1S7J)  in  ihrem  Haushalt  rorffeführte  Familie  von  (5  Personen  auf  einer  schles- 
wiger Halli«;  giebt.  unter  Zugrundele^tmir  bisherigen  Zollsätze  (voll,  aber 
auch  ohne  Zuschlag  für  Ncbensposen  u.  s.  w.),  an  V  erbrrtuchsöteuurij  auf  ihren  Consum 
an  Sal/..  Tnbnk,  Zucker,  Rosinen,  Kaffee,  Thea.  Reis  o.  18.2  M.  aus,  d.  h.  e.  1.6 
des.  Kinkommens  von  1147  M.  Hier  ist  der  Thceronsum  .illeidings  ungewöhnlich 
gross  (IG'  j  Pf.)  nach  der  Laudessitte,  dafür  der  KaUccconsum  nur  klein  (4  Pf.)  (S.  156). 
Mi(  Zuschlag  anderer  rerwandtor  Abgtbeo  mag  tn  20  M.  oder  e.  1.75  7a 
kommens  herauskommen.  Die  directen  Steuern  an  den  Staat  (Classensteuer  ti, 
(icbntidestener  O.fi  M.'  sind  nnr  fi  M  M..  .il<o  ein  Drittel  so  hoch. —  Wenn  mnn,  was 
freilich  nur  sehr  bedin^^i  uud  öfters,  besonders  bei  einer  kleinen  Quote  dc^  Kiufuhr- 
qnnntnma  Ten  der  Bedarfismenge,  ttiMrheapt  nicht  oder  fast  nicht  zulässig  ist,  den 
Betrag  eines  agrarisrhen  Schutzzolls  auf  (letreide.  Mt  hi,  Vieh,  l'^leisch,  Fettwaaren 
als  voU  aof  den  Preis  uberwälzt  annimmt,  wio  es  in  der  i»oütischett  AgitationsUteratur, 
(Fortscbilttspnrtei ,  Socialdemokratic ,  Wahl-Flugblätter!  1890!)  geschieht,  so  kann  man 
natOrlich  rollends  enorme  Steuerbelastungen  für  die  „kleinen  Leute"  herausrcchneo  — 
Man  darf,  wie  vielfach  Seitons  poli^i^(:her  und  doctrinärer  (leg-ner  der  indirecteii  \  or- 
brauchsstouoru .  auch  üonst  nicht  das  an  sich  wichtige  Bedenken  übertreiben  oder  lu 
sehr  YemUgeAwnem.  Von  rfelen  wichtigen  Steueraitikebi  rerbraucht  ein  wohUial>ender 
Haushalt  gerade  rohtiv  viel  mehr  als  ein  ärmerer  i Celünialwaaren.  Wein.  Bier.  Katfe«, 
Zucker,  Thee,  Fleisch  u.  a.  m.),  wenn  auch  der  hierauf  i'alteude  Steu  er  betrag  des- 
halb nicht  immer  —  aber  doch  auch  öfters  —  eine  grössere  Quote  vom  Einkommen 
des  lieicherea  als  des  Aemeren  ausmacht.  Femer  trlgt  ein  wohlhabenderer  Hanshah 
in  soinnr  Naturallöhnn  ng  für  Di.'nstboten  u.  s.  w  un<l  überhaupt  jeder  Winh- 
schaftsbetricb  mit  Naturallöhnen  (l^dwirthschaft  doch  vielfach  noch  heute !)  die 
betreffenden  Verbranchsstenem  ftr  sein  Arbeitspenonal.  so  da»  alsdann  dien  Bade&k» 
mehr  oder  weniger  entOUt. 

Die  bedenkliehen  Folgen  solcher  Wirkungen  von  Verbranchs- 
stenem sind  in  vielen  Fällen  gleichwohl  anzuerkennen  nnd  fordern 

Ansgletehnng,  selbst  bei  Branntweinstenern,  so  sehr  diese  auch 
den  unteren  Clabbca  gegenüber  äoubt  gerechtfertigt  erscheiaeii 
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mögen,  geschweige  bei  den  Steuern  auf  die  genannten  anderen 
Artikel.  Die  weitere  nüssliche  Folge  einer  solchen  relativen 
Ueberliiötung  der  unteren  Classen  ist  notliwendig  auch  eine  für 
diese  ('lassen  ungün^tii^^ere  Vertheilung  des  Volks- 
einkommens und  Vermögens,  als  sie  bei  einer  wenigstens 
fitrengproportionalen  EinkommenbesteueruDg  bestehen  wUrde. 

Die  Ueborlastong  dieser  Classeii  hemmt  doch  auch  wiedorderen  Kapitalhildong 
und  ist  von  einer  relativen  Unter iaätuug  der  höheren  Classen  begleitet,  was  auf  eine 
Termeliite  Fihigkeit  zur  KafiitalbÜdnDg  bei  denselben  binniukonimt,  —  meiUt  UlKsr^ 
uobene.  aber  thatsächlicb  vorhandene  Zusammenhinge  zwischen  fiesteuenng  nnd 

Vcrtheilun^^  des  Einkotnini'Ds  and  Besitzes. 

Kimmt  man  hinzu,  dass  das  (ibersteucile  kleine  Einkommen 
meist  auch  Arbeitseinkommen  ist,  in  welchem  ceteris  paribns 
ein  geringerer  Betrag  „freien''  Einkommens  and  eine  kleinere 
Stellerfähigkeit  steckt^  als  in  dem  Renteneinkommen  gleicher  Höbe, 
80  tritt  die  Verletenng  der  Gleiebmäseigkeit  noeh  schärfer  benror. 

§.  272.  Diese  Wirkungen  der  Verbranchsbestenening  werden 
nun  nicht  sicher  nnd  genflgend,  öfters  gar  nicht  oder 
nur  um  den  Preis  schwerer  anderer  Uebelstände  durch 
die  Ueberwälznng,  bez.  Weiter-  oder  Rflckwälznng  aus- 
geglichen, wie  eine  oberflächliche  optimistische  Auffassung  es  an- 
uimint. 

Die  letztere  ist  »o  verbreitet,  spielt  in  den  Sicuerdebatteii  der  Traxi«)  ciuc  sulche 
RoUe  und  ist  so  geflbrlieb,  dass  sie  trotz  der  sichtlichen  Schwäche  der  ihr  zu  Grunde 
lic£^ondeii  Beweisfiilirnn£r  an  dieser  Stelle  noch  eine  Ixjsondere  WiderleiroDf?  erfordert. 
l>acnit  wird  zugleich  ein  SpeciaJpunct  der  üuberwälzungslehre,  dessen  Behandlung 
fftther  (8.  S46,  965)  ab^ehüich  veocboben  wrde,  erledigt:  die  Frage  ven  der  Weiter- 
wilzung  ron  (directen,  wie  in  Verbrauchssteuorform  aültelst  Prcisaufschlafrs  er- 
hobenen ir)directen)  Steuern  auf  den  Ertrag  der  gewAhnlicboii  (Hand-) 
Arbeit  oder  von  sogenannten  ,.Lului  steuern". 

Die  Vertheidiger  dieser  »Steuern,  welche  überhaupl  solche  Ein- 
wände wie  <len  der  verletzten  Gleichmässigkeit  berUcksiebtij^eu, 
machen  c:cltiiul,  von  einer  Ueberstenerun^  des  Arljciters  sei  keine 
üede,  weil  die  Steuer  in  solchen  Fallen  zu  einer  Erhöhung  des 
Lohns  oder  m.  a.  W.  zu  einer  Weiterwälzung  der  Steuer  auf  den 
Arbeitgeber  und  eventuell  noch  weiter  auf  den  Käufer  der  von  den 
übersteuerten  Arbeitern  hergestellten  Produete  mittelst  einer  Preis- 
steigerung der  letzteren  fahren  werde.  Es  würden  ftlso  scbliesslich 
die  Gewinne  der  Unternehmer  oder  die  Einkommen  der  Gon- 
snmenten  dieser  Produete  reell  belastet,  nicht  die  Einkommen 
der  Arbeiter,  in  deren  Einnahmen  und  Ausgaben  die  Steuer  nur 
ein  durchlaufender  Posten  sei. 

Diese  Lehre  übersieht  die  ausser ur deutlichen  pr acti- 
schen Schwierigkeiten,  welche  unter  allen  L'wständeu  bei 
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eioer  solohen  Entwicklong  der  Dbge  flberwiiiide&  werden  mSamii 

iiamentlich  diejenigen,  welche  gchon  in  der  ganzen  ökonomischen 
Lage^  socialen  Stellung  und  in  der  Untrtiiiil>aikcit  des  Arbeiters 
von  der  von  ihm  zn  Markte  gebrachten  „Waare"  Arbeit  liegen. 
Gar  nicht  beuchtet  werden  dabei  ferner  die  Tcbcrgangj^- 
verhiitnisso  biä  zu  der  Zeit,  wo  auch  gttnsü^eii  Falls  nur 
eine  solche  Üeherwähuug  durchgesetzt  sein  könnte.  Eudhch  aber, 
der  entscheidende  Umstand,  jene  Lehre  beachtet  nicht  die 
Factoren,  von  denen  nach  der  wissenschaftiich  feststehenden 
nnd  TOD  der  Erfahmng  allg^emein  bestätigten  Theorie  der  fie- 
stimmgrttode  des  Arbeitslohns,  die  Regelung  des  leti- 
teren  abhftngt,  —  fiberhanpt  and  vollends  anf  der  Basis  der 
heutigen ,  dnrch  das  Prineip  des  freien  Eigenthnms-  nnd  Vertrags- 
rechts nnd  der  freien  Conenrrenz  characterisirten  wirfbsebafUiehen 
oder  Verkehrs-  uiul  CrwerbsrechtaordnuDg.  Aus  dieser  Lohntbeorie 
folgt,  wie  es  früher  schon  gesagt  winde  (S.  346)  und  iHinmehr 
kurz  bewiesen  werden  soll,  dass  „entweder  eine  Ucberwälznng 
trotz  der  darauf  hindrängenden  Verkehrsgestaitungen  nicht  ein- 
tritt oder  nur  unter  Vorgängen  sich  vollzieht,  welche 
schlimmer  als  das  U<^el  der  ungleichen  fiestenernng 
selbst  sind.'* 

Unter  Ubrigensgleiehen  Umständen»  —  eine  Voraussetzong, 
von  welcher  hier  ausgegangen  werden  muss,  aber  auch  ausgegangen 
werden  darf,  da  in  der  That  die  Verbr^ncbsbesteuerung  an  sich 
in  den  Bedingungen  der  Lohngestaltung  anmittelbar  nichts  ändert 

und  die  etwaigen  sonstigen  Veränderungen  dieser  Bedingungen 
nach  wie  vor  dieselbe  Wirkung  ausüben  wUrden;  etwas  anders 
kann  die  Sache  bei  rationellen  Schut/sz»illen  liegen  -  kann  eine 
Weiterwälz ung  der  Steuer  in  der  Form  der  Lohnsteigerung  sich 
nur  durcli  eine  Vermimiprung  desAusgebots  von  .\rbeit8- 
kräften  behufs  Erlangung  von  Beschäftigung  voll- 
ziehen. Eine  solche  ist  auf  viererlei  Weise  m4>glich:  einmal 
durch  freiwilliges  Aus-dem-Markt-Halten  eines  Theils 
der  Arbeit;  sodann  dureh  Auswanderung  von  Arbeitern; 
wttter  durch  grossere  Sterblichkeit  uoter  den  arbeitenden 
Classen;  endlieh  durch  schwächere  Vermehr ung,  bes.  ge- 
ringere Oeburtsfreqnenz. 

(1)  Die  Beschreitung  des  ersten  Wegs  setit  entsprechende 
Einsicht,  Standesbewusstsein ,  Verfügung  über  Unterhaltsmittel 
während  der  Aibeittipause,  daher  vor  Allem  eine  augemesi^cne 
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Organisation  der  Arbeiter  %n  Gewerk*  und  tthnlieben  Ver- 
einen ond  die  Gewährung  des  erforderlichen  Coalitionä- 

und  Vereinsrechts  au  die  Arbeiter  voraus. 

Selbst  vuDu  diese  luUte  rechtliche  Bedingung  erfdllt  ist  und  die  Arbeiter  auch 
gar  nicht  iit^andwie  in  der  foftctischcu  Verwirklichung  des  Coalitionsrechls  gehindert 
werden,  trenüi^t  es.  auf  die  ausserordentlichen  Schwierigkeiten  hinzuweisen,  welche  für 
die  practisch  wirksame  Organisation  der  Arbeiter  aus  ihrer  ganzen  socialen  und 
OkoDomiachen  Lage,  raa  ihnr  Vielköpfigkeit  niid  aas  ihren  Fehlem  selbst  in  Fillen 
hervorgehen,  wo  noch  viel  stärkere  ökonomische  Schädigungen  als  durch  eine  Steucr- 
Uberlaj^tnncr ,  in  Lühiiredurtionen ,  Verweiiieninfi  von  Lohnerhöhungen,  Verlängerung 
der  Arbeitsmt  in  trage  stehen.  Thcuruüäch  kann  lüau  zugeben,  da^s  die  richtig 
organisirten  Arbeiter  Im  Stande  sind ,  auf  ihren  Lohn  in  gewissen  Fällen  und  in  be* 
-M  heidenen  Grenzen  einen  günstigen  Einäuss  aus/.nühen .  practisch  will  das  überhaupt 
nicht  immer  so  fiel,  in  der  „fallenden  Coiguuctur''  oft  wenig  oder  gar  nichts  bedeuten, 
weÜ  eben  die  complicirten  Bedingungen  ftlr  die  Arbeiterorganisation  und  fQr  die 
Dorchfletmng  der  Wttnsche  der  Arbeiter  m  schver,  so  selten  m  erfüllen  abd. 

In  der  Frage  der  Weiterwälzung  von  Stenern  mittelst  Lohn- 
steigerang hat  dieses  Hilfomittel  yoUends  eine  ganz  nntergeord- 

nete,  practisch  wohl  meistens  ^  a  r  keine  Bedeutung. 

(2)  Schwächere  Volks  Vermehrung  oder  geringere 
C'  elj  11 1  tenfrcqnen/  kann  auch  aus  anderen  Grtiuden  im  Interesse 
dt  !  unteren  Classen  lietxen  und  wäre  nicht  unbedingt  für  den  be- 
bprocheueu  Zweck  von  der  Hand  zu  weisen.  Aber  das  Mittel  kann 
^flnstigen  Falles  nur  sehr  langsam,  practisch  schon  des- 
halb und  noch  aus  anderen  Gründen  meist  80  gut  wie  gar 
nicht  wirken.  Auch  läge  dabei  wiedemm  nur  eine  Zumathung 
Yor,  die  speeieil  in  Folge  der  Bestenernng  bloss  an  die 
unteren  Classen  gestellt  wttrde,  was  gleichfalls  nicht  billig 
erscheint* 

(3  nnd  4)   Grdssere  Answandernng  und  grössere 

Sterblichkeit  aber  sind  selbstverständlich  Mittel,  die  schlim- 
III  er,  liir  den  Arbeiter  tragisthei  din  die  Ueberlastuug  mit 
Steuern  selbst  sind  und  deshalb  als  Wege,  um  die  Ueberwälzung 
durchzusetzen,  prinzipiell  verworfen  werden  miisscn,  im  Arbeiter-, 
wie  meist  auch  im  ganzen  Volksintercs^e.  Dass  sie  aber  auch  nur 
ausnahmsweise,  im  Falle  sehr  grossen  Umfangs,  eine  erheb- 
liche l'eber-  oder  Weiterwälznng  ermöglichen  würden,  ist  klar. 

So  kommt  man  zu  dem  Resultate,  dass  die  Steuer 
sehr  leicht  auf  dem  „kleinen  Mann",  dem  Arbeiter 
sitzen  bleiben  wird. 

Denn  wenn  auch  etvi ans  anderen  Gr Ondeo,  wegen  erhöhter  Productirthätigkeit 

und  grosserer  Narhfrnpe  nach  Arbeitskräften,  eine  l.ohnsteipenin?  eintritt,  in  Folge 
deren  der  Arbeiter  die  Steuer  leichter  tragen  l^ann  und  letztere  auch  wirklich  eine 
kleinere  Qnote  von  seinem  Einkommen  aosmaeht,  so  würde  dadurch  doch  die  Steuer 
lüi  lit  vom  Arbeiter  fortgenoinmcn,  wie  es  bei  der  l^eberwSlznni;  angenommen 
wird.    Nur  wenn  der  Lohn  in  Folge  der  Bedncüon,  welche  er  durch  eine  solche 
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Sieuf  r  «  rfalirt,  dauernd  unter  das  zom  Leben  and  zur  Kräftoerliattong  und  Erneuerung 
unentbehrliche  Minimum  gesunken  wäre  —  eine  glücklicher  Wci^  doch  wohl 
nur  seltene  Folge  der  Verbrauchssteuer  —  wurde  eine  neue  Steigerung  bis  auf  dios 
MiniiDum  allordiogi  Bach  den  Sätzen  der  Lohntheorie  eintreten  müssen.  Aber  wmch 
sie  würde  sich  nur  mittelst  jener  bedenklichen  Yor^rrmge.  der  Vergrösserang  der 
Sterblichkeit,  der  AuüwauderuQg,  der  Abnahme  der  Uebortcn,  Tollzieben  könaea.  £ia 
Trost  liegt  also  auch  in  diesem  Hinveis  anf  dM  voeiUsalielie  LobniDinininm  nieliC. 

Man  wird  übrigens  in  der  Frage  sonst  noch  nach  Stcuerartcn  etwas  unter- 
scheiden müssen.  Wie  schon  oben  (S.  ^05}  Ijeinerkt,  sind  Octrois,  auch  auf  all- 
gemeinere Consumptibiliea  der  unteren  Glüsbcu,  im  Ganzen  wohl  weniger  bedenklich, 
weil  hier  darch  locale  BevOlkeningsbevegniig  leichter  eine  Weitenrllnuijip  statt- 
finden kann. 

Unhaltbar  bleibt  nur  Jeuer  Optimismus,  welcher  z.  B.  bei  uns  iu  Betreli  der 
Tabaltstener  Ton  Seiten  der  Anhiager  höherer  Stoner  ofimab  rertreten  worden  Ist. 

etwa  in  dt-r  Wendung,  dass  man  doch  nicht  immer  mit  der  „Pfeife  des  kleinen 
Mannes"  kommen  solle,  die  Vertheu»^ruiig  derselben  word<-  sirh  ..schon  bald  im  Lohne 
ausgeglichen  haben".  Wie  denn?  Diese  ,,Vertheuerujig'*  trftgt  der  „kleine 
Mann".  Vielleicht  oonramiit  er  dann  veniger  Tabiüc  und  eileiebtert  «icb  eo  die 

I^st.  Damit  ist  die  Berechtiffnnf;  nnd  riplleicht  Notliwendigkeit  Lnhcr-T  Tabaksteuen\ 
nicht  widerlegt,  aber  eine  Illusion  abgewicsca,  welche  nur  richtige  compenäreade 
steuorpolitische  Maassrcgeln  hindern  konnte. 

§.  273.  —  b)  Aus  dem  Voraus^eliijuden  ergab  sieb  S(  h  ii,  Jn-.s 
die  (il>li<')ic  Verbraiichsbesteuernng  leicht  eine  indireete  Bcguii 
stigung  der  b/ihereii,  reicheren,  besiUendcu  Ciassoii  in  sich 
schliesst:  diese  werden  öfters  relativ  nicht  so  hoch  als  die 
unteren  Classen  durch  diese  Bestenernog  getroffen.  Dazu  kommt 
aber  anch  noch  eine  directe  BegUnatignng,  weil  die  Qnali' 
tftt  (Sorte)  oder  der  Werth  eines  und  desselben  Stener- 
objects  gewöhnlich  nicht  oder  nnr  wenig  bei  der  Feststelinng 
der  Steaersätse  berttcksichtigt  wird,  d.  h.  weil  ein  Qnalttftta- 
stenerfnss  meist  fehlt 

8o  pflegen  die  EinfnhrsSlle  aof  Colonialwaaren  n.  dgl.  speeifieche  n 

M'in,  insbesondere  Gewi chtszöllc.  welche  fUr  bostimmtt;  fiofti.  htseiuhciten  t-iiu-r 
Waare,  ohne  Kücksirlst  auf  deren  Qualität  oder  Soif<>,  L-diobon  w.  rdcn.  Aeboiich  ist 
Cd  bei  städtischen  T  hursteuern  und  bei  vielen  der  üblichen  Formen  der  inneren . 
beim  Prodacenten  erhobenen  YerbfMichmdnern. 

Hierin  liegt  eine  nene  Verletzong  der  Gleiehmltsslgkeift  der 
Bestenemng. 

Denn  der  Coniom  der  besseren  Sorten  der  Artikel  durch  die  Wohlhabende» 
wird  90  nicht  so  hoch  bestenert«  ab  deqeoige  der  achlechterea  Sorten,  weldie  die 
irmeren  Srliichten  genicssen. 

Dies  wird  auch  allgemein  anerkannt.  Die  Forderang  einer  augemessonea  Ab* 
stnfang  der  Zoll-  and  Stencrsatze  nach  den  Qnalitiiten  stehen  aber  stenertech- 
nische  Schwierigkeiten  entgegen,  welche  sich  nur  nusnahinswi.d90  überwiadcB 
lassen.  Eine  solche  Auänahrae  bildet  die  M  o n  o pol iäiru n g,  z.  B.  bei  Tabak, — 
einer  der  Vor/Uge  dieser  Verbrauchssteuerforui.  Soweit  Schutzzölle  auf  Fabrikate 
als  Terbrattchsäteuem  mit  in  Betraoht  kommen,  hat  lomer  «nn«'  W  o  r  t  h  htvollang  oder 
ein  rationell  abg  estufter  speci  fi-s  -h  <  r  7  ütarif.  der  iininerhia  leichter  anzu- 
wendeo  ist,  den  Vorzug,  dorn  genannteu  Eiuwaud  nicht  oder  nicht  in  gleichem  (iiade 
aosgeeetzt  zn  sein. 

Solange  die  üblichen  Stcuerformen  benutzt  werden,  ergeben  sich  wieder  zur 
Herbeiführung  wenigstens  rinnr  gewiss 'Mi  Aiisplei  rhunfr  dieser  dircctcu  rnfer- 
laatung  der  wohlhabendutea  Gla^äcn  durch  dit:  V  erbrauchübeiiteueraug  einige  Anfoidcr* 
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Abseimitt  7  mit  gehandelt  werden. 

§.  274.  —  3.  Die  Verletzung  des  Princips  der  Gleich- 
mässigkeit  wegen  der  Ungleiehheit  der  auf  ein  Ein- 
kommen angewiesenen  Personenzabl. 

Aach  hier  sind  die  Wirkungen  der  Verbrauchsbesteuerung,  ver- 
glichen mit  denen  der  direeten  Erwerbsbesteuerang,  z.  B.  der  (nomi- 
nellen) Einkommensteuer,  ungerecht.  Es  ist  znnftchst  klar,  dass 
ceteris  paribus  die  Summe  von  \'cibrauchssteueru  einer  Haushaltung; 
sich  nach  der  Grösse  der  zu  ihr  gehörigen  Personen  z  a  Ii  l 
(unter  combinatorischcr  licrücksichtigung  der  für  gewisse  Coubum- 
tionen  mit  raaassgehenden  Verhältnisse  des  (ksrhlechts  und  des 
Alters)  richtet,  daher  namentlich  in  der  Fa  ni  il  ien  haiishaltuug 
grösser  als  in  der  Einzelhaushaltung,  in  der  stärkeren  grösser 
als  in  der  schwächeren  Familie  ist.  Die  Dienstbotenhaltung 
richtet  sich  doch  da,  wo  Überhaupt  solche  erfolgt,  auch  einiger- 
maassen  nach  der  Familiengrösse.  Die  Verbrauchsbestenerung  be- 
wirkt daher  hier  eine  relative  Ueberlastung  der  Familienwirth- 
sehaflt,  im  steigenden  Maasse  mit  der  Vergrösserung  der 
Familie.   Darin  liegt  eine  neue  Verletzung  der  Gleichmässigkeit. 

Man  kann  ron  derselben  nicht  sagen,  daas  auch  aie  eben  die  nnreriDeidliclie 

Folge  rein  privater  VerhälmiKsc.  z.  V,.  der  Grösse  der  Kiader/.alil  sei.  wie  ea  aller- 
dings die  verschiedene  hiervon  abhängige  Grösse  der  Ausgaben  für  (ieii  Consum  selbst 
ist.  Vielmehr  erschwert  der  Staat  die  Lage  der  Familie,  gt;^eiiubcr  z.  B.  der- 
jenigen des  Janggesellen,  hier  dircct  durch  dieapeeifiaehe  Sigent  humlicbkeit 
der  Stooer f 0 rin.  Btti  der  direeten  EinkotnmrnstoTicr  wird  zw!\r  das  Kinkrimmcn  auch 
gewöhnlich  ohne  Kucksicht  auf  die  l'ersouenzahl  besteuert,  welche  darauf  angewiesen 
ist  Aber  hier  zahlt  venigalens  die  Familie  doch  nnr  bei  gleichem  Einkommen  die 
gleiche  Steuer  wie  der  Junggeselle,  die  grosse  die  gleiche  wie  die  kleine  Familie, 
bei  der  Verbrauchssteuer  dagegen  7%\\\\  sie  die  huhere  und  bei  2:.'wis.son  ein/i-lnrn 
Steuern  eine  sehr  bedeutend  höhere.  Ltci  der  diicclcu  Eiukuijuiuciibicucr  hat  uiaii 
gleichwohl  schon  begonnen ,  die  die  Leistungsfähigkeit  der  gleichen  Einkommen  ver- 
schiedener Personen  bedingenden  riiiHtrinde  mit  zu  berücksichtigen  ut»d  z.  B.  das 
Einkommen  der  grossen  Familie  mit  einem  kleineren  Stcueisau  zu  belegen«  wie  m 
noch  principiell  berechtigt  Ist  (§.  183  ti  ).  Darin  liegt  wieder  eine  Anerkennnng 
socialpolitischer  Momente  in  der  Besteuerung,  welche  an  sich  richtig,  wenn  auch  mit 
dem  rein  finanziellen  Besteuerunp«;g:esichtspuncte  in  Widerspruch  ist.  Jedenfalls  erkennt 
mau  aber  hier  ciJic  Verletzung  der  wahren  Gleichmäiisigkeit  der  Besteuerung  an, 
weiche  bei  der  Verbrauchssteuer  riel  sch&rfer  hervortritt  und  daher  ein  wichtiges 
Moment  gcg^en  letztere  ist  oder  wenigstens  Ausgleich ungs maa«sreu-ln  bedingte. 

Auch  aus  diesen  Verhältnissen  sind  wieder  gewisse,  im  nächsten  Abschnitt 
^bes,  §.  2S3  II.)  anfenateUende  Foideraogen  in  Bezug  anf  die  Gestaltung  des  ganzen 
SteuexByatema  bei  rerbleibeader  ?erbnachsbesteQenm|^  abzuleiten. 

§.  275.  —  4.  Nicht  gering  sind  endlich  die  Verletsungen 
der  Gleichmässigkeit  gegenttber  den  »iProducenten*' 
n.  fl.  w.,  welche  bei  den  Hanptformen  der  Verbrattcbssteuern  die 
Steuer    aus  zu  legen'*  haben  und  gegenüber  jenen  anderen 

Personen  (Zwiscbenbändleru,  l^rachtiulueru  u.  s.  w.)i  welcbcn  die 
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Stenern  sngewiUzt  worden  sind  oder  auf  denen  sie,  oTentnell  «leb 
dnreh  BQckwälztiDgy  statt  anf  den  Consomenten,  sitzen  bleiben. 
Das  sind  eben  wieder  jene  Fälle ,  wo  die  Steuer  (der  Zoll)  niebl 
oder  nicht  vollständig  auf  den  Preis  des  Artikels  gewälst  wird  und 
werden  kann. 

Vieles  Eittzelae  kano  hier  «ist  im  folgeitdeii  Kapitel  ron  der  Steoerrenralton^ 

und  inehr  noch  in  der  speciellen  Stouerlehre  liervorg^ehoherv  Verden.  Hier  gentUrt 
CS,  einige  Puncto  zq  erwähnen,  die  zum  Theil  schun  in  fruhercu  Abschoittea,  80  bei 
der  Beurtbeilang  der  Üebcrwälzung  (§.  143,  145  ff.)  berührt  worden. 

a)  Die  Fähigkeit  der  einzelnen  Prodncenten  (Kaufleute, 
Fabrikanten  u.  s.  und  der  zwischen  ihren  und  den  Consn- 
menten  stehenden  rersoncn  (z.  B,  auch  der  Wirthe)  zur  Ueber- 
wälzuug  der  Steuer  selbst  und  der  mit  ihr  verbundenen  lieben- 
Spesen  (fttr  zoliamtlicbe  Manipnlationen,  für  das  Geschäftspersonal 
zur  Besorgung  der  ZoUgescIiäfte  n.  dgl.)  ist  ansserordentlicb 
nngleioh. 

So  nach  pcTsönlii^lKin ,  ti-chnisclu-a .  wirtliscLuftlichon  Verhältnissen,  nach  Jen 
Goojuncturen  des  Markts,  nach  der  thatsächlicbcn  Bew&ltiguug  von  Schinufirei  und 
Denaadc  Seitens  der  SteuerverwaUung.  Grössere  und  geringere  Beträ^re  der  Steoem 
und  Kebenspeseo  bleiben  daher  auf  einzeloen  Prodncenten  sitzen,  werden  zu  Steaen 
auf  deren  Erwerb  (Gewinn),  statt  zu  Consumtionsstencrn  Dritter.  Mit  der  steigeodea 
Complication  der  Betriebstechuil^  und  -Oel^ouomik  nur  immer  öfter.  Wo  z.  B.  Schmo^^ 
und  Defrande  und  Bestechlichbeit  der  Steuerbeamleii  einreiast,  vird  der  GeschlAsmai» 
gezwungen,  entweder  sieli  daran  bctheiligen  oder,  wenn  er  ehrlich  bleibt,  das  Feli 
za  räumen  oder  nun  vollends  einen  Theil  der  Steuern  —  z.  B.  die  Difierenz  zvischea 
dem  Zollsatz  und  der  Schmuggelpr&mie  —  auf  sich  zu  nehmen. 

b)  Werden  verbrauchssteuerptiichti>e  Waaren  aus  dem  Aus- 
land in  den  l'reicn  \'erkebr  {gebracht  uud  zugleich  im  Inland  von 
heimischen  ProdnceDten  für  den  Verkauf  erzeugt,  so  ist  es  im  finan- 
ziellen, wie  je  nachdem  auch  im  volkswirlhscbaftUcben  Interesse 
geboten,  die  Einfuhrzölle  und  die  inneren  Verbranchs- 
steuern  in  TdUiges  oder  mindestens  in  ein  gewisses  Gleiebgewieht 
zn  bringen. 

So  unter  unseren  Yerhältnisaen  nameodicb  bei  Zucker,  Spiritus,  Salz, 

eventuell  auch  hvÄ  T^hak.  Wein  nnd  Bier.  Eine  BegUn?tiu:unc:  iui  Zoll  schädigt 
die  heimificbo  Producüou,  eine  solche  in  der  inneren  Steuer  das  Fi  nanzin  teresse 
mebr  oder  weniger.  Nar  wo  sich  die  heimische  Prodactlon  nicht  gut  ausdehnen  kua 

tWein)  oder  die  Qnalitikt  ihres  Erzeugnisses  erheblich  hinter  derjeni(?en  des  freuiden 
zurücksteht  (Tabak,  Branntwein),  oder  das  heimische  Product  umgekehrt  eine  besondere 
Bevorzugung  ohnehin  im  Cousum  geniesst  (Bier)  hat  es  finanziell  zwar  immer  einige, 
aber  weniger  Bedenken,  den  Einfuhrzoll  höher  als  die  innere  Steuer  zu  halten  (daher 
relative  Zul&s8igkett  unserer  höheren  Tabak-,  Branntwein-,  WeinsOlle  od«r  der 
letzteren  ühf^rhaupt  ohne  innere  Weinsteaer  zur  Ausgleichung). 

Die  sonst  im  I'rinci))  zu  fordernde  Gleichheit  von  Zoll  und 
Steuer  lUs<t  sich  aber  sclion  wegen  der  steuertechuiscben  Ver- 
schiedenheit des  Zoll-  und  des  Verbranebssteneryerfahrens 
aneb  beim  besten  Willen  yieifaeb  nnr  annähernd  nnd  nur  bei  ge- 
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wissen,  nicht  immer  anwendbaren  Steuerformen  erreichen,  so  dass 
/Aviöcben  ganzen  Producenten  j::ru  ppen  uud  eiiizelueu  Trodu- 
centcu  wieder  viele  Unplcichmässi^^keitcn  in  der  wirkh'chcn  Stener- 
last  bleiben,  welche  darcb  Ueberwaizung  durchaas  nicht  immer 
aasgeglicben  werden. 

Acbnlich  vorliült  es  b\rh  bei  steocrpflichtigcD  Waareii,  welche  in  einer  Stadt 
iierg^e>tellt  and  voinL  amle  in  dieselbe  eingeführt  verdeu  und  hier  einer  Thorsteaer 

unterliegen  (Bier.  Mclil,  Brot,  Fleisch). 

c)  Iki  linzcluen  Verbrauchssteuern  wird  das  Product  in  ver- 
schiedenen Verarl)citu  ngsstul'en  besteuert,  z.  H.  im  Koh- 
stof)',  als  Halbfabrikat,  als  Ganzt'abrikat  (Zucker,  auch  Tabak 
und  Fabrikate  daraus).  Hier  ergeben  sieb  grosse  Sebwierigkeiten 
für  die  richtige  Abstufung  des  Steuersatzes,  was  wieder 
leicht  zu  neaen  Uoglelehmäs^keiten  der  reelleD  Besteneraiig  unter 
den  betheiligten  Prodocenteograppen  und  den  einzelnen  Pröda- 
centen  ittbrt. 

d)  Gewisse  Beste  uciungsfornieii,  wie  diejenigen  nach 
der  Menge  des  Kohstoffs,  lielasten  die  einzelnen  Producenten  je 
nach  der  Qualität  der  ihnen  zur  Verlegung  stehciulen  Stoffe 
(Küben,  Materialien  fllr  Spiritnsbrcnnerei)  und  nnrh  <ier  Betriebs- 
tecbnik  und  -Oekonomik  oft  wesentlich  ungleich.  Die  bei 
ein  und  derselben  Steuer  möglichen  verschiedenen  Steuerformen 
(Rohstoff-,  Fabrikatsteuer  bei  Zucker,  Spiritus,  spcci- 
fi  scher  Zoll,  Werth  zoll)  wirken  vielfach  in  derselben  Weise, 
günstiger  ftlr  den  einen  als  den  anderen  Prodacenten. 

Vgl.  besond«is  dl«  VerhftltniBBe  in  der  Zocker-  und  BraDiilweinbfl6t«Deniiig; 

darüber  die  schün  mehrfach  genannten  Arbeiten  v.  Kailfm*Jin*S,  J.  Wolf'Si  Bei- 
spiel: Frankreich,  Fin.  III,  §.  259- 2tU,  2b6  11. 

e)  Gewisse  im  Inland  erzeugte  steuerpflichtige  Waaren,  welche 
in  das  Ausland  abgesetzt  werden  sollen,  müssen  aus  Rücksichten 
auf  die  internationale  Goncarrenz  stenerfrei  hinausgehen 
(Zacker,  Tabak,  Spiritus,  Salz,  Wein,  n.  a.  m.}.  Die  Steoertechnik, 
so  in  der  Form  der  Rohstoif-  nnd  der  Halbfabrikatstener,  aber  auch 
hie  and  da  in  anderen  Formen,  und  die  Gefahr  der  Defrandation 
bedingen  es  aber  öfters,  dass  auch  diese  Waaren  ebenso  wie  die 
für  den  heimischen  Consuni  hestimmten  zunächst  der  Besteuerung 
unterliegen.  Daun  wird  beim  Export  ein  iSte  ue  rrestitutions- 
ver fahren  oder  die  Gewährung  einer  sogeuauuten  Ausfuhr- 
vergUtung  (Exportbonification)  notb wendig.  Die  richtige 
Bemessung  derselben  bietet  in  einigen  Fällen  aber  grosse  Schwierig- 
keiten, Uberhaupt  nicht  ganz  zu  Uberwindeade  nameotiich  da,  wo 

A.  Wagaer,  FtnaiunriflNiiMhaft.  IL  S.  Aafl.  43 


0(i4  ö.  B.  Alig.  Steaerleliic.  4.  K.  System.  3.  U.-A.  6.  A.  Gcbrauchsbesteaer.  §.  275.27(1. 

eine  KohstofTbesteuerüiig  vorlic^i^t,  aus  deren  Betrag  auf  den  Steuer- 
satz erst  geschlossen  werden  muss,  welcher  auf  das  Product  selb«t 
in  einem  spHtei  cii  \  ci  ;li  beitungsstadinm  ,  eventuell  anf  das  fertige 
Fabrikat  eigentlich  entfällt  Daraus  entstehen  neue  Strirnni^en  und 
öfters  werden  dann  viel  zu  hohe  Ausfuhr  Vergütungen  ge- 
währt, welche  in  wahre  Ausfuhrprämien,  zu  Gunsten  der 
Prodaceoten  uod  ihrer  Vomänner  (Rübe  und  Bttbenbaa!)  auf 
Kosten  des  SteaenäekeUi  ausarten  nnd  sich  unter  den  einzelnen 
Prodncenten  wieder  gans  ungleich  vertheilen:  Die  geschicktesten, 
aber  auch  —  die  kapitalkiäfkigsten  Prodncenlen  erhalten  hohe 
Extragewinne  >  dnrchans  nach  der  Theorie  der  Differentialr^te 
(Ricardo). 

Bekannte  grOsBto  Debelsttiide  neverdiDgs  bei  der  Znckerstener.    S.  aoek 

darüber  v.  Kaufmann's  Solirift  Uber  Zucker,  besonders  über  Oesterreich,  vo  laaa 
srhon  einmal  (1S75  —  76)  mehr  rdckrergiitet  liat.  als  die  ganze  Einnahme  aas  d^r 
/^uckcrätcuei'  buU'Ug,  so  dass  die  iuiüuüii>chc  Cuu^uuiüuu  reell  steucri'rci  »ar.  waiir- 
scheinlicli  fast  nur  zu  Gunsten  der  Fabrikanten,  und  auch  dieser  nicht  eiomal  In 
tjlfioheui  Maasst!,  S.  103  ff.  Auch  in  Deubchland  ist  diesem  Unwesen  der  ;  '•..'•arjf 
der  JbUiioahiuo  ans  Zuckersteaer  and  Zoll  (abzüglich  Hostitotion)  ron  50 — 6u  MüL  M. 
frlÜMT  und  bis  gegen  18SS  anf  6.6  Hill  11  in  I8S7/88  zn  rerdaokenl  Oeber  Praak- 
reich  s.  Fin.  III,  §.  2U7  ff.,  271,  272.  Im  AUgem^inen  hat  man  es  hierviC  dea  iillhcr 
daigelegtcn  Vorh&ltnisscu  der  Abwälzung  zu  thun  (oben  §.  145). 

Da  hier  nnrexmeidlich  eine  Bestimmung  nach  Durch 6chnittsrerh4ltaiS£fea 
getroffen  veiden  mow,  so  iitt  es  kkr,  dais  «Ue  ein  seinen  Prodncenten  wieder  in 
versrhirjencm  Maasse  die  Steuer,  velclic  sie  ausleijten ,  rOckver^ntet  erlialten .  a!s<t 
trerschiedcQ  concurrenzfähig  sind,  weil  oft  ein  Theil  der  Steuer  und  ein  einzeln  wieder 
ungleicher  Theil  auf  ihnen  sitzen  bleibt.  Nur  die  Fabrikatsteuer  hat  das  Gate,  daäs 
sie  dieses  Unwesen  einfach  zu  vermeiden  gestattet,  sei  es  durch  ein  einstweilige 
Uosscs  Anschreiben  der  Steucrschuldigkeit  für  jede  Fabrik  und  Abschreibet 
vom  Couto  bei  constatirter  Ausfuhr  des  Fabrikats  ins  Ausland,  sei  es  durch  reelle  genaa 
im  gleieben  Betrage,  wie  die  Stoneieiliebang  erfolgte,  Rflckzitlilong  der  einge^^angcnes 
Staoersumuie. 

5.  Es  zeigt  sich  sonach  die  yieiseitigste  nnd  snm  Theil 
bedenklichste  Verletzung  der  Grundsätze  gerechter 
Stenervertheilung  durch  die  Gebrauchsbesteuerung.  Auch  noch 
weitere  Verstösse  verwandter  Art  kommen  vor. 

bt  z.  B.  der  Gnindsafz  anerkannt  worden,  daas  ein  Einkommen  unter  einem  ge- 
wissen Betrage  steuerfrei  bleiben  müsse,  so  ist  es  widarspruchsvoU,  diesen  Satz 
auf  die  Befreiung  vuu  gewissen  directcn  Stuuurit,  wie  die  aligemeine  (nominelle)  Ein- 
kommensteuer zu  beschränken,  während  die  regelmässig  viel  höhere  Belastung  mit  Ver- 
brauchssteuern luberdcltalcbtigt  bleibt.  Auch  bei  der  Anknüpfung  von  politiscbea 
Wahlrechten  au  die  SteuerverhiUtnisse  erscheint  r>s  unbillig,  diese  letztere  Belastung 
unbeachtet  zu  lassen  und  sich  nur  an  gewisse  „dirccte"  Steuern  der  Stenerzaliler  ta 
halten.  Ein  ,«WaUceasiis*'  nach  SteBerrerhlltnimen  wird  daber  mit  dar  EnUriektamg 
der  Verbrauchs  steuern  bedcnldicher  ab  in  Perioden,  wo  man  veseatÜch  nur  dinele 
£nrerbs-  (Mlec  r!e>itzsteueni  hat. 

D.  —  i^.  27^.  Verstösse  ge gen  die  Principieu  zweck- 
mässiger Steuerverwaituug. 

Auch  in  dieser  Beziehung  sind  endlich  sehr  erhebliche  Be- 
denken gegen  die  Verbrauchsbesteaerung  geltend  zn  machen  and 
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viel  fach  Id  stärkerem  Maasse  als  gegen  die  directe  Krwerbsbe- 
steaeruug. 

Dieselben  waren  oben  in  §.  2C7  schon  karz  zn  berühren,  weil  si»;  meist  ZDgleirlt 
rolkswirtLschaftlichc  Nachtheile  in  sich  schiicsseii,  auch  in  deu  vorausgehenden  £r- 
urtt^ningen  Ober  die  YenlOese  gegen  die  GerechtigkniBprindpieD  Ist  einigeB  BesQcliche 
bereits  mit  vorfrekommen.  An  dieser  Stelle  soll  nur  no«  1:  t  inif^eä  Weitere  angeneutiit 
werden,  (ieoaaer  im  Einzeken  ergeben  sich  diese  Yerstu:>i)o  aus  dm  ErOrteroDgeu 
Ober  di«  Steneirenraltiuig  im  folgendai  Kapitel  und  in  der  specielleft  Stoiede&re. 
S.  in  Baad  III  besonders  manche  Yerh&ltniaee  in  Fnuddeich  (GeMnkebeeteoemiigO« 
in  England  (Tabak-,  Spiritasbesteuerungl). 

Vom  Standpunct  der  Steaerrerwaltung  ans  ist  zu  fordern,  dass 
die  BesteaeruDg  möglichst  bequem,  bestimmt,  imd  mit  ge- 
ringen Erhebangskosten  Terbniiden  sei  (§.  189  ff.). 

1«  Diesen  Gnmds&tzen,  bez.  Fordeningen  entspricht  die  Ver- 

branehsbeslenerung  nur  insofern,  als  sie  fdr  den  Consnmenten 

stenerpfliehtiger  Artikel  allerdings    bequem"  ist,  aber  nm  den 

Pteig  grosser  Unbequemlichkeit  flir  den  gansen  Verkehr, 

nnd  zumal  flir  die  nächstl^etroffenen  Producenten,  Fabrikautcu, 

Kauileute,  1  laclitliiliier,  welche  die  Steuer  auszulejsjen  haben. 

Man  denke  nar  an  die  Absperrung  und  Bewachung  des  Ureuzzoll- 
Iire.biet8,  der  stidtischen  Gebiete  innerhalb  der  „YerzebnuigasteQertiDien"  (wo 

(it  iin  auch  für  den  Gonsumenten  selbst  die  „Bequemlichkeit"  aufhört!),  au  das  Zoll- 
verlahrcn,  an  die  Controlen  über  die  rerbrancliHsteuerpIlichtigen  Prod uctions- 
zwcige  und  uin^clu  uu  Betriebe  (Tabakbau,  cvcuiucll  Tabak  fa  l)riken ,  Salzberg- 
werke und  Salinen,  BierbrauereieD,  Spiritusbrcnncreicn,  Kübenzuckertaliriken  u.  s.  w.), 
wo  fast  uberall  die  Belästifftiniren  und  Plackereien  sprichwörtlich  und  doch  mit  der 
ganzen  Beeteueruugsform  im  Wesentlichen  nothwendig  rerbunden  sind.  Kaum  eine 
der  fenchiedenartigstan  ^weibasteneni  zeigt  etvas  aar  eatfernt  AebnHohee.  Die 
„Unbequemlichkeit"  an  und  für  sich  ist  mitunter  so  bedeutend,  dass  Defrauden  er- 
folgen, nur  um  ihr,  nicht  um  der  Steuer  seibat  ZU  entgeben,  wie  im  gewflbnlichen 
lieiüeverkelir  Lei  d^.-r  VerzoUaiig  von  W'aaren. 

2.  A\]ch  in  Rczng  auf  die  B  estim  in  t  Ii  cit  der  Steuer  lassen 
die  Verbiauciissteuern  viel  und  wicdenmi  im  Ganzen  mehr  als 
wenigstens  die  meisten  Erwerbssteueru  zu  wünschen  Übrig. 

a)  Dem  Consnmenten  selbst  gegentlber  ist  von  einer 
solchen  Bestimmtheit  7on  Tornherein  nicht  die  Rede,  was  ja  gerade 
auf  der  anderen  Seite  als  ein  relativer,  mit  der  Ver  hfl  Hang  des 
Moments  der  Stenerzahlnng  verbnndener  Vorzug  gilt.  Der  Con- 
snment  erhält  eben  soTiel  von  der  Steuer  nnd  den  mit  dieser  ver- 
bnndenen  weiteren  Spesen  ttberwttlzt,  als  es  die  Verhältnisse  ge- 
stalten, jedenfalls  nicht  immer  emen  gleichen,  fest  bestimmten 
Betrag. 

b)  Die  Zwischenpersonen,  welche  in  der  Stellung  der 

Kaul  leute  und  i  abi  ikaiiten  bei  der  HaujUiorni  der  Verbrauchs- 
stenern, der  iiulirecteii,  die  Steuer  vorschiesscn ,  sie  libcrwälzt  er- 
halten und  sie  in  der  Kegel  weiterwälzeu  wollen  und  sollen,  leiden 
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bei  der  üblichen  und  iu  gewissem  Um  laug  unvermeidlichen  Ein- 
rieiiUüig  dieser  Stenern  vielfach  unter  dem  Mangel  an  Bestimmt- 
heil  der  Besteuerung. 

So  »cbon  oAmala,  was  die  wirklichen  Steaersätzc  selbst  anlanet.  «o  abvr 
vollends  in  Bezug  auf  die  Nebenlastcn,  welche  mit  dieser  BesteueruDg  verbunüca 
sind  imd  sieh  schlieMlich  in  Zaschltge  zn  den  Steaanltzen  anfUtaen.  Bei  det 
V  f  rzo 1 1 11  n  g  bringt  der  Q  II  a!  i  t&tsfass  des  Zolls  oder  der  W'ertbzoll,  80  rii:hüjr  beide 
im  Trincip  gci^renuber  einein  einheitlichen  Gevichtszoll  für  eine  ganze  Waarenakit  sind, 
welche  viele  (Qualitäten  oder  Sorten  omfasst.  viel  Unsicherheit  mit  sich,  beim  (yeviebt*- 
zoil  kennen  dies  die  Bestimtnungen  Ul»er  die  Abstufung  der  Zolbilze  nach  der  Qttniitit 
des  Artikils  (PabrikaleM  ti.  dgl.  thon.  Rifht.f  sich  bei  inneren  V^rhranchs- 
stoucrn  die  Steuer  nach  dem  Rohstoff  oder  nach  Bctriebscinnchtangen,  ao 
eTgeben  sieh  naeh  ftir  den  Prodocenten  groise  UnslcbefliefteB  ttnd  Scliwnnlnmgen  in 
Bezug  auf  den  wirklii  Ii  zu  zahlenden  Stoucrbetrag  und  auf  dessen  ViThältniss  zum 
Pndurt  Das  Zollverlah  r.  n  hat  man  mitunter  für  den  Besteuerten  wichtiger  alj 
die  ZulhMuug  selbst  gciiauut ,  weil  von  ihm  die  Höhe  der  Kebenlasten  wieder  ab- 
hängt, natürlich  ein  in  Geld  nicht  leicht  genM  umschlagender  Factor.  Von  des 
Verfahren  h<n  «Icn  innf  r<  ii  A%  rbraurh8stetiern  «rilt  dies  wohl  norli  i«  lioberem 
(irado,  weil  davon  die  Technik  und  Üekonomik  des  ganzen  Betriebs  oft  eingreifend 
bednflnnt  wird;  Inoter  In  Geld  wieder  schwer  und  genio  neliC  gnr  nicht  zq  rer* 
anschlagende  Momente,  welche  aber  wesentliche,  nur  im  Betrage  sehr  unbestimmte 
Steuerposten  bilden.  Difse  „ünbcstiminthcit**  der  Steuer  wächst  endlich  auch  für  d^-ii 
einzelnen  Produccnten  noch,  weil  für  ihn  die  Verhiluiisse  doü  Schmuggels  uctd 
der  Defraudc  ein  nenes  stSrendes  Moment  in  die  Aufstellaof  einer  richtige» 
Kechniiii;j^  über  die  Besff^ticrnnfr  hrincrfn,  auch  wenn  er  sich  selbst  von  solchen  Kooht*- 
widngkeiten  frei  hält.  Dona  diu  Bedingungen  der  wirtbschaftlichen  Concorrenz,  der 
PreiwÜdung  hängen  für  jcdeu  Einzelnen  hierron  mit  tb. 

3.  Die  Krhebungskosten  endlich  sind  gewöhnlieh  bei  den 
indireeten  Verbrauchssteuern  zieiuiich  hoch  und  namentlich  meist 
höher  als  bei  den  directen  Erwerbssteuern. 

Freilich  linden  sich  zwischen  den  einzelnen  Arten  beider  Kategorieen  in  dieser 
Hinsieht  manche  Verschiedenheiten  und  in  verschiedenen  Lindem  nnd  Zeiten  ist  das 
Verhältniss  ebenfalls  ungleich.  Die  üblichen  ünanzstatistischen  Vergleiche  sind  auch 
nicht  immer  richtig,  indcin  die  „Erhebungskosten''  vnllstindiger  bei  den  indirecteo 
Verbrauchs-  als  bei  den  directen  Erwerbasteuem  zusammengestellt  werden.  Bei  letzteren 
schiebt  z.  B.  der  Stutt  manche  Kosten  auf  die  Selbetrerwnltongsk&rper  ((femeinden'> 
ab,  und  die  of^  bedeutenden  Ko-fen  für  die  Herstclluni;  der  Grundlagen  der  Be- 
steuerung (katast  er  wcsen  der  Ertrags-,  besonders  der  ü r u n d Steuer)  werden  bei 
der  Berechnung  der  laufenden  Kosten  nicht  berücksichtigt.  Aber  auch  wenn  die 
Berechnungen  möglichst  berichtigt  und  zwischen  den  einzelnen  Katcgorieen  vergleichbar 
gemacht  wenlen ,  bleibt  ein  absolut  und  relativ,  d.  h.  im  Verhrlltniss  zum  Rohertrafr, 
grösserer  Betrag  der  Erhebungskosten  bei  den  Verbraucbssteucm  meistens  eine  That- 
sache«  welche  lar  roUstindigen  Würdigung  dieser  Steuern  doch  nicht  unwichtig  i^t. 
{S,  Fio.  I.  §.  17S,  über  Frankieich  Fin.  UI,  §.  18S,  249.) 

IV.  —  §.  277.  ErgebniB8. 

Viele  und  schwere  Mängel  kleben  naeb  der  vorausgehenden 

kritisehen  Untersuchung  der  gesammten  Gebraochs-,  wie  nament- 
lich der  Verbraueh.sbcstcueruDg  und  ihren  einzelnen  Arten  und 
Formen  an.  Es  ist  nicht  zu  verwundern  und  ganz  berechtifrt,  dass 
diese  ^teuerkategorie  von  verschiedenen  .Standpuncten  aus  und  in 
steuertechnischcr  und  S(>cial]ii)liti8cher  Hinsieht  Angriffe  erl'ahreu 
haty  deren  Abweisung  nur  theiiweise  gelungen  i&L 
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Wie  die  Dinge  aber  einmal  liegen,  kann  man  trotzdem 
diese  Stenergattnng  nicht  entbehren,  sondern  mnss  ihr 

nur  so  \' i c  1  als  möglich  eine  richtige  Stellung  und 
Gestaltung  im  Steuersystem  zu  geben  suchen. 

Unentbehrlich  sind  diese  Stenern  Tor  Allem  aas  ent- 
scheidendeo  finanzpoUtisehen  GrQoden:  gegenüber  dem  ^ 
grossen  nnd  wachsenden  Finanzbedarf  des  Staats  und  der  Selbst* 
verwaltongskörper  bei  den  modernen  Coltunrölkem,  ein  Bedarfi 
welcher  sich  anf  keine  andere  Weise  i  weder  durch  privatwirth- 
flcbaf^liche  Öffentliche  Einnahmen  nnd  Gebtihren,  noch  durch  andere 
Steuern  überhaupt  vollständig  decken  lüsst. 

Unentbehrlich  sind  sie  ferner  im  Steuersystem,  weil 
auch  die  anderen,  namentlich  die  directen  Erwerbsstenern 
aller  Art,  an  schweren  Mängeln  leiden,  welche  nicht  genügend 
beseitigt  werden  können  nnd  sich  mit  steigendem,  grdSBere  Stener- 
ertrSge  verlangenden  Bedarf  nnd  nnter  modernen  ^ökonomischen, 
technischen  nnd  BechtsverhlUtnisBen  des  Verkehrs  fast  nothwendig 
noch  yermebren. 

Wie  durch  diese  Sachlage  schon  absolut  und  relativ,  so  sind 
sie  endlich  auch  doch  durch  ihre  eigene  steuertechnische 
Beschaffenheit  und  ihre  Verbessernngsfäbigkeit  noch 
relativ  gerechtfertigt  Sie  werden  nnmittelbar  meist  weniger 
lästig  empfnnden,  sie  besteuern  gewisse  Einkommen  oder  Ein- 
kommentheile,  deren  Besteuemng  principiell  zn  fordern  ist,  besser 
als  dies  andere  Stenern  erreichen,  (öfters  Überhaupt  erst  Sic  ge- 
statten dnrcb  richtige  Auswahl  der  steuerpflichtigen  Oonsnmtionen, 
richtige  Bestimmung  der  verschiedenen  Steuersätze,  passende  Ein- 
richtung der  Krhcbuugsart  u.  dgl.  eine  mehr  oder  weniger  er- 
bebliche Ve rringerung  der  Bedenken,  welchen  sie  an  und 
iUr  sich  ausgesetzt  sind. 

Nicht  als  etwas  wirklich  Gutes,  sondern  als  etwas 
relativ  nicht  immer  Schlechteres,  mitunter  selbst  relativ 
Besseres  im  Vergleich  mit  den  directen  ßrwerbssteuem,  voUeods 
den  Verkehrsstenem  sind  sie  daher  in  dem  modernen  Steuersystem 

anzuerkennen,  auch  wenn  sie  eben  nicht  aus  den  angedeuteten 
KUcksichten,  in  gewissem  Luilang  wenigstens,  unentbehrlich  würen. 
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7.  AbschoUt 

IT.  AbMhII«iieB4e  I^bBlsM  besigUcik  ta  BiMefsysteas. 

J.  —  §.  278.  Aufgaben,  welche  der  Aufstellung  de« 
Steue rtiystems  voran  zu  geben  haben. 

Alle  voransgcf;cbickten  ErürteroDgen  haben  den  Beweis  ge- 
liefert, dasB  die  Büdoog  eines  rationellen ,  tbeoreÜBeh  riehtigeD, 
practisch  branehbaren  Stenersystems  eine  in  jeder  Hinsieht  ausser* 
ordentlieb  schwierige  und  immer  nor  mehr  oder  weniger,  melsteas 
sehr,  nnyollkommen  tn  losende  Aufgabe  ist  Diese  SehwieriglLelte& 
steigen  Immer  noch  mit  der  Vermehmng  des  durch  Stenern  n 
deckenden  Finanzbedarfs  imd  mit  der  wachsenden  Coniplication 
aller  Verhältnisse  des  privatwirthschaftlicben-  Systems  in  der  Volks- 
wirthsehali,  namentlich  mit  der  zuiuliinenden  qualitativen  nnd 
quantitativen  DitVorenzirnng:  des  Volksciiikoniinens  und  Volltsver- 
mögens  im  Einkommen  und  Vermögen  der  Einzelnen. 

Aus  dieser  Erkenntniss  entspringen  einige  Aufgaben,  welche 
der  Bildung  des  Steuersystems  selbst  vorangehen  müssen. 

Sie  sind  in  fruljoron  AliicLnitten  dieses  WorVs  srhon  bcrnhrt  und  zoin  Tl  ■:1 
näher  behandelt  voideu,  so  dass  jeUt  mir  kan  auf  sie  hinzuveisco  iat  geschieht 
aber  geiwle  hier  an  systeiutisen  licbtifer  Stolle,  weil  eist  die  gonronneoe  iänsicbt 
in  die  Schwierigkeiten  richtiger  BeBteiiemiig  —  die  spccieUe  Steuerluhrc  hat  das  nir 
noch  mehr  im  Einzelnen  t»  z^ieren  —  die  wahre  finauzwissensrhaftliche  Bodf  titm? 
dieser  Aufgaben  roiiaut  Terstehen  hilft.  Werden  die  letzteren  nur  einige rmmas^eji 
gdHet,  was  freilich  Uoes  in  begrenztem  Uoifu^  isOffUeli  erMheiiU.  lo  wäd  dadwch 
der  Lösung  dvt  schwierigen  Uaaptaafgabe  der  Beeteaemug  selbst  vorgearbeitet 

Solcher  vorangehender  Aufgaben  sind  wesentlich  drei:  (A)  die 
richtige  Regelung  des  gesammten  Öffentlichen  Finans- 
bedarf s;  (B)  die  Decentralisation  desselben  durch  Vertheil' 
ung  der  ,,öffbntfiehen''  Aufgaben  nnd  demgemftss  der  Ausgaben  auf 
den  Staat  nnd  die  SelbstFerwaltnogskörper  und  weiter  unter  des 
letzteren  und  damit  verbunden  eine  gewisse  Decentralisation 
der  Best  eil  er  uii^;  reihst;  endlich  (C)  die  H  ei  be  haltu  n  g  uuü 
Vermchriin  anderer  Kinualimequellen  zur  Deeknnj;  des  Viivaul- 
bedarfs:  des  Privaterwerbs  und  des  (i  c  I) ühreuwcseus. 

A.  —  §.  279.   Die  Eegeluttg  des  Finanzbedarfs. 

Eine  Verminderung  des  Finanzbedarfs  ist  in  fort- 
schreitenden Gulturstaaten  kaum  mdglichy  umgekehrt  eine  Ver- 
mehrung desselben  die  regelmllssige  Erscheinung  und  innerlich 
begründet,  weil  entwicklungsgesetzlich  die  Wirkung  und  wieder  die 
Voraussetzung  der  mehr  gemeinwirthschaftlichen,  specieli  zwangs- 
gcmeinwirthschaftlichen  Organisation  der  Volkswirthschaft 
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S.  (iruudlefiiiig  §.  130,  154  ff.,  iiMiieotlicli  17i       179  ff.  und  Ein.  S.  Aufl., 

Diese  Entwicklung'  und  die  Erhöbnog  des  Finanzbedarfs  einer-, 
die  VermchiaDg  der  Besteuerung  andererseits  verhalten  sich  wie 
Ursache  und  Wirkung  so  einander.  Erwägt  man  nun  die  unver- 
uieidiiehen  Mttogel  aller  Bestenernog,  so  tritt  hier  eine  der  Kehr- 
seiten jener  Entwieklang  der  Volkswirthsehaft  und  des  Bedarfs 
hervor.  So  nothwendig  nnd  heilsam  diese  EntwieUung  im  Ganzen 
ist,  sie  wird  n.  A.  anch  um  den  theneren  Preis  errangen,  welchen 
diese  Mängel  darstellen:  mancherlei  volkswirtbscbaftliche Nachtheile, 
L  u^tjicchtiijkeiten,  falscher  „Commuuismus",  iDdcm  Sj)eci.ilvortheilc 
Eiuzeluer  autj  uffentlichen,  mit  Steuern  der  Gesammtheit  hergestellten 
Thätigkeiten  hervorgeben,  Ruin  mancher,  Schädigung  von  noch 
mehr  Einzelcxistenzen  u.  s.  w.  auch  in  Folge  der  Mangel 
der  Besteuerung. 

Ans  diesen  Verhältnissen  hat  man  Einwände  gegen  jene  ganze 
Entwieklang  abgeleitet  Mit  Unrecht,  da  es  sich  wenigstens  im 
Grossen  and  Ganzen  hier  nicht  um  etwas  Willkttrliches  handelt, 
das  anch  nnterbleiben  könnte.  Wohl  aber  wurd  man  mit  Recht 
anch  gerade  wegen  dieser  Verhältnisse  wieder  daran  gemahnt,  wie 
entscheidend  wichtig  diePrttfnng  des  reellen  Bedttrf- 
nisses  in  Bezog  anf  den  Finanzbedarf  in  jedem  ein* 
zelnen  Fall  ist,  wie  sorgfältige  Cautelen  in  dieser  Hinsicht 
getroffen  werden  müssen,  wie  nothwendig  bpaibaai  vorgegangen 
werden  mnss. 

Hier  erlangea  die  verfaäsuugsroc litii  ch uii  Eiiirichtunguii  hiusichtlich 
der  PfflftaDf  und  Beirilligung  des  Ausgabeetets  and  der  Stenerbeirilligungon  durch 

Volksvertretungen  wieder  ihre  eminente  Bedeutung,  ^^'cnn  (];iiiri  aiK  Ii  .n  ld  n  rin»; 
positive  Verminderung  des  laufenden  Bedarfs  (ürdinariuras)  erreicht  werden  k^nn, 
obwohl  dergleichen  durch  Maassregcln  im  Staatsscbuldcnwescn  nnd  Militärwesen 
immerhili  roiiommen  mögen,  so  lässt  sich  doch  wenigstens  die  allzu  rasche  Ver- 
m  ehru  n  ;r  di<  ses  Bedarfs  hindern.  Das  kommt  aber  iodlrect  auch  den  Aufgaben  der 
Steuerpolitik  zu  Gute. 

Je  weniger  dringend  eine  Vermehrung  der  iSteaer- 
cinnahmen  ist,  desto  geeigneter  ist  die  Zeit  lUr  solche 
Keformen»  dnreh  welche  die  Mängel  der  Besteuerung 
verbessert  werden.  Im  harten  Drang  um  die  Deckung  des 
Bedarfs,  um  die  Herstellung  des  Gleichgewichts  im  Haushalte  kennt 
wie  gewöhnlich  Noth  kern  Gebot  und  mttssen  vor  den  finanziellen 
Bttcksichten  alle  anderen  znrficktreten. 

Eine  Beseitigung  wenn  aach  nur  eines  Theils  bedenklicher  indirecter  YerbrancliS'' 
steuern  irQrde  durch  eine  starke  YormlDdenuig  des  Finanzbedarfs  ausserordentlich 
«jrlcichtert.  wahr.»  hrinlirh  dadurch  allein  ermöglicht.  Iv.ulii  iI,  tind  folgerichtig 
denkende  ücgner  dieser  Steuern,  Theoretiker  wie  ganxu  politische  Parteien,  haben 


Digitized  by  Goo^^Ic 


670    B.  A]]g«m.  Stttinildm.  4.  K  Sytlen.  3.  H.-A.  T.  A.  EfgebiiiiBa,  §.  280,291. 


diasen  Znsammenlianff  richtig:  erkannt  nnd  deshalb  eine  Yennindcning  des  Bedarfs,  in 
der  Bcgd  besooders  durch  Vermiadening  des  Militäretats,  vcrlaogt.  (So  argomeotut 
D.  A.  MattTQS  in  sdnen  rersdiiedenea  Schriften  ganz  folgerichtig,  in  der  ««Preikeit 
in  der  Volkswirthschaft",  „Bcsteucniug".  Aohulich  politische  Parteien,  wie  die  deutsche 
Fortschrittspartei  and  latürlich  rollends  die  Socialdemocratie.)  Ihr  F»'hler  war  nnr, 
eine  solche  VeuDioderong  für  so  leicht  zu  halten  und  sich  ttber  die  ungemeinere 
gesoliiehtliclie  Bedingtheit  von  Verh&ltmssen,  wie  der  moderne  „Milit&risiniMr 
Tl.  a.  m.,  hinre^usetzei)  (vgl.  Kin.  I,  §.  1S2  ff.  übt-r  »len  Finanzbedarf  für  das  Miliiir- 
vesen).  In  einer  wirklichen  „Fricdensüra''  ron  Dauer  wilrde  es  freilich  riel 
leiditer  ab  jetzt  «ein,  ein  weniger  mangelhaftes  Steneisystem  henmlendD,  weil  der 
Bedarf  Udaer  wIm. 

B.  —  §.  280.  Die  Decentralisation  der  öffentlichen 
Verwaltung  nnd  folgeweise  des  Finanzbedarfs  kann  aach 

nach  der  finanziellen  Seite  grosse  und  vielfach  segensreiche  Be- 
deutung erlau^a'u  {h  'in.  I,  §.  42,  44  IT.).  Allerdings  verfolgt  sie 
selten  den  Zweck  und  bat  sie  noch  seltener  den  Erfolg,  den  Ge- 
sammtbedarf  zu  vermindern.  Sie  will  ihn  nur  besser  regeln, 
zweckmässiger  und  gerechter  verthcilcn  und  ihn  productiver  machen 
und  erreicht  das  auch  wohl  häuüg.  in  der  Hegel  wird  sie  ibo 
aber  sogar  steigern. 

Denn  wenn  auch  vielleicht  die  einzelnen  öffentlichen  Aufgaben  jetzt  sorgsamer  geprüft 
und  i>parsamer  ausgeführt  werden,  so  wachsen  andenieits  gerade  nach  richtiger  Decentrali- 
sation  der  Verwaltung  dem  Staate  seHMt  und  den  Selbstrerwaltungskorpem  neue  Aofgabea 
binm  nnd  die  alten  werden  besser  ausgeführt,  was  Beides  den  Bedarf  steigert 

Dennoch  können  auch  die  Aufgaben  der  Bestenerong  selbst 
daroh  eine  solche  Deoentralisation  erleichtert  werden. 

Innerhalb  eines  Ueineren  Wrrthschaftsgebiets,  Geschifts-  nnd  Personenkreises,  wie 
sie  jeder  SelbstverwaitungskOrper,  Gemeinde,  Kreis,  Provinz  veigUchen  mit  dem  Staate 
darstellt,  ist  z.  B.  die  Herstellung  einer  leidlichen  Ertragsbesteuerang ,  sdbst  einer 
Grnnd-,  Gewerbe-  und  Leihzinssteuer  —  die  drei  schwierigsten  Steuern  des  Ertrags- 
Htenersystems,  —  ferner  einer  (nominellen)  directen  Einkommensteuer  erheblich  leichter 
als  in  einem  ganzen,  zumal  grossen  Staatsgebiet.  Dort  pflegen  doch,  je  kleiner  der 
Körper  ist  nattlrlidi  in  der  Regel  um  so  mehr,  die  teohnteehen,  wirthsdiafiüchen, 
socialen  Verhältnisse  noch  relativ  gleichartiger  zu.  sein,  man  kennt  die  persi^n liehen 
Verhältnisse  der  Einzelnen  mehr,  das  Alles  ermöglicht  auch  andere  Steuerartoa  nnd 
Erhebungsformen  als  bei  der  Staatsbesteuerung.  Daraus  fc^gt,  dass  man  die  Gommnnd* 
besteuemng  nicht grnndsätzlich  anf  das  System  ?on  Zuschlägen  zu  den  (ohnehin 
oft  so  unvollkommenen^  Staatssteuem  beschränken  soll.  Namentlich  die  beiden  für 
die  Gooununen  besonders  geeigneten  Ertragsfiteuem,  Grund-  und  (icbäudesteuero. 
mttssen  ron  den  etwaigen  Staatasteuem  dieser  Art  abweichen  dttrfen.  (8.  Fin.  I, 
3.  A.,  §.  51 ,  d;rin  Trieinc  ..Communalsteuerfrage"  und  die  Debatten  anf  der  social- 
politischen  Vcrsaxnuiluag  zu  Berlin  1877:  auch  die  beiden  preussischen  Entwürfe 
eines  üommunalsteucrgesetzes  von  1877  und  von  1S79.) 

Während  daher  z.  B.  bei  einem  überwiegend  im  Staate  cen- 
ralisirten  Bedarf  auch  wegen  der  besonderen  stenertechnischen 
Schwieriirkeiten  die  Ertra.ü^R-  und  Einkoimiicnsteuern  zu  Gunsten 
der  hier  leichter  durchzuführenden  Veibrauehsstencrn  wohl  in  he- 
schränkter  Anwendung  bleiben,  kann  bei  decentralisirtem  Bedarf 
eher  eine  grössere  Quote  des  gesammten  öffentlichen  Be- 
darfs dnrch  jene  directen  Stenern  anf  den  bemlamässigen  Erwerb 
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gedeckt  werden :  man  decentralisirt  dann  die  Besteuerang 

sc  1  b s t.  Aul"  diesem  Wege  ist  manclie  Reform  zu  ermöglichen, 
die  der  Staat  in  seiner  Besteuerung  allein  nicht  durchzuführen 
vermag. 

Namcntlitl)  iiiö(  hto  so  im  Corninunalfinanzwescn  im  w.  S.  dio  Ertr^gs- 
besteuerong,  die  obochin  hier  aus  aAderea  Gründen  mehr  geboten  ist  (g.  170,  173), 
Mich  am  BtoaertechBiMben  Gnuideii  noch  eine  bedeatendMe  Zoftanft  haben,  velche 
ihr  im  Staats fin  in^^-R  -bon  wohl  abzusprechen  ist.  Anch  die  hislicrige  Entwicklung 
im  Staats-  und  ComiDuuaihausbalt,  «roJche  freilich  ?on  vielen  anderen  Cmst&nden  mit 
beengt  war,  stimmt  hiermit  überein :  Yonralten  der  Verbraachs-  and  Yerkehnsteucrn 
im  Staate,  der  Ertragssteuorn  und  in/  Iner  anderer  directen  in  der  Commune.  Nicht 
minder  möchte  in  d»  r  Gestaltung  Uea  d-  utschoii  particuUrcn  Stcuerrechts,  «reiches 
die  directen  Steuern  besonders  und  ganx  gut  ausgebildet  bat,  ein  Beweis  liegen,  dass 
muiehe  stenerteehniache  Aufgaben  sieh  bei  diesen  Steoen  leichter  fai  kleineren 
Gebieten  bew&ltigen  lassen.  Anch  einijro  Spccialauf^'abon  modoriiLr  nestouorniig,  /  B. 
die  Einrichtung  einer  solchen  auf  gewisse  Conjuncturengewinuu  2.36  ü.),  die  uu- 
ittittelbare  Mitwiiinug  der  Befölkemng  bei  der  DnrchfiUirung  der  Ertrags-  und  Ein- 
kommensteuem  (§.  801)  sind  wohl  bei  einer  gfOaseren  Deceninlintion  der  BeBtenernog 
leichter  zu  Idsen. 

Sehr  Bedentendes  fHr  die  Bildang  voUkommenerer  Steaersysteme 
wird  freilich  gleichwohl  auf  diesem  Wege  kaum  erreicht  werdeo. 
Vor  lUttsionen  darüber  mm  man  sich  httten.  Aber  gerade  in  der 
Bestenerang  darf  man  keinen  nch  bietenden  W^g  zu  einer  Ver- 
beseernng  unbeachtet  lassen  nnd  ein  soleher  ist  hier  immerhin 
angedeutet. 

C.  —  §.  281.  Die  Vermehrung  anderer  ordentlicher 
Einnahmen  statt  und  neben  der  Steuer. 

Mit  der  Nothwendigkeit  regelmässiger  N'ermehrnng  des  ordent- 
lichen Finanzbedarfs  im  Staats-  nnd  in  den  Communalhauslialten 
mnss  nach  dem  Gesagten  jede  theoretische  und  practisehe  Betrach- 
tung rechnen.  Die  nächste  Aufgabe  ist  alsdann»  llQr  die  richtige 
nnd  vollständige  Oecknng  dieses  Bedarfs  zn  sorgen. 

Die  allgemeine  Bedeatang  dieser  Aufgabe,  anch  nach  der  theoretischen  Seite, 

ist  frilh«  r  im  <  r^^t-  n  Bande  dargethaii  und  die  Grondä&t/u  fUr  die  D'  <  kung  des  Ge- 
bamuitliodarls   ordcatlicbeu  und  aosaerordentlichea)  sind  beroita  enttrickelt  worden 

^Kitt.  I,  Buch  1,  Kap.  3\ 

Unter  den  ordeiitlicljcn  Deckungsmitteln  steht  nun  nubcn  (icn 
Steuern  nach  der  geschichtlichen  ^Entwicklung  der  Culturvölker  der 
Privaterwerb  and  das  Gebtih ren wesen.  Wenn  auch  aus 
mancherlei  Gründen  die  Stenerwirthscbaft  in  den  modernen 
(öffentlichen  Haushalten  immer  mehr  in  den  Vordergrund  getreten 
ist  nnd  diese  Entwicklung  im  Ganzen  gebilligt  werden  muss,  so 
ist  doch  die  Beibehaltung  und  selbst  eine  gewisse  Erwei- 
terung desPrivaterwerbs  (der  ,,Domanialwirthschaft<') 
nnd  die  Ausbildung  dnes  rationeilen  Gebflhrenwesens  eben* 
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falb  principieU  richtig,  selbst  nothwendig  and  gewihit  mandierici 
Yortheile. 

G«g«nttber  «ioer,  im  Geiato  der  Smith'aelieii  WirOioliaRsdiMrie  erfolgt«  ibe»* 

rctischeD  Polemik  wider  den  Privaterwerb  öflcntlichcr  Körper,  oirier  Polemik,  welche 
auch  auf  die  Praxis  nicht  ohne  Einilass  geblichen  ist,  wurde  dies  schon  frahcr  Iit- 
vorgchobeu  ond  begründet  {Fia.  I,  §.  213  ff.  und  überhaupt  daselb^  Bach  3,  Kap.  1\. 
Kbenflo  worde  die  Berecbtifiiiif  niid  mgleich  die  höbe  fimuixleDe  Bedentonf  des  Ge- 
biilircfjwcscris  aiicrJiaiiiit,  das  iicbon  Jr  r  eigentlichen  Bcstcnerun^  seinen  richtii^en  PUu 
hat  (obca  Buch  4  m  diesem  2.  Bande),  wenn  es  auch  weder  möglich  noch  richtig 
vftre,  die  BeBteneruug  ganz  durch  GebUhren  »t  eisetzen  oder  sie  rein  nach  Gebilbreii'' 
gmndsilieti  eiDtoricbteii. 

Eni  nachdem  man  volle  Einsicht  in  die  aosserordeDtliehes 
Schwierigkeiten  der  Bestonemng,  speeiell  der  Bildung  eines  rich- 
tigen Steoersystems  gewonnen  hat,  ist  man  im  Stande,  die  Beden- 
tang  des  Priyaterwerbs  and  des  Gebttbrenwesens  in  den  Öffentlichen 

Haushalten  vollständig  zu  würdigen.  Denn  jetzt  erst  ergiebt 
sich,  wie  wüusclicnswcrth  es  ist,  tlir  die  öffentlichen  Zwecke  auch 
Doch  auf  andere  Qucilcu  als  die  Besteuerung  zurückgreifen  lo 
kÖDUcn. 

Die  Sachlage  wäre  wieder  eine  ganz  andere,  wenn  die  Besteuerung  ein  eia- 
facbeiw  Probien  vtre.  Gerade  aber  in  der  Schwierigkeit  dieeee  Problems  liegt  €ii 
trifilgee  Äignmeiit  mehr  fttr  d»ü  Priratcrwcrb  des  Staatii,  was  die  docthnären  vai 
practisch'  M  G<'frn»T  dieses  Erwerbs  wieder  nlrhi  nUgend  beachtet  haben.  Gemeio- 
woben,  weiche  solche  Erwerbsquellen  besitzen,  haben  cetens  paiibns  leichteres  Spit^ 
im  Steaerweseih  Dafür  liefert  der  Yergleicb  swischeo  denlscbea  oad  anderen  euro- 
päischen Staaten  doii  ](><^.  Wir  verdanken  es  z.  B.  bei  uns  auch  wieder  mit  dem 
reichen  alten  Domaniuui,  dass  vir  die  Verbrauchsbesteuerung  nicht  so  stark  ausbiideu 
mussten,  als  unsere  meisten  Nachbarn  (§.  259).  In  den  neueren  an  sich  auch  m.  A.  a. 
berechtigten  deutschen  Bostrebanj:'  ii  um  Vermt-hruug  der  Verbranchssteuem ,  selbst 
in  den  amtlich  ii  Actcnstücken,  tritt  dieser  wit-liti^i;  Punct  ganr  mit  Unrecht  in  den 
Hintergrund,  so  in  dun  beliebton,  auch  sonst  wenig  beweisenden  Vuiigleicben  mit  der 
„^rossartigen**  Ansbildang  der  Yerbrancbssteaem  im  Ausland  und  der  ,J[tlinineriicb<a*' 
bei  uns.  (Dagegen  wendet  sich  mein  Aufsats  ttber  achwebeode  DeQtSClie  PinanifragSi 
in  der  Tübinger  Zeitschrift  1879,  S.  95  Ii".) 

Wie  viel  acbwerer  w&rc  ferner  nicht  nur  der  Druck,  sondern  auch  die  gauic 
Aufgabe  der  Einrichtaug  der  directen  Erwerbssteuern  bei  uns,  venn  diese  einen  er* 
hebliclioii  Tlieil  der  jetzigen  priratvirthschaftlioben  Einnahmen  nnseter  Staaten  mit 
aufbringen  mus^ten! 

Man  berechne  nur  in  einfbcben  Beispielen.  In  Prenssen  waren  die  Rein- 
erträge der  Douiiiiifti  umi  Forbt*  n  (incl.  der  dannf  lastenden  Rente  der  Krone)  im 
Etat  für  t87s  79  49.9  Mill.  M.,  «Ii«*  Einkommen-  und  Cla&sensteaer  ^bni  brutto 
72.3  Mill.  M.,  die  Uruudsteuer,  ron  der  jene  übjecte  jetzt  frei,  40.2  Mili.  M.  Die 
beiden  erstgenannten  Stenern  mttosten  bei  fehlendem  Domanialeinkommen,  wenn  dann, 
was  mehr  als  zwtdfflhaft  ist.  nicht  die  Ausgaben  im  gleichon  Bctra>re  geringer  wären, 
um  (>i)  7o  und  mehr  gesteigert  werden.  Achnliche  Lage  in  den  meisten  anderes 
deutscheu  Staaten,  z.  B.  in  Baiern  mit  seinen  reichen  Staatsfbrsten.  Vollends  dorcli 
Mitbenutzung  <!•  t  Staatsciscnbahnen  zur  Erlangung  von  UebeiBchüssen  (auch  über  die 
Schuldzio^en  (icr  Halinori  hinaus)  ist  dieser  Suchverhalf  neuerdings  in  Dcut^hland 
noch  viel  gunstiger  geworden.  In  Preussou  steht  z.  B.  im  Etat  fOr  lbS9/90  die 
directe  Bestenernng  mit  147.7  Hill.  M.  netto,  der  OebencbiMB  der  „Venmltong  der 
Eisonbahnangelegenheitch''  mit  228.6  Mill.  M.,  die  Veizinsnng  der  gesammten  Staats» 
schuld  mit  IT"  Mill.  M.  Bedarf 

A  u  r  b  \  o  ui  b  t  a  n  d  I )  u  n  c  t  der  Steuerpolitik  aus,  um 
sich  die  unendlichcD  Schwierigkeiten  der  Besteaemng  zü  er- 
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leiobteriii  ist  daher  die  Entwieklnng  passenden  Privat- 
erwerbs  nnd  GebUhrenwesens  zn  fordern:  ein  Satz,  der 
aach  für  die  moderne  Zeit^  and  zam  Theil  gerade  für 

öic,  gilt. 

Allerdings  soll  dabei  Eines  nicht  Übersehen  und  nicht  verschwit^gcn  werden, 
nenltdi  da«  bei  OebOlurensireigeu ,  wie  der  Post,  daas  ferner  Mmentlich  bei  dbn 
Staats  bah  neu  —  wie  man  diu  Kisenbahncn  auch  immer  ünanzvirthsi  haftUch  auf- 
fasse, ob  schon  als  Gebühren-  0(l<^r  ata  h  als  privntwirthschaftliche  Anstalten  —  die 
Tariffragcu  immer  vichtiger  werden  und  in  i h n e n  Probleme  herrortreteo,  vclche 
mit  deiienigen  der  Besteuerung,  beeoiideis  der  Yerkebrsbealeoeniiig,  viel&che 
Aehnliclikeit  haben. 

II.  —  §.  383.  Voranssetznngen  fflr  die  Anfstellung 
eines  Steuersystems. 

1.  Die  Anfstellnng  eines  bestimmten  Stenersystems  kann 

auch  in  der  Theorie  immer  nnr  fUr  gegebene  Völker  nnd 

Zeiten  erlolij^en,  da  sich,  wie  früher  gezeigt  wurde,  das  Steuer- 
System  im  (iaiizen  und  iu  seinen  Einzelheiten  nothwendig  mit  der 
Ock'iuomik,  Tcchuik  und  dem  Rechte  der  VolkäwiithschaU  »cibbt 
verändert. 

Im  Folgenden  bosrhränken  wir  die  Aufgabe  auf  die  moderne  Zeit,  wesent- 
lich die  Gegenwart,  und  auf  die  Verhältnisse  unserer  CulturvOlker,  insbeson- 
dere West-  und  Mitteleuropas,  welche  in  der  Hauptsache  doch  so  gleichartig 

sind,  dass  das  St''uer8ystem  nicht  nur  in  soiii-  n  fJnmfJzüa^en ,  sondern  auch  in  siiiitT 
Ausfuhrung  wescutli*  h  Übereinstimmen  käuu  um\  in  W  irklichkeit  auch  ubcn  iiisiimuit. 

2.  Einen  Unterschied  bedingt  auch  hier  lUr  die  Gestaltung  des 
bteuersystems  der  Umstand,  ob  und  wie  weit  man  neben  dem 
rein  finanziellen  den  socialpolitiscben  Standpnnct  in  der 
Bestenemng  anerkennt,  —  neben  der  „staatsbürgerlichen'' 
die  sociale''  Epoche  der  Bestenemng.  Je  nachdem  wird  das 
Steuersystem  zwar  nicht  ganz  verschieden  aufzubauen, 
aber  doch  mehr  oder  weniger  verschieden  auszubauen  sein. 

Im  Folgenden  wird  der  rein  finanzielle  Standpunet  zoffl  Ausgang,  aber  zu- 

pk-ich  wird  auf  >\>'n  snrialpolitii^rhcii  in  allen  (Ifnj.'nip-cn  Fallen  Rücksicht  f:''- 
nommen,  iu  welchen  sich  nach  den  früheren  Erörterungen  Uber  die  Entwieklnng  der 
Steuer,  aber  die  Steuerprincipien  und  das  Steuersystem  in  der  Praxis  die  „sociale**  Epoche 
bereitB  ankündigt  und  principicll  nach  den  VerhäitntsseR  der  modernen  Culturwelt 
der  socialpoiitische  (iesichtäpnnct  wenigstens  schon  eine  gewisse  BerQcksichtignng 
verdient 

3.  Weiter  muss  meiiriach  die  Aufgabe  in  der  Staats-  und 
Com  ni  u  n  a  1  besteiiernng  unterschieden  werden. 

Die  Aufstellung  dob  Steuersybtemä  erfolgt  hier  für  die  erbte,  jedoch  wird  auch 
auf  die  Gemmnoalbesteoemug  nebenbei  Rttcksidit  genommen  werden. 

Im  Folgenden  handelt  es  sich  dann  um  ein  Kesum6  der  Ilauptpunctc  der  vor* 
ausgohendon  rntcrsuchungen  über  das  Sti  tifrsystcm,  wesontlich  /'im  /.«eck  fl^r  Mo  her- 
zieht und  um  den  Uebergang  in  die  ^peciellc  Stcucrichre  gcwiiHica.  Zur  ror- 
llufigeu  Orientirnog  und  dM  nahea  Zu^ainuicnhangs  wegen  schliessen  sich  aber  hier 
s<  hnn  einige  Bemerkungen  Uber  <'ini^<-  Kin/i  lh-  iten  in  der  Ausführung  der  Steuern 
an.  Far  die  genauere  ^iotirirung  dos  Folgonden  ist  theihi  auf  die  rorauagehenden 
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Abschnitt  .  tlieils  aaf  die  spodett«  Stoaerlahfe  Bezug  zu  oehmcn.  0.  A.  ntt  namtnt- 
lieh  an  die  BegrOndung  der  Nothweruligkeit,  verschieden  artige  Steuern  rnr  Lv^^'.nr 
der  Au&abeik  des  öteQersysteins  in  diesem  zu  Terbinden«  speciell  auch  an  die  mehr- 
iifili  gebotene  VerbiodoDg  fon  Snbject'  und  ObjeottteBea,  EinkoBBies-  md 
Ertragssteoern  in  der  Bestetieniiig  des  bernfamlidigea  ;&werl«  zn  erinnem. 

III.  Die  AnfstellnDg  des  SystemB  selbst 

§.  883.  —  A.  Die  Grnndlsge  des  ganzeo  Systems  mflsseD, 

der  geschichtlichen  Entwicklntig  nnd  dem  Steneirecht  der  raei9leii 
Völker  eutsprecheiid,  in  ci  teiei  Linie  die  SchatzuDgeu,  iiameDt 
lieh  die  directen  Stenern  nnf  den  berul'sniässi gen  Krwerb 
bilden.  Denn  dieser  Krwt  l  i)  ist  für  die  Production  des  Naiiunal- 
und  Kinzeleinkommens  und  für  die  VoilluMlnng  des  ersteren  an  die 
Einzelnen  doch  inmier  am  Meisten  maassgebend  (§.  215).  Neben 
diesen  »Steuern ,  aber  doch  erst  in  zweiter  Linie ,  sind  gewisse 
Verkehrs  Stenern  anf  den  Erwerb  durch  einzelne  Rechtsgeschäfte 
oder  Acte;  dann,  allerdings  folgerichtig  wesentlich  nur  im  social- 
politischen  Stenersystem,  welches  aber  eben  für  unsere  Zeit  und 
Länder  berechtigt  ist,  anch  Stenern  anf  den  Spiel-,  den  Wett-, 
den  Gonjnnctnrengewinn  nnd  anf  Erwerb  ans  Erbschaft 
n.  s.  w.;  endlich  unter  Umständen  noch  Besitastenern  an  ver- 
langen. 

Alle  diese  Stenern  haben  vor  den  Verbrauchssteuern,  neben 
manchen  anderen,  zwei  entscheidende  Vorzüge,  welche 
durch  ihre  eigenen  Mängel  und  durch  die  Vorztt^e  der  Vcrhranchg- 
Rteuern  nicht  aulgewogen  werden:  sie  verlangen  thcils  nicht  so 
weitgebende,  theils  verbältnlHsmässig  ieicbter  wahr- 
annehmende  Kticksicbt  auf  die  (Jeberwälzung,  als  die 
anderen,  nnd  sie  treffen  die  wohlhabenderen  Schichten  der 
Bevölkerung  mit  höherem  nnd  mit  Besitz einkommen  sicherer. 

Srhat/,unjxi  ii ,  namentlich  die  directen  Steuern  auf  den  berufsmässigen  Er- 
werb allgemein  oder  auch  nur  in  erheblichem  Maasse  durch  VerbrauchssteoerQ 
zu  ersetzen,  wäre  nicht  nur  wegen  der  schweren  Mängel  der  letzteren  sehr  be- 
denklich, Booden  auch  ein  ungerechtfertigter  Brucli  mit  der  geschichtlichr« 
Entwii-Uiin^r  im-!  d  in  beistehenden  Steuerreclit  der  meisten  Culturvölker.  Dieser  Bruc-h 
erschiene  uui  bo  uiuula^iger,  wenn  er  etwa  mit  einer  einfachen  Aufhebung  gewisäer 
alter  Steaein  wie  der  Eitrigs-,  namentlich  der  Realsteaera  ferbonden  würde,  da  bie; 
in  Folge  des  Zusammenhangs  zwischen  Steuer  und  Kapitalwerth  ein  Theil  der  besitzes' 
den  Cla;iS*'n  'An  unverdientes  Geschenk  auf  Kosten  des  anderen  Theil» 
und  zwar  ^um  gro^n  Theil  iM>gar  aul  Kosteu  der  nichtbesitzeuden,  von  ArbeiO 
einkofflmeii  lebMidan  Clueen  empfiogo. 

Aber  anch  jede  allgemeine  (im  Unteisehied  Ton  einer  etwa 
den  unteren  Classen  allein,  vielleicht  mit  aus  stenertechniacheo 
Gründen,  wie  bei  Personalsteuern,  zu  gewährenden)  Beschränkung 

der  Krwerbsbesteuerung  mit  Hille  einer  au  deren  Stelle  tretenden 
Ausdehnung  der  Verbrauchi^Hteueru  und  jedes  stärkere 
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Znrttekbleibenuider  Entwicklong  jener  ersten  hinter  derjenigen 
der  zweiten  Kategorie  rnnss  vermieden  werden:  schon  im 

rein  finanziellen  Steuersystem,  weil  dann  die  bestehende  Un 
Gleichheit  der  Belastung  zu  Gnnsten  der  besitzenden   und  der 
(  lassen  grösseren  Einkoiunieüs  noch  zu  steigen  droht,  vollends 
im  socialpoli tischen  Steuersystem. 

Für  die  Praxis  folgt  daraus,  dass  eine  Steuemfurrn  sirli  ni<;lit  auf  eine,  wenn 
auch  vielleicht  an  sich  berechtigte  und  zweckmässige,  Ausdehnung  der  Verbrauchs- 
steuern beschr&nkcn,  sondern  zugleich  eine  passende  Aosdehuang  von 
Erircrbs  steuern  mit  in  Angriff  nehmeD  moss. 

In  dieser  Unterlassung  liegt  ein  wesentlicher  Fehler  der  SteuorrefnrTn]i1:ine  im 
D«Btschen  Reich  in  der  Gegenwart,  seit  1879.  Dieser  Fehler  hängt  2 war  mit 
dei  Scheidung  der  Bdchs-  and  EimeJstaatsfiouzaii  zvauDmeii,  aber  wird  dadorch 
nicht  genügend  entschuldigt.  Es  wäre  Sache  des  Reichs  selbst,  wenigstens  die  Ver- 
kehrs- (Stempel-),  vielleicht  aurh  die  E rbschaftsbesteuerunir  entsprechend  als 
Kcichssache  cutwickeia  heben  der  und  gleichzeitig  mit  der  Vermehrung  der 
Hdchi>-\ <-iljrauchssteoerD.  Und  auch  der  Plan  einer  Reichsein  kommen-  und  damit 
T'-rbuiulfii  «  iiicr  Keichsve  rm  P  i: f  n  <tf tier  könnte   wohl   ins  gofasst  worden. 

Unterbleibt  daä,  wie  es  bisJier  unterblieben  iat.  so  luass  am  so  mehr  eine  eingreifen« 
dere  Reform  der  direeten  Sienem,  der  Verkehrssteneni,  der  Erbsebaftsstenem 
in  den  Einzclstaaten,  einigcrinaasscn  gleichmäsitig  und  gleichzeitig  mit  dcrjerii^^oii  der 
Verbrauchs-  und  betroficnden  Verkohrssteuern  im  Reiche,  stattfinden.  In  den  Mittel- 
und  einigen  Kleinbiaateu  hat  mau  in  dieser  Beziehung  immerhin  Manches  gethau,  in 
Prenssen  riel  zn  wenig.  Denn  Anfhebnngen  antenr  Stufen  der  Personabtenem 
reichen  nicht  aus.  Es  handelt  sirh  um  allri^emeinere  Reformen  der  Personal-  und  der 
Ertiagssteuem.  Indessen  bleibt  auch  bei  rationeller  einzolstaatlicber  Steuerreform  ein 
l^ses  Bedenken:  Ausreichendes  und,  was  auch  bei  einem  einheitlichen  Wirth- 
schaftsgcbiet  in  Betracht  kommt,  (ilcichmässiges  wird  auf  diese  Weise  nicht  er^ 
reicht  (Vgl.  meinen  genannten  Anfuitz  in  der  Tabinger  Zcit&chrilt  1819,  S.  94,  103, 
109—114.) 

§.  284.  ~  1.  In  der  Bestenemng  des  berufsmässigen  Er- 
werbs ist,  wiederum  der  geschicbtlicheD  EntwiclLiang  entsprechend| 
eine  Snbject-  nnd  ObjeetbeBteaerung,  die  erste  vornemlicb  in 
der  Form  der  (nominellen)  Einkommensteuer,  die  letztere  in 
derjenigen  eines  Systems  von  Ertrags  Stenern,  passend,  mitunter 
selbst  notb wendig  sn  yerbinden.  Die  Subjec^  und  Einkommensteuer 
sollte  dann  vorwiegend,  aher  nicht  ausschliesslich,  die  haupt- 
sUch liehe  diiecte  Steuer  des  herursniiissigen  Erwerbs  im 
»Staats Steuer-,  die  Object-  und  Ertragsstcuer  umgekehrt  die  ehen- 
falls  nicht  alleiuige,  aber  die  Hauptsteuer  dieses  Erwerbs  im 
C  0  m  m  u  Q  a  1  Steuersystem  sein. 

Fttr  die  innere  Einriehtung  der  .Einkommen-  wie  der 
Ertragsstenem  muss  der  Zusammenhang  awisohen  ihnen  und 
mit  den  Übrigen  Steuern,  namenttteh  den  Verkehrs-  nnd  den  Ver- 
branehs-  und  Nntzungssteuem  beachtet  werden.     Keine  dieser 

Steuern  ist  daher  allein  aus  sich  selbst,  sondern  nur  in  Verbindung 
mit  dem  ganzen  Steuersystem  zu  entwickeln. 
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Näheres  darüber  ^ch^rt  erst  in  die  ipaelelld  SteoerUhre.  Hier  »OMoa  «iadge 

ohenüreuiic  Bemurkuii^^eu  gentigen. 

a)  Die  Staats- Ei  II  kommen  Steuer  bescbrUnkt  sich  aacb  im 
rein  finanziellen  System  aas  stcuerteehoisehen  Gründen 
passend  anf  die  Einkommen  Uber  einem  gewissen  Minimum, 
dessen  ziffermttssige  Höhe  nach  Zeit-  and  LandesverbftItDissen  an 
bestimmen  ist 

WoU  etwa  m«  daas  der  fewShaUche  Arbeitatoko  und  geveibliehes  "Eiakanrnm 

wirklichen  Kleinbetriebs  {i.  B.  ohne  oder  nur  mit  einem  ffL-inden  Cjohilfen'*  in 
indostrie  und  LandwirtbschaTt  frei  bleibt.  Diese  kleinen  Einkommen  vt  rden  statt 
dessen  besser  durch  Yerbraachssteuem  belastet,  die  sieb  hier  als  „LuLa^Dexa" 
staoeitcchnisch  mehr  empfeUeii.  Ea  kaaik  aber  wohl  radi  ait  der  Befieituag  hoch 
etwas  hnher  hinauf  gegang^en  Verden. 

Unter  den  preussischea  und  deatschen  Verh&ltnissoo  wuchte  ich  eine  BeCreiofif 
?on  directen  Penonalateiieni*  wie  die  prenssiaelie  Glaeaenatener  eise  iaC»  wiibadiogt  bis 
aar  1000—1200  M.,  erentuell  bis  auf  c.  1500  M.  befürworten.  Von  Einfluss  würde 
m.  £.  u.  A.  sein  mtbsen,  ob  Steuern  wie  die  Sai/steuer  bleiben  oder  veriindert  oder 
beseitigt  werden.  Man  befreite  so  Millionen  Gensiten  (in  Preussen  waren  am  ISSO 
1 .  4.3  Millionen  Pcisonen  unter  und  bis  1200  M.  eingewllllzt;  1883/84,  als  die  Auf- 
hebung nur  der  t  nn<\  2.  Stnfe,  nicht,  wie  die  Regierung  vcrlnntTt  hatte,  auch  der 
9.  (9UU— 1050)  und  der  4.  (1050—1200  M.)  durchgefahxt  wurde,  standen  in  der 
S.  Stnfb  844,000.  ia  der  4.  Stufe  278,000  Geiuiten.  Audi  würden  so  die  bei  Weitea 
meisten  Lohnarheiter,  Dienstbuten ,  d.  h.  Leute,  welche  den  Aufonthaltsort  jetzt  vi*"!- 
fach  wechseln  und  dadurch  fUr  directe  Steuern  Schwierigkeit  machen,  ?iele  Klein- 
baodwaier,  Händler,  LiuidwirÄe,  Untcrbotmte  steoerfirei  worden,  was  auch  steaer- 
tochniach  nicht  unenrOnacht  wäre.  Erst  alsdann  kann  man'  auf  die  Gensiten  höheren 
Einkommens  ein  besseres  Einschützungssystcm  mit  Erfolg  anwenden.  Mit  der  Be- 
freiung bis  auf  OOOO  M.  Einkommen,  wie  nach  Bismarck 'sehen  Ideen,  hinaaf  zu 
geben,  ist  mtor  den  dootscben  EinkominenretbiltaiaBon  nicht  fühUcb.  Sind  doch 
selbst  in  Grossbritannicn  früher  nur  die  Einkommen  bis  100  Pf.  St  odOT  2000  M. 
einkomuieustcuerfrei,  auch  jetzt  nur  diejenigen  unter  150  Ff.  8t. 

Oer  Steuerfuss  der  Staats-Einkommensteuer  moss  sieb  auch 
im  rein  finanziellen  System  mit  danach  richten,  ob  und  welche 
Ertrags Verkehrs-  and  Verbrauchssteuern  daneben  bestehen  und 
wie  diese  ungef^r  das  Einkommen  bereits  belasten.  Er  moss 
namentlich  auch  hier  ein  progressiver  sein,  um  die  hftn% 
umgekehrt  progresst?e  Belastung  der  Personen  mit  kleinem 
Einkommen  durch  die  ttblichen  Verbrauchssteuern  aassugleiehen 
und  so  wenigstens  im  Ganzen  eine  proportionale  (reelle) 
EinkommenbesteueruDg  bcrzustcllcu.  Im  socialpolitischen 
Steuersy.stem ,  welches  bei  unseren  heutigen  Cultuiv  olkern  auch  iu 
diesem  Puncte  angenommen  werden  darf,  hat  insbesondere  der 
Ersatz  der  fehlenden  directen  Eiukoninieusteuer  der  „kleinen  l^ente" 
nnr  in  einem  Maassc,  welches  nach  der  Art  der  ronsunitidiiim  als 
unbedenklicher  gelten  darl",  durch  Verbrauchssteuern  zu  erfol^^ 
nnd  der  Steuerfuss  der  Einkommensteuer  ist  fUr  das  hobele 
Einkommen  stärker  progressiv  zu  machen,  um  auch  ite 
G  ans  CD  eine  progressive  (reelle)  Einkommenbesteuenuig  zu 
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erhalten;  ferner  ist  er  Ar  das  Besitz einkommen  zu  erhöhen,  um 
dieses  stärker  als  das  Arbeitseinkommen  zu  belasten ,  wenn  nieht 
etwa  ans  stenerteehnfseben  Gründen  zn  diesem  Zweck  die 

Verbindung  einer  Vermögenssteuer  oder  voii  Ertrags stcutiiu 
mit  der  Einkommensteuer  vorgezogen  wird. 

Die  Comm  11  ual- Einkommensteuer  kann  die  kleinen  Ein- 
kdiniiicii  nicht  unbedingt  bis  zu  derselben  Mühe  tVeilasRon ,  -  - 
namentlich,  wenn  hier  der  Ersatz  durch  Verbrauchssteuern,  wie 
jetzt  und  zum  Theil  mit  Grand,  häufig  fehlen  wird.  ist  zulässig 
als  selbständige  Steuer  der  Commune  und  in  Form  von  Zu- 
schlägen zur  Staatseinkommensteuer:  Letzteres  wohl  als  Kegel, 
wenn  der  Staat  einmal  eine  solehe  Steuer  besitzt. 

So  nach  den  preossischen  Commanalsteuergcsetzcotwürfen  utiholingt.  (S.  meine 
C"oinmuna]stei]erfrag:e  S.  12  und  S.  5  sub  c.)  Wie  Abwcirhmigcn  im  Umfang,  so 
solllcü  aber  auch  solche  iiü  Steuerfui»»  für  die  Commune  erlaubt  sein,  ^'auientlich 
LanQ  die  Cotnmane  öfters,  besODdon  bei  QiifeiiQg«nder  Krtragsbcsteuerung,  aber  nicht 
allein  in  solchem  Falle,  ohne  progressiven  Steuerfuss  für  die  Iiiih.'ren  Einkommen 
nicht  auslangeo,  wie  denn  die  Anireadang  Uedselbeo  auch  in  der  prcuüsiächen  Com- 
miuiatiteQeipraxis  häutig  ist.  (S.  die  TiMUen  von  Wega  er  in  den  Berichten  der 
Mcialpolitischen  Ven>ammlung  ?on  1S77,  &  ftS  IP.  und  Neumann,  progressive  Ein- 
kommenstcuer  S.  112  If.)  Die  in  der  preussischcn  Verwaltung  sich  zeigende 
Neigung,  solche  Progressionen  zu  hindern,  scheint  mir  zu  weit  za  gehen.  Vgl.  auch 
^nen  iranzl^sisebea  Vorgang  in  dem  Fall,  wenn  dae  Penonil>  und  l[obilius(ener> 
contingent  ans  dem  Octni  bestritten  irird,  Fia.  III,  S.  461. 

Die  gerade  in  der  modernen  Volkswirthschaft  wachsenden 
Schwierigkeiten  der  £inkommenstener  nöthigen  dazu,  um  die  Steuer- 
sätze nieht  gar  zu  hoeh  und  mit  diesen  vollends  die  Schwierig- 
keiten nicht  unUberwältigbar  werden  zu  lassen,  mit,  und  zwar  fHr 

eine  8cLii  ci hebliche  Quote,  durch  die  vcröchiedeueu  andereo  iSteuer- 
gattuugcn  den  Bedarf  zn  decken.  Soweit  aber  mit  Recht  die  Eiii- 
kMiiiiiiensteiier  luügirt,  uiuss  iiuin  im  (»ffentliohen  Interesse  die  sich 
bieteuüeu  praetischen  Mittel  auch  er^reiten,  um  die  steuerpflichtigen 
Einkommen  möglichst  richtig  festzustellen. 

Es  bind  wrscntlich  vier:  T)  n  larationszwang  der  Steuerpflichtig'«  !! ,  jrrrado 
bei  Freiheit  der  kleineren  Einkommen  zulässig  ujid  durchführbar;  strenge  Controle 
vtm  Steverorganen,  mit  veiten  Befugnissen  der  £lti8tcbtiiiUime  der  Bacher  u.  s.  w.  und 
strengen  Straf  bcstiminnAgon ;  Ocffentlichkeit  derSteucrlistcn;  eodlich 
Controlr  bi'iiii  Erbgang  von  Amtswe^en  flbcr  frühere  DecUurationeil,  lüit  efeil- 
tucUer  nachtraglicher  sch'trerer  Def raudationsstrafe. 

NUieree  nnteii  in  §.  809  und  in  der  speeiellen  Lehre.  Ganz  n&feiiQgend  sind 
die  preussiscli eil  Vorschriften  bei  d<;r  0I<1^=en-  und  Einkommensteuer,  auch  noch 
in  der  Novelle  von  lisTö,  besser,  aber  auch  noch  nicht  ausreichend  dir  kAnigl.  säch- 
sischen, die  Hamburger  von  1S66  u.  a.  m.  in  deutschen  Gesetzen.  S.  meine 
AbhandfaiDg  directe  Stenem,  im  Schönbeig'ednD  Bandbvcb,  2.  A.  lU«  §.  1V4— 1U7. 

In  Staat  und  Oommnne  ist  die  direete  Einkommenstener  end- 
lich passend  das  besonders  mobile  Klemcut  im  Haushalt,  indem 
der  SteucriusB  nach  dem  Bedarl  hewcglich  gehalten  wird. 
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So  in  Eiiglanil  (Tin.  III,  115),  aber  auch  mehrfach  in  d entgehen  SU4Jr_i 
und  rcgelinää.>iig  in  den  Uemeindcu.  In  l'reassen  wttrdea  dio  aas  dem  Art.  i(^< 
der  Verftasanf  »bgelelteteii  stutsrachtlich«!!  Bcdenlnii  sich  einftcb  beheb«ii  tmmaj. 
wenn  man  den  gesetzlichen  Fu8$  alä  denjenigen  festhielte,  der  immer  eintritt,  l&üa 
nicht  im  Ktaf-^r^etz  oder  durch  oiti  speci-  ilcs  einzeln«e  SteueigefleU  fttr  geirÜM 
Perioden  (l'iuan/.jahr)  ein  anderer  6ikU  büätiinuit  wird. 

Kamenüich  >  mpfiehlt  ea  sich,  ?orüb«rgebeDdeD  £x  trabe  darf  (in  NolUairct' 
U,  B.  w.)  mit  «liin  li  dli-se  Steuer  rti  derken .  im  sorialpolitischen  System  crentoc- 
ntttelat  Erhöhung  der  Steuerprogrcs&iou,  um  gerade  io  aolcheo  La^ea  dü 
BeritsendeD  and  ,.gro»eD  Lente*^  iti^r  tOr  daa  GeiD«iawMeii  henm  zu  riehea:  def> 
gleichen  allgemein  kleine  Deficite«  tUt  die  man  son^t  immer  gleich  Schulden  macht, 
zn  (lecken:  Die  richtige  Consequenz  auch  aas  Uold  8  und  Mcomaoa  s  Theorieen  üba 
Kl u kommensteuer  und  Steuerrcrtheilung. 

§.  285.  —  1»)  Die  E rtrap:« steuern  kann  aiiol)  der  Staat 
selbst  neben  einer  directen  Einkommensteuer  und  Verbrauchssteuer 
nicht  wohl  entbehren  au8  den  Gründen,  welche  in  den  Erörtern ni:eii 
Uber  die  DurehfUlirung  des  Principe  der  „Allgemeinhdt"  (§.  165  ü„ 
174)  und  in  deDjenigen  über  die  Otj^jectbesteneraikg  des  beruls- 
mAasigen  Erwerbs  (§.  217  ff. »  221^223)  dargelegt  worden  sind. 
Aber  die  VerbiDdnog  zwiscben  den  Ertragsstenern  nnd  der  Ein- 
kommensteuer im  Steuersystem  mnss  dann  anch  na^üb  einem  ge- 
nauen Plane  des  gegenseitigen  Ineinandergreifens 
beider  Steuerarten  vor  sich  gehen,  um  unzulässige  Doppel 
besteuerung  zu  vermeiden,  anderseits  diejenige  Doppelljesteuerung, 
welche  als  reelle  Krhühung  der  Besteuerung  wirken  soll,  so  beim 
fundirteii  Eiukoaiinen,  t'ul^erichtig  iierbcizuftlhren. 

Auch  daftU  sind  die  leitenden  Uesichtsponctc  und  Andeutungen,  letztere  zu 
wirldichen ,  schon  finher,  bestmden  in  den  eben  anfeAtbrlen  EliftmiDgen,  gegebea 

worden.  nachdem  man  am  „rein  finanziellen"  StoiiLrätaiulpuact  noch  festhält,  oder, 
richti^n  r.  i  auf  d^n  „sncialpolitisrheti"  stelll.  wird  man  dann  wieder  verschieden  in 
der  Uouibuiation  ron  Einkommen-  und  Ertragsstenem  zu  verfahren  haben.  Einzeiues 
wird  sich  nach  den  ooncfeten  Verhlllninon«  unter  Anderem  nach  dem  uuonehineBdeo 
Umfaiixe.  in  welchem  sich  die  bestehenden  Rcaläteucrn  hei  den  Besitzern  der  Steuer 
objecte  bereits  „amortisirt"  haben,  richten  mtlssen.  Soweit  sich  in  solcher  Frage  etwas 
Allgemeines  saji^en  lä^t,  möchte  ich  die  Verbindung  einer  aJlgemeiuen  diiectea  Per- 
sonal- nnd  Einkommensteuer,  welche  die  einzige  directe  Haoplsteaer  Pit  ArbeitseiD- 
kommen,  ci^sch!ie^^licll  j)oniönHche3  ünternehmereinVommen.  wäre,  mit  rier  Object- 
oder  Enragssteuern ,  der  ürund-,  Uebftude-,  Geverbekapitai-  und  Kapitalrenteosteuer. 
fremlsB  den  Schlttasen  aaf  8.  548  am  Ende  des  §.  221,  für  das  Passendste  balteo. 
Die  Höhe  der  Stcnerfiisse .  auch  derjenieen  der  (jeii.iiiiitoii  Ertragssteuern  nnd  jeder 
einzelnen  von  ihnen,  im  Vcrhältniss  zu  dem  Einkommensteuerfuss  mdsste  sich  nach 
dem  steuerpolitischen  Zielpuncte  richten:  wie  weit  man  so  eine  reelle  Doppelbesteoer- 
nng  herbeiführen  will,  wobti  dann  bei  den  Reaisteuern  (auch  bei  etwaiger  Csapon- 
Bteuer)  auf  die  eingetretene  Steueramortisation  Backsicht  zu  nehmen  w&re. 

Eine  blosse  Ertragabesteuerung,  ohne  eine  allgemeioe 
Subject-  oder  Einkommensteuer  im  Staats  Steuersystem  ist  ans  den 
fritber  dargelegten  Gründen  (§.  220  ff.)t  wegen  der  inbllrenten  M&ngel 
der  Ertragsstenem  und  der  inneren  Vonflge  der  allgemeinen  Eiu* 
kommenstener,  zumal  unter  unseren  beutigen  wirtbscbstticbeB, 
teebnlBchen^  recbtlicben  Verbftltnissen,  weniger  empfeblenswäA« 
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Fiiogirt  sie,  wiö  in  Siuldeutscliland,  Frankreich,  Oesterreich  in  ihrer  Gosammt- 
leit  als  die  „directe  Boateaerong**.  so  wird  den  richtfgen  Bteuerpolitischen  Zielen 
lirr  h  angemessene  Normimng  der  Stenerfttüse,  hohwen  bd Qoellen  fondiitea 

EinkomiüeQä,  zu/.ustrcb«u  sein. 

In  den  Oornrnuneu,  wo  die  Aufgabe  der  Ertmgöbesteuerüng 
llbei  haupt  leichter  zu  erfüllen  ist  und  das  Princip  der  „Besteuer- 
ung naeli  deni>  Interesse''  eine  grUssere  Bereobtigong  bat 
(§.  182),  kann  aaeh  deswegen  diese  ßesteuerang  einen  grösscften 
Platz  einnehmen,  selbst  eher  allein  besteben,  wenn  sie  in  eigenen 
Gliedern  den  Leih  sin  «ertrag  nnd  den  reinen  Arbeitsertrag  mit 
erfaast,  was  Beides  dann  zu  verlangen  ist.  Anch  hier  aber  ver- 
dient die  allgemeine  fiinkommenstener  und  die  Verbind* 
ong  von  Ertragssteuern,  nemlieh  den  vier  genannten,  mit 
ihr,  wohl  den  Vorzug,  wobei  dann  nur  die  Ertra|:^s8tenem,  mehr 
als  in  der  Staatsbestcuerun^,  zur  Hau|>tbestcuei  un^  j^cinacbt  werden 
dürfen.  (Jeradc  in  He/ii^  aul  die  I'^  rtragjs  bestcuerung  ist  dann 
zu  wiederholen,  ihiaa  die  Conuiuiiie  öfters  passend  selbständig  iidt 
eigenen  Steuern  vorp:eben  kann,  wenn  aueb  das  Svstcm  der 
Zusehläge  zu  den  betreffeudeu  btaatssteueru  nicht  au$zu- 
scbliessen  ist 

Fiir  das  Weitere  und  zur  Be^ründunfj;  ist  auch  hier  nur  auf  Früheres  zu  rcr- 
weisen.  besonders  wieder  auf  die  Erörturuugcu  Uber  die  „AUgemoioheit"  der  Besteuer- 
ung in  den  Gommonen,  §.  170,  178,  174  und  Uber  die  Bestcnening  des  berofsmlssigeii 
Erverbs,  §.  220-223. 

§.  286.  —  2.  Die  Verkehrsstenern  sind  als  selbständige 
Htenern  auf  die  S t a a t s bestenernng  z u  heschränken.  Zuschläge 
zu  einzelnen  (ro  bei  Abgaben  vom  Besitzwechsel  von  Orundeigen- 

fhnni)  fUr  Communalzwecke  brauchen  aber  nicht  unbedingt  aus- 
geschlossen zu  sein,  ja  können  sich  empfehlen  (§.  227  ff.). 

Der  öteuerfuss  muss  sich  in  seiner  Höhe  nach  der  Hohe 
der  anderen  Steuern  riclilen,  mit  denen  zusammen  die  V'erkehrs- 
öteuern  denselben  Erwerb  oder  dieseU)en  Ki^^enthumsohiecte  trcfTen. 

3.  Die  öfters  besonders  {fassende  und  relativ  leielite  Benutzung 
der  Verkehrssteuer  zur  Besteuerung  von  Conjunctu  rengewinnen 
ist  naeh  unseren  früheren  Erörterungen  (§.  232  ü.)  folgerichtig  auf 
das  soeialpolitische  Steuersystem  zu  beschränken.  Dies 
System  erscheint  aber  gerade  in  den  Verbältnissen  der  modernen 
Volkswirthschaft  berechtigt  nnd  wird  dies  hier  immer  mehr. 

Drkennt  m«n  dies  au.  so  moss  dorch  geeignete  EinrichttiDgeD  der  Einkommen- 

uiid  Ertragsbesleverung.  der  Verkelirsbcsteucruug,  beim  Erbesübergang  und  selbständig 
bei  einer  wesentlichen  Vcriinderung  <l'^r  Hoflenbfjnutzung  der  Conjnnrtnrencrewinn  be- 
steuert werden,  was  sich  in  der  oben  augedcuteten  W  eise  (§.  237 — 2-40)  durchiubreu 
lässt.  Und  zwar  dnrdi  die  Staatsbesteuerung,  aber  anter  Zolassnng  ron  selb- 
ittändigen  bezüglichen  Steuern  oder  von  Zuschl&gen  zu  Slaatwtcncm  anch  in  der 

A.  Wacttor,  PinutwinoiiacUil.  11.  2.  Aufl.  44 
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GoBunne  In  (rowlasen  FlOeD,  so  Dtmendlch  gei:cQftber  Sm  (S«ifiiio«ii  tat  der 

BteigendeD  Rente  and  dem  steigenden  W<irtlic  des  iu  der  Commune  urelei^euen  privit^n 
Grnnd-  und  Geb&odeeifeaÜuuiis,  der  Baustellen  u.  a.  v.,  aläo  ror  Allen  i> 

Städten. 

4.  In  gleicher  Weise  ist  unter  der  hier  voilcuds  gchuteatn 
Ariunlnnc  des  socialpoliti.schen  Steaer-Qesichtspiinctes  der 
Venn  )i:enserwerb  aus  Spiel,  Wette  und  Erbschaft  durch  ent- 
sprechende 8 1  a  a  t  s  steuern  zu  treffen  (§.  241—242). 

5.  Von  den  Besitz steaern  (§.244^^9)  ersclueiiil  die  £iii* 
riobtn&§;  eioer  ataatlichen,  allgemeinen  Vermögen setener 
aueh  neben  einer  allgemeinen  Etnkommenstener  nnd  neben  Er 
tragestenem  als  passende  Form  einer  Eitrastener  sar  Deeknof 
aoBserordentiicben  Bedarfs  oder  der  AnsflUle  an  anderen  StenerB 
in  ;,Notbseiten'<  emster  Erwilgnng  werth  (Fin.  I,  §.  76). 

Ob  und  wie  weit  auch  als  regelmässige  Steuer,  daa  wird 
sieb  nach  der  GestaUung  des  sonstigen  directen  Stenerwe^eos 
richten  müssen. 

Die  YormOgoassteuer  ist  hier  Daaentlich  mit  der  Ertragsbestcaerang  lu 
reijgleielieD.  Sie  bat  vor  letzterer  VorzOfre,  eo  den,  daas  bei  ite*  eine  Stevenaeiti' 

sation  nicht  so  leicht  rorkommcn,  dio  Aciuloruni?  des  StoQcrfusses  und  der  KatAstrirun« 
nicht  80  bedenkliche  Wirkungen  haben  wird.  Anderseits  wird  sie  steucrtechnmh 
leicht  noch  anvollkommener  tmiu  und  ohne  eine  gewisse  Ertragskatastrirung  (sto  bei 
Undlichen  Grundstücken)  mitunter  gar  nicht  oder  nur  voHenda  nnrolllomiuen  dai«k>  , 
gefuhrt  werden  kCmnen.  Steucrfedinisch  mOchte  sich  eine  partielle  Vermögensstener 
des  blossen  N u t/vermögens  am  Meisten  empfehlen,  am  die  in  let^rem  liegend«  i 
nümat  Ld•tang^t  ihigkeit  angemesMD  in  der  BeMenerang  mit  m  bdaaten.  Die  feSbeR  I 


Besteuerung  des  ßesitzeinkommens  lässt  sich  jedoch  durch  ein  ordentliches  System  roa 
Ertrnssstcuern.  das  bei  uns  eben  einmal  liesiflit  c^MMtfalls  und  dann  einfacher  als  Jarch 
eine  allgemeiue  Vermö;j;^enssteuer  durchiuhivu.  Doch  kann  letztere  dafür  als  uoter 
Umständen  passendes  steuertcclwiscbei  Hilfsmittel  in  Betracht  kommen  und  moss  es. 
wenn  die  betrefienderi  Ertrair'^-'t .  ni^rn  fehlen.  In  die^iem  Fall.!  rn'^rlito  nTjoh  eint 
solche  VormOgensstetter  zweckma^äiger  sein,  als  bei  einer  blosaen  Kinkomioensteaer 


ein  Mefor  mieiftias  dIeMt  qMcieil  ftr  dns  BatitseiolnnBn. 

Etwaige  Besitzsfeaem  branohen  stob  übrigens  niebt  anf  die 

Staats bestenerung  zu  beschränken.  Sie  können  auch  in  der 
C  ü  ni  iii  u  n  a  1  besteueruug  nach  ähnlichen  Gesichtspancten  wie  den 
für  die  Staatsbesteuernng  dargelegten  Verwendung  finden. 

6.  Besondere  directc  Besitzsteaern,  welche  zugleicb  als  Ge- 
braachS"  and  Luxussteuem  fungiren,  sind  zwar  stenerpoHtiscb 
berechtigt,  steaertecbnisch  aber  wenig  passend  (§.       unter  d). 

§.  287.  —  B.  Ans  dem  Gebiete  der  Gebrancbsbestenerang 
bilden  die  Verbraachsstenern  ein  nnentbehrliehes  Glied 
eines  modernen  Staat s-Stenersystems,  das  sieb  an  die  Erwerbs- 
besteuerung überall  crgiiiizcud  anzuschliessen  hat.  Die  Yer- 
branchssteuern  sollen  dann  die  Aufgabe  lösen  helfen,  das  Einzel- 
eiukouimen  reell  proportional  —  im  rein  finanziellen  — 
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und  in  bestimmter  Weise  progressiv  —  im  sociaipoli- 
ti sehen  Steuersystem  —  zu  besteaem. 

Wi"  m  (Ii (  ^  m  Zwecke  i  iit  nngemessener  Einrichtung  der  Erwerbabesteuerang 
allein  au^izukommca  wäre«  ist  wolil  tbeoretisch  anzugeben.  Aber  die  Schwierigkeiten, 
»•eh  solcber  Bleblscbiiar  in  der  Praxis  ta  verMiren,  siDd  notorisoli  zu  gross.  Sie 
lassen  sieb  nur  mit  Tlilfo  einer  ratio ncllon  Vorbrauchsbestcncrunj;^  lei  lli  h 
Qbervinden.  lo  diesen  Verhältnissen  liegt  die  Berechtigung  dieser  Besteucruag ; 
nur  mnss  das  far  die  Erirerbsbestcuerung  aufzustellende,  aber  durch  sie  allein  nicht 
erreichbare  Ziel  immer  Mdi  tli  Richtscbniir  HDr  die  EinrielitaDs  der  Verbreiidis- 
Stenern  dienen. 

Die  VerbraoelisbesteiieniDg  hiqbb  daher  mögliehBt  so  ansge- 
bUdet  werden,  dassaie  mit  den  flbrigen  Stenern  snaammen 
ein  wirkliches  Sten  er  System  bildet  nnd  zwar  da^enige, 
welches  nach  dem  leitenden  steaerpolitischen  Gesichtspunct  erstrebt 
wird:  d.  b.  vomemlich  das  der  proportionalen  oder  der  rich- 
tig progressiven  nnd  das  Besitz einkommen  hoher  belasten- 
den reellen  Einkoinmenbesteneriini;  (i^.  137).  Gerade  die 
Natur  vieler  Verbrauebssteucrn  erschwert  aber  die  Brreichung  dieses 
Ziels,  während  diese  Stenern  gleichwohl,  wie  ?:esa<j;t,  zur  Lösung 
der  Auri;al>c  der  Besteuerung  und  ihres  Syätems  doch  wieder  nicht 
entbehrlich  sind. 

Der  besondere  Uebelstand  liegt  bei  vielen  Verbrauchssteuern 
darin,  dass  sie  leicht  das  kleine  Einkommen  sogar  umgekehrt 
progressiv  bestenern  nnd  schwere  stenertechnische  Mängel 
haben,  welche  die  Verstösse  gegen  die  Stenergmndsittze  noch  ver- 
mehren. Dadurch  verletzen  sie  das  Princip  selbst  der  proportionalen 
reellen  Einkommenbesteuerung,  um  so  mehr  natürlich  dasjenige  d^ 
direct  progressiven  und  bewirken  viele  weitere  volkswirthsohaft- 
liehe  Nachtheile. 

Aber  Abhillcu  sind  möglich  und  diese  mdssen  nun  sorgfältig 
aufgesucht  werden.  Sic  hictcn  sich  zunächst  in  einer  augeniesseneu 
Auswahl  der  steuerpiiichtigeu  Cousumtionen ,  bcz  Artikel,  dann 
in  verschiedener  Normirung  der  Höhe  der  Steuersätze  dafür, 
weiter  in  correspondirenden  Maassregeln  im  Gebiete  der 
Erwerbs-  und  Besitz bestenerang,  endlich  in  der  Wahl  zweck 
mässtger  Besteuernngsmethoden.  Diese  vier  Mittel  sind 
möglichst  gleichzeitig  neben  einander  anzuwenden.  Je 
mehr  das  In  Betreff  der  drei  ersten  gelingt,  desto  weniger  Ein- 
wlkiden  unterliegt  die  Verbraucbsbesteuerung,  wenn  sie  an  den 
GmndslUaen  der  Gerechtigkeit  gemessen  wird;  je  mehr  es  auch 
in  Betreff  des  vierten  gelingt,  desto  mehr  treten  anch  die  volks- 
wirthschaftlichen  Bedenken  zurlick.    Das  dritte  Mittel  wird  um  so 

44* 


Digitized  by  Google 


GS2  ö.  Ii.  A11^(  U>.  Steucrlehre.  4.  k.  Sy>(em  X  H.-A.  7.  A.  ErgebnLiä«}.  §.  2Si). 

(Iringliclicr ,  je  weniger  die  beiden  ersten  sich  aus  finanziellen 
oder  stenerteclmibcUcu  GiUüden  benutzen  lassen  oder  sicher  zum 
Ziele  füliioii. 

^.  288.  —  1.  Die  Answahl  der  CousamtioncQ|  bez. 
Artikel. 

lairn  l.tcii  liitT  mir  <Iru  Ncrnialfüll,  d  iv  der  Steucrertra^^  zur  DorLung  d^r 
iil  lg u ui  c  i  II  u  ti  Au.sgabeü  «Jeä  Sta^ttj»  u.  w.  «heut.  Nach  dem  Früheren  ?criU)Ucrt 
sieb  die  Sache,  vcntn  etwa  ans  dem  Ertrage  gerade  solche  Ausgaben  bestritten  verdeD. 
Wt-lchc  «Ich  unti-rrn  Cla^x'ii  iii  öllen(li<'lioii  I,' i-tti n.: t  n  speciell  zu  (\v,U'  LTmcion 
2äU  ii.,  2r>5).  Davon  wird  jeUt  hier  unter  lic/uguabme  auf  jene  Krörteruugen 
abgesehen.  Ebenso  wird  hier  anf  die  etwaigen  Abweichungen  in  der  Steuerpolitik 
jr.tn  IUI  ht  Weiter  Itczug  genommen,  tu.  wdohen  folkswirtlischaftlielie  fittckaichteo 
iiftthig*Mi  oder  wriii;:>ti  iis  vennilassen  können,  wi.«  in  der  Fra^i?  der  agrarischen,  mon- 
t.iuiätjochcii,  iudu^iiielieu  JSohutz/öllc.  Damit  soll  nicht  bestritten  werden,  d.i»» 
selche  Abweiehnngen  geboten  sein  können,  «elbet  wenn  dann,  wie  bei  OetreidecdUeo. 
ein**  .,He  ti  li.  ituifT  nothwtMidigcr  Lebensmittel"  eintritt.  Denn  -«^  Liebt  eben  noch 
andere  und  huiu  ie  IMek^ichtcn,  als  ciic  an  dieser  Stelle  allein  in  Jieuacht  gezogener^ 

a)  Besonders  wUnschenswerth  ist  der  Ausschi  nss  solcher 
Artikel,  welche  wirklich  von  der  Masse  des  Volks  zur  Beiriedigoog 
der  ExistcDzbedürfnisse  ersten  Grads  gebraucht  werden:  der  „iiotb- 
wendigsten  LebeDsbedUrt'nisse",  wie  vor  Allem  8al2, 
Landesbrot 

Denn  hier  druht  am  Meisten  jene  unifrekehrt  prui^ressive  Ilesteuernnf^  und  aoch 
«onst  eine  zu  seliwere  Hriastunjj:.  Im  rein  finanziellen  Steuersystem  wird  trleicb- 
woh]  nicht  immer  auf  solche  Artikel  verzichtet  werden  kOnnen.  sowohl  im  1  uianz* 
intercüäe,  als  um  die  hier  trebotene  Mitbesteueruni;  der  „kleinen  heute",  l>e2.  df^ 
Enratfrt  der  niederen  Arbeit  zu  erreichen,  (ierade  eine  solche  Steuer  dient  hi.  r  ^^tatl 
der  dtrcctcu  Eiakouimeiistäuer,  von  der  dioäc  (jlasäuu  auü  bteuertochukicben  (irunden 
frei  gelassen  werden.  Alsdann  inass  aber  um  so  mehr  eine  Ansgleiebnng  mittebt 
)»eson derer  Besteuerunjr  des  höheren  und  des  Hcsi t zeinkommcnü  rcrlao^'t 
wer(h;n.  Mit  der  Annnhme  des  bücialpolitischcn  Standpuncts  in  der  Besteuerung 
durchbricht  uian  hier  den  (Jrundsatz  der  Allg;emeiuheit  der  Steuer  lü  Guusteu 
der  unteren  Clausen.  Dann  ist  der  p n  im  i  ]> i el  1  e  Ausüchluss  TOB  Verbimoch^ 
Beuern  ntii  die  notbwendigsten  Lebennbcdurfnisse  die  richtige  Consequenz  (§.  16T). 

b)  Relativ  am  Besten  ist  die  Verbrauchssteuer  auf  Artikel 
eines  „Luxus-Masseneonsnms'S  namentlich  auf  gewisse  Luxus- 
Kahrungs-  and  Genuss*  und  Reizmittel. 

Dieselben  gehftren  zwar  heutsutage  nach  der  YoUtssitte  viel&cli  schon  zu  den  ■ 

Mitteln  für  die  Defriedigiin;?  von  Evistenzbedürfnissen  zweiten  Grads,  auch  der  untereo  | 
("lassen  f§.  *_•,*.'»).    \h,^r  das  Einkommen  der  Volksclasst»ri  und  Ein?elner,  welches  f  r 
solche  (  >  ii:UuitiuiicM  verwandt  wird,  kann  aus  finanziellen  Gründen  nicht  wohl  iii-^Lr  i 
steuerfrei  bleiben,  auch  iticht  einmal  im  socialpolitischen  System.   Es  darf  nur 
nicht  zu  buch  (weder  absolut  noch  relativ  zu  hoch)  bcstciterf  werden.    l>\f'.r  ist  ' 
durch  die  richtige  Auswahl  der  einzelneu  Artikel  und  wieder  durch  die  ilöhe 
der  Steuersätze  und  durch  ErgänKongssteitern  zu  seilen. 

So  empfiehlt  sich  bei  uns  roruemlich  die  Besteuerung  der  tietr&nke,  Brannt- 
wein, W  ein,  Bier,  eveutncll  auch  anderer  (()bstwein),  der  betreffenden  Colonial- 
uiul  verwandter  Wiuiren,  des  Tabaks,  Zuckers.  Kaffees.  Thecs,  der  Ge- 
w ürze.  SUdfrnehte.  besser  nicht  auch  die  Besteuerung  von  Ueis.  Heringen, 
retruleum.  Die  Steuern  auf  die  erstt^enannten  Aitike!  bilden  muh  i<  i^'^lmässig  in 
den  heutj;;en  Veibrauch»stcuer»ystemcii,  bei  den  Katriihrzüllcn  und  inneren  Verbraucli*- 
steuero,  die  hauptsächlichen,  im  Ertrage  ergiebig^sten  {§.  25S), 
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Audwaiil  der  Verbrauchssteuer- Artikel. 


.M<>i;liclist  die  Stevoriaat  auf  einen  oder  fanz  aren ige  Artikel  au  välxcn,  wie 

/.  ]{.  auf  Brajiniwcin  und  Tabak  (fj»glaiid),  erscheint  trotz  der  dafür  mit  anji^e- 
f'ihrfen  polizeilichen  und  ..volkspädaj^of^ischon"  (§  265)  tirul  steucrtcchuisclieu  (irtnidc 
bedenklich,  weil  es  lu  einer  zu  uogieichcu  Vortlieilung  der  Steuerlast  fuhrt. 
Vielmehr  ist  die  Aasvahl  einer  wenigstens  etwas  grösseren  Anzahl  steuer- 
j»3ichtiger  Artikel  mit  nii  ht  allzu  liohen  Ste;i  crsat^'^n  angemessener,  well  dann 
Terscliiedeiterltii  Personen  in  iliren  Cousumtioaen  getroüeu  «'erden. 

Die  Ergänzung  zum  Zweck  der  entaprechenden  Belastung  der  höheren 
Olassen  erfolgt  —  leicht  auch  steucrtocbnisdi  paasend,  wie  im  Zell  —  dan  h  11  i  bei- 
zichung  von  Artikeln,  wdrho  diese  Cla&scn  vorwie«retid  il lein  verzehren  und  durch 
Belegung  dieser  Artikel  (und  Sorteu  der  allgemeinen  Gonsumartikel)  mit  höheren 
StenenAtzen. 

Manches  Einzelne  muss  sich  nach  den  concretcn  Verhältnissen  des  Consums  in 
den  verscbiedeucu  Ländern  richten,  z.  B.  der  Steuersatz  ron  Kaffee  und  Theo,  Wein 
und  Bier  danach,  ob  der  eine  oder  der  andere  Artikel  Yolks-Gmussmittel  ist. 

c)  Die  Masse  der  sonstij^^en  gcvvühiiliclicu  laiidwirth- 
schn  ft Hellen  und  gc  ^v  c  r k  I  i  e h  cn  Erzengni«se  fKoli-  iurI  llillk- 
Stolle  I  ist  a n e  Ii  aus  steuerte  e  Ii  ii  i  s e  Ii e  u  Li r ü u d e ii  iii ö ix Ii c h b t 
steuerirei  zu  lassen,  wodurch  die  Complicationeii  /.wischen  Zoll- 
tarif aod  Aocisetarif,  zwischen  städtischer  und  ländlicher  Hestcuer- 
UDg,  die  protcctionistische  Wirkung  eines  Zolls  i'ortfallen.  Nicht 
minder  ist  die  Bestenernng  von  Artikeln  für  geistige  n.  dg).  Be- 
cltlrfnisse  zn  yeriDeiden. 

d)  Stenern  anfNntxnngen  des  NntzvermOgens,  Wohn- 
ung s-,  sogenannte  dirccte  Luxus  steuern  und  dgl.  sind  zwar 
in  iucipiell  nicht  unrichtig,  aber  im  Ganzen  melit  cuipfehlens- 
werth. 

Die  ergiebigste,  die  Wohnungssteuer  ist  bei  ihrer  ubiichou,  ubrigeas  verioeid- 
liehen«  Eiorichtung ,  nemlich  wenn  sie  in  einem  gleichen  Steoerfosa  normirt  i«t, 

sogar  meist  iu  scharfem  virale  eine  umgekehrt  proj^ressive.  Aber  das  richtige 
Ziel  einer  Mehrbelastung'  der  reicheren  Classen  wird  besser,  weil  {cleichmüs>i};er  als 
durch  solche  „Luxussteuern*'  auf  andere  Webe,  durch  I'rogression  des  Stcucr- 
foaaea  bei  der  dire<:ten  Einkommensteuer  und  höheren  Stenerfuss  bei  Besitzein- 
komm<-n  erreicht.  Mindestens  wäre  ein»'  pirtirll,»  Vcrm  r^ircn. s bleuer  vom  j^e- 
saiomtco  N utzvcruögeu  m  verlaitgeu.  bin  directe  LuxusbesteueruDg  muitö  sich 
nothwcndig  auf  einige  wenige,  wiUkarlicli  herauagegrilTene  Laztiaconaamtioneu  be* 
^^lL^i^k•  n,  ibt  daher  ganz  ungleichintofg,  in  der  Veranlagung  ISstig  und  wenig 
ergiebig. 

§.  289.  —  2,  Die  Hübe  der  Steaersätze. 

a)  Sie  wird  natürlich  im  Allgemeinen  mit  von  der  Höhe 
des  Bedarfs,  vom  Wohlstand,  von  den  Consnmtionsver- 
bältnissen  abhängen  mtlssen. 

Zum  Zweck  der  Beateuemng  der  „Laxus-lCasaenconsuaiptibilien**  kann 

sich  auch  im  l'inanzin  tercsse  zur  HcgUnhtig«  ng  dos  Consums  eine  massig«; 
Höhe  empfehlen,  eine  Kegel,  mit  weicher  aber  in  der  practiochoo  Aowciiduiig  Maaäs 
gehalten  werden  inuss. 

b)  In  BetrelV  der  Höhe  der  ^?teucrs;it/.e  der  einzelnen  Artikel 
iftt  /II  beachten,  <lnss  nuch  bei  einer  Beschränkung^  anl'  die  .\rtikel 
des  Luxus -Mh^scucousuius  doch  wieder  leicht  eine  umgekehrt  pro* 
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gressive  Belastung  droht  Dah«r  mttoBon  sar  Anagleichmig 
die  Artikel  des  GoDsams  der  wohlhabenderen  Classen  möglichst 
angemessen  höher  belegt  werden.  Da  es  sieh  aber  ?ielfach  hier 

nm  den  Consum  desselben  Artikels,  nur  in  verschiedenen 

Qualitäten  udei'  Sorten  handelt,  so  ist  noch  wichtiger 

c)  die  FesUtelluDg  von  Qualitäts-  oder  borton-Steaer- 
Sätzen. 

Z.  B.  bei  Wein,  Tsibak,  Kaflee,  Theo.  Bier,  Branntwein,  Zuclwtir.  Solche  Steuersatz« 
sind  nor  leider  bei  deu  bauplbäcblicli:>ten  Erbobungsformcu,  dem  ZoU,  der  ioncreo,  rom 
prirftten  Fiodacenteii  aoMvloSten  Steiiw,  steuertechnisch  zu  schwiatig,  pnctlscii  iMtet 
ear  nicht  anmwenden.  Dagegen  gestattet  das  Monopol  diese  Anwcndnn?^,  —  einer 
der  Grunde,  welche  i'ur  dieeo  Steocrforui  sprechen,  deren  Wahl  natürlich  aber  noch 
TOD  rlel«o  anderen  Enrifongen  abh&ngt  (§.  SOl.  90S). 

Mancherioi  Bciuorkungen  und  Vorschläge  über  diese  Puncto  in  mci  i  tu  \rtik  1 
Zölle  in  Bluntächli's  StaatswOrterbuch,  B.  11.  Unser  früherer  deutscher  Zolltarif  litt 
auch  in  seinen  Finanz  zoll  Positionen  an  einer  Vernachlässigung  dieser  Gesicht»- 
pnncto,  zum  Theil  in  Folge  falscher  Auslegung  englischer  Erfahrungen  in  Bczut^ 
auf  den  finanziellen  Vortheil  niedriger  Stcuer^ritzc.  Die  Zoltrcform  ron  1S7U  hat  hier 
einige  zweckmAssige  Verbefiaeniiigeo  durchgeführt.  Die  rationell  abgestuftcu  Schutz- 
zölle TOn  Fabrilaitt  ,,ttaeh  dem  in  ihnen  MUudleaen  Artwitt-,  daher  WerthquuitoB** 
('iitsi)rei'hen  den  gestellten  Forderuncen  mehr  als  die  Finanzzölle  auf  Wein,  Taliak 
und  andere  Colonialwaarcn,  wo  ein  Wertb/.oll  und  ein  Sorten*  und  Qualitäts/oll 
beide  fast  unQbenrindlicbe  Schwierigkeiten  machen.  Im  französischen  Modo[k>1 
laalan  z.  B.  auf  der  Cigarre  ron  4  Pf.  2.57,  auf  derjenigen  von  20  Pf.  12.15  Pf. 
Steuer,  in  Procenten  freilich  also  auch  dort  noch  etwas  mehr:  64.2.')  gegen  »50. US  % 
iSchiffle,  nach  der  Eni^adte,  Tübinger  Zeitschrift  1880,  S.  87\  aber  der  absolute 
Steneiznselilag  ist  bet  den  fdneren  Gigairon  decb  fiel  höher  und  daa  ist  wenigetaBt 
xtt  erstreben.  (S.  auch  Fia.  Ut  §.  294  Ober  die  AhflInAuig  der  PraiM  im  fnasOoi- 
ecbea  Tabakmonupol.) 

§.290.  —  3«  Ansgleichungs-Maassregein  im  Gebiete 
der  Erwerbs*  nnd  Besitzbesteuernng. 

Je  wenigeres  gelingt,  die  .Auswahl  der  steuerpflichtigen  ArtÜLei 
nnd  die  Höhe  der  Steaers&tse  mit  den  voraasgehenden  Fonterongen 
in  Einklang  sa  bringea»  desto  noth wendiger  sind  solche  Aaa- 
gleiehnngs-Blaassregeln:  in  der  Praxis  daher  regelm&ssig  in 
grossem  Umfange. 

Denn  die  Finanzinteraaeen  nnd  die  stettertechnischeii  Schwierigkeiten  svingea 

;:;cwöhnlicb,  S(  n)St  beim  besten  Willen,  sich  über  jene  Krir  l  rnngcn  mehr  od.  r  vrenig'  r. 
meistens  in  hohem  Maasae«  hinweg  zu  setzen.  Dana  muss  al>er  wenigüteus  die  Folge 
aneifcaant  werden:  dass  <Ue  Yerbranchntenera  sehr  unglelchinissig  sind,  beeoa* 
ders  die  unteren  und  mittleren  Classen  leicht  und  die  Haushalte  mit  grdsaerer 
Persnnenzahl  fast  immer  relatir  überlasten.  Das  widMipricht  der  piüporti^ 
nalen  Einkommenbcsteuerunf^,  vollends  iler  j)rügre.s.->i?en. 

Daher  ist,  wie  dies  vorhin  bei  der  Erwerbsbesteuci ung  schon 
zum  Theil  bertihrt  wurde,  ^^eboten: 

a)  Kin  progressiver  bteuert'uss  bei  der  direeteu  Einkommen- 
steaer  für  die  mittleren  und  höheren  EiniLommen,  um  auch  im 
rein  finanziellen  System  wenigstens  jene  umgekehrte  Pro- 
gression der  Steuer  anssogleichen »  ein  nooh  stärker  progres- 
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Ausglcichuiigaiuaassrogolu  iu  der  Enrcrb^-  und  BesiUbudtcucriuig. 

siver  Fass  im  socialpolitischen  Stenersystem,  um  au  oh  im 
Ganzen  eine  progressive  Hesteucruu^  hcrbeizuiuliien. 

b)  Die  FestsetÄUug  verschiedener  Bteuerfüsse  bei  der  directen 
Kiukommensteuer  l'tlr  das  gleiche  Einkommen  von  Steuerpflichtigen 
aus  ungl  ei  cb  c  n  Quellen,  daher  ein  höherer  Fnss  t'lirBcsitz-j 
ein  mittlerer  fUr  gemischte»,  ein  niedrigerer  für  reines 
Arbeitseinkommen,  eventaeU  mit  weiteren  Unterscheidoii^eii  (so 
ob  nod  welcbe  PensionsaDsprttche  beim  „Arbeiter**,  Beamten). 

(S.  0.  §.  185.)  Statt  des  höheren  Stcucrfusscs  kann  boi  Besitzcinkotnmcn  auch  dio 
(^formelle  und  reclle>  Doppelbesteuerung  durch  dio  Verbindung  Fon  b<  tr-'ffenden  Ertrags- 
steoern  oder  von  Vcrujögünssteuorn  mit  dar  Eiukümmcnsteuer  gewahit  «vcrden. 

c)  Die  Festsetzung  verschiedener  Steuerfüsse  bei  der  Ein- 
kommenstener  für  gleiches  Einkommen  von  Stenerpflichtigen  nach 
der  verschiedenen  Grösse  der  Fersonenzabi|  für  die  sie 
za  sorgen  haben. 

Daher  vornemlic  h  Stcucrfüssc.  die  mit  der  Zu  nähme  der  Zahl  der  l'  amilioii- 
angehOrigeu  abnehmen,  am  Höchsten  bei  Eiozelnlcbcnden,  am  Niedrig- 
sten boi  Kamilienrätern  mit  grosser  Kinderzahl  sind,  —  ereataell  mit  wei- 
teieu  Modificationoii  nach  demselben  G'-^i' hrsponct  (§.  185). 

d)  Die  sogenannte  Luxus  besteuemng  auf  e  i  n  z  e  1  n  e  0  bjecte 
des  Nutzvermögens  nnd  auf  gewisse  persönliche  Genüsse  ist  zwar 
prineipiell  ebenfiaUs  a]a  ein  Mittel  an  einer  soleben  Ansgleichang 
zu  betracbten.  Aber  aus  den  sehen  angfeftthrten  Grttnden  verdienen 
die  anderen  genannten  Wege  den  Vorzog. 

§.  291.  —  4.  Wahl  der  Bestenernngsmethoden. 

Hier  ist  diejenige  vorzuziehen,  welohe,  unter  übrigens  gleichen 
Umständen,  gerin  teere  Verstösse  —  denn  mehr  steht  selten  in 
Fiage  —  gegen  die  obersten  Steucrprineipieii ,  insbesondere  der 
Gerechtigkeit,  der  Volkswirthschaft,  der  Verwaltung,  mit  sich  bringt. 
Vieles  hängt  auch  hier  wieder  vom  Stande  der  concreten  volks 
wirthschaftüchen  und  technischen  Eutwickiung  ab.  Für  Allgemeines 
ist  aul  das  nächste  Kapitel  mit  zu  verweisen.  Von  Kiuzelheiten 
nur  Folgendes. 

a)  Der  Einfuhrzoll  ist  geeignet,  manche  sonstige  Bedenken 
der  Verbrauchssteuern  zu  vermüiderni  nur  Ittsst  er  eben  schwer 
oder  gar  nicht  Qualitatsfttsse,  Sortenstafen  oder  Werth- 
finanzzölle zu  und  bedingt,  wenn  er  nicht  zum  SehutzzoU  werden 
soll,  compenshrende  innere  Verbrauchssteuern  auf  Artikel  der  ein- 
heimischen Production  wenigstens  in  manehen  Fällen.  Immerbin: 
vorausgesetzt,  dass  iiidirecte  Abgaben  bestehen  sollen,  ist  der 
Zoll  eine  der  ^weckinässigsten ,  ja  uneutbchihchsten  derselben" 
(v.  üock). 
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Kr  gestattet  eine  passende  Auswalil  der  Artikel,  liebc»  Massi'ti  iMisTunjHibilicn, 
auch  solclicr  der  wohlhabenderen  Classon  und  dabei  eine  hier  bess«:r  durchführbare 
„Luxusbeiteucrung".  Die  Controlen  worden  wesentlich  auf  die  Landesgren^en  und 
auf  QDSclaftsleutc  beM'hrAnkt,  damit  die  Verkehrsstörungen  rerinindort.  der  Scbmoggel 
eingeengt.  Dio  an  M'  Ii  )inli.-ii  Kr1t<'biitii:^l.i<.stcn  slelien  sich  doch  gODsttiger,  vcDD  eio 
pnüiicndi^'i  Tanffiy'ist'  iii  i^iiti-  Krtiiiirt'  vcrliurfit. 

h)  Die  (lern  Eintiihrzoli  analoj^e  innere  Besteuerung  in  Koiiu 

der  Thors  teuer,  dea  Oetroi  ist  HteuerpoHüscb  and  steaertech- 

niscb  erheblieh  ungünstiger  zn  beurtheilen. ' 

Denn  die  Answahl  der  Artikel  ist  nirbt  -m»  I.  irlit  passend  zu  inacbcn.  maii  ina^s 
oft  uoüiweuilige  Lcbcasmittoi  (fltiiaclt,  selbst  Ürut,  tjetreide)  loit  b«legeu,  um  ge- 
nilgoade  Ertrftge  zu  erzielen.  Man  liennit  listig  den  Verkehr  zwischen  Stndt  poii 
Land,  verschiebt  die  ('oneurrenzbedingungen,  uiacht  schwierige  Ausgleichungen  zwischen 
der  Steuer  verschiedeuor  (iegcndeu,  besonders  zwischen  den  gribseren  Siädtcn,  üi 
denen  meist  schon  der  Erhebuntrskostcti  wegen  das  Octroi  sUein  finanziell  haltbar  ist, 
und  dem  platten  Landi^  und  1 1  iucn  Orten  nothwendif.  Nur  Ein  Bedenken  tritt  hirr 
zurück:  es  wird  ncndich  durch  die  fUtlirlM  r,fwt'<rung  der  Bevölkerung,  auch  der 
unteren  Glasscu,  die  Weiter-  oder  die  Huckwaizung  von  im  Preise  der  Consutnartikel 
Qbcnrftkt  erhaltenen  Octrols  leichter  fer  sich  febcii,  die  hiom  erforderiicbe  Lohn» 
erhökung  eher  eintreten  (S.  Mf'.'r.  D<'tiniK  h  n-n  ht--  die  Wied ('r(  i  n  f  ü  h  rn  n  e-  von 
tictrois  in  Ländern,  wo  sie  einmal  rcr:»chwundcu  sind,  meist  Ub^^rwicgcnde  Bedenken 
haben,  mag  es  sich  nm  Erhebnng  von  Staats»  oder  roD  Commonalstenern  auf 
diesem  Wege  handeln.  Anders  liegt,  wie  öfters  in  solchen  Fällen,  die  Frage  der 
Roseitiffung  aller  ncfroi«.  wo  der  meist  gebotene  Ersat?  d?irch  andere  Steui-rn 
grössere  Hedenken  bieten  mag  (Frankreich,  Paris;  Wien).  Die  auf  aDdcrcoi 
Wefre  besonders  schwierige  innere  Weinbesteucrung  lässl  sich  mittelst  des  Octrsb» 
vcrIl^(Urli^^Ill;l^^i^  1' ii  litcr  durchfuhren,  und  es  sind  denn  auch  die  Weinlrmd  r ,  wo 
gerade  der  Wein  ein  wichtiges  Object  der  Üctroibesteuerang  bildet  (Frauiircicli, 
Italien,  Oesterreich). 

c)  Innere  Verbraachssteaem  in  Form  anderer  Oireulations- 

abgaben  (Wcinsteoer)  sind  ans  stcuertechnischen  und  verkebm- 
politischen  Gründen  vollends  möglichst  zu  vermeiden. 

d)  Die  Verbrauchsbesteuerung  in  M  o  u  u  p  o  1  f  o  r  ni  ist ,  wenig- 
stens bei  einzelnen  Hauptartikeln  (Tabak!)  am  Geeignetsten,  neben 
ausserurdcntliciu'r  Wahrnehmung  des  tinan/,icllen  Interesses  in 
riesigen  Ertrügen ,  wichtige  sonstige  Hedenken  dieser  liesteuernng 
zu  beseitigen  oder  zu  vermindern,  freilich  um  einen  J'reis,  welcher 
Vielen  zu  hoch  erscheint:  um  die  Hingabe  oder  weitgehende  Be- 
schrankung der  privatwirthscliaftiicheQ  Prodaetions-,  Verkehrs-, 
Haodelsfreibeit. 

Die  j)raciisclie  Krit  ^  li.Mdung  wir  l  r,.Uürlich  vUcrs  wirdor  verscln-  l  ii  I,»ut-  n,  j»- 
uachdem  es  sieb  um  ein  alt  bestehendes  oder  um  ein  ueu  einznltihreudcs 
Monopol  handelt  Und  auch  die  Theorie  kann  zugeben,  dass  das  eisen  wesentlich» 
Unterschied  bedingt  Man  darf  aber  auch  fain/ufngen.  dass  die  Linder,  welche  ein- 
mal ein  T.TbaktiKinopül  bei  sich  eingebürgert  haben,  danrm  zu  bcncidi  ii  siad.  Vgl. 
die  ei»jrrh>  n(l'-  1 'arstollung  des  franzrtsisrbm  Tabak muuüjjuls  in  B.  UI. 

e)  Hei  einer Vcrhrauehsbesitiieiinig  im  AnJ^ehlussan  den  privat- 
wirthscbal tiichen  i^roductionsbetricb  bleiben  steuertcch- 
niscbe  Schwierigkeiten  immer  in  Menge  bestehen.  Man  wird  das 
wichtigste  liedenken,  die  UDgieicbe  Steaerbelastang  des  einsehieii 
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Objects  and  UnternehmeDS)  am  Ehesten  besebränkeD,  wenn  man 
daa  fertige  Prodnet  bestenert  („Fabrikatbestenernng'') 

und  dabei  ausser  der  Menge  die  Qualität  (S  orte)  berücksichtigt : 
leider  luu  ein  vollständig  kaum  zu  verwirklichendes  Postulat,  dessen 
auch  nur  partielle  Durchführung,  wie  in  der  gew?^hnlichen  Falnikat- 
bcsteuerung,  nbor  immer  schon  einen  grossen  Fortschritt  gegen  die 
Rühstortbesteuerung  und  ähnliche  Formen  bezeichnet. 

Freilich  setzt  aoch  dieser  Fortschritt  unq:t;inciii  s<harfe  Coiitrol.  ri ,  einen  IioIkmi 
Stand  der  Betriebs-  uud  der  Steuertechnik  voraus  und  ruft  wieder  inaucbc  neue  Be- 
denken betrer,  wie  die  Venchiebang  der  Conenrreoxbedingungeii  unter  den  doielfteo 
Umemehmongeii*  — 

Das  Alles  macht  es  räthlich,  die  innere  Verbrauchsbesteuerung, 
zwar  nicht  anf  ein  bis  zwei  Artikel ^  wie  jetzt  in  England,  weil 
dadurch  die  gleichmässige  Vertheilang  der  Steuerlast  zn  sehr  be- 
einträchtigt wird,  aber  auf  eine  kleine  Anzahl  Hauptartikel 
zu  beschränken. 

Die  drd  Qetrinite«  TaUk«  ZocJier  werden  dabei  mit  Becht  die  wichtigsten,  wenn 
nicbt  die  aoaschUeesUchen,  Min. 

f)Licenzabgaben  gewisser  Qewerbe-  und  Handeltreibenden, 
namentlich  derjenigen,  welche  mit  Verbrauchssteuerartikeln  zu  thun 
haben,  sind  zwar  nicht  nothwendig,  wie  es  in  Prankreich,  England 

mitunter  aufgefasst  wird,  zur  Erlangung  eines  wirksamen  Hilfs- 
mittels der  Controle  lür  diese  anderen  Verbrauchssteuern  geboten. 
Denn  betreffende  rontroiiinriehtungen  lassen  sich  nucli  oline  dass 
der  controlirte  Gewerbetreibende  dafür  wovh  einer  eigenen  Ai)j;al)C 
unterworfen  werden  müsste,  einKihien  und  liundhabeu.  Aber  solche 
Abgaben  gestatten  eine  Einrichtung,  durch  welche  der  sonstige 
Verbrauehssteuerertrag  passend  erlieblich  crf^Unzt,  namentlich  aber 
die  Last  unter  die  ersten  Steuerpflichtigen,  die  Producenten,  Händler, 
Wirtbe  u.  dgl.  ni.,  besser,  mehr  der  individuellen  Bedeutung  des 
einzelnen  Geschäfts  entsprechend,  vertbeilt  wird. 

Daher  keine  festen,  sondern  nach  dem  Betricbsumfan;^.  der  niuthinaasü- 
li'  hcn  Ki n  tr;i prli  rhkeit  der  einzelnen  (Jcwerbebetricbe  sicli  abstufenden  Sül/e 
der  Liceuzabgabea.    \'^\.  Uber  Euglaud  tiu.  III«  154  (jcluge  Kiarichluug 

der  ScbankwirtUicenzen,  besondois  für  Branntwein);  ttbor  Frankreich  eb.  §.  804 
und  die  oenercn  Plftne  in  Verbiodung  mit  der  Referm  der  Geirtokesteoer,  eben- 
daselbst S.  629. 

Das  Ergeh  n  i  sH  für  die  Licsanrmtc  Verbrauchsbesteuerung  ist, 
diiss  dieselbe  sich  gegenwärtig  vornendich  als  Staatsbesteuerung, 
nur  ausnahmsweise  noch  als  Co mmunal besteuern ng  emi)fieblt, 
doch  auch  Letzteres  immerbin  wo  Zuschläge  zu  Staatssteuem, 
wie  z.  B.  bei  der  Biersteuer,  auch  ohne  umfassendes  Thorsteuer- 
wesen möglich  sind,  oder  wo  Einrichtungen  wie  öffentliche 
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SohlaehthOfe,  Gasrafttalten,  die  Bestenerang  fechniicfa  leidl 

durchführbar  machen  (§.  68).  Die  Frage  des  eigentlichen  commu- 
nalen  Octrois  wird  in  der  angedeuteten  Weise  Ferschieden  zu 
beantwoi  tcu  sein ;  gOnstiger,  wo  es  eiutüal  lange  besteht,  mehr  ab- 
lebneod,  wo  es  erst  nea  eiozafUhren  wäre. 


Uierioit  ist  üie  Erörtoniug  Uber  die  nfio&Rziri^enschaftiidic  BUüuag  den  bteaei- 
syneni«''  zn  Ende  gefuhrt,  soirdt  wir  lie  üi  der  „allg eaieiiien**  Steneriehrs  gflbeD 

voilteu.  Hier  li«ndelte  es  sich  nur  um  (irundzuge.  In  der  „speciellen^*  Steuer« 
h'hro  haben  diese,  unter  näherer  UUcksichtnabne  auf  d'ut  concreto  Steuergeset^cbon^ 
ihre  weitere  AusfUhraog  zu  finden,  besonders  nach  der  steuertocbnischen  Seite. 

Wie«  tum  Vorglefeb  »it  den  rorausgeheuden  Pcmulaleo,  di«  Ptaxia  der  Gegen- 
wart ihr  ,.Sfoni»rsyhtcin"  in  den  einzelnen  Ländern  gebildet  hat,  ergiebt  sich  aus  dea 
liezUgiichen  Uebersichten  der  wichtigeren  Thatsachen  oben  in  den  §§.  219,  230,  243, 
25S.  259  und  genauer  fdr  zwei  enroiAische  Hauptl&ndcr,  welche  zugleich  Typen  rer- 
•cbicdener  (jostaltongen  daistellen,  Grossbritanniens  und  Frankreichs,  aus  dir 
ausführlichen  Dart  -llimg  der  BesteaeniDg  derttelben  im  19.  J«farli«iidert  im  d.Bude 
der  Fiaanzwiflsscusciiait. 
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Fünftes  Kapitel. 

IHe  allgemeinen  Grundsätze  and  Aufgaben  der  Stener- 

renraltung. 

2^12.    Vo rbcm orkungon  und  Litcraturnachvroisunc^en. 

1)10  Theorie  hat  bisher  auch  ia  der  reichen  deuUcheo  liiianzwiääcuüch&füicheu 
Litentnr  die  Ftsgea  der  Stonerrenraltonf  sehr  mmrefchend  und  lOmmeTlicli  be- 
handelt. Die  neueste  theoretische  Literatur  ist  darüber  selbst  vielfach  t^:\x\i  hinweg 
gegangen.  Was  an  einschlagenden  Erörterungen  in  der  allgemeinen  Steucrlehru 
vorlommt,  ist  meist  nicht  viel  mehr  aU  die  Aafstelluog  einer  Reihe  einfacher  Zwcck- 
mieaigkeitsregeln ,  etwa  im  Anschlosa  m  A.  Smith 's  bekannte  Steuerrcgeln.  Ucber 
die  wichtigeren  Poneto  wird  meistens  ganz  geschwiegen  oder  dieselben  werden  mit 
einigen  wenig  in  die  Sache  eindringenden  Bemerkungen  erledigt.  In  der  spociellen 
Stooeriehre  wird  dann  vohl  bei  jeder  einsehen  Stenergattung  und  befonderen  Stevef 
etwas  naher  auf  die  bezüglichen  Verhältnisse  der  Steuenrerwaltung  eingegangen.  Aber 
das  geäugt  nicht,  namentlich  erlangt  mau  auf  diese  Weise  keine  ordentliche  Uebersicht 
Uber  die  Aufgaben  der  Steuenrerwaltung  und  übersieht  vor  der  Unmasse  dos  Details 
bald  ganz,  dass  es  sich  eb«k  doch  immer  um  dieselben  Probleme  nur  in  einer 
durch  iie  Natur  jeder  Steuer  moditicirten  Gestalt  handelt  In  der  allgemeinen 
Steucrltihre  müssen  und  hier  allein  können  diese  Probleme  unter  einem  einheitlichen 
GesichtBpvnct  zaMmmengefiuat  und  nnch  der  Mediode  der  Vergleichang  erOrtert 
Werden.  Dadurch  gewinnt  man  erst  den  richtigen  Standpunct  der  stcuertcchnischen 
Kritik  zu  den  einzelnen  Sfeuerarten  und  Steuern.  Diese  Kritik  hat  sich  an  die  voraus- 
gehende principiellc  Kritik  auzuschliesicn  und  bringt  erst  die  Bcurtheiluug  der 
fiOSchiedenen  Steuern  zum  Abschluss.  Ein  Abschnitt  wio  dno  folgeodo  Kapitel  gehdrt 
daber  nothwendig  no<  h  in  die  allgemeine  Stcucrlehre  und  mnss  der  Bchandlnng 
der  S4euerrerwaltnngs£rageu  in  der  speciellon  Steuerlelire  v orangeheu.  In  dieser 
leizlereii  tdad  dann  nur  die  dnsslnen  betreflTenden  Ptincte  bei  jeder  Steneraft  nnd 
Steoer  genauer  zu  erörtern. 

Dif.  DiirftiKkeit  der  Gnanzwissenschaftlichen  Üehandlun;;  der  Kragen  der  Steuer- 
verwaltuii^  erklärt  sich  indessen  sehr  einfach.  Man  hat  ca  hier  mit  demjunigcu  (Jcbiotu 
der  Besteueranf  tn  Ibon,  welches  iJs  das  eigentlich  prac tische  eneneint.  Oaa 
Detail  di  r  T^c  Mniuinngen  ist  hier  geradezu  üborw.'dfi^end  in  jedem  etwas  complicirtercn 
Steuersystem.  Schon  dem  Practiker  ist  es  kaum  möglich,  es  ganz  zu  umCaasen.  £r 
wird  meistens  aoch  nur  Specialist  in  einem  oder  einigen  Zweigen  oein.  Fttr  den 
Theoretiker  ist  es  noch  schwieriger,  sich  eine  auch  nur  einigermaassen  vollständige 
Kenntnisä  des  Materials  zu  verschaffen  und  {far  '-r-.t,  die  cin/  '!nf'n  Einrichtungen  sach- 
gemäss  zu  kritisiren.  Mir  selbst  sind  diese  bchwierigkeiteu  kaum  bei  einem  Gegen- 
stände der  Flnanswissenschaft  so  deutlich  geworden,  ab  bei  diesen.  Manches  im 
folgenden  Kapitel  möchte  daher  nur  als  ein  Versuch  gelten,  fur  den  mitunter  die 
eisten  Vorarbeiten  in  der  allgemeinen  Steuerlite»tur  noch  fohlten.  Weder  der 
reine  Practiker  noch  der  reine  Theoretiker  wird  dieses  wichtige  und  schwierige  Thema 
In  ganz  genUgeader  Weise  behandeln.  Dem  ersten  fehlt  meistens  Fähigkeit  und  Lost 
zur  Zurück fühmng  der  einzelnen  Einrichtungen  nnd  Bestimmungen  auf  allgemeinere 
Schemata  und  zu  dur  hier  wie  in  jeder  wisseu^ichaftlichen  Arbeit  nothweudigeu 
Generalisiru  n  g :  er  bleibt  za  Itücht  im  ooneretan  Detail  stecken.  Der  reine  Theoretiker 
wird  umgekehrt  vollends  gerade  hier  zu  leicht  generalisiren  nnd  wegen  ungenügender 
Beherischiug  de»  coacreten  Details  Fehlec  begeben.  Der  geeignetste  Bearbeiter  dieses 
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Gebiets  ist  Jci  tli^aretisch,  nBmeiitlich  naüonalöLonomiHcb ,  juristisch,  mehrfach  auch 
nattirw'ssfüschaftlii  h  - ti  rlinolo2'i<'ch  (innere  Vorbrauchsstcuurn  I)  durchgebildete,  aber 
bcruiamaüäig  von  unten  auf  mit  der  t)teucrtcchiiii>chcu  Praxiä  vertraute,  schlie&ilicli 
ZD  hohen  Vorwuliangsiinteni  im  Finaiud«|iartometit  goUngte  Practlker:  der  „«riaseo« 
schaftlich  durchgebildete,  noch  irn  kräftigen  Lebensalter  sfohnnl,'  ponsionirte  PiimK> 
iiiioistcr".  Die  booten  Einzelarbcilen  Uber  die  betrcirenden  Verbältni:^  eüueliier 
Länder  rühren  auch  von  solchen  Männern  her,  nur  dass  denselben  rielfach  wieder 
jene  wisscnächaftliche  Vorbcdingiing  fehlt.  Aber  die  Schriften  derSully.  Ncckcr. 
d'Audiffret,  und  -•in/."lner  neuerer  Franzosen,  so  der  Mitarbeiter  in  Blocks  und 
Say's  dictionuaircä,  der  ?.  Maichus,  J.  G.  Uollmauu,  Luhzeu,  Kegonauer, 
7.  Hook  oithalten  irönlgvtens  fiele  einisdne  Fingerzeige.  Dm  Beste,  oamentlich  noch 
bereits  in  .  in,  r  Art  principieller  Behandlung  'Irr  ^(^  u<  rtcchnischen  Venvallung»- 
fragen,  hat  wohl  r.  Ilock  in  seinen  Werken  über  die  Finanzen  Nordamcricaü  und 
besonders  Frankreichs  gcl'Mstet.  Ihm  verdanken  wir  auch  eine  zassmoenfassendo  Be- 
handlung dieser  Fragen  in  der  W  eise,  wie  sie  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  zu  rer- 
langcn  ist,  ncmlich  in  seinen  ..fifrenflichcn  Absahen  und  Schulden  '.  Die  betreilend^^n 
Abschnitte  dieser  Schrift  über  die  verwaltungstcchnischen  Verhältnisse  der  einzelnen 
ätouem  sind  ganz  roizflglich  nnd  ron  mir  für  die  folgenden  AnsfÜhmageo  mehrfach 
mit  benutzt  worden.  Auf  detii  Wet;«- ,  deii  Ildck  hier  anbahnt,  mus«?  m.  K.  f  ^rt- 
goscbhtten  werden.  Leider  hat  er  auf  diesem  (iebietc  in  Dcntscblaud  noch  kaum 
einen  Nachfolger.  Höber  stobt  hier  mebrfnch  die  französische  Flonozlitemtor  in 
ihren  verwaltnngs-  und  linanzrecbtlicheo  Arbeiten  Uber  die  französischen  Finanzen 
(h.  Fin,  m,  §.  •().  auch  S.  .167  iW). 

Von  der  <irössc  der  Schwierigkeiten  der  Steuervei waltung  erhiik  man  durch  die 
Gonfrovenien  tlber  die  zweekmSssigsCe  Methode  der  Besteuerung  einzdner  Verbrauehs- 
steaerobjecte,  z.  B.  des  Branntw  eins,  des  7.urk'  r<!.  di  s  TH)»;\kä  am  r^eichic^tcn  '-inen  Re--ri*!. 
Ich  verweise  z.  B.  auf  r.  Kaufmann 's  Schrift  Ober  die  Zuckerbesteaerung ,  welche 
in  musterhafter  Klarheit  die  rerschiedenen  BesteuemngsmethodeB  darstellt  und  bear- 
theilt:  auf  J.  Wolfs  Werk  Uber  die  Branntweinbcsteucrung;  dann  namentlich  auf 
die  sechsb5nfH£!:e  den  ts(  he  T:\bakenqu/'te  (s.  die  gut  das  W>«'"ntlich6te  ziiHamraen- 
fasseudc  Bearbeitung  von  Schaffie  in  drei  Artikeln  der  Tübini;or  Zeitschrift  ISTU 
und  1880),  durch  weicho  man  einen  gnten  Einblick  in  die  Summe  imd  (irOsso  der 
Stfiipni  rwr^lftings- Aufgaben  auf  einem  einzigen  solchen  fiobiete  bekommt.  Für  eint» 
^ätere  ail^uineine  Steuer? erwaltnugslohre ,  an  deren  Aus-  und  Durcbbildunc  rieie 
Krftfte  vereint  arbeiten  mOssten«  licfem  solche  Speciabchriften  Tortrefflicbo  Vorarbeiten. 

Der  (iegenstand  dieses  Kapitels  hängt  aber  auch  mit  der  gesammtcn  öffent- 
lichen Verwaltuns:  /Uitammen ,  viele  allgemein'^  v-rwaUungstechnischp  und  ver- 
waltnngsrechtliche  Kragen  kehren  in  der  Stcuerver«aiiuiii;  wieder.  Hier  hat  von  den 
Finanztheorotikem  besonders  Stein,  eeinem  ganzen  Standpnncte  und  seinen  speoiellao 
Studien  ?emäss,  die  verwaltun^sre  cb  1 1  i  e  Ii  e  Seite  stärker  hervortreten  lassen.  Die 
Kioanzwissenscbaft  gebt  dabei  nur  hier,  wie  mehrfach  im  Steio'scheu  Werke,  zu  sehr 
im  Finanzrecht  auf.  Und  doch  sind  auch  in  diesem  Gebiete  die  Aufgaben  verschieden. 
Die  Finanzwissensehaft  hat  auch  die  Fragen  der  Steaerverwaltung  mehr  vom  tech- 
nischen tiU  vom  f^^htliehen  Standpuncte  aus  zu  belir\ndoln  und  vor  Allem  naeh  d  -r 
höchsten  ökonomisch  -  technischen  Zweckmässigkeit,  die  unter  gegebenen  Vcrh^t- 
nissen  erreichbar  erscheint,  zu  forschen.  Stein's  Behandlung  weicht  daher  wieder 
von  d<'r  inrinitrfn  mrht.  nnr  in  der  Ausführung,  sondern  schon  in  der  Stellung  der 
Aufgabe  ab.  iiier  wie  immer  ist  ferner  wieder  viel  ganz  SobjcctiTes  bei  Stein  m 
finden.  Daraus  erkikrt  es  sich  voU,  wenn  er  in  der  4.  Aull.  I,  621  sagt:  „Wir 
haben  unsere  eigene  frtthcre  Behandlung  der  Steuerverwaltungslehre  in  unseren  bis- 
herigen Auflagen  f»st  gänzlich  verworfen.  Sie  war  fast  in  jeder  Bezichnng  nm^enilfrere)." 
Für  die  verwaltungbreehtlicbe  Seite  bieten  aber  imuierhiu  Stein  s  Auälubruii^cü 
4.  A.  I,  500  H.  (,.das  verfassungsmässige  Becht  des  Steuerwesens*'),  Vorzügliches  und 
fOr  die  vcr\v;dfTingstechnisr!ie  Seite  ^ifld  die  Krrirteninren  L  133  ff.  (Uber  Steuersubject, 
Steuerobject  und  ]>ostetierung),  dann  manches  jilinzelne  im  zweiten  Bande  doch  im 
(jnnzen  das  Wichtigste,  was  in  der  systematischen  Finanz-  und  Stsnerlebre Uber 
Stouerverwaltung  zu  finden  ist.  Meine  Abweichungen  von  Stein  auch  auf  diesem 
(lebiete  ergeben  sieli  ans  dein  Text.  In  der  ö  Auflag'»  bat  Stein  die  Trennung  ron 
Finanz V er fassu ng  und  Lioanz Verwaltung  noch  schärfer  durchgefUhrt:  er  kommt 
in  II,  2  innerhalb  seiner  Flunnzrorwaltangdehre  auf  din  L  n,  S.  SlMeroVefvaitKags* 
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lehre  (II,  2,  401 — 494).    Auch  hier  tritt  m.  E.  die  Behandlung  der  ProUeme  als 

tiigciitlich  liii8M?wi?sf risrhaftlicli'T  nmi  (Jamif  niu-ft  immer  nationalökonomisclicr  zu  sehr 
liiuter  die  BchanUiuug  ai»  hlos»  utioiitlich- rechtlicher  zurück.  Stein  s  Behandiuugs- 
«reis«  hat  gevi»  bler,  wie  sonst,  eioige  ToraOfe,  aber  doch  auch  nnrerlMODbare 
Mrmg'e!  nrrrrn^b.^r  dcrjoniiron  Atiderer,  auch  der,  zu  welcht^r  i'  li  w.nijptcns  hinstrebc, 
Btii  Ii  Osch  er  (Fin.  B.  2,  Kap.  6)  fehlt  umgekehrt  die  üoaazrechtlicho  Seite  zu  sehr 
Ofld  seine  iranze  Behandlung  ist  Xü  dürftig. 

Roscher  bleibt  auch  hier  wesentlich  in  <b'n  Bahnen  der  Früheren.  Biese  er- 
«■^rtern  noch  am  Meisten  eiuiprf!  Ptincte  aus  der  Lehre  von  H««r  Steuere  r Ii  e  b  u  n  pr.  mit 
L iiterscheiduog  der  dirccten  und  Indirecten  Steuern,  und,  der  Tradition  am  Anfang 
des  Jahrhunderts  femlss,  cinfrehender  ab  es  hente  für  uns  nSthig  erschdnt  die  Fiai^e 
der  Wahl  zwischen  eigener  Verwaltung  und  SteuerjM'  lit  Die  etwaige  üebertraguug 
der  Steuererhebung  wenigHtcns  fur  gewis-^e  directo  Statlt^^t.•ut:rn  auf  die  Selbstver- 
waltungskörper tritt  erst  neuerdings  lut-hr  in  den  \  ürilei^iniid  der  Betrachtung. 
Sp,;ciell  zu  nennen  sind  ?.  Jacol».  1  in.  II,  §.  1I9T  ß".  (S.  1113),  ?.  Malchos,  Fin.  1, 
>}.  76  —  79.  Für  vieles  Einzelne  Hoffuianns  Lehre  von  den  Steuern.  Kau  be- 
hantielt  das  (icbiet  in  der  allgemeiuea  Lehre  naht  kurz  im  Abschnitt  von  der  Ausfahruiig 
der  Stenern,  I,  §.  281 — 290.  Alles  Weitere  bringt  er  im  zvdten  Bande  in  der 
speeiclicn  Lehre,  ümpfenbach  2.  A.,  §.  72 — 76,  S9 — Ul  (doch  gar  zu  dutftig  und 
^♦tmeinpliitzlichl).  Auch  in  der  fremden  LifL-rafnr  f<*hlt  die  allgemein  e  Steucr- 
vcrwaltungslehre.  Vid  Tretlliches  bei  den  luüjtcrnügca  uber  die  einzelnen  Steuern 
in  Leroy-Beaulien.  Auch  in  den  einschlagenden  Artikeln  des  dictionnaire  de 
i'aduiini^(r.itii-!i  fran.ii  e  von  Block,  da  dictionnaire  drs  fmances  von  Say. 

In  der  deutschen  Literatur  der  ueuctiten  Zeit  hat  Schaff lo  in  seiner  Steuer- 
j>ülitik  die  Fragen  der  Steoervervaltnng  nicht  systematisch  behandelt,  aber  bei  der 
Besprechung  der  einzelnen  Steuern  und  in  seinen  Keformvorschlägen  viel  beachtens- 
werthe  Bcincrkun'r'»n  'gemacht.  Gleiches  gilt  von  Vocke,  AbsraVi  n,  <\t^T  hier  auf 
b4iiuem  (jtibiete  ist  und  m.  E.  da  weit  Besseres  leistet  als  wo  er  auf  principieile  Fragen 
kommt  (troriiemlicb  Ober  die  technischen  und  administrativen  Fragen  bei  den  direelen 
Stcu«rriO.    Ferner       Cohn.  Fi».,  §.•!**■  Im     bönberg'schen  Tf  m  Hirich  meine 

Aühandhing-  aber  dircotc  St<uern  und  Schall  s  und  Uiecke's  über  die  Übrigen.  — 
Ueicbhaltig  auch  für  die  Fratren  der  Technik  und  Verwaltung  wieder  besonders  das 
Finanzanhiv.  in  den  Abhandlungen  und  Materialien  betreils  einzeintir  Steuern  in 
t'Miitrt'n  Ländern,  auch  in  einiüren  besonderen  Aufsät/rn  ii))f r  l'i iii'ijiienfra^ren  'Kniiis:, 
liurkart  Uber  Mulduug  und  Meldangabc  bei  persönliclieu  Steuern.  Anton i  über 
Steoersnbjecte,  M  eisel.  Onredit  und  Zwang  im  Finanzwesen  u.  a.  m.).  Im  v.  Stengel* - 
schon  Wörterbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts  s,  die  knappen,  rorzügli(^en  Artikel 
Uber  Stenern  von  G.  Mayr. 

Das  Verwaltnngs  recht  der  Besteuerung  findet  in  den  Werken  Uber  positives 
Verfassunga-  und  Verwaltungsrecht  der  einzelnen  Stait-n  -  in,-  mehr  oder  weniger 
eifigchoiide .  j'iiin  Tlieil  aurh  für  die  flnanzwi^^en^' hattliche  HflianiiliuiiT  ihs  Stcuer- 
verwaltuiigblehrc  bcachtenswcrthc  Darlegung.  Gncist  fUr  England,  v.  Könne  fur 
Preussen,  POzI  Air  Baiern  seien  besonders  herrorgehoben. 

Die  speciclien  Einrichtungen  der  einzelnen  Lander  sind  regeluaösiiig  in  der 
Literatur  aber  das  l<1oanzweseo  derselben  geschildert  S.  die  Literatur  in  Fin.  1»  54, 
55  iL,  III  Ii. 

.Auch  im  Fulgendcn  wird,  wie  in  der  ganzen  allgemeinen  Steuerlchrc  in  dioM  tii 
^laiiib',  auf  (las  Detail  der  Kin rirhtungcn  und  R■'^?imIntlnL'■en  oin^eliirr  Limiirr  jii<  Iit 
eingegangen.  Soweit  das  Uberhaupt  in  einem  W  erke  über  Finanz  Wissenschaft  möglich 
ist,  wird  auch  darüber  erst  die  specielle  Stenerlehre  N&beres  bringen.  Hier  an  dieser 
Stelle  kommt  es  l;  lade  darauf  an,  in  dem  D- 1  lil  und  in  den  Vcri<chiedenheiten  der 
einzelnen  Länder  das  Allgemeine  aufzufinden,  dies  darzustellen  und  der  kritischen 
Bourtheilung  auf  seine  Zweckentsprechendbeit  zu  unterziehen  Aber  zu  übersehen  ist 
nicht,  dass  das  „Allgemeine''  sich  gerade  auch  in  der  Stcuervorwaltang  nach  Zeit  und 
Ort  mriflificiren  mu.ss.  Ab.soliit.'  S  ii/i  für  cTn;?elne  Pnncte  lassen  sirJi  daher  nicht 
immer  aufstellen,  sondern  dem  Priucip  der  historischen  und  örtlichen  KelaüvitM  ist 
gebohrend  Rücksicht  zu  gowühren.  Namentlich  bedingt  auch  der  Zusammenhang  der 
Steoenrerwaltong  mit  der  allgemeinen  Staats-  und  Selbstverwaltung  wieder  manche 
Abweichungen  in  den  Kinriclitunpen  der  einzelni u  Länder.  Das  Alles  kann  aber 
nicht  luudcru,  ailgemeine  Grundzü^e  und  Grundsätze  der  Slouervervaltuug  zu  ermitteln 
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za  sacbeB,  »  venig  als  eine  „all^meiiie**  wteenschaftlicbe  Theorie  der  Besteoenn; 
(iurch  die  tinvemcidlichen  Abwoiuhanfen  dM  poBitireB  SteiMiMchia  dvt  r«aohied«M« 
iStaaten  unmöglich  gemacht  wird. 

In  drittfln  Btadt  der  Flu.  Inbe  leb  luneiitlidi  to  dem  hierfQr  b^nders  g«- 
cignetcn  E<i <pi  1  (ler  franzfJsischen  Besteocrnng  im  19.  Jahrh  u.  1  rt ,  als  ein« 
«ärmlichen  Sainmlong  Ton  Steacrmodellen".  —  in  einem  UmCugt  weicher  £reiUcb  daa 
MÄtia  eines  Ahttchnitts  in  einem  systematisch -finaaxwiaMiitditflHelieB  Weilr«  «ber- 
ttelgCD  mag,  aber  daSnr  »Mck  ein  nlhcres  Eingeben  auf  dAlgldcli  i  krestattete  —  des 
Versach  gemacht  zu  zeigen,  wie  m.  E.  die  Einzolfragen  der  SteuertecLnili  di^ 
^eaenrerwaltung ,  auch  diejenigen  eines  concreten  Landes,  als  Gegeosuud  finaoz- 
witeentebnftUcher  EfAftamng  zu  babandeh  ilnd.  Kaeh  der  nnniBebTigeo  Fettige 
btoUung  dieses  dritten  Rands  möchte  ich,  gerade  zur  Exemplif  i -nt:  o  n  t.nd  für  die 
\  erfolgung  der  in  diesem  Kapitel  za  lieliandelnden  Probleme  mehr  ins  Einzelne 
und  ins  Practische  hiueiu,  auf  diesu  DarsteUnng  der  InittOaitebeii  Bettmienuig 
Benis  nebnen  (fgL  Yorroit  n  B.  IIQ. 

Erster  Haaptabscbnitt 

E  i  n  1  e  i  t  n  n  g. 

FestoteUung  der  OruncUagen  der  Beateuenmg, 

I.  —  §.  293.  AbhKngigkeitsyerbältnisse  der  Stener- 
▼erwaltmig. 

Die  Stenerverwaltang  steht  mit  zweierlei  VerhUtDisseD  m 

Zusammenhang  und  in  Abhängigkeit:  mit  der  Besteacrnng, 
ihrem  Recht  und  ihrer  Gestaltung  einer-,  mit  dem  ü  i  f  c  ii  1 1  i  c  h  e  n 
Kceht  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungsk  h  jje  i  und 
dem  Organismus  der  ganzen  öffentlichen  Verwaltnng 
andererseits. 

In  crstcrer  Hinsicht  iusscrt  namentlich  die  Art  der  Besteuerung  and  du 
„Steuertechnik",  in  zweiter  Hinsicht  die  ganze  Einrichtong  des&aals  md  miau 
Verwaltung  (and  ftnädof  diejenige  der  Gommanalrenraltung')  einen  wesentlichen  Einflass 
auf  die  Stouenrerwaltnng.  Die  letztere  kann  sich  ni  -ht  wr.hl  ganz  anders  als  die  all- 
gemeine Verwaltung  eutwicl^eln  und  gestalten,  zu  weicher  sie  als  ülied  ja  aidbst 
gebört;  eine  Abbingigkeit,  «relebe  bei  den  einielnen  Stenergruppe»  vetBcbiedeii  M, 
namentlicli  l)ei  der  directen  Besteuerung,  die  aus  besonderen  (irttnden  regelmissif 
mit  der  allgemeinen  inneren  Landcsrerwaltong  in  näherem  Zusammenhang;  stebt,  sicli 
zeigt,  aber  doch  auch  bei  der  Übrigen  Besteuerung  nicht  fehlt. 

Die  Steuertechnik  stellt  aber  dann  bestimmte  AnfordeningCD 
an  die  Steuervervvallung,  von  deren  Erfllllung  mitunter  die  Ausführ- 
barkeit, regelmässig  die  LeistungsnUiigkeit  oder  Güte  einer  Steuer- 
art und  einer  Kinrichtung  einer  Steuer  beding:t  ist.  Ob  die  Steuer- 
Verwaltung  diesen  Anforderungen  naclikommen  kann,  das  hän^f 
dann  eben  vielfaeh  wieder  von  der  ganzen  Entwicklung  und  Ge 
staUang  des  Staatslebens  und  der  allgemeinen  Staatsverwaltung  ab. 

Bieten  sich  hier  zu  grosse  Schwierigkeiten ,  fehlt  z.  B.  überhaupt  noch,  wie  im 
anentwiciolten  Staat  (MittelaUer  und  UebcrgangszeitL  der  ganze  ataaüicbe  BebOrdea- 
and  Bennitenapparat,  an  den  sieb  ein  StenefbebSraenveiea  nngUadem  mttale.  odfr 

verlangt  eine  Steuer  einen  besonders  zuverlässigen ,  unbestechlichen  Beamtenstand  fär 
ihre  Veranlagung  un<l  Erhebung ,  welcher  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  nicht 
zu  bescbatlen  i^t,  so  liann  dadurch  eine  Sieuerart  oder  eine  Veranlaguugä  -  und  Er* 
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habrngaut  elaer  Steur  mnAfUeb  wetäm  oder  «o  gfoan  Mingel  zeigeD,  dMs  w 
rithlicher  ist,  danat  zu  FendeliteD. 

Insofern  besteht  auch  hier,  wie  gewöhnlich  in  Bolchen  DiDgen, 
ein  Verb  ältDiss  der  Wechsel  wirk  nng:  die  BeBteaening  nnd 
ihre  Entwicklung  beeinflaMt  die  Stenemrwaltnng  nnd  wird  nmge- 
kehrt  von  dieser  nnd  von  dem  Stand  der  allgemeinen  Verwaltang 
beeinfloBst. 

So  liaadgraif Mdl  Um  fot  and  oo  tefar  die  Stenergeschichto  imd  die  YeigleiehaBg 

des  Steoerwescns  in  Ländern  mit  verscliietlt;ner  StaafseutwicMung  und  Verwalluogs- 
oi^niüatioo  es  b«legt  so  wird  dies  doch  oftinais  Übersehen,  bei  der  Beurthcilung  des 
Steoenresens  verschiedener  Länder  und  Zeiten  and  bei  steuerpolitischen  Erörterungen 
nad  Tonchl&gcn  in  Bezog  »af  Reformen,  auf  die  Einfiihrang  anderswo  bestehender 
Stetif^rti  und  Steut^rr-iTinrhtungcn  n.  dgl.  m.  Aach  hier  sind  Theoretiker  und  Practiker 
leicht  geneigt«  absolute  statt  rel&tirer  ürtheile  z.  B.  Uber  directe  und  indireae  Be- 
steaerang,  ttber  MonopoUsiniiig  als  Steoerform  bei  Yerbnncliieteiieni ,  Ober  Selbst- 
schätzung und  amtliche  Einschfttzang  bei  Einkommen-  nnd  Vermugcnssteaem,  tlber 
eigene  Staatsverwaltung.  Verwaltung  durch  die  Selbstrerwaltungäliörper  (Gemeinden) 
oder  Steuerpacht  und  in  vielen  äbnlicheu  Specialfrageo  der  Steuerverwaituug  zu  lallen 
und  duttoli  fwelttTe  Foidemngeii  an  das  Sieoervesen  in  steUen. 

Die  Wahl  der  VerwaltnngBarten  nnd  Einrichtungen 
der  Bestenernng  Ist  keine  so  unbedingt  freie,  wie  In  den 
Urtheilen  nnd  Vorschlftgen  der  Theoretiker  nnd  Practiker  oft  an- 

genomroen  wird.  Vieles  ist  hier  nicht  beliebig  mechanisch  zu 
machen,  nicht  einfach  ?on  anderen  Zeiten  und  Orten  zu  tibertragen, 
sondern  hängt  von  den  geschichtlich  gegebenen  Verbält- 
nissen  des  ganzen  Volks-  und  Staatslebcns  ab.  Wie 
sich  die  Hestcuernng  in  ihren  Arten  nnr  mit  diesen  VerhHltnisscn, 
Damentlich  mit  der  Entwicklung  der  Volks wirthschalt  verändert  und 
verändern  kann,  so  auch  in  vielen  Pnncten  die  Steuerverwaltnng. 

Auch  letztere  zeigt  historische  Entwicklungsphasen, 
die  sieh  nicht  durch  ein  einfaches  Machtgebot  der  Theorie  und 
nicht  einmal  durch  den  Willen  der  Staatsgewalt  ttberspringen  oder 
vorweg  nehmen,  sondern  höchstens  allmftbUch  durch  rationelles 
Vorgehen  um-  nnd  weiterbilden  lassen. 

Auch  die  deatscbe  Ftnantwisseiwchaft  luU  in  Urtheilen  und  Yorscbligeii  über 

StefnrverwaltongsvcrhUltnisse  gewöhnlich  viel  'zu  sehr  dem  „Absolutismus"  der 
Losungen  gehuldigt  namentlich  sind  Einrichtungen  der  Verwaltung,  z.  B.  Stouerpacht 
statt  der  ElgeBfenraltiing  (Regie),  oll  nur  abstracl  ntieiiaUadscb  benitheilt,  nicht 
concret  hiaUolMli  m  den  Verhältnissen,  in  denea  de  eich  bildeten  und  bestanden, 
aofgefasst  und  begriffen  und  in  diesem  Zasammcnhang  kritisirt  worden.  Auch 
dabei  brauchen  die  etwaigen  M&ngel  der  Einrichtung  nicht  verkannt  zu  werden,  aber 
sie  lassen  sich  ntir  so  riebtig  wflrdigen  und  eridlno.  Aber  zo  einen  nnlMdinglen 
Verdict  wird  man  auf  diese  Weise  nicht  so  leicht  gelangen.  Was  nützt  es  z.B.  über 
die  antike  Steuerpacht  den  Stab  zu  brechen,  wenn  man  sofort  zugestehen  muss,  dass 
in  gewissen  Perioden  des  Staatslebcns,  welche  die  griechischen  Staaten  kaum,  Rom 
wenigstens  grossentheils  erst  nach  der  rcpublicanisc  hcn  Zeit  in  ihrer  Entwicklung 
überschritten  haben,  der  Mangel  in  der  allgemeinen  Vorwaltttngsorganisation ,  "^tp^t 
wieder  die  FoU;e  unentwickelteren  Staatslebena,  eben  kaum  einen  anderen  Ausweg 
Hess,  als  das  Systein  der  Steaer|Meht?  Oder  wie  kann  man  nneb  richtig  Uber  die 
Staneiyacht  in  den  Zeiten  der  Uebcrgnngsperlode  ans  dem  mitteüsIterUeh^stindisclien 
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tum  modernen  Staat  uiilieilen.  indem  man  vom  Gttichtspanctc  des  bootigcn  SiMt»  Vit 
sr^ruT  liiK  h  Uli  I  (i.  triioli  cntwickf^Itcn  yorwnItiiTi_'-i.''i:.iiiis;Uion,  mit  seinem  a«H^cbildcten 
und  im  Üauzen  zuverlib^igea  lieamtcnthum  au6  bicuerpackt  uud  Rii^io  fefgl^chead 
kritbirt,  wfthrend  eben  in  jener  Zeit  die«c  Einricbtanf^  theib  noch  fohlten,  thoUs 
erst  in  der  Kntwicklnng;  bej^rritlen  und  oft  noch  sehr  iniii;relbaft  waren?  Hier  hat  die 
historische  Schule  der  KationnlOkonoiiiie  gaae  leclit,  ?or  unbodinf  tom  UnUeii  far  oder 
wider  zu  warnen. 

11.  —  ^.  2^4.  Wesen  und  Aufgaben  der  bteuerver- 
walt  uug. 

Die  SteuerverwAltung  begreift  die  Gesammtbeit  der  Maass- 
regeln,  durch  welche  die  ßeeteuernug  nach  dem  gelten- 
den Steuer  recht  zur  Ausftthrung,  daher  auch  den  Steuer- 
Pflichtigen  gegenüber  sur  Anwendung  gelangt.  Sie 
bat  es  also  mit  dem  bestehenden  Recht  (der  lex  lata)  and 
dessen  Vollziehung  zu  thun  und  ihre  unmittelbare  oder 
eigentliche  Aufgabe  beschränkt  sich  darauf. 

Die  obersten  Organe  der  Stetierrerwraltung  haben  indessen  anderseits,  vie  dicjcnig-en, 
aber  mehr  noch  als  Ii  lieen  der  Ubri?i^n  Verwaltung:,  au  der  Vorbereitung  der 
Steuergesetze,  daher  an  der  Ermittlung  der  richtigen  (irundiagen  der 
l'urt-  und  umzabildundcu  Besteuerung  uiitzuwiikcn ,  uud  zwar  in  erster  Linie, 
indem  ron  ihnen  vorzugsweise  die  Initiative  dazu  ausgehen  nnj  der  Weg  in  der  Praxis 
gezeigt  werden  muss.  Zur  weiteren  Aufgabe  der  Steucrverwaltuog  gehört  daher 
auch  diejenige,  de  Icj^c  ferenda  tbäiig  zu  beiu.  —  Stein  (4.  A.  I,  4ÜU  ü'.,  51S  S.)  onter- 
scheidet  in  seinem  „rerfassnngsmä^igcn  Recht  des  Steuenrcsens^*  die  Steoergeeetz* 
gebung  und  die  Stcuerver waltung.  Unter  letzterer  verslebt  er:  „Die  Gesammtbeit 
der  TbiUigkeitcn ,  Ordnungen  und  Ma.i.s>reg<-ln ,  vermöge  deren  die  gesetzlich  fest- 
gestellten Steuern  in  Subject,  Dbject  und  Steucrmaass  gogcnubcr  dem  Einzelnen  zur 
Vollziehung  gelangen'*  (s.  HS).  Damit  ist  vom  Standpuncte  dct^  \  Tvraltanpirechtt 
die  Aufgabe  der  Steuerverwaltung  richtig  bezeichnet  und  begrenzt.  V^m  finanzwissen- 
ächaitlichen  Slaudpuuct  muss  sie  wohl  noch  auf  die  eben  bezeichnete  Aufgabe  mit 
ausgedehnt  werden. 

Zur  Ldsung  ihrer  unmittelbaren  Aufgabe  bedarf  die  Steoer 
Verwaltung  eines  jene  Maassregeln  zur  Vollziehung  des  Steuerrecbts 

veranlassenden,  ausführenden  und  controlirenden  Bebördeu- 
Organismus  uud  Dcamtcnaiiparatcs.  Ferner  muss  sie  iimci- 
halb  der  durcb  das  Steuer  recht,  d.  h.  im  modernen  Staate 
wesentlich  durcb  das  Gesetz,  gezogenen  Grenzen  und  in  Gemäss- 
beit  dieses  Kecbts  die  Verordn«  ngsgewalt  besitzen. 

Hierbei  wird  ihre  ('()nij)ctcnz  nach  einer  Seite  mitunter  zwcek- 
mässig  etwas  anders,  namentlicb  weiter  gezogen  werden,  als  auf 
anderen  Rechts-  und  Verwaltungsgebieten ,  um  die  sachgemässe 
Anwendung  des  Rechts  im  wahren  Geiste  des  letzteren  auf  die 
einzelnen  Fälle  zu  sichern,  nemltch  in  Bezug  auf  die  Ansftthr* 
nngs-  oder  Vollzugs  Verordnungen  fttr  das  Publicum  und  das 
Verwaltungspersonal.  In  anderer  Hinsicht  ist  aber  gerade  in  der 
Besteuerung  wesentlich,  dass  die  Verordnung  sich  streng  auf  den 
Vollzug  der  Gesetze  heschränlie,  dass  das  Gesetz  allein  (oder 
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frllber  das  Gewohnheitsrecht  und  IlerkommeQ)  das  „Recht"  auch 
für  den  ÖteaerpliicbtigeD  bilden  auf  das  er  sioh  berofen  kaon. 

In  Betreff  dieser  rerwaltung-reclitliclien  Yerhriltnisse,  namentlich  des  Cntcrscbieds 
zwischen  „Gesotz"  uud  „Verordnung"  beziehe  ich  mich  auf  Stein's  bekannte  Auf- 
fassungen in  seiner  „Inneren  Verwaltuug^ehre" ,  die  hier  wohl  Abächhebseudoi  ge- 
bntcht  haben«  wcnigstoM  m.  A.  n.  Uiher  nicht  dnidi  etwas  BMsena  in  dw  Litantur 
enetit  sind. 

Yerordnungeu  gegen  das  Gesetz,  durch  Suspension  ron  fiestimmungeu 
ober  gesetdieh  zu  erhebende  Stooem  oder  Yeroidniingen  ohne  gesetzliche  Er- 

uiürhtigung  zur  EinfQhrung  neuer  Steuern,  Abänderung  der  Steuersätze  sind  daher 
zwar  auch  auf  di  jii  Gebiete  der  Besteuerung  wohl  in  denselben  enpen  Grenzen  im 
modernen  „constitutiuncllen"  Rechtsstaat  principicll  ftlr  zulässig  zu  erldaren,  wie  auf 
anderen  VervalCnngsgebietcn,  anter  der  Verpflichtung  nr  Efnholung  spiterer  Indemnltit 
«lurcli  die  venintwortliche  Regieruns?  bei  der  Volksrertretung.  Aber  von  solcher  Ver- 
ordoungsgewalt  wird  noch  forsichtiger  and  practisch  noch  sei  teuer  wirklich 
Qebfaneh  n  nacheo  sein,  da  dadurch  In  die  ^mOgensrechte  der  Stenerpflichtigeu, 
oft  ohne  die  Möglichkeit,  das  wieder  rOUig  gut  zu  machen,  eingegriffen  und  nur  in 
einzelnen  Fällen  Gefahr  im  Yerzutr  sein  wird.  Solche  Fälle  können  eher  noch  in 
Bezug  auf  Suspension  bestehender  steucrrcchtUcher  Bestimmungen  rorkommeu,  so 
in  Betreff  der  directen  Ertrags-,  Einkommensteiian  besendets  bei  „Nothstlnden**,  in 
Betreff  der  Zölle  n.  dgl .  wenn  der  zollfreie  Bezug  ron  Artikeln  im  öffentlichen  Interesse 
liegt,  z.  B.  zur  Versorgung  des  I^nds  mit  Mahrongsmittcln  bei  Missernten.  Die  selb- 
sündige  Auflegung  von  Steuern,  auch  die  Erhöhung  ron  Steuersätzen  im  Ver- 
Oldnungswege  ohne  gesetzliche  Autori^ation,  wird  dagegen  noch  viel  seltener  statthaft 
rrs<  heinen,  obgleich  das  pnn-H^'-he  Leben  bei  den  verwickelten  VerluUtnisäen  des  Zoll- 
wesens  und  der  indirecten  Verbrauchssteuern  immerhin  einmal  in  einem  Fall  ein 
solches  Yorgehen  netiiirendig  machen  kann,  da  hier  eben  doch  milnnter  6efkbr  im 
Temg  ist.    Anders  liegt  die  Sache  bei  den  directen  Steuern. 

Bei  der  Mitwirkung;  der  Steucrverwaltuug  an  der  Fortbildung  der  Steuer- 
gesetzgebung sind  namentlich  die  Erfahrungen  der  Verwaltung  in  Bezug  auf  das 
bestehende  Steuerrecht  ZU  verwerthcn  und  die  verwaltnngstechnischeu  Gesichts» 
pvncte  in  Betreff  der  Gestaltnnjr  des  Stcnersystcms  und  der  '^i:r^elnen  Steuerarten  rnt 
Oeltong  zu  bringen.  Uier  werden  die  im  vorigen  Kapitel  erörterten  principi eilen 
Prägen  Tcm  Steversysteni  und  den  Stevetartan  und  von  der  Uebereinstimmung  dieses 
Syntetos  mit  den  finanzpolitischen,  volkswirthschaftlichcn  und  Gerechtigkeitsgrundsätzen 
zu  Verwaltung  Stechnischen  und  insofern  zu  Zweckm  rissig^kcitsfragen.  Ob 
und  wie  weit  gewissen  principiellea  Forderungen  entspruchcn  werden  kann ,  ist  dann 
TOflB  Standponct  der  Verwaltung  ans  nait  zu  entscheiden.  Die  Fnigo  von  der  Er- 
werbs- und  VcrbrauchsbestcU'^nin-,'  verwandelt  sich  hier  wesentlich  in  diejenige 
von  der  directen  und  indirecten  Besteuerung  (in  beiderlei  Sinn  dieser  Au:»drucke). 
Die  yerkehrsbesteaerung  erseheint  hier  Yonenillch  als  Stempel-  ondKegister- 
ab^abewesen. 

Bei  dem  engen  Zusammenhang  der  prinripiellen  und  technischen  Seite  der 
Stcuerfragen  war  es  unvermeidlich,  in  den  früheren  Abschnitten  auch  manchen  ver> 
vattongstcchnischen  Punct  schon  forweg  zu  nehmen.  Einiges  ist  aber  jetzt  noch  nach* 
zutragen.  Dabei  wird  jedoch  die  Beschrärknn:!  auf  die  allc^emeineren  verwaltnnp*^- 
tochnischeu  Fragen  hier  in  der  allgemeiiteu  St<  uerlehre  fosteehaltcn.  Was  sich  auf 
die  einzelnen  Steuerarten  und  Stenern  bezieht,  gehört  in  die  specielle  Steneiiehre. 

III.  —  §.  295.  Die  cinzelncD  Aufgaben  der  Steuerver- 
waUuDg,  theils  zur  Eriiiittlung  des  verwaltnngsteclmisch  zwcck- 
TuHssigsten  Wegs  für  die  Bildung  den  Stcuci  rot  bts,  theils  zur  Aus- 
itlhruDg  der  recbtlicb  bestebeuden  Befiteueruug,  lassen  sieb  folgender- 
maaseen  zasammeofassen : 

A.  Feststelinog  der  Grundlagen  der  fiestenernng. 

B.  Aasftthrnng  der  Bestenerang. 

a.  Wagnar,  IlBBaswlaNaicbaft.  n.  a  aaa  45 
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1.  Veranlagunc:  der  Steuern  oder  Ermittln ng  derThat- 
Sachen  znr  Festätellung  und  Bemessung  der  Steuer- 
scbuldigkeiteu. 

2.  Erhebung  der  Steuern.  ' 

3.  Einrichtang  der  Stenercontrolen. 

4.  Verhängnng  deryStenerstrafen. 

Jede  einzelne  dieser  Aufgaben  löst  sich  wiotJcr  in  eine  g^rCssoro  oder  Heinere 
Anzahl  spccieller  Aufgaben  auf.  ron  denen  nur  die  vichtigeren  hier  erörtert  werden 
können.  Im  Ganzen  liegt  hier  ein  ausserordentlich  grosses  rerwickeltes  ood  det&iUirtM 
Gebiet  der  Thätigkeit  vor,  deRson  theoretische  Behandlung  auch  in  vielen  Pandel 
noch  sehr  dürftig  i^t.  Die  })\u<sv  Routine  herrscht  hier  noch  im  weiten  ritifane*?. 
Da  es  sich  WüsentUch  ujn  practische  Einzelheiten  handelt,  bereitet  die  Dnrsteilimg 
auch  ia  formeller  Hinsicht  nuicbe  Schwierigkeiten. 

Kau  I,  §.  281  unterscheidet  drei  bei  jeder  Steuer  vorkommende  Vorproisr  : 
I  Fe<?tsc(zun2:  (ier  Stcticrsrhiilditrk*^it ,  II.  EntrirhtTin^  durch  die  SteaerpfiichugeiL, 
III.  EiLcbung  ^Einzug)  far  die  buabcabbo.  i^u  1  gehört  die  Be<£üichuuug  des  Gegen- 
stands oder  Steuer object«,  die  Fettsetnuig  des  Steuersatzes,  die  Aoauiäoig 
der  Quantität  des  Steuergegenstands,  wckho  ron  -'^d-Tn  Einzelnen  vTstcnem  i*t. 
Bei  U  erörtert  üUu  den  Vorzug  der  (jeld-  vor  den  iNaturaii>tcaem  und  die  äogcnumtea 
BeqoemUchkeitsregefai  (s.  oben  §.  191).  Bei  III  werden  billige  ErhebingatoMtaB 
(s.  oben  §.  192),  pUnctlichcr  und  vollständiger  Eingang  gefordert,  in  §.  2S7  wird  übet 
Ausstfinde  riud  IJi'L'"fln'.  sie  zu  venneidcn ,  gehandelt .  dio  Steuerpacht  in  §.  2^**  t^e- 
sprochcii  und  die  Einrichtung  der  Eihcbuu^'^  auf  Kechuuiig  des  Staat:»  iu  §.  2b'J  dar- 
gelegt. EiAselnes  im  Folgenden  von  mir  Behandelti;.  z.  B.  die  Kcpartitions-  od 
QuütitätsbeHt(3ucrung,  erörtert  Ran  bei  der  Eintheilung  der  Steuern  (so  ia  §.  205).  — 
Stein  {i.  A.  I,  52Ü  Ü.)  unterscheidot  für  dio  Verwaltung  der  Steuern  zwei  gtom 
Gebiete:  die  Stenernmlegung,  d.  h.  „dchjcia^cn  Process,  dnrdi  welchen  der  asdi 
dem  Steuergesetz  fOr  jedes  Sttbjoct  und  Object  der  Steuer  vorgescbricb^e  Steoer- 
betrag  für  den  Einzelnen  bestimmt  wird":  tind  die  Steuererhebung,  d.  L.  „das 
Yedsüiren,  durch  welches  der  vermöge  dicker  Umlegung  der  Steuer  sich  ergebende 
Steuerbetn«,  der  damit  zar  Pflicht  der  Steuerzahlung  wird,  nunmehr  foo  den  be- 
treffenden Subjecten  und  Objectcn  auch  wirklich  fUr  die  Gassen  des  Staats  eing^ebracbt 
wird**.  2  Seiten  darauf  wird  dann  der  Ausdruck  Steuerumlegang  schon  wi^ier 
durch  den  der  Steverrerthellung  in  der  Ueberschrift  ettettt.  Id  der  5.  Auflage 
hat  Stein  wieder  dnige  andere  Wendungen  und  Ausdrucke*  MBesteuerniif  *^  iA 
ihm  „der  Prooea».  vermöge  dess»»«  der  Staat,  der  di  -  Sfcucr  seinem  Wesen  nach  von 
allen  fordern  muss.  dieselbe  nun  von  dem  Kinzeincu  wirklich  erhebt'".  Diese  Erhebang 
der  Steuer  als  selbetindige  Thitlgkeit  OMint  er  „Stenerrerwaltnng**.  In  steht 
klaren  W'orltii  wurden  dann  hier  drei  Aufgaben  oder  Theile  (?'  der  Bosteuemor 
untcrschied<.n:  die  Bemessung,  die  Umlegung,  die  Erhebung  der  Stenern 
(U,  1,  419). 

Die  erste  ond  xwelte  An^be  (A  und  B),  welche  ich  unterscheide,  h&ngea 

nahe  ztisanvnv^n ,  müssen  nb^^r  doch  getrennt  werden.  Die  erste  betritft  die  Vor- 
bereitungen, die  auch  die  Verwaltung  fOr  die  Steuergesetzgebung  zu  leisten  iiat,  dk 
zweite  daDB  die  Volhiehang  des  Stenerrechts  dem  Stenersnbject  und  StenMobject 
gegenaber. 

Zum  Theil  sind  hier  auch  wieder  terminologische  Erörterungen  einzustreuen, 
durch  welche  diejenigen  in  dem  ersten  Kapitel  der  „allgemeinen  Steuerlehre"  (§.  n8 — 100, 
Abschnitt  „Terminologie")  erläutert  und  ergänzt  werden.  Wie  aber  $chon  die  wissen« 
schaftliche  und  practis' lie  TcrrnifH»lo«:ie  in  Hau))tp';n  n.  "o  in  P»nreir  der  tecknischei) 
Namen  der  Stuuergattongen  und  einzelnen  Steuern,  wie  wir  doil  sahen,  vielfach  Mch 
beute  anseinander  geht  und  ein  allgemeiner  fester  Sprachgebraadi  dch  nur  tOx  Weniges 
gebildet  !iaf,  so  weicht  vollends  die  Terminologie  in  den  Einzelh '  i  ten  der  Steuer- 
Verwaltung  ab.  Für  die  meisten  Einzelheiten  hat  nur  die  Praxis  einigermaasscn  feste 
technische  Ausdrücke,  die  aber  wieder  vou  Land  zu  Laud,  auch  in  demselben  Sprach- 
gebiet, -wie  in  dem  deutschen  —  hier  natürlich  unter  dem  Einlloas  der  xersplittericD 
politischen  Entwicklang       dften  Terschieden  sind.    Da  aus  es  w«Mndi«h  mit 
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modernen  Verbältnisäen  zu  tknn  bat,  so  baben  sieb  bier  weniger  Aoadracke  aoUkeu 
UivprongH  eingebürgert,  veflhilb  ein  wicbtiKes  Moment  der  Glelchmlttifkett  der  tech- 
nischen Terminologie  unter  den  CultarvOlkern  liier  feblt    Die  wissenscbaftlicbe 

Terminologie  ist  mebrfarh  bei  jedem  einzelnen  Theoretiker  wieder  etwas  Terschieden. 
Da  vitale  Fuucte  in  der  Theoriti  bisher  gar  nicht  näher  behandelt  worden  sind,  so 
fehlen  manclie  tecbin  <  L  Bezeichnungen  hier  noch  ganz,  ohne  dass  man  dieselben 
immer  aas  der  schwank'  :i  ii'ri  und  oft  iirrL^  'nrx"  T  Tuiinolopie  der  Praxis  passend 
eig&azen  köanle.  Stein  i:it  hier  wie  soubi  /war  ongiueü  in  neuen  Ausdrtlcken,  aber 
oft  sehr  viUkftrlieh  und  In  fleinen  nniiOthigen  AbweichoDgen  rem  Spraebgebruch 
selbst  irreleitend,  anrh  dabei  in  Folge  der  Flürhtiglcit  seiner  Arbeitsweise  nicht  immer 
ronsequent.  selbst  in  der  nemlichen  Auflage  nnd  in  demselben  Abschnitt  nicht  einmal. 
Ddj»  Bcäte  inüchte  wit?  in  verwaltuiigstechniscbeii  l'raguii  so  auch  in  technischen  iie* 
Zeichnungen  v.  lioci  ;j  !  istet  haben.  Ihm  wird  hier  mehrfach  gefolgt,  sonst  aber 
diejenige  Terminologie  gebraucht,  welche  in  den  id  'u  deutschen  Hauptstaaten, 
FreusflOA  und  Oesterreich  (in  letzterem  mitunter  etwaa  abweichend  und  hie  und  da 
in  ein  wenig  venlteten,  aber  gnax  passenden  Ausdrucken)  ttblldi  ist  oder  doch  einiger- 
asaassen  als  sUfeneiner  in  Dratscblind  gebrftochlioh  benichnet  werden  kann. 

IV.  Die  FestBtellnng  der  GrnndlageD  der  Be- 
stenernngr. 

§.  296.  Die  Gruüdlai^eii  jetler  Besteuerung'  sind  das  Steuer- 
.subject,  d.  h.  die  I'cibou,  von  welcher  reclitiicb  die  .Steuer  zu 
zahlen  ist,  das  Steuerobject  oder  der  Umstand,  die  Sache 
u.  s.  w.,  derentwegen  die  Steuer  zu  zahlen  ist,  und  der  Steuer- 
i^atz,  d.  h.  der  Betragi  weicher  von  der  Steoereiuheit  aia  Steuer 
erhoben  wird  (§.  90). 

Die  Feststellung  dieser  drei  Momente  gestaltet  sich  versebieden 
nach  den  grossen  Steuergattungen  und  zum  Theil  weiter  nach 
den  Bpeeiellen  VerlüUtnissen  jeder  einzelnen  Steuer.  Oer  Unter- 
sehied  der  Stenern  von  einander  besteht  fttr  die  Verwaltang  Tor 
Allem  in  den  Unterschieden  in  Bezug  auf  die  Methode  der  Fest- 
stellnng  jener  drei  Momente. 

Vom  steverteehnischen  Standpunct  der  Verwaltung  ans  sind  die  eüuelnen  Stemm 

und  Stcuergattungen  daher  auch  wesentlich  mit  nach  dun  grSsscren  oder  geringeren 
Schwierigkeiten  /u  b«Mirth'Ml"fi,  w.'lrhe  die  Keststelliing  dieser  TJest«'>!«'nHi)jsgrtjndlagen 
und  im  Anschlub:»  daran  die  jbriuiiung  der  weilereu  oben  geuauuten  Auigabeu  295} 
mit  sich  bringen. 

Von  den  Stenergatiuugen  sind  hier  nnn  namentlioh  211  noter- 

scheiden  die  „dirccten"  (im  ersten,  wie  im  zweiten,  administrativ- 
technischen  Sinne  der  §.  97,  98 j,  daher  die  Ertrags-,  die  Ein- 
k oiii  111  en-,  die  aligemeinen  und  partiellen  Vermögenssteuern, 
sodanu  die  ,,indirecten"  besonders  im  zweiten  Sinne,  welrhe 
wieder  in  die  auch  teclmisch  vcrschicdeDCn  drei  Gruppen  der  X  cr- 
kehr 8-,  der  Erbschafts-,  Scbenkungs  -  uudäbnliclien  Steuern, 
sowie  der  eigentlichen  Verbrauchssteuern  —  letztere  wieder 
„indirecte"  in  beiderlei  Sinne  —  zerfallen. 

Unter  den  Verbrauchssteuern  sind  weiti  ri-  Unterscheidungen  nach  der  Art  dor 
Ydranlaguog  und  Erhebung,  in  der  in  §.  254  angegebenen  Weise  gerade  auch  für 
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die  äteuencrwaitang  vicbtig;  eine  mehrfach  besondere  StoUang  nehmefl  die  „an  den 
Produeäonsbeirieb  sieh  tnschlieaModoii**  YerbiMeteCeoeni  (§.  99)  eitt. 

In  Conseiiueiiz  der  in  §.  07  ff.  erfolgten  Aafstellang  eines  Doppelbegriffs  „directef* 
und  „iudirecter"  Steaeru  sind  hier  joUt  einige  AendezoDgoik  gegen  die  1.  Aoflsp 

iß.  585)  eingetretea. 

Die  Aufgabe  für  die  StenerverwRltnng  besteht  nnn  darin, 
zweckmässige  Einrichtungen  zu  treffen,  durch  welche 
die  Feststellung  der  genannten  drei  MomeDte  für  sie, 
die  Verwaltung  selbst,  wie  fflr  das  stenerzahlende 
Pablicam  mOgiiehBt  sicher  ond  einfach,  daher  aneh 
wieder  möglichst  bequem  ond  mit  den  geringsten 
Kosten  erreicht  wird,  den  „Principien  der  Stenerwaltuig" 
gemSss  (§.  189—192). 

Gerado  zu  diesem  Zweck  dient  sUUt  dcü  uttchstiicgenden  Weges  der  Mdirectea*^ 
B«al0iierang  (im  «rtt«B  ^oe),  wo  d«r  ?oin  Stonerracbt  in  Aimieht  §wmmme 

Steuerträger  auch  da  St' iiersobject  ist,  unter  Umständen  die  ,Jndirecte"  Be- 
steuerung (im  entcu  Siuuu,  §.  97).  Auch  sie  —  und  zwar  sie  in  diesem  Sinne  — 
ist  als  oin  Steuer  technisches  Hilfsmittel  und  der  directen  Besteuemn^r  gegenQber 
als  ein  Ersatzmittel  aufzufassen,  um  die  Schvierigkeiteu  bei  der  durch  d.-us  Wesei 
einer  Stener  sonst  geforderten  FcststeUun?:^  der  Steucrbubif  t»^  Objecte  nnd  Sitze  a 
fcrmindern.  Aus  diesem  Gesichtsponct  m  zwischen  ihr  und  der  directen  Bosteoenutg 
ron  Fall  zu  Fall  wa  wlUea.  DI«  ErUlrang  daftlr,  dtss  foimgsweis«  niir  die  Ter- 
b  ra u  chs Stenern ,  diese  aber  auch  in  dr^r  modernen  Volkswirthschaft  fast  vollständic 
indirei  te  Steuern  im  genannten  (erstcu)  Sinne  sind  und  dass  di^o  Steiictra  eioei 
immer  gröä.scrcn  Kaum  in  der  Gesammtbestcuerung  gewonnen  haben,  liegt  mit  in  der 
Thatsache,  da^  sich  jene  Schwierigkeiten  raf  diese  Weise  vermindern  lie»ea. 
wahrend  dieselljeri  bei  den  meisten  übrigen  Steuern  mit  der  Entwicklang  der  Arbeit-: 
und  Besitztheilung  nnd  der  Productionstechnik  erheblich  gestiegen  und  hiar  nur  aa:- 
luilinsweise  dnreb  „Indineto'*  Besteuerung  za  ttbervinden  sind  (g.  160  ÜL). 

A.  —  §.  297.    Die  Steu  ersiib  jecte. 

Die  Feststellung  der  bteuersubjecte  und  die  Vorschriften  Uber 
die  auf  dieselben  sich  beziehenden  Steuerrechtsverhftltnisse  speciali« 
siren  sich  unvermeidlich  nach  den  Stenerarten^  namentlich  wieder 
nach  den  directen  und  indirecten  Steuern ^  so  dass  die  allge- 
meinen Bestimmungen  Uber  die  Stenersubjecte  nur  einige  geoerdle 
Haup^uncte  regeln  kennen. 

Das  Recht  muss  snnttchst  fttr  alle  Steuern  festBetaen,  wer  nnd 
unter  welchen  Bedingungen  Jemand  fttr  eine  Steuer  an  r  Zahlung 
yerpflichtetes  Stcueraubject  oder  unmittelbarer  Steuer- 
pflichtiger ist;  eventuell  sodann  weiter,  ob  und  wie  neben 
oder  statt  seiner  ein  Anderer,  gesetzlich  oder,  soweit  dies  za- 
lässig,  nach  vertragsmässigeni  Uebereinkommen ,  für  die  Steuer 
haftet:  der  „  8  te  u e r h  r  f teu  de" ;  endlich  unter  Umsfjlnden  auch, 
ob  und  wer  das  Steuersubject,  z.  B.  in  dessen  Abwesenheit,  Ver- 
hinderung, vor  der  Steuerbehörde  zu  vertreten  hat:  der  „Stell- 
vertreter". Auch  in  Betreff  dieser  drei  Personenkategorieen  er- 
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geben  sieh  numche  VetBchiedenheiten  m  dem  Wesen  der  ver- 
scliiedeneii  Stenergattangen. 

1.  Die  indirecte  Besteaerang  in  noBerem  enien  Sinne,  d.  h. 
die  „mittelbar  erhobene,  yorgeschoflsene**  (S.  288),  leistet  hier  nnn 

in  Bezog  aul  die  Aufgabe  der  Verwaltung  in  der  Feststellung  der 

Steiiersubjecte  einen  wesentlichen  Dienst:  sie  ernio^^icht  cä,  even- 
tuell eine  viel  geringere  Anzahl  und  mcUtens  zugleich  pas- 
sendere Personen  zu  Steuersubjecten  zu  machen. 

Dieser  YortheU  zeigt  sich  am  Meisten  bei  einer  Verbraachsb^teaeruu^  in 
VoUnvirUisebaftoo  mit  ausgebildeter  ArbdtBtheilun^,  wo  die  SacbgQter  im  Kföeateo 

Maasse  von  bestimmten  Eiiuselvrirthschaftcn  berufs-  oder  gewerbsmässig  für  den  Ab- 
satz (^rreupt,  also  zunächst  Waarcn  werden  und  erst  durch  den  Umlauf  an  dio 
Yerbrauclier  gelaogeu.  Die  Fruüucünteo,  Kauflcute  und  ahnliche  Persouea  bilden 
liier  dio  an  Zahl  ungleich  geilBgereo  und  zugleich  die  gtungneteri  n  Steuersubjocto. 
Die  Feststellung  dieser  Personen  und  die  Ermittelung  der  durch  ihre  Hände  gehenden 
Steuerobjecte  i&t  rid  leichter  und  eiafacber,  als  die  Feststclluiig  aller  wegen  eines 
geviflsen  Verbmicbs  ttenerpflichtigen  GonsosieDten  und  der  Stenerobjecte  bei  diesen 
CTgL  §.  97,  8.  238). 

Bei  den  übrigen  Steaeni  liegen  die  VcrhUUnissf?  meistenn  anders  als  bei  den 
Ycrbrauchsstonero,  weshalb  hier  eine  solche  indirecte  Besteaerang  nur  eine,  Übrigens 
mitunter  ganz  nreckmlaBige  Annudune  bildet  Mit  der  AasdehBUig  dee  Mietb*  ud 
Pachtwesens  kann  es  z.  B.  r&thlich  nnd  ausführbar  werden,  je  nachdem  d-^n  einen 
oder  den  anderen  ThoU  förmlich  zum  rechtlichen  Steuersubject  von  Steoern,  mindestens 
zum  unmiUelbaren  Steaererhebangsorgane  ?on  Steoern  zo  machen,  mit  denen  man 
einen  Anderen  als  den  eisten  Stenensblcr  belasten  vill.  Dergleichen  kommt  auch 
Im  Steaerrecbt  öfters  Tor.  So  werden  wohl  bei  allgemeinem  l&ndlichen  Pachtsystem 
die  Grundsteuern  de:»  Kigeuthiancrs ,  selbst  die  Einkommensteuern  des  letzteren  vom 
Gnindertrage  (England)  dnreb  den  Pachter,  die  Ctebludestenem  des  Eifentbtimeis 
durch  den  Üiether,  öfter  noch  unigekelirt  die  Wohnungssteuern  des  Miethers  durch 
den  Hau^eigenthunier ,  d.  h.  eben  „indirect"  erhoben.  Die  Kinkommeus»tüUüru  der 
Privatbeaxfllen,  der  Arbeiter  können  sü  beim  Unternehmer,  Arbeitgebor,  diejenigen  — 
oder  besondere  Besoldung&steaern  —  des  öffentliclien  Beamten  bei  der  aasiablenden 
(Tasse,  die  Stooem  auf  die  Zin-r  rte  des  (ülftabigers  beim  Schuldner  eingezogen  werden, 
wie  es  z>  B.  in  grossem  ümtang  mitunter  lur  die  Steuern  der  Obligationäre  bei  der 
ActiengeseUaebnlr,  derStsntsgUubigerbei  der  zahlenden  SttstseiMe  geschieht  („Coupon- 
»teuer'*).  Auch  diese  Formen  „indirector'*  Besteuerung  werden  daher  mit  der  Ent- 
wicklung gewisser  Ökonomischer  und  Kechtsverhähuiase  der  ansgebildeten  Volksvirth' 
Schaft  leicht  häufiger,  weil  passender  werden. 

2.  Haben  die  Verbraiu  li<sieuei  u  iieiiiiiach  liier  ,  weil  üic  dieöe 
Art  iDtlirecter  EihebuDg  bcoomiers  gut  zulassen,  einen  Vorzug 
vor  den  dircctcn  Stenern,  den  Schätzungen,  daher  nanicnt 
lieh  vor  Ertrags-,  Einkoninien Vermögenssteuern,  so  uiucbt  doch 
anderseits  die  Feststellang  der  Steuersabjeete  bei  allen  Ge- 
brauchs-, zumal  bei  gewiesen  Hauptformen  der  Vcrbranchs- 
nnd  bei  den  VerkehreBtenem,  welche  allesammt  „indirecte^' 
Stenern  in  unserem  xweiten,  dem  administratiY-teohnisehen  Sinne 
des  Worts  sind,  wieder  grossere  Schwierigkeiten  (§.  95  ff.). 

a)  Bei  den  di r e oten  Stenenii  insbesondere  den  Sehatsnngen 
Hebtet  sich  die  Stenerpflicht  nach  notorisebeni  einigermaassen 
feststehenden  nnd  bleibenden,  daher  verb&ltnissmässig 
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leicht  lind  sicher  2U  er mittelnden  Thatsachen  der  in- 
dividnelUn  Lebens-,  Besitz-  und  (uubeeondere  der  ,,be* 
rnfsm  USB  igen'')  Erwerbs  Verhältnisse  eines  PersonenkreiseSy 
ans  welebem  letzteren  alsdann  nnsebwer  die  Stenersnbjeete 
nach  Feststellnngr  dieser  Thatsaoben  selbst  festgestellt  werden  können. 
Äneb  die  Vorsebrüten  Uber  etwaige  Stenerbaftende  nnd  StellTeitreler 
maoben  bier  gewOhnlieb  keine  grosse  Sebwierigkeit. 

b)  Anders  in  der  Regel  bei  den  genannten  indirecten, 
namentlich  den  Ge-  und  Verbrauchs-  und  Verkehrs  steuern 
(auch  den  Erbschafts-,  Schenkungssteuern  nnd  ähnlichen).  Hier 
hängt  die  Steuerpflicht  einer  Person  von  bestimmteneinzelnen 
wechselnden,  vorübergehenden,  im  einzelnen  Falle  mehr  oder 
weniger  zutUlligcn  Thatsachen  oder  Ereignissen  ab,  vvelehe 
in  einer  bestimmten  Vermögensverwendung  (liesitz  ge- 
wisser Objecte,  wie  bei  den  sogenannten  directen  Loxassteaem), 
im  Verbrauch  des  Einkommens  oder  der  Erzengnng  oder  dem 
Transport  nnd  Absatz  bestimmter  SacbgQteri  in  gewiesen 
Verkebrsgesebäften,  Erbanfällen  n..s.  w.  besteben. 

Hlofi;  «iiul  et  dftlier«  wie  bei  den  Vefkelu»-  nad  den  moiston  Yerbreachssteuer», 

gewisse  Handlungen  einer  Pcrpon,  —  f^f^r  A^^'^rhlnsa  eines  Kichts^esrliafT^ .  'V.>: 
Ausstellung  oder  Uoterschreibung  einer  Urkunde«  der  V<  rbrauch  oder  dio 
Erzen fiing  oder  die  Drtliche  Bewegung  (z.  B.  ttber  die  Zollgrenze,  dnroli  die 
Stadtthore)  eines  hesfiinmten  Saclignts,  —  sind  es  solche  Handlungen,  Ton  deren 
Vomalime  die  Steiierpilicht  jener  Person,  mithin  deren  rechtlicher  Chaiacter  «ift  Steuer- 
subject  in  diesi;ui  speciellen  Fall  nberhaupt  cr^t  ahhSngt. 

Hier  kommt  es  deshalb  auf  die  oft  schwierige  und  leicht  der 
Beobachtung  sich  entziehende  sichere  Constatirung  dieser 
einzelnen  Thatsachen  und  Handlungen  an,  um  Uberhaupt  erst  die 
Stcuersubjecte  festzustellen.  Daraus  ergiebt  sich  die  Notbwendig- 
keit,  ein  entsprechendes  Beobachtungsverfabren  zu  diesem 
Zweck  einzuricbten,  nnd^  um  dies  dnrebznitlbren)  damit  ein 
wickeltes  Btenercontrol-  nnd  Ötenerstrafwesen  in  Verbindung 
zn  bringen ,  nm  acbliesslicb  znr  Ermittlang  der  Steneisabjeele  sn 
kommen.  Die  Frage  nacb  Stenerbailenden  nnd  naeh  StellTer- 
tretem  fllr  das  Steaersnbjeet  wird  damit  sngleieb  wichtiger  nnd 
schwieriger. 

Zur  Bekämpfnng  dieser  Schwierigkeiten,  die  bei  direeter  Ver* 
brancbsbesteuernng  der  Consumcntcü  selbst  fast  unüberwindlich 
sein  und  jedcufalls  vollends  erst  unerlrägliche  Belästigungen  für 
die  Verwaltung  und  das  Publicum  in  dem  dann  erforderlichen 
Verwahiings-,  Erhebungs-  und  ('(mtrolapparat  mit  sich  bringen 
würden,  dient  nun  wieder  die  „iudirecte"'  Besteaerangsform. 
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Der  erwähnte  gfooe  TörUieil  denelben  bei  einer  Yermindürung  der  Stcuor- 
suhjecto  ttiid  der  Heraoshebung  geeigneterer  Steuersuhjcctc  in  den  Prodoceuteii,  Katif- 
leoteo,  Frachtführern  u.  s.  w.  wird  erst  deutlich,  wenn  man  sich  die  aonstigeu 
Schvieiigkeiton  einer  FeBtoteUmig  der  Stenenabjecte  unter  den  ConsnmeDten  Btmat 

Fergeg-enwärtigt. 

Bei  den  in  steuertechaischer  Hinsicht  iu  dein  genannten  Poncte  den  Verbraachs- 
steuern  rerwandten  Verkehrsstenem  kann  mau  sich  solcher  Steuersabjecte,  welche 
als  Sabstitate  und  Vermittler  für  die  ins  Auge  gefassten  Steuerträger  Aingiren  kSnnen, 
nicht  in  pleicheui  Maasse  bedienen.  Dorli  l.lsst  bich  bei  gewissen  Rörs'cn;>t'^n''rrt 
(Eiu^iuhuiig  von  Abgaben  fUr  den  Umsatz  ron  Fonds,  für  ächlosszcttei  u.  dgi.  durch 
die  Tomitlelnden  und  selbsttn^nden  MtUer,  Banken,  B&nqniers),  femer  wi  einzd- 
nen  Steuern  .itif  (!re.litiie»cliiitf  n'inziehiuig  durch  Vermittelung  des  Gläubigers. 
z,  fi.  bei  Lombardgcscbäften),  auf  Quatongea  u.  &.  m.  eine  ilinliclie  Einricbtiuig  trafen. 

Wesentliehe  Schwierigkeiten  fdt  die  BeBtimmoDgeii  ttber  die 
Steneraabjecte  bei  den  Verbranohs-  und  Verkehrsstenem  bleiben 
freilich  immer  tlbrig:  einer  der  stenertechnisohen  Kachtbeile  dieser 
Stenerarten  ansser  manchen  anderen,  welche  neben  den  Vortheilen 

der  indirecten  Erhebung  bei  den  Verbranchsstencm  nicht  übersehen 
werden  dürfen. 

Das  Einzelne  rit^htet  sieh  wieder  nach  den  besonderen  Verhältnissen  der  einzel- 
uen  Steuergattung  und  Steuer,  bei  den  Verbrauchssteuern  namentlich  nach  den  iu 

f'.  264  dergdegten  Verschiedenheiten  der  Erhebongsart  nnd  der  Besteuemngsmethode: 
er  Landes^'^ren^zoll,  Einfulirzoll,  die  stüdtisclie  Thoraccise,  die  beim  Jieiinischen  Pro- 
duccnten  erhobene  innere  Verbrauchssteuer,  die  einzelnen  Arten  der  Besteuerung 
hierbei  (Rohstoff-,  Fabilkatsteaer  n.  s.  ▼.)  bedingen  hier  mancherlei  Verschiedenheiten 
in  den  Voncbriften  über  Steuer^iibjocte,  Haftende  und  Stellvertreter.  Bei  den  Ver- 
kehrsstcucm  auf  I^echtsgesrhafte  hat  das  fJ* :s<  tz  aneh  die  nicht  immer  so  einfache 
Eubcheidang  zu  treüeu,  wer  von  zwei  Kontrahenten  u.  s.  w.  das  gesetzliche  Steuer- 
sDbject  sein  soll,  ren  dem  die  Znfalnng  zu  rerlangen  vnd  beizntreiben  ist  Aach  wenn 
dadurch  eine  vi  rira-suiassige  Regelung  der  Steuciiifiic  ht  unter  den  Bethciligten  nicht 
ausgeschlossen  wird,  so  wird  derselben  doch  unter  Umständen  zu  Ungunsten  des  in 
seiner  ganzen  ökonomischen  und  socialen  Position  schwächeren  Thcils  leicht  bedenklich 
prl^ndicirt.  Die  Frage  seilte  daher  nach  richtigen  steuerpelitischen  Grandsätzcn, 
nemlich  nach  der  Erwäiruns:,  wer  von  der  Steuer  gf^troffen  werden  soll,  entscbirib-n 
werden.  Aber  steuertechnische  ÜUcksichten,  auf  Sicherung  der  Veranlagung  und 
Erhebttng,  nOthigen  rieUeicht  zo  Abweichungen.  Ein  Beispiel  liefert  der  Stempä  bei 
Miethcontractcn.  Wenn  da  das  sogenannte  Hauptev«  ni]  lar  vom  Miethor  mit  dem 
Stempel  zo  versehen  ist.  so  sehen  leicht  beide  Theile  tiarin  ein  gesetzlich  geordnetes 
KecbtsverUaitiiibs  und  die  Steuer  wird  einseitig  dem  Mictlier  zugeschoben,  selbst  weuu 
das  Gesetz  dies  nicht  beabsichtigt 

B.  ~      298.    Die  Stcueroljjcctc. 

Die  Feststelloog  derselben  macht  regelmäBsig  bei  etwas  ent- 
wickelterer Erwerbs-,  Besitz-,  und  Gcbrauchsbesteaerung  grössere 
Schwierigkeiten  als  die  Feststellnng  der  Stenersobjecte  und  diese 
Sehwterigkeiten  wachsen  immer  mehr  mit  der  nothwendig  grdsser 
werdenden  Kttnstiicbkeit  der  Bestenernng*  Die  beztiglichen  gesets- 
liehen  Vorschriften  specialisiren  sieh  dabei  nothwendig  noch  stärker 
als  bei  den  Stenersnbjeeten  nach  den  „direeten"  und  in- 
directen^' Stenern  »nd  den  weiteren  Stenerarten  innerhalb 
beider,  sowie  nach  deu  VcriialLuisseu  der  cinzclucu  .Steuern. 
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In  den  immer  saUreieher  werdenden  Fällen ,  wo  das  Steuer- 
objeot»  bez.  anch  die  Steuereinheit  (§.  90)  nicht  eine  phyeisehe 
Person  selbet  oder  ein  einfaches  Sacbgut  ohne  wesentliche  Qoali- 
tiUsoDterschiede,  sondern  eine  complieirte  Werthgrttsse,  ein 
ans  verwickelten  Ökonomischen  Vorgängen  sich  ergebender  Ertrags-, 
Einkommens-,  Besitzbetrag,  eine  Erwerbseinriehtnng  (z.  B.  ein  Ge- 
werbebetrieb), ein  technischer  Productionsprocess,  eine  Waare  mit 
zahlreichen  Sorten  iiud  Qualitätsunterschieden,  ein  Rechtsgeschäft 
oder  eine  Urkunde  dartlbcr  ist,  —  da  crgiebt  sich  für  das  Steuer- 
recht die  Aufgabe,  imnior  ^^enau  die  Merkmale  für  das  bctretYendc 
Steuerobject,  ttir  dessen  Einheit,  Begrifl',  Umfang,  Inhalt  anzugeben. 
Das  ist  oft  schwierig.  Bei  der  Anwendung  des  Gesetzes  treten 
aber  leicht  noch  neue  Schwierigkeiten  herFor.  Hier  mass  dann 
eine  authentische  Interpretation  erfolgen  und  in  weitem  Maasse 
sind  dnrch  VoUzngsverordnnngeny  Instmctiotten  n.  s.  w.  die  leicht 
entstehenden  Zweifel  eben  doch  oft  nnr  ziemlich  willktfrlich  sn 
losen. 

Namentlich  die  GusetzgeboDg  und  das  Vcrorduungsrecht  «nf  dem  Gebiete  der 
Ertrags-,  der  indirectcn  Vorbrauchs-  und  der  V erkehrsbcsteuerung  werden 
auf  diese  Weise  in  hohem  Maasse  schwierig  und  weitläufig,  bis  zur  UnUbcisehbarkeh 
(ZoUrecht,  bei  complicirtem  Tarife,  fraozAsiscbd  Weinbcstoucrung,  fraozO&Lbches  Stem{»d- 
und  EnrqiiatmDentsäy Stern  1  Dvrilbor  NIheres  in  Ffn.  III). 

In  rechtlicher  Hinsicht  sind  auch  hex  den  K ealbtcucrn .  wie  besonders  der 
(irund-  und  Gob&udesteiier,  und  bei  den  auf  Immobitien-Gesch&fltc,  Besitz- 
Wechsel  von  Grundeigenthum  u.  w.  aich  beziehenden  Ycrkehrssteuem,  dann  bei 
oinz einen  faulirccten  Verbrauchssteuern  auf  bestimmte  Sachguter  (Zoll,  Tabak -Ge> 
wiohtsteuer  u.  a.  m.)  Vorschriftou  uothwcndig,  ob  und  wie  weit  die  Sache  selbst, 
unabhängig  von  ihrem  jeweiligen  Besitzer  oder  EigentbUmer  oder  ron  den  Kechteu 
Dritter  an  ihr,  für  die  rtckiUUMlfge  Steuer  heftet  De«  bedingt  denn  wieder  beeondere 
Controlen, 

Es  ist  daher  sehr  erklftrlich,  dass  der  Wnnsch  nach  Ein- 
fachheit der  Stenerobjecte  and  Einheiten  rege  wird.  Er  kaon 
aber  in  der  entwickelten  Bestenerung  meist  nnr  mittelst  Preisgebiing 

wichtiger  »Steueipriucipicu ,  uauicntlicb  um  dcu  riciö  eiuer  luelji 
oder  weuiger  starken  Vcrletzuiig  de»  GruudHatzes  der  Gleicb- 
mässigkeit,  erfüllt  werden. 

Denn  in  letzter  Liaic  ist  es  wieder  der  trUher  dargelegte 
DifferenziruDgsprocess  des  Steuersystems  (§.  204  ü.)  und 
sind  es  die  mächtigen  diesen  Process  bewirkenden  Ursachen  und 
seinen  Verlaaf  bestimmenden  Bedingungen,  die  Entwicklung  der 
Technik,  der  Arbeits-,  Erwerbs-  und  Besitztheilnng 
oder  m.  a.  W.  die  qualitative  nnd  quantitative  Differcn- 
zirnng  des  Nationaleinkommens  und  Nationalvermi^gens 
bei  deren  Verthdlnng  an  die  Einxelnen,  welche  anch  diese  wachsen- 
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den  Sebwierigkeiten  in  Besiig  anf  die  Feitetellnng  der  Steoerobjecte 
benrorrnfen. 

In  den  einfacheren  VerhUtnissen  fr  11  her  er  Wirth- 
Bchaftsperioden  ist  diese  Aufgabe  bei  den  rohen  Erwerbs- 
nnd  BesftEstenem  and  Zollen  solcher  Zeitalter  nicht  besonders 
mühsam. 

Man  bilt  sich  an  die  leicht  und  einfach  za  coDstatirende  Kopf-  oder  Familien- 
zabi«  dlenfdlt  an  die  ebenfalls  unschwer  zu  emitttoliiden,  meist  notorisch  feststeheadcn 
Prr^onal-  und  StandosVL«rh.^ltnis«c  der  Personen,  au  die  Üblichen  ait^frarisclicri  Heüitz- 
uud  Wirthschaftseinbeitou«  auch  an  die  rechtliche  Besitit^aalität  bei  (iruud-  und  ähn* 
lichcoi  Steoent,  böebtCeiis  an  die  dorcb  dnfiche  nnd  rohe  Methoden  noch  zfemUeh 
leicht  trii  1  fiir  den  Zweck  hinläng-lich  genau  zu  ermittelnde  Grösse,  Art  und  uni^efähre 
Güte  der  <ir  lui}  lacke.  Man  unterscheidet  nicht  weiter  fein  die  Art  und  Qualität  der 
zollpflichtigen  Artikel.  Eiukominea-  und  VermögeuMiteucrn  vorlangen  zwar  schon  etwa» 
ximfängHchere  und  tchwieri^re  Proceduren  zur  Fe8t8tellun<j:  der  Stcuerobjectc  und 
Einheiten.  Aber  unter  den  stabileren  Keclits-,  Wirthscbafts-  un  i  f  rhnischen  Ver- 
h&lUiisseo,  bei  der  geringeren  örtlichen  Bewegung  ?od  Pcreoucu  und  Kapitalien  und 
dem  wenig  entwiekeitea  Oreditveriiebr  aind  doch  tacb  hier  die  Schwierigkeiten  riet 
geringer  als  späterhin,  zumal  bei  reell  (nicht  immer  nominell)  niedrigen  Steuersätzen, 
bei  welchen  Ungleichmrissigkeiten  in  der  Umlegung  der  Stcucni  leichter  erträglich  sind. 

In  der  höher  eotwickelten  Volks wirthscbaft  difierciiziren  sich 
die  Erwerbs-)  Besitz-  and  Gcbraucbsarten  so  ausserordeotliob^  dass 
nnn  aneb  eine  viel  sorgfältigere  Berttcksichtignng  der 
Verschiedenheiten  der  einzelnen  Stenerobjeete  nnvenneidlich 
wird. 

Namentlich  rnUitsen  die  Werthgrösseu  der  dl02eltteu  üteuerpflichtigcti  Erträge. 
Kinkoromcn,  Vcrmögenäbestandthoilc  und  GcsammtvermOgcu ,  die  Arten  und  (^uaii- 
tiiten  ^Surten)  der  vcrbrauchssteuerpflichtigeu  SachgUtcr,  die  Arten  der  einzelne)» 
vcrkehraeteiierpflichtigen  Rechtsgeschift»  Bm  n  Sgl  ich  et  geneu  festgestellt  ond  in 
der  Besteuerung,  zumal  bei  höheren  Steuersätzen,  unterschieden  werden.  Die  umfassend- 
äten  und  doch  trotz  allen  Scharfsinns  und  aller  Muhe  nur  von  zweifelhaftem  Erfolg 
belohnten  Maassregeln  zur  richtigen  Ermittlung  der  Erträge  und  Einkommen  des 
berufsmässigen  Erwerbs  v^.  If.)  in  der  modernen  Besteuerung  erklären  sich  so  aus 
den  Schwierigkeiten ,  welche  die  richtige  Fettsteliang  der  Stenerobjeete  lUr  die  ge- 
nannten Steucru  bieten. 

Neben  den  anderen ,  triiber  dargelegten  Umständen  war  ck 
dann  aber  auch  die  Einsicht,  dass  sich  mit  allen  zu  Gebole  Hiehen- 
den  Mitteln  die  Objectc  der  Kitrags-  und  EiDkümincnsteuern  doch 
uicbt  genügend  feststellen  Hessen,  weiche  auf  die  stärkere  Ent- 
wicklung der  Verbrauchs-  und  Verkehrsstenern  hindrängte. 
Freilich  war  nnn  auch  bei  diesen  eine  immer  grössere  8p e- 
cialisirnng  der  Stenerobjeete  geboten,  welche  Öfters  eben- 
falls wieder  sehr  grosse  Schwierigkeiten  itlr  die  richtige  Feststellnng 
des  StenerobjeeCs  nnd  des  ihm  aufznlegenden  Stenersatses  machen 
mnsste. 

So  namentlich  bei  gewissen  Zöllen  und  bei  d«i  meisten  inneren,  an  die  Pro- 

duction  sich  ansrMiessenden  Yerbrauchsstenern  i/'Jetrjlnke  - ,  Zucker-,  Tabaksteuern). 
Wollte  man  z.  Ii.  mit  der  au  und  fQr  sich  nothwcndigeu  und  vom  Grundsatz  der 
(ileichmäösigkeit  rorlaugten  Forderung  der  genaueren  Beracksichtigong  der  Sorten 
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lind  Qualitalcii  des  einzolnen  fcrbraii-  h'^^^tfMi'irpfliclitigrn  Artikels  vollen  Ernst  macbeo. 
so  wäre  die  Aufgabe  für  die  äteuerrurwaitaiig  nicht  riel  geringer  als  bei  den  Ertrag»* 
Stenern.  Mao  glaubte  sieb  aber  'bier  mebr  ober  dne  solebe  PorderoDg  biowegwuen  n 
können.  Tiof/dcin  borciti/t  ;iuchboi  den  üblicla-n  stcaertechniacb  ziemlich  unvollkoiniDcnen, 
aber  Otters  allein  möglichen  Formen  der  inneren  indircctcn  Besteuerung  vou  Getr&aken, 
Zucker,  Tabak  a.  a.  m.  die  einigcrmaassen  zuverlässige  Feststellung  der  Stcaerobjecte 
noch  Schwierigkeiten  gcuag.  Die  hier  w^io  bei  dt-n  spociGschen  ^oaBSsOllen  übliche 
blosse  Quantitatshcstenening  oder  das  Fehlen  des  Qualitätsstcucrfusscs  hlei))t  aber 
eben  ein  schwerer  Mangel  dieser  Besteuerung.  Die  Anlognag  des  Quaiitätsötcuerfusses 
bat  sich  Indeesen  gewObnlich  rniml^licb  enrlesen,  weil  man  die  Peslstelliiiif  der 
Qualitfit  der  Sfenerobjecte  nicht  nach  einfachen,  leicht  zu  constatircnd  n  '»Terknuüen 
genügend  sicher  stellen  konnte:  so  bei  den  wichtigen  FinauzzoiiartikeJu  der  Coloniai- 
waarcnbranche.  bei  importlrtcm  Wein,  bei  Tabak,  Thea,  Kaffee  a.  s.  w.  (§.  303). 

Die  wesentlichsten  Fortschritte  in  der  Technik  der  Steaer- 

verwaltuDg  betretVcii  daher  Mittel  unil  \V  ege,  um  lu  einer 

besseren  Fcststeliuug  der  Steuerobjecte  and  Einheiten 

zu  gelangen. 

Bei  den  Ertrag-,  Einkommeu-,  V ermöge asteaero  kommoo  in  Betracht 
die  Methoden  der  amtüchen  tind  sonstigen  Schtoiugen  vnd  BereehniuifeB  der  8(eiMf> 

Pflichtigen  WrTthbelräfrc ,  die  cfwaigen  Dociarationen  der  Stcncrpflichfigen,  die  5hn- 
lichen  Angaben  Dritter,  z.  B.  der  (ichaite  auszahlenden  Öffentlichen  Gasse,  der  Unter- 
nehmer, Arbeitgeber,  der  Schuldner  Uber  die  betroffenden  YorhÜtuisse  des  Einkommens 
von  Steuerpflichtigen  (Beamte,  Arbeiter,  Gläubiger),  die  ConlxeliDittel  dafür,  die  Herbei- 
zichung  der  Besteuerten  selbst  znr  Thcilnabm»^  an  den  Maassregeln  für  die  Feststellung: 
der  Steuerobjecte,  die  Bildung  bezuglicher  StcQercommissiouon,  erentueU  dio  Beaatuug 
des  Beparlitionssystems  (§.  auo)  dabei.  Bei  den  Yerltehrsstenem  handelt  es 
sich  um  Einrichfnngcn .  durch  welche  sich  die  Verwaltung  möglichst  sicher  ron  der 
Voruahmo,  Art  und  Wcrthhöhe  der  steuerpflichtigen  Rechtsgeschäfte  Kenntni&s  rer- 
ttchafien  kann.  Bei  den  Verbrauchästeuorn  in  Form  7on  Zöllen  sind  Verbessere 
nngen  im  Zollverfahren,  durch  welche  eine  WerthbczoUung  oder  ein  nach  den  Qualitäten 
einer  Wrinr  -  tbircstufter  Zoll  ermöglichf  wird,  wichtig.  Bei  den  inneren  Verbraurhs- 
steuern  biidct  Uor  Uebergaog  von  der  Kohstoff-,  der  Pauschalirungssteuer  und  andereu 
unvollicommenen  Besteaerangsinetboden  zur  Fabrütatbestenerang  aoeh  zugleich  ein 
freilich  ohne  genauere  Qualitlitsbe,->(immung  anch  noch  nicht  ausreichendes  Mittel  zur 
beiwercu  Feststellung  des  Steuerobjects.  Dio  Besteuerung  in  Monopol  form  besitzt, 
wie  man  auch  sonst  über  sie  urtheile,  vor  den  übrigen  stouertecbni^h  anwendbaren 
und  üblichen  Formen  den  Vorzug,  dass  sie  die  Fcbtstellung  des  Steuerobjects  vertin- 
iatht,  unmittelbar  den  verbrauchssteuerpflichti;^cn  Consumcnton,  nicht  uothwt-ndig 
Zwischenpersoncü  triill,  dio  Ueberwäkuugsschwicrigkeiten  weit  mehr,  oft  vollständig, 
Tetmeid«t,  den  in  Ansslcbt  genommenen  Slenertrfiger  rielmebr  In  der  hoMsiitlgton 
Weise  tiifll  nnd  einen  mdonellea  QnalitttHtenerfaM  am  Loiehtasten  ond  Beeten  nliat 

G.  —  §.  299.  Die  Steuers&txe. 

Die  Feetstellaog  der  SteoeniUKe  erfolg  in  der  Praxis  regel- 
mässig anf  eine  siemlicb  willktlrlicbe  Weise.  Man  hält  stell  bei 
alten  Stenern  etwa  an  die  zufällig  gescbiebtiieb  ttberliominmen 

Sätze  lind  verändert  diese  in  der  Richtung  gleichmässigerer  Ver- 
theiluug  der  Besteuerung  sowie  nach  der  Hobe  de»  m\  deckenden 
Bedarfs  nicht  viel  anders  als  nach  einem  gewissen,  meist  ^-aui 
öubjcrlivcn  .J)afürhalten".  Bei  neuen  Steuern  verfährt  man  nach 
der8eH)eu  pnuciplosen  Art.  Theoretisch  ist  jeücnialls  ein  richtigeres 
Vorgehen  zu  \  erlangen  und  es  lässt  sich  ein  solches  auch  angeben. 
Die  Praxis  wird  die  sich  liier  iueienden  ^Schwierigkeiten  alleidiogs 
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niebt  leicht  ganx  eorreet  litaen,  soDdern  oft  nur  dem  Iheoretischen 
Ziel  sieb  aonftbern,  niebt  selteii  selbet  den  Knoten  nur  dnrebhaoen 
können.  Soweit  als  mOglicb  aber  sollte  sie  doeb  nach  Prin- 
eipien  verfahren  und  sich  DameotUoh  bei  grösseren  Reformen  von 

der  blossen  Routine  lossagen. 

YorTUrt'e  dieser  Art  »lud  auch  der  ucaeston  Steuerreform  im  Deuts cbeu 
Kelche  niebt  m  ersparen.  Der  Fall  kann  ab  Beispiel  des  in  der  Praxis  ttblichea 

Vorgehens  dienen.  Die  Venjuickung  der  Keicbs-  und  PartictilantaatsfinanzeD  erschwert 
fr<  ilich  die  Aufüaht^,  aber  niacht  sie  cigonflioh  mir  noch  nofhwcndiErcr.  Boror  man 
iur  Au2»fu]truug  dua  Programms:  „mehr  indircctc  istcui^rn"  schritt,  wäre  doch  eine 
Festatellooir  das  richtigen  Verhiltnlises  zwischen  dircctou  und  iiKÜrccteu  Steuern,  das 
mnn  crstr'  ^'Mi  n-ill .  'j'-Viofcn  gewesen.  Der  beliebte  Hinweis  auf  das  Ausland,  wo 
man  auch  aufs  (ierathewohi  die  eiDZ«lnea  ^teaem  ausgebildet  bat  oder  wo  in  dios^t 
"Hinsieht  ein  Prodvct  zufälliger  geschichtlicher  Entwicklung  Torliegt,  bat  zunichst 
wenig  Werth,  weil  die  Vcrlialtnisse  ganz  verschieden  liegen.  (S.  meinen  Aufsatz  über 
dit?  schwebenden  deutschen  Rnanzfrajren.  Tübinger  Zeitschrift  1^7!».  S,  «>'»  ff.)  Auch 
das  Vorgehen  bei  der  Uegelong  der  FinanzzoUs&tze  und  der  jaiidwirtiiscbafUicheu 
ZSUe  in  der  deutschen  Tarimferai  des  Jahres  1879  war  noch  ein  sehr  routinemiasiges, 
vric  die  Begründung  einzdner  Positionen,  z.  B.  KafToc,  Thee,  Petroleum,  \V>nn.  in  den 
amtlicbeo  ,»Moti?cn"  bezeugt.  Von  einer  Behandlung  solcher  Fragcu  imZusammon- 
hang  des  ganzen  Steuersystems,  daher  uameutlich  unter  nothwendiger  Bortlck^chtignng 
der  übrigen  Verbrauchs-,  der  Vsifcalua-  ond  (elmebtaatUdien)  directen  Steuern,  welche 
das  Einkommen  ein  und  derselben  Person  mtithmaas^lich  belasten,  ktin«'  Spur. 
Statt  das  Moment  der  Willkür  im  Steuersystem  zu  beschränken,  giebt  man  ihm  so 
nur  einoi  immer  grosseren  Spletram.  —  Freilich  wird  es  anderswo  nicht  besser 
gemacht,  wie  z.  B.  lüt-  französische  Steuerpolitik  nach  dem  Kriege  von  1870—71 
beweist,  eine  Iklianjitunc,  welche  mit  dem  von  mir  im  dritten  Bande  bei  der  Dar- 
stellung uud  Beurthciluii^^  dici^er  Politik  geführten  Beweise,  dass  man  eine  eioigcr- 
maassen  gebondene  Marschroute  ging«  nicht  in  Widerspruch  steht.  Denn  ein  Vorgehen 
nach  einem  organischen  Plane  wire  immeriiin  möglich  ond  richtiger  gewesen. 

Die  riehtige  Höbe  der  Steuersätze  ergiebt  sieb  notb  wendig  ans 
dem  Verbältniss  der  Stenerobjeete  und  Stenerarten  zn  dem  durch 
Stenern  überhaupt  zu  deckenden  Theil  des  Finanzbedarfs. 

Der  Feststellung  der  Steuersätze  mUsste  daher  die  E  n  t  s  c  b  e  i  • 
dnng  darfiber  vorangehen,  in  welchem  VerhUltniss 
der  G  e  s  a  ni  ni  t  e  r  t  r  a  ^  j  c  tl  e  r  S  t  c  u  e  r  ^  a  1 1  im  g  und  de  i  c  i  n  - 
zclncn  (la/,n  ^'clniri^cn  ^)tcucf  zur  Deckung;  des  {^an/.cn 
iSt  eucrbcda  rf8  ungelUbr  beitragen  soll.  Voriiendich  h;ui- 
delt  es  H\vh  liiov  darum,  die  Quote  je  der  direetcn,  der  Krtrntrs  . 
der  Kiukoiiiiucu'  und  VcrmOgenBSteuer,  dann  der  ErbBchulUätcucr, 
weiter  der  indirecten,  der  Verkehrs-  und  der  Verbrauchssteuern, 
alsdann  wieder  bei  den  Ertragsstenem  die  Quote  jeder  einzelnen 
derselben,  bei  den  Einkonunenstenem  die  Quote  der  Steuer  des 
Arbeits-,  des  Beuten-  und  des  gemisehten  Einkommens ,  bei  den 
VermSgenssteuem  die  Quote  der  Steuer  des  mobilen  und  immobilen 
Vermögens  vom  Steuerertrag,  endlieh  ähnlieh  die  Quote,  welehe 
durch  die  einzelnen  hauptsächlichen  Verkehrs-  und  Verbrauchs- 
steuern  (einschliesslich  Zölle)  gedeckt  werden  soll,  festzostellen. 
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Aach  dies  darf  aber  sieht  gaos  willkttilich  gesebdieiiy  sondern, 
anter  der  gerade  hier  wohl  angemeeeenen  Mitberfleksichtigoog  dee 
gesehichtlich  ttberkommenen  Verbiltnims  der  Stenern  an  einander, 

in  der  Weise,  dass  man  namentlich  die  Feststdlang  der  Quoten 

Jeder  Krtrags-,  Einkornmeu-  und  VeruiögcDBStener  aaf  Grnnd  uiii- 
lasbeuder  J  an  des  Statist  isc  b  er  AuiDahnieü  über  die 
UDge fähre  Höhe  der  jeder  Steuer  unterliegenden  Erträ^re,  Ein- 
kommen und  Vcrmügen  vornimmt.  Diese  Autuabmen  sind  von  Zeit 
zu  Zeit  zu  revidiren.  Dabei  ist  zu  beacbten,  wie  p^ewissc  Stenern 
schliesslich  anf  dasselbe  einzelne  EinkoiumeD  oder  Vermögeo 
fallen,  nnd  darnach  die  fiegelong  der  Steaereätze  mit  vorsnnehmen. 

Die  Quote  z.  B.  der  EinkommcDSteuern ,  insbesondere  der  davon  auf  die 
Tinleryn  Classen  troffenden,  wird  daher  niedriger  in  einem  Steuersystem  ausfallen 
niUsiiun,  io  welcheia  hohe  iudirecte  Yorbraucbästouern  auf  uothweudigo  Verzehnrng^^ 
artikcl  und  aof  GflotUMiilllel  jener  Classon  enfhatten  sind.  Die  Qoote  iler  Venfifw-, 
firbscbaftsttteuem  ist  nntrr  derselben  Toranssetzung;  hCIi  r  aonnetzm. 

Pracüsch  wtlrde  es  DamontUch  wichtig  sein,  die  <^uo(e  der  V  er  branckt» 
beatomroog,  erentnell  Mch  dieaer  und  der  YerkeliribMlMieniiifr  «iner-,  der 
simntliehon  übrigen  Stenern  andererseits  festzasteJIen,  to  besonders  bei  ein- 
greifenden Steuerreformen,  am  nicht  ganz  aufs  Geratherohl  die  eine  Gattung?  iiber- 
tuästtig  lü  entwickeln  und  die  andere  einseitig  zarückzudräugen,  nur  nach  subjecUireBi 
BeUeben  oder  nach  ledfglicb  fisoaUaelieii  Oeeiehleimncten. 

§.  300.  —  1.  Feststellung  der  Steuersätze  bei  den 
directen  iStenero,  den  Ertrags  ,  Einkommen-  und  ähn- 
lichen Stenern.  Repartitions-  und  Quotitlitssteuersystem. 

Kacbdcm  man  auf  diese  Weise  /.unächst  die  Steucisummo, 
welche  dnreh  eine  Steuergattuug  oder  eine  einzelne  Öteuer  erzielt 
werden  soll,  festgestellt  hat,  kann  man  nun  bei  gewissen  Steuern 
zttr  rationellen  Feetsteilong  der  Stenersftizo  seibat  einen 
doppelten  Weg  einseblagen,  den  einea  Repartitiona-  nnd  den 
eines  Quotitäta atenersyatemB. 

Diese  schon  oben  in  §.  00  terminologiscli  festgestellte  Unterscheidung  wird  ge- 
wJ^hnlicb  nur  bei  den  dircct  n  Krtrag-  iirul  EinkoTnin<-n-,  nllonfalls  aiirb  d'-n 
allgemtiiiicu  Vcruiöguussiteuerii  geiuacht.  Sie  l<täi>t  mch  aber  aucii  aui  andere 
Steuern  anwenden,  selbä  auf  die  Y erbrau chssteaem  (e.  oben  8.  280).  Anch  sind 
verschiedene  Couihinationefi  m'-Ii«  ^  und  liie  •tiii  l  da  vr-r-iucht  worden,  OB  das  ßo- 
partitionsphncip  bei  der  Kcguiung  der  ^Steuersätze  zu  benutzen. 

Beim  Bepartitionasyatem  geht  man  nach  dem  Früheren 
(§.  90)  von  der  Steuersnmme  ans,  welche  von  einer  Steuer- 
gmppe,  Stenerart,  einaelnen  Steuer  ersielt  werden  soll,  stellt  dieie 
gesetslich  als  „Stenercontingent^*  ^fest  nnd  Tertheüt  sie  dann 
nach  den  geaetzlieben  Normen  von  Oben  naeh  Unten  anf  die  Stener- 
objeete  nnd  Steneranbjeete.  So  gelangt  man  aofaliesBlieh  snm  Stener- 
fuB8  (Satz)  nir  die  Steuereinheit  Bei  dem  Qnotitllts System  atellt 
man  umgekehrt  zuerst  diesen  Fuss  (Satz)  fest,  bei  den  üblichen 
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direeten  Stenern  in  Form  einer  Qnote  oder  eines  ProcentsatseB 
der  betreffenden  Geldwertheinbeiten  der  Stenerobjecte,  yernnUgt 

dann  danach  die  Steuereinheiten,  Ohjecte,  Subjecte  und  kommt 

80  endlich  auf  die  Steuersumme  fttr  den  .Staat. 

lo  zwei  w^nüichen  Foactea  muss  man  bei  diesen  beiden  i>oni>t  so  vertichiedeaen 
SysteflMa  der  Beüeaentiiff  aUeidiDgs  doch  Mf  gleiche  Weise  Seitens  der  Venraltang 

vorgehen.  Aach  bei  der  QuolititsbesteaeraDg  muss  diu  Steoersummo.  die  man  urzielon 
will,  von  vornherein  wenigstens  ongef&hr  fesbtehcn.  nm  die  Steuersätze  annähernd 
lichtig,  d.  b.  äo  bestimmen  zu  können,  dass  auf  die  Deckung  dtm  Bedarfs  gerechnet 
werden  lann.    Und  bei  der  Bepartitioiisbesteiierang  sind  gewisse  NormalstenerBAbM 

wenig-stens  als  prorisorischc  der  Veranlaji^ng  und  Erhobung  /ii  (irunlo  zn  lege», 
dieselben  unterliegen  aber  dann  später  einer  Vennindemng  oder  iilrliöliuog,  je  nach- 
dem des  Ergcbniss  die  feste  Steuersnmme  tibersteigt  oder  nicht  erreicht.  (So  z.  B. 
geschah  es  in  Preussen  bei  der  Classensteuor  nach  dem  unten  genannten  Gesetz 
run  ISlJi.)  ftcrade  in  Betreff  der  endgiltigen  Feststellung  der  Steuersitze  eigebeo 
sich  hier  indessen  schon  einige  Vortheile  des  Repartitionssystems. 

S.  Kau  I,  §.  2^5.  Er  hebt  die  Unterscheidung  als  eine  „besonders  im  fian- 
zOsischen  Finanzwesen  gtagl>are"  hervor,  bemerkt  eber,  dsss  sie  hie  und  da  auch  in 
anderen  Läni!  rn  vorkomme.  So  in  W'urtembcrg.  wo  seit  1S21  ein  feistes  Vt-r- 
hAltniss  zwischeu  den  drei  alteren  Schätzungen  festgehalten  wurde,  die  Grundsteuer 
sollte  'V«n  Hausstener  Vm«  die  Gewerbesteuer  des  zeitweilig  anf  S  HiU.  Ii. 
fixirtcn  Uesammtertrags  abwerfen.  Filr  die  Grundsteuer  ergab  sich  so  27^  Mill.  ü. 
und   ein   Steucrfoss   von    11.72'.>7ü  Heinertrags,   bei   der  Gehändcstener  von 

2.53!>  per  Mülü  (uacb  ivau,  —  PruceutV).  Mit  der  ver:icbiedeiiea  Entwicklung  der 
betreffenden  Erträge  müssen  sich  solche  QoolMi  nothwendig  Tertsdem ,  um  di<-  ein- 
zelnen Ertrags<juellen  f^lci  lirnTtssig  zn  besteuern.  Das  ist  später  auch  in  W'Ürtemberg 
geschehen.  Der  gegenwärtige  Vcrtheilungsschlu^l,  Uber  dessen  Feststellung  freilich 
ein  lebhafter  Interessenstreit  zwischen  den  BetheUiglen  geftthrt  worde,  ist:  "/st 
fUe  Gnmdsteaer,  je  "/«a  ^uf  die  Gebäude-  und  die  Gewerbesteuer  (von  jetzt  7.65  Mill.  M. 
Ertrag\  also  eine  Veränderung  zu  Gunsten  der  Grundsteuer  und  zu  Ungunsten  der 
(iewerbesteaer,  entsprechend  der  eingetretenen  wirthschaftlichcn  Entwicklung.  (Ki ecke, 
Yertanng  v.  s.  w.  Würtembeigs,  8.  192  ff.,  195.) 

In  Frankreich  sind  von  den  rier  grossen  direeten  Steuern  drei,  die  (irund- 
ateuer,  die  iN-rsonal-  und  Wohnungssteuer  (Impöt  personel  et  moltilierl  und  die  Thür- 
Qnd  Fcnstcrstcuer  Bepartitious-,  nur  eine,  die  Gewerbe-  oder  Patentsteucr  eine  Quotitats- 
stener.  (8.  darober  Hock,  Fin.  Frankreich,  8.  140 ff.;  jetzt  meine  Fla.  III,  g.  180)w 

Bei  der  „Gontingentirung"  von  Stonem  in  Preussen  ist  dem  Bepartitionsprincip 
nur  znglcicb  in  - -hSrfrrf  r  i.^.  ine  staatsrechtliche  Bedentang  gegeben  worden. 
Die  Grundsteuer  wurde  durch  das  Gesetz  vom  21.  Mai  läöl  auf  lü  HilL  Thlr.  Ge- 
sammtertrag  Uta  die  Mooaidiie  im  Tor-66er  Drafang  festgesteUt,  wozo  q»ller  fbr  die 
neuen  Prorinzen  weitere  3.2  Mill.  Tblr.  traten  (Gesetz  vom  11.  Februar  1870).  Ks 
wurde  der  Boden  kafastrirf,  nm  den  Reinertrag  in  ,.verbältnissmäsbiger  Gleichheit"  zu 
cmittclü  und  danach  jene  Suuiioea  von  Oben  nach  Unten  auf  die  Provinzen,  ICreise, 
Gemeinden  and  schliesslich  auf  die  einzelnen  Li^nschaften  zu  vcrtheilen.  Alt 
nomineller  Steaerfuss  der  Grundätcacr  ergab  sich  so  9.574  •/o-  ^'^^  „Grundsteuer- 
Coutingent"  ist  als  bleibender  Staatssteuer betrag  gedacht  Die  Gebiudesteoer  ist 
Qaotitllntener  geblieben.  Dorcb  dta  Gesetz  Tom  26.  Mai  1878  ist  die  Oassensteiier 
ähnlich  auf  11  und  mit  Einbeziehung  der  bisher  mahl-  und  schlachtsteuerpflichtigcn 
Städte  auf  14  Mill.  Thlr.  contingentirt  worden.  Bei  der  weiteren  Reform  im  Jahre  1883 
(Gesetz  vom  20.  März  1883)  wurde  indessen  diese  Contingentiruug  wieder  beseitigt 
md  so  die  Classenstaaer,  soweit  sie  übwhanpt  rerttlieb,  wieder  eine  refne  Qaotitils- 
steuer.  Die  cla8>ificirte  Einkommensteuer  war  Quotititssteuer  geblieben.  —  Die  oigen- 
thUmliche  Bildung  von  „Steuergcsellschaftcn"  läuft  innerhalb  der  im  üebrigen  auch 
als  QuotitilBSteaw  eingerichteten  Gewerbesteuer  in  der  preosdscken  Gesetzgebung  aoch 
auf  die  FesfewmBg  reo  „Gesammtsteuerschnldigkeiten"  für  „Gruppen  Gewerbetreiben- 
der" oder  ron  „Steuercontingenten"  für  sie  hinaus,  deren  Betrag  dann  atif  die  einzelnen 
Angehörigen  der  Gruppe  nach  bestimmtem  gesetzlichen  Maassstabe  unter  schätzungs- 
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weiser  Berüclsichtigutijr  des  Geschäfte-  und  Bctriebsumfanps  and  munimaa&ilichen 
Keinertrags  d(»  ein/.ilncii  Ciowerhas  rcpartirt"  wird.  —  In  Wcst-(Jostcrreich  hu 
die  ncae  GrundbteuergeäeUgebun<r  (IbbU,  Ibbl)  ebenfalls  eine  (jrundätcuerbauptsumme 
(37.5.  jcut  35.2  liill.  I.)  festgesetzt,  die  «Ue  15  Jahn  Mfidlrt  werden  m11  mid  auf 
die  Kronl&ndcr  n.  s.  w.  repartirt  wird. 

Mit  der  ZoUrefona  ron  1879  ist  aach  im  Deutschen  Reiche  eine  Einrichtung 
dageflDkhrt  Vörden,  die  aof  einem  venrandten  Gedaaleo  beinht  Daa  Rdchsgesea 
vom  15.  Jiili  1879  §.  S  sichert  dem  Kciche  aus  dem  Erlrag  der  Zölle  und  der  Tabak- 
stener  ein  „Voraus"  von  ISO  Mill.  M.  Was  darüber  hinausgebt,  wird  den  Euizei- 
staaten  nach  Maassgabe  der  Bevölkerung,  mit  der  sie  zu  den  Matricolarbeitragea 
horangi /.ogon  wurden,  überwiesen.  In  Prettssen  ist  nun  ein  Uesetz  edaasen  vofdcB« 
nach  welchem  bei  sülchcu  Cobi-rwcisungen  eventuell  gewisse  Erlässe  an  der  Clas&en- 
und  Einkommenstener,  weiterhin  eventuell  Uebertragungen  ?on  Theilen  der  Staals- 
Graad-  und  Gebladesteaer  an  die  OomniiiBalverbinde  stattfiodea  aoUea:  die  im  Text 
angedeutete  Beziehung  zwischen  Jircctcn  uti^  in  lir  n-ten  Steuern  nach  einem  Gedaukcn 
des  Uepartitionssystems  (Gesetz  vom  10.  Juli  IbSO,  mit  weiteren  Auaftüuungen  in 
anderen  Gesetzen;  so  u.  A.  die  „Lex  Hoene"  vom  14  Mai  18S4,  s.  oben  8.  106). 

Rau  (-rUürt  bkh  gegen  die  Repartition:  „Die  Erwägung,  daas  es  gerecliC  ifct, 
wenn  der  Steuerfuss  im  ganzen  Lande  gleichbleibt  und  das<^  es  für  den  Steaer- 
pflichtigen  eine  Erleichterung  ist,  wenn  der  SteuetfuM  nicht  oft  verändert  wird  (aber 
wenn  der  Finanzbedi^  ea  fordert?),  fttbic  dahin,  dass  man  den  QnotlflUa-  („gleich 
angtTlepten")  Steuern  im  Allgemeinen  den  Vorzug  ^ebtn  muss.  Bei  den  meisten  Aof- 
waudsteuern  ist  die  Vertheilung  einer  im  Ganzen  festgesetzten  Summe  gar  nicht  aas- 
fahrbar.**  Diese  Beweisführung  ist  nicht  überzeugend.  Bau  abanielit  aaeh  den 
Zusammenhang  beider  Besteuerungsmethoden  mit  aUgemeineran  Yeriilltniflwii  der 
Steuerverraltfui/  namentlich  den  in  §.  301  erwähnten. 

Hock  erkennt  mit  Recht  die  Vorzüge  des  Rcpartitionssystems  an  (S.  152).  „Es 
entsteht  dadurch,  sagt  er,  eine  gegenseitige  Oeberwachung  vnd  ein  motatineher 
Hebol  fUr  Steucrprttchtigc,  Nrhätzlt-ute,  (iemi-indevertrcter.  welcher  wohlthfitiger  wirkt, 
als  die  gohiaftcstcn  fiscalischeu  Maassregelu,  und  anderseits  ist  durch  die  genaue  Er- 
mittelnng  der  Elemente,  auf  denen  die  i^aerpflieht  des  Einielnen  beruht,  jeder 
Willkür  und  jeder  Einmongtmg  eines  der  allgemeinen  GeaetJCgebaag  fremden  Priacipi 
in  die  Steuerbcmessunc^  vor«!:ebcust.*' 

Roscher,  liu.  §.  Ob,  lat  von  seinem  Siaudpuncte  historischer  Betracbtung 
aus,  indem  er  dabei  auf  das  „altere  Repurdrsystem"  (im  ständischen  Ütaata,  a.  oben 
S.  230)  hinweist,  dem  Repartitionsprinrip  anch  für  die  fiepenwart  gerecht  geworden. 
Cohn,  Flu.  §.  377.  Schälfie  hat  wohl  gelegentlich  die  Bedenken  hinsichtlich  der 
Streitigkdten  vnter  den  ProTinzen  a.  a.  w.  hervorgehoben  (Oeat erreich,  Kranllndert 
Anch  nationale  Gegensätze.  Galicienl). 

Tn  eipenthümÜcbor  \\'eise  ist  neiierdinjrs  mit  dem  Contingentirunirsprincip  aurh 
auf  dem  (iebiet«;  der  Zu cker be^tcucrung  experimentirt  werden ,  um  ge^^enüber  dem 
System  der  sich  zu  Aasfubrpr&mien  erhöhenden  AusfuhrvergUtongen  und  dem  raachea 
Foitschritt  der  Retriebstechnik  bei  gewissen  Steucrformin  (Rohstoff-,  l*ausobalirong:s- 
sleuor),  dem  Staate  eine  bestimmte  Minimal -Einnalimc  ans  der  Steuer  zu  rerboigen 
(Oeaterreieh*,  Vbrtchllge  avdt  in  Dentschland).  8.  darober  J.  Wolfs  genannte 
Arbeiten  und  die  Materialien  im  Finanzarcbiv  (ho  III,  43).  Das  österreicbi^(  ho  Ge^-etz 
vom  20.  Juni  1888  bptr.  Zuckerbestcuerung  bestimmt  eine  Ersatzpflicbt  der  Zucker- 
fabriken ftlr  den  ö  Mill.  11.  Übersteigenden  Betrag  der  Ausfubrvergütungen  im  Jahre 
zu  dunsten  der  Staat^casse:  eine  auf  „ Contingontirung "  und  „Repartition"  hinana- 
laufende  Kinriebtung.  Trotz  der  sieb  zeigenden  zum  Tbeil  misslichen  Folü-en  solcher 
Bestimmungen  immer  ein  Beweis,  dass  man  es  hier  wieder  mit  einer  aligemeioan 
Frage  der  Sienerfervaltnng  nnd  Technik  an  fhnn  hat 

§.  301.  Bei  den  gewöhnlichen  directen  Steuern,  den  Ertrags-, 
Kinkonimen-,  VcrmögensstctiLM  n,  theihveise  auch  ))ci  anderen  Steuern, 
hängt  die  Wahl  zwischen  Kepartitions-  und  Quotilätsbesteuertmg 
noch  mit  anderen  Verhäitoissen  der  Stenerverwaltung  zusammen. 
Die  ReparütioDsbesteaeniiig  l&Bst  »icli  hier  passend  eiomal  mit  einer 
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gewissen,  öfters  aiicb  sonst  erwünschten  Deeen trat isation  der 
S tenerTerwaltnn^,  sodann  mit  einer  Vertheilnng  der 

Steuerlast  durch  die  Steucrpflichtigeii  selbst  unter 
sich  in  Vcrbindnog  bringen. 

Jene  Dccentralisation  besteht  dariu,  dass  man  die  Selbst- 
V e rwaltungskü I  jier  auch  für  die  directe  btaatsbeäteaerung 

mit  in  Thätierkeit  setzt. 

Man  rcpartirt  die  gan^e  Summe  einer  Staatssteucr  zunächst  auf  die  Proviuzen, 
dmn  die  Prorinzialquotc  auf  die  Kreise  und  kreiscxcmtcm  Qomeindeii  (Städte),  die 
Kniaqnote  auf  die  (lemciiiJ'n,  Die  weitere  Vcrtbcilung  der  Prorinzial-  und  Kreis- 
quoten auf  'Ii  1  i iist  kleineren  Kor]i<  r  kann  gKicli  durch  Oesetz  oder  durch  die 
staatliche  Steuerrcrwaltong  auf  Urund  foq  Kata^iteropcrationcn  u.  £>.  w.  selbst  erfolgen, 
«ber  auch  iwch  gesetzlichen  VofscIiTifteti  und  unter  Verbehalt  otwaifeii  Becorses  «d 
Staatsbehörden  oder  an  gewisse  Organe  <I  .s  liöhcrcn  Selbstverwaltungskörpers  durch 
die  Yerwalfunpc  der  letzteren.  Es  lüsst  sich  dabei  allenfalls  das  rrincip  einer  S f  e  ti e r- 
haftung  jedes  solchen  Körpers»  für  seine  Steuerquote  febtricUeu  (§.  321).  Es  kauü 
sich  dann  die  —  übrigens  auch  bei  gewissen  directcn  Quotitätssteueni  des  Staats 
vielfach  einpf  1 1  n-^ertlie  und  übliche  -  Erhebung  der  Staatssieuern  dunh  dii> 
Steuererhebung'  i;  ino  der  Cümmunalbe&tcueruntr  f§.  322)  zweckmässig  anschliessen. 

Eine  solche  Decentralisation  hat  den  Vortbeil,  die  ßerück- 
sichtigUDg  der  iocalen  und  zum  Theii  der  individuellen  Ver- 
hältnisse zu  erleichtern,  ohne  doch  den  Staat  in  seinem  Finanz- 
interease  zu  getUbrden.  Sie  ist  auch  wohl  eine  richtige  Consequenz 
der  neoeren  Organisation  der  Selbstverwaltung  überhaupt 

Zar  richtigen  Vertheilung  der  Steuersnmmen,  z.  B.  für  die  Grundsfen  r  .  nf  die 
Pxoviuzeu,  Kreise  and  Gemeinden  bedarf  es  freilich  umfassender  lande:»btati9tij»chcr 
AnfhahiDeii ,  Kaiasteioperationen  und  VeranlagungcD  Seitens  des  StMis.  D*  es  sich 
dabei  aber  wesentlich  nur  darum  handelt,  einen  Ve  rtheilungsschlüssol  diesen 
ganzen  Gebictsthcilcn  gegenüber  zu  erlan-ren.  nicht  unmittelbar  den  Steuersatz  der 
einzelnen  Steuerpflichtigen  zu  beätiiuxucu,  bo  bchadco  die  ohnehin  nie  zu  ver* 
meidendeD  Fehler  bei  jenen  Ävfiiabmen  nicht  so  fiel.  Man  kann  sich  daher  mit  * 
einer  wcniprer  sorgfältigen,  mithin  aurh  weniger  zcitranbendcn  und  kost- 
spieligen O^ention  begnügen.  So  gewinnt  man  noch  den  weiteren  Vortheil,  diese 
Operation  Öfters  erneaern  oder  Eincelnes  re?ldlren  m  können,  um  die  Haapt* 
vertheilung  der  betreffnden  Steuer  in  Uebereinstimmung  mit  den  local  so  rerschieden 
eintretenden  Veranderunsron  der  Productionstechnik,  dee  Commonicationswesens ,  der 
Ertrags-  und  Einkommeuhöhe  u.  s.  w.  zu  erhalten. 

Es  ist  derselbe  6edanke,  der  den  grosieo  Gmadsteaefkatasteroperationen,  speciell 
der  doch  mehr  cursorischen,  als  wirklich  L-^enauen  preussisclien.  zu  firunde  liegt.  Man 
sollte  nur  nicht,  wie  gerade  in  Krankreich,  nach  dem  doqh  nur  im  (ianzcn  und  Gro^u 
einigcrmaassen  brauchbaren  Kataster  die  Gmndstener  anif  die  einte! nen  Liegen- 
Schäften  rcrthoilen,  sondern,  nach  den  YorschUtgira  Ton  L.  Stein,  mir  u.  A.,  diese 
letzte  Vertheilung  auch  in  gewisser  Abweichung  vom  Kataster  durch  Gemeinde- 
commi&sionen ,  d.  h.  nach  dem  im  Folgenden  empfohlenen  System  vornehmen.  Siehe 
meine  Ansfdbiiing  hierüber  im  8diOnbeig*8chai  Handbncli,  AUiaBdlung  directe  SteQoni, 
2.  A.,  S.  249.  Anch  unten  §.  808  ff. 

Die  letzte  Vertheilnng  der  Stenersumme  anf  die 
einzelnen  Stenerpfliebtigen  dureh  diese  selbst  oder 
wenigstens  nnter  deren  nnmittelbarer  Hitwirkung  mittelst  ent- 
sprechend gebildeter  Steuerveranlagungs  -  Comm!«sionen  fuhrt  dann 
erst  zur  Feststellung  des  Steuersatzes  für  jedes  bicucioubjoct  oder 
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Steoerobjeet  und  Ittr  die  StevereinheiL  Dabei  eigiebt  sieb  öfters 
die  MOgliebkeit»  die  i  n  divido  eilen  VerhAttmase  der  Steaerpflich- 
tigen  aogemeuen  mit  so  bertteksichtigen,  was  bei  Peraonalsteiieni, 
wie  den  £inlKonmien-  nnd  Vermögenasteaern  in  bobem  Maaoae  er- 
wttnoebt  und  selbst  bei  Ertragsstenern,  wie  namentlicb  der  Gnind- 
und  Gewerbesteuer,  mitunter  das  einzige  Mittel  ist,  um  gewisse 
denselben  anhaftende  Mängel  zu  mildern  und  dadurch  diese  ganze 
SteuergattUDg  stenertechnisch  minder  unvollkoirmu  ii  zu  machen. 

Allerdiug.'i  die  Yurbinduug  ciiiüb  Subjectstcuermomenta  um  der  Übjecfbesteucning, 
z.  6.  boi  der  Fesutellong  der  Steucrschuldigkeitcn  der  einzelnen  Grnndsteucreubjucie, 
aber  t'ine  wohl  /.u  recht  fr  rtigi  iide  l^laassregcl.  Mitunter  lässt  sich  hier  auch  bei  ce- 
viibsea  Steuern  eine  (icsammtstoueritcb u Id igkeit  eines  Kreises  ronBeruf^- 
^^onossen  bilden,  die  dtnii  nach  gewissen  geMtzUehen  Yonchrifteik  fon  einem  Ans- 
^chuss  der  Bethciligten  auf  die  Einzelnen  rertheilt  wird:  das  kann,  gut  eingcricht-  r. 
ein  zwuckinfisaiges  Mittel  sein .  um  den  Sttjuersatz  des  Einzelnen  seiner  jeweiligen 
wirklichen  wirlhscliafiliclieu  Leiätuugslnliigkeit  nach  mügiichbt  richtig  festzustellen 
(prontsisclie  Gewerbetteaer,  «^StenergeteilacbAftea'*). 

§.  302.   Der  Vorzug  des  Repartitionssystems  vor  der  Qnott- 

ttttsbesteneruDg  ergiebt  sieb  ans  dem  Vorausgehenden  bereits  aar 

Genüge.  £r  tritt  aacb  nocb  ans  folgenden  weiteren  Erwägungen 

henror. 

a)  Das  Hepartitionssysstem  entspricht  von  vorneherein  mehr 
dem  Wesen  des  öffentlichen,  besonders  des  Staatshaushalts. 

Der  Bedarf  Uberhaupt,  bei  Finanzwirthschaften  mit  bedeuteudereni  Privat- 
crwerb  und  Gebubrenwcscn  auch  gerade  der  ge4>ammte  Stcuerbodarf  istscbvankend. 
Nach  diesem  Wechsel  deN  Br !  uf:»  muss  sich  uothwendig  die  Ertra^samme  auch  der 
einzelnen  Steuern  mit  richlüii  und  demgeroäss  hat  der  Steuerfuss  za  wechseln. 
Das  wird  bei  den  QnotKItBsteoeni  lelem  vergei>sen,  durch  des  RepertideoasyeteiB  in 
EriniK^rung  erhalten:  ein  nicht  unwichtiger  linanzpolitischer  (icwinn,  —  freilich  nur. 
wenn  man  in  der  Praxis  sich  nicht  verleiten  lässt,  wie  es  vielfach  geschehen  ist 
(fr&nzOsischc  Gnindstouor,  preussische  u.  a.  m.),  das  Steucrcontineenl  für  zu  lange 
Perioden,  eventuell  selbst  zunächst  für  unbestimmte  Zeit  „endgihig  fesuustellen.  Das 
war  ^\irh  der  Uebetetnnd  bei  den  stindiscben  SteoefieoatiBgenten  im  frohecen  Tenitoiinl* 
steuorwesen. 

h)  Die  Finanzverwaitung  wünscht  mit  Recht  feste  Stenersummen 
der  einzelnen  JSteuern,  um  die  möglichst  gesicherte  ürdnuue:  in  üer 
Finanzwirthschaft  zu  erhalten.  Das  Repartitionssystem  bie  tet  dafür 
die  beste  Garantie,  wie  anderseits  flir  folgenden  Punct:  das  Inter- 
esse einer  wirksamen,  namentlich  parlamentarischen  Finanzcontrole 
verlangt  nemlich  ebenfalls  feste,  nicht  ins  Beliebige  durch  den 
Druck  der  Steuerschraube  und  dnrch  die  wirthschaftliche  Entwick- 
lung des  Landes,  die  Vermebmng  der  Bevölkerung  böber  anwaeh> 
sende  Steuersummen. 

Dabei  wird  die  Regierung  leiclit  gegen  das  wahre  politische  und  finanzielle 
Interesse  zu  nnabhrtngig  und  droht  die  Prilfnng  der  Ausc^b-ri,  nimpntiich  neuer  an;! 
vcruitihrter,  für  welche  die  Dockuug^mittel  nun  schon  im  Zuwaihä  der  U^tehcndeu 
Stenern  Foriiandea  sind,  an  Emst  nnd  OrandUcbkeit  zu  Terlieren.  Die  MCoDtingen- 
tfrnng"  besonden  gewisser  Einliommon«,  Tennttgens-  nnd  Ermgasteneni ,  dieselbe 
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oder  eine  ähnliche  Einrichtung  bei  deu  Verbrauchs  uud  Verktihrssteueni,  l.  B.  iu  der 
\\  *  ise,  dass  büi  dem  aof  Grund  bestimmter  fester  Steoenitze  vachsendeo  Ertraf  im 
l"aUc  der  (^i'horschroitnn^^  rincr  g'-n-i-sr-n  Summe  cntwedi-r  eine  nnnc  g-esctzliche 
Kegelong  der  StcuersiUzc  oder  eitic  lui  Voraus  bestimmte  Eedaction  derselben  oder 
eine  angemeseone  Ermissigung  geTiaser  directer  Stenern  erfolgen  mius  — ,  eine  solche 
Einrichtung  ist  daher  dem  Wesen  des  constitntionell-monsiebiflclien  Stutfl  ganx  an- 
gemessen und  kann  finanzpolitisch  ompfehlcnswerth  sein. 

c)  Das  RepartitioDSsystem  rnft  in  höherem,  aber  ganz  berech- 
tigtem Maasse  daa  Interesse  der  Steuerpflichtigen  selbst  an  einer 
riehtigeni  gleichmftssigen  Vertheilang  der  Stenerlast  wach  und  bietet 
auch  dadnrch  wieder  eine  Garantie  mehr  fttr  die  richtige  Fest- 
stellnng  der  Steuersätze. 

Denn  da  es  sich  hier  um  Vertheilang  einer  f es  ton  Stcuerüuujuie  auf  gesetzlich 
l'cstimmte  Steuenabjecte  bez.  OIij-n  tc  handelt,  so  hat  jeder  einzelne  Steuerpflichtige 
ein  directes  Interesse  fUr  sich  selbst  daran,  (h.ss  alle  Stouersub-  iiml  objoctc  vollstäntli«; 
und  richtig  ermittelt  und  mit  den  ncbtigea  Sätzen  getroifen  werden.  Jede  Aus- 
laesong,  jede  zu  niedrige  Belegung  eines  Einzelnen  ftohrt  nothwendig  zn  einer  hOberen 
Bela&tung  der  üebriifcn.  Eine  gegenseitige  Controlc.  Hilfsleistung  der  Steuer- 
jtflirhtijren  bei  der  Steuertinilegnn«?  n.  s.  w.  winl  so  fiir  Jeilen  räfhlich,  wie  sich 
iiajneatlich  bei  der  Ri-partition  vüü  Ge>ammtsteuen>chuldigkeiien  kleiner  Kreise,  der 
<ieinmnden,  der  berufsgenössischen  Steuergesollschanen  zeigt.  Hei  der  Qootilits- 
lu'stcTienjnjr  hat  <br  Einzelne  an  der  rieh  tilgen  "Bestenening  des  Anderen  kein  nn- 
mltteibares  Interesse.  Man  könnte  fielleicht  hie  und  da  sittliche  Bedenken  gegen 
diese  Polgen  der  RepartiHonsbesteneiung  hegen,  weil  Missgunst,  Neid,  Goncurrenz, 
Bosheit  u,  s.  w.  hier  1<  i(  lit  eine  Rolle  spielen.  Aber  gegenüber  einer  öfl'entlich- 
rechtlichen  und  sittlichen  Pflicht,  wie  der  Steuerpflicht,  deren  p:eordn?te  Erfüllung 
Seitens  aller  (ilicder  der  Staatsgemeinschaft  die  Vorau^bclzurig  des  (iedcihcns  der 
letzteren  ist,  kann  die  gegenseitige  Wachsamkeit  darüber,  da»  Jedermann  dieser  Pflicht 
n»'h(ißr  nachkomme,  doch  an  sich  nur  als  berechtigt  bezeichnet  werd.'n.  Ich  stimme 
daher  im  Ganzen  7.  Hock  in  seinem  oben  erwähnten  gunstigen  UrthcU  Uber  das 
Hepartilionssystein  bei.  —  aiieb  trotz  der  Bedenken,  die  sieb  bei  der  practischen 
Dorcbftlhrung,  so  in  Frankreich,  gezeigt  haben,  aber  nicht  das  System  als  solches, 
sondern  dabei  neb^nlaufende  Um-  und  Oebolst&nde  betreftion  (s.  Fin.  ilU  S.  425). 

§.  dOd.  —  2.  Feststeliang  der  Stenersätae  bei  den 
indirecten,  den  Verkehr.8-  nnd  Verbranchsstenern. 

Bei  diesen  Stenern,  von  welchen  die  genannten  beiden  Arten 

,yindirecte'Mm  zweiten,  administrativ-technischen,  die  Verbraachs- 

Stenern  zugleich  regelmässig  aaeh  im  ersten,  im  Sinne  rom  Stener- 

zahler  zn  ttberwälzender  Stenern  sind,  hat  man  es  unmittelbar 

i^ewöhnlich  ntir  mit  Q uotitätssteueni  zu  thun. 

Darin  liegt  verglichen  mit  den  erwähnten  anderen  Stcocm  wieder  ein  Maugel 
dieser  beiden  Stenergattongen.    Einer  „Contingentirang**  der  SteoerertrSge,  so  dass 

bei  höherem  Ertrage  Ermässiguntr<Mi  <!cr  Steuersätze  dieser  oder  anderer  Steuern,  bei 
nrin^erem  Ertrage  entsprechende  Erhöhungen  dieser  Sätze  eintreten  müssen,  steht 
Aber  an  sich  nichts  im  Wege.  Ja,  dieselbe  hat  ihre  Vortheile,  ebenso  wie  bei  den 
direeten  Steuern.  Die  erw&hnten  neueren  bezQglichen  Versuche  in  der  Zucker- 
^testeui^rung  liefern  ein  Beispiel,  vie  mau  hier  das  Gontingentirongsprincip  ein- 
richten kann. 

Der  Gesetzgeber  miiss  hier  die  Stouer.sätzc  nun  iUr  jedes  Ob- 
ject,  be/.  jede  Steuereinheit  seihst  nach  >ciiicm  Ermessen  festset/.cn, 
rationeller  Weise  iu  Geniässheit  der  Grundsätze,  welche  fUr  die 

A.  Wag asf ,  FbUMSviMnacWk.  II.  i.  Anll.  46 
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Einrichtung!;  der  Verkehrs-  und  Verbrauchssteuern  maassgebend  sein 

sollen  (i?.  2211,  28Ü  Ü.)  uud  mit  steter  Rücksicht  auf  die  Gestaltung 

des  ganzen  bteuersystems. 

Denn  von  diesem,  besondurä  von  den  Arten  der  Ertrag-,  Einkommen-  und  Ver- 
mügensteacrn,  von  der  Höhe  der  StuuerfUsse  derselben  u.  s.  w,  h&ngt  es  mit  ab.  ob 
und  welche  nad  nie  höbe  Verkehrs-  und  Terbnacbssteaem  zulisBif  sind.  Da  man 
hier  1)ci  jranz  neuen  Steuern  tind  bei  Reformen  in  den  alten,  namentlich  hei  Ver- 
änderungen der  Steuersätze  mit  Fielen  unbekaoaten  oder  unsicheren  Factoren  rechnet. 
In  Bezog  tnf  den  sehlieMlichen  Ertrag  der  Stenern  so  wie  auf  ihre  Üinvixliun^  aitf 
die  steuerpllichfiffen  Sulijecte  uml  Objecte,  80  werden  öfters  Tari  fe  x  p«^  ri  ni  e  n  f  e 
und  Provisorien  in  den  Tarifen  empfeblenswerth  sein,  um  nadi  dem  Erfolge  auch 
in  kürzeren  Perioden  Aenderung^on  vorzunehmen  (§.  Ö9). 

Die  weiteren  Fragen  der  Stetierverwaitungstechnik  beziehen 
sieb  aul  die  Steuertarifc  und  auf  die  Feststellung  der 
Steuersätze  als  Werth-  oder  als  specifische  Sätze. 

S.  besonders  v.  Hock,  öffentliche  Abgaben  S.  löl  tf.  Ueber  die  Terminologie 
oben  §.  90.  Ob  nnd  wie  weit  die  ,,indirecten*'  Stenern  mit  Kenmann  nnd  mit 
der  französischen  Praxis,  kurzweg  tils  „Tarifstcucrn" ,  im  Untorschied  von  den 
„directen**  Steuern  als  „Katastersteu ero",  aufgefasst  oder  selbst  debnirt  werden 
dflfften,  iat  oben  in  ^.  9S — 100  erörtert,  aber  diese  Afähmwg  dort  nkbt  gua  «i> 
genommen  worden  (8.  248)* 

a)  Förmliche  Tarife  aind  bei  den  „i>i^ireeteii"  Stenem,  bei 
den  Verbranehesteuem,  namentlieb  bei  den  Zöllen,  mitonler  auch 

bei  den  inneren  Ac eisen,  besonders  den  Tborsteuern,  ancb,  in 
geringcrem  l'nilang,  Lei  anderen  (Zuekcr,  Tabak),  sodann  bei  dcu 
Verkehrssteuern  in  Stempel  form  (Stempel  tarife)  und  in 
Form  von  Register-  und  Eintragungsabgaben,  aber  auch 
bei  Erbschaftsstenern,  directen  Gebrauchs-  und  Luxus- 
Stenern  u.  dgl.  meistens  wegen  der  Zahl  und  Verschiedenheit  der 
bteuereinheiten  und  Steuersätze  zu  bilden. 

Je  oomplicirter  namentlich  die  Bezol hing  iat,  je  mehrStnfen- 
zölle  fttr  rerschiedene  Sorten  nnd  Qualitäten  einer  Waare  ein- 
geriebtet  werden  (feinere  Schutzzölle  ^  z.  B.  Gespinnste,  Gewebe), 
eine  desto  Bchwierigere,  aber  auch  nicht  nnwiehtige  Sache  ist  alsdann 
schon  die  formelle  Anordnung  des  Tarifs  ftr  den  practiachen 
Gebrauch. 

<iro^i^o  „amtliche  Waaron verteicbnissc"  müssen  dann  liiozn  kommen^ 
um  die  richtige  Kuliririrnng  jeder  Waare  unter  die  gesetzliche  TarifposiUon  und  den 
betrelieadeu  Tarifsatz  sicher  zu  stellen.  Leichte  und  bequeme  Uebcrsicht  bleibt  immer 
far  das  Pnblicnm  nnd  fttr  die  Steaerrerwaltung  ein  wichtiges  Desident  in  Betreff  des 
Tarifs.  Aber  complicirte  Zolltarife  mit  zahlreichen  iiml  aliiro^tuften  SchntczOllea  und 
Stempel-  und  ähnliche  Tarife  bieten  hier  viele  Scliwieiigiieitcn. 

Man  unterscheidet  bei  diesen  Tarifen  den  alphabetischen 
ntid  den  systematischen. 

Jener  enipfielilt  r\rh  wohl  mmcntlich  bei  einer  kleineren  Zahl  nicht  allzu  zahl- 
reich abgestufter  Xarifkätze,  so  bei  einem  reinen  Fiuanzzoll System.  Der  systeaatlsche 
eignet  sieb  mehr  fur  ein  ?erwb^teres  Zell-,  TbosMener-,  dt&n  siwli  flur  ein  Stempel- 
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<Y-u^m ,  7.  R.  5»t'i  zahIit«i(  heM .  viclfncli  abgcstnften  Schatzzöllen,  bei  einem  manm>- 
ii*Iüj$eii  Thoräteuertarif,  bei  ieiuerer  UnteiscbciduDg  der  Kechtsgescbäfto,  «relcbe  ?er- 
kebmteiierplliohtig  itnd,  bei  mannigfaltigea  Stempeln  (§.  72).  Der  henttfe  dentoohe 

Zolltarif  vom  15.  Juli  1S79  ist  als  alpbabetischor  Tarif  kaum  mebr  zweckmässig, 
üeber  die  uneehenerlicbe  Kubrik  Nr.  25  „Material-  und  Specerci-,  :iuth  Conditof^ 
waaren  und  andere  Consumpfibilien  (sicl)"  artbeilt  v.  Hock  S.        sehr  ricbiig. 

b)  Werth-  und  specifische  Steii er 8 ii  t  z  c. 

Der  streu tr  rationelle  Steuersatz  für  Waaren,  welche  in 
(1er  Form  von  Zöllen  oder  inneren  Steuern  einer  Verbrauchsbesteuer- 
UDg  unterliegen,  ist  der  Wertbstcnersatz ,  also  beim  Zoll  der 
Werthzoll:  eine  Quote  (Pro ceotsatz)  von  dem  nach  gesetz- 
licher Vorschriflt  ermittelten  Werth.  Der  Werthsteuersatz  allein  ent- 
Bpricbt  bei  den  FinanzzOUen  wie  den  Schutzzöllen  and  den 
inneren  Verbraachsstenern  dem  Frineip  der  Gleiobmttssig- 
keit,  weil  er  allein  ein  genan  richtiger  Qualität sfnsa  ist 
(§.  273)  nnd  bei  Sc hnts sollen  ausserdem  dem  Zweck,  welchen 
man  bei  diesen  in  wirthsehaAspolitiscber  Hinsicht  verfolgt.  Aber 
die  practiscben  Schwierigkeiten  einer  sicheren  Durchführung 
dieser  Wertbbestenerun^  sind  in  der  Regel  sehr  gross,  so  dass  man 
meistens  besser  daran  thut,  öfters  genöthigt  ist,  sich  mit  sogenannten 
specifischen  Steuer-  nod  Zollsätzen  zu  bej^ntlgen. 

(()  So  namentlich  bei  den  inneren  Verbrauchssteaem. 

Hier  hat  sich  nnr  ausnahmsweise  bei  Steacrformen  im  Anschliiss  an  die  private 
Producüon  eine  WerthbosteaeruDg  möglich  enrieseo  Üranzösische  Wcinbesteacrung* 
sogeDanate  BetailgebUhr,  Fb.  III«  §.  257).  Die  Ennltttang  der  richtigen  Werthe,  die 
Sicherunf^  ror  Hintergebiiiigeii  ist  so  scbwlerig,  die  CoDtrole  n  listig  für  alle  Be- 

theüigtcn. 

Bei  Thoraccisen  u.  dgl.  mit  Werthsteuersätzen  würden  die  Schwiorigkciteu, 
Unsicherheiten  nnd  Verkehrbh«  Uistigungen  nach  der  Nntnr  der  meisten  hier  bestenerten 
Artikel  nof'h  rr^sser  sein  als  bei  den  Zöllen. 

Nor  die  Mouopolisirung  geiiUttet  bei  der  ionerdn  YerbraochsbesteueraDg 
fUe  ntlonenere  Vertbbesleii^of,  wie  schon  froher  mehrCaeh  herromtbeben  wu, 

/i?)  Bei  den  Zöllcu  ist  in  grösserem  l'mtang  von  dem  Werth- 
zoll Gebrauch  gemacht  worden,  namentlich  bei  Schutzzöllen. 

Früher  vielfach,  bis  in  ueuere  Zelt  z.  B.  in  Krankreich  (bin.  III,  ^.  ^15  Ii.), 
noch  jetzt  in  Mordamerien;  einzelne  Fttle  kemmen  noch  in  Tarifen  ror,  wdche  sonst 

vürneuilicli  specifische  Sätze  haben.  Aber  auch  hirr  ergeben  sich  doch  bei  den 
in'Msten  Artikeln  überwiegende  Bedenken  nnd  in  manchen  Ländern  gestatten  die  Ver- 
kchrsvcrb&ltni^o  den  WcrthzoU  vollends  nicht  wohl.  Man  muss  gewöhnlich  die  eigenen 
Angaben  d»  Stenerpilichtigen  mit  gewissen  Cantelen  gegen  die  niedrige  Beverthnng 
zu  Grunde  legten.  Das  Intercj*se  <l-^  !*f't  !  tiiren  rnft  hier  grosse  Versurhnnfrfn  wach. 
Die  amtliche»  Beglaubigongcn  Ucithb  durch  Atteste  der  Ueimathäbehörden  des 
Prodaetionsorts,  die  eonsolarischen  Certificate  schaffen  grosse  Belistiguugen  nnd  doch 
keine  ausreichende  Siclu  rlieit  für  richtige  Wertliangaben.  Die  '/«Hh -amten  bedürfen 
einer  ktos<oii  Waaren-  und  Markfkcnntniss .  xim  nirht  prf'tfiuscht  zu  werden.  Eine 
tjleicbuiiisbigkcit  der  BczoUung  la  vcrüchicdeueu  Zülluintcru  ist  schwer  zu  vcrbürgeu. 
Bestechungen  des  Zollpersonals  droben  leicht.  Eidesstattliche  Versicherungen  der 
Stcneriiniclitifren  sind  vulieml-i  in  die.-en  Dingen  sehr  mis->li<  li.  Betreliende  Vorschriften 
fuhxca  leicht  zum  förmlichen  Ueberwuchem  fah«  her  £ide  ^Nordamerica,  „ZoUbauaeido"). 
Anck  «Ue  ehriidien  Gem^bftfksleQte  nntorlicgeu  grossen  Ntichtbeilen  bei  der  Unsicherheit 
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der  Bewertbuoff,  den  Schwankangcn  der  Preise,  bei  dem  etwaigen  Vorkaufsrecht  der 
Beamten  in  Bezug  anf  die  vermeintlich  zu  niedrig  declarirten  Waaren.  Ein  solches 
Vorkaufsrocbt ,  wobei  dann  die  Waare  zam  Declarationspreisc  mit  einem  mässigen, 
den  Handelsgewinn  darstellenden  Zuschlage  (z.  B.  5  — 10%)  tlbemommen  werdea 
darf,  gieht  ander-fMfs  der  Verwaltung  doch  kein  genügendes  Mittel,  ricblije  D«"cla- 
rationon  berbciüuluhreu ,  in  die  Hand.  Denn  seine  Gelteudmachoug  h>t  mit  zu  rieiea 
Gdahren  und  MQhen  rerbiind«ii  (•.  Uber  E^krdch  Fio.  lU,  8.  611).  Je  melir  idcb 
derVeikolir  (  riitralistiscb  auf  eine  grosse  Reihe  fon  Zollainfcrn  /.ersplittert  (Deutsch- 
land im  Vergieicb  mit  Engiaud,  Frankreicb),  desto  misslicher  und  desto  uogleich- 
mässiger  wird  die  Werthbezollung.  Die  Beschränkung  der  Einfuhr  auf  eines  oder 
wenige  Haoptimtcr,  wo  das  >achkundii!>te  Personal  i8t,  belästigt  wieder  den  Verkehr, 
vcrtlicuert  ihn  timl  wirkt  für  die  einzelnen  Landfötbeile  nicht  gleichmässig  (Pariser 
Zollamt  ia  Frankreich,  Fiü,  III,  S.  811).  Kommt  ein  uozu?erIäasige8  Beamtenpeisonal, 
«ine  ohoehin  laxe  gescbSftttcbe  Moni  ia  den  GeacbAllakniMft  binza,  ao  dvohen 
schlimme.  Uebebtlnde  dozoreisfien  (Koideaierica). 

Man  muss  deshalb  nothgedraDgen  in  der  Regel  die 
inneren  Verbraachsstenersätse  nnd  die  Zoll*  und  Thorsteneraltze 

als  sogenannte  specifische  feststellen,  d.  b.  nach  gewissen  Ein- 

heitcn  des  Maass-  und  GewichtsRystems,  nach  dem  Volumen,  dem 
FlUcheiimaass,  vor  Allem  nach  dein  G  cwi  cht,  als  Gewi  cht szöUe 
II.  8.  w.,  ungefähr  so  hoch  als  der  richtige  ^\  eifhzoll  sein  jsollte. 
T.eichtere  und  sicherere  Ainveiidimg  dieser  Zolle  lür  den  Verkehr  und 
Seitens  der  Beamten  ist  hierbei  der  steuerteehnisch  hedeiitunfrsvolle 
Gewinn.  Die  grosse  neue  Sehwierigkeit  liegt  hier  nur  in  der  ße- 
rticksichtigung  der  Sorten  und  Qualitäten  jedes  solchen  Artikels, 
welcher  erhehlicbe  Unterschiede  in  dieser  Hinsicht  hat^  wie  gerade 
die  wichtigsten  Finanzzttlle  (Kaffee,  Thee,  Zucker,  Wein,  Tabak) 
nnd  wie  nicht  minder  wichtige  Schutzzölle  (Gespinnste,  Gewebe, 
Metallarbeiten  n«  a.  m.).  £ine  Abstufung  der  Sätze  danach  oder 
ein  „Qaalität8-(Sorten')Fns8''  ist  prineipiell  wieder  geboten, 
practisch  in  der  Regel  aber  bei  eigentlicben  FinanzzOHen  und 
inneren  Verbranchsstenern  höchstens  in  einzelnen  Fällen  und  in 
geringem  Masssc  (Zucker),  meistens  gar  nicht  möglich  nnd  aneh 
bei  Schutzz'illen ,  wenn  auch  eher  ausfllhrbar,  doch  wiederum  mit 
vielen  Umstäudcuj  Coutrolen,  steuertechnisehen  Schwierigkeiter, 
ähnlich,  wenn  auch  nicht  in  demselben  Maasse  wie  der  Werthzoll 
selbst,  verbunden. 

Denn  die  Merkmale  der  l  iit<'rsf  lu-idiing  sind  nic!it  oiiifarli ,  die  Beamten  rur 
Anlegung  der  QualitäU>sät/e  nicht  immer  sachkundig  genug,  Betrügereien  droheA 
wieder  zu  leicht,  überhaupt  stellen  sich  viele  Ibnlicbo  Scbvierigkeiten  vie  bei  der 
Wertbbesteuerung  ein.  Ktwas  gUnssliger  liegt  die  Sarlic  bei  den  Schatzzöllen  auf 
Fabrikate  und  Halbfabrikate,  wo  eine  rationelle  Abstuiung  der  spocifischea  Zölle 
leichter  ist,  weil  sich  sicherere  Unterscheidungsmerkmale  der  Qualitäton  u.  8.  w.  nach 
technisclieo  Momenteik  eher  augeben  und  in  der  Pra\i^  (iun  ht'uliren  laasen.  Aber 
auch  hier  muss  mnn  «ich  mit  einem  gewissen  Maasse  der  Abstafang,  das  an  sich, 
nach  der  Wcrtbdiiiercnz.  noch  nicht  genügt,  begnügen  und  selbst  dabei  kommen  iriedet 
mancbe  neue  Sobwierigkeiten  und  UebetstlBde  zum  Yorscbein.  HtmeDtttcb  wixd  Mdi 
hier  die        gleicbmlssige  Behsndlnng  der  Wawen  «n  verBcbiedeoen  Aenten  Biebt 
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so  leicht  sicher  gestellt  werden  kÖDDen  oder  man  mass  wiederum  in  rcrkelirstörcnder 
und  rerthenernder  Weise  die  VoraoUong  nur  in  gewissen  Aomtern  mit  einem  specihsch 
aui^*^«  bildeten  und  geübten  Personal  zulassen.  Das  wurde  z.  B.  gleich  bei  den  neuen 
crhöbfeu  und  p^cnauer  abi^cstnften  ZOllsStzen  atif  Raurnwol!-  und  LeinengMU  im 
deutschen  Zülllarif  vod  IS?*.*.  Uose<-d  vom  15,  Juli  IST'.»      3,  vorycsclien. 

c)  Von  noch  weiteren  8ch vvierigkeiten  und  Mängeln 
bei  der  Besteuerung  nach  specifischen  StcucrsätzeD  sind  noch 
folgende  beiden  ber?orznbeben  (?gL  §.  275,  276). 

a)  Bei  ein  nnd  derselben  Waare  im  Znstand  des  Rohstoffs, 
des  Halb-  und  des  Gansfabrikats  (Tabak,  Zncker,  —  indn- 
Btrielle,  beschatzzoUte  Prodncte)  ergeben  steh  wieder  Schwierig- 
keiten, die  betreffenden  specifischen  Steuer-  und  Zollsätze 
und  die  etwaigen  Rückvergütungen  bezahlter  Abgaben  iiir  ins 
Ausland  ausgeführte  Erzeugnisse,  in  richtiges  Verhältniss 
zu  einander  zu  bringen. 

Schon  weil  mau  sich  dabei  au  technisch  -  Ökonomische  Durchschnitts  Verhält- 
nisse halten  muss,  kann  man  keine  genaue  Dichtigkeit  der  Sätze  erzielen.  Daraus 
etttstehen  aber  nachthoilige  Folgen  far  die  Finanzen  oder  für  die  bctheiiigtcn  Pro- 
ductionszweige.  Die  Eiuftilir  einer  Waare  (Zutkor)  wird  z.  B.  in  dericni::t  [i  Ver- 
arbeitungsstufe begünstigt,  wo  sie  den  geringsten  Zollsatz  zahlt;  alles  Consc4uenzen 
des  ganzen  Systems  der  Verbranehflsteaem ,  der  Besteuerung  beim  Prodneentea  und 
im  Tran&port  ((ircnzpassn^o^ .  der  specifischen  Zoll-  und  Steuersatze.  Man  kann 
hier  nach  den  Forbcbritton  der  Technik  und  nach  den  gemachten  Erfahrungen  wohl 
allmählich  Manches  verbessern.  Das  Einzelne  wird  sich  ganz  nach  den  technischen, 
den  ProdoctiODS-  und  Absatzrerhältnisscn  jedes  einzelnen  Artikels  richten.  Aber  die 
meisten  der  angedeuteten  M&ogel  möchten  sich  besten  Fidls  nur  rermindoro,  selten 
gaAZ  beseitigen  lassen. 

^)  Ganz  besondere  Schwierigkeiten  macht  hier  eine  richtige 
Feststellung  der  Steuersätze  bei  solchen  inneren  Verbrauchs- 
»tenem,  welche,  statt  in  der  Form  der  reinen  oder  wahren  „Fabri- 
katsteaer"  nach  dem  fertigen  Fabrikat,  —  d.  h.  allerdings  streng 
genommen:  nieht  nnrnaeh  dessen  Quantum,  sondern  auch  naeh 
dessen  Qualität,  eine  vollends  selten  erreiehte  Bestenerungs- 
metbode  ^  Tielmehr  naeh  dem  Bohstoff  oder  nach  Betriebs- 
Verhältnissen  der  Production  bemessen  werden:  Steuerformen,  welche 
namentlieh  bei  einigen  der  wichtigsten  dieser  Stenern,  auf  Bier, 
Spiritus  und  Branntwein,  Zucker,  Tabak  viellach  Üblich  sind  und 
nicht  selten  gewisse  steuertechnische  und  productioustecbuiscbc  Vor- 
züge bieten  (§.  145). 

Die  verschiedenen  Qualitäten  dos  KohstoÜs,  nach  Ort  und  Zeit,  die  ungleiche  be- 
triebstechnische Entwicklung  der  einzelnen  Unternehmungen  und  manches  Andere 
bewirkoi,  dass  der  nemliche  Steuersatz  des  Kohstofl's  u  s.  w.  das  fenige  Product  bei 
den  verscbiodoneri  Fabrikanten  ganz  verschieden  triUt  und  übcrhuiiiit  nach  den  tech- 
nischen Furtschritten  in  der  Gevinauug  der  gceigucbteo  UohstoUe  und  lu  der  Fabrikation 
niemals  ein  gans  feststehendes,  t.  fi.  das  fom  Gesetzgeber  in  Aussicht  genemmene 
Verhältniss  zu  demjenigen  Sd  tiorsatz  hat,  mit  dorn  man  eigentlich  das  Fabrikat  zu 
treffen  beabdichtigt.  iiicht  einmal  die  fieeteuening  des  Bohstotts  nach  einem  Qualitats- 
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steucrfnsH  (l'abak!  Zuckerhaiti^keit  der  Rub«ii)  pflegt  wegeu  der  obea  »ogedeoteldtt 

bobwicrigkcitcn  statt  zu  finden. 

Als  Ziel  mu88  daher  bei  diesen  Steuern  die  Fabrikatsteuer 
hiugestellt  werden,  wonir);4lich,  wenn  nicht  in  ^  i rbiFidutii;  mit  eiucr. 
hier  wieder  besonders  schwierigen  Werthbestcnerung,  so  doch  mit 
einem  QualitätssteaertusSy  namentlich  für  Zuckeri  Tabakfabrikate, 
Aber  die  Wahl  dieser  ao  Bich  richtigsten  Steuerform  setzt  eine  Ent- 
wickloog  der  SteaertechDiky  zum  Theil  auch  der  Productionstechnik 
Torans  und  ist  atuseidem  an  Bedingiugen  der  Wirthflehaftsentwick* 
liing  gebnoden,  welche  nieht  iminer  vorhanden  sind  nnd  sich  nicht 
stets  beschaffen  lassen.  Daher  mnss  man  wiedemm  Öfters  bei  nn- 
vollkommeDeren  Besteneningsmethoden  yerbleiben,  dann  aber  an^ 
Jene  luisslichen  Consequenzen  der  rohen  specifischen  Steuer-  und 
Zollsätze  hiDDeUmen,  namentlich  bei^iiglich  der  an  sieb  gar  nicht 
gewollten  Begünstigung  der  wohlhabenderen  Glassen  (§.  273). 


Zweiter  Hauptabschnitt. 
Die  Ausföhruug  der  Beateueruug. 
1.  Abschnitt 

Die  YcraiilaiKrune:  der  Bt«uera  oder  die  Erinittlan?  der  Thatsacken  zur 
reht&leUuag  und  Bemessung:  der  Steuersckuldlfkeiten. 

g.  304.  Einleitung.  Die  oben  UDterscbiedenen  vier  Anf- 
gaben  der  Stenerverwaltnng  zur  Ansftthmng  der  Bestenerang  — 
Yeranlagongy  Erhebang,  Gontrole,  Stenerstrafwesen  (g.  245)  —  ape- 
cialisiren  sich  wieder  nach  dem  Wesen  der  Stenergattnngen 
nnd  jedereinaelnenStener.  Dabei  ist  hier  naher  ansnknttpfen 
an  die  Unterscheidung  der  Steuern  in  die  beiden  grossen  Gruppen 
der  d  ii  e cten''  und  iid  i  l  ecten*'  im  ad  minist  rat  iv-tech - 
uischcn  Sinne  dieser  AiisdiUcke.  Eine  Unterscbeidimi:,  welche 
sich  gerade  hier  allerdiiiics  von  weittragender  Bedeutung  erwcisjt, 
wobei  aber  immer  der  cigenthtlmlichcn  Mittelstellung  der  „an 
den  Productionsbetrieb  sich  anschliesseuden^'  inneren  Verbrauchs- 
steuern  gebührende  Rücksicht  zu  schenken  ist. 

S.  oben  §.  '^'^  -  lüO.  Gerade  die  Wichtigkeit  dieser  üntorsdieidong  für  diese 
Fragen  der  Steucrvcnraltung  und  Technik  hat  mich  mit  bestimmt,  diesen  Sina  den 
Aosdrflelten  untenml^n.  Im  Wesandieheh  Balte  ieh  die  Dntenclieldiiiif  ielbsc  «brifens 

schdii  in  der  1.  Aiifla;jo  S.  006  ff.)  ebenso  <:eiii:i(:li( .  trotz  dor  dortiijou  Ablelinung 
der  Namen  „directe"  und  ..iiulirocte"  Streuern  dafür.   Die  Hegründaug  der  BoibehaltaniT 
dieser  Ausdrucke  zugleich  im  älteren  Sinne,  als  „nicht  zu  abenriUzondor"  and 
ttbervaUendez**  Steaera  int  ia  §.  97  iF^  100  gegeben  voidea.  Ich  lileibe  dabei,  «b- 
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wohl  ja  die  Benutzung  solcher  Ausdrucke  als  tcrhnisclier  in  <'iiioin  Doi>|iolbinn  manches 
Misslicbe  hat,  wie  sich  im  rorigen  Abschnitt  auch  mehrfach  ergab.  Das  ist  aber  ein 
geiingerer  Uebebtand,  als  die  EinfthTong  neuer,  ganz  ungebr&acUicher  Anadrttcko  oder 
alt  da»  TöIUge  Fallenlassen  der  einen  oder  der  anderen  Bedeutung,  wie  oe  in  rei- 
achiedencr  Weise  die  Aelleren.  «o  Rau,  und  Nt^uere,  wie  Ncnmanii.  thun. 

Auch  die  Steuerform  des  Müiiü|m)1s  ^tcht  vielfach  aiidcrä  als  die  sonstige 
Ymbraachsbeslenening,  nemlich  die  Gri  n/^ölle  und  die  Tboraccisen,  da.  Wo  z.  B. 
beim  Tabakmonopol  wio  uMiih  der  Taljukbaii  Privaten  illiorlassen  ist,  da  ergehen 
eidi  fOi  die  Verwaltung  diescu  Tabakpioduccuten  gegenüber  wieder  in  einigou  wesent- 
hcben  Psnoteo,  beeonden  in  Bezog  anf  die  Ermitdong  der  Stevermb-  and  objectc,  ähn» 
liehe  Aufgaben  wie  bei  den  Ertragssteucm  und  wie  bei  den  in  diesem  Pnncte  den  letzteren 
nahe  stehenden,  sich  unmittelbar  an  den  Productionabetrieb  einzelner  piirater  Unter» 
nehmnn^'cn  anschliessenden  Verbrauchssteuern. 

Die  l'olgeutle  Uutersuchunp:  zcrnillt  daher  insbesondere  in  Be- 
trefl'  der  in  diesem  Abschnitt  zu  beliandeliulcn  Veranlagung  der 
Steuern  in  diejenige  bezüglich  der  directcu  und  der  indirecten 
Steuern  in  dem  oben  in  §.  98  tc8tge»tellten  Sinne,  welcher  hier  ge- 
nau nach  seiner  früheren  Erläuternog  in  Betracht  kommt. 

.Tones  sind  demnach  nemlich  Steuern,  weh  he  nach  fost^t.  lu-ndcn  orhr  al-  fcit- 
stehend  gdtcodcu  und  regelmäaaig  auch  wirklich  einigermaassen  feststehenden  und 
deelialb  im  Venns  ermittelbiren  Tbatnelm,  daher  romefflUcIi  nach  Katastern, 

dieses ,  die  indirecten ,  sind  Steuern ,  welche  nach  einzelnen  wechselnden ,  vorUber« 
frehendcn,  mehr  oder  wcniüer  zufalli-rcn,  deshalb  nicht  im  Voraus  zu  ermittelnden 
Thatsachcü,  im  l  alle  des  Eiainiti  nach  Tarifen,  veranlagt  und  erhohen  werden. 
i)ic  hier  za  betrachtenden  directen  Steuern  sind  namentlich  die  Schatzongen, 
die  Stenern  auf  den  berufsmässigen  Erwerb,  also  die  S  n  i>j  e  et- ,  Personal-, 
Einkommen-,  sowie  die  Objcct-,  Ertrags-,  Keaistcuern,  ferner  die  Steuern 
auf  den  Besitz,  die  VerDftgens-,  directen  Gebrnnchsstenem.  Die  hlerher- 
gehörigen  indirecten  Steuern  sind  voniemlich  die  Zölle,  besonders  dieEinfuhr- 
Zölle,  die  T h 0  rs t >•  II  c  rn  ,  in  g:e«-issen  Fällen  die  s n n s t i rr c n  inneren  V c r b  r a u  c h s - 
atcuero,  ferner  die  V erke h  isiteuern  (Stempel-,  liug isterab^aben),  die  Erb- 
ach ftftSSteiieni,  Spielge  wiunsteuern ,  in  gewissen  Fliuen  die  Cunjun  cturen- 
gewi n n steuern.  Zwischen  beide  fJnippen  der  directen  und  iielirecten  Stenern  in 
diesem  Sinne,  mit  beiden  Einiges  gemeinsam  habend,  atelien  wir  die  inneren  Yer- 
branchsstenem,  welche  sich  an  den  Prodncticnsbetrieb  anschliessen. 

Tlier  in  der  allgemeinen  Stcuerlchre  erfolgt  absichtlich  eine  Beschränkung 
der  Erörterung  bloss  auf  das  jede  dieser  grossen  steucrtcchnischen  Gruppen  Eig-en- 
ihiimiicho,  unter  Escmplification  an  den  Hauptarten  jeder  Gruppe.  Weiteres  über 
letztere  viid  insbesondere  über  die  ein/  Inen  zn  ^ner  Hanptart  gehörenden  Stenern 
int  dar  speci eilen  Stenorlehre  vorzubehalten, 

I.  —  §.  305.  Die  Veranlag^ting  der  direoten  Stenern. 

Die  Aufgabe  der  Veranlagang  aller  Stenern  Iftsst  sieh  wieder 
in  eine  dreifaehe,  nemlieh  in  Bezng  anf  die  Stenersabjecte, 
die  Stenerobjeete  und  die  StetterBfttze,  gliedern.  Jede  dieser 
drei  Speeialaufgaben  gestaltet  sieh  vor  Allem  nach  den  grossen 
Stenergruppen,  den  directen,  indirecten  Steuern  u.  8.  w.,  verschieden. 
Wir  behandeln  sie  jetzt  zuuUcbst  für  die  directen. 

A.     e  8 1  s  t  e  Ii  u  n  g  der  S  t  e  ii  c  r  s  ii  b  j  e  c  t  c. 

Hier  concurriren  drei  Methoden,  die  amtliche  Nacb- 
forschung  nach  den  Snbjecten  jeder  betreffenden  Steuer,  die  . 
Verpflichtung  dritter  Personen,  gewisse  (unbedingt  oder 


.  -d  by  Google 


7 18       B.  Allgem.  Steaerlehr«.  &.  K.  V«tfv«U.  2.  H.-A.  1 .  A.  VenaUg.  §.  305. 


eventuell)  Steueiptlichtige  bei  der  Steuerbehörde  (bez.  der  als  snlciit- 
faDgirenden  Verwaltungsbehörde)  behufs  SteuerveraulaguDg 
anzamelden  („Meldangabe''  in  diesem  Sinne)  odcI  die  Ver> 
pflichtung  der  Steuersubjecte  selbst  zur  eigenen  An- 
meldung bebofs  ihrer  Veraniagiing  für  die  Steuer.  Alle  drei 
Methoden  lassen  sieh  mit  einander  verbinden. 

Die  ente  kann  alnr  bei  einigen  Steuern,  den  Persoiial.siouem,  auch  allein  be- 
notet weitlcn.  namentlich  wenn  ein  polizeiliches  Mcldewcscn  für  die  Zrecke  der 
inneren  Vcrwahuiig  ächou  besteht,  dessen  Ergebiiisüc  biulänglich  zuverlätiäiig  erscheinen 
(rgl.  Gnmdle<;un«^,  Abechaitt  vom  Zagrecht,  besonders  2.  A.  S.  448);  Meli  wohl, 
ro  durch  häufigere  zaverl  i i  ^e  Volkszählanprcn  in  kürzeren  Perioden 
eine  genügende  FoststaUung  des  i  «  i^ouaibestands  der  Bevölkerung  erfolgt  Ein  polizei- 
Uches  Meldewesen  wird  r^[el]nä>sig  oin«  Meldepflicht  beetunnter dritter  P^noiieB« 
wie  der  n;iu.>eigenthttmer,  Vermiether,  Hcrhergswirthe  u.  Jgl.  m.,  iti  T^ezng  auf  dio 
bei  ihnen  wolinenden.  einziehenden,  uhernachtenden  Personen  enthalten.  Wo  es  fehlt 
kann  die  zweite  Methode  auf  (iruud  tiolcLcr  Meldepllicht  derselben  I'en^oneukategorleen 
eintreten,  mit  oatspreehettder  Haftbukeit  der  Meldepflichtigen  für  unterbliebene  oder 
falsche  Personalncfdungcn ,  nnd  zwar  perailc  hi  T  mit  einer  Haftbarkeit,  welche  das 
fiscal is che  Interesse  an  richtigen  und  vollätaudigen  Meldungen  sichert  Die  dritte 
MeAede  luiiii  dann  aoch  veiter  concanrirea,  wird  aber  meist  die  iweite  rar  Yer- 
hediugung  haben.  Wo  eine  Anmeldepflicht  in  Stouersachen  rorgcschrieben  ist,  WMÜ 
zur  Goatrole  eine  amtliche  Nachforschung  nebenher  stehen  oder  folgen. 

Im  Ucbrigen  sind  hier  die  Personal-  und  gewisse  „Ob- 
ject^^ steuern  zu  ooterseheiden. 

1.  Für  Person aistenem  wie  die  allgemeinen  Einkommen* 
(einsehliesslieh  der  Glassen-)y  VermOgensstenem  mass  man  nach  den 
genannten  Methoden  vor  jeder  Thfttigkeit  in  Bezug  anf  die  Ermitt- 
lung der  Steuer  ob  jeete  die  Thatsachen  sammeln,  um  allge* 
meine  Steuerlisten  oder  Steuerrolle n,  d.  b.  namensweise 
amtliche  Verzeichnisse  aller  Steuersuhjeete  herzustellen:  eine  ziem- 
lich schwierige  Aufgabe. 

Ausdrücklich  mit  fOr  diesen  Zwedt  kann  der  polizeiliche  Meldezvaag 

fttr  Dritte  und  für  die  Betreffenden  selbst  bestehen ,  oder  ein  specieller  für  die 
.vf. MMT'iriL'  eingeführt  werden,  für  alle  Ab-  and  Zugänge  ron  Indiriducn  in  der  Orts- 
bevölkerung, allen  Wohnungswechsel  im  Orte.   Da  aber  hier  wie  auch  bei  dem  für 
senstige  Yorwaltaagazvecke  allein  besteheadea  Meldezwang,  gerwie  um  irtcb  der  Sleoer 

zu  entziehen  und  aus  manclierlei  anderen  firdnden  ,  selten  aus  Nachlässigkeit,  riele 
Personen  nicht  au-  und  abgcnieldot  werden,  so  mUssen  die  Lücken  und  Irrthümer 
(bei  unteriasseaea  Abmeldungen)  durch  amtliche  Controle  ergänzt  und  Strafen  für 
unterbliebene  An  -  and  Abmeldung  angedroht  werden.  Bei  voller  Freizügigkeit,  Weg- 
fall dos  Passzwanprs ,  bei  heutigen  Cunnnunicationsmitteln  ergeben  sich  hier  vi.de 
Schwierigkeiten  für  diu  Verwaltung  in  Betreti  der  liichtigstcUung  der  Listen,  auch 
aicht  nobedeateade  Koetea  aad  ftkt  das  Pablicam  maaclte  wiiUicbe  oder  aach  dea 
Ansichten  der  Leute  einmal  unangenehme  Belästigangen.  (Vtd  Grundlegung  237 
und  über  dio  preussischen  SchwiongkeiUui  bei  der  Ciaaseastcuor  ob.  2.  Aufl.  S.  45ti, 
Note  10.) 

Das  spricht,  neben  Anderem  (§.263),  mit  dafür,  die^,kleinen 
Leute'',  bei  deucu  es  sich  doch  wescutlich  uur  uui  niedriicc 
Personalsteucrsätze  handelt,  von  «ulcher  directen  Besteueruug 
auch  aus  steuertechnischen  Gründen  zu  befreien. 
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Die  S  teil  c rh aftung  der  (j'emeiade  filr  eine  hestitninto  Steiicrsummu  (§.  301) 
iaoD  zwar  das  liscalischo  lutcrcäsc  sicbur  stciieu,  aber  bat  gerade  bei  einer  dicocteu 
Beetevermif  der  nnteron  GlasseD  andere  Bedenken  und  fUhrt  fast  nollitreDdi^^  zu  einem 

höchst  lästigen  System  «le^  Passzwang^s  selbst  für  „Inlandspässe"  (russiscbc 
Baueropässe),  am  die  Aliwesendcn  :nit  /.iir  Trnirorir  der  coinmuiialen  Steuerlast  hL-raii 
zu  ziebcn.  Beginnt  mau  irnt  l'eiiJüiial.NtoUL'ni  erat  bei  ciücr  utwas  grösseren  llolio  des 
Einkommens  aud  des  VermögeDibchit/'«  s,  was  bei  verbreiteten  bohcn  Verbrauchs^tcaem 
aacb  principieü  ri  htiir  ist,  so  ontfalleu  viele  Scbwierigkeiten.  Dohm  die  Zahl  der 
Steoeipflichtigeu  wird  dann  sofort  viel  kleiner,  ia  einent  grossen  btaate  um  Millionen 
Gensiten,  und  man  bat  es  dann  nur  nocb  mit  Personen  zu  thnn,  deren  Einkommen- 
und  Veruiogciisverhältnisse  schon  wegen  der  grösseren  Höbe  des  Einkommens  und 
vielfach  auch  wegen  der  Natur  des  Desitzos  offenkundiger  sind  und  leichter,  wenigstens 
in  BcireÜ  der  Existenz  selbst  (im  Unterschied  foü  der  Höbe)  ermittelt  werden 
können. 

Ein  Beispiel  ans  Prcnsscn :  im  Jahre  1876  Zahl  der  zur  Classenstcaer  veranlagten 
Tensiten  (Einz<  Instcnernde  und  Ha^)^!  ihurifravorstände)  4,yyS,2*2S;  daron  in  der  1.  Stufe 
(mutbmaasslichcs  Einkommen  von  42U — üÖO  M.,  zu  3  M.  Jahressteuersatz)  2,50T,b53, 
in  der  2.  Stofe  (660-  900  M.,  Steveisatz  6  M.)  1,186,109,  in  der  9.  Stnfe  (900  bi« 
1050  M  .  f)  M.  Steuersatz)  344,840.  in  der  4.  Stufe  (1050—1200  M.,  12  M.  Steui  rsaf/.) 
320,980,  in  der  5.  Stufe  (1200— 1:<50  M.,  18  M.  Steuersatz)  182.573.  in  der  ti.  Stufe 
(1350—1500  M.,  24  M.  Steuersatz)  131,420  Personen  u.  s.  w.  Also  in  diesen  0  Stufen 
bis  1500  H.  Einkommen  4,623,77$  Censiten,  in  nllen  tLbrigen  nnr  374,459. 

2.  Bei  den  directen  Steuern  aul  bestimmte  einzelne  Ob- 
jecte,  bez.  anf  den  Besitz  von  solchen  oder  auf  den  Ertrag 
bestimmter  einzelner  Ertrags (j  u e  Ile n  oder  auf  den  Be- 
trieb gewisser  Gewerbe,  die  Ausübung  gewisser  Berufe 
und  den  Einkommenbezug  daraus,  daher  bei  den  eigentlicbeo 
Ertragssteuern,  den  directen  Luxus  -  und  ähnlichen  Stenern» 
dann  auch  bei  den  zum  Zweck  der  Verbrauchsbesteuemng 
dienenden  Stenern ,  welche  sich  an  inländische  Gewerbe- 
betriebe nnd  Prodnctionen  anschliessen  nnd  ebenfalls  schon 
mit  hierher  gehören,  —  man  kannte  diese  alle  in  einem  ähnlichen, 
nnr  etwas  weiteren  Sinne  als  in  dem  früher  (§.  217)  gebranchteD, 
als  ,,Objeotsteaem"  (allenfalls  ähnlich  als  „ReaP' steuern)  tu- 
Siiumieiifassen  und  dann  den  P  e  r  s  o  u  a  1  steuern  "  gegenüber 
stellen  —  verbindet  sicli  die  Ermittlung  der  Thatsachcn  zur  FeBt- 
.•-tcllung  der  Steuersu  bj  ecte  von  vorneherein  unrniitel!*  n  mit  der- 
jenigen zur  Feststellung  der  Stcucrob  j ecte.  Denn  der  l)etrelleiule 
„Besitz"  u.  8.  w.  bedingt  ja  hier  erst  die  subjective  bteuerpHichtig- 
keit  Die  firmittlnng  der  Steuer obj ecte  wird  hier  in  der  Regel 
der  vorausgehende  administrative  Act  sein.  Daher  wird  die 
Ermittlung  der  Subjecte  und  Objecte  zusammen  unten  in  §.  307 
behandelt. 

Ucbrigens  bestehen  hier  Verschiedenheiten  bei  den  einzelnen  Ertragssteoem. 
Bei  der  Leihzins-  oder  Kapitalrentenstou er  wird  z.  B.  ein  Anmeldezwang 
der  StLuerpflichlipcn  (l<  r  D('i  !:uati(ui  (oder  behördlichen  )  'tt/iiiiLO  <irs  Stotx^robjocts 
vorangehen  oder  beides  verbunden  wcrdou  mUsseu,  da  hier  nicht,  wie  bei  anderen 
Sctngtttoiiexn,  ^otoiitche  Thatsachen'*  rerUegen. 
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Vergleicht  man  die  ganso  Vemattnngsaafgabe  der  EnaitHang 
der  Steoersnbjecte  bei  den  direeten  Stenern  mit  der  gleiehen 
Aufgabe  bei  den  indirecten,  so  besteht  ein  vielfach  zntreffender 
allgemeiner  Unterschied  darin,  dsss  dort  das  ,,0b?"  der  Stener- 
pflichtigkeit  leichter  festzustellen  ist,  weil  eben  meist  nur  ^juotorische 
Thutsaehcii'-  zu  coiistatircn  sind,  das  j,Wje  viel?"  der  Schuldig- 
keit schwieriger;  umgekehrt  bei  vielen  indirecten  Öteucju. 
Diese  verschiedene  Sachlage  zci^'t  sich  im  Ganzen  Einsteuerungs- 
verfahren und  in  der  Organisation  des  Steuerbehörden wesens,  sowie 
im  Control-  und  Strafwesen  beider  Steuerkategoriceu  von  EinÜoss 
und  erklärt  die  Verschiedenheiten  der  Einrichtung  mit. 

B.  —  §.  306.   Feststellung  der  Steuerobjecte. 

1.  Bei  den  Personalsteuern  bandelt  es  sich  hier  jetat  —  so- 
weit nicht  reine  Kopf-  und  Familienstenem  in  Frage  stehen,  wo 
Stenersnbject  und  Stenerobject  snsammeniällt,  die  Aufnahme  des 
Personenstands  daher  gleiehseitig  zu  der  Feststellung  der  Steuer- 
objecte dient  —  meistens  um  die  Ermittlung  der  ungefähren 
Steuerfähigkeit  und  um  die  Auflegung  danach  abge- 
stufter Steuersätze  auf  diebetreffenden  Stenersnbjecte  („C  lassen- 
stcuern'')  oder  um  die  genauere  (wenn  auch  nicht  nothwendig 
völlig  genaue)  ziffermässi^je  Ermittlung  der  Höhe  und  eveiituell 
auch  der  Art  des  Einkommens  (Arbeits-,  Renten-,  gemischtes 
Einkommen)  und  bei  Vermögenssteuern  der  Höhe  und  eventuell 
ebenfalls  der  Art  des  Vermögens  (eigentliche  —  nomi- 
nelle—Einkommen- und  Vermögenssteuern).  In  beiden 
Fällen  kann  man  wieder  die  drei  Methoden  der  blossen  amtlichen 
Nachforschung,  der  Verpflichtung  dritter  Personen  zu 
Angaben  Uber  andere  (|,Meldangabe^'  in  diesem  Sinne)  und 
der  Verpflichtung  der  Steuers ubjeete  selbst  au  den  besHg^ 
liehen  Anmeldungen  und  Angaben  Uber  ihre  eigene  Stenerpflicht, 
bez.  ihre  Steuerobjecte  unteFscheiden  und  anwenden. 

a)  Bei  den  Glassen steuern,  —  und  zwar  um  so  mehr,  je  tiefer 
dieselben  bis  in  die  ärmere  Bevölkerung  berabgehen  und  je  fester 
nach  Recht  und  Sitte  noch  berufs-  und  gesellschaft^ständische  Ord- 
nungen im  Volk  bcfttclicu,  desto  mehr  —  kann  mau  sich  vielfach 
an  o  l'l  cii  k u  n  dige  oder  an  einfacli  zu  con statirende  That- 
sacheii  halten,  welche  sich  zugleich  mit  <ler  Aufnahme  des  Personen- 
stands, also  der  Steiiersubjecte  ermitteln  lassen. 

Auch  hier  liefert  besoudera  diö  preuüüische  Clas&eDäteuer,  namentlich  iu  don 
Einrichlangen  bis  bez.  1879  du  BeiapidL   Vgl  darüber  lloffma&a,  Lehre 

Ton  den  Stenein,  8.  140  ff. 
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(i-'lit  man  mit  Jieson  Stetiorii  überhaupt,  wie  es  nuter  Qusereo  licatigen  Vcr- 
häitnisücu  zircckiDiis:»ig  ist,  nicht  über  ciue  gewisse  Bcvölkeruugsscliicbt  mit  daem 
tnissiipefi  Einkommen  (e.  ISOOf — 2000?]  M.  in  Deatschland)  binsas,  sondern  verwandelt 
diest-'  StLUoru  bei  den  Wohlhabenderen  in  eine  eiiicntliche  Einkomm  •iiriti  nur.  su  Iiedarf 
es  kaum  oines  besonderen  Zwnnjrs  der  isteuerpilichtigen  selbst  zu  Anirabcii  über  ihre 
„Kiukounn.  n-  und  Voruiij^onivcrhiiltuisse'*  oder  zu  sogenannten  „Declai  Hiiuacn" 
(„FMfioneii".  EfUlrangen,  Bekenntntosen)  dnrftber.  Es  genttgt  erentaell  an  dem  persön- 
licbt'ii  -Mtldezwang  für  dies*:  IN  isonen.  Die  am(li(he[i  SuMieror^ane  und  namentlich 
paüüeud  aus  ortbktt&digen  Mitgii<^crn  der  Communaircrvaitung  und  der  Communal- 
Tertretnof«  eovie  tos  Vertretern  der  Stenerpflicbtlgen  selbst  zosammengeeetzte  „(Ver- 
anIagangs-)Stencrcoinmissionen"  können  die  richtige  Fcst^telluDg  der  Steuer^ 
objc  tc,  bez.  der  „Einschätzung*'  der  Sieuerstibjocto  in  die  „Classeu"  auf 
Grund  de:>  gesammelten  That^achcnmaterials  wohl  allein  bchon  leidlich  zu  Wege 
bfingen.  Ausserdem  kann  man  sich  der  zweiten  Methode,  Angabcpflicht  Dritter,  wie 
der  (Jolialte  zahlenden  Caasen,  der  Arb.  iti,nlMT  u.  s.  w.  über  die  (Jehalts-  und  Lohn- 
beztlgc  u.  dgl.  ihrer  Angestellten,  ihrer  Arbeiter  bedienen:  eine  Methode,  welche 
zwar  mehrfach,  aoch  in  den  premnisehen  Stenerdebatten  18S3  if.  angegriffen  worden 
ist,  aber  ni.  £.  kein  durchschlagendes  Bedenken  gegen  sich  und  gute  Gründe  für  sich 
hat  (rs^l.  im  Finanzan  hiv  über  diese  „Mcldangabe"  den  Aufsatz  ron  Kftnig  und  die 
zwischen  ihm  und  Burkard t  darüber  dort  geführte  Controvorse). 

Ein  HU&mittel  der  Gontrolo  pegen  nngleichm&ssi^e  und  zu  niedrige 
Einschäf/ung^en  liegt  auch  hier  in  der  0  f  f  e  n ( 1  i  r hk  cit  der  Stcucrlisten  und  in  dem, 
freilich  nicht  allgemein  empfohlenen,  aber  doch  wohl  zu  gewährenden  Kechtu  jedes 
Steuerpflichtigen ,  vermeintlich  zu  niedrige  Einschatzungen  Dritter  beKchwcrdcfuhrend 
zur  S}»rachc  /u  bringen.  Gegen  zu  hoho  Einschitzoog  sind  den  Betroffenen  auch 
hier  £eclamationsrechto  an  höhere  Instanzen  zu  gewahren. 

b)  Bei  den  Einkommen-  (nnd  ähnlich  beiden  Vermögen^) 
Stenern  —  je  hoher  Einkommen  nnd  Vermögen  werden  und  je 
mehr  sie  sieb  qualitativ  difierenzireu;  je  beweglicher  daa  ganze 
Wirthschafteleben ,  je  Teränderlicher  die  Productionstechnik  wird 

und  je  mehr  das  Princip  des  Individnalisnius  in  der  wirthschaft- 

licbcii  Kecbtsordiiuui,^  durchdringt,  desto  mchv,  daher  iu  .stoi^'eiidcm 
Maa88e  im  modernen  Lclieo  —  bietet  die  ziffermässi^e  Ermitt- 
lung der  Höhe  des  EiLkommens  und  Verniligens  und  die  Fest- 
stellung der  Art  beider  (bewegliches  Kapital!  Zinsciokommcul) 
grossere  Schwierigkeiten. 

Di^'S*:'  lassen  sifh  auch  uiitiT  diT  NUransNctztm::  «•iiici*  eiitwickelt»Mi  Krfratrssteucr- 
systciiis  durch  die  Bcuuuuug  der  iKid'ti  *!.j&Mjlbeu.  i'craer  durch  das  niituutcr  mögliche 
Zurückgreifen  auf  amtliche  (g;erich(li<  lu  i  Kegistcr  für  gevisse  Vermögcnsobjecte  und 
Rechtsgeschäfte  (Grund-  und  Hypoilp  k'  iil)urlii  r)  nicht  gcnDzcnd  Uberwinden.  Aus 
den  Ertragsttteuerkatastero  gewinnt  man  wulü  einige  brauchbare  Auhaltspuncte,  aber 
bei  der  üblichen  und  in  gewissem  Unfan^'^  unrermädlicben  Einricbtong  dieser  Kataster 
keine  hinreichenden  Daten  für  die  Bc?>tininu]i)g  der  Höhe  des  wirklichen  Ertrags, 
welcher  feinem  Hechts-  und  Wirthschaftssubject  in  einer  bestimmten  Ziit  der  (ü^tron- 
wart)  ala  Liakommeu  zufliesüt.  Ciewisse  otienkuudige  Thabachen,  aus  denen  auf  Hohe 
und  Art  von  Einkommen  nnd  Vennftgcn  zu  echliessen  Ist  —  Lebensstellang«  Beruf« 
Grund-  und  Hausbesitz,  (J'^w-rbf^hetrieb  und  in  manchen  Fallen  Umfang  desselben 
liegen  zwar  auch  hier  vor  oder  lasseu  sich  leicht  ermitteln.  Aber  die  unbekannte 
nnd  besten  Falhi  nur  innerhalb  sehr  weiter  Grenzen  richtig  zu  schätzende  and  doch 
bd  dieser  Besteoerong  wesentlichste  OrOsse  bleibt  die  Hobe  des  Einkonmena. 

Diese  Erwägungen  führen  zu  dem  Schluss,  dass  bei  der  Ein- 
kommen- nnd  VermOgeuBstener  die  Methode  der  amtlichen  Nach- 
farschnng  allein  zur  sicheren  Ermittlung  der  Thatsaehen, 
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welche  sich  auf  die  Steuerobjecte  be^iehen,  nicht  ausreicht,  — 
weder  die  Nachiorsehung  durch  Steuerorq:aiie  allein  noch  durch 
wie  immer  sonst  zweckmässiir ,  nnnu  i  llii  b  wieder  aus  Vertretern 
der  Bevölkerung  und  der  Stcuerptlichtigen  selbst  zusammengesetzte 
Stciiercommissionen.  Vielmehr  muss  hier  eine  solche ,  an 
sich  allerdings  auch  unentbehrliche  amtliehe  Nachforschung  in  die 
zweite  Linie  treten  und  sich  wesentlich  auf  eine  Revision  und 
CoDtrole  der  io  erster  Linie  obligatorisch  zu  fordernden 
eigenen  Angaben  der  Stenerpflicbtigen  Aber  die  Höbe  und 
die  Art  ihres  Einkommens  und  Vermögens  besebrftnken.  Daher 
ist  im  Princip  „Deelarationszwang^^  an  verlangen  nod  zwar 
direeter,  bei  welobem  die  Angaben  positiv  vorgeschrieben  werden 
und  auch  Jedermann  ohne  Weiteres,  d.  h.  ohne  vorausgehende 
AuffüiilciUii^,  wenn  sein  Kinkommen  und  Vermögen  in  die  stcucr- 
pHiehtige  Grcuxe  fällt,  die  Declaration  einreichen  nuiss;  nicht  nur 
ein  in  direeter  Declarationszwang,  wo  die  Unterlassung  bloss 
mit  gewissen  Ixechtsnachtbeilen,  z.  B.  dem  Verlust  des  KeclamatioDs- 
rechts,  verbuiulen  int.  Dabei  ist  ;inch  die  AnsiRbe  der  einzelnen 
Kategorieen  des  Einkommens  und  Vermögens  und  der  Wertb- 
höhe  jeder  Kategorie  za  fordern. 

Indirecter  Declaration szw  an z.  B.  bei  der  Einkommenstoui  r  im  Kf^nigroich 
Sachsco;  völlif^  fehlender  Zvang  in  Prcusscn.  In  Folge  dessen  werden  die  Ein- 
kominen  der  wohlhabenderen  Classcn,  zumal  reines  Kentencinkoinmeu ,  auch  gewerb- 
liches, landwirthschaftlichcs  nicht  leicbt  richtig  nach  den  gesetzlicben  Sitzen  (bis 
getrofl'Lti.  Die  vonSötbccr  u.  A.  m.  aufLiotdlffn  Stutisfiken  da  pronssi-chen  Volk>- 
einkommcuä  und  seiner  Vertheilung  bind  deswegen  auch  nicht  gcnugcuU  braachbar, 
um  einen  richtigen  Einlrfick  in  die  Hftlie,  Anzahl  und  Veritellung  gerade  der 
g  russcren  Einzelcinkomineu  zu  ^n  wälircn.  Der  indirccte  Declarationszwang  reicht 
nicht  aus,  da  der  Verlust  iles  Keclamationsrechts  solange  nicht  genügend  m  Dech- 
ratioucn  anspornt,  als,  wie  meistens,  doch  Wahrscheinlichkeit,  fast  Sicherheit  besteht, 
ohne  Dedmtion  immw  noch  unter  der  wirklichen  Hfthe  des  Einkonnens  eiBfenebiW 
m  Verden* 

Der  Deeiarationszwang  wird  sich  in  der  Regel  anf  genaue 
siffermltosige  Angaben  Uber  Art  nnd  Höhe  des  EinkommenB 
(bee.  seiner  Hanptbestandtheile)  bezieben  mflaaen.  Doch  sind  mit 
Rflcksiobt  anf  fehlende  genaue  und  richtige  Boobfllhrnng,  auf 
natnralwirtbschafUicbe  Verhältnisse  n.  a.  m.  ansnahmsweise  für  ge- 
wisse Berufe,  z,  B.  fHr  den  landwirthsehaftltehen  Selbstbetrieb, 
IHlr  gewisse  Gewerbe  statt  der  Angaben  Uber  Einkorn mcn  andere, 
so  über  Vermögen,  Erträge,  technische  Hilfsmittel,  8chukU erhält- 
uisse  zuzulassen  und  dann  diese  Angaben  obligatorisch  zu 
machen. 

So  lassen  sich  k.-iimi'-  and  zum  Ttteil  nicht  unberechtigte  Einifinde  der  Land" 
wirthe  u.  a.  w.  gegen  Liukommendöciaratiou  berücksichtigen. 
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Wenn  man  die  kleineren  Eiiikoiuiaeo  überhaupt  vod  der  directen  Perüonalsteuöi 
befreit  oder  sich  dafar  mit  einer  Classensteaer  begnügt,  so  rermindem  sich  bei  der  duin 
viel  kleineren  Zalil  der  Censiten  nnd  da  man  es  alsdann  doch  Uberwiegend  mit  wirth- 
scbaftlich  böher  steheaden  Perseaen  za  thim  bat,  manche  sonstige  Schwierigkeiten 
des  Declanitioiiszirangs. 

Die  „Meldangabe"  Dritter  Uber  die  Einkommenverhältnisse  u.  s.  w.  von  Steuer- 
pflichtigen kann  üKrigeny  auch  hier  wieder  vorkoinin  ^i  'ind  erscheint  berechtigt.  Nor 
w^ird  üti  äich ,  da  luau  es  bei  diesem  höheren  Euikouimcn  selten  mit  gewöhnlichen 
Arbeitern  zu  thon  hat,  mehr  nur  auf  steuerpflichtige  Beamte,  dann  Aber  aach  auf 
GUobiger,  Pachthenen,  Venniether  o.  dgL  m.  beziehen. 

Mit  dem  DeclaratioDszwang  mtfssen  dann  verschiedene  andere 
Grnndsätze  verbunden  werden  (§.  284),  welehe  mit  Ansnahme  der 
zwei  ersten  aneh  bei  den  Classenstenem  anwendbaren  hier  Uber- 
hanpt  allein  in  Frage  kommen  können:  weitgehende  und  wirksame 

OeffentHchkeit  der  Stenerlisten,  Reeht  jedes  Steuer- 

ptiichtigen ,  gegen  vermeiDtlicb  zu  niedrige  Angabe  eines 
Andern  Einspruch  zu  erheben,  strenge  und  höbe  rttiaieü 
bei  zn  niedrigen  Angaben,  ernstliche  Controle  beim  Erbgang 
von  A  m  1 8  w  e  g  e  n ,  auch  unabbUngig  von  den  etwaigen  Erb- 
ach aftssteaerD,  und  nachträgliche  höbe  Defraudations- 
s  träfe. 

Ob  man  gleich  von  vorneherein,  bei  der  Abgabe  der  Dcclaration,  eidesstatt- 
liche Versicherungen  verlangen  soll,  mOchte  ein  fraglicher  Punct  bleiben,  der  mit 
Dach  LandesrerhSltnlseen  za  entscheiden  vir«.  Es  «neheint  tOt  die  Erreiehnng  des 

Zwecks  nicht  anbedingt  nothwendig  and  in  sittlicher  Hinsicht  nicht  unbeilenklich, 
stets  sofort  zu  diesem  Mittel  za  greifen.    Anders  lio|a:t  die  bei  der  Iteweis- 

luhrung  in  der  Keciauialiuuisiuhiaiiz,  wo  der  Eid  hin  ciuob  der  btauhuUea  BcLriiftiguugs- 
mittel  aazosehen  ist 

Erleichtert  wird  auch  hier  die  Anfgabe,  wenn  solche  Stenern 

als  Repartitions-,  nicht  als  Quotitätssteuern  aufgelegt  werden. 

Denn  dann  besteht  fUr  jeden  Steaerpflichtigcn  das  anmittelbare  Interesse,  dase 
keine  so  niedrige  Angaben  der  Anderen  Torkoramen  nnd  in  der  lichtigeD  Gonseqneaz 

dieser  Sachlage  liejrt  wieder  der  Declaratiöns^w;lIl^:  mit  den  p-enannten  weiten^»  (iriind- 
sdtzen.  Die  wesentliche  Schwierigkeit  der  Kcpartitionsbcäteucruug  ist  hier  freilich 
nicht  za  ferkefinen:  man  muss  richtige  Gesammtstetierschnldigkeiten  („Goatiogente'*) 
bilden,  wofür  die  erforderlichen  Anbaltspuucte  zunäcli^t  fehlen  oder  die  aus  bisheriger 
QuotitatsbeJteaerung  entnommenen  nirht  genüg-en.  Nach  ;illgfmoincn  Erwägungen  lässt 
sich  wohl  feststellen,  welche  Summe  solcher  8tcuorii  daa  ganze  Land  aufbringen  soll. 
Aber  fttr  die  erste  Yertheiloag  oder  fUr  die  BUdong  von  Provinzial«,  Kreis-  und 
nemeindcquoton  felilt  der  riclitige  Vertheilungsschlibsel.  An  die  Ergobnis.^e  der 
Quotitätsbesteaerang  kann  man  sich  dafür  nicht  allein  halten,  weil  diese  eben  mit 
Tiden  Fehlen  Vehaltet  sind.  Bei  vorläufigen  EiDScbätzongen,  durch  irdche  man  Daten 
für  die  Bepaitition  cndelen  wiU,  k&mpfit  man  nicht  nur  mit  der  Tendenz  der  Eiazelnent 
das  Einkommen  zu  niedrig  anzuschlag'Mi .  sondern  mit  der  gleichen  Tendi  nz  ganzer 
Provinzen,  Diütricte,  Gemeinden,  was  dann  dea  Werth  der  Mitwirkung  lucaler  bicuer- 
commistiionen  beeintriUihtigt. 

Vielleiolit  üesso  sich  durch  eine  Art  Verglcichsrerfahien  je  zwischen  den  Selbst- 
renraltungsorgaoen  und  Vertietungskörporn  der  Provinzen,  der  Kreise  and  (iomeindcn 
(Shnlich  wie  es  bei  den  KatasteroneratioDen  der  Ertragsstenem,  besonders  der  Grund- 
steuer, §.  308,  möglich  iHt)  eine  Abhilfe  gewinnen,  indem  mau  neben  den  Ergebnissen 
der  allgemeinen  Quotitätsbesteaerang  noch  and«»re  st  lti^ fische  A  n haltapuu  c  te 
zu  ermitteln  sacht,  um  den  relativen  iocaien  Wohlstaud  festzuatuUvn,  auf  diebu 
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Weifle.  dftttn  GeaunmiBteiiendiiildigkelteii  bildet  und  dtnnf  die  Repaititioii  bis  «uf  die 

einzelnen  Steaerpflichtigeii  lierab  eintreten  lÄsst.  Von  Zeit  zu  Zeit,  namentlich  an  ! 
bei  einer  Veränderung,  hcz.  Krhohung  des  Steoerbedaifs,  wilrdon  dann  diese  (inmd- 
lageu  der  Kcpartitiou  zu  revidncii  äein.  Bei  der  ernstlichen  DurchfOliruDg  des  Deda- 
nHonszvanffS  aod  der  graannten  ergänzen  den  Grondsätze  erraiclit  miB  vohl  allmählidi 
iiBinor  bnbscrc  Paten  über  das  Kinzeloinkominen  und  Vermögen  nnd  so  anf  dl^^c 
Weise  wieder  die  Möglichkeit,  die  OesammUtteuerbummea  der  Landesdistricte  in  eia 
ricbüges  Verhiltni»  zu  einander  so  bringm .  daher  anf  diesem  Wege  den  StenerCa« 
liehtig  zu  normiren.  Nach  dem  Früheren  (§.  129)  wOrde  gerade  büi  solchen  allge- 
meinen Kinkommensteuern  der  Steuerfusa  dem  wechselnden  Finanzbedarf  gemäss  b  - 
ve glich  zu  halten  sein,  eine  üUnrichtang,  welche  sich  auch  wieder  mit  dem  Bepartiutiua^ 
syBtem  am  Besten  verbinden  UbbL 

§.  307.  2.  Bei  den  Objeetsteaeni  (im  Sione  des  §.  305) 
mii88  man  die  aneh  hier  in  Betraebt  kommenden  beiden  Hsnfilr 

roetboden  der  amtlichen  Nachforschung  nnd  der  eigenen  Anmeldong 
der  Pflichtigen  zur  Enuittlung  der  ;Steiicioljijecte  und  nunmehr  zu- 
gleich  der  Steuersnbjecte  nnd  die  auch  hier  vorkommende  Neben- 
methode, die  Meidepilicht  Dritter,  mehrlaeh  specicll  nach  der  Natur 
der  betreffenden  Stenern  gestalten.  Aber  in  wichtigen  Puncten 
stimmen  die  Aufgaben  bei  den  einzelnen  Steuern  doch  auch  wieder 
ttberein,  was  in  der  Finanzwissenschaft  nicht  immer  genügend  be- 
achtet worden  ist.  Namentlich  bedarf  man  beim  Einsteaemngt* 
yerfahren  in  der  Regel  lUuüicher  oder  gl6icbartiger  umfassender 
Einrichtungen  und  Maassregeln  schon  zur  Constatirnng  der 
Steuerobjecte  selbst  und  sodann  besonders  zur  Ermittlung  der- 
jenigen Thatsachen,  aus  denen  unmittelbar  oder  mittelbar  aaf 
die  Höhe  des  Werths  oder  des  Ertrags  eines  Steuerobjects 
geschlossen  werden  kann,  um  nach  dieser  Höhe  dauu  die  imii- 
viduelle  Steuerschuldigkeit  in  Gemässbeit  des  Steuersatzes  zu  be- 
stimmen. 

Die  heztigliehen  Einrichtungen  sind  die  sogenannten  Stener- 
katastriruugen",  aus  denen  man  die  „ Steuerkataste 
(Steuerbücher,  „Steuer anschlage**)  oder  die  amtlichen  Samm- 
lungen der  Thatsachen  zur  Feststellung  der  Stoueisubjecte  nnd 
-objecte  nnd  zur  Ermittlung  der  individuellen  Steuerschnldigketten 
der  einzelnen  Steuerpflichtigen  bildet  (§.  90). 

Der  Ursprung  des  Worts  Kataster  wlfd  ron  Jae. Qeihof red  us  (Cod.  Thood>>.) 
wohl  richtit?  erklärt  ntis  einer  ZasanTn-'ü/if^hnnfr  von  '"<]'i*;iiioiiis  registrum  oder 
capitum  registrum ,  was  durch  die  aitlranzOsischo  bchrciüweise  capdasitre  bestätigt 
vird.   Da  Presne  da  Gange,  glosfwr.  s.  r.  eapdastram  and  eauatnun  (Raa  U, 

§.  29(»,  Note  ;0 

Diese  Operationen  und  Kataster  kornmf?»  vorztiirsireise  bei  den  Realsteu^trn  de« 
Krtragssteuersystems  vor.  ähnlich  aber  auch  bei  den  meiatcn  auderen  „Übjecfateueiü. 
von  denen  an  dieser  Stelle  zu  reden  ist  (§.  305),  so  namentlich  bei  den  an  gewisse 
Productionsbctriebo  sich  anschliessenden  indirectcn  Ycrbrauchsstoucrn  (S.  229). 

Unter  den  steuerpflichtigen  Objccten  sind  hier  die  Immobi- 
lien und  die  Mobilien  zu  unterscheiden. 
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Die  Methodftn  zat  Emittlung  des  Vorhandenseins  steuerpflichtiger  (  )l>ject6  und 
des  Werths,  Erfmgrs  n.  s.  w.  den-elbon  werden  hiernach  mehrfach  vcrschkden  aus- 
hJiea  müssen:  so  einerseits  bei  der  Grund-  nnd  Häuüen>tcucr,  dann  bei  den  nach 
HeriuDtlen  fester  Retiiebeelnricbtungen  (Zubehören  des  stehenden  Kapitals,  t.  B.  Zahl 
nnd  Grösse  gewisser  Maschinen,  Geriiiho,  —  speciellc  ndspiele  sind:  Zahl  der  M.ilili^aiige 
der  Mahlen,  Spiodelzahl  der  Spinnereien,  Zahl  und  Art  der  Oefen  u.  s.  w.  in  den 
Hctall  rerarbeitenden  Gewerben,  vgl.  besonders  die  französische  Gewerbesteuer, 
Fin.  III,  §.  200  ff*  ^)  aufgelegten  Gewerbe'-  and  indiri  ctoti  ycrbrauchsstcnern ,  auch 
hei  der  Wohuungssteuer  und  anderseits  bei  Steuc^rn  ^uf  lK:wci,'nclie  Kapitalien  (Leih- 
/.inssteuoi) ,  bei  Gewerbe-  und  indirccten  Verbrauchssteuern,  weiche  nach  Bestaud- 
dieUen  des  nmlrafenden  Kapitals  (Bohstofoiengef  Arbeitslohnbetrag,  crentoell  daher 
Arbeiterzahl  u.  s.  w.  —  .spcrielle  Beispiele:  Quantität  des  verarlxitoton  Tabaks,  der 
Kttbeo,  des  fertigen  Fabrikats,  des  Inhalts  der  Maischgcfässe ,  der  Grösse  der  Blasen, 
Kessel  o.  a.  v.  bei  Branntwein-,  Biersteuern  — )  aufgelegt  weiden,  bei  directen  Luxus- 
stanem  und  in  Ihnlicbeii  FiUen.  ^ 

Die  Umstände,  nach  welchen  sich  die  Steuerpflichtigkeit  richtet, 
lassen  sich  bei  Mobilien  leichter  als  bei  Iiuraobilien  verbergen  oder 
falsch  darlegen,  weshalb  auch  die  Vorschriften  über  Anmeldung 
u.  8.  w.  und  die  Controlen  verschieden  sein  mlissen. 

a)  Bei  Im niobiliar-Objecten  reicht  die  amtliche  Nach- 
forschung 7AU'  Constatirung  der  steuerpHichtigen  Objecte  selbst  aus, 
um  80  mehr,  als  ohnebin  für  andere  Verwaltungszwecke  Ueber- 
sicbtea  dieser  Objecte  vorhanden  zu  sein  pflegen  und  es  sich  am 
notorische  oder  leicht  und  einfach  festzustellende  Thatsachen  han- 
delt. Die  Person  des  für  das  Object  stenerpflicbtigeD  Subjects  ist 
regelmässig  ebenfalls  eine  offenkandige  Thatsache,  ergiebt  sieb  fttr 
die  Steoerrerwaltang  ans  den  Grand-  und  Hansbttebern  o.  s.  w. 

Die  Aufgabe  besteht  hier  dann  nnr  etwa  in  der  genaneren  Beschreibung 

des  Objects  speciell  für  die  Bestcticrungszwecke,  so  namentlich  in  der  FestütcIIuDg 
der  Grösse  des  Grundstücks,  ilos  llnuscs.  wofür  eventuell  besondere  sttMierliche  Ver- 
in essu  n  ^soperatiouen  nötliig  wcrdca  können,  wenn  keine  genugenden  Maatkäbestiuim- 
Qngen  iForhanden  sind.  Daran  reihen  sich  die  Haassregeln  zur  Ermitdang  des  ange- 
fahren oder  genauen  Werths  oder  Ertrags  oder  der  Ertraps  frilii  crkeit,  dos 
Productiouaumfangs  eines  steaerpiiicUtigeu  Objects,  Maassregeln,  weiche  sich  im 
Einielnen  nach  der  Ohonontech- technischen  Natur  dieses  Objects  nnd  auch  nach  der 
Art  der  bezweckten  Steuer  (Ertrags-,  indirecte  Verbrauchssteuer  beim  Productions- 
betrieb'i  spccialisiren.  Die  be/Uglidien  hiiT  festzustellenden  Tliatsaclien  lassen  sich 
meistens  durch  amtliche  Nachforschung  ernuttelu,  theils  von  Slcuervenvaltuugbürganen, 
theils,  und  in  derliegel  besonders  passeiid,  rcn  localen  nnd  sonstigen  Steucrcomuiisitionen, 
in  denen  die  Stt'iwr]ifliclitii;en  ilirt-  Interessen  mit  vcrtretm  finden.  Dvy  ein/flnc  Stcuer- 
piUchtige  muss  aber  gesetzlich  gezwungen  werden  können,  eine  solche  amtliche  ^ach» 
foischung,  z.  B.  mittelst  Oeirihning  des  Zntiilts  zn  seinen  GrondstOcken ,  Geb&nden, 
Fabrikräumen  u.  s.  w.  zu  gestatten,  und  in  manchen  FTdlen  doch  auch.  Aussagen  in 
ÖezH)^  atif  die  Steuerobjecto  zn  mtuhru ,  Rede  und  Antwort  darüber  zn  hlelien.  Ziir 
Walirung  seiner  eigenen  Interessen  ist  ihm  ferner  «Iis  IJecht  einzuräumen,  bei  der 
amtlichen  Nachforschung  selbst  ngegen  zu  sein  oder  :;ieh  durch  ßcrollmächtigle  vrer- 
ireton  zu  lassen,  sofortige  Erinnerungen  in  Bezug  auf  die  Fcstsi«  lIunL'^  vun  Tliritsadien, 
die  fur  seine  Besteuerung  in  Betracht  kommen,  zu  machen  und  bcbliessUch  i:>t  ihm 
ein  Redamationsrecht  binnen  gewisser  Fristen  gegen  die  Ergebnisse  der  amtlichen 
Nachforschung  an  höhere  Instanzen  (Behörden ,  auch  Reclamationscommissionen)  zu 
gewähren.  Für  genügende  Geltendmachung  des  fi sc ali sehen  Interesses  an  voll- 
Ständigei  und  richtiger  Ermittlung  der  Thatsachen  far  die  Einsteuerung  ist  aber 
nndeneits  ebeofalls  Sorge  xa  tragen»  daher  in  Einsch&tsnngscommissionen  diesem 
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Intorcssc  eine  hinlängliche  Vertretung  zu  ?erbüreeu:  immer  auch  nicht  blons  eioc 
fiscAlischc,  sondern  eine  FordeiQiig  der  OerecEtigkeit  in  der  Einsteiienuis  der 
Objecto  (System  der  «^SteneriiiipecCoren'*). 

b)  Bei  Hobfliarobjecten  wird  gew9bolich  die  Yerpfliclitnog 
der  dafttr  stenerpflichtigen  Sobjecte,  bezügliche  Anmeldoiigeii  mid 

Aussagen  Uber  den  Besitz  und  die  Bescbaffenbeit  soleber  Objeete, 

Uber  AVerthe,  Ertiäge  Jerselbeu  zu  machen,  voran  zu  stellen 
sein.  Die  amtliche  Nachforschnng,  mitunter  auch  die  Meldepflicht 
Dritter  dient  dann  mehr  zur  Ergänzung  und  zur  Controle. 

Wo  CS  sich  uni  ilic  AnknOpftin^^  der  TlosteneninEr  an  den  technischen  Productions- 
process  gewisser  Artiiicl,  wie  im  Falle  der  indirectcn  inneren  Yerbraachsstenem  baedeltt 
und  demiremlw  mittdbur  (bei  der  BoInteAteqer  mtd  Iholiebeii  Formen)  oder  mmitldbftr 
(h<?i  ilt-r  Fabrikaf-t.  ut-r)  die  Menge  des  steuerpflichtigen  Products,  welche  hi«  r  <im 
Stfiierol>j-«ct  ist,  «•rniittelt  werden  ^nll.  da  ina«s  reffclmiissifr  der  panze  Produc  tion^- 
be trieb  uuter  fuitl»ufcadc  oder  zeitweilige,  d.  h.  während  der  jedesmaligen  Dauer 
der  Production  blettfindcndc  steneremtliche  Controle  gestellt  werden,  so  n&mcnto 
lieh  bei  der  Bestctjerung  der  BranDtweinbrcnnerei,  Bierbraoerri,  Kubenznckerfa^rikati.Mi. 
den  Tabakbaus,  der  Tabakfabrikatioo,  der  Sal^winonng.  Zu  diesem  Zwecke  wird 
das  stenerpfliditifre  Sobjoct  wiederum  zu  fewusen  ÄDmeldnngcn  «nd  m  gewiaam 
Einräumungen  von  Kecliten  an  die  Organe  der  Stcuen'erwaltung  verpflichtet.  S>>  hu 
CS  z.  B.  den  Zeitpunct  des  Beginns  eines  Productionsbetriebs  rechtzeitig  der  Behörde 
anzumelden  („Steoeransage"  in  diesem  Sinne),  darf  den  Betrieb  nur  in  Gegenvan 
der  Beamten  Tomehmen,  man  «lier  den  Umfiuig  der  Prodaction,  ttber  die  Objecie 
derselben  wahrheitsgetreu»-  Aussatron  machen,  allenfalls  die  Geschäftsbtlchcr  in  be- 
stimmter Weise  darüber  führen  u.  s.  w.  Gewisse  technische  Apparate,  welche  bei 
der  Production  verwendet  werden,  stehen  7.ani  Behafe  der  Stcnercontrole  unter  Auf- 
sicht und  S]<('i  re  der  Steaerverwaltung.  Die  Steuerbeamten  erhalten  das  Bccht,  jederzeit 
die  GrundstiK  ls<!  und  Hänmc  des  Productionsbetriebs  zu  betreten,  um  die  Contrck 
auszuüben.  Wo  die  Steuer  an  den  za  verarbeitenden  Bohstoif  (Form  der  Kobeuzuckei- 
eteaer,  Halistener)  oder  an  den  f  ewonn«ien  Robsteff  (Tabalban,  Gewiebtslener.  Zwwaph 
ablieferung  an  die  Monopolverwaltung)  oder  «in  1  -  '  rtiffe  Fabrikat  (Form  der  Rub'.'.'  - 
znckersteuer,  der  Branntwein  - ,  der  Salzsteucr,  Tabakfabrikatstcuer)  sich  ankntipft. 
unterliegt  der  SteuerpllicLiigo  entsprechenden  Verpflichtungen,  nicht  iiüverbteuerten 
Rohstol!  zu  verarbeiten,  kein  unversteuertes  Product  aus  der  Fabrik  u.  s.  w.  heraus 
in  den  Verkehr  zu  brin^'L-n.  Zn  diesem  Zweck  sind  wieder  die  erforderlich«in  Aa- 
meldtmgen  des  Steucrsubjects  an  die  Behörde  vorgeschrieben  and  dieser  weitgehende 
Gontrolrecbte  gegeben,  om  die  stenerpfllchligen  Objecte  rtcblig  feststdlen  so  liftnnen. 
Die  Anordnung  dos  Gebrauchs  von  S  tempeln  (Tabakfabrikate),  das  steuerbehönJlicbe 
Recht  der  Kinsichtnahme  der  Geschäftsbtlchcr .  selbst  der  Zwangr  zor  ptTioiiischeo 
Ablieferung  der  letzteren  an  die  Verwaltung  ^amcricanischc  Tabaksteuer)  kaito  ah 
Gontrolhilfsmittel  hinzukommen. 

nosomlers  wichtitr'"  BcisiiiLd»-  liofi-rn  indirecte  an  den  Productionsliefrieb  sich 
aukuupfendü  Yerbraachsstcuern  bei  hohen  Steuersätzen  (Branntwein  1  Tabak),  vo  es 
znr  verhtttvng  ton  Unterschleifen  selir  trerscliftrfter  Contrelen  bedarf,  daaii  Steoei^ 
forinen .  wie  Fabrikatbestencrung,  wo  ebenfalls  eine  besondere  Verscbirfong  der  CoB* 
trok  u  geboten  ist.  daher  liei  den  neueston  Formen  der  Branntwein-  und  Znekerbestenerü^c 
jetzt  auch  in  Deutschland,  wie  schon  Jünger  bei  erstcrcr  in  Grossbritannien  (Je in.  IIL, 
136  ff.).  Pmnkreicli  (eb.  §.  259  IT.),  Rustland,  bei  der  ZackeriMSteaeranir  jetzt  Ikberell. 
wo  die  Fabrikatbestencninir  besteht,  bei  dt  r  Tabnkfabrikatbestenernnir  in  Nordamerica. 
KuMsland.  (S.  Uber  Tabaksteuer  auch  England,  Fin.  III,  148,  Uber  Znckerstener 
Frankreich,  cb.  4J.  270—272). 

§.  308.  Bei  den  Ertragssteucru  gestalten  sich  die  steuer- 
teehnischen  Maassrcgcln  zur  rirlitigen  Feststellung  der  Steuerobjecte 
und  das  bezttgliebe    Katasterwerk naeb  dem  Wesen  jeder 
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einselnen  Steser  in  den  Einzelheiten  besonders  venebieden.  Aber 

gewisse  Gmndzll^e  dieser  Maassregeln  sind  wenigstens  je  bei 

^^^ewissen  Ertragssteuern  doch  auch  noch  iu  weitereu  Tuncten  als 
deu  bereits  erwähnten  tibereinstimmend. 

Audi  liit;r  vortn.ll  licht- flrörternn!;:^!!  bei  v.  Hock,  fif{*Milliche  Abfi^altMi  S.  179  fr. 
S.  ans  der  speciellen  Steuerlcbre  Kau  B.  2  Uber  die  Eliirichtang  der  Üruad-,  IJe- 
b&ode-  Qiid  Gewerbesteoer;  auch  Stein,  5.  A.,  II,  2,  Vocke,  Äb^b«n.  Verhiltntss- 
iDüssig  eingehend  und  in  der  mir  auch  hier  nOtbig  erscheinenden  ?erglci(  }ienden  Weise 
habe  ich  diese  Dinge  in  meiner  Abhandlnnt'  'Hnv-fc  Stenern  im  S-hnnherg'schen 
Handbuch  dargelegt,  auf  ihre  typischen  Schernau  zurückgeführt  und  kritiain  (bcäondera 
§.  31  ff.).  Im  dritten  Bande  der  Fi»,  bietet  wieder  die  Darstellong  und  Kritik  der 
vichtipcn  französischen  Ertnijxsbestcuorong-,  welche  vielfach  anderen  Liindera  wh 
Vorbild  gedient  hat,  ein  typisches  Beispiel  des  Katasterwerlis  solcher  Steuern. 

Die  Debereinstimomag  der  Einrichtnng  bei  der  Ornnd-,  Gewerbe* 
und  Itndlichen  Gebftndesteaer  in  mtncben  grundsätzlichen  Poncten  (CSbuaeii- 
?^choma,  Cl.issimng  u.  a.  m.)  s<'heint  mir  zn  wemir  beachtet  worden  zu  sein,  wozu  die 
ausschliessliche  Behandlung  solcher  Puncto  iu  der  den  Ueborblick  des  Gleichartigen 
benehmenden  speciellen  Stenttlehre  wobl  beigetragen  bii  Hisieriflcbe  NntlettalAkonomen 
haben  für  Derartiges  g(3Wöhnlich  volletuls  keinen  Sinn.  Aber  das  beweist  doch  auch 
hier  nicht,  dass  es  keine  Bedeutung  habe.  £s  giebt  eben  noch  andere  wichtige  Seiten 
solcher  Dinge,  Uber  die  die  einseitige  „historische"  Betrachtungsweise  mit  Unrecht 
hinv^  sehen  lässt  Deshalb  lialte  ich  G.  Scbmoller's  erst  jungst  wieder  auch 
<jicg^en  meine  Behaiidliingswoise  der  Steuerlehre  foigebrachten  Bedenken  doch  nicht 
für  gerecht  noch  richtig  (Jahrbuch  XIV,  375). 

Für  die  Katasterfragen  trennen  sich  hier  die  Reaisteuern,  die 
Grnnd-,  Gebäude-  nnd  —  gans  oder  tbeüweise  —  aaeb  die  Ge- 
werbesteuer (einsebliesslieb  ihrer  Abarten,  wie  der  Bergwerkstener) 
▼on  den  Inelir  personalstenerartigen  Ertragsstenem,  der  Lohn- 
end Besoldongs-,  anch  der  liberalen  Bemfs-  nnd  der  LeibsiDSStener, 
welche  letztere  trotz  ihres  Steaerobjects  hier  mehr  zu  dieser  Gruppe 
zn  steilen  ist. 

Bei  den  Steuern  auf  den  gewöhnlichen  Arbeitslohn  als  solchen 
ireht  man  zweckmässig  iu  ähnlicher  Weise  wie  bei  den  Classen- 
steuern  (§.  SOG),  bei  den  Besoldiiii?!:^-,  liberalen  Berufs-  nnd  Leih- 
zinssteuern  ähnlich  wie  hei  den  Einkommensteuern  zur  Ermittlung 
der  Steuerobjecte  vor.  Daneben  bieten  sich  besondere  Hilfsmittel 
zur  ErtttUoDg  dieser  Aufgabe  nnd  eyentoell  aneh  zur  Erhebung  der 
Steuer,  indem  man  bei  Lohn  nnd  Besoldung  auf  den  Arbeitgeber, 
bei  Leihzins  auf  den  Sehuldner  zurückgreift  (Frage  der  Coupon- 
bestenerung  §.  1G9). 

Bei  den  Real  steuern  ist  die  Ermittlung  des  Steuerobjects, 
seines  Werths ,  Ertrags  n.  s.  w.  zwar  in  einer  Hinsicht  leichter, 
weil  gewisse  wichtige  darauf  bezügliche  Thatsacben  offenkundig 
sind  oder  sich  unschwer  feststellen  lassen.  Aber  iu  anderer  Hin- 
sicht ist  die  Aufgabe  s(  hwerer:  die  individuelle  Verschieden- 
heit nnrl  das  zeitliche  Schwanken  des  Werths  und  Ertrags 
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der  Stenerobjecte  ist  sehr  gross,  woraus  Schwierigkeiten  für  die 
Eitiagsbesteuerung  hervorgehen,  welche  sich  vollständig  überhaupt 
nicht  beseitigen ,  aber  selbst  uicht  einnml  iiüiner  erheblich  be- 
sebrUnkeu  lassen.  Der  individuelle  Werth  oder  Ertrpir  i^t  ab 
soiut  genau  wenigstens  bei  den  fiteuer|tfUrliti^';en  GruncIsLücken  und 
Gewerben  kaum,  und  selbst  für  einen  rasch  vorübergehenden  Zeit- 
pnnct  nur  annähernd  bloss  mit  einem  grossen  Arbeits-  und  Kosten- 
aufwand zu  ermitteln.  Die  zeitlichen  Verändernngen  des 
Werths  and  Ertrags  kOnnen  vollends  nur  selten  ansreicbend  ver- 
folgt werden* 

Ans  diesen  Verhttltniisen  -erklärt  sieh  eine  gewisse  Selbst- 
bescbeidnng  der  Steaerverwaltang  diesen  Realstenem  gegeollber: 
man  sieht  vielfach  ganz  von  der  Ermittlung  des  indivldnellen 

Werths  und  Ertrags  ab  und  begnügt  sich  mit  der  FesUtcUuug  von 
Werth- oder  Ertrags  c  1  a 8  s e  n ,  in  welche  dann  die  einzelnen  Stener- 
objecte nach  ihrem  ungefähren  Werth  oder  Ertrag  eingeschätzt 
werden. 

Dies  V.?rrahren  läuft  darauf  hiiuuiSt  fUr  das  Hiizeloe  Stcuerobject  unter  re- 
wissen  ailj^emeioen  Voraussetzungen  in  Bezug  auf  ProductiofiittecbniJt,  Abau- 
verhftltntaee«  Wurenpreise,  Lobnlidbe  a.  s.  ir.,  Voraiiaaetziinf en ,  die  anerdiiigs  tax 

Werth  und  Ertrag  mitbestimmend  sind,  diese  letzteren  fest/ustellen.  Aber  die  Be- 
dingungen, welche  in  der  Wirklichkeit  und  iui  concretr'n  Fall  n)aas<cjeb-?ri  1 
sind,  weichca  von  jenen  allgeuicinen  VorausseUungen  ?on  vorneherein  mehr  oder  weniger 
und  in  der  WeitanntvleUnng  gevöbniich  immer  mehr  und  bei  den  einzelnen  ( ibjecteo, 
in  den  einzelnen  Orten  und  Gebenden  in  pran^  rerschiedener  Weise  ab.  >[it(eli: 
Eovisiooen  lässt  sich  das  wolil  etwas  berücksichtigen,  aber  diese  sind  ungcmeü 
sehwierig  and  kostspielig,  nOBSten  Öfters  fiut  eine  nnx  neue  Opentioii  wetdea,  utar- 
bleiben  daher  leicht,  bieten  aber  «nch  im  besten  FUle  wiederam  keine  sichere  Bftiy- 
Schaft  fUr  richtige  Exgebniflse. 

Aus  allen  diesen  Verhältnissen  erklärt  sich  wieder  mit  die 

Unfähigkeit  dieser  Steaem,  mit  dem  Fioanzbedarf  im  £rtrag  n 

wechseln,  insbesondere  zu  steigen:  die  Stenern  werden  nnveimeid- 

lieb  einigemaasflen  stabile,  so  namentlieh  die  G  r  a  n  d  steoer^  nnd 

bleiben  es  selbst  bei  grossen  ßteigerangen  des  Finsnz>  nnd  Stener- 

bedarfsy  nicht  ans  principiellen  steuerpolitischen,  sondern  aas  den 

angedeuteten  steuertechnischen  GrUnden  (Frankreich  1871  fF.). 

Unter  den  Healiiteuem  bieten  gerade  die  wichtigsten,  mit  einer  einzigen  Aoa- 
nnhme»  aelcbe  Scbvierigkeiten  in  Betreff  derEnnittlung  desStenerobjects:  die6riind- 
steuer  in  dem  Hauptfall  (Steuer  von  landwirthscbaftlich  oder  ähnlich  benutzten,  toü 
forstwirthschaftlichen  Orondstlicken'i .  die  Oewerbestcner.  die  Gebäude  Steuer  ron 
gewühulichcu,  fuu  Eigenthutnur  selbst  bewuhuleu  Wohnhäusern  auf  dem  platten  Lande, 
in  den  kleineren  Stftdten.  Die  einsige  Aosnnbme  bildet  die  Gebiedesteaer  bei  dba 
im  Wtg:c  der  Vermiethong  anstronutzten  Häusern,  daher  namentlieh  in  den 
grösseren  Städten,  wo  man  die  Stenerobjecte  der  nicht  Tcrmietheton  U&nser 
dann  nadi  der  Vergleichnng  mit  Termietheten  behandeln  kann.  Hier  ist  die  indi* 
viduelle  Worth-  oder  hier  besondeis  die  indiridnelle  Ertragsenoltding  leichter, 
daher  auch  hier  llblicJi.  Bei  den  genannten  anderen  Stenecn  dagmea  nimmt  man 
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eine  allge meine  Glssstfication  der  betreffenden  Stenerobjecte  ror:  man  bildet 
sftch  geviaen  limexeD  Merkmalen  (Gewerbe,  Gebinde)  oder  nack  gewissen  Wenh- 
abstufanj^un  (Grundstücke)  Werth-  oder  K rt ragsciassen  (sogenannte  „Gl^ai- 
fication"  i.  e.  S.)  und  schAirt  die  einzelnen  Steoerobjecte  in  diese  ein  (sogenannte 
,,Classirung"):  erenioell,  wie  besonders  bei  der  Groadsteuer,  indem  man  zunächst 
gewisse  typisene,  einer  Clane  entspfechende  Stenefobjecf»  emittelt  (nneb  wobl 
fi.ich  rlicsen  Typen  die  Classon  bildet)  and  dann  dii^  fuidcr«!«  Objecff  durch  Vcr- 
gieichun?  nüt  dieser  Type  ciassirt,  wobei  von  kleineren  Verschiedenheiten  dt  r  einzelnen 
Objecte  abgesehen  wird.  So  ergeben  sich  die  „Classenkataster**  nicht  nur  bei 
den  Grund  Stenern,  sondern  auch  bei  den  Gewerbe-  and  ländlichen  Gebftnde- 
steuern.  Die  neuere  continetital- europäische  Grundsteuer  beriihf  fn  f  J-ir-hwcg'  auf 
solchen  „(blassen  -  Katastern"  mit  ««Einschätzung"  ^statt  indiTidueikr  «v^b^i^hätzung"), 
einerlei  ob  im  Uebrigen  Gnts-  oder,  wie  flblioh,  Ptroellarj^atsster,  Werth«  oder,  wie 
meistens.  Ertrarskataster  besteht  (s.  meine  Abb.  directe  Steuern  im  SchÖnberg'schen 
Handbuch  33).  Die  Gewerbestcoer  hat  sich  wenig^stens  uberwiegend  neuerdings 
nach  dem  System  von  Gewerbegattungs-,  Üits-,  Betricbaumfangs-CIasseu  entwickelt 
(französische  Pateotstener,  ittddeotsebe  Gewerbesteuern,  in  Hauptpuncten  auch  die 
preussische,  s.  die  penannte  Abhandlung  8»*  f!"..  Fin.  III,  §.  200  ff.  über  Frankreich). 
Als  Beispiel  der  ländlichen  GebiadeclASsenstener  kann  die  Österreichische  von  1820 
(genannte  Abhandlung  70)  und  wieder  abweicfaand  die  zweite  Form  der  preusdscben 
Gebindeatener  ron  1861  dienen  (eb.  §.  71). 

Das  Hanptziel  ist,  nicht  sowohl^  die  Erträge  in  ihrer  absoluten 

Höhe  wirklieh  ricliti^  zu  ermitteln,  als  aut  diese  Weise  die  rela- 
tive G  leicbmUssigkeit  der  Beliandlang  der  einzelnen 
Steuerobjecte  jeder  Steaerart  zu  verbürgen. 

Wie  dies  die  Gesetze  wohl  ausdrücklich  aussprechen.  So  heisst  es  in  i;'  1  I  r 
„Anweisung  fUr  das  Vorfahren  bei  Ermittlung  des  Ueincrtrags  der  Liegenschatteu 
o.  0.  w.*%  im  Anscblnss  an  das  preassisefae  Gesetz  vom  21.  Hai  1861  betreffend 
anderweite  Begelung  der  Grandsteuer:  „Zweck  des  Verfahrens  i^^t  die  Ermittlung  des 
Rcinertrafrs  des  steuerptiichtiircn  (irnndei^enthtims:  ...  in  verhaltnissmässiger 
Gleichheit,  um  danach  die  Grundsteuerhaiiptbummen  für  die  Provinzen  .  .  .  und 
innerhalb  der  letzteren  die  von  den  einzelnen  Kreisen  im  Ganzen  sowohl,  wie  die  von 
den  einzelnen  Gut^lie/.irken  und  Genieinden  zu  Übernehmenden  (Jrundateuerbeträgc  zo 
bestimmen,  demnächst  aber  deren  Untenrertbeilung  auf  die  einzelnen  Liegenschaften 
mfiglicbst  leicht  bewiriten  zo  kOnnea*':  die  folgericntige  Änwendong  des  Beparütiona- 
9yaiems. 

Eine  solche  „verhältnissrnfissige  Gleichheit"  der  Einsteucrung  wird  anch  einiger- 
maassea  erreicht;  so  liegen  z.  B.  die  Fehler  in  ein  und  derselben  Richtung,  wenn 
die  Type  nicht  richtig  gewiblt  oder  in  eine  falsche  Glesse  gesetzt  ist.  Die  Mit- 
wirkung der  Steuerpflichtigen  selbst  hei  der  Classification,  der  Typenbt.sfiraraung,  der 
Classirung  u.  s.  w.,  dient  dazu,  das  Uperat  möglichst  richtig  zu  gestalten.  Steuer- 
coromiarionen  aus  saohrerstftndigen  und  ortskundigen  Personen,  besonders  ans  den 
Behörden  und  VertretungskOrpern  der  Provinzen,  Kreise  und  Gemeindon  und  aus  den 
Kreisen  der  Interessenten  selbst  werden  bei  der  Herstellung  des  Katasterwerks  als  mit 
beralbende  und  auch,  vorbehaltlich  gewisser  Abändorungsrecbte  höherer  Behörden 
(ond  Commissionen) ,  als  mit  entscheidende  Instanzen  eingerichtet  Jeder  einzelne 
Interessent  erhält  da»  Recht,  bei  den  betreffi  iiden  Anfnnlimcn  i;cgonwrirfi(j  /.u  sein 
and  seine  Ansicht  vor/uhrin^cn .  ^nd  Reciainationsrccbte ,  falls  er  sich  für  bcnach- 
theiligt  hält.  Interessen teugruppeu,  z.  B.  die  Ortsgemeinde,  erhalten  ähnliche  Rechte. 
Das  Prindp  der  Oeffentlichkeit  der  Katastralarbeiten  nnd  der  vorl  inli^en  FcststcUuniren 
dient  weiter  zur  Cuntrole  Stenercomtnissionen  für  eine  An/Jihl  Distrik  te  {z.  R.  für 
die  Provinzen  gegenüber  den  Kreisen  und  für  mehrere  Provinzen  zusammen)  und 
hlVhere  Bevisions-  nnd  Recmrsbehflrden  sorgen  tür  die  Erhaltnng  oder  Herstellnng  der 
Oleichm&ssigkcit  der  Katasterarb<)iten  im  ganzen  Staatsgebiete. 

Die  Praxis  hat  hier,  besonder?  in  den  modernen  G rund steuerknfast.  rn  und  ztirn 
Tbeil  auch  in  den  Geverbesteuerkatastcra ,  zur  Lösung  ihrer  Aufgaben  eiiiu  gruasa 
Snmme  von  Arbeit  nnd  ron  Scharfinnn  anfgowandl.  Wenn  tntidem  namentlich  bei 
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den  g«iiiiiBteii  Mdao  Btewni  meli  fldbal  in  Betreff  des  speciell  ins  Augre  ^cfaattm 
Ziels,  der  wenitrstens  relativ  gleicbmässigcn  Belastung:  der  einzelnen  Str^ur-r- 
objecte  jeder  Sttuicr,  kauin  auch  nur  ftlr  die  Zeit  der  Katasterarbeit  selbst,  ireschwe;--- 
für  die  sp&terc  Zeit  otwaa  leidlich  VoUkommeu«^  erreicht  ist,  &o  liegt  die  Sebald  uicbt 
an  der  falschen  Methode  oder  der  attgenOpreiideii  AilifllhTDDg>,  toodaiB  an  der  »iMwr 
eidentlic)i<ni  Sr-hwitiri^^k'-it  1  r  Atir;:abr, 

Diethe  IScbvierigkeit  läast  bicU  iitdeüsen  gerade  bei  der  Grund-  and  Gewerbe- 
atenw,  vo  ale  sioli  am  Meisten  fbUbar  maebt,  dorch  die  BenvUung  des  B«par- 
titionsprincips  den  steuerpflichtigen  Individuen  gegenflber  noch  etvaa  veiter 
flbenrinden,  w\c  im  folgenden  Paras^raphen  gezeigt  wird. 

Die  uähurua  Au^ifuhruiigeu  tu  der  speciellen  Steoeilebre  zeigen  das  hier  nar 
Skizzirte  noch  genauer  im  Einzelnen.  S.  meine  genannte  Abhandlung  im  SebOnb«g''-> 
sehen  nandbuch  und  din  kritis.  h,^  DarstoUnag  der  fianiOtiaclien  directen  Steaem  iai 
dritten  Bande  der  Fin.      Ib4— 210. 

C.  —  §.  309.  FeststelUng  der  Steaersätze. 

1.  Bei  den  Eiukummen-,  allgemciucu   V  er  mögen 
uud  Ertrags  steuern  genügt  es  lUr  diese  Aufgabe,  im  Allgemeinen 
auf  die  Erörterungen  Uber  die  Steuersätze  im  vorigen  Abschnitte 
bei  den  Grundlagen  der  Besteuerung  (g.  300—302)  zu  verweisoi. 

a)  Besteht  Quo titfttibesteaerang,  so  werden  die  gesetslichen 
Steoerstttae  derselben,  bes.  diejenigen  gewisser  Steaerstofen  oder 
Stenerclassen ,  einfach  nach  den  ermittelten  Thatsachen  auf  die 

Stcuerobjecte  gelegt  und  den  Steucrsubjecten  zur  Zahlung  vui 
gescbriebeo. 

b)  Bei  Bepartitionsbesteuerung  eomplicirt  sich  diese  Aaf- 
gabe,  weil  nun  erst  die  individneUen  Steneisfttse  fllr  jedes 
Stenerobject  nnd  Stenersnbject  mittelst  der  Repartition  der  Stener- 
snmme  aof  die  an  belastenden  Steoerobjeete  festznstellen  sind.  Aber 
gerade  bei  dieser  Methode  ergiebt  sich  die  MOglichlEeit,  jene  im 
vorigen  Paragraphen  nachgewiesenen  Mängel  der  Ertragsstenem. 
besonders  der  Grund-  und  Gewerbe-,  dann  der  lündlicben  und  kltih- 
stildtischen  GebRude-(Cla88en-)steuer,  auch  etwa  der  Steuer  auf  den 
Ertrag  der  selbständigen  liberalen  Berufsuntern  eh  mu  n  ge  u  (Im 
Unterschied  Ton  solchen  Üerulsdiensten)  einigermaassen  zu  be- 
seitigen. 

Dies  kann  dadnroh  gescbeheni  dass  man  nach  dem  Kataster 

im  Allgemeinen  nnr  die  Quoten  der  von  Jedem  Gebietstheile,  bis 
herab  aar  Orts  gemeinde,  anfznbringenden  Snmme  mner  jeden 

Steuer  feststellt,  bei  der  individuellen  Vertheiluug  der  Ortsquote 
auf  die  eiuzclueu  Steuerobjecte,  bez.  Steuersubjecte  dagegen  Ab- 
•  weicliungen  von  derjeniH:en  Vertheilung  und  von  denjenigen 
Steuersätzen  gestattet,  welclii'  sirli  bei  der  genauen  Zugrundelegung 
des  Katasters  ergeben  würden,       wird  es  mögiiob|  in  erwtlnachter 
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Weise  in  die  Objeetbestenenmg  auch  eb  tnbjeetWe»  Moment 

einzniligen  and  dadarch  manche  Härten  der  erstercu  zn  mildern. 

£s  lääst  sich  hierbei  namentlich  aaf  individuelle  ökonomische  Yerhältnisse^ 
vie  die  oben  (in  §.  184,  185,  187)  berohrten,  RQckslcbt  nebmeii.  Bai  den  Grund« 

und  Gewerbostouern  kann  das  für  Jen  Ertrag  so  maassg-elteade ,  oft  geradezu  «nt- 
sobeidcnde  Moment,  die  Persönlichkeit  des  leitenden  W  irthix  liafbsubjoris,  ferner 
können  concrcte  Verhältnisse,  wie  in  der  Landwirthschait  die  Lage  der  (jrund^tucke 
(Parccllcii)  eiru  s  W  irths  zu  einander  und  zum  Hof,  von  dent  aiw  sie  bewirthacbaftet 
weiden  (Thunen '^clic  Regeln!)  oder  wie  im  (n-werbe  die  concr^ten  Rcziip-,  Ab- 
Mits-,  techuischeit  Prüductiondhediogoagea  u.  s.  w.  eines  einzelnen  Gcrerbebethebe 
einige  Berflclsichtigung  finden.  Die  Budnog  von  „Steaergesellselinften**  fdr 
StenercontiiiKcnte  und  die  Vertbeilung  mit  unter  Berücksichtigung  der  individuellen 
Besch aflcnb ei t  der  einzelnen  Unternehmung,  wie  in  der  prcnssischen  Gewerbesteuer, 
empfiehlt  sich  auch  hier  wieder.  Vielleicht  licsso  »ich  sclb&t  der  indiriduuUcu  Ver- 
seliicdenbeit  der  V erschuld ungs Verhältnisse  des  Bealbesitzes  auf  diese  Weise  edru 
mit  Rechnung  tra<:en  und  dadurch  einer  der  echwenten  Debelstindo  der  ReilbeeteQenni§^ 
(§.  221)  vermindern. 

Znr  DnrchAklining  dieser  indifidneOen  Vertheilang  einer  Stenersanune  ond  ntr 
Fest^itellung  der  sich  so  ergebenden  Steuersätze  haben  wieder  locale  Stemwemaiitionen, 
wie  die  früher  (§.  301)  erwShnten.  evento«  II  Atissrhüsse  von  Berufsgenossen  zu  dienen. 

In  einigen  Puncten  ähnliche  Vorschläge  von  Stein,  besonders  für  die  Grund- 
stener,  s.  B.  4.  A.  II,  48.  Heine  Abbandlong  direete  Stenern  Im  SchOnberg'schen 
Haiidbiicli  ij.  r».'».  Es  !i;iiid»U  sich  aber  .luch  bier  wieder  um  eine  allgemeiner  in 
Verbindung  mit  der  Kepartitionsbesteuerung  anwendbare  Methode.  Die  Sache  wäre 
gerade  umgekehrt  wie  in  Frankreich  bei  der  Grundsteuer  zu  machen,  wo  man 
die  Hauptstener-tiinine  und  diejenigen  der  Departements,  Arrondissements  and  selbst 
der  Gemeinden  nicht  oder  nnr  wenig  im  Anhalt  an  das  Kataster  bestiniint.  dafrcc:en  die 
individuellen  Stuuerscliuldigkeiten  der  einzelnen  Liegenschailteo  genau  nach  dem  Kataster 
nmh^t  (l  in.  III,  S.  445). 

§.  310.  —  2.  ]5ci  den  an  ei  um  Prodnctions  betrieb  sich  an- 
knüpfenden indirecten  Verbrauchssteuern  handelt  es  sich 
regelmässig  um  feste  (QuotitUts-)  Steuersätze,  zu  deren  richtiger 
AnflegQQg  auf  die  Steuerobjecte,  in  GcmUssheit  der  gesetzlichen 
Besteaerangsmethode  naeh  dem  Rofastoffi  Betriebsmerkmali  Fabrikat 
n«  8.  w.|  eben  die  Tkatsaeben  des  einzelnen  Betriebs  In 
Bezog  anf  diese  Objeete  genau  zn  ermitteln  sind.  Hit  der 
Lösung  dieser  Aufgabe  ist  die  Anigabe  der  Feststellung  der  Steuer- 
sätze und  der  Ermittlung  der  individuellen  Steuerschnldigketten 
eines  Producenten  daher  im  Wesentlichen  zugleich  erledigt. 

Das  Einzelne  richtet  sich  aber  in  solchem  Maasse  nach  der  Natur  des  Stcuer- 
objecls  oder  des  Prodactionsbetriebs,  in  welchem  du  Object  hergestellt  wird,  dsss 

dartlber  hi<T  in  dieser  Stelle  nichts  Allgemeineres  weiter  zu  sagen  ist.  Die  specicllen 
technisehiMi  rroiluetionsproresse  der  einzelnen  Artikel,  die  uiitspielenden  ehemi sehen 
Proceösü  z.  B.  bei  der  \\uiü-,  Bier-,  Branntwein-,  Zuckerberoituug,  bedingen  auch 
vetsohiedene  Metheden  der  Ennittinng  der  Sten^objeete. 

Bei  der  notorischen  Ungleichmässigkeit ,  mit  welcher  gewisse 

Steuern  dieser  Art,  namentlich  die  Rohstoffbesteuerung,  nach  der 
Qualität  der  vcrarlu-iteten  Stofle  (Hüben  bei  Zucker!),  nach  der 
tcchniscben  Einrichtung  und  nach  dem  Umfang  des  Betriebs 
(Gross-  und  iiieinbetrieb !  Brennerei,  Bierbrauerei)  auch  hier  die 
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einzelnen  Prodncenten  treffen  (§.  145,  U7,  275,  276),  liegt  aber 

bei  diesen  Steutrii  die  Sache  ähnlich  wie  bei  den  besprochenen 
ErtratTf^stcucrn :  die  V  c  r  n  a  c  h  i  a  ^  8  i  g  u.n  g  des  8  ii  b  j  c  c  t  i  v  e  u 
MomeuU  rächt  sich  wieder  durch  die  üogleicbmassigkeit  der  Steaer- 
belastung. 

Dies  führt  der  Erwägung,  ob  sich  nicht  auch  hier  das 
Frincip  derRepartition  aushilfsweise  beoatzen  Hesse, 
mn  solche  Ungleicbmässigkeit  zu -vermindern.  Es 
k(}nDte  allenfalls  auf  die  Weise  geschehen  >  dass  man  nach  den 
gesetzlichen  Bestimmangen  Uber  die  Steaerobjecte  und  die  Steuer- 
Sätze  Gesammt-Steaersohaldigkeiten  oder  Contingente 
ftlr  einen  ganzen  verbranchsstenerpfliehtigen  Pro- 
dnctionszweig  bildete,  z.  B.  fttr  die  Rflbenznckerprodnctlon, 
Bierbrauerei,  Branntweinbrennerei,  und  alsdann  unter  Controle  der 
Steuerbehörde  durch  Commissioncn  oder  Ausschüsse  der  Steucr- 
piliehtigcn  diese  Summe  auf  die  einzelneu  Betriebe  unter  Zu- 
lassun«:  j^enau  zu  be^M-tindcnder,  aber  innerhalb  ge- 
wisser Grenzen  sich  halt  ender  Abweichungen  vod  der 
ersten  Veranlagung  vertheUte. 

Dieser  Vorschlaiir  stimoat  mit  ncucrcD  Expcrimonteu  in  der  Zackcrboütcueniui: 
(OpMtcrreich),  in  der  UnMincrei  (I)eutschlrui'i,  < jostci reirli)  insofern  tlljoroin,  als  es  si«  b 
iu  beiden  Fällen  um  SteuercoDÜugeatiraDgen  (bez.  UoatingentiruQgea  ron  Auafokr- 
roTgUtangcn)  handelt  (s.  oben  8.  TOS),  ab«r  du  hier  befikrvortete  Vtftlieiliuigs«  u4 
Ansgleichun^priDcip  ist  ein  anderem.  —  Die  grOs&eren  Schwierigkeiten  and  Bedesies 
gegen  ein  solches  Verfahren  bei  don  Verbraurhsstetiern  im  Vergleich  mit  demselbeci 
Yerfabruii  bei  den  Kealateuern  des  £rtrag&steucn>y»toms  sind  nicht  zu  feikenneii.  Sin: 
liefen  nementlich  darin,  da«  bei  den  ueireH»en  der  geoauaten  inneren  Yerbraadk»- 
stoii'-rn  nur  etwa  bri  dor  Bierbrancroi,  inul  auch  hier  bloss  thoilveise  titkI  neaerdiup 
immer  weniger,  bei  den  anderen  in  der  Uogel  gar  nicht  von  einem  local  be- 
ecbrinlcten  Prodnctionsgebiet  und  Absatzmarkt  die  Kede  ist.  Man  kana 
daher  nur  iu  geringem  Maa«M  neben  der  Uesammtsteacrschnldigkeit  des  ganzen  Staats« 
g(fhi«'ts  prorinziellp  und  noi  Ii  vf^nij^or  loralc  (losammtsteucrcontingente  hilderi.  soiid<»m 
mlisäte  die  Hauptsumme  gleich  auf  die  individuellen  Betriebe  direct  rcrtheiicii, 
Dns'iaC-  mfasiieher  und  acbwierigt«,  beeonden  da«  wo  ea  sieb  «n  eine  nehr  griwe 
Anzahl  sehr  weit  aber  das  ganzL  (i.Mct  verstreuter  Betriebe  handelt,  wie  bei  der  Bier- 
brauerei meist  (gar  erst  der  \\  <  iiiiuo<lu«*tiou,  anrh  der  Brcnnt^rei  von  Ob^t  u.  s.  w.).  )>ci 
der  Branntweinbrennerei  überhaupt,  selbst  der  Kora-  und  Kartotielbreiiucrei,  wcnigstobs 
nach  den  deutschen  (im  Unterschied  z.  B.  von  den  englischen)  Piodoctiousverhältnissea. 
l>rv^egcn  w  ir  !  In  i  di  i  Rübonmolterprodacüoa  nnd  Beetanwoni;  ein  eolchee  Vorgehen 
schon  ch(;r  ausführbar  sein. 

Die  Vortbeile  eines  derartigen  RefinrtidonsTerbhTens  iriren  nncb  hier  die  nenn 
liehen  wie  überhaupt  bei  der  Steuerrepartition  fSj.  301,  302).  Namentlirh  wurde  biet 
wohl,  trenn  oininnl  fitie  l>estiuimtc  Summe  aufgebracht  werden  muss.  die  Ciincurreoz 
der  Frodu  cell  tun  zu  einer  gleichmissigeron  Belastung  der  Ein/einen  binfährext. 
Gerado  in  diesen  Geworben  verfolgt  man  die  Lage  nnd  Leistungen  jeder  einselABB 
T'ntern-hmnnc:  scharf  um  der  rnnrnrrez  willen  nnd  würde  im  Boiit/.  mancher  Tha?- 
sachen  sein  oder  leicht  kommen,  auf  (irund  deren  man  eine  solche  Ausgleichung  vor- 
nehmen  kann.  Wesentliche  Bedenken  dieser  Besteuerung  (§.  275)  liefen  sich  so 
vurmiudorn.  Der  Einvand,  dass  dadurch  dem  einzelnen  Produccnten  die  betOndercri 
Vortbeile  seiner  besseren  tecbnisclMn  I<ei8tnog  nnd  der  daraas  hervoxgeheadeB  Uisü- 
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weisen  „Abwakuug  *  der  Steuer,  auch  zuiu  Schaden  des  techiiiücheti,  auf  die«>e  Wciüe 
präxniirten  Fortschritts,  entzogen  wQrden,  ist  nicht  durchschlagend.  Denn  dieser  Tor- 
tfioil  wird  nur  auf  Gru::  !  f  in  s  ui  :  iih  mangelhaften.  ungJcichmässigt^n  Stoaerrerfahrens 
erzielt  and  ist  nicht  so  utibcdiuKt  als  ein  wirklich  persönliches  ökonomisches  Ver- 
dienst des  Pfodooenten  nnzoerkeiiiieo  (§.  145).  Auch  wire  das  hier  empfohlene 
Y  erfahren  doch  angleich  veniger  mechanisch  qikI  schablonenm&ssig,  als  das  in  der 
Praxis  vorkommende,  den  Stenersatz  für  kleine  lietriebe  geirisscn  wirtbscliafiüicheil 
Cbaractcra  iü  bestimmtem  Maasso  nicdritier  zu  gestalten  (Brennerei'). 

II.  —  §.  311.  Vera  Iii  aguüg  der  „indirecteu"  Steuern  : 
E  r  m  i  1 1 1  n  n  g  der  T  Ii  a  t  s  a  c  h  e  n  z  u  i-  F  e  s  t  h  t  e  1 1  n  n  g  d  c  r  S  t  e  u  e  r  - 
s cb uldigkeiteo  bei  den  Steueio  auf  einzeioe  wech- 
selnde ThatsachcD,  MandlungeD,  Vorgänge. 

Daher  namentlich  bei  den  meisten  Verkehrssteuern,  bei  den  Stenern  auf 
Conjnnctur-,  Spielgewinn  und  Erbschaft  and  besonders  bei  deiijenigcn  Vor- 
braseliasteQarn,  ▼dcbe  sich  wie  Zölle  und  Thorstenern«  «n  den  UmUaf 
4«r  Wauen  uknOpfen  (§.  254). 

Bei  diesen  Steuern  allen  gestaltet  sieb  die  Aufgabe  der  Steaer- 
verwaltniig  schon  deslialb  wesentlieh  anders  und  in  diesem  ersten 
Pnnete  schwieriger  |  als  bei  den  im  Vorausgehenden  besprochenen 
directen  „Stenern  anf  den  bernfsmässigen  Erwerb  nnd  den  Besitz'', 
wdl  znvOrderst  schon  die  Ermittlnng  der  Thatsachen,  von  denen 
die  Btenerpflicht  eines  Snbjects  ttberhaopt  erst  ab> 
hangt,  andere  nnd  umfasBendere  Vorkehrungen,  ein  eigenes  be- 
sonderes B  e  0  b  a  c  h  l  u  u  g  8  v  c  1 1  a  Ii  r  c  n  ci  lieiscbt. 

l>ie  ConstatiruLg  der  Steuerpflicht  an  und  für  sich  macht  bei  den  bisher  be- 
sprocbenen    directen**  Steaera  nidit  so  groese  Mnbe.  weil  diese  Pllieht  ron  meist 

otfenkundigen  oder  verhältnissmässig  leicht  zu  ermittelnden,  weil  feststehenden  oder 
jodenfaili»  längere  Zeit  gleichbleibenden  Thatsadien  des  Erwerbs  und  Besitzes  abhängt. 
Diese  Thatsachen  lassen  sich  mit  deshalb  auch  nicht  leicht  der  Beobachtung  entziehen. 
Die  schwicritccre  Aufgabe  ist  bei  diesen  Steuern,  wie  schon  l)emeikt,  nach  erfolgter 
Constatirnng  der  steuerpflichtigen  Subjccie  und  Objecto,  den  Umfan;?  d^r  Steuer- 
pflicht  und  demnach  die  Urösse  der  individaellen  Steuerschuidigkeit  fest- 
rostellen.  Die  daraof  bezOglichen  Thatsnchen  sind  hier  zn  enaitteln  and  das  eben 
ist  das  schwieri^-e  Problem,  so  z.  B.  auch  bei  den  vorhin  besprochenen,  an  den  Pro- 
ductiousbetricb  sich  anknüpfenden  Verbrauchssteuern,  die  liierin  eben  den  eigentlichen 
„directen**  Steuern,  besonders  den  Ertraj^bsteuern,  näher  stehen. 

Bei  den  „indirecten**  Stenern,  von  welchen  jetzt  XD  handeln  ist,  bietet  umgekebrt 
die  Ermitllun^r  des  Unifang-s  dt-r  St'-:.-n  f'i'  ht,  wenn  einmal  die  K-t/.tere  selbst  con 
statirt  ist,  geringere  Muhe,  besonders»  bei  den  Verkehrssteuem,  ZOUen,  Thorsieueni. 
Hier  bandelt  es  sieb  meistens  nur  am  einfaobe  ICessangs-  und  timliche,  dann  am 
T\  e  eil  II  u  n  soperationt-n .  um  die  indiviihit.dlrii  Steuerschuldifrkeiten  nach  Maassgabe 
der  ermittelten  Tbatsachen  in  hciuii  anf  »len  l  intanfj  d.ir  Steuerobjecte  und  nach  den 
gesetzlichen  Steuersät^t  ii  festzui>tcllcü.  Dagegen  dreht  sich  Alles  darom,  diejenigen 
steuerpflichtigen  Thatsachen  und  Handlunf^eu  selbst  er-t  sicher  zu  ermitteln,  die  Uer 
das  Steoerobject  i)ilden  und  von  deren  Eintritt  oder  Vornahme  UbL^rhaupt  die  Steuer- 
pflichtigkeit, daher  auch  der  Gharacter  einer  bestimmten  Peison  als  Steaoisubject  in 
diesem  bestimmten  Fall,  erst  abh&ngt  In  Betreff  des  Umfangs  der  Sreaerpfllcbt 
moss  nur  zugleich  bei  dor  Constatirung  der  letzteren  selbst  die  nöthig:«  Vorkehrung 
getroffen  werden,  um  einzelne  Stenerobjecte  (z.  B.  bei  der  Verzollung  von  Waareu) 
nicht  zu  Uberseben  odei  sich  über  ihre  Monge  nnd  Art  nicht  zu  t&uschen  und  so 
Hinterziehungen  von  Steuer  zu  verliuten.  Ancb  hierbei  kommt  aber  doch  zanichst 
Alles  darauf  an,  den  Kall  der  Steuerpllicht  an  und  für  sich  10  COOStatireD,  Das 
ist  das  l^rim&re,  alles  Weitere  steht  in  zweiter  Linie. 
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So  erklärt  sicb^  dasB  das  Verfahren  zur  EnnitÜBiig  der 

betreffenden  Thatsacben,  deren  Eintritt  die  Stenerpflicht  erst  be- 
dingt, bei  dieser  zweiten  Kategorie  von  Steuern  ein  wesentlich 
verschiedenes,  vei^li  lien  mit  dem  VerCahren  bei  der  ersten 
Kategorie,  sein  niuss;  lerner,  dass  der  Schwerpunet  der  administra- 
tiven Anfgabe  hier  in  der  Constatirnntr  der  S  te u c  i  <i  b j e c  t e 
Hegt,  wovon  daher  auch  zuerst,  vor  den  bteaerflubjecten ,  zu 
bandeln  ist. 

Das  EiDzeliie  specialisirt  sich  zwar  wi<><l'T  maiKlifach  narh  den  Artcu  der  hierher- 
goköngeu  Steuern  uud  deu  eitueluun  btuucrn.  wiu  denn  in  diuscr  Hinsiebt  aach  schoa 
biet  in  dot  allgemeinen  Steoerlehre  die  am  Eingang  dieses  Paragraphen  geDaonteB 
Katcporieon  zu  nntprst  hcitli.'ti  i>ind  Aber  den  vielen  speciellen  Finriclitunifcn  liegt 
doch  bei  manchen  I'uncteu  auch  hier  wieder  ein  gcmciDsaioes  Priucip,  ein  Schemm 
zu  Onnde,  das  xQiii  richtigen  Verstladniss  der  Aufgabe  der  &<»errerw»ltuug  criiuuii 
und  hier  mit  aafgedeckt  werden  niii»:  das  eben  ist  wieder  die  Seche  der  „allge- 
mein eu  Steuerlehrc'*. 

A.  —  §.  312.  Die  Eraiittlung  der  Ste  u  ero  h  j  ecte. 

Auch  für  diese  Auf^^abe  picht  h(>soudon  r.  Uocli  maueho  werthvolle  Fingerzeige. 

Üetitijtliche  A)»,tral.oii  §  ."12.  r^.  20.  25. 

1.  Bei  den  Vei  kehrssteueiii  bietet  meistens  die  Hilfsmittel 
zu  diesem  Zwecke:  thcils  das  Öflfentliche  (gerichtliche)  Ein- 
tragunjj;sl{efjister  Wesen,  theils  die  Mitwirkung  d  e  r  G  e  - 
richte  bei  der  Regelung  von  Privatrechtsverhältnissen, 
theils  die  gesetzlicbe  Vorschritt  der  8tempelpflichtigkeit  der 
schriftliehen  Urkunden  über  steuerpiltcbtige  Rechtsgeschäfte  und  in 
Verbindung  hiermit  überhaupt  die  Vorschrift  der  Schriftlichkeit 
dieser  Geschäfte  —  als  des  Erfordernisses  ihrer  recbtlichen  Giltig- 
keit  oder  wenigstens  ihrer  Klagbarkeit  vor  Gericht 

Bei  dem  engen  Zusammenhang  zwischen  Cirbiibrcii  und  Vcrkebrsstcucrn  war  ron 
der  hier  vorliegenden  Aufgabe  schon  im  vierten  Ruclie  in  diesem  Baude,  in  der  <7p' 
bttbrenlehrc,  mohrfach  zu  handeln.  S.  besonders  J?  2S,  29.  39 — 43,  70—73.  In  dor 
UaniitnMdio  ist  die  Frage  dort  zugleich  herv.iH  far  <iio  Vcrkehrssteoer  mit  '-rledigt 
worden.  —  Auch  far  die  allgemeine  St.mrKhrc  liier  wieder  eine  so  ftusjjcbildete 
streng  fiiK»liach  gestaltete  (ieactitgcbung  wie  die  französische  Uber  Euregistremettt 
und  Stempel  bceondeiB  lehneich;  s.  Flo.  III,  S.  502—570. 

Die  Gerichte  oder  Registerbehörden  n.  b,  w.  werden  hier  von 
Amtswegen  verpflichtet,  fSr  die  zu  ihrer  Kenntniss  kommenden 
oder  unter  ihrer  Mitwirkung  geordneten  Rechtsgeschäfte  durch  ihre 

mit  den  rinauzgcschiHtcu  betrauten  Organe  die  betictVtndc  Steuer 
erheben  oder  die  IJeautzung  der  vorgeschriebenen  Werthstempel 
voiiiehmen  zu  lassen  oder,  bei  vollständiger  Trennung  jener  Be- 
hörden von  den  fiscalischen  Anfpjabcn ,  die  Geschälte  zum  Zweck 
der  Berechnung  und  Erhehaog  der  Steuer  einer  eigenen  Finanz* 
behörde  anzumelden. 

Opftfrs  findet  bir>r  ohnehin  j^rhon  eine  G ob  tlh rcn  pflicbfitrleit  ffir  clit"  Mit- 
wirkung von  Behörden  &tatt,  wuran  sich  dann  gleich  die  Vorlichrseiiteuerptiichtigkeit 
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aasofcliesst  Od<^r,  der  noch  häufigere  Kail,  die  oioc  gesetzliche  Abgabe  stellt  eben 
nicht  bloss,  nie  nilscblicb  aDgcnommc»  zu  weiden  pfleit.  eioe  Gebühr,  sondern  zu^ 
gleich  Uli  !  m  i\t  Imiipt^riclilii  h  ein«  Vcrkclrrsstencr  dar.  Hier  erfolgt  <l;uiii  gl<.irIizoitig 
die  EnnUüuijg  des  ötcuerubjccts,  die  Fcbtstciiuug  des  dafor  rechtlich  in  Anäpruch  zu 
nehneodan  Stenenobjects  und  die  BerediDiiDg: ,  Vendireibung  und  Erhebnsff  des 
Steuerbctiags.  Die  VorauHSct/.uiif^  dafilr,  wann  und  wieweit  ciiu'  derartige  Abgabe 
iiebuhr  und  Steuer  sei,  ist  im  riorteu  Buche  in  der  Gebttbrciilchre  schon  aogcgebeii 
worden  (§.  2S  IK,  42  ff.). 

Die  Cautelen  für  die  OnrchfiihruDg  der  Steuerj)lli(  litijjjkeit 
ulid  die  Fornien  der  Erhebung  (dirofto  EiDzieüuug, 
btempel)  sind  dieselben  wie  bei  deu  GebUbrcu. 

Sie  sind  daher  eben  falls  früher  schon  dargcsiullt  wonlen  (§.  42,  43.  "0  ff.V  Zur 
möglichst  sicheren  iblrniittlung  der  Stcuerobjecte,  d.  h.  der  bteuerpflichtigen  Acte  oder 
Reelittfeschifte  dient  die  gesetzliobe  Yorscbrift,  diese  Gescb&fle  re^triren  zn  lassen, 
oder  sie  belic^rdlich  (gerichtlich)  anziiiiHMen,  oder  sie  schriftlich  abzufassen  nnd  die 
Urkunden  mit  dem  erfordf^rlirhen  Steiiipel  /u  versehen.  (Ein  Beispiel;  die  Kegistrirungs- 
pflichtigkcit  der  scliriftlicli  bcuikujideteii,  aber  ;nirh  gewisser  anderer  Rechtsgeschäfte 
und  Eigenthumsw.  «  b>.  l  im  französiscli  i  iietlit.  1  in.  III,  §.  2It» )  Die  Androhung 
fi'^calischer  Strafen,  die  Bedrohung;  mit  Kcclitsnachtheili  ii,  erf'ntnell  selbst  inif  Keehts- 
Dugiitigkeit  oder  Unklagbarkeit  des  Gescb&fts,  die  Verptiichtung  aller  ötlentiichen  Be- 
bdraen,  Nelare  n.  s.  w.,  die  Einzlebnng  der  gesetzlichen  Abgaben  eder  die  Anbringang 
der  StemiKl  selbst  vorzunchm  ri ,  oder  ihnen  ror  Augen  kommende  stempelpflichtige 
Schriftstucke  auf  die  Verwendung:  d('S  Stempels  tiherhatipt  und  des  richtigen  Stempels 
xn  prüfen,  nur  richtig  gestempelte  Urkunden  ajizuiielimcn  (im  Proccss  u.  s  w.),  erontuell 
die  Stenpdnng  naclizuholcn  oder  die  Strafverfolgung  der  scboldigen  Stencrsubjccte 
ZD  Tcranfasscn  und  anderes  Aehnliclie  mehr:  das  sind  die  zwar  nicht  immer  völlig, 
aber  doch  im  Ganzen  einigermaasseo  ausreichenden  Uillamittel  der  Stcuerverwaltung 
m  Emittlnng  der  Steneiobjecte  der  VerfcebTsstenem  nnd  snr  Sicbemng  des  Finanz* 
Interesses  in  Betn  fT  der  Besteuerung  der  Stcuersubjccte  nach  den  gcsct/.tiehen  Steuer- 
sätzen. Abweicheti«ies  Einzelne  richtet  sieh  nach  der  Art  der  einzelnen  Verkchrs- 
steuern,  wo  z.  B.  die  ueucrcu  „Börscnateuern",  auch  die  deutsche  Ton  1885, 
bemerkenswertbe  Normen  haben.  S.  Uber  Controlen  und  Strafen  beim  fknniOtitcben 
EniegigHenient  Fiu.  III,  §.  222,  223,  beim  dortigen  Stempel  §.  2S2  ff. 

Die  enge  Verbindung  vieler  dieser  Stenern  mit  juristigcbeo 
FormalieD  (§.  42)  erleichtert  demnaeh  die  Aufgabe  der  SSteuerver- 
waltaog  hier  weaeoUicb.  Das  leitende  Princip  i)ir  die  ad- 
ministrative steneriechnisebe  Ermittinng  der  Steaer- 
objeete  wird  aber  dadnrob  etwas  verdeeki  Es  ist  doeh  im 
Grande  das  gleiehe  wie  bei  dieser  ganzen  Gattung  von  ,,indir6cten'' 
Stenern,  ron  der  wir  hier  handeln,  nemlieb  ein  direoter  oder  in- 
directer  Zwang  znr  Anmeldung  der  Steoerobjecte  flir  das 
Stouersubject  beliuls  Veranlagung  zur  ^Steuer,  nur  das»  dieser  Zwang 
liier  e\(_iiHK'Il  iinplicite  in  den  schon  aus  sae  blichen  Gründen 
ge^jrebencu  Vuim  liriften  Uber  das  Kegibterwesen  und  über  die  Mit- 
wirkung' von  licbordeu  in  privatrecbtlicheD  Vorgängen,  Eechts- 
geschulten  erfolgt. 

Bei  der  Stcmpelpfiicbugkeit  macht  man  das  Stcucrsubjuct  selbst  zngletdi 
zum  Orpia  der  Ermittlung  des  SteuerobjecUi  und  der  Stonererbebnng,  werin  ebenfalb 
implicitti  ein  Anmeldezwang  zur  Versteuerang  der  Steverobjecto  liegt:  hier  freilich 
mit  schwächeren  Garantieeu  der  ('(  üfrole,  die,  ausser  in  nachtriWrlichen  Nachforscbunpen 
von  Amtswegen  (preo^iscbes  bicmpelfiscalat),  in  den  Bedrohungen  mit  Strafen  und 
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etwaigen  K< '  litsiiacbtbcn'-n ,  nur  in  UDgenügendeiii  Haaffle  in  der  Oelfcntlichkeit  und 
in  der  oft  inohT  nur  zufälli(?fn  Kpnntnissnahmc  Seitens  der  ßfTentlichen  Behörden 
liegen.  Nor  die  unbedingte  \  orscbntt  dq^  l(*!gbtrirungszwaugi  und  womöglich  zu> 
gleich  der  Schriittichlieit  stencrpilichdger  Bechtigoschftfle  nnter  gleiebultlier  Yer^ 
saguni?  der  RccbtsgUtigkoit  oder  Kla^^baiktit  der  nicht  n  gistrirtcn  and  mundlicben 
betreffenden  Kucht!>gcächäfte  möchte  hier  filr  die  sichere  Ermittlung  der  Stcucrobjcctc 
grössere,  weon  auch  dann  noch  nicht  ganz  ausreichende  Garantie  gew&bren.  Es  wurde 
aoch  dabei  eioe  lationolle  Beschräiiknug  der  StenerpflicbtigkeiC  aof  geviase  leichter 
coiitrolirhnrc ,  nnincntli«  h  auch  .iiif  lu '  htsgcschäfte  über  einen  gewissen  nicht  m 
niedrigen  Werthbetrag  wohl  von  vorneherein  geboten  sein  oder  man  mUästo  wenigsten:» 
den  Verkebnsteiienatz,  wie  f.  B.  bei  eieem  gteicbmifldgeii  kleinen  Quittongflsteoipd, 
sehr  niedrig  ansetzen,  um  dadurch  den  Anreiz  zur  Hinterziehung  von  Steucrohjocteii 
zu  rermiudcrn.  Kcchtsgesichäfte  Uber  Eigenthamswechsel  bei  Im  mob  ilie  n  werden 
immer  leichter  wirksam  steaerpÜicLtig  ^u  machen  sein,  als  bei  Mobilien,  ciuschliess- 
lieb  böncnglogiger  Werthpapiero,  zumal  Inbaberpapiere  oder  durch  Blancoindossament 
ubertragbar(>r:  eine  Vencbiedenheit,  mit  welcher  Steneipolilik  und  Steuefteduüi 
rechnen  mtlssen. 

Man  bat  Often  als  ein  Mittel  «ar  Bekinpfting  des  Differenzgesehifts  aa 

den  F'ondsbOrsen  die  Versagung  der  Klagbarkeit  der  betreffenden  Vertr^e  (als  Spiel- 
verträge  n.  dgl.)  befürwortet  und  mitunter  besteht  diese  Kiagbarkeit  auch  nicht 
Aber  irgend  ausreichende  Uilfe  bietet  das  Verfahren  erfahrnngsgem&ss  nicht:  der 
,3itteiicodt  X"  unter  den  Börsenspielem  ist  in  diesem  I'uncte  eine  nicht  werthloee 
r;'-i  !;  irt  ilafiir,  da--  ■nu  ll  nicht-klagbare  Vcrtriiire  doch  erfüllt  werden,  ähnlich  wi-: 
ilic  Verhältnisse  unter  „vurnchmen  Uasardspiclern"  liegen.  Das  beweist«  dass  man 
die  praetiscbe  Bedeotang  des  enriboten  Mittels  nicht  Oberachitfen  darC 

Ein  beizenderes  Verfahren  ibt  bei  solchen  Verkehrssteuen»  'wie  ancli  b^'i  Erb- 
schaftssteuern), welche  sich  nach  dem  Werth  des  in  einem  Rechtsgeschäft,  einem 
Eigenthumswechsel  vorkommenden  Objects  richten,  erforderlich,  um  richtige  Preis- 
angaben zu  erlangen,  worauf  dann  wieder  die  Goutrole  ihre  Aufmerksamkeit  zu 
lenken  hat.  Ilirr  bi<  tm  hei  G  ru n ds  t in  k o n  .  Gebäuden  Besitzwechsclabgaben  be- 
sondere Schwierigkeiten.  Die  Zugrundelegung  des  2»omiual Werths  der  Fonds  und 
Effecten  bei  BOraenonsatzstetieru  hilft  diese  Schwierigkeit  steveitechoiSGb  leichter 
»iberwinden,  aber  entspricht  bei  starker  Ahwci«liunir  ihs  Curses  vom  Nomin.-ilworth 
nicht  der  richtigen  steuerpolitischen  Anforderung.  (S.  über  die  Bestinunaogen  beia 
französischen  Enregistrement  Tin.  III,  §.  223.) 

318.  —  2.  Bei  der  Bestcueiuiig  von  C  on  j  u  n  c  t  u  r  e  n - 
gcwinueii  richfrt  sich  dm  Verfnlnen  zur  Ermittlung  der  Steuer- 
objecte  nach  der  Art  des  betrcfl'eudeii  Gewinos  and  der  dem- 
gemäsB  zu  wählenden  Steuer  (§.  237--240). 

a)  Dieot  die  Ertrags-  und  EinkommenbeBtenerong  mit  dasQ^ 
diese  Gewinne  tu  treffen,  so  sind  amtliehe  NacbforBcbiingen 
neben  Declarationen  der  Steuerpflichtigen  mit  anzawenden. 

b)  Bei  der  Benatzung  der  Verkehrs bestenernng  liefern  in 
dem  proctiseh  wichtigsten  Falle,  wenn  es  sieh  nemlieb  nm  den 
beim  entgeltlieben  liesitzweehfiel  vom  Grundeigeiithum  (und  Gebäuden 
u.  8.  w.)  erzielten  Ge^\  i^ll  Ii  nidclt,  wieder  die  entsprechend  einzu- 
richtenden Register  oder  (irundbüclier  die  genllgendeii  AuhaUt^puncte. 

Es  mtlssen  zu  dem  Zweck,  ebenso  wie  für  denjenigen  der  Verkebrssteiier, 
namentlich  die  Erwerbs-  und  Verkaufspreise  eingetragen  werden,  nach  deren 
Differenz  dann  die  Behörde  (Gmodbochaat)  wieder  von  Amtsweg' n  di<;  Steuer  m 
berechnen  hat.  Daln  i  ist  drm  StPiifrpflirhtigen  nur  der  Kachweis  einer  Wortli-f  ranp 
in  Folge  neuer  Kapitalrerwendungen  zu  gestalten,  um  eventuell  gaoa  oder  theUweise 
ateaeioei  to  bleiben  (oben  S.  582).   Im  Uebrifen  fongirt  die  VerkehnbeBteiwnuig 
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(tjiQScblioäslich  der  „Börseusteaeru"),  wie  früher  gezeigt  wurde,  ohnobm  vicUacU  gleich 
ab  BesteaeroBg  ron  CoDjBBctmeagewuineii  mit 

c)  Bei  der  BerUckslclitigung  dieser  Gewinne  io  Erbfällen 
kommen  dieselben  Einriebtangen  in  Betracht,  wie  bei  der  Erb- 

öchaftssteuer. 

Kur  dass  aosserdcm  noch  die  Krb<  n  /u  Auslagen  nach  bestem  Wissen  Uber  die 
etvdffe  Conjuncturen-WerthBteigerang  von  Krbschafbebjcctcn  (besonders  Iinmobilien) 
za  verpflichten  uiul  geeignete  amtliche  Nai :hf<)i>cliungen  nach  sol*iieii  W  rt!;-ttMLrenin?en 
uod  CoDtrolen  zur  Prüfung  der  Aogabeu  der  £rboD  einzurichten  sind,  iiiiwobilicn 
liefen!  liier  die  Omndbttelier  vieder  die  Daten  ttber  die  Enrerbspreise,  neue  Taiaüonen 
haben  den  Jetztwerth  zur  Zeit  des  Erbgangs  festzustellen,  bei  Werthpapieren  dienen 
der  Carszettol  nnd  Bechonngsbeleg e  ttber  den  Aukanf  zur  jErmittlong  ron  Goiganctoren- 
gcwinnen. 

d)  Bei  der  B  a  u 8 1 cl len besteueiuiig  und  in  ähnlichen  i  allen 
(§.  240)  miiss  ein  mit  öchart'en  IStrafandrohungen  bei  Unterlassungen 
verbundener  Anmeldczwang  vorgeschrieben  werden:  für  den 
Besitzer  der  liaiiblclie  und  i'ür  denjenigen,  welcher  eine  speci- 
iische  Aeuderung  in  der  BeniiUung  seiner  Grundstücke  vorninuut. 
Amtliche  Nachforschungen  haben  zur  Ergänzung  daneben  zu  treten. 

Einzelnes  wird  hier  nach  dem  Mustr-r  der  Hrnndstouer  und  etwa  der  an  den 

Tabakbau  ankni>pfend«n  Korm'^n  <1cr  T;i}i;ikb(.-.>?ttjniTiinj:r  dnyerirhtet  w^^rdon  k?lnnen. 

3.  Die  Steuerobjecte  bei  8pielgcw innen  ermittelt  und  trifft 
man  am  Einfachsten,  —  unter  der  statthaltcn  Voraussetzung,  dass 
jedes  Spiel  einer  bffentliehen  Controle  und  Concession  unterliegt, 
sonst  verboten  ist,  —  in  der  Art,  dass  der  Spielhalter  („Scbald- 
ner'O  xur  Anmeldung  der  betreffenden  Steuerobjeete  verpflichtet 
nnd  gleich  bei  ihm,  also  an  der  Ertragsquelle,  die  Stener 
erhoben  wird. 

4.  Zur  Ermittlung  der  Steuerobjeete  der  Erbschafts  Stenern 

dient  iLUiiachst  der  (übliche )  A ii luc  1  d  e  z  w  an liir  alle  Erben,  welche 
letztere  auch  die  Legatare  und  Legate  anzuheben  haben;  terner  in 
Ergänzung  dazu  die  Verptlichtung  der  btandcHämtcr,  der  Krb- 
scbaftssteuerbeh^^rde  regelmässige  Nachricht  von  den  Todeslallen 
zu  geben.  Die  Art  und  Höhe  der  Erbschaften,  Erbportionen  und 
Legate  ist  ebenfalls  zu  declariren.  Fttr  Wertbanscbl äge  sind 
die  Kegeln  der  Verkehrsbesteucrung  anzuwenden,  eventoell  Taxa- 
tionen (ron  Gmndsttteken,  Gebänden,  Bansin ventar,  einzelnen 
Objecten  n.  s.  w.). 

Die  auch  sonst  in  mancher  Hinsicht  cmpfcblcnswerthe  Vorschrift,  dass  über  alle 
Erbschaften  ein  amtlirlirs  irnrichilichrs)  Erboslf^^'-itimationsrcrf.^hren  ex 
officio  stattfinden  muss,  hilft  weitere  Scbwierigkcitcn  in  der  Ermittlung  der  Steuer* 
objecte  zn  beseitifren.  Wenn,  wie  es  principiell  nnd  stenertechnlech  paanend  encheint, 
die  kleinen  Erbscliaflen,  bez.  Erbportioncti  iiml  I.ot^nti  '-.ntiT  einer  gewissen  Hohe 
steuerfrei  sin«) ,  vermindert  sich  aurh  die  Zahl  der  zu  tontrolirenden  Erbschaften 
wesentlich.  S.  aus  der  Gesetzgebung  die  Eiunchtung  der  britischen  und  fran- 
S9«i0clien  Ertschaftittener  in  Pin.  III,  §.  12}  S*,  218,  24t. 
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§.  3H.  —  5.  Von  den  Verbraa cbsBteneni,  welebe  siob  an 
den  Uro  lauf  7on  Waaren  anknttpfen,  sind  die  Grenz  zivile,  be- 
sonders die  Einfuhrzölle  die  wichtigsten  nnd  als  ein  ganz  all- 

j^eiiieincr  ßestandtbeil  des  modernen  iSteuerwcseub  hier  vorneuiiich 
ins  Auge  zu  fassen. 

S.  für  KmzuJaes  die  DarstelluQg  des  britischen  ZoUweseüS,  besonders  des 
beatig^n  dortigen  ZoIlverfabreDS  in  ¥m.  Hl,  §.  138  ff.,  ouWiidiGh  161,  154,  nid 
des  frAnzösiscbcn,  eb.  §.  310  IT.,  specidl  §.  324—829:  swü  Typen«  die  «neh  filr 
die  allgemeine  Stcuerlehro  lehrr<  i  '!)  sind. 

Die  Einricbtungun  zur  Lruiutiuug  der  Steoerobjeae  bei  den  städtiücbea 
Tborsteaern  sind  matatis  motandis  dieselben  wie  bei  den  ZöUou,  mit  AbweichonfOB, 
wolrhß  theils  durch  (He  verschiedenen  Verbältnisue  der  zu  controlireiiden  Ocrtlirhk»  itLn, 
tbcils  durch  die  ?crschiedeue  Art  (.meist  kndirirthscbftftliche  ood  goirisse  gewerbliche 
lErzeugnisae  des  gewOhnlicben  Marktrorlehis,  erentDell  Brenn«  und  Baumaterialien, 
dann  Getränke,  Wein,  Branntwein,  Bier  u.  s.  w.),  theils  durch  die  rcrscbiedene  Trans- 
port« nnd  Verpackungsweise  und  Anzahl  der  Artikel  veranlasst  werden.  S.  über  das 
französische  Octroi  Fin.  III,  §.  342  if.,  Uber  das  Administrative  dabei  besonders 
§.  948.  349. 

Die  sonstigen  Stenern  in  Verbindung  mit  dem  Umlauf  der  Waaren 
8iod  zu  aelteo,  um  hier  besonders  berücksichtigt  werden  2U  mttssen.  Gewisse  £ift* 
ricbtnngen  bei  ihnen  sfnd  aber  Ibnlich  vi»  beiffl  Tomad  aoUpffidiliger  Waai«L 
S.  z.  B.  die  Einriehtung  der  fmntOsiaelien  „ CircnlationBabgabe "  ron  Vein 

Ein.  III,  §.  256,  262. 

Zar  Ermittlung  der  Stcuerobjecte  bei  Zöllen  u.  s.  w.  dient  an- 
näebst  und  baoptsüchlicb  ein  Anmeldezwang  fflr  die  Waaren- 
fttbrer. 

In  Folge  desselben  sind  die  letzteren  mit  dem  Einirltt  des  „steneTbnren 

Moments",  d.  h.  der  UeberBt iireifring  der  Grenzzolllinie  (der  „Ver/chrongssteaer- 
liuie''  bei  städtischen  Thoraccisen)  verpflichtet,  sich  selbst  und  die  rou  ihnen  geführten 
Waaien  bei  der  betreffenden  Steocrbehördo  behufs  Vornahme  des  ^steuerbaren 
Acts 'S  d.  b.  der  Verzollung  (eventuell  behufs  Einleitung  der  Manasiegeln,  welche 
zur  Sicherang  der  Verzolluno:  dienen)  zu  melden.  Diesem  Zwang  entspricht  da.« 
Hecht  der  Steuerorgane,  die  erforderUchon  Gontrolen  zur  Sicherstcü^ong  dieser  An- 
meldongen  zu  treffen  nnd  Jedermann  zu  nOtbigen,  sich  den  getroffenen  Anordnungen 
zu  unterwerfen,  ''n  ü.-sem  Behufe  erfolgt  die  Bildung  und  stete  Rcwachunir 
einer  ..(ircnzzolUiuie"  und  eines  Grenzgebietbezirks  (ähnlich  bei  den  Thoraccisen: 
einer  Verzehrungssteacrlioic),  woran  sich  die  Von>chrift  kuUpft.  nvr  die  Öffentlichen 
Wege  oder  seuist  nnr  gewisse  Wege  darunter  oder  letztere  wenigstens  nnr  fttr 
gewisse  W!\ar»*n  znm  Transport  zu  benutzen.  Auch  die  Zeit  (Tageszeit)  des 
Transports  wird  wohl  beschränkt.  AehuUche  Vorschriften  bestehen  für  den  Soever- 
bebr  in  Betreff  der  H&fen,  der  Schiffsarten  (Grossen),  Ladungen,  Waaren. 

In  der  Praxis  mudificin  sich  drr  Eintritt  des  hteuerbaren  Act.s,  /..  B.  wenn 
Zollämter  auf  inländischem  Froihafcngcbict  oder  in  Folge  von  ZoUcartclIcn 
(Dentschland  und  Oesterreich)  auf  fremdem  Gebiete  liegen,  wo  dann  etwa  die  Ein- 
bringung in  die  zollamtlichen  R&nme  behufs  Verladung  in  die  ins  Inland  abgefertigten 
Fahrzeug-e  (Eisenbahnwas^en)  jenen  Act  bildet  und  z«  dieseni  Behuf  die  Anmeldongon 
erfolgen  mtlssen.  —  Im  Te.Tt  mehrfach  Anlehnung  an  v.  liock,  öüeoüicho  Abgaben 
§.  20.  S.  anch  Ran  II.  §.  458—460. 

Die  WaarcnfUbrer  haben  in  bestimmter  Weise  „Steueranlagen**  oder  ,,Waare  n- 
erklärungen'*  Uber  die  Objecto  (Art,  Menge,  eventuell  Herkunft,  Bestimmangsort 
u.  s.  w.)  ihres  Trausports  zu  machen.  Diese  Ansagen  umfassen  im  Princip  auch  die 
nicht -steuerpflichtigen  Objecto,  um  eine  Guitnlo  /u  ermöglichen.  Sie  sind  eventsell 
von  vorneherein  ohne  Weiteres  durch  Documcntc  (/.  B.  Schifl'spässe,  ürspmngs- 
certiticate;  zu  belegen.  Die  Stonerbeamteu  haben  das  iiecht,  bez.  die  l::'flicbt,  di« 
gemachten  Angaben  Uber  Art  nnd  Uengo  der  Waaren  auf  ihn  Richtigbeit  zu  prüfen 
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rniffclüt  ciL<  n  r  Unf'Tsurhanf;:  des  Transports  erision"),  Bcgleidinjir  dcsselljcii  bis 
zum  Zollamt  und  Uber  die  weiteren,  für  die  Beäteuoniog  c?cntaoll  in  Betracht  kommoiidcn 
Xhatsachen  (llorkunft,  directe,  iudirecte  Einfuhr,  Benutzung  heimischer,  fremder  I  nhr- 
zeage,  Schiffe  n.  8.  w..  boi  ^Differoiitialtarifen",  wo  sich  der  Zollsat/.  ii:ich 
solchen  Momenten  vp^x-liicdcn  ircstaltet,  —  aarh  tiber  den  „steuerpflichtigen  Werth" 
der  Waareo  bei  Wertbzölien)  die  vorgeschriebenen  urkuitdlicben  Beiego  mittekt  b«- 
admuiier  Atteste  a.  s»  w,  ni  Tertangeii. 

Dies  sind  die  ziemlieb  allgemein  ond  gleichmftsBig  bestehenden 

IlauptciDrichtangen  zur  Ermittlnng  der  Steuerobjecte  bei 
yCöllen.  Im  Aiischliiys  daran  linden  sich  tUeils  uiid  hu  niehr 
neuerdings  bei  ,.liberalerer  '  Tarifpolitik  —  zur  Erleichterung 
<lcs  \  crkch  rs  und  zur  Verei  nfachuug  des  „Zol  1  vcrfabrens" 
zugleich  auch  im  luteressc  der  rStciierverwaltung,  theiis  —  und  so 
mehr  früher,  aber  Überbaapt  bei  strengerer  fiscaliscber  FinanzzoU* 
Politik,  böberen  FinanzsOllen  und  besonders  aucb  bei  scbärferem 
Schntzzollsystem  —  ztur  noeh  grosseren  Sicherung  der  ge- 
setslicfaen  Besten  er  nng  einige  weitere  Einriebtangen. 

In  d«Belbeii  bestehen  ftfteis  grossere  zeitliche  und  Ortliche  Yenehiedenheiten 

als  in  den  geschilderten  nach  der  ganzen  Gestaltung  des  Zollwescns,  namentlich  nach 
der  grösseren  oder  kleineren  Zahl  and  Höhe  der  ZolMtze,  nach  der  Beschaffenheit 
der  Zollgrenze  und  der  davon  abiiftngigcn  Gefahr  des  Schmuggels,  nach  dem  Zvedt 
dos  Zolls  (Finanz-  oder  Schutzzoll),  nach  der  Integrität  der  Be?ölkerang,  der  Geschäfts« 
kreise,  des  Beamtenthums,  endlich  freilich  auch  nach  der  mehr  bureaukrutisrlicn  W'.Mt- 
Iftofigkeit  and  Schwerfälligkeit  oder  der  den  ycrkehrabedurfnissen  sich  mehr  anpassenden 
(«Jnafminnischen**)  Gestaltung  der  ganzen  Stever>  und  Zollrenraltangr.  Es  ist  klar, 
dass  hier  zwischen  den  Bcdilrfnissen  und  Wünschen  des  Verkehrs  und  der  Zollver- 
waltung selbst  einerseits  und  den  Anforderungen,  welche  im  Interesse  möglichst 
sicherer  EriuittiuDg  der  Steuerobjecte  zu  stellen  sind,  andererseits  Conflicto  bestehen, 
welche  nur  durch  Gompromissc  ausgeglichen  werden  können.  Bei  diesen  dürfen  die 
„fiscalischen  Interessen"  ab'  r  iiicht  von  vorneherein  als  minder  berechtigt  K<'J'tMi.  — 
Auch  hier  kann  das  französische  ZoUwesen  als  ein  lehrreiches  Buispiei  von  oU- 
gemeiner  Bedeutung  dienen,  nnr  dass  dabei,  wie  in  der  Perlode  der  ersten  R0r<^tion 
und  Napoleon's  I.,  auch  zeitweilig  noch  eigentlich  „politische"  Tendenzen  saf  die 
Tarifpolitik,  das  Zollverfahren,  die  Controlen  und  Strafen  ron  £inflii8B  waren. 

a)  Zur  Erleichterung  des  Verkebrs  nnd  zur  Verein- 
facbnng  des  Zoll  Verfahrens  dient  ansser  der  frttber  schon 
besprochenen  Feststellang  s p e c i f i s eb e r,  namentlich  Gewichts* 
Zollsätze  statt  der  Werth  Zollsätze  nnd  gleichmässiger  Sätze 
statt  der  Qna Ii täts Zollsätze  (§.  303): 

et)  die  Anwendung  der  Gewichtssätze  in  der  Form  der 
sogenaniitcu  B r uttoverzollun}»  oder  der  N ett o ver/ollaii^^  auf 
Grund  gewisser  raeist  im  Veroidiiungswc^^e  zu  beslimmenden  Tara- 
sätze,  welclie  vom  Rrnttogewicbt  zur  Ermittlung  des  zoUpflicb- 
tigen  NettogewichtH  abgehen. 

Man  hält  sich  hier  an  die  Üblichen  Verpackungsarten  der  Waaren  and 
bestimmt  bei  der  BrnttorerzoIIung  danadi  mit  die  Zollsitse,  bei  der  fenannten  Netto- 
reizoUflng  die  Tara.  Dabei  ist  es  naturlieh  nothwcndig,  geeignete  Vorkehrungen  gegen 
die  Benntztmsr  einer  dem  Sten<'r{iflirhtigcn  zu  ennsfigen  Bemessung  des  Gewichts  der 
Verpackung  zu  tretfen  und  Aenderungen  in  letzterer  durch  Aenderong  der  Brattozoll- 
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s&tze  oder  der  Tara  za  begegnen  Di«>  zeitraubende  und  kostspielig-c  Anspackanfr  and 
Wiederverpackung  der  Waaren  wird  so  vermieden.  £iu  Gontrolrecbt  der  Vervaitan^, 
rieh  rom  «irUiehen  Inhalt  der  Collis  n.  b.  w.  im  Falle  t<hi  HiMtiMeo  in  die  WmmO' 
eri^liroDf  xa  ubenceagen,  mw  fretlich  gewnhA  Ueiben. 

ß)  Die  nnbediogte  Verpflichtnng,  die  Waaren  gleicb  ao  der 
Grenze  so  verzollen»  widerspriclit  vielfaeh  dem  berechtigten  Ver- 
kebninteresfle,  verihenert  direet  nnd  indireet  dem  Waarenf&brer, 
bez.  Eigentbtlmer  den  Bezug  und  ist  aneh  dnreb  das  Finanz- 

Interesse  nicht  geboten.  Daher  ist  ein  Verfahren  erwünscht,  mittelst 
desseu  die  Waaren  vorlaulig  unverzollt  bis  zur  Erreichung  ihres 
Bestimmungsorts  bleiben,  an  wclclieni  alsdann  erst  die  letzten  zoll- 
amtlichen Manipulationen  zur  Ermittlung  der  Stenerobjeete  nnd  der 
Stenersebnkligkeit  erfolgen.  Dies  setzt  beso  ml  e  re  Zolläoiter 
auch  im  Iii unon lande,  namentlich  in  grösseren  Htädteu,  voraus: 
gogenannte  innere  oder  Binnen  Zollämter  neben  den  Grenz* 
oder  Aussen  Zollämtern.  Das  betreffende  Verfahren  ist  das  soge- 
nannte „Begleitscheinverfah  ren'*,  durch  welches  die  Identit&t 
der  nnter  ZoUverschlnaa  gestellten  Stenerobjeete  nnd  die  8icberang 
der  einstweilen  Terscbobenen  ZoUzahInng  verbUrgt  wird. 

Es  besteht  vorncmlich  für  einfuhrzollpflichtigc  Importartikel,  dann  fQr  ausländische, 
bloss  zur  Dnrchfnhr  korntiiLiido.  Auch  hoi  inneren  Verbraoch5st»*tiern  kommt  es  zur 
Gontrole  trausportiner  Stcucrubjecte  vor,  z.  B.  bei  Mehl  aui  dem  U  ego  vou  der  Muble 
in  die  Stadt  oder  bei  Malz,  welches  aus  der  MOhle  in  die  Brauerei  geht  oder  bei 
Wein,  der  rom  Händler  an  den  Wirtb  und  Privaten  versandt  xrird .  oder  bei  octroi- 
pllichtigen  Artikuln,  welche  nur  durch  ciucn  Ort  mit  Üctioi  hindurch  gei'iihrt  werdtin. 
We  Ausfvhrzöile,  Anaftihrpr&mien,  Ansfobrve rgütnngon  für  beidte  eot- 
richtete  oder  ins  Debet  geschriebene  Vorbrauchbsteuern  bestehen,  sind  nnnlose  ConCrol- 
and  BoL'h'if-'  heineinricbiüiiL'-.'n  i'rforderüch  und  üblicli. 

y)  Zur  KrlcichteruDg  des  Zwischenhandels,  eventuell  znr 
Verschiebung  der  Verzollung  dienen  amtliche  oder  mit  unter 
amtlichem  Verschluss  stehende  Niederlagen  („En trepöts"). 

In  diesen  können  einstweilen  bis  zur  Einfuhr  für  den  inländischen  Constim  tind 
der  alsdann  erst  eintretenden  Verzollung  oder  bis  zur  zollfreien  Wiederausfuhr  zoli- 
pfllchtifre  Waaren  gelagert  nnd  erentodl  den  erforderlichen  technischen  HanfimlatfoDen 

unterzogen  werden,  AuitlioliL' Controlen  stellen  die  Ermiüliiui;  der  Stenerobjeete  dabei 
genQgend  sicher.  Aebnliche  Einrichtungen  bestehen  und  sind  besonders  bei  hohen 
Steuern  auch  geboten  für  innere  Verbrauchssteuern,  indem  die  Objecte  einat- 
wcil<>n  in  Kicdeilagen  kommen  und  erst  beim  Ausgang  aus  diesen  in  den  innen» 
Verbrauch  dann  zu  versteuern  sind  (Hücker.  Branntwein,  Salz.). 

b)  Zur  Verschärfung  der  Maassregeln  für  die  Ermittlung 
zollpflichtiger  Waaren  namentlich  bei  hohen  Zöllen  (eventuell  bei 
Prohibitionen)  und  grosser  8chmuggelgefabr  dienen  besonders  £in- 
ricbtnngen,  welche  v.  Hock  folgendermaassen  znsammenfasst 

„Man  errichtet  eine  z««"ife.  die  erste  controlirende  Zolllioie  durt,  wo  der  Greoz- 
bezirk  vom  inneren  Lande  sich  scheidet  (innere  Zolllinie);  mau  versieht  dh  hoch 
belegten  fremden  Waaren  zum  Zeichen  der  ircschclicncn  VurzoUung  und  die  ent- 
sprechenden inländischen  zum  Zeichen  d<M  inl.mdiscben  Eneugung  mit  besondestti 
Stempeln,  nntenrirfi  sie  den  Transport-  und  Auf  bewahrnngaoootnlen  noch  im  Innenn 
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llsst  beim  Eintritt  in  die  grossen  HandelsstäJte  die  Waaren  einer  Rcvi.»ion  unterziehen, 
ob  sich  nicht  fremde,  unverzollte  darunter  befinden;  die  Grenze  wird  mit  Wall  und 
Onben  umgeben,  die  nar  an  den  Punctcn,  wo  sich  ein  Amt  befindet,  bich  Much; 
nan  entleert  den  Grenzbezirk  ron  Einwohnern."  (OefTontUclie  Abgaben  S.  128.  Weiteies 
ober  Gontzolen  unten  im  dritten  AbecbniU«  §.  337  ff.) 

Begreiflicher  Weise  aiod  so  ausgedehnte  nud  iSstige  CoDtrolen 
niur  ausnahmsweise  za  rechtfertigen  nnd  vollends  bente  bei  der 
dnreh  die  Dampflocomotion  bewirkten  MassenconccutratioD  eines 
leichter  und  schneller  Bewegung  bedürftigen  Waarenvei kehrs  meist 
gar  nicht  mehr  an^^luhrbar,  bei  diesem  nach  seiner  Concentration 
und  seineu  TransportverhUltnisseii  leiehtor  z^i  coutrolireudeu  Ver- 
kehr aber  auch  weniger  notiiwendig  als  IrUbcr. 

Von  besonderer  Bedeutung  für  die  sichere  Ermittlung  der 
Stenerohjeete  bei  den  Zöllen  nnd  Thoraccisen  sind  dann  noch,  wie 
anch  bei  allen  anderen  indirecten  Verbrauchssteuern,  Controlen 
Uber  die  Stenerbeamten,  nm  Bestechlichkeit  und  Schmnggel- 
begUnstigung  durch  dieselben,  sowohl  in  Betreff  der  Menge  als  der 
Art  der  Waaren,  zu  verhtiten. 

S.  ODten  §.  3-12.  Dazu  dient  (nach  f.  Hock  ob.)  Verpflichtung  der  Steuer- 
organe, jeden  anstehen  Act  schriftHch  featansteilen  und  wtcbti^re  Amtabandlnnfcn 

nur  mehrere  Fereint  oder  unter  Leitung  <'in'.s  höheren  Boanit<  ii  vur/.ii nehmen;  dann 
die  gegenseitige  Uebereinsfiinraung  der  Scripttircn  ,  die  ufterfii  Naclischanen ,  Uebcr- 
prtlfungen,  Vergleichung  der  ausgestellten  Urkundeu  mit  den  Waaren,  iur  welche  t»ie 
anageetellt  lind.** 

Die  nusserordentliche  Srhwi.'riu'keit  dt-r  Aufgaben  der  ZoUxTwaltnnE^  zur  Er- 
mittlung der  bteuerobjectc  ist  somit  uuFerkennbar.  Bei  den  Thoraccisen  steigert 
sie  ^cb  ftr  die  analeg«  Aufgabe  fielfaeh  noch,  weil  der  Verkebr  im  Ganzen  masnen- 
bafter  und  doch  weniger  ccntralisfrt  ist  und  die  Sperr-  und  Bewachungsmaasaregela 
wegen  ihrer  rerkelirsstöronden.  anch  die  Personen  noch  mehr  hclrtstisrcnden  Wirkungen 
unTermeidlich  mehr  beschrankt  werden  mlissco.  Mit  aus  stcuertechnische n  liück- 
aiebten  sind  denn  auch  die  Tboiaedsen  flel&cb  gefallen«  wie  andeneiiB  die  ZoUsy^teae 
—  dee  Finans-,  wie  des  rationellen  Sebntixolle  ^  gemUdeit  weiden  (§.  309). 

B.  —  §.  315.   Die  Ermittlung  der  Steuersnbjecte. 

Nach  dem  Wesen  der  ganzen  hier  bespi  oclienen  Kategorie  von 
„indirerten'*  Steuern,  auf  ,, einzelne  weoh><einde  Thatsachen  und 
Handlungen",  liegt,  wie  oben  licrvorgchoben  wurde  und  wohl  durch 
das  Vorausgebende  bestätigt  wird,  die  Hauptaufgabe  der  sSteuer- 
verwahung  in  der  Ermittlung  der  Stenerohjeete.  Ist  diese  erfolgt, 
80  ergiebt  sich,  welche  Personen  ttberhanpt  etentuell  als 
Stenerpflichtige  in  Frage  kommen  k(Snnen.  Da  solcher 
Personen  aber  in  einigen  der  hierher  gehörigen  F&lle  mehrere 
sind,  so  muss  das  Stenerrecht  genauer  bestimmen,  wer  gesetz- 
lich das  Stenersnbject  oder  m.  a.  W.  wer  der  Stener?er* 
waltnng  für  die  Zahlung  der  Steuer  verantwortlich  und 
haltbar  äciu  aoWf  ob  ein  bestiuiuiter  Einzelner  und  wer, 
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ob  mehrere  Personen  solidarisch,  ob  eine  bestimmte  Person 
z u n n c b s ty  eine  oder  mehrere  andere  Personen  eventuell  sub- 
sidiär n.  s.  w.  Mitunter  kann  dann  gerade  hier  wohl  zwischen 
dem  oder  den  eigentlichen  Stenersnbjecten  nnd  anderen,  Deben 
ihnen  yorkommenden  Stener  haften  den  nntersehieden  werden. 

Für  die  Bestimmung  dieser  Personen  nnd  die  Entscbeidnog 
dieser  Fragen  sind  theils  principielle  stenerpolttisebe  £r- 
wägungen  hinsichtlich  der  richtigen  Bestenerang  nnd  Vertbeilnog 
der  Stenerlast,  theils  sten ertechnische  RlickBiehten  bectlglicb 
der  Sicherung  der  Stener  und  der  leichteren  Erhebung  in  Betracht 
zu  ziehen  und  eventuell  zu  combiuiren. 

Die  erstercn  Erwlgtingen  snüfcfi  ^^ic-t  Ilt!i^^.  bcsfimmfinJ  S'  in .  fl.  h.  diejenige 
Person,  welche  nach  richtigeo  steucrpoiuuiclieu  Orunds&tzcn  beiegt  werden  soll,  musste 
«vdi  SteoenabjAct  weiden.  Allein  das  ist  einmal  nicht  immer  ächer  nnd  einfiKh  so 
f-nbrlieidoii  :  n  niclit  bei  manchen  VfrlcehNSteoemV  sodann  ist  es  bei  der  s((;uer- 
poiitischen  Matur  der  lodirectea  Verbranchssteoem  ja  überhaupt  nicht  der  Steaer- 
zahler,  der  SteoertrSger  sein  soll;  endlich  mnss  auch  sonst  aui«  practischen  Zweck- 
müssigkeitsgründen  der  stoucrtechnisc ho n  Rücksicht  darauf,  wer  reifcehrs-  und 
volkswirthsrhaftspo!itt!^ch  mler  im  Interesse  der  Sicherheit  des  Fiscus  als  passendster 
Steuerzahler  gelten  muss,  öfters  der  Vorrang  bei  der  Entscheidung  einger&amt  werden. 
Die  meliten  Schwierigkeiten  ftki  eine  richtige  Entscbeldnnf  bieten  wohl  dl«  Verkehrs- 
steuern.  Wer  srhliosslich  Steoertriger  ist,  das  liohtel  sich  wieder  nach  den  Be* 
dlngungen  der  Ueberw&lzung. 

Uier  nur  einige  Andeutungen,  Fingerzeige  and  Belepiele  hinsichtlich  der  im 
Problem  lelbet  liegenden  Schwierigkeiten. 

1.  Bei  den  Verkehrs  steuern,  Stcuipcl-  und  Kegister- 
ab gaben  u.  dgl.  m.  wäre  nach  steuerpolitiiichein  Princip  diejenige 
von  mehreren  etwa  in  Betracht  kommenden  Personen,  z.  H.  bei 
Verträgen,  zum  ^^o«*etzlichen  Steuerpflichtigen  zu  erklllrcn,  die  luu  h- 
weifibar  oder  docii  mutbmaasslich  einen  sich  anderen  (directeu) 
Steuern  rechtlich  oder  thatsäehlicb  entziehenden  „Gewinn"  u.  8.  w. 
gemacht  hat,  also  eben  deswegen  die  Person  ist,  welche  nach  der 
„Begrttndang''  dieser  Bestenerang  „ersatz-  oder  ergänzungsweiae" 
▼on  ietaterer  getroffen  werden  mttsste  (§.  228).  Doeh  kann  man 
dies  eben  nicht  immer  einfaeh  nnd  sicher  bestimmen  oder  selbst 
wenn  nnd  wo  man  es  kann,  ni^tbigt  das  stenertechnische  Interesse 
zn  Abweiebnngen  yon  der  Regel.  Oefters  (s.  B.  bei  slenerpllicbtigeu 
Kanf-,  Mieth-,  PachtyertrSgen)  liegt  ancb  kein  Grand  vor,  einen 
der  Contrahenten  allein  zum  Steuerträger  sn  machen,  sondern 
das  Richtige  ist,  dass  beide  zusammeu  die  Stener  tragen.  Wenn 
mau  hier  ^leichw  ohi  aus  steuertechnischen  Gründen  einen  der  Con- 
trahenten allein  oder  zunächst  als  i^esetzlichcn  Steuerpflichtigen 
bestimmt  und  den,  welcher  einen  sonst  nicht  oder  nicht  genUgeud 
besteuerten  Gewinn  gemacht  hat,  nicht  ermittelo  kmu,  so  sollte 
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Steuersubject  möglichst  derjenige  sein,  der  im  Allj^cmeinen ,  daher 
prUsiirativ  auch  im  concreten  Fall  meistens,  der  ökonomisch  und 
social  stärkere  Tbeil  ist.  Eine  subsidiäre  Verpflichtung 
des  anderen  Contrahenten  ist  daneben  zweckmässig,  auch  um  diesem 
ein  wirksames  Interesse  daran  zn  geben,  dass  der  erste  seine  Steuer- 
pflieht  richtig  erfUilt.  Diese  Entscheidung  m<)chte  sich  auch  stener- 
teehniseh  in  der  Regel  empfehlen. 

Bei  Mieth-  und  Pacbt?ertilgeii  deshalb  wohl  der  Vermiether  ood  Verpächter, 
bei  Immobilie n kaufen  der  Erverber  des  Objccts  das  richtige  Steoersnbject,  n.  s.  w. 
Die  rcrtragsmässige  Regelung  der  Verkehrsstcuer  bleibt  auch  hier  nicht  ausgeschlossen, 
sie  richtet  «ich  nach  den  fttr  die  SteaerQbetvilziuig  maaeagebenden  VeihlltiiisMii. 

Bei  manchen  in  der  Form  des  Stempels  erhobenen  Verkehrs- 
Stenern  auf  die  schriftlichen  Urknnden  Uber  Rechtsgeschäfte  wird 

die  steuertechnisehe  lUicksicht  unvermeidlich  vorangestellt  werden 
mtissen,  indem  das  Gesetz  denjenigen  zum  Steuerpflichtigen  erklärt, 
Avelcher  am  Sichersten  und  Leichtesten  zu  erfassen  ist,  z.  den- 
jcnij^en,  welcher  eine  Urkunde  xu  besitzen  wünschen  muss,  um  sich 
ihrer  als  BeweismiUels  lUr  einen  Anspruch  gegen  einen  Dritten  oder 
für  die  («Irfllllung  einer  Verpflichtung  zu  bedienen. 

Daher  «»rsrhoinf  bei  Schuldscheinen  der  Gläubiger,  bei  Quittan«r<'n 
der  Zahiungspltichtigc  als  das  richtige  gesetzliche  Steuersubject,  nicht  ohne  Weiteres 
der  ÄQseteller  des  Schuldscheins,  dem  freUich  die  Steoer  darch  Ueberw&lzang 

wieder  leicht  zupt-srhoben  worden  kann.  Bei  Wechseln  nmü  zwar  der  Atis steiler 
2uert>t  für  verpflichtet  erlilürt  werden  (Deutsches  Recht),  aber  die  solidarische 
Haftbarkeit  aller  auf  dem  Wechsel  stehenden  Nameo  ist  daneben  steaertcchniach 
berechtigt  (ebenfalls  Deutsches  Recht).   Bei  Inhaber-  und  ohne  Ceesionsinstrument 

übertragbaren  Schuldscheinen  wird  gleichfalls  der  Aussteller  zum  Stenersnbjcct  zu 
machen  sein-,  bei  Börsen-Um-üitzstcucrn  zuiiSclist  der  Vermittler  il)i'iitsclilr\nd). 

In  manchen  Füllen  kann  man  .sicuertechnisch  passend  auch 
das  specielle  sachliche  Oh  ject,  auf  welches  sich  ein  steuer- 
pflichtiges Kechtsgesehäft  oder  eine  darüber  ausget^tellte  Stempel- 
Pflichtige  Urkunde  bezieht,  lür  die  Steuer,  ohne  Rücksicht  auf  die 
Hechte  Dritter  an  demselben,  mit  haftbar  maehen,  äbnlieh  wie  dies 
bei  Verbranehstenem  Yorkommt|  so  namehtlicb  bei  Qeschäften  in 
Bezng  anf  Immobilien.  Hier  empfiehlt  sich,  als  gesetzliches 
Stenersnbjcct  den  Eigenthttmer,  in  dessen  Elgenthnm  dasObject 
noch  steht  oder  übergeht,  zu  bestimmen. 

Man  ersieht  ans  dem  Gesagten,  dass  hier  ein  Gebiet  roll  unvermeidlicher  Casuistik 

vorliegt,  welches  wiodonnn  dii-  Theorie  fast  noch  i^ar  ni'^bt  bearbeitet,  die  Praxis  in 
den  Bo>»)mmi)nt'-cn   nbt;r  die  Sleuersiilijecte  mehrfach  etwaü  willkürlich  geregelt  hat. 

2.  Bei  (-  (Hijunctur-  und  Spiel^ewinn  und  hei  dem  Krwerb 
aus  Erbsehaft  ist  der  steuerpoiitisch  richti^^e  Steuert  rage  r  der 
Gewionende  und  der  Erwerber.  Die  Bestimmung  des  gesetzlichen 
Stenei-subjects,  eventuell  des  für  letzteres  Stcuerhaftenden ,  wird 
aber  wieder  mit  nach  stenertechnischen  Rttelisicbten  erfolgen  mttssen. 

1.  Wagner,  ftaeatviaNaMhifl.  II.  S.  AvM.  48 
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Bdi  den  Steacm  auf  den  Gonjooctuieogewian  richtet  ne  sich  mit  nach  der  Art 
der  n  diesem  Zireek  benoteten  Stener  (§.  257  W.\  Bei  der  Realisiranf  eiaee  aolckei 

(j'ewinns  durch  in  Verkaofs^^fbcbärt  kann  /.  B.  Jt-r  Erwerber  ua.l  Jas  Oltjerf  (Grund- 
stück Q.  s.  w.)  für  steucrpüicbtif  erklärt  werden,  mit  dem  uubedinften  K«cht  des 
Eratereo,  den  Betrag  der  Steuer  am  Kaufpreis  tu  kürzen.  Bei  Baustellcobesteneiuik^ 
lit  nntflriicli  der  Eigeuthümer  das  Steuersubject.  Der  Spid^'cwinn  wird,  wi«  fchoe 
bemerkt,  am  Bexten  glcicli  boi  seiner  Auszaliliinfi:;  Jem  betreffenden  Stencrabrnp^  unter- 
zogen und  der  Spielscbnldner  daher  zunächst  zum  Sieaersabject  gemacht,  aber  siit 
dem  Hecht  (und  der  Pflicht  efentneU),  den  Abzof  zn  nnchen. 

TJei  der  Erbschaftssteuer  werden  die  Bestimmungen  tiber  die  Steuers ubjo  te 
in  Verbindiinf?  mit  dem  Formalismus  des  Erbrechts  selbst  treten  müssen.  Es  wär* 
wühl  die  Erbbcljafü»mat»se  selbst  zunächst  für  steuerpflichtig  und  der  Verwaiiaf-g 
haftbar  zu  erklären,  mit  der  etwaigen  weiteren  Bestimmung,  die  Ausantwortnap  der 
Erbantheile  und  Legate  vor  erfolgter  Zahlurr:  o-^er  Siclierstellung  dr^r  S'f^ner  fiir  nn- 
zuiüsaig,  selbst  für  ungiltig  za  erklären  oder  wenigstens  betreticnde  Verpflichtungen 
flir  die  Steuer  der  Legatare,  bez.  Miterben  nnd  Erben  den  antretenden  Erben,  den 
Verwaltern  der  Erbschaft,  den  Testamentsezecutoren  u.  s.  w.  aufzulegen.  Dies  ver- 
einfacht auch  die  Einziehung  der  Steuer  (britische  Vcrhältni-iseV  r>ie  die  Erbschaft 
antretenden  Erben  werden  dabei  solidarisch  für  die  Steuer,  auch  lur  diejenige  der 
Legatnve,  baften.  Verden  die  Erben  oder  Legnlare«  die  eigentliehen  Steuerträger, 
auch  unmittelbar  als  solche  zu  Stetiersubjectcii  gemacht  und  einem  botreflenden 
Anmoldungszwang  unterstellt,  so  kann  eine  Haftung  des  betreffenden  Verrnuirons,  bez. 
der  einzelnen  darin  enthaltenen  SachgUter,  der  pfändbaren  Fordernngeu.  Efiecten, 
welche  «n  jeden  Einzelnen  Ubergegugen  sind,  daneben  auigeipnxshen  veiden, 

3.  Bei  den  Grensz Ollen  und  Thoraceisen  nnd  in  den 
■onBtigen  Fällen  von  Stenern  anf  im  Transport  befindliebe 
Wtaren  sind  als  die  reebtliehen  Stenennbjeete  aus  Btenertecbnieeben 

Zweckmässigkeitsgrdnden  in  der  Regel  znnächst  nicht  die 

EigenthUmer,  sondcru  die  Waaren-  oder  FrachtlUhrer  zu  be- 
stimnieo. 

YgL  ?.  Hock,  öllentUche  Abgaben  S.  127.  Deutscher  Vereinszoiitarif  vom 
1.  Juli  1869  §.  13:  rerpfllcbtet  ist  dem  Staate  der,  welcher  zur  Zeit,  wo  der  Zoll  za 

entlichten,  Inhaber  (naturlichör  Besitzer"!  des  zollpfliolitig-en  Hegensfands  ist. 

Mit  diesen  FrachtlUhrern  kommt  die  Stcuerverwaltung  unmittelbar  allein  in  Be- 
ftUurnng,  sie  tAnd  es,  welche  dem  Anmcidungszwang  fdr  die  Steaerobjecte  (§.  314) 
vnteiliefen,  die  Ermittlung  der  Eigenthdmer  entzieht  sich  der  Stenorerwaltung  oder 
macht  unrerhültnissmässige  Schwierigkeiten  Zwischen  Frachtführer  und  EigenüiOmer 
der  Waaren  regelt  sich  die  Tnigung  der  Steuer  durch  die  Frachtverträge  einfach, 
mittelst  VorBdiltssen  an  die  Frachtführer  znr  Auslage  der  Steuer  n.  s.  w.  Gerade 
bei  diesem  Sachrerlialt  ist  aber  eine  Haftung  der  Steuerol»ject'  si  Ibst,  ohne 
Kucksicht  auf  die  Rechte  Dritter  daran,  zur  Sicherang  der  Besteaerung  oothweodig. 
(VereinszoUgcsetz  von  1869  §.  14.) 

Ausnahmsweise  kann  indessen  mitunter  au<  h  1er  Waaren -EigenthUmer  zum 
Steuersubjeet  c^emacht  werden,  so  namentlicli  beim  Bepleitscheinverfahren  (§.  314), 
mittelst  dessen  die  Waareu  iu  die  Hände  des  Eigeuthumers  unter  genügender  Sicher» 
atellnng  der  Beetenemng  geleitet  werden. 

4.  Bei  einzelnen  inneren  Verbranebssteoern,  welebe  sieb 

an  die  Prodaction  der  betrefft ndeo  Artikel  ankntipfen,  kann  mit- 
unter statt  des  Producenten  selbst  der  Käu  i er  des  Products 
(Fabrikats),  welcher  es  in  den  freien  Verkehr  bringt,  zum  Steaer- 
subjeet  geraaclit  werden. 

So  z.  B.  im  Falle  der  Tabak -üe wich ts Steuer,  der  Wein-Prodnctionsstener, 
was  in  der  grosseren  Fähigkeit  des  Klnfers«  d«n  StenmoisehnM«  am  den  es  sich  hier 
bei  der  „iadlrecten**  Stener  ni  handeln  pflegt,  n  leisten,  sstne  «ksoomladie  Begttkndnng 
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finden  kann!  Freilich  steigt  dann,  wenn  andernfalls  der  Frodacent,  der  bis  zu  einem 
fowiBseik  Termin  nlebt  ferkniift  hat,  Seltataohaldner  der  Stener  vird ,  die  Macht  des 

Käufers,  des  ..Handels",  peuenüber  dem  Prudacenten  leicht  bedenkli  !i  (VcrliHltnisso 
liei  der  jetzigen  deutschon  Tabaksteuer.)  Auch  dabei  kann  dann  Haftbarkeit  des 
Objects  selbst  für  die  Steuer  zweckmässig  sein. 

Manches  Weitere  in  Betreff  der  berOhTten  Poncte  richtet  sich  nach  den  q»ed> 
fischen  Verhältiiisstn  der  einzelnen  Steuer  und  der  dr\hci  ii,  Betracht  kommenden 
besonderen  wirthschaftlichen,  auch  technischen  Verhültuüiüe  des  Betriebs,  des  Handels 

Q.  8.  W. 

C.  —  §.  316.  Ueber  die  Krmittlung  der  Steuersätze  ist 
za  den  früheren  Eiortpnm^en  Uber  die  Feststellung  derselben 
(§.  303)  nicht.«!  Be.«Jonfleres  mehr  hinzuzufügen.  Nach  erfolgter  Er- 
mittlung der  8teuerol)jecte  und  Steucrsnbjecte  ergiebt  «ich  die  Fest- 
stellung der  dem  tarifniassigen  Steuersatz  entsprechenden  iodivi- 
daellen  Bteoerschuldigkeit  als  eine  blosse  Rech nungs Operation. 
Diese  kann  freilieh  bei  den  oomplieirten  Tarifen  der  Verkehrs- 
stenern,  aneh  maneher  Zollsysteme  eine  ziemlieh  Terwiekelte  Saehe  . 
werden,  so  dass  etwa  ein  eigenes  geübtes  Rechnnngspersonal  tut 
Ansftlhrnng  nothwendig  wird. 

So  z.  B.  ftir  die  Berechnung:  der  .,Oerlc1itikoitoii'*,  is  welchen  bei  den  Abgaben 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  viele  Verkebrssteuern  stecken.  Die  Auwendung  des 
Zolltarifs  in  der  Praxis  setzt  eine  umfassende  Waarenkenntniss  der  Zollbeamten  voraus. 
Bei  manchen  Tarifpositionen,  z.  B.  eines  Schuuzolltarifs  mit  vielen  Qualitiitsstufun- 
sitZMi  einer  Waarengattung  (Oeepianste,  Oeirebe,  Hetallwiaren«  KuRvaaren)  oder  mit 
Werthzollsätzcn  handelt  es  sich  um  Classificationen  der  Waaren»  woPlt  wieder  ein 
»pcciäiistisch  ao^igebildetes  Beamtenpersonal  erforderlich  sein  kann. 

Einzelnes  Weitcrc  über  Veranlagung  mit  im  folgenden  Abschnitt. 


3.  Abschnitt 
Die  Erhebung:  der  Steaem. 

„Erhebung**  kann  in  weiterem  und  engerem  Sinne  genommen  werden.  Im 
crstcren  enthält  sie  Manches  auf  die  Ver3nlau;ung  sich  Beziehende  noch  mit,  im 
letzteren  nicht.  Iii  diesem  Abschnitt  haiiJelt  e^  ^ich  vornemiich  um  die  Erhebung 
im  «weiten  Sinne;  aber  auch  auf  oonneze  l  ra^en  der  Veranlagung,  welche  im  Voraus- 
gehenden nocli  nicht  erledigt  wnrden  und  sich  m.  K.  hesser  in  diesem  ZnsAmmenhan^e 
bebiandeln  lassen,  wird  hier  jetzt  noch  mehrfach  mit  cingegauK'en,  u.  A.  besonders  in 
den  ErOrtonmgea  aber  das  BecUmationswesen  („Yernnlagungs-BscUunalion'') 
in  §.  884  IT. 

§.  317.  Einleitung. 

•*  Hinsicbtlich  der  Erhebung  der  Steuern  (speeiell  der  Staats- 
steuern) handelt  es  sieb  vornemiich  um  zwei  Reihen  von  Tragen: 
einmal,  wer  soll  die  Erhebiinji'  besorgen  oder  die  Frage  nach  den 
Erhebungsorganen,  und  sodann,  wie  soll  die  Erhebung  ein- 
gerichtet werden?  Wie  gewöhnlich  hängen  diese  Fragen  unter 
sich  mehr  oder  weniger  znaammen,  so  dass  öfters  die  Entscheidung 
der  einen  derjenigen  der  «nderen  priyndioirt  Sie  gind  femer  nieht 

48* 


Digitized  by  Google 


746  6-  B.  AUgttu.  Sleawklin.  5.  X.  Venralt  2.  B.-A.  2.  A.  ErhelNiiig.  §.  317, 818. 

durchaus  allgemein,  sondern  meistens  nar  historisch  und  örtlich 
relativ  zu  beantworten,  wobei  sich  aber  auch  im  letzteren  Falle  die 
maassgebenden  Bedingitogen  wohl  theorettseh  feststellen  lassen. 
Vieles  richtet  sieh  endlich  auch  wieder  in  Betreff  der  Erhebangs- 
Organe  und  der  Einriebtang  der  Erhebung  nach  dem  stenertecb- 
nischen  Wesen  der  verschiedenen  Steuergattungen  und  jeder  ein- 
zelnen Steuer  y  wobei  der  Unterschied  zwischen  „directen"  und 
„indirecten"  Stenern  im  admhiistratiy- technischen  Sinne  wieder 
vorzugsweise  wichtig  ist.  Auf  den  Einfluss  dieses  Moments  ist  iiu 
Folgenden  die  Aufmerksamkeit  besonders  mit  zu  richten. 

Dock  ist  iu  dieser  Beziehuug  im  voiigeu  Kapitel  vom  Steuersystem  und  in  den 
TorMUgeheDden  Absdiiiitteii  ? oa  aa  StAMirervaltaDg  schon  Haaebes  «iledigt  woid«ii« 
DamentUclL  in  Betreff  der  Eiliebiiiig«ftrt,  vottuf  jetzt  nielit  melir  znraeknikMiiskeit  iet. 

I.  Die  Erhebnngsorgane  der  Steuern. 

Deren  kennen  im  Wesentlichen  dreierlei  unterschieden  werden, 

wonach  man  auch  wobl  von  drei  „Erhebungssystemen" 
spricht:  die  Erhebung  durch  Steucrpäc  hter  oder  duieh  Ver- 
mittlung der  SelbstverwaltUDgskürper,  besonders  der  Ge- 
meinden, oder  durch  Slaatsorgiine  (8tuatshi  Ihh den,  Beamte) 
selbst:  die  sogenannte  Eigen-  oder  Selbsterhebung  oder 
Staatsregie. 

Die  Hteaerpacht  bat  in  der  antiken  Welt  stark  vorgeherrscht, 
ist  von  Neuem  mit  der  Entwicklung  der  Besteuerung  in  den  Zeiten 
des  Uehergangs  vom  Mittelalter  zur  Neuzeit^  besonders  bis  znm 
französischen  Revolutionszeitaiteri  in  manchen  Lftndem  ausgedehnt, 
angewandt,  dann  aber  mehr  und  mehr,  wenn  aueh  nicht  yOllig 
durch  die  Eigenverwaltnng  verdrängt,  namentlich  auf  untergeordnete 
Gebiete  der  Besteuerung  (und  des  Glebflhrenwesens)  beschränkt 
worden.  Die  Benutzung  der  SelbstverwaltnngskOrper  als  Organen 
für  die  Erhebung  der  Staatssteaem  zeigt  keine  so  deutliche  Ent- 
wicklungstendenz und  mehr  Verschiedenheiten  von  Land  zu  Land 
und  nach  Steuerarten.  Bei  den  indireoten  Steuern  ist  sie  im 
modernen  Staate  nur  in  gewissen  Fällen,  wie  bei  Thorsteueru  und 
allenfalls  bei  Steuern  im  Anschluss  an  loeale  ProdnctioTiMhotriel>o, 
nicht  bei  Zr.üon  anwendbar,  bei  den  directen  Öteuern  kommt  sie  lu 
der  Gegenwart  nicht  selten  vor. 

A.  —  §.  318.  Die  Steaerpacht. 

Rau  I,  §.  288,  gegen  Pacht,  ebenso  v.  Malolius  I,  §.  70,  Mnrhard.  Re- 
steaeninf,  S.  153  ff.  Jacob,  II,  §.  1258  mehr  unterscheidend,  ebenso  M'Cnlloch, 
tazatlon  p.  SO,  de  Parien,  I,  102,  y.  Hock,  öffentliche  Abgaben,  S.  62.  Ueber 
Frohere  Manches  bei  Malchus.  S.  Sonnenfcls,  Grondsätie  III,  125  ff.  (6.  A,X 
sehr  noalohiiich.  Er  meint  acbon  (S.  140):  „Die  Vortheile,  die  man  sich  ron  den 


Digitized  by  Google 


StoaoqMcbt.  747 

Pachtung:cü  verlio i.v^l.  bind  tMitweder  keine  Vorfheüe  oder  lilnnni  aiii  Ii  lici  dor  oigeiicii 
Behebung  des  Staats  erhaiten  werden."  Die  Pachtong  sei  die  Erhebungsart,  welche 
dem  Staate  am  Tbeaerbtcn  komme  und  den  Untcrtbuioii  am  Bescbwerlichstcu  falle 
(S.  126).  (if^iier  sind  auch  Montesquieu  und  A.  Sm ith  gewesen.  Die  historisch 
relative  Auffaisiiii),'  fehlt  zwar  nicht  immer  ^^m,  tritt  aber  doch  zu  sehr  zurück,  auch 
Ifci  Kau  und  v.  Hock.  Dagegen  ist  dieselbe  begreiflich  besonders  vertreten  durch 
RoBch«r,  Flu.  §.  67  (mit  rideii  hlMorfaclKin  Notisea  In  den  Noten).  Wenn  er  dabei 
als  ..drei  Hauptsysteme  der  Erhe^ninc:"  (§.  Hß  ff.)  das  älfero  I'epartirsystcm  im 
ständischen  Staat,  die  Steuerpacht  und  die  Regie  unterscheidet,  so  möchte  ich  indessen 
einwenden,  dass  das  erste  neben  den  anderen  nicht  Correlat  ist,  da  es  doch  selbst 
wit  dcr  entweder  die  Eigenerhebung  oder  Pacht  voraussetzt  Der  Hauptgrund,  welcher 
das  Pachtsysttm  rechtfertigen  könnte,  sei  d^v  Nichtmohi^' nng*^n  der  Rcpartirung  and 
das  NocIiiiichtgenUgen  des  Staatsbeamtcuthuuis.    S.  auch  Cohu,  i'io.,  385. 

Da«  Urtheil  tlber  die  Öteuerpacht  fjÜlt  notbwendig  nach  folgen- 
den IJmständeD  vcrschicdcD  aus,  kann  daher  kein  a b s o! n t es , 
sondern  nnr  ein  histni  if^cb  relatives  Bein.  In  Betracht  kommt 
ncnilich  einmal  die  ganze  K ntw i c k I  u n g sstu f e  des  Staats-, 
Cultor-  und  Wirthsehaftslebens,  besonders  die  erreichte 
JbUitwickioDg  der  Staatsthätigkeit  uod  damit  zasammenhängeDd 
der  Staatsyerwaltang  nnd  des  BeamtenthnmB  llberbanpt. 
Sodann  ist  za  nnterseheidoB,  ob  es  sich  am  ein  nmfasBondes 
System  der  Stenerpaobt,  eine  altgemeine  Verpaohtnng 
aller  Stenern  oder  docb  ganzer  grosser  Kategorieen, 
nameotlieh  der  indireeteUi  der  Monopole,  Regalten ,  der  Zölle,  der 
inneren  Aeeisen,  der  Tborstenern,  anderseits  der  directen  Stenern 
(sogenannte  General pacbt  in  diesem  Sinne)  —  oder  aber  um 
die  Verpachtung  gewisser  einzelner  Steuern  von  mehr  unter- 
geordneter Bedeutung  (Special pacbt  in  diesem  ►Sinne)  bandelt. 

Ks  lassen  sich  zwar  auch  ^anz  allgemeine  Gründe  lUr 
Ull  i  wider  anfstellen,  dieselln  ii  haben  aber  nach  den  eben  er- 
wähnten Uinständeu  eine  verscbitHlfnc  liedentnng  und  wollen  daher 
trotz  ihres  richtigen  Kernes  nicht  soviel  besagen,  wie  mau  öfters 
gemeint  hat. 

So  hat  man  ancb  in  dieser  Frage  mitunter  mit  dem  in  dieser 
Aligeroeinheit  anbewiesenen  and  unbeweisbaren  Satze  fUr  die  Pacbt 
plädirt,  dass  dieselbe  ,,natnigemft88'^  die  Vortbeile  der  Privat- 
betriebsamkeit  fttr  sieb  bebe. 

Der  P&chter  könne  daher  neben  seinem  Gewerbsgeviun,  der  ihm  freilich  werden 
müsse,  leicht  dem  Staate  mehr  zahlen,  als  dieser  aus  der  Eigenverwaltntiü:  erlöse. 
Indessen  hier  wird  Uber  die  principiellen  Bedenken  hinsichtlich  solchen  privaten  Ge- 
winnbezogt  bei  der  Beateneranff  and  aber  die  tVist  unvcnruidlichen  UebelflOnde  der 
Stencrpacht  nnr  um  di-  sns  finanziellen  Vortli.  ils  Willen  hinwo!:^  pf^^angen. 
Und  weiter  wird  das  Froblematische  dieses  Vortheüs  und  der  Umstand  übersehen, 
dae*  der  Yonag  der  Pftcbi  eben  selbst  wieder  von  historiecheo  Bedingungen 
ibblngt 

Der  Gewinn  des  Pacbters  einscbliesslicb  der  7od  letzterem 
zn  beatreitenden  Verwaltangs-  and  Erhebnngskosten  entspricbt  aller- 
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dings  dem  Erhebnngskosteoanfwaiid  bei  der  Eigeii?erw«]tiin|;  and 
kano  mögliciier  Weise  kleioer  sein  als  dieser.  Aber  ea  ist 
immer  etwas  Anderes,  ob  die  Erbebaogskosten  in  den  Kosten  eines 

rationellen  Gehaltssysteins  für  Steaerbeamte  oder  wenigstens  partiell 

Iii  einem  solchen  Gewerbsgewinü  des  P«ichters  bctitchen.  Für  die 
politische,  socialpolitisclic  uiul  ethische  Au Ifassiing  ergrieht  sich  hier 
ein  Unterschied,  und  knuiii  in  einem  Zeitalter,  kaum  in  ciin  r  Staats- 
verfassung zu  Gunsten  der  Paelit.  Gieichwohl  kann  let/ieic  nn- 
vermeidlich  sein  oder  den  Vorzug  verdienen,  aucli  dann  ist  aber 
ihre  Verbindung  mit  solchen  privatwirtbschaiüicbea  Gewionea  noch 
ein  Uebelstand.  Dazu  kommt  der  regelmässige  Ursprnng  wenig- 
stens eines  Theiis  des  Pachtgewinnes :  dieser  Gewinn  eigiebt  sieb 
eben  leicht  mit  aas  den  Iwdenklieben  Verbftitnissen,  welche  bis- 
weilen fast  nothwendig  mit  der  Pacht  verbanden  sind. 

Schon  beim  Abschlius  der  PftchtrerMga  si&d  Bestechlichkeit,  za  Ueioe  Pacht- 

schillin^e,  persöiilii'lH'  n»  j7ünsti|rnnp»'n  schwer  za  vermeidon.  Die  Piichter.  wcnie^ten» 
bei  umfassendem  btcuerpacbtsystem ,  üben  ferner  zu  leicht  eiaeo  beaouderen  brucL 
wm  oder  laesen  ihn  durch  Ihre  Beamten  ansobea.  Sie  nehneB  veniger  BOdnieht  auf 
die  La>?o  «ler  Stcueritfli^liligoii  and  sind  dorm  auch  refclmässig  iH-sonder»  vcrbasst 
Die  Klagen  ub<!r  «Ii«;  mischen  Steocr-,  Züll()iichter  n.  s.  w..  u}»er  die  i t a  1  i  € n  i s c  h »a 
Qod  frau zöüiüchc n ,  von  denen  sich  uamcutlicL  die  Ueueralpächtcr (formieragencrAUX; 
dea  anden  regime  sehr  beieleherten ,  sind  sprQchwOrtlich.  Wie  Livius  XLY,  16 
einmal  sagt:  abi  publicanns  est,  ibi  aot  ins  })iihlicum  ranura  aot  libcrtatcm  socii» 
uuliam  eiwe.  (£aa«  g.  2^  Kote  d.)  Schm&hUclie  Zustiado  auch  in  der  TOrkei. 
(Weitere  KedMn  bei  Roteher.) 

Das  Odium  solcher  Verhältnisse  fällt  aber  dann  mit  aof  die  Besteuerung  und 
den  Staat.  Genügende  Abhülfe  liept  weder  in  den  Bostimmuni^en  der  Parin v»;rtrSfe. 
noch  in  Controlen  der  Staaisreg^erung  über  die  P&chter.  Denn  tioicbe  üootroiuii  sind 
nicht  wirksam  genug,  weil  es  an  dem  entiprecbenden  Yerwaltangsappamt  fehtt.  Wirea 
sie  es,  so  bewiese  Jas  nnr,  dass  der  historis<  h  uiul  ^'i  tli  h  m!ati?e  Haupircchtfcrtij^^angb- 
grund  der  Pacht,  die  ongeoügeade  YorwaitQQgsmaüchinerio  des  Staats,  nicht  mc^ 
rorläge. 

Die  Annahnie  eines  allgemeiDen  Vorzugs  der  Pacht  vor  der 

eigenen  Verwaltung  beruht  aber  auch  auf  einer  falschen  Vorans- 
setzang  und  wird  durch  die  P^fahrung  nicht  bestätigt. 

Die  Einrichtung  der  Verwaltung  kann  nicht  sehr  rerschiedeu  seht ,  uiag  eiD 
P&chtcr  (Pachtgesellschaft)  oder  der  Staat  sie  besorgen.  Es  verhält  sich  hier  ähnlich 
wie  bei  so  manchen  grossen  Aafgabon ,  6.  des  Verkehrswesens,  in  Betreff  der 
Streitfrage,  ob  Staats-,  ob  Actien^esellscliaftsübemahme  und  Betrieb,  wo  doch  die 
ökonoifiisch-technischo  Natur  der  Aufgabe  im  Wesentlichen  gleiche  Ein- 
richtungen bedingt,  wer  tnmer  eie  besorge.  Bei  angemeaiener  Gestaltung  der  Etegie 
I)a(  sich  denn  auch  die  letztere  erfabruii<rs^em&ss  der  Pacht  technisch  und  Ökonomisch 
gauz  gewachsen  gezeigt.  In  den  Niederlanden  soll  die  Einführung  des  Verpachten^ 
um  15Ü5  den  Ertrag  verdoppelt  haben.  Um  174^^  wurde  das  höchst  unbeliebt  ge- 
wordene Verfahren  ohne  Nachtheil  wieder  aufgehoben.  Zu  Necker's  Zeit  galt  anch 
in  Frankreich  in  Bezug  auf  die  ökonomisch  -  lcchriirhi>  Seite  der  Erhebung,  di 
Kosten  o.  s.  w.  der  Unterschied  zwischen  Pacht  und  ücgic  gleich  KulL  Malchow 
(T,  885)  Bvebt  ans  einer  Yergldchung  der  ton  Heeker  gegebenen  Daten  Uber  dea 
Aufwand  fUr  das  Erhebungspersonal  und  diii  Zahl  des  letzteren  bei  den  groeaea 
Generalpachten  der  indirecten  Steuern  h\  Frarikreich  in  der  letzten  Zeit  des  ancieo 
regime  mit  den  Daten  Uber  die  Verwaliuug  wusutitlich  derselben  Steuern  wahrend  de; 
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Restauratiou  ia  eigener  Kegie  nachzaireiseu,  dass  der  frühere  PafMoalanfwand  um  '/i«. 
der  Gcldanfwnnd,  ohne  '^'•n  'T.Mi  inn  der  Pächter,  um  V«  grösser  gewesen  sei.  Natürlich 
cino  nur  in  {^ewii^em  Imiaag  /zulässige  Vergluichuug.  Der  (iewinn  der  Fierzig  frau- 
xJötHmAuak  GenenIpSehtor  wind  von  Necker  auf  3  Hill  L.,  im  Dnrdueholtt  auf 
75,000  T.  vrranschla^it  (Neck er.  de  l'adniiiüitr.  [1784]!,  T2.)  Weiteres  Uber 
Praokreirh  in  Vin.  Iii,  §.  152. 

Dicäc  Thatsachen  fuhren  auf  den  entscheideodeu  üaoptpuoct 
in  der  Frage. 

§.  dld.  —  1.  £ln  unfasseDdes  System  der  Steuer- 
p acht  Igt  mitnoter,  bo  namentlicb  in  den  geechiehtlich  wiehtigsten 
Beispielen  der  alten  Welt,  dann  auch ,  allerdings  aber  hier  nur 
bedingter,  in  der  neueren  Uebergangszeit  vom  Mittelalter  snm 
modernen  Staat,  der  allein  oder  doch  zunächst  am  Besten  sich 
bietende  N o t h b e h  e  1  f  d c  r  H  t e u e r  e  i  h  c b u n g  in  E i  ui a u ^ e  1  u ii g 
e iner  ge u i  ii neten  und  entwickelten  Staats verwaltungs- 
masebinerie. 

Hier  liegt  Periodeo  hindurch  cigeutUch  gar  keiue  Wahl  vor,  sondern  wouo  man 
eben  f  ewisse  Stenemtee  und  FormeD,  z.  B.  gewisse  Indiiecte  Sträen  in  Honepolform 

wie  in  anderer  Form,  directe  Abgaben  in  den  Provinzen,  auf  dem  platten  Lande,  von 
der  relativ  ^erst^ent  lebenden  ackcrbanendcn  BetrOlkorang  u.  8.  w.,  erheben  will,  ao 
muss  man  hieb  dazu  der  Steueriiacht  bedienen. 

Insofern  ist  die  Pacht  hier  historisch  her  echtigt,  weil 
sie  allein  die  Aufgabe  tiberhanpt  löHpn  kann.  Aber  sie  erscheint 
damit  aüch  besten  Falls  als  eine  geschichtliche  Durch- 
gansTsstute  im  £nt wiükiungsprocess  der  Gemeinwirth- 
scbaft 

Wie  so  Manches,  was  der  Entwicklung,'  der  onmittelbareu  Staatsthatiskeit  als 
Huifsuiittel  fur  die  Lüsuug  wahrhaft  „gemctuwirthscbaftlicher" ,  „ötieutlicLcr"  uiid 
immer  mehr  als  solefaer  erkannter  Aufgaben  fonngegangen  ist,  —  auch  hier  bietet 
namentlich  das  grosse  Gebiet  des  Verkehrswesens  i.  w.  S.  betuerkenswerthe  Analogieen. 
Sobald  der  Staat  sich  seiner  Aufgaben  virklich  bewusst  wird  ood  einigermaaseen  dazu 
Okonomisch-teohnieeb  aicli  befibigt  fHUt,  lieht  er  die  beHelTeiideB  TbAtlgkeiten  selbst 
au  rieh  heran:  die  Steuerpacht,  anch  dne  Alt  „delegirter  Verwiltnng**  (Snz),  hat 
ihre  Fonction  erfüllt  und  wird  beseiti«^t. 

Bei  der  heutigen  Entwicklung  des  Staatsgedankens  unter  den 
meisten  CulturviUkern  kann  dann  auch  von  Steaerpacht  als  einem 
umfassenden  System  der  Erhebung  nicht  wohl  mehr  die  Rede  sein. 

Selbst  Wenn  die  Gesichtsptincte  privatwirtli-5(  haftlicher  Ockonomie  wirklich  erheb- 
licher wären,  als  es  jetzt  noch  zuzugeben  ist,  wurden  sie  eben  nicht  entscheiden  dürfen. 
Denn  die  Erhebung  der  Steuern  gilt  mit  Recht  jetzt  selbttyerst&ndlich  ab  eine 
SffeatUch- rechtliche  Angelegenheit,  die  nor  ron  OfTentlichen  Ki^rpen,  wie  dem  Staate 
oder  eventuell  den  Sel^i  ••/.rwaltungskörporu  und  deren  Beamtenpersonal,  unmittelbar 
ausgeführt  worden  darl.  Der  iSteaerpacht  kann  mau  sich  dabei  nur  in  einzelnen  be- 
senderen  P&Uen  als  eines  untergeordneten  Hilfomittels  bedienen. 

In  den  griechischen  Staaten  war  Pacht  giui/.  allgemein.  In  Rom  bestand 
sie,  wie  fllr  andere  Staat-einnalimen.  schon  in  früher  republikanischer  Zeit,  so  nament- 
lich für  die  Zölle  u.  dgl.  iuUiroctu  Abgaben  (Pachtgesellscbaften  der  publicaui). 
Bei  den  directe n  Abiraben  in  d«i  Provinzen  fohrte Caesar  theils  die  unmittelbare 
Abfuhnini;  der  Naturalleistungen  an  den  Staat  (africani-^cho  und  sardinische  Korn- 
and  UeUiderungeu),  theils  die  Verwandlung  in  feste  (ieldabgaben  ein  ^iüoinasien), 
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wo  die  Kiabeziehuog  der  Kiuzclbctrfi||;o  doo  Stenerdislricten  selbst  ttberlassoa  varde 
(,.Re{>artir:>y8tcin'*  Roschers).  (Monmsen,  lOmische  Gescbiehte,  6.  A.  HI,  506.)  — 

Die  indirectcii  Steuern,  Passage-,  Wege-,  spater  Grenzzölle,  TliorstoutTii  und  airlere 
Vcrbraachsstctiern ,  ,.Uuifrelder"  in  den  Städten  sind  aach  später,  im  Mittelalter 
mit  dem  Aufkomiuun  diettcr  Abgaben  iu  Städten,  dann  in  Territorien,  forner  in  d^-r 
UebergmiKBieit  Begale  nod  Monopole  die  am  Häufigsten  rexpachteten  Stenero  ^e- 
woten,  seltener  nnd  dann  meist  nur  kurzer  die  dirccten  Stenern.  —  In  I  rank  reich 
hat  «ich  das  Fachtsystem  im  16.  Jahrhundert  unter  Einflössen  Üoruntinischer  Politiker 
und  flBansminner  ausgedehnt  Dabei  wurden  spiter  immer  mehr  grosBe  Pacbigeadl» 
Schäften  gebildet,  welche  in  Einem  eine  Reihe  verschiedener  indirccter  Abgaben  zar 
Erhebung:  übernahmen  f..fcnnes  p:t^n6rale8",  Fin.  III,  §.  fifi,  67).  Die  Pacht  urnfasstc 
übrigens  bei  Weitem  nicht  alle  Abgaben.  Die  fermeä  g6n6ral<^  bezugon  &ich  im 
18.  Jahrhundert  auf  die  ZftUe  in  dem  alten  Haupttheil  der  Monarchie,  den  „proviuces 
des  cinq  grosses  fermcs",  auf  die  aidos  ((Jetrankestcuem),  das  Tabak-  nnd  Sal/.reiral 
(gabellä)  und  einige  kleinere  Einkünfte.  Nach  eck  er 's  Zusammenstellung  der  fnm.- 
zönschen  Einkttofke  (I,  85)  betrogen  dioeelbea  $85  Hill.  L.,  voron  anf  die  fernes 
g6ncrales  166  Mill.  (S.  auch  die  Daten  in  Pin.  III.  §.  154.'i  Unter  ihm  war  ans  der 
Verpachtung  mehr  eine  tiewahreadministration  geworden  mit  wenig  Unterschied  (^egen 
die  Kegic.  Auch  in  Spanion  bis  1747  Pachtung.  Von  enormen  (ie Winnen  dabei, 
aber  mit  augenscheinlichen  Ucbertreibuugen,  spricht  nach  Don  Miguel  von  Zabala  (17.^1) 
(Sonnenfels  III,  12'J).  —  In  Deotschland  ist  die  Eigenvcrwaltung  (eventuell  mit 
Unterstützung  der  Gemeinden)  seit  Alters  Uegel.  Misslungener  Versuch  mit  der  Vcr- 
pachtnogr  d«s  neu  begrttodeten  Tabalmoaepola  in  Prenssen  unter  Friedrich  d.  Gr., 
1765 — l'fi.  Uebcrtragung  der  Verwaltung  der  Accise-  und  ZoUeinküufte  an  eine  fran- 
zösische pacbtiihnliche  (iewährsadminiütratiun  von  fünf  fcrmicrs  17<*6.  (Riedel, 
Ijrandenburgiöcli-preuööiscUcr  Staatshaushalt  S.  103;  jetzt  die  umfassende  Monograplüe 
von  W.  Schnitze,  Geschichte  der  preussischen  Regieverwaltung  von  J7tj<)— 17S6, 
Leipzig  1'^^''.  S"  hmoller,  Forschungen  VII,  3;  auch  Schmoller  selbst  in  Abhandl. 
d.  preosb.  Aiadumie  d.  Wissenschaften  1888.)  —  Ueber  die  neaeren  Verbültnisso  der 
Finanz-  und  Steoeipachten  in  der  TU rk ei  s,  türkischen  Flnajuen**,  Berlin  187S, 
panim. 

2.  Aach  TOD  der  Pacht  als  einem  Hilfsmittel  der  Stenererhebnng 
in  besonderen  Fällen  (der  „Specialpaebt'^  im  erwllbnten 
Sinne)  Ist  msiebtig  ttnd  nur  bescbränkt  Gebrancb  xn  macben. 

a)  Bei  allen  Stenern ,  wo  ein  genaueres  Einsiebtnefamen  in 
PrivatverblUtniBse,  in  Einkommen  und  Yermt^gen  erforderlieb  tai, 
um  die  Stenerschuldigkeiten  zu  ermitteln,  daber  namentlich  bei  den 
dirccten  Einkommen-  und  Vermögenssteuern,  ist  die  Steuerpacbt 
unbedingt  aiis/.iischliessen. 

Die  Yeraulagung  oder  Ermittlung  der  8teuerscliuldigkciteu  und  die  Erhebung 
der  Stenern  haaen  aich  xwar  trennen,  aber  sie  sind  doch  zwei  eng  fnsamaiengehörige 
Verwaltongsacte.  Den  ersten  kann  man  am  Wenigsten  Privatintcressenien ,  wie  den 
Steuerpiichtcrn,  übertragen.  Vermag  die  Staati>verwaltuug  ihn,  den  schwierigeren  Act, 
zu  ToUfbhren,  bo  wird  sie  den  Act  der  Erhebung  auch  bewUtigen  kOnnen.  Weniger 
Bedenken  böte  die  Erhebung  gewisser  fester  Ertragssteucm,  so  der  Grundsteuer,  dnrch 
Pächter,  wie  sie  in  Nord  Italien  noch  in  der  fisteTTcichischen  Zeit  Seitens  der  Ge- 
meinden,  denen  die  Erhebung  Ubertragen  war,  vorkam  (v.  Ilück,  Abgaben.  8.  62). 
Indeasen  bei  diesen  wie  bei  allen  directen  Steuern  sind  mitunter  Steuererlasse  geboten, 
die  man  dem  Pachter  zu  trasrcn  nicht  zumuthen  kann  und  fiir  die  die  Bedingungen 
im  Voraus  im  Pachtvertrag  richtig  zu  bestimmen  schwierig  ist  Heute,  wo  diu  Con- 
seqüeaxen  dos  Ornndsatzes  der  persönlichen  Freiheit  und  poUtiachen  Gleichheit  in 
allen  Classen  der  Bevölkerung  so  ziemlich  jedem  Einzelnen  zum  Bewnsstsein  gekommen 
sind,  —  auch  die?  sind  in  dieser  Frage  mit?ipielende  Momente  -  erj^chcint  es  lihcr- 
haupt  nicht  raihlich,  die  Erhebung  der  d irec tun  Steuern  Pächtern  zu  übertragen. 
Wie  bemerkt,  standen  diese  Steuern  auch  in  den  Lindem  des  PachtaystemB  Mheo 
?or  dem  19*  Jahrhundert  gewAlulioh  ia  EfgenerhobaDg. 
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b)  Bei  den  indirecteD  Stenern  liegen  die  genannten  Bedeniieiv 

nicht  oder  nur  in  schwächerem  Maassc  vor.  Doch  bedingen  hier 
iiiulere  Verhältnisse,  dass  Djau  auch  bei  ihnen  und  bei  gewissen 
Oebübren  nur  iuibiiahmswcise  sich  lür  die  Tacht  erklären  kaiiii. 

«)  Hei  den  grossen  indirecten  Verbran  e h  s s t e u  e i  n , 
wie  besonders  den  Zöllen  und  den  inneren  Steuern,  welche 
sieh  an  den  Productionsbetrieb  anschliessen,  ist  die  Gleichartig- 
keit des  Steuer-  und  Erhebungsverfabrens  bei  allen  Aemtern,  in 
allen  Theilen  des  Staate,  wo  die  betreffenden  Abgaben  sn  erbeben 
sind,  in  hohem  Maa88e  sowohl  im  loterease  des  Flscns  als  des 
Handels  nnd  der  Prodnetion  gelegen.  Letsteren  Falles  leiden  sonst 
einzelne  Gegenden,  Verkehrswege,  Stenerpfliehtige,  indem  die  Be- 
dingungen der  Oonenrrenz  nngleich  weiden.  Daher  ist  wieder 
Einheitlichkeit  der  Verwaltungsgrundsätze  und  des  Vollzugs 
derselben  ein  gerade  auf  diesem  Gebiete  iuiiücr  mehr  in  seiner 
Bedeutung  crkunnteü  Monieut.  Diese  Einheitlichkeit  kann  hier 
allein  bei  der  Staats vcrwaltnüir  ausreichend  uud  ohne  neue  ander- 
weite  Bedenken  verbürgt  werden. 

Auch  dio  Verwaltung,  hn.  P^rhebuQg  durch  die  Sclbät?erwaituiigskörper  ist  daher 
hier  ausgeschlossen.  Ein  cinzigui^,  das  gan/.o  Staatsgebiet  omfasscDdcs  Steuerpacht- 
Quteriiebiiicn,  das  wohl  regelmiaisig  in  eiocm  ^Tössrren  Staat  eine  Steuerpachtgcsell- 
schaft  sein  mUsste,  konnte  zwar  eine  solche  Kinlititlirhkeit  ebenfalls  fiewüliren.  Aber 
geougende  (iaruitieen  gegen  Miiütbräuche  der  Verwaltung  waren  ohne  bost&udigo 
Conitiele  svisclieii  dem  StMt  und  der  Geeellscbtft  kaum  xo  stellen  aod  der  EiDflass 
des  Privatkapit&lismus  wUcbsc  in  socialpolitisch  bedenldichcm  Grade.  Die  Einrichtung 
des  ganzen  Verwaltungs-  und  Erhebungsapparats  müsstc  bei  <  iti.  r  solchen  grossen 
Pachtuntemehiouog  auch  wesentlich  ebeoso  wie  Seitens  des  6taau  urfolgeo,  »u  da»s 
YofsQfe  de«  «»Piiratenrerbs**  mshwerlick  hetroitreten  vardea. 

ß)  Matatis  mntandis  gilt  das  Gesagte  aneh  von  der  bez.  gegen 
die  Verpachtung  eines  Monopols  (Tabak monopols)  an  eine 
Gesellschaft. 

Eine  neaere  bekannte  MiMsregel  der  Art,  die  YerpnclitaDg  des  Tabak  monopols 
in  Italien,  1868,  war  eigentlich  nur  eine  rerhulltc  Anldbeoperation.  (S.  Deutsche 
TabakenquCte,  Anlagen  B.  III.  151,  V,  1>5,  Schäffle,  Tübinger  Zeitsrbrift  \^V.). 
S.  57ä.)  —  Auch  die  franzteischeu  tieueralpächter  hatten  eine  Function  im  (icbiete 
des  Creditwesens,  indem  sie  Vorsebttsse  leisten  mnssten.  Zu  N eck er's  Zeit  scboss 
vuk-r  Genoralpachter  1,560,000  L.  vor,  wovon  ihm  die  Mil!.  mit  5.  der  Rest  mit  7  *,„ 
vorainst  wurde.  (Neck er.  de  l'administr.  I,  71.^  In  I' rank  reich  wurde  eigenthUm> 
licher  Weise  das  nach  dem  letzten  Kriege  uuu  ciiigcluhrto  Zündhölzchen  monopol 
verpachtet,  was  aber  manche  Bedenken  beidtet  hat  und  wo  jetzt  (181U))  bei  Ablaof 
des  Vertrags  auch  die  Eigcurcrwaltung  eintreten  soU.   (S.  Fin.  III,  §.  301,  nn2.) 

y)  Bei  städtischen  Thoraecisen,  dann  bei  Woge-, 
Brücken-,  Hafengeldern  nnd  in  ähnlichen  Fällen  liegen  dagegen 
die  Dinge  allerdings  öfters  anders  nnd  nieht  so  gans  zn  Ungnnsten 
der  Pacht 

Doch  werden  sich  auch  bei  der  Pacht  der  Erbt  Vxnig  von  Thoraccisen  immerbin 
leiobt  missticbe  Folgen  eigeben.  Das  £iadiingen  tiad  Hachforscben  ron  Priratagenten 
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•wird  meht  Verdroit  als  dM^nife  OfenfBeher  BeuBten  emf«n.  Aa  ITnlKwinnHlrhli  n 

erscheint  die  VerpachtUDg  von  Wec  -  und  BrOcken^rcldern .  die  auch  noch  imm'^r  a:- 
Meisten  verbreitet  sein  möchte.  Bin  den  kleinen  festen  Sätzen  ist  hier  ein  n&äis- 
genehmes  Eindringen  nicht  geboten,  die  Erhebung  einfach,  die  rolle  Arbeitskr»£t  ti&ii 
Person  wird  gewöhnlich  nicht  in  Ansprach  genommeii,  WMbalb  die  ErluslHaif  tk 
Nebenarbeit  wohlfeil  ond  doch  gonü^end  und  sorgsamer  als  ron  B<?am(<?B  h^(ym 
werden  kann.  Uctrois  sind  öfters  in  Frankrttcb,  Italien,  bosKindera  Sjwnien  reipaclit^ 
Ghtoaieei^d-,  Brack«Dgdd«rheliiiDg  d.  dgl.  Mcb  in  DcntBcUtiid.  bi  Fnataekh  war 
im  Jahre  ISST  von  151  n  (7emfindiMi  in  417,  molit  Ueliiea«  dM  Octrol  vorpactet 
(Fitt.  III,  906),  Eigenrerwaltoog  in  835. 

B.  —  §.  820.  Die  Erhebung  der  StaatssteoerD  dnreh 
die  gelbstTerwalUngskörper. 

Hdir  dagegen  Ran,  I,  §.  290,  IfalcliUB,  I,  §.  77,  dieser  aber  zu  sekr  wm 

individualistischen  Standpunct  aus.  r.  Hock,  S.  61.  Das  ältere  Repartir-  und  Goa- 
tingentinno/^systcm  im  stindischcn  Staat  lief  auf  dies  System,  insbesondere  naf  die 

Steutrhaliuhg,  mit  hifi.ius   lüisrher.  66). 

Hier  ist  nanieutlich  ao  die  0 r U ni  ei  n  d  e,  welche  hier  aL» 
Tjpus  allein  berücksichtigt  werden  mag,  mitunter  auch  an  Kreis, 
Bezirk,  Provinz  zu  denken.  Die  Ortsgemeinde  kann  evcDtnell 
aber  auch  die  Kreis-  und  ProTiosialstenera  mit  erheben.  Auch  der 
umgekehrte  Fall,  die  Erbebnog  von  Gemeinde-  a.  s.  w.  Steoem 
durch  die  Staatsbehörden,  ist  mOglieh  nnd  kommt  in  der 
Praxis  Tor. 

Einer  Vermittlung  der  SelbstTerwaltongskOrper  kann  sieh  auch 
der  moderne  Staat  hier  anf  doppelte  Weise  bedienen:  einmal 

80,  dass  die  Gemeinde  nicht  nur  als  Steuererhcbnngsorgan,  sondere  , 
zugleich  als  selbst  verpflichtete  Öteucrhaftende  für  be- 
stimmte Steuersiun m en;  zweitens  so,  dass  sie  nnr  aii 
Steuererhebungsorgan  fungirt. 

In  beiden  Fällen  sind  wohl  die  Verkehrs  steuern,  alleofaUfi 

mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  Rechtsgeschäfte  in  Bezng  auf 

Immobilien,  Besitawechsel  n.  s.  w.  betreflTen,  nnd  von  den  grossen 

indirecten  Verbranchssteoem  die  Zolle,  meistens  auch  die 

an  einen  Prodnctionsbetrieb  sieh  anschliessenden  inneren  Ver- 

b ran cbs Stenern  hier  yon  Tomheretn  anssnsehliessen  nnd  der 

£igenerhebung  des  Staats  zuzuweisen. 

Von  den  letzteren  Steuern  könnte  nnr  etwa  die  Steuer  der  für  den  Localbedarf 
prodncirMiden  Bierbran^Tei  n.  dgl.  anch  durch  die  Gemeinde  erhoben  werden.  Aber 

unter  den  heutigen  Prt>duc(ions-  und  Absat/.verhältnissen  wird  es,  auch  bei  ihr  und 
vollends  bei  den  übrigen  genannten  innc.-ron  Steuern  auf  volle  Einheitlichkeit 
und  G leichmässig keit  der  Eruiiltluüg  der  Steuerobjccte  un«l  der  Erhcbuug  der 
Steuern  ankommen,  wofilr  die  Staatsregie  allein  die  genOfende  ßurgschaft  bietet. 
Bei  den  Verkehrssteuern,  welche  sich  auf  Mobiliarrenn^^f^ensgeschäfto  beziehen,  bi 
meistens  durch  das  Wesen  derselben,  bei  den  Zöllen  durch  die  Bucksickt  anf 
Gleiehmissigkeit  des  Verfahrens  die  Erliebnng  durch  die  CommuneB  aos- 
i^eschlossen.  \\'enn  dagegen  etwa  die  Grund-  und  Hypottiekenbucher  durch  Gemeinde- 
behörden geführt  werden,  so  konnte  die  Erhebung  anob  r<m  Staatssteoem  0ir  beiSf' 
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liclie  Qoichifle,  Etntngniiccn  q.  w.  diesen  BeliSideD  oder  io  Tezbindaop  ■!(  Ibneii 
fiiebeiiden  aadeien  OeDeiDdeetenerbeliOrdea  tLbeftngeii  Verden. 

Allgemeiner  kdooeo  die  Gemeinden  als  Erhebnogsorgane  Ittr 
ataatliche  Yerzehrungssteaern  in  Form  von  Tboraceisen 

(besonders  neben  Bolchen  CommanaUteuenij,  ferner  tür  die  meisten 
directen  Steuern,  besonders  die  Ertrags-,  aber  auch  die 
Personal-,  Classen-,  Einkoniiiien-,  Vermögens-,  Erb- 
se halt  8-,  gewisse  C  o  ji  J  n  n  o  t  ur  e  n  ge  \vi  n  n  -  (f)ei  Inimobiliar- 
besitzwechsel und  Baustellen),  gewerbliche  L  ice  u  z  a  l)gabeii  und 
für  die  directen  Luxussteuern  in  Frage  l^ommen. 

In' rerscbiedenen  Ländern  frUlior  uitd  ji  t/t  hei  der  8(a«(  bei  meiiclieil  dieeer 
SteacTD  die  Erhebung  den  Gemoindeu  ubertragen. 

In  Preossen  werden  z.  B.  die  drei  älteren  directen  Steuern,  Grend-,  Gewerbe-, 
Clasäen-,  dann  die  GebäudeeteiMr  ID  den  seche  etlichen  «Ifen  Provinzen  ron  den 
Gemeinden  erbn^  n,  in  den  anderen  Provinzen,  auch  den  neuen  186Öer,  von  staat- 
lichen Steuerorganen.  Ebenso  die  ciassiticirte  Eiokommeosteuer  in  der  ganzen 
Honereine.  In  Beiern  erfolgt  die  Eihebong  der  directen  Stenern  ensscUieesIich 
darch  die  KontSmter  des  Staats.  In  WUrtembcrp:  fnrit;iren  hier  die  (Jemeinden  mit 
communaier  Stcuerhaftung.  In  OestcTreich  wird  die  drund-  und  (irbäudesteuer 
zwer  durch  die  Steuerämter  des  Staats  individuell  für  jeden  Steuerjiflichtigen  be- 
rechnet, aber  Ton  d^  Gemeinde  erhoben;  ebv-nso  die  Einkem mens teaer.  Bei 
der  Erwerbssteuer  erfolgt  die  Erhebung  durch  das  StMi  -ramt,  doch  können  auf 
dem  Laude  die  üemeindovonitäodo  dabei  als  MitteUpersonen  rerireodet  werdeu 
(Ohlapp.  direete  Stenern  Oesterreichs,  §.  72.  99/183,  148).  Im  ehemals  öator- 
rciciii!>chen  Italien  Erhebung  der  Grandsteaer  durch  die  Gemeinden  mit  Stenerhaftunf, 
In  Fr.inkreifh  werden  die  directen  Steuern  nicht  nur  des  Staats,  sondern  auch  dl« 
Zuschläge  für  Gemeiudcn  und  Departements  umgekehrt  durch  Staatsorgane  erhoben; 
noch  dae  commnnale  Octroi  wird  mm  Theil  (in  nicht  Vs  der  FiUe,  263  ren  1516)  nach 
Abonnemcnfsvertratr  durch  die  sta;>t!iohe  Verwaltunir  der  indirecten  Steuern  erhoben. 
Bei  den  französischen  directen  Stenern  läuft  das  Uepartitionsprincip ,  die  Einrichtung 
des  Fonds  fllr  SteneraosfUle,  die  Wiederauf  legung  der  in  einem  Jahre  gewährten  Er- 
lasse und  Reductionen  von  Steuerquoten  auf  die  betreffenden  Contingcntsgemeinschaften 
aaf  etwas  der  Stenerhaftung  Aehnliches  hinaus  (Fin.  UI,  §.  ISO,  beeonden  &  426). 

§.  321.  —  1,  Die  eommanale  Stenerbaftong. 
Sie  kommt  namenüieh  bei  Haaptarten  der  genannten  direeten 
Stenern,  der  Ertrags-,  Einkommen-,  VermOgenssteaern  in  Betraebt 

Bei  den  anderen  directen  Stenern  wurde  es  dch  nnr  am  die  Erhebung  durch 

die  Gemeinde  handeln,  ebenso  in  der  Regel  bei  den  Tboraceisen.  Doch  Hesse  sich 
bei  diesen  auch  wohl  eine  Rteuerhafttinc:  einrichten,  indem  die  Gemeinde  far  einen 
gewissen  £rtrag  autkümmcn  und  eventuuü  denselben  aus  anderen  Steuern  oder  durch 
besondere  Zuseblige  dazu  decken  mtirate.  Darauf  lAoft  eine  der  Stenerhaftong  in 
einer  Hinsicht  verwandle  Einrichtung,  die  Abfindunu  mit  einer  (iemeindc  (oder 
einem  Gebietbtheil)  oder  die  Leistung  eines  Areräums  (Bauscbsumme)  für  das  Frei- 
bielben  ron  gewissen  Steuern,  z.  B.  bei  Freibafengebietcn      324),  im  Grunde  hinaus. 

Bei  Ertrags-,  Einkommen-  nnd  Vermögenssteuern  Hesse  sich 

auch  noch  pegcnwai  tig,  wie  ähnlich  im  System  provinzieller,  com- 
numaler,  .st ■Indischer  Steuercontingente  des  ehemaligen  htfindischen 
Staats,  die  ?5teuerhaftung  der  Gebietstheile  oder  Sclbstvcrwaltungs- 
körper,  der  Oemeinden  direct  gegenltber  dem  Staat  oder  jedes 
kieinercn  Körpers  gegenüber  dem  grösseren,  zu  dem  er  politisch 


Digitized  by  Google 


754  5. 6.  Allgem.  SteoeriduiL  5.  K.  Tenrilt  2  H.-A.  3.  A.  ErliftlNiDf .  §.  S21, 322. 

gehört y  Bcbliesfllich  der  Pro?iozeD  gegenüber  dem  Staat,  wolü  in 
VerbindiiDg  mit  einem  ratioDetleOy  auf  riebtigen  Grandlageii  roheo- 
den  RepartitioDB System  (§.  301)  bringen.  Ja,  man  könnte  solche 
Haftnng  als  die  eigentliche  Conseqnens  des  Repartitionsprinctps 
betrachten. 

Hier  liegt  der  Gedenke  einer  solldariecben  Tragung  der  Stenerfanl  dnrch  leeek 

(iemcinschaften  mit  za  Grunde.  Wenn  ein  Einzelner  seine  Verbindlichkeit  nicht  erfüllt, 
hätte  «lii^>c  (i«  mi  ins.  haft  einzutreten,  blanche  der  früher  erwähnten  Vortheile,  be- 
sondcfii,  (iaää  ein  Jeder  ein  eigenes  Intoroase  an  richtiger,  ilicbt  zu  niedriger  Beaten er- 
QDf  des  Anderen  bat«  nrürden  lich  dtna  eni  Tolbtiadig  idfen. 

Eine  ,|Ungereehtigkeit''  nnd  „Härte" ,  wie  wohl  eingewandt 
worden  ist,  läge  in  solcher  Halhing  an  nnd  für  sich  nicht  Es 
handelt  sich  einfach  nm  die  Frage,  ob  Ans  fälle  oder  Rück- 
stände wio  jetzt  gewöhnlich  von  der  ganzen  Staatsgemeinschaft 

oder  von  einer  solchen  localeii  Gemeinschaft  ,  bis  herab  zur  Orts- 
gemeinde,  getragen  werden  sollen.  Darauf  lässt  sieb  wieder  kaum 
eine  allgemeine,  »ondern  wohl  abermals  nur  eine  historisch  relative 
Antwort  geben. 

a)  Den  beschränkenden  Kccbtsordnungen  für  Ackerbau  nnd 
Gewerbe,  dem  streng  corporativen  Cbaracter  der  OrtBgemeinde  mit 
festem  Ortsbflrgcrthnm,  dem  älteren  Niederlassnngs-  nnd  beschränk- 
ten Zngrecbt,  dem  anentwickelten  Commnnicationswesen ,  der  ge^ 
ringeren  politischen  nnd  volkswirthschaitspoHtischen  Bedentnng  des 
allgemeinen  Staatsbttrgerrechts,  knrz  den  früheren  Wirthschafts- 
nnd  Rechts  verhält  Dissen  Überhaupt  entspricht  eine  solche 
commnnale  Stenerhaftnng  immerhin. 

Hier  sind  auch  bei  der  relatiren  Stabilii&t  aller  Verhältnisse  and  der  recbtUck 
und  thatiiächlich  geringen  Beweglichkeit  der  Ortsbcvölkening  die  Grundlagen  ftir  die 
Steaerrepartitioa  ond  fur  die  an  letztere  üich  anschliesäende  Steoerhaftong  ziciulidk 
mmreichend  eo  einsiirfebtea,  dm  die  8teo«ilinftiing  für  die  Gem^de  keine  doicli* 
aoUngonden  Bedenken  hat. 

b)  Dies  ändert  sich  mit  dem  Eindringen  des  |,IndiYidna- 
lismns"  In  das  Wirthschaftsrecht  nnd  in  das  ganse  Wirthschafl»> 
leben:  mit  der  AnflAsnog  der  alten  Rechtsordnnngen  dieses  Lebens, 
mit  dem  Uebergang  der  Ortsbürger-  in  die  Ortseinwohneigemeinde, 
mit  der  Freizügigkeit  und  der  den  modernen  CommoDicationsmitteln 
tn  verdankenden  leichten  interlocalen  Bewegung  der  BevOlkemng, 
mit  der  Zurtlckfiibrung  des  freien  Erwerbsreehts  jedes  Kinzelneu 
als  eines  st a uis blirgcrlirhen  Keehtü  auf  die  btaatsgesetzgebnng 
u.  8.  w.  erscheint  auch  die  coinniunale  Steuerhaftaug  thatsächlicli 
wie  reclitli(  h  nicht  wohl  mehr  recht  vereinbar. 

Die  Üouirolrechlc«  welche  luau  der  Gemeinde  zur  Wahrung  ihrer  Intereise« 
gellen  mOnte,  ErlnabnisseiUieilang  beim  Almig,  Ptauwaug  o.  dgl.  stelieii  mit  den 
neuen  atantftbttrgerlielien  '|ien5nllc1ien  nnd  wiithscbnfUidieD  Beeiteii  nnd  mit  dw 
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nencren  Gestaltung  des  Wirthscbaftslebeiu}  nicht  mehr  in  Einklaog.  Oboe  solche 
Controlidchte  aber  mm  die  Steaerbuftong  leicht  cn  Hirten  tOi  fiele  Oemeiiideii 
fUiroo. 

Unter  den  jetzigen  Verhältnissen  ist  daher  das  Gereefatere, 
dass  die  Staatsgemeinscbaft  aaeh  ia  einem  RepartitioiiBSjBtem 
die  Ausfälle  und  RKekstSnde  Ton  Stenern  nnmittelbar  auf  sich 
nimmt 

Aach  hier  zeigt  sich  wohl  wieder,  wio  allo  solche.  Verhriltniase  mit  der  geschicht- 
lichen Entvickloogsphase  der  ganzen  Kcchlsordnun^'-  fur  die  PcrsonalstandHvorhriltnisse 
und  fui  das  Erwerbslebeu  enge  zasaumcn  hängen  und  nur  in  diesemZusammen- 
haii^  richtig  zv  benrtheileo  sind.  loh  beziehe  mich  beMnden  mS  die  Er5f(eningen 
Uber  Ehesichlios^uogsrecht  vnd  Zagiecht  «.  s.  w.  in  nurfner  Gmndlegmig,  2.  Aelt^ 
2.  Abth.,  Kap.  1. 

In  Kussland  steht  die  coiiiiuuaale  Stcuerhaftung  für  die  Kopfsteuer  des  Staab 
in  Verbindung  mit  d«>in  (it- muineigcnthuu  der  ( irtsgemeinde  an  Boden  und  mit  der 
Schüllciipflirhtigkeit  der  Bauern.  Vgl.  Wa Icker,  S.  Ilj.-,tverwalfnng'.  S.  27.'i,  und  be- 
sondera  Keusslor,  bäuerlicher  üemcindebesitz  in  Kui>siand,  1,  lUt).  Annuaire  des 
fiiL  n«es,  rol.  VI  (1879),  p.  99$.  Doreh  aevere  Gesetze  ?on  1869  und  1876  sind 
die  Bauern  mit  Privat^^ruiidcigLiiflium,  dann  in  gcwissiin  Umfang  die  Dörfer  ?on 
weniger  als  40  Steucrpflic  htit!:on  von  der  Solidarhaft  befreit  worden.  Mit  der  seitdem 
eingeleiteten  Beseitigung  der  Ko])fsti  uer  ist  die  Frage  der  Solidarhaft  der  Gemeinden 
in  ein  oeaee  Stadium  getreten  und  iialt  man  diese  Haft  jetzt  mehrfach  fttr  eatbehrlich. 
(S.  V.  Kcnsslcr,  irn  Fi:,aiizarchiv  III.  272;  derselbe  in  seinen  sonstigen  Anf -it^Hn 
über  die  Kopfsteuer-  und  bäuerlichen  Verhältnisse  di^elbst;  auch  v.  Falck,  rusaiächcs 
Paehtsysteni  in  Verbindung  mit  der  Besteuerung  der  aatorra  Stftnde,  Flnaosarcbir 
V,  412.)  —  In  \Viirtomberg  Regelung  der  Haftung  diireli  Verordnung:  rem  21.  Juni 
1S19.  Erhebung  auf  Kosten  der  Gemeinde  durch  einen  von  derselben  angestellten 
Einnehmer,  der  zugleich  Geraeiuderechner  sein  kann.  Die  säumige  Gemeinde  kann 
Evcciition  bekommen,  wenn  sie  nicht  einen  Nachlass  auswirkt  (Rau,  I,  §.  290  Kote. 
Malchtis.  Fin.  I,  HTO).  Diireh  die  Gesetzgebung  der  neuesten  Zeit  sind  in  WUrtcm- 
berg  in  dem  cigenthUmlichcn  Kepartitioussystem  der  drei  hauptsächlichsten  Ertrags - 
Stenern  (e.  obm  8.  707)  Aenderangen  eingetreten,  indem  nach  dem  Gesetz  ?om 
28.  April  ISTr^  die  Feststellung  jeder  Steuer  in  ihrem  Vcrhältniss  zu  einander  nicht 
mehr  wie  früher  ^nach  Gesetz  vom  15.  Juli  1821)  definitiv  bestimmt  ist,  sondern  fUr 
jede  Etatsperiode  durch  das  Finanzgesetz  erfolgen  soll.  Aber  in  der  rerwandten  Be- 
stimmung der  communalen  Hafhing  fUr  die  directen  Steuern  ist  keine  Veränderung 
eiiii,'etrcton.  Auch  nach  dem  neuen  Gesetz  vom  28.  April  1873,  Art.  11  haften  die 
Gemeinden  und  Ambkörperschaften  fOr  den  sicheren  uud  recht2eitigcn  Eintcang  der 
Stenern  nnd  haben  die  Oemeindecaasen  sie  kostenfrei  nad  leehtzeitlg  an  die  Oberarata- 
pflegen,  diese  sie  an  die  Staatscassc  abzuliefern.  Die  genannten  KTtrper  bcschwerden 
sich  nicht.  {S.  Riecke,  die  directen  Stenern  u.  ».  w.  in  WOrlemberg,  Stuttgart  lö79, 
aus  den  Wllrt.  Jahrb.,  S.  142.  wo  Genaueres  Uber  die  Befotm;  derselbe,  Verfassung 
Q.  8.  ▼*  WOrtemberg«,  8.  195.) 

§.  322.  —  2.  Die  corii  m  uiiale  Steuererhebung. 

Hier  erhebt  die  Getiteindc  die  Staatssteuern  nach  den  allge- 
meinen gesets^ichen  Ikötimniungcn  durch  ihre  Oifrünc,  aber 
auf  Rechnung  des  Staats,  ohne  daher  für  die  KuckstüDde 
nnd  Ansfdlle  selbst  dem  htaate  autV.nkomineu,  Dies  System  bat 
unter  Voraussetzung  einer  richtigen  Behandlung  der  Erbcbungs- 
kosten  bei  den  oben  (im  §.  320)  genannten  Steaero,  besonders  bei 
den  directen,  Manches  für  sich. 

Es  lässt  sich  namentlich  wohl  durrh  die  Benutzung  de  ;  Finen  rornmunalen  Er- 
hebungs-,  Bechnongs-  und  Cassenapparats  im  Ganzen  an  Kosten  der  Staats-  und 
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Gommunal-StcQerverwaltuog  spareu,  selbst  wenn  nicht  uubediogt  die  einzelnen  £r- 
li«lHUignoto  der  Staats-  und  Commanalsteaern  nuamiiMigeleft  ▼erden,  ws  wenig- 
htens  bei  einig:en  Steuern  und  cinii:  ii  V  ilk  rlassfn,  um  zu  hohe  Steuerzahlungen  des 
FflichUgoa  auf  eioen  Turmin  zu  verhuttin,  vermieden  werden  moss.  Die  BiianteK 
wohl  anzonelmeade  grtssere  Ortskenntnifls  der  Geauiiideorgtne  Inon  erwftnseht  taia, 
am  Härten  u.  s.  w.  leichter  zu  rermeiden.  Die  Erhebung  lässt  sich  Oberhaupt  det 
örtlichen  Verhfilfnisscii  besser  anpassen.  Nur  bei  einem  nmfassenderen  System  Ton 
Thoracciaen  als  btaatssteuern,  als  eines  Theilea  der  allgemeiuen  iuneren  Vcrbrauchs- 
besteveniiig  oder  einer  speciellen  Verbravehssteuer,  wie  etwa  des  Weins  (FrankreichX 
konnte  wieder  die  genaue  GIeirhm5s^i.rkeit  bei  der  Erhebung  durch  die  Gemein- 
den geflUirdet  sein,  so  dass  die  Eigenerhebung  des  ^Staats  ereutucll  dann  doch  den 
Vorzug  reidlant«  dta  directaii  SMnni,  beundtn  b«l  ist  Grand-,  Häusci-,  Ge- 
werbe-« CifÜMouDensteiMr  untailiegt  die  eommvmUe  Steaaerbebong  kaum  eaacM 
Bedenken. 

Schwierigkeit  macht  uur  die  Behaodluug  der  Erheb  u  ngs- 
k Osten.  Trägt  diese  die  Gemeinde,  so  besteht  eigentlich  insoweit 
eine  communale  SteaerbafkiDg,  welche  hier  Boeh  das  besondre 
Bedenken  hat,  dass  diese  Kosten  nach.Stenerarten  und  Ortsrer- 
bältnissen  in  den  einseinen  Gemeinden  sehr  nngleieh  sein  können. 

Z.  B.  in  Oroes-  ond  Kleinstidtcn  bei  der  Einkommeniteuer,  besonders  einer  auf 

die  unteren  Classen  ausgedehnten,  bei  rli  r  finiridsteuer  naeli  i^it  T^oi  ji/ertheilari?, 
bei  der  Uewerbesteuer  nach  der  Axt  und  dem  Maass  der  indu^trieUen  Entwicklung, 
bei  Thoracdeen  nach  spedell  loetklen  ond  nach  VerkebiBreiblUniflsoi. 

Es  UJU8S  daher  im  Princip  verlangt  werden,  dass  der  Staat 
die  Krhchnngßküöiün  seiner  Steuern  selbst  trage,  bez. 
der  (TL'jiieiude  vergüte.  Aber  das  ist  in  der  Tiaxis  nicht  m 
leicht  durebzutUbren,  weil  diese  Kosten  sich  nicht  ^enau  berechnen 
und  von  den  Kosten  der  Erhebung  der  eigenen  steuern  der  Ge- 
meinde meistens  nicht  scharf  abscheiden  lassen.  Deshalb  ist  eine 
specielle  Verrecbnang  mit  dem  Staat  Uber  die  Kosten  ge- 
wttholich  aoszusebliessen  and  eine  aosreicbende  Bauschsnmnie 
oder  Provision,  flbltcher  Weise  in  bestimmten  Erhebnngs- 
procenten  tob  der  Bobeinnahmey  an  gewilbrea. 

Bei  dem  MtDgel  zurerllsefger  Anbaltopancste  Ist  eüie  solche  Prorlsion  fteilieb 

wieder  unsicher  richtifi  /u  stellen.  Sie  uiuss  nur  aus  den  angefahrten  Gründen  tut 
Kostendeckung  genügend  und  sollte  wohl  nicht  unbedingt  für  alle  Gemeinden  gleich 
sein,  sondern  nach  OrtsvcrhSütnissen  wechseln. 

Beis]iiLl:  In  I'reussen  ist  Uber  diesen  Ponct  Sften  disculirt  worden.  Die 
Gemeinden  in  den  östlichen  Provinzen  fia^M^n  wohl  Ober  unzureichende  VergOtung  und 
g^enttbcr  den  westlichen  Provinzen,  wo  diu  Staatserhebnng  besteht,  Uber  Ueberlastuog 
f ^egt  Sie  mttsaak  die  Grundsteuer  anf  ihre  Kosten  ebne  Vergütvig  erheben,  weite 
aber  in  den  anderen  Prorinzeu  -"*"bühren  ?on  den  betreffenden  Steuer- 

pflichtigen, also  Uber  den  Satz  der  Gruud:>tcucr  hinaus,  zu  tragen  sind.  FQr  die 
communale  Erhebung  der  Gebftadesteuer  besteht  eine  Vergütung  von  S  7«.  f^  die- 
jenige der  Classen-  and  GeirerbeeteBer  eine  aelebe  fon  4  7,  des  Einnabaebelngs* 

Wo  umgekehrt  die  staatliche  Erhebung  besteht  und  Zn- 
scbllige  tn  den  Staatsstenem  für  die  Gemeinden  nnd  Commanal- 

verbände  erhoben  werden,  empfiehlt  sieb,  diese  mit  durch  die 
Staatsor^aue  zur  Vereiui'acbung  und  Kostenersparnog  zu  er 
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hebeD.  Aach  bei  selbständigen  Commanalsteuern  kann  eine  solche 
ßinricbtnng  mitanter,  wenn  anch  selten,  in  Fmge  kommen,  alsdann 
gegen  eine  BaaBcbalTergtttnng  der  Gemeinden  an  den  Staat 

8.  die  Notiien  an  SoUhm  roa  §.  520,  besonden  ttbw  Fiaakretelu 

0.  —  S*  Elgenerhebnng  (Regie)  der  Staats- 

Stenern. 

Diese  mass  naeli  dem  Vorausgehenden  namentlich  bei  den 

^  l  usscn  iudirecten  Verbr«iiieh88teuern,  den  Zöllen,  den 
meisten  inneren,  an  einen  Piod  uctions betrieb  sich  an- 
schliessenden, den  in  M  0  no  |)  (»1  i  0  rm  erhobenen  Steuern  (hier 
ahffesehen  von  der  Rcgi  luii^^  dcö  Det  ri  i  I  Verkaufs  der  Monopol- 
artikel), lerner  bei  den  Verkehrs  steuern  (auch  hier  eventuell  ab- 
gesehen vom  Detaildebit  der  8tempelbogen  oder  Stempelmarken) 
im  Interesse  möglichster  Einheitlichkeit  und  Gleichmässig- 
keit  der  Handhabung  der  Verwaltnngsnormen  nnd  der  Stenerver- 
anlagnng  nnd  -Erhebang  verlangt  werden. 

Die  Btehtig1r«lt  dieses  Postokta  wird  darch  die  neDere  Kescbiditifclie  Eatvick« 

long  in  den  Ciiltursfaaten  bestätigt:  die  Erhobung  d(?r  g:enaiititen  Steuern  durch 
Steuerpäcbtcr  bat,  auch  wo  sie  lüng:erü  Zeit  bestanden,  fast  allgouitiiu  aufgehört,  die 
Erhebung  durch  die  Gemeinden  und  andere  SclbstrervaltungskOrper  war  hier  weder 
früher  üblich  (mit  einzelnen  Ausnahmen  bei  der  Besteuerung  des  Biers  in  der  Brauerei 
und  in  wenigen  ähnlichen  Falli  n).  noch  ist  sie  es  hctit  zu  Ta;xr«.  Di.;  Erliobunf^  der 
indirectea  Steuern  der  genannten  Art  und  der  Verkehrssteueru  wird  daher  wohl 
mit  Recht  allgemeiii  dem  modernen  Staate  ab  solebem  findiciit  Hier  lie|;t  dann 
eine  bede  utsame  Aufgabe  für  grosse  Meister  der  practischen  Verwaltung,  wie  sie 
vielleicht  kein  Land  mehr  als  Frankreich  besessen  hat,  in  der  VerbeseeniUg  der  Ein- 
richtungen filr  die  Erhebuni^  dieser  Steuern  vor. 

Auch  die  Erhebung  der  grossen  directeu  Steuern,  der 
Ertrags-,  E  i  n  k  o  ni  ni  e  n  steuern  u.  s.  w.  kann  durch  die  Staats- 
verwaltung selbst  erfolgen  und  geschiebt  auch  vieli'ach  so.  Doch 
wird  sie  nach  dem  Gesagten  öfters  zweckmässig  den  Selbstver- 
waltungskörpern,  namentlich  den  Gemeinden  Ubertragen. 

Di'  Kinrichtanf^  der  Eilielning  dieser  Steuern  unterscheidet  sich  beim  Staate 
und  bei  der  ücineinde  in  einigen  Tuucton,  so  in  BetretT  des  Organismus  der  amt- 
lichen Erhebnogsorgane.  wo  die  loeale  Goneentration  in  der  Oemdinde  nnd  die  Ana- 
dchnong  der  Steaererhobnng  über  viele  verschiedene  Oertlichkeiten  im  Staate  Unte> 
schiede  bodingren.  fJewisse  Grundzüge  d«5r  Einrirhtnncr,  besonders  was  die  Verhältnisse 
zwiachen  der  Veraniagungä-  und  Hebebehörde  und  den  bteucrpüichtigcn  anlangt,  bind 
aber  nothwendigr  im  Wesentlichen  dieselben.  Sie  liommen  hier  an  dieser  Stelle  fAt 
tlio  Fragen  der  Einrirtitung:  der  Erhebung  zumeist  in  Betracht.  Die  Darstellung  be- 
zieht sich  daher  hier  auf  die  Staats-  und  die  Cummunalbesteuerung  zusammen. 

II.  Die  Einrichtung  der  Steuererhebung. 

§.  324.  Sowohl  flHr  die  Organisation  des  Steuererhebungs- 
diensts  als  fttr  die  ganze  £inrichtang  der  Stenererhebang  nnd  fttr 
die  Gestaltnng  des  besOglichen  Verwaltnngsrechts  den  Steuerpflieh* 
tigen  gegenüber  ergeben  sieh  xonftehst  Versehiedenheiten,  je  naeh* 
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dem  der  normale  Fall  einer  Erhebung  der  schuldigen  Steuer- 
beträge uach  den  gesetzlichen  Vorschriften  von  den  ein- 
zelnen Stcnerptiicliti;j:on  d.  h.  die  c  i  fi:  e  n  1 1  i  r  h  e  "  Erhebung 
(wie  man  sie  im  Unterscbied  von  der  iblgendeii  Kitirichtung  nenoeu 
kann)  dtattfindet  oder  der  Ausnahmefall  einer  sogenannten  Ab 
fiudung  vorliegt.  Bei  letzterer  vereinfacht  sich  gerade  die  Aut 
gäbe  der  Steuerverwaltung  io  Besag  auf  die  Veranlagnng,  bes.  die 
ErmitUung  der  Thatsaehen  zur  Feststellnng  der  Stenerseholdigkeiten, 
folgeweise  in  Bezug  anf  die  Controlen  itnd  BehlieMlieh  aaf  die  eigen!- 
liehe  Erfaebong  der  Steaern  sehr;  ja  diese  Aufgabe  kann  nahexn  gani 
fortfallen.  Man  kommt  daher  mit  einem  viel  kleineren  Behörden-  nnd 
Beamtenapparat  ans,  verwaltet  wohlfeiler  and  wird  einer  groaseo 
Keihc  von  Schwierigkeiten  hinsichtlich  der  ganzen  Einrichtung  der 
Steuerverwaliimg  und  speciell  der  Erhebung  überhoben.  Dies  System 
ist  deshalb  hier  zunächst  zu  besprechen. 

A.  Die  Abtindung. 

Man  versteht  darunter  eine  meistens  vertragsmässige 
Regelang  der  iSteaersehuldigkeit  awiseheu  der  Steuerverwaltung 
einer-  nnd  einem  oder  mehreren^  eventuell  auch  einer  solidarisch 
verbnndenen  Gemeinschaft  von  Steaerpflichtigen ,  Einer  Erwerbe-, 
Gewerba>  Berafsgroppe,  oder  aaeh  einer  ganzen  Örtliehen  Gemein- 
schaft andererseits.  In  Folge  dessen  werden  dieSteaero  nicht  wie 
sonst  naeh  den  gesetsliohen  Bestimmungen  den  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen aufgelegt,  nach  den  Steaerobjecten  hereehnet  n.  s.  w. 
und  einzeln  erhoben,  sondern  die  vereinbarte  Summe  wird  an  den 
besniiiüiten  Terminen  vom  Steuerpflicbti^eu  ohne  Weiteres  au  die 
Casse  abgeführt  oder  hei  ihm  eingezogen. 

Aversuin,  Bauscbsnmmo,  französisch  abouaemeDt.  Uaa  bandelt  davon  bei  der 
Accisc  II,  §.  430.  Im  Gänsen  erklftrt  ersieh  gegen  iie.  Sie  icommt  öfters  ror,  namentlicb 
bei  gewissen  indirecten  Tcrbrauchsstcocrn,  welche  bich  an  den  Productioni- 
betrieb  ansclilicsscn .  /.wischen  einzelnen  Produrcnton  uJer  Hi-nieinschaften  der- 
selben and  der  Steuerverwaiiung,  ao  bei  der  Bier-,  Wein-,  Bräunt wcinsteoer.  Zacker- 
stener,  be{  geverblichen  Licenzen«  Schtnkslenern ,  anch  beim  Stempel  (oben  73). 
Bei  der  Znrkerstcticr  z.  B.  so,  dass  die  LoisttingsfTihigkcif  der  lioi  dor  Fv^brikaüoa 
bennUten  Apparate  (CcnU'ifugcn.  Saftpressen),  die  Zahl  der  FuUuugeu  der  Diffusiooa- 
Kcfusse  in  einem  beetimmten  Zeiiraam  auf  Grand  gewieser  technischer  Annahmen 
festgestellt,  danach  die  Stenencbnldigkeit  berechnet,  dann  aber  dem  ProdaeenttA  die 
etwaige  btarkcre  Ausnut/ang  seiner  Apparate  ohne  Erhöhung  der  Steuersommc  ge- 
stattet wird.  Achnlich  bei  der  Brennerei  (Maischraam-,  Brennrauuibauschalirungä- 
stenem,  ,«Blnsenzins")>  Oder  es  wird  ilberhanpt  sich  Uber  eine  steaerpfliehtige 
Miiiim.iluieiit^e  des  Products  (Fabrikats)  vereinbart  (z.  B.  bei  der  Brenneroi"!,  ähnlich 
Uber  eine  solche  Menge  des  ausgeschänkten  Getränks  (Schanksteuer).  S.  darul>er  die 
specietto  Stenerlehre  und  ans  der  neacren  SpeciaUiteratar  besonders  die  selieii  mtht- 
fach  genannten  Arbeiten  r.  Kaufmann 's,  J.  Wolfs  (Zucker-,  Bimnntweiaateiier).  In 
Band  III  der  Fin.  einiges  Bezügliche  über  die  britisrhc  Braiiiitveinsteaer  (§.  134 
bis  137),  die  französische  Getrftakebesteueraug  (eb.  §.  254 — 263),  die  dortige 
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Zackersteuer  (§.  266  flF.,  272).  Ein  characteristisches  neuestes  Beispiel  ist  die  französische 
Bestimmung  über  gesetzliche,  allein  steuerpöicbti);^e  Ausbeuteminima  der  ZuckerrUbeu 
c'b.  i;;.  288).  Aach  bei  der  Scblachtsteuer  ist  Abfindung  vorgekommen.  Aehnlich 
Abfindungen  tlber  Ranknotcnstcoer  (England,  Fia.  III,  S.  204),  sonstige  Stempel- 
bauächaUen  (Bank  voa  Eagland,  eb.)«  Hier  werden  d&on  die  einzelnen  Steaeqpflicb- 
tigen  TOD  riden  sonst '  b«irtelHmd«i  und  ftoeh  «rfofderUeheii  Gontrolen  dieser  Stenern 
befireit.    Das  Abfindungssystem  lisst  sich  dabei  mannigfach  verschieden  gestalten. 

Ferner  kann  auch  eine  kränze  Oertlichkeit,  Gemeinde,  Handelsplatz,  Gobiets- 
tbeil  sich  so  durch  eine  Abfindung  von  allen  oder  gewissen  Steuern,  namentlich  von 
Zollen,  inneren  VerbnncbsBteQem .  Mcmopolien,  aber  auch  tron  dlzecten  Stenern  ^ref 
laufen",  so  in  Fällen,  •wo  der  Ort  seifet  und  der  Staat  die  Anwendung  der  alif?e- 
laeinen  Stcuergesetze  auf  die  OertiicbJ^eit  fur  nacbtbeilig  oder  unansfohrbar  oder  be- 
tondera  schwierig  (z.  B.  wegen  Schmnggelgefahr)  halten.  Hier,  z.  B.  in  Freihäfen 
(deutsche  „ZoUausschlUsse'",  besonders  Hambnig- Altona  und  Bremen  bis  vor  Kurzem) 
wird  dann  wie  in  den  anderen,  im  I'rincip  wesentlich  gleichen  Fällen  ftlr  die  Stetier- 
ächuldigkeit  eine  Banschsomma  oder  ein  Aversum  festgestellt.  Bei  Ürtsgemeinden 
kann  auf  «Hese  Welse  ancb  wobl  dem  Staate  für  TboraGcIsen  ein  Arersnm  gesaÜt 
werden  (Italien).  Wenn  die  Gemeinde  dann  diese  Accise  selbst  für  sich  erhobt,  so 
liegt  eigentlich  eine  Art  Pachtverhältniss  vor.  Die  Steuergeschichte,  so  im  ehemaligen 
ständischen  Staate,  wo  die  Stcucrcoutiugento  von  Standen,  Städten  für  alle  oder  fQr 
gewisse  sonst  bei  ihnen  zn  erhebende  Staats-  oder  Territorialsteuern  auf  demselben 
'Tnmdsitz  beruhten,  un»!  iinrh  rlii»  heutige  Praxis  zeigt  auf  dem  Gebiete  der  Abfind- 
ungen mancherlei  Uestaliuugeu ,  aber  das  Princip  ist  überall  leicht  als  dasselbe  zu 
«rkeaneii. 

Gewisse  Vortheile  dieses  Systems  sind  Dicht  zn  bestreiten: 
finanzielle,  privat-  und  volkswirtbscbaftliche,  technische  Vortheile. 

Die  Finanzveiwaitung  spart  an  Apparat  fur  die  Veranlagung,  für  Gontrolen,  fOi 
Erhebung,  daher  an  Kosten.  Die  wiithschaltliche  Tbltigleit,  der  technische  Fort- 
schritt einzelner  Producenten,  ganzer  Localiiäten  wird  erleichtert,  mitunter  erst  ermög- 
licht In  gewissen  Fällen  kann  das  AbÖndongssystem  förmitch  wie  ein  Sporn  zu 
Productions-  und  technischen  Verbesserungen,  namentlich  auch  auf  Verminderung  der 
eigentlich  volkswirthschaftlichen  Küsten  hinwirken,  was  auch  fOr  die  ganze  Voiks- 
wirtbschaft.  ni(  ht  nur  fUr  den  Näcbstbetlieiligten  ein  Gewinn  ist. 

Beispiele  aus  der  Geschichte  der  Brennerei-,  Zackersteuern  liegen  vielfach  vor. 
Im  Ganzen  ibnUche  Yerbftitnisse  und  Tendenzen  wie  bei  der  „AbwAbong''  gewisser 
Steuern,  besonders  der  RohBtofitenem,  welche  als  Terbimchsstenem  ihngtoen.  Siehe 
daher  oben  §.  145. 

Aber  diesen  Vortheilen  stehen  doch  wohl  meistens  noch  grössere 
He  denken  gegenüber. 

Zur  richtigen  Feststellung  der  Abfindnngssnmmen  fehlen  oft  die  erforderlichen 
Daten.  Für  den  Staat  liegt  die  Gefahr  zu  niedriger  A'>tiruhing  nahe.  Auf  diese 
kommt  es  doch  den  Steuerpüichtigen  in  der  Bogel  w^entlich  mit  an,  allerdings  nicht 
nothwendig  Immer  allein:  ein  genügender  Oewiui  Air  den  SteaerpSiohtigen  kann  anch 
schon  in  der  freieren  wirthschaftlietien  Bewegung,  in  der  Erleichterung  technischer 
VerAnderungen  mit  liegen.  So  wird  aber  doch  die  Gleichmässigkcit  der  Bestencrung^ 
Verletzt.  Dia  cin/clueu  sich  ablindundeu  Steuerpäichtigen  [z.  B.  die  botreüenUcu 
Industriellen,  bei  der  Branntweinbrennerei  n.  s.  w.)  werden  meistens  zu  den  ohnehin 
dvrrh  Kapitalb'^  i'/  hrs^r^rr-  Tr  hnik  u.  *?.  w.  begünstigten  Producenten  gehören,  den 
Orossbetrieb  ibrtts  Zweigs  vertreten,  während  bei  den  anderen,  den  iüeiniudastrielien 
anch  die  Gainntieen  für  die  Abfindung,  welche  die  Terwaltnng  fordern  rnnss,  nicht 
zu  stellen  sind«  Dann  wird  nnr  abmale  Grossbetzieb  und  Grosskapital  einseitig 
begünstigt 

Das  Abfittdnngssystem  enthält  aber  tiberhanpt  eine  Dnrch- 
brechnng  des  «llgemeinett  Stenenechts,  welche  prtnctpieU  nicht 
ohne  Bedenken  Ut  und  gerade  anf  diesem  Gebiete,  wegen  des 
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Einflusses  der  Besteuerung  auf  die  BediDgungen  der  wirthscbaft- 
lichen  Cononrrenz,  möglichst  vermieden  werden  muss.  Ist  die  be- 
stehende Besteuerung  steuertechnisch  mangelhaft,  so  suche  man 
sie  allgemein  zu  verbessern.  Die  Abfindaiig  ist  oft  nur  ein  Priyil^ 
für  Wenige,  Kacbtheiien  der  Bestenening  sn  entgehen,  denen  sieb 
die  Meisten  nnteniehen  rnttsien. 

So  mnss  das  Verdiot  im  Ganzen  gegen  die  Abfindung  ans^ 
fallen.  Einzelne  bereebtigte  Ansnabmen  beeültigen'  aneh  hier  s«r 
die  Begel ,  aber  sie  weisen  dann  aneh  gewöhnlich  anf  besondere 

Mängel  der  allgemeinen  Bestenemng,  auf  besondere  Schwierigkeiten 
der  Controlc,  Schmuggelgefahr  u.  d^l  hin,  wie  in  den  Verhältnissen 
der  genannten  indirecten  Verbrauchssteuern. 

B.  —  §.  325.  Die  eigentliche  Erhebung  der  Steuern 
und  die  Organe  dafttr. 

Vieles  von  de»  in  Folfeoden  für  die  Erhebaug  Geaagten  gilt  such  vf«d«r  ftr 
Ii   ^  r  raiilagniig  mit,  was  bier  im  Einselneii  nicht  immer  beiforgclkolMB  n 

werden  braucht. 

Der  Erhebung  der  Steuer  äeiteng  der  Finauzorgane  entspricht 
die  Entrichtung  der  Stener  Seitens  der  zahlungspflichtigen  Steuer- 
subjecte.  Hierbei  sind  nach  Möglichkeit  die  Regeln  zn  befolgen, 
welche  man  ans  den  Verwaltungsgmndsätzen  der  Bestimmtheit 
und  der  Bequemliehlieit  der  Besteuerung  und  der  geringst- 
möglichen Erhehungslcostea  ableiten  Icanii  (g. 
Daraus  ergeben  sieh  dann  auch  einige  Anforderungen  hinsichtlich 
der  Organisation  des  staatlichen  und  commnnalen  Erhebungs- 
diensts. 

Die  technische  Einrichtung  des  letzteren  hängt  zum  Thei! 
mit  allgemeinen  Einrichtungen  des  Finanzbehördenwesens,  des 
Rechnungs-  und  Casseuwesens  zu8:niinien,  worauf  an  dieser  Stelle 
nicht  einzugehen  ist.  Gewisse  Verschiedenheiten  in  den  einzeineu 
Staaten  folgen  aus  allgemeineren  Verschiedenheiten  der  gesammten 
Verw&ltuiigsorgaDisation.  Im  Ganzen  muss  sich  aber  die  Ein- 
richtung der  Steuererhebnng  wie  diejenige  der  Steueryerwallang 
tiberbaupt  nach  der  Verschiedenheit  der  Steuerarten  und 
zum  Theil  auch  der  einzelnen  Steuern  ein  und  dersetben 
Gattung  richten.  Gerade  diess  ist  hier  besonders  an  beachten. 
Es  genUgt  die  Hervorhebung  einiger  solcher  Hauptpunele, 
welohe  nach  der  Natur  der  Sache,  d.  h.  nach  dem  ganze»  tech- 
nischen Wesen  der  Stener,  sich  flberall  mehr  oder  weniger  ent- 
scheidend geltend  machen  und  zu  ähnlichen  Einricbtangen  des 
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ErhebnogsdieDSts  ftthren  mdssen  und  denn  auch  thatsfidilioh  ge- 
führt haben. 

Zu  unterscheiden  smd  fUr  diesen  Dienet  non  namentlieh  die 
grossen  stenerteohnischen  zwei  bis  drei  Kategorieen 
der  d  ire c t e  n'S  der  „ i  n  d i r e e ten "  Stenern,  in  unserem  zweiten, 
administratt^n  Sinne,  nnd  noter  letzteren  wieder  die  indirecten 

Verbrauchs-  und  die  in  Stern pel form  und  als  Regist er- 
u.  dgl.  Abgaben  erhobenen  Verkehrssteuern ,  denen  auch  in  der 
Praxis  wohl  eine  dreifache  oberste  Eintheilung  der  gan/t  n 
Hteiiervei  waltnng  des  modernen  Staats  mit  einem  entwickelten 
bteuersjstem  dieser  Art  am  Besten  entspricht. 

Abet  gerade  fttr  die  Erhebung  nnd  wiedemm  auch  fttr  die 
Veranlagung  ist  dann  unter  diesen  Kategorieen  noch  weiter  zu 
nntersoheiden,  so  dass  sieh  folgende  aoht  Gruppen  von  allge- 
meiner Yorkommenden  Steuern  in  unseren  heutigen  Staaten  bilden : 
1)  die  gewöhnlichen  direeten  Hauptsteuem  (Ertrags-,  Einkommen-, 
Vermögenssteuern);  2)  die  Zölle;  3)  die  Thoraccisen;  4)  die 
in  M on 0 j) 0 1  t"o  i  in  üihubeneii  Verbrauchssteuern ;  5;  die  inneren, 
an  den  Pro d  u et  ions betrieb  selbst  sich  anschliessenden 
Steuern,  die  eventuell  auch  ftir  die  \  t  i  anlagung  und  Erhebung  noch 
weiter  nach  i'rodurtionszweigen  zu  trennen  sind;  (5)  die  in  Stempcl- 
lorm  erhobenen  Verkehrssteuern;  7)  die  unmittelbar  ein- 
gezogenen und  die  in  der  Form  von  Eintragungs-  oder  Re- 
gisterabgaben erhobenen  Verkehrssteuern;  8)  die  Erbsehafts- 
steuem. 

Eine  solehe  weitere  Seheidung  dieser  Steuern  auch  fttr  die 
Veranlagung  und  Erhebung  ist  zweekmilssig,  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  nothwendig  und  aueh  in  der  Präzis  ttblieh.  Denn  die  Er- 
mittlung der  Thatsachen  in  Bezug  auf  Steuersnbjeete  nnd 

Steuerobjecte  setzt  nicht  nur  bei  jenen  drei  grossen  allgemeineu 
Kategorieen,  sondern  auch  bei  jeder  dieser  acht  Gruppen  ein  ver- 
schiedenes V  er  fahren  voraus  und  bei  allen,  mitAusnabme 
der  ernten,  der  i^^e\\ (»[inllclicn  direeten  Steurrn,  schliesst  sich 
die  Erhebung  am  Hmlachsten  oder  selbst  nothwendig  un- 
mittelbar an  die  Veranlagung  oder  die  Ermittlung  jener 
Thatsaoben  nnd  an  die  auf  Qrnnd  davon  erfolgte  Feststellung 
der  Steuersehnldigkeiten  an« 

In  der  Praxis  b«ataliOll  fteilieh  iMtnelie  Unterschiede,  die  sich  vielfach  nur 

historiscli  erklären  lassen.  Auch  ist  die  verschiedenartige  Ansbildnnp  der  einzelnen 
Stenern  von  Eintluss  darauf,  ob  Steuern,  welche  nach  ihrer  technischen  Natur  eine 
MHMtlndige  Ablhdlnag  bilden,  nit  andotMi  so  etutn  obenCen  Yrnrakangszwoig 
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vereinigt  sind.  Die  Stempel-  und  ähnlichen  Abgaben  werden  öfters  anter  die  Ver- 
waltung der  indircctcn  Steoem  gestellt.  Monopolien .  Zölle  bUden  ancb  wohl  Hanpt- 
rerwaltongen  fttr  sich.  In  Mcinnren  Staatm  theilt  s\rh  ilie  Steüerrerwaltung  bc^reif- 
lidb  Mich  in  den  oberen  Behörden  nicht  soweit  als  in  grössteren.  Bessortrerändenngen 
kommeii  Oftan  vor.  Ans  dleseti  Abwelehongen  der  Elotbeflnng  In  der  Pnude  «tilirt 
sich  wiederam,  dass  die  Begriffe  „directe"  und  „indirecte"  Steuern  nicht  überall  den 
j^leichen  Cmfang  haben,  x.  R.  die  Verkehrssteuern  und  die  mit  ihnen  verbundenen 
(jchühren  bald  zu  den  indirccten  Steuern  gerechnet  werden,  bald  nicht.  Auch  die 
Kessortbestimmung  zwischen  den  Ministerien  (der  Finanz,  des  Huidels  a.  s.  w., 
des  Acker-  und  etwa  Bergbaues,  der  Justiz)  bewirkt,  dass  einzelne  js^ebttbren-  und 
stcuorartige  Einnahmen  unter  verschiedenen  obersten  Verwaltungen  in  fer»cbiedeaen 
Staaten  ttebeo,  i.  B.  die  Betywerlawteqem.  die  grössiendieib  la  den  directen  Ettrsg»- 
»leuern  gchOreo,  davon  abgetrennt  im  Ministerium,  dem  das  Bergwesen  untersteht  (in 
Preussen  MinLstcrium  der  ötrentlichen  Arbeiten,  jetzt,  ISOO.  ilcs  Handels  und  der 
Uewerbe),  die  Verkehrbäteuern,  welche  sich  an  daä  Gerichtüweäeo  aukudpfen,  im  Justiz- 
ministerium (Prenssen).  Alles  dies  enchwert  MtOriieh  eine  etitiBtliche  Yergleichwig 
ron  Lanil  zu  Land. 

Beispiele  dw  obersten  Verwaitungszweige  for  das  Steuerwesea  sind: 
Prenasen:  directe  Stevern  (Grand-,  Geb&ode-,  daMfieirte  Einkommea-,  daaBaii-. 

Gewerbesteuer,  Kisenbahnabgaben ,  lir^cte  Steuern  in  H  iTu  ii zollern);  indirccte 
Steuern  (Reichsrerbrauchssteocni,  Hei  oh  Wechselstempelsteuern,  Stempelsteuern,  Erb- 
schaftssteuern, Brucken-,  Canal-  u  s.  w.  Gelder,  Diverses);  Lotterie  apart  als  eigene 
Generaldirection,  doch  unter  dem  Finanzministeriiiiin.  —  Oesterreich  (West-):  Ab- 
(bi-ünnf^  im  Finanzministerium  ftlr  directe  Steuern  (Grund-,  (iehäude-,  Erwerbs-, 
Kinkomineneteoer) ;  fOr  indirecte  Steuern  (Zölle,  Verzehrungböteuem ,  Sakmonopol, 
TaValtnoiiopel  nüt  besonderer  Genenldtrection,  Stempel  nnd  GebQhren  ron  Becbts- 
geschüften  ,  Lotto  mit  besonderer  Gefallsdirection ,  Mautheu,  PanzirungV  — •  Frank- 
reich: directe  Steuern  (Grund-,  Personal-  und  Mobiliar-,  Thür-  und  Fenster-,  Ge- 
werbesteuern, den  directen  Steuern  assimilirte  Specialtaxen,  wobei  gcbuhrenart^c, 
Bergwerks-,  Pferde-  und  Wageoetenem,  geachbMMne  Gesellschafts-  und  BiUnubtener, 
also  directe  Luxus-  nnd  ähnliche  Steuern):  Enreg^i strement,  Stempel  und 
Dom&nen;  Zölle;  indirecte  Stenern  vioit^^re  Verbrauchssteuern,  Eisenbahatahi'  | 
stener.  Trink*  und  znm  Tbeil  Pidrermonopol). 

Al.s  „Modellbeibpiel"  kann  wieder  Frankreich  gut  dienen,  dessen  bezügliche 
Steuerrerwaltung  in  ihren  Hauptpuncten  im  dritten  Bande  dieses  Werks  dargestellt 
worden  Ist   S.  femer  im  ersten  Bande  (S.  Aafl.)  B.  1,  Eap.  3,  Abecbn.  1,  beeondecs 
\)i  ff.,  Uber  die  gegettWftiHge  Einrichtung  der  FlDanzrenraUoDg  in  einigen  Stantea 
§.  96  ff.,  wo  <iie  Stenerrerwaltung  mit  berührt  wird. 

Die  Einrichtung  des  Erbebungsdieasts  der  Steuern,  das  betreffende  Cassea-, 
Bncbftlinngs-,  Becbnongs-,  (^mtrolwestti  baben  natorUeh  viel  Gemeinsames  mit  den 
Verhrihnissen  des  gesammten  I"inanzdiens(s  und  der  eben  genannten  Dirnst^weige.  Es 

SenOgt  deshalb,  dafür  ebeuf&Uä  auf  die  Darstellung  im  1.  Bande  (ä.  A.)  im  4.  &a]iitfll 
es  1.  Bachs  („formelle  Ordnung  der  Finanzwirthschaft")  ZQ  verweisen. 

Bei  den  directen  Steuern  trennt  sich  nach  deren  Lcanzer 
Einncbtang  die  Veranlagung  und  der  betreffende  Dienst  von 
der  Erbebung  und  vom  Erbebaogsdienst  Die  Veraolagmif 
geht  regelmässig  der  Erhebung  länger  voran.  Der  Veranlagavgs* 
wie  der  Erhebungsdienst  kann  aber  für  die  verscbiedenen  Artea 
der  genannten  directen  Stenern  znaammen  einheitlieh  organi- 
airt  werden,  die  Erhebung  aneh  dnroh  dasselbe  Erhehnngaorgae, 
des  Staats  oder  der  Gemeinde  erfolgen,  nnter  blosser  Tremuuig 
der  einielnen  Stenern  in  der  Bnehfllhning  a.  s.  w.  Die  Veran- 
lagnng  uod  Erhebang  aller  Rategorieen  {ndirecter,  aneh  der  Ver- 
kehrsstenern,  der  Erbschaftssteuer,  scheiden  sich  aus  zwingenden 
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steoerteebnischeii  Grttnden  in  der  Regel  von  denjenigen  der  direoten 
Stenern  mebr,  selbst  TttUig.  Aber  bei  allen  cUeseQ  Stenern  steht 
Vemnlagnng  nnd  Erhebung  in  nftberem  Zneammenbang  mit  ein- 
ander. 

Die  Venraltnngsangelegenbeiten  der  Übrigen  direeten  Stenern 
stehen  femer  mit  der  allgemeinen  inneren  Landes^erwaltnng  in 
nlherar  Beziehung  ^  weshalh  der  betreffende  Dienst  sich  ancb  in 
diese  Verwaltung  mehr  eingliedern  lässt  und  in  der  Praxi:;  mit- 
unter, wenigstens  tbeilweise,  namentlicli  in  Betreff  der  Veranlagung, 
so  eingegliedert  wird.  Die  Verwaltungsangelegenheiten  der  tthrigen 
Steuern  sind  meist  technisch  so  eigenthtlmlieh,  dass  sie  eine  eigene 
besondere  Dienstorganisation  in  allen  ihren  Phasen  verlangen.  Der 
betreitende  Dienst  bat  daher  gewöhnlich  sein  von  der  inneren 
Landesverwaltung  abgetrenntes  Bebördenwesen  in  allen  Instanaen, 
aneh  in  den  mittleren  und  unteren. 

So  gehört  z.  B.  in  Preussen  die  Mittelinstauz  der  dirocten  Steuern  als  „Ab- 
theilaog  for  die  Verwaltung  der  direeten  Steuern  und  der  Domänen  und  Forbten" 
mm  Geachlltekrefa  der  Bezirlnrc^eninfen;  ftr  die  indlrectaii  Steoexn  nod  2S0l!e  dnd, 

freilich  endgillig  erst  Dach  einer  läii^'ereii.  znin  Thcil  abweichenden  Entwicklung,  die 
„Provincialsfeuerdireciionon"  aJs  besondere  Verwaltungsbehörden  in  jeder  Provinz  ein- 
gerichtut,  uachdem  sich  die  frühere  Zugehörigkeit  dieser  Gcscb&fte  als  AbtbeUung  der 
BegieiuigeD  aicbt  lieTilut  lutte. 

§.  386.  —  1.  Die  Erhebung  der  direeten  Stenern.  . 

Als  unmittelbare  Erhebungsorgane,  welche  die  betreftende 
Oassenmanipulatiou  und  Buchführung  nach  den  Anweisungen  der 
Veranlagungsorgane  besorfren  ,  iun';ireii  hier  den  einzelnen  öteuer- 
ptiiehtigen  gegenüber  die  amtlichen  Stcuereiunehmer  des 
Staats  oder  der  Commune,  speoiell  die  sogenannten  Unterein- 
nehmer  (Untererbeber,  Einbringer,  Steuerempfänger,  percepteurs 
oder  reoeveurs  mnnicipaux).  Sie  sind  in  genügender  Zahl  ttber 
das  Land  nnd  dra  Gemeinden  tu  Tertheilen,  nm  den  Dienst  anoh 
im  Interesse  des  PnbÜcnms  beqnem  an  gestalten  (§.  191). 

Die  Stenersahlnng  an  die  Einnehmer  erfolgt  in  iwei  Hanpt- 
formen,  entweder  in  der  Form  der  „Abstattnng'^  wobei  der 
Stenerpfliebtige,  anf  specielle  Anffordernng  im  einseinen  Fall  oder 
nach  ganz  allgemeiner  Vorschrift  ein  ftlr  allemal  oder  nach  seiner 
freien  \\'iüil,  die  schuldifrc  »»dci  lallige  btcuersurame  in  bestimmten 
TcruiiüCD  zum  Einiiehmei  biingt  oder  schickt;  oder  in  der 
Form  der  „Einziehung"  („Einhebung"),  wobei  der  Steuer- 
einnehmer in  bestiniiiit(Mi  Zcttpuncten  bei  den  8teuerpflichtigen 
selbst  die  iUilige  Öamme  abholt,  gegen  Präsentation  der  Steaer- 
qaittaog. 
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btiidu  Jtrhttbuiigäioüiboden  2>iud  passctiU  iicbeueiAaador  anxavcAdea,  b»imi 
vancbi«dMi6  VonOfe  und  Mingel  vikI  «ind  woM  Bamendieh  Dseh  den  drtlicbei 

Verhälfiiis.'*<.'ti  iStadt.  nros.sstadt.  plattes  T.and',  iia<  h  dcnriasson  dtjr  St<^uerpflicbtigen 
und  nach  Arten  der  Steuern  in  rer»chied&nom  Urado  zwockmässig  and  üblich.  We&D 
man  die  Stoaertormine  etwas  weiter  fasst  and  filr  Ter«chiedene  Localitätcu  (auch  Tbeile 
der  Grossstadt)  rerscbioden«  m  bcancht  aocb  bei  der  Einzicbong  das  EUmehmer- 
personal  n'u  ht  <>  sehr  prross  zu  sein.  Am  Moi!>tcu  Muhe  und  Kosten  macht  oatQrlich 
in  beiden  Kurmcu,  in  dcrjeuigea  der  Eijuiebung  freilich  noch  mehr,  die  Erhebaag 
Udner  Stenerbelrlge  ron  uhlNicheB  Penonen,  dther  die  i&  kleine  TeiminiBlen  aer> 
legte  alliuauieiuo  Kinkommen*  oder  GtaaBemteiter  der  Uefnea  Leute,  die  GnudeteMT 
bei  starker  Bodentheilung. 

Auch  Stein  (4.  A.  I,  533)  unterscheidet  die  Abstattnng  und  die  Einhebung, 
gcneralbiirt  aber  zu  »ehr,  wenn  er  die  erstere  möglichst  befördern  will,  weil  sie  oicbtA 
koste  und  die  andere  theurcr  sei.  —  Als  Beispiel  8.  Frankreich,  Pio.  III,  §.  \%1 
(Metbode  der  ,.A)i>t;ttiun(f*'  der  dirocten  Stauen»). 

Die  erhohen  eil  Siimmen  werden  tiann  vom  L'ntererheber  ati 
Obcrcinnchmcr  tlir  grössere  Districte  (Kreise  ii.  dgl.  in  PreasseD, 
ArrondissemeDts  in  Frankreich),  von  diesen  an  die  Provincial- 
nnd  direct  oder  darcb  Pro v incialcaBsenTerwalter  an  die 
allgemeine  Staatscasee  abgeführt. 

Diese  höhe  reu  Einnehmerkategorieeo,  seltener  auch  schon  die  OnlereioseliMr 
fungiren  eventuell  mit  für  den  Empfan^^  von  indirecten  Steuern,  auch  wohl  tob 
Domanial-  und  ähnlichen  Einnahmen  ihre»  Districts.  Hier  schliesst  sich  die  Ein* 
thdlnnf  der  höheren  Erhebungskreise  passend  and  weU  noch  in  der  B<i^l  in  der 
Praxis  der  adtninistrativcn  Eintheilaij«;  d<^.s  StAatsgcbiets  an,  so  z.  B.  in  Frankreich 
an  die  Arroudi&scmcnts  und  Departements,  in  Prcusscn  an  die  Kreide  und  Prorinsen. 
Es  hingt  ren  der  Yerbindung  oder  Tnmnng  des  ElnnnhiBe>  aad  AusgabediensCs  ab, 
ob  und  in  welcher  Weise  durch  die  vcrscbiedenon  Kategorieea  ron  Einnehmern,  bez.  , 
Gassen,  ploicli  Aus^^^aben  zu  b'^wcrkstcllipm  sind,  so  dass  dann  nnr  Uf^berschti^se  aa 
•  die  höhere  Steile  wirklich  abgctabrt  werden.  Vgl.  die  Darstellung  doa  Gastt«aweseas  ' 
in  ].  Basde  (S.  A.)  §.  126—181,  in  §.  131  Oohenldit  Uber  das  GnneoweMB  Pnniseis. 
Baiems,  Oesterraicbs,  Franlueichs. 

%.  327.  —  2.  Die  Erhebong  der  indirecten  Stenern. 

•So  Bteuertechnisch  verschiedene  Steuern  wie  die  grossen  Kate- 
goriccn  der  indirecten,  lassen  sich  auch  im  Erbebungadiensti 
besonders  im  unteren,  nicht  iniincr  zusammenfassen. 

a)  Namentlich  bei  den  Ztilieii  und  Thoraccisen  ist  die 
Veranlagung  oder  die  ErmitÜaug  der  Steuerschnldigkeiten  voo 
Fall  zu  Fall  in  bestimmten  Oertiicbkeiten  vorzunehmen 
und  danach  dann  gleich  die  Steuer  in  erbeben  (oder  die  spitere 
Erhebung  sicher  zu  stellen).  Veranlagung  and  Erhebung  trennen 
sieh  hier  seitlich  nnr  wenig.  Fflrdie  entere  bedarf  es  einei ' 
eigenen,  technisch  speoifisch  gescholten,  an  diesen  Oertliehkeitai 
gewöhnlich  danemd  znr  Verfttgnng  stehenden  unteren  Verwahnngf- 
personahi,  das  entweder  zugleich  auch  mit  als  Erhebungspenonal 
der  betrelfonden  Steuern  fungirt  oder  mit  einem  eigens  ftir  dieses 
Dienst  bei  jeder  Steuerart  bestimmten  Erhebungspersonal  zu  einem 
„Amte^'  (Zollamte  u.  s.  w.)  verbunden  ist.    Die  Erhebung  erfolgt 
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dann,  soweit  uiciit  Stenercredit  gewährt  wird,  alsbald  nach  der 
Feststellaog  der  Htenerscboldigkeit  mittelst  onmittelbarer  Abstattang 
des  SteoerpflichtigeD  oder  seines  Vertreters. 

Verschiedenheiten  in  Stellan^  nnd  Function  der  Steoererheber  bei  diesen  von 
dcD  Steaereinaebmcm  der  directon  Stenern  ergeben  sich  hier  toq  seltet  Ein  ge- 
rn ein  sa  mos  Amt  ftlr  die  ErbebODg  ron  ZAUen,  T%otBoeteai,  gswissen  inoereii  Ver» 
brauchsstencm  ist  damit  nicht  immer  ausgcscblossen.  Die  Einrichtang  von  solchen 
wird  von  OrtsverhäUnissen ,  von  Art  nnd  Umfang  der  Geschäfte  bei  den  einzelnen 
Stenern  abhälfen.  Die  Zollämter  pflegen  nach  ihren  GeschSftsbefngnissen  Q.  t.  w.  in 
reraohiedene  Glassen  oingetlieüt  in  wdn  (Uaupt-,  Nebenzollamt  u.  dgl.  m.).  Control- 
ond  In^p<  <  tioi)b1)camte  u.  s.  w.,  Grenzau fsehcr,  Zollvächter  a.  dgl.  schliessen  sich  an 
das  cigcnilichc  Erhebangspersonal  an.  Die  betretenden  Einrichtungen,  Art  und  Zahl 
dee  veTMldedenen  PencmalB  fiod  aa  Besten  ai»  den  Finanzetats  ni  enehen.  Im 
9.  Bande  mancherlei  Daten,  aneb  Statittisclies  über  Engend,  Frankr  i  !i 

b)  Bei  den  innereD  Verbrauchssteuern,  welche  sich  an 
eioselne  Prednotionsbetriebe  sDknttpfen  (Bier-,  Branntwein-,  Sals-, 
Znckeistener  n.  a.  ni.)t  zersplittert  sicii  die  Ermittlung  der  6teaer- 
Bchnldigkeiten  ond  die  Erhebong  der  Stenern  nlobt  in  derselben 
Weine  naeb  Stenersnbjeeten,  Stenerobjeeten  nnd  einseinen  Steaer- 
fäUen  oder  stenerbaren  Aeten  wie  bei  ZOIien  nnd  Tborstenem. 
Deshalb  wird'  die  Verwaltnng  hier  aneb  anders  eingeriebtet  Wie 
bei  den  directen  Stenern  —  eine  weitere  nicht  immer  genügend 
beachtete  Aehnlichkeit  mit  denselheu  (i?.  99)  —  trennt  sich  hier 
in  der  Kegel  die  Ermittlung  der  Steuerschnldigkeit  vom  Act  der 
bteuererhebuDg.  Es  werdcu  auch  hier  meist  einem  einzelnen 
bestimmten  btcuersubject  (dem  Fabrikanten)  auf  Grund  der 
durch  ein  besonderes  vorausgehendes  Verlahren  erfolgten 
Ermittlung  der  Öteaerscholdigkeit  fttr  einen  ganzen  Prodac- 
tionsprocess  n.  dgl.  grössere  Stenersnmmen  zur  Eotrichtung 
vorgesebrieben.  Dieselben  können  dann,  wie  die  Raten  directer 
Stenern,  durch  Abstattnng  oder  Einsiehung  insbesondere  Seitens 
eines  höheren  Steaeramts,  z.  B.  eines  Hanptsollamts,  welches  zu- 
gleich für  grossere  Gebietstbeile  (Provinz  n.  dgl  eventnell)  mit  als 
Erhebnogsorgan,  fttr  Salz-,  Zucker-,  Branntwein-,  Bierstenem  n.  dgl., 
fungirt,  erhoben  werden. 

Ist  eininal  die  llimitduig  der  Steneiechildiskdt  erfolgt,  so  ist  die  Erhebung 
dieser  Steuern  abrisene  aucb  dunb  die  Stenerelnoebmef  oder  bteneiflmteir  der  diiecten 

Stenern  möglich. 

c)  Die  Erbebung  der  Steuer  bei  den  Mouo.polien  erfolgt  iu 
Form  einen  Aufschlags  aut  die  Selltstkosten  des  Monopolartikels 
bei  dem  Verkauf  des  letzteren.  Hier  handelt  es  sich  also  zum 
Zweck  der  Steuererbebung  .um  die  richtige  Organisation  des 
Verkaufs. 

Die  Stcncrverwaltung  könnte  diesen  Verkauf  zwar  selbst  in  die  Hände  nehmen, 
aber  das  wird,  wenigstens  in  Betreü  des  Detail  Verkaufs,  gewöhnlich  nicht  ivock- 
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mässig  soin  uml  ist  auch  nicht  uhlich.  zumal,  wenn  es  sich  um  Massenconsamptibtiia, 
wie  iiali  und  Tabak  haitdelL  Di«;  Uebortraguiig  des  VorkAufgeschäfts  ao  die  fiir  dk 
SMiatige  Sti-uorcrliebuDg  bestehcndfu  Acinter  and  Beamten  ist  nicht  allgamoia  dnrck- 
fuhrbar,  weil  diese  letzteren  beiden  sich  vielfach  dafür  irnr  nicht  eignen  und  aür^ 
nach  ihrer  Zahl  ood  OrtUohen  Yortheiiang  nicht  auüreichen.  Das  Interesse  der 
GoBSSflientMi»  wdcbM  flbenll  leichte  ond  beqmeae  Versorgung  mit  dem  Mowipel- 
artikel  erheischt,  und  das  Interesse  der  Finanzrerwaltang,  welche  nicht  minder  an  der 
leichten  Erlangbarkoit  dos  Artikels  botheiliprt  ist,  verlaniren  eine  local  s^>hr  dccoDtra- 
lisirte  Fuil  »teil  ung  des  Artikels.  Dicaü  lasbt  »ich  durch  eine  Ben  uizuog  bestehen* 
der  prirnter  Kleinbandelsgeschäfte  (so  bei  Salz,  ZttiidliOlzcbea)  oder  dinck  dfe 
neue  Einrichtung  von  Geschäften  Seitens  einer  Classc  Ton  Personen  err-^irl-^n. 
welche  in  der  Hauptsache  eine  private,  keine  eigentlich  amtUdie  StcUiwg  bal>ea,  vk 
die  ,,Kleinrencblei8«er\  „Traficanten**  des  TabutaioiMpols,  Feneaeii,  me  iiuui  ctva 
au  der  Kalnroria  obemaliger  Militärs  mit  Anspruch  auf  „CÜrflreniagaiig**  nebmea 
kann.  Diese  Personen,  welche  den  Verkauf  onmitlolbar  an  das  consamirende  Pnblicim 
besorgen,  ^giren  hier  als  die  eigentlichen  btouerurhebcr,  bedürfen  nur  etwa  eineü 
eotBprecheBden  Stevercredifs,  beeendert  am  Beginn  ihree  Geecbitfb.  Zwiadiea  ihnea 
und  der  Monopolrerwaltung  kOnnen  die  „Orossferachleis^cr"  wie  eine  Art  Ottereis- 
nebmer  stehen.  S.  als  Beispiel:  die  Einricbtangen  beim  französischen  Tabak- 
monopol.  Fin.  III,  §.  291  ff.,  auch  beim  dortigen  Zundholzmonopol,  eb.  §.  302. 

§.  328.  —  3.  Die  Erhebung  der  Verkehrsateue rn. 

Diese  stehen,  wie  wir  sabeD,  vielfach  mit  „GebübreD"  in  naher 

Verbind  ang. 

üebcr  die  Einrichtung  der  Erhebung  derselben  ist  bereits  in  der  CJebuhreDlehrc 
gehandelt  worden  ^tif.  70 — 73).  Je  nachdem  Stempel  benutzt  oder  statt  deren  die 
Abgabe  unmitteli)ar  eingezogen  wird«  ei^ben  sich  wieder  manche  Verschieden- 
heiten im  Erhebungsdienst.  Bei  'lor  frrossartipcn  Entwicklnnrr  di  -es  SteuerzwcT'  iii 
Frankreich  sind  abermals  dornen  bezugliche  Hinrichtungen  fon  aligemeinem  ijDtereö»e. 
&  B.  m,  §.  212,  221  ff..  282  ff. 

a)  Der  Debit  der  Stempel  (Papier,  Marken)  wird  müprlichat 
decentralisirt,  ungefähr  wie  derjenige  der  Mouopulartikci. 

Deshalb  ist  dieser  Debit  ähnlich  2u  organi&iren,  namentlich  die  Postämtar,  die 
Klfllnrertlafer  von  MotHqMitaftUteln  (Tabak),  aneh  andere  prirate  Geaehiftslente  lasaea 

ddl  damit  betrauen. 

Die  Taljukiraticantcti  uhernfhrnen  in  Oesterreich  den  Verkauf  der  Stempelmarken, 
wenigsten«»  der  kleineren  Sorten,  aut;  den  der  Reichsw'echseLstempclmarken  be>orgt.'ü 
in  Deotscbland  die  Postämter,  den  dor  Laiidti^tempeimarken  etwa  die  Lotterie- 
collecteure  mit  (Pr  nr-sonV  T:;  Frankreich  verkaufen  die  Hegi•^te^ämte^.  di^>  Einnehmer 
der  directen  Steuern,  die  l  ab  i kl  i'ien  Stempel  mit  Jo  mehr  man  die  Stempelpflichtif  * 
kell  amdehnt,  aal  Ueinc  Quitt uiigi^ü.  FkadittclMiae  q.  a.  ^mu»  notkraolfer  atiir- 
lieb  die  Decentralieation  dee  Debits. 

b)  Die  QD mittelbare  Einziebnng  Ton  YerkebraBtenern  a.  b.  w., 
statt  mittelat  des  Stempels,  ferner  die  Erbebnng  der  Regisler- 

abgaben  erfolgt  durch  die  Casgenverwaltnng  der  betreffenden 

Gerichts-  oder  souötigeu  Behörde  oder  eveutuell  auf  Giuüd 
des  Auftrags  der  letzteren  und  der  gemachten  Berechonng  darcb 
ein  anderes  Steneramt  oder  dessen  Personal. 

Auch  der  Notaro  und  ähnlicher  Personen  kann  man  sich  hier  bedienen.  Die* 
Mlben  haben  die  Betrige  «innudeben  und  direet  aa  das  betreffende  Amt  abmUefen 

(Baiern).  Da  die  Ermittlung  der  Steuerobjecte  und  Stcuerschnldigkeiten  hier  Often 
wieder  eine  besonders  mühsame  Sache  ist,  deren  Erledip^uns;  ein  cip:cncs  geUbtes  Per- 
sonal erfordert,  können  wenigstens  bei  einem  sehr  umfassenden  und  rerwickeltes 
System  unmittelbar  einnaehender  Verkebrntenem,  EintngWfsdbgibeii,  „GerieKs» 
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Icosten"  die  Cassenronraltungen  der  Gerichte,  EiiitragungäbebOrden  n.  s.  w.  förmlich 
die  StellDDg  besonderer  „VerkehrssteacrSroter"  ürlangen  (prcossische  „(ierichtscassen**). 

4.  Die  Erbschaftssteuern  stehen  öfters  in  irescliichtlicher 
Verbindung  mit  den  iStempelabgabcn  und  den  Verkchrsstcueru  oder 
sind  selbst  ein  Glied  der  letzteren,  be&  der  Besitzwechselabgaben 
(Frankreich  n.  a.  L.).  Die  Veranlagung  und  Erhebung  besorgen 
dann  die  eben  genannten  OaBsenTerwaltnogeo,  doch  besteben  auch 
wohl  eigene  ErbschaftoBtenertaiter  (so  in  Preossen).  Die  Ermttt- 
long  der  Stenerolüecte  and  Schuldigkeiten  ist  dfters  eine  verwickeHe 
SacbOi  welche  ein  eigens  etngesohnltes  Personal  verlangen  kann. 
Die  Erhebung  findet  dann  durch  ein  solches  Amt  seihst  oder  nach 
dessen  Anweisungen  dnrch  ein  anderes  Steneramt  statt. 

§.  329.  —  5.  Allgeiueine  Grundsätze  hinsicli Llich -des 
Erbebungspersonals. 

Es  sind  woseotUch  dieselben  wie  fOr  anderes  Casseo-  und  Kechuangspersonal. 
a  dak«  FiD.  I  (9.  A.),  §.  129. 

a)  Die  steuereinnehmenden  Beamten  haben  regelmässig  Caution 
zn  stellen. 

In  baamm  Gold,  das  Urnen  dun  Tenuul  wird  oder  in  Staalspftpieran ,  deren 

Zinsen  sie  bczieluMi.  Die  Hnhe  der  Caution  staft  sich  passend  einig<;rinaa.sca  nach 
der  Grösse  fl'^r  (lorchschDittlichen  Einnahme  nnd  des  Cassenbestanda  ab,  ü»t  daher  bei 

den  ÜbereiiiiJchiDern  auch  grösser  als  bei  den  üntereiunebmern. 

b)  Die  Untereinnebnier  bei  den  directcn  Steueiu  uud  die  ihneu 
correspondirenden  Eionehmer  bei  den  übrigen  Steuern  sind,  „für 
die  sorgfältige  Einforderung  und  Eintreibung  der  Steuern  nach  der 
ihnen  ertheilten  Weisung  (iSteuerliste,  Tarif  u.  s.  w.)  verantwortlich". 

(Bau  I,  §.  2äU.)  „Sie  haben  regelmässig  nach  kurzer  Zwischenzeit  ihre  Ein- 
nahmen dem  vorgesetzten  Einnehmer  (bez.  der  höheren  Stelle)  zu  übergeben  und  aus 
ihrem  Torgelegten  Cassenbuche  zu  rechtfertigen.  Sie  sind  streng  verpflichfet,  jede 
Zahlung  süwühl  zu  bescheinigt-'n  ;  auch  unrerzQglich  in  ibrn  Rechnung  einzutragen. 
Die  höheren  Steuerbeamten  haben  die  ihnen  unterstehenden  unteren  genau  zu  beauf- 
sicbtiffen  und  licli  BeelinnagBUBiige  Ton  ibnea  ? erl^n  n  iMsen.  Aach  hsllen  lie , 
für  dieselben,  Venn  de  ihnen  eine  Tomchrinswidiige  Ntchflicbt  gestattet  halken.** ' 
(Bau  eb.) 

c)  Die  Untereinnebnier  der  directen  steuern,  theil weise 
auch  diejenigen  anderer  Steuern  können  wohl^  statt  ganz  oder 
partiell  auf  feste  Gehalte ,  gans  oder  nebenbei  auf  Quoten  der 
▼  on  ihnen  erhobenen  Steuersnmmen  (Tantiömebesttge)  an- 
gewiesen werden.  Doch  wird  dabei  zur  genflgenden  Sicherung 
eines  ausreichenden  Einkommens  und  um  dih  Stellen  nicht  au  un- 
gleich zu  dotiren  die  Garantie  eines  Minimal- Gesammteinkommens 
oder  die  Gewährung  you  Besoldangssusehttsseu  (Prenssen)  noth- 
wendig  sein.  Ftlr  das  höhere  Erhebungsbeamtenpersonal  empfiehlt 
sich  wie  tiir  das  sonstige  Steuerverwaltungspersonal  im  Ganzen 
das  r  ü  i  Ii  c  G  c  h  a  1 1 8  y  8 1  e  m  I  mit  der  eventuellen,  aber  nicht  durcb- 
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aus  zu  billigenden  Ausnahme,  dass  Controlbeamten  Antheile  an  der 
Einnahme  aus  entdeckten  Unterschleifen  n.  dgl.  erhalten  (§.  341).  — 
Die  Debitanten  von  Monopolartikeln  und  von  Stempelmarken  be- 
sieben  feste  ProTisionssätze  von  ihrem  Absatz i  mttssen  aber  die 
sehen  mit  nach  diesen  Sfttsen  festgestellten  Detail- Verkanfispreiie 
Innehalten. 

Beispiel.   LedlgUcIi  solcke  PfOfkiioneo  bei  dea  französischen  Perc«pCeiis 

der  dircctfn  Stenern,  die  toh  Amtewegen  zugleich  Eionehmer  aller  Gemeioden  nai 
ttffenUichen  Ausuitcn  dcä  liiukroise».  deren  Jahrefieittkoauaea  nicht  über  30,000  ft 
S.  FiD.  III,  8.  ISS.  Mteslge  (i«halte  vwA  EtmudiiiieaiitlMU«  (r«iBiMt)  hei  den  Ea> 
Wfistrriniritbf^ainten  (eb.  S.  60H),  dsf^l  bei  den  Erhebera  der  imlirecten  Steuen 
(eb.  S.  r.os  (f.).  —  Tri  Preossen  besteht  das  L>ieji.stoinkoDimctJ  der  staatlichen  Stt:a«f- 
cinpfaugcr  für  die  dircctcn  Stenern  in  den  wcstUchen  utid  uoueu  Froviuioa  ia  UcOe- 
gebuhren ,  welche  nach  einem  iMStlniiilMi  PfOcaftlSKls  der  zvr  Staatseaase  geioMtM 
lind  in  Istcinnalinio  vorMirboncn  directen  Steuf»rn  berechnet  wer'l'»n  Daru  kommefi 
uitauter  JCntschädigangen  fUr  andere  Hebungen,  auch  woU  für  Yerwültong  roa  Gom- 
mooal-  viid  InatitotscasseD.  An  dem  DleoatdiikiMMieB  liabeB  die  Stoaerempfloge; 
aber  alle  mit  dem  Casiseogescb&it  verbundenen  Auslagen  zu  bestrt  it'-n ,  so  da^  ihneik 
im  Durchschnitt  Va       rein<"^  rM<-nsteiuliomm<*n  bleiben  soII-mi.  ^  ir  z.  B.  1§73 

im  Durchschnitt  965  Thlr.,  Majcimuu  KegierungbUj^irk  Aachen  Uu2,  Miüiuium  ProriAx 
Hannorer  645  Tblr.  11  SCelleo  gftben  Ober  2000  .  49  160S— 2000,  m  IS^lSOf. 
I'21  1000  —  1200.  127  800—1000,  überhaupt  über  800  Thlr.  8^8  Stellen,  unter  SO« 
26U  Steilen,  darunter  12  4—500,  4  3— 40U.  1  2—300  Thlr.  Zur  Aoagl^ichaiig  er- 
folgen BesoIdnngszuächtksBe  ms  einem  der  Regierung  im  Etat  eingeiinateii  CSedfL 
(8.  die  Denlischrift  bctrelFend  Regelung  des  Diensteinkommens  der  SteMraspOoger. 
AnlagoD  Band  [,  Hr.  4,  BeUage  B,  StMtabaiubaitetat  von  1874.) 

d)  Gerade  anch  ftlr  das  Erhebnngspersoaal  sind  soweit  als 
möglich  die  beiden  Grundsätze  an  befolgen,  welche  Hock  als  die 
ersten  GrandslUze  der  Steaerverwaltuug  überhaupt  beaeiehnel: 
wenige,  aber  gnt  bezahlte,  und  wohl  anterriebtete 

Beamte. 

(v.  Uock,  Abgaben,  8.  41  ff.)  Die  Natur  der  einzelnen  Steuern,  die  Verkehis- 
veililltiitee  Q.  s.  v.  bedingen  freilich,  da«s  die  Forderung,  mit  „wenig''  Benaten 
MUSordfilieD,  pnictisch  nicht  immer  soweit  nie  ee  enrttnicbt  wire  erfüllt  weiden  kann. 

C.  —  §.         Die  practische  DnrcbfOhrüng  derStener- 

eiiicbuug  und  die  da^u  dieueudeuAnordnuu^tu  uuu 
Maassregeln. 

Auch  dariiber  viele  treffende  Bemerknn?pn  bd  v.  Hock,  öffontliche  Abgaben. 
Käu  crwkhut  in  der  allgemeinüu  Steuerlebre  nur  Weiiigüä  von  Dem,  was  hieher  ge- 
hört; auch  in  der  speciellen  Lehre  nur  Einxelnes.  Vgl.  sonst  Stein  (4.  A.  I.  &3I  C, 
h'^'  ff.),  im  Abschnitt  von  der  Stc.uororhebnnif  tind  vftn  der  Stetierrecbispflege.  In  der 
systematischen  Behandlung  und  Keihenfolge  der  einzelnen  Puncte  weiche  ich  htef 
vielfihch  von  ihm  ab.  weil  ich  auch  hier  die  Aufgaben  vom  steuerverwaltuugstech' 
nischeu,  nicht,  wie  er  in  erster  Linie,  vom  steuerverwaltungs rechtlichen  Stand* 
ptincte  behandle,  ohne  dass  ich  fnuiii  Steins  Behandlung  ftlr  unri-htii?  halte.  Bt;ide 
Standpuncte  lassen  sich  recht  woLl  unterscheiden,  der  erste  gtii^Ort  nur  m.  £.  mehr 
in  die  Pinantwiasenschaft  Die  im  Text  innegehaltene  Beikenfelfe  der  OegensIlMb 
crgiobt  sich  aus  der  all^^t-nieiaen  stouenrerwaltun^ritechnischen  Auficabe  der  practischea 
Durchführung  der  Erhebung  naturgemäss.  Die  Terminologie  in  Betreff  der  einieifteB 
Puncte  schwankt  in  der  Theorie  und  in  der  Praxis. 

Als  Hanptbeispiel  der  Praxis  kann  noch  hier  Frankreich  gut  dieaeo» 
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dess^^n  betreffende  Kiurichtungen  und  Normen  wieder  im  dritteu  Bande  dioMs  Werks 
für  jode  der  grossen  Steuerirruppcu  dargestellt  worden  sind. 

Zur  Diirt'hl'lthrung  der  Erhebung  ist  eine  Reihe  von  vcrwaltangs- 
recbtiicbeii  Vürsihrilieu  crlordcrlich,  welche  in  Kinzclbeitcn  in  den 
verschiedenen  Staaten  zwar  abweichen,  aber  doeh  in  der  Haupt- 
sache übereinstimmen,^  weil  Hie  nothwendig  nun  dem  WeHcii  der 
Begteuernng  und  der  Aulgabe,  svclclic  (l;ibei  i'Wv  die  Rrhchiin^^  hcz. 
l'Hr  diese  und  ftir  die  ihr  voran^^chende  Veraniaguug  vorliegt,  lolgen. 
Die  betreffenden  VorschriCten  und  Emricbtungcn  specialisiren  sieb 
nar  znm  Tbeil  wieder  nach  den  einzelnen  Stenergattnogcn. 

Sie  lassen  sieb  snnächst  in  einige  gritosere  Gruppen  bringen, 
nemlich  1)  Anordnungen  nnd  Mamregeln,  welche  der  wirkliehen 
ESrbebnog  der  Steuer  yorangehen;  2)  solche,  welche  sieb  anf 
die  Erhebung  der  Steuer  selbst  beziehen;  solche,  welobe 
eintreten I  wenn  die  Steuerzahlung  ausbleibt;  4)  solche, 
welche  wirklich  oder  vermeintlich  irrthttmliehe  oder  ganz  un- 
richtige Veranlagung  oder  Erhebung  betreifen.  Die  einzelnen 
Tuncte  jeder  Gruppe  sind  mannigfaltig  und  von  verschiedener  Be- 
deutung. 

Hier  brauchen  nur  die  wichtigsten  hervorgehoben  und  auch  dicäc  nur  zum  ThetI 
DiW  erläutert  und  kritiscb  6r5rlen  m  werden.  Einige  deren  sind  schon  im  Früheren 
gelegentlich  zu  bcrUhrf'ii  gowesfin.  Fnr  mehrere  Icommen  wieder  die  Kegeln  des 
Urandsatzes  der  Bestimmtheit  und  der  Bequemlichkeit  in  Betracht  {?;.  ino.  pil) 

Für  den  Steuerpflichtigen  und  für  die  Steuerverwaltung  be- 
slinimen  sich  nach  diesen  Puncten  die  beiderseiti^^en  Rechte  und 
Ptiicbten,  worin  die  verwaltungsrecbtiiche  Bedeutung  dieser  Dinge 
liegt. 

§.  331.  —  1.  Anordnungen  und  Maassregeln  vor  der 
wirklichen  Erhebung  der  Steuer.  Hierhin  gebOren  vor- 
nemlieh  folgende  Pnncte: 

a)  Die  amtliehe  Benachrichtigung  des  Steuerpflichtigen 
Uber  seine,  bez.  seiner  Steuerobjecte  erfolgte  Veranlagung  zur 
Steuer. 

Sie  geschieht  bei  den  dirocten  Haaptsteaem  (Ertragt- .  Einkommen-,  Yef* 

mögensstftucni\  dann  bei  den  directen  Nulznngs-,  I,nias-  nnd  filmlidien  Stenern 
(Miethsteuex)  regeimissig  fUr  die  ganze  Jahresschuldigkeit,  mögUcbüt  einige 
Zdt  tot  dem  neuen  Finenzjahre  oder  wenigstens  ror  dem  ersten  Steneitennin.  Be- 
sonders wichtig  ist  sie  bei  den  nach  amtlichen  EinschRtzungen  fvon  Steuer- 
behörden oder  von  Sch5fzangsrommissionen)  eriolgendcn  Veranlagungen,  daher  bei 
den  belretf enden  Pcrsünalstcucra,  Classen-,  Einkoinuicit- ,  Vcimögenshleueru .  sodann 
bei  Eitragssteuem,  wo  die  Stenerscbuldigkeit  des  Einzelnen  nnch  dun  KatastcraaszUgen 
ermittelt  wird.  Dero  Steoeq>flicliti^<  n  sind  hier  fUr  angemessene  Fristen,  dio  von  dem 
Zeitpuncte  der  Bcb&odigung  der  Bcnacbrichtiguug  an  laufen,  KecUmatiousrechte 
etnznTionen  (§.  S84).  Ebendeshalb  ist  die  Benaehriehtignng  eine  genttgende  Zeit 
vorher  geboten,  zumal  wenn,  wie  öfters,  die  Krheban;^  der  Heclamation  die  Ver- 
pfiiclitaag  2Qr  «ngeordaeteo  tenninliohen  öteuerzaUimg  mcbt  aiUkiüebt     Auch  bei 
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der  Erbschaftssteuer,  mitontcr  bei  inneren  Y erbraacbssteaem,  velcbe  ädi 
an  den  Prodoctionsbetrieb  anscbliessen,  dann  auch  bei  maocbea  aonittelbar 
erhobenen  Verkelirssteaem,  Begisterabgaben,  z.  6.  vom  BetiitzwediMl  fVk  Immobüiao 
erfolgt  wobl  ahi  lu  b  die  amtliche  BeoecbiicbtigaAg  aber  die  VeranLigaog  rar  Stooer 

in  dem  einzeiiun  Hostimmten  Fall. 

b)  Die  aiiitliche  Steueransage  oder  S  1  e uer vorseh  rei  b - 
u'n  c:  '  (in  dieaem  Sinne),  d.  h.  die  nnitliche  AuHorderung  des 
Zatiluncr^pf^ic  liti^M  n  zur  Zabiung  einer  bestimmten  äteuersaajme  in 
bestimuitem  Zeitpuncte. 

Sie  erfolgt  evontuell  niittekt  einfacher  Präseutaüon  der  SteaerqaiUuag  Seitem 
de«  Erhebaugsorgauü  beim  Ptlichtigen  zur  Einlösung.  Dieser  Pauct  ist  bei  a.Uea 
Steaen  w<:,eiitlich  der  gleiche.  Er  ist  wiclitig.  weil  von  da  an  die  Frist  für  Reclm- 
nmtioncn  bd  Ston  rn  ,  Uber  welche  der  Pflichtige  nicht  vorher  EU  benadttiGlitiij^eB 

war,  und  für  dif  wnkliche  Eutrichtuiig  bei  allen  Steuern  läuft. 

c)  Der  Steuerort,  d.  h.  hier  die  Bezeiehuiinjs:  der  amtlichen 
Krhebungsstelle,  an  welche  die  Abstattang  der  Steuer  Seitens  de« 
Pflichtigen  zn  erfolgen  bat,  wenn  nicht  Abholung  stattfindet 

d)  Der  Steiiertermin  (ein  Auadniok,  der  nicht  immer  von 
„Stenerürist''  nntenchiedeii  wird,  aber  werden  sollte),  d.  b.  der  Zeit- 
pnnety  tob  dem  an  eine  Stenersahlnng  saerst  fttilig  wird  nnd 
daher  regelmässig  an  zahlen  ist 

In  dieflem  Sinne  ist  der  Ausdruck  auf  alle  Steuern  anwendbar  nnd  viederam, 
wie  die  Steueransago,  wichtig  für  den  Fristenl.'tuf  der  Reclamationcn  und  der  Zahlungs- 
leitttong.  Speciell  nennt  man  auch  wohl  die  einzeluea  Zoirpuucte  für  die  Falügktsit 
der  diroeten  Stenern  im  Jnhie  die  «^tevectennine'*  der  letsteien. 

e)  Die  Stenerfrist,  d.  h«  der  Zeitpnnet,  bis  so  welebem 
na  eh  erfolgter  Steneransage  oder  naeh  Eintritt  des  Stenertermins 

die  Steuerzahlung  gesetzlieh  und  ohne  weitere  BeebtsnaebÜieile 

(Verzugszinsen,  hiialzuBi  hliige  u.  dgl.)  erfolgen  kann. 

Die  Gewährung  solcher,  angemessen  langer,  im  Interesse  beider  Thelle  aber 
niclit  m  langer  Steocrfristen  ist  bei  den  meisten  Steuern  zweckm&ssig,  billig  und  setbet 
liothwcndig,  beson«)-!'^^  rt'uh  boi  ilcn  direrten  Steuern,  dann  bei  Verkehrsstenem,  wie 
höbereo  IiDmobiliarbc!>iuwechseiabgaben,  bei  Erbschattsttteoom,  oameotlich  wieder  rou 
Immobilien,  am  die  Leiatnng  der  Zahloog  so  erleichtem. 

f)  Der  Steuercredit,  d.  h.  die  Gewährung  eines  späteren 
Zahltermins ,  bez.  einer  längereu  Frist,  als  die  gesetzlichen,  an 
oder  bis  zu  welchen  die  Steuern  zu  zahlen  sind,  und  zwar  — 
worin  der  Unterschied  von  der  Stcnerstu u d  u  n  lic^t  -  im 
Interesse  der  allgcniciueren  Erleichterung  der  Su uerzahiung, 
daher  bei  den  indirecten  Verbrauchssteuern  für  den  die  Steuer 
yorschiessenden  Händler  und  Prodncenten,  besonders  bei  Zöllen 
nnd  inneren  Verbrauchssteuern,  auch  wohl  ebenso,  wie  im  Fall 
der  Steuerfrist,  bei  gewissen  VerkehrMtenem,  wie  den  ImmobUta^ 
besitzweehselabgaben^  £rbscba(lsstenem. 

Die  Stell crcredite  sind  bei  Zöllen  und  inneren  Verbrauchsstenern  von  trrossör 
Wichtigkeit  und  leaeen  sich  prindipieU  «ach  im  t  olk  s  wirthschafUichen  lateieise  rechl* 
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fertigen,  um  üeu  mmt  während  der  Dauer  des  Steaerrorschuesds  nothwendif^on  Zu- 
schlag Ton  Zinsen  u.  s.  w.  auf  den  Steuerbetraf,  mitbin  die  veitere  Vertheuerang 
des  Stfloeiobjects  zu  verhüten,  die  beabsichtigte  Uebernalznog  zo  erleichtern.  Die 
Steaercredite  sind  eine  Conscqaenz  der  „indirecten"*Bosteuerung  in  dem  ersten 
Siünd  dieses  Worts:  als  „rorgeschossener"«  ,^u  Uberwäkender"  Steuern,  —  ein  Moment 
ron  Bedeotvng  fUr  die  Pesüieltong  und  Rechtfenignng  dieser  Terminologie ,  wonmf 
'leshalb  sclion  oben  in  der  temiiiioloß;isclion  Erörterung  hinge wicson  wurde  (§.  f»7 — 100". 
Die  solche  Credito  g-ewührcmio  Steiiervorwaltung  ericennt  in  ihrti'ti  a» ,  dms  die  Kort- 
wälzuDg  dieser  Stcueni  vorauügesclieii  uikI  beabsichtig i  wirü.  uud  eine  Termeidlicbe 
Belastung  der  Stenersabjeete,  an  welche  man  sich  zun&chst  b&lt,  unterbleiben  soll. 
Im  Sy.stcDi  r  StPiir-rrrrfüfp  f-rscheiiit  für  „indirerte"  Stenern  der  steuerpflichtige 
Kaufmann  und  Producent  deutlicher  als  sonst  in  seiner  eigentlichen  Function,  nemücb 
ala  ein  blosses  Steoererhebnngsorgao«  nicbi  als  der  reelle  Steuerträger,  dem 
man  daher  durch  den  Steocrcredit  die  Auslegung  der  Steuer  &  Conto  des  eigentlich 
zu  besteuernden  Consumcnteo  erleichtern  will.  lui  W.  ^on (liehen  sind  diesem  Credite 
diejenigen  gleich  zu  stellen,  welche  die  Monopolcorwahuug  den  Verschlui^^ern  des 
Monopolartikels  ron  demselben  G^icbtspnncte  ans  gewibrt  Bei  Grediten  fQr  Yer^ 
kchrs-,  Erbschaftssteuern  handelt  es  sich  um  -UiMli  he  (losichtspuncle  wie  bei  längeren 
Steuerfristen  dafür;  die  betreffenden  Credite  sind  eigentlich  nur  solche  ?erlängcrte 
Fristen,  etwa  mit  dem  Unterschied  des  ErfordemissM  besonderer  Sichexstellaog  ver- 
glichen mit  den  eigentlichen  oder  gewohnli«  liert  Sicuerfristeo  Und  des  Erfoidemisses, 
daas  sie  vom  Pdichtii^en  besonders  erbeten  werden  müssen. 

Bei  dieser  allgemeinen  und  principielien  Bedeutung  der  Steaer- 
credite sind  die  Orondsäize  fttr  die  Gewährung  derselben 
▼on  besonderer  Wiebtigkeit 

Uebor  die  Zollrredite  in  Frankreich  z.  B.  vg-1.  v.  Hoek,  Finanzverwaitung 
Krani^reiebs  8.  251  ff.,  meine  Kin.  III.  S.  841  .  Ober  die  Credite  bei  inneren  Steuern 
cb.  S.  605  und  passim  bei  den  einzelnen  Steuern,  über  die  deutschen  Zoll-  uud 
Steoeieiedite  t.  Aufsess,  in  Hirths  Annalen  1873,  S.  269,  und  in  desselben 
Verfassers  selbständiger  Schrift  Uber  diese  Abgaben.  Frttber  gtni  Sache  der  Einzel* 
Staaten,  daher  manche  kleine  Verschiedenheit. 

a)  Solche  Credite  sind  auf  Gruuti  allgemeiner,  öffentlich 

bekannt  gemachter  K  e  c  h  t  s  n  o  r  m  e  n   und  Bedingungen  zn 

^eben,  nicht  als  pers(inliche,  auch  in  der  Kegel  nicht  als 

localc  l'rivilegien,  wenn  auch  etwa  in  besonderer  Weise  iür 

einzelne  Mess-  und  Marktplätze  und  fttr  gewisse  Zeiten. 

Auch  ist  mrit,rii{  h^t  za  verhüten ,  dass  wegen  der  gestellten  Bedingungen  die 
Credite  thatsachlich  nur  rou  Einzelnen  benatzt  werden  können,  also  doch  factiseh 
ein  Piffilef  werden,  x.  B.  nur  für  das  ganz  grosse  GeschSft.  Völlig  zu  rermeiden 

i-it  eine  solche  Bej^ünstigung  nicht,  da  ganz  kleinen  Kaufleuten  und  Fabrikanten  mit 
Klicksicht  auf  die  Weitläufigkeiten  «,  s.  w.  für  die  Verwaltung  nicht  wohl  ein  Credit 
gewährt  werden  kann,  lu  Deutschland  ist  die  Creditiriinp  von  einer  bestimmten 
minimalen  j&hrlichen  Abgabeentrichtung  abhängig,  bei  Zuiien  meist  2000  Tblr.,  bei 
der  Salzsteuer  1000,  bei  der  Rranntweinsfener  t'OO  Tblr.  Maximum  dea  panzen  Credits 
richtet  sich  bei  Zöllen  nach  der  Zollzahlung  des  Vogahrs.  —  Maximalcrcdito  Einzelner 
bei  den  Ueiiiersii  A«ntoni  la  Frankreleh. 

ß)  Eine  Siebe rsteilung  fUr  den  benntzten  Credit  kann 

durch  Pfand bestellnng,  Bürgschaft  erfolgen.  Reine  Personalcredite 
brauchen  aber  nicht  ganz  ansgeschlosseu  zu  sein. 

Zweck müsMK  kann  oa  sein,  die  Ülcuerschuldner  Wechsel  ausstellan  oder  von  der 
Stcuen  erw^lrong  auf  sie  gezogene  fon  ihnen  acccptiren  zu  lassen,  um  anf  diese  Weise 
nach  Bedarf  mittelst  Disrontirung  dieser  W<  i  hsel  die  nnssteb-  nde  (ieldsnmme  PventuoU 
leicht  flüssig  machen  zu  können.  In  Frankreich  ZoUcredit  auf  Wechsel,  zahlbar 
am  Standen  des  EinnebD«»  oder  des  UauptzoU-  oder  6eaoialeinnehneis,  an  den  die 
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Abfahren  geleistet  verden,  otJer  in  Paris  zahlbar,  bereits  acceptirt  und  veoigstena 
mit  elaem  Oiranten  Tenehen.  oder  wwlgitans  dindi  swel  SoUdaroQrg«!!  sicher  fetteOt 

(Debcr  das  Verfahren  bei  Wechselprotesten  s.  t.  Hock,  S.  252.)  —  In  Deutsch- 
land meist  Sicheretcllung  dtirrh  Wechsel,  Staatspapiere,  die  deponirt  worden,  Hypo- 
theken n.  dgl.;  doch  l^un  auch  Sicherstdiung  ganz  oder  theilireise  erlassen  verdea. 
(Anfaess  a.  a.  0.  8.  372.) 

y)  Die  richtige  Dauer  des  Credit«  ist  im  AUgemeioen  nach 
der  Dauer  der  Prodaetion  oder  des  Abaatiei  dee  Steoerobjeets 
und  der  Erzielong  des  Erlöses  dafttr  an  bestimmen,  daher  naeb 

Dnrch  Schnitts  Verhältnissen,  wobei  freilich  eine  ungleiche  Be- 

liuiidiuiig  der  tiiuzeluen  Steucrdebitoreu  liicht  ^auz  zu  vci 
meiden  ist. 

Längere  Credite  alt»  nach  dicaer  Kegel  stud  eine  reelle  VeruiUKicruug  lies 
Stencrsatzea,  welche  zwar  durch  die  ConcorrcDZ  der  SteiieMcluüdDer  den  ConamMiitea 
zn  Gute  liomraen  kann,  aber  mindestens  anzweckmüssiK'  erscheint  Ki^  hti^rcr  wiit 
dann  eine  Herabsetzung  des  Steuersaues  selbst  Kurxere  Credite  sind  eine  reelk 
Erhöhung  dee  S(eaenat2ea«  im  Allgemeines  um  den  Zinsbetrag  filr  die  Steuer  tom 
Ablauf  des  Credits  au  bis  zum  Zeitpuuct  des  Erlöses.  Sie  widersprechen  dem  Zweck 
des  Steuerorerlits.  Auch  hier  verdiente  die  förmliche  Erhöhung  des  Steaersatzes  den 
Vui/ujif.  In  I'r an  k  reich  viermoualliche  Zailcredife.  Daaelbst  früher  auch  iVs*» 
Jabresrabatt  far  sehr  grosse  ZuH/.ahler.  (v.  Hock,  251.)  —  In  Den  tscb  1  an d  bei  den 
Zöllen  frulK-r  8 — tl,  in  öinzclni-n  Staaten  selbst  bis  9  und  12  Monate  Credit.  Maximal- 
frist  durch  Bunda8nithbbe:>chluss  ?ou  2.  Juni  1869  vom  2.  October  187ü  an  3  Monat«. 
Bei  Bubensockemtener  froher  9,  nach  demflelbeii  BescMim  rem  1.  8q»taBber  1M9 
an  6;  für  Salz  anfangs  3 — 6,  seit  1S68  3,  bei  Branntwein  Heit  1SG9  6  Monate.  (Anfscss 
S,  273.)  Je  h<^her  die  Steuersätze,  desto  nothwendig^er,  wie  t'redite  überhaupt  so  aoch 
richtige  Läri^e  der  Credite.  Bei  Rolibtofi  l>esteueruiig  zumal,  weil  hier  bonst  gleich 
das  Betriebskapital  durch  die  Steuerzahlung  veimiadeit  wild;  bei  den  neaeraB  hohe» 
Branntweinfabrikatsteoern  wegen  der  hohen  Steaer. 

^)  Eine  Verzinsang  des  in  seiner  Dauer  richtig  bemessenen 
Steuercredits  widerspricht  eigentlich  ebenfalls  dem  Zweck  desselben 
und  mttsste  daher  unterbleiben.  Wird  sie  dennoch  verlangt,  so 
kommt  sie  eben  doch  einer  reellen  Erbtfhnng  des  StenenatuB 
gleich. 

In  Frankreich  wurden  1875  die  Zoll-  und  Steuercredite  vorzinilleh  gemacbt 
«od  der  früher  bei  Baanahioog  gewährte  DiBcont  anfgohobeft.  (i'^in.  HI,  a.  a.  0.) 

§.332.—  2  An  Ordnungen  nnd  Maassregeln,  welche 
sieh  auf  die  i^rhebitng  der  Steuer  selbst  beziehen. 
Hierhin  geboren: 

a)  Bestimmungen  tiber  die  etwa  erforderliche  Legitimation  dci  die  ZaUmc 
fordernden  Erht'bungsorpans  gegenüber  dt  in  SteuerpflichfiL'-<'n. 

b)  Bestimuiungen  über  die  Form  d«r Xrhubung^,  Uiunuaiiicb  über  die  schon  et- 
wähiitL  (§.  320)  Form  der  Abstattvng  und  der  EiBxiehung  und  aber  die  Ar 

lieide  ^^eltend'*Ti  Vfiruien. 

c)  B<»uiuiuuugen  Uber  die  rechtsgil tige  Form  u.  s.  w.  der  Steter* 
qnittungen,  tlber  das  Amt  oder  die  Person,  welche  und  die  Welse,  wie  dieseibes 

sie  auszustellen  haben  (Versefaensein  mit  dem  Cassen.stempel,  Erfofdendn  der  ChMr* 
achrift  eines  oder  mehrerer  besficnmten  Benmten  ii.  dgl.  ui.i 

Alle  diese  Bestimmungen  sind  möglich^kt  einfach  and  leichtrerständlicb  zu  treffei 
und  den  Stenerpflicbtigeii  mflglichst  sicher  zur  Kenntniss  zn  bflncen. 

ho  Uebrigen  ^enOsrt  es  hier,  auf  das  Hezuf?  zu  nchm^u,  was  indeB§t  S2ft'-3t!i' 
Uber  die  Erhebung  und  die  Urgane  derselben  gesagt  wurde. 
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§.333.—  3.  Anordnungen  nnd  MaaBsregeln  bei  ans- 
bleibender  Stenerzahlang. 

Hierher  geboren  einige  in  n&herem  Znsaninienbang  nnd  in 
einer  bestimmten  Beihenfolge  nnter  einander  stehende  Panete^ 
welche  hanptsSebKch  die  directen  Stenern,  tibrigens  anch  alle 
anderen  nicht  sofort  und  unbedingt  gleich  bei  oder  unmittelbar 
uacb  dem  Veranlagungsact  zahlbaren  Steuern  betreffen. 

Bau  I,  §.  2bl  Uber  Ans&t&ode.  Sleio,  4.  A.  I,  534  ff.  —  Das  Emzobe  und 
die  BestiiiiDiingefi  des  posItlTeo  SteoeTreohts  gehCieD  iD  die  specielle  Stenerlehre. 
Im  dritten  Bande  finden  bich  die  bttQglichen  Angftbfln  AAiiMiidiflh  Ittr  Fraak reich, 

f-inzeliKs  ;iucli  für  England.  —  Hauptbestimmangcu  Ober  die  zwangsweise  Ein- 
hebung der  directen  Steuern  in  Frankreich  vom  17.  Bnimaire  V  und  Reglements 
dazu,  jetzt  ein  Gesetz  roa  187T  (r.  Heek  S.  164,  seine  Fin.  III,  S.  480).  ^  FQr 
England  z.  B.  Uber  die  Execution  Itii  d<^r  Land -tax  s.  finrist.  englisches  Ver- 
waltODgsrecht ,  2.  A.  II,  791.  —  In  Preussen  im  Wesentlichen  gleichlautende  B*»- 
Stimmungen  über  die  „exccutivische  Beitreibung  der  directen  (auch  der  Gemciiidc  ) 
nnd  indirecten  Steue  rn  i unter  letzteren  die\\'eKL'-,  Brucken-,  F&hr-,  Waage-,  Krahu- 
jrelder,  Canal-,  SchiüTahrfs-.  Schleusen-,  llafi  nabgaben  u.  a.  m.)  und  mdere  öffflniliche 
Abgaben  und  Oeftile  (Eisen bahnabgabeu ,  Bergwerksteaer),"  für  Rheinland  ron  lb43, 
Westfalen  Ton  1845,  tetUcbe  FrMlaten  m  I8&S  nnd  die  neaen  Provinxen  rom 
22.  September  1867;  jetit  die  Veiordnnng  fom  7.  September  1979. 

a)  Die  Stenermahnnng,  d.  h.  die  naoh  Ablauf  der  Steuer- 
frist  erfolgende  amtliche  AofTordernng  aar  Steaeraahlnng  nnter 
Androhong  von  im  Fall  des  ferneren  Aasbleibens  eintretenden 

Zwangsmaassregeln  und  eveutnell  Strafen.   Sie  kann  bereits  selbst 

mit  kleinen  „Malingcljührcn"  und  d^H.  verbunden  sein. 

Beispiel,  in  KrankiL-ich  „hoiumatiun  i^utuitu",  tuindcätetiA  acht  Tage  vur 
jedem  Kosten  verursachend«  n  Schritt.  In  Preussen  Mabnnng  snr  Zahlung  binnen 
n  ht  Tafffn  und  Exocution^ankundiV^iiri;;  durch  den  Executor,  bereits  mit  (i>;bilhran 
von  l—'t^Lügr.  iVerordnnng  von  lbG7  9,  10.)  —  In  fiatern  acht  Tage  nach 
Yerftll  Atufordening  tnr  Zahlung  binnen  fieizehn  IVigen  bei  Vermeidung  der  Ezeention. 

b)  Die  Slcuerstuudung,  d.  h.  die  Gevvilhrung  einer  weiteren 
SteuerfnRt,  nach  Ablauf  der  allj;emeinen  geset/liebcu  (eveotaell 
auch  deü  Steuercredits)  w e  ^  c  n  a  u  e n  b  1  i c k  Ii  e Ii e r  Zahlung«- 
nnfähigkeit  oder  momentan  zu  schweren  Steuerdrucks 
in  Folge  von  Verlusten  an  den  Stenerobjecten  n.  s.  w.  des  äteaer- 
Pflichtigen,  bez.  des  Steuerschuldners. 

Sic  kommt  namentlich  bei  directen  Stenern  vor,  im  grösseren  Umfang  bei 
allgemeinen  NothstJüideo ,  z.  fi.  bei  MistturuteUf  Uebcrschwemmungen  hiusichdich  der 
Personalstenem  kleiner  Lente,  der  agmriselien  Gnmdetenem;  in  einzelnen  FiOen 
wogen  individueller  Umstände.  Die  Vorau^M  der  Gewlhrung  einer  Stundung  ist 
tTf'n.inf.ste  amtliche  Cntcriuchnng  des  einzeluuu  i'alls,  um  den  wirklichen  (itund  der 
auableibcudcu  ZaLIuug  lU  ermiildu.  Hier  kommt  es  bobunder»  darauf  aji,  bu:>eu 
Willen  und  grobe  Fahrlässigkeit  von  UnvormOgen  oder  nbenniwlgem  Drack  zn  unter« 
scheiden  nnd  nnr  letzteren  Falle  die  Standung  zu  gewihron. 

c)  Stenerabsehreibnng  (Stenerniederschlagnng)  ist 
die  Streiehnng  einer  Stenersehnldlgkeit  ohne  erfolgte  Zahlung  ans 
den  Bttehem  n.  s.  w.  der  Stenerverwaltnng. 
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Sio  kann  vvgeu  üueiubriaglichkcit  einer  an  und  fOi  &icb  richtig  b«s(immto-} 
Steversrhuliligkeit  «dttr  wtgtn  IrrthQmlicher  Ansetzung:  der  letzteren  erfolgen.'  Im 
pfstcn  Tall  kann  man  wohl  -^p  ■^i-^ll  den  Ausdruck  ,,  S  t  u  e  rn  i  e de  r  s  c  1»  1  a k  u  a  g * 
oder  n^tcQornacbl&»i>"  aiiwcuUca,  in  beiden  Falleji  oiiuwea  die  Beding oiig«i 
Ihr  die  AtMchraSVong  genao  forgcschrieben  sein  und  ent  nach  deren  nmAgtmimmm 
Eintritt  darf  sie  stattfinden.  Beispiel:  Baierisches  Gesetz  tlber  StcacrnachlSsir 
rom  1.  Juli  ISDl  Roi  Emteausfall.  '/^  Vichvorlust  ond  in  Ähnlichen  Fillisa  A>- 
^proclt  nur  Kj.chlais>  au  der  fJrnndstpncr.    (Pflzl.  Vprwahun^r*»cbt,  S.  ."»sä.'» 

(1)  Steuerve rj  ii  Ii  r  11  n  g  ist  die  gesetzliche  Frist,  rtnrh  deiTc 
Ablauf  (ine  fällige  Stcucrncbuldigkeit  auch  ohne  Zahlung  oder 
ausdrückliche]]  Erlass  erlischt  Ein  kurzer  Zeitraam  dafür  empfiehlt 
sieb  aus  verschiedenen  GrUnden. 

B(,'ihj)i  Iii:  In  Frnnkreirli  Vcrj&brurifr  der  directen  Steaem  in  drei  Jahre«- 
UuterbrcchuDg  der  Verjährung  nur  durch  £ialcguog  von  Strafbotea  und  strengere 
Mnntfiegeln  (r.  Hock,  S.  106).  Bei  Enredttreaentinbftlien  Fristen  von  V«,  1.  2 
5,  10  und  30  Jahren.  (Eb.  S.  192,  Kin.  III,  538.)  In  rreussen  Verjährung  dri 
zur  Hebung  gesteiltoii  dircrten  und  indirecten  Steoeru.  di.  in  Kückstand  bliobon,  n-icl 
Gesetz  vom  IS.  Juni  ib4U  b  in  vier  Jahren  vom  Abiaul  des  Jahrs  an,  iu  das  dt: 
Znblongsturmin  flUt  Unterbncliang  der  Veijihrang  dmcli  eiinaiene  Attfibideninf 
znr  Znlilnng,  ExeenÜonsreifilgiing  and  Stnndang. 

e)  BehandliiDg  der  Steaerreste. 

Steuer  feste  oder  Rttekstftnde  (AnsstHode)  sind  die  nach 
Ablauf  der  SteoerfHst  oder  des  »Stenereredits  nobesahlt  ge- 
bliebenen BteuerbetrMge.   Sie  eben  geben  die  Veranlassung  zor 

GcwäbruDg  etwaiger  Stund uiig  uud  bilden  sich  dann  vornemlich 
nii»  solchen  gestundeten  Iktrilgen.  Es  gehören  dAhiü  aber  natör- 
li(  Ii  auch  die  trotz  versa^^ter  Stundung  oder  Uber  letztere  hinaus 
au8^ebliel)eneii  mid  f')>enso  die  trotz  angewendeter  ZwiHitcsmaas«?- 
regeln  nicht  eiubriuglich  gcweseneii  und  noch  nicht  abgeschriebenen 
Posten. 

Solche  Stcuerreste  ergeben  sich  am  Leichtesten  bei  den  directen  Stenern,  besonders 
bei  solchen,  welche  die  anbemiiteltaren  Ciassen  zu  entrichten  haben.  Bei  den  indirecten 
VerhmnclisBtensni  hletea  sich  sieberefe  «od  sofort  viifanpe  Xittol,  vie  s.  B.  Bo- 

srhla^nahme  der  Waaro  l<'ini  Zoll.  Itei  {;(wibj.en  inneren  Verbrauchssteuern  (Tabak). 
Kückstände  zu  vermeiden  und  bei  den  Stouorcrediten  kann  sich  die  Vciw&ltung  erentneli 
von  vorneherein  geuageude  SichersteUuug  uud  Deckung  verschaffen.  Bei  den  Veritehm- 
steacm  sind  die  Reste  Folge  gir  nicht  oder  nnzoieicbend  gedeckter  SteaerfUsten  oder 
Steuere  red  ite. 

Stenerreste  ^ind  natürlich  fttr  die  Steuerverwaltung  in  bobem 
Maasse  lästig  nnd  stOrend,  aber  aoch  für  den  Pflichtigen  nach- 
theilig. 

Die  Bederkungr  des  Uedarfs  wird  unsicher,  die  Verrechnung,  die  Stundungv 
regelung.  die  Eintreibung  der  iieste  macht  Muhc  und  Kosten  und  leicht  fällt  dabei 
viel  Odium  auf  die  Vorwaltung,  ein  Umstand,  mit  dem  auch  in  politischer  Hinsicht 
zu  rechnen  ist.    Aber  die  Anhäufung  von  Steuerresten  verschlechtert  auch  die  v||^ 

Bchaftliche  Lage  des  Pflirlitiiren .  seinen  Credit  norb  mehr  und  seine  Fähigkeit  m 
Zahlung  d»jr  immer  wachsenden  Stent-rschuld  wird  nur  zn  leicht  um  so  geringrer. 

Da  es  sich  einmal  um  zu  Kechte  bestehende  Verpäichtungeu 
handelt  und  um  wichtige  öffentliche  Interessen,  da  iemer 
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wenigstens  Ini  einem  riclitigcn  Steuersystem  auch  niclit  oline  Wei- 
teres Billi^keitsgrUode  iiir  die  milde  Bebandlnog  des  Steiierscliuld- 
ner.H  geltend  i^emaobt  werden  können,  so  macht  die  Begeiung  der 
Rückstände  manche  Schwierigkeiten.  Ohne  Compromisse  zwischen 
dem  durch  den  Fiaeas  Tertretenen  GemeinBchaflto^  aod  dem  fiinsei* 
intereese  gebt  es  nicht  immer  ab. 

Früher,  7or  dem  19.  Jahrhandert,  seit  der  ÄQsbUdang  dm  Steoerwetai»,  be- 
sonders iu  17.  üDd  18.  Jahrhundert,  sind  die  Z^'^'i^smaassregeln  gegen  Stenerrack- 
sUtiidigd  Öfters  hart  gewesen  und  Manches  davou  hat  «ich  hia  in  die  neuere  Zeit 
«riiahMi.  GbarMteristiidi  v»  der  Verienf  der  Dinge  wftbrend  der  ersUm  fnunAotaehM 

Kevtilution.  Bei  dor  Wiederherstclliiriir  diT  politischen  und  finanziellen  Ordnanq^  prrift 
mau  wieder  zu  strengen  Maat^regein  ^li»Oa,  s.  Fia.  Iii.  SSb.  480).  Später  ist  dann 
hier,  wie  in  anderea  Lindem  doch  einige  Milderung  im  Zwangsverfahren  und  seinen 
einzelnen  Maaaanahineii  eingetreten  (französisches  Gesetz  von  ls77  Uber  Beseitigung 
des  Instituts  der  „Sfeuereinlicger',  Fin.  III,  IMO).  S.  als  Beispiel  das  französische 
Verfahren  b«i  directen  Steueriesten  (Fin.  Iii,  §.  182)  und  die  oben  genannten 
prenstiieehen  Bestinmnogen. 

Die  riiliti^e  uiiii  jetzt  meist  in  unseren  Staaten  Übliche  Behand- 
lung der  iieste  ist  etwa  die  folgende: 

a)  Es  wird  zunächst  wieder  der  vorliegende  Fall  sofort  genau 
untersucht  und  nach  dem  Ergebniss  Stundung  oder  abermalige 
Stundung  oder  bei  nur  partieller  Unvermtfgenheit  Theilzahlung 
und  Stundung  des  ttbrigen  TheilB  oder  ein  sogenannter  Nach  las  8 
an  der  Steuerschuld  gewährt 

ß)  Erscheint  der  Grad  des  l'nvermöp^ens  so  gross,  dass  die 
Zwangsbeitreibung  zu  hart  oder  doch  niuthniaasslich  ohne  Erfolg 
bleiben  wird,  oder  bei  ihrer  Vornahme  ohne  Erlolg  geblieben  ist, 
so  erfolgt  die  Niederschlagung  oder  Abschreibung  der 
Steuerschuld. 

Sic  «sollte  im  Interesse  heider  Thcile  nicht  zu  Iang:c  (nur  für  eine  zu  beatimnicnde 
massige  Maximalfrist)  unterbieibeu.  l>ie  lange  Furtfuhrung  von  Kesten  macht  nur 
zvedkioie  Molie  ond  Ketten  und  bildet  doch  meist  nur  ein  flcttres  Actinim  de«  Flscnt. 

y)  Andernfalls  tritt  „zur  zwangsweisen  Eintrei bung  der 

»St'jueru  Olli  gesetzlich  geregeltes  Vcilahicii  uiiL  einer  ionbchreiten- 
den  Steigerung  der  Zwangsmittel"  ein  (Kau). 

Die  noch  heute  üblichen  Zwangsmittel  sind:  Mahnung  mit  Strafgebuhreo ; 
ExecatioD  mittelst  Pflndnng  beveglicher  Sachen  dei  8choldnen  (anter  Schonang 

gewisser  Artil  «  !  i  s  nothwcndigen  Trebens-  und  Gew<  rlr^iedarfs);  Rcschlagnahmo  von 
ausistehendeii  i  urdcrungen  des  Schuldners;  äussersteu  i' alias,  aber  selten  und  auch 
wohl  ganz  aufgeschlossen.  Erzielung  der  gerichtlichen  Subhastation  von  Immobilien. 
Die  gepfändeten  Objecte  werden  öfionttich  versteigert  und  ein  Ueberschnss  dem  Kigen- 
thamer  zurückgegeben.  Für  die  Steuerre<^tc  sind  aber  . im  Princip  ?om  Ablauf  der 
Sleuerfrist  an  Verzugszinsen  zu  berechnen.  Die£inlegung  ron  Steaerboten  in  die 
Wehnong  des  Schnldnen  mit  Zahlung  reo  Qebabren  na  jene  oder  Iholiche  llaassregeln 
wenlen  nls  zu  hart  und  gehässig  mehr  und  mehr  beboitigt  (Frankreich).  Deberhaupt 
zeigt  sich  die  Neignnp,  das  Steuerexecu  lionswt's.-n  nach  den  (Jrundsfltzen 
der  CivilprucestiorduuugüU  Uber  Ffütidung  zu  iogelu  {n.  preuHsischefl 
Aufiduimgigeeett  fw  denlMnon  GirUpfoeeMoidAnng  fem  24.  Hirt  1870,  §.  14  and 
A.  Waf  nat,  nnaaiwtanaMhBfl.  II.  1.  Aatt.  fiO 
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dm  die  «efctm  genaante  Terofdamg'  von  7.  September  18T9  VeCnIted  äm  Ter- 

WaltOD^zvangsverfahreD  wegen  Beitreibang  von  Geldbetrligen. 

Beispiel:  In  Frankreich  früher  (bis  1S77)  oach  der  Mr\hnnng-  ronäcb?« 
«gamUon  coUectif":  Eiolegnng  eines  Strafboten  auf  kosten  aller  6teuer!»cbiildaef 
der  Oemebide,  faOchstene  lehn  Tage:  fodenn  eveetnell  nMh  drei  Tagen  „gsmine 
individuf«!",  bei  Rückständen  aber  40  Fr.,  auf  Kosten  des  einzelnen  Schuldn-r», 
hdchateiiü  zwei  Tage;  darauf  and  bei  kleineren  Beträgen  Droboog  der  Pfindung  und 
Beschlagnahme,  wenn  nicht  binnen  drei  Tagen  gezahlt  wird,  dann  Pfändung  der 
Mobilicn,  Effecten,  stehenden  Früchte  and  VeräasseniDg  dM  Pfknds  aecli  acht  Tagoi. 
Frei  AclerwerlzcDce.  Arboit9thier<^,  Ilandrerkszeug:,  Samoricptreide,  nothwendige  Beiter. 
und  Kleider,  Uoterricbta*  und  Uüfsbücher.  Vorgehen  wie  bei  gerichtlicher  fTiodong. 
Deich  Qesect  von  1A77  ist  die  „ledlrldaaleliiqaartierung"  beseitigt  woidecu  —  ik 
Preossen  waren  nach  dem  bis  1879  geltenden  Recht  nach  der  Mahoong  die  gt- 
setzlichcn  Zwanps mittel:  PfSndtinpr  (wovon  jrenau  bestimmte  einzelne  Objertc  ao«- 

ScschlosHcn\  diu  in  der  Regel  /uiiücb^t  vürzunchmcu;  Beschlagnahme  der  Fruchte  auf 
em  Ualm  und  der  gewoneeiieD  Prodacte  and  Febrikaie  enf  den  Berg-  imd  Httttes'- 
werken ;  Reschlii^niahme  der  ansstebonden  Forderunfren ;  Sequestration  ond  Verpachtung 
nach  Maassfcabe  der  Ordre  vom  25.  Docember  1H2Ö;  Subhastation.  Letztere  beide& 
lUaatregeln  aber  erst,  wenn  auf  andere  Welle  Iteiae  Zahlong  tn  erlangen  ist  (V.-O. 
Ten  1807  §.  11).  Setiaestration  and  Sobluutetion  ist  bei  dem  competenten  Gedcit 
m  beaniraj^nMi  (t;  S.  jetzt  Verordnung  ?on  1879  §.  24  ff.  —  Auch  in  Baiern 

erat  zuletzt  das  linaiobiliarTennOgen  in  Ansprach  za  nehmen.  —  Stein  ^4.  A..  »3^] 
empfiehlt  bei  Hegeren  RttclMtinden  einen  gesetdldten  progressifen  BttckatuidB- 
zin>fiiss.  In  nesterrcicb  nnd  ünparn  sind  n  °  o  Ver/uj^/.insen  zu  zahlen.  GegtMi 
böswiiiiffe,  aber  nicbt  unvermOgende  Scbuidner  ibt  in  Preossen  (genannte  V.-Ü. 
Ton  1S67  g.  2)  eine  Strafe  bis  lOÜ  Thlr.  oder  Pertionalarrest  bitt  fier  Wochen  gestattet. 

Genaue  Bestiuitn  11  ngen  Uber  die  Verrecbnnnf  eingehender  Reite  nit  Ttennviig 
der  JalurMdieoste  sind  für  das  StaatnechnnnfnrcMii  goboten. 

Die  Statistik  der  Stenerreste,  ibrer  Orlltclien  und  seitliolieQ 
BewegQog,  im  Ganzen  und  naeb  den  einzelnen  Stenerarfen,  ist  in 
mebrfaeber  Hinsiebt  belebrend. 

In  gewMinlieheii  Zeiten,  wo  die  Steaererhebnnf  ordentlich  fengiit  (Kii^^  mnd 

RefolutionsT-Mf  n  eignen  sich  nicht  für  diesen  Vfjrgleich,  sinil  nb  r  jionst  bcacliteii>- 
werth),  deutet  die  Bewegung  der  Steuerrcste  auf  die  wirtbscbafiltcho  Lage  der  Steoer- 
tabler  und  anf  den  grosseren  oder  geringeren  Druck  einer  Steuer  nnd  der  ganzen 
Besteuerung  hin,  worans  Fingerzeige  für  Steuerreformen  zu  entnehmen  sind. 

Einige  Daten  bei  Rau  I,  §.  287  Note  a.    Die  badischen  AnsstHnde  an  alien 
Steuern  und  Gebühren  waren  in  der  characteristischen  Periode  IbAb — ö6  0.59, 
1.18  (1847  Tbenerong),  3.8  (1-848  politische  Bewegung),  5.57  (1840  Anftlaiid),  5.14. 
2.05.  1.7'.>,  1.6S.  1..12.  0  02.  0.9S''„.  —  üeber  Frankreich  s.  die  Daten  über 
Jabresschluss  rUriständige  und  anderseits  im  Voraus   bezahlte  Katen  der  directec 
Steuern  in  Fiu.  III,  S.  434.  —  Colossaie  Kücksstände  neuerdings  in  Ungarn:  £ade 
1872  ao  diiecten  Steuern  82,097.432  fl.,  Zunahme  In  1S72  3,799,929  ß.  bei  Vot^ 
anschlaff  ron  44,818.42  J  fl..  an  Taxen  und  Gebühren  (Kechtsgebubren)  16,027.687  fl 
Rückstände.  Zunahme  in  lb72  1,436.220  A.  bei  10.822.100  1  Ertrag  und  11.115  MilL  A. 
Toiaoacbbg.  (E.  Hern,  Ungaxtelw  Fhiandage,  1874,  S.  31.) 

§.  334.  —  4.  Anordnungen  und  Maajjsregelü  bei  irr- 
thumlicher  oder  unrichtiger  Veranlagung  und  £r- 
bebung  von  Steuern,    lic  (  himations  wesen. 

Fehlt  bei  Kaa  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  ganz.  Scharfe  Erörterung  vol 
Stein,  4.^A.  I,  587 ff.  Tom  finanzrechtlichen  Staadpuncto  aus.  Im  3.  Absclmiu 
seiner  „Steuenrerwaltang*\  d.  h.  nach  der  jBteDerrertheilong"  nnd  der  ,.SteMi^ 
erhebung",  behandelt  Stein  hier  die  „Steoerrechtspflr^ge"  im  Zissnmmenhanjr 
und  hier  in  drei  Unterabschnitten  das  „Steuerklagerecht  und  seine  (jrundiagc,  das 
bfiig«riidie  ObligatiooenrediK^,  daan  daa  JSteQerbeschweidefeehf*  (SdhltniiigBl»«. 
•chirerde  and  ihre  (SnudiltMl,  endlidi  das  JBtaaeiitn&Mhl''.  Li  dieten  foiirallliebea 


Digitized  by  Google 


777 


Paitfeen  erfol|[;:t  elfte  Aavendnog  der  «Ufemeinen  Kategorieea  dei  rerfassan^mässigeQ 
Venr&Itangtirechts  «nf  das  Gebiet  des  Steoerwesens :  im  Prlncip  ganz  richtig,  weaa 

man  Stein 's  hier  aIs  .  bekaDnt  yoraaszusetzende  AafTassang  dieser  Puncft^  in  seiner 
grossen  Inneren  VerwaltannJehre  als  im  Wesentlichen  zntreffend  anerkennt«  wie  ich 
es  dme,  und  in  der  AasffllirsBg  n.  E.  elMiiiklls  im  Ganzen  richtig*  Nementücb 

ist  Stein  in  seiner  Beurthoilung  der  deutschen  und  Österreichischen  Steuer- 
rechtsptiegö  wohl  durchaus  beizostimmcn  und  dio  zurückgebliebene  Entwiclclong  zu 
bedanem,  ironach  m  ciucr  klarou  und  uubediugteu  Anerkunaung  dor  Zulassung 
des  Rechtswegs  oder  zur  Gewährung  eines  eigentlichen  SteaerltUgerechte  ror 
♦I'-ii  ordentlichen  ^lorichtshöfen  bishor  nnr  in  beschränktem  Maasse  gekommen  ist  nnd 
wir  in  der  Hauptsache  nur  ein  Steuer bescbwerdorecht  an  Yeriraltuugbbehördeu 
besitzen  (t.  besonders  Stein,  4.  A.  I,  640— (45;  5.  A.  II,  U  463  -495,  mit  der 
Tergleichnng  der  Stenerrechtspflege  Englands,  Frsakreldis,  Itslieos,  Deutschlands, 
Oe-sttTr^'i'^hs .  und  mancherlei  An^i^aben  der  älteren  und  neueren  Literatur).  Diese 
iiiugc  Uiiugeu  aber  wieder  mit  den  allgemeineren  Fragen  tlber  das  Wesen  der  ?er- 
fftssnngsniissigen  Tenraltnng  nod  Aber  des  VerliUtniss  der  riehleTllchen  und  idnlni' 
strativen  Thätigkeit  überha'ipt  zusammen,  worauf  hier  nicht  näher  eingegangen  werden 
kann.  Vgl.  darüber  Schoiitl,  diu  Gruadiagcn  der  Verwaltuiigärcchtspilege  im  con- 
Btitationeli  monarchischen  Staate,  Stuttgart  1878,  z.  B.  S.  82  ff.,  womit  ich  Qberein^ 
stinnie» 

Für  meine  Behandlung  der  I'uncte  im  Text  ist  der,  Charactcr  meines  ganzen 
Werks  als  eines  nicht  finanzrechtlichen,  sondern  finanzwissenschaftlichen, 
w<dcbes  die  Frsfen  eis  öltonomlsch-technisehe  Zvednn&ssigkeitsfragen  aafffosst,  ferner 
hier  in  der  „alliremcinen  Stcuerlehro'*  die  Beschränkung  auf  eine  wesentlich  nur 
|irincipielle  Er'rternng^  maasstrebend:  daher  die  Abweichung  in  der  formellen  und 
luaterielien  Behandlung  von  6teiii  auch  bier,  auf  den  ich  mich  indessen  gerade  hier 
für  die  ferwaltungsrechtliche  Seite  spcciell  beziehe. 

Ucber  England  s.  Gneist,  » n -Iis  h  s  Verwaltungsrecbt.  2.  A.  IT,  i^.  <'1  und  fi3, 
bicuererhebungsrecht  der  Grund-,  Einkommensteuer,  asseeeed  taxcs,  daun  iur  Zölle, 
Accise,  Stempel  and  Postregal.  S.  780  ff.  Yocke,  britiscbe  Stenern,  Anhang.  Ueber 
Frankreich  s.  die  Werke  Uber  Venrsltnngsrecht  und  die  betreffenden  Artikel  in 
Block 's  dictionnaire  und  Say's  dictionnaire.  In  Kurze  das  Beztjgliche  in  Pradier- 
Fodör^'s  prcc.  de  droit  admiuistratif  (z.B.  7.  ed.  l!!j72),  so  für  die  directeu  Steuern 
S.  380.  Eingehender  (nscb  Stein,  4.  A.  S.  642  citirt):  A.  Chanfesn,  cedo  d*in- 
straciion  administratif,  3.  id.  II,  p.  12S  fi'.  Meine  Fin.  III,  passim  bei  den  Steuer- 
grappen,  besondere  §.  181  (Keclamationswcsen  bei  den  directcn  Steuern),  §.  212 
(Enregistrement,  Stempel).  Vignes,  traitc,  bei  den  Steuerkategoriecn.  Beachicus- 
worthe  Verschiedenheiten  bei  dirccten  und  anderen  Steuern  (Fin.  III,  S.  427,  510, 
605).  Vgl.  auch  (incist,  Hochtsslaat,  2.  A.  1879,  S.  184,  :}45.  Ueber  deutsche, 
besonders  preussische  Verhältnisse  Gneist,  ebcndas.  S.  135  ff.,  220,  309,  derselbe 
Yerwmhungs-jQstiz  n.  s.  w,  8.  321  ff.,  v.  BOnne,  prenssisches  Stsalsracbt,  3.  A.  I, 
1  Abtb.  S.  28(».  4.  A  I,  504  Uber  die  Znlissigkeit  des  Rechtswegs  in  Bezog  auf 
Öffentliche  Steuern  und  Abgaben.  Die  Rechtsnormen  im  Allgemeinen  Landrecht 
8.  78.  7<j,  Tit.  14,  Thl.  II  und  Verordnung  vom  26.  Deoember  1808.  3b,  41: 
Anssdilnss  des  Processi),  nur  Beeebwerdeveg  in  Betreff  der  Veranlagong  nnd  Prt- 
ynration.  Erfiirnunsr  d«  s  Rechtswegs  in  gewissen  Fällen  n  ich  (Jesctz  vom  24.  Mai 
1861:  Klage  auf  Erstattung  des  Gezahlten  binnen  G  Mouatcn  gestattet,  weil  ein- 
zelne Forderung  früher  getilgt  oder  vcrjähn  sei;  dsgl.  Klage,  wenn  die  geforderte 
Abgabe  vermeintlich  keine  „onentliche'',  sondern  auf  einem  aufgehobenen  PrivatrechtS- 
verhältniss  lieruhende  sei;  en<H!r}i  Klage  in  Fällen  der  Stempels?"'!<Tn,  auch  binnen 
C  Monaten.  Die  neueste  preusaische  Gesetzgebong  über  Selbstverwaltung  hat  auch 
VerliiltniaM  der  Reetemetlonen  in  Stenetsaeben  berOiirt,  indem  die  KreissnsschilMe 
in  Betreff  der  Einschätzungen  der  Kreis-  und  Gemeindesteuern  hier  als  Reclamations* 
Instanzen  lungiren  (vgl.  preussisches  Gesetz  vom  26.  Juli  187t>,  §.  65).  Viele  ein- 
zelne Stenergcsetze  iu  Preusseu  und  in  den  anderen  deutschen  Staaten  treffen  gleich- 
zeitig Bestimmungen  Qber  die  Beclsmstionen  in  Betreff  der  Veranlagung,  wofttr 
bei  <\<'n  i  i  rccte  u  Steuern  Öfters  Com  m i  s  j»i  o  n  ea  der  Localkörper  oder  der  Stener- 
pHichtigeu  die  untere  Instanz  sind,  mit  Kecurs  an  die  höhere  btaatsbehördo  oder 
GoniniiiMieii,  efeatoett  SGUieHlicb  sd  dss  FinaoaninisterinBi.  HinslebtUcb  der  Er- 
beb nng  findet  sieb  meistens  nor  der  Bescbwerdeireg  in  bdbere  Yenrsltongs* 
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bebftrdeD  und  g«v6biiUeb  die  Ititit  Entaebeldiing  ebtofidli  befot  FfmnaBJiiiBtaitaiL 
Hier  wire  wenigstens  n.ich  Dorchlaufune:  der  Kecursinstanzen  einn  letzte  Appellation 
an  den  obersten  VorvFa]tung:sffprichtshof  zn  eretrebon,  wie  hie  in  Oesterreich  züre- 
lassCü  ist.  Die  deutschen,  bez.  preussischen  beeüglichen  Ee^^timmungen  betrefieu  /u- 
nlelilt  dia  8t*atssteaem,  sind  aber  dann  meist  aof  Gemeinde-,  andere  Selbsl- 
vervaltuogs-,  Mch  Kirchen-,  Scbnlabgaben  ausgedehnt  Vörden  (f.  fiOnne,  4.  All 
I,  507). 

Bei  den  gio.shcu  St  hwiei  igkeiten  und  der  Verwickeltheit  der 
Besteuerung  sind  Irrtlifimer  und  Unrichtiirkeit»  ii  in  der  Vernn 
lagung,  Vorschreibuug  und  Erhebung  der  Steuern  niemalB  ganz  zu 
vermeiden.  Deshalb  mius  dagegen  eine  Kemedar  eintreten, 
welche  in  der  Gewährung  eines  Reclamations rechts,  and 
awar  in  Form  eines  Beschwerderechts  und  eines  Klage- 
rechts, an  den  wirklich  oder  vermeintlich  Benachtheiligten,  in  der 
Anordnung  eines  Verfahrens  zur  richtigen  Entseheidiing 
der  Beelamationen  nnd  im  Falle  der  überhaupt  irrthllmlieh 
oder  unrichtig  erfolgten  Erhebnng  einer  Steuer  in  der  Rück- 
erstattung (Restitution)  des  unrichtig  oder  zu  viel  Bezahlten 
besteht. 

Das BecIaoiati<nitrecbt  vegen  bebavpteter Benaebtheiligang  des Bedaauten 

ist  der  meist  allein  practische  Fall,  der  Öftere  in  den  Gesetzen  auch  allein  erw&hni 
wird.  Diich  mtiss  im  Prinrip  anrh  eine  Reclamation  bei  zu  g-ün^tisrer  Behandlung 
Seitens  eines  bccuerpflichtigen  möglich  sein,  was  nach  dum  Wortlaut  mitimter 
zweifelhaft  ist.  —  Unter  „SedametiODsrecht"  ver>ieht  man  gewöhnlich  das  fic- 
srh  wcrderiM-lit  in  Steiierveranlag'unirs-  und  Erhebu  n  g-s  sach<'ii  allein,  den 
pracUächen  Verbkltuisäen  cnt&precbend.  Im  weiteren  Sinn  kann  aber  auch  das 
Klage  recht  mit  daitinter  begriffen  werden. 

Eine  Rückerstattung  entfällt  natürlich,  wenn  schon  vor  der  Zahlung  eine  aint- 
liehe  Berit  http-iinr  einpetrot»  n  ist.  Aber  im  Interesse  der  Ordnnnir  der  Rnanrcn  nnd 
spcciull  des  El  hcbungt>dit;n»ts  besteht  mit  Recht  wohl  au>drilcklich  die  Bc2>timiaubg, 
dasit  aui  h  im  Falle  irnhümlicher  oder  unrichtiger  Vnrschreibung  und  bereits  erhobener 
Botlamarion  die  Ver[)flithninp  zur  Zahlunfr  nicht  au fpc schoben  wird,  die  Vor- 
schreibung aUo  alle  rethUicben  Wirkungen  wie  sonst  bat  \ßo  z,  B,  im  preussischtsa 
Becht,  Oesetz  rem  1.  Mai  1851.  §.  36  über  Gassen-  und  Snkomnieneteoer.) 

Das  Einzelne  gestaltet  sich  ans  inneren,  im  Wesen  der  be- 
treffenden Steuer  liegenden  Gründen  wieder  etwas  versehieden  nach 
Steuerarteu  und  einzelnen  .Steuern.  Das  Steuerrecht  der  einzelnen 
LHnder  zeigt  aber  aubserd»  m  nicht  nur  in  den  Details,  sondern 
auch  nach  dem  ganzen  Character  seines  allgemeinen  und  seines 
Steaerverwaltungsrechts  principielle  Verschiedenbeiteo^  welche  auf 
einer  verschiedenen  RechtsaDschaoung  über  Bcsteaemng  beruhen. 
Es  ftndert  sich  daher  in  Verbindung  mit  Aenderungen  der  letz- 
teren« jUit  einer  gewissen  Folgerichtigkeit  ist  es  anders  oder  strebt 
es  anders  zu  werden  in  der  »^staatsbürgerlichen  Periode*',  in  der 
Constitutionen- monarchischen  Verfassungsform  als  in  der  abeolu- 
tistischen  Zeit.  Der  in  dieser  Hinsicht  wichtigste  Pnnct  ist:  ob 
und  wie  weit  ein  ft^rmliches  Klagerecht  vor  Gerichtshöfen 
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(den  ordentlichen  bürgerliehen  oder  wenigstens  besonderen  Ver- 
waltnngsgerichtshören)  oder  nnr  ein  Besehwerdereeht  vor  Ver- 
waltungsbehörden, Reclamationscommissionen  u.  s.  w.  zugelassen 
wird,  wie  sich  ferner  im  erstereu  Falle  Beschwerde-  und  Klagerecht 
zu  einander  verhalten. 

Hier,  wo  es  sich  nicht  otn  die  Darstelhnip:  positiven  Finanzrecbts,  sondern  um 
diü  lediglich  principieJie  ErOrteruug  der  in  den  Verhältnissen  der  modernen  Cultiir- 
rOlker  in  der  „staatsbürgerlichen  Periode"  ^weckuiässigstea  Eijirichtung  oder  am  das 
„Wtlnsrhenswerthe"  in  Bezti^  auf  die  ane»  ^'benea  Puncto  bandelt,  ist  auf  diese 
acbwierigcn  und  in  der  Vervaltuogsrechtiuehre  selbst  C4mtrover»eii  VerbältAiwe  nur 
xnt  Benichnonur  des  zu  entiebenden  Ziels  (de  lege  ferendn)  and  nur  in  KOne  eiozn- 
gehen.  S.  Stein,  Verwaltongsrecht  I,  1.  A.,  S.  50  ff..  62  ff.,  105  ff.,  dem  ich  mich 
iu  den  Principienpuncten  vfiilig  anschliessc:  Partic»'n  von  musterhafter  lüarheit  and 
Jogischer  Scharfe.    Seine  Flu.  4.  A.  1.  537  ff,  5.  A.  II,  1,  tt. 

§.  335.  —  a)  Nothwendigkeit  und  principielle  Be- 
rechtigung eines  Klagerecbts  in  Stenersachen  neben 
dem  Beschwerderecht  im  Reclamationsreoht  i.  w.  S. 

Die  Bestenernng  beruht  In  der  staatsbürgerlichen  Periode  fast 

aaBBchliesslich  auf  gesetzlichem  Recht,  nicht  mehr,  wie  früher 
vielfach,  auf  Gewohnheitsrecht  oder  Herliommen.  Dadurch 
wild  die  hier  vorliegende  Aufgabe,  weil  die  Entscheidung,  was 
auch  im  concreteu  Falle  „Rechtens"  sei,  erleichtert.  Das  Gesetz 
ist  nau  der  ßodc^n ,  nnf  welchem  die  Streitfragen  über  Rechte  und 
Pflichten  des  Steuer] »Iii (htiircn  auszutragen  sind.  Das  Gesetz 
allein  bildet  gegen  den  Pflichtigen  „Recht^'  und  bestimmt  die 
Verpflichtungen,  welche  ihm  „rechtmässig^^  auferlegt  werden 
dürfen.  Das  Gesetz  allein  bildet  aber  nicht  minder  fttr  ihn 
„Recht",  üezeiehnet  die  Grenze  seiner  Verpfliehtongen,  Uber 
welche  hinaus  ihm  „Unrecht"  geschieht,  dem  er  sich  eventuell 
nur  durch  Zwang  der  Verwaltung  genöthigt  iUgt.  In  allen  Staaten, 
wo  nun  zwischen  „Gesetz"  und  „Verordnung**  ein  nieht 
mehr  bloss  formaler,  sondern  ein  prtncipieller  Unterschied  sta- 
tnirt  wird,  daher  freilich  In  der  Monarchie  erst  mit  dem  Uebergang 
zur  Constitutionen  - monarchischen  Form ,  kann  es  nicht  wohl 
einem  Zweifel  unterliegen ,  dass  auch  für  den  Einzelnen 
durch  die  Verwaltung  als  solche  rechtliche  Verpflicht- 
ungen zur  Steuerzahlung  an  und  für  sich,  wei.igbiens  in  der  Regel, 
d.  h.  von  gesetzlich  zulässigen  Nothverorduungen  u.  dgl.  abgesehen, 
selbständig  überhaupt  nicht,  sondern  nur  i n  A u s f Ii  hr u n g 
der  gesetzlich  bestimmten  Verpflichtung,  daher  auf 
Grund  und  innerhalb  der  letzteren,  begründet  werden  können. 
Aus  diesen  Verhältnissen  folgt  mit  Nothwendigkeit,  dass  dem 
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Eioselnen ,  welcher  wirklieli  oder  Yermeiiiflieh  geaetswidrig  be- 

Btenert  zq  werden  droht  oder  so  bestenert  worden  ist,  im  Prin- 
eip  der  Rechtsweg'  in  S  teu  ci  s  a  c  h  c  ii  zugänglich  bciu  uad 
ein  Klagerecht  vor  (geuUgeDd  aoabbängigeD)  Gerichtshöfen 
eingeräumt  werden  niuss. 

Für  die  Geltendmachung  (lengelben  «ind  im  Princip  in  Steuer 
gaobeo  dieselben  Voraassetzungen  zu  machen  wie  in  anderen 
administrativen  Angelegenheiten.  Mit  Rücksicht  auf  die  grossen 
techDiflchen  Scbwierigkeiteo,  welchen  die  Verwaltung  bei  der  Voll- 
siehnng  der  Beetcaemng  begegnet  and  aaf  die  in  dieser  VoU- 
ziebong  wahrgenommenen  Offendicben  Interessen,  welche  bei  aller 
Bestenemng  in  FrHge  stehen ,  darf  aber  hier  Tolleods  das  Becbt 
snr  Bescbreitnng  des  Rechtswegs  Ton  dem  Nachweis  abb&ogig 
gemaobt  werden,  nicht  nnr,  wie  flberhanpt  im  admintstratiTen 
Process  vürauszusetzeu  ist,  dass  der  gesetzwidrigen  Verpflichr 
nng,  eventuell  unter  Protest,  nachgekommen  oder  EriulluDg  der 
Verpflichtung  von  der  Verwaltung  (im  Executionswege  n.  8.  w.) 
erzwungen  sei,  sondern  da^s  auch  alle  Beschwerden  an  die 
Verwaltungsbehörden  im  vorgcschiiebcneu  iustanzenzuge  bereits 
erfolgt  und  ohne  den  gewtlnscbten  Aasgang  geblieben  seien. 

Die  Ordnung  des  Beschwerderechts  in  Steoersacfaen 
bleibt  also  auob  bei  der  sit  verlangenden  Gewfthrang  eines  admi- 
ntstratiTen  Klagerechts  von  grOsster  praotiseber  Bedeotang. 

Bio  aus  w  erfolg«B.  dais  «of  diesam  Wofe  möf^Iiditt  iieb«r  mmä  naek 

IiTthümer  und  Unrichtifrkcifon  der  Bcsfeueriinp  beseitigt  werden .  damit  es  in  der 
Begel  gar  nicht  zom  Beschreiten  doti  Wegs  der  Klage  komme.  Bei  dem  Beschwerde 
recht  bandelt  es  sich  hier,  wie  auch  soost  im  Verwaltangsrecht,  darum,  die  roLe 
UebereinstimmuDf  ivischen  den  Geiets  nach  seinem  Sinne  und  Geist  einer-  und 
den  Verordnungen  der  Steuerrerwaltung,  als  dem  Organ  der  follziehendeu  Gewalt 
anderseits,  ferner  zwischen  den  Vorordaiuifen  der  ¥er»chiedeoea  Uber-  und  ojiter- 
geofdneien  BdhSidaa  utcreinaadatr,  eDdlicli  swiaehan  dieaen  Vanudaiufreii  und  d« 
HandlaDfen  der  iiDniillelbazen  ExecutiroifaDe  m  TerbilifaB,  bei.  wieder  kerbei- 
mf Uhren. 

Es  kann  dann  im  Beschwerderecht  (mit  Stein)  auch  hier  noch 
weiter  die  »»eigentliobe  Beschwerde*'  and  das  „Gesuch" 
nnterschieden  werden. 

Jene,  wenn  Yerordnangon  oder  H&adlaogen  der  Organe  der  Yervaltnag  mith- 
maasslich  auf  unrichtiger  oder  irrthUmlichor  Auffassung  )e  nachdem 
des  Gesetzes,  der  Vcrordouug  der  liö^uren  Behörde,  des  wahren  Willena  der  eatscJ^> 
deDden  Organe  der  rolhdehenden  Gewalt  bemhen;  das  Geaieb,  wenn  iwsr  Anari- 

nong  nnd  Handlang  des  Verwaltungsorgans  rirhtig,  aber  die  Folgen  uiuthuiaai<>Iiili 
andere,  als  die  voraasgeseheaen,  sind,  wa«  z,  B.  bei  gewissen  indirectea  Steuom  leicht 
forkommen  kann. 

§.336.—  b)  Arten  der  Ree lamation,  Veranlagaugs- 
uud  Erhebangs-EeclamatioDcn. 
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So  iftsst  sich  in  Bezng  auf  den  Bestenernngsact,  welchen 

die  Reclamation  zum  Gegenstand  hat,  unteischciden. 

Beide  Beclunationen  köuncu  uuthvroudig  und  inUsacn  deshalb  zuJ&ssig  sein,  die 
zweite  am  so  uchr,  wenn  die  Anstellung  der  crston  für  die  Entrichtung  der  Steuer 
keine  aufschiebende  W  irkuuff  bat  i  })elden,  nieht  blass  bei  der  zweiten,  liUst  sich 
can  Klagerecht  oebea  oder  nach  dem  Besch verderccht  rerlangeu.  Ahes  bei  der  Yer- 
aDlagungsneluMtioii  Iud  und  dwf  raeh  der  8pl«lfMiiD  Air  dts  KlageveeliC  ohne 
Bedenken  enger  gefasst  werden.  Weitere  Uotendieidangen  ergeben  sich  wieder 
nach  den  Steaergattoogeo  und  nftch  dem  g*Bxen  Yerf*hroii  bei  der  Ver- 
«uilagung. 

a)  Die  VeraDlaguugsreclaiuation. 

Bei  der  Veranlagung,  nach  wt  K  her  alsdann  die  Steuer- 
vorachr ei  b UDg  erlolgt  und  die  bleuer  beim  Öteueräubject  zur 
Erhebnng  kommt,  bandelt  es  sich  um  die  Thatsachen,  welche 
gesetzlich  für  die  Besteuerung  eines  Objecto  und  bubjects  über- 
haupt und  für  die  Höhe  der  Steaerscbuldigkeit  maassgebend  siod, 
daher  um  die  Fragen,  ob  eine  von  der  Behörde  angenommene 
Stenerpfliebl  and  ob  sie  in  der  angenommenen  Weise  (was 
Hohe,  Zeiipnnet,  Art  der  Besteaemng  betrifft)  besteht.  Bei  der 
Ermittlung  jener  Thatsachen  kdnnen  zu  Ungnnsten  des  Steuer- 
pflichtigen Inrthttmer  und  Unriehtigkeiten  nnterlaofen.  Zq  der  Be- 
seitigung dieser  letzteren  soll  das  Keclamations verfahren  die  Mög- 
lichkeit gewähren. 

Bei  denjenifren  Steuern,  wo  nun  bloss  durch  ein  amtlichcB, 
evcntnell  nnter  der  Mitwirkung:  von  bteuercommissionen  aus  der 
Bevölkerung  stattfindendes  Verfahren ,  jene  Thatsachen  ermittelt 
werden,  wie  meistens  bei  den  innern  indirecten  Verbraucbssteaem, 
den  ErtragsBtcuem,  mitunter  auch  den  fiiniLommensteuem  (Classen- 
Steuer),  den  Verkehrs-,  Erbsehaftsstenern,  ronss  sich  die  Reclamation 
auf  das  Verlangen  einer  Berichtigung  der  hierbei  vermeint- 
lich vorgefallenen  Irrtbfimer  und  Unrichtigkeiten  erstrecken. 

Den  dient  refelmissig  zanichst  die  Beschwerde  an  die  Behörde  eder  Com- 

mission,  welche  die  Thatsachen  feststellte  („Remonstration");  sodanu  die  Be» 
schwerdc  an  eine  höhere  Instanz,  <'ifi»«  vorgesetzte  Reburdc  oder  ein*-  höhere 
bteuercomniission  (,,förm liehe  lieciauuation")  —  so  wird  zwischen  Kern onstration 
und  RöclamatioD  im  prenasitcheB  Eiakommensteiienecht  nnterüchiedea.  Die  Beiiörde 
entscheidet  hier  entweder  endgiltig,  soweit  es  sich  um  den  B  s  liwerdewcg;  (im 
Unterschied  ?om  Klage-  oder  Rechtsweg)  handelt,  oder  unter  Vorbehalt  eines  letzten 
BecVTsee  an  eine  oberste  Behörde  (FinanzminiBteiittm)  oder  Landes-Steuercom- 
missioocn  u.  dgl.  Der  Reclaman-  Ii  -  liier  den  Bevei»  fiDr  die  Richtigkeit  seiner  Beda' 
rnation  in  der  von  der  Natur  der  einieloen  Steuer  und  des  coucreten  Falb  gebotenen 
Art  und  uach  den  demgem&ssen  näheren  Vorschriften  des  Gesetzes  seilet  oder  der  in 
richtiger  Competenz  erlassenen  Veroidnang  der  Behörde  m  führen. 

Wo  es  sirh,  wie  gewOhnHch  bei  den  Ertragsstenem,  hie  und  da  übrigens 
auch  bei  Verbrauchssteuern  (z.  B.  bei  der  Werth bcstenerung  oder  bei  Sorten-  und 
QualitätssteuerfUsscn ,  wenn  es  an  sicheruu  Maab^methoden  und  Maassinstromootcn 
fehlt  [Branntwein,  Zucker,  Tabak,  WeinJ),  bei  Besitzweclttelabgaben  o.  dgl.  m.  nach 
dem  Wertii  (launobUien),  um  Schiunngen  ren  Objeeten  haodoltt  —  ron  Weitiien, 
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£rtr&Ken,  Ertragsfähi^keiten ,  z.  B.  beim  Bodea,  Arten,  Sorten,  QnaliUten  u.  s.  w. 
der  Objcctc  — ,  <1a  wird  gewöhuHch  durch  Sachverständige  der  Beweis  ffir  und 
gegen  die  iücbtigkcu  der  tbatiächlichcn  ?2rmitUungen  geführt  werden  müssen.  Bei 
den  Einkommen-  and  YermOgentisteudrn  wird  der  Beweis  durcli  Vorlegung 
d-T  n.  ^rh^iftsbiirliiT,  durch  f^id  -  statülcke  Versicherungen,  durch  ürtheil  ?on  Schi'-'!- 
richtem  2u  lubreu  sein.  (Aehnliob  Uber  die  Beweismittel  bei  der  MScbUzao^- 
bMchwerde**  Stein,  4.  A.  t  544  Er  will  BMdtVHden,  velohe  nicht  aOt  8Mr«i»> 
«itteln  TttiBtthen  riad,  gldoh  »bfowieteii  lulwii.) 

Bei  Steuern,  fUr  welche  Declarationcn  der  Pflicbtigen  vor 
geschrieben  sind,  wie  mitunter  bei  ciuzelnen  Ertragssteuern  (Leih- 
zinsstener  u.  dgl.),  bei  Einkommen-,  Vermögens-,  bei  manchen  Ver- 
Itehrssteuern,  regelmässig  bei  Kibsi  liattssieiiern,  bei  Zöllen,  Th  )r- 
stenern,  ist  zwar  eiue  amtliche  Prüluog  dieser  Declarationcn  ge- 
boten und  kann  nach  dem  Ergebniss  dieser  Prüfung  dann  erst  die 
Veranlagiing  stattfinden.  Aber  dem  8teaerpflicbtigen  wird  ein  Re- 
clamationsrecht  auch  hier  zu  geben  sein,  das  sich  dano  aaf  den 
Nachweis  der  Richtigkeit  der  Declaration  in  er- 
strecken hat 

Die  ni  fofdendeo,  geaet^ch  oder  im  Yerordirangswege  vorzaschreibenden  Be- 
wetuBitteldnd  dieselben,  wie  in  den  Fällen  der  rorgcnannten,  einseitig  amtlich  veranlagten 

Steuern.  Einzelnes  richtet  ^\rh  wieder  nach  der  Art  der  Steuer.  Bei  den  ZoUen 
kann  ^.  B.  diu  Anwendung  cmcr  Tarifposition  aaf  eine  bestimmte,  als  die  aud  di<i 
Weare,  Sorte  declarirte  weere»  der  (ieclarirto  Ursprang,  Wenb  einer  Witt«  beiCiiltee 
werlen .  tto   ich  damt  eine  EntsclieiditDf  doidi  ein  onebhlngifeB  SechraBtladigeB* 

coUegium  empfchion  kann. 

Nothwendig  ist  hier  Überall  eine  angemessene  Zeitfriat 
flir  die  Einbringung  der  Reclamation:  eine  nicht  zu  lange  im 
Finanzinteresse,  eine  nicht  gar  sn  kurze  im  Interesse  des  Stener- 
Pflichtigen« 

Femer  ist  wenigstens  bei  solchen  Stenern,  deren  baldige 
Erhebung  im  Interesse  der  Finanzwirthschafl  erforderlich  ist,  da- 
her bei  den  Verbrauchs-,  den  Einkommen-  und  denjenigen  Ertrags- 
Hteucrn ,  deren  Gruiidlageii  iu  kurzen  Perioden,  etwa  jährlich, 
regelmässig  erneuert  werden  (wie  mitunter  die  Gebäude-,  die  Ge- 
werbe-, die  Lüili/insHteuern)  der  oben  schon  gebilligte  Grandsatz 
in  das  Steuerrecht  autzunebmen ,  dass  die  Reclamation  die 
Zahiungsverpflichtang  nicht  aufschiebt. 

Anders  liegt  die  Sache  bei  solchen  Stenern,  ftlr  welche  auf  längere  Zeit 
hinaus  dorch  umfassende  Katastcroperationen  die  Oriindlapf^n  li^eschaSen  werden,  wie 
namentlich  meistens  bei  den  Grundsteuern,  mitunter  auch  bei  anderen  Ertragssteoecn 
(Gebäude).  Hier  kenn  vohl  der  Abschlags  der  Veranlagang  end  das  Becht  der 
Erhebung  der  Steuer  von  der  Tonufohenden  Erledigung  der  Becinmatifimea  »b- 
b&ngig  gemacht  werden. 

In  allen  diesen  Fällen  pflegt  nun,  mit  Ausnahmen  wie  bei 
Stempel,  nach  dem  deutschen  Steuerrecht  nur  die  Beschwerde, 
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nicht  die  Klage  zulässig  zu  sein,  schon  bei  Fornileblern,  vollends 
hinsichtlich  des  Ergebni.sses  der  Veranlagung  für  ein  einzelnes 
iStcuerohject  Und  8nbject.  Ks  war  dies  bisher  in  unserer  geschicht- 
lichen Entwicklung  begründet  und  hat  auch  seine  beachteuswerthen 
sachlichen,  in  der  Technik  der  Besteuerung  liegenden  Gründe. 
Dennoch  hat  der  unbcriingte  Anssehlass  des  Keobtewegs 
auch  hier  erhebliche  Bedenken. 

Anden  Stein«  4.  A.  I.  541,  der  ftt  die  m  ibm  sogenannte  „indirecte  Steuer- 
vertheiloDg"  darch  das  Schätzungfsrerfahren  in  Botreff  des  Ergebnisses  dieser 
Vcrtheilnn^  dif>  Klage  ans>r})]i(  sst  und  nar  die  Beechverde  xuläset.  In  Betreff  der 
Form  dc:>  Verfahrens  statuui  uuch  er  die  Klage. 

Die  entscheidende  Venraltungslnstanz  urtheilt  doch  uigcutiirii  lii  uigcaer  Sache. 
Die  Sienercommissiooen,  selbst  die  höchsten,  den  localen  und  den  Sondorintoressen 
f'.-rner  stehenden  gt-bfn  noch  nicht  iuiioer  hitil;in).'liche  Bitrirbchaft  fur  objecti?e  Ent- 
scbeiduDg.  Wenn  man  die  vorbin  genannten  Beweismittel,  wie  es  uoverioeidUch  ist, 
fördert  nnd  die  Besohfeitnog  des  Reehtsveg»  ron  der  TonunKehenden  Zorlldiiegung 
des  Beschwerdewegs  abhängig  macht,  auch  den  rerlicrooden  Beclamanten,  wie  biliig, 
die  Processkosten  traj^on  lässt.  s-o  ist  nicht  wohl  einzusehen,  warum  man  den  Hechts- 
weg (a,och  in  Bcireli  des  ilrgcbuisses)  aasschiicsst ,  —  vollendä  bei  Steuern,  welche 
wie  die  Grundsteuern  a.  8.  w.  fDf  Innge  Perioden  reranlngt  werden,  nteo  mit  einer 
il.incrnden  Deberiastnog  einei  Stenerobjects,  selbst  mit  einer  KepitnlwerÄoinbnsae 
droben. 

Besonders  wichtig  wird  die  Erölbiung  des  Kechtswegs  bei  der  Veranlagungs- 
reclunetlon  in  Angelegenheiten  eolclier  Stenern,  welche  eich  an  mehr  oder  weniger 

V .  r wickelte  Verliältnisse  und  Geschäfte  des  Privatrechts  anknüpfen,  dalier 
bei  den  V  erkchrsstctiern  anf  Kechtspcsch  äfte,  den  in  Form  von  Stcmpel- 
und  Heg istorabgabeu  erhobenen  (jebührcn  und  Stcucin,  bei  den  BörscDsteuern, 
ErbschaftBBtenern  n.  s.  w.  Hier  bietet  nur  die  richterliche  Entscheidung,  m<^- 
licbst  rlf-r  ordentli'  !;f  n  fr  u  il)gerichte ,  vcdle  Biirfrschaft  für  die  dem  tiesets  strrag 
entsprechend"  "V'*"ranlagung  von  Objecten  und  Subjecten  zur  Steuer. 

Bd  i^ciiieu,  inneren  indircctcn  Yerbraucbssteaern,  dirccten  Steuern 
ist  der  Aiisscblnss  des  Klngereehts  bei  oidentlichor  Gestaltung  des  Bescbwerderoehts 

wohl  weniger  bedenklich,  aber  doch  auch  nicht  unbedenklich  und  kaum  alliremein 
notbwendig.  Namentlich  das  „Ob?"  der  Steuerpflicht  liesso  sich  do<  b  der  gericht- 
lichen Entscheidung  unterstellen,  da  es  auf  klarer  Gesetzesbcstiuimung  beruhen  uiu;>i> 
lind  die  Fille  hier  meist  einfacher  als  hinsichtlich  des  »Wie  hoch  V**  der  Steuurpflicht 
lit'^en  wt-rden.  S.  flir  die  Unterscheidung  nach  Steuenitsn  die  bemerkeaswerthett 
iranzoäiscbeu  Ikstimmuogen  (iu  bin.  lU,  a.  a.  O.). 

ft)  Die  SteaererbebUDgs-ReclamatioD. 

Ihre  Ordnung  bietet  weniger  Schwierigkeiten,  wenn  die  Ver- 
anlagungsreclamation  zweckmässig  geregelt  ist    Es  dreht  sich 

nemlich  alsdann  bei  ihr  um  die  einfacheren  Fragen  in  Betreff  der 
Steuerschuldigkeit  eines  bestimmten  Subjects,  in  bestimm- 
ter Zeit,  am  bestimmten  Ort,  aus  bestimmtem  Rechts- 
grunde, nach  der  Behauptung  des  Keclamanten,  dass,  unbeschadet 
der  Richtigkeit  der  ursprünglichen  Veranlagung,  wegen  in- 
zwischen eingetretener  Veränderung  der  thatsäch* 
liehen  Verhältnisse  seine  Steuerpflicht  auch  ohne  weitere 
Zahlnngsleistnug  erloschen  oder  vermindert  sei. 
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Jemand  bchtoptet  z.  6.  zur  gcfordcrteo  EotrichtDOf  einer  Steaersnmme  nicht 

rci^flichtet  zu  sein,  weil  er  niclit  mehr  EifrenthOmer  des  stenerpflichtiKen  Objects  sei, 
oder  weil  er  aus  einem  persönlichen  Titel,  z.  B.  als  Auslinder,  niciit  mehr 
steaeipflichtig  sei,  oder  vdl  er  eder  ein  anderer  fttr  Ihn  die  ZaUanf  «cImmi  gelebtet 

habe,  odor  weil  Jas  st('uer}>fliclitiRe  Qbjüct  inzwischen  untcrpegaajfen .  dju>  in  der 
Veranlagung  angenommene  Einkommen  nicht  oder  nicht  in  dietM»  UOhe  ecoelt  eei 
u.  dgl  ui. 

Hier  handelt  es  sich  um  die  objective  FeststelluDj?  einfacber 
Tbateacben  oder  bestimmter  reiner  Rechts! rfi gen.  In  beiden  Fälleu 
kann  es  zwar  auch  hier  stenerteebnisch  und  stt  ui  ladiuinistrativ 
zweckmäs8if^  sein,  zunächst  die  Beschreitung  de«  l>es  oh  werde  wegö 
vorznsfhreiben ,  aber  vollends  hier  ist  kein  Grund  tUr  den  Ans- 
Bchiass  des  Rechtswegs  zu  ersehen,  der  schIie^8lich  doch  die  beste 
Bürgschaft  ftir  eine  Erledigung  aller  Fälle  streng  nach  dem  Gesets 
gewährt.  Ein  nicht  zu  langer  Fristenlanf  für  die Anetellaog 
der  Beeehwerde  und  Klage  ist  mar  wiederam  im  Inlereate  der 
Finansvemaltang  geboten. 

Besiebt  sieb  die  BeolaiDation  auf  bereits  entriebtete 
Steneni  tiod  deren  Rflokerstattong,  so  würde  im  Princip  wobl 
die  Forderung  von  Zinsen  vom  Zeitpnncte  der  Entricbtong  an 
dem  nnriebtig  Beslenerten  snzngesteben  sein:  das  Correlat  von 
Verzugszinsen  des  Fiscns  ftir  8teuerrUck8tände. 

Stein  (4.  A.  I,  540)  ?indicirt  für  Vertheilnng  vnd  Erhebung  der  Steuer  den 
Chaneter  eines  borgerlichen  Recbtsvcrhlhnisiee  nnd  construirt  aus  der  VerAeilng 
d^r  Steuer  die  Obligation  des  Besteuerten  zur  Zablun;;  des  Stenerbetrags ,  wo 
daijo  im  bürgerlichen  Obligationenrecht  die  Grundlage  des  Stenerklagerechts  ge- 
fiinden  wird. 

3.  Abschnitt 

Die  Steaeiesatielea. 

§.  387.    Vor bomerknogen. 

Auch  dieser  wichtige  GegMatand  ist  in  der  Finanzwissenschaft  noch  wenig  von 

einem  allgenieineri  ztisaiumenfassenden  Standptincte  ans  behandelt  worden.  In  der 
allgemeinen  Steucrlchre  wird  er  bisher  gar  nicht  erörtert,  kaum  erwUint,  so  bei 
Bau.  aoirar  bei  Stein  nicht  Manofaee  h&ngt  allerdings  mit  andereit  Einiicbtangen 

und  Verbättnissen  der  Stcucr?erwaltQng  eng  zusammen,  besonders  mit  der  Vcnmlagunz 
und  £rhebnn|^  der  Steuern ,  so  dass  es  passend  dabei  mit  erwähnt  wird ,  so  aurii 
in  den  beiden  letzten  Abäclinitti;n .  auf  welche  ich  mich  daher  zur  Ergänzung  des 
folgendm  Abschnitts  hier  ausdrücklieh  mitl)eziehe.  Aber  dae  Iteeondere  zoaamoea- 
fassende  Darste!!n:iir  und  principielle  Erörtcinnj!;  wenigstens  d-T  typisrhf^n  Grond/u^re 
alles  Steuercontrolwt^ens,  wie  sie  im  Folgenden  statiiindet,  ist  doch  daneben  unent- 
behrlich. Die  Behandinng  bloaaer  Einxetheiten  in  der  epedeßen  Stenertebre  leidit 
nicht  auä.  Das  Controlwesen  gehört  zum  „formellen"  Steuerrecht,  über  dess^ 
ausserordentliche  Bedeutung  man  sich  ans  jedem  neueren  (lesctz  Uber  eine  wich- 
ligoro  Verbrauchä»-  und  Verkuhrssteuer  (Tabakbesteuerung,  Brannta'eiu - ,  Zucker- 
bealaneraog!)  eines  Culturstaais  unterrichten  kann.  Mit  rollen  Becbt  sagt  Sch&ffls 
in  seinen  Aufsätzen  „Ergebniss«;  der  dLUt^r!  n  Tabakstouerenquöte** :  ,.auch  den! 
formellen  Tabaksteuerrecht,  d.  h.  den  Maassregeln  der  GeflUlserhebung  und  üefUis- 
sicheniBiP,  wird  mit  gatem  ^nde  höhere  Bedeutung  zngomeeMB»  ab  .  Ihr  .in  daa 
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ÜMOIotilcbea  Dantellungon  der  Finanzvissenschaft  beigelegt  zu  werden  pflegt'*  (Tüb. 
Ztsckr.  1879,  S.  54S). 

Bei  dieser  Sachlage  kann  für  den  folgenden  Abschnitt  nnr  auf  Ii  •  «pci  iellf 
Steaerlehre  in  den  Lehrbüchern  und  Systemen  ferwieMo  werdea«  bcbonden»  auf 
Rs«  II  md  Stein  II,  Sehdober^t  Handbsch  III,  in  dIeMm  FliiMisvMke  III, 
namentlich  wieder  auf  die  Darstellunjf  der  französischen  Besteuerung,  wo  die  in- 
directen  inneren  Verbrauchs^iteuarn,  £ure||^treaieut  und  Stempel  fiel  EigeuthOmUcheB 
und  allgemein  Lehrreiches  bieten. 

Von  den  allgemeineren  Behandlniigen  des  GontroIwMens  nnd  anch  hier  die- 
jenigen  v  HockV;  in  seinen  Öffentlichen  A%aben  henrorznheben :  n-icdmm  in  prig- 
uaatebter  Kürze  ganz  rortrefflicbe  Erörterungen,  an  die  ich  mich  in  diesem 
Abwbttitte  nebmeb  genta,  in  einigen  PucteD  wdnÜeh  eder  fost  vOitlich,  gebilten 
i>abe  (s.  daselbst  besonders  §.  10,  8.  40  ff.,  auch  §.  8  ttod  9).  Zar  Erglnzunir  ftir 
I  is  Detail  dienen  manche  Au<jfuhrungen  in  Hock'ft  Finanzen  Fnnkreiclis  und  Americas. 
ALaacheö  auch  in  äcliäffle'ü  6teuerpo)itil(. 

Sehr  k»bneicb  nncb  far  eine  fl1>er  den  Rahmen  des  Felgenden  hinamgebende 
„allgemeine  T-ehre  von  den  Sfeucrcontroleu".  sind  die  reichen  Maf- ri  ilien  in  der 
deutschen  Tabaksteaerenqat^te.  Vgl.  darüber  auch  den  Abschuitt  „hiohcrunssmittel 
des  Tabakgeflltes''  in  dem  genannten  Aa6a(z  Schäfflc's  (Tübinger  Zeitschrift  1879, 
S.  556  ff.),  wo  die  Hauptpancte  gut  übersichtlich  werden,  besonders  die  verschie- 
deuen  Arten  der  Coiitrofcn  (Controlen  für  die  Pflanzung;  Materialcontrolen  dem 
Pflanzer,  dem  Rohtabakbaudcl ,  dem  Fabrilauten  gegenüber;  Fabrikationscoutrolen ; 
AbMtacMitiolen,  8.  560  ff.,  s.  nnten  §.  S40). 

Aus  der  neueren  fiese t /.geh unp  sind  die  Geset/c  und  Yollzagsvcrorduungen 
über  innere  Verbrauchssteuern  und  Zölle  auch  für  die  allfremeine  Lehre 
Ton  den  Steuercontrolea  zunächst  zu  beachten.  Manche  Erleichterungen  und  Verein- 
ftcbongen  der  Ck»ntrolca  beim  Zollwesen  forderte  und  ermöglicht«'  das  niMiere  Com« 

IBOnicationswcseit,  die  lihf'r:i!tTP  Fiurirt?-  vn<]  Srlnit/zi  ll' irifj>olitik,  du\  V».-reiiil";ichung 
de*  Tarifs.  Aber  Vieles  mut»ste  und  muss  bleiben,  solange  der  Zoll  überhaupt  bleibt. 
Daber  docb  z.  B.  8en>8t  in  dem  ein&chen  ZoUveeen  Englands  mit  wenigen,  freilich 
schweren  Finanzzöllcn  (Tabak)  noch  immer  schwere  Controlen  (Fin.  III,  9.  151.  152)^ 
Der  Schutzzoll  macht  nbripens  znro  Thoil  noch  mehr  und  noch  schwierigere  Controlmi 
nothwendif.  Bei  den  inneren  Verbrauchssteuern  richtet  sich  Einrichtung  und  Schärfe 
der  Gentrolen  mit  nach  der  Besteoeningsmetbode,  dther  yerBchirfflnge&  besonders  bei 
der  Fabrikatstcuer  (Branntwein,  Zu  k  r.  auch  in  den  neuesten  dentscben  Oesolxeii 
darüber,  die  hier  lehrreich  auch  für  die  „Controhhcorie"  sind>. 

Ferner  kommen  die  Verkehrssteuer-,  Stempel-,  Hegisterabgaben- 
gesetf  e  mit  m^fach  eigentbümlichen  Controlen  in  Betracbt  (s.  oben  §.  70—72); 
sodann  die  Gesetze  Uber  Erbschafts-  und  Schenkungssteuern  tind  über  die- 
jenigen directen  Stenern,  welche,  wie  die  über  Cspitilrenten-,  in  einzelnen  Puncten 
Uber  Gewerbe-.  Oebtade-.  Orandsteaem.  femer  namentlich  Uber  Penooal-,  Einicommen-, 
Vermögenssteuern,  Anmelde-  und  Declarationspflichten,  sei  es  für  die  Stoner- 
pflichti^ren  selbst,  sei  e^  fi  r  Diif?»^  (..Meldangaben")  enthalten.  Bei  den  Steuern  ohne 
solche  Pflichten  gei>taltci  &icii  üod  Üuutrolwoscu  (wie  auch  das  im  Abschnitt  4  zu  bc- 
bandebde  i^trafwesen)  aadeia. 

I.  —  §.888.  Begriff  and  WeBen  der  SteaercontroleD. 
Die  SkneroontroteD  sind  einGoinplex  tod  Aoordnongen 

nnd  Maassregeln  znr  Sichernng  der  th atsRchlichen 

E  r  m  i  1 1 1  u  LI  g  c  II ,  aal  Gruud  de  reu  die  i  n  d  i  v  id  11  e  1 1  c  11  Ver- 
anlagungen erfolgen,  sowie  zur  Hicberung  der  der 
V  e  r  a  ü  1  a  g  n  n  fr    e  ni  ä  s  s  e  n  Steuererhebung  selbst. 

Sie  vo!  iiciiilich  sind  das  wahre  Kreuz  der  Steuerverwaltung 
und  in  ihrer  ersten  Festsetzung,  welcbe  in  gewissen  Uaiiptpuneten 
wenigstens  nicht  der  Verordnungsgewalt  der  Steuerverwaltung  über- 
lassen werden  darf^  auch  der  Qesetzgebmig  selbst,  niebt  minder 
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aber  das  Kreuz  der  eigentlicbeD  Stenerpfliehtigen  nad  oft  genug 
mehr  oder  weniger  der  ganzen  BevOlkernng. 

,«Mu«sng«ln  Uinlicher  Art  kommeo  zvar  aach  bei  aadetan  Zireigen  der  StMti- 

vcnrahting:  vor.  aber  sporadisch  and  in  Nobeodiagen ,  während  sie  bei  der  Steuer 
vervaltaog  den  das  gause  System  durchzieheodea  rothen  Fadea  bUdea.   Ihnen  suid 
voRlIglich  der  Yerliist  an  Zeit  und  Knft,  die  üouuehiBli^helteii  und  virttodMft« 

lieben  Beschräukungen  zuzuschreiben,  welche  sich  fUr  den  Steoerpflichtigen  als  tisarige 
Beigabe  an  die  Stcuorzahlang  knüpff-n",  saa^t  v.  Hock.  Sie,  so  sei  hinzn2;eftipt.  sind 
es  auch,  aaf  deuou  eui  erheblicher  Thuil  der  Kosten  der  SteuerTerwakuiijf  beruht. 
„Und  doch  «ind  sie  mierlftsslich,  fügt  dt-r  genannte  Aator  hinzu.  Sie  können  fereio' 
facht  und  vermindert  werileii.  allein  solan«;«'  der  Eigennutz  ein  Mutiv  fn:  die  Hand- 
lungen der  Menschen  bleibt,  solange  es  iSteaem  gicbt  und  die  Finanzrerwaltoag 
Steataaehats  gegen  Untenebleif«  tind  den  redlichen  Veifcehr  gegen  beMgeriaehe  Mit« 
Werbung  zu  schützen  rerpAichtet  ist,  sind  sie  das  nothwcndige  Mittel  der  Veithei- 
dignns:  und.  gegenüber  dem  Unterschleif,  das  kleinen  und  BnTeimeidliche  Debet" 
(v.  Huck,  öü'eutlichc  Abgaben  S.  49). 

Umfang  und  Art  der  Controlen  müssen  sich,  wie  in  der 
ResteueruDg  und  zumal  in  der  Steuerverwaltun^  so  Vieles,  noih- 
wcndig  dera  Zustande  der  Sittlichkeit  und  des  Reohts- 
binns  der  Bevölkerung  und  ^|tc(_'lell  des  G  eschä  fts  p  u  h  I  i - 
cums  und  des  Verwaltungspersonals,  sodann  den  Arten 
der  öteaem  anpassen. 

In  eraterer  Hinsicht  können  Verbessemttgeii  gewöhnlich  nor 
von  der  Zeit  und  von  der  Hebung  des  ganzen  sittliohen  nnd  geistigen 
Volkslebens  erwartet  werden  nnd  alsdann  erat  mancbe  Verein' 
faehnngen  nnd  Vermlnderongen  der  Controlen  eintreten.  Gerade 
Im  Gontrolwesen  sind  daher  ancb  bei  denselben  Stenern  in  Yer- 
sehiedenen  Ländern  nnd  Zeiten  manehe  Veisebiedenbeiten  geboten. 

Es  gilt  Hex  etwas  Aebnliclifls  «le  ron  der  Vetmindexiing  der  ErhebanckostsB, 
der  eigenUiehen  nnd  nne^entiielien.  Fln.  I,  2.  A.,  8.  207     S.  A.,  §.  171  II. 

Von  den  Stenergattnngen  verlangen  die  indireoten  Ver* 
branebsstenern,  besonders  die  Zolle,  die  Tboraeelaen» 
die  innern  an  den  Prodnctionsbetriebi  an  den  Waaren- 
nmlanf  sieb  ansebliessenden,  aneb  die  in  Monopol  form  e^ 

hobenen  Stenern  die  meisten,  lästigsten,  schwierigsten,  kostspielig- 
sten, mannigfaltigsten  und  doch  iiii  inals  ganz  ausreichenden  Con- 
trolen. Bei  diesen  Stenern  kann  man  aber  doch  wenigstens  die 
erforderlichen  Controlen  Uberhaupt  noch  anbringen  und  noch  leid- 
lich liandhal)en.  Manche  in  StempeUorm  u.  s.  w.  erhobenen 
Verkehr ssteuern  zeigen  in  dieser  Hinsicht  noch  misslicbere 
Verhältnisse:  sie  lassen  mehrfach  von  vorneherein  eine  wirksame 
CoDtroie  gar  nicht  oder  noeh  schwerer  nnd  mit  noch  unsiohererm 
Erfolge  zn,  so  dass  man  dann  noch  mehr,  wenn  nicht  gans,  anf 
die  Redlichkeit  nnd  den  gnten  Willen  des  Stenerpfliehtigen  ange- 
wiesen ist  Bei  den  Erbsebafta-  nnd  den  direeten  Steneni 
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sind  die  Coutrolen ,  welche  Uberhaupt  in  Frage  kommcu ,  wie  be- 
sonders znr  Sicherung  und  Veriücation  der  vorgeschriebenen  An- 
meldangen  und  Declarationen ,  wenigstens  nicht  mit  ko  vielen  Be- 
lästigungen and  Kosten  als  diejenigen  der  indirecten  ^Stenern  ver- 
buDfien. 

Beacbtenswerth  ist,  dass  sich  bei  manchen  Stenern,  wie  im 
Allgemeinen  wieder  bei  den  indirecten,  besonders  bei  Zöllen, 
Thorsteiierii,  die  Einriehtang  der  Gontrolen  auch  nach  den 
gegebenen  natürlichen  OrUyerbältniBsen,  der  Bescbaffen- 
beit  der  Grenxen,  des  Bodens,  ttberbanpt  nach  pbysikaliscb- 
geographischen  Momenten  mit  richten  mnss. 

Mit  der  Specialisirnng  der  Stenern ,  welebe  das  notb wen- 
dige  Product  der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft,  besonders  der 
Arbeits-  und  Eigentliumstbeilung  ist  (§.  204  tl.j,  und  mit  der  zu- 
nehmenden Complication  der  Einrichtungen  der  Besteuerung 
muss  ßich  notb wendig;  zugleich  das  C  ()  n  trol  we  s  c  n  iniiuer  weiter 
specialisiren,  cornpliciren  und  den  wecbse I n den  öko- 
nomischen nnd  tecbnischen  Verhältnissen  anpassen, 
wie  die  Erfahrung  es  aneh  bezeugt  Jede  Steuer  benöthigt  dann 
ihre  eigenen  Controlen.  Diese  rnttssen  sich,  wie  s.  B.  bei  der  Ge- 
werbestener,  namentlich  aber  bei  den  inneren  an  den  Prodnetions- 
betrieb  sich  anschliessenden  Stenern  (Salz,  Wein,  Bier,  Branntwein, 
Tabak,  Zucker  n.  s.  w.),  nach  der  eigenthttmlichen  Technik  nnd 
Oekonomik  des  speciellen  Betriebs  nnd  der  dadurch  wieder  mit 
bedingten  Bcstcuerungsmctbode ,  sowie  auch  der  uiiabbau^i«^  hier- 
von, etwa  aus  spccitis(  h  tiscalisdicn  lillcksiehten  auf  Gewinnung 
hoher  Steuerertl äge  ^^ewäldten  Hestiuierunirsinetliode  iz.  B.  bei 
Zucker,  Branntwein,  Tabnk)  richten.  Sit  ini  l.  in  siel)  daher  auch 
noth wendig  mit  Aenderungcn  der  Betrieb^iecliDik  und  der  Bc* 
stenernogsmethode. 

Das  Detail  ist  aach  hier  ausserordentlich  gross,  manche  Einzelheit  war  des  Zu- 
^ammeuhangs  wc^i  n  schon  im  Voratisuehonden,  namentlich  in  den  beiden  letzten  Ab- 
!>cbiiittca,  mit  berühr  Daä  «  euere  Detail  in  Betreff  der  Controlen  der  einzelnen 
Steaenrleo  nnd  Stt-aern  frehört.  soweit  e»  Uberhaupt  in  der  Finanzwi>8enschaft  berflek* 
sichtigt  werdi-n  kann,  in  die  specicUe  Steueilehie.  An  diesL-r  Steile  sind  nnr  die 
allgemeiaen  Schemata  berrorzuhebeu ,  auf  welche  sich  die  Cootrolcu  bei  den 
eintebien  Stonem  züittcklUmn  lawen  (ä.  840). 

II.  —  §.  339.  Steuercontrolen  und  iSteuerunterschieii 
(D  e  f  r  a  u  d  a  t  i  «>  n  ,  S  c  b  m  u  c:  g:  e  1). 

Die  STeuercoutrolen  .sdll*  li  den  Unterscbleif  eiuschriinken,  wo- 
möglich ihn  beseitigen.  Unter  „ünterschleif''  wird  jede  rechtswidrige 
HiDterziehuDg  toh  Stenern  mitteist  HaDdinogen  oder  Unterlassangen 
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sowohl  SeiteoB  des  Steiierpflicbtigen  als  des  SteuerrerwaltiiBgs- 
Organs,  namentlieb  des  Veranlagungs-  und  Erbebongsorgans,  ver- 
standen, doreb  welebe  die  Stenercasse  an  ibrer  geseUlioben  Ein- 
nabme  ans  Stenern  eine  VerkllrEnng  erleidet.   Scbmnggel  (Contr^ 

bände  i.  w.  S. ,  Schleichhandel)  wird  der  Unterscbleif  speciell  bei 
denjenigen  Steuern  genannt,  welche  sich  an  den  LJinlaul  der 
Waaren  anknüpfen,  daher  namentlich  bei  Zöllen  und  riioi8ieüerii, 
wobei  dann  aber  nfters  eine  AusdehnuDg  des  Ausdrucks  auf  ver- 
wandte l'Ulle  statttiiniet. 

Ausser  den  Cuutrolen  selbst  können  zur  Bekämpfung  de:« 
Unterschieifs  einige  verwaltangspolitische  und  steuerpolitisehe  Maaas- 
regeln  allgemeiner  Art  in  Betracht  kommen.  Je  bessor  dieselben 
wirken,  desto  leichter  ist  die  Aufgabe  des  Controlwesens  nnd  desto 

mehr  Ifisst  sieb  diese  bescbränkeo. 

Vgl.  Hock,  offeotlich«  Abgtlwn,  8.  36  ff.  Dum  den  folgenden  Abedinttl,  be- 

WMiden  §.  344,  346. 

A.  Kine  Hauptgefahr  des  lTntcrs(  hleifs ,  besonders  des 
Schmuggels,  liegt  in  der  directen  Unterstützung  oder  in  der 
Znlassong  desselben  Seitens  der  Organe  der  Steaerver- 
waltung,  namentlich  des  Personals  des  VeranlagnngB- 
nod  Erhebangsdiensts  selbst.  Die  Beseitigung  dieses  Uebel' 
Stands  hängt  wieder  von  ailgemeiner  Hebung  des  Becbtsstnos  nnd 
der  Horalität  des  ganzen  Volks  nnd  der  GesebAfts-  nnd  Beamten- 
classen  speeiell  mit  ab.  Einiges  lisst  sieb  aber  aneh  dnreb  aweck- 
mässige  Organisation  des  Diensts  nnd  dnreh  Gewähr- 
ung einer  richtigen  Stellung  für  die  Beamten  etreiehen. 

Uuck's  Friucip;  wmiigu,  gut  bezahlte,  scharf  controlirte  Beamte, 
darf  und  kann  auch  hier,  natürlich  cum  ^rano  salis,  als  Bicbt^chDOr  dienen.  Beflon- 
(Kts  ist  eine  ausreichende  Bezahlung  «ler  Beamten,  auch  der  unteren  im  F.r- 
hübungsdicnst  der  indirecteu  Steuern  nnd  Zolle  beschäftigten,  gewöhnlich  eine  onb«- 
ditigte  Voraimietziing  fttr  die  Ercielneg  einer  Ic^dken  Integritit  des  fieaaitenpeiiooab. 
Daneben  dann  scharfe  bestftndige  ond  nicht  seltene  unvorhergesehene  ausser- 
ordentliche Coiitrole  von  Oben  her,  tou  den  Centialvtoll.  n  au»  nach  den  Locai- 
stellen  hin  und  uiterbittlichu  Strenge  bei  Eecbt^ Widrigkeiten  der  Beamtcii. 
Freilich  aber  auch  diese  Strenge  gegenflber  dem  höheren  überwachenden  und  leiten- 
den Personal  selbst  I  £iDe  Foidenng,  welche  ftften  nm  Scbventen  ra  tenriik- 
liehen  ist. 

B.  Unter  übrigens  ^lLi(  lien  Umstunden  steigt  begreiflich  die 
Gefahr  des  Unters^chleits  mit  der  Höbe  der  Steuersätze  und 
der  daraus  Bich  ergebenden  Steuerscbuldigkeiten.  Es  ist 
daher  ein  ganz  richtiger  Grundsatz,  den  Unterscbleif  durch  nied- 
rige Steuersätze,  den  Schmuggel  durch  niedri^^e  Zollsätze,  bei 
denen  er  ,,nicht  rentirt",  zu  bekämpfen:  der  Vortheil  niederer 
Stenern  niebt  nur  lür  die  BeTdlkemng,  aondera  fttr  die  Steuer- 
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▼erwaltnog  nnd  die  Finanzen  selbst.  Aber  die  allgemeinere 
Anwendung  dieses  Gmndsatzes  bat  natdrlicb  ihre  Grenzen  im 

Stcucihcdail  uud  auch  in  den  Anforderungen  in  Üe^ug  auf 
gerechte  Steuervertheilnng. 

Mm  könnte  bei  einigen  Steaero,  z.  B.  den  ZOUen,  Thorsteaern,  Stciupeiabgaben, 
wohl  nAch  jenem  Grundsatz  die  Zvedcfflässigkeit  der  BezoUnng  u.  s.  v.  zahlreicher 
Aittkel  mit  kleinen  S&tzen  vertreten.  Aber  hier  wachsen  aoch  for  die  Verwaltang 
wieder  mit  der  Zahl  die  Anfgaben  tind  Kosten  des  Diensts  and  der  Unterschieif,  bei 
einzelnen  Fositionen  wohl  schw&cher,  rerbreitet  sich  leicht  noch  in  weiteren  Kreisen 
und  wird  ganz  allgemein.  Dagegen  IM  «ich  jenem  Grnndeefz  gemlas  wobl  die  Inne- 
haltnng  mftssifrer  Maxima  der  Stenersätze  in  manchen  speciellön  Fällen  ver- 
treten, so  namentlich  bei  den  Zölion,  Finanz-  win  bcsondt-rs  auch  Schutzzöilün:  hd 
Waareu  vou  bolieui  „spccilischeü"'  Wcfth,  d.  h.  grossem  Werth  in  kleiuem  Volumen 
nnü  Gewicht,  i&t  der  Schmuggel  am  Qefihrlichsten ,  bei  sehr  hohen  Zollsitzen  am 
Verführeribchsten.  Hier  wird  öfters  ans  diesem  Grund«  ,  ain  Ii  wenn  sonst  ein 
höherer  ^atz  gerechtfertigt  w&rei  ein  m&sisiger  r&thÜch  äeiu  (beiden waareu).  Die 
Anwendung  der  Regel  wird  eich  noch  ntch  der  BeschnffenlMit  der  Grenze  n.  dgl.  m, 
richten  nttasen. 

C.  Die  Schmuggelgcfahr  wächst  mit  der  Differeuz  der  Stciier- 

niid  Z<  llsittze  im  Inland  und  dem  benachharten  Ausland.  Daher 

ist  alles,  was  diese  Differenz  verringert,  im  Interesse  geringerer 

Unterscbleife  und  leichterer  Controlen  erwünscht. 

Eine  gewisse  HUcksicbt  bei  der  Normirung  diraer  Sätze  für  innere  Vcr- 
branchsstoucrn,  Monopolpreise,  Zolle  n.  s.  w.  anf  das  Stenervesen  des  Nachbar- 
lands ist  dediaib  zweckmässig.  Auch  Annäherungen  der  bdderseitigen  Steuer- 
systeme können  wepen  der  sonstigen  Schmngr  V^'  tahr  im  Interesse  des  einen  oder 
beider  Theile  liegen.  Uder  gewifise  Steuersitzo  werden  dieser  Gefahr  halber  in  den 
Orenzdistricten  niedriger  als  im  Binnenlande  gehalten  (Grenzzonen  im  Tabalr- 
monopol,  Fin.  III,  §.  292  ff.).  Zollcartellc  zwischen  Nachbarstaaten,  in  Folge  deren 
die  Steuorvcrwaltunjr  beider  den  gegenseitigen  Schmngrgcl  bekämpft,  sind  nattirlicli 
»ehr  erwünscht  uud  unterbleiben  wohl  häutiger,  als  e^  iui  IiitcrcSse  der  Vulkämorulität 
und  selbst  im  eigenen  Finanzlntereflse  liegt,  nur  aus  politischen,  und  vermeintlich 
volkswirtbschaftlichen  Grtinden  (wegen  des  Absatzes  inländischer  Frodncte  durch  den 
ächmup^el  ins  Ausland). 

D.  Ein  schwerfälliger  Formalismns  in  der  Btenerrer- 
wsltong  steigert  aneb  die  Gefahr  yon  Unterschleif  nnd  Schmuggel. 

Z.  B.'  im  Zollferfahren  rafk  er  manchen  Unterschleif  der  Steuerpflichtigen  nieht 

nur  wegen  der  Steuer/ahlnnj;.  sondern  schon  wegen  der  Umstrindliclikeit  und  Lästig- 
keit der  Controle,  der  Erhebung  u.  s.  w.  hervor,  denen  man  so  entgehen  will.  Re- 
formen in  dieser  Beziehung  sind  also  erwünscht.  Ihre  Zul&ssigkeit  hängt  freilich 
wieder  von  den  Umständen  ab.  Jener  Formalismus  Itann  leicht  der  Beamtencontrole 
halber  nitthig  sein  (Bussische  ZoUferhiltnisse). 

R  UnterBchleife  bei  direeten  Stenern)  z.  B.  mittelst  falscher 
Declarationenbei  den  Einkommen-  nnd  Vermögens ,  Erbschafts-, 

Leibzinsstenern,  bei  den  Zöllen  und  anderen  indirecten  Steuern, 

bei  Besitzwecbselabgaben  und  den  Werthangaben  tlaliir  müssen 
natürlich  strengen  und  empfindlichen  Strafen,  daher  nicht  nur 
immer  Geldstrafen,  sondern  unter  Umständen  auch  Ehrenstrafen, 
Freiheitsstrafen  onterliegeni  auch  um  mehr  davon  abzuschrecken 
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(%,  346  ff.).  Wichtig  ist  aber  Ewerdcm  «Ugemdo  «ine  SctäHn^ 
der  „Steuer ehre''  im  Volksbewnietteio. 

Dm  hhogX  jedoch  wieder  ron  »lliremeinen  Veriadcruu)cen  im  Sittenznstsud  4ei 
Volke«  ab.  es  liMSt  sich  »bor  Aoeh  durch  besdomta  Mittel  mit  darauf  hiniririiea.  M 
durch  die  Aasibüdiinsr  eine^  gereclit.  ii  SfiMieraystems,  Hcs^^n  Ri<  >!'^^^leit  nnd  Ar- 
gcmesseuheit  im  Voii(sbcwUi>bbelu  ancrkauut  wird;  danu  namentlich  Uurcii  di*  r^iU 
AnerkeBDODg  des  PriDd]»  der  Oeff entlieh keit  in  FlUen  von  SteaeraDteraekkil 
indem  überall  da,  wo  an  mala  fides  nicht  zo  zweifeln  ist,  die  Fälle  mit  Namens- 
notinnnjr  und  eventuell  weiteren  tlut^ftchtichen  Einzelheiten  r  on  A  m  t  e  s?  e  n  Tor- 
Offentlicht  werden.  Bei  rechtskikftigen  Vcnirtheilungcn  wurde  dabei  voUi  wäitt 
eine  Aberkennung  von  Elire&rechtcn ,  aof  Zeit  oder  bleibeid,  AMBcUini  4m 
passirou  Wahlrechts  fftr  Ehrenimter,  Unflklglrait  ab  Zeuge  n  dienen  n.  dgi,  ia  Plnge 
kommen  kOonen. 

Kordnnerien  liat  Bier  in  yerMndnng  mit  seinem  ffdileb  bedenUietMi  PflBe^. 
den  Eid  aOrOrnndlago  der  Steueranlagen  zu  machen  (a.  anten  §.  341).  scharfe  Sixsf- 

be??timTnonff''n.  aiirh  Abfrkf'nunn;!  der  F.lliijrkeit  zor  f^erichtlirhen  Zcaeenschaft.  AoA 
ohne  dies  bystcm  der  Steucreidc  läast  »ich  ein  üolcb«}  Vorgehen  billigen  {vgl  Hdci. 
Plnaaz»  Americae,  8.  80% 

III.  —  §.  34U.  Die  aligemeinen  Schemata  der  Steuer- 
eontrolen. 

Im  Folgenden  Einiget»  im  genaueren,  hie  und  da  wörtlichen  An^cbluss  as 
Hock  Cöllcuiiiche  Abgaben,  S.  49  il.),  dfch  mit  mehreren  absichtlichen  Abir€ächai)cea 
ron  ihm. 

A.  Die  Stern- rcoiitrolen  verfallen  zunächst  in  Anordi.uii|;cL. 
MaassiCgeln  und  !laii(llnii^'en  (1<t  Sf  (MUTverwaltniig  imd  ihrer 
Ororanc,  denen  die  Verpflichuui^^  der  lievttlkerting  überhaupt  oder 
der  steuerpflichtigen  specieü,  diese  Coutrolen  zu  dulden  ond  ihr 
Ergebniss  un  an  {icetastet  zn  lassen,  ^egentlher  steht,  —  und  Hiuid- 
luDgen  und  UnterlasenngeD,  welche  der  Bevölkt^rnng,  bes.  des 
StenerpflicbtigeD  sar  Pflicht  gemaebt  werden,  nm  die  snr 
Feststellung  der  Steuersebnldigkeiten  erforderlichen  Thatsachen  er- 
mitteln nnd  die  Erhebung  der  Stenern  nach  den  gesetKÜchen  Vor- 
schriften sichern  zu  kennen.  Beide  Arten  der  Controlen  greifen 
bei  jeder  Gelegenheit  in  einander  tlber  nnd  speeialislren  aleh  nach 
den  einzelnen  Steuerarten  und  Steuern. 

B.  Die  Mt  iicrcontrüleu  sind  theils  allgemeine,  fUr  die  ganze 
Bevölkerung,  das  ganze  Land,  allezeit  giltige,  theils  specielle 
oder  besondere,  welehe  für  bejstimmte  einzelne  Per- 
sonen, Produetionsstätten  nnd  BetriebCi  Objeete, 
fegenden,  Zeiten  vorgeschrieben  werden. 

1.  Die  enteren  sind 

a)  die  Sten  er  an  sage  Seitens  des  eventuell  Stenerpffiehtigen. 

D.  b.  in  dem  hier  gemeinten  Sinne:  die  Verpilichtnng  eines  Jeden,  steoerbars 
Objecte  und  Acte  bei  der  SienwbeliOrde  wahrheitsgemäss  und  mit  den  nr  Itf  mcMnag 
d(  r  St<  U(  rs<  ]iutdiuk<  it  erforderlichen,  durch  Gesetz  oder  Verordnung  bestiaunten  EinicP 
heilen  anzumelden. 
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b)  Die  StenerreviBion, 

D.  h.  das  Recht  und  die  Pflicht  der  Steoerorgane,  sich  dorch  eigenes  Nachsehen 
TOD  der  Richtigkeit  der  Ansage  zü  überzeugen,  womit  die  Pflicht  der  BerOlkeroJAg 

oder  der  Steuerpüichügen  verbunden  ist,  diese  Revision  zu  dulden. 

c)  Die  8teuer-(Zahlung8- ;nach weijiüug. 

U,  h.  die  VerpflichtQDg  des  Steoerpflichtigen,  sich  Uber  4ie  erfolgte  EDthcbtUDg 
der  Steuer  awzoveiMii,  vozo  meieteiis  die  in  beetfimiter  Fem  Qftd  mit  bettiauBtoni 
Inhalt  Torgesdniebene  Steoerqnittitny  dient 

Aach  diese  drei  allgemeinen  CÜdntroIen  mflsBen  eiob  in  ihrer 
Eiorichftnng  den  verachiedenen  Stenergattungen  nnd  Stenern  an- 
passen,  Itonimen  aber  bei  allen  Stenern  vor. 

Bei  der  Slenerensage  besteht  nnr  der  OntencUed.  daas  t»et  gevlaaen  Stenern 

ohne  Weiteres  auf  Grund  allgemeiner  Verpflichtung  die  Anmeldung  des  Objects  oder 
Acts  za  erfolgen  bat,  so  gewöhnlich  bei  dun  Zollen,  Thorsteueni,  sonstigen  inneren 
iüdirecteo  Verbraachs-,  manchen  Verkehrs-,  Erbschaftssteuern;  bei  anderen  Stenern 
dagegen,  so  bei  den  meisten  dircctea  Stenein  —  mit  Ausnahmen,  s.  fi»  bei  der  Ge- 
werbe-, hie  und  da  der  Gebäude-stener,  wo  •/..  B.  etwa  Zwang  rar  Anmeldung  des 
Gewerbebegions,  um  zur  Steuer  veranlagt  zu  werden,  zur  Anmeldung  des  Eintritts  der 
Stenerpflicbrtgkelt  eines  Heeses  bei  der  GeblndesteaMr  neeb  Ablenff  der  steneifireien 
Zeit  (preussische  Gebäudesteuer"^  besteht  —  vielfach  erst  auf  Grund  einer  aasdrOck- 
lichen  Aufforderung  von  Fall  zu  Fall  die  Ansage  geschehen  muss.  Die  Aas- 
tiebnung  jener  aligemeinen  Verpflichtung  kann  räthlich  sein. 

2.  Die  besonderen  Controlen  betreffen  je  einzelne  (wenn 
fiiK  Ii  etwa  gleichzeitig  und  an  demselben  Orte  lüelirere)  Steuei- 
arteu  und  Steuern,  nnd  auch  diese  nicht  immer  allgemein  und 
beständig,  sondern  mehrfach  nur  in  Bezug  aui  bestimmte  Pro- 
dnctioasstätten  nnd  Betriebe,  Objeote,  Zeiten  nnd  Localitäten.  Sie 
kommen  anch  bei  den  directen.  Steuern  vor,  so  bei  den  thateäch- 
liehen  ErmitUnngen  fUr  die  Zwecke  and  io  den  Zeitponeten  and 
Orten  der  Katasterarbeiten  bei  den  firtragseteneriiy  desgletelien  der 
Aufnahme  des  Persenenatands  fOr  die  Personaleteneni,  der  Sehfttsnng 
des  Einkommena  und  Vermbgens  bei  den  direoten  Stenern  darauf 
(§.  307  ff.).  Wiehtiger  nnd  zeitlieh  nnd  Ortlioh  ausgedehnter,  eo 
daas  sie  hier  mitnnter  fast  allgemein  fttr  die  ganze  Bevölkernng 
und  das  ganze  Land  in  Kraft  treten,  finden  sich  solche  besondere 
Controlen  aber  bei  den  indircctcii  Verbrauchs-  und  Ver- 
kehrs steuern,  uameutiieh  bei  den  Zöllen,  Thorsteuern, 
anderen  inländischen  U  m  1  a  u  Ts  steuern  (Wein),  Mono- 
pol ien,  den  Stenern  im  Anscbluss  an  den  Prodoctionsbe- 
triei)  f§.  310,  6U). 

Hier  werden  liauu  wohl  ganze  Gegenden,  wie  die  (irenzbezirke  bei  den 
Zöllen,  die  Umgehungen  thorstcuerpfiichtiger  Städte,  der  Personen-  und  Waaren- 
Terkehr  aber  die  (in-nze  und  in  die  Stadt  hinein,  gpeciell  der  Verkehr  in  g^o  wissen 
Waaren,  auch  der  Versand  nia'i  -li'T  v^Tbrauchsstenerpflichtigen  Artikel  im  Inland 
(lielü,  Malz,  Tabak,  Wein,  Mouo|»ulanilit}I,  —  Begleiti>cheinrerfahren  für  Objecto 
iDiMt«r  TflrbfftncluBtoiMini,  «aalog  demjenigen  fOi  zollpflichtige  Impoiteitikal,  Älr 
vdche  die  ZQlte  an  der  Ocenxe  noch  nnbefichtigt  gebUebeo  diid)  beflondeno  Con- 
A.  Waf  Ber,  FinaiiBwiMMeteft  IL  «.  AiA.  51 
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trolea  ontervorfen.  Aelmlich  werden  für  die  Pröda  ctionsstättcn  und -Betriebe 
TerbFMichssteiierpflicbtiger  Artikel  (Tabftkfelddr,  Tabak  -  Trockenboden ,  Weinkeltern, 
Kerbr:uit'reu'ii,  RranutireiDbrenDereieD,  Zuckerfabriken,  Tabakfabriken,  Salzvefte 
n.  s.  w.),  für  <!i  F?ilirik<'ri  von  Mnnopolftrtikeln  UDd  Air  den  Veikelir  Bit  jaoM 
solche  bedonderc  Controloa  eingerichtet 

Im  EinxeheB  g|>6olatldr«D  rtdi  die  lotateien  manobfiieh,  nach  i»t  BeflehaffeidMit 
der  Grenze,  dc^  Terrains,  den  Verkehrsrcircn  und  Verkohr^mitfcln.  der  Jahreszeit,  der 
Volksdichtigkeit,  nach  tindlichcn  und  städtischen  Verhältnissen,  bei  den  Prodaction»- 
betrieben  besondera  nach  den  tecbDiacben  Methoden,  Processi,  Werkgeräthen,  aadi 
nidi  der  Rcsteiienuigametbede  (Hobsloff-,  Halbfabrikat-.,  FW>iikittteaer  n.  d|fL  ou) 
Q.  9.  w.  in  ihnen. 

VeränderoDgcQ  in  der  Productionstechnik  (Zuckcrlabnkation ,  Breanerei!)  be- 
diogen  Öfters  andere  Gontrolen,  wie  auch  wohl  andere  BesteneraiigBiiietbodeB.  Der 

fiscaliüche  Scharfsinn  hat  hier  einen  weiten  Spielraum  der  Beihätigung  (fran/Jj tische 
Verhältnisse  bei  den  inneren  Verbrauchssteuern,  americanischc  Tabaksteuer)  und  oft 
rechte  Muhe,  der  technhcben  Entwicklong'  auf  dein  Fusse  zu  folgen  (Brennerei,  oos* 
tinciiiale  Rubenzack«>rfabnkatiou).  Mancbeilei  Belege  im  3.  Bande  in  der  Dantelliiiig 
der  britischen  und  französischen  Besteuerung. 

Wichtigere  und  zum  Theil  allgemeiner  rerbreitete  besondere  Gontrolen  bestehen 
in  den  Zvasfr  n  der  „BediAlhning  Uber  den  etenerpfKebtigen  Yerkebr,  in  der  Spem 
der  Gewerbsvorrielitunucn  ausser  der  Dauer  der  anperneldeten  stcueyV'iri  n  Acte,  — 
worin  in  neueren  Branntwein bcsteuerungen  Unglaubliches  geleistet  wird,  amtliche  Ver- 
sclüosse  und  Schlüssel  der  Apparate  b»  zn  120  in  einer  Fabrik  in  England,  Fin.  III, 
§.  137)  —  in  der  Berision  der  Waarenvorräthe ,  in  der  Forderung  der  Nachweisnng 
über  die  Verstetiening  in  Fällen,  wo  die  allgemeine  Controlo  sie  nieht  rorschroibr,  in 
Beschränkungen  des  Verkehrs  auf  gewisse  Wege  und  Ta^szeitcn  und  da,  wo  rechtlich« 
Anxeigiuigen  (des  UnlerscUeift  v.  a.  w.)  roiliegen,  selbst  in  Beschrinkang«!  der  persAn- 
liehen  freien  Bowegunp (Passcontrole)*'  (t.  Hock,  a.  a.  0.  S  52.  50).  Besondere  üinfri.  i- 
ungcn,  Ummaueningen  der  Productionsstälten  steuerpflichtiger  Betriebe,  Beschränkung 
derXhore  und  Thüren,  VeigiUerung  der  Fenster  iL  dgl  ra.  (Zi|cker£abrikatioo,  I«'abrikat- 
Btener)  wctden  angeordnet  DieTorschrift  zur  Benutzung  des  Stempels  als  Zeichen 
der  vollzogenen  Bestenerang  ist  auch  auf  Verbrauchssteuern  anwendbar  (Spielkarten- 
stempel, russisch -americanisches  Tabakfabrikatstenersystem «  ,3aQderoUen'\  fremde 
Fabrikate,  Webwaan»  Im  HochsebntzK^bystem).  Ein  Zwang,  nnr  an  beslimnite  Per* 
sonen  nml  ne?rlirtftc  das  steuerpflichtige  rt  abznsetzcn,  und  di  -  Tiachzuvreis.  n 
durch  die  Geschäftsbücher  a.  s.  w.,  bestimmte  Ycipackungsformcn  anzuwenden,  kaoa 
hinzukommen  und  manches  Andere  mehr.  Ausser  bei  Zollen,  inneren  Verbraocbs* 
Stenern  finden  sich  besonders  elgentblünliche  Goutrolvorschriflen  bei  solchen  Benenn 
Steoem,  wie  der  BOrsenstener,  t.  B,  auch  der  neuen  deotechea  tob  1885. 

G.  Nach  dem  Object,  an  welches  sich  diese  Controlei 
kuupfeu,  lassen  sich  Personal-,  Real-  und  Umlanf- (Tran8- 
port-)eont^oleo,  auch  wohl  noch  Absatzoontrolen  nnteraeheiden, 

welche  dann  wieder  in  mehrfache  Unterarten  serfallen,  zum  Theil 

in  Anknüpfung  an  die  »Steucrarten.  Das  reiche  Detail  der  Gon- 
trolen, welches  die  nenere  Besteuerung,  abermals  besonders  auf 
dem  Gebiete  der  Verbrauehsbesteuerung  zeigt,  lUsst  sich  im 
W  eseutiicheu  auf  ein  soichea  drei-  oder  vierfaches  bchema  zarttck- 
lührcD. 

Ein  gutes  Beispiel,  wi«'.  sich  die  Coiitrolen  dieses  Schemas  dann  bei  einer  ein- 
zelnen complicirten  btcuer  specialisiren,  liefert  die  Tabak besteuerung.  S.  iichäffle, 
Tübinger  Zeltsehrlft  1879,  S.  560  IT. 

1.  Pe rsonalcontrolen  finden  statt 

a)  alH  allgemeine  in  Betreff  der  ganzen  Bevölkerung. 


Digitized  by  Google 


lÜnzelD«  Altan  d«r  Contnleii.  793 

So  bei  aoicben  Steoern,  welche  eioe  gaoz  oder  gfosseDtbeils  all^^eiae  Steaer- 
pileliligfcelc  bedingen,  dnber  bei  Kopf-,  Fntnilien-,  aUgainebien  penonnlen  denen*, 

Einkommen-,  Vermögenssteuern;  ferner  bei  solchen  SieQern,  welche  sich  an  gevriase 
im  Leben  der  ganzen  Bevölkerung  noth wendig  oder  regelmässig  foriiommende  Ereig- 
nisse. Handlongen  etc.  anknQpfen,  so  bei  Erbücbafts-  und  rielen  Yerkebn>stcuern ; 
endlich  bei  Zollen,  Thorsteuern  u.  dgt,  wo  eine  aUfenidne  Penonnlcontrole  zur 
Dtirrhfuhruncr  r  R  alcontrole  wenigstens  erlsnbt  sein  mnss,  wenn  de  nncb  ^ctisoh 
mild  gehandhabt  werden  kann. 

b)  Specielle  Personalcontrolen  Uber  die  Steuerpflichtigen 
selbst  oder  über  mit  diesen  in  nächster  Verbindung  stehende  jper- 
soncD. 

So  Uber  die  Waarenfubrer  bei  allen  Umlaufstcaern  (incl.  ZdUe  and  Thor- 
Stevern),  Uber  die  Delittntea  Ton  Konopolnrtikeln,  Uber  das  Personnl  der  rar« 
bnaeliBSteneipiUchtigen  Prodactionsbetiiebe. 

Bei  beiden  genannten  Arten  der  Penonaloontrolen  hat  man 
öfters  noch  die  Oontrolen,  welche  sich  direet  gegen  diese  be- 
troffenen Personen  richten,  um  die  thatsllehlteben  Ermifetliingen  für 
die  Veranlagung  nnd  nm  die  Entrichtung  der  Stenern  dareh  die 
Pflichtigen  zn  sichern^  von  denjenigen  Controlen  zu  unterscheiden, 
welchen  die  Bevölkerung  und  der  SteuerpHichtige  alleiü  oder  zu- 
gleich mit  Behufs  Controle  der  Beamten  unterliegt. 

Das  Verl.ingcn  eines  Vorweiäcs  der  Steuortiuiuuug  vor  einem  hühereu  Beamten, 
«der  des  «nderweiten  Nachwebos,  dass  eine  Wenre  rentanert  werden  sei,  kun  z.  B. 
SU  letzterem  Zweck  erfolgen  (§.  314). 

c)  Apart  stehen  dann  noch  die  Personaleontroleni  welchen  die 
Beamten  selbst  unterliegen.  ' 

Ein  Internum  der  Steuerverwaltung,  welehe^  sbw  lUr  die  FlinGÜen  des  gmnzen 

Controlweeens  höchst  wesentlich  ist  f§.  342j. 

2.  Realcontrolen  betietlcn  die  sachlichen  Stcuerobj ecte 
selbst  oder  die  ganzen  Prod  lu  tionsstätten,  in  welchen,  und 
die  technischen  Hilfsmittel  (Maschinen,  Apparate,  Gefasse 
u.  8.  w.),  mit  welchen  die  Steuerobjecte  hergestellt,  die  Räume 
(Gebäude,  Keller,  Böden  u.  s.  w.),  in  welchen  sie  aufbewahrt,  auch 
wohl  die  Fahrsenge  (Wagen,  Schiffe),  in  welchen  sie  befördert 
werden. 

Sie  kommen  daher  wieder  fast  in  der  ganzen  Besteuerung  vor,  so  auch  bei  den 
Ertrags-,  Vermögens-,  Einkomm''i)r;t»'nt'm ,  Erhschaftssteueni  während  der  Kataster- 
ujicraüonen  oder  thatsachlichen  truiUiiuii^cu  liaiur  (§.  300 — 314).  Besonder:»  ausge- 
dehnt und  wichtig  sind  sie  jedoch  abermals  bei  den  indirecten  Verbrauchs-, 
auch  bei  den  directen  Gebrauchs-,  z.  B.  den  W'olinnnp^s-,  Lnxussteui  rn  Hier 
bilden  sie  sich  wohl  zu  einem  förmlichen  System  der  üontrolen  aus  und  bpeciali- 
siren  ricli  fein  nnd  rleUiMdi  bei  den  efnsdnen  Stenern,  neaentilcli  nsob  tecbniscben 
Verbiltnissen  des  Productionsbetriebs  n. 

Besonders  hervorzabeben  sind  anter  den  genannten,  in  noch 
etwas  anderer  Zasammenfassnng: 

a)  Controlen  Aber  bewegliche  Saehen. 

Diese  gehen  theilweise  in  die  Kategorie  der  Um  lauf  controlen  Uber,  so  bei  zoll" 
nnd  tbontenerpfliGbÜgen,  bei  Monepokitikeln,  bei  VerbrtnclM8teucrü!)j*  cten,  welche 
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in  YerteDduDg  begriffen  siod  (steaerpflicbtiire  Rolistoffe,  x.  B.  Tabak,  Getreide, 
dsgl.  Fabrikate,  z.  B.  Tabafc&brikate ,  Zacker,  GctrSnke).  Theilweise  bestdiMi  bfer 
aber  aach  eifrene  besondere  („Material"-)  Controlen  über  Sach^üfor  veirbe 
als  Rubstoff  oder  Fabrikat  erst  in  den  Handel  abergehen  sollen  (iiohubak- 
G«vichtaai«a«r«  Weinbestenening  bdm  Prodaceoten.  Tabtk-«  Spffftw-  ond  Brumtveia*. 
Zuckerfabrikatstener)  uder  wolclio  als  Rob>tufr  unmittelbar  in  einem  Prodaction^- 
botrieb  (Fabrik)  rerarbeitet  werden  sollen  (Besteaemng  der  Kttbeo  für  die 
Zockergewinnnng,  dei  Materials  filr  die  BrattiitireincrzeQgiin(? ,  des  Habrn  fitr  «Ke 
Bierbraoerei  o.  dgl.  m.).  AuMjerdem  gebaren  hierher  AafbewahraBgSGOBtvnkft 
Uber  die  Räume,  in  volcben  steuerpflichtige,  aber  noch  nicht  ver^n-ucne  und  efea- 
toell,  z.B.  bei  der  Aasfahr  ins  Aasland,  bei  gewisser  technischer  Veräoderung  steuer- 
frei werdende  Artilel  („denatoralisirtee**  Sels.  Branntwein)  einstweilM  MiibewabK 
werden,  unter  Steuer-  oder  zollamtlichem  V  r-  hin  <  (ogentliche  and  prifato  Hiedcff- 
lagen,  Entreputs,  Weinkeller,  Tabak-Trockenbdden  und  ähnliche  F&ile). 

b)  Controlen  ttber  ganze  Prodnctionsbetriebe,  nmfassen- 
dere  Ölr  die  Zeit,  wo  der  Betrieb  in  Gang,  einfachere,  welche  aber 
nicht  fehlen  ktaneD  (Sperren  v.  dgl.),  in  der  übrigen  Zeit 

So  besonders  bei  Steuern  auf  den  Tabakbau  (FIftchcnsteuer«  Gewich tsstiMi er.  Coo- 
trolo  der  Felder,  der  eiogebrachtiTi  Ernte*  und  beim  Zwang  zur  AI 'i'  H nir ur  de^ 
gewonnenen  Tabaks  (auch  SaUea,  wenn  dessen  Gewionang  frei)  aa  Muno|>aiv-t:rwalt- 
angen,  ferner  bei  den  nelirfiMb  geainntea  inneren  VerbftncbMieoem  („Febril 
kationscontrolen").  Gerade  diese  Controlen  sind  es,  welche  sich  genau  der  Technik 
des  Betriebs  and  der  BestenerTiripsmethode  anpassen  mUssen.  Die  Auf bewabrun^-^- 
controlen  ^hlies^^eu  i^ich  hier  dann  ebenfalls  au  (über  Salzmaicazine  ftir  fertiges,  noch 
«BTtfstflOOTtes  SabE.  Ähnlich  bei  Zucker  «nd  in  «onitigeii  d«nitigaB  Villen,  daher 
beaenden  bei  der  FnbrikntateneifonnX 

3.  Umlaaf8-(Tran8port-)eontro1en.  Dieselben  Terfolgen 
die  Btenerpflichtigen  Waaren  in  der  Ortliehen  Bewegung  anf 
dem  Transport. 

Dahin  geboren  gewisse  Controlen  bei  den  ZöUen,  den  Thonteoern,  den  inlift- 
dischen  Circulationsabgaben  (Fem  der  Weinsteuer)  u.  s.  w.  Auch  fUr  bereiti  ver> 
zollte  oder  einer  inneren  Steuer  unterzoffene  Waaren  können  solche  Tontrob'n  vorkommen, 
au  B.  bei  importirtem  Tabak  (England),  bei  Mehl  (Mahlsteuer'^ ,  bei  Tabai^tabnkateo, 
nn  den  Absatz  an  beatimmte  Peraooen  (Hindier.  Fabrikanteo).  wdoben  das  Qeieti 
voraussetzt,  zu  vei^nr^en:  lii»T  verbinden  sich  die  Umlauf  r,«ro!en  mit  Abs>af/:- 
controlen,  oder  gehen  in  solche  Uber,  eine  Kategorie,  welche  man  mitunter  nocb  als 
eine  besondere  anterscheiden  kann.  z.  B.  bei  gewissen  Yerbiltaiasen  der  Tabak* 
besteaerang  (unerieanieche  Fabittatstener). 

IV.  —  §.  341     Andere  Fragen  des  Contro  Iwesens. 

Unter  den  zahlreichen  sonstigen  Piiiif  teri  des  Controhvesens 
betreffen  die  meisten  gewisse  Kinzelbeitcn  bei  den  Terschiedeaen 
Stenern.  Von  allgemeinerer  Bedeatnng  sind  noeh  folgende: 

A.  Die  Anwendung  des  Eides,  insbesondere  der  eidesstatt- 
lieben  Versichernng  der  Stenerpfliebtigen  in  AngelegenheiteD, 
welche  ihre  SteaerrerhBltnisae  betre£fen.  Die  Vorschrift,  ent- 
spreehende  Angaben  unter  Eid  machen  tn  mflssen,  ist  ein  aebr 
einfacher  Weg  znr  Ermittlnng  der  Tbatsaehen,  nach  welchen  sieh 
die  Stenersehnldigkeit  richtet,  nnd  zugleich  ein  hOchst  einfacbes 
ControlmitteL 
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Sie  spielt  im  nordsnericaniechen  Stenenreaea  eine  ee  herronaKeade  BoUo« 

dass  man  io  ihr  eine  Grand Ufife  der  ganzen  dortigen  Resteucrunjr  erhlirkcn  haon 
(Uock,  Finamea  Americas,  S.  80),  wihreud  id  Europa,  nameutlich  auf  doiu  Couüiiujit, 
die  Poideraag  der  EfdesabUgung  in  Steaci^achen ,  aasser  in  der  fcewöhnlicben  Art 
bei  GksrichtsTerhandiangen,  nur  aasnaboiswciso ,  z.  B.  in  gewissen  FiUen  bei  Deela- 
mioncn  für  Einkommeiisteacrn  u.  dgl.  oder  in  Streitfällen  in  Be^ug  auf  Sch&tsOBgen 
des  Eiukotnujicii:».  daber  in  der  RecIamatioDsiostanz,  vorzukommen  pflegt. 

So  kann  z.  B.  auch  nach  dem  preoeaisohen  Becht  der  Cinkonmenetener  dem 
Reclamanten  die  Erklarnng  an  Eidesstatt  über  die  in  Betreff  srincs  Einkomuiens  roa 
ibm  gemachten  Angaben  auferlegt  werden,  widiigenfalte  die  angcbracbtc  Keclamatioa 
ala  nnbeffllndet  znrllekzaweiMn  ist.  Aber  u  diesem  Mittel  darf  die  Beiirkscommisstoi 
nur  greifen,  „wenn  tu  anderen  Mitteln,  die  Wahrheit  an  eigrttnden«  feiilt**  (Gesetz 
rem  1.  Mai  1&51,  §.  20). 

Den  Eid  so  wie  in  America  fast  zur  Grundlage  der  Bestener- 
nD§f  za  machen^  encheint  mdessen  in  mehr  als  einer  Hinsiebt  be- 
denklich nnd  anoh  von  dem  hierin  natOrlieb  nicht  allein  entschei- 
denden fiscalischen  Standpnncte  betrachtet  kaum  richtig ,  weil  das 
Gewissen  nnd  das  pecnniftre  Interesse  in  sehr  starken  nnd  auch  in 
gar  zn  bSafigen  Confltet  gesetzt  werden  nnd  das  gewohnheitsmftssig 
werdende  Eidablegen  den  Sinn  fttr  die  Bedentang  des  letzteren 
leicht  abstumpft. 

Man  mmm  wobi  Hock  darin  bei&timmen:  ,,die  Eide  in  dem  Maasse  zu  ver- 
raebren,  als  es  die  Menge  der  Steneranaagea  aStbig  macht,  Eide  zn  fordern,  die 

fabch  7,u  schwören  ein  nahe  liL'|:i:endcs  Interesse  vorhanden,  und  wenn  man  sie  fordert, 
ihnen  durchweg  keinen  Olaoben  zu  schenken  (da  die  N'ollst&ndigkoit  und  Kichti^^keit 
der  eidlichen  Ansagen  In  alten  Pillen  ron  den  Steuororganan  geprüft  irird)  ist  un- 
zweckmftssig  und  widerspruchsvoll  und  rorstOsst  gegen  die  Moral."  (Finanzen  Americas 
S.  81,  80.)  —  Schäfflo  nach  der  Tabaksenquftr  Cl'abinger  Zeitschrift  1879, 
S.  646):  ,J>ie  angeblich  geringfügige  Hinterziehung  (der  ainehcaiii»oben  Tabaksteuer) 
eiUirt  sieb  veniger  ans  der  nmfueeaden  Anwendnng  des  Untennchungseids  —  „läde 
im  Zollhaus"  sollen  nicht  schwer  p^cnommen  werden  — ,  ab  rielmehr  aus  den  sehr 
harten  (iefiLngniss-  und  Geldstrafen,  die  eine  sehr  echaife,  obwebl  qtarsam  gebrauchte 
Waffe  der  Verwaltung  bilden/* 

B.  Oefters,  Damentlich  in  früherer  Zeit  —  jetzt  sind  in  unKcren 
Staaten  diese  Bestimm unp:en  grossentheils  gefallen  oder  doch  die 
Einrichtung:  erheblich  eiiigesfhniDkt  —  allgemeiDcr  besonders  bei 
den  zur  Defraudation  stark  anreizenden  bteuem,  bei  welchen  zu- 
gleich eine  Entdeckung  des  Unterscbleifs  schwieriger  ist,  wie  bei 
Zöllen,  Tborsteuem,  bat  man  die  Thätigkeit  der  Controlbeamten 
wobl  durch  Antbeile  an  dem  fiscalischen  Gewinn  bei  entdeckten 
Defraudationen y  sogenannte  Ergreife rantheilei  anznspomen 
nnd  durch  tthnKche  Antbeile,  sogenannte  Dennnciantenan- 
t  heile,  die  Mithilfe  von  Personen  ans  dem  Pnblicnro  znr  Ent- 
deckung von  Unterschleifen  zn  gewinnen  gesucht  Daraus  konnte 
sich  dann  ein  System  von  Belohnungen  flirdie  Beamten  nnd 
die  Denundanten  entwiekeln. 

Solche  Antbeile  und  Belohnungen  fanden  und  finden  sich  zam  Theil  noch 
bcMMiden  in  der  Tervaltnng  der  indiiecten  Steneni«  der  Zolle,  innenn  Yerbnaohs- 
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atmen,  des  StempelveBMM,  nch  in  Gebtthnuveigm,  s.  fi.  bd  der  ThthmdaaSom  f« 

Wegegeld. 

Vom  moralMoben  8taiid|miicte  babeo  namentlich  die  Deono- 
oiantenantbeile  wobl  flberwi«gende  Bedenken,  welche  ihre  mOgliehite 
Beseitigiing  rilthKcb  machen.  Freilich  wird  letstere  wieder  yob 
dem  ganxen  Stande  der  Volksmoralitlt  bedingt  sein.  Aach  dk 
Beamtenantbeile  schädigen  leicht  die  Stellung  nnd  daa  Anseilen 
des  Verwaltnngspersonals  und  mtissen  wenigstens  tbnnlich  be- 
ßchriiukt  werden,  znmal  für  das  höhere  rcrsonal,  wo  sie  dwh 
besser  j^auz  tortfallen.  Sie  sind  auch  an  sich  uurichtig ,  weii  sie 
die  schou  ptiicbtmUssige  CoDtmle  den  Beamten  erst  durch  soKbe 
besondere  Vortheile  hcrvorruteu  wollen,  und  praiü.sch  bedeDkiicb, 
weil  der  Beamte  fast  darauf  hingewiesen  wird,  zwischen  Ergreiier- 
antheilea  and  —  Bestcchungsgeldern  abzuwägen  nnd  danach  aein 
Verhalten  zu  regeln.  In  der  indfrecten  Besteuerung,  bei  Zöllen  und 
inneren  VerbrauchBBteiiem,  ist  ihre  völlige  Beseitignng  aber  «och 
wieder  vom  atlgenieinett  moralischen  Niveau  der  Bevölkerung,  der 
Gesehilfts-  und  Beamtenkreise ,  dann  auch  wohl  von  der  Verein- 
fachung und  Ermlssiguug  des  Zolltarifs  o.  s.  w.  mit  abhftngig. 
Etwas  Schönes  sind  sie  unter  keinen  Umstilnden. 

8.  Hock,  Ofiienllicbe  Abgaben  S.  öa,  dur  den  TöUigcn  Vorzieht  auf  ii.rgreifer- 
«ntheile  „wie  die  Sachen  mm  einouü  Ue^*S  Dicht  Ar  thanlich  hält  Er  rtdi,  ütt 

diese  Anttieile  eifie  Kemeinsatne  Cassc  zu  bilflen.  Beispiel:  Aufhebnng  der  gt-att/- 
licheu  Strefantheile  der  Deuuncianteu  durch  das  preassische  GeseU  vom  2  t.  Januar 
1838,  §.  61  wogen  Dntersnchung  und  Bestrafung  der  Zollvergehen.  Ans  dem  Betrag 
der  eingezogenen  Geldstrafen  und  dem  Erlte  der  GonfiscAte  wird  ein  Gratificatioii^ 
nnd  ünterstiilzunjrstonfls  für  Zollbeamte  und  deren  Anisrehörigc  In  T!  li  -  r- 

nach  2<oU8trafgcsetz  von  1837  die  U&lfte  des  Werths  der  Geldätraieo  und  ijonlucatc 
bei  den  ZAlleii  en  Anzeiger,  die  andere  Hllfto  nn  einen  UntenlAtsongslbade  der  2oD- 
fferwaltong.  Narh  dtjin  preussischcn  Sttitnpelgesetz  von  1822,  §.  HS  erhielt« 
Dcnonciantcn  ein  Drittel  der  festgesetzfon  Stempclstrafen.  Solche  Antheile  i^ini  Al>er 
durch  daa  GtJöet/  vom  2b.  Decciuber  l'^^is  aufgohobcu  worden.  In  Frankreich 
beben  besonders  im  Zollwesen  Ergroifcr-  und  DcnunciantiMiantheilc  in  der  Ge»e(Z' 
gebung  der  ersten  Revolation  u;  d  NajKdcon's  I.  r-iu-  wichtii^e  Holle  j^Mpiif^It.  S*'it  1<  J<* 
ist  der  Antheii  der  höheren  Beamten  (Vi  des  ii^riö^ies)  beseitigt  und  daraus»  ein  Be- 
lehnoDgsfonda  lUr  die  unteren  Bennien  gebildet  Diebe  teleniinen  nber  ansaardew 
ErgreiferutlieUa  nnd  der  Dennncfont  bnk  Ans^mcb  nof  Vg  de«  BeinedAeee  (Pfa.  UI, 
8.  837). 

C.  Mit  ihren  Controlen  greift  die  Steuerverwaltnng  un  ver- 
meidlieh in  die  Sphäre  der  pers^nliehen  Freiheit  der 
Bevdlhernng  and  in  die  Freiheit  des  wirthschaftlichen 
Verkehrs»  Öfters  ziemlieh  tief,  ein.  Das  Recht  dazu  wird  ihr 
bei  den  modernen  ColturvOlkern  regelmässig  durch  das  Steuer- 
gesetz  gegeben.  Letzteres  kann  aber  nicht  jedes  Detail  der 
CoDtrole  lestHtellcn.  Das  muss  Niclmcbr  wieder  durch  Verord- 
nungen der  Verwaltung  geächehen,  zu  deren  LihnA  dieselbe  die 
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gesetoliche  Errnttchtigoiig  erhält  Um  so  notbwendiger  ist  hier 
nim  auch  wieder  die  zweckmässige  Organisation  des  Be- 
schwerderechts and  die  fiinränmnng  eines  administratiTen 
Kl  agerecht 8  an  die  von  den  Controlen  Betroffenen.  Gegenüber 

den  Härten  und  Mängeln  des  Gesetzes  selbst  aber,  welche  eben 
oft  erst  bei  der  V  u  11z  i  c  h  u  n^,^  hervortreten,  erweist  sich  hierauch 
das  Petitionsjccht  an  die  He<;iening;  und  an  die  Volksvertretung 
zur  HerbeitUhrung  einer  Aenderun^.';  des  Gesetzes  von  grosser 
priucipieller  und  practischer  Bedeutung  tUr  das  ganze  Gebiet  der 
Controlen. 

Vfil.  auch  hier  besonders  Stein,  Innere  Verwaltaiif^slehre  I,  60—153  (1.  A.). 
Aach  obeu  §.  334  fl.  Uber  die  analogen  VerhalUil^äe  bei  den  Keciamatioueu  ui  BctrcÜ 
der  Veraniagung  und  Erhebung  der  Steaera.  Kamentlich  im  Bereich  der  indirectea 
licstt  lururi;;  (Verbrauchs-,  Verkehrssteuern)  sind  Beächwerdo-,  Klag-  nnrl  Petitiona- 
rticht  die  Mittel,  um  xn  oiner  relaü?  genügenden,  nicht  mehr  als  odthig  die  freie 
Bewegung  der  PenMHiMi  md  Gfltet  kemnendaB  GaMilliiiig  und  n  eiaar  dclitigen 
UandhAboDg  der  Steaeieantroleii  >a  gelingen. 

V.      %,  342.  Der  Gontroldienst. 

Er  zerfallt  in  den  „äusseren''  gegenüber  dem  Pnblicnm 

und  in  den  „inneren"  gegenüber  den  Beamten  selbst. 

Auch  hier  sei  zum  Beispiel  vomemlich  auf  die  französischen  Einrichtungen 
verwiesen,  wdch*  nach  dem  streng  fiscalischen  Character,  den  hohen  Steuersätzen  der 
ZOile.  Inneren  Verlnn  hs6teuem,  MonofKile,  Verkehrasteaem  (Eniegistrement  und 

Stempel)  besonder»  btark  entwickelt  sind. 

A.  Die  Ausübung  der  Steuercontrolen  über  die  Bevölkerung 
überhaupt  und  die  Stenerpfliobtigen  speciell  erfolgt  theils  durch 
diejenigen  Organe  der  Vcrwaltang,  welche  die  tbat«iäcblicben  Er- 
mittltiDgen  fttr  die  Veranlagung  nnmittelbar  vorzonehmen  nnd  die 
Stenern  zn  erbeben  baben,  mehr  oder  weniger  im  directen  Anscblnss 
an  diese  Fnoetionen«  theils  dnrch  besondere  Organe  eigens  fttr 
den  Controldienst. 

Die  Thittgkeit  jener  ersteren  Organe  reiehl  metstena  bei  den  directen  Ein- 

koiiiineii-,  Ertrags-  u.  >.  w.  Stenern  aus.  Bei  den  Verbrauchssteuern,  liesontl-rs 
den  wichtiirsten  kategorieen  der  ind|recten  Zölle,  Tborsteueru,  inneren,  wo  Sehl  eich - 
Uandel  n.  dgl  droht,  sind  dagegen  umfassendere  Personal-,  Real-  und  Umlanfcon- 
trolen,  auch  förmliche  Ocrtlichkeitscontrolen  nothwendig,  für  welclie  besondere  Organe 
unentbehrli'b  >in(l.  Diese  bestehen  in  dam  oft  sehr  zahlre: '  lieti.  ein  föruilichns  Herr, 
in  grossen  btaatcn  ?on  vielen  Taust-itileQ,  bildenden,  auch  wühl  militärisch  organisinen 
Personal  der  Orenzvichter  n.  s.  w.  Ar  die  Bewachung  der  Zollgrenze  nnd  für  die 
Durchstreifun?  des  Grenzdistricts,  in  ähnlichen  Organen  für  die  Bewarhung  der  Ver- 
zchrtingrssteuorliiiien  der  Städte.  Auch  zur  Verhütung  von  Defraudationen  in  Bezog 
auf  üie  Staat^mouopoUrtjkcl  uail  auf  die  Stuuern,  welche  aicb  an  den  privaten  Pro- 
dnctionsbetrieb  amchlienen ,  wo  in  beiden  FlUea  das  geheime  Herausbringen  ron 
Artilv-  !ii ,  im  letzteren  auch  der  geheime  Beziig^  v'mi  unrersteucrtcm  RohstdO'  u.  dgl., 
die  V  ornahme  nicht  angemeldeter  Betriebsacte  verhindert  werden  mass,  ist  ein  beson- 
deres Oootn^iMiBenal  erfordeclieh.  Die  OrganisatioD  taad  Anzahl  dieses  wie  des 
lirenzwacbpeisonals  hängt  wesentlich  mit  von  der  Eiiirichtung  der  betreffenden  Steuern, 
der  Bestcuerunjrsmethode  bei  d-  n  inneren  Verbrauchssteacni  (Rohstoff-,  Fabrikatsteuer 
0.  s.  w.),  dem  Umfang  der  Zoll-  und  Thorsteuertaiife,  der  Höhe  der  Steaersätze,  dann 
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▼on  geopraphisrhen  Verhältnissen,  wie  Beschaffenheit  der  Grenze  and  OertlicUen. 
aacb  von  den  Productionsverhältntssen  (z.  B.  bei  der  Branutveinbrcnncrei,  ob  sie  mtiu, 
wie  bei  «IM.  «Id«  deeennmlisirte  laadwirtiiscbaftliche  oder,  vie  in  EnfUnd.  eine  mA 
centralisirfo,  mehr  städfische  Industrio  ist),  endlich  wieder  von  Moral  and  RechtssiLr 
der  Bevöli&ening,  der  Gesch&fts-  und  BeftmteDk reise  mit  ab.  Daher  unvaroieidlicb  vkie 
zeitliche  ond  Ortliche  Unterschiede.  Au  der  Vergleichang  der  ZaU  der  VDMittelbera 
CcHitiolufUie  ist  deshalb  aach  nicht  wohl  ein  Schluüs  auf  die  Güte  der  Stooerrer- 
waltang  zu  ziehen  NatQrlich  richten  sich  die  Erhebangskosten  der  Stetiem  aber 
wesentlich  mit  nach  der  Zahl  dieses  Personals.  Zu  dem  letzteren  muaaeo  dano  wred^ 
hoben»,  AüMdits-  o.  s.  w.  Organe  hinzutreten ,  welebe  die  ricbtiire  tmrgf &lü^e  Aw- 
tlbonp:  di'Ji  Controldiensts  des  onti  r  n  Personals  nberwarhen.  (S.  die  Daten  üh^r 
England.  Fin.  III.  §.  12**.  über  Fra n kreich .  innere  Verbrauchssteuern  eb.  §.  246  ff-, 
auch  S.  (iOb,  Zölle  §.  321.)  Auch  die  Verkehrs-,  Erbschaftssteuern,  Stempel-, 
Registerabgaben  bedürfen  eines  eigenen,  wenn  aach  Tiel  weniirer  /ahlreichen  Cotitrol* 
p*>r^onals  (preussische  Stempelfiscale ,  Specialbeamte  dafür  beim  französischen  Eü- 
registrement).  Ausserdem  fungiren  hier  die  (ibrigen  Gerichts-  und  Verwaltun^bebönks 
mit  Ibr  Gentrohweele,  inden  sie  i.  B.  die  richtige  Siempefaiag  der  Uifcimdaa  prate. 
unterbliebene  oder  falsche  berichtigen,  zur  An/oiKc  zur  Strafe  bringen  mtUsen.  (Cm- 
fassende  und  schirfste  Bestimm uo^en  in  Frankreich,  aber  Ähnliche  doch  aUgeaMÖ, 
I.  B.  preusbisrhes  Steinpelge-selz  von  1S22,  §.  30.) 

R.  Der  ioiiere  Controldienst  Uber  die  Beamten  selbst, 
daher  namentlich  Uber  die  Erhcbungs-,  Verrec  h  n  u  ngs-, 
C  a  8  8  e  D  beamteDi  gehört  nicht  näher  zu  dem  hier  erörterten  Gegen- 
stände der  Stenercontrolen.  £r  Ist  anch  keine  Angelegenheit  aiu- 
scbliesslich  der  Steu  errerwaltang  und  nicht  specifiach  eigeothflnh 
lieh  flir  diese  einznrichteD^  sondern  eine  allgemeine  Angelegenheit 
der  Finanz  Verwaltung  tiberbanpt 

S.  in  Fin.  I  (S.  A.)  den  Abschnitt  fon  Zahliuig|-,  Caasen-  nnd  BeehnsBgis- 
weeen  (S.  253— .•i^M)^. 

Nur  der  grosse  Dmfang  der  Steuerrerwaltung  uud  dio  Gompiicuibeit  nnd  Manatg- 
faltigltelt  der  Aofgaben  in  Bezog  auf  thatslchtiche  Ermittlungen  und  anf  die  Ertiebung 

jrieht  dem  inneren  ^onlroldien!^t  im  Steuerwcsen  that»äi  t,lir!i  mi  intens  eine  prös^re 
Bedeutung  ab  in  anderen  Zweigen  des  Finanzwesens.  Daher  iat  im  höheren  vie  zum 
Theil  auch  im  mittleren  Dienst  ein  mehr  oder  weniger  umfangreiches  eigenes  Per- 
sonal von  ..aberwachenden*'  Barnten  ^^crade  für  die  AasQbnng  der  Centrele 
über  die  Beamten,  welche  die  That8ach(;n  für  die  Bemessung  der  Steoerschuldiirkeitea 
ermitteln,  Stooern  erheben  und  Steuercassen  verwalten,  erfonlcriich,  ein  Persoaal,  dM 
auch  ron  d«i  eigenäich  leitenden  Beamten  der  Steuenren^tong  noch  n  onler- 
adieiden  ist. 

Diese  tiberwachenden  Beamten  können  eventuell  neben  ihren  Functionen  g-e^en- 
Uber  den  genannten  Beamteu  auch  noch  mm  Zweck  d  leser  Oontrole  gewisse  Th^tig- 
keiten  bei  «tor  Ermittlung  der  Thatsachen.  die  man  zur  Veranlagung  der  Besteoerang 
kennen  mnss,  mit  übernehmen.  ui  kann  alsdann  mit  H  r -  k,  ft  elchcr  den  L\ber- 
wachungsdienst  n&her,  als  es  mir  geboten  und  zweclunässig  erscheint,  mit  demjenigen 
zvr  Ermitdong  der  genannten  Thiäsachen  in  Yerhindung  bringt,  die  Aufgaben  der 
Ucberwachungsbeamten  in  Kürze  also  zusammenfassen:  „sie  sehen  darauf,  dase  kein 
ßtencrbarer  Act  der  Entrichiunp  der  Abgabe  und  dem  vollen  gebührenden  Maasse 
derselben  sich  entziehe;  sie  erheben  und  sammeln  die  Elemente  der  Steuerbemessong 
oder  prüfen  die  diesililligen  Angaben  der  Steuerpflichtigen**  (oder,  wohl  richtiger:  äe 
überwachen  die  Krhcbnnir  und  Sauimlunij:  dieser  Eleni'-tit'-  ii:id  ili  '  Prüfung  dieser 
Angaben  Seitens  der  damit  betrauten  Organe);  „md  sie  untentucLeu  ia  ihraa  höberea 
Graden,  ob  die  Beamten,  welche  die  Stenern  bemessen  nnd  einheben.  dies  genau  und 
nach  Vorschrift  getban  haben.  Sie  müssen  frei  beweglich  sein,  denn  es  darf  keinen 
Ort  und  Iteine  Stunde  pebcn,  wo  ni<  b*  ihr  Erscheinen  gefürchtet  werden  kann;  für 
sie  giebt  es  keine  bestimmten  Amuiötunden,  keinen  regelmässigen  Kreislauf  der  Ge> 
■chlfte**  (SITentliche  Abgaben  S.  44). 
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Im  Einxelnai  rnnss  aneli  der  hvhere  Controldfenst  naeh  den 

Verhältnissen  der  einzelnen  Steuern  mit  eingerichtet  werden,  so- 
wohl iu  Betreff  der  inneren  als  der  äusseren  Controle. 

lateratKaDte  Einriciituug  des  G>ntroldi&astcä  gegenüber  dem  Pubiicam  und  den 
Beanten  in  Amerie»  bei  der  dortigen  Tabakbesteoerang  (Sch&ffle.  Tflbinger  Zeit- 
bchrift  1879.  8.  6t)r>  ff.,  nach  der  Einqudtc)^  Einricbtunfr  eines  Geheim polizeidienstea 
für  besondere  Fälle.  Zu  den  Controlbeamtun  geboren»  wie  bemerkt,  auch  Ii  *  Sr-mpel- 
fiscale,  die  in  Preussen  nach  dem  Steiupelgosetz  roiu  7.  M&rz  Ib'll,  ä.  34  die 
Avfitaba  baben,  naneodich  auch  die  VerltaDdloDgon ,  Acten  n.  8.  w.  der  Beh9rd«n 
in  Bezog  auf  Jie  richtiire  Erfüllunir  dos  S(eInIleIp'!^efze^;  zu  confrolircn.  Ausdehnung 
dieser  Ct'fitrolc  aaf  die  Revision  der  Actienge»ellschai'(en  durch  Gesetz  vom  2d.  Mai 
1857.  Diese  Fiscale  bestehen  bei  den  Prorinciaistcuerdirectionen.  Sie  kOnuen  auch 
Private  nöthigen,  sich  ilmr  Controle  zu  unterwerfen  (fgL  Hoffmann,  Lehre  ron  den 
Stenein  S.  436  C)i 


4.  Abschnitt 
Die  bteuerbtmfeik 

§.  343.  Totbemerkongen. 

Auch  dieser  practisch  und  princtpicll  wichfipi^  <i 'ijreustand  ist  bisher  in  der 
Fiuauzwi&senschaft  gewöhnlich  kaum  auch  nur  berührt  wurden.  Höchstens,  dasa  man 
in  der  apedellea  Sleoeriehie  dieses  oder  jenes  einietoe  Scenerrenreben  und  die  dafitr 
angedrohte  Strafe  erw&hute.  Der  Gegenstand  f;elnlrt  aber,  ebenso  wie  das  Cotitrol- 
wetien,  iu  die  allgemeine  Steuerlehre,  giebt  zu  manchen  Str^tfragen  Anlass  und  ver- 
langt eine  principielle  Erörterung,  die  den  Einzelheiten  der  spcciellen  Stenerlchre 
and  der  Kritik  der  Straf  bestimmungen  der  Steuer^eset£<3  aneb  hier  ?orange heu  muss. 

Aus  der  allgemeinen  finanzwissenscliaftlichen  Literatur  ist  vornemlich  wieder 
nur  auf  v.  Hock,  Abgaben,  S.  54— Ö7  und  auf  L.  Stein  4.  A.  I.  546,  5.  A.  U,  3, 
47S — 476  zn  Tenreiaen:  ereterer  wie  gewdhniicb  lo  aneb  bier  mit  wenigen,  aber 
treffenden  Bemerkungen  den  (iegenstand  in  vorzüglicher  Weise  erledigend,  ohne  ihn 
indessen  im  nothwendigen  ZuHammcnhang  mit  der  Einrichtung  und  Grundlage  der 
ganzen  Besteuerung  zu  behauddu.  Auch  in  semcu  practischen  Werken  über  diu 
Finanzen  Frankreidis  und  Americas  schenkt  r.  Hock  dem  Gegenstand  uberall  die 
gebührende  Anfnifrli'^ainkeit.  Stein  erörtert  den  Gegonstant)  auffallend  kurz  und 
dürftig,  aber  hat  bcharf  and  richtig  das  Steuervergehen  von  anderen  mit  der  Besteneraog 
irjgenowie  In  ^ununmeobang  stehenden  strafbarea  Handlungen  nnierscbleden,  es  aber 
nicht  ganz  richtig  characterisirt.  Nicht  ganz  zutreli'end  ist  auch  die  Aufstellung  ron  inrei 
Kategoricen  des  Thatbestands  des  Vergehens:  falsche  Angaben  und  Ytrheimlichung 
dea  Steuerobjects;  unrichtig  ferner  „Defraudation"  und  Steuerbetrug  ^aht  fali>che 
Angabe  verbunden  niit'FIlschungen  in  der  BnchhaltQng)  so  identifidren.  Aach  die 
Beschränkung  der  Steuerstrafe  auf  ein  System  von  ..Bussen  mit  progressivem  Stnif 
fusa'*  geht  zu  weit  und  die  Motivirang  dafür,  dass  „jedes  (?)  Steuervergehen  zugleich 
einen  Mangel  an  Obsorge  von  Seiten  der  Verwaltoag  enthält,  aller  Schmuggel  aber 
nur  durch  verkehrte  Tarife  möglich  wird  (II)",  ist  ganz  schief  nnd  anbaltbar  (4.  A. 
L  54('.  '^in  Satz,  dessen  Verkt  hrhcit  Stein  selbst  eingesehen  zu  haben  scheint,  denn 
er  hat  liin  iu  der  5.  A.  U,  2,  474  stüLtchweigend  gestrichen).  Als  ob  die  Steuertarife 
eben  nicht  wieder  rem  Stencrbedarf  und  Ten  der  Nothwendlgkeit  g Idcbmissiger  Be- 
steuerung abhingen!  Iii  der  neuesten  Auflage  (a  a  0.)  weist  Stein  neben  seinem 
„Basssystem''  Freiheits*  und  Ehrenstrafen  mit  der  unhaltbaren  Motivirung  ab,  da>8 
,,dio  Absicht  nicht  auf  einer  Verletzung  einer  Persönlichkeit,  sondern  nur  auf  einer 
Nichtorfullung  einer  öffentlichen  Pflicht  im  Sonderinlerosae  des  Einzelnen  beruhe'*.  — 
S  ferner  Roscher,  Fin.  §.  71  (er  mahnt  zur  n->biit«^aTnkeit  gegenüber  meinem 
drangen  aaf  Einflüirung  emphadlicher  Ehrenstrafen  u.  s.  w.,  unter  Hinweis  auf  meine 
eigenen,  ?on  mir  an  anderer  Stelle  kundgegebenen  Erfthningeo  in  der  Steneroommiaslcn 
de^  preussischen  Abgeordnetenhauses  1881.  Allein  diese  Erfahrungen  beweisen  doch 
üicktB  ftlT  das  aachüdi  Unncbtige  meiner  fiestiebongen,  sondern  nur  fOr  die  Schwach- 
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müthigkeit  der  Angehörigen  aller  politischen  Partei»  »  in  solchen  Diujiren,  und  dafar 
habe  ich  sie  als  Beispiel  citirt).  —  Eiue  heachtenswi  rthe  AbhandluDf .  welche  di« 
hier  bchaüdcltcn  Principieiifrageti  berührt,  ist  Mei»el,  Unrecht  Uüd  Zwang  im  Finaiu- 
vesen,  Kinanzarchir  Y. 

AiifrällijrvT  aber  noch  das  übliche  Stillschwcitfon  d-T  ♦irnnzwissenschaWichoi 
Werlcc  Uber  das  Steucrbtrafwei^CD  ist  die  cbeafails  ireDi^4ciu>  la  dor  deutschen 
KysteiBfttiscb«!!  und  dogiufttbdien  strafrechtlichen  LiterMir  bisher  so  gat  vi< 
ganz  fehlende  principiellc  Behandlurip;  dieses  irichtiiren  und  keineswegs 
uninteressanten  Kechtsgebiets.  Da  dasselbe  allerdings  vielfach  vom  sonstigen  btrafrecht 
in  dor  Gruridlau'c  und  der  Ausfubruug  abweicht,  so  ergiebt  sich  hier  manche  Conlrofcrse, 
deren  tief-  re  Bchandlang  auf  die  obenteu  rechtsphilosophiscben  Principien  des  Straf- 
rechts hinfuhn.  Ausst  r  in  den  Commentaren  der  Steuergesetzß  aber  findet  sich  kangj 
eis«  Erörterung  Uber  Wesen  und  Arten  der  Steoerrergeben  and  Strafen  in  unserer 
stnfreehtlicheD  Litenttnr.  Sogar  so  nrnfkasende  Werire  wie  das  v.  Holtzenderff*iehe 
Sammelwerk  „Handbuch  dos  Deutschen  Strafn  •  ht»  in  Eirizelbcitrigen"  (3  B.  Berlui 
1S71— 7r  erithalten  so  gut  wie  nichts  darüber,  was  durch  die  übliche  Gestaltung  des 
poisitiveu  Kechb  Uuch  kaum  genügend  entschuldigt  wird.  In  der  Regel  befinden  »ich 
nemlich  die  strafrechtlichen  Beatimmongen  des  Steuerrechts  moht.  wie  die  gewöhn- 
liclicn  sonstigen,  in  den  Gesetzen  tlber  J^trafrecht,  in  den  neueren  Strafire^' tzbüchen, 
sondern  in  den  einzelnen  Steuergesetzen.  Aber  sie  bilden  doch  euteu  wichtigeu 
Bestanddieil  des  LandesstraHroehts,  der  gerade  mit  der  Ansdehnang  und  Yerfflineniftf 
der  indirecten,  der  Verkehrs-,  Steuipelb.  Steuerung  und  uiit  der  Einbürpcning  d  - 
Anmeldeprincips  und  Duclarationszwangs  in  Uauptgebieten  der  directen  Besteaerang 
immer  wichtiger  und  juristisch  imincr  schwieriger  wird.  Den  Beginn  mit  einer  fi«- 
handloBf  des  Steoexstrafrechts  im  Halimen  des  gesammtea  Stafitwäti  hat  neneidiagi 
nunmehr  wenigstens  r.  Liszt,  Keichs&trafre( ht.  gemacht. 

Die  Criminalisten  rechtfertigen  diesen  Anschlnsü  des  Steaerstrafrechts  und  des 
ferwaodtea  .PoÜidbnssAehti**  aUerdings  daait«  dass  sie  eine  principielle  Grenie 
für  das  ,e i  ^:  c n  t  Ii  ch  o"  Strafrecht  mittelst  einer  bestimmten  Definition  des  Becriff> 
„Verbrechen  *  zu  ziehen  suchen  (rgl.  r.  Uoltzendorff  a.  a.  U.  I,  4  Ü.).  Aliein  hier 
vird  den  Dingen  doch  Gewalt  angcthan  und  gerade  der  Normalfall  der  Steoerdefrau» 
dation,  wo  bOse  Absicht  zu  Grunde  liegt,  wiUltUrlieh  ausgeschlossen.  Hier  liegt 
dassen)e  ,,UnrerhtsTnoin<'nt**  vor.  wie  b<d  einer  grossen  Keiho  gemeiner  Verbrechen. 
Jene  Grenzziehung  entspricht  freilich  nur  zu  sehr  dem  Zustand  ^  Bechtsbewasstseuut 
in  YoUe«  der  laxen  Anflhssang  der  Steoenrergehen.  Dadnrch  wird  es  aber  nickt 
gerechtfertigt,  dass  unsere  Criminalisfen  bisher  den  letzteren  keinen  Platz  im  Syst«» 
des  Strafirechts  einräumten.  Es  zeigt  sich  hier  wieder  in  einem  characteristischeti 
Beispiel,  wie  schwer  der  Fortschritt  zu  einer  wahrhaft  „gemeinwirthschaftlicheo'* 
nnd  demgem&ss  wahrhaft  „r^ft entlieh- riehllichcn"  Anrassnng  der  Vermögens- 
verh&ltnisse  ist.  Alle  Anschauungen  unserer  Juristen,  sogar  der  sonst  weitsich- 
tigeren Grimiualisten,  stehen  hier  noch  im  Banne  priratwifthschaftlicher  and  priral- 
reehtlieher  Gesichtspanete.  Van  vQrde  sonst  ▼enigateos  die  bSswilllfe  Steuerdeftnradatfoa 
grundsat/licli  unter  die  ..Bcreichernngsverbrechen"  reihen  und  sie  so  mit  Im  ..Betrug", 
wenn  auch  noch  nicht  identüiciren ,  so  doch  als  ein  demselben  gleichartiges  Ver- 
brechen, bet.  Vergehen  zusammenstellen  (s.  r.  Holtzendorff,  Strafrecht  HL,  621  ff.). 

Weniger  auffällig,  aber  darum  nicht  weniger  bedauemswerth  ist«  dsM  aneh  im 
d'>ij?schen  Verwaltnngsr-  t  Ii»  das  Steucrstrafreclil  uuch  nicht  angemeraen  be- 
hauduit  ist  Es  harrt  hier,  wie  das  ganze  Ycrwaltungsstrafrecht,  dessen  Theil  es  i$t, 
««noch  immer  in  der  dentsdien  Wissenschaft  seiner  BegrOndong  mid  seines  so  viehtigts 
Strafprin  ij  "  (Stein,  4.  A.  I,  545).  Selbst  v.  Rönne  ist  für  Preusscn  hier  sehr 
dürftig.  Kurze  Bemerkungen  über  das  bestehende  preussische  Hecht  and  An- 
deutungen de  lege  ferenda  gieht  Gneis t,  z.  B.  Verwaltung,  Justiz  u.  s.  w.  8.  S$6, 
292,  pnssiD  im  „Rechtsstaat''  2.  A.,  z.  B.  S.  313. 

Das  positire  Steuerstrafrecht  ist  bisher  bei  tins  wie  in  anderen  Staaten 
ganz  Gelegenbeitsgesetzgcbung  und  besteht  aus  Bestimmungen,  welche  iudeneinzclncu 
Steneigesetzen  gleich  im  Züsammenhaag  mit  der  Begelung  der  einzelnen  Siraer  ^ 
trofien  werden.  Wegen  seiner  beKonder'  ii  practisclien  Wichtigkeit  und  seines  specii  ll'^f' " 
Details  ist  hier  namentlich  das  Zollst  rairecht  auch  für  den  rorliegcnden,  das  Steuer* 
atrafrecht  sonst  nur  generell  und  principiell  behandelnden  Abschnitt  henrorzDhebca. 
iß.  ftar  Dantsobland  r.  BOnne,  pienisisclies  i^laatsncht  3.  A.  O.  2.  Abth.  S.  Mt. 
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4.  IV,  825.  derselbe.  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  2.  A.  II,  1.  Abth.  S.  J04). 
Bei  den  VerhandlangeD  iui  Jahre  1S36  hatten  sich  die  Regioraii^;eii  im  Zollverein  nur 
ttboc  „leitende  Urundsitze"  dos  ZolUitrafrechts  rerst&adigt,  aber  die  Zolistraf- 
geietze  eigeiis  redigirt.  So  Pr«ns80ii  im  Oeselz  rom  23.  Januar  18dS  wogen  Unter- 
SQchung  und  Bestrafung  der  Zollvergehen.  Nach  dem  ZoUroroinsvcrtrai;  vom  S.  Juli  1867 
gehört  »He  Compotenz  auch  auf  diesem  Gebiete  den  prcsetzppben'len  Factoreti  des  Zoll- 
»creins,  jtitzt  des  Deutschen  Reichs.  Daher  sind  jct^t  maaabgvbuod  das  Veroiut>gesetz 
vom  18.  Mai  l'^GS  und  die  §§.  134—165  des  VereinsaoÜffwetzes  vom  1.  Juli  l^GU. 
FQt  das  Strafverfahren  blieben  aber  die  LanJessresctzc  noeh  in  Kraft.  Fur 
Preassen  Gesetz  ?om  23.  Januar  1838  betrofieod  Unterauchung  uud  Boäirafang  der 
Sotlveifehen.  «letil  fUt  nncli  hier  wie  für  eile  „Znwiderhandinngcn  gegen  die  Vor- 
schriften über  die  Erhebuiif?  öfrentlicher  AbMli n  und  (it-fälle"  die  l)i_'Utsche  Straf- 
processordnung  (§.  459~4<»9)  voui  l.  Februar  lh77,  s.  da^n  auch  das  Deutsche 
Einfahrungspesetz  vom  1.  Februar  1877  §.  0,  Nr.  8.  Hiernach  sind  bei  Strafbescheiden 
der  VerwaitungebelillldeB  MfidrUcklich  nvr  Geldstrafen  sowie  eine  etwa  verwirkte 
Einziehiinff  fcstrosetren  Answer  den  Zolljresetzcu  sind  für  Deutschland  wie  für  andere 
Länder  besonders  die  Gesetze  über  iudirccte  Verbrauchssteuern,  namentlich 
Wein*,  Bier-,  Branntwein«.  Tabak«,  SSadcer-,  Mahl-  nnd  Scblacbmener,  aber  Honopdien 
u.  s.  w.,  ferner  tiber  Stempel-  und  Kegisterabgaben  u.  dgl.  als  reich  an  Straf- 
bestimmungon  aller  Art  zu  nennen.  Den  neueren  technischen  Veränderungen  der 
Bestcuerungämethode  bei  einigen  dieser  Steuern,  besonders  bei  der  „Fabrikatstouer** 
ron  Branntwein.  Zveker,  Tabak  und  den  höheren  Steuersätzen  entsprechen,  wie  ver- 
schärfte CoTitrol'-n,  so  auch  verschärfte  und  vermehrte  Str;!ntt^ttninii!ffj»Mi,  über  eigent- 
liche Strafen  wie  uoer  Ordnuogstttrafen  Wo  diese  Steueia  bchuu  Iruher  so  ausgebildet 
waren,  sind  anch  die  schirferen  Strafen  sehen  Itter.  8  besonden  die  Yerhiltnlsse 
in  Frankreich,  wofür  in  Fin.  III  bei  den  einzelnen  Gruppen  und  Stenern  die  Straf- 
bestimmungen regelm&töig  angegeben  werden.  Frankreich  ist  anch  fur  dies  Gebiet 
besonders  lehrreich.    Aehuliche  Verach&rfungen  bei  den  neueren  Burseusteuern. 

Ans  der  directen  Bestenerang  gehören  vornemlich  die  VMSdiriflen  ober  An- 
melde- nnd  Declaration S7:wang  bezuglich  der  fUr  Unterlassungen,  unvollständige 
and  falsche  Angaben  angedrohten  Strafen  hieher.  Daher  fehlen  solche  Bestimmungen 
rieUheh  noch  fast  ganx,  etwa  Ten  kleinen  Ordnungsstrafen  fttr  Verletzung  von  Gontrol- 
und  Anmeldongsvorschriften  abgesehen,  in  Staaten,  welche  blo^s  dic>  ülteren  Ertraffs- 
steaern,  ohne  die  Leibzinssteuer  und  keine  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  oder 
ftu*  diese  keinen  Declarationszwang  haben  (Preussen).  Anders,  wo  dies  Princlp  an- 
genommen ist  (so  z.  B.  in  dem  königlich  bäc  h!>isch  e  n  Ein  kommen steoorgesetz 
rom  22.  December  1874.  §.  62~6D,  in  Erbschaftssteaeigesetsan,  80  aaeh  im 
preassischen  vom  3U.  Mai  187:i,  §.  41 — 45). 

Sehr  nmftssend  nnd  elnsclineidend  sind  nach  der  ganzen  Grondlage  nnd  Ein- 
richtung d'i  T».  Steuerung:  die  Strafbestiinmungen  ftir  Steuervergehen  in  Nordam  crlra 
(s.  dartlber  iiir  diu  Zeit  der  60  er  Jahre  r.  Hock 's  Finanzen  Americas,  zur  (Jharaaeristik 
der  Verhältnisse  in  einem  einzelnen  Beispiel  besonders  die  drakonischen  Straf  bestimm- 
uogcn  in  der  americanischen  Tabak  Steuergesetzgebung,  Tabakenquöten  B.  III,  501; 
Schäffle,Tlibinper  Zeitschrift  187W,  b;.  556 ff.. 641 11.;  Felser  in  Hirth's  Annalen  1878, 

5.  337  £).  Fttr  England  sind  die  Straf  b^ümmuugen  bei  Weigerung  von  Angaben 
nnd  falschen  Angaben  inScbed.  D  der  ElnkonmOBSteiier  (geworblicfass  ElokoDmen) 
b  arhtcnsvcrtb  (5  und  6.  Vict  cap.  35.  Ari.  100~145,  8«  Qnoist«  ongUscheB  Vor- 
waituogsrecht,  2.  A.  II.  7*J7,  Fin.  III,  S.  244). 

Aus  der  Specialliteratur  s.  Hecht,  Stempelrovision  bei  Actiengcsellschafton 
nach  dem  Gesetz  von  1BS1,  Finanzarchiv  I,  derselbe  eb.  Uber  den  Rechtsweg  in 
Beicbs^tcmpclsacben  und  die  Strafen  der  modernen  Stempelgesetze.  Mai  sei 's  ge- 
nannte Abhandlang.  Eglauer,  Österreichische  Steaerstrafrecht.  1886.  Fenier  die 
Conmentare  n.  dgl.  n  den  «jnnlnen  SteneigMeliett  der  neueren  Zelt»  in  Demachland, 
Fnakraich  o.  a.  w.  Manches  Mateiial  wieder  in  den  Abtaandlangen  des  Flnanxeichlvi. 

I.  Das  Stenervergelien. 

A«  —  g.  844.  Begriff  and  Wesen  desselben. 

Ein  Steuervergehen  ist  diejenige  ges et s widrige  nnd 

mit  8trnfe  bedrolite  (Terenchte  oder  vollitlbrte)  Bandinng 
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(bes.  auch  Unterlassntig)  einer  Person ,  dnrch  welcbe  iBe 

gesetzliche  Veraulaguug  odir  K  r  Ii  e  u  ii  g  eiu*  r  Steoer  zu  w 
Nachtheil  der  Steuercjisse  unuiuglich  gemacht  oder  iu 
Betrage  verkürzt  oder  durch  welche  ^e^en  die  gesetz- 
lich ea  Con t rol vorschrifte  11  N  cistossen  wird.  Die  hierbei 
crtolgcnde  Uinterziehang  von  bteaern  ist  wieder  die  aogenaniite 
Defraudation  (§.  339). 

Vgl  Stein  J.  A.  l.  546,  5.  A.  II.  2,  474  .  v.  Hock,  Abgaben.  S.  55.  - 
Steuerrtickstände  ySB)  bilduo  nur  bedingt  den  Tbatbts^taiid  eiu^  Steae^ver]^eheIlL^, 
m  im  Falle  bös  willigen  Unterlassens  der  SteaerentrichtQog  Uber  die  gestattete  Frist 
hinMis.  Die  Steaerezeentiraunuasregeln  sind  «ndi  nar  tbeilweise  als  StrafoiAass- 
rojreln  zu  characttrisircn.  —  Die  mit  cicm  StcncrRcsctz  übereinstimmenden  Verord- 
nungen der  Verwaltung  vertreten  legis  ricem.  so  dass  Verstösse  dage^ea  za  de« 
Stenenrergeben  geboren.  Bebsaptete  Widersprllebe  tviseben  dem  Oeeels  nad  da 
Verordnungen  auch  in  BetrefT  der  Vergehen  und  Strafbestiuiuion^en  sind  wieder  dndk 
das  Iri>tiHJt  dos  afiministrativen  Klagrechts  zum  Austrat  zu  bringen       334  Ü.). 

Das»  Steuervergehen  dcolit  bich  nho  nicht  mit  jeder  irgend  wie  an  die  Besteuemo^ 
•ieh  kottpfeBden  oder  selbst  durch  sie  veranlassten  scbon  an  sich,  d.  h.  nnabhÄngi^ 
TOn  versuchter  oder  vollfuhrter  SteuerhintiT/i-  hmig^,  nach  dt-m  geltenden  Strmfrccbt 
Strafbaren  Handlang.  Wohl  aber  kann  eä  m  letzterer  sofort  mit  enthalten  seia,  z.  B. 
wenn  Ikltche  Stenpelmarken  tlkt  den  eigenen  GebrMcb  hergesteUt  i»d  venrendei 
oder  von  Anderen  gefälschte  wissentlich  gebraucht  werden.  Oder  das  Steaenrerg^eheu 
führt  in  seinem  Verlauf  t-ine  ander«,  atigemein  strafbare  Hamünnr  mit  sich.  z.  B 
den  verbotenen  \^  idcratand  gegen  Orgaue  der  Ofientlichcn  Verw^iiung .  die  körper- 
refletziuifr  eines  rerfoigendeo  Stenerbeunten  beim  Schmuggel.  Immer  ist  ivui^mi 
m  Stcncrrergeben  wäi  einer  solchen  anderen  sinfbnren  finndlnng  dann  sduurf  an 
unterscheiden. 

Die  mancherlei  Steuervergehen  und  Defraudationen  bei  den 

veraebiedenen  Stenern  lassen  sich  vornemUeh  ani  die  drei  bcbemata 

der  UnterlassQDCf  TorgeschriebeDer  Steneransagen  Seiteos 

des  Sfenerpfliebtigen  —  woxo  aoeh  UnToUst&ndigkeit  dieser 

Ansagen  mit  gebOrt  — ,  der  fal sehen  Angaben  bd  diesen 

Steneransagen  nnd  der  Hinteniehnngen  beabsiehtigeoden  Mani- 

pnlationen  an  Stenereontrolapparaten  oder  solebe  Hinter- 

stebungeo  sonst  bewirkenden  Handhingen  nnd  Unterlassungen  in 

Bezug  auf*  solche  Apparate,  zurückiühren. 

Unter  das  erste  Schema  gehören  aacb  die  Verheimlichnngeu  von  btener- 
objecten,  —  die  also  nvr  iIs  Speeles  einer  Art  Ten  Vergehen  den  fnlsehen  An- 
gaben gegenüberzustellen  sind  (was  Stein  a  a.  0.  übersieht)  —  wie  beim  Gitas- 
iitid  Thor>chmnggel  zur  Hinterzieln!Ti<r  ron  Zöllen  und  Octrois,  femer  die  Voraabmv 
von  Productionsprocessen  in  der  Vctbrauchsbeätuuemng  der  Productionabetr^be  ohn« 
Anueldonf  bei  der  l^nerbehOrde,  daher  ohne  die  Q^enwart  controlirender  Staaer- 
Organe;  dann  auch  die  Unterlassnni?  gebotener  Handlangen  bei  diesen  Stenern,  fern«  r 
den  Verkehrssteuern,  z.  B.  der  Anwendung  ron  Steuerstempeln,  der  Anmeldung  von 
Becbtsgesdiiften  zur  Rcgistrirang.  Zo  den  falschen  Angaben  ziblnn  nach  die 
absichtlichen  Irreführungen  der  Steoerbeamtcn,  welche  die  Gontrolen  aaacvftbea  wd 
die  thats&chlichen  Ermittlungen  ztir  Fost^tclhing  der  StcucnschuldiglEeit  vorznnchmen 
haben.  Die  absichtlichen  Störungen  der  Messinstrumento  oder  Apparate,  durch  weiche 
bei  Verbmichssteaem  die  «tenerpflicbtigeB  Mengen  und  Qiialillien  der  Objecto  ei^ 
inittelt  werden  (Alcoliolo-,  Saccharometer  bei  der  Branntwein-,  Zuckersteuer,  Me^^- 
appaiatc  der  Mahh>teuer  —  in  Italien  — könnten  **^fffMf  ancb  nocb  der 
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Kmtegori«  der  ^fiMm  Asfaben**  zllileii,  wie  leb  es  in  der  t.  Attl  S.  698  tneh 

thäf.  Doch  ist  die  besondere  Heraushebong  derartiger  MaDipolationen  bd  deren 
£iseiidiaiDliclil(eit  doch  wohl  richtiger,  wie  idb  ee  jetzt  gethan  habe. 

B.  —  §.  345.   Varkommen  der  Stetiervergeben. 

Die  Gelegenlieit  iiDd  der  Anreiz  zu  Steuervergehen,  daher 
auch  deren  Häufigkeit,  ferner  die  Arten  nnd  der  Umfang  dieser 
Vergehen  gestalten  sieb  wieder  bei  den  grossen  Kategorieen 
lies  Steuersystems  verschieden. 

1.  Anch  hier  sind  die  frtther  als  eine  besondere  steuertechniscbe 
Omppe  ztiBaminengerassten  „indireeten'^  Stenern  in  nnaerem 
z weiten )  dem  administrativ -teefanisehen  Sinn  des  Worts  (§.  98), 

die  Stenern,  welche  nach  einzelnen  wechselnden  That- 
sachen,  Vorgängen,  ilandlungen  veranlagt  und  erhoben 
werden,  daher  namentlich  die  Verkehrs-  (Stempel  )  nnd  Ver- 
brauchssteuern als  diejenigen  hervorzuheben,  welche  zu  Steuer- 
vergehen, besonders  gegen  die  Steuerveranlagung  mittelst  Unter- 
lassung der  Steueransagen,  Verheimlichungen,  und  gegen  die  Co u- 
t  r  o  I  Vorschriften  am  Meisten  Anlass  geben,  aus  leicht  ersichtlichen 
Giünden.  Eben  deswegen  sind  hier  die  Controlen  wieder  so  zn 
versehärfen,  womit  aber  zngleiob  die  Gelegenheit  nnd  der  Anreiz 
wenigstens  zn  leichteren  Steuervergehen  abermals  wächst 

2,  Bei  den  Hauptarten  der  directen  Stenern,  den  Ertrags-, 
Einkoiiinien-,  VernHigenssteuern ,  liegt  die  Sache  anders.  Hier  ist 
vnrncnilieh  die  Vorschril't  des  Melde-  und  Declarations- 
z Wangs  die  Voraussetzung  fttr  das  Vorkommen  eines  Steuerver- 
gehens im  rechtliehen  Sinne. 

Solange  man  sich  hier  bei  der  Ennittlnng  der  Steadraiib|ecle  nnd  Objecte 
wesentlich  mit  amtlichen  Nachforschungen  (§.  305)  and  mit  amtlichen 
Schiit7U  Dgen  der  Erträge,  Eiokommea  u.  s.  w.  durch  Behörden  und  Goinmissionen 
(§.  806  ff.)  oegnttgt.  ist  fnr  SfeneTrergeben  in  Bezog  aof  die  Yeranlagung  kaum, 

in  Bezufr  auf  die  Erhebung  wenig  Gelfgenlieit.  tnul  dit;  Oontrolforschriften  sind  gering- 
tugig:  insoweit  ein  Vorzug  (Ücmt  Hcstcuening^art.  Mit  dem  persAnlichcn 
Mcldezwang  bei  Personal-  und  aiidcren  directen  Sleueni  verändert  sirh  dies  schon 
etwas  und  Vergehen  gegen  diese  YoiMbrift,  welche  wesenilich  die  liedi-iitung  einer 
rodfrulvorsclirift  hat,  fn-f'-ti  hervor.  Nampntlicli  nber  mit  di-rri  Prim-ip  d.s  Dccla- 
ratioDszwangs  für  EiDkommeu-«  VerzDögen-  und  einzelne  Ertragsäteuurn  wie  die 
leibxinflttener,  für  fenisee  Fanete  einer  OMdemen  QeveibeaienerfPfllebt  nr  Angabe 
objcctiver  Bctriebsmerkmale,  Aassagen  Uber  Umsatz,  Kapital),  auch  einer  (Jobäudesteuer, 
r^rner  ftir  die  Erbschaftssteuer  und  ähnlich*-  wird  nun  zu  Sf  ucrrcTgfhen  eine  nur 
/.u  reichliche  Gelegenheit  geboten,  besonders  in  iiczug  aui  unvollütkudigc  uud 
mehr  noch  auf  falsche  Angaben.  Diesen  Naebthcil  muss  man  aber  als  einen  unvet^ 
meidlioh  mit  dic-em  Priuoip  verbundenen  in  den  Kauf  nehmen,  weil  day  Princip  seihst 
ganz  richtig  nnd  nothwcndig  ist.  Ks  ist  anderseits  Uberhaupt  ein  Vorth  eil.  dass 
dnrcb  die  Anordnung  solcher  Meldungen  nnd  DecJarationen  das  Stenenergehen  ans 
dem  bloss  siUlichrn  in  das  Rechtsgeh ict  hinüber  geführt  vifd,  dem  Wesen  der 
Stener  al»  einer  der  Kechtsordnnng  angohörigen  Einrichtung  gemlss. 
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0.  —  §.  846.  Strafreehtlieber  Gharaeter  der  Steuer- 

vergehen. 

Das  Vergehen  der  SteiurddVaudatiou  setzt  zwar  regelmässige 

Absiebt  („böse  Absicht dolos)  des  Detraudanten  voraus 

aber  begrifflich  und  nach  dem  positiven  Recht  bescbränk; 

sieb  das  Steuervergehen,  namentlich  in  ßezng  anf  die  VerletzoDg 

TOD  Controlvorschriften,  nicht  anf  den  Fall  der  bOsen  Absiebt 

Vielmehr  kann  aneh  grobe  Fabrl&SBigkeit  (cnlpa  lata), 

leiehfee  Vers  eben  (culpa  levis)  nnd  selbst  nvr  anfftlligc 

(gutgläubige)  Ansseraehtlassang,  s»  B.  wegen  Unkennt- 

niss  einer  Vorschrift,  das  Vorhandensein  eines  Stenerrergebeni, 

wenn  auch  nur  eines  geringeren,  bedingen. 

Deshalb  ist  Stein 's  Aaffsssung  des  Steaerverj^^heus  (4.  A.  i,  o4G,  ebenso  nodi 
5.  A.  II,  2,  476),  wooacli  dn  8teiief?«rK«lieii  nochwettdfg  elM  Abstellt  (sorHiBtier- 

ziehung)  roraossetze ,  zu  eng,  sie  passt  in»^lir  auf  die  Skucrdefraudation .  aber  au  :' 
nicht  völlig-.  —  Di"  in  dm  Vorbemerkungen  §.  34.3  crwähote  Aosscbliessuag  der 
Steuervergehen  aus  dem  eigentlichen  Sirafrccht  hangt  mit  dieser  weiteren  BeghlBi- 
bfistimmong  dieser  Vergeben  zui^amnifn,  wird  aber  dadurch  nicht  genügend  begrtindät. 

Seli)st  in  den  Terwickelton  und  künstlichen  Verhältnisse  n  il- r  in.lir  -fr'n  - 
!>tcuerung,  2.  B.  des  ZoUwcsens,  ist  ohne  den  KechtssatZf  dass  ,,ÜDkeatttaiss  des»  Kechb" 
nicht  als  Entsebaldigung  dient,  niclit  woU  raszokomiDeD«  —  so  atisdiOcUicIi.  mttk  ia 
Bezog  auf  gehörig  bekannt  g«fli«elitd  VcrwaltnngsroKclirifteo,  bestimmt  in  §.  163  de; 
Deutschen  Verein*zollpes(  tzcs  vom  1.  Juli  1869  —  wenn  dieser  Umstand  «ach  «. 
Milderungsgrund  sein  kann  Bei  der  CompUcation  in  der  Praxis,  z.  B.  bei  bteucrti 
im  AdbcMosb  an  den  teebniaclien  ProdoetloDqvroean  und  Mer  vle  MHMt  Sflei«  fa 
Fällen,  wo  die  Action  eines  /ahlreiehen  Porsonals  in  Betracht  komuit  (im  FabrikwestJ.  . 
lässt  sich  auch  die  böse  Absicht  häutig  nur  schwer  nachweisen,  w&hreud  die  fahr- 
lässigkeit  oder  irgend  ein  Versehen  offener  zu  Tage  tritt. 

In  dem  Fall  dti  iM'seii  Absicht  liegen  aber  nun,  wenn  auch 
nicht  immer  ab.^olut  genau  alle,  so  doch  stets  einige  der  wesent- 
lichen Merkmale  des  stratrcchüichen  V^ergehens  (bez.  Verbrechens) 
des  Betrugs  oder  doch  eines  demselben  strafrechtlich  wesentlich 
gleichstehenden  Vergehens,  wie  etwa  eines  anr  Kategorie  der  „Ik- 
reiehemngSTerbrecben"  gehörenden  vor:  der  Defrandant  simbt  sieh 
einen  rechtswidrigen  VennOgensvortheil  anf  Kosten  der  Stenereane 
(des  Fisens)  dnrch  Inrthnmserregnng  mittelst  Unterdrückung  edo 
Entstellnng  wahrer  oder  durch  Vorspiegelung  falscher  Thatsaehen 
zu  verschaffen. 

Vgl.  Deutsches  Strafgesetzbuch  ron  1871  §.  263.  v.  Holtzendorf  f  s  Stnu- 
reehl  III,  750 ff.  —  Nidit  ausreichende  Abveisiingr  der  BetnigsquaUliciniiis  der 

Dcfrätidation  bei  r.  Hock,  Abgaben,  S.  50.  —  Zu  den  Bereicherungsv-erbrecben 
zählen:  Diebstahl  und  Unterschlagung.  Kaub  und  Erpressung,  Begunstif^on^  ead 
Hehlerei,  Betrug  und  Untreue;  v.  Holtzendorff ,  Strafrecht  III,  621  ff. 

Trotzdem  hat  weder  die  herrschende  strafrechtliche  Theorit 
noch  das  positive  Strafrecht  der  Ciilturvölker  die  SteiieidetVandatioD 
als  solche  auch  in  diesem  Fall  der  „bösen  Absicht''  regelmässig 
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c->hne  Weiteres  als  „Betrug"  qiiahlicirt  oder  auch  nur  als  ein  solcljt  3 
«.iemselben  wesentlich  gleichstehendes  nnd  strafreclitlicli  gleich  zu 
iDehaDdelndcs  selbständiges  („Bereicherungs")  Vergehen  oder  Ver- 
l>recben  aufgefasst    Nach  dem  Stande  der  öft'entlichen  MeinaDg 
und  des  Rcchtsbewnsstseins  unserer  Vtflker  hat  dies  im  Allgemeinen 
jftticb  wohl  heate  noeh  seine  gans  oder  grosseniheils  ansreicbenden 
priDCipiellen  Grflnde.  Zn  dieseu  treten  noeh  erhebliche  p r a c - 
t  i B e h e  nnd  stenertechnisehe  Grttnde  hinzn.  Dennoeh  mC^chte, 
und  sollte  wohl  aneh  mit  Reeht,  die  Weiterentwicklung  im  Leben 
unserer  Gnltnrvölker  dahin  ftihren,  in  der  böswilligen  Stener- 
d cl'r a n d a ti 0 n   ein  mit  dem  „Betrug"   identisches  oder 
8t raf ree  htlieh  gleichzustellendes  selbständiges  Ver- 
gehen anzueriLenneD. 

1.  Die  principiellen  Gründe  für  die  bisherige  Auffassung 
der  böswilligen  Steuerdefraudation  liegen  im  Cbaracter  nnd  in  der 
geschiehtlichen  Entwicklung  des  Stenerrechts. 

Letzteres  bildet  kein  so  einfaches,  qaasi- natürliches  Rechts<?ebiet,  wie  es  das- 
jcnif^e  des  privaten  Vcrang-ensrcnfats  und  der  rechtswidrigen  Verl<!t/uii>rt'n  desselben 
ibt  oder  weuigsteuä  iui  V olk^bcwusslsciu  zu  sein  gilt.  Das  btcu erreicht,  uiüäclilieaälick 
des  ControlrecliU,  ist  iwar,  wenn  einmal  die  Groudlagc  in  ßetrcir  dos  Steaersobjects, 
Stcoerobjects  und  Steuersatzes  i§.  280  ff.)  festgestellt  isr.  ainii  in  seinen  liatipt- 
ä&cb lieben  einzelneo  BasUismoogeQ  durchaus  nicbt  so  wiliiiurlich,  als  es  oft  cr- 
ackeiiit«  soodero  ein  logisch  streng  folgerielitlges  System  m  eiDaslneii 
Yorscbrilten .  Öfters  roD  bewundernswertber  Cdnseqaenz  (französische  Getr&okebe- 
steaernn«?,  Enr-'/i-rroment.  neuere  Hrainitwf in  - ,  ZucVer-,  Tabak-.  Ri'»r«ensteuer,  und 
docb  auch  die  uioderne  feiner  ausgebildete  dirccte  Besteuerung).  Aber  in  der  Fest* 
Stellung  jener  Grundlagen  nnd  in  manchen  Details  ist  in  der  Thst  doch  das 
Möinont  der  Willkür,  dnln-r  auch  dos  dem  all^'cni einen  Reebtsbowasstsein  Ftemd- 
artigon,  ihiu  Auf^'^ed  rniigenen  nicbt  zu  verkennen. 

Erst  mit  der  festen  ElubUrgerung  eines  Steuersystems  nnd  einer 
einzelnen  Stenerart  und  Steuer  als  gerechter  und  zweck- 
mässiger Steuern  im  Beohtsbewusstsein  des  Volks  kann 
sieh  dne  Anschauung  ausbilden,  dass  eine  böswillige  Steuerdefran- 
dation  ein  wirklicher  „Betrugt'  oder  ein  Hhnliehes  wirkliches  ,,Ver- 
gehen'^  im  strafreehtliehen  Sinne  sei  nnd  wie  ein  solcher  behandelt 
werden  roflsse.  Daraus  ergiebt  sich  die  nicht  unwichtige  Oonseqnenz, 
dass  gar  zu  häufiges  Kutteln  nnd  Verändern  an  der  Hcsteucruug 
auch  bier  wieder  Ikdeiikeu  liat  und  dass  die  Frage  der  „ge- 
rechten Steuer vertheilnng",  demnach  der  gerechten 
Steuerveranlagung  auch  im  Einzelnen,  auch  für  die 
Bildung  eines  die  Steuerdelraudation  schart  verurtheUenden  Kechts- 
bewusstseins  im  Volke  nicht  gleichgiltig  ist 

Die  Entwicklung  eines  solehen  Rechtsbewusstseins  und  die 
dann  erst  mögliche  strengere  strafrechtliche  Ahndung  der 
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SteucrdetVaudation  ersclieiDt  aber  namentlich  io  einem  Stouorsvgieic 
80  nothweiuii-r,  wo  die  unteren  Volksclassen  gerade  d arck. 
Verbrauchssteuern  scharf  getroffen  werden.  ' 

Nach  der  Natur  dieser  Steuern  können  sich  diese  Classen  schlechterdinip  «kr 
Bestenening  durch  Widerrtschtlicbkeiten  nicht  eauiehcn,  wenn  sie  «ii&mal  uf  6ii 
Gon»um  rerst«Qttrter  Artikel  ugttwieMii  sind  —  abo  von  etwaiger  Bathflfiirtv 
an  Schmuggr'l  "  •'■  w.  ab^^ohen  —  tiruJ  wenn  der  Preis  dnr  Ii  lio  Steuer  ire?!ti.-.' 
ist.   Daw  sie  ahiüann  wirklich  bt^teucrt  sind,  vie  impUcitd  die  Absicht  bei  dka^  i 
Stenern  ist,  kum  ja  nur  als  eiii  Vorthdl  gdten.  üb  eo  liedeDUiclier  ist  es  mbet  das  | 
wieder,  wenn  die  besitzeaden  und  woblhabesdetea  Gla»«i  durch  Steoerdefraodai.L^ 
mit  Hilfo  falscher  Angaben  bei  den  Einkommenstr'iiern ,  Leihzinssteuem  n   deL  - 
gewisse  Geschäftskreise  bei  der  Verbrauchsbesteueruug  der  Productioa»betricb« ,  «»a 
bei  den  ZMles«  die  iboeii  nehtheh  gebttbiende  Steoendmldifkeit  siebt  ttagea.  (De 
ScMoiclihandel  u.  s,  w.  der  ..kleiiu-n  Leute"  erfolgt  duch  vorneo3li<  h  auch  im  Intertn- 
der  Defraudationen  der  Haudier,  Fabrikanten.)   Solche  Zustände  wirken  corramf^nil 
und  aufreLeend.  Namentlich  bei  den  genannten  Steuern  mosB  daher  auf  sHisibÜfa 
inmer  atnsgere  atisfieobtUcbe  AnfTaMosg  der  Defnoditioii  bbigestrebt  veides. 

2.  Die  practifichen  nod  Btenerteehniscben  Gr&nde  flr 

eine  mildere  Behandlung:  der  Steuervergehen  oder  DefrandatioDCi 
liegen  bei  vielen  Situcrn,  besonders  wieder  deu  iudireefen,  dti 
Zöllen  IL  di(l.,  in  deren  Natuf  und  in  der  daraus  hervorgehendeii 
8eh\vi<  ii;;keit,  böse  Abhiclit  und  Versehen  zu  unterscheiden;  daLi 
auch  darin,  dass  hier  öfters  „kleine  Leute''  in  einem  Dienstver 
hältnisB  die  Vergehen  begehen  und  persönlich  allein  sicher  gefasst 
werden  können,  während  der  Vortheil  der  Defraudation  den  Dienst 
berren  n.  b.  w.  zq  Gate  kommt.  Blosse  Verstösse  gegen  die  Coih 
(rolTorschriften  werden  gewöhnlich  nur  als  leichtere  Vergehen  oder 
„Uebertretungen^'  zn  behandeln  sein. 

Ans  dem  Btrafrecbtlichen  Cbanicter  der  StenerTergehen  folgt 
dann  mit  Notbwendigkeit  aneh  mit  die  Straf  a  r  t  und  daB  Straf  m  aaas. 

II.  Die  Sten  erstra  fe. 

A.  —  §.347.  Art  derselben.  Die  namentlich  imdeotscheo 
Steuerstrafrecht  bestehenden,  in  anderen  Staaten  tibrigens  meist 
ähnlichen  Bestimmungen  pflegen  die  folgenden  zu  sein. 

S.  als  Beispiel  für  die  Strafart,  Botnessongsart  und  Höhe  der  Strafe  die  Be- 
stimmungen in  dem  deutschen  ZoUrereinsgesetz  vom  1.  Juli  §.  134  C,  Ooter- 
MsbeidoDg  fon  „Cnntrebande^,  d.  b*  Terbetswidrig«  Gin-,  Aw-  oder  Darebfhhrvos 
(jegenstanden  unternehmen,  und  toü^ „Defraudation",  d.  h.  Hinteraebung  von  Ein* 
und  Ausgang»abgaben  unternehmen.    Strafe  in  beiden  Fällen  Confiscatioo  d^r 
(icgcnstände ,  dazu  bei  der  Contrebando  tieldbusse  vom  doppelten  Werth,  der  (i^ea- 
atlDde.  mindcMens  10  Tblr.«  bei  der  DefrandatioD  fieriacber  Betrag  der  vorentbalteBeB 
Abgaben,  die  ausserdem  zu  entrii  liton.   Im  crstfii  Rückfall  Vtirdoppliiiisr  der  Geldboäse. 
im  ferneren  UUcifall  neben  der  Gouliscatiou  in  der  iiegei  Freiheit^iotrafe ,  Maziasa 
aiwei  Jahre,  ereiitneli  ausnahmsweise  Verdopplung  der  Geldbusso  des  ersten  fiückftÜ' 
Schirfung  der  Strafen  um  die  Hälfte  und  gewisse  Freiheitsstrafen  bei  entchvertL 
Umstünden.    Yeilctztin^  des  amUichen  Waareuverschlusses  ohne  Absicht  einer  GefälU 
eutziehung  (und  nicht  durch  Zufall)  Geldbusse  bis  300  Thlr.   Bei  Cebeiuaung  der 
f etetilicben  nnd  Verordnungavoiscbiifien  Ordnongastimfen  bis  50  Tbir.  Bei  tBvaäUng 
der  nicht  beitreibbaren  Geldttrafea  in  Freibeimalnfen,  Maxiniblnoer  der  letüerea 
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eiu  lialbfts,  bez.  zwei  Jahre.  —  Iü  der  bisherigen  deutach-preussiscben  Gesetz- 
gebung Uber  iadirecte  Steoero  aach  sonst  die  erste  DefraudauoDsatrafe  d<i8  Vierfache 
des  Toreotbalteneo  Steuerbetr«KS ,  so  bei  der  norddeutscben  Brau  »teuer,  Ueseu  vom 

4.  JqU  1868,  ^.  24.  im  Fall  der  Wiederholung  nach  Torhergegangener  Bestrafung  dafl 
Achtfache  (auch  Sperre  der  Brauerei  auf  drei  Monate  zugleich),  bei  dritter  Defrau- 
dauoa  imcii  zweimaliger  Bestrafung  d^s  ^chs2ebn lache  und  bleibende  Uutersagung  der 
Austtbnng  des  Bruiereigeirerbe».  aelbat  oder  dtireh  Andere,  tOi  den  Veratthellten. 
Dann  zahlreiche  ürduungsstrafen ,  auch  Cüufiacatiuneü  der  nicht  oder  nicht  richtig 
luigemeldeten  Braupfauoen  nud  Bottiche  (augefuhrtcs  (ieaetz  2ö  —  3t3).  Dieselben 
Stralbetttimanngeo  far  Defraadation  bei  der  Branntweinsteuer  de^»  (Josetzes  vom 
8.  Juli  1S68,  §.  &Q£  Aehnlich,  noch  weiter  nach  der  Technik  der  Piuduction 
apecialisirend  das  neue  deutsche  Tabak steuerf?ei*et/  vom  Juli  lb79,  §  32  fr., 
Tier-  and  achtfache  Strafe  des  defraudirteu  bteuurbetrags,  bei  fernerem  Kackfall  (jfc- 
ningnieartrafiB  bis  swei  Jahre.  In  den  oeneii  ReichageMUen  «her  Branntwein-  vnd 
Zockcfbesteuernn^  (18ST)  sind  entsprechend  der  neuen  Beäteuerungameihode  sehr 
amfasäeude  Straf-  wie  Controlbestimmuugen  znr  Verhütung  rou  Defraudatiwuen ,  mit 
FewtsteUnng  des  BeirrUk  der  Defhiadatlon  und  der  anter  letztere  fallenden  Maasa- 
nnhnien  und  Vorgänge,  getroffen  v>,  ir  icu.  Dieselben  sind  auch  für  die  allgemeine 
Lehre  von  den  Cnntrolen  und  Strafen  bL-achtenswertb.  S.  Gesetz  üb*M-  dio  Brannt^rein- 
steuer  vom  24.  Juni  lbb7.  5  tf.,  17  Ii.,  über  Zuckerbesteuerong  vom  ^.  Juli  lbb7, 
2.  bis  5.  Abaehniit.  Das  Strafrerfabren  ist  daitselbe  wie  bei  Zowiderhandlangen  gegen 
die  Zoligesetze.  —  An-li  hei  Stempeldefraudation  in  Preussen  vierfacher  Beir.g  des 
nachzubringenden  Stempels,  Gesetz  vom  7.  MArz  1822,  g.  21.  —  Hohe  Strafen  in 
Frankreich.hel  ZeUrergeheit,  t.  Hoclt,  Fln.  Ftankreichs,  S.  248,  270,  meine  Fin.  III, 

5.  844,  Gesetz  von  1816,  von  1875),  auch  bei  Unrichtigkeit  in  der  WaarLüerklärung; 
Confiacation  v on  Waare  und  Transportmittel,  hohe  Geldätrafen  von  500 — 300Ü  Fr., 
üclbätändigc  Freiheitsstrafen  bei  gewi:>:i>cn  Arten  des  Schleichhandeis.  Aach  hohe 
Ordnungsstrafen,  100 — 1000  Fr.  and  selbst  Gonfiscation  des 'nansportmittelB.  Aehnlich 
empfin  Gliche  Strafen  bei  den  inneren  Verbrauchssteuern,  den  Monopolen,  im  En- 
regitttrement,  Stempel  (s.  passim  in  Fin.  III  bei  diesen  Steuern).  —  Ausserdem  auch  in 
dem  deutschen  Beeht  besondere  Bestrafung  der  Bestechung,  StrafgeBetzboch  ron  1871, 
Artikel  333.  Daneben  Ordnungsstrafen,  z.  B.  ZoUgeseU  von  1809,  160.  —  In 
A  me  rica  bedingt  auch  die  Grundlaf»'  d.-r  eidesstattlichen  Versicherung  fiir  so  vieleSteuer- 
ansagen  (s.  S.  79Ü  oben)  strengere  und  inisbesoudere  sofortige  Freiheitsstrafen,  Oonfisca- 
ti«nen.  6«br  viel  Detail  darnber  hei  v.  Hock,  Finanzen  American,  a.  Bpg^er  a.  r*  Strafen. 

1.  Die  Steneratrafen  ftlr  Defmudationeii  beatehen  regelmässig 
Biin&clist  in  Vermögens-,  bes.  Geidstrafen,  welche  nur  im  Un- 
vermOgensfalle  in  Freiheitsstrafen  verwandelt  werden.  Bei 
Vergehen  unter  erschwerenden  UmstäDden  (z.  B.  gewisse  Arten 

qualiticirter  heimlicher  ünterächlcilmaii.'ii^re^clu  im  coulrolirteii  Pro- 
ductionsbetrieb ,  Schmuggel  durch  Mehrere,  durch  Bewaffnete),  im 
Rückfall  oder  im  wiederholten  Ivücklall  (z.  B.  bei  Zolidcirau- 
dationen)  werden  diese  Straten  erhriht  und  auch  wohl  sofort 
durch  FreiljL'ilsstrafcn  ersetzt  oder  letztere  mit  jeneu  vcrbuiidcu. 
Concurrirt  eiu  Steuervergehen  mit  anderen  strafbaren  Handinngen, 
so  kommt  die  Strafe  ftlr  beide  zugleich  zur  Anwendung.  Bei  der 
VerUbung  einer  Defraudation  doreh  Mehrere  vereint,  ist  wohl  die 
flolidariscbe  Haftung  für  die  Bezahlung  der  Strafgelder  ausgesprochen. 

8.  In  gewissen  Füllen  kommt  neben  den  Geldbnssen  nnd  Frei- 
heitsstrafen aneh  die  Strafe  der  Gdnfiscation  der  Gegenstände^ 
in  BeiDg  auf  die  das  Vergehen  verttbt  wurde,  der  teehnisehen 
HUfimiittely  die  dabei  benutzt  wurden,  vor. 

A.  Wagaer,  VlaaanriaMBMhalb  IL  i,  Aal.  52 
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Z.B.  h'i  C'^^rhrnn^^dicn  zollpfliclitigen  Waaren ;  niifnnter.  so  im  americaaischen 
Boeht,  noch  im  weiteren  ümfang,  so  in  der  ameiicaniücheu  Tabakbesteoenug  ia  ge- 
wissen PAUeo  GoDfiscatloii  de«  Pabfikeigentliiiois  mit  Chusd  «nd  Boden  angedrMü. 
Ocfters  findet  sich  die  Bestimmang,  dass  SchifTe,  Wagen.  Pferde  und  sonstige  Trans- 
portmittöl,  die  dem  Srlimiifr^el  dienten,  verfallen  «nd  (französiüches  Recht  und  «onst\ 
Aa  die  Stelle  der  Confiscati.jn  tritt  unter  Umstinden,  z.  B.  wenn  sie  nicht  \rolL»trcckbaj 
ist,  eine  angemessene  weitere  (ieldstrafe.  S.  z.  B.  Deutsches  Zollgesetz  ron  1869« 
g.  147,  Uber  Contrebande  und  Defraudation  unter  dem  Schutz  einer  Ve  rsich  erun  «r, 
wo  Froilteitsstrafen  für  die  Versicherten  und  Yersicherer  trnd  Gonfiscation  der  zum 
Zweck  der  Teniehemng  angelegten  ü^de  der  Yeniclierer,  oder.  Im  F«n  diese  Gon* 
lisention  OBTolbtreckli«,  solideiisdie  Oddetiafe  tob  600—6000  lÜr. 

3.  BiBweilea  findet  sieb,  so  bei  inneren  VerbranebBstenern  im 
AnseblnsB  an  den  Prodncttonsbetrieb,  als  S traf Teraeliftr fang, 
daher  etwa  nach  mehrmaliger  Beatrafuug,  zeitweilige  oder  bleibende 

üntersagnn«^  des  Gewerbebetriebs. 

4.  Leichtere  Vergehen,  namentlich  solche,  durch  weiche 
eine  Defraudation  nicht  beabsichtifrt  war,  Uebertretun  gen  der 
Contro  I  Vorschriften  u.  dgl.  weiden  mit  kleineren  Geldbussen 
als  „Ordii  11  ne^R strafen''  heleirt. 

Alle  diese  Strafen  kommen  nach  der  bisherigen  thatsäehlichen 
Entwicklung  des  Steuerrecbts  ganz  Uberwiegend,  ja  fast  aussehliess» 
Heb  bei  den  indirecten  Verbrauchs-  and  VerlLehrssteuem 
(Stempel  n.  s.  w.)  vor.  Mit  der  Einführung  eines  ernstlich  ge- 
handhahten  Anmelde-  und  Declarationszwangs  bei  Ein- 
kommen-|  Vermögens-,  Leihains-,  und  anderen  Ertrage*,  Erbscbafta-, 
CoigQnctnrengewjnn-  und  abnlieben  Stenern,  wird  das  Straliiyatem 
aber  aneh  hier,  also  namentlich  anch  bei  den  Hanptarten  der 
direoten  Beatenemng,  sich  Hhnlicb  gestalten  mttssen.  Znmal  bei 
den  Vermögens-,  Einkommen-  nnd  Leibainistenem,  dann 
anch  hei  den  Erbschaftssteuern  ist  anf  hohe  Defraudations- 
strafen,  welche  eventuell  hei  d^i  zu  fordernden  von  Amtswegen 
stattfindenden  Controle  der  Erbschaften  noch  nachträglich  auf- 
zulegen sind,  nach  dem  Früheren  (§.  284,  306)  grosses  Gewicht 
zu  legen. 

Auch  dies  entspricht  gegenüber  den  mit  Verbrauchssteuern  beiasteten  nntereo 
Ctnaeen  nur  einer  Porderong  der  Oereebtigkeit:  um  so  nebr,  seknge  falselie  An- 
gaben  bei  den  Declarationen  noch  nicht  als  Betrug  bebandelt  werden. 

Beispiel;  Könijflich  s&chsisrhes  Einlcorumenstcuerge-^etz  vom  22.  Dccombt-r 
ISTi.  G3.  be.stiuuit  bei  fialücben  Doclarttiioiiun  ,.je  nach  deiu  (iradc  der  dabei  aa 
den  Tair  gelehrten  Böswilligkeit**  dfts  Vier-  bis  Zehn&cbe  des  Unterzogenen  Betrags. 
Nach  Oft  bei  Uebergehnngen  oder  zu  niedrigen  Besteuerungen,  auch  ohne  Abedobt 
der  Hinterziehung,  Nachzahlungen  bis  auf  fünf  Jahre  zurttck,  wofür  die  Verbindlichkeit 
»nf  die  Erben  ttbergebt.  Das  Gesetr  Uber  Efnkommensteaer  im  Kanton  Bern  ?on 
18.  März  1865.  §.  35.  hat  Strafe  der  Defraudation  bei  Selbsttchätzung  mit  dem  zwei- 
f  trhen  Betrap  der  in  den  let/.ton  zehn  Jahrun  entzogenen  Steuer .  wofOr  auch  die 
Eibeu  haften.  Prenssisches  Erbscbaflssteuergesetz  von  1ST3,  §.  41,  42:  Strafe 
für  UDteilastene  und  falsche  Amneldnog  und  Declaratlott  gleich  dem  doppelten 
Betrag  der  lo  zabienden  Steuer;  wenn  dieaer  nicbt  n  emitteln,  Getdanafe  bis 
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lOOO  Thir.;  er«ntneli  oar  OidnimgBstnife  bis  50  Thlr.  —  Bei  emstUch«r  GoDtiole  der 

Erbüoliriften  von  Amtswegen  für  den  Zweck  der  Controlo  der  Einkommen-  und  shtv- 
liclicn  Steuern  darf  die  Yorjährang  der  Strafe  nickt  hinderlich  sein,  die  Friift 
dmtu  »Im  nicht  zu  hm  Bern.  Sic  ist  sonst  meist  kurz.  Zollvergehen  reij&hien  in 
Deatschhuid  (Zollgesetz  von  1809,  §.  164)  in  drei,  OrdnOBgawidrigikflitMi  In  «inem« 
Anepneh  auf  Kachzahinng  defraadirter  (ieCftlle  in  fllnf  Jahren. 

Ernstlich  erwägensvrerlb  erscheint  gerade  bei  den  genanoten 
directen  und  verwandten  Stenern,  dann  bei  Stenern  aof  ProductionS' 
betriebe  aber  sebliesslich  ancb  die  EinfQbmng  empfindlicher  Ehren- 
Btrafen,  daher  Fr eiheitss träfe n,  welche  sofort  neben  Geld- 
strafen,  nicht  niir  ancb  hier  bloss  im  Unvermögeosfallei  einsntreten 
hätten,  sodann  die  volle  Oef f e n tlicb keit  der  Bestrafung  und 
die  V  e  r  [)  i  ij  d  u  II  l;-  a  n  d  e  r  w  c  i  t  e  r  K  e  c  h  t  s  f  o  Igen  mit  der  rechts- 
kräftigen Verurthciliinsr,  wie  zeitweilige  oder  bleibende  Aberkeiniuug 
btirgerlioher  Ehren  rechte,  miudestens  politischer  Wahlrechte  (zumal 
passiver,  aber  auch  activer)  ii.  dgl.  (§.  339). 

Nicht  unbedenklich  ist  auch  mit  Ettcksicht  daranf  das  unten 
noch  zn  erwähnende  Straf-Abfindungssystem  (§.  350). 

B.  Bemessnngsart  der  Strafe. 

Bei  manclien  Steuern  bat  man  hier  ftlr  Geldstrafen  die  Wahl, 
ob  man  dieselben  nach  dem  Werthe  des  Stenerobjeets,  in 

Bezug  auf  welches,  oder  nach  der  Grösse  der  Abgabe,  welche 
ganz  oder  theilweise  defrHodirt  worden  i.st,  bebtiumicu  will.  Letztere 
Bemessungsart  ist  die  (Ibliche  und  ^  cl  dient  auch  im  Ganzen  den  Vorzug. 

So  ist  sie  schon,  wie  r.  Hock  sajrt,  in  frrijssorem  Umfange,  nemlich  auch 
fttr  Personalsreuern,  tlberhanpt  lür  alle  Steuern,  ticreu  übject  kcit»  schätzbarer  Gegen- 
stand ist,  anwendbare.  Vom  Standpuncte  der  Gerechtigkeit  spricht  für  sie.  dass  sie 
sich  p-cnao  nach  dem  Gegenhtaii<i<;  der  rebcrtrctnng  richtet,  wälirond  Jas  Stoucrobject 
tiich  zu  letzterer  ganz  (deicbgiiiig  verh&lt.  (iegen  die  Strafe  nach  der  (irösse  der 
Abgabe  linse  sich  nor  der  Grand  geltend  nachen,  daw  sie  einer  der  Haoptvirlnngen 
(geringer  Abgaboit ,  der  Veimiuderung  des  Scbma^gels,  hindernd  in  den  Weg  tritt. 
Denn  dem  durcli  Ermlbsiptiiür  d-;r  Abgabe  vi'minderten  Gewinn  des  Schmnfrgf'ls 
wirkt  der  durch  die  eimaääigtc  Strafe  veruinüerto  Verlust  im  Fall  buiaer  Eatdcckuug 
entgegen.  Doch  ist  hier  leicht  dadurch  za  helfen,  dsss  die  Strafe  mit  einem  desto 
höhcTLii  Vielfachen  der  Abgabe  bemessen  wird,  je  niedrig <  r  die  letztere  ist'".  (Oett'ent- 
liche  Abgaben  S.  55.)  £inti  solche  Abstufung  d«r  Strafen  ma&>te  sich  genauer  an 
den  Zolltarif  anschlieesen.  Diene  Bemessungsmethmle  nach  dem  defrandirtea  Steuer- 
betrag  hat  auch  wegen  ihrer  Einfachheit  den  Voi/ti«;.  Die  Confiacation  des  Steuer- 
objects  entspricht  der  anderen  Methode,  die  naturlieh  lu  dem  Falle  der  ./''*t>rn  !vnid(»" 
i.  e.  S.,  bei  einem  Bruch  von  £m-.  Aus-  oder  Durchfuhrverboten,  nebbu  wiiikaihch 
bestlinniten  Geld-  und  sonstigen  Strafen  allein  anvendbar  ist.  Beispiele  for  beide 
Methoden  besonders  im  fran^ösischeri  Recht,  so  auch  wieder  in  dem  Controlen 
und  Strafen  in  äacaiitkcher  Tendenz  verschArfenden  Gesetz  roxn  2.  Jnui  1875 
(Fin.  UI,  844). 

C.  Die  Höhe  der  Strafe. 

Dartiber  .sind  im  Vorausgehenden  schon  einige  Bemerkungen 
gefallen.  Sie  nmss  sich  selbstverständlich  einigermaassen  der  straf- 
rechtlichen Qualität  des  Steuervergehens!  der  EQhe  der 
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Defrandation,  den  begleitenden  UmständeD,  dem  sicheien 
oder  fehlenden  Naehweis  der  bOsen  Absiebt  o.  e.  w.  anpamen. 

OeUicb  sind  bei  den  Ordnungsstrafen  kleine  fixe  oder  bis  za  eines 

mässipen  Maxiunirn  ^-'hMide  GeJdbusscn.  Bei  den  Strafru  fiir  Defraudation 
wird  die  Röhe  bei  uns  regeimftaüif  in  einem  Vielfachen  de^  delraudirteo  Stetter» 
betragt!  {hvL  des  Wertbs  des  betreronden  Sleaerobjects  bei  der  swdtea  Bneesaann- 

inothode),  bei  Defnndationen  unter  erschwerenden  Umständen  oder  im  WiederbolungN^ 
in  f^iriT  7nTif]im<Mul(.>n  Stoitrcninfr  dieses  Vielfachen  festgesetzt  nnd  eventuell,  wie  be- 
jiicrikt ,  liuK  h  binzutretuude  bouiitigu  Strafen  vorschärft.  D&a  bind  principicU  richtige 
GntDds&tze.  Die  Zehlenbestimmungen  enthalten  freilich  hier  wie  immer  im  Straf-  aad 
Stenerrecht  nnvermeidlich  ein  Motnotit  tli Willkurlirlien.  Durch  Gewährtrn^  eines 
Spielraumsfurdas  richterliche  linneaüeu  Uua  Letzteres  im  concretea  Fall  wunscbeas- 
verth  remindert  werden. 

III.  Verhäng ung  der  Steuerstrafen. 

A.  —  §.  348.  Im  AllgemeiDCD.  Den  Aufordernngen  des 
Rechtsstaats  unserer  Cnlturvttlker  und  dem  Wesen  des  Vcrn^ehcns 
üu(]  der  Strafe  entspricht  am  Bepfen ,  streng  genommen  nur,  die 
VerhüDguüg  der  Strafen  für  Steuervergehen  durch  die  ordent- 
liehen  Gerichte.  Hierbei  hat  die  competcnte  Stenerbebörde 
das  Hecht  zu  erhalten,  entweder  selbst  den  Öffentlichen  AnUüger 
vor  Gerieht  daraostellen  oder  den  Strafantrag  znr  ordnnngsgemtaen 
WeiterfUhmng  an  das  Gericht  an  bringen. 

Die  perichtlidie  Entscheidung  ist  rvt^ar  nirlit  immer  die  eiafarhste.  auch  durcbaos 
nicht  immer,  im  Vergleich  mit  der  Vcrh&ugung  der  Strafe  durch  die  Steuerrerwaltnngs- 
behörde,  im  persönlichen  Interesse  des  Angclüagten  gelegen,  welcher  letztere  i>chon 
die  Stellung  ror  Oecicbt  und  die  übliche  Oeffentlicbkeit  der  Verhandlung  daselbst  u.  s.  w. 
sehr  oft  gern  vermieden  sehen  wird.  Aber  nur  die  geri  c!:  fliehe  Untersuchung  ud 
Entscheidung  wird  alle  Ubiichcn  Ciarantioen  fttr  objectivo  Behandlung  geben. 

Wichtiger  fnst  Ist  nedi«  daas  nvr  dabei  Ale  StexteTTergeheii  anderen 
btr.ifharen  Handlungen  im  Princip  gleichgestellt  erscheinen,  was  fttr  ihra 
moralische  und  rechtliche  <^>iialificirung  und  Beurthcilune:  in  der  Öffentlichen 
Meinung  sehr  wichtig  und  die  Voraussetzung  für  manche  Ecformen  der  Be- 
atenerung  ist  Nur  bei  gerichtlicher  Entscheidung  der  Steuervergehen  •  n  sich 
namentlich  jene  mehrfach  »  rwRImtcn  writoren  Rechtsjfolgen  der  rechtskraftip  ^p- 
wordenon  Verurtheilung  und  licbtrai'ung  mit  letzterer  vorbinden,  was  zur  Entwiddoog 
strengerer  AuBchaiinDgea  aber  die  Ehrloaigkeft  der  Steoeffefgeheii  notliwendig  encbeint 

Die  neuere  Entwicklung  geht  auch  entschieden  darauf  bio, 
Steuervergehen  immer  mehr  den  ordentliehen  Gerichten  zu  Uber- 
weisen. Aber  theils  in  Folge  gescbichtlich  überkommener  Ein- 
richtungen, theils  in  Folge  wichtiger  steuertechnischer  und  anderer 
ZweckmUssigkcitsrllcksichtcn  hat  sich,  bis  vor  Kurzem  auch  bei 
uns  in  Deutschland  und  mehrfach  auch  in  anderen  Ländern,  auf 
diesem  Gebiete  die  Oonipctenz  der  Steuerverwaltnn^s- 
beb  Orden  immer  noch  in  ziemlich  ausgedehntem  Maasse  erhalten, 
indem  solche  Behörden  ingewisaen  Fällen  allein  unter  völligem 
AoaBchliiss  der  Gerichte  oder  —  nnd  so  auch  jetzt  noch  bei  oos 
nnd  sonst  —  wenigstens  neben  oder  vor  den  Gerichten  die  Stener* 
vergeben  nntersneben,  abartheilen  nnd  die  Strafen  daftlr  verhängeD. 
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Trotsdem  diese  Einriebtang  wohl  an  sieh»  daher  in  allen  F&Uen, 
gewisse  misslicbe  Folgen  wie  die  angedeateten  hat,  litesi  sie  sieb 

schwerlich  ganz  beseitigen,  mindestens  nicht  rasch  nnd  nicht  tiber- 

ail.    Sie  ist  alsdami  nur  uii]  so  mehr  mit  Gariiiiüeeii  zu  uia^cbeu, 

UDter  welchen  die  im  l>ed  i  ngte  stete  Zu  las  sunp:  der  Bcrutung 

des  durch  eine  Verwaltungsbehörde  Verurtheilteu  un<l  Ik-tralten 

gegen  den  Stratbehcheid  a n  das  G  e  r  i  ch  t  am  Wichtigöteu  erscheint 

Letzteres  ist  in  dem  §.  459  der  J)eat8cheii  Stn^coeeaMidanng  «Qch  jetst  bei 
uns  erreicht. 

r.  Hock,  Öffentliche  Abgaben,  8.  ST.  SpecieUes  ttber  Frtnkreidi  und  Americ» 

in  seinen  beiden  Werken.  In  A  m '  ri  r  :\  VerhSngung  der  Strafen  durch  die  Unions- 
gerichte.  Compromisac  «af  adiniolütratif um  Wege  auch  hier,  so  bei  der  Tabaltötener.  — 
Ueber  Frankreich  auch  passim  Fin.  III,  so  S.  537.  567,  606,  845.  Soweit  die 
Straffälligen  bei  Stempel  und  Enregistrameni  nicht  sofort  gegen  die  Yenraltimg  die 
Entrichtung  der  gesetzlichen  Strafe  ubamehmon,  peht  die  Sache  zar  Entschcidnngr  an 
das  Cirilgericht ;  bei  indirecten  Vcrbraachssteueru  uud  Zöllen,  wenn  nicht  Abtimiutig 
mit  der  Yerwaltiing  oder  POgumkelt  gegen  deren  Entscheid  erfolgt,  an  das  Straf- 
gericht (Friedensrichter,  bez.  Correctionstribnnal,  Assisen,  je  nach  Schwere  des  Ver- 
gehens). Fttr  Preassen  s.  das  in  der  Vorbemerkting  ^.  343  genannte  üesetz  rom 
SS.  Jaamr  lS>tS  Uber Onlenaohnng  ron  Zollvergehen;  desStempelgeeetz  von  1S22, 
§.  21  ft,  Sl  ff.,  noch  Kabinets-Oldre  rom  13.  April  1S33;  Gesetz  rom  8.  Pebrotr  1819 
betreffend  Rrttnntweiobesteaerung  n.  s.  w.  §.93  n.  a.  m.  Die  preussischcn  gesetz- 
lichen Bestimmungen  entsprachen  frOher  den  im  Texte  aufgestellten  Forderungen  noch 
Dicht  ttbenll  in  gnns  genSgeader  Weise,  indem  den  Vcnraltnngsbehörden  eine  noch 
zu  ffrosse  Competonz  gelassen  ist.  Doch  war  wohl  das  Wesentlichste  schon  erreicht. 
Z.  B.  nach  dem  Stempelgesotz  von  1822,  §.31,  Benifung  auf  richterliches  Gehör  nur 
xnlissig  bei  Stempebtraft^Ivten  der  VimraUangsbehOfden  im  Fall  einer  gesetsUcheo 
Strafe  von  10  Thlr.  und  mehr.  Nach  dem  Gesotz  von  1838,  §.  33,  erfolgt  die  Ab- 
nrtheilanpr  von  Zollvergehen  bei  Fallen,  wo  nnmittelbar  Freiheitsstrafe  stattfindet  oder 
bei  Concurreui  mit  anderen  Verbrechen  durch  die  Gerichte,  bei  Ordnungsötrafoii 
nnsBobliesslich  durch  die  ZoU-  und  Steuerbehörde.  In  den  tlbrigen  Fällen  Onter- 
snchunf^  bei  den  Zoll-  und  Steucr&mtem  nnd  bei  Sfrrif  n  rind  Confiscations-Werthen 
bis  5U  Thaler  Eotscheidnog  durch  diese,  bei  höheren  bummea  durch  die  Provinzial- 
zoIlbehOrde.  Doch  kum  leUlere  die  Verweisung  an  das  Gericht  rerftgen  oder  wlhrend 
der  Untersuchung  in  lehntlgigw  präclusivischer  Frist  nachErOfihung  des  abgefasstcn 
Strafbescheids  acr  Angeschuldigte  die  Sache  ans  (lericht  zw  brinj^en  bi'antragen. 
Nach  der  deutschen  Scrafprocessordnuiig  beätuhl  jout  im  Keiche  uberhäu|ii  bei  allen 
Stnfbescheiden  der  YerwalrangsbehSrMn  wegen  Zuwiderhandlung«!  gegen  Stcuor- 
gesctze  ein  Recht  des  Beschuldigten,  gegen  den  Strafbescheid  binnen  einer  Woche 
auf  gerichtliche  Entscheidung  anzutragen,  sofern  er  nicht  eine  nach  den  Gesetzen 
'cngeufleene  Beechweide  an  die  hohen  YerwaltongsbehOrde  eivreift.  Yen  der  BehOrde 
gehen  dann  die  Acten  an  die  zuständige  Staatsanwaltschaft  (Strafprocessordnung 
|.  459,  4f)0;  weitere  Details  in  den  §.  461  ff.)  —  In  Baiern  schon  frtihcr  unmittel- 
bares gerichtliches  Verfahren  nach  dem  Zollstrafgesetz  von  1837,  auch  bei  StompeU 
dofnndetton.  (8.  POsl,  Yerwaltangnocht  S.  511,  5SS.) 

B.  —  §.  349.    Einzelne  Kategorieen  von  Fällen. 

1.  B^oaders  häufig  nnd  auch  aoi  UnbedeDklicbsten  ist  die 
Verbängnog  der  sogenannten  Ordnungsstrafen  durch  die  Ver- 
waltungsbehörde. Auch  hier  aber  sollte  die  Berofnng  an  das  Ge- 
richl  und  vollends  neben  dieser  oder  wenigstens  statt  deren  die 
Besehweide  an  eine  höhere  Verwaltungsbehörde  statthaft  sein,  wenn 
dies  der  Vemrtheilte  vorzieht 
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S.  Nach  der  H&Jie  der  eyentnell  sä.  TerbftBgenden  Geldstnfe 
und  oaeh  der  in  Betracht  kommeDden  Straf art  kann  sieh  wobl 
paBsend  die  Gompotens  der  entseheidenden  VerwaltnngabehQide 
richten. 

Etwa  so,  d;isä  bei  kiciuereu  Summen  und  leichteren  Strafartcü  eiüe 
niedrigere,  l.  B.  das  Hauptzoli-  oder  Steneramt,  bei  anderen  eine  höhere  6c< 
hOrde,  z.  R.  die  Steuerlx-hürd«  der  Provinz  die  Sache  tif  -heidet.  Eine  Berufot? 
Ut  eine  zweite  höhere  V erw&ltongäiAstanx  (s.  B.  Yom  Steucramt  aa  die  Prorükiial- 
Möfde^  ron  der  Proriniialbehflrde  «n  das  Ftn&nzmliilsteriQni)  mdlle  radi  hier  ius 
zuliisig  flein. 

Bedenklicher  erscheint  es,  die  Znlässigkdt  der  g<^ri  c  htlichen  Entscbeidtrig 
vou  der  Höbe  der  eventuell  in  Aus8icht  stehenden  (ieldstrafe  abhängig  zu  macheiL 
Das  kann  leicht  zu  einer  aasschliesalicben  ErOfihang  dieses  Wegs  nar  für  »^oas«»'' 
Deftandanten  ftlhren. 

3.  Gleich  anfänglich  mass  wenigstens  die  Entscheidung  der 
Gerichte  von  Amtswegen  in  solchen  Fällen  eintreten,  wo  es  sich 
um  Freiheit  s-  und  anderf  K Ii  r t  n straieu  oder  um  die  ii^hre  be- 
treüeude  Hechtafp  Igen  einer  btrafe  handelt. 

4.  Bei  allen  VermOgeot-»  bez.  Geldstrafen  (eineofaliessli^ 
der  Strafe  der  Configcation)  fllr  verenchte  oder  verObte  D ef raa- 
datlon  (nnd  Oontrebande  I.  e.  S.)  miiee  sowohl  der  Steuerbehörde 

als  auch  dem  Angeklagten  die  Wahl  zustehen,  die  Sache  sofort 
vor  Gericht  aiilidn^ig  zu  machen  oder  die  Steuerbehörde  dariiher 
entscheiden  zu  lassen;  atiydeslens  aber  muss  der  Angeschuldi^^ie 
das  Recht  haben,  gegen  den  8tralbes<  heid  der  zunächst  in  der 
Sache  von  Amtswegen  vorgehenden  Verwaltungsbehörde  auf  gericbi- 
liehe  Entscheidung  anzutragen.  Für  jene  Wahl  und  letzteren  Antrag 
sind  dem  Angeklagten  kurae  Präclusivfristen  zu  gewähren. 
Auch  wenn  er  sich  aber  im  ersten  Fall  bei  der  Entsoheidang  durch 
die  Verwaltung  beruhigt  bat,  sollte  ihm  nach  Empfang  des  Straf- 
bescheids  nnd  eventneil  auch  nach  der  Beststigang  desselben  drneh 
die  Verwaltangs-Bemfangsinstanz  noch  das  Recht  verbleiben,  die 
Sache  znr  gerichtlichen  Entseheklnng  zu  bringen. 

Diebe  Forderong  geht  noch  etwas  weiter,  als  die  Bestimmung  Ue«  §.  459  der 
Strafproce6M>rdnoiig.  Dm  btewillige  eder  cbic«n<ke  «Weiterangen  des  Venulbeihee 
in  solchen  Fullen  i.w  verhüten,  kAunte  eine  Bestimmung  getrotTen  werden,  wie  die, 
dass  Personen,  welche  sich  zuen>t  bei  dem  Verwaltuug»wege  beruhijit  haben,  eifier 
erhöhten  Strafe  unterliegen,  falls  die  Entscheidung  des  Genchls,  an  das  sie  nach- 
träglich noch  gehen«  diejenige  der  StenerbehOraen  genau  oder  in  Weoentlicheii 
besUtigU 

0.  —  350.  Strafabfindnngen: 

Bei  Defrandationen  im  Gebiete  der  indtreeten  Stenern ,  be- 
sonders der  Zölle,  der  inneren  Verbranehsstenem  anf  den  Pro* 

ductionshetr ich,  dann  der  in  Stenipeliorui  u.  s.  w.  erhobenen 
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Verkebrtstettern  nnd  Gebttbren  (fraozdaisehes  EDregi8tremeiit}| 
ancb  wohl  bei  der  Erbscbaftssteuer  g^ebt  nun  wenigstens  tbat- 

sächlich  die  Eutächeidung  der  iStcucibehörden  über  die  Ver- 
mögens- oder  Geld- Steuerstrafen  wohl  in  eine  Art  „  A  b  fi  n  d  im  gg- 
verfahren"  zwischen  der  Behörde  und  dem  Detiaudaultüi  tiber. 

So  besonders  in  dea  F&llen,  wo  die  Sobstanziir ang  des  dcfraudirtea 
Betrai^B,  wie  bei  numcben  iBdiieeten  Stenern  (Bier-,  Bnnntirefn-,  Zockerstener  a.  a.  m.) 

schwierig  ist.  v.  Hock,  Öffentliche  Abgaben,  S.  57.  S.  die  Beispiele  im  fran- 
zösischen Recht  in  Fin.  III,  a.  a.  0".  lui  Dcntbclieri  Keich  sind  ausdrücklich  die 
.Jandesgesetzlichcn  Bestimmongen  über  das  V cit a Ii re n  ini  Verwaltungswege  bei 
Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  Uber  die  Krlu  ljung  Cili'entlidber  Abgaben 
und  Gefälle,  insoweit  nicht  die  §§.  453—455.  459— 4<)3  der  Sd  ri.rorcssordnTing.  ab- 
ändernde Bestimmungen  tietien,  onberllhrt"  von  den  reichästrafprocessrechtlicben 
Vonchilften  geblieben  (Einfllbrongsgesetz  znr  Stra^iocesBordnQBg  vom  l.Febroar  1877, 
§.  6.  Nr.  3). 

Ein  solcbes  Verfabren  bat  man  vom  Standpuncte  des  fiscaUseben 
Interesses  ans  gelobt^  ja  fttr  nothwendig  erklärt,  nm  Defraudationen 
wirksamer  bekämpfen  tu  können. 

Man  spare  SMt  nnd  Korten,  der  Anfeschaldigte  habe  meistens  selbst  das  Interesse, 

nirbt  viel  Scliwicripkcitcn  zn  machen  und  sich  zu  fügen,  weil  er  so  in  netreff  der 
Art  uod  der  Höhe  der  Strafe  besser  wegkomme  und  sich  etwaigen  sonstigen  ätraf- 
folgcn  entziehe.  So  brauche  er  nicht  erst  im  sehwerflUIigen  gericbtUchen  yerfabren 
nach  dessen  cigenthumlichen  Beweisführungen  und  Fonnalit&tcn  überführt  zu  werden, 
was  oft  schwiorigr  sei.  Es  gelange  der  Staat  daher  so  jedenfalls  am  Leirhtesfen  zti 
seinem  Gelde,  werde  mitbin  das  Ziel  der  Besteuening  besser  erreicht  und  doch  die 
Deffandation  immerbin  empfindlieb  gestraft  nnd  ron  ihr  abgescbreckt. 

Practiscb  richtige  Gesicbtspuncte  sind  dies  allerdings,  nnd 
wie  die  Dinge  liegen,  kann  man  Tielleicbt  ntebt  immer  anders 

verlahren.  Aber  moralisch  und  rechtlich  bedenklich  ist  dies 
Vorgeheu  gleichwohl.  Der  Straic  wird  hier  Vieles  von  ihrem 
characteristischen  Wesen  genoiiiinen,  das  Verfahren  erscheint  mehr 
als  ein  ,,Abkauf  der  Strafe'',  diese  uielir  als  eine  Busse  iiir  die 
Lngeschicktheit  des  Detraudanten ,  sich  ertappen  zu  lassen,  denn 
als  eine  wirkliche  »Strafe  für  ein  moralisches  nnd  strairechtlicliea 
Yergeben.  Man  befindet  sich  so  doch  mit  diesem  ganzen  Abfindnngs- 
Terfahren  (wie  zum  Theil  mit  der  Abnrtheilung  der  Steuervergehen 
dnrcb  Verwaltangsbehtfrden  ttberbaupt),  auf  einem  f aiseben  Wege, 
anf  dem  man  sebwerlich  dazu  kommen  wird,  jede  Defraudation  Im 
Volksbewnsstsein  an  einem "wirklieben  Vergeben  zn  macben. 
Das  ist  nnvermeidlicb  anf  die  Daner  Torbängu issvoll  aneh 
fttr  das  blosse  fiscaltsche  Interesse  nnd  scblldHeb  fbr  die 
Volksüjoralitiit  und  insofern  verdiente  das  ausschliesslich 
straf  gerichtliche  Vorgehen  dennoch  den  Vorzug. 
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NaelitriM«. 

Zu  §.  8  S.  21.  M.  V.  Ueckol,  die  Ei/ikoiumeiiateoer  und  die  Schuldrinson,  Ltipzi^  ly.«>. 
Za§.  11  S.  25.  Von  W.  Kuächer  &  FiuauitwibSCAi^chaft  ist  Ende  Ibbä  die  3.  Auflaft 
enchienra. 

Berichtigangeii  und  Drackfelüer. 

S.  25  Z.  19  V.  Q.  1.  JdDft  Statt  Bonn. 
S.  31  Z.  5  7.  0.  1.  Staaten  statt  Werke. 

8.  'M  Z.  14  V.  n.  1.  soweit  statt  somit. 

S.       Z.  IG  V.  0.  1.  Bfset/an^  statt  Besit/nng- 

S.  114  ibt  ^«rischcD  Z.  b  und  *J  v.  n.  eiiizubi  halten:  Endlich  andere  Zvei^  der  flute* 

riellen  Prodoction,  besunders  betreffende  Gommunalanstalten. 
8.  121  S.  15  f.  D.  I.  80.91  nitt  8091. 

S.  tOO.  Iii  der  (als  Comiat  indeier  Zwdge  gro»  sn  dmdwiiden)  Uebendifift  L  5 
atott  6. 

8.  184  in  dar  6.  Z.  r.  «.  daa  mitUeran  Aliaaiiaa  1.  daa  statt  est 

S.  199  Z.  5  ?.  Q.  1.  in  sUtt  im. 

S.  i^o  »  Z  22  V.  0.  1.  erhoben  st.  erheben. 

S  246  Z.  4  V  o  !   wiir»)cn  st.  wurden. 

S.  25ü  Z.  1  V.  u.  1  rrivatwirtlischafft'ii  sf.  Privat-. 

S.  253  Z.  4  V  a.  1.  SüLdlieoren  st.  büldherren. 

S.  293  Z.  l.'>  und  14  v.  u.  1.  darüber  statt  darf  über. 

S.  401  Z.  6  V.  u.  1.  nach  statt  noclu 

8.  518  Z.  6  r.  0.  L  iat  at  aiad. 

8.  584  Z.  4  V.  «.  L  einer  at  eine. 

8.  011  Z.  T  r.  0.  iai  dar  8atf:  «JMeae  IkfrOadnng  kann  aber  nfdit  flir  nCrafind 

gelten"  (ror  dem  Absatz  in  Kletadroek)  n  streichen. 

S.  626  Z.  17  F.  u.  1.  852  st.  882. 
S  t\')fi  Z.  14  V.  u.  I.  riclitigo  st.  wichtige. 
t)69  Z.  14  y.  n.  1.  mag  st.  mögen. 


Oidnekfc  Wi  I.  F«ls  {n  Laipsfr« 


Digitized  by  Google 
I 


Digitized  by  Gooc^Ic 


Digitized  by  Google 


